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Diese  dritte  Auflage  unterscheidet  sich  von,  der  zweiten  durch 
eine  bedeutende  Menge  von  Zusätzen,  und  durch  vorthcilhafte 
Aenderung  in  Format  und  Druck. 

:  i:  :         '  ■       .       ,  '      .   .  .V»  m.  .[..     .         ;  j\ 

Nicht  leicht  ist  ein;  Paragraph  ohne  Aenderung, 
Zusatz  gehlieben.  Dennoch  hat  die  typographische  Aenderung 
eine  Minderung  der  Bogenzahl  möglich  gemacht,  wahrend  die 
Beibehaltung  der  vorigen  Einrichtung  ejne  Mehrung  von  (33!/4 
auf  86%  zur  Folge  gehabt  haben  würde,  laut  einer  in  der 
Buchdruckerei  angestellten  genauen  Berechnung. 

Von  §.  5i  an,  haben  die  Paragraphen  neue  Ziffern  erhalten, 
um  nicht,  wie  in  der  zweien  Auflage,  ^en  Ziffern  der  seit  der 
ersten  neu  hinzugekommenen  $$.  Notenbu^hsta]ben  beifügeu  zu 
müssen*  Daher  ist  die  Paragraphenzahl  von  486  auf  585 
gewachsen«  Doch  . sind  überall  auch  4je  vorigen  Zahlen,  mit 
kleineren  Leitern  und  in  Kammern,  der, neuen  Zahl  zur  Seite 
gesetzt,  um  Citationen  der  zweiten  Auflage  auch  in  der  jetzigeu 
ohne  Schwierigkeit  finden  zu  können.  ; 

'In-' Absicht  auf  Grundsätze,  wird  inan  Nichts  geändert, 
auch  überall  das  Bestreben  wieder  finden (,  :dem  Dienst  der 
selbsterkannten  Wahrheit  Ehre  zu  machen. 

Der  Vortrag  des  Bundesrechts,  in  dem  ersten  TheiL,  wird 
nach  den  zwei  HauptPerioden  zu  beurtheilen,  zum  Theii  zu 
entschuldigen  seyn,  nach  welchen  aufmerksame  Beobachter  die 
Aeusserungen  der  bundestäglichen  Wirksamkeit  ,  in  Form  und 
Wesen,  für  sich  schon  zu  unterscheiden  , nicht  werden  .unter- 
lassen haben*    Selbstredend  unterscheidet  'sich;  dieselbe:  von 
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VI  Vorrede. 

dem  Anfang  der  Bundesversammlung  bis  zu  dem  carlsbader 
Congrefs  in  dem  Herbst  1819,  und  seitdem;  dann  hier  wieder 
nach  dem  Abschnitt,  welcher  im  Jahr  i8*3  beginnt.  Ueber 
die  erste  HauptPeriode  hat  der  Verfasser  sich  aufrichtig  und 
öffentlich  schon  ausgesprochen,  in  der  Vorrede  zu  der  ersten 
Auflage«  Im  Uebrigen  wird  erlaubt  seyn ,  zu  erinnern  an 
Cicero  V(  de  LL.  III.  9.):  «nec  reprehendere  licet,  nec  laudare 
possum». 

Das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  in  dem  zweiten  Theil, 
hat  ebenfalls  manche  Bereicherung  erhalten,  wozu  einen  grossen 
Theil  des  Stoffs  der  Zeitraum  seit  Erscheinung  der  zweiten 
Auflage  geliefert  hat.  In  dem  Anhang  erscheint  Num.  IV, 
das  Verzeichnifs  der  Standesherren,  grossentheils  umgearbeitet, 
und  eiu  zweites  Verzeichnifs  derselben,  Num.  V,  S.  839  ff., 
ist  neu  hinzugekommen. 

Dem  Bundesrecht  und  dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten 
hat  der  Verfasser  eine  Reihe  von  Abhandlungen  zu  widmen  an- 
gefangen, in  seinen  « Abhandlungen  und  Beobachtungen  für 
Geschichtkunde,  Staats-  und  Rechtswissenschaften»,  wovon  der 
erste  Band  i83o  hier  in  der  Andreäischen  Buchhandlung  erschie- 
nen ist.  Dem  Bundesrecht  insbesondere  dient  seine  «Quellen- 
samnüung  zu  dem  öffentlichen  Recht  des  Teutschen  Bundes». 
Dritte,  sehr  vermehrte  Auflage.    Erlangen  i83o.  gr.  8. 

Dem  Urtheil  unbefangener  und  wohlwollender  Kenner 
und  iFreundc  der  Wissenschaft,  unterwirft  der  Verfasser  das 
Alte  -und  Neue  mit  vollem  Vertrauen.  Die  Andern  werden 
vielleicht  auch  bei  dieser  Auflage  nicht  ermangeln,  Manches  zu 
bezeichnen  und,  treugehorsamst  wenigstens  scheinen  wollend, 
zu  berichten.  Aber  was  Caligula  (Suetonius,  34»)  wollte  und 
nicht  vermochte,  wird  auch  Ihnen  nicht  gelingen.  Ehrensäulen 
setzten  die  wahren  Freunde  des  allgemeinen  Wohls  und  der 
Wissenschaft  von  jeher  nur  Denen,  die  es  verdienten. 

Unter  den  Zusätzen  finden  sich  manche,  zum  Theil  erheb- 
liche, welche  die  Wissenschaft  der  durch  die  zweite  Auflage 
zunächst  veranlassten  glücklichen  Unabhängigkeit  des  Verfassers 
zu  danken  hat  Diese  Veranlassung  würde  hier  tinerwähnt 
bleiben,  diente  sie  nicht  zur  Geschichte  der  Wissenschaft  des 
öffentlichen  Rechts ,  uuserer  Zeit  f  dieses  Buchs  und  seines 
Verfassers.     Ihnen  ällen,   und  feiner  hohen  Staatsregierung, 

* 
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Vorrede.  VII 

gebührt  eine  öffentliche  Darstellung  und  Rechtfertigung;  schon 
seit  sechs  Jahren  liegt  sie  druckfertig. 

Kaum  erschienen,  ward  die  zweite  Auflage  ein  Gegenstand 
eifriger  politischer  Verketzerung  des  Buchs  und  seines  Ver- 
fassers. Diplomatische  und  andere  Berichte  und  Denunciationen, 
zum  Theil  von  knechtischen  Wohldienern,  manche  von  ihnen 
sonst  dem  Verfasser  zu  Dank  verpflichtet,  wurden  ingeheim 
wider  beide  gerichtet. 

Offene  und  directe  Angriffe  erfolgten  ,  zuerst  von  dem 
nassauischen  Minister,  Freiherrn  von  Marschall,  der,  wiewohl 
ohne  unmittelbaren,  Erfolg,  mit  einer  förmlichen  Denunciation 
am  berliner  Hof  endigte;  dann  von  Berlin  aus,  unter  der 
Firma  des  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten.,  Grafen 
von  Berns  tor  ff,  mit  planmäsiger  Verfolgung  des  Verfassers. 
Allen  Rechtslehrern  auf  preussischen  Universitäten  ward  unter- 
sagt, das  Buch  bei  Vorlesungen  zum  Grund  zu  legen.  Aus 
demselben  schriftliche  Auszüge  für  den  Lehrbegriff  zu  machen, 
und  Stellen  den  Zuhörern  wörtlich  in  die  Feder  zu  dictiren, 
war  nicht  zu  verhindern. 

Das  Ergebnifs  einer  ungefähr  dreivierteljahrigen  Unter- 
suchung zu  Berlin,  während  berufmäsiger  Abwesenheit  des 
Verfassers ,  war  eine  Verurtheilung  desselben  zu  demüthigender 
und  ehrwidriger,  sowohl  amtlicher,  als  auch  publicistisch- 
literärischer  Stellung  desselben,  mit  Anfuhrung  von  Entschei- 
dungsgründen ,  auf  sieben  beschriebenen  Folioseiten«  Von 
sechs  Anklagepuncten  hier  vorläufig  nur  zwei,  zur  Probe. 

Tax  schwerer  politischer  Sünde  ward  der  Grundsatz  (§. 
67 )  angerechnet,  dafs  für  Lücken  in  dem  positiven  Staatsrecht, 
das  natürliche  oder  allgemeine  Staatsrecht  eine  Hülfquelle  sey. 
Solche  Sünde  trägt  dieser  Autor  mit  fast  allen  seinen  Vorgängern, 
von  Anbeginn  der  wissenschaftlichen  Cultur  des  öffentlichen 
Rechts.  Hatte  er  doch  ausdrücklich  vor  «Mifsbrauch  und 
verkehrter  Anwendung»  gewarnt. 

Hauptvergehen  sollte  seyn ,  dafs  der  Verfasser  «kein 
«Bedenken  getragen,  durchgängig  die  entschiedenste  Vorliebe 
«für  die  gegenwärtigen  gemischten  Regierungsverfassungen 
«einiger  Bundesländer  unverhohlen  an  den  Tag  zu  legen, 
« wiewohl  die  neuere  Gesetzgebung  des  Bundes  bekanntlich, 
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JVHI  V  ö  rr  e  d  e. 

«unter  der  t hörigsten'  Mitwirkung  PretissenS,  vorzüglich  mit 
«auf  den  Zweck  gerichtet  Wörden,  diesen  in  'feiner  noch  lange 
«zu  beklagenden  Epoche  fast  allgemeiner  politischer  Ver- 
.« wirrung  mit  so  grosser  Uebereilung  gestifteten  Verfassungen 
« zum  Grund  liegenden  demokratischen  Principien  entgegen 
«  zu  wirken  ». 

Zu  Mitschuldigen  bei  diesem  Vergehen ,  hatte  der  Verfasser 
jene  preussischen  Staatsbeamten  der  höchsten  Classe,  welche  auf 
dem  wiener  Congrefs,  unter  allerhöchster  Ermächtigung,  die 
Einführung  des  RepräsentqtivSystems  in  allen  •  teutschen 
Bundesstaaten,  mit  allbemerktem  Eifer,  und  gewichtiger  prac^ 
tisch  betrieben  hatten,  als  theoretisch  von  ihm;  je  geschehen 
war  und  konnte. 

Auch  waren  1  seine  Grundsätze  über  diesen  wichtigen 
Gegenstand  der  preussischen  Regierung  nichts  weniger  denn 
unbekannt,  als  sie  ihn,  nach  mehrfachen  Anträgen  Seit  1814» 
im  Jahr  1817  in  ihren  Dienst  angelegentlich  zurückrief ,  als 
Rath  erster  Classe,  bei  dem  Staarskanzler  und  m  dem  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten,  feine  «Uebersicht 
der  diplomatischen  Verhandlungen  des  wiener  Congresscs », 
und  die  erste  Auflage  des  gegenwärtigen  Buchs r  lagen  vor» 
.ihren  Augen;,  er  selbst  hatte  beide  dem  obersten, Staatsbeamten, 
dem  Staatskanzfer,  mitgetheilt,  nicht  ohne  die  Absicht,  über 
seine  staatsrechtlichen  Grundsätze  nicht  in  Zweifel  zu  lassen. 
Damals  ängstigte  keine  Gespensterfurcht  vor .it  Umtrieben , 
Mückenstiche  der  Burschenschaft  und  Turngßnieinden  wurden 
wenig  beachtet,  auf  Beschlüsse  ward  nicht  gedacht,  die 
auf  Einen  wahrhaft  Schuldigen  Hunderttausende  von  Unschul- 
digen treffen,  wohl  gar  den  Schern  tragen',  eine  "ganze  Achtbare 
Nation  mit  einem  politischen  Internet  belegen  zu  sollen. 

Die  Anklagen  und  Anschuldigungen  wider  den  Verfasser 
des  Öffentlichen  Rechtes  bestanden.  Sie  wurden  emsig 
beachtet,  verbreitet,  bearbeitet,  abgeurtheilt.  Vor  der  Ver- 
urtheilung  dein  Angeklagten  sie  zu  eröffnen,  ihn  mit  Verthci— 
'digung  '  und  Rechtfertigung  ördnungsmäsig  zu  hören ,  ward 
nicht  für  dienlich  erachten  Es  hätte  zu  einem  andern  Resultat 
fuhren  können.  Gew^fs;  wäre  dadurch  der  Mifsrechnurig,  auf 
entschiedene  Ungeneigtheit  zu  Aufopferung  einer*  Besoldung 
von  fünf  tausend  Thalern,  vorgebeugt  worden. 
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Trotz  der  Härte  des  MinisterialBeschcides ,  ward  darin 
gleichwohl  das  angeblich  Verschuldete  nur  der  Verkehrtheit 
der  publicistischenUrtheilskraft  des  Verdammten  zur  Last  gelegt. 
«Wer  ihn  kenne»*,  ward  gesagt,  «Werde  sich  keinen  Zweifel 
darüber  erlauben,  dafs  er  darin  (in  der  Darstellung  seines 
Systems)  nach  bester  Wissenschall  und  Ueberzeugung  zu 
Werke  gegangen  sey»;  aber  die  Nichtkenner  müfsten  darin 
(in  der  Mangelhaftigkeit  seiner  publizistischen  Einsicht)  eine 
böse  Absicht  «  zu  erkennen  glauben  ». 

Zweierlei  scheint  hier,  Ernst  vorausgesetzt,  völlig  kjar: 
ein  auflallender  Mangel  der  Vernunfterkenntuifs  bei  dem  Ver- 
fasser —  entweder  des  Bescheides,  oder  des  Buchs;  dann, 
dafs  den  letzten  die  geheime  Polizei  wenigstens  nicht  verdäch- 
tigt habe.  Und  doch  gebührt  auch  dem  Verstandesschwachen 
und  dem  Verdächtigen  die  Rechtswohlthat  der  Verteidigung! 
Woher  denn  solche  Verfahrungs weise  und  ein  so  schonungs- 
loses Urlheil? 

Wenige  Wochen  nach  Erscheinung  der  zweiten  Auflage, 
hatten  zwei  Augen  sich  geschlossen;  der  Staatskanzler,  Fürst 
Hardenberg,  drei  und  dreissig  Jahre  lang,  bei  vielfacher  amt- 
licher und  geselliger  Berührung  mit  dem  Verfasser ,  sein 
Gönner  und  Freund,  war  gegen  das  Ende  des  Congresses  von 
Verona  gestorben,  zu  Genua  am  26.  November  1822.  Andern, 
von  auderer  Denk-  und  Handlungsweise,  waren  die  Schranken 
geöffnet.  Auffallend  fühlbar  ward  sofort,  die  wider  ihn  nun 
wirksam  gewordene  Mifsstimmung,  in  schwierigen  und  ver- 
wickelten CommissionsGeschäften ,  die  ihm  zu  Frankfurt  am 
Main  oblagen;  sie  wurden  ihm  möglichst  verleidet. 

Mifsbilligende  Einflüsterungen  und  Anregungen  von  Aussen, 
vielleicht  von  einem  Einflufsreichen ,  dem  wohl  aus  noch 
andern  Ursachen  ein  publicistischer  Todschlag  solcher  Art 
willkommen  seyn  mochte,  könnten,  sollen  in  jener  Zeit  auch 
mitgewirkt  haben.  Gesprochen  ward  davon,  sehr  glaublich; 
doch  würde  es  Niemand  verbürgen,  da  nicht  Sitte  ist,  über 
solche  Bestrebungen  Brief  und  Siegel  zu  geben. 

•Ein  Jahr  nach  jenem  Todesfall,  sendete  Herr  Graf  Berns- 
torff  das  oben  erwähnte  verdammende  MinisterialUrtheil  dem 
Verfasser  nach  Frankfurt  am  Main.    Unfähig,  einem  solchen 
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«unter  der  t nötigsten1  Mitwirkung  Preussens,  vörzüglifeh  mit 
«auf  den  Zweck  gerichtet  Wörden ,  diesen  in  'einer  noch  lange 
« zu  beklagenden  Epoche  fast  ,  allgemeiner  politischer  Ver- 
«  wirrung  mit  so  grosser  Uebereiluog  gestifteten  Verfassungen 
«zum  Grund  liegenden  demokratischen  Principien  entgegen 
«  zu  wirken  ».  ...  ■ .. 

Zu  Mitschuldigen  bei  diesem  Vergehen ,  hatte  der  Verfasser 
jene  preussischen  Staatsbeamten  der  höchsten  Ciasse,  welche  auf 
dem  wiener  Congrefs ,  unter  allerhöchster  Ermächtigung ,  die 
Einführung  des  RepräsentajivSvstems  f  in  allen  ■  teutschen 
Bundesstaaten,  mit  allbemerktem  Eifer,  und  gewichtiger  prac-- 
tisch  betrieben  hatten,  ab  theoretisch  von  ihm;  je  geschehen 
war  und  konnte. 

Auch  waren  1  seine  Grundsatze  Ober  diesen  wichtigen 
Gegenstand  der  preussischen  Regierung  nichts  weniger  denn 
unbekannt,  als  sie  ihn,  nach  mehrfachen  Antragen  Seit  i8i4> 
im  Jahr  1817  in  ihren  Dienst  angelegentlich  zurückrief;  als 
Rath  erster  Classe,  bei  dem  Staatskanzler  und  m  dem  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten.  Seine  «Uebersicht 
der  diplomatischen  Verhandlungen  des  wiener  Congresses », 
und  die  erste  Auflage  des  gegenwartigen  Buchs  ;r  lagen  vor  ' 
ihren  Auffcn:,  er  selbst  hatte  beide  dem  obersten, Staatsbeamten, 
dem  Staatekanzler,  mitgetheilt,  nicht  ohne  die  Absicht,  über 
seine  staatsrechtlichen  Grundsätze  nicht  in  Zweifel  zu  lassen. 
Damals  ängstigte  keine  Gespensterfurcht  vor. ^  Umtrieben , 
Mückenstiche  der  Burschenschaft  und  Turnge^eüiden  wurden 
wenig  beachtet,  auf  Beschlüsse  ward  nicht  gedacht,  die 
auf  Einen  wahrhaft  Schuldigen  Hunderttausende  Von  Unschul- 
digen treffen,  wohl  gar  den  Scliem  tragen,  eine " ganze  ächtb'are 
Nation  mit  eiuem  politischen  Internet  belegen  zu  sollen; 

Die  Anklagen  und  Anschuldigungen  wider  den  Verfasser 
des  Öeffentlicben  Rechtes  bestanden.  Sie  wurden  emsig 
bcacutet,  verbreitet,  bearbeitet,  abgeurtheilt.  Vor  der  Ver— 
urtheilung  dem  Angeklagten  sie  zu  eröffnen,  ihn  mit  Verthei— 
'digung  '  und  Rechtfertigung  Ordnungsmäsig  zu  hören  ,  ward 
nicht  für  dienlich  erachtet;  Es  hätte  zu  einem  andern  Resultat 
fuhren  können.  GeWifs;  wäre  dadurch  der  Mifsrechünng,  aüf 
entschiedene  Ungcneigtheit  zu  Aufopferung  einer  *  Besoldung 
von  fünf  tausend  Thalern,  vorgebeugt  worden. 
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Trotz  der  Harte  des  MinistcrialBcschcides  .  ward  darin 
gleichwohl  das  angeblich  Verschuldete  nur  der  Verkehrtheit 
der  publicistischen  Urtheilskraft  des  Verdammten  zur  Last  gelegt. 
«Wer  ihn  kenne»,  ward  gesagt,  «werde  sich  keinen  Zweifel 
darüber  erlauben,  dafs  er  darin  (in  der  Darstellung  seines 
Systems)  nach  bester  Wissenschaft  und  Ueberzeugung  zu 
Werke  gegangen  sey»;  aber  die  Nichtkenner  müfsten  darin 
(in  der  Mangelhaftigkeit  seiner  publizistischen  Einsicht)  eine 
böse  Absicht  «zu  erkennen  glauben». 

> 

Zweierlei  scheint  hier,  Ernst  vorausgesetzt,  völlig  War: 
ein  auffallender  Mangel  der  Vernunfterkenntuifs  bei  dem  Ver- 
fasser —  entweder  des  Bescheides,  oder  des  Buchs;  dann, 
dafs  den  letzten  die  geheime  Polizei  wenigstens  nicht  verdäch- 
tigt habe*  Und  doch  gebührt  auch  dem  Verstandesschwachen 
und  dem  Verdachtigen  die  Rechtswohlthat  der  Verteidigung! 
Woher  denn  solche  Verfahrungs weise  und  ein  so  schonungs- 
loses Urlheil? 

Wenige  Wochen  nach  Erscheinung  der  zweiten  Auflage, 
hatten  zwei  Augen  sich  geschlossen;  der  Staatskanzler,  Fürst 
Hardenberg,  drei  und  dreissig  Jahre  lang,  bei  vielfacher  amt- 
licher und  geselliger  Berührung  mit  dem  Verfasser ,  sein 
Gönner  und  Freund,  war  gegen  das  Ende  des  Congresses  von 
Verona  gestorben,  zu  Genua  am  26.  November  1822.  Andern, 
von  auderer  Denk—  und  Handlungsweise,  waren  die  Schranken 
geöffnet.  Auffallend  fühlbar  ward  sofort,  die  wider  ihn  nun 
wirksam  gewordene  Mifsstimmung,  in  schwierigen  und  ver- 
wickelten CommissionsGeschäften,  die  ihm  zu  Frankfurt  am 
Main  oblagen;  sie  wurden  ihm  möglichst  verleidet. 

Mifsbilligende  Einflüsterungen  und  Anregungen  von  Aussen, 
vielleicht  von  einem  Einflufsreichen ,  dem  wohl  aus  noch 
andern  Ursachen  ein  publicistischer  Todschlag  solcher  Art 
willkommen  seyn  mochte,  könnten,  sollen  in  jener  Zeit  auch 
mitgewirkt  haben.  Gesprochen  ward  davon,  sehr  glaublich; 
doch  würde  es  Niemand  verbürgen,  da  nicht  Sitte  ist,  über 
solche  Bestrebungen  Brief  und  Siegel  zu  geben. 

•Ein  Jahr  nach  jenem  Todesfall,  sendete  Herr  Graf  Berns- 
torff  das  oben  erwähnte  verdammende  MinisterialUrtheil  dem 
Verfasser  nach  Frankfurt  am  Main.    Unfähig,  einem  solchen 
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Strafurthcil  sich  zu  unterwerfen,  hat  er,  unter  der  sichern 
Voraussetzung  dafs  solches  nicht  zurückgenommen  würde, 
ohne  den  geringsten  Verzug  um  Dienstentlassung,  die,  auf 
wiederholte  Bitte,  vier  Monate  spater  erfolgte.  Was  damals 
ohne  bedeutende  Schwierigkeit  geschah,  würde  es  auch  heute 
durchzusetzen  seyn? 

Es  giht  ernste  Augenblicke,  in  welchen  der  Mensch  stark - 
müthig  sich  erheben  mufs  über  die  gewöhnlichen  Rück- 
sichten des  Lebens.  Dem  ungehört  Verurtheilten  kostete 
es,  unter  den  gegebenen  Umständen,  nicht  die  mindeste 
Ueberwindung ,  einem  Amt ,  Titel  und  Gehalt  rühmlich  zu 
entsagen-,  die  er  unrühmlich  nur  hätte  behalten  können. 
Ruhig,  in  seinem  gekränkten  Recht,  durch  das  Bewulstseyn 
der  Schuldlosigkeit  ,  schied  er  von  dem  Staat  und  dessen 
Dienst;  darum  nicht  minder  dankbar  Air  alles  Gute  was  ihm 
darin,  besonders  durch  die  Gnade  des  allvcrehrten  Monarchen, 
zu  Theil  geworden  war. 

Frankfurt  am  Main,  am  i3.  April  i83t. 


Digitized  by  Gqogle 


Vorrede 

zu   der   zweiten  Auflage. 

Ai,  die  erste  Auflage  dieses  Werkes  erschien,  hatte  die  Wirksam- 
keit der  Bundesversammlung,  und  mit  ihr  die  Entwicklung  der 
Bundesverfassung ,  Kaum  begonnen.  Beide  hsben  seitdem  so  mannig- 
fache und  so  erhebliche  Fortschritte  gemacht,  dafs  in  der  nothwendig 
gewordenen  zweiten  Auflage ,  eine  erweiternde  Vervollkommnung  des 
Lehrbegrifls  für  das  Bundesrecht,  dem  Verfasser  zur  Pflicht  geworden 
war.  Auch  dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten  ist  seitdem  vielfache 
Ausbildung  zu  Theil  geworden,  hauptsächlich  in  Hinsicht  auf  stan- 
dische Verfassung,  standesherrliche,  kifchenhoheitliche,  Schiftahrt- 
und  verschiedene  andere  Verhältnisse  staatsrechtlicher  Art. 


Fast  alle  Paragraphen  der  ersten ,  und  eine  Reihe  von  neuen  der 
zweiten  Auflage,  werden  Zeugnifs  geben  von  dem  Bestreben,  dieses 
Werk  so  nützlich  zu  machen ,  als  in  der  Macht  seines  Urhebers  stand. 
Wer  sich  von  der  Menge  und  Erheblichkeit  der  Zusätze,  Aenderun- 
gen  und  Verbesserungen  in  dieser  zweiten  Auflage,  überzeugen  will, 
darf  beispielweise  nur  den  ganzen  ersten  Theil,  welcher  das  öffentliche 
Recht  des  teutschen  Bundes  enthält,  mit  der  ersten  Auflage  vergleichen; 
dann,  ans  dem  zweiten  Theil,  die  Capitel  von  dem  Staat  und  Staats- 
oberhaupt, von  Staatsbürgern  und  Unterthanen,  von  Landständen, 
von  Standesherren ,  von  Oberherrschaft  und  Staatseigenthumrecht , 
von  dem  MünzRegal,  von  der  Kirchenhoheit,  von  Schiffahrt  und 
Handelsverkehr.  Auch  die  Literatur  hat  gewonnen,  und  das  Register 
ist  reichhaltiger  und  brauchbarer  geworden.  Die  Zahlen  der  Para- 
graphen zu  ändern  schien  nicht  rathsam,  um  die  zeitherige  öftere 
Anführung  des  Buchs  in  Druckschriften,  für  Besitzer  der  zweiten 
Auflage  nicht  zu  vereiteln  oder  beschwerlich  zu  machen.  Daher  sind 
die  neuen  Paragraphen  mit  den  Ziffern  des  nächstvorhergehenden 
bezeichnet,  beide  aber  durch  beigefugte  Notenbuchstaben  von  einander 
unterschieden.  Wegen  der  weit  sparsameren  Einrichtung  des  Drucks, 
hat  die  grofse  Menge  von  Zusätzen  auf  die  Bogenzahl  nicht  nach- 
theilig gewirkt. 
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Das  Ganze  erscheint  «och  diefsmal  in  zwei  Abtheilongen,  wovon 
die  erste  die  Einleitung  und  das  öffentliche  Recht  des  Bandes  enthält, 
die  andere  das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten;  doch  mit  fortlaufenden 
Zahlen  der  Seiten  und  Paragraphen.  Diese  Abtheilung  gewährt  die 
Bequemlichkeit,  das  Werk,  wenn  man  will,  in  zwei  Bände  binden  zu 
lassen.  Auch  ist  ein  Verzeichnifs  der  teutschen  Standesberren ,  im 
Sinn  der  teutschen  Bundes  Acte,  hinzugekommen,  geordnet  nach  den 
Bundesstaaten,  in  welchen  ihre  Besitzungen  sich  befinden. 

Dafs  Privatmeinungen  und  mögliche  Irrthümer  des  Verfassers, 
für  wirkliche  Verhältnisse  in  und  unter  Staaten  auch  diefsmal  unver- 
fänglich seyen,  bedarf  kaum  einer  Erwähnung.  Auch  können  Beleb- 
rungen  schwerlich  irgendwo  eine  willigere  Aufnahme  finden,  als  bei 
ihm ,  dem  Verbesserung  und  £r  Weiterung  des  Wissens  und  der 
Einsiebt,  Bedürfnifs  geworden  sind. 

Frahhftrt  am  Main,  am  i.  Mai  i8aa. 
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zu   d«r   ersten   A  n  f  1  *  g  e. 

Für  Geschiente  und  Staatsrecht  unser«  Vatertandes ,  ist,  nach  grofsen 
und  schweren  Ereignissen , '  ein  neuer  Zeitraum  eingetreten.  Vor 
unsern  Augen'  eröffnet  steh'  eine  heue  Ordnung  der  Öffentlichen 
Sachen,  begründet ,  nach  hartem  Kampf,  durch  Verjagung  der 
fremden  Herrschaft  aus  Teutschland  ,  und  durch  Stiftung  des 
Teutschen  Bünde». 

Mit  Becht  darf  man  nun ,  zu  dem  der  Geschichte  und  Bedjits- 
wissenschait ,  hundigen  ode,r  beflissenen  Theil  der  Teutschen ,  ver- 
trauen, er  werde  hierin  .eine  kräftige  Aufforderung  finden,  die,  seit 
dem  westfälischen  frieden  mühsam  errungene ,  publicistische  Cultur 
aufzufrischen,  zu  erhalten  '  und  zu  erhönen.'  In  der  letzten  Zeit, 
anter  dein  Schwert  NäpÖJedhs ,'  hatte  sie  bei  3^n  Regierten  eben,  so 
wenig  al*  bei  deri  Äegiereudeh :,  Fortschritte  gemacht.  Auf  Öffentlichen 
Lehranstalten  Wäre  sie ,  bei  längerer  Dauer  dieses  gewaltsamen 
Zustandes,' vielleicht  untergegangen  \  wenigstens  napoleonisirt  worden  \ 
wozu  Me  Und  da  schon  ein  ziemlicher  Anfang  gemacht  zu  seyn  schien. 

Was  der  wissenschaftlichen  Pflege  in  dieser  denkwürdigen  Zeit 
abging,  das  glaubten  Manche,  durch  pplitisiren  zu  ersetzen;  w,ozu 
die  grofsen  Ereignisse,  wefche  in  schnellem  Wechsel  über  Europa 
einherstürzten ,  es  nie  an  Stoff  fehlen  ließen.  ÜnsireiHg  Hamen  auf 
diesem  Wege,  schön  durch  Vermittlung  der  gemeinen  Tagblätter, 
grofse  politische  und  publicistische  Wahrheiten  in  allg  emeinerh 
Umlauf,  und  es  war  ein  wirksames  Erwachen  des  Volkes,  zu  dem 
Bewufstseyn  seiner  Wesentlichen  Rechte ,  oft  nur  zu  merkbar.  Es 
ging  dieses  so  weit,  dafs  man  behaupten  konnte,  es  gebe,  in  Absicht 
auf  die  wichtigsten  Lehren  der  Politik  uhc?  des  öffentlichen  Rechtes, 
in  den  cultrvirten  Staaten  Ton  Europa  keine  Profanen  mehr.  Aber 
eben  so  allgemein,  verbreiteten  sich  hie  mit  alle  Gefahren  und  Nach- 
theile des  Halbwissens  und  der  AfterCultur;  hier  der  Beachtung  um 
so  werther,  weil  es  eine  Angelegenheit  betrifft,  welche  nächst  der 
Sitten-  und  Gesundheitlehre,  die  wichtigste  des  Menschen  ist 
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Dafs  der  positive  Stoff,  sowohl  des  teutschen  Bundesrechtes,  als 
atich  des  gemeinen  Staatsrechtes  der  Bundesstaaten,  noch  nicht  in 
allen  Tbeilen  des  einen  und  des  andern  so  reichlich  vorhanden, 
oder  so  auagebildet  ist,  wie  von  der  nahen  Folgezeit  sich  erwarten 
-  läfst,  mochte  der  Erscheinung  dieses  Werltes  wohl  nicht  zu  gerechtem 
Vorwurf  gereichen.  Die  Ausbildung  des  publicistischen  Lehrbegriffs , 
sollte  zu  keiner  Zeit  stillstehen.  Sie  würde  es  aber,  sobald  man  auf- 
hören wollte  augenblicklich  in  ihn  aufzunehmen,  was  die  Zeit,  was 
bessere  Einsicht  und  Termehrte  Erfahrung  für  ihn  darbieten. 

Konnte  auch  ein  Lehrbegriff  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes, 
jetzt  noch,  mehr  nicht  seyn,  als  Einleitung  oder  Vorbereitung  zu 
einem  künftigen,  mehr  und  besser  ausgebildeten  Bundes-  und  Staats- 
recht, wenn  nicht  aller,  doch  eines  grofsen  Theils  der  Bundesstaaten, 
mehr  nicht  als  Begriff'-  und  Formenlehre,  eine  geordnete  Ueb  ersieht 
der  verschiedenen  Gegenstände,  Begriffe,  Grundlagen,  Kunstwörter 
und  Formen  des  öffentlichen  Hechtes,  womit  der  echte  Rechtsgelehrte 
und  Staatsmann  vertraut  seyn,  welche  der  Lehrling  lernen  mufs,  so 
würde  eine  solche  Darstellung  darum  nicht  minder  nützlich ,  ja  un- 
entbehrlich seyn.  Dem  Renner  diente  sie  wenigstens  als  Erregungs- 
mittel für  die  Schwungkraft  zu  dem  Vorwärtsschreiten,  dem  rechta- 
bettissenen  Theil  der  ötudirenden  zu  Erweckung  eines  publicistischen 
Bildungseifers,  der  auf  teutschen  Lehranstalten  hoffentlich  wieder 
erwachen  wird. 

Hiezu  kommt,  dafs  die  ersten  und  ewigen  Wahrheiten  dea 
öffentlichen  Rechtes,  ihrem  Wesen  nach  keinem  Wechsel  unterworfen 
sind,  und  dafs  ein  grofser  Theil  des  öffentlichen  Rechtes  aus  der 
Zeit  des  teutschen  Reichs  und  des  rheinischen  Bundes,  nebst  dazu 
gehörender  Literatur,  iiir  die  Gegenwart,  und  wahrscheinlich  noch 
lange  hin,  dem  Staatsmann  und  Rechtsgelehrten  nicht  blofs  nützlich, 
sondern  unentbehrlich ,  folglich  in  frischem  Andenken  zu  erhalten  ist. 
Kur  die  Trägheit,  welcher  jede  Entschuldigung,  jeder  Vorwand  will- 
kommen ist,  möchte  sich  mit  dem  Allerneuesten  begnügen,  und  die 
Wahrheit  bestreiten,  dafs  der  nach  echter  Bildung  strebende  Rechts- 
gelehrte  und  Rechtsbeflissene  des  Alten  nicht  zu  viel  lernen  kann. 

Wenn  gleich  die  That  selbst  nicht  verkennen  läfst,  dafs  die 
grofsen  Lehren,  welche  die  Geschichte  nicht  ermüdet  den  politischen 
Machthabern  darzubieten,  für  einen  grofsen  Theil  derselben,  trotz 
der  Vervollkommnungsfähigkeit  des  menschlichen  Geistes ,  zeither 
fruchtlos  zu  seyn  schienen ,  so  sind  sie  es  doch  gewifs  weder  für  die 
öffentliche  Meinung ,  diese  grofse  unaufhaltsam  fortschreitende  Macht 
unserer  Zeit,  noch  für  die  Theorie.  Desto  nöthiger  und  nützlicher 
ist  es  aber  auch,  dahin  zu  trachten,  dafs  bei  der  Nation,  um  getrost 
und  freudig  in  die  Zukunft  zu  sehen,  ihre  Pflichten  nicht  weniger 
als  ihre  Rechte  fortwährend  in  frischem  Andenken  erhalten  werden. 
Diese  Betrachtung  war  für  den  Verfasser  vorzüglich  ein  Beweggrund, 
gegenwärtiges  Werk  öffentlich,  und  schon  jetzt  erscheinen  zu  lassen. 


Digitized  by  Google 


Vorrede.  XV 

Das  Vaterland  hat  einen  Schatz  gewonnen  Ton  unschätzbarem 
Werth,  durch  das  Daseyn  einer  teutschen  Bundesversammlung  von 
fortwährender  Dauer,  in  ihrem  Sohoose  Männer  bewahrend»  welche 
die  Nation  ihren  Edelsten  beizahlt.  Welche  Hoffnungen  erblühen 
nicht  aus  dem  Streben  eines  hohen  Raths  der  Teut sehen ,  der  unlängst 
in  dem  Angesicht  von  Europa  das  feierliche  Gelübde  ablegte:,  «dafs 
er,  eingedenk  der  hohen  Bestimmung,  zu  der  er  berufen  worden, 
und  der  Vorschriften  und  Zwecke  der  Bundes  Acte,  sich  durch  keine 
ungleiche  Beurthetlung  eines  einzelnen  Bundesgliedes  abhalten  lassen 
werde,  innerhalb  der  ihm  forgezeichneten  Schranken,  selbst  bedrängter 
Unterthanen  sich  anzunehmen,  und  auch  ihnen  die  Ueberzeugung  ssju 
verschaffen,  dafs  Teutschland  nur  darum  mit  dem  Blute  der  Volker 
Ton  fremdem  Joche  befreit,  und  Länder  ihren  rechtmäsigen  Regenten 
zurückgegeben  worden  seyen,  damit  überall'  ein  rechtlicher  Zustand 
an  die  Stelle  der  Willkühr  treten  möge»! 

Nächst  der  Bundesversammlung ,  müssen  die  politischen  Macht- 
haber in  den  Bundesstaaten,  gleich  den  Lehrern  und  Schriftstellern, 
stets  des  hohen  Berufs  eingedenk  seyn,  von  dessen  Erfüllung  das 
Vaterland  Heilung  seiner  zahllosen  Wunden  und  *  einen  fest  und 
zweckroäsig  geordneten  Rechtszustand  des  Gemeinwesens  erwartet. 
Diesen  Beruf'  erwägend,  und  stolz  auf  ihn,  werden  sie  ihre  Pflicht 
immer  schärfer  ins  Auge  fassen,  und  in  weisem  Eifer  für  ihn  nie 
ermüden,  wollen  sie  anders  nicht  eine  unauslöschbare  Schuld  sich 
aufbürden. 

Wenn  man  in  Form  und  Materie  dieses  Werkes,  durchaus  Aehn- 
lichkeit  und  oft  Übereinstimmung  bemerkt ,  mit  des  Verfassers 
«Staatsrecht  des  Rheinbundes»,  so  liegt  der  Grund  hievon  thcils  in 
der  unveränderten  Natur  des  Stoffes,  theils  in  fortwährender  indivi- 
dueller Ansicht.  Dagegen  wird  man  die  Beflissenheit,  überall,  wo  es 
möglich  war,  Neues,  Vollständigeres  und  Besseres  zu  geben,  nicht 
weniger  oft  wahrnehmen.  Ueber  die  Methode,  ist  in  dem  Werk 
selbst  (§.  14  f.)  gesprochen. 

An  die  Literatur  des  altern,  neuern  und  neuesten  öffentlichen 
Rechtes,  hat  der  Verfasser  besonders  den  Lehrbedürftigen  erinnern 
zu  müssen  um  so  mehr  geglaubt,  da  dieselbe  zu  vollständiger  Erken- 
nung und  Bewahrung  vorzüglich  dieser  Art  von  Rechtswahrheiten, 
und  der  dahin  gehörigen  Thatsachen,  unentbehrlich  ist,  und 'ein  ver- 
hältnifsmäsig  zahlreicher  Theil  des  Fublicums  die  öffentliche  Bekannt- 
machung einer  längst  druckfertigen  Fortsetzung  von  des  Verfassers 
« Neuen  Literatur  des  teutschen  Staatsrechtes »  ,  deren  Abdruck  in 
dem  Augenblick,  wo  Napoleon  das  teutsche  Reich  vernichtete,  begin- 
nen sollte,  selbst  wenn  sie  bis  auf  den  jetzigen  Zeitpunct  fortgeführt 
wäre,  schwerlich  begünstigen  würde.  Controversen  sind,  in  Noten, 
nicht  selten  angedeutet,  damit  auch  der  Verschiedenheit  der  Meinungen, 
selbst  Parteimeinungen,  ihr  Recht  widerfahre.  Aber  Polemik  sucht 
man  hier  vergebens;  ein  Lehrbuch  ist  kein  Kampfplatz. 
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Ueber  seine  Grundsätze  und  die  Unbestechlichkeit  seiner  Wahr- 
heitsliebe, hat  der  Verfasser  schon  roehrmal  sein  Bebenntnifs  abgelegt, 
es  hoffentlich  auch  überall  durch  die  That  bekräftigt;  namentlich  in 
'dem  ganzen  traurigen  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes,  in  welchem 
weit  nicht  alle  teutschen  Staatsmanner,  Rechtslehrer  und  Schriftsteller, 
die  Feuerprobe  der  Festigkeit,  des  Starkmuths  und  der  Uneigen, 
nützigkeit  beständen.  Wohlmeinend  mit  den  Fürsten,  aber  auch  mit 
dem  Volk  nicht  minder,  setzt  er  eine  Ehre  darin,  als  Publicist  in  keiner 
Beziehung  einer  politischen  oder  kirchlichen  Partei  anzugehören. 
Solche  Denk-  und  Handlungsweise  ist  selten  ein  Mittel,  zu  Hof-  und 
Privatgunst  zu  gelangen.  Er  hat  aber  auch  die  eine  und  die  andere, 
wenn  sie  nicht  auf  andern  Wegen  erlangt  ward,  oder  zu  erlangen 
war,  nie  zu  schätzen  gewufst,  überzeugt,  dafs  der  echte  Publicist 
'mit  strenger  Wahrheitsliebe,  mit  reinem  WohlwolUen  und  fester 
Gemuthskraft,  nicht  weniger  ausgerüstet  seyn  müsse,  als  mit  einem 
Schatz  von  Erfahrung  und  Kenntnissen. 

Für  die  Uebel wollenden,  für  die,  bei  welchen  Unparteilichkeit 
schon  verdächtig  oder  verhafst  macht,  mochte  er  nicht  geschrieben 
haben.  Diese  sind  so  wenig  zu  versöhnen,  als  zu  beseitigen.  Dagegen 
ernennt  er  jede  besonnene  Critik,  für  eine  ihm  erwiesene  Wöhlthat. 
Die  Wahrheit  kann  durch  sie  nur  gewinnen,  und  ihm  ist  es  niebt  um 
Rechthaben  zu  thun  ^  sondern  um  Rcchtseyn  und  Rechtmachen. 

Geschrieben  in  Teutschland,  am  1.  Mai  1817. 
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EINLEITUNG. 

I.    C  A  P  I  T  E  L. 
Begriffe,  Abtheihiogen ,  üüifwisscnscbr.fteil ,  Methode. 


Staat. 

Der  Staat  (civitas,  respublica )  ist  eine,  bürgerliche  Gesellschaft, 
mit  einem  bestimmten  Landesbezirk ,  unter  gemeinschaftlicher  Ober- 
gewalt, zu  allseitiger  Sicherheit«).  Nur  in  Verträgen*), 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden,  ist  der  rech  tl  iche  Entstehungs- 
grund dieses  Sicherheitbundes,  dieser  Schutzanstalt,  dieses  collectiren 
Sobjectes  von  Rechten  und  Pflichten,  zu  suchen  c).  D4s  Ganze  der 
bürgerlichen  SocialRechte  hat  seinen  rechtlichen  Ursprung  in  dem 
Ganzen  der  IndiyiduarlRechte  <*).  Jene  Vertrage  sind  zu  betrachten,  wenn 
auch  nicht  in  jedem  einzelnen  Fall  als  erweisliche  Thatsache,  oder  als 
in  eine  Magna- Charta  zu  Papier  gebracht,  doch  als  regulative  Idee 
der  zur  Staatsvei  bindung  sich  vernunftgemäß  bestimmenden  Menschen  «)• 
Die  Staatengeschichte,  auch  die  teutsche,  hat  nun  schon  eine  grosse 
Anzahl  von  Staats Gru nd vertr igen  aufzuweisen/).  Sie  dienen 
wider  den  Mifsbrauch  der  Staatsgewalt  und  der  Volksrechte,  und  für 
den  Schutz  der  naturlichen  und  wohlerworbenen  Rechte  des  Regenten 
und  der  Unterthanen  ,  als  eine  Richtschnur ,  durch  welche  in  dem  Lauf 
der  Jahre  beiden  Th eilen  zur  Gewohnheit  wird,  nichts  Unrechtliches 
*a  wollen. 

«)  Andere  gehen  als  Staatszweck  an:  Sehnt*  der  Bcchte,  Sicherung  der  Herrschaft 
de»  Rechtes,  Gemeinwohl  (salus  publica),  höchstmögliche  Freiheit,  rrchtliehe 
Freiheit  der  Staatsgenossen,  Erhaltung  der  ausser»  Freiheit,  alles  Guto  was 
durch  Vereinigung  der  Kräfte  Aller  erreicht  werden  kann,  u.  d.  m.  —  Die- 
jenige Brglückungsgewak ,  welche  Alles  in  Vormundschaft  su  nehmen  trachtet, 
ist  ausgeschlossen.  J.  W-  Placidus  ( Pettnstn )  Literatur  der  Staatslehre , 
I.  Abtheil.  S.  4  —  i3,  *i  ff.,  »7  u.  33  ff:  Tm.  Schxalx  natürl.  Staatsrecht,  %.  46.  — 
Inder  Einleitung  su.  Theod.t.  HasTSca&taVs  Hof  u.  Staat  (Th.  I,  Hamb.  1808. a), 

KJftW.  *S^tL  lUeku  3.  Ad.  1 
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wird  gelehrt:  «der  Staat  sey  eine  Zuchtanstalt,  durch  welche  man  die  Men- 
schen ,  mit  Aufopferung  aller  Individualität ,  auf  eine  höhere  Stufe  der 
Cultur  führen  müsse».  Dagegen  s.  man  :  Dfmophilo's  (  B ratete rtnann )  an  Eohbatks, 
über  die  Grenzen  der  Staatsgewalt.  Germanien  1799.  8.  Feüebbach's  Anli- 
hobbes,  (unten %. 5  c).  Von  den  wahren  Grenzen  der  Wirksam*,  d-  Staats,  in 
Beziehung  auf  seine  Mitglieder  Leipzig  1793.  8-  Lobdeb's  Nationallndustrio 
u.  Staatswirthschafl  ,  Th.  I  (1800)  ,  Buch  4*  —  Der  Verein  eines  Volkes  oder 
Menschenhaufens  ohne  bestimmten  Laudesbeftirk,  bildet  eine  Horde,  keinen  Staat. 

b)  Für  diesen  Zweck  kann  man.  theoretisch  nach  dem  Inhalt  unterscheidend,  als 
Ursprungscheine  der  Staatsgewalt  sich  denken:  1)  den  bürgerlichen  Vercini- 
gungs-  oder  Gesellschaft  ertrag  (Urvertrag,  coutrat  social,  pactum  unionis 
civilis);  1)  den  Staatsgrund-  oder  bürgerlichen  Verfassungsvertrag  (pactum 
ordinationis  civilis  fundamentale);  3)  den  bürgerlichen  Unterordnung»-  oder 
Unterwerf ungs  vertrag  (pactum  subjoctionis  civilis).  Durch  den  ersten ,  wirdeine 
Civitas  oderSocietas  civilis  begründet;  durch  den  andern  und  dritten,  Societaa 
civilis  cum  Imperio  legitiroo.  In  diesem  Sinn  ist  Napoleob's  Sentenz  &la 
demoeratie  eleve  la  souverainete»  (Las  Casus,  memorial  de  Stc-Hclcno,  III.  46) 
zu  verstehen.  —  Nicht  erst  von  Rousseau,  stammt  die  Lehre  vom  Gesellschaft- 
vertrag. Ausser  dem  unten  (d)  angef.  K.  Justibiab,  dessen  Lehre  fünf  Jahr- 
hunderte hindurch  vor  ihm,  seit  K.  Augustus,  die  römische  StaatsPraxis  durch 
die  Lex  regia  schon  bewährt  hatte»  haben  sie  schon  aufgestellt:  der  Sinese 
Cow-ru-TSz  (Confucius,  sinarum  philosophus.  sive  scientia  sinensis,  studio 
Phil.  Couplet,  Paris  1687.  fol  1  üb-  L  f-  3.  p.  1.  %.  3.  pag.  8.),  Plato  (Krito, 
vol.  I.  p.  m.  edit  Bipont.),  Hobbes  und  Loche,  beide  Vertheidiger,  jener 
der  unumschränkten,  dieser  der  beschränkten  Gewalt  (Hebris's  kleine  Schriften, 

•  Th.  II,  S.  186  u.  198);  auch  Schkodt  syst,  juris  publ.  univ.  (Bamb.  1780.  8.), 
p.  39.  sq.,  v.  Mabtebs  Abrifsdes  Staatsr.  d.  vornehmsten  europ.  Staaten  (1794. 8  ), 
S.  4*  Vtr.  Abt.  Fbabr's  Grundbetrachtungen  über  Staat  und  Kirche,  §.  3.  u.  4« 
S.  9.  u.  ii  ff.  und  die  daselbst  angef.  Gbotius  und  Cocceji.  Gbos  Lehrbuch 
der  philos.  Rechts wissensch. ,  §.  3o8  u.  3i$.  G.  E-  A.  Mehmbl's  reine  Rcchts- 
lebre,  %.g\Bp.  K.  E.  Schbid's  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staatsr.,  Abtb.  I,  §.  11  ff. 

•  )  Anti-Leviathan  (Gört.  1807.  8.),  S.  49  ff.  Gartk's  Anmerk.  zu  Cicero  von  den 
Pflichten,  Bd.  I  (5.  Aufl.  1801),  S.  73.  J.  C.  F.  Mkisteb's  Lehrb.  des  Naturrechts 
Frankf.  a.  d.  O.  1809.  8.),  ,.568  — 571.  Schkaxz  Handb.  d.  Rechtsphilosophie, 
V  «55  f. 

d)  «Populus  prineipi,  et  in  prineipem,  omne  Imperium  suum  et  potestatem 
concedit  ».  Justimams  Imp.,  in  Instit.  lib.  I.  tit.  a.  %.  6.  Dieselbe  Bestimmung 
enthalten  die  portugiesischen  Staatsgrundgesetze  von  u43  (nicht  1181)  und 
1641«  in  Schxauss  torp.  juris  gentium,  I.  4«  a<I«  H»  **9<>.  •<!•  «96.  9399. 
Kl£bxb's  Uebersicht  d.  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congresses,  I.  i3o. 
Vergl.  unten  tß  d.  —  Aeltero  Gottesgelehrte  bezogen  sich  auf  das  Beispiel 
des  hebräischen  Richters  Samuel,  der,  nach  Gottes  "Willen,  dem  Verlangen  des 
Volkes,  ihm  einen  König  zu  wählen,  nachgab.  I.  Sam.  8.  —  10.  Cap.  -  Etwas  ganz 
Andere«  bezeichnet  dir,  eben  so  unwahre,  als  unpractische,  Idee  von  National- 
oder  VolkSo\tverainetät  in  der  Staatsverbindung,  Man  s.  unten  %.  080  </,  und 
Gabilh  de  la  contre-rcvolution  en  France  (Paris  i8a3.  8.),  p-  »»7 — »36. 
J.  N.  Hebtii  diss.  an  summa  rerum  semper  sit  pencs  populum.  Giess.  i683.  et 
in  Ejoa  Comment.  et  opusc.  (edit.  1737)  T.  I.  n.  9. 

#)  Vergl.  Reibe«'»  allstem.  Rechtslehre,  nach  Kant,  S.  i*3.  —  Daher  ist  die 
Frag«,  von  dem  Ursprung  der  Staataverbindungen,  tbeilt  rechtlich  oder 
juridisch,  theila  ^tatsächlich  oder  historisch.  Et.  Luzac  disqu.  »um  civis  inno- 
cens  irae  hostis  longe  potentioris  juste  permitti  possit?  (Lugd.  B.  1749.  8.) 
p.  1  —  5a.  MxivEas  in  d.  Gotting,  bist.  Magaz. ,  V.  197  —  «44«  Macomocbtib 
über  den  Ursprung  der  europ  RegierunfsFormen in  den  Abbandl.  der  edin- 
burg.  Gesellsch.  der  Wissensch.,  übers,  v.  Bunt«,  1789,   Jon.  Caa.  Majahs 
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Alldem  Theorie  der  Staats-ConslitutionHamb\  1799.8.  Wiesasd  ,  in  WnrnörrY 
rhein.  Bund,  LIH.  294  ff.  —  Dafs  der  Unterwerfungsvertrag  sogar  auf  Tbat- 
sachen  jedes  Augenblicks  beruhe,  die  sich  stets  erneuern,  behauptet  Th.  Schmilz, 
in  s.  Handb.  des  teutsch.  Staatsr. ,  9;  auch  G.  H.  v.  Berg  ,  in  s.  Abhandl.  zu 
Erläuterung  der  rhein.  BundesActe,  I.  io3  f. 

J )  An  StautjGrundverträge  erinnert  die  Geschichte  der  alten  Börner  (lex  regia), 
Portugals  n43  —  164t«  Englands,  der  Freistaaten  von  Nord-  und  Südamerika 
und  auf  S.  Domingo,   der  ehemaligen  jonischen  oder  SiebenlnsclRepublik, 
des  Königreichs  Polen  (schon  die  ehemaligen  pacta  conventa),  der  Freien  Stadt 
Cracau,  der  Königreiche  Spanien,  Sardinien  (i335),  Frankreich,  und  der  Nieder« 
lande,  auch  Ungern,  Schweden,  Norwegen,  Dänemark  (Handvästninger  oder 
AYablcapitulaüoncn  v.  1448  bis  1648)«  der  SchwcizerCantone ,  des  vormaligen 
teutschen  Reichs  (kaiserliche  Wahlcapitulationen  ,  von  1519  bis  179«),  aueb 
einer  Reihe  von  teutschen  Staaten,  namentlich  seit  i8f6,  und  auch  ältere, 
z.  B.  landesgrundgcsetzliche  Erb*  ergleiche ,  Kur-  und  fürstliche,  er«,  und 
bischöfliche  Wablcapitulationen  {%.  74  und  286  ff.).  In  den  Herzogthümern  Hol- 
stein u.  Schleswig,  ist  ein  reiner  Vrertrngursprung  der  Rechte  des  Regenten* 
bauses  urkundlich.   AU  1469  dor  Mannstamm  der  holsteinischen  Grafen  von 
Schauenburg  ausgestorben  war,  und  die  Landstände  beider  Lande  den  Grafen 
von  Oldenburg,  seit  zwölf  Jahren  König  von  Dänemark,  zu  ihrem  Landes- 
berrn  ernannt  hatten,  gab,  vor  der  Huldigung,  der  erkobrne  Landesherr  für 
sich  und  seine  Nachfolger,  durch  feierliche  Handveste  von  1460,  theils  auch 
durch  eine  zweite  von  demselben  Jahr,  eidliche  Erklärung  und  Versicherung: 
dafs    ö\ie  Stände   ihn  aus  Gunst  und  freiem  Willen  gewählt  hätten;  dafs 
jeder  Einwohner  bei  seinem  Recht  und  seiner  Freiheit,  und  beide  Länder  ewig 
beisammen  ungetheilt  bleiben  sollen;  dafs  keine  Schätzung  oder  Bede  auf 
die  Einwohner,  sammt  oder  sonders,  gelegt  werden  solle,  ohne  freundliche 
Einwilligung,  Zulassung  und  einträchtige  Zustimmung  aller Rathe  u.  Mannschaft, 
geistlicherund  welllicher;  dafs,  wo  möglich,  jährliche  Landtage  gehalten  werden 
sollen;  dafs  keine  andere  Münze  angeordnet  werden  solle,  als  die  so  in  Lübeck 
u.  Uamburg  gäng  und  gebeist,  u.  s-w;  endlich  wird  jedem  künftigen  Landesherrn 
die  Befestigung,  Bestätigung,  Verbesserung,  Beschwörung  der  Landesfreiheiten, 
zur  ausdrücklichen  Bedingung  seiner  Regentcngewalt  gemacht.  Beide  Urkunden, 
nach  der  in  der  holsteinischen  PrivilegienLade  beßndlichen  Urschrift,  sind 
abgedruckt,  in  den  Privilegien   der  Schleswig -Holsteinischen  Ritterschaft, 
herausgeg.  v.  F.  C  Janas*  und  D.  H.  Hbgxwisch  (Hiel  1797.  4.),  S.  43  ff.  — 
Eine  chronologische  Uebcrsicht  von  Verfassungsurkunden,  in  Pölitz  Staats» 
Wissenschaften,  Th.  IV,  S.  110— i3i.    Sammlungen:  G.F.  v.Mabtkks  Samml. 
der  wichtigsten  ReichsGrundgesetze,  Erbvereinigungen  etc.  der  curop.  Staaten, 
Th.  L  Gött.  1794.  8.    Die  Constitutionen  der  europäischen  Staaten,  seit  den 
letzten  «5  Jahren.   Leipzig  u.  Altenb.  1817  —  20.  3  Thcilc  in8.  (Ein  vierter  soll 
nachfolgen.  )   Die  Constitution  der  amerikanischen  Staaten.   Leipzig  i83o.  8. 
Da  la  Caoix,  Constitution«  des  prineipaux  etats  de  l'Europe  etc.  3eme  edit. 
Paris  1793—1801.  vol.  I  —  VI.  8.    Collection  des  constitutions,  chartes  et  lois 
fondamentales  des  peuples  de  l'Europe  et  des  deux  Ameriques;  par  P.  A. 
Dvrav,  J.  B.  Dvvkbgibb  et  J.  Guaoet.  Paris  1821  —  i8a3.  8-   Vergl.  auch  das 
Werk  von      Abstib  und  v.  Rotteck,  unten  §.  4»  ■ 

t 

•    §.  2. 

Fortsetzung. 

Oer  Mensch  ,  ein  sinnliche»  Vernunftwesen,  sucht  in  der  Staats- 
verbindung -Sicherheit,  iur  sich  und  das  Seinige,  im  innern  und 
äussern  Verhältmfs,  um  seine  höchsten  Zwecke,  seine  physische, 
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sittliche  und  geistliche  Aasbildung ,  desto  ungestörter  verfolgen  zu 
Können  «).  Doch  ist  dieses  kein  zureichender  Grund,  die  Staatsver- 
bindungen als  NaturProduct,  als  durch  Naturnoth wendigheit  entstanden, 
zu  betrachten  *)  ;  oder  die  Vertrage,  durch  welche  sie  entstehen,  als 
absolut  nothwendig,  als  hervorgehend,  nicht  blofs  aus  Gründen  der 
Klugheit  und  der  Sittenlehre ,  sondern  aus  dem  reinen ,  vollständig 
entwickelten  Begriff  des  R echtes  c).  Eben  so  wenig  hat  die  Staats- 
verbindung ihren  unmittelbaren  EnUtehungsgrund  in  dem  Willen  der 
Gottheit  *). 

a)  Die  Mcta-  oder  Propu/otii  (philosophische  Urgeschichte  des  Staates)  begründet 
die  moralische  Notwendigkeit  einer  Staatsgesellschaft,  eines  Bürger  thums ,  für 
die  Einzelnen,  um  ihren  Menschheitzweck  desto  vollkommener  tu  erreichen. 
Sie  führt  nicht  empirisch,  auch  nicht  durch  Hypothesen,  in  den  Urständ  des 
Menschengeschlechtes  zurück.  Aristoteles,  ethic.  VIII. c.  a.  Ejusd.  polit.  III.  c.  4> 
ScnLÖ£Ens  Staatsgelahrthcit,  Th.I,  S.  i3,  29  —  78-  Schmal?,  natürliches  Staatsr., 
\.  1—54-   K.  D.  Hüllmahhs  Urgeschichte  des  Staats.  Königsberg  1817.  8. 

•)  Anders:  Plato  de  republica,  Cicsao  de  offieiis,  Roussbau  du  contrat  social, 
lir.  I,  ch.  5  et  6,  liv.  III,  ch.  16.  Der  Verfasser  des  Principe  fondamental  du 
droit  des  Souverains  (a  Geneve  1788.  gr.  8.),  T.  I,  p.  i3  et  soiv.  (verglichen 
mit  T.II,  p.  85,  wo  doch  ein  Quasi-Contract  angenommen  wird).  Da  la  Cboix, 
constitutions  des  prineipaux  Etats  de  l'Europe  (3*m«  edit),  T.  I«r,  p.  123. 
C.  L.  v.  Hallbb's  Uandb.  d.  allgem.  Staatenkunde  (Winterth.  1808.  8.) ,  %.  10. 
Niblfb,  der  Staat  aus  dem  Organismus  des  Universums  entwickelt.  Landshut  1806.8. 
A.  H.  Müller  von  der  Idee  des  Staats.  Dresden  1809.  4.  Fb.  Ascillon  über 
die  Staatswissenschaft  (Berlin  1810.8.)«  S.  i5  ff.  L.  v.Dbbscb  offen  tl.  Bccht  des 
t.  Bundes,  %.  1.  Hkgil's Naturrecht  (Bcrl-  i8si),  §.  257  f.  Göbsbb,  Rodhabt  u.  A. 
Im  J.  1793  liefs  Schlözbb  (allgem.  Staatsr.  f.  3.)  drucken:  «Der  Staat  ist  eine 
Erfindung;  Menschen  machten  sie  zu  ihrem  Wohl,  wie  sie  Brandcassen  etc. 
erfanden.  Aber  uralt  ist  diese  Erfindung,  wir  treffen  sie  schon  beim  allerersten 
Anfang  der  Geschichte  an.  Und  fast  allgemein  ist  sie ,  trotz  ihres  naturlichen 
Unangenehmen,  bei  "Wilden,  Barbaren  und  cultivirten  Menschen». 

e)  Dawider:  Hvcoa  Naturrecht,  %.  3i8  ff.  Fnixs  philosoph.  Rechtslehre ,  S.^ff. 
Vergl.  auch  W.  J.  Bibb's  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staats,  Bd.I.  Hcfta. 
(180*)  Num.  I. 

d)  Heftiger  Streit  des  dänischen  Hofpredigers  Masics,  für  originem  majestatts 
a  Deo,  wider  Chbistiab  Tbomasius,  am  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts.  Man  s. 
Schlöbkb's  Staatsgelahrtheit,  S.  88  ff.  u.  173  ff.  Chbistiav  Tbobusius,  nach 
seinen  Schicksalen  und  Schriften,  von  H.  Lvdbv.  Berlin  1806.  8.  Wider  jenen 
göttlichen  Ursprung  streitet  auch:  Origine  et  etendue  de  la  puissance  royale 
suivant  les  livrea  satnts  et  lTüstoire.    Paris  1789  et  1790.  3  tot  8. 

§.  3. 

Staatsgewalt.    Staatsoberhaupt.    Moralische  Persönlichkeit  des  Staates. 

Staatsgewalt  (Staatshoheit,  höchste  Gewalt,  Souverainetat 
potestas  tuprema)  heifst  das  Recht,  die  Mittel  zu  dem  Zweck  des 
Staates  zu  wählen  «).  Die  physische  oder  moralische  Person ,  welcher 
diese  Wahl  (die  Ausübung  der  Staatsgewalt)  anvertraut  ist,  wird  genannt 
das  Staatsoberhaupt  oder  das  regierende  Sub  ject(Souverain, 
Staatsoberherr,  Laudeaförst,  Regent,  Inhaber  der  Staatsgewalt,  Orgau 
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oder  Depositär  und  Vollzieher  des  allgmeinen  W  illens,  Herrscher, 
auch  personificirte  Staatsgewalt  im  engem  Sinn,  princeps,  imperans, 
le  souverain).    Er  ist  Repräsentant  des  Staates  nach  Aussen,  Oberhaupt 
desselben  im  Innern.     Sein  Recht  zu  Vertretung  und  Regierung  des 
Staates,  ist  ursprünglich  begründet  durch  Uebereinhunft,  ausdrück- 
liche oder  stillschweigende         Der  Staat  selbst ,  ist  zu  betrachten  i 
als  eine  moralische  Person,  mit  eigenem  Verstand  und  Willen,  ' 
mit  eigenen  Rechten  und  Pflichten ,  zu  Erreichung  seines  Zweckes ;  '< 
in  Ansehung  seiner  Dauer,  der  Regel  nach  e)  ohne  Zeitbestimmung. 
Das  regierende  Subject ,  die  Person  des  Oberhauptes  im  Staat,  mufs 
rechtlich,  als  stets  fortdauernd  gedacht  werden,  das  heilst,  unabhängig 
von  dem  Wechsel  der  physischen  oder  moralischen  Personen  . 

«)  Durch  die  Staatsgewalt,  wird  der  allgemeine"Wille  der  Gesellschaft  verwirk- 
licht. Sie  unterscheidet  sich  daher,  nicht  nur  von  der  Macht  des  Staates,  die  in 
dem  vereinigten  "Willen  nnd  in  den  ▼ereinigten  physischen  Kräften  der  Bürger 
besteht,  sondern  auch  von  den  verschiedenen  Kräften,  die  dem  Staat  su 
Erreichung  des  gesellschaftlichen  Zweckes  dienen.  Der  Zwang  ist  im  Statt  nur 
des  Rechtes  wegen  da;  er  verhält  sich  cum  Zweck,  wie  das  Mittel. 

6)  Hugo  GaoTios  de  J.  B.  et  P.  I.  4*  7-  3.  Punvnoar  de  J.  N.  et  G.  VII.  a.  3  et  4 
Uta.  Ruber  de  jure  civit.  I.  3.  a.  i.  und  viele  Neuere.   Vergl.  f.  i  *,  u.  a. 

c)  Wesentlich  ist  die  Festsetzung  ewiger  Dauer,  der  juristischen,  in  dem  Begriff 
des  Staates  nicht,  aber  gewöhnlich  und  heilsam,  und  darum  die  Ewigkeit  des 
Staatsvereins  su  vermuthen.  In  solchem  Sinn  ist  die  Staatsverbindung  eine 
societas  ünmortabs ,  ein  corpus  aeternum.   Civitas  non  moritur. 

«0  Der  Staat,  ein  Subject  von  Rechten  und  Pflichten«  spricht  und  handelt, 
<  durch  jeden  rechtmäsigen  Regenten.   Le  Roi  ne  meurt  pas.    Vergl.  %.  «4«, 
V,  u.  %.  a5x 

§.  4. 

Unter t /tan schaft.     Gehorsam,     Bürgerliche  Freiheit.  Dnterthanen. 
Natur  der  Rechte  des  regierenden  und  des  untergeordneten  Subjectes.  x 
Grundverfassung.   StaatstvohL    Politische  Freiheit. 

*  • 

I)  Der  moralischen  Persönlichkeit  der  Majestät  gegenüber,  steht 
diejenige  der  TJ  n  t  e  r  t h  a  n  s  c h  a  f  t.  ID  Durch  ihre  Unterwerfung  unter 
die  Staatsgewalt,  haben  alle  Staatsgenossen  ihre  Privatzwecke  dem 
Staatszweck  untergeordnet.  III)  Nur  für  den  Zweck  des  Staates,  ist 
der  Staatsbürger  ( Staatsgenofs ,  civis,  Citoyen)  ünterthan;  nur  für 
ihn ,  kann  er  von  der  Staatsregierung  bestimmt  werden.  Daher  ist  er 
dieser  verpflichtet  nur  zu  staatsbürgerlichem  oder  verfas- 
sungsmäsigem  Gehorsam  ($.5  u.  365),  und  es  bleibt  ihm  auch 
in  der  Staats  Verbindung  ein  bestimmtes  Maas  von  Freiheit,  die 
bürgerliche«),  diese  von  geringerem  Umfang  als  die  naturliche. 
Ünterthan  en  heissen  demnach  die,  welche,  unter  der  Bedingung  j 
rechtgemäser  Regierung,  dem  regierenden  Subject  zu  staatsbürgerlichem 
Gehorsam  verpflichtet  sind.  IV)  Ueber  sich,  sieht  der  Staatsbürger  \ 
nur  das  Staatsoberhaupt;  ueben  sich,  nur  Genossen;  aUesammt  unter 
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sich  und  mit  jenem  Tereinigt ,  nur  für  den  Staatszwech.  Demnach 
besteht,  für  alle  Staatsgenossen,  Gleichheit  der  staatsbürgerlichen 
Rechte  und  Pflichten  (§.  üSo,).  V)  Die  Rechte  des  regierenden 
und  des  untergeordneten  Subjectes  in  dem  Staat,  sind  wechsel- 
seitig und  vollkommen.  Beide  erstrecken  sich  weiter  nicht,  als 
die  Pflicht  zu  Erreichung  des  Staatszweclies,  durch  gerechte  Mittel, 
sowohl  in  dem  Innern  als  auch  ausserhalb  des  Staatsgebietes  ($.  55o). 
VI)  Der  Inbegriff  von  Bestimmungen  über  das  Rechts verhältnifs 
zwischen  dem  regierenden  und  dem  untergeordneten  Subject,  heilst 
die  Grundverfassung  (Constitution)  des  Staates  (§.  5  u.  98). 
Durch  sie  wird  nicht  nur  das  Recht  zu  Ausübung  der  Staatsgewalt 
festgesetzt,  sondern  auch  der  Umfang  und  die  Art  derselben.  Durch 
einen  categorischen  Imperativ  verpflichtet  die  Vernunft,  nach  einem 
Zustand  der  Uebcreinstimmung  der  Verfassung  mit  Rechtsgvundsätzen 
zu  streben;  in  welchem  das  Staats  wo  hl  oder  Heil  des  Staates 
(  salus  reip.)  besteht  «)•  VII)  Ist  darin  dem  Volk  ein  Recht  bedungen, 
für  Ausübung  gewisser  Theile  der  Staatsgewalt  auf  bestimmte  Weise 
durch  Stellvertreter  mitzuwirken,  so  ist  die  Grundverfassung  eine 
stell  vertretende  oder  repräsentative  <*),  es  wird  durch  solches 
Recht  die  politische  Freiheit  des  Volkes  bezeichnet  ')• 

1 

■ 

a)  Einige  Staatsangelegenheiten  von  A.  L.  Jacobi,  S.  35.  T.  Schkalz  über  bürger 
liehe  Freiheit  Halle  1804.  8-   Vcrgl.  $■  257  u.  65i. 

b)  Ein  Staat  ist  weder  Kerker»,  noch  Speculation*»  oder  Finanzanstalt.  Schädlich- 
keit der  Staatskünsteleien  und  des  Viclrcgierens.  Vortheil  derjenigen  Staaten, 
wo  das  Parum  regere  gilt,  und  wo  oft  die  höchste  Weisheit  inNichtthun  besteht. 
Liberalität,  Gutherzigkeit ,  Humanität  und  Popularität  der  Regierung.  Mittel- 
weg zwischen  Verbesserungssucht  und  ReformationsAntipathie,  zwischen  Licht- 
Schwärmerei  und  Verfinsterungssucht  oder  Obscurantismus. 

e)  Kawt's  Rechtslehre,  %.  49. 

d)  J.  C.  Frhr.  ▼.  Abetis's  Staatsr.  der  constitutionellen  Monarchie.  Altenb. 
Bd.  I.  1824.  Nach  des  Verf.  Tod  fortgesetzt  von  K.  v.  Rottbck.  Bd.  II,  Abth.  1. 
1827.  Abth.  2.  1808.  gr.  a 

e)  Von  der  politischen  Freiheit  des  Volkes ,  im  Verhältnifs  zu  dem  regierenden 
Subject  (§.  279!  297,  256),  unterscheidet  sich  die  politische  Freiheit  des 
Staates,  im  Verhältnifs  zu  andern  Staaten.  —  Nach  derselben  Verschiedenheit 
theilen  sich  die  politischen  Rechte  in  innere  und  äussere.  Jene  gehören  dem 
Staatsrecht  an,  diese  dem  Völkerrecht.  Zu  dem  Genufs  der  bürgerlichen 
Freiheit,  sind  alte  Staat&genossen,  zu  Ausübung  der  aus  der  politischen  Freiheit 
des  Volkes  entspringenden  Rechte ,  sind  nur  die  im  Besitz,  staatsbürgerlicher 
Selbstständigkeit  sich  befindenden  Staatsgenossen ,  die  ActivBürger  (§.  a5<>), 
unmittelbar  berechtigt,  denen  in  so  weit,  ausser  den  bürgerlichen,  auch  poli- 
tische Rechte  zustehen.  Hakt's  Rechtslehre,  §.  46-  Dagegen  vergl.  C  L. 
v.  Hiius  a.  (§.  2,  b)  a.  O.,  S.  29  f. 

Oeffehttiches  Recht,  entweder  Völkeirectd  oder  Staatsrecht- 

I)  Unter  öffentlichem  Recht  (jus  publicum,  droit  public, 
droit  politiejoe),  auch  Staatsrecht  im  weitern  Sinn  genannt,  versteht 
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man  den  Inbegriff  alier  roll  komm  ehen  Rechte  der  Staaten.  So  fern 
diese  Rechte,  i)  blofs  auf  das  Verbältnifs  eines  Staates  zu  andern 
unabhängigen  Staaten  oder  Staatenvereinen  sich  beziehen,  bilden  sie 
zusammen  das  äussere  öffentliche  Recht  oder  das  Völkerrecht 
(§•  8).  Dagegen  heifst  3)  der  Inbegriff  der  'wechselseitigen,  voll- 
kommenen Reckte  des  regierenden  und  des  untergeordneten  Subjectes 
in  dem  Staat,  inneres  öffentliches  Recht  oder  S  t  aa't  sr  ec  ht  in  dem 
engern  oder  eigentlichen  Sinn;  und  zwar,  so  weit  es  aus  der  Natur 
der  Staatsgesellschaft  fliefst,  und  daher  Gegenstand  nnr  der  Vernunft- 
erkenntnifs  ist,  allgemeines  oder  natürliches  Staatsrecht«) 
(jus  publ.  universale  s.  naturale),  in  dem  Gegensatz  des  positiven. 
II)  Das  Staatsrecht  im'  engern  oder  eigentlichen  Sinn,  beschäftigt 
sich  theils  mit  der  Grund  Verfassung  des  Staates,  theils  mit  der  Staats- 
verwaltung (  j.  98).  Daher  dessen  Eintheilung,  in  Verfassungs- 
recht und  Verwaltungsrecht  *\  III)  Jede  Staatsgewalt  hat 
Grenzen,  entweder  natürliche  oder  positive  (urkundliche,  verfas- 
sungsraäsige),  oder  von  beiden  Arten.  Daher  mufs  in  jedem  Staat 
ein  Staatsrecht  bestehen,  und  diesem  ein  blinder  oder  blofs 
leidender  Gehorsam  (mönchische  obedientia  mere  passiv a  ,  der 
GegensaU  von  verständig  prüfendem,  von  obeissance  raisonee)  fremd 
seyn  «)•  Vertragmäsig  kann  noch  ausdrucklich  das  Recht  des  Volkes 
festgesetzt  seyn,  über  sein  Interesse  bei  der  Verfassung  und  Verwaltung 
des  Staates,  auf  bestimmte  Art  selbst  zu  wachen  (§.  379  ff). 

m)  Lehr-  und  Handbücher,  Ton  Bublae<aqui,  Scan i dem awtei  Laxpbedi,  Sctu.07.ra, 
HxYDanaEicn,  Schxalb,  Hoefbauvb,  t.  Eoexas,  M.  C;  J.  Michaelis,  v.  IIallvb, 
Bub,  Lsislsb,  S.  Jobdae,  J.  G.  BItbe,  K.  v.  Rottbcr  u.  A.  Escheb  über  die 
Philosophie  des  Staatsr.  Zürich  1811.  8.  Pütteb's  Literatur  des  teutsch.  Staatsr. 
IL  371.  38i.   Klübir's  neue  Literatur  des  teutsch.  Staatsr.  %.  663.  673. 

*)  Constilutions-  und  Administrationsßecbt.  Vergl.  §.  98  —  Einige  begreifen  auch 
das  gesammte  Völkerrecht  eines  bestimmten  Staates,  unter  dem  Staatsrecht. 
Diese  theilcn  daher  das  Staatsrecht  in  inneres  oder  inländisches  (intornum)  und 
äusseret  oder  auswärtiges  (externum).  —  Auch  hat  man  ( nicht  empfeblungs- 
werthe)  Beispiele  von  Abtheilung  des  Staatsrechtes,  m  weltliche*  und  geistliche^ 
oder  liirchenStaatsrccbt. 

e)  Vergl.  §.  4  u.  55o  Auch  eine  positiv  unbeschränkte  Bcgierungsgewall,  ist, 
ihrer  Natur  nach  ,  keine  despotische.  Fürst  Metternich  ,  in  Hlübeb's  Acten 
des  wiener  Congresses,  Bd.  II,  S.  ick).  Graf  Müssteb  und  Fürst  Habdbpbebg, 
ebendas.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  68  fT.  Bd.  II,  S.  107  f.  —  Also  nicht  blofs  Hechle,  son- 
dern auch  ZwangverhindliShAeiten ,  müssen  jedem  Staatsoberherrn  zukommen; 
wiewohl  des  Zwangvecht  des  Volkes,  in  einr.clnen  Fällen,  durch  innere  Pflicht, 
durch  Grunde  der  Sittenlehre  und  Klugheit,  beschränkt  oder  gemildert  seyn 
kann,  insbesondere  wenn  »wischen  vorübergehender  Tyrannei  und  wahrschein- 
licher Anarchie  oder  Pöbelherrschaft  zu  wählen  ist.  Vergl.  Schbödzb  elcm.  juris 
nat.  ,  socialis  et  gent.  %.  10)6.  sqq.  Habt's  metaphys.  Anfangsgr.  der  Rech  tslehrc, 
49«  A,  S.  171  u.  176-  JJossoft  cinquiemc  avertissement  aux  Protestans, 
§•  3s.  Abtihachiaveii.,  oder  über  die  Grenzen  des.  bürgerlichen  Gehorsams. 
Walle  1794.  9.  Aufl.  von  C.  H.  Jakob  1796.  &  P.  J.  A.  Fbuebbacn's  Antibobbes, 
oder  über  die  Grensen  der  höchsten  Gewalt  und  das  Zwangtreeht  der  Unterthanen 
gegen  den  Obcrberm.  Erf.  1798  u.  i8o3.  &  Ueber  Volksgehorsam;  in  L.  Gbbvais 
kleinen  Mittheilungen  aus  d.  staatswisssnsch.  Gebiete,  Tb.  U  (Leips.  i8ss.  8.), 


Digitized  by  Google 


8  Einleitung.  L  Ca p.  Begriffe,  Abtheüungen, 

■ 

S.  i4i  —  161.  —  Verworfen  ward  die  Lehre  vom  blinden  oder  blofs  leidenden 
Gehorsam,  von  den  evangelischen  Kurfürsten,  Fürsten  und  Ständen,  in  ihrem 
auf  dem  Reichstag /.u  Augsburg  i53o  übergebenen  Glaubensbekennlnifs,  Art.  16, 
am  Scblufs,  u-  Art.  28.    Dagegen  s.  man  Schmal«  teutsches  Staatsr.  (Berl.  i8a5). 

i3.  —  Die  Staatsgewalt,  das  Imperium  civile  ,  ist  nicht  zu  verwechseln  mit 
der  Herrengetuult,  dem  Imperium  vel  dominium  hcrile.  J.  Kic.  HsBTiidiss.  oben  \.  l 
not.  b.  cit.,  §.4-  Ebendess.  elem.  prudentiae  civilis  (Francof.  1703.8.)*  P-  I.  P-  9& 
an.  P.  II.  p.  177.    Majib's  Autonomie  (Tüb.  178a),  S.  18a 

• 

Form  des  Teutschen  Bundes  und  der  bundesverw andien 

SouverainStaaten. 

I)  Mit  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung,  erlosch  die 
ReichsStaatsgewalt  (Kaiser  und  Reich);  es  bildete  sich  sofort,  für  einen 
grossen  Theil  Teutschlands,  ein  StaatenSystem  (Systema  civitatum 
foederatarum  s.  achaicarum),  der  rheinische  Bund.  Nach  dessen 
Fall  und  Vorbild,  entstand  für  fast  alle«)  ehehin  zu  dem  teutschen 
Reich  gehörigen  Länder,  der  Teutsche  Bund.  Dieser  ist  hein 
Bundesstaat  b) ,  kein  mit  Staatsgewalt  versehenes  Subject ,  auch ,  in 
seiner  Gesammtheit,  hein  Rechtsnachfolger  oder  Stellvertreter  des 
früher  schon  erloschenen  teutschen  Reichs  c),  noch  des  vor  seiner 
Stiftung  schon  aufgeloseten  rheinischen  Bundes  (§.  33,  34  0.47);  er 
ist  ein  völkerrechtlicher  Verein  der  teutschen  souverainen  Fürsten  und 
freien  Städte  (§•  >o4).  Ungeachtet  der  E  in  h  eit  dieses  Staatenbundes, 
und  des  gemeinschaftlichen  Bandes,  welches  die  einzelnen, 
verbündeten  Staaten  vereinigt,  sind  doch  II)  diese  unter  sich 
getrennt,  selbstständig  und  unabhängig.  Jeder  ton  ihnen  ist  in  dem 
Besitz  der  Souverainetät  oder  unabhängigen  Staatsgewalt  <0.  Diese 
teutschen  bundesverwandten,  Staaten  oder  so  genannten  Bundesstaaten, 
sind  theils  monarchis  ch,  theils  republic  a  nisch  gebildet.  Die 
monarchischen  sind  Erbstaaten. 

a)  Teutsche  BundcsActe,  Art.  I.  KlL'beb's  Staatsarchiv  des  t.  Bundes,  Bd.  I,  S.  n3. 
Ebenda s»  Abhandlungen  und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  ai3.  —  Sogar  Schlesien 
kam  zu  dem  Bund  87  xj  dessen  fortwährende  BealVerbindung  mit  dem 
teutschen  Beich  bald  geläugnct  bald  bezweifelt  ward,  wiewohl  mit  Unrecht. 
(KMhita's)  Geschichte  u.  Bcchtsverhältuifs  der  Schlesischen  Staatsobligationeu 
aus  dem  J.  1734  bis  1737  (Frankf.  1837.  8.),  ^.  29  — 35. 

b)  Wiener  SchlufsActe  von  i8ao,  Art.  1  u.  a.  Klübib's  Lebersiebt  der  diplomat. 
Verbandlungen  des  wiener  Congresses,  S.  ia3  fF.  191  f. 

c)  Vergl.  %.  5a,  a33bu.  e,  a3a  Protoc.  derB.  V.  v.  i8*3,  %.  180;  von  »8*4»  M9-  — 
Daher  haftet  der  Teutsche  Bund  nicht  für  Verpflichtungen  des  teutschen  Beiehs. 
Aber  CorrealVerpflichtungen  der  etn.z?6reftBuiidcsglieder,  die  ihnen  als  -vormaligen 
Theilhabern  der  Reichshoheit  (Reichs-  u.  Kreisständen)  und  rcicbsunmittelbaren 
Landesherren,  oder  als  Rechtsnachfolgern  von  solchen  (z.  B.  von  jetzigen  Standes- 
herrea),  gegen  Dritte  obliegen,  sind,  vermöge  der  immerwährenden  und  dinglichen 
Natur  der  Staatsverpflichtungen ,  durch  den  Fall  der  Reichsverbindung  weder 
verändert  noch  aufgehoben;  das  Reich  und  die  Reichskreise  waren  Aggregate 
von  noch  jetzt  bestehenden  Staaten.    Beispiele ,  namentlich  in  Hinsicht  auf 
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die  Schulden  der  ReicJisOperationscasse ,  traten,  §.t«33.  b.  —  Int  durch  Auf- 
lösung der  Reichsriuersclmft,  die  Verpflichtung  eu  Bezahlung  der  Schulden  vor- 
maliger RilterCantone  verschwunden  ?  oder  ist  sie  auf  die  Regierungen ,  auf 
jede  vcrbältnifsmasig,  übergegangen,  welchen  die  Staatshoheit  über  die  dinglich 
zahlungspflichtigen  rcichsritterscbaftlichen  Besirke  augefallen  ist?  Da»  Leute 
bejaht  selbst  die  Praxis. 

i)  Darum  können  die  Bundesstaaten  zu  den  abhnng?gen  und  halbsouverainen  Staaten 
(etat*  mi-souverains )  nicht  gerechnet  werden.  KUinsa,  droit  des  gens  modern« 
de  VEurope,  %.  »4  el  33. 

§•  7. 

Teutsches  öffentliches  Recht ,  und  dessen  Abtheilung. 

Da«  teutsche  öffentliche  Recht  überhaupt,  ist  ein  Inbegriff 
der  wechselseitigen,  vollkommenen  Rechte,  nicht  nur  der  Mitglieder 
des  Tcutschen  Bundes  unter  sich,  sondern  auch  der  regierenden  und 
der  untergeordneten  Subjecte  in  den  sou verainen  Bundesstaaten,  nebst 
gewissen  vollkommenen  Rechten  gegen  auswärtige  Staaten.  So  fern  es 
1  )  sich  beschränkt  auf  das  öffentliche  Rechtsverhältnifs  der  Bandes- 
genossen, als  solcher,  unter  sich,  heifst  es  Bundesrecht«); 
3)  Staatsrecht  der  sou  verainen  Bundesstaaten  hingegen, 
so  weit  die  wechselseitigen,  vollkommenen  Rechte  der  regierenden 
und  der  untergeordneten  Subjecte  in  den  bundesverwandten  Souverain- 
Staaten,  sein  Gegenstand  sind.  Dieses  kann  sich  entweder  auf  die 
Bundesstaaten  überhaupt  beziehen  (gemeines,  commune),'  oder 
nur  auf  einen  einzelnen  derselben  beschränken  (besonderes, 
speciale  ). 

9)  Das  Bunde trtcht,  kann  als  Völktrrtcht  betrachtet  werden  (§•  9.  IV.),  wegen  der 
Unabhängigkeit  der  in  den  Bunde  vereinigten  Staaten. 

§•  «• 

Unterschied  des  Staatsrechtes , 
/)    von    dem  f'o/AerrecA*. 

Das  Staatsrecht  in  dem  engern  Sinn  (§.  5),  gehört  in  das  Gebiet 
der  Staats  Wissenschaften  a).  Es  ist  wesentlich  unterschieden  von  dem 
Völkerrecht.  Betrachtet  man  mehrere  unabhängige  Staaten  nach 
ihrem  gegenseitigen  Verhältnifs,  so  führen  sie  den  Namen  freier 
Völker;  sie  werden  als  moralische  Personen  angesehen,  die  unter 
sich  den  Stand  natürlicher  Freiheit  und  Gleichheit  anerkennen  müssen. 
Der  Inbegriff  ihrer  wechselseitigen,  vollkommenen  Rechte,  heifst 
Völkerrecht');  «no*  zwar  I)  so  weit  jene  Rechte  aus  der  Natur 
ihrer  gegenseitigen  Verhältnisse  fliessen,  natürliches  oder  allge- 
meines (jus  gentium  universale);  II)  so  fern  solche  auf  ausdruckliche 
oder  stillschweigende  Uebereinkunft  sich  gründen,  positives 
(jus  gentium  positivum,  jus  foederum);  und  III)  wenn  dieses  auf 
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\ Europa  »ich  b es chrankt,  positives  (auch  practisches)  euro- 
päisches Völkerrecht  c)  (jus  gentium  europaearum  positivum  s. 
practicum  ). 

«)  Das  Gebiet  der Staatsio/ssenschaften,  umfafst  folgende  Wissenschaften.  1)  Rechts- 
wissenschaften:  A)  allgemeine:  allgemeines  1)  Staats-  »)  Völker-  und  3)  Privat- 
recht; B)  positive:  positives  »)  Staatsrecht  (sowohl  Vcrfassungs- ,  als  auch 
Verwaltungsrecht,  zu  welchem  letzten  auch  die  finanzielle  und  ökonomische 
Gesetzgebunggerechnet  werden  kann),  i)  Völkerrecht,  3)  Privatrecht.  II)  Politik  : 
x)  äussere;  i)  innere >  a)  der  Verfassung,  b)  der  Gesetzgebung,  der  bürgerlichen, 
peinlichen,  finanziellen  und  ökonomischen,  c)  der  Verwaltung.  G.  G.  Strelib's 
Gesch.  u.  Literatur  der  Staatswissenschaften.  Erl.  1827.  8-  ~  Verwandte  und 
Hülfswissenschaften  der  StW.  j  unten  §.  12  u.  f. 

ä)  Das  obliegende  Verhältnifs  zwischen  einem  Staat  ,  als  solchem  ,  und 
einzelnen  Menschen,  die  nicht  seine  Unterthancn  sind,  ausser  demselben,  als 
solchen,  gehört  zu  dem  Privatrecht.  Einige  rechnen  dasselbe  zu  dem  Völkerrecht. 
Alan  6.  aber  Okpteda  a.  a.  O,  1.  6  u.  7  ,  Note  b.  —  Auch  der  Rechtszustand 
zwischen  dem  Staat  und  einzelnen  Unterthanen  desselben,  gehört,  so  weit  er  auf 
Privatverhältnisse  ,  z.  B.  auf  Privatvertragc,  sich  bezieht ,  zu  dem  Privatrecht ; 
Hlübeb,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europo ,  §.  14 1  c,  und  §.  159  a. 

c)  Lehr-  und  Handbücher  von  Vattel,  Burlabi^ii  ,  Moser,  Göbtheb,  Netrob, 
v.  Martehs,  Saalpbld,  Hlöbfb.  —  D.  II.  v.  Oxptedas  Literatur  des  Völker- 
rechte«.  Th.  I  u.  IL  Begensb.  1784  u.  1785.  &  Pöttkb's  Lit.  III.  38i.  Klüber's  Lit. 

673  ff.  —  Pas  natürliche  Völkerrecht  nennen  Einige  /V/vatVölkerrccbt.  Cuoai&'s 
u.  JacVs  Germanien,  Bd.  II  (Giesscn  1809),  S.  a3»  f. 

§.  9. 

Inbesondere  des  Teutleben  Bundes  und  der  Bundesstaaten. 

■       .  ■  * 

IV)  Das  Völkerrecht  des  Tentschen  Bundes  <*)  begreift 
in  sich  ,  die  wechselseitigen  vollkommenen  Rechte,  1 )  theils  der 
SouverainStaaten  des  Bundes  unter  sich ,  nach  ihrem  Bundesrerhaitnifs 
(Bundesrecht,  im  engern  Sinn,  oben  §.  7,  Note  a),  2)  theils  des 
Bundes ,  in  seiner  Gesammtheit ,  gegen  fremde  Staaten  und  Staaten- 
Sv steme.  V)  Das  Völkerrecht  der  tcutschen  Bundestaaten 
begreift  unter  sich,  ihr  völkerrechtliches  Verhältnifs,  »)  theils  zu 
dem  Bund,  2)  theils  zu  andern,  sowohl  teutschen  Bundesstaaten,  als  auch 
fremden  Staaten  und  StaatenSystemen  und  «war  zu  beiden  in 
anderer  als  teutscher  bundesrechtlicher  Beziehung.  VI)  Die  fort- 
dauernden Rechte  eines  Staates  gegen  den  andern,  verdienen  im 
Staatsrecht  nur  so  weit  Erwähnung,  als  sie  auf  die  innern  Staats- 
Verhältnisse  bedeutenden  Einflufs  haben  <Q. 

a)  In  einem  StaatenSystem  kommt  in  Betracht,  die  völkerrechtliche  Beziehung,  1)  des 
Staatenbundes  %  und  zwar  sowohl  gegen  die  Bmfidesstaaten,  als  auch  gegen  fremde 
Staaten  und  StaatenSystcme  ;  s)  der  einzelnen  Hundes  stauten,  und  zwar  a)  zu  dem 
Bund,  b)  unter  sich  ,  ausserhalb  der  Bundesverhältnisse ,  c)  gegen  fremde  (zu 
diesem  Bunde  nicht  gehörende)  Staaten  und  StaatenSystemc. 

b)  Moser  würde  das  erste  nachbarliches  Völkerrecht  (  vicinum  ) ,  das  andere  aus- 
wärtiges im  engem  Sinn  (  externum  in  Speele  )  genannt  haben.  —  J.  J.  Moskr's 
teutseb.  auswärtiges  Staatsr.  Frankf.  177s.  4«  Zusätze  hiezu,  in  Ebendefs. 
Abbandlungen  verschied.  Reobtsraaterien,  St.  XIV,  S.  3s3  ff.    Ebendess.  leuUcbcs 
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nachbarliches  Staatsrecht-  Frankfurt  1774. 4-  C.  H-  t.  Römer'*  Völkkerrecbt  der 
Tcutschen.  Halle  1790.  8. 
c)  Z   B.  Schutz-,  Lehn-   und  AllianzVerhältntsse ,  Garantie  der  politischen 
Selbstständigkeit,  des  Staatsgebietes,  der  Verfassung,  u.  d. 

§.10. 

2)    Von    dem  Privatrecht. 

I)  Der  Unterschied  zwischen  dem  Staatsrecht  und  dem  Privatrecht  «), 
als  einem  Inbegriff  der  wechselseitigen  vollkommenen  Rechte  der 
Einzelnen  (ausser  dem  regierenden  Subject,  als  solchem),  ist  objectiv 
und  wesentlich.  II)  Da  aber  Alles,  was  das  gesaramte  Volk,  oder 
dessen  Repräsentanten,  als  solche,  unmittelbar  angeht»  öffentliche 
oder  Staatsangelegenheit  ist*),  und  hieb  ei  auch  Einzelne  ein 
unmittelbares  Interesse  haben  können;  so  kann  dieselbe  Sache,  in 
verschiedener  Hinsicht,  S  taats-  und  Privatangelegenheit 
seyn  *).  III )  Auch  Angelegenheiten  der  einzelnen  Staatsbürger 
mit  Auswärtigen,  sind  Privatsachen.  IV)  So  wie  auch  ausser 
dem  Staat  ein  Privatrecht  (das  a  11  g em eine  <0  Privat-  oder 
bürgerliche  Recht)  denkbar  ist,  eben  so  ist  in  dem  Staat  ein 
positives  Privatrecht  nicht  nothwendig,  aber  gewöhnlich.  V)  Das 
öffentliche  Recht  beherrscht  das  Privatrecht  *) ;  das  heifst,  im  Collisions- 
Fall  geht  jene»  diesem  vor.  So  kann  die  gesetzgebende  und  die 
richterliche  Gewalt  gehemmt  aeyn  durch  Rechte,  welche  ihren  Grund 
haben  in  Staats  vertragen ,  in  StoatsGr  und  vertragen  oder  andern  (§.  55). 

a)  Ulpiahus,  in  L.  1.  %.  2.  D.  de  justitia  et  jure.  Püttkb's  Lit.  11.373.  G.  H.v.  Brno  s 
Abhandlungen sur Erläuterung  d.  rhein.  BundesActe,  Th.  I,  $.  in  —  1  »4,8.171  ff. 

*)  Was  auf  den  öffentlichen,  innern  oder  äussern,  Rechtszustand  sich  besieht,  ist 
öffeniliche  Sache  (causa  publica).  Was  das  iVlein  und  Dien  Einzelner  unmittelbar 
angeht ,  ist  Privatsache  (causa  privata). 

c)  So  der  Streit  über  eine  Staatsgränze,  die  zugleich  Privatcigcntlmm  scheidet. 

d)  Bearbeitet  v.  Heidinger  (1697) ,  Gbibxeb,  Hufflasd,  Tafingfb,  v  .Eggzrs  u.  A. , 
in  ihren  Lehrbüchern  des  Naturrechtes.  C.  F.  G.  Mebbfl's  Theorie  des  allgcm. 
Privatr.  Leipz.  i8o3.  8.  Fa.  v.  Zfii.i.eb's  natürl.  Privatr.  Wien  i8o3.  gr.  8. 
d.  U.  D.  v.  Egger's  natürl.  Privatrecht,  nach  d.  Lehrb.  des  Hofr.  v.  Zeillbr. 
Wien  1817.  8.  L.  S.  Zacharias  philosoph.  Privatr.  Lpz.  i8o4- 8.  R.  v.  Rottscb's 
Lehrb.  des  natürl.  Privatr.  Stuttg.  1829.  8.  —  Dawider  s.  K.  H.  Hetdbhbeich's 
Original-Ideen  über  die  britische  Philosophie  (1783. 8.) Nun».  3, S.  166 ff.,  welcher 
das  Daseyn  eines  allgemeinen  Privatrechtes,  als  eines  besondern  Theils  des  Natur- 
rechtes, bestreitet.  Desgl.  Acbestwall.  Auch  Schavmabh  in  s.  Wissenschaft!. 
Naturr.  (1791.  8.)  S.  344;  u.  Schmalz  in  s.  natürl  Staatsr.,  %.  189. 

e)  F.  A.  Schmelzer,  das  Verhältnifs  auswärtiger  Rammergüter  deutscher  Staaten 
und  das  Familienrecht  deutscher  Regentenhäuser  zu  bürgerl.  Gesetzen  (Halle 
1819.  4.),  S.  86. 

§.  u. 

Und    Pri  vutFürstcnreckt* 

Eine  Art  des  Privatrechtes  ist  das  so  genannte  PrivatFursten- 
recht  oder  Privatrecht  der  Erlauchten  (jus  privatum  Ulustrium 
principum,juris^)rudentia  heroica),  dem  in  Teutschland  wissenschaftliche 

i 
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Pflege  au  Theil  geworden  ist  «).  I)  Nur  in  monarchisch  geformten 
Staaten  kann  ein  solches  vorkommen.  II)  Es  ist  beschränkt  auf  innere 
Familienprivatangelegenheiten  *)  der  Kegentenhäuser.  III)  Es  gibt 
sogar  allgemeine  FamilienObservanzen  der  christlichen  Regentenhäuser 
in  Europa.  IV)  Besondere  Privatrechtc  solcher  Art  findet  man 
in  Familien  der  souverainen  Fürsten  des  Teutschen 
Bundes  <0  (§.  70);  V)  in  gewisser  Art  auch  noch  in  Familien 
von  Standesherren«')  im  Sinn  der  BundesActe.  VI)  Selbst  dann, 
wenn  Gegenstände  nur  des  PrivatFürsteirrechts  in  Staatsgrundgesetzen 
bestimmt  wären,  würden  sie  darum  nicht  aufhören  Privatrecht  zu  seyn  O* 

a)  Werke  von  Stbüv,  v.  Ntvm.ss,  Mosch,  PUtmb,  t.  Sklchow,  Majib.  — Pärnca's 
Lit.  III.  739.  Klübeb's  Lit.  §.  i5«o  ff.  —  Von  dem  Daseyn  und  der  Gültigkeit 
des  t  PrivatFürstenrechtes  s.  Pc'TTxn's  Beiträge  tum  t.  Staats*  und  Fürstenrecht, 
Th.  II,  S.  110  ff.  Eben  des  t.  Erörterungen  des  t.  Staats-  u.  Fürstenrecbts,  Heft  II, 
S.  i3i  ff.—  Von  seiner  Begründung  s.  Rlvbeb's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  84 ff. 

6)  Beispiele :  Festsetsung  eines  bestimmten  Familieneigenthums,  TJnveräusserlich- 
keit,  Vcrwaltungsart  und  Geoufsverlialtnifs  desselben,  Nach  -  und  Erbfolge 
darin,  insbesondere  SuccessionsFähigkeit,  und  SuccessionsOrdnung ,  eheliches 
Vrrhältniss,  elterliche  Gewalt,  persönliche  Verhältnisse  der  Nutznicsser, 
Grofsjährigkeit  in  dem  Familienverhältnifs,  Vormundschaft,  Adoption,  Paragram 
und  Apanage  oder  Deputat'  der  Nachgebohrnen ,  Unterhalt,  Abfindung,  Aus- 
stattung  und  Renunication  der  Töchter,  Heurathsgut,  Witthum. 

>)  Die  besondern  Privat  rechte  der  Familien  der  souverainen  Bundesßrsten ,  sind 
seit  der  Auflösung  der  ReichsTcrbindung  »um  Theil  neu  bestimmt,  bald  durch 
Haus-  oder  Familiengesetze  und  Verträge,  bald  durch  StaatsGrundgesetae  (§• 
75);  «um  Theil  bedürfen  sie  einer  sorgfaltigen  Revision.  E.  A.  Hacs  über 
die  Wirkungen  der  Auflösung  der  deutschen  Reichsverfassung  und  der  rhein. 
Bundesverfassung  auf  das  deutsche  Privatfürstenrecht j  in  Wiirmorr's  Rhein. 
Bund,  Heft  XXVIII,  S.  70.  K.  S.  Zacbabibk,  das  Staatsr.  der  rhein.  Bun- 
desstaaten, erläutert  in  einer  Reihe  von  Abhandl. ,  Nnm.  VI.  —  In  den  bun- 
desfurstlichen  Häusern ,  wie  auch  in  den  besondern  Rechten  der  «landesherr- 
lichen Familien,  hat  durch  Auflöfsung  der  Reichsverbindung,  und  durch  neue 
Staatseinrichtung,  Manches  seinen  verbindenden  Grund  verloren,  und  Anderes 
ist  neu  hinzugekommen.  Vergl.  G.  H.  v.  Bbbg's  Abbandlungen  zu  Erläut.  der 
rhein.  BundesActe,  Th.  I,  S.  116  ff.  F.  A.  Scbjhblscb  a.  a.  O.  S.  68  ff.  Lvd. 
Pbbmcis  pr  obscrvaüones  de  prtneipum  oomitumque  imperii  gern»  inde  ab  a. 
1806  subjectorusn  juris  privati  mutata  rationo  (HaL  1817.  4.).  P-  5.  *qq.  —  Auch 
fiir  FarailienSlrcitigkeiten  souverainer  Bundesfürsten  und  ihrer  Familienglieder, 
erkennt  die  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  i3,  die  fortwährende  Gültigkeit 
von  den  ehemaligen  'Reichsgerichten  subsidiarisch  befolgter  Rechtsnormen.  Von 
Anwendung  des  römischen  Rechtes  s.  unten  %.  73,  a. 

d)  Die  besondern  Privatrechte  der  standesherrlichen  Familien,  so  weit  sie  noch  Auf- 
lösung  des  rheinischen  Bundes  noch  bestanden,  und  für  die  Zukunft  auch 
die  Bcfugnifs  (Autonomie)  dieser  Familien,  neue  FamilienStatuten  unter  be- 
sonderer landesherrlicher  Genehmigung  su  errichten,  sind  neu  gesichert  durch 
die  teutachc  BundesActe,  Art.  14,  Nnm.  a.  Klübebs  Abbandlungen  u.  Beobach- 
tungen, Bd.  I,  S.  83  ff.  j3i  ff.  u.  a«5  ff. 

,)  A.  I.  Scnnkmcnt  pr.  de  jure  privato  prinetpum  ex  juris  publ.  germ.  systemaic 
elirainando.  Jen.  1806.  4.   Vergl.  auch  v.  Bbbo  b.  a.  O.  S.  2*9. 
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öffentlichen  Rechtes  sind:  i)  das  allgemeine  Staatsrecht  Ä),  das  in  einem 
gewissen  Fall  auch  (Ja eile  ist;  2)  das  Völkerrecht  *),  ebenfalls  Quelle 
in  einem  gewissen  Fall;  3)  das  ehemalige  teutsche  Reichs-  und  Terri« 
torialStaatsrecht  4) ,  nebst  dem  rheinischen  Bundesrecht  *) ;  die  Staats- 
und KanzleiPraxis,  mit  Inbegriff  der  politischen  Unterhandlungshunst  /) ; 

5)  das  Pri ratrecht  g) ,  welches  oft  Licht  aus  dem  Staatsrecht  erhält  ; 

6)  die  Staatengeschichte,  mit  Inbegriff  der  Geschichte  des  teutschen 
öffentlichen  Rechtes  *). 

«)  Schriften  in  PuttbVs  Lit.  IL  370.  376.  38s  ff.  ^KlüWb  Lit.  V  660  -  669  und 
6?3  ff.  J.  G.  Fessbaiebs  Grundr.  der  histor.  Hilfswissenschaften.  Landab.  180a. 
8.  J.  E.  Fabbi's  Encyclopadie  der  histor.  Hauptwissenschaften  und  ihrer 
Hülfsdoctrinen.  Erl.  1808.  8.  F.  Rühs  Propädeutik  des  histor.  Studiums. 
Berl.  >8n.  8.  J.  S.  Ebsch  Literatur  d.  Geschichte  und  deren  II ülfs Wissenschaf- 
ten, seit  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  Leips.  i8i3.  8.  Neue  Aufl.  i8»3.  K.  L.  Pö- 
lits  encyclopadisch-scientifische  Literatur,  das  a.  Heft.  Lps.  i8i3.  8.  L.  Wach- 
lb*'s  Gesch.  der  histor.  Forschung  und  Kunst-  Gott.  Band  I.  Abth.  1.  181a. 
Abth.  a.  i8i3.  a 

4)  Schriften ,  oben  5. 

e)  Schriften ,  oben  V  8  u.  9. 
<0  Schriften,  unten  %.  a3  u.  24. 
*)  Schriften,  unten  Note  c. 

/)  Schriften  ron  J.  J.  Moseb ,  F.  C.  ron  Moser,  C.  A.  Bbcb,  J.  S.  Sbbbdobf  , 
Putte*,  Lttaio ,  J.  G.  Adeluho  (über  den  teutschen  Styl,  {I.  a.  1.),  Rischof 
v.  Mos«hi»  (Gesandtschaflsr.,  Abth.  2),  C.  v.  Mabteks,  J.  L.  Klübbb  (Hrypto- 
grapbih.  Tfib.  1809.  8»)  Man  s.  114  b.  —  Von  der  Unterttundlungskutut , 
Schriften  ron  de  Vbba  et  de  Ccbbioa,  de  Callubes,  de  la  Sabjiab  du  Fbab- 
ouesbav,  Pbcquet,  Diecas,  Mablt.  Die  politische  Unterhandlung&kunst. 
Leips.  1811.  8. 

f)  Leber  das  rümücke:  Werke  v.  Lautebbach  ,  Vobt,  Heieeccius,  J.  H. 
Böibes ,  Hbllfsld,  Glücb,  Hob ac ebb ,  Malblabc  ,  Haubold,  Thibaut,  Schö- 

■A9,  GÖ9THEB,  ZaUB*EB  ,  HUFBLASD  ,  DaBKLOW  ,  M.VCBBLDET  ,  SOHWEPPE,  Müh- 
ls sb  BOc  bt,  r.  WaaisG-IsGERBEiEt.  —  Ueber  das  teutsche:  ▼  .  Selcboto,  Buxdb, 
Das«,  Böasto,  Göob,  Kb0ll,  Weisse,  Eicuoan,  Mittbbkaxea,  Rubi,  Kbaut, 


A)  Geschieht«  der  Teutschen  überhaupt,  Hau,  v.  Bu»av,  Mascot,  Stbuv,  Häbbb- 
lib  u.  Sfsrebbsbg ,  Pöttbb,  M>  L  Schmidt  ( fortgesetst  von  Mii.bii.leb  und 
Dbrbch),  Gebhabdi  ,  Heihbich  1778,  Selchow  ,  Hbause,  Mas  webt  ,  Possblt 
(fortgesetzt  von  Pölits),  C.  D  Voss,  Wilbeb,  Lude*.  C.  G.  Hbibbicbs  teut- 
»eke  Reicbsgeschichte  (bis  i8o3).  Lpa.  Th.  I  — law  1787  —  1805.  a  Edmdou. 
Uandb.  der  t.  Reichsgeschichte.  Leips.  1800.  (fc,  s.  bis  1819  fortgoaetate  Aul. 
t.  K.  H.  L.  Pöutb.  Leips.  1819.  8.  H.  H.  L.  Pöut»  das  teutsche  Volk  und 
Reich.  Leips«.  1816.  8.  ESendw.  Handb.  der  Geschichte  der  sourer,  Staaten  des 
teutschen  Bundes,  in  3  Thailen.  Leips.  1,  Bd.  (Gesch.  v.  Oeatr.  u.  Preussen) 
181&.  8.  Pbt.  ir.  Kobbe's  Handb.  der  deutschen  Geschichte.  Leipz.  i8a4»  8-  — 
Teuischs  SpecialGeacfaichte :  Gebbabdi,  Pütteb,  Cubtius,  Galletti  ,  Hassel 
(unten  V       Rot»  U).  K.  IL  L.  Polits,  Handb.  der  Geschichte  d.  sourer. 
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Staaten  des  Rheinbundes,  a  Bände.  Leipz.  1811.  8.  C.  G.  Webbb's  Literatur 
der  (teutschen)  Staatcngcschicbte.  Tb.  1.  Leipx.  1800.  8.  —  Rechtsgeschicbte 
des  t.  öifcntl.  Rechtes  t  v.  Selchow  u.  v.  Gvli.mvsn.  C.  G.  Bieber  de  origine  et 
progressu  legum  juriumque  germanicorum.  Lips.  T.  I.  i~8r.  T.  II.  toI.  1. 
1790.  rol.  a.  1795.  8.  C.  F.  Eicbhorn's  teutsrbe  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 
Gött.  Th.  I  u.  II.  1808  u.  1811  ,  Th.  III.  (von  117a  — 1018)  1819.  Th.  IV.  i8*3. 
8.  Dritte  Aull,  des  1.  a.  u.  3«  Th.  i8ai.  8-  F.  v.  Likdflof'»  tcutsche  Reichs- 
geschichte ,  insbes.  bistor.  Entwichel.  des  teutschen  öffentl.  Rechts-  Giessen 
1817.  8.   Das  unten  \.  367  angef.  Werk  von  J.  D.  Meter. 

§.  13- 

Fortsetzung. 

Ferner:  7)  Geographie  oder  Erdbeschreibung«),  und  8)  Staats- 
sustandKunde  oder  Statistik  der  in  dem  Teutschen  Bunde  vereinigten 
SouTerainStaateu  9)  Diplomatik  oder  Urkundenlehre,  nebst  der 
urkundlichen  Chronologie  oder  Zeitrech  nungsKunde  <?)•  10)  Genea- 
logie oder  Geschlechtkunde  <0 ;  1 1 )  Heraldik  oder  Wappenkunde  0 ; 
13)  Numismatik  oder  Münzkunde,  nebst  der  Medaillen-  (Schau- 
münzen-) und  Inschriftenkunde  (Epigraphik ) /);  i3)  Politiker) 
(Staatslehre,  Lehre  der  Staatsweisheit  oder  Staatsklugheit,  Staatskunst, 
Politique,  Science  de  gouvernement,  Political-Philosopby);  14)  Staats- 
wirthschaft  *)  (NationalOekonomie,  StaatsFinanz  -  und  Polizei  wissen- 
sebaft);  i5)  Auslegungskunst  0,  mit  Inbegriff  der  Critik  *),  u.  a. 

u)  Werke  von  BCschirg  ,  Normirn,  Fabri,  Gaspari  ,  Stein,  Malte -Brci* 
Rhein.  Bund  ,  XX.  168.  C  G.  D.  Steibis  Handb.  der  Geographie  und  Sta- 
tistik. 5.  Aufl.  Berl.  i8a5.  3  Bde.  gr.  8.  J.  G.  Heysk,  Lehrb.  d.  Geographie 
der  Staaten  des  t.  Bundes  Bremen,  1.  u.  a.  Abth.  1818  u.  1819.  8.  F.  Brü>*. 
Deutschland  in  geographischer,  Statist,  und  polit.  Hinsiebt.  Berlin  1819.  8. 
Lande-harten  s.  unten  §.  78  u  85. 

b)  Werke  von  Meusel,  Gbrllh&nn ,  Rakdsl  ,  v.  Horr,  Matbfrt  ,  Cbose,  Mit- 
bii.ler,  Bbukh,  Liechtenstein.  Tabellen  von  Ocrhibt  u.  Hassel.  K.  H.  L. 
Pölitr  der  Rheinbund,  histor.  u.  Statist,  dargestellt.  Leipz.  1811.  8.  F.  A.  De- 
miah's  Statistik  der  RheinbumlStaaten.  a  Bande.  Frankf.  181a.  8.  Hassel, 
unten  Note  d.  Wibrofp's  rhein.  Bund  XX.  167.  A.  F.  W.  Crome's  geogr.  Statist. 
Darstell,  der  Staatskräfte  von  den  sämmtl.  zu  dem  deutschen  Staatenbunde  ge- 
hörigen Ländern.  Bd.  I  —  IV.  Leipz.  1820—1828.  8.  J.  E.  A.  Hoecr's  Handb. 
einer  Statistik  der  t.  Bundesstaaten.  Leipz.  i8ai.  8.  G.  Hassel's  Statist.  Um- 
rifs  der  sämmtl.  europ.  u.  vornehmsten  aussereurop.  Staaten ,  Heft  I  (Weimar 
i8a3),  enthaltend  die  t.  Bundesstaaten.  II.  i8a3.  III.  i8a4.  J.  C.  Bisirgbr's 
vergleichende  Darstellung  der  Grundmacht  oder  der  Staatskräfte  aller  europ. 
Monarchien  u.  Republiken.  Wien  i8a5.  4*  -A.  Frhr.  v.  Malchu*  Statistik  und 
Staatenkunde.  Stutig.  i8a6-  8.  J.  G.  Mkusfi/s  Literatur  der  Statistik,  a  Bände. 
Leipz.  1806  u.  1807.  8.  A.  F.  Lvedebs  Rritik  d.  Statistik  u.  Politik.  Gott.  »81a. 
8.  G.  Holzoetbab's  Theorie  die  Statistik.  Wien  i8ao.  8.  F.  J.  Mobb  histo- 
ria  Statisticae.  Lovan.  i8a8.  4«* 

e)  Lehr-  und  Handbacher  der  Diplomatik,  von  Gatteber  (Tb.  I.  1765.  4.),  Gau- 
beb,  Schörexahr ,  Mebead  ,  von  Scrbiidt  gen.  Phiscldeck.  J.  Gattkbxb's 
Abrifs  der  Diplomatik.  Gött.  1798.  8.  Elende**,  prac tische  Diplomatik.  Ebcnd. 
1799-  8*  Ahoblo  Fomaoalli  delle  istituzioni  dipfcmatiche.  Mtlano,  T.  4  et  II. 
i8oa.  4.  Walthebi  lexic.  dipl.  1745.  1747.  »7äa.  »706  fol.  F.  A.  Hoch'«  Li- 
teratur d.  Diplomatik.  Erl.  179a.  8.  —   Hand-  u.  Lehrbücher  der  Chronologie. 
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L'art  de  verifier  les  dates  des  fait*  historiques  (par  Fn.  Ct.fxf.jit)  I*1»  Partie, 
tmprimee  pour  la  premiere  fois.  Tom.  I"  —  V.  Pari»  »819.  II**  Partie,  reim- 
primee  avec  des  eorrectiona  et  annotations,  et  continuce  par  M.  de  Saint- 
Allais.  Tome«  1er — XVIII.  Ibid.  1819.  8.  J.  Helwic's  Zeitrechnung  zur  Er- 
örterung der  Daten  in  Urkunden.  Wien  1788.  Fol.  J.  C.  Gattebeb's  Abrifa 
d.  Chronologie.  Gött.  1777.  8.  D.  H.  Hegewiscb  Einleir.  in  die  htsteF.  Chro- 
nologie. Altona  1811.  8.  F.  Scboell,  cleraens  de  Chronologie  historique. 
Pari»  18» «.  1  Vol.  in  8.  H.  A.  E.  Wagneb's  ausführt.  Lehrb.  der  Chronologie. 
Leipz.  Tb.  I.  1826.  8.  L..Idelbh's  Handb.  d.  matheraat.  u.  technischen  Chro- 
nologie. 1  Bände.  Berlin  1826  und  1827.  8.  Ta.  Fbiedlebks's  Lehrb.  d. 
Chronologie.  Frankf.  1817.  8.  Maub.  Magold's  Lehrb.  der  Chronologie.  Mün- 
chen 1829.  8. 

d)  J.  W.  Imora  notitia  S.  R.  Germ.  I.  procerum.  Editio  V.  studio  J.  D.  Koa- 
lbbi.  Tub.  Tom  L  173«.  Tom.  II.  17.34.  fol  (Uncastrirte  Exemplare  de« 
*.  Tb.  sind  sehr  selten).  G.  A.  Will's  Lehrb.  e.  Statist.  Genealogie.  Altd. 
1777.  8.  J.  C.  Gateebeb's  Abrifs  der  Genealogie.  'Gott.  1788.  8.  Genealogi- 
sche Tabellen  von  Hübseb.  4  Theile  in  QuerFol.  bis  1737 ;  Fortsetzung  von 
G-  F-  K.  (Rbebel),  Leipz.  1766,  und  SupplementTafeln  dazu,  von  der  Königin 
Mabie  von  Dänemark,  Kopcnh.  I— VI.  Lieferung,  1811 -- 1814.  QuerFol. }  Bib- 

DEBXATCK ,  PÖTTBB,  KOCH  (  1780  U-  l8l8)j  GbBHABDI,  Halle  1808.  Fol.;  WlTOB, 

Paris  1809.  Fol.;  Voigtel,  Hallo  i8ti.  Fol.  Genealogisches  Reichs-  und 
StaaUbandbuch ;  erschien  zu  Frankfurt  bei  Varrtntrapp ,  von  1743  bis  i8o5, 
jährlich  in  a  OctavBänden ,  nachher  1811  wieder  der  erste  Theil;  dann,  unter 
Beihülfe  J.  L.  Rlüber's,  unter  dem  Titel :  Genealogische*  und  StaatsHandbuch. 
65.  Jahrgang.  Frankf.  1817.  8.  G.  Hassel«  allgem.  europ.  Staats-  und  Adrefs- 
Handbuch.  I.  Bandes  1.  u.  1  Abtb.  entb.  die  Genealogie,  Geschiebte,  Sta- 
tistik, Staatsverfassung  u.  Staatsverwaltung  der  t.  Bundestaaten.  Weimar 
1816  u.  1817.  8. 

»)  J.  P.  Reihhards  Wappenkunst.  Nürnb.  1817*  8.  J.  C.  Gattebeb's  Abrifs  der 
Heraldik.  Gott.  1791.  8.  Ebendess.  practische  Heraldik.  Gött.  1791.  8.  P.  F. 
Sperbb  opus  herald.  T.  I-  1690.  T.  II.  1680.  Fol.  rec.  1719.  (J.  C.  Siebekbbea) 
Erläuterungen  d.  Heraldik,  nach  Gattkbbb.  Nürnb.  1789.  Fol.  mit  *3  Hupfert. 
Th.  Brrsd's  Literatur  der  gesammten  Heraldik.  Bonn.  i83o.  8. 

/)  Numismatische  Werke  von  Lk  Blasc,  Ludwig,  Boizabd,  v.  Pbaun,  JoACUtK, 

SCBXEIDT,  EcRHEL,  RASCHE  ,  SCHMIEDFR ,  JoUBERT,  MlLLIPT.     J.  LeITZXABs's  Ab- 

rifs  einer  Geschichte  der  gesammten  Münzkunde.  Erfurt  1818.  8.  J.  G.  Lirsti 
bibliotheca  numaria ,  edit.  Ch.  G.  Heise.  Lips.  1801.  8-  C.  C  Schbiedeb's 
Handwörterbuch  der  Münzkunde.  Halle  1811.  8.  Nachtrag  dazu  i8i5.  Vergl. 
unten  %.  335. 

Der  Inbegriff  von  Grundsätzen,  nach  welchen  ein  gemeines  Wesen  gegründet* 
eingerichtet  und  regiert  werden  soll ;  die  Lehre  von  dem  Zweck  der  Staats- 
verbindung  ,  und  von  den  Mitteln  denselben  zu  erreichen.  Der  Weg  in  das 
Gebiet  der  Politik ,  ist  zu  nehmen  durch  die  Gebiete  der  Pflichtenlehro ,  des 
Natur-  und  allgemeinen  Staatsrechtes.  —  Job.  Wilm.  Placidos  (Petersen)  Li- 
teratur der  Staatslehre.  1.  Abth.  Strasb.  (Stuttg.)  1798.  8.  (Die  3.  Abth.  ist 
nicht  erschienen.)  —  Lehrbücher  von  Abcbebwall,  Rössig,  Bebr,  A.  H.  Möller, 
Lideb,  G.  v.  Secbebdorf  (1817).  R.  H.  L.  Pölitz  (a.  Aufl.  18*7).  Ausserdem 
noch  Schriften  von  Maccbiavelli,  Mazabim;  Job.  v.  Möller,  L.  Mobatobi, 
J.  Cbaio  u.  A.  L.  T.  v.  Spittlbb's  .Vorlesungen  über  Politik.  Herausgegeben 
vob) Kabl 'WIcbveb.  Stuttg.  i8«8.  8. —  Vorzüglich  die  Staatswissenschaften  haben 
«vre»  Seiten ,  eine  juristisch»  und  eine  jwlthsche.  J.  J.  F.  Riitkmeirb  über  das 
Studium  der  Staats  Wissenschaft  (Bcrl.  1791.  8.)>  8»  14  ff« 
*)  Werke  von  Adax  Sxitb,  v.  Hstsitz,  Nisxa**,  Plate air,  Sabtobius,  Laüdfb- 
D4le  ,  C.  J.  Hb  aus,  Sav,  L.  H.  Jacob,  Sixosdr  de  Sisboivdi  ,  Luedeb,  Gabtlbt, 
Cb.  v.  Sc b löse b ,  Cakard,  Lkop.  Rroo  ,  F.  B.  Wbbeb,  Tb.  Schbalb  ,  Dutbbs, 

t 
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HuriLAVD,  Lötz,  A.  H.  MOllrr,  t.  Cölih,  A.  W.  v.  Lripriosr,  H.  Storcr,  Jot. 

Gr.      Sodis  ,  Harl,  Malthus,  Ricardo,  Dkstutt -Tracy  ,  Njcrkhivs,  Lone, 

W.  J.  Bbmi,  Pömtx,  K.  J.  Rau  u  A.    Vcrgl.  unten  §.  393. 
i)  Schriften  von  Eckhard,  Cohradi,  Wittich,  Samret,  K.  S.  Zacharimc.  P6t- 

tkr's  Lit.  III.  3o4.    Klübbr's  Lit.  *8-.   Hagr«a*r'8  Einleit.  in  das  LehnrecHt 

(179«),  i58-i64. 
Ä)  Ar»  critica.    Vergl.  P.  J.  a.  Rikggvr  instit.  jurispr.  cccles.,  P.  I.  p.  36i  — 390 

§.  14. 

Methode» 

f)  Das  teutsche  öffentliche  Recht  ist  keine  rationale,  es  ist 
eine  theils  historische,  theils  positive  Wissenschaft,  worin  nur 
Lüchen  aus  dem  natürlichen  Staats-  und  Volkerrecht  auszufüllen  sind. 
Es  sind  also  die  rationalen  Formen  speculativer  Wissenschaften,  hier 
nicht  durchaus  anwendbar.  Bei  einem  so  verschiedenartig  zusammen- 
gearbeiteten Stoff,  würden,  wie  überhaupt  in  dem  positiven  Recht, 
so  genannte  höchste  Principe  mifslich  seyn  «)•  11)  Um  systematische 
Einheit  des  Ganzen  möglichst  zu  erreichen,  sind  die  Grundsätze  nach 
einem  überdachten  Plan,  einfach,  zusammenhängend,  und  mit  Auswahl 
darzustellen,  in  leichter,  ungezwungener  Ordnung,  so  weit  Eigenheit 
und  Mannigfaltigkeit  des  Stoffs  es  gestatten.  Aber  die  Form  der 
Darstellung  und  die  Methode  werde ,  gleich  der  Bestimmtheit  und 
Deutlichkeit  des  Vortrags ,  einzig  berechnet  auf  Erleichterung 
der  Uebersicht  und  auf  pr  a  c  t  i  sehe  Anwendbarkeit.  Je  mehr 
einzelne  Gegenstände  zu  HauptGesichtpancten  erhoben  werden,  desto- 
mehr  vervielfältigen  sich  die  Abtheilungen.  Dabei  verliert  aber  die 
Uebersicht  des  Ganzen,  und  die  Gelegenheit  zu  Wiederholungen 
vermehrt  sich.  Zweckwidrig  wäre,  Deutlichkeit  und  natürlichen 
Zusammenhang  der  Materie,  dem  blossen  Sy&tcmgeist,  einem  eitlen 
F-orrnenspiel,  sclavisch  aufzuopfern ;  über  dem  Aussinnen  neuer  Formen, 
einer  Wirkung  des  Einspinnens  in  dunkle  und  subtile  Theorien  neuerer 
Scholastik,  diese  Erzeugnisse  des  unechten  Scharfsinnes,  das. Wesent- 
liche, die  klare,  bestimmte,  vollständige  Darstellung  der  Sachen,  zu 
vernachlässigen;  in  Oeden  der  Speculation,  die  dem  wahren  Genie 
fremd  sind,  herumzuirren ,  statt  die  Geistesthätigkeit  auf  Rechts- 
wahrheiten und  Kenntnisse  zu  leiten,  die  wohlthätigen  Einflufs  auf  das 
wirkliche  Leben  haben;  oder  hingerissen  von  der  Sucht,  neu  oder 
geistreich  zu  scheinen,  sich,  dem  Gesetz  der  Verständlichkeit  entgegen, 
zu  der  Fassungskraft  des  Anfangers  nicht  herabzulassen.  III)  Die 
dogmatisch-historische  Lehrmethode,  ist  der  blofs  dogmatischen, 
noch  mehr  der  blofs  historischen,  so  auch  der  blofs  raisonnirenden,  1 
vorzuziehen;  und  die  Literatur,  auch  die  frühere,  darf  nicht  ver- 
nachlässigt werden.  IV)  Controversen,  und  Erläuterung  durch 
merkwürdige  Staa  ts  vor  fälle  *),  bleiben  hauptsächlich  dem  münd- 
lichen Vortrag  behalten 

«>.  Von  dem  echten  Geiste  der  Philosophie  in  der  Rechtswissenschaft,  s.  Geist 
der  jarlst.  Literatur  tob  1796,  S.  101  ff. 
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i)  Exemplornm  magna  vis  esc  in  juris  public!  tarn  scientia  quam,  prudcntia.  Doch 
sind  Beispiele  keine  Rechtsquelle.  Non  tanta  corum  est  auctoritas,  ut  aut 
rationem  vincant  aut  legem.  —  «Non  exemplis,  sed  legibus  judicandum  est, 
et  omnes  judices  nostros  veritatem  et  lcgum  et  justiliae  vestigia^ sequi  sancimus  ». 
]csTi»iAOTS  imp.,  in  L.  i3.  G.  de  sentcnt.  et  interloc.  —  Uebcrhaupt  ist  auch 
im  öffentlichen  Recht  gegen  den  Müs  brauch  der  Beispiele  su  warnen,  damit  es 
nicht  beisse,  «quod  excmplo  fit,  id  jure  fieri  putatur».  Cicero,  epist.  ad  fam. 
IV  3.  «Inter  causas  raalorum  est,  quod  vivimus  ad  cxempla  j  nee  ratiöne 
componimur,  sed  consuetudine  abducimur».  Ssvsca,  epist.  123-  Was  unwider- 
stehliche Gewalt  rechtlos  durchgesetet  hat,  Kann  ohncdicfe  nur  als  factisehcs 
Beispiel  dienen,  «  Quae  propter  necessitatem  reeepta  sunt ,  non  debent  in 
argumentum  trahi».  Favlvs,  in  L-  16a.  D.  de  R.  J. 

c)  Schriften  ?on  der  Lekrart  der  St.  R. ,  in  Pötteb's  Lit.  II.  376.    Klübihs  Lit. 

§.  15. 

Vorsichtregeln, 

Verunstaltet    wird  der  Lehrvortrag,  entehrt  die  Wissenschaft, 
durch    Partei-    und    Sectengeist;    durch    Vornrtheil  und 
Hypothesensucht;  durch  Mi fs brauch  des  allgemeiuen  Staats« 
rechtes ,  des  Völkerrechtes,  der  fremden  Rechte,  insonderheit  des 
römischen;  durch  jesuitischen  Probalismus,  durch  charakterlose 
Halbheit,  durch  Schwanken  'in  Festsetzung  und  Anwendung  des 
Rechtes;  durch  Menschenfurcht;  durch  politische  Heuchelei, 
Schmeichelsucht  und  Wo hld ien er e i ;  durch  die ta tori sehe 
Aufgeblasenheit;   durch    Verketzerung   und  Verfolgung 
Ättersdenkender.    Dagegen  gewinnen  beide,  durch  echtphilosophischc 
und  zweckmäsige  historische  Bearbeitung;  durch  Unbefangenheit  und 
Nüchternheit  des  Urthcils;  durch  anständige,  edle  Freimiithigkcit  «). 
Weises  Mifstrauen,  mufs  in  dem  Felde  so  practisch  wichtiger  Unter- 
suchungen, mit  der  Festigkeit  im  Fortschreiten  immer  gepaart  seyn, 
und  der  Widerstand  gegen  Andersdenkende,  darf  nie  die  Gesetze  der 
Humanität  verletzen.    Der  Herrschaft  des  Rechtes,  der  Würde  der 
Wissenschaft,  darf  überall  nichts  vergeben  werden.    Jenes  und  diese 
sind  beständige  Grössen,  die  Machthaber,  ihre   Politik,  ihre 
Meinungen,  ihre  Neigungen,  sind  veränderlich;  jene  bleiben,  diese 
vergehen.     Das  unermeßliche    Reich  der  Wissenschaften  vertragt 
weder  Dtctatur  noch  Monopol,  und  dilatorische  Aufgeblasenheit  macht 
nur  sich  lächerlich. 

«)  Schriften  von  der  Fort icht  im  Staatsrecht,  in  POraVs  LH.  II.  375.  Ritissa's 
Lit.  V  668.  670.    Vcrgl.  unten  $.69. 
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IL      C   A   P   I   T   E  L. 

■ 

Bildwips^eschichtc  und  Literatur  des  teutschen  öffentlichen 

Hechtes. 

■ 

A)  Bildungsgeschichte. 

§.  16. 

CuUur  des  allgemeinen  Staats-  und  Völkerrechtes- 

Die  politische  Geschichte  der  Staaten  des  Alterthums  ,  liefert 
vielfachen,  aber  bis  auf  die  neuere  Zeit  wenig  benutzten  Stoff  für 
Bildung  der  Wissenschaft  des  öffentlichen  Rechtes  «).  Aristoteles 
und  Plato  stellten  Betrachtungen  auf,  über  das  rechtliche  Verhältnils 
und  die  Einrichtung  des  Staates.  So  lang  die  politische  Wichtigheit 
der  Päpste  in  Europa  überwiegend  war,  so  lang  abentheuerliche 
Grillen  Ton  einem  dominio  mundi  und  imperio  Christianitatis  der 
römischen  Kaiser  ,  von  einer  besondern  Heiligkeit  des  römischen 
Reichs,  Ton  einer  Verwandlung  des  teutschen  Reichs  in  das  römische, 
practische  Ungereimtheiten  zur  Folge  hatten,  so  lang  man  der  Hülfe 
der  Buchdruckerhunst  der  politischen  und  gelehrten  Zeitschriften 
und  Tagblätter,  und  der  allgemeinen  wissenschaftlichen  Cultur  ent- 
behrte, "konnte  zweckmäsige  Bearbeitung  des  allgemeinen  Staats- 
und Völkerrechtes  kaum  erfolgen.  Einige  Lichtfuuken  für  das 
öffentliche  Recht,  sprangen  aus  Reibungen  zwischen  der  päpst- 
lichen und  der  weltlichen  Macht,  mehr  noch  aus  Luther'» 
und  Zwing  Ii*  8  Reformation  «).  Lebhafte  Erörterungen  wider  den 
Mifsbrauch  der  Staatsgewalt ,  und  Macchiavclli's  treffende  Schil- 
derung des  Despotismus,  wirkten  mächtig.  Schon  hatte  Grotius  die 
Sache  der  Menschheit  vertheidigt  ,  als  Ilobbcs,  Graswinkel, 
Saumaise,  Wandalin,  Houtwyn,  Masius,  gleichwie  in  der 
neuesten  Zeit  Carl  Ludwig  von  IIa  11  er,  dawider  aufstanden.  Aber 
Pufendorf,  Huber,  Locke,  Sidney,  Johann  Christoph  Bcc- 
mann,  Th  om  asius,  Leyser  ,  B  olingbrockc  ,  Montesquieu, 
Rousseau,  Filangicri,  Kant,  und  viele  Andere  der  neuern  Zeit, 
traten  muthig  dem  Vorurthcil  in  den  Weg. 

«)  K.  D.  HUlläikn's  SUatsr.  des  Altcrtkums.  Cöln  1820.  8- 

4)  J.  C.  v.  Arftin  aber  die  frühesten  univcrsallmtorischcn  Folgen  der  Buch- 
druckerkunst.  Mönchen  1808.  gr.  8. 

c)  Mart.  IIvbxkr  orat.  de  imtnortaltbus  Mart.  Lutheri  in  imperia  merilis.  Hafn. 
1761.  4<  C  U.  D.  uR  Egorrs  de  incrementis  studü  juris  publica  et  universalis  et 
particularU »  inMamala  rvligione  evangelica.  Havn.  »coa.  4*  W.  PtACtoivs 
(Petersen)  Literatur  der  Staatslehre,  1.  Abtli.  S.  160  f. 


Digitized  by  Google 


Eiol.  II.  Cip.Bildungsgesch.  u.  Lit  d,  L  pfFentl.  Redde«.  19 

g.  17. 

Fortsetzung. 

Staatsvor  fälle,  in  Franlireich,  Holland,  England,  Dänemark, 
Rufsland,  Schweden  und  Teutschland,  weckten  den  Untersuchungsgeist 
zu  theoretischer  und  practischer  Behandlung  der  wichtigsten  Gegen- 
stände. B  ihlische  Publicisten  und  blofse  Empiriker,  machten 
wenig  Gluck  mehr.  Aber  auch  die  Rationalisten  veranlagten 
manche  traurige  Erfahrung,  über  den  Mifsbrauch  der  Speculation. 
So  fand  der  Synkretismus  von  neuem  Eingang.  Friedrich  II. 
und  Joseph  II. ,  jener  durch  Schriften,  beide  durch  Regentenband- 
longen,  verkündigten  Wahrheit  vom  Thron  herab.  Die  Prefsfreiheit 
ward,  als  Gemeingut  der  gebildeten  Menschheit,  in  mehreren  Staaten 
begünstigt.  Empörungen  in  Nordamerika  und  Frankreich,  brachten 
wichtige  Wahrheiten  so  zur  Sprache,  dafs  sie,  ehehin  Domäne  der 
Gelehrten,  auffallend  sich  popularisirten.  Eine  Fluth  von  Lehr-  und 
Handbüchern,  vorzuglich  der  Engländer,  Teutschen  und  Franzosen, 
haben  seit  Huber,  Pufendorf,  Böhmer  und  Wolf,  das  Reich 
der  publicistischen  Wahrheit  zwar  nicht  sehr  zu  erweitern  vermocht, 
aber  doch  die  Grundsätze  des  allgemeinen  Staatsrechtes ,  theils  fester 
begründet,  theils  mehr  entwickelt,  und,  in  mannigfaltiger  Form,  sehr 
in  Umlauf  gebracht  «). 

a)  ScBLÖzEirs  Staatsgelabrtheit,  1. 81  ff.  t.  A&ktiV*  constijuüonelles  Staatsrecht, 
Bd.  I,  S.  11  ff.  32  ff.  Meusel's  Leitfaden  zur  Geschichte  der  Gelehrsamkeit, 
Abth.  3,  S.  noo  ff. 

§•  18. 

Cultur  des  teutschen  Reichs-  und  TenntorialStaatsrechtes. 

Auch  durch  sehr  fleissige  und  vielfache  Bearbeitung  des  teutschen 
Reichs-  und  Territorial-Staatsrcchtes,  und  der  Staatsge- 
schichte, ward  der  wissenschaftlichen  Cultur  des  heutigen  teutschen 
Öffentlichen  Rechtes  nicht  wenig  vorgearbeitet  Die  älteste  Periode  des 
teutscheji  Staatsrechtes  bis  auf  das  J.  5oo  n.  C.  G. )  zeichnete  sich 
aas  durch  Barbarei,  Nationalfreiheit  und  Heidcnthum  «).  Wahrend 
der  tausendjährigen  Nacht  des  Mittelalters  herrschten  Hierarchie,  - 
König  -  und  romisches  Kaiserthum,  Beneficial-,  Feudal-  und  Ritter- 
wesen, Mifsbrauch  der  fremden  Rechte,  historische  Irrthümcr.  Mit 
der  aufkeimenden  Cultur  des  gesellschaftlichen  Lebens,  mit 
der  Aufhebung  des  Faustrechtes,  mit  der  Verbesserung  der 
Rechtspflege,  brach  die  Morgenröcke  für  Ausbildung  und  gelehrte 
Bearbeitung  des  Staatsrechtes  an.  Seitdem  entwickelten  sich  die  Systeme 
der  gesellschaftlichen  Ordnung  oder  des  ewigen  Landfriedens,  der 
kaiserlichen  Wahlcapitulation,  der  Reichsversamihlung*  der 
Reichskreise,  der  Reichsgerichte,  der  Landeshoheit,  der 
kirchlichen  Spaltung. 

2* 
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a)  J.  C.  Majbb's  Germanien«  Urrerfassung  (Hamb.  1798.  8.)i  8.  14  ff.  G.  F.  H. 
Nobbmakb's  Iturse  Geschiebte  der  illeren  teutechen  NationalVerfaasuag.  Hamb. 

178».  8. 

t)  C.  D.  Beck  über  die  Würdigung  des  Mittelalters,  und  seiner  allgem.  Geschichte 
Leips.  1811.  8. 

Fortsetzung. 

Die  Errichtung  des  Reichskammergerichtes  (1495),  ver- 
einigt  mit  dem,  durch  die  Reformation  gewechten  Forschung«-  und 
Prüfungsgeist,  und  mit  der  Wiederbelebung  der  humanistischen  und 
allgemeinen  Gelehrsamkeit,  wirkte  sichtbar  auf  die  Bearbeitung  des 
teutschen  Staatsrechtes.  Der  westphälische  Friede  (1648),  gab 
dem  teutschen  Staatsgebäude,  in  seiner  Gesammtheit  und  im  Einzelnen, 
neuen  Glanz,  neue  Festigkeit.  Sectencifer,  Eitelkeit,  Neuerung«-  und 
HypothesenSucht  einiger  Schriftsteller ,  vermochten  nichts  gegen 
Wetteifer,  Critik  und  unbefangenen  Wahrheitsinn  vieler  andern.  Die 
akademische  Cultur  des  Staatsrechte«,  nach  echter  Methode,  die 
fleissige  Bearbeitung  der  Hülfmittel,  de«  Staatsrechtes  des  Mittelalters, 
der  philosophischen  und  humanistischen  Wissenschaften  ,  die  fleissige 
Benutzung  echter  Quellen,  und  der  teuUche  Sammlungsgeist,  verbunden 
mit  Scharfsinn  und  Geschmack,  hatten  den  Lehrbegriff  und  Lehrvortrag 
des  teutschen  Staatsrechtes,  zu  einem  solchen  Grad  von  Vollkommenheit 
gebracht,  dafs  solcher  selbst  von  Ausländern,  insbesondere  yon  Fran- 
zosen und  Engländern,  yorzogweise  geschätzt  uud  gesucht  ward«). 

a)  KlCbkb's  Einl.  tu  t.  n.  Lehrbegr.  d.  t.  Staatsr.  §.  11  —  99. 

§.20. 

Piiblicistische  Cultur  während  des  rheinischen  Bundes» 

In  dem  etwas  mehr  als  siebenjährigen  Zeitraum  des  rheinischen 
Bundes,  machte  die  Cultur  des  früheren  öffentlichen  Rechtes  der, 
Teutschen  auffallende  Rückschritte,  und  diejenige  de«  gleichzeitigen 
sehr  geringe  Fortschritte.    Zwar  wurden  für  das  letzte,  besonders  in 
den  ersten  Jahren,  verschiedene  literarische  Versuche  gemacht.  Aber, 
bei  dem  yon  dem  Stifter  des  Bundes  vielfach  aufgelegten  oder  veran- 
lassten Druck ,  bei  der  Wandelbarkeit  der  von  ihm  und  manchen  teut- 
schen Staatsregierungen  aufgestellten  Grundsätze,  bei  der  nicht  seltenen 
Wahrnehmung,  dafs  sogar  Hauptbestimmungen  der  BundesActe  theils 
unerfüllt  blieben ,  theils  einseitig  durch  die  That  selbst  aufgehoben  , 
oder  wesentlich  verändert  würden,  und  bei  den  mannigfaltigen  Gefahren, 
womit  die  Freimüthigkcit  in  Schrift  und  Rede  bedroht  war ,  schienen 
die  Teutschen    den  Glauben    an  ein  wirklich   geltendes  öffentliches 
Recht,  und  mit  ihm  die  Empfänglichkeit  für  wissenschaftliche  Bear- 
beitung desselben^  fast  verloren  zu  haben  «).    Die  Wiedererweckung 
des  einen  und  der  andern ,  ist  von  der  nahen  Folgezeit  su  wünschen. 
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«)  Fast  könnte  man  sagen:  «obmutuerunt  Jureconsultorum  oracula».  Jac.Qotuo» 
'  raracs,  manuale  juris ,  p.  m.  14.  —    «Cauovl*  otnncm  Jurisconsuhorum 
'  scienttam  abolere  voluit;  ne  qui  respomlere  possent,  praeter  Suktokils, 
Calig.  c.'34*  «bique  Ernesti.   Vergl.  unten  §.  69. 

§.  21. 

Bearbeitung  des  heutigen  teutsclien  'öffentlichen  Rechtes. 

Nach  den  vorhandenen  Vorarbeiten,  la'fst  sich  mit  höchster  Wahr- 
scheinlichkeit annehmen,  dafs,  bei  der  Fortdauer  und  Fortbildung  des 
Teutschen  Bundes,  das  heutige  teutschc  öffentliche  Recht,  durch  ange- 
strengte, nicht  seltene  Bemühung  teutscher  Staatsrechtsgelehrten,  durch 
akademischen  Lehrvortrag,  und  selbst  durch  Bestimmungen  sowohl 
der  Bundesversammlung ,  als  auch  der  Machthaber  und  Gesetzgeber 
in  den  Bundesstaaten,  einen  hohen  Grad  von  -wissenschaftlicher  Cultur 
erreichen  werde. 

§.  22. 

Bildungsmittel 

Den  wichtigsten  Einfluß»  auf  zweckmäßige  Cultur  des  teutschen 
öffentlichen  Rechtes,  hat  man,  neben  der  Cultur  der  Wissenschaften 
überhaupt,  zu  erwarten,  von  vermehrter  pflichtraäsiger  Thätigkeit  der 
Machthaber,  von  zeitgemäßer  Staatsgesetzgebung,  von  der  Publicitat 
und  öffentlichen  Meinung,  von  der  früheren,  sehr  fleissigen  Bearbeitung 
des  allgemeinen  Staats-  und  Völkerrechtes,  von  angemessener  Benutzung 
des  teutschen  Reichs-  und  Territorialstaatsrechtes  «)  ,  von  dem 
akademischen  Lehrvortrag,  von  der  literarischen  Fruchtbarheit  teutscher 
Schriftsteller,  von  jreiser  Achtung  der  Regierungen  für  wissenschaftliche 
publicistische  Bestrebungen.  Staats ve r t rage  und  Staatsgesetze 
vermehren  sich  nicht  nur ,  sondern  sie  gewinnen  auch  immer  .mehr  an 
theoretischer  und  practischer  Wichtigkeit,  an  Reichhaltigkeit  und 
plan  masiger  Anordnung  des  Inhaltes.  Die  Publicität  der  Gegenstände 
des  öffentlichen  Rechtes,  macht  Fortschritte,  und  wie  die  Kraft  der 
Ereignisse  Seyn  und  Nichtseyn  der  Staaten,  und  ihre  Ausbildung 
unwiderstehlich  bestimmt,  also  wirbt  mächtig  auf  Ausbildung  und 
Anwendung  der  Grundsätze  des  öffentlichen  Rechtes  *)  die  öffent- 
liche Meinung,  das  sich  frei  aussprechende  moralische  Unheil  der 
grossen  Mehrzahl  der  Verständigen  in  allen  Volksclassen;  der  Zeitgeist, 
dieses  oothwendige  Product  gleichzeitiger  Volksbildung  (Civi)isation), 
eine  geistige  Macht  c).  Durch  Abgeschiedenheit  von  der  öffentlichen 
Meinung,  würde  selbst  der  Bundesversammlung,  einem  gemeinschaft- 
lichen Organ  aller  teutschen  Regierungen  ,  das  heilsame  nationale 
Interesse  entgehen ,  welches  die  ihr  gegebene  Bestimmung  bezweckt. 

•)  Dessen  Studium  noch  immer  eu  empfehlen  ist.   Vergl.  Rhein.  Bund,  XL.  i3  ff. 
f)  Beispiele  unten  in  den  §§.  93,  i58,  »63,  217  und  280;  desgleichen  in  Klübfr  s 
Lebersicht  der  diplom.  Vcrbandl.  des  wiener  Congr. ,  S.  11,  194  ff.,  aif, 
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e)  «Wir  nennen  öffentlithe  Meinung  nur  dasjenige,  was  «ich  dem  Sinn  und  Be- 
griff der  grossen  Mehrzahl  in  allen  Volkselassen*  nicht  nur  als  wahr,  sondern 
auch  als  Zeitbedürfnifs  aufdringt.  Alle  Wahrheiten  werden  zuerst  auf  dem 
Wege  der  Erfahrung  oder,  der  Spekulation  von  Einzelnen  erkannt,  sie  er- 
halten dann  Gültigkeit  und  Gangbarkeit  durch  allmählige  Uebereinstimmung  den- 
kender Köpfe,  sie  werden  aber  erst  dadurch  herrschend,  dafs  sie  durch  ihre 
äussere  oder  innere  Notwendigkeit,  dem  unverfälschten  moralischen  Sinti, 
so  wie  dem  rohen  aber  nicht  irre  geleiteten  Verstände  des  grossen  Haufens  sich 
aufdringen.  Ein  vorzüglicher  Gewinn  ist  dabei  auch  der,  dafs  durch  diese  öffent- 
liche Meinung  so  riel  Nebel  verschwindet,  von  dem  man  glaubt,  dafs  er  unver- 
meidlich notbwendig  zum  Regieren  sey.  Aber  die  Erfahrung  hat  es  schon  gelehrt, 
dafs  die  Völker  über  das,  was  ihnen  wahrhaft  Noth  thnt,  oft  weit  besser  unter- 
richtet sind,  als  man  es  ihnen  zuzutrauen  pflegt».  L.  Gibvais  kleine  Mittei- 
lungen aus  dem  staatswisscnschaAl.  Gebiete,  Th.  I  (Lcipz.  1823.  8.)»  S.  i33  f. 
u.  »36  ff.  Ein  «machtiges  Tribunal»  nannte  das  Urlheil  der  gesitteten  Welt, 
in  einer  feierlichen  Sitzung  des  berliner  Rammergerichtes,  dessen  Präsident 
v.  Kircheisk>,  in  seiner  Anrede  an  den  Kronprinzeu,  nachher  Honig  Friedrich 
Wilhelm  III.  Klkis's  Annalcn  der  preuss.  Gesetzgebung,  Bd.  IX,  S.  34' •  — 
Ist  diese  öffentliche  Meinung  etwas  Anderes,  als  ein  Gebot  des  natürlichen  Sitten- 
gesetzes?  etwas  Anderes,  als  das  uralte:  «  Vox  populi ,  vox  Dciv?  Von  ihrer 
Gewalt,  übertreffend  Heer  -  und  Geldmacht,  s.  man  Klüder's  Abhandlungen 
Bd.  I,  S.  38?  ff.  —  Wie,  im  J.  1818,  ein  teufscher  Souvcrain',  wider  seinen 
an  physischer  Macbt  ihm  drei-  bis  vierfach  überlegenen  Bundesgenossen,  an  Sic 
appcllirte,  findet  man  in  Klübsb's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VIII,  S.  164. 

d)  Ueber  den  Geist  des  Zeitalters  und  die  Gewalt  der  öffentl.  Meinung.  179".  8. 
Bbamjes  Betrachtungen  über  den  Zeitgeist  in  Teutschland.  Hannov.  1808.  8. 
Ehendcrs.  über  den  Einflufs  des  Zeitgeistes  auf  die  hühern  Classen.  2.  Bünde. 
Hannov.  1810.  8.  De  Tesprit  public  011  de  )a  toute  •  puissanre  de  Popiiiion ; 
par  M.  le  baron  Gukbihd  de  Bocii.lt  Paris  i8«o.  8.  De  la  contre-re»olution 
cn  France  ou  de  la  restauration  de  l'ancicnae  noblesse  et  des  anciennes  supe- 
riorites  sociales  dans  la  France  nouvelle;  par  M.  Gamlh.  Paris  i8i3.  8.  Ecs 
rouscils  du  trönc,  donn<*s  pnr  Frederic- lc -Grand  aux  rois  et  aux  pcuples  de 
VEuropej  publies  par  M.  Acouis.  Paris  1C23.  8.  Timotheus  Acli>es  Hecht  u.  . 
Macht  des  Zeitgeistes.  Schleswig  i8?4-  8.  Revue  polilique  de  l'Europe  cn  1825. 
Paris  et  Leipzig  i8*5.  8.  Ktüaza's  Abhandlungen  etc.  Bd.  I,  S.  388  ff. 

B)  Literatur, 

■  »  •  1^ 

§•  23. 

Bibliographie  *nd  Biographie. 

Mit  der  Fortdauer  des  Bundes,  mit  den  von  Zeit  au  Zeit  ein- 
tretenden, neuen  Bestimmungen  und  Staatsvoriallen ,  werden,  bei 
ungehinderter  öffentlicher  'wissenschaftlicher  Thätigkeit,  die  literarischen 
Hülftnittel  zu  den)  neuen  teutschen  öffentlichen  Recht,  fortwährend 
zahlreicher  und  gehaltvoller  werden.  Die  Bibliographie  oder 
Bücherkunde«),  dieses  Tbeils  der  positiven  Rechtswissenschaft,  ist 
vielfach  wichtig  für  das  Studium  desselben.  Ehen  so  die  Biographie 
(Schriftstellerkunde)  der  Publicisten  *);  insbesondere  ihr  Vaterlamf, 
persönlicher  Charakter,  Talent,  Religion,  Erziehung,  wisScnstnaftKche 
ßifdung,  Dienstverhältnis»,  Wohnort,  der  Schauplatz  ihrer  p  rauschen 
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Thatigkeit,  und  die  politischen  Verhältnisse  ihrer  Zeit.  Nicht  zu  ver- 
nachlässigen ist,  auch  jetzt  noch ,  die  Literatur  eines  grossen  Therls 
des  ehemaligen  teutschen  Reichs-  und  Territo  rial  Staats- 
rechtes «),  selbst  des  öffentlichen  Rechtes  zur  Zeit  des  rheinischen 
Bundes;  welches  alles  nicht  blofs  historisch  und  theoretisch,  sondern 
oft  noch  practuch  wichtig  ist. 

a)  Eine  eigene  Literatur  des  neueren  teutschen  öffentlichen  Rechtet,  ist  einst  zu  erwarten. 

i)  Die  juristisch  •  biographischen  Werke  ron  JtMcnivT» ,  Juglvb,  Weidmch  u.  A. 
(•.  PfTT«»*«  Literatur  des  t.  St.  K.  I.  10  ff.  J.  G.  Helle  vchs  auserl.  Bibiioth.f. 
Reehtsgel.  I.i3  ff.  H.  J.  C.  Höntc's  Lehrbuch  d.  allgem.  jurist.  Literatur.  I. 
59  — 190.)  —  Die  allgemeinen  biographischen  Werke,  t.  B.  Ton  Nic*bon, 
Scasöcna  u.  A.»  auch  die  lexicographischen  (Jöchkb,  Adklvsg  ,  Botibmvkd, 
Hksxicbk  ,  Hirschisg,  Baus«  Ladvocat  it.  A.),  und  die  ethnographischen,  chrono- 
logischen u.  s.  \r.  in  J.  G.  Mbvskl's  Leitfaden  der  Geschichte  der  Gelehrsamkeit 
(1799.  8. ),  S.  5s  ff  ,  89  ff.  J.  G.  Mkusel's  Lexicon  der  Ton  »750  bis  1800 
Terslorbenen  teutschen  Schriftsteller,  Bd.  I  bis  XV.  (A— Z)  Leipz.  180a— 1816. 
8.  J.  C.  Hopfk's  Lexicon  der  jetzt  in  Teutschl.  lebenden  jurist.  Schriftsteller. 
I.  Band  (A  —  L ).  Leipz-  i?o3.  8.  Stkpp's  Gallerie  aller  juristischen  Autoren. 
Leipz.  Bd.  I.  18-20.  8.  Biographio  universelle,  aneienne  et  moderne.  Paris 
T.  I  — XXVIII.  (  A  —  N  ).  1811  —  1820.  8. 

c)  Mabt.  Liwmi  bibliotheca  realis  juridica.  1679.  1710.  1737.  edit.  4*  '757.  IL 
Tomi  foL  SuppLmentbände  hiezu  haben  geliefert:  A.  F.  Schott  1775,  R.  C. 
Frhr.  v.  Se>eexbebg  1789,  L.  G.  Madihx  Fase.  1  —  3.  1817—1819.  Fase.  4. 
i8i3.  J.  St.  Pütteb's  Literatur  des  teutschen  Staatsrechtes.  Drei  Tbeile. 
1776.  1781.  1783.  8.  J.  L.  Klüber's  neue  Literatur  des  t.  Staatsrechtes  (als 
Fortsetzung  und  Ergänzung  der  Pütterischen).  1791.  8-  F.  S.  Ebsch  Handbuch 
d.  Literatur  der  Jurisprudenz  und  Politik,  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  Leipz- 
181«.  8.  C.  C.  A.  H.  v.  Haupt/.  Literatur  des  Slaatsr-  des  rhein.  Bundes j  in 
dessen  Bei|r.  z.  Staats-  und  Völkerrecht,  Bd.  I  (  Berl.  i8i5.  8.),  S.  1—8»; 
gröfstentheils  auch  in  dRhein.  Bund,  XXV-  161  ff.  UV.  4o3  ff.  vergl.  mit  XXV. 
7  ff.  XXVI.  137  ff. 

1  »        *    •      ■  t  • 

§•  24. 

Classification   der  Sc/oi/le». 

*  i  I 

Der  publicistUcheBüchervoiTath,  läfst  sich  auf  folgende  Art  ordnen : 
I)  Literarische  Hülfmittel  «),  und  Geschichte  des  Staatsrechtes  (§.  ia, 
Note  g).  II)  (Quellen,  sowohl  Staatsverträge  und  Staatsgesetze,  als 
auch'  Staats1  A'cren  (§.  54)  und  Urkunden  *).  DI)  Compcndiarische 
Schriften  e).  IV)  Ausführliche  Systeme  <0  oder  Handbucher.  V)  Urläu- 
terungstchriften  (Commentare)  über  Staatsverträge  und  Staatsgesetae  O* 
VI)  Systematische  Werke  über  einzelne  Haupttheile  des  öffentlichen 
Rechtes  /).1  VH) '  Monographien  s*)  (Dissertationen,  Programmen, 
Tractate).  Vtll)  Vermischte  Samminngen  *).  IX)  Dedactionen,  Gut- 
achten, Rechtsfalle,  rechtliche  Erkenntnisse  «*)•  X)  Lexicographische 
Werke*).  XI)  S  ehr  Uten  über  die  Half-  und  verwandten  Wissen- 
schaften 0- 

•)  £u»u,  Pj?ma,  B^Vssa,  Ense»,  v.  Kamptz  a.  a.  O.  (oben  ).  o3.) 
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6)  Die  Protocolle  der  t.  Bundesversammlung,  und  die  Regierun ps  Blätter  (amtliche 
Verkündtgungsblätter )  u.  a.  amtlivhe  Sammlungen  der  einzelnen  t.  Staaten.  — 
Die  Protocolle  der  t.  Bundesversammlung,  wovon  unten  %.  168  ff.,  erscheinen  aeit 
1816:  a)  in  amtlich,  unmittelbar  nach  jeder  Sitzung  in  der  BundesPräsidial* 
Buchdruckerei  veranstalteten ,  nur  für  die  Gesandschaftcn  und  Regierungen 
bestimmten  Abdrücken,  mit  aufgedrucktem  Stempel  der  BundcsCanzIci,  auf 
Schreibpapier  in  Folio,  unter  folgendem  Titel :  Prototolle  der  deutschen  Bundes- 
versammlung, nebst  den  loco  dictaturac  gedruckten  Beilagen,  vom  Jahre  u.  s. 
w.  Jeder  Jnlirgang  ist  mit  einem  Register  versehen.  Ein  gemeinschaftliches 
alphabetisches  Register  für  die  Jahrgänge  1816—1821,  von  Adolph  v.  Hoi.k- 
havsks;  erschien  auf  Rosten  der  B.  V.  im  J.  1822.  Fol.  Eine  neue  Aufläse 
dieses  Registers,  fortgesetzt  bis  Ende  1823,  erschien  i8?4«  P)  Für  das  Publicum 
liefert  dieselbe  Druckerei  eine  eigene  Ausgabe,  jedoch  ohne  die  loco  dictaturac 
gedruckten  Protocolle,  Registraturen  und  Beilagen  unter  folg.  Titel :  Protokolle 
der  t.  B.V.  Frankf.  1816 — »8a8,  neunzehn  Bände  in  4 ;  wovon  der  jüngste  die 
öffentL  Protocolle,  von  18*7  und  1828,  die  von  1828  auf  2a  Seiten,  enthält. 
Vergl.  unten  %.  1 58.  Dieselbe  Buchdruckerei  lieferte  auch  von  <».n  bei  der  B.V. 
gedruckt  eingereichten  •  Actenstüchen  •  eine  Sammlung,  in  l'üuf  Bänden,  von 
1817  —  1820 ,  in  4  »  deren  Fortsetzung  zeither  unterblieb.  —  Eine  Ucbrrsicht 
des  Inhaltes  der  Protocolle,  bis  1822,  systematisch  geordnet,  ist:  G.  v.  Mttxa'a 
Repertorium  zu  den  Verhandlungen  der  t.  B.  V.  Frankfurt,  lieft  1—4. 
1820  —  1822.  8. 

Allgemeine  Quellentammlungen  für  Staatsverträge  und  StaalsgeseUe ,  für 
StaatsActen  und  Urkunden: 

1)  Für  den  Zeitraum  des  Teutschen  Bundes-.  Die  Ausgaben  der  SchlufsActe 
des  wiener  (Kongresses,  der  t.  BundesActe,  u.  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820, 
a.  man  §.56.  Acten  des  wiener  Congresscs,  herausg.  v.  J.  L.  Hj.cbeb.  Hd.  I— VI  II. 
Erl.  i8i5 — 1819.  8.  Archiv  des  wiener  (Kongresses;  herausg.  v.  J.  Grafen  v. 
Sodxs.  St  1—3.  Nürnb.  i8i5.  8.  Allemannia.  Bd.  I  — VII,  oder  42  Hefte 
(München)  i8i5  u.  1816.  8.  Neue  Allemannia  Bd.  I.  (München)  1816.  8.  Die 
unten  bei  Xum.  a  angef.  allgemeine  StaatsCorrespondenz  u.  s.  w.  Der  teutsche 
Bund;  herausg.  v.R.E.  Schyid.  Hildb.  Bd.  I.  1816.  Bd.  II.  (4.  u.  5.  Heft)  1817. 
8.  Tcutsiitc  Staatsanzeigen;  herausg.  von  A.Müllxb.  Lcipz.  Bd.I.  1816.  Bd.  II. 
1817.  8.  Allgemeines  StaatsverfassungsArchiv.  Weimar.  Bd.  I,  II  u.  III.  1816 
u.  1817.  8-  Staatsarchiv  des  teutschen  Bundes;  herausg.  v.  J.  L.  Hlcbch  Bd.  I 
und  II.  (5.  und  6.  Heft)  Erl.  1816  und  1817.  8.  Archivcs  diplomatiqucs  pour 
l'histoire  du  tems  et  des  ctats.  Sfuttg.  T.  I  — V.  i8aa— 1824.  8.  —  J.  L. 
Hlübxb's  QücllenSammlung  zu  dem  öffcntl.  Recht  des  T.  Bundes.  Dritte.  seJir 
verm.  Aufl.  Erlangen  i83o.  8.  (Die  beiden  ersten  Aufl.  erschienen  unter  dem 
unten,  %.  56  a,. angef.  Titel.)  M.  G.  F.  M.  Gbüvzll,  die  Quellen  des  allgemeinen 
teutschen  Staatsrechtes,  seit  i8i3  bis  i8ao.  Leipz.  Th.  1.  1820.  8.  Qucllea  des 
öffentl.  Rechts  der  t.  Bundesstaaten,  von  »800  bis  1821.  Th.  I  u.  II.  Carlsr. 
1822.  8.  G.  v.  Me\eb's  corpus  juris  confoederalionis  germanicae.  Tb.  I, 
europäisch  -  germanischer  Codex;  Th.  II,  rein  -  germanischer  Codex.  Frankf. 
i8aa.  8.  Ein  Anhang,  als  zweiter  Thcil,  zweiter  Band,  ohne  Jahrzahl  (18*7% 
auf  88.  S-  8-  Goar.  Emxibghaus  corpus  juris  germanici,  tarn  publici  quam 
prirati,  academicum.  Jena,  Bd.  I,  1824.  XII  u.  620  S.  Bd.  II,  740  S.  8.  Cna. 
Fa.  Elvxbs  Hauptquellcn  des  deutschen  BundesStaa tsrechtes.  Gött.  1824*  iai. 
S.  8.  A.  Michaelis  Corpus  juris  publici  germ.  academicum.  Tüb.  i8a5.  8. 
Grudgesetze  des  teutschen  Bundes.  Zum  Handgebrauch  bei  Vorlesungen  über 
d.  teutsche  Staatsr.  ton  Scnus.  Berlin  i8a5.  119  S.  8. 

a)  Für  den  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes:  Die  Ausgaben  der  rhein.  Bun- 
desActe., s.  3o.  Der  Rheinische  Bund.  Herausgeg.  von  P.  A.  Wiaaorr 
Frankf.  1806—1814.  Heft  I  —  JLX1X,  in  a3  Bänden,  nebsi  einem  Supplement- 
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Heft  8.  Führt  von  dem  61.  Heft  an,  auch  den  Titel:  Allgemeine  Staats- 
Correspondenz ;  herausgeg-  von  P.  A.  Wishopp.  Offenb.  18t* — 1814*  Bd.  I 
bis  HL  8,  in  jedem  Band  3  Hefte«  Allgemeine  StaatsCorrespondenz;  als  Fort- 
setzung der  Zcitschr.  der  Rhein.  Bund;  herausgeg.  von  Baukb,  Bkhb  u.  Schott. 
Ascbaffenb.  18.4— >8i5.  Bd.  I  — III.  8.  Eine  französ.  Ucbcrsetzung  der  ersten 
Bände  des  Rhein.  Bundes,  erschien  unter  folg.  Titel:  Collection  des  actes,  re- 
glemens,  ordonnances  et  autrei  pieces  officielles  relatives  ü  la  conföderation 
da  Rhin.  Paris.  T.  I  — IV.  1808-  8.  Collection  des  lois,  actes,  ordonnances  et 
autres  pieces  officielles  relatives  ä  la  coniederation  du  Rhin.  lere  annce,  com- 
posee  de  11  cahiers.  Berlin  1809.  8.  Paul  Ozstzhbeicheb's  Archiv  des  rheini- 
schen Bundes.  Bamb.  1806—1808,  Heft  I— XII.  4.  Ebenes.  Hriegsarchiv  des 
rhein.  Bundes.  1806.  1807.  1808.  4.  Ebsndess.  Denkwürdigheiten  der  Staaten- 
kunde Teutschlands.  (Bamb.)  Bd.  I  u.  II.  180a  §.  Ebendess.  Denkwürdigkeiten 
der  Staatenkunde  Teutschl.  besonders  des  rhein.  Bundes  (Bamb.)  Bd.  I.  1809. 
8.  Archiv  der  Regierung  u.  Gesetzgebung  d.  rhein.  Bundesstaaten-  Wirzb. 
1808.  4*  Frhrn.  v.  Hebtwich's  monatliche  Abhandlungen.  (Erschien  seit  1788 
bis  1808.  monatlich  in  3  Foliobogen,  gedruckt,  für  Abonnenten.)  Actenstücke 
und  Verfassung  des  Rheinbundes.  Lcipz.  1806.  8.   Rheinische  Bundcsacte,  der 

presburger  Friede,  nebst  einigen  andern  hierher  gehörigen  Urkunden. 

.  Franz.  und  teutseh.  Coburg  1807.  8.  Germanien;  herausgeg.  von  A.  F.  W. 
Caoitt  u.  C.  Jaup.  Giessen  1807—1811.  Bd.  I — IV.  8.  Germanien  und  Europa  $ 
herausgeg.  t.  A.  F.  W.  Cbohe  u.  C.  Jadp.  Bd  I.  Giessen  181s.  8. 

3)  Neuere  Journalistik  und  Sammlungen  vermiscluen  Inhaltes:  «s.  B.  SculÖ- 
zeh's  Briefwechsel,  seit  17-2.  10  Bände.  4.  Aufl.  Gött  1780  fr.  8.  Ebendess.  Staats- 
anzeigen. 18  Bände.  Ebendas.  1781—1794.  8.  Europäische  Annalcn ,  seit  1795. 
Tübingen.  8.  Politisches  Journal,  seit  1781.  Hamb.  8.  Historisch  -  statistisches 
Archiv  für  Südteutschland.  Frankf.  u.  Lcipz.  I.  Bd.  1807.  8.  Die  Zeiten,  ron 
C.  D.  Yross,  seit  i8o5.  C.  F.  HXbeblis's  Staatsarchiv ,  Heft  1— 6s,  1796—1808. 
8.  Nie  Vogt's  Staatsrelationen,  seit  i8o3.  v.  Abchknholz  Minerva,  seit  179«. 
Der  tcutsche  Zuschauer,  1802  u.  f.  Der  neue  teutschc  Zuschauer,  1804  u.  f. 
(J.  G.  Pähls)  NationalCbronik  der  Teutschen.  (Schwäbisch  Gemünd)  i8o3  bis 
1809  4.  Rronos,  eine  Zeitschrift  polit.,  histor.  u.  lit.  Inhalts.  Erschien  seit 
181s.  H.  LunHs's  Nemesis,  Zeitschrift  für  Politik  u.  Geschichte.  Weimar  seit 
1814.  (Bis  1817^  zehn  Bände.)  8.  F.  Buckholz  Journal  für  Teutschl.,  bist., 
pol.  Inhalts.  Berl.  seit  i8i5.  8. 

4)  Für  das  ehemalige  tcutsche  Staatsrecht,  und  grossentheils  noch  jetzt,  sind 
wichtig:  1)  Neue  Sammlung  der  Reichsabschiede.  1747.  4  Theile.  fol.  s)  J.  J. 
Pachskb's  von  Eggeostorf  Sammlung  aller  Beichsschlüsse  (von  i663  — 174°)« 
Begensb.  1740—1777.  4  Tbeile.  fol.  3)  C  F.  Gebstlachkh's  Corpus  juris  germ. 
publici  et  prWati.  1783-1789.  4  Theile.  8.  4)  Ebendess,  Handb.  der  teutschen 
Reicbsgesetze,  in  systematischer  Ordnung.  1786—1794.  11  Theile.  (der  eilfte  in 
s  Abtheilungen,  1793  u.  1794).  8.  5)  Zu  dem  Handgebrauch:  J.  J.  Schäalss 
Corpus  juris  publici  academicum.  17*2.  1717.  1735.  174&J  auch  17^9  u.  1774» 
besorgt  und  vermehrt  von  Gottl.  Schumash;  1794,  vermehrt  »on  Ren.  Hon- 
he L.  gr.a  6)  J.  C.  Ldmg's  t.  Reichsarchiv.  »4  Bände.  1710-17»«.  fol.  7)  Art. 
F.ibbh's  (Cph.  Leosh.  Lxucht's)  europäische  Staatskanzley.  n5  Bände,  1697—1760. 
und  9  Bände  Hauptregistcr ,  1761  —  1722.  8.  Ast.  Fabkb's  neue  europäische 
Staatskanzley.  3o  Bände  und  2  Bände  Hauptregister,  1761—1772.  8.  Axt.  Fa- 
beb's  fortgesetzte  neue  europ.  Staatskanzley.  25  Bände,  1772  — 1782,  nebst  Re- 
gister über  die  ersten  10  Bände.  8.  (Auch  unter  dem  Titel :  Neue  europ.  St.  C. 
3i-55.  Band.)  8)  J.  A.  Rsuss  tcutsche  Staatskanzley,  39  Theile,  1783  —  1800. 
8.  Dann  folgen:  der  Jahrgang  1799,  in  8  Bänden,  1800  —  1801;  der  Jahrgang 
i8bo,  in  5  Bänden,  1802  u.  i8o3j  der  Jahrgang  1801,  in  3  Bänden,  1802  — i8o3. 
8.   $)  Der  ReidudeputationsRecess  (v.  »5.  Febr.  i8o3),  mit  historischen,  geogra- 
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phischen  u.  stattet.  Erläuterungen  und  einer  Vergleifhungstafcl,  von  A.  C.  Gas- 
fabi.  2  Theilc.  Hamb.  i8o3.  8.  (Von  dem  RciclisdcputationsHauptschlufs  er- 
schienen auch  mehrere  Ausgaben,  ohne  Anmerkungen  in  fol.,  4«  «•  8«*  u»° 
neueste  von  J.  V.  C\xmfrkb.  Frank  f.  1814.  gr.  8.  Vcrgl.  \.  Bj  e. )  Dam  gc- 
.  hört  noch :  Protocoll  der  ausserordentlichen  Reichsdcputalion  zu  Regensburg. 
Begensb.  i8o3.  2  Runde,  und  4  Rande  Rcilagen.  4« 

5)  Für  das  europäische  Völkcrrccla:  Lbipmtz,  Löhig  ,  du  Moht  ,  Rovsset. 
J.  J. -Schuavss  corpus  juris  gentium  academicum  (1096 — 1731)  T.  I.  etil.  Lips. 
1730.  8.  F.  A.  \Vesck  codex  juris  gentium  (  1733 — 177».).  T.  L  II.  et  III.  Lips. 
1781.  1786.  1796.  8.  G.  F.  dk  Mabtess  Recueil  des  prineipaux  traites  (1761  bU 
1801).  T.  I-V1I.  ä  Götlinguc  1-91  —  1801  (neue  Aufl.  des  T.  I.  et  II.  ib.  1817); 
und  Etendess.  Supplement  au  Recueil  etc.  T.  I— XI,  1*»  Partie  (enthaltend  Ver- 
trage bis  Ende  1827)1  ibid.  1802 — 1829.8;  u.  ein  Volurno  supplcmentaire  au  IX*""" 
Tome  (enthaltend  Vertrüge  v.  i8i5 — 1812)«  ibid.  1829.  Das  Supplement  auch 
unter  dem  Titel:  Nouveau  Recueil  etc.  Abrege  de  l!histoire  des  traites  de 
paix  entre  les  pulssauces  de  l'Europe,  depuis  la  paix  de  Westphalie.  Par  Mr. 
Kocir'ä' Basic.  IV.  Vol.  1796.  1797.  8.  Deuxiemc  edit.,  entierement  refonduc, 
augtnentee  et  continuee  (jusqu'au  traite  de  Paris  du  20  nov.  i8i5. )  par  F. 
Schofll.  Paris  1817  et  1818.  Vol.  I  — XV.  8.  C.  D.  Voss  Geist  der  merkwür- 
digsten Bündnisse  und  Friedensschlüsse  des  achtzehnten  Jahrhunderls.  Gera, 
Th.  I  — V.  1801  u.  1802.  Desgl.  des  neunzehnten  Jahrb.,  Th.  VI  u.  VII,  i8o3 
u.  1804.  8. 

6)  Urhundenversviclutisss  oder  Repertorien  über  die  gedruckten  Urkunden, 
sind  angezeigt  in  Rlibeu's  droit  des  gens,  Supplement,  %.  8,  in  EUndcss.  neuer 
Literatur  des  t.  Staatsrechts,  S.  81  f.,  in  Püttkr's  Lit.  des  t.  Staatsr.,  Th.  II, 
§.  769-  Für  Teutschland  überhaupt,  von  3i 4  bis  in  das  J.  1730,  dient:  J.  P. 
Georgisch  reges ta  chronologico  -  diplomatica.  Hai.  1740 —  *744«  T.  I  —  IV.  Fol- 
Ein  Vcrseichnifs  für  das  t.  PrivatFürstenrccht ,  von  Reiche,  unten  §.  75. 

n)  Für  das  öffentliche  Recht  des  Teutschen  Bundes ,  und  für  das  Staatsrecht  der  /iwt- 
desstanten  überhaupt:  1)  F.  W.  Tittmass's  Darstell,  der  Verfassung  des  t.  Bun- 
des. Leipz.  1818.  8.  2)  L.  v.  Drbsch  öifentl.  Recht  des  t.  Bundes  und  der  t. 
Bundesstaaten,  Tüb.  Th.  I.  1820.  Erste  Fortsetz,  (enthalt  e.  Zusammcnstell.  der 
wiener  SehlufsActe  von  1820).  1821.  8.  3)  J.  F.  Stichel  Lehrb.  des  deutschen 
Staatsrechts.  Glessen.  1820.  8.  4)  A.  Michaelis  Entwurf  c-  Darstellung  des 
öffentl.  Rechts  des  deutschen  Bundes.  Tüb.  1820.  8.  5)  Expose  du  droit  public 
d'AUcmagne ;  par  E.  Ii.  de  S*  (Schwabzhopf)  Geneve  et  Paris  1821.  8.  6)  R. 
E-  SeHxm's  Lehrb.  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts.  Jena,  I.  Abth.  1821. 
8.  7)  J.  Rvdkabt's  Recht  des  t.  Bundes.  Stuttg.  1822.  8-  8)  A.  Ubunsoüell's 
Staatsr.  des  teutschen  Bundes  u.  der  Bundesstaaten;  q.  Beitrag  zu  den  Sehrif. 
ten  von  Klüsen,  u.  Dnssca.  Abth.  I  u.  II.  Erf.  ift»».  8.  9)  (Tbcod  )  Schmalz, 
des  teutschc  Staatsr.  Berlin  i8«5.  8.  10)  F.  v.  Libcdslcv  s  Grundrifs  des  deut- 
schen Staatsr.  Giesseh  1828.  8;  ;  '.  " 

Für  das  heutige  Staatsrecht  einzelner  t.  Bundesstaaten  :  J.  Sc umelzixg's  Staatsr. 
des  Königr.  Baiern.  Tb.  I  u.  II.  Lcipz.  1820-  g.  L.  v.  Dbesch  'Grundzüge  des 
baieriseben  Staatsrechtes.  Elm  1823.  8.  F.  C.  K.  Sciiikck  Staatsr.  des  Rönigr. 
Baiern.  Erlangen ,  Bd.  I.  1824.  8.  C  Cucunus  Lehrb.  des  Staatsr.  der  consli- 
tutionellen  Monarchie  Baierns.  Würzb.  1825.  8.  J.  Rcdiiabt  über  den  Zustand 
des  Königreich  Bayern  etc.  3  Theilc.  Erl.  1825  —  1827.  8-  1823.  Rob.  Wohl 
Staaatsr.  des  Königr.  VVürtcmberg.  Tüb.  Bd.  I,  1829.  Bd.  II.  i83o.  0.  E,  J. 
J.  Pfister  geschieht!.  Darstell,  der  Staatsverfassung  des  Grofshprzogth.  Ba- 
,  den  u.  der  Verwaltung  desselben.  Heidelb.  Tb.  1  (von  1806—  i8u  ),  1^29.  , 8* 
£.  (W.  ScawEiTZBn's  öffentl.  Recht  des  Grofsherzogtb-  SapbscnVl'ciinarEispoaeli. 
Weimar,  Th.  L  »ßaö.  8.    Scblsgel  s  Staatsr.  des  Königr.  Däneciax^  und  der 


Digitized  by  Google 


des  leutschcn  öffeutlichen  Rechtes.  27 


Herr.ogth.  Schleswig,  Holstein  und  Lauonburg.  Aus  dem  Dän.  r.  Saaavw 
Schleswig  1828. 

Für  das  öffentliche  Recht,  wahrend  des  rheinischen  Bundes :  Joh.  Zivtkl's  Entw. 
e.  Staatsrechtes  für  d.  rbein.  Bund.  München  1807.  159  S.  8.  C.  S.  Zachariä 
jus  pubL  civitatum  quae  foederi  Bhenano  adscriptac  sunt.  Hcidelb.  1807.  8^  S. 
9.  W.  J.  Beor's  System.  Darstell  d.  rhein.  Bundes.  Wirzb.  1808.  8.  J.  L.  Ktö- 
ui'i  Staatsr.  des  Rheinbundes.  Tüb.  1808.  8. 

Für  das  ehemalige  lettische  Staatsrecht ,  aufser  den  unten  Note  d  angef.  Sc  hriften  : 
1)  Jo.  Jac.  Mascov  prineipia  juris  public!.  1729.  it38.  i~44-  *73o.  1759.»  ver- 
mehrt u.  interpulirt  von  H.  G.  Fra:scrk  ,  1769.  "Wien  1781.  8.  2)  Von  Job. 
Steph.  Püttur  :  Elementa  juris  publ.  1734*  1736. 1760. 1766.  8.  Nova  epitome  jur. 
publ.  17J7.  8.  Kurzer  Begriff  d.  t.  Staatsr.  1764.  1768.  8.  Inslitutiones  jur.  publ. 
1770.  1776.  1781.  178-.  »792.  1802.  8.  (Teutsch  von  C  A.  F.  Gr.  v.  Ifonr\Tn\t, 
mit  Anmerk.  v.  F.  W.  Gaix*.  2  Bände,  1791  —  1793.)  Tnbulac  juris  publ. 
svnopticae.  1773.  1787.  Fol.  3)  Jo.  Hksr.  Christ,  de  Selchow  elem.  jur.  publ. 
gerin.  T.  I.  1769.  1782.  T.  II.  177a.  1794*  W.  7)  Jon.  Lud.  Klu'bfrY  Einleit.  zU  ei- 
nem neuen  Lebrbegriff  dos  t.  Staatsr.  Erl.  i8o3.  8.  5)  Just.  Ci>h.  Leist  Lehrb. 
des  t.  Staatsr.  Gült.  i8«3.  a.  AuH.  i8o5.  8.  6)  Nie.  Tain.  Göknkr's  t.  Staatsr. 
Laudsh.  1804.  8-  7)  Th.  Schxaiz  Handb.  d.  t.  Staatsr.  Halle  i8o5.  8.  8)  Axdr. 
Jos.  Schsaubrbt's  Lehrb.  d.  t.  Staatsr.  Bd.  I.  Jena  1806.  8.  9)  Abrege  chro- 
nologique  de  Tiiistoire  et  du  droit  public  d'AUemagne,  par  Mr.  (  Cnn.  Fred.  ) 
Pfefexi.  (de  K  riegelst  ei  n  ).  a  Paris  1754«  ä  Mannh.  1758.  ä  Paris  1760.  1766. 
term.  u.  verb.  ebendas.  1771.  a  Bde.  in  4*  u.  8. 

Für  das  ehemalige  kutsche  Tcrriton'alStaatsrccht  insbesondere  :  1)  verschiedene 
"Werke  von  J.  J.  Moser  (s^  onten  Note  d  ).    2)  A.  J.  Schnavbfrt's  Anfangsgr. 
des  Staatsr.  der  gesainmten  Beichslandc.  Jena  1787.  8.    3)  J-  H.  v.  Both's 
Staatsrecht  deutscher  Reichslande.  Mainz.  Th.  I  u.   II.   1788.  u.  179a*  8. 
4)  Für  das  Staatsrecht  geistlicher  Wahlstaaten  :  a)  (Wiub.  Held's)  Heicbsprä- 
latisches  Staatsr.  a  Thle.  Kempten  178-2  u.  1765.  8.     bl  Jos.  v.  Sartori's 
geistl.  u.  weltl.  Staatsr.  der  t.  hath.  gcistl.  Erz-,  Hoch-  u.  Riltcrsliftcr.  2  Bde. 
in  4  Abtheil.  Nürnb.  i7Ü8J— 1791.   5)  Für  da»  Staatsrecht  einzelner  t.  Staaten, 
z.  B.  a)  Oestreich ,  von  Schröttkr  u.  Bich  j  b)  Kursachsen,  von  Rösisa  und 
Kössig;  c)  Wirtcinbcrg,  von  B&et*r;  d)  Zweibrücken,  von  Bachäas»  j.e)  Meck- 
lenburg, von  Hagkxkistpr;  f)  Kurmainz,  Kurtrier  uud  mehrere  andere,  von 
J  J.  Mo^h;  g)  Beichsrittcrschaft ,  von  Kerner  u.  Klüber.    3lan  s.  Püttbrs 
Lit.  III.  3H5.    Klüber's  neue  Literatur.  §.  679.  9.36  —  9-1  u.  1042  ff. 
i)  Für  das  heutige  teutsrhe  öffentliche  Recht,  sind  einst  ausführliche  Systeme  zu  er- 
warten. —   I  ür  das  vörtnalige  lettische  St.  R,  sind  die  wich tfgstcu:  1)  J.  F-  Pfu- 
riaoiBi    Vitriarius    illustratus.   Freiburg   1691-   8.    edit.  II.    auet.  Gothae 
T.  I.et  II.  1698  et  1699.  4.  edit-  III.  auet»  ibid.  T.  I.  «ine  anpo  (1712").  Tom.  II. 
sine  anno  (1718).  T".        sine  anno  (1723).  T.  IV.  1730.   Auch  mit  der  Jahr- 
zahl  1731.  4.  edit.  m  Ibid.  T.  I  — iy.  1739.  4.  edit.  V.  T.  I  —  IV.  Francof. 
1754.  4.     (Iliezu  gehört,  als  Register,  C  G.  Riccu  Rcpertorium.  Gothae 
(1741).  4.  edit.  II.  Francof.  1776.  J\.    Auch  bei  der  frankfurter  Ausgabe  des 
Vitriar.  illustr.  von  1734.)    2)  J-.  X- Moskr's  a)  tcutsches  Staatsr.  3o  Theilc, 
1753^  4-   Zusätze ,  ,2. Theile.  Register.  1754.   b)  Neues  -Staatsrecht,  un- 
tern YCTSihiedcneh  Tireln,  in  fast  eben  so  viel  Quaribanden,  zusammen  un- 
gefähr i3o  Alphabete.  1766—1775.   Ein  Band  Register,  1773.    Zusätze,  3  Bände, 
1781.  1782.  1783.  4-    (Pöttfr's  Lit.  I.  417  ff.)   3)  J.  C.  Mi.it r  s  tcutsches  geistl. 
Staaten.  *  TUeUe.  17-3. 7  Wc¥im?bctf8th»sr.  3  ThtHe,  1775  u.  17^6.  8.'  4'MJ-  B- 
I  öiso«)  Erklärung?  des  t.  Staatsr.,  nach  Ptftters  kurzem  Begriff  itnd  dahi-Vd** 
iesungen  *mf  4«r  4li*B*t*.. haben  Schule.  Wien  1703»  ft    &)  C.jP. 'Häbsäli*'» 
Hawll,^  det  t.:  *»c*  jie.  Hem»  ,G.  J>  TL  Ftf*i«ft> 
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« 

Berlin.  Bd.  I  u.  II.  1794*  Bd.  III.  1*97.  8.    6)  J.  Sf.  Püttbb's.  historische 
Enlnickelung  der  heutigen  Staatsverfassung  des  t.  Reichs.  3  Tbeile.  Gött. 
1786.   Zweite  Aufl.  1788.   Dritte  1798.  gr.  8. 
e)  Die  tu  dem  ehemaligen  lettischen  Staatsrecht  gehörigen,  8.  Klüber's  Lehrbegriff  d. 
t.  St.  R.  §.  14  ♦  Note  b,  n.  3,  und  ).  17,  Note  g. 

Zur  Erläuterung  der  rheinischen  BundesActe :  G.  H.  v.  Rebg's  Abhandlungen 
eur  Erläuterung  der  rhein.  BundesActe.  Hannov.  Th.  I.  1801.  8. 

Zu  Erläuterung  der  teutschen  BundesActe  :  J.  L.  Kiübvr's  ücbersiebt  der 
diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congresscs  überhaupt,  und  insonderh. 
über  wichtige  Angelegenheiten  des  t.  Bunde«.  Abth.  I— III.  Frankf.  1816.  8. 
Ebendess.  StaataArcbiv  des  t.  Bundes,  Heft  I,  S.  39  ff.  Heft  IL  S.  ia5  ff. 

/)  fehlen  bis  jetzt  noch. 

g)  Schriften  dieser  Art,  werden  unten  an  den  gehörigen  Orten  angeführt. 

h)  J.  N.  F.  Bbaubb's  Beiträge  su  einem  allgemeinen  Staatsrecht  der  rheinischen 
Bundesstaaten,  in  5o  Sätzen.  Carlsruhe  1807.  8.  Das  Staatsrecht  der  rbein. 
Bundesstaaten,  und  das  rhein.  Bundesrecht,  erläutert  in  e.  Reihe  v.  Abhandl., 
von  K.  Zächabiä,  Heidelb.  1810.  8-  —  L.  v.Dresch  Beiträge  r.u  d.  öffentlichen 
Recht  des  teutsch.  Bundes.  Tüb.  i8m.  8.  Abhandlungen  über  Gegenstände 
des  allgemeinen  Staatsr.  in  Neudeutschland.  Bd.  I ,  Abth.  1 ,  die  i8a3  noch 
geltenden  alten  Reichs-  u.  neuen  Bundesgesetse,  mit  Anmerk.  Abth.  a,  publici- 
atische  Statistik  der  souver.  d.  Bundesstaaten.  Carlsr.  1824.  8. 

t)  Von  älteren  Werken  gehören  hieher:  J.  C.  Lvxig's  bibliotheca  deduetionum, 
verm.  von  G. A.  Jexichhh.  1745.  8<  (Q  S.v.  Holbsckubeb's)  DeductionsBibliothek 
von  Teutschland.  Th.  I.  1778.  IL  1779.  IU- 17^'  IV-  ^Ö3-  8-   (Der  3.  u.  4.  Th. 

VOn  J.  C.  SlEBeS&KBS.) 

A)  C.  F.  Hemfbl's  allgem.  europ.  StaatsrechtsLexicon.  1751—1755.  9  Bände  in  4. 
Bepertorium  reale  pragmat.  juris  publ.  et  feud.,  mit  Budbb's  Vorrede.  Jena 
1751.  4*  umgearbeitet  und  vermehrt  unter  folgendem  Titel :  Bepertorium  des  t. 
Staats-  u.  Lehnrecbtcs,  von  H.  G.  Scheidexastkl-  Leipz.  Th.  L  (A  —  E)  1789. 
II.  (F-K)  i783  -  tob  C.  F.  Häbiuj,  HL  (L  —  O)  1793.  IV.  (P-R) 
1795.  gr.  4. 

I)  Vergl.  oben  %.  1a  f. 


III.      €  A  P   I   T   £  L. 

Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindunfp    Stiftung:  des 
rbeiniseben  und  des  teutseben  Bundes. 

&  25. 

StaatsrccliiUche  Stärke  und  politische  Schwäche  der  teutschen 

Itciehsvei'biiidutui. 

Zu  einem  hoben  Grad  ron  Bestimmtheit  and  Vollständigheit,  war  das 
st  a  a  t  s  r  e  c  h  1 1  i c  h  e  S  y  s  t  e  m  der  teutschen  Reichs  Verbindung  ausgebil- 
det «).  Aber  auffallend  schwach,  zxua  Theil  sich  selbst  widersprechend, 
war  der  politische  Charakter  des  teutschen  Reichs  *)  geworden,  in 
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dem  Innern  und  äussern  Staats  verhältnifs,  auch  in  den  Territorien. 
Bei  innerer  Schwäche,  bei  der  nicht  seltenen  Ueberhebung  mächtiger 
Beherrscher  teutacher  ParticularStaaten  über  die  Gesetze,  bei  dem 
AllianzSystem ,  welchem  viele  Landesherren  in  der  neuern  Zeit  den 
Vorzu«*  gaben  Tor  dem  verfassungsmäsigen  Schutz  der  Reichsver- 
bindung c) ,  bei  der  mindern  "Wirksamkeit  des  Reichs  im  Ganzen  für 
kriegerische  Verhälthisse,  war  ungeforderter  Einfluss  von  Aussen 
nicht  schwer,  oft  unvermeidlich.  Entscheidend  sogar  für  die  Fortdauer 
der  Reichsverbindung,  konnte  solcher  wirken,  sobald  die  beiden  teutschen 
Hauptmächte  ihm  zu  widerstehen  verschmähten,  oder  nicht  vermochten. 

«)  Natt«.  Schucbteoboil  diss.  conspectus  Yicissitudinum  quas  Germaniae  consti- 
tutio  polilica  experta  est,  ab  anliouiss.  inde  temporibus  usque  ad  hodiernura 
diem.  Monachii  1817.  4* 

i)  Schilderung  desselben  in  Klöbm's  Eint  su  e.  n.  Lehrbegr.  des  t.  Staatsr- 
%.  76  ff.  Schilderungen:  in  der  Note  des  frans.  Geschfiftträgers  an  die  allgero. 
BcicbsTersammlung,  vom  1.  Aug.  1806  j  in  d.  Europ.  Annalen,  1806-  IX.  939;  in 
d.  EntsagungsUrkundc  der  rhein.  Bundesgenossen,  bei  d.  ReichsTcrsamml.  über- 
geben am  t.  August  1806,  S.  776;  in  d.  Schreiben  des  HurErskanslers  an  die 
Reichstrersamml.  vom  s8.  Mai  1806,  in  d.  Polit.  Journal,  1806,  S.  6o3.  J.  F. 
Scwsli.sbs  Oestreichs  Einflufs  auf  Deutschi.  u.  Europa ,  seit  der  Reformation 
bis  zu  den  Revolutionen  unserer  Tage,  a  Bände.  Stuttg.  1819.  8. 

c)  Eigenen  Willen  verliert  die  Schwäche,  im  Bunde  mit  der  Macht.  —  (Ueber 
die  neuere  Politik  der  teutschen  Höfe,  s,  (Pahl's)  NationalChronick  der  Teut- 
schen ,  i8o5 ,  St.  3. 

§•  26. 

Schwächende  Einwirkungen  von  Innen  und  von  Aussen. 

Erschüttert  in  seiner  Grundfeste,  ward  das  teutsche  Reich, 
durch  den  ihm  aufgedrungenen  Krieg  mit  Frankreich  «)  (22.  März  1793 

 <j.  Febr.  i8oi);^durch  TrennungsPolitik,  insbesondere  durch  Separat- 

Friedensschlüsse  und  Neutralität  teutscher  Fürsten  6)  (seit  dem  5.  Apr. 
1795);  durch  Streben  Einzelner  nach  Vergrößerung  mit  teutschen 
Landesbezirken  Oj  dur  h  die  geheimen  Artikel  des  Friedens  von 
CampoFormio  «0 ;  durch  Abreissung  der  teutschen  Staaten  auf  der 
linken  Rheinseite,  in  Folge  des  lüneviller  Friedens  (9.  Febr.  180», 
unten  §.  56);  durch  in  demselben  Frieden  festgesetzte,  fast  allgemeine 
Secularisation  der  geistlichenParticularStaaten,  und  ein  weit  greifendes 
Entschädi^ungsSystem  ,  beides  angenommen  und  ausgeführt  in  dem, 
von  Kaiser  und  gleich  genehmigten,  ReichsdeputationsHauptschlufs  vom 
25.  Februar  i8o3,  dieser  Vor  Acte  des  rheinischen  Bundes,  welche 
anter  dem  maasgebenden  Eioflufs  Frankreichs  und  Rufslands,  als  ver- 
mittelnder Mächte ,  errichtet  ward  *)• 

a)  M.  J.  Scmjdt's  Geschichte  der  Teutschen,  fortgesetzt  t.  J.  Milbuxsb.  Bd. 

XXI  (  1807.  8. )  ,  S.  m  -  3io. 
i)  KxCsza's  Staat«-,  des  Rheinbundes, ■%.  58,  Note  b. 

e)  Prenssischc  Occupationen  in  Franken  1791—1798-  Rkuss  t.  Staatskanzley,  Th. 
«9,  S.  169,  Tb.  3o,  S.  3o5,  Th.  3i,  S.  i  ff.   Abdruck  Kaiserlichen  Handschrei- 
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bens  an  die  Herfen  Kurfürsten,  t.  7.  Sept.  1796.  (Obne  Druckort.)  1797.  8. 
firandenburgische  UsurpalionsGcacbiehte  in  den  frink.  Fürstentümern.  »797. 
Fol.  Staatsarchiv  der  preufi-  Fürsten thümcr  in  Franken;  von  H&slsi*  und 
Ksetschhss*.  Bd.  I  —  III.  Baireuth  »797.  9.  Neue«  Staatsarchiv  u.  s.  w. ,  von 
Hanleih  und  Lang.  Bd.  I.  Ansb.  j8o8.  8.  Europ.  Annalen»  1806,  IX.  244* 
Kote  **.  Vergl.  dagegen  des  grofsen  Kurf.  Friedrich  Wilhelms  Erklärung,  in 
d.  polit.  Journal ,  1806.  S.  608. 
<0  Vom  17.  Oct.  1797;  in  v.  Mirtkss  recueil,  VII. 's  1 5.  Histoire  abregee  des 
traites,  par  Koca  et  Schoell,  V.  54  et  suir.  Zu  vergleichen  mit  der  Baiser! 
Wahlcapitulation. 

#)  Kiübebs  Ucbersicbt  der  diplom.  Verhandl.  dei  wiener  Congr.  S.  398  ff. 
Vergl.  unten  %.  58« 

§•  27. 

Napoleon* s  vorbereitende  Zerstörungs versuche. 

» 

Nur  scheinbar  war  die  neue  und  vermehrte  Starke,  welche  dem 
teutseben  Reich,  nach  Napoleon' s  Versicherung«),  durch  den 
HeichsdeputaüonsHauptschlufs  sollte  zu  Theil  geworden  seyn.  Der 
Eroberer  erneuerte  und  vervielfältigte  seine  vorbereitenden  Zer- 
störungsversuche. Rufslands  Bemühung,  ihnen,  durch  ein  von 
den  nord -europäischen  und  nord- teutschen  Staaten  mit  ihm  y.u 
schliessendes  fortwährendes  Bündnifs  Einhalt  zu  thun  ,  waren 
fruchtlos.  Napoleon  bemächtigte  sich  der  hannöverischen  Staaten  (Jul. 
i8o3).  Er  versicherte  sich  durch  Allianz  Verträge ,  der  Streitkräfte 
Baierns,  Wirtcmbergs  und  Badens  c).  Er  hatte,  nach  einem  neuen 
Krieg  mit  Oestreich,  in  welchem  er  das  preussische  neutrale  Gebiet 
in  Franken  durch  unbe willigten  TruppcnDurchmarsch  verletzte,  durch 
den  presburger  Frieden  (26.  Dec  i8o5)  Oestreichs  Macht  abcrmal 
bedeutend  geschwächt.  Baiern  vergrößert,  und  nicht  nur  den  Kurfürsten 
von  Baiern  und  Wirtemberg  die  Königswürde,  sondern  auch  ihnen 
und  dem  Kurfürsten  von  Baden  eine  relative  Souverainetäi  «*)  verschafft. 

• 

a)  Im  Febr.  i8o3.  Europ.  Annalen  ,  i8o3,  II.  145  f. 

h)  Russischer  (noch  ungedruckter)  Entwurf  eines  Bundes  der  genannten  Staaten, 
dessen  Häupter  und  Prolcctorcn  Rufsland  und  Preusscn  seyn  sollten,  vorgelegt 
/.u  Berlin  im  Herbst  i8o3-  Wird  gedruckt  erscheinen  in  HlIbeb^  Abhandlungen. 

c)  Im  Sept.,  Oct  u.  Dec.  i8o5.  Wirtemberg  schlofs  mit  Napoleon  einen  Allianz- 
vertrag  zu  Ludwigsburg  am  4.  Oct.,  u.  einen  andern  Staatsvcrtrag  zu  Wien  am 

'  13.  Dec.  i8o5  ;  beide  sind  wie  die  baicrischen  und  badisehen,  «och  ungedruckt. 
Der  zweite  badisebe  ward  geschlossen  zu  Schönbrunn  am  so.  Dec.  i8o5. 
Hlübkr's  Staatsr.  des  Rheinbünde*  .      134,  Note  bj  §.  i35,  Note  c. 

d)  (K.  F.  A.  P.  v.  Dalwigb's)  Publicist.  Erörterung  der  in  dem  presb.  Fr.  be- 
gründeten Sowerainetät  der  Häuser  Baiern,  AVirtembcrg  und  Baden.  Hada- 
mar 1806.  8.  Rhein.  Bund,  IV.  68  ff.  Zufällige  Gedanken  —  —  ob  durch  die 
rhein.  BundesActe  den  neuen  Souvcrainen  eine  gröfscre  Gewalt  beigelegt  wor- 
den sey,  als  sie  vorhin  gehabt  haben?  (Ohne  Druckort)  i,8o-\  8.  S.  19. 
Koch  et  Schoell  hist  abregee  des  traites  etc. ,  VII.  435  et  suiv. 
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§  28. 

Fortsetzung. 

Napoleon  hatte  Preussen  gcnöthigt ,  gegen  Abtretung  Ansbach», 
Äeufcbatels ,  und  des  elevischen  Landesbezirks  auf  der  rechten  Rhein» 
seite ,  das  Kurfürstenthum  Hannover  von  ihm  anzunehmen  «).    Er  hatte, 
ohne  Widerspruch  von  teutscher  Seite,  das  Herzogthura  Berg  und  die  Reste 
des  Herzogthums  Cleve  auf  der  rechten  Rheinseite ,  sogar  mit  voller 
Souverainetat  6) ,  an  seinen  von  ihm  zum  Herzog  von  Berg  und  Cleve 
ernannten  Schwager,  den  Prinzen  und  GrofsAdmiral  von  Frankreich, 
Joachim  Murat,  abgetreten.    Er  hatte  zu  München  (März  1806)  Unter- 
handlungen mit  Baiern,  Wirtemberg  und  Baden  eingeleitet,  um  diese 
Staaten  j  mit  gleichzeitiger  Unterordnung  aller  benachbarten  minder- 
roächtigcn   Landesherren    und  Rcichsunmittelbaren  ,   sonach  fast  das 
ganze  südliche  Teutschland,  von  Ocstreichs  politischem,  und  von  des 
Kaisers  und  Reichs  staatsrechtlichem  Ein  flu  fs  möglichst  frei  zu  machen  c). 
Er  hatte  "wichtige  MilitarPunctc  auf  der  rechten  Rbeinseite  sich  zuge- 
eignet,  das  Fort  und  Stadtchen  Kehl,  Cassel  (bei  Mainz),  Kostheim, 
die  ganze  St.  Pelcrslnsel ,  und  den  militärischen  Theil  der  Festung 
Wesel  *0.    Er  hatte  seinen  Oheim,  <len  Cardinal  Fesch,  zum  Coadjutor 
und  RegierungsNach folger  des  KurErzhanzlers   und  ersten  teuschen 
Reichsstandes  ernannnt         Auch  hatte  Schweden,  als  Herzog  von 
Vorpommern ,  von  der  tcutschen  Reichstagsversanimlung  sich  abge- 
sondert /).  So  —  war  das  teutsche  Reich  durch  die  That  schon,  seiner 
Auflösung  nahe  gebracht  ff). 

s)  Traetate  mit  Preussen,  zu  Paris  am  i5.  Febr.  1806,  und  vorher  au  Wien  am 
i£>.  Dec.  i8o5.  Polit.  Journal,  1806,  S.  sa5  ff.,  aÖ2,  28«).  3i<>,  34o,  34?«  383,  4^7» 
5o3  u.  943.    Hoch  et  Schokm.  bist,  ahregee  des  traites ,  VllL  i4>  3i.  6s. 

t)  *Avec  la  piu'ne  souverainetc  ».  Napoleon'«  Decret,  datirt  Paris  den  i5.  Mär/- 
1806-  Kapoleon  halte  kuns  vorher  von  Preussen  den  Theil  des  Herzogthums 
Cleve  auf  der  rechten  Rhiinscitc,  von  Baiern  das  Hcrzogthuin  Berg  sich  abtre- 
ten lassen.   Marths  rcrucil ,  SuppUm.  IV.  239. 

t)  Des  frans.  Gesandten  Otto  (noch  ungedrucktes  Projet  de  Convention  etc., 
datirt  München  «len  19.  Marx  1806.  Vcrgl.  Klübeb's  Ucbersicht  der  diplomat. 
Verhandl.  des  wiener  Congr. ,  S.  no,  Note. 

d)  KlGbeh's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  %.  6t.  1  . 

r)  Der  KurErskanzlcr  meldete  (18.  Mai  1806)  der  Reichsversammlung,  Er  habe  sich 
den  Cardinal  .von  dem  Papst  tum  Coadjutor  und  Nachfolger  erbetenX  Polit. 
Journal ,  1806 ,  S.  5qi.  H-  Frans  II.  Gegenerklärung.  Ebend.  S.  76s.  Kocii 
et  Scbokll  bist,  abregee  des  traites,  VIII.  14s. 

f)  Bote  des  sohwed.  ComitialGeaaadtep  vpm  i3.  Jan.  1806 ,  in  d.  Polit.  Journal, 
1806,  Jan.,  S.  106.  Mildernde  Erklärung  in  e.  Circular  des  Schwed.  Cabinet- 
Secretärs,  v.  5.  Jul.  1806,  ebendas.  Jul.,  S.  176,  und  in  einer  Rede  des  Königs 
am  7.  Aug.  1806  ,  ebendas.  S.  818.   Koch  et  Scbokll  a.  a.  O.  VIII.  146. 

f)  Napoleon'«  vorbereitende  Erklärung,  wenn  nicht  schon  su  Stiftung  des  rhein. 
Bundes,  doch  zu  naher  Umwandlung  des  tcutschen  Reichs;  in  einem,  bald 
nach  dem  presburger  Frieden  erlassenen  Schreiben  an  den  pariser  Senat,  aus 
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München  datirt  vom  n.  Jan.  1806  ,  in  den  Europ.  Annalcn,  1806«  IX.  ia3. 
Polit.  Journal  1806,  S.  178.  Der  rheinische  Bund,  erklärte  er  hinterher,  sey 
nur  eine  natürliche  Folge  und  die  notlmendige  Vervollständigung  des  presb. 
Friedens;  Er  wolle  nur  rechtlich  fortsetacn,  was  facti.«ch  schon  seit  mehreren 
Jahrhunderten  existirt  habe.  Man  s.  seine  Erklär,  an  die  t  Reicbsversamml. 
v.  1.  Aug.  1806,  u.  a.  Schreiben  an  d.  Fürsten  Primas  v.  11.  Sept.  1806;  in  d. 
Europaischen  Annalen,  1806,  IX.  ai3  u.  ajjo.  Polit  Journal  1806,  S.  333.  Rhein« 
Bund,  II.  ujo.  Verglichen  mit  der  frans.  Erklärung  Tom  11.  Febr.  i8o3,  in  d. 
Europ.  Annalcn,  i8i3,  II.  i/|5  f.  Auch  ward  das  teutsche  Reich  schon  in  dem 
presb.  Fr. ,  Art.  7 ,  «  Confe deration  gcrmanique  »  genannt 

§•  29. 

Napoleon'*  Uebermacht  und  Entschluss  zu  gänzlicher  Vernichtung  der 

teut sehen  Meic/tsverbindung. 

Mächtig  hatte  schon  seit  1793  Frankreich,  mächtiger  noch  (  j. 
27  f.)  seit  1799)  insbesondere  Napoleon,  auf  das  Schicksal  des 
tcutschen  Reichs  gewirkt.    Nicht  nur  beherrschte  dieser  gluckliche 
Feldherr  jetzt  unmittelbar  Frankreich   und  das  Königreich  Italien, 
sondern  er  hatte  auch,  seit  dem  presburger  Frieden,  zwei  seiner 
Brüder  auf  Königsthrone  gesetzt,  in  Neapel  «),  und  in  dem,  durch 
ihn   aus  der  batavischen  Bepublik  in  ein  Königreich  verwandelten 
Holland  6).  Ueberdiefs  hatte  sich  derselbe  einer  bedeutenden  föderativen 
Macht  versichert.    Selbst  noch  nach  dem  presburger  Frieden,  hielten 
zahlreiche  franzosische  Heere  einen  grossen  Theil  des  südlichen  und 
nordlichen  Teutschlandes,  sogar  die  ostreichische  Grenzfestung  Braunau, 
besetzt.    Ein  AllianzVertrag  hielt  Preussen  mit  Frankreich  vereinigt  <0* 
Mehrere  teutsche  Fürsten,   überzeugt,  dafs  Kaiser  und  Reich  vor 
Frankreichs  Macht  sie  nicht  schützen  könne,  wendeten  sich,  einzeln, 
um  ihre  Existenz,  zum  Theil  vielleicht  auch  um  Vergrößerung ,  an 
Napoleon.  —    So  vorbereitet  und  vom  Schicksal  begünstigt,  hatte 
dieser  Kaiser  der  Franzosen  (gegen  die  Mitte  des  Jahres  1806)  erwogen, 
dafs  eine  plötzliche  Trennung  des  teutschen  Reichs,  und 
die  Verwandlung  seiner  meisten  ParticulärStaaten  in  französische 
Schutzstaaten,  Oestreichs und Preussens Macht hedeutend schwächen, 
die  seinige  beträchtlich  mehren  werde;  auch  werde,  bei  der  so  eben 
vernommenen   beharrlichen  Weigerung  Bufslands,   abgesondert  von 
dem  mit  ihm  aliirten  England;  Frieden  mit  Frankreich  zu  schliefsen 
bei  der  wahrgenommenen  Unentschlossenheit  Oestreichs,  die  teutsche 
Reichskronc  an  Napoleon   in  Güte  abzutreten ,   die  Vertheidigung 
neuer,  und  zwar  völlig  entscheidender,  Schritte  in  Teutschland, 
ihm  nicht  schwerer,  eher  leichter,  fallen*  als  die  Behauptung  dessen, 
was  in  Neapel,  in  Holland,  und  anderswo  von  ihm  schon  geschehen 
war.    In  solcher  Lage  der  Dinge ,  erwachte  und  reifte  zugleich ,  ohne 
Unterhandlung,  in  dem  Geist  Napoleons,  mitten  unter  riesenhaften 
Entwürfen ,  im  raschesten  Wechsel  der  Begebenheiten ,  die  Idee  von 
gänzlicher  Vernichtung  der  teutschen  Beichsverbindung,  und 
von  Stiftung  des  rheinischen  Bundes,  unter  Seinem  Schutz  O,  als 
Mittel  zu  Erwerbung  der  von  ihm  beabsichtigten  Alleinherrschaft. 


Digitized  by  Google 


Stiftung  des  rhein;  und  des  teutschen  Bundes.  #3 


m)  Napoleon'*  Deeret,  Paris  vom  3o.  Man  1866.  Polil.  Journal,  1806,  S.  38o. 
389.  533. 

b)  Tractat  zu  Paris,  vom  24»  Mai  1806.   Polit.  Journal.  1806,  S.  548.  5-5.  . 

c)  Provisor.  Convention  eu  Wien,  i5.  Dec.  i8o5.  Tractat  zu  Park  ,  1».  Febr. 
«806.   Polit.  Journal,  1806,  S.  a83,  239,  383  u.  943. 

d)  Der  russische  Staatsrath  Oubbil  war  am  6.  Juli  1806  (nach  Andern  am  9.  Jul.) 
in  Paris  angekommen,  und  hatte  anfangs  gegen  einen  Separatfrieden  sich  er- 
klärt. Nachher  schlofs  er  doch  einen  solchen,  am  ao.  Jul.  r8o6,  dem  aber 
Alexander  die  Ratification  versagte.  Polit.  Journal,  1806,  8.  870,  934,  938,  939, 
94 1  u.  978. 

ej  Staatsgeschichte  Europa'»  von  dem  presbnrger  Fr.  bis  zum  Fr.  von  Tilsit 
(Tüb.  1809.  ia.),  S.  67  ff.  L.  G.  Bbsdow's  Chronik  des  Jahrs  1806.  Leipx.  1809. 
8.  Schxidt's  Gesch.  d.  Teutschen  a.  a.  O.  Nie.  Vogt,  die  teutsebe  Nation  und 
ihre  Schicksale.  Frankf.  1810.  4.  Das  t.  Reich  u.  der  rhein.  Bund,  e.  Paral- 
lele von  W.  J.  Bbbb,  in  d.  Rhein.  Bund,  XVIII.  418.  XIX.  99.  Vergl.  ebend. 
XI.  189.  XXI.  36i.  XXII.  3.  Europa  nachdem  Fr.  v.  Presburg;  in  d.  Jour- 
nal f.  Geschichte,  Statistik  u.  Staatswissensch.,  St.  III.  (Münster  1806.  S.) 
S.  61  ff.  Ueber  die  Unterjochung  Teutschlands ;  ebendas.  St.  II.  S.  148—157. 
Ueber  die  politische  Stellung  der  europ.  Staaten  kurz  vor,  und  gleicb  nach 
dem  Fr.  v.  Presburg  (1806.  8.) ,  S.  86  — 1*8. 

§.50. 

Stiftung  des  rlieiiiischen  Bundes. 

So  empfing  das  tausendjährige  Reich  der  Teutschen ,  in  der 
rheinischen  B undes Acte  «) ,  sein  Vernichtungsurtheil  aus 
N  a  p  o  1  e  o n's  Hand.  Verkündigt  ward  solches,  zuerst  den  zu  Unter- 
zeichnung der  rheinischen  BundesActe  zusammen  berufenen  Abgeord- 
neten der  zu  Bundesgenossen  erkohrnen  sechzehn  teutschen 
Reichsstände  und  Landesherren,  zu  Paris  am  12.  Jul.  1806, 
in  dem  Namen  des  eigenmächtig  handelnden  Protectors  von  seinem 
Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten;  dann  auch  der  teutschen 
Reichsversammlung,  am  1.  Aug.  1806,  in  dem  Namen  des  Pro- 
tectors und  der  Bundesgenossen  <0*  Ohne  Weigerung  und  unverweilt 
foigte,  von  dem  letzten  Kaiser  der  Teutschen,  Franz  IL,  dem  vier 
und  fünfzigsten  seit  Carl  dem  Grossen,  dem  zwanzigsten  aus  dem 
habsburger  Stamm,  die  Niederlegung  der  reichsoberhaupt- 
lichen  Würde  und  der  damit  verbundenen  Kaiserkrone  </).  Der 
eilfte  August  1806,  wo  diese  Abdication  am  Sitz  der  allgemeinen 
Reichsversammlung  erklärt  ward ,  ist  der  rechtliche  Endpunct 
des  teutschen  Reichs.  Die  Einweisung  einzelner  Bundesfürsten  in 
ihre  neuen  Staaten  oder  Landesbezirke,  geschah,  unter  bestimmten 
Bedingungen,  durch  französische  Commissarien,  mit  Beziehung  auf 
die  Stipulationen  der  BundesActe  «). 

a)  Eingang  v.  Art-  1,  »,  3  u.  11.  Geschlossen  ward  die  BundesActe  zu  Paris, 
11.  Jul.  1806,  ratificirt  von  dem  Protector  zu  St.  Cloud,  19.  Jul.,  von  den  Bun- 
desfürstett  zu  Mönchen ,  «5.  Jul-*  1801 ,  und  unverweilt  vollzogen  ;  Alles  unter 
dem  Schwert  Napoleon's.   Vergl.  BundesActe,  Art.  4<>.  —  Abdrucke  der  Bundes- 

.  otrwid.  R.d.t.  3.#A«fl.  J 


Digitized  by  Google 


34      Einl.  HL  Cap.  Auflösung  d.  t.  Reichsverbindung. 


Acte;  hinter  RiimKa's  Staatsr.  des  Rheinbundes;  teutsch  u.  franz.  in  Winsopp's 
rhein.  Bund,  I.  9.  u.  Berichtigungen  ebendas.  IV.  n5.  V.  3oa;  in  v.  MabtfVa 
recueil,  Supplein.  IV.  3i3.  Die  rheinische  ConfÖderationsActe ,  nebst  Urkun- 
den und  Aetenstücken ,  auch  allen  noch  geltenden  Gesetzen.  Herausgegeben 
ron  P.  A.  Winropp.  Frankf.  1808.  8«  —  Koch  et  Schokll  hist.  abregee  des 
traites,  VIII.  141  et  suiv.  M.  J.  Schmidt'«  Geschichte  d.  Teutschen,  Bd.  XXIII 
(von  der  Stiftung  des  Rheinbundes  bis  zu  d.  Krieg  mit  Oestreich,  1809;  von  L. 
v.  Dresch).  Ulm  1814.  8.  Lücchpsisi's  histor.  Entwickelung  der  Ursachen  und 
Wirkungen  des  Rheinbundes.  Aus  dem  Italien.  (1  Theile)  von  B.  J.  F.  v.  Ha- 
lb*. Leipz.  Th.  I.   Ursachen  des  Rheinb.  Leipzig  1811.  8- 

b)  Europ.  Annalen,  1806,  IX.  239.  Folit.  Journal,  1806,  Aug.,  S.  776.  —  Den- 
noch fragt  man  nach  der  Befugnis t  der  Bundesfürsten,  ihre  Verbindung  mit  dem 
teutschen  Reich  aufzukündigen.    VergL  Wusaso  in  dem  Rhein.  Bund,  LIII. 

387  f. 

cj  Ebendas.  «43,  und  die  historische  Anmerkung  daselbst,  in  der  Note**.  Polit. 
Journal,  1806,  Aug.,  S.  85o. 

d)  AbdicationsUrkundc,  datirt  Wien  6.  Aug.  1806;  in  den  Europ.  Annalen,  IX. 
«49,  u.  Polit.  Journal ,  1806,  S.  859-  Mitgetheilt  ward  sie  den  reichsständischen 
Gesandten  f. u  Regensburg,  durch  den  östreichiseben  Gesandten  daselbst,  am 
11.  Aug.  1806.  Schon  1804,  11.  Aug.,  hatte  Frans  II.  den  Titel  Erbkaiser  von 
Oestreich  angenommen. 

e)  Rhein.  Bund,  II.  216.  16a.  970.  XV.  458  ff.  —  Die  Einweisung* •  oder  Vebergabe~ 
Urkunden  setzen  ausdrücklich  die  Bedingungen  fest,  unter  welchen  die  Einweisung 
erfolgte.  Das  allgemeine  Formular  dieser  Urkunden,  findet  man  in  der  oben  an- 
geführten Rhein.  ConfÖderationsActe  von  Wrsaopp,  S.  114  — 12t.  Das  Pro- 
tocoll  der  Einweisung  des  F.  Primas  in  die  Grafschafren  Wertheim  u.  Rieneck, 
und  in  rcirhsritterschaftl.  Besitzungen,  v.  i3.  Sept,  1806,  s.  in  d  Rhein.  Bund, 
II.  270.  Protocoll  über  die  Einweisung  Baiems  in  den  Besitz  der  Stadt  u.  de* 
Gebietes  v.  Nürnberg  v.  i5.  Sept.  1806;  ebendas.  U.  a63.  Von  der  Stadt 
Frankfurt  s.  ebendas.  II.  216. 

&  31. 

Fortsetzung. 

Durch  zu  genothigte  Absonderung  von  der  teutschen  Beichsver- 
hindung  ,  emporsteigend  von  der  zeitherigen  reichsverfassungsmäsigen 
Landeshoheit,  einer  untergeordneten  Staatsgewalt,  zu  der  Souverainetat, 
verschafften  sich  die  Bundesfursten  politische  Selbsstä'ndigkeit, 
unter  dem  Gebot  Napoleon's.  Dieser  erklärte  einen  Theil  der  bis- 
herigen teutschen  TerritorialBegenten  für  souverain,  einen  andern 
für  unterworfen,  der  Oberhoheit  einzelner  Bundesfursten  «).  So 
entstand ,  mit  Auflosung  der  teutschen  Reichsverbindung ,  doch  nur 
für  die  meisten  *)  sonverain  gewordenen  teutschen  Fürten,  der  Rhei- 
nische ( franzosisch- rheinische ,  oder  germanische)  Bund;  einseitig 
und  eigenmächtig  gebildet  in  dem  französischen  Cabinet,  und  in  dem 
Augenblick  der  Mittheilung  zu  Paris  unbedingt  angenommen ,  von 
dort  anwesenden  Gesaudten  der  zu  Bundesgenossen  von  dem  Protector 
berufenen  teutschen  Fürsten.  Ueber  dieses  Alles  ward  eine  Urkunde 
errichtet ,  Bun desActe  genannt ,  ihrem  Wesen  nach  einem  militä- 
rischen Tagbefehl  ähnlich,  der  Form  nach  ein  freier  Vertrag  zwischen 
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dem  Baiser  ron  Frankreich  auf  der  einen,  den  Bundesfursten  auf  der 
andern  Seite  <0 ,  dann  auch  zwischen  den  Bundesfursten  unter  sich. 
Anerkannt  ward  der  Bund,  selbst  in  Ansehung  der  künftig  noch 
hinzutretenden  Soureraine,  Ton  Ru  I  sland  nnd  Preussen,  in  den 
Friedensschlüssen  zu  Tilsit  vom  7.  und  9.  Juli  1807  Garantirt 
-ward  die  Integrität  der  rheinischen  Bundesstaaten  von  Rufsland,  in 
demselben  Friedensscblufs  *), 

a)  Unterwerfung  teutscher  reichsständischer  Territorialherren  unter  eilf  Bundes- 
fursten, jener  als  Standesherren.  BundesActe ,  Art.  24.  Man  s.  \.  3oi  u.  ff.  — 
Der  gräflich-Bentheim-Tecklcnburgischen  Herrschaften  Rheda  und  Hohenlimburg. 
und  der  fürstlich  -  Kauniuischen  Grafschaft  Rietberg  war  in  der  BundesActe 
nicht  ermahnt.  Aber  Napoleon  unterwarf  die  beiden  ersten,  im  Mai  1808, 
standesherrlich  dem  Grofcherzogthum  Berg.  Die  dritte  unterwarf  er  dem  Kö- 
nigreich Westphalen,  durch  e.  Decret  v.  18.  Aug.  1807,  dann  in  der  Consti- 
tution des  Königreichs  vom  i5.  .Nov.  1807  j  standesberrliche  Vorrechte  wurden 
aber  diesem  Fürsten  von  der  westphälischen  Regierung  nie  eingeräumt. 

bj  Das  Vereeichnifs  unten,  §.4»  a.  - —  Ein  Theil  der  teutschen  Staaten  wurde  in 
den  Bund  nie  aufgenommen ,  und  auch  Bundesfürsten  nicht  unterworfen.  Ih- 
nen ward  daher  bundesfreie  Souverainetät  au  Theil.  So  die  unter  dem  teutschen 
Reich  begriffen  gewesenen  Sstnichiscfun ,  preussischen ,  dänischen  und  schwedischen 
Staaten;  die  preus&ischen ,  so  weit  sie  durch  den  .tilsiter  Frieden  nicht  abgetre- 
ten wurden.  So  auch  die  Länder  des  Kurfürsten  von  Hessen,  des  Herzogs  ron 
Bruunschwerg,  des  Fürsten  von  NassauOranien ,  bis  solche  im  Herbst  1806  von  Napo- 
leon ihnen  entrissen  wurden.  Die  Länder  des  Kurfürsten  von  BraunscbweJgLü- 
neburg  oder  Hannover  hatte  Napoleon  schon  180 3  occupirt;  i8o5  vertauschte  er 
sie  an  Preussen,  occupirte  sie  im  Herbst  1806  abermal,  und  incorporirte  sie 
1807  gröfstentheils  dem  von  ihm  gestifteten  Königreich  Westphalen.  Von  dem 
Schicksal  etlicher  kleinen  Länder  in  dem  vormaligen  westphälischen  Reichs- 
kreis, in  voriger  Note.    KlCst-b's  Staatsr.  des  Hheinbundes,  $.83. 

c)  Napoleon  sagte  su  Paris,  in  der  Rede  bei  Eröffnung  des  Corps  legislatif,  am 
16.  Aug.  1807 :  »La  France  est  aux  peuples  de  l'Allcmagnc  par  les  lois  de 
la  confed^ration  du  Rhin«.  —  vergl.  Der  rheinische  Bund,  oder  des  Löwen 
Gesellschaft.    Teutschland  1814.  8.  , 

d)  Russischer  Friede,  Art.  i5-   Preussischer  Fr.,  Art.  4. 

e)  Art.  »5-  —  Periodirong  der  EntstchungsGeschichte  des  Bundes.  Vergl.  Rhein. 
Bund,  XV.  458.   LX.  454. 

§.  32. 

Erweiterung  und  Verminderung  des  rheinischen  Bundes» 

I)  Die  rheinische  Conföderation,  ursprünglich,  laut  der  BundesActe, 
nur  für  SüdTeutachland  gestiftet,  erweiterte  sich,  innerhalb  zweier 
Jahre  bis  an  die  Hüsten  der  Ost-  und  Nordsee.  Vom  December  1806 
bis  in  den  October  1808,  wurden  su  den  sechsehn  ursprünglichen 
rheinischen  BundesSouverainen ,  noch  drei  und  zwanzig  andere 
teutsebe  Honige  und  Fürsten ,  einseitig  ron  dem  Protector ,  in  den 
Bund  aufgenommen  «).  II)  Mit  derselben  Einseitigheit  und  Willkühr, 
womit  der  übermächtige  Kaiser  der  Franzosen  den  Bund  gestiftet  und 
erweitert  hatte,  entzog  er  demselben  wieder,  im  Jänner  1808,  Kehl, 
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Cassel  bei  Mainz,  und  Wesel  dann  im  Decembcr  1810,  das 
Herzogthum  Oldenburg,  das  souverainc  Fürstenthum  SalmSalm 
und  S  almKy  rburg,  $ie  bis  dahin  souveraine  Grafschaft  Meppen 
des  Herzugs  von  Areuberg,  auch  .die  standesherrlichen  Besitzungen 
der  Herzoge  von  LoozCor Sparern  und  von  C r o y ,  und  die  stände«-* 
herrliche  (vormals  reichsständische)  Herrschaft  G e h  m  e n  des  Freiherrn 
von  Bömmelberg,  indem  er  diese  Länder,  so  wie  verschiedene  Bezirke 
des  Königreichs  W e s tp hal e n  und  des  Grofsherzogthums  Berg,  ihren 
neuen  Regenten  entrifs  und ,  nebst  den  drei  Hansestädten,  mit 
Frankreich,  unter  dem  Namen  des  LinpeDepartements  und  der  hanse- 
atischen Departemente,  vereinigte  <0.  Die  herzoglich -Arenbergische 
Grafschaft  Rcchlingh^usen,  ward  mit  dem  Grofsherzogthum  Berg 
vereinigt. 

a)  Klvbeb's  Staatsr.  d.  Rheinb.  $.33,  Note  b,  u.  77  ff.  Rhein.Bund,  XVILI3ao. 
XVIIL  473.  XXH.  i58.  XXVIII.  i5i.  Koch  et  Scholl  bist,  des  traites,  VIII. 
367  et  suiv.  —  Verzejcbnifs  der  ursprüngliche«  und  der  spitter  aufgenommenen 
Mitglieder  des  rhein.  Bundes,  unten  §•  41  *•  —  Das  Areal  «Her  in  dem  rhei- 
nischen Bund,  nach  den  verschiedenen  Perioden  seiner  Ausdehnung,  begriffe- 
nen Staaten  u.  ihrer  Bevölkerung,  unten  \.  78  b. 

b)  De  Mibtkss  recueil,  Snpplem.  V.  3m.    Vergl.     86  c. 

r)  Pariser  Senatus-Consulte  organique  du  i3.  dec.  1810,  bei  M&htrbs  1.  c.  V.  346« 
Rhein.  Bund,  XXVIII.  i5i.  LI.  455.  LH.  147.  LI  II.  309.  LVW.  117.  Mab- 
Ttss  1.  c.  V.  3*6.  33o.  340.  346-  35o.   Koch  et  Scuokli.  a.  a.  O.  VIII.  3a5. 

§•35. 

Dauer  und  Ende  des  rheinischen  Bundes* 

•  1  *  '  *  *  ** 

I)  Sieben  Jahre  lang,  und  etliche  Monate,  dauerte  der  Rheini- 
sche Bund;  der  That  nach  nicht  als  Bund  teutsoher,  unter  diesem 
Namen  vereinigter  Fürsten  unter  sich,  sondern  als  Bund  Napoleon'* 
mit  diesen  Fürsten.  Dieser  Gewaltherrscher,  der,  unbekümmert  um 
Anderer  Trümmer,  wie  Homers  Götter,  mit  drei  Schritten  am  Ende 
der  Welt  seyn  wollte,  bediente  sich  der  Bundesform  als  eines  Vor- 
wandes,  die  Streitkräfte  der  Staaten  jener  Fürsten  für  seine  nie  endenden 
Eroberungskriege,  die  ganze  Staatenmasse  für  sein  riesenhaftes  Conti. 
nentalSystcm ,  und  jeden  einzelnen  Staat  im  Innern  für  seinen  Eigen- 
willen zu  benutzen.  Unwiderstehlich  waren  seine  Machtgebote  in  den 
reutschen  Staaten,  nachdem  er  auch  Preossen  und  den  gräteten  Theil 
Polens  durch  die  tilsiter  Friedensschlüsse  (7.  und  9.  Jul.  1807)  seinem 
gebietenden  Ein  flu  fs  unterworfen,  und  Oestreichs  Macht  durch  einen 
dritten  Krieg  und  den  wiener  Frieden  (14.  Oct.  1809)  abermal  bedeutend 
geschwächt  hatte.  H)  Eine  Völkerschlacht  bei  Leipzig  (16. —  19* 
Oct.  i8i3)  ,  verjagte  die  Macht  des  fremden  Herrschers  aus  den  Staaten 
der  Bundesfürsten.  Jeder  dieser  Fürsten,  von  der  ihm  aufgedrungenen 
politischen  Vormundschaft  befreit,  entsagte  nun,  theils  ausdrücklich 
theils  stillschweigend«  dem  so  genannten   rheinischen  Bund,  diesem 


Digitized  by  Google 


Stiftung  des  rhein.  und  des  icutschen  Bundes.  37 

schmählichen  Denkmal  teutscher  Unterjochung.  Ausdrücklich  geschah 
es  Ton  einzelnen  durch  Verträge  «)  mit  den  wider  Napoleon  verbün- 
deten Mächten,  stillschweigend  von  Allen  durch  Beitritt  zu  den  Allianzen 
wider  Frankreich  im  Jahr  l8l3  * J ,  und  wider  den  von  Elba  aus  in 
Frankreich  eingedrungenen  Napoleon  Buon aparte  im  Jahr  i8i5  <0,  durch 
Errichtung  des  Teutschen  Bundes.  III)  Diese  Entsagung,  und  mit  ihr  die 
gänzliche  Auflösung  des  erzwungenen  widernatürlichen  Bundes, 
erhielt  ihre  unwiderrufliche  Bestätigung  durch  die  damit  überein- 
stimmende Erklärung  der  vier  grossen  verbündeten  Machte  <0 
(Oestreich,  Rufsland,  England  und  Preussen),  welche  zu  Wiederer- 
oberung und  Erhaltung  der  Freiheit  von  Europa,  sich  mit  seltener 
Eintracht  und  festem  Willen  das  Wort  gegeben  hatten.  In  dem 
pariser  Frieden  vom  3o.  Mai  1814,  Art.  6,  trat  auch  Frankreich, 
frei  von  napoleonischer  Herrschaft,  dieser  Erklärung  bei.  IV)  Doch 
bewirkten  gegenseitig  die  Bundesgenossen  die  Auflosung  des 
rheinischen  Bundes  ,  weder  durch  eine  förmliche  Acte  noch  sonst  aus- 
drücklich; nur  stillschweigend  geschah  solches  ,  durchsprechende 
Handlungen.  Gleichfalls  stillschweigend,  und  allseitig  ohne  nament- 
liche Bezeichnung  des  rheinischen  Bundes  •)•>  ward  diese  Auflösung 
anerkannt,  sowohl  von  sämmtlichen  Mitgliedern  des  Teutschen 
Bundes  in  ihrer  BundesActe,  als  auch  von  den  europäischen  Mächten, 
welche  die  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  unterzeichneten,  oder 
derselben  beitraten  /).  V )  Dennoch  wurden  hiedurch  nicht  a  Ue 
Rechtsverhältnisse  unwirksam,  welche  in  der  Zeit  des  rhei- 
nischen Bundes,  sey  es  in  der  BundesActe,  oder  anderswo,  von  oder 
unter  Bundesgenossen  waren  begründet  worden  f ). 

aj  Die  meisten  dieser  Verträgt  wurden  im  Nov.  und  Dec.  i8i3  su  Frankfurt  ge- 
schlossen. Haitische  Allgem.  Lit.  Zeit.  i8>4 ,  Num.  *3i.  KlCbkb's  Acten  des 
wiener  Congr.,  Bd.I,  Heft  a,  S.  54  u.  a3j  Bd.  VIII,  S.  »44  ff.  Maktkhs  recueil, 
Supplem.  V.  610.  643.  649.  65i.  Baubb's,  Behh's  u.  Schott'«  allgem-  Staats* 
Correspondcns,  Bd.  1,  Heft  I  (i8«4)i  Num.  1.  C  Jaup  über  die  Auflösung  des 
rhein.  Bundes  nnd  der  schweizer  VermittlungsActe.   Glessen  181 4«  8. 

h)  In  den  in  voriger  Note  angeführten  Verträgen. 

ej  Kloses  s  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  273;   Bd.  IV,  S.  4*7  u.  43i» 

d)  Vergl.  Hlüsbe's  angef.  Acten,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  108  u.  laa.  Pariser  Fr.  von 
1814,    Art.  6. 

ej  Achtmal  war  der  *Rhci*bund*  in  runf  Entwürfen  der  teutschen  BundesActe  ge- 
nannt, aber  nachher  in  der  BundesActe  selbst  ward  dieser  Ausdruck ,  offenbar 
mit  Vorbedacht,  umgangen.  Man  s.  KlöbbVb  angef.  Acten,  Bd.  I,  Heft  4»  S.  1 10$ 
Bd.  II,  S.  4.  3ia,  819  u.  36o,  vergl.  mit  S.  36i  u.  487,  auch  S.  37. 

J)  Acte  final  du  congres  de  Menne,  art.  53  —  64  et  118. 

f)  Man  s.  unten  %.  47.  Klübeb's  Abhandlungen  und  Beobachtungen,  Bd.  I, 
S.  4  ff.  u.  4a  ff. 
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ErricJtiung  des  Teutschen  Bundes. 

1)  Nach  Auflösung  des  rheinischen  Bundes ,  -ward  eine  Wieder- 
herstellung des  teutschen  Reichs  und  der  Kais erwü rd e  , 
selbst  mit  verbesserter  Grund  Verfassung,  nicht  für  räthlich  erachtet  «). 
Vielmehr  ward  11)  in  dem  pariser  Frieden  vom  3o.  Mai  1814  fest- 
gesetet,  dafs  «  die  Staaten  Teutschlands  unabhängig,  und  durch  ein 
Fuder ativBand  vereinigt  seyn  sollten».  III)  Für  Errichtung  und 
Ausbildung  dieses  Staatenvereins,  wurden  auf  dein  wiener  Congrefs, 
1)  von  Oestreich  und  Prenssen  eine  Reihe  von  Entwürfen,  zu  einem 
Grundvertrag  des  zu*  errichtenden  Bundes,  vorgelegt  «*)>  es  wurden 
3)  von  den  Bevollmächtigten  fünf  teutscher  Hofe  (Oestreich,  Preussen, 
Baiern,  Hannover,  Wirtemberg)  Vorberathschlagungen  über 
den  Inhalt  des  Grundvertrags  gehalten  (Oct.  und  Nov.  1814)»  aber 
ohne  Erfolg  d).  Endlich  kam  es  3)'  in  den  letzten  Wochen  des  Con- 
gresses,  nicht  ohne  sichtbare  und  folgenreiche  Eile  *),  noch  zu 
allgemeinen  Verhandlungen  und  Berathschlagungen  der 
Bevollmächtigten  aller  künftigen  Bundesgenossen,  Wirtemberg  und 
Baden  ausgenommen  f) ,  über  den  zu  schliessenden  Grundvertrag  fr). 
Diese  hatten  endlich  4)  die  Abfassung  und  Unterzeichnung  der 
teutschen  BundcsActe  vom  Ö.  Juni  i8i5  zur  Folge,  und  mit 
solcher,  für  acht  und  dreissig  teutsche  SouverainStaaten ,  mit 
Inbegriff  der  nachher  noch  beigetretenen  Staaten  von  Wirtemberg 
und  Baden,  die  Errichtung  des  Teutschen  Bun  des  *). 

a)  Hl&ber's  Uebersicht  der  diplom.  Verband!,  des  wiener  Congr.,  S.  59,  60,  61, 
i?3  ff.  u.  54?«  Antrag  des  Papstes,  ebenda«.  8.  4?6  ff-  5o»»  548«  564'  (v.  Ga- 
oers's)  Mein  Antheil  an  der  Politik,    ll.Abth.  (Stuttg.  i8a6.  8.),  S.  196—140. 

b)  Klubbr's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I ,  Heft  1 ,  S.  i5  u.  ia3  ff.  Schon  in 
dem  Allianx Vertrag  von  Chaumont  vom  l.Märs  1814  ,  soll  dasselbe  festgesetzt 
seyn;  in  einem  geheimen  Artikel.    Hlvber's  Uebersicht  S.  m,  Note  1. 

c)  Rlüdku's  Bericht  davon,  in  dessen  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  »93  ff.  Ebendess.  Ueber- 
sicht etc.   S-  61  ff. 

d)  Klvber's  Uebersicht  etc. ,  S.  10  f.  $9.  Die  Protocolle  stehen  in  Ebendess.  Acten 
etc.,  Bd.  II,  S.  64  ff. 

e)  Klöbbr's  Uebersicht  etc.,  S.  i3»  f.  u.  i44» 

f)  Von  den  bekannten  Ursachen  dieser  Ausnahmen ,  s.  KlEbkr's  Bericht,  in  dessen 
Acten  etc,  Bd.  II,  S.  5-off.   Ebendess.  Uebersicht  etc   8.  i34  f. 

g)  Klvbkb's  Uebersicht  etc.,  S.  i3sff.  Die  Protocolle  vom  a3.  Mai  bis  10.  Jim. 
18t 5,  stehen  in  Ebendess.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  3«4  ff» 

hj  Vergl.  unten  $.56,  u.  Allgem.  geograph.  Ephcmeriden,  18t 6,  Jan.,  S.  i3  ff.  — 
Von  jedem  der  36  ursprünglichen  Bundcsglieder,  erfolgte  eine  förmliche  Ratifica- 
tion der  BundesActe.  Man  s-  unten  %.  56  c.  Die  Ort-  undZeitData  sämmtlicher 
Hat ificationsl rkunden  findet  man  in  Martens  recueil,  Supplem .  VI.  367  f. 
—  Baden  und  Wirtemberg  traten  dem  Bund  bei,  durch  AccessionsUrkanden ,  jene« 
vom  a6.  Juli,  dieses  vom  1.  Sept.  181 5.  Beide  stehen  bei  Martins  a.  a.  O. 
S.  368  f.  —  Notificirt  ward  die  Feststellung  des  Bundes  den  auswärtigen  Mick- 
ten von  der  Bundesversammlung,  erst  im  Juli  1817.   Man  s.  unten  %.  i85. 
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IV.  CAP1TSL 

Uebersicht  des  öffentlichen  Rechtes  zur  Zeit  des  teutschen  Reichs, 
und  des  rheinischen  Bundes.    Vcrhältnifs  des  neuen  teutschen 
öffentlichen  Rechtes  zu  dem  Staatsrecht  des  teutschen  Reichs, 
und  zu  dem  offentliehen  Hecht  des  rheinischen  Bundes. 


§•  35. 

/.  Staatsverfassung  tur  Zeit  des  teutschen  Reichs* 

Das  teutsche  Reich  war  eine,  aus  untergeordneten  Staaten 
zusammengesetzte,  sehr' eingeschränkte  Wahlmonarchie.    Die  Reichs- 
Staatsgewalt  war  eingerichtet,  i )  auf  einen  Kaiser  (ein  verfassungs- 
mäßiges ,  wählbares  Oberhaupt )  und  a )  auf  eine  C  o  r  p  or  a  t  i  o  n  von 
Reichsständen.     Diese,   in   drei    Cullegien   (das  kurfürstliche, 
fürstliche    und    reichsstadtische )    abgetheilt,    bildeteu  ,    nebst  dem 
Kaiser,  die  Reichsyer  Sammlung  (Reichstag).    Reide  zusammen, 
in  ihrer  Vereinigung  zur  ReichsStaatsgewalt ,  hiessen  Kaiser  und 
Reich.    Dem  Kaiser  und  Reich  stand  die  Reichsregierung  zu; 
doch  mit  Ausnahme  gewisser  Reservatrechte  des  Kaisers.  Die 
Benennung  Reichsoberhaupt,  welche  der  Kaiser  nicht  selten 
führte  und  erhielt,  war  in  dem  Sinn  des  durch  die  Verfassung  ihm 
beigelegten  Antheils  an  der  Ausübung  der  ReichsStaatsgewalt  zu  ver- 
stehen.    Für  MatricularWesen,   zu  Vertheilung  der  Reichsstcucrn , 
und  zu  Aufstellung  eines  ReichsKriegshcers,  für  Münz-  und  Reichs- 
Polizeiwesen,  für  Vollziehung  reichsgerichtlicher  Erkenntnisse,  und 
für  verschiedene  andere  Gegenstande,  war  das  Reich,  geographisch- 
politisch, in  Kreise  eingetheilt.     Zu  Handhabung  der  Reichs justiz 
über  Reichsunmittelbare,  und  in  höchster  Instanz  auch  über  Reichs» 
mittelbare,  wenn  bei  diesen  nicht  Privilcgia  de  non  appellando  im 
Weg  standen,  waren  zwei  höchste  Reichsgerichte  bestimmt,  das 
Reichskammergericht  und  der  Reichshof rath.    In  Ermangelung  oder 
Verhinderung  des  Kaisers,  ward  dessen  Stelle  in  der  Reichsregierung 
grösstenteils  vertreten  durch  zwei  Reichs v er w esc r  (ReichsVica- 
rien),  die  Kurfürsten  von  der  Pfalz  und  von  Sachsen,  durch  jeden 
besonders  in  einem  bestimmten  Bezirk  ( VicariatBezirk  ) ,  von  beiden 
gemeinschaftlich  bei  der  Reichsversammlung  und  dem  Reichska mmer- 
gericht    Für  gewisse  Rcligionsverhältnisse,  schieden  sich  die  Reichs- 
stände in  zwei  Corpora,   Corpus  Catholicorum  und  Corpus 
E  va  ngelicorum. 
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§.56. 

ttfichshoheü  und  Landeshoheit. 

In  dem  teutschen  Reich  war  eine  zweifache  Staatsgewalt; 
eine  unabhängige  und  eine  untergeordnete.  Die  erste 
erstreckte  sich  über  den  Reichsstaat,  das  Reich  im  Ganzen;  sie  war 
dem  Kaiser  und  dem  Corpus  der  Reichsstände  anvertraut,  und  hiefs 
ReichsStaatsgewalt  oder  Reichshoheit.  Die  andere 
beschränkte  sich  auf  die  Grenzen  eines  jeden  der  besondern  Staaten, 
welche  Bestandteile  des  teutschen  Reichs  ausmachten:  sie  war  dem 
regierenden  Subject  eines  solchen  ParticulärStaates  anvertraut,  und 
hiefs  Territorialstaatsgewalt  oder  Landeshoheit  (superioritas 
territorialis ).  Diese  Landeshoheit  war  eine,  der  Reichshoheit 
unmittelbar  untergeordnete  Staatsgewalt,  über  einen  ParticulärStaat 
des  teutschen  Reichs  «). 

a)  Teutsche  Landeshoheit  und  Souverainetät ,  waren  nicht  Gegensätze.  Fast  alle  we- 
sentlichen Rechte  der  leisten,  waren  auch  in  der  ersten  begriffen;  nur  nicht 
alle,  und  nicht  alle  unbeschränkt  von  Aussen.  Daher  ward  die  letzte  von  Man- 
chen auch  HalbSouverainetät ,  majeslas  analoga ,  jus  summi  imperii  aemulura, 
genannt.  —  Hauptsächlich  entwickelte  sich,  nach  und  nach,  die  Landeshoheit 
aus  der  Gerichtbarkeit ,  diese  aus  der  grundherrlichen  Gewalt  (potestas  dornt- 
nica),  diese  aus  dem  grösseren  LandcigcnthumsResitx.  HlübkiTs  Geschichte  der 
Gerichtslehen.  Erlangen  1785.  8.  —  Die  Besitzer  reichsständischer  reichsunmit- 
telbarer Herrschaften  und  Güter,  wovon  die  meisten  bei  der  Reichsrüterschafe 
iromatriculirt  waren,  hatten,  wenn  auch  nicht  volle  Landeshoheit,  doch  Landes- 
herrlicldcit  oder  rcirhsunmittelbarc  obrigkeitliche  Gewalt  und  Botmäßigkeit, 
TerritorialGerechtigkeit  oder  Kegicrungsgewalt  j  einen  Inbegriff  von  obrigkeit- 
lichen oder  Regierungsrechten,  welche  der  Beicbshoheit  unmittelbar  unter- 
geordnet waren.  —  Das  Verhältnifs  zwischen  IVeichshoheit  und  Landeshoheit, 
war  auch  nicht  wie  jetzt  dasjenige  zwischen  Siaatsholteit  oder  so  genannter  Ober- 
hoheit und  Standeshcrrtichkeä. 

• 

§.  57. 

Einheit  des  Reichsstaales.    Trennung  der  Pürtwulär Staaten. 

Reichsunnutteibarkeä. 

Getrennt  und  unabhängig  von  einander,  vereinigten  alle  Particulär- 
Staaten,  als  Theile  sich  zu  einem  Ganzen,  dem  Reichsstaat.  Diese 
Einheit  begründete  die  Subordination  Aller,  unter  die  Reichshoheit. 
Debnoch  geschah  die  Ausübung  der  Landeshoheit,  in  jedem  besondern 
Staat  nach  eigenem  Recht ,  nicht  administratorisch  für  Kaiser  und 
Reich.  Diese  zweifache  Staatsform  veranlasste,  in  Absicht  auf  das 
S  t aats  S  ub  jec ti o  nsV er häl t  n i fs,  eine  Abtheilung  der  teutschen 
Staatsbürger  und  ihrer  Besitzungen,  in  reichsunmittelbare  und 
mittelbare.  Beide  waren  der  Reichshoheit  unterworfen.  Aber 
reichsunmittelbar,  Person  oder  Sache,  war  Alles,  was  einzig 
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der  Reichshoheit,  reichsmittelbar,  was  zunächst  einer  Landes- 
hoheit unterworfen  war  * 

«  Hievon  Oberhaupt,  und  insbesondere  von  den  Kennzeichen  der  Rcicksunmütelbur- 
hit  und  der  Mittelhurltit  oder  des  Landjas s iates ,  s.  Klübkr's  Einleitung  su  e. 
neuen  Lehrhegriff  des  t.  Staatsr.  §.  93  ff.  Ebendef*.  isagoge  in  elem.  juris  publ. 
quo  utuntur  nobiles  immediati  in  imp.  R.  G.    (Erl.  1793.  8.)  %.  10. 

g.  58. 

Grundlagen  der  teutschen  Reichsverfassung. 

So  gebildet  hatte  sich  die  teutschc  Reichsverfassung,  hauptsäch- 
lich durch  die  goldne  Bulle  Carls  IV.  (  i356),  durch  die  kaiserlichen 
Wahlcapitulationen  seit  Carl  V.  (1519),  durch  den  westphälischen 
Frieden  (1648),  durch  Reichsschlüsse,  Reichsabschiede  (der  so 
genannte  jüngste,  von  i654),  und  Reichsherkommen  <*).  Als  Stütze 
für  sie,  sollte  noch  in  der  neuesten  Zeit  der  teutsche  Fürstenbund 
(1784)  gelten  *>. 

a)  PüTTrn's  histor.  Entwickelung  der  heutigen  Staatsverfassung  des  t.  Reichs.  3  Thle. 

Gott.  1786.  Zweite  Aufl.  1788.  Dritte,  1789.  gr.  8.    Auch  englisch ,  von  Josixa 

Donsrono.    London  1790  u.  1791. 
h)  (Johasx  Müixeb's)  Darstellung  des  Fürstenbundes.    Zweite  Aufl.  1788.  8* 

C.  C-  W.  v.  Dom  über  den  t.  Fürstenbuud  1786.  8.  und  in  Rxvss  Staatskanr.lei, 

XIII.  196.   Klüber's  neue  Literatur  des  t.  Staatsr.,   S.  489* 

§.  59. 

Reichsarchiv. 

Das  teutsche  Reichsarchiv  a) ,  vielfaltig  noch  jetzt  brauchbar, 
Air  streitige  und  nicht  streitige  Staats-  und  Privatrechte,  befand  sich 
an  vier  Orten:   I)  Zu  Wien,  das  kaiserliche  RcichsHof Archiv , 
bestehend :    1 )  ans  der  geheimen  ReichsHofRegistratur ,  teutscher  und 
lateinischer   Expedition,   für  Staats-,  Lehn-,  Gnaden-  und  andere 
aus&ergericLtliche  Sachen ,  für  Teutschland  und  Italien ;  2)  aus  der 
ReichshofrathsRegistratur ,   hauptsächlich   für   streitige  Rechts  -  und 
Lehnsachen ;    und   3)   aus  der   Registratur   des  ReichsIIofTaxamtes. 
II)  Zu  Wetzlar,  für  ältere  Sachen  auch  zu  Aschaffenburg 
das  Archiv   des   kaiserlichen  und  ReichsKammergerichtes.     III)  Zu 
Regensburg,   das    ReichstagsDirectorialArchiv  c).    IV)  Das  erz- 
kan tierische  ReichsHaupt Archiv ;  bis  179a  zu  Mainz,  späterhin  zu 
Aschaffenburg,  nun,  seit  1818  in  mehr  als  200  Risten  zu  Frank- 
fort, in   dem  vormaligen  Teutschoi  densllause ,  das  jetzt  Oestreich 
gehört.  —    Die  Verwaltung  und  Aufsicht  über  alle  Abtheilungen 
des  Reichs  Archivs,  und  die  Anstellung  der  ArchivBeamten ,  gebührte 
dem  Kurfürsten  ReichsErzkanzIer. 

Pirna'*  Lit.  UI.  »4.   KttfsmVs  Lit.  *43.    Mossn  von  dem  röm.  Kaiser,  53i. 
HouscicnxB's  Deductions-Biblioth.  III.  1689.   P.  W.  Gkbcbjwi's  Reisen,  III. 
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56 — 6a.  F.F.  Schal  von  dem  zu  Main/,  aufbewahrten Reichsarchiv.  Mainz  i*>84. 
8.  F.  X.  v.  BsiiGAUEa  von  dem  tcutschen  Staate,  den  Archiven  und  Registra- 
turen.  Wien  179».  8. 

b)  Diese  älteren,  ehchin  aus  Speier,  dem  Sitz  des  Reichskammergerichts  bis  1693, 
nach  Aschaffenburg  geflüchteten  Acten,  welche  5oo  Fässer  Rillten,  wurden  1807 
nach  Wetzlar  gebracht.  Hierauf  ward  über  sämmtliche  zu  Wetzlar  aufbewahrte 
ProcefsActen ,  bestehend  aus  ungefähr  80,000  Stücken ,  ein  alphabetisches  Ver- 
zeichnis gefertigt,  welches  sechs  starke  Folianten  füllt. 

ej  Von  dem  Reichs  Er  bmarschallamti  Archiv  su  Regensburg,  s.  Rhein.  Bund,  XXI.  445- 

§.  40. 

Fortsetzung. 

Aus  den  verschiedenen  Abtheilungen  des  ReichsArchivs,  können 
noch  jetzt  von  den  llcthciligteu  die  nüthigen  Acten ,  Documente  und 
Notizen  erlangt  werden.  Zu  deren  Ablieferung,  so  wie  zu  Herausgabe 
der  gerichtlichen  Depositengelder  und  erledigten  RevisionsSporteln , 
ward,  so  yiel  Wien  betrifft,  eine  eigene  HofCommission  nieder- 
gesetzt «).  Die  Verwahrung  und  Ablieferung  der  reichskammer- 
£e  richtlichen  Acten  und  Urkunden,  an  die  nunmehr  competenten 
Behörden,  so  wie  die  Sorge  für  verschiedene,  dem  Reichskammergericht 
anvertraut  gewesene  Reichscassen ,  hatte,  in  dem  Zeitraum  des  rhei- 
nischen Bundes,  der  Fürst  Primas,  als  Souverain  der  Stadt  Wetzlar 
übernommen  *).  Das  reichskammergerichtliche  Archiv  zu  Wetzlar, 
mit  Inbegriff  der  altern  ehehin  aus  Speier  nach  Aschaffenburg  gefluch- 
teten Acten  (§.  39,  b),  befindet  sich  jetzt  daselbst  unter  Aufsicht 
einer  von  der  Bundesversammlung  und  von  Preussen  angeordneten 
Commission  <?).  Das  in  dem  TeutschordensHause  zu  Frankfurt 
aufbewahrte  ehemalige  reich  j^erzkan  zierische  Archiv,  steht 
daselbst  unter  östreichischer  Aufsicht.  —  Die  Archive  der  ehemaligen 
Reichskreise  werden  an  verschiedenen  Orten  aufbewahrt 

u)  Patent  Raiser  Frans  II.  datirt  Wien  am  4-  Febr.  1807.  Rhein.  Bund«,  XII.  46'. 
Durch  ein  k.  k.  Handschreiben  vom  1.  April  1827,  ward  der  Staatsminister 
Graf  v.  Buol-Schauenstein  «um  Präsidenten  dieser  Commission  ernannt.  —  Die 
wiener  Abtheilung  des  Reichsarchivs  ward,  in  den  östreichiseh •  französischen 
Kriegen,  i8o5  gröfstentheils,  1809  aber  nur  so  viel  die  Urkunden  betrifft,  nach 
Temeswar  geflüchtet.  —  Den  ganzen,  im  J.  1809  zu  Wien  zurückgebliebenen 
Theil  des  Reichsarchivs,  liefs  Napoleon  nach  Paris  abführen*  (Jos.  Frhrn.  v. 
Hohxayr's)  Archiv  für  Geographie,  Historie,  Staats  -  und  Kriegskunst  I.  Jahr- 
gang 1810.  (Wien).  Aue.  Hartlebkb  s  allgem.  Justiz-  und  Polizey  -  Rlätter, 
Nov.  1809.  —  Auch  das  in  Mailand  aufbewahrte  Archiv  der  kaiserlichen  Pienipo- 
tenz in  Italien,  liefs  Napoleon  nach  Paris  bringen.  Allgem.  Zeitung  1811, 
Num.  aa.  —  Vermöge  des  pariser  Friedens  vom  3o.  Mai  1814 »  Art.3i,  mufsten 
die  aus  den  eroberten ,  aber  nun  zurückgegebenen  Ländern ,  nach  Paris  abge- 
führten Archive  und  Urkunden  zurückgeliefert  werden.  Dem  zufolge  kam  der 
nach  Paris  gebrachte  Theil  der  wiener  Abtheilung  des  Reichs-  A  rchivs ,  im  Jahr 
1814»  »n  1057  Kisten,  nach  Wien  zurück,  wo  derselbe  noch  im  J.  1817,  wegen 
Mangels  an  einem  schickliehen  Raum  zur  Aufstellung,  unausgepackt  stand 

b)  WuHorr's  Zeitschrift:  Der  rhein.  Bund,  X.  145.   Ml.  461. 
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ej  Cnter  der  Benennung:  «Zu  dem  reicliskammergerichtl.  Archiv  tob  der  T.  Bun- 
desversammlung verordnete  Commission».  Beschlüsse  der  Bundesvcrsamml., 
in  ihren  Pro toc ollen  vom  6.  Aug.  1818 *  ib-  Jan.  18a i,  7.  Febr.  u.  7.  Märe  18a«» 
19.  Juui  i8a3j  in  Klüber's  Quellensammlung,  Num  XXXVI.  Vortrag  in  dem 
Protoc.  vom  30.  Sept.  1819.  Baier.  Erklärung  in  dem  Protoc.  v.3o.  Juni  u.  i3.  Jul. 
iflao.  Diese  Commission  ist  bestimmt  für  Verwahrung  de»  Archiv»,  Auslieferung 
der  Acten  und  Vorbereitung  der  Auseinandersetzung.  Der  Beschluß  der  B.  V. 
vom  ib.  Jan.  18a  1  sagt:  «Das  Archiv  des  ehem.  kaiserl-  u.  BeicbsKammergerichts 
verbleibt  eine  Beibe  von  wenigstenr  zwanzig  Jahren  unter  der  Direction  der  Bun- 
desversammlung, in  der  von  dieser  angeordneten  Verwahrung*.  Beschlüsse  der 
B  V.  vom  29  Jan.  1814  und  28.  Jun  1827  untersagen  den  Verkauf  oder  die  Ver- 
nichtung der  so  genannten  Misccllancen  und  der  von  der  ArchivCommission  etwa 
für  werthlos  geachteten  Papiere.  Kldbkb's  Quellensamml  a.  a.  O.  —  Veber  die 
reichskammergericbtlichen  Depositen ,  s.  Beschlüsse  der  B.  V.  in  ihren  Protoc. 
T.a8ai,  %.3i;  »8aa,  $.47;  1814,  \*  134 ;  i8a5,  §.  9  u.  Cy. 

dj  Von  dem  Archiv  des  oberrheinischen  Kreises,  s.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8»5,  $.  16. 

39.  45  53. 

§.  41. 

//.  Bundesrecht  des  rheinischen  Bundes. 

Der  rheinische  Bund  ( confederation  du  Rhin )  war  ein 
Staate  nSystcm,  bestehend  aus  verbündeten  tcutschen  Souyerain- 
Staaten  *) ,  unter  einem  Protector  (Napoleon),  insgesanrmt  vereinigt 
nach  Gesellschaftrecht;  der  Theorie  nach  ohne,  der  That  nach  mit 
durchaus  entscheidender  Obergewalt  des  Prot ectors.  Die  Bundes- 
Acte*)  verhiefs  ein  FundamentalStatut  und  eine  Bundes* 
Versammlung,  mit  einem  königlichen  und  einem  fürstlichen 
Coli  cgi  um,  unter  dem  Vorsitz  des  zum  Fürsten  Primas  des 
Bundes  ernannten  vormaligen  Kurfürsten  Reichserzkanzlers  ;  die 
Bundesversammlung  sollte  zugleich  Bundesgericht  seyn,  für  alle 
Streitigkeiten ,  welche  unter  den  Bundesfursten  entstehen  würden  <?)• 
Aber  weder  jenes  noch  diese,  kamen  je  zu  Stande.  Gegen  den  klaren 
lohalt  der  Blindes  Acte,  nahm  der  Protector  einseitig  neue  Mitglieder  <0 
in  den  Bund  auf,  und  stiefs  aufgenommene,  ihrer  Staaten  sich  bemäch- 
tigend ,  aus  demselben  ($.  32). 

•)  Mitglieder  des  Bundes.   I)  Ursprungliche:  1)  Könige,  von  Baiern  u.  a)  Wirtem- 
berg,  3)  Fürst  Primas  (seit  1.  Mars  1810  Grofsherzog  von  Frankfurt) ,  4)  Grofs« 
herzöge,  von  Baden,  5)  Berg,  u.  6)  Hessen,  7)  Herzog  von  Nassau,  8)  Fürst 
von  Nassau  (Weil bürg),  9)  Fürsten,  von  HohensollernHecbingen,  10)  Hohen- 
zollern^igmaringen ,  11)  SalmSalm,  1 1)  SalmKyrburg ,  u.  i3)  IsenburgBirstcin, 
14)  Herzog  von  Arenberg,  i5)  Fürsten,  von  Liechtenstein,  u.  16)  von  der  Leven. 
(Ben  Fürsten  von  SalmSalm  und  von  SalmKyrburg,  und  dem  Herzog  von  Aren- 
berg, entzog  Napoleon  im  Dec.  1810  ihre  Sou  verain  etat,  indem  er  ihre  Staaten 
mit  Frankreich  vereinigte,  die  arenbergische  Grafschaft  Recklinghausen  mit  dem 
Grofsbersogtbum  Berg  j  sie  hörten  also  auf,  Bundesgenossen  zu  seyn.)   II)  Neu- 
aufxmommene :  1)  König  von  Sachsen,  aufgenommen  11.  Dec.  1806,  a)  König  von 
Wcstphalen,  7.  Jul.  1807,  3)  Grofsbersog  von  Wirzburg,  a5.  Sept.  1806,  4)  Her- 
soge, Ton  Sachsen  Weimar ,  5)S.  Gotha,  6)  S.  Meiningen,  7)  S.  Coburg,  8)  S. 
Büdburghause«,  alle  aufgenommen  i5.  Dec.  1806,  9)  Hersoge,  von  AnhaltDcs- 
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sau,  10)  A.  Homburg,  u.  11)  A.  Cöthen,  11)  Fürsten,  von  SeJwarr.burgSon- 
dershausen,  1 3)  Sclrvr.  Rudolstadt,  1 4)  Waldeck,  i5)ReufsOreits,  16)  R. Schlcitis, 
17)  R.  Lobenstein,  iS)  R.  Ebersdorf,  19)  Lippe  (Detmold),  10)  Schaumburg- 
Lippe,  alle  (Num.  9  bis  30)  aufgenommen  18.  April  »807,  11)  Herzoge,  ron 
MecklenburgStrelits,  18.  Febr.  1806,  »«)  von  M.  Schwerin,  ai.  Marx  1808, 
a3)  Ton  HolsteinOldcnburg ,  aufgenommen  14.  Oct.  1808  (Oldenburg  ward  im 
Dec.  1810  mit  Frankreich  vereinigt,  und  nur  Eutin  blieb  mit  Souverainetät  dem* 
Herzog).   Die  ReceptionaVerträge  findet  man  in  WiS~ropp*s  rhein.  Bund. 

b)  Sie  Ut  mehrmal  edirt ;  man  s.  oben  §.  3o  a.  Am  besten,  mit  verschiedenen  an- 
dern Urkunden  und  Artenstücken,  auch  den  in  der  B.  A.  bestätigten  Reichs- 
gesetzen, von  P.  A.  Wikhopp,  zu  Frankf.  1808.  8-,  und  als  Anhang  in  Kxö- 
bkh's  Staatsr.  des  Rheinbundes.    Vergl.  ebendas.  §.  3«,  Kote  a. 

c)  HifiBKa's  StaaUr.  des  Rheinbundes,  %.  o3  ff. 

d)  Ebendas.  %.  33,  Note  b,  tu  77  ff. 

§•  42. 

Fortsetzung. 

Ein  immerwährendes  Kriegsbündnifs  des  Bundes  mit  Napoleon, 
für  alle  beiderseitigen  ContinentalHriege ,  stellte  die  Streitkräfte  der 
Bundesfürsten  fortwährend  zur  Verfügung  des  Protectors,  der  ohne 
Unterlaß  nach  Eroberungen  und  Alleinherrschaft  strebte.  Die  Stärke 
ihrer  TruppenContingente,  war  bestimmt  in  der  Bundes  Acte 
oder  in  Receptions Verträgen.  Aber  der  Protector  forderte,  in  jedem 
einzelnen  Fall,  nach  Belieben ,  und  ohne  der  (nie  zusammenberufenen) 
Bundesversammlung  die  ihr  bedungene  Bestimmung,  wie  fiel  von  dem 
Coiittngcnt  mobil  zu  machen  sey ,  zu  überlassen  «).  Das  Kriegs- 
und  Bund n  i f s recht  des  Bundes  und.  seiner  Mitglieder ,  ihr  Recht 
TruppcnDurchmär sehe  zu  bewilligen,  das  Recht  Neutralität 
zu  beobachten,  Garantie  zu  leisten,  oder  sich  versprechen  zu 
lassen,  Kriegsdienste  bei  Andern  zu  nehmen,  SubsidienTrac- 
tatc  und  Frieden  zu  schliessen,  war  theils  durch  die  Natur  des 
Bundes,  theils  durch  die  BundesActe  beschränkt  mehr  noch  durch 
den  Eigenwillen  des  allwaltenden  Protectors.  Dem  Gesandschaft- 
recht des  Bundes  und  seiner  Mitglieder,  waren  positive  Schranken 
nicht  gesetzt  «)• 

a)  Klübxr's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  124  ff«  u.  33,  Note  b. 
6)  Ebendas.  %.  i3t  ff. 
c)  Ebendas.  §.  i3o. 

> 

§.  43. 

Territorial  Verhältnisse,  kraß  des  rfainisfhen  Bundes. 

Die  rheinische  BundesActe  begründete,  theils  unmittelbar,  theils 
mittelbar  durch  nachgefolgte  Verträge,  für  Bundesfürsleu  verschiedene, 
grossentheils  noch  jetzt  bestehende,  Territorial  Verhältnisse, 
die  als  zu  dem  Bundesrecht  gehörend  betrachtet  wurden.    Von  dieser 
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Art  sind,  l)  ausser  einem  allgemeinen  Verzicht  der  Bundesgenossen 
anf  gegenwärtige  Rechte,  welche  jeder  yon  ihnen,  anf  Besitzungen 
des  andern  haben,  oder  ansprechen  konnte  (unten  §.  83),  eine  Reihe 
von  TerritorialCessionen,  -welche  in  der  Bundes  Acte,  in  eigenen 
Tausch-,  Cessions-  und  PurificationsYerträgen,  und  in  Friedensschlüssen 
festgesetzt  wurden  <»).  II)  Mit  aller  Souverainetät  und  Proprietät, 
wurden  einzelneu  Bundesfürsten  überlassen,  die  Reichsstädte  Nürn- 
berg und  Frankfurt,  die  Reichsburg  Friedberg*),  und  die 
Besitzungen  des  Teut  sehen  Ordens  und  des  Johanniter  Ordens 
teutscher  Zunge  c).  HI)  Blofs  der  Souverainetät  (in  solchem 
Fall  damals  oft  Oberhoheit  genannt)  einzelner  Bundesfürsten, 
wurden  nebst  ihren  Besitzungen,  unter  bestimmten  Bedingungen 
($.  3o)  unterworfen,  eine  grosse  Anzahl  reichsständischer 
Fürsten  und  Grafen  <0,  jetzt  Standesherren  genannt,  und  alle 
Besitzer  reichsritterschaftlicher  Güter  0*  Allen  diesen  blieben 
ihre  bisherigen  Eigentumsrechte,  mit  gewissen  Real-  und  Personal- 
Vorrechten,  deren  Inbegriff  man  bei  deu  ersten  Standesherrlich- 
keit, bei  den  letzten  Grundh  er r Ii  chkeit/)  nannte.  Die  Standes* 
herrlichen  und  die  grundherrlichen  (vorhin  reichsunmittcl  baren )  Be- 
sitzungen wurden  in  Beziehung  auf  den  Oberhoheitsherrn,  vielfaltig 
Oberhoheit-  oder  SouverainetatLande  genannt,  im  Gegensatz 
der  übrigen  Staaten  derselben  Landesherren,  die  man  in  dieser  Beziehung 
bisweilen  Souverainetät-  und  Eigenthumslande  zu  nennen 
pflegte  ff}. 

*  . 

a)  Klübkr's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  %.  98.  Seit  dem  Druck  dieses  Werks  (1808), 
vorzüglich  in  den  Jahren  1808  u.  1810,  würden  wieder  eine  Reihe  von  Verträ- 
gen dieser  Art  geschlossen.  Man  findet  die  meisten  in  der  Zeitschrift:  Der 
Rhein.  Bund,  und  in  v.  M^rtess  recueil. 

b)  Vertrag  zwischen  dem  Grofsherzogthum  Hessen  und  dem  Burggrafen  von 
Friedberg,  betr.  die  Abtretung  der  Rechte  der  Burggrafschaft,  v.  5.  u.  9.  Mai 
»817;  in  dem  Archiv  für  Standes-  und  grundherrliche  Reohte,  Bd.  II,  Heft  1, 
Num.  4. 

c)  Klüssb  a.  a.  O.  §.  99  u.  100.  Ebtndtfs.  Abh.  in  den  Europ.  Annalen ,  1808, 
XL  i63f. 

4)  Klösbb's  StaaUr.  des  Rkeinb.      99  u.  100. 

e]  Ebendas.    §.99—  «oi. 

f)  In  dem  J.  i8a3  glaubte  Jemand  aus  dem  Art.  a5  (vergl.  mit  Art.  ?4 1  a7  «•  ff-) 
der  rhein.  BundesAete  die  Entdeckung  gemacht  zu  haben,  dafs  die  Souveraine 
«nicht  schuldig  sind  unet  waren»,  den  Besitzern  der  ihnen  mit  aller  Souverainetät 
xugewiesenen  rticJufrüteriokafilichsn  Güter  mehr  als  ihre  «Eigenthumsrechte»  zu 
lassen  ;  also  keine  (jetzt  untergeordnete)  Regierungsrechte,  namentlich  keine  Patri- 
monialGeriehtbarkeit(VoLLOSArr,  die  Standesherren,  S.aaa).  Sonach  hatten  die 
Stifter  des  Bundes  beabsichtigt,  jene  bis  dahin  reichsunmittelbarcn  Rittergüter, 
durch  die  von  ihnen  verfügte  Unterordnung  unter  die  volle  Souverainetät  eines 
Bnndesfürstea,  deterioris  conditionis  zu  machen,  als  selbst  die  wahrend  der 
t.  Hekhsf  erbindung  <cbon  landsässig  gewesenen  Rittergüter  in  dem  Lande  des- 
selben Bundesfürtten,  und  Jene  retehsritterschaftUehen  Güter  wären  seiner  Sou- 
Teratnetat  nicht  als  Rittergüter,  sondern  als  gemeine  Grundgüter  unterworfen 
worden.   Da  indefs  bei  Einrichtung  des  neuen  Recbtszustandes  der  rcichsrit- 

r 
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terschaftlichen  Gutsbesitzer  überall  nur  sur  Frage  kam:  ob  oder  was  ihnen 
mehr  einzuräumen  sey,  als  den  bis  dahin  schon  landsässig  gewesenen  Rittergut- 
>  besitze™  ?  so  müfsten  die  Souveraine,  welche  es  angeht,  entweder  den  Sinn 
der  rhein.  BundesActe,  bei  der  sie  selbst  als  MitPaciscenten  erschienen,  nicht 
verstanden,  oder  aus  blosser  Gnade  jenen  so  genannten  Mediatisirtcn  mehr 
eingeräumt  haben,  als  sie  »schuldig  waren  und  sind*.    Mau  vergl.  %.  3*0  u.  ff. 

g)  Hlübkr's  Staatsr.  des  Rheinb.,  $.  ioa. 

Fortsetzung. 

T)  Ueber  die  standesherrlichen  Besitzungen  legte  die  Bqndes- 
Acte  den  Bundesfürsten  folgende  fünf  Sonrerai  n  etatrechte  bei: 
Gesetzgebung,  höchste  Gerichtbarkeit,  OberPolizei,  MilitarConscription, 
Recht  der  (Staats-)  Auflagen  «).  II).  Dagegen  sollten  den  Standes- 
herren, als  Patrimonial-  und  Privateigenthum  bleiben:  i)  ihre 
Domainen  ;  2)  alle  grundherrlichen  und  Lehngerechtsame  (droits 
seigneuriaux  et  feodaux,  unten  $.  3a4  *)»  welche  der  SouverainetSt  nicht 
wesentlich  («non  essciiticlleroent  *  )  ankleben,  und  namentlich  die 
Rechte  der  niedern  und  mittlem  Gerichtbarkeit,  der  Forstgerichtbarkeit, 
und  ForstPolizei ,  der  Jagd,  der  Fischerei,  der  Berg-  und  Hüttenwerke, 
der  Zehnten ,  der  LehnPrästationen  ( an  den  Standesherrn ,  als  Lehn-, 
Zins-,  Erbzins-  oder  Grundherrn),  das  Patronatrecht  und  andere 
ahnliche  Gerechtsame;  nebst  3)  den  Einkünften  von  den  genannten 
Domainen  und  Rechten  *).  III)  Ueber  den  wahren  Sinn  mehrerer 
von  diesen  ftechtsbestiramungen ,  über  die  Grenze  der  zum  Vortheil 
der  Standesherren  aufgestellten  Regel ,  und  ihres  Su  bordinations Ver- 
hältnisses,  über  die  Frage,  für  welchen  yon  beiden  Theilen  die 
Hechtsvermuthang  strebte,  entstanden  vielfältig  Zweifel  und 
Streitigkeiten.  Darüber,  so  wie  über  mehrere  andere  Gegenstande 
des  wechselseitigen  Verhältnisses ,  fanden  die  meisten  Oberhoheitsherren 
für  gut,  eigene  Bestimmungen  zu  machen,  in  mehr  oder  weniger  umfas- 
senden Dec  larationen  nnd  Edicten  *).  IV)  Freiere  Hände  zu 
Bestimmungen  dieser  Art,  hatte  die  BundesActe  ihnen  gelassen,  in 
Ansehung  der  ihnen  unterworfenen  vormaligen  reichsritter  sc  haft- 
lichen Güter  und  deren  Besitzer  <). 

u)  Hlüssb's  Staatsr.  des  Rheinb.,  §.  io3.  —  Der  Inbegriff  der  in  dem  §.  genannten 
Hoheitrechte,  ward  oft,  aueh  amtlich,  Oberhuheit  genannt.  Die  rbeinisebe  Bun- 
desActe legt  in  dem  Art  »4,  den  Souveränen  »tous  les  droits  de  souverai- 
ne te*  über  die  Standesherren  bei,  beschränkt  solche  aber,  in  dem  Art.  »6, 
auf  .fünf  namentlich  angegebene.  Passender  wäre  der  Inbegriff  dieser  Rechte 
in  der  BundesActe  durch  Haut- Domain?  bezeichnet  worden;  ein  Ausdruck,  wo- 
mit erst  vier  Monate  früher  Napoleon  die  über  das  Fürstenthum  Piombino,  bei 
dessen  Verleihung  an  seine  Schwester  Elisa,  dem  Kaiser  von  Frankreich  vor- 
behaltenen SouverainetätRechte  generisch  bezeichnet  hatte,  in  der  an  den  Se- 
nat erlassenen  liotschaft  vom  18.  Mar»  i8o5;  in  Martens  recueil  Supplem.  IV. 
i55.  —  Der  Inbegriff  der  den  Standesherren  gebliebenen  Regierungsrechte, 
ward  PatrinumiaUiohtU  genannt,  in  einem  badischen  Patent  v.  i3- Aug.  1806  (in 
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d.  Rhein.  Bund.  Heft  I,  S.  101).,  ,  desgleichen  Patrimonml Holte ä  oder  Landesherr- 
lichkeit,  in  r.  Bbbg's  Abhandlungen  aur  Erläuterung  der  rbein.  Bundes  Acte, 
S.  .84  f. 

h)  KlChkh's  Staatsr.  des  Bbeinb.  %.  104.  u.  io5. 

e)  Ebendas-  %.  106  u.  188  —  118.  Vergl.  unten  5.  3i3.  —  Dafa  die  in  der  rbein. 
BundesActe  festgesetzten  Rechte  der  Standesherren  nur  Privilegien  und  Be- 
~ün*tigitngen  seyen,  die  von  jedem  Souverain  beschränkt,  oder  widerrufen  wer- 
den könnten,  wird  behauptet,  in  K.  S.  Za.chariä's  Abhandl.  fiir  das  Staatsr. 
der  rbein.  Bundesstaaten  (1810),  8.3  —  43,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  LVIL  365. 
Dawider  s.  Rhein.  Bund,  XL1X  149.  L.  >6i.  LUI.  161.  LIV.  354. 

d)  Ebenda«.      aio  —  »3i. 

§.  45. 

S   e   h  l  u   $  s, 

I)  In  Absiebt  auf  Staatsauflagen,  sollten  die  standesherr- 
lichen Grandgüter  oder  Domainen  und  Guter  so  bebandelt 
werden,  wie  die  Domainen  der  Prinzen  des  Regentenhauses,  .oder,  in  deren 
Ermangelung ,  wie  die  Guter  der  am  meisten  privilegirten  Classe  «). 
II)  Die  stau  desherrlich  en  Dorna  inen  und  Rechte,  sollten  nur  an  rheinische 
Bundesgenossen  verkauft,   und   eher   nicht  ver äussert  werden 
dürfen ,    als   bis   sie   dem   inländischen  Souverain  wären  angeboten 
worden        III)  In  der  Wahl  ihres  Wohnsitzes,  waren  die  Standes» 
berren  auf  verschiedene  Art  beschränkt  <*)>  doch  durften  sie  ihre 
Einkünfte   und  Capital ien   abgabenfrei  an   ihren  rechtmäßigen 
Wohnsitz  ziehen  <0.    IV)  Standes-  und  Grundherren,  welche  öst- 
reiebische  Unterthanen  zu  bleiben  oder  zu  werden  gedachten, 
mufsten  bis  zu  dem  1.  Juli  1811  sich  erklären,  und  ihre  Besitzungen 
in  rheinischen  Bundesstaaten  an  ein  als  Unterthan  eintretendes  Mit- 
glied ihrer   Familie,    binnen  sechs  Jahren  (vom  1.   Jan.   1810  an) 
abtreten ,  oder  solche  vertauschen ,   oder  nach  Art.   27  der  Bundes- 
Acte  verkaufen   «).     V)   In  peinlichen  Fällen,   sollten  die  Stan- 
desherren   von    Aasträgen    (  von    ihres    Gleichen )  gerichtet 
werden,  und  nicht  mit  VermogensConfiscation,  wohl  aber  mit 
Sequestration  ihrer  Einkünfte,  bestraft  werden  dürfen  /).    VI)  In 
Ansehung  der  Pensionirung  der  standesherrlichen  Staatsdiener,  dek* 
Mitglieder  der  geistlichen  Ritterorden,  und  der  ReichsStaatsdiener ,  der 
Schulden  der  Reichskreise  und  der  Oberhoheitslande,  und  der  in 
dem  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3  festgesetzten  Rechte  der 
Gläubiger  der  Reichskreise  und  der  Staatsgläubiger,  auch 
der  Pensionäre,  wurden  in  der  BundesActe  verschiedene  Bestim- 
mungen gemacht  f). 

a)  KLenrVs  Staatsr.  des  Bbeinb.,  %.  107. 

i)  Ebendas.  §.  107. 
t)  Ebendas.  §.108. 

4)  Vertrag  smschen  Frankreich  u.  Oes t  reich  ▼.  3o.  Aug.  1810;  in  d.  Bhein  Bund, 
I.  ai8.   Baier-  Verorda.  r.  i3.  Not.  1810,  ebendas.  S.  307. 
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e)  Vertrag  f.w.  O  estreich  u.  Frankr.  v.  3tf.  Aug.  1810.    Rhein.  Bund ,  L.  118. 
Baier.  Verordn.  v.  i3.  Not.  1810,  ebenda».  S.  307. 

f)  Klöhkr  a.  a.  O.  §.  109. 

g)  Ebenda«.  %.  110  — 117.   E.  F.  v.  Sessbubg's  Abh.  in  Ham.'s  neuem  allgem.  Ar- 
chiv, Bd.  I,  Heft  1  (Frankf.  i8?5),  Num.  1.   VcrgL  unten  §.  «33. 

§.46. 

Lehnverhältnisse.   Staatsservituten,  durch  den  rheinischen  Bund 

veranlasst  oder  festgesetzt. 

» 

I)  Ueber  die  activen  und  passiven  Lehnrerhältnisse  der 
Bundesfursten,  waren  in  der  rheinischen  Bundes  Acte  keine  Bestimmungen 
gemacht.  Aber  die  meisten  Bondesfürsten  nahmen  einzeln  Anlafs,  theils 
aus  der  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung,  theils  aus  ihrem  in 
der  Bundes  Acte  geleisteten  Verzicht  auf  Rechte  und  Ansprüche,  die 
Jeder  von  ihnen  damals  an  Besitzungen  eines  andern  Bundesgenossen 
haben,  oder  ansprechen  könnte  (§.  83),  als  Grundsatz  anzunehmen.: 
dafs  die  Lehnherrlichkeit  über  Reichslehcn,  deren  Besitzer  in  Ansehung 
derselben  ihnen  unterworfen  waren ,  nunmehr  auf  sie  übergegangen 
scy;  dafs  jede  Lehnverbindung  zwischen  Bundesfursten,  und  auch  jede 
Lehnherrlichkeit  eines  Standesherrn  oder  eines  andern  Unterthans, 
über  seinen  dem  Bund  beigetretenen  souverainen  Landesherrn,  als 
aufgehoben  zu  betrachten  sey ;  und  dafs  jede  auswärtige  Lehn  Verbindung 
inländischer  PrivatBesitzungen ,  als  solche,  unter  den  Bundesfursten 
für  aufgehoben ,  und  auf  denjenigen  Bundesfürsten  übergegangen  anzu- 
sehen sey,  in  dessen  Gebiet  das  Lehn  gelegen  ist  «)•  II)  Auch  wurden 
in  der  rheinischen  BundesActe  (Art.  3  u.  37^)  verschiedene  Staats- 
servituten theils  bestätigt,  theils  neu  bedungen  *).  * 

a)  HlCbiVs  Staatsr.  d.  Rhcinb.,  §.  118— 1»3.  —  Das  Nähere  unten,  %.  536  u.  ff. 

b)  Klübkb  a.  a.  O.  %.  i36  ff. 

§.  47. 

- 

///.  Fethaltniss  des  heutigen  teutschen  öffentlichen  Rechtes  zu  dem 
Staatsrec/U  des  teutschen  Reichs ,  und  zu  dem  öffentlichen  Recht 

des  rheinischen  Rundes» 

> 

Indem  I)  die  rheinische  BundesActe,  dieser  Anfang  einer 
neuen  politischen  Schöpfung  für  Teutschland,  die  formliche  Auflösung 
der  teutschen  Reichsverfassung  veranlafste,  begründete  sie,  mit  Ver- 
nichtung der  Reichshoheit,  mehrere  tcutschcSou  verain  Staaten,  indem, 
durch  Befreiung  von  der  zeitherigen  Unterordnung  unter  die  Reiehs- 
hoheit,  ihre  Landeshoheit  sich  bis  zu  voller  politischer!  Unabhängigkeit 
( Souverainetät )  erweiterte«  Die  Beherrscher  derselben  erhoben  sich 
von  der  Landeshoheit  zu  der  Souverainetät;  gleichviel,  ob  sie  in 
rheinischer    Bundesgenossenschaft    standen,   oder  nicht.     II)  Einem 
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Theil  derselben  worden  überdiefs,  i)  theils  bisherige  reichsunraittelbare 
Gebiete,  Bezirke  nnd  Besitzungen,  mit  den  Rechten  nicht  nur  der 
Souverainctät,  sondern  auch  des  Eigenthums,  abgetreten,  2)  theils 
bisherige  reichsständische  Landesherren  und  andere  unmittelhare  Reichs- 
an  gehörige,  mit  ihren  Besitzungen  9  untergeordnet,  mit  Verlust 
eines  grossen  Theils  ihrer  Landeshoheit,  oder  reichsunmittelbaren 
TerritorialGerechrigkeit,  indem  jene  in  Standes  herrlichheit, 
diese  in  Grund-  oder  Unterherr lichheit  verwandelt  ward. 
Hl)  Auch  erfolgten  verschiedene  TcrritorialCessionen  einzelner 
Buudesfürsten  unter  sich  «).  IV)  Dennoch  wurden  manche  Reste  des 
teuUchen  Reichs-  und  Territorialstaatsrechtes,  aus  dem  publicislischen 
Schiffbruch  gerettet,  zum  Theil  noch  jetzt  sichtbar  in  dem  Staatsrecht 
der  souyerainen  Bundesstaaten,  in  dem  gemeinen,  wie  in  dem  besondern. 
V)  Die  tcutsche  Bun desActe  stiftete,  mit  stillschweigender 
Anerkennung  der  gegenseitig  von  den  Bundesgenossen  stillschweigend 
bewirkten  Auflösung  des  rheinischen  Staatenvereins  ($.  33  u.  f.) ,  den 
Teutschen  Bund.  VI)  Mit  der  Auflösung  des  rheinischen  Bundes 
ß.  33)  mufsten  alle  Bestimmungen  der  rheinischen  Bundes  Acte,  welche 
föderativer  Natur  sind,  aufhören  für  die  Zukunft  wirksam  zu  seyn. 
Dagegen  mufsten  und  müssen ,  wenn  und  so  weit  nicht  durch  gegen- 
seitige Willenserklärung  der  Betheiligten  das  Gegentheil  fesgesetzt  ist,  alle 
Bestimmungen  jener  BundesActe  fernerhin  wirksam  seyn,  welche  nicht 
föderativer  Natur  sind,  worin  sie  nicht  als  Bundesvertrag,  sondern  als 
TcrritorialStaats  ver  tr  a  g  erscheint,  zu  deren  Wirksamkeit  mithin 
die  Fortdauer  des  Bundesvereins  als  nothwendig  nicht  voraus  zu  setzen 
ist  *).  VII)  Dem  gemäfs  wurden  viele  Rechtsverhältnisse,  die  in  der 
teutschen  Reichs  Verfassung,  in  der  rheinischen  BundesActe,  in  Verträgen 
über  den  Beitritt  zu  derselben,  oder  in  späteren  in  Folge  der  durch 
den  rheinischen  Bund  bewirkten  Staatsveränderungen  vertragweise 
eingetretenen  Rechtsverhältnissen,  ihren  Entstehungsgrund  haben,  so  wie 
in  der  Regel  die  in  diesem  Zeitraum  erworbenen  Rechte,  bei  Errichtung 
des  Teutschen  Bundes  nicht  geändert  «0»  sondern  zum  Theil 
nur  näher  bestimmt  <0.  VIII)  Daher  ist  das  ehemalige  tcutsche 
R  e  i  c  h  s  -  und  TcrritorialStaatsrecht,  und  selbst  das 
öffentliche  Recht  des  rheinischen  Bundes,  noch  jetzt  ein 
wichtiges  Hulfmittcl  in  dem  teutschen  öffentlichen  Recht,  sowohl 
in  dem  Bundesrecht,  als  auch  in  dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten  «•)• 

a)  Vergl.  Rhein.  Bund,  LX.  45/». 

h)  Kl&bkr's  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  5  u.  4a  ff. 

e)  Beispiele  liefern:  die  als  Regel  geltende  Aufhebung  der  Gesetzkraft  tcutschcr 
ReicbsgeteUe  ($.  60  u.  f.)j  die  neuen  Titel  mancher  vormaligen  rheinischen  Bun- 
desfursten,  selbst  den  jetzt  standesherrlich  untergeordneten  Fürsten  von  der 
Leven  nicht  ausgenommen ;  die  jetzige  Souverainetät  teutscher  Bundesfürsten, 
über  ihre  unter  dem  rheinischen  Bund  begriffen  gewesenen  Linder ;  die  Un- 
terordnung der  Besitzungen,  Personen  u.  Familien  ehemaliger  reichsständischer 
Landesherren  (jetziger  Standesberren)  und' anderer  Reichsunmittelbarcn  unter 
ßundesfursten;  die  politische  Vernichtung  der  Reichsburg  Friedberg,  und 
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jene  der  beiden  geistlichen  Bitterorden  in  den  rhein.  Bundesstaaten  $  die  Un- 
terordnung der  Reichsstadt  Nürnberg;  eine  Reihe  vonjTerritorialAusgleichun- 
gen ,  Abtretungen ,  Erweiterungen  und  Begrenzungen ,  welche  in  der  rheini- 
schen BundesActe  oder  in  Folge  derselben  festgesetzt  wurden ;  die  Aufhebung 
dcrStaatsSenituten  unter  rheinischen  Bundesstaaten  ($.  56o  d) ;  die  Aufhebung 
oder  Veränderung  mancher  Lehnverhältnisse;  die  Freiheit  der  katholischen  Re- 
ligionsübung, welche  der  Protector  in  allen  mit  neu  aufgenommenen  rheinischen 
Bundes fürslen  evangelischer  Religion  geschlossenen  Receptiqns-  und  Accessions- 
Verträgen  stipulirte  (unten  \*  5a5  u.  Rlübku's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  4o3  a).  — 
\ii II  schweigende  Anerkennung  solcher  Rechtsverhältnisse  findet  man  selbst  in  der 
teutschen  BundesActe,  in  dem  Eingang  bei  dem  Titel  mancher  Bundesgenossen, 
und  in  dem  Art.  14  u.  17.  80  auch  in  den  Protocollen  der  t-  Bundesversamm- 
lung von  1817,  S.87,  in  d.  Beilagen  zu  d.  Protoc.  der  11.  Sitzung ,  Num.  14. 
Auch  erkannten  Oestreich ,  Preussen  und  Rufsland  in  allen  Verträgen  ,  welche 
sie  im  Oct.,  Nov.  u.  Dec.  i8«3  mit  rheinischen  Bundesfürsten  über  ihren  Bei- 
tritt zu  der  Allianz  wider  Napoleon  schlössen  (§.  33  a),  nicht  nur 'die  Souverai- 
netät  dioser  Fürsten  an ,  sondern  sie  garantirten  ihnen  auch  ihren  vorgefunde- 
nen TerritorialRechts-  und  Besitzstand.  —  «Die  Bestimmungen  des  lüneviller 
Friedens,  der  ReichsdeputationsSchlufs  und  die  RheinbundActe ,  sind  noch 
bleibend  in  manchen  ihrer  Folgen,  deren  gänzliche  Beseitigung  Europa  nicht 
entwirrt ,  sondern  verwirrt  haben  würde«.  Worte  des  Vorsitzenden  Ge- 
sandten 1  in  der  zweiten  Sitzung  der  teutschen  Bundes  Versammlung,  Protocoll 
v.  11.  Nov.  1816,  $.7.  Mehr  aus  diesem  Vortrag  s.  unten  %.  69,  Note  d.  — 
Dflfs  durch  Auflösung  des  rheinischen  Bundes ,  sämmtliche  Stipulationen  dieses 
Bundes,  namentlich  die  in  dem  34-  Art  der  rhein.  BundesActe  enthaltene  Ver- 
zichtleistung der  Bundesfürsten  (unten  §.  83 ,  IV  u.  %  84,  V)  schlechthin  entkräftet 
worden  seyen,  wird  behauptet  in  der  Erklärung  des  Hauses  S.  CoburgMeinin- 
gen  wider  S.  CoburgSaalfcld ,  betr.  die  S.  CoburgEisenberg-  u.  Römhildische 
Succession  (i8ao.  Fol.),  %.  i5— ai.  Protoc.  der  B.V.  v.  1810,  %.  n4-  Desgl.  in 
folg.  Abhandl.  Vebcrden  Sinn  u.  die  Rraft  des  3/§.  Art.  der  RhcinbundsActe, 
während  und  nach  dem  Rheinbund;  bei  Gelegenheit  der  Erbschaftsirrung  zw. 
S.Coburg  u.  S.  Meiningen.  (Ohne  Druckort.)  1811.  8.  S.  19  ff.  Dawider  s. 
man:  Beantwortung  der  von  —  S.  Meiningen  gegen  —  8.  CoburgSanlfeld  er- 
lassenen Denkschrift  (Coburg  1618.  Fol.),  S.  87  ff.  Analogische  Gründe  s.  un- 
ten %.  5o  u.  f.  Vergl.  auch  $.84,  V. 

«/)  Oestreich  erklärte  am  m.  Nov.  1814  auf  dem  wiener  Congrefs:  «Der  Zweck 

der  grofsen  Allianz  sey  in  Ansehung  Teutschlands  durch  die  alliirten 

Mächte  feierlich  und  öffentlich  ausgesprochen  worden:  Aufhebung  des  Rheinbun- 
des ,  und  Wiederherstellung  der  teutschen  Freiheit  und  Verfassung  unter  gewissen 
Modifikationen,  etc.  Rlöbfh's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  108. 
Die  teutsche  Reichsverfassung  ward  indefs  nicht  wieder  hergestellt,  auch  nicht 
mit  Modifikationen.  Erklärungen  des  k.  k.  östreichischen  Gesandten,  in  dem 
Protocoll  der  Bundesversammlung  v.  11.  Nov.  1816,  %,  7, 

«)  Non  omnis  moriar !  —  Europ.  Annalen,  1807,  VL  3o5.  —  Dafs  nach  der  rhein. 
BundesActe,  für  die  Bundesstaaten  nur  Bundesstaatsrecht,  kein  Parti cular- 
Staatsrecht  existire,  behauptet  N.  T.  Gösau,  in  s.  Archiv  für  die  Gesetzgeb.  u. 
Reform  des  jurist.  Studiums,  Bd.  I  (1808.  8.),  S.  1—16. 
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V.     C  A  P  I  T  E  L. 

Wirkung  der  Auflösung-  der  teutschen  Reichsverhlndung  auf  die 
Titel  und  Rechte  der  Landesherren,  die  Landesverfassung,  die 
Reichsgpesetze  und  Reichsvertm^reehte,  das  Privatrecht ,  und  die 
von  Einzelnen  erworbenen  Privatrechte. 


§.  4a 

Wirkung  der  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung: 

SJ  auf  Titel  und  poläisches  Rechtsverhältniss  der  teutschen  Landesherren,  ihrer  Familien- 

glieder ,  und  des  Reichsadcls. 

Durch  Auflösung  der  teutschen  Reichsver&ssung,  hatten  I)  diejenigen 
Titel  teutscher  Landesherren,  ihrer  Familienglieder,  und  des  teutschen 
Reichsauels ,  welche  in  dieser  Verfassung  ihren  Grund  hatten  ») ,  ihre 
ursprungliche  Beziehung  verloren.  Doch  hinderte  dieses ,  an  sich, 
bei  den  souyerain  gewordenen  Landesherren  und  ihren  Familiengliedern, 
die  Fortfuhrung  derselben  nicht  *)•  Aber  die  rheinischen  Bundesfürsten 
Terzichteten,  in  der  BundesActc  (Art.  3),  auf  diejenigen  ihrer 
Titel,  welche  irgend  eine  Beziehung  auf  das  tcutsche  Reich  ausdrückten. 
Mehrere  derselben  vertauschten  den  kurfürstlichen  Titel  entweder  mit 
dem  königlichen  oder  mit  dem  grofsherzoglichen,  den  reichsiürstlichen 
mit  dem  herzoglichen,  den  gräflichen  mit  dem  fürstlichen  <0.  H)  Alle 
teutschen  Landesherren ,  welche  nicht  vou  Napoleon  und  den  übrigen 
Mitstiftern  des  rheinischen  Bundes,  andern  ihres  Gleichen  als  Standes- 
herren untergeordnet  wurden,  erlangten,  mit  dem  Verschwinden 
der  Reichshoheit ,  politische  Unabhängigkeit  oder  Souverainetät. 
Ein  Theil  derselben  kam  in  rheinische  Bundesgenossenschaft, 
die  übrigen  blieben  bundesfrei  <0« 

a)  Z.  B.  Kurfürst,  Reichsfürst,  Reichsgraf,  Reichsfreiherr,  die  Erz-  und  Erbamts- 
Titel.  Klübeb's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  §.8i—  83.  —  Vergl.  Der  tcutsche 
Bund  wider  das  teutsebe  Reich.   i8i5.  8. 

h)  Prmussen  führte  noch  im  J.  1809  den  Kurfurstentitel.  So  noch  jetzt  I/cssenCassel . 
Vergl.  unten  %.  109  u.  ff.  —  Der  Titel  Reichsitudt  hat  aufgehört. 

r)  Ki  Cofb's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  §.81  ff. 

d)  Eben  das.  %.  83-   Oben  %.  3i. 

9)  auf  die  Landesverfassungen  der  teutschen  Staaten. 

I)  Die  Landes v er fassu  11  gen  der  teutschen  Staaten,  so  weit 
sie,  im  Ganzen  oder  theil  weise,  durch  die  Fortdauer  der  teutschen 
Reichs  Verbindung  uicht  klar  bedingt  waren,  wurden  weder  durch  die 

4* 
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in  der  rheinischen  Bundes  Acte  enthaltene  Aufhebung  der  Rcichsgesetae, 
noch  durch  Auflösung  der  ReichsTerbindung  und  Stiftung  des  rheinischen 
Bundes ,  stillschweigend  aufgehoben  ") ,  und  eben  so  wenig  geschah, 
dieses  in  der  Bundes  Acte  ausdrücklich  *).  II)  So  weit  die  Landes  Verfassung 
auf  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Vertragen,  zwischen  den 
Unterthanen  oder  ihren  Stellvertretern  und  den  Landesherrschafifen,  be- 
ruhten, waren  die  letzten,  selbst  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Protector 
des  Bundes,  zu  einseitiger  Aufhebung  oder  Aenderung  derselben  nicht 
berechtigt  O-  Die  neu  erlangte  Souverainetät  schlofs  in  ihrem  Ursprung 
rechtlich  mehr  nicht  in  sich,  als  Befreiung  von  der  R eich •  - 
hohe  it  <?);  und  eher  waren  die  Unterthanen  berechtigt,  E  rsatz  zu  for- 
dern, für  die  durch  widerrechtliche  Aufhebung  der  Reichsverbindung 
erfolgte  Entziehung  oder  Minderung  mancher  von  ihren  Rechten  O, 
und  für  Entziehung  des  Schutzes  ihrer  Rechte  durch  die  Reichshoheit. 
III)  Nach  diesen  Grundsätzen  ist  die,  seit  erlangter  Souverainetät,  in 
verschiedenen  tcutschen  Staaten  erfolgte  Aufhebung  oder  Aende- 
rung der  Landesverfassung,  namentlich  die  Aufhebung  der 
Landstän-de/),  rechtlich  zu  beurlheilen. 

a)  Königl.  hannöver.  Erklärung  auf  d.  wiener  Congrcfs,  in  ;Ri.«BEaV  Acten  d.  w. 
Congr.,  Rd.It  Heft  i,  S.  69.   Hannoverische  Abstimmung  (§.  ia)  in  dem  Protoc. 

der  B.  V.  v.  i8a3,  $.  139.    Zufällige  Gedanken  ob  durch  die  rhein.  B.Acte 

den  neuen  t.  Souveraincn  über  ihre  Eigenthumalande  e.  grössere  Gewalt  beige- 
legt worden  6ey»  als  sie  über  dieselbe  vorhin  gehabt  haben?  (Ohne  Druckort 
1807.  8-)  S.  48  f.  G.  H.  v.  Bkro's  Abbandlungen  ku  Erläuter.  der  rhein.  B.  Acte 
Tb.  I,  S.  »08  f.  Rhein.  B.,  XXV.  106.  Gvit.  Wiesand  comm.  de  abrogationis 
legum  germanicarum  vi  et  efFectu  in  civitatibus  foederi  rhenano  adscriptis,  prae- 
sertim  in  earum  formam  (Zerbstac  1818.  4*  Auch,  teutsch,  in  d.  Bbein.  Bund, 
LH.  u.  LI1I.),  Part.  II.  A.  H.  Mkisjl  diss.  quaestiones  de  jure  publ.  civitatum 
foederi  rben.  adscriptar.  Spec.  I.  (Lips.  1811.  4.)»  p- 34.  sqq.  et  ^o.  Jen.  Allg. 
Lit  Zeit.  1807,  Num.  3oi  u.  3oa,  §.  i8j  Num.  3o4,  S.61»;  1808,  Num.  i3i. 
Würtembergs  Rechte  (Ohne  Druckort.  1814.  8.),  S.  i3ff.  —  Vergl.  Reichsdcp. 
Hauptschi.  v.  i8o3,  %.6o.  Bemerkungen  r.u  Erklärung  des  60.  \.  des  R.  D. 
Hauptschlusses.  Frankf.  180 5.  8-  J.  F.  Rüsde  über  die  Erhaltung  der  offen tl. 
Vcrfass.  in  d.  EntschädigungsLanden,  nach  d.  R.  Dcp.  Hauptschi,  v,  i8o3,  mit 
Anwcnd.  auf  d.  Herzogth.  Westphalen.  Gott.  i8o5.  4.  Uaebeblis's  Staats- 
archiv, L.  166  ff.   LI.  »7»  ff. 

s)  Dafs  die  Landesherrschaft,  seit  der  Stiftung  des  rheni.  Bundes  und  der  erlang- 
ten Souverainetät,  die  Landesverfassung  nach  Belieben  ändern  oder  aufheben 
könne,  behaupten:  J.  F.  K.  Bn*rvn,  in  s.  Beiträgen  r.u  e.  allgem.  Staatsr.  der 
rhein.  Bundesstaaten  (Carlsr.  1807.  8.),  S.  7  ff.  Vergl.  auch  C.  S.  Zacharias 
jur.  publ.  civitatum  quae  foederi  rben,  adseriptae  sunt,  §.  »3.  sq.  —  Dafs  die  Lan- 
desherrschaft ,  seit  Auflösung  der  Reichsverbindung,  su  einseitiger  Aufhebung 
oder  Aenderung  der  Landcsverfassung  berechtigt  sey,  wenn  durch  sie  die 
Staatsgewalt  unter  mehrere  öubjecte  gethcilt  (?)  werde,  dafs  sie  sogar  ver- 
pflichtet sey ,  wenn  sie  die  Landesverfassung  dem  Zweck  des  Staates  für  nicht 
entsprechend  halte,  behauptet  Renn  in  s.  System.  Darstell,  des  rhein.  Bundes, 
S.  209  fr.  —  Dafs  mit  Aufhebung  der  Reichsgesetze,  die  Verbindlichkeit  der 
bisherigen  Landesverfassung  ipso  jure  aufeehört  habe ,  behaupten :  J.  Ziktei.  ,  in 
s.  Entwürfe.  Staatsr.  für  d.  rhein.  Bund,  S.  iso.  N.  T.  Görna,  in  s.  Archiv 
für  die  Gcsetugcb.  u.  Reform  des  jurist.  Studiums,  Rd.  I  (1809.  8.),  S.  1  —  16, 
und,  namentlich  in  Ansehung  der  landständischen  Verfassung,  ein  Ungenannter 
im  der  neuen  Allemannia,  Rd.  I  (1816),  S.  1  ff. 
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«)  v.  Bbbo  a.  a.  O.  aio  ff.  In  Beziehung  auf  Lippe  (Detmold),  die  versuchte  Auf- 
bebung der  alten,  und  Einführung  einer  neuen  landständischen  Verfassung  be- 
treffend, s.  man  Protocoll  d.  t.  Bundcsversainml.  v.  13.  Aug.  1819,  %.  ibi  u.  f., 
und  Vortrag,  vorgelesen  in  der  Sitzung  der  B.  V.  vom  9.  Sept.  1819,  und  loco 
dictaturae  gedruckt  auf  53  FolioSeiten  (S.  591—643).  —  Die  Rechte  Dritter  (der 
Unterthanen) ,  konnten  durch  Verträge  des  Protector*  mit  den  Bundesfürsten 
nicht  verletzt  werden.  —  Auch  politisch  gut  wäre  die  Aufhebung  der  Landes- 
verfassung nicht.  Sicherer  steht  ein  Fürst,  dem  eine  Staatsverfassung,  als  der, 
dem  nur  persönliche  Energie  die  Dauer  seiner  Herrschaft  verbürgt ,  der  Alles, 
und  auch  das  vermag,  was  weder  ihm,  noch  dem  Volke  nützt.  Soll  der  Zufall 
guter  persönlicher  Eigenschaften  des  jedesmaligen  Regenten,  die  Gewährlei- 
stung seyn,  für  gerechte  und  sweckmäsige  Staatsverwaltung?  Absolute  Ge- 
walt ist  gefährlich  dem  Fürsten  ,  herabwürdigend  für  die  Unterthanen,  Vergl. 
H.  Albxasdbb's  Erklärung,  in  Kivbxb's  Lebersiebt  der  dipl.  Verhandl.  d.  wiener 
Congr.   S.  300. 

rf)  Vergl.  v.  Bbbo  a.  a.  O.  8.  aoo  ff.  Rhein.  Bund,  III.  38i  ff. 

*)  Vergl.  v.  Bbbo  a.  a.  O.  S.  »09  ff.   Anders  Bkhr  a.  a.  O.  S.  008. 

f)  Vergl.  $.  «8«,  und  die  wiener  SchlufsActe  von  i8»o ,  Art.  56.  —  In  dem  grefs- 
herzogl.  hessischen  Edict  vom  1.  Oct.  1806,  wurden  die  Landstände  »aus  unum- 
schränkter Machtvollkommenheit«  aufgehoben.  Von  Lippe  (Detmold) ,  s.  oben 
Kote  c. 

§.  50. 

9)    auf  die  teutschen  Reichsgesttie  ; 

insbesondere  a)  auf  die  durch  sie  begründeten  oder  gebilligten 

Vertragrechte. 

Die  rheinische  Bundes  Acte  (Art.  2)  erklärte  alle  teutschen 
Heichsgesetze  für  nichtig  und  unwirksam,  in  Ansehung  der 
Bondesgenossen,  ihrer  Staaten  und  Unterthanen,    Es  wurden  aber 
I)  daselbst  zugleich  zwei  Ausnahmen  von  dieser  Regel  festgesetzt;  in 
Ansehung  derjenigen  Bestimmungen  des  Reich sdeputationsllauptschlusses 
vom  »5.  Februar  i8o3,  welche  1)  die  Rechte  der  Gläubiger  und 
Pensionare  «),  und  2)  den  Octroi  der  Rheinschiffahrt*) 
Betreffen.    Auch  ist  II)  den  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  geinäfs, 
dafs  jene  Aufbebung  der  teutschen  Reichsgesetzc ,  nicht  bezogeu 
werden  konnte  auf  Staaten,  Personen,  physische  und  moralische 
oder  juridische,  und  Rechte,  über  welche  die  rheinischen  Bundes- 
genossen  zu  verfugen  nicht  befugt  waren,    und  nicht  auf  Rechte, 
deren  Wirksamkeit  durch  die  Fortdauer  der  teutschen  Reichsverbindung 
nicht    schlechthin  bedingt  war.     Also  l )  nicht   auf  die  von  dem 
rheinischen  Bund  frei  gebliebenen  teutschen  SouverainStaaten 
und  deren  Unterthanen.    Auch  2)  nicht  auf  solche  Rechte,  welche 
Einzelne  durch  Reichsgesetze  oder  reichsgesetzliche  Bestimmungen, 
unmittelbar  oder  mittelbar  ( ex  pacto  tertii )  ,    schon  erworben 
hatten  *)•    3)  Nicht  auf  die  Fortdauer  der  durch  Reichsgesetze  be- 
gründeten, veranlagten,  oder  gebilligten ,  jedoch  von  dem  Fortbestehen 
der  Reichsverbindung  unabhängigen  Vertrag  rechte,  a)  zwischen 
Bondesfursten  unter  sich  <0;   oder  b)  zwischen  Bundesfürsten  und 
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Dritten,  namentlich  ihren  Unterthanen  der  katholischen  Kirche, 
den  evangelischen  Kirchengesellschaften,  und  Auswärtigen  bei  (etwa 
auch  zugleich  als  Reichsgesetze  betrachteten)  Staatsvertragen  des 
teutschen  Reichs,  in  welchen  die  Regierungen  damaliger  teutscher 
Reichslünder ,  späterhin  rheinischer,  jetzt  teutscher  Bundesstaaten 
schon  ursprünglich  für  sich  selbst  in  ihrer  landesherrlichen  Eigenschaft, 
unabhängig  Ton  dem  Bestehen  der  teutschen  Reichsverbindung,  als 
MitPaciscenten  anzusehen  waren  /) ;  oder  c)  zwischen  Dritten ,  z.  B. 
zwischen  Katholiken  und  Evangelischen  in  rheinischen  (jetzt  teutschen) 
Bundesstaaten,  zwischen  den  Mitgliedern  der  RegentenFamilien ,  auch 
denen  des  rcichsunmittelbar  gewesenen  Adels  u.  d.  m.  Hl)  Fort- 
währende Gültigheit  konnten  ReichsPrivatgesetze  behalten,  durch  aus- 
drückliche oder  stillschweigende  Billigung  einzelner Bundesfürsten  g). 

f)  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  3,  4»  6,  7,  9,  i4>  «7,  19,  20,  a4,  «7,  47—59,  64, 
66—68,  76,  77  — 85.  —  Von  Reichtschulden ,  s.  Rhein. Bund,  I.  114  f.  G.  H.  v. 
Bxro's  Abhandl.  z.  Erlaut-  d.  rhein.  B.  A.  Th.I,  S.  57  ff.  —  Von  Schulden  der 
ehem.  Rsuk.0i>ertaiu»sCa4sc ,  sehe  man  §.  6  u.  233  b.  Auch  die  teuttche  Bundet- 
Acte ,  Art.  i5,  erneuert  die  Verfügungen  d.  R.  D.  Hauptschi,  wegen  des  Schul-* 
<lenw. ,  der  Pensionen,  und  derauf  den  RheinschiffahrtOctroi  angewiesenen  di> 
recten  und  subsidiär.  Renten  (§.  578  u.  f.).  —  Das  bei  Auflösung  des  teutschen 
Reichs  vorhandene  Staatseigenthum  desselben,  bat,  mit  Ausnahme  der  Reichs» 
archive  {%.  39  f.),  seine  frühere  Bestimmung  verloren.  v.Bsao's  angef.  Abhandl. 
etc.,  Th.  I,  S.  371.  KlübbiTs  Staatsr.  dcsRheinb.  $.  114.  —  Bescblufs  d.  t.  B.  V-, 
über  die  Gebäude  des  Reicliskammergerichts ,  in  ihrem  Protoc.  v.  26.  Aug.  »818. 
Preuss.  Erklär,  hierauf,  iu  dem  Protoc.  v.  18x9,  $.53.  —  Desgleichen  über  die 
reichskammergerichtl.  Bibliothek,  in  dem  Protoc  v.  10.  Jau.  1821,  §.  i5,  Num.  11  ; 
v.  19.  Jun.  1823,  %.  109;  29-  Jan.  1824»  §«34;  in  Klübeb's  Qucllensammlung, 
Num.  XXXVI.  Sie  soll  nach  Bonn  gekommen  seyn.  —  Von  der  reichskammer- 
gerichtl. Sustentation.iCa4sc  u.  den  vorräthigen  Tturgv/dern ,  s.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1818,  §.  29,  71 ,  73  u.  193.  —  Von  den  Activ-  und  PauivCapiiulen  der  Susten- 
tationsCassc ,  von  Verkeilung  der  ersten  u.  Tilgung  der  letzten,  s.  Protoc. 
v.  i8a3,  %.  3o. 

b)  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  39. 

c)  Rhein.  Bund,  XXV.  102.  —  Vergl.  die  t.  Bundes  Acte,  Art.  i4,  Num.  2,  verbis: 
«für  künftige  Falle». 

d)  So  is.  B.  verschiedene  MünsConventionen ,  unten  §.  427  a  u.  f.  Klübxb's 
Staatsr.  des  Bheinb. ,  §.  323.  Vergl.  auch  den  preuss.  Entwurf  c.  Vcrfass.  des 
teutschen  Staatenb  v.  Febr.  i8i5,  §.119,  in  Rlvber's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  II,  S.  54. 

e)  Denkwürdige  Erklärung  der  hannöverischen  Gesandschaft  auf  dem  wiener 
Congr.,  in  Rlübsb's  Acten  des  w.  Congr. ,  Bd.  I ,  Heft  1 ,  S.  69. 

f)  Z.  B.  die  Cor.cordate  (v.  1439,  1446,  i448)  mildern  päpstl.  Stuhl,  der  Religions- 
friede v.  i355,  der  westphäl.  Friede  1648,  der  auch  in  solcher  Beziehung  von 
Frankreich  und  Schweden  den  jetzigen  t.  Bundesstaaten  garan tirt  ist.  Püt- 
tes'* Geist  des  westphäl-  Friedens ,  S.  34  u.  68  ff.  v.  Brao  a.  a.  O.  S.  242  ff. 
u.  154  ff.  Guil.  YViesa>»  comm.  cit.  Part.  I.  c.  3.  in  "Winropes  Zeitschrift: 
Der  rheinische  Bund,   XXV.  101.       Klüber's  Uebersicht  der  diplom.  Ver- 

handl.  des  vuen.  Congr.,  S.  i53,  a5o,  441  f.,  446,  449,  45i  f.,  484,  490  u. 
i<>5  ff.  A.  Michl's  Btrchenrccht,  §.  11.  F.  A.  Frey's  Progr. ,  ist  der  westphäl. 
1  1  iede,  den  Bestimmungen  des  Art.  V  nach  ,  in  Bezug  auf  den  Reltgionszustand 
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der  christl.  HauptConfessionen  in  Teutschl.,  durch  die  rhcin.  u.  wiener  Bundes- 
Acten  abgeschafft  und  aufgehoben?  (Nein.)  Bamb.  1816.  8.  In  den  wiener 
Verhandlungen  zu  Errichtung  der  t.  BundesActe,  ward  bei  dem  16.  Artikel 
ausdrücklich  auf  die  »Friedensschlüsse«,  als  die  t.  Bundesstaaten  fortwährend 
verp£icbtend ,  hingewiesen.  KlCbcb's  angef.  Uebersicht,  S.  441,  442,  446,  449. 
—  Von  den  Concordaten,  s.  Bemerkungen  und  Wünsche  über  die  seit  1806  er- 
schienenen RcligionsEdicte  etc.  (Teutschl.  1817.  8.)«  S.  5  fT.  u.  i3<  Wider  die 
fortdauernde  Gültigkeit  der  angef.  Concordate,  s.  die  unten  §.  517  angef-  Schrift 
v.  Vatkb,  S.  *i — 14.  Stillschweigend  ist  für  künftige  Fälle  ihre  Wirksamkeit 
aufgehoben,  durch  diejenigen  Bestimmungen,  welche  übereinstimmend  von  dem 
päpsU.  Stuhl  und  den  weltl.  Regenten,  für  Verfassung  und  Einrichtung  des 
kathoL  Hirchenwesens  in  t.  Bundestaaten  errichtet  worden  sind  ($.5o8— 5io). 

g)  Man  s.  den  folg.  §.  Goinrea  a.  (unten  §.  53  a)  a.  0.,  S.  5o  —  57.   vHaws,  in  Win- 
kopp's  rhcin.  Bund,  XXVÜX  78. 

§.  .51.  (5i A 

i)   auf  die  Autonomie  und  Gcs  e tzgebung sfreih e it  der  Rundes- 
fürsten, in  Besiehung  auf  fortdauernde  Gültigkeit  der 

Reichsgesetze. 

I)  Durch  die  in  der  rheinischen  BundesActe  festgesetzte  Auf- 
Lebung  der  teutseben  Reichsgesetze,  ward  die  Autonomie  und 
Gesetzgebungsfreiheit  der  B  undesf  ürsten  weder  aufgehoben, 
noch  beschränkt.  Demnach  war  es  ihrer  Bundespflicht  nicht  zuwider,- 
wenn  sie  freiwillig,  ohne  Meinung  einer  aus  der  Zeit  der  Reichs- 
verbindung noch  fortdauernden  rechtlichen  Notwendigkeit,  reichs- 
gesetzliche  Vorschriften  fernerhin  entweder  selbst  beobach- 
teten, oder  solchen  practische  Gültigkeit  für  ihre  Staats- 
behörden nnd  Unterthanen,  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
beilegten  a).  II)  Namentlich  gilt  dieses  von  Reic hsgesetzen, 
welche  auf  P o  1  i z e i Gegenstande,  auf  Münz-  und  Kalenderwesen, 
auf  peinliches  und  bürgerliches  Recht  and  Rechtsverfah- 
ren*) sich  beziehen.  In  Ansehung  dieser  Gegenstande,  konnte  daher 
den  Reichsgesetzen,  zwar  nicht  als  solchen,  oder  nach  ihrer  ursprüng- 
lichen Form,  aber  doch  nach  ihrem  Inhalt  (materiell),  mithin  zwar 
nicht  mehr  als  gemeinem  Recht  (jus  commune),  aber  doch  als  ange- 
nommenem.Landrecht  (jus  reeeptum),  practische  Gültigkeit  in 
den  rorhin  zu  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Staaten  nicht  versagt 
werden,  so  lang  und  so  weit  sie  durch  eigene  Landes gesetze 
nicht  abgeschafft  oder  abgeändert  wareu  <0;  welches  zu  thun,  der 
Staatsregierung  nunmehr,  selbst  bei  schlechthin  befehlenden  oder  ver- 
bietenden Reichsgesetzen,  nnverwehrt  war,  doch,  in  der  Regel,  ohne 
rückwirkende  Kraft  der  neuen  Gesetze  <*). 

a)  In  dem  su  dem  rhein.  Bund  nicht  gehörenden  Herzogthum  Holstein,  ward  die 
Fortdauer  der  Gültigkeit  der  teutschen  Reichsgesetze ,  in  bürgerl.  und  peinl. 
Sachen,  gesetzlich  verordnet,  am  9.  Sept.  1806.  Polit. Journal  1806,  S.  o83-  — 
Das  OberAppellationsGericht  der  vier  Freien  Städte  zu  Lübeck,  ist  angewiesen,  * 
ausser  den  ParttcularGesetzen  und  Rechtsgewohnheiten  der  Städte,  auch  das 
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in  ihtien  rccipirte  gemeine  Recht,  mit  Inbegriff  der  Reichsgesetze,  alt  Ent- 
scheidungsquelle zu  gebrauchen. 

b)  Beispiele  liefern:  Rcichsabschied  i5a»,  %-  19;  i5ao,  %.  3i.  RcichsPolizciordn. 
1548  und  i3~7,  in  mehreren  Stellen,  z.  B.  Tit.  19  und  3a.  R.  Dep.  Abschied 
1600,  %.  16 ,  r39  u.  i5a.  Reichsabschied  1654 ,  in  mehreren  Stellen,  z.  B. 
%.  n3,  1*21,  laa,  1-4.  ReichsschlGsse  von  173«  und  i-aa,  die  Abschaffung  der 
Handwerksmifsbräuche  betreffend.  Von  RciehsCriminalGcseteen  s.  Feijrbbach's 
Lehrb.  des  peinl.  Rechts,  %.  3.  Diese  und  andere,  gesammelt  in Gfustlacher'» 
Handbuch  der  teutschen  Reichsgesetze,  Th.  IX,  X  u.  XI.  in  Schsauss  corp. 
jur.  publ.  acad.,  und  in  der  neuen  Samml.  der  Rcichsabschicde.  Frank  f.  1-^7. 
4  Theilc,  Fol. 

c)  Guil.  Wiesasd  comment.  cit.  A.  H.  Mkisel  diss.  cit  G.  H.  v.  Bkrg's  Ab- 
handlungen zu  Erläut.  der  rhein.  B.A.,  Th.  I,  S-  5o  ff.  Schradir's  Abhandl., 
in  Cromb's  u.  Jmr's  Germanien,  Bd.  II,  Num.  5  u.  i3,  u.  Bd.  III,  Num.  ao. 
Rhein.  Bund,  XXX VII.  63.  Jen.  AUgem.  Lit.  Zeit.  1807,  Num.  3oa,  %.  19,  u. 
u.  Num.  3o£>, 

d)  F.  Tu.  Seidlitz,  praes.  A.  C.  Stocbxasv,  diss.  de  vi  legum  priorum  in  po- 
sterioribus.  Lips.  i8o3.  4«  A.  D.  Weber  über  die  Rückanwendung  positiver 
Gesetze.  Ilannov.  1811.  8.  G.  C  J.  v.  Herbestobe  über  die  zurückwirkende 
Kraft  der  Gesetze.  Düsseid.  1811.  8.  Th.  Wiese  über  die  rückwirkende  Rraft 
der  Gesetze.  Frankf.  1814.  8.  G.  H.  t.  Bebc's  Rethtsfälle,  Th.  IV,  Num.  10. 
P.  \V.  Pfeiefer's  Abhandl.  in  Caoxx's  u.  Jaüp's  Germanien,  Bd.  III,  8.  411  ff. 
Jen.  Allg.  Lit  Zeit,  181  a,  Num.  aao. 

■ 

§.  52.  (5i  >.) 

c)   auf  authentische  Auslegung  der  Re  ichsges  c  t  z  c. 

I)  Da  mit  Aullosung  der  teutschen  Reichsverbindung,  die  moralische 
Person  der  Reich  «»Staatsgewalt  (Kaiser  und  Reich)  erloschen,  und  der 
Ternsche  Bund  nicht  Rechtsnachfolger  oder  Stellvertreter  derselben 
geworden,  auch  überhaupt  mit  Staatsgewalt  nicht  verseheo  ist  (§.  6  u. 
io4),  so  besteht  jetzt  kein  Subject,  welches  zu  authentischer  Aus- 
legung der  Reichsgesetze  ermächtigt  wäre  «).  11)  Dagegen  gebührt, 
in  Rechtstreitigkeiten,  jedem  competenten  Richter  doctrinale  Aus- 
legung auch  der  Reichsgesetze  4).  III)  Auch  können  sämmtliche 
R  undesgliedcr  vertragweise  unter  sich  festsetzen,  welchen  Sinn 
Sie  zweifelhaften  Stellen  der  Reichsgesetze  beilegen  wollen;  doch 
unbeschadet  der  Rechte  Dritter.  IV)  Dasselbe  kann  jeder  Regent, 
für  seinen  Landesbezirk ,  nach  der  Landesverfassung  thun  c). 

a)  Ein  Fall  in  den  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  %  a38j  v.  1819,  ao  u.  4a  $  v. 
1810,  §.  >.  —  Namentlich  gilt  dieses  Mm  dem  R.Dep.Hauptschl.  v.  i8o3,  der 
seine  verbindende  Kraft  als  Reichsgesetz  einzig  von  der  ReichsStaatsgewalt 
(Kaiser  und  Reich)  durch  einen  eigenen  Rcicbsschlufs  erhalten  hat;  also  weder 
von  dem  Willen  der  DeputationsMitglieder ,  als  solcher,  noch  von  den  Vor- 
schlägen der  vermittelnden  Mächte  (Frankreich  und  Rufsland),  obgleich  die 
von  ihnen  französisch  mitgethciltcn  ersten  47  %%.  des  R.  D.  H.  8.  die  Leber- 
schrift  erhielten :  « Texte  original  finalement  cottvenu  entre  les  Ministres  des 
Puissances  mediatrices  et  la  Deputation  de  l'Empire».  Vergl.  v.  Bkbo's  Jurist. 
Beobaclilungen ,  Th.  III,  S.  64.  —  Ein  die  gräfl.  Uallbergische  Rente  betref- 
fender Beschluß  der  B-  V.  in  ihrem  Protoc.  v.  i8»8,  %.  a38,  begehrte  Aus- 
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le^ung  einer  Stelle  des  i4«  $•  des  R»  !>•  H.  8.  von  den  noch  übrigen  sechs 
Staatsregierungen,  welche,  als  Mitglieder  der  ausserordentl.  R.  Deputation  von 
i8o3,  Bevollmächtigte  bei  derselben  hatten.  In  Folge  dieser  Erklärungen, 
gab  die  IL  V.  eine  Auslegung,  in  den  Protoc.  v.  1824«  %.  71.  Vergl.  auch 
Protoc.  v.  i8m,  V  io5  u.  145.  In  den  Protoc.  v.  1817,  V  365»  äusserte  in 
der  B.  V.  ein  Referent,  die  B.  V.  sey  nicht  ermächtigt  zu  authentischer  Inter- 
pretation derjenigen  %%.  des  Rcichsdcp.  Hauptschlusses ,  welche  in  die  Bundes- 
Actc  aufgenommen  worden. 

•  )  Vergl.  das  Protoc.  der  B.V.  v.  18*0,  %.  3r,  Num.  IL  —  "Wie  ehehin  den 
Reichsgerichten ,  und  selbst  den  TerritorialGerichten.  Die  bei  jenin  damals 
geltenden,  in  ihrer  Art  noch  jetzt  anwendbaren,  Grundsätze  findet  man  ent- 
wickelt, in  G.  W.  Stocr's  (Pürvra's)  diss.  de  jure  et  officio  summor.  imperii 
tribunalium  circa  interpretationem  legum  imperii  (Gott.  17581  und  in  Püttkr's 
opuseuhs,  p.  i85).     47-  5i.  53. 

r)  Vergl.  %.  a38  a. 

§.     33.  (52.) 

4)  auf  das  gemeine  teutsche  Privatrecht  f    S)  das  Lande* Privatrecht  /    6 )  du  von 
Einzelnen  erworbenen  Privatreckte ,  insbesondere  7)  auch  Successions  Rechte ; 
8)  subsidiarisch  »m  den  Reichsgerichten  befolgte  Rechts  Normen. 

I)  Nach  dem  oben  (§.  5i  ,  II.)  angegebenen  Grundsatz,  ist  die 
Frage  zu  beantworten :  ob  und  wie  weit  das  auf  teatschc  Reichs- 
gesetze, so  wie  auf  allgemeine  teutsche  Rechtsgewohnheiten,  gegrün- 
dete gemeine  teutsehe  Privatrecht*),  durch  Auflösung  der 
Reichs  Verbindung,  und  durch  die  in  der  rheinischen  Bundes.^cte  er- 
folgte Aufhebung  der  Reichsgesetze,  in  den  tcutschen  Staaten  nun- 
mehr auch  als  Landesrecht  seine  practische  Gültigkeit  verloren  habe? 
II)  Dem  LandesPrivatrecht  (vormaligem  particularem  teutschem 
Privatrecht)  blieb  seine  Gültigkeit  aoeh  nach  Auflosung  der  teutschen 
Reichs  Verbindung,  so  weit  es  durch  neuere  Gesetze  oder  Rechts- 
gewohnheiten nicht  aufgehoben  ward  *).  III)  Die  während  der  teut- 
schen Reichsverhindung  von  Einzelnen  erworbenen  Privatrechte, 
namentlich  die  durch  kaiserliche  Privilegien  erlangten,  blieben  ferner- 
hin bei  Rraft  *),  da  wohlerworbene  Rechte  (jura  quaesita)  der  Privat- 
personen unabhängig  sind  von  der  Art  der  Staatsverfassung.  IV)  Das- 
selbe gilt  insbesondere  von  rechtsgültig  erworbenen  Successions- 
Rechten  O,  ohne  Unterschied  der  verschiedenen  Arten  von  Rechts- 
tilein ,  auf  welchen  sie  beruhen.  V)  Die  wiener  SchlulsActe  von  18*0, 
Art.  33,  erkennt  die  fortwährende  Gültigkeit  von  den  ehemaligen 
Reichsgerichten  subsidiarisch  befolgter  Rechts  Normen, 
so  weit  sie  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  der  Bundcsgliedcr  noch  an- 
wendbar sind  *). 

a)  Vergl.  \.  b\  u.  (N.  T.  Goswin)  Leber  den  Umsturz  der  t.  Verfassung  und 
seinen  Einilufs  auf  die  Quellen  des  Privatrechts  in  den  neu  souverainen  Staaten 
der  rbein.  Conföderation.  Landab.  1807.  8.  Ebendtss.  Archiv,  Th.  I,  S.  9. 
WisKorrs  rbein.  Bund,  XXVI.  221.  —  Von  dem  tcutschen  Privat Fürslenrecht 
s.  oben  \.  11  u.  5o,  II,  3,  c.  —  Durch  Auflösung  der  Reichsverbindung,  ist 
die  Streitfrage,  von  der  Existenz  eines  allgetneinrn  tcutschen  Privatrechtes 
(auch  eines  geschriebenen ,  oder  blofs  eines  Gewohnheitsrechtes  ?  nicht  blofs 
hn  historischen,  sondern  auch  im  juristischen  Sinn?),  zur  Antiquität  geworden. 
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b )  In  verschiedenen  rhein.  Rundesstaaten  ward  das  neufranzösisebe  Privatrccht 
(Code  Napoleon)  eingeführt.  60  in  dem  HÖnigr.  Westphalen,  in  den  Grafs» 
hersogthümern  Baden«  Berg,  und  Frankfurt,  in  den  Staaten  der  Hersoge  von 
Arenberg  und  Anhalt-Cötben.  —  In  verschiedenen  andern  Bundesstaaten  er- 
schienen ein« chic  neue  Gesetze,  oft  mehr  mit  formaler  als  materieller  Neuheit. 

c)  Unten  %.  54«.  Bbauvb's  Beiträge  su  c.  allgcm.  Staatsr  der  rhein.  Bundes- 
staaten, S.  19.  —  Von  erlangten  kaiserl.  Standcserlwhungcn  und  Privilegien,  s. 
ebend.  S.  161  ff.   Wibsako  1.  c.  P.  I.  c.  a. 

d)  Vergl.  %.  83,  Num.  III  u.  IV ,  u.  %.  47  b.  —  Ehemalige  EvcntuulBcUhtungr* 
und  .inwurtscluiften  auf  Beichslehen ,  desgl.  vertragmäsige  Erbfolgtrechte  bundes- 
fürstlicher Familien,  sind  auch  jetzt  noch  rechtsgültig»  und  namentlich  unter 
dem  in  dem  34.  Art.  der  rhein.  BundesActe  geleisteten  Verzicht  nicht  begriffen, 
-wenn  sie  nach  den  gleichzeitigen  Rechtsgrundsätzen  ein  gesetzmäßiges  Dasejn 
erhalten  haben,  folglich  hiedurch  ein  wohlerworbenes  Recht  begründet  ist. 
Hxübkb's  Abhandlungen  und  Reobachtungen ,  Bd.  I,  S.  1  ff.  s.  Wiesasd  1.  c. 
P.  I.  c.  a.  Klübeb's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  ^.  110,  vergl.  mit  89,  93  u. 
872.  —  Für  eriojehen  durch  die  Auflösung  der  Reichsverbindung ,  hält  jede 
durch  ehemalige  ReichsLehnverhältnissc  begründete  Erbfülgerechteund  Erbfolge- 
ordnung (also  auch  da,  wo,  wie  bei  ReichsErz-  und  Erbämtern  (§.  537),  der  Ge- 
genstand des  Reichslehen  nicht  aufgehört  bat) ,  J.  U.  Rödvbs  Archäologie  der 
teutschen  Lchnsverfassung  (Hildburgh.  181 6-  8.)  Vorrede,  S.  XIX  u.  XXVII. 
Eben  so  hält  für  erloschen,  die  Erb  Verbrüderungen  u.  Anwartschaften,  welche 
während  der  teutschen  Reichsverbindung  errichtet  wurden,  v.  Eggeb's,  Teutsch- 
lands Erwartungen  vom  rhein.  Runde,  S.ai  ff.  —  Dafs  die  von  römisch- teutschen 
Kaisern  auf  reichslehnbare ,  durch  Auflösung  der  Reichsverbindung  unabhängig 
gewordene  Staaten,  oder  deren  unmittelbare  Restandtheile,  crtbeilten  einfachen 
Anwartschaften,  durch  Erlöschung  des  dem  Kaiser  und  Reich  zugestandenen 
ObcrLclmcigenthuras  unwirksam  geworden,  und  dafs  selbst  ReicbsEventualBc- 
lehnungen  jetzt  nur  dann  noch  von  wesentlichem  Nutzen  seven,  wenn  zu  den- 
selben die  Einwilligung  des  Vassailen,  dor  (gleichzeitig)  in  dem  Besitz  des 
Lehns  sich  befand,  hinzugekommen  ist,  wird  behauptet  in  v.  Bxao's  angef. 
Abhandlungen,  a.  a.  O. 

«)  Vergl.  %.  11  u.  73. 


VI.     C  A  P  I  T  E  L. 
Quellen  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes. 


§.    S4.  (53.) 
Uebersicht. 

Quellen  I)  des  teutschen  Bundesrechtes,  sind:  1)  Staats- 
verträge im  weitern  Sinn ,  sowohl  ausdrückliche  oder  geschriebene 
(jus  scriptum) ,  nämlich  Fundamentalverträge  des  Bundes ,  und  Staats- 
verträge  (im  engern  Sinn)  der  gesammten  vereinigten  Bundesstaaten, 
als  auch  stillschweigende  oder  ungeschriebene  (jus  non  scriptum) , 
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nnmlich  BnndesFondamental-  und  Staatsherkommen;  3)  Analogie; 
3)  allgemeines  Staats-  und  Völkerrecht;  neben  welchen  4)  auch  ver- 
schiedene Nebenquellen  und  Erläutcrungsmittel  in  Betrachtung  kommen. 
II)  Das  Staatsrecht  der  souveraiuen  Bundesstaaten  hat,  ausser 
jenen  allgemeinen,  auf  ihr  Bundesverhältnifs  sich  beziehenden,  noch 
folgende  besondere  Quellen :  1  )  Staat  st  ertrüge  ,  theils  ausdrückliehe, 
sowohl  Staatsgrund  vertrage ,  als  auch  Staatsvertrage  im  engern  Sinn, 
theils  stillschweigende,  nämlich  Fundamental-  und  Staatsherkommen; 
9)  Staatsgesetze ;  3)  Analogie;  4)  allgemeines  Staatsrecht;  5)  selbst 
manche  Staats  vertrage  mit  Auswärtigen.  III)  Unter  Staatsacten  im 
weitem  Sinn,  begreift  man,  in  beiden  Arten  des  teutschen  öffentlichen 
Rechtes,  auch  alle  geschriebenen  Quellen.  Aber  im  e  n  ge  r  n  Sinn  versteht 
man  darunter  alle  schriftlichen  Staatsverhandlungen  anderer  Art,  vorzüg- 
lich die  jeuen  vorbereitend  vorausgegangenen  Staatsacten  im  engern  Sinn, 
sind  nicht  Quellen  des  öffentlichen  Rechtes ,  aber  Hülfmittel ,  dienend 
zur  Geschichte ,  Erläuterung  und  Erklärung  desselben  ($.  34, 69  u.  79). 


I.  ABTHEILUNG. 
Quellen   des   B  unde  s  r  e  eh  t  e  s. 

§.    55.  (54.) 
A)  Ueberhaupt. 

Verträge,  sowo/d  Grundverträge,  ah  auch  Staatsverträge 

im  engern  Sinn. 

Die  Staatsverträge,  im  weitern  Sinn,  durch  welche  öffentliche 
Rechtsverhältnisse  des  Bundes  bestimmt  werden,  sind  von  verschiedener 
Art;  je  nachdem  durch  sie  die  Grundverfassung,  oder  andere  öffent- 
liche Rechtsverhältnisse  des  Bundes,  festgesetzt  werden.  I)  Durch 
Grund  verträge,  wird  dasDaseyn,  der  Zweck,  und  das  Wesentliche 
der  Form  des  Staatenbundes  bestimmt  a).  Ihre  verbindende  Kraft, 
liegt  in  der  Uebereinkunft  der  Interessenten.  Ausdrücklicher- 
richtet, heissen  sie  Fundamental  Verträge  oder  BundesGrund- 
gesetze:  stillschweigend,  Fundamentalllerkommen  oder  Ob- 
servanz. II)  üeberdiefs  können  Staatsverträge  (im  engern  Sinn) 
der  gesaramten  verbündeten  Staaten,  sowohl  unter  sich,  als  auch  mit 
einzelnen  Bundesstaaten,  und  mit  auswärtigen  Staaten,  errichtet 
werden,  für  öffentliche  Rechtsverhältnisse,  ausserhalb  der  Grundver- 
fassung des  Bundes.  Stillschweigend  errichtet,  heissen  solche  Ver^ 
träge  Bundesherkommen,  wenn  sie  auf  Bundesgenossen  sich  be- 
schränken: GewohnheitVölkerrecht  (droit  des  gens  contumier), 
so  fern  sie  mit  auswärtigen  Staaten  errichtet  sind.  Von  jeder  Art 
dieser  verschiedenen  Quellen ,  ist  hier  besonders  zu  handeln. 
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a)  J.  C.  Majkr«  allgemeine  Theorie  der  StaatsKonstitution.  Hamb.  i?99-  8.  — 
In  den  wiener  MinisterialConferenzen  von  1820,  hatte  Wirtemberg  darauf  an- 
getragen, der  wienerSchlufsActe  von  1820  (Art.  i3)  eine  Definition  der  Grund- 
gesetze des  Bundes  einzuverleiben.  Darauf  bemerkte  die  RedactionsCommis- 
sion,  in  ihrem  Vortrag,  der  als  Beilage  A  dem  Protoeoll  der  11.  Sitzung 
vom  16.  April  18*0,  beigefügt  ward:  «Der  Begriff  eines  Grundgesetzes  sey 
einer  von  jenen  einfachen  Begriffen,  die  durch  schulgerechte  Definitionen  viel 
leichter  verdunkelt,  als  aufgeklärt  und  befestigt  würden».  Dieses  erinnert  an 
das  alte:  «omnis  definitio  in  jure  est  periculosa».  Dennoch  halte  kurz  vorher 
bei  der  B.  V.  eine  für  gutachtliche  Festsetzung  des  Begriffs  der  Grundgesetze 
und  der  organischen  Einrichtungen  des  Bandes  erwählte  Commission ,  folgende 
Definitionen  vorgeschlagen:  1)  ^Grundgesetze  des  teutschen  Staatenbundes  sind 
diejenigen  vertragmäsigen  Bestimmungen,  welche  die  Errichtung  des  Bt&adcs, 
den  Verein  seiner  Glieder,  die  Festsetzung  seines  Zweckes,  so  wie  die  der 
Rechte  der  Gesammtheit ,  der  Theilnahme  der  einzelnen  Bundesglicder  an 
deren  Ausübung,  der  Verpflichtungen  derselben  gegen  den  Bund,  und  der  Ver- 
bindlichkeiten dieses  gegen  sie,  endlich  des  Hechts,  die  Bundesangelegenheiten  zu 
besorgen,  betreffen.  Durch  diese  vertragmäsigen  Bestimmungen  wird  dieBundcs- 
verfassung  gebildet».  2)  «Da  aber  zur  Erreichung  des  Bundeszweckes,  zur  Aus- 
übung der  Bundesrechte,  zur  Besorgung  der  Bundesangelegenheiten,  Anstalten 
und  Mittel  nothwendig  sind ,  ohne  welche  die  Wirksamkeit  des  Bundes  nicht 
möglich  wäre ;  so  mufs  dieser  die  dem  Zweck  entsprechenden  Einrichtungen  treffen, 
welche  der  Grundvertrag  organische  (unten  nennt,  weil  durch  sie  der  Bun- 

deskörper gleichsam  die  Werkzeuge  erhält,  durch  welche  er  seine  Thätigkeit  zu 
äussern  in  den  Stand  gesetzt  wird.  Die  Beschlüsse ,  welche  der  Bund  zu  diesem 
Ende,  als  beständige,  allgemeine  Normen,  fafst,  können  mit  Recht  den  Grund- 
gesetzen beigezählt  werden.  Diesen  stellt  auch  der  7.  Art.  der  BundesActe  die 
organischen  Bundeseinrichtungen  in  Ansehung  der  Ausnahmen  von  der  Ent- 
scheidung durch  Stimmenmehrheit,  gleich».  3)  «Wollte  man  nun,  im  Gegen- 
satz von  Grundgesetzen,  die  übrigen  Bundesgesetze  näher  bezeichnen,  so  ist  es 
einleuchtend  dafs  hier  in  Beziehung  auf  die  Gegenstände  nur  eine  negative 
Beschreibung  möglich  wäre,  und  dafs  man  eigentlich  als  Gesetze  des  Bundes, 
die  nicht  Grundgesetze  sind,  diejenigen  Beschlüsse  anzusehen  hat,  welche 
nach  der  Stimmenmehrheit  nicht  gefafst  werden  können».  Protoc.  der  B.  V. 
vom  19.  Jul.  1819,  %.  i55. 

§.    S6.  (35.) 
B)  Insbesondere. 

« 

f.     G  r  u  n  d  v  e  r  t  r  ä  g  e. 

I)  Der  erste  HauptGrundvertrag  des  Teulschen  Band?*«),  ist 
die  teutsche  BundesActe  *)  datirt  "Wien  den  8.  Juni  i8i5,  und 
nachher  genehmigt  von  jedem  der  Bundesgenossen  «).  Die  e  i  1  f  ersten 
Artikel  derselben  sind,  in  einer  franzosischen  mangelhaften  Ueber- 
setzung  der  SchlufsActe  des  wiener  Gongresses  (Art.53— 64) 
wortlich  einverleibt,  Ueberdiefs  ward  die  g  a  n  z  e  BundesActe,  daselbst 
(Art.  118)  für  einen  Bestandthcil  dieser  Schi u fs Acte  erhlSrt, 
und  zu  dem  Ende ,  als  neunte  Beilage ,  derselben  in  dem  teutschen 
Urtext  beigefugt,  begleitet  Ton  einer  unbeglaubigten,  mehrfach 
fehlerhaften  und  wesentlich  mangelhaften  franzosischen  Ucber- 
setzung<0.    Hiemit  ward  ihr  zugleich  die  Gewährleistung  der 
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acht  europäischen  Mächte  zu  Theil,  welche  die  Schlufs Acte 
des  Congresses  unterzeichnet  haben  (§.  i85a).  Sie  ist  abgetheilt  in 
allgemeine  (Art.  i  —  n)  und  besondere  (Art.  12 — 20)  Bestimmungen  «). 
S:e  enthält  ausser  den  grundgesetzlichen  ,  auch  andere  Bestimmungen 
(§.  i3ie),  und  nicht  blofs  für  das  Bundesrecht ,  sondern  auch  für  das 
Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  Auch  verhelfst  dieselbe  f)  noch  andere 
Grundgesetze  des  Bundes,  und  Bestimmungen  über  die 
Einrichtung  des  Bundes,  in  Hinsicht  auf  seine  auswärtigen, 
militärischen  und  innern  Verhältnisse.  II)  Von  solcher  Art  ist  der 
zweite  HauptGrund vertrag  des  Bundes ,  die  wiener  Schlufs- 
Acte  von  1820,  oder  die  «Schlufs  Acte  der  über  Ausbildung  und  Be- 
festigung des  Tcutschcn  Bundes  zu  Wien  (von  Bevollmächtigten 
sämmtlicher  Bundesgenossen)  gehaltenen  Minisjte rialCo nf oVep- 
zea»  vom  i5.  Mai  183«  «•),  welche,  durch  einen  in  einer  Plenar- 
Versammlung  der  Bundesversammlung  einhellig  gefafsten  Bfeschlnfs 
vom  8.  Jun.  1890,  zu  einem  Grundgesetz  des  Bundes  erhoben 
ward  : 

a)  Dafür  wird  sie  ausdrücklich  erklärt,  in  der  wiener  SchlufoActe  r.  i8*>,  Atf.3. 

h)  SehluitJcte  des  wiener  Congresses,  und  Bundes Acte  oder  Grundvertrag  des 
Teutschen  Bundes  j  beide  in  der  Ursprache,  kritisch  berichtigt,  mit  Vorbericht, 
Uebersicht  des  Inhaltes,  und  Anzeige  verschied.  Lesarten)  vollständig  hcrausg. 
t.  J.  L.  Klübeb.  Erl.  1816.  8.  Zweite  Aufl.,  durchaus  berichtigt  und  mit  vielen 
neuen  Anmerk.  vermehrt,  ebendas.  1818-  8.  Eine  dritte,  «erb.  tmrf  Term. 
Auflage  ist  in  EAendsss.  (gellen Sammlung  zu  dem  öfTenti.  ReCbf  des  Tt  B*ndb*. 
Erl.  i83o.  8.  Eine  Ausgabe  der  BundesActe  findet  sielt  auch ,  in  Ebenda**, 
Staatsarchiv  des  t-  Bundes,  Bd.  I,  S.  3  —  3»>-  Deutsche  BundesActe,  und 
Schlafs  Acte  der  MinisterialConferenzen  unterzeichnet  zu,  Wien  amti5.  Mai 
18-20,  nach  Ordnung  der  BundcsActc  vereinigt.  Frankfurt  182 f. .8.  —  Koti» 
>on  Ausgaben  und  von  französischen,  englischen  und  russischen  Veberseizungen 
der  B.A.,  in  Rrfsaa's  angef.  Quellensammlung,  Nnm.  IlF,  Vörbericlit 

e)  KlCbbb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  5*  ff.  Protoc.  der  B.V.  r.  2.  Dec.  181(1, 
39,  und  v.  »6.  Jan.  1817,  S-  ,5-   Mabtbbs  a.  a.  O.  VI.  367—369.'  Oben  fr.  34. 
Kote  h,  f. 

d)  Diese  französische  Vebertettung  der  ganzen  BundesAete ,  mit  Anmerkungen, 
findet  man  in  KlvbfjTs  Acten  lies  wiener  Congresses,  Bd.  VII,  8.  468  ff*  auch 
in  Mabtbbs  recueil,  Supplem.  VI.  309.  und  in  den  Archive*  diplomatique«, 
T.  IV,  Stuttg.  i8a3.  8.  —  Weder  vertragmäsiges  noch  gesetzliches  Ansohcn 
gebührt  dieser,  in  der  östrcichischcn  Hof:  und  Staatscanslei  gefertigten,  von 
Kicmand  beglaubigten  Uebersetzung ;  eine  bestimmende  Auslegung  der  Bundes» 
Acte  ist  folglich  darin  nicht  zu  finden.  Sie  ist  weder  auf  Verlangen  noch 
aus  Auftrag  der  Stifter  des  Teutschen  Bundes  oder  ihrer  Bevollmächtigten,  und 
eben  so  wenig  für  die  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes,  oder  für  die  Unter- 
thanen  oder  Angehörigen  derselben  gefertigt;  auch  ist  dieselbe  von  den 
Bandesgliedern  insgesammt  nie  für  amtlich  erklärt  oder  anerkannt  >vorden. 
Hiöbbb's  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  68  ff 

«)  Die  besondern  Bestimmungen  wurden  in  ProtocoUen  auf  dem  wiener  Congress 
auch,  «die  ersten  Re^Utmntar Artikel  genannt».  Hlübbbs  Acten  des  wiener 
Congr.  Bd.  II,  S.  53i  f.  u.  536.  —  Geständnisse  über  die  Umvolllomm tn/ttä  der 
B  A.,  in  Ki.vbfb's  Uebersicht  der  diploro-  Verband L  des  wiener  Congr. ,  S. 
«44  f.  —   Erinnerungen  gegen  die  B.A. ,  ebendas.  S.  146  ff. 


Digitized  by  Google 


62 


Einl.  VI.  Cap.  Quellen  des  teutschen 


f)  Art  10,  vergl.   mit  Art.  6,  7  u.  8. 

g)  Die  wiener  SchlussActe  v.  i8ao  befindet  «ich,  als  Beilage ,  bei  %.  a  des  Protoc. 
der  B.V.  v.  8.  Jun.  1820.  Ein  besonderer  amtlicher  Abdruck  derselben  aus  der 
BundcsPräsidialBuchdruckcrei,  erschien  su  Frankf.  a.  M.  unter  dem  Titel: 
SchlufsActe  der  über  Ausbildung  u.  Befestigung  des  t.  Bundes  zu  Wien  gehaltenen 
MinisterialConfcrcnzen.  1820.  4*  Nach  diesem  findet  man  sie  in  Klübeb's  Quellen- 
sammlung ,  Tfum.  IV.  Zerstückelte  Ausgaben  erschienen:  a)  mit  der  Bundes- 
Acte,  xu  Frankf.  181 1.  unter  dem  oben  Note  a  angegeb.  Titel,  uud  6)  als 
erste  Fortsetzung  zu  Dbksch  offen tl.  ficcht  (oben  «4,  Note  r).  —  Eine 
französische  nicht- amtliche  Uebersetzung  dieser  ScblussActe,  su  Wien  gefertigt, 
ward  ku  Frankfurt  in  Folio  gedruckt,  und  dem  Protoc.  der  B.V.  stillschweigend 
beigefügt.  Da  sie  unvollständig  war,  inufste  ein  rcridirter  und  verbesserter 
Abdruck  nachgeliefert  werden.  Man  findet  dieselbe  auch  in  Mabtbss  recueil, 
Supplcm.  IX.  466.1  in  den  angef  Archives  diplomatique«,  T^IV,  und  in  G.  L. 
Lfcsvh's  annuaire  historique  univers cl ,  pour  i8ao,  p.  58o.  Wie  der  oben 
erwähnten  frans.  Uebersetzung  der  Bundes  Acte,  so  gebührt  auch  ihr  weder 
verlrogmäsigei  noch  gesetsmäsiges  Ansehen;  eine  bestimmende  Auslegung  der 
SchlufsActe,  ist  folglich  darin  nicht  su  finden.  Man  s.  Higbsb's  Abhandlungen 
und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  70  ff . 

A)  Protoc  in  der  Plenar Versammlung  der  B.V.  v.  8.  Juni  1820,  %.  a.  —  Von 
ihrer  Auslegung  und  von  den  dazu  gehörenden  Protocollen,  s.  unten  §.  70,  Note  b. 

".!.:'   ;  ,*  /  §•    57.  (56.> 

9.   Staatsverträge  im  engern  Sinn. 

,  I)  Eine  .'wichtige  Quelle  des  teutschen  Bundesrechtes,  sind  die 
Staatsvertrüge  des  Bundes,  geschlossen  theils  yon  den  ge- 
sammten  verbündeten  Staaten  unter  sich,  2.  B.  die  mit  dieser 
Eigenschaft  versehenen  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  «j, 
theils  mit  einzelnen  Bundesstaaten*),  theils  mit  auswärtigen 
Staaten.  II)  Von  dieser  letzten  Art,  sind  die  Haupt-  und  Neben- 
verträge, Friedensschlüsse,  Bündnisse,  Handels-  und 
SubsidicnVerträge,  welche  der  Bund  mit  auswärtigen  Staaten 
schliefst,  welchen  er  durch  Accessions  Verträge  beitritt,  oder  worin 
derselbe,  mit  seiner  Zustimmung,  ftir  einen  contrahirenden  Tb  eil  er- 
klärt wird.  III)  Vorzüglich  gehört  hieher,  die  SchlufsActe  des 
wiener  Congresses  vom  9.  Jun.  i8i5  «),  nebst  allen  darin  bestä- 
tigten ,  ihr  einverleibten  oder  beigefügten  Verträgen ,  Erklärungen 
und  Vorschriften,  welcher,  ausser  den  beiden  HauptMitcontrahenten 
Oestreich  und  Preufsen,  alle  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes  einzeln, 
durch  eigene  Beitrittverträge  als  NebenContrahenten  Beigetreten 
sind  d). 

a)  BundesActe,  Art.  6*7,  10  u.  a.  Vergl.  %.  117.  —  Vorzüglich  gehören  hieher  die 
PlenarBeschlussc  (conclusa  pleni)  derB.  V.,  wovon  Vnou.  ia3.  —  Die  Beschlüsse 
der  B.V.  sind  Vertraggesette.  Vergl.  $.ai4.  So  z.  B.  die  Geschäft  Ordnung  der  B.V.; 
überhaupt  alle  anordnenden  und  einrichtenden  oder  organisirenden  Bestimmungen 
des  Bundes,  für  Ausbildung  der  Bundesverhältnisse  (französisch,  dispositions 
reglementaires  et  orgauiques,  im  Gegensatz  der  fondamentaux ,  die  ersten  sind 
modifiables),  welche  in  der  B.A.,  Art.  7,  und  in  der  wiener  SchlufsActe  v. 
i8ao,  Art.  i3  u.  14,  *  organische  Einrichtungen«,  und  von  Andern  zuweilen 

L  organische  ( organisirende )  Gesetze  genannt  werden.    In  wiener  CongrefsV  er- 
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Handlungen  ,  wurden  die  unter  dem  Titel:  »besondere  Bestimmungen1»  den 
»weilen  Abschnitt  der  Bund  et  Acte  bildenden  Art  11  —  19,  erste  RegltrmeHiar- 
Artikel  oder  Verfügungen  genannt.  Man  s.  oben  %.  56  e.  Die  oben  ( \.  55 
a)  erwähnte  Commis&ion  der  B.  V.  v.  J.  1819,  sählte  die  Beschlüsse,  welche 
der  Bund  für  organische  Einrichtungen  faCst,  den  Grundgesetzen  des  Bundes  bei  j 
sie  gab  zugleich  eine  Definition  dieser  Einrichtungen,  in  der  oben  wörtlich 
augef.  Stelle  ihres  Gutachtens.  In  den  wiener  MinisterialConferensen  v.  1810, 
erinnerte  Hannover,  dafs  die  von  dem  dort  niedergesetzten  Ausschuß,  fSr 
die  SchlufsActe  vorgeschlagene  ausführliche  Definition  der  organischen'  Bundes- 
einrichtungen zu  grossen  Mißdeutungen  fahren  könne.  Hierauf  ward 
beschlossen,  statt  derselben  blofs  zu  setsen:  «organische  Bundeseinrichtungen, 
nämlich  Mittel  und  Anstalten  zu  Erreichung  des  Bundesswecks».  In  der  fol- 
genden Sitzung  trug  "Wirtemberg  darauf  an,  die  Definition  so  zu  fassen: 
« bleibende  Einrichtungen ,  die  als  Mittel  u.  Anstalten  zu  Erreichung  der 
Bundeszwecke  allgemein  verbindlieh  angeordnet  werden  sollen».  Zuletzt  kam 
es  zu  der  in  dem  Art.  i3  der  SchlufsActe  befindlichen  Fassung  (\.  117). 
"Wiener  ConferenzProtoc.  19  u.  ao,  v.  8.  u.  29.  März  1820,  Eine  andere 
Definition  unten  117,  Note  d. 
A)  So  die  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Rcceptions-  oder  sie cess ion t f  *ert rüge 
mit  neu  aufgenommenen  Bundcsgliederu ;  z.  B.  mit  Wirtembtrg,  Baden  (§.  107  c) 
HestenHumburg. 

r)  In  Bxüaza's  Acten  des  vr.  Congr. ,  Bd  VI,  S.  1a  ff.  Auch  besonders,  nebst 
der  teutschen  BundcsActe,  von  Ebendemselben,  mit  Vorbericht  und  Anmer- 
kungen herausg.  Erl.  1817.  8.  Zweite  Aufl.,  durchaus  berichtigt  u.  mit  neuen  An- 
merkungen vermehrt,  ebendas.  18*8. 8.  Dritte  Aufl.  in  Ebendets.  QuellensammL  etc. 

d)  Ki.üaia's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  an  ff.  ai8  ff.  4»4  ff. 

§.    38.  (57.) 
Fortsetzung. 

*  » 

1 

IV)  AU  Rechtsquelle  für  den  Teutschen  Bund,  dienen  sogar 
manche  Verträge,  die  «wischen  dritten  Machten,  oder  von 
Bandesgliedern  unter  sich,  oder  mit  auswärtigen  Staaten, 
oder  mit  den  eigenen  Landstanden ,  sind  geschlossen  worden.  So 
1)  der  pariser  Friede  vom  3o.  Mai  1814  a),  a)  der  pariser 
Haupt  vertrag  vom  20.  Nor.  i8i5  *),  und  3)  der  General- 
Becefs  der  zu  Frankfurt  versammelt  gewesenen  TcrritQrial- 
Commission  der  vier  Mächte,  Oestreich,  Preussen England  und 
Bufsiand,  vom  20.  Jul.  1819  «);  alle  drei  wichtig,  nicht  nur  für  den 
TerritorialBestand  einzelner  Bundesstaaten,  sondern  auch  für  die 
Grenzen  zwischen  manchen  von  ihnen  und  Frankreich ,  und  der  erste 
auch  wegen  der  darin  enthaltenen  Unabhängigkeit  der  Bundesstaaten 
und  der  Uebereinkuuft  wegen  der  Rheinschiffahrt  und  der  Errichtung 
des  Teutschen  Bundes.  4)  Von  der  angegebenen  Art  sind  auch  die 
ElbeschiffahrtActe,  geschlossen  von  den  zehn  teutschen  Ufer- 
Staaten  am  12.  Dec  1821  (§.  583),  und  5)  verschiedene  Landes- 
Grundverträgc  einzelner  Bundesgenossen  mit  ihren  Landständen 

74)*  6)  Wichtig  in  seinen  Folgen,  für  den  Teutschen  Bund  und 
einen  beträchtlichen  Theil  der  Bundesstaaten,  ist  noch  jetzt  der 
lüneviller  Friede,  geschlossen  von  Oestreich  und  dem  vormaligen 
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te titschen  Kaiser  mit  Frankreich,  am  9.  Febr.  1801  «*),  und  genehmigt 
durch  den  Reichsschlufs  vom  10.  März  1801  «).  Veranlafst  "ward  durch 
ihn ,  unter  dem  EinfluPs  der  vermittelnden  Mächte  Frankreich  und 
Hufs]  and,  7)  der  ReichsdeputationsHauptschlufs  vom 
2J.  Febr.  i8o3/),  welcher,  zu  einem  Reichsgesetz  erhoben  durch 
einen  Reichsschlufs  (Reichsgutachten  vom  24«  März,  und  kaiserliches 
RatificationsDecret  vom  38.  April  i8o3),  viele  Sccularisationen ,  Ter- 
ritorial Veränderungen  und  andere  Staatsverhältnisse  festsetzte,  und 
dessen  fortdauernde  Gültigheit,  namentlich  in  Ansehung  der  von 
Gläubigern,  Rentenempfängern  und  Pensionären  durch 
ihn  erworbenen  Rechte,  und  des  Octroi  der  Rheinschiffahrt, 
in  der  teutschcn  Rundes  Acte  (Art.  i5)  ausdrücklich  anerkannt  ist. 
Hiebei  kann  zur  Frage  kommen:  Wem  jetzt  die  authentische 
Auslegung  des  R.  D.  Hauptschlusses  zustehe?)?  6)  Selbst  die  r hei- 
nische  Bun des  Acte  (oben  §.  3o)  hat,  hie  und  da  noch,  wenigstens 
geschichtlichen  und  erläuternden  Nutzen. 

o)  Art.  s,  3,  5,  6  u.  3i  RlübmTs  angef.  Acten,  Bd.  I,  Heft  1 ,  8.  8  ff.  —  In 
diesem  Frieden  wurden  zugleich  die  östreiebisch-  französischen  Friedensschlüsse 
▼on  Presburg  (i8o5)  und  ft^ien  (1809),  und  die  preussisch-franxtfftiichen  Ftiedens- 
schlisse  Ton  Raset  (ito5)  und  Tilsit  (1807),  allseits  auch  fiir  teutsrhe 
Staarsrerhältnlsae  merkwürdig,  fiir  abgehoben  erklärt.  KUJbbr's  angef  Acten, 
Bd.  I,  Heft  i,  8.  i6  u.  3i.   Vergl.  \.  84. 

*)  Art.  1  ,  Num.  1  u.  1.  Traite  de  paix  signe  a  Paris  le  3o  mai  1814»  et  Traites 
et  Conventions  signes  dans  la  meme  ville  le  so  nov.  i8i5.  a  Paris  »8i5.  8 

c)  Dieser  Reccs-general ,  mit  sehn  Beilagen ,  steht  in  Marten«  recueil ,  Supplem. 
VIII.  6o4  —  636,  und  in  Klüber's  Qucllcnsammlung,  Num.  II. 

<0  ob  Mabtxss  Recueil  des  prineipaux  traites,  VII.  538.  Rbuss  Staatsbanslei, 
Jahrg.  1801 ,  I,  164. 

*)  ob  Mabtbss  Supplement  an  recueil  etc.,  II.  so6.   Reoss  a.  a.  O.  si8-  II.  5. 

f)  Vergl.  oben,  %.  s6.  HauptSchlufs  der  ausserordentl.  ReicbsDeputation  j  herausg. 
J.  V.  Güjuubeb.  i8o3.  8.  Zweite  Aufl-  Frankf.  1814.  8.  Auch  in  Mahtbbs 
recueil,  Supplem.  III.  s3i  et  »43»  und  als  Anhang,  hinter  L>fs?'s  Lebrb.  dp« 
tcütsck.  Staatsr.  Göuing.  i8o3.  8.  Auch  in  Emmibgbaus  corp.  juris  germ., 
Th.  11,  S.  56a  ff.  Der  DcputationsRcrcfs,  mit  Erläuterungen  v.  A.  C.  GAsrxmi, 
Th.  I  u.  II.  Hamb.  i8o3.  8.  Rocn  et  Schoki.l  hist.  abregee  des  traites,  VI. 
i64  —  483.  VII.  5— 163.  Protocoll  der  ausserordentl.  ReichsDeputation  tu 
Regensbnrg  i8o3.  Regcnsb.  i8o3.  Zwei  Bände,  nebst  4  Bänden  Beilagen.  4. 

g)  Hicvon  s.  man  oben  %.  5a  e. 

f 

« 

§.    59.  (58.) 
3.  Herkommen.  Differenzen,  Einführung ,  Auslegung,  Entscheidung. 

I)  Auch  das  Herkommen«),  ein  stillschweigender  Vertrag,  eine 
Norm  ,  welche  durch  stillschweigende  Einwilligung  (sprechende  Hand- 
lung, factum  concludens)  der  bei  dessen  Einfuhrung  gleichzeitig  Be- 
theiligten begründet  wird,  ist  eine  Quelle  des  teuUchen  Bundesrechtes. 
Es  kann  Grund  vertrage  (Fund  amental  Herkommen),  und  Staats* 
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vertrage  im  engern  Sinn  (Staats  Herkommen  im  engern  Sinn)  ent- 
halten, il)  Es  unterscheidet  sich  i)  von  dem  Gerichtsgehrauch  und 
dem  so  genannten  Stylo  curiae;  3)  von  dem  Staatsherkominen  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten*,  3)  von  der  Verjährung;  4)  von  dem  Besitz- 
stand (jus  et  favor  possesionis).  III)  Wie  zu  Einführung  des 
Herkommens ,  Ein  willig*-  .g  der  Betheiligten  erfordert  wird ,  also  auch 
zu  der  Auslegung  desselben,  oder  zu  der  Entscheidung,  wenn 
das  Daseyn  oder  die  Gültigheit  des  Herkommens  streitig  ist. 

«)  Schriften  in  Pöttsr's  Lit.  III.  94.   Klöbbb's  Lit.  887. 

§.    60.  (59.) 
Beweis  und  Eigenschaften  des  Herkommens. 

I)  Ein  Herkommen  wird  nie  vermuthet.  II)  Der  Beweis 
desselben  <*)  wird  geführt,  durch  glaubwürdige  Anzeige  eines  oder 
mehrerer,  gehörig  qualificirter  Fälle  (sprechender  Handlungen).  Sollen 
mehrere  Fälle  zum   Beweis   dienen,  so  müssen  sie  gleichartig  seyn. 

III)  Wie  bei  jedem  andern  stillschweigenden  Vertrag,  ist  der  Ablauf 
einer  bestimmten  Zeit,  hier  ebenso  unwesentlich,  als  eine  Mehrheit 
der  Fälle');    ein  einziger,  qualificirter  Fall  ist  hinreichend  c). 

IV)  Aber  blofse  Facta,  oder  Non-Facta,  wenn  sie  gleich  un- 
widersprochen geblieben ,  habeto  keine  Beweiskraft.  Es  wird  die 
Meinung  rechtlicher  N o th w e nd igkei t  der  Handlung  oder  der 
Unterlassung  <0 ,  auf  Seite  der  Handelnden  erfordert«).  V)  Auch 
wird  vorausgesetzt,  dafs  eine  wirklich  geltende,  und  fernerhin  gelten 
sollende,  hinlängliche  Bestimmung  des  Falles,  in  Grund  oder  Staats- 
verträgen nicht  enthalten  sey. 

«)  Moni  a.  a.  O.  509.  Ebendets.  Staatsr.  II.  159  f.  n*  Craxer  obss.  jur.  nniv. 
II.  781.  %.  9.  sqq.  17.  C.  F.  W.  de  Spabgrbbsbg  diss.  de  observantia  imperii 
(Hai.  1795.),  S-  35.  sq. 

t)  Mosas  Ton  Teutschland  überhaupt ,  5o6  f.  609.  Ebendc**.  Staatsr.  II.  i5o  (f. 
Mkerxr's  jurisl.  Abhandl.  und  Beobachtungen,  Th.  I,  Num.  6.  Einige  fordern 
sa  jedem  Herkommen ,  actuum  frequentiam  et  diuturnitatem  temporis.  Cr&mkr 
1.  c.  %.  is  C.  H.  Ecrhard  hermeneut.  jur.  lib  II.  $.  10a.  sq.  Andere  wenigstens 
swei  actus.   Da  Neb*abk  meditationes  juris  prineipum  privat! ,  T.  I.  p.  8«. 

e)  Moser  507.  Ebenda s.  t.  StaaUr.  IL  i5i  f.  PAtter  instit.  juris  publ.  genn.  §. 
45.  De  Selchow  elem.  juris  publ.  germ.  f.  44.  H.  C  de  Sfnkemjkrg  disx. 
de  jure  observantiae  ac  consuetudinis  in  cauti«  publ.  et  prir.  4.  n.  b.  et 
S.  5.  n.  a. 

d)  Von  dem  sogenannten  Un-  oder  Nichther  kommen ,  s.  Gebstlachrb's  corp.  jurig 
publ.  IV.  108.   Schbaubert's  Beitrage  I.  78  f. 

«)  de  Cbajceb  I.  c.  \.  7.  14.  3.  C.  Majsr's  t.  weltl.  Staatsr.  I.  10  ff. 

1 
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§.    61.  (60.) 
Wirkung.  Aufticbung. 

4 

1)  Durch  Herkommen  können,  i)  neue,  für  dessen  Begründer 
und  ihre  Rechtsnachfolger  verbindliche  Bestimmungen  eingeführt, 
a)  mangelhafte  oder  unvollständige  ergänzt,  3)  dunkle  oder  unbe- 
stimmte interpreti  rt  «)  werden.  Nicht  selten  hat  es  4)  sogar  ab- 
ändernde, oder  aufhebende  Wirkung  *),  in  Beziehung  nicht  nur 
auf  ein  älteres  Herkommen,  sondern  auch  auf  Grund-  und  Staatsver- 
träge c).  Für  die,  welche  zu  dessen  Anerkennung  verpflichtet  sind, 
hat  es  die  Kraft  eines  Gesetzes.  II)  Aufgehoben  wird  das  Her- 
kommen: i)  durch  entgegengesetzte  Willenserklärung, 
in  einem  abrogirenden  oder  derogirenden  Grund-  oder  Staats  vertrag, 
Gesetz  oder  Herkommen;  2)  durch  Veränderung  wesentlicher 
Umstände,  z.  B.  der  Staats-  oder  Bundcsverfassung,  so  weit  ihr 
Daseyn  noth wendige  Bedingung  des  Herkommens  war.  3)  Blofs  for- 
male Aufhebung,  liegt  in  einer  Verwandlung  des  Herkommens  in 
ausdrücklichen  Vertrag,  oder  in  Gesetz.  Nicht  so  liegt  eine  Verwand- 
lung dieser  Art,  in  der  blofsen  schriftlichen  Aufzeichnung  des 
Herkommens,  oder  in  einer  schriftlichen  Beziehung  auf  dasselbe,  ge- 
schähe sie  auch  von  der  Bundesversammlung  oder  von  der  Staats- 
gewalt selbst. 

o)  Ecrhibd  hermeneut  juris  lib.  II.  §.  101* 

6)  Daher  unterscheiden  Manche:  observantiam  induetivum  «.  dispojiiü-am  (worunter 
dieintroduetiva,  suppletoria,  correctiva,derogatoria,  abrogatoria,  begriffen  sind), 
indicativam  et  interpretativam.  D.  H.  Hsraxatca  diss.  de  probatione  consue- 
tudinis  et  observantiae ,  Sect.  I.  %.  8.  —  16. 

«)  Die  Uebertretung  oder  rechtlose  Nichtbeobachtung  einer  vertragmasigen  oder 
gesetzlichen  Horm ,  gehört  nicht  hieher.  Sie  wäre  Mifsbrauch  und  Rechts* 
verlcUung. 

§.  62.  (6i.) 

4.  Analogie. 

Zu  deu  Quellen  des  teutschen  Bundesrechtes,  gehört  auch  die 
BechtsAnalogie«);  eine  aus  positiven  staatsrechtlichen  Bestim- 
mungen für  ähnliche,  oder  für  entgegengesetzte  Fälle  (durch 
Argumente  a  simili  aut  contrario,  von  Harmonie  oder  Disharmonie 
vertragmäsiger  oder  gesetzlicher  Bestimmungen)  abgeleitete  Handlungs- 
vorschrift *).  Sie  ist  1)  Quelle,  für  alle  Gegenstände  jeder  Art  von 
positiven  Bestimmungen  des  öffentlichen  Rechtes.  Doch  ist  sie  II)  n  i  c  h  t 
anwendbar ,  so  oft  Verträge  ,  Gesetze  oder  Herkommen  ,  hinlängliche 
Bestimmung  geben  <?).  III)  Durch  sie  können  1)  neue  verbindliche 
Bestimmungen  festgesetzt,  und  a)  mangelhafte  oder  unvollständige 
ergänzt  werden:  aber  3)  derogat oris che  Wirkung  hat  sie  nicht. 
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Aach  kann  sie  4)  *1»  Auslegungaregel  dienen  <*).  IV)  Nur  mit- 
telbar kommen,  bei  der  Analogie,  staatsrechtliche  Bestimmungen  in 
Anwendung  O* 

«)  C.  H.  GnsLBB  pr.  de  analogia  juris  public!.  Viteb.  1774«  Klöiek's  kl.  jurist 
Bibl.  I.  53.  ff.  C.  H.  Eckhard  1.  c.  §.  io5  sqq.  H.  E.  v.  Klobig's  Versuch 
einer  Theorie  der  Wahrscheinlichkeit  (Regensb.  1806.  8.),  Th.  I,  Abschn.  4. 

6)  Von  andern  genannt:  decisio  oder  ratiocinatio  secundum  argumentum,  legis  » 
es  legv,  oder  auch  comparatio  ad  legem ,  oder  argumentatio.  Dap.  Nettki.bi.adt 
diss.  de  Tariis  casus  in  foro  obrios  decidendi  modis  in  genere  (Hai.  1750), 
$.39.  C  H.  Fbeislebe*  diss.  de  ratiocinatione  ex  argumento  legis.  Alt.  1780. 
J.  J.  Höfles  diss.  jurisprudentiac  analogicae  fundamenta  (Alt  174a),  — 
Verschiedene  Meinungen  von  dem  Begriff  der  Analogie,  s.  bei  Nbttelbladt 
dis*.  de  decissione  casuum  secundum  analogiam  (Hai.  1751),  %.  i5.  — »3.  —  Di« 
Unterscheidung* Merkmale  der  Analogie  ,  ebendas.  §.  i3.  sqq. 

c)  Dan.  Nktttlbiadt  diss.  cit.  de  decis.  cas.  scc.  anal.  %.  41.  sq.  Ecehabd  1. 
c.  \.  11a. 

d )  Vergl.  QvrscTitiA«  instit  orat.  L  6.  Eckhard  1.  c.  §.  1 17.  sqq.  Ein  analogisches 
Product  ist  die  Induction. 

0)  In  der  t  Bund  es  Acte,  Art.  14 »  ward  eine  baierische  Verordnung  von  1807, 
als  subsidiarische  analogische  Rechtsquelle  angenommen. 

§.    63.  (62.) 
Zwei  Arten  der  Analogie.  Erfordernisse. 

I)  Die  Analogie  von  Bestimmungen  für  ähnliche  Fülle  (Rechts- 
ähnlichkeit ,  argumentum  a  simili )  setzt  voraus ,  das  Daseyn  einer 
positiven  Bestimmung  für  Fälle,  die  dem  zu  bestimmenden  Fall 
ähnlich  (nicht  gleich)  sind«).  Es  wird  aber  erfordert:  1)  wahre 
(nicht  scheinbare)  Achnlichkeit  (similitudo rationis) j  2)  dafs  kein  hete- 
rogenes Verhaltnifs  der  Personen  oder  Sachen  vorwalte,  für  welche 
Vorschriften  derselben  Art  nicht  passen  *) ;  3)  dafs  Absicht  und  Ur- 
sache der  in  Beziehung  genommenen  positiven  Bestimmung,  dem  zu 
bestimmenden  Fall  nicht  entgegen  seyen  <?).  4)  Auch  der  Grad 
der  Aehnlichkeit  kommt  in  Betrachtung.  II)  Die  Analogie  von  Be- 
stimmungen für  entgegengesetzte  Fälle  d)  (argumentum  a  con- 
trario) setzt  voraus,  das  Daseyn  einer  positiven  Bestimmung  für  einen 
andern  Fall,  mit  welcher  man  in  Widerspruch  gerathen  würde, 
-wenn  man  den  zu  bestimmenden  Fall  anders  entscheiden  wollte  «)• 
Zwar  wird  jene  positive  Bestimmung  auf  diesen  Fall  unmittelbar  nicht 
angewandt,  aber  sie  leitet  doch  unbedingt  das  Urtheil ,  Ungereimt- 
heiten und  Widersprüche  in  der  Staatsverfassung  zu  verhüten;  man 
schliefst,  dafs  ein  entgegengesetzter  Grund  entgegengesetzte  Bestim- 
mungen nach  sich  ziehen  müsse. 

«)  Nettblbladt  diss.  de  decissione  casuum  sec.  analog.  %.  ?6.  sqq.  HorACsm 
princ.  juris  civ.  %.  i56.  Für  Ausbildung  der  landständischen  Verfassung  in 
den  verschiedenen  Bundesstaaten,  hat  grofsentheils  die  Analogie  gedient  Ein 
anderes  Beispiel  unten  %.  218. 

5* 
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6)  Geisub  1.  c.  ^.  10.   Vergl.  Tfbtdluasoi  ,  in  L.  27.  D,  de  legibus. 
e)  Höelvb  diss.  cit.  %.  12.    Gbwlbe  1.  c.  10. 

d)  Andere  nennen  sie  decisionem  secundum  argumentum  legis  in  specie  sie  dictam 
(h.  e.  per  quam  jura  et  obligationes,  quae  in  casu  tacite  per  casum  dissimilem 
ileciso  obtinent«  (determinantur)  ,  und  unterscheiden  sie,  als  eigene  Entschei- 
dungsart ,  ron  der  Analogie  (  a  simili ).  Nettelsladt  diss.  cit.  de  Tariis  casus 
decidendi  niodis,  %.  26. 

•)  Geisleb  1.  c.  \.  3.  9.  Höfles  diss.  cit. \  »2.  n.  III.  —  Ein  Beispiel  tob  der 
B.  V.  unten  %.  227,  III.  Ein  anderes  in  der  Provisor,  CompetensBestimmung 
der  B.  V.;  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817.  S-  lit.  C,  (V  5)  Num.  3, 
lit.  a. 

§.    64.  (63) 
Fälle  der  Anwendung. 

Die  Analogie  findet  subsidiarisch  Anwendung :  1 )  in  öffentlichen 
Angelegenheiten,  nicht  nur  des  Teutschen  Bundes  im  Ganzen,  son- 
dern auch  einzelner  Theile  desselben«);  2)  in  weltlichen  und 
geistlichen  Sachen  *).  Insbesondere  gelten  3)  analogische  Schlüsse, 
nicht  nur  a  simili ,  sondern  auch  a  contrario,  von  dem  Bund  über- 
haupt, auf  einzelne  Theile  desselben,  damit  zwischen  beiden  kein 
Widerspruch  entstehe  *).  4)  Wird  eine  Regel  des  öffentlichen  Rech- 
tes, durch  Vertrage  oder  Herkommen  au  f  geh  ob  e  n ,  oder  abge- 
ändert, oder  wird  eine  Ausnahme  du  von  festgesetzt,  so  bestimmt 
die  Analogie,  ob  und  wie  fern  andere  ältere  Regeln,  welche  Be- 
ziehung auf  jene  haben ,  noch  fernerhin  bestehen  können  d). 

q  a)  Gkisler  1.  c.  §.  4-   Ein  Beispiel  von  der  B.  V.  unten,  %.  217,  III. 
h)  Geisler  1.  c.  %.  5. 

c)  Ob  die  analogischc  Sctilufsart,  insbesondere  a  simili,  auch  von  einseinen 
Theilen  auf  das  Ganse  statt  finde?  Geisler  1.  c.  %.  7.  u.  8. 

d)  Vergl.  Ulfiakcs  ,  in  L.  i3.  D.  de  legib.    Tertvlliakv»  ,  in  L.  27.  eod. 

§.  es.  (64.) 

Entscheidungsrecht  hei  streitiger  Analogie. 

Richter,  bei  einem  Streit  über  die  Anwendbarkeit  der  Analogie 
in  einzelnen  Fällen,  ist  I)  die  Bundesversammlung,  durch  eine 
wohlgeordnete  Austrägallnstauz ,  wenn  die  streitenden  Theile  Bundes- 
genossen sind,  so  fern  der  Streit  durch  gütliche  Uebereinkunft  oder 
Compromifs  nicht  gehoben  wird«).  II)  Ist  aber  die  Sache  rechts- 
hängig vor  der  competenten  Justizbehörde  eines  Bundesstaates, 
so  gebührt  dieser  die  Entscheidung  *)•  HI)  Bis  zu  der  Entscheidung, 
mufs  der  Besitzstand  (Status  quo,  das  Uti  possidetis)  geachtet 
weiden  <")• 

a)  BundcsActc,  Art.  11.    Wiener  SchlufsActe,  Art.  3o.  Vergl.  unten  %.  166  u.  f. 
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4)  Ob  und  wann  ein«  Rtnuuorio  an  die  Bundesversammlung  erkannt  werden 
könne,  oder  müsse  ? 

«)  Gbisleb  !.  e.      11.   Man  s.  unten  %.  .171.    Von  der  Vorsicht,  in  dem  Gebrauch 
der  Analogie,  s.  P.  A.  Fbash's  Grundbetrachtungen  über  Staat  u.  Kirche,  67  f. 

§.    66.  (65.) 
•  P  a  r  a  l  l  e  l  i  s  m  u  s. 

Von  der  Analogie,  unterscheidet  sich  der  Parallelismus  «); 
eine  Zusammenstellung  und  Vergleichung  solcher  vertragmäsigen  Be- 
stimmungen, Gesetzstellen,  Rechtsätze  oder  Erklärungen,  welche  ganz 
oder  zum  Theil  gleichlautend  oder  gleichbedeutend  sind  ,  oder  sonst 
in  gegenseitiger  Beziehung  stehen  Er,  bezieht  sich  bald  blofs  auf 
Worte  (verbalis),  bald  auch  auf  Sachen  (realis).  Als  erklärendes 
Hülf mittel  ist  er,  eingeschränkt  auf  Rechtsverhältnisse  derselben 
Art,  auch  im  öffentlichen  Recht  nützlich;  zumal,  wenn  dabei  auf  die 
Gründe  und  Chronologie  staatsrechtlicher  Bestimmungen  Rück- 
sicht genommen  wird.  Aber  untauglich  ist  er,  zu  Bildung  allgemeiner 
Normen  des  öffentlichen  Rechtes,  aus  besondern  Bechtsbestimmungen 
einzelner  Staaten. 

•)  Cicsao  de  invent.  IL  40.  Höfxkh  diss.  cit.  %.  14.  Nkttblbladt  diss.  dedecis. 
cuuum  aec.  anal.  %.  »6\  19.  Ecbkabj>  hermeneut.  juris,  lib.  I.  c.  1.  %.  i5  et 
39.  Bjcciüs  spiciL.  juris  germ.  5o.  J.  L.  Comudi  obsa.  juris,  civ. ,  Vol.  I. 
\.  14.  p.  78.  sqq.  Glücb  praecognita  jurisprudentiae  ecclesiasticae  Germanorum, 
V104. 

I)  Als  Beispiel  dient  das  Wort  Souvera/netät ,  in  der  rheinischen  BundesActe: 
1)  Art.  4,  8  u.  3i;  s)  Art.  7,  17  — so,  «a,  »3,  »5  u.  »7;  3)  Art.  st,  »3, 
14  —  37,  so  u.  3o.  —  Auch  das  Wort  ^Teutschland»  in  der  teutschen  Bundes- 
Acte, im  Eingang  und  tn  den  Art.  1,  s,  11  u.  14.  Kiübbr's  Abhandlungen 
u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  111  ff.  —  Eben  so  die  Worte  « Gesammtheit  der 
Bundesglieder»  in  den  Art.  6  (Veränderungen  in  dem  Besitzstand  betreffend) 
und  16  der  wiener  SchlufsActe  von  1820 ,  welche  auf  Stimmencinhälligkeit 
hinweisen ,  wenn  man*  sie  vergleicht  mit  demselben  Ausdruck  in  dem  Art.  6, 
die  Aufnahme  neuer  Bundesglieder  betreffend,  dem  in  dem  Art.  i3,  Num.  3, 
dieselbe  Bedeutung  ausdrucklich  beigelegt  wird.  Man  s.  unten,  %.  i3o,  d.  — 
Ein  viertes  Beispiel  liefert  die  Bedeutung  der  Worte  *«rste  StancUsfurrm »  in 
dem  Art.  14  der  BundesActe.  Man  a.  unten,  391,  a.  —  Ein  fünftes  die 
reichsstaatsrechtliche  Bedeutung  des  Wortes  « Fürstmmtuigi*.  Vergl.  %.  »63. 

§.    67.  (66.) 
».  Allgemeine*  Völker,  und  Staatsrecht. 

I)  Da  der  Teutsche  Bund  eine  völkerrechtliche  Vereinigung  un- 
abhängiger Staaten  ist,  so  findet,  in  seinen  innern  und  äussern  öffent- 
k'chen  Verhältnissen,  auch  das  natürliche  oder  allgemeine  Völker- 
recht Anwendung,  wenn  positive  Rechtsquellen  (§.  8  u.  f.,  III  u.  IV, 
§•  55—65)  mangeln  oder  nicht  zureichen.  II)  Kommt  es.  in  Bundes- 
mhafatissen  auf  staatsrechtliche   Bestimmungen  an ,  so  findet  das 
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allgemeine  oder  natürliche  Staatsrecht  «)  ( jus  publicum  uni- 
Tersale  s.  naturale),  verkehrte  Anwendung  und  Mi fs brauch  6) 
ausgeschlossen  (§.5,  12  u.  i5),  dann  subsidiarische  Anwendung, 
wenn,  für  den  gehurigen  Fall,  die  positiven  Quellen  keine,  oder  nicht 
hinlängliche  Bestimmung  geben  <Q>  Auch  ist  es,  gleichwie  das  natür- 
liche Volkerrecht,  ein  wichtiges  Hü lf mittel,  bei  der  theoretischen 
Cultur  und  dem  Lehrvortrag  des  positiven  öffentlichen  Rechtes. 

a)  Vergl.  oben  %.  5  Moser  toii  Teutschland  überhaupt ,  S.  5*7  ff.  HvuxaviTs 
Geist  der  Gesetze  der  Teutschen,  14  ff.  Wkstphal's  teutsohes  Staatsr.,  S.  3. 
Nettelbladt's  Erörterungen  aus  dem  t.  Staatsr. ,  S.  i3.  Mossaus  t.  Staatsr., 
Th.  II,  S  »9*.  C.  D.  Voss  über  dio  Schicksale  der  t.  R.  Staatsverfass ,  S.  348. 
Ii.  E.  Schhid's  Lehrb.  des  gem.  tcutsch.  Staatsr.,  Abth.  I,  §.99-  So  auch 
schon  die  älteren  teutschen  Tublicisten,  seit  dem  westphäl.  Frieden,  ».  B. 
IUilpis  position.  juris  publ.  (1686),  IX.  124*  Tint's  speeimen  juris  publ. 
(  1698)  ,1,  1.  |.  76.  D.  H.  Bfmmfmch  introd.  ad  jus  publ.  imperii  rom.  germ. 
(\iteb.  1721.  8  ),  Proleg.  c.  1.  %.  11.  15. — 18.  und  viele  Andere. 

b)  Davon  s.  J.  G.  Gosse  orat.  dica  juris  publ.  universalis,  Erl.  175«.  (Ein 
Auszug  aus  dieser  Abhandl.  steht  in  P.  A.  Fh&vh's  Grundbetrachtungen  über 
Staat  und  Kirche,  39  —  38).  Hissxask's  Literatur  der  Philosophie,  S-  343* 
Ade.  Klüit  or.  de  eo  quod  in  studio  juris  publ.  univers.  nimium  est.  Lugd. 
Bat.  1784*  Placidids  Lit.  der  Staatslehre,  Ahtb.  I,  S.  62  ff.  Moses  von 
Teutschl.  überhaupt,  S.  527.  Hexxkrich  1.  c.  Proleg.  c.  1.  %.  11.  17.  18.  19. 
Oben  V  i5.  —  Von  der  Vorsicht  in  Anwendung  des  allgemeinen  Staatsrechtes, 
s.  Fra™  a.  a.  O.  \.  6. 

c)  Diesen  Satz  werde  ich  gegen  neuere  Angriffe  vertheidigen,  in  einem  Werk :  «Die 
Wissenschaft  des  öffentlichen  Rechts«  etc.,  das  schon  seit  1824  druckfertig  liegt-  —  , 
Ein  badisches  Votum  in  der  B-  V.  (Protoe.  v.  1817«  %.  232)  sagt:  &Es  ergeben 
sich  nur  drei  Quellen  des  BundesStaatsrechtes :  a)  die  BundesActc;  b)  deren 
authentische  Erklärung;  c)  deren  Ergänzung  durch  neue  Grundgesetze  und 
organische  Einrichtungen  v.  Hienach  waren  solche  Staatsverträge  im  engern 
Sinn  (\.  54  u.  57),  die  so  genannte  organische  Einrichtungen  nicht  betreffen, 
Herkommen,  Analogie,  natürliches  Völker-  und  Staatsrecht,  ausgeschlossen. 

§.    68.  (67.) 

1 

GleichgetvichL   Politik.    Verjährung.  BesUxstand. 

• 

I)  Das  politische  Gleichgewicht0),  in  Europa  oder  in  dem 
Teutschen  Bund,  wesentlich  unterschieden  von  dem  rechtlichen 
Gleichgewicht  (Suum  cuique),  ist  eine  politische,  unbestimmte  Idee, 
unter  dem  Einfluß  der  Conyenienz  (puissance  d'envie).  Es  hat  daher, 
in  dem  Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes,  nicht  die  Natur  einer  Ent- 
scheidungscpuclle  *)•  U)  Dasselbe  gilt  yon  der  Politik"  (§.  i5),  selbst 
von  der  gesunden,  als  solcher,  deren  Grundpfeiler  Gerechtigkeit  und 
Weisheit,  die  Erhaltungsmittel  der  Staaten,  sind  c).  III)  Da  die 
Bundesglieder  in  ihrem  gegenseitigen  Verhältnifs  politische  Unabhän- 
gigheit gemessen,  so  kann  in  ihren  öffentlichen  Streitigheiten  Ver- 
jährung, ein  Erzcugnifs  des  positiven  Privatrechtes,  nicht  entschei- 
den d).  IV)  Wohl  aber  ist  der  Besitzstand  (uti  possidetis,  favor 
possesionis)  so  lang  zu  achten,  bis  der  Streit  in  Güte  oder  auf  dem 
bundesraäsigen  AusträgalWeg  beigelegt  ist  ($.  172). 
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•)  Klübkr'«  Lit.  >44«   Gubtbbb's  Völkerr.vI.  3ti.  376*  t.  Mibtbbs  Einl.  in  «I. 

europ.  Völkerr.  \.  118  ff.    Versuch  über  das  Gleichgewicht  der  Macht.  1796. 

a   ( Sic.  Vogt'»  )  System  des  Gleichgewichts  und  der  Gerechtigkeit.  Frankf. 

1801.  II  Tbeile,  gr.  8.    (Fr.  v.  Gass)  Fragmente  aus  der  neuesten  Geschichte 

des  politischen  Gleichgewichtes  in  Europa.   St.  Petersb.  1812.  8.   Ideen  über 

das  polit.  Gleichgewicht  ron  Europa.  Lcips.  1814«  8-  (Jon.  M0slbb's)  Darstell. 

des  Fürstenbundes,  si  —  89.    Possst-f's  europ.  Annalen,  i8o3,  XI.  120.  XII. 

a*3;  1806,  VIIL101. 114.  X.3.  XI.  145.  XII.  170;  1807,  I,  3.  Minerva,  April  1814. 

S.  8a  ff.   A.  H.  S.  Heibbv's  Handb.  der  Geschichte  des  europ.  StaatenSystemg 

(*.  Aufl.  1811.  a).  S.  i3.  Bbbdow's  Chronik  des  19.  Jahrb.,  Bd.  III,  S.  19.  Born 

und  London,  oder  über  die  Beschaffenheit  der  nächsten  UniversalMonarchie. 

Von  dem  Verf.  des  neuen  Leviathan  (Buchole).  Tüb.  1807.  gr.  8.  Klubbb  droit 

des  gens  moderne  de  fEurope,     6  et  4*. 
6)  «Ubi  manu  agitur,  raodestia  et  probitas  superioris  sunt».   Tacitcs  de  morlb. 

German,  c.  36.    Sculbttwbik's  Staatscabinet ,  75—134.    Bkuss  Staatskanzlei, 

XIV.  100.   Gas*  abi's  DeputationsBecess ,  I.  70. 

c)  Placidus  Lit.   der  Staatslehre,   Abth.    I,  S.    59.    Minerva,    1814,  April, 
S.  41  —  48. 

d)  KtcBEa  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  %.  6  et  n5.  Anders  db  Mabtess, 
precis  du  droit  des  gens  (3«  edit.  t8»i ),  %.  71 ,  Note  b, 

§.    69.  (68.) 
Nebenyuettcn  und  ErläutcrungsmiHel. 

a)  Staatsacten  im  entern  Sinn;    tj  Staatsrecht  der  Bundesstaaten ;    e)  staatsrechtliche 
Verträge  der  BundesSounraine ;  d )  Privat  Fürstenrecht ;  e)  subsidiarische  BechtsfuelUn 
der  ehemaligen  Reichsgerichte ;  f)  rechtswUscnschaJiliche  Schriften. 

Wichtig,  wenn  gleich  nicht  unmittelbare  Quelle,  sind  in  dem 
Bundesrecht,  znr  Erläuterung  und  zu  Nebenbestirumungen :  1)  Staats- 
acten  im  engern  Sinn  (§.  54);  II)  das  Staatsrecht  der  souverainen 
Bandesstaaten,  sowohl  das  gemeine,  als  auch  das  besondere; 
III)  staatsrechtliche  Verträge  einzelner  BundesSouve- 
raine;  IV)  da»  Pri  yatFürstenrecht  (§.  11),  insbesondere  Haus- 
rerträge  und  andere  Verfügungen  erlauchter  Familien.  V)  In  Strei- 
tigkeiten der  Bundesglieder  unter  sieb,  sind  die  AusträgalGerichte 
auch  auf  die  in  solchen  Fällen  Ton  den  Tormaligen  Reichsgerich- 
ten subsidiarisch  befolgten  Rechtsquellen  angewiesen«). 
\I)  Dogmatische  Schriften,  auch  hewährter  Publicisten  *) 
können  als  EntscheidungsNorm  nicht  dienen  c);  wohl  aber  für  doctri- 
nale  Belehrung,  Aufklärung,  Erläuterung,  und  statt  oigencr  Darstel- 
lung oder  Aasführung  dessen,  der  auf  sie  sich  bezieht  d).  VII)  In 
ihrem  Protocoll  yom  1 1 .  December  i8a3,  §.  167,  hat  die  teutsche  Bundes- 
rei-sammlung  den  Vorsatz  erklärt,  dafs  Sie  *in  ihrer  Mitte  jenen  neuen 
Bundeslehren  und  Theorien  keine  auf  die  Bundesbeschlüsso 
einwirkende  Autorität  gestatten,  und  keiner  Berufung  auf  selbe 
bei  ihren  Verhandlungen  Raum  geben  werde» 

a)  Wiener  Schlüte  Acte      i8ao,  Art.  *3. 

*)  Bewahrte  Puhlicistcn  sind  «treue  Diener  ihrer  Fürsten,  aber  auch  des  Becbts». 
Worte  in  der  hannöver.  Abstimmung  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  von  i8i3,  %.  119. 
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Num.  7.   ft'«bn  oder  ßchte  Publicisten  sind  nur  die  wissenschaftlich  gebadeten, 

recht-  und  wahrheiiliebcnden ,  furchtlosen  (%.  14 ,  i5  u.  *3.).  Schein-  oder  J 
>-//if/-rnl)lirißten  sind  der  Gegensatz.  Zu  dieser  Classe  gehören t  die  so  ge- 
nannten Naturalisten,  das  heifst,  die  wissenschaftlich  nicht  gebildeten,  die 
band  werkartigen  (Routiniers),  die  Stegreif-  und  GelegenheitPublicisten  fpubli- 
cistes  de  circonstance) ,  die  PöbelPubl leisten ,  die  Hof-,  Wind-  und  Wetter- 
Publicisten ,  die  knechtisch  den  Mantel  nach  dem  Wind  hingen  und  chamaleou- 
artig  die  Farbe  wechseln,  darum  von  C.  F.  von  Moser  GalgenPublicisten  be- 
nannt. —  Irren  können  auch  echte  Publicisten;  doch  nur  unter  dem  Gebot 
ihrer  moralischen  Urtheilskraft  Wie  in  jeder  andern  Mensclienclasse ,  gibt  es 
auch  hier  weder  Monopolisten  noch  GeneralPächter  der  Einsicht  und  des 
Wissens. 

c)  Nicht  zu  vertheidigen,  vor  dem  Richterstuhl  der  Vernunft,  ist  Theoposius  des 
jungem  und  Vaihmixus'j  Gesetz  in  L.  un.  C.  Theodos.  de  respons.  prud. 
Ritt  kr  in  not.  ad  Hfibeccii  hist.  juris  rom.  §.  377. 

rf>  «Secundum  eos  sc  sentire,  quitw«  proposuissent».  Suetomvs,  in  Cajo  Claudio, 
c.  14.  Kaiser  Jvstisia?*  liefs  sein  Gesetzbuch,  die  Pandekten,  einzig  zusam- 
mensetzen aus  den  Schriften  angesehener  Rechtsgelehrten,  fast  durchgehend« 
mit  ihren  eigenen  Worten.  —  Analogische  Anwendung  findet  hier  die  Theorie 
von  der  Wirksamkeit  der  von  bewährten  Rechtslehrern  aufgestellten  Lehrsätze, 
als  ratio  scripta,  in  privatrechtlichen  Streitigkeiten.  Mehlis,  repertoire  uni- 
verscl  et  raisonne  de  jurisprudence  ( 3*me  edit.  Paris  1808.  4* )  *  Raison 
(  cerite.  Leiser  Spec.  9.  med  5.  sq.  Hoxbel  rhaps.  obs.  3i8-  Ebendess.  teutscher 
Flavius,  allgem.  Regeln,  %•  6a.  Boehxer  pn'nc.  juris  feud.  %.  3a.  Walch 
controv.  juris  civ. ,  p.  «6. 

e)  Klüder's  Quellensammlung  ,  Num.  XXVI.  — *  Der  östreichische  Gesandte , 
I'rhr.  v.  Münch  -  Rellinghausen ,  hatte  in  dem  Protocoll  vom  12.  Juni  i8a3,  %. 
100,  sein  Mifsfallen  zu  erkennen  gegeben,  «  dafs  in  den  Verhandlungen  der 
B.  V.  sich  so  vielfältig  auf  derlei  Rechtslehrer  berufen  werde».  Er  hatte  am 
4.  Der.  1823  (Protoc.  §.  164)  erklärt,  dafk  seine  Aeusserung  «allerhöchsten 
Orts  auf  das  beifälligste  anerkannt»  worden  sey.  Darauf  folgte,  am  11.  Dec, 
die  oben  in  dem  5«  erwähnte  Erklärung  der  B.  V.  Eine  bestimmte  Angabc 
«jener  neuen  Rundeslehren  und  Theorien»,  enthält  weder  diese  Erklärung, 
noch  der  ihr  vorausgeschickte  Präsidial  Antrag.  Die  Schlufsbemcrkungen  in 
dem  Protocoll  vom  4.  December,  worauf  dieser  Antrag  sich  bezieht ,  verweisen 
mißbilligend  auf  etliche  HauptGrundsätzc  des  Staatsrechtes,  auf  welche  die 
ReclamatiousCommission  (fünf  Gesandte  in  der  R.  V.)  zu  Begründung  ihres 
Antrags,  für  Rcgulirung  der  Angelegenheiten  des  Königreichs  Wcstphalen, 
sich  berufen  hatte.  Im  Zweifel,  ob  in  der  Erklärung  der  B.  V.  vom  11.  Dec. 
18^3  diese  HauptGrundsätzo  (allein,  oder  nebst  andern)  in  Beziehung  genommen 
seyen  ,  dringt  sich  die  geschichtliche  Bemerkung  auf,  dafs  dieselben  weder 
«  Hundeslehren*  überhaupt,  noch  « wüst  insbesondere  enthalten;  femer,  dafs 
das1  Prädicat  der  Neuheit  ihnen  insgesammt  keineswegs  zukommt,  sie  also 
wenigstens  keine  *  neuen  Theorien»  sind,  wie  dem  Kenner  der  Dogmen- 
Geschichte  des  öffentlichen  Rechts  bekannt ,  und  dem  Nichtkenner  urkundlich 
leicht  nachzuweisen  ist  —  Auf  jeden  Fall  würde  wohl  die  genannte  Erklärung 
mißverstanden ,  wollte  man  dabei  die  Absiebt  voraussetzen ,  der  Erhaltung  u. 
Ausbildung  der  SlaatsrechtsWissenschaft  in  Teutschland  Stillstand  zu  gebieten. 
(Ycrgl.  oben  %.  i5  u.  10.)  In  seinem  Vortrag  in  dorn  Protocoll  vom  11.  Dec 
i8'i3,  äusserte  nur  der  genannte  östreichische  Herr  Gesandte:  «die  Anwendung 
der  bt stellenden  Gesetzgebung  und  die  fernere  Ausbildung  des  Deutschen 
Bundes  (Itann)  nur  allein  durch  uns  und  durch  die  Instructionen  unserer  hohen 
Committenten  bewirkt  werden'».  —   Im  Cebrigen  hebt  Mißbrauch  den  rechten 
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Gebrauch  nicht  auf,  wnd  findet  sich  wider  ihn  und  mögliche  Irrthümer,  das 
wirksamste  Gegenmittel  in  der  Freiheit  wissenschaftlicher  Forschung  und 
ihrer  PubiicitaU 

t 

§     70.  (69.) 
Auslegung  der  Grundverträge  und  Beschiiisse  des  Bundes. 

1)  Bei  Auslegung  der  Bundes  Acte  ö),  und  der  wiener  Schlufs- 
Acte  von  1820  *)  (§•  56),  so  wie  der  übrigen  vcrtragmä'sigen  Bestim- 
mungen des  Bundes,  ist,  ausser  den  allgemeineu  Regeln  der  Ausle- 
pingskunst  (§.  i3),  Rücksicht  zu  nehmen  auf  Zweck  und  Geist,  auf 
Ursprung  und  Veranlassung  des  Bundes,  auf  Zweckmäßigkeit  und 
innere  Güte,  auf  das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  zuweilen  auch 
auf  ehemaliges  teutsches  Reichs  -  und  Territorialstaatsrecht  <■•),  und 
selbst  auf  das  öffentliche  Hecht  des  rheinischen  Bundes  <0.  II)  Zu 
Aufrechthallung  des  wahren  Sinnes  der  Bundes  Acte ,  ist  die  Bun-  . 
des  Versammlung  berufen,  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen, 
wenn  über  deren  Auslegung  Zweifel  entstehen  sollten,  zu  erklären  •)» 
und  zwar  dem  Bundeszweck  gemäfs.  Dasselbe  gilt,  nicht  minder,  Ton 
den  übrigen  vertragmäsigen  Bestimmungen^  des  Bundes  /).  Von  einer 
allseitigen  InstractionsEinholung  der  Gesandten  in  der  Bundesversamm- 
lung, ist  jene  Auslegung  in  den  Grundvertrngen  des  Bundes  nicht 
abhängig  gemachte)  (§.  137).  III)  Hat  die  Bundesversammlung  eine 
bestimmende  (authentische)  Auslegung  eines  Grund-  oder  andern 
Bundes  Vertrags  crtheilt,  so  gehurt  der  Beschluß,  welcher  dieselbe 
enthalt,  zu  den  Quellen  des  öffentlichen  Rechtes  des  Bundes,  ent- 
weder als  Gr  und  vertrag  oder  als  Staats  vertrag  im  engern  Sinn  (§.56u.  57). 

«)  Zu  Erklärung  und  Auslegung  der»  t.  BundesActe,  dienen  die  darauf  sich  be- 
ziehenden Verhandlungen  auf  dem  wiener  Congrefs,  insonderheit  die  Congress- 
Protocolfe ,  in  Rlübea's  Acten  des  w.  Congresscs,  Bd.  II,  und  die  zehn  ver- 
schiedenen Entwürfe  der  BundesActe,  ebend.  B.  II,  S.  ao3.  —  Proben  in 
HiöBBa's  üebersicht  der  dipl.  Verbandl.  d.  w.  Congr. ,  Abth.  9  u.3.  —  Bei- 
träge xu  Erläuter.  der  t.  BundesActe  ,  in  Hlübkr's  Staatsarchiv  des  t  Bundes, 
Heft  I,  S.  3o  ff.  Heft  II,  S.  ia5  ff  —  Von  der  Befugnifs  der.B.  V.  su  solcher 
Auslegung,  unten  \.  116  u.  i3o. 

f)  Wichtig  für  Auslegung  dieser  SchlufsActe,  sind  die  (noch  ungedruckten) 
Protocolle  von  den  34  wiener  MinisterialConferenzen ,  v.  a5.  Nov.  1819  bis 
24  Mai  1823,  insonderheit  die  Vorträge  der  BedactionsCommistuon  in  den 
Sitzungen  vom  i5-  u.  24«  April  1820. 

e )  Von  Autle  jung  des  Rcicbsdep-  Hauptschlusses  v.  i8o3 ,  oben  \.  Bi  u.  58» 

d)  Kit  n  er 's  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  1  ff.  —  Von  Auslegung 
der  Hein.  BundesActe ,  s.  v.  Bno's  Abhandl.  zur  Erläuter.  des  rhein.  Bundes, 
S.  ii—  5o.  E.  A.  Ukva  in.Cupai's  u.  Jaups  Germanien,  Bd.  II,  S.  161— n4- 
W.  J.  Bchh's  Darstcll.  des  rhein.  Bundes,  §.  34,  und  viele  Abhandl.  in  Wixhoff's 
rhein.  Bund,  B.  Heft  V-X,  XIII -XVI,  XXIX  Vergl.  §./,,,  3i3  u.  3ij.  - 
In  dem  ersten  Präsidial  Vortrag  in  der  B.  V.  (Protoc.  r.  11.  Nov.  1816,  §.  -) 
heilst  es:  «80  blieb  denn  auch  die  Schöpfung,  deren  Namen  man  aus  der 
Geschichte  möchte  löschen  können,  und  die  ich  im  biedern  Verein  teutsefcer 
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Männer  nur  leite  nenne  —  der  Rheinbund  —  ein  unvollständiges  politisch- 
militärische!  Machwerk.  Ohne  weitere  Ausbildung,  so  wie  entstanden,  ▼er- 
schwand auch  diese  nie  erfüllte  Urkunde,  die  Rheinbund  Acte  —  als  Grundlage  einer 
öffentlichen  Gesammtordnung  in  Teutschland,  denn  in  ihren  individuellen 
Folgen  sind  die  Spuren  derselben  sichtbar  und  fühlbar,  und  gehören  der 
Zeitgeschichte  an».  Gewifs,  vielfach,  ja  tausendfach  noch  der  Wirklichkeit  f 
Sind  nicht,  ohne  Rücksicht  auf  das  jus  postliminii,  die  meisten  directen  und 
indirecten  Folgen  der  Vernichtung  des  Reichs,  die  Aufhebung  der  Reichs- 
gesetee,  die  politische  Unabhängigkeit  der  einseinen  Bundesstaaten,  die  neuen 
Titel  eines  bedeutenden  Theils  der  Bundesgenossen,  ihr  Versieht  in  dem 
34-  Art.  der  rheinischen  BundesActe ,  viele  Territorial  Veränderungen  und  Ver- 
grösserungen ,  die  Subjection  so  vieler  vormaliger  reichsständischer  Landes- 
herren und  anderer  Reichsunmittelbaren ,  diese  sogar  vermehrt  durch  die 
Fürsten  von  der  Leven  und  von  Isenburg»  die  politische  Vernichtung  der 
beiden  geistlichen  Ritterorden  und  etlicher  Reichsstädte,  theils  ausdrücklich 
theils  stillschweigend  anerkannt  von  dem  wiener  Congrefs,  wie  ein  Vermächtnifs 
aus  dem  rheinischen  Bundes verhältnif*  in  das  tcutsche  übergegangen ,  und 
kann  man,  bei  auch  nur  oberflächlicher  Vergleichung  der  rheinischen  mit  der 
teutschen  BundesActe,  sich  der  Muthmafsung  enthalten,  dafa  jene  bei  dieser 
mehrfach  als  Vorbild  gedient  habe  ?  Vergl.  %.  4?b.  Die  napoleonischen  Ver- 
fugungen in  und  über  Teutschland,  und  ihre  Folgen,  suchen  ihren  ursprüng- 
lichen Titel  in  demselben  Recht,  in  welchem  des  Markgrafen  Albrechts  Erwer- 
bung der  TeutschordensBesitsungen  in  Preuasen ,  die  drei  Theilungen  Polens, 
die  Unterwerfung  von  Danztg  und  Thorn  ,  die  Hunderte  von  preussischeu 
Occupationcn  in  Franken  in  den  Jahren  1796  und  1797 ,  die  Verfügungen  über 
die  Republiken  Venedig  und  Genua,  und  die  Secularisalionen  und  Supprcs- 
sionen  von  i8o3,  mit  ihren  Folgen,  den  ihrigen  suchen- 

•)  Wiener  SehlufsActe  v.  1820,  Art.  17,  vergl.  mit  Art.  4  u.  6.  —  Die  Erklärung 
oder  Auslegung  betrifft  entweder  grundgetetxliche  Bestimmungen  des  Bundes, 
oder  andere.  Ob  im  ersten  Fall  in  der  B.  V.  Einhelligkeit  der  Stimmen 
(unanima)  dazu  erfordert  werde,  wie  bei  Annahme  und  Aenderung  solcher 
Bestimmungen,  davon  unten  %.  i3o. 

f)  Die  angef.  SchlufsActe,  Art.  7  u.  10.   Beilage  t5  «u  %.  190  des  Protoc.  der 
B.  V.  vom  5.  Jul.  1821 ,  %.  39. 

g)  Die  angef.  SchlufsActe,  Art.  7  u.  17,  vergl.  mit  Art.  8,  9  u.  10.  Man  s. 
jedoch  die  angef.  Beilage  i5 ,  $.  40  u.  4s. 


EL  ABTHEILUNG. 
Quellen  des  Staatsrecht*  der  souverainen  Bundesstaaten. 

§    71.  (7a) 
VersclMenheU  Her  Quellen. 

Der  rccbtlicbe  Grund  der  Staatsgewalt  in  den  teutschen  Bundes- 
staaten,  liegt  in  der  Einwilligung  des  Staatsoberhauptes  und  der  Ein- 
wohner dieser  Staaten ,  oder  ihrer  Stellvertreter  «).  Das  Bundesver- 
häJtnifs  derselben ,  oder  ihre  Vereinigung  zu  einem  Staate nSystem, 
der  Staatszweck,  und  die  Analogie  ihrer  Entstehungsgeschichte,  be« 
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gründet  für  alle  Bandesstaaten  gemeinschaftlich,  gewisse  staats- 
rechtliche Bestimmungen»  Andere  haben  ihren  Grand  in  der  indivi- 
duellen Verfassung  der  einzelnen  SouverainStaaten.  Daher  sind 
die  Quellen  des  Staatsrechtes  der  souverainen  Bundesstaaten,  theils 
gemeine,  theils  besondere.  Jene  allein  dienen  dem  gemeinen, 
diese  nebst  jenen  dem  besondern  Staatsrecht  der  Bundesstaaten  ($«7) 
zur  Grandlage. 

• 

a)  Oben  %.  1.   P.  A.  Faiaa's  Grund belrachtungen  über  Staat  und  Kirche,  6s. 

§.     72.  (71.) 
/.   Gemeine  Quellen. 

Die  gemeinen  Quellen  des  Staatsrechtes  der  teutschen  Bundes- 
staaten sind;  Staatsverträge  des  Teutschen  Bundes  (§.  55  ff.), 
sowohl  Grundvertrage,  als  auch  Staats  vertrage  im  engern 
Sinn  «),  und  Herkommen  des  Bundes,  so  weit  sie  in  Hinsicht  auf 
Verfassung,  Vertretung  und  Verwaltung  der  Bundesstaaten,  oder  in 
Ansehung  öffentlicher  Rechtsverhältnisse  ihrer  Staatsangehörigen ,  Ver- 
bindlichkeiten auflegen  *);  Analogie,  sowohl  des  Bundesrechtes 
($.  62  ff.),  als  auch  der  Staatsverfassung  der  Bundesstaaten  überhaupt; 
allgemeines  Staatsrecht  (§.  70);  positives  Völkerrecht, 
so  fern  dasselbe  auf  die  innern  Staatsverhältnisse  Einilufs  hat 
($.  8  u.  f.). 

«)  Hierunter  sind  namentlich  die  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  begriffen. 
Vergl.  V  »14  —  Von  der  fortdauernden  Verbindlichkeit  teuUcher  Rcichs- 
Vertragrechte ,  namentlich  solcher,  die  durch  die  Concordate  mit  dem  päpst- 
lichen Stuhl,  den  Religionsfrieden,  und  den  westpkhl.  Frieden  begründet  wurden, 
a.  oben  %.  5o,  II. 

*)  Schaumburg- lippische  Verordnung  y.  i5.  Jan.  1816 ,  im  Eingang.  Waldech. 
..Landes vertrag  von  1816,  im  Eingang  u.  %.  »5,  lit.  f.  S-  weimar  -  cisenach- 
Grundgesctz  r.  1816 ,  im  Eingang  u.  §.  119.  S.  Hildburgbaus.  Verfassungs- 
urkunde v.  1817,  V  5.  Liechtensteinische  von  1818,  im  Eingang.  Badiscbe 
von  1818,  V  1  u.  1.  Wirtembergische  v.  1819,  §.  3.  Grofsberz.  hessische  v. 
18*0,  Art.  }  u.  3.  S.  coburg-saalfeldische  v.  1811,  Art.  1  u.  1.  Braunschweig- 
und  blankenburgische  Landschaftaordn.  t.  1810,  §.  i5.  Vergl.  unten  T  11^—^. 

§.    75.  (72.) 
Wohin  die  fremden  Rechte,  in  der  Hegel,  nicht  gehören. 

I)  Das  römische  Staatsrecht  ist  in  Teutschland  nie  ange- 
nommen worden,  am  wenigsten  seit  Errichtung  des  Teutschen  Bundes. 
Ea  kann  daher,  gleich  dem  subsidiarisch  oft  noch  angenommenen  rö- 
mischen Privatrecht,  hier  als  Quelle  nicht  dienen;  selbst  bei  zufälliger 
Uehcreinstimmung  einzelner  Sätze  des  römischen,  und  des  Staatsrechtes 
der  souverainen  Staaten  des  Teutschen  Bundes.     Doch  findet  eine 
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Ausnahme  Statt,  in  Ansehung  der  hie  und  da  noch  angenommenen 
römischen  Lehre  von  der  FiscalGerechtigheit  und  etlichen  andern  Re- 
galien fl).  II)  Das  ca  no  nisch -p  ä*  pst  lic  h  e  Recht,  iindet  nur  noch 
in  dem  HirchcnStaatsrecht  der  Katholiken  einige  Anwendung  *).  III)  So 
auch  das  langohardische  Lehnrecht,  nur  subsidiarisch  hei  Lehen 
in  teatschen  Bundesstaaten  <?)• 

a  )  Mascov  princ.  juris  publ.  p.  38.  Pctteb's  Bcitr.  I.  207.  de  Selchow  clem. 
juris  publ.  49*  Netteihi.ai>t's  Erörterungen  aus  dem  t.  Staatsr. ,  S.  267  ff. 
YVesi  piial's  t.  Staatsr.  S.  73,  \.  7.  Schnauber-f's  Beiträge,  II.  io5— 116. 
Gerstlacber's  corp.  jur.  publ.  IV.  43.  —  Von  Anwendung  des  rönu  Recht*  im 
Privat*  ürstenrecht ,  s.  Gerstlacheb  IV.  4«.  Schsaubebt's  Beitr.  IL  98.  117.  — 
YVionerScblufs  Acte  v.  1820,  §.  »3.  Oben  11c.  Von  der  Analogie  der  fremden 
Bechtc,  Sc» säubert  II.  12a. 

h)  Vergl.  Moser  von  Tcutschl.  überh.  534*  Ebend.  t.  Staatr.  II,  218.  Mascot 
1.  c.  39.  sqq.  v.  Güsdebode's  t.  Staatsr.  i83.  ob  Selchow  1.  c.  5o.  — 
Weiter  noch  gehen,  G*rstlacher  1.  c.  IV  4»  ff«  u.  Scdbaubert  a.  a.  O. 

c)  Mossr's  Lehns>erfassung,  S.  i5ü>  u.  529.  Ehendess.  t.  Staatsr.  II.  n5.  G.  M. 
de  Ludolf  de  jure  feminarum  illustrium,  P.  II.  c.  1.  %.  11.  Mascov  1.  c.  40. 
Boehmer  princ.  juris  feud.  §.  3i.  sq.  Schnavbbrt  a.  a.  O.  II.  118  f.  —  Nicht 
anwendbar  ist  die  Regalien  Verordnung  K.  Friedrichs  I.  t.  m58,  II.  F.  56. 
P.  £.  Bertha*"»  Abhandl.  in  Zepernick*«  Samml.  auaerles.  Abhandl.  aus  dem 
Lehnr.  L  129.  (auch  lateinisch,  als  Streitschrift,  Halle  1765.)  Püttbr's  Bei- 
trage ,  I.  207. 

§.    74.  (73.) 
//.   Besondere  Quellen, 

Besondere  Quellen  des  particulären  Staatsrechtes  der  sou- 
verainen  Staaten  des  Teutschen  Bundes,  sind:  I)  die  besonder  11 
Staatsverträge  eines  Bundesstaates  «) ,  sowohl  StaatsGrund- 
verträge,  betreffend  die  StaatsGrundverfassung  ($.98),  als  auch 
Staats  vertrage  im  engern  Sinn,  betreffend  öffentliche  Rechtsver- 
hältnisse ausser  der  Grundverfassung;  so  auch,  in  einzelnen  Ländern, 
eigene  Staatsgesetze,  die  zum  Theil  nur  der  Form  oder  dem 
Schein  nach,  von  Verträgen  sich  unterscheiden.  Zu  dieser  Classe  ge- 
boren :  vertragmäsig  errichtete  StaatsvcrfassungsUrkunden ,  Landes- 
grundgesetze,  StaatsConslitutionen  (ewige  vertragmäsige  Willenser- 
klärungen des  Staatsoberhauptes  und  der  Unterthanen ) ,  Landes-  und 
Erbvergleiche  *),  LandtagsRecesse,  Erledigungen  der  Landesgebrechen 
(resolutiones  ad  gravamina  ordinum  provincialium) ,  landesherrliche 
Declarationen  ,  Reversalen  und  Assecurationen,  LandesCompactate, 
Accorde,  Regimentsordnungen  <0;  Recesse  mit  Landsassen,  sowohl 
ganzen  Classen,  als  auch  einzelnen;  Privilegien  der  Landschaften 
überhaupt  <0«  und  besonderer  Classen  derselben*  landesherrliche  Con- 
atitutions-  und  OrganisationsKdicte  «) ,  Palentc  oder  Declarationen, 
insbesondere  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Standesherren  und 
Guts-  oder  Grundherren  betreffend/).  —  Manche  Benennungen 
dieser  Rechtequellen,  trennen  solche  nur  scheinbar  von  der  Classe  der 
Verträge  £). 
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m)  Po ttb rs  Lit.  III.  sßo.  Motu  von  der  t.  Reichsstände  Landen,  »124  ff.  n5i. 
1181.  —  Ein  Verzeichnis*  Ton  Grund,  und  andern  Staatsvertragen  einzelner 
Länder,  mit  Nachweisung  der  Schriften,  wo  sich  Abdrücke  davon  finden, 
s.  bei  Mosfr  a.  a.  O.  949  —  1124.  —  Viele  finden  sich  in  Lösig's  Sammlungen, 
Fabkr's  u.  Reuss  Staatskanr.lcicn,  u.  a.  (vergl.  Georgiscii  rlge^ta  chronologico- 
diplomatica);  die  neuesten  in  der  Sammlung:  Die  Constitutionen  der  europ. 
Staaten,  seit  den  letzten  25  Jahren,  Bd.  II,  III  u.  IVT.  (Altenb.  u.  Leipz.  1820. 
8.  Der  <£.  Dd.  ist  noch  zurück),  u.  in  L.  Lüuer's  diplomat.  Arhiv  für  Europa. 
Leipz.  Bd.  I.  1819.  Bd-  II.  1821.  Nach  des  Verf.  Tod  fortgesetzt  von  K.  H.  L. 
Pölitz.  Bd.  III,  in  2  Abth.  »8x3.  8.  —  Nachahmung  verdienen:  Jud.  Thadd. 
Z  \cser"s  corp.  juris  publ.  Salisburgensis.  Salzb.  179a.  8.  und  die  Sammlungen  für 
Hannover,  v.  1791;  für  Brauns chwe ig Wulfenbüttel ,  von  1770  u.  von  Ribbfutbopf 
i-*93;  für  Holstein  ,  von  Jesses  u.  Heoewisch' 1797 ;  für  Baiern,  von  1778;  für 
ffirtemberg,  in  der  «Würtembergischcit  Grundverfassung* ,  in  Ruiscber's  unten 
(Note  b)  angef.  Sammlung,  und  in  den  «Haupturkunden»,  herausgeg.  von 
H.  E.  Pjujiüs  1816;  für  Baden,  J  G.  Duttlibger's  Quellen  des  badischen 
Staatsrechts.  Carlsr.  Bd.  L  1812.8;  für  die  landsässige  Bitterschaft  in  Tcutschl., 
von  Lösuo  1730.  Vergl.  KlCber'«  Einl.  zu  e.  n.  Lehrbegr.  des  t.  Staatsr. ,  %. 
49,  d  u.  e. 

b)  Merkwürdige  Beispiele: 

a)  aus  der  Zeit  des  leuischen  Reichs  u.  des  rheinischen  Bundes:  der  mecklenburgische 
landesgrundgesetzl.  Erbvergleich  v.  1755,  in  Fabkrb  Staatsk.  CIX.  169;  vergl. 
Rhein.  Bund,  LI  II.  278;  mecklenburg.  grundgesetzl.  Erbvertr.  mit  der  Stadt 
Bostock  v-  i3-  Mai  1788,  in  Reuss  Staatskansley ,  XXII-  14 ;  XXIII.  1,  und 
Vertrag  zwischen  Ebendenselben  v-  14.  Marz  1827;  —  der  tübinger  Vertrag  v. 
i5i4»  und  der  wirtemhergische  Erbvergleich  von  1770,  dieser  in  Fabbb's  neuer 
Staatsk.  XXXI.  335  (vergl.  Fktzer's  Grundzüge  der  erbläod.  Verf.  Würtembcrgs. 
1817.8.);  — 1  der  braunschwsig-lüneb.  wolfenb,  Landtagsabschied  vom  9.  Apr.  1770,  in 
Fabers  neuer  Staatsk.  XXX.  335,  u.  als  Beil.  B  bei  der  von  den  Landständen  im 
Mai  1829  bei  der  Bundesversammlung  gedruckt  eingereichten  «Darlegung  der 
zwischen  dem  Herzog  Carl  etc.  u.  den  Landständen  obwaltenden  Differenz», 
S.  4<>  —  56;  —  der  schaumhurg-lippische  Landesvergleich  v.  179»;  —  der  Landes« 
grundverglcich  des  Stiftes  Essen  v.  3.  Sept.  1794,  in  v.  Berg's  Staatsmagaztn , 
Bd.  III.,  Num.  i3 ;  —  der  neuwtedische  Landesvergleich  v.  i4-  Aug.  1804.  —  die 
ffutzneuburgischen  Deputations  Abschiede,  über  die  neuburgischen  Landes-  und 
Hegierungsverhältnisse ,  v.  3.  Oct.  1799,  in  Rkcss  Staatsk.  v.  1799.  VI.  85;  u.  -v. 
10.  Jun.  1802,  in  (Hiäan's)  Rheinischen  Staatsanzeigen ,  Heft  1  (1802.  8.), 
S.  3i  ff;  —  Constitution  des  Königr.  Bmsrn  v.  1.  Mai  1808;  in  d.  baier.  Begier. 
Blatt,  1808,  St.  a2,  u.  in  <k  Rhein.  Bund,  XIX.  3  — 14. 

fi)  aus  der  Zeit  des  Teutschen  Bundes:  Nassauisches  Edict,  die  Errichtung  der 
Landstande  betreffend,  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814 ;  •«*  der  Allgem.  Zeit.  v.  1814* 
Num.  254  —  258;  Sassauische  Verordnung  v.  3.  Nov.  181 5.  —  Constitution  de» 
Königr.  der  Niederlande,  mit  Inbegriff  des  Hcrzogth.  Luxemburg,  y.  »4.  Aug. 
i8»5.  —  Schwanb.  rudotst.  landständische  Verfassungsurkunde,  v.  8.  Jan.  1816.  — 
Grundgesetz  über  die  lanständische  Verfassung  des  Grofsbcrzogth.  Sachen- 
fVeimarEisenach ,  v.  5.  Mai  1816,  in  Klübeb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  162 — 2o3.  — 
Waldeckischer  Landesvertrag  über  die  landes-  und  ständische  Verfassung  v.  19. 
April  1816,  in  KlIJber's  Staatsarhiv,  Bd.  II,  Heft  6.  —  Sclmumburg Lippische 
Verordn.  v.  i5  Jan.  1816,  die  Einführung  landständischer  Verfassung  betr.,  in 
Klübeb's  Staatsarchiv,  Bd.  1 ,  S.  67  ff.  —  ConstitutionsErgänzungsActe  «u  der 
alten  Stadtverfassung  der  Freien  Stadt  Frankfurt,  v.  19-  Jul  1816.  8;  in  der 
Gesetz-  und  Statuten  Samml.  der  freien  Stadt  Frankf. ,  Bd.  I  (1817.  8.),  S. 
1—70.  —  Hamburg,  Lübeck  und' Bremen,  s.  unten  %  »41«  —  Grundgesetz  der 
landschaftlichen  Verfassung  des  Fürstenth.  Hildburgnausen ,  v-  19.  März  181a  — 
Verfassungsurkunde  dos  Königr.  Baiarn,  v.  26.  Mai  1818.  —  Verfassungsurkunde 
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für  das  Grofshersogth  Baden,  v.  *2.  Aug.  1818.  —  Verfassungsurkunde  für 
das  souver.  Furstenth.  Liechtenstein,  datirt  Eisgrub  vom  9.  Nov.  1818;  in  der 
Allgem.  Zeit  v.  9-  und  10.  Febr.  1818.  —  Staatsverfassung« Verlrag  für  das 
Rönigr.  fVirtemberg ,  v.  35.  Sept.  1819.  (Zwei  frühere  Constitutionen,  v.  i5. 
März  i8i5,  und  v.  Märe  1817,  wurden  von  den  Ständen  nicht  angenommen).  — 
A.  L.  Rutscher'«  Samml.  der  wirtembergischen  Gesetze.  Stuttg-  1829  u.  f.  8. 
(Enthält  in  den  3  ersten  Bänden  die  StaatsGrundgesetze  von  1495  —  1818).  — 
Rünigl.  hannöverisches  Patent,  betreffend  die  Organisation  der  Ständercrsamral. 
v.  7.  Dec.  1819.  —  Vcrtragmäsig  erneuerte  Landschaftordnung  für  d.  Herzogin- 
Braunschweig  u.  das  Furstenth.  Blankenburg,  v.  »5.  April  18-/0.  —  Königl.  sackst- 
sches  Patent  vom  16.  Oct.  1810,  betreffend  die  landständisebe  Verfassung,  nach 
der  Landtagsordn.  v.  1718.—  Verfassungsurkunde  des  Grofsherzogth.  Hessen,  v. 
17.  Dec.  1820.  (Ein  ConstitutionsEdict  vt  yo.Mära  1820,  ward  von  den  Ständen  nicht 
angenommen.)  —  Gesetz,  die  ständische  Verfassung  des  Herzogtbums  Sachsen - 
CoburgSaalfeld  betr.,  v.  8.  Aug.  1821. —  Grundgesetz  über  die  landscha/tl.  Verf. 
des  Hzgth.  SachsenCoburg Meiningen,  v.  4«  Sept.  1824.  Desgl.  für  d.  IJzgth.  Sachsen- 
Meiningen,  v.23.  Aug.  1829.  —  Jede  StaatsverfassungsUrkunde  sollte  in  sich  seibat 
die  Fähigkeit  tragen,  auf  vcrfassmgsmäsige  Art  Zusätze,  Aenderungcn  und  Ver- 
besserungen aufzunehmen,  welche  sowohl  veränderte  Zeitverhältnisse,  als  auch 
reifere  Einsicht  und  Erfahrung  darbieten.  Darum  nennen  die  Britten  ihre  Ver- 
fassung perpetuul  Innovation  (fortwährende  Neuerung,  d.  b.zeitgcmäse  Ausbildung). 

c)  Wider  die  Verbindlichkeit  dieser  Verträge,  f.  J.  Ad.  L-  B.  ab  Ichstadt  vindiciae 
territorialis  potestatis  ad  remis  capitulationum,  compactatorum  et  litterarum 
reversalium  abusus  in  imperii  R.  G-  pnineipatibus  passim  inolescentes.  Monach. 
et  Ingoist.  1765.  Auch  teutsch :  Bettung  der  Landeshoheit  gegen  den  Mifsbrauch 
der  Capitulationen  u.  s.  w. ,  mit  Anmerk.  (von  J.  J.  Mose»)  Frankf.  1765. 
Vergl.  jedoch  Schubart's  Leben  des  Herrn  von  Ichstadt  (1776.  8.),  S.  71.  f. 
n4  — 119.  J.  Rich.  v.  Roth's  Staatsr.  der  t.  Reichslande,  I,  iS  f.  u.  Jon.  Bapt. 
Schub's  Prüfung  d.  Verträge  und  Gewohnheiten  zwischen  teutschen  Landesherren 
und  Unterthanen.  Wetzlar,  1792.  8. 

d)  J.  C.  Lühio's  collccüo  nova  von  der  landsässigen  Ritterschaft  in  Teutschland, 
Frankf.  u.  Leipz.  1730.  2  Thcile  in  fol.  (enthält  weit  mehr  als  der  Titel  sagt, 
s.  Moser  a.  a.  O.  3i6).  M.  Falhs  kurier  Begriff  der  achleswig-holstcin.  Landcs- 
Privilegien;  in  d.  Kieler  Blättern,  Bd.  III,  Heft  1  ( i8»6),  Num.  1. 

«)  Z.  B.  Badische  von  i8o3,  1807,  1808,  1809  u.  1811.  Hessendarmstkdtische  v.  i8o3. 
Wirtembergische  von  1806  und  1811.  Preussische  v.  1809,  1810,  1814  u.  i8i5. 
Anhall-cölhcnsche  v.  1810  u.  1811.  Sachs,  coburgische  v.  1802  u.  1808.  Nassauische 
v.  18t 2.    Sachs.  W rinutr-eisenachische  v.  i8»5,  und  viele  andere. 

f)  Hievon  unten,  in  den  Capiteln  von  Standesherren  und  Grundherren. 

g)  Habirlib's  Handb.  des  t.  Staatsr.,  Bd.  II,  20.  Wizsasd  in  dem  Rhein.  Rund, 
LIII.  3o2  f.  —  So  ward  in  Frankreich  das  Edict  von  Nantes  ( 159S)  u.  dasjenige 
von  1626  als  ein  förmlicher  Staatsvertrag  betrachtet.  Flassab  histoire  de  la 
diplomatie  franc,aise,  T.  II  (edit  de  1811),  p.  168  et  399. 

§.    75.  (74) 
Fortsetzung. 

Aach  geboren  dahin:  manche  landesherrliche  Haus-  oder  Fa- 
miliengesetze, Familienverträge  und  andere  gültige  DUpositionen 
(z.  B.  über  Familieneigenthun),  FamilienFideicouaniifs ,  darauf  sich  be- 
ziehende Nachfolge,  Schulden«)  u.  dgl.);   Staatsverträge  mit 
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audern  Staaten,  sowohl  eu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  als  auch 
andern  *).  Ausserdem  gibt  es  noch  in  manchen  Landern  eigene  Staats- 
ge setze,  die  der  Landesverfassung  gemnTs,  von  dem  Staatsoberhaupt, 
etwa  unter  Mitwirkung  der  Landstände,  errichtet  worden  sind  «).  Die 
Kraft  mancher  Landesverträge,  ist  verstärkt  durch  Garantie  aus- 
wärtiger Staaten  <0  oder  des  Teutschen  Bundes  (§.  225);  und  durch 
den  erklärten  Bundeszweck  ist  die  Pflicht  des  Bundes  begründet, 
die  Aufrechthaltung  der  Grund  Verfassung  aller  Bundesstaaten  zu 
schirmen  «)• 

«)  J.  D.  Reich«'«  Verzeichnifs  cur  Erläuter.  des  t  PriTatfurstenrecbtes  vorzuglich 
gehöriger  Urkunden.  Rückeb.  1785.  4.  Mosers  FamilienStaatsr.  II.  964.  ff.  — 
,\ aus  sauischer  Erbverein  v.  3o.  Juni  »783  (in  Rbvss  StaaUk.  XVI.  75,  u.  in  de  Mab- 
tyss  Recueil,  II.  4°5)>  nach  einem  Haus  r  ertrag  vom  14.  JuL  1814  (wovon  Aus- 
zug in  v.  Gegebb's  Mein  Antheil  an  der  Politik,  II.  Abthcil-,  1816,  S.  »43  f)  er- 
streckt auf  das  Grofshersogth.  Luxemburg  (Hlübeb's  Acten  des  w.  Congr., 
Bd.  VL  S.  173),  nnd  nassauischer  Vertrag  t.  18.  Apr.  i8o5.  —  Königl.  wirtemb. 
Hausgesetz  1.  Jan.  1808,  in  d,  Rhein.  Bund,  LH.  3.  mrtemb.  Hausgesetz  r. 
a  Juli  1818,  in  d.  wirtemb.  Reg.  Blatt  v.  8  Juli  i8a&  —  Baierisch-pfah.  Haus- 
vertrag  nebst  SeparatActe,  beide  v.  11.  Oct.  1796,  in  v.  Abetib's  Genius  von 
Baiern,  Bd.  I,  Heft  1.  Baierisch-p/alt,  Hausvertrag  v.  «6.  Febr.  1771,  bestätigt 
im  teschener  Fr.  v.  1779«  Art*  ®*  P/täzbaier.  Apanagial-  oder  vielmehr  Paragial- 
Recefs  mit  PfalzRirkenfeld ,  v.  3o.  Nov.  i8o3.  Rönigl.  baier.  Famiiiengesetz  v. 
08-  Juli  1808,  in  d.  Rhein.  Rund ,  XLIX.  3-  Baier.  Familiengesetz  v.  18.  Jan. 
1816,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt  v.  1816,  St.  4a  Baier.  HausGrundgesets  oder 
FamilienStatut,  als  künftig  allein  gültiges  Hausgesets  v-  5.  Aug.  1819,  in  d.  baier. 
Regier.  Blatt,  18a  1,  Num.  1.  —  MecUenb.  Schwerin,  u.  strelitz-  vorläufiger  Haus- 
vertrag v.  5.  Dec.  1808.  Vergl.  Rhein.  Rund,  Uli.  a8i.  f.  —  Kurhess.  Haus-  und 
Staatsgesetz  v.  4-  Mars  1817.  —  Badisches  Hausgesets  und  FamilienStatut  v. 
4.  Oct.  1817,  in  Reübbb's  Acten  des  wiener  Congr.  Bd.  VIII,  S.  io3.  —  Hohentol- 
Um&jrmaringensches  FamilenStatut  v.  s8si.  —  Reussische  Erb-  und  Geschlechts- 
vereinigung v.  1668,  in  Lös  ig 's  R.  A.,  p.  spec,  I.  910.  —  Geraischcr  Ge- 
schlerhtsRecefs  von  1681,  ebendas.  —  Haus-  und  Staatsgesetze ,  betreffend 
die  Staatsschulden,  die  Privat'  und  Familienschulden  des  Hegenten,  die  Schuldm 
der  Mitglieder  seiner  Familie ,  und  die  Staatsverausserungen ,  sind  angeführt  un- 
ten, \-  339. 

h)  Z.  B.  über  Commerzgegenstande,  Absugsgeld,  Nachsteuer,  Heimfalbrecht, 
Thronfolge,  Erbverbrüderung,  Grenzberichtigung,  TerritorialCession,  Puri- 
fication  und  Austausch,  u.  d.  —  Beispiele  in  Reuss  Staatsk.  XI.  Num.  10  —  14* 
Moseb's  auswärtiges  Staatsr.  s63.  33».  38i.  Ebenders.  von  der  Landeshoheit 
überh. ,  49.  Schlözkb's  Staatsanz.  Heft  XXXI.  Num.  32.  Rhein.  Rund,  HL  366. 
IV.  106.  iai.  V.  «46.  IX.  487.  49'  X.  36.  76.  8a.  XXII.  126.  XXVIII.  in. 
XL.  i5i.  XLVIII.  1.406.  XLIX.  45.  55.  65.  L.  295.  3oa.  LIV.  43i.  Oesteb. 
beicub's  Archiv  des  rhein.  Rundes ,  VIII.  Num-  i.u.  a.  RiJbeb's  Staatsr.  des 
Rheinb. ,  98,  d.  —  Die  in  den  Jahren  1816,  1817  und  18*9  über  Territorial- 
Verbältnisse  geschlossenen  Verträge:  Oestreicbs  mit  Raiern  v.  14.  Apr.  1816  j 
Oestreich*  und  Preussens  mit  dem  Grofsherzog  von  Hessen,  vom  3o.*Jan.  1816; 
Großbritanniens  mit  ebendems.  de  eod.;  des  Honigs  der  Niederlande,  G.  H. 
von  Luxemburg,  mit  Preusscn,  v.  8.  Nov.  1816,  mit  Grofsbritan.  v.  16.  Nov.  1816, 
mit  Oestreich  v.  11.  Mars  1817,  und  mit  Rufsland  v.  17.  Apr.  1817;  Radens  mit 
Oestreich,  v.  10.  Jul.  1819,  und  mit  Oestreich,  Rufsland,  Großbritannien  und 
Preussen,  de  eod.  j  nebst  dem  oben  §.  58  angef  GeneralRecess  der  frankfurter 
TerritorialCommission  v.  so.  Jul.  »819;  alle  in  v.  Mabtebs  recueil  des  traites, 
Sapplem.  VII  et  VHL 
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c)  Von  dem  Königr.  Sachten,  s.  den  Codex  Augusteus,  und  v.  Röker's  kursächs. 
Staatsr.  III.  1— 58.  —  Von  der  Erklarungiart  der  Landeftgrundgesetze  u.  Staats- 
vertrage,  s.  Wiese's  Sammlung  jurist.  Abhandlungen  (1783)  Num.  7.  —  Von 
Aufhebung  und  Veränderung  der  Landcsverträge,  s.  Moser  von  der  Landeshoheit 
überhaupt,  S.5o  ff.   Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  56.  Vergl.  oben  %.  49. 

d)  Mossa's  Rechtsmaterien,  II.  146.  HL  307.  IV.  38o.  —  Von  der  Garantie  der 
wirtemb.  Staatsverfassung,  s-  Psuivs  Haupturkunden  der  wfirtemb.  Landesgrund- 
verfass. ,  Heft  3,  S.  i5 — m,  und  Verhandlungen  in  den  Versamml.  der  Land- 
stände des  Hönigr.  Wirtemberg  im  J.  i8i5,  Abth.  IX,  S.  161— »00  \  wo  S.  176  fr. 
Preussens,  Hannovers  und  Dänemarks  Garant ieUr künden  v.  1764  bis  177t  für 
Wirtemberg.   Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VI,  S.  6i3  ff. 

«)  Hievon  unten,  %.  1*5. 


§.    76.  (T3> 
Fortsetzung. 

Ii)  Das  Staatsherkommen  ist  ebenfalls  eine  der  besondern 
Quellen  des  particulären  Staatsrechtes  der  sourerainen  Bundesstaaten  «) ; 
wobei  die  oben  (§.  59 — 61)  bei  dem  Herkommen  des  Bundesrechtes 
vorgetragenen  allgemeinen  Grundsätze,  in  ihrer  Art,  Anwendung 
finden.  III)  Endlich  die  Analogie  des  gedachten  besondern  Staats« 
rechtes  *)  ebenfalls  mit  Anwendung  der  oben  (§.  6a  —  65)  vorgetra- 
gcnen  Grundsätze,  unter  gehöriger  Einschränkung.  —  Willkubr 
(orientalisches  Staatsrecht,  Suitanismus,  Despotismus),  findet  hier 
überall  nicht  Statt  *), 

a)  Vergl.  Moser's  Abhandlung  verschiedener  Rechtsmaterien.  IV.  318 — 609-  Eben- 
der»,  von  der  t.  Reichsstände  Landen,  18-  n3i  ff.  1186. 

6)  P.  A.  Frakr's  Grundbetrachtungen  über  Staat  und  Kirche,  64.  Mosa»  von  der 
Landeshoheit  überhaupt,  5o.   Rhein.  Bund,  XL VII.  «58. 

c)  Sur  Porigine  du  despotisme  oriental.  1766  8.  Le  despotisme.  1776.  8.  The 
right  dmne  of  Kings  to  govern  wrong!  Dcdicated  to  the  holy  Alliance.  Lon- 
don i8si.  8-  —  Von  dem  sogenannten  atbitrio  summt  imptrantis ,  s.  Mos*»  v.  d. 
Landeshob.  überb.  5o  —  319.  Ebenders.  von  der  Reichsstände  Landen,  1188. 
Püttfr's  Bcitr.  I.  317.  35 1.  Frawr  a.  a.  O.  66.  ff.  G.  S.  Treuer  monstrum  ar- 
bitrarü  juris  territorialis  (in  denParergis  Göttingens.  1736.  19 — 70,  auch  beson- 
ders gedruckt  1739) ,  §16.  sqq.  Kjutd.  diss.  de  studiis  nimiae  übertatis  circa 
Status  imperii,  ruinam  I.  R.  G.  procurantibus  (Gött.  1738.),  V  'S-  —  Manifeste 
des  Kurf.  Moriz  r.  Sachsen  u.  des  Markgr.  Albrecht  v.  BrandenburgCulmbach 
wider  Kaiser  Carl  V.  v.  i55»  ,  in  Hortledfr's  Handlungen  Ton  den  Ursachen 
etc  des  teutschen  Kriegs  K.  Carls  V.  Tb.  II,  S.  1197  f.  u.  1399  ff.  Heisrich's 
teutsche  Reichsgeschichte,  Tb.  V,  S.  694.  —  Der  östreichischen  Stände  Manifest 
an  alle  europ.  Mächte,  wider  K.  Ferdinand  IL  1619;  bei  F.  C  J.  Fischer  über 
die  Geschichte  des  Despotismus  in  Teutschl.  (Halle  1780),  Anhang,  283—19«. 
Fürst  Mbtterhich's  Erklärung  auf  dem  wiener  Congrefs,  in  Klüdbr  s  Acten  des 
wiener  Congr.,  Bd.  n,  S.  109.  —  BescbwcrdeLibell  der  ehemaligen  dänischen 
Reichsständc  wider  ihren  König,  in  v.  Ludewio's  reliquiae  manuscriptorum,  T.  V. 
Hb.  1.  n.  5.  p.  3i5.  —  «Intcr  dominum  et  aervum  nulla  amicitia  est;  etiam  in 
pace  bellt  tarnen  jura  servantur».   Cortiu»,  VII.  8. 
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§.  77.  (76.) 
S  e  A  I  u  a  •  s. 

BemerUenswerth  ist  auch,  dafs  der  unsprün  gli  che  Rechtstitcl 
mancher  Souverainetät-,  Staats  Vermögens-  und  grund  herrlichen  Rechte 
teutscher  Landesherrschaften,  nicht  nur  in  dem  Erbrecht,  und  in  Ver- 
trägen mit  Unterthanen,  Landsassen,  Landsländen  und  Auswärtigen 
liegt,  sondern  auch  iu  kaiserlichen  Verleihungen,  ss.  B.  Privilegien  «) 
und  Reichslehnbriefen  »),  in  rechtskräftigen  reichsgerichtlichen  Er- 
kenntnissen, die  vormalige  TerritorialStaatsverfassung  betreffend  c)t 
(wodurch  das  streitige  Recht  unter  den  Parteien  bestimmt  ward,  und 
welche ,  nach  Beschaffenheit  des  Gegenstandes,  die  Kraft  eines  Landes- 
grundgesetzes hatten  <0 ,  und  in  unvordenklicher  Verjährung.  Wichtig 
Ut  dieses  noch  jetzt  hie  und  da ,  sowohl  für  die  innere  Staatsverfas- 
sung (§.  5i  ff.),  als  auch  in  Beziehung  auf  manche  auswärtige  Staaten. 

*)  Kaiserl.  "VYahlcap.  (179^)  I.  9.  VII.  3.  4.  VIII.  1.  18.  ai.  XV.  5.  Instr.  Pac. 
Osnabr.  VIII.  \,  et  4-  Reiebsbofr.  Ordn.  I.  i5.  Beispiele :  Zoll-,  Stapel-  und 
Müa/privilegien ,  Privilegia  aeademira,  u.  d.  Mosvr  v.  d.  Landeshoheit  über- 
haupt, 45.  484.  Ebenders.  von  der  t.  Reichsstande  Landen ,  n3o.  Ebemless.  t. 
Staatsr.    II.  i3o.  v>  - 

h)  Moseb's  t.  Lehnsverfassung,  i55.  Beispiele  in  Lünig's  corp.  juris  feud.  genn. 
T.  I  — III.  Frank  f.  1717.  Fol. 

e)  'L.  B.  in  Rechtshandeln  der  Landstände ,  Domcapitcl  u.  a.  Landesunterthanen, 
über  ihre  Gerechtsame,  vorzüglich  in  Steuersachen.  Moser  von  der  Landes-  ' 
bobeit  überhaupt,  4^.  Püttbr's  Beitr.  II.  aao.  Klübkr's  isagoge  in  clem.  juris 
publ.  nobilium  immediat.  $.54«  Beispiele  s.  bei  J.  T.  Zausxb,  corp.  juris  publ. 
Salisburg.  9—39,  in  Pütteb's  Lit.  III.  282  ff.,  bei  Moser  von  der  Laudeshoheit 
in  Steuersachen,  8ao  ff.  und  an  vielen  andern  Stellen. 

<0  Majbb's  t.  weltl.  Staats.,  1.  i5.  Moskb  von  der  t.  Reichsstande  Landen, 
1U9.  11 56. 


\H.     C  A  P  I  T  E  L 

Der  Teutsche  Bund,  in  geographischer  und  politischer 

Beziehung*. 


§.    78.  (77.) 

Areal  und  Volkszahl  der  bundesvertvandten  Staaten. 

Kein  Bundesaebiet. 

Die  durch  den  Teutschen  Bund  vereinigten  Staaten 
waren  ehehin  Bestandteile  des  teutschen  Reichs  ( Imperium  s. 
regnum  germanicum ,  Corps  germanique,  empire  germanique ,  St.-Em- 
pire),  dem  politischen  Rang  nach  des  ersten,  an  Gröfse,  bis  1801  des 

Bl4b«r'.  6tt„.ü.  Recht  3.  A«fl.  6 
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dritten,  von  1801  bis  1806  des  fünften  Staates  in  Europa  «).  In  dem 
Zeitraum  des  rheinischen  Bundes  (1806  —  »8i4),  gehörte  ein 
grosser  Theil  derselben  zu  diesem  Staatenverein  *).  Der  Flächen- 
inhalt der  durch  den  Teutschen  Bund  vereinigten  Staaten 
beträgt,  nach  ungefährer  Schätzung,  zusammen  11,725  Quadrat- 
Meilen  r).  Die  Einwohnerzahl  ward,  im  Mai  1821,  in  der  Bundes- 
Matrikel  angenommen  zu  3o  Millionen  i63,637  *0>  »ie  hat  sieh  aber 
seitdem  bedeutend  vermehrt.  Das  Gebiet  eines  jeden  zu  dem  Teutschen 
Bund  gehörenden  Staates  bildet  ein  für  sich  bestehendes  Staats- 
gebiet, frei  von  fremder  oberherrlicher  Gewalt.  Daher  sind  die 
Gebiete  sämmtlicher  durch  den  Teutschen  Bund  vereinigter  Staaten, 
nicht  als  ein  Gesa  mm t-  oder  Bundesgebiet  zu  betrachten.  Auch 
besitzt  der  Bund  kein  eigenes  Gebiet,  als  Bundesgebiet  *)• 

a)  Die  ArealGrösse  des  teutschen  Heivhs,  Schlesien  mitbegriflen ,  ward  im  J.  1790, 
nach  '  einer  Mittelschätzung  aus  den  verschiedenen,  sehr  abweichenden  Anga- 
ben, gesetzt  auf  ungefähr  13,400  geogr.  Quadratmeilen ,  die  Volksmenge  auf 
29  Millionen ,  der  Umkreis  auf  mehr  als  5oo  teutsche  Meilen.  Nach  dem  lüne- 
viller  Frieden  (1801),  schalste  man  noch  11,100  QM.  mit  nahe  an  16  Mill.  Einw. 
G.  Hasskl's  Statist.  Umrifs  der  sämmtl.  europ.  u.  vornehmsten  aufsereurop  Staaten, 
lieft  I,  welches  Oestreichu.  Preussen  u«  den  teutschen  Staatenbund  enthält.  Wei- 
mar i8a3.  Heft  II-  1823.  III.  i8?4>  Fol. —  A eitere  Werke  :  A.  F.  Randel's  Annalcn 
dcrStaatskräfte  von  Europa.  BerL  1793.  fol.  J.  F.  OcaiiABT'sEuropensStaaten 
etc.,  1. Liefer.  (Leipz.  1804.  fol.)  G.  Hassxx's  Statist.  Umrifs  der  sämmtl.  europ. 
Staaten,  Th.  I  (Braunschweig,  i8o5.  fol.),  worin  die  SpccialStatistik  sämmtl. 
damaliger  t.  Staaten.  Aehnliche  Werke  vtfn  K.  H.  Lang  (1798-  gr.  8.),  J.  D.' 
A.  Höcn  (1799 — 1800.  fol.)  (J.  M.  Frhrn.  von  Lir.camsnav's)  Vergleichende 
Uebersicht  von  Teutschland,  v.  1789 — 1812,  in  dessen  Allgem.  Anzeiger  (Wien 
1814.  8),  S.  i«8— 14»  »66,  H.  M.  G.  Gbellmabs's  bist.  Statist.  Handb.  v. 
Teutschl.  Th.  I  u.  II.  Gotting  1801  u.  1804.  8.  J.F.  Reitsmxikb,  das  t.  Reich, 
vor  und  nach  dem  lünev.Fr.  Bd.  I.  Frankf.  a.  d.  O.  1804.  8.  K.  E.  A.  v.  Horr, 
das  t.  Heich  vor  der  frans.  Revol.,  und  nach  d.  Fr.  v.  Lüner.  Th-I  u.U.  Gotha 
1801  u.  1804.  8.  A.  C.  Gaspabi's  DeputationsRecefs ,  mit  Erläuter.  Th.  Iu.IL 
Hamb.  i8o3.  8.    Rlvbbb's  Lit.  5o  f. 

6)  Für  sämmtliche  rheinische  Bundesstaaten,  die  nach  des  Protectors  Laune  sich 
bald  vermehrten  oder  vergrößerten,  bald  verminderten,  schätzte  man:  im  J. 
1807  Ober  5ooo  QM.  mit  mehr  als  12  Mill.  3oo,ooo  Einw.;  im  J.  1810,  6,703 
QM.  mit  14  Mill.  935,i65  Einw. ,  nach  Andern  5,743%  QM.  mit  i4,64a,o36  Einw.  j 
im  J.  181t,  i3  Mill.  563,977  Einw. ,  nach  Andern  5,559 V»  QM.  m't  13,704.184 
Einw.  C.  D.  Voss  vergl.  Tafel  der,  Staaten  u.  Regenten  Teutschlands.  Leipz. 
1808.  fol.  G.  Hassbl's  Statist.  UebersichtsTabellen.  Gotting.  1809.  fol.  Roch 
etScHOKLt,  hist.abregee  destraites,  VllL  3«4.  Ii.  H.  L.  Pölitz  ,  d.  Rheinbund, 
bist«  und  Statist,  dargestellt.  Leipz.  1811.  8.  Tabellar.  Uebersicht  von  Teutsch- 
land. Leipz.  1811.  Querfol.  Milbillkb's  Handb.  der  Statistik  (Landsh.  181 1. 
8.),  S.  io3 — 3as.  J.  A.  Dkkian's  Statistik  der  Rheinbundstaaten.  Bd.  I  u.  II. 
Frankf.  181s.  8.  H.  Stobch's  europ.  Staats-  und  AdrefsHandb.  f.  i8i3,  Bd.  II. 
—  Landcharten  von  d.  rliein.  Bund  :  von  Sotzmasr,  1  Blatt  und  4  Blätter, 
1811;  a>  Blätter,  Leipzig  bei  Hinrichs  i8»i. 

c)  l>en  Flricheninhalt  (geben  an,  R.  F.  V.  Hofvmahx  auf  n,495%  QM.,  Cbobk 
auf  11,968. —  GeneralCharten  für  den  TerritorialBestand  sämmtlicher  Bundes- 
staaten, von  Staut,  Kürnb.  i8»6;  »on  Weiuüd,  Weimar  1816 j  Leipz.  J>ei 
Lcr> ,  i8»6j  von  Hamb kr  (1  Blatt),  Würrb.  i8a4*  _  Grössere  oder  vereinigte 
SpecialCharten  sind:  Rktxank's  SpecialCharte  von  Teutschland,  in  34«  Blät- 
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lern,  Berlin  seit  1816  j  Stbeit's  größere  Charte  von  Teutschl.  1819;  von  Cou- 
lomb u.  GnKK>'*  Charten,  in  36  Sectionen ,  Stuttg.  seit  i8a3;  Wbilahdb  Atlas 
der  teutachen  Bundesstaaten,  Weimar  seit  1824;  Stiblba's  Charte  v.  Teutsch- 
land, dem  Königr.  der  Niederlande  u.  der  Schwei« ,  in  a5  Blättern,  Gotha  seit 
»819.  —  MY/VörCharte  yon  Teutschland ,  in  a5  Blattern  von  Abt.  Hlbih.  Mün- 
chen seit  18*4* 

4)  Protoc.  der  B.  V.r.  19.  Apr.  18a  1  ,  10a,  in  der  ersten  der  unter  Num.  16 
beigefugten  Tabellen.  —  Hierunter  sind  begriffen:  Oestrich  mit  o,/|8it,2a7  Eimv. 
auf  37i5y»no  QM»;  Prruutn  mit  7,o»3,43q$  Dänemark  mit  36o,ooo  auf  1-4V100; 
der  König  der  NiedsrlatuU  mit  *55,ooo  auf  ia  »*/,«,.  Vergl.  unten  %.  87  b.  — 
Geographische  und  statistische  Werke  von  den  teutschen  Bundesstaaten  über- 
haupt, s.  oben  %.  i3  a  und  b. 

«)  Das  wenige  Grundeigenthum ,  welches  in  Bundesfestungen  dem  Bund  für  den 
Vertheidigungszweck  zusteht  (%.  ao8) ,  hat  nicht  die  Eigenschaft  eines  Staats- 
gebietes.  —  Wenn  von  dem  Flächeninhalt  »ämmtlicher  Bundesstaaten  r.uAaxn- 
m engen onunen ,  zuweilen  der  Ausdruck  Bundesgebiet  gebraucht  wird  (§.189), 
so  wird  solcher  nur  im  uncigentlichen  Sinn  zu  verstehen  seyn.  Vergl.  Protoc. 
der  B.  V.v.  18*4,  §.  i3i,  ghzgl.  hessische  Abstimmung. 

§.    79.  (78.) 
IVohnsitze.   Meere.  Bewohner. 

Die  Bundesstaaten  fassen  in  sich,  eine  ansehnliche  Menge  Städte, 
Marktflecken,  Dörfer,  Wickbolde  (Weichbilde),  Weiler  ,  nebst  ihren 
Marken,  Weichbilden  oder  Burgfrieden,  Schlösser,  Burgen,  Ritter- 
güter, Einseihöfe,  Mühlen,  einzelne  Häuser,  hin  und  wieder  auch 
noch  Klöster«);  ferner,  Bauerschaften,  Gemeinden,  Kirchspiele, 
Marken ;  desgleichen ,  Bäche ,  Flüsse  und  Landseen  *) ;  aber  kein  Meer. 
Doch  stehen  insbesondere  denen  Bundesstaaten,  die  vermittelst  eines 
ihr  Gebiet  durchströmenden  Flusses  über  Meer  Handelsverkehr  treiben, 
oder  die  an  Meere  grenzen,  über  diese  und  die  übrigen  freien 
Meere ,  dieselben  Recht«  zu ,  welche  andere  europäische  Staaten  ge^ 
messen  c).  Weit  der  gröfste  Theil  (gegen  24  Mill. ,  nach  Andern 
24,673,000)  der  Bewohner  der  Bundesstaaten,  gehört,  nach  Sprache, 
Abkunft  und  Sitten,  zu  der  teutschen  Nation,  der  zahlreichsten 
in  Europa  «0«  Der  gröfste  Theil  der  übrigen  Bewohner  (ungefähr 
4  Mill.  790,000,  nach  Andern  3,780,000),  gehört  zu  der  slawischen 
Nation.  Ausser  diesen,  leben  in  teutschen  Bundesstaaten  *),  Italiäner 
(127,000  in  Tyrol  und  den  öatreichiseben  Küstenländern),  Franzosen 
(ungefähr  70,000),  Griechen  (ungefähr  2000),  Juden  (ungefähr 
182,000),  u.  s.  w. 

«)  Ungefähr  a,5i5  Städte,  1,10»  Marktflecken,  101,  472  Dörfer,  70,000  Weiler  und 

Einzelböfe.   Hassbj.  a.  a.  O.  S.  10  f. 
*)  Von  dem  Budrnsee,  mare  Suevicum,  s.  Kiöbbb's  Einleitung  zu  einem  neuen 

Lehrbegriff  des  teutschen  Staatsrechts,  V  71.-  Von  den  teutschen  Flufsgebie- 

ten  s.  \  456  a.   Von  der  Schiffahrt  \.  563  u.  ff. 
e)  Kxübfb  a.  a.  O.  V  ?>• 

d)  Ueber  3a  Millidnen  stark,  in  den  verschiedenen  Staaten  von  Europa.  Tabel- 


Digitized  by  Google 


84  Einl.  VII.  Cap.  Der  teutsche  Bund, 


larische  ücbcrsicht  von  Tcmtschland  (Leipz.  1811.  Querfol.),  Tafel  I.  —  TeuUch 
(nicht  Deutseh) ;  von  Teut,  Theut,  Tuisto ,  Tuisco,  Teutones,  Tbcutones,  Theu- 
tisci,  Theotisci  (auch  Theodisci) ,  Teutonia,  Teutonicus,  Teutcbcrg,  Teuto 
burg  (Teutoburgensis  saltus),  Teutomalus,  Teutobochi,  u.  d.  Noch  heute  der 
Tcutebof  und  der  Tcuteberg,  in  dem  Fürstenthum Lippe.  Lumen'*  Bibelüber- 
setzung^ I.  Cor.  14«  v.  11.  Mascov,  Püt.tbr,  Mosen.  «Lttera  D  est  ab  Alaman- 
nis,  miris  scripturae  veteris  depravatoribus.  Reliqui  omnes  cuslodiunt  T». 
So  schrieb  J.  G.  Wachtib,  in  glossar.  germ.  Lips.  1737.  Fol.  —  Dawider  s. 
Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  1814»  Num.  »38,  u.  Hannöver.  Magazin,  1827« 
Num.  oi. 

*)  Hassfl  a.  a.  O.  S.  ao.  —  Derselbe  schätzt,  so  viel  die  Religion  der  Einwohner 
betrifft,  i5  Mill.  «7,000  (nach  Andern  15,776,700)  Katholiken,  n  Mill.  17.000 
(nach  Andern  1 1,733,000)  evangelische  der  augsburgischen  Confession  Verwandte 
a  Mill.  3o,ooo  Evangelisch-Reformirte.  Ferner  »5,ooo  Herrenhuther,  a,5ooMen- 
noniten,  14,000  Bekenner  der  griechischen  Religion,  182,000  Juden. 

♦ 

g.    80.  (79.) 
Staaten. 

I)  Die  souverainen  Staaten  des  Teutschen  Bundes,  bestehen  jetzt 
aus  den  kaiserlich  -  östreichischen  und  königlich  -  preufsischen  gesamm- 
ten,  vormals  zu  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Staatsgebieten,  aus 
Königreichen,  Grofsherzogthumern ,  einem  Kurfürstentum ,  Herzog- 
tümern, Fürstentümern,  und  Freien  Städten.  Jeder  dieser  Staaten, 
hat  eigene  geographisch-politische  Einteilungen,  in  Provinzen,  Kreise, 
Landvogteien ,  Bezirke,  Cantone,  Aemter,  Sammtgemeinden  u.  d. 
II)  Dagegen  hat  die  alte  Einteilung  Teutschlands  in  Gaue  (pagos) 
und  Markgenossenschaften  (vicos),  die  spätere  in  Lande  sächsischen 
und  fränkischen  Rechtes  (Franken  oder  Schwaben  und  Sachsen,  Ale- 
mannia et  Saxonia),  und.  die  neuere  in  Reichskreise,  aufgehört;  so 
wie  auch  die  physische  Einteilung  in  Nord-  (Nieder-)  und  Süd- 
(Ober-)  Teutschland  (Germania  septentrionalis  et  meridionalis) ,  weder 
genau  bestimmt,  noch  von  practischem  Nutzen  ist  «).  III)  Durch  die 
rheinische  BundesActe  und  andere  Staatsverträge,  harnen  viele  ehe- 
malige rcichsständische  ParticulärStaaten  und  andere  reichs- 
unmittelbare  Gebiete  und  Ortschaften  des  teutschen  Reichs,  unter 
die  Staatshoheit  rheinischer  souverainer  Bundesstaaten  *),  und  wurden 
diesen  einverleibt.  Die  teutsche  BundesActe  hat  dieses  Staats- 
verhältnifs  zwar  bestehen  lassen,  aber  doch  näher  und  fester  bestimmt 
($.  3o3  ff.).. 

a)  Klübeb's  Einl.  z«  e.n. 'Lehrbegriff  des  t.  Staatsr.,  §.  53. 

b)  Diese,  theils  tvpprinurten ,  theils  tubordinirte»  Staaten  und  Gebiete,  wurden 
nicbt  medial isirt.  Die  vormaligen  Regenten  der  subordiuirten«  wurden  ihrer 
persönlichen  und  dinglichen  Keichsunroittelbarkeit  (V  37)  und  ihrer  Landesho- 
heit oder  Landesherrlichkeit  (§.  36)  entsetzt,  aber  nicht  in  ein  mittelbares  oder 
MediatVerhältnifs  zu  ihrer  neuen  Landesherrschaft  gebracht. 

* 
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§.    81.  (80.) 
Poläische  und  geographische  Bcschaflenheä  dieser  Staaten. 

Die  souverainen  Staaten  des  Teutschen  Bundes,  sind  theils  mo- 
narchisch, theils  republikanisch  geformt.  Jene  sind  Erb- 
staaten, und  gröfstentheils  so  genannte  repräsentative  Monar- 
chien ,  d.  h.  erbliche  Einherrschaften  mit  Stellvertretung  des  Volkes 
oder  landständischer  Verfassung.  Geistliche  Wahlstaaten  oder  Stift- 
lande ,  sind  nicht  mehr  vorhanden.  Die  ehemaligen  PassivLehn Ver- 
hältnisse der  meisten,  haben,  etwa  mit  sehr  seltenen  Ausnahmen,  auf- 
gehört (§.  242.  5/ji).  Den  Territorial  Vermischungen  durch  rundum 
von  eigerjem  Hoheitgebiet  eingeschlossene  fremde  Hoheitbczirhe 
(Enclaven),  und  den  GesaramtHoheitbezirken  oder  Territorial- 
Condominaten  (mit-  oder  sammtherrschaftlichen  Ländern,  Land  es- 
theilen oder  Bezirken),  hat  man,  so  viel  möglich,  theils  auszuweichen, 
theils  sie  aufzuheben  gesucht  «).  Daher  sind  die  Staatsgebiete ,  jetzt 
fast  durchgehends  geschlossene  (territoria  clausa,  §.  277).  Doch 
ist  der  gröfste  Theil  des  TerritorialGebietes  etlicher  Bundesstaaten 
umschlossen  von  Gebiet  eines  einzigen  andern  Bundesstaates 
noch  mehr  aber  gibt  es  kleinere,  von  dem  Hauptland  getrennte 
TerritorialBezirke  oder  Neben  landet*,  die  von  Gebiet  anderer  Bun- 
desstaaten,  eines  oder  mehrerer,  umgeben  sind  c).  Die  Würde  des 
Landes  (nobilitas  s.  dignitas  realis),  wo  nicht  des  gesammten,  doch 
des  Hauptlandes,  ist  jetzt  überall  der  persönlichen  Würde  des 
Beherrschers  gleich  «0.  Ein  StaatsReligionsCharakter ,  eine  Abtheilung 
der  Bundesstaaten,  in  Beziehung  auf  eine  so  genannte  herrschende 
(§.  5a5)  Staats-  oder  LandesR  e  1  igt  o  n,  findet  nicht  Staat;  mithin 
keine  politische  Eintheilung  in  katholische,  evangelische  (sowohl  der 
A.  C  verwandte,  als  auch  refbrmirte),  und  vermischte  Staaten.  Ein 
Unterschied  zwischen  mächtigen  und  mindermächtigen  Bun- 
desstaaten, ist,  in  rechtlichem  Sinn,  unstatthaft. 

a)  In  der  jüngeren  Linie  des  fürst).  Hauses  Reu»»,  bestehen  noch  denkwürdige  Ter- 
ritorialCondominatVcrhältnisse.  Man  s.  Definitive  Ansichten  des  fürstl.  Hauses 
ReufiLo benst ein  u.  Ebersdorf  etc.  (im  April  i8a5.  Fol.)«  %.  5,  6,  iü  u.  16. 

4)  Solche  Enclaven  in  königl.  preussischem  Gebiet«  sind,  weit  kuui  gröfsten  Theil, 
die  herzogt,  anhaltiscbcn ,  und  die  fürstl.  schwarzburg  -  sondershausischen  sou- 
rerainen  Besitzungen. 

c)  Solche  itolirte  Territorial  Bezirke  besitzen:  Oestreicb  (in  dem  Gebiet  der  Freien 
Stadt  Frankfurt,  %.  a34)  ,  Preussen,  Königr  Sachsen ,  Baiern,  Hannover,  Hur- 
he»sen,  Grofsberzogtbum  Hessen ,  Braunschweig ,  Nassau ,  die  grofsherxoglich- 
und  herzoglich  -sächsischen  Häuser,  Oldenburg,  AnhahBernburg,  HessenHom- 
bürg,  SchwarzburgSonderibauaen  und  Rudolstadt,  Waldcck,  die  Freien  Städte 
Hamburg,  Bremen  und  Frankfurt. 

d)  Vergl.  Selchow  dem-  juris  publ.  germ.  %.  120.  Kleber  s  Einleit  zu  e.  neuen 
Lchrbegriff  des  tcutsch.  StaaUr.,  %.  54- 
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§.  02.  (8i.) 

Vereinigung  mehrerer  Staaten. 

Manche  Bundesstaaten,  sind  aus  mehreren  Staaten  zusammen- 
gesetzt. Diese  Vereinigung  unter  gemeinschaftlicher  Oberherr- 
schaft besteht  entweder  nur  persönlich,  d.  h.  eingeschränkt  auf 
die  Person  des  gemeinschaftlichen  Regenten,  oder  dinglich,  -wenn 
die  Staaten  selbst,  unter  sich  vereinigt  sind.  Sind  die  letzten  nach 
gleichem  Hecht  vereinigt  ( coordinirt ) ,  so  wird  ihre  individuelle 
Souverainetät  hiedurch  eben  so  wenig  aufgehoben,  als  im  Fall  einer 
blofs  persönlichen  Vereinigung:  wohl  aber,  wenn  die  dingliche  Ver- 
einigung nach  so  ungleichem  *)  Recht  besteht,  dafs  sie  entweder 
den  einen  Staat  der  Oberherrschaft  des  andern  unterordnet,  oder 
gar  für  den  einen  Staat  eine  Einverleibung  in  6ich  schliefst,  d.  h. 
den  einen  Staat,  mit  Vernichtung  jeder  Art  von  politischer  Selbst- 
ständigkeit, in  einen  blofsen  Bestandtheil  des  andern  verwandelt  O 
(unio  acqualis  incorporativa).  Die  dingliche  Vereinigung  der  Staaten, 
begründet  die  Eintheilung  der  Staaten  in  einfache  und- zusamm e n- 
gesetzte.  Sie  unterscheidet  sich  wesentlich  von  der  Zusammen- 
schmelzung oder  Verwandlung  mehrerer  Staaten  in  Einen  So 
auch  von  blossen  Zugehörungen  (Pertinenzen)  eines  Staatsgebietes. 

a)  Pütteb's  Lit.  III.  i34-  Kiübkb's  Lit.  %.  918.  Pufbbtdobv  de  J.  N.  et  G.  VII.  5. 
16.  sq.  Martini  positiones  de  jure  civit.  %.  407.  Schbodt  jur.  publ.  univ. 
P.  III.  c.  4.  %.  8.    (P.  A.  Frbrn.  v.  Frasb's)  Beweis ,  daf»  dem  Domcapitel  tob 

Trier  die  landosherrl.  Zwischenregierung  in  dem  Fflrstenth.  Prüm  tu- 

stehe  (1781.  Fol.),  %.  5—  i3  u.  20  —  37.  Pötteb's  Beitr.  I.  21  ff.  v.  Bonn*« 
liursächs.  Staatsr. ,  L  106 — 176.  Von  Luxemburg,  s.  Acte  final  du  congres  de 
Vicnne,  art.  670171.  Hllbfr's  Ucbcrsicht  der  dipl.  Verhandl.  des  wiener  Con- 
gresses,  S.  161.  —  Ohne  gemeinschaftliche  Oberherrschaft,  besteht  eine  Beal- 
Union  zwischen  den  Staaten  der  beiden  Grofsherzoge  ron  Mecklenburg  (Schwe- 
din und  Strelitz),  die  seit  i5i3  eine  gemeinschaftliche  landständische  Verfassung, 
und  daher  gemeinschaftliche  Landlage  haben  (%.  287). 

*)  Mevius  consil.  posth.,  cons.  5.  n  76.  sqq.  Oliuscblageb's  ErlSuter.  der  gold- 
/     nen  Bulle.  S.  66  u.  357« 

v)  Uebersicht  der  verschiedenen  Union* Arten ,  nach  des  Verfassers  Ansicht:  Unio 
c i^t'tat um ,  sive  perpetua  sit  sive  temporaria,  fit  jure  I)  vel  soci&ati*  (systema  civi- 
tatum  foederatarum) ,  II)  vel  imperii ,  h.  e.  sub  eodem  imperante.  Haec  est: 
1)  vel  personaii* ,  sive  a)  mere  personalis  seu  personalissima,  sive  b)  hereditaria 
seu  gcntilitia ;  a)  vel  rtalis,  jure  aj  sive  aequali,  b)  sive  inacquali,  ita  ut  haec  sit 
o)  vel  inaequalis  proprie  sie  dicta.   ß)  vel  incorporativa. 

d)  Beispiel  in  dem  Acte  final  du  coogres  de  Vienne,  art.  65  et  73,  und  in  Kl0biVs 
Acten  des  wiener  Congr.,  VI.  j68.  170  ff. 

§.    83.  (82.) 
Prätensionen.    Verzichte  auf  Hecläe  und  Ansprüche. 

1)  Die  vormaligen  Prütensionen  des  teutschen  Reichs  «)7 
haben  mit  dessen  Auflösung  aufgehört.    II)  Dagegen  fehlt  es  nicht  an 
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Territorial-,  insonderheit  Successions Ansprüchen ,  sowohl  einzelner 
teutscher  Bandesstaaten,  als  auch  ehemaliger  reichsständischer, 
nun    als  Standesherren    untergeordneter    Fürsten  und  Grafen. 

III)  Auf  dem  "wiener  Congrefs,  ward  von  Bundesstaaten  hin  und 
-wieder  auf  bisherige  Rechte  und  Ansprüche  verzichtet:  wegen 
anderer  hingegen  erfolgten  Vorbehalte  und  Reehtsverwahrun{;en  *). 

IV)  Die  rheinischen  Bundesfürsten  verzichteten,  in  ihrer 
BundesActe  (Art.  34),  auf  alle  damaligen  Rechte,  welche  Jeder  von 
ihnen  haben  oder  ansprechen  könnte  (das  heifst,  damals  hatte,  an- 
sprach, ansprechen  konnte,  oder  glaubte  ansprechen  zu  können);  auf 
bundesverwandte  Besitzungen  eines  andern  Bundesgenossen,  mit  Aus- 
nahme der  eventuellen  S  u  e  cessio  ns Rechte  O«  Aber  Ansprüche 
gegen  bundes freie  Staaten,  waren  hierunter  eben  so  wenig  be- 
griffen, als  erst  in  der  Folgezeit  entstehende  oder  entstandene  An- 
sprüche. Eben  so  wenig  wurden  standesherrliche  Successions- 
Ansprüche ,  selbst  auf  souverainc  Bundeslande ,  durch  jenen  Verzicht 
aufgehoben  *0. 

a)  Klöbkb's  Einleitung  su  einem  neuen  LehrbegrüT  des  teutschen  Staatsrechts, 

V  7*- 

6)  Des  Hauses  ^nWt  Rechtsverwahrung  seinerSuccessions Ansprüche  auf  Sachsen- 
Lauenburg;  in  Klüibr's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  VI,  8. 3a  1  f.  Ebenda s.  Ue- 
bersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr. ,  8. 74  f.  u.  in  dem  Protoc.  der 
B.  V.  Tom  5'  Nov.  1816.  %.  3.  Oestrichs  Verzicht  und  Vorbehalt  in  Ansehung 
der  Lausitten ,  Preussens  und  Sachsens  Versichte ,  in  dem  Acte  final  du  congrcs 
de  Viennc,  art.  18  et  19.  Hlübfb's  angef.  Uebersicht ,  S.73.  Rechts*  er  wabrung 
der  Standesherren,  ebenda«.  S.  149  f>  3ia. 

e)  Von  dem  Sinn  und  Umfang  dieses  Verzichtes,  s.  Klöbkr's  Staatsr.  des  Rhein- 
bundes, %.  89— 9s.  Ehendess.  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  1—57. 
Vergl.  unten,  %.  64a  —  Ueber  die  Frage ;  ob  diese  Verzichtleistung  durch  Auf- 
losung des  rheinischen  Bundes  entkräftet  worden  sey  ?  s.  oben,  %.  47 1  Note  b. 
KlGbkb's  angef.  Abhandlungen,  S.  4»  ff.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  S.  70  der 
Original,  oder  FolioAusgabe.  Vergl.  %.  84,  V,  u.  %.  63  d. 

i)  Buvu'i  Beitr.  su  einem  allgem.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S.  273. 
E.  A.  Haus  Abb.  in  d.  Rhein.  Bund,  XLIII.  io3.  Ebendas.  IV.  1 14. 

§     84.  (83.) 
Fortsetzung. 

V)  Ueber  Baierns  Vorschlag  auf  dem  wiener  Congrefs,  der  teut- 
schen BundesActe  einen  ähnlichen,  noch  bestimmteren  Verzicht, 
wie  der  so  eben  erwähnte  in  der  rheinischen  BundesActe  ,  einzuver- 
leiben, harn  ein  fester  Beschlufs  nicht  zu  Stande  «).  VI)  In  dem 
tilsiter  Frieden  *)  liefs  Frankreich  sich  und  seinen  Verbündeten 
von  Preufsen  versprechen,  dafs  alle  TerritorialPrätensionen  Preus- 
sens,  auf  Staaten  zwischen  der  Elbe  und  dem  Rhein,  so  wie  ähnliche 
Prätensionen,  welche  Staaten,  die  zwischen  dem  Rhein  und  der  Elbe 
gelegen  sind,   auf  der  rechten  Seite  der  Elbe  gelegene  preufsische 
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Staaten  haben  ltCnnten,  mit  dem  tilsiter  Frieden  für  immer  erloschen 
seyn  sollten;  eben  so  alle  Conrentionen,  Transaclionen  und  Allianz- 
Verträge,  welche  Preufsen  mit  einem  auf  der  linken  Seite  der  Elbe 
gelegenen  Staat,  bis  zu  dem  tilsiter  Frieden  geschlossen  hr^te.  Da- 
gegen liefs  Preufsen,  in  seinem  ZusatzArtikcl  0»  zu  dem  pariser 
Frieden  vorn  3o.  Mai  1814,  sich  von  Frankreich  versprechen,  dafs 
der  tilsitcr  Friede,  so  wie  jeder  andere  seit  dem  baseler  Frieden 
zwischen  Frankreich  und  Preufsen  geschlossene  Vertrag,  in  allen  seinen 
Artikeln  aufhören  solle  verbindlich  zu  seyn. 

a)  Baiern  schlug  vor,  einen  Verzicht  der  Bundesglieder  auf  gegenseitige  Territorial- 
Anspn'iclie,  und  auf  vormalige  Hoheitrecbte,  Lehnherrlichlieit  und  Staatsdienst- 
barkeiten  in  andern  Kundesstaaten,  nur  mit  Ausnahme  der  Rechte  der  Begierungs- 
und  Erbfolge  für  den  Fall,  wenn  ein  Haus  im  Mannstamm  aussterben  würde. 
Ki.vbf.r's  Acten  des  w.  Congr. ,  Bd.  II,  S.  5oi  f.,  609  u.  5i3.  Ebendess.  angef. 
Uebcrsicht  etc.  S.  i5i.  f. 

b)  Französisch  •  preussischcr  Friede  eu  Tilsit,  9.  Juli  1807,  Art.  10  u.  11.  Ob  und 
wie  fern  alles  dieses  anwendbar  gewesen  sey,  auf  das  Verhültniss  Preussens, 
nicht  etwa  blofs  r.u  Mecklenburg,  sondern  auch  zu  Sac/uen  und  Inhalt,  in 
Büchsicht  auf  ihre  Staaten  auf  dem  rechten  Ufer  der  Elbe?  Vergl.  Polit-  Journal, 
Oct.  1807 ,  S.  074  f.   Acte  final  du  congres  de  Vienne ,  art.  23,  am  Schlufs. 

c)  Klübkh's  angef.  Acten  etc.  Bd.  I,  Heft  1 ,  S.  3a.  Vergl.  oben  §.  58  «. 

§.    83.  (84.) 
Teutschlands  Grenze,  bis  zu  dem  rlieinisclicn  Bund. 

Teutschlands  Grenze«)  hat  sich  oft  verändert  *).  Noch  bei 
Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  war  sie  hie  und  da  streitig.  In 
diesem  Zeitpunct  waren  es:  im  Norden,  die  Eider  (der  schleswig- 
holsteinische  Canal),  und  die  Ostsee  (das  baltische  Meer);  gegen 
Osten,  Preufsen,  (Schlesien,)  Galizien,  Ungern,  Slavonien,  Croatien; 
gegen  Süden,  das  adriatische  Meer,  Italien,  die  Schweiz;  gegen 
Westen,  der  Ilhcin  (vorzüglich  seit  1801),  die  batavische  Bepublik» 
die  Nordsee.  1 

«)  Einst  waren  es:  «mutuus  metus  aut  montesv.   Tacitps  de  M.  G.  c.  1. 

b)  Die  Hnuptvcränderungen  in  Klüber's  Einl.  zu  einem  neuen  Lehrbegr.  des  t. 
Staatsr.,  57 — 71.  —  Landcharten  nach  den  verschiedenen  Perioden,  liefern:  J.  M. 
IIaami  Atlas  historicus.  Norimb.  1750.  J.  D.  Rölfr's  Einl.  zur  alten  u.  mittlem 
Geographie.  3  Thle.  Nürnb.  1730.  1737.  1745.8.  C.  Kmjse's  Atlas  z.  Geschichte 
aller  europ.  Länder  u.  Staaten  (bis  1816)  Oldenb.,  Lcipz.  u.  Halle ,  Heft  I— IV*. 
1800 — 1818.  Neue  Aufl.  der  I.  Liefcr.  1828.  BoyalEormat.  (Das  \.  u.  leute 
Heft  auch  unter  dem  Titel:  Tabellen  und  Charten  zur  Geschichte  der  neuern 
Zeilen,  r.  i5oo  bis  1816.)  Ehendes».  kurze  Anzeigen  und  Erläuterungen  über  s. 
Atlas.  Halle  i8n.8.  Der  Atlas  su  IVKLTi-Bntm's  Prccis  dela  Geographie  universelle. 
Paria  1810.  8.  Tcutcksland  in  geograph.  Statist.  Beziehung,  seil  d.  letzten  tausend 
Jahren.  Leipzig  1814*  gr.  8.  Histor.  Atlas  von  Sachsen;  in  aj  Charten,  mit 
Erläuterungen  von  o5o — i8i5.  Lcipz.  1816.  —  Eür  die  altera  und  mittlere  teutsche 
Geographie,  s.  die  Werke  >on  Puil.  Cldtkh,  Chi\.  Cfllarios,  Jac.  Carl  Spkxkr, 
Chr.  Jochfr,  J.  D.  Böckr,  d'ANviLLr,  u.  A.  Vergl,  J.  E.  Farri's  Encvclopädie 
der  histor.  Hauptwissensch.  (1808.  8  ),  S.  »90.  n5  ff. 
1 
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§.  86.  <&>.) 

Grenze  der  Staaten  des  rheinischen  Bundes» 

Die  Grenze  rheinischer  Bundesstaaten,  im  Verhältnis  zu 
hu  n  des  freien  Nachbarstasten,  ward  mehrmal  verändert.  I)  Vom 
12.  Juli  1806  bis  in  den  Decembcr  1810,  -waren  die  Bundesstaaten, 
deren  mehrere  erst  zwischen  dem  September  1806  und  dem  October  1808 
in  den  Bund  aufgenommen  wurden,  umgeben  von  Frankreich  (§.  26  ff.), 
von  königlichen  Staaten  von  Holland  «) ,  Dänemark  und  Preufsen  *), 
von  Oestreich  und  der  Schweiz;  auch  von  verschiedenen  teutschen 
SouverainStaaten,  bis  diese  ebenfalls  dem  rheinischen  Bund  beitraten. 
II)  Vom  Deccmber  1810  bis  zu  der  Auflösung  des  rheinischen  Bundes, 
grenzten  rheinische  Bundesstaaten  an  napoleonisch -kaiserliche  Staaten 
von  Frankreich  (Empire  fran^ais),  mit  Inbegriff  der  seit  dem  December 
1810  mit  Frankreich  vereinigten  Staaten  von  Holland  und  Teutsch- 
land c),  an  königliche  Staaten  von  Dänemark  <0  und  Preufsen  0»  «n 
kaiserliche  Staaten  Ton  Oestreich/),  und  an  die  Schweis?). 

a)  Franz.  holland.  Tractat  v.  Fontaincbleau  v.  n.  Nov.  1807,  Art.  1 ,  1  u.  5-  — 
Teutsche  Staaten  wurden  1807  u.  1808  an  Hol/and  abgetreten  :  Ostfriesland,  Jever, 
Varel ,  Kniplmusen  (  zusammen  64  Q_M.  und  142,000  Einw.  )  ,  auch  einige  Bezirke 
an  der  westlichen  Seite  des  Rheins,  susammen  70  QM.  und  160,000  Einw. 
Cboxe's  u.  Jaup's  Germanien,  Bd.  I,  Num.  i5.  F.  J.  BebtüciTs  allgem.  geograph. 
Ephemcriden ,  Marz  1808,  S.  049.  Rhein.  Bund,  XXVIII.  i5i.  —  Durch  ein 
Dceret  vom  9.  und  ein  Senatusconsult  vom  10.  Juli  1810  unterwarf  Napoleon 
Ostfriesland ,  Jever  und  Kniphausen  Hern  französischen  Kaiserreich.  —  Ob  die  Erb- 
herrsebaft  Je\>cr  ein  Bestandteil  des  teutschen  Reichs  sey?  war  sehr  streitig. 
Gebstlacheb1*  corp.  juris  germ.  publ.  et  prir.,  II.  166.  MoSEn'sRecbtsmaterien, 
-IX.  o5.  Ebendess.  Craysverfassung,  S.  70.  Schwe»eb's  theatr.  praetens.  II.  ao. 
t.  Selcuow's  neue  RechtsfäHe,  III.  ai6.  Jaup's  und  Cboxe's  neues  Journal  für 
Staatskunde,  1.687  —  7*8.  Nach  von  Runsland  geschehener  Abtretung  dieser 
Herrschaft  an  HohtcinOldcnburg  im  J.  1818  (Mabteks  reeucil,  Supplem.  VII. 
596.  X.  194.)  ,  ward  sie  dem  Herzogthum  Oldenburg  einverleibt.  Herzogl.  olden- 
borgisebe  Erklärung  defshalb,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  17.  Nov.  i8a3,  %.  14a 

l)  Franx.  preuss.  Friede  zu  Tilsit  v.  9.  Jul.  1807,  Art.  7,  10  und  11. 

e)  Durch  ein  kaiserl.  französisches  organisches  ScnatusConsult  v.  i3.  Dec.  1810, 
wurden  mit  Frankreich  vereinigt:  das  Rönigrcich  Holland,  sodann,  unter  dem 
Namen  des  Lippe- und  der  hanseatischen  Departemente,  die  Hansestädte,  und  von 
rheinischen  Bundesstaaten  ,  die  Staaten  der  Herzoge  v.  Oldenburg  (Eulin 
ausgenommen)  u.  das  Fürstenthum  Meppen  des  Herzogs  v.  Arenberg,  der 
Fürsten  vonSalmSalm  u.  SalmRyrburg,  verschiedene  Bezirke  Ton  dem  Rönigrcich 
Wet  tphalen  u.  dem  Grofsherzogth.  Berg.  Diese  französischen ,  von  Teutschland 
abgerissenen  Provinzen  bildeten  die  3*.  französische  MilitärDmsion.  Dagegen 
erhielt  Berg  die  herzogl.  arenbergische  Grafschaft  Recklingbausen.  Rhein.  Bund, 
LI.  455.  LH.  147.  LI1I.  309.  LV1II.  117.  Mabtbb's  recuetl,  Supplem.  V.  34o. 
346.  —  Von  1806  bis  1808,  hatte  Napoleon  mit  Frankreich  vereinigt:  Kehl, 
Cassel  bei  Mainz,  Rostheim,  die  St.  Petersinsel  bei  Mainz,  und  die  Festung 
Wesel ,  so  viel  den  militärischen  Tbeil  betrifft.  Ulvbebs  Staatsr.  des  Rheinb. 
i  61.   Vergl.  oben  V  3a. 
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d)  Dänemark  Tereinigte  das  ganze  Hersogth.  Holstein  mit  d.  dänischen  Monarchie, 
durch  eine  Verordn.  v.9.  Sept.  1806;  in  dem  Polit.  Journal  t.  1806,  Sept.,  8.  931. 

e)  Grenzvertrag  zwischen  Preussen  u.  dem  König  v.  Westphalen ,  v.v  i4-  Mai  1811, 
wodurch  der  Thalweg  der  Elbe  als  Grenze  festgesetzt  ward.  Gazette  dcFrancforl, 
1811,  No.  a33.  »  ' 

f)  Wiener  Fr.  v.  14.  Oct  1809,  Art.  3. 

g)  Vertrag  zwischen  Badm  und'  dem  Canton  Aargau,  v.  17.  Sept.  1808,  Art.  1 ; 
in  d.  Rhein.  Bund,  XXXVII.  46. 

§.    87.  (86.) 
TerritorialBestand  des  Teutschen  Bundes,  und  dessen  Grenzen, 

I)  Den  geographischen  oder  TerritorialBestand  des,  mit 
eigenem  Staats-  oder  Bundesgebiet  ($.78)  nicht  versehenen,  Teutschen 
Bundes ,  bilden ,  vermöge  der  BundesActe  «) ,  die  Staaten  der  S  o  u  - 
verainen  Fürsten  und  Freien  Städte  Teutschlands,  mit  Ein- 
schlufs  des  Kaisers  von  Oestreich,  und  der  Könige  von  Preufsen, 
von  Dänemark,  und  der  Miederlande,  und  zwar  Oestreich 
und  Preufsen,  beide  für  ihre  gesammten,  vormals  zu  dem 
teutschen  Reich  gehörenden  Besitzungen  *),  der  König  der  Nieder- 
lande für  das  Grofsherzogthum  Luxemburg  c).  II)  Durch  diese 
Bestimmung  der  BundesActe,  verbunden  mit  dem  pariser  Frieden  vom 
3o.  Mai  1814,  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  vom  9.  Juni 
i8i5,  und  dem  pariser  Hauptvertrag  vom  20.  November  i8i5, 
sind  zugleich  die  Grenzen  zu  dem  Teutschen  Bund  ge- 
hörender Staaten,  im  Verhältnifs  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht  ange- 
hörender Nachbarstaaten,  festgesetzt.  III)  Dem  zufolge,  grenzen 
teutsche  [Bundesstaaten,  an  die  Ostsee,  an  das  Königreich 
Preufsen,  an  das  Grofsherzogthum  Posen,  an  das  Königreich  Polen 
und  an  das  Gebiet  der  Freien  Stadt  Cracau  (die  östreichischen  Herzog- 
tümer Auschwiz  oder  Oswieczien  und  Zator),  an  die  Königreiche 
Galizien  und  Ungern,  an  einen  Theil  des  neuen  Königreichs  Ulyrien, 
an  das  adriatische  Meer,  an  das  lombardisch- venetianisebe  Königreich, 
an  die  Schweiz  <0,  an  das  Königreich  Frankreich,  an  das  Königreich 
der  Niederlande,  an  die  Nordsee,  an  das  Herzogthum  Schleswig.  Mit 
bundesfreien  Staaten  grenzen  nur  eilf  Bundesstaaten;  Oestreich, 
Baiern,  Wirtembcrg,  Baden,  Preufsen,  Luxemburg,  Hannover,  Olden- 
burg, Holstein,  Lübeck,  Meklenburg. 

a)  Art.  1.  Vergl.  auch  den  ersten  preuss.  Entwurf  der  BundesActe,  in  Klübzii's 
Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  I,  Heft  1 ,  S.  45.  —  Unter  *  Teutschland*  wird 
in  der  BundesActe  verstanden  die  Allheit  der  in  dem  Bund  vereinigten  Souverain- 
Staaten;  doch  jeder  darunter  begriffene  als  selbständig ,  mit  eigener  unabhän- 
giger Staatsgewalt.  Klübzh's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  112  ff.  —  Wie  die  Freie 
Herrschaft  Kniphauscn  zu  dem  Teutschen  Bund  gehört,  s.  ebendas.  S>  ai4  ff.  u. 
unten  %.  3ig.  —  Von  hundesfreien  Staaten  der  Bundesgenossen,  s.  die  angef*  Acten, 
Bd.  11,8.  123,  i3i,344,  4i8  u.  4?o. 

*)  Vergl.  Klübfr»  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  81  ,  344,  38o,  4o3  u.  419.  —  Von 
östreichischm  Bundesstaaten,  s.  oben  §.780,  und  die  angef.  Acten,  Bd.  I,  HeftI,  S-45, 
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Bd.  11^  8.  81,  insbesond.  vonWelsch-Tyrol  und  Kärnthen,  eben  das.  Bd.II,  8.  106. 
Für  Uarnthen,  Tyrol  und  Steyormarh,  liefs  Oestreich  sich  drei  tcutscbe  Comilial- 
Sttmmen  geben,  in  dem  BeichsdeputJfauptschlufs  t.  i8o3,  V  3a.  —  Von 
prcussiichen  Bundesstaaten»  ebendas.  Bd.  I,  lieft  1,  S.  ,5,  insbes.  von  Schlesien 
und  PreussischGeldern ,  ebendas.  Bd.  II,  S.  81,  106,  4. 3  u.  469.  —  Oestreich 
u.  Preisten  erklärten  auf  dem  wienerCongrefs:  jenes,  da fs  es  mit  seinen  gesummten 
Staaten,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Ungern  und  Italien,  —  dieses,  dafs  es 
mit  allen  seinen  Staaten,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  dem  eigentlichen  Prcussen 
und  Polen,  dem  Bund  beitreten  wolle.  Ebendas.  Bd.  II,  S.  8t,  344 1  38o,  4o3 
und  4,9«  ~~  Oestreich  rechnet  von  seinen  Staaten  folgende  zu  dem  Teutschen 
Bund:  1 )  Erzherzogtbum  Oestreich;  1)  Herzogthümer  Steiermark;  3)  Cärnthen 
u.  4)  Krain;  5)  das  östreichische  Friaul  oder  dm  görser  Kreis  (Gör«,  Gradisca, 
Tolmein,  Fittscb,  Aquileja);  6)  das  Gebiet  der  Stadt  Triestj  7)  die  geforstete 
Grafschaft  Tyrol,  mit  den  Gebieten  vonTrientund  Brixen,  und  dem  Vorarlberg, 
doch  mit  Ausschi ufs  von  Wailer;  8)  das  Hersogthum  Salzburg;  9)  das  Königr. 
Böhmen;  10)  die  Markgrafschaft  Mähren;  11)  den  östreichischen  Theil  von 
Schlesien,  mit  Einschlufs  der  böhmisch  -  schlesischen  Herzogthümer  Auschwitz 
und  Zator.  Man  s.  dessen  Angabe  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  77,  auch 
in  Hlcbfr's  Quellensa  inmlung  Num.  XIII ,  und  die  östreichische  Verordn.  v. 
1.  März  i8«o,  betr.  die  Abschaffung  der  Nachsteuer  und  des  Abzuggcldes  ;  in 
Franz  I.  polit. Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  48,  S.  59  ff. ,  u.  in  der  frankf.  O.  P.  A. 
Zeitung  v.  i5.  April  18*0,  Num.  106.  —  Nicht  erwähnt  sind  in  vorstehender 
Anzeige  :  das  TeutschordensHaus  und  der  Johanniterhof ,  nebst  deren  Zuge- 
hörigen, in  der  Freien  Stadt  Frankfurt  u.  deren  Gebiet ,  welche  Oestreich  mit 
Souverainetät  und  Eigenthum  besitzt.  Man  s.  die  Noten  zu  %.  »34.  Die  Staats- 
hoheit über  HohenGeroldseck ,  welches  in  der  Anzeige  von  1818  steht,  hat 
Oestreich  im  J.  1819  an  Baden  abgetreten.  —  Pnussen  erklärte  in  dem  Protoc. 
der  B.  V.  von  1818,  §.  io5,  u.  in  Klübir's  Quellensammlung,  Num.  XIV,  dafs  es 
folgende  sieben  preussische  Provinzen :  Pommern  ,  Brandenburg ,  Schlesien, 
Sachsen  9  Westphalen,  Cleve-Berg,  und  Niederrhein,  als  zum  Teutschen  Bund 
gehörend  betrachte,  und  demselben  damit  beitrete. 

c)  Lüttich  gehört  nicht  zu  dem  Teutschen  Bund ,  Hlüber's  Acten  des  wiener 
Congr. ,  Bd.  II,  S.  535.  —  Wohl  aber,  seit  i8a5,  in  gewisser  Art  die  Freie 
Herrschaft  Kniphausen ,  wovon  %.  319. 

d)  Fruchtloses  Begehren  der  Schweiz ,  wegen  Verbesserung  ihrer  Grenze  gegen 
Teutschland,  auf  dem  wiener  Congrcfs,  in  Ulübkb's  Acten  des  wiener  Congr., 
V.  143  f. 

§.    88.  (87.) 
Insbesondere  gegen  Frankreich. 

Gegen  Frankreich  —  von  jeher,  den  gefahrlichsten  Nachbar 
Teutschlands  «)  —  ward  seit  der  Völkerschlacht  ron  Leipzig,  die 
Grenze  mehrmal  vertragmäsig  festgesetzt.    I)  Der  pariser  Friede 
Tom  3o.  Mai  i8»4 ,   bestimmte  als  Grenze  zwischen  Frankreich  und 
den  SouverainStaaten  des  zu  errichtenden  teutschen  Staatenbundes, 
den  Thal  weg  —  das  heifst,    die  (wandelbare)  Fahrbahn  der  thal- 
oder  abwärts  fahrenden  Schiffer  *)  —  des  Rheins  0,  y0n  der  Stelle 
an,  wo  der  Rhein  die  Schweiz  verläfst,  bis  <0  (oberhalb  Germersheini) 
an  den  Einflufs  desjenigen  Arms  des  Queichflusses,  welcher  an  den  zu 
Frankreich  gehörenden  Dörfern  Queichheim,  Merlenheim,  Knittelheim 
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und  Beiheim  yorbeüliefst  0*  Von  dieser  Stelle  des  Rheins  an,  bis  an 
die  Nordsee,  zwischen  Nieuport  und  Dünkirchen,  ward  durch  den 
pariser  Frieden  von  1814  die  vorige  Grenze,  wie  sie  am  i.  Jänner 
1792  /)  war,  für  Teutschland  und  das  jetzige  Königreich  der  Nieder- 
lande wieder  hergestellt ,  nur  mit  etlichen  Ausnahmen  <r). 

a)  Vor  tausend  Jahren ,  gab  Egüchaht,  Carls  des  Grofsen  Gcbeimschreiber ,  (de 
vita  et  gestis  Caroli  M.,  c.  XVI.  p.  83.  edit.  Schxiscbii,  Traj.  ad  Rhen.  1711.  4. ) 
den  Rath:  vor  yfayMor  yllov  //^ ,  ytttova  hm  f/?«,  d.  h.  den  Franken  magst  du 
/wohl  tum  Freunde  haben,  sum  Nachbar  hab'  ihn  nicht.  Gallus  est,  hunc  tu, 
permane,  caveto.  —  Dagegen  konnten  die  Tcutschen  schon  zu  des  Tacituf 
Zeit  von  sich  rühmen:  «nullos  mortalium  armis  aut  fid»  ante  Gcrmanos  esse». 

6)  Eigentlich  sollte  es  die  Achte  des  Thalwegs  sern ,  eine  Linie  ohne  Breite , 
wandelbar  mit  dem  Thalweg. 

c)  Der  Rhein,  Frankreichs  Grenze;  in  £.  L.  Possslt's  europ.  Annalen,  1798.  VI. 
i3j — 264*  Leber  Frankreichs  Militärgrenzen  gegen  Italien  und  Teutschland; 
in  den  Europ»  Annalen,  1804,  VI.  a6i.  VII.  55.  J.  T.  Roth 's  Literatur  der 
Staatsvcrbältnisse  zwischen  Teutschland  und  Frankr.,  Bd.I.  (Die  Schriften  von 
Verträgen  und  Friedensschlüssen,  von  843  bis  1795.)  Weissenb.  1798.  8.  Bildet 
der  Rhein  die  natürliche  und  schüzzende  Oenze  von  Teutschland?  (Von  Pilvt) 
Mainz ,  Strasburg  u.  Luxemb.  i8i3.  8.  Welches  ist  die  ächte  und  natürliche 
Grenze  zwischen  Teutschl.  u.  Frankreich?  Eine  militär.  Betrachtung.  (Ohne 
Druckort)  i8i3.  3i  S.  8.  E.  M.  Abudt,  der  Rhein,  Teutschlands  Strom,  aber 
nicht  Teutschlands  Grenze.  Leipz.  i8i3.  9a  S.  8.  Wo  ist  die  natürliche  und 
sichere  GrenzLinie  für  die  mit  Frankreich  benachbarten  Staaten?  Germanien 
1814.  8.  Der  Rheinstrom ,  Teutschlands  Weinstrom',' nicht  Teutschlands  Rain- 
strom. (Ohne  Druckort.  i8&4* )  8>  Leber  die  künftige  Grenxe  zwischen  Frankr. 
u.  Teutschland,  Mannh.  i8i5.  4-  J«  F«  Ochhabt,  der  Rhein,  nach  der  Lange 
seines  Laufs  u.  der  Beschaffenheit  seines  Strombettes.  Mainz  1816.  8. 

d)  —  «bis  dahin,  wo  er  in  das  batavische  (holländische)  Territorium  eintritt» , 
lautete  die  Grenzbestimmung,  welche  in  dem  /u/wW/fcr  Frieden  v.  9.  Febr. 
1801,  Art.  6,  gemacht  ward,  als  Folge  der  an  Frankreich  geschehenen  Abtretung 
aller,  bis  dahin  zu  Teutschland  noch  gehörig  gewesenen  Länder  auf  der  linken 
Rheinseite.  Dieser  Bestimmung  waren  vorausgegangen,  theils  ( 1795  u.  1796) 
Separat  Friedensschlüsse  Frankreichs  mit  Prcussen  (Rurbrandenburg),  HcssenCasscl, 
Wirtemberg  und  Baden  (nachher  am  «4*  Aug.  1801  auch  mit  RurpfalzBaicrn ), 
theils  die  fruchtlosen  Verhandlungen  des  rastatter  FriedensCongresses ,  vom  9. 
Dcc.  1797  bis  28.  Apr.  1799.  *on  a^en  diesen  s.  Rlvbzh's  Staatar.  des  Rhein- 
bundes, V  58. 

e)  Pariser  Fr.  v.  3o.  Mai  »8i4»  Art.  a,  Art  3,  Eingang  und  Num.  5,  und  Art  5; 
in  Rlübxb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.I,  Heft  1 ,  S.  11  ff.  u.  i5  f. 

f)  Che.  Hub.  PrsrrxL  limes  Franciae.  Pars  prior.  Limes  Franciae  ab  Öccano  ad 
Rhcnum.  Argent.  1785.  4<  (Auch  unter  dem  Titel :  Commentarii  de  limite  Galliae. 
Eine  musterhafte  Grenzbeschreibung.  Ein  Auszug  in  RtiBr.n's  kleiner  jurist. 
Biblioth.,  St.  I,  S-  85  — n3>  —  Die  Grenzveränderungen  von  800  —  1801,  s.  in 
Rl£bkb's  Einl.  zu  einem  n.  Lchrbegriff  des  tcutschen  Staatsr.,  %.  &?—  64. 

ff)  Angegeben  in  dem  pariser  Frieden  von  i8»4 »  Art.  3,  Eingang  u.  Kura.  1  —5. 
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erweiterte  die  so  eben  angezeigte  Grenze  auf  verschiedenen  Puncten. 
Er  nahm  die  Grenze  von  1790  zur  Regel,  und  fügte  nähere  Bestim- 
mungen hinzu.  Dem  zufolge,  lauft  jetzt  die  Hohcitgrenze  gegen 
Frankreich,  auf  dem  Thal  weg  des  Rheins  von  dem  Punct  an, 
wo  er  die  Schweiz  verläfst,  bis  an  den  EinÜufs  der  Lauter.  Von  da 
auf  der  Lauter  c) ,  an  dem  Departement  Miederrheüi  hin ,  bis  an  das 
MoselDepartement.  Dann  zuerst  auf  dessen  Grenze,  und  von  dieser 
auf  der  Westgrenze  der  ehemaligen  Grafschaft  Saarbrüchen  hin,  bis 
Houvre.  Von  hier  über  Pellweilcr,  Niederweiling ,  Schardorf,  Wall- 
wich und  Launsdorf,  welche  sämmtlich  mit  ihren  Feldmarken  bei 
Frankreich  bleiben),  bis  Perle,  an  der  Kunststrafse  von  Thionvillc 
nach  Trier.  Endlich  von  da  auf  der  Grenze,  zwischen  dem  Depar- 
tement der  Ardennen  (über  Villers  bei  Orval)  und  dem  zu  dem 
Teutschen  Bund  gehörenden  Grofsherzogthum  Luxemburg  <0 ,  mit  In- 
begriff des  ganzen  Herzogthums  Bouillon,  bis  an  die  Maas  e).  III)  Ein 
Grenzvertrag  zwischen  P  r  e  u  f s  e  n  und  Frankreich,  vom  23.  October 
1829/),  bestimmt,  in  der  Gegend  von  Saarlouis,  die  bis  dahin  streitig 
gewesenen  Grenzen. 


a)  Art  1,  Num.  1  u.  1. 

*)  Pariser  Jgr.  ▼.  1814,  Art.  3,  Num.  5-  Pariser  Haupt  vertrag  v.  ao  Not.  i8i5, 
Art-  1 ,  Nun.  a. 

c)  Doch  so  ,  dsfs  tftistenburg ,  durch  welches  die  Lauter  fliefst ,  bei  Frankreich 
bleibt ,  an  dem  linken  Ufer  mit  einem  Bezirk  von  nicht  mehr  als  ein  tausend 
Toisen.  Landau  liegt  sonach  ausserhalb  der  französischen  Grenze.  Die  nähere 
Bestimmung  der  baierisch- französischen  Grenze»  erfolgte  durch  einen  von 
Frankreich  mit  Baiern  im  Sommer  i8a5  geschlossenen  Grenzvertrag-  Davon  s. 
die  AUgem.  Zeit.  v.  9.  Dec.  i8»5,  Beilage,  S.  1371. 

d)  Luxemburgs  Grenzen  sind  bestimmt,  in  dem  wiener  Vertr.  v.  3i.  Mai  i8i5, 
Art.  4,  (Acten  des  wiener  Congr. f  VI.  17a)  und  in  dem  Acte  final  du  congres 
de  Vienne,  art.  68,  vergl.  mit  Art.  66  u.  69 ,  und  mit  dem  Art.  1 ,  Num.  1 ,  des 
pariser  Vertr.  v.  ao.  Nov.  181 5.  worin  das  ganze  Herzogthum  Bouillon  nach 
seinen  Grenzen  von  1790 ,  von  Frankreich  abgetreten  wird. 

e)  VergL  auch  den  GeneralRecefs  der  frankfurter  TerritorialCommission ,  v.  20. 
JuL  1819,  Art.  5,  i3  u.  34 5  in  v.  Martens  recueil,  Supplem.  VIII. 


1 


§.   90.  (89.  ) 


Fortsetzung. 

I)  VVievroW  der  Thalweg  als  Sou verainetätGrenzlinie, 
zwischen  Frankreich  und  4en  angrenzenden  teutschen  Bundesstaaten 


■ 
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(jetzt  nuv  dem  Grofsherzogtbüm  Baden)  angesehen  werden  soll,  so  wird 
doch  jetzt  die  ganze  Breite  des  Stroms  (nicht auch  dessen  Flufsbctt), 
so  viel  Schiffahrt  und  Handlung  (nicht  auch  dessen  übrige  Be- 
nutzung) betrifft,  als  ein  zwischen  beiderseitigen  Staaten  gemein- 
schaftlicher Strom  betrachtet  «).  II)  Auch  soll  die  Schiffahrt 
auf  dem  Rhein,  von  dem  Punct  an,  wo  er  schiffbar  wird,  bis  an  das 
Meer ,  und  umgekehrt ,  frei  seyn ,  so  dafs  sie  Niemand  untersagt 
werden  darf  *).  Auf  dem  wiener  Congrefs,  wurden  defshalb  eigene 
Bestimmungen  gemacht  ?). 

a)  In  dem  ReichsdeputationsHauptschlufs  v.  lS.Febr.  i8o3,  %.  3o,  hetfst  es:  «Da 
«der  Rhein  von  den  Grenzen  der  bataviseben  Republik  an,  bis  r.u  den  Grenzen 
*  der  helvetischen  Republik  ,  ein  zwischen  der  iranzös.  Republik  und  dem 
«teulscben  Reiche  gvntcinjckttflltclwr  Strom  geworden  ist»,  u.  «  w.  In  Her  Con- 
vention tur  l'octroi  de  navigatiun  du  Rhin,  faite  le  27  Thermidor  an  XII  (5.  -Aug. 
1804 )  heilst  es,  nachdem  in  dem  1.  Art.  die  pflnetliche  Vollziehung  des  vorbin 
erwähnten  %.  3o  des  R  D  HaupUchlufs  war  stipulirt  worden ,  in  dem  Art.  »  : 
«En  consequence,  quoique  le  Thalweg  du  Rhin  forme,  quant  a  la  touverainett, 
«/ei  limile  entre  la  France  et  t '  sillemagne,  le  Rhin  scra  toujours  considure  sous  le 
« rapport  de  la  navigation  et  du  commerce,  commc  un  fleuve  commun  entre  lc*'deux 
^Empires,  ainsi  qu'il  est  dit  au  meine  paragraphe  du  dit  reecs,  et  la  navigation 
« en  scra  soumise  a  des  rcglemens  communs».  KlCbfr's  Acten  des  wiener 
Congr. ,  Rd.  III ,  S.  18».  —  Diese  Restimmung  ist  auch  dem  Sinn  des  pariser 
Friedens  von  1 81 4  »  Art.  5,  gemäfs.  —  Du  Thalweg  du  Rhin,  considerc  commc 
limite  entre  la  France  et  TAllemagne  (par  M-  Jollivet).  a  Mayencc,  an  X. 
(1801).  8-  Retracbtungcn  über  den  Thalweg  des  Rheins,  als  Grenzscheide 
zwischen  Teutschland  und  Frankreich.  (Nebst  Jon.  Bapt.  Moses  Jou-ivet'» 
Abhandl.  über  den  Thalweg  des  Rheins).  Germanien  1803.  gr.  8.  Einige 
"Worte  über  die  Rheinschiffahrt  von  Gz.  Arnold  Jvcobi.  Düsseid.  t8o3.  8.  u.  in 
Possei/t's  curop.  Annalcn,  i8o3,  II.  167.  Bemerkungen  über  den  OctroiVcrtrag 
und  die  mainzer  SchifferOrgaaisation  (Hcidelb.  1806.  8>)  S.  49  & 

6)  Pariser  Fr.  1814»  Art.  5. 

c)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  108  et  suiv.,  art.  117.   Rluber's  Acten 
des  wiener  Congr. ,  Bd.  VI ,  S.  89  ff.  9a  Bd.  III ,  S.  *54  ff.  a57  ff.   Vergl.  unten 
571  ff. 

§.    91.  (90,) 
S   c   h   l   u    3  s. 

III)  Dafs,  so  viel  die  Souverainetät  über  die  grofsern  und 
kleinem  Rheinlnseln  betrifft,  die  zur  linken  Seite  des  Thalwegs, 
zu  Frankreich,  die  zur  rechten  Seite,  zu  der  teutschen  souverainen 
Üferherrschaft  gehören,  ist  eine  Folge  der  festgesetzten  Soifverainetät- 
Grcnze  «).  Da  der  Tbalweg  wa n  d e  1  b  a r  ist,  so  ist  es  auch  diese 
Hoheitgrenze  6).  IV)  Damit  aber  nicht  auch  das  Eigenthum  der 
Inseln  einer  solchen  Wandelbarkeit  unterworfen  sey ,  so  ist  in  dem 
pariser  Frieden  von  »8i4,  Art.  3,  Num.  5,  und  in  dem  pariaer 
Hauptvertrag  vom  20.  Nov.  (Art.  1 ,  Num.  2 )  festgesetzt,  dafs  solches, 
welche  Veränderungen  auch  künftig  in  dem  Lauf  des  Flusses  eintreten 
mögen,    unverändert  bleiben  soll,  so,  wie  dasselbe  nach  einer 
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neuen  Besichtigung  des  Flufslaufs  werde  festgesetzt  werden  c),  welche 
von  beiderseitigen ,  innerhalb  dreier  Monate  zu  ernennenden  Commis- 
sarien  vorzunehmen  sey  <0- 

«)  Joliivbt  a  a.  O.  §.63. 

« 

i)  Unbestimmt  waren  in  dem  lüneviller  Frieden  geblieben  ,  die  Fragen :  1)  Ton 
Verrückung  nicht  nur  des  Thalwegs  ,  sondern  auch  des  ganzen  Flußbettes  • 
3)  von  Kunstanlagen  (z.  B.  von  Strichzäunen  u.  a.  Werken  der  Hunst)  ,  wodurch 
jene  Verrückungen  veranlafst  werden  $  3)  von  zwei  Thal  wegen,  die  es  in  einigen 
Gegenden  gibt  (Jollitkt  a.  a.  O.  %.  6,  7,  11  und  64).  Der  pariser  Friede, 
Art.  3,  Num  5,  und  der  pariser  Hauptvertrag  v.  30.  Nov.  i8i5,  Art.  1 ,  Num. 
a,  haben  die  erste  Frage,  in  Ansehung  der  Soiucrainetäl  über  die  Rkeininscln, 
•tillschweigend  bestimmt,  indem  sie  nur  das  Eigenthum  der  Inseln  für  unwan- 
delbar erklären  ,  im  Fall  einer  Verrückung  des  Flufslaufs. 

c)  Der  pariser  Friede,  a.  a.  O.,  bestimmt  als  NormalEpochc  für  den  Besitzstand 
dieser  Inseln,  denZeitpunct  der  Unterzeichnung  des  lüneviller  Friedens.  —  Nach 
dieser  Grundlage  wurden  ,  im  J.  1817  ,  die  Eigenthumverhältnisse  zwischen 
Baden  und  Frankreich  ausgeglichen;  doch  so,  dafs  die  seit  dem  lüneviller  Frieden' 
durch  die  Natur  (nicht  durch  Kunstwerke)  mit  dem  festen  Lande  verbundenen 
Inseln  ausnahmweise  dem  Lande  bleiben  sollen,  zu  dem  sie  bei  der  Ausgleichung 
gehörten. 

d)  Napoleon  hatte  einseitig,  imMä'rz  i8o5,  denZeitpunct  der  geschehenen  Auswechslung 
der  Ratificationen  des  lüneviller  Friedens,  als  Normal  Epoche  für  die  Souverainetät 
über  die  Rheininseln  festgesetzt,  und  nach  solcher,  auf  das  Gutachten  einer 
von  ihm  ernannten  Gommission,  sich  Inseln  zugeeignet.  Hlübxr's  Staatsr.  des 
Bheinbundes ,  %.  60, 

§.    92.   1  (91.) 
Grenzen  der  einzelnen  Staaten  des  Teutschen  Bundes. 

Jeder  einzelne  Staat  des  Teutschen  Bundes,  hat  seine  eigene 
TerritorialG  renze,  natürliche  oder  vermarkte.  Rechtlich 
gesichert  ist  dieselbe ,  durch  Verträge  mit  Nachbarstaaten,  durch  Her- 
kommen und  Besitzstand«).  Bei  einer  Flufs  grenze  *)»  gilt  im 
Zweifel  die  Mitte  des  Flusses  für  die  SouverainetätGrenze.  Doch 
ist  in  der  neueren  Zeit  oft  der  Thal  weg  <Q  dafür  bestimmt,  und 
auf  Brücken  die  Mitte  ihrer  Länge  Zu  Festsetzung  und  Berich- 
tigung der  Grenzen,  werden  nicht  selten  von  beiden  Seiten  Grenz- 
Commissionen  ernannt. 

t 

a)  Vergl.  Mosbr's  nachbarliches  Staatsr.  217.  Püttbr's  Lit.  III.  816  ff.  Rl€bbr*s 
Lit.  i  1606  f. 

i)  Vergl.  den  Ssireich,  haier.  Verlrag  von  München  v-  14.  Apr.  1816,  Art.  1  u.  9; 
in  Rlubrr's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S-  4°'  u-  4°6«  GeneralRecefs  der  frankf. 
TerritorialCommission,  v.  ao.  Jul.  1819»  §.  41 ;  in  Martvns  recueil,  Supplem.  VIII. 

c)  So  auf  dem  Rhein.  Oben  §.  88  ff.  —  Rlübfr's  droit  des  gens  moderne  de 
ITuropr,  i33.  —  Die  Rheingrenzc  zwischen  Baden  und  Frankreich  ist  bestimmt 
durch  einen  FinalRecefs  vom  3o.  Jan.  1827.  Journal  de  Francfort  du  14  Sept. 
»827.  —  Die  Staatsgrenze  zwischen  Baden,  und  dem  schweizer  Canton  Aarguu, 
ist  der  Thulweg  des  Rheins,  worunter  hier  «die  gröfste  Tiefe  des  Stroms»  zu 
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verstehen  ist,  und  auf  Brücken  die  Mitte  derselben.   Staatsvertr.      17.  Sept. 
1808,  Art.  1;  in  d.  Rhein.  Bund  Y  XXXVII.  46.  und  in  von  Mabtes«  rccuciJ, 
Supplom.  V.  140.  * 
d)  Man  s.  oben  Note  c.    So  auch  auf  der  Rheinbrücke  ,  zwischen  Relil  und 
Strasburg.   Pariser  Hauptvertr.  v.  ao.  Nov.  i8i5,  Art.  1,  Num.  ».  / 

§.    95.  (9?.) 

Politische»*  Chtxrakter  des  Teul  sehen  Bundes. 
I)  In  dem  Innern  der  Bundesstaaten. 

* 

Ucber  den  politischen  Charakter  des  Teutschen  Bundes,  and  der 
ihn  bildenden  Staaten ,  wird  einst  die  Geschichte  unparteiisch  richten. 
Der    herrschende   politische    Charakter    unseres  Zeitalters 
(Zeitgeist,   die  bewegenden  und  leitenden  Ideen  der  Zeitgenossen), 
welcher  hervorgeht  aus  der  politischen  Bildung  der  grossen  Mehrzahl 
der  Verständigen  in  allen  Volksclassen ,   ist:  Streben,   nach  einer  ur- 
kundlich und  vertragweise  befestigten  Ordnung  des  gemeinen  Wesens; 
ein  Streben,  1)  nach  verfassungsmäßiger  bürgerlicher  Freiheit,  und 
gesetzmäßiger  bürgerlicher  Rechtsgleichheit  der  Staatsgenossen;  2)  nach 
Aufrechthaltung  beider,    durch   allgemeine  Volksvertrt tung ,  durch 
Gewissensfreiheit,   vernünftige  Prefsfreiheit,  und  Aufmerksamkeit  auf 
die  öffentliche  Meinung,  diese  Stimme  der  grossen  Mehrzahl  der  Ver- 
ständigen im  Volk  (§.  22).    Dieser  Charakter  ist  ein  Resultat  der 
Civilisation  und  der  Sitten,  welche,  wie  einst  die  KirchenReformatiou, 
der  Gang  der  Zeit  (la  marche  du  temps)  oder  der  Genius  des  Jahrhunderts 
unserem  Welttheil  gegeben  bat.    Er  wird  sich  erhalten,   durch  die 
Macht  der  Dinge,   welche  überall  die  Oberband  behält.    Durch  Ge- 
bote und  Verbote,  läfst  das  Reich  der  Meinungen  sich  nicht  beherr- 
schen.   Unhaltbar  ist  daher  der  Anspruch  blosser  FeutlalStände,  auf 
Fortbestehen   eines  dem   Zeitbedürfnifs  widerstrebenden  Zustandes. 
Desto  mehr  berechtigen  Weisheit  der  Herrscher,  Pflicht  der  Staats- 
yerwalter,  Cultur  des  Zeitalters,  zu  der  Erwartung,  dafs  in  jedem 
Bundesstaat  das  Bestreben  der  Regierung  dahin  gehen  werde:  den 
Staat   dem  Bürger   lieb,    ehrwürdig  dem   Auslande  zu 
machen  o).     Lieb  gewinnen  müssen  ihn  die  Bürger,  wenn  die 
Machthaber,   mit  einem  GottlichkeitPrincip  im  Herzen,  persönliche 
Neigungen  und  Vortheile  gefangen  nehmen  unter  dem  Wohl  Aller; 
wenn  sie  durchdrungen  sind  von  der  Ueberzeugung,  dafs  das  Volk 
eine  Seele  habe,  das  heifst,  Gefühl  für  bürgerliche  Freiheit,  Rechts, 
gleichheit,  und  Eigenthum;  wenn  die  Handlungen  der  Regierung  das 
Gepräge  der  Gerechtigkeit ,   der  Ordnung  und  Masigung,  der  landes- 
väterlichen Sorge  für  das  Wohl  des  Landes,   des  Bestrebens  redlich 
zu  bessern  und  fortschreitend  zu  arbeiten ,  tragen ;  wenn  die  Ein- 
wohner mit  dem  wahren  Gefühl,  nur  dem  Gesetz  zu  gehorchen,  und 
nur   zu  dem   Staatszweck   regiert   zu  werden,  in  ihrem  Staat  den 
Freiort  des  Menschenrechtes  und  der  Rechtsgleichheit  der  Staatsbürger 
sehen ;  wenn  durch  unzweideutige  Regentenhandlungen ,  sie  überzeugt 
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werden,  dafs  kein  TrugSystem  mit  ihnen  spiele,  und  dafs  die  Staats- 
regierung  von  der  Idee  ausgehe,  Sie  sey  nur  um  des  Volkes  willen; 
wenn  nicht  Vielregieren,  keine  Beglüchungsgewalt  sie  stört  in  dem  leb- 
haften Bewufstseyn  ihrer  bürgerlicheu  Freiheit  *),  weun  nicht  nach  mili- 
tärischem Zuschnitt  regiert  wird,  nicht,  nach  einem  vorherrschenden  Prin- 
eip  des  Mifstrauens,  kostspielige  Controlen  auf  Controlen  gehäuft  werden, 
nicht  übertriebenes  Formenspiel,  nicht  zahllose  Vorschriften  eigene,  freie 
Kraft  zum  Handeln  und  Selbstdenken  ersticken,  und  die  heilsame  Grenze 
des  vernünftigen  Ermessens  vernichten,  wenn  nur  personliche  Wür- 
digkeit, nur  anerkannte  Tugend,  Verdienst,  Sachkunde,  Talent  und 
Erfahrung,  die  einzigen  Bestimmungsgründe  seyn  werden  in  der  Wahl 
der  Staatsdiener ,  auch  der  höhern  Grade ;  wenn ,  das  Bedürfnifs  der 
Zeit,  des  Staates  und  seiner  Einwohner  richtig  erkennend,  ein  weises 
nnd  gerechtes  System  allgemeiner  -Volksvertretung,  und  eine  damit 
in  Uebereinstimmung  gebrachte  Staatsverwaltung,  die  Staatsverfassung 
sichert,  wenn  durch  ein  richtiges  und  gerechtes ,  in  jeder  Hinsicht 
wohlberechnetes  AbgabenSystem,  ungefährlich  der  Sittlichkeit  der 
Abgabepflichtigen ,  durch  kluge  und  gewissenhafte  StaatswirtL schalt 
gesorgt  wird,  für  zweckmäsige  Benutzung  und  Verwaltung  der  Staats- 
kräfte ;  durch  Gewissensfreiheit ,  durch  zeitgemäse  Gesetzgebung, 
durch  das  Recht  der  Bitt-  und  Beschwerdeschriften,  durch  Verant- 
wortlichkeit auch  der  obersten  Staatsbeamten  für  Zwcckmäsigkeit, 
und,  vor  einer  richtenden  Behörde,  für  Rechtmäßigkeit  oder  Ueber- 
einstimmung der  Regentenhandlungen  mit  der  Verfassung  und  den 
Gesetzen  des  Staates,  durch  Aufrechthaltung  vernunftgemäßer  Prefs- 
freiheit,  Unabhängigkeit  der  Gerichtshöfe,  durch  unparteyische ,  on- 
verzögerte  Rechtspflege  gegen  Jeden,  durch  milde  Formen  bei  dem 
peinlichen  Verfahren,  durch  eine  Habens -corpus -Acte  0,  für  Sicher- 
heit der  Personen  und  ihres  Eigenthums;  durch  zweckmäsige  Anstal- 
ten, für  Bildung  der  Jugend  zu  sittlich  guten,  vaterländisch  gesinnten 
und  betriebsamen  Bürgern,  wie  für  Ackerbau  und  Gewerbe,  für 
Künste  und  Wissenschaften.  So  ist  der  Souverain ,  dem  Staate  die- 
nend f>,  der  öffentlichen  Meinung  über  öffentliches  Interesse  O  gewifs, 
und  würdig  der  Huldigung,  die  ein  edles  Volk  seiner  Majestät  bringt. 
So  ist  jeder  Bürger  treu  dem  Fürsten,  und,  fordert  es  die  Noth, 
Vertheidiger  des  Vaterlandes.  So  ist  der  Staat  nicht  genöthigt,  sieb 
entscheidendem  Einfluß»  von  Aussen  blofs  zu  stellen  /). 

<)  «Certe  id  firmissiimun  longe  Imperium  est,  quo  obedientes  gaudentv.   Lines,  j 
VIII.  i3. 

The  Great-Charter  (Magna  Charta),  Haupturkunde  brittischer  Freiheit,  von  in5, 
nebst  der  Declaration  of  rights  v.  1689-  Ä«g7>rni«g\r£Yrf  eines  jeden  Königs  von  Eng- 
land; desgl.  von  Schweden,  wie  seit  1710,  so  auch  seit  1779,  in  v.  Martens  Samml. 
der  wichtigsten  Reichsgrundgesetze  der  vornehmsten  europ.  Staaten,  I.  634- 
Öende**.  AbrifcdesStaatsr.  der  vornehmsten  europ.  Staaten ,  Tb.  I,  S.87.  Bede 
dis  Fürsten  von  HohenxollernHechingen,  1810,  in  d.  Rhein.  Bund,  LUX  175. 
0  (1679)  v-  Martens  a.  a.  O.  I.  8a3.     übenden.  Abrifr  des  Staatsr.  der  vornehm- 
en europ.  Staaten,  I.  "85.   Jost.  Möser's  patriot.  Phantasien,  III.  86.    v.  An- 
csssBOLs  England  u-  Italien,  Bd.  I,  Th.  1,  S.  11  f. 
u*w.  «av.ii.  r«»,,.  3.  A«fl.  7 
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d)  Selbstbekenntnisse  «lenkender  ßouveraine:  M.  JusTiiiiia's  (oben  %.  \  b).  — 
Fjufi>hich'»  des  Einzigen,  Verfassers  des  Antimachiavells ,  Erklärung  in  Schlö- 
xrn's  Briefwechsel,  Heft  21 ,  S.  >o-.  Seme  Abb.  über  die  Regierungsformen  u. 
über  die  Pflichten  der  Regenten;  in  s.  Oeuvres  potshumes,  T.  VI.  Conscils  du 
tronc ,  donnes  par  Frederic-le-Grand  aux  rois  et  äux  pcuples  de  l'Europe ;  pu- 
blies par  Auocia.  Paris  i8%3.  8.  —  Königs  Sta.hisi.avs  Augustus  Rede  auf  dem 
Reichstag  xu  Grodno,  1784«  A.  L.  Jacobi's  Staatsangelegenheiten  (Celle  1787. 
8.)»  S.  90,  ff.  —  Hainer  Alexak dkr's I.  Rrönungsmanifest,  v.  i5.  Sept.  1801 ,  in 
H.  SToncii's  Rufsland  unter  Alexander  I.  (St.  Petersburg  1804.  8.),  S.  110  f.  — 
Befestigt  wird  die  monarchische  Staatsform,  durch  volkstümliche  Denk*  und 
Handlungweise  der  monarchischen  Regierung,  die  dadurch  die  Herxen  derün- 
terthanen  gewinnt* 

#)  Des  sichersten  Mittels  gegen  RevolutionsSchwindel.  F.  C.  t.  Mosxa's  patriot. 
Archiv  ,  L  393—398.  A.  L.  Schlöseb's  StaaUgelahrtheit,  I.  162  ff.  J.  J.  Es- 
gfl's  Fürstcnspicgel,  322. 

f)  Mens  agitat  molem.  —  Man  s.  die  oben  %.  22  angef. .  Schriften.  Ueber  die  Po- 
litik der  teuuehen  Höfe,  s.  NationalChronik  der  Teutschen,  i8o5,  St  3.  F.  L. 
Jahs's  teutsches  Volksthum.  Tüb.  1810.  8.  Blicke  von  der  Zeit  in  die  Zukunft; 
in  der  Neuen  Allemannia,  Dec.  i8>6«  und  in  der  Allgem.  Zeit.  1817t  Bei). 
Nura.  7  u.  f.  J.  F.  Fbiks  von  deutschem  Bund  und  deutscher  Staatsverfassung. 
Heidelberg  1816.  8-  (C  C.  Sack)  Der  deutsche  Bund  nach  seinem  ganzen  Um- 
fang. ZüJlicbau  1816.  8.%  Vom  teutschen  NationalSinn.  Lcips.  1816.  &  L. 
LtfiKscu  Betrachtungen  über  den  teutschen  Bund.  Tüb.  1817.  8.  Drei  Aufsätze 
in  F.  L.  Lisnvfa's  geheimen  Papieren  (Stuttg.  1824.  8.):  «Die  politische  Reform 
u.  die  neuen  Interessen* ;  «über  aristokratisches  u.  demokratisches  Princip»j  und 
•  über  Obscurantismus  u.  Mittelmäsigkeit« ,  S.  n3  ff-,  i83  ff.  u.  239  ff. 

§.    94.  (93.) 
//.   In  dem  auswärtigen  Staat sverhältniss  Wer  Bundesstaaten. 

Ehrwürdig  mufs  ein  Bundesstaat  dem  Ausland  werden,  wenn 
er,  in  der  Unabhängigkeit  fremder  Staaten  das  Kleinod  eigener 
Freiheit  ehrend,  seine  Verpflichtungen  gegen  sie  treu  erfüllt;  wenn 
er  mit  Weisheit  und  Offenheit  jene  Mäsigung  Tcrbindet,  die,  stets 
Gefährtin  innerer  Kraft,  und  Bürge  für  die  Dauer  Staats  gesellschaft- 
licher Einrichtungen,  Charaktergrosse  der  Regierung  verkündigt; 
wenn  er,  bei  Festigkeit  und  Ruhe  im  Innern,  in  sicherem  Besitz 
föderativer  Macht  von  Aussen,  bei  Friede  und  Eintracht  mit  den 
Nachbarstaaten,  fern  von  Sucht  durch  WafTenrulim  zu  glänzen,  und 
meidend  den  sturmbewegten  Ocean  der  Politik,  seine  politische  Wich- 
tigkeit sichtbarer  wirken  läfst  in  friedlichen,  als  in  kriegerischen  Ver- 
hältnissen; wenn  er  durch  streitfertige  Kriegsmannschaft,  angemessen 
den  Kräften  und  dem  Bedürfnifs  des  Landes,  und  durch  fortwährende 
Bewaffnung  der  waffenfähigsten  Staatsbürger,  nicht  nur  das  Vaterland 
gegen  innere  und  äussere  Feinde  sichert,  sondern  auch  kriegerischen 
Geist  und  vaterländische  Gesinnung  bei  dem  Volk  erweckt,  wenn  er, 
überzeugt,  dafs  nicht  in  das  Zugreifen  die  höchste  Weisheit,  wie  die 
höchste  Begierde,  zu  setzen  sey,  dafs  nicht  jeder  Zuwachs  an  Men- 
schen oder  Gebiet,  wahre  Vermehrung  der  Macht  eines  Staates  nach 
sich  ziehe,  dafs  vielmehr  Friede,   Freiheit,   Recht  und  Güte  die 
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großen  Hebel  zu  dem  Emporsteigen  der  Staaten  sind,  sein  Heil  nicht 
sucht  in  vermeintlich  furchtbarer  Vergrößerung  «). 

«)  Die  Stifter  des  Teutscbcn  Bundes,  bekennen  in  dem  Eingttng  der  Bundes  riete, 
ihre  leberzeugung  ron  di*n  a  Vortheilen,  welche  aus  ihrer  festen  und  dauer- 
haften Verbindung,  für  die  Sicherheit  und  Unabhängigkeit  Teutschlands,  und  für 
die  Ruhe  und  das  Gleichgewicht  Europa'*  hervorgehen  würden».  Aehniiche  Er- 
klärungen auf  dem  wiener  Congrefs,  in  Noten  der  Bcvollm.  der  verein.  Souvcr. 
Fürsten  u.  Freien  Städte  Teutschl.,  v.  11.  März,  und  der  Bevollm.  vonPreussen 
und  Oestreich,  v.  19.  u.  3i.  Mar«  i8i5,  in  Kllmr's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  I,  Heft  4,  S.  43  u.  48. 

§.    95.  (94- ) 

///.    In  dem  BundesverhäUniss. 

Pas  klare  Interesse  seines  Daseyns,  verpflichtet  den  Teutschen 
Band  zu  Gerechtigkeit  und  Weisheit,  im  Innern  und  Aeussern. 
Demnach  werden  Rechtliche,  Staatsweisheit ,  Wohlwollen  und  reger 
Eifer  für  Gemeinwohl,  die  Bundesgenossen  beleben.  Diese  werden  die 
Bundesversammlung  wohlthätig  leiten,  und  nicht  zugeben,  dafs  die 
Thätigkeit  derselben  in  unnütze  Geschäftigkeit ,  in  Blendwerk  und 
Ceremoniendienst  sich  auflose.  Ein  weites  Feld  zu  nützlichem  Wirken, 
steht  dieser  erhabenen  Versammlung  offen.  Bedeutende  negative  Vor- 
theile sogar,  ist  man  von  ihr  zu  hoffen  berechtigt,  so  fern  schon  der 
Blick  auf  Sie,  egoistisches  Wirken  zum  Nachtheil  des  Ganzen  oder 
Einzelnen  zu  hindern  vermag.  Sie  wird  nützliche  Mittheilungen  unter 
den  Bondesstaaten  erleichtern,  vermehren  und  unterhalten.  Aufuierk- 
sam  auf  die  Stimme  der  öffentlichen  Meinung,  überzeugt,  dafs,  früher 
oder  später,  Hafs  und  Verachtung  den  Unterdrücker  des  Schwachem 
treffen  müsse,  huldigend  dem  Grundsatz  der  politischen  Einheit, 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  des  Bundes,  so  wie  dem  Vorzug  der 
moralischen  Macht  vor  der  physischen,  erwägend  dafs  ausser  dem  po- 
litischen auch  ein  geistiges  Band  die  Bundesstaaten  umschliefst,  wird 
durch  Ehrgeiz,  dnreh  Streben  nach  Alleinstehen,  Machtspiel  (Euro- 
päisiren  und  Puissanciren)  und  Vergrösserung,  durch  Drohung  ,  aus 
der  Verbindung  zu  scheiden,  kein  Bundesgenofs  trachten,  sich  über 
die  Grenze  der  Pflicht  und  Gleichheit  zu  erheben.  Der  gemein- 
schaftliche gleiche  Einflufs,  wozu  die  beiden  mächtigsten  Bundes- 
staaten sich  berufen  finden  «),  wird  ihre  Beweggründe  zur  Eintracht 
verstärken,  er  wird  für  Teutschland  eine  Gewährleistung  der  Ruhe, 
für  Europa  ein  Pfand  des  Friedens  seyn,  wenn  er,  ihren  Verheis- 
sungen  treu,  nie  anders  wirkt,  als  einmütbig  und  wohlthätig.  Das 
Verhältnifs  des  Bundes  und  der  Bundesstaaten  nach  Aussen,  fordert 
eine  desto  sorgfaltigere  Beachtung,  da  Teutschland  in  politischer,  wie 
in  geographischer  Hinsicht,  der  Mittelpunct  von  Europa  ist  *)  ,  und 
da  fünf  Bundesgenossen,  wegen  bundesfreier  Staaten,  zugleich  auch 
europäische  Mächte  sind  «••),   in  dem  unten   (§.  338)  angegebenen 
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Sinn.  Darum  fordert  das  Wohl  aller  Bundesstaaten,  bei  der  freiesten 
Entwicklung  im  Innern,  die  geschlossenste  Verbindung  nach  Aussen. 

o)  Rlübeb's  Uebcrsiclit  der  diplom.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.,'  S.  xoj  ff- 

h)  A.  H.  C.  Heeren,  der  teutschc  Bund,  in  seinen  Verhältnissen  zu  dem  curo- 
1     päischen  Staatensystem.  Gött.  1816.  8.    Big>on  des  proscriptions  T.  II.  (Paris 
1820.  8.)*  p«  319—367  et  p.  4°3  e*  suiv.    Der  t.  Bund  u.  die  Bundesstaaten;  in 
Mcab&bd's  allgem.  polit.  Äunalen,  Bd.  V,  Heft  a,  8.  111 — ifa.  —  Vergl.  C.  D. 
Voss  Zeilen,  1816,  St.  4.    Dawider  s.  An.  Müu.xa's  Staatsanzeigen,  1816,  I.  1 

c)  Oestreich,  Preussen,  Hannover,  Holstein,  Luxemburg  {%■  78  c.  87.  191  a.).  — 
Vergl.  wiener  SchlufsActe  r.  1820,  Art.  46  u.  47»  auch.§.  187  und"55?  u.  f.  — 
Manuscript  aus  Siidicutschland  (London  i8ao.  80,  S.  ai3  ff.  und  149—191.  — 
Da  der  Bundeszweck  allen  Bundesgenossen  das  Gernutnütren  zur  Pflicht  macht, 
könnte  einzelnen  das  Europäuiren  zum  Vorwurf  gereichen.  ( 


VIIJ.     C  A  P  I  T  E  L. 

Subjcct  und  Object  des  teuUchcn  öffentlichen  Rechtes.  Bundes- 
jjewalt.    Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung.    Uebersicht  der 

Staatshoheitrechtc. 


§.    96.  (95.) 
Subjeci  und  Object  des  teuisc/ten  öffentlichen  Rechtes. 

I)  Das  Subject  des  teutschen  öffentlichen  Hechtes,  stellen  dar: 
in  Absicht  1)  auf  die  Subtanz  der  öffentlichen  Gewalt,  a)  in  dem 
Bundesrecht^  die  Gcsammtheit  der  Bundesstaaten,  b)  in 
dem  Staatsrecht  der  souverainen  Bundesstaaten,  die  einsei- 
nen Bundesstaaten;  dann,  2)  so  viel  a)  die  Ausübung  der 
Bundesgcwalt  betrifft,  die  Bundesversammlung,  b)  in  Ab- 
sicht auf  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  den  souverainen 
Bundesstaaten,  das  Staatsoberhaupt,  mit  Hinsicht  auf  diejenigen 
Bedingungen,  unter  welchen  ihm  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  an- 
vertraut ist.  II)  Das  Object  besteht  in  den  wechselseitigen,  voll- 
.  hommenen  Rechten,  und  zwar  1 )  der  Bundesgenossen ,  in  dem 
Bundesrecht,  3)  in  dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten, 
der  regierenden  und  der  untergeordneten  Subjecte;  nebst  gewissen 
vollkommenen  Rechten  gegen  Auswärtige  ($.9).  Dahin  gehören  die 
Hoheitrechte  ,  sowohl  des  Bundes,  als  auch  der  souverainen 
Bundesstaaten. 
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§.  97.  (ue.) 

Bundesgewalt. 

Ihrem  Wesen  nach,  ist  die  Bundesgewalt  des  Teutschen 
Bundes,  als  eine  gesellschaftliche,  ein  Recht  der  Gesammtheit  der 
Bundesstaaten.  Es  gilt  dieses  nicht  nur  von  den  Verfassungs rechten, 
sondern  auch  von  allen  übrigen  Rechten  des  Bundes,  sie  seyen 
Vertrag  rechte ,  oder  Hoheit  rechte ,  deren  Ausübung  ihm,  als  einem 
unabhängigen  Staatenverein,  nach  dem  Willen  der  Bundesgenossen 
zusteht.  Die  ausübende  Behörde,  ist  die  Bundesversammlung 
(*.  n6). 

§     98.  (97.) 

StaatsGrundverfassung.  Staatsform.  Staatsverwaltung.  Legitimität 
Monarchisches  Princip.  Machtvollkommenheit. 

Die  formale  Entwicklung  des  Staatsrechtes  der ,  zu  Staats- 
hoheit oder  unabhängiger  Staatsgewalt  berechtigten,  teutschen  Bun- 
desstaaten, geht  von  zweifachem  Gesichtpunct  aus;  von  der 
Grundverfassung,  und  von  der  Verwaltung  dieser  Staaten 
($•  4  u.  5)«  I)  Die  Lehre  von  der  Staats  Grundverfassung 
( Staa tsConstitution) ,  das  Staats  Verf  assu  n  gsrecht,  umfafst  alle 
Rechubestimmungen  ,  welche  auf  die  Staatsform  <*)  (forma 
civitatis  s.  reipublicae) ,  das  heifst,  auf  die  Art  der  öffentlichen  Per- 
sönlichkeit des  regierenden  Subjectes  ,  und  auf  das  Rechtsverhältnifs 
zwischen  Oberherrschaft  und  Unterherrschaft  im  Allgemeinen ,  sich 
beziehen.  III)  Legitim  oder  gesetzmäsig  ist  nur  die  Staatsgewalt, 
welche  durch 'einen  Rechtstitel  begründet  ist.  Legitim  ist  nur  das 
Staatsoberhaupt ,  dem  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  vermöge  eines 
Rechtstitels  zusteht  *).  IV)  Gebührt  diese  Ausübung  einer  mit  der 
persönlichen  Majestät  bekleideten  physischen  Person ,  so  bildet  diese 
gesetzmäßige  physische  Einheit  des  regierenden  Subjectes  den  Grund- 
begriff der  Staatsform,  und  wird  davon  monarchisches  Princip, 
oder  vielmehr  Princip  des  Monarchismus  benannt;  ein  Grundbegriff, 
wovon  Absolutismus  oder  Unbeschränktheit,  natürliche  (§•  5) 
oder  positive,  ein  wesentliches  Ingredienz  keineswegs  ist  <?)•  V)  Das 
Recht  zur  Staatsregierung,  gebührt  dem  regierenden  Subject  in  der 
durch  die  StaatsGrundverfassung  festgesetzten  Art.  VI)  Manche 
Staaten  haben  Verfassungsur  künden  (§.  i ,  f)  oder  geschriebene 
Constitutionen.  Sie  heissen  davon  urkundlich -verfassungs- 
mäsige,  auch  constitutionellc  im  engern  Sinn  rf).  VII)  Ist  durch 
die  geschriebene  oder  ungeschriebene  StaatsGrundverfassung  eine  Volks- 
vertretung bei  der  Regierung,  für  bestimmte  Theilnahme  an  der  Aus- 
übung der  Staatsgewalt  festgesetzt,  so  ist  die  Staats  form  eine 
repräsentative  oder  ständisch- verfassungsmäsige ,  im  Gegensatz 
der  absoluten  «)♦     VIII)  Die  Lehre  von   der  Staatsverwaltung 
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(Staatsadministration),  das  StaatsVerwaltungsrecht,  umfafst  alle 
Rechtsbestimmungen,  welche  auf  die  Aus  Übungsart  der  Staats- 
gewalt (modus  administraudi  civitatem  s.  rempublicam),  in  dem  innern 
und  äussern  Staatsvcrhähiiils,  sich  beziehen.  IX)  Der  Inbegriff  der 
StaatsHoheitrechte ,  in  dem  Besitz  des  Regenten,  seine  Regenten- 
Gewalt  nach  ihrem  ganzen  rechtmäßigen  Umfang,  beifst  seine  Mach t- 
Vollkommenheit,  plenitudo  potestatis  /) 

t$)  Unzulänglich,  selbst  in  der  Theorie,  ist  die  aristotelische  (Politic.  lib.  III. 

c.  5. — 7j  Einthcilung  der  Staatsformen,  in  monarchische,  aristokratische  und  de- 
mokratische. Vcrgl.  J.  N.  Hebtii  elem.  prudentiae  civilis  (Francof.  1703.  8.), 
P.  II.  p.  1.  —  248.  W.  T.  Rate  über  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung. 
Röntgst).  i8o5.  8.  Macfi«as  über  Volksgewalt  und  Alleinhcirschaft.  Halle 
1817.  8.  v.  Glons,  die  Resultate  der  Sittengeschichte,  Bd.  IV  (der  Staaten» 
Verfassung),  Stuttg.  1830.  8.  Schi.özer's  Staatsgeiahrthcit ,  Th.  I,  S.  112.  Ga- 
Mi.udela  contre-revolution  en  France  (Paris  i8*3.  8  ),  introduclion,  p.  I— XL1II. 
FiivtF.  über  Staatsverfassung  u.  Staatsverwaltung.  Aus  d.  Franz.  v.  Schi.ossfh. 
Frankf.  1816.  8.  —  Einfach  ist  die  Staatsform  ,  wenn  sie  nur  aus  einer  der  ver- 
schiedenen Staatsformen  besteht:  zus%mm:ngesetzt  oder  gemischt,  wenn  sie  aus 
mehreren  Staatsformen  zusammengesetzt  ist-  Die  einfadten  Staatsformen  sind: 
1)  das  Reich  (rcgouin),  wo  die  Staatsregierung  einer  oder  mehreren  (Monar- 
chie, Einherrschaft,  Diarchie,  Triarchie  u.  s.  w.),  mit  der  persönlichen  Majestät 
bekleideten,  physischen  Personen  übertrafen  ist;  es  kann,  wie  auch  die  Ge- 
schichte lehrt,  entweder  Erbreich,  oder  Wahl  reich,  oder  Ernennungsreich  (regnura 
vel  sucecssivum  scu  hcrcdilarium ,  vel  clectitium  ,  vel  noininativum),  und  in  je- 
dem dieser  Fälle  der  Regent  durch  Stellvertreter  des  Volkes  (Reichs-  oder 
Landstände),  beschränkt  seyn  (repräsentative  Monarchie,  Diarchie  u.  s.  w.) ;  *)der 
Freistaat  (eine,  im  Gegensatz  des  Reichs,  nicht  ganz  angemessene  Benennung) 
oder  die  Republik,  wo  die  Staatsregierung  einer  moralischen  Person  (einem 
souverainen  Rath)  übertragen,  und  kein  Finzclner  mit  persönlicher  Majestät 
bekleidet  ist  ;  und  zwar,  a)  Aristokratie,  Adelsherrschaft,  wenn  des  Rechtes  zur 
Theilnahme  an  der  Staatsregierung,  nur  Mitglieder  aus  bestimmten  (rath  •  oder 
regierungsfähigen)  Geschlechtern  fähig  sind;  b)  Demokratie,  Volksherrschaft, 
wenn  des  Rechtes  zur  Theilnahme  an  der  Staatsregierung,  alte  natürlich  oder 
positiv  regierungsfähigen  Staatsbürger  (active  Staatsbürger)  ohne  Geburtvor- 
zug theilhaftig  sind,  es  sey  nun  unm  'tte'bar,  oder  mittelbar,  durch  eine  bestimmte 
Anr.ahl  von  ihnen  gewählter  Stellvertreter  (repräsentative  Demokratie).  Ohne 
Beispiel  ist,  dafs  da*  gtsanuni*  V  olk  herrsche.  —  Ein  Reich,  oder  ein  Freistaat, 
mit  Volksvertretern  bei  der  Regierung  für  Theilnahme  an  der  Ausübung  we- 
sentlicher Regierungsrechte,  hat,  in  dieser  Hinsicht,  eine  zusammengesetzte  Staats- 
form. —  Auswüchse,  Rrankheiten  des  Staatskörpers,  sind:  Despotie,  Zwing-. 
Gewalt-  oder  Wilikührherrschaft ,  die  Maxime  willkührlicher  Staatsregierung, 

d.  b.  nach  beliebiger  Ausd  Jiuung  der  Regierungsgewalt  über  ihre  natürliche 
oder  verfassungsiuäsigc  Grenze;  Oligarchie,  wenn,  in  der  Aristokratie,  etliche 
Mitglieder  des  souverainen  Ruthes  verfassungswidrig  vorherrschen;  Orldokratie, 
Pöbelherrscbaft,  wenn,  in  der  Demokratie,  zur  Theilnahme  an  der  Staatsregie- 
rung nicht  befugte  Staatsgenossen,  sich  der  Staatsregierung  anmafsen.  —  Ein 

,  Staatenbund   ist  kein  Staat,  auch   kein  Bundesstaat;  er  hat  also,  in  obigein 
Sinn,  keine  Staatsform,  nur  eine  Bundesform. 

b)  Legitimität  oder  Gesctzmäsigkeit  im  Allgemeinen,  heifst  jeder  Zustand,  welcher 
der  rechtlichen  Ordnung  gcinäfs  i»t.  Neu  ist  der  politische,  auf  dem  wiener 
Gongrefs  von  Tull.yrund  und  Utbesnardicre  mystisch  hingeworfene  Ausdruck  Le- 
gi! imitit.  um  damit  das  Recht  der  regierenden  Dynastie  zur  Thronfolge  in  fest- 
£«*srUler  Ordnung,  das  FrhRönigthum ,  abschliessend  zu  bezeichnen.  Die 
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Suche  selbst  empfiehlt  nicht  blofs  da«  Recht«  auch  die  Rc^el  der  Klugheit: 
'  « rainori  discrimine  sumi  prineipem  quam  quaeri ».  Vergl.  Conversatiom- 
Lexicon ,  Kcue  Folge  (Bd.  XII),  Art.  Legitimität.  Malti-B*un  traite  de  la 
legitimite.  Pari§  t8%i-  De  la  Legitimite  en  pratique  et  en  theorie ;  in  dem  pa- 
riser Tagblatt:  Le  Courrier  francais,  du  21  juin  i8a6.  —  Practisch  bewährt 
sich  der  wahre  Charakter  der  monarchischen  Legitimität,  nicht  blofs  durch  die 
Form  der  Erblichkeit,  sondern  auf  das  Mindeste  eben  so  nothwendig  durch 
Wesen  und  Gehalt,  durch  Gesetsmäsigkeit  und  Weisheit  im  Regiereu.  Unter 
einem  legitimu*  prüiceps,  dachte  man  sich  bei  den  Römern  den  Gegensatt  eines 
Tyrannen.    Ukibbccius,  historia  juris  rom.  §.  3-8. 

t)  Wiener  SchlufsActe  von  1810,  Art.  57.  v.  Giana'*  Rede ,  in  dem  Protocoll 
der  Bundesversammlung  v.  17.  Juli  1817.  §• 

d)  Ein  Verseichnifs  conttitutioneller  Staaten  in  und  aufser  Europa ,  in  dem  Gothai- 
schen genealog.  Hofkalender  von  i8*5,  S-  48  f. 

#)  Nationuvx  ou  de  droit  commun,  werden  die  Staaten  mit  RepräsenlativVerfav 
aung,  und  iytciuus  ou  de  droit  prive  et  dexceplion,  jene  mit  absoluter  genannt, 
in  dem  Commcntaire  sur  Tcfprit  des  lois  de  Montesquieu.  Liege  1817.  8. 

f)  Ein  aus  dem  canonischen  Recht  entlehntes  Wort;  mit  welchem  Manche  (*.  B 
Pvttcb  inttit.  juris  publ.  germ.  \.  110.),  gegen  Etymologie  und  Analogie,  das 
atuttrste  Reckt  (jus  emineus)  bezeichnen. 

1 

§.    99.  (9H.) 
lieber  sieht   der  StaatsHoheitrechte. 

f)    fVtscntliche    und  zufallige. 

1)  Die  einzelnen  Rechte,  welche  zusammen  die  Staatshoheit  bilden, 
und  deren  Ausübung,  als  Mittel  zu  dem  Zweck,  zu  der  Staatsverwal- 
tung gehört,  heissen  StaatsHoheitrechte  (Majestät-  oder  Sou- 
verainetatreebte,  Regicrungsrechte  «),  Regalien,  Gewalten,  jura  roa- 
jestatis  s.  regiminis,  jura  regia  s.  regalia,  pouvoirs).  II)  Eine  zweck- 
masige  Uebersicht  der  StaatsHoheitrechte*),  gewähren  die 
verschiedenen  Eintheilungen  derselben,  in  wesentliche  und  zu- 
fällige, in  äussere  und  innere  (diese,  entweder  allgemeine  oder  be- 
sondere, verleihbare  oder  unverleihbare) ,  und  in  eingeschränkte  und 
uneingeschränkte  c)>  HI)  Ihrer  Natur  nach,  sind  die  Hoheitrechte 
1)  wesentliche  (essentialia),  wenn  sie  schon  in  dem  Begriff*  des 
Staates  liegen,  das  heifst,  durch  die  vorgesetzte  Erreichung  des 
Staatszweckes  unmittelbar  bedingt  sind;  3)  zufällige  (accidentalia ) 
wenn  sie  dem  Staat  aus  einem  besondern  Erwerbgrund ,  mithin  nur 
bedingungsweise  oder  unter  besonders  festgesetzten  Verhältnissen,  zu- 
stehen £).  Die  ersten  werden  von  Einigen  Hoheitrechte,  die  andern 
Regalien,  beides  im  engern  oder  besondern  Sinn,  genannt  *)• 

a)  Erörterungen  über  die  Worte  Regierung*-  und  Souveraittetätreckte ,  s.  in  Ki.ö- 
»ra's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S. 80  u.  108 f.  Ebenda*,  angef.  Uiber- 
sicht  etc.,  S.  157  u.  157. 

*)  Schriften  von  den  StaatsHoheitrechten :  Rko*.  Sutijus  (160a  u.  17*7),  Cxsr. 
Zia«Lia  (166611. 1710),  C.G.Jaacow  (1736  u.  173-),  J.  F.  Domra  (1775 u.  1785)5 
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«.  Pöttm'b  Lil.  III.  294.  Kldbeb's  Lii.  1079.  Laubes»  Hihmklvtoss  Ent- 
wiche!, d.  Begriffs  der  Regalitat.  Landsh.  1804.  8.  K.  D.  HCllmabk's  Geschichte 
des  Ursprungs  der  FinanxRcgalien  in  Teutschland.  Fraakf.  a.  d.  0.  1806.  8. 
C  O.  Gbaebe  über  die  Eintheilungen  und  Grundsätse  der  Regalien  und  Souve- 
rainetä  tsrechte.  Rinteln,  1808.  4.  E.  F.  Hagekeisteb  von  der  Eintheil.  der  Re- 
galien; in  dem  Anbang  xu  (dem  von  ihm  aus  dem  Latein,  übersetzten)  Seat*  an- 
beut ,  auch  der  Regent  ist  an  die  von  ihm  gegebenen  Gesetze  gebunden.  Ro- 
stock 1795*  8. 

c)  C.  H.  a  Röxxa  diss.  de  juribus  majestaticis  (Lips.  1786),  §•  3.  sqq.  Hlöbfb's 
kl.  Jurist.  Biblioth.,  St.  V,  S.  77 — 81.  Allgem.  Lit.  Zeitung,  <*"98,  Num.  i56. 
B.  W.  PrairrKB  über  die  Grenaen  der  CivilPatrimonialJurisdiction  (Gdttingen 
1806.  8.),  S.  3—46.  —  Anderswo  findet  man  noch  andere  Eirnkmlunp*  der  Ho- 
beitrechte, die  thcils  richtig,  theils  unrichtig,  thcils  auch  unschicklich,  oder 
doch  in  dem  System  eines  positiven  Staatsrechtes  nicht  fruchtbar  sind.  Bei- 
spiele :  I)  Benutzbare  oder  FinanxRegalien  (einträgliche,  lucrative  oder  Kammer- 
Regalien,  utilia  s.  cameralia),  die  zugleich  als  Ouelle  der  Staatseinkünfte  be- 
trachtet werden,  oder  sich  auf  Erhebung  derselben  bexicheu,  und  unbenutzbare 
(non  utilia  s.  non  cameralia).  Vergl.  \.  353.  Pötteb  instit.  juris  publ.  germ., 
§.335.  Schmal*  natürl.  Staatsr.,  \.  199.  II)  Höhere  (majora)  und  niedere  (mi- 
nora) ;  in  deren  Erklärung  jedoch  mehrentbcils  Unbestimmtheit  und  Verschie- 
denheit herrscht.  Boehxeb  princ.  juris  feud.,  §.63.  Preuss.  allgem.  Landr., 
Th.  II,  Tit.  i3,  §.  14  ff«  Vergl.  Döhleb  von  den  Regalien,  S.  aa  f.  Jabgow  von 
den  Regalien,  S.  43  f.  HI)  Regalia  juris  publici  und  juris privati  (Adr.  Stegeb  ; 
der  wahre  Verf.  desProgr.  war  Hbitib.  Gottl.  Fbahcbe)  .  Vergl.  Mascov  princ. 
juris  publ.  germ.,  edit^  a.  1769,  p.  4&7.  Nettblblai>t's  Erörterungen  aus  dem 
t.  Staatsr.,  S.  »5i  ff.  IV).  Regalia  ecclesiajtica  s-  sacra  ,  und  politica  s.  profana. 
Püttkb  I.  c.  %.  ai5.  V)  Regalia  feudalia  et  non  feudal ia.  Pütteb  1.  c.  %.  ai5. 
VI)  Regalia  personal ia  s.  majestatis ,  et  fiicalia.  Vergl.  Döhlkr  a.  a.  O.  S.  a3. 
Jabgow  a.  a.  O.  S.  43,  45  u.  48.  VII)  Regalia  primae  et  tecundae  classis.  Vergl. 
Döbleb  a.  a.  O.  S.  a4«  VIII)  Directe  und  indirecte  Hohcitrecbte.  J.  F.  E.  Lot« 
über  den  Begriff  der  Polizei,  S.  14  ff.  IX)  Eine  eigene  Eintheilung  in  potestas 
legitlativa,  executiva  (wohin  auch  potestas  judiciaria  und  punitiva  gehören),  in- 
spectiva,  respraesentativa  u.  cameralii ,  hat  Schlöxib  in  s.  allgem.  Staatsr.,  $.5, 
S-  100  f.  X)  CS  Zachabi  ab  (juris  publ.  civitatum  quae  foederi  rhen.  adscripfee 
sunt,  %.  3s.)  unterscheidet:  Regalia  \)formalia  und  1)  materialia ;  diese  in  a)  ob~ 
jectiva,  theils  interna,  theils  externa,  und  b)  tubjectitm.  Aehnliche  Abtheilungen, 
in  der  Allgem.  Lit.  Zeitung,  1798,  Num. 247,  und  in  Schmale  natürl.  Suatsr. 
§.  io5—  107,  vergl.  mit  Ebendess,  reinem  Naturr.  S.  101  f.  XI)  Von  noch  an- 
dern Eintheilungen ,  x.  B.  in  potiora  und  communis,  ordinaria  und  extraordi- 
naria,  prineipalia  und  subsidiaria,  s.  Jabgow  a.  a.  O.  S.  43. 

d)  Von  dieser ,  sehr  verschieden  erklärten ,  Eintheilung ,  vergl.  man  Schxauss 
compend.  jur.  publ.,  III.  a.  8.  Just.  Ge.  Heusbb  diss.  de  distinetione  rcgalium 
inter  essentialia  et  accidentalia  (Gött.  1755),  %  a3.  sqq.  Döhlkb  a.  a.  O., 
S.  ai  f.  u.  a4  ff.  Nfttblbladt  a.  a.  O. ,  S.  a5o  ff.  F.  G.  v.  Hebtleis  über  die 
wesentl.  Rechte  der  Majestät  (Wirxb.  1787.  8.),  Schkalx  reines  Naturrecht, 

i34  u.  S.  101  f.  Ebendess.  natürliches  Staatsr-,  107  u.  196.  Die  meisten  der 
so  genannten  Kammerlte^a/ien  gehören  dahin-  —  Wider  diese  Eintheilung,  s. 
(Matth.  HokkwanVs)  Erörterung,  in  wie  weit  ist  der  Successor  singularis  xu 
Anerkennung  der  Verträge  des  Vorfahrs  verpflichtet  (1797.  8.)?  §.88 f.  —  Von 
den  Kennzeichen  der  wesentlichen  und  zufälligen  Hoheitrechte,  s.  Nettelsladt 
a.  a.  O.  S.  a58  ff. 

e)  Vergl.  Co>b.  et  Beked.  Cabpsov,  fratrum,  praes.  Wolpg.  Hlbschbach,  diss,  de 
regalibus  (Viteb.  161&  4  ),  c.  1.  sub  fin.    J.  C.  MajIb's  Sy»tem  der  Staatsregie- 
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rang  im  Grundrisse  (Hof  i8o3)  ,  %.  116.  Hiiulitois  a.  a.  O.,  §.  19  und  »6. 
Scmu,  in  s.  Handb.  des  lettischen  Staatsrechts.  —  In  einem  andern  Sinn  un- 
terscheidet: Gewalten,  Hoheiten  und  Regalien,  Sensu  le  in  s.  natür).  Staatsrecht, 
$.  ioj  —  107. 


In  Ansehung)  ihrer  Gegenstände,  sind  die  StaatsHoheitrechte 
zweifach:  I)  Aeusscre  (auswärtige,  regalia  transeuntia  s.  externa), 
die  sich  auf  das  Verhältnifs  des  Staates  geg  en  Aus  wÄrtiee  beziehen, 
auf  ein  Ycrhaltnifs,  in  welchem  das  Oberhaupt  berechtigt  ist,  die 
moralische  Persönlichkeit  des  Staates  nach  Aussen  zu  vertreten  <*). 
Dieses  HcchUverhältnifs  begreift  in  sich,  das  Kriegs-  und  Vertrag- 
recht;  oder,  mehr  vereinzelt,  die  Rechte  1)  des  Kriegs  (jus  belli), 
3)  des  Friedens  (jus  pacis),  3)  der  Verträge,  insbesondere  der 
Bündnisse  (jus  pactorum  et  foederum),  4)  der  Gesandtschaften 
(jus  iegationum) ,  5)  die  Staatsservituten.  II)  Innere  (regalia 
inimancntia  s.  interna  sive  domestica),  die  das  Verhällnifs  des  Staate« 
im  Innern  betreffen,  ein  Vcrhältnifs  zwischen  Oberherrschaft  und 
Lnterthanschaft,  Staatsoberhaupt  und  Volk.  Diese  lassen  sich  nach 
drei  Hauptgegenständen  (trias  politica)  unterscheiden :  1)  höchste 
Oberaufsicht  (jus  inspectionis  stipremae);  2)  Gesetzgebung 
(potestas  leges  ferendi);  3)  höchste  vollziehende  Gewalt  im 
weitern  Sinn  (ausfuhrende,  vollstreckende  oder  ausübende  Gewalt, 
potestas  exequendi  snprema  s.  generaliter  detinita).  Auf  diese  drei- 
fache *)  Weise  sind  zugleich  die  Formen  verschieden,  unter  welchen 
die  Staatsgewalt  sich  zeigen  mufs ,  wenn  sie  sich  äussert.  Doch 
.äre  in  der  Wirklichkeit  eine  völlige ,  scharf  begrenzte  Trennung 
jener  drei  Hoheitrechte,  da  sie  in  beständiger  Wechselwirkung  stehen, 
eben  so  unvortheilhaft  als  schwierig  c).  Auch  mufs  ,  in  den  monar- 
chischen teutschen  Bundesstaaten,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem 
Oberhaupt  des  Staats  vereinigt  bleiben  (§.  297). 

m)  Hierauf  allein,  gründen  Einige  eine  so  genannte  repräsentative  Gewalt«  Schlö* 
kfb's  allgem.  Staatsr.,  8.  101.   GönNxn's  t.  Staatsr.,  S.  /,4s  u.  444. 

i)  GaoTios  de  J.  B.  et  P.  lib.  I.e.  3.  §.  6.  sq.    MxTXGcaJjtrias  politica  ex  principüs 
juris  publ.  universalis  considerala.  Wirceb.  1783.  4.  —  Einige  seUcn  su  den 
drei  allgemeinen  Bcstandthcilen  der  innern  Staatsgewalt,  noch  einen  vierten 
hinsu,  die  beurteilende  oder  richterliche  Gewalt     So  IlRToxnaKica,  Huhlabd, 
u.  A.    Andere  (K.  H.  Gnos  und  W.  J.  Buir)  nehmen  nur  zwei  an,  die  gesetz- 
gebende und  vollziehende  oder  ausübende;  und  wieder  Andere  (Hxisn.  Stbphari, 
ins.  Naturr.  Erl.  1797«  und  Boxis ,  in  s.  Principe«  d'administration  politique, 
edii.  O.  Paris  (609)  nur  ««,  die  gesetzgebende.    Nach  Clkumokt-Tosnkbb  und 
Bt».  Cosstasx  (Coursde  politique  constitutionnelle,  toI.  I,  p.  14  —  10),  mufs 
über  der  gesetsgebenden  ,  richterlichen  und  vollsiehenden  Gewalt,  noch  eine 
vierte  schweben,  die  königliche  oder  Herrschergewall,  die,  als  eine  neutrale, 
»iberall  handhabende  und  aufsehende,  jene  in  das  Gleichgewicht  setat,  wenn  sie 
»ich  gegenseitig  reiben.  —  Nach  Linigen,  bilden  die  aufsehende,  gesetzgebende 
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und  vollziehende  Gewalt,  wodurch  die  Staatshoheit  auf  die  einreinen  Gegen- 
stände des  Staatszwecks  wirkt,  die  Form,  diese  Gegenstände  insgesammt  aber 
den  Inhalt  der  Staatshoheit.  Allgem.  Lit.  Zeit. ,  1798«  Nuro.  »4~.  Schxalz  all- 
gem.  Staatsr.,  §.  io>— 10-.  —  Noch  Audcre  theiten  die  Staatsgewalt  in  die  Harr' 
schergewalt  (Souvcrainetät ,  potestas  legislatoria) ,  rechtsprechende  (poteslas  judi- 
ciaria),  und  vollziehende  (potestas  rectoria  s.  exeeutoria)  Gewalt.  Kaüt's  Rechts- 
lehre, ^.45.   K.E.  Schmidt'»  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staatsr.,  Abth.  I,  %.  35  

In  der  ersten  franz.  Constitution  (1791)«  welcher  Ascillow  (über  Staatswissen- 
schaft,  Abschn.  2)  folgt,  wurden  vier  Gewalten  angenommen:  die  gesetzgebende, 
vollziehende,  verwaltende  (eine  Art  der  vollziehenden)  und  richterliche.  —  In  den 
beiden  constitutionellen  Charten,  von  Brasilien  i8>3,  und  von  Portugal  i8a6,  ' 
werden  vier  Gewalten  angenommen,  welche  zusammen  die  Staatsgewalt  bilden  : 
die  gesetzgebende ,  die  vermittelnde,  missigende  oder  leitende  (moderador,  früher 
von  Bcnj.  Constant  die  neutrale  benannt),  die  vollziehende ,  die  richterliche.  Die 
zweite  gebührt  (nach  Art.  71  u.  74  der  portugiesischen  Charte)  dem  König,  als 
höchstem  Oberhaupt  der  Nation,  damit  er  stets  über  die  Handhabung  und  Er- 
haltung der  Staatsunabhängigkeit,  des  Gleichgewichtes  und  der  Zusammenwir- 
kung (Harmonie)  der  übrigen  politischen  Gewalten  wache.  Wieder  Andere 
unterscheiden:  gesetzgebend-,  vollziehende  (welcher  sie  die  richterliche  und  die 
Strafgcwalt  unterordnen),  aufsehende,  repräsentative  und  Cameral Gewalt. 

c)  V  ergl.  §.  364.   Wie  die  Geschiebte  der  dritten  französischen  Constitution  (1795) 
beweiset,  wo  dein  Directorium  jede  Tbei Inahme  an  der  Gesetzgebung  versagt  war. 

§.  101.  (100.) 

Diese,  a)  entweder  allgemeine  oder  besondere. 

Werden  die  drei  genannten  allgemeinen  Hoheitrechte  (jura 
majestatica  s.  reginiinis  generalia),  als  drei  verschiedene  Arten  der 
Wirksamkeit  der  höchsten  Staatsgewalt,  einzeln,  oder  mehrere  zu- 
sammengenommen, auf  gewisse  besondere  Gegenstände  der  Staats- 
regierung angewandt,  so  entstehen  daraus  die  so  genannten  beson- 
dern Hoheitrechte  (jura  majestatica  s.  regiminis  specialia),  die 
von  jenen  abgeleitet,  und  ihnen  untergeordnet,  nicht  coordinirj,  noch 
entgegengesetzt  sind.  Dahin  gehören  «):  1)  Justizh  o  heit,  bürgerliche 
und  peinliche.  2)  Polizeigewalt.  3)  Finanzhoheit;  wohin 
gerechnet  werden  können:  SteuerRegal  (  Staats  AuilagenRegal,  droit 
d'impöt),  Strafsen-  und  GeleitRegal,  Commerzltegal,  MünzRegal,  Post- 
Regal, B e rgwer kRegal ,  Forst-  und  JagdRegal,  WasserRegal,  Industrie- 
ConcessionsRegal  *),  LandesschutzRegal ,  LandesdienstRegal ,  Fiscal, 
gewalt,  Doraanialrecht  u.  a.  <•).  4)  Privilegiengewalt.  5)  A em- 
ter-,  Titel-,  Deco  rat  io  n  s-,  Rang-  und  Standeserhöhungs- 
recht. 6)  Erziehung»-  und  Unterric ht Re gal.  7)  Kirchen- 
hoheit. 8)  Lehnhoheit.  9)  Wehr-  und  Waffenhoheit. 
10)  Aeusserstes  Recht  (jus  eminens). 

«)  Eine  Rangordnung,  wird  durch  eine  genau  bestimmte  Regel  nicht  begründet. 
b)  Das  Recht,  Concessionen  zu  solchen  Instituten,  Handlungen,  Gewerben  und 

Befugnissen  zu  ertheilen,  die  wegen  des  Staats -Interesse,  der  Willkühr  eines 

Jeden  nicht  überlassen  werden  können- 
r)  G.  H.  Bobowsky's  Abrifs  des  practisehen  Finanz-  und  Cameralwcsens  (a.  Aufl. 

Berlin,  1799  a  ) ,  Bd.  II,  Th.  3. 
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g.   102.  (ioi.) 

b)   ß'erleUibttrt  oder  unverleiltbare ;  jene  entweder  privative 

oder  i'iimulutiue. 

1)  Die  Sab  stanz- der  Hoheitrechte ,  ist,  in  der  Regel,  unver- 
änsserlich.  Aliein  die  Ausübung  und  Benutzung  solcher  inneren 
Regalien,  deren  Gebrauch,  ohne  Nachtheil  des  Staatszweckes,  ohne 
die  Wirksamkeit  der  Staatsregicrung  für  solchen  zu  hindern,  Andern 
überlassen  werden  kaun,  die  also  nicht  noth wendig  von  dein  Staat 
selbst,  unmittelbar  und  ausschliefsend ,  ausgeübt  und  benutzt  werden 
müssen,  kann,  mit  Unterordnung  gegen  die  Staatsregierung,  deren 
Oberaufsicht,  Gesetzgebung  und  vollziehende  Gewalt,  an  Andere  ab- 
getreten werden.  Regalien  dieser  Art  können  daher,  auf  die  ange- 
zeigte Art,  namentlich  von  Unterobrigkeiten  und  Landsassen,  insbe- 
sondere von  ansehnlichen  Grundeigentümern  und  Gemeinheiten  «), 
durch  Verleihung  (Vertrag,  Privilegium)  oder  unvordenkliche  Ver- 
jährung, ganz  oder  zum  Theil,  erworben  und  besessen  werden*). 
Sonach  findet  eine,  mit  oder  ohne  Zeitbestimmung  verliehene,  unter- 
geordnete Ausübung  eines  oder  mehrerer  Zweige  der  Regierungs- 
gewalt, in  einem  bestimmten  Bezirk  des  Staatsgebietes,  Statt  Daher 
die  practisch  merkwürdige  •  Einteilung  der  Regalien,  in  verleih- 
bare c)  ( eoncessibilia  s.  communicativa)  und  un  verl  eihbar  e  (in- 

► 

eoncessibilia).  II)  Bei  Verleihung  eines  Regals,  wird  entweder  die 
Ausübung  desselben  abschliessend  überlassen,  oder  der  Vorbehalt 
hinzugefügt,  dafs  nebenher  die  Staatsregierung  dasselbe  auszuüben 
befugt  sey.  Daher  *  die  Einteilung  der  verleüibaren  Hoheitrechte  in 
privative  und  cumulative.  Für  die  erste  Art  streitet  die 
Bechtsvermuthung  «f). 

o)  Vorzüglich  solchen  Fürsten  und  Grafen,  stadtischen  und  geistlichen  Gemein» 
hetten ,  denen  ehehin  eine  vertragmasige ,  reictumittelbar  untergeordnete  oder  sub- 
alterne Landeshoheit,  Landesherrlichkeit  oder  Rcgierungsgewalt ,  von  Einigem 
Unterhoheit  genannt,  (jus  territorii  aubordinati  s.  subalterni,  jus  territoriale 
subordinatum,  superioritas  territorial*!«  pactiüa)  zustand.  Vergl.  unten  %.  3«8, 
Kote  b.  —  Beispiele:  in  Stbcbr's  recht I,  Bedenken ,  II.  195  ff.  (wo  der  Vertrag 
tom  17.  Marx  1733  zwischen  Hannover  und  dem  gräfl.  Hause  Stolberg,  wegen 
der  Grafschaft  Hohnstein;  einen  V ertrag  mit  StolbcrgStolbcrg,  über  dessen 
Theil  von  Hohnstein,  schlofs  Hannover  am  4*  Aug.  1831);  in  Pütt  kr 's  hist. 
Entwich,  der  Staatsverfafs.  des  t.  Reichs,  III.  290  (die  niederhessische  oder 
rothenburger  Quart,  ein  Paragium  mit  auf  bestimmte  Weise  untergeordneter 
Landeshoheit,  unter  der  Oberhoheit  des  Hurfürsten  von  Hessen,  unten  §.  3i8, 
b);  in  Nkttflbladt's  Erörterungen  aus  dein  t.  Staatsr.,  S.  371  ff.)  in  Pöt- 
tkb's  Lit.  III.  i6*3,  und  in  Hlübbb's  neuer  Lit. ,  S.  693*,  in  Hlübbb's  Acten 
des  »icner  Congr. ,  VI.  92.  193.  Vertrüge  Preussens  mit  dem  Grafen  v.  Giech 
v.  10  Nov.  1796,  und  mit  dem  Grafen  von  Stolberg  Wernigerode  v.  19.  Mai  »714 
und  28.  Sept.  i8>4 «  der  letzte  in  Voss  Zeiten,  Dcc.  181/,,  S.  443.  —  Von 
Wernigerode  s.  auch  Acte  final  du  eongrös  de  Vienne,  art.  a3.  —  Von  Rcgic- 
rung«rechtcn  jetziger  Standes  -  u.  Grundherren,  unten  %.  3oi.  ff.  u.  3ao.  ff. 
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b)  Jo.  Wehliio»'<1c  alienationc  et  concessionc  jurium,  quae  vocari  solcnt  regalia. 
Heimst  1693.  4-  F.  Döhlir's  Abbandl.  von  den  Regalien,  §.  35  — 3g.  i»k 
Ludolf  T.  II.  obs.  198*  not.  8.  n.  535.  Strubs'*  Unterricht  von  Regier,  und 
Justi Hachen,  Sect.  III.  %.  20.  Mo« fr  von  der  teutseben  Rcichssländc  Landen, 
S.  226  ff.  Ejkcndcr*.  von  der  Landeshoheit  überhaupt ,  245  ff.  G.  L.  Bö  um  kr 
princ.  juris  feud.  %.  63.  D.  B.  W.  Prumn  über  die  Grenzen  der  Civil  Patri- 
monialJurisdiction  (Gott.  1806.  8.),  Buch  I,  Abschn.  1.  G.  H.  v.  Brnos  Abband- 

;  lungen  (1808.  8.),  S.  85  ff.  Allgem.  Landr.  für  dio  preuss.  Staaten,  Th.  II, 
Tit.  14.  §.  ai  ff.  26  ff  ConstitutionsEdict,  die  Lehnverfassung  in  dem  Grofs- 
herzogthum  Baden  betr.,  v.  12.  Aug.  1807,  %.  5.  —  Von  dem  Beweise  bei 
Streitigketten  über  Regalien,  s.  unten  %.  «70  u.  ff. 

c)  In  dem  preuss.  allgem.  Landr.  a.  a-  O.  werden  die  verleihbaren  niedere,  dio 
andern  höhere  Regalien  genannt.   Vergl.  Hlü'brrs  lebers  ich  t  der  diplom.  Ver. 
handl.  des  wiener  Congr  ,  S-  3oi,  3 11  u.  f.  —   Eigene  Benennung  und  Einthei 
lung,  s.  bei  N»ttfxbi.*dt  a.  a.  O.»  S.  365  ff. 

rf)  G.  L.  Boehmkr  1.  c. 

§.  105.  (102.) 

J.   Eingeschränkte  und  uneingesclwätikte. 

In  souverainen  Staaten  des  Teutschcn  Bundes,  Können  einzelne 
StaatsHoheitrechte  ausgeübt  werden ,  entweder  nur  unter  Beobachtung 
gewisser  positiven  Einschränkungen,  namentlich  unter  verfassungsmä- 
siger  Mitwirkung  der  Volksvertreter,  eder  ohne  Einschränkungen 
dieser  Art.  In  jenem  Fall  sind  sie  eingeschränkte,  in  diesem 
uneingeschränkte.  Für  den  letzten  Fall  streitet  die  Rcchtsver- 
muthung;  auch  in  denen  Bundesstaaten,  in  welchen  Landstände  sich 
befinden  «),  denen  eine  verfassungsmäßige  Mitwirkung  oder  Theil nähme 
(nicht  Mitregentschaft)  an  bestimmten  Gegenständen  der  Staatsverwal- 
tung zusteht. 

a)  Andere  unterscheiden  hier  Comitiat-  (landtagliche)  Rechte  und  Reservate,  bei 
diesen  aber  eingeschränkte  und  uneingeschränkte.  Nsttklbladt's  Erörterungen  aus 
dem  t.  Staatsr. ,  24a  ff.  258  ff.  338-  —  Von  vorbehaltencn  und  von  Reichstag- 
oder  Landlagsachen  in  den  europäischen  Monarchien,  s.  Bi&ixgkr's  vergleichende 
Darstell,  der  Staalsverfass.  in  den  europäischen  Monarchien,  %.  67  —  70, 
8.  25 1  —  279. 
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ERSTER  THEIL. 

BUNDESRECHT» 


I.     C  A  P  I  T  E  L. 
Begriff,  Zweck,  und  Mitglieder  des  Teutsckon  Bundes. 


§.  104.  (io3*.) 

Begriff  des  Tcutsclum  Bundes.    Seine  Unauflösbarkeit,  SocialGeivaU, 

V erfassung  und  Auslildung. 

I)  Der  Ten  tsche  Bund  «)  ist  ein  fortwährender  freier  Staa-  I 
tenbund  eine  Vereinigung  der  unabhängigen  Staaten *feut8chl an ds 
su  einer  völkerrechtlichen  gleichen  Gesellschaft,  für  gemeinschaftliche 
Zwecke  c).  II)  Er  ist  unauflösbar;  keinem  Mitglied  steht  frei, 
sich  von  ihm  zu  trennen  **).  III)  Da  die  Bundesstaaten  nur  völker- 
rechtlich, und  durch  Gesellschaftrecht,  nicht  durch  Rechte  einer 
Obergewalt  vereinigt  sind;  so  ist  die  Bundesgewalt  eine  politische 
Social-  oder  Collegialgewalt ,  keine  Staatsgewalt,  und  es  besteht  für  den 
Bund  weder  ein  Protector,  noch  ein  Oberhaupt  IV)  Das  Subject 
der  Bundesgewalt,  ist  die  Gesammtheit  der  Bundesglieder.  V)  Die 
BundesActe  enthält  Grundzüge  der  Bundesverfassung  /). 
Entwicklung  und  Ausbildung  derselben,  übereinstimmend  mit 
ihrem  Geist  und  mit  dem  GrundCharakter  des  Bundes,  steht  nur  der 
Gesammtheit  der  Bundesglieder  zu  ff).  ' 

a)  Teutsche  BundesActe,  Art.  1. 

6)  Eine  völkerrechtliche  Gesellschaft,  Jur  immer  errichtet;  Itcine  Vebergangslufe 
tu  einem  künftigen  Staatsgebilde,  und  keine  vorübergehende  Allianz  für  einen 
bestimmten  Fall  oder  Zeitraum.  —  Auch  kein  Bundesstaat,  Gesammtstaat,  oder 
Staatenstaat,  kein  Societät -  oder  Völkerstaat,  unter  einem  Bundesbaunt  oder 
einer  CentralRegierung,  welcher  die  besondern  Staatsregirrungen  nachgeordnet 
waren.  Präsidial  Vortrag  des  k.  k.  östreichisclien  Gesandten,  in  der  »weiten 
Sitzung  der  Bundesversammlung  v.  u.  Nor.  1816,  Num.  i;  in  Hi.ubib's  Staats- 
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archtv,  Heft  5,  Btl.  II,  S.  29  ff.  u.  81.  Vcrgl.  Hlübeb's  Ucbersicbt  der  diplom. 
Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  ia3  f.,  128  f.  u.  191  f.  Lüoes's  Nemesis, 
Bd.  VII,  Num.  ta.  Anders  A.  H.  L.  Heebek  der  t.  Bund  in  s.  Verhülin.  *u  d. 
europ.  StaatcnSystcm  (Gott  1816),  S.  20  ff.  —  Sondern  ein  fortwährender, 
völkerrechtliclicr  rerein  mehrerer  Staaten,  ein  Staatenverein,  Staaten Hündnifs, 
StaatenSvstem  oder  System  vereinigter  oder  verbündeter  Staaten ,  System» 
civitatum  foederatarum  seu  achaiearum ,  eine  StaatenSocictät.  Vergl.  Poltbius 
historiar.  Hb.  IL  c.  4-  Pbascbivs  de  rep.  Achaica.  C.  G.  Heese  pr.  de  eod.  arg. 
Goett.  i-83.  Sah.  Piieebdobe  diss.  de  systematibus  civitatum;  in  s.  Disscrt. 
acad.  sclectis  (Upsal  1677.)»  P<  *nch  in  dessen  poh't.  inculp.  p.  226.  G.  v. 
Byhhfrsuofk  quaest.  juris  publ.  üb.  a.  c.  24.  Joach.  Erdx.  Schmidt  diss.  de 
civitatis  origine  civitatumque  systemate.  Jen.  1745.  J.  C.  Wielajcd  diss.  de 
systemate  civitatum.  Lips.  17-77.  u-  in  8.  Opuac.  acad.  Fase.  I.  (1790.8.)  n.  a. 
Comparaison  de  la  liguc  des  Acheens,  des  Suisses  et  des  Provinces  -  unies ;  par 
M.  de  Mefbmaks.  ä  la  Itaye  1784.  4*  (Eine  gekr.  Preisschrift.)  Saikte-Cboix  des 
anciens  gouvernemens  federatifs.  Paris  1779.8.  Le  Systeme  federatif  des  anciens, 
mis  en  parallele  avec  celui  des  modernes,  par  £.  A.  Zikserliko.  Heidelb., 
Strasb.  et  Paris  »809.  8.  F.  W.  Tittmakb  über  d.  Bund  der  Amphictioncn ; 
eine  gekrönte  Preisschrift.  Berlin  181a.  8-  F.  Kortcx  die  Entstehungsgeschichte 
der  freistädtischen  Bünde  im  Mittelalter  u.  in  der  neuern  Zeit.  1  Bände. 
Zürich  18a-.  gr.  8.  Vergl.  Pömte  Jahrbücher  der  Geschichte  u.  Staatskunst, 
1839,  Bd.  I,  S.  620  ff.  H.  G.  ScHEiDEXABTEi/s  allgcm.  Staatsr.  überhaupt  u. 
nach  der  Regierungsform,  %.  lai  —  1*4.  Schlökeb's  allgem.  Staatsr  ,  S.  117. 
Pvtteb's  Beytr.  L  a4.  Boblamaqci  prineipes  du  droit  polilique,  P.  II  ch.  1. 
%.  43  sqq.  G.  H.  v.  Bebo's  Abhandlungen  tu  Erläuter.  der  rhein.  BundesActe, 
Th.  I,  Kum.  1.  —  Die  ConstisutionsActen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, v.  4«  Oct.  1776,  u.  t.  «7.  Sept.  1787,  in  v.  Mabtehs  reeucil,  I.  58*\ 
III.  76.  Die  ConföderationsActen  der  schweizerischen.  Eidgenossenschaft  v. 
39.  Dec.  i8i3  u.  16.  Aug.  18141  hei  Mabteks  a.  a.  O.,  Supplcm.  V.  659.  VllL  161. 
u.  in.  (Ustkbi's)  Handb.  des  schweizer.  Staatsr.  (1.  Aufl.  i8ai.),  S.  5. 

r)  BundesActe,  Eingang,  n.  Art.  3  u.  11.  Wiener  ScblufsActe  v.  1820,  Art.  1  u.a. 
Pariser  Fr.  v.  3o.  Mai  1814 ,  Art.  6. 

rf)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  5.  —  *Die  Zeit,  die  Cultur  der  Menschheit, 
kennt  keimen  absoluten  Grenzpunct ;  so  wollen  auch  Wir  das  Gebäude  unseres 
tcutschen  Bundes  für  heilig ,  aber  nie  für  geschlossen  und  ganz  vollendet  halten  v. 
Worte  in  dem  ersten  Vortrag  des  k.  k.  östreicfäjclwn  Gesandten,  in  dem  2.  Pro* 
toc.  der  B.  V.,  vom  11.  TN'ov.  1816,  %.  7.  Vergl.  oben  %.  74,  Note  *,  am  Schlufs. 

e)  Politische  Betrachtungen  bei  Errichtung  des  teutsrhen  Bundes,  in  Klüsib's 
angef.  Uebcrsicht  etc.  S.  iaa  —  i3i. 

f)  Klöbbb's  Acten  des  wiener  Congr.,  B.  II,  S.  34«  Ebendess.  angef.  Leber- 
sicht etc.  8.  145. 

g)  Wiener  ScblufsActe  v.  i8ao,  Art.  4.  —  Vergl.  den  angef.  ersten  Vortrag  des 
vorsitoenden  Gesandten,  in  der  a.  Sitzuog  der  B.  V.  v.  1816,  §.  7,  S.  47  u.  5o. 
der  QuartAusg. 

§.     105.  ( 103"»  .) 

Umfang,  Charakter,  Hauptbeziehungen  und  Garantie  des  Bundes. 

I)  Nie  hatte  noch  ein  Staatenbund  eine  so  grosse  Anzahl  von 
Staaten  (§.  108)  umfafst,  wie  jetzt  der  teutsche;  grofse ,  mittlere  und 
kleine,  monarchisch  und  republicanisch  geformte4).  II)  Den  Cha- 
rakter des  Bundes  bezeichnen,   als  zwei  gleich  feste  Grundstützen, 
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eines  Theils  die  Rechtsgleichheit  der  Bundesgenossen,  andern  • 
Theils  das  NationalBand,  welches  alle  Bundesstaaten  wohlthätig 
umfassen  soll  *)•  III)  In  dem  Bundesverhältnifs  stellen  sich  zwei 
Hauptbeziehungen  dar,  nach  Innen  und  nach  Aussen  <0*  IV)  Das 
Bestehen  des  Bundes  ist  garantirt  durch  die  acht  europäischen 
Mächte,  welche  die  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  unterzeichnet 
haben  (§.  56). 

a)  KlübfVs  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  i3-. 

»)  Der  oben  104,  Note  b)  angef.  Präsidial  Vortrag ;  in  Klübeh's  Staatsarchiv. 
Bd.  II ,  S.  36.  —  Mit  Recht  ward  in  diesem  Vortrag,  das  NationalBe- 
dürfn  i  t s  der  Teutschen  als  der  einzige  richtige  Leitfaden  für  teutscho  Staaten- 
verhältnisse anerkarfnt,  und  hieraus  die  Folge  entwickelt,  dafs  der  Band,  wenn 
gleich  kein  Staatenbund ,  doch  auch  kein  blofses  Sehnt»  •  und  Trutzbündnif* 
sey,  dafi  er  die  sämmtlichen  Staaten  durch  ein  NationalBand  umfassen 
solle,  und  dafa  die  Verheissungen ,  welche  die  Staaten  nicht  blofs  sich  gegen 
einander,  sondern  auch  mit  einander  ihren  Untertbanen  gegeben  haben, 
wahre  Verpflichtungen  des  Einxelnen  gegen  Alle  seren,  deren  Erfüllung  also 
auch  vom  Ganzen  gefordert ,  und  auf  Anseige  jedes  einzelnen  Bürgers  gefordert 
werden  könne.  Vergl.  auch  Art-  53  der  wiener  SclufsActe  yon  1810,  und  unten 
V  184  und  yvj. 

e)  Einen  ausführlichen  Umrifs  der  Bundes^  erhältnisse,  in  dieser  zweifachen 
Beziehung,  enthält  der  gutachtliche  Commissions Vortrag  über  die  so  genannte 
Reihenfolge,  der,  als  loco  dictaturae  gedruckte  Beilage  n ,  mit  3  Unterbcilagen, 
bei  dem  Protocoll  der  B.  V.  vom  17.  Febr.  1817,  sich  befindet,  S.  67—87  der 
Original-  oderFolioAusgahe.  —  Eines  «äussern  Organismus  des  Bundestags», 
im  Gegensatz  eines  Innern  Gliederbaues,  vergleichbar  mit  Leib  und  Seele, 
wird  schon  erwähnt  in  demProtoc.  der  B.  V.  v.  11.  Nor.  1816,  7,  su  Num.  III; 
in  den  Prot  der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  54  u.  55-  —  Zur  Hebung  in  der  juristi- 
schen Eimtbeilungsk unst ,  lassen  sich  die  Bundesverbältnisse  in  eine  Menge  von 
Ober-,  Unter  -  und  Afterabtheilungen  zerlegen,  wobei  man  bis  zu  ethischen  und 
politischen  Gesichtpuncten  hinauf,  bis  zu  Privatrerhäitnissen  und  einer  Art 
von  Verkörperung  hinabsteigen  kann.  Aber  einer  zackenartigen  Ordnung 
dieser  Art,  in  dem  Vortrag  des  öffentlichen  Rechtes  des  Bundes  zu  folgen,  ver- 
bietet die  pflichtmäsige  Sorge  für  practisch  -  theoretisches  Bedürfnifs,  für 
wahre  Erleichterung  der  Uebersicht,  für  Klarheit,  Kürze  und  Bestimmtheit  de* 
Vortrags,  für  Einfachheit  und  echten  Geschmack  in  der  Darstellung.  Qumctilian* 
und  Cicero'*  Lebren,  und  des  letzten  Tadel  der  Rechtsgelehrten,  wegen  des 
Zuviel«  im  Eintheilen  (  de  oratore ,  II.  47* )  »  werden  noch  jetzt  nicht  selten 
übersehen.  Die  Hauptstellen  sind  angezeigt,  in  Klö'skb's  Lehrbegriff  der 
Referirkunst,  %.  44.    Vergl.  oben,  §.  i4. 

§.  106.  (io4.) 

Bundeszweck.  Nebenzwecke. 

I)  Der  erklärte  «)  Zweck  des  Teutschen  Bundes  gebietet  Be- 
wahrung der  Unabhängigkeit  und  Unvcrl  etzbar  keit  der 
Bundesstaaten,  und  Erhaltung  theils  der  äussern  und  innern  Si- 
cherheit Teutschlands;  also  Sicherung  und  Handhabung  des  Rechts- 
zustatides  in  allen  innern  und  äussern  Verhaltnissen  der'Bundcsstaaten. 
H)  Ausser  diesen,   werden    als   Beweggründe   zu    Stiftung  des 
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Bundes ,  auch  die  Vorth  eile  angeführt,  welche  aus  solchem  für  die 
Ruhe  und  das  Gleichgewicht  von  Europa  hervorgehen  wür- 
den HI)  Demnach  ist  der  Teutsche  Rund,  ein  Siehe  r  heit- 
bund  In  seinem  rechtmäßigen  Wirkungskreis,  finden  sich  Mittel 
z.u  Unterdrückung  der  Selbstständigkeit  schwächerer  Staaten  eben  so 
wenig ,  als  zu  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Begünstigung 
Staats  verderbender  Willkühr  in  der  Regierung  und  Vertretung  ein- 
zelner Bundesstaaten,  zu  Hemmung  nützlicher  Fortschritte  des  teutschen 
Volkes  in  jeder  Art  von  Cultur,  zu  Beschränkung  freier,  vernünftiger 
Meinungsäusserung,  und  zu  Beförderung  selbstsüchtiger  Absichten 
einzelner  Classen  von  Staatsbewohnern.  IV)  Nebenzwecke,  für 
Erhöhung  des  Gemeinwohls  sämmtlicher  Bundesstaaten,  sind  der  Wirk- 
samkeit des  Bundes  nicht  entzogen.  Die  Bundesversammlung  ist  durch 
die  Bundes  Acte  (Art.  6)  ausdrücklich  ermächtigt  und  verpflichtet  zu 
gemeinnützigen  Anordnungen,  wozu  zwar  auch  jede  Staats- 
regierung für  sich  und  ausschliessend  ermächtigt  ist ,  deren  Zweck 
aber  durch  zusammenwirkende  Theilnahme  aller  Bundesstaaten,  mit- 
telst freiwilliger  Vereinbarung  Aller,  vollständiger  erreicht  werden 
kann  <*).  Geistige  und  sittliche  Cultur,  Handel  und  Verkehr,  Post- 
um! Münzwesen ,  eröffnen  hiezu  ein  eben  so  weites  als  fruchtbares 
Feld  (§.  148  <i,  u.  237). 

o)  BundesActe,  Art.  1.  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  1.  Vergl.  KlöbkVs 
angef.  Ucbersicht,  S.  118.  Ebenda*.  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  344  f« 
4o3-  4>>.  —  Nicht  blofs  auf  innere  Ruhe  (wie  es  in  dem  baieriseben  Votum  in 
der  5.  Sitzung  ilerB.  V.  v.  5-  Dec.  1816  heifst),  sondern  auch  auf  innere  Sicherheit, 
ist  der  Zweck  des  Bundeft  gerichtet.  Diese  bezeichnet  einen  fetten  Rechuzustand, 
in  welchem  auch  der  Einzelne  seine  Sicherheit  findet.  Vergl.  \.  117.  —  Der 
Zweck  fordert  1  )  allseitige  Sicherheit  Teutschlands ;  also  Sicherheit  in  allen 
äussern  und innem  Verhältnissen ,  für  den  Bund  im  Gamsen,  und  für  alle  Thcilc 
desselben  einzeln  betrachtet.  Derselbe  ermächtigt  swar  die  Gesammlheit  nicht, 
als  Regierer  und  Ordnungshalter  in  den  einsei nen  Bundesstaaten  aufzutreten, 
oder  auf  ihre  innern  Angelegenheiten  unmittelbar  einzuwirken      114 11.  f.),  wohl 

t  aber  zur  Obsorge ,  dafs  unter  und  in  den  Bundesstaaten  die  innere  Ruhe  und 
Sicherheit  des  Bundes  nirgend  bedroht  oder  gestört  werde  (§•  169  u.  ff.  ai-). 
Der  Zweck  gebietet  2)  Bewahrung  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der  im 
Bund  begriffenen  Staaten.  Der  Bund  soll  wirksam  setn,  gegen  Bedrohung  oder 
Verletzung  der  politischen  Selbstständigkeit,  und  jede«  andern,  natürlichen 
oder  erworbenen,  Rechtes  eines  jeden  Bundesstaates.  —  Das  erste  aller  Mittel 
zu  Erreichung  des  Zwecks,  ist  Einigkeit  der  Bundesgenossen.  Hierauf  sollten 
folgen,  nach  Preussens  Erklärung :  «eine  kraftvolle  Kricgsgewult ,  ein  Bundes- 
gericht, und  landständisclte ,  durch  den  Bundcsvertrag  gesicherte  Verfassungen». 
Hlübkr's  angef.  Acten ,  Bd.  11 ,  S.  16. 

b)  BundesActc,  im  Eingang. 

c)  BundesActe,  Art.  a  u.  11.   Rlübjr's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  i43  f» 

d)  BundesActe,  Art.  6-  Wiener  SchlufsActe  v.  i8»o ,  Art.  64*  Protocolle  der 
wiener  AiinisterialConferenzen  v.  1819  u.  10.  Sitzung  19  v.  8.  Mars  iftio.  Vergl. 
den  oben  104)  angef.  östreich.  Präsidial  Vortrag  t.  11.  Nov.  1816,  Abschn.  I, 
lit.  d,  u.  Abschn.  III,  Einleit. ;  wo  Entscheidungen  über  gemeinnützige  Anord- 
nungen ,  für  Gegenstände  der  PlenarVersammlungcn  der  B.  V.  erklärt  werden. 
Späterbin  wurden  sie  von  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  ausgenommen. 
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Vergl.  ihq.  —  Für  die  eingegangenen  Vorschlüge  isu  gemeinnützigen  Anord- 
nungen ,  soll  in  der  Bundescan/.lci  ein  eigenes  /  'erzdvhtist  oder  Register  gehalten 
werden.  Unten  §.  148,  Note  a.  —  Ucber  den  Begriff  der  gemeinnützigen 
Anordnungen,  s.  L.  v.  Drbsch  Beiträge  etc.,  S.  36,  wo  jedoch  der  Art.  6»  der 
Schlu&Actc  übersehen  zu  sevn  scheint. 

» 

I 

§.    107.  (105.) 

Bundesgenossen,    Aufnahme  und  Classen  derselben.    Natur  der 

Bumlesaenossenschafl. 

I)  Bundesgenossen  sind:  die  Souvcrainen  Fürsten  (ein 
Kaiser,  Könige,  Grofsherzoge,  ein  Kurfürst,  Herzoge,  Fürsten,  ein 
Landgraf)  und  die  Freien  Städte  Teutschlands,  als  Repräsentanten 
ihrer  Dundesstaaten  «).  II)  Die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  kann 
nur  von  der  Gcsammtheit  der  Bundesglieder,  und  zwar  durch  vStim- 
meneiiihälligkeit ,  geschehen  Ä).  III)  Nach  dem  Alter  ihrer  Buiules- 
genossenschaft,  theilen  sich  die  Bundesgenossen  in  zwei  Classen:  in 
ursprüngliche,  die  Stifter  des  Bundes,  welche,  an  der  Zahl  sechs 
und  dreißig  1  bei  Errichtung  der  BundesAcle  Mitglieder  des  Bundes 
wurden,  und  aufgenommene,  welche  späterhin  Aufnahme  erlangt 
haben.  Mitglieder  der  letzten  Art  sind  Wirtemberg  und  Baden, 
deren  jedoch,  in  sicherer  Erwartung  ihrer  nachfolgenden  Theilnahme  c), 
vorläufig  schon  in  der  BundesActc  als  (künftiger)  Bundesgenossen  Er- 
wähnung geschieht  «0;  ihren  Beitritt  erklärten  sie  durch  besondere 
Accessions  Urkunden  (§.  34A).  Später  noch,  im  J.  1817,  ward  Hessen- 
Homburg  aufgenommen  (§.  108/).  IV)  Unter  den  Bundesgenossen 
sind  fünf,  die  nur  wegen  eines  Theils  ihrer  Staaten  zu  dem  TeiUschen 
Bund  gehören  (§.  78«.'.  87.  q>.  191  c).  V)  Die  Bundesgenossenschaft 
begründet  eigene  Rechtsverhältnisse  der  Bundesglieder,  nicht 
nur  zu  dem  Bund  (§.  i83  ff.  2i3  ff.),  sondern  auch  zu  andern  Sou- 
verainStaatcn  und  Staatenvereinen  (§.  ?.<*4) ,  und  selbst  zu  den  eigenen 
Staaten  und  Uritcrthaucn  (§.  22 j  ff.).  VIj  Ihrer  Natur  nach,  ist  die 
Bundesgenossenschaft  ein  ver  trag  m  äs  ig  es  Social  Verhiiltnifs  der 
Bundesstaaten,  also  dinglich  ").  Das  Letzte  ist  darum  auch 
die  natürliche  Eigenschalt  des  Stimmrechtes  in' der  Bundesver- 
sammlung. 

•)  BundesActe,  Eingang  u.  Art.  1. 

6)  Wiener  Seh Iuf» Acte      18*0,  Art.  6.    Unten  §.  127. 

c)  Ocstretchs  Erklärung  gegen  Wirtemberg,  über  die  Notwendigkeit  der  Theil- 
nahme aller  teutschen  souvcrainen  Fürsten  an  dem  Bunde;  in  Hiübsh's  Acten 
de*  wiener  Congr. ,  Bd.  I,  He  t  1,  S.  10-.  Wirteinbergs  Gegenäusserung, 
ebendas.  S.  109.    Vergl.  auch  KlübkiTs  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  /,o. 

d)  BundesActe,  Art  4.  u.  6  ;  aber  nicht  im  Eingang,  —  Von  den  bekannten 
Ursachen,  warum  tVirtcmherg  und  Huden  als  ursprüngliche  MitPacisccntcu  bei 
Errichtung  des  T.  Bundes  nicht  erscheinen,  s.  Klüheb's  Bericht  in  dessen  angef. 
Acten,  Bd.  II,  S.  570  ff. ,  vergl.  mit  Bd.  VI,  S.  3«4  ff.  Ebsndess.  angef.  Uebcrsicht, 
S.  i34  f-  —    Von  Andern,  die  sich  aur  Aufnahme  gemeldet  hatten,  solche  aber 

XJaW*  öfftotl.  lUcbt.  3.  Aufl.  S 
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nicht  erlangten,  s.  ebenda».  S.  i35  f.  KlOser's  Staatsarchiv  Bd.  1,8.  4*.  — 
Die  Badisckc  Beitritturkunde  ist  datirt  vom  ?6.  Jul.  if}i5,  die  virtem krauche  rom 
i.  Sept.  i8i5.  Beide  findet  mau  angeführt  in  d.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  5  Nov.  1816, 
§.  S:  und  abgcdrucltt  als  Beilagen  iu.3,  S.  «o.  u-  ff.  der  Orig.  Ausg.  BLÖasa'a 
Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  56  ff. 

e)  BundesActe,  Art.  i.   W  iener  SchlufsActe  t.  i8ao,  Art.  16    Vergl.  unten  §.  no. 

§.  10a  dot) 

Benennung  und  Ordnung  der  Bundesgenossen. 

Die  Bundesgenossen  werden  in  der  BundesActe,  und  zwar 
in  bestimmter  Ordnung,  jedoch  unbeschadet  ihres  Ranges,  benannt  a). 
Nachdem  SachsenGotha  im  J.  i8s5  im  Mannstamm  erloschen  ist,  und 
ihre  Anzahl  sich  dadurch  um  eins  vermindert  hat,   auch  die  übrigen 
drei  herzoglichen  sächsischen  Hauser  ihre  Benennung  zum  Theil  ge- 
ändert  haben,    und    Oldenburg  sich  nicht  mehr  HolsteinOldenburg 
nennt  und   den  grofsherzoglichen  Titel  angenommen,  auch  Hessen- 
Homburg  die  Aufnahme  unter  die  Bundesgenossen  erlangt  hat,  be- 
steht jetzt,  nach  der  genannten  Ordnung,  folgendes  Verzeichnifa 
der  Bundesgenossen:  i)  der  Kaiser  von  Oest reich,   3)  der  Honig 
von  Preusscn,  beide  für  ihre  gesummten,  vormals  zu  dem  teutschen 
Reich   gehörigen    Besitzungen  *),   3)  die   Konige  von  Sachsen, 
4)  Baiern,  5)  Hannover,  und  6)  Wirtemberg,  7)  der  GVofs- 
h erzog  von  Baden,   8)  der  Kurfürst  von  Hessen,    9)  der  Grofs- 
h erzog  von  Hessen,  10)  der  Herzog  von  Holstein  (-Glückstadt, 
zugleich   König  von  Dänemark),   wegen  Holstein  und  Lauenburg  c) , 
11)  der  Grofsherzog  von  Luxemburg  (zugleich  König  der  Nieder- 
lande), 12)  der  Herzog  von  Brau  11  schweig,   i3)  der  Grofsherzog 
von  Meckle  nbur  gSchwcri  n  ,     i|)   der  Herzog  von  Nassau, 
i5)  der  Grofsherzog  von  Sachsen Weimai  Eisenach,    16}  die 
Herzoge  von  (SachsenGotha  <*)  cessirt  hier  seit  i8a5)  Sac  h  sen  Co- 
burg-Gotha,   17)   S  achsen  Meiniiigcn  Hild  burghausen, 
18)   Sachs cn Alten  bnrg  (bis  »826  S.  Hildburghausen),  19)  der 
Grofsherzog  von  Mech  lenburgStr  e  Ii  tz,  30)  der  Grofsherzog  ») 
von  Oldenburg,  31)  die  Herzoge  von  AnhaltDessau,  33)  An- 
haltBernburg,   s3)  und  Anhalt-Göthen,    34)  die  Fürsten  von 
Sch warz bürg  Sonde rshausen,    ü5)    Schwarzburg  Rudol- 
stadt, 36)  HohcnzollernUechingen,    37)  Liechtenstein, 
38)  H  o  h  en  z  oller  nSi  g  m  a  rin  ge  n  ,  39)  Waldeck,    So)  Rcufs 
älterer  HauptLinie  (HeufsGrcitz),  3i)  Reufs  jüngerer HauptLinic  (seit 
1834   nur  die   beiden    souverainen   Fürsten   von  ReufsSchleitz  und 
von  ReufsLobenstein  und  Ebersdorf)/),  3q)  SchauniburgLippc, 
und    33)   Lippe  (-Detmold),    34)  die  Freien  Städte,  Lübeck, 
35)  Frankfurt,  36)  Bremen  und  37)  Hamburg.  Aufgenommen 
ward  späterhin,  im  Jahr  1817  am  7.  Juli,  38)  der  Landgraf  von  Hes- 
sen Homburg;    das  Stimmverhältnifs  desselben  ward  jedoch  einer 
weitern  Anordnung  ausdrücklich  vorbehalten  #4.  .  - 
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«)  Art.  6,  vergl.  mit  Art.  4  un0*  dem  Eingang.  KlUbtu's  angef.  Uebersicht  etc., 
S.  5©4  fF.  Dieselbe  Ordnung  ist  auch  in  der  provisorischen  Rundesmatrikel  beibe- 
halten, in  d.  Protoc.  der  B.  V*.  v.  1818,  %.  ato;  nur  dafs  daselbst  JlessenHomburg 
unmittelbar  vor  den  Freien  Städten  gesetzt  ist. 

b)  Namentlich  sind  diese  Staaten  angezeigt,  oben  $•  87,  Note  b. 

c)  Von  diesen  beiden  Herzogtümern,  will  Dänemark  seine  Stimme  in  der  Bundes- 
versammlung benannt  wissen,  seitdem  es,  durch  Vertrag  mit  Prcussen  (Klöbf.k's 
Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  V,  S.  5o5),  den  gröfsten  Thcil  des  Herzogthums 
SacbsenLauenburg  und  den  darauf  sich  beziehenden  Herzoglichen  Titel  erworben 
hatte.  Dieses  ward  ihm  auch  in  der  ersten  Sitzung  der  B.  V.  bewilligt;  doch 
▼erwahrten  hiebet  die  Gesammthäuser  Mecklenburg  und  Anhalt  ihre  Rechte  und 
Ansprüche  auf  Lauenburg.  Protoc.  v.  5. Nov.  1816,  %.  3,  in  Klöbeb's  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S  27  f. 

d)  SacksenGotha ,  welches  vermöge  der  Bundes  Acte  die  16.  Stelle  unter  den  Bundes- 
genossen einnahm,  erlosch  im  Mannstamm  am  it.  Febr,  i8»5.  Seitdem  cessirt 
seine  Stelle  unter  den  Bundesgenossen,  sein  Antheil  an  der  16  Stimme  in  dem 
engern  Rath,  find  seine  VirilStimme  in  dem  Plenum  der  B.  V.  (Wiener 
SchlufsActe  v.  1820,  %%  16),  und  ist  die  Zahl  der  Bundesgenossen  um  1  ver- 
mindert. Durch  einen  Erbtbeilungsvertrag  ▼.  12.  Nov  1816  vereinbarten  sich 
SacksenCoburg ,  Sachsen  Mein ingen  und  SuchsenHildburghausen  über  ihre  Succcssion 
in  den  gotha  -  altenburgischen  Landen ,  und  über  verschiedene  dadurch  veran- 
lafste  Territorial  -  und  Titel  Veränderungen.  Alan  s.  das  gemeinschaftl.  Patent  v. 
i5.  Nov.  i8»6,  in  v.  Martbss  recueil,  Supplement,  T.  X ,  p.  1080,  u.  in  d.  Prot, 
der  B.  V.  vom  25.  Jan.  1827.  Danach  änderten  sich  die  Benennungen  der 
genannten  drei  Bundesfürslen ,  in  SachsenCoburgGotha ,  SachsenMeiningenHildhurg- 
kamen  und  Sachsen  Nienburg  (vorbi..  Hildburghauacn ) ,  und  das  Stimmverhältnifs 
dieser  Häuser  in  dem  Plenum  der  B.  V.  v.  13.  Juli  1827. 

*)  Peter,  Herzog  und  regierender  Administrator  von  Oldenburg,  Fürst  r.u  Lübeck, 
—  wie  er  bis  zu  dem  am  2.  Juli  i8i3  erfolgten  Tode  des  gemüth kranken  Herzogs, 
an  dessen  Stelle  er  seit  1785  die  Regierung  führte,  in  seinem  Staatstitel  sich 
nannte ,  —  nahm ,  auch  nachdem  er  als  Herzog  in  eigenem  Namen  regierte, 
die ,  in  den»  34.  Art.  der  SchlufsActe  des  wiener  Congrcsses  dem  herzoglichen 
Hanse  zu  gel  heilte,  gross  herzogliche  Würde  nicht  an.  HtüBitn's  angef.  Lebersicht 
etc.  ,  S.  161.  Dennoch  ward  HolsteinOldenburg  Grossherzog  und  Königliche 
Hoheit  titulirt,  in  einem  preussisch  -  ol  den  burgischen  UcbergabeProtocoll  v.  9. 
Apr.  1817 1  in  Mabtkks  recueil,  Supplem.  VIII.  4o5,  in  einer  preussisch  -  olden- 
burgischen Convention  v.  28.  Sept.  1818,  ebendas.  IX.  267,  und  in  dem  General- 
Recefs  der  frankfurter  TerritorialCommission  v.  20.  Jul.  1819,  Art.  27,  3o,  3i 
v.  33;  in  v.  Mabtsns  recueil ,  Supplem.  VIII.  6i5  et  suiv.   Aber  der  Sohn  und 

r  Nachfolger  jenes  Herzogs  nahm  den  grofsherzoglichen  Titel  an,  sogleich  in  dem 
wegen  seines  Begierungsantritts  erlassenen  Patent  vom  a8«  Mai  1829.  —  Auf 
Verlangen  des  Herzogs  wird,  seit  dem  Anfang  des  Jahres  1824,  die  Stimme 
in  der  B.  V.  nicht  mehr  HolsteinOldenburg,  sondern  blofs  Oldenburg  benannt. 
Protoc.  v.  1824 ,  %.  2. 

f )  Jteuss.  Dem  rheinischen  Band  traten  die  Fürsten  von  BeufsGreitz,  BeufsSchleitz. 
BeuIsLobenstemLobenstein  und  BeofsLobensteinEbersdorf  als  vier  verschiedene 
So  u  veraine  bei.  Doch  sollten  auf  dem  Bundestag  nur  die  beiden  Hanptlinicn, 
in  welche  sich  das  Gesarammtliaus  Beufs  abtheilt,  die  ältere  und  die  jüngere, 
jede  Eine  Stimme  führen,  und  die  Häupter  dieser  beiden  Linien  ihren  Sit»  in 
dem  Collegium  der  Fürsten  haben.  AccessionsVertrag  v.  18.  Apr.  180-T,  Art.  1,  2 
u.5,  in  Mabtxbs  recueil,  Supplem.  IV.  3o4.  Die  teutsche  Bund  es  Acte  (im  Eingang, 
u.  Art.  1 ,  4  u-  6)  nahm  das  zuerst  erwähnte  Rechtsverhältnifs  ebenfalls  an,  nach- 
dem die  vier  reussischen  Fürsten  gemeinschaftlich  und  individuell ,  im  Nov. 
181 3,  durch  Verträge  mit  Oestreich,  Preussen  und  Rufsland,  so  wie  zu  Wien  im 
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Mar«  i8)5t  der  Allianz  wider  Napoleon  beigetreten  waren;  aber  in  Absicht  auf 
Stimmführung  in  der  B.  V.  betrachtete  aie  die  drei  Fürsten  der  jüngeren  Linie 
zusammen  als  eine  Einheit,  Gesammtheit  oder  Gemeinschaft.  Am  7.  Mai  1814 
erlosch  dicSpecialLiniell.  LobensteinLobenstcin;  in  ihren  Besitzungen  succedirte 
R.  Lobenstein  u.  Ebersdorf.  Vergl.  %.  i56  «,  157,  087,  u.  Protoc  der  B.  V.  v. 
18*4 ,  §.  47. 

g)  Protocoll  der  B.  V.  v.  1817,  %.  3o4  ,  und  Beschlufs  in  dem  Protocoll  der  Plcnar- 
Versammlung  v.  7.  Juli  1817,  in  v.  Martkss  recueil,  Supplem.  \' II-  i3i.  — 
In  den  wiener  MinistcrialConferenzen,  Protoc.  v.  i5.  Mai  1810,  erklärte  Oestrcich 

.  den  Wunsch,  dafs  für  Hessenllomburg,  das  zwar  in  das  Plenum,  aber  noch  in  heine 
Curie  aufgenommen  sey,  baldmöglichst  eine  angemessene  Entscheidung  erfolgen 
möge.  Die  B.  V.  nahm  hierauf  diesen  Gegenstand  unter  ihre  Agenda  auf,  in 
der  loco  dictaturac  gedruckten  Zusammenstellung  zur  vertraut.  Sitzung  v.  37. 
Juli  1810.  Bis  jetzt  ist  noch  kein  Gesandter  für  Ifessenllomburg  in  der  B.  V. 
aufgetreten.  —  Was  die  Rnngstelle  darin  betrifft,  so  setzt  die  BundesMatrikel 
von  1818,  Homburg  unmittelbar  vor  die  Freien  Städte.  Unbestimmt  ist  noch« 
an  welcher  CuriatStimme  dasselbe  Tbeil  haben  soll.  —  Der  Landgraf  ward 
durch  die  SchlussActe  des  wiener  Congresses,  Art.  48,  von  der  grofsherzoglich- 
hessiseken  Oberhoheit  über  Homburg  befreit  welche  die  rheinische  BundesActe  ihm 
aufgelegt  hatte.  Er  erhielt ,  in  Folge  des  Art.  49  der  gedachten  SchlufsActe, 
in  dem  ehemaligen  SaarDepartemcnt  einen  Bezirk  ( 10,400  Einw. )  mit  Souve- 
rainelät,  jetzt  Fürstenthum  (auch  Oheramt)  Meisenheim benannt.  Vergl.  Hlobzb's 
angef.  Uebersicht  etc.  S.  86  u.  i35.  Elende**.  Staatsarchiv,  Heft  3,  S.  35»  f.  u.  435  f. 
Reces-general  de  la  Cominission  territoriale  rasscinblee  ä  Francfort,  du  20  juillet 
1819,  art.  39,  bei  Mamtfss  1.  c.  VIII.  616.  —  Homburg  und  Meisenheim  bilden 
zusammen  eine  Grundflache  von  5%  QM.  mit  18,416,  nach  Andern  ungefähr 
30,000  Einw.  In  dem  angef.  GeneralBecefs  uer  frankfurter  TerritorialCommission 
v.  i8«9,  Art.  3o,  srtzten  die  vier  verbündeten  Machte  fest,  dafs  der  Landgraf 
-von  Hessenllomburg,  in  Ansehung  der  in  der  wiener  OongrefsActc ,  Art.  48, 
erwähnten  Staaten,  volle  Souvcrainetut  gemessen,  und  den  Titel  Suuverainer  Landgraf 
von  Hessen  führen  solle.    Mahteks  1.  c.  VIII.  617. 


IL  CAPITEL. 

Titel,  Wappen,  Ceremoniel,  und  Rang  des  Bundes  und  der 

Bundesgenossen. 


§.     109.  (107.) 
Titel  des  Bundes  und  der  Bundesgenossen. 

A)  Der  beständige  Staatenverein  der  Sou verainen  Fürsten 
nnd  Freien  Städte  Teutschlands ,  soll ,  vermöge  der  BundesActe ,  den 
Titel  Tcutscber  Bund  fuhren  «).  B)  Die  früheren  Titel  ver- 
schiedener Bundesgenossen  wurden  verändert,  theils  hur»  vor 
Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung,  theils  in  der  rheinischen 
BundesActe,  oder  späterhin  bei  der  Aufnahme  in   den  rheinischen 
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Bond ,  theils  während  des  wiener  Congrcsses.  I )  Die  K  ö  n  i  g  s  w  ii  r  d  e, 
nebst  einer  relativen  Sou  verainet  ät,  hatten  die  Kurfürsten  von  Baiern 
nnd  Wirtemberg  schon  in  dem  presburger  Frieden  *)  erhalten. 
II)  In  der  rheinischen  Bundes  Acte  erhielten,  der  Kurfürst  von  Baden 
(welcher  kurz  vorher,  nachdem  der  presburger  Friede,  Art.  14,  ihm 
eine  relative  Souverainelät  beigelegt,  den  Titel  souverainer  Kur- 
fürst angenommen  hatte)  und  der  Landgraf  von  HessenDarmstadt, 
den  Titel  Grofs herzog,  mit  denen  Rechten,  Ehren  und  Vorzügen, 
welche  mit  der  königlichen  Würde  verbunden  sind  «)  (honneurs 
royaux,  honores  regii),  und  der  Chef  des  fürstlichen  Hauses  Kassau 
erhielt  den  Titel  Hersog'). 

«)  BundesActe*  Art.  1.  —  Vorschläge  zu  andern  Benennungen,  s.  in  Klübkb's 
Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  4oa  u.41 1.  —  Von  der  Titulatur  des  Bundes, 
in  Schreiben  an  auswärtige  Mächte  \.  i85  4,  und  Ton  ihnen  %.  144.  Von  der 
Titulatur  der  B.  V.  in  Eingaben  bei  derselben,  §.  i4q. 

*)  Presburger  Fr.     26.  Dec  i8o5 ,  Art  7,  8  u.  14. 

c)  Rhein.  Bundes  Acte,  Art.  5.  dz  Mabtf>s  precis  du  droit  des  gens  moderne  de 
KEurope,  T.  I,  %.  104.  H Li" beb  droit  des  gens  moderne  de  l'Furope,  3i, 
91 ,  110,  i83  et  suiv. 

i)  Rhein.  BundesActe ,  Art.  5.  —  Der  Mannstamm  der  beraoglichen  ( nassau- 
usingisrhen  )  Linie  des  Hauses  Nassau ,  erlosch  am  «4.  Mär«  1816.  Hierauf  ging, 
mit  den  Besitzungen  dieser  Linie,  die  Herzogwürdc  auf  die  bis  dahin  fürstliche 
Linie  Nassau  Weilburg  über. 

§.    110.  (108.) 

■ 

Fortsetzung. 

III)  Späterhin  erlangten,  bei  ihrer  Aufnahme  in  den  rheinischen 
Bund:  der  Kurfürst  von  Sachsen  «)  die  Königs  würde;  die  Fürsten 
von  AnhaHDessau,  AnhaltBernb  u  rg  und  Anh  a  lt  Co  th  e  11 
den  Titel  Herzog  *);  die  Grafen  von  Reufs  und  Schaumburg- 
Lippe  den  Fürstentitel  <0.  IV)  Die  präsumtiven  von  ihnen  ab- 
stammenden Nachfolger  der  Grofsherzoge  führen,  nach  dem  Vorgang 
in  dem  Hause  Baden  von  1806,  den  Titel  Erbgrofsherzog  (grand- 
duc  hereditaire) ,  in  dem  grofsherzoglichen  Hause  Hessen,  bis  zu  der 
Regierungsveränderung  im  Jahr  i83o,  Grofs-  und  Erbprinz.  Der 
vermuthliche  von  ihm  abstammende  Nachfolger  des  Kurfürsten  von 
Hessen,  fuhrt  den  Titel  Kurprinz.  In  herzoglichen  und  fürstlichen 
Hänsern,  heifst  er  Erbprinz. 

c)  Französisch- sächsischer  Friede  su  Posen  vom  11.  Dec.  1806,  Art.  3.  Rhein. 
Bund ,  III.  46?« 

* 

A)  ReceptionsTractat ,  Warschau  den  18-  Apr.  1807.  Rhein.  Bund ,  X-  96.  —  Der 
Fürst  ron  .Inhalt Bernburg  hatte  schon  im  April  1806  von  K.  Franz  l\.  die 
herzogliche  Würde  erhalten ,  und  früher  schon  führten  alle  Fürsten  von  Aihalt 
in  ihrem  Haustitel  den  Hersogtitel:  «Fürst  zu  Anhalt,  Herzog  zu  Sachsen, 
«Engern  und  Westphalen,  Graf  su  Ascanten,  Herr  zu  Bernburg  und  Zerbst». 

r)  Rhein.  Bund,  IX.  447.  XIII.  i35  ff.  137. 
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§.    111.  (109.) 
S    c    h    l   u    s  s. 

V)  Während  des  wiener  Congres»  es ,  nahm  der  Kurfürst  rem 
Hannover  oder  BraunschweigLüneburg  den  Konigstitel'an«); 
der  Herzog  von  SachsenWeima  r  den  Titel  Grofsherzog  *)  von 
Sachsen Weimai  Eisenach.  Der  Kurfürst  von  Hessen,  verband 
mit  seinem  kurfürstlichen  Titel  das  Prädicat  Kün  ig  liehe  Hoheit 
In  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  erhielten  die  grofs her- 
zogliche Wurde,  die  Herzoge  von  HolsteinOldenburg^J,  von 
Mecklenburgschwerin  und  Meckl  e  n  b  u  r  gS  trel  i  t  z  0 ,  und 
dem  König  der  Niederlande  ward  solche  wegen  Luxemburg  beige- 
legt /),  welches  mit  dem  Königreich  der  Niederlande  nur  in  persönlicher 
Verbindung  steht,  und  von  dem  König  auf  Nachgebohrne  seines 
Hauses  übergehen  kann.  VI)  Etliche  Bundesfursten  setzten,  in  ihrem 
Staatstitel,  zu  ihren  übrigen  Titeln  auch  den  grofs  herzoglichen, 
von  neuerworbenen  Ländern ,  die  zu  dem  Teutschen  Bund  gehören. 
So  nannte  sich  Preufsen  Grofsherzog  bei  Rhein,  Kurhessen  Grofs- 
herzog von  Fulda ,  HessenDarmstadt  Grofsherzog  (von  Hessen  und) 
bei  Rhein  g).  VII )  Sämmtlichen  Bundesfursten  ward  in  der  Bundes- 
Acte,  nach  einigen  Erörterungen,  das  Prädicat  so u verain  (Princeps 
summa  s.  supreraa  potestate)  beigelegt  /*).  Auch  erhielt  in  dem  Ge- 
neralRecefs  der  frankfurter  TerritorialCommission  von  1819  ($.  58), 
der  Landgraf  von  H  essen  Ho  m  b  u'r  g  den  Titel  So  uverai  11  erLand- 
graf (§.  1080).  VIII)  Die  Hansestädte,  Hamburg,  Lübeck  und 
Bremen,  und  die  Stadt  Frankfurt,  nahmen  den  Titel  Freie 
Städte  an  <)• 

«)  Am  26.  Oct.  »8i4«  Kiübkh's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  ?5  f.  Bd.  I, 
Heft  1 ,  S.  64  ff.   Anerkannt  in  dem  Acte  iinal  du  congres  de  Vienne,  art.  «6. 

4)  Am  6.  April  i8i5.  Klvbkr's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  198  —  »01.  Mit 
Beifall  und  Unterstützung  von  Ocstreich,  Rufsland,  Frankreich,  England  und 
Preussen;  nachher  anerkannt  in  dem  Acte  final  du  congres,  art.  36.  Herzoglich- 
brauntchweigisclie  Rccbtsrcrwahrung  für  den  Fall,  wenn  mit  dergleichen  Annehmung 
höherer  Titel,  wesentliche  Vorrechte  verbunden  werden  sollten.  Ebenda». 
Bd.  II,  S.  200. 

c)  Am  28.  Apr.  i8i5.  Hlüber's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  Sot  f.  Ward  still- 
schweigend anerkannt,  in  dem  Acte  final  du  congres,  art.  41 »  56,  58t  und  in 
dem  Eingang  der  BundcsActe.  Kl  übers  Uebcrsicht  der  diplom.  Verhandl.  d.  w. 
Congr.,  S.  161  f. 

d)  Vergl.  |.  108  ^ 

e)  Acte  final  du  congres ,  art.  34  et  35. 

/)  Ebendas.  art.  67  et  fi.   Vergl.  unten  $.  286  *. 

g)  Ebendas.  art.  25.   HlObkr's  Staatsarchiv  des  t.  Bundes,  Bd.  I,  S.  4*6  «.  43?« 

h)  BundcsActe,  Art.  1.  IUübkb's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  344,  402,  454,  459, 
493  f.    Ebsndass.  angef.  Lcbcrsicht  etc.,  S.  i56  f. 

/)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  53,  56,  58,  und  in  dem  Eingang  der  t. 
BundcsActe.    So  auch  die  Stadt  Cracau,  in  dem  Acte  final  etc.,  art.  6. 
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§    112.  (lio.) 

» 

Courtoisie. 

I)  Bei  Festsetzung  der  dem  Teutschen  Bund  zu  gebenden,  oder  von 
ihm  zu  empfangenden  Cdurtoisie,  ist  Rücksicht  zu  nehmen,  theils 
auf  den  bisherigen  Gebrauch  bei  andern  unabhängigen  Staatenvereinen 
theils  auf  die  verschiedenen  Rangverhältnisse  sowohl  seiner  Mitglieder, 
als  auch  desjenigen,  mit  welchem  schriftlicher  Verhehr  Statt  hat  h). 
Was  II)  die  Bundesgenossen  betrifft,  so  erhalten  die  Grofshcrzoge 
und  der  Kurfürst  von  Hessen,  welchen  königliche  Ehre  (honneurs 
royaux)  gebührt  (§.  109  u.  11»),  von  den  Kaisern  und  Königen  den 
Bruder titel  Der  Majestättitel  wird  dem  Kaiser  von  Oest- 
reich  und  den  Konigen  gegeben  <*).  Das  PrÄdicat  Königliche 
Iloheit  (Altesse  royale),  welches  auch  die  königlichen  Kronprinzen 
und  in  der  Regel  die  Nachgebohrnen  in  königlichen  Häusern  erhalten, 
wird  den  Grofsherzogen  und  dem  Kurfürsten  von  Hessen  gegeben  ')» 
Prädicat  Hoheit  den  Erbgrofsherzogen  und  dem  Kurprinzen  von 
Hessen  ($.  110),  so  wie  den  Prinzen  und  Prinzessinnen  in  der  Neben- 
linie des  königlichen  Hauses  Wirtemberg />,  und  den  nachgebohrnen 
Prinzen  und  Prinzessinnen  der  grofsherzoglichen  Häuser  g) ;  das  Prä- 
dicat  Durchlaucht,  den  Herzogen  und  dem  Landgrafen  von  Hessen- 
Homburg  *),  den  Fürsten  und  den  Prinzen  und  Prinzessinnen  fürst- 
licher Häuser.  In  der  Courtoisie  der  Freien  Städte  kommt  in  Be- 
trachtung, theils  der  Gebrauch  während  der  teutschen  Reichsverbin- 
dung, theils  ihre  jetzige  Unabhängigkeit. 

m)  VergK  C  A.  Bica's  StaatsPraxis ,  S.  «o,  »8,  3o  f. ,  33,  37 ,  4<>  u.  44- 

4)  Die  vorlaufige  Geschäftsordn.  der  B.  V.  v.  1816,  Abscbn.  III,  fordert  folgende 
Aufschrift:  «An  die  hohe  teutsche  Bundesversammlung*.  Kl6»kr's  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S.  si.  Vergl.  $.  149. 

«)  J.  J.  Moser  von  dem  Brudertitel;  in  s.  Opusc.  acad.  4*3.  M.  G.  Curtiits  Iiistor. 
u.  polit.  Abbandlungen,  Num.  V,  S.  tu  ff.  J.  A.  FaASRirrsTkis  diss.  I.  et  II. 
de  titulo  fratris.  Erf.  1716.  1716.  Klüskr  über  Einführung,  Hang,  Erzürnter, 
Titel  *  Wappenzeichen  und  Wartschilde  der  neuen  Kurfürsten ,  6j.  jg  u.  46. 

i)  F.  C  t.  Mosib's  kleine  Schriften,  VI.  a.  v.  Martsks  Einl.  in  das  europ.  Völherr. 
•  %.  174,  Note  g. 

r)  GrofsherzogL  badisebe  Verordn.  v.  14.  Aug.  1806.  Kurhessiscbe  Erklärung  y. 
18.  Apr.  »8i5,  in  Klöber's  Acten  des  wiener.  Congr. ,  Bd.  II,  S.  20»  f. 

/)  Nach  einer  wirtembergischen  Verordnung  v.  29.  Mai  i8*5,  fuhren  die  Prinzen 
und  Prinsesainnen  von  den  Nebenlinie  der  von  dem  ersten  König  gebildeten 
Hauptlinie,  den  Titel:  Herzoge  und  Herzoginnen  zu  ff'irtemherg,  und  erhalten 
das  Prädicat  Hoheit.  Das  Prädicat  Durchlaucht  hatten  bis  dahin  diejenigen 
Prinzen  geführt ,  welche  nicht  Descrndenten  und  nicht  Brüder  des  ersten 
König*  sind.  Nach  dem  wirtemb.  Hausgesetz  von  i8»8,  werden  die  künigl. 
Prinzen  u.  Prinzessinnen  der  Hauptlinie  Königliche  Hoheit,  die  der  Nebenlinie 
Herzogt  u.  Herzoginnen  v.  Würtemberg  genannt  u.  mit  Hoheit  angeredet.  —  Das 
Prädicat  Königliche  Hoheit  erhalten  alle  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  königl. 
ivektUchen .  Hauses ,  vermöge  einer  Verordn.  des  Honigs  v.  .  .  Febr.  1807.  — 
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H.  bayerische  Vcrordn.  v.  3.  Oct.  i8»6,  wodurch  der  Schwester  de*  Königs  das 
Pra'dicat  königliche  Hoheit,  ihrem  Gemahl,  dem  Herzog  "Wilhelm  von  Baiern  und 
.seineu  Nachkommen ,  allen  Mitgliedern  der  Nebenlinien  des  königl.  Hauses,  das 
FräJicat  Hoheit  verliehen  nird.  Durch  eine  k.  baierische  Verordn.  v.  10.  Dec. 
1817,  erhielt  Herzog  Wilhelm  v.  Baiern  das  Priidicat  Königliche  Hoheit. 

g)  Z.  B.  die  Markgrafen  zu  Hudan ,  vermöge  grofsherzogl.  Verordnungen  v.  21. 
Aug.  1806,  28.  Nov.  1807,  u.  v.  4.  Oct.  1817.  Bad.  Regier.  Blatt,  1806,  n.  19, 
180-,  n.  t\  \ ,  1817,  n.  24. 

h)  In  den  »icner  MinisterialConfercazcn  v.  1820  (Protoc.  v.  i5.  Mei  1820),  kam 
von  östreichischer  Seite  ein  Antrag  vor  ,  dafs  den  summt  liehen  Herzogen  im 
Teutschen  Bund,  mit  Einschlufs  des  Landgrafen  von  HesscnHomburg ,  das 
Pra'dicat  Herzogliche  Hoheit  möge  beigelegt  werden;  er  blieb  aber  damals  ohne 
Folge,  »eil  es  weniger  eine  Bundesangelegenheit,  als  eine  zwischen  den  Höfen 
zu  verhandelnde  Frage  sey.  Doch  ward  verabredet,  dafs  die  Höfe  ihre  Ansichten 
darüber  an  das  kaiserl.  östreicl.ische  Cabinet  würden  gelangen  lassen,  und  ihre 
Gesandten  in  der  B.  V.  für  den  Zcitpunct,  wo  hier  die  Sache  zur  Sprache 
kommen  werde ,  instruiren  würden.  Rur  hypothetisch  nahm  die  B.  V.  diesen 
Gegenstand  unter  ihre  Agenda  auf,  in  der  loco  dictaturae  gedruckten  Zusammen- 
stellung zu  der  verlraul.  Sitzung  v.  27.  Juli  1820,  S.  216  der  OriginalAusg.  der 
Protoc-  v.  1820. 

§.    113.  (Hl.) 
Regenten-  und  Ilaustitel.  IVappen. 

I)  Die  Bundesgenossen  bestimmen  selbst ,  kraft  ihrer  unabhängigen 
Staatshoheit,  ihre  Regenten-  und  Ländertitel,  ihre  Haus-  und 
Stamm-  oder  Familie ntitel,  ihre  Erbschaft-  oder  Successiou- 
imd  Anspruch-  oder  Prätention  Ti  tel  «) ,  so  «auch  ihre  Staats- 
Familien-,  Erbschaft-  und  Ansprnchwappcn!*),  so  fern  sie 
nicht ,  als  Mitglieder  höherer  oder  gleicher  souverainer  Äegenten- 
hüuser,  in  Ansehung  eines  oder  des  andern  Titels  oder  Wappens,  den 
Bestimmungen  der  gemeinschaftlichen  Hausgesetze  oder  des  Familien- 
hauples  zu  folgen  verpflichtet  siiid.  II  )  Das  letzte  gilt  auch  von  Be- 
stimmung der  Titel  und  Wappen,  für  nicht  regierende  Herren 
der  blindes! ürstlicben  Häuser  e).  III)  Der  Tonische  Bund  ist  berech- 
tigt, ein  eigenes  Bun  d  es  wap  p  e  n  festzusetzen  und  zu  führen. 

«)  Die  neuen  Titel  der  Bundesgenossen  findet  man  in  dem  Genealogischen  und 
btaat« iiandhuch.  Frankf  a.  M.  1817.  gr.  8.  Audi  grofsentheils,  doch  nicht 
alle  richtig,  in  G.  Hassfi/s  Staats-  tuid  Adrefsllandb.  der  t.  Bundesstaaten, 
für  1816,  in  der  1.  Abth  ;  hesser  in  Bisi*r.rVs  vergleich.  Darst"!!.  der  europ. 
Müuarchieen  u.  Bcpuhl.  (Wien  1818.  H.  ),  S.  121  -  i38.  H  dänische  Erklär,  über 
Veränderungen  in  dem  k.  d  inischen  Titel  und  Wappen;  in  d.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  i5.  Jun.  1820,  §.  8.    Hcrzogl.  oldenburgischs ,  in  d.  Protoc.  v.  1824  »  %•  2. 

b)  baierische  Vcrordn.  v.  20.  Dec.  1806,  das  königl.  Wappen  u.  Siegel  betr.,  nebst 
Abbildung,  indem  baier. Regier. Blatt,  1807,  N-  3,  und  in  Okstk-iireicuer's  Archiv 
d.  rhein.  Bundes,  1807,  St.  IV,  N.  5.  liculisches  General  Ausschreiben ,  Titel, 
Wappen  und  Siegel  des  grofsherzogl.  Hauses  Baden  betr..  vom  2.  Mai  1807 j  in 
dem  Regierungsblatt  des  Grofsherzogthums  Baden,  1807,  Kum.  21.  (u.  eine  Be- 
richtigung, i\uni.  2i).l 

c)  Ki.Cion  a.  a.  O.  46  ff.  Königl.  baier.  FamilienGesetz  v.  1808,  Art.  4  h*«»  »» 
d.  Rhein.  Bund,  XLIX.  4.   Buier.  Vcrordn.  v.  1806,  bei  Oestährzicekb  a.  a.  0. 
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JVum.  6.  Bctimmung  der  Titel  und  Wappen  der  nackgebohrnen  Prinzen  des 
grofsberzogl.  Hauses  Buden,  durch  grofsberzogl.  badische  Verordnungen  vom 
11.  Aug.  1806,  i.  Mai  1807  u.  »8.  Nov.  1807,  in  dem  badischen  Regier.  Blatt,  1806, 

n.  19;  1807,  n.  ai.  u.  41.    Der  Titel  ist  so  bestimmt:  V.  G.  G.  ,  Grofs- 

herzogliche  Prinzen  und  Markgrafen  zu  Baden,  Herzoge  zu  Zähringen  etc., 
Grafen  zu  Salem,  Petershausen  und  Hanau  etc.  Dcsgl,  badische  Vcrordn.  v. 
«|.  Ott  1617.  —  Neuere  AVappen  der  Bundesgenossen,  findet  man  in  Bertuch's 
aligem.  geograph  Ephcmeriden,  z.  B.  das  baierische,  in  d.  Jahrg.  1809,  April, 
S.  5*6 ;  in  Schokch's  allgcm.  curop.  Staats-  u.  AdrefsHandb.  für  181a,  u.  bei 
lUssrL  a.  a.  O.  —  Heraldische  Beschreibung  (  Blasonirung)  der  Wappen  der 
Bundesgenossen,  in  Bisihceb's  augef.  Darstell.  %.  48—  54,  S.  139—168. 

§.   114.  (112.) 
Certmoniel. 

Das  unter  souverainen  Staatenvereinen  und  Staaten  übliche  Staats- 
und Volker Ccrcmoniel  ö)  (das  persönliche,  Canzlei-,  Gesand- 
schaft-, und  KriegsCcrenioniel)  ,  sowohl  bei  persönlichen  Zusammen- 
künften ,  als  auch  in  Staatsschriften ,  in  Staats-  oder  Canzleischreiben 
(lettres  de  conscil  ou  de  chancelleric),  in  Cabinet-  oder  Handschreiben, 
und  in  eigenhändigen  Schreiben  *),  findet  in  der  Regel  Statt,  auch 
für  den  Teulschcn  Bund,  und  nicht  nur  unter  den  Bundesgenos- 
sen unter  sich,  und  in  ihren  eigenen  Staaten,  sondern  auch  im  Ver- 
hältnifs  zu  souverainen  Staaten  ausser  dem  Bund. 

u)  J.  C.  Lvmc's  theatrum  ceremoniale  historico-politicum,  oder  historisch-politischer 
Schauplatz  etc.  Leipz.  1-19  u.  1720.  Zwei  Theile,  in  fol.  Bousset  ceremonial 
diplomatique  des  cours  dcTEuropc.  Amst.et  ä  la  Hayc  1739.  T.  I  et  II.  fol.  (auch 
als  IV.  u.  V.  Band  von  Roussrr's  Supplement  zu  du  Most  corps  universel 
diplomatique  du  droit  des  gens).  Jul.  Beh*h.  v.  Rokr's  Ceremonielwissenschaft 
der  grofsen  Herren.  Berl.  1733.  8.  F.  C*  v.  Mosea's  teutsches  Hofrecht. 
1  Bände.  Frankf.  i"5j.  4- 

i)  C.  A.  Bkch's  Staatspraxis  oder  Canzleiiibung  aus  der  Politik,  dem  Staats-  und 
Völkerrechte.  Wien  1754.  8.  Zweite  Aufl.  1778.  J.  S.Smeedore  essai  d'un  traitu 
du  stile  des  cours-  Gott.  tyoi.  8.  Revu  et  corrige  par  de  Colox.  Hanovre  1776. 
0.  F.  C.  v.  Mosfr's  StaatsGrammatik.  Frankf.  1749.  8.  J.  J.  Mosm's  Einleit. 
zu  den  Canzlcigescbäften.  Hanau  i?5o.  8.  J.  St.  Pötteh's  Anloit.  zur  jurist. 
Praxi.  Zwei  Tbeile.  Gott.  it53.  1765.  1780.  1789.  1801.  8-  J.  C.  Adelung  Ton 
d.  Canzlei-  und  CurialStjl;  in  dessen  Werk  über  den  teutschen  Styl,  Th.  II, 
Abschn.  1 ,  Cap.  1 ,  S.  67  ff.  G.  F.  v.  Maatfss  Einl.  in  d.  curop  Völkerr.  %. 
i  ff.  i54  ff.  171  ff.  3o3  ff.  J-  C.  Lünig's  europ.  CanzleiCercmoniel ;  in  dessen 
Theatrum  rerem.  Ebcndess.  Staats-  und  Titulalurbuch,  verb.  u.  verm.  von  G.  A. 
Jkmci:k\.  Leipz.  1743  u.  17JO.  ü-  i\eues  tollstämliges  französisches  u.  teutsches 
Titulatuibuth.  Lpz.  1780.  8.  N«  ues  teutsches  Titulalurbuch.  Mit  Einl.  v.  G.  G. 
dAtuiis.  1.  umgearb.  Aull.  Leipz.  1811-  8.  J.  D.  Uuxi-k's  teulschcr  Sccretä'rj 
nebst  Unterricht  über  die  heut.  Titulaturen  in  Teutschl.  Berlin,  3.  Aull  1816.8 
BtscnoFv's  Lehrbuch  des  teutschen  Canzlcystyls,  I.  38i.  H.  Be>ses's  System. 
Entwickl.  d.  Lehre  v.  d.  Staatsgeschäften.  «  Bände.  Erl.  1800  u.  1802.  8.  F.  X. 
v.  Moshaux's  europ.  Gesandtschaftsrecht.  Landh.  >8o5.  8  ),  Abth.  1.  J.  L. 
Bxc'ber's  Rryptographik.  Tüb.  1809.  8.  Cm.  de  Martess  manuel  diplomatique. 
Leips.  18«?.  8.  Mosni's  auswärt.  Staatsr.  219.  i/tt.  »56.  Ebetidess.  persönl. 
Staatsr.  II.  39.  44-  4"-  Mereav's  Miscellaneen,  I.  477  fr.  —  Von  dem  Gebrauch 
einer  ikampilh ,  s.  Mosers  Stuatsgraromatik ,  S.  "3  ff. 
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§.    H5.  (113.) 
GieicfJteü  und  Rang. 

1)  Die  natürlichen,  vollkommenen  Rechte  der  Gleichheit, 
welche,  ohne  Rücksicht  auf  Verschiedenheit  der  Zeit,  des  Raums,  der 
Volksmenge,  der  Macht,  der  Titel,  der  Cultur,  allen  unabhängigen 
Staaten  und  Staaten  vereinen  zukommen  «),  gebühren  auch  dem  Teut- 
schen  Bund,  im  Ganzen  und  in  seinen  Theilen.  Was  durch  positive 
Bestimmungen  des  Völkerrechtes  insbesondere  des  tcutschen  Bundes- 
rechtes c),  hierin  nicht  aufgehoben  oder  modiiieirt  ist,  roufs  in  dem 
innern  und  äussern  Verhältnifs  des  Bundes  und*  seiner  SouverainStaateit 
gelten.  II )  Die  Rang  Verhältnisse  der  Bundesgenossen,  ausser- 
halb der  Bundesversammlung,  sind  von  den  Bestimmungen  der  Bundes- 
Acte,  in  dieser  <0  ausdrücklich  für  ausgenommen  erklärt:  aber  für 
diejenigen  in  der  Bundesversammlung,  enthält  diese  Acte  eigene  Be- 
stimmungen, wovon  in  dem  folgenden  Capitel  (§.  i3i  u.  f.).  Auch 
ward  in  den  wiener  MinisterialConferenzen ,  dem  3i.  Protocoll,  vom 
16.  Mai  i8co,  eine  viritim  unterschriebene  Acte  beigefügt,  dafs  aus  der 
Ordnung,  in  welcher  die  Bevollmächtigten  die  wiener  SchlufsActe  von 
1820  unterschrieben  hätten,  für  den  Rang  der  Bundesglieder  kein  Prä- 
judiz  entstehen  solle. 

a)  Güstheii>  Völkerr.  I.  198  — »79. 

&)  Verhandlungen  und  Uebereinkunft  auf  dem  wiener  Congrefc,  KlSbxr's  Acten 
d.  w.  Congr. ,  Bd.  VI ,  S.  ao4  ff.  Ebendess.  Uebersicbt  der  diplom.  Verhandl. 
des  w.  Congr.,  S.  i63  ff. 

c)  Von  der  Bechtsgleichbeit  der  Bundesgenossen,  und  tob  ihren  Ausnahmen, 
unten  \.  si3.  —  Von  Bangbestimmungen  für  die  Mitglieder  des  ehemaligen 
rhtinitchtn  Bundes  unters  sich,  s.  Rlcbbb's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  %.  87  f-  — 
Bangstreit  «wischen  Hannover  und  fVirtembtrg  auf  dem  wiener  Congrefs  ,  s. 
Hlubxb's  Acten  des  wiener  Congresses ,  Bd.  II,  S.  74  ff.  Ebendess.  Ueberaicht 
etc  ;  S.  5o5  ff. 

d)  Art.  8.  Kiöbib's  angef.  Uebersicht  etc ,  S.  53i  ff.  536.  —  Von  Erörterungen 
über  den  Rang  der  Bundesgenossen,  in  der  Bundesversammlung,  ebendas.  S. 
604  —  536.  —  Vergl.  auch  den  BeicbsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3,  3a, 
Num.  3.  —  Von  dem  Bang  der  vormal.  teutschen  Reichsstände ,  s.  die  Reichs- 
gesetse  in  Gbbstlachkb's  Handb.  der  Beicbsgesctse,  Th.  IV,  S.  459  ff.  Von  d. 
Bang  der  Beichsfursten ,  s.  Mosbb's  t.  StaaUr.,  Th.  36,  S.  1  ff.  Ebenders.  von  d. 
Maiserl.  Regierungsrechten,  Th.  1,  S.  35i  ff.  Baiser  Carls  VI.  Reglement  defsbalb 
für  den  kaiserl.  Hof  v.  1728,  in  Gust.  Ebbinghaus  corp-  juris  germ. ,  Th.  II 
(1814*  8.)»  S.  44°«  Von  d.  Rang  der  Reichsgrafen,  s.  Mosib's  t.  Slaatsr.,  Th. 
38,  S.  a5i  ff. 
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HI.     C  A  P  I  T  E  L. 
Bundesversammlung. 

ERSTER  ABSCHNITT. 

Bestimmung  und  Wirknnpbefügnife  der  Bundesversammlung 
im  Allgemeinen.    Abtheilung  in  Plenum  und  engern  Rath, 
und  Rechtsverschiedenheit  beider. 


§.   116.  (IM..)- 
Begriff  und  Bestimmung  der  Bundesversammlung. 

I)  Für  zweckgemäse  Ausübung  der  SocialRechte  des  Teutschen 
Bundes,  im  innern  und  äussern  Verhältnifs,  ist  eine  Bundesver- 
sammlung (coraitia  foederis)  angeordnet«).  Sie  ist  eine  immer- 
währende, allgemeine  und  regelmäßige  Versammlung  der  bevoll- 
m achtigten  Abgesandten  aller  Bundesgenossen  f),  die  einzige 
verfassungsmäsige  Bundesbehörde ,  für  alle  inneren  und  äusseren  Ver- 
hältnisse des  Bundes,  ihn  in  seiner  Gesammtheit  vorstellend,  das 
beständige  Organ  seines  Willens  und  Handelns.  Sie  ist  berufen 
für  Aufr  ec  hth  altung  des  wahren  Sinnes  der  BundesActe,  für 
Auslegung  dariu  enthaltener  zweifelhafter  Bestimmungen  (§.  70  u. 
i3o),  für' Sich  erung  ihrer  richtigen  Anwendung  und  des  Rechts- 
zustand es  unter  den  Bundesgenossen  und  in  den  Bundesstaaten  «)»  und 
selbst  für  Abfassung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  so  wie 
zu  dessen  Einrichtung,  in  Hinsicht  auf  seine  auswärtigen,  militä- 
rischen und  innern  Verhältnisse  Zufolge  dieser,  dureb  die  Grund- 
verträge des  Bundes  ihr  gegebenen  Bestimmung,  ist  11)  die  Bundes- 
versammlung keine  Behörde  für  Grundverfassung,  Gesetzgebung, 
Central  Verwaltung  und  oberste  geriebtliche  Rechtspflege  der  Bundes- 
staaten, auch  keine  NationalStellvertretung ,  und  eben  so  wenig  ein 
"Gericht  0  für  Streitigkeiten  zwischen  Einzelnen  und  Regierungen  von 
Bundesstaaten  (§.  i34*  216).  Aber  sie  hat  auch  III)  in  ihrer  Gesammt- 
heit nicht  Weisungen  von  einzelnen  Bundesgliedern  zu  empfangen, 
noch  durch  deren  Tadel  sich  von  verfassungsmäsigen  Beschlüssen  und 
deren  Vollziehung  abhalten  zu  lassen  /). 

■ 

d)  BundesActe,  Art  4.   Wiener  SchlufsActe  v.  <Sio,  Art.  7. 

J)  In  einem  Präsidial  Vortrag  (Protoc.  i8»4<  V  116),  wird  die  B.  V.  definirt, 

als  «ein  permanenter  MinisterialCongrefs  der  Repräsentanten  sammtlicher 

Bundesglieder». 

c)  Wiener  SchlufsActe  t.  1839,  Art.  6  u.  17  — 34.  .«  t  . 
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d)  "Worte  dos  Art.  10  der  BundesActe,  vergl.  mit  Art.  9  der  wiener  Schlufs- 
Acte.  —  Die  wiener  SchlufsActe  t.  1820  mufsle,  wenn  gleich  vollzogen  von 
Bevollmächtigten  sümmtlicher  Bundesstaaten,  vermöge  ihres  Art.  65,  als  das 
Resultat  einer  unabänderlichen  Vereinbarung  /.wischen  den  Bundessliedern« 
mittelst  Präsidial  Vortrags  an  den  ßundutag  gebracht,  und  dort,  in  Folge 
gleichlautender  Erklärungen  der  Staatsregierungen,  durch  förmlichen  Bundes- 
schluss  zu  einem  Grundgesetz  erhoben  werden.  Es  geschah  solches  durch  einen 
Bcschlufs  derB.V.,  indemFrotoc.  derPlenarVersamml.  v.8.  Jun.  1820,  2;  wo 
"Wirtembcrg  erklärte,  dafs  ihr  bis  dahin  gesetzliche  Kraft  noch  abgegangen  sey. — 
In  den  wiener  MinisterialConferenzen  war  (Protoc.  18,  y.  4«  März  i8«o)  der 
östreichische  Vorschlag  angenommen  worden,  dafs  die  Resultate  dieser  Con- 
ferenzen,  in  der  Form  einer  SupplementarActe  zu  der  BundesActe  an  die 
B.  V. ,  als  Uebercinkunft  sämmtlicher  t.  Regierungen  und  als  Grundgesetze  des 
Bundes,  zu  bringen  seyen,  unter  Beziehung  auf  den  10.  Art.  der  BundesActe; 
hingegen  seyen  Gegenstände ,  die  nicht  in  Grundgesetzen  gehörten ,  z.  B.  wegen 
Bundesfestungen,  ContingcntStellung,  Handels,  u  dgl.,  andieB.V.  zu  Ter  weisen", 
und  defshalb  blofs  gleichmäsigc  Instructionen  an  die  Gesandten  daselbst  zu 
erlassen.  Späterhin  (Protoc.  18,  v.  29.  März  1820)  erklärte  Wirtemberg ,  die 
Form  eines  Bundestags  Beschlusses  sey  zu  wählen  j  denn  die  B.  V.  sey  jetzt  das 
einzige  verfassungsmäsige  Organ  des  Bundes.  Hierauf  vereinigten  sich  (ebendas.) 
alle  übrigen  Stimmen  dahin,  dafs  die  oben  erwähnte,  in  dem  Protoc.  v.  4-  März 
beliebte,  und  unverrückt  aufrecht  zu  haltende  Form  diejenige  einer  von  hier 
(Wien)  ausgehenden,  keiner  fernem  Beratkung  am  Bundestag  bedürfenden 
Acte  sey,  und  es  ward  die  angeführte  Bestimmung  des  Art.  65  der  SchlufsActe 
angenommen. 

e)  Vergl.  (v.  GagfirnJ.  L'ebcr  Teutschlands  Zustand  u.  Bundcsverfassung  (S  tut  Ig. 

181».  8.).  s.  76  fr. 

J)  Denkwürdige  PräsidialErklärung  in  der  HofTmannischen  Beschwerdesache 
wider  Kurhessen,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  17.  März  1817,  §.  io5;  auch  unten 
%•  117  c  In  dem,  diesem  Protoeoll  als  Beilage  4°  beigefugten,  loco  dictaturae 
gedruckten  Vortrag  heifst  es,  unter  Anderem:  «Es  kann  der  Fall  seyn,  dafs 
mit  den  Beschlüssen  der  B.V.  desto  grössere  Unzufriedenheit  entsteht,  je  gerechter 
sie  sind,  und  wenn  sie  dann  sich  gefallen  lassen  müfste,  statt  Gründen,  Vor- 
würfe anzuhören,  wenn  ein  unzufriedenes  Bundesglied  sich  berechtigt  glauben 
könnte,  in  verweisendem  Tone  zu  ihr  zu  reden  ;  so  würde  die  Stellung,  welche  sie 
zur  Erfüllung  ihrer  Besti-nmung  behaupten  mufs,  auf  die  gcmcinschädlichste  Weise 
verrückt  werden.  Sie,  welche  die  Gcsammtheit  des  Bundes  vertritt,  ist  nie  u.  nirgend 
unter  einem  Gliede  des  Bundes,  und  Vorstellungen  gegen  Beschlüsse,  welche 
die  B.  V.  gefafst  hat,  können  nicht  an  die  Bundcsgcsandschaften  gerichtet 
werden,  vielleicht  um  die  Achtung  zu  umgehen,  welche  man  jener  schuldig 
zu  seyn  glaubt,  und  welche  doch  auch  diese,  als  Stellvertreter  der  Bundes- 
glieder, zu  fordern  berechtigt  sind». 

§.    117.  (114*.) 

Umfang  und  Grenzen  ihrer  IVirkungshef itqniss.  Natur  und  Rechts- 
bestand iftrer  Beschlüsse,    Protestation  und  Reeurs  wider  diese  an  die 

Gesummt heit  der  Bundesglieder. 

I)  Bestimmt  einzig  für  Bundes  Verhältnisse,  ist  die  Bundesver- 
sammlung keine  oberherrliche  ,  namentlich  keine  oberherrlich  -  richter- 
liche, sondern  eine  völkerrechtliche  Bundesbehörde;  und  zwar 
eine    bestimmende,    aufsehende,     verwaltende,  voll- 
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ziehende.    In  der  ersten  Eigenschaft,  errichtet  sie  Vorschriften 
(HandlungsNormcn) ,  neue  oder  erklärende,  selbst  Grundverträge  des 
Bundes  ,  macht  Einrichtungen  und  Anstalten  zu  Erfüllung  der  ausge- 
sprochenen Bundeszwecke ,  erwirbt  Rechte  für  den  Bund,  und  grüudet 
Verpflichtungen  für  ihn.    In  der  andern,  beachtet  sie  Alles,  was  auf 
Zweck  und   Wohlfahrt   des  Bundes  Eiuflufs    haben  kann.    In  der 
dritten,  leitet  sie  den  verf assungsmäsigen  Gang  der  Bundesangelegen- 
heiten.   In  der  vierten,  wirkt  sie  dahin,  dafs  die  Bestimmungen  des 
Bundesrechtes  fortwährend  zur  Ausführung  kommen,  namentlich,  dafs 
in  streitigen  Fällen  nicht  nur  das  Verhältnifs  derselben  zu  dem  Bundes- 
recht   verfassungsmäsig  festgesetzt  werde ,    sondern  auch  geschehe, 
was  auf  solche  Art  festgesetzt  ist  (§.  166  u.  ff.).    II)  Die  Grenzen 
ibrer  Wirksamkeit,  der  Umfang  ihrer  Wirkungsbefugnifs  oder 
Competenz,  sind  bestimmt  durch  die  Grundverträge  des  Bundes:  wo 
diese  nicht  hinreichen ,  durch  die  darin  angezeigten  Bundeszwecke  «). 
III)  Der  Gesammtwille  des  Bundes  wird  ausgesprochen,  durch 
Beschlüsse  der  B.  V-  (§•  57),  durch  bundesverfassungsmä- 
sige,  das  heifst,   die  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Competenz,  mit 
Beobachtung  der  bundesgrundgesetzlich  vorgeschriebenen  Form,  na- 
mentlich  nach  vorhergegangener  Berathung  und  freier  Abstimmung, 
entweder  im  engern  Rath  oder  in  dem  Plenum  (§.  iuo  u.  ff.),  nach 
Mehrheit  oder  Einhälligkeit  der  Stimmen  (§.  ia5  ff.),    und  überein- 
stimmend mit  dem  allgemeinen   Gebot  der   Gerechtigkeit,  abgefafst 
sind        IV)  Der  Rechts  bestand  dieser  Beschlüsse  beruht  sonach 
auf  ihrer  bundesverfassungsmäsigen  Rechtlichkeit,   nach   Form  und 
Inhalt.    V)  Wider  einen  verfassungswidrigen  Beschlufs,  steht 
den  betheiligten  Bundesgenossen  das  Rechtsmittel  der  Protestation 
oder  Rechts  Verwahrung  zu  c).     VI)  Der  Recurs  eines  Bundes- 
genossen  unmittelbar   an   die  Gesa  mmtheit   der  Bundesgliedcr, 
wider  einen  Beschlufs  der  Bundesversammlung,  aus  dem  Grund,  weil 
durch  solchen ,  überschreitend  die  Wirkungsbefugnifs  der  B.  V. ,  die 
festgesetzte  Förmlichkeit  des  Verfahrens,  oder  das  allgemeine  Gebot  der 
Gerechtigkeit,  eine  allen  Bundesgenossen  gemeinsame  Beschwerde 
(gravamen  commune)  zugefügt  worden  sey,  ward  bei  Errichtung  der 
Grandverträge  des  Bundes  ausdrücklich  nicht  vorgesehen.    Es  scheint 
aber  ein  solches  Rechtsmittel  in  der  Natur  des  teutschen  Bnndesver- 
hnltnisses,    in  dem  Zweck  des  Bundes,  in  der  bundesgrundgesetzlich 
vorgeschriebenen  Handhabung  des  Rechtszustandes,   und  in  der  ver- 
fassungsmäsigen  Abhängigkeit  der  Bundesversammlung  von  dein  Willen 
der  Gesaramtheit  der  Bundcsglieder,  und  auch  nach  der  Analogie  der 
ehemaligen  teutschen  Reichs  Verfassung ,  nicht  unbegründet  zu  seyu  rfJ. 

«)  Wiener  SchlafsActe,  v.  i8«o,  Art.  9.  —  Für  die  R.  V.  ist  der  Umfang 
ihrer  Wirkungsbefugnifs  bestimmt,  theils  in  der  BumlesActe,  theils  in  der 
wiener  SchlufsActe  v.  i8so.  Bis  die  letzte  die  näheren  definitiven  Bestimmungen 
gegeben  hatte,  bestand  eine  «provisorische  Competent  Bestimmung  der  B-  V.  *, 
welche  diese  errichtet,  und  ihrem  Protoc.  v.  12.  Juni  181?,  §.  2*3  u.  4|Q? 
einverleibt  hatte.    Sie  steht  in  Klübeb's  Quellensammlung,  Num.  VI.  —  Der 
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Autdruck  Cumpetem,  in  diesem  8inn,  ist  bei  der  B.  V.  üblich;  auch  ist  er 
gebraucht  in  der  wiener  ScblufsActe,  Art.  10  u.  3i. 

*)  Wiener  SchlufsActe  v.  1810.  Art.  10. 

c)  Daiern  und  YVirtcmberg  protestirttn ,  dem  Vernehmen  nach,  im  Juli  i8a5 
wider  einen  in  Beziehung  auf  die  Bundesfcstungen  gefafsten  lieschlufs,  weil 
solcher,  ungeachtet  er  eine  organische  Einrichtung  (\.  n5  u.  f.)  betreffe«  nicht 
durch  Stiinmencinhalligkeit  gefafst  sey. 

d)  Ein  Beispiel  eines  solchen  Recurtes  wider  Beschlüsse  der  B.  V.  vom  18.  und 
«4.  März  i8»4  (Protoc.  %.  67  u.  70),  liefert  die  gedruckte  «Erklärung  des 
Fürst l.  Hauses  ReufsLobenstcin  und  Ebersdorf  an  die  Allerhöchsten,  Höchsten 
und  Hohen  Glieder  des  Durchl.  D.  Bundes,  betr.  das  Verfahren  der  RV.  bei  e. 
Streit  in  dem  Fürstl.  Hause  Reu  Ts  Jüngerer  Linie,  über  den  Theilungsmaasstab 
seines  BundesGontingents.  Im  April  181:") ».  17  Seiten  in  Fol.  Darin  heifst 
es  S.  9:  «Alle  Rundesglieder  sind  gleich  betheiligt  dabei,  dafs  die  Bundes» 
Versammlung  nicht  nur  die  Grenzen  ihrer  Wirkungsbefugnifs,  vorzüglich  gegen 
Bundesgenossen  nicht  überschreite,  sondern  auch  die  den  Leistern  gebührende 
Achtung  nicht  verletze.  Eine  Beschwerde,  die  in  solcher  Hinsicht  heute  dem 
Einen  zugefügt  wird ,  kann  morgen  einem  Andern  widerfahren ,  und  da  in 
dem  ßundcsverhfiltnifs  Alle  gleich  berechtigt  sind,  so  ist  die  Einem  von  ihnen 
zugefügte  Beschwerde  Allen  gemein».  Man  s.  auch:  Definitive  Ansichten  des 
Fürstlichen  Hauses  ReufsLobenstein  und  Ebersdorf  über  das  Verfahren  der 
hohen  D.  B.  V.  bei  einer  Streitigkeit  unter  den  Gliedern  des  Gesammthauscs 
Reufs  jüngerer  Linie.  Im  April  i8i5.  X  u.  69  S-  in  Fol.  —  Leber  den  Gegen- 
stand dieses  Streits  verglichen  sich  beide  Thcile,  ohne  Zuthun  der  B.  V.,  am 
»3.  Mai  1828. 

§     118.  (114«.) 

Sät  und  Eröffnung  der  Bundesversammlung.    Bundestags-  und 

Geschäftordnung. 

I)  Die  Bundesversammlung  hat  ihren  Sitz  in  der  Freien  Stadt 
Frankfurt«).  II)  Di«  Eröffnung  derselben,  war  auf  den  ersten 
September  i8i5  festgesetzt  *)  ,  hatte  aber,  nach  sieben  Vor-  oder 
Pr äliminar-Confer enzen  <0i  erat  am  5.  November  1816  Statt*). 
III)  Für  den  Organismus  der  Bundesversammlung,  soll  eine  eigene 
BundestagsOrdnung  errichtet  werden  *).  Bis  dahin,  ist  von  der 
Bundesversammlung  eine  vorlaufige  Geschäft  Ordnung  durch 
Uebercinkunft  festgesetzt.  Sie  ward  verabredet  in  vertraulicher  Be- 
sprechung am  3o.  October  1816,  und  angenommen  durch  Beschlufa  in 
der  Plenar Versammlung  vozi  14.  November  1816/).  Für  Revision 
'  dieser  Geschäftordnung,  besteht  bei  der  B.  V-  eine  Commission  *). 

a)  BundesActe,  Art-  9  u.  10. 

t)  Ebendaselbst.   KlCbebs  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  35i ,  408  u.  4»»- 

c)  Die  über  die  Verhandlungen  der  sieben  Vorbereitung  oder  PridiminarConfomzm 
der  Gesandten  abgefaßten  Registraturen,  v.  6.»  9.,  i5.,  aa. ,  i3.  u.  3o.  Oct-  u. 
v.  4.  Nov.  1816,  sind  abgedruckt  in  der  QuartAusgabe  der  Protocolle  der 
B.  V.,  Bd.  I,  S.  »ai  —  s3o.  Eine  Lebersicht  derselben  findet  man  in  Hxtitnn's 
Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  8—  n. 

d)  Rxöaia's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  3  ff. 
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*)  Bundes  Acte,  Art.  7J,  8  n.  10.  Ktü  bka  s  Staatsarhiv,  Bd.  II  9  S.  9,  83  ,  90, 
93  u.  in.  —  Von  den  Gegenständen  der  B.  T.  Ordnung,  s.  den  Gutachtl. 
CommissionsBericht  zu  %.  5»  des  Protoc.  v.  17.  Febr.  1817,  S.  86  der  Original- 
oder FolioAusgabe 

D  Sie  steht  als  Beilage  zu  §.  12.  des  Protoc.  der  B.  V.  v.  14.  Nov.  1816,  u.  In 
Ülubvr's  Qucllensammlung ,  Kum.  VI.  Auch  in  dessen  Staatsarchiv ,  Bd.  II, 
S.  i3  ff.  Vergl.  ebendas.,  S.  10  f.  90,  93  u.  io5  ff.  —  Der  Ausdruck 
« HundtstagtMscipUn »  scheint  durch  diese  Geschäftordnung  eben  so  wenig 
begründet  zu  sevn,  al.s  durch  die  Natur  der  Bundes*  und  gesandachaft  liehen 
Verhältnisse.   Vergl.  §.  n5,  116,  i35  u.  i37. 

g  \  Protoc.  der  B.  V.  v.  1.  u.  22.  Apr.  1819,  %.  48  u.  55,  u.  3.  u.  19.  Aug.  1810, 
%.  90  u.  109;  1811,  V  37  u.  175.  —  Vortrag  über  verschiedene  Puncte  in  der 
künftigen  Geschäftordn.  der  B.  V. ,  als  Beilage  D  su  dem  3o.  Protoc. ,  vom 
i5.  Mai  1820,  der  wiener  MiniiterialConferenzen.  Oestreichischer  Vortrag  über 
die  künftige  Form  der  Verhandlungen  am  Bundestag,  ebendas.  als  Beil.  C. 
Vergl.  die  Original  Ausgabe  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  S.  2t5,  Num.  4  u.  5. 

§.    119.  (115.) 

Dauer  und  Vertagung  (Ferien)  der  Bundesversammlung.  Geschäft- 

gang  wahrend  der  Vertagung. 

1)  Die  Bundesversammlung  ist  beständig.  Sie  hat  aber  die  Be- 
fiignifs,  wenn  die  ihrer  Berathung  unterzogenen  Gegenstände  erledigt 
sind  *),  auf  bestimmte  Zeit  sich  zu  vertagen;  doch  nicht  länger  als 
vier  Monate  *).  II )  Die  zeither  gewöhnliche  jährliche  Vertagung  auf 
wenigstens  vier  Monate,  ist  die  ordentliche  (Fertae  magnae  et 
ordioariae).  Es  gibt  auch  kürzere  und  ausserordentliche 
Ferien  <•).  III)  Alle  näheren  Bestimmungen,  betreffend  die  Vertagung 
und  die  Besorgung  der  während  derselben  etwa  vorkommenden  drin- 
genden Geschäfte,  sind  der  Bundesversammlung,  bei  Abfassung  der 
Einrichtungsgesetze  vorbehalten  «0.  IV)  Ucber  den  Geschäftgang 
während  der  Vertagung,  hat  die  B.  V.  einstweilen  nähere  Be- 
stimmungen festgesetzt,  durch  einen  vorläufigen  Beschlufa  von* 
36.  Juni  1817  «). 

a)  Dafs  dieses  nicht  von  definitiver  Erledigung  aller  Geschäfte  zu  verstehen  sey, 
war  gleich  anfangs  su  vermutheu,  und  das  Herkommen  hat  solches  bestätigt. 

»)  Die  Worte  der  Bundes  Acte,  Art.  7.  Vergl.  Hlübcr's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  II,  8.  346—  349,  35i  f.«  408,  419.  455  u.  483.  Prot,  der  B.  V.  v.  *3  Dec. 
1816,  \.  7s.  —  Am  10.  Sept.  1819  ward  die  B.  B.  vertagt  vom  1.  Oct.  1819 
bis  20.  Jan.  18-0,  ihre  Thätigkeit  begann  aber  erst  am  8.  Juni  1820,  wegen 
der  in  der  Zwischenzeit  bis  zum  24.  Mai  1820  zu  Wien  gehaltenen  Ministerial- 
Conferenzen ,  deren  HauptResultat  die  SchlufsActe  vom  i5.  Mai  >8«o  war. 

r)  Nach  einer  Vertagung  von  vier  Monaten ,  bcschlofs  die  B.  V.  am  5.  Der. 
1822,  ihre  Sitzungen  bis  zum  1.  Febr.  1823  auszusetzen,  aus  Gründen,  die  in 
d.  Protoc.  v.  r8t?  •   V  angegeben  sind.     Osterferien  wurden  gemacht 

in  den  J.  i8*3,  1824  »•  *8*6  drei,  in  den  J.  1828  u.  »83o  vier,  im  J.  1824 
sechs  Wochen;  Weihnachtferisn  im  J.  1823  fünf  Wochen. 

d)  Bundes  Acte,  Art.  7.  - 
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*)  Protoc.  der  B-  V.  v.  26  Jun.  i8it,  ^-  267.  Dieser  Besch! uss  setzt  Folgende« 
fest.  1)  Das  Präsidium  und  die  PräsidialCanzlci  werden,  auch  während 
der  Vertagung,  als  fortwährend  im  Amt,  daher  auch  das  EinreicbungsProtocoil 
immer  als  eröffnet  betrachtet.  2)  Der  präsidirende  Gesandte  muf«  jederzeit, 
wenn  er  abreiset,  einen  andern  Gesandten  eines  Bundesstaates  zu  den  Präsi- 
dialGeschäAen  substituiren.  3)  Neben  ihm,  oder  seinem  Stcllvertetcr ,  müssen 
jederzeit  zum  wenigsten  zwei  Gesandte  (ernannt  hiezu  durch  vertrauliche 
Einigung,  oder  durch  Stimmenmehrheit)  am  Sitz  der  B.  V.  s!«)i  befinden, 
die.  nebst  den  übrigen  etwa  anwesenden,  mit  dem  präsidireuden  einzig  dazu 
sich  zu  versammeln  haben,  um  in  Bcnntnifs  der  Eingaben  und  Gescli.'iftlage 
erhalten  zu  werden,  und  um  zu  ermessen,'  ob  ein  dringender  Fall  vorhanden 
sey,  der  frühere  Einberufung  der  Gesandten  erbeische,  und  um,  wenn  Gefahr 
aus  Verzug  droht,  provisorische  Einleitungen  zu  treffen  für  Instruction  des 
Geschäftes.  4 )  Commissionen  sind  an  Fortsetzung  ihrer  Arbeiten ,  durch 
die  Vertagung  nicht  gehindert.  5)  Nach  Wiedereröffnung  der  ß.  V.,  erhält 
diese  von  dem  Ausschufs  Anzeige  von  seinen  Verrichtungen.  6)  Vor  der 
Vertagung,  ist  jedesmal  der  Zeilpunrt  der  nächsten  förmlichen  Sitzung  festzu- 
setzen. —  Eine  vorübergehende  Modifikation  von  Num.  3  dieses  Beschlusses, 
enthält  das  Protoc.  der  B.  V.  v.  20.  Sept.  1819,  %.  221. 

.  §.  120.  die.) 

AhtheUnngen  der  Buntlesversammlung: 
/ )  Plenum. 

1)  In  der  Bundesversammlung  unterscheidet  man  die  volle  oder 
PlenarVersamm  lung  oder  das  Plenum  «) ,  und  die  entere 
Versammlung  oder  den  engern  Rath.  Die  Mitglieder  sind  in 
beiden  dieselben,  aber  das  Verhältnifs  der  Stimmen  ist  verschieden. 
II)  In  Hinsicht  auf  Behandlung  und  Erledigung  der  Geschäfte,  ist  der 
engere  Rath  die  Regel,  das  Plenum  die  Ausnahme  Ä).  III)  In  dem 
Plenum  sind  keine  Gesamrat&timmen,  sondern  nur  Vir il Stimmen, 
so  dafs  jedes  Mitglied  darin  allein  und  für  sich  Sitz  und  Stimme  hat. 
Es  ist  aber  hiebei  die  politisch -geographische  Ungleichheit  der  ver- 
schiedenen Bundesstaaten  dadurch  beachtet  ,  dafs  den  kleineren  nur 
eine,  den  gröfseren  mehr  als  eine  Stimme  gegeben  ist,  welches  in 
dem  engern  Rath  nicht  Statt  findet ,  wo  für  eine  Reihe  der  kleineren 
Bundesstaaten  in  dem  Stimmengewicht  eine  Ungleichheit  darin  besteht, 
dafs  mehreren  von  ihnen  zusammen  nur  eine  Stimme  zukommt.  Auch 
die  Stimmordnung  (§  i3i)  und  die  Zahlungsweise  der  Stimmenmehrheit 
(§.  i25  u.  f.),  sind  in  dem  Plenum  anders  als  in  dem  engern  Rath. 
IV)  Dem  Grundsatz  des  durchgängigen  VirilStimmrechtes  geinäfs,  sind 
in  dem  Plenum  jetzt  neun  und  sechzig  (als  SaclisenGotha  noch 
bestand,  siebenzig)  VirilStimmen  (Hessenllomburg  mitgerechnet) 
unter  acht  und  dreissig  Bundesgenossen,  mit  Rücksicht  auf  das 
allseitige  Territorial  Verhältnifs,  so  veitheilt  c) ,  dafs  1)  sechs  Bundes- 
genossen «0,  jeder  mit  vier,  2)  fünf  «) ,  jeder  mit  drei,  3)  drei  ./*), 
jeder  mit  zwei  VirilStimmen,  4)  die  übrigen  vier  und  zwanzig  (Hessen- 
Homburg  mitgerechnet),  jeder  mit  einer  Stimme  bedacht  sind.  Die 
jüngere  Hauptlinie  des  fürstlichen  Hauses  Rcufs  erhielt  hier,  wie  in 
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der  Curie  der  sechzehnten  Stimme  des  engern  Raths  (5.  131),  nnr 
eine  Stimme,  ungeachtet  unter  ihr  «wer,  bis  zu  dem  7.  Mai  1824  drei, 
Terschiedene  sou  veraine  Bundesfurstcn  (§.  108)  begriffen  sind.  V)  Ob 
auch  den  suhjicirten  vormaligen  Reichsständen,  jetzigen  Standes- 
herren, Stimmrecht  in  dem  Plenum,  und  zwar  durch  Bewilligung 
etlicher  CuriatStitnmen,  einzuräumen  sey,  ist  noch  unentschieden«-). 
VI)  Gehen  die  Besitzungen  eines  souverainen  tcutschen  Hauses  durch 
Erbfolge  auf  ein  anderes  über,  so  hängt  von  der  Gesammtheit  des 
Bundes  ab,  ob  und  wie  fern  die  auf  jenen  Besitzungen  haftenden 
(§.  107)  Stimmen  im  Plenum,  dem  neuen  Besitzer  beigelegt  werden 
sollen  (§.  129).  * 

m)  Erörterungen  auf  dem  wiener  Congrefs ,  über  die  Errichtung  eines  Pleni ,  in 
KtfrBin's  angef.  Acten,  Bd.  II,  8.  404  u.  406.  «Volle  Versammlung»,  heifst 
das  Plenum  in  der  wiener  ScblufsActe,  Art.  4<>»  41  u.  49* 

i)  Wiener  Sehl ufs Acte  v.  1810,  Art.  11  u.  12.  Dreizehntes  Protocoll  der  wiener 
MinUterialConfcrensen,  v.  a3.  Jan.  1810.  Vergl.  unten  ia3.  —  In  dem 
Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  59«  wird  das  Plenum  assemblee  generale, 
die  engere  Versammlung  assemblee  ordinairc  genannt. 

r)  Bund  es  Arte,  Art.  6.  Klübfr's  angef.  Acten»  Bd.  II,  S.  406  f.  —  Von  dem 
Princip  der  Vertheilung  der  Stimmen»  s.  Ebendess.  Uebcrsicht  etc.,  S.  533* 

d)  Oestrcich,  Preussen,  Sachsen,  Baiern,  Hannover,  Wirtemberg. 

e)  Baden,  Kurhessen,  Grofsberzog  von  Hessen,  Holstein,  Luxemburg 
/)  Braunschweig,  MecklenburgSchwerio,  Nassau. 

g)  «Ob  den»  (  so  genannten)  tnudiatisirten  vormaligen  Reicksständen,  auch 
einige  Cu/üu Stimmen ,  in  Pleno  sugestanden  werden  sollen,  wird  die  Bundes« 
^Versammlung  bei  Bcrathung  der  organischen  Gesetze  in  Erwägung  nehmen». 
BundesActe,  Art.  6.  Vergl.  §.  3o3.  —  Die  wiener  Congrefs  Verhandlungen 
hierüber,  findet  man  in  Kl&bib's  Uebersicht  der  diplomat.  Verbandlungen  des 
wiener  Congr.,  S.  so3  ff.  Vergl.  auch  Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl. 
Rechte,  Bd.  I,  Heft  1  (181»),  8.  1— 3a  —  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v. 
18.  Nov.  1816,  \.  3t,  ward  beschlossen,  den  Antrag  der  Standesherren  vor 
der  Hand  noch  zu  repontren.  Wiederholt  in  dem  Protoc.  v.  i3.  Jan.  1817,  §.  5. 
In  die  Reihenfolge  ihre  Agenden,  setste  die  B.  V.  diesen  Gegenstand  als  r.ur 
.  ersten  Classe  gehörend,  in  den  Protoc.  v.  1817,  §.  5s,  Beilage  11,  u.  V  91.  Nicht 
aber  unter  die  BerathschlagungsGegenstände,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  $>  388, 
Num.  1.  —  Auf  dem  Aachener  Congrefs  nahmen  Oestretch,  Preussen,  Rufsland 
und  Großbritannien  Abrede,  den  Wunsch  der  Standesherren,  CuriatStimmen 
in  der  Bundesversammlung  sn  erhalten,  cu  seiner  Zeit,  auf  östreichisebe  und 
preussisebe  Anregung,  bei  den  teutschen  Regierungen  su  unterstützen.  Protoc. 
r.  7.  Nov.  1818,  in  v.  Mabtkbs  recueil,  Supplement,  IX.  «9s.  Die  Bundes- 
Acte spricht  a.  a.  O.  ausdrücklich  nur  von  solchen  Standesherren,  die  vorhin 
Rtieksstande  waren.  Man  vergl.  %  3o». 

1 

g.  181.  dl?  •> 

*  * 
2)    Engerer  Rath. 

I)  In  dem  engern  Rath  «)  der  B.  V. ,  sind  nur  siebenzehn 
Stimmen.  Diese  sind  unter  sämmt  liehe  acht  und  dreifsig  (39,  so 
bald  HessenHomburg  in  eine  Curie  aufgenommen  seyn,  oder  mit  einem 
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zeitherigen  VirilStimmberechtigten  eine  solche  bilden  wird)  Bandes- 
glieder so  vertheilt*),  dafs  ei  IT  yon  ihnen  Viril  Stimmen,  alle 
übrigen  überhaupt  sechs  Gesammt-  oder  C  uriat Stimmen  (vota 
curiata ,  voix  collectives)  haben  (§.  i56).     II  J  Die  eilf  VirilStimm- 
berechtigten  sind,  und  zwar  nach  der  festgesetzten  Ordnung,  folgende: 
i)  Oeslreich,   2)  Preufsen,    3)  Baiern,   4)  Sachsen,   5)  Hannover, 
6)  Wirtemberg ,  7)  Baden,  8)  Kurhessen,  9)  Grofaherzog  yon  Hessen, 
1  o)  Holstein  ( -Glüchstadt,  wegen  Holstein  und  Lauenburg),  11)  Luxem- 
burg.   Die  sechs  Cur iat Stimmen,   welche  in  der  Sitz-  und  Stimm- 
ordnung unmittelbar  auf  die  YirilStimmen  folgen,  sind  unter  sechs 
und  zwanzig  ßundcsglieder  (MessenHomburg  ungerechnet)  vertheilt, 
in  nachstehender  Weise  und  Ordnung:    12)  Sachsen WeimarEiscnach 
(bis  in  das  J.  i8?5  auch  SachsenGotha),  SachsenCoburgGotha,  Sachsen- 
lUeiningcnHildburghausen ,  SachsenAltenburg  (vorhin  SachsenHildburg- 
hausen);    i3)  Braunschweig  und  Nassau;    i4)  MechlenburgSchwerin 
und  MechlenburgStrelitz ;  i5)  Oldenburg,  AnhaltDessau ,  AnhaltBern- 
knrg,  AnhaltCüthen,  SchwarzburgSondershausen ,  SchwarzburgRudol- 
stadt,  16)  Hohenzollernllechingen ,  HohenzollernSigmaringen ,  Liech- 
tenstein, Beufs  älterer  Linie,  Reufs  jüngerer  Linie  (§.  108),  Schaura- 
burgLippe,  Lippe,  Waldeck;  17)  die  Freien  Städte  Lübeck,  Frankfurt, 
Bremen  und  Hamburg.  —    Hessenllomburg  (§.  107  u.  108),    dem  in 
dem  engern  Rath  CuriatStimmrecht  gebührt,  ist  bis  jetzt  in  eine  Curie 
noch  nicht  aufgenommen.    IV)'  Kein  Bundesglied  kann  in  dem  engern 
Rath  mehr  als  eine  Stimme  fuhren  e). 

■ 

«)  Dieser  Ausdruck  wird  gebraucht  in  der  Bundes  Acte,  Art  7. 
4)  BundesActe ,  Art.  4»   HtüBta's  angef.  Acten ,  Bd.  II ,  S.  404  ff. 
t)  Wiener  SchlufsActe  ?.  1810 ,  Art.  16. 

§.  122.  (ii7*> 

Verhältnisse  und  Gewicht  der  Stimmen. 

Für  den  Antheil  an  den  Beschlüssen  der  B.  V.,  welcher  jedem 
Bnndesglied  durch  sein  Stimmrecht  zukommt,  ist  in  dem  Plenum 
nicht  dasselbe  Verhältnifs  festgesetzt,  wie  in  dem  en gern  Rath. 
Die  Verschiedenheit,  in  Zahlen  ausgedrückt,  ist  jetzt  (HcssenHomburg 
im  Plenum  mitgezählt)  wie  folgt  «).  I)  *V  im  Plenum,  YV  ras  x*w  in 
dem  engem  Rath,  hat,  jedes  für  sich,  Oestreich ,  Preussen,  Sachsen, 
Baiern,  Hannover,  Wirtemberg.  II)  im  P. ,  JT  =  ¥*r  im  e.  Rath, 
hat  Baden,  Kurhessen,  GH.  Hessen,  Holstein,  Luxemburg.    III)  g9  im 

i/v»  =  «V  *m  e*  hat  Braunschweig,  MechlenburgSchwerin, 
Nassau.  IV  )  *V  »m  P. ,  {T\*  ==  «V  *m  e*  t  Dat S.Weimar,  (bis  i8*5 
stand  hier  auch  S.Gotha),  SCoburgGotha,  S  Meiningen nildburghausen, 
S. Altenburg  (vorhin  S. Hildburghausen).  V)  »V  *m  ir'xi  =  A  *m 
e.  H.,  hat  MecklenburgStrelitz.    VI)  ^  im  P.,  TT^s  =  rh*  im 
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hat  HolsteinOldenburg,  A.Dessau,  A. Bernburg,  A.Cothcn,  Schwarzburg- 

Sondershausen,  SchwarzburgRudolstadt.  VII)  ^imP.,  rf><^  =t^  in»  e. 

R.,  hat HohenzollernHcchingen,  Liechtenstein, IlohenzollemSigraaringen, 
Waldeck,  Reufsält.  L-,  Reufs  j.  L.,  SchauraburgLippc,  Lippe.  VIII)  ^im  P., 

:T7"^~4  =  hV  >m  c«  R»»  bat  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen,  Hamburg.  — 
Hieraus  erhellet,  dafs  das  Stimm  enge  wich  t  der  ersten  von  diesen  acht 
Gassen,  in  dem  Plenum  demjenigen  in  dem  engern  Rath  sehr  nahe 
kommt;  dafs  in  dem  Plenum,  die  zweite  Classe  am  wenigsten,  die 
siebente  Classe  am  meisten  begünstigt  ist;  dafs  in  dem  Plenum,  wo 
die  wichtigsten  Gegenstände  zur  Entscheidung  kommen,  die  sechs 
machtigeren  Bundesglieder  (der  Kaiser  und  die  fünf  Konige) 
zusammen  genommen,  das  Uebergewicht  über  alle  übrigen  haben, 
weil  sie  mit  24 »  diese  mit  46  Stimmen  auftreten ,  diese  also  gegen 
jene  die  zu  einem  Besch lufs  nöthigeu  zwei  Drittheile  aller  Stimmen 
(§.  is5)  nicht  erreichen.  Trennte  sich  eines  oder  das  andere  der* 
mächtigeren  Bundesglieder  bei  einer  Abstimmung  von  den  übrigen 
seiner  Classe,  so  würde  dieser  Abgang  durch  Beitritt  aus  den  übrigen 
Classen  nicht  leicht  unersetzt  bleiben. 

•)  F.  W.  TiTTauws  Darstell,  der  Verfafs.  des  t  Bundes,  S.  54  f. 

§.    125.  (118.) 

■ 

Gegenstände  für  den  engern  Rath,  und  für  das  Plenum. 

I)  «In  der  Regel,  fafst  die  Bundesversammlung  die  zu  Besorgung 
der  gemeinsamen  Angelegenheiten  des  Bundes  erforderlichen  Beschlüsse 
im  engern  Rath  (§.  120).  Diese  Form  der  Schlufsfassung  findet  in 
allen  Fallen  Statt,  wo  schon  feststehende  allgemeine  Grundsätze  in 
Anwendung ,  oder  beschlossene  Gesetze  und  Einrichtungen  zur  Aus- 
fuhrung zu  bringen  sind,  überhaupt  bei  allen  Berat h ungsgegenstämlen, 
welche  die  BündesActe  oder  spätere  Beschlüsse  nicht  bestimmt  da- 
von ausgenommen  haben«  «).  Die  Beschlüsse  des  engern  Raths,  sind 
entweder  entscheidend,  oder  nur  vorbereitend;  das  Letzte 
z.  B.  in  dem  §.  124  angezeigten  Fall.»  II)  Ausnahm  weise,  nur  in 
den  in  der  BündesActe  und  in  der  wiener  SchlufsActc  von  1820  aus- 
drücklich bezeichneten  Fällen,  bildet  sich  die  Bundesversammlung  zu 
einem  Plenum.  Solches  geschieht,  wenn  es  ankommt:  1)  «auf  Ab- 
fassung und  (oder)  Abänderung  von  Grundgesetzen  (§.  55  u.  56)  des 
Bundes;  9)  auf  Beschlüsse,  welche  die  BündesActe  selbst  betreffen 
(unten  Nora.  IV);  3)  auf  organische  Bundeseinrichtungeu ;  4)  auf  g<  mein- 
nützige  Anordnungen  sonstiger  Art »  *)  ;  desgleichen ,  5 )  auf  Kriegs- 
erklärung, 6)  auf  Bestätigung  eines  Friedensschlusses,  und  7)  auf 
Aufnahme  eines  neuen  Mitgliedes  in  den  Bund  O-  HI)  Ist  in  einzelnen 
Fällen  die  Frage,  ob  der  Gegenstand  vor  das  Plenum  gehöre, 
zweifelhaft,  so  entscheidet  solche  der  engere  Rath,  und  zwar 
durch  Stimmenmehrheit  <<).   IV)  Die  oben  (II,  2.)  erwähnte  Best  im- 
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nmng,  weiset  Beschlüsse  jeder  Art,  welche  die  BundesActe^ 
selbst  betreffen,  an  das  Plenum  «)• 

a)  Worte  der  wiener  SchlufsActe  v.  18*0,  Art.  11,  vergl.  mit  Art.  11. 

b)  Worte  der  BundesActe,  Art.  6.  Hlcbeb's  Acten  de«  wiener  Congr.,  Bd.  II, 
S.  407,  481  u.  496.  —  Protocoll  der  ersten  Plenar Versammlung,  t.  14.  Not. 
1816,  in  Hlvbeb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  96.  ff.  —  Die  provisorische  Competent- 
Bestimmung  für  die  B.  V.,  in  d.  Protoc.  v.  18*7,  %.  ia3,  diese  vertragmäsige 
Bestimmung  für  eine  A^ryfo/wi^jangelegenheit,  ward  in  dem  engern  Rath  errichtet, 
und  durch  Stimmenmehrheit,  Ob  beides  in  der  Meinung  rechtlicher  ]Noth wen- 
digkeit ,  oder  blofs  nach  willHübrücber  Zustimmung  (nemine  contradicente ), 
ward  ausdrücklich  nicht  erklärt. 

c)  Wiener  SchlufsActe  t.  18*0,  Art.  11,  4°  »•  49»  T*rgl-  niit  Art.  38  u.  45.  — 
PlenarBeschlusse  hat  man  bis  jetat:  1)  ▼.  14.  Nov.  1816 1  wegen  Annahme  der 
vorläufigen  Geschäftordnung  ;  a)  v.  7.  Juli  1817,  wegen  Aufnahme  von  Hessen- 
Homburg;  3)  v.  8.  Juni  1820 ,  wegen  Annahme  der  wiener  SchlufsActe;  4*  5 
u.  6)  Tora  3.  Aug.  1810,  betr.  die  Austrägalfnstanz,  die  ExecutionsOrdnung, 
die  Flußschiffahrt ;  7)  v.  5.  Oct.  1810,  wegen  üebernahme  der  Bundesfestungen 
Mains,  Luxemburg  und  Landau;  8)  v.  9.  April  1811 ,  betr.  die  Kriegsrerfassung 
des  T.  Bundes. 

d)  Bundes  Acte,  Art.  7.  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  1*.  KlSbbb's  angef. 
Acten,  Bd.  II,  S.  433  f.   VergL  unten  %.  116. 

e)  Die  Bundes  Acte  enthält  Bestimmungen  von  sweifacher  Art ,  grundgesetzliche 
und  nicht  •grundgesetzliche  {%.  55  ff.).    Bezweckt  ein  die  Bundes  Acte  selbst 
betreffender  Beschlufs ,  die  Abänderung  einer  grundgesetzlichen  Bestimmung ,  so 
gehört  solcher  schon  darum  vor  das  Plenum,  weil  in  dem  unmittelbar  Tor- 
hergehenden Satz  (Num.  1  des  gegenwärtigen  %.)  die  Abänderung  von  Grund- 
gesetzen allgemein  dahin  gewiesen  ist.     Bezweckt  er  die  Aenderung  einer 
nicht-grundgesetzlichen  Bestimmung  der  BundesActe »  so  ist  eine  Bestimmung  für 
diesen  Fall  in  dem  Satz  Num.  1  nicht  enthalten ,  sie  findet  sich  aber  in  dem 
Satz  Nuro.  9.    Dieser  weiset  allgemein  Beschlüsse,  welche  die  BundesActe  selbst 
betreffen,  an  das  Plenum,  gleichviel  ob  sie  eine  Aenderung  oder  keine  Aenderung 
der  BundesActe  bezwecken,  ob  sie  auf  grundgesetzliche  oder  nicht  -  grundge- 
setzliche Bestimmungen  derselben  sich  beziehen;  in  so  fern  geht  dieser  zweite 
Satz  viel  weiter  als  der  erste-    So  fern  man  annehmen  darf,  es  sey  der  in 
dem  Protoc.  der  B.  V.  t.  1817,  %.  3  ji  ,  über  die  Pensionirung  der  Mitglieder 
des  JohanniterOrden»  gefaxte  Beschlufs  (unten  $.  i3o,  Note  *)  ein  die 
BundesActe  selbst  betreffender,  so  ist  gewifs,   dafs  solcher,  obgleich  die 
BundesActe  selbst  betreffend,  in  dem  Plenum  nicht,  sondern  im  engem  Rath  gefafst 
worden  sey.  Gewifs  ist  auch,  dafs  Jie  in  dem  engern  Rath  errichtete  provisorische 
Compctenzßestimmung,  abgesehen  davon,  dafs  sie  im  Ganzen  eine  organisirende 
(doch  nur  provisorische)  Satzung  ist,  Manches  enthält,  welches  die  BundesActe 
selbst  betrifft.    Vergl.  oben,  Note  b.  —   Für  die  Erklärung  obiger  Stelle  in 
dem  6.  Art  der  BundesActe,  der  Worte :  «  Beschlüsse,  weiche  die  BundesActe  selbst 
betreffen*,  ist  ihre  Kutstchungsgeschichte  wichtig.     In  den  wiener  Co ngrefs Ver- 
handlungen, findet  sich  kein  bestimmter  Erklärungsgrund,    t)  In  dem  dort,  bei 
den  letzten  Verhandlungen  über  den  T.Bund,  zum  Grund  gelegten  Entwurf  der 
BundesActe,  Art.  4 ,  stehen  weder  diese  Worte ,  noch  ähnliche  oder  gleichbe- 
deutende.  Rlüseb  s  Acten  etc. ,  Bd.  Ii,  S.  3i5.  Bei  der  Erörterung  jenes  Art.  4, 
in  dem  zweiten  ConferenxProtocoll,  wurden  sie  auch  nicht  vermifst.  Ebendas. 
S.  343,  346 ,  348,  35o  u.  375.   *)  In  dem  dritten  Protocoll  (3.  407)  ward  beliebt, 
dem  Art.  4  noeh  hinzusuf ilgen ,  «dafs  das  Plenum  in  keinem  Fall  sich  mit  endern 
Gegenstanden,  als  denen  der  allgemeinen  Gesetze ,  allgemeinen  innern  Bundes- 
einrichtungen,  «od  der  Abänderungen  in  der  BundesActe,  beschäftigen  könne». 
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Die  Rede  war  also  liier  von  Änderungen  in  der  Bundes  Acte;  solche  sollten  nnr 
von  dem  Plenum  gemacht  werden  können.   3)  In  dem  vierten  Protocoll,  ward 
(S.  4*o)  für  die  Rcdaction  der  Art.  4  u  7  eine  Commission  ernannt.  Diese 
schlug  in  dem  6.  Protocoll  (S.  4°')  folgende  Fassung  vor:  «Wo  es'  auf  Ab- 
«  fa&sung  und  Abänderung  der  Grundgesetsc  des  Rundes  oder  die  RundesActe  selbst 
«betreffende»  (betreffender)  «Beschlüsse,  auf  organische  Bundeseinrichtungen, 
«oder  gemeinnützige  Anordnungen  ankommt,  bildet  die  Versammlung  sich  bu 
«einem  Pleno*.  Diese  Fassung  ward  (S.455)  genehmigt.    Die  Rede  war  hier  von 
Abänderung  solcher  (schon  gefafster)  Beschlüsse ,  welche  die  RundesActe  selbst 
betreffen;  nicht  von  Abänderungen  in  der  BundesActe.   4)  Eine  Commission, 
die  hierauf  für  definitive  Redaction  der  BundesActe  in  der  6.  Sitzung  (S.  4$7) 
ernannt  war,  schlug  in  einer  «Neuen  oder  revidirten  Abfassung  der  BundesActe* 
(S.  481)  folgende,  wesentlich  veränderte,  Fassung  in  dem  Art.  6  vor:  «Wo 
« es  auf  Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes ,  oder  nuf 
«  Beschlüsse  ,  welche  die  BundesActe  selbst  betreffen,  auf  organische  Bundes- 
«  einriebtungen,  oder  gemeinnützige  Anordnungen  sonstiger  Art  ankommt,  bildet 
«  sich»  u.  s.  w.    Die  Rede  war  hier,  ganz  allgemein,  von  Beschlüssen,  welche  die 
BundesActe  seiist  betreffen;  nicht  mehr,  wie  früher,  blofs  von  Abänderungen  in 
der  BundesActe,  auch  nicht  mehr  von ^ Abänderung  die  BundesActe  selbst 
betreffender  (schon  gefafster  )  Beschlüsse.   5)  Diesem  letzten  Vorschlag  gemäfs, 
vrard,  in  der  nächstfolgenden  Sitzung  (S.  496),  blofs  mit  Weglassung  des  nun 
überflüssig  gewordenen  Wortes  oder,  nachstehende  Redaction  beliebt:  «Wo  es 
auf  Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  auf  Beschlüsse, 
welche  die  BundesActe  selbst  betreffen ,  auf  organische  »  u.  s.  w. ;  gerade  so, 
wie  die  Stelle  jetzt  in  der  BundesActe  lautet.   6)  In  dem  vor  mir  liegenden 
bandschriftlichen  OriginalExcmplar  der  oben  angeführten  «Neuen  oder  revidirten 
Abfassung»  (in  den  wiener  Protocollen  gewöhnlich  die  «zwanzig  Artikel» 
genannt),  welches,  in  der  siebenten  bis  zu  der  eilften  oder  letzten  der  wiener 
Confercnzen,  zu  Ajustirung  der  BundesActe  gedient  hat,  und  darum  mit  vielen, 
in  den  Sitzungen  nach  und  nach  verabredeten ,  Aenderungen  und  Zusätzen 
versehen  ist,  lautet  die  Stelle  ursprünglich  genau  so,  wie  oben  aus  dem  6. 
Protocoll  wörtlich  angegeben  ist;  namentlich  steht  vor  den  Worten:  «oder  die 
BundesActe»,  kein  disjunetives  Comma.  —  Will  man  nun  bei  Julia 3i's  Trostspruch 
(L.  Non  omniutn  so.  D.  de  LL.)  sich  nicht  beruhigen,  so  kann  man  sich  der 
Muthmassung  überlassen:  dafs  a)  mit  dieser  Stelle,  nach  ihrer  ursprünglichen 
Fassung,  nichts  Anderes  beabsichtigt  worden  sey,  als  dafs  die  Abänderung  der 
Grundgesetze  des  Bundes  oder  (auch  nur)  die  BundesActe  selbst  betreffender  (,also 
schon  gefafster)  Beschlüsse ,  vor  das  Plenum  gehören  soll,  wobei,  geflissentlich 
oder  nicht,  der  Unterschied  zwischen  grundgesetzlich  cn  und  nicht- grundgesetz- 
lichen Bestimmungen  der  BundesActe  mit  Stillschweigen  übergangen  war  ;  dafs 
aber  b)  späterhin  ,  in  Folge  eines  blofsen  Schreibfehlers ,  da  in  dem  Wort 
•  betreffender  •  der  Endbuchstab  r  weggeblieben ,  und  hiedurch  der  Sinn  der 
Stelle  dunkel  geworden  war,  eine  Verwickelung  in  die  Erörterung  gerathen 
sey,  deren  Resultat  eine  wesentliche  Veränderung  des  echten  und  ursprünglichen 
Sinnes  der  Stelle  war.  —   In  einem  CommissionsGutacbten  in  den  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1810,  V  i55,  S.  467  der  Orig.  Ausg.,  kam  dieser  Gegenstand  zur  Sprache. 
Es  ward  aber  dabei  blofs  folgende  Bemerkung  gemacht-    «Dafs  Beschlüsse, 
welche  die  BundesActe  selbst  betreffen,  keine  Abänderung  dieses  ersten  Grund* 
gesetzes  des  Bundes  bezwecken  können,  bedarf  wohl  kaum  einer  Bemerkung'". 
Dennoch  nahm,  ein  Jahr  später,  zu  Wien  der  zweite  Ausschufs,  von  welchem 
ein  Mitglied  bei  Abfassung  jenes  Gutachtens  vorzüglich  mitgewirkt  hatte,  das 
gerade  Gegentheil  an ,  laut  dessen  was  hier  zunächst  folgt.  —  In  den  wiener 
MinisterialConferenzen  von  1820,  acbeint  der  zweite  Ausschufs  die  Absicht 
gehabt  zu  haben,  die  in  Frage  stehende  Stelle  zu  berichtigen-  In  seinen  Anträgen 
(  Beil.  zu  dem  10.  Protoc.  v.  8.  Jan.  1820),  achlug  er  folgenden  Satz  vor, 
.  Sechster  Satt.    Wenn  Beschlüsse  über  die  BundetActe  selbst  gefafst  werden  sollen. 
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•  welche  auf  die  Auflegung ,  Abänderung,  oder  nahen  Bestimmung  dieses  ersten 
Grundgesetzes  des  Bundes  gerichtet  sind  ,  so  ist,  wie  in  Ansehung  anderer 
Grundgesetze,  Einhelligkeit  der  Stimmen  erforderlich».  Es  ward  aber  dieser 
Vorschlag,  worin  des  Plcni,  von  welchem  solche  Beschlüsse  ausgehen  müfsfen, 
wohl  zu  erwähnen  gewesen  wäre ,  in  die  SrblufsActe  nicht  aufgenommen , 
sondern  in  dieser  (Art.  »a)  blofs  auf  die  in  der  Bundes  Acte  bezeichneten  Fälle 
verwiesen.  Der  Vorschlag  spricht  von  über  die  BundcsActc  selbst  zu  fassenden 
Beschlüssen,  die  frühere  Fassung  des  Art.  6.  der  Bunde« Acte  hingegen,  von 
Abänderung  über  die  Bundes  Acte  selbst  schon  gefafster  Beschlüsse.  —  Nach 
vorstehender  Aufklärung,  möchte  mit  Andern  (Tittmauk's  Darstcll-  der  Ver- 
fassung des  t.  Bundes,  S.  5-)  keineswegs  anzunehmen  seyn,  dafs  der  Inhalt 
der  in  Frage  stehenden  Stelle,  ganz  in  der  nächstrorhergehenden  Bestimmung 
«Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes»  enthalten,  mithin 
nur  besondere  namentliche  Erwähnung  des  Einzelnen  neben  dem  Ausdruck  der 
Gattung  sey.  Und  eben  so  wenig  möchte  (  L.  v.  Dbesch  Beiträge  zu  d.  öff.  B. 
des  t.  Bundes,  S.  16)  die  Aufstellung  eines  Unterschiedes  zwischen  Grundgesetzen 
im  weitern  und  im  engern  Sinn  (  statt  Grundgesetzen  und  NichtGrundgesetzen) 
uöthig  seyn,  um  jene  Stelle  von  beiden  Arten  verstehen  zu  können. 

§.  124.  ,  (ii9.) 

Verhandlungsart  in  dem  Plenum.    Vorbereitung  der  Gegenstände 

für  dasselbe. 

I)  In  dem  Plenum,  findet  Erörterung  oder  Berat hong  nicht  Statt, 
Es  wird  nur  abgestimmt,  darüber,  ob  ein  im  engern  Rath  vorbe- 
reiteter SchluPs  soll  angenommen,  oder  verworfen  werden  <>)• 
II)  Daher  mufs,  wenn  ein  Gegenstand  dem  Plenum  zur  Entschei- 
dung vorgelegt  werden  soll,  ein  Entwurf  des  von  demselben  zu 
fassenden  Beschlusses,  in  der  engern  Versammlung  vorbereitet, 
und  zu  solcher  Reife  gebracht  werden,  dafs  er  von  dem  Plenum 
entweder  angenommen,  oder  verworfen  werden  kann*).  III)  Bei 
organischen  Einrichtungen  soll  auch  die  Vorfrage,  ob  solche 
unter  den  vorwaltenden  Umständen  noth  wendig  seyen,  in  dem 
Plenum,  und  zwar  durch  Stirunieneinhälhgheit,  entschieden  werden  ')• 

a)  Wiener  SchlufsActe  v.  i8to,  Art  12,  vergl.  mit  der  BnndcsActe ,  Art.  7.  In 
dein  Plenum ,  soll  also  nur  mit  Ja  oder  Nein  abgestimmt  werden.  —  Auf  dem 
wiener  Congrefs,  fnfsten  die  Stifter  des  Bundes  durch  ihre  Bevollmächtigten 
per  unaniinin  den  Bcsrhtufs:  «dafs  das  Plenum  nicht  sowohl  zur  Discussion  »  als 
zur  Sanction,  oder  l'enrrrjung  der  Entwürfe,  geeignet  sey».  Hlüzkb's  Acten  des 
wiener  Congrcsscs,  Bd.  II,  S.  434. 

b)  BundesActc,  Art.  7.  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  1«.  —  Die  wiener 
Congrefs  Verhandlungen ,  s.  in  Klübeb's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  346,  433  f. 
und  46a. 

c)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  14.  Vergl.  unten  %.  1*7. 
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§.  125.  (i2o-.) 

Bildung  der  Beschlüsse  durch  Stimmenmehrheit;  doch  verschieden  in 
dem  engern  Rtüh,  und  in  dem  Plenum.    Entscheidende  Stimme 

des  Präsidiums. 

I)  Der  Gesammtwille  des  Bundes,  wird  festgesetzt  durch 
rerfassungsmäsige  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  (§.  116  und 
U7,  III).  II)  Die  Grundverträge  des  Bundes  bestimmen,  dafs  diese 
Beschlüsse,  in  der  Regel,  durch  Mehrheit  der  Stimmen  (rota 
major*  s.  plurima)  zu  Stande  kommen  sollen«).  Es  soll,  wenn 
Einhelligkeit  oder  allgemeine  Uebereinstimmung  der  Stimmenden, 
Stimmeueinheit ,  fehlt,  die  Persönlichkeit  der  Gesellschaft  in  der 
Mehrheit  der  Stimmen  sich  darstellen,  folglich  der  Tbeil  der  Bundes- 
glieder, welcher  die  Minorität  bildet,  rechtlich  als  einwilligend  in 
die  Willenserklärung  der  Mehrheit  betrachtet  werden.  III)  Die 
Berech nungsart  der  Mehrheit  soll  verschieden  seyn,  nach  der 
zweifachen  CollcgialVerschieJenheit  der  Bundesversammlung.  Es  sollen 
nämlich  entscheiden  *) :  i)  iu  dem  engern  Rath,  die  «absolute»  0 
Mehrheit,  2)  in  dem  Plenum,  «eine  auf  zwei  Dritt  heile  der 
Abstimmung  beruhende  Stimmenmehrheit»  <0.  3)  Bei  Stimmen- 
gleichheit in  der  e ngern  Versammlung,  steht  dem  Vorsitzenden 
die  Entscheidung  zu»  *)• 

«)  «Sowohl  in  der  engern  Versammlung  als  in  Pleno,  werden  die  Beschlüsse  nach 
der  Mehrheit  der  Stimmen  gefafst  -.  Hunde« Acte,  Art.  7.  —  Zu  vollständiger 
Uebersicht  der  Stimmenverhältnisse  überhaupt,  diene  Folgendes.  Die  zu  einem 
abzufassenden  Beschluß  abgelegten  Stimmen,  sind  entweder  einhällig,  d.  h. 
durchaus  übereinstimmend  (einmüthig,  vota  unanimia)  ,  oder  getheilt  (vota 
dirisa  s.  diversa).  Sind,  im  letzten  Fall,  die  Stimmen  nur  eiitfach  gcthcilt,  das 
beifst,  sprechen  sie  mehr  nicht  als  zwei  verschiedene  Willenserklärungen  aus,  so 
sind  dieselben  entweder  gleich  getheilt  (vota  paria),  oder  ungleich  getheilt  (vota 
imparia).  Hier  heifst  der  Theil  der  einverstandenen  Stimmen,  welcher  der  zahl- 
reichere ist,  die  Stimmenmehrheit  (vota  majora  s.  plurima),  der  weniger  zahl- 
reiche  beifst  die  Minorität  oder  Minderheit  (vota  minora).  Smd  aber  die 
Stimmen  mehrfach  getheilt,  das  heifst,  sprechen  sie  mehr  als  zwei  verschie- 
dene Willenserklärungen  aus,  so  sind  für  diese  die  Stimmen  entweder 
gleich  getheilt  (z.  B.  bei  n  Stimmen,  sprechen  4  für  jede  von  drei  verschie- 
denen Willenserklärungen ) ,  oder  ungleich  getheilt.  Im  letzten  Fall ,  ist  ah- 
solute  Mehrheit  vorbanden,  wenn  für  eine  derselben  der  grössere  Theil  aller 
Votanten,  mithin  mehr  als  die  Hälfte,  sich  erklärt:  relative  oder  rtspectivo 
(verhältnifsmäsige)  Mehrheit  hingegen  zeigt  sieb,  wenn  für  eine  der  verschiedenen 
Willenserklärungen  nur  eine  gröbere  Anzahl  von  Votanten  stimmt,  als  für  jede 
der  übrigen  einzeln  genommen,  z.  B.  wenn  von  1«  Votauten,  5  für  die  erste, 
4  für  die  andere,  3  für  die  dritte  Willenserklärung  stimmen.  Vcrgl.  %•  126  a.  — 
Da,  in  gesellschaftlichen  Verhältnissen,  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit 
ursprünglich  nicht  gilt,  sondern  nur  dann,  wenn  sie  durch  Vertrag,  und  nur 
»o  weit  als  sie  durch  diesen  festgesetzt  ist,  so  ist  mit  jener  relativen  Stimmen- 
mehrheit auch  die  absolute  eingeführt;  nicht  umgekehrt.  Für  den  engern 
Rath  der  B.  V.,  haben  aber  die  Grundverträge  des  Bundes  bis  jetzt  blofs  die 
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absolute  festgesetzt,  das  Wort  «absolute?»  hier  in  dem  gewöhnlichen  Sinn 
genommen.  —  In  dem  Plenum,  sind,  bei  der  Abstimmung  mehr  als  zwei 
entgegengesetzte  Willenserklärungen  nicht  denkbar  1*4)* 

*)  So  bestimmen  es  die  BundesActe,  Art.  7,  u.  die  wiener  SchlufsActe  v.  i8ao, 
Art.  11  u.  1a,  auch  Art.  38.  —  Die  wiener  Congrefs Verhandlungen  über  die 
Frage  von  der  Stimmenmehrheit,  findet  man  in  Hlübeb's  Acten  etc..  Bd.  II, 
S.  409,  46a,  466  f.,  473  f.,  483  u.497.  Die  Verhandlungen  über  dieselbe  Frage,  in 
den  wiener  MinisterialConferenzen  Ton  1819  u.  18*0 ,  finden  sich  in  den 
(ungedruckten)  Protocolien  derselben,  Kum.  a,  10,  18,  19,  »o  u.  a3. 

c)  Der  Ausdruck  "absolute-  Stimmenmehrheit  findet  sich  in  der  Run  des  Acte  und 
in  der  wiener  SchlufsActe,  a.  a.  O.,  ohne  nähere  Angabe  seiner  Bedeutung.  — 
In  den  Protocolien  über  die  der  SchlufsActe  vorausgegangenen  Ministeria  l- 
Conferenzen,  desgleichen  in  einem  CommissionsGut achten  in  d.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1819,  §.  i55,  S.  467  (der  Orig.Ausg),  wird  auch  das  Wort  "relative» 
Stimmenmehrheit  ausdrücklich  gebraucht,  und  zwar  Ton  der  für  das  Plenum 
festgesetzten  Stimmenmehrheit  von  suuti  Dritiheilen.  Diesem  Ausdruck  wird 
daselbst  ein  sonst  ungewöhnlicher  (man  a.  vorstehende  Note  n)  Begriff  bei- 
gelegt.  Solchem  gegenüber  ,  wäre  die  natürliche  Berechnungsart  der  Sti  mmen- 
mehrbeit,  wo,  bei  einfach  getheilter  Willenserklärung  der  Gesellschaftglieder, 
diejenige  für  die  Mehrheit  gilt,  worin  mehr  als  die  Hälfte  aller  Stimmenden 
übereinstimmen,  absolute  zu  nennen;  dennediejenige  positiv  festgesetzte,  nach 
welcher  erst  zwei  Drittheile  der  Stimmenden,  durch  Uebercinstimmung  die 
Mehrheit  bilden  sollen,  wird,  als  Gegensatz  von  jener,  in  den  angeführten 
Protocolien  und  Gutachten  relative  Stimmenmehrheit  genannt. 

d)  Auf  dem  wiener  Congrefs  ward  ein  k.  sächsischer  Antrag,  dafs  in  dem  Plenum 
iberall  keine  Stimmenmehrheit  gelten  möge ,  vielmehr  allgemeine  Ucbcreinstiin- 
mung  für  erforderlich  zu  achten  sey ,  abgelehnt.  Klvbkb's  Acten  etc.  Bd.  II,  S. 
466.  —  Zu  einer  entscheidenden  Mehrheit,  gehören  also  auf  das  Wenigste: 
1)  in  der  engern  Versammlung  von  17  Stimmen  9;  1)  in  dem  Plenum  von  69 
Stimmen  47«  hier  Hesscniiomburg  (%.  108  /,  u.  116)  mitgezählt.  Vorläufige 
Geschäftordn.  der  B.  V.  v.  3o  Oct.  1816,  Abscbn.  I,  in  Blöbzu's  Statsarchiv, 
Bd.  II,  S.  14.  und  in  Ebendcss.  Quellcnsaromlung,  Num.  V.  —  Bei  der 
engem  Versammlung,  ist  hier  der  Fall  einer  mehr  als  zweifachen  gleichen 
Tbeilung  der  Stimmen  unbestimmt  gelassen.  Man  s.  den  folg.  %.  —  Vön  dem 
Cewiv/a  und  ferhältniss  dor  Stimmen,  oben  m. 

•)  BundesActe,  Art  7.  Vergl.  unten  %.  190.  Beispiel,  wo  diese  DecisivStimmo 
ausgeübt  ward,  in  d.  Protoc.  v.  i8«6,  —  Stimmengteiehheä  (gleich  getheilte 

Stimmen,  vota  paria)  ist  vorhanden,  wenn  bei  dem  Mangel  allgemeiner  Ueber- 
einstimmung  der  Stimmenden,  für  die  eine  von  jtwt  verschiedenen  Bestimmun- 
gen des  zu  fassenden  Beschlusses,  eben  so  viel  Stimmen  sich  erklären  als  für 
die  andere.  Für  diesen  Fall  in  dem  engern  Bath,  ist  dem  Vorsitzenden  ein 
Entscheidungsrecht  beigelegt;  ein  Recht,  welches  oft  auch  entscheidende  Stimme 
oder  votum  decisivum  genannt  wird,  doch  nur  im  engern  Sinn,  weil  im  wei- 
tem alle  bei  Abfassung  des  Beschlusses  in  Betrachtung  zu  ziehenden  Stimmen 
entsoheidend,  also  nicht  blofs  rathgebend  oder  consultativ  sind.  Jenes  Ent- 
scheidungsrecht könnte  nur  dann  eintreten,  wenn  unter  den  17  Stimmen  we- 
nigstens eine  aus  rechtmäsiger  Ursache  in  dem  vorliegenden  Fall,  z-  B.  wegen 
Beteiligung,  für  activ  nicht  zu  achten  wäre,  oder  der  Stimrofuhrer  sich  der 
Abstimmung  erlaubtcrweisc  freiwillig  enthielte  (%.  i55  u.  i63).  Indcfs  heifst 
es  in  der  Vorlauf.  Gesvhiiftordnung  der  B.  V.:  «Zu  einer  gültigen  Beschlufs- 
nähme  gewöhnlicher  Art  ( wozu  Sttmmencinhälligkeit  nicht  nöthig  ist),  wird 
in  der  engem  Bundesversammlung  die  Abgabe  von  wenigstens  9,  so  wie  in 


Digitized  by  Goc 


1.  Abschn.  Bestimmung  u.  Wirkungsbefugnifs  etc.  137 

einer  PlenarVersammlung  von  wenigstens  4°\  einverstandenen  Stimmen  erfor- 
dert». Und:  «Bei  pertraulichen  Berathungen,  bedarf  es  keiner  bestimmten 
Annahl  abzugebender  Stimmen«.  Wenn  es  aber  dort,  tu  einem  gültigen  Be- 
schluß der  wirklichen  Abgabe  von  wenigstens  9  einverstandenen  Stimmen  überall 
bedürfte,  so  wäre  ein  Gebrauch  der  DccLm Stimme  nicht  denkbar,  folglich 
die  dcfshalb  in  der  BundesActc  enthaltene  Vorschrift  durch  die,  Vorlauf.  Ge* 
scbäAordnung  stillschweigend  aufgehoben  worden.  Bei  der  Umfrage  über 
Pri?atReclamationrn ,  und  bei  Streitigkeiten  der  Bundcsglieder  unter  sich, 
haben  die  Gesandten  der  bclheiligten  Bundt  sglieder  sich  der  Abstimmung  su 
enthalten  (%.  »63).  Dann  sinkt  die  Zahl  der  Stimmenden  auf  16  oder  weniger 
herab.  Sollte  auch  hier  su  einem  gültigen  Bescfalufs  des  engern  Raths,  die 
Abgabe  von  wenigstens  9  einverstandenen  Stimmen  erforderlich  seyn?  —  Von 
Stimmengleichheit  bei  Wahlen  der  Mitglieder  au  B.  T.  Cto*  <>#*»*»,  unten 
%■  i5a,  d.  * 

§.  126.  (120»».) 

■ 

Fortsetzung. 

IV)  Unbestimmt  ist  noch  der  Fall,  wenn  bei  einer  Abstimmung 
in  dem  eng  er  n  Rath,   meltr  als  zwei  entgegengesetzte  Willens» 
erklärungen  ($.  ia5  a)  für  den  abzufassenden  Besch lufs  sich  ergeben, 
und  ßr  keine  von  ihnen  mehr  als  die  Hälfte  der  Mitglieder  überein- 
stimmen «).     V)  Fehlt  bei  einer  Abstimmung  in  dem  Plenum  die 
Mehrheit  Ton  zwei  Drittheilen,  oder  kann  man  in  einem  Fall,  wo 
Stimmeueinhälligkeit  zur  Entscheidung,  scy  es  in  dem  Plenum  oder 
in  dem  engern  Rath,  noth wendig  ist,  dazu  nicht  gelangen;  so  kommt 
ein  Besch  lufs  nicht  zu  Stande,  sondern  es  bleibt  die  Sache  in  der 
seitherigen  Lage.    Könnte  sie  aber  darin  nicht  bleiben ,  z.  B.  weil  die 
Pflicht  zu  Erfüllung  einer  gesetz-  und  verlragmäsigen  Verbindlichkeit 
eine  Entscheidung  fordert,  so  müfste  man  trachten,  durch  wiederholte 
Umfrage,  oder  auf  andere  gewillkührte  Art,  z.  B.  durch  Mittler,  Schieds- 
richter, oder  Loos,  einen  Beschlufs  zu  Stande  zu  bringen  »).  Gelänge 
dieses  nicht,  so  würde  dessen  ungeachtet  die  Mehrheit  der  Bundesgenossen 
ihrer  Willenserklärung,  wenn  es  thunlich,  in  ihren  Gebieten  so  weit 
Folge  zu  geben  berechtigt  seyn ,  als  solches  mit  den  Gerechtsamen  der 
Gesamratheit  und  der  41m er  der  Minderheit  begriffenen  Bundesstaaten 
vereinbar  wäre  e).    VI)  Die  Regel  von  der  Besch lufsfassung  durch  Stim- 
menmehrheit ,  leidet  Aasnahmen;  doch  nur  in  solchen  Fällen,  für 
welche  durch-  Grundgesetze  des  Bundes  Stimmeneinhälhgkeit  (vota 
unanimia)  als  nothwendig  erklärt  ist  (§.  137 — i3o),  und  auch  da  nur 
hei  definitiven  Beschlüssen ,  nicht  bei  blofs  vorbereitenden  ( §.  124) 
nnd  solchen ,  welche  die  vorläufige  Frage :  ob  der  Gegenstand  zu  den 
Ausnahmen  gebore?  betreffen  «0. 

')  Ohne  positive  Bestimmung,  entscheidet  hier  die  relative  Stimmenmehrheit 
nicht;  das  Wort  im  gewöhnlichen  oder  natürlichen  Sinn  genommen,  nicht  in 
Hern  oben,  V  i»5,  Note  c,  erwähnten.  —  Ein  Fall,  wo  bei  der  Wahl  eines 
Mitgliedes  su  dem  Militär Ausschuss,  die  Wahlstimmen  für  drei  Mitglieder  der 
B.  V.  gleich  gethcilt  waren,  kommt  vor  in  d.  Protoc.  t.  i8»4»  S<  7*  Ma»  •• 
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unten  %.  i5«,  a  —  Bei  gleichem  Recht  aller  Stimmführcr,  nimmt  für  den  Fall, 
wenn  die  Stimmen  mehr  ah  surti  Willenserklärungen,  und  «war  in  ungleicher 
Zahl  aussprechen,  zur  Hegel:  «cam  seotentiam  debere  esse  potiorem ,  cui 
pauciorrs  advtrsantur* ,  Jo.  Ulk.  de  Gramer  disqu.  de  eo  q.  j.  e.  circa  votoruin 
disparitatem,  ex  pari  sufTragantium  jure,  %.  11  j  in  seinen  Opusc.  T.  II.  p.  447« 
Auch  auf  die  Wahl  einer  Person,  wendet  er  dieses  an,  §.  14.  Nur  wenn 
Gleictiheit  der  mehr  als  zweifach  getheiltcn  Stimmen  vorhanden  ist,  will  er, 
%.  16,  andere  Entschcidungsartcn  zulassen,  z.  B.  wenn  von  16  Stimmführern, 
für  jede  von  4  verschiedenen  Meinungen  4  stimmen. 

*)  Da  das  positive  Bundesrecht  für  diesen  Fall  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
nicht  enthält,  so  ist  dieselbe  aus  dem  natürlichen  Gesellschaftrecht  zu  ent- 
lehnen. Dan.  Rktteldlaot  system.  elementare  universae  jurisprudentiae  na- 
turalis, §.  387  seq. 

c)  Ohne  diese  Beschränkung,  würde  die  Mehrheit  ihre  Willenserklärung  gegen 
die  Minderheit,  auch  bei  dem  Mangel  eines  verfassungsmäsig  festgesetzten 
Gesammt willens,  durchselr.cn  können;  welches  mit  den  klaren  Bestimmungen 
der  BundesActe,  Al.  6  u.  7,  und  der  wiener  SchlufsActe,  Art.  10  bis  i3, 
eben  so  wenig  als  mit  dem  Geist  der  Bundesverfassung  tu  vereinigen  wäre. — 
Dagegen  heifst  es  in  einem  CommissionsGutachten ,  in  d.  l'rotoc.  der  B.  V. 
v.  1819,  V  i55,  S.  4-3  u.  f.  der  Orig.  Ausg.,  wie  folgt.  «Sind  aber  die  or- 
ganischen Einrichtungen,  wie  wohl  die  nieten,  von  der  Art,  dafs  sich  ein- 
zelne Eunriesglicder ,  ohne  Nachtbeil  aller  übrigen,  nicht  davon  ausschlicfsen 
dürfen,  oder  dafs  sonst  die  Maasregcl  im  Ganzen  nicht  durchzuführen  steht  ; 
so  sähe  die  Mehrzahl  der  Bundesglicder  sich  freilich  in  die  Lage  gesetzt,  nicht 
sowohl  die  Minderzahl,  durch  einen  Beschlufs  nach  Stimmenmehrheit,  ver- 
bindlich zu  machen,  als  vielmehr  sie  zur  Erfüllung  der  Bundeszwecke  und 
zu  den  nöthigen  defsfallsigen  Einrichtungen,  wie  auch  zu  ihrer  verhältnifsmä- 
sigen  Thcilnabme  und  Mitwirkung  daran,  aufzufordern.  Letztere  aber  läfst 
sich  nie  verweigern,  so  bald  man  nicht,  wenn  auch  indirect,  aufhören  will, 
Bundesmitglied  zu  seyn».  Ein  solches  Wollen  würde  dem  Art.  5  der  wiener 
SchlufsActe  von  1820  widerstreiten. 

d)  Dafs  in  denen  Fällen,  wo  ein  (definitiver)  Beschlufs  nur  dureb  Stimmcn- 
cinhälligkcit  gefafst  werden  kann  {%.  ia7  u.  f.),  diese  Einhulli-Aeit  auch  bei 
einem  vorbereitenden  Beschlufs  in  dem  engern  Bath  notbwendig  sey,  behauptet, 
wegen  der  allgemeinen  Fassung  des  Art.  7  der  BundesActe,  Budhart,  in  d. 
Becht  des  tonischen  Bundes,  Tit.  I,  Cap.  VII,  %.  9.  —  Nicht  alle  Fälle,  wo 
unanimia  erforderlich  sind,  gehören  vor  das  Plenum  i?3,  verglichen  mit 
§.12711.119).  Auf  die  dahin  nicht  gehörenden  Fälle,  bezieht  sich  die  allgemeine 
Fassung  des  Art.  7  der  BundesActe,  dafs  «weder  im  der  engern  Versammlung 
noch  in  dem  Plenum,  ein  Beschlufs  durch  Stimmenmehrheit  gefafst  werden» 
dürfe*  In  allen  andern  Fällen  streitet  die  Bechtsvermutbung  für  die  Begel  der 
Stimmenmehrheit  in  dem  engern  Bath;  um  so  mehr,  da  im  ersten  Absatz  des 
Art.  7  (vergl.  mit  Bj.über's  Acten  des  w.  Congr. ,  Bd.  II,  S.  434)  ausdrück- 
lich gesagt  ist,  dafs  daselbst  nach  Stimmcnme/i/hcit  zu  entscheiden  sey.  wie 
fern  ein  Gegenstand  nach  der  Bestimmung  des  Art.  6  vor  das  Plenum  gehöre, 
und  da  dieser  Art.  7  mehrere  Fälle  nennt,  wo  unanimia  erforderlich  sind. 
Mit  dieser  letzten  Bestimmung  des  Art.  7,  ist  zugleich  stillschweigend  festge- 
setzt, dafs  auch  die  vorlaufigt  Frage:  ob  ein  Gegenstand  zu  denen  gehöre,  über 
welche  durch  Stimmenmehrheit  ein  Beschlufs  nicht  gefafst  werden  könne?  im 
zweifelhaften  Fall  ihre  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  erhalten  soll. 
So  auch  das  CommissionsGutachten,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  %.  i55, 
III,  1,  S.  472  der  Original  Ausgabe.  Anders  auch  hier,  Budhart  a.  a.  O. 
Cap  VII,  %.  11  «•       —    Unterschieden  von  dieser  vorläufigen  Frage,  ist  bei 
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organischen  Einrichtungen  die  Vorfrage:  ob  solche  Einrichtungen  unter  den 
obwaltenden  Umständen  nothwendig  seyen  ?  Zu  deren  Entscheidung  sind  um- 
nimia  erforderlich.   Man  s.  %.  i*& 

§.  127.  (121 

.  iusHa/tmen  von  der  Regel  der  Entsclieidung  durch  Stimmenme/trhcit. 

1 

Sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum  (§.  ia3 
und  ia6if),  kann  ein  Besch  In  fs  durch  die  vorhin  erwähnte  Stimmen- 
mehrheit, aasnah  mweise,  n ich l  zu  Stande  kommen,  in  folgenden 
zehn,  durch  die  wiener  SchlufsActe  von  1820«)  (zum  Theil  auch 
schon  durch  die  Bundes  Acte)  bestimmten  Fällen  Wenn  es  betrifft, 
1)  Annahme  neuer  Grundgesetze  äes  Bundes  (§.  55  u.  f.)» 
oder  Abänderung  der  besteh  enden  c);  2)  organische  Ein- 
richtungen, das  hei  Pst,  bleibende  Anstalten,  als  Mittel  zu  Erfüllung 
der  ausgesprochenen  Bundeszwecke  <0;  3)  Aufnahme  neuer  Mit- 
glieder in  den  Bund  *)  ;  4)  Religio ns  Angelegenh  cit  en  /). 
In  allen  diesen  Fällen,  wird  zu  einem  Beschlufs  Stimmen  ein  hä  1 1  ig- 
keit  (rota  unanimia)  erfordert«').  —  Ausser  den  hier  genannten 
vier  Ausnahmefällen,  sind  in  andern  Artikeln  der  wiener  SchlufsActc, 
noch  sechs  andere  festgesetzt,  welche  unten  (§.  129)  angegeben  werden. 

a)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  »3  bis  16;  hier  vollständiger  und  umfassen- 
der, als  in  der  BundesActe,  Art.  7,  geschehen  war,  wo  nur  vier  Ausnahme- 
fälle benannt  waren.  Doch  steht  die  im  Eingang  des  gegenwärtigen  %.  ange- 
gebene umfassendere  Bestimmung,  dafs  die  Ausnahmen  sowohl  für  das  Plenum 
als  auch  für  den  engern  Rath  gelten  sollen,  nur  in  der  BundesActc. 

•)  Die  wiener  SchlufsActc  enthält  «war,  in  dem  Art.  i3,  eine  Aufzählung  von 
nur  p/er  (in  gegenwärtigem  %.  angegebenen)  Ausnahmefällen,  aber  sechs  andere 
kommen  darin  zerstreut  in  andern  Artikeln  vor.  Von  diesen  s.  man  unten 
109.  —  Die  Geschichte  der  Verhandlungen  über  Entscheidung  durch  Stim- 
menmehrheit in  der  B.  V. ,  und  über  die  Ausnahmen  von  dieser  Regel ,  ist 
dreifach.  1)  Die  Verhandlungen  auf  dem  wiener  Congress ,  stehen  in  I(i.cbkii's 
Acten  des  wiener  Gongresses,  Bd.  II,  S.  466  f.,  473,  483  u.  4<P*  dann  S.  35o, 
35a  ff.,  407  ff,  4«o  f.,  454  fi  4&»  f-  9)  Diejenigen  in  der  Bundesversammlung, 
findet  man  in  der  vorläuf.  Geschäftordnung  von  1816,  Abschnitt  I,  wo  die 
Bestimmung  der  BundesActc  wörtlich  wiederholt  wird  ( in  Klübkb's  Staats- 
archiv ,  Bd.  II,  S.  16,  auch  in  Ebcndess.  Quellensammlung,  Nuin.  V),  und  in 
den  Protocollen  der  B.  V.  v.  1819,  %.  4o,  n5  u.  1 55.  Line  Erörterung  über 
die  Eintheilung  der  ArmceCorps ,  im  März  1819,  leitete  die  B.  V.  auf  die 
Notwendigkeit  einer  genaueren  Bestimmung  der  Fälle,  in  welchen  Stimmen- 
mehrheit nicht  entscheide.  Dieses  veranlafste  die  Erwählung  einer  Cummission, 
welche  ein  Gutachten  erstattete  über  die  Begriffe  von  Grundgesetzen,  organi- 
schen Einrichtungen  und  übrigen  Gesetzen  des  Bundes  (oben  %.  55,  a),  und 
über  die  Frage,  welche  Berechtigungen  unter  den  juribus  singulorum  zu  ver- 
stehen seyen.  Die  B.  V.  beschlofs,  dafs  von  den  einzelnen  Gesandten  Instruc- 
tion hierüber  einzuholen,  inzwischen  aber  bei  organischen  Einrichtungen  nach 
den  Anträgen  der  Commission,  als  doctrinellcr  Auslegung,  und  nach  der  bis- 
herigen Ucbung  zu  verfahren  scy.  Hierauf  kam  3)  die  Frage  von  den  Ausnah- 
men von  der  Regel  der  Stimmenmehrheit ,  in  den  wiener  MinisterialConfertnzen 
von  1819  u.  i8ao  in  sehn  Sitzungen  zur  Sprache.  Ea  war  bieau  ein  eigener 
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Ausschuft  ernannt ,  der ,  nach  einer  Reihe  Ton  Conferenzcn ,  Vorschlafe  über- 
gab,  worauf  nach  mehrfacher  Aenderung  und  vielseitiger  Erörterung,  endlich 
in  die  SchlufsActe,  die  im  gegenwärtigen  und  dem  folg.  %.  »29  angegebenen 
Bestimmungen  aufgenommen  wurden.  Diese  Verhandlungen  findet  man  in  den 
wiener  Protocollen  der  Sitzungen  3,  3,  10,  i?,  18,  19,  20,  21,  i3  u.  24«  Tom 
28.  Kot.  u.  i.  Dec.  1819,  toiu  8.  Jan.,  »1.  Febr.,  4.,  8.  u.  19.  Mars,  i5- ,  19. 
u.  34.  April  1820.  —  Schriften  Ober  die  Frage  de  casibus  a  jure  majorum  (seil, 
volorum)  exceptis,  insbesondere  von  den  Rechten  der  Einzelnen,  s.  in  PütTin'a 
Lit.  III.  348  ff.  KLÜaxh's  LiL  §.  io35  u.  f.  L.  C.  Schiiokdjcb  clem  juris  nat., 
•ocialis,  et  gentium  (Groning.  1775.  8.),  %.  682  sqq.  K.  H.  Gros  Maturrecht, 
%.  »64.  Tittmash's  Darstell,  der  Verfass.  des  t.  Bundes,  S-  66  ff.  E.  F.  Gaoa- 
6ii,  ob  u.  in  wie  fern  jus  eundi  in  partes  auf  teutsebe  Landes-  und  Ständever- 
sammlungen  anwendbar  sej?  Stutt.  1817*  8.  Woldem.  SiTrrABTn  diss.  de  fini- 
bus  circa  jus  decidendi,  quo  vota  majora  in  comitüs  utuntur  (Ups.  i8»8.  4  )» 
p.  75.  sqq. 

e)  Von  der  bestimmenden  Erklärung  bestehender  Grundgesetze,  unten  %.  i3o. 

d)  Beschlüsse  für  organische  Einrieb tungen  des  Bundes,  sind  anordnende  und 
einrichtende  Bestimmungen  für  Ausbildung  solcher  Bundesverhältnisse,  die 
durch  den  erklärten  Bundcssweck  106)  bedingt  sind  Die  BundcsActe, 
Art.  6,  nennt  als  Gegensatz  der  «organischen  Bundeseinrichtungen»,  die  «ge- 
meinnützigen Anordnungen  sonstiger  Arlj,  welche  au  den  Nebenzwecken 
des  Bundes  gehören  (%.  106).—  Nur  au  Einführung  bleibender  Anstalten,  als 
Mittel  au  Erfüllung  der  ausgesprochenen  Bundesawecke,  wird  Stinunenein- 
hülligkeit  erfordert;  also  nicht  auch  su  vorübergehenden,  namentlich  provisori- 
schen, als  « einstweiliger  Aushülfe*.  InterimBeschlufs  der  B.  V.  vom  29.  Juli 
1819,  in  d.  Frotoc.  v.  1819,  V  »55,  Rum.  II,  2,  S.  4;4  der  Orig.Ausgabc.  — 
Die  Bemühungen  in  der  Bundesversammlung,  und  in  den  wiener  Ministerial- 
Conferenzen  Ton  1820,  einen  klaren,  richtigen  und  logisch  scharfen  Begriff, 
der  organischen  Einrichtungen  festsusetaen ,  sind  oben  (\.  55,  Note  «,  u.  57, 
Note  «)  angegeben.  Eine  frühere  Bedactiqn  der  SchlufsActe  sprach  von  ge- 
meinnützigen Anordnungen ,  die  « entweder  der  Natur  einer  organischen  Ein- 
richtung sich  nahern,  oder  ausser  den  bestimmt  ausgesprochenen  Bundesawecken 
liegen».  Vcrgl.  unten  §.  129,  Note  g.  Der  Ausdruck  «organische  Einrichtun- 
gen» kam  auf  dem  wiener  Congrefs  zuerst  vor,  in  dem  von  Oeatreich  im  Mai 
i8i5  vorgelegten  Entwurf  der  BundesActe,  Art.  7,  dann  in  einem  holsteinischen 
Volum.  Klübxb's  Acten,  Bd.  II,  S.  3i6  u.  35o.  Der  Freiherr  von  Gagern, 
welcher  als  luxemburgischer  Gesandter  auf  dem  wiener  Congrefs  den  Confe- 
renaen  über  die  BundcsActe  beiwohnte,  schrieb  im  J.  1816  (in  Luuza's  Ne- 
mesis, Bd.  VII,  St.  4,  S.  600,  Num.  X):  «Was  sind  organische  Gesetze,  und 
waa  sind  ihre  Grenzen?  Das  Wort  war  leicht  gefunden*,  aber  die  Sache»? 
Vergl.  auch  L.  v.  Drksch  Beiträge  etc.,  S.  3i  —  36.  —  4usführlich  verbreitet 
sich  über  diesen  Gegenstand,  der  gutachtliche  CommissionsBcricht  zu 
des  Protoc.  der  B.  V.  ».  17.  Febr.  1817,  S.  85  —  87  der  Original  Ausgabe ,  und 
der  angef.  InterimBeschlufs  v.  29.  Juli  1819,  Num.  II,  2,  S.  471  ff. 

#)  Diese  Stelle,  betreffend  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  kam  auf  wirtembergi- 
achen  Vorschlag  in  die  wiener  SchlufsActe,  Art.  i3,  vergl.  mit  Art.  6,  wo 
dasselbe  festgesetzt  ist.  Man  s.  das  wiener  MinisterialConferenzProtocoll 
Num.  20,  v.  29.  März  1820  —  Beispiele  solcher  Aufnahme,  ausdrücklicher  und 
stillschweigender,  oben  %.  107  u.  108,  e. 

/)  Causae  ecclesiasticae  publicae.  Vergl.  BundesActe,  Art.  16,  u.  unten  %■  5o6, 
5i2  u.  ff.,  u.  526.  L.  v.  Dassen  Beiträge  etc.  S.  3r.  —  Die  BundesActe,  Art.  7, 
hatte  wenigstens  zweifelhaft  gelassen,  ob  sie  die  Hirchenangelegcnheiten  des 

öffentlichen  Bechtes  zu  den  juribus  singulorum  rechne.   Sie  sagt:  «auf 

fura  singulorura  od«r  BeligionsAngclegenheitenvj  ohne  disjunetivee  Corama  vor 
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dem  Wort  oder,  und  auch  mit  Auslassung  des  absondernden  Worte«  auf,  nach 
oder.  Gerade  so  lautete  auch  früher  aebon  diese  Stelle  in  der  auf  dem  wiener 
Congrefs  entworfenen  Neuen  oder  reridirten  Abfassung  der  BundesActe, 
Art.  7.  Klübkr's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  483  u.  601.  Dagegen 
lautete  der  frühere  Bcschlufs  in  dem  dritten  wiener  ConferenzProtocoll 

29.  Mai  i8i5  so:   —  «auf  jura  aingulorum  und  auf  IteligionsSachcn ». 

Hlübzu's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  4°7*  Und  eben  so  wurden  in  der  Ueber- 
setzung  des  Art.  7,  in  dem  art.  59  des  Acte  final  du  congrea  de  Vienne ,  die 
Bechte  der  Einzelnen  Ton  den  BeligionsAngelegenheiten  unterschieden  («chaque 

fois  qu'il  s'agira  de  droits  individucls ,  ou  d'affaires  de  rcligion » ;  mit 

einem  unterscheidenden  Comma,  und  nicht  schlechthin:  ou  affaires  etc.)«  — 
Wann  ReligionsAngelrgenhcitcn,  in  dem  oben  angegebenen  Sinn,  in  der  B.  V. 
su  verbandeln  seyen,  s.  unten  $.  146,  Note/1 

g)  Zwar  sagt  die  wiener  Schluf* Acte,  in  dem  Art  i3.  ron  diesen  vier  Fällen 
ausdrücklich  mehr  nicht,  als  dafs  bei  ihnen  «ein  Bescblufs  durch  Stimmcn- 
mekrkeU  nicht  Statt  finde».  Aber  in  dem  nächstfolgenden  Art.  14,  fordert  sie 
su  organischen  Einrichtungen  ausdrücklich  »Stimmen«  inka/Hgien*,  und  aus  den 
oben  (Note  6)  angezeigten  Verhandlungen  des  wiener  Congresses,  der  Bundes- 
Versammlung,  und  der  wiener  MinisterialConferensen  von  1819  u.  1820,  gebt 
klar  der  Wille  der  Bundesstifter  hervor,  dafs  in  allen  vier  Fällen  su  einem 
Bcschlufs  Sthnmeneinhällighcit  erforderlich  seyn  solle.  Beispielweise  s.  man 
RiCsaVs  Acten  des  wiener  Cong»,  Bd,  II,  S.  466  u.  477.  Vorlauf.  Geschäft- 
ordn.  der  B-  V.  v.  1816,  Abschn.  I.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  %.  n5  (nament- 
lich der  Bescblufs),  u.  %.  i55.  Protocolle  der  wiener  MinisterialConferensen, 
»•  19.  u.  «4*  April  i8so. 

§.  128.  (121^ 

I)  «Definitive  Abstimmung  über  Gegenstände  der  vorhin 
($.  127)  genannten  Art,  kann  nur  nach  genauer  Prüfung  und 
Erörterung  der  den  Widerspruch  einzelner  Bundesglieder  bestim- 
menden Gründe,  deren  Darlegung  in  keinem  Fell  verweigert  werden 
darf,  erfolgen»  *).  II)  cWas  insbesondere  die  organischen  Ein- 
richtungen (§.  137,  Num.  2)  betrifft,  so  mufs  nicht  nur  über  die 
Vorfrage,  ob  solche  unter  den  obwaltenden  Umständen  nothwendig 
seyen,  sondern  auch  über  den  Entwurf  und  Anlage  derselben  in  ihren 
allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen,  im  Plenum 
und  durch  Stimmeneinhälligkeit  entschieden  werden.  Wenn 
die  Entscheidung  su  Gunsten  der  votgeschlagenen  Einrichtung  ausge- 
fallen ist,  so  bleiben  die  sämmtlichen  weitern  Verhandlungen  über 
die  Ausführung  (Vollziehung)  im  Einzelnen,  der  en  g  er  n  Versamm- 
lung überlassen,  welche  alle  dabei  noch  vorkommenden  Fragen  durch 
Stimmenmehrheit  entscheidet,  auch,  nach  Befinden  der  Umstände, 
eine  Commission  aus  ihrer  Mitte  anordnet,  um  die  verschiedenen 
Meinungen  und  Anträge,  mit  möglichster  Schonung  und  Berücksichtigung 
der  Verhältnisse  und  Wünsche  der  Einzelnen,  auszugleichen»  *>). 

e)  Sinrl  Worte  des  Art.  i3  der  wiener  SchlufsArtc  v.  1890,  die  auf  das  Vorige 
(%.  137  )  unmittelbar  folgen.   Dieselben  Ideen  findet  man  schon  in  einein  Com- 
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missionsGutachten,  in  d.  Protoc  der  B.  V.  v.  1819,  %.  i55,  S.  47^  der  Orig. 
Aufgabe.  —  Diese  Bestimmung  ward  veranlaf&t  dun*  Ii  einen  ^idertprurh 
des  nassauischen  Bevollmächtigten,  der  begehrte,  dafs  bei  den  im  i3.  Art. 
aufgewühlten  Ausnahmen,  namentlich  bei  A>  nähme  oder  Abänderung  der 
Grundgesetze  und  bei  organischen  Bundeseinricblungcn,  Stimmenr/»/i«//^'/r/t 
nur  in  so  fern  für  notliwcndig  erklärt  werde,  als  ton  den  darüber  zu  fassenden 
Beschlüssen  nicht  der  Fortbcstand  des  Hundts  abhängig  sey.  Wiener  Ministcrial- 
ConferenzProtocoü  Num.  23,  v.  19.  April  1810. 

6)  Worte  des  14.  Art.  der  wiener  SchlufsActe  von  1820.  —  Ocstrcich  hatte 
früher  schon  in  der  B-  V.,  in  dem  Protoc.  v.  11.  Jan.  1819,  §.  4«  erklärt,  dafs 
bei  allen  Fragen,  wo  es  auf  Festsetzung  ton  Modutiiatm  organischer  Bundes» 
cinrichtungen  ankomme,  die  SlimmenwWirA«/«  als  entscheidend  zu  achten  sey; 
nur  allein  durch  Handhabung  dieses  Grundsatzes  könne  die  Bundesverfassung 
gedeihen,  so  v*ie  dessen  Verletzung  täglichen  Stoff  zur  Auflösung  eines  IVatio- 
nalbandes  bereiten  würde,  u.  s.  w-  —  Diesem  gcmäfs,  ward  die,  von  beiden 
Hessen  bis  dahin  widersprochene,  Zusammensetzung  des  8.  und  des  9.  Corps 
des  Bundeshccrcs  durch  Stimmenmehrheit  festgesetzt ,  in  dem  Protoc.  der  B. 
V.  v.  Ii.  März  1819,  %.  3i;  verglichen  mit  den  Protoc.  v.  4«  «•  it.  März,  u.  v. 
8.  Jul.  1819;  %•  29,  4°  u*  *4**  Auch  kam  dieser  Gegenstand  zur  Sprache,  bei 
den  Erörterungen  über  das  nassauische  TruppcnContingcnt.  Man  s.  in  den 
Protoc.  v.  1821,  die  loco  dict.  gedr.  SeparatProtocolle,  S.  3o3  ff.,  344  ff«»  48* 
u.  55i  ff.  der  Örig.  Ausg.  Vergl.  unten  %.  aoo,  Note  b. 

< 

§.  i29.  (121  <.) 

Fortsetzung  der  Ausnahmen  von  der  Regel  der  Stimmenmehrheit. 

Ausser  den  oben  (§.  127)  genannten  yier  Fällen,  bat  die  wiener 
SchlufsActe  von  1820  nachfolgende  sechs  Fälle  als  Ausnahmen  von 
der  Regel  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  festgesetzt. 
5)  «In  Fällen,  vo  die  Bundesglieder,  zusammen  oder  insgesammt, 
nicht  in  ihrer  Tcrtragmäsigen  Einheit,  sondern  (jeder  für  sich)  als 
einzelne,  selbstständige  und  unabhängige  Staaten  erscheinen  «),  folglich 
jura  singulorum  *)  obwalten,  oder  6)  wo  einzelnen  Bundesgliedern 
eine  besondere,  nicht  in  den  gemeinsamen  Verpflichtungen  Aller 
begriffene  Leist  u  n  g  oder  V e  r w illig  u  n g  für  den  Bund  zugemuthet 
werden  sollte,  bann,  ohne  freie  Zustimmung  säramtlicher  B  et  hei- 
lig ten,  kein  dieselben  verbindender  Beschlufs  gefafst  werden»  c). 
7)  «Wenn  die  Besitzungen  eines  souverainen  teutschen  Hauses,  durch 
Erbfolge  auf  ein  anderes  übergehen ,  so  hängt  es  von  der  Gcsammt- 
heit  des  Bundes  ab,  ob  und  wie  fern  die  auf  jenen  Besitzungen 
haftenden  (§.  107)  Stimmen  im  Plenum  (im  engern  Rath  kann 
kein  Bundesglied  mehr  als  Eine  Stimme  führen),  dem  neuen  Besitzer 
beigelegt  werden  sollen»  <*).  8)  Sollen  Veränderungen  in  dem 
gegenwärtigen  Besitzstand  der  Bundesglieder,  Aenderungen  in 
den  Rechten  und  Verpflichtungen  derselben  in  Beziehung  auf  den  Bund 
bewirken,  so  wird  dazu  ausdrückliche  Zustimmung  der  Gesammtheit 
des  Bundes  erfordert  0*  Auch  bann  9)  freiwillige  Abtretung 
auf  einem  Bundesgebiet  haftender  Souveraine  tätRechte,  an  einen 
Andern    als    einen   Mitferbündeten ,    anders   nicht   als  mit  solcher 
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Zustimmung  geschehen./".).  Endlich  wird  10)  zu  gemeinnützigen 
Anordnungen  ('§.  106),  freiwillige  Vereinbarung  unter  den 
sammtlichen  Bundesgliedern  in  der  BundesTersammlung  erfordert  g)* 

«)  Also,  wo  Rechte  in  Betracht  homtnen,  die  den  ßundesglicdcrn  ausser  ihrem 
verfassungsmäsigen  Vcrhältnifs  zu  dem  Bund  zustehen;  Rechte,  bei  welchen 
•ic  als  Mitglieder  der  Corporation  nicht  zu  betrachten,  die  also  unter  der 
Wirkungsbefugnifs  des  Bundes  nicht  begriffen  sind.  Auf  solche  ist  hier  der 
Sinn  des  Ausdrucks  *jura  singularum*  (Rechte  der  Einzelnen  « droits  indivi- 
duels  9  in  dem  art.  59  des  Acte  final  du  congres  de  Viennc)  zu  beschranken. 
Schon  ihrer  Katur  nach,  kann  die  Bundesgewalt  auf  Rechte  sich  nicht  er- 
strecken ,  die  ausserhalb  der  Bundesverhältnisse  liegen.  Bei  diesen  ist  jeder 
Bundesgcnoss ,  in  Hinsieht  auf  den  Bund,  einem  Auswärtigen  (cztraneo)  gleich 
su  achten.  Hlar  ist  jedoch,  dafs  hier  blosses  Interesse  eines  Einzelnen,  das 
heifst,  welches  nicht  verbunden  ist  mit  vollkommenem  Recht  ,  nicht  gemeint 
scy.  Vergl.  %.  173.  —  Unter  obige  Bestimmung  schien  Rurhessen  die  so  genannte 
westpbalische  Frage  su  6ubsumiren ,  als  es  sich  in  der  B.  V-  weigerte ,  bei 
dem  Beschlufs  über  dieselbe,  die  Stimmenmehrheit  anzuerkennen.  Protoc. 
der  B.  V.  v.  i3.  März  1817»  V  10a. 

*)  Die  Bunds* Ade,  Art.  7,  hatte  den  vielseitigen  und  oft  bestrittenen  Ausdruck 
tjura  singulorum-»  aufgenommen,  ohne  den  damit  zu  verbindenden  Sinn  fest- 
zusetzen.   Gleichwohl  war ,  auf  dem  wiener  Congres  s ,  die  Notwendigkeit  einrr 
solchen  Bestimmung  nicht  unberOhrt  geblieben.    Es  war  sogar,  in  einem  Pri- 
vat« o  rtch  lag,  eine  solche  Fassung  für  die  Stelle  der  BundesActc  von  den  Aus- 
nahmen  von  der  Stimmenmehrheit  vorgelegt  worden,  bei  welcher  jener  unbe- 
stimmte, vielfacher  Mifsdeulung  unterworfene  Ausdruck  entbehrlich  geworden 
wäre.   Klcber's  Acten  des  wiener  Congr. ,  B.  II,  S.  497     f«    Allenfalls  hätte 
man  dieser  Fassung  die  oben  (Note  u)  angegebene  nähere  Bestimmung  als 
dritte  Ausnahme  beifügen  können,  wenn  die  Aufnahme  jenes  Ausdrucks  für 
aöthig  oder  nützlich  erachtet  ward.    Damit  wäre  künftigen  Zweifeln  und  Strei- 
tigkeiten ausgewichen  worden,  denen  ähnlich,  welche  in  Hinsicht  auf  Aus- 
nahmen -von  der  Regel  der  Beschlußfassung  durch  Stimmenmehrheit,  auf  der 
allgemeinen  Reicbsvcrsammlung  und  unter  den  Publicisten,  anderthalb  Jahr- 
hunderte   hindurch,   eine    berühmte   Stelle  des    westphälischen  Friedens 
(*ubi    Status  tanquam   unum   corpus   considerari   nequeuntv.     I.   P.  O. 
art.  V.      5a.)  veranlafst  hatte.   (Püttkr  u.  Klüber  am  oben  %.  117  b  angef. 
O. )  —    Bald  zeigte  sich,  bei  der  Bundesversammlung,   die  Unentbebrlichkeit 
einer  Festsetzung .  des  mit  den  juribus  singulorum  zu  verbindenden  Begriffs. 
In  dem  Protoc  v.  1819,  %•  itö«  ward  solche  von  mehreren  Seiten  her  dringend 
gewünscht.   Zu  Erstattung  eines  Gutachtens  hierüber,  ward  eine  Commission 
erwählt,  die  bald  nachher  ein  solches  überreichte.   Protoc.  v.  ao.  Jul.  1819, 
%.  i55-  —    Hieraufkam  dieser  Gegenstand,  im  J.  1810,  in  den  wiener  Ministe- 
rivlConferenzen  zur  Sprache.   Die   RedactionsCommission  für  die  ScblufsActe, 
hatte  sich  in  ihrem  Entwurf  mit  Vorbedacht  jenes  Ausdrucks  enthalten.  Aber 
die  k.  sächsischen  Bevollmächtigten  erklärten,  dafs  sie  in  dem  (i3  )  Artikel  über 
die  Ausnahmen  von  der  Stimmenmehrheit,  eine  Erwähnung  der  jurium  sin- 
gulorum vermißt  n.   Der  preussische  erwiederte:  über  jura  singulorum  scy  ein 
Beschlufs  durch  Stimmenmehrheit  überhaupt  nicht  denkbar;  daher  habe  man 
diesem  Gegenstand  einen  eigenen  Artikel  (>5)  gewidmet.   Der  wirtetn  bergische 
Bevollmächtigte  verlangte  in  der  folgenden  Sitzung,  dafs  «bei  den  juribus 
singulorum  auch  diejenigen  Fälle  möchten  angeführt  werden,   wo  einzelnen 
fiundesgliedern   eine  besondere,  nicht  in  den  gemeinsamen  Verpflichtungen 
Aller  begriffene  Leistung  oder  Verwilligung  für  den  Bund  angesonnen  wird  ». 
Protokolle  der  wtcner  MinlsterialConferenzen ,  Num.  19  u.  ao,  vom  8.  u. 
iq.  März  i8?o.   So  kam  endlieh  der  Art.  i5  der  wiener  SchlufsActe  zu  Stande, 
worin  man  den  in  der  UuodcsActe  enthaltenen  Auadruck  Jura  singulorum  zwar 
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beibehielt  y  demselben  aber  eine  Bestimmung  vorauf  schickt«  ,  was  in  dem 
Bundesverhältnifs  darunter  KU  verstehen  sey. 

#)  Worte  des  Art.  i5  der  wiener  ScblufsActe  v.  1890;  veranlafst  ron  lt.  wirtem- 
bergischer  Seite.  Man  s.  die  nächstvorbergehende  Note.  —  Mä  freier  Ztt- 
slimmung  sämmtlicher  Beiheiligten  f  kann  also  ein  dieselben  verbindender  Be- 
seulufs  durch  SümmenmrArheä  gefafst  werden;  nur  su  ihrem  Vortheil,  i«t  dieie 
für  unwirksam  erklärt.  Man  vergl.  den  Schlufs  des  Privatvorschlags  in  Baust h's 
Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  498. 

d)  Worte  des  Art.  16  der  wiener  Schlufs  Acte  v.  1810.  Man  vergl.  cbendas.  deh 
Art.  6.  —  Dafs  die  Worte  *Gesammtheit  der  Bunde«glieder»,  im  Art.  16,  sto 
wie  im  Art.  6  in  Besiehung  auf  Veränderungen  in  dem  Besitzstand  ,  auf  Stint» 
meneinhäliigkeit  hinweisen ,  geht  schon  aus  einer  Vergleichung  derselben  Aus- 
drücke in  dem  angef.  Art.  6,  in  Besiehung  auf  die  Aufnahme  neuer  Bundes- 
glieder, mit  Art.  i3,  Num.  3,  hervor,  in  welcher  letsten  Stelle  dieselbe  Be- 
deutung jenem  Wort  ausdrücklich  beigelegt  wird.  —  Nach  der,  durch  die 
Erlöschung  des  SachsenGothaischen  Mannstammes  im  J.  i8?5  108  d)  er- 
folgten Territorial  Veränderung,  ist  bis  jetst  keine  Bestimmung  erfolgt  über 
die  Frage :  ob  und  von  wem  fortan  die  Stimme  SachiettGoth*  in  dem  Plenum  zu 
fuhren  sey? 

c)  Wiener  ScblufsActe  v.  »8*0 ,  Art.  6. 

/)  Wiener  ScblufsActe  v.  1810,  Art.  6. 

g)  Wiener  ScblufsActe  1820,  Art.  64.  —  In  einer  zweiten  Bedaction  über  die 
Frage  ron  der  Stimmenmehrheit,  welche  in  den  wiener  Minis terialConfercnzen 
(Protoc.  Num.  19,  v.  8.  Mars  18*0)  erörtert,  und  nach  verschiedenen  Aende- 
rungen  vorläufig  genehmigt  ward,  lautete  diese  Stelle  so:  «Gemeinnützige 
Anordnungen,  weil  sie  entweder  der  Natur  einer  organischen  Bundesein- 
richtung sieb  nahem ,  oder  weil  sie  ausser  den  bestimmt  ausgesprochenen  Bun- 
deszwecken liegen ,  können  nur  aus  freier  Vereinbarung  hervorgehen ».  Da- 
wider erinnerte ,  in  der  nächstfolgenden  Sitzung  vom  «9.  März ,  Wirtemberg : 
gemeinnützige  Anordnungen  dürften  als  Ausnahmen  von  der  Stimmenmehrheit 
nicht  aufgeführt  werden;  die  Stifter  des  Bundes  hätten  dieselben  der  St 
mehrheit  untergeordnet.  Dessen  ungeachtet  ward ,  späterhin ,  die  oben  im  §. 
angef.  Bestimmung  in  die  ScldufoActe  aufgenommen. 

§.  130.  021J.) 

Oh  und  wann  Stimmenmehrheit  hinreichend  sey  ,  zu  Anwendung  und 
Ausnahmen  von  Regeln ,  und  zu  Auslegung  vertragmasiger 
Bestimmungen  des  Bundes? 

l>Zu  blosser  Anwendung  einer  durch  notwendige  Stimmenein- 
hälliglteit  festgesetzten  Regel,  anfeinen  bestimmten  Fall,  so  wie  su 
Entscheidung  der  Vorfrage,  ob  der  Fall  nach  jener  Regel  zu  beur- 
theilen  sey  (j.  1164t*),  ist  in  der  Randesversammlung  Stimmen- 
mehrheit hinreichend;  denn  die  Reschlufsiiahme  durch  Stimmenmehr- 
heit, und  dafs  solche  in  dem  engern  Rath  geschehe,  wo  diese  Entschei- 
dungsart uberdiefs  die  gewöhnlichere  ist ,  haben  die  Grund  vertrage  des 
Rundes  als  Regel  aufgestellt  (§.  ia3u.  ia5),  in  Ansehung  jener  Anwendung 
und  Vorfrage  aber,  haben  sie  eine  Ausnahme  nicht  gemacht,  und  eine 
solche  ist  auch  durch  die  Natur  der  Sache  nicht  bedingt.  II)  Aus- 
nahmen von  einer  bundesvertragmäsigen  Regel,   können ,  da  sie 
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Aufhebung  der  Regel  für  einen  bestimmten  Fall  sind,  nur  auf  dieselbe 
Art  wiedie  Regel  festgesetzt  werden  «).  Also  nur  durch  Einhelligkeit 
der  Stimmen,  oder  durch  freie  Zustimmung  sämmtlicher  Betheiligten,  wenn 
auch  die  Regel  nur  durch  solche  entstehen  konnte,  und  darum  so  ent- 
standen ist;  desgleichen  nur  in  dem  Plenum,  und  darin  nur  durch  Stimmen- 
mehrheit Ton  2/3,  wenn  auch  die  Regel  daselbst,  und  auf  das  Wenigste 
durch  solche  Stimmenmehrheit  war  festgesetzt  worden.  III)  Die 
Erklärung  oder  Auslegung  der  in  der  BundcsActe  *)  enthaltenen 
Bestimmungen,  wenn  darüber  Zweifel  entstehen  sollten,  ist,  in  der  wiener 
ScblufsActe  von  1820,  der  Bundesversammlung  übertragen,  mit  der 
Weisung,  dafs  solche  dem  Bundeszweck  gcmäfs  geschehen  müsse  c), 
aber  eine  ausdrückliche  Bestimmung  der  Frage,  ob  und  wann  Ein- 
helligkeit der  Stimmen  dazu  erforderlich  sey?  ist  daselbst  absichtlich 
unterblieben  «0,  so  auch,  ob  und  wann  dieselbe  vor  das  Plenum,  oder 
vor  den  engern  Rath  gehöre?  IV)  Da  bestimmende  Auslegung 
einer  vertragmäsigen  Bestimmung,  der  ursprünglichen  Enichtung  der 
letzten  gleich  zu  achten  ist  ($.'363),  so  mufs  sie  auf  dieselbe  Art 
erfolgen  wie  diese.  Die  authentische  Auslegung  vcrtragmä'siger 
Bestimmungen  des  Bundes,  gehört  demnach  1)  vor  das  Plenum  der 
B.  V.,  wenn  diese  Bestimmungen  entweder  zu  den  grundgesetzlichen 
der  BundesActe  gehören,  oder  ohnediefs  von  dem  Plenum  ausgegangen 
sind  (§.  56,  II),  und  nur  von  ihm  ausgehen  konnten  (§.  123);  in 
allen  andern  Fällen,  ist  dieselbe  von  dem  engern  Rath  zu  erth eilen  <?). 
Und  es  gehört  3)  Stimmeneinhai  ligkeit,  sowohl  in  dem  Plenum  ■ 
als  auch  in  dem  engern  Rath,  nur  dann  dazu,  wenn  auch  die  auszulegende 
Bestimmung  nur  durch  dieselbe  zu  Stande  gebracht  werden  konnte  f) 
($.  127  —  lßa  c)j  in  allen  andern  Fallen,  ist  Stimmenmehrheit 
hinreichend. 

a)  «Nihil  tarn  naturale  est  quam  eo  genere  quidque  dissolvi,  quo  coli iga tum  est». 
Ulnasus,  in  L.  35.  D.  do  R.  J.  Kach  demselben  Grundsatz  aollen,  im  J.  i8a3, 
Luxemburg  und  Wirtembcrg  votirt  haben. 

4)  Wegen  Gleichheit  des  Grundes ,  und  vermöge  der  Schlufsfolge  a  majori  ad 
minus,  sind  auch  solche  Bestimmungen  hicher  zu  rechnen,  die  in  andern  Bun- 
desverträgen, als  der  BundesActe,  dieses  ersten  Grundvertrags,  enthalten 
sind.  Man  s.  §.  70,  und  die  wiener  SchlufsActo  Art.  3i ,  in  den  Worten: 
«Vollziehung  der  BundcsActe  und  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes v. 

t)  Wiener  SchlufsActe  t.  1810,  Art.  17,  verglichen  mit  Art.  7.  —  Von  der 
Auslegung  oder  Erklärung  der  Grund  vertrage  und  Bundesbeschlüssc  überhaupt, 
s.  oben  %.  70.  —  Als  die  wiener  SchlufsActe  noch  nicht  bestand ,  beschlofs 
die  B.  V.  provisorisch,  durch  Stimmenmehrheit,  eine  Auslegung  des  7.  Art 
der  BundesActe,  betr.  die  Frage:  wann  ausnahmweiso  ein  Bcschlufs  durch 
Stimmenmehrheit  nicht  gefafst  werden  könne?  Protoc.  v.  39.  Juli  1819,  %.  t55. 

0  In  den  wiener  MinisterialConferenzen  v.  1820,  hatte  anfangs  (Sitzung  10)  der 
«weite  Ausschufs  eine  Bestimmung  vorgeschlagen ,  dafs  zu  einer  «  Auslegung  » 
der  Bundes  Ade,  Einhaüigkeit  der  Stimmen  erforderlich  sey  (oben  ia3, 
Note  e);  es  war  dabei  nicht  unterschieden,  ob  die  Erklärung  grunrlgcsctzlicbe 
Bestimmungen  der  BundesActe,  oder  Stellen  anderer  Art  bei  reffe-  Diesen 
Unterschied  machte  späterhin  (Sitzung  aa)  die  RedaclionsCommission,  indem 

KltW*  «ff«otl.  BccLt  ].  Aufl.  10 


Digitized  by  Google 


146  1-  Thcil.  HI.  Cap.  Bundesversammlung. 

sie  Num.  1  des  i3.  Art.  so  gcfafst  hatte:  «Annahme  neuer  <7ru«rfgesetzc ,  Ab- 
änderung oder  authentische  Erklärung  der  bestehenden».  —  In  der  folgenden 
Sitzung  (*3)  erinnerte  der  nassauiseh»  Bevollmächtigte,  dafs  bctheiligte  Bundes- 
glieder,  wenn  sie  es  ihrem  Interesse  gemäfs  finden«  leicht  in  jeder  von  der 
Bundesversammlung  gemachten  oder  tu  machenden  Anwendung  der  Stelle  eines 
Grundgesetzes  auf  ihren  Fall,  eine  authentische  Erklärung,  wozu  Stimmen- 
einhälligkcit  nöthig  sey,  finden,  oder  zu  finden  vorgeben,  dann  aber,  durch 
eine  solche  motivirtc  Behauptung  und  ihren  Widerspruch ,  diu  Anwendung  des 
Gesetzes  auf  ihren  Fall  hindern  würden.    Sonach  werde,  wenn  man  die  vor- 
geschlagenen Worte  Aauthentische  Erklärungv  in  den  i3,  Art-  aufnehme,  für 
den  Bund  in  den  meisten  Fällen  die  Unmöglichkeit  hervorgehen,  Vollziehung 
der  Grundgesetze  zu  bewirken.    Rathsam  sey  also,   wenn  man  nicht  den 
ganzen  Zweck  verfehlen  wolle ,  dafs  man  die  authentische  Erklärung  in  der 
B.  V.  durch    StimmenmfAr/«?/'*   geschehen  lasse.  —     Hierauf  ward,  in  der 
»4.  Sitzung,  beschlossen,  dafs  in  dem  i3.  Artikel  die  Worte:  «oder  authenti- 
sche Auslegung»  wegbleiben  sollten.  —   Indertelben  04.  Sitzung,  gab  jedoch  das 
Plenum  der  MinisterialConferenz  dem  kurhessischen  Bevollmächtigten,  auf  seinen 
Antrag,  betreffend  die,  in  dem  17.  Art.  der  SchlufsActe,  der  B.  V.  übertragene 
Erklärung  der  BundcsActe  in  Fällen,  wo  über  deren  Auslegung  Zweifel  ent- 
stehen würden,  die  Versicherung:  «dafs  der  Art.  17  keinen  andern  Sinn  habe, 
«als  der  B.  V.  in  sweifelhaftcn  Füllen  die  doctrinelle  Erklärung  zuzusprechen»: 
aber  Stimmewitthalligieit  sey,  nach  Vorschrift  des  i3-  Artikels,  nöthig,  «wenn 
« eine  solche  Erklärung  eine  wirkliche  neue  Gesetzgebung  ,  oder  Abänderung  in 
«den  bestehenden  Gesetzen,  zur  Folge  haben  würde».  —    Dafs  auch  gegen 
diese  Versicherung,  die  von  dem  nassauischen  Bevollmächtigten  in  der  nächst- 
vorhergehenden  Sitzung  geäusserte  Besorgniss  eintrete,  leuchtet  ein.  Denn, 
da  eine  authentische  oder  bestimmende  Erklärung  nur  dann ,  wenn  die  doctri- 
nalc  nicht  aushilft,  nöthig  und  zulässig  ist,  mithin  durch  sie  zu  einem  mangel- 
haften Gesetz  das  Fehlende  hinzugethan  wird,  so  enthält  sie  eine  neue  (in  den 
Bundesverhältnissen,  eine  vertragmäsige )  Bestimmung  oder  (wie  es  in  obiger 
Versicherung  heifst)  Gesetzgebung  (§.  36a).   Zu  solcher  wird  aber,  bei  Grund- 
verträgen,  und  bei  verschiedenen  andern  vertragmäsigen  Bestimmungen  dea 
Bundes,  nach  Art.  7  der  Bundes  Acte  und  nach  Art.  i3  bis  16  der  wiener 
SchlufsActe  von  1820,  Stimmeneinhälligkeit  erfordert.  —   Wenn  nun  gleich  die 
MinisterialConferenz,  veranlafst  durch  die  von  dem  nassauischen  Bevollmäch- 
tigten erregte  BcsorgniCt,  durch  Wegstreichung  der  Worte  «oder  authentische 
Auslegung»,  in  dem  i3.  Artikel  geflissentlich  eine  Lücke  liefs,  so  geht  doch 
aus  dem  Zusammenhang  ihrer  Verhandlung,  besonders  aus  der  dem  kurhessi- 
schen  Gesandten  ertbcilten  Versicherung,  hervor,  dafs  bei  ihr  keineswegs  die 
Meinung  herrschte  ,  es  scy  zur  Interpretation  jeder  Art  vertragmäsiger  Bundes- 
bestimmungen blofse  Mehrheit  vdcr  Stimmen  hinreichend,  dafs  vielmehr  bei 
ihr,  auf  das  Wenigste,  folgende  Grundsätze  feststanden.     1)  Auslegung  der 
Cru/urVerträge  des  Bundes,  steht  der  B.  V.  zuj  die  doctrinalc  oder  wissen- 
schaftliche (  welche  blofs  nach  den  Regeln  der  Wissenschaft  zu  machen  ist ) 
nach  Mehrheit,  die  authentische  nach  Einhelligkeit  der  Stimmen.  2)  Doctrinale 
Auslegung  solcher  Verträge,  kann  auch  der  engere  Rath  ertbeilcn,  authentische 
nur  das  Plenum  der  B.  V.  *).  —    Dieser  letzte  Satz  ergibt  sich  aus  dem 
11.  Artikel  der  wiener  SchlufsActo  von  1820,  verglichen  mit  den  Artikeln  n 
und  i3,  und  mit  der  BunicsActe,  Art.  6.  Den  ersten  Satz  würde  der  doctrinale 
Ausleger,  auch  ohne  die  Aufschlüsse,  welche  in  den  oben  erwähnten  wiener 

*)  Aber  es  sind  noch  andere  Verhältnisse,  für  authentische  Auslegung,  denk- 
bar. 1)  Die  Grund  vertrüge  sind  nicht  die  cin/.igen  Bestimmungen,  die  aus- 
schliefsend vor  das  Plenum  gehören  (§.  n3).  i)  Es  gibt  Bestimmungen, 
wozu  Stimmeneinhälligkeit  erfordert  wird ,  und  die  der  engere  Rath  festsetzen 
kann  (V  i«3,  verglichen  mit  §.  117  u.  129).  ■ 
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ConferenzVerhandlungen  gegeben  sind,  schon  in  dem  6.  Art.  der  Bandes  Acte, 
verglichen  mit  dem  tweiten  Satz  des  n.  Art.  daselbst,  begründet  linden.  — 
Wären  in  der  B.  V.,  bei  einem  Torkommenden  Fall,  die  Meinungen  getheilt, 
über  die  Frage,  ob  authentische  Auslegung  eines  Grundvcrtrngs  nöthig,  folg- 
lich diese  von  dem  Plenum,  und  mar  nach  Stiinmcncinhälligkcit,  zu  ertheilcn 
scy?  so  würde  diese  Vorfrage  in  dem  engern  Rath,  und  zwar  nach  Slimmrn- 
mehrheh ,  ku  entscheiden  seyn.  BundesActe,  Art.  7.  SchlufsActc,  Art.  ia.  Vergl.  , 
oben  125.  —  Bei  Entscheidung  dieser  Vorfrage,  wie  bei  der  in  dem  Ple- 
num zu  crtheilcnden  authentischen  Auslegung  eines  Grund  Vertrags ,  sollten 
Bundcsglicdcr,  welche  bei  dem  dazu  Anlafs  gebenden  Fall  bethciligt  sind, 
stimmberechtigt  nicht  seyn  {%.  i63).  —  Dafs  auch  die  authentische  Auslegung 
«der  Bundesgesetze»  Tor  den  engern  Rath  gehöre,  und  hier  von  der  Mehrheit 
der  Stimmen  abhängig  sey,  wird,  ohne  Unterschied,  behauptet,  in  einer  bei 
der  B.  V.  abgelegten  Relation,  Beilage  13  zu  190  des  Proioc.  der  B.  V.  v. 
5.  Jul.  1821,  §•  4'.  Es  scheint  aber,  dafs  daselbst  die  oben  erwähnte,  dem 
kurhessischen  Gesandten  ertheiltc  Versicherung  sey  übersehen  worden;  auch 
erklärte  ebendaselbst  der  Corrcferent,  dafs  er  mit  des  Referenten  Ausführung 
über  die  Interpretation  der  Bundesgesetze  und  Beschlüsse,  nicht  einverstanden 
sey.  —  Von  einer  allseitigen  histrurtionsEinholung  fler  Gesandten  i5t  )  ,  elifl 
man  in  der  B.  V.  zur  Abstimmung  schreitet ,  ist  die  Auslegung  in  den  Grund- 
verträgen des  Bundes  nicht  abhängig  gemacht,  obgleich  eine  solche  in  der 
angef.  Relation,  %.  40  u.  42,  in  Vorschlag  gebracht  wird,  und,  in  einem  frü- 
heren Fall,  ein,  auf  authentische  Auslegung  einer  nicht-grundgcselzlichen 
Bestimmung  der  BundesActe,  gerichtetes  Gesuch,  zur  Berathung  und  Be- 
zchlufsnahme  «nach  vorgangiger  Berichterstattung»  ausgestellt  ward,  in  dem 
Protoc.  v.  a5.  Nov.  1816,  %.  37.  Man  s.  die  wiener  SchlufsActo  v.  i8*»o,  Art.  7 
u.  17,  verglichen  mit  Art.  8,  9  u.  10. 

«)  Der  engere  Rath  erklärte  durch  einen  RcscMufs,  in  dem  Protocoll  v.  77.  Jul. 
«£17,  %.  35i  ,  dafs  die  in  dem  i5.  Art.  festgbsetzte  Pensionirung  der  Mitglieder 
das  teutschen  Ordens,  auf  die  Mitglieder  des  JohanniterOrdens  auszudehnen 
sey.  Die  Stimmen  bichei  waren  einhäliig;  aber  Mehrheit  hätte  genügt,  wenn 
e%  authentische  Auslegung  einer  nicht-grundgcsctzliehcn  Bestimmung  der  Bun- 
desActe seyn  sollte.  Betrachtet  man  aber  diese  Erklärung  als  eine  ganz  neue 
Bestimmung,  so  konnte  sie  anders  nicht  als  mit  freier  Zustimmung  sämmtlicher 
Beteiligten  errichtet  werden  129). 

f)  Durch  notkwendige  Stimmcncinhälligkeit ,  mufs  die  authentisch  zu  erklärende 
Bestimmung  zu  Stande  gekommen  seyu;  zufällige  käme  bei  obiger  Regel  nicht' 
in  Betracht.  So  auch  L.  v.  Dr»6ch,  Beiträge  zu  dem  offen!  1.  Recht  des  d. 
Bundes  (Tüb.  182«.  8.),  S.  1  ff.  —  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Völker- 
rechts, kann  authentische  Auslegung  vertragmäsiger  Bestimmungen,  und  selbst 
Entscheidung  der  Vorfrage,  ob  der  Sinn  zweifelhaft  sey?  nur  durch  freie 
Uebereinkunft  aller  Interessenten  erfolgen.  IUübeb,  droit  des  gens  de  PEu< 
rope ,  §.  x63. 

§.  (132.) 
Stimmordnung  in  dem  engern  Rath,  und  in  dem  Plenum. 

1)  Für  die  Stimmordnung  in  dem  eng  er  n  Rath  der  Bandes-' 
Versammlung,  ward  in  der  BundesActe  vorläufig  diejenige  Ordnung 
(8chcma  votantlum)  festgesetzt,  in  -welcher  oben  (§.  121)  die  Inhaber 
der  Viril-  nnd  CnriatStimmen  genannt  sind.  Es  ward  aber  nicht  nur 
zugleich  der  Vorbehalt  hinzugefügt,  dafs  die  Stimmberechtigten 
unbeschadet  ihres  Ranges  in  dieser  Ordnung  stimmen  sollten  *), 
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sondern  auch  in  dem  achten  auf  dem  wiener  Congrefs  gehaltenen 
ConferenzProtocoll,  durch  einen  Bcschlufs  noch  überdiefs  einem  Jeden 
sein  Recht,  in  Ansehung  des  Banges,  vorbehalten  *).  II)  Für  das 
Plenum,  ward  auf  dem  wiener  Congrefs  vorläufig  der  ßeschlufs  ge- 
fafst,  dafs  derjenige,  welcher  zwei  Stimmen  zu  führen  hat,  vor 
demjenigen  genannt  weiden  soll,  welcher  nur  eine  hat  <).  Diesem 
gemäfs ,  wurden  in  der  Bundes  Acte  <0  die  Stimmen  für  das  Plenum 
einstweilen  geordnet ,  und  in  so  fern  Ausnahmen  von  dem  ehemaligen 
teutschen  ComitialRang  gemacht  *)• 

a)  BundesActe,  Art.  4-  Vorläufige  Geschäftordn.  der  B.  V.  r.  3o.  Oct.  1816, 
Ahscbn.  I;  in  Ki.ÜBrn's  Staatsarchiv.  Bd.  II,  S.  16.  —  Die  Festsetzung  einer 
beständigen  Stimmordnung,  ist  «u  erwarten.    Ebenda«.  S.  83. 

4)  Iix.ünm's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  493  f.  u.  607  f.  —  Von  diesem  Rang  der 
Bundesgenossen ,  oben  %.  »i5. 

e)  Ebcndas. ,  S.  4-0. 

d)  Art.  6.    Die  angef.  Vorlauf.  Geschäftordn.,  a.  a,  O. 

r)  HtiBift's  angef.  Uebersiclit,  S.  635.  —   Von  HcsscnHomburg,  oben  %.  108,/ 

§.    132.       '  (123.) 
Fortsetzung. 

III)  Zugleich  ist  in  der  BundesActe  festgesetzt:  dafs  in  dem 
ganzen  Zeitraum,  in  welchem  die  B.  V.  (in  dem  Plenum)  mit 
Abfassung  der  Einrichtungsgesetze  (§.  123)  beschäftigt  seyn 
wird,  1)  für  die  AbstimmungsOrdnung  der  Bundesgliedttr , 
keinerlei  Bestimmung  gelte;  dafs  vielmehr  2 )  die  zufällig 
sich  fügende  Ordnung,  keinem  der  Mitglieder  zum  Nachtheil 
gereichen,  noch  eine  Begel  begründen  solle  «). 

«0  BundesActe,  Art.  8.  , 

§.    153.  (124.) 
Schlug*.  ^ 

IV)  Ferner  ist  festgesetzt  <*) :  dafs  1)  nach  Abfassung  der  Ein- 
richtungsgesetze, die  Bundesversammlung  die  künftige,  für  be- 
ständig einzuführende  Stimm  Ordnung  (§.  i3i  )  in  ßerathung 
nehmen ,  und  hiebei  sich  so  wenig  als  möglich  von  derjenigen  Ordnung 
entfernen  werde,  welche  ehedem  auf  dem  Reichstag,  namentlich 
in  Gcmäfsheit  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  von  i8o3,  beobachtet 
worden  ist  4j;  dafs  2)  aber  auch  diese  Stimmordnung  auf  den  Rang 
der  Bundesglicder  überhaupt,  und  deren  Vortritt  ausser  den 
Verhältnissen  der  Bundesversammlung,  keinen  Einflufs  ausüben 
soll.  V)  Dieser  mehrfachen  Vorsicht  ungeachtet,  kam  es,  schon  in 
den  wiener  Conferenzcn  ,  zu  verschiedenen  Erörterungen  über  den 
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Bang  einzelner  Bundesftirsten  in  der  Bundesversammlung  c).  Die 
festgesetzte  Beratschlagung ,  über  die  künftige  ,  für  beständig  einzu- 
1  führende  Stimmordnung ,  hat  bi « jetzt  nicht  Statt  gehabt. 

«)  BundesActc ,  Art.  8- 

i)  Und,  »um  Thcil,  beobachtet  werden  sollte;  denn  bekanntlich  unterblieb,  bei 
der  allgemeinen  Reichftrcrsammlung.  in  dem  Reicksjurstsnrath  die  Einführung 
derjenigen  neuen  Firi/Stimmen,  welche  in  dem  ReichsdeputationsHauptscbluf» 
waren  ertbeilt  worden. 

r)  Davon  in  Hlübk**«  angof.  Ueborsicht  etc.,  S.  5o4  ff. 


ZWEITER  ABSCHNITT. 

PersonalVerhältnisse ,    Verhandlung-sOrdnung  und  vollziehende 
Wirksamheit  der  Bundes  Versammlung. 


g.     154.  (125.) 
Uebersic/ä  dieses  Abschnittes. 

I)er  Begriff  und  die  Bestimmung  der  B.  V.,  der  Umfang  ihrer 
Wirkungsbefugnifs ,  die  Natur  ihrer  Beschlüsse,  ihre  Abtheilung  iu 
Plenum  und  engern  Rath,  mit  der  Verschiedenheit  der  für  jeden  von 
beiden  bestimmten  Gegenstände,  mit  der  Bildungsart  der  Beschlüsse, 
und  mit  der  Stimmordnung,  Alles  Gegenstände  des  ersten  Abschnittes 
dieses  Capitels ,  erschöpfen  nicht  das  hier  in  Betracht  zu  ziehende 
Verhältnifs  dieser  Bundesbehörde.  Die  Bundesversammlung ,  sowohl 
in  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum,  wird  gebildet  durch 
bevollmächtigte  aller  Bundesgenossen,  zusammen  in  collegialischem 
Verein.  Zu  Beobachtung  und  Handhabung  der  durch  die  bestehenden 
Vorschriften  und  den  Zweck  gebotenen  Ordnung  in  den  Verhandlungen, 
sind  alle  Mitglieder  der  B.  V-  gleich  verpflichtet.  Aber  die  Leitung 
der  Verhandlungen,  verbunden  mit  der  Aufsicht  über  die  Canzlei  und 
Registratur,  ist  einem  dieser  Bevollmächtigten,  als  Vorsitzendem,  über- 
tragen. Die  Rechtsverhältnisse  des  Vorsitzenden ,  als  solchen  ,  der 
säinmtlichen  Bevollmächtigten  und  ihrer  Angehörigen,  der  Bundes- 
Canzleipeisonen ,  und  der  am  Sitz  der  B.  V.  bei  dem  Bund  aecredttirten 
Gesandten  auswärtiger  Mächte,  die  Verhaudlungsordnung ,  und  die 
vollziehende  Wirksamkeit  der  B.  V.,  fordern  eine  nähere  Betrachtung, 
welche  hier  folgt, 

§.     155.   .  (126.) 

Vorsitz  und  Directorium  in  der  Bundesversammlung. 

I)  Sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum  der 
Bundesversammlung,    hat  Oestreich   den   Vorsitz  «).     II)  Der 
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Vorsitzende,  —  so  nennt  die  BimdesActe  den  präsidirenden  oder 
rräüidialGcsandtcn  —  hat,  im  Verhinderungsfall,  jedesmal  einen 
andern  Gesandten  eines  Bundesstaates  zu  den  PräsidialGeschä'ffcen  zu 
suhstituiren  l>).  Daher  wird,  zu  Verhütung  jeder  Stockung  in 
Leitung  der  Geschäfte,  der  östreichischc  Gesandte  für  Verhinderungs- 
fälle mit  SubstitutionsGcwalt  Yersehen  <").  Aber  noch  fehlt  eine  Be- 
stimmung über  die  Fragen:  wer  den  Vorsitz  zu  führen,  und  die  Ge- 
schäftfeitung  zu  besorgen  habe,  bei  Ermangelung  eines  östreichischen 
1'räsidialGcsandten,  z,  B.  nach  plötzlichem  Ableben  des  zeitherigen, 
oder  bei  verzögerter  Ankunft  des  neu  ernannten  nach  schon  erfolgter 
Abrufung*  des  zeitherigen?  Desgleichen,  wenn  Oestreich  Partei  ist, 
z.  B.  in  einem  Streit  unter  Bundesgenossen,  namentlich  in  einem  Fall 
des  3o.  Artikels  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  oder  in  andern 
Fallen,  wo  die  vollziehende  Wirksamkeit  der  B.  V.  eintritt  (§-.  166). 
III)  Da  ein  Vorsitz,  nach  seinem  natürlichen  Rechtsbegriff,  sich  auf 
die  Sitzungen  einer  Versammlung  beschränkt«'),  und  die  Bundes-* 
Versammlung  auch  ausserhalb  derselben  einer  Leitung  ihrer  Geschäfte 
bedarf;  so  ist,  in  der  künftigen  BundestagsOrdnung,  eine  eigene  genaue 
Bestimmung  über  den  Umfang  des  mit  jenem  Vorsitz  verbundenen 
Wirkungskreises,  insbesondere  über  die  Frage  zu  erwarten:  in  welcher 
Art,  auch  in  Zukunft,  mit  dem  Vorsitz  ein  Directorium  bei  der 
Bundesversammlung  überhaupt  verbunden  seyn  solle  e)  ? 

* 

a)  BundcsActe,  Art-  5.  Hlvbm's  angef.  Acten-,  Bd.  II,  S.  35«.  —  Oestreich  er- 
klärte in  den  wiener  Sitzungen  fünf  teutscher  Höfe,  «data  dieses  Geschäft 
« Präsidium  sich  blofs  auf  den  formalen  Geschäftsgang  beschränken  solle,  damit 
«auch  dem  jttri  proponendi  eines  jeden  Mitgliedes  Jiein  Abbruch  geschehe». 
Ebendas.  Bd.  II,  S.  82.  So  auch  ßaiern ,  in  d.  Protoc.  v.  181",  %■  168,  zu  I.  — 
Dafs  unter  dem  Vorsitz  «blofs  eine  formelle  Leitung  der  Geschäfte  zu  verstehen 
scy»,  halten  früher  schon  Oestreich,  Preussen  und  Hannover  erklärt.  Ebenda*. 
Bd.  I,  Heft  1  ,  S.  59.  Vergl.  Klubfr's  angef.  üebersicht  etc.,  S.  146  u.  549  f., 
desgl.  untcu  Note  d. 

b)  Bcschlufs  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  v.  «6.  Jim.  1817,  %.  367,  Num.  *2,  —  Von 
der  Benennung  des  Vorsitzenden,  im  Verhältnifs  zu  auswärtigen  Mächten,  unten 
%.  i85i  6. 

c)  Protoc.  der  B.  V.  vom  i4-  Not.  1816,  §.  10.    Baicr.  Votum  ebendas, 

d)  Der  erste  nreusslschc  Entwurf  der  BundesAele  enthielt  ausdrücklich  den  Vor- 
schlag ,  den  Forsitz  Oestreich ,  das  Directorium  Oestreich  und  Preussen  gemein* 
schnftlich  zu  geben,  und  beides  durch  besondere  zweite  Botschafter  auszuüben, 
Ki.übfr's  angef.  Acton  etc.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  5o,  5*  u.  53.  Vergl.  auch  ebenda*. 
Bd.  II,  S.  1 ,  21,  23,  ?5,  3io,  3i6  u.  481.  —  Bei  Eröffnung  des  Bundestags, 
am  5.  Nov.  1816,  mufstc  der  Vorsitzende  kaisrrlteh-östreichischc  Gesandte,  auf 
ausdrücklichen  Befehl  seines  Souverains,  Folgendes  erklären:  «Sc.  Majestät 
«  betrachten  Sich  als  vollkommen  gleiches  Bundesglied,  Sic  erkennen  in  dem  ein- 
geräumten Vorsilz  bei  dem  Bundestag,  kein  wahres  polii,\'ics  f'orrecht.  son- 
dern ehren  darin  nur  die  schöne  Bestimmung  einer  Ihnen  anvertrauten  Ge* 
tsi'ioßshituNg*.  Trotoc.  v.  1816,  %.  4.  Blüb**'s  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  39  u.  8t- 

0)  In  Betrachtung  kommen  hier  z.  B.  folgende  Gegenstände:  ob  uud  welche 
Vorrechte  mit  dem  Vorsitz  und  Directorium  verbunden  »cyn  sollen  (Vergl. 
Hi.viuh's  nngof.  Acten  etc.,  Bd.  II ,  S.  «5  u.  196)'/  die  Vertretung  der  Bundes« 
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f  Versammlung  bei  Gesandten  auswärtiger  Machte  (  KlUbfr's  angef.  Acten ,  Bd.  II, 
S.  i4?  u.  178);  die  Legitimation  dieser  Gesandten ,  und  der  Bevollmächtigten 
der  Bundesgenossen,  besonders  der  Präsidial-  und  DircctorialGcsandtcn;  die 
Eröffnung,  vorläufige  Einsicht,  und  Prüfung  der  für  die  B.  V.  einliommenden 
Schreiben  und  Eingaben;  die  Ansage  zu  den  Sitzungen;  die  Proposition  und 
Umfrage  darin;  die  entscheidende  Stimme  bei  Stimmengleichheit;  die  Bildung 
der  Beschlüsse  aus  den  Abstimmungen;  das  Directorium  der  Acten,  insbeson- 
dere der  in  den  Sitzungen  abzuhaltenden  Protocollc;  die  Unterschrift  der  von 
dem  Bund,  und  in  dessen  Namen  von  der  B.  V.  zu  erlassenden  förmlichen 
Ausfertigungen;  die  öffentliche  und  PrivatDictatur;  die  Aufsicht  über  den 
Versammlungsort,  das  Archiv,  die  Begistratur  und  Canzlei,  die  Bibliothek, 
die  BundesmalrikularCasse  und  die  BundeseanzleiCassc ,  auch  über  sämmtliche 
hiebei  angestellte  Personen,  und  die  Verwaltung  der  Gerichtbarkeit  über  die 
letzten;  Bestellung  eines  BundesCanzlers.  Die  vorläufige  Geschäftordnung 
3o-  Oct.  1816,  enthält  einstweilen  Bestimmungen  über  verschiedene  von  die- 
•en  Gegenständen,  welche  unten  an  den  gehörigen  Orten  angegeben  werden.  — 
Aeusscrung  des  hannoverischen  Bevollmächtigten ,  in  den  wiener  Ministerial- 
Confercnzen  von  18™,  dafs  ^früher  oder  später  vielleicht  das  Bcdürfnifs  eintreten 
«werde,  eigene  JtutizConsultnien  bei  dem  Bundestag  anzustellen».  Vergl.  unten 

>  ■ 

§.     156.  (127.) 

Local,  Canzlei,  Reijistratur ,  Archiv,  Bibliothek  und  Buchdruckerei  der 
Bundesversammlung.    Canzleipersonen.  BundeseanzleiCassc  Bundes* 
-matrikularCasse.  V erhältniss  der  Gesandten  zu  der  Canzlei. 

I)  Die  Bundesversammlung  hat,  in  einem  angemessenen,  zugleich 
für  ihre  Sitzungen  bestimmten  Local  «),  eine  eigene  Canzlei,  nebst 
Registratur  und  Archiv,  und  die  Bu  nd  es  c  an  zl  ei  Cas  s  e,  auch 
eine  Buchersammlung,  insbesondere  eine  Sammlung  von  gedruckten 
Gesetzen,  Statuten  und  Verordnungen,  die  in  den  Bundesstaaten 
gelten  *);  dieses  Alles  unter  Aufsicht  des  Präsidiums.  H)  Sämmtliche  bei 
der  Bundescanzlei  angestellte  Personen,  mit  Inbegriff  des 
Canzlei Directors,  sind,  auf  den  gutachtlichen  Vorschlag  des 
Präsidiums  «•) ,  von  ihr  zu  ernennen,  und  dem  Bunde  zu  verpflichten, 
dem  sie  daher  mit  Amtpilicht  angehören  <0.  Die  Aufsicht  über 
dieselben,  steht  jederzeit  dem  Präsidium  zu,  welche  auch  die  der 
Bundesversammlung  zustehende  Gerichtbarkeit  über  dieselbeu 
auszuüben  hat  «)•  HI)  Noch  fehlt  eine  feste  Bestimmung  über  die 
Frage:  wer,  bei  Ermangelung  oder  Verhinderung  dcsCanzlei- 
Dircctors,  dessen  Stelle  zu  vertreten  habe/)?  IV)  Da  die  Proto- 
colle  der  B.  V.  mit  Beilagen ,  zum  Theil  auch  ihre  Registraturen  oder 
SeparatProtocolle,  und  manche  andere  Verhandlungen,  z.  B.  die 
Protocolle  der  Militäi  Commission  für  Rechnung  der  BundescanzleiCasse 
gedruckt  werden  (§.  165),  so  besteht  defswegen  eine  Uebereinkunft 
mit  einer  an  dem  Sita  der  B.  V.  befindlichen  Buchdruckerei  £), 
die  in  solcher  Beziehung  den  Namen  BundesPräsidialBuchdruckcrei 
führt,  und  deren  Vorsteher  von  dem  Director  der  Bundescanzlei  in 
Pflicht  genommen  ist.    V)  Zu  Unterhaltung  der  Canzlei,  zu  Bestreitung 
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der  Druckltosten,  auch  jener  der  MilitärCommission ,  und  für  andern 
gemeinschaftlichen  Aufwand  der,  Bundesversammlung ,  z  B  für  ihr« 
Biichersammlung,  besteht  eine  BundescanzleiCasse  mit  dem 
Hölingen  Personal  (dermal  einem  provisorischen  Cassier),  unter  Ober- 
aufsicht der  B.  V.,  insonderheit  des  Präsidii,  und  unter  Aufsicht  des 
CanzleiDirectors.  Sie  wird  gebildet  durch  Beiträge  sämmtlicher  Bundes- 
genossen, und  zwar  ausnahmweise  nach  einer  gleichen  Vertheilung 
unter  die  siebenzehn  Stimmberechtigten  des  engern  Raths;  daher  die 
Theilhaber  einer  CuriatStimme  insgesammt  mehr  nicht  bezahlen,  als 
ein  VirilStiuimberechtigter.  Die  Entrichtung  wird,  so  oft  es  nöthig, 
von  der  B.  V.  beschlossen  A).  Der  jedesmalige  Beitrag  eines  jeden 
von  den  siebenzehn  Stimmberechtigten,  besteht  in  zwei  tausend  Gulden 
rheinisch  oder  im  24  Gulden  Fufs  0«  Er  ist  für  Alle  von  ihnen  gleich, 
weil  von  der  Verwendung  Alle  gleichen  Vortheil  ziehen.  Der  Ge- 
sammtbetrag  einer  jedesmaligen  Bewilligung,  besteht  demnach  in 
34,000  Gulden.  VI)  Mit  der  Verwaltung  dieser  BundescanzleiCasse  ist 
jetzt  zugleich  jene  derBundesmatr  ikularCasse,  für  dieBundesma- 
trikularBeiträge  der  Bundesgenossen  (§.  181  u.  ]o,5),  verbunden.  VH)  Der 
Zutritt  in  der  Bundcscanzlei,  und  die  Verabfolgung  begehrter  Ab- 
schriften f  ist  keinem  zu  der  Bundesversammlung  gehörenden  Ge- 
sandten gewehrt.  Urkunden  und  Original  Acten  werden  jedoch 
keinem,  ohne  defshalb  ergangene  Verfügung  der  B.  V.,  überliefert  *)* 

a)  Hin  zweckmästges  Locol  für  die  B.  V.  und  deren  Archiv,  ward  1816  vorerst 
in  dem  fürstl.  thuru-  und  taxischen  Palast  bereitet,  wo  zugleich  die  Wohnung 
der  kaiserl.  östreich.  Gesandschaft  ist.  Erklärung  der  B.  V.  an  den  Senat  der 
Stadt  Frankfurt,  im  Oct.  i8>6,  Art.  1;  loco  dict  gedruckt  in  d.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1816,  und  in  Rlübkb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  139.  Vorlauf.  Ca* 
schäftordn.  v.*i8i6,  Art.  I  u.  IV,  cbendas.  S.  i3  u.  22. 

i)  BeschluCs  der  B.  V.  v.  18.  Jan.  18?.  1,  in  d.  Protoc.  v.  1821 ,  %•  10. 

c)  Registratur  über  die  sechste  PräliminarConferenz  der  Gesandten,  v.  3o.  Oct. 
1816,  in  der  QuartAusg.  der  Protoc.  der  B.  V. ,  Bd.  I,  S.  »36.  Protoc.  der 
B.  V.y.  s3.  Dec.  1816,  70.  RlIdziTs  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  8a.  — 
Jetzt  sind  bei  der  Bundesranzlei  angestellt:  ein  Canr.lciDirector ,  ein  Regislra- 
tor,  drei  Canzlistcn  (wovon  einer  zugleich  DruckCorrcctor ) ,  zwei  tänzlet- 
diener. 

d)  Ocstreichs  Erklärungen  defshalb,  in  den  J.  181 J  u.  i8i5,  in  KmJbfrs  Acten 
des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  a,  81  u.  3io.  Preussische,  cbendas.,  S.  37. 
Ri.ÜRKiv's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  146  u.  55o.  —  Koch  fehlen  Bestimmungen 
über  folgende  Fragen.  Wer  ist  als  Staatsoberhaupt  der  Bunde6Canzlcipersonen 
und  ihrer  Angehörigen  zu  betrachten?  (Der  Bund?)  Wo  ist  ihre,  ihrer 
Ehefrauen,  Witwen  und  Binder  staatsbürgerliche  Hcimath  ?  Kach  welchen  Pro- 
ctfsGcsetzcn.  ist  die  der  B.  V.  über  sie  beigelegte  Gerich  tbarkeit  auszuüben? 
Welche  CivilGcsctze ,  und,  in  peinlichen  Sachen,  welche  Strafgesetze«  sind 
für  und  gegen  sie  anwendbar?  (Etwa,  durch  subsidiarische  Rcccption,  die 
Gesetze  des  Sitzes  der  B.  V.,  oder  —  ihres  fori  originis?)  Ist  das  Präsidium,  da 
ihm  die  Ausübung  der  Gerichtbarkeit  über  diese  Personen  übertragen  ist,  (gehörige 
Rechtskundc  bei  ihm  vorausgesetzt)  auf  die  Rechstpflcgc  zu  verpflichten,  wie 
allgemein  bei  den  das  Richteramt  verwaltenden  Personen  üblich  und  wesent. 
höh  nölhigist?  Wäre  zwochgcuiäfs ,  einem  an  dem  Sitz  der  B.  V.  bestehenden, 


Digitized  by  Google 


2.  AbscliD.  PersonalVerliältnisse  etc. 


153 


collegialisch  besetzten  Geriebt  diese  Rechtspflege,  für  immer  oder  in  einzelnen 
Fällen,  auftragweise  zu  übertragen?  —  Die  Polizeigewalt  über  die  Canzlei- 
personen,  steht  ohne  Zweifel  der  B.  V.  zu.  Wäre  für  sie  in  der  B.  V.  ein« 
PolizeiCommission  anzuordnen  ? 

■»)  Vorlauf.  Geschäftordn.  der  B.  V.  v.  1816,  Art.  IV;  in  Klübeb's  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S.  22.  Ebendaselbst  wird  dem  Präsidium  auch  die  Bcfugnifs  übertragen, 
die  bei  der  ßundescanzlei  angestellten  Individuen,  im  Fall  nicht  gehörig  er- 
füllter Amtpflicht,  wieder  zu  eniliuten.  —  Die  Bundescanzlci  ist  unterschieden 
von  der  h.  k.  GesandschafiCanzlei.  In  der  sechsten  PräliminarConferenz  der 
Gesandten  (%.  118)  v.  3o.  Oct.  1816,  proponirte  der  Vorsitzende  Gesandte, 
«sich  über  die  Besoldung  eines  zeitlichen,  mit  der  Präsidial-»  (k.  k.  östrei- 
chischen)  «Canzlci  in  keiner  Verbindung  stehenden  CanzleiDirectors  auszu- 
sprechen». Kr  schlug  zugleich  für  denselben  einen  Jahrgebalt  von  6000  Gul- 
den, nebst  freier  Wohnung  und  ßcheitzung,  vor;  welches  allgemein  geneh- 
migt ward.  Protocolle  der  B.  V.  ( QuartAu^gabe  ),  Bd.  I,  S.  »37.  —  Die  Be- 
4oldungen  der  übrigen  Canzleipcrsoncn ,  wurden  ebendaselbst  festgesetzt,  aber 
erhöht,  durch  Beschlufs  der  B.  V.  v.  11.  Jan.  1821  ,  in  d.  Protoc.  v.  1621 ,  $.  5. 

f)  Bei  Verhinderung  des  CanzleiDirectors,  ward  mehrmal  die  Protocollführung 
einem  bei  der  östreichischen  Gesandschaft  am  Bundestag  abgestellten  Rath 
von  dem  Präsidium  übertragen ,  womit  die  übrigen  Gesandten  sich  einverstan- 
den erklärten.   Protoc  v.  1824,  %.  123 ;  1826,  %.  68. 

f)  Registratur  über  die  sechste  PräliminarConferenz,  v.  3o.  Oct.  1816;  in  der 
Ojiart Ausgabe  der  Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  237.  —  Ein  eigener  Druck- 
Vomiior,  befindet  sich  unler  dein  BundcscanzleiPersonal.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1816 ,  %.  70. 

A)  Ueber  die  Errichtung  der  BundescanzleiCasse  spricht  die  Verhandlung  in  der 
sechsten  PräliminarConferenz^  der  Gesandten,  v.  3o.  Oct  1816;  in  der  angef. 
Quart  Ausgabe,  Bd.  I,  S.  23~.  —  Von  plekher  Ftrthcilung  der  Beitrage  zu  der 
BundescanzleiCasse  unter  die  17  Stimmberechtigten  der  engern  B.  V,  s-  Pro- 
tocolle der  B.  V.  v.  1818,  4*  u.  2°*  Aug.,  %.  104  u.  210,  daselbst  in  dem 
Beschlufs,  Kum.  2.  Vcrgl.  unten  §.  181.—  INiach  einem  Beschlufs  der  B.  V. 
v.  5.  Aug.  1819,  %.  166,  sollen  auch  die  Druckkosten  der  MilitarCommissiun, 
aus  der  BundescanzleiCasse  bestritten  werden. 

0  Beispiele  von  Beschlüssen  zu  Einzahlung  von  Beiträgen ,  findet  man  in  dem 
Protocoll  in  der  sechsten  PräliminarConferenz  v.  3o.  Oct.  1816.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  11.  Nov.  1816,  $.9;  v.  4.  Mai  1818,  %.  io4j  v.  5.  Aug.  1819,  §.  166; 
v.  11.  Jan.  1821,  %.  4;  v.  1822,  §.  58;  v.  1823,  116;  v.  1824,  %.  i35.  —  Rech- 
nungsahiegvng  und  Revision  der  Rechnungen  durch  eine  BundcstagsCommission. 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  %.  96  u.  104  nebst  Beilage  40;  v.  1820,  %.  225;  v. 
1821,^.4,  2o5u.  239»  v.  1826,     14*  betr.  die  Rechnungen  von  1820— 1824 ;  v.  1827. 

*)  Vorlauf.  Geschäftordn.  der  B.  V.,  Art.  IV. 

§.    157.  (128'.) 

Bevollmächtigte  Gesandte,   InterimGesandle  und  speeialbevoUmächtigte 
Gesandte  der   Bundesgenossen    in  der   Bundesversammlung.  Ihre 
Vorrectüe ,  Legitimation,  Substitution,  Bericlderslattung  und 

Instruction. 

1)  Die  Bevollmächtigten  der  Bundesgenossen  in  der 
Bond  es  Versammlung  (§.  116),  werden  als  Gesandte  beglaubigt«), 
«od  gemessen  in  dieser  Eigenschaft  die  gesandschaftlichen  Vorrechte 
*nd  Befreiungen        II)  Für  die  Zeit  der  Erledigung  einer  Gesandtcn- 
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stelle,  auch  -während  der  Abwesenheit  oder  Verhinderung  des  bestän- 
digen Gesandten,  kann  von  dem  stimmberechtigten  Bundesgenossen 
ein  InterimGesandter  bestellt,  und  hiczu  der  Gesandte  «eines 
andern  Bundesgenossen,  mit  dessen  Einwilligung,  gewählt  werden  «)• 

III)  Dafs  ein  Gesandter  für  mehrere  Stimmen  in  der  B.  V.  fort- 
während bevollmächtigt  werde,  widerstreitet  in  Ermangelung  einer 
positiven  Bestimmung,  der  Natur  der  Bundesverhältnisse  nicht,  auch 
spricht  dafür  die  Analogie  des  Herkommens  bei  der  ehemaligen 
allgemeinen  Reichsvcrsammlung  <0  und  bei  andern  Staatsversamm- 
lungen,   namentlich   den    wiener   MinisterialConfcrenzen    von  1820. 

IV)  Eben  so,  dafs  ein  Bundesgenofs  mehrere  Gesandte  zugleich 
in  die  B.  V.  abordne;  es  sey  nun  gleichbevollmächtigte,  mit  der  Clausel 
snmmt  oder  sonders,  oder  für  nach  Gegenständen  getrennte  Stimm- 
führung, oder  so,  dafs  fiir  bestimmte  Gegenstände,  der  eine  dem 
andern  als  gesandschaftlichcr  SpecialBevollmächtigtcr  bei-, 
geordnet  sey.  V)  Die  Legitimation  der  Gcsaudteu  erfolgt  bei 
dem  Präsidium  der  Bundesversammlung,  welches  den  übrigen  Bevoll- 
mächtigten amtliche  Nachricht  davon,  in  der  nächsten  förmlichen 
Sitzung  der  engern  Versammlung,  zu  ertheilen,  und  über  die  Zuläng- 
lichheit der  Beglaubigung  einen  Beschlufs  der  Bundesversammlung  zu 
veranlassen  hat/).  VI)  Für  Verhinderungsfälle,  pflegt  den  Gesandten 
in  ihrer  Vollmacht  SubstitutionsGe  walt  crtheilt  zu  werden,  hraft 
welcher  sie,  so  oft  es  nüthig,  Stellvertreter  ernennen  und  beglau- 
bigen Ar) ,  welches  jedesmal  in  dem  Protocoll  der  engern  Versammlung 
angezeigt  wird.  VII)  Diese  bevollmächtigten  Gesandten,  denen  Be- 
richterstattung an  ihre  Regierungen  obliegt,  sind  unbedingt  ab- 
hängig von  ihren  Committenten,  und  diesen  allein  verantwortlich  für 
Befolgung  ihrer  Instructionen,  der  allgemeinen  und  besondern,  so 
wie  für  ihre  Geschäftführung  überhaupt  A) ,  wobei  jedoch  die  Selbst- 
ständigkeit der  B.  V.  in  ihrer  Gesammtheit  nicht  leidet.  Handeln  Ge- 
sandte als  Mitglieder  einer  von  der  B.V.  niedergesetzten  Commission, 
oder  als  von  ihr  ernannte  Referenten,  so  mufs  die  Frage:  ob  und  wie 
weit  sie  in  dieser  Eigenschaft,  zu  Aeusserung  ihrer  gutachtlichen 
Meinung,  von  Instructionen  ihrer  Regierung  abhängig  seyen,  aus  der 
Natur  des  Auftrags  beurtheilt  werden,  namentlich  bei  unparteiischen 
Rechtscrörterungcn.  VIII)  In  dem  Verhältnifs  der  Gesandten  für 
Curia tStimmen,  sind  verschiedene  Eigenschaften  zu  bemerken 
(5.  i$7 ). 

«)  Vcrgl.  Klübxb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  at.  —  Diese  bevollmächtigten 
Räthe  der  Bundesgenosse,  die  nach  ihrer  wesentlichen  Bestimmung  des  Gc- 
sandtenTilels  oder  eines  diplomatischen  Charakters  nicht  bedürften ,  sind  von 
den  Bundcsglicdern  abgeordnet  in  die  B.  V.,  mithin  Gesandte  der  Bundesgenos- 
sen in  der  B.  V.  oder  an  den  oder  auf  dem  Bundestag;  nicht  Gesandte  der 
B.  V.  oder  des  Bundestags  (vergl.  %.  i85  a),  folglich  eben  so  wenig  Bundes- 
tagsGesandte  als  Bundesgtsandie  (vergl.  die  Rubrik  in  d.  Protoe.  der  B.  V.  v. 
1819,  S.  565  der  Orig.Ausg. ).  Die  beiden  letzten  Titel  wären  passend  für 
Gesandte,  die  von  dein  Bundestag  oder  von  dem  Bund  an  Staatsregicrungen 
oder  Congresse  abgeordnet  wurden  (%.  18a).    Die  Benennung  Bundestags 
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Gesandte  pnfst  für  jene  eben  so  wenig,  als  die  Benennungen  Bundesregierung 
(Regierung  des  Bundes)  und  Bundesgebiet  (%.  78  u.  m),  jene  von  einer  zu 
dein  Bunde  gehörenden  Staatsrcgicrung ,  diese  entweder  Ton  dem  Staatsgebiet 
eine?  r.u  dem  Bund  gehörenden  Staates,  oder  von  allen  Staatsgebieten  der  in 
dem  Bund  vereinigten  Staaten  zusammen  genommen.  (Vergl.  wiener  Schlufs- 
Acte  Art-  29  nebst  22  u.  34«  u-  Art.  47  u.  5i).  Angemessener  spricht  der 
Entwurf  einer  provisorischen  ExecutionsOrdnung ,  Art.  8,  in  d.  Protoe.  v. 
10.  Sept.  1819,  V  220,  S.  665,  von  BundcsStaatsregicrungcn.  —  Von  den 
Pflichten  u  Eigenschaften  dieser  Gesandten,  s.  (?.  Gagern).  Leber  Deutsch- 
lands Zustand  u.  Bundesverfassung  (Stuttg.  1818.  8.),  S.  5a  u.  96  ff. 

i)  Die  Eigenschaft  der  Botschafter  oder  Gesandten  vom  ersten  Rang,  ward  Be- 
vollmächtigten der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.  seither  nicht  beigelegt;  sie 
wurden  als  ausserordentliche  Gesandte  und  bevollmächtigte  Minister,  mithin 
als  Gesandte  vom  zweiten  Rang,  aecreditirt  und  behandelt.    Obgleich  der 
europäische  Völkergebrauch  Gesandten  des  zwci'tcn  Ranges,  als  solchen  r  das 
Prädicat  Escellenz  allgemein  nicht  einräumt  (Rlübfii  droit  des  gens  de  VEu- 
rope,       210),  und  dasselbe  auch  den  Gesandten  der  Bundesgenossen  in  der 
B.  V.,  als  solchen,  von  Staatsbehörden  ihres  Souverains  nicht  gegeben  wird, 
ao  kann  solches  doch  auch  diesen  Gesandten  in  einer  andern  Eigenschaft, 
oder  durch  besondere  Verleihung  ihres  Souverains,  (als  staatsomtlichc »  mi- 
litärische, Hof-,  Ordens-,  oder  TitularExcrllenz)  zukommen,  verschiedru 
alsdann  von  der  diplomatischen  Exccllenz.   Vergl.  %.  »44  k 

r)  Ein  Beispiel  in  dem  Protoe.  v  i8»3,  %.  144. 

d)  Hier  gab  es  noch  1804  Gesandte,  die  im  Beichsfürstenrath  von  3,  5  bis  7 
verschiedenen  Fürsten  zugleich,  fortwährend  bevollmächtigt  waren,  und  im 
J-  1802  einen  (Frhr.  v.  Linker),  der  es  sogar  von  1»  war. 

*)  Wie  jeder  anderer  Beteiligter,  kann  auch  ein  Bundesgenofs  einen  Spearf- 
Bcvoltmüchtigten  ohne  gesundscfutfilichen  Charakter  an  den  Sitz  der  B.  V.  abordnen, 
oder  einen  daselbst  schon  anwesenden  Mann  dazu  bestellen,  für  ihn  beson- 
ders betreffende  Angelegenheiten  vor  der  B.  V.,  z.  B.  zu  Vergleich-  oder 
andern  Verhandlungen  bei  oder  mit  einer  Commission  der  B.  V.  Doch  würde 
ein  solcher  auf  Zulassung  in  Sitzungen  der  B.  V.  nicht  Anspruch  machen 
können.  Beispiele  in  dem  Protoe.  der  B.  V.  v.  1818,  %.  19;  v.  1819,  %.  i58 
u.  169;  v.  1820,  \,  46;  r.  1821,  %.  94,  226  u.  i5i.  Auch  kam  dieser  Gegen- 
stand im  J.  i8»4  Dei  der  B.  V.  zur  Sprache,  bei  Gelegenheit  eines  von  Wir- 
temberg  wegen  der  standesherrlichen  Beschwerden  abgeordneten  Special- 
Bevollmächtigten. 

/)  Rlübkr's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  27.  Bei  einer  Veränderung  in  der  Person 
des  Ausstellers  der  Vollmacht ,  z.  B.  durch  Todesfall ,  mufs  eine  Vollmacht 
von  seinem  Kachfolger  beigebracht  werden.  Protoe.  der  B.  V.  v.  1817 65; 
18 18,  %.  102;  1820,  %.  1  u.  73 j  v.  1822,  %.  195.  —  Als  im  Juli  1823  in  dem 
Herzogthum  Oldenburg  der  seitherige  Landes  Administrator  die  Regierung 
in  eigenem  Namen  übernommen  hatte,  übergab  dessen  Gesandter  eine  neue 
Legitimation.  Protoe.  der  B.  V.  v.  1824 ,  §.  2.  —  Von  der  Legitimation  der 
CuriatGesandten  unten  %.  i56  u.  137. 

g)  Klübkr's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  99  f.  u.  27.  Protocolle  v.  1816,  %.  53  u.  59; 
v.  1817,  \.  1  u.  21  —    Von  der  Substitution  des  PräsidialGesandten ,  oben 

§.  i35. 

A)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  8.  Protoe.  der  B.  V.  t.  1822,  %.  6.  — 
Preussischc  Erklärung  über  die  Notwendigkeit  der  InstructionsEinholung, 
«bei  allen  denjenigen  wickigem  und  verwickeltem  Angelegenheiten,  welche  zur 
nilhern  Erörterung  und  zum  gutachtlichen  Vortrag  an  eigene  Commissionen  ver- 
xviesen  werden  »j  in  d.  Protoe.  der  B.  V.  t.  1822,  %.  81.  —  Von  allseitiger 
Instruction  »Einholung  unten,     i5i,    Vergl.  auch  70. 
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§.     138.  <128b.) 

Ceremoniel  der  Gesandten.    Ihre  Abrufung.    Versieaeiung  nach 

ihrem  Ableben. 

I)  Das  Ceremoniel,  welches  die  Gesandten  der  Bundesgenossen 
in  der  B.  V.,  sowohl  gegen  diese,  als  auch  unter  sich  und  gegen 
Auswärtige,  zu  beobachten  haben,  ist  positiv  nicht  bestimmt;  es  ist, 
in  der  Hegel,  das  gewöhnliche  der  Gesandten  voin  zweiten  Bang,  wi« 
es  theils  aus  der  Natur  ihrer  Bestimmung  und  dem  diplomatischen 
Gebrauch ,  theils  aus  den  Verhältnissen  der  Wohlanständigkeit  und  der 
hei  gebrachten  Höflichkeit  sich  ergibt.  11)  Die  Abrufung  eines  Ge- 
sandten, wird  von  ihm  dem  Vorsitzenden  Gesandten,  und  durch  diesen 
der  B.  V.  auf  dieselbe  Art  eröffnet,  wie  sein  Eintritt.  III)  Nach  dem 
Todesfall  eines  Gesandten,  geschieht  die  Versiegelung  seines 
Nachlasses,  insbesondere  seiner  Papiere,  von  einer  zu  derselben  Ge- 
sandschaft gehörigen ,  biezu  ermächtigten  Person ,  oder  von  dem 
beglaubigten  Stellvertreter .  derselben  oder  des  Gesandten;  in  Erman- 
gelung aller  dieser,  von  dem  Präsidium  der  Bundesversammlung  a). 

a)  Vorläufige  Gcschäftordn.  der  B.  V.  y.  3o.  Oct.  1816;  in  Klt;bsb's  Staatsarchiv 
Bd.  II,  S.  i5,  u.  in  dessen  Qucllensammlung  etc.  Num.  V.  Von  der  Versiegelung 
und  Kntsiegelung  nach  dem  Ableben  des  hannöverischen  Gesandten  ▼•  Martens, 
».  man  die  Protoc.  der  B.  V.  v.  aa.  Febr.  i.,  8.  u.  i5  Mär«  i8ai,  %>  $7» 

§.    159.  (128«.) 
Ferhältniss  der  Gesandten  tu  den  Bundesstaaten. 

I)  Der  Gesandte  eines  Bundesstaates  in  der  B.  V.,  ist  nicht  an- 
zusehen als  aecreditirt  bei  Bundesstaaten,  allen  oder  einzelnen  «): 
denn  die  B.  V»  ist  nur  ein  Congrefs  von  Gesandten  sämmtlicher  Bundes. 
Staaten.  In  den  Ländern  der  BundesSouveraine,  bann  daher  ein  solcher 
Gesandter ,  in  dieser  Eigenschaft: ,  nur  auf  diejenigen  gesandschaftlichen 
Vorrechte  und  Befreiungen  *)  Anspruch  machen,  welche  durchreisenden 
Gesandten,  als  solchen,  eingeräumt  werden  <)>  es  sey  allen,  oder  nur 
den  Gesandten  in  der  B.  V. ,  oder  blofs  den  Gesandten  seines  Souverains. 
1!)  Einzelne  Gesandte  dieser  Art,  werden  jedoch  nicht  selten  zugleich 
auch  bei  einem  oder  dem  andern  Bundesstaat  aecreditirt. 

«)  Von  den  Gesandten  auswärtiger  Mächte,  s.  §.  144. 

6)  Z.  B.  von  Chaussee-,  Wege-,  Pflaster-,  Thor-,  Sperr-  und  Brückengeld, 
Zoll,  Accise  u.  dgl.  In  verschiedenen  Bundesstaaten  wird  diese  Befreiung  den 
Gesandten  der  Bundesstaaten  in  der  B.  V.  eingeräumt,  nach  dem  Beispiel  der 
Gesandten  in  den  ehemaligen  Beichs-  und  Kreis  Versammlungen. 

«)  Kxöbeb  s  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  |.  176  et  304. 


■ 
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§.     140.  (128  «<. 

LegalionsRöthe ,  Secretäre  und  Canzlislen,  und  übrige*  Gefolge. 

Bei  den  Gesandschaften  der  Bundesgenossen  am  Bundestag,  sind, 
nach  Gutfinden  oder  Bedürfuifs,  LegationsR  äthe,  Secretäre,  und 
Canzlisten,  wenigstens  die  letzten,  angestellt.  So  fern  sie  mit  der 
BunÜescanzlei  in  amtliche  Berührung  kommen  sollen,  z.  B.  bei  der 
Dictatur,  Fertigung  von  Abschriften,  u.  d.,  haben  sie  eine  von  ihrem 
Gesandten  ausgefertigte  schriftliche  Legitimation  dem  Director  der 
Bundescanzlei  zu  fiberreichen  «).  Den  Sitzungen  der  B.  V.  dürfen 
sie  nicht  beiwohnen  Sie  und  die  übrigen  Angehörigen,  geniessen 
die  dem  gesandschaftlichen  Gefolge  zukommenden  Vorrechte  und 
Befreiungen  0- 

«)  Registratur  der  B.  V.  v.  9.  Oct.  1816;  in  der  QuartAusgabe  der  Frotocolle  der 
B.  V.,  Bd.  I,  S.  239.  —  Bei  der  Dictatur  soll  Niemand  zugelassen  werden,  der 
nicht  in  wirklichem  Staatsdienst  steht.  Registratur  der  B.  V.  v.  i5.  Oct.  1816 ; 
ebendas.  S.  a3i.  \ 

l)  Kl&bkb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  11  u.  16  f. 

*)  Vcrgl.  $.  14a.  Krün  kr  s  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe ,  %.  188—191. 
ao3  «•  207a.  aia  et  suir.  a3o. 

§.    141.  (129) 

Verhältnis»  der  Bundesversammlung  und  der  einzelnen  Gesandschaften 

zu  der  Stadt  Frankfurt. 

Durch  eine  von  der  Bundesversammlung  an  den  Senat  der 
dreien  Stadt  Frankfurt  im  October  1816  erlassene  Erklärung, 
mit  welcher  der  Senat  im  Allgemeinen  sich  einverstanden  erklärte,  hat 
dieselbe,  in  Hinsicht  auf  ihr  und  der  einzelnen  zu  ihr  gehörenden 
Gesandschaften  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  f  s  zu  der  Stadt,  Folgendes,  mit  Vorbehalt 
künftiger  besonderer  Bestimmungen,  festgesetzt  «).  1)  Für  solche 
Verhandlungen  mit  der  B.  V*  oder  mit  einzelnen  Gesandten,  welche 
in  den  Geschäftkreis  der  städtischen  Polizei-  und  anderer  obrigkeit- 
licher Stadtbehörden  einschlagen,  besteht  abschliessend  eine  aus  der 
Mitte  des  Senats  niedergesetzte  Commission,  welche  die  Stella 
des  an  Höfen  gewöhnlichen  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten zu  vertreten  hat  II)  Die  B.  V.  empfängt  von  der  Stadt 
fortwährend  z  w  e  i  Schildwache  11,  vor  den  Eingang  zu  ihrem  Ver- 
sanimlungs-  und  ArchivOrt.  Bei  ausserordentlichen  Feierlichkeiten  (wie 
am  5.  Nov.  1816,  bei  EröfTnung  der  B.  V.)  wird  die  Wache  verstärkt. 
YVegen  der  militärischen  Ehrenbezeugungen  für  die  Ge- 
sandten, wird  w  eitere  Eröffnung  sich  vorbehalten  c).  In  den  Kirchen 
der  verschiedenen  christlichen  Confessionen ,  werden  anständige  Plätze 
für  die  Gesandten  uud  ihr  Gefolge  augewiesen  <0.    D«r  Senat  wacht, 
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wie  über  erlaubte  und  wohllhätige  Prefsfreihcit,  also  «nich  gegen 
etwaige  Mifsbräuchc  derselben.  Nur  die  von  der  B.  V.  für  die  zu 
Frankfurt  erscheinenden  Z c i t u n ge  n  und  periodischen  Blatter 
eingesandten,  oder  von  ihr  als  amtlich  anerkannten  Artikel,  sind  als 
officicll  zu  betrachten,  und  mit  der  Aufschrift  «  olficicller  Artikel» 
ku  versehen  0. 

a)  Diese  Erkläruttg  der  B.  V.  welche  von  dem  Präsidium  mit  einer  kurzen 
BegleitungsNote  dein  Senat  zugesandt  ward,  steht  in  Ki.ödeh's  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S.  i57  ff.  —  -  Die  Antwort  des  Senats,  v.  ?5.  Oct.*i8i6,  cbendas.  S  aiQ. 
Die  Berathungen  der  B.  V.  hierüber,  s.  man  in  den  Begistraturen  über  <lie 
Pr.iliminarContercnzen  der  Gesandten,  v.  8-,  <)•,  i5  *  u.  3o.  Oet.  1816,  in  der 
^juartAusgabe  der  Protocolle  derB.  Vr.,  Bd.  I,  S.??5fF.  Vergl.  Ri.übfh  s  Staats- 
archiv Bd.  II,  S.  8—ii  u.  166.  Eamwcii&cs  corp.  juris  germ.  acad. ,  Th.  II, 
S.  657  —  661.  Die  Note  an  den  Senat,  die  Antwort  oder  die  Gegenerklärung 
desselben,  die  Antwort  des  Präsidii,  und  Bemerkungen  des  preuls.  Gesandten, 
sind  loco  dictaturae  gedruckt  ,  in  der  OriginalAusgabc  der  Protoc.  der  B.  V. 

1816  —  In  den  wiener  MinistcrialConferenzcn ,  in  dem  Protoc.  d.  32.  Sitzung 
v.  20  Mai  1820,  ward  beschlossen,  die  Gesandten  in  der  B.  V.  über  ihr  polizei- 
liches Vcrhältnifs  zu  der  Stadt  Frankfurt  zu  instruiren,  Vcrgl.  die  Original- 
Ausg.  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1810,  S.  ai5. 

6)  Die  angef.  Erklärung. ,  etc. ,  Art.  II. ,  Nuin.  2. 

e)  Erklärung  etc.,  Art.  I. 

d)  Erklärung  etc. ,  Art.  VII. 

#)  Erklärung  etc. ,  Art.  II. 

§.  142.  (130.) 

Fortsetzung. 

IV)  Die  in  die  B.  V.  abgeordneten  Gesandten  der  Bundesgi' 
nossen,  und  die  sie  begleitenden  gesandschaft liehe  11  Personei, 
geniefsen,  für  sich,  ihre  Familien  und  Dienerschaft  °),  in  Absicht  aif 
ihre  Wohnungen  völlige  Exterritorialität;  und  eben  » 
Befreiung  von  aller  städtischen  Civil-,  Criminal-  und  Polizei- 
Gcrichtbarkeit  ,  auch  von  Versiegelung  bei  Sterbfallea; 
desgleichen  von  städtischen  Steuern  und  Abgaben  aller  Ar:r 
insbesondere  von  Sperr-  und  Ch  ausseege  Id,  von  Abgaben  ä 
Ansehung  aller  Consumtibilien  und  (auch  von  Fremden  verfertigter) 
Mobilien,  die  sie,  auch  ausser  der  Mefszeit,  zu  ihrem  und  der 
Ihrigen  Gebrauch  kommen  lassen ;  ferner,  von  aller  Einquartierung, 
oder  deren  Reluition,  in  Ansehung  aller  Wohnungen,  welche  vo« 
ihnen,  oder  von  ihnen  angehörenden  Personen,  eigentümlich  oder 
mieth  weise,  besessen  oder  bewohnt  werden;  endlich  sind  auch  beiden 
Todesfall  eines  Gesandten,  dessen  Erben  frei  von  Abzugsgeld» 
selbst  dann,  wenn  die  Erbschaft  in  andere  teutsebe  Bundesstaaten 
ausgeführt  wurde*).  V)  Wäre ,  bei  Händeln  oder  Widersetz- 
lichkeit gegen  Polizei  Verfügungen,  ein  zu  der  Dienerschaft 
eines  Gesandten  gehöriges  Individuum  verhaftet  worden,  so  hat  die 
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Polizei  dasselbe  ,  so  bald  es  sich  gehörig  ausgewiesen ,  in  das 
Haus  des  Gesandten  fuhren  zu  lassen.  Zieht  dieser  nicht  vor, 
dasselbe  des  Dienstes  zu  entlassen,  so  ertheilt  er  nicht  nur,  auf  ihm  - 
zukommende  Mitteilungen  unverzüglich,  besonders  wo  Zeugschaft 
desselben  nöthig  wäre,  alle  erforderliche  Auskunft,  sondern  gibt  auch 
den  gegen  dasselbe  geführten  Beschwerden  dergestalt  Folge,  dafs 
solches  von  derjenigen  Behörde,  der  es  unterworfen,  zur  Untersuchung 
sowohl,  als  auch,  wenn  es  schuldig  befunden  ist,  zur  Strafe  gezogen, 
und  zur  Genugthuung  angehalten  werde  c).  Das  letzte  hat,  ohne 
Zweifel,  auch  dann  Statt,  wenn  eine  Verhaftung  von  Seite  der  städtischen 
Polizei  nicht  erfolgt  wäre.  VI)  Wäre  ein  solches  Individuum  eines 
Verbrechens  angeschuldigt,  oder  dieses  erwiesen,  so  ist  dasselbe, 
wenn  es  wegen  augenblicklicher  Gefahr  von  der  Polizei  in  Verhaft 
genommen  worden,  sofort  an  den  Gesandten  auszuliefern,  und  ihm, 
so  wie  .wenn  keine  Verhaftung  erfolgt  ist,  zu  überlassen,  ob  er 
dasselbe  dem  Senat  zur  Untersuchung  und  Bestrafung  ausliefern,  oder 
in  sichere  Verwahrung  in  seine  Wohnung  gebracht  haben,  und  an 
seine  Regierung  zur  Untersuchung  und  Bestrafung  abführen  lassen 
wolle  d). 

a)  In  der  angef.  Antwort  des  Senats  (in  Klöbfr's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  «5  f.) 
wird  zu  erkennen  gegeben ,  dafs  dem  beiderseitigen  Interesse  angemessen  sey, 
Bürgerund.  Schutzverwandi«  der  Stadt,  die  in  den  Dienst  eines  Gesandten  treten, 
Ton  der  Gerichtbarkeit  und  der  Polizei  und  von  den  öffentlichen  Abgaben  der 
Stadt  nicht  zu  eximiren ;  im  entgegengesetzten  Fall  könne  die  Stadt  sich  veranlagt 
sehen ,  für  den  Fall  einer  solchen  Dienstannahme  den  Verlust  des  Bürgerrechtes 
oder  der  Schutzverwandschaft  festzusetzen. 

6)  Erklärung  etc.,  Art.  III,  Rum.  1  u.  i,  u.  Art.  IV.  Antwort  des  Senats,  in 
Hlöbrr's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  121.  —    Von  Dienstieulen  der  Gesandten, 

:  die  «tädtische  Bürger  oder  Schutzverwandte  sind,  s.  auch  hier  die  Note  a.  — 
Auch  von  IVecluelstcmpet  sind  die  Gesandten  frei ,  bei  Geldern ,  die  sie  zu  ihrem 
eigenen  Gebrauch  und  für  eigene  Rechnung  beziehen.  Registratur  der  B.  V. 
t.  1.  Jul.  1818.  —  Die  Befreiung  von  Sperr*  und  Chaustc'tgeld  bewilligte  der 
Senat  unter  der  Voraussetzung,  dafs  es  in  andern  Bundesstaaten  eben  so 
gehalten  werde.  Blöder' s  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  an.  —  In  Ansehung  aller 
Contumtibilien  und  Mobilien,  welche  sie  kommen  lassen,  haben  die  Gesandten 
Certificate  dahin  auszustellen,  dafs  diese  Gegenstande  ihnen  gehören,  und  zu 
ihrem  oder  der  Ihrigen  alleinigem  Gebrauch  bestimmt  sind.  Erklärung  etc. 
Num.  IV. 

e)  Erklärung  etc.,  Art  III.  Num.  4»  lit.  b.    Vergl.  Note  a. 

d)  Erklärung  etc.,  Art.  III,  Num.  4*  lit.  c.  (Vergl.  Note  a.)  —  Haussuchung  in 
der  Wohnung  eines  Gesandten,  hat  nur  Statt  in  dringenden  CriminalFällen, 
hier  aber  erst  nach  gebührender  Anzeige  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  des 
Gesandten,  und  in  Gegenwart  seiner,  oder  einer  von  ihm  dazu  verordneten 
Person.    Ebcndas.,  lit.  d. 

§.    143.  *  (131.) 

S   c   h    l   u   s  s. 

VII )  Die  Gesandten  der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.  ertheilen, 
an  nicht  zu  der  Gesandschaft  gehörende  Personen,  weder  Schutz- 
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b  riefe,  für  Aufenthalt  oder  Treibung  eines  Gewerbes,  noch  in  ihrem 
Wohnungen  einen  Zufluchtort  (Asyl),  gegen  'Verfolgung  von 
Seile  der  Polizei  oder  eines  Gerichtes  «).  VIII)  Dagegen  bleibt  der 
gcsammten  Bundesversammlung  die  Befugnifs  vorbehalten«  in 
dazu  geeigneten  Fällen,  einzelnen  Personen  Schutzbriefe  für  den 
Aufenthalt  zu  Frankfurt  zu  ertheilen  *);  so  wie  IX)  einzelnen  Ge- 
sandten das  Recht,  Pässe  zu  ertheilen,  oder  zu  visiren ,  in  allen 
Fällen,  in  welchen  solches,  nach  anerkannten  Grundsätzen  des  Völker- 
rechts, den  bei  einem  Staat  aecreditirten  Gesandten  zusteht  c).  X)  Die 
hier  genannten  Vorrechte  geniessen  alle  in  der  B.  V.  abgeordneten 
Gesandten,  selbst  die  welche  noch  in  nexu  civico  der  Stadt  sich  befinden. 
Doch  glaubt  die  Bundesversammlung  als  einen  Grundsatz  ansehen  zu 
müssen,  dafs  in  Zukunft  kein  in  nexu  civico  der  Stadt  Frank- 
furt  stehendes  Individuum  zum  Gesandten  in  der  B.  V., 
ausser  für  die  Stadt  selbst,  ernannt  und  angenommen  werde  <0. 
XI)  Die  Verhältnisse  des  jedesmaligen  Gesandten  der  Stadt  zu 
derselben,  bleiben  ihrer  eigenen  Bestimmung  überlassen  *)• 

*)  Erklärung  etc.,  Art.  III,  2Vum.  4»  Ht  a  u.  d.  —  Von  einem  mifslungcnen 
Plan  im  J.  ify6,  dorn  Sit«  der  B.  V.  das  Recht  einer  Freistatte,  für  Teutsche  die 
politischer  Vergehen  beschuldigt  sind,  zu  bewilligen,  s.  Hlüber's  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S.  la.  Das  Gesuch  eines  Frhm.  v.  Xamezan  gegen  eine  obrigkeitliche 
Verfügung ,  durch  welche  derselbe  aus  Poliseigriiuden  aus  der  Freien  Stadt 
Frankfurt  war  entfernt  worden ,  ward  von  der  B.  V.  für  unstatthaft  erklärt, 
in  den  Protoc.  r.  1820,  \.  1-4.  —  Seinen  Dienstleuten  darf  ein  Gesandter 
nicht  gestatten,  Handwerktarbeilen  ausserhalb  seiner  Wohnung,  oder  für  andere, 
eu  einer  Gesandschaft  am  Bundestag  nicht  gehörige  Personen,  au  fertigen. 
Lbcnuas.  lit.  a. 

*)  Erklärung  etc.,  Art.  III,  Num.  4-  Ht.  a. 

*)  Erklärung  etc.,  Art.  VI.  Der  Senat  stellte  anheim,  ob  die  Gesandten  sich 
nicht  auf  das  blosse  Visiren  der  Pässe  beschränken  wollten.  Klübeh's  Staats- 
archiv, Dd.  U,  S.  ai6. 

*0  Erklärung  etc.,  Art.  V.  —  Erinnerung  des  Senats  dawider  (in  KlubbV» 
Staatsarchiv,  Bd.  II,  8.  111  u.  ff.),  und  Bemerkungen  des  preufs.  Gesandten 
hierauf,  beide  loco  dictaturac,  als  Beilagen  4  u.  5  gedruckt,  in  der  Original- 
Ausgabe  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816. 

0)  Erklärung  etc.,  Art.  V. 

1 

§.    144.  (132  •.) 


I)  Die  Bundesversammlung  ist  befugt,  und  es  ist  ihrer  Würde 
grmäfs,  von  auswärtigen  Mächten  Gesandte,  ordentliche  und 
ausserordentliche,  anzunehmen  Ä),  und  das  Ceremoniel  zu  bestim- 
men ,  welches  sie  gegen  dieselben  beobachten  will  *)•  H)  Zwar  aecre- 
ditiren  jene  Mächte  ihre  Gesandten  förmlich  nicht  bei  der  Bundes- 
versammlung, sondern  bei  dem  «Durchlauchtigsten  Teutschcn 
Bund»,  oder  c  pres  la  Serenissime  Confederation  German  i<jue »  •)» 
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(der  Gesammtheit  der  verbündeten  Staaten),  aber  das  an  die  Mitglieder 
des  Teutschen  Bundes  <0  gerichtete  Creditiy  wird  doch  bei  der  Bundes- 
versammlung ,  als  dem  Organ  oder  der  "  CentralBehördc  n  des  Bundes, 
übergeben,  die  gesandschaft liehen  Verhandlungen  haben  bei  ihr  und 
durch  sie  Statt,  und  auch  die  gesandschaftliche  Residenz  ist  an  dem 
Sitz  der  B.  V.  HI)  Diese  Gesandten  sind  bei  der  Gesammtheit 
der  Bundesstaaten  aecreditirt,  mithin  bei  jedem  einzelnen  dieser 
Staaten  nur  in  seiner  Vereinigung  mit  der  Gesammtheit;  daher  sie  auch 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Gesandte  nur  bei  dem  Bund,  nicht  bei  der 
Regierung  eines  jeden  Bundesstaates,  ein  Crcditiv  überreichen.  Hiernach 
sind  die  gesandschafUichen  Vorrechte  und  Befreiungen  dieser  Gesandten, 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten,  zu  beurthcilen /).  IV)  Zwar  ist,  bei 
Zulassung  fremder  Gesandten,  die  Bundesversammlung  nicht  zugleich 
zu  betrachten  als  ein  europäischer  Congrefs**):  aber  es  kann  die  An- 
wesenheit von  Bevollmächtigten  europäischer  Staaten,  fast  in  dem 
Mittelpunct  von  Europa,  in  der  freien  Bundesstadt,  unter  örtlichen 
Umständen,  welche  die  freie  Wirksamkeit  der  Abgesandten  vorzuglich 
begünstigen,  ein  erwünschter  Anlafs  werden  zu  diplomatischen  Ver- 
handlungen europäischer  Mächte  unter  sich,  und  mit  teutschen  Bundes- 
staaten, hiedurch  aber  zu  Erhaltung  und  Befestigung  der  freundlich- 
gesellschaftlichen  Bande,  welche  die  gebildeten  Völker  Europa's,  auch 
ohne  ausdrückliche  Uebereinkunft ,  stets  umschlingen  sollten  '«)• 

a)  Wiener  Schluß  Acte  v.  1820,  Art.  5o.  Vcrgl.  unten  §.  190.  —  Auf  dem 
wiener  Congrefs  geschah  der  Vorschlag,  der  Regel  nach  keine  solche  Gesandten 
anzunehmen,  in  Klüber's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  23,  139,  14*  ff»  161,  177  f., 
▼ergl.  mit  Bd.  I,  Heft  1,  S.  5i-  KtvBEn's  angef.  Lebersicht  etc.,  S.  — 
lieber  Zulassung  fremder  Gesandten  am  Bundestag,  Lvdbb's  Nemesis,  Bd.  IX, 
St.  1 ,  Num.  9. 

6)  Die  B.  V.  hat  das  auf  dem  wiener  Gongrefs  errichtete  Reglement  tur  h  rang 
entre  les  agen*  diplomatique*  (s.  Rlübeb's  Acten  des  wiener  Congresses ,  Bd.  VI, 
S.  204  ff.)  angenommen,  in  ihrem  Beschlufs  r.  12.  Jun.  1817»  Num.  III;  in  dem 
Protoc.  v.  1817,  %•  227.    Damals  bestand  der  zu  Aachen  von  den  daselbst 
versammelten  fünf  Mächten  (Oestreich,  Preussen,  Bufsland,  Großbritannien, 
Frankreich)  in  dem  ConferenzProtocoll  vom  21.  Nov.  1818  gefaßte  Beschlufs 
noch  nicht,  dafs  die  bei  diesen  Mächten  accrcditirtcn  Minister  Residenten  fministre*' 
resident ) ,  in  Hinsicht  auf  Rang,  eine  MitteULtsse  bilden  sollten,  zwischen  den 
Gesandten  vom  zweiten  Rang,  und  den  Geschäfllrägern  (charges-d'affaires); 
wodurch  bei  Jenen  Mächten,  und  hei  denen ,  welche  diesem  Beschlufs  bei- 
treten ,  vier  Rangclassen  von  Gesandten  bestehen  ;  Kllbeh'b  europ.  Völker- 
recht (1821),  Bil.  I,  %.  179,  S.  290.  —    Gesandte  dritter  Classe  erhalten, 
too  den  Gesandten  der  Bundesgenossen  am  Bundestag,  den  ersten  Gegen- 
besuch nur  durch  Charte;    in  Ansehung  der  Gesandten  der  übrigen  Classen, 
bleibt  es,  in  Absicht  auf  Besuche  und  Gegenbesuche,  bei  dem  allgemeinen 
Herkommen.     Ebendas.,   III.  7.   —      Die  Ankunft  eines  k.  französischen 
Gesandten  gab  Anlafs  zu  einer  näheren  Abrede,  wie  es  mit  den  Antritt-  und 
Gegenbesuchen,  und  mit  dem  zur  Ehre  eines  von  einer  auswärtigen  Macht  neu 
aecreditirten  Gesandten  zu  veranstaltenden  Gastmahl  zu  halten  sey.   Es  besteht 
darüber  eine  Registratur  v.  17.  Nov.  1817.  —   Eine  ausdrückliche  Bestimmung 
über  den  Rang  der  auswärtigen  Gesandten,  im  Verbaltnifs  zu  den  Gesandten 
KJttbtr'*  «OtaU.  lUcki.  J.  Aufl.  11 
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Her  Bundesgenossen  in  drr  B.  V.,  war  vorgeschlafen  in  dem  gntachtl.  Commissions- 
Bcricht  zu  ja  des  Protoc.  v.  1817,  S.  83  der  Original«  oder  FolioAusgabc.  — 
Von  dem  diplomatischen  Verkehr  der  B.  V.,  unten  §.  186  j  von  der  diplomatischen 
Sprache  in  ihren  auswärtigen  Verhältnissen,  §.  149. 

«)  So  auch  die  wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  5o,  und  der  angef.  Bcschluf» 
der  B.  V.  v.  1a.  Jim.  1817,  im  Eingang  und  Nura.  II.  —  Diese  Gesandten  nennen 
sich  daher  Ministres  plenipotcntiaires  ,  Envoye's  et  Minist  res  pl eni potent  in  ir es , 
Minist  res  -  re'siil;ns  ,  Chargt's  -  d' affaires  etc.»  pres  la  Se'renissim:  Confede'ration 
Germaniyuc  —  In  dieser  Art  wurden  diplomatische  Agenten  aecreditirt,  1817  u. 
1819,  ron  Frankreich;  1817,  1824,  1825,  1828,  1819,  von  Großbritannien;  1818 
von  Rufsland;  1819  ein  MinistcrResident  von  Schweden.  Protoc.  der  B.  V. 
▼.  1817,  %.  379  u.  45:>j  v.  1818,  §.  1  u.  i53;  v.  1819,  §.  27;  v.  i8i3 ,  %.  159; 
r.  1814,  %.  100;     i8a5,  §.  2  u.  i-;  v.  i83o,  %.  2  u.  3. 

d)  In  dem  Crcditiv  ,  welches  der  französische  Gesandte  im  J.  1825  übergab, 
lautet  die  Anrede  ,  wie  folgt :  «Tres-hauts  et  tres-  illustres  Princes  Souverauis 
et  Villes  libres  composant  la  Serenissiinc  Confcderation  Gcrmaniquc  v. 

#)  Vcrgl.  dk  Mabthbs  precis  du  droit  des  gens  de  l'Europe  (edit.  de  18a  1 ), 
%.  204  *». 

/)  Vcrgl.  oben  %.  137,  Kum,  V.,  u.  Ki.übcb's  droit  des  gens  de  l'Europe  moderne, 
2o3  et  suiv.  —    Ausser  ihren  Gesandten  bei  dem  Bund,  aecreditiren  manche 
auswärtige  Mächte  noch  besondere  Gesandte  bei  einzelnen  Bundesstaaten. 

g)  Anders  die  Zeitschrift  Allenxannia,  Heft  39  u,  4°  (München  1816),  S.  142  f. 

h)  Vergl.  Prcuss.  Votum  bei  Eröffnung  der  B.  V. ,  in  Klvbbb's  Staatsarchiv  , 
Bd.  II,  S.  4»«  A.  H.  L.  Hekbfs,  der  tcutsche  Bund  in  seinen  Verhältnissen  zu 
dem  europäischen  StaatcnSystetn  ( 1816),  S.  3o  f. 

§.    145.  (132«».) 

Accreditirung ,  amtlicher  Verkehr,  Vorrechte,  und  Abrufung 

auswärtiger  Gesandten. 

- 

I)  Bei  ibrer  Accreditirung,  haben  die  Gesandten  auswärtiger 
Mächte  sich  zuvörderst  an  den  Präsidenten  der  B.  V.  zu  wenden,  durch 
Mittheilung  ihres  Bcglaubigungschreibeus  in  der  Urschrift,  nebst  einer 
Abschrift ,  auch ,  nach  dessen  Beschaffenheit  (§.  149) ,  einer  teutschen, 
lateinischen,  oder  französischen  Uebersetzung.  Die  Abschrift,  nebst 
der  Uebersetzuug,  legt  der  Präsident  der  B.  V.  vor.  Zeigt  sich  kein 
Anstand ,  so  wird  die  Urschrift  in  der  Versammlung  eröffnet  und  vor- 
gelesen ,  die  Accreditirung  in  dem  Protocoll  für  geschehen  erklärt, 
und  ein  Antwortschreiben  auf  das  Creditiv  erlassen ,  mit  Beifügung 
einer  lateinischen  oder  französischen  Uebersetzuug,  wo  es  nöthig  «). 
II)  Der  amtliche  Verhehr  zwischen  der  B.  V.  und  den  solcher* 
gestalt  aecreditirten  Gesandten,  hat  auf  die  unten  (§.  186a)  angezeigte 
Art  Statt.  III)  Sie  geniessen  an  dem  Sitz  der  B.  V*  dieselben  gesand- 
schaftlichen  Vorrechte,  die  daselbst  den  an  den  Bundestag  abgeordne- 
ten Gesandten  der  Bundesgenossen  zukommen  *).  IV)  In  Hinsicht  auf 
Abruf ung  der  Gesandten,  und  überhaupt  wegen  Beendigung  der 
Gesandschaft,  gelten  auch  hier  die  allgemein  üblichen  Formen,  Ge- 
brauche und  rechtlichen  Verhältnisse.   Mit  dem  Recreditiy  wird  es 
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eben  so  gehalten,  wie  bei  dem  Creditiv  und  dessen  Uebergabe.  Der 
abreisende  Gesandle  erhält  einen  P  a  f  s ,  der  ihm  auf  der  Heise  ,  auch  im 
Fall  eines  Kriegs  mit  dem  Bund,  in  allen  Bundesstaaten  den  üblichen 
völkerrechtlichen  Schutz  gewährt;  wcfshalb  die  B.  V.  ,  wenn  sie  es  für 
rathsam  hält,  die  Regierung  desjenigen  Bundesstaates  benachrichtigt, 
durch  dessen  Gebiet  die  Beise  geht  0*  damit  die  durchreisende  Gesand- 
schaft  daselbst  gehöriges  Geleite  erhalte. 

a)  Ueber  dieses  Alles  s.  den  angef.  Bcschlufs  der  B.  V.  v.  11.  Jun.  1817  ,  III. 
4  —  6  u.  S. 

h)  Ebenda*.  III.  9.  Der  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt  erkennt  dieses  an. 
Ocfttreicb  machte  den  Vorschlag  hieisu,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  157, 
III.  Einen  förmlichen  Bcschlufs  hierüber,  fafstc  die  B.  V.  in  dem  Protoc. 
t.  19.  Febr.  1824 ,  §.  42 ,  vergl.  mit  %.  54.  Dieser  Bcschlufs  steht  in  IUübib's 
Quellensammlung  etc. ,  Xum.  XXIX. 

<•)  Ebendas.  V.  2.  Vergl.  IUübkb's  droit  desgens  moderno  de  PEurope,  \.  228— a3o. 

§.    14«.  (133., 
Anlass  tm  Verhandlungen  der  Bundesversammlung: 

i)  durch  die  Bunde* Acts  und  die  wiener  SchtussActe  etc.;    i J  von  der  ß.  seihst. 

Anlafs  zu  Verhandlungen  erhält  die  Bundesversammlung,  auf 
verschiedene  Art.  I)  Manche  Gegenstände  sind  ihr  durch  die  Bund  es- 
Acte  vorgeschrieben,  zur  Berathung  unJ  Festsetzung  durch  Beschlüsse. 
Die  BundesActe  macht  ihr  zur  Pflicht,  sich  zuvorderst  zu  beschäf- 
tigen <*) ,  mit  der  Abfassung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  und 
mit  dessen  Einrichtung,  in  Absicht  auf  seine  auswärtigen  und 
innern  Verhältnisse,  auch  die  militärischen  *).  Ausser  diesen,  sind  in 
der  BundesActe  c)  noch  verschiedene  andere  Gegenstände  ausdrücklich 
zur  Erledigung  an  die  Bundesversammlung  gewiesen.  Dasselbe  geschah 
in  der  wiener  SchlufsActe  d) ,  und  in  etlichen  in  den  wiener  Ministe- 
rialConferenzen  von  1820  abgefafsten  SeparatProtocollen  und  besondem 
Beschlüssen  11)  Die  Bundesversammlung  selbst  kaun,  von 
dem  Zweck  und  den  Bedürfnissen  des  Bundes,  Anlafs  nehmen  zu 
Verhandlungen  über  bestimmte  Gegenstände  /). 

■ 

a)  BundesActe ,  Art  10 ,  7  u.  8.  Vergl.  Klvbkb's  Acten  des  wiener  Congr. , 
Bd.  II,  S.353  f.,  382  u.  409.   Eiendes*.  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  16. 

*)  Vergl.  HitiBEn's  angef.  Acten,  Bd.  II,  S.  456  f.  —  Protocolle  der  B.  V, 
v.  1816,  %.  4;  v.  1817,  %.  22. 

c)  Art.  6,  8,  14,  i5,  16,  18  u.  19.  Vergl.  Klübkb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  9 
u.  82  ff. 

d)  Wiener  SchlufsActe  t.  1820,  Art.  54  ,  63  u.  65. 

r)  Zusammenstellung  der  besondern  Gegenstande,  welche  in  Folge  der  wiener 
MinüterialConferenzen ,  eur  weitern  Berathung  an  den  Bundestag  zu  bringen 
sind;  loco  dictaturae  gedruckt  bu  der  vertraut  Sitzung  v.  27.  Jul.  1820,  in  der 
Original  Ausgabe  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  S.  2i3  — 216. 

11  " 
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/)  Kirchliche  und  Religion* Angelegenheiten  hat  die  B.  V.  niclit  aus  eigenem  Antrieb 
in  Berathung  ?.u  nehmen,  sondern  nur  auf  Antrag  eines  Bundcsglicdes ,  oder 
auf  Beschwerde  über  Verlegung  eines  durch  den  16.  Art.  der  BundesActo 
begründeten  Rechtes.  Erörterung  hierüber,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  10.  Märt 
1817,  V  91. 

§.    147.  (134.) 
3)    f'on    einzelnen    b  unde  s  gl  ie  de  rn. 

III)  Aach  jede»  einzelne  Bundesglied  ist  befugt,  unmittelbar 
oder  durch  seinen  Bevollmächtigten,  der  Bundesversammlung  Antrag« 
und  Vorschläge  zu  machen,  und  in  Vortrag  zu  bringen.  Geschieht 
solches  durch  dessen  Stiromführer,  so  mufs  es  schriftlich  geschehen, 
und  der  Antrag  oder  Vorschlag  -wenigstens  am  Tage  vor  der 
Sitzung,  in  welcher  derselbe  Statt  haben  soll,  dem  Präsidium 
schriftlich  mitgetheilt  werden.  Der  Vorsitzende  ist  sodann  verpflichtet, 
innerhalb  vierzehn  Tagen,  von  der  Anbringung  an  gerechnet, 
wenn  die  Bundesversammlung  nicht  schon  bei  der  ersten  Anzeige  eine 
frühere  oder  spätere  Vornahme  sollte  beschlossen  haben,  den  Antrag 
oder  Vorschlag  zur  Berathung  vorzulegen  «). 

u)  BundesActe,  Art.  5.   Klvbeh's  angef.  Acten  Bd.  II,  S.  35a ,  353,  4°8f>*  4ai 
461.    Vorlauf.  Geschäflordn.  Abscbn.  II,  Klub  kr 's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  17. 

§.    148.  (135.) 
4 )    Von  Dritten. 

IV)  Endlich  können  auch  dritte  Personen,  moralische  oder 
physische,  namentlich  Landstände  und  Unterthanen  einzelner  Bundes- 
Staaten,  auswärtige  Staaten  und  deren  Unterthanen,  Anlafs  geben  zu 
Verhandlungen  der  Bundesversammlung  (§.  217  u.  ff.)-  —  Anträge 
dieser  Art,  müssen  schriftlich  übergeben  werden.  Sie  gelangen 
zuerst  in  die  Hände  des  Präsidirenden,  welcher  davon  in  der  nächsten 
ordentlichen  Sitzung  Anzeige  macht.  Werden  solche,  nach 
Form  oder  Gegenstand,  von  ihm  für  gänzlich  unstatthaft  erachtet, 
so  geschieht  die  Anzeige  blofs  in  der  nächsten  vertraulichen 
Sitzung.  Die  Berathung  über  zulässige  Anträge,  wird  von  dem 
Präsidium  innerhalb  dreier  Wochen  in  Vorschlag  gebracht, 
wenn  nicht  schon  bei  der  ersten  Anzeige  eine  andere  Bestimmung 
defshalb  getroffen  worden  ist«).  Anonyme  Eingaben  werden  nicht 
angenommen  *). 

-  a)  Vorlaufige  Geschäftordn.  ,  Abschn.  II,  in  Klübkb's  Staatsarchiv,  Bd.  II, 
S.  17  f.  —  Erklärung  der  östreich.  Gesandschaft,  ebenda«.  S.  88  u.  101  ff.  — 
Beschlufs  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  v.  «3.  Jan.  1817.  «dafs  Ton  der  Bundes- 
PräsidialCan&lei  ein  Verxeichnits  der»  (von  dritten  Personen  von  Zeit  tu  Zeit) 
«eingehenden  Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnungen,  (vergl.  %.  106  u.  137)» 
die  einer  weitern  Prüfung  wertb  geachtet  sind ,  angelegt ,  dasselbe  in  der 
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letsten  Sitxung  des  Jahres ,  der  Versammlung  überreicht ,  und  dem  Protocoll 
beigefügt,  indessen  aber  jeder  tweckmäsig  und  gehaltvoll  scheinende  Vorschlag, 
jedesmal  unter  den  BundestagsGesandschaCtcn  in  Umlauf  gesetzt  werden 
soll.  —  Ein  solches  Verseichnifs  steht  in  der  Beilage  cu  7  des  Protoc.  t. 
1818-  Eine  weitere  Folge  soll  dieser  Beschlufs  nicht  gehabt  haben.  —  Vergl. 
Protoc.  t.  91.  Nov.  1816,  %.  94;  v.  93-  Dec.  1816,  $.  66;  r.  i3.  Jun.  1817,  V  7; 
v.  90.  Febr.  1817. 

•)  Beschlufs  in  d.  Protoc  der  B.  V.  t.  3o.  Jan.  1817. 

&    149.  (136.) 

Eingaben  an  die  B.  V.    Adresse,  Sprache  und  Siegel  der  B.  V, 
Betreibung  der  Privat Reclamationen.    Zueignung  oder  Einreichung 

von  Druckschriften  bei  der  B.  V. 

I)  Alle  Eingaben  an  die  Bundesversammlung,  geschriebene  und 
gedruckte,  vorläufige,  principale,  und  nachträgliche,  sind  mit  der 
Anrede:  "Hohe  Bundesversammlung»/,  und  mit  gehuriger  Namens- 
unterschrift zu  versehen  (§.  148),  und  unter  der  Aufschrift: 
"An  die  Hohe  Teutsche  Bundesversammlung»,  bei  dem  Präsidium 
einzureichen  (112  c).  Dieses  schreibt  auf  solche  die  Empfangzeit, 
und  läfst  ihrer,  wenn  sie  nach  Form  oder  Gegenstand  nicht  sofort  für 
unzulässig  geachtet  werden  (welches  dann  in  der  nächsten  vertraulichen 
Sitzung  anzuzeigen  ist),  nach  Verschiedenheit  ihres  Inhaltes,  entweder 
blofs  in  dem  EinreichungsProtocoll  (§.  159),  oder  auch  in  dem  Ver- 
zeichnis der  Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnungen  (Note  a 
zu  dem  vorigen  §.),  unter  Numern,  mit  kurzer  Anführung  der  Ein- 
sender und  des  Gegenstandes,  erwähnen0).  II)  Eingaben  bei  der 
Bundesversammlung,  werden  nur  in  teutscher  Sprache  angenommen, 
und  den  in  einer  andern  Sprache  abgefafsten  Beilagen  derselben,  müssen 
teutsche  Ucbersetzungen  beigelegt  werden*).  III)  In  ihrem 
schriftlichen  Verhehr  mit  auswärtigen  Regierungen  (§.  1O6) 
bedient  1)  die  B.  V.  sich  der  teutschea  Sprache,  jedoch  dahin, 
woher  es  erwiedert  wird,  mit  Beifügung  einer  lateinischen  oder  fran- 
zosischen Uebersetzung  c).  3)  Das  Beglanbigungschreiben 
und  das  Recreditiv  für  ihren  Gesandten  bei  der  B.  V.,  kann  eine 
auswärtige  Regierung  in  der  eigenen  National-  oder  in  einer  sonst 
beliebigen  Sprache  abfassen,  es  wird  aber  dabei  eine  teutsche,  latei- 
nische, oder  französische  Uebersetzung  erwartet  <*).  IV)  Das  Siegel, 
dessen  die  Bundesversammlung  sich  vorläufig  bedient ,  ist  dasjenige 
der  ostreichischen  Gesandschaft,  mit  der  Umschrift:  "Kaiserlich- 
österreichische  BundesPräsidialCanalei  »  •)•  V)  PrivatReclama- 
tionen  können  bei  der  B.  V.  von  den  Interessenten  persönlich, 
oder  durch  gehörig  Bevollmächtigte  betrieben  werden  /).  VI)  Ohne 
vorher  erhaltene  Bewilligung,  werden  Zueignungen  von  Druck- 
schriften von  der  B.  V.  weder  angenommen  noch  anerkannt,  und  ihr 
tu  überreichende  Druckschriften  teutscher  Schriftsteller,  sind 
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nur  durch  den  Gesandten  des  Staates,  dem  der  Einsender- angehört, 
bei  ihr  einzureichen 

a)  Vorlauf.  Gescbäftordn. ,  Absehn.  II  u.  III;  a.  a.  O.  S.  1-  u.  21.  —  "Wie  viel 
Exemplare  einzureichen  seven,  i«.  §.  160.  —  Durch  einen  Beschlufs  i5.  Jan. 
1824  (Protoc.  §.  3),  ersuchte  die  B.  V.  1)  die  Regierungen  sämmtlicher  Bundes- 
staaten, Rcclamationen  U.Denkschriften,  die  bei  ihr  gedruckt  eingereicht  werden 
sollen,  einer  Censur  7.u  unterziehen;  2)  ilen  Senat  der  Fr.  Stadt  Frankfurt,  zu 
verordnen  ,  «lafs  in  dortigen  Druckereien  dergleichen  Eingaben  eher  nicht 
angenommen  werden,  als  nach  ertheiltem  Imprimatur  der  BundescanzlciDirection, 
die  in  vorkommenden  Fallen  mit  der  ReclamationsConminission  Rücksprache 
nehmen  werde.  Hi.ünra's  Quellcnsammlung,  Num.  XXVII.  Anlafs  zu  diesem 
Beschlufs  gab  eine  Eingabe  für  die  Prälaten  und  Ritterschaft  des  Herzogthums 
Holstein ,  welche  nach  Form  und  Inhalt  Mifsfallcn  erregt  hatte.  Man  a.  das 
angef.  Protoc.      3.    Vergl.  auch  oben  §.  116  f. 

6)  Bechtufs  der  B.  V.  v.  5.  Dec.  1816;  in  d.  Protoc.  v.  »816,  §.  44.  —  Vergl. 
auch  Rlübfk's  Uebersicht  etc. ,  S.  53j  fT. 

r)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  \t.  Jun.  1817,  I.  2,  3  u.  4.  III.  8.  IV.  a ;  in  den  Protoc. 
v.  1817,  §7  227.  Doch  wird  in  dem  angef.  Membr.  I,  Absatz  4  t  nicht,  wie  in 
den  übrigen  Stellen,  einer  lateinischen  oder  französischen,  sondern  S  dem 
Vernehmen  nach,  aus  Versehen)  nur  einer  französischen  Uebcrsetzung  erwähnt. 
Lateinische  Uebersctzungen  wurden  vorgeschlagen,  von  königlich  -  sächsischer 
und  hannoverischer  Seite,  in  dem  Protoc.  v.  n.  Mai  »817,      »68,  Num.  1. 

tt\  Der  angef.  Beschlufs  v.  12.  Jun.  1816,  III.  3.  V.  2. 

t)  Vorliiuf.  Geschäftordn. ,  Abschn.  III,  Num.  7,  lit.  h;  in  IUübebs  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S.  21. 

/)  Oeffentl.  Bekanntmachung  der  B.  V- ,  betr.  die  Abfassung  u.  Einreichung  der 
Privat Rtdumationen ,  in  dein  Protoc.  v.  11.  Dec  1817,  §  -jia,  folgenden  wesent- 
lichen Inhaltes.  1)  Privat  per  soui-n ,  die  ihre  Angelegenheiten  hei  der  B.  V. 
persönlich  betreiben  wollen,  haben  sich,  wenn  sie  nicht  ohnehin  gehörig  bekannt 
«iud  ,  in  der  Bund  rsPräsidinlCanzlci  gebührend  zu  legitimiren ,  u.  bei  ihrer 
Entfernung  von  da  einen  bekannten  Bevollmächtigten  zu  bestellen  und  in  der 
Canzlei  anzuzeigen;  ihre  Vorstellungen  müssen  auf  eine  angemessene*,  deutliche 
u.  schickliche  "Weise  abgefafst  sejn.  2)  Eigene  Abgeordnete  zur  Betreibung  von 
Privatangelegenheiten,  sind  nur  dann  anzunehmen,  wenn  sie  sich  ihrer  Person 
halber  überhaupt,  und  insonderheit  als  zu  Führung  solcher  Geschäfte  tüchtige 
Männer  legitimiren.  3)  Zur  Uebergabe  ihrer  Vorstelluungen  und  zu  weiterer 
Betreibung  der  Sache ,  können  Privatpersonen  dahier  (  bei  der  B.  V. )  bekannte  , 
und  dazu  geeignete  Männer  zu  BevoMmac/a  igten  und  Gcschäftluhrern  bestellen.  — 
l  all ,  wo  die  preussische  Gesandschaft  eine  ihr  zugekommene  PrivatBeclaination 
rinreichie,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  28.  Apr.  1823,  §•  5t.  —  Eigene  Agenleu 
für  Besorgung  von  PrivatReclamationen  zu  Frankfurt  anzuordnen,  hat  die  B-  V. 
nicht  für  räthlich  gefunden.  Beschlufs  in  dem  Protoc.  v.  1817,  %.  4*8.  —  Von 
der  Cutnmission  für  PrivatReclamationen ,  s.  §.  i38.  —  Rügen  der  B.  V.  gegen 
ungeziemend  abgefafste  PrivatReclamationen.  in  d.  Protoc.  v.  1818,  %.  »35 ; 
v .  1822,  §.  27  u.  28;  v.  1824 ,  $.  3. 

g)  Besch lufs  v,  3.  Juli  i8a3;  in  d.  Protoc.  v.  i8a3,  \.  12a. 
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§,    150.  (137-.) 

Zeilfristen  der  V erhandlungen.    Verlassnehmung.  Fristen 

und  Termine. 

I)  Die  Zeit  fr  ist,  innerhalb  welcher  die  Berathung  der  bei 
der  B.  V-  gemachten  Anträge,  durch  das  Präsidium  in  der  B.  V.  in 
Antrag  gebracht  (proponirt)  werden  soll,  ist,  bei  Anträgen  und 
Vorschlägen  einzelner  Bundesstaaten,  auf  vierzehnTage,  ron 
der  Anbringung  an  gerechnet,  gesetzt;  hingegen  bei  sonstigen  An- 
trägen, so  wie  überhaupt  bei  allen  an  dieB.  V.  eingehenden  Schreiben, 
auf  drei  Wochen,  ron  der  ersten  Anzeige  an,  welche  der  Präsi- 
dirende  in  der  nächsten  ordentlichen  Sitzung  nach  deren  Eingang  der 
Versammlung  davon  zu  machen  bat,  wenn  nicht  diese  schon  bei  der  ersten 
Anzeige  eine  andere  Bestimmung  getroffen  hat  a).  II)  Wird  Bera- 
thung von  der  B.  V.  für  nüthig  erachtet,  so  wird  Verlafs  genom- 
men, das  heifst,  durch  Vereinbarung  festgesetzt,  wann  jene  Bera- 
thung Statt  haben  soll  *).  Doch  kann  diese,  und  selbst  die  Beschlufs- 
nahme,  ausnahmweise  auch  sofort  nach  der  ersten  vom  Präsidium 
der  Versammlung  gern  achten  Anzeige  des  Antrags,  wenigstens  lvüher 
als  nach  Ablauf  der  oben  erwähnten  Fristen ,  erfolgen.  Die  B,  V. 
kann  nämlich  sogleich  nach  dieser  Anzeige  bestimmen,  ob  eine  aus- 
führliche Erörterung  der  Sache  uöthig  scy,  ob  in  einer  formlichen 
oder  in  einer  vertraulichen  Berathung,  ob  zuvörderst  Berichterstattung 
durch  eines  oder  mehrere  von  ihren  Mitgliedern  an  sie  Geschehen 
solle  r),  ob  die  Sache  zu  einer  Vorbereitung  für  die  Behandlung  in 
dem  Plenum  (§.  i a3  u.  f.)  sieb  eigne,  u.  d.  m.  III)  Bei  ausführ- 
lichen, bei  schwierigen  oder  von  einer  besondern  Verkettung 
von  Umständen  abhangigen  Verhandlungen,  unterscheiden  sich 
nicht  blofs  in  ihrer  nothwendigen  Stufenfolge,  sondern  auch  der  Zeit 
nach ,  oft  sehr  merkbar :  der  bei  der  B.  \.  gemachte  Antrag,  die  erste 
Anzeige  desselben  bei  der  B.  V.  durch  das  Präsidium,  die  Entscheidung 
der  Vorfrage,  ob  solcher  in  ausfuhrliche  Berathung  zu  nehmen  sey, 
die  Verlafsnahme ,  die  Berichterstattung,  die  Erörterung,  die  ver- 
trauliche und  die  förmliche  Berathung,  die  vorläufige  und  die  endliche 
Abstimmung,  die  Vorbeschlüsse  und  der  Endbeschlufs  (§.  161).  IV)  Sowohl 
Fristen  als  auch  Termine,  welche  die  B.  V.  für  Erörterungen, 
Abstimmung  und  Beschlufsfassung ,  für  Erklärungen  einzelner  Bethei- 
ligten, für  Erledigung  eines  Vermittlungsgeschäftes  u.  d.  m.,  festgesetzt 
hat,  sind  in  der  Regel  erstreckbar  <0,  weil  Fallfristen  und  perem- 
torische  Termine  rechtlich  nicht  zu  vermuthen  sind.  Die  Erstreckung 
kann  erfolgen  aus  eigener  Bewegung  der  B.  V. ,  oder  auf  Antrag  von 
Beteiligten ,  ausdrücklich  oder  stillschweigend. 

a)  Vorlauf.  Geschäftortln.  der  B.  V.  v.  3o.  Oct.  1816,  Abschn.  II,  in  Klvber's 

Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  16  u.  ff. 
*)  Man  hat  Beispiele  von  Verlafsnahme  auf  14  Tage,  3,4,6  bis  8  Wochen,  3  bis 

4,  ja  6  Monate;  auf  6  Monate,  in  d.  Protoc.  v.  5.  Juni  i8*3,  \.  98.   Man  s.  die 

Hegistcr  der  Protoc.  voc.  Verlafsnabmo. 
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t)  Vorlauf.  Geschäftordn. ,  Abscbn.  II  u-  III.   Erörterungen  hierüber ,  in  dem 

Proioc.  v.  i8'js3,  119.  —  Beispiele  von  Verlastimhme ,  in  den  Protoc.  der 
B.  V.  t.  14.  Nov.  »816,  §.  2;  v.  28.  Noy.  1816,  %.  3oj  t.  22.  Dec.  1817,  $-4'6* 
u.  v.  12.  Jul.  1821,  %■  196. 

d)  Vergl.  die  vorläuf.  Geschäftordn. ,  Abscbn.  II  u.  III,  Num.  3,  lit.  a,  n.  Rum.  5. 
Protoc.  der  B.  V.  v.  »1.  Kov.  u.  7.  Dec.  1821 ,  %.  233  u.  ?.36;  auch  den  Bescblub 
18.  Jan.  1821,  §.  11,  Kum.  3,  desgl.  v.  t6.  Jun.  1817,  %.  »3i  ,  Art  II,  lit. 
a—  c.   Auch  8.  man  unten      i5xe,  162,  172  u.  177. 

§.    151.  (I37b.) 

Allseitige  und  individuelle  Instructions  Einholung.  Gleichlautende  allseitige 
Berichterstattung.  Reife  zur  Abstimmung.  Aufhaltung  der  Abstimmung 
durch  Mangel  an  Instructionen.    Abstimmung  und  Beschlussziehung. 

Reihenfolge  der  Geschäfte. 

I)  Erachten  die  Mitglieder  der  B.  V.  für  nöthig,  dafs,  vor  der 
Abstimmung  über  einen  bestimmten  Gegenstand,  Jeder  von  ihnen  In- 
struction (§.  »37,  i3orf)  von  seiner  Regierung  einhole,  so  wird  die 
defshal'>  genommene  Abrede  in  der  Begel  nur  als  Gegenstand  vertrau- 
licher Mittheilung  oder  Vereinbarung  betrachtet,  mithin  zu  förmlichem 
Beschlufs  der  B.  V.  nicht  erhoben,  und  davon  als  eines  solchen  in 
dem  Protocoll  nichts ,  sondern  allenfalls  nur  in  einer  Registratur  oder 
in  einem  SeparatProtocoll  über  die  vertrauliche  Sitzung  das  Nöthige 
erwähnt  «)•  Dann  ist  zugleich  eine  Zeitfrist  für  die  Abstimmung 
festzusetzen  11)  In  solchem  Fall  kann  eine  gemeinsame,  oder 
vielmehr  gleichlautende  allseitige  Berichterstattung,  als 
gleichmäßige  Darstellung  der  Thatsachcn  und  der  verschiedenen  Ge- 
sithtpunete  zu  ihrer  Beurtheilung,  für  räthlich  gefunden  werden  «)• 
Aber  nicht  die  B.  V.,  dieses  fortwährende  verfassungsmäsige  Organ 
des  Willens  und  des  Handelns  der  Gesaramtheit,  hat  bei  dem  Bund 
oder  seinen  Mitgliedern,  sondern  jeder  Gesandte  für  sich  bei 
seiner  Regierung,  Instruction  einzuholen  <*).  Auch  hat  sie,  in  der 
Regel,  in  ihren  Verhandlungen  sich  nicht  aufhalten  zu  lassen,  durch 
Unterhandlungen  und  Verabredungen,  welche  über  Gegenstände,  die 
bei  ihr  in  Berathung  stehen,  etwa  zwischen  einzelnen  Bundesgliedern 
Statt  haben.  III)  So  bald  ein  zur  Berathung  gekommener  Gegenstand 
hinreichend  erörtert  worden,  wird  von  der  Versammlung  der  Beschlufs, 
dafs  derselbe  zur  Abstimmung  reif  sey,  gefafst,  und  die  Zeit 
festgesetzt,  wo  die  Abstimmung  geschehen  soll.  Bedarfes,  zum 
Zweck  derselben,  allgemein  der  Einholung  einer  Instruction  (§.  137), 
oder  wird  dieselbe  von  Seite  nur  eines  oder  mehrerer  Gesandten  zu 
Ablcgung  seiner  Stimme  für  nöthig  erachtet,  so  wird  dafür  zugleich 
die  Frist  bestimmt.  Diese  darf,  in  der  Regel,  nicht  länger  seyn, 
als  sechs  bis  acht  Wochen  *).  Zu  gehöriger  Zeit  erfolgt  hierauf 
die  Abstimmung,  und  endlich  dieB  e  sc  hlufs  Ziehung  (§.  162  u.  ff.). 
1VT)  Auch  in  Ansehung  der  Ordnung,  in  welcher  überhaupt  die 
verschiedenen  Gegenstände  nach  Inhalt  der  BundesActe,  in  der  Bundes- 
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Versammlung  verhandelt  werden  sollen,  ron  ihr  Reihenfolge 
(Ordnnngsliste  der  Verhandlungsgegenstände)  benannt,  kann  von  Zeit 
au  Zeit  eine  Vereinbarung  Statt  finden  /). 

«)  Ein  Beispiel,  in  dem  CommissionsBericht  zu  der  Registratur  üher  die  vertrau!. 
Sitzung  v.  la.  Jul.  i8ai ,  loco  dictaturae  gedruckt,  in  der  OriginalAusgabe  der 
Protoe.  t.  i8ai,  S.  571  ff.,  u.  in  der  so  eben  angef.  Registratur,  ebendas.S.  570  u.  f. 
Vergl.  Protoe.  v.  i8aa ,  §.  81 ,  104. 

t)  Vorlauf.  Geschäftordn. ,  a.  a.  O.  S.  18.  —  In  dem  angef.  Protoe.  der  B.  V. 
t.  13.  Jul  182t ,  ward  eine  Zeitfrist  von  4'/»  Monaten  festgesetzt. 

e)  Man  s.  die  Registratur  über  die  vertrauliche  Sitzung  vom  12.  Juli  1821,  nebst 
dem  ihr  beiliegenden  CommissionsBericht  in  einer  Beschwerdesache  Anhalt« 
Gothens  wider  Preussen.  Von  solcher  Art  war  das  GommissionsGutachtcn  über 
den  Büchernachdruclt ,  dessen  Einsendung  an  die  Regierungen  zu  Instructions- 
Kinholung  beschlossen  ward,  in  d.  Protoe.  v.  1819,  §•  a3.  Desgleichen  der 
Entwurf  eines  BundestagsBeschlusses  über  das  Verfahren  bei  Streitigkeiten  der 
Bundesglicder  unter  sich,  in  d.  Protoe.  v.  i8ao,  §.214. 

d)  Oben  §.  137.  —   Der  angef.  CommissionsBericht  v.  1a.  Juli  1821 ,  %.  1. 

4)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  II,  am  Schlufs.  Vergl.  auch  §.  164.  —  UcgN 
nach  fruchtlosem  Ablauf  dieser  Frist,  eine  entscheidende  Mehrheit  von  Abstim- 
mungen in  dem  Protocoll,  so  ist  stillschweigende  Einwilligung  der  Nichtstim- 
menden anzunehmen.  Vergl.  Protoe.  v.  11.  Dec.  i8i7,  §.419,  u-  unten  %.  i55 
u.  i63. 

f)  Protocolle  der  B.  V.  von  1816,  PlenarversammL ,  v.  14.  Nov.,  §.11;  von  1817, 
§.  a3  u.  5a,  wobei  ein  loco  dictaturae  gedruckter  gutachtlicher  Commissions- 
Vortrag,  als  Beilage  11,  mit  3  Unterbeilagcn ,  worin  ein  solches  classißeirendes 
Verzeichnis*  vorgeschlagen  wird  (S.  67  —  87  der  Original-  oder  Folio  Ausgabe  ), 
welches  von  der  B.  V.  durch  Bcschlufs  v.  10  März  1817  (Prot.  %.  91)  ange- 
nommen, und  bald  nachher  von  dem  Präsidium  ($.375,  lit.  b)  gerühmt  ward, 
das  jedoch  am  3.  Nov.  1817  (Protoe.  §.  3;8)  eine  neue  Classification  au  dem 
Protoe.  gab,  welche  angenommen  ward,  unter  der  Benennung  «Ordnung  der 
Geschäfte»,  früher  •  Geschaftfolge  •  benannt  in  der  Beilage  aa  zu  3i  des 
Protoe.  v.  1816.  (v-  Gagcbs's)  Mein  Anthcil  an  der  Politik,  Abth.  III, 
S.  59— '89. 

§.  152.  a») 

Commissionen  oder  Ausschüsse»  Referenten  und  Correferenten.  V ortrage, 
Berichte,  Gutachten  u.  a.    Vorarbeiten.   Deputationen  der  B.  V. 

I)  Für  bestimmte  Angelegenheiten,  insbesondere  für  Vermittlung 
der  Streitigkeiten  unter  Bundesgliedern ,  für  Vollziehungsgegenstände 
(J.  178),  insbesondere  wegen  Vollziehung  des  i4-  Artikels  der  Bundes- 
Acte,  für  Vorbereitung  neuer  Bundesgesetze  oder  besonders,  wichtiger 
Beschlüsse,  für  Prüfung  der  Rechnungen  *iber  die  BundescanzleiCasse 
und  über  sämmtliche  BundesMatrikularbeiträge,  für  MilitärVerhältnisse, 
für  Unterhandlung  eines  Friedens  oder  Waffenstillstandes,  für  Prüfung, 
Erörterung,  Vorbereitung  und  Begutachtung  der  Privatßeclamationen 
und  anderer  Berathschlagungsgegenstände,  ernennt  die  Bundesversamm- 
lung aus  ihrer  Mitte  C  o  mmissionen  •)  oder  Ausschüsse*))  in 
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welcher  Hinsicht  eine  eigene  CominissionsGeschäft Ordnung  *) 
besteht.  Die  Ernennung  der  Mitglieder  der  Commissionen  gesthiebt 
in  dem  engern  Rath  nach  Stimmenmehrheit,  durch  Wahl  auf*  übliche 
Weise,  das-  heifst,  durch  Stimmzettel,  welche  jeder  Stimmführer 
anonym  abzugehen  hat  <0.  Diese  Commissionen  erstatten  Vorträge, 
Berichte  und  Gutachten  an  die  Bundesversammlung.  II)  Bei 
Erwählung  der  Mitglieder  von  BundestagCommissioncn ,  wird  nicht 
immer  und  nicht  einzig  auf  die  persönlichen  Eigenschaften  der  Ge- 
sandten gesehen  ,  sondern  auch  die  politische  Stellung  ihrer  Machtgeber 
und  deren  Verhältnifs  zu  dem  %  Gegenstand  der  Commission,  mehren- 
theils  mit,  selten  allein,  in  Betracht  gezogen.  Wegen  der  gewöhn- 
lichen Verbindung  dieser  Beweggründe,  beschränkt  sich  die  Wahl, 
wenigstens  in  der  Regel,  auf  die  Person  des  Gewählten;  daher  wird 
bei  dem  Abgang  desselben,  zu  einer  neuen  Wahl  geschritten.  111)  Für 
Erstattung  eines  Vortrags  oder  Berichtes,  oft  verbunden  mit 
einem  Gutachten,  über  manche  Gegenstände  der  Verhandlung  in 
dem  engern  Rath,  auch  über  die  blosse  CompetenzFrage ,  bestellt 
die  B.  V.  zuweilen  einzelne  Gesandte  zu  Referenten,  auch  wohl 
Correferentcn  *),  deren  Ausarbeitungen  angehört  oder  gelesen, 
erwogen,  und  in  der  Regel  dem  Prolocoll  einverleibt,  oder  als  Anlagen 
beigefügt  werden.  Die  über  Pr  i  v  a  t  R  ec  lamat  ionen  (§.  218)  in 
der  Versammlung  zu  erstattenden  Vorträge,  sind  zuvörderst  in 
vertraulichen  vorbereitenden  PrivatBesprcchungen  vorzulesen,  um 
sämmtlichen  Gesandschafteu ,  zu  eigener  Einsicht  und  näherer  Prüfung 
der  Eingaben,  Gelegenheit  zu  geben  /).  IV)  Zu  Erleichterung  der 
Beratschlagung  und  Abstimmung,  werden  einzelnen  Mitgliedern  bisweilen 
Vorarbeiten  übertragen,  oder  es  werden  solche  von  ihnen  aus 
eigenem  Antrieb  unternommen ,  z.  B.  erläuternde  Vorträge,  Zusammen- 
stellung und  Ccbersicht  von  Thatsachen,  Gesetzen  und  Erörterungen, 
Entwürfe,  Plane,  Sammlung  von  Materialien,  u.  d.  £*).  V)  Deputa- 
tionen aus  ihrer  Mitte,  kann  die  B.  \.  für  bestimmte  Verhandlungen 
oder  Verrichtungen  erwählen  *). 

a)  BundcsActc,  Art.  11.  Wiener  SchlufsActc  von  1820,  Art.  14 1  21  u.  49. 
Vergl.  zweites  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  7,  AbsaU  III,  Einl.  u.  Num.  3. 
Beschlufs  der  PlenarVersamml.  v.  14.  Nov.  1816,  %.  10.  Drittes  Protoc.  v.  1816, 
%.  5  u.  6;  alle  drei  in  IU  üb  kr 's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  89,  91  f.  104  f.  u.  114. 
Dreizehnte*  Protoc.  v.  1816,  %.  55.  Protoc.v.  1817,  §.  17  u.  23.  Eiecutions- 
Ordn.  Art.  1 ,  in  dem  Protoc.  der  PlenarVersamml.  v.  3.  Aug.  1820.  Mehr 
Beispiele  findet  man  in  den  Protocollen  der  B.  V.,  in  den  Registern ,  voc.  Com- 
mission; desgleichen,  nebst  einer  Classification  der  verschiedenen  Arten  von 
Commissionen,  in  dem  Commissions Vortrag  zu  dem  Protoc.  v.  21.  Apr.  1819.  —  , 
Beständig»  Ausschüsse  wurden  für  unpassend  erklärt  von  Ocstreicb ,  in  d.  2. 
Protoc.  v.  1816,  V  7,  Abscbn.  III,  Nun».  3. 

*)  Der  Ausdruck  •  AutttKxss  »  (Comite) ,  gleichbedeutend  mit  Commission ,  wird  in 
der  BundesActe  a.  a.  O.,  und  in  der  wiener  SchluTsActe  v.  1820,  Art.  ai  u.  49, 
gebraucht ;  auch  in  den  oben  angeführten  ersten  nnd  »weiten  Protocollen  der 
B.  V.  von  1816,  und  selbst  in  der  ersten  PraliminärConfercnx  der  Gesandten  v.  1. 
October  1816  ( §•  117)«  wo  der  wirtemb.  Gesandte  Bedenklichkeit  dagegen 
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ankerte.  Späterhin  ward  bei  der  B.  V.  der  Ausdruck  Commission  üblicher;  er 
ist  auch  in  dem  Art.  14  der  angef.  SchlufsActe  gebraucht.  Doch  hat  man  die 
Benennung  Atuschuas  vorzugweise  dann  gewählt,  wenn  für  denselben  Gegenstand, 
neben  der  aus  Mitgliedern  der  B.  V.  bestehenden  Commission,  noch  eine 
andere  aus  solchen  Mitgliedern  nicht  bestehende  Commission  am  Sitz  der 
B.  V.  angeordnet  ward,  z.  B.  die  MilitärCentralCommission  {%.  19/,),  die 
LiquidalionsCommission  für  die  Forderungen  an  die  ReichsOpcrationscasse 
(\.  233,  6),  u.  a. 

e)  Die  Getdutfiordnun»  in  Betreff  der  B.  T.  Commissionen ,  ward  angenommen 
durch  Beschlufs  der  B.  V.  v.  29.  April  1819,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  %.  65}  auch 
in  Hlcber's  Qucllensammlung ,  Num.  XV.  Sie  befindet  sich,  nebst  einem  dazu 
gehörenden  Commissions  Vortrag,  als  Beilage  11  bei  dem  Protoc.  v.  22.  April 
1819,  S.  i83,  u.  in  der  Quart  Ausgabe ,  Bd.  VIT,  S.  2o5.  —  Nach  derselben 
2),  besteht  fortwahrend  eine  RcctamationsCommisxion,  auch£/»^6^Commission 
genannt,  für  Prüfung,  Vortrag  und  Begutachtung  der  PrivatEingaben  (%.  218), 
in  der  Regel  aus  fünf  Mitgliedern.  Sie  wird  dreimal  im  Jahr  erneuert,  zu 
jXeujabr,  tu  Ostern,  und  nach  den  SommcrFerien.  Sie  ist  befugt ,  offenbar 
unerhebliche  und  unzulässige  Eingaben  sofort  zu  beseitigen,  und  davon  in  der 
nächsten  vertraulichen  Sitzung  Anzeige  zu  machen.  Im  Verhinderungsfall,  kann 
kein  Mitglied  ein  anderes  Substituten,  dagegen  kann  diese  Commission  ihre 
Versammlungen  fortsetzen,  so  lang  noch  drei  Mitglieder  gegenwärtig  sind.  — 
Auch  besteht  für  Vollzichungsgcschäfte  der  B.  V.  fortwährend  eine  Executions- 
Comnüssiun.  Man  s.  §.  178.  —  Sind  für  eine  Cur/o/Stimme  verschiedene  Stimm* 
iulnrer  bestellt >  die  im  engern  Rath  in  der  Stimmführung  periodisch  wechseln 
(  %.  i57),  so  kann  Jeder  von  ihnen,  auch  dann  wenn  er  im  Turnus  nicht  ist, 
Mitglied  von  Commissionen  werden  oder  bleiben.  Beschlufs  der  B.  V.  in  ihren 
Protoc.  v.  1821 ,  §.  73.   Die  angef.  CommissionsGeschäftordn.     2  ,  Num.  4. 

d)  Die  oben  (c)  angef.  Geschäft  Ordnung  in  Betreff  der  Commissionen,  %.  1.  — 
Zwei  Beispiele  von  der  Ernennung  der  Mitglieder  einer  ReclamationsCommission 
nach  dem  Antrag  des  Präsidii,  olme förmliche  ffahl,  in  d.  Protoc.  v.  12.  Jul.  i8r3, 
%.  »38,  und  in  dem  BundesContingentStrcit  zweier  SpecialLinien  des  fürstl. 
Ifauses  Reufs,  am  27.  Jan.  1825,  mm  s.  die  oben  §.  117,  Note  d,  angef.  gedruckte 
BccursSrhrift :  «Erklärung»  u.  s.  w.  Für  die  H'alden  der  Commissionsmitgliedcr, 
werden  indem  Sitzungssaal  der  B.  V.  gedruckte  Stimmzettel  stets  in  Bereitschaft 
gehalten.  Jeder  Zettel  enthält  ein  Vcrzeichnifs  sämmtlicher  Mitglieder  der 
B.  V.;  jeder  Stimmführer  bezeichnet  auf  seinem  Zettel  diejenigen,  die  er  zu 
Mitgliedern  der  Commission  bestimmt.  —  «Findet  sich,  bei  der  Zählung  der 
Wabistimmen  ,  eine  Stimmengleichheit  für  zwei  oder  drei  Mitglieder  (  der  B.  V.  ), 
zu  Besetzung  der  fünften  Stelle  in  der  &c/amaiNWjCommission  (s.  oben  Note  c), 
so  werden  diese,  falls  das  Präsidium  sich  des  in  Fällen  der  Stimmengleichheit  ihm 
zustehenden  Votidecisi vi  (§.  125)  nicht  bedienen  will,  ersucht,  sich  untereinander 
zu  vereinigen,  wie  sie  unterzieh  in  bestimmten  Fristen  wechseln  wollen*.  So  die 
oben  (c)  angef.  Geschäft  Ordnung  für  B.  T.  Commissionen,  §  2.  Indcfs  legt  die 
BundesActe  dem  Präsidium  ein  Votum  decisivum  nur  dann  bei,  wenn  in  dem 
engern  Rath  derB.  V.  gleiche  Stimmen  itvei  (nicht  drei,  oder  mehr)  verschiedene 
"Willenserklärungen  aussprechen.  Man  a.  %.  123  u.  f.  Beispiel,  wo  dasselbe 
ausgeübt  ward,  in  d.  Protoc.  v.  1826,  %.  34'  —  Von  andern  Commissionen 
als  der  BeclamationsOommission,  spricht  diese  Geschäftordnung  nicht.  —  Ein 
Beispiel  von  Stimmengleichheit,  bei  der  Wahl  eines  Mitgliedes  für  den  Bundes- 
tagAusschufs  für  A////iarAngelcgenbciten,  in  d.  Protoc.  v.  1824  ,  §«75,  wo  für 
drei  Mitglieder  der  B.  V.  die  Wablstimmcn  gleich  getheilt  waren,  und  diese 
Stimmengleichheit  ,  auf  Verlangen  der  Mehrheit  ,  durch  Entscheidung  des 
Präsidii  gehoben  ward.  —  Bei  Commissionen  zum  Versuch  der  Güte  in 
Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich ,  oder  für  Fälle,  wo  es  auf  Voll- 
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Eichung  des  B.Dep.Hauptscblusses  r.  i8o3  ankommt ,  werden  ,  für  Verhin- 
derungsfälle einzelner  Mitglieder ,  Sttilvtrtrtttr  ernannt ,  bei  Commissioncn  tob 
3  Mitgliedern  einer,  bei  solchen  von  5  etwa  a ;  es  sind  die,  welche  in  der  Wahl  nach 
den  primo  loco  ernannten  CommissionsMitgliedern  die  meisten  Stimmen  hatten. 
CommissionsGeschüftordn.  %.  4.  Inj  Mai  181a  ,  bestanden  in  der  B.  V.  16 
Commissioncn ,  Jede  besetzt  mit  3  bis  7  Mitgliedern ,  früher  auch  etliche  mit  a. 

•)  Die  Wahl  des  oder  der  Berichterstatter,  erfolgt  in  der  B.  V.  entweder  brevi 
manu  durch  Vereinbarung,  oder  nach  erfolgter  Abstimmung  durch  förmlichen 
Beschlufs.  Vorläufige  Gcschaftordn.  der  B.  V.  v.  1816,  A4>schn.  III,  Num.  3, 
lit.  d  und  ej  in  Rlöbfb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  jq.  —  Beispiele  von  Referenten, 
in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  5.  u.  1a.  Apr.  u.  5.  Jul.  i8ai. 

/)  Protoc.  der  B.  V.  v.  16.  Jan.  1817,  §.  »6;  vergl.  mit  d.  Proioc.  v.  1816,  %.  16. 
Von  der  ReclamationsCommission  s.  oben  Note  c. 

g)  Beispiele  liefern  :  die  SnstentationsAngelegenheit  reicbskammergcricbtlichcr 
Individuen  (1816),  der  Buchernachdruck  und  die  Prefsfreihcit  (  1818) ,  di« 
bürgerliche  Verbesserung  der  Juden  (Protoc.  v.  i8ao,  %.  100  u.  n5j  v.  18a  1, 
%.  164)  u.  a. 

4)  Z.  B.  au  Ceremoniel Verrichtungen.  Desgleichen  für  manchen  diplomatischen 
Verkehr  mit  Gesandten  auswärtiger  Machte.   Vergl.  unten  %.  186,  II. 

* 

§.    153.  (139) 
Sitzungen. 

I)  Ordentliche  Sitzungen,  hält  die  B.  V.  am  Montag  und 
Donnerstag  (seit  der  Mitte  des  J.  1819,  in  der  Regel  nur  am  Donners- 
tag) jeder  Woche,  Vormittags  von  10  (seit  182a  von  11)  bis  1  oder 
3  Uhr:  ausserordentliche,  so  oft  es,  dnreh  Abrede  oder  das 
Präsidium,  für  nötbig  erachtet  wird.  II)  In  beiden  hat  in  dem 
engern  Rath,  allenfalls  abwechselnd,  entweder  förmliche  oder 
feierliche  Verhandlung  der  Geschäfte  Statt,  oder  nur  vertrauliche 
Unterredung.  Die  letzte  ist  eine  Art  von  Vor-  oder  PrivatConferenz, 
von  Vorbesprechung  und  Vorberathschlagung,  für  vorläufige  Erör- 
terungen und  Mittheilung  wechselseitiger  Ansichten  und  Notizen, 
mancher  Vorträge,  CommissionsBerichte ,  und  Entwürfe,  auch  be?or- 
stehender  Abstimmungen  und  Erklärungen  einzelner  Bundesglieder, 
ohne  amtliche  Form  und  Wirkung,  ohne  förmliche  Abstimmung  und 
gemeinschaftliche  Protocollführung;  doch  so,  dafs  zuweilen  über  die 
Verhandlung,  eine  Registratur  (Protocoll  in  minder  feierlicher 
Form)  abgefafst,  und  entweder  geschrieben  oder  loco  dictaturae  ge- 
druckt den  Gesandten  mitgetheilt  wird  «).  Nach  Verschiedenheit  dieser 
Verhandlungsart ,  sind  die  Sitzungen  des  engern  Raths  entweder 
förmliche,  oder  vertrauliche,  zum  Theil  geheime.  Dem 
Präsidium  ist  durch  einen  Beschlufs  der  B.  V-  überlassen,  "die  zu 
fassenden  Beschlüsse  in  vertraulichen  Besprechungen  vorzubereiten, 
und  die  Z  ah  1  der  förmlichen  Sitzungen  hienach  zu  bestimmen»  *)• 

IV)  Alle  Plenarsitzungen  (Sitzungen  des  Pleni)  sind  förmliche. 

V)  Die  Natur  des  jedesmaligen  Verhandlungsgegenstandes  bestimmt, 
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-  ob  die  Bundesversammlung  sich  als  engere  Versammlung,  oder  als 
Plenum  (§.  120 — iaa)  damit  zu  beschäftigen  habe.  VI)  Der  Vor- 
sitzende ist  befugt,  die  Sitzung  zu  eröffnen,  so  bald  die  bestimmte 
Stunde  geschlagen  hat  «)•  VII)  Die  Sitzordnung,  sowohl  in  dem 
engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum,  stimmt  mit  der  Stimmordnung 
($.  i3i)  überein  «0. 

m)  Von  den  Protocollen  u. Registraturen,  oben  $.  i43. 

6)  Bcschlufs  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  3.  Nov.  1817,  %.  378. 

c)  Uebcr  die  Gegenstände  dieses  %.  s.  die,  am3o.  Oct.  1816  von  derB.  V.  errichtete, 
« Vorläufige  Getvhafiordnung  der  teutschen  B.  V.»,  Art.  I,  in  Hlübsr**  Staats- 
archiv, Bd.  II,  S.  i3  ff. 

d)  An  einer  runden  Tafel  sitzen  sämmtliche  Gesandte  in  LinealOrdnung.  Von 
der  Linken  des  k.  k.  östreichischen  präsidirenden  an ,  sitzt  der  preussische, 
dann  der  Königlich -sächsische  ,  der  baicrische  u.  s.  w.,  so  dafs  der  leiste 
unmittelbar  zur  Beeilten  des  östreichischen  sitzt.  Diese  Beihe  wird  blofs  durch 
den  Bundcscanzleidirector ,  als  ProtocollfQhrer,  unterbrochen,  welcher  dem 
vorajtsenden  Gesandten  gerade  gegenüber,  zwischen  dem  luxemburgischen  und 
dem  der  12.  Stimme  sitzt.  Registratur  über  die  erste  PräüminärConferenz  v. 
4.  Nov.  1816,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  Bd.  I,  S.  124  der  QuartAusgabe. 

§.     154.  (140.) 
Ansage  uttd  Absage  der  Säzungen. 

■ 

1)  Die  Ansage  zu  den  Sitzungen,  auch  bei  eintretender  Ver- 
hinderung die  Absage  derselben,  gebührt  dem  Präsidium.  Sie  geschieht, 
in  der  Regel ,  am  Tage  vor  der  Sitzung ;  jedoch  für  ordentliche 
Sitzungen  nur  dann,  wenn  die  regelmäsige  Haltung  derselben  war 
unterbrochen  worden.  II)  Der  Ansagezettel,  enthält  die  Zeit  und 
Form  der  Versammlung,  und  die  Adresse  des  Gesandten;  den  Gegen- 
stand der  Beratschlagung  nur  dann ,  wenn  ohne  Torausgegangene 
Abrede ,  eine  solche  Besch lufsnahme  beabsichtigt  wird,  wozu  die 
BundesActe  Einstimmigheit  (unanimia)  vorschreibt  «)  (§.  127). 

m)  Veber  diesen  §.  s.  die  vorläufige  Geschäftordn.,  Abschn.  I,  a.  a.  O.  S.  14.  — 
Gewöhnlich  geschieht  jetzt  die  Ansage  nur  nach  Ablauf  der  Ferien,  und  in  der 
Form  einer  PräsidialEinladung  mittelst  offenen  Umlaufsehreibens. 

§.  155.  (i4i.) 

Hindernisse  des  Erscheinens.  Nachtragung  der  Stimmen.  Stillschwei, 
gende  JJebereinstimmung  mit  der  Mehrheit.  V orbehalt  der  Abstimmung 

nach  dem  Ableben  des  Gesandten. 

I)  Ist  ein  stimmberechtigter  Gesandter  verhindert,  der  Sitzung 
beizuwohnen ,  so  hat  er  solches,  und  den  Namen  des  seine  Stelle  etwa 
▼  ertretenden  Gesandten  (seines  Substituten),  dem  Vorsitzenden 
schriftlich,  wo  möglich  Tags  vorher,  anzuzeigen ;  worauf  die  Substitution 
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(§•  »37)  jedesmal  in  dem  ersten  §.  des  Protocolls  angezeigt  wird. 
II)  Ist  in  Abwesenheit  eines  Gesandten,  oder  eines  Stellvertreters 
desselben,  zu  Protocoll  abgestimmt  worden,  so  bann  derselbe  seine 
Stimme  noch  in  der  nächsten  Sitzung  zu  Protocoll  geben ;  ausserdem 
wird  er  für  übereinstimmend  mit  der  Mehrheit  oder  mit 
Allen  geachtet,  so { fern  nicht  von  ihm  eine  längere'  Frist,  aus 
erheblichen  Gründen,  bei  der  Versammlung  nachgesucht  und  erwirkt 
worden  ist  (§.  101,  Note  e).  III)  Nach  dem  Ableben  eines  Gesandten, 
bestimmt  die  B.  V.  die  Frist,  innerhalb  welcher  sie  die  Ernennung 
seines  Nachfolgers  oder  Stellvertreters  erwarten,  und  diesem 
für  alle  Gegenstände,  worüber  seit  dem  Todesfall  abgestimmt  worden, 
das  Protocoll  offen  behalten  will  «). 

a)  l'cber  diesen  §.  s.  die  Vorlauf.  Gcschäflordn. ,  Abschn.  I,  a.  a.  O.  S.  14  f. 

§.    136.  (142-.) 

Abstimmung  eines  Gesandten  für  melirere  Staaten.    Abstimmung  und 
Abwechslung  bei  Gesammtstimmen.    Besondere  Verhältnisse  der 

CuriatGesandten. 

I)  Ein  Gesandter,  welcher  in  dem  Plenum  für  m e  h r  er e  Bundes- 
staaten Stimmen  abzulegen  hat,  mufs  solche  einzeln,  und  in  der  für 
jeden  dieser  Staaten  festgesetzten  Ordnung  (§.  i3i),  ablegen.  II)  In 
der  engern  Versammlung,  kann  ein  Gesandter  ebenmäsig  für  mehret c 
Stimmen  bevollmächtigt  oder  substituirt  seyn;  dann  aber  hat  er  jede 
an  ihrer  gehörigen  Stelle  abzulegen.  III)  Auch  darf  daselbst  lüf 
jeden  der  zu  einer  Gesammtstimme  ")  vereinigten  Bundesstaaten 
(§.  121),  ein  eigener  Gesandter  anwesend  seyn;  es  darf  aber  die 
Gesammtstimme  selbst,  nur  von  Einem  derselben  geführt  werden  *). 
IV)  Die  Theilhaber  einer  Gesammtstimme  in  der  engern  Versammlung, 
können  für  die  Führung  derselben  eine  bestimmte  Abwechslung 
(Turnus,  Alternation)  durch  Uebereinkunft  festsetzen.  Dieses  ist  im 
J.  1816  geschehen,  ron  Braunschweig  und  Nassau  <0,  und  von 
den  vier  Freien  Städten  <0. 

a)  Die  Natur  einer  CuriatSümme  bringt  es  mit  sich,  dafs  die  Stimmen  jedesmal 
im  Namen  alter  Tbeilbaber,  die  in  dieser  Hinsicht  eine  moralische  Person  bil- 
den, abgelegt  werde;  also  durch  einen  gemeinschaftlichen  Stimmführer  für  den 
Gesammtuti/Ien  aller  Theilhaber.  Der  Gesammtwillo  ist  das  Resultat  des  Wil- 
lens aller  Einzelnen.  Dieses  Resultat  kann,  kraft  einer  Uebereinkunft,  gebil- 
det werden,  entweder  durch  Uebereinstimmung.  oder  nach  einer  festgesetzten 
Mehrheit  der  einzelnen  Stimmen,  oder  durch  Compromifs,  indem  alle  Theil- 
haber die  Festsetzung  ihres  Gcsammtwillens  Einem  oder  Mehreren,  für  einen 
oder  inebrero  Fälle,  übertragen;  gleichviel  ob  der  Eine  oder  die  Mehreren 
aus  der  Mitte  der  Theilhaber  sind,  oder  nicht,  wie  z.  B.  in  dem  letzten  Fall 
der  gemeinschaftliche  Stimmfübrer,  Bevollmächtigte  oder  Gesandte.  —  Die 
jüngere  Hauptlinie  des  fürstlichen  Hauses  Reuu ,  welche  drei,  seit  1824  zwei, 
verschiedene  souverain  regierende  Fürsten  unter  sich  begreift  (%.  108),  bildet 
sowohl  in  dem  Plenum  der  B.  V-  (  §.  do),  als  auch  in  der  Curie  der  sech- 


Digitized  by  Googl 


2.  Abschn.  Personal  Verhältnisse  etc.  175 

sehnten  Stimme  des  engern  Raths  (§.  121),  nur  eine  Einheit,  mithin  im  engern 
Rath  eine  Curie  oder  Gcsammtheit  in  eiuer  Curio ;  ein  Verhültnifs,  dergleichen 
schon  bei  der  ehemaligen  allgemeinen  Rcichsvcrsammlung  in  dem  Hause  An- 
halt, wo  der  Geschlechtältcste  die  Stimme  im  Füi*stenrath  führte,  und  mehr- 
fach in  den  vier  reichsgräflichen  Curien  sich  fand.  —  Bei  den  CurialStimmen 
des  engern  Raths  der  Ii.  V.,  *ind  folgende  Benennungen  üblich:  die  i5-  (16. 
oder  17.)  Stimme;  die  Curie  der  i5.  (16.  oder  17.)  Stimme;  der  (Curiat-) 
Gesandte  der  16.  Stimme. 

*)  Dabei  &  behält  sich  jedoch  die  B.  V.  für  hünftige  ähnliche  Fälle  die  Ent- 
scheidung lediglich  vor.»  —  Von  diesem  Allen  s.  die  Vorläufige  Gcschäft- 
ordn.,  Abschn.  I,  a.  a  O.  S.  16.  Vergl.  auch  Hlübkr's  angef.  Uebersicht  etc., 
S.  53o  ff.  —  Die  B.  V.  hann  einem  nicht  im  Turnus  siehenden  Gesandten, 
in  einer  Sache,  wobei  seine  Regierung  bcthciligt  ist,  das  Wort  geben.  Ein 
Betspiel  in  den  Protoc.  v.  1819.  §.  in. 

r)  Ein  vierteljähriger  Wechsel,  und  so,  dafs  der  Braunschweigischc  Gesandte 
den  Anfang  mauht.  So  oft  einer  von  beiden  Gesandten  in  den  Turnus  tritt» 
wird  solches  jedesmal  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  angezeigt.  So  auch  bei  dem 
jedesmaligen  Turnarius  der  Frricn  Städte.  Es  wird  aber  hiebei  nur  das 
Bundcsglied,  dessen  Gesandter  in  den  Turnus  tritt,  benanut.  Protoc.  v.  »817, 
%.  7t.  2-9,  288  u.  4*9- 

d)  Vorläufig  auf  ein  Jahr,  ward  im  J.  1816  durch  Ucbereinkunft  festgesetzt,  u. 
späterhin  beibehalten,  dafs,  abwechselnd  in  bestimmtem  Zeitraum,  zuerst 
der  lübechischc,  dann  der  frankfurter,  hierauf  der  bremische,  endlich  der 
hamburgischc  Gesandte,  die  Gesammtstimme  führen  solle.  —  In  den  wiener 
MinistertalConfcrenscn,  in  dem  3o.  Protoc.  v.  i5.  Mai  1820,  äufsertc  der 
östreirbische  Bevollmächtigte  den  Wunsch ,  dafs  die  acht  Tbeilhaber  der 
sechzehnten  Stimme  ( §.  121)  sich  über  einen  Turnus,  oder  über  ein  abwech« 
selndea  Dircctorium  vergleichen  möchten.  —  Nach  einer  solchen  Ueberein- 
kunft ,  würde  der  CuriatGesandte  seine  Instruction  nur  von  dem  im  Turnus 
stehenden  Theilhaber,  oder  von  dem  Dircctorium,  zu  empfangen  haben. 
Wie  dieselbe  gebildet  würde,  ob  nach  einem  Einzelwillen,  etwa  nach  genom- 
mener Rücksprache  mit  den  übrigen  Theilhabern,  oder  nach  Stimmenmehrheit, 
würde  von  der  Uebereinkunft  abhangen. 


§.    157.  (142»».) 
Fortsetzung. 

V)  Ist  bei  einer  GnriatStimme  ein  Turnus  eingeführt,  so  sind 
auch  die  Gesandten,  an  welchen  die  Reihe  der  Stimmführung  nicht 
ist,  berechtigt,  allen  S  it zu ngen  der  B.  V«  beizuwohnen.  Gleich 
andern,  können  sie  jederzeit  zv  Mitgliedern  von  Coramissioneu 
erwählt  werden,  und  solches  bleiben,  wenn  sie  während  ihrer  Stimm- 
führung dazu  waren  erwählt  worden  «).  VI)  Ist  bei  einer  Gesammt- 
stimme ein  Turnus  nicht  eingeführt,  und  für  alle  Theilhaber  nur  Ein 
Stimmführer  gegenwärtig,  so  hann  dieser  für  einzelne  Theilhaber  bei 
der  'Abstimmung  nicht  besonders  yotiren,  er  hann  aber  für  jeden 
Einzelnen,  wenn  dessen  particulöres  Interesse  es  erfordert,  namentlich 
bei  in  Berathung  stehenden  Streitigkeiten  unter  ihnen,  Erklärungen 
zu  Protocoll  geben  *).  VII)  In  einem  Streit  zwischen  einzelnen 
Mitgliedern  derselben  Curie,  und  auch  bei  andern  Streitigheiten,  wobei 
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eines  oder  mehrere  (selbst  die , Mehrheit )  Mitglieder  derselben  Curie 
betheiligt  sind,  ist  der  CuriatGesandte  weder  verpflichtet,  noch  ohne 
Einwilligung  der  B.  V.  berechtigt  (§.  i63/*),  der  CuriatAbstimmung 
in  der  B.  V.  sich  zu  enthalten  <•)•  VIII)  Die  Legitimation  eines 
CuriatGesandteu  kann  geschehen,  entweder  durch  eine  gemeinschaft- 
liche, das  heifst,  von  Allen  unterzeichnete,  Vollmacht  aller  Theilhabpr 
derselben  Stimme  <0 ,  oder  durch  eine  yon  einem  oder  mehreren  Mit- 
gliedern der  Curie,  in  eigenem  Namen  und  aus  Auftrag  der  übrigen, 
unterzeichnete  Vollmacht,  oder  durch  Vollmachten,  deren  jede  nur 
von  einem  oder  etlichen  Theilhabern  «)  unterzeichnet  ist.  IX)  Da 
jeder  Theilhaber  einer  CurialStimme  des  engern  Raths,  in  dem  Plenum 
eine  oder  zwei  VirilSlimmen  hat,  so  mufs,  wenn  in  der  von  ihm  aus- 
gestellten Vollmacht  Anderes  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  angenommen 
werden,  dafs  er  den  Gesandten  für  seinen  ganzen  Antheil  an  den  Ver- 
handlungen der  B.  V. ,  mithin  auch  zu  seiner  Vertretung  in  dem 
Plenum ,  bevollmächtigt  habe  f). 

o)  Beschluf«  der  B.  V.  t.  a6.  Mär«  i8ai  1  §.  73. 

*)  Beispiele  in  den'Protoc.  der  B.  V.  t.  1817,  %.  56,  *44  u*  3i8;  1818,  V  aai ; 
v.  1819,  %>  "3*  i53,  181,  191,  194  u.  aia;  r.  i8a3,  %.  i53,  betr.  die  Curie 
der  i5-  Stimme.   Vergl.  unten  §.  i63. 

c)  Freiwillig  geschah  solches,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  11.  Oct.  1818,  %.  «35, 
u.  1819«  1  »3.  —  Bei  einer  Abstimmung  über  die  Ansprüche  der  Ganerb- 
schaften Alt  Limpurg  und  Frauenstein  tu  Frankfurt,  «glaubte  der  CuriatGe- 
sandte der  Freien  Städte  sich  einer  besondern  Abstimmung  enthalten  zu  dür- 
fen, bei  der  schon  vorhandenen  Mehrheit  der  Stimmen«.  Protoc.  v.  a.  Dee. 
1816,  36.  Ein  Beispiel  bei  der  Curie  der  i5.  Stimme,  in  d.  Protoc.  t.  i8a3» 
§.  i53,  wo  Oestrcich  zur  Erwägung  empfahl,  ob  bei  einer  Curie  dann,  wenn 
die  Mehrheit  ihrer  Mitglieder  nicht  abzustimmen  sich  veranlagt  glaubt»  das 
Stimmrecht  der  übrigen,  die  davon  Gebrauch  machen  wollen,  zu  ru- 
hen habe? 

</)  Beispiele  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  %.  59  j  »817,  %.  f3  u.  387;  i8aov 
§.  a;  i8ai,  §.  166. 

e)  Beispiele  in  der  Begistratur  über  die  4-  PraliminarConferena  ▼.  1816.  Not- 
wendig ist  dieses  ohnehin,  wenn  in  der  Person  eines  der  Theilhaber,  z.  B. 
durch  Todesfall,  eine  Veränderung  vorgefallen  ist.  Man  s.  die  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1817,  65  u.  387;  »818,  loaj  1819,  $.  39;  i8ao,  §.  159;  v.  »8*4» 
%.  a.  —  Aus  der  jüngeren  Hauptlinic  des  fürstlichen  Hauses  Reuss  (§.  i56  a), 
ward  zeilher  die  Vollmacht  des  CuriatGcsandten  blofs  von  dem  ältesten  der 
drei  souverainen  Fürsten  dieser  Linie  nntcrr.eichnet ,  in  eigenem  Namen  und 
aus  Auftrag  der  übrigen.  Dagegen  ward  die  fürstlich -reussische ,  für  die 
teutsche  BundesActe  unter  dem  a6.  Aug.  181 5  ausgefertigte  Batifications- 
Urkunde ,  von  jedem  der  drei  Fürsten  der  jüngern  Uauptliaie ,  nebst  und  nach 
dem  Chef  der  altern,  unterzeichnet.  Vergl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8s4»  %-  85. 
Auch  wird,  für  seine  BundcsMatrikularLeistungen,  in  der  definitiven  Bundes- 
Matrikel  jeder  der  drei ,  seit  dem  Mai  1804  zwei ,  Fürsien  jüngerer  Linie  ein- 
zeln aufgerührt,  nach  einem  Beschlufs  in  d.  Protoc.  v.  1834,  \.  67.  Aber  in 
Ansehung  der  Beiträge  zu  der  Bund escanxleiCasse  (  %.  i36),  werden  jene  drei, 
jetzt  zwei ,  Fürsten  als  eine  unter  der  Curie  der  17.  Stimme  begriffene  Einheit 
oder  Gesammtheit  betrachtet 
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f)  Ausdrücklich  nur  für  den  engern  Rath ,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  \.  j3. 
Ausdrücklich  Tür  den  engern  Rath  u.  die  PlenarVersainml. ,  in  d.  Protoc.  t. 
1817,  %.  38r  j  1810,      159.  * 

§.     158.  (143.) 

Protocolle  und  ProtocoUfiihrer.    Registraturen  uud  Separat  Proioc  olle. 

Bekanntmachung  der  Protocolle. 

I)  In  den  Sitzungen  der  Bundesversammlung,  sowohl  in  dem 
Plenum  als  auch  in  dem  engern  Rath ,  werden  gemeinschaftliche 
Protocolle  geführt,  und  nur  durch  einen  ProtocoUfiihrer,  jetzt  den 
CanzleiDirector  der  B.  V.  a).  Derselbe  wird  in  der  B.  V.  von  dem 
Präsidium  in  Vorschlag  gebracht,  und,  wenn  gegen  seine  Person 
nichts  zu  erinnern  ist ,  angenommen ,  hierauf  durch  jenes  dem  Bund 
Yerpflichtet  II)  Die  HauptProtocolle  sind  von  zweifacher 
Art:  für  Plenarsitzungen,  und  für  Sitzungen  des  engern  Raths. 
Sie  enthalten  die  Anzeige  der  in  der  Sitzung  anwesenden  Gesandten, 
und  die  Verhandlungen,  namentlich  die  Vorträge,  Anzeigen,  Mitthei- 
lungen  und  Anträge  des  Präsidiums,  einzelner  Gesandten,  der  er- 
wählten Commissionen,  und  der  Referenten  oder  Berichterstatter,  die  Ab- 
stimmungen der  Stimmführer,  und  die  Beschlüsse  der  Versammlung  <•> 

III)  üeber  Verhandlungen  in  vertraulicher  Sitzung  nicht  nur, 
sondern  auch  in  förmlicher  (§.  220),  werden,  wenn  es  die  B.  V. 
für  nöthig  oder  nützlich  erachtet,  KebenProtocolle,  z.  B.  eine 
Registratur,  ein  Separat-  oder  NebenP rotoco  14 ,  ein  gehei- 
mes Protocoll,  aufgesetzt,  und  den  einzelnen  Gesandschafte«  mitge- 
thcilt,  entweder  geschrieben  mittelst  Dictatur,  oder  loco  dictaturae, 
als  zu  dem  Original  Abdruck  der  Protocolle  gehörend,  gedruckt  (§.  160). 

IV)  Durch  den  die  vorläufige  Geschäftordnung  genehmigenden  Beschlufs 
der  B.  V.  vom  14.  November  1816  <),  ward  " die  Bekanntmachung 
der  BundestagVerhandlungen  durch  den  Druck,  als  Regel  fest- 
gesetzt//. Seit  dem  1.  Juli  1824  gilt  diese  Art  der  Bekanntmachung 
als  fast  seltene  Ausnahme  von  der  Regel  0. 

«)  Hlubeb's  Staatsarchiv  Bd.  II,  S.  11  f.  —  Von  dessen  Stellvertreter  im  Fall 
einer  Verhinderung,  oben  i36. 

I)  Vorlauf.  Geschaftordn. ,  Abschn.  IV,  a.  a.  0.  S.  ai  j  auch  in  Hlübkb's  Quel< 
lensammlung,  Num.  V.   Vergl.  §.  i36. 

c)  Es  werden  davon  in  der  Buchdruckerei  der  B.  V.  amtliche  abdrücke  in  Folio« 
Format,  für  den  offiziellen  Gebrauch  der  Mitglieder  der  B.  V.  und  der  Regie- 
rungen, veranstaltet;  sie  werden  mit  dem  Stempel  der  Bundescanzlei  bezeich- 
net, dessen  Umschrift  die  Worte  *  Original  Abdruck*  enthält.  Nach  diesen 
OriginalAbdrucken ,  vfird  von  derselben  Buchdruckerei  für  das  Publicum  ein 
Abdruck  in  Quart  geliefert,  wobei  jedoch  alle  loco  dictaturae  gedruckten 
Protocolle  und  Aufsätze  (§.  160)  nicht  befindlich  sind.  —  Von  Bekannt- 
machung der  Bundestags  Verhandlungen  in  politischen  Tuffblättern,  unten  %.  i65. 

d)  Vorlauf.  Geschaftordn. ,  Abschn.  IV ,  a.  a.  O. 
r)  KlvbeVb  Quellensammliing,  Num.  V. 
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J)  Durch  Bcschlufs  der  B.  V.  t.  i.  Jnli  i8s4  (Protoc.  §.  116)  ward  «der  Bunde»- 
«.canitet'Di'rection  aufgegeben,  künftighin,  nach  Maasgabe  der  Terbandelten  Ge* 
«gcnstündc,  zweierlei  Protocolle  (für?)  jede  Sitzung  aufzunehmen ,  und  twar 
«öffentliche  und  Separate,  blofs  loco  dictaturac  bu  druckende,  Protocolle».  — 
Seitdem  wurden  die  Verhandlungen  der  B.  V.  in  der  Begel  der  Oeffentlichheit 
entzogen.  Dalicr  werden  in  der  öffentlichen  oder  QuartAusgabe  der  ged Tüch- 
ten Protocolle  seitdem  vermifst:  dio  Verhandlungen  über  Streitigheiten  einzel- 
ner Bundcsglicdcr  unter  sich ,  nur  etwa,  wenn  Privatpersonen  dabei  bctheiligt 
sind,  mit  Ausnahme  der  diese  angehenden  Resultate;  die  Verhandlungen  über 
Beschwerden  von  Landständen,  Korporationen  und  Privatpersonen  gegen  Bun- 
desglicder,  nur  mit  Ausnahme  der  erwähnten  Resultate  (vergl.  §.  218  «)j  alle 
Verhandlungen  über  MilitärAngelcgenheiten  des  Bundes;  seit  der  Mitte  des 
3.  1828  die  Verhandlungen  mit  den  bei  dem  Bunde  accrcditirtcn  Gesandten 
auswärtiger  Mächte ;  seit  1817  sogar  das  EinrcicbungsProtocoll  oder  Verxeich- 
nifs  der  bei  der  B.  V.  eingekommenen  schriftlichen  Eingaben  (§.  i5o  c).  Nur 
mit  besonderer  Bewilligung  der  B.  V.  im  August  1825,  durften  etliche  neuere 
loco  dict.  gedruckte  Beschlüsse  in  eine  Fortsetzung  von  G.  v.  Meter's  corpus 
juris  confoed.  germ-  aufgenommen  werden.  Bis  zu  dem  Bescblufs  der  B.  V. 
vom  1.  Juli  i8»4  (§.  *  18  a),  war  die  öffentliche  oder  Quart  Aus  gäbe  der  Protocolle 
(oben  %.  »4*)  ziemlich  reichhaltig  und  belehrend  für  das  sachkundige  Publicum 
und  einzelne  Bctbeiiigte.  Aber  seitdem  sind  sie  sehr  mager  geworden.  Der 
.  ganze  Jahrgang  1828  füllt  58  weitläufig  gedruckte  QuartSciten,  wovon  34 
mit  vorher  schon  durch  Zeitungen  bekannten  Beilagen,  Rufsland  betref- 
fend, angefüllt  sind.  —  Betrachtungen  hierüber  und  Wünsche  liefert  A. 
Michaelis,  die  Protokolle  der  hohen  d.  Bundesversammlung.  Erlangen  1829.  8.  — 
üeber  die  Verheimlichung  der  BundestagVcrhandlungen ,  ward  bei  dem  GR 
hessischen  Staatsministerium  Beschwerde  geführt,  in  einem  Promemoria  vom 
»*.  Nov.  1825 ,  von  dem  Frhrn.  v.  Gagern  ; 1  in  dessen  Mein  Anthcil  an  der 
Poliük,  Th.  III  (Stuttg.  i83o),  S.  »46  —  251. 

§.    159.  (144) 
Fortsetzung. 

- 

V)  Die.  HauptProtocolle,  Registraturen  und  Separat- 
Protocolle,  werden  in  den  Sitzungen  selbst,  förmlich  nicht  zu 
Stande  gebracht,  sondern  erst  nachher,  dann,  spätestens,  am  Tage  vor 
der  nächsten  Sitzung  ,  in  der  Canzlei  für  die  einzelnen  Bundestags, 
Gcsandschal'tcn  zur  Einsicht  niedergelegt,  hierauf  aber,  in  der  nächsten 
Sitzung,  vorgelesen,  wo  es  nölhig,  berichtigt,  und  von  den  anwesenden 
Gesandten  unterschrieben  <*);    nicht  auch,  von  dem  Protocollfuhrer. 

VI)  Jeder  Gesandte  kann  seine  Abstimmung  schriftlich  übergeben, 
oder  auch,  zur  Einrückung  in  dasProtocoll,  dictiren.  Anträge  einzelner 
Gesandten,  einen  Gegenstand  in  Berat  hung  zu  nehmen,  so  auch  Vorträge 
oder  Berichterstattungen  einzelner  Gesandten,  Ausschüsse  oder  Com. 
missionen,  werdendem  gehörigen  Protocoll  als  Beilagen  beigefügt  *)• 

VII)  Schreiben,  Denkschriften  und  andere  Eingaben,  welche  an  die 
Bundesversammlung  gelangen,  werden  in  dem  EinreichungsPro- 
tocoll  (Protocollura  rerum  exhibitarum)  verzeichnet,  welches  fast 
immer  am  Schlufs  der  förmlichen  Sitzungen  vorgelesen  nnd  vorgelegt 
wird  «).    VlU)  Die  geschriebenen  Origi nalProtocolle  werden,  in 
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Abtheilungen  gebunden,  in  dem  Archiv  der  B.  V.  aufbewahrt.  Nach 
ihnen,  und  zwar  nach  einem  mittelst  einer  Copirmaschine  davon  ge- 
machten Ueberdruck,  werden,  unmittelbar  nach  erfolgter  Unterzeich- 
nung, in  der  hiezu  bestimmten Buchdruclterei  (§.  i36)  OriginalAbdriicke 
gemacht  (§.  i58  c),  und  den  Gesandschaften ,  jeder  von  ihnen  in  be- 
stimmter Anzahl ,  statt  der  Dictatur  mitgetheilt. 

«)  Vorlauf.  Geschäftordn.  Ahschn.  IV  u.  III,  *  .  i.  —  Gesandte,  die  zugleich  filr 
einen  andern  als  Stellvertreter,  Kraft  erhaltener  Substitution  (%.  in  der 

Sitzung  annesend  waren,  bemerken  solches  bei  ihrer  Unterschrift,  s.  B.  mit 
den  Worten:  «auch  ex  suhstitutione  für  die  i3.  Stimme»,  oder  «auch  für 
Holstein  und  Lauenburg».  Protoc.  v.  21.  Jan.  1819.  —  Nach  einer  Präsidial- 
Erinnerung,  in  d.  Protoc.  v.  18.  Nov.  1816,  14 1  sind  die  Erinnerungen 
einzelner  Gesandten  zu  Berichtigung  des  Protocolls,  nicht  erst  in  derjenigen 
Sitzung,  wo  solches  zur  Unterzeichnung  vorgelegt  wird,  vorzubringen,  sondern, 
zu  Erleichterung  der  definitiven  sijustirun» ,  dem  Präsidium  vorläufig  mit- 
zulheilen. 

*)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  IV;  a.  a.  O. 

«)  Vergl.  KaÖBia's  Staatsarchiv,  Bd.  IT,  S.  94  u.  n3.  —  Die  Einreichungj  Protocolls 
findet  man  ,  bis  zu  dem  Jahr  1827 ,  abgedruckt  in  der  öffentlichen  oder 
Quart  Autgabe  der  Protoc-  der  B.  V.,  und,  seit  Anfang  des  J.  1822,  auch  in  der 
Original  Ausgabe ,  am  Schlufs  des  Protocolls  einer  Sitzung,  so  oft  neue  Eingaben 
eingekommen  sind.  Seit  18*7  dürfen  die  EinreichungsProtocolle  nicht  mehr 
der  QuartAu«gabe  einverleibt  werden.  —  Eingaben  waren:  1816  =  1141 
i8i7  =  353  j  1818=191;  1819=13»;  1820=113,  1821  =  114;  1822  =  137; 
1823=101;  1824  =  45;  1825=61;  1826  =  81.  Ein  alphabetisches  Verzeichnis 
von  1816  bis  1819,  steht  in  der  Quart  Ausg.  der  Protoc,  Bd.  VIII,  S.  317  —  328. 

§.    160.  (145  •  ) 

Dictatur,   Druck  loco  dictaturae* 

I)  Die  Dictatur,  dasheifst,  die  amtliche  Mittheilung  der  geschriebe- 
nen oder  gedruckten  ($.  i36)  Ei  n  gab  e  n  und  Verhau  d  1  u  n  ge  n,  nament- 
lich derProtoco  He  und  Registraturen  , an  sämmtliche  Bundestags- 
Gesandschaften ,  im  Namen  des  Präsidiums,  geschieht,  in  dem  Dictatur- 
Zimmer,  an  diejenigen  Individuen,  deren  die  einzelnen  Gesandten  zu 
diesem  Zweck,  insbesondere  zu  Fertigung  der  Abschriften,  sich  bedienen 
wollen.  11)  Diese  Personen,  welche  in  -wirklichen  Staatsdiensten 
stehen  müssen,  sind  verpflichtet,  sich  hiezu,  durch  schriftliche  Zeug- 
nisse der  sie  hiezu  ermächtigenden  Gesandten,  in  der  Canzlei  zu  legiti- 
miren  «).  III)  Geschriebene  Aufsätze  werden  den  genannten  Indi- 
viduen entweder  im  eigentlichen  Sinn  dictirt,  oder  zu  Nehmung  einer 
Abschrift  vorgelegt.  Dasselbe  gilt  Ton  gedruckten  Eingaben,  die 
in  zu  geringer  Anzahl  Ton  Exemplaren  eingekommen  sind ,  als  dafs 
jede  Gesandschaft  damit,  wenigstens  hinlänglich,  konnte  versehen 
werden.  (Um  vollständig  auszureichen,  sollten  von  gedruckten  Exem- 
plaren nie  weniger  als  achtzig  Exemplare  eingesendet  werden.) 
IV)  Die  Protocolle  und  Registraturen  über  vertrauliche 
Sitzungen  der  B.  V- ,  die  CommissionsBe richte,  die  Vorträge 

12* 

Digitized  by  Google 


180  I.  ThciJ.  III.  Cap.  Bundesversammlung. 

und  Eingaben  in  jenen  Sitzungen,  werden  "loco  dictaturae«  4) 
gedruckt,  und  so,  mit  dem  Stempel  der  Bundescanzlei  Yersehen,  den 
Gesandschaften  mitgetheiit.  INur  als  Manuscript  gedruckt,  als  ge- 
heimer Abdruck,  \  sind  sie  zu  öffentlicher  Bekanntmachung  nickt 
bestimmt.  Daher  siud  sie  in  der  gedruckten  nicht-amtlichen, 
öffentlichen  oder  (^uart.Vusgabe  der  BundestagProtocolle  nicht  zu 
finden.  Die  Protocoile  und  Verhandlungen  der  Militä'rCommission, 
-werden  theils  nur  geschrieben,  theils  loco  dictaturae  gedruckt. 

«)  Vorläufige  Gescha'ftordn. ,  Abschn.  IV.  Registratur  über  die  zweite  Präliminar- 
Gonfercnz  der  Gesandten,  t.  9.  Oct.  1816;  in  der  OuartAusgabe  der  Protoc.  der 
B.  V.,  Bd.  I,  S.  2*9. 

4)  Diese  Worte  werden,  auf  der  ersten  Seite,  oben  auf  den  Hand  gedruckt,  unter 
den  Stempel.  —   Seit  dem  Juli  i8a3  wurden  auch  ganz  geheim  *u  haltende 
Protocoile  oder  Registraturen  ,  unter  dem  Titel  «  Geheimes  Pro to coli »  u.  s.  w 
gedruckt. 

§.    161.  (145 b.) 

Stufenfolge  jeder  Verhandlung.    Verhamüungsordnung  in  jeder 

Sitzung. 

I)  Bei  jedem  Gegenstand,  der  in  den  Sitzungen  der  B.  V.  zur 
Verhandlung  kommt,  sind  zu  unterscheiden:  1)  der  Antrag,  die 
Eröffnung  oder  Mittheilung;  2)  die  Erörterung;  3)  die  Ab- 
stimmung; 4)  die  Besch  lufs  ziehung.  Nach  Lage  der  Sache, 
kann  dieses  Alles  in  derselben  Sitzung,  es  kann  aber  auch  in  mehreren, 
und  selbst  in  einer  Reihe  von  Sitzungen,  vorkommen  f§.  i5o);  es 
können  Vo  r  b  es  c  hl  üssc  nöthig  seyn,  ehe  ein  Endbeschlufs  möglich 
ist.  Ein  bedeutender  Spielraum  in  der  Verhandlung,  der  in  einzelnen 
Fällen  nach  Convenienz  benutzt  werden  kann,  ist  kaum  vermeidbar. 
II)  Die  Ordnung,  nach  welcher  in  j  e  d  e  r  S  i  tz  u  n  g  die  V  er  h  and- 
lungen  vorzunehmen  sind,  soll  in  der  Regel  folgende  seyn  «). 
1)  Vorlesung,  etwa  nöthig  gefundene  Berichtigung,  und  Unterzeichnung 
des  Protocolls  der  vorigen  Sitzung:  2)  Anzeige  der  eingekommenen 
Eingaben;  3)  Umfrage  und  vorläufige  Abstimmung  über  jede  von 
ihnen  *) ;  4)  Anzeige  der  Gege  nstände,  welche  weiter  zu  verhandeln 
sind;  5)  stufenweise  Verhandlung  über  dieselben,  welche  bestehen 
kann,  in  Verweisung  zu  Berichterstattung  oder  an  eine  Commission, 
in  Erörterung  und  Berathung ,  in  Bcschlufsnahme ,  dafs  die  Sache  zur 
Abstimmung  reif  sey  (§.  i5o),  in  Vorbereitung  derselben  zur  Abstim- 
mung in  dem  Plentun ,  in  Fristbestimmung  zur  Ahgabe  der  Stimmen, 
etwa  auf  einzuholende  Instruction,  in  endlicher  Abstimmung,  in  Schlufs- 
ziehung  und  deren  Genehmigung,  von  Seite  der  anw  esenden  Gesandten, 
in  Bestimmung,  dafs  und  wie  der  Beschlufs  bekannt  zu  machen  sey,  u.  d.  m. ; 
6)  Abrede  über  die  nächste  Zusammenkunft,  ihre  Form  und  Verhand- 
lungsgegenstände. 

• 

•)  Nach  Vorschrift  der  vorUuf.  GescbüAordmmg  vom  3o  Oct.  1816,  Abschn.  III 
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4)  Hiebei  soll  bestimmt  werden:  1)  ob  der  Gegenstand  sieb  sofort  (vor  Ablauf 
der  gewöhnlichen  Frist )  zur  ßerathung  oder  Beschlufsnahme  eigne  j  i)  ob 
ausfuhrliche  Erörterung  desselben  nötliig  sey;  3)  ob  diese  vorerst  in  einer 
vertraulichen  Bcrathung ,  oder  sogleich  in  förmlicher  Sitzung  vorzunehmen 
•ey ;  4)  ob  im  letzten  Fall  zuvörderst  eine  Prüfung  und  Berichterstattung  für 
nötbig  erachtet  werde,  und  wer  hiezu  ersucht  werde.  Die  Bestimmung  der 
Anzahl,  so  wie  die  "Wahl,  des  oder  der  Berichterstatter,  erfolgt 'entweder  bre»i 
manu  durch  Vereinbarung,  oder  nach  erfolgter  Abstimmung  durch  förmlichen 
Beschluß.    Vorlauf.  Geschäftordn. ,  Abschn.  III ,  Num.  3. 

§.    162.  (146-.) 

Beschhiss  über  die  Reife  der  Sache  zur  Abstimmung.  Umfrage.  W ieder- 
holung  derselben.    Stimmgebung,  vorläufige  oder  endliche. 

I)  Wird  über  einen  Gegenstand  die  Fassung  eines  Beschlusses 
Ton  der  Bundesversammlung  für  nüthig  erachtet,  so  wird  von  ihr 
zuvörderst,  mündlich  oder  schriftlich,  durch  vorläufigen  Bcschlufs 
festgesetzt,  ob  die  Sache  reif  zur  Abstimmung  sey;  allenfalls 
nach  Torhergegangener  allseitiger  InstructionsEinholung  und  Bericht- 
erstattung ,  und  nach  Fristlassung  zu  Einlangting  der  noch  fehlenden 
Instructionen  (§.  i5i).  II)  Ist  der  endliche  Beschlufs  von  dem  Plenum 
zu  fassen,  so  bann  eine  Reife  zur  Abstimmung  eher  nicht  angenommen 
werden,  als  bis  in  dem  engeren  Rath  ein  solcher  Entwurf  des  endliche» 
Beschlusses  verfassungsmäßig  zu  Stande  gekommen  ist,  der  von  dem 
Plenum  geradezu  entweder  angenommen  oder  verworfen  werden  kann 
(§.  is4)-  III)  Ist  die  Sache  für  reif  zur  Abstimmung  erklärt«), 
und  wird  nicht  hierauf  von  Seite  eines  oder  mehrerer  Gesandten  eine 
Frist  zu  InstructionsEinholung  begehrt  und  erwirkt  (§.  i5i),  so  wird 
zur  Abstimmung  oder  Stimmgebung  geschritten.  Diese  erfolgt,  in 
festgesetzter  Ordnung  (§.  i3i),  auf  Umfrage  des  Präsidiums*). 
IV)  Das  Präsidium  kann  eine  wiederholte  Umfrage  vornehmen, 
um  Zweifel  über  einzelne  Abstimmungen  zu  beben,  oder  um  die 
Zählung  der  einzelnen  Stimmen,  für  die  eine  oder  andere  Meinung,  zu 
berichtigen  <0*  V)  Die  vorläufige  Stimmgebung  kann  mündlich 
geschehen.  Bei  endlicher  Abstimmung  werden  die  Stimmen,  so  bald 
für  jene  eine  Frist  festgesetzt  war,  entweder  schriftlich  zur  Ein. 
vecleibung  in  das  Protocoll  eingegeben,  oder  zu  dem  Protocoll 
dictirt  d). 

«)  Ob  und  in  welchen  Fällen  einer,  den  in  Frage  stehenden  Gegenstand  betref- 
fenden Eingabe,  namentlich  einer  nachträglichen,  die  kurz  vor  der  beschlossenen 
Abstimmung  eingekommen  iat,  in  so  fern  Suspensivwirkung  cinzuirumcu  sey, 
dafe  mit  der  Abstimmung  und  Beschlufsfassung  noch  zurückgehallen  werde? 
kam  zur  Sprache,  in  d.  Frotoe.  v.  i8i3,  §•  i53. 

*)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  III,  Num.  7,  Ii*,  a  u.  b ;  a.  a.  O.  S.  in. 

c)  Ebendas. ,  bt.  b. 

*>  Ebendas.,  Ht.  d. 
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§.   163.  (146 

Verbindlichkeit  der  Bundesglieder  zur  Stitnmyebung. 

Ausnahmen  hievon. 

I)  Da  alle  Bundesglieder  zur  Mitwirkung  für  den  Bundeszwech 
gleiche  Verpflichtung  übernommen  haben,  und  ein  notwendiges  Mittel 
zu  dessen  Errichtung  darin  besteht,  dafs  die  Angelegenheiten  des 
Bundes  durch  die  Bundesversammlung  mittelst  verfassungsmäßiger  Er- 
klärung des  Gcsaramt willens  erledigt  werden,  dieser  aber,  nach  Vor- 
schrift der  Grundverträge,  durch  StSmnigebung  der  Einzelnen  festgesetzt 
werden  öoll  so  ist  für  jedes  Bundesglied  mit  dem  Stimmrecht 
zugleich  die  Vcrbindlichkei  t  verbunden  die  Stimme  abzu- 
geben (zu  votiren).  II)  Diese  Regel  leidet  nur  dann  eine  Aus- 
nahme, wenn  bei  dem  in  Beratschlagung  stehenden  Gegenstand 
i)  ein  Bundesglied  Partei  ist,  folglich  als  stimmfähig  nicht  betrachtet 
werden  darf  c),  weil  ein  Parteiwille  nicht  constituirender  Theil  eines 
unparteyischen  Gesammtwillens  seyn  kann;  oder  wenn  2)  ein  in  dem 
vorliegenden  (all  stimmfähiges  Bundesglied,  mit  ausdrücklicher  oder 
stillschweigender  E  i  n  w  i  1 1  i  g  u  n  g  der  Bundesversammlung  <0*  sich  des 
Abstimmeus  freiwillig  enthält,  gleichviel  ob  es  sich  hiezu  aus- 
drücklich *>)  oder  stillschweigend  f)  erklärt.  In  dem  ersten  Fall  besteht 
kein  Stimmrecht,   in  dem  andern  ruht  dasselbe  (votum  quiescit). 

a)  Alles  dieses  vermöge  der  BundesActe ,  Art.  4  u.  7. 

*)  Ocstrcich  brachte  diesen  Gegenstand  zur  Sprache,  in  dem  Protoc.  t.  i8»3. 
§.  i53. 

c)  Beispiele  liefern  die  Abstimmungen  über  Priratßcclamationcn ,  und  über 
Streitigkeiten  einzelner  Rundesglieder  unter  sich.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818, 
§.  i33.  —  Ist  ein  Bundesglied  bei  dem  concreten  Streitfüll  nur  in  so  weit 
betheiligt,  als  die  dafür  aufzustellenden  Grundsätze  sein  Particulärlnteresse  in 
einem  andern  möglichen  Streitfall  unmittelbar  berühren  können,  so  ist  es  darum 
bei  Entscheidung  des  gegenwärtigen  Falles  als  Partei  nicht  zu  betrachten,  mithin 
•timmfähig.  Aus  diesem  Gesichtpunct  ist  das  hannöverische  Votum  in  d.  Prot, 
v.  2.  Dec.  1816,  %.  3?,  *u  beurtheilen,  betr.  die  Beschwerde  des  OA. Wahnschafie 
wider  Braunschweig. 

d)  Eine  solche  Dispensation  ist,  nach  dem  Eingang  dieses  §.,  nothwendig.  Sie 
ist  aber  auch  zureichend-  « Quainquam  in  societate  singuli  legibus  adstrin- 
gantur ,  universi  tarnen  supra  leges  sunt  positi ».  L.  C.  Schhödkh  elem.  juris 
naturalis ,  socialis ,  et  gentium  (  Groning.  177a.  8. ) ,  %.  697. 

•)  Beispiele,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  2.  Dec.  1816.  %.  36;  r.  1817,  V  io5,  vergl. 
jedoch  nJt  %■  107;  v.  1818 ,  %.  «3»j  v.  1819«  §.  i»3;  v.  i8a3,  %.  i53,  bei  der 
Curie  der  i5.  Stimme. 

f)  In  solchem  Fall  wird  der  Nichtstimmende  als  stillschweigend  einverstanden  mit 
der  Mehrheit  angesehen.  Oben  %.  i5i  e.  Hannoverische  Erklärung  in  dem 
Protoc.  v.  22.  Dec.  1817,  %.  4»9«  Bestimmungen  der  vorläuf  Gescbäftordnung 
der  B.  V.,  oben  %.  i55,  II  u.  III,  wo  die  Fälle  einer  freiwilligen  Präclusion 
festgesetzt  sind,  mittelst  stillschweigender  Entsagung  auf  das  Stimmrecht  in  dem 
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vorliegenden  Fall.  Inswitchen  hängt  auch  hier  von  der  B.  V.  ab,  ob  sie  von 
der  Siimmgebung  dispensiren  will.  Es  gibt  Fälle  ,  wo  die  Gesammtheit 
wesentlich  dabei  belheiligt  ist ,  dafs  kein  Bundesglicd  von  ausdrücklicher 
Siimmgebung  sich  ausschliesse ,  »..  B.  bei  einer  Kriegserklärung  und  einem 
Friedensschlufs. 

■ 

§.  164.  (147.) 

Aufschub  der  Beschlussziehung.  Aenderung  und  Genehmigung  abgelegter 
Stimmen.    Abstimmung  sub  spe  rati,  oder  ad  majora.  Interloquiren. 
Erinnerungen  gegen  schon  abgefasste  Beschlüsse.    Mehrfieü  der 
Gesandten  für  dieselbe  Siimmgebung. 

I)  Nach  geendigter  Umfrage,  können  einzelne  Gesandte,  oder 
mehrere,  wenn  gleich  sie  ihre  Stimmen  schon  abgelegt  haben,  um 
Aufschub  der  Festsetzung  des  Beschlusses  ersuchen;  sey  es 
wegen  neuer  Gründe  in  spätem  Stimmen,  oder  zu  Aufklärung  von 
Mi fs Verständnissen,  u.  d.  Bewilligt  die  Versammlung  den  Aufschub,  so 
erfolgt  hierauf  weitere  Erörterung  «).  II)  Da  einseitige  Willens- 
erklärung nicht  bindet,  so  kann  bis  dahin,  wo  der  Beschlufs  verfas- 
sungsmäßig festgesetzt  ist ,  jeder  Stimmberechtigte  die  abgelegte  Stimme 
ändern.  III)  Die  ohne  Vorbehalt,  selbst  ohne  oder  gegen  erhaltene 
Instruction  (§.  i37  u.  i5i),  abgelegten  Stimmen  der  bevollmächtigten 
Gesandten,  bedürfen,  um  bei  der  Beschlufsziehnng  für  wirksam  zu 
gellen,  einer  nachfolgenden  Genehmigung  ihrer  Bcgierungen  nicht. 
IV)  Ob  und  wie  weit  aber  sub  spe  rati  Stimmen  abgelegt,  wohl 
gar  Beschlüsse  gefafst  werden  dürfen;  ob  und  wie  weit  folglich  sub 
spe  rati  abgelegte  Stimmen,  bei  Bildung  des  Beschlusses  zu  zählen 
seyen;  ob  und  wann  für  wirkliche  Stimmgebung  gelten  könne,  wenn 
ein  Stimmführer  sich  schlechthin  für  majora  schon  erklärt,  ehe  noch 
Stimmenmehrheit  in  dem  Protocoll  vorliegt  (vergl.  §.  i63,  I),  oder 
wenn  er  erklärt,  er  trete,  abgesehen  von  den  unter  sich  divergirenden 
Ansichten  der  Betheiligten ,  der  Majorität  bei  *) ,  oder,  er  sey  instruirt, 
der  Mehrheit  beizutreten,  oder,  er  sey  zwar  mit  Instruction  noch  nicht 
versehen,  wolle  aber  doch  (bei  schon  vorliegender  Stimmenmehrheit) 
den  Beschlufs  nicht  aufhalten  c);  ob  und  in  welchen  Fällen  bei  der 
Abstimmung  Interloquiren  <0  zulässig  sey;  ob  und  wie  weit  Er- 
innerungen, in  Absicht  auf  Uebereinstimmung  der  Beschlüsse  mit 
dem  Inhalt  der  Protocolle,  nach  erfolgter  Unterzeichnung  der  letzten, 
zulässig,  wie  solche  vorzubringen  seyen,  und  mit  welchem  Erfolg; 
ob  und  mit  welchen  Bechten  zwei  und  mehr  Gesandte  eines  Viril- 
Stimmberechtigten  (§.  i56  u.  f.)  in  den  Sitzungen, 

in  s  b  ©so    ©       ©  i 

der  Stimmgebung,  zuzulassen  seyen;  —  über  alles  dieses,  sind  eigene 
Bestimmungen  noch  zu  erwarten. 

«)  Vorlauf.  Gescbäftordn. ,  Abschn.  III,  Num.  7,  lit.  c;  a.  a.  O.  S.  «o.  Vergl. 
oben  §.  i5i.   Preussische  Erklärung  in  dem  Protoc.  v.  181a,  \.  Qu 

•)  Beispiel  in  d.  Protoc  v.  18*4,  V  67. 
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c)  Beispiele  in  <1.  Protoc.  v.  »824»  6"?  i8a5,  %.  as  u.  93.  Oldenburg.  Erklärung 
hierauf,  in  d.  Protoc.  v.  i8i5,  §.  9a.  —  In  gewissen  Fällen,  z.  B.  bei  Besch  licssung 
eine»  Bundeskriegs  ,  W affenstillstandes  oder  Friedens  ,  bei  Fassung  eines 
Beschlusses  wider  eine  grosse  Macht,  u.  d. ,  können  bald  allen  übrigen  Bundes« 
gliedern,  bald  einzelnen,  Erklärungen  der  angeführten  Art  nicht  gleichgültig 
seyn.  Und  wie,  wenn  die  schon  vorliegende  Stimmenmehrheit,  in  Stimmen- 
gleichheit, oder  in  Minderheit  sich  dadurch  verwandelte,  da fs  Abstimmungen 
vor  der  Beschlufsziehung  geändert  werden?  Oder  wenn  nach  einer,  ehe  noch 
Stimmenmehrheit  vorliegt,  also  im  Voraus  erfolgten  Abstimmung  ad  majora, 
Stimmengleichheit  einträte  Können  nicht  Abstimmungen  ,  die  nach  schon 
vorliegender  Stimmenmehrheit,  abweichend  von  dieser  erfolgen,  Anlafs  werden 
su  Acndcrung  schon  abgelegter  Stimmen? 

ä)  Ein  Beispiel  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  14.  Nov.  1816,  %■  12.  Vergl.  auch 
Protoc.  v.  i8<8,  %.  it),  u.  SeparatProtoc.  v.  i5.  Apr.  1822,  S.  291.  —  Das 
Interloquiren  sollte  nur  dann  Statt  finden,  wenn  ein  Stimmführer  sich  berechtigt 
und  verpflichtet  erachtet,  gegen  eine  während  der  Abstimmung  erfolgte  Erklärung 
eines  Andern ,  oder  gegen  dessen  in  derselben  Sitzung  behaupteten  Bang, 
Vorsitz  oder  Stimmrecht  ,  entgegenstehende  Bechte  oder  Ansprüche  seines 
Machtgebers ,  durch  zu  Protocoll  erklärten  Widerspruch ,  alsbald  zu  wahren. 
Ausserdem  wäre  es  unbefugte  Unterbrechung  der  Stimmordnung. 

§.   165.  (143  •  ) 

Entwurf  und  Festsetzung  des  Beschlusses.  Seine  Genehmigung ,  Aen- 
derung,  Aufhebung,  Ausfertigung ,  Bekanntmachung  oder  Mitteilung. 

Amtliche  Zeitungs Artikel. 

I)  Nach  vollständig  geendigter,  oder  rechtlich  für  geendigt  zu 
achtender  (§.  i5i  ,  Note  e,  u.  §.  i55)  Abstimmung,  und  wenn  nicht 
Aufschub  der  Beschlufsziehung  verlangt  oder  bewilligt  wird  (§.  164)« 
schreitet,  sowohl  in  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem  Plenum,  dos 
Präsidium ,  in  derselben  oder  in  der  folgenden  Sitzung ,  nach  Vor- 
schrift mäsiger  (§.  125,  127  u.  ff.)  Maasgabe  der  abgelegten  Stimmen, 
zu  der  Vorlegung  eines  Entwurfs  des  Beschlusses.  Ist  solcher  von 
den  anwesenden  Gesandten  genehmigt  oder  berichtigt,  so  wird  von 
der  B.  V.  und  in  ihrem  Namen,  der  Beschlufs  in  dem  Protocoll 
festgesetzt  «).  II)  Dieser  bedarf  alsdann,  um  rechtsgültig  und  voll- 
ziehbar zu  seyn,  keiner  Genehmigung,  von  Seite  einzelner 
Gesandten  oder  ihrer  Regierungen  *).  Er  ist  sofort  rechtsgültig  und 
verpflichtend  für  die  Bundesgenossen,  wenn  er  verfassungsmäsig,  das 
heifst,  innerhalb  der  Competenz  der  B.  V.,  und  mit  Beobachtung  der 
für  Beschlufsfassung  festgesetzten  Form,  zu  Stande  gekommen  ist 
($.  117).  III )  Ein  Beschlufs  der  B.  V.  hat  nicht  die  Eigenschaft  eines 
rechtskräftigen  Unheils.  Dessen  ungeachtet  findet  Aenderung  oder 
Aufhebung  verfassungsmäsig  gefafster  Beschlüsse,  wider  den  Willen 
derer,  die  daraus  ein  Recht  erworben  haben,  nur  Statt,  bei  wesent- 
licher Veränderung  solcher  Umstände,  deren  Dascyn  für  die  Wirk- 
samkeit des  Beschlusses  als  nothwendig  vorausgesetzt  war  c),  oder  bei 
Entdeckung  neuer  Thatumständ« ,  welche  die  bei  dem  Beschlufs  als 
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nothwendig  vorausgesetzten  Verhältnisse,  von  den  wirklichen  als 
wesentlich  verschieden  darstellen  IV)  Die  Bundesversammlung 
bestimmt,  ob,  wie  weit,  und  in  welcher  Art,  ein  Beschlufs,  so  wie 
das  Protocoll ,  bekannt  zu  machen  sey  0«  Die  Bekanntmachung 
der  Bundestag  Verhandlungen  durch  (öffentlichen)  Druck  (§.  >36), 
auf  Kosten  der  BundescanzleiCasse ,  hatte  sie  als  Regel  festgesetzt, 
und  sich  für  jeden  einzelnen  Fall  vorbehalten,  Ausnahmen  hievon 
zu  machen  /).  Diese  Oeffentlichkeit  des  gröfsten  Theils  ihrer  Ver- 
handlungen, war  eine  wichtige  Quelle  für  Bildung  der  Wissenschaft 
des  Bundesrechts  und  der  öffentlichen  Meinung  ($.  22).  Aber  durch 
den  oben  (§.  i58)  erwähnten  Beschlufs  der  B.  V.  vom  1.  Juli  1824 
ward  die  Regel  der  Oeffentlichkeit  der  BundestagVerhandlungen  in 
Ausnahme  verwandelt.  V)  Für  Art  und  Mittel  der  Ausführung 
der  Bundestagßeschlüsse  ,  fiir  innere  Sicherheit  in  den  Bundes- 
staaten, ist  eine  ExecutionsOrdnuug  errichtet  (§.  178). 
VI)  Auf  Eingaben,  Mittheilungen  und  Schreiben,  ausser  den  Anträgen 
der  Bundesglieder,  antwortet  die  Bundesversammlung  durch  Zusendung 
von  Auszügen  aus  dem  Protocoll,  mit  oder  ohne  Anfuhrung  der 
Gründe,  welche,  wie  Alles,  was  von  der  B.  V.  ausgeht,  von  der 
BundesPräsidialCanzlei  ausgefertigt  werden?).  VII)  Alle  in  poli- 
tischen Tagblättern  der  Freien  Stadt  Frankfurt  erscheinenden 
Artikel,  die  Bundesversammlung  und  ihre  Verhandlungen  betreffend, 
sind  als  nicht -amtliche  anzusehen,  wenn  nicht  die  Ueberschriffc : 
«Officieller  Artikel»  vorgesetzt  ist;  ein  Merkmal,  dafs  sie  aus 
der  Bundescanzlei  den  Herausgebern  zum  Einrücken  mitgethcilt  worden 
sind  A).  VIII)  In  Beziehung  auf  die  Verhandlungen  der  B.  V.  und  auf 
die  Geschäfte  der  von  ihr  abhängenden  Commissioncn ,  soll  in  die 
Zeitungen,  welche  in  Bundesstaaten  erscheinen,  nichts  aufgenommen 
werden,  als  wörtlich,  was  die  ihnen  mit gethei Iten  Bundestags- 
Protocolle  enthalten  »)• 

a)  Vorlauf.  Gcschäftordu.  v.  1816,  Abschn.  III,  Num.  5  u.  7,  lit.  a;  a.  a.  O.  S.  19  f. 

b)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820 ,  Art.  7,  8  u.  10.  —  In  der  Vorlauf  Geschäftordn., 
Abschn.  III,  Num.  5,  scheint  blofs  die  Rede  zu  seyn  von  einer  Genehmigung, 
Aaft  wir  Schlufsziebung  geschritten  werde.  —  Verhandlungen  der  B.  V.  in  der 
Hofmannischen  Bescbwerdesache  wider  Kurhessen,  im  Febr.  und  Märe  1817. 
Man  s.  unten  %.  «17,  a. 

e)  Vergl.  Klvbers  droit  des  gens  moderne  de  l'Kurope ,  %.  i65. 

rf)  Gutachtlicher  Commissions Vortrag ,  %.  1 ,  bei  dem  Protocoll  der  B.  V.  t. 
5.  April  1821.    Oestreichische  Aeusserung,  in  d.  Protoc.  v.  i8a3,  %.  i53. 

«)  Vorlauf.  Geschäftordn. ,  Abschn.  III,  Num  5  u.  7,  lit.  e;  a.  a.  O.  S.  19  f. 
KlI'bib's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  8.  106  f. 

f)  Beschlufs  in  dem  Protoc.  der  PlenarVersammlung  v.  14.  Nor.  1816,  §.  1a;  in 
Hlvbib's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  109. 

g)  In  dieser  Form:  «Anssug  aus  dem  Protocoll  der  .  .  .  Sitzung  der  teutschen  Bun- 
desversammlung vom^( Datum)  ...  Die  teutsche  Bundesversammlung  hat 
beschlossen ,  u.  s.  %v.    Franlif.  den  ( L.  S. ).    Die  BundesPräsidial- 
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Canclei».  (Unterschrift  des  GanzleiDirectors.)   Vorlauf. Geschäftordn.  Abschn. 

HI,  Num.  7,  lit.  g;  a.  a.  0.  S.  it. 
*)  Beilage  Num.  I  zu  den  PrälimmarConfercnzcn  der  Gesandten,  im  Oct.  1816. 

Damals  erlassene  Erklärung  der  B.  V.  an  den  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt, 

Art.  II;  in  Hlübkb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  160. 
i)  Beschlufs  der  B.  V.  t.  5.  Febr.  1824 ,  in  d.  Protoc.  %.  3q ,  u.  in  Klcmb's 

Ouellensammlung,  Num.  XXVIII. 

§.    166.  (148M 
Voüuehendc  Wirksamkeit  der  B.  V. 

/)  Ueberhaupt. 

In  ihrer  roll  ziehenden  Eigenschaft  (§.  117  u.  170),  ohne  welche) 
der  Bund  sehr  oft  mehr  nicht  als  Formenspiel  seyn  würde,  hat  dicBun- 
desyersammlung  folgende  Rechte  und  Pflichten.  I)  Die  Sorg«» 
für  fortwährende  Wirksamkeit,  und  daher  in  einzelnen  Fällen 
etwa  nüthige  Vollziehung  aller  von  dem  Bund  ausgegangenen,  oder 
unter  seiner  Autorität  errichteten  Bestimmungen ,  und  der  von  ihm 
übernommenen  Verpflichtungen  <0;  namentlich  Vollziehung  der  Bundes»- 
Acte,  .nach  ihrem  ganzen  Inhalt,  und  der  übrigen  Grundgesetze  des 
Bundes,  der  von  der  B.  V.  in  dem  Umfang  ihrer  VVirkungsbefugnifs 
gefafsten  Beschlüsse,  der  am  Bundestag  vermittelten  Vergleiche,  der 
in  Streitigheiten  der  Bundesglicder  über  den  jüngsten  Besitzstand,  auf 
Begehren  der  Bundesversammlung  abgefafsten  rechtlichen  Bescheide 
(§.  17a  u.  174  u.  f.),  der  durch  Austräge  gefällten  richterlichen  Er- 
kenntnisse, der  unter  Gewährleistung  des  Bundes  gestellten  compro- 
missarischen  Entscheidungen,  der  von  dem  Bund  übernommenen  be- 
sondern Garantien  Gegenstand  der  vollziehenden  Wirksamkeit  der 
B.  V-,  ist  demnach  jedes  Kechtsverhältnifs ,  welches  durch  den  Bund 
begründet  oder  gesichelt  ist,  sey  es  durch  den  erklärten  Bundeszweck 
überhaupt,  oder  durch  besondere  bundesmäsige  Bestimmung  c).  II)  Zu 
diesem  Ende,  hat  die  B.  V.  nach  Erschöpfung  aller  andern  bundes- 
verfassungsmäsigen  Mittel,  die  erforderlichen  E&ecutionsMaas- 
regeln  in  Anwendung  zu  bringen,  mit  genauer  Beobachtung  der  in 
der  ExecutionsOrdnung  (§.  178  u.  f.)  des  Bundes  defshalb  festgesetzten 
Bestimmungen  </). 

o)  PräsidialVortrag  in  der  B.  V.  am  30.  Scpt  1819 ,  V  aio ,  Num.  II ,  S.  65o» 

b)  Wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  3i ,  ao  u.  17.  ExecutionsOrdnung,  Art-  1, 
in  dem  Protoc.  der  Plcnar Versammlung  der  B.  V.  t.  3o.  Aug.  ißao ,  %.  3. 

«)  Provisor.  CompetenzBestimmung  der  B.  V.  t.  1».  Jun.  1817  (%•  »*3  der  Protoc.), 
Ut.  B,  $.4,  Num.  5,  rcrgl.  mit  Num.  4  u.  6,  u.  lit  G,  5,  Num.  1  u.  %. 
«Alles  gehört  vor  den  Bund,  was  zur  Erfüllung  des  allgemeinen  Zweckes,  Art.  s, 
und  der  einzelnen  in  der  BundesActe  gegebenen  Bestimmungen,  Bechte  u.  s.w. 
gehört«,  und  «innerhalb  der  Grenzen,  die  der  Bundeszweck  bezeichnet,  mufs  die 
B.  V.  sich  frei  bewegen  können ,  nach  dem  Ziel ,  das  ihr  Torgesteckt  ist » ,  heifst 
es  in  dem  GommissionsGutachten  über  die  Reihenfolge  der  Geschäfte,  in  der 
Beil.  11  zu  dem  Protoc.  v.  17.  Febr.  1817. 

d)  Wiener  SchlufsActo  *.  i8ao,  Art.  3i. 
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♦  §.167.  C14B-.) 

J )  Bei  Störung  der  inner*  Ruhe  und  Sicherheit  des  Bundes.    3 )   Bei  mdersHtlichkeit 
der  Vnterthanen ,  bei  Aufruhr,  und  bei  gefährlichen  Bewegungen. 

I)  Sind  innere  Buhe  und  Sicherheit  des  Bundes  und  der 
Bundesstaaten  irgend  bedroht,  oder  gestört,  so  hat  die  B.  V.,  da  ihr 
die  Sicherung  des  Bechtszustandes  unter  den  Bundesgliedern  und 
an  den  Bundesstaaten  zur  Pflicht  gemacht  ist,  über  Erhaltung 
und  Wiederherstellung  derselben  Bath  zu  pflegen,  und  die  hiezu 
geeigneten  Beschlüsse ,  nach  Anleitung  der  in  dem  Bundesrecht  ent- 
haltenen Bestimmungen,  zu  fassen«).  II)  Zwar  steht,  in  jedem  zu 
dem  Bund  gehörenden  Staat,  die  Aufrechthaltung  der  innern  Buhe 
und  Ordnung,  der  Regel  nach,  der  Landesregierung  allein  zu:  aber 
als  Ausnahme  kann,  bei  Widersetzlichkeit  der  Unterthanen 
gegen  ihre  Regierung,  bei  offenem  Aufruhr,  bei  gefährlichen 
Bewegungen  in  mehreren  Bundesstaaten,  Mitwirkung  des  Bundes 
zu  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der  Buhe  eintreten,  in  Hinsicht 
auf  innere  Sicherheit  der  gesammten  Bundesstaaten,  und  in  Folge  der 
Verpflichtung  der  Bundesglieder  zu  gegenseitiger  Hülfleistung  *). 

ä)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  18.  —  Von  dieser  Art  sind  die  in  demProtoe. 
t.  20.  Sept.  1819,  §.  ito  u.  f.  (Bd.  VIII,  S«  266  ff.  u.  287  ff.),  enthaltenen 
Beschlüsse  wider  entdeckte  •  revolutionäre  Umtriebe  * ,  wodurch  provisorische 
Maasregcln  wider  die  Licenz  der  Studenten  auf  Universitäten,  wider  den  Missbrauck 
der  Presse,  und  wider  jene  Umtriebe  überhaupt  festgesetzt,  und  wegen  der  leisten 
eine  Central UntcrsuchungsCvmmission  zu  Mainz  niedergesetzt  ward.  Vorgl.  A  Ilgen», 
deutsche  BealEncyclopädie  (ConvcrsationsLexicon) ,  5.  Aufl.  (181a)  Bd.  X,  u. 
SupplementBand  v.  1829,  voc.  Umtriebe-  L.  v.  Dbesch  öfFentl.  Recht,  S.  104 
—  107.  Auf  jeden  Fall,  sind  diese  Maasregeln,  zusammen  genommen,  ein  denk* 
würdiges  Beispiel ,  welcher  kraftvollen  Entwickelung  die  Bundesgewalt  fähig 
•ey,  wenn  der  Wille  der  Mächtigen  eingreifend  zusammenwirkt.  —  Zweck  der 
erwähnten  C.U.Commission  (man  s.  das  angef.  Protocoll,  u.  Klübxr's  Quellen- 
sammlung, Num.XVII)  sollte  seyn :  «gemeinschaftliche  Untersuchung  und 
Feststellung  des  Thalbestandes,  des  Ursprungs  und  der  mannigfachen  Ver- 
zweigung der  gegen  die  bestehende  Verfassung  und  inncro  Buhe ,  sowohl  des 
ganzen  Bundes,  als  einzelner  Bundesstaaten,  gerichteten  revolutionären  Umtriebo 
und  demagogischen  Verbindungen».  Es  sollte  die  Commission  * auschliefslich 
zur  weitern  Untersuchung  der  gedachten  Umtriebe ,  von  Bundeswegen  bestellt 
sejn».  Auch  sollte  sie  »die  Oberleitung  der  LocalUntersuchungen  in  Bundes- 
Staaten  übernehmen».  Zur  Berichterstattung,  über  ihre  Verhandlungen,  über 
Anstände,  zu  Erholung  weiterer  Verhaltungsbefehle,  und  über  die  Besultate 
ihrer  Thätigkeit,  war  ihr  die  B.  V.  angewiesen,  welche  «die  weitere  Beschlüsse 
zu  Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens  fassen  werde».  Eine  richterliche 
oder  rechtsprechende  Behörde  sollte  die  Commission  nicht  seyn.  Die  B.  V. 
wählte  durch  Stimmenmehrheit  in  der  engern  Versammlung  sieben  Bundesgliedcr 
(Oestreich,  Prcussen  ,  Baiern,  Hannover,  Baden,  GH.  Hessen,  Nassau), 
welche  die  UntersuchungsCommissarien  zu  ernennen,  jedem  ernannten  einen 
Secretär  oder  Actuar  beizugeben,  und  beide  in  Mainz  zu  unterhalten  hatten.  «Die 
Kosten  der  Commission  (im  Ganzen),  so  wie  die  Untersuchung  selbst,  waren 
von  dem  Bunde  zu  tragen».    Sie  beliefen  sich,  dem  Vernehmen  nach,  auf 
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80  bis  90,000  Gulden,  und  mit  Inbegriff  des  von  den  sieben  Regierungen  ein- 
sein  zu  tragenden  Kostenaufwandes  ,  auf  mehr  denn  5oo,ooo  Gulden.  Die 
Installation  der  Cominission  erfolgte  im  Herbst  1819  mit  grosser  Ocncntlichbeit, 
ihre  Auflösung  im  Sommer  und  Herbst  1818,  nach  fast  neunjähriger  Dauer, 
in  der  Stille ,  nach  und  nach ,  ohne  Bekanntmachung  der  Resultate  ihrer 
Thätigkeit. 

•)  Wiener  SchlufsActe  v.  182O,  Art.  i5  u.  3a. 

■ 

§.    168.  (148'.) 
Fortsetzung. 

III)  Ist  in  einem  einzelnen  Bundesstaat  durch  Widersetz- 
lichkeit der  Untcrthanen  gegen  die  Obrigkeit,  die  innere  Buhe 
unmittelbar  gefährdet,  und  eine  Verbreitung  aufrührerischer 
Bewegungen  zu  besorgen,  oder  ist  wirklicher  Aufruhr  ausgebrochen, 
und  begehrt  1)  die  Landesregierung  selbst,  nach  Erschöpfung  der 
gesetz-  und  verfassungsmäßigen  Mitte) ,  den  Beistand  des  Bundes ,  so 
hat  die  B.  V.  schleunigste  Hülfe  zu  Wiederherstellung  der  Ordnung 
zu  veranlassen.  Wäre  aber  2)  die  Begierung  notorisch  ausser  Stande, 
den  Aufruhr  durch  eigene  Kräfte  zu  unterdrücken ,  und  gehindert 
Hülfe  bei  dem  Bund  zu  suchen,  so  ist  die  B.  V.  dennoch  verpflichtet, 
auch  unaufgefordert  zu  Wiederherstellung  der  Ordnung  und 
Sicherheit  einzuschreiten.  Jedoch  dürfen  3)  in  keinem  Fall  die  ver- 
fügten Maasregeln  von  längerer  Dauer  seyn,  als  die  Landesregierung 
ttir  nöthig  erachtet  «)  Auch  mufs  4 )  diese  Begierung  nicht  nur  die 
Bundesversammlung  von  derVera'nlassung  der  eingetretenen  Unruhen 
in  Kcnutnifs  setzen,  sondern  auch  bei  derselben  beruhigende  Anzeige 
machen,  von  den  zu  Befestigung  der  wiederhergestellten  gesetzlichen 
Ordnung  getroffenen  Maasregeln  IV)  Sind  in  mehreren  Bundes- 
staaten öffentliche  Buhe  und  gesetzliche  Ordnung  durch  gefährliche 
Verbindungen  und  Anschläge  bedroht,  und  können  dawider  nur  durch 
Zusammenwirkung  der  Gesammtheit  zureichende  Maasregeln  ergriffen 
werden,  so  ist  die  B.  V.  befugt  und  verpflichtet,  dergleichen  zu  be- 
rathen  und  zu  beschlicssen ,  nach  genommener  Bücksprache  mit  den. 
zunächst  bedrohten  Begicrungen  «)• 

a)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  26. 
t)  Ebendas. ,  Art.  27. 
e)  Ebendas.,  Art.  ab*. 

§.    169.  (148-.) 

4)    Bei  Justizverweigerung. 

I)  Wird  in  einem  Bundesstaat  ordnungsmäsige  Bechts pflege 
in  einer  Justizsache  «)  verweigert,  verzögert  oder  ge- 
hemmt*), und  ist  daselbst  Hülfe  dawider  auf  gesetzlichem  Weg,  auch 
anmittelbar  bei  der  höchsten  Staatsregicrung  fruchtlos  gesucht  worden  ; 
so  kann  der  Betheiligte  ,  vermöge  des  durch  den  erklärten  Bundes- 
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zweck  gegebenen  allgemeinen  Gebots  der  Handhabung  eines  allseitigen 

festen  Rechtszustandes  (§.  106,  i66u.  217)  und  nach  besondern  Rechts- 
bestimmungen des  Bundes  (Note  d),  Rccurs  an  die  Bundesver- 
s  a  m  m  m  lung  nehmen,  mittelst  einer  gehörig  begründeten  Be- 
schwerde über  rerweigerte ,  verzögerte  oder  gehemmte 
Justiz  (querela  de  protracta  rel  denegata  justilia).  II)  In  der  bei 
der  B.  V«  einzureichenden  Beschwerdeschrift  ist,  in  Folge  des 
29.  Artikels  der  wiener  SchlufsActe,  gründlich  auszuführen:  daß»  die 
Thatsache  der  «verweigerten  oder  gehemmten  Rechtspflege  erwiesen» 
sey ;  dafs  dieselbe  nach  Rechtsgrundsätzen ,  insbesondere  « nach  der 
Verfassung  und  den  bestehenden  Gesetzen  des  Landes»  sich  nicht 
rechtfertigen  lasse;  dafs  dawider  in  dem  betreffenden  Bundesstaat  «auf 
gesetzlichem  Wege  ausreichende  Hülfe»  nicht  habe  erlangt  werden  können. 
HI)  Der  B.  V.  liegt  dann  ob,  diese  Beschwerde  anzunehmen, 
dieselbe  nicht  nur  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen,  sondern  auch 
nach  der  Verfassung  und  den  bestehenden  Gesetzen  0  des  Landes  zu 
prüfen,  und,  wenn  sie  erwiesen  und  begründet  gefunden  ist,  bei 
der  Landesregierung,  von  welcher  zu  der  Beschwerde  Anlafs  gegeben 
worden,  gerichtliche  Hülfe  zu  bewirken  <0 ;  denn  der  oberste 
Grundsatz  des  Bundes  ist ,  dafs  unter  allen  Bundcsgliedern  und  in 
allen  Bundesstaaten  kein  anderer  als  ein  rechtlicher  Zustand  bestehen, 
mithin  auch  die  Justiz  in  aller  Hinsicht  nur  gesetzlich  verwaltet  werden 
müsse  0.  IV)  Vermöge  des  Rcchtsbegrifls  der  Justiz  Verweigerung 
(Note  b),  eignen  sich  zu  bundesvertragmäsiger  Beschwerde  bei  der 
B.  V.,  unter  andern,  folgende  Fälle.  1)  Wenn  ein  Lan des  geri cht, 
in  einer  bei  ihm  angebrachten  Klagsache,  durch  einen  Spruch  recht- 
widrig  sich  für  incompetent  erklärt  hat,  und  Hülfe  dawider  in 
dem  landesverfassungsmäsigen  Stufengang  oder  Instanzenzug,  zuletzt 
unmittelbar  bei  der  Staatsregierung,  vergebens  gesucht  worden  ist/). 

2)  Wenn  der  ordnungsmäßige  Gang  der  Rechtspflege  durch  ungebührlich 
erlassene  Cabinetbefehle  verzögert  oder  gehemmt,  namentlich 
die  gesetzmäsige  Wirksamkeit  richterlicher  Erkenntnisse 
aufgehalten  oder  unterdrückt  wird  5"),  mittelst  Verhinderung 
ihrer   Vollziehung  A)y    oder   ausdrücklicher   Cassirung    derselben  »)• 

3)  Auch  indirecte  Justizver Weigerung  karfn  eine  Beschwerde  bei 
der  B.  V.  begründen  *). 

• 

a)  Wider  rein  administrative  Verfügungen,  namentlich  polizeilich*,  landesverfas- 
sungsmäsig  bestehender  Behörden,  wenn  und  so  weit  nicht  gerichtlicke  Klage 
dawider  zulässig  ist  ( %.  366 ,  474  ^  u*  389  >  findet  Recurs  an  die  B.  V*. 
mittelst  Beschwerde  über  Justizverweigerung  nicht  Statt.  Man  s.  die  wiener 
SchlufsActe  von  i8io,  Art.  29,  ▼ergl.  mit  Art.  a5  und  53«  Protoc.  der  B.  V.  v. 
i8«o,  174,  betr.  die  Verweisung  des  v.  Lamtzan  aus  Frankfurt,  u  Protoc. 
r.  1817,  %.  3o5,  betr.  die  Verweisung  des  v.  Maisenbach  aus  Heidelberg,  und 
Protoc.  v.  18*7,  V  71,  betr.  v.  Röll's  Forderung  an  Wirtemberg,  wegen  Bct 
soltlungsvcrkürzung.  —  Selbst  in  einer  Reclusaehe  ist  Verweigerung,  Verzö- 
gerung oder  Hemmung  der  Becbtspflcgc  dann  nicht  denkbar,  wenn  sie  zu 
gerichtlicher  Verhandlung  darum  noch  nicht  zugelassen  werden  kann,  weil  der 
Beschwerdeführer  die  gesetzlich  notwendigen  Vorbedingungen  noch  nicht  trßltt 
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hat.  Protoc.  der  B.  V.  Ton  1817,  %.  ifa ,  Rd.  III,  8.  *45  der  QuartAusg ab« ,  u. 
Protoc.  v.  «9.  Mars  1811 ,  %.  88,  Bd.  XI,  S.  186  f. 

b)  Justizverweigerung  im  w  e  i  t  e  rn  Sinn,  heifst  jede  Begehung«-  oder  Unterlassungs- 
handlung, durch  welche  in  Justizsachen  rechtwidrig,  von  einer  Gericht  -  oder 
andern  Staatsbehörde,  den  Souvcrain  mit  eingeschlossen,  die  ordnungsmäßige 
Bechtspflcge  von  Anbeginn  versagt,  oder  in  ihrem  Lauf  verzögert,  oder  in 
Hinsiebt  auf  Vollziehung  des  rechtskräftigen  Richterspruchs  gehemmt  oder 
wirkungslos  gemacht  wird.  Im  engern  Sinn,  beschränkt  sich  der  Begriff  der 
Justizverweigerung  auf  die  Vertagung  rechtlichen  Gehörs  (denegatio  justitiae), 
sey  es  vor  dem  Beginn  oder  in  dem  Lauf  des  gerichtlichen  Rechtsverfahrens. 
Dann  unterscheidet  sie  sich :  1)  von  der  Jusiizverzögerung  (protractio  justitiae), 
das  heifst,  wenn  die  Bechtspflcge  in  ihrem  ordnungsmäsigen  Lauf,  sey  es  in  der 
Verhandlung,  oder  in  der  Entscheidung,  oder  in  der  Vollziehung  des  Ürthcilsf 
von  dem  Gericht ,  durch  eigene  Schuld  ,  oder  in  Folge  von  einer  andern 
Staatsbehörde  erhaltener  Weisung,  recht  nidrig  hingehalten  oder  verzögert  wird; 
3)  von  der  gerichtlichen  gänzlichen  Unterlassung  oder  von  Regierungswegen 
unternommenen  Hemmung  der  Vollziehung  eines  rechtskräftigen  Richterspruchs.  — 
Die  Goldne  Bulle  v.  i356,  Cap.  XI,  %.  3  u.  4,  spricht  von  «justitia  denegata» 
und  von  «defectus  justitiac».  Der  Reichsabschied  von  i5n,  $.68  (al.  i3 ), 
und  nach  ihm  dieReichskammergerichtsOrdnungvon  i555,  Th.  II,  Tit.  \  ,%.  1,  spricht 
davon,  «dafs  einem  dasRecht  versagt,  oder  ihm  das  nicht  vollzogen  werden  möchte, 
und  das  kundlich  wäre  oder  gemacht  würde».  Ein  Privilegium  K.  Fried  rieb's  III* 
für  die  Reichsstadt  Strasburg  (Boxclbb  ad  Acncae  Sylvii  bist  Frid.  III.  p.  37.) 
spricht  von  Rlägern ,  die  sich  beschweren ,  *  jus  sibi  vel  penitus  denegatum, 
vel  nimia  mora  se  elusos  esse».  Bei  Rechtslehrern  findet  sich,  meines  Wissens 
ein  vollständiger  Begriff  der  Justizverweigerung  nicht.  Einige  setzen  solchen 
als  allbekannt  voraus,  wio  Ludolf  de  jure  cam-,  Scct.  I.  %.  11.  p.  i56,  Mobl 
in  d. System  d.  Gerichtsbark,  des  kais.  Reichskammergerichts,  Th-  II,  S.  i3i  ff«, 
Habzkly  in  d.Grundrifs  des  rcichsbofräth.  Verfahrens,  Bd.  III,  Abth.  1,  S.  3«., 
und,  sehr  drollig,  der  Verfasser  der  von  Selchow  edirten  Einleit.  in  den 
Reichshof ratbsProcefs,  Bd.  II,  S.  439.  Andere  beschränken  ihn  auf  den  Fall, 
«cum  justitia  protra/uUur  per  negligentiam  judieis  vel  in  cognoscendo  vel  exe- 
quando,  aut  denegatur ,  litigatorem  judicii  liinen  adeuntem  vel  litis  processum 
prosequentem  repellendo».  Cfi&nzn  process.  camer.  tit.  37.  %.  1.  p.  399.  Auf 
des  Richters  « cipressam  (justitiae)  denegationem ,  vel  temporis  lege  definiti 
protelationcm» ,  beschränkte  ihn  J.  H.  Boehmer  diss.  de  origine,  progressu 
atque  indole  querelae  denegatae  vel  protractae  justitiae,  §.  ».  et  «3.  Auch 
nur  von  des  Richters  Weigerung,  die  Rlage  anzunehmen,  und  dessen 
protelatio  litis«  spricht  Jvstiviab  in  L.  i3.  §.  8.  C.  de  judic.  —  Die  wiener 
Schlüsslet«  von  18*20  nimmt  das  Wort  Justisverweigerung  in  dem  weitern  Sinn. 
Sie  spricht  überhaupt,  im  Art.  29,  von  «verweigerter  oder  gehemmter  Rechts* 
hülfe  - ,  und ,  im  Art.  63 ,  von  «verweigerter  gesetzlicher  und  verfassungsmäsiger 
Bechtshülfe».  Die  provisor.  Compelenz  Bestimmung  der  B.  V.  (Protoc.  v. 
13.  Juni  1817,  %.  ai3,  lit.  C,  3)  spricht  von  dem  «Fall  einer  in  Rechtssachen 
eintretenden  Justizverweigerung,  oder  einer  derselben  gleich  zu  achtenden 
Verzögerung».  —  Wer  die  Gegenpartei  des  Beschwerdeführers  sey ,  ist  gleich* 
gültig;  wäre  es  auch  der  StaatsFiscus,  der  landesherrliche  LehnFiscus,  die 
8taat*Domänenverwaltung,  oder  irgend  eine  Staatsbehörde ,  oder  der  Regent 
wegen  einer  persönlichen  Privatverpflichtung  (§.  439). 

c)  Vorausgesetzt  werden  hier  Gesetze ,  «die  mit  den  Grundgesetzen  und  den  Ver- 
fügungen des  Bundes  nicht  in  Widerspruch  stehen».  Worte  der  provisorischen 
CompetenE Bestimmung  der  B.  V.,  in  dem  Protoc.  v.  i».  Juni  1817,  $.  **3, 
Art.  4«  Num.  6.  Vergl.  unten  V  »17,  V.  Ferner,  Gesetz«,  die  landesver- 
faMungsmäsig  errichtet  sind,  and  solche,  die  mit  Geboten  der  allgemeinem 
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Gerechtigkeit  nicht  in  Widerspruch  stehen.  Also  nicht  Gesetze,  die  an  sich  schon 
rechtlos  sind ;  denn  das  Recht  ist  das  Gesetz  der  Gesetze ,  der  Souvernin  der 
Souveraine.  Ausserde  m  würde  z.  D.  durch  Lsndesgesetzc  ,  und  in  deren  Folge, 
durch  Versperrung  des  Rechtswegs  ,  eine  Rechtlosigkeit  begründet  werden 
können,  bei  vollkommen  rechtsbeständigen  Privatansprücben  an  den  Staats- 
Fiscus,  die  Staatscasse,  die  landesherrliche  Domänenverwaltung.  Man  s.  die 
gründliche  Entwickelung  in  dem  unten  (Note  e)  angef.  Wangenheimischen 
Vortrag,  f.  i3,  und  unten  die  Note  *. 

d)  Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  29  u.  63.  Irterpretation  des  39.  Art.,  in  dem 
als  Reil.  8  zu  %.  98  des  Frotoc.  der  R.  V.  v,  i8?3  gehörenden  Vortrag,  %.  i3,  u. 
in  d.  Protoc.  t.  1825,  §■  72.  Provisor.  CoinpetenzBcstimmung  der  R.  V.  in  d. 
Protoc.  v.  i).  Jun.  1817,  %.  23,  lit.  G,  Num.  3.  Vergl.  das  grofshcrzogl. 
hessische  Votum,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  V  *43»  u«  das  mecklen- 
burgische in  d.  Frotoc.  v.  21.  Nov.  1816,  %.  16,  so  wie  ein  Gutachten  in  d. 
Protoc.  v.  1817,  §.  6.  Das  durch  Bcschlufs  der  R.  V.  (in  d.  Protoc.  v.  1817, 
§•  91  )  genehmigte  Gutachten  über  die  Reihenfolge,  Num.  III,  3;  in  d.  Protoc. 
▼.  1817,'  %.  52,  Reil.  11.  —  «Die  hohe  Bundesversammlung  soll  ....  die 
Selbstständigkeit  der  Gericlitthofe ,  innerhalb  der  ihnen  in  jedem  Lande  durch 
Gesetze  und  Verfassung  gesetzten  Grenzen  ,  gegen  äufsere  ungesetzliche 
Einwirkungen,  und  dadurch  eine  ungehinderte  Rechtspflege  in  den  verschiedenen 
deutschen  Bundesstaaten  sicher  stellen.  Beschränkt  daher  eine  Regierung  das 
Richtcramt  in  der  Freiheit  seines  Urthcils  auf  eine  ungehörige,  in  den 
Gesetzen  und  der  Verfassung  nicht  begründete  Weise,  so  tritt  der  Fall  ein, 
in  welchem  die  Rundesversammlung  einzuschreiten  und  die  gerichtliche  Hülfe 
zu  bewirken  hat».  Worte  in  dem  oben  Note  u,  angef.,  von  der  B.  V.  geneh- 
migten Gutachten,  in  d.  Protoc.  v.  »9.  März  1821 ,  §.  88.  —  Weiter,  als 
oben  in  dem  %.  gesagt,  reicht  die  Wirkungsbefugnifs  der  R.  V.  nicht.  Sie 
ist  keine  oberrichterliche  Rchörde,  im  Verhäitnifs  zu  den  Landesgerichten  in 
den  Rundesstaaten  (§.  214  u.  11 5). 

•)  Vergl.  117  u.  f.  —  Unter  den  vielen  Privat  Rcclamat  tonen  wegen  Justiz  Ver- 
weigerung, von  welchen  zeither  der  gröfsere  Theil  von  der  H.  V.  für  un ge- 
gründet erklärt  ward ,  zeichnen  sich ,  thcils  durch  die  Menge  der  Bctheiligtcn, 
iheils  durch  die  Schwierigkeit  der  dabei  in  Retracht  kommenden  Rechtsfragen, 
vor  andern  aus,  die  so  genannten  westphttlischen  Angelegenheiten  (die  von  dem 
ehemal.  Königreich  Westphalen  herrühren).  Es  sind  Reschwerden  der  Staats- 
gläubiger,  theils  des  westph.  Staatsschatzes  thcils  aus  Verbriefungen  der  westph. 
Staatsschuld,  derDienstCautionäre,  der  Domänenkäufer,  mit  Inbegriff  der  Käufer 
eingezogener  vormaliger  TeutschordcnsGüter,  der  durch  die  Staatsveränderung 
dienstlos  gewordenen  Staalsdiener ,  und  der  Unternehmer  von  Truppen  -  und 
HospitalVcrpflegung  oder  Lieferungen  von  Arbeiten.  Die  hiebei  bcthciligten 
Staatsregierungen  sind:  Preussen,  Hannover,  Kurhessen,  Braunschweig.  Die 
meisten  Reschwerden  wurden  wider  Kurbessen  gerichtet  Man  s.  die  Protoc. 
der  R.  V.  seit  1816,  vorzüglich  die  unten  217,  Note  a)  angef.  Erklärung 
der  R.  V.  in  dem  Protoc.  v.  17.  März  1817,  \>  io5.  Auszüge  aus  den  Proto- 
kollen, in  v.Mrtkb's  Repertor.  suden  Verhandl.der  R.  V.,  Heft  III,  S.379 — 4*3. 
Protoc.  v.  182 3,  08  u.  100.  In  dem  Proioc.  v.  4.  Dec  1823,  %.  164, 
erklärte  sich  die  B.  V.  für  ineompetent,  und  glaubte  sich  «einer  wiederholten 
«Anempfehlung  des  allerdings  rücksichtwürdigen  Schicksals  der  Domänen- 
•  käufer  an  die  Billigkeit  des  Kurfürsten  überhoben»  etc.)  in  Ansehung  der 
übrigen  Reclamanten  unterliefs  sie  nicht,  die  «betheiligten  Regierungen  zur 
«möglichsten  Beschleunigung  der  Verhandluugen  einzuladen».  Man  ▼ergl. 
damit  den  donkwürdigen  Vortrag  des  wirtemb.  Gesandten  v.  Waugkkheim,  in 
d.  Beil.  8  zu  d.  Frotoc.  v.  5.  Juni  »8*3,  V  98    Späterhin,  in  dem  Protoc.  v. 
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10.  Aug.  1826,  §.  93,  wurden  von  der  B.  V.,  wegen  Mangelt  an  Competens, 
alle  Rcclamationen  ,  Privatansprüche  an  das  aufgelötete  HR-  Wcstphalcn 
enthaltend ,  abgewiesen ,  doch  den  bclheiligten  Regierungen  baldmöglichste 
endliche  Feststellung  des  dafür  anzunehmenden  Rechtverhältnisses  empfohlen. 
Hierauf  folgte  von  Prcusscn  eine  Erklärung  wiegen  Lebcmahme  seines  Antheils 
an  der  CentralSchuld  des  RR.  Wcstphalen,  unter  Beziehung  auf  2  zugleich, 
fiberreichte  prcnfs.  CabinetOrdres  t.  3i.  Jan.  1827,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  »7. 
Inden  wiener  MinisteriaiConfercnzen  in  der  33.  Sitzung  vom  »3rMai  1810,  harnen 
diese  westphälischen  Angelegenheiten  zur  Sprache.  Oestrcich  aufwerte :  dieselben 
hönnten  wohl  nur  durch  billige  und  gleichförmige  Instructionen  an  die 
Gesandten  in  der  B.  V.  erledigt  werden,  um  einen  BundestagBeschlufs  zu 
bewirken.  In  diesem  möchten  «war  die  Bittsteller  an  die  gehörigen  Landes- 
gerichte ku  verweisen,  zugleich  aber  die  bethcilgten  Regierungen  zu  ersuchen 
sern,  «die  Entscheidung  dieser  Landgerichte  —  wenigstens  über  die  Frage: 
f  ob  und  wie  weit  den  einzelnen  Rcclamanten  bona  fides  zur  Seite  stehe  ?  und 
ob  sie  für  das  zeither  Gezahlte  oder  Geleistete  schadlos  zu  halten  seyen,  oder 
nicht?  —  wirklich  anzuerkennen,  und  den  defsfallsigen  Rechtsgang  auf  keinerlei 
"Weise  beschränken  zu  wollen ».  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820  ( Original  Ausg. ). 
S.  216.  Ueber  die  hier  in  Beziehung  kommenden  Rechtsfragen,  s.  man 
de  Martzss  precis  du  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe  (5*  edit-  de  1821), 
p.  484  —  488.  Rlvbku's  curop.  Völkerrecht  (1821),  %.  »58  u.  f  Convcrsations« 
Leiicon,  voc.  Domainenkäufer*  —  Eine  bei  der  B.  V.  wider  Frcussen  einge- 
reichte Beschwerdeschrift  v.  10.  Juli  i83o,  Justizverweigerung  betr.,  enthalten 
die  «Actenstücke  betr.  die  Forderungen  der  Eigcnthümer  Scblesischcr  Staats- 
Obligationen  aus  den  J.  1734  bis  »737V  (Frankfurt  a.  Main  i83o.  8-), 
S.  89  ff. 

f)  Von  derB.  V.  genehmigtes  Gutachten,  in  dem  Protoc.  v.29.  Mär«  1821,  Bd.  XI, 

%.  88,  S.  i55  f. 

g)  Vergl.  unten  §.  373  u.  353.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  %.  101 ,  111  u.  190  j 
Bd.  II,  S.  121  u.  i5o ;  Bd.  III,  S.  65;  u.  JJachträgl.  Actenstücke,  Bd.  II, 

^S.  172  ff.,  19a  ff.,  Bd.  III,  S.  3a  ff.  u.  38  ff.  Der  unten  (Note  1)  erwähnte 
v.  Sicrstorpffische  Fall  wider  den  Herzog  Carl  von  Braunschweig,  in  den 
Protoc.  v.  i83o. 

A)  Bei  der  B.  V.  gedruckt  eingereichte  Beschwerde  des  Frhm.  v.  Venningen, 
wider  Baden,  datirt  Mannheim  i5.  März  i83o,  mit  beigefügter  Denkschrift, 
betr.  die  Verhinderung  der  Vollziehung  eines  rechtskräftigen  Erkenntnisses. 

1)  Von  dieser  Art  des  Mifsbrauchs  der  Staatsgewalt,  s.  man  die  bei  der  B.  V. 
eingereichte  gedruckte  Vorstellung  des  Frhrn  v.  Sierstorpß,  wegen  der  von 
dem  Herzog  Carl  von  Braunschweig  unmittelbar  geschehenen  Cassirung  eines 
gerichtlichen  Erkenntnisses,  und  dessen  Zcrrcissung  durch  einen  landesherr- 
lichen ImmediatCommissar  vor  dem  versammelten  Landesgericht  zu  Wolfen- 
büttel.  März  i83o.  Fol.}  abgedruckt  auch  in  dem  Hesperus  (Stuttgart)  ▼.  «. 
u.  ff.  Juli  i83o,  Num.  i5?  ff.  —  Wäre  nicht  schon  durch  den  Rechtsbegriff 
der  Justizverweigerung,  auch  für  diesen  Fall  (denn  —  «Semper  specialis 
gcneralibus  insunt».  L.  147.  D.  de  R.  J.)  —  der  Recurs  an  die  B.  V. 
begründet,  so  würde  er  es  durch  die  Rechts  Analogie  a  contrario.  'Widersinnig 
wäre,  den  Art.  29  der  wiener  SchlufsActe  von  1820  so  auszulegen,  dafs  des 
Schutzes  der  B.  V.  nur  Der  sich  solle  zu  erfreuen  haben,  dem  der  Rechtsweg 
erschwert  oder  versperrt  ward;  nicht  auch  Der,  dem  sogar  das,durch  förmlichen 
Richterspruch  erworbene  Recht,  von  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  durch 
absolute  Cassirung  jenes  Spruchs  willkührlich,  von  Gewaltwegen  vernichtet 
ward.  Oder  wäre  Der,  dem  durch  Eigenmacht  von  Oben  herab,  im  Ver- 
hältnifs  su  der  Rechtspflege  gröberes  Unrecht  zugefügt  worden  ist,  minder 


Digitized  by  Googl 


2.  Abschn.  Personal  Verhältnisse  etc.  193 

schutzhcrcchligt,  als  Der,  dem  geringeres  widerfahren  ist,  mithin  jener  in 
Beziehung  auf  den  Rechtschuts  deterioris  conditionis  als  dieser?  Und  wäre 
der  Mifsbrauch  der  Staatsgewalt,  im  Verhältnis»  su  der  gcseUmäsigcn  Rechts* 
pflege,  in  dein  lcl/tcn  Fall  geringer  als  in  dem  ersten  ?  Alan  s.  die  oben, 
Note  d,  angef.  Worte  aus  dem  Gutachten  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  a»>  Mär* 
lfrsi ,  §.  88. 

t)  Geschehen  könnte  dieses,  durch  Missbrauch  der  gesetzgebenden  Gewalt,  r..  B. 
wenn  durch  Gcsctr.e,  oder  ihnen  in  der  Wirkung  gleich  zu  achtende  Ver- 
fügungen« mit  rückwirkend  et"  Kraft,  die  gerichtliche  Verfolgung  eines  früher 
schon  erworbenen  Rechts  gehemmt,  geschwächt  oder  vernichtet,  wohl  gar 
das  in  gerichtlicher  Erörterung  schon  begriffene  Recht  verändert  wird,  Protoc. 
der  B.  V.  v.  1818,  %.  «4»»  Bd.  VI,  S.  «»6;  ferner,  wenn  ex  capite  gratiae 
II oratorien,  wäre  es  auch  dem  StaatsFiscu«,  ertbeilt  worden;  desgleichen, 
wenn  auf  dem  so  genannten  administrativ Just iztreg  (\.  366)  ein  Justizmifsbraurh 
tu  Schulden  gebracht  wird,  vergl.  Protoc.  der  B.  V.  i8a6,  $.  75,  Bd.  XVIII, 
S.  i5o  ff. 

* 

§.    170.  (148  '.) 

S )  Fnlle,  wo  gtgsti  Bundesglieder  unmittelbar*  Verßigungs-  und  VollzieUungsbtfugniss 
der  B.  V.  eintritt;  sowohl  von  Anaswegen,  als  auch  auf  Anregung  von  Bundesgliedern. 

I)  Wo  der  Bund,  die  Gesammtheit  der  Bundcsglieder ,  un- 
mittelbar dabei  betheiligt,  oder  durch  «eine  Grund-  oder  andern 
Vertrage  die  B.  V.  geradehin  dafür  zu  sorgen  angewiesen  ist,  dafs 
einzelne  Bundesglieder  ihre  durch  das  vertragmäsige  Bundesrecht  un- 
zweifelhaft begründeten  Verpflichtungen  gehörig  erfüllen,  da  hat,  im 
Weigerungsfall,  die  B.  V.  das  Recht  und  die  Pflicht,  nach  erfolgter 
verfassungsmäßiger  Berathung  und  Fassung  eines  Beschlusses  über  die 
Anwendbarkeit  der  hier  einschlagenden  Rechtsgrundsätze  auf  den  vor- 
liegenden Fall,  dieselben  sofort  durch  unmittelbare  Verfügung,  auch 
Ton  Amtswegen,  dazu  anzuhalten  <*) ;  also  auch  unaufgefordert  von 
einem  betheiligten  Einzelnen,  und  unmittelbar  oder  geradezu  auf  dem 
Vollziehungsweg,  ohne  vorhergegangene  austra'gnlgcrichtliche  Ver- 
handlung und  Entscheidung.  II)  Sind  neben  dem  Bund,  auch  ein- 
zelne Bundesglieder,  eines  oder  mehrere,  bei  clor  Erfüllung 
jener  Verpflichtungen  besonders  und  unmittelbar  bethciligt  *), 
so  sind  dieselben,  im  Fall  verweigerter  Erfüllung  oder  geschehener 
Uebertretung  berechtigt,  Recurs  an  die  B.  V.  zu  nehmen,  und  diese 
durch  eine  Anzeige  oder  Beschwerde  aufzufordern,  dafs  sie  die  Er- 
füllung der  Verpflichtung,  oder  die  Aufrechthaltung  (Manutenenz)  des 
Bundesrechtes,  alsbald  oder  unmittelbar  auf  dem  Vollziehungsweg,  wie 
auch  ohne  diese  Aufforderung  bei  Wahrnehmung  der  PAichtwidrigkeit 
ihr  obliegt,  bewirke,  ohne  die  Imploranten  auf  den  austnigalgericht- 
lichen  Weg  zu  verweisen,  und  die  Wirksamkeit  des  Bundesrechtes 
von  einer  gerichtlichen  Erörterung  und  Entscheidung  abhängig  zu 
machen  e);  vorausgesetzt,  in  beiden  (Num.  I  u.  II)  Fällen,  dafs  die 
Anwendbarkeit  des  in  Beziehung  genommenen  Rechtsatzes  auf  den 
vorliegenden  Fall,  nach  dem  Unheil  der  ß.  V.,  klar  (in  continenti 
liquid)  ist,  mithin  nicht  auf  weiterer  Erörterung  beruht,    III )  Wird 
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«lies«  Anwendbarkeit,  in  einem  der*  beiden  genannten  Fälle,  Ton  der 
B.Y.  für  unzweifelhaft  nicht  gehalten  <0,  oder  von  dem  in 
Anspruch  genommenen  Bumlesglicd  widersprochen,  und  der 
Widerspruch  von  der  B.  V.  schlechthin  für  unerheblich  nicht  erachtet, 
so  hat  dieselbe  zuvörderst  jenes  Bundesglied,  unter  Anberaumung 
einer  kurzen  Frist ,  zu  vollständiger  Erklärung  aufzufordern. 
Nach  Einlangung '  derselben ,  oder  nach  fruchtlosem  Ablauf  der  be- 
stimmten Frist,  entscheidet  die  B.  V.  nach  Stimmenmehrheit,  und 
schreitet ,  nach  Beschaffenheit  der  Umstände ,  bundesmäsig  zu  der 
Execution  Wo  nicht  Gefahr  auf  dem  Verzug  haftet,  mufs 
jedoch  vorher  Vermittlung  (§.  174)  versucht  werden.  IV)  Die  ge- 
schehene Vollziehung  hindert  nicht,  dafs  nachher  das  widersprechende 
Bundesglied ,  zu  Verfolgung  seines  Anspruchs ,  den  bundesmäsigen 
Austrägal  Hechts  weg  wider  das  ihm  gegenüber  stehende  Bundesglied 
wähle. 

a)  Iiese,  schon  in  der  Natur  des  teutschen  ßnndesverhältnisses  gegründete, 
unmittebare  Verfügung*  •  oder  Voliziehtmgthejttgniss  der  ß.  V. ,  bei  unzweifelhafter 
Verletzung  bundesmäsiger  Pflichten  eines  einzelnen  Bundesgliedes  gegen  Alle, 
gehört  zu  den  wichtigsten  Bestimmungen  der  wiener  SchlufsActc  t.  i8*jo, 
Art.  17,  3i  u.  53.  Vergl.  oben  117  U.  166*.  —  Beispiele  von  Verpflichtungen 
der  angezeigten  Art,  liefern  die  Bundes  Acte,  Art.  12  bis  19,  und  die  angef. 
SchlufsActc,  Art.  53  ,  54  ,  63  u.  65.  Man  s.  auch  die  Protocollc  der  B.  V.« 
«.  B.  über  dio  Beihenfolge ,  in  der  PlonarVcrsamml.  v.  1816,  §.  n3,  dann  von 
1817,  %■  *3,  v.  17.  Febr.  u.  17.  Nov.;  wegen  der  Standesherren,  Protoc.  der 
B.  V.  v.  17.  Nov.  1817,  1.  Oct.  i8»8,  24.  Mai  1819.  Das  vorluufige  Pressgesetx 
v.  ao.  Sept.  1819,  %.  6  (in  d.  Protoc.  der  B.  V.,  1819,  %.  iao,  in  RitÜbeb's 
Quellensammlung ,  Num  XIX.)  ermächtigt  die  B.  V.,  Druckschriften,  die  in 
der  Form  täglicher  Blätter  oder  heftweise  erscheinen,  oder  nicht  über  20 
Druckbogen  stark  sind,  wenn  «sie  nach  dem  Gutachten  einer  von  ihr  zu 
ernennenden  Commission,  der  Würde  des  Bundes,  der  Sicherheit  einzelner 
Bundesstaaten,  oder  der  Erhaltung  des  Friedens  und  der  Ruhe  in  Teutschland 
zuwiderlaufen,  ohne  vorhergegangene  Aufforderung ,  aus  eigener  Autorität,  durch 
einen  Ausspruch  ,  von  welchem  keine  Appellation  Statt  findet,  zu  unter» 
drüeken,  und  die  betreffenden  Begierungen  sind  verpflichtet,  diesen  Ausspruch 
zu  vollziehen  v.  Pcispiel  dieser  Art,  durch  Unterdrückung  des  Stuttgarter 
Tcutschcn  Beobachters,  in  dem  Bescklufs  v.  3o.  Mai  i8i3,  Protoc.  |.  92. 
Vergl.  unten  %.  604. 

h)  Ein  Beispiel  liefert  die  Bundes  Acte,  Art.  18,  und  der  Bescklufs  der  B-  V., 
betr.  die  Freizügigkeit  unter  allen  Bundesstaaten,  in  dem  Protoc.  v.  »3.  Juni 
•817,  %.  »54. 

c)  Die  unmittelbare  Vollziebungspflicht  der  B-  V.  auch  in  diesem  Fall,  bat  ihren 
zureichenden  Grund  ebenfalls  in  den  Bestimmungen  der  Art.  3i  u.  53  der 
wiener  SchlufsActc  v.  1810.  —  Vergl.  die  grofdicrzogl.  hessische  Abstimmung 
in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  %,  ai4j  >vo  folgende  Streitfälle  unter  die 
uiunitltelbare  Verfügung»-  u.  VollzicbungsGewalt  der  B.  V.  gestellt  werden: 
'  1)  wenn  ein  Bundesglied  sich  der  ihm  innerhalb  seines  Gebietes  zustehenden 
unumschränkten  Regicrungsgewalt ,  auf  eine  unrechtlicbc  Weise  zum  Nachtheil 
eines  andern  Bundesstaates  bedient,  oder  1)  die  Pflichten  verletzt  hat,  welche 
die  Buntlesglieder,  als  solche,  sich  gegenseitig  schuldig  sind;  3)  wenn  von 
der  Annahme  einer  feindseligen  Stellung  zwischen  zwei  oucr  mchrern  Bundes- 
staaten, oder  4)  von  Verletzung  der  Grundgesetze  und  der  Verfassung  des 


• 
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Bande«  die  Rede  ist».  —  Da»  in  der  Note  n  angef.  vor! auf.  Pressgeselz,  %  6, 
ermächtigt  die  B.  V. ,  auf  die  Beschwerde  eines  ßundesgliedcs  gegen  ein  anderes, 
wegen  Verletzung  des  PrefNgesetr.es,  «die  Beschwerde  cotu  missarisch  unter- 
suchen zu  lassen,  u.  wenn  dieselhe  gegründet  befunden  wird,  die  unmittelbare 
Unterdrückung  der  !in  Hede  stehenden  Druckschrift,  auch  wenn  sie  zur 
asse  der  periodischen  gehört,  alle  fernere  Fortsetzung  derselben,  durch 
einen  entscheidenden  Ausspruch  zu  verfügen».  —  Prcussen  erklärte,  in  d.  Protoc. 
v.  irtiH,  §.  10,  dafs  eine  Anordnung  wegen  definitiver  Erklärung  des  in  der 
BundcsArte,  Art.  »3,  bestimmten  Pensionowcsens  der  Mitglieder  des  teutsrhen 
Ordens,  ein  völlig  pflichtmäsiger ,  ganz  geeigneter  Unistand  für  die  Wirk- 
samkeit der  B.  V.  sey  ».  —  Streitigkeiten  einzelner  Bundesglieder  unter  sich, 
welche  nur  allein  das  unmittelbare  Interesse  derselben  ,  nicht  zugleich 
dasjenige  der  Gesammtheit,  betreffen,  sind  nicht  Gegenstand  der  unmittelbaren 
Vollzit hungsbefugnifs  der  B.  V. ,  sondern  des  bundesmäsigen  VermittJungs- 
und  Auslrigal  Verfahrens  (%.  173  u.lf. ).  Erläuternd  ist  hier  der  reufs-lobenstein- 
uud  ebersdorfisehc  Recurs  an  die  Gesammtheit  der  Bundesglieder,  wider  zwei 
Beschlösse  der  B.  V.,  im  J.  t8a5j  oben  %.  117,  c. 

dj  In  zweifelhaften  Fällen  empfiehlt  die  provisorische  CoinpetenzBcstimmung 
(Protoc  v.  1817,      m3)  ,  %.  7,  Instructions Liniutlung. 

•)  ExeeulionsOrdnuug  v.  3.  Aug.  1820.  Unten  %.  178  u.  f.  —  Controvertirt  ward  in 
dt  r  U.  V.  über  diesen  Gegenstand,  in  der  Sitzung  <  5.  Juli  i8i»i$  inder*Aeus- 
serung  des  Correfcrentcn»  in  der  Betlage  2j>  zu  dem  Protocoll,  und  in  den  da- 
gegen gerichteten,  loco  dictatarae  gedruckten  «Ansichten  des  wirtenibergischen 
Gesandten  «.  Hierauf  folgte  eine  Zusammenstellung  der  gegenseitigen  Momente, 
in  dein  zu  der  vertraulichen  Sitzung  vom  12.  Juli  1821  loco  dictaturae  ge- 
druckten CommissionsBericht.  Aber  eine  Beschlufsfassung  der  B.  V.  über 
den  hiiliei  bezi.lten  Streitgegenstand,  unterblieb,  obgleich  solche  in  dem 
Protocoll  der  17.  Sitzung,  %.  196,  angekündigt  war." 

§.     171.  (US*.) 
Insonderheit,  Fall  t\er  unerlaubten  Selbst  hülfe. 

V)  Erlaubt,  insbesondere,  ein  Bundesglicd  sich  gegen  ein  anderes, 
offenbar  «)  willk  ü  hrliche  G  e  walttha'tigkeit  oder  Eigen- 
macht,  eine  widerrechtliche  Selbsthülfe  *),  so  hat  die  Ii.  V-, 
auf  Anrufen  des  Betheiligten  c),  die  Pflicht,  sofort  nicht  nur  den 
Gegner  von  der  Gewaltthat,  als  einer  offenbar  widerrechtlichen  Hand- 
lung (Factum  nullo  jure  justificabile),  abzumahnen,  sondern  auch,  bei 
fortgesetzter  Widerrechtlichkeit,  denselben,  unter  Aufrcchthaltung  des 
bedrohten,  oder  Wiederherstellung  des  gestörten  Besitzstandes  (§.  172), 
auf  dem  bundesTerfassungsmäsigen  Exccutionsweg  (§.  178  u.  f.)  in  die 
Schranken  seiner  Bundespflicht  zurück  zu  weisen,  und  dem  Beschä- 
digten Schadenersatz  zu  verschaffen  0.  VI)  Macht  in  solchem  Fall 
das  Bundesglied,  welches  sein  vermeintliches  Becht  mit  Selbsthülfe 
verfolgt,  die  Einwendung,  dafs  es  widerrechtlich  nicht  handle 
oder  gehandelt  habe ,  sondern  nur  sein  Recht  verfolge,  so  ist  es  damit, 
nach  fruchtlos  versuchter  Vermittlung,  auf  den  bundesmäsigen  Rechts- 
weg zu  verweisen  (§.  170,  IV). 

«)  Das  heifst,  wo  die  Thatsachc  erwiesen,  und  ihre  Unvereinbarkeit  mit  dem 
Bechtsgesctz  klar  ist,   mitbin  gegründete  Einreden,   weder   fartischc  noch 
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rechtliche ,  nicht  sichtbar  sind;  ehehin  der  Fall  reichsgerichtlichcr  unbedingter 
Mandate  (Maildata  S.  C).  Processualischo  Verhandlung  wäre  hier  zwecklos. 

i)  Dafs,  nach  der  im  11.  Art.  der  Bundes  Acte  enthaltenen  Entsagung  der 
Bundesglieder  auf  den  Gebrauch  aller  Selbstgewalt,  auch  Repressalien 
657)  unstatthaft  sejen,  wird  in  einem  grofsher/.oglich  hessischen  Votum  be- 

i  merkt,   in  d.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  9.  Juni  1817,  %.  314,  Num.  10.    Vcrgl.  den 
folg.  %. 

■ 

c)  Aber,  ffusnahmweise ,  auch  unaufgefordert,  «wenn  die  Anwendung  der  Sclbst- 
hulfe  der  öffentlichen  Buhe  und  der  Verfassung  des  Bundes  Gefahr  droht». 
Grofslierzogl.  hessisches  Votum ,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Juni  1817, 
%.  üi4»  Num.  1.  Vergl.  oben  §.  167,  170  u.  172. 

d)  Dieses  gründet  sich  auf  die  BundcsActe,  Art.  11,  und  auf  die  wiener  Sc  hl  ufa. 
Acte,  von  1820,  Art.  19  u.  9i.  Klübm's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II, 
S.  356  ,  4*3  ,  43o,  485. 

§•     172.  (148 h.) 

6)    Bei   Streitigkeiten    der   Bundesglieder    unter  sieh. 
A)  Für  Aufrechthaltung  des  Besitzstandes. 

Für  Streitigkeiten  der  Bundesglieder,  ist  weder  das  auf 
dem  wiener  Congrefs  beabsichtigte  Bundesgericht,  noch  die,  in  den 
wiener  MinisterialConferenzen  von  1819  und  1820  vorgeschlagene,  per- 
manente Austrägallnstanz  zu  Stande  gekommen  «).  Dagegen  verzichteten 
nicht  nur  alle  Bundesglieder  auf  den  Gebrauch  der  Selbst  hülfe, 
namentlich  des  Kriegs  und  jeder  andern  Gewalttätigkeit  *) ,  in  ihren 
wechselseitigen  Streitigheiten,  sondern  es  ward  auch,  für  alle  und 
jede  dieser  Streitigkeiten,  der  Bundesversammlung  eine  bestimmte 
Competenz  beigelegt  c).  Die  B.  V.  soll  bei  Streitigkeiten  der  Bundes- 
glieder unter  sich  0,  wenn  beide  Theile  dabei  in  ihrer  bundes. 
mäsigen  öffentlichen  oder  S  ta  ats  eigens  ch  aft  zu  betrachten 
sind  (§.  177,  Num.  i5  u.  16),  so  viel  A)  den  Besitzstand  betrifft, 
1)  wenn  Thätlichkeiten  zu  besorgen,  oder  eingetreten  sind,  vor- 
läufige Maasregeln  zu  Verhütung  oder  Abstellung  jeder  Selbst- 
hülfe ergreifen,  und  vor  Allem  den  Besitzsand  aufrecht  halten  *). 
3)  Wird  sie  von  einem  Bundesglied  zum  Schutz  des  Besitz- 
standes angerufen,  und  ist  der  jüngste  Besitz  streitig,  so  ist  sie 
befugt,  eiu  bei  der  Sache  nicht  betheiligtes  Bundesglied  in  der  Nähe 
des  zu  schützenden  Gebietes  aufzufordern,  die  Thatsache  des  jüngsten 
Besitzes,  und  die  angezeigte  Störung  desselben,  ohne  Zeitverlust  durch 
seinen  obersten  Gerichtshof  summarisch  untersuchen, 
und  darüber  rechtlichen  Bescheid  abfassen  zu  lassen.  Dessen 
Vollziehung  hat  die  Bundesversammlung,  durch  die  ihr  hiezu  an. 
gewiesenen  Mittel  178),  zu  bewirken,    wenn   der  verurtheilte 

Bundesstaat,  nach  an  ihn  ergangener  Aufforderung,  nicht  freiwillig 
Folge  leistet  /). 

n)  Von  den  wiener  Congrefs  Verhandlungen ,  über  Errichtung  und  Wirksamkeit 
eines  Bundesgerickies ,  s.  unten  \.  ai6  a.  u.  Umwkb's  angef.  Ucbcrsickt  etc. , 
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S.  173  ff.  —  Späterhin  hatte  bei  der  Bundesversammlung  mehrfache  Berathung 
Statt,  über  Anordnung  einer  permanenten  Austrägallna  tanz  oder  Austrägst- 
Commission.  Protoc.  vom  20.  Sept.  1819,  V  »19,  verglichen  mit  den  Proto- 
collen  v.  16.  Juni  1817,  i3»  1  Art.  III,  iü2  ,  189,  196,  ao6,  214,  "»»4  J  vom 
5.  Mär»,  5.  Mai,  u.  21.  Dec.  1818,  n.  Jan.  u.  6.  Mai  1819.  —  In  den  wiener 
MiaisterialConfercnzcn  der  Abgeordneten  der  Bundesstaaten,  in  den  J.  1819 
u.  1820,  war  die  Mehrheit  för  Errichtung  eines  permanenten  AustragalGerichtes. 
Den  übrigen  jedoch  nachgebend,  erklärte  dieselbe:  «indefs  wolle  sie  sich  die 
vorgeschlagene  wandelbare  Austrägallnstanz  in  so  weit  gefallen  lassen,  dafs 
dadurch  die  künftige  Einführung  einer  permanenten  nicht  ausgeschlossen  werde*. 
Hannover  insonderheit  erklärte:  «die  Mängel  der  jetzigen  provisorischen  Ein- 
richtung dürften  in  der  Folge  besonders  fühlbar  werden,  wenn  juristische 
Kenntnisse  bei  der  B.  V.  seltener  würden,  die  des  teutschen  PrivatFürtcn- 
rechts  sich  immer  mehr  und  mehr  verlieren  sollten,  und  früher  oder  später 
vielleicht  das  Bedürfnifs  eintrete ,  eigene  JustizConsulenten  bei  dem  Bundestag 
anzustellen«.  Protoc.  der  19.  Sitzung  vom  8.  März  1820,  verglichen  mit  den 
Protocollcn  der  s.  und  10.  Sitzung  vom  28.  Nov.  1819  u.  4-  März  1820.  Man 
s.  auch  oben  %.  i35,  e.  Noch  ward  die  Hoffnung  zu  Errichtung  eines  bestän- 
digen AusträgalGerichtes  nicht  aufgegeben ,  in  dem  Protoc.  der  PlenarVer- 
saminl.  v.  3.  Aug.  i8ao  ,  %.  2,  Art.  1.  S.  «20  der  Orig.Ausg.  u.  in  d.  Protoc.  des 
engern  Baths  v.  1820,  %.  214. 

»)  Bund  es  Acte  ,  Art.  11. 

c)  «Die  Bundesversammlung  ist  diejenige  Behörde,  bei  welcher  alle  und  jede 
Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich,  anzubringen  sind».  So  der  Be- 
schluß der  B.  V.  vom  16*  Juni  1817,  Art.  t. 

d)  Bundes  Acte,  Art.  it.  HLi'üva's  angef.  \cten  etc.  Bd.  II,  S.  63a  ff.  Vcrgl. 
oben  \.  114«  —  Die  nachgthohmen,  successionsfä  lügen  Mitglieder  des  Regenten- 
hauaes,  sind  unter  obigen  Bestimmungen  nicht  begriffen.   Vergl.  V  349* 

e)  Wiener  ScblufsActe  von  1810,  Art.  19,  vorgl.  mit  der  BundesActc,  Art.  11.  — 
Beschlüsse  der  B.  V.  vom  6.  Mai  u.  7.  Juni  i8«9,  AbsaU  II,  in  den  Protoe. 
v.  1819,  \.  78  u.  n3.  — -  Beschlüsse  der  B.  V.  in  dem  Fall  der  schaumhurg- 
lippischen  Beschwerde  wider  Lippe,  dafs  dieses,  dem  11.  Art.  der  BundesActe 
zuwider,  in  dem  Dorf  Maspe  das  von  ihm  behauptete  Bccht  der  Auspfändung 
mit  militärischer  Gewalt  ausgeübt,  hiedurch  aber  den  Besitzstand,  die  innere 
Sicherheit  Teutschlands ,  und  die  Unabhängigkeit  eine«  mitverbündeten  Staates 
verletzt  habe,  ein  Fall,  wo  der  B.  V.  das  Becht  zustehe,  auch  ohne  voraus- 
gegangenen Versuch  zum  Vergleich  und  Bestellung  einer  Austrägallnstanz , 
diejenigen  Schutz  gewährenden  Beschlüsse  zu  fassen,  welche  dem  Zweck  der 
richterlichen  Manutcnens  des  Angegriffenen,  bis  zur  Ausgleichung  oder  Ent- 
scheidung der  Sache,  entsprechen;  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  %.  »35» 
v.  1819,  S-  76'  "3  **•  *9* »  vergl.  mit  ebendas.  v.  1818,  %.  »1»,  ▼.  1819t  %*  9t 
i53,  181  u.  212.  Lippe  fügte  sich  dem  Beschlufs  der  B.  V.,  ebendas.  v.  1819, 
%■  19t.  —  Auch  s.  man  die  Verhandlungen  bei  der  B.  V.  von  1821  u.  1822, 
in  dem  unten  §.  173  4  erwähnten  Streit  zwischen  AnhakCGihm  und  Preussen. 

/)  Wiener  SchlufsActe  von  1810,  Art.  20. 

§.    173.  U48-\) 
B)    In    Streitigkeiten  anderer  Art. 
n)  Vermittlung. 

B)  Competent  ist  die  Bundesversammlung,  in  «allen  und 
jeden»«)   bei   ihr   angebrachten    Streitigkeiten   der  Bundesgliedcr 
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unter  sich;  also  nicht  blofs  in  Jenen  Fällen,  wo  vorerst  Aufrcchl- 
haltung  des  Besitzstandes,  zu  Entfernung  einer  drohenden  oder  wirk- 
lichen Störung  des  inneren  Friedens  im  Bunde,  in  Betracht  hoinmt 
(§.  17a).  —  Einer,  in  Streitigheiten  von  Bundesgenossen  unter  sich, 
dcclinatorisch  oder  perenitorisch,  vorgebrachten  Einrede  des  blossen 
Staatslnteressc,  der  Convcnienz,  des  Verwaltungs-  oder  Finauz- 
vortheils  (exceptio  MEA  interest,  vel  ejus  quod  reip.  expcdit),  oder 
der  rein  politischen  oder  politisch- rechtliche  11  ISatur  des 
Streites,  rechtliche  Folge  zu  geben,  dazu  findet  sich  in  dem  Bundes- 
recht  eine  Ermächtigung  weder  für  die  B.  V.,  namentlich  bei  der 
Frage  von  ZulässigUcit  der  Austrägallnstauz ,  noch  iur  ein  bundes- 
veriassungsmäsiges  AusträgalGericht  —  Doch  ist,  in  Streitigkeiten  der 
Bundesglieder  unter  sich,  die  B.  V.  I)  wenn  nicht  blofs  die  Aufrecht- 
haltung des  Besitzstandes  nöthigwird,  nur  subsidiarisch  competent, 
das  heifst,  wenn  und  so  weit  dafür  Fa  ru  i  I  ie  n  Austrage ,  Vertrag- 
Austräge  <*),  oder  Schiedsrichter,  welche  die  Parteien  durch 
Compromifs ,  sey  es  ein-  für  alicmal  oder  nur  für  den  vorliegenden 
Fall,  ausserhalb  der  Bundesversammlung  erwählt  haben,  nicht  be- 
stehen d).  II)  In  dem  gehörigen  Fall,  hat  die  Bundesversammlung, 
nachdem  sie  von  dem  beschwerdeführenden  Theil,  unter  gehöriger 
Darstellung  der  Thatumstände  und  Kechlsgründc ,  zu  bundesmäsiger 
Hülfe  angerufen  worden,  zuvörderst  die  Vermittlung  durch  einen, 
den  Parteien  von  ihr  bekannt  zu  machenden,  Ausschufs,  bestehend 
aus  zwei  oder  mehr  Gliedern  ihres  Mittels,  zu  versuchen  *.);  eine 
Pflicht  und  Befugnils,  welche  ihr  auch  in  verschiedenen  andern  Fällen 
(§.  180)  zukommt.  III)  Nach  Maasgabe  der  Umstände,  kann  die  B.  V. 
eineZci  tfris  t  vorschreiben,  zu  Erledigung  des  Vermittlungsgeschäftes; 
auch  kann  jeder  der  streitenden  Theile  auf  eine  Fristsetzung  antraten ./). 
IV)  In  Bezitrhung  auf  die  von  dem  beschwerdeführenden  Theil  bei  der 
B.  V.  eingereichte  Darstellung  seiner  Ansprüche,  hat  der  Ausschufs, 
unter  Bestimmung  einer  kurzen  Frist,  von  dem  beklagten  Theil 
ebenmäsig  eine  Darstellung  der  Sache  und  seiner  Einreden  zu 
begehren ,  um ,  nach  Verglcichung  des  beiderseitigen  Vorbringens , 
angemessene  Vorschläge  gütlicher  Uchereinluiufs  entwerfen  zu  können  g). 
X)  Sodann  Jiat  der  Ausschufs  einen  1'  er  min  zum  Versuch  der  Güte 
anzusetzen,  und  sich  zu  bemühen,  gütliche  Beilegung  des  Streites  zu 
Stande  zu  bringen,  auch  bei  eintretenden  Schwierigkeiten,  so  wie 
überhaupt  von  dem  Erfolg,  an  die  Bundesversammlung  zu  berich- 
ten A).  VI)  Kommt  ein  Vergleich  zu  Stande,  so  wird  die  Ver- 
gleichurkunde  nebst  den  gegenseitigen  Batilicatiouen,  jene  in  Urschrift, 
diese  in  Abschrift,  in  dem  Bundesarchiv  niedergelegt,  und  der  Bund 
übernimmt  die  Garantie  des  Vergleichs  *). 

a)  Worte  der  Vermittlung*-  und  AustrilgalOrdnung  in  dem  cinmüdiig  gefafsten 
Jlcscliluss  drr  R.  V.  v.  16.  Jun.  1S17,  Art.  I  (  in  Hlübkb'b  Quellensammlung, 
<\uin.  V  III,  aus  dem  Protoc.  v.  181-,  %.  i3t,  verglichen  mit  den  Abstimmun- 
gen daselbst,  <j.  i;>2,  189,  196,  n/j):  übereinstimmend  mit  der  auch  allgemein 
ftprechenden  \  'nnrhrift  in  dem  11.  Art.  iler  BundesArtc,  in  der  wiener  Schlufs- 
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Acte  1820,  Art.  11 ,  und  in  dem  Proioc.  der  PlenarVersammlung  v.  3.  Aug« 
1820,  \.  2,  Art.  1.  —  Also  gleichviel,  ob  der  Streit  auf  ein  durch  öffentliches, 
oder  durch  Priratrecbt  begründetes  Verhältnifs  «ich  bezieht;  wenn  nur  das 
Ton  einem  Bundesgenossen  in  Anspruch  genommene  ßundesglied  dabei  in 
seiner  bundesmästgen  politischen  Unabhängigkeit,  also  nick  in  einer  Eigen- 
schaft erscheint,  in  welcher  dasselbe  seinen  ordentlichen ' Gcrichtstand  vor 
einem  Landesgericht  anzuerkennen  hat,  z.  B.  als  Besitzer  eines  Privatguts 
oder  einer  auf  RealPrivatverbaltnisse  sich  beziehenden  Berechtigung  ( %.  5&i ), 
auch  wenn  der  StaatsFiscus,  oder  eine  Staats-  oder  landesherrliche  Domänen» 
behörde  bei  dem  Streit  als  Partei  erseheint  (§.  474  u.  48a).  Vergl.  \.  177,  Num.  16. 
So  Tcrslebt  man  den  Vortrag,  betr.  die  kurhessische  Schuldforderung  an 
Waldech,  in  d".  Protoc.  v.  1818,  loco  dict.  gedruckt  als  Beil.  6  zu  %.  19}  wo 
es  (S.  85  der  Orig.  Ausg.)  beifst:  «dafs  die  B.  V.  diejenige  Behörde  sey,  bei 
welcher  alle  und  jede  Streitigkeiten  der  Bundesglicdcr  unter  sich  anzubringen 
seyen,  dafs  mithin  nicht  die  Qualität  der  Streitsache,  sondern  die  Qualität  der 
Streitenden  es  sey,  welche  die  Behörde  begründe».  —  In  der  Streitsache 
zwischen  dem  König  von  Hannover  und  dem  Herzog  Carl  von  Braunschweig 
(§•  l7i)f)j  *on  jenem  behauptete  persönliche  Beleidigung-  betr.,  soll  die  Frage: 
ob  hier  aus  träga  Ige  rieht  liehe  Entscheidung  Statt  finden  müsse?  bestritten  wor- 
den seyn.  Die  Protocolle  der  B.  V.  von  1828  oder  1829  müssen  Auskunft 
darüber  geben.  Vergl.  §.  1-7,  Num.  16,  u.  239.  —  Streitigkeiten  zwischen 
Bundesgliedem,  veranlafst  durch  Vertretung,  welche  das  eine  seinen  Unterthanen 
bei  ihren  Ansprüchen  wider  das  andere  angedeihen  läist,  begründen,  in  der 
Hegel,  die  Austrägallnstanz  nicht.    Vergl.  die  wiener  ConferenzProtocolle  v. 

1820,  Num.  18,  und  das  grofsh.  hessische  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v. 
9.  Jun.  1817,  %.  ai4,  Num.  1?.;  wo  jedoch  angenommen  wird,  dafs  hier  ein 
Regent  die  Sache  seiner  Lntertbaneu  zu  seiner  eigenen  alsdann  machen,  und 
Eröffnung  des  AusträgalWcgs  (nach  Inhalt  des  11.  Art.  der  BundesActe  und 
des  3o.  Art.  der  wiener  SchlufsActe  von  1810)  begehren  könne,  wenn  das 
streitige  Verhältnifs  unmittelbar  auf  politischen  Ereignissen  beruhe,  s.  B.  wenn 
Abtretung  eines  Landesthcils,  die  Frage  von  Theilnahmc  an.  Schulden  des 
Landes  oder  einzelner  Theile  desselben  oder  einzelner  Staatsanstalten  veran- 
lafst (man  s.  jet'/t  Art.  3o  der  wiener  SchlufsActe),  oder  wenn  die  Unterthanen 
Vergütung  der  Kosten  für  durchmarsebirende  Truppen  fordern.  Vergl.  %.  177, 
Num.  14  u.  i5. 

#)  Bei  der  ß.  V.  ward  von  k.  preussischer  Seite,  in  einem  Streit  mit  s/nhahCöthm 

1821,  und  auch  später,  die  Frage  zur  Sprache  gebracht:  ob  in  Streitigkeiten 
unler  Bundcsgliedern^  die  Bundesversammlung,  nachdem  ihr  Versuch  der 
Vermittlung  fehlgeschlagen,  auf  die  von  einer  Partei  vorgebrachte  Einrede, 
dafs  wegen  der  InteresseNatur  der  Streitsache,  die  bundesverfassungsmäsige 
austrügalricbterüche  Entscheidung  unstatthaft  sey,  einen  Unterschied  zwischen 
Reckt'  und  //i/i'/'tJtflStrcitigkciten,  oder  zwischen  streitigen  (vollkommenen) 
Kecbten  und  collidirenden  Interessen,  zu  machen,  und  nur  für  die  zuerst 
genannten  die  Austrägallntsanz  für  zulässig  zu  erklären  habe?   Man  s.  die 

-Protoc.  der  B.  V.  v.  4.  Jun.  1821 ,  %.  160,  20.  Jun.  1821,  §.  173,  die  Beil.  25, 
zu  %.  190  des  Protoc.  v.  5.  Jul.  1821,  §•  27 — 3o,  auch  %•  34;  u.  auch  Protoc. 
v.  20.  Dec.  1821,  V  a56,  Protoc.  v.  1822,  \.  82.  Jener  preussiscb-cölhcnschc 
Streit,  ward,  nach  lebhaften  Erörterungen,  ausserhalb  der  B.  V.  endlich  in 
Güte  beseitigt,  durch  zwei  Verträge  Prcussens  mit  A.  Göthen  u.  A.  Dessau 
17.  Juli  i8a8,  betr.  der  erste  die  Befreiung  der  beiderseit.  Unterthanen  vom 
Elbezoll ,  der  andere  die  Zoll-  u.  Verkehrverhältnisse  zwischen  den  beiders. 
Landen;  in  d.  preuss.  Gesetzsamml.  1828,  S.  95  u.  99.  —  Die  preussische 
Einrede  des  Interesse,  veranlagte  Erörterungen,  in  und  ausser  der  B.  V. 
Preussen  behauptete,  in  d.  Protoc.  v.  1822,  %.  82:  «dafs  zwar  alle  Streitigkei- 
ten der  Bundesglicdcr  unter  sich,  bei  der  B.  V.  angebracht  werden  könnten. 
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dafs  aber  bei  Collisionen  von  Interessen,  nur  Vermittlung  »versuch«  uhn»  eventuelle 

Präjudize  ,  niclit  aber  ein  rechtliches  Verfahren  Statt  finden  könne,  welche*  viel- 
niehr  nur  dann  statthaft  seyn  dürfe,  wenn  die  rechtliche  Natur  der  Beschwerde 
ganz  Mar  vorliege.    Diese  Präjudicialfrage  müsse  von  sammtlichen  Bundesregie- 
rungen (also  von  dem  Bund  unmittelbar)  entschieden  werden,  wenn  nicht 
durch  die  B.  V.  eine  genügende  Aufklärung  zur  Zufriedenheit  beider  Tbeile 
erfolge  v.    Es  fand  aber  diese  Behauptung  in  der  B.  V.  nirgend  Eingang.  — 
Schon  in  den  Protoc.  v.  1817,  %.  196,  erklärte  Baden:  «Der  11.  Art.  der  Bundes- 
*  Acte  enthalte  Nichts  von  einem  Unterschied  zwischen  politischer  und  rechtlicher 
Natur  der  Streitigkeiten  unter  Bundesgenossen;   indefs  setze    er  für  das 
Politische  derselben»  schon  ein  Auskunftmittel  durch  die  Verordnung  eines 
VermittlungsAusschusses.   Alles ,  was  Hechte  und  Verbindlichkeiten  der  Glie- 
der und  Verfügungen  der  BundcsActe  selbst  betreffe,  gehöre  vor  die  B.  V. 
Zudem  sey  es,  nach  der  Natur  der  Sache  und  der  Menschen,  eine  inifsliche 
Aufgabe  um  die  Auffindung  der  Grcnzscbeide ,  wo  das  Politische  in  einem 
Streit  unter  souverainen  Staaten  aufhöre,  und  das  Bochtliche  anfange  Sonach 
würden  die  Zwecke  der  Sicherung  des  Hechts-  und  Friedens/.usiandcs ,  die  im 
Geiste  der  BundesActe  liegen,  auch  bei  dem  Buchstaben  derselben  besser 
gedeihen,  als  bei  einer  neuen  Unterscheidung,  durch  die  der  Bundestag  in 
Schwierigkeiten  geratben  könne ».  —    fVirtemherg  erklärte ,  ebenfalls  schon,  in 
d.  Protoc  v.  1817,  %•  189:  «Ein  Unterschied  der  Streitigkeiten  der  Bundes- 
glieder unter  sich,  nach  ihrer  Eigenschaft,  ob  sie  z.  B.  rein'privatrechtticher 
Natur  seyen,  sey  dorn  Art.  11  der  BundesActe  fromd.     Zwar  möchten  die 
Irrungen  unabhängiger  Souveraine  insgemein  mehr  Staats-  und  völkerrecht- 
licher, als  privatrechtlicher  Natur  seyn;  doch  könnten  unter  den  Bundesglie- 
dern, nach  den  engen  Familienverhältnissen,  worin  viele  unter  sich  stehen, 
auch  privatrechtliche  Streitigkeiten,  besonders  über  Gegenstände  des  Privat* 
Fürstenrechts,  häufig  vorkommen».  —   AnhaltCSthcn  erklärte  in  d.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1811 ,  %.  173 :  nach  der  Natur  der  unter  unabhängigen  Staaten  denk- 
baren Streitfälle,  könne  die  Gesetzgebung  des  Bundes  künftig  zweierlei  Arten 
und  Formen  des  Austrags  anordnen,  1)  den  strengrichterlichen ,  in  allen  Fällen, 
wo  wirkliche  Hechtsverletzungen  vorliegen,  und  *j)  den  vermittelnden  schieds- 
richterlichen Austrag,  in  allen  Fällen,  wo  der  Streithandel  mehr  politischen 
als  strengrichterlichen  Grund  habe.  Bis  jetzt  sey  nur  die  erste  Art  des  Austrags 
gesetzlich  vorhanden.  —   Dem  in  dem  %.  aufgestellten  Grundsatz  pflichten  im 
Wesentlichen  bei:  A.  Brdnovkll ,  Staatsr.  des  t  Bundes  u.  der  Bundesstaaten, 
I.  Abth.  (1834.  8.),  S.  3i4  ff.,  u.  L.  v.  Da*scM,  Beiträge  zu  d.  öffentl.  Hecht 
des  t  Bundes  (  Tiib.  1811.  8- ),  S.  79  fr-  wo  indefs  unter  Streitigkeiten  über 
Interesse  staatsrechtliche,  und  unter  denen  über  Hechte  privatrechtliche  Strei- 
tigkeiten verstanden  werden.  —   Die  angeführte  entgegengesetzte  Behauptung 
wird  vert beifügt  von  einem  Ungenannten  (preufs-  Staatsdiener ) ,  in  den  Bei- 
trugen zur  Wissenschaft  u<  Literatur  des  deutsch.  Bundesrechtes,  St.  I,  von  d. 
Unterscheidung  zw.  Interessen  u.  Bechten  bei  Streitigkeiten  unter  Bundesglie- 
dern.  Bonn  i8i3.  8.j  wo,  S.  18,  das  «Rechtliche  und  Nichtrecbtliche»  als 
Erkennungsmcrkmal   des  angeführten  Unterschiedes   angegeben,    auch  die 
practischc  Gültigkeit  desselben  in  so  fern  behauptet  wird,  dafs  für  blofsp 
IntercsscStrcitigheiten,  weil  ihnen  rechtliche  Natur  mangle,  austrägalrichterlichca 
Verfahren  u.  Erkenntnifs  nic/a  Statt  finde.    Vergl.  Brvhquklz  a.  a.  O.  S.  3io, 
Note  1».  —   Nach  der,  jedem  Rechtsgelchrten  bekannten,  Natur  des  Recht- 
begriffs, steht  überall  dem  Recht  nur  das  Unrecht,  also  in  jedem  wirklichen 
Streit  nur  das  Rechtliche  dem  Nichtrccbtlicbcn  gegenüber,  und  jedes  in  Streit 
befangene  Interesse  ist  entweder  rechtlich  oder  widerrechtlich.    Bbissosivs  de 
V.  S. ,  voc.  Interesse.    Demnach  erkennt  die  Gerechtigkeit ,  und  mit  ihr  die 
echte  Politik,  bei  Streitigkeiten  überall  nur  Einen  Un  erschied,  den  zwischen 
Recht  und  Unrecht.    Auch  findet  sich  in  den  besondern  Rechtsquellcn  des  T. 
Bundes,  für  Streitigkeiten  der  Bundcsglicdcr  unter  sich,  nirgend  ein  Grund, 
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welcher  die  B.  V«  oder  ein  AusträgalGcriclit  verpflichtete  oder  ermächtigte, 
der  Einrede  des  blofsun  Interesse  rechtliche  Folge  zu  geben,  oder  einem  wider- 
rechtlichen Interesse  des  einen  Theils ,  das  Recht  des  andern  unterzuordnen 
oder  nachzusetzen.  Vergt.  §.  65a.  Wider  das  Rechte  gibt  es  kein  Recht,  viel 
weniger  ein  wahres  luteresse,  und  das  einzige  wahre  Interesse  streitet  für  die 
Herrschaft  des  Rechts.  Das  Recht  ist  das  Gesetz  der  Gesetze,  der  Souverain 
der  Souveraine.  —  Besser  wird  der  Interesse  Vorwand  nicht,  durch  seine 
später  erfolgte  Umschreibung  oder  Umwandlung  in  politische  Natur,  im  Gegensatz 
der  rechtlichen-  Wer,  hin  und  her  schwankend,  für  Streitigkeiten  unter  teulschcn 
Bundesgenossen,  in  Hinsicht  auf  ihre  Qualifikation  zu  austrägnlgcrichtlicher 
Erörterung  und  Entscheidung,  einen  practisch  wichtigen  Unterschied  behauptet, 
1)  bald  zwischen  Recht-  und  /ntenwc-Strekigkeiten ,  -j)  bald  zwischen  politisch- 
rechf liehen  ( politisch-factischen ? )  und  positiv-rechtlichen  Streitigkeiten,  3)  bald 
zwischen  Sachen  von  rem  politischer  Natur  und  rein  rechtlichen  Sachen,  bald 
sogar  4)  zwischen  Sachen,  die  von  mehr  politischer  als  von  positivrech  lieber 
Natur,  und  solcher.,  die  von  mehr  rechtlicher  als  politischer  Natur  sind, — 
Dein  liegt  zuvörderst  ob,  zu  einer  von  diesen  vier  Distinctionen  sich  aus« 
schliefsend  zu  bekennen.  Dann  aber  bat  derselbe  von  der  gewählten  logisch- 
richtige Definitionen  und  speeifische  Differenzen  anzugeben.  Denn  eine  jede 
von  diesen  Unterscheidungen  wäre  eine  Neuerung  in  der  Rechtswelt,  und  was 
klar  und  bestimmt  gedacht  ist,  kann  und  mufs  eben  so  auch  mit  Worten,  ver- 
ständlich für  Jedermann,  ausgedrückt  werden.  Bei  der  vierten  Distinction, 
die  sogar  ein  Mehr  oder  Weniger  zur  Grundlage  nimmt,  wäre  dafür  überdiefs 
ein  genau  bestimmender  Gradmesser  anzugeben.  So  lang  von  dem  Urheber 
oder  Anhänger  solcher  mystischen  Doctrin,  diese  Bedingungen  nicht  vollkom- 
men erfüllt  sind,  und  hiedurch  der  Streitpunct  gehörig  festgesetzt  ist,  läfst 
sich  mit  dem  Gegner  der  Streit  nicht  erörtern.  P.  E.  Latbitzfk's  Vernunft- 
lehre (4.  Aufl.),  §.  110  fT.  3i8ff.  33i  fT.  Wären  aber  auch  jene  Bedingungen 
erftlllt,  so  würden  dennoch  Rechtskenner  und  Bechtsfreunde  der  gewählten 
Distinction  in  dem  Bundesret  ht  weder  theoretischen  noch  practischen  Werth 
zugestehen-  Denn  i)  das  Bundcsrecht  (oben  Note  a,  u.  %■  174)  verordnet 
allgemein,  für  «alle  und  jede»  nicht  gütlich  beigelegte  Streitigkeiten  der 
Bundesglleder  unter  sich,  dafs  die  B.  V.  «richterliche  Entscheidung»,  und 
zwar,  subsidiarisch  (obenl,  im  $.),  «durch  eine  wohlgeordnete  Austragal- 
Instanz  zu  bewirken»  habe.  Wie  anders  könnten  auch  2)  in  dem  angenomme- 
nen Fall,  Streitigkeiten  von  Bundesgliedern  unter  sich  ein  rechtliches  Ende 
erreichen?  da  das  Bundesrecht  einen  rechtlosen  Zustand  nicht  duldet  ($  110 
u.  217),  und  da  in  der  BundcsActc  (Art.  11)  alle  Bundesglieder  sich  ver- 
bindlich gemacht  haben,  »einander  unter  keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen, 
noch  ihre  Streitigkeiten  mit  Gewalt  zu  verfolgen ,  sondern  sie  bei  der  Bundes- 
versammlung anzubringen  ».  3)  Der  Fall  des  blofsen  Interesse  eines  Einzelnen, 
das  heifst,  eines  Interesse,  welches  nicht  verbunden  ist  mit  vollkommenem 
Recht,  ist  unter  den  bundesvertraginäsigcn  Ausnahmen  von  der  Regel  der 
Stimmenmehrheit  nicht  begriffen  (  §.  129  u).  —  Dafs  im  Ucbrigcn,  in  gericht- 
lichen Streitfällen,  die  doctrinalc  Auslegung  so  genannter  europäischer  Ver- 
träge, zu  welchen  wohl  auch  die  Grundverträge  des  T.  Bundes  gehören,  wie 
jedem  andern  Gerichtshof,  also  auch  den  AusträgalGerichten  von  Rechtswegen 
zustehe,  leidet  keinen  Zweifel. 

c)  Für  nicht  aufgehoben  durch  die  BundesAusträgallnstanz,  erklärt  die  Familien- 
oder  (und)  VertragAusträge  die  wiener  SchlufsActc,  von  1810,  Art.  »4«  Eben 
so  der  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  I. 

d)  Wiener  SchlufsActe  v.  18:10,  Art.  «4  un^  3o.  Der  angef.  Beschlufs  der 
B.  V.  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  I.  Beschlufs  der  B.  V.  in  der  PlenarVer- 
aamml.   v.  3.  Aug.  1820,       a,  Art.  10.  —    Die  l'ulhichung  der,  von  Aus- 
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tragal-  oder  Schiedsrichtern  auch  dieser  Art  gesprochenen,  rechtskräfti- 
gen ürtheüe,  liegt  der  B.  V.  ohne  Zweifel  dann  ob,  wenn  die,  eine 
solche  Instanz  begründende  Uebcrcinkunft  unter  ihre  Garantie  gestellt  ist. 
GH.  hessisches  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Jun.  1817»  ?»4-»  Num.  »3. 
Ob  und  wie  weit  aber  auch  aufscr  dem  Fall  einer  Garantie?  ist  tbeils  nach 
den  Thatumständen  des  Falles,  theils  nach  allgemeinen  Grundsätzen  des' 
,  Bundesrechtes  zu  bestimmen.  Vergl.  166  u.  f. ,  217  u.  f.  —  Die  grofs- 
herzoglich  und  herzoglich-.»äe/wü</«;«  (mit  Ausnahme  von  SachscnCoburg) 
und  fürB\\\c\\reusjisvAen  Häuser  haben,  in  §.41  der  provisorischen  Ordnung 
des  gemeinschaftlichen  OberAppellationsGcrichtcs  zu  Jena,  für  die  unter  ihnen 
etwa  entstehenden  Streitigkeiten  über  reines  Mein  und  Dein,  namentlich  in 
Kig  nthum-,  Contract-  und  Erbschaftstreitigkeiten,  auch  Grenzirrungen,  nicht 
aber  über  politische  Verhältnisse,  ihr  gemeinschaftliches  OberAppellations- 
Gericht  zu  Jena  zur  schiedsridderlichen  ( Austrägal- )  Instanz  bestellt.  —  Von 
der  durch  den  naumburger  Vertrag  von  »554»  f"r  '»mmtlitlic  sachsische  Uiivser 
festgesetzten  Austrägal Instanz,  s.  v.  KüMEn's  Slaatsr.  und  Statistik  des  Chur- 
fiirstenlhums  Sachsen,  Th.  I,  S.  5o2  ff.  —  foMPrni/awi/Austrägc  sind  festgesetzt, 
in  dem  Erbverein  des  Gesaintnthauscs  Nassau  von  i-83,  Art.  20  j  in  Reuss 
Staatskanzley,  Th.  XVI,  S.  io3.  —  Das  iurstlich-retw/Mcae  Gesammthaus  hat, 
für  Streitigkeiten  seiner  Mitglieder  unter  sich,  FamilienAusträge  festgesetzt, 
durch  die  Erb-  und  Geschlechtvcrcinigung  v.  1668,  %.  44  M-  71»  m  Lvmg'« 
R.  A-,  Spicit.  sec,  Th.  I,  S.  910."  Protoc.  der  B.  V.  v.-i8*4<  %•  67»  am 
Schlufs.  — 

*)  BundesActe,  Art.  11.  "Wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art  21  u.  3o.  —  Be- 
schlufs der  B.  V.  v.  16.  Jun.  1817,  die  Vermittlung  der  B.  V.  betr.,  Art.  2, 
in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  a3i ;  und  in  Ki.iBxn's  Quellensammlung,  Num.  VIII. 
Vergl.  die  CommissionsVorschläge  in  1 — 8  des  in  dem  nächstfolgenden 
Kote  c,  angef.  Entwurfs  eines  BundesiagBeschlusscs  über  das  Verfahren  in 
Streitigkeiten  der  Bundcsglicder  unter  einander.  —  Beispiele  von  Ver- 
mittlungen, in  den  Protocollen  der  B.  V.:  in  Sachen  Bremen  c.  Oldenburg, 
Protoc.  v.  1817,  §.  417;  —  Grofsh.  Hessen  c.  Nassau,  Protoc.  v.  1817* 
383;  —  Baden  c.  Baiern,  Protoc.  v.  1818,  §.  66  j  —  Kurhessen  c.  Waldcck, 
Protoc.  v.  1818,  %.  193  —  S.  Coburg  c.  S.  Mciningen,  Protoc.  v.  1818,  %.  i*8; — 
S.  WoimarE.  u.  Schw.  Rudolstadt  c.  S.  Coburg ,  Mciningen  u.  Hildburghausen, 
auch  Schw.  Sondersbausen,  Protoc.  v.  1818,  %.  i34,  v.  1821,  149  u.  191, 
v.  »822,  V  <>7*  90,  100,  117,  i36,  161;  —  Kurhessen  c.  Nassau,  Protoc.  v. 
1819,  %.  i58;  v.  1825,  \.  3o;  —  Schaumb.  Lippe  c.  Lippe,  Protoc.  \.  1818, 
§.  149;  auch  von  i83o.  —  Baiern  c.  GH.  He<sen,  Protoc.  v.  182a  §.  i36j  — 
zwischen  sieben  Bundesgenossen,  Protoc.  v.  1S22,  $.140;  —  zwischen  Preussen 
und  Nassam  die  saarbrücker  Landescassenschuldcn  betr.,  Protoc.  v.  1822,  202 ;  — 
zwischen  den  souveraisen  Besitzern  von  Bcstandtheilen  des  vormal.  GHcrzogth. 
Frankfurt,  Protoc.  v.  1822,  %.  2o3;  zwischen  Preussen  u.  Baiem ,  Protoc  r. 
22.  Juni  1826;  zwischen  Hannover  u.  Rraunschweig  1829  u.  i83o.  —  Ob  und 
wann,  gegen  den  von  einem  oder  mehreren  der  Betbciligtcn ,  oder  von  allen, 
voraus  erklärten  Willen,  die  B  V.  Vermittlung  versuchen  könne,  oder  müsse? 
scheint  einer  eigenen  Bestimmung  werth  zu  sevn. 

f)  Der  angef.  Bcschlufs  v.  16-  Jun.  1817,  Art.  II,  a. 

g)  Der  angef.  Beschluß  *.  16.  Jun.  1817,  Art.  II,  b. 
A)  Der  angef.  Beschluß  v.  16.  Jun.  »817,  Art.  II,  r. 

i)  Der  angef.  Beschlufs  y.  16.  Jun.  1817,  Art.  II,  d.  —  So  ward  der  Streit 
zwischen  Oldenburg  und  Bremen,  über  den  elsßether  Weserzoll,  unter  Ver- 
mittlung der  B.  V.  verglichen,  und  dessen  Vollziehung  unter  die  Garantie  des 
Bundes  gestellt.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  V  193.  Mabtfss  reeucil,  Sup- 
plem.  VIII.  645.  55«. 
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§.     174.  (14Sk.) 

.  > 

h)    Entscheidung   durch    eine    Aus  tr«?ga  1  Ins  ta nc 

Ist  der  Versuch  einer  Vermittlung  fruchtlos,  und  demnach,  weil 
ein  rechtloser  Zustand  unter  Bundesgliedern,  wie  überhaupt  in  dem 
Bunde  und  in  den  Bundesstaaten ,  nicht  Statt  linden  soll  (§.  217), 
richterliche  Entscheidung  noth  wendig  «),  so  hat  in  allen  und 
jeden  Streitigkeiten  (§.  173),  subsidiarisch  (§.  173,  I),  die  Bundes- 
versammlung dieselbe,  und  zwar  durch  eine  wohlgeordnete,  blofs  für 
diesen  Fall  bestimmte  Aus  t  r  ägal  In  s  t a  111s  zu  bewirken  c).  Das 
AusträgalGericht  ist,  in  jedem  einzelnen  Fall,  und  zwar  in  der  lieget 
durch  Vorschlag  des  Beklagten  und  Auswahl  des  Klagers,  zu  benennen, 
und  von  der  Bundes  Versammlung  auftrag  weise  zu  bestellen.  Zu  dein 
Ende  hat  1)  der  Beklagte  <0,  binnen  4  bis  6  Wochen,  yon  dem 
Tage  an  gerechnet,  wo  der  Ausschufs  die  Anzeige  von  dem  Mifslingen 
des  Suhnevcrsuchs  bei  der  B.  V.  gemacht  hat,  ausserdem  die  Bundes- 
versammlung, drei  bei  der  Sache  nicht  bctheiligte  Bundesglieder  dem 
Kläger  zu  benennen  0»  ausweichen  dieser,  binnen  gleicher  Frist/), 
eines  zu  wählen  hat;  dessen  oberster  Gerichtshof  dann,  jedoch 
nur  im  Namen,  anstatt  und  aus  Auftrag  der  Bundes- 
versammlung^), für  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Streit- 
sache, die  Austrägallnstanz  (das  AusträgalGericht)  bildet  A).  2)  Diese 
Bestimmung  wird  dem  Gerichtshof  von  der  B.  V.,  unter  Mittheilung 
der  Verglcicnhandlungen ,  durch  seine  Landesregierung  —  zwischen 
w  elcher  und  der  B.  V- ,  die  nüthigen  Mittheilungen  durch  ihren  Ge- 
sandten erfolgen  —  bekannt  gemacht,  und  er  erhält  von  ihr  (der 
B.  V.)  förmlichen  Auftrag,  als  Austrägallnstanz  der  Bundes  Acte 
gemäfs  zu  handeln  3)  Dem  Gerichtshof  steht,  und  zwar,  (wenn 
er  aus  mehreren  Senaten  besteht)  im  Plenum,  die  Leitung  des 
Processes,  nach  der  bei  ihm  geltenden  Procefsordnung,  die 
Ertheilung  der  Z  w  is  c  h  c  n  u  r  th  ei  le  ,  und  die  definitive  Ent- 
scheidung, für  alle  streitigen  Haupt-  und  Nebenpuncte ,  uneinge- 
schränkt zu,  ohne  weitere  Einwirkung  der  Bundesver- 
sammlung und  seiner  Land esreg  icrun  g;  doch  hat  diese,  auf 
Ansuchen  der  Bundesversammlung  oder  der  Parteien ,  im  Fall  einer 
Zügcrung ,  das  Nöthige  au  das  Gericht  zu  erlassen  *'). 

• 

«)  Preqss.  Erklärung  in  dem  Protocoll  der  B.  V.  v.  28.  Jan.  1818,  dafs  nicht  alie 
Streitigkeiten  der  ßundesgliedcr ,  nach  fruchtloser  Vermittlung,  xu  der  Aus- 
trägallnstanr.  sich  eigneten.    Vcrgl.  oben  §.  i-3,  «,  u.  §.  170,  auch  %.  177. 

h)  Austragen  hiefs  iu  dem  Mittelalter,  Rcchtstreitiglieitcn  vor  einem  Schieds- 
richter auseinandersetzen  oder  erörtern,  und  von  ihm  entscheiden  lassen. 
Der  Schiedsrichter  hiefs  Austräger  oder  Austragrichter;  diese  Art  der  Er- 
örterung und  Entscheidung  der  Rechtshändel  überhaupt»  und  so  auch  das 
schiedsrichterliche  Gericht,  hiefs  der  Austrug  oder  die  Austrage  (Austracgae,  Aus- 
traegarnni  jus.  Instantia  austraegalts ).  Wächter,  Schilt*«,  Hai.tius,  Schrbk, 
OsHBf.nt,  in  ihren  Glossarien,  voc.  Dr,tg*n  u.  Austrug.  FrrrFisorn ,  Vitriar. 
ülustrat.  IV.  499.  * 


Digitized  by  Google 


204  L  Tbeil.  III.  Cap.  Bundesversammlung. 

c)  BundesActe,  Art  n.  Wiener  ScblufsActc  t.  1820,  Art.  »i;  verglichen  mit 
den  wiener  ConferenzProtocollcn  ron  1810,  Num.  181  19,  10  u.  3a;  wo  unter 
Anderem  die  Errichtung  einer  permanenten  Austrägallnstanz  in  Bcrathung  kam, 
aber  verschoben  ward.  Vergl.  (v.  Gigerins)  Mein  Antheil  an  der  Politik, 
Ablh.  III,  S.  114  —  141.—  Bundes-  Vermittlungs- und  AusträgalOrdnung,  in 
dem  Beschlufs  der  B.  V.v.16.  Jun.  1817,  betr.  die  Vermittlung  bei  Streitigkeiten  der 
Bundesglicdcr  unicrsich,  und  Aufstellung  einer  wohlgeordneten  Austrägallnstanz, 
in  denProtoc.  derB.  V.  v.  1817,  $.»3i,u.inKtijBirn'8  Quellcnsammlung,Num.  VIII. 
Beschlufs  der  B.  V.  in  d.  Proioc.  der  PlenarVersamml-  v.  3.  Aug.  1810 ,  das 
bei  Aufstellung  der  Austrdgal  Instanzen  zu  beobachtende  Verfahren  betr.,  %.  2, 
S.  119  der  Orig.Ausg.  u.  in  Ki.übeb's  Quellensammlung,  Num.  XX,  auch,  tcutsch 
und  französisch  in  Martens  recucil,  Supplement,  IX.  5i6.  —  Zur  Revision  des 
angef.  Beschlusses  v.  16.  Jun.  1817  (man  s.  Art.  11  des  angef.  Protoc.  der 
PlenarVersamml.) ,  ward  von  der  B.  V.,  in  dem  Protoc.  v.  3.  Aug.  1820,  §■  96, 
eine  Commission  niedergesetzt,  deren  Vortrag  und  Entwurf  eines  Bundcstags- 
Beschlusses  über  das  Verjähren  in  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  ein- 
ander, in  dem  Protoc.  v.  »1.  Dec,  1820,  §.  214,  und  daselbst  in  der  Beil.  i5, 
S.685u.  ff.  der  Orig.Ausg.,  zu  finden  sind.  Abstimmungen  hierüber,  finden  sich 
in  den  Protocollen  von  1821  u.  1822,  ein  definitiver  Beschlufs  ist  aber  bis  jetzt 
nicht  erfolgt.  —  G.  Frhr.  v.  Dalwigk  die  Austrägallnstanz,  zu  Erläuter.  des 
Art.  11  der  t.  B.  A-  Mains  1817-  8  H.  L.  G  Eui.vn  über  die  notbwendige  und 
gesetzt.  Zulässigkeit  der  Austr.Instanz ,  nach  Inhalt  Art.  11  der  B.  A. ,  in 
Absiebt  auf  diejenigen  Ansprüche  und  Forder.,  welche  der  Kurfürst  von 
Hessen  an  mehrere  grofsherzogl. »  herzogl-  u.  fürst).  Häuser  aus  Anleihen  hat. 
Frankf  181a  4.  Hob.  Mon ,  die  öffentliche  BechUpflege  des  deutseben  Bun- 
des.   Stuttg.  181s.  8- 

d)  Es  kann  zweifelhaft  oder  streitig ,  mithin  zu  bestimmen  nöthig  seyn»  wer  von 
beiden  Theilen  die  Bolle  des  Klägers  zu  übernehmen  habe,  römisch:  «quis 
actor  intelligatur ,  quia  par  omnium  causa  videtur».  L.  i3  et  i4-  D.  de  judieiis; 
welcher  von  beiden  Theilen  also  ,  dem  andern  den  Vorschlag  zur  Austrägal- 
Gericbtswahl  zu  machen,  und  vor  dem  Gericht  das  Rechtsverfahren  anzufangen 
habe.  Vereinigen  sieh  hierüber,  oder  wenigstens  über  eine  gemeinschaftliche 
Wahl  des  AusträgalGericht  es,  die  Parteien  nicht  (Beispiel  einer  Vereinigung 
der  letzten  Art,  in  d.  Protoc.  v-  1821,  %>  11  u.  33),  so  hat,  nach  dem  oben 
(Note  c)  angef.  Entwurf,  %.  11,  die  Bundesversammlung  das  AusträgalGericht 
zu  bestimmen.  Nachher  hat ,  in  Ermanglung  einer  Vereinbarung  der  Parteien, 
das  AusträgalGericht  festzusetzen,  welcher  von  beiden  Theilen  zur  ersten  Hand- 
lung, ohne  Präjudiz  für  seine  sonstigen  Rechte,  aufzufordern  sey.  Gutacht- 
licher Co mmissions Vortrag,  §.  10,  z.  dem  Protoc.  der  B.  V-  v.  5.  Apr.  18a  1, 
%.  93.  Beschlufs  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  18.  Jan.  1821 ,  %•  11 ,  Num.  3,  u. 
cbendas.  in  dem  vorausgeschickten  Vortrag ,  Num.  2.  In  der  Besch werdesache 
der  rhcinpfalzischcn  Staatsgläubiger  lit.  D,  thcilte  das  AusträgalGericht  die 
Rolle  des  Rlägers  der  badischen  Regierung  zu,  im  März  1821.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1822,  V  176,  Beil.  2«,  %.  48.  In  der  Beschwerdesache  der  Witwe  des  letz- 
ten Markgrafen  von  Brandenburg  Ansbach  u.  Baircuth,  Prinscssin  Berkeley 
(Protoc.  d.  B.  V.  v.  1817,  $.68),  bestimmte  das  AusträgalGericht  Prcussen 
zum  Kläger  wider  Baiern.  —  In  dem  Fall  einer  wirklichen  ZweifclkaßigkeA. 
welcher  Tbeil  als  Kläger  zu  betrachten  sey,  ist  eigentlich  die  Frage  nur:  wel- 
cher von  ihnen  das  Rech  tsverfahren  anzufangen  habe?  Wie  in  den  judieiis 
divisoriis,  wäre  dann  jeder  Tbeil  als  Kläger  und  Beklagter  zu  betrachten,  und 
entsteht  daraus ,  da  Ts  der  Eine  den  ersten  Satx  oder  die  erste  Wcchselschrift 
bei  dem  Gericht  einreicht,  für  ihn  als  Partei  kein  Nacbtbeil,  *•  R.  in  Ansehung 
der  BewdkUasL 

r)  Der  angef.  Beschlufs  v.  16.  Jun.  18*17,  1H  >  a    Der  angef.  Entwurf  v.  si  Dec. 
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1810,  %.  10;  wo  jedoch,  ohne  Zweifel  aus  Versehen,,  gesagt  ist,  dafs  der 
Beklagte  eine  Klageschrift  einzureichen  habe.  —  Besteht  der  hellagte  Thcil 
aus  mehreren  Bundcsgliedern,  so  müssen  diese,  über  die  dem  Kläger  xur  Aus- 
wahl vorzuschlagenden  drei  Bundcsgliedcr,  innerhalb  der  geseilten  Frist  sich 
vereinigen,  wenn  sie  nicht  zugeben  wollen,  dafs  statt  ihrer  die  Bundesver- 
sammlung wühle.  Protoc.  der  B.  V.  v.  182*1  §•  >6i.  Vcrgl.  das  groftherzogl. 
hessische  Votum  in  d.  Protoc.  t.  9.  Jun.  1817,  §.  ai4,  Num.  ai ,  wo  jedoch 
die  Rollen  des  Klägers  und  des  Beklagten  verwechselt  sind.  —  Aus  besondern 
Gründen,  ward,  in  einem  solchen  Fall»  den  mehreren  Beklagten  eine  aber- 
malige Frist,  von  6  Wochen  zur  Benennung  dreier  Bundesglieder  ertbcilt,  in  d. 
Protoc.  der  B.  V.  v.  i8aa,  §.  161. 

/)  Ein  Präjudiz  für  den  Kläger,  wenn  er  in  der  gesetzten  Frist  aus  den  ihm  vor- 
geschlagenen drei  Bundesgliedern  keines  wählt,  ist  in  den  oben  angef.  Be- 
schlüssen ausdrücklich  nicht  festgesetzt.  Der  oben  (Note  c)  angef.  Entwurf 
v.  si.  Dec.  1810,  §.  u,  schlägt  aber  vor,  dafs  in  solchem  Fall  die  Bundes» 
Versammlung,  jure  devolutionis,  den  AusträgalRichter  zu  ernennen  habe,  aus 
den  drei  von  dem  Beklagten  oder,  subsidiarisch,  von  ihr  selbst  vorgeschlage- 
nen drei  Bundesgliedern.  —  Sind  mehrere  Kläger,  so  haben  sie  innerhalb  der 
gesetzten  Frist  über  die  Auswahl  eines  von  den  vorgeschlagenen  Bundesglie- 
dern sich  zu  vereinigen;  wo  nicht,  so  geht  das  Recht  der  Auswahl  auf  die 
B.  V.  über.  Es  ist  hier  paritas  rationis ,  wie  bei  dem  in  der  näcbstvorher- 
gehenden  Note  erwähnten  Fall  der  mehreren  Beklagten.  So  auch  der  angef. 
Entwurf  vom  ai.  Dec.  1810,  §.  11 ,  S.  689  der  Orig.Ausg.,  u.  das  angef.  gh. 
hessische  Votum  v.  9.  Jun.  1817,  Num.  ai.  —  Es  kann  auch  einer  der  mehre- 
ren Kläger,  der  ohne  sein  Zutkun  durch  Wahl  des  andern  Klägers  erfolgten 
Niedersetzung  eines  AusträgalGerichtcs  späterhin  beitreten;  er  ist  aber  solches 
zu  thun  rechtlich  nicht  verpflichtet.  Einen  Fall  s.  man  in  d.  Protoc.  der  B.  V. 
r.  i8aa,  \.  18a  u.  196. 

g)  Der  zur  Austrägt!  lins  tanz  bestimmte  oberste  Gerichtshof,  handelt  und  erläfst 
seinen  Richterspruch  «ins  Namen  und  anstatt  der  Bundesversammlung,  so  wie 
vermöge  derselben  Auftrags*;  denn  «die  B.  V.  kann  nur  sich  selbst,  und  keine 
auswärtige  Behörde,  unmittelbar  als  Auaträgallnstanz  erkennen  v.  Der  Gerichts- 
hof erscheint  demnach  für  den  streitigen  Fall,  nicht  als  eine  mit  Gcrichtzwang 
versehene  Justizbehörde ,  sondern  als  bunHcsverfasi*ungsmüsig  erkohrncs  Ver- 
hatullungs-  und  SpruchCollegium.  Die  Uebcrnahme  des  Austrägal Auftrags,  ist 
bei  ihm  als  Rundespflicht  anzusehen.  Nur  ganz  besondere  Verhältnisse  können 
zur  Entse/mldigung  dienen,  die  er  binnen  14  Tagen,  von  dein  Tage  des  erhalte- 
nen Auftrags  an ,  bei  der  B.  V.  vorzubringen  hat  Auch  ein  solches  Bundes- 
glied kann  erkohren  werden,  das  ein  mit  andern  gemeinschaftliches  oberstes 
Gericht  ($.  317)  hat;  doch  mufs  hier  der  Vorschlag  zu  drei  AustragalRichternN 
so  geschehen,  dafs  dem  Klägpr  dadurch  auch  wirklich  die  Wahl  zwischen  3 
AppellationsGerichtcn  offen  bleibe  (Protoc.  v.  aa.  Dec.  1817,  V  4*o).  —  Sind 
in  den  Staaten  des  erkohrnen  Bundesgliedes  mehrere  Gerichte  dritter  Instanz, 
und  hat  der  Kläger  sich  über  die  Wahl  unter  ihnen  nicht  ausgesprochen ,  so 
steht  der  B.  V.  die  Auswahl  zu.  Bcschlufs  der  B.  V.  v.  16.  Jun.  1817,  %.  a3i, 
Art.  III,  Num.  1 — 4*  Wegen  des  letzten  Punctes,  und  von  dem  in  der  Bun- 
des Acte  vorkommenden  Ausdruck  -  Gerichte  dritter  Instanz-,  vcrgl.  jedoch 
Protoe.  der  B.  V.  v.  )8ao,  %.  ai4,  und  eine  Anmerkung  unten  §.  117,  Note  d. 

h)  slustrügalGerichtsurthcile  in  Steitsachen  von  Bundcsgliedern  unter  sich,  wobei 
Privatpersonen  nicht  betheiligt  sind,  also  blofs  in  Folge  des  Art.  11  der  Bun- 
de« Arte  u.  des  Art.  ai  der  wiener  SchlufsActe  von  iSao,  wurden  bis  jetzt  nicht 
gefällt.  Aber  in  folgenden  Streitigkeiten  dieser  Art,  wurden  Vorbereitungen 
zu  dein  Austrägal  Verfahren  getroffen:  1)  in  Sachen  SchaumburgLippe  wider 
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Lippe,  betr.,  a)  die  im  J.  1709  eröffnete  Brackische  Erbschaft,  seit  d.  Protoe. 
der  B.  V.  v  8.  Juni  1818:  b)  die  Haltung  eines  Landtags  im  Fürsten  t  Ii  um 
Lippe,  seit  dem  angef.  Protoc.  v.  1818;  c)  Landeshoheitstreitigkeiten  indem 
Amt  Blomberg,  seitdem  Protoc.  v.  17.  Sept.  1818;  a)  in  S.  Kurhessen  wider 
Nassau  u.  Lippe,  Schuldforderung  betr.,  seit  dem  Protoc.  v.  29.  Juli  1819. 
(  Waldeck ,  MecklenburgStrelilx  u.  Schaumburg  Lippe  haben  sich,  wegen  ähn- 
licher Forderungen  mit  Hurhessen  Tcrglichen.  )  —  Koch  unerledigt  ist  ein 
Streit  zwischen  AnhaltDessau  und  Preussen,  betr.  die  anhaltische  aus- 
schliessende  Landeshoheit  über  einen  Theil  des  Dorfes  Burgeb  rmnitr.  u.  die 
Nicbermarke ,  bei  der  B.  V.  im  J.  1826  ton  Anhalt  angebracht.  —  Von  dem 
persönlichen  Streit  /.wischen  dein  König  Georg  IV.  von  Hannover  und  dem  Her- 
zog Carl  von  Braunschweig,  in  den  J.  1829  u.  i83o,  s.  man  %,  i?3  a,  \ry  f, 
a/|7.  —  Durch  Vergleich  wurden  folgende  AusträgaiSacbcn  erledigt:  a)  ein 
Streit  zwischen  AnhaltCöthcn  (mit  AnhaltDessau )  und  Preussen  (oben 
§.  173,  £),  durch  Verträge  mit  Cöthen  u.  Dessau  v.  17.  Juli  18*8,  in  der 
prcuCs.  Gesetzsamml.  v.  1828,  Nun».  19;  b)  «wischen  S  Meiningen  u.  S.  Coburg^ 
wegen  der  Eisenberg-  u.  Kömhildischcn  Succc&sion,  nach  Protoc-  v.  aj.  Jan- 
18^7;  c)  Kwischen  ReufsSchlciz  u.  RcufsLobenstein  u,  Ebersdorf,  wegen  Bun- 
desMatrikularLeistungcn  (§.  117,  VI,  u.  \.  195,  £),  durch  Vergleich  v. 
i3.  3Iai  1828. 

t)  Der  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  II,  3.  —  Der  Gerichts- 
hof, hier  eine  Art  von  AmphyhtionenTribunal,  empfängt  die  Mittheilung  durch 
seine  Landesregierung,  der  solche  durch  ihren  in  der  B.  V.  bevollmächtigten 
Gesandten  fwihornrnt-   Protoc.  der  B-  V.  v.  i8ai ,     33  u.  5{. 

i)  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  aa.  Beschlufs  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  der 
PlenarVersammlung  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  a.  Monc  a.  a.  O.  %.  1a  u.  i3.  —  Bis 
eine  eigene  Auslr'ugalGerichtsordnung  wird  errichtet  seyn,  geschieht  «die  In- 
struction des  Processes  nach  der  Processordnung ,  welche  der  Gerichtshof  über- 
haupt beobachtet,  und  gans  in  derselben  Art,  wie  die  übrigen  dort  xu  in- 
atruirenden  Rechtssachen  verhandelt  werden».  Der  Beschlufs  v.  16.  Jun.  1817, 
Art.  III,  6.  Vergl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  %.  ai4,  wo  die  Coramission  er- 
klärt: «von  dem  Bedürfnifs  einer  eigenen  vollständigen  AusträgalGerichls- 
ordnung,  habe  sie  sich  immer  mehr  überzeugt,  je  weniger  sie  den  Einfiufs 
der  Verschiedenheit  der  Gerichtsordnungen  selbst  auf  die  Wahl  der  Gerichts« 
höfe,  und  eine  aus  derselben  nothwendig  entspringende  Ungleichheit  'der 
Rechte,  habe  verkennen  können».  Bis  jet«  fehlt  es  der  Ordnung  des  aus- 
trägalgerichtlichen  Verfahrens  an  Vollständigkeit,  und  hie  und  da  an  gehöriger 
Bestimmtheit;  ein  Mangel,  der  auch  durch  eine  ausgebildete  Doctrin  weder 
gehoben  noch  gemildert  ist.  —  GH.  hessischer  Vorschlag«  für  dringende  Fälle, 
wo  ein  unersetzlicher  Schade  r.u  besorgen,  oder  die  öffentliche  Ruhe  gefährdet 
wäre,  der  R.  V.  das  Recht  r.u  Erlassung  vorläufiger  Restimmungen  (provisori- 
scher Verfügungen)  *u  übertragen;  in  dem  Protoc.  der  R.  V.  v.  1817,  §.  ai4, 
lVura.  a8,  vergl.  mit  Kum.  1.   Vergh  oben  %.  167,  u.  17a. 

1 

§.    176.  (148  ».) 

Fortsetzung. 

4)  Fehlen  für  den  streitigen  Gegenstand  besondere  Entscheidungs- 
qu eilen,  $e  hat  das  Austi  agalGericht  nach  den  ehehin  bei  den 
Reichsgerichten,  in  Streitigkeiten  derselben  Art,  subsidiarisch  geltenden 
Rechtsquellen  zu  erkennen,  so  fern  sie  auf  die  jetzigen  Verhältnisse} 
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noch  anwendbar  sind*»);  im  Hostenpunct  nach  gemeinrechtlichen 
Grundsätzen  ,  mit  Fetssetzung  der  Kosten  blofs  nach  der  Taxordnuug 
des  Gerichts  5)  Das  Endurtheil  ist  im  Namen  und  aus  Auftrag 
der  Bundesversammlung  abzufassen,  und  es  sind  die  En  t seh  e  i d  u ng s- 
gründe  vollständig  beizufügen  c).  6)  Geschehen  soll  die  Ertfffn  ung 
des  Endurtheils  an  die  Partei  e  n  ,  längstens  innerhalb 
Jahresfrist  ,  vom  Tage  der  überreichten  ersten  Klage  oder 
Beschwerdeschrift  gerechnet,  von  dem  Gerichtshof,  jedoch 
«ausdrucklich  im  Namen  und  aus  Auftrag  des  Bundes»  <0;  worauf 
das  Gericht  die  Acten  und  das  publicirte  Erhenntnifs  dem  Bundestag, 
und  zwar  auf  demselben  Wege,  auf  welchem  es  die  Acten  empfangen 
hat,  überschicht.  Das  Urtheil  ist  sofort  als  rechtskräftig  anzu- 
sehen und  zu  befolgen  O,  7)  Wegen  neu  aufgefundener 
That Sachen  und  Beweismittel,  kann  innerhalb  vier  Jahre,  vom 
Tage  der  Auffindung  an  gerechnet,  Restitution  nachgesucht  werden, 
doch  ohne  dadurch  die  -Vollziehung  des  Unheils  aufzuhalten.  Ueber 
Zulässigkeit  der  Restitution,  und  über  Erheblichkeit  und  rechtliche 
Wirkung  der  neuaufgefundenen  Thatsachen  und  Beweismittel,  hat 
der  vorige  Gerichtshof ,  nach  ordnungsmäßiger  Verhandlung ,  zu 
erkennen.  Bei  diesem  wird  auch  der  RestitutionsEid  abgelegt,  und 
zwar  von  dem  Vorsteher  derjenigen  Staatsbehörde ,  unter  deren 
Aufsicht  und  Genehmigung  Restitution  nachgesucht  wird,  und  von 
demjenigen  Staatsbeamten,  welcher  die  Sache  bearbeitet  hat,  oder,  - 
wenn  mehrere,  von  dem  welchen  der  andere  Theil  hiezu  benennt; 
entweder  in  Person  oder  durch  SpeciaiBevollmächtigte  /).  8)  Die 
Vollziehung  des  rechtskräftigen  Urtheils,  wenn  ihm  nicht  sofort 
oder  nicht  vollständig  Folge  geleistet  wird,  verfügt  die  Bundesver- 
sammlung, nach  Vorschrift  der  ExccutionsOrdnung  (§.  (78  u.  f.  )■ 
Ist  wegen  Streitigkeiten,  die  bei  der  Vollziehung  vorkommen,  richter- 
liche Entscheidung  nüthig,  so  steht  solche  dem  vorigen  Austrägal- 
Gericht  zu  g).  9)  Nur  bei  wesentlichem  Zusammenhang  mit  dem 
Rechtstreit,  kann  Wiederklage,  wenn  sie  sogleich  bei  der 
Einlassung  auf  die  Vorklage  angebracht  ist,  und  10)  Theilnahme 
(Intervention)  eines  dritten  Bundesgliedes  an  dem  Rechtstreit, 
bei  dem  AusträgalGericht  zugelassen  werden  /<)»  Ii)  Aber  zu  einer 
Adcitation  ad  litem,  zu  Aufforderung  eines  dritten  Bundesgliedes 
zur  Theilnahme  an  dem  Rechtstreit,  ist  ein  solches  Gericht  nicht 
befugt  0. 

a)  Wiener  ScblufsActe  v.  1S20,  Art  »3.  Der  angef.  BcscMufs  der  B.  V.  In  der 
PlenarVersammJ.  3.  Aug.  1820,  Art.  4-  Vergl.  den  angef.  Bcschluis  v. 
16.  Jun.  1817,  Art.  III,  7,  wo  subsidiarisch  blof»  «auf  die-  in  Teutschland  gel- 
tenden gemeinen  Becke  v  ( jus  commune )  verwiesen  war.  (Püttkr's  Beiträge, 
Th.  II,  Num.  21— 3a.  ScHafAUumT's  Beiträge,  Th.  I,  Num.  4-  Bokdr's  teut- 
tches  Privatr.,  83  u.  ff.)  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  t.  1817,  §.  196,  erklärte 
Baden  mit  Recht  für  durchaus  nothweudig,  dafs  die  B.  V.  bestimmt  erkläre, 
was  nnter  in  Teutschland  hergebrachten  gemeinen  Rechten  jetst  su  ver- 
stehen scy. 

Der  angef.  Bcschlufs     3.  Aug.  1810 ,  Art.  5.  Auch  unten  Note  rf. 
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c)  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  5. 

H)  Der  angcf.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  i6  Juni  18171  Art.  III,  5  u.  8;  in  d.  Protor. 
t.  1817,  §.  23i.  Der  angef.  Beschluß»  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  5;  wo  es  jedoch 
heifst :  «im  Namen  der  Bundesversammlung»  (nicht  des  Bundes)*  Sollte 
innerhalb  JuiuesfrUt  die  Eröffnung  des  Endurtheils ,  etwa  wegen  vorgehorame 
ner  Incidentl'uncte ,  wegen  Beweisführung,  nicht  zu  versagender  Fristen  u.  d., 
nicht  thunlich  soyn ,  so  hat  das  Gericht  die  Gründe  des  Verzugs  der  B.  V.  an- 
zuzeigen ,  und  Billigung  oder  Alifsb illigung  von  ihr  zu  erwarten.  Der 
angef.  Besch lufs  16.  Juni  1817.  Beispiel  einer  solchen  Anzeige,  in  dem 
Protoc.  der  B.  V.  v  1816,  %.  35.  —  Mach  4  Jahren  8  Monaten»  erfolgte  am 
i&  Oct.  i8»5  das  AusträgalUrtheil  in  S.  Baiern  c.  Baden,  wegen  der  rhein- 
pfälzischen Staatsschuld  lit.  D.  Nach  2  Jahren  10  Monaten,  erfolgte  dasselhc 
am  26-  Mai  j83o,  in  dem  Streit  zwischen  Baiern  und  Preussrn.  wegen  der 
Witthumforderung  der  Witwe  des  letzten  Markgrafen  von  Brandcnburg- 
Ansbach  und  Baireuth.  Ein  Streit  über  Verpflichtungen  aus  dem  so  genannten 
thüringer  Rayon  Verband  (unten  %.  i76  e)  ist  Jetzt  (Aug.  i83o)  schon  seit  dem 
Deccmber  1812  rechtshängig  in  der  Austrägallnstans. 

e)  Bun desActe,  Art.  11.  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  6.  Dein 
gcmäfs  erklärte  Baden,  in  den  Protoc.  v.  26.  Jan.  u.  6.  Apr.  1826,  6  u.  41 ; 
dafs  «das  von  dem  AusträgalGericht  gefällte  Haupterlienntnifs,  einein  mit  auf- 
schiebender Wirkung  verbundenen  Rechtsmittel  nicht  unterworfen  scy ».  — 
Noch  fehlt  eine  Bestimmung  für  den  Fall  einer  Beschwerde  über  Nichtigkeit 
( so  gen.  unheilbare ) ,  oder  dafs  das  eröffnete  Erkcnntnifs  mit  einem  Mangel 
behaftet  sey,  welcher  seinen  Uebcrgang  in  Rechtskraft  wesentlich  hindere. 
Man  vergl.  das  Protoc.  der  B.  V.  v.  21«  Dec.  1821,  ^.  214,  u.  dessen  25.  Beil., 
%.  26,  wo  eine  Frist  von  vier  Wochen  für  die  Anmeldung  der  Nullitits- 
beschwerde  vorgeschlagen  wird. 

f)  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  6,  7  u.  8>  Vergl.  den  Beschlufs 
v.  16.  Jun.  1817t  %.  23 1 ,  Art.  III,  9  —  11. 

g}  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  9.  —  Nach  dem  Vorschlag  der 
BundestagCommission ,  in  %.  27  ihres  Entwurfs,  der  bei  \.  214  des  Protoc. 
der  B.  V.  v.  21.  Dec  1820  (S.  694  der  Original  Ausgabe)  sich  befindet,  kön- 
nen 'die  Parteien  Streitigkeiten  dieser  Art  bei  dem  AusträgalGericht  unmittel- 
bar anbringen ,  ohne  dafs  es  defshalb  eines  weitern  Auftrags  von  Seite.,  der 
B.  V.  bedarf. 

h)  Der  angef-  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  3.  —  Dasselbe  Gericht  hat  darüber 
zu  erkennen,  ob  eine  wesentliche  Verbindung  der  Rechtsverhältnisse  des  dritten 
Bundesglicdes  mit  dem  anhangigen  Rechtstreit  bestehe?  Im  verneinenden  Fall, 
findet  die  Intervention  nicht  statt.  Ebendas. 

0  «Weil  die  Jurisdiction  des  AusträgalGerichtes  einzig  und  allein) auf  der  Wahl 
der  principaliter  litigantium  beruht,  und  das  adeitirte  Bundcsglied  (wollte 
man  Adcitation  zulassen)  ohne  sein  Zuthun,  ex  facto  alieno,  verbindlich  ge- 
macht würde,  vor  einem  in  Ansehung  seiner  incompetenten  Richter  (vor  einem 
Austra'galRichter ,  zu  dessen  Bestellung  es,  durch  Vorschlag  oder  Auswahl, 
nicht  mitgewirkt  hat)  zu  erscheinen  und  Recht  zu  nehmen».  Worte  des  han- 
noverischen Bevollmächtigten,  als  Mitgliedes  des  dritten  Ausschusses,  in  einer 
Beilage  zu  dem  20.  Protocoll  der  wiener  MinisterialConfercnzen  vom  28.  März 
1820;  wodurch  die  Versammlung  bewogen  ward,  die  in  dem  ersten,  in  der 
18.  Sitzung  v.  4<  März  1820  vorgelegten,  Entwurf  des  Art.  3  des  angef.  Be- 
schlusses vom  3.  Aug.  1820,  nach  den  Worten  «oder  aufgefordert  werden» 
wegzustreichen.  Wollte  das  AusträgalGericht,  gleichviel  ob  auf  Antrag  'einer 
Partei  oder  von  Amtswegen,  ein  drittes  Bundesglied  adeitiren,  so  würde  es 
die  Grenzen  den  ihm;  von  der  B.  V.  ert heilten  Auftrags  überschreiten.  —  Zur 
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Sprache  kam  dieser  Gegenstand  bei  der  B.  V. ,  in  den  beiden  Gutachten  su 
dem  Vortrag,  der  als  Beil.  22  su  176  des  Protoc.  t.  1821  abgedruckt  ist,  so 
wie  in  %.  5i  des  Vortrags,  u.  $.  182  des  Protoc.  v.  1821.  Vergl.  auch  unten 
V  176  rf.  —  Für  zulässig,  wenn  das  Austrägal Gericht  die  Verbindung  der 
Rechtsverhältnisse  des  Dritten  mit  dem  Rechtstreit  für  wesentlich  erkläre,  hält 
die  Adciution ,  Rodhabt  in  d.  Recht  des  t.  Bundes,  S.  129. 

§.   176.  (148-.) 

Insonderheit,  wenn  Privatpersonen  bei  dem  Streit  bethetligt  sind, 
nach  Art.  SO.  der  wiener  SchlussActe, 

12)  Es  bann  der  Fall  eintreten,  dafs  Forderongen  (Ansprüche) 
Ton  Privatpersonen  an  Bundesglieder,  darum  nicht,  wenigstens 
nicht  vollständig,  befriedigt  werden,  weil  —  was  sogleich  in  der 
ersten  Vorstellung  bei  der  Bundesversammlung  nachzuweisen  ist  — 
eine  gänzliche  oder  theil weise  Ungewifsheit  über  die  Frage  vorwaltet: 
ob  und  welches  oder  welche  Bundesglieder  als  Verpflichtete  in 
Anspruch  zu  nehmen  seyen  ?  indem  —  abgesehen  noch  von  der  Haupt- 
frage :  ob  und  wie  weit  die  Forderung  in  \|uali  et  (oder  aut )  quanto 
begründet  sey?  —  unter  mehreren  Bundesgliedern,  als  Souve- 
ränen, die  Vorfrage«)  zweifelhaft  oder  streitig  ist:  a)  ob  nur 
Einem,  und  welchem  von  ihnen,  b)  oder  ob  mehreren  zugleich 
(aeque  principaliter) ,  und  zu  welchem  Theil  einem  Jeden,  c)  oder 
ob  nur  Einem  oder  Etlichen  principaliter,  dem  oder  den  Andern 
subsidiarisch,  d)  oder  blofs,  nach  welchem  Verhältnifs  Jedem  der 
mehreren  Schuldner,  Zahlungspflicht,  und  zwar  dergestalt  obliege, 
dal*  der  Eine  oder  die  Mehreren  im  Weigerungsfall  schuldig  seyen, 
den  Privatpersonen  defshalb  vor  dem  gehörigen  Richter,  interimistisch 
oder  endlich,  zu  Recht  zu  stehen  *)?  Hier  soll,  nach  Vorschrift  des 
dreissigsten  Artikels  der  wiener  SchlufsActe  von  18120,  die  Bun- 
desversammlung, auf  Anrufen  der  Betheiligten  ( Bundesglieder 
oder  Privatpersonen  c) ,  den  Zustand  der  Rechtlosigkeit  dadurch  auf- 
heben ,  dafs  sie  zuvorderst  gütliche  Ausgleichung  (§.  »73) 
versucht,  dann  aber,  so  fern,  in  einer  von  ihr  zu  betimmenden  Frist, 
die  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder  sich  nicht  über  ein 
Compromifs  vereinigen,  rechtliche  Entscheidung  der 
streitigen  Vorfrage  «0,  durch  eine  Austrägallnstanz  (§.  174) 
veranlafst  «).  Das  AusträgalGericht  ist,  in  allen  Fallen,  wo  nach 
Vorschrift  des  angeführten  3o.  Artikels  ein  AusträgalVerfahren  einge- 
leitet ist,  beauftragt  und  ermächtigt,  alle  Fristen  von  Amts  wegen 
zu  beachten,  bei  Nichtbefolgung  einer  Verfugung  peremtorischer 
Art  Verzichtleistung  auf  die  unterlassene  Verhandlung  anzunehmen, 
und  eben  das  auszusprechen,  was  sonst,  auf  Antrag  des  andern 
Theils,  als  Folge  der  Unterlassung,  zum  Behuf  der  endlichen  Ent. 
Scheidung,  auszusprechen  seyn  würde /).  Auch  sind  dem  richterlichen 
Ermessen  interimistische  und  provisorische  Bestimmungen 
rechtlich  unbenommen«-).    Erklärt  das  AusträgalUrtheü,  dafs  wider 

Klftber»«  «fori.  KtJki   J.  Aufl.  14 
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die  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder  eine  Klage  nicht  Statt 
finde,  dafs  also  sie  nicht  die  rechten  Beklagten  seyen,  so  ist  hiemit 
dem  Kläger  nicht  die  Befngnifs  abgesprochen  ,  nunmehr  andere 
Bundesglieder  in  Anspruch  zu  nehmen.  i3)  Den  Privatpersonen 
ist,  da  sie  als  Gläubiger  oder  Prätendenten  bei  diesem  Rechtshandel 
mittelbar  betheiligt  sind,  unbenommen,  ihr  Interesse  bei  dem  tompro- 
missarischen  oder  AusträgalGericht  unmittelbar  zu  -wahren  AJ, 

o)  Erörterungen  hierüber  in  den  Protocollcn  der  B.  V.  t.  i8ai,  V  11,  33,  54, 
73,  93  u.  106*  besonders  in  dem  Gutachtlichen  CoinmissionsVortrag ,  Beil.  6 
«u  dem  Protoc.  v.  5.  April  18a i,  93.  —  Die  hier  gemeinte  Vorfrage  (Präju- 
dicial-  oder  PräliminarFrage )  betrifft  blofs  den  PräjudieialPunct  der  Passiv- 
Legitimation  zur  Sache,  die  Frage  von  gänzlicher,  oder  theilwciscr,  oder 
nur  principaler  AVcA/verpflichtung  eines  Theils  der  in  Besiehung  stehenden 
Bundcsglieder.  Die  Vorfrage  besteht  also  nicht,  wie  schon  irrthümlich  ange- 
nonimen  worden  ist,  in  der  Präge,  welches  von  den  mehreren  Bundesgi iedern 
provisorisch  ( durante  lite)  die  Zinsen  oder  die  Alimente,  z.  B.  den  Witwen- 
g ehalt,  die  Pension  u.  d.  zu  bezahlen  habe;  obgleich  eine  Bestimmung  auch 
hierüber,  dem  austragalrichterlichcn  Ermessen  unbenommen  ist.  Man  s. 
unten ,  Note  g.  —  Im  Fall  eines  Streites  über  den  Inhalt  der  Vorfrage ,  kann 
dieselbe  von  dem  AusträgalGericht  festgesetzt  werden.  Dieses  geschah  in 
dem  Streit  über  die  rheinpfälzische  Staatsschuld  lit.  D,  von  demOAG.  zu  Celle 
in  dem  Urthcil  v.  28.  Ort.  i8a5,  in  dem  Protoc.  v.  26.  Jan.  i8«6,  Bd.  XVIII, 
S.  14.  —  Die  Hauptfrage,  betreffend  die  Bichtigkeit,  den  Grund,  die  Gröfse 
und  Beschaffenheit  der  Forderung  der  Privatpersonen,  späterhin  die  gehörige 
Leistung  von  Seite  des  unstreitig  verpflichteten  Subjectcs,  wovon  erst  nach 
austrägalrichterlich  entschiedener  PräjudicialFrage  die  Bede  seyn  kann,  gehört 
weder  vor  die  B.  V. ,  noch  vor  das  AusträgalGericht ,  sondern ,  im  Fall 
eines  Streites  darüber ,  vor  die  Landesgerichte  des  leistungspllichligen 
Bundesgliedes.  Man  s.  auch  den  oben  angef.  Gutachtlichen  Cominissions- 
Vortrag,  %.  6.  Weder  die  Entstehungsgeschichte,  noch  der  Wortlaut,  noch 
der  Geist  des  3o.  Art.  fordern  zu  Begründung  des  darin  festgesetzten  Ver- 
fahrens, dafs  der  Anspruch  an  und  für  sich  begründet,  oder  dafür  von  einem, 
etlichen,  oder  allen  der  dabei  betheiligten  Buudesglicder  schon  unerkannt 
sey.  Es  ist  genug,  dafs  derselbe  nach  Bcchtsgrund&ätzcn  nicht  schon  für 
offenbar  grundlos  zu  achten,  und  nicht  ein  Streitfrevel  unverkennbar  sey.  — 
In  den  wiener  Conferenzen,  erklärte  die  RedactionsCominis>>ion,  in  e:nein  in 
der  Sitzung  v.  i5.  April  18*0  erstatteten  Vortrag:  «die  Vorschriften  des  Art. 
3o  bezögen  sieh  einzig  auf  die  Frage,  welchen  Bundesstaat,  oder  welche 
Bundesstaaten  die  Forderung  (der  Anspruch)  überhaupt  angehe,  und  es  bleibe 
hiebei  lediglich  dahin  gestellt,  ob  die  Forderung  an  sich  gegründet  sey,  oder 
nicht«.  So  auch  das  wirtembergische  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v. 
18*4»  S-  49*  Anders  v.  Martens  in  c.  Gutachten  in  d.  Protoc.  v.  ai.  Dec. 
i8ao  (Bd.  X,  S.  81  der  QuartAusg. ) ,  welcher  dafürhält,  es  *  sey  erforderlich, 
dafs  die  Forderung  selbst  völlig  klar  sey ».  —  Von  dem  Fall ,  wenn  keines 
von  den  in  Anspruch  genommenen  fiundesgliedern  die  Forderung  für  gegründet 
erkennt,  s.  im  folg  §.,  Num.  17. 

b)  Ohne  dafs  die  Einrede  des  unrecht  gewählten  Beklagten ,  oder  der  erman- 
gelnden PassivLcgilimation  zur  Sache,  mit  Erfolg  entgegengesetzt  werden 
könnte.  —  Die  in  Anspruch  genommenen  Bunde&glicdcr  sind  befugt,  auch 
andere  Bundesgenossen,  al«  nach  ihrer  Behauptung  bei  der  Vorfrage  betheiligt, 
zur  T  heil  nähme  an  der  gütlichen  und  austrägalgerichtlichen  Verhandlung 
aufzufordern.  V  on  der  Adcitation  unten  Kote  d,  und  oben  §.  i?5,  Num.  11.  — 
Von  einem  Fall,  wo  etliche  der  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder 
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(Baden,  GH.  Hessen,  Nassau)  behaupteten,  data  der  Anspruch  alle  Bundes- 
genossen angeko,  s.  man  die  Protoc  der  B.  V.  v.  i8*3,  \.  97;  y.  1814,  5.  49. 
Wenn  gleich  in  diesem  Fall  nicht  denkbar  wäre ,  dafs  die  B.  V.  in  der  vor- 
geschriebenen Art  gütliche  Ausgleichung  versuche,  so  bindert  doch  dieses 
nicht,  dafs  in  der  B.  V.  ein  Sühneversuch  unter  sämmtlichen  Bundesgenossen 
Statt  findet  u-  auf  solche  Weise  die  Absicht  des  3o.  Artikels  erfüllt  werde. 

e)  Vortrag  der  RedactionsCommission  in  den  wiener  MinisterialConferenzen ,  in 
den  Protoc.  der  22.  und  26.  Sitzung  vom  i5.  u.  24.  April  1820,  wo  es  heifst: 
«unter  dem  Ausdruck  lirthciligtc ,  seyen  beide  (sowohl  die  Bundesgliedcr,  als 
auch  die  «Privatpersonen)  begriffen,  da  in  dem  hier  vorausgesetzten  Fall  sowohl 
die  Bundes-  (Staats-)  regierungen ,  als  auch  die  Privatpersonen  vcranlafst 
werden  könnten,  sich  an  die  Bundesversammlung  zu  wenden». 

d)  Der  richttrlühen  Reurthcilung  hat  die  B.  V.  auf  keine  Weise  vorzugreifen; 
namentlich  nicht  durch  Festsetzung  der  Vo  fragt,  welche  ausschliefsend  entweder 
einer  Uebereinkunft  der  Beteiligten ,  oder  der  richterlichen  Beurtheilung 
(oben  Note  «)  zu  überlassen  ist,  auch  nicht  durch  Bestimmung  dessen  was 
in  Auf-  und  Gegenrechnung  gebracht  werden  darf.  Eben  so  wenig  darf  sie 
in  der  VcrlumdlungswtUe ,  die  gesetzmäsige  Wirksamkeit  des  Uichteramtes 
irgend  hemmen.  —  Was  oben  (\.  174,  d)  von  dem  Fall  gesagt  wird,  wo 
zweifelhaft  oder  streitig  ist,  welches  von  den  bclhciligtcn  Buudesgliedern  die 
Rolle  des  Klägers  zu  übernehmen  habo,  gilt  auch  hier.  Vergl.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1821,  %.  11  u.  33.  —  Ob  in  einem  Fall  des  3o.«  Art.  der  wiener 
SchlufsActe,  dem  AusträgalGericht  eine  Adcilution  ad  litem,  als  zur  Instruction 
der  Sache  gehörig,  zu  überlassen  scy?  Vergl.  zweites  Gutachten,  %.  7  zu 
dem  Vortrag  in  der  Beil.  22  zu  %.  176  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822  u. 
ebendas.  \.  182,  insbesondere  das  grofsherzogl.  hessische  u.  das  kurhessische 
Votum.   Oben  175,  Num.  11. 

«)  I)  AusträgalGenchtsurthaiU  wurden  bis  'jetzt  gefüllt,  in  Streitigkeiten,  wobei 
Privatpersonen  betheiligt  sind,  zwischen:  1)  GH.  Hessen  u.  Nassau,  betref- 
fend den  von  Nassau  zu  übernehmenden  Theil  althessischer  Landes-  und 
Kamnierschulden ,  Urtheilc  des  OAG«  zu  München  v.  7.  Nov.  18s  1  u.  4.  Juli 
1823,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  4.  Dcc.  1823,  Bd.  XV,  S.  545  u.  574  ff. 
( wegen  des  Bestandes  und  des  Betrags  der  von  Nassau  zu  übernehmenden 
Landes-  und  Kammerschulden,  wird  der  Streit  am  AusträgalGericht  noch 
jetzt  fortgesetzt);  2)  Baden  (für  sich  u.  GH.  Hessen  und  Nassau)  u.  Baiern, 
betr.  die  Bezahlung  der  rheinpfalz.  Staatsschuld  lit.  D,  Urthcil  des  OAG.  zu 
Celle  v.  sQ.  Oct.  i8a5,  worin  zuglaich  die  Vorfrage  richterlich  festgesetzt 
ward ,  in  d.  Protoc.  v.  26.  Jan.  1826 ,  Bd.  XVHI ,  S.  6  u.  14  ff. ;  3)  Prcussen, 
Baiern,  Kurhessen  u.  Frankfurt,  betr.  e.  Schuldforderung  der  Testament- 
Executorcn  des  letzten  Kurfürsten  von  Trier,  Urtheilc  des  OAG.  zu  Dannstadt 
v.  19.  Mai  1826,  in  d.  Protoc  v.  8.  Juni  1826,  tu  v.  28.  Nov.  1826,  in  d. 
Protoc.  v.  a  Febr.  1827,  %.  20,  Bd.  XIX,  S.  23  tu  32  ff.;  4)  Preussen  u. 
Kurhessen ,  dann  Nassau ,  für  sich  u.  Wirtemberg ,  sämmtlich  als  Besitzer 
vormaliger  hurmainzer  Landestheile ,  betr.  die  auf  den  Zoll  Vilzbach  und  die 
Rente  Lohneck  radicirten  Schulden  des  Kurfürstenlhums  Mainz,  Urlheil  des 
AG.  zu  Dresden  v.  6.  März  i83o,  in  dem  öffentl.  Protoc.  v.  18.  März  i83o; 
5)  Preussen  und  Baiern,  betr.  den  Witwengehalt  der  Witwe  des  letzten  Mark- 
grafen von  BrandenburgAnsbach  und  Baireuth,  Prinzessin  Elisabeth  Berkeley, 
Urthcil  des  OAG  zu  Lübeck  v.  18.  (publ.  26. )  Mai  i8io,  in  d.  öffentl.  Protoc.  v. 
17.  Juni  i83o.  —  II)  Rechtshängig  in  der  Austrag.il Instanz,  in  Sachen  wobei 
Privatpersonen  betheiligt  sind,  befinden  sich  jetzt  folgende  Streitsachen: 
zwischen  1)  den  Regierungen  des  im  J.  1814  für  Verpflegung  fremder  Truppen 
bestandenen  Thüringer  RayonVerbandes ,  nämlich  den  Herzoglich-Sächsischen, 
Fürstlich- Schwarzburgischen  und  Reussischen  Häusern  (S.Meiningen  bat  sich, 
ia  Folge  einer  mit  S.Weimar  getroffenen  Uebercinkunft ,  von  der  Streitge- 
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nosscnscbaft  losgesagt,  ist  aber,  wegen  später  erworbener  saalfeldiscber 
Landestheile  wieder  hineingetreten  ),  vor  dem  OAG.  zu  Celle^durch  Bcschlufs 
der  B.  V.  in  dem  Protoc.  v.  5.  Dec.  i8aa,  Bd.  XIV,  S.  i85;  a)  acht  Regie- 
rungen (Preussen,  Baiern,  Baden,  Burhessen,  GH.  Hessen,  S.WcimarEisenacb, 
Nassau,  Frankfurt),  betr.  die  Bezahlung  der  reichsdeputationsseblufsmäsigen 
Pensionen  an  vormalige  BheinzollBeamte,  Beisler  u.  Cons. ,  vor  dem  OAG.  zu 
Celle,  durch  Besch lufs  der  B.  V.  in  d.  Protoc-  v.  n>  Mai  1826,  Bd.  XVIII, 
S.  iaoj  3)  Preussen,  Nassau  u.  Frankfurt,  betr.  das  kurtrierischc  Schulden- 
wesen,  vor  dem  OAG.  zuteile,  durch  B.  V.  Bcschlufs  in  d.  Protoc.  v. 
16.  Mai  1828,  Bd.  XIX,  S.  i43;  4)  Baiern  und  Baden,  nebst  GH.  Hessen 
u*  Nassau ,  betr.  die  Bezahlung  der  rheinpfälzischen  StaatsObligationen  lit.  b, 
vor  dem  OAG.  zu  Lübeck,  durch  B.  V.  Bcschlufs  in  d.  Protoc.  v.  1a.  März  1829; 
5)  Baiern  und  Baden ,  betr.  eine ,  nicht  Ton  ihnen ,  sondern  von  der  Freifrau 
v.  Herding  zu  bezahlende  Capital-  und  Zinsenschuld,  vor  dem  OAG.  zu 
Lübeck,  durch  B.  V.  Bcschlufs  v.  a3.  Juli  1829,  wobei  der  3o.  Art.  der 
SchlufsActe  nur  analogisch  den  AusträgalWcg  begründet  ;  6)  Oestreich , 
Preussen,  Baiern,  Wirtemberg,  Baden,  GH.  Hessen,  S.Weimar  u.  Nassau, 
betr.  ein  von  der  berliner  SeehandlungSocietät  i8o5  an  NassauOranienFulda 
geliehenes  Capital ,  anhängig  bei  der  B.  V.  seit  -  dem  Jan.  i8a8 ,  u.  vor 
dem  OAG.  zu  Celle,  seit  Aug.  i83o}  7)  d»c  oben  %.  174,  Note  h,  unter  a  u.  c 
erwähnten  Streitigkeiten  zwischen  SchaumburgLippe  und  Lippe,  vor  dem  Ober- 
Hofgericht  zu  Mannheim,  seit  August  i83o;  8)  die  theil»  eise  Fortsetzung  des  oben 
(Num.  I,  1)  bemerkten  Streites  wegen  althessischer  Landesschulden ,  vor  dem 
OAG.  zu  München.  -  III)  Vorbereitungen  zu  einem  Austrägal Verfahren 
wurden  in  folgenden  Streitsachen  obiger  Art  getroffen:  1)  in  S.^ Preussen 
wider  Nassau,  betr.  Schulden  der  saarbrücker  Landescassen ,  insbesondere 
a)  an  die  Gräfin  Ottwciler,  Witwe  des  Fürsten  Ludwig  von  NassauSaar- 
brücken,  seit  dem  Proc.  v.  6.  Juli  1820,  b)  an  andere  saarbrückische  Gläubiger, 
Staatsdiener  und  Pensionäre,  seit  dem  Protoc.  v.  7.  Dec  1821  j  a)  in  S. Baiern 
wider  GH.  Hessen,  betr.  die  Entrichtung  einer  dem  Grafen  Vieregg  gebüh- 
renden, auf  die  Becoptur  Pfeddersheim  radicirten  Borngülte,  seit  dem  Protoc. 
v.  i3.  Mai  182a;  3)  zwischen  Baiern  u.  GH.  Hessen,  wegen  e.  Forderung  von 
WTürzwciler  und  Weissenburger  an  das  Depart.  Donnersberg,  seit  dem  Juli 
1824,  erledigt  durch  Vergleich,  nach  Protoc.  v.  8.  Febr.  1817;  4)  in  S.  der 
fünf  tcutschen  BhemuferStaaten ,  betr.  Rückstände  von  auf  den  BhcinOctroi 
radicirten  AdditionalRentcn ,  welche  dem  Grafen  August  von  Leiningen- 
Westerburg  und  der  Prinzessin  Caroline  von  IsenburgBirstein ,  jetzt  verm. 
Gräfin  BuolSchauenstein,  zu  entrichtcn*sind ,  seit  den  Protoc.  v.  17.  Febr., 
91.  Apr.  u.  a3-  Juni  i8a5  (soll  in  Güte  erledigt  scyn)j  5)  zwischen  Preussen, 
lianr+ver,  Kurhessen,  MecklenburgSchwerin,  Braunschweig  u.  AnhaltBernburg, 
betr.  das  im  Juli  1826  ^gebrachte  Gesuch  der  Administratoren  der  von 
Lossowseben  FamilienStipendienstiftung  zu  Magdeburg,  wegen  verschiedener 
der  TeutschordcnsBallei  Sachsen  gemachten  Darlehen. 

f)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  19.  Juni  i8a3,  in  dem  Protoc.  v.  i8a3,  Bd.  XV,  S.  186. 

g)  Im,  dem  Zweck  des  Gesetzes  und  der  Verhandlung  gcmäfs,  für  die  Privat« 
personen  den  Zustand  unverschuldeter  Rechtlosigkeit,  so  viel  möglich,  abzu- 
kürzen ,  könnte  das  AusträgalGcricht  in  den  Umständen  rechtliche  Veranlsssung 
finden,  vorerst,  jedoch  ohne  Präjudiz  für  die  Hauptfrage  (oben  Note  a;,  durch 
einen  Vorbescheid  provisorisch  und  interimistisch  festzusetzen,  ob  eines  der  in 
Beziehung  stehenden  Bundcsglieder ,  und  welches ,  und  wie  weit ,  oder  auch, 
dafs  jedes  oder  mehrere  von  ihnen,  nach  einem  bestimmten  Verhältnifs 
provisorisch,  das  heifst,  bis  zu  endlicher  austrägalriohterlicher  Bestimmung 
des  zahlungspflichtigen  Subjcctcs,  unter  bedingtem  Vorbehalt  des  Ersatzes,  zu 
Bezahlung  der  Zinsen  oder  verfallener  CaphalTheih  (vergl.  Reichsdeput.  Haupt- 
«chlufs      i8o3,  f.  78,  79,  87  u.  88),  <>der  der  JUmente,  z.  B.  des  Witwen- 
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gchaltes  ,  der  Pension  ,  ^Leibrente  u.  d.  ,  rerpflichtet  seyen ,  die  definitive 
Entscheidung  der  Vorfrage  aber  bis  nach  hinlänglicher.  Erörterung  der  Sache 
auszusetzen.  Verg).  das  Protoc.  der  B.  V.  t.  1811,  %.  11,  Num.  3,  u.  den 
angef.  Gutachtl.  Commissions Vortrag,  §.  8u.  11.  v.  Grolxa^'s  Theorie  des 
gerichtl.  Verfahrens  in  bürgert.  Bechtsstreitigkeitcn ,  %.  «37  u.  f. 
A)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  18.  Jan.  1811 ,  ^  11.  Der  angef.  Gutachtl.  Commissions- 
Vortrag  %.  9.  —   Auch  das  Gericht  könnte  sie  zu  Aufklärungen  veranlassen. 

§.    177.  (148.-.) 

Betheiligung  eines  Bundesgliedes  in  seiner  Staatseigenschafi ,  bei  dem  Streit  eines  andern 
mit  einer  Privatperson.  Streitigkeiten  dqr  Bundesglieder  als  Privatpersonen.  Fall,  wenn 
keines  von  den  Bundesgliedern  die  Forderung  für  gegründet  erkennt.  Desgleichen ,  wenn 
mehrere  Bundesglieder  als  correi  dehendi ,  oder  wegen  connexer  Ansprüche  von  Privat- 
personen zu  belangen,  oder- wenn  in  einem  Recht  st  reit  zwischen  Privatpersonen,  Landes - 
gerichte  verschiedener  Bundesstaaten  gleich  competent  sind.  Fortsetzung  eines  reichs- 
gerichtlichen Processen  zwischen  Privatpersonen  und  mehreren  Bundcsgliedem  vor  einem 
gemeinschaftlichen  Gericht.    Zweifel  über  Zulässigkeit  der  Austrägallnstanz. 

14)  Dieselbe  Competenz  der  Bundesversammlung  und  der  Aus- 
trägallnstanz, ist  auch  dann  begründet,  wenn  ein  Bundesglied, 
als  bundesmäsiger  Souverain,  bei  dem  Rechtstreit  zwischen  einem 
andern  Bundesglied,  .als  bundesmäsigem  Souverain,  und  einer 
Privatperson,  vermöge  eines  ihm  selbstständig  zustehenden  Rechtes, 
principaliter  bet beiligt  ist;  in  welchem  Fall  ihm  die  Wahl  frei 
steht,  in  jenem  Rechtstreit  als  Principallntervenient,  oder  in  separato 
gegen  das  Bundesglied  bei  der  Bundesversammlung ,  und  ,  nach 
fruchtlosem  Versuch  der  Güte,  bei  einer  Austrägallnstanz  aufzutreten 
($.  173  a).  i5)  Nicht  gehemmt  ist  die  Competenz  der  Bundesver- 
sammlung und  der  Austrägallnstanz,  wenn  bei  Streitigheiten  unter 
Bondesgliedern,  als  Souverainen ,  Privatpersonen  als  Streit- 
genosseq  oder  accessorisch  betheiligt  sind«).  16)  Wohl  aber 
fehlt  jene  Competenz  in  Streitigheiten,  wo  Bundesglieder  nicht  in 
persönlichen  TVivatStreitigkeiten  unter  sich  (§.  239  u.  173a),  oder 
nicht  in  ihrer  bundesmäsigen  öffentlichen  oder  Staatseigeuschaft,  nicht 
in  ihrer  bundesmäsigen  politischen  Unabhängigkeit  ,  sondern  als 
Privatpersonen  in  Betracht  kommen,  etwa  als  Besitzer  von  Gütern, 
Renten,  oder  Gerechtsamen,  in  dem  Gebiet  eines  andern  Bundes- 
gliedes*), auch  -wenn  dessen  StaatsFiscus  (§.  474)*  LehnFiacus 
(5.  54*  fc,  vergl.  mit  $.  534),  oder  eine  Staats-  oder  landesherrliche 
Domänenbehörde  (§.'  482)  der  Gegner  wäre,  oder  als  Verwalter 
fremden  Gutes,  oder  als  Rechtsnachfolger  von  Privatpersonen,  z.  B. 
als  Cessionare  oder  Erben,  u.  d.  *■)>  in  welchen  Fällen  die  ordent- 
lichen Gerichte  des  Landes  competent  sind  (§.  217).  17)  Auch  ist  die 
Bestimmung  des  3o.  Art.  der  wiener  SchlufsActe  von  1820  nicht 
anwendbar ,  mithin  die  Bundesverammlung  nicht  competent ,  wenn, 
bei  Forderungen  von  Privatpersonen,  die  defshalb  gemein- 
schaftlich, in  ihrer  öffentlichen  Eigenschaft  (§.  173a)  in 
Ansprach  genommenen  mehreren  Bundesglieder  nnter  sich  darin 
einig  sind,  dafs  in  Ansehung  ihrer  Aller,  sowohl  gemeinschaftlich 
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als  auch  individuell,  die  Forderung  unstatthaft  sey ,  wenn  also 
zwischen  ihnen  in  d  i  es  er  Hinsicht  nichts  zweifelhaft  oder  bestritten 
ist.  Bei  dem  Mangel  eines  gemeinschaftlichen  Richters  über 
Bundcsglieder  für  diesen  Fall  <0  %  hat  daher  der  Prätendent,  wenn 
die  Gegner  nicht  über  ein  gemeinschaftliches  Gericht  sich  freiwillig  ver- 
einbaren ,  jedes  der  mehreren  Bundesglieder  besonders«  vor  dessen 
inländischem  gehörigem  Richter,  als  Mitschuldner  verhältnifsmnsig 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Wird  hier  die  Forderung  rechtskräftig  für 
statthaft  erklärt,  und  ist  dann  die  BeitragQuote  des  Verurtheilten 
zwischen  den  mehreren  Bundesgliedern  zweifelhaft  oder  streitig ,  dann 
erst  kann  die  Bestimmung  des  3o.  Artikels  in  Anwendung  kommen  *)• 
18)  Eben  so  verhält  es  sich  mit  Streitigkeiten,  wo  mehrere  Bundes- 
glieder  in  ihrer  P r  i  v  a  t  eigenschaft ,  als  gemeinschaftlich  Verpflichtete 
(correi  debendi),  oder  wegen  connexer  Ansprüche,  von  Privatpersonen 
zu  belangen  sind;  wo  im  Verhältnifs  zu  ihren  allseitigen  obersten 
Landesgerichten,  eiu  unmittelbar  höherer  gemeinschaftlicher  Gerichtshof 
(forum  commune,  immediate  superius,  ob  continentiam  causae  vel 
connexitatem  causa  rum  competens)  fehlt;  oder  wo  in  einem  Rechtstreit 
zwischen  Privatpersonen,  Landesgerichte  verschiedener  Bundesstaaten 
gleich  competent  sind/),  19)  In  etlichen  Fällen ,  wo  Privatper- 
sonen gegen  mehrere  Bundesglicder  gemeinschaftlich  ihre  Ent- 
schädignngsforderung  bei  dem  vormaligen  Reichskamme rgericht 
anhängig  gemacht  hatten,  der  Procefs  aber  wegen  Aullosung  der 
Reichsverbindung  und  des  Gerichts  nicht  fortgesetzt  werden  konnte,  be- 
schlofs  die  B.  V. ,  dafs  die  bctheiligten  Bundesstaaten  über  Ein  Gericht 
sich  zu  vereinbaren  hätten ,  vor  welchem  der  Rechtslreit  fort- 
gesetzt werden  könne  g).  Hier  hatte  der  Gegner  der  Bundesglieder, 
auf  Erörterung  und  Entscheidung  der  Sache  durch  ein  gemeinschaftliches 
Gericht,  schon  ein  Recht  erworben.  20)  Ob  favorem  juris  et  justitiae, 
und  da  der  erklärte  Bundeszweck  jeder  Rechtlosigkeit  widerstrebt 
($.  217  u.  f.),  ist  überall,  wo  die  Zulässigkeit  der  Austrägallnstanz 
zweifelhaft  ist,  für  dieselbe  zu  sprechen 

a)  Baden  erklärte  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  %.  196:  «dafs  weder  aus  der 
connexitate,  noch  aus  der  continenlia  causarum,  mediatisirte  Fürsten 
oder  andere  Ünterthanen  vor  die  (Bundes-)  Aus  trngul  Instanz  gelangen 
könnten*. 

b)  liier  sind,  als  forum  rei  sitae,  die  ordentlichen  Gerichte  des  Landes  compe- 
tent. GH.  hessisches  Votum  in  d.  Protoc.  v.  q.  Jun.  1817,  214,  Num.  m 
lit.  a.  —  Ebenda«,  lit.  c,  heifst  es:  Gibt  ein  solcher  BcalBcsitz  «Veranlassung, 
dafs  das/ besitzende  Bundesmitglicd  mit  dem  Rsgmten  des  Bundesstaates,  in 
welchem  die  Güter  liegen,  mit  seinem  Furus,  oder  mit  seinen  Behörden  in 
Streit  geräth ,  so  könnte  man  vielleicht  die  Entscheidung  der  Sache ,  als  eines 
Streites  zwischen  zwei  Bundesinitgliedcrn,  nicht  vor  die  Landesgerichte,  son- 
dern, nach  fruchtlos  versuchter  Vermittlung  von  Seite  der  B.  V.,  zur  Ver- 
weisung an  die  Austrägallnstanz  geeignet  halten,  weil  der  11.  Art.  der,  Bundcs- 
Acte  summtliek»  Streitigkeiten  der  Bundesgtiedcr  dahin  zu  verweisen  scheint 
(  man  s.  jedoch  oben,  §.  173,  Note  a).  Bedenkt  man  hingegen,  dafs  in  solchen 
Fällen  der  Uegcnt,  welcher  in  eines  andern  Fürsten  Staat  Güter  besitzt,  in 
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kurpfalz.  Erbpäclitcr  der  grüfenauer  u.  HcmsJiöfe  c.  Haiern,  Baden,  GH. 
dirter  Hinsicht  nür  Privuteigentkumer ,  nicht  Bundesmitglied  ist  (nicht  in  seiner 
bundesmäsigen  politischen  Unabhängigkeit  in  Betracht  kommt),  dafs  daher  an 
und  für  sich  die  Zuständigkeit  der  lindes gerichte  in  solchen  Fällen  offenbar 
begründet  ist}  -  dafs  endlich  ein  solcher,  seiner  Natur  nach  privatrecht- 
licher Streif,  je  nachdem  er  entweder  mit  dem  Landesherr»,  oder  mit  Unter* 
thanen  desselben  obwaltet,  bald  vor  die  Austrägalln&tauz,  bald  vor  die  Lan- 
desgerichte gehören  würde;  —  so  wird  man  schwerlich  Bedenken  tragen ,  die 
Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  ihren  natürlichen  Behörden,  den  Landrs- 
grrichten,  zu  überlassen.  Jedoch  wird  eine  Erklärung-  defshalb  nöthig  seyn, 
damit  in  einzelnen  Fallen,  keine  Zweifel  auf  den  allgemeinen ,  oder  vielmehr 
unbestimmten  Ausdruck  des  erwähnten  11.  Artikels  gegründet  werden».  Die 
wiener  SchlufsActe  von  1820,  enthält  eine  solche  Erklärung  nicht.  Erör- 
terungen hierüber  in  dem  Streit  zwischen  Luxemburg  u.  Wirteinberg,  wegen 
enUogener  Einkünfte  der  Herrschaft  Weingarten  von  1806  bis  181 5,  in  dem 
Protoc  v.  i8»4  •  %'  &»• 

c)  In  dem  oben  angef.  GH.  hessischen  Votum,  Num.  11,  Iit.  b,  heifst  es:  «In 
keinem  Fall  kann  aber  ein  solcher  (Real-)  Besitz  Veranlassung  werden,  eine 
Gvrichtbarkeit  in  ;/rrW/c/**  Sachen  des  Besitzers  su  begründen,  und  es  finden 
in  dieser  Beziehung  weder  Arreste  noch  sonstige  Maasregeln  statt,  welche 
darauf  abzielen,  t!ns  besitzende  Bundesmitglied  zur  Anerkennung  einer  den 
dinglichen  Gericbtstand  überschreitenden  Gericht har heil  xu  nöt Iiigen».  — 
Wenn  gleich,  vermöge  der  völkerrechtlichen  Unabhängigkeit  der  Person,  und 

l  selbst  nach  der  Analogie  der  während  der  t-  Reichsverbindung  von  den  Reichs- 
gerichten angenommenen,  aber  nicht  durchaus  unwidersprochenen  Regel: 
«imiucdiatus  Amper  et  ubique  est  imroediatus  > ,  weder  Gcrichlzwang  noch 
überhaupt  Rechte  der  Oberherrschaft  über  die  physische  Person  eines  Bundes- 
genossen von  einem  Rundesglied  ausgeübt  werden  dürfen,  so  möchte  doch 
vorstehender  Satz  von  der  Incompctcnr,  in  allen  persönlichen  Rechtsachen 
(actionibus  personalibus)  ohne  Unterschied,  auf  diejenigen,  wo  die  physische 
Person  des  Bandesgliedes  nicht  in  Anspruch  genommen  wird,  keineswegs  r.u 
beziehen  seyn,  nicht  auf  das  förum  contrarius,  hcreditatis,  gestae  administratio- 
nis  et  rationuro  reddendarum,  auch  nicht  auf  das  forum  arresti  rea]it,  quod 
affine  foro  rci  sitae  quodammodo  videtur.   Alan  s.  oben  %.  173,  Kote  «. 

d)  Diesen  Mangel  bemerkte  auch  bei  der  B.  V.  die  Gommission  für  das  Aus- 
trägalVerfahrcn ,  in  d  Protoc.  v.  21.  Dcc.  1820,  %.  214.  Man  s.  auch  die  grofs- 
herzogl.  badischen  u.  hessischen  Erklärungen  in  d.  Trotoc.  der  B.  V.  v.  *8a3, 
%.  97  u.  104,  Ut  in  d.  Protoe.  von  182*,  i35.  Preufs.  Erklär,  in  d.  Prot.  v. 
i8*3,  $.  164-  GH.  hessische,  in  d.  Protoc.  v.  1614«  S-  49-  Beschluß  in  d. 
Protoc.  v.  i8a5,  $.  65,  und  das  demselben  vorausgeschickte  Commis<ionsGut- 
achten,  Bd.  XVn,  S.  55.  —  Das  oben  (%.  172  «)  erwähnte,  auf  dem  wiener 
Congref s  projectirt  gewesene  Bundesgericht ,  wäre  hier  competent  gewesen. 

r)  Protoc.  d.  B.  V.  v.  182»,  %■  i33. 

j)  Sieben  Regierungen  (T'rcusscn,  Baiern,  Baden,  Hurhessen,  GH.  Hessen. 
Nassau,  Frankfurt),  als  Rechtsnachfolger  des  vormaligen  rcichsritterschaftlichcn 
Cantons  Mittclrhein,  wählten  1829  das  Stadtgericht  zu  Wetzlar  zum  gemeinschaft- 
lichen Richter,  über  einen  von  dem  frankfurter  Handluugshause  Rüppel  und 
Hantier  angeregten  Streit,  betr.  die  Sistirung  der  Auslieferung  eines  gericht- 
lichen, in  dem  Archiv  des  vormaligen  Reichs kammorgerichts  befindlichen  De- 
positums, welches  der  von  Schleifrassischcn  Debitmasse  gehört;  ein  Streit, 
über  welchen  ausserdem  die  dabei  bctheiligten  Privatpersonen  vor  einem  Lan- 
desgericht einer  jeden  der  genannten  fünf  Regierungen  besonders  hätten  Pro- 
cefs  führen  müssen.  Vcrgl-  Protoc.  d.  B.  V.  v.  1819,  %.  v.  182:7,  %.  5~. 
£■)  Protoc.  v.  1822,  §.  i35;  v.  1819,  72;  v.  1817,  V  !»8;  v.  «823,  rj,  9-  u* 
180  j  v.  »8a4»  V  49»  insonderheit  das  oldenburgische  etc.  Volum,  in  S.  der  , 
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Hessen,  Nassau.  —  Protoc.  v.  1817,  V  98  u.  Aa6,  In  8.  der  Mitglied  er  des 
ehemaligen  rheinpfälzischen  GeneralLandesCommissariats  zu  Mannheim  c.  die  . 
vorhin  genannten  vier  Bundesglieder.  —  In  dem  Protoc.  v.  18*4,  %.  38,  äussert 
die  BeclamationsCommission ,  die  Bundesgesetzgebung  enthalte  nichts  davon , 
dafs  in  dem  angegebenen  Fall ,  die  mehreren  Bundesglieder  ein  oberstes  Ge- 
richt wählen,  und  dessen  Entscheidung  sich  gefallen  lassen  müfuen.  In  dem 
Protoc.  v.  i8«4»  %■  49 1  macht  ein  wirtembergtsches  Votum  von  der  freien  Ent- 
scbliessung  der  mehreren  Beklagten  abhängig,  ob  sie  sich  über  ein  gemein- 

v  schaftliches  Gericht  vereinigen  wollen.  In  einem  Gutachten ,  in  dem  Protoc. 
r.  a4.  April  i8*3  (§.  72 ,  S.  i3*  der  Quart  Ausg.)  aber  einen  Fall ,  wo  die 
bcthciligten  Bundesgliedcr  sich  über  ein  gemeinschaftliches  Gericht  vereinbart 
hatten,  beifst  es:  «Das  Vorfahren  bei  einem  so  constituirten  Gerichte  sey 
aber  keineswegs  durch  diejenigen  Vorschriften  normjrt,  nach  welchen  sich  die 
erwählten  Austrägalgerichte  und  die  vor  ihnen  im  Bechtstreitc  befangenen 
Bundcsglicder  zu  richten  hätten».  —  Die  Fortsetzung  eines  reicbsgcrichtlicben 
Bechtstrcites  zwischen  einem  einzelnen  Bundesglied  und  Privatpersonen, 
gehört  vor  die  Landesgerichte  des  ersten. 

A)  Stillschweigende  Anerkennung  dieses  Grundsatzes,  in  dem  Beschlufs  der  B.V., 
in  8.  der  Erbpächter  der  gräfenauer  und  Hemshöfe,  in  d.  Protoc.  v.  1814, 
$.  49.  —  «Cest  un  grand  mal  de  suivre  leiception  au  lieu  de  la  regle.  II  faut 
6tre  severe  et  contraire  a  l'exception».  Pascal  Voy.  ses  Oeuvres  (edit.  de  Paris 
1819),  T.  II,  p.  167. 

§.    178.  (148«».) 
7)    Execut  tons  Ordnung.  % 

Für]  Vollziehungsgeschäfte  der  B.  V.  «)  ist,  durch  eine  Execo- 
tionsOrdnung  vom  3.  Aug.  1820  *),  Folgende»  festgesetzt.    I)  Für 
Prüfung  und  Vortrag  der  Vollziehungsgegenstände,  besteht  in  der  B.  V. 
fortwährend  eine  Commission  (  ExecutionsCommission  )  von  fünf 
Mitgliedern,   mit  zwei  Stellvertretern,    jedesmal  ernannt  für  sechs 
Monate,  mit  Einschlufs  der  Ferien,  und  so,  dafs  bei  der  Erneuerung 
wenigstens  zwei  neue  Mitglieder  darin  aufgenommen  werden.    II)  Ueber- 
zeugt  sich  die  B.  V.,  dafs  die  Regierung  eines  Bundesstaates  eine  bundes- 
mäsige  Verpflichtung  nicht,  oder  nicht  hinlänglich  erfüllt  habe,  so 
begehrt  sie  von  derselben  durch  ihren  Gesandten  in  der  B.  V.,  in  einer 
bestimmten  Frist,  die  Anzeige  entweder  der  unterdessen  geschehenen 
Vollziehung,  oder  genügender  Hindernisse  oder  Weigerungsursachen. 
Ergibt  sich  dann  eine  unbegründete  Nichterfüllung,  so  beginnt  das 
ExccntionsVerfahren.    III)  Unter  Mittheilung  ihres  Execotions- 
Beschlusses ,  erläfst  die  B.  V.  an  die  Regierung  eine  motivirte  Ali  f- 
forderung  zur  Folgeleistung  innerhalb  einer  gesetzten  Frist.  IV)  Wird 
innerhalb   dieser,   vollständige  Folgeleistung  nicht  nachgewiesen,  so 
beschliefst  die  B.  V.  den  wirklichen  Eintritt  des  angedrohten 
ExecutionsVerfahrens,  und  eröffnet  solches  der  Regierung  durch  ihren 
Gesandten.     V)  Dieses  Verfahren  kann  nur  gegen  die  Regierung 
Statt  finden;  ausgenommen,  wenn  eine  Regierung  selbst,  eigener  zu- 
reichender Mittel  ermangelnd,  gegen  innere  Ruhestörer  Hülfe  von 
dem  Bund  begehrt,  oder  einem  ausgebrochenen  Aufruhr  durch  eigene 
Kräfte  zu  unterdrücken  notorisch  unvermögend,  und  sogar  gehindert 
ist,  die  Hülfe  des  Bundes  anzurufen  «)• 
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«)  Die  wiener  Schluß  Acte,  Art.  3i ,  gibt  diese  so  an ,  wie  oben  ,  §.  166  ,  Num.  I, 
angeführt  ist  (Ohne  Zweifel  gehören  dabin  auch  die,  nach  Vorschrift  des 
so.  Art  derselben  ScblussActe,  abgefafsten  rechtlichen  Bescheide  über  den 
jüngsten  Besitzstand,  oben  %.  172,  obgleich  solche  in  dem  angef.  3i.  Art.  nicht 
mit  benannt  sind.)  In  diesen  Fällen ,  sollen  die  «erforderlichen  Executions- 
Maasregeln,  nach  Erschöpfung  aller  andern  bundesverfassungsmäsigen  Mittel, 
in  Anwendung  gebracht  werden  ». 

S)  Definitiv  errichtet  in  Folge  der  wiener  SchlufsActe  t.  1820,  Art.  3i,  und  ent- 
halten in  dem  Protoc.  der  PlenarVersamml.  der  B.  V.  v.  3.  Aug.  1820,  §.  3, 
S.  222  der  Orig  Ausg.  u.  in  KLdBxa's  Quellensammlung,  Num.  XXI.  —  Eine 
provisorische  ExeculionsOrdnung ,  war  kurz  vorher  errichtet  worden,  durch 
Bcscblufs  der  B-  V.  v.  30.  Sept.  1819,  in  d.  Protoc.  v.  »819,  §.  219.  —  In  der 
Bundes  Acte  war  dieser  wichtige  Gegenstand  unbeachtet  geblieben. 

c)  So  auch  die  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  3a. 


VI)  Die  ExecutionsMaasregeln  werden  im  Namen  der  Gesammt- 
heit  des  Bundes  beschlossen  und  ausgeführt").  VII)  Den  Execu- 
tions Au  f'trag  ertheilt  die  B.  V-,  mit  Berücksichtigung  aller  Local- 
Umstände  und  sonstigen  Verhältnisse,  einer  oder  mehreren,  bei  der  . 
Sache  nicht  betheiligten  Regierungen  von  Bundesstaaten  *).  Sie 
bestimmt  zugleich  die  Anzahl  der  ExecutionsMannschaft ,  und,  nach 
dem  jedesmaligen  Zweck,  die  Dauer  des  ExecutionsVerfahrens  c). 
VIII)  Die  Leitung  dieses  Verfahrens  geschieht,  nach  einer  von  der 
Bundesversammlung  zu  ertheilenden  Instruction  <0,  durch  einen  Civil- 
Commissär,  den  die ExecutionsRegierung  zu  ernennen  hat  «)>  welcher 
auch  obliegt,  von  dem  Fortgang  und  der  Beendigung  des  Geschäftes 
die  B.  V.  in  Kenntnifs  zu  setzen.  IX)  Die  obere  Leitung  des 
Vollziehungsgeschäftes,  in  seinem  ganzen  Lauf,  steht  der  B.  V.  zu. 
X)  Wo  nicht,  nach  dem  Auspruch  der  B.  V.,  Gefahr  auf  dem  Verzug 
haftet ,  hat  die  ExecutionsRegierung  zuvörderst  der  betheiligten  Re- 
gierung anzukündigen,  dafs  unfehlbar  Execution  erfolgen  solle, 
wenn  nicht  binnen  drei  Wochen  genügende  Erfüllung  der  vorliegenden 
Beschlüsse  nachgewiesen  werde  /).  XI)  Ist  auch  diese  dritte  Frist, 
welehe  die  ExecutionsRegierung  nicht  verlängern  kann,  fruchtlos 
abgelaufen,  so  erfolgt  die  Execution,  genau  nach  Maasgabe  des  Exe- 
cutionsBeschlusses  der  B.  V.  Der  CivilCommissär  berichtet  an  seine 
Regierung,  und  diese  macht  der  B.  V.  die  nöthigen  Eröffnungen, 
welcher  fortwährend  die  obere  Leitung  des  ExecutionsVerfahrens 
zusteht  und  obliegt  XU)  Vollziehung  eines  compromisarischen 
oder  Aus  tr  äga  1  Erk e nnt nisses,  kann  von  der  B.  V.  nur  auf 
Anrufen  der  betheiligten  Partei  verfügt  werden.  Der  Inhalt 
des  Erkenntnisses ,  darf  nie  Gegenstand  einer  Berathung  oder  eines 
Beschlusses  der  B.  V.  werden.  Zulässige  Einreden  gegen  die  Voll, 
ziehang ,  sind  unverweilt  an  das  Austrägal Gericht  zu  verweisen ,  nach 
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dessen  Ausspruch  die  B.  V.  das  weitere  im  ExecutionsWeg  vcranlafst. 
Für  ähnliche  Anstände  bei  Compromisseu  und  Vergleichen,  ist  schleunig, 
in  gewöhnlicher  Art,  ein  AustragalGcricht  zu  ernennen,  welches  über 
die  Zweifel  und  Einreden  zu  erkennen  hat.  XIII)  Nach  Erfüllung 
des  Vollziehungsauftrags,  sind  die  Truppen  ohne  Verzug  zurückzuziehen, 
und  alles  Executions Verfahren  hört  auf.  XIV)  Die  liquiden  Kosten 
der  Execution,  hat  die  Regierung,  die  solche  verursacht  hatte,  ohne 
Verzug  zu  entrichten,  oder  defshalb  Sicherheit  zu  stellen,  lieber 
Einwendungen  oder  Beschwerde  dagegen,  hat  die  B  V.  zu  entscheiden, 
oder,  bei  Vollziehung  austrägalgerichtlic her  Erkenntnisse,  das  Austragal- 
Gericht.  Geschah  die  Execution  gegen  Ruhestörer,  so  sind  diese, 
von  ihrer  Regierung ,  zu  Bezahlung  der  Kosten  auf  gesetzmäßigem 
Wege  anzuhalten.  Unter  dem  Vorwand,  dafs  die  liquiden  Executions- 
Kostcn  noch  nicht  bezahlt  Seyen,  dürfen,  nach  geschehener  Execution, 
die  Truppen  ihren  Aufenthalt  in  dem  Lande  nicht  fortsetzen. 

v 

a)  Wiener  SchlufsActc  v.  i82o,  Art.  3a. 

t)  Die  Uebernehmung  des  'Auftrags ,  ist  Bundespflicht.  Wiener  SchlufsArte 
v.  i8io,  Art.  34-  Weigert  sich  eine  Regierung,  den  Auftrag  r.u  übernehmen, 
so  entscheidet  die  B.  V.  über  ihre  YVeigerungsgründc.  INach  Befinden  übertragt 
sie  einer  andern  Regierung  die  Vollziehung.  Beharrt  die  erste  auf  unbegrün- 
deter Ablehnung  de«  Auftrags,  so  bleibt  sie  r.u  Schadenersatz  verpflichtet,  und 
dem  Bund  verantwortlich,  für  alle  nachtheiligen  Folgen.  ExecutiousOrdn. , 
Art.  9. 

c)  So  auch  die  wiener  SchlussActe      1820,  Art.  3i. 

d)  Darin  sind  sowohl  die  Art  der  Vollziehung,  als  auch  die  EiccutionsGegen- 
stände,  bestimmt  anzugeben. 

e)  So  auch  die  wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art  34.  Ist  der  [ExccutionsAuftrag 
an  mehrere  Regierungen  ergangen,  so  bestimmt  die  B.  V. ,  welche  derselben 
den  Ch  ilCommissär  r.u  ernennen  habe.  Ebend. 

j)  Bis  fast  ru  dem  Ablauf  dieser  Frist  liefs  es,  im  April  i83o,  in  seinem  Streit 
mit  dem  König  von  Hannover  (%.  173  a)  der  Her/sog  Carl  von  Braun- 
schweig kommen,  che  derselbe,  zufolge  eines  Beschlusses  der  ß.  V.,  seine 
Verordnung  vom  10.  Mai  18*7  öffentlich  zurücknahm.  Der  ExeculionsAuftrag 
war  dem  Königreich  Sachsen  geschehen,  welches  /.u  dem  Ende  schon  ein 
TruppcnCorßs  von  5  bis  6000  Mann  in  Bereitschaft  gesetzt  hatte. 

§.    1Ö0.  (148«».)  • 

8)  Vermitllungtrtcht  der  B.  f.  überhaupt. 

I)  Das  oben  (§.  173)  erwähnte  Recht  und  die  Pflicht  der  B.  V., 
in  allen  Streitigkeiten  der  Buudesglicder  unter  sich,  wo 
nicht  Gefahr  auf  dem  Verzug  haftet  ($.  167 «u.  172),  Vermittlung 
gutlicher  Uebereinkunft ,  auch  unaufgefordert,  zu  versuchen,  ist  be- 
gründet, theil s  in  ausdrucklichen  Vorschriften  der  BundesGrnndver- 
trage  «),  theils,  als  Mittel  zu  dem  Zweck,  durch  die  Natur  der  Be- 
stimmung der  B.  V*  (§.  116);  auch  da,  wo  das  unmittelbare  Voll- 
zichungsroebt  der  B.  V.  (§.  »70)  eintritt,  und  selbst  dann,  wenn  noch 
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streitig  oder  zweifelhaft  ist,  ob,  nach  fruchtlos  versuchter  Güte,  das 
Forum  der  bundesmäsigen  Austrägallnstanz  fundirt  sey  *)•  II)  Aber 
auch  in  Streitigkeiten  der  Mitglieder  eines  dem  Bund  angehürigen 
R  egentenh  auses,  über  die  Thronfolge  in  dem  Bundesstaat,  ist 
das  Vermittlungsrecht  der  B.  V.  durch  die  Natur  ihrer  Bestimmung 
begründet.  Und  eben  so  III)  in  Verfassungstrcitigkeiteit 
zwischen  einer  dem  Bund  angehörenden  Landesherrschaft  und 
den  Landständen  oder  Volks  Ter  tretern.  IV)  Bei  Ausführung 
bundesrerfassungsinäsig  beschlossener,  ao  genannter  organischer 
Einrichtungen,  soll  die  B.  V.,  nach  Befinden  der  Umstände,  die 
verschiedenen  Meinungen  und  Anträge  durch  eine  Coramission  auszu- 
gleichen auchen  (§.  138).  V)  In  Streitigkeiten  eines  Bundes- 
Souverains  mit  ausw  artigen  Mächten,  oder  dieser  unter  sich, 
kann  der  Bund,  als  europäische  Gesammtmacht ,  mit  Einwilligung  der 
Betheiligten,  durch  die  B.  V.  als  Vermittler  auftreten«).  VI)  Bei 
Vermittlungen  der  B.  V. ,  geschieht  die  unmittelbare  Verhandlung  durch 
einen  Ausschufs«*). 

,  _  m  t 

a)  BundesActe ,  Art  11.  Beschlufs  der  B.  V  v.  16.  Jun.  1817,  die  Vermittlung 
der  B.  V.  betr.,  in  d.  Protoc.  v.  18*7,  §.  a3i.  Wiener  SchlufsActe  v.  18*0, 
Art.  14  u.  31.   Vergl.  oben     173,  Note  d. 

h)  Abstimmungen  und  Beschlufs  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  19,  betr.  eine 
kurhessische  Scliuldforderung  an  Waldech.  Eben  so  in  d.  Protoc.  v.  1819, 
%.  i58,  betr.  die  hur  hessischen  Schuldforderungen  gegen  Nassau,  Schaumburg- 
Lippe  u.  Lippe.  Hannöverische  Aeusserung,  loco  dict.  gedruckt  *ur  vertravl. 
Sit*,  v.  5.  Juli  1811,  S.  553  der  Orig.Ausg.,  betr.  AnhaltCötben's  Beschwerde 
wider  Preussen. 

c)  Klübi»»  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe ,  %.  160. 

d)  BundesActe,  Art.  it.  Der  angef.  Beschlufs  v.  16.  Jun.  181-,  Num.  II,  wo 
die  von  dem  Ausschuß  r.u  beobachtende  Verfahrungsweise  vorgeschrieben  ist- 
Vergl.  oben  %.  173. 

§.    181.  (148'.) 

S)  Finanzwesen,    Festsetzung  der  Ausgaben  des  Bundes,  und  seines  Geld- 

MiUrikutarwessns. 

1)  Da  vort  sämmtlichen  Bundcsgliedern  Geldbeiträge  zu  leisten 
sind,  zu  Erreichung  der  Zwecke  und  zu  Besorgung  der  Angelegen- 
heiten des  Bundes,  so  hat  die  Bundesversammlung  das  Finanz- 
wesen de.  Bundes  zu  ordnen  und  unter  ihrer  Aufsicht  verwalten  zu 

1 

lassen.  Sie  hat  ««)  1)  den  Betrag  der  gewöhnlichen  *)  verfassungsmäßigen 
Ausgaben, so  weit  es  im  Allgemeinen  geschehen  kann,  festzusetzen; 

2)  in  vorkommenden  Fällen,  die  ausserordentlichen  Aus- 
gaben c),  welche  zu  Ausführung  besonderer,  in  Hinsicht  auf  aner- 
kannte Bundeszwecke ,  gefafsten  Beschlüsse  erforderlich  sind,  und  die 
zu  Bestreitung   derselben   zu   leistenden  Beiträge  zu  bestimmen; 

3)  das  matrikelmäsige  Verhältnifs,  nach  welchem  Ton  den 
Mitgliedern  de»  Bundes  beizutragen  ist,  festzusetzen  «0;  4  1  die  Er- 
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hebung,  Verwendung  und  Verrechnung  der  Beiträge  anzu- 
ordnen, und  darüber  die  Aufsicht  zu  fuhren.  II)  Die  Bundes Ma- 
trikularbeiträge  Iii  essen  in  die  Bundes  M  atrikularcasse  (§.  1 95), 
welche  von  der  BundesCanzleieasse  verschieden  ist  (§.^i36),  für  Kriegs- 
zwecke in  die  Kriegscasse  (J.  197). 

a)  Das  Folgende  sind  Worte  der  wiener  SchlussAc^e  t.  i8ao,  Art.  5a.  Vergl. 
Politische  Fragen  des  Bundestags  Ausschusses  für  die  völkerrecbtl.  Verhältnisse 
des  Kriegs  u.  Friedens,  loco  dictaturae  gedruckt  als  Beilage  48  au  §.  ai5  des 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1819»  S.  68t  der  Original  Ausgabe. 

6)  Von  der  BundesCanzlcicasse  und  den  daraus  su  bestreitenden  Ausgaben, 
sodann  von  der  BundesMatrikularcasse ,  oben  %.  117. 

c)  In  Hriegsseiten ,  gehören  hicher  die  Bedürfnisse  der  BundesKriegscasse.  Auch 
sind  von  dieser  Art:  die  allgemeinen  Kosten  der  im  J.  1819  angeordneten  Cen- 
tralüntersuchungsCommission  su  Maine,  die  allgemeinen  Kosten  der  im  J.  1819 
am  Site  der  B.  V.  errichteten ,  aus  MilitarPersonen  bestehenden  MilitärCom- 
mission ,  und  der  für  FortificationsGegenstände  angeordneten  LocalCommiasio- 
nen ,  die  FortificationsKosten ,  die  Kosten  der  im  J.  1814  angeordneten  Liqui- 
dationskommission für  Forderungen  an  die  ehemalige  BeicbsOperationsCasse 
(Protoc.  v.  1824  1  \-  44)»  die  Pensionen  der  bei  der  transrbenanischen  Susten- 
tationsAnstalt  »33)  beschäftigt  gewesenen  Personen,  nach  d.  Protoc.  v. 
1814»  S*  >o2  u.  a.  m. 

« 

d)  Von  der  Matrikel,  unten  %.  195. 

■ 

§.    182.  (148*. 
10)  frirhamkeit  der  B.  V,  fir  auswärtig  Verhältnis**. 

In  Beziehung  auf  die  auswärtigen  Verhaltnisse  überhaupt, 
liegt  der  B.  V.  ob  «):  1)  als  Organ  der  Gesammtheit  des  Bundes,  für 
Aufrechthaltung  friedlicher  und  freundschaftlicher  Ver- 
hältnisse  mit  auswärtigen  Staaten  Sorge  zu  tragen ;  1 )  die  Ton 
fremden  Mächten  bei  dem  Bund  beglaubigten  Gesandten  (§,  i44u*£) 
anzunehmen,  und,  wenn  es  nöthig  befunden  werden  sollte,  im 
Namen  des  Bundes  Gesandte  an  fremde  Mächte  abzuordnen*); 
3)  in  eintretenden  Fällen  Unterhandlungen  für  die  Gesammtheit 
des  Bundes  zu  führen  (§.  186),  und  Verträge  für  denselben  abzu- 
schliessen;  4)  auf  Verlangen  einzelner  zu  dum  Bunde  gehörender 
Staatsregierangen,  für  dieselben  die  Verwendung  des  Bandes  bei 
fremden  Regierungen,  und,  in  gleicher  Art,  auf  Verlangen 
fremder  Staaten,  die  Daz wischenkunf t  des  Bundes  «)  bei 
einzelnen  Bundesgliedern  eintreten  su  lassen.  -Auch  ist  5)  die  B.  V. 
verpflichtet,  die  auf  das  .Militärwesen  des  Bundes  Bezug  habenden 
organischen  Einrichtungen,  und  die  zur  Sicherheit  der  zu  dem  Bund 
gehörenden  Staatsgebiete  erforderlichen  Vertheidigungsanstalten 
zu  bescbliessen  d). 

a)  Worte  der  wiener  ScblufsActe  v.  i8ao,  Art.  5o. 

6)  In  den  wiener  MinisterialGonferensen ,  ward  dem  Protocoll  v.  i5.  Mai  1830, 
Sitsung3o,  die  Bemerkung  einverleibt,  es  sey  im  Art.  5o,  Nun».  3,  derSchlufs- 
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Acte,  die  Abriebt ,  blofs  in  ausserordentlichen  Füllen  von  Ihindeswcgen  Gesandte 
sä  ernennen.  Diese  würden  dann  (mit  Recht)  Bunde  »tagt  Gesandte  heUseo. 
Vergl.  i37,  Note  a. 

e)  Vergl.  den  Art.  37  der  wiener  ScblufsActe,  u.  unten  %.  187  u.  f. 

d)  Wiener  ScblufsActe  v.  1820,  Art.  5i. 


IV.     C  A  P  I  T  E  L. 

Rechtsverhaltnifs  des  Teutschen  Bundes: 

1)  zu  den  Bundesgenossen,  ihren  Staaten  und  Unterthanen ; 

2)  zu  auswärtigen  souverainen  Staaten  und  Staatenvereinen. 


§.    183.  (149.) 
Rechtsverhältnis*   des  Bundes. 

I )  Zu  den  Bundesgenossen,    ihren  Staaten  und  Vnterthanen. 

Das  Rechtsverhaltnifs  des  Teutschen  Bundes  ist  zweifach; 
nach  Innen  und  nach  Aussen  (§.  105 ,  III).  Nach  Innen,  bezieht 
es  sich  auf  die  Bundesgenossen,  und  auf  ihre  zu  dem  Bund 
gehörende  Staaten  und  Unterthanen.  Hier  wird  es  begründet, 
Iheils  durch  die  Natur  und  den  Zweck  der  bestehenden  Staatenver- 
einigung (§.  106),  tbeils  durch  Grundvertrage  des  Bundes,  und  ihnen 
geraäfs  errichtete  Beschlüsse  der  Bundesversammlung.  Die  Ausübung 
der  in  dieser  Hinsicht  dem  Bund  zustehenden  Rechte,  so  wie  die 
Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Pflichten,  ist  der  Bundesver- 
sammlung übertragen,  als  dem  Inhaber  der  Bundesgewalt,  und  dem 
stellvertretenden  Pflichtträger  der  Gesammtheit  (§.  116). 

§.    184.  (15a) 
Fortsetzung. 

1)  Zu  dem  innern  Rechtsverhaltnifs  des  Bundes  gehören  Grund- 
lage und  Ausbildung  der  innern  Bundesverhältnisse;  Bestimmung  der 
Bundesgenossenschaft  und  der  damit  verbundenen  Rechte  und  Pflichten; 
Unterhaltung  einer  beständigen  Bundesversammlung  mit  bestimmter 
Wirkungsbefugnifs  ;  Beschützung  der  Bundesstaaten  gegen  "jeden 
Angriff;  Garantie  des  Besitzes  und  der  politischen  Selbstständigkeit 
ihrer  in  der  Bundesvereinigung  begriffenen  Staaten;  Aufrechthaltung 
der  rechtmäsigen  Grundverfassung  in  den  Bundesstaaten  (§.  aa5.  s83. 
397);  Erhaltung  der  innern  Ruhe  und  Sicherheit  Teutschlands;  durch- 
gängige Verhütung  oder  Aufhebung  eines  Zustandes  von  Rechtlosigkeit; 
gemeinnützige  Anordnungen;  Vermittlung  der  unter  den  Bundesgenossen 
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entstehenden  Streitigkeiten  durch  einen  AnsschuJs  der  Bundesver- 
-  Sammlung,  und  richterliche  Entscheidung  derselben  durch  eine  wohl- 
geordnete Austrägallnstanz ;  Pflichten  der  Bundesglieder ,.  in  Absicht 
auf  verschiedene  Gegenstände  der  Staatsverfassung  und  der  Staatsver- 
waltung, auf  das  VertheidigungsSystem  des  Bundes,  namentlich  die 
dem  Bund  in  Ansehung  der  Bundesfestungen  zustehenden  Staatsser- 
vituten ,  auf  Bundeski-icge ,  auf  eigene  Hricge  und  Bündnisse  *). 
II)  Ueber  die  Untcrthanen  der  Bundesgenossen,  hat  der  Bund, 
da  er  mit  ihnen  nicht  in  Staatsverbindung  steht ,  keine  Art  von 
Staatsgewalt,  namentlich  keine  gesetzgebende  und  oberrichterliche 
(§.  ai4  u.  f.);  so  wie  sie  gogen  den  Bund  nicht  in  Staatspflicht 
stehen  *).  Doch  ist  die  Handhabung  eines  fortwährenden  Rechts- 
zustandes (§.  217  u.  ff.,  u.  169  e),  auch  für  die  Untcrthanen  der 
Bundesglieder  von  dem  Bunde  festgesetzt,  und  von  ihren  Regierungen 
eine  positive  Verpflichtung  dazu  auch  gegen  diesen  eingegangen.  Es 
sind,  in  dem  zweiten  Abschnitt  der  BundesActe,  verschiedene  ein- 
zelne Rechtsverhältnisse  für  sie,  allgemein  oder  einzeln,  durch 
den  Bund  begründet  oder  namentlich  gesichert  ($.  227  ff.).  Die 
Erfüllung  aller  dieser  Verpflichtungen  können  die  Unterthanen, 
insgesammt  oder  einzeln,  namentlich  die  Landstände,  bei  der  Bundes- 
versammlung fordern  c).  Im  Uebrigen  stehen  sie  nicht  zu  dem  Bund, 
sondern  nur  zu  ihrer  Staatsregierung,  in  unmittelbar  er  Beziehung* 
und  die  Bundesbeschlüsse  werden  für  sie  erst  nach  geschehener  landes- 
herrlicher Verkündigung  verpflichtend  (§.  i65).  Nur  im  Fall  der 
Verletzung  eines  durch  den  Bund  verfassungsmäßig  gesicherten  Rechts- 
verhältnisses ,  steht  ihnen  subsidiarisch  der  Weg  der  Beschwerde- 
führung an  die  Bundesversammlung  offen  (§.  169  u.  217  u.  f.). 
Erledigung  gerechter  Beschwerden  solcher  Art  zu  bewirken,  ist 
diese  ermächtigt  und  verpflichtet ;  wo  es  nothig,  im  bundesverfassungs- 
mäsigen  Wege  der  Execution  ($.  178),  in  welchem  sie  auch  den 
Bedrängten  Schutzbriefe  und  sicheres  Geleite  ertheilen  kann  <0. 
Es  gilt  dieses  Alles  nicht  blofs  von  einzelnen  Unterthanen,  sondern 
auch  von  Classen  und  Corporationen  derselben. 

a)  Von  diesen  Rechten  wird,  theils  oben  theils  unten,  ausführlicher  gehandelt 

*)  Daher  kann  von  ihnen  gegen  den  Bund,  als  solchen,  Hochverrat h  nicht  be- 
gangen werden,  obgleich  ein  Vergehen  gegen  ihn,  vermöge  der  eigenen  Staats- 
Verbindung,  in  welche  die  Bundespflicht  wesentlich  verflochten  ist,  cur  Strafe 
eben  so  wohl  angerechnet  werden  kann,  als  ein  gegen  den  eigenen  Staat 
unmittelbar  begangenes  Verbrechen,  und  in  keinem  Fall  weniger,  als  eine 
Rechtsverletzung  gegen  einen  Auswärtigen  anderer  Art.  —  Dafs  auch  gegen 
den  Bund  Hocbvarrath  begangen  werden  könne,  wird  angenommen,  in  den 
Verhandlungen  der  zweiten  Kammer  der  Landstände  des  GH.  Hessen,  1810, 
Heft,  6,  8.  78  ft.  —  Die  Constitution  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
v.  17.  Sept.  1787,  Art  3,  Num.  3,  erklärt  für  Venrath  gegen  die  V.  St., 
«wenn  Jemand  Krieg  gegen  sie  erhebt,  oder  sich  mit  ihren  Feinden  verbindet, 
oder  diesen  Hülfe  leistet».  Diese  Bestimmung  ist  positiv,  und  die  Organisation 
der  Confdderation  der  V.  St.  ist  wesentlich  verschieden  von  derjenigen  des 
T.  B.  —  Von  den  BundktCanzlaiperiuntH ,  oben  §.  »36,  Note  </. 
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e)  Als  von  ihren  Regierungen  übernommene  Bundespflicht.  Vergl.  184,  017 
u.  ai8-  —  «DerB.  V.  Hegtob,  die  Erfüllung  der  durch  diese  Bestimmungen 
(der  BundesActe)  übernommenen  Verbindlichkeiten,  wenn  sich  aus  hin- 
reichend begründeten  Anzeigen  der  Betheiligten  ergibt,  dafe  solche  nicht  Statt 
gefunden  habe,  zu  bewirken».  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  53.  Erklä- 
rung, in  dem  Präsidial  Vortrag,  in  der  zweiten  Sitzung  der  B.  V.  v.  11.  Not. 
»816,  oben  io5,  Note  b-  —  Aus  demselben  Grund,  und  nach  der  Rechts- 
Analogie,  mufs  dieses  gelten  auch  von  Bestimmungen,  welche  zum  Vortheil 
der  Unterthancn  auch  in  Grund? ertragen  des  Bundes  ausser  der  BundesActe, 
namentlich  in  der  wicuer  SchlufsActe,  festgesetzt  sind. 

d)  Ausser  diesem  Fall,  sind  Schutzbriefe  und  sicheres  Geleite  in  dem  Wege  des 
Rechts  von  der  compeientcn  richterlichen  Behörde,  oder  aussergerichtlich  im 
Weg  der  Gnade  von  der  Landcsherrscbaft  xu  ert heilen.  —  In  der  Fr.  Stadt 
Frankfurt  kann  die  B.  V.  SchuUbricfe  crtheilen  {%.  143). 

§.  185.  (ist.) 

II)  Zu  auswärtigen  Souveränen  Staaten  und  Staatenvereinen. 

T)  Das  Rechtsverhältnifs  des  Teutschen  Bundes  nach  Aussen, 
umfafst  alle  Beziehungen ,  die  ihm,  als  einem  Verein  politisch 
unabhängiger  Staaten,  als  einer  europäischen  Gesam  m tma cht, 
gegen  auswärtige  souveraine  Staaten  und  Staatenvereine 
zukommen0).  Dasselbe  wird  begründet,  theils  durch  die  Natur 
der  politischen  Unabhängigkeit  und  Einheit  des  Bundes,  theils  durch 
Verträge.  11)  In  dieser  Hinsicht  erlief s ,  in  und  unter  dem  Namen  des 
Teutschen  Bundes,  die  Bundesversammlung,  in  dem  ersten  Jahr  ihrer 
Wirksamkeit,  an  jede  der  übrigen  europäischen  Machte,  auch  an  die, 
welche  zugleich  Glieder  des  Bundes  sind,  und  an  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika,  eine  förmliche  Notification  von  der  Feststellung 
des  Bundes  *).  Verschiedene  dieser  Mächte  ernannten  Gesandte  bei 
dem  Bund  (§.  144  u-  £)?  und  theilten  ihm  ron  ihnen  erlassene 
öffentliche  Deklarationen  formlich  mit  «).  IU)  In  seinem  souverainen 
Macht  verhältnifs,  stehen  dem  Bund  alleRechte  zu,  deren  Ausübung 
ihm,  in  solcher  Beziehung,  nach  dem  angenommenen  Grundsatz  der 
politischen  Einheit  sämmtlicher  Bundesstaaten,  von  den  Bundesgenossen 
übertragen  sind,  und  welche  das  Volkerrecht  einem  freien  Staaten- 
verein, als  dem  Vertreter  der  unter  ihm  vereinigten  Souverain- 
Staatcn ,  allgemein,  oder  nach  dem  Inhalt  besonderer  Verträge, 
einräumt  **).  IV)  Da  der  Bund  nur  auf  Gründung  und  Handhabung 
eines  Rechtszustandes  berechnet  ist,  so  kann  und  mufs  seine  Politik 
keine  geheime  seyn.  Er  soll  Rechtsverletzungen  weder  zufügen,  noch 
ron  Andern  dulden. 

*  «  * 

a)  Protoe.  der  B.  V.  v.  1817»  %•  "3.  Dieses  Rechtverhältnis  der  Staatenvereine, 
ist  in  der  Regel  nicht  verschieden  von  demjenigen  einfacher  Staaten.  Vergl. 
Zack4bijl,  das  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten  und  das  rhein.  Bundesrecht, 
erläutert  in  e.  Reihe  von  Abhandlungen  (Heidelb.  1810.  8.),  S.  14*  u.  fF.  — 
Als  eine  europäische  Gcsammtmacht  ward  der  Bund  anerkannt,  vorläufig  schon 
in  dem  pariser  Frieden  v.  1814,  Art  6,  und  nachher  in  der  SchlufsActe  des 
wiener  Congressea ,  Art.  53.    Vergl.  auch  unten  Note  c. 
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4)  Beschlufs  der  B.  V.  In  ihrem  Protoc.  t.  is.  Jun.  1817»  %.  317,  N.  I.  Voraus* 
gegangen  war  eine  loco  dictaturae  gedruckte  «Anmerkung  einiger  Punete,  die 
auswärtigen  Verhältnisse  des  Bundes  betr.,  welche  in  der  vertrau!.  Sitzung  t. 
3.  Mars  1817  vorgekommen  sind».  —  Von  allen  Mächten  liefen  anerkennende 
Antwortschreiben  ein.  ausgenommen  Portugal,  Sardinien,  die  Pforte,  u.  die 
V.  St.  von  Mordamerika.  —  Wie  die  angeführten  Bekanntmachungsschreiben, 
so  sollen  auch  alle  nachfolgenden  Schreiben  der  B.  V.  an  auswärtige  Staats- 
regierungen, die  Unterschrift  fuhren:  « Der  Tcutsclie  Bund,  und  in  dessen  Namen 
der  Kaiserlich -  Oestreichische  präsidirende  Gesandte  (in)  der  Bundesversammlung  1 , 
und  (richtiger)  in  der  beigefügten  französischen  Uebersetsun^:  «LaConfede* 
ration  Germanique,  et,  en  Son  nom,  le  Ministre  d'Autricho  ,  President  de  isl 
Diete  ».  Der  angef.  Beschlufs  y.  1817,  «.  In  der  amtlichen  französischen  Ueber* 
Setzung  des  Präsidial  Vortrags ,  in  dem  Protocoll  der  B.  V.  v.  so.  Sept.  18194 
§.  130,  heifst  der  PräsidialGesandte,  «le  Ministre  de  S.  M.  I.  et  B.  ApostoJique, 
presidant  la  Diete  ».  In  der  BundesActe ,  Art.  5,  heifst  er  «der  Vorsitzende  ** 
Kurh essen  hatte  vorgeschlagen:  «Der  verbündeten  Fürsten  u.  Freien  Stadt« 
Deutschlands  zur  B.  V.  abgeordnete  Bevollmächtigte  u.  Gesandte,  u.  in  deren 
Namen:  der  Vorsitzende  Baiserlich -östreiebische  Gesandte*;  Baiern:  «Der  der 
B.  V.  präsidirende  Gesandte»,  und  «Le  Ministre,  presidant  la  Diele»;  (beide* 
in  d.  Protoc.  v.  u.  Mai  1817*  V  168);  Wirtemberg:  «Der  Vorsitzende  Gesandte 
in  der  B.  V.»  (Protoc  v.  1817,  $.  195).  Mecklenburg  gab  der  in  der  Con* 
ferenzPunctation  v.  3  März  1817  aufgestellten,  nachher  in  dem  Beschlufs  ange- 
nommenen Formel  seinen  Beifall,  weil  die  «Ausfertigung  immer  von  der  B.  V. 
ergehe,  und  der  Präsidirende  die  Befugnifs,  solche  allein  zu  unterzeichnen« 
nur  von  ihr ,  ex  dclegatione  ,  hernehmen  könne  ,  welches  auch  durch  jene 
Formel  wohl  ausgedruckt  scy».  Protoc.  v.  1817,1.177.  Eine  lateinische  Formel  der 
Unterschrift,  ward  nur  allein  von  Burhessen  vorgeschlagen  (Protoc.  v.  1817, 
§.  168  )  ,  aber  kein  Beschlufs  darüber  gefafst 

c)  So  die  auf  den  Staats  Versammlungen  zu  Aachen  (1818)  u.  Laibach  (  i8ai ) 
erlassenen  Declarationen.   Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  V  5;  v.  1811  ,  i34« 

d)  Verhandlungen  der  B.  V.  über  die  Seer'duberei  der  Bariaresken.  Protoc.  v.  1817, 
%,  «36,  aoo,  353,  4  »5»  u.  Beilagen  66  u.  86.  (v.  Gagkzs's)  Mein  Antheil  an  der 
Politik,  Abth.  III,  S.  i56—  169.  —  Von  einem  antipiratischen  Verein,  s. 
Protoc.  v.  1810,  \.  69.  F.  W.  Wime»  über  die  Seeräubereien  der  Barbaresken. 
Düsseid,  1819.  8.   Vergi.  Protoc  v.  1810,  %.  58. 

§.    106.  (152'.) 
Diplomatisclicr  Ferkehr  des  Bunde*. 

Der  diplomatische  Verkehr  von  Seite  des  Bundes  mit 
auswärtigen  Staaten«  wird  I)  durch  die  B.  V.,  dieses  verfassungsmässige 
Organ  seines  Willens  und  Handelns,  besorgt,  und  zwar  immerbin 
nur  in  Folge  eines  formlichen  Beschlusses.  Er  kann  Statt  haben 
O  entweder,  mit  den  bei  dem  Bund  aecreditirten  auswärtigen 
Gesandten  (§.  144  u.  f.),  mündlich  oder  schriftlich,  oder  a)  un- 
mittelbar mit  den  auswärtigen  Staatsregierungen,  durch 
Schreiben  des  Bundes  (das  heifst,  in  seinem  Namen,  der  Bundes- 
versammlang,  man  s.  oben  §.  187)  und  der  auswärtigen  Regierungen  «), 
oder  durch  Gesandte,  die  von  dem  Bund  abgeordnet  werden,  sey 
es  für  beständig ,  oder  nur  vorübergehend  für  einen  bestimmten 
Zweck  und  Auftrag»).    II)  Bei  mündlichen  Verhandlungen  mit 
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auswärtigen  Gesandten,  soll  vor  allem  anch  der  Präsident  derB*V. 
in  analoger  Art  das  unmittelbare  Organ  derselben  seyn;  doch  steht 
ihr  frei,  demselben  einzelne  Gesandte  aus  ihrer  Mitte  zu  der  Ver- 
handlung beizugeben.  Bei  Anträgen,  oder  hei  Antworten  auf  solche, 
ist,  ohne  defshalb  einen  eigentlichen  schriftlichen  Notenwechsel  einzu- 
leiten, zugleich  eine,  von  der  B.  V.  oder,  ausnahmweise,  von  dem 
bestimmten  Ausschufs  genehmigte  Verbal  Note  zu  übergeben,  welche 
das  Wesentliche  der  Besprechung  enthält  Ist  die  VerbalNote  von 
dem  Präsidium  zu  ertheilen,  so  kann  dieselbe  eher  nicht  übergeben 
werden,  als  bis  sie  Ton  der  B.  V.,  oder,  ausnahmweise,  von  dem 
bestimmten  Ausschufs  genehmigt  ist  «)•  Hl)  Auswärtige  Gesandte 
tonnen  ihre  Noten,  nach  Gefallen,  an  den  Bund  richten,  oder  an  die 
B.  V.  oder  deren  Präsidium  <*).  IV)  Der  Vorsitzende  Gesandte  ist,  in 
der  Regel,  jede  von  einer  auswärtigen  Gesandschaft  erhaltene' Note 
oder  Eröffnung,  der  B.  V.  in  der  nächsten,  ordentlichen  oder  ausser- 
ordentlichen, Sitzung  mitzutheilen,  oder,  ausnahmweise,  zuerst  einem 
von  ihm  zu  erbittenden  Ausschufs  «)• 

a)  Schreiben  der  schweixer  Eidgenossenschaft  an  die  B.  V.,  in  d.  Protoe.  der 
B.  V.  t.  1817,  §.  396,  Beil.  80,  S.  795. 

&)  Der  angef.  Betchlufs  der  B.  V.  r.  is.  Juni  1817,  Num.  II  u.  IV.  —  In  der 
Regel  ,  sollen  nur  in  ausserordentlichen  Fällen  Gesandte  geschickt  werden. 
Oben  %.  181.  —  Für  schriftliche  Verhandlungen,  kann  die  FräsidialGesandschaft 
ausnabmweise  für  nötbig  oder  nützlich  erachten ,  sich  rorerst  nur  mit  einem 
hiesu  von  ihr  su  erbittenden  AntsckutM  der  B.  V.  su  benehmen,  wo  man 
unter  eigener  Verantwortung  sich  su  vereinigen  hat,  ob  und  wie  fern  jetzt, 
oder  noch  nicht,  dio  erhaltene  diplomatische  Mittbeilung  an  die  Gesammt- 
heit  bewirkt  werden  solle ;  doch  sollen  förmliche  offacielle  Erklärungen 
oder  wirkliche  Verhandlungen  diesem  Ausschufs  nicht  zustehen.  Ebcndas. 
Num.  II,  1. 

c)  Der  angef.  Beacbluf*  r.  n.  Juni  1817,  IV.  L 

d)  Ebendas.  IV.  3.  Protoe.     1811  ,  $•  i34. 

e)  Ebendas.  IV.  4.  —  Seit  18*8  erscheinen  schriftliche  Verhandlungen  der  B.  V. 
mit  den  bei  dem  Bund  aecreditirten  Gesandten  auswärtiger  Mächte,  nicht  mehr 
in  den  öffentlichen  Protokollen  der  B.  V.  —  Von  der  Spruche  in  dem  diplomat. 
Verkehr  des  Bundes,  oben  %.  149.  —  Von  der  Untertchrifi  der  B.  V.  %.  i85,  h. 

g.     187.  (152  b.) 

Acussere  Rechte* 

s 

• 

Im  Verhältnifs  zu  auswärtigen  souverainen  Staaten  und  Staaten 
vereinen ,  gebührt  dem  Teutschen  Bund ,  als  einer  unabhängigen 
Gesammtheit,  das  Vertrag-  und  Kriegs* echt.  Er  hat  also  das 
Recht,  1)  rechtmäsigen  Krieg  zu  fuhren;  nur  su  seiner  Selbstver- 
teidigung will  er  dasselbe  ausüben,  zu  Erhaltung  der  Selbstständigkeit 
und  äussern  Sicherheit  Teutschlands,  und  derUnabhängigkeit  und  Unver- 
letzbarkeit der  einzelnen  Bundesstaaten  °).  2)  Das  Recht  Frieden, 
und  3)  zndere  Verträge  *),  namentlich  Bündnisse  undHandels- 
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rerträge,  zu  schliesscn,  und  Garantie  zu  versprechen,  oder  sich  ver- 
sprechen zu  lassen  «0,  4)  Neutralität  in  Kriegen  anderer  Mächte  zu  be- 
obachten, und  sich  dabei  zu  schützen  <0.  5)  Das  actire  und  passive  Ge- 
sandschaftrecht, oder  das  Recht,  Gesandte  jeder  Art  zu  schichen 
und  anzunehmen  *).  6)  Das  Recht  und  die  Pflicht,  seine  Mitglieder,  in 
Ansehung  ihrer  Rechte  und  Ansprüche  gegen  Auswärtige ,  durch  'wirk- 
samste Verwendung  zu  vertreten,  und  diese  Verwendung  und  Ver- 
tretung so  weit  auszudehnen,  als  nülhig  ist,  damit  denselben  volle  Sicher- 
heit und,  für  erlittene  Rechtsverletzung,  angemessene  Genugthuung  zu 
Theil  werde/).  7)  Auch  für  Unterthanen  eines  Bundesstaates, 
soll  die  Bundesversammlung  bei  auswärtigen  Staaten  sich  verwenden, 
wenn  ihre  Staataregierung  selbst  darauf  anträgt  #*).  8)  Das  Recht 
Staatsservituten  auszuüben,  oder  zu  gestatten,  so  weit  der 
Bund  in  seiner  Gesammtheit  dazu  berechtigt,  oder  verpflichtet  ist. 

o)  BundcsActc,  Art.  11.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  35.  Der  Teutsche 
Bund  ist  «ein  Bund  des  Friedens  und  der  Eintracht».  I'rotoc.  der  B.  V.  v. 
1.  Mai  1828.  , 

4)  Wiener  ScblufsActe  v.  1810,  Art.  35.  —  Von  einem  mit  dem  päpstlichen  Hof 
zu  schliefsenden  Concoren,  i.  Klüber'*  angef.  U  ebersiebt  etc.,  S.  454  ff. 

e)  Die  Contrahenten  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  ,  baben  ,  durch 
wörtliche  Einrückung  der  ersten  eilf  Artikel  der  BuudcsActe  (Art.  53  —  64)« 
und  durch  Erklärung  der  ganzen  BundesActe  für  einen  Theil  der  SchlufsActe 
(Art.  118))  die  Garantie  des  Bundes  übernommen  (§.  55)« 

rf)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  4-f>  —  47*  —    Vergl.      189  u.  191. 

*)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  5o,  Kum.  1.    Bcscblufs  der  B.  V.  v.  17.  Juni 

1817,  im  Eingang*  in  d.  Protoc.  v.  1817,  %.  217,  S.  46»  der Orig.Aiugabe.  —  Nur 

in  aunerordeutlictten  Fullen,  sollen  von  Bundeswegen  Gesandte  ernannt  werden. 

Oben  %.  18a.  —    Von  Gesandten  auswärtiger  Mächte  bei  dem  Bund,  oben 

%■  144  u.  182. 

O  Von  der  Verpflichtung  der  B.  V.  tu  Vertretung  der  Hundesglieder  bei  aus- 
wärtigen Mächten,  s.  wiener  ScblufsActe  von  1820,  Art.  37  u.  5o,  Num.  4.  Vergl. 
oben  V  »82  %  u.  unten  %.  189  u.  191.  Von  Vertretung  der  Unten  honen  eines 
Bundesstaates  durch  die  B.  V.,  unten  %.  218. 

f)  Provisorische  CompetcnzBestimmung  der  B.  V. ,  in  d.  Protoc.  v.  1817 ,  213, 
lit.  C,  ($.  5)  Num.  3,  c.  —  Verhandlungen  der  B.  V.  in  Fällen  dieser  Art.  s. 
in  den  Protocollen  der  B-  V.  v.  5.  u.  23.  Dec.  1816,  %.  45  u.  69;  desgl  v. 
ai.  Nov.  1816,  V  17;  v.  5.  Dec.  1816,  §.  44,  45  u.  69;  v.  3o.  Jan.  u.  v.  8.  Mai 
J817,  §.  28  u.  159;  1818,  %.  117,  181  u.  i83j  1819.  I.70;  1820,  V  148;  i8*3, 
$.  ist  j  1824,  $.  29.  —  Wer  sich  unmittelbar  an  die  B.  V.  wendet,  wird  von 
ihr  an  seine  Landesregierung  verwiesen. 

A)  Hievon  unten ,     559  «•  & 

§.    188.  (152  .) 

Verletzung  einzelner  Bundesstaaten.    Pßicldm'asiges  Verhalten 
derselben.   Daztvischenkunft  des  Bundes. 

I)  Da  alle  Bundesstaaten  in  ihrem  politischen  Verein  eine 
Gesammtmacht  bilden,  so  ist  Verletzung  eines  einzelnen  Bundes- 
staates  ron  Auswärtigen,   zugleich  Verletzung  der  Gesammt- 
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heit  «).  II)  Dagegen  ist  jeder  Bundesstaat  verpflichtet,  von  seiner  - 
Seite  weder  Anlafs  zu  solchen  Verletzungen  zu  geben,  noch  aus- 
wärtigen Staaten  dergleichen  zuzufügen  *>.  III)  Begehrt  ein  Bundes- 
staat, bei  einer  zwischen  ihm  und  einer  auswärtigen  Macht  entstandenen 
Irrung,  die  Dazwischenkunft  des  Bundes,  so  hat  die  Bundes  ver- 
sammlang den  Ursprung  solcher  Irrung,  und  das  wahre  Sachverhältuifs 
sorgfältig  zu  prüfen.  Ergibt  sich  liiebei,  dafs  dem  Bundesstaat  das 
Recht  nicht  zur  Seite  stehe,  so  har  die  Bundesversammlung  denselben 
von  Fortsetzung  des  Streites  ernstlich  abzumahnen,  und  die  begehrte 
Dazwischenkunft  zu  verweigern,  auch  erforderlichen  Falls  zu 
Erhaltung  des  Friedensstandes  geeignete  Mittel  anzuwenden. 
Im  Gegenlall,  hat  sie  demselben  ihre  wirksamste  Vertretung  und 
Verwendung  (§.  187)  angedeüien  zu  lassen  e).  , 

•)  Wiener  Schluß  Act©  v.  i8?o,  Art.  36.  —  Erörterungen  und  Beratschlagungen 
über  Krieg  und  Frieden  des  Hundes,  findet  man  in  den  Protocollcn  12,  i3  u.  14 
der  wiener  MuiistcrialCooferensen  v.  21.,  23.  u.  a5.  Jau.  ifcao. 

1)  Ebendas.,  Art.  36. 

e)  Ebenda«.,  Art.  3r,  u.  Art  5o,  Num.  4.  Vergl.  %.  1S7,  Num.  6,  und  unten 
%.  219-  —  Eine  frühere  Bestimmung  enthält  die  provutor.  CompetensBebtimmung 
der  B.  V.,  iu  d.  Protoc.  V.  1817,  %.  i23,lit.  C,  ($.5)  Num.  3,  d. 

§.    169"  (152-i.) 

Gefahr  eines  Anqriffs,  für  einzelne  Bundesstaaten  ,  oder  für  die  Ge- 
sammtheit ;  seihst  bei  angetragener  Vermittlung.  Gefalur  einer  Verletzung 
der  Neutralität.  Vertlieidignngsmaasregeln. 

I)  Entstehtaus  der  Anzeige  eines  Bundesgenosen,  oder  aus  andern 
zuverlässigen  Nachrichten,  Besorgnifs,  dafs  ein  cinzeluer  Bundesstaat, 
oder  die  Gesammtheit  des  Bundes,  von  einem  feindlichen  Angriff 
bedroht  werde,  so  mufs  die  B.  V.  sofort  die  Frage,  ob  Gefahr 
eines  solchen  Angriffs  wirklich  vorhanden  sey,  in  ßerathung  nehmen, 
und  darüber   baldmöglichst   einen   Ausspruch   thun.     Wird    1 )  die 
Gefahr    von  ihr  anerkannt,   so    mufs,    gleichzeitig  mit  diesem 
Ausspruch ,  wegen  der  in  solchem  Fall  unverzüglich  in  Wirksamkeit 
zu  setzenden  VertheidigimgsMaasregeln ,  ein  Besch lufs  gefafst  werden. 
Beides,  jener  Ausspruch  und  dieser  Beschlufs,  ergeht  von  der  engern 
Versammlung,    die   dabei  naoh  der  in  ihr  geltenden  absoluten 
Stimmenmehrheit    verfährt  «).      Ein    solcher    Beschlufs  verbindet 
sämmtliche  Bundesstaaten  zur  Theilnahme   an   den  vom  Bundestag 
nüthig  erachteten   VertheidigungsMaasregeln  *).     Wird  aber  2)  die 
Vorfrage,  ob  Gefahr  vorhanden  sey,  verneinend  entschieden,  so 
bleibt  nichtsdestoweniger  denjenigen  Bondesstaaten,  welche  von  der 
Wirklichkeit  der  Gefahr  überzeugt  sind,  unbenommen,  gemeinschaft- 
liche   VertheidigungsMaasregeln    unter   einander   zu   verabreden  e). 
II)  Wenn  in  einem  Fall,  wo  es  die  Gefahr  und  Beschützung  einzelner 
Bundesstaaten  gilt,  einer  der  streitenden  Theile  auf  förmliche  Vcr- 
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mittlung  des  Bundes  anträgt,  so  wird  derselbe,  in  so  fern  er  es 
der  Lage  der  Sache  und  seiner  Stellung  angemessen  findet,  unter 
vorausgesetzter  Einwilligung  des  andern  Theils ,  diese  Vermittlung 
übernehmen ;  jedoch  darf  dadurch  der  Beschluß»  wegen  der  zur 
Sicherheit  des  Bundesgebiets  (des  zu  dem  Bund  gehörenden  Staats- 
gebietes, §.  78)  zu  ergreifenden  Maasregeln  nicht  aufgehalten  werden, 
noch  in  der  Ausführung  der  bereits  beschlossenen  ein  Stillstand  oder 
eine  Verzögerung  eintreten  <0.  III)  Treten  in  einem  Krieg  zwischen 
auswärtigen  Mächten ,  oder  in  andern  Fällen ,  Verhältnisse  ein ,  welche 
die  Besorgnifs  einer  Verletzung  der  Neutralität  ($.  187). des 
Gebietes  der  Bundesstaaten  veranlassen ,  so  hat  die  B.  V*  ,  ohne 
Verzog,  im  engern  Rath  die  zur  Behauptung  dieser  Neutralität 
erforderlichen  Maasregeln  zu  beschliessen  «)• 

«)  Wiener  SchlufcActe  t.  1810,  Art.  3a 

i)  Ebendas.,  Art. 41* 
r)  Ebenda». ,  Art  4*« 

d)  Ebenda*.,  Art.  43- 
t)  Ebendas. ,  Art  45. 

§.    190.  (152/.) 

Feindlicher  Ueherfall.    Kriegserklärung.    Pflicht  der  Bundesstaaten  zur 
Theänahme  an  dem  Krieg.   Ihre  freiwillige  Mehrleistung. 

• 

1)  Wird  das  zu  dem  Bund  gehörende  Gebiet  eines  oder  mehrerer 
Bundesstaaten ,  von  einer  auswärtigen  Macht  feindlichübcrfallen, 
so  tritt  sofort  der  Stand  des  Kriegs  einj  es  mufs  in  diesem  Fall,  was 
auch  ferner  von  der  B.  V.  beschlossen  werden  mag,  ohne  weitern 
Verzug  zu  den  erforderlichen  VertheidigungsMaasregeln  geschritten 
werden  «).  II)  Sieht  sich  der  Bund  zu  einer  formlichen  Kriegs- 
erklärung genothigt,  so  kann  solche  nur  von  der  B.  V.,  und  zwar 
in  dem  vollen  Bath,  nach  der  für  denselben  vorgeschriebenen 
Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen  (§.  is5),  beschlossen  werden  *). 

III)  Die  auf  solche  Art  ausgesprochene  Kriegserklärung,  verpflichtet 
«lämmtliche  Bundesstaaten  zu  unmittelbarer  Theilnahme  an  dem 
gemeinschaftlichen   Krieg  O;   zu  Neutralität  ist  keiner  berechtigt. 

IV)  Bei  ausgebrochenem  Krieg;  steht  jedem  Bundesstaat  frei,  zur 
gemeinsamen  Verteidigung  eine  gröfsere  Kriegsmacht  zu  stellen, 
als  sein  BundesGontingent  betragt;  es  kann  jedoch  in  dieser  Hinsicht 
keine  Forderung  an  den  Bund  Statt  finden  <0. 

a)  Wiener  SchluTsActe  v.  1810,  Art.  39. 

A)  Ebendas.,  Art.  4o.   Krfasa's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II ,  S.  43s. 

e)  Ebendas.,  Art.  4*. 
d)  Ebendas. ,  Art.  44* 
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§.    191.  (1527) 

Krieg,  den  ein  Bundesglied  als  europäische  humlesfveie  MuclU  beginnt. 
}Venn  ein  solches  in  seinen  bundesfreien  Besitzungen  bedi'oht ,  oder 

angegriffen  wird. 

I)  Beginnt  ein  Bundesglied,  das  zugleich  Oberhaupt  eines  zu 
dem  Bund  nicht  gehörenden  Staatsgebietes  ist,  in  dieser  Eigenschaft, 
sey  es  mit  einem  Bundesglied  derselben  Art  «),  oder  mit  einer  zu  dem 
Bund  nicht  gehörenden  Macht,  einen  Krieg,  so  bleibt  derselbe,  da 
er  die  Verhältnisse  und  Verpflichtungen  des  Bundes  nicht  berührt, 
dem  Bunde  fremd  *).  Für  den  Bund  treten,  in  solchem  Fall,  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Neutralitat  ein  «)•  Im  einzelnen  Fall 
kann  eine  Ausnahme  ron  dieser  Regel  Statt  finden,  wie  die  hier 
zunächst  folgende  Bestimmung  der  -wiener  SchlufsActe  ausdrücklich 
festsetzt*  II)  In  denen  Fällen,  wo  ein  solcher  Bundesstaat  in  seinen 
ausser  dem  Bund  gelegenen  Besitzungen  bedroht  oder  ange- 
griffen wird,  tritt  für  den  Bund  die  Verpflichtung  zu  gemein- 
schaftlichen Verth  eidig  ungs  Maasregeln ,  oder  zu  Theil nähme 
und  Hülfleistung,  nur  in  so  fern  ein,  als  derselbe,  nach  vorgä'n- 
giger  Berathnng  durch  Stimmenmehrheit  in  der  engern  Versammlung, 
Gefahr  für  die  zu  dem  Bund  gehörenden  Gebiete  erkennt.  Dann 
finden  die  oben  (§.  189)  angegebenen  Bestimmungen,  hier  gleichmäßig 
Anwendung  <0. 

«)  Es  versteht  sich,  nach  Art.  ««.  der  BundesActe ,  dafs  in  diesem  Fall  1)  di« 
Ursache  des  Streites  auf  leiden  Seiten  den  Bundesvei'hältnissen  durchaus  fremd 
sevn  müsse  j  s)  «hifs  der  Krieg  nicht  auf  die  zu  dem  Bund  gehörenden  Staaten 
des  einen  und  des  andern  Theils  ausgedehnt  werden  dürfe.  Das  Letzte  wird 
auch  durch  die  wiener  SchlufsActe  ,  Art.  45 ,  (verbis :  «  oder  in  andern  Fallen») 
bestätigt.  VergL  L.  ▼.  Dassen  Beiträge  zu  dem  öffentl.  Recht  des  deutschen 
Bundes.  Tüb.  1822,  S.  59  ff.  Im  vorkommenden  Fall,  kann  die  Ausmiltlung 
der  Grenescheidc  grofsen  Schwierigkeiten  unterliegen;  wie  denn  überhaupt 
die  Kriegsverhältnisse  derjenigen  Bundesglicder,  welche  zugleich  bundesfreie 
Staaten  beherrschen ,  die  bedenklichste  Seite  des  Bundes  bilden.  —  Wenn 
es  oben  heust:  «auf  beiden  Seiten«,  so  deutet  dieses  auch  auf  den  Fall  eines 
Kriegs  zwischen  Bundesgliedern,  ron  welchen  nur  da*  eine  souveraine  Besitz- 
ungen  ausser  dem  Bunde  hat. 

•  )  'Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  46.  Von  dem  eigentlichen  Sinn  der  Sa 
diesem  Art.  vorkommenden  Ausdrücke :  «in  seiner  Eigenschaft* als  europäische 
Macht  • ,  s.  unten  %.  238. 

c)  Baiern,  Holstein,  und  die  Bevollmächtigten  der  vereinigten  Fürsten  und  Freien 
Städte,  verlangten,  in  den  wiener  Conferenzen,  ausdrückliche  Festsetzung  der 
Neutralitat  des  Bundes,  für  den  Fall,  wenn  Bundesglieder,  welche  Staaten  ausser 
dem  Bund  besitzen,  mit  hindern  (Auswärtigen)  oder  unter  sich  in  Krieg  gerathen. 
Klübers  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  357  f-»  378,  4*»3,  43i  u.  485  ff. 
Aber  es  ward  solche  (als  sich  von  selbst  verstehend)  von  den  übrigen  nicht  für 
nöthig  oder  nützlich  erachtet*   Vergl  unten  §.  221 ,  Note  a. 

rf)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820 ,  Art.  47. 
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192.  (152«.) 

Waffenstillstandes- ,  Friedens-  und  andere  Unterfiandlungen  für  Bundes- 
kriege.   Annahme  und  Bestätigung  eines  Friedensvertrags. 

1)  Nach  einmal  erklärtem  Bundeshrieg,  ist  au  r  die  Gesa  in  mt- 
heit  der  Bundesglieder,  durch  ihr  Organ,  die  Bundesversammlung, 
berechtigt ,  i)  Unterhandlungen  mit  dem  Feind  einzugehen ,  und 
2)  W  a  f  f  e  nstillstand,  oder  3)  Frieden  zn  srhlicssen  «).  Kein 
einzelnes  Mitglied  des  Bundes  ist  hiezu  einseitig  berechtigt  *),  selbst 
dann  nicht,  wenn  es  ausserhalb  des  Bundes  Besitzungen  hätte  e),  und 
in  dieser  Hinsicht  als  europäische  Macht  (§.  191)  betrachtet  wurde; 
auch  nicht  zu  Abrufung  seiner  Contingent Truppen,  noch  zu 
Neutralitat,  in  Ansehung  seiner  unter  dem  Bund  begriffenen 
Besitzungen  (§.  187  u.  223).  II)  Erfolgen  von  Seite  des  Bundes 
Unterhandlungen  über  Abschlufs  des  ¥ riedens,  oder  eines 
W  affenstillstandes,  so  hat  die  Bundesversammlung  zuspccieller 
Leitung  derselben  einen  A  ussc hu fs  zu  bestellen,  zu  dem  Unter- 
h  andlu  n  gsgc  schüft  selbst  aber  eigene  Be  vollmach  igte  zu 
ernennen,  und  sie  mit  gehurigen  Instructionen  zu  versehen  HI)  Die 
Annahme  und  Bestätigung  eines  Friedensvertrags,  hann 
nur  von  der  Bundesversammlung,  in  der  vollen  Versammlung, 
geschehen  <?). 

0)  Wiener  SclilufsActc     i8ao,  Art.  5o,  Num.  3. 

b)  BundrsActc  ,  Art.  11.  Politische  Fragen  des  Bundestags  Ausschusses  ,  in 
Beziehung  auf  des  Teutschen  Bundes  völkerrechtliche  Verhältnisse  des  Briefs 
und  Friedens,  loco  dictaturac  gedruckt  (S-  681 — 683)  als  Beilage  48  *u  dem 
Protoc.  der  B.  V.  t.  10.  Sept.  1819,  %.  ai5.  BMhim's  Actcu  des  wiener  Congr , 
Bd.  II ,  S.  356  ff. ,  4*3  ff. ,  430—  43a ,  485 ,  499  u.  53«. 

c)  Wiener  SclilufsActc  v.  i8ao,  Art.  48. 

d)  Fbendas- ,  Art.  49. 

c)  Fbeudas.i  Art.  i«;.    Vcrgl.  oben  i»3. 
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V.     C  A  P  I  T  E  L. 
Verl  heidi(;  ii  n^sSy  stcm   des  ßnndes. 


§.     195.  <153\) 
Uehcrsicht. 

Der  Sicherheitzweck  des  Teutschen  Bandes  gebietet  ein  ange- 
messenes Ver t heidi gung «System,  nach  den  Regeln  der  Kriegs- 
kunst. Bei  Einrichtung,  Handhabung  und  Anwendung  desselben  t  mufs 
die  verfassungsmäßige  Rechtsgleichheit  aller  Bundesgenossen 
(§.  2i3),  als  oberster  Grundsatz  gelten.  Die  Gesammfheit  der  Bundes- 
staaten erscheint  darin  als  selbststa'ndigeHaupt-undGesammtmacht, 
jeder  einzelne  Bundesstaat  als  gleichberechtigter  Macht-  und  Bundes- 
genofs,  und  selbst  der  kleinste  nicht  als  blosser  Hulfgenofs  (Alliirter), 
auch  nicht  des  oder  der  Mächtigsten.  Es  hommen  dabei  in  Betracht : 
I)  die  Matrikel  oder  der  Anschlag  der  jedem  einzelnen  Bundesstaat 
für  den  gemeinschaftlichen  Zweck  verhältnifsmasig  obliegenden 
Leistungen,  sowohl  an  Geld  als  auch  an  Mannschaft  (Trappenzahl 
oder  Contingent);  II)'die  Kriegs  Verfassung  des  Bundesheeres, 
nämlich,  1)  die  Eintheilung  des  Heeres  in  Brigaden  und  Armee- 
Corps,  diese  entweder  ungemischte  (aus  Trappen  eines  einzigen  „ 
Bundesstaates  bestehende)  oder  gemischte  (combinirtc ,  d.  h.  aus 
Truppen  mehrerer  Bundesstaaten  zusammengesetzte),  jedes  Corps  nach 
den  verschiedenen  Waffengattungen  hunstmäsig  zusammengesetzt; 
Festsetzung  2)  der  Bewaffn  u  ngsart,  insonderheit  des  Calibers 
bei  den  Feuergewchren  Und  dem  groben  Geschütz;  S)  der  Art  der 
W  af  fenü  bungen  (ExercirBeglement),  und  4)  des  Fclddienstesj 
5)  Fuhr-  und  Pflegwesen;  6)  Lazarethwesen;  7)  Kriegs- 
gesetze und  Kr ieg*  a rt i  h e  I  ;  8)  der  Oberbefehl,  das  Ober- 
commando  mit  dem  dazu  gehörigen  Generalstab:  III)  Bundesfestun- 
gen unüT  andere  Befest igungs werke. 

§.    194.  (  MS  K ) 

Obliegenheit,    Verhandlungen  und   Beschlüsse  der  B.  V*  MiKlür- 
Ansschuss.    MiliiärCentralCommtssion.  M&tärLocalCommission. 

Müit'arCommissionsCumleu 

1)  Da  der  Bundesversammlung  zur  Pflicht  gemacht  ist,  die 
auf  das  Militärwesen  des  Bundes  Bezug  habenden  Einrichtungen ,  und 
die  zur  Sicherstellung  seines  Gebietes  erforderlichen  Verth  etdigungs- 
anstalten  zu  beschliesscn  °),  so  hat  dieselbe  alle  oben  genannten  Ge- 
genstände in  Betrachtung  genommen  *),  und  die  nüthigen  Bestimmungen 
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festgesetzt.  II)  Sie  hat  zu  Vorbereitung  der  Beschlüsse,  einen  aus 
sieben  Mitgliedern  der  B.  V.  bestehenden  MilitärAusschufs  er- 
nannt «),  welchem  die  vorläufige  Erörterung  nnd  Bearbeitung  der 
Militärangelegenheiten  übertragen  ward.  III)  Znr  Hülfe  Ith*  diesen 
Bundestags Ausscliufs  und  die  B.  V.,  namentlich  für  rein  militärische 
Arbeiten  und  Berathungen,  ist  überdiefs  eine  «Mil  i  tärCommission 
der  Bundesversammlung»  am  Bundestag  angeordnet  <0.  Dieselbe 
soll  bestehen  aus  sechs  Militä>BevoUmä'chtigten ,  jeder  wenigstens  vom 
Rang  eines  Stabsofficiers ,  und  zwar,  unbeschadet  der  Gleichheit  der 
Rechte,  in  Hinsicht  auf  die  verschiedenen  ArmeeCorps,  aus  einem 
ostreichischen,  einem  preussischen  und  einem  baierischen,  dann  ans  einem 
von  jedem  der  drei  gemischten  Corps ,  nach  eigener  Uebereinkunft  der 
bei  diesen  betheiligten  Bundesglieder,  doch  so,  dafs,  neben  dem 
CorpsBevollmächtigten  und  stimmfübrenden  Mitglied,  auch  für  jede 
Division  der  gemischten  Corps,  ein  Abgeordneter  den  Commissions- 
Sitzungen  als  DivisionsBevollmachtigter  beiwohnen  darf.  Diese  Militar- 
Commission  ist,  in  ihrer  Gesammtheit,  eine  der  B.  V.  untergeordnete 
Behörde;  ihre  einzelnen  Mitglieder  sind  nur  den  sie  bevollmächtigten 
Regierungen,  für  die  von  diesen  erhaltenen  besondern  Aufträge,  ver- 
antwortlich. Eine  eigene  MilitärCommissionsCanzlei,  besorgt 
die  Canzleigeschäfte  «)•  IV)  Dieser  militärischen  CentralCommission, 
wurden,  zu  Erleichterung,  Leitung  und  Prüfung  ihrer  Arbeiten, 
verschiedene  militärische  LocalCommissionen  untergeordnet.  Sie 
wurden  ernannt,  theils  für  die  Auswahl  neu  zu  befestigender  Plätze, 
theils  zu  örtlichen  Untersuchungen  und  Aufnahmen,  und  zu  defshalb 
zu  erstattenden  Gutachten/).  V)  Da  die  Kosten,  welche  auf  die 
MilttärCentralCommission  und  ihre  Canzlet,  und  auf  die  LocalCommis- 
sionen zu  verwenden  sind,  das  gemeinsame  Interesse  des  Bundes  be- 
treffen, so  haben  alle  Bundcsglieder  einzeln,  und  zwar  nach  dem  Fufs 
der  Matrikel,  das  Nothige  beizutragen;  nur  mit  Ausnahme  der  auf 
den  Druck  der  MilitärCommissionsProtocolle  zu  verwendenden  Kosten, 
welche  aus  der  BundesCanzleiCasse  ($.  i36)  zu  bestreiten  sind  g). 
VI)  Ueberdiefs  hat  die  B.  V*  einen  dreifachen  Inbegriff  von  Haupt- 
bestimmungen für  das  Kriegswesen  errichtet :  1)  eine  Geld-  und.  eine  Con- 
tingent Matrikel,  a)  ein  organisches  Bundes  gesetzlicher  die 
Kri  egs  ver fa  ssun g  des  Bundes,  in  ihren  allgemeinen  Umrissen 
nnd  wesentlichen  Bestimmungen,  3)  nähere  Bestimmungen 
der  Kriegsverfassung  des  f.  Bundes;  von  welchen  allen  hier 
einzeln  zu  handeln  ist. 

«)  Wiener  ScblufsActe  i8ao,  Art.  ai.  —  Schon  in  den  wiener  Concreto  Ver- 
handlungen ,  wurden  diese  Gegenstände  an  die  B.  V.  verwiesen/  Kiüpkk» 
Acten  etc. .  Bd.  II ,  S.  456  u.  f. 

S)  Schon  in  der  »weiten  PräliminärConferen*  v.  9.  Oct.  1816,  wurden  die  Militär- 
Verhältnisse  ab  dritter  Bcratbungspunct  aufgestellt.  In  dem  «weiten  Protoc  der, 
dritten  Sitzung  der  B.  V.  y.  14.  Nov.  1816,  S-  4»  ward  defshalb  Verlafs  genommen. 
Seitdem  sind  dieselben  am  Bundestag  fortwährend  ein  Hauptgegenstand  der 
Verhandlungen  gewesen. 
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•)  Beschlufs  in  ö\  Protoc.  t.  9.  Apr.  1818  ♦  V-  85,  8.  »»2,  vergl.  mit  V  87,  8.  »18 
der  Orig.Ausg. 

4)  Beschluß»  der  B.  V.  über  die  ZuMimnensctzung ,  den  Wirkungskreis ,  und  den 
Geschäftgang  der  (in  den  VTerbandlungen  zuweilen  auch  MilitärCentralGommission 
benannten)  Militär  Commistion,  in  dem  Protoc»  v.  i5.  Mars  1819,  §.  37.  Frühere 
Verhandlungen  wegen  Anordnung  einer  Gommission  dieaer  Art,  in  d.  Protoc. 
t.  1819 »  S-  4 i  >8i8 «  V  85  ,  109  u.  »34-  Das  vorhin ,  in  Folge  eines  Beschlusses 
der  B.V.  v?  9.  Apr.  1818,  V  85,  bestandene  MilitärConu'te  ward  aufgclöset,  durch 
einen  Besch lufs  ia.  Oct.  18*8  (Protoc.  v.  1818,  *34 ).  —  Schon  auf  dem 
wiener  Gongreis ,  ward  die  Niedersetzung  eines  MilitärAusschusses  versucht. 
KLOBxa's  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  89,  io3,  110  ff.  u.  197.  —  Zu  dem  Wirkungs- 
kreis der  AI.  C.  rechnet  der  angef.  Beschlufs  v.  1819 :  1)  Lieferung  der  ihr  von 
der  B.  V.  oder  von  deren  MilitärAusschufs  aufgetragenen  Arbeiten;  1)  Auf- 
merksamkeit, dafs  alle  Contingente  des  Bundesheeres  in  Bereitschaft  gehalten 
werden;  3)  Aufsicht  über  die  Bundesfestungen  und  den  Militärdienst  darin; 
4)  unmittelbare  Leitung  der  fortificatoriachen  Arbeiten,  wefshalb  die  Müitär- 
LocalCommissionen  und  die  Gouverneure  und  Cammandanten  der  Bundes- 
festungen  an  sie  gewiesen  sind.  —  Eine  eigene  Casse  hat  die  M.  G.  nicht;  wegen 
der  benöthigten  Gelder,  hat  sie  sich  an  denBundcstagsAusschufs  zu  wenden.  — 
Die  M.  G.  fafst  ihre  Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit ;  im  Fall  einer  Gleichheit 
der  Stimmen,  legt  sie  die  verschiedenen  Meinungen  dem  BundestagsAusschufa 
vor,  mit  welchem  nur  allein ,  nicht  mit  der  B.  V. ,  aie  unmittelbar  su  verhandeln 
hat,  und  «war  in  der  Regel  mittelst  schriftlicher  Berichte»  Den  Forsiu,  welcher 
einzig  die  Grschäftführung  betrifft,  fuhrt  der  Bevollmächtigte  der  nach  der 
Bundes  Acte  xuerst  stimmenden  Regierung  (Oestreich).  Die  Vollmachten  der  zu 
der  M.  C.  Bevollmächtigten  werden  bei  der  B.  V.  übergeben,  welche  beglau- 
bigte Abschriften  davon  der  M.  C.  xufertigt.  —  Die  Verhandlungen  der  B.  V. 
über  die  Errichtung  der  MilitarGommission ,  und  mit  derselben ,  findet  man 
angezeigt  in  den  Registern  über  die  Protocolle  dcrB.  V.,  voc.  MilitarCommission 
und  Militär  Verhältnisse.  —  Die  Protocolle  d«r  MilitarCommission  werden  auf 
Kosten  der  BundcsCanaleicasse  loco  dictaturae  gedruckt.  Vom  19.  Mars  1819 
bis  au  dem  «4.  Juli  i8aa,  waren  auf  solche  Art  Protocolle  über  57  Sitzungen 
gedruckt  erschienen,  in  aoa  %%. 

«)  Registratur  über  die  vertraul.  Sitzung  t.  a*.  März  1819,  S.  i»5  der  Orig.Ausg. 

f)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  i*.  Oct.  1818,  %.  a34,  Num.  4  u.  5,  u.  Beilagen  35  u.  37, 
S.  5r3  f.  u.  597.  Beschlufs  v.  5.  Oct.  1820,  in  d.  Protoc.  v.  i8ao,  §.  164.  Register 
über  das  Protocoll  der  MilitarGommission,  voc.  Instructionen  und  Mitglieder 
der  LocalCommissionen.  —  Die  Orte,  wohin  diese  LocalCommissionen  zeither 
gewiesen  wurden,  aind:  Ulm,  Rastatt  und  Donaueachingen,  Germerabeim, 
Homburg  bei  Zweibrücken,  Mainz,  Landau,  Luxemburg. 

g)  Beschlufs  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  v.  5.  Aug.  1819,  %.  166,  Num.  5,  u.  ▼.  18*1, 
§.  s8,  vergl.  mit  dem  Protoc.  y.  1819,  ,.  ai7.  Von  der  Rechnung  für  die  Miliar* 
Commission,  a.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8at ,  §.  ao5,  Protoc.  der  MilitärCommission 
r.  a3.  März  1822,     186.  . 

< 

g.    195.  153  •) 

J.    Bundes  Matrikel, 
für    Geldheitrage   und   M  aunt  chaftstellung. 

I)  Für  den  Zweck  des  Bunde«  ,  ist,  so  oft  es  nothig,  verbältnifs- 
masig  Ton  jedem  Bandesglied  ein  Geldbeitrag  zu  liefern  ($.  181), 
und  für  das  Bundesheer  vorschriftmäsig  ausgerüstete  Kriegsmann- 
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schaft  zu  stellen.  Für  jede  dieser  beiden  Arten  von  Leistungen, 
besteht  eine  Matrikel.  11)  Die  G  c  1  r!  in  a  t  r i k  c  1  ist  zweifach:  i)  iur 
Bund  es  Ganz  leib  edürf  n  isse,  wozu  jeder  der  siebenzehn  Viril- 
und  CuriatStimmberechtigten  des  engern  Raths  jedesmal,  wenn  die  B. 
V.  es  für  nölhig  erklärt,  2oo;i  Guide»  im  «4  Guldeitfufs  an  die  Bun- 
descanzleiCasse  zu  liefern  hat  (§.  i36) ;  2)  für  andere  Geld- 
bedarf nisse  des  Bundes,  welche  .in  die  Bundescasse  oder 
BundesmatrikularCasse  (§.  i36),  für  augenblickliche  Kriegs- 
zwecke aber  in  dio  Kriegscasse  des  Bundes  (§.  181),  fliefsen , 
und  wozu  jedes  einzelne  Bundesglied,  nach  dem  Maasstab  der  Bevöl- 
kerung seines  zu  dem  Bund  gehörenden  Gebietes,  beizutragen  hat. 
III)  Die  Mannschaft-  oder  KriegsContingentMatrikel  be- 
stimmt die  Truppeuzahl  nach  den  verschiedenen  Waffengattungen, 
welche  jedes  Bundcsglied,  ebenfalls  nach  dem  Maasstab  der  Bevöl- 
kerung seines  Landes  ,  zu  dem  Bundesheer  zu  stellen  hat.  IV)  Durch 
einen  ßeschlufs  der  B.  V.  in  ihrem  Protocoll  vom  30.  August  1818, 
§.  210,  ward,  sowohl  für  die  Geldbeiträge  an  die  Bundesmatrihular- 
Casse, als  auch  für  die  Mannschaftstelluug ,  die  V  o  1  k s  za h  1  «)  jedes 
Bundesstaates  als  provisorische  Matrikel  *)  für  die  nächsten 
fünf  Jahre  festgesetzt.  Späterhin  beschlofs  die  B.  V. ,  dafs  binnen  der 
fünf  Jahre  keine  Veränderung  dieser  Einwohnerzahl  in  der  Matrikel 
Statt  haben  könne,  hingegen  jede  nachfolgende  Vermehrung  in  dieselbe 
aufzunehmen  sey  <),  V)  Durch  einen  Beschlufs  des  engern  Raths  der 
B.  V.  vom  ia.  Juli  »823  ward  festgesetzt,  dafs  die  bestehende  provi- 
sorische Matrikel  so  lang  fortdauern  müsse,  bis  eine  neue  zu  Stande 
gekommen  seyn  werde  <0.  VI)  Für  die  Bedürfnisse  der  Bundes-  oder 
BundesmatrikularCasse  im  Friedensstand ,  ward  zeither  jedesmal  die 
runde  Summe  von  3o,ooo  Gulden  im  s4  Guldenfufs  bewilligt  «)• 

a)  Erörterungen  in  der  D.  V.  über  den  Muasstah,  welcher  hei  ilcr  Matrikel  sum 
Grunde  &u  legen  scy,  ob  der  Flächeninhalt ,  oder  die  Bevölkerung,  oder  die 
Staatseinkünfte,  oder  eine  vermischte  Grundlage;  besonders  in  dem  Commis- 
sioasBericlit,  Beilage  74,  tu  dem  l'rotoc.  der  B.  V.  v.  14.  Juli  1817 ,  §.  338; 
desgl.  in  dem  Protoc.  v.  1814«  5«  u,  besonders  in  dem  Oldenburg.  Votum. 
Andere  Verhandlungen  zeigen  die  Registor  der  Protocolle  von  1817  —  1819  an, 
voc.  Matrikel. 

I>)  Man  findet  diese  Matrikel  oder  vielmehr  Bevölkerungsliste  der  Bundesstaaten, 
mit  den  durch  den  Beschlufs  v.  4.  Febr.  1819  (Protoc.  19)  nachgetragenen 
.  Aenderungeu,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1811 ,  als  TabellcZiffer  1 ,  S.  «87  der 
OrigAusg. ,  und  mit  den  durch  den  Beschlufs  der  B.  V.  vom  13.  Juli-  18*7 
(Protoc.  %■  79)  nachgetragenen  Aendcrungrn  ,  unten  in  der  in  dem  jinhung 
befindlichen  Tabelle  Num.  1,  unter  der  Rubrik:  SeelenialtL  —  Die  Quoten  der 
einzelnen  Bundesglieder  bei  einer  Bewilligung  von  3o,ooo  Gulden ,  findet  man 
in  den  Protoc.  v.  i8si ,  §.  a39,  S-  703,  und  unten  im  Anhang,  Num.  III.  Zu 
jener  Summe  haben  k.  B. beizutragen :  Oestreich  9,430  Fl.  5o  Kr.,  Preusscn  7,880  Fl. 
3o  Hr.,  Baiern  3,£>4o  Fl.  4*Vi  R'-«  Baden  994  Fl.  35  Kr.,  HessenHomburg  19  Fl. 
55  Kr.,  Ilohenr.ollernHechingcn  14  Fl.  i5  Kr.,  Liechtenstein  5  Fl.  3o  Kr.  — 
Von  einem  dureh  Vergleich  v.  i3.  Mai  1818  beigelegten  Streit  unter  den  Fürsten 
der  jungern  Linie  des  fürstlichen  Hauses  Bmss  (Schleis  c  Lobcnstein  und 
Ebersdorf  )  ,  über  den  unter  ihnen  für  die  BundesmatrikularLcistungen  anau- 
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nehmenden  Theilungimaasstab ,  s.  man  die  Protoe.  der  B.  V.  v.  i8»4»  »»»  ©7 
u.  70,  u.  verschiedene  von  beiden  Theilen  bei  der  B.  V.  in  l  mlauf  gesetzte 
Druckschriften.  Vergl.  oben  §.  117,  VI.  Dieser  Streit  führt  auf  die  seinem 
Gegenstand  ähnliche  Frage:  ob  ohne  Zustimmung  des  Bundes,  zwischen  ein- 
seinen Bundesglicdcrn  eine  Vertheilung  ihrer  matrikularmäsigen  Leistungen, 
abweichend  von  der  Bundesmatrikel,  rechtsgültig  erfolgen  könne,  aey  es  durch 
Vertrag,  oder  durch  von  ihnen  veranlassten  schied*-  oder  austrägalricbter« 
liehen  Spruch  ? 

c)  Protor.  v.  4*  Febr.  1819,  %•  19.  —  Kurhessen  und  Luxemburg  erhöbeten  ihre 
in  die  provisorische  Matrikel  eingetragenen  Angaben,  in  d.  Protoc.  v.  1819, 
%.  19.  —  Von  den  MatrikularAenderungcn  in  den  sächsischen  Herzogtümern, 
seit  1817 ,     die  folg.  Note  d. 

d)  Protoc.  v.  i8a3,  %.  139.  Oldenburg  genehmigte  diesen  Beschlufs  nicht.  Protoc 
v.  1814»  %' 1 1-  —  Seitdem  wurden  die  Verhandlungen  für  Errichtung  einer  definitiven 
Matrikel  bei  der  B.  V.  fortgesetzt.   Man  sehe  z.  B.  die  Protocolle  von  i8a3, 

101;  v.  1814«  %'  »»  «•  43.  —  Die  Aenderungen,  welche  die  durch  die 
Socccssion  in  die  S.Gotbaischen  Lande  (,.  »o8</)  erfolgten  Territorial  Verhalt, 
nisse  nöthig  machten  ,  wurden  für  die  Geldbeiträge  (  nicht  auch  für  die 
Mannschaltstellung)  festgesetzt  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  ia.  Juli  1827,  %.  79. 

«)  Man  s.  die  Protocolle  der  B.  V.  v.  18*4,  $.  i35j  i8»5 ,  §.  81  j  1817,  §.  3;  i8»8, 
%.  5.  Die  Unterhaltung  der  drei  Bundesfestungen  fordert  ungefähr  145,000 
Gulden  im  24  Guldenfufs  (§.  an,  A).  — •  Die  Rechnung  Huer  alle  Bundesmatri- 
kularBeiträge  wird  der  B.  V.  übergeben,  die  solche  durch  eine  Coimnission 
prüfen  läfst  Protoc.  v.  18*1 ,  §.  *8  u.  *o5.  Ein  Bericht  über  den  Stand  dieser 
Casse,  wird  angeführt  in  d.  Protoc.  v.  i8»5,  %.  81. 

§.    196.  (153*.) 
II.    Kriegsverfassung    des  Bundes. 

A)    In  ikreu  allgemeinen   Umrissen  und  wesentlicJten  Utstimntungeu. 

Die  «Kriegsverfassung  des  Bundes ,  in  ihren  allgemeinen 
Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen > ,  ist  von  der  B.  V. 
durch  ein  so  genanntes  organisches  Bundesgesetz  vom  9.  April 
1821  «),  in  nachstehenden  2t  Artikeln,  mittelst  verfassungsmäßiger 
$limmeinhälligkeit  festgesetzt.  1)  Das  BunUesheei*  ist  aus  den 
Contingenten  aller  Bundesstaaten  zusammengesetzt,  welche  nach 
der  jedesmaligen  BuudesMatrikcl  gestellt  werden.  2)  Das  Yerhält- 
nifs  der  Waffengattungen,  wird  nach  den  Grundsätzen  der 
neuem  Hriegsfiikrung  festgesetzt.  3)  Zur  ßereilhaltung  für  den  Fall 
des  AusriicUens,  wird  das  Bundesheer  schon  im  Frieden  gebildet» 
und  dessen  Stärke,  so  wie  die  innere  Eintheilung,  durch  beson- 
dere Btuirlesbe8chlüsse  bestimmt.  4)  Das  Bundcsheer  besteht  aus  voll- 
ständig gebildeten,  theils  ungemischten  theils  zusammenge- 
setzten ArmeeCorp»,  welche  ihre  Unterabtheilungen  von  Divi- 
sionen, Brigaden  u.  s.  w.  haben.  5)  Kein  Bundesstaat,  dessen  Con- 
tingent  ein  oder  mehrere  ArmceCorps  lür  sich  allein  bildet,  darf 
Contingcnte  anderer  Bundesstaaten  mit  dem  seinigen  in  eine  Abtheilung 
vereinigen.  6)  Bei  den  zusammengesetzten  ArmeeCorps  und 
Divisionen,  Vierden  sich  die  Bundesstaaten,  welche  es  betrifft,  über 
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die  Bildung  der  erforderlichen  Abtheiinngen,  und  deren .  vollständige 
Organisation,  unter  einander  vereinigen.  Wenn  dieses  nicht  geschiebt, 
wird  die  Bundesversammlung  entscheiden.  7)  Bei  der  Organisation 
der  Kriegsmacht  des  Bundes,  ist  auf  die  aus  besondern  Verhältnissen 
der  einzelnenStaaten  hervorgehenden  Interessen  derselben 
in  so  weit  Rüchsicht  zu  nehmen,  als  es  mit  den  allgemeinen  Zwecken 
vereinbar  anerkannt  wird.  8)  Nach  der  grundgesetzlichen  Gleichheit 
der  Rechte  und  Pflichten,  soll  selbst  der  Schein  von  Suprematie 
eines  Bundesstaates  über  den  andern  vermieden  werden.  9)  In  jedem 
Bundesstaat  mufs  das  Contingent  immer  in  einem  solchen  Stand  gehalten 
werden,  dafs  es  in  Kürzester  Zeit,  nach  der  von  dem  Bund  erfolgten 
Aufforderung,  marsch-  und  schlagfertig,  und  in  allen  seinen 
Theilen  vollständig  gerüstet,  ausrücken  könne,  ao)  DieStärke 
und  die  Zusammenziehung  des  aufzustellenden  Kriegsheeres, 
werden  durch  besondere  Bundesbeschlüsse  bestimmt.  1 1)  Die  Anstalten 
müssen  allenthalben  so  getroffen  seyn,  dafs  das  Bundesheer  voll- 
zahlig  erhalten,  und  im  Fall  der  Noth wendigkeit  ver st ä rkt  werden 
könne.   Zu  diesem  Ende  soll  eine  besondere  Reserve  bestehen. 

a)  In  dem  Protoc.  der  PlenarVersamml.  t.  9.  April  1811 ,  |.  a  ,  S.  «19  —  113  der 
Orig.Aiug.  Diese  24  Artikel  befinden  sich  auch,  als  Beilage,  bei  dem  loco 
dict  gedruckten  Protocoll  der  MilitärCommission  »4.  Juli  1811,  S.  7*5  —  7*6, 
u.  in  Klusku's  Quellensammlung ,  Num.  XXXVII  j  auch  besonders  gedruckt, 
unter  dem  Titel:  Kriegsrerfassung  des  T.  Bundes,  bestehend  aus  «4  organischen 
Artikeln  u.  10  Abschnitten  näherer  Bestimmungen  in  97  Paragraphen ,  nebst 
Ii  Tabellen;  vollständig  erlassen  am  11.  Juli  1811.  (Zum  Theil  Abdruck  aus 
G.  v.  Mbyei's  corp.  juris  confoed.  germ.)  Frankf.  i8i3.6.  Teutsch  u.  französisch 
stehen  jene  14  Art.  in  Mabtkvs  recueil,  Supplement,  IX.  666.  Vergl.  auch 
(r.  G 10  ebb 's)  Mein  Antbeil  an  der  Politik,  Abth.  III,  S.  190  —  109. 

§.    197.  (153-.) 
Fortsetzung. 

12)  Das  aufgestellte  Kriegsheer  des  Bundes  ist  Ein  Heer,  und 
wird  von  Einem  Feldherrn  befehligt.  i3)  Der  OberFeldherr 
wird  jedesmal ,  wenn  die  Aufstellung  des  Kriegheeres  beschlossen  wird, 
von  dem  Bund  erwählt.  Seine  Stelle  hört  mit  der  Auflösung  des  Heeres 
wieder  auf.  14)  Der  OberFeldherr  wird  von  der  Bundesversammlung, 
welche  seine  einzige  Behörde  ist,  in  Eid  und  Pflichten  des  Bundes 
genommen.  i5)  Die  Bestimmung  und  Ausführung  des  Operations- 
Plans,  wird  ganz  dem  Ermessen  des  OberFeldhcrrn  überlassen. 
Derselbe  ist  dem  Bund  persönlich  verantwortlich,  und  kann  einem 
Kriegsgericht  unterworfen  werden.  16)  Der  OberFeldherr  ist  gehalten, 
alle  Theile  des  Bundesheeres,  so  weit  es  von  ihm  abhängt,  durchaus 
gleichmäsig  zu  behandeln.  Er  darf  die  festgesetzte  Heerein- 
theilung  nicht  abändern;  doch  steht  ihm  frei,  zeitliche  (für 
einige  Zeit)  Detachirungen  zu  verfügen.  17)  Die  Befehlhaber  der 
einzelnen  Truppe n a b theilungen  werden  von  dem  Staat,  dessen 
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Truppen  sie  befehligen  sollen,  ernannt.  Für  .die  Abteilungen,  welche 
aus  mehreren  Contingenten  zusammengesetzt  sind,  bleibt  die  Ernen- 
nung dieser  Befehlhaber  der  Vereinbarung  der  betheiligten  Regierungen 
uberlassen.  18)  Die  Pflichten  und  Rechte  dieser  Befehlhaber, 
welche  aus  ihren  Verhältnissen  zu  dem  Bund  hervorgehen,  sind  denen 
des  OberFeldherrn  analog.  Sie  haben  unbedingten  Gehorsam  von  allen 
ihren  Untergebenen  zu  fordern,  so  wie  ihren  Vorgesetzten  zu  leisten. 
19)  Die  Gerichtbar helt  steht  den  Befehlhabern  der  Heerabthei- 
lungen zu,  nach  den  von  den  Bundesstaaten  denselben  vorgeschrie- 
benen Grenzen,  ao)  Die  Verpflegung  des  Bundesheeres,  wird, 
unter  oberster  Leitung  des  OberFeldherrn,  durch  Bevollmächtigte 
sämmtlicher  ArmeeCorps  besorgt,  und,  innerhalb  der  Bundesstaaten, 
unter  Mitwirkung  derjenigen  LandesCommissarien ,  welche  es  betrifft 
(vergl.  $.  306).  si )  Auf  besondern  Bundesbeschlufs  wird,  aus  den 
matrikularmasigen  Beiträgen  sämmtlicher  Bundesglieder,  eine  eigene 
Kriegscasse  errichtet.  33)  Die  Vergütung  von  Durchmarsch- 
und  CantonirungsKosten,  so  wie  von  andern  allgemeinen  Leistungen  in 
den  Bundesstaaten,  soll  nach  billig  ermäsigten  Preisen  geschehen,  und 
den  Landesunterthanen  immer  so  schnell  als  möglich  baare  Bezahlung 
geleistet  werden.  s3)  Allenthalben  ist  der  Grundsatz  einer  gleichen 
Vertheilu]ng  der  Lasten  und  der  Vortheile,  sowohl  ruchsichtlich 
der  Heerabtheilungen,  als  der  Bundesstaaten,  zur  steten  Richtschnur 
zu  nehmen.  34)  Zwischen  sämmtlichen  Bundesstaaten  soll  ein  allge- 
meines C  a  r  t  e  1  bestehen  a). 

d)  Ein  Entwurf  su  einem  allgemeinen  Cartel,  ward  der  B.  V.  von  der  Militär- 
Commission  vorgelegt,  u~  von  den  Gesandten  an  ihre  Regierungen  enr  Inslruc- 
tionsEinholung  gesendet.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1810,  %•  166$  der  Entwurf 
ebenda«,  ab  Beil.  17,  8-  53 1  der  OrigAusg. 

§.  198.  <i*3 

B)    Nähere    Bestimmungen    der  Kriegtverfauung. 
1)  Stärke  des  Bundesheeres. 

«Nähere  Bestimmungen  der  Kriegsverfassung  des 
Teutschen  Bundes*,  sind  überdiefs  durch  zwei  Beschlüsse  des 
engern  Raths  der  B.  V.,  theils  einhällig  theils  durch  Stimmenmehrheit, 
in  zehn  verschiedenen  Abschnitten  festgesetzt  worden  0),  wie  folgt. 
1)  Stärke  des  Bundesheeres.  1)  Die  Kriegsmacht  des  Bundes 
ist  aus  den  Contingenten  aller  Bundesstaaten  zusammengesetzt.  Das 
gewöhnliche Contingent  eines  jeden  Bundesstaates  beträgt  den  hundert- 
sten Theil  seiner  Bevölkerung,  nach  der  unter  Ziffer  1  bei- 
gefügten *),  durch  den  Beschlufs  vom  so.  August  1818  vorläufig  auf 
fünf  Jahre  angenommenen,  und  am  4*  Febr.  1819  berichtigten  Bundes* 
Matrikel  ($.  io5).  3)  Unter  dieser  Zahl  ist  nur  die  streitbare 
Mannschaft  aller  Waffengattungen  begriffen.  Zur  streitbaren  Hann- 
schaft werden  gerechnet,  die  Officiere,    Unterofficiere ,  Gemeine 
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Spiel-  und  Zimmerleute,  dann  die  ArtillerieFuhrwesenSoldalen ,  so 
weit  sie  nach  Num.  i5  zur  Bedienung  des  Geschützes  gerechnet  werden 
können.    Jene  Mannschaft,   welche  für  das  übrige  Armeefuhrwescn, 
für  die  Bäckerei  und  die  SanitätAnstalten  dem  Heer  eugetheilt  wird, 
mufs  über  den  hundertsten  Theil  gestellt  werden.   3)  Das  Bundesheer 
..mufs,   so  bald   es  vom  Bund   aufgeboten  wird,   in   allen  seinen 
Theilen  vollständig  gestellt  werden.     4)  Uni  die  Vollständigkeit  de» 
Heeres  fortwährend  zu  sichern ,  mufs  ,  sogleich  nach  dem  Ausrücken 
desselben,  der  sechshundertste  Theil   der  ganzen  Bevölkerung 
aufgestellt  und  unausgesetzt  vollzählig  erhalten  werden.    8echs  Wochen 
nach  dem  Ausrücken  des  Bundesheeres,  wird  von  dieser  Ersatzmann- 
schaft die  Hälfte,  nämlich  der  zwölfbundertste  Theil  der  ganzen  Be- 
völkerung, als  Ergänzung  dem  Heer  nachgesendet,    mit  den  übrigen 
Nachsendungen  aber,  an  Mannschaft  sowohl,  als  an  Pferden  und  Ma- 
terial,  nach  Maasgabe  des  Bedarfs,   von  zwei  zu  zwei  Monaten  fort- 
gefahren.    5)  Damit  bei  gröfseren  Verlusten  einzelner  Contingente, 
unverhältnifsmä'sige  Leistungen  vermieden  werden,  soll  der  Erfolg 
für  das  Heer  in  einem  Kriegsjahr  den  zweithundeüsten  Theil  der  Be- 
völkerung nicht  übersteigen  <?).    6)  Der  bei  jedem  Contingent  sich  er- 
gebende Abgang,  wird  monatlich  durch  gleichförmig  zu  verfassende 
Abgangsberichte  angezeigt.    '7)   Unter  dem  Abgang  werden  ver- 
standen, alle  Todtcn,  Gefangenen  und  Deserteure,  gleich  nach  ihrem 
Abgang,  dann  alle  Vermifsten,  nach  einem  Zeitraum  von  vier  Wochen, 
und  alle  im  Spital  befindlichen  Verwundeten  und  Kranken,  welche 
nach  drei  Monaten  als  felddienstuntauglich   anerkannt  werden.  Die 
übrigen  Verwundeten  und  Kranken  werden  zwar  nicht  zu  dem  Abgang 
gerechnet;  sollten  sie  jedoch  den  zehnten  Theil  des  Contingents  über- 
steigen, so  müfste  dieser  Ueberschufs ,  um  die  zu  grofse  Schwächung 
des  Bundesheeres  zu  vermeiden ,  nach  dem  in  Num.  5  angenommenen 
Maximum  ersetzt  werden.    8)  Grossere  Anstrengungen  müssen 
durch  besondere  Bundesbeschlnsse  bestimmt  werden.    9)  Dieselben 
können  in  keinem  Fall  von  einzeloen  Bundesstaaten,  sondern  nur  im 
Allgemeinen  nach  der  Matrikel  gefordert  werden.     10)  Für  die 
Reserven,  welche  bei  solchen  anssergewöhnlichen  Anstrengungen  zu 
Verstärkung  des  Bundesheeres  nachrücken,  kommen  die  nämlichen  Be- 
stimmungen in  Anweudnng,  weiche  für  das  Heer  selbst  gegeben  sind. 
Sie  werden  mit  dem  ArmeeCorps,   wozu  sie  gehöreu,  oder,  wenn 
dieses  nicht  möglich  ist,  in  selbstständige  Körper  vereinigt,  welche  mit 
jenen  analog  zusammenzusetzen,  zu  befehligen,  zu  organisiren,  und 
zu  behandeln  sind. 

a)  Die  fünf  ersten  Abschnitte  (%.  198  —  102)  durch  Beschluft  v.  is.  April  1821, 
in  d.  Protoc.  r.  i8»t ,  §.  102,  S.  228  —  »35  der  OrigAusg,  nebst  11  Tabellen , 
S.  »85— 3o8  u.  anfangs  au  \.  166  des  Prot.  v.  1810,  S.  5n  —  529  (yon  der  ts. 
Tabelle,  unten  %.  2o5 *  a)  loco  dict.  gedruckt;  die  fünf  lettten  Abschnitte  durch 
Beschlufs  y.  11.  Juli  1822,  in  d.  Proioc.  v.  1822,  §,  193,  S-  160  u.  ff.  Alle 
10  Abschnitte,  nebst  den  12  Tabellen,  befinden  sich  auch,  als  Beilage,  bei  dem 
loco  dict.  gedruckten  Protoc  der  MilitarCoramission      «4.  Juli  182s ,  S.  729 
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—  771 ;  desgl.  in  dem  oben  %.  196  angef.  besondern  Abdruck,  ohne  die  Tabellen 
in  G.  v.  Matfr's  corp.  juris  confocd  germ. ,  Th.  II,  S.  *5a  —  262;  auch  teulsch 
u  französisch  in  v.  Marten  rccueil,  Supplcm.  IX.  672  —  714.  —  Die  Frage 
von  der  ContingentSiellung  kam  in  den  wiener  iMinistcrialC0nrercn7.cn,  in  den 
Protoc.  der  20.  u.  28.  Sitzung  vom  29.  März  u.  11.  Mai  1820,  zur  Sprache,  sie 
ward  aber,  nachdem  der  achte  Ausschufs  Anträge  defshalb  vorgelegt  hatte,  und 
acht  schriftliche  Vota  eingereicht  waren,  wegen  Kürze  der  Zeit  an  die  Bundes- 
versammlung verwiesen. 

h)  S.  287  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  181t.   Diese  Be? ölkcrungsTabelle  ist  eingerückt 
in  die,  unten  im  Anhang  befindliche  Tabelle  Num.  I,  unter  der  Bubrik  SeeUntaJU. 

«■)  Demnach  fallt  der  Ersatz  des  Abganges  bei  dem  Bundesheer,  nicht  der 
Gcsammihcit,  sondern  nur  denen  Bundesstaaten  cor  Last,  die  bei  ihren  Co  Olin- 
gen len  den  Abgang  hatten;  doch  ist  kein  Bundesstaat  schuldig,  in  Einem 
Üriegsjahr  mehr  als  den  200.  Theil  seiner  Bevölkerung  als  Ersatz  dem  Heer  • 
nachzusenden.  Vergl.  L.  v.  Dnzscn  Beitrage  zu  d.  öffentl.  Bccht  des  t.  Bundes, 
S.  41  — 58. 

§.    199.  (153..) 
2)   Verhältnis   der  Waffengattungen. 

II)  Verhältnifs  der  Waffengattungen.  11)  Das  numerische 
Verhältnifs  der  Reiterei  des  Bundesheeres,  wird  auf  ein  Siebentheil 
der  Gesammtzabl  eines  jeden  Contingents  angenommen  «).  12)  Für 
die  Artillerie  wird  das  Verhältnifs  dergestalt  festgesetzt,  dafs  zwei 
Stücke  Geschütz  für  jedes  Tausend  Mann  des  Contingents  gerechnet 
werden.  Jeder  Bundesstaat  wird  nächstdem  noch  wenigstens  ein  Ge- 
schütz, nebst  Ausrüstung,  auf  jedes  Tausend  Mann  des  ganzen  Con- 
tingents in  seinen  Zeughäusern  und  Depots  rorrathig  haben,  um  jeden 
Abgang  sofort  ersetzen  zu  können.  i3)  Die  FeldArtillerie  des 
Bundes  soll  in  der  Regel  bestehen,  aus  einem  Viertheil  Haubizen, 
einem  Viertheil  Zwülfpfünder ,  zwei  Vicrtheilen  Sechspfünder.  Ein 
Fünftheil  der  Gesammtzahl  soll  reitende  Artillerie-  oder  Cavalerie- 
Geschütz  seyn.  Die  Stellung  schwererer  Feldgeschütze  als  Zwülfpfünder, 
wird  der  Convenicnz  der  Staaten,  welche  es  betrifft,  überlassen,  und 
in  diesem  Fall  von  der  Zahl  der  auf  dieselben  fallenden  zw  öl  fp  fündigen 
und  sechspfündigen  Batterien  abgerechnet*  14)  Ausser  den  Feld- 
geschützen für  die  Linie,  wird  noch  ein  BelagerungsPark  für 
das  gesainmte  Bundesheer,  welcher  aus  100  schweren  Canonen ,  3o 
Belageruugsllaubigen  und  70  Morsern,  bestehen  soll,  nach  den  in  den 
1  abellen| unter |Zifler  3  bis  7  beigelegten  Ausweisen,  corpsweise  gestellt, 
und,  im  Fall  eines  Kriegs,  nach  der  Bestimmung  des  OberFeldherrn 
auf  einem  oder  mehreren  Puncten  vereinigt,  üeber  die  Stellung  dieser 
Geschütze,  werden  sich  die  Glieder  der  gemischten  Corps  unter  sich 
vereinigen,  und  das  Resultat  ihrer  Uebereinliunft ,  drei  Monate  nach 
der  Annahme  der  näheren  Bestimmungen,  der  Bundesversammlung 
anzeigen.  i5)  Für  die  Bedienung  der  Feldgeschütze ,  werden 
im  Durchschnitt  36  Mann  auf  jedes  Stück  gerechnet,  worunter  auch 
die  ArtillerieFuhrwesenSoldatcn  mit  begriffen  sind ,  in  so  fern  solche  die 
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festgesetzte  Zahl  nicht  überschreiten.    Diejenige  ArtillerieMannsehaft, 
■welche  zur  Bedienung  des  BelagernngsParks  gehört ,  wird 
von  den  Staaten ,  welche  diese  Geschütze  gehen ,  und  zwar  nach  der 
dem  §.  14  unter  Ziffer  7  beiliegenden  Tabelle,  gestellt,   und  vom 
Stande  der  Infanterie  abgezogen.    16)  Für  Pion iiiers  und  Ponto- 
niers,  wird  das  Verhältnifs  des  huuderUten  Theils  der  Armee  fest- 
gesetzt   17 )  Ein  jedes  Contingent ,  dessen  Stärke  mehr  als  Ein  Armee- 
Corps  beträgt,  stellt  einen  Brücken  Train  für  grosse  Flüsse,  nach 
Jdaasgabe  des  Bedürfnisses;  jedes  der  übrigen  einzelnen  ArmeeCorps 
aber,  ohne  Unterschied,  ob  gemischt  oder  ungemischt,  einen  für  eine 
Flufsbreite  von  4oo  Schuhen.    18)  Sappeurs  und  Mine urs  werden, 
als  zum  BelagerungsPark  gehörig,  ausser  dem  für  Pionniers  und  Pon- 
toniers  bestimmten  Hunderttheil  der  Armee,  von  denjenigen  Bundes- 
staaten, bei  welchen  sich  diese  Corps  bereits  im  Frieden  organisirt 
befinden,  gestellt.    19)  Das  numerische  Verhältnifs  des  Fufsvolkes 
ergibt  sich  von  selbst,  wenn  die  Reiterei,  die  Bedienung  der  Feld- 
geschütze und  des  BelagerungsPark* ,  die  Pionniers  und  Pontoniers, 
dann  die  Sappeurs  und  Mineurs,  von  der  Gesammtzahl  des  ganzen 
Heeres  abgezogen  werden.     20)  Ungefähr  der  zwanzigste  Theil  des 
Fufsvolkes  soll  aus  Jägern,  Büchsen-  oder  Scharfschützen,  bestehen« 
Die  unter  Ziffer  8  beigefügte  Tabelle  *)  enthält  eine  Uebersicht 
aller  Waffengattungen,  so  wie  solche,  nach  der  Matrikel  und 
zufolge  der  angenommenen  Bestimmungen  über  das  numerische  Ver- 
hältnifs derselben  ,  im  completen  Kriegsstande  von  sämmtlichen  Bundes- 
staaten zu  stellen  sind.    21)  Es  bleibt  den  Bundesstaaten  überlassen, 
zur  Bildung  ihrer  Contingente  auch  Landwehr  zu  verwenden;  doch 
inufs  dieselbe,  gleich  den  Linientruppeu ,  geübt,  ausgerüstet,  schlag- 
fertig und  mit  in  der  Linie  gebildeten  Officteren  besetzt  seyn.  Als 
Grundsatz  wird  auch  hiebei  angenommen,  dafs  kein  Contingent  zum 
gröfseren  Theil  aus  Landwehr  bestehen  könne.    32)  Der  Landsturm 
gebort  nicht  in  das  geregelte  System  des  Kriegs,    sondern  ist  zu  den 
Anstalten  zu  zählen,  welche  im  Augenblick  der  Gefahr  ihre  Bestim- 
mung erhalten,  und  dem  eigenen  Ermessen  der  einzelnen  Bundesstaaten 
überlassen  bleiben. 

a)  Verschiedenen  kleineren  Bundesstaaten  ist,  in  Absicht  auf  die  in  der  Bundcs- 
Matrikel  ihnen  angesetzte  Gavalerie-  und  ArtillerieContingente,  Erleichterung 
von  der  B.  V.  bewilligt  worden,  *.  B.  dem  Hzgth.  Sachsen  Gotha,  nach  seinem 
Bestand  bis  i8i5.   Protoc.  der  B.  V.  t.  i8ai,  %.  100.    Erörterungen  über  die 

in  d.  Protoc.  der  B.  V.  ▼.  18»  1 ,  100 , 101 ,  s«4i  «819,  f.  319 ;  i8ao,  %.  »29 
u.  166.  Vertrauliche  Abstimmungen,  in  den  loco  dict.  gedruckten  Begistraturen 
r.  10.  u*  17.  Aug.  i8so,  8.  s63,  s8s  u.  197  u.  f.  der  Orig. Ausgabe.  S.  weimar- 
eisenachisches  Erlcichterungsgesuch,  in  d.  SeparatProtoc.  der  B.  V.  t.  i4.  Febr. 
18s* ,  S>  3»  u*  T*  '4«  Märs  i8sa,  §.  3,  S.  177  u.  sao  der  Orig.Ausg. 

b)  Diese  Tabelle  findet  man  unten  im  Anhang ,  unter  Nura.  I. 

*  » 
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§.    200.  (158K) 
3)  Eintheilung  des  Bundesheeres. 

HI)  Eintheilung  des  Bandesheeres.  »3)  Das  Bundesheer 
besteht  aus  sieben  ungemischten  und  drei  combinirten  (.aus 
Truppen  mehrerer  Bundesstaaten  zusammengesetzten)  ArmeeCorps  «), 
welche,  ohne  weitere  Benennung,  nach  Numern  bezeichnet  werden, 
und  deren  jedes  in  Abtheilungen  von  Divisionen,  Brigaden,  Regimentern, 
Bataillonen,  Compagnien,  Schwadronen  und  Batterien  zerfallt  24)  Ein 
ArmeeCorps  enthält  mindestens  zwei  Divisionen,  eine  Division 
mindestens  zwei  Brigaden,  eine  Brigade  mindestens  swei  Regimenter, 
ein  CavalerieRegiment  wenigstens  vier  Schwadronen,  ein  Infanterie-* 
Regiment  wenigstens  zwei  Bataillone,  ein  Bataillon  in  der  Regel  nicht 
unter  8oo  Mann,  eine  Schwadron  oder  eine  Compagnte  im  Durchschnitt 
i5o  Mann,  eine  Batterie  sechs  oder  acht  Stücke  Geschütz.  25)  Das 
Minimum  eines  zu  stellenden  CavalcrieContingents ,  ist  3oo  Pferde 
oder  eine  Division,  das  eines  selbstständigen  InfantericKorpcrs  400  Mann, 
das  der  Geschütze  eine  Batterie  von  sechs  oder  acht  Stücken.  Die 
Stellung  dieser  Einheit  wird  der  Uebereinkunft  der  Bundesstaaten,  mit 
der  unerläßlichen  Bediogung  Überlassan,  dafs  sie  ganz  gleich  organisirt, 
bewaffnet,  und  geübt  seyn  müsse.  Als  Grundsatz  wird  jedoch  fest- 
gesetzt, dafs,  im  Fall  der  Vertretung,  solche  nur  im  Corps  Statt 
finden  kann.  In  Ansehung  der  Geschützeinheit  wird  angenommen,  dafs 
dort ,  wo  das  zu  stellende  Contingent  nicht  die  Zahl  6  oder  8  erreichen 
sollte,  die  Staaten,  welche  es  betrifft,  sich  unter  einander  wegen  des 
Mehrstellens  von  einem  oder  zwei  Stücken  Geschützes  vereinigen 
werden.  36)  Die  Theilhaber  an  den  combinirten  Corps  und  Divisionen 
werden  sich  unter  einander  vereinigen,  wie  sie  die  gesetzlichen 
Abtheilungen  zu  bilden,  und  die  verschiedenen  Waffengattungen 
nach  dem  angenommenen  Verhältnifs  unter  sich  zu  verthcilen  für  gut 
finden,  und  diese  Uebereinkunft,  drei  Monate  nach  Annahme  der 
näheren  Bestimmungen,  der  Bundesversammlung  anzeigen  Da,  wo 
sie  sich  nicht  vereinigen  konnten,  wird  die  Bundesversammlung  ver- 
mittelnd einwirken ,  und  nothigenfalls  entscheiden  O«  27 )  In  jedem 
ArmeeCorps  mufs  auf  die  Bildung  einer  starken  Cavaleric-  und  Geschütz- 
Reserve  Rücksicht  genommen  werden. 

«)  Die  Eintheilung  des  Bandesheeres,  findet  man  unten  im  Anhang,  in  der 
Tabelle  Num.  II.  —  Die  Verhandlungen  der  B.  V.  über  die  Eintheilung  des 
Bundesheeres  in  ArmeeCorps,  findet  man  angeseigt  in  den  Registern  über  die 
Protocolle  der  B.  V.f  toc.  CorpsEintheilung.  '—  A.  J.  V.  Hbvniscu  Entwurf  der 
Bildung  des  d.  Bundesheeres,  naeh  den  in  d.  Grundsügen  der  Militär  verfass. 
ausgesproeb.  Bestimmungen)  mit  e.  Karte  y.  Deutschland,  illuminirt  nach  den 
ArmeeCorps.  Carlsr.  18*0.  8. 

A)  Da  das  Minimum  eines  zu  stellenden  CatalerieContingcntcs,  3oo Pferde  oder  eine 
Division  seyn  soll,  so  sind  diejenigen  Bundesstaaten,  welchen  in  der  Contingcnt- 
Matrikel  eine  geringere  Summe  angesetzt  ist ,  genöthigt  mit  andern  Bundes* 
Staaten,  deren  Contingente  zu  demselben  gemischten  ArmeeCorps  gehören, 
ReluitioTuVertrügi  su  schliessen,  nach  welchen  diese  die  Stellung  ihres  Cavaleric- 
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Contingcntcs  ( auch  wohl  der  Artillerie )  fibernehmen.    Vortrag  des  Militär- 
Ausschusses,  in  d.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  i8ai  ,  %.  101.  —    Verträge  dieser  Art 
haben  geschlossen:  1)  S.Gotha  u.  Altenburg  mit  dorn  Königr.  Sachsen,  Protoc. 
der  B.  V.  v.  i8»i;  %.  39  u.  100,  und  der  Vertrag  v.  17.  Jan.  i8ai ,  loco  dict. 
ebendas.  S.  91  der  Orig.Ausg. ;  a)  SchwarzburgSonderahaust  n  u.  Schwarsjiurg- 
Riulolstodt  mit  Sachsen WeimarEisenach-,  Vortrag  t.  ai.  Febr.  i8aa,  loco  dict. 
in  d.  Protoc.  der  B.  V.     18a» ,  8.  aa8  der  Orig.Ausg.   SeparatProtoc.  der  B.  V. 
v.  14.  Febr.  i8aa,  %.  3,  u.  v.  17.  Juni  1822,  |.  a,  nebst  Anlage  3  loco  dicL 
gedruckt,  S.  177,  610  u.  617;  3)  MecklenbiirgStrclitemit  MecklenburgSchwerin, 
SeparatProtoc.  der  B.  V.  v.  14.  Febr.  1821,  V  4»  8-        der  OrigAusg.; 
4)  SchaumburgLippe,  Waldeck,  u.  Lippe,  mit  Holstein  u.  Lauenburg,  Protoc. 
v.  182a,  §.  5i.    5)  Vertrag  «wischen  den,  die  1.  Division  des  9.  ArmeeCorps 
bildenden  Staaten  (K.  Sachsen,  S.  Gotha  Altenburg ,  S.  Coburg,  8.  Meinigen, 
S.  Hildburghausen  u.  Reufs  alterer  u.  jüng.  Linie)  über  die  Einrichtung  dieser 
Division,  geschlossen  14.  Aug.  1821;  in  dem  S.  Hildburgh.  Regier.  Blatt  vom 
5.  Jan.  1822,  Kum.  1.  6)  In  Unterhandlung  standen  (im  Aug.  1822)  :  Hohcnzollern- 
Hecbingen,  HoheneollernSigmaringen,  Liechtenstein,  u.  die  Freie  Stadt  Frankfurt, 
desgl.  IlesscnHomburg ,  mit  GH.  Hessen,  Protoc.  der  ß.  V.  v.  182a,     11  u,  5i. 
SeparatProtoc.  v.  14.  Mar«  182a,  %.  1.  —  Die  B.V.  erwartet  noch  verschiedene 
Conventionen  dieser  Art  und  allseitige  Einreichung  der  « Standesausweise ». 
Man  s.  ihre  Protoeolle  v.  a6.  Juli  i8ai  ,  %.  aaaj  1894,  V  ia,  u.  r.  14.  Febr., 
14.  Murs  u.  i3.  Mai  i8aa. 
c)  Man  s.  Art.  6  u.  7  der  Kriegsverfass.  in  ihren  allgem.  Umrissen  u  wesentl. 
Bestimmungen,  oben      196.  —   In  der  ContingentMatrikel  ist  das  Herzogthum 
Nassau,  in  der  a.  Division  des  9.  ArmeeCorps,  angesetzt  mit  3oa8  Mann,  worunter 
begriffen  sind,  a,347  Mann  Infanterie,  433  M.  Cavaleric,  318  Mann  Artillerie 
mit  6  Stucken  Geschütz,  u.  3o  M.  Pionniers  u.  Pontoniers.    Massau  machte 
späterhin  den  Antrag  auf  Bewilligung ,  dafs  das  CavalerieContingent  ihm  möge 
erlassen  werden,  dagegen  wolle  es  Ersatz  leisten  durch  Stellung  einer  ver- 
hältnifsmüsig  gröfsern  Anzahl  von  Infanterie  und  Artillerie  (eine  Mehrzahl  von 
1,011  Mann,  mit  a  Canonen),  so  dafs  dann  das  nassauisebe  Contingent  eine 
eigene  oder  ungemischte  Brigade  von  4<°39  Mann  bilde.    (Registratur  über 
die  vcrlraul.  Sit«,  v.  3o.  Juli  1821).   Vcrgl.  auch  Protoc.  v.  1821,  V  55  u.  65. 
Dieses  Begehren,  durch  dessen  Bewilligung  jener  Staat  im  Rrieg  «war  mit 
Verlust  an  CavalcriePferdcn  gänzlich  verschont,  dagegen  mit  desto  gröfserem 
Verlust  an  Menschen  bedroht  würde,  ward  von  Ocstreich  unterstützt,  mit  dem 
Vorschlag,  dem  Oberfeldherrn  xur  Pflicht  «u  machen,  dafs  er  (naeh  Art.  16 
der  R  Hegt  Verfassung  in  ihren  allgem.  Umrissen,  oben  §.  197)  von  der  dia- 
ponibcln  Cavalcrie  des  Bundeshecre? ,  der  a.  Division  des  9.  ArmeeCorps 
diejenige  Aushülfe  gewähre,  welche  der  Abgang!  des  nassauischen  Cavalerie- 
Contingents  nöthig  mache.   (PräsidialV  ortrag  zu  der  vcrlraul.  Sit«,  v.  7.  Dec» 
18»  1  ,  loco  dict.  gedruckt  ,   S.  ?3i  der  Orig.Ausg.  )     Andere  Vorschlage 
geschahen,  von  Wirtemberg,  von  Luxemburg,  von  R.  Sachsen,  in  den  locet 
dict  gedruckten  SeparatProtocollen  der  B.  V.  v.  14.  Febr.  182*,  §.  5,  u.  v. 
a5.  Apr.  i8aa,  S-  178,  378  u.  «96  der  Orig.  Ausg.    Inawischen  gaben  sowohl 
das  Gesuch  als  auch  diese  Vorschläge,'  Anlaß»  su  mannigfaltigen  Erörterungen 
in  der  B.  V.   Man  s.  die  loco  dict.  gedruckten  SeparatProtocolle  v.  14.  Febr., 
i4*  u.  a8.  März,  25.  April,  3o.  Mai,  10.,  i5.  u.  27.  Juni  182a,  nebst  ihren 
Beilagen;  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822,  S.  178,  219,  a47,  a&V,  481,  543, 
549,  609;  besonders  das  SeparatProtoc.  v.  25*  Apr.  i8aa,  u.  dessen  Beilagen, 
Die  Schwierigkeiten,  welche  auf  solche  Weise  die  Erledigung  dieser  Sache 
fand,  haben  bis  jetzt  (Aug.  iS3o)  nicht  beseitigt  werden  können.  Dabei 
kam  zur  Frage,  ob  dieser  Zwiespalt  durch  Stimmenmehrheit  könne  ent- 
schieden werden? 
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§.    201.  (153*.) 
4)   Rereithaltung  im  Frieden. 

IT)  Bereithaltung  im  Frieden.  a8)  In  jedem  Bundesstaat 
muPs  das  Contiogent  Ton  einem  Procent  der  Bevölkerung  so  marsch« 
und  schlagfertig  erhalten  werden,  dafs  es,  Tier  Wochen  nach  der 
Tom  Bund  erfolgten  Aufforderung,  in  allen  seinen  Theilen  zur  Ver- 
fügung des  OberFeldberrn  ,  auf  die  für  jedes  ArmeeCorps  zu  bestim- 
menden Sammelplätze,  gestellt,  werden  könne.  29)  Um  diesen 
Zweck  zu  erreichen,  werden  folgende  Grundsatze  angenommen: 
1)  Das  Material  der  Rüstung  für  alle  Waffengattungen,  mufs  stets 
in  gehöriger  Anzahl  und  Eigenschaft  vorhanden  seyn.  Auch  müssen 
in  den  Zeughäusern  die  nüthigen  Vorräthe  liegen ,  um  jeden  Abgang 
schnell  ersetzen  zu  können.  3o)  2)  Die  Contingente  des  Bundesheeres, 
müssen  auch  im  Frieden  vollständig  erhalten  werden.  Zu  IJrsparung 
des  Soldes  und  der  Verpflegung,  kann  zwar  im  Frieden  bei  allen 
Waffengattungen  auf  bestimmte  Zeit  Beurlaubung  Statt  finden;  ein 
Theil  der  Mannschaft,  so  wie  der  Dienstpferde,  mufs  jedoch  stets 
bei  den  Fahnen  und  im  Dienst  bleiben.  3i)  3)  Hiezu  wird  folgender 
Maasstab  aufgestellt:  a)  bei  dem  Fufsvolk,  mufs  der  sechste  Theil  der 
eingeübten  Mannschaft,  und  wenigstens  zwei  Drittheile  der  Unter- 
officiere  im  Dienst  beibehalten  werden;  b)  bei  der  Reiterei,  wird 
der  dienstthuende  Stand  in  der  Regel  auf  zwei  Drittheile  der  Mann- 
schaft- und  der  Dienstpferde  festgesetzt,  falls  nicht  die  besondern 
Landeseinrichtungen  eine  Beschränkung  auf  ein  Drittheil,  unbeschadet 
des  Zweckes,  zulassen.  Den  Bundesstaaten,  bei  welchen  keine  Be- 
urlaubung der  Dienstpferde  Statt  findet,  und  welche  keine  Landwehr- 
Cavalerie  stellen ,  ist  eine  Vacanthaltung  von  Dienstpferden  in  Friedens- 
zeiten gestattet  ;  es  darf  diese  jedoch  nicht  ein  Fünflheil  des  präsenten 
Standes  übersteigen,  und  es  müssen  Vorkehrungen  getroffen  seyn,  dafs 
die  Mobilmachung  der  Cavalerie  dessen  ungeachtet  in  der  bestimmten 
Frist  geschehen  könne.  c)  Bei  der  reitenden  Artillerie,  wird  das 
Minimum  des  dienstthuenden  Standes  ebenfalls  auf  zwei  Drittheile  unter 
denselben  Modificationen,  ,wie  bei  der  Cavalerie,  bei  der  FufsArtillerie 
aber,  und  bei  der  Bespannung  des  Geschützes  und  der  ersten  Muni- 
tionswagen, auf  ein  Drittheil  des  vollen  Standes  festgesetzt  3a)  Die 
gesammte  Mannschaft  des  gewöhnlichen  Coutingentes,  nämlich  der 
hundertste  Theil  der  Bevölkerung,  mufs  alle  Jahre  vom  Urlaub  ein- 
berufen, und  wenigstens  durch  vier  Wochen  im  Dienst  und  Gebrauch 
der  Waffen  geübt  werden.  Die  kleineren  Contingente  werden  sich 
unter  einander  vereinigen,  die  jährlichen  Uebungen,  in  möglichster 
Verbindung  aller  Waffengattungen,  allenfalls  in  Brigaden,  vorzu- 
nehmen. 33)  Damit  für  den  Fall,  wo  durch  besondern  Bundes- 
beschlufs  (Num.  8)  eine  Verstärkung  des  Bundesheeres  nüthig  ge- 
funden wird,  dieselbe  gehörig  aufgestellt,  werden  könne,  müssen  in 
jedem  Bundesstaat,   der  nicht  ohnehin  eine  bedeutendere  Anzahl  von 
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felddiensttauglichcn  Trappen  unterhält,  schon  in  Friedenszeiten  Cadrcs 
von  Officieren ,  Untcroflicieren  und  Spicllcuten,  für  den  dreihundertsten 
Thcil  der  Bevölkerung,  nebst  dem  nüthigen  Material  vorhanden,  auch 
solche  Einrichtungen  getroffen  seyn,  dafs,  zehn  Wochen  nach  dem 
gefaßten  Bundesbeschlufs,  vollständig  geübte  und  ausgerüstete  Regi- 
menter, Bataillone  und  Escadrone  schlagfertig  aufgestellt  werden 
können.  34)  Der  Bundesversammlung  wird  am  1.  Jänner  jeden  Jahres 
eine  Ucber sieht  des  Standes  des  Bundesheeres  vorgelegt.  Den 
Bundesstaaten,  deren  Contingcnte  ein  oder  mehrere  ArmeeCorps  in 
sich  begreifen ,  bleibt  es  überlassen  ,  die  diefsfallsigen  Tabellen  nach 
den  bei  ihnen  geltenden  Einrichtungen  abzufassen.  Die  unter  Zahl  10 
lieigelegte  Tabelle  zeigt  die  Form  der  Standes  Ausweise,  über  welche 
sich  die  Thcilhaber  der  gemischten  ArmeeCorps  vereinigt  haben.  Sie 
werden  solche  corps-  oder  wenigstens  divisionsweise  einsenden.  Die- 
jenigen Buudesglieder,  welche  zusammen  eine  Division  bilden,  werden 
sich  unter  einander  über  die  Art  der  Musterung  einverstehen ,  und» 
drei  Monate  nach  Annahme  der  näheren  Bestimmungen,  ihre  Anzeige 
hierüber  an  die  Bundesversammlung  machen. 

> 

§.  202.  (i53>.) 

5)   Mobilmachung   des  Bundesheeres. 

V)  Mobilmachung  des  Bundesheeres.  35)  Der  Bund 
wird  beschliessen ,  ob  von  jedem  Bundesstaat  nur  ein  Theil  des  Con- 
ti ngeuts,  oder  das  Ganze  zu  stellen  sey.  36)  Wenn  das  Bundesheer 
ausrückt ,  wird  von  dem  OberFcldherrn  für  alle  Contingcnte  ein  ge. 
meinsebaftliches  Erkennungszeichen  vorgeschrieben.  37)  In 
Hinsicht  der  Bewaffnung,  dann  des  Calibcrs  der  Gewehre  und  des 
Geschützes,  soll  in  jedem  ArmeeCorps  eine  solche  Lebereinstimmung 
Statt  finden ,  dafs  die  Munition  der  Artillerie,  und  vorzüglich  jene  der 
Feuergewehre,  gegenseitig  gebraucht  werden  könne.  38)  Was  zur 
ersten  Ausrüstung  an  Munition  für  die  Feldgeschütze  erforderlich 
ist,  zeigt  die  Tabelle  der  Beilage  11.  Von  diesem  MunitionsBedarf 
werden  zwei  Drittheile  dem  Heer  mit  eigener  Bespannung  nachgeführt, 
das  letzte  Drittheil  aber  in  Depots  zur  Abführung  bereit  gehalten, 
jedoch  ohne  Verbindlichkeit  zu  eigener  Bespannung.  Diese  Depots 
dürfen  nicht  über  24  Meilen  von  der  ersten  Aufstellung  des  Bundes- 
heeres entfernt  seyn.  Der  MunitiousBedarf  für  den  Belagerungspark, 
ist  aus  der  Tabelle  2  ersichtlich.  3ö)  Das  ärztlichcPersonal  für 
die  Linie,  mufs  bei  allen  Contingcnten  unausgesetzt  coinplct  erhalten, 
iiächstdcm  aber,  im  Fall  des  Krieges,  ein,  auf  den  zehnten  bis  zwölften 
Theil  der  Stärke  des  Bundesheeres  hinlängliches,  ärztliches  und  Hospital- 
Personal  aufgenommen  werden.  4o)  Die  Vorräthe  an  Arzneien,  Verband- 
Bequisiten  und  Spital bedürfnissen,  sind  auf  den  zehnten  bis  zwüiften 
Thcil  der  Stärke  eines  jeden  Corps  zu  berechnen,  und  es  mufs  hiebei 
die  Hälfte  für  bewegliche  Spitäler  in  Anschlag  gebracht  werden.  Ein 
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eigenes  Sanita'tlleglement ,  enthalt  auch  über  diese  höchst  wichtigen 
Gegenstände  besondere  und  genaue  Bestimmungen.  4»)  Bei  jedem 
ArmeeCorps,  sollen  so  viele  Backofen  mitgefuhrt  werden,  dafs  in 
24  Stunden  für  den  vierten  Theil  der  Mannschaft  Brod  gebacken 
werden  kann.  Das  BackerPersonal ,  welches  militärisch  organisirt  und 
bewaffnet  werden  soll,  um  nötigenfalls  für  die  Verteidigung  der 
Magazine  verwendet  werden  zu  können,  mufs  so  berechnet  werden, 
dafs  auf  jedes  Tausend  Mann  vier  Bäcker,  mit  Einschlufs  der  Ober- 
backer,  kommen.  4s)  Die  Transportmittel  müssen  bei  jedem 
ArmeeCorps  dergestalt  eingerichtet  seyn,  dafs  die  Naturalverpflegung 
für  die  Mannschaft  wenigstens  auf  vier  Tage  mitgefuhrt  werden  könne» 
43)  In  Hinsicht  der  W  äffen  Übungen  und  desDienstReglements 
sollen,  wenigstens  in  der  Hauptsache,  bei  jedem  ArmeeCorps  gleiche 
Grundsätze  beobachtet  werden.  44 )  Unter  den  Ofliciercn  der  ver- 
schiedenen Bundesstaaten ,  bei  Zusammenziehung  der  Contingente  und 
im  gemeinschaftlichen  Dienst,  entscheidet  über  den  Rang  der  Militär- 
grad und  das  Dienstalter.  Um  jedoch  in  dieser  Beziehung  allen  Incon- 
venienzen  bei  Vereinigung  verschiedener  Abtheilungen  vorzubeugen, 
wird  als  Regel  festgesetzt:  dafs  nur  für  eine  Division  ein  General- 
oder FeldmarschalLieutenant ;  für  eine  Brigade  ein  Generalmajor  oder 
GeneralFeldwachtmeister ;  für  ein  InfanterieRegiment  von  2  bis  3 
Bataillons,  für  ein  Ca vallerie Regiment  von  4  bis  8  Escadrons ,  dann 
für  6  Batterien,  ein  Oberst,  für  ein  InfanterieBataiilon  von  4  bis 
6  Compagnien ,  für  eine  CavalerieDivisioir  von  2  Escadrons ,  dann 
für  s  Batterien,  ein  Oberstlieutenant  oder  Major;  für  eine  Com- 
pagnie  oder  Schwadron ,  und  für  eine  Batterie  von  6  bis  8  Ge- 
schützen ,  ein  Hauptmann  oder  Oberlieutenant  als  Commandant  zu  er- 
nennen ist.  Im  übrigen  bleibt  den  Staaten  unbenommen,  ihren  Offe- 
rieren im  eigenen  Contingent  einen  beliebigen  Dienstgrad  zu  erth eüen ; 
bei  Zusammenstossung  verschiedener  Abtheilungen  wird  jedoch  nicht 
auf  diesen,  sondern  nur  auf  jenen  Rücksiebt  genommen,  der  ihnen, 
zufolge  obiger  Bestimmungen,  nach  der  Abtheilung,  welcher  sie  vor- 
stehen ,  zukommt  «). 

a)  Jeder  Bundesstaat  hat ,  auch  während  der  Briegsscit ,  sein  Contingent  zu 
unterhalten.  —  Wegen  der  Frage :  wie  es  mit  der  Unterhaltung  ( mit  Sold  , 
Bekleidung,  Bewaffnung  und  Munition)  des  Contingentes  eines  Bundesstaates 
su  halten  scy,  der  durch  feindliche  Besetzung  seines  Gebietes  der  Mittel  beraubt 
ist,  selbst  dafür  su  sorgen,  ob  die  Unterhaltung  aus  der  BundesKrieg«cassc, 
und  swar  gegen  künftig  Ton  jenem  Bundesstaat  su  leistenden  Ersate,  oder 
ohne  solchen,  su  bestreiten  scy?  ward  ton  der  B.  V.  InstructionsEinholuug 
der  Gesandten  bei  ihren  Begierungen  beschlossen;  in  dem  1.  SeparatProloc. 
v.  4.  Juli  i8aa,  loco  dict.  gedruckt,  S.  6*7.  Man  s.  auch  die  loco  dict. 
gedruckten  ScparatProtocolle  der  B.  V.  v.  20.  u.  27.  Jun.  1822,  S.  53?,  600. 
u.  6t3  der  Orig.Ausg. 
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§.  205.  (i63>) 

6)  OberFeldherr. 

VI)  OberFeldherr.  45)  Der  OberFeldherr  wird  jedesmal, 
-wenn  die  Aufstellung  des  Kriegsheeres  beschlossen  wird,  von  dem 
Bund  in  der  engern  Versammlung  erwählt.  Diese  Stelle  hört  mit 
der  Auflösung  des  Bundesheeres  wieder  auf.  4&)  I"  Fällen,  wo  man 
nur  einen  Theil  des  Bundesheeres  zusammenzuziehen  für  nölhig 
erachtet,  bleibt  es  der  Beschlufsnahme  der  Bundesversammlung  vor- 
behalten, wegen  des  Oberbefehls  besondere  Vertilgung  zu  treffen. 
47)  Der  OberFeldherr  verhält  sich  zum  Bund,  wie  jeder  commandi- 
rende  General  zu  seinem  Souverain,  die  Bundesversammlung  ist  daher 
seine  einzige  Behörde,  welche  mit  ihm  durch  einen  aus  ihr  gewühlten 
Ausschufs  in  Verbindung  steht.  48)  Der  OberFeldherr  wird  von  der 
B.  V*  in  Eid  und  Pflicht  des  Bundes  genommen 5  er  erhält  von  der- 
selben allein  Vollmachten  und  Befehle,  auch  in  besondern  Fällen 
specielle  Instructionen;  er  erstattet  an  dieselbe  seine  Berichte  unmit- 
telbar. 49)  Wenn  der  OberFeldherr  in  Eid  und  Pflicht  genommen 
ist,  und  seine  allgemeine  Instruction  von  der  B.  V.  erhalten  hat;  so 
bleibt  ihm  allein  überlassen,  den  OperationsPlan  nach  seiner 
Ansicht  zu  entwerfen,  auszufuhren  und  abzuändern,  wie  es  die  Um- 
stände fordern.  Er  ist  durchaus  nicht  verbunden,  diesen  Plan  vor 
der  Ausführung  irgend  Jemand  mitzutheilen,  und  es  soll  lediglich 
von  seinem  besondern  Vertrauen  abhängen,  wenn  er  die  Hauptzüge 
desselben  mit  einem  oder  mehreren  Generalen  besprechen  oder  beratheil 
will.  5o )  Erst  dann ,  wenn  er  nach  getroffenen  Einleitungen  zur 
wirklichen  Ausfuhrung  geschritten  seyn  wird,  ist  er  verpflichtet,  der 
B.  V.  die  Umrisse  seines  OperationsPlans  vorzulegen.  Er  mufs  jedoch 
denselben  auf  das  Umständlichste  schriftlich  aufsetzen,  damit  für  alle 
Zufalle,  die  ihn  personlich  treffen  können,  so  vorgesorgt  sey,  daft 
sein  Nachfolger  das  Ganze  vollständig  einsehen  und  folgerecht  verfahren 
könne.  5i  )  Ausser  dem  OberFeldherrn,  wird  von  der  B.  V.  auch 
ein  GencralLieutenant  des  Bundes  gewählt.  Diesem  gebührt  in 
allen  Fällen,  welche  eine  Stellvertretung  im  OberCommando  des  Heeres 
fordern,  die  zeitliche  Verwesung  der  OberFeldherrnS teile ,  mit  ganz 
gleichen  Rechten ,  wie  die  des  OberFeldherrn.  Sobald  der  bisherige 
OberFeldherr  das  OberCommando  wieder  übernimmt,  oder  ein  neu- 
gewählter  in  dasselbe  eintritt,  kehrt  der  GencralLieutenant  des  Bundes 
in  sein  früheres  Verhältnifs  zurück.  5a)  Als  General  Lieutenant  des 
Bundes  soll  einer  der  CorpsCommandanten  gewählt  werden,  welcher 
jedoch ,  so  lang  nicht  der  Fall  der  Stellvertretung  oder  der  Ein- 
berufung von  Seite  des  OberFeldherrn  Statt  findet,  ohne  Vorrecht 
vor  den  übrigen  CorpsCommandanten,  bei  seinem  Corps  verbleibt. 
53)  Der  OberFeldherr  hat  die  Befugnifs,  wegen  Einstellung  der 
Feindseligkeiten  Uebereinkünfte  abzuschliessen ,  wenn  dadurch 
grofsc  Vortheile  zu  erreichen  siud,  oder  Gefahr  auf  dem  Verzug 
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haftet.  Er  soll  jedoch  förmliche  allgemeine  W'affenstillstandVerträge 
nur  unter  vorbehaltener  Genehmigung  des  Bundes  abschliessen  können. 
54)  Der  OberFeldherr  kann  über  die-  Aufstellung,  Bewegung  und 
Verwendung  der  ihm  anvertrauten  Streitkräfte,  auch  die  allenfalls 
nöthigen  zeitlichen  Detachirungen,  nach  seinei 
fügen,  jedoch  mit  Beobachtung  der  festgesetzten  He 
er  nie  abändern  darF,  und  der  Beisammenhaltung  der  von  Einem 
Staat  gestellten  Corps,  in  Fallen,  wo  diese  ohne  Nachtheil  berück- 
sichtigt werden  kann.  Alle  Detachirungen  und  solche  Maasregeln, 
welche  in  die  organischen  Corps  Verhältnisse  eingreifen,  können  nur 
so  lang  dauern,  als  es  militärische  Bücksichten  erfordern,  und  kein 
Corps  darf  hiedurch  bis  au  dem  Grad  geschwächt  werden,  dafs  es 
nicht  mehr  als  selbstständiger  Körper  besteben  konnte.  55)  Zu  dem 
als  Reserve  aufzustellenden  ArmeeCorps,  stofsen  besonders  zu  bildende 
Artillerie  Massen,  zu  deren  Bildung  alle  ArmeeCorps  des  Bundes- 
heeres nach  dem  Verhaltnils  ihrer  Cavalerie  und  Artillerie  beitragen. 
Der  OberFeldherr  kann,  zu  diesem  Behuf,  von  jedem  der  ungemischten 
ArmeeCorps  bis  zu  einem  Fünftheil,  und  von  jedem  gemischten  Corps 
bis  zu  einem  Sechstheil  der  Cavalerie,  ferner  von  jedem  ArmeeCorps 
bis  zu  einer  Batterie  von  acht  Stücken  Geschützes,  beordern.  Wenn 
durch  von  dem  Bund  genchjnigte  Einrichtungen,  die. Zahl  der  Reiterei 
eines  Corps  sich  gegen  den  matrikularmäsigen  Betrag  mindert,  so  wird 
die  Zahl,  um  welche  sie  vermindert  wird,  an  dem  Quantum  abge- 
zogen, welches  detachirt  werden  kann.  56)  Obige  Bestimmungeines 
Maximums  soll  den  OberFeldherrn  nicht  hindern,  für  den  Tag  einer 
Schlacht  die  Reserve  durch  Infanterie,  Cavalerie  und  Artillerie  ein- 
zelner Corps  nach  seiner  Einsicht  in  so  weit  zu  verstärken,  als  es 
die  Schlagfertigkeit  der  einzelnen  Corps  gestattet.  5j)  Der  Ober- 
Feldherr  hat  das  Recht,  die  Befehlhaber  der  aus  den  verschiedenen 
Corps  herauszuziehenden  Cavalerie-  und  ArtillerieMasscn  aus  den 
Generalen  des  Bundesheeres  nach  seinem  Ermessen  zu  ernennen. 
68)  Wenn  schon  die  innere  Einrichtung  der  Contingente,  nach  ihrem 
Ausrucken,  auch  im  Krieg  den  einzelnen  Bundesstaaten  überlassen 
bleibt;  so  ist  doch  der  OberFeldherr  befugt,  die  Mannschaft  sowohl, 
als  das  Materielle  der  verschiedenen  Contingente  zu  mustern,  zu 
Hebung  allenfallsiger  Mängel,  welche  auf  die  Schlagfertigkeit  Einflufs 
nehmen  können,  sich  an  die  Regierung,  welche  es  betrifft,  zu  wenden, 
und,  wenn  er  es  für  nöthig  hält,  auch  defs wegen  Anträge  bei  der 
Bundesversammlung  zu  machen,  welche  ohne  Verzug,  mit  Anwendung 
der  über  die  Kriegsverfassung  aufgestellten  Grundsätze,  darüber  einen 
Beschlufs  fassen,  und  für  dessen  Ausführung  Sorge  tragen  wird. 
59)  Die  Bestimmung  der  Militärstrassen,  die  Anlage  von  Hospitälern 
und  Magazinen,  so  wie  die  Bezeichnung  der  Verpüegbezirhe  der 
Corps,  und  überhaupt  aller  Maasregeln  zur  Sicherstellung  der  Armee- 
Bedürfnisse  und  der  Wohlfahrt  des  Heeres,  sind  dem  OberFeldherrn, 
mit  Beachtung  der  Eigenthumsrechte,  und  unter  dem  nöthigen  Be- 
nehmen mit  den  LandesCommissarien,  lediglich  zu  überlassen.  60)  Der 
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ObcrFcldherr  kann  die  Individuen,  welche  sich  auszeichnen, 
ihren  Landesherren  zur  Belohuung  empfehlen.  61 )  Um  in  den  Feld- 
dienst  des  Bundesheeres  die  nüthige  Uebercinstimmung  zu  bringen, 
hat  der  OberFeldherr  das  Recht,  darüber  Bestimmungen  durch 
Armeebefehle  zu  erlassen,  so  weit  solche  für  das  Allgemeine 
nolkwdudig  sind,  und  nicht  in  die  innere  Einricktang  der  Corps  ein- 
greifen. 6s)  Damit  den  Bundesstaaten  über  die  gleichmäsige  Behand- 
lung aller  Theile  des  Bundesheeres  volle  Beruhigung  verschallt  werde» 
wird ,  aus  dem  GeneraiStab  derselben ,  für  jedes  ArmeeCorps  ein 
höherer  Officicr  in  das  Hauptquartier  abgesendet,  dem  bei  dem 
OberFeldherrn  und  allen  übrigen  Chefs  freier  Zutritt  gebührt,  um 
mit  demselben  über  die  Angelegenkeiten  des  Corps  sich  zu  benehmen 
und  dessen  Interesse  zu  vertreten.  63)  Bei  den  combinirten  Corps, 
kann  diesem  höheren  Ofllcier  noch  ein  anderer  von  niederem  Rang 
von  jeder  Division  beigegeben  «werden ,  um  die  einzelnen  Divisionen 
in  demselben  Corps  zu  vertreten.  64)  Diese  höheren  Officicre  sind 
die  Organe  zwischen  dem.  OberFeldherrn  und  den  einzelnen  Regie- 
rungen sowohl,  als  den  Corps  welche  es  betrifft.  Dem  OberFeldherrn 
ist  jedoch  in  besondern  Fällen,  wo  er  es  räthlich  findet,  frei 
gestellt,  sich  unmittelbar  an  die  Regierungen  zu  wenden,  und,  wie 
sich  von  selbst  versteht,  alle  Ausfertigungen,  welche  auf  die  Opera* 
tionen  Bezug  haben,  durch  die  ihm  untergebenen  Stellen,  eben  so  an 
die  Corps  zu  erlassen.  65)  Der  BundcsFeldherr  kann  nicht  zugleich 
Befehlhaber  irgend  einer  llccrabth  eilung  aeyn.  Ueberhaupt,  kann 
kein  General  zugleich  das  unmittelbare  Commando  über  eine  höhere  und 
eine  niedere  Abtheilung  führen.  Mit  dem  Antritt  eines  jeden  höheren 
Wirkungskreises ,  wird  der  niedere  an  den  nächstfolgenden  im  Bang, 
in  derselben  Heerabtheilung ,  in  der  Zwischenzeit  abgetreten.  66)  80 
wie  der  OberFeldherr  mit  ausgedehnter  Vollmacht,  duroh  nichts 
beengt,  mit  Kraft  und  Nachdruck. seine  Beschlüsse  verfolgen  kann,  so 
ist  er  auch  für  fehlerhafte .  Entwürfe  oder  JUrthümer  in  grofsen  Com* 
binationen,  dem  Bund  persönlich  verantwortlich.  Der  Bund  kann 
ihn  einem  Kriegsgericht  unterwerfen,  welches  aus  einem  Feld* 
marschall,  General  der  Infanterie  oder- Cavalerie,  als  Präsidenten,  von 
der  Bundesversammlung  gewählt,  aus  zwei  Feldzeugmeistern  oder 
Generalen  der  Infanterie  oder  Cavalerie,  zwei  GeneralLieuteuanten, 
zwei  GeneralMajorent  alle  sechs  aus  dem  Bundesheer,  dazu  comman- 
dirt,  aus  Einem  General  Auditor,  von  dem  Staat  des  OberFeldherrn, 
aus  Einem  Defensor,  von  dem  OberFeldherrn  selbst  gewählt,  bestehen 
soll,,  und,  nach  Untersuchung  des  Thstbestaudes,  ihn  nach  dem  Gesetz- 
buch desjenigen  Staates,  zu  dem  er  gehört,  zu  richten  hat.  Von  den 
als  Beisitzer  zu  diesem  Kriegsgericht  bestimmten  sechs  Genoralen,  ist 
Einer  von  Oestreich,  Einer  von  Preussen,  Einer  von  Baiern ,  Einer 
vou  jedem  der  drei  gemischten  ArmeeCorps  zu  conunandiren.  Die 
Commandiruog  geschieht,  auf  Einladung  der  Bundesversammlung  an 
die  gehörigen  Staaten. 
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7)  CorpsCommandanten. 


VII)  CorptCommandanten.  67)  Die  Befehlhaber  der  an- 
gcntischtenCorps  erhalten  diejenigen  Rechte ,  welche  der  Souverain, 
dessen  Corps  sie  befehligen,  in  Übereinstimmung  mit  den  angenom- 
menen Grundsätzen  der  Bundesltriegsverfassung ,  ihnen  au  ertheilen 
Jur  gut  findet.  Was  aber  die  Defehlhaber  der  zusammengesetzten 
.Corps  betrifft,  so  kommen  dabei  folgende  Grundsätze  in  Anwendung 
{Nuin.  68  bis  75).  68)  Die  zusammengesetzten  ArmeeGorpi 
werden  jedes  Yon  einem  General  befehligt,  der  aus  denjenigen  Staaten 
oder  den  Truppen  derselben,  deren  Contingente  das  ArmeeCorpt 
bilden,  genommen  -werden  soll.  69)  Die  CorpsCommandanten  können 
zwar  die  Eintheilung  ihrer  ArmeeCorps  nicht  andern;  allein  sie 
sind  befugt ,  cum  Behuf  der  ihnen  übertragenen  Operationen  alle 
augenblicklichen  Detachirnngen  vorzunehmen ,  welche  der  Dienst  er» 
ibrder  t.  Die  Bestimmung,  welche  Truppen  sowohl  zu  diesen,  als  zu 
den  Ton  dem  OberFeldherrn  verlügten  Entsendungen  verwendet  werden 
sollen,  bleibt  den  CorpsCommandanten  überlassen.  Der  OberFeldherr 
kann,  nur  ausnahmweise,  in  besondern  und  dringenden  Fällen  direct 
darüber  verfugen.  Er  hat  jedoch  den  CorpsCommandanten,  die  es 
betrifft,  gleichzeitig  davon  in  Kenntnifs  zu  setzen,  und  solche  Deta- 
chirungen  nicht  contiiigentweise,  sondern  nach  den  bestehenden  Unter- 
abtheilungen der  Corps  in  Divisionen,  Brigaden,  Regimenter  n.  s.  w. 
na  verfügen.  70)  Die  CorpsCommandanten  haben,  im  Dienst  der 
einseinen  Contingente,  eine  verhaltnifsmäsige  Gleichheit  unter 
diesen  zu  beobachten.  71)  Die  CorpsCommandanten  haben  das  Recht, 
die  anter  ihren  Befehlen  stehenden  Corps,  sowohl  in  Beziehung  auf 
die  Mannschaft  als  auf  das  Material,  eben  so  zu  mustern,  wie  der 
OberFeldherr.  7a)  Zu  Erhaltung  der  innern  Ordnung,  können  sie 
die  ihnen  zu  Gebot  stehenden  polizeilichen  Mittel  verwenden, 
und  alle  ihre  Untergebenen  wegen  militärischer  Vergehen  in  Arrest 
nehmen,  und  provisorisch  suspendiren.  Jede  Untersuchung  und  Ab- 
urtheilung  mufs  aber  den  gehörigen  Militärgerichten  -überlassen,  und 
dem  CorpsCommandanten  Abschrift  aller  Urtheilsprüche  über  diejenigen 
Vergehen  mitgetheilt  werden,  deren  Untersuchung  er  veranlafst  hat* 
73)  Den  CorpsCommandanten  steht  das  Recht  zu,  Individuen,  welche 
sich  besonders  auszeichnen,  dem  OberFeldherrn  und  den  Re« 
gierungen,  die  es  angeht,  zu  empfehlen.  74)  Die  CorpsCommandanten 
haben  das  Recht,  sieh  den  Chef  ihres  Genera  Istabs,  ihren  General- 
Adjutanten  und  eine  hinlängliche  Anzahl  Officiere  des  Generalstabes, 
unter  den  Oflicieren  derjenigen  verschiedenen  Staaten  auszuwählen, 
deren  Contingente  das  Corps  bilden,  und  sich  diese  yonden  Regierungen* 
die  es  betriüt,  zu  erbitten»  Die  Beamten  der  Yerwaltungasweigo 
und  übrigen  Anstalten,  werden  von  denjenigen  Staaten  gewählt,  deren 
Contingente  zusammen  das  ArmeeCorps  bilden.     70)   Die   an  den 
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corablnirten  Corps  und  Divisionen  Thcil  habenden  Staaten  ,  werden 
sich  unter  einander,  sowohl  über  die  Art  und  Weise  der  Wahl  der 
Corps-  und  DirisionsCommandanten ,  als  auch  über  die  Einrichtung 
des  Gencralstabs  und  der  übrigen  Verwaltungszweige,  vereinigen,  und 
diese  Uebercinkunft ,  drei  Monate  nach  Annahme  der  zweiten  Abthei- 
Jung  der  «näheren  Bestimmungen»  der  Bundesversammlung  anzeigen. 
Da,  wo  sie  sich  nicht  vereinigen  können,  wird  die  B.  V.  vermittelnd 
einwirken,  und  nötigenfalls  entscheiden.  67)  Wenn  der  Befehlhaber 
eines  gemischten  oder  ungemischten  ArmeeCorps  sich  durch  den 
OberFeldberrn  in  Rechten  des  Corps  oder  der  dasselbe  bildenden 
Contingente,  die  er  zu  vertreten  hat,  verletzt  glaubt,  so  hat  er  davon 
die  Anzeige  an  die  Regierung  des  Bundesstaates,  den  es  betrifft,  zu 
machen,  welche  sodann  seine  Beschwerde  der  B.  V.  vorlegen  bann. 
77  )  Glaubt  ein  CorpsCommandant  aber,  dafs  ihm  in  seinen  personlichen 
Rechten  zu  nahe  getreten  worden,  so  kann  er  unparteiische  Unter- 
suchung fordern*  Ist  die  Veranlassung  von  der  Art,  dafs  Corps- 
Commandanten  durch  Eingriffe  des  OberFeldberrn  in  ihre  Rechte, 
oder  durch  sonstige  Willkührlichkeiten  gegründete  Beschwerden  zu 
haben  glauben,  und  defshalb  eine  Untersuchung  gegen  den  Ober- 
Feldherrn  fordern;  so  sind  die  CorpsCommandanten  berechtigt,  sich 
auf  dem  Dienstweg  durch  den  OberFeldherrn  von  der  B.  V*  ein  Kriegs- 
gericht zu  erbitten.  Diese  wird  sodann  drei  Bundesstaaten  wühlen, 
welche  zu  dem  niederzusetzenden  Kriegsgericht  —  ähnlich  jenem  für 
den  OberFeldherrn  bestimmten  —  die  nöthigen  Offi eiere  nebst  dem 
Auditor  zu  commandiren  haben.  Alle  andern  Untersuchungen,  welche 
die  CorpsCommandanten,  etwa  durch  Beschwerde  gegen  einander 
oder  gegen  ihre  Untergebenen  veranlafst,  wünschen  sollten,  können 
nur  bei  dem  OberFeldherrn  im  gewöhnlichen  Dienstweg  nachgesucht, . 
und  von  ihm  die  diefsfallsigen  Kriegsgerichte  angeordnet  werden. 
78)  Die  Verhältnisse  der  Befehlhaber  der  z  usam mengesetz ten 
Divisionen  und  Brigaden,  sind  in  ihrem  Wirkungskreis  denen 
der  CorpsCommandanten  analog. 

§.    20&  (153 -.) 

8)  Bildung  des  Hauptquartiers. 

VIII)  Bildung  des  Hauptquartiers.  79)  Die  Geschäfte 
des  Hauptquartiers  zerfallen  in  zwei  Hauptabtheilungen :  in  die  Lei- 
tung des  Heeres  im  Allgemeinen,  und  in  die  Leitung  besonderer 
Zweige.  Die  erste  enthalt:  O  die  Leitung  der  Operationen  und 
Bewegungen,  2)  die  Eridenthaltung  und  Ergänzung  des  Standes, 
den  innern  Dienst,  3)  die  ökonomische  Leitung,  die  Pflege  und  War- 
tung des  Heeres.  Die  zweite:  »)  die  ArtillerieDirection  ,  2)  die 
GenieDirection , '  3)  die  Heerpolizei.  80)  Die  Geschäfte  der  ersten 
Abtheilung  führen,  der  GeneralQuartiermeister,  der  dirigirende  Ge- 
neral Adjutant,  der  Generalintendant,  die  der  zweiten,  der  General. 
GcnieDirector,  der  GcneralArtillerieDirector  und  der  Chef  der  Heer- 
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polisei  —  sammtlicK  in  gleichen  Dienstverhältnissen  und  in  GemaTs- 
heit  der  Tom  OberFeldherm  erhaltenen  Befehle.  Die  Tabelle 
Num.  12  «)  bezeichnet  den  Wirkungskreis  der  verschiedenen  Chefs, 
das  Detail  der  Eintheilung  und  die  dazu  nöthigen  Individuen.  81)  Der 
OberFeldherr  hat  das  Recht,  sich  den  GeneralQnartiermeister,  den 
dirigirendcn  GeneralAdjutanten,  den  General  Auditor,  und  den  diri- 
girenden  Arzt  zu  wählen,  auch  seinen  Generalstab  selbst  zu  bestel- 
len. Der  GeneralLieutenant  des  Bundes,  die  Directoren  des  Artil- 
lerie- und  GenieWesens,  der  Chef  der  Heerpolizei,  und  der  General- 
Intendant,  mit  den  ihm  zunächst  untergebenen  Vorständen  der  Ver- 
wallungszweige,  werden  von  dem  Bund,  welcher  auf  die  Vorschlage 
des  OberFeldherm  die  geeignete  Rücksicht  nehmen  wird,  gewählt 
und  in  Pflicht  genommen.  82)  Der  OberFeldherr  wird,  sobald  er 
den  Oberbefehl  des  Heeres  übernommen  hat,  sämmtliche  im  Haupt« 
quartier  angestellte  Officiere  und  Beamte,  welche  nicht  bereits  von 
der  Bundesversammlung  selbst  vereidet  sind,  im  Namen  und  aus 
Auftrag  derselben,  in  Eid  und  Pflichten  des  Bundes  nehmen.  83)  Der 
OberFeldherr  unterzeichnet  alle  Befehle,  welche  an  die  verschie- 
denen Zweige  und  Abtheilungen  ausgefertigt  werden.  Nur  ausnahm- 
weise und  in  dringenden  Fallen  können  die  Referenten,  die  es  be- 
trifft, jeder  in  seinem  Fach,  im  Namen  des  OberFeldherm  Weisun- 
gen unterzeichnen,  welche  indessen  jedesmal 'an  die  CorpsComman- 
danten,  und  nie  an  die  denselben  untergeordneten  Zweige,  gerich- 
tet seyn  müssen.  84)  Der  OberFeldherr,  welcher  für  die  Dauer 
des  ihm  übertragenen  Befehls  nur  im  Dienst  des  Bundes  steht, 
bezieht  auch  nur  von  diesem  seinen  Gehalt  nndalle  sonstigen  Erao- 
lumente.  Die  übrigen  im  Hauptquartier  und  bei  der  Intendanz  an»  » 
gestellten  Individuen,  erhalten  zwar  ihre  gewöhnliche  Gage ,  Besol- 
dung, Löhnung  und  Natural  Verpflegung  —  nach  dem  Rang,  welchen 
sie  im  Dienst  der  Bundesstaaten  einnehmen,  zu  welchen  sie  gehö- 
ren —  von  diesen  Bundesstaaten.  Dagegen  aber  werden  alle  übri- 
gen Unkosten,  die  aus  der  Zusammensetzung  des  Hauptquartiers  und 
der  Intendanz  hervorgehen,  aus  der  Hriegscasse  bestritten,  nämlich 
1)  die  Tafelgelder  und  ausserordentlichen  Zulagen,  an  Geld  und 
Naturalien,  für  das  gesaramte  Personal  des  Hauptquartiers  und  der 
Intendanz,  2)  der  Aufwand  für  die  verschiedeneu  Canzleieh  jener 
Zweige  und  für  ihren  Transport,  3)  die  geheimen  Auslagen,  für 
Kundschafter  u.  s*  w.,  4)  die  Besoldung  und  Verpflegung  aller  im 
Hauptquartier  angestellten  Individuen,  die  nicht  zu  einem  oder  dem 
endern  Contingent  des  Bundesheeres  gehören.  85)  Die  einzelnen, 
von  der  Bundesversammlung  zu  ernennenden  Ghefs,  so  wie  die  übri- 
gen Chargen  im  Hauptquartier,  können  aus  den  verschiedenen  Bun- 
desstaaten, im  Sinn  des  §.  81  der  näheren  Bestimmungen  gewählt 
werden.  Die  diesen  Individuen  in  Folge  ihrer  bundesgemäfaen  An- 
stellung zukommenden  Gebühren,  sind  in  dem  VerpflegungRegle- 
menl  enthalten,  gleichwie  der  Wirkungskreis  der  letzten,  nämlich 
der  Chargen,  im  DienstRegl erneut  näher  bezeichnet  ist. 
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a)  Zuerst  loco  dictaturao  gedruckt,  in  den  Protöc.  der  B-  V.  v.  1811  ,  S.  3ao 
der  Orig.Ausg. ,  nachher  öffentlich  gedruckt  su  »93  der  Protoc.  der  B.  V. 
v,  182a,  S.  703  der  Orig.Ausg. 

§.  206.  (153 

9)  Verpflegung. 

IX)  Verpflegung.  86)  So  bald  die  Contingente  des  Bondes- 
heeres unter  die  Befehle  des  OberFeldherrn  treten,  geschieht  die 
Verpflegung  derselben  nach  den  Vorschriften  des  für  das  Bun- 
desheer entworfenen  VerpflcgRcglemcnts,  welches  zugleich  die  In- 
structionen für  die  verschiedenen  Verpflegbeamten  enthalt  «). 

a)  Dieser  Gegenstand,  worüber  oben  (%.  197,  Num.  lo)  schon  eine  Bestimmung 
sich  findet,  ist  einer  näheren  Erörtrrnng  u.  Bestimmung  vorbehalten,  weil 
man  bei  der  B.  V.  sich,  nach  mehrfacher  Verhandlung«  bis  «im  n.  Juli  1812, 
wo  obige  nähere  Bestimm ungro  der  BricgsvetTassung  festgesetzt  wurden ,  noch 
nicht  hatte  vereinigen  können  über  die  Fragen:  ob  das  Verpflegungsgoschaft 
für  das  £anze  Bundesheer  von  einer  allgemeinen  Central  Behörde  (allgemeine 
oder  Heer-  oder  Armee  Verpflegung  )  ausgehen  solle?  oder  ob  dasselbe  bei 
jedem  einzelnen  ArmeeCorps  nur  von  einer  eigenen  FerpßegungsMörde  (beson- 
dere oder  .CorpsVerpflegung )  abgesondert  besorgt  werden  solle?  Man  s. 
insbesondere  die  loco  .riiet,  gedruckten  Ansichten,  und  den  Vortrag  des  k. 
wirtembergischen  Gcsaudten,  mit  drei  Anlagen,  als  Beil.  29  zu  $.  <x%!\  der 
Protoc.  der  B.  V.  v.  18»  1 ,  S.  33 1  ,  3^6—  u.  649  ff.  der  Orig.Ausg.  —  Ucber- 
diefs  sind  eigene  Reglement*  über  Ferpßegung,  Sauüatswesen  {%.  101  Num.  39 
u.  f.)  und  Gtrichtbarktit ,  zu  erwarten*  Man  s.  das  loco  dict.  gedruckte 
SeparatProtoe.  der  B.  V.  v.  vj.  Juni  i8aa,  §.  a,  u.  dessen  Anl.  II,  S.  609  u. 
6  »5  der  Orig.Ausg. 

§.  207.  153 

10)  Gerichtbarkeit. 

X)  Gerichtbarkeit.  87)  Die  Gerichtbarkeit  steht,  in  . 
der  Regel ,  den  Befehlhabern  der  Corps ,  Divisionen ,  Brigaden  und 
Regimenter  su. .  88)  Die  Bundesstaaten  werden  die  Grenzen'  der 
Gerichtbarkeit  bestimmen,  welche  sie  den  Commandanten  ihrer 
Corps,  Divisionen  und  Contingente  übertragen  wollen,  und  biebei 
bedacht  seyn,  die  Befugnifs  in  der  möglichsten  Ausdehnung  su  er- 
th eilen.  69)  Jeder  im  Hauptquartier  angestellte  Ofßcier  und  Civil- 
Beamte  eines  Bundesstaates,  und  jedes  Ton  den  verschiedenen  Con- 
tingenten  demselben  sugetheilte  Individuum,  gebort  unter  die  Ge- 
richtbarkeit des  Corps  oder  der  Division  seines  Staates.  In  Fallen, 
wo  ein  gerichtliches  Verfahren  über  ein  solches  Individuum  noth* 
wendig  werden  sollte,  kann  der  OberFeldherr,  nach  Befinden,  durch 
den  Auditor  des  Hauptquartiers  solches  über  die  begangenen  Ver- 
gehen summarisch  instruiren  lassen.  Dann  aber  müssen  die  Ange- 
klagten, nebst  den  Untersuchung» Acten ,  an  ihre  gerichtliche  Be- 
hörde sur  Aburtheilung  abgeliefert  werden.    Diese  Bestimmungen 
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sollen  auch  für  die  Individuen,  welche  in  den  Hauptquartieren  der 
ArmeeCorps  angestellt  sind,  analoge  Anwendung  finden.     90)  Die- 
jenigen Militär-  und  CivilBcvollmächtigten ,  welche  zu  dem  Haupt- 
quartier abgeordnet  sind,  und  nicht  unter  der  Gerichtbarkeit  der 
Corps  stehen,  können  nur  bei  solchen  Verbrechen,  wo  Gefahr  bei 
dem  Terzug  Statt  fände,  jenem  summarischen  Verhör  unterliegen, 
und  müssen  dann  zur  Aburtheilung   an  die  Behörden  abgeliefert 
werden.    Wenn  die  Verhaftung  eines  aolchen  Abgeordneten  not- 
wendig geworden,  so  wird  der  OberFeldherr  den  entsprechenden 
CorpsCommandanten   unverzüglich  zur  Absendun g  eines  provisori- 
schen Bevollmächtigten  auf  so  lang  in  das  Hauptquartier  einladen, 
bis  von  dem  (den)  gehurigen  Staate  (Staaten)  eine  neue  definitive 
Ernennung  für  diesen  Platz  ergangen  ist.    91)  Diejenigen  Indivi- 
duen, welche  durch  freie  Uebereinkuiift  und  Annahme  dem  Haupt- 
quartier folgen,  so  wie  auch  alle  Fremden,  Kriegsgefangenen  u.  s.  w^ 
stehen  unter  der  Gerichtbarheit  des  Hauptquartiers,  und  werden 
nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates  gerichtet,  von  welchem  der 
OberFeldherr  ist.     93)  Der  OberFeldherr  hat  das  Recht,  alle  Be- 
fchlhaber  des  Heeres  zu  suspendiren,  jeden  Untergebenen  verhaf- 
ten zu  lassen,  und  gerichtliche  Untersuchung  über  sie  bei  ihren  Be- 
hörden zu  veranlassen;  auch  in  Fallen,  wo  Gefahr  mit  dem  Verzug 
verbunden  wäre,  ein  summarisches  Verhör  derselben  anzuordnen. 
Bei  den  gemischten  ArmeeCorps,  haben  sich  die'  betheiligten  Staa- 
ten über  die  Bestimmung  des  Gerichtstandes  des  CorpsCommandan- 
ten, der  Divisionäre  und  Brigadiere,  zu  vereinigen.    93)  Gegen  das 
Verbrechen  des  Meineides«  des  Verraths,  der  Feldflüchtigkeit,  und 
der  Insubordination,  werden  im  Bundesheer  durch  besondere  Kriegs- 
artikel Strafbestimmungen  getroffen,  welche  dem  gesammten  Kriegs- 
heer als  gleichförmiges  Gesetz  gelten  sollen.    94)  Die  in  den  Kriegs- 
artikeln nicht  genannten  Verbrechen  und  Vergehen,  werden  nach 
den  bei  den  Contingenten  der  einzelnen  Staaten  gültigen  Gesetzen 
beurtheilt.    95)  Der  OberFeldherr  kann  das  Standrecht,  nämlich 
den  summarischen,  ausserordentlichen  Pracefs,  gegen  Militare  in  al- 
len jenen  ausserordentlichen  Fällen  anordnen,  in  welchen  schnelle 
Bestrafung  des  Beispiels  wegen  nöthig  wird,  und  in  den  Gesetzen 
der  verschiedenen  Bundesstaaten  nicht  ohnehin  schon  das  Standrecht 
festgesetzt  ist.     96)  Eben  so  hat  der  OberFeldherr  das  Recht,  das 
M a r ti al G e se tz,  das  heifst,  das  summarische  peinliche  Verfahren 
gegen  den  Bürger  in  Feindesland  zu  verkünden,  und  in  Folge  des 
sen  das  Standrecht  anzuordnen.    In  den  Bundesstaaten  soll  diefs  je- 
doch nur  nach  gepflogenem  Benehmen  mit  den  gehörigen  Regierun- 
gen, und  nach  erhaltener  Zustimmung  derselben,  geschehen.    97)  Zu 
Handhabung  der  Heerpolizei,  wird  eine  eigene  Gendarmerie  er- 
richtet, deren  Minimum  auf  Zwei  vom  Hundert  der  Reiterei  ange- 
nommen, und  welche  Zahl  in  das  CavalerieContingent  eingerechnet 
wird.    Das  Reglement  enthält  die  allgemeinen  Bestimmungen  über 
ihre  Bildung  und  Dienstleistung. 
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§.  208.  (153  1) 

III.  Bundesfestungen» 

Ihr  Rechtsverhältnis*  in  Absicht  auf  den  Bund  und  die' Staatshalt  der  Bundes Nieder. 

I)  Die  Bundesfestungen,  und  andere  für  den  Zweck  der 
Gesammtheit  bestimmte  Befestigungs  werke  gehören  zu  den  ge- 
meinsamen Vertheidigungsanstalten  des  Bundes  «).  II)  Ihre  Er- 
richtung, Wiederherstellung»  Erweiterung  und  Verbesserung,  ihre 
Ausstattung  und  Unterhaltung  *),  ist  daher,  in  Ermanglung  anderer 
Hilfsquellen,  oder  wenn  nicht  Vertrage  das  Gegentheil  begründen, 
eine  MatrikularLast  des  gesammten  Bundes.  III)  In  und  bei  den 
Bundesfestungen  sind,  so  weit  rertragsweisc  etwas  Anderes 
nicht  festgesetzt  ist,  die  für  den  Festungssweck  bestimmten  Bau- 
werke  und  liegenden  Gründe,  Eigentbum  des  Bundes. 
(Man  s.  unten  Note  b,  und  bei  dem  folg.  §.  Note  a,  c  u.  d.)  IV)  Dafs 
die  Staatshoheit  über  die  Bundesfestungen  demjenigen  Bun- 
desstaat gebühre,  in  dessen  Gebiet  sie  sich  befinden,  ist  Begel  *); 
es  wird  aber  V)  die  Ausübung  derselben,  zumal  in  Kriegszeiten, 
durch  den  bundesmasigen  Zweck  dieser  Kriegswerke,  durch  die  dem 
Bund  zustehende  Festung*«  und  Besatz  ungsgere  ch  tigke  it 
(munimenti  et  praesidii  jus)  fortwahrend  so  mannigfaltig  beschrankt, 
dafs  hier  das  wechselseitige  Rechtsverhältnifa  zwischen  dem  Bund 
und  dem  Bundesstaat,  in  mancher  Hinsicht  eine  öffentliche  oder 
Staatsservitut  ($.55()U.f.)  bildet  VI)  In  Ermanglung  be- 

sonderer Bechtstitel,  sind  auch  in  Ansehung  der  bestehenden,  oder 
künftig  anzulegenden  Befestigungswerke  des  Bundes,  die  Bechte 
und  die  Pflichten  aller  Bundesgenossen  gleich.  VII)  Wo 
und  so  weit  aber,  durch  anerkannte  Staatsverträ'ge  '),  be- 
stimmte Plätze  für  Bundesfestungen  erklart,  die  Errichtung  neuer 
Befestigungswerke  an  bestimmten  Orten,  festgesetzt,  die  Verwen- 
dung vorhandener  Mittel  hiezu  angeordnet,  und  einzelnen  Bundes- 
staaten die  Besatzung  solcher  Plätze  und  die  Ernennung  der  ober« 
•ten  KriegsBefehlhaber  darin  zugewiesen  ist,  da  ist  es  nicht  nur 
Bundespflicht,  die  Last  in  gehörigem  Maat  zu  tragen,  das  NÖ- 
thige  Torschriftmäsig  zur  Ausführung  zu  bringen,  und  die,  einzel- 
nen Bundesstaaten  eingeräumten,  Vorrechte  gebührend  anzuerken- 
nen, sondern  es  ist  auch  die  Gesammtheit  und  jeder  einzelne  Bun- 
desgenofs  berechtigt,  auf  Erfüllung  der  yertragmäsigen  Pflichten 
zu  dringen.  VIII)  Wo  Errichtung  oder  Abtretung  einer  Festung 
oder  eines  andern  Befestigungswerkea  in  einem  Bundesstaat,  durch 
besondern  Bechtstitel  für  den  Bund  nicht  begründet  ist,  bedarf 
solche,  wenn  sie  Statt  haben  soll,  der  freien  Zustimmung  des 
betheiligten  Bundesgliedes  ($.  129). 

u)  In  dem  Protoc.  der  B.  V'  v.  19-  Jan.  1818,  %.  9,  VIII,  definirte  Oestreich 
die  t.  Bundesfestungen  als  «feste  Plätze,  welche  sur  gemeinschaftlichen  Ver- 
theidigung  Teutschlands  bestimmt  sind». 
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*)  Beschlufs  in  dem  %.  i  des  Protoc.  der.PlenarVersanunk  der  B.  V.  v.  5.  Oct. 
1810,  wovon  unten  V  in.  -  In  dem  unten  (Note  c  des  folg.  §. )  angef. 
prcussisch- niederländischen  Vertrag  v.  n.  Mars  1817«  Ar&  7,  heifst  es:  «La 
place  de  Luxembourg  etant  fortcrcsse  de  la  Confcderation  Germanique,  et 
les  Gouvernemens  de  Prusse  et  des  Pays-Bas  ne  pouvant  en  consequence  ctre 
censes  atoir  l'obligation  de  l'entretenir  exclusivement  ä  leurs  fraix,  la  question 
de  son  entretien  est  rcservee  aus  discussions  de  la  Düte».  Man  s.  auch  dio 
unten  (Note  a  des  folg.  %.)  angef.  Östreich  -  preußische  Erklärung  indem 
Protoc.  der  B.  V.  v.  8.  Oct.  J818,  %.  a3a. 

c)  Das  pariser  Protoc.  v.  3.  Nov.  i8i5,  in  Kraft  eines  Vertrags  errichtet  s  wisch  es 
den  vier  verbündeten  Mächten,  Oestreicb,  Rufsland,  Preussen  u.  Grolsbritannien, 
( in  v.  Mabtiss  rccueil ,  Suplem.  T.  VI  ,  p.  67s ,  u,  in  Hlübeh's  Staatsarchiv, 
Bd.  I,  S.  389)  sagt  im  Art.  10:  «Les  places  de  Mayencc ,  Luxembourg  et  Landau, 
sont  delarecs  places  de  la  Confcderation  Germanique,  abstraction  faite  de  la 
Souverainete  territoriale  de  ces  places  v.  Den  Beschlufs  der  PlenarVersammlung 
der  B.  V.  wegen  Uebernahme  dieser  drei  Bundesfestungen,  s.  unten  %.  111.- 
In  dem  Protoc.  der  B.  V  r.  8.  Oct  1818,  %.  s3* ,.  boten  Preussen  u.  Oestreich 
dem  t.  Bunde  die  Einräumung  der  Festung  Mainz  an ,  «  abgesehen  jedoch  von 
der  TerritorialOberherrlichkeit  dieses  Platzes*.  Derselbe  Vorbehalt  findet 
sich  auch  in  dem  unten  ( in  Note  a  des  folg.  §. )  angef.  Vertrag  wegen  Mains, 
v.  3o.  Juni  1816,  Art.  8,  9  u.  i3,  u.  in  dem  ebendas.  angef.  Brces-general  t. 
so.  Juli  1819,  Art.  ss.  —  Von  Luxemburg,  s.  man  die  unten  (Note  c  des  folg. 
%.)  angef.  Verträge  v.  8.  Nov.  1816,  Art.  4  u.  6,  v.  n.  Mars  1817,  Art  4»  & 
6,  u.  v.  so.  Juli  1819,  Art  35  bis  37.  —  Die  Souverainetat  über  Landau  ward 
Baiern  zugesagt  schon  auf  dem  wiener  Congrcfs»  in  einem  ConfrrensProtocoll 
v.  10.  Juni  i8i5,  nachher  förmlich  abgetreten  in  dem  münchner  östreich- 
baierischen  Vertrag  v.  14.  Apr.  1816,  Art.  a.  In  dem  angef.  Beces  -  general 
t.  20.  Juli  1819,  Art.  3,  ist  die  Eigenschaft  einer  Bundesfestung  «sous  le 
rapport  militaire»,  für  Landau  festgesetzt,  mit  der  Clausel :  «sans  que  cettc 
disposition  puisse  alterer  en  rien  1c  droit  de  souverainete  qui  est  deVolu  a 
S.  M.  le  Boi  de  Baviere  sur  ladite  ville». 

d)  Von  Mainz,  s.  den  unten  (Note  a  des  folg.  %.)  angef.  Vertrag  v.  3o.  Juni 
1816,  Art  9  —  14* 

«)  Von  dieser  Art  sind  die  unten  angeführten  Stellen  des  Acte  final  du  congre9 
de  Vienne,  des  pariser  Vertrags  v.  3.  Nov.  i8i5,  des  GeneralRecesses  der 
frank  f.  TerritorialCominission  v.  so.  Juli  1819,  u.  die  unten  ebenfalls  angef. 
besondern  Verträge  für  Mainz,  Luxemburg  u.  Landau.  —  Bei  verschiedenen 
von  diesen  Verträgen .  sind  sowohl  der  Bund  als  auch  die  einseinen  Bundes- 
staaten ,  als  gemeinschaftlich  verpßiclueter  Tbeil  su  betrachten ,  so  dafs  selbst 
durch  einmüthig  gefafsten  Beschlufs,  der  Bund  einseitig  sich  davon  nicht 
lossagen  könnte. 

§.  209.  um '.) 

Benennung  der  Bundesfestungen. 

I)  Weder  in  derBundesActe  noch  ursprünglich  durch  Beschlüsse 
der  Bundesversammlung,  wohl  aber  durch  Verträge  anderer  euro- 
päischen Mächte,  deren  Inhalt  der  Tentsche  Bund  anerkennt,  sind  , 

folgende  Festungen  für  Bundesfestungen  erklärt:  1)  Mainz«) 
mit  Einschlufs  von  Castcl  und  Kost  heim ),  unter  grofsherzoglich- 
hessischer,    a)   Luxemburg  0»    unter  h.   niederländischer,  und 
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3)  Landau  <0,  unter  k.  baierischcr  Staatshoheit.  Ueberdiefs  ist  fest- 
gesetzt, dafs  4)  eine  vierte  Bundesfestung  am  Oberrhein  errichtet 
werden  solle  0*  H)  Um  die  Verteidigungslinie  der  an  Frankreich 
grenzenden  teutschen  Staaten  zu  verstärken,  haben  die  vier  verbün- 
deten Mächte,  von  den  zufolge  des  pariser  Tractats  vom  20.  Nov.  i8i5 
von  Frankreich  bezahlten  Entschädigungsgeldern,  sechzig  Millionen 
Francs  bewilligt,  nämlich  1 )  20  Millionen,  zu  Erbauung  der  oben 
erwähnten  neu  en  Bundesfestung  am  Oberrhein  ,  a)  5  Millionen, 
zu  Vollendung  der  mainzer  Festungswerke,  3)  i5  Millionen  für 
Baiern,  zu  Errichtung  eines  Befestigungs werkes  am  Rhoin  (zu 
Germersheim),  und  4)  20  Millionen  für  Preussen,  zu  den  für  Ver- 
teidigung des  Niederrheins  bestimmten  Festungswerken/); 
doch  so,  dafs  alle  diese  Summen  in  GemaTsheit  der  Plane  und  Vor- 
schriften, unter  Vereinbarung  zwischen  und  mit  Oestrcich  und  Preussen, 
zu  verwenden  sind,  welche  allgemein  werden  festgesetzt  seyn  g). 
III)  Bei  den  zur  Sicherheit  der  för  die  westliche  Grenze  Teutschlands 
bestimmten  neuen  Befestigungen,  ist  die  Wahl  der  Anzahl  und 
Oerter  durch  strategische  Zwecke  bedingt  *),  die  Ausführung 
hingegen  theils  durch  wissenschaftliche  oder  fortificatorische  Regeln, 
theUs  durch  das  Maas  der  zu  Gebot  stehenden  Geldmittel. 

a)  Mainz.  Man  s.  das  (in  Note  h  des  vorigen  angef.  pariser  Protocoll  der 
vier  verbündeten  Machte,  v.  3.  Not.  181 5,  Art.  10.  Oestreich •  preuasisicher 
Vertrag  mit  dem  GH.  Hessen«  v.  3o-  Juni  1816»  Art.  8—14;  als  loco  dict. 
gedruckte  Beil.  19  zu  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  8.  Oct.  1818 ,  §.  a3a ,  u.  in 
v.  Maktvvs  recueil,  Supplem.  VII.  76.  Reces  -  gcneral  de  la  Commission 
territoriale  rasscmblee  ä  Francfort,  du  ao  juillet  1819,  art.  i5,  16,  10  —  »3, 
et  38;  bei  Mabtkss  1.  c.  VIII.  611  u.  ff.  —  Alle  Werke,  %Gcbäude,  Grund- 
bezi rko  u.  Einkünfte«  welche  zu  der  Festung  gehörten,  als  dieselbe  in  Folge 
der  Convention  vom  »3.  Apr.  1814  den  Alliirtcn  übergeben  ward,  bleiben  aus- 
achliessend  zur  Verfügung  des  FestungsGouvcrnements ,  und  ihr  Ertrag  gehört 
zur  Dotation.  Der  angef.  Vertrag  v.  3o.  Juni  1819,  Art  9,  u.  der  angef. 
Reces  -  general,  Art.  11.—  MilitärConvcntion  zwischen  Oestreich  u.  Preussen, 
geschlossen  zu  Carlsbad  am  10.  Aug.  1817,  betr.  den  Besatzungsdienst  u.  die 
militärische  Verwaltung  der  Festung  Mainz;  in  den  Protoc.  derB.  V.  v.  1818, 
als  loco  dict.  gedruckte  Beil.  3o  zu  \.  »3a,  8.  5n  der  OrigAusg.,  auch  bei 
BI  irtkss  a.  a.  O.  VHI.  480.  —  Oestreich  und  Preussen  erklärten  in  der  B.  V. 
(Protoc.  v.  &  Oct.  1818,  %.  a3a),  dafs  sie  «bereit  Seyen:  1)  dem  t.  Bund  die 
Festung  Mainz  mit  Allem  was  ihren  Bestand  als  Festung  ausmacht  und  zum 
Festungseigenthum  gehört,  mit  Einschlufs  von  Cassel  und  Kostheim,  zu 
überantworten  und  einzuräumen  j  a)  dem  Bund  das  Recht  auf  jene  Beiträge 
abzutreten,  welche  noch  auf  die  zu 'Vollendung  der  Werke  von  Mains 
bestimmten  5  Mill.  Francs  zu  empfangen  sind  \  doch  dieses  Alles  3)  mit  dem 
Vorbehalt,  dafs  der  Bund  sich  verpflichte,  die  gesammten  jährlichen  Unter* 
haltungskosten  (den  Sold  der  Truppen  ausgenommen),  so  wie  die  vollkommene 
Instandsetzung  der  Werke  und  Befestigung  der  Casernen  u.  Magazine,  die 
Anschaffung  des  ArtillcrieMaterials  u.  des  Approvisionnementa  der  Festung 
Mainz  u.  Cassel  gemeinschaftlich  zu  bestreiten,  und  Oestreich  u.  Preussen 
die  für  das  letzte  Approvisionnement  gemachten  Vorschüsse  zu  vergüten». 
Dio  B.  V.  beschlofs  hierauf  Berichterstattung ,  und,  in  dem  in  Kote  a  zu  dem 
vorigen  V  angef.  Bescblufs  v.  5.  Oct.  1&20,  die  Ucbcrnabme  aller  drei  Bundes- 
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festungen,  Mains,  Luxemburg  und  Landau.  Die  Uobergabe  und  Uebernahme  von 
Maine  an  den  T.  Bund,  erfolgte  im  Dcc;  i8a5,  von  Luxemburg  im  Märe  1826. 
Unten  %.  ani/.  —  Die  SchlufsActe  des  wiener  Kongresses,  enthält  keine 
Bestimmung  über  die  Festung  Mainz ,  obgleich  auf  dem  Congrefs  Anträge, 
sie  su  einer  t»  Bundesfestung  zu  bestimmen,  waren  gemacht  worden,  von 
russischer  Seite  (Klübeb's  Acten  des  wiener  Congr.  Bd.  VII,  S.  76,  ao3,  294 
u,  3oi),  dann  von  den  hessischen,  herzogl.  sächsischen  und  nassauischen 
Bevollmächtigten  (ebendas.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  45).  Rlübeb's  Uebersicht  der 
diplom.  Verl)  an  dl.  des  w.  Congr.,  S.  i55  u.  565. 

4)  Cassel  und  Kustfteim  werden  ausdrücklich  als  fortificatorischo  Zugchöre  von 
Mainz  benannt,  in  dem  oben  angef.  Vertrag  t.  3o.  Juni  1816,  Art.  8  u.  in 
den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  $.  a3». 

c)  Luxemburg  ward  an  den  König  der  Niederlande,  als  Grofsherzog  von  Luxem* 
bürg,  «en  tonte  propriete  et  souverainet£»  abgetreten,  aberasous  le  rapport 
militaire » ,  für  eine  Bundesfestung  erklärt,  in  dem  Acte  final  du  congres  de 
Menne,  art.  67,  in  dem  wiener  Vertrag  der  vier  verbündeten  Mächte  mit  dem 
R.  der  Niederlande,  v.  3i.  Mai  i8i5,  Art.  3  (in  Rlübxb's  Acten  des  w. 
Congr.,  Bd.  VI,  S.  172),  in  dem  oben  (Note  &  des  vorigen' angef.  pariser 
Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10,  in  dem  frankfurter  preussisch-niederländischen 
SuppIementarVertrag  v.  8.  Nov.  1816,  Art.  4  (bei  Mahteiss  a.  a.  O.  VIII. 
267),  in  dem  frankfurter  Vertrag  der  vier  verbündeten  Mächte  mit  dem  K. 
der  Niederlande,  v.  1».  MKrz  1817,  Art.  4"(»"  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  »818, 
oh  loco  dict.  gedruckte  Beilage  33  zu  %■  23a,  S.  5i8  der  Orig.Ausg. ,  u.  bei 
Mahvbss  1.  c.  VII.  4i5),  u.  in  dem  oben  angef.  Reccs- general  der  frankC 
TerritorialCommission  v.  20.  Juli  1819,  Art.  35  —  37. 

d)  Landau  ward  zuerst  für  eine  Bundesfestung  erklärt,  in  dem  oben  (Note  b 
des  vorigen  angef.  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i5 ,  Art.  10.  In 
dem  münchner  Vertrag  zwischen  Oestreich  und  Baiern,  v.  14  Apr.  1816  (in 
den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  als  loco  dict.  gedruckte  Beilage  zu  §.  »3a, 
S.  5ai,  in  RlCbka's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  4<>*.  bei  Mabtxws  l  c.  VIL  i3), 
Art.  2,  ward  Landau  an  Baiern  «en  toute  proprieti  et  souverainete *  abge- 
treten, jedoch,  «sous  le  rapport  militaire»  ausdrücklich  als  Bundetfcstung, 
u.  der  angef.  frankfurter  Reces  •  general  v.  ao.  Juli  1819,  Art.  3,  bestätigto 
solches.   Man  s.  Note  c  zu  dem  vorigen  \. 

«)  «La  construetion  d'une  quatriemc  place  föderale  sur  le  haut  Rhin».  Das 
angef.  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10. 

f)  Der  angef.  fieces-göneral  tr.  1819*  Art  38,  verglichen  mit  dem  angef.  pariser 
Protocoll  v.  3  Nov.  i8i5,  Art.  10,  und  mit  der  öst  reich- preußischen  Erklärung 
in  der  Sitzung  der  B.  V.  v.  8.  Oct.  1818  in  den  Protoc.  v.  1818,  %.  a3a.  -  Baiern 
erhielt  die  erwähnten  »5  Mill.  Fr.  zuerst  bestimmt  zugesichert  in  seinem  Ver- 
trag mit  Oestreich  v.  14.  Apr.  1816,  Art  6,  nachher  in  dem  angef.  Heres- 
general;  in  dem  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art  7,  Ht.  a,  war  ihm 
blofs  eine  verhältnifsmäsige  Summ«  zugesichert  worden.  —  Ebenfalls  zu 
Verstärkung  ihrer  VcrtheidigungsLinien  gegen  Frankreich ,  erhielten ,  von  den 
französischen  Entschädigungsgeldern,  der  Rönig  der  Niederlande  60  Mill.,  der 
Rönig  von  Sardinien  10  Mill.  Francs.  Das  angef.  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov. 
181 5,  Art.  1  u.  5.  Das  angef.  pariser  ConfercnzProtocoll  v.  »1.  Nov.  i8i5. 
Der  angef.  Reces  -  general ,  Art.  38,  u.  die  oben  (Note  c)  angef.  Verträge  v. 
8.  Nov.  »816,  Art.  a,  u.  v.  1a.  März  1817,  Art.  a  u.  3. 

g)  So  das  angef.  pariser  Protocoll  v.3.Nov.  i8i5»Art.  10,  u.  der  angef.  Reccs-general 
v.  1819,  Art.  38.—  In  einem  pariser  ConferenzProtocoll  von  Bevollmächtigten  der 
vier  verbündeten  Mächte,  v.  ai.Nov.  i8i5  (in  Masters  recueil,  Supplem.  VII.406) 

*UUr  .  «Senil.  Beeilt  3.  Aufl.  17 
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hcifst  es,  in  Absicht  auf  Verwendung  der  zur  Verstärkung  der  Verth cidigungs- 
liriien  der  an  Frankreich  grenzenden  Staaten:  «Lcurs  Eicellences  ont  reconnu 
que  ce  n'est  pas  I'avantage  particulier  de  l'un  ou  de  l'autre  Etat,  mais  la 
sürett  commune  et  l'inttrtt  de  lous  qu'nn  a  cn  vue  en  ad  Optant  cc  Systeme  essrntiel- 
lement  Europe'en ,  et  que  par  son  consequent  les  Puissances  qui  y  ont  concouru, 
doivent  avoir  un  droit  egal  a  en  survcillcr  reciproqueinent  l'exccution,  et  a 
prendre  connaissance ,  d'epoquo  cn  epoque,  des  propres  qui  auront  ete  faits 
dans  Tapplication  des  fonds  destines  a  un  objet  d'aussi  haute  importance». 
Zugleich  ward  festgesetzt:  «que  rclativement  au  Systeme  defensif  de  I'AUemagnc, 
les  cours  d'Autriche  et  de  Pruste  se  concerteront ,  taut  entre  ellcs,  qit'avec 
ceux  des  Souverains  sur  les  territoires  desquels  de  nouveaux  ouvrages  defen- 
sifs  seront  ä  construire,  sur  les  plans  a  adopter  et  la  marche  ä  suivre  pour 
ces  construetions «.  Mit  der  h.  niederländischen  Regierung,  heifst  es  weiter, 
soll  sich  die  grofsbritannische ,  mit  der  sardinisclien  (wegen  der  Festungswerke  < 
in  Savoyen)  die  östreichisfhe,  über  planmäsige  Verwendung  der  bewilligten 
Summen  vereinbaren.  Ueberdiefs  sollen,  um  den  beabsichtigten  Erfolg  zu 
sichern,  häufige  Mittheilungen  unter  den  Cabineten  statt  haben. 

A)  In  Vorschlag  sind:  Ulm,  als  Haupt waffenplatz,  mit  Verwendung  der  zu  einer 
neuen  Bundesfestung  am  Oberrhein  bestimmten  10  Mill.  Fr. ,  u.  Germershetm, 
zu  einem  Brüchenkopf  auf  dem  linken ,  und  etlichen  schützenden  Werken  auf 
«lern  rechten  Rheinufer,  als  der  schicklichste  Uebergnngspunct  über  den  Ober- 
rhein, mit  Verwendung  der  für  Raiern  bewilligten  i5  Mill.  Fr.;  ferner,  Homburg 
bei  Zweibrücken  (doch  mehr  in  offensiver,  als  defensiver  Hinsicht),  Rastatt, 
und  Donauesehingen.  Man  s-  hierüber  das  Gutachten  der  MilitärCommission 
über  die  t.  Bundesfestungen,  v.  a8.  Juli  1819,  loco  dict.  gedruckt  zu  d.  Proioc. 
der  B.  V.  v.  1819,  §.  116,  S.  68/»  der  Orig.Ausg.  Proioc.  der  B.  V.  v.  1810, 
S.  164.  Protoc.  der  MilitärCommission  v.  2.  März  1811  (54.  Sitz),  \.  179  u. 
180.  «  Vorläufige  Bestimmungen  über  die  Bundesfestungen  * ,  halte  schon  im 
J.  1818  der  B.  T.  Ausschuß  in  MilitärSarhen  der  B.  V.  übergeben,  als  Beil.  37 
zu  d.  Protoc.  v.  1818,  234,  nebst  dein  dazu  gehörenden  CommissionsBericht, 
ebendas.  als  Beil.  35.  Der  Beschlufs  darauf,  in  d.  Protoc.  y.  1819  ,  %.  la.  — 
Die  Bundesfestungcn  theilen  sich  in  drei  Classen :  1)  die  drei  schon  bestehenden ; 
3)  zur  Befestigung  angetragene  Puncto,  wozu  durch  Verträge  der  verbündeten 
Mächte  bestimmte  Summen  von  den  französischen  Entschadigungsgeldcrn  ange- 
wiesen sind;  3)  von  der  MilitärCommission  zur  Befestigung  angetragene  Pnncte, 
wozu  die  nöthigen  Geldmittel  von  dem  Bund  herbeizuschaffen  sind.  —  In 
einer  östreichischen  Proposition  in  den  Proioc.  der  B.  V.  v.  4818,  §.9,8.  14, 
war  auch  Saartouis  als  Bundesfestung  in  Vorschlag  gebracht. 

• 

§.   210.  (153«.) 
Besatzung. 

I)  An  sich  ist  die  Besatzung  der  Bundesfestungen  wie  eine 
Pflicht,  so  auch  ein  Recht  der  G  es  am  rat  he  it.  Es  sind  aber  II)  durch 
von  dem  Bund  anerkannte  <*)  Verträge,  folgende  Ausnahmen  von 
dieser  Regel  festgesetzt.  1)  Die  Besatzung  von  Mainz  soll  aus  einer 
gleichen  Anzahl  östreichischcr  und  preussischer,  und  aus  einem  Bataillon 
grofsherzoglich-darmstüdtischer  Truppen  bestehen.  Für  das  Maximum 
der  Besatzung  im  Frieden  sind  7000  Mann  Infanterie  und  200  Pferde 
festgesetzt.  Im  Krieg  soll  die  Besatzung,  wenn  die  Festung  in  Be- 
lagerungsstand erklärt  wird,   nicht  unter  20,000  Mann  Infanterie  und 


Digitized  by  Googl 


des  Bundes.  259 

600  Pferden  bleiben,  und  zwar  $  an  östreichischen,  4-  an  preussischen, 
k  an  Truppen  von  den  Contingenten  der  andern  Bundesstaaten,  die 
noch  näher  bezeichnet  werden  sollen.  Der  Gouverneur  und  der  Com- 
mandant  sind,  abwechselnd  von  5  zu  5  Jahren,  von  Oestreich  und 
Preussen.  zu  ernennen,  und  zwar,  dafs,  wenn  ein  ostreichischer  Gou- 
verneur, der  Commandant  von  Preussen  gegeben  wird,  und  umgekehrt. 
Die  ArtillerieDirection  bestellt  Oestreich,  die  Geniedirection  Preussen. 
Unter  dem  Vorsitz  des  Gouverneurs ,  bilden  den  GouvernementsRath, 
der  Commandant ,  der  Chef  der  ArtillerieDirection ,  und  der  Chef  der 
GenieDirection  *).  a)  In  Luxemburg  soll  die  Garnison,  sowohl 
überhaupt,  als  auch  jede  Waffengattung  insbesondere,  zu  £  aus 
preussischen,  zu  £  aus  h.  niederländischen  Truppen  bestehen,  und 
nicht  nur  den  Gouverneur,  sondern  auch  den  Commandanten,  hat 
Preussen  zu  ernennen  c).  3)  Zu  Landau  soll  in  Friedenszeiten  die 
Besatzung  gänzlich  aus  baierischen  Truppen  bestehen,  in  Kriegszeiten 
aber  der  Grofsherzog  von  Baden  verpflichtet  seyn,  ±  der  zur  Ver- 
teidigung nöthigen  Besatzung  zu  stellen  <0. 

1 

a)  Beschlufs  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  der  PlenarVersamml.  t.  5.  Oct.  1820, 
S.  458  der  Orig.Ausg. 

i>)  Man  s.  die  (in  Note  a  des  Torigen  angef.  carlsbader  östreich-preussische 
MilitärConvention  v.  10.  Aug.  1817«  Art.  1,  3,  4>  5  u.  18-  (In  dem  Eingang 
dieser  Convention,  heilst  Mainz  «der  Schlüssel  Teutschland* ,  den  das  öffentliche 
Vertrauen  u.  die  früheren  Verhandlungen  in  die  Hände  der  beiden  Hauptmächte 
des  t.  Staatenbundes  legte  9,  n.  in  dem  20.  Art.  «das  Bollwerk  Teutschlands?.) 
Der  angef.  Östreich.preustischo  Vertrag  mit  d.  GH.  Hessen  v.  3t.  Jun.  1816, 
Art.  11.  Der  angef.  Rects  general  t.  ao.  Jul.  18191  Art  i5  u<  16.  Vergl.auch 
das  pariser  Protoc.  v.  3C  Nov.  i8i5»  Art.  10.  —  Am  29.  Oct.  i8?4  gmg»  zum 
erstenmal,  das  Gouvernement  von  Oestreich  an  Preussen»  die  Commaudantur 
von  Preussen  an  Oestreich  über.   Ein  zweiter  Wechsel  erfolgte  am  6.  Nov.  1829. 

c)  Der  (in  Note  c  des  vorigen  §.)  angef.  preussisch-niederländische  Vertrag  v. 
8.  Nov.  1816,  Art.  4  u.  6,  der  (ebendas.)  angef.  k.  niederländische  Vertrag 
mit  den  vier  verbündeten  Mächten,  v.  11.  März  1817,  Art.  5,  u.  der  angef. 
frankfurter  Reces-general  vom  ao.  Jul.  1819,  Art.  36.  —  Die  Schiurs  Acte  des 
wiener  Congr.,  Art.  67,  u.  der  angef.  wiener  Vertrag  des  K.  der  Niederlande ' 
mit  den  vier  verbünd.  Mächten,  v.  3i.  Mai  i8i5,  Art.  3,  gaben  dem  K.  der 
Niederlande  die  Ernennung  zu  den  Gouverneur*  und  CommandantenStellen, 
nachher  verzichtete  der  König  hierauf.  Vergl.  das  pariser  Protoc.  v.  3.  Nov. 
i8i5,  Art.  10.  —  Das  Besatzungsbedürfnifs  von  Luxemburg  im  Krieg,  wird 
geschätzt  auf  6000  Mann  Infanterie  und  ungefähr  100  Pferde. 

d)  Das  (in  Note  h  zu  %.  *o8)  angef.  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10, 
dessen  Inhalt  in  dem  östreich-baierischen  Vertrag  v.  14.  Apr.  1816,  Art.  2, 
bekräftigt  ward.  —  Man  schätzt,  dafs  Landau  im  Krieg  einer  Besatzung  von 
7000  Mann  Infanterie  und  200  Pferden  bedürfe.  —  Frage:  ob  Baiern  schuldig 
sey,  badischc  Truppen  in  die  Festung  zu  nehmen,  wenn  cl  die  bestimmte 
Garnison  allein  zu  stellen  übernimmt? 


17* 
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§.    211.  Ott'.) 

BtJcMtu4  der  B.  V.  wegen  Uebernalime  und  Herstellung  oder  Vollendung  der  Bundes 
Jettungen ,  und  Anerkennung  der  Besatzung trecMe.    Neuere  Verhandlung  und 

nähere  Bestimmungen. 

I)  Durch  einen  in  der  PI  e  n  a  r  Versammlung  vom  5.  Oct  1820 
einhellig  gefafsten  Beschluß»,  nahm  die  Bundesversammlung,  nach 
verschiedenen  Erörterungen  <*) ,  folgende  drei,  in  den  -wiener  Mini- 
srerialConferenzen  von  1820*)  verabredete  Artikel  als  Grundbe- 
stimmungen anc ):  1)  «die  nach  den  europaischen  Verträgen 
bereits  als  Bundesfestungen  bestehenden  Plätze,  Mainz,  Lu- 
xemburg und  Landau,  werden  von  dem  Bund  übernom- 
men <0;  2)  die  nöthigen  Vorkehrungen  zu  unaufschieblicher  Her- 
stellung oder  Vollendung  dieser  Festungen,  sind  sogleich  zu 
veranlassen  ;  3  )  die  Anerkennung  der  Garnisonrechte  in  den, 
Art.  1  benannten  Plätzen ,  findet  in  GemäTsheit  der  bestehenden, 
der  Bundesversammlung  in  der  5o. Sitzung  des  Jahres  1818  vorgelegten 
Verträge  Statt».  Die  B.  V.  erklärte  diese  drei  Artikel  für  d  ic«  Basis 
der  ferneren  Verhandlungen  über  die  Entwicklung  und  Anwendung 
dieser  Sätze,  bei  der  näheren  Reguluung  und  Ordnung  der  Verhält- 
nisse dieser  Festungen».  II)  Zu  Ausführung  dieser  drei  Haupt- 
bestimmungen,  fafste  die  B.  V-  an  demselben  Tage  in  dem  engern 
Bath  die  nöthigen  Beschlüsse  *),  welche  zeither  sowohl  die  Militär- 
Cominission  bei  der  B.  V-,  als  auch. die  verschiedenen  LocalComrais- 
sionen  (§.  193,  Note),  beschäftigt  haben/);  wovon  Resultate  theils 
schon  erfolgt,  theils  noch  zu  erwarten  sind.  III)  Durch  einen  in 
dem  engern  Rath  der  Bundesversammlung  nach  Stimmenmehrheit 
gefafsten  Beschlufs  vom  28.  Juli  i8s5  f),  wurden  nähere  Bestim- 
mungen über  die  drei  Bundesfestungen  festgesetzt,  als  Nachtrag 
zu  der  Kriegsverfassung  des  T.  Bundes;  desgleichen,  «zeitliche  Be- 
stimmungen in  Hinsicht  auf  Uebernahme  und  Herstellung  der  Bundes- 
festungen, und  auf  Geschäftvermittlung  zwischen  ihren  Gouverneuren 
und  Commandanten  und  der  Bundesversammlung,  nebst  Formularen 
zu  der  eidlichen  Verpflichtung  der  Gouvernenre  und  Commandanten. 
IV)  Nicht  nur  die  Vollendung  oder  Herstellung  der  Bundes- 
festungen, auch  ihre  Unterhaltung  in  gehörigem  Stande  a) ,  ist 
eine  gemeinsame  Matrikular Last  aller  Bundesglieder. 

a)  In  der  33-  u.  34-  Sitzung  v.  »3.  u.  24.  Mai  1820,  wo  der  siebente  AusschuCs 
über  diesen  Gegenstand  Vortrag  erstattete,  wurden  obige  drei  Artikel  ver- 
abredet und  in  ein  ScparatProtucoIl  zusammengefafst ,  welches  zuerst  in  der 
»ertraulichen  Sitzung  der  B.  V.  v.  27.  Jul.  i8ao  zur  Sprache  gebracht  ward. 
Man  s.  die  loco  dict.  gedruckte  « Zusammenstellung  der  bf sondern  Gegen- 
stände',  welche  in  Folge  der  letzten  wiener  Minis icrialConforcnzcn  zur  weitem 
Beratlmng  an  den  Buudcstag  zu  bringen  sind*;  in' d.  Frotoc.  v.  18*0,  S.  si4 
der  Orig  Ausg. 

f>)  Man  s.  die  loco  dict.  gedruckten  Registraturen  vom  10.,  17.  u.  *5.  Aug.  u. 
5.  Oct.  18*0,  in  der  Oriij.Ausg.  der  Protoc-  der  B.  V.  v.  1820,  S.  a63  ,  279, 
309  u.  /,57. 
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c)  In  den  Protoc.  der  B.  V.  y)  1820,  S.  458  der  Orig.Ausg. 

d)  Die  Uebesgabe  der  Festung  Mainz  an  den  Teutscben  Bund,  geschah  zu  Main» 
am  i5.  Dec.  i8^5,  durch  den  preufs.  ViceGouverncur  und  den  östreich.  Com- 
mandanten  an  Commissäre  der  B.  V.  Die  Uebergabo  der  Festung  Luxemburg 
an  den  Bund ,  erfolgte  daselbst  am  i3.  März  1826. 

•)  In  den  Protoc,  der  B.  V.  €.  1820,  §.  164*  S.  449  u-  f 

f)  Im  Jul.  182a  gab  die  MilifärCommission  eine  Uob  er  sieht  ihrer  Arbeiten,  i)in 
Hinsicht  auf  die  bestehenden  drei  Bundesfestungen,  2)  in  Beziehung  auf  die 
zu  fertigenden  Bcfestigungsentwürfc.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822,  §.  184«  — 
Politisch-militärische  Gegenstände  sind  angedeutet,  in  dem  loco  dict.  getlruck- 
ten  Gutachten  der  31.  C.  zu  %.  216  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  S.  691 
der  Orig.  Ausg. 

g)  In  einem  SeparalProtocoll  der  19.  Sitzung,  und  aus  solchem  in  G  v.  Meyeh'» 
corp.  juris  confoed.  germ.,  Th-  II,  Bd.  9,  S.  45  —  58.  —  Dieser  Beschlufs 
■ward  gefafst,  mit  Widerspruch  von  Baiern,  Wirteinberg  und  Luxemburg, 
und  unter  ihrer  Kechtsverwahrung  wegen  ihrer  Behauptung ,  dafs  zu  seiner 
Gültigkeit  Stimmencinhälligkeit  gehöre. 

k)  Die  Kosten  der  Unterhaltung  schätzen  Kenner,  bei  Mainz  auf  8o,ooo,  hei 
Luxemburg  auf  40,000,  bei  Landau  auf  25,000  Gulden  im  24  Guldenfufs,  jähr- 
lich j  also  im  Ganzen  auf  145,000  Gulden. 


— 


VI.     C  A  P  I  T  E  L.  . 
Rechtsverhältnifs  der  Bundesgenossen  als  solcher. 


§.    212.  (154.) 
Einleitung. 

I)  Der  Teutschc  Bund  ist  kein  Staat,  sondern  ein  S t ua  t  e  n- 
verein  (§.  104).  Er  hat,  als  solcher,  keine  Staatsregierung 
( §.  214  u.  f.)  und  weder  Staatshoheit  noch  Bundesgebiet 
(§.  78  u.  137,  Note  a).  Nur  die  Bundesgenossen,  sind  mit  Staats- 
Regierungsrechten  und  mit  Staatsgebiet  Tcrsehen.  Der  Inbegriff 
dieser  yerschiedenen  Staatsgebiete,  deren  jedes  für  sich  souverain 
ist,  bildet,  insbesondere  in  dem  Verhältnifs  des  Bundes  zu  Auswär- 
tigen, den  geographisch  •  politischen  TerritorialBestand  des 
teutschen  Bundes.  II)  Aus  der  Vereinigung  der  Bundes- 
genossen mit  diesen  Staatsgebieten  zu  einem  Staatenbund,  ent- 
springen für  sie  insgesammt  nicht  nur  Pflichten,  sondern  auch 
Rechte,  in  Hinsicht  auf  den  Bund,  auf  andere  Souvera  in- 
Staaten und  Staat  en  vereine,  auf  Verfassung,  Verwaltung  und 
Vertretung  ihrer  eigenen  Staaten.  Der  ganze  Inbegriff  dieser 
Rechte    und  Pflichten,    gehört  zn   dem  Bundesrecht;  obwohl 
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einem  beträchtlichen  Theil  derselben,  unter  particuläre  Gesicht- 
punete  gestellt,  auch  in  dem  Völkerrecht,  und  selbst  in  dem  Staats- 
recht  der  Dundesstaaten,  eine  Stelle  gebührt. 


ERSTE  ABTHEILUNG. 

Aechtsoerhältrusse  der  Bundesgenossen  zu  dem  Bund. 


§.    215.  '  (155.) 

Verpflichtung  Wer  Bundesgenossen  zu   den  Bundesverträaen.  Ihre 
Rechtsgleichheit.   Ausnahmen  davon.    Unterordnung  unter  den  Bund. 
Leistungen.    Veränderungen  in  dem  Besitzstand.  Veräusserung 

von  SouverainetätsRechien. 

-I)  Als  Mitglied  des  Teutschen  Bundes,  ist  jedes  Oberhaopt  eines 
teutschen  Bundesstaates  nach  Gesellschaftrecht  verpflichtet,  die  G  r  u  n  d- 
-vertrage  des  Bundes  und  die  ihnen  gemäfs  errichteten  Beschlüsse 
der  Bundesversammlung  punetlich  su  beobachten  «).  II)  Alle  Bundes- 
glieder haben,  als  solche,  gl  e  ich  e  vertragmäsige  Rechte  und 
Pflichten  *)  ;  so,  dafs  Titel,  Staatsform,  Macht,  Landes- 
grüfse  und  Religion  c),  in  den  wesentlichen  Bundesverhältnissen 
keine  Rechtsverschiedenheit  begründen.  III)  Ausnahmen  von  dieser 
Rechtsgleichheit,  sind  die  Ungleichheit  der  Stimm  Verhältnisse  in  der 
B.  V.  (§.  130  u.  ff.),  die  Stimmordnung  (§.  i3i),  und  gewisse  Ver- 
hältnisse der  Bundesfestungen  (§.  308  u.  ff.).  IV)  Zwischen  den  ein- 
zelnen Bundesgenossen  findet  nirgend  ein  Verhältnifs  der  Unter- 
ordnung Statt,  aber  Jeder  ist,  im  Uebrigen  unbeschadet  seiner  poli- 
tischen Unabhängigheit,  innerhalb  der  Bundesverhältnisse  dem  Bund 
vertragmäsig  untergeordnet,  während  er  zugleich  Theil  nimmt 
an  der  Ausübung  der  Bundesgewalt.  V)  Jedes  Bundesglied  ist  dem 
Bund  verpflichtet  zu  den  verfassungsmäßigen  Leistungen,  an 
Geldbeiträgen  und  Mannschaftstellung,  welche,  mit  Ausnahme  der 
Beiträge  zu  der  BundesCanzleicasse  (§.  i36),  nach  den  Kräften  ihrer 
Länder  verhältnifsmäsig  unter  sie  vertheilt  sind.  VI)  Veränderungen 
in  dem  B c s i  tz s t a n  d e  der  Btinde£glieder,  bewirken,  ohne  Zustim- 
mung der  Gesammlheit,  keine  Aenderung  in  dem  Recht-  und  Pflicht- 
verhältnifs  zu  dem  Bund  (§.  129).  VII)  Ohne  solche  Zustimmung,  kann 
kein  Bundesglied  SouverainetätsRechte,  die  auf  einein  zu  dem 
Bund  gehörenden  Gebiet  haften,  an  An  d  e  re  als  Mitverbündete  fr  ei- 
willig  abtreten  ( §.  129  u.  33o).  VIII)  Eine  noth  wendige 
Abtretung,  würde  dem  neuen  Besitzer  an  sich  keinen  Anspruch  auf 
Bundesgenossenschaft  geben.  Und  eben  so  wenig  IX)  die  Succcs- 
sion  eines  zu  dem  Bund  nicht  gehörenden  Regentenhauses,  in  ein 
zu  dem  Bund  gehörendes  Gebiet. 
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a)  BundesActe,  Art  3. 

b)  Rundes  Acte,  Art.  3u  n.  Wiener  Schluß  Acte  v.  i8ao,  Art.  3.  KiJbkr's 
angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  345,  4o3  u.  411.  Vergl.  oben  hq,  Note  c) 
die  Sttreichische  Erklärung  u.  das  preussischc  Votum  bei  Eröffnung  der  B.  V. , 
in  dem  ersten  Protoc.  der  B.  V.  v.  1S16 ,  beide  in  Klvber's  Staatsarchiv,  Bd. II, 
S.  41.    Baierisches  Votum,  ebenda«.  S.  43.  — 

c)  Von  den  35  souverainen  BunAcsfirsien ,  sind  jetzt,  für  ihre  Person,  7  katho- 
lisch,  38  so  genannt  protestantisch,  nämlich  11  evangelisch  reformirt ,  17  evan- 
gelisch der  augsburgi  sehen  Confession  verwandt.  —  Weder  ein  Corpus  Cutho- 
lit  urum ,  noch  ein  Corpus  Evungctivorutn ,  wie  chohin  am  teutsrhen  Reichstag 
(§■  35),  besteht  am  Bundestag;  überflüssig  wäre  auch  das  eine  und  das  andere. 
Vergl.  E.  A.  Bratv's  Minerva,  Marz  i83o,  S.  444—46». 

§.    214.  (156  '.) 

Der  Bund  hat  keine  oberherrliche  Gewalt,  namentlich  keine  gesetz- 
gebende und  oberrichterliche. 

I)  Dem  Teutschen  Bund,  welcher  in  der  BundesActe  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  ihre  Unabhängigkeit  garantirt  hat  «),  steht 
oberherrliche  Gewalt  'über  die  Bundesgenossen  und  Bundes- 
staaten nicht  zu  ;  namentlich  II)  keine  gesetzgebende  Gewalt. 
Die  Grundgesetze  und  die  Einrichtungs-  oder  so  genannten  organischen 
Gesetze  desBundes  c),  so  wie  alle  Beschlüsse  derBundesrersammlung, 
wurden  und  werden  v  e  rt  ra  g  w  eise  errichtet.  Sie  sind  also  nicht 
oberherrliche,  sondern  Vertraggesetze  <0«  III)  Eben  so  wenig 
ist  ober  richterliche  Gewalt,  im  Verhä'ltnifs  zu  Landesgerichten 
der  Bundesstaaten,  dem  Bund  eingeräumt.  IV)  Rechtsverhältnisse 
im  Innern  der  Bundesstaaten,  gehören  nur  dann  und  nnr  so  weit 
vor  den  Bund,  als  sie  durch  vcrfassungsmäsigeBe  Stimmungen 
desselben  gegründet,  oder  gesichert  sind/)  (§.  325  u.  II'.). 

o)  So  die  wiener  SchlussActe  v.  i8»o,  Art.  53.  —  Die  BundesActc  erkennt,  in 
dem  Eingang  und  in  dem  1.  Art.,  sämmtliche  Bundesgenossen  für  souverain. 
Die  Congrefs Verhandlungen  über  dieses  Beiwort,  findet  man  in  Hiöbeh's  Acten 
des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  344»  4°*  4'4»  4^9»  4<)3  f«  Ebenda* s.  Ueber- 
sicht  der  diplomat.  VcrhandL  des  wiener  Congr. ,  S.  i56  f. 

b)  Vergl.  §.  104.  Erinnerungen  defshalb  in  den  wiener  Congrefs  Verhandlungen, 
s.  in  Klüdfr's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  345.  —  Die  Rechtsgleichheit  der 
Bundesgenossen  ($.  ai3),  schliefst  jede  Oberherrschaft  des  Bundes  aus. 
Ein  Referent  in  d.  B.  V.  (Protoc.  t.  1817,  §.  346)  rügte,  da/s  in  einer  Bc- 
schwerdesebrift  der  B.  V.  eine  « höchste  aufsehende  Gewalt »  zugeschrieben 
war.  In  dem  Vortrag  zu  §.  io5  des  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  wird  geäussert: 
«es  scy  irrig,  dafs  die  B.  V.  (in, der  Hoffmannischen  Beschwerdcsarhe  wkler 
Kurhessen)  sich  gleichsam  als  eine  oberstrichterliche  Behörde  dargestellt 
habe».  —  Dafs  dem  Bund  eine"  « Obersthoiieit  zustehe,  wesentlich  verschieden 
▼on  der  Hoheit  der  einzelnen  Bundesstaaten » ;  dafs  der  B-  V.«  weil  sie  die 
Gesamratheit  des  Bundes  vorstelle,  «die  gesetzgebende,  verwaltende,  richter- 
liche und  vollziehende  Gewalt,  so  wie  das  Recht  des  Kriegs  und  Friedens, 
vollständig  zustehe»;  dafs  jene  Obersthoheit  mit  der  ehemaligen  Reichshoheit, 
die  Hoheit  der  einzelnen  Bundesstaaten  aber,  nur  scheinbar  eine  volle  ,  mit  der 
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ehemaligen  Landeshoheit  viel  Aehnlichheit  habe»,  —  wird  behauptet,  um  den 
Standcsherren  eine  Art  von  MediatHohcit  zu  vindiciren,  in  dem  Archiv  für 
siandcs-  und  grundherrL  Hechte,  Bd.  I,  Heft  a  (1822),  S.  1—  2%f  vergl.  mit 
Heft  1 ,  S.  in  —  1 15. 

c)  BundcsActe,  Art.  6,  8  u.  10. 

d)  Lcges  conventionales.   Wiener  Schlufs Acte  v.  18*0,  Art.  a  u.  60  u.  ff.  Pro- 
tocolle  der  wiener  C0nfercn7.cn,  3.  Sitzung,  v.  1.  Dec.  1819.    Vergl.  unten 

228  u.  f.,  u.  Klvbsr's  angef.  Uebcrsicht,  S.  1.J3.  Dawider  $.  L.  v.  Daesch 
öflentl.  Hecht  de«  t.  Bundes,  %.  67.  —  Von  der  Frage:  ob  u.  wie  fern  eine 
Staatsregierung  zu  Bundesbeschlüssen  stimmen  könne,  die  mit  der  Landes- 
Grundverfassung  in  Widerspruch  stehen  ?  unten  §.  284  c 
0  Gutachten ind.Protocv.a9. Mar«  1821,  $.88,  Bd.  XI,  %.  88,  S.  i55  fL  Vergl. 
unten  216. 

J)  Der  PräsidialVortrag  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  ao.  Sept.  1819,  erhennt  daa 
Hecht  eines  jeden  Bundesstaates,  seine  innern  Angelegenheiten  nach  eigener 
Einsicht  zu  ordnen.  Die  wiener  Schlufsacte  v.  1820,  Art  55,  erhennt  das- 
selbe namentlich  in  Absicht  auf  Anordnung  der  landständischen  Angelegenheiten 

<§.  »84). 

§.  215.  (156  K) 

Einwirkung  oder  Einmischung  des  Bundes  in  innere  Angelegenheiten 
der  Bundesstaaten.    Vollziehung  der  Bundesheschlüsse.   Manche  von 
diesen  sind  ein  Theil  des  inländischen  Staatsrechtes. 

I)  Unmittelbare  Einwirkung  oder  Ein  in  ischung  in  innere 
Angelegenheiten  der  Bundesstaaten,  in  ihre  Staatseinricbtung 
und  Staatsverwaltung,  kommt  dem  Bund  oder  der  Bundesversammlung 
nur  dann  zu,  wenn  derselbe  durch  den  Bundeszweck,  durch  eine 
besondere  Bestimmung  des  Bundesrechtes,  oder  durch  andere,  mit 
dem  Bundesverhältnifs  vereinbare,  völkerrechtliche  Grunde,  allge- 
meine oder  besondere,  dazu  ermächtigt  ist  «);  namentlich  auf  Anrufen 
eines  Bundesstaates  dann,  wenn  dieser >  nach  seinem  souverainen 
Rechtsverhaltnifs,  durch  jene  Einrichtung  oder  Verwaltung  beein- 
trächtigt zu  werden  behauptet ,  so  auch  bei  angebrachten  Beschwerden 
über  gehemmte  oder  verweigerte  Justiz,  oder  über  Hemmung  oder 
Vernichtung  der  Wirksamkeit  richterlicher  Erkenntnisse  (§.  169), 
desgleichen  wenn,  bei  Streitigkeiten  zwischen  der  Landesherrschaft  und 
ihren  Landstanden  oder  Unterlhanen,  Gefahr  droht  für  die  öffentliche 
Ruhe  (§.  167  u.  f.,  u.  226),  oder  wenn  in  solchen  Streitigkeiten, 
oder  überhaupt  in  landständischen  Angelegenheiten,  ein  Beteiligter 
über  Verletzung  des  Rechtszustandes  bei  der  B.  V.  Beschwerde 
führt,  oder  wenn  sonst  darin  die  B.  V.  zu  unverlangter  Einmischung 
durch  die  wiener  SchltifsActe  besonders  ermächtigt  ist  (§.  284), 
und  in  den  in  der  BundesActe  ,  Art.  12  bis  19,  zu  einer  Bundes- 
angelegenheit erhobenen  Verhältnissen.  II)  Jede  zu  dem  Bund  ge- 
borende Staatsregierung  hat  die  Obliegenheit,  auf  Tollziehung 
der  verfassungsmäsig  errichteten  Bunde&beschlüsse  zu  halten  4), 
und  die  Bundesversammlung  hat  das  Recht  und  die  Verbindlichkeit, 
mit  Anwendung  der  bundesverfassungsmäsigen  Mittel,    dafür  zu 
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sorgen,  dafs  dieses  geschehe  III)  In  manchen  Bundesstaaten  ist 
durch  die  Verfassungsurhunde  <0  ausdrücklich  festgesetzt,  dafs  die 
B  e s  chl  ü  s  se  der  B.  V.,  welche  die  verfassungsmäßigen  Verhältnisse 
Teutschlands,  oder  die  Verhältnisse  teutscher  Staatshurger  im  All- 
gemeinen^ betreffen,  einen  Theil  des  inländischen  Staats- 
rechtes  bilden,  und,  wenn  sie  von  der  Landesherrschaft  y  e  r  - 
kündigt  sind  (§.  22 3) ,  verbindende  Kraft  haben. 

a)  Wiener  SchlufsActo  v.  1830,   Art.  i8_,  «0—27»  3a,  53,  56  — 61.  Vergl. 
Klvder's  europ.  Völkerrecht,  §.  5t  u.  f.,  u.  am  Schlufs  die  Zusätze  zu  diesen 

—  W.  J.  Bkhr,  von  d.  reclitl.  Grenzen  der  Einwirkung  des  t.  Bundes  auf 
die  Verfassung,  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  seiner  Gliederstaaten  (Wirzb. 
1.  u.  2.  Aufl.  1820.  8.),  behauptet  S.  37,  es  könne  die  Thätigkcit  des 
Bundes  auf  das  Innere  der  Bundesstaaten  sich  gar  nicht  beziehen.  Dawider 
s.  man  L.  v.  Dhksch  öiTentl.  Recht  des  t.  Bundes,  S.  64  —  67,  und  die  oben 
%.  167  «,  angeführten  Maasregeln  wider  revolutionäre  Umtriebe.  —  Von  der 
Pflicht  und  Befugnifs  der  B.  V.  in  Ansehung  der  Stadt  Frankfurt,  s.  den  folg. 

—  Besondere  Gründe" zu  einer  Einmischung,  enthalten  die  Art.  12  bis  19 
der  BundesActe.   Auch  sehe  man  die  provisorische  CompetcnzBe&timmung  der 
B-  V.  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  2a3,  lit.  C,  Nutn.  3.   Die  letzte  spricht,  lit.  B, 
§.  4,  Nun».  5»  als  Grundsatz  aus,  dafs  die  B,  V.  zu  Abstellung  solcher  Ver- 
fügungen eines  Bundesstaates,  in  Beziehung  auf  Personen  oder  Corporationen, 
wirken  könne,  die  mit  den  Grundgesetzen  und  Verfügungen  des  Bundes  in 
"Widerspruch  stehen,  oder  für  die  innere  oder  äussere  Sicherheit  desselben 
gefährlich  werden  könnten.    (Vergl.  unten  §.  aa5,  III.)     Ocstreich  machte 
hiebei  die  Bemerkung:  « dieser  Satz' sc j  so  zu  modifteiren,  dafs  die  B.  V.  nur 
über  die  Angemessenheit  der  Gesetze  in  den  einzelnen  Staaten  zu  den  allgemeinen 
Vorschriften  der  Bundesverfassung,  hingegen  über  die  Anwendung  der  gegebe- 
nen  Gesetze  auf  die  einzelnen  Falle,  nur  jede  einzelne  Regierung  zu  entscheiden 
habe«.   Ferner  heifst  es  in  der  angef.  CompctcnzBestimmung ,  lit.  C  (  5), 
Nun».  3 :  «  Da  der  Begriff  der  vollen  Souvcrainetät  der  einzelnen  Bundesstaaten 
in  der  BundesActe  zum  Grund  gelegt  ist,  so  liegt  unbczweifelt  jede  Ein« 
misebung  der  B.  V.  in  die  innern  administrativen  Verhältnisse  ausserhalb  ihrer 
Competcnz.   Indefs  gründen  sich  jedoch  auf  den  Sinn  der  BundesActe  folgende 
Ausnahmen  » :  a)  bei  Justizverweigerung,  oder  dieser  gleich  zu  achtender  Ver- 
zögerung, ist  durch  ihre  Verwendung  gerichtliche  Hülfe  zu  bewirken  (Recht- 
fertigung aus  dem  Art.  11  der  BundesActe);  b)  wenn,  bei  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Regenten  und  seinen  Unterthanen ,  die  innere  Ruhe  des  Landes 
gefährdet,  und  mit  dieser  auch  die  allgemeine  Ruhe  bedroht  ist;  e)  wenn  ein 
Bundesglied  wegen  der  Beschwerde  eines  seiner  Unterthanen  eine  nicht  zum 
Bund  gehörende  Regierung,  oder  d)  eine  solche  Regierung  gegen  ein  Bundes- 
glied ,  die  Verwendung  der  B.  V.  in  Anspruch  nimmt. 

i)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820 ,  Art.  3a. 

e)  Ebendas.,  Art.  3i. 

d)  Die  badische ,  wirtembergische,  grofsherzoglich  hessische ,  Sachsen  -  hildburg- 
hausische,  sachsen-coburg  saalfcldische,  in  den  oben  \.  72,  Kote  angef 
Stellen}  auch  die  Sachsen -meiningische  von  1819. 
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§.   2ia  (157.) 

Richterliche  Gewalt ,  hat  der  Bund  nur  in  gewisser  Art»    Kein  Bundes- 
gericht  und  kein  permanentes  Austrägalgericht. 

I)  Richterliche  Gewalt  ist  i)  dem  Bund,  in  gewisser  Art, 
über  die  Bundesglieder  eingeräumt;  doch  nur  für  ihre  Streitigkeiten 
unter  sich,  deren  richterliche  Entscheidung  die  Bundesversammlung, 
nach  fruchtlos  versuchter  Vermittlung,  durch  eine  wohlgeordnete 
Austrngal  Instanz  zu  bewirken  hat,  deren  Rechtspruch  die 
streitenden  Theile  sich  sofort  unterwerfen  sollen  (171  u.  ff'.).  Dagegen 
besteht  2)  kein  Bundesgericht,  für  Bechtshändcl  der  Unter- 
thanen  in  den  Bundesstaaten  unter  sich,  oder  mit  Angehörigen 
fremder  Staaten,  auch  nicht  in  höchster  Instanz  (§.  Ci4).  Eben 
so  wenig  besteht  3)  ein  Bundesgericht,  oder  vertritt  die  Bundes- 
versammlung die  Stelle  eines  solchen,  für  Streitigkeiten  derUnter- 
thanen,  aller  oder  einzelner  Classen ,  oder  der  Landstände, 
mit  der  Landesherrschaft  «)  ;  nur  mit  Ausnahme  a)  der  über 
Errichtung  und  Handhabung  der  Constitution  der  Freien  Stadt 
Frankfurt  etwa  entstehenden  Streitigkeiten,  für  welche  der  B. 
V*  das  Entscheidungsrecht  in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses 
eingeräumt  ist  6),  oder  b)  wo  durch  Vereinbarung  der  L  an  des  - 
berrschaft  und  der  Landstände,  ihr  eine  bestimmte  Einwirkung, 
die  sonst  in  ihrem  Beruf  nicht  läge,  übertragen  ist  c)-  11)  Demnach 
ward  die  Idee  von  Errichtung  eines  beständigenBundesgerichts, 
oder  auch  nur  eines  permanenten  Austrägalgerichts  für 
Streitigkeiten  von  Bundesgliedern  unter  sich,  welche  auf  dem  wiener 
Congrefs  und  seitdem  mehrmal  nachdrücklich  in  Anregung  kam, 
gleich  jener  von  Anstellung  eigener  J  u  st  i  zCo  ns  ul  e  nten  bei  dem 
Bundestag,  bis  jetzt  nicht  rerwirklicht  <*). 
• 

a)  Von  Antr3gcn  defsbalb  auf  dem  wiener  Congrefs,  s.  Klubm'«  Uebersicht  der 
diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congresses,  S.  179 — 183,  i85,  186,  »49 
u.  »70.  —  Von  Streitigkeiten  der  Unterthanen  mit  dem  Staats  Fiscus ,  §.  474 » 
und  mit  Bundctgliedern,  %.  176  u.  f.  —  Für  das  Daseyn  richterlicher  Gewalt  der 
B.  V. ,  wenn  gleich  unter  eigener  Form ,  streitet  L.  v.  Dnrsch  in  dem  öffenll. 
Recht  des  t.  Bundes ,  §.  68.  —  Folgerungen  aus  dem  ßunde&suw*  (oben  %.  106); 
überhaupt  in  Hinsicht  auf  die  Frage :  ob  und  wie  weit  dem  Bund  ein  blofs 
leidendes  Verhalten  gezieme«  in  Hinsicht  auf  manche  wichtige  Ereignisse  in  ein- 
zelnen Bundesstaaten  ?  Hievon ,  und  von  dem  Recurs  der  Unterthanen  an  die 
B.  V.,  vergl.  den  folg.  §.  u.  §.  166  u.  ff. 

h)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  46.  "Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art. 
61.  Protocolle  i5  u.  16  der  wiener  MinistcrialConferenzcn  ,  v.  3i.  Jan.  u. 
1».  Febr.  i8«o.  —  Verhandl.  bei  der  B.  V.,  1)  über  die  Beschwerden  der 
Geschlechter  der  adel.  Gesellschaften  AllUmjturg  u.  Frauenstein  zu  Frankfurt 
a.  M. ,  in  d.  Protoc  v.  1816,  %.  36  u.  64;  1817,  §.  34o ;  v.  1819,  §.  »»5,  u. 
die  Bittschriften  der  beiden  Gesellschaften,  in  den  Nachträglichen  Actcnstuckcn 
der  t.  Bundesverhandlungen ,  Bd.  1,  S.  3i  u.  a55,  Bd.  III,  S.  146  u.  119.  Die 
Gegenerklärungen  des  Senats  und  der  Bürgurßcpräsentation ,  ebenda*.  Bd.  HI , 
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S.  io5.  »)  über  die  Ansprüche  der  Judengemeinde  daselbst,  in  d.  Protoc.  v. 
1816,  V  49  u.  54;  1817,  $.  »3a,  34i  u.  388;  v.  1818,  %.  ai8;  v.  1810,  %.  aio; 
v.  1811  ,  %.  161.  Gesetz  über  den  staatsbürgcrl.  Bechtszustand  der  Juden  in  der 
Freien  Stadl  Frankfurt,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8*4 *  V  »38.  L.  v.  Dbksch 
über  die  Ansprüche  der  Juden  auf  das  frankfurter  Bürgerrecht.  Tüb.  1817.  & 
Hlubxb's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  384  ff.  Die  gegenseitigen  Denkschriften 
findet  man  in  den  Nachträglichen  Aetenstücken  der  t.  Bundesverhandl. ,  Bd.  I, 
S.  n3  u.  i53,  Bd.  IV,  S.  ai5,  Bd.  V,  S.  141.  3)  über  die  Ansprüche  der 
katholischen  Gemeinde  daselbst,  in  den  Protoc.  v.  1817,  388;  v.  1819,  %-  **4> 
v.  181a,  §.  1*1;  v.  i83o.    Vergl.  unten  §.  5«6,  Note  a. 

r)  Ein  Beispiel  von  Mecklenburg,  unten  %.  a83. 

d)  Von  den  wiener  CongressVerhandl 'ungen j  über  Errichtung  und  Wirkungsbefug- 
nifs  eines  Bundesgericht* ,  s.  Klvbxb's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  173  ff-  Preussen 
erklärt«  ein  Buntlesgericht  fiir  den  «lel/ten  und  notwendigsten  Schlufsstein  des 
Rerhtsgebäudcs  in  Teutschland»,  Rlübvb's  Acten  des  wiener  Congr. ,  B.  II, 
S.  17.  Vergl.  Schreiben  des  k.  preuss.  Staatskanzlcrs,  Fürsten  von  Hardenberg 
an  den  ehemaligen  Hofrichter  v.  Berlepsch,  v.  18.  März  1816,  in  F.  L.  v. 
Br.RLBPsen  neuesten  Aetenstücken  in  meinem  entschied,  reichsgcrichtl.  Prot  eis 
(Jul.  1816.  8.),  S.  10  f.  —  Dafs  die  Errichtung  «eines  höchsten  RntionalGe- 
richUhofes  für  Teutschland,  bei  der  Regeneration  des  teutschen  Vaterlandes 
ein  erneuertes  Interesse  erhalten»  habe,  behauptet  der  k.  preufs-  wirkl.  Geh. 
Rath  v.  Raxptz ,  in  s.  Beitrugen  tum  Staats  -  u.  Völkern  ,  Bd.  I  (i8i5)  ,  S.  i65. 
Ein  solches  Hundcsgcricht  verordnet  die  Constitution  der  Vereinigten  Staaten 
von  Mordamerika  v.  1787,  Art.  3,  Abschn.  »j  in  Mabvbhs  recueil,  T.III,  p.  89. 
Auch  s.  man  die  Utrechter  Union  der  Vereinigten  Miederlande  v.  lükr?  1  Art.  16, 
inScHXAOSS  corp.  juris  gent.  I.  3o6.  —  Die  Vermittelungs-  und  AusträgalOrd- 
nung  in  dem  Bcschlufs  der  Bundesversammlung  v.  16.  Juni  1817,  Art.  Hl,  in 
Rlübxb's  Quellensammlung ,  Num.  VIII,  erklärt,  dafs  «der  Vorschlag  wegen 
Errichtung  einer  permanenten  Austnigallnstanr.  nicht  als  aufgegeben  betrat /u  et , 
sondern  sich  vorbehalten  werde«.  Auch  geschah  Erwähnung  hicvon,  in  den 
Protocollen  der  B.  V.  vom  5.  Märe,  5.  Mai  u  11.  Dec.  1818;  v.  1*.  Jan.,  6.  Mai 
u.  10.  Sept.  1819.  In  den  wiener  MinisterialCon/eremen  der  Abgeordneten  der 
Bundesstaaten,  in  den  Jahren  1819  und  1810,  war  die  Mehrheit  sogar,  für 
Errichtung  eines  permanenten  Junragul  Gerichtes.  Den  übrigen  nachgebend, 
erklärte  sie:  «indefs  wolle  sie  sich  die  vorgeschlagene  wandelbare  Austrägal- 
Instans  in  so  weit  gefallen  lassen ,  dafs  dadurch  die  künftige  Einführung  einer 
permanenten  nicht  ausgeschlossen  werde».  Hannover  insonderheit  erklärte: 
« die  Mängel  der  jetzigen  provisorischen  Einrichtung  dürfte  in  der  Folge  be- 
sonders fühlbar  werden,  wenn  juristische  Henntnisse  bei  der  B.  V.  seltener 
würden,  die  des  teutschen  PrivatFürstenrechts  sich  immer  mehr  und  mehr 
verlieren  sollten,  und  früher  oder  später  vielleicht  das  Bcdürfnifs  eintrete, 
eigene  JustitConsulenten  bei  dem  Bundestag  anzustellen».  Protocoll  der  19. 
Sitzung  v.  8.  Märe  18)0,  verglichen  mit  den  Protocollen  der  2.  und  19.  Sitzung 
v.  «8.  Nov.  1819  u.  4.  Märe  1820.  — •  Der  im  J.  1819  zu  Mainz  niedergesetzten 
CentralUntersuchungsCommisHiön  (%.  167,  Note  a)  ward,  ohne  Bcsorgnifs 
einer  Souveratnetät Verletzung  oder  Verkürzung,  eine  ve'rhältnifsmäsig  gröfsere 
Gewalt  eingeräumt,  als  diejenige,  deren  ein  wohl  geordnetes  Bundesgericbt 
bedurft  hätte ,  oder  womit  die  BundcsAustragalGerichtc  ausgestattet  sind ,  und 
die  ehemaligen  Reichsgerichte  ausgestattet  waren. 
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§.   217.  (158*.) 

Uandliabung  eines  allseitigen  Rechtszustandes.   Recurs  an  die  B.  V.9 

bei  dessen  V erletzung. 

I)  Nur  im  Bund  mit  der  Gerechtigkeit,  sind  Rechtmäßigkeit 
der  Regierung  und  staatsbürgerliche  Freiheit  der  Unterthanen 
denkbar;  denn  das  Recht  ist  das  Gesetz  der  Gesetze,  der  Sourerain 
der  Souveraine  ö).  Darum  steht  das  Gesetz  als  fürstliche  Notwen- 
digkeit, über  dem  Fürsten,  und  rechnen  Könige,  auch  teutsche, 
das  öffentliche  Bekenntnifs,  im  Dienste  der  Gerechtigkeit  zu  stehen, 
sich  zur  Ehre.  Sie  beseelt  das  edle  Gefühl,  aus  welchem  jener 
Ausspruch  eines  alt -römischen  Kaiserpaares  gesetzweise  *)  hervor- 
ging: «Würdig  der  Majestät,  ist  das  Wort  eines  Herrschers:  auch 
«der  Fürst  bekennt  sich  unterworfen  dem  Gesetz!  Beruht  doch  auf 
*  dem  Ansehen  des  Rechts,  Unser  oberherrliches  Ansehen.  Grösser 
«  fürwahr  als  Herrschergewalt,  ist  es,  die  Fürstlichkeit  den  Gesetzen 
« unterzuordnen.  Darum  sey  es  ein  Götterausspruch  des  gegen- 
«wärtigen  Edictes:  Was  Uns  selbst  zu  erlauben  Wir  Uns  nicht 
«herausnehmen,  Das  verkündigen  Wir  Andern 9,  durch  Gesetze. 
Dem  moralischen  Zwang  des  Rechts  unterwirft  sich  das  Gewissen 
pflichtgetreuer  Herrscher  nicht  minder  willig  als  jenes  der  Richter. 
Denn  das  ist  der  werthvolleste  Vorzug  echter  Gesittung,  dafs,  unter 
ihrem  unaufhaltsamen  EinQufs,  die  sittliche  und  geistige  Macht  der 
Staatsregierungen  ihre  physische  überwiegt,  und  dafs  die  Gewalt 
des  Rechts,  den  Sultanismus  verscheuchend,  jene  der  Willkühr  in 
Schranken  hält.  Für  was  anders,  als  für  Handhabung  des  Rechts- 
zustandes, leben  Menschen  in  Staatsverbindung  und  erkennen  sie 
ein  Oberhaupt  ?  Oder  gibt  es  einen  kräftigeren  oder  achtbareren 
Terbündeten  der  Legitimität  der  Herrseber,  als  die  Gerechtigkeit? 
Darum  fordert  der  natürliche  und  der  erklärte  Zweck  des  Teutschen 
Bundes,  gebietet  der  in  seinen  Grundverträgen  waltende  Geist  der 
Weisheit,  Sicherung  und  Handhabung  eines  festen  Rechtzu- 
standes in  Teutschland  (§.  106).  Er  fordert,  dafs  für  alle  Bundes* 
Staaten,  und  in  allen,  durchaus  ein  Rechtszustand  bestehe: 
dafs  also  kein  Bundesstaat,  und  Niemand  in  oder  im  Vcrhältnifs 
zu  einem  Bundesstaat  rechtlos  gelassen  werde;  dafs  nirgend 
Willkühr  an  die  Stelle  des  Rechts  trete.  Es  gilt  dieser  Fundamental- 
Rechtsatz  jeder  öffentlichen  Ordnung  von  allen  Beziehungen  sowohl 
Einheimischer  und  Auswärtiger,  zu  dem  Bund  und  den  Bundes- 
staaten, als  auch  des  Bundes  und  der  Bundesstaaten,  nebst  ihren 
Angehörigen,  zu  auswärtigen  Staaten  und  Staaten  vereinen ,  samrot 
deren  Angehörigen  II)  Daher  ist,  auch  ohne  nähere  Bestim- 
mung, der  Bund  wesentlich  betheiligt,  bei  Handhabung  der  V er- 
fassung  (§.  aa5  u.  f.),  bei  Herstellung  und  Handhabungeines  allge- 
mein und  hinlänglich  gesicherten  Rechtszustandes,  namentlich 
i        1  . 
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bei  re cht mSsi gern  Gebrauch  der  gesetzgebenden  und  voll- 
ziehenden Gewalt,  bei  gehöriger  Rechtspflege»  und  unge- 
störter Fortdauer  der  innern  Buhe,  in  jedem  Bundesstaat. 
HI)  Selbst  die  Landesherrschaft,  in  ihren  eigenen  RealPrivat- 
streitigkeiten  (§.239,  IV ^  von  ihren  persönlichen  Privatstreitigkeiten 
s.  man  ebendas.),  desgleichen  der  landesherrliche  LehnFiscus,  die 
S  t  a  a  t s  D  om n n  e  n  ver  wal tun  g  (§.  482),  die  Staatscasse  und 
der  StaatsFiscus  (6.  177,  Num.  16,  u.  474)»  in  allen  Rechtstrei- 
tigkeiten mit  Unterthanen,  eigenen  und  fremden,  die  sich  zu  gericht- 
licher Erörterung  und  Entscheidung  eignen,  sind  verpflichtet,  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  des  Landes  Recht  zu  geben  und  zu  nehmen* 
IV)  Auf  verfassungsmäßige  Weise  ,  können  daher,  bei  Verl  etzung 
des  R  e  ch  ts  z  u  s  t  a  n  d  c  s  jeder  Art,  nicht  nur  Bundesglieder  gegen 
einander  Beschwerde  bei  der  B.  V.  fuhren  ($.170  u.  ff.),  sondern 
auch  Land  stände  und  Unterthannen  mittelst  Beschwerde!'  ührung 
gegen  Bedruckung,  Verletzung  der  Verfassung,  oder  Mifsbrauch 
der  Staatsgewalt,  wegen  verweigerter  oder  gehemmter  Rechtspflege, 
und  in  dem  Fall  des  3o.  Artikels  der  wiener  SchlufsActe  von  1820 
(§.  176),  Recurs  an  die  Bundesversammlung  nehmen  <0  (§•  169 
u.  a*5  u.  f.),  welche  in  solchem  Fall  zu  Verwendung,  Vermittlung, 
und  andern  bundesmäsigen  Einschreitungen  befugt  und  verpflichtet 
ist  *)•  V)  *Wcnn  die  Regierung  eines  Bundesstaats*  eine  Verfü- 
gung in  Beziehung  auf  Personen  oder  Corporationen  treffen  sollte, 
welche  mit  den  Grundgesetzen  und  den  Verfügungendes 
Bundes  im  Widerspruch  stände,  oder  für  die  innere 
oder  äussere  Sicherheit  desselben  g  e  f  äh  r  Ii  ch  wer  d  e  n 
könnte;  so  ist  die  Bundesversammlung  zur  Einwirkung  Behuf  der 
Abstellung  dieser  Verfügung  berufen  »  /).  VI)  Von  ganz  anderer  Art 
ist  die  Frage,  von  dem  jetzigen  Entscheidungsrecht  über  ehemalige 
Recurse  jetziger  Bundesglieder  an  die  all  gemeine Rei  chs  Ver- 
sammlung wider  reichsgerichtliche  Erkenntnisse  g). 

d)  «Justitt'a  est  fons,  basis  ac  fundamentum  omnis  imperti.  Justi  injustlque  re- 
gula  Lex  est*.  A.  Kiüit  primae  lineae  collegü  diplomatico  - historico  -  politici 
(Lugd.  ßatav.  1780.  8.)»  V  3i6.   Baco's  lex  legum. 

6)  Impp.  Thvodosiub  et  Vmz*t\viavvb  *  in  L.  4.  G.  de  LL.  (I.  14.)  Dieselben 
Baiser  verordneten:  A.\Vir  befehlen,  dafs  rechtwidrig  herausgelochte  oberherr- 
«. liehe  Rescripte  von  allen  Richtern  mifsachtet  werden  sollen».  L.  7.  C.  de 
preeib.  Imp.  offer.  (I.  19.)  Nicht  weniger  bestimmt,  nur  ausführlicher,  ver- 
ordnet dasselbe  Baiser  Anastasius  in  L.  6.  C  si  contra  jus  Tel  util.  publ.  (1. 21.) 
Mehr  s.  man  unten  %.  373. 

c)  Hede  des  öttreich.  Gesandten  bei  Eröffnung  der  B.  V.  am  5.  Nov.  1816,  in  den 
Protoc.  V  4,  in  BiCbm's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  38.  Merkwürdige  Präsidial- 
Erklärung,  bei  Gelegenheit  der  Beschwerde  des  Oekonoms  Wilh.  Hoffmann 
wider  Burhessen,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  17.  Marx  1817,  %.  io5:  Lie  Bun- 
desversammlung wird,  «eingedenk  der  hoben  Bestimmung,  au  der  sie  berufen 
worden,  und  der  Vorschriften  und  Zwecke  der  BundesActe,  sich  durch  keine 
ungleiche  Beurtbeilung  eines  einzelnen  Bundesgliedcs  abhalten  lassen,  inner- 
halb der  ihr  vorgeseiebneten  Schranken,  die  sie  nio  vergessen  hat,  noch  je 
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vergessen  wird,  selbst  bedrängter  üntertkanen  sich  anzunehmen,  und  auch  ihnen 
die  Uebcrzeugung  zu  verschaffen,  dafs  Teutschland  nur  darum  mit  dem  Blute 
der  Völker  von  fremdem  Joche  befreit,  und  Lander  ihren  rochtmäsigen  Re- 
genten zurückgegeben  worden,  damit  überall  ein  rcchilieher  Zustand  an  die 
Stelle  der  Willkühr  treten  möge».  Hiemit  ist  der  zu  dem  angef.  %.  io5  gehörende 
Vortrug  zu  vergleichen,  welcher  loco  dictaturae  gedruckt,  und  als  Beilage  40 
dem  Protocoll  beigefügt  ist.  Vergl.  (v  Gvgkbu's)  Mein  Antheil  an  der  Poli- 
tik, Abth.  III.  S.  97  —  114.  Preussiscke  Erklärung  in  derselben  Sache  («die 
B.  V.  habe  dafür  zu  sorgen ,  dafs  auch  jedem  Einzelnen  in  gehörigem  Wege 
sein  Recht  angedeihe»),  in  d.  Protoc.  v.  1817,  %.  m.  Oettreich  theilte  «auf- 
richtigst den  Wunsch  der  B.  V.,  dafs  jeder  Teutsehe  sein  Recht  im  gesetz- 
lichen Wege  finde».  Ebendas.  §.  141.  —  Vorträge  des  Gesandten  der  i5. 
Stimme,  in  d.  Protoc.  v.  1817.  V  36,  u.  loco  dicU  als  Beil.  54  su  §.  i36  der 
Protoc.  v.  1817  gedruckt,  8.  «6o  der  Orig.Ausg,  u.  in  d.  Protoc.  v.  1818,  V*°6» 
betr.  Möllers  und  Tasch's  Beschwerde  wider  Hurhessen.  —  Vorträge  des 
wirtemb.  Gesandten  über  die  westphäl.  Angelegenheiten,  in  den  Protoc.  v.  1818, 
%.  141  u.  v.  «8^3,  Beil.  8  au  \.  98.  Erörterungen  der  B.  V.  in  ihren  Protoc. 
v.  1817,  V  i36,  363  u.  4<t.    Beschlufs  derselben,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  V  i36. 

d)  Man  s.  Vorzüglich  oben  §.  »i5,  und  die  Note  1  zu  %.  «84;  dann  die  in  der 
Note  a  angeführten  Protoc.  der  B.  V.,  desgl.  die  provisor.  CompetcnzBcslim- 
mung,  in  den  Protoc.  1817,  \.  n3,  lit.  C  (§  5),  Num.  3,  1h.  bj  den  loco 
dict.  gedruckten  CommissionsVortrag ,  betr.  den  Widerspruch  der  lippischen 
Stände  wider  die  versuchte  einseitige  Einführung  einer  neuen  landständischen 
Verfassung ,  in  den  Anträgen ,  I.  1  u.  3 ,  zu  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Sept. 
1819,  S-  619—619  der  Or ig. Ausg.;  worauf  der  Beschlufs  der  B.  V.,  wenn 
einer  gefafst  ward,  dem  Öffentlichen  Protocoll  nicht  einverleibt  ist.  Auch  die 
von  dem  Bund  garantirte  Verordnung  der  Grofshcrtoge  *on  Mecklenburg,  v. 
»8  Nov.  1817,  oben  297,  d.  Vergl  auch  oben  \.  ai6.  —  Wie  es  mit  den 
Eingaben  bei  der  B-  V.,  in  solchen  Fällen  zu  halten  sey ,  s.  oben  §.  149.  — 
Die  wiener  Congrefs Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand,  s.  in  Kmjbeb's 
L  ehersiebt  der  diplomatischen  Verhandlungen  des  wiener  Congr. ,  S.  173  ff.f 
insbesondere  S.  186  u.  1-70.  «Wo  Stände  gegen  den  Mifsbrauch  der  Souveraine- 
tätsRcchtc  der  Fürsten  klagen  wollen,  mufs  nothwendig  dcrRecurs  an  den  Bund 
ihnen  offen  stehen»;  so  lautete  eine  hannoverische  Erklärung,  welcher 
Oeslrcicb  beitrat.  Hlübbr's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  71, 
Bd.  II,  S.  108.  —  Von  dem  Fall,  wenn  mehrere  Bundcsglieder  als  correi 
debendi,  oder  wegen  connexer  Ansprüche,  von  Privatpersonen  bu  belangen 
sind ,  oben  %.  177* 

e)  Doch  ist  hiebei  die  in  dem  §.  7  der  oben  (Note  b)  angef.  provisor.  Corapetenx- 
Bestimmung  der  B.  V.  enthaltene  allgemeine  Bemerkung  nicht  su  übersehen : 
«dafs,  wenn  in  einem  oder  dem  andern  Fall  die  Corapetcnz  der  B.  V.  noch 
zweifelhaft  seyn  sollte,  der  seither  beobachtete  natürliche  Ausweg  vorbehalten 
bleibe ,  die  Angelegenheit  cur  Instruttion* Einholung  zu  verweisen  sey  ». 

/)  Worte  der  oben  (Note  b)  angef.  provisor.  CompeteneBestimmung  der  B.  V., 
%.  4,  Num.  5.  In  der  bei  der  B.  V.  im  Marz  i83o  eingereichten  Beschwerde- 
schrlft  des  Frhrn.  v.  Sicrstorpff,  wider  den  Herzog  Carl  von  Braunschweig, 
heifst  esS-  14:  «So  ist  Gerechtigkeit  der  kräftigste  Verbündete  der  Legitimi- 
tät. Diese  huldige  ihr  ohne  Ausnahme,  und  sie  kann  allen  Anfeindungen, 
jedem  Angriff  ihrer  Gegner  getrost  entgegen  sehen.  Noch  leben  Zeugen  genug 
von  den  traurigen  Folgen,  die  daraus  hervorgingen,  als  der  Monarch  eines 
grofsen  Reichs  den  Beschlufs  eines  Gerichtshofes  cassirte ,  und  dieser  dennoch 
dabei  zu  beharren  nicht  umhin  konnte.  (Arrete  du  parlement  de  Paris  du 
4  janvier  1788.  Man  s.  M.  A.  Tmiebs  histoire  de  la  revolution  francaise,  T.  I 
(a  edit.  Paris  1818.  8),  p.  18.)  Wie  entmutigend  würde  es  auch  auf 
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müfsten,  ihre  Unabhängigkeit  und  Selbstständigkeit  im  Hechtsprechen,  in  vor- 
kommenden Fällen  von  der  Hohen  Bundesversammlung  nicht  mit  Nachdruck 
geschüUt  ku  sehen!  Schon  darum  ist  die  Gesammthcit  des  Bundes,  sind  alle 
Regierungen  bundesverwandter  und  bundesfreier  Staaten  nicht  weniger,  als 
die  ihrer  Leitung  Anvertrauten,  auf  das  Höchste  betheiligt  dabei»  dafs  zu 
gerechtem  Volksunwillen  nirgend  Anlafs  gegeben  werde.  Wilden  Ausbruch 
desselben  mit  verstärkter  Macht  zu  dämpfen,  dazu  nicht  allein,  auch,  durch 
feste  Handhabung  der  Herrschaft  des  Rechts  wider  Unterdrückung  oder  Hem- 
mung, ihm  zuvor  zu  kommen,  ist  der  Hohen  Bundesversammlung  der  erhabene 
und  wohlthälige  Beruf  gegeben».  Nach  Verletzung  der  Verfassungsurkunde  durch 
Ordonnanzen  (CabinetBescripte,  vom  23  Juli  i83o),  reichten  zu  Paris  drei  blutige 
Tage  (17.  28.  29.  Juli)  hin,  eine  Tlironverändcrung  und  wesentliche  Zusätze  und 
Aonderungen  in  der  Charte, constitutionnelle  zu  bewirken.  Discite  justitiam  etc. 
g)  Wer  hat  zu  entscheiden  über  die  Frage:  ob  ein  von  der  allgemeinen  Refchs- 
eersiunmtung-  unentschieden  gelassener  Recurj,  den  eine  jetzt  zu  dem  Bund  ge- 
hörige Staatsregierung  wider  ein  rcichsgerichtlichcs  Erkenntnifs  bei  derselben 
angebracht  hatte,  begründet  sev,  wenn  der  Gegner  des  Becurrenten  ein  jetziges 
Bundesglicd,  oder  ein  Unterthan  eines  solchen,  wohl  selbst  des  Becurrenten, 
ist?  Vergl.  Protoc.  der  B.  V.  in  der  von  Berlepschischcn  Beschwerdesache 
%vidcr  Hannover,  v.  1818,  %.  i35,  und  in  dem  als  Beilage  11  dazu  gehörenden 
Vortrag. 

§.     218.  (158M 
Fortsetzung. 

VI)  KonnenPrivatpersonen  zu  Befriedigung  ihrer  Ansprüche 
darum  nicht  gelangen,  weil  gänzliche  oder  theilweise  Ungewifsheit 
vorwaltet,  wer  von  mehreren  Bundesgliedern,  oder  wie  weit 
jeder  Ton  ihnen,  sein  Schuldner  sey,  so  steht  denselben  der  Recurs 
an  die  B.  V.  ofl'cn  ($.  176).  VII)  Auch  die  Landesherrschaft 
kann  bei  Widersetzlichkeit  der  Unterthanen,  bei  Aufruhr,  und  bei 
gefährlichen  Bewegungen,  ron  der  B.  V.  Beistand  verlangen  und 
erwarten  (§.  167  u.  f.)»  die  in  solchen  Fällen  selbst  unaufgefordert 
für  Erhaltung  und  Wiederherstellung  der  Buhe  zu  sorgen  hat 
(§.  167).  VIII)  Ueberhaupt  sind  alle  Interessenten  befugt,  bei 
der  B.  V.  auf  geziemende  Weise  zu  begehren,  sowohl  ungesäumte 
vollständige  Festsetzung  oder  Vollziehung,  als  auch  pünetliche 
Beobachtung  desjenigen,  was  durch  die  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses  in  Absicht  auf  teutsche  Bundesverhältnisse  (z.  II.  Art.  3i, 
43,  46  u.  5s),  durch  die  BundesActe  (z.  B.  Art.  6,  8,  ia  bis  18, 
unten  $.  288  ff.),  durch  die  wiener  SchlufsActe  von  i8ao  (z,  B. 
Art.  53 — 65),  und  durch  BundestagsBeschlüsse  ausdrücklich  oder 
durch  den  erklärten  Bundeszweck  stillschweigend  festgesetzt  ist. 
IX)  Am  häufigsten  sind  bei  der  B.  V.  die  so  genannten  Privat. 
Reklamationen,  Recurse  von  Privatpersonen  wider  Bundes, 
glieder,  für  deren  Prüfung,  Vortrag  und  Begutachtung,  bei  derselben 
fortwährend  eine  eigene  Commission  besteht  (§.  149«  i5a,  u.  ebend. 
Note  c,  169,  c).  X)  Wird  in  Fällen  dieser  Art,  sey  es  von  einem 
Bundesgenossen  oder  von  einem  Andern,  die  Hülfe  des  Bundes 
angerufen ,  so  mufs  das  Bestreben  des  Reclamanten  vor  allen  Dingen 
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dahin  gerichtet  seyn,  die  Competenz  der  B.  V.  für  den  vorlie- 
genden Fall  zu  begründen  a).  XI)  Glauben  Unterlhanen  eines 
Bundesstaates  gerechte  Beschwerde  wider  eine  zu  dem  Teutschen 
Bund  nicht  gehörende  Staats regierung  zu  haben,  und 
hoffen  sie  günstigen  Erfolg  von  einer  Verwendung  der  B.  V.  bei 
derselben,  so  haben  sie  dieselbe  nicht  unmittelbar,  sondern  durch 
ihre  Landesherrschaft  bei  der  B.  V.  nachzusuchen 

a)  Seit  dem  Beschluß  v.  i.  Juli  1824  (oben  %.  i58,/),  werden  die  Verhandlun- 
gen der  B.  V.  über  Beschwerden,  welche  bei  ihr  von  Privatpersonen  wider 
Bundesglieder,  oder  von  Bundcsglicdcrn  unter  sich  vorkommen,  den  Blicken 
nicht  nur  des  Publicums,  sondern  auch  der  beschwerdeführenden  Privatperso- 
nen, so  viel  möglich  ent/ogen;  sie  werden  nicht  mehr  in  die  für  öffentlichen 
Druck  bestimmten  Protocolle  aufgenommen-  Ausnahmen  werden  nur  auf  aus- 
drückliches Verlangen  einselnor  fiundesgliedcr ,  in  sie  selbst  betreffenden 
Angelegenheiten,  gemacht.  Beispiele,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8a-r,  $.  47, 
28,  64,  71. 

*)  Man  s.  oben  %.  187,  Kum.  7. 

§.    219.  (158  o 

Verwendung  der  B.  V.  hei  Bundesstaaten ,  auf  Begehren  fremder 

Staatsregitrungen. 

Begehrt  eine  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht  gehörende 
Staatsregierung,  Verwendung  der  B.  V-  in  einer  Angele- 
genheit, welche  einen  Bundesstaat  betrifft,  so  ist  die  B.  V.  ver- 
möge des  Bundeszwecks  (§.  106),  zu  einer  Verwendung  dieser  Art  an 
sich  berechtigt.  Dieselbe  hat  jedoch,  i)wenn  die  Beschwerde  zunächst 
einen  Untcrthan  des  Bundesstaates  betrifft,  den  Beschwerdeführer,  der 
Regel  nach,  zuvörderst  an  die  L a  n  d  e s h  e  rr  s  ch  a.f  t  des  Unterthans 
zu  verweisen.  Wird  hier  die  Beschwerde  ordnungsmäßig  uicht  ge- 
hoben, und  hierauf  von  Neuem  die  Verwendung  der  B.  V.  in  Anspruch- 
genommen,  so  bat  diese,  nach  Maasgabe  des  2.  Artikels  der  Bundes- 
Acte  die  geeigneten  Schritte  zu  thun  <*).  Betrifft  aber  a)  die 
Beschwerde  die  Regierung  eines  Bundesstaates  unmittelbar, 
und  wird  die  Verwendung  in  der  Absicht  nachgesucht,  diese  Re- 
gierung zur  Entsagung  auf  einen  wider  die  auswärtige  Regierung 
gemachten  Anspruch,  oder  zu  gütlicher  Beilegung  einer  über  noch 
zweifelhaftes  Recht  entstandenen  Irrung,  zu  bewegen,  so  ist  die 
B.  V.  befugt,  ihre  guten  Dienste  (bona  officia),  und  selbst  ihre 
Vermittlung,  wenn  beide  Theile  einwilligen,  eintreten  zu  lassen. 
Ist  aber  der  Gegenstand  der  Beschwerde  eine  von  Seite  des  Bundes- 
gliedes der  fremden  Regierung  widerfahrne  Rechtsverletzung, 
und  findet  die  B.  V.  dieselbe  gegründet,  so  liegt  ihr  ob,  das 
Bundesglied  zu  schleuniger  und  genügender  Abhülfe  aufzufordern, 
und  mit  dieser  Aufforderung  ,  nach  Befinden  der  Umstände,  solche 
Maasregeln  zu  verbinden,  durch  welche  weiteren  friedestörenden 
Folgen  zu  rechter  Zeit  vorgebeugt  werde       und  wofür  ein  Recht- 
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fcrtigungsgrnnd  aus  dem  a.  Artikel  der  BundesActe  hergeleitet 
werden  kann  c). 

a)  Diese  Satze  sind  gegründet  in  dem  Geist  der  Bundesverfassung,  und  darum 
angenommen  in  der  provisorischen  Bestimmung  der  Compcten?.  der  B.  V-,  iu 
d.  Protoc.  r.  1818,  §.  m3,  lit.  C,  Rum.  3,  d. 

b)  Wiener  SchhifsActe  v.  1820,  Art.  36  u.  37.   Vergl.  oben  %.  188. 

c)  Vergl.  die  angef.  provisorische  Bestimmung  der  Competcnz  der  B.  V.  a.  a.  O. 

•  §.  220.  (139.) 

Schutz  und  Garantie  von  Seite  des  Buniles.    Rec/U  der  Bündnisse. 

I)  Jeder  Bandesstaat,  als  solcher»  ist  berechtigt,  Ton  dem 
Bunde  Schutz,  gegen  jeden  Angriff,  von  Aussen  oder  von  Innen 
(§.  106  u.  187  ff.),  so  wie  II)  Garantie  seiner  sämmtlichen,  unter 
dem  Bund  begriffenen  Besitzungen,  zu  fordern  «).  III)  Zwar  hat, 
jeder  Bundesstaat  das  Recht  der  Bündnisse  aller  Art,  aber  er  ist 
verpflichtet,  in  keine  Verbindungen  sich  einzulassen,  >v  eiche  gegen  die 
Sicherheit  des  Bundes,  oder  einzelner  Bundesstaaten, 
gerichtet  waren  *). 

u)  BundesActe,  Art.  11.  Vergl.  Klubxb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  355  ff., 
4*3  f.  u.  485.   Vergl.  oben  %.  184. 

4)  BundesActe,  Art.  11.  Vergl.  oben  %.  188  u.  Klübkr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II, 
S.  85  ff.,  355  ff.,  4*3  f*  435*  499  u>  —  Der  ganze  Satz  des  11.  Art.  der 
B.  A. ,  das  BündnifsRecht  betreffend,  ist  in  der  franz.  Uebersetzung  dieses 
Artikels,  welche  in  dem  Acte  final  du  congres  de  Vienne ,  art.  63,  sich  befin- 
det, hinweggeblieben ,  vermuthlich  aus  Versehen. 

§.  221.  (i6o.) 

'Krieg  und  Streitigkeiten  unter  Bundesgenossen.    Störung  der  inner n 
Ruhe,  und  Vtrrüekung  des  Besitzstamles. 

I)  J)ie  Bundesglieder  sind  verpflichtet,  einander  «)  unter 
keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen,  noch  II)  ihre  Streitigkeiten 
mit  Gewalt  zu  verfolgen ,  sondern  sie  bei  der  Bundesversamm- 
lung anzubringen  Dieser  gebührt  dann  Vermittlung  durch 
einen  Ausschufs,  und,  wenn  solche  nicht  gelingt,  richterliche 
Entscheidung  durch  eine  wohlgeordnete  Austrägallnstanz 
(§.  i-3  u.  ff.  u.  216).  III)  Bei  Störung  der  inneren  Ruhe  und 
Sicherheit  des  Bundes,  bei  eigenmächtiger  Verrückung 
des  Besitzstandes,  von  Seite  eines  Bundesgliedes  gegen  ein 
anderes,  tritt  bundesverfassungsmäsig  die  vollziehende  Wirksamkeit 
der  Bundesversammlung  ein  «)• 

a)  Von  Kriegen  einzelner  Bundesgenossen  mit  Auswärtigen,  ist  hier  nicht  die 
Hede.  Doch  bat  ein  Bundesstaat,  in  dieser  Beziehung,  gegen  jeden  Angriff 
Schutz  von  dem  Bund  zu  erwarten,  für  seine  unter  dem  Bund  begriffenen 
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Besitzungen  ($.  187  u.  ff.  u.  320).  Er  ist  aber  dagegen  beschränkt,  in  dem 
Recht  liündnissc  tu  errichten  (ebenda*. ).  —  Der  Fall  eine«  Kriegs  solcher 
Bundesgenossen  unter  sich,  welche  Staaten  ausser  dem  Runde  besitzen ,  ward 
in  den  wiener  Confcrcnzcn  berührt,  von  Rnicrn,  Holstein,  und  den  Deputa- 
ten der  vereinigten  Fürsten  und  Freien  Städte  (Acten  etc.»  Bd.  II,  S.  '65j  f. 
4?3,  43*  f>)>  aber  eine  ausdrückliche  Bestimmung  defswegen  der  BundesActe 
nicht  einverleibt.  Vergl.  §.  191.  Es  bleibt  also  einem  solchen  angegriffenen 
Bundesgenossen  die  Rcfugnifr,  nach  Art.  11  der  BundesActe,  Schutz  und 
Garantie,  für  seine  unter  dem  tiund  begriffenen  Staaten,  von  dem  Bund  zu  for- 
dern, so  bald  der  Rrieg  auch  diese  Staaten  berührt  (vergl.  die  angef.  Acten  etc., 
Bd.  II,  S.  )>  cm  Gegenstand,  welcher,  im  concreten  Fall,  zu  wichtigen 
Erörterungen  und  Ereignissen  Anlafs  geben  kann.  Die  wiener  SchlufsActe 
v.  1810,  Art.  47  t  gibt  eine  ausdrückliche  Bestimmung  hierüber.  Man  •. 
oben  %.  191. 

b)  BundesActe,  Art.  11.  Vergl.  Klvbkr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  356  f., 
4*3  f. ,  43o  u.  4ar>.  —  Der  Satz  des  §.  gilt  von  allen  und  jeden  Streitigkeiten 
von  Bundcsgliedcrn  unter  sich.  Oben  %.  173.  —  Ein  Verzcicbnifs  von  i5 
Streitsachen  unter  Bundesgliedern ,  die  vom  Ende  des  J.  1816  bis  zu  dem  Ende 
der  Sitzungen  im  J.  1819  bei  der  B.  V.  angebracht  wurden,  findet  man  in  G.  v. 
Mkyer's  Repertor.  zu  den  Verhandl.  der  B.  V. ,  Heft  II ,  S.  170  f. 

r)  Hievon  oben  $.  167  u.  173. 

§.  222.  (i6i.> 

Pflichten  in  Absicht  auf  Bundeskriege. 

Bei  einmal  erklärtem  Bundeskrieg  (§.190),  darf  kein  Mitglied 
des  Bundes,  1  )  einseitige  Unterhandlungen  mit  dem  Feind 
eingehen,  2)  noeb  einseitig  W  a  ff  e  n  s  t  i  1 1  s  t  a  n  d ,  oder  3)  Frieden 
scbliessen  «).  Demnach  ist  4)  auch  kein  Bundesgenofs,  im  Fäll  eines 
Bundeskriegs,  zu  einseitiger  Abrufnng  seiner  Contingent- 
Truppcn  von  dem  Bundesheer  oder  5)  zu  N  eu  tralität  0 
berechtigt ,  in  Ansehung  seiner  unter  dem  Bund  begriffenen 
Besitzungen  O. 

u)  Man  s.  oben  §.191. 

6)  Baiern  trug,  auf  dem  wiener  Congrcfs,  auch  auf  eine  ausdrückliche  Bestim- 
mung an,  dafs  in  einem  Bundestiricg  kein  Rundcsglicd  seine  Truppen ,  den 
Fall  der  JS'uAwchr  ausgenommen ,  von  dem  Ganzen  trennen  dürfe.  Dieser  An- 
trag ward,  nur  mit  Ausnahme  der  Worte:  «den  Fall  der  Nothwcbr  ausgenom- 
men», anfangs  angenommen,  nachher  aber  von  Raiern  zurückgenommen, 
«weil  sich  von  selbst  verstehe,  dafs  in  einem  Rundeskrieg  ein  Mitglied  nicht 
die  ContingcntTruppen  zurückrufen  könne«.  Vergl.  Rlübkb's  angef.  Acten  etc., 
Rd.  II ,  S.85  ff. ,  3^7  i  4*3,  43o  u.  499. 

c)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  41.  Es  folgt  auch  aus  den  Bestimmungen 
des  11.  Art.  der  RundesActe.  Vergl.  %.  190.  —  Analogie  des  solonischcn  Ge- 
setzes, bei  Gklmcs,  N.  A.  II.  11. 

* 

d)  Von  der  Neutralität  des  Bundes,  in  Hezichung  auf  bundesfrei*  Besitzungen  eines 
Rundcsgliedes,  oben  %.  187  u.  1%  1. 
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§.  225.  (162  ) 

Befugniss  der  Bundesgenossen  zu  ausivartigem  Gutsbesitz  und  Staats- 
dienst i  auch  zu  Veräusserung  von  Staatsgütern,  einzelnen  Gebiets- 

theilen,  und  Souverainet  dt  Rechten. 

I)  In  Absicht  auf  auswärtigen  Staats-  und  Gutsbesitz, 
II)  in  Ansehung  der  Befugnifs  ,  in  auswärtige  Staatsdienste 
zu  treten  fl),  und  ÄI)  nach  der  eigenen  Landesverfassung  gültige 
Ve  r  ausser  ungen  der  Staatsguter  (§.  333)  und  einzelner 
Theile  des  Staatsgebietes  (§.  33o),  ohne  die  darauf  haftenden 
SouverainetätRechte,  vorzunehmen,  sind  den  Bundesgenossen,  von 
dem  Bund  ausdrückliche  Einschränkungen  nicht  gesetzt.  IV)  Dasselbe 
gilt  von  der  Veräusserung  solcher  SouverainetätRechte, 
die  auf  einem  zu  dem  Bund  gehurenden  Gebiet  haften ,  wenn 
solche  an  Mitverbu  ndete  geschieht.  Geschieht  dieselbe  an 
Auswärtige,  so*  wird  Zustimmung  der  Gesammtheit  der  Bundes- 
glieder erfordert  *). 

«)  Anders  war  es  in  dem  rheinischen  Bund.   Klöbjr's  Staatsr.  der  Rheinbundes, 

y  80.  —   Der  jet/.ige  souveraine  Landgraf  Ludwig  von  HessenHomburg  steht 
in  preufs.  Kriegsdiensten. 
*)  Vcrgl.  %.  hq  u.  33o.  —   Die  rheinische  BundcsActe,  Art.  8,  verbot  Veräusse- 
rungen  dieser  Art  schlechthin. 


ZWEITE  ABTHEILUNG. 

Rechtsverhältnis*  der  Bundesgenossen  zu  andern  SouuerainStaaten 

und  Slaatenvereinen. 


§.  224.  ( 163.) 

Berechtigung  und  Beschränkung  der  Bundesgenossen,  im  V erhält niss 

nach  Aussen. 

I)  Jeder  teutsche  Bundesstaat  hat,  in  seinem  Verhältnifs  nach 
Aussen,  sowohl  zu  teutschen  Bundesstaaten,  als  auch  zu  Sou- 
veränen, welche  dem  Teutschen  Bund  nicht  angehören,  und  zu 
andern  Staaten  vereinen,  die  Rechte  u  n  a  b  h  ä  n  g  i  g  e  r  Staaten  (§.238); 
insbesondere  ist  er  berechtigt,  sein  Rcchtsverhältnifs  zu  ihnen  frei 
und  selbstständig  zu  bestimmen  «).  H)  Doch  ist  er  durch  Pflichten, 
welche  seine  Vereinigung  mit  dem  Teutschen  Bund  ihm  auflegt,  in 
der  Ausübung  mancher  von  diesen  Rechten  beschränkt.  Am 
meisten  ist  dieses  der  Fall  bei  Streitigkeiten  mit  Bundes- 
genossen (§.  *si  u.  f.).    2)  Kicht  nur  der  erklärte  Zweck  des 

18* 
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Bundes  (§.  106)  überhaupt,  sondern  auch  die  ausdrücklichen  Be- 
stimmungen seiner  Grundvertra'ge  °)  über  das  Kriegs-,  Frieden  s- 
und  Bündnif srecht  der  Bundesgenossen,  begründen  Einschrän- 
kungen dieser  Art.  Den  Fall  wahrer  No  th  w e  h  r  oder  abgenöthigter 
unauf  schieblicher  Selbsthülfe  ausgenommen,  konnte  ein  blofs  mit 
tcutschen  Bundesstaaten  versehener  Souverain ,  ohne  Zustimmung 
des  Bundes,  zu  einer  Kriegserklärung  gegen  auswärtige  Machte, 
oder  zu  Kriegsbündnissen  mit  ihnen,  sich  nicht  für  berechtigt 
halten  c).  3)  Der  Zweck  und  flie  Grund  vertrag  des  Bundes  legen 
jedem  Bundesglied  die  Pflicht  auf,  an  den  Verhandlungen  und 
Maasregeln  Thcil  zu  nehmen,  welche  der  Bund  für  Siche- 
rung seines  Rechtszustandes,  sowohl  im  Ganzen  als  auch 
einzelner  Theile,  nothig  findet,  namentlich,  von  dem  Verthcidigungs- 
System  des  Bundes  (§.  193  u.  ff.)  und  von  Bundeskriegen  (§.  188 
u.  ff.  u.  222)  sich  nicht  auszuschliessen.  4)  Für  manche  volker- 
rechtliche Verhältnisse  einzelner  Bundesglieder  mit  auswärtigen 
Staaten,  ist  dem  Bund  ein  Recht  zu  bestimmter  Mitwirkung 
eingeräumt,  z.  B.  zu  Berathung,  Dazwischen kunft ,  Verwendung  <0, 
Vermittlung  ($.  187  u.  f.). 

a)  Das  Nähere  unten  %.  555  u.  ff.  —  Dafs  hei  manchen,  sie  geradezu  bcthcili- 
genden  Bestimmungen  des  pariser  Friedens  v.  1814 »  der  SchlufsActe  des  wie* 
ncr  Congrcsses,  und  des  pariser  Hauptvertrags  v.  so.  Nov.  i8i5t  teutsche 
SouTcrainStaaten  zu  unmittelbartr  Mitwirkung  nicht  gelassen  wurden ,  war  eine 
factische  Anomalie,  welche,  in  gleicher  Weise  auch  so  manche  andere  euro- 
päische Staaten  treffend,  in  gebietenden  Umständen  des  Augenblicks  Ent- 
schuldigung findet,  mithin  das  Bechtsverhältnifa  an  sich  nicht  aufheben  kann. 
Dagegen  ward  dieses  desto  sichtbarer  beachtet,  in  dem  GencralRecefs  der 
frankfurter  TerritorialCommis&ion  v.  1819  (oben  §.  58).  —  Das  Rangvtrhähniss 
der  einzelnen  Buudesgliedcr,  sowohl  unter  sich  ausserhalb  der  Bundesversammlung 
n5),  als  auch  gegen  die  zu  dem  Bund  nicht  gehörenden  Souveraine,  wird 
durch  den  Bundesverein  nicht  geändert.  —  Von  Garantien  auswärtiger  Mächte 
für  einzelne  Bundesstaaten,  s.  §.  r5  u.  558. 

*)  BundcsActe,  Act.  11.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  6  u.  35  ff.  —  Das 
Nähere  oben  §.  188 u.  ff.,  2 »3,  VII— IX,  u.  »19  —  223. 

c)  Vergl.  Blübkus  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  85  ff.,  io3  ff.,  114  f.,  116  £, 
122  f.,  i3o  f.  u.  43i.  Kaiser!,  russischo  Erklärung  dcfshalb,  ebendas.  Bd.  I, 
Heft  1 ,  S.  62  f.  —  Gröfsere  Ausdehnung  wird  dem  Kriegsrecht  der  einzelnen 
Bundesstaaten  gegeben,  in  F.  W.  Tittuatis's  Darstell,  der  Verfassung  des  t.  Bun- 
des, S.  96  u.  ff. 

d)  Von  der  Beschränkung  der  Verwendung  des  Bundes  für  Unterthajien  eines  Bun- 
desstaates bei  Auswärtigen,  oben  §.  188.  —  Von  der  Verwendung  der  B.  V. 
bei  Bundesstaat™,  auf  Begehren  fremder  Staatsregierungen,  oben  §.  219.  — 
Sehr  beschränkend  ist  eine  badiseke  Erklärung,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v. 
1817,  2l5. 
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DRITTE  ABTUEUÜIVG. 

RechlsverhiillnUs  der  lhmdcsgenossen ,  als  solcher,  zu  ihren 

eigenen  Staaten, 

&  225.  (164.) 

Des  Bundes  AufrecldhaUung  und  Garantie  der  Grundverfassung  in 
den  Bundesstaaten.    Beac/Uung  der  letzten  bei  Abfassung  der  Bundes- 
beschlüsse.   Verkündigung  dieser  Beschlüsse. 

I)  Die  Bundesgenossen,  und  ihre  Unterthanen  (§.  184  «•  21*7), 
sind  berechtigt,  von  dem  Bund  zu  fordern,  dufs  er,  wie  ihren 
Rechtszustand  überhaupt,  also  auch  insbesondere  ihre  Staatsverfas- 
sung schirme«  Durch  den  erklärten  Bundeszwech  <*)  ist  der  Bund, 
mithin  auch,  als  Stellvertreter  der  Gesammtheit,  die  Bundesversamm- 
lung, verpflichtet,  nicht  nur  für  Einführung  einer  landständischen 
Verfassung  (  283),  sondern  auch  für  Aufrcchthaltung  der  recht- 
mäßigen Grund  Verfassung  in  den  Bundesstaaten  (§.  283  u.  284),  das 
hei  Pst,  der  verfassungsmäßigen  wechselseitigen  Rechte  und  Plliehten 
des  Staatsoberhauptes  und  der  Unterthanen,  auf  Anrufen  des  über 
Verletzung  des  Rechtszustandes  sich  beschwerenden  Tbeils,  in  den 
bundesverfassung»mä'sigen  Fällen  Sorge  zu  tragen;  also  dann  ver- 
pflichtet zu  Aufrech  thaltttng  *)  der  Staatsverfassung, 
auch  wenn  Garantie  derselben  bei  dem  Bund  ausdrücklich  nicht 
verlangt,  oder  von  ihm  nicht  besonders  zugesagt  wäre  (§.  21-  u. 
284).  Dem  ist  die  Bestimmung  der  wiener  ScblufsActe  von  18*0, 
Art.  61  (unten  §.  284),  nicht  entgegen.  II)  Die  Bundesversammlung 
ist  berechtigt,  die  von  einem  Bundesglied,  für  die  in  seinem  Land 
eingeführte  landständische  Verfassung,  nachgesuchte  Garantie  zu 
übernehmen  c);  welches  schon  mehrfach  geschehen  ist  <0.  Durch 
Uebernehmung  der  Gewährleistung  erhält  dann  die  B.  V.  die  Be- 
fug nifa,  auf  Anrufen  der  Betheiligten,  die  Verfassung  aufrecht 
zu  erhalten,  und  die  über  Auslegung  oder  Anwendung  derselben 
entstandenen  Irrungen  ,  so  fern  dafür  nicht  anderweitig  Mittel  und 
Wege  gesetzlich  vorgeschrieben  sind,  durch  gütliche  Vermittlung 
oder  compromissarische  Entscheidung  beizulegen  0»  HI)  Zu  einem 
grundgesetzlichen  Bundesbeschlufs,  der  eine  nothwendige  Folge  des 
Bundeszwccltcs  nicht,  und  der  eigenen  Staatsgr  un  dver- 
fassung  zuwider  wäre,  ist  hein  Bundesglied  berechtigt,  seine 
Einwilligung  zu  geben/).  IV)  Verbindende  Kraft  für  die  Staats- 
behörden und  Unterthanen  in  den  Bundesstaaten,  erlangen 
die  Bundesbeschlüsse  dur£h  ihre  landesverfassungsmäsige  Verkün- 
digung von  Seite  der  inländischen  Staatsregierung  (§.  214,  2i5, 
362  u.  5o4,  Note  d).  V)  In  denen  Bundesstaaten,  wo  der  Vor- 
anschlag (das  Budget)  der  Staatsau&gaben  von  einer  Bewilligung 
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der  Landstande  abhängt,  bedarf  es  bei  den  zu  dem  Bund  zu 
leistenden   Geldbeiträgen  ,    einer  aolchen    Einwilligung  nicht 
Doch  ist  den  Standen  durch  Vorlegung  des  Bundesbeschlusses,  die 
Noth  wendigheit  des  Beitrags  nachzuweisen. 

u)  BundesActe,  Art  ».   Vergl.  auch  Art.  n.   Obon     106  u.  317. 

b)  Das  heifst,  den  Thcil,  welcher  der  Verfassung  entgegenhandelt,  hiedurch  den 
Hechtszustand  verletzt  317),  und  die  innere  Ruhe  gefährdet,  auf  Anrufen 
des  andern,  durch  zweckdienliche  Mittel  zu  Erfüllung  seiner  Pflicht  zu  bewe- 
gen, oder  auch  zu  nöthigen.  Nicht  blofs  den  Ünterthanen,  auch  dem  Staats- 
oberhaupt, dient  der  Schutz  der  Rechte,  wo/u  die  Gcsainratbeit  verpflichtet 
ist.  Vergt  Preussens  Vorschlag,  in  IUilBEn's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II, 
S.  3o5;  ferner,  oben  §.  217  u.  f.  u.  i67  u.  f.,  insbesondere  die  wiener  Schlufs- 
Acte  v.  1820,  Art.  54,  61  u.  26. 

c)  "Wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  60.  —  In  ihrer  provisorischen  Bestimmung 
der  Competenz  der  B.  V.  v.  1817,  nahm  die  B.  V.  als  Grundsatz  an:  «die  B.  V* 
sey  berufen,  Garantie  der  Verfassungen  einzelner  tcutscher  Staaten  dann  zu 
übernehmen,  wenn  der  einzelne  Staat,  unter  den  gehörigen  Erfordernissen, 
dafs  bei&t,  unter  einstimmiger  Erklärung  de*  Fürsten  und  der  Stünde,  darauf  an- 
trägt, dafs  der  Bund  die  Garantie  seiner  Verfassung  übernehme».  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1817,  §.  2i3*  lil  B,  Num.  2. 

d)  Note  des  grofsherzogl.  s.  weimar-eisenach.  Gesandten  am  Bundestag,  v.  28.  Nov. 
1816,  in  der  Beil.  25  *u  §.  35  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  wo  für  die 
begehrte  ausdrückliche  Garantie,  die  Verpflichtung  und  Berechtigung  des 
Garant s  verlangt  wird,  wider  den  dem  Verfassungsvertrag  entgegenhandeln, 
den  Theil  alle  zweckdienlichen  Mittel  anzuwenden,  um  diesen  zu  vertragmäsi. 
ger  Erfüllung  zu  hwegen,  oder  auch  zu  nöthigen.  Verhandlungen  des  Bundes* 
tags,  über  die  nachgesuchte  BundesGarantie  des  s.  weimar-eisenachischen 
Grundgesetzes  v.  5.  Mai  i8»6,  über  die  landständische  Verfassung;  desgleichen 
über  die  Verfossungsurkundcn  von  S.  liiidburghauscn  u.  von  Baden  (1818)1 
von  S.  CoburgSaalfcld  (1821  u.  1822),  u.  über  eine  Vereinbarung  der  Grofs- 
herzoge  von  Mecklenburg  mit  ihren  Landständen,  über  rechtliche  Entscheidung 
bei  Streitigkeiten  über  Landesverfassung  oder  Ausübung  der  landesherrlichen 
Gewalt  j  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  416,  v.  1818,  \.  127.  Vergl.  unten  fj.  283  f. 
u.  297,  d. 

e)  Wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  60. 

/)  Ausserdem  könnte  ein  Bundesglied,  nach  eigenem  Gefallen ,  durch  öffentliche 
Verträge  der  inländischen  StaatsGrundverfassung  derogiren.  Und  doch  kann 
eine  landsiändische  Verfassung,  selbst  nach  einem  örundvertrag  des  Bundes 
(wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  56),  nur  auf  verfassungsmäsigem  Wege 
abgeändert  werden.    Vergl.  $.  2i5  u.  284. 

g)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  58. 

§.  226.  des.) 

Der  Bund  beschränkt,  in  der  Regel,  die  Bundesgenossen  nicht,  in 
der  eigenen  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung. 

I)  Ausser  dem  Fall  der  übernommenen  besondern  Garantie  der 
landständischen  Verfassung,  und  der  Aufrechthaltung  der  über  dca 
i3.  Artikel  der  BundesActe  in  der  wiener  SchlufsActc   von  iOjo, 
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Art.  54  bis  5q,  enthaltenen  Bestimmungen,  oder  einer  bei  ihr  ange- 
brachten Beschwerde  über  Verletzung  der  (wenn  gleich  von  dem 
Bund  nicht  besonders  garantirlenj  Grundverfassung  des  Landes 
(§.  225  u.  284),  ist  die  Bundesversammlung  nicht  berechtigt,  in  die 
Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung,  in  1  an  d  s  t  ä  n  di- 
schen  Angelegenheiten,  auch  nicht  in  Streitigkeiten 
»wischen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen  einzuwirken, 
($.  3i5),  so  lang  solche  nicht  den  Charakter  aufrührerischer  Bewegun- 
gen oder  wirklichen  Aufruhrs  annehmen  «),  oder' über  versagte  oder 
verzögerte  Justitz  begründete  Beschwerde  geführt  wird  (§.  169), 
oder  der  Fall  unerlaubter  Selbsthülfe  eintritt  (§.  17»;  auch  217). 
11)  Ucberdiefs  haben  die  Bundesgenossen,  ungeachtet  ihre  Sou- 
verainetät  oder  unabhängige  Staatsgewalt  in  der  BundesActe  aus- 
drücklich anerkannt  wird  *),  aus  nahm  weise  in  der  BundesActe 
sich  zu  gewissen  Einschränkungen  und  Norm  en  verpflichtet  Oi 
deren  Vermehrung  durch  bundesvertragmäsig  (§.  i56)  errichtete 
Beschlüsse,  noch  fernerhin  Statt  haben  kann,  insbesondere  für 
Handhabung  der  innern  Sicherheit  Teutschlands  <0,  und  für  Beför- 
derung der  gemeinschaftlichen  und  individuellen  Wohlfahrt  der 
Bundesstaaten. 

r 

r 

a)  Wiener  SchlufsActe  ▼.  1820,  Art.  53  u.  61.  —  Vergl.  oben  §.  2i5. 
*)  BundesActe,  Eingang  u.  Art.  i.    Wiener  SchlufsActe  v.  1820 ,  Art.  53.  IUv- 
beb's  angef.  Ucbersicbt  etc.,  S.  i56  f.  u  «57.  > 

c)  Vcrgl.  den  Eingang  de«  18.  Art  der  BundesActe,  und  dessen  Geschichte,  in 
Hlübkr's  angef.  (Jebersicht  etc.,  S.  264  f.  Elendes*,  angef.  Acten  etc. ,  Bd.  II, 
S.  536.  —  Auch  sehe  man  die  BundesActe,  Art.  14  —  19.  —  Was  Baiern 
und  Wirtcmbcrg  in  dieser  Hinsicht  anfangs  erklärten,  s.  in  Klübkh's  angef. 
Lebersicht  etc.,  S.  257—262. 

d)  Beschlüsse  der  B.  V.  v.  20.  Sept.  181g.   Vergl.  oben  %.  106. 

■ 

§.  227.  (106.) 

Einzelne  Rechtsverhältnisse. 

Landständische  Verfassung.    Gemeinschqflliclu  oberste  Gerichte  etc.    Gerichte  dritter 
/»stanz  für  alle  Bundesstaaten.    Recurs  oh  die  B>  F.  wegen  Justizverweigerung. 

In  dem  zweiten  Abschnitt  der  BundesActe,  Art.  12  bis  19, 
sind,  unter  der  Rubrik  «besondere  Bestimmungen«  (§.  57,  a), 
verschiedene  Rechtsverhältnisse  entweder  gegründet  oder  bestätigt 
und  gesichert,  zum  Thcil  auch  verheissen  worden,  welche  zwar 
nicht,  wie  die  vorhergehenden  Artikel,  «auf  Fesstellung  des  Bundes» 
gerichtet  sind ,  doch  aber  mit  diesen  gleiche  Kraft  haben  sollen. 
Auch  ist,  in  dem  Art.  53  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  die  Be- 
wirkung  der  Erfüllung  der  durch  diese  Bestimmungen  übernommenen 
Verbindlichkeiten,  der  Bundesversammlung  zur  Pflicht  gemacht 
worden.  Es  sind  die  hier  folgenden.  I)  «In  allen  Bundesstaaten 
wird  eine  1  andstä  ndisr.h  e  Verfassung  statt  finden«)».  Die 
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B.  V.  hat  darüber  ztf  -wachen,    dafs  diese  Bestimmung  in  keinem 
Bundesstaat   unerfüllt   bleibe  b).      II)   «Diejenigen  Bundesgliedert 
deren  Besitzungen  nicht  eine  Volkszahl  Ton  3oo,ooo  Seelen  erreichen, 
werden   sich  mit   den  ihnen   verwandten   Hausern,    oder  andern 
Bundesgliedern ,  mit  welchen  sie  wenigstens  eine  solche  Yolkszahl 
ausmachen,  zu  Bildung  eines  gemeinschaftlichen  obersten 
Gerichtes  vereinigen  c)  ».     Schon  bestehende  Gerichte  dritte  r 
Instanz '0*  in  Staaten,   deren  Volksmenge  unter  3oo,uoo,  aber 
iiber  i  5o,ooo  ist,  werden  in  ihrer  bisherigen  Eigenschaft  erhalten  0» 
«Den  vier  Freien  Städten  steht  das  Recht  zu,   sich,  unter 
einander,  über  die  Errichtung  eines  (für  sie  allein  bestimmten)  ge- 
meinschaftlichen obersten  Gerichtshofes  zu  vereinigen  /)».  —  «Bei 
den   solchergestalt    errichteten    gemeinschaftlichen  obersten 
Geric  tshofen  g),  soll  jeder  der  Parteien  gestattet  seyn,  auf  Ver- 
schickung der  Acten  auf  eine  teutsche  Facultät,  oder  an  einen 
Schoppenstuhl,  zu  Abfassung  des  Endurtheils   anzutragen  h) ». 
BI)  Durch  analogische  Schlufsfolge  a  contrario  (§.  63  u.  f.),  in 
Beziehung  auf  diese  Bestimmung  der  BundesActe,  gilt  als  bundes- 
verfassungsmasig  der  Grundsatz,   dafs  für  jeden  Bundesstaat,  der 
nicht   ein  mit  andern  gemeinschaftliches  OberAppellationsGericht 
hat,   wenigstens  Ein   eigenes    Gericht  dritter   Instanz  bestehen 
müsse  '")•  IV)  Im  Fall  verweigerter  oder  gehemmter  Rechts- 
pflege,   findet,   auch  in  Rechtstreitigkeiten  der  Unterthanen  mit 
der  Landesherrschaft,   namentlich  mit  dem  StaatsFiscus ,  Recurs 
an  die  Bundesversammlung,   mittelst  Besch  werdeführung  bei 
derselben,  Statt  (§.  169,  216  und  217). 

a)  BundesActe ,  Art.  i3.  —    Von  der  merkwürdigen  Geschichte  und*  dem  Sinn  - 
dieses  wichtigen  Artikels,  s.  Klübkr's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  194  ff.  Mi- 
nerva, April  1817,  S.  152—171. 

b)  Wiener  SchlufsActc  v.  1820,  Art.  5/,.  -   Das  Nähere -unten  %.  a83. 

c)  BundesActe,  Art.  ia.  Vcrgl.  Hlcbke's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  355,  4aa, 
434,  41^ ,  «54  u.  486.   Minerva,  April  1817,  S.  ao6— 3i5. 

d)  Bei  dem  in  der  B.  A.  vorkommenden  Ausdruck:  «.Gerichte  dritter  Instanz»,  ist 
Folgendes  zu  bemerken-  1)  Mit  dieser  Vorschrift  ist  nicht  gesagt,  dafs  in 
allen  Rechtssachen  ein  dreifacher  stufenweiser  Rechtsgang  (drei  Instanzen)  statt 
haben  müsse.  Ein  solcher  hatte  auch  schon  zur  Zeit  des  t.  Reichs  bei  gewis- 
sen Rechtshändern,  z.  B.  geringfügigen,  vermöge  der  Landesgesetze  nicht 
Statt }  und  so  auch  jetzt.  —  a)  Die  provisorische  CompetenzBcstimmung  der 
B.  V.  vom  ia.  Juni  1817  (Protoc.  1817,  |.-a*3),  %.  5,  Num.  3,  lit.  a ,  nimmt 
an,  dafs  der  Art.  ia  der  BundesActe  die  Anordnung  dreier  Instanzen  oder, 
wie  er  sich  ausdrückt,  «die  Justizpilcge  nach  drei  Instanzen  als  einen  im 
Teutleben  Bund  festgesetzten  Grundsatz  ausspreche».  —  3)  Zu  der  in  der 
B.  A.  verordneten  Aastragal  Instanz  (  %.  i73  u.  f.  )  —  hier  das  Wort  Instanz  statt 
Gerichtshof  genommen  —  bestimmte  der  Beschlufs  der  B.  V.  v.  16.  Juni  1817, 

a3i,  III,  3  u.  4,  die  «.dritte  oberste  Justizstelte* ,  welche  daselbst  (III,  5  u.  6) 
auch  «der  oberste  Gerichtshof»  genannt  wird,  ein  Ausdruck  der  auch  schon 
in  der  BundesActe  vorkommt.  Dagegen  sprechen  das  Protoc.  der  Plcnar- 
Vcrsatnml.  v.  3.  Aug  i8ao,  %.  a,  Art.  a,  u.  die  Protoc.  der  B  V.  v.  1S20,  $.  oi, 
u.  v.  i8aa,  §.  28,  nur  von  dem  «obersten  Gerichtshof*.    Auch  die  Cominission 
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der  B.  V.  für  Entwerfung  eines  BundestagsBcscblusses  über  das  Verfahren  in 
Streitigkeiten  der  Bundesglicder,  spricht  in  ihrem  Entwurf,  Art.  nu.  14  »  nur 
von  dem  «Gericht  höchster  Instanz*  und  von  der  «höchsten  Justizstelle  v  (Protoc. 
der' B.  V.  v.  1820,  S.  689  u  f.)j  und  in  ihrem  Vortrag  (Protoc.  v.  21.  Dec. 
1820,  %.  214)  bemerkt  dieselbe,  sie  habe  sich  des  Ausdrucks  «Gericht  dritter 
Instanz.  »  enthalten ,  weil  in  einem  Bundesstaat  mehrere  Gerichte  dritter  Instant 
bestehen  könnten,  und. sie  der  Meinung  sey,  dafs  nur  «die  höchste  Justizstelle 
jedes  Landes  zur  Austrägallnstanz  bestimmt  seyn  könne».  Indcfs  sind  in  einem 
Bundesstaat,  neben  einander  mehrere  höchste  Justizstellen  denkbar.  Von  solcher 
Art  sind  jetzt  in  dem  preussisrhen ,  das  OhcrTribunal  in  Berlin  und  das  rheini- 
sche AppellationsGcricht  zu  Cöln.  —  Auch  sind  in  den  preussisrhen,  baieri- 
schen  und  glizgl.  hessischen  Landestheilen  auf  der  linken  Rheinseite,  wo  die 
französische  Justizverfassung  beibehalten  ist,  nur  ztvei  Instanzen  üblich,  da  der 
Cassationshof  für  eine  dritte,  im  gewöhnlichen  Sinn,  nicht  gelten  kann. 

e)  BundesActe  a.  a.  O.  Vcrgl.  Ri.ÜBEa's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  355,  4™ 
u.  333  —  Diefs  ist  der  Fall  bei  Luxemburg  und  Oldenburg.  Auch  bei  Braun- 
schweig  war  es  so ,  ehe  Waldcck,  SchaumburgLippe  und  Lippe  (unten  Note  g) 
sich  mit  ihm  vereinigten. 

/)  BundesActe  a.  a.  O.  Vergl.  lUvnzn's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  355,  423, 
454  u.  533.  —  Obgleich  die  vier  Städte  zusammen,  ein«  Volksmenge  von 
3oo  000  nicht  erreichen.  —  Vergl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  21.  Nov.  »816,  §.  «3.  — 
Das  gemeinschaftliche  OAGcricht  kam  zu  Stande,  s.  Hole  g. 

g)  In  Folge  dieser  Bestimmung  sind,  seit  1816,  folgende  gemeinschaftliche  Ober- 
Jppellultons Gerichte  errichtet  worden:  1)  Zu  Jena,  von  den  grofshcrzogl.  und 
UcrzogUch-sac/isischcn ,  dann  den  fürstlich-rei/^/jcAcn  Häusern.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1817,  §.  37.  2)  Zu  Wolfenbüttcl ,  von  dem  Herzog  von  Braunschweig 
und  den  fürstlichen  Häusern  /faldeck ,  Schaumburg-Lippe  und  Lippe.  Protoc. 
der  B.  V.  v.  1817,  %.  19  Hcrzogl.  braunschw.  Verordn.  v.  i3.  Dec.  1816. 
3)  Zu  Zerbst,  von  den  drei  anhaltischen  und  den  beiden  schwarzburgischen  Häu- 
sern (zusammen  für  nur  ungefähr  212,000  Einwohner).  Protoc  der  B.  V. 
v-  181?,  §.  4°°>  4)  An  *'as  ObcrAppellationsGcricbt  zu  Darmstadt  schlössen 
sich  I/uhenzollemJ/tfchingen  und  HohenzollernSigmaringen  mit  ihren  Besitzungen 
an,  durch  Staatsvertrag  mit  Hessen  v.  1818.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  %.  xfa 
Spater  schlofs  H.  Sigmaringen  sich  an  das  OberTribunal  zu  Stuttgart  auf 
sechs  Jahre  an,  durch  Vcrtr.  v.  it.  u.  12.  Juni  1824.  Wird  in  den  ersten  6  Mo- 
naten des  6.  Jahres  der  Vertrag  nicht  aufgekündigt,  so  ist  er  für  erneuert  zu 
achten.  Verordnung  v.  27.  Aug.  1824.  mit  beigefügter  Ober  Appellations- 
Gerichtsordnung  ,  in  dem  Wochenblatt  für  das  Fürstcnthum  H.  Sigmaringen, . 
1824,  St  36.  Dasselbe  that  H.  Hechingen  durch  einen  Vertrag  v.  J.  i8i5; 
der  Vertrag,  nebst  der  OAGcrichtsordnung,  ist  (ohne  Datum)  abgedruckt 
in  dem  wirtemb-  Regier.  Blatt  v.  4-  Oct.  1825 ,  Num.  /{O.  Protoc.  der  B.  V.  v. 
3.  Febr.  1826,  Bd.  XV III,  S.  5i.  5)  Eben  so  Liechtenstein  wegen  des  Fürsten- 
Um  ms  Vaduz,  an  das  östrcicliische  AppellationsGericht  für  Tyrol  und  Vorarl- 
berg zu  Innsbruck.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  142.  Für  die  liechtensteini- 
schen Rechtssachen  nennt  sich  dieses  Gericht:  «R.  R.  AppellationsGericht  für 
Tyrol  und  Vorarlberg ,  als  aus  allerhöchster  Bewilligung  constituirtes  Be- 
visionsGcricbt  des sou verainen  Fürstl. Liechtensteinischen  Fürstenthums  Vaduz». 
6)  OberAppellationsGericht  zu  Parchim,  für  MechlenburgSchwerm  und  Strelitz, 
eröffnet  am  1.  Oct.  »818.  Verordn.  v.  1.  Juli  1818,  mit  beigefügter  OAGOrdnung,  in 
der  Beil.  zum  26.St.  des  GH.  Mecklenb.  officicllen  Wochenbl.  v.  181a  Vcrgl.  auch 
Protoc.  der  B.  V.  v,  1817,  %.  271,  S.  539.  7)  OberAppellationsGericht  der  Freien  Städte 
zu  Lübeck,  eröffnet  am  i3.  Nov.  1820.    Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  %■  12  u.  201* 

h)  BundesActe  a.  a.  O-  Vergl.  Rlübbu's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  4-a»  486 
u.  5 60.  —  Im  B raun. tchweigi sehen  kann  Actenversendung  als  Recht  nicht  gefor- 
dert werden,  \%eil  dort  eine  AppellationsCommission  dritter  Instanz  schon 
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bestand  ,  ehe  ein  gemeinschaftliches  O.  A.  Gericht  angeordnet  ward,  ßeschlufs 
der  B.  V.  in  dem  Protoc.  v.  1817,  §.  4>4>  —  Wo  gesetzmäsig  eiu  Rechtshandcl 
an  das  gemeinschaftliche  O.A.Gericht  nicht  gelangen  kann,  da  bann  in  solchem, 
nlofs  wegen  der  im  %.  angegebenen  Vorschrift,  Actenvcrscndung  nicht  begehrt 
werden.  Ein  ball  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  %.  1 34.  —  Fände  das 
SpruchCollegium  die  Sache  nicht  reif  zum  Knd\xv\\\c\\y  so  würde  es  die  Arten 
mit  dieser  Bemerkung  zurückzusenden»  und  zu  erwarten  haben,  ob  ihm 
solche  zu  Abfassungeines  Vorbescheides  wieder  gesendet  würden;  wenigstens 
müfste  auch  ohne  Zui ücksendung  der  Acten  von  ihm  angefragt  werden,  ob 
man  ihm  die  Abfassung  eines  Vorbescheides  überlassen  wolle. 

i)  Widrigenfalls  würden  die  Unterthanen  in  den  gröfsern  Staaten,  in  Absicht 
auf  Rechtspflege  deterioris  conditionis  seyn,  als  jene  in  den  kleinem,  für 
welche  gemeinschaftliche  OberAppellationsGerichte  besteben.  Dieses  wäre 
ein  Widerspruch,  welche  das  analogischc  argumentum  a  contrario  begründet 
(§.  6^  >.  —  Daher  ergingen,  auf  zwei  Privatßeschwerdcn,  dafs  eine  dritte 
Instanz  oder  ein  AppellationsGericht  für  das  Hcrxogthum  Hutslein  nicht  be- 
stehe, von  Seite  der  B.  V.  Aufforderungen  an  Holstein,  anzuzeigen,  wie  e« 
sich  mit  der  Anordnung  eines  obersten  Gerichtes  für  das  Herzogthum  Holstein 
verhalte.   Protoc.  v.  18*0,  §.  91 ;  v.  182a,  %.  28. 

» 

§.  228.  (167.) 

Rechte   der  Unterthanen. 

Enverb  und  Besiu  ausländischen  Grundeigentums.    Freier  Wegzug. 

Die  verbündeten  Souverainen  Fürsten  und  Freien  Städte  kamen 
in  der r  Bundes  Acte  überein,  den  Unterthanen  der  Bundesstaaten, 
ausser  den  vorhin  schon  genannten  Ver fassungsrechten ,  noch  verschie- 
dene andere  Rechte  zuzusichern  <*).  Es  gelten  diese  Rechte  für  alle 
Unterthanen  *),  während  andere,  in  den  nächstvorhergebenden  Artikeln 
der  BundesActe,  nur  für  gewisse  C  lassen  derselben  festgesetzt  sind 
(§.  a3o  u.  ff'.).  Alle  Unterthanen  sollen  das  Recht  haben,  V)  «Grund- 
eigenthum ausserhalb  des  Staates,  den  sie  bewohnen,  zu  er- 
werben und  zu  besitzen,  ohne  defshalb  in  dem  fremden  Staat  mehreren 
Abgaben  und  Lasten  unterworfen  zu  seyn,  als  dessen  eigene  Unter- 
thanen )».  Zufolge  der  Rechtsähnlichkeit  (§.  63),  ist  diese  Bestim- 
mung auch  yon  allen  Berechtigungen  anderer  Art,  die  Gegenstand 
eines  PrivatEigenthumbesitzes  seyn  können,  zu  verstehen,  z.  B.  von 
privatrechtlichen  Servituten,  von  Zehnt-  und  Zins-  oder  Gültrechten, 
vou  Lehn-  und  Erbzinsherrlichkeiten,  von  Pfand-  und  Patronatrecbten. 
VI)  *Die  Befugnifs  des  freien  Wegziehens  aus  einem  Bundes- 
staat in  den  andern,  der  erweislich  sie  zu  Unterthanen  annehmen 
will  <0;  doch  unter  Vorbehalt,  dafs  Militärpflicht  gegen  das  bisherige 
Vaterland  nicht  im  Wege  stehe»  «)•  Da  durch  diesen  Vorbehalt  die 
Wegzugfreiheit  in  einzelnen  Ländern  allzusehr  beschränkt  werden 
konnte  ,  so  hat  nicht  nur  die  B.  V.  die  Einführung  möglichst  gleich- 
förmiger Grundsätze  in  Berathung  zu  ziehen  (§.  237),  sondern  es 
haben  auch  etliche  Bundesstaaten  vorläufig  defchalb  Verträge  unter 
sich  errichtet  /). 
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m)  BundesActe,  Art.  18,  Eingang.    KlObbb's  angcf.  Acten  etc.  Bd.  II,  S.  491 

u.  536.  Ebertdess.  Uebersicht  etc.,  S.  264  f.  (Doch  ist  daselbst,  S.  «65,  Z.  7  u.  ff., 
ein  Versehen  dahin  zu  berichtigen:  dafs  der  jetzige  Eingang  des  Art.  18  der 
BundesActe,  in  diese  aufgenommen  worden  sey,  wiewohl  um  dieselbe  Zeit 
der  Antrag  gemacht,  und  wahrscheinlich  schon  genehmigt  war,  dafs  in  solchem 
statt  *  dm  Unterthanen  iler  t-  Bundesstaaten  1» ,  zu  setzen  sey:  « ihren  Unter- 
thanen  ». )  Ebsndess.  Staatsarchiv  ,  Bd,  II,  S.  85.  Vcrgl.  unten  %.  467.  —  Von 
noch  andern  Bcchten  der  Unterthanen,  welche  in  CongrefsSitzungen  in  Antrag 
harnen ,  oder  nicht ,  s.  die  angef.  Uebersicht  etc. ,  S.  a68  ff. 

6)  Zusammenhangenden  Bericht  von  Congrefs Verhandlungen  über  diesen  Gegen- 
stand, findet  man  in  Ki.cbkb's  angef  Uebersicht  etc.,  S.  244  £  —  Die  in  dein 
achtzehnten  Artikel  der  BundesActe  enthaltenen  Bestimmungen,  werden  in  dem 
PräsidialVorlrag  bei  Eröffnung  der  B.  V.  am  5.  Nov.  1816 ,  als  die  wohltätig- 
sten für  alle  Teutschen,  und  als  solche  gerühmt,  die  ein  «wahres  teutsches 
Kur^i recht  begründen«.  In  dem  Vortrag  über  die  Reihenfolge,  loco  dicta- 
turae  gedruckt  zu  dem  Protoc.  v.  17.  Febr.  1817,  heifsen  sie  (S.  77)  wohl- 
t  hat  ige  Bestimmungen,  durch  die  ein  allgemeines  lettische*  Bürgerrecht  begründet 
werden  soll».  In  der  vor  lauf. I  CompctcnzBestimmung ,  §.  223,  lit.  B,  des 
Protoc.  v.  12.  Jun.  1817,  S.  45o,  wird  der  B.  V.  empfohlen,  darauf  zu  achten, 
dafs  diese  Bestimmungen  in  Erfüllung  gebracht  werden.  Mecklenburg  er- 
kannte in  dem  t8-  Art.  den  Zweck ,  dafs  der  Teutschc  in  keinem  Theil  des  ver- 
bündeten Teutschlands  als  Fremder  behandelt,  und  dadurch  das  Gefühl  eines 
gemeinsamen  Vaterlandes  wieder  erweckt  werden  solle».  Protoc.  v.  1817,  233. 
Alan  s.  auch  ebenda*.  %.  40  u.  68. 

c)  BundesActe,  Art.  18. ,  lit.  a.  Dem  gemafs,  bestimmt  ein  östreich.  Hofkanzlei- 
Decret  v.  14.  Apr.  1826,  dafs  in  den  zu  dem  T.  Bund  gehörenden  östreich. 
Staaten,  Untcrtbancn  anderer  t.  Bundesstaaten  BuslicalGüter  besitzen  können. 
K.  Fbanz  I.  polit.  Gesetze  u.  Verordn.,  Bd.  53,  S.  79.  —  Wegen  eines,  ver- 
möge dieser  Befugnifs  in  einem  andern  Bundesstaat  erworbenen  Grundeigen- 
thums, steht  darum  dem  Erwerber  daselbst  noch  nicht  das  ActivBürgerrccht 
zu;  auch  nicht,  wenigstens  nicht  in  seinem  ganzen  Umfang,  das  lndigenat. 
In  diesem  Sinn  bestimmt  eine  wirtembergische  Verordn-  v.  18.  März  i8a5  die 
angef.  Vorschrift  des  18.  Artikels.  Wirtemb.  Regier.  Blatt,  1825,  St.  14 »  u. 
Allgem.  Zeit.  1825,  Num.  90 ,  Beilage. 

«0  Vergl.  den  folg.  %.  —  In  der  BundesActe,  Art.  18,  Num.  1,  wird  in  den 
Willen  eine«  jeden  Bundesstaates  gestellt,  ob  er  Unterthanen  eines  andern 
Bundesstaates  zu  vollständigen  Unterthanen  annehmen,  und  ihnen  Beständigen  Wohn- 
sitz in  seinem  Gebiet  gestatten  will;  Grundeigenthum  in  seinem  Gebiet  zu  erwer- 
ben und  dasselbe  als  Forenses  zu  besitzen ,  darf  er  ihnen  nicht  wehren  (Num.  V 
in  diesem  §.).  Das  Recht  auf  vollständige  Unterthanschaft,  namentlich  auf 
beständigen  Wohnsitz,  ist,  seiner  Natur  nach,  keine  unbedingt  notwendige 
Folge  des  Rechtes  eines  Ausländers  auf  Erwerb  und  Besitz  inländischen  Grund- 
eigenthums. —  Verhandlungen  in  der  B.  V.  wegen  Auswanderung  tcutscher 
Unterthanen,  nach  Russland  und  Nordamerika,  in  d.  Protoc.  v.  1817»  %•  210  u. 
229;  v.  1819,  §.  148.  (v.  Gagzbh's)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  III, 
S.  i45  —  i56. 

e)  BundesActe,  Art.  18,  lit  b. 

/)  Durch  Verträge  mit  S.  Gotha,  geschl.  zu  Dresden  am  6.  Oct.  1817,  mit 
S.  fVeimarEisenach  ,  geschl.  zu  Weimar  am  23.  Sept  1817,  hat  Baiern 
festgesetzt,  dafs,  in  Absicht  auf  Auswanderungsfreiheit,  die  MilitärPflichtigkcit 
wechselseitig  dauern  solle  vom  Anfang  des  18.  bis  zum  vollendeten  27.  Lebens- 
jahr. Baier.  Bekanntmachung  v.  10.  Nov.  1817.  Protoc-  der  B.  V.  v.  1817, 
%.  254 •  —   Man  s.  auch  die  badische  Erklärung  in  Hinsicht  auf  Beschränkung 
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der  Auswandenmgsfreibeit  durch  die  MilitärPflictyiglicit  ?  in  d.  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1818,  %'  »7.  Andere  Abstimmungen,  das.  v.  1817,  68,  147»  **5, 
33»,  «4<>^  a4'>  *54i  «55,  3*i.  CominissionsVortrag  hierüber,  ebendas.  v.  1817, 
§.  186,  Beil.  56. 

§.  229.  des.) 

Civil-  und  MilÜärDienste  in  fremden  Bundesstaaten.   Befreiung  von 

Nachsteuer  und  Abzugsgeld. 

Auch  sollen  alle  Unterthanen  VII)  das  Recht  haben,  in  Civil- 
und  Militär  Dienste  eines  andern  Bundesstaates  zu  treten;  dieses 
jedoch,  so  wie  den  oben  genannten  freien  Wegzug,  nur,  in  so  fern 
keine  Verbindlichkeit  zu  MilitärDiensten  gegen  das  bisherige  Vaterland 
im  Wege  steht  «).  Vllf)  Freiheit  von  aller  (d.  i.  jeder  Art  von) 
Nachsteuer  (jus  detractus  et  gabella  emigralionis  ,  Abzugsgeld  und 
Nachsteuer,  oder  Abschofs-  und  Abfahrtgeld)  sichert  die  BundesActe 
allen  tcutschen  Unterthanen  zu,  so  fern  das  Vermögen  in  einen 
andern  tcutschen  Staat  übergeht,  und  mit  diesem  nicht  besondere 
Verhältnisse  durch  sogenannte  Freizügigkeit  Verträge  bestehen  *);  eine 
Bestimmung,  welcher  auch  die  zu  Erhebung  der  Nachsteuer  bis  dahin 
berechtigten  Privaten,  z.  B.  PatrimonialGerichtsherren,  Städte  und 
andere  Communen  unterworfen  sind  c).  Die  Bundesversammlung 
hat  noch  besonders  durch  einen  Beschlufs^)  festgesetzt:  1)  dafs 
diese  Befreiung  von  Nachsteuer  und  Abzugsgeld,  sich  auf  alle  Bundes- 
staaten wechselseitig  erstrecken  solle;  gleichviel,  wozu' der  Ertrag 
fruherhin  verwendet,  und  ob  solcher  zeither  vom  StaatsFiscus ,  oder 
von  Standesherren  und  PrivatBcrechtigten,  von  Communen  oder 
PatrimonialGerichten,  sey  erhoben  worden,  so,  dafs  deren  Aufhebung 
eine  Entschädigungsforderung  gegen  den  Landesherrn  begründen  solle. 
Ferner  2)  dafs  jede  Art  von  Vermögen,  welches  in  einen  Bundesstaat 
übergeht,  frei  seyn  solle,  es  sey  aus  Anlafs  einer  Auswanderung,  oder 
aus.  dem  Grund  eines  Erbschaftanfalls,  eines  Verkaufs,  Tausches,  einer 
Schenkung,  Mitgift,  oder  auf  andere  Weise.  3)  Die  Befreiung  soll 
sich  beziehen  auf  jede  Abgabe,  welche  zeither  die  Ausfuhr  des  Ver- 
mögens von  einem  Bundesstaat  in  den  andern,  oder  den  Ucbergang 
des  Vermögenseigenthunis  auf  Angehörige  eines  andern  Bundesstaates 
beschränkte.  Dagegen  4)  soll  unter  dieser  Freizügigkeit  nicht  begriffen 
seyn,  jede  unabhängig  vom  Wegzug  bisher  0  entrichtete  Abgabe, 
namentlich  CollateralErbschaftsteuer ,  Stempelabgabe ,  u.  d  ,  so  auch 
Zoll.  5)  Dagegen  sind  als  aufgehoben  anzusehen,  die  Abzüge  von 
aus  dem  Lande  gehendem  Vermögen  zum  Vortheil  der  Staats-  oder 
GemeindeschuldenTilgungscasscn ,  und  die  ManumissionsGclder  wegen 
noch  bestehender  Leibeigenschaft  oder  Hofhörigkeit,  so  'fern  nur 
Auswandernde,  dieselben  zu  entrichten  hätten,  lieber  den  Loskauf 
von  der  Militärpflichtigkeit,  in  Beziehung  auf  Freizügigkeit ,  behält 
die  B.  V.  sich  besondere  Ucbercinkunft  bei  Festsetzung  der  Militär- 
Verhältnisse  des  Bundes  vor.     6)  Besondere  Verträge  unter  Bundes- 


zed  by  Googl 


Bundesgenossen  zu  ihren  eigenen  Staaten.  285 

Staaten  über  Freizügigkeit,  sind  nur  in  so  weit  zulässig  und  gültig, 
als  sie  . die  hier  festgesetKte  Befreiung  nicht  beschränken,  vielmehr 
begünstigen  oder  ausdehnen.  7)  Der  AnfangsTermin  dieser  Nach- 
steuerfreiheit, ist  der  1.  Juli  1817,  doch  unbeschadet  der  günstigeren 
Bestimmungen  in  Vertragen  oder  landesherrlichen  Verordnungen.  Es 
soll  hiebei  auf  den  Zcitpunct  der  wirklichen  (nicht  der  blofs  beab- 
sichtigten oder  erklärten)  Exportation  des  Vermögens  gesehen  werden ; 
wenn  gleich  die  Erklärung  der  Auswanderung  oder  der  Vermügens- 
anfall  früher  erfolgt  wäre  /).  —  Uebereinstimmend  mit  diesem  Beschlufs 
der  B.  V  ,  sind  in  verschiedenen  Bundesstaaten  eigene  Verord- 
nungen über  die  Nachsteuerfreiheit  ergangen  f). 

# 

«)  Bundes Acto,  Art.  18,  11t.  b. ,  Num.  2.  Vcrgl.  unten  %.  237.  —  Durchwein 
v  st  reich.  HofranzlciDccrct  ist  den  östreich.  Untcrthanen  verboten,  von  fremden 
Staaten  diplomatische  Anstellungen  solcher  Art  anzunehmen ,  wie  sie  in  dem 
Art.  1  der  17.  Beilage  zu  der  wiener  CongrcfsActe  (RangRcglemcnt  für  die 
dipl.  Agenten)  bezeichnet  sind. 

h)  BundcsActe,  Art.  18,  lit.  c.  —  CollateralErhscha/lSteucr  ist  hierunter  nicht 
begriffen.    Rlübeb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  368. 

c)  Die  Geschichte  der  wiener  Congrefs  Verhandinngen  hierüber,  findet  man  in 
IUübkiTs  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  2i3  f.   Ehendess.  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II, 

"  S.  368. 

d)  Beschlufs  der  B.  V.  v-  »3.  Jon.  1817,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  %.  »54»  u.  in 
Klübbb's  Quellensammlung ,  Num.  IX.  Erster  Antrag  hier.u,  ebend.  %.  /|0. 
Vortrag  in  der  Beil.  i5  zu  d.  Protoc.  v.  1817,  S.  89  der  Orig.Ausg.  Die  Er- 
örterungen hierüber  in  der  B.  V.,  sind  angezeigt  in  d.  Register  der  Proto- 
colle,  u.  eine  Zusammenstellung  derselben,  findet  man  in  G.  v.  Mktxr's  Rc- 
pert.  xu  den  Vcrhandl.  der  B.  V.,  Heft  II,  S.  349  —  ao4«  (v*  Gagkrk's  ) 
Mein  Antbeil  an  der  Politik,  Abth.  III,  S.  5i  ff.  —  Oestreichische  Bekannt- 
machung des  Beschlusses  ▼.  i'i.  Juni  1817,  durch  Patent  v.  2.  März  1820, 
in  Frans  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  48,  S.  69.  Der  §.  4  dieses 
Patents  erhielt  Erläuterungen  durch  ein  HofcanzIeiDerret  v.  12.  Oct.  1817.  — 
Jfirtrmhergische  Anfrage  über  die  Abzugsfreiheit,  in  der  vertraut.  Sitzung  v. 
19.  Febr.  1818,  u.  östreicliisrhe  u.  preussische  Ansichten  dcfshalb,  loco  di§t. 
gedruckt  hinter  S.  »02  der  Protoc.  v.  1818,  Orig.Ausg.,  betr.  den  Anfangs- 
Termin der  Befreiung  bei  AcrirCapitalen,  die  im  Lande  angelegt  sind.  — 
Da  Forderungen  (nomina)  als  unkörperliche  Sachen  einer  idealen  Exporta- 
tion fähig  sind,  so  sind  sie  für  in  das  Ausland  übergegangen  von  dem  Zeit- 
punet  an  zu  achten,  in  welchem  nach  den  Gesetzen  anzunehmen  ist,  dafs  sie 
dem  Ausländer  angefallen  Seyen j  wobei  z.  B.  die  Grundsätze  von  dem  Erb- 
schaftantritt, von  der  DcliberationsZcit ,  von  der  Acceptation  u.  s.  w.  in  Be- 
tracht kommen. 

r)  Ob  hiemit  die  Einführung  zeither  nicht  entrichteter,  desgleichen  die  Erhöhung 
zeither  entrichteter  Abgaben  dieser  Art,  für  unstatthaft  erklärt  sey  ? 

f)  Der  oben,  Note  rf,  angeführte  Beschlufs  der  B.  V.  von  1817  setzte,  auf 
Num.  XIII  des  ebenfalls  oben  erwähnten  Vortrags,  den  Zeitjmnct  der  Expor- 
tation unbedingt  zum  Entscheidungsziel.  Indefs  hielt  die  B.  V.  in  einem  Be- 
schlufs vom  »3-  Juui  1827  (Protoc.  %.  62)  eine  erklärende  Bestimmung  für 
notbig  ? 

g)  Preussische  Verordn.,  betr.  die  Freizügigkeit,  v.  11.  Mai  1819,  in  der  preuss. 
Gesetssamml.  Num.  Oestreichische  v.  2.  Mär»  1820;  a.  a.  O.  und  in  Mar- 
tbss  recueil,  Supplem.  IX.  45o.  —   Preußen  erstreckte  obigen  Beschlufs  der 
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B.  V. ,  cum  Vortheil  verschiedener  Bundesstaaten ,  auch  auf  seine  r.u  dem 
Bund  nickt  gehörenden  Staaten.  Freuss.  GeseUsamml.  w.  1818  u.  1819,  Regist. 
voc.  Abschoss-  u.  Abfahrtgelder. 

§,  230.  (169.) 

Vnabhänyiijkeit  der  Rechte  christlicher  Unterthanen  von  der  Ver- 
schiedenheit ihres  Glaubensbekenntnisses. 

Auch  einzelnen  Classen  von  Unterthanen  der  Bundesstaaten,  sind 
Ton  dem  Bund  bestimmte  Hechte  zugesichert.  So  ist  IX)  in  Absicht 
auf  die  Unterthanen  christlicher  Religion  festgesetzt,  dafs 
die  Verschiedenheit  der  christlichen  ReligionsParteien,  (Ver- 
schiedenheit der  christlichen  Glaubensbekenntnisse),  in  dem  Genufs 
der  bürgerlichen  und  politischen  Hechte  keinen  Unterschied  begründen 
soll  «). 

a)  BundcsActP,  Art.  16.  RmJbku's  angef.  Acten  etc. ,  Bd.  II  ,  S.  365  u.  49<*» 
Vergl.  unten  %.  5*5  u.  f. ,  u.  5*9.  —  Diese  Bestimmung  der  BundcsActo 
ward  absichtlich  nicht  auf  eine  bestimmto  Zahl,  also  auch  nicht  auf  bestimmte 
Arten  von  christlichen  Glaubensbekenntnissen  beschränkt.  Man  s.  Blüber's 
angef.  Uebersicht  etc.",  S.  44^«  —  Von  Einwohnern,  die  sich  tu  der  griechisch- 
christlichen  Religion  bekennen,  unten  \.  5a5,  Note  c.  —  Von  der  Fr.  Stadl 
Frankfurt,  unten  %.  5i6,  d.  —  Eine  eigene  Bestimmung  in  der  BundesActe, 
betreffend  die  Rechte  der  katholischen  Kirche  und  der  evangelischen  Kirchengefell- 
schuften  in  den  teutschen  Bundesstaaten,  war  auf  dem  wiener  Congrefs  in 
Antrag  und  Erörterung  gekommen,  sie  unterblieb  aber  am  Ende.  Ausführlich 
davon,  in  Humsa's  angef.  Uebersicht  etc.,  8.  397  ff.  Vergl.  Klübkb's  Staats- 
archiv ,  Bd.  II ,  S.  85. 

§.    251.  (170.) 

Hechle  der  Standesherren  und  des  ehemaligen  unmittelbaren 

f&  * 

Auch  ist  X)  das  Rechtsverhaltnifs  der  ehemaligen,  nun  teutschen 
Bundes! iirsten  untergeordneten  reichsständischen  Landesherren,  von 
fürstlichem  oder  gräflichem  Stande,  der  jetzigen  Standesherren, 
sowohl  zu  dem  Teutschen  Bund  und  sämmtlicben  Bundesstaaten ,  als 
auch  zu  denen  Bundesstaaten ,  zu  welchen  dieselben  jetzt  gehören  «), 
so  wie  XI)  dasjenige  des  ehemaligen  unmittelbaren  Rcichs- 
adels,  der  vormaligen  unmittelbaren  Reicbsritterschaft  *),  auch  auf 
der  linken  Rheinscite,  zu  den  Bundesstaaten,  theils  in  der  Bundes- 
Acte c)  bestimmt,  theils  von  der  Bundesversammlung  noch  zu  bestimmen. 
Die  wiener  SchlufsActe  yon  1820  <0  sicherte  von  Neuem  den  Rechts - 
zustand  der  Sundesherren. 

«)  BundesActa,  Art.  14.  —   Hievon  das  Nähere  unten,  %.  3oi  u.  f.  —  Aus- 
führlicher Bericht  von  wiener  CongrefsVerhaudlungen  Ober  diesen  Gegenstand, 
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findet  man  in  Klübkr's  angef.  Uebcrsicbt  etc.,  S.  «74  ff.   Protocolle  der  B.  V.' 
v.  1816,      3i ;  v.  1817^  §.  5. 

b)  VergL  Hlüber's  angef.  Ucbersicht  etc.,  S.  366  f. 

c)  BundesActe,  Art.  14,  die  beiden  letzten  Absätze.  —  Das  Nähere  Mcvon 
unten  §.  3io  u.  ff.  —  Ausführlicher  Bericht  von  wiener  Congrefs Verband 
lungen  über  diesen  Gegenstand,  s.  in  Hlüber's  angef.  Ucbersicht  etc.,  S-  3/|i. 

i)  Art.  63,  verbunden  mit  Art.  53.  Das  Nähere  unten,  \.  3oo.  Die  B.  V.  nahm 
hierauf  diesen  Gegenstaud  in  ihre  Zusammenstellung  der  cur  weitem  Bera- 
tung an  den  Bundestag  zu  bringenden  besondern  Gegenstände  auf ,  welche 
au  der  vertraut.  Sitzung  v.  27.  Jul.  1820  Ioco  dictaturae  gedruckt  ward. 

§.  252.  (in.) 

Rechte    der  Juden. 

Endlich  XII)  ist,  in  Hinsiebt  auf  die  Juden  in  den  Bundesstaaten, 
festgesetzt0),  dafs  1)  die  Bundesversammlung  in  Berathung 
nehmen  solle,  a)  wie,  auf  möglichst  übereinstimmende  Weise,  die 
bürgerliche   Verbesserung   der  Juden  zu  bewirken  sey ,  und 

b)  wie  insonderheit  denselben  der  Genufs  der  bürgerlichen 
Rechte,  gegen  Ucbcrnahme  aller  Bürgerpflichten ,  in  den  Bundes- 
staaten verschafft,  oder  gesichert  werden  könne.  Jedoch  sollen  3)  den 
Judeu,  bis  dahin,  die  denselben  von  *)  den  einzelnen  Bundesstaaten 
bereits  eingeräumten  Rechte  erhalten  werden  c). 

c)  BundesActe,  Art.  16.  Wiener  Sc  hl  uf«  Acte  ▼.  1810,  Art.  65.  —  Die  B.  V. 
bcschlofs  eine  Sammlung  der  verschiedenen  hierüber  bestehenden  Gesetze ; 
in  d.  Frotoc.  v.  3.  August  1820,  100,  verglichen  mit  der  loco  dictaturae 
gedruckten  Zusammenstellung,  ebend.  S.  «16.  —  Ausführliche  Nachricht  von 
wiener  CongrefsVerhandlungen  über  diesen  Gegenstand,  in  Kxübsh's  angef. 
Ucbersicht  etc.,  S.  375  ff.  —  Ebendess.  Staatsarchiv  Bd.  II,  S.  85.  —  Das 
bäuerische  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  »6.  Dec.  1816,  %.  49.  —  Er- 
örterung in  den  wiener  MinistcrialConferenzen ,  in  d.  Protoc.  3a  u.  33,  v.  ao. 
u.  23.  Mai  i8ao. 

h)  Von  dem  Sinn  dieses  Wortes ,  statt  des  früher  gebrauchten  in ,  s.  man  Klü- 
ber's  angef.  Ucbersicht  etc.,  S.  38»  f.  u.  3Q4  ff.  —  Verhandlungen  am  Bun- 
destag, über  die  Ansprüche  der  israelitischen  Gemeinde  zu  Frankfurt  a.  M., 
oben  %.  ai6.  —  Von  den  Ansprüchen  der  Juden  zu  Lübeck,  s-  Protoc.  der 
B.  V.  18a  1  ,  %.  66  u.  i56.  Die  Juden  in  Lübeck.  1816.  8.  —  Gräser  das 
Judenthum  u.  seine  Beform.   Baircuth  1828.  8. 

e)  Vergl.  unten  %.  465,  5i6,  5a5  u.  f.,  5a9.  Abhandlungen  über  diesen  eben  so 
wichtigen  als  vielbesprochenen  Gegenstand,  in  Lüdbs's  Kcmesis,  Bd.  VI,St.6,Num.  1, 
u.  St. 8,  Num.  1;  Ton  Vwxrr  in  den  Kieler  Blättern  von  1819;  inKi.t;BKR's  angef. 
Ucbersicht  etc.,  S.  38q  ff.  Aclterc  Schriften,  worunter  die  von  Eisksmexger, 
Bodes  schätz  u.  Selio  durch  Sachkunde  sich  besonders  auszeichnen ,  sind 
angeführt  in  Klübsb's  angef.  Uebersicht  etc. ,  S.  391  u.  J.  S-  Erscr  Literatur 
der  Jurisprudenz  u.  Politik  (181a),  Num.  1109  —  1125.  C.  K.  W.  v.  Dohx 
über  die  bürgerl.  Verbesser,  der  Juden,  a  Theile-  Bert.  1781  u.  1783.  a.  Aufl. 
»7Ö5.  8.  u.  französisch,  Dessau  178a.  8.  Essai  aur  la  regeneration  pkysique, 
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m orale  et  politique  des  Juifs;  par  Gr>goire.  Mets  1789.  8.  Khendtss.  Obsrr- 
rations  nouvelles  sur  les  Juifs ,  et  specialement  sur  ceui  d'Amstcrdam  et  de 
Francfort.  Paris  1807.  8.  (Auch  in  der  Revue  pbilosophiquc ,  litcrairc  et 
politique.)  C.  W.  Spifhfii  über  die  ehemalige  u.  jetzige  Lage  d.  Juden  iti 
Teulschl.  Halle  1809.  8.  Des  Juifs  au  19«  siecle ;  par  Bau..  Paris,  v  edit- 
1816.  8-  C.  A.  Buchholx  über  die  Aufnahme  der  jüdischen  Glaubensgenossen 
«um  Bürgerrecht.  Lüb.  i8i4-  8-  Ebtndess.  Actcnstücke ,  die  Verbesscr.  d. 
bürecrl.  Zustande»  der  Israeliten  betr.  i8i5>  8.  Juden,  oder  —  Israeliten  als 
Landständc?  in  d.  neuen  rhein.  Merkur,  1816,  St.  11.  F.  Rühs  über  die  An- 
sprüche der  Juden  an  das  teutsebe  Bürgerrecht  Berl.  1816.  8.  Zweiter  verb. 
Abdruck ,  ebend.  1816.  J.  F.  Fries  über  die  Gefährdung  des  Wohlstandes 
u.  des  Charakters  der  Tcutschcn  durch  die  Juden.  Heidelb.  1816.  8-  Zweiter 
verb.  Abdruck,  ebend.  1816-  Bemerkungen  «u  d.  Schriften  der  Herren  Iii: hm 
u.  Fries  etc.  Frankf.  1816.  8.  M.  Hess  freimüth.  Prüfung  der  Schrift  des 
Hrn.  Rühs.  Frankf.  1816.  8.  Sigx.  Zixxebn  Würdigung  der  Angriffe  des  Hrn. 
Rühs  auf  die  Juden.  Heidelb.  1816.  8.  Die  Juden  und  das  Judenthum  wie 
sie  sind.  Cöln  1816.  8.  (Auszüge  aus  Eisehmesokr's  entdecktem  Judenlhuin. ) 
Die  Juden  und  ihre  Gegner.  Deutsch!.  1816.  a.  verb.  u.  verm.  Aufl.  mit  dem 
Namen  des  Verf. ,  G.  Friedrich.  1816.  8.  Versuch  einer  Berichtigung  der 
Ideen  des  bürgerlichen  Zustandes  der  Israeliten.  Frankf.  1816.  8-  H  E. 
Schhid  über  das  Bürgerrccnt  der  Juden  in  Deutscht.  Abth.  1  u.  1.  Hildburgh. 
•  1816.  8.  Auch  in  des  Verf.  Zeitschrift:  Der  deutsche  Bund,  Heft  a.  I.  L. 
Ewalds  Ideen  über  die  nötbige  Organisation  der  Israeliten.  Carls.  1816.  8. 
Ebend«  ss.  Geist  des  Christenth.  und  des  achten  Volksthums,  dargestellt  gegen 
die  Feinde  der  Israeliten  (gegen  Rühs).  Carlsr.  1817.  8.  C.  F.  t.  Schmidt - 
Phiseldecr  über  das  jetzige  Verhältnifs  der  jüdischen  Kation  su  d.  christl. 
Bürgerverein ,  u.  dessen  künftige  Umgestaltung.  Ropenh.  1817.  8.  H.  E.  G. 
Paclüs  Beiträge  von  jüd.  u.  christl.  Gelehrten  zur  Verbesscr.  der  Bekenner 
des  jüdischen  Glaubens.  Frankf.  1817.  &  L.  W.  F-  Gratthkaufr  vom  Stamme 
Aaron  u.  dessen  angebl.  Vorrechten.  Leipz.  1817.  8-  Frhr.  v.  Srksburg, 
welche  Hindernisse  stehen  der  bürg.  Verbesser,  der  Juden  in  t.  Bundesstaaten 
entgegen,  und  wie  sind  sie  zu  heben?  Carlsr.  i8ai.  8.  Theorie  du  Judaismc 
par  T  abbe  L.  Chiaruh.  ä  Varsovie  i83o.  a  vol.  in  8. 

§.  255.  <i72.) 

ReichsOperationsatsseSchulden.  Rechte  der  RheinOctroiRenten,  Schulden 
und  Pensionen ,  nach  Bestimmungen  des  ReichsDeputations  Schlusses 

von  itfOJ. 

XIII)  Eine  streng  rechtliche  Verpflichtung  zu  Tilgung  der  Schulden 
der  vormaligen  R  eichskr  iegs  O  perati  onscasse,  aus  den  Jahren 
1793  bis  1Ö01,  dieser  Gesammtschuld  des  teutschen  Reichs,  ist  von 
den  jetzt  souverairifcn  Regierungen  vormaliger  teutscher  Reichsländer 
noch  nicht  anerkannt  worden,  doch  hat  die  Bundesversammlung  für 
Richtigstellung  dieser  Forderungen  gesorgt  «).  XIV)  Diejenigen  Rechte, 
welche  durch  den  ReichsdeputationsHauptschlufs  vom  25.  Febr.  i0o3 
festgesetzt  sind,  in  Ansehung  1)  der  auf  den  Rheinschiffahrt- 
Octroi  angewiesenen,  directen  und  subsidiarischen  Renten*), 
3)  des  Seh  uldenwesens  der  ehemaligen  Reichskreise  ($.  45), 
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der  Landesherren  und  Länder  c),  und  3)  der  Pensionen 
(§.  «34)  geistlicher  und  -weltlicher  Individuen  <0 ,  die  in  Folge  des 
R.  D.  Hauptschlusses,  ihre  Stellen  verloren  haben,  dauern  unverändert 
fort  Ot  indem  solche  von  dem  Bunde  garantirt  worden  sind/); 
eine  Garantie,  welche  die  unmittelbare  Vollzichungsbefugnifs  der 
Bundesversammlung  (§.  170)  begründet.  Doch  sollen  XV)  die  Pen- 
sionen für  die  überrheinischen  Bischöfe  und  Geistlichen, 
auf  die  Besitzer  der  Länder  auf  der  linken  Rlieinscite  übertragen 
werden,  und  es  soll  die  Regulirung  der  (in  dem  R.  Dep.  Hauptschlufs 
§.  75  festgesetzten)  transrhenanischen  SustcntationsCasse 
und  der  Pensionen  für  diese  Bischöfe  und  Geistlichen ,  binnen  Jahres- 
frist von  der  Bundesversammlung  geschehen,  bis  dahin  aber  die  Be- 
zahlung jener  Pensionen  auf  die  bisherige  Art  fortgesetzt  werden  f). 

0)  Von  den  Schulden  der  ehemöl.  JieicftsOperationtcajse,  dieser  Schulden  des  vormal. 
t.  Reichs  ($.  6  c),  eines  Inbegriffs  einzelner  unter  einem  verfassungsmäßigen 
Oberhaupt  vereinigter  Staaten,  für  Lieferungen  an  Rcichsfcslun^cn  u.  a.  Hriegs- 
hedürfnissc,  aus  denRcichsKriegsjabren  1792  bis  1801,  welche  die  im  J.  i8»i  gefer- 
tigten Verzeichnisse  auf  nur  1,681,983  Gulden  Capital  angehen,  d  e  aber  nunmehr, 
in  Folge  der  seitdem  Statt  gehabten  Liquidationen,  an  Capital  ungefähr  drei  Mil- 
lionen Gulden  im  «4  Guldcnfufs  betragen ,  wovon  jedoch  bis  jetzt  nur  ungefähr 
i,3oo,ooo  Gulden  völlig  liquid  sejn  sollen,  s.  man  die  Verhandlungen  bei  der 
B.  V.  seit  1818,  besonders  die  Vortrage  in  d.  Protoc.  v.  1818.  %.  86;  v.  i£ai, 
§.  104,  Beil.  18,  loco  dict.  gedruckt,  S.  3.§7  ff.  Durch  einen  ßeschlufs  der 
B.  V.  v.  19.  Febr.  i8»4 ,  Protoc.  §.  44,  ward  eine  LiquidationsCommission  ange- 

*  ordnet,  welche  seit  dem  April  1826  bis  in  das  J.  1828  zu  Frankfurt  versammelt 
war,  auch  im  Mai  i83o sich  wieder  versammelte,  um  nach  einer  ihr  ertheiltcn 
Instruction  (in  d.  Protoc.  v.  1896,  V  55)  und  unter  Leitung  eines  hiezu  er- 
wählten Bundestags  Ausschusses,  die  Richtigstellung  dieser  Schulden  zu  bewir- 
ken. Protoc.  v.  i8i4t  i4?  v.  1825,  §.  9t;  v.  1816,  3i.  In  den  wiener 
MinisterialConferenzcn  ward  diese  Sache  an  den  Bundestag  verwiesen,  um 
eine  Vereinigung  der  Bundesglieder  zu  bewirken,  wie  die  Gläubiger  ex  aequo 
et  bono  zu  befriedigen  Seyen.  Man  s.  die  zur  vertraulichen  Sitzung  der  B.  V. 
r.  «7.  Jnl.  i8«o  loco  dict.  gedruckte  Zusammenstellung ,  S.  ai6  der  Orig.Ausg. 
der  Protoc  v.  1820.  Ein  Beschlufs  der  B.  V.  v.  5.  Oct.  1810,  (Protoc.  \.  160) 
sagt:  *  Dafs  obgleich  keine  rechtliche  Verbindlichkeit  des  Runde*»  (auch  nicht  der 
unter  dem  vormaligen  Reich  begriffen  gewesenen  Staaten?  man  s.  oben  %.  6, 
Note  c)  «zur  Zahlung  der  ReichsOpcrationscasseSchulden  anerkannt  werde, 
dennoch  auf  einige  Befriedigung  der  Priratgläubigcr,  der  Billigkeit  gemafs, 
Rücksicht  zu  nehmen  sey ,  daher  die  betreffende  Commission  ersucht  werde, 
der  Bundesversammlung  Vorschläge  zu  machen,  wie  und  unter  welchen  Moda- 
litäten die  Privatgläubiger  der  RcichsOperationscasse  ex  aequo  et  bono  zu  be- 
friedigen und  auf  diese  Weise  den*  wohlthätigen  Gesinnungen  des  Bundes  zu 
entsprechen  wäre.»  —  Dagegen  ward  eine  aus  dem  30jährigen  Krieg  herrüh- 
rende Forderung  an  das  teutsebe  Bcich,  von  der  B.  V.  geradezu  abgewiesen, 
in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  i3i. 

*)  Bundes  Acte,  Art.  i5.  Vergl.  unten  V  678,  u.  Klüüxr's  angef.  Acten  etc., 
Bd.  II,  S.  363  ,  438,  463  u.  489.  —  Von  directen  Renten  s.  den  R.Dep.  Haupt- 
schi. i8o3,  $.9»  14,  17,  19  u.  so;  von  *u6sidiarüchenf  ebendas.  §.  7  u.  »7, 
und  ProMemoria  des  Bevollmächtigten  der  Stadt  Frankfurt,  in  Rlübbb« 
Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  387  ff.,  desgleichen  in  Ebenes.  Staatsarchiv,  Bd.  I, 

kUWi  «ftatl.  R«4i-  3.  Aull.  19 


Digitized  by  Google 


'  290     I.  ThciL  VI.  Cifp.  3.  Abtli.  Rechtsvcrhältnifs  der 


8.  55t  ff.  —  Uebcrhaupt  s.  hievon  und  von  defshalb  statt  gebähten  wiener 
Commissions  Verhandlungen,  ebenda».  S.  619  ff. 

c)  R.Dep.Hauptschl.  t.  i8o3,  %.  38  u.  77  —  85.  KlCbm's  Staatsr.  de»  Rheinbundes, 
,   %.  n5  ff.  —   Von  den  Schulden  der  kur-  und  oberrheinischen  Kreise,  s.  Rhein. 

Band,  VII.  141.  X.  11 3.  XIII.  3.  XIV.  aöa.  XV.  354.  XIX.  94.  LI.  356.  Uli.  368. 
LVII.  3s6.  LXI.  69.  LXII.  «39.  Cbomk's  u.  Jscf's  Germanien,  Bd«  II,  S.  3i4  ff« 
Frotoc.  der  B.  V.  v.  1817,  %.  8  u.  344;  »818,  %.  46,  81  u.  ao8;  v.  1819«  V  »>6» 
v.  i8ao,  %.  107  u.  148}  v.  i8*5,  %.  74.  —  Von  Vertbeilung  der  schwäbischen 
Kreisschulden,  s.  Rhein.  Bund,  XLH.3ai.  XLIV.  a33.  XLVI.  101.  —  Befreiung 
der  Standesherren  von  dem  Beitrag  au  Kreisschulden.  Brav  kr  s  Bcylräge  zu  c. 
allg.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S.  an.  —  Von  Schulden  vormaliger, 
rtichsrittcrschafilicher  Cantone ,  oben  §.  6  c.  DefinitivBcschlufs  einer«  nach  einem 
Bescblufs  der  B.  V.  v.  1818.  bestandenen  Commtssion  für  Vcrtheilung  der 
Schulden,  de«  Canton»  Mittelrhein,  datirt  t.  10.  Oct.  18a  1.  AUgem.  Zeit.  v. 
aa.  Oct.  18*1.  —  Ueberdicfs  sind  eine  Reihe  von  Landesschulden,  die  auf  »<rr- 
t heilten  Landern  haften,  bei  der  B.  V.  seither  zur  Verhandlung  gekommen; 
z.  B.  Schulden  des  Johanniter Ordens ,  rheinpfalzische  Staatsschulden,  lit.  I>  und  b, 
Vönx^Wch-westphalhchc  Staatsschuld,  althessische  Cameral-  und  Landcsschulden, 
streitig  «wischen  GH.  Hessen  und  Nassau,  verschiedene  kurtrierische ,  desgl. 
.kurmainzische  Staatsschulden ,  z.  B.  die  auf  den  Zoll  Vi  Üb  ach  und  die  Rente 
Lohneck ,  und  die  auf  die  Acmler  Rüdesheim  und  Krautheim  besonders  hypo- 
thecirten.  —  Die  Streitigkeiten  über  die  Lasten  des  Grofshcrzogth.  Frankfurt 
und  de»  Departements  Fulda,  wurden  regulirt  durch  e.  Hauptvertrag  der  dabei 
bctheiligtcn  Regierungen  vom  a.  Juli  i8a8,  besonders  abgedruckt  zu  Frankf.  auf 
i5a  S.  in  Fol.,  er  steht  auch,  doch  ohne  die  i5  Anlagen,  in  der  kurhefs.  Gc- 
sctzsamml.  v.  i8a9,  S.  109  —  138,  und,  mit  den  wichtigsten  Beilagen,  in  den 
Neuesten  StaatsActen,  Bd.  XVII,  Heft  3,  S.  a45  —  36o.  —  Von  der  Compe? 
tenz  der  B.  V.  in  Streitigkeiten  über  diese  Art  von  Schulden,  8.  §.  176.  u.  f. 

d)  R.  Dep.  Hauptschlufs  v.  i8o3,  %.  5o  ff.  Mehrfache  Verhandlungen  defshalb, 
in  den  Protoc.  der  ß.  V. »  r..  B.  in  den  Protoc.  v,  181a,  Bd.  XIV,  S.  a4  u.  3oo 
der  Quart  Ausg.    Man  s.  die  Register,  voc.  Pensionswesen ,  u.  den  folg.  §. 

r)  Oben  §.  58.  —  So  auch  schon  die  rheinische  Bundes  Acte ,  Art.  a.  G.  H.  v. 
Bebg's  Abhandlungen  su  Erlauf,  der  rhein.  B.  A.,  Th.  I,  Num.  4^  S.  57  ff. 
Rhein.  Bund,  XLVI.  a6.  Ktünyn's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  \.  117.  — 
Frotocolle  der  B.  V.  v.  »817,  V  9  u.  17. 

/)  Rundes  Acte,  Art.  i5.  Vcrgl.  KrÜBvn's  angef.  Acten  etc.  Bd.  n,  S.  363  u.  48«). 
Ebendcss.  Staatsr.  d.  rhein.  Bundes,  %.  117.  v.  Bebg's  Abhandlungen  su  Erläut. 
der  rhein.  Bundes  Acte ,  Bd.  I,  Num.  4.  Rhein.  Bund ,  XLVI.  a6.  —  Mit  dieser 
Garantie  ist  keineswegs  anerkannt ,  dafs  der  T.  Bund  eine  Fortsetzung  oder  ein 
Rechtsnachfolger  des  t.  Reichs  sey  6  u.  5a).  Es  bleibt  also  die  Regel 
unverrückt,  dafs  Rechtsverhältnisse  des  t.  Reichs  auf  den  Bund,  als  solchen, 
nicht  übergegangen  seyen.  Ueber  Rechtsverhältnisse  aus  dem  Zeitraum  des  rhein. 
Bundes,  s.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  %.  371 ,  u.  oben  §.  47 1  *ergl.  mit  %.  53; 
IV,  u.  83,  Hin.  IV, 

g)  BundcsActe,  Art.  i5.  Vergl.  Klübeb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  363, 470,489, 5oi 
u.  534.  Khendets.  angef.  Uebcrsicht  etc.,  S.  400  ff.  Von  der  Geschichte  dieses 
Sustentations Wesens,  s.  man  Baueb's,  Brhb*s  und  Schott's  allgem.  StaatsCor- 

•  respondenz,  Bd.  I,  (i8i4)<  Num.  a.  Rhein.  Bund,  Heft  LIV.  435-  Bemerkungen 
über  den  \.  75  des  ReichsfriedensDeputationsHauptschlusses.  Germanien  i8o5. 
8.  —   Vielfache  Verhandlungen  der  B.  V.  über  diesen  Gegenstand,  unter  der 
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Rubrik  •  Iransrfwnniiitehe  Stuteniatiotu Angelegenheiten  -,  oder  auch  «Sustcntations* 
Wesen  der  überrheinischen  Geistlichkeit»,  findet  man  in  ihren  Protocollen, 
seit  1816.  Man  s.  die  Register  der  Protocolle,  u.  G.  v.  Mkykb's  Repert.  ku  den 
Verhandle  der  B.  V.  Heft  III,  S.  »69  —  394.  —  Tittbahh's  Darstell,  der  Vcrfass. 
des  t.  Bundes ,  S.  i65  ff.  —  Nach  c.  Beschiufs  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  v. 
18a«.  V  »oi  ,  sollte  die  (seit  180 3  zu  Regensburg,  seit  1810  zu  Frankfurt 
bestandene  )  transrbenanische  Sustentations Anstalt  mit  dem  Ende  des  J.  1822 
ganzlich  aufhören.  Der  Endbeschlufs,  nebst  Rechnungsübcrsitht  vom  1.  Dec. 
1817  bis  Juni  i8«4»  findet  sich  in  d.  Protoc  v.  1824 .  \>  »02  f. 

» 

\ 

t 

§.  234.  (i7s..) 

Pensionen  der  Mitglieder  des  Teutscken  und  des  JohannäerOrdens» 

XVI)  Die  Mitglieder  des  Teutsch en  Ordens  sollen  ebenfalls, 
nach  den  in  dem  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3  für  die  Dom- 
stifte festgesetzten  Grundsätzen,  Pensionen  erhalten,  sofern  sie  ihnen 
noch  nicht  hinreichend  waren  bewilligt  worden.  Diejenigen  Fürsten, 
welche  eingezogene  Besitzungen  des  Teotschen  Ordens  erhalten  haben, 
sollen  diese  Pensionen  bezahlen,  nach  Verhältnifs  ihres  Anthcils  an 
den  ehemaligen  Ordensbesitzungen  «) ;  eine  Folge  der  zerstörenden 
Schicksale,  welche  dem  Orden  seit  dem  presburger  Frieden  widerfahren 
waren  *).  XVH)  Die  zu  dem  ehemaligen  teutschen  Grofspriorat 
( der  teutschen  Zunge)  des  J  oha  nni ter  Ordens  gehörenden  Mit- 
glieder dieses  Ordens,  auf  welchen  ebenfalls,  seit  dem  presburger 
Frieden  die  Macht  der  Ereignisse  zerstörend  gewirkt  hatte  c)y  machten 
Anspruch  auf  Ausdehnung  des  i5.  Art.  der  BundesActe  auf  sie ,  auf 
Erhaltung  des  Ordens ,  und  auf  Zurückgabe  der  noch  unveräusserten 
Ordensgüter;  es  konnten  aber  kaum  Pensionen  für  die  Mitglieder 
und  Diener  des  Ordens ,  und  Schuldenzahlung  erwirkt  werden  rf). 

>  , 

a)  BundesActe,  Art.  i5  Vergl.  Klübeb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  4?»  u. 489. 
Ehendest.  angef.  tcber^icht  etc. ,  S.  462  f.  —  Die  Bestimmung  der  BundesActe, 
wegen  Pcnsioniruttg  der  Mitglieder  des  Ordens,  ist  unvollständig;  der  Dimer  des 
Ordens  erwähnt  sie  nicht.  Verhandlungen  darüber  bei  der  B.  V. ,  findet  man  in 
ihren  Protocollen  von  1816  —  »812.  Man  s.  die  Register,  voc,  Deutscher  Orden 
u.  DeutschOrdensRitter  u.  Beamte ,  und  eine  Zusammenstellung  bis  1820 ,  in 
G.  v.  Mzyer's  Repert. ,  Heft  III,  S.  3io  — 3»8. 

■ 

•)  Dem  Teutschen  Orden  waren,  gleichwie  seit  1796  von  Preussen  die  Landeshoheit 
über  ansehnliche  Bezirke  in  Franken  (§•  26),  schon  während  des  französisch- 
östreichisohen  Kriegs  im  J.  180 5  bedeutende  Besitzungen  von  Baiern,  \V  irtemberg 
und  Baden  als  erobertes  Gut  entrissen  worden.  Rhein.  Bund ,  LV.  57  ff  Der 
presburger  Friede  v.  26.  Dec.  j8o5,  Art.  8,  12  u.  i5,  bestätigte  solches;  er 
bestimmte  die  noch  übrigen  Besitzungen  des  Hoch  -  und  Teutschmeisters ,  nebst 
dieser  Würde,  erblich  im  Mannstamm  nach  dem  Recht  der  Erstgeburt  dem  von  dem 
Kaiser  von  Ocstreich  hiezu  ernannten  Prinzen  seines  Hauses.  Rhein. Bund ,  L V. 
75  ff.  —  Auch  gab  die  rheinische  BundesActe  v.  1806  verschiedene  Ordens- 
besitzungen an  Baiern,  Wirtcmbcrg,  Baden  und  UohcnsollcrnSigmaringcn,  und 
der  Grofshcrzog  von  Berg  occupirte  die  Commcnde  Münster.    Rhein.  Bund 
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LV.  77.  ff.  Man  s.  liievon  KtvaKn's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  §•  100,  Note  e. 
■  Ehcndrss.  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  401  ff.  Europ.  Annalen  1806 ,  II.  9.  Rhein. 
Rund,  XXVI.  200.  —  Wahrend  des  französisch •  östreichiscben  Kriegs  1809, 
ward  der  Orden  von  Napoleon  durch  ein  Decret  aus  Regensburg  vom  94.  Apr. 
1809  (in  >.  Maktehs  reeucil ,  Supplem.  V.  aoi),  in  allen  rheinischen  Bundes- 
staaten unterdrückt,  und  dessen  ganr.es  fiesitstbum  denen  Rundesfürsten  zuge- 
wiesen, in  deren  Gebiet  es  gelegen  war,  die  dagegen  Pensionen  an  diejenigen 
ihrer  Untcrthancn  bezahlen  sollten,  welche  als  Ordcnsglieder  im  Besitz  der  Or- 
densgüter waren-  Oestrcich  erkannte,  in  Ansehung  der  ausserdem  östreichiscben 
Gebiet  gelegenen  Ordensgüter,  diese  Verfügung  an,  in  dem  wiener  Frieden 
v.  14.  Oct  1809,  Art.  4.  Rücin.  Rund ,  XXXIII.  14. 45o.  XXXVII.  149,  Von  der 
Verfassung  u.  den  Besitzungen  des  Ordens  im  J.  1809,  s.  ebendas.  LV.  29.  LVI- 145- 
Seitdem  ward  errichtet,  ein  zliauptvertrag  der  an  deu  vormals  teutschordiseben 
Besitzungen  bcthciltcn  Höfe  (Baiern,  Wirtcmberg,  Baden,  Hessen,  Nassau, 
Grofsherzogth.  Frankfurt ) ,  über  die  Auseinandersetzung  der  darauf  sich 
beziehenden  Verhältnisse  ,  gcschl.  zu  Mergentheim  den  18.  Mai  j8i5  ». 
Mergcnth.  i8i5.  Fol.  Auch  in  Martens  recueil,  Supplem.  VI.  491.  Andere 
Verträge  von  i8i3,  ebendas.  VII.  287  u.  ff.  —  Die  T.  O.  Güter  im  Königreich 
Sachsen,  wendete  der  König  den  Universitäten  Leipr.ig  und  Wittenberg,  dann 
den  Fürstenschulen  Pforta ,  Meissen  und  Grimma,  zu,  im  Sept.  1811.  —  Ob  die 
nach  Vertreibung  der  kön.  westphalisdien ,  von  ihnen  nie  anerkannten  Herrschaft, 
zu  dem  Resitz  ihrer  Länder  wieder  gelangten  Regenten  (Hannover,  Kurhesscn, 
Rraiuischwcig )  berechtigt  sind ,  die  von  Napoleon  dem  ehemaligen  König  von 
Wcstphalcn  (Rhein.  Rund,  LVI.  189.)  während  des  rheinischen  Rundes  ver- 
schafften ToutscbordensGüter  (etwa  als  racantes  Gut)  sich  zuzueignen?  Kurhessen 
bat  dieses,  sich  hier  vielleicht  als  Rechtsnachfolger  des  Königs  von  Westphalen 
betrachtend,  bejaht,  in  c.  Verordn.  v.  8.  Oct.  1816,  und  sich  sogar  zur  Zurück- 
ßrderung  der  von  der  k.  westphäl.  Regierung  veräusserten  TeutschordensGüter, 
gegen  Erstattung  der  Kaufgelder  und  erweislichen  Meliorationen,  für  befugt 
erklärt.  Reurthcilung  des  Falles,  in  den  Protoc.  der  R.  V.  v.  1818,  $.  «06,  u. 
v.  1817,  %.  16,  vergl.  mit  %■  io5.  —  Der  wiener  Congrus  liefs,  in  der  teutschen 
Rundes  Acte,  Art.  i5,  die  in  dem  wiener  Frieden  v.  1809  anerkannten  Ver- 
fügungen über  TeuUchordensGüter ,  im  Allgemeinen  stillschweigend  gelten. 
Vergl.  die  angef.  Acten  etc.,  Rd.  II,  S.  470<  Klüdkr's  Uebersicht  der  diploro. 
Verhandlungen  des  w.  Congr.,  S.  i4«,  »74»  4»*  f-  —  Das  TeuUchordensIIaus 
zu  Frankfurt  a.  M.,  nebst  den  dazu  gehörenden  Gütern,  Gefällen  und  Gerecht- 
samen (Rhein.  Rund,  LVI,  149,  i5a),  besitzt  Oestrcich  mit  Souverainetät  und 
Eigenthum,  kraft  der  wiener  CongrefsActe ,  Art.  5i ,  dessen  Bestimmungen  auf 
dein  wiener  Congrefa  in  einem  vom  10.  Juni  181 5  datirten  Protocoll  von 
Bevollmächtigten  von  Oestrcich,  Rufsland  ,  Grofsbritannien ,  Preussen  und 
Frankreich,  dem  geraäfs  Oestrcich  und  Preussen  am  1a.  Juni  cino  besondere 
Convention  schlössen,  näher  erklärt  und  erweitert  wurden.  Klübbb's  Acten  des 
wiener  Congresses,  Rd  VIII,  S.  1*0.  Rd.  VI,  S.  643  ff,  Ehendess.  Quellen- 
Sammlung,  S.  56  f.  Koch  et  Scuosll  histoire  abregee  des  traites,  XI,  363 
et  suiv.  Den  Genufs  der  Einkünfte  frankfurter  TeutschordensResitzungen  bat 
jetzt  noch  der  Hoch-  und  Teutschmeistcr,  Erzherzog  Anton  von  Oestreicb. 
Solchen  Genufs  hat  er  auch  von  den  Herrschaften  Soppau  und  /tatsch,  zwei 
teutschmeistcrischen  Tafelgütern  m  PrcussischSchlcsien  j  dagegen  ward  die 
daselbst  gelegene  Herrschaft  ffamslau ,  vorhin  zu  der  böhmischen  T.  O.  Com- 
niende  Frcudcnthal  gehörig,  im  J.  1810  von  Preussen  secularisirt.  —  In  den 
ostreichischen  Staaten  besteht  der  T.  O.  noch,  mit  seinen  dortigen  Besitzungen. 
Desgleichen ,  jedoch  ausser  Verbindung  mit  der  östreichiscben  Abtheilung ,  in 
der  königlich -niederländischen  Provinz  Utrecht,  wo  die  Ralley  Utrecht,  unter 
einem  Hailli  oder  Landcommcnthur  mit  1*  Rittern,  nebst  den  dazu  gehörigen 
Gütern.  Elcuterophilos  vertraute  Rriefe  etc.,  Tb.  I  (Germania  1818.  8.),  S.  70. 
Neueste  Einrichtung  des  katbol,  Rirchcnwesens  in  den  k.  preuss.  Staaten  (Frtnkf. 
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»8a«.  8.),  S.  14  ff.  —  Von  dem  Versuch  auf  dem  wiener  Congrefs,  zu  Stiftung 
eines  neuen  lettischen  Ordens,  a.  Klübbbs  angef.  Ueberaicht. ,  S.  565. 

f  )  Von  den  neueren  Schicksalen  des  Johanniter-  oder  Malteserordens  in  Teutschland 
s.  man  Klubkb's  Abb.  in  den  Europ.  Annalcn ,  1808,  XI.  168  ff.  (Ebendess.) 
Essai  sur  Vordre  de  Malte  ou  de  St.  Jean ,  et  sur  «es  rapports  avec  l'Allemagne 
en  gcncral ,  et  avec  le  Brisgau  cn  particulicr  ( Basic  ,  vielmehr  Carlsruhc ,  1806. 
8  ),  V  6  et  suiv.  Ueber  den  MaltcserOrdcn  und  seine  gegenwartigen  Verhält- 
nisse zu  Teutschland  überhaupt,  und  zum  Brci'gau  insbesondere.  Frankf.  u. 
Leipz.  1804.  8<  Malta,  der  Hauptsilz  des  Ordens,  war  von  Kapoleon  am  9.  Juni 
1798  in  Besitz  genommen,  nachher  aber  (5.  Sept.  1800)  Ton  England  erobert 
worden.  Dieses  verweigerte  die  im  Frieden  von  Amiens  stipulirte  Zurückgabe 
an  den  Orden,  und  der  pariser  Friede  v.  1814»  Art.  7,  erkannte  ihm  das 
Eigenthum  der  Insd  zu.  Nach  der  günstigen,  hauptsächlich  durch  Ii-  Paul  L 
(der  die  Würde  eines  Protectors  u.  Grofsmeisters  des  Ordens  sich  beigelegt  hatte) 
veranlassten  Bestimmung  in  dem  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  \.  26,  nahm  der 
presburger  Fr.  v.  i8o5,  Art.  i3,  dem  teutseben  Grofspriorat  oder  Johanniter- 
meisterthum  die  Grafsck.  Bondorf,  und  gab  solche  an  Wirtembcrg.  Die  rhein. 
BundesActe,  Art.  19,  gab  das  Fürstenthum  Hcitersheim  dem  GH.  v.  Baden. 
Dem  Grofsherzog  von  Wirzburg  bewilligte  Napoleon,  in  d.  Vertrag  über  seine 
Aufnahme  in  den  rhein.  Bund  v.  a5.  Sept.  1806,  Art.  3,  alle  im  Wirzburgistiicn 
gelegenen  Güter  des  JohanniterOrdens ,  mit  aller  Souverainetat  und  Proprietät. 
In  Baiern  ward  der  Orden,  nachdem  im  Jahr  1801  der  Landesherr  ein  eigenes 
Baierischcs  Priorat  für  die  dortigen  Ordensbesitzungen  gestiftet  hatte,  aufge- 
hoben, durch  ein  Edict  v.  8.  Sept.  1808.  Reg.  Blatt,  Num.  54«  Ein  königl. 
westphälisebes  Dccret  v.  16.  Febr.  1810,  suppriinirte  ihn  in  dem  ganzen  Königreich, 
und  bestimmte  seine  Besitzungen  zu  der  Dotation  des  Ordens  der  westpbälischcn 
Krone.  In  Wirtcmberg  wurden  1810  die  Gefalle  der  JohannitcrCommenthurien 
incamerirt ,  und  daraus  eine  Dotation  für  den  MilitärVerdienstorden  gebildet. 
Nachdem  Preusscn  durch  ein  Edict  v.  3o.  Oct.  1810  (  Gesetzsamml.  v.  1810, 
S.  3a)  sämmtliche  geistliche  Güter  in  der  Monarchie  eingezogen,  und  für 
Staatsgüter  erklärt  hatte ,  wurden,  durch  eine  königl.  Urkunde  v.  a3.  Jan.  18t  1, 
die  Dalley  Brandenburg  des  JohanniterOrdens  und  das  Herrenmeisterthum  (zu' 
Sonnenburg)  in  der  Mark,  Sachsen,  Pommern  und  Wendland,  nebst  allen 
Commerden  derselben  für  aufgclösct  und  erloschen  erklärt ,  und  deren  sämmt- 
liche Güter  als  Staatsgüter  eingezogen.  Dagegen  ward  von  dem  Bönig,  durch 
eine  Urkunde  v.  *3.  Mai  »81«  (Gesetzsamml.  v.  1813,  S.  109),  «zu  einem  ehren- 
vollen Andenken  der  erloschenen  Balley  Brandenburg,  ein  neuer  Ehrenorden 
errichtet,  in  der  Eigenschaft  und  unter  der  Benennung  K.  prcius.  St.  Johanniter- 
Orden»,  ohne  Einkünfte  und  ohne  besondere  Verpflichtung  der  Ritter,  auch 
ohne  Ahnenprobe.  —  Den  Jobannttcrhof  in  der  Freien  Stadt  Frankfurt,  und 
den  dazu  gehörenden  Flaschenhof,  der  von  dem  Stadtgebiet  umgeben  ist,  deren 
in  den  wiener  Congrefsverhandlungen  nicht  erwähnt  ist,  besitzt  Oestreich  mit 
Souverainetät  und  Eigenthum,  zufolge  des  Art.'5i  der  wiener  Congrefs  Acte, 
wovon  Näheres  oben,  Note  b.  Den  Niefsbrauch  dieses  Besitzthums,  mit  den 
darauf  haftenden  Lasten,  hat  dermal  auf  Lebenszeit  der  JohanniterProfefs- 
Ritter  Edmund  Graf  von  Coudenhove.  —  Von  den  Bemühungen  des  Jo- 
hanniterOrdens auf  dem  wiener  Congrefs  ,  s.  Klcbzb's  Uebcrsicht  der 
diplomat.  Verhandl.  des  wiener  Congr.  S.  110  —  n5,  274«  553  und  56o. 
Mendts*.  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  85.  Bd.  VI,  S.  464.  — 
In  Teutschland  blieb  dem  Orden  nur  noch  das  Grofspriorat  in  Böhmen ,  mit 
Commenden  in  Oestreich,  Muhren  u.  PreussisehSchlcsien.  Von  dem  Rest  scinei 
Besitzungen  ausserhalb  Teutschland,  s.  Klübfr's  angef.  Uebersicht ,  S.  l»*. 
In  dem  Kirchenstaat  und  in  Sicitien  besitzt  der  Orden  seine  Güter  noch.  In 
dem  Königreich  Neapel  und  im  übrigen  Italien,  waren  sie  s8i5  noch  nicht 
zurückgegeben.    AU  gem.  Zeitung  v.  9.  Juni  i8*5,  Art.  Rom.   Das  General- 
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Capilcl  oder  das  heil.  Conseil  des  Ordens  befand  sich  bis  in  das  J.  1816  zu 
Catanea  auf  der  Insel  Sicilien,  unter  einem  von  ihm  erwählten  GeneralStatt- 
h alter  oder  GeneralLieutcnant  des  Grofsmeistcrtliu ms,  Andreas  diGionumiyCav- 
feiles,  den  der  Papst  im  Aug.  1814  bestätigte.  Im  J.  1826  ward  dieses  Capite), 
kraft  einer  papstlichen  Bulle  v.  1a.  Mai  i8a6  provisorisch  nach  Fcrrara  im 
Kirchenstaat  verlegt.  Obgleich  der  Orden  Besitzungen  mit  Souvcrainetät  nicht 
mehr  hat,  so  nimmt  doch  Oestrcich  von  demselben  noch  Gesandte  vom  zweiten 
Bang  an,  z.  B.  am.  16.  Jan.  i8i5  den  Fürsten  Aloys  von  Liechtenstein,  der 
in  diesem  Posten  dem  Grafen  Vincent  v.  CollowratLtcbstinsky  folgte.  Auch  die 
französische  Regierung  nahm  i8a5  einen  Geschäftsträger  von  dem  Orden  an.  — 
Bei  der  B.  V,  machte  im  J.  1816  ein  Bevollmächtigter  des  Ordens  den  Antrag 
auf  Erhaltung  des  Ordens  ,  und  auf  Zurückgabe  der  noch  unveräusserten 
Güter  desselben.  Die  B.  V.  bcschlofs ,  solchen  zur  Bcrathung  und  Beschlufs- 
nahme,  nach  vorgängigor  Berichterstattung,  auszustellen.  Protoc  v.  i5.  Nov. 
1816,  %.  a7. 

d)  Ein  von  allen  Mitgliedern  der  B.  V. ,  bis  auf  Wirtembcrg,  gefafster  Bcschlufs 
vom  1-.  Juli  1817 ,  setzt  fest,  dafs  die  in  dem  Art.  i5  der  B.  A.  in  Betreff  der 
Pensionirung  der  Mitglieder  des  Tcutschen  Ordens,  enthaltenen  Bestimmungen, 
und  deren  Anwendung»  auch  auf  die  Mitglieder  u.  Diener' (hei  dem  Teutschen 
Orden,  erwähnt  die  BundcsActe  der  Diener  nicht)  des  Johann AerOrdens  atuzu- 
dehnen  seven».  Protoc  v.  1817,  §.35i.  Vergl.  auch  ebendas.,  §.408  —  Bei  der 
B.  V.  kam  die  Verthrilung  von  drei  Scliuldfordcrungen ,  im  Gesamtntberrag  von 
383, 60}  Fl.,  mit  Inbegriff  der  Zinsen ,  unter  die  jetzigen  Besitzer  der  Johanniter- 
Ordensgüter  zur  Verhandlung,  welche  das  tcutsche  Grofspriorat  bei  einem 
GläubigerOonsortium  ,  unter  General«  und  Special  Verpfandung,  contrahirt 
hatte ,  an  dessen  Spitze  das  Handelshaus  Lindenkampf  und  Olfers  zu  Münster 
steht.  Ausser  acht  Bundcsgliedern  (Ocstreich,  Prcusscn,  Baiern,  Hannover, 
Wirtembcrg,  Baden,  GH.  Hessen,  Kassau),  gehören  auch  das  Königreich  der 
Niederlande  ( wegen  der  Commcnden  Arnheitn  und  Nimwegen )  und  etliche 
SchweizcrCantone  (  we^cn  Basel  u.  Bheinfeldcn  ,  und  wegen  Freiburg)  zu 
den  verpflichteten  OrdcnsgutBesitzcrn.  Nach  mehreren  Vorträgen  und  Ver- 
handlungen in  der  B.  V.  (Protoc.  v.  1816,  §.  63;  v.  1818,  §.  i3a;  v.  i8ri, 
§.  3«;  i8a3,  %.  i65;  i8a4,  %■  61;  1826,  §.  80  )  und  einer  für  diesen  Gegenstand 
u.  eine  Beclamation  des  Fürsten  von  BentheiinSleirtfurt  bestandenen  Aus- 
glcichung*Commission  zu  Frankfurt  a.  M  ,  bestehend  atis  Bevollmächtigten 
acht  bclheiligtcr  Regierungen,  kam  unter  diesen  am  12.  Jänner  1819  ein 
Vertrag  zu  Stande,  welcher  der  Bundesversammlung  vorgelegt,  und  bei  ihr 
von  den  beteiligten  Bundesglicdern  genehmigt  ward.  Die  Protocolle  der 
B.  V.  v.  1829  müssen  das  Nähere  enthalten. 


§.    255.  (173*.) 

Pensionen  der  Mitglieder  ehemaliger  Dom-  und  freier  Heichsstifie , 
verschiedener  Angehörigen  des  ehemaligen  HeichskammergericfUs ,  des 
Fürsten  Primas  und  der  Diener  des  Gross/ierzogthums  Frankfurt. 

XVIII)  Die  Mitglieder  der  ehemaligen  Dom-  und  freien 
Reichsstifte,  haben  die  Befugnifs,  die  durch  den  Reichsdeputations- 
Hauptschlufs  von  »8o3  festgesetzten  Pensionen,  ohne  Abzug, 
in  jedem  mit  dem  Teutschen  Bund  im  Frieden  stehenden  £»taa.t  «u 
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verzehren  «).  XIX)  Bestimmungen  für  angemessene  Pensionirung 
verschiedener,  bei  dem  ehemaligen  kaiserlichen  Reichs  Kammer- 
gericht angestellt  gewesener  Personen,  der  CanzleiPcrsonen,  Pedellen 
und  Boten,  Aerzte,  Notarien  und  Protocollisten ,  Advocaten  und  Pro- 
curatoren,  wurden  von  der  Bundesversammlung  errichtet  XX)  Für 
Pensionirung  des  nun  (1817)  verstorbenen  Fürsten  Primas, 
Erzbischofs  von  Begensburg  ,  und  der  Diener  des  vormaligen 
Gro  fsherzo  gl  hu  ms  Frankfurt,  ward  in  der  wiener  Congrefs- 
Acte  gesorgt  c), 

• 

<i)  BundesActe,  Art.  i5.  In  der  amtlichen  fransös.  Uebersctzuiig  der  Bundcs- 
Acte,  sind  die  Worte  «ohne  Abzug»,  in  dem  i5.  Art.  unübersetat  geblieben. 
Ki.üßkn's  Acten  des  w.  Congr. ,  VII.  48°-  —  Von  wiener  CongrcfsVcr- 
handlungen  über  diesen  Gegenstand  ,  s.  man  Klubbh's  Uebersicbt  etc., 
S.  458  ff.  —  Beschwerde  der  constanr.cr  Domherren  bei  der  B.  V.,  wegen 
Besteuerung  ihrer  Pensionen  von  Seite  Badens;  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v. 

,  V  i4o  u.  259.  Ward  abgewiesen,  in  d.  Protoc.  i8i3 ,  %•  n3.  Eben 
so,  eine  ähnliche  Beschwerde  der  Domcapitularen  von  Speyer,  in  d.  Protoc. 
v.  1824,  $.  b*) 

t)  Bcsrhlufs  der  B.  V.  vom  14.  Juli  1817,  in  d.  Protoc.  v.  18171  %.  33o,  betr. 
die  Pensionen  seit  dem  1.  Jan.  1817-  Ein  Besohl ufs  wegen  der  Besoldungs- 
u.  PcnsionsBüchstände  seit  1806  bis  Ende  1816,  ist  noch  zu  erwarten.  Die 
Verhandlungen  bei  derB.  V.  geben  die  Register,  voc.  Reichskaramcrgcricht,  an, 
u.  G.  r.  ÄtBtuHS  Repertor.,  Ueft  III,  S.  294  —  304.  —  lUonKtt's  Staatsr.  des 
Rheinbundes,  %»  n3. 

r)  Nach  den  Grundsätzen  dos  5g.  %.  des  R.  Dep.  Hauptschl.  v.  i8o3,  in  dem 
Acte  final  du  congres  deVienne,  Art.  45.  Hluber's  angef  Uebcrsicht  etc.,  S.465 
u.  f.  —  Es  gehören  aber  diese  Pensionen  nicht  zu  denen,  welche  in  dem 
i5.  Art.  der  BundesActe  garantirt  sind.   Protoc.  der  B.  V.  v.  i8j3,  180. 


§.  25(5.  c  i74.  > 

Fürstlich  -tttxiscfte  Postrechte  und  Ansprüche. 

XXI)  Dem  fürstlichen  Hause  Thum  und  Taxis  soll  der,  durch 
den  ReichsdeputationsIIauptscbluPs  von  i8o3  ,  oder  durch  spatere 
Vertrage,  bestätigte  Besitz  und  Genufs  der  Posten,  in  den 
verschiedenen  Bundesstaaten  bleiben,  so  lang  nicht  etwa  anderweite 
Verträge  geschlossen  werden.  In  jedem  Fall ,  versichert  die  Bundes- 
Acte demselben,  in  Folge  des  §.  i3  des  erwähnten  DeputationsSchlusses, 
seine  auf  Belassung  der  Posten,  oder  auf  angemessene  Entschä- 
digung gegründeten  Rechte  und  Ansprüche.  Dieses  soll  auch  da 
Statt  finden,  wo  die  Aufhebung  der  taxischen  Posten,  6eit  i8o3,  gegen 
den  Inhalt  des  DeputationsSchlusses  bereits  geschehen  wäre ,  in  so 
fern  diese  Entschädigung  durch  Verträge  nicht  schon  definitiv  fest- 
gesetzt ist  «). 
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a)  BundesActe,  Art.  ir.  Vergl.  BMjbfVs  nugcf-  Acten  etc.,  Bd.  II«  S.  363  f., 
535  u.  455  f.  Ekendes  t.  angef.  Lebersieb t  etc.,  S.  148  f.  a58,  «68,  356  u. 
i3i.  —   Vcrgl.  unten  §.  43*)  •  44°  »•  &4a- 

§.  237.  (175.) 

Rechtsverhältnisse,  deren  Bestimmung  der  Bundesversammlung 

noch  obliegt. 

€ 

* 

Damit  nicht  durch  Verschiedenheit  gesetzlicher  Vorschriften,  ein 
ungleichartiges,  für  einzelne  Bundesstaaten  nacht  heiliges  Verhältnifs 
entstehe,  haben  I)  die  Bundesglicder  in  der  BundesActe  sich  vorbe- 
halten ,  bei  der  ersten  Zusammenkunft  der  Bundesversammlung 
in  Bcrathung  zu  treten:  1)  wegen  des  Handels  und  Verkehrs 
zwischen  den  verschiedenen  Bundesstaaten  <*),  wohin  auch  möglichste 
Gleichförmigkeit  in  dem  Münzsystem  (§•  4»5,  420,  429,  4^»),  in 
Maas  und  Gewicht  (§.  4 14),  und  in  Wechslungs  Typen 
(§.  4»3e)  zu  rechnen  seyn  mochte,  damit  nicht  jeder  Bundesstaat  sich 
als  einen  geschlossenen  Handelsstaat  betrachte;  2)  wegen  der  Schif- 
fahrt, nach  Anleitung  der  auf  dem  wiener  Congrefs  angenommenen 
Grundsätze  *).  II)  Auch  hat  die  BundesActe  der  Bundesversammlung 
zur  Pflicht  gemacht,  die  Einführung  möglichst  gleichförmiger 
Grundsatze  in  Berathung  zu  ziehen:  1)  über  Pr efsfreiheit  O; 
2)  über  Sicherung  der  Bechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen 
Büchernachdruck  <*);  3)  über  Militärpflichtigkeit  der  ünter- 
thanen  O  ;  4)  über  bürgerliche  Verbesserung  der  Juden 
( §.  232).  Ob  und  wie  fern  diese  Gegenstände  in  der  B.  V.  durch 
Stimmenmehrheit  erledigt  werden  können,  oder  freie  Zustimmung  aller 
Bundesglicder  dazu  erforderlich  sey ,  ist  theils  nach  den  schon  vor- 
handenen Bestimmungen  (§.  127  ff.  u.  563  (T.)i  theils  nach  der  Natur 
des  Gegenstandes  zu  bcurtheilon.  —  Zu  wünschen  ist,  dafs  ausser 
den  hier  genannten,  die  Bundesversammlung,  unter  freier  Zustimmung 
aller  Bundesglieder  ,  ihre  Wirksamkeit  noch  über  manche  andere 
Bcchtsverhältnisse  und  gemeinnützige  Anordnungen  (§.  106  u. 
148])  verbreiten  möge  f~).  Allein  bis  jetzt  hat  die  Erfahrung  gelehrt, 
dafs  Bestimmungen  über  gemeinnützige  Anordnungen  fast  nur  durch 
particuläre  Bestrebungen ,  Gesetze,  Verträge  und  Vereine  erfolgt  sind. 

a)  BundesActe,  Art.  19.  Wiener  ScblufsActev.  1810,  Art.  65-  —  Vcrhandl.  in  den  wie- 
ner MinUterialConfcrenxen,  in  denProtoc.  s,  11,  *8,  19,  33  n.  34,  v.  38.  Nov.  1819, 
10.  Jan.,  11.,  i3. ,  a3.  u.  14.  Mai  18*0.  —  Die  wiener  CongrcfsVerhandlungen, 
s.  in  BxeBtii's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  369  u.  472.  —  Erster  Präsidial  Vortrag, 
in  dem  Proioc.  der  B.  V.r.  11.  Nov.  1816,  §.7;  in  Elendes*.  Staatsarchiv,  lid.  II, 
S.  85.  —  4n  ihrem  Protoc.  v.  3.  Aug.  1820,  §.  98,  ernannte  die  B.  V.  lur  Be- 
arbeitung dieser  Gegenstände  eine  Commission ,  in  Folge  eines  in  den  wiener 
MinisterialConferensen  (34.  Sitzung)  abgefafsten  SeparatProtocoIU  v.  14.  Mai 
i8ao.  Man  s.  die  loco  dictaturae  gedruckte  Zusammenstellung,  in  dcrOriginal- 
Auag.  der  Protoc.  der  B.V.  v.  1800,  S.  »4,  su  der  vertrau!.  Sitsung  v.  »7.  Jul. 
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1820.  Auch  s.  man  den  Beschluß*  der  B.  V.  t.  u.  Oct.  1820,  in  den  Protoc., 
167,  u.  die  Protoc.  v.  1819,  %,  io3.  i5a.  168.  211.  319.  «23.—  Verhandlungen 
der  B.V.  über  den  freien  Verkehr  mit  den  nothwtndifftten  Lebensbedürfnissen,  in  den 
Protoc.  v.  1817  mnd  1818.  —  Möglichst  freier  Verkehr  unter  den  Bundesstaaten 
ist  wichtig,  nicht  blofs  für  Privatwohl,  sondern  auch  für  politische  Entwicke- 
lung  der  Nation  und  Verstärkung  des  JVationalRandes ,  welches  alle  Bundes- 
staaten umschlingen  soll.  Diese  Gcsichtpuncte  vereinigt ,  sind  Gegenstand  von 
eigenen  Verhandlungen,  welche  unter  den  Regierungen  von  Baiern,  Wirteiri- 
berg,  Baden,  beiden  Hessen,  den  grofshcrzoglich  -  und  herzoglich  •  sächsischen 
Staaten,  Nassau,  beiden  Hohenzollern,  beiden  Reufs,  Waldeck,  auf  einem 
HundeUCongrets  «u  DarmsUidt  in  den  Jahren  i8ao  bis  i8i3  durch  Abgeordnete 
Statthatten.  —  Nachricht  von  der  Geschichte  und  den  Verhandlungen  dieses  Con- 
gresses,  in  Mcrhabd's  allgem.  polit.  Annalen,  »824,  Bd.  XI,  Heft  4t  S-349 —  388, 
u.  i8*5,  Bd.  XIV,  Heft  2,  S.  93  —  121.  ConversationsLexicon ,  Neue  Folge, 
voc.  Darmstädtcr  HandclsCongrefs.  —  Ucber  die  Restitution  und  Verfassung 
der  gröfseren  Handelsstädte  Teutschlands.  Frankf.  1816.  8.  J.  J.  Eichhofk's 
Betrachtungen  über  den  19.  Art.  der  d.  BundesActe ,  nebst  Andeutungen,  wie 
in  Gefolge  desselben  dem  Handelsverkehr  zw.  den  Bundesstaaten  Erleichterung 
«u  verschaffen.    Wiesbaden  1820.  8> 

ft)  BundeaActe,  Art.  19.  Acte  final  du  congres  de  Vienne.  art.  108  —  117.  Beil. 
Num.  16  zu  diesem  Acte  final.  Klübeb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  1  —  416, 
u.  Bd.  II,  S.  36q  f.  44a  u.  471  f.  Ebendess.  angef.  Ucbcrsicht  etc.  S.  261.  Wiener 
SchlufsActe  v.  1820,  %.  65.  —  Bestätigt  ward  diese  Vorschrift,  und  ihre  bald- 
möglichste  Vollziehung  festgesetzt,  in  einem  Beschlufs  derB.  V.,  in  dem  Protoc* 
der  PlcnarVersamml.  v.  3.  Aug.  1820,  |.  4>  Rlübkb's  Quellensammlung,  Num. 
XXII,  und  hiedurch  zugleich  die  Compctenz  der  B.  V  für  jene  Schiffahrtange- 
legenheiten  begründet.  Man  s.  unten,  %.  563  ff. ,  wo  auch  die  Bestimmungen 
des  wiener  Congrcsses  angegeben  sind. 

c)  Bundes  Acte,  Art  18,  lit  d.  Wiener  SchlufsActe  t.  1820,  $.65.—  Das  Weitere 
unttfp,  §.  5o4. 

• 

d)  BundesActe  a.  a.  O.  Wiener  SchlufsActe  v.  i8*>,  Art  65.  —  Verhand- 
lungen in  den  wiener  MinisterialConfcrcnzen ,  in  d.  Protoc.  3a  u.  33,  v.  <o.  u. 
i3.  Mai  1820.  Vergl.  die  loco  dictaturae  gedruckte  Zusammenstellung ,  in  der 
OriginalAusg.  der  Protoc.  der  B.V.  v.  1820,  S.  2i5.  —  Nachricht  von  den  wiener 
Congrefs Verbandlimgen  über  diesen  Gegenstand,  in  Klvbeb's  angef.  Acten  etc.. 
Bd.  IV,  S.  a  ff.  Ebendess.  Uebersicht  etc.,  8.  i53  f.,  249,  25i  u.  261.  Vergl. 
unten,  §.  5o5,  wo  auch  die  Verhandlungen  der  B.V.  angegeben  sind. 

• 

0  BundesActe,  Art.  18,  lit.  b,  Num.  a.  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art..  65. 
Vcrhandl.  der  B.  V.  über  diesen  Gegenstand,  in  den  Protoc.  v.  1817»  68, 
i47«  186,  223,  3?i ;  v.  1818,  %.  27.  Commissions Vortrag ,  ebend.  1817,  %.  186, 
Beil.  56.  Vergl.  oben  §.  228,  Note  f.  u.  Klöbbb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.502 
u.  5o8.  Ebendess.  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  26a.  —  Von  Verträgen  einzelner 
.Bundesstaaten  hierüber,  oben  %.  »a9« 

/)  Eine  Festsetzung  des  Begriffs  der  gemeinnützigen  Anordnungen,  findet  sich 
weder  in  den  Grundverträgen  des  Bundes,  noch  in  Beschlüssen  der  B.  V.  — 
Von  dahin  gehörenden  Gegenständen  8.  Klöbfr's  Uebersicht  etc.,  S.  «44  u* 
u.  S.  268  u.  f.  Namentlich  gehören  dahin:  eine  vertragmäsige  Bestimmung  der 
Bundesversammlung,  über  individuelle  Freiheit,  gegen  persönliche  Dienst- 
barkeit und  willkührliche  Verhaftnehmung ,  dafs  kein  Einwohner  der  Bundes- 
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Staaten  seiner  persönlichen  Freiheit  anders  beraubt  werden  dürfe,  als  auf  gesetz- 
lichem Wege,  und  dafs  der  eines  Verbrechens  Berüchtigte  nur  vor  seinen 
ordentlichen  Richter  gehöre ;  Gleichheil  vor  dem  Gesetz ;  Beseitigung  erblicher 
persönlicher  Vorrechte;  Gewissensfreiheit;  Unabhängigkeit  der  Rechtspflege 
und  Sicherung  derselben  wider  Mlfsb rauch  der  Staatsgewalt ;  Rechtskraft  und 
Vollziehungsfahigkeit  der  Ton  auswärtigen  competenten  Gerichten  gesprochenen 
Urtheilc  (§.  366  d)j  Disciplin  auf  Universitäten ;  Einförmigheit  in  dem  Zoll, 
und  Münzwesen  und  in  der  Postverwaltung;  Handelsfreiheit;  Handwerk- 
sachen;  Verbot  aller  Lottospiele  und  Lotterien,  auch  bei  Staatsanlehen; 
Maasregeln  gegen  Prosclytenmacherci ,  gegen  Erschwerung  vermischter  Ehen 
(V  519),  u.  d.  m.  —  In  einem  Gutachten  des  Hannöverischen  Gesandten  v. 
Martens,  in  dem  Protoc.  ▼.  16.  Juni  18*o  (Bd.  IX,  §.  17,  S.  41  der  Quart  Ausg.), 
heifst  es:  «über  Gegenstände  der  Innern  Administration  sey  nur  dann  ein  hin- 
reichender Grund  zu  einer  allgemeinen  Vereinbarung  vorhanden ,  wenn  in 
einzelnen  Staaten  der  Zweck  sonst  nicht  wohl  erreicht  werden  könne  v. 
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ÖFFENTLICHES  RECHT 


DES 


TEUTSCHEN  BUNDES 


VKD    D  E  II 


BUNDESSTAATEN 


VON 

JOHANN   LUDWIG  RLÜBER. 


ZWEITE  ABTHEILUNG, 

ENTHALTEND  DAS  STAATSRECHT  TECTSCHER  BUNDESSTAATE!!. 


Dritte,  sehr  vermehrte  und  verbesserte  Auflage- 


FRANKFURT  a.  M. 

Eft      DER     ANDREAlBCHBft  BVCRIANDLIKO. 

1  iß  5  t. 
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ZWEITER  TIIEIL. 

■  • 

STAATSRECHT 

Dil 

TEUTSCHEN  BUNDESSTAATEN. 


I.    C  A  P  I  T  E  L. 

Der    Staat    und    das  Staatsoberhaupt. 


§.  258.  176.) 

Zweifacher  Charakter  der  Bundesstaaten.   Sie  sind  europaische  Staaten, 
Ihre  Staatshoheit  oder  Souverainetät ;  sowohl  Unabhängigkeit  als  auch 
Staatsgewalt.    Rechtlicher  Entstehungsgrund  und  HealEigenschaft 

der  Staatshoheit. 

er  politische  Charakter  eines  Tcutschen  Bundesstaates, 
ist  zweifach.  Er  hat  die  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  des  Tcut- 
schen Bundes,  und  diejenige  eines  unabhängigen  Staates*). 
II)  Vermöge  der  ihm  eigentümlichen  Souverainetät  und  seiner  geographi- 
schen Lage,  ist  jeder  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörende  Staat,  zugleich 
ein  europäischer  Staat,  und  zwar  für  sich,  das  heifst,  unabhängig 
von  seiner  Verbindung  mit  dem  teutschen  Staatenbund  (§.  22  t  u.555u.flf.). 
Fünf  Bundesfursten  (§.  95)  bezeichnet  ein  uneigentlicher  diplomatischer 
Sprachgebrauch  (§.  191,  a)  als  solche,  die  zugleich  europaische 
Machte  sind;  nur  in  dem  Sinn,  dafs  sie  zugleich  Oberhäupter  von 
europäischen  souverainen  Staatsgebieten  sind,  die  nicht  zu  dem 
Teutschen  Bund  gehören.  Alle  Staaten  einer  jeden  von  diesen  fünf 
Mächten,  sind  europäische,  aber  sie  sind  theils  zu  dem  Teutschen 
Bund  gehörend ,  theils  bundesfrei,  und  nicht  sowohl  die  Art  der  Ver- 
einigung beider,  —  ob  sie  dinglich,  oder,  wie  bei  Hannover  und 
Luxemburg  (§.  81  a  u.  286  b),   nur  persönlich  ist,  —  als  vielmehr 
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ihre  geographische  Trennung,  hann  in  vorkommenden  Fällen  practisch 
wichtige  Folgen  haben.  Demnach  ist  ein  teutscher  Bundesstaat,  nicht 
Gegensatz  eines  europäischen  Staates.  HI)  Jedem  teutschen  Bundes- 
staat gebührt  die  Staatshoheit  oder  unabhängige  Staats- 
gewalt (Souverainetat*)  im  weitern  Sinn),  der  Inbegriff  aller 
Rechte,  welche  einem  unabhängigen  Staat  in  Hinsicht  auf  den  Staats- 
zwech  zustehen.  Hierunter  sind  begriffen  :  1)  die  politische  Un- 
abhängigheit (Souvcrainetät  im  engern  Sinn),  das  Recht  politischer 
Persönlichheit  oder  Selbstständigkeit,  im  Verhältnifs  zu  jedem  andern 
Subject;  2)  die  Staatsgewalt  (im  engern  Sinn),  die  Gewalt  zu 
dem  Zweck  des  Staates.  III)  Der  rechtliche  (nicht  überall  auch 
der  historische)  Entstehungsgrund  der  Staatshoheit  in  den  Bundes- 
staaten ,  ist  zu  suchen  in  Unterwerfung  durch  Vertrag ,  ausdrüchiiehen 
oder  stillschweigenden  c).  IV )  Die  Staatshoheit  haftet ,  als  Real- 
recht,  auf  dem  Lande  <0.  Mit  solchem,  geht  ihre  Ausübung  für 
das  regierende  Subject  verloren  «). 

p 

a)  Pariser  Friede  t.  3o.  Mai  1814«  Art.  6.  Acte  final  da  congres  de  Viennc, 
art.  53.  Bunde» Acte,  Eingang  u.  Art.  1.  Klausas  Staatsarchiv  des  teutschen 
Bundes,  Heft  I,  S.  39  f.  —  In  Hinsicht  auf  Souvcrainetät,  sind  die  Freien  Städte 
den  monarchischen  Bundesgliedern  gleich  au  achten.  BundesActe ,  Art.  a. 
Das  Prädicat  «souverainv  in  dem  1.  Art.  und  in  dem  Eingang  dieser  Acte,  ist 
so  wenig  der  Gegensatz  von  «freien«,  als  in  dem  Art.  18  das  Wort  •verbündeten» 
dem  Wort  «freien»  entgegengesetzt  ist-  Vergl.  Tittäash's  Darstell,  der 
Verfafs.  des  t.  Bundes ,  S.  11 ,  Note  *.  —  Macht  wird  ein  unabhängiger  Staat, 
doch  nur  einer  von  grösserer  Art,  genannt ,  in  politischer  und  völkerrechtlicher 
Hinsicht.  —  Volle  Unabhängigkeit  haben  die  jeuigen  Bundesstaaten  erst  nach 
Aufhebung  ihrer  Unterordnung  unter  die  BcichsStaatsgevralt  erlangt :  aber 
darum  sind  ihre  Begenten  nick  Rechtsnachfolger  des  teutschen  Reichs  in  dem  Sinn 
geworden,  dafs  die  BeichsStaatsgcwalt  für  ihren  Landesbesirk  auf  sie  uber- 
gegangen wäre-  Für  solchen  ist  dieselbe  erloschen.  Vergl.  %.  6»  3i ,  5a  u. 
u.  a33  h  u.e.  Ueber  die  Souverainetat  der  t.  Bundesstaaten  (Auszug  aus  der 
Schrift:  Beitrage  zur  Prüfung  von  Tagesmeinungen  über  Politik,  Staatsrecht  u. 
Staatswirthscb.  Deutscht  1816.  8.),  in  der  All  gem.  Zeitung » 1817»  Beil.  61  n.  61. 

h)  Das  Wort  Souverainetmt  wird  anderswo,  ohne  den  weitern  und  engern  Sinn  zu 
unterscheiden,  in  verschiedenem  Sinn  gebraucht.  Auch  wird  die  Souverainetat 
bald  dem  Staat,  bald  dem  regierendenn  Subject,  bald  beiden  zugeschrieben. 
Von  dem  Letzten  s.  Bhein.  Bund,  HL  38a  f. , verglichen  mit  v.  Bzao's  Abhand- 
lungen zu  Erläuter.  der  rheinischen  BundesActe ,  Tb.  I ,  S.  a84  f.  —  Andere 
verstehen  unter  Souverainetat  ,  immer  die  Staatshoheit  oder  unabhängige 
Staatsgewalt  überhaupt  (Summa  rerum).  Klüses  droit  des  gens ,  |.  *»• 
Rheinische  BundesActe,  Art.  4, 8  u.  3i.  Napolbosz  Erklärung  an  die  teutscho 
Reicbsversammlung  v.  1.  Aug.  1806,  in  Hl€bxb's  Staatsr.  des  Rheinbundes, 
§.  79,  Note  a.  v.  Berg  a.  a.  O.  S.  977.  —  Oder  blofs  die  politische  Unabhän- 
gigkeit. Dx  Maatens  droit  des  gens  (  1801.  8.)f  §.  16.  v.  Bvbg  a.  a.  O.  S.  117 
u.  a85  f.  v.  Alubdibgxs,  in  d.  Bhein.  Bund ,  LIII.  184  f.  Napoleos's  Erklärung 
an  den  Fürsten  Primas  v.  1».  Sept.  1806,  in  Hlvbkb's  angef.  Staatsr.,  %.  79 
Note  tu  —  Oder  die  höchste  Gewalt  oder  Staatsgewalt  im  engern  Sinn. 
Rheinische  BundesActe,  Art  7,  17  bis  20,  Art.  «a,  *3,  i5  u.  »7.  ▼•  Bkbo  a.  a.  O., 
S.  117  u.  i85  f.  Rhein.  Bund,  V.  »63.  —  Oder  die  Oberhoheit  eines  teutschen 
SouverainStaates ,  im  Verhältnifs  zu  der  Standesherrlichkeit ,  zum  Theil  auch 
der  Grundherrlichkeit.  Rhein.  BundesActe,  Art.  11 ,  «3,  s4—  »7t  »9  u-  3°«  ~ 
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Vergl.  auch  Europ.  Annalen,  1806,  IX.  242,  Note  *.  Rhein.  Bund,  VI.  419. 
IX.  346  ff.  XXXI.  3  ff.  XXXVI.  118  ff.  XLIX.  76  u.  *?o,  LIV.  4 10  ff.  P.  J.  Flohst, 
in  Choxk's  und  Jacp's  Germanien ,  Bd.  IV,  St.  1 ,  Num.  1  j  St.  3,  Num.  16.  — 
Von  den  Erörterungen  übvr  das  Beiwort  •  souvrain  »,  in  dem  ersten  Art.  der 
t.  Bundes  Acte,  s.  Hlüder's  Uebersicht  der  dipl.  Verhandl.  des  wien.  Gongr. 
S.  i56  u.  267.  Rbendess.  Acten  des  w. Gongr. ,  Bd.  II,  S.  344»  4»»  «•  f.«  454»  459 
u.  4o3  f.  Oestreich  erklärte ,  dafa  «in  neueren  Zeiten  despotisch  Rechte  mit  Sou- 
verainetätsRcchten  confundirt  worden  seyen».  Ebendas.  II.  109.  Hannover: 
«dafs  selbst  nach  den  Veränderungen,  die  in  Teutschland  vorgegangen ,  den 
Fürsten  ganz  unbedingte  oder  rein  despotische  Rechte  über  ihre  Unterthanen 
keineswegs  zustehen  *.   Ebendas.  I.  Heft  1 ,  S.  68- 

<?)  Vergl.  oben  %.  1  u.  2. J.  F.  X.  v.  Eppifb's  Geist  der  teutschen  Territorial  Verfassung. 
Frankf.  i8o3.  8.  Damit  scheint  auch,  nach  aufgehobener  t  Reichsrerbindung, 
übereinzustimmen,  N.  T.  Göwsra  über  das  rechtl.  Princip  der  teutschen  Terri- 
torial Verfassung ;  vor  L.  Hixmelstoss  Entwickcl.  des  Begriffs  der  Regalitat 
(  Laodsh.  1804.  8. ) ,  S.  17  —  19 ,  22  u.  »7.  —  In  dem  Eigenthumsrecht  an  Grund 
und  Boden  des  Landes,  findet  den  rechtlichen  Entstehungsgrund,  C.  S.  Zach&bi£, 
in  s.  Geist  der  t-  Territorial  Verfassung.  Leipz.  1800.  8. 

d)  In  ehemaligen  reichsunmittelbaren  Stiftlanden  oder  geistlichen  "Wahlstaaten,  stand, 
sedc  plcna  und  sede  vacante,  die  Suis  tanz  der  als  RealRecht  auf  dem  Lande 
haftenden  Landeshoheit,  mitbin  auch  diejenige  aller  einzelnen  darunter  begriffenen 
Hoheitrechte  oder  Regalien ,  gleich  allem  Andern  was  in  patrimonio  ecclesiae 
war,  weder  dem  jedesmaligen  Prälaten  oder  Stiftvorstehcr  zu,  noch  dem 
Gapitel ,  diesem  namentlich  nicht  vermöge  einer  hie  und  da  behaupteten  Erb- 
und  Grundherrschaft,  sondern  einzig  der  moralischen  Person  des  geistlichen 
Stiftes  (unitersitatis  ccclcsiaoticac ).  J.  II.  Boeiimeh  jure  eccles.  protestant. , 
lib.  III.  tit.  5.  %.  3o.  A.  J.  Scbsaübeht's  Lchrb.  des  teut.  Staatsr.  Bd  .I,  §.  i5o. 
Jos.  v.  Sartohi's  geistl.  u.  weltl.  Staatsr.  der  teutschen  katholischen  geistl.Erz-, 
Hoch-  und  Ritterstifter ,  Bd.  II,  Th.  2,  Abschn.  2,  \.  1913  u.  1926. 

e)  J.  H.  a  Skslfü-  diss.  de  modis  finiendi  superioritatem  territorialem.  Lips.  1730. 
4:  -   Vergl.  %.  33o. 

§.    259.  (177.) 

Majestät  ,  Staatsvertretung  und  Staatsregierung  des  Oberherrn. 
V crfassungsinäsiger  Regent.    Unverletzbarkeit  und  persönlicher  Privat- 

Geriehtstand  des  Regenten, 

I)  Der  Ober  berr  eines  teutschen  Bundesstaates,  das  Staats- 
oberhaupt «),  ist  berufen  zu  dessen  V er tre tu  n  g  und  Verwaltung. 
Ihm,  als  Inhaber  der  Staatshoheit,  gebührt:  1  )  die  Ma  j  est ä  t ,  die 
erhabenste  Würde;  2)  die  Vertretung  des  Staates,  in  dessen  Ver- 
hältnifs  nach  Aussen;  3)  die  Staatsregierung,  die  Ausübung  der 
Staatsgewalt  im  Innern,  für  den  Zweck  des  Staates  II)  So  fern  entweder 
in  der  Vertretung  oder  in  der  Regierung  des  Staates,  oder  in  beiden, 
dem  Regenten  positive  Schrauben  gesetzt  sind,  wie  in  den  Bundes- 
staaten nach  Vorschrift  des  i3.  Artikels  der  Bundes  Acte,  ist  dieser 
ein  positiv  oder  urkundlich  verfassungsmäsiger  (constitutioneller) 
Oberherr,  das  heifst,  zu  Beobachtung  der  durch  die  Staatsverfassung  ihm 
vorgeschriebenen  Einschränkungen  vollkommen  verpflichtet;  doch  bleibt 
ihm  die  verfassungsmäßige  Ausübung  der  gesammten  Staatsgewalt  (§.  297). 
Hat  der  Staat  eine  Volksvertretung  (§.  283),   so  ist  der  Oberherr  ein 
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8ta"ndisch-verfa8sungsmäsigcr(§.  4)*  HD  I*a  der  monarchische 
Oberherr  eines  souverainen  Staates  in  seinen  Handlungen  ä'usserlich 
unabhängig  ist,  folglich  nicht  blofs  den  Auswärtigen t  sondern  auch 
dem  Völlt  gegenüber  in  voller  naturlicher  Freiheit  sich  befindet ,  so 
ist  in  der  Staatsverbindung  seine  Person,  selbst  im  Fall  eines  Mifs- 
brauchs  der  Staatsgewalt,  unverletzbar  (unantastbar);  es  wird  ihr 
in  diesem  Sinn  ,  weil  eine  Vergreifung  an  derselben  dem  Staatswohl 
in  höherem  Grad  widerstreben  würde ,  Heiligkeit  zugeschrieben  c). 
IV)  Wird  der  Regent  eines  Bundesstaates  von  einer  Privatperson1'), 
aus  dem  Grund  einer  persönlichen  Privatverpflichtung, 
z.  B.  wegen  Privatschulden,  in  Anspruch  genommen,  und  ist  für 
diesen  Fall  weder  durch  die  Landesverfassung  noch  durch  Privat- 
vertrag ein  Gerichtstand  festgesetzt;  so  kann  der  klagende  Theil 
bei  demselben  um  Erwählung  förmlicher  Gerichte,  für  eine  oder  mehrere 
Instanzen,  zu  ordnungsmüsiger  Verhandlung  und  rechtlicher  Entschei- 
dung der  Sache,  und  im  Fall  der  Verweigerung  einer  solchen  Wahl, 
oder  der  Vollziehung  «j  des  von  einem  erwählten  Gericht  gesprochenen 
rechtskräftigen  Unheils,  bei  der  Bundesversammlung  um  Verwendung  bei 
dem  Gegner  nachsuchen,  und,  nöthigen  Falls,  um  Bewirkung  gehöriger 
Rechtshüife  (§.  169).  Da  in  den  teutschen  Bundesstaaten  Niemand 
rechtlos  gelassen  werden  soll  (§.  217  u.  169),  und  der  Souverain  in 
seiner  Regenteneigenschaft  Gerechtigkeit  überall  zu  handhaben  berufen 
ist,  so  kann  er  sich  um  so  weniger  für  befugt  halten,  in  seiner 
Privateigenschaft  dieselbe  zu  verläug nen  (§.  363). 

a)  Die  Benennung  «  Oberhaupt  des  Staates »  wird  den  monarchischen  Regenten  t. 
Bundesstaaten  ausdrücklich  beigelegt,  in  der  wiener  SchlufcActe  v.  i8ao,  Art.  57. 
Auch  in  der  preufs.  CriniinalOrdnung  v.  1806,  t.  B.  %.  490. 

h)  Die  Staatsregierung  oder  Oberherrschan  ist  daher,  ihrer  iVa/wrnach,  eingeschränkt. 
Man  s.  die  oben  a38,  6)  angef  östreich.  u.  hnnnöver.  Erklärungen.  Erklärung 
der  Fürstin  Pavlinh  stur -Lippe,  v.  -z5.  3Iai  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  XL  «33. 
Ocstreichisehe ,  prcusst'&hc  und  hannöverische  Erklärungen  auf'dcm  wiener  Congrefs, 
über  die  Rechte  der  Uuterihancn,  in  Klübfa's  Lebersicht  d.  dipl.  Verhandl. 
des  w.  Congr. ,  S.  129  f.  u.  «i4  fF.  —  Sid-vf.y  sur  le  gouvernement,  T.  II, 
p.  «38.  PÖTTifn's  Bcjträge,  Th.  I,  S.  317  ff.  Fn.  Ascm.os  über  Souvcraineta't 
u.  Staatsverfassungen.  Berlin  i8ir>.  R.  <>..  Aufl.  1816.  Ehemhrs.  über  die  Staats- 
Wissenschaft.  Berlin  1810.  8.  C.  C.  Dvnnow  über  Souvcrainetät,  Staatsver- 
fassung und  RepräscntativForm.  i8if>.  8.  F.  L.  v.  Horxthal  über  Souverainetät, 
Staatsverfassung  und  Reprä'sentativForin  ;  z.ur  Bcleucbt.  d.  Schrift  des  Hrn. 
Dabelow.  Bamb.  1816.  8.  (Aus/.ug  in  der  Allcmannia ,  Bd.  VII,  S.  «8«  — «84, 
vcrgl.  mit  d.  Neuen  Allcmannia ,  Bd.  H,  S.  97  fr.)  (Krug)  Die  Fürsten  u. 
Völker,  in  ihren  gegenseitigen  Forderungen.  Leipz.  1816.  8- 

r)  Haler.  Verfaß.  Urk.  1818.  Tit.  II,  %.  1.  Badische  Vcrfafs.  ürk.  1818,  §.  5. 
fTirtemh.  Verfafs.  ürk.  1819,  §.  4.  Vergl.  unten  %.  255  n.  280.  Cohur^Saalf. 
Gesets,  die  stand.  Verfass.  betr.,  i8«i,  %.  3.  Scubobosr  elein.  juris  nat.,  socialis 
et  gent.  $.  960.  io35.  io38.  Klübkr's  droit  des  gens ,  \.  io3.  —  Der  äussere 
Richter  der  Könige,  ist  die  Geschichte  —  Von  dem  Verbrechen  beleidigter 
Majestät,  s.  L.  nn.  C.  si  quis  imperatoii  maledixerit,  u.  Fbubrbach's  peinl. 
Recht,  %.  171  ff. 

4)  Die  Rede  ist  hier  nicht,  von  RealPrivatstroitigkeiten  des  Landesherrn,  %.  B.  als 
Bcsitaers  liegender  Gründe ,  wo  das  forum  rei  sitae  territoriale  coropetent  ist. 
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Vergl.  §.  177,  «um.  16.  Auch  nicht  von  Bechtstreitigheiten  der  Bandesglieder 
unter  sich,  insbesondere  auch  wenn  Privatpersonen  dabei  bethciligt  sind 
(  S-  »7° — ,7"* ) »  von  Familien-' t»nd  VcrtragAusträgcn  der  Bundesfürsten  (§.  i-3), 
von  dem  Gcrichtfifand  der  landesfürsliichcn  Domäncnltaiumcr  48a  )  und 
des  StaatsFiscus  (  §.  4T-i  )-  —  Das  allgemeine  bürgerliclie  Gesetzbuch  für  die 
Gsireichische  Monarchie,  Th.  I,  Ilauptst.  i,  %.  20,  verordnet:  «Auch  solche 
Rechtsgescliä'ftc ,  die  das  Oberhaupt  des  Staates  betreffen,  aber  auf  dessen 
Frivateigenthum,  oder  auf  die  in  dem  bürgerlichen  Rechte  gegründeten  Erwer- 
bungsarten sich  beziehen,  sind  von  den  Gerichtsbehörden  nach  den  Gesetzen 
zu  beurthcilen». 

c)  Die  ExecutionsOrdnung  des  T.  Bundes  {%.  178)  erwähnt  dieses  Falles  nicht. 

.     §.240.  (178-.) 

Staatsverfassung  der  Freien  Städte. 

/ )  Ueberhaupt. 

I)  In  jeder  dor  vier  Freien  Städte,  steht  die  Staats  h  oheit,  ihrer 
Substanz  nach,  der  S  t  a  d  t  ge  m  e  i  n  cl  e  «).  II)  Ausgeübt  wird 
dieselbe  von  dem  Rath  oder  Senat  (Bürgermeister  und  Rath)»  als  der 
höchsten,  sowohl  ohrigheitlichen,  als  auch  die  ganze  Stadt  und  deren  Gebiet 
repräsentirendeu  Staatsbehörde;  jedoch  für  bestimmte  Gegenstände ,  na- 
mentlich bei  Errichtung  der  Gesetze,  und  bei  Festsetzung  der  öffentli- 
chen Abgaben  und  Ausgaben  *),  auch  bei  Erwerbung  und  Veräusserung 
der  Stadtgüter  (Domänen)  ,  und  bei  Verträgen  mit  andern  Staaten,  - 
unter  verfassungsmäsiger  Mitwir Illing  der  Bürgerschaft, 
oder  eines  stellvertretenden  Ausschusses  derselben  O.  Einem 
Ausschufs  dieser  Art  gebührt ,  nach  der  besondern  «Stadt  Verfassung, 
die  Sorge  für  Aufrechthaltung  der  Sladtverfassung ,  auch  Mitwir- 
kung selbst  bei  manchen  laufenden  Geschäften,  namentlich  bei  der 
Finanzverwaltung  <).  III)  Bei  Errichtung,  Revision.  Acndemng,  oder 
Aufbebung  der  Staatsgrundgesetze,  tritt  das  Stimmrecht  aller 
ActivBürger  oder  ihrer  Stellvertreter  ein  *)■  IV)  Vermöge  seines 
Bürgereides,  ist  jeder  Bürger  dem  Senat  zu  constitutionellem  Ge- 
horsam verpflichtet.  V)  Auf  dem  wiener  Congrefs  ward,  in  den  Ver- 
handlungen über  den  Teutschen  Bund,  der  Wiedereintritt  dieser  vier 
Städte  fti  die  politische  Freiheit,  und  ihr  Recht  auf  die  Rüchhehr  zu 
ihrer  alten  Verfassung  anerkannt  /).  VI)  Ihre  politische  Unabhängig- 
keit hat  denselben  Umfang  wie  diejenige  der  übrigen  Bundesstaaten. 
VR)  Die  wiener  SchhtfsActe  von  1820,  Art  62,  erklärt  ihre  Bestim- 
mungen über  den  i3.  Artikel  der  BundesActc,  betreffend  die  Noth- 
wendigkeit  landständi scher  Verfassung  in  allen  Bundesstaaten 
($.  283),  auf  die  Freien  Städte  für  anwendbar  in  so  weit,  als  die 
besondern  Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen. 

a)  In  dem  humhurg.  HauptBecefs  v.  171a,  Art.  1  ,  wird  als  «unwiderrufliches 
FundamcntalGesctz  festgestellt,  *dafs  in  dieserSladt  das  Kv<>ioy  oder  die  höchst© 
Herrschaft  (das  höchste  Recht  und  Gewalt)  bei  Einem  Edlen  Rath  und  der  Erb- 
gesessenen  Bürgerschaft  inseparabilinexuconjunctim,  und  zusammen,  nicht  aber 
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bei  einem  oder  andern  Theil  privative,  "bestehe».  Dagegen  «verbleiben  E. 
E.  Rath,  so  viel  das  Excrcitium  u.  res«,  die  Abnützung  oder  Genufs  etc. 
betrifft»,  die  festgesetzten  Gerechtsame.  Man  s.  Unwidcrrufl.  Fundamental  - 
Gesetz ,  Regimentsform  ,  oder  HauptReccfs  der  Sladt  Hamburg.  Mit  e.  Einleit. 
v.  L.  v.  Hess  (Ohne  Druchort ,  1781.  8.)»  Art.  t,5  u.  39.  -t  Die  Constitutions- 
ErgänzungsActe  der  Stadt  Frankfurt  v.  1816,  Art.  5,  bestimmt,  dafs  «alle,  der 
Stadt  zustehenden.  Hoheit  -  u.  Selbst Ver\*altungsrechte ,  in  ihrem  weitesten 
Umfang,  auf  der  Gesammtheit  ihrer  christlichen  Bürgerschaft  beruhen».  — 
Alfx.  Müllfii's  Einleit.  zum  Studium  der  Vcrfassuugsgcscliichte ,  der  vier 
Freien  Städte  des  T.  Rundes.  Hamb.  i8a6.  8. 

*)  In  Hamburg  und  Bremen  geschieht  beides  durch  Rath-  und  Bürgerschlüsse, 
wozu  in  Hamburg  die  von  dem  Rath  in  jedem  geeigneten  Fall  zu  convocirende 
Gesammtheit  der  ActivRürgct  ,  die  Erbgesessene  Bürgerschaft  genannt  , 
entscheidend  mitzuwirken  hat,  narh  Art.  16  des  angef.  HauplRccesses,  und  eben 
so  in  Bremen  die  bürger-conventfähigen  (d.  h.  die  vorzüglichsten  Abgaben  bezah- 
lenden) Bürger;  in  Lübeck-,  von  «E.  hochweisen  Rath  mit  Zustimmung,  oder  nach 
getroffener  Uebereinkunft  mit  der  chrliebcnden  Rürgerschaft».  Zu  Frankfurt  ist, 
in  der  angef.  Constit-ErganzungsActc Art.  17,  dem  gesetzgebenden  Rörper  ein- 
geräumt :  die  Gesetzgebung  überhaupt,  mit  Ausnahme  der  GrundverfassungsGe- 
•etze,  die  Besteuerung ,  die  Anwendung  der  bewaffneten  Macht,  die  Sanction 
aller  Staatsverträge,  die  L'ebcrsicht  des  Staatshaushaltes,  die  Einwilligung  zu 
Veräußerung  städtischer  Gemeindegüter,  die  Bewahrung  und  Erhaltung  der  Ver- 
fassung, u.  s.  w.  Auch  in  Hamburg,  kann  die  Genehmigung  der  Bürgerschaft  durch 
einen  Rath-  und  Bürgerschlufs  geschehen.  Beispiele  in  der  Samml.  der  hamb. 
Verordnungen,  v.  1813,  S.  146;  1818,  S.  268;  1820,  S.  187  u.  373. 

e)  In  Humburg  sind  die  bürgerlichen  Collegien,  jenes  der  Obcralten,  bestehend  aus  i5 
Mitgliedern,  der  Sechziger,  und  der  Hundert  u.  Achtziger;  desgl.  die  Verord- 
neten der  Rämmerei.  Ueberdiefs  bestehen  27  Raths-  u.  bürgerliche  Deputationen. 
Man  s.  den  unten  (Note  g  des  folgenden  %■)  angef.  UnionsRecefs  v.  1712.  — 
In  Lübeck  sind  zwölf  bürgerliche  Collegien,  deren  jedes  durch  eine  bestimmte 
Anzahl  von  A ehesten  vertreten  wird;  überdiefs  sind  dreissig  Deputationen,  für 
allerlei  Verwaltungsgegenstände,  öffentliche  Anstalten  u.  Gewerbe.  —  In 
Bremen  bestehen,  ein  Collegium  der  Ackermänner  von  ungefähr  20  Mitgliedern, 
u.  eine  provisorische  RegierungsCommission ,  worin  8  aus  dem  Rath  u.  25 
Repräsentanten  der  Bürgerschaft,  unter  welchen  4  von  jenen  u.  12  von  diesen 
die  provisorische  FinanzDcputatiou  bilden ;  überdiefs  bestehen  Deputationen  für 
alle  öffentlichen  Einnahmen,  Ausgaben  u-  Verwaltungen,  frommen  Stiftungen,  Ver- 
sorgungsanstaltcn  u.  a.  m.,  alle  zusammengesetzt  aus  Mitgliedern  des  Raths  und  der 
Bürgerschaft.  —  Zu  Frankfurt  überträgt,  in  der  angef.  Constit.ErgänzungsActe,  Art. 
8,  die  christliche  Bürgerschaft  die  Ausübung  der  Hoheitrechte  drei  aus  ihrer  Mitte 
u.  Autorität  ausgehenden  Behörden:  1)  \\cr  gesetzgebenden  Versammlung  oder 
dem  gesetzgebenden  Rörper;  1)  dem  Senat,  als  höchstem  obrigkeitlichem,  die 
ganze  Stadt  repräsentirendem  Collegium;  3)  dem  ständigen  Bürgerausscbufs. 
Die  erste  besteht  aus  ao  Mitgliedern  des  Senats,  aus  ?o  Mitgliedern  des  aus 
61  Bürgern  bestehenden  ständigen  Bürgerausschusses  (  BürgerRepräsentation  ), 
aus  45  Personen,  die  aus  der  übrigen  christlichen  Bürgerschaft,  von  dem  jährlich 
erneuerten  Wahlcollegium  der  Fünf  und  Sicbenziger  gewählt  werden,  und 
aus  9  Deputirten  der  Dorfschaften,  die  seit  i8ct3  zu  deren  Vertretung,  bei 
Gegenständen,  wobei  dieselben  beteiligt  sind,  zugezogen  werden.  Der  Senat 
hat  auf  der  ersten  Bank  14  Schöffen,  auf  der  zweiten  14  Senatoren,  auf  der 
dritten  14  Rathsverwahdte,  von  welchen  1a  aus  den  zünftigen  Handwerkern, 
die  2  andern  aus  der  übrigen  nicht  zünftigen  Bürgerschaft  gewählt  werden. 
Aus  den' Mitgliedern  der  ersten  Bank,  wird  der  ältere,  aus  denen  der  zweiten 
der  jüngere  Bürgermeister  jährlich  gewählt.  Bei  dem  Senat  unterscheidet  man 
den  Grossen  (Plenum)  und  den  Enget- n  Rath;  der  letzte  besteht  aus  den  beiden 
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Bürgermeistern  u.  ao  Mitgliedern  Ton  allen  drei  Bänken.  Nach  Art.  «5  der  Constit. 
Ergänzung« Acte,  ist  dem  Grossen  Rath,  als  obrigkeitlichem,  die  ganze  Stadt  reprä- 
sentirendem  Collegium,  die  executive  Gewalt  u.  die  Stadt-  und  Justizverwaltung 
im  Allgemeinen  anvertraut;  der  Engere  Rath  hat  die  Rerathung  u.  Entscheidung 
aller  Verwallungsgegenstände ,  nach  Vorschrift  der  alten  Verfassung,  so  weh 
die  Conslitulions  -  ErgänxungsAcle  Keine  Ausnahme  macht.  —  Bürgermeister 
haben:  Frankfurt  i,  auf  1  Jahr,  die  übrigen  Freien  Städte  4*  auf  Lebenszeit, 
von  und  aus  dem  Senat  erwählt;  zu  Hamburg  werden  3  aus  den  graduirten 
recbtsgelehrtcn  Senatoren  von  dem  Plenum  des  Senats,  i  aus  den  i3  Senatoren 
vom  Handelsstand  und  nur  von  diesen  erwählt.  —  Die  Syndici  oder  rechtsge- 
lehrten  Räthe  des  Senats ,  sind  jetzt  überall  Mitglieder  des  Senats,  doch  haben 
sie  darin  Decisiv Stimmen  nur  in  Frankfurt. 

d)  In  Hamburg  hat  das  Collegium  der  überaltcn  für  Aufrcchthaltung  der  Stadt- 
verfassung zu  wachen.  —  In  Frankfurt  ist  der  Senat,  in  bestimmten  Ver- 
waltungsfüllen ,  an  die  Einwilligung  des  ständigen  Bürgerausschusses  gebunden. 
Ucbcrdiefs  bestehen,  ausserdem  engarn  oder  Vcrwaltungsrath,  als  Vcrwaltungs- 
ämter  ,  eine  geheime  RathsDcnutation  ,  eine  Centrall-'inan/.Commission , 
zusammengesetzt  aus  Gliedern  des  Senats  u.  des  ständigen  Bürgerausschusses, 
u.  eioe  Handelskammer.  Constit.ErgünzungsActc  v.  1816,  Art.  a5  u.  s6.  Neun 
biezu  erwählte'  Mitglieder  des  ständigen  Bürgerausschusses  ,  bilden  das 
RecbnungsRevisionsColiegium ,  früher  NeunerCollegium  genannt.  Ebendas. 
Art.  49«  —  In  Bremen  besorgen  Mitglieder  des  Senats  und  der  Bürgerschaft  alle 
Verwaltungen,  unter  Controle  de«  Senats,  dem  davon  Rechnung  abzulegen  ist. 

«)  Conslit.Ergänr.ungsActe  der  Stadt  Frankfurt,  i8«6,  Art.  i-und5o,  wo  zugleich  die 
authentische  Erklärung  all«»r  Artikel  dieser  Acte,  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung beigelogt  wird.  Vergi.  das  jener  Acte  vorgesetzte  RatbsPublicanduin 
v.  19.  Juli  1816.    Vergl.  den  hamburg.  Haupt Rerefs  v.  1711,  Art.  16  u.  53. 

f)  Bundes  Acte,  im  Eingang  u.  Art-  1,  4  *  D  u«  \i.  Erörterungen  in  Klübkr's 
Acten  des  wiener  Cougr. ,  Bd.  II,  S.  80,  119,  i33  ff. 

I 

§.   241.  (178M 
2)   Jeder  von  den  Freien  Städten  insbesondere. 

Na#h  solchen  Grundsätzen,  hat  I)  die  Freie  Stadfc  Frankfurt 
ihre  frühere  Verfassung  <0,  -wie  dieselbe  durch  Privilegien,  Verträge, 
insbesondere  den  Biirgervertrag  von  i6i3,  kaiserliche  Resolutionen, 
reichsgcrichtliche  Entscheidungen ,  Verordnungen  und  Herkommen 
festgesetzt  war,  wieder  hergestellt,  und  im  Jahr  1816  durch  ein  neues 
Statut  *)  ergänzt,  mit  Beobachtung  der  in  der  SchlufsActc  des  wiener 
Congresses,  Art.  46,  enthaltenen  Vorschriften;  worin  zugleich  der 
Bundesversammlung  ein  Entscheidungsrecht  übertragen  ist,  in  Streitig- 
keiten ,  die  etwa  über  Errichtung  und  Handhabung  der  Verfassung 
entstehen  216).  II)  Die  Freie  Hansestadt  Bremen  hat,  nach 
"Wiederherstellung  <0  ihrer  alten  Verfassung  «0  im  Jahr  181 3,  über 
einzelne  Gegenstände  verschiedene  neue  Statute  *)  errichtet;  doch 
mit  ausdrücklichem  « Vorbehalt  der  durch  die  Verfassungsurhunde 
künftig  festzusetzenden  Bestimmungen»  /).  III)  Unter  ähnlichem 
Vorbehalt,  hat  die  Freie  Hansestadt  Hamburg,  im  Jahr  181 4,  ihre 
frühere  Verfassung  ?)  wieder  hergestellt  *).  IV)  Eben  so  die  Freie 
Hansestadt  Lübeck  0  im  Jahr  i8i3.  V)  Heu  Bewohnern  der 
städtischen  Landgebicte,  ist  eine  förmliche  Repräsentation  in  dem 
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Rath  und  auf  EvirgcrConventen,  namentlich  in  Hinsicht  auf  Gegen- 
stände der  auch  sie  mit  betretenden  Gesetzgebung  und  Besteuerung, 
his  jetzt  nur  in  Frankfurt  eingeräumt  *).  VI)  Die  Bestimmungen  der 
wiener  SchlufsActe  von  »820,  in  Beziehung  auf  die  in  dem  i3.  Artikel 
der  BundcsActe  verordnete  landständische  Verfassung  in  allen 
Bundesstaaten,  sind  auf  die  Freien  Städte  so  weit  anwendbar,  als  die 
besondern  Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen  0- 

«)  Schriften  in  Püttkii's  Lit.  III.  171.  u.  in  Kludi  a's  Lit.  197.  Gedrängte  Dar- 
stellung u.  Inbegriff  der  wesentlichsten  Bcsiandthcilc  der  alten  Vcrfafs. 

der  freien  Stadt  Frankfurt.    Frankf.  1816.  8.    NonnsiiM»  a.  unten  angef.  O., 
S.  aBao  u.  ff.  —  Die  fürstl.  primatische  Organisation  di  r  Stadt  Frankf.  v.  10.  Oct.' 
1806,  findet  man  in  d.  Rhein.  Bund,  u.  in  den  unten  (Note  6)  angef.  Con- 
stitutionen, Th   II,  S.  372,  so  wie  die  Constitution  des  Grofsherzogthums 
Frankf.  v.  »6.  Aug.  1810,  cbendas.  Th.  II,  S.  235- 

b)  ConstilutionsErgänzmigsActc  der  Freien  Stadt  Frankfurt  (errichtet  unter  Ab- 
stimmung der  gesammh-n  Bürgerschaft,  und  mit  Beistimmung  einer  sehr  grossen 
Mehrzahl  derselben,  publicirt  durch  Bathsverordn.  v.  19.  Jul.  1816).  Frankf. 
1816.  8-  Auch  in  der  Gesetz-  u.  StatuteuSammlung  der  fr.  St.  Frankf.,  Bd.  I 
(Frankf.  1817.8.),  S.  1  —  70,  u.  in  den  Constitutionen  der  europ.  Staaten , 
Th.  II  (Alteub.  u.  Leipz.  1817.8.),  S.  385  ff.  Ein  Auszug  in  J  C.  Bisingbrs 
vergleichender  Darstell,  der  Staatsverfassungen  der  europ.  Monarchien  u. 
Republiken  (Wien  1818.  8.).  S.  286  —  29».  C.  S.  Müllir's  vollstand. Samml.  der 
kaiserl.  in  S.  Frankf.  c.  Frankf.  ergang.  Resolutionen  u-  a.  daliin  einschlagen- 
der StadtvcrwaltungsGrundgesctze.  Abtli.  I  —  III.  Frankf.  1785.  Fol  (Inder 
I.  Abtb.,  S.  18—291,  steht  der  Bürgervertrag  (Verfassungsurkunde)  v.  i6i3.) 

c)  Bekanntmachung  v.  6.  Nov.  i8i3;  in  der  Sammlung  der  Verordnungen  u. 
Proclame  des  Senats  der  freien  Hansestadt  Bremen,  Band  vou  i8«3  u.  1814 
(Bremen  1814.  8.) »  S.  1. 

d)  Grundgesetze  der  kaiserl.  u.  reichsfreien  Stadt  tlrcmcn ;  enthaltend  die  Tafel  (1 433) 
u.  die  neuesten  Statuten,  (nämlich)  die  Neue  Eintracht  (i/|34)u.  die  Bündige  Rollo 
(1489) ,  und  verschiedene  Eidesformeln.  Aus  der  niedersächs.  Urschrift  über- 
setzt, mit  Vorbericht  u.  Sachregister,  v.  C.  N.  Roller.  Bremen  1798.  8.  Die 
Bündige  Bolle  steht  auch,  im  Urtext,  in  Gerh.  Oelrichs  Samml.  alter  u.  neuer 

Gesetzbücher  der  Stallt  Bremen  (Bremen  177».  4  ) »  S.  647  ff.  —  C.  F.  H. 

NoRnrwAsVs  Handbuch  der  Länder-  und  Völkerkunde,  Bd.  I,  Ablh.  5  tHamb. 
1787.  8.),  S.  3089  u.  f.  (Herin.  v.  Post)  Histor.  Nachrichten  u.  s.  w.  1768.  4- 
u.  in  C.  L.  ü.  JXgkr's  Magazin  für  die  Reichsstädte,  Bd.  VI  (Ulm  179^.  8.), 
Num.  11.  Ch.  ob  Villkrs,  constitutions  des  trois  villes  libres  anscatiques. 
Leipzig  1814.  8.,  wo  die  Constitutionen  der  Hansestädte  teutsch  und  französisch 
abgedruckt  sind.  Bisingf.r  a.  a.  O. ,  S.  292  ff.  Schriften  in  Püttkr's  Lit  HL 
17«.  u.  Rj.ünm's  Lit.  196.  —  Zwei  von  einer  Rath-  u.  BürgcrDeputation  im 
J.  1814  entworfene  Plane ,  der  eine  zu  einer  verbesserten  Verfassungsurkunde, 
der  andere  zu  einer  SupplementarConstitutionsActc ,  stehen  in  den,  in  3  Lie- 
ferungen (ohne  Druckort,  i8i5  in  8)  erschienenen  Freimi'thigrn  Bemerkungen 
über  die  neuen  Konstitutionen  der  freien  deutschen  Reichsstädte  ,  in  der  2.  u. 
3.  Lieferung.  Man  s.  auch:  Verhandlungen  über  die  Verfassung  der  Freien 
Hausestadt  Bremen.    Bremen  1818.  4. 

e)  Z.  B.  Statut  über  die  Rathswahlen  (Wahl  der  Rathmänncr),  v.  ao.  März  1816, 
und  Rath  -  und  Bürgcrschlufs  über  die  BürgerConvenle  zu  Fassung  der  Bürger- 
beschlüsse, v.  11-Dec.  1818;  beide  in  der  angef.  (bremer)  Samml.  d. Verordnungen, 
Bd.  v.  I816,  S.  14  ff.,  Bd.  v.  1818,  S.  i36;  auch  in  d.  angef.  Verhandlungen,  S.  53. 

/)  Worte  des  angef.  Rath-  und  Bürgerbeschlusscs  v.  11.  Dec.  1818. 
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g)  HauplRecefs  (FundamentalGesctz  u.  RegimcntsForm)  der  Stadt  Hamburgs 
errichtet  zwischen  E.  E.  Rath  u.  der  Erbgesessenen  Bürgerschaft,  am  i5.  Oct. 
1713  (mangelhaft  in  Lünig's  Reithsarchiv,  Part,  spee,  Conlin.  IV. ,  p.  iw5) } 
in  der  oben  (%.  340,  a)  angef.  Ausgabe  von  Urs»,  S.  1  —86-  Eine  Reihe  von 
Beilagen  dazu;  cbetodas.  S.  87—170.  UnionsRccefs  (von  1710)»  näml.  von 
den  (bürgerlichen)  CoJlegien  insgemein ,  von  den  Ohcrallen,  von  dem  Collcgium 
der  Sechziger,  von  dein  Collcgium  der  Hundert  und  Achtziger ,  den  5.  Ort- 
171a  zwischen  E.  E.  Rath  u-  der  Ittbl.  Erbgesessenen  Bürgerschaft  approbirt 
u.  coufirmirt  ;  ebendas.  S.  171  — 198.  Reglement  der  Rath-  u.  BürgerConvente, 
von  1710,  eine  Beilage  zu  Art.  ai  des  HauptRecesses  v.  171a  (Job.  Hi.k.feurr*s) 
Sammlung  der  hamburg.  Gesetze  u.  Verfassungen ,  sammt  histor.  Einleitungen. 
Bd.  I  —  XII.  Hamb.  1765  u.  ff.    Register  dazu,  mit  Vorr.  v.  Gottfr.  ScnvTz». 

,  Hamb.  1774-  8-  •  Neuer  Abdruck  der  vier  HauptGrundgcsetzc  der  Ham- 
burgischen Verfassung.  Hamb.  i8?3.  8.  Nachträg  zu  dem  Neuen  Abdruck  etc. 
Ebendas-  i8a5.  8.  SupplcmontBand  zu  dem  Neuen  Abdruck  etc.  Ebendas. 
1825.  8.  —  Villers  a.  a.  O.  Bisixgfr  a-  a.  ().,  S.  39a  ff.  Schriften  in 
Püttfr's  Lit.  III.  171.  u.  Rlüder's  Lit.  198.  —  In  Hamburg  keifst  die  Gcsammt- 
keit  der  ActivBürgcr,  d.  k.  die  zur  Hürgsrei  (Uürgerversammlung)  zu  kommen 
berechtigt  sind,  im  eigentlichen  Sinn  die  liurgrrselmß  oder  auch  die  Erb- 
gesessen»  liürgerschnß ,  abgethcilt  in  5  Rirchspiflc.  Dieselbe  besteht  tbcils  aus 
ordentlichen  hiezu  erwählten  Mitgliedern,  tlie  jedesmal  bei  Strafe  zur  Bürger« 
kommen  müssen,  theils  aus  freiwilligen,  die  darin  zu  erscheinen  befugt  sind, 
entweder  wegen  eines  bürgerlichen  Amtes,  oder  wegen  so  genannter  Erb- 
gesessonheit ,  d.  h.  wegen  des  Besitzes  eines  freien  Vermögens  in  Häusern 
oder  Grundslüchen  von  1000  Rthlr.  Specios  in  der  Stadt,  von  3 00*  im  Stadt- 
gebiet. Beeidigte  Stadtdiener  und  fremde  Religionsverwandte,  sind  aus- 
geschlossen.   Normans  a.  a.  O. ,  S.  3o»4-   Bisinger  a.  a.  O.,  S.  39a  ff. 

A)  Hamburgischer  Raib-  u.  Bürgcrschlofs  v.  37.  Mai  1814,  daf«  die  wesentliche 
ältere  Grundverfassung  der  Stadt  hergestellt  werde,  doch  mit  Vorbehalt 
derjenigen  Modifikationen ,  Acnderungen  u.  Verbesserungen,  in  Ansehung  der' 
einzelnen  Zweige  der  öffentlichen  Einrichtungen  ,  welche  verfassungsmäßig 
werden  gut  gefunden  werden;  in  der  Sammlung  der  Verordnungen  der  freien 
Hansestadt  Hamburg,  z.  B.  Bd.  I  (i8i5.  8.),  S.  8.  ff.  Vergl.  ebenda*., 
S.  18  u.  49. 

0  Proclamation ,  betr.  die  provisorische  Wiedervereinigung  der  Mi'glicdcr  des 
ehemaligen  Senats  (der  Sladt  Lübeck ) ,  zu  Führung  des  StadlUcgiinents , 
v.  19.  März  i8i3;  in  der  Sammlung  der  iübechischen  Vcrordnuugeil  u.  Be- 
kanntmachungen (seit  i8i3),  Bd.  I  (Lüh.  187.1.  4.),  S.  1.  Behanntmachung , 
betr»  die  abermalige  Wiedervereinigung  des  Senats;  in  d.  angef.  Samml.  , 
Bd.  I,  8.  33.  BürgerRecefs  v.  1669.  —  Von  der  Staatsverfassung  s.  man 
Norman*  a.  a.  O. ,  S.  3794  u.  ff.    Bisixgfh  a.  a.  O. ,  S.  391  ff.  J.u:.  v.  Mkli.k's 

gründl.  Nachricht  von  der  Stadt  Lübech.  Lübeck  i-3i.  8.  Dritte,  sehr 

venn.  u.  umgearb.  Aufl.  (v.  J.  II.  Schnobh  ).  Ebendas.  1787.8.  Vim.frs  a.  a.  O. 
Bisiscer  a.  a.  O.  —  Seit  geraumer  Zeit  erschienen  die  lubecher  Verord- 
nungen, gedruckt  auf  einzelnen  Blättern  in  Fol.  n.  in  4.  Die  Verordnungen 
seit  i8i3,  erscheinen  nun  in  der  angef  im  J.  1831  angefangenen  Sammlung. 

*)  Von  Bremen  vergl.  man  die  oben  (Note  d)  angef.  Plane  von  1814,  in  den 
angef.  Freimüth.  Bemerkungen,  3.  Licfer.,  S.  13  u.  5;,  u.  die  (ebendas.)  angef. 
Verbandlungen  etc. ,  S.  167.  —  Anspruch  der  frankfurter  Ortschaften  ,  auf  Aus- 
Übung  aller  den  übrigen  Staatsbürgern  des  Freistaates  zustehenden  Rechte;  in  den 
Protocollen  der  Bundesversammlung  ,  EinreichungsProtocolle ,  1817,  Num.  3it, 
1818,  Num.  5.  Zurücknahme  dieser  Reclaination ,  ebendas.  1818,  Num.  46- 

lj  Wiener  SchlufsAcic  v.  1830,  Art.  63. 
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§.  242.  (179.) 

ANodiatität,  Staatsform  und  Thronfolge  der  Bundesstaaten, 

I)  Alle  «)  SouyerainStaaten  des  Teutscben  Bundes,  sind  jetzt  al- 
lodial.  II)  Die  meisten  sind  auf  ein  monarchisches  Oberhaupt 
(eine  einzelne  physische  Person,  monokratisch)  eingerichtet,  vier 
haben  eine  republikanische  Staatsform.  III)  Das  regierende  Sub- 
ject  ist  ein  rechtmäsiges,  wenn  seine  Regentengewalt  dem  Rechts- 
gesetz gemafs  ist  (§.  98a,  255  u.  f.).  IV)  In  allen  monarchischen 
Bundesstaaten,  ist  jetzt  die  ordentliche  Thron-  oder  Regie- 
rung* folge  eine  erbliche  (jure  sanguinis),  nach  dem  Rechte  der 
Erstgeburt  *).  Sie  kann  bestimmt  seyn,  durch  Staats-  und  Famiüen- 
geselzc  O  oder  Verträge,  auch  durch  andere  rechtsgültige  Willens- 
erklärung <0.  V)  Ausserordentliche  Thronfol  ge  für  solche,  die 
durch  Geburt  entweder  gar  nicht,  oder  noch  nicht,  oder  nicht  allein,  dazu 
berechtigt  sind,  kann  subsidiarisch  Statt  finden,  vermöge  eines  Erb- 
vertrags c),  oder  einer  andern  rechtsgültigen  Willenserklärung,  auch 
einer  altern  rechtmäsigen  Mitbelehnung,  Anwartschaft  oder  Eventual- 
Belehnung  /),  oder  einer  freien  Wahl  nach  Abgang  des  zeitherigen 
Regentenhauses /r).  VI)  Die  Thron-  oder  R  egicrüngsfolge  in 
den  teutschen  souverainen  Erbstaaten  ,  ist  jetzt  überall  als  Wahre 
StaatsSuccession  zu  betrachten  *);  welche  die  privatrechtliche 
Idee  einer  Erbschaft,  einer  Vererbung  oder  Ererbung  der  Regenten- 
gewalt, mithin  auch  diejenige  eine»  Erbfolgerechtes,  einer  Erbfolge- 
ordnung, eines  Erblassers  und  eines  Erb-  oder  Vermächtnifsnehmers, 
ausschliefst.  VII)  Zu  einseitiger  Bestimmung  der  Thron-  oder 
Rcgentenfolge,  ist  der  Souverain  in  der  Regel  nicht,  auf  jeden 
Fall  aber  nur  in  so  weit  berechtigt,  als  dadurch  Rechte  Dritter  nicht 
verletzt  werden  »")• 

*  ► 

m)  So  fem  die  ehemaligen  TcrritorialLchnvernälrnissc  der  Fürstentümer  Waldeck 
und  SchaumburgLippe  zu  Kurhessen,  das  beide,  so  wie  Lippe  (Detmold), 
Schwarzb.Sondershausen  ,  ScInvanb.Rudolstadt,  und  Liechtenstein,  (auch 
Kaunit/Rietbcrg)  jetzt  in  seinem  Staatskalcnder  (v.  i8*3,  S-  429)  als  Vassalien 
wieder  aufTührt ,  nichi  wieder  hergestellt  sind,  oder  werden.  Vergl.  %.  $71. 

k)  Cab.  Chr.  Hofackku  diss.  de  origine  et  fatis  sucecssionis  ex  jure  priraogeni- 
turae  in  familiis  illustribus.  GoctL  1771  rec.  Erf.  1784.  4.  u.  in  s.  Opusc. 
jurid.,  T.I.  (Siuttg.  1804.8.),  n.  I.  B.  Pfeiffer  über  die  Ordnung  der  Regi'crunga- 
nachfolge  in  teutschen  Staaten.  2  Theile.  Cassel  1826.  8-  Aug.  Fnitn.  Schott 
pr.  de  judicio  super  majoratu  saepe  arduo.  Lips.  1782.  4*  Moser's  Familien- 
StaaUV.  I.  71.  5oa.  925.  IL  Püttf.r's  Erörterungen,  I.  307.  G.  L.  Bokhxf.r 

prlnc.  juris  feud.  i5o.  sqq.  J.  C*  Lkist's  Lehrb.  des  teutschen  Staatsr. 
(i8o3),  %.  3i.  Webeb's  Randb.  des  Lehnrechts,  Th.  III,  S.  39o  f.  PÖttkr's 
Lic.  III.  756.   Klübf.r's  Lit.  %.  »53a. 

e)  Hier  gilt:  1)  Vntheilbarleit ,  und  1)  Vorzug  der  frühern  Geburt,  der  Erst- 
oder Vorgeburt,  nach  der  Ordnung  der  Linftt  ( Lincalfolgc);  doch  kein 
blosses  Lebtaglntercsse.  —  Dafs  auch  ohne  ausdrückliche  positive  Bestim- 
mung, bei  teutschen  Bundesstaaten  die  Untheitbarbeit  gelle,  wird  behauptet  in 
folgender  Schrift.  Uebar  die  Unteilbarkeit  deutscher  Bundesstaaten.  Hannov. 
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i8*5.  8.  Dawider  die  Recension  in  der  Zeitschrift:  Hermes,  Bd.  XXVI, 
S.  i5o  fT.  —  Thronfolge  in  Baiern ,  in  der  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  II. 
1  ff.,  und  in  dem  königl.  HausGrundgesetz  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5.  Frühere, 
tum  Thcil  abweichende  Bestimmungen  finden  sich  in  der  Constitution  Ton 
1808,  Th  II,  V  1,  u.  in  d.  königl.  Familicngesctzen  v.  28.  Juli  1808,  %.  77fr., 
u.  v.  1.  Mai  1816.  Schcsch's  Staatsr.  des  Hönigr.  Baiern,  Bd.  I,  %.  45  u.  f. 
.  Cucüäus  Lchrb.  der  konstitut.  Monarchie  Baierns »  %.  67  fT.  L.  t.  Diifscii 
Abhandlungen  über  Gegenstünde  des  öffcnil.  Rechts  (München  »83o),  S.  111  ff.  — 
Thronfolge  im  Hönigr.  Suchten.  Wfissf's  Staatsrecht  des  K.  Sachsen  ,  Th.  I, 
§.  4o  u.  S.  209.  —  Von  dem  gegenseitigen  Thronfolgcrecht  der  ernestinischsn 
xx.alhcrtinischenlÄxuvn  des  Hauses  Sachsen,  cbendas.  §.43  u.S.  210  u.  Th.  II,  S.  54?  f. 
—  Von  Braunschvoig  Lüneburg  g.  F.  C  Bieber  thof's  Be)  trüge  zur  Verfafs-  des  Hzgth. 
Braunschw.Lüneh.  wolfenbüttelschenTheils.I.Bcytr.  (Braunschw.  1787),  S.  io3ff. 
u.  140.—  Thronfolge  in  Wirtrmbcrg,  in  dem  Verfassungsvertr.  v.  1819,  %.  7»  u.  ind. 
vrirtemb.  Farailicngesctz  v. 8.  Juni  1828.  —  GH.  bttdisc/tes  Hausgesetz  u.  Familien- 
Statut  v.  4.  Oct.  1817,  und  Verfafs.Urk.  v.  1818,  4.  —  Kurhessisches  Haus- 
und Staatsgesetz  v.  4.  März  1817.  —  Grofsh.  hessische  Verfafs.Urk.  v.  1820, 
Art.  5.  —  Sachsen  -  Coburg  -  mehtingische  FrimogcniturConstitution ,  ▼•  9.  Dec. 
1800,  bestätigt  von  dem  teutschen  Baiser  am  17.  Aug.  »802.  —  Nassau  -Ora- 
nisches  ErsigcburtGesetz  v.  6.  Marz  1785,  in  Beuss  Staatskanzlcy,  Th.XIX,  S.  339.  . 

i)  Jo.  Frakc.  Buddrus  de  testamentis  summorum  iinpcrantium ;  in  s.  Selcctis, 
p.  49V  Gcit.  Fbid.  Franc.  Buddei  opusc.  T.  I.  (Goth.  1759.  8.)  p.  148  —  168. 
Frabc.  Jos.  Bo»«iMscomm.  de  arduo  inlcr  testamcnlum  prineipis  S.  B.  I.  pu. 
blicum  et  privatum  discriminc.  Mo^unt.  1784-  Peefk'isgeb  Vitriar.  illustr.  üb. 
3.  tit.  20.  %.  6.  Moser's  Staatsr'  XXV.  i58.  Kbendess.  pcrsönl.  Staatsr.  II. 
»55.  «58  ff.  3i3.  und  FamilicnStaatsr.  II.  969.  F.  C.  v.  Moskr's  patriot.  Archiv, 
Bd.  IX,  Nun».  ».  Bnorr's  rechtl.  Abhandl.  u.  Gutachten,  S.  322.  v.  Skm-how's 
Rechtsf.  II.  70.  Pütter s  Erörterungen,  I.  186.  207.  Pütter's  Lit.  III.  782. 
Biübkr  s  Lit.  %.  i566. 

e)  Z.  B.  Erbvcrbrüdcrungen  oder  Erbeinigungen.  W.  A.  Bvdi.off  diss.  de 
pactis  surrrssoriis  illustrium  et  nobilium  Gcrmaniac,  speciatim  iis,  quac 
pacta  confraternilatis  appellantur.  Büt/..  1770.  4-  Moskr's  Staatsr.  XVII.  16  ff. 
Ebendess.  FamilienStaatsr.  I.  920.  931.  969.  GÖnnfr's  teutsches  Staatsrecht, 
$.  240.  PCttkr's  Lit.  III.  766.  Blürkr's  Li^.  %.  »54o.  —  Von  der  Erbvcr- 
verbrüderung  der  Häuser  Sachsen  u.  Hessen,  wie  auch  Brandenburg,  s.  "Weisse 
a.  a.  O.  S*  44  u«  Th-  H,  S.  55o  ff.  Von  Braunschweig  Lüneburg,  Biurertrop  a.  a. 
O.  &  176  ff.  —  Bestimmungen  über  die  ausserordentliche  Thronfolge,  enthält 
das  baierische  Familiengcsetz  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5.  ' 

f)  Von  der  Fortdauer  der,  während  der  teutschen  Beichsverbindung,  durch 
Erbverträge,  Anwartschaft,  oder  EventualBclehnung  erworbenen  Thron-  und 
Erbfolgerechtc ,  s.  oben  $.53,  Num.  IV,  §.  83  f. ,  u.  V  54o.  —  Der  Fall 
ausserordentlicher  Thronfolge  kann  auch  eintreten  bei  erfolgender  Begierungs* 
Unfähigkeit,  Abdication  oder  Entsetzung  (V  255 )  des  Throninhabers.  Des- 
gleichen, wenn  derselbe  zu  dem  Besitz  eines  fremden  Throns  gelangt,  der 
unvereinbar  ist  mit  gleichzeitigem  Besitz  des  inländischen;  ferner  wenn  die 
Beihe  der  Thronfolge  die  Gemahlin  eines  auswärtigen  Souvcrains  trifft,  u.  d.  m. 
Die  beiden  letzten  Fälle  sind  vergesehen  in  der  baier ii dum  Verfafs.Urk.  1818, 
Tit.  II,  \.  6,  u.  FamilienStatut  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  V,  §.  1. 

g)  Beispiel  von  Holstein  u.  Schleswig,  oben  %.  \%f.  Andere  Beispiele  unten, 
S-  *47 »  * 

h)  G.  H.  v.  Berg's  Abhandlungen  zuErläut.  der  rhein.  BundesActe,  %.  84,  S.  227. 
Leist  a.  a.  O.  \.  24.  —  Hienach  müssen  die  Ausdrücke  «Erbmonareiiic,  Erb- 
folge, Erbfolgerecht  (statt  Thronfolgcrecht),  Erbprinz,  Thronerbe»  u.  d.  er- 
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klärt  und  verstanden  werden.  —  Von  der  Wirkung  einer  Vereinigung  von 
Bundesländern  durch  StaatsSuccessiori,  auf  das  Stimmrecht  in  dem  Plenum  der 
Bundesversammlung,  oben  119. 

0  J.  F.  RisDt's  Beitrüge,  I.  35o. 

§.  245.  (i9ö.)  1 

Gemeinrechtliche  und  besondere  SuccessionsOrdnung.  Privat Nacfüass. 

I)  Bei  andern  Familicnrcchten  der  Mitglieder  des  RegentenHauscs, 
kann  die  gemeinrechtliche  (  blofs  nach  der  Nähe  der  Verwand- 
schaft ^  und  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes),  oder,  selbst  hei  sou- 
verainen  Staaten  des  Hauses,  eine  besondere  SuccessionsOrdnung 
Statt  finden,  z.  B.  Seniorat,  Majorat,  Minorat«),  auch  eine  Secundo- 
genitur  *),  und  selbst  Tertiogenitur.  II)  Für  den  P r  i  v  a  t  N ac  h  1  a  fs 
des  Souverains  können  besondere  Bestimmungen  gelten  «) :  Staatsrecht- 
liehe,  lchnrechtlichc ,  familienüdeicomrairsrcchtliche,  vertragmä'sige, 
letztvrillige  des  Erblassers,  und,  in  deren  Ermangelung,  das  Recht 
der  bürgerlichen  In  testat  Erb  folge. 

■  a)  G.  F.  Bophmer  princ.  juris  feud.  §•  i5a.  i53.  Schott  1.  c.  Püttfb's  Lit.  ITL764. 
Klübku's  Lit.  —    Durch  Vertrag  der  sächs.  ernestinischen  Häuser  v. 

10.  Ott.  1821  ,  ward  dos  bis  dahin  ihrem  jedesmalig«  n  Senior  mit  der  Landes- 
hoheit zum  Gcnuf*  zugestandene  Amt  Oldisleben  an  8.  "YVeimarEisenach,  gegen 
eine  Abfindungssumme,  für  immer  überlassen  Schwkitzf.r's  offen tl.  Recht  des 
GHgth.  S.  WeimarEisenach ,  I.  iq. 

i)  Z.  t\.  in  den  hadischen  Grafschaften  Salem  und  Petershausen.  —  Von  dem 
Hause  Brandenburg,  vergl.  Lksä  Samml.  brandenb.  Urk.  II.  676.  Püttkrs 
bist.  Entwichcl.  I.  246.  Bat/,  in  Revss  Staatsh.  XXXll.  140.  lao.  —  Von 
Oestrcich,  s.  Wescr's  Geschichte  von  Oestrcich,  204. 

c)  So  in  d.  /Wcr.FamilicngcsetE.  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5-  Mosers  Slaalsr.  XXVI.  61. 
EkctiJsjts.  FamilicnStaatsr.  II.  1161.  u.  persönl.  Staatsr.  H.  53*.  Ebenda*.  Zusätze 
zu  s.  neuen  Staatsr.  II  477-  Be>ed.  Schmidt  princ  juris  feud.  ,  §•  5i8.  Pött- 
makv  clem.  juris  feud.  3-6.  A.  F.  H.  Posse  über  die  Sonderung  reichs- 
ständischer Staats-  und  Privatvcrlasscnschaft  (Gött.  1790.  8.),  %■  i3  ff. ,  33  u, 
5o  ff.  C.  C.  A.  H.  v.  Ramptz  Erört.  der  Verbindlichkeit  des  wehl  Reichs- 
fürsten aus  d.  Handlungen  s.  Vorfahren,  %.  17—19-   Ru^mamn  a.  a.  O. 

§.    244.  (181.) 
Eigenschaften  des  Thronfolgers. 

* 

I)  Bei  der  erblichen  Thronfolge  nach  Erstgeburtrceht,  wird  das 
Suc'cessionsRecht  abgeleitet  von  dem  ersten  Erwerber,  doch  nur 
für  seine  dazu  geeigneten  Nachkommen  (sucecssio  singularis,  ex  pacto 
et  Providentia  majorum,  nach  Gcding  und  Fürsorge  der  Altvordern); 
nicht  von  dem  letzten  Regenten,  von  dessen  Wiilen  dasselbe  sonach 
unabhängig  ist,    II)  So  lern  der  Weiber  stamm  nicht  ganz  von 
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der  Regiernngsfolge  ausgeschlossen  ist  «),  haben  die  Agnaten  den 
Vorzug  vor  den  Cognaten  ( agnatisch -cogratische  Thronfolge); 
auch  ohne  ausdrücklichen  Versieht  der  letzten 

«)  Vergl.  Püttfb's  Lit.  III.  76a.  Klöbeb's  Lit.  %.  i53q.  Lfist  a.  a.  O.  §.  33 
Rundk's  Beiträge,  Th.  I ,  Num.  12.  G.  L.  RokhmkiTs  Rechtsfälle,  Bd.  1,  Num. 
65  Von  der  Erstgcburtfolge  des  weiblichen  Geschlechtes,  in  Cromk's  u. Jaup's 
Germanien,  Bd.  IV,  Heft  a  (1810),  Num.  I.  —  Gänzlich  ausgeschlossen  war 
der  Wciherstainm ,  in  dem  wirtemb.  Hausgesetr.  v.  1808,  §.  ».  Anders  in  dem 
uu'rtemb.  V  erfafsungsvertr.  v.  1810,,  %.  7$  auch  in  dem  baierischen  Fämiliengcsetr. 
v.  1808«  Art.  29  ff.,  und  im  denjenigen  vom  5.  Aug.  1819,  Tit.  5.  Schvnch  a. 
a.  O. ,  Ü.  280. 

6)  Vergl.  überhaupt  oben  94a,  Note  c,  und  BtsisoriTs  vergleichende  Darstell, 
der  Staatsvcrfafs.  der  europ.  Monarcbieen  u.  Republ.  (Wien  1818.  8.)»  %•  38, 
S.  102  ff. 

§.  245.  (182.) 

Fortsetzung. 

III)  Der  Thronfolger  mufs*  aus  rcchtma'siger  Ehe  gehohren 
seyn.  Abstammung  aus  ungleicher  oder  nicht  sta  n  d  e  s  mäs  ig  e  r 
Ehe  ( standcsungleicher  Ehe,  niatriinonium  ex  rationc  Status  seu 
ordinis  personarum  inacquale),  ist,  der  Regel  nach,  kein  rechtsgültiger 
Grund  zu  Ausschliefsung  von  der  Thronfolge.  Doch  können  durch 
Staats-  oder  Familiengcsetze  a) ,  gewisse  Arten  von  Ehen,  in  Hinsicht 
auf  ThronfolgcFähigheit  ihrer  Abkömmlinge,  für  Mifsheurath 
(disparagium)  erklärt,  oder  in  jener  Hinsicht  ihnen  gleiche  Wirkungen 
mit -  ftliPsheurathcu  beigeleg*  sey*  £).  IV)  Auch  können,  vermöge 
eines  gültigen  Verbots  standesmasiger  Ehen  für  bestimmte 
Nachgebohrne  c) ,  die  aus  einer  standesmäsigen  Ehe  abstammenden 
Nachkommen  zur  Surccssion  unberechtigt  seyn.  V)  Morganati- 
sche <0,  uneheliche  oder  natürliche,  und  A  d  op  t  i  v  Nachkom- 
men sind,  in  der  Regel,  nicht  sucecssionsfabig.  VI)  Auch  solche 
nicht,  die  mit  einem  Körper-,  Gemüth-  oder  Geistes  fehler 
behaftet  sind,  mit  welchem  gänzliche  Unfähigkeit  zu  Fuhrung  des 
Regentenamtcs  verbunden  ist/).  VII)  Geistlicher  Stand,  bei 
Katholiken,  verträgt  sich  in  Erbstaaten  nicht  wohl  mit  der  weltlichen 
Regenteuwürde,  er  ist  aber,  ohne  besondere  Bestimmung,  kein  gültiger 
Grund  zur  Ausschliessung  S). 

a)  Zur  ThronfolgcFähigUcit  fordern  Abstammung  aus  ebenbürtiger  (ohne  nähere 
Bestimmung),  mit  Bewilligung  des  regierenden  Herrn  geschlossener  Ehe:  die 
baierische  Vcrfassungsurliunde  von  1818,  Tit.  a,  $.3,  und  das  bnierischc  Fa- 
tniKcnStatut  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  1,  \.  1;  die  wirtembergische  Verfassungs- 
urhunde v.  1819 .  8j  die  Vcrfassungsurhunde  des  GH.  Hessen  von  1870, 
Art.  5.  Das  badisch:  Haus-  und  FamilienStatut  v.  4.  Oct.  1817,  %.  2,  spricht 
die  Nachfolge  dem  «  ehelichen  ebenbürtigen  Mannstamm»  r.u.  Das  iurhessische 
Haus-  und  StaatsgcseU  v.  4.  Mär/.  1817.  §•  6,  fordert  mehr  nicht  als  Einwilligung 
des  Souverains,  r.u  den  Ehcu  der  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Hauses.  — 

w 
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In  dem  grofsheraoglichcn  Hause  S.  tVeimarEisenach  erklärt  die  Primogenitur* 
Ordn.  t,  i7»4  R*r  Miraheurath,  «jede  eheliche  Verbindung  mit  einer  andern 
Person,  als  aus  einem  fürstlichen  oder  alten  rriebsgräflichen  Hause».  Von 
einem  vorgegebenen,  aber  nicht  bestehendem  FajnilicnStatut  oder  Herkommen 
des  fürsll.  und  grä0.  lippischen  Gesammthauses ,  s.  Rlvbkr's  Abhandlungen  u. 
Rcobacht. ,  Bd.  I ,  S.  3^5.  —  Vergl.  auch  kaiserl.  russischn  Manifest  v.  10. 
März  (i.  April)  1620.  £cin  wesentlicher  Inhalt  ist  angegeben,  in  KxÜBr.n's 
curop.  Völkerrecht*  %.  116,  h. —  Aeltere  Beispiele  solcher  Hausgesetze,  seit  dem 
Mittelalter,  liefert  Püttfh,  über  Mifshcurathen  tculscher  Fftrstcn  und  Grafen, 
S.  191  ff.,  a3a  ff.  u.  3o3  ff.  —  Der  Kaiser  und  dio  Reichsgerichte  erkannten 
Hausgcsetze  dieser  Art,  wenn  kaiserliche  Bestätigung  fehlte,  nicht  für  rechts- 
gültig. PöTTra  a.  a.  O. ,  S.  3o3  ff*  u.  ^10.  Mosvn's  FamilienStaatsr. ,  I.  129. 
II  i3o.  161  f.,  190.  a39>  Rkuss  Staatskanzlri,  X.  121.  (v.  Rieffkl)  Der  Reichs- 
hofrath in  Justin-  und  Gnadensachen,  Th.  II,  S.  17G  ff.  —  Die  Meinungen 
der  Rcchtslchrtr  hierüber,  waren  getheilt.  Vergl.  v.  Sklcbow's  electa,  p.  377. 
G.  L.  Bokhsikr's  Rechtsfälle,  B.  I,  Num.  55.  (Bäk)  Histor.  Entwickel.  des 
Begriffs  unslandesmäs.  Ehen,  %.  47.  Klüokb's  kl.  jurjst.  Hiblioth.  Bd.  VI» 
S.  44° — 45o.  —  Manche  neuere  Hausgesetze  erklären  die  ohne  Einwilligung 
des  Oberhauptes  des  Regentenhauses ,  von  Mitgliedern  des  letjtten  geschlos- 
senen Ehen,  für  nichtig.  So  das  angef.  wirtemh.  HausgescU  v.  1808,  %.  18  ff., 
u.  das  baierische  FamilienStatut  v.  5.  Aug.  18191  Tit.  »,  gleichwie  schon;  das 
frühere  FamilienGeselz  v.  08.  Juli  1808,  Art.  11  ff.  Vergl.  auch  das  %.  *4i 
angef.  kurhessische  Hausgesetz  v.  4*  Marz  1817,  %.  6. 

b)  Ungleich,  standesungleich,  unstandesmasig  (matrimonium  ex  rationc  Status 
seu  personarum  ordinis  inacquale)  ist  jede  Ehe,  die  zwischen  Personen  aus 
verschiedenen  Standcsclasscn  geschlossen  wird.  Auch  bei  solcher  Ehe  streitet« 
wie  bei  der  gleichen ,  standesmäsigen  ,  gleich-  oder  ebenbürtigen ,  die  Rechts* 
vertnutbung  für  volle  Rechtswirkung  derselben.  Eine  Ausnahme  itievon,  kraft 
positiver  Rcchtsbestimmung,  macht  diejenige  Art  der  ungleichen  Ehen,  welche 
Misthsuruth  (  disparagium  )  genannt  wird;  eine  Ehe,  welcher,  wegen  bestimm- 
ter Standesungleichheit  der  Galten ,  Rechtswirkungen  einer  gesetzmäßigen  Ehe, 
in  Absicht  auf  die  Rinder  und  den  Eltvgattcn  von  niedcrem  Stande,  durch 
eine  positiv  •  rechtliche  Regel  (nicht  durch  einen  besondern  Vertrag  für  den 

,  concreten  Fall)  entzogen  sind.  Nur  diese,  einschränkend  zu  erklärende,  po- 
sitive Bestimmung,  ist  Entscheidungsquelle  für  die  Fragen:  ob  und  wie  weit 
den  Rindern  Name,  Titel  und  Wappen  der  Familie,  Geburtstand  dea 
Vaters  (väterliche  Ebenbürtigkeit),  SuccessionsFähigkeit  in  Absicht  auf  Staats- 
regierung» FamilienFideicommisse  und  Lehen,  und  den  väterlichen,  frei- 
eigcnthümlichen  oder  AllodialPrivatnachlafs ,  ob  und  wie  weit  der  Gemahlin 
die  sonst  gewöhnliche  Tbcilnabme  an  den  Standes-  und  Familienvorzügen  des 
Gemahls,  auch  erb-  und  witthumliche  Berechtigungen,  entzogen  seven?  — 
Die  Idee  von  Mifsheurathen  ist  ein,  von  Teutscbcn  erst  in  der  neuern  Zeit 
erweitertes,  Vermäcbtnifs  eines  rohen  Zeitalters,  wo  Eben  zwischen  Freien  und 
Infreien,  personis  ingenuae  et  servilis  conditionis,  doch  nur  sie,  in  weltlicher  und 
kirchlicher  Beziehung  nicht  für  vollwirkend  galten.  -  Die  ganze  Theorie  von 
Miss/wurat/ten  ist  dem  Sittengesets,  der  Staatsweisheit  und  dem  allgemeinen 
Rechte  fremd.  Politisch  betrachtet,  schliefst  schon  der  Name  eine  Beleidigung 
in  sich.  «An  esse  ulla  major  aut  insigtuor  conlumelia  potest,  quam  parte m 
civitatis,  velut  contaminatam,  indignam  connubiis  haberi*  ?  Livivs.  —  In  der  Zeit 
der  teutschen  Reichsverfassung  war  der  Rechtsbegriff  der  Mifeheurath  weder 
durch  Reichsgesetze  noch  durch  Reichsherkommen  vollständig  bestimmt.  So- 
wohl von  einzelnen  Familien  des  hohen  und  niedern  Adels,  als  auch  von 
Rechlsgelehrten,  war  er  vielfach  bestritten,  und  selbst  der  Gerichtsbrauch  der 
Reichsgerichte  war  In  dieser  Materie  sehwankend  und  ungleichförmig.  In  der 
neuesten  Zeit  (besonder»  seit  18061  ward  bei  einer  Reihe  von  Vermählungen, 
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in  teutschen  aouverainen  Häusern  und  in  «landesherrlichen  Familien,  die 
frühere  Strenge  mit  Erfolg  unbeachtet  gelassen.  Daher  sollte  diese  Mifslehre 
jetzt  aus  dem  teutschen  Hecht  überhaupt,  wenigstens  ausserhalb  der  souverainrn 
Regentenhäuser,  verbannt,  (vergl.  Görher  a.  a.  0.  S.  3o5,  3o8  u.  3io),  in 
vorkommenden  Fallen  aher,  als  eine  rein  positive  Idee,  als  eine  der  Rechts- 
vermuthung  widerstrebende,  mithin  einschränkend  ku  erklärende  und  von 
dem  behauptenden  Theil  streng  zu  erweisende  Ausnahme  von  der  Regel  be- 
handelt, folglich  genau  beschrankt  werden  auf  die  klaren  Bestimmungen  noch 
geltender  besonderer  Siaatt-  und  FamilienGesetie.  —  Von  einer  Stelle  der  t. 
BundesActe ,  die  Ebenbürtigkeit  der  Slamlesherren  betr. ,  s.  unten  §.  3o3 ,  d.  — 
Von  der  ehemaligen  Theorie  und  Praxis,  vergl.  Pütter  a.  a.  O.  Ebenders.  über 
den  Unterschied  der  Stände.  Gott.  179s*  8.  Dakz  Handb.  des  teutschen Privatr., 
Bu\  VI,  §.  075  ff.  Schsaubert's  Erläut.  des  Lehnr. ,  §.  12a.  Moser's  Fami- 
lienStaatsr. ,  II.  »3—  147*  Häberus,  in  dem  Repertorrum  des  t.  Staats-  und 
Lehnrechts,  Th.  III,  S.  625  ff.  Günther's  europ  Völkerrecht,  11-438.  Rlüber's 
Abhandlungen  und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  25a  ff  und  272  ff«  ( Ebendess. ) 
Rechtl.  Ausführung  der  väterl.  Ebenbürtigkeit  u.  familien-fideicomroissar.  Suc- 
ccssionsFähigkeit  der  Herren  Rciehsgrafen  W.  F.,  G.  A.  u.  F.  A.  Bentinck 
(Varel  i83o.  8.),  %.  28-38,  S.  73  -  100.  Pöttrr^  Lit.  III.  748  ff.  Rlöber's 
Lit.  §.  1528.  Die  bekannte  Stelle  der  kais.  Wahlcapitulation  (XXII.  4),  bestimmte 
seit  174a  die  Folgen  der  «unstreitig  notorischen  Mifsheurath  eines  Standes  das 
Reichs  oder  aus  solchem  Hause  entsprossenen  Herrn»  j  sie  mathte  aber  zugleich 
die  Festsetzung  des  tiegrißi  einer  solchen  Heurath  abhängig  von  einem  künftigen 
Regulativ,  das  nie  erfolgte.  Vergehens  sucht  man  daher  in  ihr  einen  Erkennungs- 
grund für  den  Begriff  von  Mifshcurathen.  Nur  theilweise  und  stillschweigend  er- 
folgte von  Seite  der  reichsgcset/.gcbcnden  Gewalt  eine  Bestimmung  dieses  Begriffs, 
durch  den  Rcichsschlufs  vom  4«  Sept.  1747*  Darin  nahmen  Baiser  und  Reich  als 
Grundsat/,  an :  die  Ehe  eines  Re  ichs  Standes  ,  oder  eines  aus  reichsstundischem  Hause 
entsprossenen  Herrn,  mit  einer  fre'tgebohrnen  nicht  -adelichen  Person  ,  sey  eine 
unstreitige  Mifsheurath.  Aber  auch  mehr  nicht,  sagte  der  Reichsschlufs. 
Klober's  angef.  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  26a  ff.  Die  rheinische  BundesActo 
erklärte  alle  teutschen  Rcichsgesetze  für  nichtig  und  unwirksam  ($.  60).  — 
Dafs  seit  Auflösung  der  Reichsverbindung  Alles,  was  durch  Reichsgesetre  oder 
Reichsherkommen  über  Mifshcurathen  bestimmt  gewesen,  in  Ansehung  der 
vormals  rcichsständischen ,  nun  standesberrlich  untergeordneten  Fürsten  und 
Grafen,  kraftlos  sey,  in  Ansehung  nicht  nur  später  geschlossener  Ehen,  sondern 
auch  der  früher  geschlossenen,  so  fern  SucccssionsFälle  erst  nach  der  stan- 
desherrlichen Unterordnung  eintreten  würden,  behauptet  GöM«ER,-in  dem  angef. 
Archiv,  I.  3o8.  —  So  weit  Mifshcurathen  noch  rechtlich  begründet  sind ,  hat 
man  jetzt  zu  unterscheiden  (§.  2.O9,  Hl-  u.  262,  III),  1)  die  Mifsheurathen  sou- 
verainer  Erbregenten  und  ihrer  Familicnglicder  (oben  Note  a),  und  2)  die- 
jenigen des  Adels,  des  hohen  und  niedern  ($.  262  u.  f.  und  3o3,  Note  d). 

c)  Selten,  aber  nicht  unerhört,  und  nicht  unverholen,  waren,  während  des 
teutschen  Reichs,  Eheverbote  dieser  Art.  J.  E.  F.  D\sz  über  Familiengcsetzc 
des  teutschen  hohen  Adels,  welche  standesmäsige  Vermählungen  untersagen 
(Frankf.  1792.  8.),  §.  7  u.  ff.  Selchow  elcm-  juris  publ.  germ.,  T.  II.  §.  54«. 
Hk ivr.  Hers* meier  diss-  de  pactis  gentilitiis  familiarum  illustr.  et  nobil.  (Mogunt. 
'788.  4-),  %•  *4- 

dj  Morganatisehe  Ehen  (auch  Ehen  zur  linken  Hand,  matrimonia  ad  L.  Salicam 
genannt)  sind  Ehen,  bei  welchen  rechtsgültige  Ausnahmen  von  der,  die  Standes- 
und  Erbfolgerechtc  der  Ehegatten  und  Kinder ,  sey  es  beider  oder  nur  des 
einen  oder  der  andern,  bestimmenden  gesetzlichen  Regel,  durch  Fertrag  fest- 
gesetzt sind.  Der  Inhalt  des  Vertrags  allein,  bestimmt,  in  der  Regel,  das 
Daseyn  u.  die  Recbtswirkungen  einer  morganatischen  Ehe.  Als  Ausnahmen, 
sinJ  seine  Bestimmungen  streng,  mithin  einschränkend  zu  verstehen.  YVciUie 

• 
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Ausführung,  in  KLÜBm'g  Acten  des  wiener  Congr. ,  VIII.  175  ff.  Füttfb  Ton 
Mifsheuratben ,  S.  368»  371  u.  4I4-  ~~  Von  den  Succetsions  Rechten  morgana- 
tischer Kinder,  s.  J.  II.  Bofbmfb  de  secundis  nuptiis,  praeripuc  illustrium 
personarum,  Sect.  II.  %.  29.  Myi.fb  ab  Fhbebbach  gamologia  personarum 
illustrium,  c.  6.  \,  3i.  sq.  Jo.  Heine.  Wolfabt  tr.  <le  mutrimonio  ad  morga- 
naticam  (Hannov.  1736.  4  )*  %■  *5.  26.  29.  3o.  Rösmg's  Grunds,  des  t.  Privalr. 
261.    Rondf's  Grunds,  des  t.  Privatr.  §.  574- 

e)  Von  unehelichen  oder  natürlichen  Hindern,  vcrgl.  Walch  opusc.  II.  i63.  MospVs 
FamilienStaatsr.  II.  855-  —  Von  ^/o/rt/VNachltommen,  ebendas.  II.  i65. 
Ehendess.  Slaatsr.  Tb.  22 ,  S.  3ai  ff.  Pütteb  jur.  priv.  princ.  %.  28.  —  Von 
durch  nachfolgende  Elte  legitimirten ,  t.  Bokuxkr  princ.  juris  feud. ,  %.  435. 
Pütteb  1.  c.  %.  37.  Mosrb  a.  a  O. ,  Eisk>haht  diss.  de  jure  liberor.  illegitimor. 
%.  27.  GJLück's  Erläuter.  der  Pandekten,  Tb.  II,  %.  146.  Hlbbfb's  angef. 
Rcchtl.  Ausfuhrung  etc.,  %.  45—  4?,  auch  43  u.  44.  —  Von  Hindern  aus 
einer  Gewissen* Ehe,  s.  Püttkb's  Lit.  III.  771.  Hlvbfb's  Lit.  %.  i545.  t.  Hoi  r- 
schuhf.b's  DcductionsBibliothck,  I.  3a5.  Moskb's  Staatsr.  XIX.  456-  XVIII.  49^. 
Ehendess.  Zusätze  zu  s.  neuen  Slaatsr.  IL  553  ff.  Rfuss  Staatsk.  III.  433.  VI.  94). 
Zepebhicb's  Samml.  auserles.  Abbandl-  aus  dem  Lchnr. ,  Tb.  IV ,  S.  3o4  ff. 
Hlübfb's  angef.  Recbtl.  Ausführung  etc.,  %.  i5  — 28,  S.  35  —  73.  —  Rinder  der 
Liebe  teutscher  Furten.  (Von  Ion.  Fbiedb.  Graf  v.  Beust.)  Leipz.  181a.  8.  > 

f)  Vergl.  Rkobb's  rechtl.  Abhandlungen,  241.  148.  C.  F.  Walch  Opusc.  II.  180. 
Merkwürdige  ReicbsliofrathsGutarhten,III.  207.  JVirtemb:  Hausgesetz  v.  1S08,  %.  2. 

&)  Vcrgl.  Moskb's  FamilienStaatsr.  I.  «3.  Ehendess.  Lehnsverfassung,  10,6.  Pvttkbi 
prim.  lin.  juris,  priv.  princ.  %.  21.  Ehendess.  Reylräge,  II.  149.  u.  Rechlsf.  Bd. 
II,  Tb.  3,  S.  149.  553.   v-  Holbschuheb's  DeductionsBibüotbek,  I.  38o. 

§.    246.  (183.) 
Regierungsantritt.    Regierungseid.   Huldigung.   Einzug.  Krönung. 

In  der  erblichen  Einherrschaft,  tritt  der  verfassungsmäßige  Thron- 
folger ,  nach  dem  Abgang  seines  Vorfahrs,  von  Rechtswegen  (ipso 
jure),  mithin  unmittelbar,  an  dessen  Stelle.  Er  tritt  daher,  nach 
erledigtem  Thron,  sofort  die  Regierung  an").  Er  verkündigt 
solches  den  Unterthancn,  erklärt  sich  für  verpflichtet  zu  Hand- 
habung der  Staatsverf  assung  A),  schwört,  wo  es  nöthig ,  den 
Regierungseid  c)i  und  nimmt  die  S  t  aa  ts  h  ul  d  i  g  u  n  g  «0  ein 
(§.  273  u.  273).  Doch  ist  von  der  Leistung  des  Regierungseides  die 
rechtliche  Fortdauer  der  Landcsverfassung  eben  so  wenig  abhängig, 
als  von  der  allgemeinen  Landeshuldigung  die  Verbindlichkeit  der  Unter- 
thanen  zu  staatsbürgerlichem  Gehorsam  gegen  den  neuen  rechtmäßigen 
Landesherrn.  Auch  den  SuccessionsBerechtigtcn,  wird  zugleich  die 
vorläufige  oder  Eventual Huldigung  geleistet  0-  Ucberdem  kann 
eine  feicrlichelnauguration,  Einzug  undKr  önu  ng  Statt  haben /). 

a)  Moskb's  Staatsr.  XVIII.  471.    Ehendess.  pcrsönl.  Staatsr-  IL  12.  . »,  •* 

h)  Eine  förmliche  Versicherungsurkunde  bat  der  neue  Regent  defshalb  auszustellen, 
nach  dem  s.  weimur  -  eisenacA.  Grundgesotz  über  die  landstand.  Vcrfafs.  v.  1816, 
\.  116  u.  128,  in  Hlübeh's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  201;  nach  d.  landscbafll. 
Grundgesetz  de»  Fürstenth.  Hildburghausen  v.  1818,  %.  56;  nach  d.  fürst!. 
waldeck.  Landesvertrag  über  die  landständ.  Verfafs.  v.  1816,  $.  42;  nach  der 
grofsb.  hessischen  Verfassungsurk.  v.  1820,   Art.  106;  nach  der  wirumb.  Ver- 
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fassungsurk.  t.  1819,  %.  10;  nach  der  8.  Coburg ■- Saatfeld,  v.  1821,  %.  120;  nach 
der  mriuingiscltfn  \.  1819,  Art.  107;  nach  der  erneuerten  Lahdschaftordn.  des 
HerBogth.  ßraunsc/tweiffWoUenbmel  u.  des  Fürstenth.  Blankenburg  v.  iS^o, 
§.  79.  —  Von  Ostfriesland  s.  T.  D.  Wiarda's  ostfries.  Geschichte,  Bd.  V,  8.  86, 
Bd.  VIII,  S.  5  u.  29,  Bd.  IX,  S.  19$,  Bd.  X,  S.  6,  u.  Abth.  2.  S.  223.  — 
Von  Schleswig  und  Holstein ,  s.  oben  %.  1 ,  d.  —  Mosbb's  persönl.  Staat r.  II. 
14.  35-    EbentLrs.  von  der  Rcicbsstände, 'Landen,  n5ö. 

c)  Baier  isc  he  Verfassungsurk.  v.  1818,  Tit.  X,  %.  1.  Baierisvhe  Familien gescUe 
v.  1808,  Art.  71  f..  u.  v.  18.  Jan.  1816,  Art.  81.  —  Von  dem  ehemaligen 
fVirtemberg,  8.  Tübinger  Vertrag  v.  i5i4,  u.  Erbvergleich  v.  J770,  amSchlufs; 
in  den  Haupturkunden  der  würtemb.  Landesgrund  Verfassung,  HeftI,  S.  4>u.  62, 
Heft  II,  S.  182  f.  Heft  III,  S  7  u.  40.  —  Von  Schleswig  und  Holstein,  oben  i,</.  — 
Privilegien  der  BraunschuieigWolfcnbüttel.  Landschaft  v.  1770,  ^9,  u.  Erneuerte 
LandscbaftsOrdn.  des  Hxgth.  Braunschw.  Wolfenbüttel  u.  des  Fürstenth.  Blan- 
kenburg v.  18-20,  §.79.  —  Von  Schweden  s.  oben  %.  93,  »  —  Verfassungsurk.  des 
Fürstenth.  Ncuchdiel  v.  18-  Juni  1814»  im  Eingang,  in  d.  Handb.  des  Schwei- 
r.er.  Staatsr.  (Aarau  1821.  8.),  S.  4^o.  —  Verfassungaurkunde  des  liönigr.  der 
Niederlande  v.  181 5,  %.  53.  t 

d)  Pottbr's  Lit.  III.  96.  Klübbb's  Lit.  889  ff.  C.  G.  Bubb  Grundsätze  der 
/  Huldigung.  Tüb.  1794.  8.    Mosra  von  der  Landeshoheit ,   in  Ansehung  der 

L'nterthancn,  Personen  und  Vermögens,  45.  —  Baier.  Verfafsungsurk.  v.  1818, 
Tit.  X,  %.  5. 

e)  Vergl.  unten  §.  272.  Moser  von  der  Reichsstande  Landen,  1159.  Rfoss 
Staatsk.  XIII.  342.  Merbau's  Miscell.  II.  146.  Püttkb's  Lit.  III.  893.  Rlvbfbs 
Lit.  46.  —  Verbunden  mit  der  Aufnahme  in  den  Civil  Mitbesitz .  d.  h.  ohne 
Mitregierung  und  Mitgenufs,  ward  die  FventualHuldigung  bisweilen  gebraucht, 
um  einem  SuccessionsBerechtigtcn,  auf  den  Todesfall  des  jetzigen  Besitscrs, 
die  Vortheile  des  Bcsit/.es  schon  jetzt  bu  verschaffen,  und  so  dessen  Kach- 
folge zu  sichern.  Jist.  Hobt  hold  diss.  de  possessione  ea  lege,  ne  contra 
tradentem,  dum  vivit*,  eierceatur,  tradiia,  3.  .  Hbbr.  Coccfji  deduetion. 
illustr.,  T.  I.  p.  209.  Moskr's  persönl.  Staatsr.,  Th.  II,  S.  Ö93  f.  Ebendess. 
FamilicnStaatsr. ,  Bd.  I,  S.  17  f.  G.  L.  Böhmers  Rcchtsfalle,  Bd.  I,  S.  5o6. 
Scrwbdbr's  theatrum  praetension. ,  Th.  II  (nach  Glafey's  Ausg  ),  S.  21. 
Rlübku's  kl.  jurist.  Bibliothek.  St.  8,  S.  44 1  ff-  Die  oben  (§.  245  b)  angef. 
Recbtl.  Ausführung  etc.,  |.  69  —  71»  S.  »75 — i83.  Dawider  s.  J.  Ulh.  de 
Crabler  diss.  de  impossibili  in  dietn  tradilione  syinbolica,  in  dessen  Opus* 
T.  I.  p-  641. 

f)  Mosbb's  persönl.  Staatsr.  II.  i3.  v 

§.  247.  (184.) 

Regierungsmündigkeit  des  Thronfolgers.    Unfähigkeit  des  Staatsober, 
herrn.    Regentschaft.  Thronerledigung. 

I)  Di«*  Regier  u  11  gsmündigltcit,  das  regierungsfähige  Alter 
des  Thronfolgers,  wird  bestimmt  durch  Staats-  und  Hausgesetze  oder 
Vertrage,  zuweilen  durch  Willenserklärung  des  Vorfahr*  •).  II)  Bis 
zu  Erreichung  desselben ,  wenn  dem  Thronfolger  die  Succession 
angefallen  ist,  und  auch,  v*enn  nach  dem  Regierungsantritt ,  durch 
einen  Körper-,  Geistes-  oder  Gemüthfthler ,  durch  Abwesenheit 
(z.  B.  Flucht,  Gefangenschaft ) ,  durch  Suspension  oder  Entsetzung 
des  Oberherrn  von  der  Regierung,  I\«gicrung«uo  Fähigkeit  er- 
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folgt  *),  desgleichen  bei  erloschener  Thronfolge,  tritt  —  wie  in  Wahl- 
staaten während  einer  Thronerledigung  (Interregnum)  die  Zwischen* 
regierung  —  eine  ausserordentliche  Staatsverwaltung,  eine  Re- 
gentschaft ein;  eine  vormundschaftltche  oder  IntcrimsRe^ierung, 
Reichs-  oder  Begierungsverwesung,  Vicariat ,  Staatsvoruiundschaft  «0, 
welche  verhütet,  dafs  die  Staatsregierung  unterbrochen  werde,  und 
der  Staat  in  Anarchie  falle.  III)  Der  Regent,  das  interimistisch 
regierende  Subject ,  führt  die  Staatsregierung  in  der  Regel  allein  +)\ 
aber,  auf  das  Wenigste,  mit  denselben  Beschränkungen,  wie  der  Staats- 
oberherr. Seine  natürliche  Bestimmung  ist,  alle  nicht  positiv  gana 
unzweifelhaft  ausgenommenen  Rechte  der  Rcgierungsgewalt,  gleich 
dem  wirklichen  Landesfarben,  nach  Erfordernifs  der  Landes  Wohlfahrt 
auszuüben  0-  Er  erhält  in  dieser  Hinsicht,  besondere  Ehrenbezeu- 
gungen und  Einkünfte.  IV)  Die  Regentschaft  hört  auf,  so  bald  die 
gewöhnliche  oder  ordentliche  Regierung  wieder  eingetreten  ist,  wenn 
nämlich  der  Souverain  die  Fähigkeit  zur  Selbstregierung  ,  die  Regie- 
rungsmündigkeit erlangt,  das  heifst,  das  gehörige  Alter  erreicht /) 
oder  den  gehörigen  Kürper-,  Gemüth-  oder  Geisteszustand  wieder 
erlangt  hat,  oder  wieder  anwesend,  oder  wenn  der  Thron  wieder 
besetzt  ist.  V)  Bei  erloschener  Thronfolge,  oder  bei  gänzlicher 
Thronerledigung,  gebührt  die  Wiederbesetzung  des  Throns,  iin 
Zweifel,  dem  Volk,  oder  dessen  Stellvertretern  f). 

d)  Meist  das  zurückgelegte  achtzehnte  Jahr.    Püttfr's  Lit.  781.    Klübfr's  Lit. 
%.  i558.   Mosf.r's  persönl.  Staatsr.  I.  588-    Jos.  Frcilir.  v.  Iloamin  über  Min- 
derjährigkeit ,  Vormundschaft  u.  Grofsjährigkeit  im  östreichtschen  Baiserstaale 
und  Kaiserhause.  Wien  1808.  8.     fVirtrmb.  Verfafs. Vertrag  v.  1819,  %.  9, 
Hausgesetz  v.  1808,  %.  5,  u.  Familiengcsetz  v.  8.  Juni  i8»8.   Baierischr  Verfafs. 
Urk.  v.  1818,  Tit.  I,  §.  9,  u.  Familicngesetz  v.  1808,  Art.  71.    Das  angef.  iprhes*. 
Hausgetctz  v.  181  t,  §.  3.  In  dem  gesammten  Hause  Sachsen  ernestinisvher  Linie  das 
zurückgelegte  ein-  und  zwanzigste  Jahr.  So  auch  in  der  albsrtinischen  Linie  bei 
den  Nachgcbohrncn,  hingegen  bei  dem  regierenden  Herrn  das  achtzehnte  Jahr. 
Whissr's  Staatsr.  des  Hönigr.  Sachsen,  Bd.I.  %.  45  u.  S.  an.  —  In  dem  herzogt. 
Hause  Braunschweig  bestimmt  ein  Haus-  und  Landesgesetz  (pactum  Hcnrico-Wil- 
helminum)  von  i535  das  vollendete  18.  Jahr.  Aber  in  der  Wirklichkeit  war  es, 
besonders  nach  dem  erklärten  Willen  des  Vorfahr»,  fast  immer  anders;  das  vol-. 
lendete  a5. ,  341/.,  a»1/». ,  »a.,  19.  Jahr.  Moser  a.  a.  0. ,  S.  5ro  ff.  Ebcndes*.  t. 
Staatsr.,  XIX.  358  fT.  Bibdestrop  a  (oben  %.  o4»c)  a.  O.  S.  »i5ff.  (E.  Grafen  t. 
Münsters)  Widerlegung  der  ehrenrührigen  Beschuldigungen,  welche  Sich  Se. 
Durcbl.  der  regierende  Hr.  Herzog  v.  Braunschweig  gegen  Ihren  erhabenen 
Vormund  etc.  erlaubt  haben.  (a.  Aufl.   Hannover  1827.  8.   Auch  französisch: 
Refutation  des  aecusations  etc.  Ebcndas-  1,  Aufl.  1837.),  S.  5o  (f.,  168 — 185. 
(HcHLFBiscn )  über  den  Zeitpunkt  der  Volljährigkeit  der  Prinzen  aus  dem 
Hause  Braunschweig.  Braunschw.  1837.  8.    (Witt's  genannt  t  Dörri*g)  Ver- 
such die  Mifsverständnisse  zu  heben ,  welche  zwischen  dem  König  v.  England 
und  dem  Hzg.  von  Braunschweig  durch  den  Grafen  v.  Münster  herbeigeführt 
worden  (Hamb  i8»8.  8.),   Beil.  S.  16  ff.     Gutachten  (von  Schmidt  genannt 
v.  Priseldech  ,  v.  Marth ns,  G.  P.  V.  Bülow,  u.  A.)  u.  Druckschriften  für  u. 
wider,  in  d.  Anhang  zu  vorstehender  und  zu  folgender  Druckschrift:  Gehörige 
Würdigung  u.  aktenmäsige  Abfertigung  des  gegen  Se.  D.  den  regier.  Hrn. 
Herzog  v.  ßraumrhweig  erschienenen  Libclls  (vonBusowoRTH,  Strafsb.  18)8.8.), 
S.  399  —  459.    1>   D.  Beeke  s  Hints  on  the  Time  of  the  coming  of  Age  of 
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the  Dukes  of  Branswic  -  Lüneburg  London  1828.  8.  Htm.  BnnniXATis'«  publi- 
cistische  Prüfung  der  Beschwerden  8r.  Durch  1.  des  Herzogs  Karl  v.Braunschw., 
iif  Betreff  der  vorrnundschaftl.  Verwaltung  Sr.  Maj.  von  Grofsbritanniea  n. 
Hannover.  Kiel  1819.  8.  (HXbkbmbTs,  gewes.  braunschw.  Krcisamtinanns)  Pu* 
blicistische  Darstellung  einer  angcbl.  publicist.  Prüfung  (Brinkmann'*)  der 
Beschwerden  Sr.  Durchl.  u.  s/w.  Lausanne  (Braunschw.)  1829.8-  Auch: 
(Bosse'*)  Darstcll.  der  Verhältnisse  des  von  Braunschweig  entwichenen  Geh. 
Baths  r.  Schmidt  -  Phtseldeck  u.  s.  w.  (Braunschw.)  18*7.  8.  —  Im  Zweifel 
sprechen  für  das  »5.  Jahr,  als  den  in  dem  röm.  Hecht  gesetzten  Zeitpunct 
der  Volljährigkeit ,  der  Beichshofrath  1783,  Habkri.iVs  Hepertor.  des  t.  Staats* 
u.  Lehnr.,  Th.  III,  S.  »71,  u.  Püttkb  in  instituL  juris  publ.  germ. ,  %.  458. 
Ejusd.  jus  priv.  prino. ,  %.  77.  Moser's  t.  Staatsr.  XVHI,  .',3a.  Majfr's  teutaclie 
Staatskonstitutionen ,  Bd.  Ii ,  S.  5o6.  Krühs  t.  Staatskanziey ,  III.  307.  VIL 
Bio.  —  Von  dem  Titel  des  .Thronfolgers,  oben  %.  110,  und  von  dem  Titel  des 
minderjährigen  Begcnten  während  der  Regentschaft,  unter  welcher  er  in 
manchen  teutschen  Staaten  Landprinz  titulirt  ward.    Moser's  FamilicnStaatsr., 

II,  785.  Ehmdess.  Staatsr.  WH.  an.  Ebenda*,  von  den  t.  Reichsständen, 
8.  654.  —  Von  der  Erziehung  des  minderjährigen  Souvcrains ,  s.  Wirlemb. 
Vcrfafs.Vcrtr.   v-   1819,  %•   »6.     v.  Arf.tin's  conslitutionelles  Staatsr.,  B.  L, 

5.  118  —  227.  A.  L.  v.  Massenbach  über  Fürstenerziehung  in  RepräscntalivVer- 
fassungen.  Heidclb.  1817.  8. 

b)  Verschiedene  Fälle  sind  hier  zu  unterscheiden:  I)  KiirpcrfMer,  z.  B.  Taub- 
und Stummheit,  Taub-  und  Bliudheit,  einzeln  oder  vereinigt.  R.  T.  Guyot 
diss.  de  jure  surdo  -  mutorum.  Groning.  1814.  8.  —  II)  Geistes  •  oder 
GemütiiftthUr.  (Von  den  Schwachen  und  Krankheiten  der  Seele,  in  An- 
sehung ihres  Erkenntnifs Vermögens,  s.  Kants  Anthropologie,  S.  124  ff.  u.  58.) 
Klüdkrs  Lit.  %.  i5.")7«.  Cab.  Otto  Grakuk  pr.  de  tutela  et  cura  prtneipum. 
Rint.  1796.  4»  Stbüv  jurisprud.  heroica,  P.  V.  p.  6a5.  Mosfb's  Staatsr.« 
Tb.  18,  S.  »49*  BK  Nbümans  medit.  juris  priv.  princ.  III.  363.  §.  8  ff.  —  Von 
dein  hannöverischen  Fall  des  Königs  Georg  III.  1788,  s.  Ktcss  Staalsk.  XIX. 
1.  17.  46.  70.  82.  Als  im  Herbst  1810  König  Georg  III.  abermal  (72  J.  alt)  in 
eine  Geisteskrankheit  gefallen  war,  ernannte  zu  Anfang  des  J.  1811  das  Par- 
lament den  Prinzen  v.  Wallis  »um  Kegeuten.  Polit.  Journal,  1810,  S.  i23o; 
1811,  S.  93.  —    Von  dem  Herzog  Joseph  Maria  Gonzaga  von  Quaslalta,  1729, 

6.  Merkwürdige  ReichshofrathsGutachten  ,  III.  10-.  Hanzkl\'s  Grundlinien  der 
BeichshofrathsPraiis,  Beilagen,  S.  3i — 62.  •  Von  dem  Fall  des  Fürsten 
Friedrich  Carl  von  Neuwied,  »793  —  1802,  s  Häbhiun's  Staatsarchiv,  II.  2o3. ' 
V.  114.  XI.  3io.  XII.  396.  XIII.  ao.  X\  i.  39-.  XIX.  it3.  XX11I  3o8.  Maiblabk's 
Anleitung  zur  Gerichts-  und  Kanzleivcrfassung ,  IV.  54.  —  Von  dem  Fall 
des  Fürsten  Leopold  zur  Lipp*,  1791  —  1802,  s.  H  ,v  b  f  r  l  1  n  's  Staatsarchiv,  I.  74. 

III.  274.  3o3.  (Rotberq's)  Merkwürdige  Krankheits-  und  Curatelgeschichte 
des  regierenden  Fürsten  zur  Lippe.  1-95.  8.  —  Von  d/in  Fall  des  Herzogs 
Peter  Friedrich  Wilhelm  von  Holstein  -  Oldenburg ,  i~85—  i8-i3,  s  Rhein.  Bund 
XXVIII.  i56.  —  Fall  des  Fürsten  Carl  Albrecht  Christi  .u  von  Hohenlohe- 
Svhillingsjurst ,  1793  —  1796.  —  Fall  des  Grafen  Gustav  von  Sayn t Wittgenstein, 
1698.  Moser's  Staatsr  ,  Th.  18,  S.  i33.  —  Fall  des  Grafen  Hermann  Fried- 
rich von  Hontheim  zu  Bentheim.  1723.  Mosvn'spersönl.  Staatsr. ,  Th.  I,  S.  383.— 
Fall  des  Markgrafen  Christoph  von  Hadert,  i5i5 — 1S27.  Schofxfmn  bist.  Za- 
ringo-Radcnsis,  T.II.  p.  276.  sq.  —  Fall  des  Herzogs  Wilhelm  von  Hraunschwcig- 
Lüneburg,  i58i  —  1591.  Rethäeiek's  braunschw  lüneburg.  Chronik,  S.  i6i8f. — 
III)  Langwierige  Abwesenheit,  zumal  an  unbekanntem  Ort,  freiwillige  oder 
gezwungene,  z.  B.  Vcrschollcnheit ,  Flucht,  Gefangenschaft,  v.  Omfteoa's 
Lit.  des  Völkern  %.  3i2.  C.  L.  de  Da.hcbpi.mann  diss  de  pactis  et  mandatis 
prinripis  captivi.  Hai.  1718.  rec  1741.  J.  C  W.  de  Steck  de  rege  captivo 
regno  sc  abdicantc;  in  seinen  Obss.  subsec,  n.  ai.    IV)  Grob*  Verletzung  der 

RJftW*  ♦fl.oU.  Hebt.  i.  Aua.  21 


Digitized  by  Google 


322  II.  Tbeil.  I.  Cap.  Der  Staat 

• 

Regenienpflichten,  z.  B.  Mifsbrauch  der  landesherrlichen  Gewalt,  Tyrannei,  land- 
verderbliche Prodigalität.  Unten  %.  a55.   Strvv  1.  c.  P.  IV.  p.  6»5.  ds  Nxvxasv  1.  c. 

T.  III.  p.  36?.  6^5.  Moser's  t.  Staatsr.,  Th.  18,  S.  149;  Th.  «4, 
Ebenders.  von  d.  kaia,  Regierungsrechten  u.  Pflichten,  Th.  I,  S.  an  ff.  —  Fall 
des  Fürtten  Wilhelm  Hyacinth  zu  NassauSiegen ,  1707.  Mosen  a.  a.  O.  8.  »4». 
Ebendess.  persönl,  Staatsr.  der  Reichsstände,  Th.  I,  S.  6i5.  —  Fall  des  Her- 
r.ogs  Carl  Leopold  von  MeeilenburgSehwtrin ,  1728 — 1?47*  Moser**  Staatsr. 
Th.  24,  S.  »64 — 36i ,  besonders  S.  385  ff.  u,  3o6  ff.  Ebtnder*.  von  der  t. 
Rcichsstände  Landen,  S.  i?53  ff.  Ebendess,  persönl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  628. 
65?.  J.  F.  Peeffingkr's  Historie  des  braunschweig -lüneburg.  Hauses,  Th.  III, 
S.  ?44  —  "83.  Heinrichs  teutsche  Reichsgeschichte,  Th.  VII,  S.  740  ff.  Th. 
VIlI,  S.  279  ff.  —  Fall  des  regierenden  Reichsgrafen  Friedrich  von  Leiningen- 
Güntersblum,  1770.  Moser's  Zusätze  zu  s.  neuen  Staatsr.,  Th.  II.  S.  453. 
Pütter's  histor.  Entwickel.  der  Staatsverfafs.  des  t.  Reichs,  Th.  III,  S.  236.  — 
Fall  des  regierenden  Wild-  u.  Rhsingrafen  Carl  Magnus  zu  Rfieingrafenstein  u. 
Grehweiter,  1775.  Moser  a.  a.  O.  Th.  II,  S.  455-  Heus*  Staatskanzley,  Th.IU, 
S.  43i.  Pütter  a.  a.  p.  S.  i3&  F.  C.  Laccrkard's  Leben  u.  Schicksale.  Tb.  I 
(Halle  1797)1  S.  11  ff.  —  Fall  des  ReichsErbtrucbsessen,  regierenden  Reichs« 
grafen  Gebhard  Xaver  zu  Wulfegg Waidset ,  1778.  Moser's  angef.  Zusätze,  Th. 
II,  S.  460.  Pötter  a.  a.  0.  S.  «38.  —  Flucht  des  Herzog  Carl  von  Braun- 
schweig  am  7.  Sept.  i83o,  bei  einem  Aufruhr  u.  Verbrennung  seines  Residenz- 
Schlosses.  Vergl.  unten  §.  *55  d.  V)  Privatvcrbreclum.  Püttfr's  Lit.  "86. 
Rlübeb's  Lit.  %.  i568.  Ahasv.  Fritsch  diss.  Princeps  peccans  Jen.  1674* 
J.  J.  Müller  diss.  de  obligatione  subditorum  ex  delicto  summa«  potestatis. 
Jen.  ;i6o8.  4«  DE  Neumaxn  de  delictis  et  poenis  prineipum;  als  7.  Theil 
seiner  Mcditatt.  juris  privat!  princ.  J.  H.  a  Seelen  diss.  de  modis  fuüendi  supe- 
rioritatem  territorialem  (Lips.  1730. ),  cap.  5.  de  delictis  prineipum.  P.  F.  a 
Bflläost  diss.  de  jure  puniendi  prineipem  deltnqucntem.  Erf.  1717.  4.  J.  G. 
Craxer  diss.  de  delictorum  et  poenarum  in  causis  statuum  Impcrii  R.  G. 
Francof.  ad  Viadr.  1728.  4-  rcc-  Ij'Ps«  l?38.  X  U.  de  Craxer  opusc.  T.  IV. 
p.  53o.  Moser's  persönl.  Staatsr.  der  Reichsständc ,  Th.  II,  S.  2o5.  de  Sel- 
chow clem.  juris  publ.  S.  R.  I.,  T.  II.  %.  610.  sqq.  Siebenrees  Bcyträge  zum 
t  Rechte,  Th.  III,  S.  191;  Th.  IV,  S.  91  und  is&  Ausser  grobem  Mifsbrauch 
der  Landeshoheit,  fielen  dem  vorhin  genannten  regierenden  Reichsgrafen  von 
LciningcnGüntcrblum  zur  Last:  «schreckbare  Gotteslästerung,  attentirte  ho- 
micidia,  veneficinm,  Bigamie,  crimen  laesae  majestatis,  coneussionis  seiner  Un- 
terthanen,  und  unerlaubter  Mißhandlungen  fremder,  auch  geistlicher  Perso- 
nen»; dem  genannten  regierenden  Wild-  und  Rheingrafen:  «von  ihm  selbst 
eingestandene  schändliche  Betrügereien  und  vielfältig  begangene,  befohlene 
und  zugelassene  Fälschungen».  —  Beispiele  von  Landes bescA werden :  wider  den 
Fürsten  von  OstC^icsland ,  1720  «.  ff.  bei  Moskr  von  der  Rcichsstände  Landen, 
S.  1205  ff.;  wider  den  Herzog  Carl  Eugen  von  Wirtetnberg ,  1760—1770,  in 
Moses'«  Leidensgeschichte,  Th.  II,  S.  113  ff.  u.  Ebendess.  StaatsHandbuch  v. 
1768,  S.  44*  ff  Beispiele  von  Justitzn\issbrüucken ,  bei  Moser  von  der  Landes- 
hoheit in  Justizsachen,  S-  1  ff.  u.  197  ff.  Eh  enden,  von  der  t.  Justiz  Verfassung, 
Th.  I,  S.  91a  ff.  Von  CabinetJustiz ,  s.  man  §.  169,  373  u.  353.  -  Bei 
ganzer  oder  tbeilweiser  Regicrungsunfäkigkeit,  hat  man  Beispiele  von  Abdan- 
kung (Abdication) ,  freiwilliger  oder  gezwungener,  Regierungsentsetzung  oder 
ThronRevolution.  Unten  §.  255  u.  f.  Klüber's  Lit.  \.  1060  L-  u.  1268  b.  Moser  s 
persönl.  Staatsr. ,  Th.  I,  S.  666  ff.  Desgleichen  von  freiwilliger  oder  abgenö- 
thigter  Annehmung  eines  Mitregenten  oder  Regierungsgehülfen.  Mosers  t. 
Staatsr.,  Th.  »4  ,  S.  23i  u.  237  ff.  Ebendess.  persönl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  609  ff 
Fall  des  Grofsherzogs  Carl  Friedrich  von  Baden,  Nov.  1808  (Bad.  Regier. 
Blatt  v.  1810),  und  des  Honigs  Anton  von  Sachsen,  i3.  Sept.  i83o  (K.  Sachs- 
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Gcsetssamml.  v.  i83o).  In  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  hatte  man  Beispiel« 
von  reichsgerichtlicher  Verurtheilung  zu  Geiangnif*  und  Suspension  von  der 
Regierung ,  auch  von  Site  und  Stimme  in  den  Reichs- ,  Kreis  -  und  reichsgräf- 
lichen Collcgial Versammlungen.  Moseb's  Staatsr.,  Tb.  a4,  S.  34 1  ff.  Ebendsrs. 
von  den  kais.  Regier.  Rechten  u.  Pflichten,  Th.  I,  S.  311  ff.  Pötteb's  histor. 
Entwick.  a.  a.  O.  Desgleichen  von  reichsgeriebtlicher  Anordnung  einer  Landes» 
Sequestration  oder  Administration.  Moser  u.  Püttbr  a  a.  O-  Auch  Erklärung 
in  die  Reichsacht,  bei  Verletzung  der  Pflichten  gegen  Kaiser  und  Reich. 

t)  Von  dieser  so  genannten  tutela  Illustrium  handeln:  C.  O.  Graebe  1.  c.  H.  F. 
C.  v.  Lxbcbsr 's  Abi»,  von  der  Vonnundschaftbestellung  bei  Privat-  und  erlauchten 
Personen.  Zwei  Theilc.  Jena  1790.  1791.  8.  Moser'*  Staatsr.  XVII.  169* 
Ehendcss.  persönl.  Staalsr.  I.  188,  und  Zusätze  zu  seinem  neuen  Staatsr.  II-  337. 
df.  Sflc.ro  w  elem.  juris  priv.  princ.  §.  574«  »R  Real,  science  de  gouverneinent, 
vol.  IV,  cb.  8.  %.  43—48.  (Pkt.  A*t.  Frhrn.  v.  Frabh's)  Deduction  über  die 
Zwischenregierung  in  dem  Für&tcnth.  Prüm.  (1781-  Fol.),  %•  14,  i5,  19,  20 
u.  a8.  Püttxr's  Lit.  III.  779-  Rlvber's  Lit.  %.  i556  f.  Kurhess.  Hausgcsetz  v. 
1817  1  §.  4  f •  GH>  hessische  VTerfafs.Urk.  v.  i8ao»  Art  107.  fVirtemb.  Verfafs. 
Vcrtr.  v.  1819,  %•  »»•  u.  ff.  u.  Hausgcsetz  v.  1808,  4«  Bater.  Verfafs. 
Urk.  v.  1818,  Tit.  a.  §.  w  —  aa.  Familiengesetz  v.  1808,  Art.  60  ff.  Von  dem 
Herzogin.  braunschweigLüneburg ,  Ribbestrop  a.  a.  O.  S.  laa  ff.  —  Titel 
des  Regenten,  c.  B.  Vormund  u.  Regent,  regierender  Landes  Administrator, 
in  vormundscbaftlicher  Regierung  Unsers  vielgeliebten  Vetters,  u.  d.  WiBRorr'i 
rhein.  Bund,  XL  »33.  XXVIII.  i5o.  i56.- —  Aus  ganz  neuen  Gründen  läugnet, 
dafs  ein  teutscher  Bundesfürst  «wegen  gänzlicher  oder  theilweiser  Regierungs- 
unfahigkeit  bevormundet  werden  könne »  (dafs  in  solchem  Fall  die  Staats- 
regierung  durch  eine  Regentschaft  geführt  werden  könnt*)}  Alex.  Münsa  (zu 
Weimar)  über  RegcntenBevormundung  (Ilmenau  181a.  8.)  S.  14  ff.  Dawider 
erschien:  C.  W.  Scbebcr  über  Regeutenbevormundung,  Stände  u.  ständische 
Verfassung.  (Ilmenau  i8a3*  17$  S.  8)  S.  9  —  ao  u.  167  \u 

d)  Nach  bekanntem  Herkommen  nehmen,  in  teutschen  Staaten,  Vormundschaft- 
liebe  Regenten,  anstatt  ihrer  Pflegbefohlenen,  die  Landeshuldigung  ein,  be- 
stätigen die  Landesfreiheiten  und  die  Privilegien  einzelner  Corporationen  und 
Claasen  von  Unterthanen,  verwalten  die  Landesregierung  und  erlassen  dio 
Gesetze,  Verordnungen  und  Befehle  in  eigenem  Namen,  lassen  auf  Münzen 
ihr  Bildnifs,,  Titel  und  Wappen  prägen,  ertheilen  und  empfangen  Belehnungen, 
empfingen  ehedem  die  Reichslehen  und  schwuren  den  ReichsLehneid  in  ei- 
genem tarnen,  führten  Sitz  und  Stimme  in  allen  Reichs-  und  Kreisversamm- 
lungen, Collegial-  und  FamilienConventen,  u.  d.  m.  Moser'*  persönl  Staatsr., 
Th.  1,  8.  5a4  ff.    B.  C.  Stmtv  jurisprudentia  heroica,  Part.  VI.  p.  139.  sqq. 

*)  Für  solchen  Umfang  der  vormundschaftlichen  Regentengewalt,  spricht  über- 
diefs  nicht  nur  die  Analogie  des  vormaligen  teutschen  ReichsStaatsrcchLs,  in 
Hinsiebt  auf  die  rcichsoberhauptliche  Gewalt  der  Rcichsvicarien  in  dem  Zwi- 
schenreich,  sondern  auch  seit  Jahrhunderten  das  Herkommen  in  den  teutschen 
Regentenhäusern ,  und  das  Zcugnifs  bewährter  Rechtslehrer.  H.  Cocckji  diss. 
de  tuteli  illustrium  (Francof.  ad  Viadr.  1693),  Seit-  II.  %.  8.;  aurh  in  dessen 
Exercit.  acad. ,  vol.  I.  n.  84.  M.  H.  Gribber  delineat,  jurisprudentiae  privatae 
illustris,  üb.  L  c.  6.  §.  7-  B.  G.  Stbuv  jurisprudentia  heroica,  P.  VI.  p.  128. 
db  Selchow  elem.  juris  publ.  S.  R.  I.  hodierni,  T.  II.  %.  587.  H.  F.  L.  Frhrn. 
t.  Lybcrer's  angef.  Abhandl. ,  Th.  I,  S.  180.  Mosbr's  persönl.  Staatsr.  I.  533. 
(Klebers)  Nachtrag  der  Braunschw.  Wolfenbüttel.  Landstande  zu  ihrer  Be- 
schwerde wider  ihren  Landesherrn,  bei  der  teutschen  Bundesversammlung. 
(Frankf.  1839.  Fol.),  S.  3  u.  ff.  Zöffl,  die  Regierungs Vormundschaft  im  Ver- 
hiltuisse  zur  Landesverfassung.  (Ohne  Druckort.)  i83o.  8. 
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f)  Von  einem  eigenmächtigen  Regierungsantritt  de«  minderjährigen,  sich  für  voll- 
jährig erklärenden  Fürsten  Constantin  von  SalmSalm  ,  1783,  a.  Reusa  Staats- 
kamlcy,  III.  3o5.  VII.  110.  • 

g)  Beispiele:  in  dem  teutschen  Reich,  nach  Ableben  Ludwigs  des  Rindes,  u.a.m.; 
in  Holstein  und  Schleswig  i/po,  oben  1  , /;  in  Schweden  1719  u.  1743;  in 
Korwegen,  i8i4«  Man  s.  auch  Ludwigs  XV.  Edict  v.  1717,  betr.  das  Wahl- 
recht der  fran/ös.  Rci»  hsstäiulc ,  nach  Erlöschung  des  hönigl.  Mannslammes, 
in  RoussFf's  Supplement  zu.  IHMont's  corps  universel  et  diplomatique, 
T.  II.  P.  1.  p-  »65  —  In  Osstreich  kann  der  letzte  Staromerbe  über  das  Recht 
cur  Thronfolge  nach  Beliebon  verfügen.  —  In  Baiern  enthält  die,  Verfafs. 
Urk.  v.  1818,  Tit.  a,  die  11  Bieren  Bestimmungen. 


.    §.  248.  (is5.) 

Gemahlin  und  Witwe  des  Souverains. 

I)  Die  Gemahlin  des  Souverains,  obgleich  dessen  Staatshoheit, 
insbesondere  seiner  Gerichtbarkeit  untergeben  «),  und  zu  Thcilnahmo 
an  der  Staatsregierung  nicht  befugt,  führt,  in  der  Regel,  Prädicat, 
Titel  und  Wappen  ihres  Gemahls  *),  und  es  wird  ihrer  in  dem  ordent- 
lichen Kirchengebet  erwähnt.  Sie  geniefst,  im  Vcrha'ltnifs  zu  den 
Gemahlinnen  anderer  Souveraine,  den  Rang,  welcher  der  Würde 
ihres  Gemahls  angemessen  ist  «)i  und,  vermöge  der  IIofEtirjuettc,  den 
Vorrang  vor  den  Witwen  voriger  inländischen  Sotiveraine.  Es  werden 
ihr  bestimmte  Einkünfte  <0,  Und,  für  den  Fall  ihres  Witwenstandes, 
ein  Witwengehalt  0  ausgesetzt.  Meist  hat  sie  einen  eigenen  Hof- 
staat. Gewisse  Verbrechen  gegen  sie,  werden  bestraft  wie  Maje- 
stätTerbrechen,  oder  Felonie/).  DamenOrden  stiftet  oder 
ertheilt  sie,  nur  mit  Bewilligung  ihres  Gemahls.  Wegen  ihres  Ableberrs, 
findet  eine  bestimmte  öffentliche  Trauer  Statt.  II)  Die  Witwe 
des  Souverains,  behält  Wappen,  Prädicat  und  Titel,  auch  das  Recht 
einen  eigenen  Hofstaat  zu  haben. 

a)  Mosra's  Staatsr.  XX.  35o.  35/|.  355.  Augusta,  legibus  non  soluta.  Anders, 
Cur.  Schöne  in  dem  Bedenken  :  ob  eines  regierenden  Fürsten  oder  Landesherrn 
Gemahlin  ihres  Gemahls  Untcrlhanin  sey  ?  Leip*.  1733  und  1750.  4-  Die 
verschiedenen  Meinungen  der  Gelehrten,. s.  in  Mosfr's  Staatsr.  XX.  338—35».— 
Beispiele  von  Ehe-,  Untersuchung«-  und  ScheidungsProccssen  ,  in  L.  R. 
v.  Hhlleeid's  Beyträgen  r.um  Staatsr.  u.  der  Gesch.  v.  Sachsen,  Th.  I, 
Num.  1 ,  und  in  Schweitzer^  ölTentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach , 
I.  46.  —  Nationalpolizeiliche  Verhandlung  in  dem  Oberhause  des  brittischen 
Parlaments,  im  Sept.  bis  Nov  1810,  über  die  Frage:  ob  die  Rönigin  Caroline 
durch  ihre  Aufführung  sieb  unwürdig  gemacht  habe,  die  Ehre  des  Thrones 
mit  ihrem  Gemahl  zu  theilen? 

i )  Moser'»  Versuch  des  neuesten  europ.  Völkerrechts  in  Friedens  •  und  Rriegs- 
eeiten,  I,  3i6.  Mosers  Staatsr.  XX.  35«.  —  Hat  sie  höhere  Geburtwürde, 
als  ihr  Gemahl,  so  führt  sie  dieselbe  fort.  ttmJt*.  353.  —  Von  dem 
CemahJ  einer  Souverainin ,  s.  Moser'«  Völkerr.,  1.  3i/f.    G«etbbb's  Völkern 


« 

Digitized  by  Googl 


* 


und  das  Staatsoberhaupt.  325 

II.  483.  IX  Schwmt5m,  6.  resp.  J.  C.  Ubaxvs,  diät,  de  matrimonio  feminae 
impcrantis  cum  «ubdito.  Lips.  1686.  4«  J.  P-  I'altbkrhjs  diss.  I.  et  II.  de 
tnarito  reginae.  Grjph.  1707.  4.  J.  C.  W.  v.  Stech  von  d.  Gemahl  einer 
Königin.  Berlin.  1777.  8. 

c)  Moser's  Völkcrr.  a.  a.  O.  Elxttdsss.  Grundsätze  des  curop.  Völkcrr.  in 
Friedenszeiten,  166. 

d)  Moseb's  Staatsr.  XX.  3oo. 

#)  Pütteb's    Lit.  III.  7-».    Klc'bkr's  Lit.  §•   i55o.    MoseVs  Staatsr.  XXI. 
35  ff.  XXII.  1.  ff.    Ekmdest.  FamilienStaatsr.  IL  447,  6-1.    Weissk's  Staatsr. 
des  KönigV.  Sachsen,  Th.  1,  %.  4».    Baier.  Familicngcscta       6.  Aug.  1819 
Wirtfnbergisches  v.  8.  Juni  i8i8.    Vergl.  überhaupt  Bisisgeb  a.  a.  0.  §.  84t 
S.  »33  ff. 

f)  Moseb's  Staatsr.  XX .  354-  Klöbbb's  kl.  jurist.  BibL  XIX.  3io.  Ebenda*.  Lit. 
54»-  Fbvkbbacb's  pcinl.  Hecht,  %.  17a. 

§.   249.  ,186.) 

Xach(jebohrne.  Kinder.  Väterliche  Gewalt.  Emancipation.  Vormund- 
schaft.   Gerichtstand.  Stammhaupt, 

Die  nachgebohrnen,  successionsfahi^cn  Mitglieder  des  Regenten- 
hauses, stehen  unter  der  Staatshoheit  ^  namentlich  unter  der  Gericht- 
barheit  des  Souverains  «)i  und  seine  Kinder  ausserdem  noch  unter 
seiner  Täterlichen  Gewalt*);  in  welcher  Hinsicht  Emancipation 
Statt  findet        so  Bestellung  einer  Vormundschaft  <Ö.  Die 

Bestimmung  des  Titels  und  Wappens  der  Nachgebohrnen,  hangt, 
mi  der  Regel,  von  ihm  ab  0«  Ihr  Gerichtstand  wird  durch  die 
Laudosgesetze  bestimmt,  und  das  buudesverfassungsmäsigc  Recht  der 
Austrage  kommt,  da  es  sich  auf  Streitigheiten  der  Bundesglieder 
unter  sich  beschränkt,  ihnen  nicht  zu  /).  Dagegen  können  ihnen, 
nach  der  Hausverfassung,  für  bestimmte  Streitigkeiten,  FamilieirA.us- 
träge  gebühren.  Dem  Souverain,  als  Stamm-  oder  F  a  m  i  l  i  e  11  h  a  u  p  t, 
können,  nach  der  Hausverfassung,  über  die  Mitglieder  seines  Hauses 
noch  andere  Rechte,  insbesondere  das  Einwilligungsrecht  bei  ihren 
Vermählungen,  zustehen  f). 

a)  Vergl.  Moseb's  FamilienStaatsr.  II.  383.  74»  ff.  J-  F.  r.  Tböitsch  Abhandl. 
in  Sixbebbees  Beitr.  III.  301.   PStteb's  Lit.  III.  tu3.    Hlübeb's  Lit.  623. 

I)  Stbüv  jurispr.  hcroica,  V.  1—107.    v*  Kbüäak»  medit.  juris  prir.  prine. 

III.  1  —  208.  Mosfr's  Staatsr.  XXII.  i53. 4»9  Ebendcs*.  FamilienStaatsr.  II.  731. 
Ebcndess.  Grunds,  des  curop.  Völkcrr.  in  Friedenszeiten ,  166.  Sibbesse« 
Beitr.  III.  197.   Pütteb's  Lit.  III.  778. 

«)  Jo.  Ge.  Kulpis  de  adoptionihus  et  cmancipatkOnibtis  prineipum.  Argent.  1686, 
rec.  1741.  i>e  >nm>N  1.  c.  III  169.  Moseb's  FamilienStaatsr.  II.  779. 
v.  CRiMf  n's  we/far'lNehenst.  XXX\  III.  49.    Häufrlin's  Staatsarchiv  ,  XXXV.  3^9. 

d)  Pötteb's  Lit.  III.  —9.  Klüdkr's  Lit.  %.  i5S6.  de  Rtuvtss  1.  c.  HI.  «09. 
Weisse  s  Staatsr.  des  Königr.  Sachsen ,  Th.  I,  §  43.  Cräfl.  tippUcktr  Vergleich 
mit  den Laodständcn,  puncto  lutelac,  v«m3i-  März  1667,  in  IIaukblih's  Staats- 
archiv ,  III.  296,  u.  neuere  Vertrug«  von  1794  u.  »795  ebenda«.  I.  74  UI.  3o3 
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e)  Man  s.  Moser'«  t.  Staatsrecht,  Th.  XXII,  S.  433  —  45t>.  XVIII.  a5-.  43% 
XXIII.  178.  i>k  Nkumass  1.  c.  III.  397.  Daierische  Verfassungsurh.  v.  1818, 
Tit.  a,  %.  3,  FamilienStalut  t.  5.  Aug.  1819,  Tit.  a,  §.  1 ,  so  wie  das  Familien« 
gcsetz  v.  18.  Jan.  1816  u.  das  Hausgesetz  v.  1808,  S-  7  ff.  (Schcwcr's  Staatsr. 
des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  i36  f.  u.  aa6).  ffirtemberg.  Verfassnngsvertr. 
v.  1819,  \.  8  u.  19,  Hausgesetz  v.  1818«  so  wie  das  Hausgesetz  v.  1808,  Art. 
77  flf.  Budisclies  Haus-  u.  FamilicnStatut  t.  4.  Oct.  1817,  V  a  ,  u.  Ver- 
fassungsurh. t.  1818,  %.  4«  Kurhessisches  Haus-  und  Staatsgesetz  v.  4*  März 
1817.  V  6.  Grofehzgl.  Hessische  Verfassungsurk.  v.  i8ao,  Art.  5.  RlGbkr* 
Abhandlungen  etc.,  Bd.  I,  S.  3*4  f.  —  Von  einem  Verbot  stondesmüsiger 
Ehen  für  bestimmte  Kachgebohrne ,  oben  %.  »45. 

f)  Dafs  ihnen,  ausser  dem  Gerichtstand  vor  den  höchsten  Gerichten  des  Landes, 
auch  das  Vorrecht  der  Austrage  gebühre,  wie  zur  Zeit  der  t.  Reichsverfassung, 
behauptet  C-  S.  Zachariä,  in  Girsler's  etc-  Archiv  für  die  civilistische  Praxis, 
Bd.  I  (1818),  S.  96  — 104.  Dagegen  s.  man  das  wirtemb.  Votum,  in  d. 
Protoc.  der  B.  V.  v.  aa.  Mai  1817,  §.  198,  und  das  badische  ebendas.  §.  196.  In 
beiden  werden  die  Apanagirten ,  so  wie  die  « mittelbar  (?)  gewordenen  ehe- 
maligen Beichsstände  » ,  für  solche  erklärt,  die,  nach  den  durch  Auflösung 
des  teutseben  Reichs  entstandenen  Verhältnissen,  Utiterthanen  ihrer  Soutcraine 
sind.  So  auch  das  grofsherzogl.  hessische  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V. 
v.  1817,  %.  ai4«  Num.  2.  Die  Bundesverträge  bestimmen  die  Austräge  aus- 
drücklich nur  für  Bundesglieder  unter  sich  (§.  »7a  u  f.). 

g)  Vcrgl.  oben  %.  11 3. 

§.   2S0.  (187.) 
Apanage  der  Nachgebolimen. 

Den  Nachgebohrnen  wird,  zu  ihrem  Unterhalt,  eine  Apanage 
(Deputat,  Alimentengelder)  ausgesetzt«).  Dieselbe  besteht  bald  in 
einem  bestimmten  Jahrgcld,  oft  verbunden  mit  Naturalten  (apanagium 
proprium),  bald  in  dem  Besitz  und  Genufs  eines  Landesbezirks,  Ter- 
bnnden  mit  manchen  Hoheitrechten  unter  der  Oberhoheit  des  regie- 
renden Herrn  *)  (apanagium  improprium  s.  paragium).  Ein  apanagirter 
oder  paragirter  Vater,  vererbt,  in  der  Regel,  die  Apanage  auf  seine 
rechtmäsigen,  ihm  ebenbürtigen  Nachkommen.  Nach  deren  Abgang  fallt 
solche,  in  der  Regel,  an  den  regierenden  Herrn  zurück.  Bei  merk- 
licher bleibender  Vermehrung  des  Staatseinkommens ,  aus  Quellen  die 
zu  der  StaatsSuccession  gehören,  ist  Erhöhung  der  Apanage  billig  und 
recht  «)• 

a)  Pdttir's  Lit.  UT.  75o.  Kt.vbfr's  Lit.  %.  i534-  MosrVs  Staatsr.  XIV. 
1—499.  Ehendess,  FamilicnStaatsr.  I.  36o-  5u.  Baier.  Familieiigcsclz  v.  18. 
Jan.  1816,  u.  Familiengesetz  v.  5.  Aug.  1819.  Genaue  Bestimmungen  in  dem 
wirtemh.  Familicngesetz  v.  8.  Juni  i8a8-  Von  dem  Königr.  Sachsen  s.  Wussr 
a.  a.  O.  Th.  I,  %.  4i. 

6)  Joach.  Erdx.  Sckridt  pr.  de  paragio  a  freragio  et  apanagio  distineto.  Jen. 

1765.  4« 

c)  Kurlwssisches  Haus-  und  Staatsgesetz  v.  4-  März  1817,  V  11.  J.  St.  Püttibi 
comm.  de  augendo  apanagio ,  auetis  reditibus  primogenitt  regen  tis.  Jen.  1745. 
u.  m  dessen  Sylloge  commentat.  jus  priv.  prineipum  illustrant.  p.  49. 
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§.    251.  (188.) 

Residenz.   Hofstaat.    Ceremoniet.    Orden.    TUel   Wappen.  Majestät- 
Symbole.    Insignien  und  Kleinodien.  CivOListe. 

Von  dem  Willen  des  Souveräns  hängt  ab,  die  Wahl  seiner  Re- 
sidenz a),  die  Errichtung  und  Einrichtung  seines  Hofstaates  *)i 
nebst  Trabanten-,  Leib-  und  S  ch  1  ofsga  rde  O  oder  Militär- 
Hofstaat ,  die  Errichtung  neuer  Erzürnter  und  Erblandhof- 
ämter<0,  eigener  Ehrenorden  *)t  die  Bestimmung  des  Staats* 
und  H  o  f  C  e  r  emon  i  el  s  /*)  ,  des. Haus-  und  Staatstitels«?)  und 
Wappens*),  der  Ma jestatSymbole,  Staatslnsignien  und 
Kleinodien  *},  ^es  Krönungs-  und  FestOrnats,  auch  wohl 
der  Staatsheiligthümer  oder  Reliquien  ( lipsana  imperii)*  Die 
Festsetzung  einer  Civil  Liste,  auch  (Kosten  der)  Haushaltung  des 
Regenten  genannt,  das  heifst,  die  Bestimmung  des  Quantums  der  jähr- 
lichen Einnahme,  welche,  in  monarchischen  Staaten,  der  Regent,  als 
solcher,  für  seinen  und  der  Seinigen  Unterhalt,  mit  Inbegriff  des  Hof- 
staates ,  aus  der  Staatscasse  zu  beziehen  hat ,  ist  dem  Staatsoberhaupt 
dann  überlassen,  wenn  sie  nicht  schon  in  den  Staats-  oder  Familien- 
gesetzen  enthalten  ist ,  oder  der  Einwilligung  der  Landstände  bedarf  *). 

«)  Pötter's  Lit.  616.  Klüber's  Lit.  %.  1874  «•  ia9°-  Mos«*'«  persönl.  Staatsr. 
IL  7a.  81 .  EUndett.  Zusaue  ru  s.  neuen  t.  Staatsr.  II.  354.  —  Von  dem 
Burgfrieden  's.  Moser'»  Hofr.  II.  795.  Halt  aus  glossar.  b.  v.  C.  F.  "Walch 
Opusc  II.  n6.    Selchow  elem.  juris  germ.  priv.  %.  5a5.    Ejusd.  elcm.  juris 

-  pm.  princ.  §.  697.    Dans  Handb.  des  t.  Privatr.  II.  \.  197  f. 

6)  F.  C.  v.  Moser'»  teutsches  Hofrecht,  1  Theile.  Franlif.  i754.  i?55.  4-  J.  J. 
Mosrr's  persönl.  Staatsr.  IL  71.  —  Von  Pagen  oder  Edelknaben,  s.  Moser  s 
Hofr.  II.  190. 

c)  Moser'»  persönl.  Staatsr.  II.  87  ff. 

J)  Vergl.  unten,  in  dem  XIV.  Capitel. 

r)  Hievon  unten,  in  dem  angef.  Capitel. 

/)  Oben,  §.  n4i  und  unten,  in  dem  angef.  Capitel. 

g)  Oben,  %.  109  ff. 

• 

h)  Oben,  §.  11 3.  —  Von  dem  Majettätttitel  s.  F.  C.  t-  Moser'»  kleine  Schriften, 
VI.  1.  E.  K.  Wiklab d  über  die  Einführung  der  erblichen  Kaiserwürde  in 
Frankreich  (Berlin  i8o4>  8  ),  S.  139  ff.  v.  Marten»  Einl.  in  d.  europ. 
Völkerr.  \.  174,  n.  9. 

*)  Putter'»  Ltt.  III.  109.  Hlürer's  Lit  90a  ff.  Vergl.  Möller'»  bist.  Nach- 
richten von  den  Feierlichkeiten  in  alten  Zeiten  beim  Antritt  der  Regierung 
der  schwedischen  Könige.  Stralsund  177«.  fol. 

i)  Diese  Einwilligung  ist  nöthig  t  nach  der  wirtemb.  Verfas«.  ürk.  v.  1819, 
%.  104  —  106;  nach  der  Indischen  v.  1818,  §.  59;  nach  der  grofsh.  hessische» 
t»  1810.  $.  70.  Von  der  pmustschen  CmlListe,  s.  Vcrordn.  r.  17  Jan.  i8ao, 
betr.  das  Staatsschuldcnwescn ,  \.  3;  in  der  preuss.  Gesetzsamml.  r.  i8«o 
Num.  « ,  ö.  10.   Von  SachsenCohurg  s.  das  Gesets ,  die  landständische  Verfass. 
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betr.  1811 1  §•  71.  —  Von  der  Notwendigkeit  der  Einführung  einer  Civil  LisU 
in  t.  Bundesstaaten ,  von  der  Geschichte  u.  dem  Betrag  der  CivilLisJten  in 
tcutschen  u.  a.  Staaten,  s.  Ui.übfb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  483  —  5i8.  Con-. 
sideration  sur  la  liste  civile  j  par  Gbrgoike.  Paris  i83o.  8  —  Das  Verhältnis 
des  Betrags  der  Civil  Liste  7.11  der  gesäumten  Staatsainnahmc,  ist  sehr  ver- 
schieden in  den  teutschen  Staaten*  Von  constitutioncllen  hat  man  jetzt 
(i83o)  Beispiele,  dafs  solche  ungefähr  6%n,  7 '/% »  9/1  jener  Linnahme  beträgt. 
Von  der  gesummten  Staataeinnahme  kommt  jctr.t  (,i83o )  auf  die  CivilLule, 
ungefähr  in  Frankreich  der  n3Vi.  (bis  Aug.  iB3o.der  29.),  in  Preussen  der 
ao'/j.,  in  England  der  in  den  Niederlanden  der  3o0/,o.  Theil.  —  In  dem 
16.  Jahrhundert,  nannte  man  die  Civ  ilListe  den  fürstlichen  Staat.  J.  C.  Peistbr, 
Herzog  Christoph  au  Wirlemberg,  Th.  I  (Tüb.  1819-  8),  S.  »3». 

g.  232.  (I89.) 

Verbindlichkeit  des  Souverains  aus  Handlumjen  seiner  V erfahren. 

Der  ewige  Staat  spricht  durch  jeden  Regenten  (§.  3).  Seine  Ver- 
pflichtungen, wie  seine  Hechte,  werden  nicht  geschwächt  und  nicht 
Ternichtet,  durch  hlossen  Wechsel  in  der  physischen  oder  moralischen 
Person  des  regierenden  Subjectcs.  Defswegen  ist  jeder  Regent  ver- 
bunden «),  dieStaatsha  tidlungcn  seiner  R  egi  erung  s  v  o  rfahren, 
das  hciFst,  sowohl  Staats-  als  auch  privatrechtliche  Handlungen,  welche 
diese  in  ihrer  Staats-  oder  Regenteneigcrischaft  (von  ihrer  Staatsseite) 
unternommen  hatten,  und  die  rechtlichen  Folgen  derselben,  anzuer- 
kennen, so  fern  dieselben  unwiderruflich,  ohne  Ueberschreitung  der 
verf assungsmäsigeii  Befugnifs,  unternommen  wurden  *).  Jede  andere 
Handlung  des  Staatsvori'ahrs  ,  ist  als  P  ri  v a  t  h  a  n  d  lu  n g  anzusehen, 
wefshalb  der  Staat  nur  aus  dem  Grunde  nützlicher  Verwendung  c),  der 
Staatsfolgcr  nur  als  Privatmann ,  aus  besondern  Gründen,  zu  Leistung 
oder  Entschädigung  verpflichtet  seyn  bann  <f).  Nach  denselben  Grund- 
sätzen sind  Anwartschaften  zu  beurtheilen  0« 

«)  «*Efipi'o»t ,  id  est,  per  interpositam  civitafem».  Grotids  de  J.  B.  II.  14.  11. 
Civilas  nun  moritur.  «  Princeps  non  tarn  proprio  quam  reipublicae,  qua* 
perpetua  est,  nomine  contraxisse  intclligitur».  Pet.  Gudkxixus  de  jura  pacis 
(Lovan.  i6ao.  /|.),  p.  63.  Regentenwechsel  ist  kein  Begicrungswecbsel. — 
Der  Begcnt  und  seine  Begierungsrorfahren  sind ,  in  rechtlicher  Hinsicht  *  ab 
eine  Person  zn  betrachten,  als  jsu  Fortführung  desselben  Geschäftes  bevoll- 
mächtigte Suhjecte  V).  Pnter  jedem  Begcnten,  ist  die  Staatsgewalt 
an  ihre  eigenen  Handlungen  gebunden.  Nicht  sie  ,  nur  die  Person  des 
Begcnten,  ist  dem  Wechsel  unterworfen.  «Jus  populi  non  deficit,  nisi 
deHeia t  ipsc  populus.  Eadem  utique  respublica  est,  quamvis  nunc  hoc  nun© 
alio  modo,  regatur:  alioquin  dicercs,  rempublicam  in  statu,  quo  nunc  est, 
exsolutam  videri  pacti«  et  debitis  in  alio  statu  contractis».  Gnoriqs  K  c.  II. 
9.  3.  Btsrfrsmoek  quaest.  juris  publ.,  üb.  II.  c.  aß.  §.  1.,  in  Ejus  Operib. 
omnib.    (Culoniac  Allobmg.  1-61.  Fol.),  p.  ibj. 

•)  Holsscbvbea's  DoductionsBiblioibek ,  IV.  2061.  Hiüber's  Lit.  §.  i543.  Mtlbb 
as  Ebbeneach  nomologia  ordinum  imperaliuin ,  c.  X>  p.  354-  sqq.  v.  Göbel's 
Abhandl.  aus  d.  Staatsr.  St.  III,  Cap.  1,  71—95.  Cap.  IL  dk  Craxzb 
Opuac.  IV.  386.    v.  Cbabkb's  Xcbcnst.  CXVI.  507.    Moses'*  pertöal.  Staatsr. 
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II.  110.  an.  Ebenden*  v.  d.  Reichsstande  Landen ,  ai4*  Houxrfoljs.  285. 
499.  Hobe  de  pecunia  mutuat.  tuto  colloc.  $.36.  Reoss  Dcduct.  u.  Urk.  Samml. 
IV.  «63.  Püttbe  prim.  lin.  juris  priv.  princ.  64.  v.  Zwieeleik's  Nebenst.  I. 
61—  8».  Haberli>'s  Repcrtor.  des  t.  Staats*  u.  Lcbnr.,  Art.  Nachfolge,  §.  19, 
Th.  III,  S.  600.  J.  N.  Rischoff  orat.  de  aere  prineipum  alieno.  Heimst.  i7<>4-  8* 
(Matth.  Hofham« 's)  Versuch  :  in  wie  weit  ist  der  Succcssor  singularis  ex 
pacto  et  providentia  majorum,  eu  Anerkennung  der  Verträge  und  Handlungen 
des  Vorfahrers  verpflichtet?  1797.  8.  C.  C.  A.  H.  v.  Hajeptz  Erörterung  der 
Verbindlichkeit  des  weltlichen  Reichsfürsten  aus  den  Handlungen  seiner 
Vorfahren.  Ncustrelitz  1800.  8.  K.  T.  Wkdkrisd  ,  können  die  teutschen  Stamm- 
gutsgrundsät/.e  einen  Rcgicrungsnachfolger  befreien ,  die  Regentenhandlun- 
gen seines  Vorfahrers  zu  vertreten,  mitbin  die  erweislichen  u.  redlichen 
Schulden  desselben  zu  bezahlen  ?  Frankf.  1802.  8.  Wie  sind  deutsche  Rcichs- 
fürsten  verbunden,  die  Handlungen  ihrer  Regierungsvorfahren  eu  vertreten? 
Frankf.  u.  Leip«.  180I  8.  W.  J.  Reue's  Erörterung ,  in  wie  fern  ist  der  Regent 
eines  Staates  an  die  Handlungen  seines  Rcgicrungsvorfahrers  gebunden?  u.  s.w. 
Bamb.  1818.  8.  W.  H.  Frhrn.  r.  Ebers  Versuch  über  die  Verbindlichkeit  der 
Handlungen  eines  Regenten  für  seinen  Regierungsnachfolger.  Landshut  1819.  8.— 
Namentlich  gilt  Obiges  von  der  Verpflichtung  zu  Bezahlung  der  unter  früheren 
Regenten  rechtmäsig  Contrahirten  Staatsschulden.  Ghotius  1.  c.  II.  14.  %.  10 — 11. 
Wkrkhvh  1».  V.  obs.  161.  Mosrn's  Staatsrecht,  Th.  o3 ,  Cap.  129.  Rüsdp's 
t.  Privatr.  %.  69*.  v.  Ramptz  a.  a.  O.  §.  3a  u.  61  ,  Num.  1  j  $.  6a,  73,  74  u.  80. 
So  auch  das  ehemalige  Rcicbskammergcricht.  HXberum's  Staatsarchiv,  Heft 
IX,  Num.  1.  —  Von  RraunschwcigLüneburg ,  P.  C.  Ribbestbop's  Bej  träge 
zur  Vcrfafs.  des  Hzgth.  Rrauosrhw.Lür.eb.  wolfenbütt.  Antheils,  I.  Beitrag, 
(1787),  S.  i/,3.  —  Von  der  Gültigkeit  der  Regierungshandtungen  eines  von 
mehreren  RcgicmngsCompctenten ,  während  seines  Landesbesitzes,  s.  Wkstphai;» 
teutaches  Staatsrecht,  Abb.  1. 

e)  v.  Crarfr's  Nebenst.  XV.  9!}.     Mvler  ab  Ehrekbacb  nomologia,  c.  10.  %.  3. 
Pütteb's  Rechtsf.  Bd.  II,  Th.  I,  Resp.  219.   v.  Raxptz  a.  a.  O.  \.  io3.  104. 

d)  v.  Hamftz  a.  a.  O.  %.  99  fT.  S.  »90. 

e)  Dcduction  in  S'.  v.  Dittfurth  c.  HessenCasscl ,  in  Reuss  Dcduct.  u.  Urk. 
Samml.  I,  369.  Loshakt'*  Anleit.  zu  Abfass.  der  Schriften  am  RKammcrg. 
179.  Strcbfk,  Th.  I,  Red.  n5.  Rvsdk's  Bcitr.  II.  Num.  4  u.  5.  G.L.  Böhmer'* 
Rechtsf.  II.  137.  G.  L.  Böhmer  diss.  de  obligatione  sucecssoris  ex  eipcctativa 
fcudali  ankecessoris.  Gött.  1749«  u*  *>n  dessen  Electis  juris  feud. ,  T.  II.  n.  VL 
(Caspar  Fried-  v.  Hofxasn)  Von  der  Verbindlichkeit  des  Landes-  und  Lehn« 
Nachfolgers  an  die  vom  Vorfahren  ertheilte  Anwartschaft  und  EvcntualBe- 
lehnung  1778.  fol.  Nachtrag  u.  s.  w.  1798-  fol.  Allgcm.  deutsche  Biblioth., 
Bd.  37,  St.  a,  S.  373.  Dawider  s.  v.  Zwiebiei>'s  Nebenst.  I.  Num.  a  u.  4- 
YVestphal's  Lehnr.  ia5. 

m 

« 

§.    253.  (Neu.) 

Und  tu  den  Regierungshandtungen  des  Zwisclumturrschcrs ,  während 
einer  feindlic/ten  Inhabung  des  Landes. 

War  nach  feindlicher  Eroberung  eines  Landes  und  für  dasselbe 
tbatsüchlich  eingetretenem  Fliedensstand,  bis  zu  der  Rückkehr  des 
rechtmäsigen  Hegenten,  eine  von  diesem  völkerrechtlich  nicht  aner- 
kannte ,  noch  (weil  die  blosse  Thatsache  der  Eroberung  einen  Rechts- 
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titel  zu  geben  nicht  vermag)  anzuerkennende  förmliche  Zwischen- 
regicrung  des  Eroberers  oder  seines  Nachfolgers  eingetreten,  welche 
die  Natur  einer  factischen  oder  QuasiRegiertingsnachfolgc,  also  nicht 

I  diejenige  einer  blofs  militärischen  Inhabung,  hat;  so  sind  die  Regie- 
rangshandlungen des  Zwischenherrschers  von  dem  zurück- 
gekehrten rechtmäsigen  Regenten  nur  so  weit  anzuerkennen,  als  ihre 
Gültigkeit  auf  Rechtsgrfmden  beruht,  deren  Verpflichtungsgrund  sich 

;bei  jedem  Nachfolger  in  der  Staatsregierung  findet  <*).  So  weit  aber 
darum ,  weil  während  des  factisch  eingetretenen  Friedensstandes ,  in 
dem  Lande  weder  der  Staatsverein  und  die  Staat&regicrung ,  noch  die 
Herrschaft  des  Privatrechtes  aufgehört  hatte.  Bei  der  unvermeidlichen 
Trennung  von  ihaem  rechtmäsigen  Regenten,  war  die  Gesammtheit  der 
Staatsbürger  in  die  Notwendigkeit  gesetzt,  den  Staats  verein  mit  dem 
Eroberer  oder  seinem  Nachfolger  fortzusetzen,  unbeschadet  der  gegen 
beide  fortdauernden  Ansprüche  jenes  Regenten  auf  den  Rücktritt  in 
die  Ausübung  seiner  Staatsbefugnisse.  Wegen  jener  (seda  plena  im- 
pedita)  nothwendigen  und  wirklichen  Fortdauer  des  Staatsvereins,  ist 
der  an  der  Staatsregierung  verhindert  gewesene  Regent,  in  Hinsicht 
auf  Regierungshandlungeu  der  Zwischenzeit,  Staats-  und  privatrechtlich 
als  Nachfolger  der  in  dieser  Zeit  bestandenen  Zwischenberrschaft 
oder  ausserordentlichen  Staatsregierung  zu  betrachten 

k 

* 

a)  Diese  schwierige  Rechtsfrage  ist,  in  ihrem  ganzen  Umfang  betrachtet,  ver- 
mischter Natur.  Es  kommen  völkerrechtliche,  staatsrechtliche,  privatrechtlichc 
Verhältnisse  in  Erwägung.  Sie  settt  voraus,  dafs  der  förmliche  Hricgsstand, 
•zwischen  dem  Eroberer  oder  seinem  Nachfolger  und  dem  rechtmäsigen  Re- 
genten, aufgebort  habe,  dafs  folglich  für  das  eroberte  Land  ein  Friedensstand 
factisch ,  und  mit  ihm  eine  Zwischenregierung  eingetreten  sey.  Dieser  Fall  ist 
wesentlich  verschieden  von  demjenigen ,  wo  der  förmliche  Kriegsstand  nicht 
aufgehört  hat«  also  blofs  militärische  Inhabung  des  Landes,  und  in  demselben 
keine  förmliche  Zwischenregierung  des  Eroberers  oder  seines  Nachfolgers  be- 
standen hat;  wovon  in  meinem  Droit  des  gern  moderne  de  FEurope,  \.  s55 
et  «56.  —  Die  in  diesem  und  dem  folgenden  §.  in  Beziehung  genommenen 
Rechtsfragen,  kamen  in  der  neuesten  Zeit  vielfältig  zur  Erörterung,  bei 
Gelegenheit  der  Staatsveränderungen,  welche  Napoleons  Eroberungen  und 
sein  Fall  cur  Folge  hatten;  in  den  hannoverischen  und  kurbessiseben  Staaten, 
in  den  Herzogthümern  Braunscbweig  und  (nun  Grofsberzogthum)  Oldenburg, 
in  den  Königreichen  Frankreich,  Spanien,  Sardinien,  Neapel,  in  dem  Kirchen- 
staat u.  a.  —  In  den  Angelegenheiten  des  im  J.  1814  aufgclöseten  Königreichs 
Westpbalcn,  gingen  Hannover,  Kurhessen  und  Braunscbweig  von  der  Be- 
hauptung aus ,  der  König  von  Westphalen  sey  während  seiner  sechsjährigen 
Zwischenregierung  legitimer  König,  mit  völkerrechtlichem  Titel,  nur  über 
den  Tbcil  des  Königreichs  gewesen ,  welcher  von  Preussen  durch  den  tilsiter 
Frieden  von  1807  an  Napoleon,  und  von  diesem  an  ihn  abgetreten  worden  sey. 
Die  Rcciamationen  wider  die  drei  genannten  Regierungen  gaben  Anlafs  zu 
Verbandlungen  in  der  Bundesversammlung,  in  den  Protocollen  von  1817  bis 
i8s8,  (oben  §.  169,  e),  besonders  in  der  Sitzung  v.  5.  Juni  i8i3,  in  den  Proto- 
kollen der  B.  V.,  Bd.  XV,  S.  »34;  dann  das  Votum  von  Oldenburg  etc.,  in  d. 
Protoc.  v.  4«  Dcc.  i8»3,  \.  164 ;  auch  in  den  MinisterialConferenf.cn,  welche 
der  wiener  Sehl ufs  Acte  von  i8jo  veraasgingen,  in  den  Protocollen  vom  11.  Febr. 
und  s3.  Mai  1810. 
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s)  Die  in  diesem  und  dem  folgenden  %.  dargestellten  Grundsätze,  sind  jene  des 
Verfassers.  Abweichende  Meinungen  sind  angezeigt  in  seinem  angef.  Droit  des 
gens,  \.  268  et  259.  —  So  auch  die  hieber  gehörende  Literatur ,  welcher 
folgende  Schriften,  meist  neuere,  beizufügen  sind.  Lauterbach  colleg.  theor. 
pract.  Pandectar.  lib.  40.  tit.  i5.  %.  5.  Westfhai's  tcutsches  Staatsrecht  Ab- 
handl-.  I,  r  9.  Da  Mabtess  precis  du  droit  des  gent  (3*  edit.),  §.  282. 
Erörterung  der  Fragen:  bat  der  Kurf,  ron  Heesen  ....  Anspruch  an  eine 
völlige  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand?  u.  s.  w.  Altona  1817.  4.  B. 
YV.  Pfeiffer  ,  in  wie  fern  sind  Regierungshandlungen  eines  Zwischen« 
herrsebers  für  den  rechtmäs.  Regenten  verbindlich  ?  181&  8.  Ueber  die  Auf- 
rechthaltung der  Verfügungen  des  Jeröme  Bonaparte  in  Kurhessen.  1819.  8. 
L.  Sckavxabit,  die  rechtl.  Verhaltnisse  des  legitimen  Fürsten,  des  Usurpators 
u.  des  unterjochten  Volks.  Cassel  1820.  8.  F.  F.  Sticrel's  Beitrag  zu  der 
Lehre  von  der  Gewährleistung  u.  der  Rechtsbeständigkeit  der  Handlungen  eines 
Zwischenherrschers.  Giessen  i8»5.  8.—  Von  der  Frage  betr.  die  Veräuaserungen 
von  Staat* Domänen,  handeln  insbesondere:  Ritteb's  Deukschrift  u.  s.  w. ,  in 
den  Nachtragl.  Actcnstucken  zu  den  teutschen  BundesverbandluDgen,  Bd.  DI 
(Frankf.  1817. 4^«  S.  220.  SncHELa.a. O.  Abhandlungen,  indem  OppositionsBlatt, 
1818,  Num.  249  bis  25i  j  in  Ludet* 's  Nemesis,  Bd.  VIII,  St.  2,  Num.  8;  Bd.  X,  St  2, 
Num.  1.  Hartlebems  Justiz- Kamerai- u.  PolizeiFama,  1817 ,  Num.  171  u.  £.4 
1818,  Num.  176  bis  179.  Böbne's  Wage,  1818,  Heft.  3.  —  Für  die  Frage  ron 
veräussserten  oder  eingezogenen  Staat t. -JcticcapitaUn :  B.  "W.  Pfeiffer,  das  Recht 
der  Kriegseroberung  in  Beziehung  auf  Sraatscapitalien.  Cassel  1823.  8.  J.  G.  K., 
können  die  vormal.  Schuldner  der  früherhin  kurhessischen,  demnächst  ron 
Frankreich  eroberten  Kapitalien  sich  auf  erlittenen  Zwang  berufen,  wenn  sie 
dem  anerkannten  Eroberer  derselben  die  Schuld  getilgt  haben?  gegen  Pfeiffer. 
1824.  8.  Abhandlung,  in  der  Kamcral-  und  PolizeiFama  ,  (Stuttg.)  i83ot 
Num.  1  u.  2.  —  Richtersprucbe  :  bei  Stichel  u.  Pfeiefbb  a.  a.  O. ;  in  v. 
Bötow's  Abhandlungen  über  einzelne  Materien  des  röm.  bürgert.  Rechts, 
Bd.  I,  S.  1 ;  Bd.  II,  S.  7J  m  dem  Anhang  zu  dem  (bamburger)  Polit.  Journal, 
Juni  1820. 

§.   254.  (Neu.) 
Fortsetzung. 

Rechtsgültig  auch  für  den  zurückgekehrten  rechtmäßigen  Regenten 
o^er  seinen  Nachfolger,  ist  daher  eine  Regierungshandlung  des  Zwi- 
schenherrschers :  1)  wenn  jener  derselben,  auf  irgend  eine  Art,  ge- 
nehmigend beigetreten  ist,  namentlich  durch  Anerkennung  der 
Zwischenregierung  in  einem  Torausgegangenen  oder  spateren  Friedens- 
schlufs;  a)  wenn  die  Handlung  den  Grundsätzen  der  Tor  der  Eroberung 
rechtmäsig  bestandenen  Staatsverfassung  und  Staatsverwal- 
tung gemäTs  «),  oder  3)  ohne  durch  diese  Grundsätze  bestimmt  zu 
seyn,  aber  auch  ohne  die  Grenzen  der  Staatsgewalt  zu  überschreiten, 
nach  der  gleichzeitigen  Lage  der  Dinge  für  nothwendig  oder  in 
hohem  Grad  nützlich  zu  achten  war;  4)  wenn  der  Eroberer  oder 
sein  Nachfolger  der  in  der  Eigenschaft  eines  Zwischenherrschers  ihm 
zustehenden  Gewalt  sich  bedient  hat,  um  ein  Individuum,  gleichviel 
ob  Unterthan  desselben  Staates  oder  nicht,  zu  Bezahlung  einer  dem 
Staat  gehörenden  Schuldforderung,  oder  zu  irgend  einer  andern  Lei- 
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stung,  namentlich  zu  Uebernehmung  einer  Vertragpflicht,  eu  nothi- 
gcn  *).  In  solchem  Fall  ist  anzunehmen ,  dafs  die  Leistung  dem  Staat 
zum  Vortheil  gereicht  habe.  In  solcher  Hinsicht  eingegangene  Stipu- 
lationen, ist  der  zurückgekehrte  rechtmasige  Sourcrain  nur  nach  er- 
folgter Entschädigung  des  Contrahcnten  oder  dessen  Rechtsnachfolgers 
aufzuheben  befugt,  indem  er  z.  B.  den  Gegenstand  bei  demselben 
vollständig  und  gänzlich  einloset ,  wcfshalb  ihm  jedoch  der  Regrefs 
wider  den  Usurpator  vorbehalten  Bleibt.  Auch  5)  wenn  der  dem 
Zwischenherrscher  gegebene  Werth  oder  Tauschgegenstand  zum 
Vortheil  des  Staates  verwendet  worden  ist  (versio  in  rem).  — 
Bat  der  Erwerber  auf  wahre  Verbesserung  der  von  ihm  zurück 
zu  gebenden  Sachen  Kosten  gewendet,  so  kann  er  dafür  Vergütung 
fordern  c). 

a)  «Quae  illa  pars  quae  restituitur  faecre  praestareque  ipsamet  jure  debuisset, 
sive  cx  contractu  sire  ex  quacunque  alia  oaussa*.  Pr.x.  Guoiliris  de  jure  pacis 
(Lovan.  16*0.  4  )»  p-  4*>  v-  Bfc'tow's  Abhandlungen  über  einzelne  Materien 
des  rom.  bürgcrl  Rechts,  Th.  II,  S.  »• 

l)  Kicht  begriffen  unter  dem  hier  aufgestellten  Grundsatz,  sind  die  ohne  Zwang 
erfolgten  Leistungen  oder  eingegangenen  Rechtsgeschäfte. 

c)  «Petitor  ex  aliena  jactura  lucrum  faecre  non  debet».  Paüiv«  in  L.  38.  D.  de 
he  red.  petit. 

§.    2S5.  (190.) 
Dauer  des  Verhältnisses  umsehen  Souvefain  und  Folk. 

1)  Vermöge  des  UntcrwcrfungsVertrags  behält  das  Volk,  der  In- 
begriff der  Staatsbürger,  ausserhalb  des  Staatszweckes  seine  Selbst- 
ständigkeit; und  der  Regent  hat  die  Oberherrschaft,  nur  unter  der 
Bedingung  pflichtmäsiger  Wahl  der  rMittel  zu  Erreichung  jenes 
Zweckes.  Es  kann  also  i  )  das  Volk  von  dem  Regenten  als  blofscs 
Mittel  für  andere  Zwecke  —  Despotismus,  Sultanismus,  Macchiavcllis- 
mus  sind  unvereinbar  mit  der  sittlichen  Würde  des  Menschen  und 
mit  der  vollkommenen  Pflicht  des  Regenten  —  nicht  behandelt  wer- 
den, daher,  im  Gegenfall,  das  Recht  der  Gegenwehr  oder  des  ge- 
waltsamen Widerstandes  gegen  Willkührherrschaft,  jus  resistendi, 
principe  de  la  resistance  au  pouvoir  *) ;  und  2)  das  Recht  zu  der  Ober- 
herrschaft kann,  ohne  gehörige  Anwendung  der  Mittel  zu  dem  Staats- 
zweck ,  nicht  bestehen.  So  oft  das  regierende  Subject  anders  als  dem 
Staatszweck  gemäfs  denkt  oder  handelt,  so  oft  es  Willkührherrschaft 
sich  erlaubt,  thut  es  solches  als  Mensch,  nicht  als  Regent,  und  es 
steht  ihm  der  UnterwerfungsVertrag  entgegen  c)y  -welcher  beiden 
Theilen  Zwangpflichten  auflegt;  seine  Macht  ist  dann  nicht  auf  Recht, 
sondern  blofs  auf  Stärke  gegründet.  Unter  allen  Umstanden,  ist 
die  Erhaltung  des  Staates  und  der  öffentlichen  Ordnung,  ein  Recht 
und  eine  Pflicht,  welchen,  bei  dem  Regierenden  nicht  weniger  als  den 
Regierten,  alle  andern  weichen  müssen  *)i  .wcfshalb  ztweilen  positive 
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Vorbauungemittel  gegen  solche  PflichtYerletsung  festgesetzt  wurden 
Aber  willkahrlichc  Widcrsctzung  des  Volkes  gegen  Verfügungen  des 
Staatsoberhauptes,  Empörung  gegen  rcchtgemäse  Oberherrschaft,  ge- 
setzlose Abgabenspcrre,  Märe  -widerrechtlich';  noch  mehr  willliührliche 
RegierungsEntseteung  desRegentan /)  (ThronRcvolution),  von  Seite  des 
Volkes,  einer  Partei  desselben,  oder  eines  Dritten,  überhaupt  wülkührlichc 
gewaltsame  Umstürzung  der  rechtlich  bestehenden  Staatsordnung  (Staats* 
Revolution).  Selbst  im  rechtmäßigen  Fall,  ist  Reformation  einer  Rcvolu-  \ 
tion  vorzuziehen,  und  die  Heiligkeit  oder  Unverletzbarkeit  der  Person  des 
Regenten  (§.  439),  zu  unterscheiden  von  der  Widerrechtlichkeit  seiner 
Handlung  gr) ;  so  auch  in  erblich  monarchischen  Staaten,  das  persönliche 
Recht  des  Regenten,  und  das  Recht  seiner  Familie,  zur  Regierung. 

a)  Die  von  Maccriavelli  (II  Principe,  i5i5-)  vorgetragenen  Grundsätze,  wider- 
legte ein  königlicher  Schriftsteller.  Examen  du  Prince  de  Macchiavcl.  edit.  3. 
a  la  Haje  i~4u  8.  Was  Friedrich  II.  sogar  nach  4»  Jähriger  Regierung  hierüber 
noch  schrieb,  findet  man  in  s.  Unterlassenen  Werken,  Th.  VI,  S.  63.  Lcs 
conieils  du  tröne,  donnes  par  Fridcric  •  lc  -  Grand  aux  rois  et  aux  peuples  de 
TEuropej  publies  par  M.  Auguis.  Paris  i8*3.  8. 

*)  Einst  war  die  Frage  ron  der  Rechtmäßigkeit  des  Widerstandes  gegen  Tyrannei, 
eine  theologisch  -  exegetische  Controvers.  A.  L.  Schlözer's  Staatsgclahrthcit, 
I,  3i  ff.  J.  L.  F.  Miistfr's  Lehrb.  des  Naturrechts  (  1809.  8.),  %.  6i3.  Scheide« 
xastbl's  Staatsr.  nach  d.  Vermin A  etc. ,  Th-  III,  S.  364.  ff.  Vcrgl.  oben,  §.  4« 
Note  b.  —  Ueber  die  schwierige  Frage  von  dem  jure  resittendt>  macht  Huxk 
(History  of  England,  ch.  XL  VI.  4-  *)  die  Bemerkung:  «And  so  difficult  is  to 
«xplain  tkat  point,  that,  tho  this  day ,  whatever  libertics  may  bc  used  by  private 
inquirers,  the  laws  have,  very  prudently,  thought  proper  to  nfaintain  a  total 
silence  with  regard  to  it ».  Doch  fehlt  es  jctr.t  nicht  an  Beispielen  von  urkund- 
lichem Vorbehalt  dieses  Rechtes,  Man  s.  Not  er,  auch  den  unten  angef.  IIallf.b, 
und  die  oben  5  c)  angef.  Jabob  u.  Fkcfbbach.  Immer  bleibt  es  im  concreten 
Fall  eine  zarte  Frage:  wann  die  Pflicht  des  Gehorsams  aufhöre,  und  das  Recht 
des  Widerstandes  anfange? 

e)  Vergl-  oben  %.  5,  Note  c  u.  die  %.  76,  c ,  angef.  Manifeste  t.  i55a  u.  1610. 
Steph.  Jun.  Bbüti  (Lakgvkt)  vindiciae  contra  tyrannos.  Soloduri  1977.  u.  die 
in  mehreren  Ausgaben  beigefügte  Abh.  de  jure  magistratuum  in  subditos. 
(Vergl.  Schlözer'*  Staatsgelahrtheit,  I.  84-)  Reo.  Wcdrhino  diss.  de  obligntiono 
civium  erga  prineipem  tyrannum.  Gött.  1748.  Joa.  Bkbj.  Erhabd  über  das 
Recht  des  Volks  zu  einer  Revolution.  Jena  1795.  8.  Gnoiros  de  J.  B.  et  P. 
lib.  n.  c-  5.  Schrokdfr  elem.  juris  nat.  %.  1016.  sqq.  Gros  Naturrecht,  %.  335. 
Algernon  Stdret's  discourses  concerhing  government  (  Lond.  1698.  4.),  P.II, 
cb.  33.  P.  III,  cb.  1  u.  3,  und  der  Uebcrsetzer,  C.  D. *Ebhabd  (  Leipz.  1793 ), 
in  d.  Einl. ,  S.  56.  K.  G.  Gübthfrs  europ.  Völkern  II.  436.  Vattrl  droit  des 
gens,  liv.  II,  eh.  4.  %.  5i ,  et  ch.  17  ,  %.  100  et  suiv.  (J.  Cm.  Wm,  v.  Stkcr  ) 
Von  Absetzung  eines  röm.  Kaisers.  17^9.  4-  Honxxt.  rhaps.  obs.  636.  Suarkz 
Aphorismen  etc.  j  in  den  Materialien  zu  der  wissensch.  Erklär,  der  neuesten 
nllgem.  preuss.  Landesgesetze  ,  Heft  4  >  S.  16.  Mosfr's  Stftatsr.  VII.  71. 
HrfBCRVLit.  731.  Memoire  adresse  au  Roi  cn  juillet  1814,  par  M.  Carbot. 
Part»  i8i5.  a  Teutseh,  in  Ludrn's  Nemesis,  Bd.  Itl ,  Heft  5,  u.  daraus 
besonders  abgedruckt,  Weimar  i8i5.  Hermes,  Jahrg.  i8s3.  Heft  4«  S.  94  ff* 
Ueber  i'as  Cassenrecht  der  wirtemberg.  Landstände  (Frankf.  1816.8.),  37  ff. 
M.  C.  F.  W.  Gravrll,  der  Staatsbeamte  als  Schriftsteller  (  Stuttg.  i8so.  8.), 
S.  9  f.  ss,  5o,  58,  61.  Da  Lolxb  Constitution  de  l'Angleterre,  liv.  III,  ch.  ijj. 
L.  t.  Dresch  öffentl.  Recht  des  t.  Bandes,  %.  6.    Allgem.  t  RealEncyclopädi« 
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( ConversationsLexicon ) ,  voc.  Aufruhr.  Gabil*  de  la  contre-revolution  en 
France  (Paris  i8a3.  8.),  p.  106  et  suiv.  K.  S.  Zacbabia's  vierzig  Bücher  vom 
Staate,  Bd.  II  (18*40),  S.  448  ff«  Selbst  C.  L.  v.  Hallbb,  in  der  Restauration  der 
Staatswissenschaften,  Th.II.S.  4a8ff.,  erklärt  sich  für  das  Bccht  zum  Widerstand. 

d)  Die  Staatengeschichte,  ältere  und  neuere,  bewahrt  Falle,  wo  diese  Grundsätze 
angerufen  wurden.  Beispiele  aus  der  neuern  Zeit,  in  C.  D.  Voss  Zeiten,  1811, 
Jan.j  1814,  April.  S.  116  ff.,  Mai,  S.  089  ff.,  Juli,  S.  55  ff.  —  Von  der 
Absetzung  Philipps  II.  in  den  Niederlanden  i58i  ,  s.  Ulb.  Hcbkb  de  jure 
civitatis,  Hb.  I.  Sect.  3.  c.  5.  §.  63  —  65.  p.  88  edit.  Thomisu.  Adb.  Kluit  orat. 
inaug.  de  jure  abdicandi  Begem  Philippum.  Lugd.  Bat.  1779.  Ebendess.  historiae 
federum  Belgii  federati  primae  lineae ,  P.  I.  p.  35.  sq.  Abcillox,  tableau  des 
revolulions  du  Systeme  polit.  de  l'Europe ,  T.  It  ( Paris  i8i3 ) ,  p.  34*.  — 
Englische  ParlamentActc  v.  i3.  Febr.  1689,  bei  der  Thronentsetzung  Jacobs  II; 
in  v.  Mabtes's  Samml.  der  vornehmsten  europ.  Staaten,  Th.  I,  S.  8{o,  u.  in 
der  Collection  des  conatitutions  etc.,  von  DurAU,  Duvebgieb  et  Gaudet  (Paris 
i8«i  ),  T.  1.  —  Die  oben  {%.  -6,  c)  angef.  reichsständischen  Manifeste  wider 
Kaiser  Karl  f.  v.  i55».  —  Der  ebeudas.  angef.  BeschwerdeLibell  der  dänischen 
Beichsstände  wider  König  Christian  II.  den  Bösen,  v.  i5i3.  —  Thron  ent- 
setzung  u.  Thronentsagung  des  K.  Gustav  1P.  Adolph  von  Schweden  ,  1809. 
Geschichte  der  schwedischen  Revolution  u.  s.  w.  Kiel  1811.8.  Voss  Zeiten, 
Bd.  XIX  u.  XX.  Koch  et  Scboell  hist.  abre'gee  des  traites,  T.  XIV,  p.  ?o3* 
Die  Entsagungsurhunde,  in  Martens  recueil,  Supplem.  V.  170.  —  In  Frankreich 
ward ,  am  7.  Aug  i83o ,  wegen  CarVs  X%  Verletzung  der  Verfassungsurhunde, 
von  den  beiden  Kammern  der  Thron  factisch  und  von  Behtswegen  für  erledigt 
erklärt,  nachdem  Carl,  für  sich  und  seinen  Sohn  den  Dauphin ,  doch  nur  su 
Gunsten  seines  Enkels,  des  Herzogs  von  Bordeaux,  abdicirt  hatte.  Zugleich 
ward  der  Herzog  Ludwig  Philipp  von  Orleans  zum  Bönig  der  Franzosen  erklärt. 
Monitcur  u^uversel  du  8  aoüt  i83o-  Von  allen  europäischen  Mächten  ward  diese 
Thronveränderung  anerkannt.  —  Wegen  seines  Hanges  zu  Willkübrherrschaft 
und  Verschwendung ,  und  weil  er  Städte  an  Pfalz  veräussern  wollte,  kündigten 
1498  die  wirtetnbergischen  Landstände  ihrem  Herzog  Eberhard  II.  den  Gehorsam 
auf,  und  der  Kaiser  billigte  solches  j  an  des  Entsetzten  Stelle  ,  ward*  sein 
Neffe  Ulrich  Herzog.  Lüsic's  Reichsarchiv,  Part,  spec  Cont.  II.  Fortsetz.  1, 
S.  719  u.  7*i.  Auch  in  Dühokt  corps  diplom.  T.  III,  P.  *,  p.  388.  —  Das  oben 
76,  c)  angef.  Manifest  der  östreichiseken  Landstände  von  1619,  an  alle 
europäischen  Mächte,  wider  ihren  Landesherrn,  den  Kaiser  Ferdinand  II.  — 

■  Während  einer  bald  siebenjährigen  Hegierung ,  unter  beharrlicher  Nichtaner- 
kennung der  bis  dahin  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestandenen  landständisehen 
Verfassung,  hatte  Herzog  Carl  ton  Braunschweig  allgemeinen  Unwillen  der  Landes- 
einwohncr  erregt  Bei  einem  Aufstand  in  der  Hauptstadt,  am  7.  Sept.  i83o,  ward 
sein  Besidenzschlofs  verbrannt  und  er  zur  schnellsten  Flucht  genöthigt;  er  eilte 
nach  England.  Auf  dringendes  Bitten  der  braunschweigischen  Bürgerschaft 
und  der  versammelten  Landstände,  übernahm  sein  Bruder,  Herzog  Wilhelm, 
die  »Regierung  der  braunschweigischen  Lande  bis  auf  Weiteres»,  solches  verkün- 
digend durch  ein  Patent  vom  28.  Sept.  i83o.  Tags  vorherhatten  die  Landstände,  in 
der  Form  eines  an  diesen  gerichteten  Schreibens  ,  ein  Manifest  erlassen, 
welches  eine  gedrängte  Darstellung  der  Landesbeschwerden  enthält,  und  mit 
der  Schlufserklärung,  es  scy  eine  «auf  die  Grundsätze  des  allgemeinen  Staats- 
rechts sich  stützende  (rechtliche)  Unmöglichkeit,  dafs  der  Durchl.  Hereog 
«Carl  die  Regierung  des  Landes  fortsetze v.  Dieses  Manifest  erschien  in 
öffentlichen  Blättern;  All  gem.  Zeitung  v.  7.  Oct.  i83o,  ausserordentl.  Beil.  49  J 
auch  in  dem  hamburger  Unpart.  Corrcspondcnten  v.  l.u.ff.  Oct.  u  in  der  Neckar, 
zeitung  v.  8.  Oct.  Auch  in  der  a.  Aufl.  folgender  Schrift :  Der  Aufstand  der  Braun- 
schweiger am  6.  u.  7.  Sept. ,  seine  Veranlassung  und  seine  Folgen.  Braunschw. 
i83o.  a  (Das  Weitere  bia  «u  Erscheinung  dieses  Werkes,  unten  in  den  Zusätzen. 
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*)  Als  positive  VorbaHpngtmiUel  gegen  Willkührherrscbaft,  wurden,  seit  einer 
langen  Reihe  von  Jahrhunderten,  StaatsGrundverträge  gewählt,  Pacta  conventa, 
Wahl  -  u.  a.  Capitulationen ,  Constitutionen  oder  Verfassungsurkunden,  Regie- 
rungseide. Beispiele  oben  i ,  f,  u.  §.  93,  b.  In  Aragonien  war  es  im  9. 
Jahrhundert  schon  StaatsverfasaungsSitte,  dafs  der  Oberrichter ,  wenn  erden 
neuen  König  zum  Thron  führte,  ihn  anredete,  wie  folgt:  «Wir,  die  wir  eben 
so  viel  sind  wie  Ihr,  und  mehr  vermögen  als  Ihr,  machen  Euch  zum  Souverain, 
und  versprechen  Euch  Gehorsam,  unter  der  Bedingung,  dafs  Ihr  unsere 
Rechte  und  Freiheiten  beschützen  werdet:  wo  nicht,  —  Nicht»  !  De  laCroix 
constitutions  des  prineipaux  Etats  de  I'Europe,  T.  III  (3*»»  edit.),  p-  189. 
König  Alphont  III.  von  Aragonien  räumte  1787  den  Kronvassallen  förmlich  das 
Recht  der  Widersetzung  gegen  den  König  und  der  Sei  bat  hülfe  für  den 
Fall  ein,  wenn  ihren  Privilegien,  auch  nach  geschehenen  Vorstellungen, 
Eintrag  geschehen  wäre.  —  Nach  einer  feierlichen  Urkunde  des  Königs 
Andreas  II.  von  Ungarn  ,  von  '»an»  ,  räumte  seitdem  jeder  König  in  seinem 
Krönungseid  den  Unterthanen  ausdrücklich  das  Recht  ein,  wider  ihn  die  Waffen 
zu  ergreifen  ,  wenn  er  wider  die  Nationalfreiheit  würde  gehandelt  haben. 
Man  s.  die  angef.  Collection  des  constitutions  etc.,  par  Dvfau  etc.  T.  IV. 
Erst  1687  brachte  K.  Leopold  I.  es  dahin ,  dafs  diese  Clausel  in  dem  Krönungs- 
eid abgeändert  ward.  —  In  dem  Grundgesetz  des  Herzogthums  Brabant  und 
Limburg,  in  der  Joyeuse  entree,  welches  jeder  Regent  bei  seinem  Regierungs- 
antritt beschwören  mufste,  war  festgesetzt,  dafs  so  bald  derselbe  eines  der 
LandesPrivilegien  verletzen  würde,  die  Unterthanen  von  allen  Pflichten  des 
Gehorsams  gegen  ihn  entbunden  seyn  sollten.  Man  s.  die  angef.  'Collection 
des  constitutions,  par  Dueau  ,  etc.,  T.  III.  —  Ein  ähnliches  pactum  de  non 
praestanda  obedientia ,  ging  der  Erbprinz  Ludwig  von  Ungarn  in  seinen  pactis 
conventis  ein  ,  als  er  i355  in  Polen  den  Thron  bestieg.  Man  s.  die  angef. 
Collection  etc.,  T.  IV. —  Die  Repräsentativ  Verfassungen  setzen  der  Anwendung 
des  juris  resistendi  entgegen,  das  Princip  der  Unverletzbarkeit  der  Person  des 
monarchischen  Souverains  und  der  Verantwortlichkeit  der  Minister.  — 
Beispiele  von  Abgabensyerre  von  Seite  der  Landstände  von  Languedoc,  finden 
sich  aus  den  Jahren  1S71,  1618,  1619,  i63a,  in  der  Histoire  du  Languedoc, 
par  D.  Vmssbtte,  T.  V,  p.  3n  et  suiv. ,  5i6  ,  568,  569,  579.  Desgleichen 
1768  in  Brabant.  Busen  Welthändel  neuerer  Zeit,  Fortsetz.  v.  Bredow  (1810), 
S.«5io.  Mit  solcher  Sperre  ward  18)9  und  i83o  in  Frankreich  gedroht;  es 
bildeten  sich  Vereine  für  Verweigerung  der  Staatsabgaben.  —  Der  Auf- 
stand der  Griechen  gegen  die  türkische  Regierung,  die  Aufkündigung  ihres 
schmählichen  Hingebens  unter  gesetzlose  Gewalt,  seitdem  März  18?  1,  ward 
gegründet :  1)  auf  die  Thatsache  der  widerrechtlichen  Unterjochung ,  indem  da, 
wo  blofs  Gewalt  die  Grundlage  der  Herrschaft  ist  ,  die  .Uebermacht  der 
Gehorchenden  das  Band  auf  dieselbe  Art  löset ,  wie  es  von  dem  Herrscher 
geknüpft  war;  2)  auf  die  Willkührherrschaft  oder  Despotie  (orientalisches 
Staatsrecht ,  Suitanismas)  der  Regierung  ,  die  weder  bürgerliche  Freiheit 
noch  Eigenthum  der  Unterthanen  anerkennt.  Die  Griechen  unter  türkischem 
Joch  waren  keine  Unterthanen ,  sie  waren  Sclaven ;  der  GrofsSultan  war  nicht 
ihr  Staatsoberherr,  nur  ihr  Tyrann.  Die  oben  %•  76  c  angef.  Stelle  au*  Ccbtius. 
Nach  ausgebroebener  Insurrection ,  war  der  Wechselfall :  Unabhängigkeit,  oder 
geschärfte  Knechtschaft-  Völkerrechtliche  Ansichten  des  Hampfcs  der  ver- 
einigten Griechen  gegen  die  Türken-  München  1811.  8.  Remarques  politiques  ' 
s*r  la  cause  des  Grecs.  Paris  18**.  8.  Du  soulevement  des  naüons  chretiennes 
dans  la  Turquie  europeenne  j  par  E.  Gaddau  Paris  18a«.  8.  La  Grece  en 
1831  et  180a.  (Par  M.  Stqubdza,  )  Paris  181a.  8.  F.  Gleich»  der  Kampf  der 
Griechen  um  Freiheit  Leipz.  i8a3.  Histoire  de  la  revoluüon  de  la  Grece, 
par  Sotzo.  Paris  i83o.  8.  Teutsch  von  Förste mawu.  Berlin  i83o.  8.  Rizo 
Nsrvlos  Goscbichte  des  griechischen  Aufstandes.  Teutsch  bearbeitet  von  Eissir- 
Bi.cE.  Lpz.  i83o.8.  ConversationsLeucon,  neue  Folge, Bd.  I,  Abth.  a,  Art.  Griechen- 
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/)  Zwei  Extreme  sind ,  der  Monarchismus  und  der  Macchiarellismus.  Darstellung 
der  Grundsätze  des  ersten,  s.  in  Gribskb's  princ.  jurspr.  nnt.  II.  7.  s.  Scveide- 
mjm's  allgemeines  Staatsr.,     57.   Sghroeder  1.  c.     1037.  sq. 

Aus  dem  Recht  zur  Entsetzung,  oder  »u  Rcformirung  der  Verwaltnng,  folgt 
hier  nicht  ein  Recht  r.u  Bestrafung,  im  Auflösung  der  Staatsvcrbindung ,  *u 
Anarchie.  Rant's  Rechtsichre,  §.  49.  SciinoK»Kii  I.  c.  io38.  Das  ist  der 
Sinn  des  englischen:  «ah^Jimg^can^djo  no_wrong«.  Rlacustose's  coramentarics 
on  the  Law«  of  England,  T.  I.  (edit.  179»;,  p.  i4°- 

4 

§.  256.  (toi.) 

Fortsetzung. 

II)  Da  der  Staatsoberherr  durch. Vertrag  7.11  der  Staatsvertretung 
und  Staatsregierung  sich  verpflichtet  hat,  so  ist  er  zu  willhührlicher 
Abdankung,  zu  einseitiger  willkükrlicher  Aufhebung  seiner  vertrag- 
mästgen  Verbindlichheit,  nicht  berechtigt  «).  Eben  so  wenig  zu  will, 
kührlicher  Verä'usserung  der  Staatsvertretung  und  Staatsregierung, 
(§.  239,  33o,  33i),  auf  welche  ihm  nur  ein  blofs  persönliches  (jus 
personalissimum) ,  wenn  gleich  auf  seine  Nachkommen  übergängliches, 
Hecht  zusteht 

a)  Gükthfh  a.  a.  O.  II.  435.  Mosens  Staatsr.  VII.  a6  ff.  ESenders.  v,  d.  röm. 
Raiscr ,  618. 

i)  Rousseau  du  contrat  social,  Kr.  II,  ch.  1.  —  Von  Veriiusserung  des  Staats- 
gebiete« u.  der  Staatshoheit,  unten  §.  33o  f.  —  Desgl.  eintelner  Hobehrecbte, 
§.  354,  und  der  Domänen»  %.  sa3  u.  333. 


IL     C  A  P  I  T  E  L. 

Die    Staatsbürger   und  Untcrthancn. 

  . 

§.  257.  (im.) 

Volk,    Staatsbürger  und  Vnterthanen. 

In  dem  Innern  des  Staatsvereins,  steht  dem  Staatsoberhaupt  gegen- 
über, die  Gesamintheit  der  Staatsbürger,  das  Volk«).  Durch  den 
'  Unterwerfungsvertrag  ist  jenem  fortwährend  das  Recht  übertragen,  in 
Staatsangelegenheiten  den  allgemeinen  Willenverfassungsmäsig  (§.  57r/ff.) 
festzusetzen  und  auszuführen.  In  dieser  Hinsicht  ($.  4),  sind  alle 
Staatsbürger  oder  Mitglieder  der  Staatsgesellschaft,  physische  und 
moralische  dem  verfassungsmäßig  festgesetzten,  für  ihren  Gesammt- 
willen  geltenden  Rgierungswillen  des  Staatsoberherrn  unterworfen  c). 
Daher  beifsen  sie,  in  solchem  Verhältnifs  zu  ihm,  Unterthancn 
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«)  Von  den  verschiedenen  Bedeutungen  des  Wortes  Volk  (Nation),  s.  Krfsta's 
droit  des  gens  de  l'Europe,      1  u.  so.   Vergl.  unten  %.  a59  u.  a6r. 

i)  Keine  Gesellschaft,  auch  die  Kirche  nicht  (%.  5u)*  kann  einen  im  Staute 
(Statum  in  Statu)  bilden,  d  h.  ihre  "Wirksamkeit  der  Staatsregierung  entziehen. 

r)  Nicht  abhangig  von  eigener  Einsicht,  darf  der  staatsbürgerliche  Gehorsam  der 
Einzelnen  seyn,  im  Verhä'Hnifs  zu  Verfügungen  des  Regenten.  Vergl.  ^.  4  u> 
365.  Fkuzhbach's  Antillobbcs,  S.  56.  Aber  durch  bescheidene  Vorstellung, 
darf  das  eigene  Urtheil  demselben  vorgetragen  werden. 

d)  Untergebene,  in  Beziehung  auf  Staatsbehörden. 

§.  238.  (193.) 

Verschiedenheit  der  Staats  genossen. 

■ 

Wesentlich  ist  in  der  Staatsgesellschaft  nur  ein  Stand,  derjenige 
der  Staatsbürger.  Bei  diesem  findet,  nach  allgemeinen  staatsrechtlichen 
Beziehungen,  eine  gewisse  Verschiedenheit  der  Einzelnen  Statt  (§.  209). 
Aber  eine  Abtheilung  der  Staatsgenossen  in  eigentlich  so  genannte 
Stände,  und  eine  Ungleichheit  dieser  Stände,  nichts  -weniger  als 
Bedingung  des  Staatszweches  «),  bat  sich  auch  in  Teutschland,  in  ge- 
wisser Art  schon  in  dem  ersten  bekannten  Zeitraum  *) ,  in  die  Staats* 
Verfassung  eingeschlichen;  sie  hat  sogar  U  n  g  1  e  i  chh  eit  de  r  Rechte  • 
Cein  Castenthuin  und  superiorites  sociales)  erzeugt.  In  dieser  Hinsicht 
hat  sich,  nach  und  nach,  eine  dreifache  Abtheilung  (Standesclassen), 
in  Adel,  Burger-  und  Bnuerstand,  gebildet  (§.  260—266).  Staats- 
bürgerliche Verschiedenheiten  anderer  Art,  beziehen  sich  theils  auf 
Beschäftigung,  Lebensart,  Gewerbe,  Wohnort,  Eigen- 
thum und  NationalOekonomie  (§.  267),  theils  auf  Verschie- 
denheit der  Unterordnung  unter  den  Staat  ($.  268),  theils  auf 
Religionsverschiedenheit  (§.  465  ti.  5s5).  Noch  ein  anderer 
Unterschied,  betraf  ehehiu  die  bürgerlichen  Unterordn  u  ngsVer- 
hältnisse  gegen  das  teutsche  Reich,  wo  alle  Rcichsuntcrthanen  ent- 
weder Reichsunmittelbare  oder  Mittelbare  (§.  37)  waren; 
mit  der  teutscheu  Reichsverfassung  hat  dieses  aufgehört-  —  Die 
Rechte,  welche  von  der  Standesverschiedenheit  abhängen, 
sind  in  einzelnen  Staaten  mehr  oder  weniger  gesetzlich  bestimmt  e). 

♦ 

«)  So,  in  Absicht  auf  den  Geburtstand,  so  fern  er,  als  solcher,  Vorrechte 
geniefst:  B\co  na  Vxbolamio  in  operib.  (Francof.  i665.  fol. )  ,  p.  1159. 
Rousseau  du  contrat  social,  liv.  I,  ch.  9,  am  Schluf*.  Joh.  Mh.lar*s  Bemer« 
kungen  über  den  Unterschied  der  Stände.  Aus  d.  Engl.  Lcipz.  177a.  8.  Ratit's 
Bechtslebrc,  %.  49.  D.  S.  191.  Tiieop.  Schmal*  naturl.  Staatsr.  9  ff. ,  6»  f.  69- 
CabinctOrdre  K.  Fricdr.  Wilhelms  III.  v.  10.  Mär«  1798.  E.  M.  v.  Scbxieffen's 
Nachricht  von  einigen  Häusern  des  Geschlechts  der  von  Schlicffcn  (Cassel 
1784.  4.),  S.  ».  J.  W.  v.  AncHEsaoLz  Minerva,  Mai  1808,  S.  i65  ff.  Siktks 
Sur  les  privileges.  Ebenders.  qu'est-ce  que  le  Tiers -etat?  Cosdoäckt's  Entwurf 
e.  bistor.  Gemäldes  der  Fortschritte  des  menschlichen  Geistes  ( ins  Teutsche 
v.  E.  L  Possiit,  Tiib.  1796.  8),  »76  ff.  »85  ff.  J.  St.  Pötteb  über  den 
Unterschied  der  Stunde,  besonders  des  hohen  und  niedern  Adels  in  Teutscht. 
(Gott.  1795.  8.)  i3  ff.,  verglichen  jedoch  rait  S.  so.    F.  Vf.  B.  v.  Baxoouh's 

kltoW.  «ffratl.  Recbt.  3.  A.U.  22 
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Organisation  verschiedener  Stände  und  Gewalten  in  raonarch.  Staaten«  Hanno v. 
iÖoi.  8.  Untersuchungen  über  den  Geburtsadel  und  die  Möglichkeit  seiner 
Fortdauer  im  19.  Jahrhundert.  Von  dem  Verf.  des  neuen  Leviathans  (Fauna. 
Buchholz).  Dcrl.  u.  Leipz.  1707.  8.  De  la  contre  •  revolution  en  France,  ou 
de  la  restauration  de  l'ancienne  noblessc  et  des  nnciennes  superiorites  sociales 
dans  la  France  nouvellc ;  par  M.  Gamlh  (a  Paris  i8a3.  8.),  preface,  et  p. 
111  et  suiv.  J.  G.  Bklbeb,  der  Kastengeist,  oder  über  die  Ungebühr  der 
Stände.  Erlangen  i8a3.  8.  ( C.  G.  v.  Arvdt's)  Gedanken  über  wichtige 
Angelegenheiten  des  Mensehen  u.  des  Bürgers  (Frankf.  a.  M.  i8*4-  8.)»  S. 
89  ff.  llistoirc.de  la  fcodalite;  par  M.  Babgikkt.  Paris  i8i5.  8.  Conversations- 
Lexicon  ,  Art.  Adel.  Vcrgl.  unten  %.  264.  —  Dawider  s.  von  Kotzrbvk  vom 
Adel.  Leipz.  179?.  8.  Thfod.  Gottl.  von  Hippel  über  Gesetzgebung  und 
Stattcnwohl  ( Berl.  1804.  8.),  S.  1*6.  A.  W.  Rehbf.bg  über  den  teutschen 
Adel.  Gott.  i8o3.  8. 

6)  Gedanken  ron  dem  Ursprung  u.  Unterschied  des  adelichen,  Bürger-  und 
Bauernstandes.  Cüln,  1710.  4»  G.  D.  Aland  diss.  binae  de  statu  hominum 
apud  vetcres  Germanos.  Lips.  1745  et  »747«  4«  I*.  Meiskb'b  Gesch.  der 
l  nglcichh.  d.  Stände  unter  den  vornehmsten  europ.  Völkern.  Zwei  Bände. 
Hannov.  1791.  8.  Eugen  Mostag's  (letzten  Abtes  zu  Ebrach)  Geschichte  der 
teutschen  staatsbürgerlichen  Freiheit ,  oder  der  Kechle  der  gemeinen  Freien, 
des  Adels,  und  der  Kirchen  Teutschlands.  (Vom  Anfang  der  fränk.  Periode 
bis  Fricdr.  I  )  Bd.  I,  Th.  1  u.  1.  Bd.  II,  Tb.  1  u.  1.  Bamb.  181a  —  i8i5.  & 

*  J.  C.  Majkb's  Gerinaniens  Urverfassung  (Hamb.  1798.  8-),  35.  45  ff.  Füttkr 
a.  a.  O.  »3  —  5a.  Gbaevkll's  antiplaton-  Staat  (Berl  1808.  8.),  S.  »29  ff. 
Baal*  Marnebt's  Freiheit  der  Franken,  Adel,  »Sclavcrey.  Nfirnb.  1799.  8. 
Pet.  Wolftfb  diss.  historica  diplomatica  de  Personis  imperü  Romano -Gcr- 
manici.  Heidelb.  1788.  4.  K.  D.  Hvllbans's  Gesch.  des  Ursprungs  der 
Stände  in  Deutschi.  Frankf.  a.  d.  O.  Th.  I,  Hu.  III.  1806.  1807.  180a  8. 
1,  Aufl  181 3.  Aufl.  gröfstentheils  umgearb.  i83o.    C.  F>  Eiciihorn's  teutsche 

'  Staats-  und  Bcchtsgcschichte ,  oben  |.  12,  h.  B.  F.  Huxtbfl's  Compend.  t. 
Alterthümer,  114.  B.  G.  Rössig's  Alterthümer  der  Teutschen,  «176  ff.  P.  L. 
L.  Mrrf.au  von  der  ersten  rautbmafsl.  Entstehung  der  Verschiedenheit  der 
Stände;  in  s.  Miscellaneen ,  I.  349. 

c)  Badisches  Edict  v.  4.  Juni  1808,  die  Grundverfassung  der  verschiedenen  Stände 
betr.;  in  d.  Rhein.  Bund,  XXII.  63.  XXVHI.  117. 

■  '    §.  259.  (194.) 

I.  Nach  allgemeinen  staatsrechtlichen  Beziehungen. 

SoMverain.    Volk.     Vnterthanen  «.  Nation.    Mitglieder  des  Reffentenhauses.    Rechts-  und 
Pflichtgleichheil  der  Staatsgenossen.    ActivBürger.  Gemeindeglieder. 

I)  Nothwendig  und  natürlich  ist  die  Abtheilung  der  Staatsgenossen, 
in  dem  weitern  Sinn,  in  Souverain  und  Volk  <*),  dieses  als  Inbe- 
griff der  Staatsbürger  im  Verhältnifs  zu  dem  Obcrherrn.  II)  Die  ein- 
zelnen Bürger,  sind  Unterthanen  (§.  257);  und  die  Masse  aller 
Einwohner  des  Staatsgebietes,  bildet  die  Nation,  den  wesentli- 
chen Stoff  des  Staatsvereins.  HI)  Das  Staatsinteresse  läfst  zu, 
dafs,  in  erblich -monarchischen  Staaten,  die  Mitglieder  des  Regenten- 
hauses, denn  gesammten  Volk  gegenüber,  als  eine  ho  Ii  er  e  Ciasse  aus- 
gezeichnet werden,  geschieden  von  dem  Adel  (§.  26a,  III),  welcher 
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durchaus  in  unterthanschaftlieiera  Verhältnifs  steht.  IV)  Alle  Staatsange- 
hörigen haben,  unter  dem  Schutz  des  Staates,  ein  Recht  auf  Frei- 
heit, Elire,  Eigenthum.  Sie  Alle  haben  gleiche  staatsbür- 
gerliche Rechte  und  Pflichten.  Keiner  darf,  wegen  sciner-Ge- 
burt ,  von  irgend  einem  Staatsamt  ausgeschlossen  werden.  Alle  sind 
verpflichtet  zu  gleichem  staatsbürgerlichem  Gehorsam  ( §.  4  u.  36*5 ) , 
auch  während  ihres  Aufenthaltes  ausserhalb  Landes  *),  und  zu  gleicher 
Theilnahme  an  den  Staatslasten.  Die  Verpflichtung  zu  Vertheidigung 
des  Vaterlandes,  und  die  Verbindlichheit  zu  dem  Waffendienst,  sind 
allgemein.  Jedem  gebührt  Freiheit  der  Person ,  des  Gewissens,  des 
Eigenthums,  der  Auswanderung.  Niemand  darf  seinem  ordentlichen 
Richter  entzogen,  und  anders  als  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten 
Fällen,  verhaftet  und  bestraft  werden  <?).  Auswärtige  Besitzer 
inländischer. Privatberechtigungen  (Forensen,  §.  267)  sind  der  Staats- 
gewalt in  Ansehung  dieser,  und  wo,  wie  jetzt  fast  überall,  der  volle 
Landsassiat  (§.  269)  gilt,  auch  in  Absicht  auf  den  Gerichtstand  in  per- 
sonlichen Sachen  untorworfen.    Temporäre  Unterthancn  (§.  267) 

•  stehen  in  persönlicher  Unterwürfigkeit  gegen  die  Staatsregicrung, 
während  ihres  Aufenthaltes  in  dem  Staatsgebiet,  und  wegen  darin  vor- 
genommener Handlungen.     V)  In  Absicht    auf  Ausübung  gewisser 

,  innerer  politischer  Rechte  (§.  4  c),  heissen,  in  Staaten  mit  Reprä- 
sentativVerfassung  ,  A  c  t  i  v  B  ü  r_g_e  r  diejenigen  Staatsbürger,  denen  j 
ein  Mitwirkungsrecht  bei  Bildung  der  Volksvertretung  (§.  3189)  zu-  j 
kommt'').  VI)  So  fern  nach  der  Staatsverfassung  Gemeinden  die 
Grundlage  des  Staatsvereins  sind,  mufs  jeder  Staatsbürger  einer  Ge- 
meinde als  Bürger  oder  Beisafs  (§.  464)  angehören,  so  weit  nicht 
gesetzlich  eine  Ausnahme  besteht.  Die  Rechte  der  Gemeinden  werden 
durch  die  Gemeindcräthe  und  deren  Vorsteher  verwaltet ,  unter  ver- 
fassungsmäßiger Mitwirkung  der  Gemeindeausschüsse  oder  Abgeordne- 
ten, nach  den  Gesetzen  und  Verträgen,  und  unter  Aufsiebt  der  Staats- 
behörden (§.  334).  In  manchen  Staaten  bildet,  wie  sich  gebührt  *)i 
*lie  Gemeinde  verfassung,  in  ihren  Ilaupizügen ,  einen  Bestand- 
theil  der  Staatsverfassung  /). 

a)  Kaut  a.  a.  O.  193. 

i)  Absentes  tanquam  praesente*.  Daher  dürfen  sie  auch  abwesend  bevormundet, 
öffentlich  zurückgerufen,  und  wegen  solcher  Handlungen  bestraft  werden, 
durch  welche  sie  im  Ausland  die  inländischen  Strafgesetze  übertreten  haben. 
Fkdkrdacb's  Lchrb.  des  peiul.  Rechts,  $.  3i.  Kluses  droit  des  gens  moderne 
de  l*Europe  ,  60  et  suiv.  Von  ihrer  Auslieferung  wegen  Verbrechen , 
ebenda«.  §.  66. 

c)  Alles  Worte  des  wirtemb.  Verfass.Vcrtr.  v.  1819,  §.  ai  u.  f.  Man  s.  auch 
das  Gesetz  für  die  stand.  Vcrfass.  des  Herzogth.  S.  CoburgSaatfeld ,  y.  1821, 
§.  10  u.  ff.  u,  S.  mein  in  ff.  Grundgesetz  v.  1819,  Art.  6  ff. 

d)  Vergl.  das  angef.  meining.  Grundgesetz,  Art.  i3.  Unter 3oMi)l.  Einwohnern,  hat 
Frankreich  80,000  ActivBürger,  ungefähr.  Nach  der  Charte  von  1814  war  wahlbe- 
rechtigt, wer  3oo  Francs  Steuer  oder  mehr  bezahlt.  Von  den  droits  politiques  der 
citoyens  franc,ats,  s.  man  Flevaigeojs,  code  administratif  (Paris  1806.  8.>,  p. 
700  —  760. 

22* 
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c)j  Die  Gemeinden  bilden  die  materielle  Grund l*go  des  Staatsgebäudes.   Daher  ist 

das  constituttonelle  Staatsleben  in  einer  llauptbezichung  gefährdet ,  vrenn  sie 
jniebt  nach  Innen  und  nach  Aussen  zwcckgcmäTs  mit  einer  rechtlichen  und 
'freisinnigen  Gniirindeordnun^  ausgestattet  sind.    Das  wären  sie  nicht ,  wenn  die 

Gemeinde  im  Verhältnis  zu  dein  Vorstand,  und  dieser  gegen  die  vorgesetzte 

Staatsbehörde,  eine  Null  wäre. 
f)  Wirtemb.  V  erfas«.  Vcrtr.  v.   1819,  %•  6a  —  69.     Gemeindeordnungen  ,  in  Baiern 

v.  17.  Mai  1818,  "Wirtcmberg,  Baden,  GH.  flössen.    Prcufs.  Stadteordn.  t. 

19.  Nov.  1808.     Die  erste  wirteinhergische  ConnnunOrdnung  erschien  170*. 

Von  der  wirtemb.  Gemeindeverwaltung,  s.  J.  D.  G-  Mexximgkh's  Beschreib. 

von  Würtemb.  ( Tt.  Aufl.  i8*3),  S.  4^4  —  4^9.     G.  Döllisgeb's  Verfafs.  u. 

Vcrwalt  der  Gemeinden  in  Baiern.  2  Theile.  München  1819.  8.  Schcwck's 

Slaatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  347  —  föi.    J.  D.  F.  Ruxrr,  der  preufs. 

CoinmunalHeamtc.  1.  Aufl.  Berlin  »8a3.  &  auch  in  H.  F.  Mithis  Allg.  jurist. 

Monatschrift  in  den  preufs.  Staaten,  Bd.  VII,  S.  96  ff.    W.  Pagksstscrxb, 

die  deutsche  Gemeindeverfassung  u.  Verwaltung.  Darmst.  i3i8.  8.    J.  P.  v. 

Sknsbuhg's  Entwurf  einer  Gemeindeordnung.  Carisr.  18a  1.  8-    J.  G.  Frech'» 

u.  J.  B.  Hlpekhi&'s  Entwurf  e.  Gemcindcordn-  Carisr.  i8aa.  8* 

§.  260.  (195.) 

II    Nach  eigentlich  so  genannten  Ständen^ 

/J  Adel.    Persönlicher,  Verdienst-  und  Geis tet ade/. 

In  Absicht  auf  den  Unterschied  der  Staatsburger  und  Unter- 
tbauen  nach  eigentlich  so  genannten  Ständen,  bemerkt  man  noch,  in 
teutschen  Bundesstaaten,  drei«)  Hauptstände;  Adel-  Bürger-  und 
Bauerstand.  Der  erste  der  Adel*),  ist  ein  Geburtstand  *), 
womit  erbliche  Vorrechte  vor  Mitgliedern  der  übrigen  Standesclassen 
verbunden  sind  d).  Diese  Vorrechte  erhalten  ihre  nähere  Bestimmung, 
nacb  den  verschiedenen  Classcn  des  Adels,  durch  das  Recht,  theiU 
des  Teutschen  Bundes  (§.  23i),  theils  der  einzelnen  Bundesstaaten. 
Blofs  personlicher  oder  nicht  erblicher  Adel  (Amts-,  Dienst-, 
Chargen-,  Kriegs,  oder  Glocken  Adel ),  gehört  zu  den  Ausnahmen 
von  der  Regel ,  und  findet  nur  da  Statt,  wo  er  durch  Staatsgesetze 
begründet  ist  e).  Unterschieden  von  dem  staatsbürgerlichen,  gibt  es 
in  sittlicher  Hinsicht  nur  V  e  r  d  i  e  n s  t a d  e  1  f),  Soelen-  oder  Tugend- 
adel,  unabhängig  von  Zufall  uud  Verleihung,  so  wie  in  geistiger 
Hinsicht  Geistesade  1. 

■ 

m)  Eigentlich  nur  zwei ,  Adel  und  Nichtartel ;  der  letzte  theilt  sich  in  Burgf rstand 
und  Bauerstand.  —  Den  Niditadel  nannten  ehehin  die  französischen  Aristo- 
kraten \a  gent  tajllable  et.  concahle  (wohl  auch  malleablc)  ä  mecri  ef  fr  yplqnte. 
wie  noch  jetzt  in  Ungarn  der  ganze  nicht  reichstagfahigo  Theil  der  Kation 
iniscra.  contribucns  plcbs  heifst. 

A)  Schriften  in  Pvttfh's  Lit.  III.  264.  Ki.öbfr's  Lit.  §.  1047.  H.  W.  LawXt» 
Handb.  f.  Bücherfreunde  u.  Bibliothekare,  Th.  I,  Bd.  1,  (Halle  179'!.  8.), 
S.  i3i  —  88i,  inbes.  S.  8»6.  C.  U.  D.  v.  Eccza's  Archiv  f.  Staatswissenscb.  u, 
Gesetxgeb.  ,  Bd.  I  (Zürich  1795.  8.)  ,  voc.  AdeL.  Schlucks  Staatsr.  des 
Bonigr.  Baiern,  Bd.  I,  60. 

e)  Ursprünglich  der  Stand  der  Gutsbesitzer,  von  Od,  d.  h.  Besitzung.  Tie  ver- 
schiedenen Meinungen  von  dem  Ursprung  des  Wortes  Adrl ,  s.  in  Schilter's 
thesaur.  auii^uit.  teuton. ,  Tom.  III.  p.  6?fe    C.  L.  Schkids  Nachr.  Tom  Adel, 
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S-  10.   J.  C.  H.  Drcteb's  vcrm.  Abhandle  Th.  HI,  S.  i»46  f.  1396.  Elendes*. 
Nebenst,  S.  3r»  ff. 

d)  Von  der  Nobilitate  der  alten  Teutschen,  nach  Tacitus,  ».  J.  F.  Bokdb  or. 
de  vera  nobilitatis  notione  etc.  Goctt  1793.  8. 

«)  Wie  in  Baiern  und  Wirteinberg,  bei  nicbtadclichcn  Rittern  de«  CivilVer- 
dienstordrns-  Unten  /|0,6 ,  d  —  Vom  PersonalAdel  s.  Leyser  med  it.  ad 
Pandect.,  Spec  664.  m.  5.  Moskr  t.  d.  t.  Untcrthancn  Rechten,  S.  3oi. 
Klcbrr's  kl.  jurist  liibl. ,  St.  XXV,  S.  17  f.  —  Anders  F.  C.  J.  Fiscrrr,  in 
a.  Lehr  begr.  sämmtl.  Kamerai-  u.  Polizeir. ,  Bd.  I,  \.  806  C> 
y)  Hievon  ( bei  den  Alten  Götteradel  )  s.  M.  Grass  diss.  de  exceptione  nobilita- 
tis etc.  Tüb.  1717 j  in  Moskb's  Syntagm.  dissertatt.  p.  181.  sqq.  Estobs  neue 
kl.  Schriften  ,  Tb.  I,  S.  i53  f.  157  f.  Ebendes*.  tcuUchc  Kechtsgelahrth.  Tb.  III, 
%.  194.  J.  O.  Saxvics  Proben  des  t.  Reichsadels ,  Cap.  1  u.  1.  In  dem  J.  1811 
sagte,  in  der  französiscbcnDeputirtenKammer,  ein  Deputirter;  «Les  supörio- 
rites  individuelles,  pour  apercevoir  lc*  superioritet  sociales  au-dessus  de  leurs 

tetes ,  auront  beaueoupä  desceadre  ». 

•1 

§.   261.  (196.) 

1  Geburl-    und  liriefudel. 

Der  Adel  ist,  in  Ansehung  der  Art  wie  Jemand  selbst  ihn  erlangt 
hat:  O  Geburtadel  «)  (Geschlecht-  oder  Stainmadel ,  nobilitas  gen- 
tilitia),  wenn  er  ihm  von  dem  Vater  *),  vermöge  Abstammung  aus 
rechtmäßiger  Ehe  «) ,  milgeihcilt  ist,  wohin  auch  der  Fall  einer  Legiti- 
mation durch  nachfolgende  Ehe  gehört  «0,  so  fern  nicht  positive  Rechts«. 
Bestimmungen  in  einzelnen  teutschen  Bundesstaaten  oder  Familien  wider- 
streiten; 2)  Brief  ade  1  <?)  (Bullenadcl,  nobilitas  codicillaris  s.  diploma- 
tica),  wenn  ihm  der  Adel  von  dem  Staatsoberhaupt,  oder  von  einem 
andern  zu  der  Adelung  Berechtigten  /),  durch  ein  Privilegium  (Adelsbrief, 
Diplom  oder  Patent )  verliehen  ist.  Durch  Adoptiou  ,  durch  Ritter- 
guts- oder  RitterlehnsErwerb,  durch  Erbeinsetzung  mit  der  Bedingung, 
den  adelichen  Namen  des  Erblassers  zu  führen  ,  bann  der  Adelstand, 
pbne  ein  hiezu  berechtigendes  oberherrliclies  Privilegium,  vweder 
•     erlangt  noch  Andern  mitgetheilt  werden. 

•)  ( J.  C  W.  y.  Strcb)  Von  dem  Geschlechtsadel  und  der  Erneuerung  des  Adeb. 
Leips.  1778.  8.  Encjclopedie ,  par  »'Ausbiht  et  Didrbot  ,  voc.  Noblesse 
ancienne.  —  Der  Geschlechtadel  ist  entweder  Vradel  oder  neuer  Geschlechtadcl, 
und  beide  sind  entweder  alter  (der  auf  eine  bestimmte  Anxahl  adelicber 
Ahnen  oder  Vorfahren  *.ica  gründet )  oder  neuer.  HlObkr  isagoge  in  jus  puhl. 
nobilium  immed. ,  \.  3.  sq.  —  RUterburtig  bezeichnet  mehr  nicht  als  Geburt- 
adel; abo  nicht  den  Besit*  einer  bestimmten  Anzahl  arieliehcr  Ahnen.  Nach 
e.  preuss.  CabinetOrdre  vom  /(.  Sept.  i83o  (Gcsct/samml.,  St.  18)  ist  bei  Fand- 
lienstiftungen  und  Fideicommisscn  im  Zweifel  der  Besitz  von  4  adeliiheu 
Ahnen  darunter  zu  verstehen. 

t)  Eine  adeliche  Mutter  thcilt  den  mit  ihrem  nicht-adelichun  Ehemanu  erzeugten 
Kindern,  weder  ihren  Geburt-  norh  ihren  Bricfadcl  mit;  so  fern  sie  nicht 
durch  ein  Privilegium  besonders  hiezu  ermächtigt  ist.  Ilienach  ist  der  von 
Einigen  behauptete  Kunkcfadat  (nobilitas  ulerii  •  )  zu  beurtheilen.  BiäuKH 
diss.  de  nobilitate  codicillari,  \.  3.  —  Ein  /;</.  7/f  ■/<■.»  Fnnifnziiumer  verliert  sogar  / 
durch  Verheurathung  mit  einem  Nirhtadelirhcn ,  ihfen  eigenen  Adel.  Bi.Cheh's  ■  ' 
"Id.  jurist.  Bibliolh.,  St,  XXV,  S.  »3.  —    Kinder,   weiche  gt  bohren  sind  che 
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ihr  Vater  Bricfadel  erlangt  halte,  nehmen  an  des  Vater*  Adel  nur  dann 
Theil,  wenn  sie  in  seinem  Adelsbrief  ausdrücklich  mitbegrifft*  sind.  Klübir 
diss.  cit.      5.    Anders  Hoaixzi.  obs.  7"o. 

c)  Für  die  Kinder  bewirkt  die  Ehe  der  Eltern  die  Legitimität,  vorausgesetzt,  dafs 
die  Mutter  vor  der  Niederkunft  rechtmäsige  Ehegattin  war.  L.  n.  C.  de 
natur.'lib.  (V.  27.)  Nov.  89-  c.  8.  %.  1.  Alb.  Schwkppe's  römisches  Privatrecht 
(  4.  Aufl.  Altona  1819)  ,  %.  70$.  —  Des  Täterlichen  Adclstandes  nitht  theilhaftig, 
sind  Kinder,  welche  ein  Adelicher  in  Gewissensehe ,  (  245,  r),  so  fern  er  zu 
Schliessung  einer  solchen  nicht  ermächtigt  war,  oder  in  einer,  mit  solcher 
vertragmäsigen  Bestimmung,  dafs  die  Kinder  des  väterlichen  Adclstandes  nicht 
theilhaftig  seyn  sollen,  befugterweise  geschlossenen,  Ehe  zur  linken  Hand ,  oder 
aussrr  der  Elte,  oder  in  damnato  coitu  erzeugt  hat.  Nicht  die  Bede  ist  hier  von  Ge- 
wissensehen evangelischer  Landesherren,  auch  mit  Landesberrliehkeit  versehener 
evangelischer  reichsunmittelbarer  Herrschaft-  oder  Gutsbesitzer  von  niederem 
Adel  in  der  Zeit  des  teutseben  Reichs,  die  von  der  kirchlichen  Trauung  wie 
Andere ,  also  auch  sich  selbst  au  dispensiren  befugt  sind  oder  waren.  —  Von 
Missheurathen ,  oben  §.  245 ,  b, 

d)  Das  Naturrecht  nicht  allein,  auch  das  positive  gemeine  ßecht  (Nov.  74.  -n 
praef.  Nor.  89.  c.  8.  L.  10.  in  fin.  C.  de  natural,  üb.  \.  2.  Inst,  de  hered.  quae 
ab  intest.  %.  ult.  Inst,  de  nupt.  Cap.  6.  X.  qui  filii  sint  legitimi.  Letser  Spec 
298.  med.  6.  Voetivs  commentar.  ad  Pandect.  üb.  XXV.  tit.  7.  n.  6.),  —  welches 
unter  der  Autorität  der  Reichshoheit  in  ganz  Teutschland  subsidiarisch  galt, 
dem  die  Reichsgerichte  in  ihren  Bichtcrspriichen  zu  Folgen  durch  Reichsgesetze, 
wie  jetzt  die  bundesverfassungsmäsigen  AusträgalGerichtc  von  dem  Teutschen 
Bund  (wiener  SchlufsAct«  von  i8ao,  Art.  a3),  angewiesen  waren  —  spricht 
den  durch  nachfolgende  Ehe  Legitimitäten  alle  Rechte  der  ehelich  Gebohrnen, 
ohne  irgend  eine  Ausnahme  zu,  «p<rinde  ac  si  legitimi  non  facti  fuissent  seil 
nativ;  durch  Rcichsgeselzc  oder  Rcichsherkommen  war  dem  nicht  derogirt. 
Pcm  gemäfs  folgten  die  Reichsgerichte  im  Rechtsprechen  jener  Regel  auch  in 
Ansehung  des  väterlichen  adclstandes  der  Mantel kinder  ;  und  eben  so  die 
teutschen  Rechtslcbrcr.  Myleh  ab  Ehrenbacr  gamologia  personarum  imperii 
illustrium,  c.  V.  61.  p.  14?-  sq.  et  c.  XXIV.  §.  1  et  2.  p.  5i4-  sq.  J.  G». 
Craxfb  de  jurib.  et  prncrogativis  nobilitatis  avitao  ,  p.  191.  sq.  J.  U.  v. 
CaAMEn's  Wetzlar.  Nebenstunden,  Th.  io5,S.  111.  Riccics  vom  landsäfs.  Adel, 
S.  289.  J.  M.  Gbass  diss.  de  eiceptione  nobilitatis  etc.,  %.  11.  (in  Moseb's 
Sjntagm.  dissert.  p.  181.)  J.  F.  C.  Hesse  diss.  de  liberorum  legiiimatione,  an 
et  quatenus  nobilitatem  conferat?  Goett.  1792.  Voet,  Lactbbbach,  Krifschild 
Lycshxr,  Tbllrz  u.  A.  Man  s.  die  oben  {%.  245,  e)  angef.  Rechtliche  Aus- 
fuhrung etc.  45  —  48  u.  66  —  68.  Mit  seichten  Gründen  und  in  wenigen 
Zeilen  widerspricht  C.  F.  E.  Effebi.mx  (prae*.  H.  G.  Bacfr)  diss.  legitima- 
tionem  per  subsequens  matrim.  nobilitatem  non  restaurare.  Lips.  i~~6.  4. 
(Man  s.  die  angef.  Rechtl-  Ausführung,  8.  172.)  —  Sogar  den  per  rescriptum 
prineipis  legitimirten  Kindern  adelicher  Väter ,  erhai.*.le  die  Reichscan/.lci  den 
väterlichen  Adelstand  tu.  Man  s.  die  angef.  Rechtliche  Ausführung,  §.  47, 
Note  2,  S.  i»6. 

e)  Von  den  verschiedenen  Formen,  unter  welchen  der  Bricfadel  vorkommt,  s.  Kl  über 
diss.  cit.  §.  5.  —  Von  seinem  Ursprung,  ebenda*,  cap.  II.  p.  19 — 5o.  u.  Klübeb's 
kl.  jur.  Bibl.  St.  XXV,  S.  3o  ff.  —  Der  Bricfadel  ist  entweder  Kaufadcl  oder 
Gunstadcl,  dieser  zuweilen  Verdicnstadel. 

/)  W  ährend  der  teutschen  Rcichsverfassung  e.  B. ,  von  einem  der  beiden  Reichs* 
vicarien  während  eines  Z\%i:chenreichs,  von  einem  kaiserl.  Oberhofpfalzgrafen 
(comes  palatinus  major),  oder  von  einem  andern  durch  kaiserliche  Verleihung 
hiezu  Berechtigten.  Daher  Vicariat  • ,  Comitiv-  u.  d.  Adel.  Klcbkr  diss,  cit. 
V  18  u.  19. 
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§.  262.  (197.) 

Hoher  und  niederer  Adel  /  jetzt  nur,  Landetadel.    Souverain*  Erb  Regenten  und  ihre 
Fumilienglieder  gehören  nicht  zu  dem  Adel. 

*  i 

I)  AU  Stand  es  classe  betrachtet,  theilt  sich  der  Adei  in  hohen 
und  nieder n  «).  A)  Der  hohe  Adel  (HerrenStand  ,  Stand  der 
Reichsherren  oder  Erlauchten,  ordo  Illustrium,  nobilitas  superior, 
Erlauchte,  illustres),  objectiv  betrachtet,  ist  ein  Inbegriff  bürger- 
licher  erblicher  Vorrechte,  die  ehehin  ihren  Grund  hatten,  entweder 
in  einem,  der  Familie,  wegen  eines  Bcichslandes ,  zustehenden  Sitz- 
und  Stimmrecht  in  der  allgemeinen  Reichs  Versammlung ,  oder  in  der 
erblichen  reichsfurstlichen  Würde  *)  ,  jetzt,  eutweder  in  einer 
vertragmä'sigen  Bestimmung  des  Teutschen  Bundes,  oder  in  einer 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Willenserklärung  des  inländischen 
Sourerains.  Zur  Zeit  des  teutschenRei  chs,  begrift'derteutsche hohe 
Adelstand  unter  sich,  die  ErbRurfürsten  %  die  Erbfürsten  des  teutschen 
Beichs,  dann  die  mit  dinglicher  <?)  Reichsstandschall  versehenen 
Beichsgrafen  und  Herren  <0,  nebst  ihren  allseitigen  ihnen  ebenbürtigen 
FamilienMitgliedern.  Jetzt  bilden  den  hohen  Adelstand:  i)  allgemein, 
das  heilst,  in  allen  teutschen  Bundesstaaten,  diejenigen  Standesherren 
im  Sinn  der  BundesActe,  welche  während  der  teutschen  Reichsver- 
bindung zu  dem  hohen  Adel  des  Reichs  gehörten  0;  2)  in  einzelnen 
Bundesstaaten  ,  diejenigen  ,  denen  vermöge  dortigen  particulären 
Bechtes  der  hohe  Adelstand  zukommt  ( $.  3 17  u.  497).  R)  Der 
niedere  Adel  (auch  geradebin  der  Adel,  Edelleute,  nobilitas  inferior), 
ist  ein  Inbegriff"  von  bürgerlichen  erblichen  Vorrechten,  womit,  in  der 
StandesclassenReihe ,  der  Rang  zwischen  den  Personen  des  hohen 
Adels  einer  Seits,  und  denen  von  dem  Bürgerstande  anderer  Seils* 
verbunden  ist/)  n)  Durch  Auflösung  der  teutschen  Reichs  Verbindung, 
bat  der  teutsche  (unmittelbare  und  mittelbare)  Reichsadel,  als 
solcher  £9  aufgehört  /')  (§•  48).  Es  gibt  daher  in  den  Bundesstaaten 
jetzt  nur  Landesadel,  inländischen  oder  im  Inland  anerkannnten 
ausländischen.  Doch  mufs  der  in  der  BundesActe  den  Standesherren 
zugesicherte  hohe  Adelstand  (§.  3ö3),  in  allen  Bundesstaaten  dafür 
anerkannt  oder  geachtet  werden ,  während  inländische  Anerkennung 
jedes  andern  ausländischen  Adels,  streng  rechtlich,  von  freier,  aus- 
drücklicher oder  stillschweigender ,  Willenserklärung  des  Souverains 
abhängt  ( §.  498).  HI)  Frei  geworden  von  der  Rcichsbürgerschaft, 
und  von  der  Unterordnung  unter  die  Reichshoheit ,  gehören  jetzt  die 
souverainen  ErbRegenten  teutscher  Bundesstaaten,  nebst  den 
Mitgliedern  ihrer  Familien,  so  wenig  zu  dem  Adel  (  §.  269. 
III),  als  ehehin  der  römisch -teutsche  Kaiser,  als  solcher,  und  als 
vorhin  und  jetzt  die  Regentenhäuser  in  den  übrigen  ErbMonarchien 
von  Europa.  Ein  souverainer  ErbRegent,  mit  seinem  Geschlecht,  steht 
über  allen  unterthanschaftücbeft  Staatsgenossen,  mithin  auch übcrallcn 
Adelsgenosscn  '*). 


* 
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•)  Tenttcbc  BundesActe,  Art.  14,  lit  a.  Pöttk»  von  d,  UnUrsch.  der  Stände, 
8.  73  ff.  Moskb  von  der  t.  Unlerthanen  Rechten ,  S.  3q.s  ff.  Kt6Bin  diss.  eil. 
\.  6*  Ejusd.  isagoge  in  jus  publ.  nobilium  itnmcd. ,  5*  sq.  —  Die  badischen 
Gesetze  unterscheiden  Herrenstand  u.  Hitterjtand ,  und  rechne11  *u  dem  letzten, 
alle  ehemaligen  nicht -reichsständiseben  Grafen,  alle  Freiherren  und Edelleute. 
Bad.  Landrecht  von  1809,  Satz  577  ed.  Edicte  ▼.  22.  Juli  1807,  %.  2,  u.  v.  4. 
3uni  1808,  §.  «t;  in  d.  Rhein.  Bund,  XII.  3i2.  XXVIII.  194.  Die  badische 
Verfassungsurk.  v.  1818,  Art.  28,  spricht  «von  adelichen  Familien,  welchen  der 
Grofsherzog  die  Würde  des  hohen  Adels  verleihet*',  u.  ein  Edict  v.  16.  Apr.  «819 
sagt:  die  «ehemals  rciehsständischen ,  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  werden 
fortan  zu  dem  hohen  Adel  in  Teutschland  gerechnet«.  So  auch  das  grofshcrzogl. 
hessische  Edict  v.  17.  Febr.  1820,  u.  k.  hannoverische  Verordnungen  v.  18.  Apr. 
i8»3  u.  9.  Mai  18)6.  Ki-ühxh's  Abhandlungen,  Bd.  I,  $.  220  ff.  —  Das  baierische 
Edict  über  die  Verhältnisse  des  Adels  v.  2*?.  Juli  1808,  (Rhein.  Bund  XXIV. 
436.),  der  Sachtrag  dazu  v.  5.  Dec  1808,  u.  das  Edict  über  den  Ad««l  t.  16. 
Mai  1818,  Beilage  V  zu  der  Verfassungurkunde,  schweigen  von  der  Abtheilung 
des  Adels  in  hohen  u.  niedern.  Das  letzte,  \.  6,  spricht:  «Der  baierischc  Adel 
hat  fünf  Grade:  1)  Fürsten,  2)  Grafen,  3)  Freiherren,  4)  Ritter,  5)  Adeliche 
mit  dem  Prädicat  von.  Dagegen  bestimmt  das  Edict  von  demselben  Datum, 
betr.  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  vormals  reichsständischen  Fürsien 
und  Grafen,  Bcilngc  IV  zu  der  Verfassungsurkunde,  §.  1,  dafs  diese  Fürsten 
und  Grafen  zu  dein  hohen  Adel  gehören  sollen.  Und  ein  königl.  Rescript  v. 
'97.  Jan.  1825  verleiht  den  Grafen  von  Pappenheim  das  Vorrecht,  dafs  «sie 
zu  dem  hohen  Adel  gehören  sollen ».  Hi.übfb  a-  a.  O.,  Bd.  I,  S.  2*0  u.  m3. 
Eine  andere,  doch  auch  fünffache ,  Classification  des  baierischen  Adels,  findet 
man  in  Schusch's  Slaatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  298  —  3a6-  —  Die 
Verfassungsurk.  des  liönigr-  Wirlemberg  \.  1819,  %.  129,  i3o  u.  139  ff.  unter- 
scheidet blofs  standesheri  liehen  und  rittersilutftlichen  Adel.  —  Die  ehemalige 
Abtheilung  des  Adels  in  reichsunmittrlbaren  und  mittelbaren,  bezog  sich  auf  da« 
tai/rctroJi/VerhSltnifs  im  teutschen  Reich,  wovon  Rlübkh  isagogc  cit.,  \.  10  et  11. 
.  Vergl.  oben  37» 

*)  Von  diesem  ehemaligen  Rcchtsbegrtff  des  hohen  Adels  u.  seinen  Folgen ,  s. 
Hlubkh  diss.  de  nobilitate  codicillari  (Erlang.  1788.  4.),  %.  6  et  20.  Ebendess.  hl. 
jur.  Bibl.  XXV.  -j6  ff.  Ebendess  Isagoge  in  jus  publ.  Nobilium  immediator. ,  %.  5. 
Ebendess.  oben  §.  245.  angef.  Rechtliche  Ausführung,  %.  5.  (J.  C.  W.  v.  Stk<h)  Von 
dem  Geschlerhtsadcl  und  der  Erneuerung  des  Adels  (1778.  8.),  S.  38.  Göwmfh's 
teutsches  Staatsrecht,  Da>z  llandb.  des  t.  Privatr.,  Bd.  III,  ^.339.  Eben  so, 

nur  mit  AussrhUfs  der  blossen  erblichen  Reichsfürstenwürde,  Rvsdk's  teutsch. 
Privatr.,  %.  339,  u*  C.  F.  Eihhorn's  deutsch.  Privatr.,  %.  56  u.  bf.  —  Seit 
1800,  hatte  der  Freiherr  von  Bömmelberg,  wegen  der  Herrschaft  Gehmen, 
Tbeil  an  der  rcichsgräflich  -  westphäli>cbcn  CuriatStimme  im  Reichsfürstenrath, 
unten  Kote  d. 

c)  Die  mit  dingtic/ter  Rcicbsstandschaft  versehenen  reichsständischen  Grafen,  gehörten 
unstreitig  zu  dem  hohen  Adel;  wirkliche  Reichsgrafen  wurden  sie  benannt  von 
Estou,  Häbem.in,  Rv9de,  D.v*z.  Man  s.  Ki.i  bkh's  %.  245  angef.  Rechtliche 
Ausführung  etc.,  S.  17.  —  Definitiv  ron  Baiser  und  Reich  nicht  anerkannt 
war  die  Reichstandschaft,  und  daher  auch  nicht  der  hohe  Adelstand  (so  fern 
diesen  nicht  etwa  bei  Einzelnen,  in  anderer  Reziehung,  alter  DvnastcnUrsprung 
oder  erbliche  ReichsFürstenwürde  begründete)  der  reichsgrüfiiehen Personalisten, 
d.  h.  derjenigen  Reichsgrafen,  die,  obgleich  zu  Sit«  und  Stimme  in  eines  der 
vier  reichsgräflichen  Collegien  vorläufig  aufgenommen ,  doch  durch  erbeigen- 
tbümlichen  Besitz  einer  rcichsunmittelbaren  (nicht  bei  der  Reichsritterschaft 
hnmatriculirten )  Graf-  oder  Herrschaft ,  und  von  wegen  derselben  durch 
Uebernahme  eines  standeswürdigen  ReichsMatrikularAnschlags  u.  s.  w. ,  zu 
der  Reiebsstandschaft  sich  genügend  noch  nicht  qualificirt  hatten.    Man  s. 
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Beichsabscb.  «654,  V  »97-  Wahlcap.  L  5.  III.  st.  Beicbsabach.  1&48,  V  66. 
Hlvbbb  isagoge  rit.  ^.  5.  n.  3.  Mohr  v.  den  t.  Reichsstanden,  816  ff.  Vergl. 
unten  3o3  ,  Kote  e.  —  7/VaforGjrajen  wurden  von  manchen  Fublicistcn 
diejenigen  Grafen  benannt ,  welche  zu  dem  niedern  Adel  gehörten  ,  und  in 
diesem  die  oberste  Stufe  bildeten.  Est  ob  commentat.  et  opusc.  Vol.  I.  Part 
a.  p.  3o8.  3u.  Elendes*,  diss.  de  odio  in  malrimonia  imparia,  %*  84 —  89. — 
Dafs  sogar  die  nicht  •  rcichsständischen  ( und  nicht -reichsfUrstlichen)  Landes* 
berren  zu  dem  hohen  Adel  gehört  hätten,  meint,  gegen  die  Kundbarkeit,  C. 
Vollgbaff,  die  teutseben  Standesherren,  S.  55a  f. 

i)  In  dem  teutschen  Reich  gab  es,  wie  reichsstiindische  Grafen,  also  auch, 
wiewohl  in  der  neueren  Zeit  sehr  selten,  reichsstiindische  Herren,  Rcichshcrrcn 
und  Freiherren,  dasheifst,  solche,  denen  wegen  eines  Rcicbslandes  Silz-  und 
Stimmrecht  in  der  allgemeinen  Reichsversammlung  erblich  zustand.  Die 
Reichsgesetzc ,  z.  B.  der  Beicbsabscbied  v.  i548,  %.  66,  und  noch  die  neuesten 
Wablrapitulationcn,  Art.  XXII.  a,  machen  Erwähnung  von  ihnen,  in  den 
Worten  «Fürsten,  Grafen  und  Herren*,  oder  «  ReichsGrafen  und  Herren,  die 
Im  Reich  Sessionem  et  Votum  haben»  (Wahlcap.  III.  ai ).  Sic  setzen  diesel- 
ben entgegen,  den  «Grafen  und  Herren,  so  in  den  Rcichscollegien  Session 
oder  Stimme  haben»  (Wahlcap.  XXIV.  9.).  Mosfb's  FamilienStaatsrccht,  Th. 
II,  S.  i36.  Von  jener  Art  war,  noch  in  der  letzten  Zeit  des  teutschen  Reich*, 
der  Freiherr  von  Bömmelberg,  der  1800  in  der  Herrschaft  Gehmen  snecedirte, 
welche  Theil  gab  an  der  reich  sgriittichen  westphälischen  CuriatStimmo  in 
dem  Rcicbsfurstenratb  (§.  3o3,  e).  Frühere  Lcispielc  von  Reichsständen,  die 
nur  Freiherren  oder  Herren  von  —waren,  sind  die  von  Hohenfels,  die  von 
Rönigsegg  und  Aulendorf,  die  von  Frauenberg,  die  von  Zimbern ,  die  von 
Metternich  (Nachfolger  der  Dynasten  von  Winneburg  und  Beilstein),  die  von 
Wolfstein,  die  Waldbott  von  Bassenheim,  die  von  Schönborn,  die  von 
Frevberg  zu  Justingen.  Gfbbabdi's  geneal.  Geschichte  der  erbL  Reichsstände, 
Bd.  I,  S.  684.  Mosbb  von  den  t.  Reichsständen,  S.  85o,  868  u.  870.  Ebendess. 
FamilienStaatsr. ,  Th.  II,  S.  i36.  Pffffibcfb  Vitriar.  illustr.  T.  I.  p.  776. 
T.  III.  p.  ia5.  —  Zahlreicher  waren  die  Beispiele  von  reichsständischen 
Dynasten  oder  Edlen  Herren  in  dem  staatsrechtlichen  Sinn  des  Mittelalters,  z. 
B.  Lippe,  Hohenlohe,  Erbach,  Castcll ,  Isenburg,  Hanau,  Criecbingen, 
Schönburg,  HohenGcroldsecli  u.  a.  Gfbbibdi  a.  a.  O.  I.  3t  1  ff.  — -  Die  meisten 
der  vorhin  genannten  Hessen  sich  von  dem  Kaiser  höhere  Titel  verleihen. 
Aber  solche  von  dem  Baiser  verliehene  Fürsten-  und  Grafentitcl,  änderten 
nicht«  in  dem  Recbtsverhältnifs  der  Erböheten,  sowohl  zu  der  Reichshoheit, 
als  auch  zu  der  Landeshoheit  teutscher  Regierungen  und  zu  ihren  Familien- 
Reichsabschied  i548,  %.  66*    Wablcapitulation,  XXH.  a.  4*  5«  6- 

«)  BundesActe ,  Art  14 ,  lit.  a.   Vergl.  unten  \.  3o3 ,  d. 

f)  RlObeb  hl.  jur.  Bibl.  XXV.  a8.  —  Doch  gebt  der  Amt  -  oder  Dienstrang,  dem 
blossen  Geburtrang  vor.  Badische  neue  Bangordnung  v.  6.  Juli  1808,  membr. 
I,  in  d.  Reg.  Blatt,  St.  XX.  Eine  h.idisr/ie  Vcrordn.  v.  26.  Aug.  1806,  hob  den 
Unterschied  zwischen  Adel  u.  Nichtadcl,  in  den  Staatsämtern  auf,  als  dem 
Staatsinteresse  u.  dem  Zeitgeist  widerstrebend^ 

g)  Auf  der  linken  Rheinseite,  in  den  an  Frankreich  durch  den  lüneviller  Frieden 
von  1801  abgetretenen  Ländern,  ward  der  vormalige  Reichsadel  schon  durch 
die  französischen  Gesetze  abgeschafft.  HlCbfrs  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  a68. 
Ipso  jure,  erfolgte  seine  Wiederherstellung  durch  die  Trennung  dieser  Länder 
von  Frankreich  nicht.  Vergl.  %.  324«  Aber  eine  k.  preussische  Cabinctordre 
v.  18.  Jan.  t8a6  stellte  daselbst  die  Titel,  Prä di rate  und  Wappen  dieses  Adels 
wieder  her,  und  eine  zweite  vom  a5-  Febr.  i8a6  gestattet  dem  Adel  in  den 
Bbeinprovinzcn ,    unter   königlicher  Bestätigung  FamilienFideicommisse  su 
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errichten.  Ihr  folgte  am  23.  Mar«  1828  ein  Gesetz  wegen  der  Fideicommine, 
die  in  den  tu  dem  vormaligen  Grofsherzogthum  Berg  gehörig  gewesenen  Landes- 
tfaeilen  vor  Einfuhrung  der  französischen  Gesetze  bestanden.  Preufs.  Gesetz» 
samml.  v.  1826,  St-  3$  v.  1828,  St.  5. 

A)  Klübeb's  Abhandlungen  etc.,  Bd.  I,  S.  267  ff. 

1 )  Vergl.  Püttee  über  den  Unterschied  der  Stande,  S.  144  ff»  n.  83  ff.  Klvbfh's 
Abhandlungen  etc. ,  Bd.  I,  S.  268  ff.  Anders  v.  Dassen  Abhandlungen,  S.  »34  u.  »36. 

§.  265.  (198.) 

Stufen    des    hohen    und   niedern  Adelt. 

I)  Jede  Classe  des  Adels  hatte,  während  der  teutschen  Reichs- 
Verfassung,  verschiedene  Stufen.  A)  Die  Stufen  oder  Standes- 
abtheilungen  des  hohen  Adels  waren:  1)  der  ErbKurfürstenstan  d 
(Erzfürsten  «);  der  weltliche  *)  Reichsfürstenstand,  Herzoge, 
Markgrafen  und  Pfalzgrafen,  dann  Landgrafen  und  Burggrafen  mit 
Fürstenwürde,  eigentlich  so  genannte  Reichsfürsten,  und  gefürstete 
Grafen  <Q,  welche,  in  Beziehung  auf  die  Berechtigung  zu  Legal  Aufträgen, 
in  dem  teutschen  Reich  unter  den  Fürstenmäsigen  <0  mitbegriflen 
waren ;  3)  der  Reichsgrafenstand,  so  weit  er  mit  dinglicher 
Reichsstandschaft  versehen  war;  4)  der  Dynastenstand,  in  der 
alten  Bedeutung  des  Wortes  «■).  B)  Der  niedere  Adel  hat  folgende 
Stufen/):  1)  Titular-  oder  nicht- reichsständische  ( ungef ürstete ) 
Grafen  f)  ,  (von  den  reichsgräflichen  Personalisten  oben  §.  262  e)\ 

2)  Freiherren  oder  Barone  A)  ;  3)  Edle  und  Banner  Herr  en; 
4)  des  heil.  röra.  Reichs  Ritter;  5)  Edle  von;  6)  gemeiner 
Adelstand,  mit  dem  Prädicat  von.  II)  Jetzt  sind  bei  neuer  Adelung, 
in  den  meisten  Bundsstaaten ,  für  den  niedern  Adelstand  nur  drei 
Stufen  noch  in  Gebrauch:  Graf,  Freiherr,  und  gemeiner 
Adelstand  mit  dem  Prädicat  von.  In  Baiern  sind  vier  Stufen  0» 
und  in  Oestreich  sind  alle  vormaligen  noch  üblich.  Doch  dauern 
die  während  der  teutschen  Reichsverfassung  erlangten  Adclsbenennungen 
noch  fort;  nur  überall  mit  Weglassung  des  Prädicates  «Reich  s>, 
z.  B.  in  den  Titeln  Reichsgraf,  Reichsfreiherr  u.  s.  w.  ($.  48).  Der 
Titel  Kurfürst  hat  nur  bei  Kurhessen  sich  erhalten  (§.  111). 

<*)  Schriften  in  Pütter's  Lit.  III.  5o.  14»»  Rlüber's  Lit.  124.  »69.  —  Von  dem 
Enherzog  von  Oestreich,  s.  Privilegium  Fridericianum  v.  n56,  in  des  Grafen 
Rudolfi  Coaomai  de  Cbosbebg  operib.  miscellan.  Tom.  I.  (  Venct.  1769.  fol.), 
p.  4~7-  F.  F.  Scbböttib's  östreich.  Staatsr.  II.  9  ff.  C.  A.  Bich  jus  publ. 
austriac. ,  Spcc.  I.  17.  sqq.  de  Selchow  clem.  juris  publ.  §.  119. 

■ 

b)  Von  geistlichen  Rcichsfürsten  und  geforsteten  Prälaten ,  s.  Klvber  isagogc  eil. 
%.  5.  not.  2.  u.  diss.  de  nobilitate  codieill.     6.  20. 

*  ■ 

c)  Von  allen  diesen,  s.  Mascov  princ.  juris  publ.  407.  sqq.  J.  F.  Pfeffisofb, 
Vitriarius  iliustratus.  II.  16  —  763.  Gzbhabdi  gcncal-  Gesch.  der  crbl.  Reichs- 
ständc.  I.  i33  ff.  160.  177.  Moser  von  den  t.  Reichsständen,  passiin.  Pü'tteb 
über  den  Unterschied  der  Ständo,  i38  f-  —   Von  Pfalzgrafen,  s.  Braunschw. 

Anscigen,  1734,  377  f. 
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<0  Seine  reichsstaatsrechtliche  Bedeutung  hat  der  Titel  F&rstatmaiige  (prtncipales) 
nicht  in  der  Begrenzung  des  hohen  Adels  vom  niedern,  sondern  in  der  durch 
die  ehemalige  Rcicbsverfassung  begründet  gewesenen  Reihe  der  Legal Austragal- 
Herccldigten  erster  Classe.  Hier  wurden  unter  Fürstcnmäsigen  (H.  G.  Ot  i49Ö, 
Tit.  a4;  i555,  II.  u.  3.  R.  A.  1570,  5«  »<>*)  n"r  die  reich* ständischen  geforsteten 
Reichsprälaten  und  geforsteten  Reicksgrafen,  als  mit  den  Rurfürsten  und  Fürsten 
die  erste  Classe  der  LegalAustrügal  Berechtigten  bildend ,  verstanden  ;  also 
weder  die  neuen  Fürsien,  wie  Püttes  in  den  unten  angef.  Opusculis  meinte, 
noch  die  apanagirten  Fürsten,  noch  die  ungefürsteten  reichsständischen  Grafen, 
noch  überhaupt  die  altgräEichen  Häuser.  Pütteb's  hist.  Entwich.  I.  268  f. 
Rlübeb's  kl.  jur.  Bibl.  IV.  27s  f.  279.  Dagegen  s.  Pötter's  Opuscula  rem 
judiciariam  imperii  illustrantia  ,  579.  %.  11.  Moseb  von  d.  t.  Reichsständen, 
624.  Rvhdb's  t.  Privatr.  %.  339.  Wzcbhebi.ib''s  Chronologen,  Bd.  X,  Num.  iu.2. 
G.  F*  C.  Robert  diss.  de  iis  qui  dicuntur  Fürstenmüsige.  Marb.  1785. 

e)  Schriften  bei  Rlübfb,  121.  19a.  Gebhibdi  a.  a.  O.  I.  i65.  C.  E.  Wrisse  Abb. 
v.  Dynastien;  in  F.  G.  A.  Schmiut's  fortgesetzten  Beiträgen  tur  Geschichte  des 
Adels  (Leipr.  179?)  Num.  1.   Püttes  a.  a.  O.  111. 

f)  (v.  Stech)  Vom  Geschlechtsadel  (Leips.  1778.)  ,  38  ff.  J.  G.  Estor's  kl: 
Schriften,  I.  844. 

g)  Einen  Mitteladel  macht  aus  diesen,  Homxel  rhaps.  obs.  899.  Dawider  s. 
Kit  beb  comin  de  jurenobilium  feuda  militaria  constituendi(i786.8.),  p.  5.  sqq. 
Ebenders.  de  nobilit.  codic.  %.  7.  Vergl.  die  kais.  Wahlcap.  III.  11.  XXII.  2. 
XXIV.  9.    Pütteb  a.  a.  O.  in  ff.  u.  »3o  —  i33- 

A)  H.  W.  Lawäte  Handb.  f.  Bücherfreunde  und  Bibliothekare ,  Th.  II,  Bd.  2,  , 
Ahth.  2  (Halle  1795),  S.  3*9 —  335-  —    Der  ÄarowTitcl  ist  feudalen  Ursprungs.  / 
In  England  biefs  er  ursprünglich  Vavassour  (valvasor),  welches  die  Angel- 
sachsen in  Thanc.  die  Normannen  in  Baron  verwandelten.   The  Pecrage  of 
Great -  Britain  and  Ircland,  by  John  Debbett  (the  i3  lh  edit.  Lond.  18*0.  12.), 
vol.  I,  p.  LI. 

♦ )  Graf,  Freiherr,  Ritter,  Edler  oder  gemeiner  Adelstand.  Baier.  Regierungsblatt 
1808,  SL  i3.  Edict  über  den  Adel  im  Rönigr.  Baiern,  v.  16.  Mai  1818,  als 
Beil.  5  zu  der  baier.  Verfass.  Urh.  v.  1818. 

§.  264.  (in) 

Politischer  Werth   des  Adels,      Allgemeines   Recht   und  teutsches, 

in  Be liehung   auf  ihn.  Plebejer. 

I)  Mit  Verschmähung  jeder  Art  yon  Castcnthum  und  Aristohra- 
tismus,  erkennt  das  Staatsinteresse  o)  nur  den  Adel  des  per- 
sonlichen Verdienstes,  bei  den  gleich  gebohrnen  Staatsgenossen; 
indem  «es  dem  Kind  nicht  verleiht,  was.  dem  Vater,  der  Trägheit 
«nicht,  was  dem  Fleifs  ,  dem  Vorurtheil  ntcht,  was  dem  Genie,  das 
«  heifst ,  de.n  privilegirten  Welt-  und  Naturadel  gebührt ,  der  an  Racen 
«und  Casten  nicht  gebunden  ist»  h).  II)  Erbadel  ohne  wesentliche 
Vorrechte,  ist  Scheinadel,  er  gleicht  einer  Münze  von  blossem  Nenn- 
werth:  wesentlich  bevorrechtet,  ist  er  unvereinbar  mit  den  Rechten 
und  dem  Geist  eines  aufgeklärten  Zeitalters,  in  welchem  auch  der 
Niedrigste  sich  des  Adels  seines  Menschenthums  und  der  Gieichbürtigkeit 
aller  Wesen,  die  den  Charakter  der  Menschheit  tragen,  bewufst  ist. 
Das   allgemeine  Recht  fordert  demnach  Rechtsgleichheit 
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(Isonomie)  aller  Unterthanen  (§.  4).  U ebereinstimmend  mit 
dem  Sittengesetz  und  der  Christuslehre,  verbietet  es,  dafs  an  die 
Geburt  eines  Menschen  ein  Vorrecht  gehmipft  werde.  Es  will ,  dafs 
unter  Menschen,  dafs  unter  Staatsbürgern,  als  solchen,  kein  anderer 
Unterschied  Statt  finde,  als  der,  welchen  Tugend,  Fähigkeit  und 
Bildung  begründen.  Wenn  bevorrechtete  Geburtstande  an  sich  schon 
nichts  weniger  als  nothwendige  Ucbcl  wenn   sie,  auf  das 

Gelindeste  ausgedrückt,  psychologisch-politischer  Luxus  oder  Assignate 
der  Eitelkeit  sind,  so  ist  gewifs ,  dafs  wer  jetzt  anders  urtheilt, 
wenigstens  sein  Jahrhundert  nicht  versteht  d).  Sie  gehören  zu  jenen 
Institutionen  des  Mittelalters,  die  mit  dem  Verschwinden  des  Monopols 
der  Hofgunst,  der  Kriegsehre,  der  feineren  geselligen  Bildung,  sich 
selbst  überlebt  haben.  III)  In  Teutschland  hat  die  Staatsgesetz- 
gebung dieses,  hin  und  wieder,  schon  mehr  oder  minder,  wenigstens 
stillschweigend,  am  sprechendsten  durch  gleichmäßige  Vcrtheilung  der 
Staatslasten  unter  alle  Unterthanen,  und  durch  Erklärung  der  Gleichheit 
Aller  vor  dem  Gesetz  anerkannt  wo  dann  dem  Erbadel  meist  nur 
Nennwerth  geblieben  ist,  nachdem  man  ihn  vorlängst  der  Standes- 
pllichten  entledigt  hat,  aus  welchen  seine  Vorrechte  allmählig  hervor- 
gewachsen waren.  Dagegen  sind  in  manchen  Bundesstaaten  diese 
Rechtsverhältnisse  entweder  anders  ,  oder  noch  nicht  ,  wenigstens 
nicht  durchaus  bqstimmt  /).  Eben  so  verschieden  sind  die  Beispiele, 
in  den  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht  gehörenden  Staaten  g).  IV)  Wo 
noch  Erbadel  besteht,  da  bildet,  ihm  gegenüber,  der  gesammte  Nicht- 
adel  den  Stand  der  Plebejer.  Dieser  erkennt,  seit  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft,  in  allen  gebildeten  Staaten,  nach  dem  staatsrecht- 
lichen Grundsatz  der  Isonomie,  unter  sich  weder  Gasten,  noch  andere 
Abstufungen  ( §.  «65,  </). 

<*)  Dem  Staatszweck  gemäß*.    Vergl.  oben  §.  258,  u.  ebenda».  Note  a.  —  Exegese 
von  Mostxsoviku's  oft  mifftrerstandenem  Geschichispruch :  point  de  monarguc, 
point  de  noblesse  ;  point  de  noblesse,  point_de  monarque »  j  in  HlübkrV 
Lebersicht  der  dipl.  Verband!,  d  .  wiener  Congr. ,  S.  »37  ff.    In  der  Natur  der 
Aristokratie  liegt  es,  das  Interesse  der  Castc  mit  dem  der  Monarchie  zuidentifici- 
rcn.    Von  der  Adelskeitc  s.  KlUbfr's  Acten  de»  wiener  Congresscs,  Bd.  VI,  S. 
45s  fi*.    ConversationsLexicon,  Bd.  XI,  Hälfte  i  (i8m),  voc.  Adelskette.  — 
i«Mon  autoritc  ne  reposait  pat,  comme  dans  les  vieilles  monarchies,  sur  un 
Sechnfnudagc  de  castes  et  de  corps  intermediaires ;   eile  etait  immediate,  et 
>n*avait  d'appui  que  dans  eile -meine,  car  il  n'y  avait  dans  TEmpire  que  la 
\ttation  et  muit.   Napoi.eos  ,  laut  des  Manuscrit  venu  de  Saint  Helene  (Londres 
'1817.  8.).  p-,  *3.    Anders  Eudwig  XIV.  «mit  seinem  *  l'Etat  cest  M01*.  — 
Den  Hofadel  nannte  Napoleon  noblesse  de  -valets.   Memoire  du  duc  de  Rovigo, 
T.  III.     «Die  constituirende  Versammlung»,  sagte  Ebenderselbe,  «that  sehr 
1  einfältig,  da  Di  sie  (1790)  sogar  den  TitularAdcl  abrehafftc.  Ich  machte  es  besser, 
!  ich  adelte  alle  Frame osen ,  jetzt  kann  Jeder  stolz  seyn ».    Memorial  de  St. 
Helene  ,  par  le  comte  de  Las-Casks,  T.  IV,  sous  la  dato  du  17  juin  1816. 
Die  Charte  constitutionnelle  Ludwigs  XVIII.  von  1814,  gab  oder  lief«  dem 
französischen  Adel   keine  Vorrrchte,   nur  etliche  Schein  Vorzüge,  adeliche 
Titel,  wie  auch  Napoleon  nur  sie  verliehen  hatte,  von  denen  auf  das  Mindeste 
zweifelhaft  ist,  ob  sie  in  Mitte  aufgeklärter  Zeitgenossen,  besonders  für  die 
Nachkommen ,  mehr  Vortheil  als  Last  gewähren.   —    Dagcgon  s.  man  des 
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Frhm.  v.  Gacvb*  Schulzrede  für  das  Ritterthum  ,  in  dorn  Protocoll  der 
Bundesversammlung  v.  «7.  Juli  1817  t  §•  tyo. 

A)  Worte  in  J.  W  vor«  Abcbksholz  Minerva,  Mai  1800,  S.  269.  Aussprüche 
vön  Cclsus  oder  Hippokrates ,  von  dem  Talmud,  ton  Voltaire,  in  Rlübkr's 
Abbandlungen  u.  Beobachtungen ,  Bd.  I,  S.  a33.  —  «Nobilis  est  quem  virtu* 
nobilitat».  —  Non  facit  Nobilem  atrium  plenum  imaginihus  ;  nemo  in  nostram 
glortam  vixit,  neque  quod  ante  fuit,  nostrum  est  AnimuS  facit  nobilem.  Quis 
est  generosus?  ad  virtutem  bene  compositus».  Srbfca,  epist.  44«  Nobilis  fit, 
gencrosus  nascitur  Virtute  decet,  non  sanguine  niti,  sagte  Theodosius  der 
Grosse  in  dem  Bcgicruogsuntcrricht  für  seinen  Sohn  Ilonorius,  bei  Claudianut, 
de  IV.  consulatu  Honorii.  «Was  wird  das  geben,  wenn  man  sogar  Verdienste 
nicht  mehr  verdient,  sondern  sie  umsonst  hat»?  sagt  Conr.  v.  Pbotobih,  in 
dem  Bericht  von  seinen  Vorfahren  j  in  G.  G.  Lichtknbf.bo's  vermischten 
Schriften,  Bd.  III  (Gott.  1801),  S-  143  ff.  Von  dem  heutigen  aristokratischen' 
Geist  in  tcutschen  Staaten 5  in  L.  Gkbvais  kleinen  Mittheilungen,  Th.  1  (  Leips. 
1811.  &),  S  3  — ao,  Th.  II,  S.  33a  — 338  u.  S.  94  — 98.  —  Der  Geburt  sollte 
der  Staatsbürger,  ausser  der  physischen  und  geistigen  Ausstattung  und  dem 
Gcschlcchtnamen,  mehr  nicht  zu  da'nken  haben,  als  das  in  dem  bürgerlichen 
Gesetzbuch  bestimmte  oder  gebilligte  Erbrecht. 

c)  Worte  F.  A.  tos  Scblözkb's,  in  s.  Staatsgelahrtbeit ,  Th.  I,  S.  5i.  VergU 
auch  K.  E.  Scbbhd's  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staatsr«,  A^th.  I,  %.  18. 

d)  Vergl.  Rlvbfb's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  194  — 101,  u.  die  oben  §.  a58  a 
angef.  Schriften.  —  Bei  reifer  Erwägung  des  politischen  Charakters  unseres 
Zeitalters  (§.  93)  und  des  eigenen  Vortheils  ,  werden  erblich  Bevorrechtete 
weder  unbelehrbar  noch  unversöhnlich  auch  nur  scheinen  wollen.  Ihrer 
eigenen  Einsicht  wird  nicht  entgehen,  dafs  angebohmes  Verdienst  nicht  denkbar, 
folglich  ein  erworbener  Ehrentitel  achtungswerther  sey  als  ein  ererbter,  da  er 
bei  dem  Subjcct  Eigenschaften  voraussetzt,  die  ihm  persönlich  angehören, 
und  nicht  ohne  Unterschied  ein  Erbthcil  Aller  seyn  können ,  die  aus  derselben 
Ehe  hervorgegangen  sind.  —  Wer  anders  als  die  ganze  Nation,  entrichtet,  und 
von  Rechtswegen,  jetzt  die  SteuerMillionen ,  und  stellt  die  Mannschaft  zu 
den  Tausenden  der  Heere ,  selbst  in  Friedenszeiten  ?  Wenn  sonach  die 
Staatsmacht  aus  gleichmäßigem  Zusammenwirken  aller  Staatsgenossen  her- 
vorgeht, mit  welchem  Schein  von  Recht  könnte  ein  kleiner  Theil  derselben 
über  alle  andern  sich  erheben,  selbst  im  Widerspruch  mit  der  Lehre  des 
Christenthums,  zu  dein  er  sich  bekennt?  Im  Fortgang  der  Civitisation ,  haben 
Einsicht,  Besitstbum  und  Gewerbilcifs  den  Nicbtadel  so  sehr  erhöhet,  dafs, 
um  einen  Adel  über  sich  zu  erblicken,  er  sich  tief  herablassen  müfste. 
Das  Reich  der  Privilegien  ist  dahin,  es  darf  nie  wiederkehren.  Notabilitätcn 
der  Geburt,  Standesvorzugc  Weniger,  können  nur  bestehen  durch  Anerkennung 
der  vielen  Andern;  sie  mindern  sich  nach  und  nach,  und  verschwinden 
endlich,  wenn  diese  sich  mindert,  und  endlich  ganz  ausbleibt.  Revue  poli- 
tique  de  l'Europe  en  i8a5  (Paria  et  Leipzig  i8a6.  8.)»  p.  49~5B«  Wenn 
Bant  (Rechtslehre,  S.  193)  rieth,  den  Adel  aussterben  zu  lassen,  so  war 
damit  ausdrückliche  und  plötzliche  Abschaffung  widerrathen  ,  aber  nicht 
widersprochen,  dafs  ihn  sich  vollends  überleben  lassen,  dem  Aussterben 
gleich  komme. 

e)  Die  Constitution  des  ehemaligen  Rönigreichs  Westphalm  von  1807,  Art.  10, 
14  u.  i5,  verordnete  Rechtsgleichheit  aller  Unterthanen.  hob  alle  AdelaPrlvilegicn 
auf,  und  liefs  den  Adel  dem  Namen  nach,  blofs  als  TitularSacbe,  fortdauern.  Rhein. 
Bund,  XII,  48a  ff.  Zwei  wcstphäl.  Decrete  v.  4.  Sept.  iSii»  den  Adel  und  die 
Majorate  betr.  —  Fast  eben  so,  die  Constitution  des  Ii.  Baiern  v.  1.  Mai  1808, 
Tit.  I,  5,  i.i  dem  Rhein.  Bund ,  XL\.  5,  n.  das  baier.  Edict.  vva&  Juli  1808, 
nebst  Nachtrag  v.  08.  Juli  1808,  u.  Nachtrag  vom  aa.Dec.1808,  die  Verhaltnisse 
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des  Adeln  betr.,  ebenda«.  XXIV.  436.  Desgleichen,  eine  Verordn.  für  das 
Grofsherzogth.  Berg  v.  3i.  Mars  1809,  in  d.  Allgem.  Zeit.,  April  1809,  11.  in 
dem  Code  politique  (Paris  1809.  8.),  p.  699;  das  grofsherzogl.  franlfartische 
OrganisationsPatcnt  v.  16.  Aug.  1810,  §.  )4  •  in  d.  Rhein.  Bund,  XL VII.  258; 
das  hcrzogl.  anhält  •  cothensche  v.  28.  Deo.  1810,  Art  8  u.  9,  ebenda«.  LH.  97  u. 
die  Verfass.  des  GH.  Hessen,  v.  1820,  Art.  19 — 20,  28  —  3o,  37  u.  38. 

f)  Von  Baden,  das  angef.  Edict.  t.  4*  Juni  1808,  §.  ft>  f.  Rbein.  Bund,  XXVIII. 
124.  Hasskis  Handbuch  für  1816,  I.  117.  Von  dem  GH.  Hessen ,  s.  die 
Vcrfasa.Urk.  y.  1820,  Art.  38.    S.  meining.  Grundgsets  v.  1829,  Art.  16. 

g)  Beispiele:  1)  aus  dem  nordamerikanischen  Freistaat;  aus  Frankreich  v.  1790 
bis  1808,  Ton  1808  bis  4.  Juni  i8i4  1  wo  die  Constitution,  Art  71,  die  Bei- 
behaltung des  alt»  u.  neufranzösischen  Adels  verordnete;  aus  dem  ehemaligen 
Königreich  Italien,  bis  1808,  und  nachher  bis  1814;  aus  dem  Fürstenthum 
Lucca  ,  von  i8o5  —  »8i4;  aus  der  SiebenlnsclnRepublik,  seit  der  Constitution 
v.  1804 ;  aus  Mexico ,  wo  durch  Decr.  v-  2.  Mai  1826  die  Adelstitel  abgeschafft 
wurden  j  aus  dem  Norden  von  Europa  ,•  in  den  ältesten  Zeiten  der  Monarchie ; 
aus  der  Türkei;  aus  dem  sinesischen  Kaiserreich;  aus  der  alten  Welt, 
vorzüglich  bei  Griechen  u.  Römern;  —  2)  aus  Holland,  nach  dem  Gesetz  v- 
22.  Mai.  1809  u.  dem  königl.  Statut  v.  1.  Oct  1809,  wodurch  ein  verfassungs- 
mäsiger  Adel  eingeführt,  der  aber  durch  e.  Gesetz  v.  14.  Febr.  1810  wieder 
aufgehoben  ward«  aus  Born,  wo  im  Juli  1809  der  Adel  aufgehoben  ward;  aus 
Spanien,  nach  d.  Constitution  v.  6.  Juli  1808,  Art.  140,  u.  durch  k.  Dccret  v. 
18.  Aug.  1809;  aus  Neapel ,  wo  1800  Ferdinand  IV.  allen  Adel  aufhob  und 
einen  neuen  einführte,  dann  von  1806  bis  181 5;  Spanisch o  Constitution  der 
Corte«  v.  19.  März  1811,  Art.  5  ff.,  16  ff.  u.  27  ff.;  aus  der  Schweiz;  — 
3)  aus  Rufsland,  England,  Dänemark,  Schweden. 

t 

§.  265.  (200.) 

■ 

2)  Bürgerstand. 

Der  zweite  Hauptstand  ist  der  Bürgerstand  *)  (Bürgerliche, 
civici,  burgenses,  bourgeoisie) ;  eine  zahlreiche  Classe  A),  welche  alle 
Freien  unter  sich  begreift,  die  weder  zu  dem  Adel,  noch  zu  dem 
Bauerstand  gerechnet  werden  ltönnen  c).  Eine  Abtheilung  derselben 
(der  so  genannte  geeintere  oder  höhere  Bürgeratand)  t  wird  bin  und 
wieder  noch,  wiewohl  ohne  eigentlichen  Rechtsgrund ,  Honoratio- 
ren C  vornehmere  Bürger)  genannt^).  Durch  particuläre  Staatsgesetze 
können  für  den  !ßür  gerstand  verschiedene Classen  bestehen,  und  manche 
^derselben  bevorrechtet  seyn,  bald  in  persönlicher  und  dinglicher,  bald 
in  blofs  persönlicher  und  blofs  dinglicher  Hinsicht  <*). 

a)  (Job.  Frhr.  v.  Horix  )  Die  Ehre  des  Bürgerstandes  nach  den  Rcichsrcqhten. 
^Wien,  1791.  a    G.  L.  Böbbkr's  Bechtsf.  B.  I,  Abth.  2,  Num.  55.  Bown 

obs.  618.   Moser  von  der  t.  Vnterthanen  Bechtcn ,  459  ff. 

b)  Doch  unterschieden  von  dem  Staatsbürger  (citoven),  und  von  dem  Ortsbürger, 
insbesondere  von  dem  eigentlich  so  genannten  Bürger  einer  Stadt.  Encvclopedie, 
par  DinxnoT  et  d'Alkxbcbt  ,  art  bourgeois  und  cäoyen.  Boossbau  contrat 
social,  liv.  I,  ch.  9,  Note  *. 

c)  In  dem  Mittelalter  wurden,  unter  den  Freien,  Freigebohmen  oder  Wehren  ^ 
(ingenuis),  nicht  blofs  die  Bittermäsigen  oder  Bitterfreien  {wie  Job.  Gc.  ' 
Craxer  und  Graf  Büat  glaubten),  sondern  auch  der  Bürger-  und  der  freie 
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Bauersland,  die  Gemeinfreien,  begriffen.  Man  unterschied,  nach  Erbauung 
der  Städte,  ingenuos  militares,  burgensos  und  rustieos.  Pütt»»  a.  a-  O.  53.  69. 
101.  G.  L.  Bokhxvh  diss.  de  jurib.  ex  statu  militari  Germanor.  pendentibus. 
Gött.  1740.  1750.  4.  J.  H.  C.  db  Selchow  de  juribus  ex  statu  ingenuorum  in 
Germania  pendentibus.  Goett.  1756.  4*  u*  in  «•  Electis,  119.  J.  F.  Bukdx's  t. 
Privatr.  %.  3«7  ff. 

d)  Honoratioren  (honestiores  de  plcbc,  bonne  Bourgeoisie,  engl.  Gentlemcn) 
heissen,  in  dem  gemeinen  Leben,  Personen  aus  dem  Bürgerstande,  die  eine 
geehrtere  Existenz  haben,  als  die  ist,  welche  ein  zünftiges  Gewerbe  gibt. 
Dahin  gehören  %.  B.  Staatsdiener  bis  au  einer  gewissen  Stufe,  Gelehrte,  Künstler, 
Kaufleute  (im  Gegensat«  von  Krämern),  Unternehmer  erheblicher  Fabriken, 
Eigentkümer  bedeutender  Güter ,  Rentenirer  von  einiger  Bedeutung ,  und  die- 
jenige Geistlichkeit,  die  für  ihre  Person  auf  einen  höhern  Stand  nicht  Anspruch 
inachen  kann.  Moser  von  der  t  Ünterthanen  Rechten,  4^»  f.  Elendes $. 
FamilienStaatsrecbt,  II.  i3i.  —  Ob  der  Reichshofrath  diese  Honoratioren, 
deren  Abgrenzung  nicht  immer  genau  genug  bestimmt  oder  bestimmbar  ist, 
in  Beziehung  auf  Mifaheuratben ,  als  den  Gegensatz  der  von  ihm  so  genannten 
personarum  plehejarum  (v.  Rixrrzi/s  Reichshofrath,  I.  »53.  Rsvss  St.  C  XXI. 
384)  betrachtet  habe?  Abi  Gegensatz  möchte  sie  hier  betrachtet  wissen, 
HrasEMziR»  diss.  de  pactis  gentiiitiis  etc.  ( Mog.  1788 ) ,  p.  7s.  sqq.  —  In 
Baiern  Iward  das  Privilegium  der  Siegelmäsigkeit  (  Mos»»  von  der  t.  Untcrth. 
Rechten,  467  f.  AUgem.  Zeitung,  1809,  Num.  19)  aufgehoben,  durch  Verordn. 
v.  ao.  Apr.  1808,  in  d.  Regier.Blatt  des  folg.  Jahres,  Num.  6.  Aber  nach 
Beil.  VIII  zu  d.  Verfafs.Urk.  v.  1818,  besteht  solches  wieder.  —  Das 
preussische  allgemeine  Landrecht  unterscheidet  höheren  und  niederen  Bürgerstand ; 
doch  ohne  die  Scheidelinie  zwischen  beiden  so  scharf  zu  ziehen ,  wie  für 
ein  Gesetz  nöthig  ist.  Ki.ü»ea*s  Abhandlungen  etc. ,  Bd.  I ,  S.  273.  —  In 
dem  Grofsherzogthum  Berg  hob  Napoleon  jeden  Unterschied  auf,  zwischen 
dem  Bauerstand  und  dem  hoben  und  niedern  Bürgerstand,  durch  ein  Gesetz 
vom  3i.  Mär»  1809;  in  dem  Code  polilique  (Paris  1809.  8.),  p.  699.  1 

e)  Von  Baiern,  Scuujrca's  Staatsr.  des  Könjgr.  Baiern,  Bd.  I,      >j5  ff. 

§.  266..  (Mi.) 

3)    Bauerstand;  freier   und  unfreier. 
Dritter  Stand.  Pöbel. 

I)  Der  dritte,  auch  ehrenwerthe,  Stand  ist  der  Bauerstand 
(Landbauer,  rustici,  ruricolae),  wie  die  zahlreichste ,  also  auch  die 
nützlichste  «)  Classe  von  Staatsbürgern;  wohin  die  gehören,  deren 
unmittelbare  Hauptbeschäftigung  in  Landwirtschaft  besteht,  so  fern 
sie  nicht  durch  Adelstand,  Amt,  oder  besondere  Rechte,  von  diesem 
Stand  ausgenommen  sind  II)  Leibeigene  (Hörige,  Eigenbehörige, 
homines  proprii) ,  die  entweder  für  ihre  Person  in  erblicher  Leibeshaft 
(Halseigene),  oder  wegen  ihrer  Güter  in  dinglicher  Erbhörigkeit,  erbli- 
cher Gutspflicht  oder  Gutsunterthänigkeit  (Dienstbauern),  den  unfreien 
Bauerstand  ausmachen  O,  sind  in  dem  heutigen  Teutschland  nur  noch  als 
auffallende  Ausnahmen  von  der  Regel  zu  betrachten.  Gänzliche  Ab- 
schaffung der  Leibeigenschaft,  absolutes  Verbotderselben ,  ist  eines  von 
den  Geboten  der  heutigen  Culturverhaltnisse ;  sie  ging  und  geht  hervor 
aus  einem  Mifshrauh  der  physischen  Gewalt,  beruht  also  nicht  auf  Recht. 
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III)  Ausserdem  unterscheidet  man  auch  Adel  und  Nichtade  1,  und 
rechnet  zu  dem  letzten  den  Bürger,  und  Bauerstand;  der,  in  dem 
Gegensatz  der  Geistlichkeit  und  des  Adels,  auch  der  dritte  Stand 
(Tiers -etat)  genannt  wird.  IV)  Der  Pöbel,  der  hohe  und  niedere, 
eine  Ausgeburt  der  Nation,  ohne  echte  geistige  und  sittliche  Bildung, 
sich  sträubend  gegen  rechtliche  Ordnung,  Sitte  und  Vernunft,  bildet 
keinen  Stand  ;  er  findet  sich  zerstreut  in  allen  Ständen  <0. 

«)  Paturage  et  labourage  sont  leadcux  mamelles  de  lcM».  sagte  Svllt. 

b)  Also  gehören  dahin,  weder  alle  Bewohner  des  platten  Landes,  noch  blof* 
die  Besitzer  eines  Bauergates  oder  der  Bnuerländerci.  In  Abriebt  auf 
persönliche  staatsbürgerliche  Bcchte,  sind  heut  zu  Tage  die  freien  Bauern  von 
Bürgern  kaum  zu  unterscheiden.  Wkstphai/s  teutsch.  Privatr.  I.  A,9o.  Vergl. 
im  übrigen  i  W.  F.  Schi»ödter  de  notione  rusticorum  in  Germania  (  Goett. 
*?43),  §.  9«  sqq.  Rcsde's  t.  Priratr.  48a.  "Wm-tphal  a.  a.  O.  1.  344*  Mos*» 
t.  d.  t.  Unterthanen  Rechten,  475.  —  Tuglöhner  und  Handwerker,  auf  dein 
Landet  gehören,  jene  zu  dem  Bauer-,  diese  zu  dem  Bürgerstand.  —  Reichs- 
unmittelbare  Bauern  (Rusnx  a.  a.  O.  %.  73)  gab  es  nicht.  Die  einzelnen  Bauern 
in  den  Reithsdörfern,  waren  Unterthanen  der  reichsunmittelbaren  Dorfgemeinde. 
Rasdcl  (Annalcn  der  Staatskräfte  von  Europa,  I.  lao)  nennt  sie  Eiuwohncr 
der  unmittelbaren  Reichsdörfer. 

c)  PairimonialLcibeigcne,  nicht  StaatsLeibeigene  ,  die   nur  in  Rcrkerstaaten 
denkbar  wären.    A.  L.  SciiLözyn's  Staatsgclahrtheit ,  I.  61.  —    Aufgeltuben  ward 
die  Leibeigenschaft:  i)  in  dem  Badischen  am  »3.  Juli  1-83,  ScBi.öz*n'*  Staats- 
anzeigen, V.  39,  und  1819  in  den  neuerworbenen  Landestheilen ;  «)  in  dem 
Fürstenth.  Hohenr.ollcrnHechingcn  1798;   3)  in  den  Herzogtümern  Holstein  u. 
Schleswig,  1804  ;  4)  *n  dem  Aussauischen,  am  1.  Jan.  1808,  Bhcin.  Bund,  XIV.  335; 
6)  in  Baiern,  1808,  Begier.  Blatt  von  1808,  St.  49;  Verfafs.lirk.  1818,  Tit.  4t  V°*  u* 
Beil.  VI,  %.  116;  6)  in  dem  chcmal.  Grofsherzogth.  Berg,  in  dem  Erfurtischen,  Bai- 
reuthischen, Fuldaischen  u.  Hanauischen,  durch  Derrete  R.  TVapolcon's ,  datirt  Madrid 
to.Dec.  1808;  7)  in  dem  ehemal.  Rönigr.  Wesiphulen,  durch  die  Constitution,  Art. 
i3,  u.  königl.  Dccretc  v.  a3.  Jan.  1Q08  u.  27:  Juli  1809,  in  d.  Rhein-  Bund,  XVIII.  4 16, 
u.  in  d.  Moniteur  wrstphalicn,  1809,  n.  io5j  8)  in  d.  Fürstenth.  LippeDrtmold, 
am  1.  Jan.  1809;  9)  in  d.  Fürstenth.  Schaumburg Lippe ,   am  10.  Febr.  1810,  in 
d.  Bhein.  Bund,  XLI1I,  n5j  10)  in  SchwedischPommern,  vom  J.  1810  an,  durch 
Verordn.  t.  10.  Juli  1806,  in  dem  Polit.  Journal   1806,  Juli  S.  681;  11)  in 
dem  chemal.  Grofsherzogth  Frankfurt,  durch  das  OrganisationsPatent  t.  16. 
Aug.  1810,  %.  i3;  12)  Hessen  Darmstadt  hob  die  Leibeigenschaft  auf,  in  dem 
Herzogin.  Weslplialen ,  5.  Not.  1809,  u.  in  dem  Fürstenth.  Starkenburg,  durch 
Verordn.  v.  i5.  Mai  181 1 ,  in  d.  Rhein.  Bund,  LVL 194,  LXIII.S94,  allgemein  in  der 
Verfafs-Urk.  t.  »820,  Art.  35.    i3)  In  den  königl.  preussischen  Staaten  findet 
persönliche  Erbunterthänigkcit  nicht  Statt,  schon  nach  dem  Allgem.  Landr. 
1796,  Th.  II,  Tit.  7,  Abschn.  4,  S.  34»  ff.,  u.  nach  königl.  Edicten  v.  «9. 
Dec.  1804  u.  9.  Oet.  180-,  Th.  Schmalz  über  Erbunterthäuigkeit.  Berl.  1808  8. 
>4)  Wirtemb.  Edict.  v.  18.  Nov.  1817,  betr.  die  Aufhebung  der  persönl.  Leib» 
cigensuhafiGcfälle,  u.  Verfafs.Vcrtr.  1819,  %.  i5;  i5)  Aebnliche  Verordn.  der 
freien  Stadt  Frankfurt,  v.  1.  Jan.  1818J  16)  Aufhebung  in  Mecklenburg,  im 
Febr.  1820;  17)  Sclaverci  oder  Leibeigenschaft,  und  die  Ausübung  einer  darauf 
»ich  beziehenden  Macht,  erklärt  für  unstatthaft,  das  Allgem.  bürgert.  Gesetzbuch 
für  die  tcutschen  Erbländer  der  Ostreich.  Monarchie  v.  181 »,  \.  18.  —  Noch 
besteht  Leibeigenschaft  in  der  Oberlausits. 

d)  BeherzigunScn  vor  dem  wiener  Congrefs  (1814.  &),  S.  n  — 18. 
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I)  In  Hinsicht  auf  Des  cha'ftigu ng,  Lebensart  und  Ge- 
werbe «) ,  unterscheidet  man:  Staatsbeamte,  abgetheilt  in  Civil-  und 
Militär.  (Wehr-)  Stand,  Geistlichkeit  Hofletite,  Gelehrte  e),  Kunst- 
ler, Kauf-  und  Handelsleute,  Fabricanten  und  Manufacturistcn ,  Hand- 
werker oder  Professionisten ,  Landwirtbe  (Handels-,  Gewerb-  und 
Bauerstand),  Taglöhner  und  Gesinde.  II)  Von  allen  diesen  unter- 
scheiden  sich  die  Rentenzehrer  (rentiers),  eine  bloß  consumirende 
und  gemessende  Classe  (Kostgänger  des  Staates),  und  die  Armen  und 
Arbeitlosen  «0  (Freizehre  r).  II!)  Auf  den  Wohnort  beziehen  sich 
die  Abtheilungen  ,  i )  in  Städter  und  Landleute  oder  Bewohner  des 
platten  Landes;  2)  in  solche,  die  für  immer,  oder  nur  als  Fremde 
für  die  Zeit  ihres  vorübergehenden  Aufenthaltes  in  dem  Staatsgebiet, 
ihren  Wohnsitz  in  diesem  haben  (subditos  perpetuos  et  temporarios) ; 
3)  in  inländische  und  auswärtige  (forense*)  Eigenthumbesitzer,  von 
Immobilien  oder  dinglichen  Privatberechtigungen ,  je  nachdem  sie 
zugleich  ihren  Wohnsitz,  oder  nur  Grundeigenthum  oder  dingliche 
Priratberechtigung  in  dem  Staatsgebiet  haben.  IV)  Alle  Einwohner, 
das  heifst,  alle,  die  ihren  beständigen  Aufenthalt  in  dem  Staatsgebiet 
haben  (ihr  lnbegrilF  ist  die  Nation),  sind  entweder  Grundeigen- 
tümer, Eigenthümcr  einzelner  Tbeile  des  Staatsgebietes,  oderBei- 
wohner  (Laudeigner  oder  NichtLandeigner).  V)  In  Hinsicht  auf  Na- 
tional O  e  ho  110  mie,  unterscheidet  man  Producenten  und  Con- 
sumenten.  Die  ersten  heifsen  so,  so  weit  sie  sich  mit  UrPro- 
duetion ,  oder  mit  industrieller  oder  commerzieller  Production ,  be- 
schäftigen. 

a)  Diese  Classification  ist  wichtig,  in  Absicht  auf  die  Verschiedenheit  der 
Rechte;  wovon  das  Meiste  in  das  teutsche  Privatrecht  gehört.  Ausserdem 
könnte  man,  mit  den  Oeknnomistcn,  die  Nation  cintbeilen,  in  die  produvt  » 
Classe  ,  die  Classe  der  Gruudeigner  ( GutbcsiUcr  ,  Zcbntherron ) ,  und  die 
sterile, Classe.  ScnxALz  Annalcn  der  Politik,  Heft  I  (Herl.  1809),  Nura.  1.  —  -  '■<■ 
In  dem  Mittelalter  unterschied  man  I*hr  - ,  IVehr-  u.  Nuhritand ,  das  hiefs, 
Geifttlichlieit ,  Adel  uud  Volk. 

6)  Die  wichtigsten  TJntcrschcidungsMerhmalc,  finden  sich  bei  der  katholischen 
Geistlichkeit.  Zu  der  Geistlichkeit  gehören,  in  dem  Königreich  Sachsen,  auch 
die  Universitä'Rectorcn.    v.  Römkh's  kursaehs-  Staatsr.  III.  a55  ff. 

c)  Die  meisten  Vorrechte  gemessen  die  Lehrer  und  Studireuden  auf  Universi- 
täten ,  und  die  Graduirten-    Yergl.  f..  B.  v.  Ronta  a.  a.  O.  45o  ff. 

d)  Aug.  JiitMABs's  Grunds,  der  Staatswirthschaft,  I.  39  f. 


KUiWi  «tr.il.  Recht«  J  Aufl. 
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§.  268.  '>  cm) 

IV.  nach  V erschiedenheä  der  Unterordnung  unter  den  Staat, 

fmmediat-  und  MediatUnteiikanen. 

.  ■  .  ,.«•-■  »* 

Alle  Unterthanen,  aU  solche,  sind  dem  Staat  unmittelbar  un- 
terworfen. Aber  in  Absicht  auf  die  Ausübung  mancher  Hoheitrechte, 
unterscheidet  man,  noch  in  manchen  Staaten,  Immediat-  und  Me- 
dia t  Unterthanen  «) ;  je  nachdem  die  Unterthanen,  in  Ansehung  der 
Ausübung  aller  Hoheitrechte,  den  administrirenden  Staatsbehörden 
unmittelbar,  oder,  in  Ansehung  gewisser  Hoheit«,  auch  gut« herr- 
licher oder  Patrimonialrechte ,  einer,  der  Staatshoheit  untergeordneten 
Grundobrigkeit  unterworfen  sind  (Guts unterthanen,  Unter-  oder  Hinter- 
sassen). —  Die  Unterthänigkeit  wird  nicht  aufgehoben  durch  Standes- 
erhühung,  durch  Befreiung  von  gewissen  Staatslasten,  durch  Erwerb 
oder  Besitz  eines  oder  mehrerer  verleihbarer  Regalien  ($.  102),  der 
Standesherrlichkeit,  der  subalternen  Landeshoheit,  der  Grundherrlich- 
keit, durch  kirchliche  Weihe  und  Widmung,  u.  d. 

a)  Dr  Silchow  dem.  juris  gerra.  prir.  %.  3oi.  343.  G,  II.  Gkisleb  comm.  de 
landsassiatu,  107.  Hümmel  rhaps.  obs-  600.  (Fahls)  Chronik  der  Teutscben, 
Juli  1808.  Vcrgl.  Schwkitkch's  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WcimarEiscnack, 
I,  V  41,  S.  65. 

■ 

§.  269.  (204 ) 

Alle  in  Landsassiat. 

■  •  ■  .        -  ,  .  . 

Die  Unterthanschaft  wird%  in  teuUchen  Staaten,  auch  bezeichnet 
durch  das  Prädicat  landsassig.  I)  Daher  heissen  alle  Unterthanen 
Landsassen  «),  in  dem  weitern  Sinn  *).  Der  Inbegriff' der  ihnen 
in  diesem  Verhältnifs  zukommenden  besondern  Rechte  O  »wird  Acti  v- 
Landsassiat  (Landsasserei)  genannt ;  in  dem  Gegensatz  desPassiv- 
Landsassiats,  eines  Inbegritls  der  den  Landsassen, obliegenden  Staats- 
pflichten  ,  oder  derjenigen  Staatsbefugnisse ,  welche  der  Landesherr- 
schaft über  sie  und  ihre  in  dem  Lande  befindliche  YermogenSubsUnz 
kommen  II)  In  dem  engern  Sinn,  versteht  man  unter  Land- 
sassen die  bühere  oder  privilegirte  Classe  der  Landesunterthanen  * 
III)  So  fern  der  Landsassiat,  insbesondere  die TerritorialGericbtbar- 
hoit,  gegen  auswärtige  Eigenthumbesitzer  inlandischer  Immobilien  oder 
dinglicher  Privatberechtigungen  (forenses),  blofs  auf  die  in  dem  Land 
befindlichen  Gegenstände  ihrer  Berechtigung  eingeschränkt  wird,  heifst 
er  unvollständig  (eingeschränkt,  nicht  voll,  minus  plenus):  voll- 
ständig (uneingeschränkt,  voll,  plenus)  hingegen,  wenn  er» auch  auf 
die  persönlichen  Verhältnisse  der  Forensen  ausgedehnt  wird  /)*  Dieser 
wird  jetzt  in  den  meisten  teutschen  Staaten  geltend  gemacht  f). 

a)  IxtndsatsiA  heissen  auch,  in  andorn Bedeutungen >  1) lnluntUrM  demrVcrhlltnifs 
zu  Abändern,  1)  LaxdUuts ,  in  dem  Gegensatz  der  Stfdter  <  C.  H.  G*islib 
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conr.m.  Je  landsassintu ,  %*  18.  et  19.  p.  61.  sqq.)}  3)  RiUcrgutbesitzer  (meist 
landtagfahig) ,  die  in  einigen  Ländern«  in  Absicht  auf  den  Gcriclitstand ,  sich 
abtheilen  in  Kanzlei-  oder  Schrift  sassen  und  Andsasscn  (unterschieden  von  den 
gemeinen  Amtsuntergebetien).  Riccius  von  dem  landsässigcn  Adel,  38 1  ff. 
Moser  von  der  Rcicbsständc  Landen,  339  Pfkfubger  ,  IL  939.  IV.,  9. 
De  Selchow  clem.  juri»  germ.  priv.  %.  a56.  sq.  —  Von  Erbsassen,  s.  Gkislf.r 
n5.  Weisse's  königl.  sächs.  Staatsr,  Bd.  I,  %.  4*;  Bd.  II,  §.  14»  ff.  tt.  8. 
55?  u.  f.  —   Von  Insassen,  Geislsr  109.    Moser  a.  a.  O.  539. 

i)  G visler,  i38.  I.  P.  Laso's  diplomat.  Rtumenlcse,  Num.  85  j  in  Mjwsel's 
Geschichtforscher,  III.  i3i.  —  Nicht  blofs  die  Grundcigcnihümcr  ,  sondern 
auch  die  übrigen  Einwohner  (  Eingesessenen  )  des  Landes ,  werden  unter  den 
Landsassen  im  weitern  Sinn  begriffen. 

c)  Davon  s.  Mosrr  von  der  t.  Unterthanen  Rechten  und  Pflichten,  S.  160  ff.  — 
Schriften  von  dem  Landsassiat,  in  Püttsb's  Lit.  III.  xo*.   Rlürsr's  Lit.  147. 

d)  Geisler  1.  c.  V  48.  p.  181.  schrankt  ewar  diese  Abtbeiluug  ein,  auf  den 
Landsassiat  in  dem  engem  Sinn,  gesteht  aber  8.  189  ff.  selbst,  dafs  das  Wort 
PassivLandsassiat  gleichbedeutend  sey  mit  Landeshoheit. 

9)  GntisLBR,  §.  37.  sqq.,  wo  auch,  %.  4*  — 47,  von  ihren  gemeinen  und  besondern 
Rechten  gehandelt  wird. 

/)  Sogar,  in  einigen  Ländern,  auf  Vassallen  und  MitbeMmte,  als  solche,  und  auf 
ihre  Kinder,  selbst  bei  ausländischen  Lehen  (Aussen-  oder  Butcnlebcn.  feudis 
extra  curtem).  Ricci ts  a.  a.  O.  378  f.  389.  Z>permcr's  auscrl.  Abbandl.  a. 
d.  Lehnr. ,  Th.  1,  S.  309  ff.  i35  lf.  R.  S.  Zachahia'b  Handb.  des  königl. 
aücbs.  Lehnr.  (3.  Aufl.  v.  Weisse  u.  v.  Langen*,  Leipe.  i8?3),  %.  i3i  a,  S. 
175  f.  PÜttmahs  elcm.  juris  feud  %.  4*3.  JUubolds  Lchrb.  des  königl.  aächs. 
Privatr. ,  391.  Weisse's  Lehrb.  des  königl.  säclis.  Staatsr.  ,  I.  $.  46. 
ScHWKiTtERS  öffentl-  Recht  des  GH.  S.  WeimarEiscnach ,  I.  %.  33.  —  In  dem 
Königr.  Sachsen  werden  selbst  Souveraine  und  Mitglieder  ihrer  Familien,  wenn 
sie  inländische  Güter  bcsitf.cn,  oder  dabei  mitbelehnt  sind,  in  Hinsicht  auf 
ihre  persönlichen  Verbältnisse,  inabesondere  den  persönlichen  Gerichtstand, 
als  Unterthanen  behandelt;  doch  soll,  nach  einem  Rescript  v.  4.  Jan.  i8i3, 
hei   wider   sie  eingereichten  PersonalKlagen  ,   das  Gericht  an  die  höchste 

Behörde  Bericht  erstatten. 

t        .  .  ■  *  •    *  <  •  •  •  » 

g}  Bjccios,  379.    Bokbxjcr  princ.  juris  feud.  %.  »k  Selchow  elem.  juris 

germ.  priv.  §.  %55.  n.  4-  *•  Röhbr's  hursächs-  Staatsr.  II.  i3  ff.  Puffrrdorf 
proecss.  civ.  I.  10.  %.  3i.   Pü  1  x*r's  Rechtsf.  Rd.  II,  Th.  4*  S.  968.  Preussischc 

Procefsordn.  Tit.  II,      i»4^  — •    Von  Parensen ,  unten ,  %.  407  u.  466« 

p 

§.     270.  (205.) 

Nach  Verschiedenheit  der  persönlichen  u.  dinglichen  Untenvürfiykeit. 

Beweis  der  StaatsSubjection. 

«...  ■  •  .  • 

Gutbesitz,  Wohnsita  und  Dienst  verhältnif* ,  begründen  die  per- 
sönliche      UnterwüHigkeit;  bürgerliche  Subjeciion  des  Grundeigcn- 
thnms  onter  die  Staatshoheit,  die  dingliche  Unterwürfigkeit.  T)  Die 
;    dingliche  wird   beurkundet   durch   den   Beweis,    dafs  die  Sache 
^Jheil  oder  Zugehür  des  Staatsgebietes,  oder  wenigstens  von  dem 
.    pigentjiütner  wirklich  und  rechlmäsig  dafür  anerkannt  worden  sey. 
UO  J)a* 4 eiu*i«e * ,  wahre  t  und  sichere  Merkmal  der  persönlichen 
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Unterwürfigkeit  gegen  den  Staat,  ist  die  uneweideutige,  rechtmäsige 
Anerkennung  der  Staatshoheit.  Diese  kann  auf  zweifache  Art  ' 
geschehen :  ausdrücklich,  durch  ausdrücklichen  Unterwerfungs- 
Vertrag,  der  gewöhnlich  in  einen  HuldigungsAct  eingekleidet  wird; 
stillschweigend,  indem  man  die  Ausübung  der  Staatshoheit  sich 
gefallen  lä'sst. 

a)  J.  F.  v,  Tröltsch ,  in  Sikbknkem  Beiträgen,  I.  m.  III.  »61.  IV.  87.  i38. 

1 

§.  271.         ,  (200.) 

Fortsetzung. 

Der  Beweis  der  personlichen  Unterwürfigkeit  gegen  den 
Staat,  kann  also  zweifach  geführt  werden:  einmal,  durch  Beglaubi- 
gung einer  rcchtraäsig  geschehenen  ausdrücklichen  Anerken- 
nung der  Staatshoheit  «) ,  insbesondere  einer  wahren  Staatshuldigung; 
anderns,  durch  Beglaubigung  stillschweigend  geschehener  An- 
erkennung, also  durch  glaubwürdige  Anzeige  solcher  Handlungen,  aus 
welchen  hervorgeht,  dafs  die  Ausübung  *ier  wesentlichen  und  allge- 
meinen Hoheitrechte  rechtmäsig  und  wirklich  sey  anerkannt  worden. 
Die  letzte  Beweisart,  obwohl  speeifisch,  ist  nicht  minder  kräftig,  als 
die  erste  Inzwischen  ist,  vorzüglich  bei  ihr,  vielfaltig  nicht  blof» 
über  das  faclische,  sondern  auch  über  das  rechtliche  Verhältnifs,  be- 
sonders über  die  Beweiskraft  mancher,  als  Merkmale  der  Unterwür- 
figkeit angegebener  Rechte,  gestritten  worden  c).  Daher  folgen  hier 
Grundsätze  über  die  merkwürdigsten,  öffentlich  zur  Sprache  ge- 
brachten Beweisgründe«').  Nach  den  neuern  Territorial  Verände- 
rungen und  Ausgleichungen,  namentlich  seit  dein  Verzicht  in  dem  3  4. 
Artikel  der  rheinischen  BundesActe  (§.  83,  IV:  84,  V;  47,  b) ,  sind 
Streitigkeiten,  wo  diese  Grundsätze  in  Anwendung  kommen  ,  seltener, 
aber  doch  nicht  überall  unvermeidlich. 

«)  3.  B.  Schue's  rcchtl.  Entwicklungen  einiger  Materien  in  Betreff  der  Landes- 
hoheit (  Frankf.  u.  Leipz.  1793.  8  ),  27.  34 

b)  E  probationc  specicrum ,  resullat  probatio  gencris.    Wer  an  einem  Ort  alle 
wesentlichen  und  allgemeinen  Hoheitrechte  besitzt,   hat   daselbst  die  Staats- 
hoheit.    Westphal's  l.  Staatsr.  5t4  f.    Geisler  de  landsassintu ,  %  j?..  sqq. 
Mos**  von  der  Landeshoh.  überh.  191  f.  u.  193  f.   19$.    Lulci».  §.  276,  a 
Dagegen  s.  Craxkr,  T.  VI.  obs.  i4*>.  §•  6. 

c)  Diese  Strcitigltcitcn  sind  zweifach:  1)  ob  die  Person  oder  Sache  lundtattifr 
sey?  —  1)  Wem  die  Landeshoheit  zustehe?  z.  B.  welchem  Grenznarbbar  ? 
ob  einem  Landesherrn  allein,  oder  mehreren  gemeinschaftlich?  ob  dem 
Grund»  oder  Eigenthumherren  des  Uczichs?  —  Macbricht  von  einer  großen 
Menge  Landeshoheitstreitigkeiten,  bei  Moser  von  der  Landeshoheit  über- 
haupt, i)5  —  176.  C.  II.  Sch weuxr  theatrum  praetensionum.  Edil.  2.  1727.  fol. 
TiTTER's  Lit.  III.  83o  ff.  IUüber's  Lit.  148.  bo3.' -  Von  den  Rechtsmitteln,  s. 
de  Cha«kr  11.  obs.  63i.  Moser  a.  a.  O.  191  f.  C.  J.  Eisksstvcr  diss. 
de  modo  superioritatis  tcrritorialis  jura  contra  eos,    qui  se  ilii  subjectos 
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esse  negant,  legitime  persequendi.  Lips.  1785.  4.  (Ki0beb's  kl.  jur.  Bibl- 
VI.  161  >. 

d)  Schriften  in  Pötte  a's  Lit.  III.  io3.  8*8.  Kmj'ber's  Lit.  148  f.  691  ff.  Stiivbe>'s 
Nebcnst.  IV.  141.  DfCraäkb,  VI.  obs.  1421.  Hkld's  reichsprülat.  Staatsr.  II.  35. 
Wfstpual'«  Slaatsr.  371.  Geislkr  1.  c.  §.5o— 56.  v.  Both's  Staatsr.  t.  Bcichslande  I. 
80.  Mos» n  a.a.O.  117—190  (wo  ein  alphabetisches  Vcraeichnifs  von  Gründcnund 
Gegengründen).  Ebendns.  Zusätze  r.u  s.  neuen  Staatsr.  II.  662.  Ehendrr*.  von 
<k.*i*  Rciehsstandc  Landen,  b'bj  ff.  Jo.  Hel*\kn  diss.  de  characteribns  supe- 
rioritatis  territ.  caute  desiguandis.  Alt.  1749.  4«  Bened.  Schmidt  dis«.  de  notis 
characteristicU  superioritatts  territ.  Ingoist.  1771.  4»  («*•  F.  v.  Thöltsch) 
Gedankcu  von  d.  ächten  Begriff  und  Grunde  der  Unmittelbarkeit  und  Terri- 
torialGerechtigkett  in  vermischten  Bcichslanden.  Frankf.  u.  Leipz-  1786.  8. 
(v.  EpplbVs)  Geschichte  der  LandeshohcitsStreitigkeilen  und  Grundsätze,  nach 
welchen  dieselben  beurtheilt  werden  müssen.  Ulm,  1-95.  8.  J-  B.  Scurp  a. 
a.  O.  B.  C.  H.  Hfydrnbeich  diss  de  jure  apanagii  comitum  medialorum  in 
Saxonia  (Lips.  1785),  %.  27  —  31. 

§.  272.  .  (cm-) 

Grundsätze  über  die  Beweisgründe.    Erster  Grundsatz.  Huldigung. 

l)  Bewiesen  wird  die  Staatshoheit,  durch  die  Thatsache  unzwei- 
deutiger «)  und  rechtraäsiger  *),  ausdrucklicher  oder  stillschweigender 
C wovon  §  374)  Anerkennung  derselben.  Eine  ausdrückliche 
Anerkennung  liegt  in  der  Staatshuldigung  0  (homagium,  tessera 
suhjectiunis  civilis),  einem  feierlichen,  meist  eidlichen,  Versprechen 
«ler  Unierthanpllicht.  Sic  ist  entweder  vollständig  oder  allgemeine 
(homagium  plcmtm  s.  universale),  oder  unvollständig  oder  parti- 
culiire  (minus  plenum  s.  particulare),  je  nachdem  sie  entweder  in  An- 
sehung der  Person  und  des  Grundeigenthums  zugleich  ,  oder  blofs  in 
Hinsicht  auf  den  Gutbesitz  in  dem  Staatsgebiet,  geleistet  wird  «0- 
Sie  unterscheidet  sich  von  andern  Verpllichtungsarten,  die  z.  Ii.  auf 
Lehn-,  Schutz-,  Cent-,  Gericht-,  Standes-  oder  Guthörrlichkeit  (Ab- 
legung der  Lehnpllicht,  L  e  h  n  h  ul  d  i  g  u  n  g  oder  vassallagium  der 
Vasallen,  U  n  t  e  r  s  a  s  s e  n  h  u  1  d  i gu n  g  der'  standesherrlichen  Unter- 
sassen, Patrimonial-  oder  E  r  I>  h  u  1  d  i  g  u  n  g  der  Patrimonialpllich- 
tigen  ,  undFVrbeid  oder  E  rb  p  f  Ii  c  h  t ,  juramentum  assecurationis, 
der  Eigeuhürigen),  oder  auf  Bürgerpflicht  (Bürgereid)  sich  bezie- 
hen ej.  Die  vorläufige  oder  Eventual  Huldigung,  wird  den 
SuccessionsBerechtigten ,  z.  B.  dem  BegierungsNach  folger ,  Mitbelehn- 
ten ,  Erbverbrüderten  ,  Anwärter  u.  d. ,  für  seinen  künftigen  Succes- 
«ionsFaH  geleistet  /).  Sie  ist  also  l.ein  Merkmal  der  gegenwärtigen 
Unterwürfigkeit. 

a)  Blofsc  Curialien ,  Courtoisie ,  u.   a.  HöflicbkeitBcBCugungcn    haben  keine 
Beweiskraft. 

6)  Also  keine  moderne  Pfablbürgerscbaft.  Vergl.  de  Hebkiges  med  it.  ad  instrum. 

pac. ,  Spec.  IV.  mant.  I.  \.  11.  p.  i4-  1 
c)  Schriften  bei  Pötte»  Hl.  09.    KlCbeb  146.     C.  G.  Bus«  Grundsätze  der 

Huldigung  in  Teutschland.  Tüb  1794.  a  Pebfeisger  IV.  1.  sqq. 
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rf)  Scbwbdfb,  Vi  tri  ar  ,  Horb,  Cüladxbivs  u.  a.  sprechen  TOn  per*6nlicher  und 
dinglicher  (realer)  Huldigung. 

ff)  StbcbeVs  Nebenst.  IV.  167.  Mokllir  usus  pract.  distlnctionum  fcud.il.  XIII. 
1.  Büs/..  a.»  a.  O.  §.  3.  Noie  a.  %.  33  —  38.  —  Von  der  Ger  Map  flicht  s. 
PcrrynnoRF  de  jurisdict  germ.  108.  G.  A.  KLtiNSOHRoo'i  Lcbre  von  der 
peinl.  Gerichtsbarkeit  (Frankf.  1813.  8.),  S.  101. 

/)  Schriften  bei  Püttbr  u.  Klvbeb  a-  a.  O.   Rbuss  Staatsk.  XIII  34».  Miuiv's 
Miscellanecn ,  II.  146  ff. 

§1    273.  (2ö8.) 

Fälle  der  Huldigung. 

Die  Staatshuldignng  «)  wird  geleistet,  dem  Siaatsoberherrn,  1)  Lei 
dem  Regierungsantritt,  von  allen  Unterthanen,  wenigstens  von  den 
Familicnhäuptern ,  auch  von  den  Staatsbeamten  und  von  der  Geistlich- 
keit A) ;  2)  während  der  jedesmaligen  Regierung,  von  den  neuen  Bürgern, 
Unterthanen,  Schutzverwandten,  Staatsbeamten  u.  s.  w. ,  bei  ihrer 
Annahme;  in  denen  Staaten,  wo  der  volle  Landsassiat  gilt  (§.  269), 
auch  von  den  Forensen  (§.  267),  und  von  den  TerritorialVassallen,  bei 
Anlegung  ihrer  Lehnpflicht 

1)  StrcbfVs  Ncbcnst.  IV.  167.  Sie  ist  nicht  nothwendig.  Lcnotr  Sjmph. 
consult.  for.  II.  11 54.  i»65. 

h)  Estor s  neue  kleine  Schriften,  I.  65.  ff. 

§.    274.  (209  ) 

Stillschweigende  Hoheit  Agnilion. 

Der  Beweis  stillschweigend  geschehener  Anerkennung  der 
Staatshoheit,  bedarf  sprechender  Handlungen.  Dahin  gehört:  1)  die 
Agnition  der  Ausübung  der  Staatshoheitrechte,  wovon  unten 
275  u.  ff.)  das  Nähere;  2)  die  Ausübung  der  Landstandschaft, 
durch  Erscheinen  mit  Sitz-  und  Stimmrecht  auf  landständischen  Ver- 
sammlungen «)j  3)  dieNi  cd  erlassung  in  dem  Staatsgebiet,  indem  man 
daselbst  seinen  beständigen  Wohnsitz  nimmt,  auch  wohl  zugleich 
Grundeigenthum  erwirbt  6).  4)  Nicht  immer  liegt  eine  Anerkennung 
der  Staatshoheit,  in  der  Erwähnung  im  ordentlichen  Kirchengebet  c ) 
(preecs  publicnc)  ;  in  der  Feier  öffentlicher  Freudenfeste  <0  (lae- 
titia  publica);  in  der  öffentlichen  Trauer  0  Ouclus  publicus). 

11)  STBti!iF3,8  Ncbcnst  IV.  157.  J.  C.  W.  v.  Steck'»  Abhandlungen  aus  d.  Staats- 
und Lchnr.  17  ff. 

A)  Beispiel  in  dem  "VVcstphälischen  Frieden.    I.  P.  Ot  V.  18. 

<)  Schriften  in  PüttbrV' ItAx,  III.  i©3.  Rj.ubkb'6  Lit.  149.  Strcbf»  a.  a-  O.  i63. 
Bokhkbr  J.  E.  P.  Iii».  III.  tit.  4'-  %*  81.  sqq.  H.  W.  v.  Biiiow's  Betracht, 
über  die  Wahlcap.  Leopolds  II.  70.  —    Nicht  nur  der  Regent,  sondern  oft 
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auch  Erbverbrfiderte  u;  a.  SuceessionaBcrechtigte,  Mitglieder  der  landesherr- 
lichen Familie,  Standosherren,  Grundherren,  Kirch  cnpatrone ,  Schuteberren, 
eiagepfarrte  landsässige  Gericbtherrsc  haften  u.  a.  werden  in  da*  ordentliche 
Kirchengebet  eingeschlossen. 

d)  Schriften  in  Pötteb's  Lit.  III.  io3. 

e)  Ebenda«.  lUiiaaaa  Lit.  i4o*  H.  baier-  Landes-  u.  HoftrauerQrdnang  v.  20. 
Juli  1817.  —  Man  unterscheide:  a)  uligemeine  Lande  sTrauer \  k)  Cullegien- 
und  v)  //«/Trauer j  d)  auch  für  Standes-,  Grund-  oder  GeriokthcrrecAaften ; 
PWi/aicw,  Kirchenpatrone  u.  a.,  wird  oft  eine  eingeschränkte  öffentliche  Trauer 
erlaubt.  Moseb's  persönl.  Staater.  IL  «47.  König!,  preiuj.  TrauerReglement 
t.  7.  Oct.  1797.  Ricohs  vom  landsass.  Adel,  494. 

§.  276.  (210.) 

Zweiter  und  driller  Grundsatz. 

•    1  *  ' 

II)  Der  qualificirte  Besitz  aller  allgemeinen  und  wesent- 
lichen Hoheitrechte  (§.  99,  101  n.  271,  Note  b),  ist  ein  sicheres 
Merkmal  der  Staatshoheit  «).  III)  Der  Besitz  der  besondern 
Hoheitrechte  (§.  101  ),  einzeln  betrachtet,  beweiset  die  Staatshoheit 
nicht  *)}  aber  er  vermehrt  die  Kraft  des  Beweises,  der  durch  die 
übrigen  Be  weist  hümer  gefuhrt  wird.  Daher  beweisen  1)  die  Staats- 
servituten nicht  für  eine  allgemeine  Staatshoheit  des  Berechtig- 
ten^ «),  z.  B.  Blutbann,  Cent  oder  Fraisch  in  fremdem  Gebiet  <0;  denn 
Staatsdienstbarheiten  sind  Ausnahmen  von  der  Regel ,  und  das  Ganze 
der  Staatshoheit,  als  untheilbares  Recht  0»  kann  einem  Souvcrain  in 
einem  fremden  Staatsgebiet  nicht  zustehen /),  2  )  Vcr leihbare  Re- 
galien, verliehen  an  Landsassen,  insbesondere  ansehnliche  Grund- 
eigentümer, oder  Gemeinheiten,  mit  Subordination  gegen  die  Staats- 
hoheit ($.  102),  begründen  nicht  eine  Staatshoheit  der  Privilegirten  tf). 

a)  De  Selchow  elem.  juris  publ.  germ. ,  T.  I.  %.  4".  v.  Roths  Staater.  d. 
Beichslande  I.  87.  Oben 371  *.  —  Andere  begnügen  sich  mit  dem  ßesite 
der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt.  Geisler  de  landsassiatu, 
196  —  ai3.  417.  —  Oder  mit  dem  Besite  der  gesetzgebenden  Gewalt,  Gericht- 
barkeit,  Fiscalgerechtiglteit ,  Heerfolge  u.  des  Steuerrechtes.  IItomash  diss. 
cit.  V  5a.  na  Chaheh  T.  II.  obs.  6«3.  —  Oder  mit  dem  Recht  der  Steuer 
und  Heerfolge.  Bbaveb'»  Beitrage  *u  e.  allgem.  Staater.  der  rhein.  Bundes- 
staaten, S.  359— »63.  —  Oder  mit  der  gesetzgebenden,  «  oberhau pt liehen * 
und  oberrichterlichen  Gewalt.  Majeb's  wcltl.  Staater.  III.  45.  — .  Oder  mit  .der. 
Ausübung  der  höchsten  Gerichtbarkeit.  Stbbbex,  IV.  i/^i.  —  Oder  mit  dem 
Majes tätrecht  m  geistl.  Sachen  (jus  circa  sacra).  Stnvsas,  IV,  161  ff. 
Dagegen  s.  Westphals  SteaUr.  574.  —  Oder  mit  der  blossen  Civil-  oder 
PobseiGerichtbarkelt.  ▼.  Enm  a.  a.  O.  65  ff. 

A)  De  Selchow  I.  c.  Majbb  a.  a.  O.  III.  4».  Geisleh  1.  c«  196.  —  Hier  gilt 
die  Regol:  tantum  praescriptum ,  quantum  rite  pessessum.  —  Beispiele:  die 
Regalien  der  Stadt  Minden,  I.  P.  O.  XI.  4.  v.  Roth  a.  a.  O.  I.  86 ;  die 
Gerichtbarkeit  (wiewohl  das  merkwürdigste  Recht,  in  der  Entstehungsgeschichte 
der  teutechen  Landeshoheit'  Geisleb  I.  c.  ai3.  Strubes ,  IV.  14*.  RlCbeh's 
Geschichte  der  Gerichts! eben.  Erl.  1786.  8  );  die  sfppettatiunsfnstanz ,  Schue  a- 
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a.  O.  1,  Cbambb  T.  IV.  ob«.  1095.  Göhebb  1.  c.  S.  63.  S.  F.  Sbgsutk 
Staatsrecht  ,.  Geschiebte  und  Statistik  der  Reichsdörfer  Gocbsheim  und 
Sennfeld  (180a),  S.  68  f  .Pütteb  elem.  juris  publ.  §.  477«  das  kirchliche 
Rcformationsrccla  ;  das  Steuerrecht ,  Stbubkx,  IV.  Bed.  164.  de  Ludolf T  Lobs  10«. 
Wershfr  T.  III.  P.  IV.  ob«.  io3.  Moser  von  der  Landeshoheit  überh.  i83. 
Wfstfuai.s  Slaatsr.  5^4-  Schweitzers  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  Weimar- 
Eiscnach  ,  I.  S.  an.  Vergl  unten  §.  4°3.  Dagegen  s.  Ludolf  sjmphor.  I. 
83<).  verglichen  mit  IL  ii5a;  der  Gloclenschtag ,  die  Befugnifs,  Glocken  für 
obrigkeitliche  Zwecke  zu  gebrauchen.  J.  F.  Ludotici  diss.  de  co  q.  f.  c. 
circa  camj>ana9.  Hai.  1708.  4«  Erweisung  der  dem  gräfl.  Hause  Wied  Küste» 
hendpn  Hoch-  und  Gerechtigkeiten  im  Dorfe  Irlich  am  Rhiin  (Neuwied  1-70. 
Fol.),  S.  i34  ff. 

r)  Rkvss  Staatsk.  I.  36o  XVII.  32  ff.    Moser  a.  a.  O.  67.  Pütter's  bist.  Entwich. 
III.  a~Q.   Bofhmfb  princ.  juris  feud.  §.  6^.  H.  Hildkbbasd  diss.  de  jure  rcgali 
in  alieno  territorio  ,  siiperioritatcin  territorialem  non  inferente.  Alt.  1709. 
S.  Gö:s>er  von  t.  Staatsreclitsdicnstbarkcitcn,  §•  3i — 34-  80  ff. 

d)  Unten  §.  377.  Moser  a.  a.  O.  65.  v.  Roth  a  a.  O.  I.  84-  G.  L.  Boehmfr 
elect.  I.  3.Ji.  Held's  reiebaprälat.  Staatsr.  II.  4".  R*uss  Staatsk.  XXX.  23a. 
Schvk  a.  a.  O.  175. 

e)  Vergl.  Moser  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  S.  aoo.  Leist  §.  19.  S.  19. 
ibique  ciL  not.  4«  E.  H.  VYielabd  über  die  Einführung  der  erblichen  Kaiser- 
würde  in  Frankreich  (Berlin  i8o4-  8.),  S.  8a  ff. 

/)  De  Ludolf  T.  II.  obs.  198.  n.  9,  p.  535. 

g)  Z.  B.  die  PatrimonialGerichtbarkeit.   Moser  a.  a.  O.  63.  aaa  ff. 

1 

§.  276.  (an.) 

■ 

Vierter  und  fünfter  Grundsatz. 

IV)  Der  Besitz  zufälliger  oder  ausserwesentlicher  Hohcit- 
recltte  (§.  99)  beweiset  nicht  für,  der  Mangel  derselben  nicht  wider 
die  Staatshoheit  «)•  V)  Rechte,  die  zu  den  Hoheitrechten  in  keiner 
Beziehung  gehören,  sind  untauglich  zu  dem  Beweis  der  Staatshoheit  ty; 
z.  B.  Lchnherrlichkeit  f),  unterschieden  von  der  Lehnboheit  <0,  das 
blosse  Kigenthum  des  Ortes  «)i  manche  Arten  der  Vogtei/),  das  Pa- 
tronatrecht  £•) ,  die  westphülische  Freistuhlgerichtbarkeit 

o)  Z.  B.  Zoll-  und  StapelGcrechtigkeit ,  PostRegal,  Detract,  u.  d.  Geisleh  L 
c.  io5.   t.  Roth  a.  a.  O.  81  f. 

b)  Heuram«  diss.  cit.  %.  a3.  sqq.    Geislkb  1.  c.  p.  196.  sqq. 

c)  Moser  a.  a.  0. 94.   Schub  a.  a.  O.  i45.   Bobhker  princ.  juris  feud.  %.  3.  4*  et 
317.   Klüberb  kl.  jurist.  Bibliothek,  St.  XUI,  S.  in  ff.     Ausgenommen  bei 
inländischen  StaatsActirLehen ,  da  wo  der  volle  Landsassiat  gilt  ($.  369). 

d)  Vergl.  unten  Cap.  XVII. 

«)  Vergl.  jedoch  Stbubb's  Nebenst.  IV.  168.  Die  rheinische  BundesActe  unter- 
scheidet genau,  souverainete  und  yropricte'.   Vergl.  oben  ,  %.  43  u.  44. 

f)  Mag kb  a  Schömberg  de  adrocatia  armata.  Francof.  1719.  Fol.    Moser  a.  a. 
O.  67.  Ehendcu.  auswärt  Staats^  46».   m  Selchow  elect.  533.  sqq,  Geisur 
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1.  c.  in.   v.  Zwieble™'*  Neben«*.  1.  iot.   C  G.  Voiot's  gerne inntttz.  Abhandl. 
Num.  XII.    Schub  a.  a.  O.  i»8.  a3i.    Evoen.  Montag'*  Gesch.  der  teutschcn 
.    staatsbürgcrl  Freiheit,  Bd.  I  (181»),  Abschn.  3. 

5)  Vcrgl.  I.  P.  O.  V.  44. 

■ 

4)  C.  P-  Kopp  über  die  Verfassung  der  heimlichen  Gerichte  in  Westphalen, 
%.  317  ff.  Rlürxr's  Geschichte  der  Gerichtsleheu ,  S.  44 1  55 — 6.}  u.  107  ff. 
Ebendcss.  Beschreibung  von  Baden  bei  Rastatt,  Th.  I,  8.  164  ff.  —  Nur  auf 
westphälischer  oder  engerischer  Erde  gab  es  Freistühlc  oder  Vchmgerichtc, 
und  Freigrafschaften.  Kopp,  a.  a.  O.  %.  35  u.  40.  Daher  dienen  solche  zu 
Bestimmung  Act  Grenzen  zwischen  Altsachscn  (Westsachsen  oder  Westphalen) 
und  Altfranhcn.  P.  F.  J.  Müller«  Beitrag  zur  Bestimmung  der  Grenzen 
zwischen  den  Franken  und  Sachsen  der  Vorzeit  (Duisb.  u.  Essen  1804-  8.)» 
S.  78-  J.  F.  Moli.br,  der  Pfarrer  von  Elsey ,  (d.  h.  nachgelassene  vermischte 
Schriften,  Dortm.  1810.  8.) ,  Bd.  I,  S.  54  ff- ,  Bd.  II,  S.  46  ff. 

§.    277.  (2(2.) 
Sechster,  siebenter,  achter  Grundsatz. 

VI)  Der  Beweis,  dafs  eine  Sache  Bestandthcil,  oder  Zu  ge- 
hör des  Staatsgebietes  scy ,  begründet  die  Staatshoheit.  VII)  Aber 
<lic  Beweiskraft  des  Grundes  von  der  Lage  innerhalb  des  Staatsgebietes, 
und  des  geographishen  Zusammenhanges  (Contiguität,  argu- 
mentum a  situ),  hängt  ab  Von  der  Evidenz  der  Eigenschaft  eines  ge- 
schlossenen 0)  und  richtig  vermarkten  6)  Landes  (territorü  clausi). 
VfH)  Auch  Verträge  und  andere  gültige  Verfügungen  c),  dienen 
zu  dem  Beweis  der  Staatshoheit  d). 

a)  Vergl.  %.  81.  Schriften  in  Pütter*  Lit.  III.  8»8.  Rlüber's  Lit.  69». 
Zepermch's  Samml.  auscrlcs.  Abhandl.  aus  d.  fcehnr.,  Th.  I  ,  S.  209  ff.  — 
Streit:  1)  über  das  Brocardicon:  quidquid  est  in  territorio,  etiam  est  de  (sub) 
territorio  ,  doch  ,  salva  veritate  et  probationc  contrarii  ;  -  1)  über  die 
Existenz  geschlossener  teutschcr  Länder.  Moser  v.  d.  Reicbsstände  Landen, 
104  — 117.  De  Berger  annot.  ad  Cocceji  jurisprud.  publ.  6.(5.  Strubesj's 
Nebenst.  IV.  i53.  Wershf.r  P.  IV.  obs.  3.  Pütter  instit.  juris  publ.  %.  4"6« 
Ebenda s.  Rcchtsf.  Bd.  I.  Resp.  »8.  n.  III.  Hfadexreich  diss.  de  jure  apanagii 
comitum  mediatorum  in  Saxonia,  p.  21  —28.  Gii >ther's  Völkern  II.  186.  206  ff. 
Westphals  Staatsr.  573.  v.  Crajuir's  wezlar.  Beitr.  III.  184.  —  Die  Rechts- 
vermuthung  streitet  nicht  dafür.  —  Einige  substituirten  die  Eintheilung  in 
vermischte  und  unvermisihte  Länder.  Tröltsch  in  der  oben  ( %.  »17,  Note  d) 
angef  Abh.  —  3)  Hypothese  :  dafs  in  den  ,  von  ursprünglich  urendischen 
Völkern  bewohnten  Ländern,  die  Landeshoheit  früher  entstanden  sey ,  ab 
anderswo ;  dafs  jene  Länder  seitdem  territoria  clausa  seyen ,  und  daher  für 
diese  Eigenschaft  noch  jetzt  die  Rechtsvermutfeung  streite.  Püttrrb  histor. 
Entwiekel.  I.  7.  175.  Ehendess.  Beitr.  I.  173.  v.  Kavptz  Beitr.  zu  dem  meck- 
lenburg.  Staatsr.  I.  (1795.  8.)  1  —  3o.  Dagegen  s.  Geisler  1.  c.  195.  Ehendess. 
progr.  de  analogia  juris  publ.  %.  10.  p.  33. 

6)  Nicht  von  Naturmarken,  als  solchen,  ist  hier  die  Rede,  durch  welche  bisweilen 
die  Wohnsitze  glcichredcndcr  Menschenmassen  geschieden  sind.  —  Unter- 
schied zwischen  Staats-  und  PrivalGrcnze ;  zwischen  Territorial-  und  kirchlicher, 
z.  B.  Provinzial-,  Diöces  und  RircbspiclGrense   desgleichen  zwischen  Militär-, 


■ 

Digitized  by  Google 


362 


II.  Theit  III.  Cip. 


Geleit-  und  Gericht-  oder  Amt-,  auch  Stadt-,  Dorf-  und  Gutgrense,  ferner 
Mark  - ,  Forst  - ,  Jagd  - ,  Grundeigenthum  -  u,  d.  Grensc.  Dr  Crameb  ,  T.  1. 
obs.  35*).  G6hthbb  a.  a.  0.  III.  170  ff.  Rhein.  Bund,  LVI.  ao5.  —  Bei  den 
Staatsgrenzen  unterscheidet  man:  Land-,  Flufs  und  Seegrenzen.  Von  poli- 
tischen Grenzen  ,  Gübtoxr  II.  17». 

c)  Mossn  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  86  f. 

ä)  Von  der  Kraft  des  Beweise«  unvordenklicher  Verjährung ,  seit  Aufbebung  der 
teutschen  Reichsverbindung,  und  in  Hinsicht  auf  die  Vorzeit. 

§.  278.  <2i3.) 

V.  nach  verschiedenen  Gesicht puneten  des  huracrliciten  Rechtstandes. 

In  Absicht  auf  den  bürgerlichen  Hecht  stand,  sind  die  Untcrthanen 
des  Staates  auch  noch  zu  betrachten,  in  Ansehung  1 )  ihrer  Reli- 
gion.(unten  Cap.  XVI),  a)  ihrer  bürgerlichen  Ehre,  3)  ihrer 
ehelichen,  4)  elterlichen,  5)  vormundschaftlichen,  6)  pa- 
trimonial  -  und  leibpflichtigen,  und  7)  ihrer  V ermöge ns  -  Ver- 
hältnisse, alles  grüfstcntheils  Gegenstände  der  Privatrechtswisseaschaft. 


in.     C  A  P  I  T  E  L. 

Die  Landstände. 


e 

§.  279.  <2i4.) 

Landstände.    Landstandschaft.     RcchtstÜel  derselben.  fVirksatnkeit 

der  Latulstiinde. 

I)  Landstande«)  sind  Staatsbürger,  die,  kraft  der  StaatsGrund- 
verfassung,  zu  collegialischer  Stell  Vertretung  des  Volkes  bei  dem  Re- 
genten, für  bestimmte  Staatsverhältnisse  berufen  sind.  II)  Land- 
standschaft heifst  die  Pflicht  und  Berechtigung  zu  Sitz  und  Stimme 
in  landstäudischen  Versammlungen;  es  sey  in  Person  oder  durch  Be- 
vollmächtigte, oder  durch  gewählte  Abgeordnete  (§.  289).  III)  Dem 
Zweck  gemäfs,  sollte  die  Landstandschaft  nur  durch  Wahl  von  wahl- 
berechtigten Mitbürgern  drangt  werden.  Dabei  kann  die  Wählbarkeit 
an  positiv  vorgeschriebene  Eigenschaften  gebunden  seyn,  an  Lebens- 
alter, an  ein  bestimmtes  Maas  von  Steuerentrichtung,  oder  von  Grund- 
oder CapitalEigcnthum ,  an  Gewerbe  gewisser  Art,  an  Wissenschaft 
oder  Kunst,  an  bewährte  vorzügliche  Einsicht  und  Vaterlandstreuc  *); 
denn  in  der  Ständeversammlung  sollen  alle  Elemente  der  Kraft  und 
des  Wohlstandes  der  Nation  Wortführer  haben,  Grund-  und  Capital- 
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Besitz,  Konat-  und  Gewerbfleifs ,  Sittlichheit,  Einsicht  and  Geistesbil- 
dung. In  manchen  Bundesstaaten  ist  jetzt  die  Landstandschaft  ent- 
weder auf  Erwä'hlting  von  Mitbürgern  gar  nichf,  oder  neben  solcher 
auch  auf  andere  Rcchtstitel  gegründet  (§.  289  u.  ff.),  und  nach  Standes- 
classen  geordnet.  IV)  Die  Staatsregierung  ist  yerpflichtet,  nicht  nur, 
in  bestimmten  Angelegenheiten,  entweder  die  Ein  wi  lligung  oder 
den  Rath  der  Ständevcrsammlung  einzuholen,  sondern  auch  An- 
trage, Anzeigen,  Wünsche  und  Beschwerden  derselben  an- 
zunehmen, und  darauf  nach  Gebühr  zu  bcschliessen  c).  Das  Maas  der 
lamlstundischen  Wirksamkeit,  bezeichnet  den  Grad  der  politischen 
Freiheit  (§.  4)  eines  Volkes. 

0)  Im  Sinn  wahrer  Fulkvertretung  (§.  289  uf  «97).  Der  Staat  werde  regiert,  nicht 
durch  das  Volk,  und  nicht  mit  ihm,  als  einem  Mitregenten,  aber  auch,  verfas- 
sungsmässig ,  nicht  ohne  dasselbe.  Daher  wird  der  Name  Volkvcrtrctcr  den 
Landstanden  in  mehreren  der  neuern  land ständischen  Grundgesetze  ausdrücklich 
beigelegt,  z.  B.  in  dem  schwarsburg-rudolstädtischen  von  1816,  $.  1  u.  2,  in 
dem  weimar- cisenachischen  von  1816,  $.6,  in  dem  meiningischen  v.  i8*4  ,  V4» 
54  u.  in  der  Ucberschrift  des  IV.  Abschnittes.  Auch  verbeifst  die  preussische 
Verordn.  v.  11.  Mai  i8i5  «eine  Repräsentation  des  Volkes».  —  Eine  Staats« 
Grundverfassung  mit  Landständen ,  eine  parlamentarische  ,  heifst  eine  repräsen- 
tative 4  u.  98  a),  eine  landständisebe;  denn  diese  ist  nicht  Gegensatz  von 
jener,  es  scy  denn,  dafs  man  unter  dieser  blosse  FeudalStändc ,  aus  dem 
Mittelalter  herstammend  ,  unter  jener  hingegen  VoütSouverainetät  in  der 
StaaUverbindung  ($.  1,  d)  sich  denken  wollte.  Das  kurhessischc  Votum  in 
dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  45.  Mai  1818,  §.  137,  erklärt  den  in  dem  i3.  Art.  der 
Run  des  Acte  befindlichen  Ausdruck  «landständische  Verfassung»  stillschweigend 
für  gleichbedeutend  mit  RepräsentativVerfassung.  In  demselben  Sinn  steht 
ebendaselbst,  in  dem  schwarsburg-rudolstädtischcn  Votum  das  Wort  «Volks- 
Repräsentation  ».  Desgleichen  in  einem  hannöverischen  Votum  auf  dem  wiener 
Congrefs.  Rlöbvr's  Acten  des  wiener  Congresses,  Rd.  I,  Heft  1,  S.  68.  —  Dafs 
die  teutsehen  landständischen  Verfassungen  nicht  ein  eigentliches  Repräscntativ- 
System  darstellten ,  wird  behauptet  von  Alex.  Mvllbb,  das  deutsche  Repra'sen- 
tativSystem  eto.  Ilmenau  i8a8-  8.  —  Der  Geist  echter  RepräsentativVerfassung 
ist  keineswegs  unvereinbar  mit  dem  Wesen  der  Monarchie ;  er  verschmäht  nur 
den  Unhold  des  Absolutismus  und  des  Aristo  •  Theokratismus.  Der  verfassungs- 
mäsige  Regierungswille  des  regierenden  Subjectes,  gilt  hier  för  den  Willen  der 
Gesammtheit.  —  Auch  in  Freistaaten  sind  Landstände  denkbar,  nur  nicht  in 
rein  demokratischen.  —  Schriften  in  Püttku's  Lit.  III.  375.  Rlübeb's  Lit.  %. 
io36  if.  Verzeichnifs  der  Schriften  v.  1814  bis  1816,  mit  Anmerk.  u.  Auszügen, 
in  der  Allemannia,  Rd.  VII  (München  1816),  S.  an  — so8.  —  Moser  v.  d. 
Landeshoheit  überhaupt,  Cap.  a  u.  14.  E&ender*.  von  der  Rcichsstände 
Landen,  286  —  i53o.  Pötteb  instit  juris  publ.  germ.  §.  197.  sqq.  Hädeb- 
riss  Handb.  des  t.  Staatsr.  Rd.  II,  §.  197  ff.  Leist's  Staatsr. ,  %.  43  ff. 
Göbbbb's  t.  Staatsr.  %.  i9o  ff.  Dar»  IJandb.  des  t,  Privatr.  IV.  345.  Stru- 
bkb's  Nebcnst.  II.  35 1.  Ebendett.  Obss.  juris  et  bist.  i5".  Rhein.  Rund, 
LV1I.  465.  J.  C.  Bisisoir's  vergleichende  Darstellung  der  Staatttcrfassung  der 
curop.  Monarchieen  u.  Republiken  ( Wien  181a  8. ),  S.  463 -56o.  W.  T.  Rae« 
das  RcpräsentativSystem ,  oder  Ursprung  und  Geist  der  stellvertretenden  Ver- 
fassungen. LcSpz.  1816.  8.  Ucbcr  tcutsche  Freiheit  u.  Vertretung  tcutscher 
Volker  durch  Landstünde.  Leip/..  181 4.  8.  Remerkungcn  über  die  künftigen 
LahdesGönStitüti  orten  und  die  VöiksRcprascntationeti  in  Tetftschl.  I8i5.  8. 
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(D.  H.  Hfgkwisch)  Einige  notwendige  Gründe  für  ständische  Verfassung.  Leipr.. 
1816.8.  C.  C.  Dabfxow,  Axcillox  u.  F.  L.  v,  Hobstb&l,  oben  V^fy,  Note  f.  Leber 
Verfassungsvertrag,  Verfassungsformen ,  und  die  Wirksamkeit  ständischer  Ver- 
sammlungen-Wiesbaden  1817.  U-  Sebald  Brendel,  die  Geschichte,  das  Wesen  und 
der  Werth  derftationalBepräscnlation.  Abth.  tu.  II.  Bamb.  1817.  8.  An.  Graf  v. 
Moltre's  Ansichten  bei  den  Ansichten  (2.  Aufl.  Kiel  1816),  S.76— 81.  Maucems 
über  Volksgcwalt  u.  Alleinherrschaft.  Halle  1817.8.  C  F.  Schlossers  ständische 
Verfassung,  ihr  Begriff,  ihre  Bedingung.  Frank  f.  1817.  8.  W.  Beihhard  ,  die 
t.  BundcsActe  über  Ob?  Wann?  Wie  ?  teutseber  Landstände^Heidclb.  1817.  8. 
Jul.  Schheltzing's  ßelcucht.  der  Beinbardischen  Schrift.  1819.  8.  Ehenderx. 
über  dt/n  Begriff  u.  die  Wirksamk.  der  Landständo-  Budolst.  1818.  8.  K.  v. 
Bottechs  Ideen  über  Landstände.  Carlsr.  1819.  8.  Ktudes  historiques  et  poli- 
tiques  sur  les  asscmbh'es  repräsentatives  ;  par  Felix  Bodix.  Paris  i8a3.  8. 
Th.  H.irtlehfm's  GcschäftsLcxihon  für  die  deutschen  Landstände.  Bd.  I,  A— G» 
Lcipz.  i8"*/|.  8.  G.  F-  Kömg  das  Köatgthum  u.  die  Bepräsentation.  Lcipx.  1828. 
8.  v.  Abftis's  constitutioncllcs  Staatsrecht ,  Bd.  I,  S.  i&j  ff.  Bd.  II,  Abth.  2, 
S.  i54  ff.  Blüber's  Uebersicht  der  dipl.  Verhandl.  d.  w.  Congr. ,  S.  129  f., 
194  f-  u.  549.  —  J«  Büdiiart's  L'rbcrsicht  der  verschied.  Staatsverfassungen 
über  Volks» erlretung.  München  1818.  Fol.  Vergleichende  Darstell  der  reprä- 
sentativen Verfassungen  verschiedener  europ.  u.  der  ständischen  Verfassungen 
mrhrerer  teutschen  Bundesstaaten,  in  ihren  Grundr.ügcn.  Carlsr.  i8i3  4  Tabellen, 
in  Fol.  Lebersicht  der  Begicrungsformen  der  teutschen  Bundsstaahn  ;  in  dem 
Gothaischen  geneal.  Hofkalender ,  auf  i8s5  ,  S.  49.  Chronologische  Lebersirht 
der  Verfassungsurkunden,  seit  1787}  ebendaCs  S.  43  —  4".  Vcrr.eichnifs  der 
europ.  Constitutionen,  in  Pölitä  Staatswissenschaften,  Th.  IV,  S.  109  ff. 
Atlas  cousiiiutionnel ;  par  M.  de  JWanc*.  8  Tableaux.  Paris  1826  et  suiv.  L.  v. 
Zvncf.n,  die  Verfassungsgesetze  deutscher  Staaten  in  systematischer  Zusammen- 
stellung. Darmstadt.  Bd.  I.  18-29.  Bd.  II.  i83o.  8>  Dk  Pbadt  slatistique  des 
libertes  publiques  en  Europe.  Paris  i83o.  —  Sammlungen  von  Verfassungs- 
urkunden  ,  in  folgenden  Werken-  Allgemeines  StaafsverfassungsArehiv. 
Weimar,  Bd.  I  u.  II,  1S16.  8.  C.  D.  Voss  allgcm.  Archiv  der  laiulstünd. 
Verhandl.  u.  Angelegenheiten  der  Staatendes  t.  Bundes.  Darmst.  Bd.  I,  Heft 
1821.  8.  C.  LI'dfb's  diplomatisches  Archiv.  Lcipz.  Bd.  I,  1819.  Bd.  U.  i8ao-  8. 
und  die  oben  %.  1 ,  Kote  /  am  Scblufs  ,  angef.  Sammlungen  von  Verfassungs- 
urkunden. 

*)  Gelehrte.  Bünstlcr,  Staatsbeamte,  Kriegsleute,  sollten,  alt  wiche,  hier  nicht 
in  Betracht  kommen. 

c)  Die  Verfassungsurkundc  des  preussischen  Fürstenthums  Neuchiltel  v.  18.  Juni 
1814  ,  Art.  14,  bezeichnet  die  dortigen  allgemeinen  Landstände  ( Audiences 
generale«  )  als  -  gesetzgebende  Behörde  und  National  nah».  Handb.  des  Schweis. 
Staatsr.  (Aarau  1811.  a>.  S.  464. 

m 

%  280.  (215.) 

Politischer  Gesic htpunet. 

Die  Anstalt  der  Volhver  tretung  (Nationalstellvertretung), 
ward  in  Teutschland  seit  Jahrhunderten  Landschaft  genannt,  das 
heifst,  eine  das  ganze  Land  vorstellende  Corporation,  und  jedes  Mit- 
glied derselben  hiefs  Landstand,  weil  es  berufen  war,  für  das 
ganze  Land,  die  Gesammtheit  der  Einwohner,  auf  dem  Landtage  zu 
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stehen.  Gefordert  toii  dem  politischen  Charakter  des  Zeitalters  (§.  93), 
ist  diese  Anstalt  jetzt  in  den  meisten  tentschen  Bundesstaaten  ein  Haupt- 
Lest  and  t  heil  der  Staatsverfassung  ,  und  unbeliebt  oder  verdächtig  in 
ihrer  heutigen  Gestalt  nur  da,  uro  man  sein  Jahrhundert  nicht  versteht, 
oder  nicht  verstehen  mochte,  und  mifstrauend  wähnt,  neben  und  mit 
ihr  die  Zügel  der  Regierung  mit  heilsamer  Kraft  nicht  handhaben  zu 
können.  Gegründet  auf  den  Grundsatz  allgemeiner  Volk  Vertretung, 
und  versehen  mit  wesentlichen,  die  Dauer  der  Staatsverfassung 
und  die  Zweck-  und  Gesetzmäßigkeit  der  Staatsverwaltung  sichernden 
Hechten,  aber  weder  eine  Mitregentschaft  noch  eine  Ausgeburt  der 
Anarchie ,  nicht  der  Regierung  feindselig  gegenüberstehend  ,  sondern 
mit  ihr  ein  gemeinschaftliches  Interesse  verfolgend ,  die  Rechte  und  das 
Wohl  des  Regenten  und  seines  Hauses  nicht  weniger  achtend  und  erhal- 
tend als  diejenigen  des  Volke§,  verstärkt  und  sichert  dieselbe  die  recht- 
liche Kraft  der  Staatsregierung,  die  öffentliche  Ruhe,  die  Erhaltung 
und  das  Fortschreiten  der  Gesittung.  In  ihr  soll  sich  der  gesammte 
CtilturStand  des  Volkes ,  mit  allen  davon  abhängenden  Rechtsbcgrifi'cn 
und  Bedurfnissen,  darstellen.  Als -wahrer  Landes  Vertreter  an  der  Seite 
des  Fürsten,  als  Wächter  der  Regierung,  ihrer  gesetzgebenden  und 
vollziehenden  Macht,  besonders  der  Finanzgewalt,  als  volkstümliches 
Bildungsmittcl,  erhöht  sie  das  Gluck  der  Nation  «)•  Als  Vermittler 
zwischen  der  Regierung  und  dem  Volk,  erleichtert  sie  jener  das 
schwere  Amt  des  Regierens ,  diesem  die  Pllichten  des  Gehorsams. 
Sie  wacht  gegen  Mifsbrauch  der  Regentengewalt  durch  Staatsdiener, 
gewährt  dem  Staatshaushalt  eine  heilsame  Durchsichtigkeit,  sichert 
wider  Gefahren,  in  welche  den  einen  Theil  Versuchung  zu  Willkühr 
und  Unterdrückung,  oder  Mifsleitung  seiner  Räthe ,  den  andern  der 
aus  dein  Gefühl  gebotener  politischer  Unmündigkeit  hervorgehende 
Lnmuth  leicht  stürzen  könnten,  entwickelt  einen  edlen  und  treuen 
Volksgcist,  weckt  den  Sinn  für  Opfer  zum  Besten  des  Ganzen,  und 
ist  unter  schwierigen  Umständen  die  sicherste  Stütze  des  Staates,  so- 
nach wahres  Staats-  und  Zeitbedürfnifs.  Für  den  Regenten  ist  sie  ein 
Hülfmittel,  welches  er  bei  Festsetzung  seines  Regierungswillens  in 
bestimmten  Fallen  zu  gebrauchen  sich  gewöhnt  und  angewiesen  ist. 
Durch  sie  wird  die  Staatsverfassung  iahig,  fortwährend  das  Bessere, 
welches  fortschreitende  Einsicht  und  Erfahrung  darbieten,  und  das 
Neue,  welches  veränderte  Verhältnisse  gebieten,  aufzunehmen,  also 
die  Gegenwart  mit  der  Vorzeit  auszugleichen,  damit  nicht  das  Staats- 
gebäude in  dem  Lauf  der  Zeit  veralte  ,  und  endlieh  zusammenfalle. 
Sie  ist  ein  Organ,  durch  welches  die  Nation  ihre  Stimme  verfassungs- 
iräsig  für  Gemeinwohl  vernehmen  lassen  kann  und  raufs ;  sie  verschallt 
der  Regierung  notwendige  Gelegenheit,  Worte  der  Wahrheit  zu 
vernehmen.  In  Form  und  Handlung,  trägt  sie  das  Gepräge  des  allge- 
meinen Willens  *),  ist  nicht  blofs  berathend,  auch  nicht  Stellvertreter 
nur  eines  Theil s  (eines  Standes  oder  einer  Gaste)  der  Staatsbürger, 
und  eben  so  wenig  Deckmantel  eines  KryptoAristokrutismus  ,  zu 
Anhäufung     und     Bewahrung    staatszweckwidriger  Auszeichnung, 
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^Befreiungen  und  Vorrechte.    Denn  ungerecht  wäre  eine  Capitulation  des 
.Regenten,  mit.  Einer  Glasse  von'  Uoterthanen,  wodurch  die  andern 
Glassen  und  das  Wohl  des  Gänsen  beeinträchtigt  wurden  c).    $o  sind 
Wahrheit  und  Staats  wohl,  ihre  redliche,  ruhige  Erfor- 
schung, die  einzige  echte  Seite  des  RepräsentativSystems ,  und  eine 
.Regierung  mit  Repräsentativ  Verfassung  ist  sicher,    fortwährend  auf 
der  Höhe  des  Jahrhunderts  zu  stehen,  das  heifst,  mit  der  öffentlichen 
Meinung  (§.  2«)  nicht  in  gefährlichen  Widerspruch    zu  geralhen. 
Durch  die  Anstalt  der  Volkvertretung ,   wird  jede  Staatsform  eine 
ständisch-verfass  ungsmäsige,  stellvertretende  oder  repräsenta- 
tive ($.  4  u.  98,  a),  aber  weder  Pöbelherrschaft  ($.  98,  a)  noch 
Volksherrschaft,  noch  VolkSouverainetät  d)  in  der  Staatsverbindung 
(§.  1,  6),  begründet  oder  begünstigt,  und  eben  so  w,enig  irgend 
eine  Verletzung  der  dem  regierenden  Subject  gebührenden  Treue  und 
Ehrerbietung,  oder  eine  Befeindung  seiner  Rechte,  zu  deren  fester 
Bewahrung  vielmehr  dieselbe  wesentlich  bestimmt  ist.   Hat  das  System 
der  landständischen  Verfassung  für  die  Slaatsverwalter  einige  Unbe- 
quemlichkeit, so  wird  diese  reichlich  dadurch  vergütet,  dafs  durch 
verfassungsmäßige  Einwirkung  der  Landstande,  die  Verwaltung  eine 
volksthümliche  Sicherheit   erlangt ,    dafs   MinisterDespotismus  nicht 
bestehen,  dafs  nicht  leicht  ein  Untauglicher  (unredlicher,  verschwen- 
derischer, unwissender,  talentloser)  auf  dem  Ministerstuhl  sich  erhalten, 
dafs  keiner  auf  solchem  die ,  eiserne  Ruthe   gesetzloser  WiHkühr 
handhaben  kann;  dafs  Talent  und  persönliche  Würdigkeit  Einzelner 
durch  den  natürlichen  Mechanismus  der  Verfassung  in  die  Höhe  gehoben, 
und  dem  Landestursten  nothwendig  vor  die  Augen  gestellt  werden ;  dafs, 
weit  entfernt,  die  Person  des  Regenten  zu  einem  Schattenbild,  zu 
blossem  Werkzeug  eines  Ministerial-  oder  Volkswillens  herabzuwürdigen, 
ihr  vielmehr  ein  höherer  Grad  von  Heiligkeit  oder  Unverletzbarkeit 
($.  239)  gewährt  wird,- als  zu  erreichen  wäre,  wenn  dieselbe  nach 
einer  vertragmäsigen  Verfassung  und  erhaben  über  jeden  persönlichen 
Vorwurf  nicht  regierte,  sondern  der  Gefahr  oder  dem  Verdacht  blofs- 
gestellt  wäre,  nach  eigener  oder  fremder  Willkühr  zu  herrschen. 
Während  der  öffentliche   Unwille  nur  auf  die  Minister  und  ihre 
Gehülfen  fallt,  bleiben  in  einem  etwa  daraus  entstehenden  Sturm,  der 
Monarch  und  die  Monarchie  unerschüttert.   So  ist  die  stellvertretende 
Staatsform  eioe  Institution,  die  das  Volk  wider  des  Mifsbrauch  der 
Staatsgewalt,  den  Monarchen  wider  die  Volksgewalt  schirmt,  während 
sie  ihm  zu  gleicher  Zeit  Unterthanen  sichert,   die  im  Stande  und 
bereit  sind  seinen  Thron  zu  vertheidigen.    So  bildet  die  Volkvertretung 
eine  der  festesten.Srützen  des  Throns,  ein  festes  Gewölbe,  von  welchem 
der  Monarch  ,  der  allein  der  Staat  selbst  weder  ist  noch  seyst  kann, 
als  Schiufsstein  des  Staatsgebäudes,  nothwendig,  sicher,  und  erhaben 
über  Alles  getragen  wird  0»    Es  Hegt  in  der  Natur  der  Dinge ,  dafs 
mit  der  zunehmenden  Entwicklung  der  Staatsgesellschaften,  die'  stell- 
vertretende Staatsform  sieb  immer  mehr  verbreiten  und  ausbilden  inufs. 
Sie  ist,  *uf  einer,  gewissen  8tufo  der  NationalGuJturv  so  wonig  zu 
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vermeide»  als  zu  entbehren.  Dennoch  fehlt  es  auch  dem  Repräsen- 
tativ VerfassungsSy  stein  ,  dieser  veredelten  Staatsform ,  nicht  an 
Gegnern  f) ,  Freunden  der  absoluten ,  das  heifst ,  durch  Repräsentativ- 
Verfassung  nicht  beschränkten  Staatsgewalt  g). 

«)  Vergl.  Encyclopedie,  par  i»'Alimbkbt,  voc.  Repräsentant.  K.  W.  Rfbbvbo 
über  die  Staatsverwaltung  teutschcr  Lander  und  die  Dienerschaft  der 
Regenten.  Hannover  1807.  8.  Habbel™ 's  Handb.  d.  t.  Staatsr.  I.  197  f. 
Hb  ein.  Bund,  III.  38i.  Behb's  Darstell-  des  rhein.  Bundes,  §.  70  —  7s.  Die 
alten  Landstände  u.  neuen  VolksHoprascntantcn  j  in  der  AUemannia  <  Bd.  VI 
(  München  1816.  8.),  S.  967  ff.  J.  G.  Peius  politische  Lectionen  (München 
i8ao,  8.),  Num.  11.  F.  L.  Ljbdkebb  geheime  Papier  (Stuttg.  1804.  a),  S. 
i45  ff.  C  G.  Heelo  du  regime  constituüonnel.  »•  edit.  Paris  »83o.  a 
Ncusuuiscke  Erklärung  über  Zweck  und  Wesen  der  landständ.  Verfassung,  in 
d.  Protoc  der  B.  V.  v.  1818 ,  %.  4©. 

A)  Eine  repräsentative  Regierung ,  ist  die  Regierung  im  Sinn  der  öffentlichen 
Meinung  a»),  das  anregende  Princip  der  Staatsverwaltung.  Unsichtbar 
tragen  ihre  Verfügungen)  die  bedeutungsvollen  Buchstaben  S.  P.  Q-  R. ,  als 
Sinnbild  Jener  Meinung  an  der  Stirne.  In  der  monarchischen  Staatsform,  ist 
sie  bestimmt,  Einherrschaft  und  Freiheit,  folglich  das  monarchische  und  das 
demokratische  Princip,  Höuigthum  und  Volksthum  (res  olim  dissociabiles, 
priueipatum  et  libertatem),  für  Gemeinwohl  su  vereinigen,  und  den  Aristo- 
kratirous  (  §.  98  a  ) ,  wo  nicht  ganz  su  entfernen ,  doch  zu  zügeln.  Allgemein 
offenbart  sich  bei  den  gebildeten  Völkern  Europa's  ein  Streben  nach  solcher 
Verfassung ;  eine  Folge  des  seit  dem  letsten  Viertheil  des  18.  Jahrhunderts  bei 
ihnen  erwachten  Gefühls  erlangter  Mündigkeit.  —  Oft  hat  das  entscheidende 
Stimmrecht  der  Landstände,  ihre  Stimm-  und  Redefreiheit ,  das  "Wohl  des 
Landes  und  der  RegentenFamilie  gerettet.  Darum  sollen  Landstande  keine 
stummen  Schöffen,  nicht  schweigende  Scliultheifsen ,  nicht  Jaherrcn  oder 
Postulatdiener  und  Figuranten  auf  einem  Staatstheatcr  sevn,  auch  nicht  blofs 
lebendige  Berichte ,  welche  die  Regierung  einfordert ,  der  Landtag  kein 
Gaukelspiel.  In  dem  Schoofs  der  Landstände,  entwickelt  sich  für  monar- 
chische Staaten  jene  vaterländische,  echt  demokratische  (volksmächtige) 
Gesinnung,  durch  welche  sich  oft  schon  das  willkommenste  ,  sehr  heilsam 
angewendete  Element  der  wahren  Fürstenmacht  gebildet  hat.  Ki.vbeb  a.  a.  <X 
Ungefährlich,  vielmehr  durch  die  Geschichte  bewährt,  ist  daher  das  Dogma 
von  der  Noth  wend  igk  eit  des  RepräsentativSystcms.  H.  G.  Tzscbisrkb's 
Gefahr  einer  deutschen  Revolution.  (Lcipz.  i8*3.  8.),  S.  4a  ff.  —  Kaum  der  Er- 
wähnung werth,  imVerhältnirs  zudem  Staatsvortheil  des  RepräsentativSvsteras, 
sind  die  Kosten  der  Landstände.  In  dem  GH.  Baden  betrugen  sie,  von  1828  bis 
i83o  ,  jährlich  1 3,633  Gulden 

c)  Preussens  Vorschlag,  in  Hlübbb's  Acten  des  wiener  Congr..Bd.  II,  S,  3o4. 

Volkvertrcter,  die  aus  einer  privilegirten  Caste  hervorgehen  (Feudal-  und 
-  MinisterialStände )  beachten,  in  der  Regel,  vor  Allem  die  Fortdauer  ihrer 
Privilegien  und  Stnccuren.  In  ihnen  erheben  Feudalismus  und  Ullrpmon- 
taatsrous  oder  Curialismus  stokt  ihr  Haupt,  sie  werden  Werkseuge  einer 
systematischen  und  unabwendbaren  Unterdrückung,  und  es  wird  durch  sie  die 
heilige  Würde  der  Volkvertretung  entweiht.  — ■  Auch  darf  die  Volkstüm- 
lichkeit'der  Amtalt.  nkht  Tereitelt  werden,  durch  allzusehr  beengende  ffahl- 
f*es*tze,  welche  Eigenschaften  (  z.  B,  in  Absicht  auf  Alter ,  Stand,  Vermögen, 
Grundeigenthum,  StenerOuantuin  u.  d.)  der  Wähler,  Wahlmänner  und  (su 
DeputirtenStelton )  Wählbaren  vorschreiben ,  die,  wohl  gegen  den  Willen  der 
Wähler^  zu. irgend  einer  Art  von  Afistokratismvs  ttkren.   Eine  Nation  hat 
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NationalDeputirte  zu  wählen.  Vergl.  Ucber  landständ.  Repräsentation  im 
Grofsberzogth.  Heften  (Stuttg.  1810.  8. ),  S.  3o  ff.  Auf  den  altteutschen  März- 
oder Maifei  dem,  erschienen  Alle  die  freies  Eigenthum  besassen,  Echtwort 
hatten  ,  und  schöppenbar  waren. 

«0  Supremam  potestatem  in  republiea  esse  penes  populum.  —  Bonn  d'Akclas, 
in  seinem  Bericht,  womit  er  am  i3.  Juui  1795  den  Entwurf  der  dritten  franzö- 
•  siechen  Constitution  dem  NationalConvent  vorlegte,  sagte:  «Das  Volk  kann 
{nicht  selbst  die  Souverainetät  ausüben  ;  eine  repräsentative  Constitution  ist 
Alles,  was  selbst  die  glühendste  Freiheitliebc  für  eine  Kation  von  »5  Millionen 
Menschen  fordern  kann».   Vcrgl.  §.  1,1/. 

e)  Dar  Geist  des  neuern  Reprajentath'ftrfasJungtSyitctns  spricht  sich  hauptsächlich 
in  folgenden  Grundsätzen  aus :  positive  Vertragmäsigkeit  des  gegenseitigen  Rechts- 
verhältnisses zwischen  dem  regierenden  Subject  und  den  Regierten  ;  Unverletz- 
barkeit der  Person  des  Regenten;  Verbannung  nicht  nur  der  Willkührherrschaft, 
sondern  auch  der  positiven  Unbeschrankt Ueit  des  regierenden  Subjectes;  Aus- 
übung seiner  Regicrungs rechte  durch  verantwortliche  Minister  ($-34a);  bürger- 
liche Freiheit  (§.  4)j  allgemeine  Volktcrtretung  bei  der  Staatsregicrung ,  und 
hieraus  entspringende  politische  Freiheit;  bestimmte  Trennung  der  vollziehenden 
Gewalt  von  der  gesetzgebenden,  und  notwendige  Mitwirkung  der  Volkver- 
treterbei  der  letzten;  Bewilligung  der  Staatsauflagen  durch  die  Volkvertreter, 
nach  dem  Erfordernifs  weiser  Staatsfinanzhaushaltung ;  Befugnifs  der  letzten 
zu  Vorstellungen,  (Adressen)  und  Besch werdeführung  bei  dem  Souverain 
(PetitionsRecht);  Verantwortlichkeit  der  obersten  Staatsbeamten  für  Regierungs- 
bandlungen, und  unbedingte  Notwendigkeit  der  Contrasignatur  eines  derselben 
bei  allen  vom  Souverain  ausgehenden  Befehlen  und  Verordnungen;  Selbst- 
ständigkeit des  Richteramtes;  Gleichheit  aller  Staatsgeuossen  vor  dem  Gesetz 
und  dem  Richter  ,  und  dafs  Geburt  weder  ausschlief  send  noch  vorzugweise 
Anspruch  auf  irgend  ein  Staatsamt  gewähre ;  Verbannung  jeder  Beschränkung 
der  Freiheit  und  Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigenthums ,  die  nicht  durch 
Recht  und  Gesetz  begründet  ist  ,  und  dafs  Niemand  seinem  gesetzmäsigen 
Richter  entzogen  werde ;  gleichmüsige  Vertheilung  der  Staatslastcn  ;  Gewissens- 
freiheit ;    Prefsfrcihcit  ,    bei  gesetzmäsiger   Strafbarkeit  des  beleidigenden 
Mifsbrauchs.   Ein  solcher  Geist  spricht  sich  \n  der  Mehrzahl  auch  der  neuern 
teutschen  Verfassungsurkunden  aus.    Unter  andern ,  sehe  man  die  Anpreisung 
des  RepräscntativSystema,  indem  Eingang  zu  der  nassauischen  v.  1.  u.  2.  Sept. 
1814  (  unten      186,  a ).    Im  August  i8>4  erklärte  der  Herzog  von  Cambridge 
den  versammelten  hannöverischen  Landständen:  fcder  Prinz  Regent  habe  sie 
berufen,  ihm  das  zu  seyn,  was  in  Großbritannien  das  Parlament  ist,  ein  hoher 
Rath  der  Nation».  —    Wo  in  einer  neuen  Verfassung  den  Standen  weniger 
eingeräumt  wird ,  als  der  oben  angedeutete  Geist  des  RepräsentativSystems 
fordert,  da  ist  das  Eingeräumte  nur  halbe  Maasrcgcl,  aber  doch  ein  Reim, 
aus  welchem,  unter  günstigen  Umständen,  das  Fehlende  sich  entwickeln  kann 
und  wird. 

f)  Gegner  sind:  Gnosn,  in  d.  Rhein.  Bund,  Heft  64,  S.  111.  EAendert.  in 
Lud* >'s  Nemesis ,  Bd.  II  (Weimar  1814),  St.  a  u.  3.  I.  A.  Dzat&n,  in  a. 
Statist.  Darstcll.  der  preufs.  Monarchie  (Berlin  1817.  8.)»  S.  491  ff.  (nach 
welchem  Landstände  schädlich  sind,  u.  zeither  nirgend  das  Glück  der  Völker 
gemacht  haben);  Ludolfh  Br.cKicnonr ,  über  Laudständc  und  Volksvertretung, 
in  Au.  Müllka's Staatsanzeigen,  Bd.  II  (Leipz.  1817),  S.  173 — 1>\^  (nach  welchem 
durch  und  durch  jacobinisch  die  Ansicht  derjenigen  ist ,  welche  VolksReprä- 
;  sentation  verlangen  ,  mit  dem  Recht  ,  die  bestehenden  Einrichtungen  und 
•  Gesetze  zu  prüfen,  neue  auszumittelu  und  vorzuschlagen ,.  die  Staatseinnahme 
uud  Ausgabe  zu  bestimmen,  u.  s.  w.)    C.  C.  lUükLow  iu  den  §.  a3a  u.  «b3 
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angef.  Schriften.  Für  widerstreben«!  dem  echt- ehrut liehen  Princip  erklart 
die  RepräsentaliWerfassung  ,  F.  t.  ScbiiKGkl  in  der  Concordia  ,  Heft  VI. 
Dagegen  nennt  dieselbe  eine  der  schönsten  Früchte  de*  Christenthums, 
CnjiTaAvaniAsn  in  s.  Genie  du  Christianisrae.  —  Für  das  landatindtschc  Verfas- 
sungsSjstem,  a.  man  Scklözkb's  Staatsgelahrtbeit,  Th.  I,  S.  166  flf.  Fr.  J.  *. 
Hbhdaich,  in  Lcnxs'a  Nemcaia,  Bd.  Iii,  S.  139  ff.  L.  Gzbtais  kleine  Mit- 
theilungen aua  d.  staatswissenseb.  Gebiete,  Th.  II  (Leipz.  1821.  8),  S.  68—74. 
Murhabd's  Allgcm.  polit.  Annalen,  XI.  191.  Hbdo,  v.  Hobktral,  Bbkbdxi., 
ScamKLEino  ,  v.  Rottich,  Hbgzwisch,  Habtlxbeb,  König,  Aazti»,  Tzschirbvh, 
in  den  %.  »79  u.  f.  angef.  Schriften,  Tiele  Andere,  und  faat  alle  im~$.  »96- 
angef.  Verfasssungsurkunden.  Wider  v.  Abetis's  Alemannia,  a.  Bbzsdbl  a- 
a.  O.  Abth.  II,  Vorr.,  S.  VI  ff 
g)  Die  V'ort heidiger  derselben  werden  Abtolutisten ,  ihre  Gegner  Constitutione!!* 
genannt  —  Versuch,  aufzuzählen,  1)  was  dem  Königlhum,  und  9)  was  dem 
RepräsentativS) stem  schadet;  in  dein  Einsiedler  (von  Frhrn  v.  Gagkbs), 
Th.  I,  Heft  3  (Stuttg.  i8i3-  8),  S.  43—62;  wo  S.  69  ca  heifst:  «Der  denkende 
«Mann  wirft  wohl  endlich»  (bei  überhand  nehmender  politischer  Verhetze- 
rungsuebt)  «Alles  auf  den  Fanlbaufen  des  Indifferentismus,  bis  die  Sonne 
«neuer  Jahrhunderte  den  alten  Quark  besser  destillirt  hat,  und  ganz  neue 
«und  frische  Gewächse  zum  Vorschein  kommen v.  —  "Wären  oder  würden 
auch  irgendwo  Land*  oder  LandestheUStände,  bei  dem  Licht  betrachtet,  nur 
als  Blendwerk  bewilligt,  so  läge  doch  auch  darin  ein  Keim,  aus  dem,  unter 
gewissen  Verhältnissen  ,*  eine  wahre  RepräsentativVerfassung  sich  ent- 
wickeln  kann. 

g.   281.  (216 
Geschieht  e. 

T)  Ueber  den  Ursprang  der  Landstände  **)  ,  welchen  einige 
bestimmt  in  das  zwölfte  *),  andere  in  das  dreizehnte  <?),  noch  andere 
in  das  fünfzehnte  <•) ,  und  wieder  andere  zwischen  das  Tierzehnte  und 
siebenzehnte  0 ,  Jahrhundert  setzen ,  läfst  sich ,  mit  historischer  Treue, 
im  Allgemeinen  wenig  sagen.  Die  Geschichte  der  einzelnen  Staaten/), 
mufs  die  uähere  Bestimmung  geben*  Auch  zeigen  sich  meist  Stadien 
in  der  formalen  Ausbildung  landschaftlicher  Verfassung.  II)  Dem 
Wesen  nach,  bemerkt  man  landständische  Verfassung  fest  begründet, 
schon  in  dem  Geist  der  alten  teutschen  Staatsverfassung  nicht  weniger, 
als  in  der  teutschen  Territorial  Verfassung  des  Mi  ttelalters  £),  unge- 
achtet hier  das  angenommene  römische  Recht  das  absolute  Regierungs- 
System  begünstigte. 

a)  Mosaa  von  der  Reichsstande  Landen,  347  B*  <*.  Strov  yon  dem  Ursprung, 
Unterschied  und  Gerechtsamen  der  Landstände  in  Teutschland,  besonders  in 
Mecklenburg,  mit  Anmerk.  von  C.  J.  (Jabgow).  Hamb.  ir/\i.  8.  Püttbh-s 
Beitr.  I.  107.  F.  C.  Habkblix's  Grundlinien  einer  Geschichte  der  t.  Landstände  : 
in  Schlözirs  Staatsanzeigen,  Heft  67  (179«),  S.  265—377.  HabkbliVs 
Handb.  d.  t.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  197.  C  H.  Lahq's  Prüfung  de*  vermeint!. 
Alters  der  t  Landstände.  Göll.  1-96.  8.  Dawider  s.  A.  L.  Jacobi  s  Auflösung 
einiger  Zweifel,  über  das  Alter  und  Repräsentationsrecht  teutschcr  Landstände.  , 
Hannov.  1798.  8.  C.  G.  Wbbba  diss.  I.  et  II.  de  rera  ordinum  provincialium. 
tum  in  Germania  generatim,  tum  speciatim  in  Bavariae  ducatu,  epocha  recte 
constituenda.  Lips.  1797.  4.    J.  F.  E.  Lötz  ataatswissenschaftl.  u.  juriat  Nach- 
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richten,  I.  Jahrg.  i.  Bd.  (Uildburgh.  1799.  4«)  Num.  «7— 3o.  K.  J.  Harthas* 
über  den  Ursprung  und  das  Verhältnis  der.  Landstande.  Nürnb.  i8o5.  8. 
K.  D.  Hüi-lmarb's  Gesch.  des  Ursprungs  der  Stünde  in  Teutschl.,  Th.  III 
(  i8o8>*  Abscbn.  IV.  Sbb.  Brbxdei.  ä.  a.  O.  Abth.  I,  S.  4*  &  u>  3a<>  ff. 
Abth.  II,  S.  1  ff.  C*  A  Zu*  Bachs  Ideen  über  Becht,  Staat,  Staatsgewalt 
u.  s.  w.,  Th.  II  (Cöln  1817.  8.),  S.  166  — *38. 

*)  F.  C.  J.  Fiscmfb's  Gesch.  des  Despotismus  in  Teutschl.,  S.  i35  ff.  —  Von 
noch  frühern  Zeiten,  s.  Lötz  a.  a.  O. 

Wkrkr  1.  c.  Von  einer  Urkunde  des  röm.  Bönigs  Heinrich'*  VII.  von  i*3i, 
s.  unten  §.  294  ,  c.  —  Von  Lüttich  und  Baiern ,  s.  unten.  Note  f.  —  Von 
IVirzburg ,  s.  P.  Oestkrreicheb 's  Denkwürdigkeiten  der  Staatenkunde  Teutsch- 
lands, Bd.  I,  Heft  1  (1808.  8.),  Num.  1.  Ithein.  Bund,  XXVI.  368  ff. 

i)  Mosen  a.  a.  O.  347.  Mösbr's  patriot.  Phantasien,  Th.  IV,  Num.  5i.  Hldit 
colleg.  diplomat.  histor.,  c.  14.  A.  F.  H  Possb  über  das  Staatseigenthum  in 
den  t.  Beichslanden ,  197.  Labo  a.  a.  O. 

e)  Vergl.  Moser  a.  a.  O. 

/)  Die  Freiheiten  der  Holsteiner  sind  so  alt  als  das  Volk.    Seit  sie  durch  Carl 
den  Grofsen  zum   germanischen  Beich  kamen,   befragten  ihre  Herren  und 
Grafen,  bei  jeder  wichtigen  Vorkommenheit ,  die  Stimme  ihrer  Landberren« 
der  Seniorum  terrae.    Die  urkundlichen  Beweise,  seit  i4«»,  findet  man  in 
der  unten  %.  188,  b,  angef.  Denkschrift  der  Prälaten  u.  s.  w.   Eben  so  alt  ist 
die  landständische  Verfassung  in  den  meissnisch  •  thüringischen  Ländern.    B.  F. 
HacsrlikVs  Beiträge  zur  Bcnntnifs  der  chursächs.  Landtagsversammlungen. 
Wrisse  s  Lchrb.  des  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  5i.  —    Von  dem  Lüttichischen, 
wo  schon  seit  dem  »3.  Jahrhundort  Stände  für  Gesetzgebung  und  Besteue- 
rung   bestanden  ,    landesgrundvcrtragmä'sig    seit  dem  Frieden   von  Fexhe 
i3i6,  s.  Hriwricb's  t.  Beichagosch.  VIII.  728.    —     Von  Baiern,  J.  N.  G.  r. 
Hrfsneh's  Anlcit.  zur  Bcnntnifs  der  baier.  Landlage  im  Mittelalter.  München 
i8o5.  8.    Die*baicr.  Landtagsverhandlungen  in  den  J.  i4^9  bis  i5i3,  heraus«*. 
▼.  Fr.  v  Brrbsbr.  München  i8o3 — »8o5.  18  Bände-  8.  Samml.  baicr.  landständ. 
Freiheitsbriefe.  München  1779.  4-  v*  Hbeitmatr's  baier.  Staatsr.  4>6.  (Pakzeb's) 
Versuch  über  den  Ursprung  und  den  Umfang  der  landständischen  Bechtc  in 
Baiern.  1798.  1799-  8-    J.  Budhart's  Geschichte   der  Landstände  m  Baiern. 
Heidelb  1816.  3  Bände.  8.  Zweite  Aufl.  1819.    Webbb  1.  c.    Lot«  a  a  O.  — 
Von  der  Oherpfulz,  L-  v.  Egchhfr's  Gesch.  der  vomial.  Landschaft  in  der 
Obcrpfalz.  Amb.  u.  München  1802.  8.    J.  J.  Obernberger  von  den  Freiheiten 
und  Privilegien  des  landsässigen  Adels  in  der  Oberpfalz  (Ingoist.  1784.  8.), 
8.  37  ff.    J.  G.  Fesskaieb's  pragmat.  Staatsgeschichte  der  Oberpfalz,  B.  I 
(  München  1799.  8),  S.  »70  —  191.  —    Von  Neuburg ,  F.  J.  Lipowsrt's  Gesch. 
der  Laudsländc  von  PfalzNcuburg.  —    Von  Wirtemberg  (münsinger  Vertrag 
v.  1482).  Moseb  v.  d.  Bcichsstände  Landen,  358.  —    Von  der  Markgrafschaft 
Fladm,  Moser  a  a.  O.  373.  573  u.  i54&  —    Von  Mecklenburg,  Stbov  a.  a.  O. 
A.  A.  \V.  v.  Fi.otow  über  das  Becht  des  Adels  in  Mecklenburg,  und  dessen 
Verhältnifs  zu  der  Landeshoheit.  Schwerin  1790.  4.  —    Von  dem  Fürstenthum 
Lippe,  die  unten  §.  287,  i,  angef.  Dcductioncn.  —  Von  der  Mark  Brandenburg 
s.  Bdchholtz  Gesch.  der  Churmark  Brandenb.,  Th.  VI,  Begister,  voc.  Landtage 
u.  LandesBcccsse.  —    Von  Schlesien  aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts ,  s. 
( v.  Blöbeb)  Von  Schlesien  vor  u.  seit  1-40  (1788.  8.),   Th.  I,  S.  »»7, 
383  ff.,  Tli.  II,  S.  188  —    C  A.  Zun  Bach's  Geschichte  des  Ursprungs,  der 
Bildung ,  Formen  und  Bcchte  in  d.  preuss.  Rheinprovinzen.  Cöln  »8*7.  8.  — 
Von  den  Landständen  in  den  chcinal.  kathol.  gcisll.  >Vahlstaatcn,  v.  Sartori's 
Staatsr.  der  Erz-   Hoch-   und  Bitlerstiflcr  ,   Bd.  II,  Th.  a,    Abscbu.  a* 

s.  454  ff. 
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ff)  «Nee.  Regibus  infinita  aut  libera  potestas.  I>c  minorfbus  rebus  principe»  eon« 
aultant,  de  majuribus  omnes  «.  Tacitus  de  M.  G.  c.  7.  Cabou  M.  Capitulare 
de  a.  801.  et  Capit.  3.  de  a.  8o3,  bei  Bai.vz.  T.  I,  p.  356  et  3V|.  PrurvisoKR 
Vitriar.  illustr.  T.  I.  p.  73.  sq.  Eug«  Mostag's  Geschichte  der  teutscli. 
bürgert.  Freiheit,  I.  Si.  C.  G.  Hkisricm's  tcutschc  Reich  beschichte,  Th.  I, 
S.  8a-  36o,  Tb.  II,  S.  6  ff.  4^7.  Wiksakd,  in  dem  Rhein.  Bund,  Uli.  3oo  ff. 
Hlüser'a  Ucbcrsicht  der  diplotnat.  Verbandlungen  des  wiener  Congr.  S.  »4«. 
Die  oben  in  der  Note  a  angef  Sehriften.  —  Bis  au  völliger  Ausbildung  des 
landständischen  Instituts,  bemerkt  man  in  dem  Mittelalter,  dafs  geistliche 
und  weltliche  Landesherren  au  den  wichtigsten  Kcgierungshandlungcn  nicht 
nur  den  Rath,  sondern  auch  die  Einwilligung  ihrer  Vassailen  und  Ministe- 
rialen,-oder  der  Landherren,  die  geistlichen  ohnediefs  auch  die  Einwilligung 
der  Capitel,  einholten.  Schkidt's  Nachrichten  vom  Adel,  &  116  ff.  173  ff. 
Riccius  vom  landsäfs.  Adel,  S-  i57  ff.,  160  ff.  HlübeiTs  Anmcrh.  xu  Sa  inte- 
Pulatfe  vom  Ritterwesen,  TJi.  II,  S.  aoi.  —  Land  ständische  Paromtc:  «wo 
wjrnicbt  mitrathen,  da  wollen  wir  auch  nicht  mitthaten » 

§.  282.  (216  h.) 

Fortsetzung. 

III)  In  einem  grossen  Theil  der  monarchisch  geformten  Länder, 
hatte  landständische  Verfassung  bis  in  die  letzte  Zeit  des  teutscheu 
Reichs  fortgedauert  «).  Aber  in  etlichen  hörte  dieselbe  auf,  in  Folge 
der  durch  den  ReichsdeputationsHauptchlufs  von  i8o3  verfugten  Län- 
derveränderungen *);  in  andern  ward  sie  eigenmächtig  aufgehoben, 
theils  noch  in  der  letzten  Zeit  der  teutschen  Reichsverbindung,  entweder 
vermöge  der  in  dem  presburger  Frieden  (26.  Dec.  i8o5)  beigelegt 
erhaltenen  Souvcrainetät  «) ,  oder  kraft  vermeinter  landesherrlicher 
Machtvollkommenheit  <0,  theils  nach  Auflösung  des  teutscheu  Reichs, 
in  dem  Zeitraum  des  rheinischen  Rundes  «).  IV)  In  den  Jahren  1806 
bis  1810,  wurden  in  etlichen  neu  zusammengesetzten  rheinischen 
Bundesstaaten  Versuche  einer  landständischen  Verfassung 
neuer  Art  zur  Schau  ausgestellt,  aber  ohne  Dauer  und  gedeihlichen 
Erfolg/).  V)  Auf  dem  wiener  £ongrefs,  ward  im  Namen  fast 
aller  teutschen  Staaten,  namentlich  Preussens,  unumwunden 
anerkannt,  dafs,  auf  der  heutigen  Stufe  politischer  Cullur,  in  allen 
teutschen  Staaten  eine  durch  Grundverträge  bestimmte  Verfassung  mit 
Volk  Vertretung  notbwendig  scy  (§.  ^83),  und  die  Denker  erkann- 
ten einstimmig,  ohne  Ucbereinkunft,  diese  Forderung  wie  für  recht- 
lich allgemein  begründet,  also  auch  für  heilsam  zu  wahrer  • 
Staatenbildung.  VI)  Dem  zufolge,  lief«  man  in  einer  bedeutenden  Anzahl 
von  Bundesstaaten  die  frühere  landständische  Verfassung  mit  erneuter Rraft 
fortbestehen  (§♦  287);  in  einem  grossen  Theil  jener  Staaten,  ward  eine 
neue  landständischc  Verfassung  errichtet  ff)  (§.  286);  in  verschiedenen 
wird  eine  solche  noch^erwartet  (§.  288).  VII)  Seit  der  französischen  Re- 
volution, ist  der  staatsrechtlichcGrundsatz:  kein  civilisirter  Staat  I 
kann  ohne  Staats  Verfassungsurkunde  mit  Volk  Vertretung  bestehen,  Sitte 
und  Meinung  der  europäischen  Völker  geworden  *); 

a)  Schriften,  oben      179,  a. 

24* 
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*)  Von  dem  ehemaligen  Fürstentbum  Münster,  s.  Reichsdep.  Hauptschlufs  v.  *5. 
Febr.  i8o3  ,  %.  3.  —  Von  den  Resten  des  kurtrierischen  Landes  auf  der  rechten 
Rheinseite,  s-  Oeffentl.  Erklär,  des  F.  ▼•  NassauWeilburg  v.  6.  Febr.  1804;  in 
HiBEBLinV  Staatsarchiv,  Heft  60 ,  8.  i83.  Rhein.  Bund,  Heft  1,  S.  i35.  — 
Von  dem  Hertogthum  Ifestphalen  ,  s.  die  oben  %.  49 ,  a  ,  angef  Schrift 
von  Rubdb. 

1)  Von  fYirtemberg ,  s.  Verordn.  t.  3o.  Dec.  i8o5,  in  d.  Rhein.  Bund,  I.  i38. 
Richtige  Prüfung  dieses  Gewaltschritte»,  von  Schozll,  in  der  Hist.  abregee 
des  traites,  par  Roch,  VII.  437.  —  Von  Breisgau,  s.  kurbad.  Verordn.  v. 
«3.  Mai  1806,  in  dem  Rhein  Bund,  I.  140. 

d)  Von  Schwedisch  Pommern y  s.  königl-  Verordn.  «6.  Juni  1806 ,  in  d.  Polit. 
Journal  1806,  S.  687;  wogegen  daselbst  neue  Landstande  u.  die  schwedische 
Reichsverfassung  eingeführt  wurden,  ebenda».,  Aug.  1806,  S.  817  u.  8»o. 
Doch  ward  die  Fortdauer  der  dortigen  ProvinzialVerfassung  bedungen ,  in  d. 
schwedisch-dänischen  Frieden  v.  Riel  v.  14*  Jan.  1814«  Art.  8,  u.  in  Preussens 
Verträgen  mit  Dänemark  v.  4- 1  u.  mit  Schweden  v.  7.  Juni  i8i5;  in  Hlübbh's 
Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  V ,  S.  507  u.  5i3. 

e)  «  Aus  landesherrlicher  Machtvollkommcnhnit  »  ,  ward  die  landstäodische 
Verfassung  aufgehoben,  in  dem  GH.  Heuen,  durch  Verordn.  v.  1.  Oct.  1806; 
in  d.  Rhein.  Bund,  III.  38i.  —  Eben  so  in  dem  S-  ColurgSaa/f eidischen,  1806.  — 
Die  Einverleibung  des  Herzogthums  Holstein  in  die  dänische  Monarchie  (Ver- 
ordn. v.  9.  Sept.  1806),  scblosa  die  Aufhebung  des  Restes  von  landständischer 
Verfassung  in  sich.  RtÜBEn's  Uebersicht  der  diplom.  Vcrbandl.  des  wiener 
Congr.,  S.  *4'  t-  —  1°  -'InliaUCäthenvidiTA^  durch  Verordn.  r,.a8.  Dec.  1810,  die 
landständische  Verfassung  aufgehoben,  und  eine  andere  nach  neufranzösischem 
Zuschnitt  eingeführt.  Rhein.  Bund,  LH-  97.  LIV.  38».  Sie  steht  auch  in  den 
Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Tb.  II  (Leipz.  1817.  8.),  S.  260  ff.  Der 
Herzog,  so  heifst  es  im  Eingang,  «glaube  seinen  Untertanen  keine  heilbrin* 
gendere  Constitution  geben  zu  können  1  als  diejenige,  welche  Napoleon  der 
Grofse  seinen  Völkern,  welche  er  als  Vater  liebt ,  gegeben  hat*.  —  In  Baiern 
ward  in  denen  Provinzen  (Baiern,  Neuburg,  Vorarlberg  ui  Tyrol),  wo  noch 
landständische  Verfassung  bestand  ,  solche  zuerst  dahin  gemindert ,  dafs  die 
landständischen  StcuerCasscn  abgeschafft  wurden  (Verordn.  v.  8.  Juni  1807,  in 
d.  Regier  Blatt,  Num.  a5),  dann  aber  aufgehoben,  durch  Verordn.  v.  1.  Mai 
1808.  Rhein.  Bund,  XVIU.  468.  Dagegen  ward  eine  National  Repräsentation  für 
das  ganze  Reich,  in  dessen  Constitution  v.  1.  Mai  1808,  (in  d.  Constitutionen 
der  europ.  Staaten,  Th.  II,  S.  i3s)  verordnet,  aber  nachher  nicht  angeordnet. 
Rhein.  Rund  XVIII.  468.  XIX.  11  f.  RlSbkb's  angef  Uebersicht  etc.,  S.  ai5  f.  — 
Verzeichnis  der,  über  die  Aufhebung  der  Stände  in  den  Rheinbunds t aalen, 
erschienenen  Schriften,  mit  Anmerk.  u.  Zusätzen;  in  der  Allemannia ,  Heft  41 
u.  41  (München  1816.  8-)»  S.  aoi  —  aia. 

/*)  Von  dem  Grofsherzogthum  Berg,  s.  Rhein.  Bund  I,  118.  t3i.  H.  *5*.  —  In 
dem  Rünigr.  Wcstphalen  wurden,  mit  Aufhebung  der  bisher  in  (Rurhessen, 
Braunschweig  u.  Hannover)  bestandenen  landständischen  Verfassung,  Reichs- 
stande (ein  Reichstrugbild)  eingeführt.  Nayoleon's  Constitution  du  royaume 
de  Westphalie,  v.  i5.  Nov.  1807,  art.  11  u.  »9  —  33.  Rhein.  Bund,  XII.  47a. 
Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  II.  S.  117.  IUübirs  Staatsr.  des 
Rheinbundes,  %.  187»  Nach  zwei  StaatsComödien ,  Reichstage  genannt,  1808 
u.  1810  (Rhein.  Rund,  XX.  319.  XXII.  89.  XLl.  3oi ) ,  hörte  auch  dieses 
Schauspiel  auf.  Rhein.  Bund,  XIX.  «8.  —  Dieses  Muster  fand,  im  J.  1810, 
Nachahmer  an  dem  Grofsberzog  v.  Frankfurt,  welcher  eine  Constitution  v.  16. 
Aug.  1810  (in  d.  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  II,  S.  i35)  gab,  und 
s«  Hanau  im  Oct  1810  eine  Ständeversammlung  halten  lieft  (Rhein.  Bund, 

: 
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XL VII.  »58.  XLIX.  i-i5.  L.  19«.),  u.  an  dem  Hersog  t.  jnhaltCöthen.  Von 
diesem  und  von  Batern,  s.  oben  Note 

j)  Pölits  ( Fortseteung  Ton  Possslt's)  Geschiebte  der  Teutschen  (Leipc.  1819. 
8.),S.  758  — 771- 

A)  Man  s.  die  Constitutionen  der  europäischen  Staaten  seit  den  leisten  «5 
Jahren.  Lcipa.  u.  Altenb.  Th.  I  u.  II*  1817.  Tb.  III,  i8ao.  Tb.  IV,  i8»5.  gr.  & 

§.  283.  C217*.) 

Bundes-  u.  staatsrechtliehe  Notwendigkeit ,  Vertragmäsigkeü,  Garantie, 
u.  richterlicher  Schutz  de»'  landständischen  Verfassung.  AufrechthaU 
tunu  des  monarchischen  frineips.  JVider  Missbrauch  der  Oeffent- 
lichkeit  und  des  Drucks  sichernde  Gesehaftordnung.  Ministerielle 
Contrasignatur  der  landesherrlichen  Verfügungen.  Fortdauer  der  in 
der  Zeit  des  t.  Reichs  bestandenen  landständischen  Verfassungen. 

I)  Die  Grundgesetze  des  Teutschen  Bundes  erklären  das  System 
der  landständischen  Verfassung  (Repräsentati  vSystem)  för  einen 
noth wendigen  Bestandtheil    der    Grundverfassung   eines  jeden 
Bundesstaales  «);  jeder  soll  ein  ständisch-verfassungsmäsiger  seyn.  Sie 
verpflichten  die  Bundesversammlung,  darüber  zu  wachen,  dafs  diese 
Bestimmung  nirgenduncrfüllt  bleibe  *);  also,  dafs  in  jedem  Bundes- 
staat eine  landständiscbc  Verfassung  fortwährend  bestehe.  Die  Landstände 
und  Untcrthanen  sind  befugt,  Bewirkung  der  Erfüllung  der  in  den 
Grundverträgen  des  Bundes  für  sie  enthaltenen  Bestimmungen,  von 
der  Bundesversammlung  zu  fordern '($.   184,  325  u.  227).    II)  Dem 
zufolge  war  zu  erwarten:  1)  dafs  die  Bundesversammlung  für 
Erfüllung  dieser  Bundespflicht  Sorge  tragen  werde  c)  5   3)  dafs  in 
denen  Bundesstaaten,  wo  landständischc  Verfassung  nicht  schon  aus 
der  früherenZeit  fortdauert,  wiedereingeführt,  oder  e  rrichtet 
ist,   solche  ohne  langen  Verzug  werde  eingeführt  werden*';; 
3)  dafs  überall  den  Landständen  wesen,tiicheRechte  werden  gelassen, 
oder  eingeräumt  werden  ;  4)  dafs  diese  landständische  Verfassung  allent- 
halben, wo  sie  es  nicht  schon  ist,  nicht  nur  zu  einem  vertrngmäsi- 
gen  0  Hauptbestandteil  der  Grundverfassung  des  Staats 
werde  erhoben,  sondern  auch  5)  im  Innern  zw echmä'sig  werde  ge- 
sichert, und  ausdrücklich,  wie  auch  mehrfach  schon  geschehen  ist/), 
unter  die  G  e  w  ä  h  r  des  TeuUchen  Bundes  (man  s.  den  folg.  §.)  gestellt 
werden,  der  auch  ohnediefs  in  bestimmten  Fällen  zu  Aufrechthaltung 
derselben  berufen  ist  (§.  184,  325  u.  217)-    Sogar  von  auswärtige  n 
Mächten,  wurden  ehedem  zuweilen  die  Rechte  teutscher  Landstände 
garantirt  (§.   75,  d).     III)  Ein   Beschlufs  der  Bundesversammlung 
vom  16.  August  1824*)  setzt  fest:  dafs  in  allen  Bundesstaaten  mit 
landständischer  Verfassung  a)  streng  darüber  gewacht  werden  solle, 
damit  in  der  Ausübung  der  den  Ständen  zugestandenen  Rechte  das 
m  onarchische  Princip  ($.80)  unverletzt  erhalten  bleibe , 
und  damit  b)  zu  Abhaltung   aller  Mifabräoche,   welche  durch  die 
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Ocffcntlichkcit  in  den  Verhandinngen  oder  durch  den  Druck 
derselben  begangen  werden  können ,  eine  den  Bestimmungen  der 
wiener  SchlufsActe  (Art.  67,  59  u.  53)  entsprechende  Geschäft- 
ordnung eingeführt,  und  über  genaue  Beobachtung  derselben 
streng  gehalten  werde.  IV)  Zu  richterlichem  Schuta  der  land- 
ständischen Verfassung-,  dient  theils  eine  grundgesetzliche  Bestimmung 
für  Verantwortlichkeit  der  obersten  Staatsbeamten 
f  §.  3^2),  theils  die  Verordnung  eines  durch  Compromifs  gewählten 
Seh  ied srich  tor  Amtes  (§.  i3o),  theils  die  Errichtung  eines 
StaatsGerichtshofes,  als  richterlicher  Behörde  wider  Unterneh- 
mungen, die  auf  den  Umsturz  der  Verfassung  gerichtet  sind,  und  wider 
Verletzung  einzelner  Bestimmungen  derselben  *).  Auch  ist  ausdrückliche 
Verpflichtung  aller  Staatsdiener  auf  die  V  e  rfassungsur- 
k  u  n  d  e ,  in  manchen  Bundesstaaten  verordnet  »)•  V)  Damit  für  alle  Re- 
gentenhandlungen die  grundgesetzliche  Verantwortlichkeit  der  obersten 
Staatsbeamten  bestehe,  ist  in  den  meisten  neuern  Verfassungsurkunden 
festgesetzt,  daf»  alle  von  dem  Souverain  unmittelbar  ausgehenden  landes- 
herrlichen Befehle  und  Verordnungen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegen- 
zeichnung (Contrasignatur)  eines  der  obersten  Staatsbeamten  bedürfen ; 
eine  Bestimmung,  die  um  so  nöthiger  erachtet  ward*  da  das  frühere 
Rechtsmittel  der  Beschwerdeftihrung  bei  einem  Reichsgericht,  wider 
Mifsbrauch  der  landesherrlichen  Gewalt  und  wider  Verletzung  der  Ver- 
fassung, nicht  mehr  Statt  hat,  und  dadurch  jene  Vorsicht  der  Erschlei- 
chung landesherrlicher  Willenserklärungen  und  der  Unterschiebung 
,  falscher  oder  verfälschter  Ausfertigungen  vorgebeugt  wird.  VI)  In 
denen  Bundesstaaten,  wo  früher  schon  landständische  Verfassung 
staa  tsgrundgesetzlich  begründet  war,  ist  solches  unabhän- 
gig von  dem  Fall  der  teutschen  Beichsverbindung  *). 
• 

a}  UundcsActc,  Art  i3.  Von  den  Freien  Städten  s.  %.  »4  t  ,  VI.  —  Von  der 
merkwürdigen  Geschichte  und  dem  Sinn  de*  Artikels  i3,  s.  Hlvbkr's  angef. 
Uebersicht  etc.,  S.  194  ff.  Bicsop  des  proscriptions,  Th.  II  (Paris  1810.  8.), 
p.  «97  —  3*7.  Verhandlungen  über  jenen  Sinn,  und  über  die  Frage,  ob 
/.wischen  Repräsentativ-  und  landständischer  YcrftisNung  ein  wesentlicher  Unter- 
schied sey,  kommen  vor  in  den  carlsbader  ConferennProlocollen  v.  6.  bis  3t. 
Aug.  1819,  Num.  1 ,  7 —  10,  i3,  19  u.  «3,  und  in  dem  Proioc.  der  B.  V.  v.  to. 
Sept.  1819,  \.  110,  S.  6O7  und  671  der  Orig.  Ausgabe-  «Ein  Repräsentativ  System 
ist  in  Teutschland  von  den  ältesten  Zeiten  her  Rechtens  gewesen » ,  erklärte 
Hannover  auf  dem  wiener  Congrefs.  Ri.ürkh's  Acten  des  wiener  Congresscs, 
Bd.  I,.  lieft:  1 ,  S.  68.  —  Endlich  erfolgte  indem  54.  Art.  der,  zu  einem  Grund- 
gesetz des  Bundes  erhobenen  55),  wiener  Schlüsselt  te  v.  i8ao  eine  bestim- 
mende Erklärung  des  i3.  Art.  dahin,  dafs  «in  allen  Bundesstaaten  landständische 
Verfassungen  Statt  finden  sollet-;  wodurch  die  in  dem  angef.  Frotoc.der  B.  V. 
v.  10.  Sept.  1819  angekündigte  Beratschlagung  und  Beschlufsnahmc  überflüssig 
gemacht  ward.  —  Festsetzung  gleichßrmigvr  Grundsätze  für  landständische  Ver- 
fassung, schlug  Oestieich,  am  11.  Nov.  1816,  der  Bundesversammlung  vor. 
Bi  ür.RHA  Staatsarchiv  ,  Bd.  IT,  S.  84.  —  In  die  Willkühr  der  Fürsten,  stellt 
die  Einführung  landsfändischcr  Verfassung,  C.  C.  Dsurrow  über  den  13.  Art. 
den.  BundeüActc.  Göll.  i8»6.  8  Dawider  s.  L\i de ns  Nemesis,  Bd.  VI,  St.  1 
(•8t6),  Num.  7     (Frhr.  v.  Gm»***)  Der  Einsiedler,  Th.  |,  Heft  3,  S.  60.  — 
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Im  J.  >83o  lief«  Jemand  drucken:  « Der  Furcht  vor  Kapoleon,  verdanke  t'cr 
1 3.  Artikel  seinen  Ursprung». 

*)  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  54-  Vergl.  oben  %.  227,  u.  die  Verhand- 
lungen der  B-  V. ,  bei  Gelegen! «it  des  Gesuchs  der  Prälaten  u.  Ritterschaft  des 
H  erzogt  h.  Holstein  um  Wiederherstellung  ihrer  landständ.  Verfassung,  in  d. 
Protoc  v.  i8»3 ,  129J  desgleichen  die  Verhandlungen  der  Beschwerden  der 
braunschwefgischen  Landständc  wider  den  Herzog  Carl,  in  den  Proioc.  der  B. 
V.  v.  1829  u.  i83o.  Von  noch  zu  erwartenden  landständischen  Verfassungen, 
unten  288.  Die  SchlufsActe  von  1820  hat  die  in  dem  Art.  i3  der  Bundes  Acte 
festgesetzte  Verbindlichkeit  nicht  gemindert ,  sie  hat  dieselbe,  in  den  Art.  54 
bis  62;  verstärkt. 

c)  Sogleich  in  seinem  ersten  Vortrag  in  der  B.  V.  am  11.  Nov.  1816,  mahnte  das 
Präsidium,  und  mahnte  späterhin  die  B.  V.,  durch  ihren  Besch lufs  v.  10.  Mars 
1817,  V  91 ,  betr.  die  Reihenfolge  ihrer  Geschäfte,  dann  in  ihrer  provisorischen 
CompetenzBcstimmung  vom  12.  Juni  1817,  §•  4  t  Num.  3,  an  Erfüllung  des  i3- 
Artikels  der  BundesActc.  Nach  dem  Beschluß  der  B.  V.  v.  25.  Mai  1818  (Protoc. 
v.  1818,  §.  147),  hatten  alle  Regierungen,  von  welchen  der  1 3.  Art.  der  Bundes- 
Actc noch  nicht  erfüllt  war,  die  Verpflichtung  übernommen ,  der  B.  V.  binnen 
Jahres/riet  die  geeigneten  Mittheilungen,  von  den  ferneren  Einleitungen  in  den 
ständischen  Einrichtungen ,  von  deren  Forlgang ,  und,  wo  möglich,  von  ihrem 
allseitigen  Resultat  su  machen,  welchem  die  ß.  V.  sofort  vertrauenvoll  ent- 
gegensah. Vergl.  hietnit  die  Abstimmungen  in  dem  oben  (Note  6)  angef. 
Protocoll  d.  B-  V.  v.  1823,  %.  129.  Daselbst  heifst  es,  in  der  hannöver.  Ab- 
stimmung, Num.  23:  «Eine  gesetzliche  Verbindlichkeit,  ohne  die  Möglichkeit 
ihrer  Realisation  in  der  Zeit,  würde  keine  seyn;  und  in  einem  Grundgesetz  des 
T.Bundes,  darf  kein  Element  gefunden  werden,  das  sein  eigenes  Princip  auf- 
löset». —  «  Wenn  die  B.  V.  (ebendas.  Num.  32)  ihre  itechte  aufgeben  »wollte, 
würde  sie  ihre  Verpflichtungen  aufgeben  können»?  —  Von  der  Frage,  von 
dem  Zeitraum,  innerhalb  dessen  die  Erfüllung  des  i3.  Art.  der  BundesActc, 
die  Einführung  landständischer  Verfassung,  da  wo  solche  noch  nicht  besteht, 
zu  erwarten  sey,  s.  man  gesandschaftliche  Acusscmngen  im  J.  i8i3,  in  den 
Protokollen  der  B.  V. ,  Bd.  XV,  S.  102,  3o3,  389,  416  ff.  u.  429  ff.  —  Die 
Beschlüsse  der  B.  V.  für  Vollziehung  des  i3.  Artikels  der  BundcsActe,  findet 
man  beisammen  in  Rlübkb's  Quellcnsammlung  zu  dem  öffentl.  Recht,  Num 

xxxvm,  S.  34»  ff. 

d)  Theils  schon  vor  dem  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  v.  25.  Mai  1818 ,  theils  spä- 
terhin, machten  einzelne  Bundesgliedcr  bei  der  B  V.  Anzeige  von  ihrer  Ein- 
führung einer  landständischen  Verfassung ,  etliche  von  noch  bevorstehender 
Einführung.   Man  s.  die  Register  der  Protocolle,  voc.  Verfassung. 

e)  Seiner  Natur  nach  ,  ist  das  Verfassnngswcrk  ein  sweiseitiges  Geschäft,  ein  Act 
des  wechselseitigen  Gebensund  Nehmens;  also  keine  Pollicitalion ,  ni  ht  eine 
in  jedem  Augenblick  widerrufliche  Verleihung.  Vergl.  oben  §.  1 ,  und  Bei- 
spiele von  Staat  sGr  und  vertragen  ebendas.  Note./!  Das  Versprechen  und  Ac- 
ceptiren  kann  eben  sowohl  stillschweigend  als  ausdrücklich  erfolgen  j  das  letzte, 
unter  Anderem ,  in  der  ersten  Ständeversammlung ,  und  in  dem  Regierungseid 
{%.  246).  Ueber  landständische  Repräsentation  in  dem  Grofsherzogthum  Hessen 
(Stuttg.  1820.  8.),  S.  5,  7,  10  u.  45.  —  Daher  sind,  in  der  Theorie,  puetirte 
Verfassungsurkunden  die  Regel ,  u.  ootroyrte  (von  der  Regierungsgewalt  allein 
ausgegangene,  eigentlich  Majestätbriefe,  wie  die  fransösichc  von  1814)  sind  Aus- 
nahmen. Wider  das  einseitige  Vorschreiben  (Octroyrcn)  lnndständischer  Ver- 
fassung, sprechen  die  Beispiele  von  Nichtannahme  einer octroyrten  Verfassung, 
im  Waldechiscken  (l8l4)t  in  Wirtcmberg  (  i8i5 — 1818),  Kurhessen  (i8l5 u.  1816), 
Lippe  Detmold  (1819),  GH.  //essen  (1820),  S.  Meiningen  (1829),  Eingang  u.  Art. 
109.    Auch  s.  man,  auf  Veranlassung  eines  kurhess.  Minist.  Rescriptcs  v.  1. 
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.Mai  1816,  den  Neuen  rhein.  Merkur,  1816 ,  St.  10.  Wider  -auj  tism  Steprtif» 
gemachte  Verfassungen ,  s.  Widerlegung  der  ehrenrührigen  Beschuldigungen, 
welche  Sich  Se.  Durchl.  der  Herzog  ron  Braunschweig  gegen  Ihren  erhabenen 
Vormund  etc.  erlaubt  haben.  (Hannover  1817.8),  S.  78.  —  Ausdrücklich 
tragen  das  Gepräge  eines  Vertrags,  die  VAfassitngsurkunden  von  dem  K.  der 
Niederlande  (i8i5),  von  S.  WeimarEisenacb,  Waldeck  u.  Frankfurt  (1816), 
von  Hildburghausen  (1818),  von  YYirtemberg,  wo  sogar  eine  constitutum  de 
Ständcversammlung  gehalten  ward  (1819)«  von  Braunschweig  (1810).  Doch 
findet  auch  eine  octroyrte  Verfassung,  den  Rechtsgrund  ihrer  Gültigkeit  in  der 
Anerkennung  oder  stillschweigenden  Annahme  des  Volkes.  Das  roeiningische 
Grundgesetz  v.  1829,  Art.  109,  setzt  fest,  dafs  es  nur  durch  Uebercinstimmung 
des  Regenten  und  des  Landtags  abgeändert  werden  könne. 

f)  Die  Garantie  des  T.  Bundes  ward  in  folgenden  Verfassungsurkunden  ausdrück- 
lich als  Schutzmittel  aufgestellt:  1 )  in  der  *.  weimar -  eisenachischen  v.  1816,  %. 
m;  «)  in  der  t.  hildburghausiscium  v.  1818,  §•  58;  3)  in  der  s.  coburg- 
saalftldisihen  v.  1810,  %.  111  j  4)  »n  der  nieiningiscken  v.  1819,  Art.  108.  — 
Zugesichert  ward  von  der  B.  V.  die  verlangte  Garantie,  in  den  Prptoc.  der  B. 
V.,  für  die  erste  1817«  %.  <ß't  für  die  andere,  1818,  §•  228;  für  die  dritte, 
1813  t  %.  167.  —  Auch  Batten  machte  bei  der  B.  V.  den  Antrag  auf  Gewähr- 
leistung seiner  Verfassungsurkunde,  und  die  B.  V.  beschlofs  InstructionsEin- 
holung,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  §•  «i4>  ««itdera  ruht  die  Sache.  —  Ein  Staats- 
gesetz  der  Grofsherzogo  von  Mecklenburg  v.  28.  Nov.  1817,  betr.  die  schieds- 
richterliche Entscheidung  der  Verfassungsstreitigkeiten  zwischen  der  Landes- 
herrschaft  und  den  Landständen,  erhielt  die  Garantie  dcrB.  V. ,  in d. Protoc.  v. 
1818,  %.  127«  Vergl.  unten  %.  297,  d.  —  Von  der  Notwendigkeit  solcher  Ga- 
rantie, s.  Neue  allgem.  polit.  Annalcn,  Bd.  XV  (i8i5).  S.  179  ff. 

g)  In  Klcbeii's  Quell onsammlung  zu  dem  öffentl.  Hecht  etc.,  Nura.  XXXI,  S.  3*i. 

h)  Baierische  Vcrfass.  Urk.  v.  1818,  Tit.  X,  §.5.  u.  f.  Der  wirtemb.  Verfafs. 
Vortrag  v.  1819,  %.  tfy  —  io5  verordnet  einen  Staat  sGerichtshof,  zu  gerichtlichem 
Schutz  der  Verfassung.  Er  erkennt  über  Unternehmungen ,  die  auf  den  Um- 
sturz der  Verfassung  gerichtet  sind,  und  über  Verletzung  einzelner  Puncto 
derselben.  Eine  Anklage  kann  defshalb  vor  ihm  geschehen,  sowohl  ron  der 
Regierung  gegen  Mitglieder  der  Ständcversammlung  und  des  Ausschusses,  als 
auch  von  den  Ständen,  nicht  nur  gegen  Minister  und  DepartemcntChef»,  son- 
dern auch  gegen  Mitglieder  und  höhere  Beamte  der  «Stände-  Anklage  und  Ver- 
tbeidigung  geschehen  öffentlich  und  die  Protocolle  werden  gedruckt. 

,)  S.  bildburghaus.  Verfafs.  Urk.  *.  1818,  ^.  55.  S.  Coburg •  saaifeldische  1820, 
§.  110;  s.  meiningisebe  v.  i8«4»  §•  86  f. 

*)  Vergl.  die  Wiener  SchlufsActe  v.  1810 ,  Art.  55  u.  56 ,  u.  oben  f.  49*  Auch 
die  oben,  Note  e,  angef.  Widerlegung  etc.,  S.  75  ff.  —  Die  Geschichte  der  Ver- 
handlungen über  den  angef.  Art.  56,  in  den  wiener  MinisterialConferenzen  im 
Dec  1819,  wird  erzählt,  in  der  gedruckten  Eingabe  der  Landstände  des  Fürsten- 
thums Lippe  bei  der  B.  V.  v.  1814,  Anl-  A,  S.  3i. 
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§.  284.  <2i7«>.) 

Bestimmungen  der  wiener  ScfdussActc  v.  £820. 

Freiheit,  die  ständische  Verfassung  zu  ordnen.     Aenderung  derselben,   nur  auf  verfas- 
sungsmäßigem fVeg.     Bunde  tmasige  Beschränkung  bei  Einrichtung  dieser  Verfassung. 
Garantie  des  Bundes.    Beschränkung  der  Einwirkung  von  Seite  der  H.  V.  Verhältnis» 
der  Freien  Städte  zu  dem  /3.  Art.  der  Hundes  Acte. 

Ausser  dem,    dafa  die  wiener  Schlu fs Acte  von  1830  der 
Bundesversammlung  zur  Pflicht  macht ,  dafür  zu   sorgen  ,    dafs  in 
jedem  Bundesstaat  eine  landständische  Verfassung  fortwährend  be- 
stehe (§.  283),   enthält  dieselbe   noch  folgende  Bestimmungen  «). 
1)  Den  souverainen  Fürsten  der  Bundesstaaten  bleibt  überlas- 
sen ,  die  landständische  Verfassung  ,  diese  innere  Landesangelegen, 
heit,   zu   ordnen,    mit  Berücksichtigung   sowohl  der  früherhin 
gesetzlich  bestandenen  ständischen  Rechte,   als  auch  der  gegenwär- 
tig obwaltenden  Verhältnisse  *  ).     II )  Landständische  Verfassungen^ 
die  in  (übereinstimmend  von  den  Betheiligten,  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend) anerkannter  Wirksamkeit  bestehen,  können  nur 
auf  Verfassung*  in  äsigem  Wege  abgeändert  werden  c). 
III)  Bei  Errichtung  und  Einrichtung  der  landständischen  Verfassung 
in  den  Bundesstaaten,  sind  folgende  von  Bundes  wegen  d)  gesetzte 
Einschränkungen  zu  beobachten.    i)  Da  der  Bund,  mit  Ausnahme 
der  Freien  Städte,  aus  souverainen  Fürsten  besteht,  so  mufs,  dem 
hiedurch  gegebenen  Grundbegriff  zufolge,  die  gesammte  Staats- 
gewalt in  dem  Oberhaupt  desStaates  vereinigt  bleiben,  und 
der  Souverain  kann  durch  eine  landständische  Verfassung  nur  in  der 
Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden 
werden  «)•    2)  Durch  landständische  Verfassung,  darf  kein  Bundesfürst 
in    der  Erfüllung    seiner   bundesmäsigen  Verpflichtungen 
gehindert  oder  beschränkt  werden  /).    3)  Wo  Oeffentlichkeit 
landständischer   Verhandlungen   durch  die  Verfassung    gestattet  ist 
(§.  3oo),  mufs  durch  die  Geschäftordnuhg  dafür  gesorgt  werden,  dafs 
die  gesetzlichen  Grenzen  der  freien  Aeusserung,  weder  bei  den  Ver- 
handlungen selbst,  noch  bei  deren  Bekanntmachung  durch  den  Druck, 
auf  eine  die  Ruhe  des  einzelnen  Bundesstaates  oder  des  gesammten 
Teutschlandes  gefährdende  Weise  überschritten  werden  g).  IV)  Wird 
von  einem  Bundesglied,  ftir  die  in  seinem  Lande  eingeführte  land- 
ständische Verfassung,  die  Garantie  des  Bundes  nachgesucht,  so 
ist  die  Bundesversammlung  berechtigt,  solche  zu  übernehmen.  Sie 
erhält  dadurch  die  B ef  ugn  i  fs ,  auf  Anrufung  der  Betheiligten,  die 
Verfassung  aufrecht  zu    erhalten ,   und   die  über  Auslegung  oder 
Anwendung  derselben   entstandenen   Irrungen,   so  fern  dafür  nicht 
anderweit  Mittel  und  Wege  gesetzlich   vorgeschrieben  sind,  durch 
gutliche   Vermittlung   oder   com  promissarische    Entscheidung  beizu- 
legen *).    V)  Ausser  dem  Fall  der  übernommenen  besondern  Garantie, 
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und  der  Anfrechtholtung  der  über  den  i3.  Artikel  der  Bundes  Acte 
hier  festgesetzten  (in  gegenwärtigem  §.  erwähnten)  Bestimmungen,  oder 
einer  bei  ihr  angebrachten  Beschwerde  über  Verletzuag  der  (wenn 
gleich  von  dem  Bond  nicht  besonders  garantirten)  Grundverfassung 
des  Landes  (§.  2*5),  ist  die  B.  V  nicht  berechtigt,  in  landstän- 
dische  Angelegenheiten,  oder  in  Streitigheiten  zwischen 
den  Landesherren  und  ihren  Ständen ,  einzuwirken,  so  lange  solche 
nicht  den  Charakter  aufruhrischer  Bewegungen  oder  wirklichen 
Aufruhrs  annehmen,  in  welchem  Fall  die  Bestimmungen  der  Artikel 
a6  und  27  dieser  SchlufsActe  Anwendung  finden  *)•  VI)  Die  Anwend- 
barkeit des  i3.  Artikels  auf  die  Freien  Städte,  uberläfst  die  wiener 
SchlufsActe  der  Eigenthümlichkeit  ihrer  Verfassungen  ($.  240). 

* 

«)  Die  Erörterungen  und  Beratschlagungen  Aber  den  i3-  Art.  der  BundesActe, 
und  über  die  I and 8 tandische  Verfassung  in  den  Bundesstaaten,  welche  in  den 
wiener  MinisterialConferenzen  von  1819  u.  1820  Statt  hatten,  findet  man  in 
den  für  diese  aufgesetzten  (ungedruckten)  Protocollcn,  Nura.  6,  7,  8,  9  u  18, 
vom  16.,  19.,  94.  u.  s8.Dec  1819,  u.  v.  11.  Mai  1820. 

6)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820*  Art.  55. 

c)  Wiener  SchlufsActe*  Art.  56.  Bestritten  ward  die  Frage  von  dem  Daseyn  an- 
erkannter Wirksamkeit ,  in  den  Verhandlungen  bei  der  B-  V.  1)  i8a3  u.  i8a4,  bei 
Gelegenheit  der  (von  derB.  V.  für  unbegründet  erklärten)  Beschwerden  der  Prä- 
laten  und  Ritterschaft  des  Hcrzogth.  Holsuin,  Protoc.  der  B.  V.,  Bd.  XV,  S. 
991  —  3o4  u.  386-469;  XVI,  S.  3  ff.,  Beschlufs  der  B.  V.  ebendas.  XV.  636. 
XVI.  8.  u.in  Ki/öbkz's  Quellensammluag  r.u dem öffentl.  Recht,  S.  349  f»  vergl. 
unten  %  a88,  bj  a)  1829  u.  t83o,  in  der  Beschwer«!  esac he  der  braunschweigisthen 
Landstände  wider  den  Herzog  Carl  (§.  147  b  u.  «55  d),  worin  am 4.  Nov.  i83o  in 
der  B.  V.  der  Beschlufs  erfolgte:  edafs,  nach  Art  54  u.  56  der  wiener  Schlufs- 
Acte, die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehende  erneuerte  Landschaftsord- 
nung v.  J.  i8so  Ton  Höchstdemselbcn  (dem  Hersog)  nicht  auf  anderem  als  ver- 
fassungsmäßigem Wege  abgeändert  werden  könne».  —  Nach  dem  56.  Art.  der 
SchlufsActe,  unter  Anderem,  ist  auch  die  Frage  zu  beurtheilent  ob  und  wie 
fern  eine  Staatsregierung  befugt  sey,  zu  Bundes beschlossen ,  die  mit  der  lAindns- 
Grundverfussung  in  Widerspruch  stehen,  ihre  Zustimmung  zu  geben?  und  ob  und 
wie  weit  Beschlüsse  dieser  Art,  selbst  nach  erfolgter  Bekanntmachung  (%.  ai5 
u.  'i  14  u.  f.),  landesverfassungsmäsig  in  demselben  Lande  verbindende  Kraft 
haben?  Vcrgl.  die  SchlufsClausel  in  der  k.  bai  er  ischen  Bekanntmachung 
des  Prefsbeschlusses  v.  1819,  unten  §.  504,  Notec,  u.  die  Verfassungsgesetse  der 
Bundesstaaten  über  die  Verantwortlichkeit  der  Ministor  (  §»  341  )• 

d)  Dafs  der  Bund  nicht  berechtigt  sey,  eine  allgemein  verbindende  Regel  über 
die  Verfassung  der  einzelnen  Bundesstaaten  aufzustellen,  behauptet  Bann,  in 
der  oben  (%.  ai4)  angef.  Schrift,  S.  5i  ff. 

e)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  67.  Beschlufs  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  v.  i6.Aug. 
1824,  %.  i3i,  Bd.  XVI,  S.  «63  der  QuartAusgabe ,  dafs  «in  allen  Bundesstaa- 
ten ,  wo  landständische  Verfassungen  bestehen ,  darüber  gewacht  werden  aolle, 
damit  in  der  Ausübung  der  den  Ständen  durch  die  landslamlische  Verfassung 
zugestandenen  Rechte,  das  monarchische  Princip  unverletzt  erhalten  bleibe». 

/)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  58.   Vergl.  unten  %.  »96,  X. 

ff)  Wiener  SchlufsActe,  Art.  69.  Auch  s.  man  den  Beschlufs  der  B.  V.  vom  16. 
Aug.  1834,  oben  %.  a83,  III. 
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A)  Wiener  SchlufsActe,  Art  60.   Vergl.  %.  i83,  214  u.  226. 

1)  Wiener  SchlufsActe ,  Art.  6i-   Vergl.  jedoch  oben  %.  225.  —    Die  Befugnis» 
der  Bundesversammlung  zu  Einwirkung  in  landstdndische  Angelegenheiten ,  oder 
in  Streitigkeiten  zwischen  Ijmdesherrschuftcn  und  ihren  Ständen ,  erhält  ihre  Bc» 
Stimmung,  theils  durch  den  in  der  Bundes  Acte  erklärten  Bundeszweck  (§.  io6u. 
317)  überhaupt,  den  auch  die  wiener  Schlufs Acte  von  1820,  Art.  3u.  9,  alsobersten 
Grundsatz  der  gesammten  Bundesverfassung  bestätigt,  theils  durch  besondere 
Bestimmungen  dieser  Schlufs  Acte ,  bei  der  man,  ohne  sie  mit  sich  selbst  io 
Widerspruch  zusetzen,  die  Voraussetzung  nicht  wagen  darf,  dafs  darin  solche 
Beschränkungen  jener  Befugnifs  hätten  gemacht  werden  wollen,  welche  den 
'  Bundessweck  aufbeben  oder  wesentlich  rerändern;  dienen  Zweck,  von  welchem 
die  Sicherung  und  Handhabung  eines  jeden  Rechts  zustande*  ein  Hauptbestandteil 
ist  (%.  117).     Nicht  blöd  einzelne  Artikel  der  BundesAete  und  der  wiener 
SchlufsActe,  sondern  auch  die  Gesammtheit  derselben  in  ihrem  Zusammenhang, 
verbunden  mit  dem  Art.  53  der  SchlufsActe,  begründen  die  Competenz  derB. 
V.  in  dem  landständischen  Verfassungswerk.    Gutachten  in  den  Protokollen  der 
B.  V.,  Bd.  XV,  S.  429.  —    Die  Einwirkung  oder  Einmischung  der  B.  V.  in 
die  genannten  Angelegenheiten  oder  Streitigkeiten»  ist  zweifach:  entweder  von 
Betheiligten  verlangte  (ad  instantiam),  oder  nicht  verlangte  (ex  officio).  Fälle, 
wo  die  letzte  (aber  auch  die  erste)  zulässig  ist,  sind  in  der  SchlufsActe  na* 
mentlich  angegeben,  in  den  Art.  25,  26,  27,  57,  58  u.  69.     Von  der  ersten, 
erwähnt  diese  Acte  nur  Eines  Falles  ausdrücklich,  in  dem  Art.  60.   Wollte  man 
aus  der  Fassung  des  Artikels  61  ein  Argument  für  die  Behauptung  herleiten, 
dafs  nur  in  denen  Fällen,  welche  die  SchlufsActe  (in  den  Art.  26,  27,  57,  58, 
69,  60  u.  61)  ausdrücklich  bezeichnet,  die  B.  V.  zu  verlangter  Einwirkung 
befugt  sey,  so  würde  solches  zu  viel,  mithin  Nichts  beweisen.   Es  würde  be- 
weisen ,  'dafs  die  B.  V.  zu  von  Dnterthanen  oder  Laodständen  verlangter  Ein- 
wirkung in  landständisebe  Angelegenheiten  oder  Streitigkeiten  auch  dann  nicht 
befugt,  geschweige  denn  verpflichtet  sey,  wenn  die  Landesberrschaft ,  ausser 
den  in  der  SchlufsActe  namentlich  genannten  Fällen ,  den  durch  die  Bundes- 
Aete allgemein  zugesicherten  BechUzustand  (§.  106  u.  217)  offenbar  verletzt, 
wenn  sie  z.  B.  die  Erfüllung  des  i3.  Artikels  der  BundesAete  verweigert,  wohl 
erworbene  Hechte  der  Landstände  und  Unterthanen  verletzt  ,  dio  bestehende 
landständische  Verfassung  nach  Willkühr  aufhebt ,  wesentlich  verändert ,  oder 
anzuerkennen  sich  weigert,  die  landesherrliche  Gewalt  mifsbraucht.  Auch  spricht 
schon  die  provisorische  CompetenzBestimmung,  in  dem  Protoe.  v.  12.  Juni  1817, 
%.  223,  lit.  C,  Nun.  2  (Klübkr's  Quellensammlung  etc.,  %.  239).  der  B.  V. 
die  Competenz  zu,  wenn  ganze  Corporationen  und  Classcn  bei  ihr  Beschwerde 
führen,  über  Verletzung  ihnen  in  der  BundesAete  bestimmter,  oder  darin  aus- 
drücklich  eingeräumter  Gerechtsame.    Endlich  ist  auch  in  dem  3-  Art.  der 
SchlufsActe  verordnet,  dafs  in  solchen  Fällen,  wo  die  Vorschriften  der  Grund- 
gesetze des  Bundes  nicht  hinreichen ,  die  Wirksamkeit  der  B.  V.  durch  die  in 
dem  Grundvertrag  bezeichneten  BundcszwecJtc  bestimmt  werde-    Nach  diesen 
Grundsätzen,  ist  die  Frage  von  dem  Hecurs  der  Landstande  und  Unterthanen  an 
die  B.  V.,  und  von  der  Competenz  der  letzten  hierauf,  zu  beurlhetlcn,  wovon 
%.  217  U.  2a5. 
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§.  285.  (21a) 

HauptGesichtpuncte  des  heutigen  landst (indischen  Verfassungs Systems. 

Sein  jetziger  Bestand: 

/)    in    den    Freie*  Städten. 

In  dem  heutigen  Znstand  des  RepräsentativSystems  in  den 
tentschcn Bundesstaaten,  ist  mehrfache  Verschiedenheit  bemerkbar; 
theils  nach  der  Staatsform,  theils  nach  Form,  Ursprung,  Entstehungsart, 
Ausbildung  und  Ausdehnung  des  Instituts,  theils  nach  seinen  Grund- 
lagen und  nach  der  Art  und  dem  Umfang  seiner  Wirkungsbefugnisse. 
Alle  diese  verschiedenen  Betrachtungnn ,  sind  in  der  hier  folgenden 
Darstellung  in  Betrachtung  zu  nehmen.  A)  In  den  Freien  Städten, 
wo  die  Staatshoheit  ihrer  Substanz  nach  der  Stadtgemeinde,  die  Aus- 
Übung  der  äusseren  Hoheitrechte,  und  die  vollzieheude  Gewalt,  mit 
Einschlufs  der  Verwaltung,  einem  in  seinen  Gliedern  wahlbaren  Rath 
oder  Senat ,  unter  mehrfacher  Mitwirkung ,  und  Beiordnung  von 
Bürg  erRepräsentanten,  zusteht,  vertrat  früher  schon,  und  vertritt 
jetzt  wieder,  zum  Theil  neu  gebildet,  ein  mehr  oder  weniger  zahl- 
reicher Ausschufs  der  Bürgerschaft«),  unter  verschiedenen 
Benennungen,  an  der  Seite  des,  Senate,  die  Stelle  der  in  andern 
Bundesstaaten  bestehenden,  oder  noch  einzuführenden  Landstande 
Die  wiener  Schlufs  Acte  von  1820,  Art.  63,  erkennt  die  Anwendbarkeit 
des  i3.  Artikels  der  BundesActe  auf  die  Freien  Städte  in  so  weit, 
als  die  besondern  Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen. 

4)  Man  s.  oben     «4°  u.  f« 

i)  Erklärung  der  Freien  Städte,  in  d.  Proioc.  der  B.  V.  ▼.  1818,  $.  41  J  wo  es 
heilst:  «Jo  glücklicher  sich  die  Freien  Städte  in  dieser  Lage  befinden,  *um 
so  lebhafter  müssen  sie  sich  mit  dem  Wunsch  Tcreinigen,  durch  allgemeine 
Ausführung  des  i3.  Art.  ein  Bcdürfhifs  erfüllt  au  sehen,  welches  sehr  dringend 
su  werden  scheint ,  und  dessen  Befriedigung  eine  der  sichersten  Grundlagen 
der  Kraft  des  Bundes  zur  Erhaltung  der  äussern  und  innern  Sicherheit  sevn 
wird,  die  zuletzt  doch  hauptsächlich  auf  der  Zufriedenheit  aller  Bürger  der 
Bundesstaaten  beruhen  mufs». 

§.  286.  (2i4) 

t)    In    den    monarchisch   geformten  Bundesstaaten; 
wo    landständische  Verfassung 

a)   theils   neu  errichtet  ist. 

B)  Was  die  monarchisch  geformten  Bundesstaaten  betrifft,  so  _ 
ist  I)  in  einem  grossen  Theil  derselben,  seit  Auflösung  des  rheinischen 
Bundes,   eine  landständische   Verfassung  neu   errichtet  worden, 
nachdem  dieselben  früherhin  entweder  keine,   wenigstens  keine  in 
dem  jetzigen  Umfang  des  Landes,  oder  eine  anders  gebildete,  zum 


Digitized  by  Google 


> 


Die  Landstande.  381 

Theil  unlängst  factisch  aufgehobene,  hatten,  die  in  manchen  von  der 
Landesherrschaft  war  aufgehoben  worden.  Die  Staaten  worin  solches 
geschehen  ist,  sind  folgende,  geordnet  nach  der  Zeitfolge  ihrer 
Verfassungsurkunden  ,  welche  hier  für  die  Geschichte  der 
Bildung  und  Entwicklung  des  RepräsentativSystems,  so  wie  der  Inhalt 
dieser  Urkunden  in  Absicht  auf  die  bei  ihrer  Entstehung  herrschenden 
RegierungsMaximen,  mehr  oder  weniger  bemerkenswert*!  ist:  1)  das 
Hersogthum  Nassau«)»  *)  das  Grofsherzogthnm  Luxemburg  &); 
3)  die  Fürstentümer  S chwar zbu rgR ud olstadt  «),  4)  Schauen- 
burg^) und  5)  Waldeck  «)>  6)  das  Grofshersogthum  Sachsen- 
Weimar  Eisenach  ./*);  7}  das  Fürstenthum  SachsenHildbtirg- 
hausen  f);  welches  nach  seiner  im  Jahr  i8a6  erfolgten  Vereinigung 
mit  Meiningen,  im  Jahr  1829  eine  mit  diesem  vereinigte  landschaftliche 
Verfassung  erhielt  (unten  Num.  16);  8)  das  Königreich  Baiern  *) ; 
9)  das  Grofsherzogthnm  Baden  Oj  10)  das  Fürstenthum  Liechten- 
stein *);  11)  die  Königreiche  Wirtemberg  O  und  ia)  Hanno- 
ver"«); 1 3)  das  Herzogthum  Braunschweig,  nebst  dem  Fürstenthum 
Blankenburg«);  14)  das  Grofsherzogth um  Hessen  0);  i5)  das 
Herzogthum  SachsenGoburgSaalfeld  />)>  16)  das  Herzogthum 
SachsenMeinin gen  7). 

■  ♦ 

• 

a)  Nassau.  Landständisches  VcrfassungsEdict  t.  i.  u.  s.  Sept.  1814,  betr.  die 
Errichtung  der  Land  stände;  in  der  Samml.  der  (nassau. )  landcsherrl.  Edicte, 
Bd.  IV,  8  4»  u*  *1*  Beilage  7  zu  %.  40  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  auch 
in  den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Tb.  II  (Letpz.  1817.  8  ),  S.  »95  ff., 
u.  in  den  Europ.  Annalen,  181 5,  Cod.  diplom.  S.  n3.  (Dawider  s.  C.  D 
Voss  Zeilen,  i8i5,  St.  1.  S.  70  ff.  Cri tische  Beleucht-  de»  Vorworts  sammt 
Bemerkungen,  womit  das  nassauischc  Edict  u.  s.  w.  im  Januarheft  der  Zeiten 
von  Voss  begleitet  worden  ist.  Frankf.  i8i5.  8.  Blübkh's  Uebcrsicht  der 
diplomat  Verhandl.  des  wiener  Congr. ,  8.  118  ff.).  Verordn.  v.  3.  u.  4»  Nov.  i8i5, 
betr.  dieBildung  der  Herrenbank  der  Landstände;  als  Beil.  8  zu  §40  der  Proioc. 
der  B.  V.  v.  1818»  u.  in  den  angef.  Constitutionen,  Tb.  III,  S.  57%  Patent 
v.  4.  Nov.  i8i5,  die  Wahl  der  Landstande. ,  ebend.  S.  676.  Nassauische 
Erklärung  in  der  B.  V.,  in  dem  angef.  %.  40.  —  SitzungsProtokoIle  der 
ersten  landständischen  DeputirtenVcrsamml.  des  Hcrzogtb.  Nassau,  von  d.  J. 
1818.  Wiesbaden  ,  1818.  Fol.  Bemerkungen  über  Nassaus  Landstände.  1818.  8. 
Prüfende  Bemerkungen  zu  den  Bemerkungen  etc.  Wiesb.  1818.  8.  Sitzungs 
Protocoll  der  Herrenbank  bei  der  Ständeversamml.  des  Iicrzogth.  Nassau, 
vom  J.  1819.  Desgl.  vom  J.  18*1.  Desgl.  vom  J.  18«*.  Wiesbaden.  Fol.  Sitzungs 
Protocoll  der  landständ.  DeputirtenVcrsamml.  zur  Ständcversamml.  des  H. 
Nassau,  von  1818.  1819.  18*0,  1811.  i8m.  i8a3.  1824.  i8a5,  u.  s,  w.  Fol. 

b)  Luxemburg.  Wegen  seiner  zeither  bestandenen  Verbindung  mit  demKönigr.  der 
Niederlande  (V  81  u  111),  hatte  es  mit  diesem  die  k.  niederländische  Consti- 
tution vom  14.  Aug.  i8»5  gemein.  Sie  steht  in  den  angef.  Constitutionen  der 
europ.  Staaten,  Th.  II,  S.  499  &  In  dem  1.  §.  dieses  FundamentalGesetzea 
heifst  es :  «Da  das  GH.  Luxemburg  unter  Einer  Souverainetat  mit  dem  Köntgr. 
der  Niederlande  steht,  so  wird  es  nach  demselben  FundamentalGesetz  regiert 
werden,  seinen  Verhältnissen  zu  dem  t.  Bund  unbeschadet».  —  Luxemburg 
hat  eigene  ProvinzialSta'nde ,  welche  4  Deputirte  in  die  a.  Kamminer  der 
Geoeralstaaten  des  Königr.  senden.    Man  s.  %.  »90,  ».  —  Luxemburgische 
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Anzeige  in  d»  Frotoc.  der  D.  V.  v.  1818,  %.  106,  vergl.  mit  §.  36  der  Protbc. 
v.  1816. 

c)  S.  Rudolstadt.  Publicandum  wegen  der  VolksBepräsentation  in  den  fürstl. 
schwarzb.  Landen,  v.  8.  Jan.  1816.  Rudolst  1816,  sechs  weitläufig  gedruckte 
Seiten  in  kl.  8. $  auch  in  den  angef.  Constitutionen  der  curop.  Staaten , 
Tb.  II,  S.  364  ff. %  u.  in  BibiwgeVs  vergleichender  Darstellung  der  europ. 
Staatsverfassungen  (Wien  1818.  8),  8. 607  ff.  Landesfürst  liehe  Erklärung  v.  3t. 
Apr.  1841 ,  enthaltend  eine  nähere  Entwickelt! ng  und  Vermehrung  des  angef. 
Publicandum.  Vorgl.  unten  §.  394.  «.  Der  erste  Landtag  ward  eröffnet  am 
8.  Apr.  18a  1  ;  nach  sechsjähriger  Dauer  ward  er  geschlossen  im  Juli  1816. 

d)  Schaumhurg,  lippischen  Theils.  Verfassungsurkunde  v.  i5.  Jan.  1816;  in  Kl6bkr  a 
Staatsarchiv,  B.  I,  8.  67  ff-,  u.  in  d.  angef.  Constitutionen,  Th«  III,  S.  4'°. — 
Bei  der  Tbeilung  der  Grafschaft  Schaum  bürg  «wischen  HessenCassel  u.  Lippe« 
Alverdissen,  bestanden  schauraburgische  Landstände,  die  zuerst  gemeinschaftlich 
blieben,  und  bis  1661  allgemeine  Landtage  hielten,  nachher  aber  sich  frei- 
willig trennten  ,  in  dem  lippischen  Theil  späterhin  gans  in  Unthatigkeit 
geriethen,  in  dem  hessischen  hingegen  sich  erhielten. 

e)  rfaldeck.  Auf  einem  allgem.  Landtag  errichteter  LandesGrunäVtrtrqr  v.  19. 
Apr.  1816,  wodurch  die  (1814  einseitig  abzuändern  versuchte)  landständische 
Verfassung  aufs  Neue  begründet  ward;  auch  in  d-  Constitutionen  der  europ. 
Staaten,  Th.  III,  S.  368,  u.  mit  Anmerkungen  in  Hlübxb's  Staatsarchiv,  Bd. 
II,  S.  243  ff-  Das  nicht  zur  Ausführung  gekommene  Verfassungs-  u.  Verwal- 
tungsOrganisationsDecret  v.  38.  Jan.  1814«  steht  in  d.  angef.  Constitutionen, 
Th.  II ,  8.  a;6.  —  Vergl.  Mosbb  von  der  Beichsstände  Landen ,  S.  474  u. 
1494.  Bhcin.  Bund,  Heft  VII,  S.  160.  —  Unter  dem  «8.  OcU  iH3o  machten 
die  Landständc  bekannt,  der  Fürst  habe  sie  zusammenberufen,  «um  sich  mit 
ihnen  über  die  Mittel  zu  Erleichterung  der  auf  den  Unterthanen  ruhenden 
Lasten  und  zu  Verbesserungen  ihrer  Lage  gemeinschaftich  zu  berat}) en.  Di« 
grosse  Zahl  und  die  Wichtigkeit  der  vorliegenden  Gegenstände  habe  sie 
bestimmt,  au  deren  vorläufiger  Bearbeitung  eiuen  engern  Ausschluss  zu 
erwählen  ». 

f)  S.  ffetmarEitenach.  Grundgesetz  über  die  landständ.  Verfafs.,  v.  5.  Mai  1816 ; 
in  Rlvbk&'s  Staatsarchiv,  Bd.  I,  8.  16»  —  3o3,  als  Beilage  35  zu  %.  35  der 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1816  ,  und  in  den  angef.  Constitutionen  der  europ. 
Staaten,  Th.  II,  S.  33o  ff.  Ward  vertragweise  errichtet,  und  garantirt  von 
dem  T.  Bund,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  %.  93.  Voraus  ging  eine  Ver- 
ordnung über  eine  landständische  Berathschlagungsvcrsamml.  ,  in  Rlübxb's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  146.  Schwxitzbe's  öffentl.  Bccht  des  GHzgth.  S. 
WeimarEisenach ,  I.  38  ff.  76 — »i5«  S.  weimar-eisenach.  Ständevcrhandlungen 
auf  Schloss  Dornburg.  6.  Hefte.  Weimar  1818  u.  »819.  4.  S.  Weimarische 
LandtagsVerbandlungen  im  Jahr  1820  u.  ißai.  Weimar  i8»i.  4.  .Der  Landtag 
des  GH.  S.  WeimarEisenach,  1820.  Jena  1811.  8.  —  Im  J.  1809  waren  die 
Landstände  von  Weimar,  Eisenach  u.  Jena  vereinigt  u.  bestätigt  worden. 
Im  Jahr  1811  erhielten  sie  eine  neue  Einrichtung,  unter  dem  Namen  Provin- 
zialDeputntion  des  Hcrzogth.  Weimar.  Jen.  Allg.  Lit.  Zeit-  1810. ,  EB.  Num. 
74,  u.  Allg.  Zeit.  1811,  Num.  5a.  Von  diesen  Veränderungen  und  von  der 
früheren  Verfassung,  s.  das  Allgemeine  StaatsvcrfassungsArcbiv ,  Bd.  U,  St.  3, 
u.  Schweitzer  a.  a.  O.,  L  34  ff. 

#)  S.  Hildburg/lausen.  Grundgesetz  der  landschaftl.  Vcrfass.  v.  19.  März.  1818, 
in  d.  Begier.  Blatt  v.  1818,  Num.  16,  u  in 'den  angef.  Constitutionen,  Th. 
HI,  S.  386.  Ward  vertragweise  errichtet  und  garantirt  von  dem  T.  Bund. 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  %.  135.  —  Durch  e.  Bekanntmachung  v.  J.  Aug. 
1807«  war  die  Fortdauer  der  landschaftl.  Verfass.  zugesichert  worden,  Rhein. 
Bund,  IX.  485.    Vergl.  auch  das  landeshcrrL  Rcscript  v.  16.  Sept.  i8i5,  in 
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» 

d.  Allgera.  Zeit.,  1816,  St.  «56,  8.  ioa3>*  worin  «Verbesserung  der  Mängel 

der  bisherigen  Verfassung»  angekündigt  ward,  wo  die  Ritterschaft  meist 
«ein  entschiedenes  Ucbergewicht  über  die  Städte  hatte,  u.  besonders  der 
«Bauerstand  gar  nicht  vertreten  war»,  der  jeUt  in  die  Landschaft  einzuführen 
scy.  —  Mit  e.  Rcscript  v.  17.  Nov.  1817.  ward  ein  Entwurf  der  Vcrfass  - 
Urkunde  den  Ständen  zu  Eröffnung  ihrer  Ansicht  mitgetbcilt.  —  Landtags- 
Verhandlungen  des  Fürstenthums  Hildburghausen,  a  Bände.  Hildb.  1821 — 1828« 
8.   Im  J.  1819,  ward  seit  177t  der  erste  Landtag  wieder  gehalten. 

A)  Baier*.  Verfassungsurkunde  a6.  Mai  1818«  mit  10  dazu  gehörenden  Edicten 
von  demselben  Tage,  u.  mit  einem  Anhang  zu  io3;  besonders  gedruckt 
in  4.,  auch  in  G.  Döllisgkb's  Verfafs.  des  Königr.  Baiern,  mit  dem  darin 
engef.  früheren  k.  Edicten  u.  Verordnungen,  Bd.  I  — III  (München  1818  bis 
1819.  8-)»  u.  die  Verfafs  Urk.  allein  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  III, 
S.  11a,  u.  in  dem  diploraat.  Codex  su  L.  Lödkbj  statit.  herald,  gencalog. 
Taschenbuch  Europa,  Bd.  I,  Abth.  1  (1819),  S.  10a.  Ein  Abrifs  dieser 
Verfassung,  in  Schxelzirg's  Staatsr.  des  Königr  Baiern,  Tb.  I,  S.  436  —  477, 
in  L.  v.  Dassen  Gruodzügen  des  baierschen  Staatsr. ,  %.  16  —  5i,  u.  Scbukcr's 
Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  495— 633,  aueb  in  J.  C.  Bisisgkr's  ver- 
gleichender Darstell,  der  Staatsverfassungen  der  europ.  Monarchiccn  und 
Republiken,  S.  570—578.  Königl.  EntSchliessung  v.  5.  Oct.  1818,  enthaltend 
die  ModiGcationcn  der  Verfassungsurkunde  für  den  Rteinkreis .  nach  den 
besondern  Institutionen  desselben;  in  dem  Amtsblatt  für  den  baier.  Kheinkrcis, 
1818,  Num.  «6;  auch  bei  v.  Dbksch  a.  a.  O.  S.  539.  Schühck  a  a.  O.  S.  117. — 
Bäuerische  Anseige  bei  der  B.  V..  in  d.  Protoc.  v.  1818,  %.  i54.  —  Verhandlungen  der 
1.  Kammer  der  Ständeversamml.  des  Königr.  Baiern,  im  J.  1819.  München  1819.  8. 
Verhandlungen  der  2.  Kammer  u.  s.  w.,  im  J.  1819.  4a  Hefte.  München  1819 
—  »811.  8.  VollstSnd.  alphahct.  Repertorium  über  die  Verhandlungen  der 
ersten  Ständeversamml.  des  K.  Baiern.  München  i8ai.  8-  Jul.  Gr.  v.  Sodep, 
der  baier.  Landtag  v.  1819.  Nürnb.  1811.  8.  R.  v.  Holzscuvheb,  der  bayerische 
Landtag  von  i8a5.  I.  Abtbeil.  Erlangen  1826.  8.  Graf  Ch.  E.  v.  Bekzel- 
•Stebrau's  Bericht  über  die  Standeversammlung  des  Königreichs  Bayern,  vom 
17.  Nov.  1827  bis  18.  Aug.  18*8.  Zürich  1819.  8.  —  Von  früheren  Ereignissen, 
.  a.  K  lü  beb 's  Ueberticbt  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr. ,  S.  224  ff, 
u.  oben  §.  a8i ,  f.  u.  a8a,  e.   Bbbbdbi.  a.  (%.  214)  a.  O.  Abth.  I,  8.  a46  ff. 

t)  Baiitn.    Verfassungsurkunde  v-  aa.  Aug.  1818;  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1818, 
Num.  18,  in  J.  G.  Dutti.ingeb's  Quellen  des  badischen  Staatsrechts,  Bd.  I 
(Carlsr.  i8ai.  8.),  Num.  1 ,  auch  als  Beil.  a4  zu  §,  ai4  der  Protoc.  der  B.  V.  - 
v.  1818,  in  den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  III,  S.  35i,  vergl. 
mit  Th.  II,  S.  2)9  ff.,  u.  in  Lüdeb's  diplomat.  Codex,  zu  dessen  Statist, 
herald,  geneal.  Taschenbuch  Europa,  Bd.  I ,  Abth.  a  (1810),  Num.  1.  Auch 
besonders,  unter  d.  Titel:  Die  landständ.  Vcrfassungsurk.  f.  d.  GH.  Baden, 
nebst  den  dazu  gehör.  Actenstücken.  Carlsr.  1819.  8-  —   Die  Garantie  des  T. 
Bundes  ward  verlangt  ,  bis  jetzt  aber  nicht  erlheilt.     Oben  %.  283  f.  — 
Verhandlungen  der  Ständeversamml.  des  GH.  Baden  (v.   1819);  enthaltend 
die  Protocolle  der  1.  Kammer.  4  Hefte.  Carlsr»  1819*  8.    Verhandlungen  der 
a.  Kammer  dcrStändeversamml.  des  GH.  Baden,  1819.  8 Hefte.  Carlsr.  1819—1820. 
8.  —   Verhandluugen  der  1.  Kammer  der  Ständevers,   des   GH.  B.  im  J. 
1810.  6  Hefte.  Carlsr.  1810.  8.    Verhandlungen  der  2.  Kammer  u.  s.  w.  im 
J.  i8ao.  9  Hefte.  Carlsr-  1820.  a  —  üebersicht  der  ständischen  Verhandlungen 
beider  Kammern  des  GH.  Baden,  a.  Bände.  Carlsr.  1820.  8-    (Besonder«  abge- 
druckt aus  C-  v.  Rotteck's  Archiv  für  landständ.  Angelegenheiten  Im  GH. 
Baden.)    Beurthoilung  der  Verhandlungen  '  der  badiseben   Landstände  im 
J.  1820.  Leipa.  1821.  8.  —    LandsUmde  hatte  Baden  in  der  Markgrafschaft 
seit  i'/j  Jahrhunderten  nicht  gehabt,  in  dem  neuerworbenen  Breisgau  1806 
abgeschafft, .  im  J.  1808  durch  Verordn.  v.  fr.  Juli  aber,  und  nachher  auf 
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und  nach  dem  wiener  Congrefs  eine  LandesRepräsentation  mehrmal  ange- 
kündigt. Rlübfr's  angef.  Uebersicht ,  S.  107  tt«  3*4.  C*  Voa»  Zeiten , 
1816,  St.  7.  Allgeai.  StaatsvcrfassungsArchiv ,  Bd.  1  (1816),  S.  391  ff. 

A)  Liechtenstein  (Vaduz  u-  Schellenberg).  Landesherrl.  Edict,  datirt  aus  Eisgrub 
am  9.  Not.  1818;  gedruckt  in  den  angef.  Constitutionen,  Tb.  III,  S.  433,  und 
in  der  Allgem.  Zeitung  t.  9.  u.  10.  Febr.  1819.  —  Erklärung  in  d.  Protoc. 
d.  B.  V.  t.  1819,  $.  »4-  —  Von  den  Rechten  dieser  Landstände,  unten  V 
«94, 

/)  fVirtemberg.  Verfassungsvertrag  t.  o5.  Sept.  18(9.  8.  Auch  in  dem  Staats- 
u.  Regier.  Bl.  t.  1819.  Num.  65  j  und  in  d.  angef.  Constitutionen,  Tb.  HI, 
S.  391.  Ward  durch  Verhandlungen,  mit  einer  cu  dem  Ende  einberufenen 
Standeversammlung ,  vertrag  weise  zu  Stande  gebracht.  Erklär,  in  d.  Protoc. 
der  B.  V.  |.  133.  Rob.  Mon't  Staatar.  des  Rönigr.  Würtemb  3  Bde.  Tüb. 
1819  u.  i83o.  8.  —  Verhandlungen  in  der  Rammer  der  Siandeaherren  des 
Rönigr.  Würtemb.,  im  J.  i8?o.  5  Hefte.  Stuttg.  i8ao  u.  1811.  8.  Verhand- 
lungen in  d.  Rammer  der  Abgeordneten  des  R.  W. ,  im  J.  1830.  i5  Hefte  u.  3 
ausserord.  Beilagcnhefte.  Stuttg.  »8ao  u.  1831.  8.  —  Verhandlungen  in  d. 
Rammer  d.  Abgeordn.  des  R.  W.,  im  J.  1831.  3  Hefte  u.  s  ausserord.  Bei- 
lagenhefte. Stuttg.  1811.  8.  —  Frühere  Versuche,  mit  den  Landständen  über 
eine  Verfassung  übereinzukommen,  in  den  J.  i8i5  bis  1817,  mifslangen. 
Man  s.  davon  Klöbib's  angef.  Uebersicht,  S.  326  ff.  u.  Verhandlungen  der 
würtemb.  Landstände,  in  den  J.  i8i5 — 1817.  45  Hefte  u.  s  Hefte  Beilagen,  1  Heft 
Supplement Actcnstücke,  1  Heft  Anhang  cur  35.  Abtheil.,  1  Heft  Register. 
(Heidclb.)  1815  —  1817.  8.  Verschiedene  Flugschriften,  u.  Aufsätze  in  period. 
Blättern.  Entwurf  der  Verfafs.  für  das  Rönigr.  Würtemb erg  (nebst  e.  Adels- 
Statut,  als  Beilage);  vom  Rönige  der  Ständeversamml.  mitgetheilt  (3.  März) 
1817-  Stuttg.  8.  Auch  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  III»  S.  170.  Vergl. 
Conversat.  Lexicon,  Art.  Tübinger  Vertrag,  Württemberg,  Würtembergiscbc 
Landstände,  u.  Wilhelm  I.  R.  v.  W. 

m)  Hannover.  Patent ,  die  Verfassung  der  allgem.  Ständeversamml.  betr. ,  v.  7. 
Dec.  1819;  in  d.  hannöver.  Gesetzsamml. ,  I.  Abtheil.,  Num.  36,  u.  in  d. 
angef.  Constitutionen,  Th.  III,  S.  34o.  Protocoll  der  B.  V.,  Bd.  V,  S.  138.  — 
Von  den  Rechten  dieser  Landstände,  unten  §.  394,  *•  —  Nach  Wiederer- 
oberung des  Landes,  ward  im  J.  1814 »  die  landständ.  Verfassung  bestätigt, 
und,  in  Folge  eines  Patents  v.  13.  Aug.  1814  ♦  u-  eines  andern  v.  3.  Sept.  1814* 
wegen  Organisirung  der  Landstände  (in  den  Europ.  Annalen,  181 5,  Cod. 
dipl.,  S.  307),  am  i5.  Dec.  1814  der  Landtag  wieder  eröffnet.  Polit.  Journal, 
Jan.  i8i5,  S.  71  ff. ,  86  ff.  RnjBia's  angef.  Uebersicht,  S.  330  f.  Voss  Zeiten, 
Juli  1816.  F.  L.  v.  Bkelcpsch,  was  bedeuten  die  Landstände  in  Hannover? 
1816.  8.  H.  Ludkh,  das  Rönigr  Hannover,  nach  »einen  öffentl.  Verhältnissen, 
besonders  die  Verhandlungen  der  allgem.  Ständeversamml.  in  den  J.  1814, 
i8i5  u.  1816.  Nordhatiscn  1818.  8.  —  Nach  Erlöschung  des  fürstl.  Hauses 
Onfricsland  i>jfä,  sicherten  die  dortigen  Landstände  ihre  landständische  Verfassung 
durch  förml.  Vertrag  v.  17.  Juli  1744 »  mit  dem  neuen  Landesherren,  dem  R* 
Friedrich  U.  v.  Preusscn.  Alle  ihre  Rechte  bestätigte  Friedrich  Wilhelm  IL 
am  13.  Nqv.  1786.  Durch  den  tilsiter  Frieden  v.  1807  kam  Oatfr Lesland  an 
Napoleon  ,  der  die  Landstände  nicht  anerkannte.  Nach  Vertreibung  der 
Franzosen  im  Uerbst  i8i3,  trat  die  landständischc  Verfassung  sofort  wieder 
in  Wirksamheit.  Am  »6.  Nov.  i8i3  wurden  die  Landstände  von  Prcusacn 
snsainuienberufen.  Die  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  ,  Art.  37  ,  gab 
-Ostfriealand,  mit  Inbegriff  von  Harlingerland,  an  Hannover,  mit  der  Bestimmung, 
dafs  die  Landstände  ihre  Rechte  und  Privilegien  behalten  sollten.  Dasselbe 
erklärte  am  i5.  Dec.  i8i5,  der  preuasischc  Bevollmächtigte  bei  der  Uebergabe 
des  Landes  an  Hahnover.   Indefs  bat  Hannover  die  besondere  landständische 
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Verfassung  dieses  Landes  bis  jetzt  nicht  wieder  hergestellt.  Eine  Bekannt- 
machung r.  3i-  Aug.  1816  verordnete  ,  dafs  auch  die  Einwohner  des  Fiirstentb. 
Ostfriesland  und  von  Harlingerland ,  an  der  (allgemeinen)  Ständevcrsamml.  de« 
Königreichs  Tbeil  nehmen  sollten.    Obgleich  später,  an  Anrieh  am  m.  Nov. 

1818.  die  ostfriesischen  Landstande  für  wieder  hergestellt,  und  mit  ihnen  die 
Stände  des  Hartingerlandes  für  vereinigt  waren  erklärt  worden,  so  ward  doch  . 
in  dem  angef.  Patent  v.  7.  Dec.  1819  Ostfriesland  der  allgemeinen  Ständever- 
fassung des  Königreichs  einverleibt,  zugleich  aber,  6,  festgesetzt,  dafs 
«alle  Angelegenheiten,  welche  nur  die  eine  oder  die  andere  Prolins  angehen, 
und  au  einer  ständischen  Berathung  geeignet  sind,  auch  fernerhin  an  die 
betreffenden  ProvinzialLandschaften  würden  gebracht  werden.  Ostfriesland 
erhielt  in  4er  ersten  Kammer  zwei  Deputirte  von  der  Ritterschaft,  in  der 

.  zweiten  Kammer  vier  von  Städten  ,  und  fünf  von  freien  Gutbesitsern.  — 
Auch  das  Fürstenthum  Hildeshcim  ,  welches  ,  in  der  wiener  CongrefsActe, 
Art.  »7,  Preussen  an  Hannover  abtrat,  mit  allen  Rechten  u.  Lasten ,  womit 
es  (durch  den  Reichsdep.  Hauptschlufs  von  i8o3  ,  $.  3)  unter  preussische 
Herrschaft  gekommen  war,  und  dessen  Landstände  im  Nor.  1818  für  wieder 
hergestellt  waren  erklärt  worden,  ward  auf  ähnliche  Art,  wie  Ostfriesland, 
der  allgemeinen  Ständeverfassung  einverleibt ,   durch  das  angef.  Patent  v. 

1819.  —   Von  den  ProvinziulStände*  des  KR.  Hannover,  %.  »90,  *". 

«)  Braunschweig:  Verordnung,  enthaltend  die  (erneuerte  LandschaftsOrdnung, 
v  a5.  Apr.  1810.  Braunachw.  1820.  39  S.  in  8.  Auch  abgedruckt  in  der  von 
den  Landständen  bev  der  Bundesversammlung  eingereichten  Bcsehwerdeschrift : 
«Darlegung  »  u.  a.  w.  (Frankf.  18*9.  Fol.),  S.  st  —  40..  Biese  erneuerte 
Verfassungsurkunde  ward  durch  Verhandlungen  mit  einer  durch  e.  Vcrordn. 
▼•  6.  Sept.  1819  einberufenen  Ständevcrsammlung,  vertragweise  (wie  früher  schon 
die  Landsch.  Ordn.  v.  9.  April  1770,  oben  %.  74,  a)  durch  förmliche,  am 
19.  Juni  1820  von  den  versammelten  Ständen  geschehene  Annahme  u.  Unter- 
zeichnung zu  Stande  gebracht  ,  gemeinschaftlich  für  das  Herzogth.  Braun- 
schweigWolfenbüttel  u.  das  Fürstenth.  Blankenburg  ,  deren  landständische 
Verfassung  früher  getrennt  war.  —  Zu  legaler  Kenntnifs  der  B.  V.  ward  sie 
gebracht  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i3.  Juli  1820,  67.  Vergl.  Widerlegung 
der  ehrenrührigen  Beschuldigungen,  welche  Sich  Se.  Dürchl.  der  Herzog 
v.  Braunschw.  gegen  Ihren  erhabenen  Vormund  etc.  erlaubt  haben  (Hannover 
1817.  8.),  S.  75  ff.  ao4  ff.  «19  ff.  236  ff.  —  Zum  erstenmal  nach  der  franxös. 
Occupation,  wurden  im  Dec.  i3i4  die  Schatzräthe  (Mitglieder  der  Landschaft) 
wieder  versammelt.  Klübfb's  angef.  Uebcrsicht  ,  S.  221.  Die  Landstände 
wurden  zum  Landtag  einberufen  >  zu  einem  constituirenden ,  durch  Verordn. 
v.  6.  Sept.  1819,  zu  einem  ordentlichen,  durch  Verordn.  v.  29.  Oct.  1821. 
Landtagsabschied  v.  u.  Juli  1823,  in  der  angef.  «Darlegung*,  S.  28  —  48.  Nach 
der  Flucht  des  Herzogs  Carl,  bei  einem  Aufruhr  und  Scblofsbrand  am  7.  Sept 
i83o  (§.  255,  </)i  versammelten  sich  die  Landstände  ohne  landesherrliche 
Zusammenberufung;  wo  sie  das  oben,  %.  255,  angef.  denkwürdige  Manifest 
v.  27.  Sept.  )83o  erlicssen. 

o)  GH.  Hessen.  Verfassungsurkunde  v.  17.  Dec  1820.  —  Erklär.'in  d.  Protoc. 
der  B.  V.  v.  i8»8,  99;  1819,  $.  95  u.  228.  —  (Die  Annahme  einer,  durch 
e.  Edict  v.  i&  Mars  1820  gegebenen  ,  Constitution  haue  Schwierigkeiten 
gefunden.  Bemerkungen  das  Edict,  die  landst.  Verfafs.  des  GH.  Hessen  betr. 
Frankf.  »820  8.  lieber  landstä'nd.  Repräsentation  im  GH.  Hessen  1820.  8- 
Erörterungen  über  landst.  Verfafs.,  namcntl.  in  Bezieh,  auf  d.  GH-  Hessen. 
1820.8.  Treue  Darstell,  der  Verhandlungen,  welche  der  Eröffn.  der  Land- 
stände  des  GH.  Hessen  vorangingen.  Mainz  »820.  8.  Die  Landstände  des 
GH.  Hessen,  seit  d.  »4.  Oct.  «820.  8.  (Wiesb.  1810.  8.)  —  Verhandlungen 
der  a.  Kammer  der  Landstände  des  GH.  Hessen,  in  den  J.  1820  u.  1821. 

KJäWi  ftffMil.  Wu.  X  A-fl.  25 
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j  Darm  st.  1800  u.  iftst.  so  Hefte ,  nebst  4  Heften  auRscrord-  Beilagen  u.  Register. 
8*  P.  J.  Flo**ts  bist,  lirit.  Darstell,  der  Verhandlungen  der  Ständeversamml. 
des  GH.  Hessen.  Giefsen.  i8m.  8.  Verhandlungen  der  1.  Kammer  des  GH. 
Hessen,  im  J.  i8"/n.  Darmst  1814.  8-  Verhandl.  der  «.Kammer  etc.,  i.  J.  iß11/«. 
Ebcndas.  1824*  5  Bande  8«  Samml.  der  Gesetze  u.  Verfügungen,  die  in  Folge 
des  Absebiedes  für  die  Ständerersamml.  in  d.  J.  i8"/l4  erlassen  wurden. 
Ebendas.  18*4*  8- 

p)  5.  CoburgSanlfeld.  Gesetz ,  die  ständische  Verfaas.  des  Herxogth.  S.  Cobtirg- 
Saalf.  betr.  v.  8.  Aug.  i8«i.  Cob.  i8»i.  4*  —  Garantirt  von  d.  T.  Bund.Protoc. 
der  B-  V.  t.  18a  1,  V  149;  1811 ,  %.  43  u.  167.  —  Ein  früheres,  die  Grund- 
süge  der  su  errichtenden  landständ.  Verfafs.  enthaltendes,  Decret  v.  i6.Miir£  1816, 
steht  in  d.  angef.  Constitutionen ,  Tb.  II,  S.  3o6.  —  Das  Fürstenthum  Saatfeld, 
das  Amt  Themar  u.  a.,  worauf  das  landständische  Grundgesetz  v.  8.  Aug. 
1811  sich  erstreckte,  trat,  in  dem  Theilungsvertrag  v.  \i.  Nov.  1826,  &.  Coburg 
an  6.  Heiningen  ab,  und  erhielt  dagegen  das  Fürstentum  Gotha,  u  a. , 
welches  eigene  land ständische  Verfassung  hat,  wovon  287.  —  Auf  das 
neu  erworbene  Fürstenthum  Lichtenberg  ( mit  «7,900  Einw.  auf  8%  QM.« 
Fürstenthum  benannt  nach  e.  berzogl.  Bestimmung  v.  6.  Marx  1819)  erstreckt 
sich  diese  Verfassung  nicht  j  daselbst  besteht  ein  eigener  Landrath.  Man  s. 
4.  290 ,  tn. 

g)  SiMeitutifttM.  Nach  Vergrößerung  des  Landes  durch  den  The ilungsv ertrag  v.  1«. 
Kor.  1836,  folgte,  nach  Berathnng  mit  einem  landständischen  Ansscbnfs :  Grund- 
geseU für  die  vereinigte  landschaftliche  Verfassung  des  Hereogthums  Sachsen- 
Meningen ,  v.  tü3.  Aug.  1829;  in  der  Samml.  der  landesherrl.  Verordnungen  im 
Bsgtb.  S.  Meiningen,  1899,  N.  i3.  Waklor<lnung  für  die  Erwählung  der  land- 
ständ. Abgeordneten,  de  eod.,  ibid.  —  Vor  jener  Theilung  war  erschienen: 
GrundgeseU  über  die  landschaftliche  Verfassung  t.  4.  Sept.  1814.  Meiningen  4. 
Hicdurch  ward  die  bis  dahin  bloß»  für  das  Unterland  bestandene  landständische 
Verfassung  (Moser  von  der  t.  Reicbsständc  Landen,  S.  469.)  nach  $.  5  u.  6 
nufgclöset,  doch  unter  fortdauernder  subsidiarischer  Gültigkeit  für  solche 
Falle ,  wo  das  neue  Grundgesetz  keine  Auskunft  gibt.  Erklär,  in  dem  Protoc 
der  B.  V.  v.  1818,  %.  »6.  Der  erste  Landtag  nach  dem  GrundgeseU  t.  i8*4, 
ward  eröffnet  am  17.  Dec.  j8»4.  Von  seinen  Verhandlungen  erschienen; 
Auszüge  aus  den  landschaftl.  Protocollen  des  ersten  Landtags,  in  den  J.  i8»4 
u.  i8s5.  Meiningen  i8*5.  8.  —  Vor  der  Vereinigung  Hildburgbausens  mit 
Meiningen  1826,  und  nach  solcher  bis  1829,  hatte  Hildburgbausen  eigene 
landsländische  Verfassung.   Man  s.  oben ,  Note  g. 

■ 

§.  287.  (220-.) 

b)   Tbeils,   wie   in  der  neuern  Vorseit,   fortdauert,  oder 

wieder   hergestellt  ist. 

11)  In  einem  bedeutenden  Tiietl  der  monarchisch  geformten  Bundes- 
staaten, dauert  entweder  die  während  der  teutseben  Reichs  Verbindung 
schon  bestandene  landständische  Verfassung  fort,  bald  unverändert  bald 
mit  mehr  oder  weniger  Veränderung,  oder  es  ist  dieselbe  in  solcher 
Art  ,  nach  einer  während  der  französischen  Inhabong  des  Landes  Statt 
gehabten  Unterbrechung,  wieder  hergestellt  worden.  In  diese 
Classe  gehören:  1)  Oestreich,  mit  seinen  zu  dem  Bund  gehörenden 
Staaten  <*);  1)  das  Königreich  Sachsen,  mit  Inbegriff  des  Markgraf- 
thums Oberlausitz  *);  3)  das  Kurfürstenthum  Hessen  c)-  4)  und  5) 
die  Grofsherzogthümer  Mcck  1  enb ur gSc h w eri n  und  MecUIcu- 
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bargStrelits  <0;  6)  and  7)  die  Fürstenthümer  Sachsen  Gotha 
und  8achsen\ltcnborg  O ;  8)  9)  u.  10)  die  Fürstenthümer 
Anh  altBcrnb  urg,  AnbaltDcssau  und  A  n  h  a  1 1  C  o  t  h  cn  /); 
11)  u.  i«)  die  Fürstenthümer  llcufs  älterer  Linie  (  ReufaGreitz  ) 
und  Rcufa  jüngerer. Linie  ( ReufsSehleitz  ,  ReufsLobenstoin ,  und 
Reuf&F.bersdorf)  i3)  das  Fürstenthum  Lippe  A). 

a)  Oestmch  hat,  in  den  verschiedenen  Provinzen,  fortwährend  Landstände,  nnd 
hält  PostnlatenTage  294  •  /)  w'e  früherhin:  in  dem  Erzherzogthum 
Oestreich  oder  Niedcröstreich ,  abgetheilt  in  das  Land  unter  der  Enna  und  in 
das  Land  ob  der  Enns,  in  Steiermark  und  Rärnthrn,  in  Krain  (hier  erneuert 
durch  ein  Patent  v.  sq.  Aug.  1818,  in  den  Polit.  Vcrordn.  Franz  I.,  Bd.  46, 
S.  ai5),  in  Böhmen,  in  Mähren  und  Schlesien.  Denkwürdig  ist:  Der  Stände 
des  Herzogth.  Oestreich  unter  der  Enns,  hist.  u.  diplom.  Ausfuhrung  über 
»ämmtlicb  ihnen  zustehende  Rechte  u.  Freiheiten,  ron  1619;  bei  Fischer 
über  die  Geschichte  des  Despotismus  in  Teutscbl. ,  Anhang,  S.  5 — 108.  — 
Durch  ein  Edict  v.  34 •  Mar/.  1816,  ward  in  Tyrol  die  von  Baiern  1808  aufge- 
hobene landstän.liachc  Verfassung  wieder  hergestellt,  auf  die  Grundlage  der 
vorigen  Privilegien  und  Freiheiten  ,  doch  ohne  das  alte  Recht  der  Steuer- 
Bewilligung;  in  d.  Constitutionen  d.  europ.  Staaten,  Th.  II,  S.  io5,  und  in 
Klübkb'b  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  2^7  ff.  —  Salzburg  und  Vorarlberg,  so 
wie  Gör» ,  haben  die  Errichtung  einer  landständischen  Verfassung  noch  au 
erwarten.  —  Von  Oestreich  überhaupt,  a.  man  unten  %.  »94»  Kote/  Das 
Standewesen  in  Oestreiih,  von  Schnelles;  in  C.  v.  Rottkch's  aMgem.  polit. 
Annalcn,  Bd.  III,  Heft  3  (i83o),  Num.  1.  J.  C.  Bisisgxb's  vergleichende 
Darstell,  der  Staatsverfassungen  der  europ.  Monarchiecn  u.  Republiken  (Wien 
1818.  8.),  S»  10  u.  4^7  —  47a*  Bhkndkl  a.  (§.  279)  a.  O.  Abth.  I,  S.  »63  ff. 
Repertorium  des  t.  Staats-  u.  Lelinr.,  Tb.  III,  S.  698  ff.  —  Vergl.  die 
östreich.  Erklärungen  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  S.  79;  v.  1819,  %.  220. 

6)  H.  Sachsen.  Land-  und  AusachufstagsOrdnung  v.  11.  März  1728;  in  d.  Codex 
Augusteus,  I.  Fortsetz.  (  v.  H.  C  v.  Bksiosbx,  Leipz.  177a.  Fol.)  S.  3i — 44« 
Kursächs.  Landtagsordn.,  herausg.  v.  F.  C.  Hauskasn.  Leipz.  1799. 8.  Ein  anderer 
Abdruck  erschien  zu  Dresden,  ebenfalls  1799.  Land-  u.  AusacbufstagsOrdn. 
des  Königr.  Sachsen,  v.  1718,  u.  allgein.  RreistagsOrdn.  v.  1821.  Mit  Zusätzen 
von  H.  Blümtiib,  Leipz.  18a».  8.  (Enthält  auch  die  neueren  Veränderungen. 
Schriften  von  Scbbbbbb  u.  Wbissk,  unten  \.  299-)  Das,  in  gleichem  Geist 
abgefafste,  k  Decret  v.  16.  Oct.  1 820,  nun  gedruckt  in  Wbisse's  Staatsr.  des  Königr. 
Sachsen,  Bd.  I,  8*.  193.  Von  der  dortigen  landatänd.  Verfassung  überhaupt,  s. 
eben  das.  %.  5i  —83,  u.  Bd.  II ,  S.  554  ff-  H.  H.  L.  Pölitz,  die  Regierung  Friedr. 
Auguats,  H.  v.  Sachsen,  Tb.l,  S.  180  ff.  Th.  II,  S.76  u-  368  ff.  u.358.  Bönigl.  sächs. 
Erklärung  in  d.  Protoc  derB.V.  v.  1818,  §•  56.  —  Wegen  der  durch  den  Landes-  * 
verlust  v.  i8i5  veränderten  TerritorialVerliältnissc,  ward  die  sonst  völlig  getrennt 
gewesene  landständisebe  Verfassung  der  Oberlausüx,  mit  der  alterbländiscben 
in  gewisser  Art  vereinigt.  Man  unterscheidet  nämlich  ,  seit  dem  Landtage 
v.  i817/i« ,  in  Hinsicht  auf  die  landständische  Verfassung,  swei  Landestbeile  : 
1)  die  alten  Erblande,  eingetheilt  in  vier  Kreise,  den  meifsniseben,  leipziger, 
erzgebirgischen  und  vogtländiscben;  2)  die  Oberlausit*.  Nach  dieser  Abtheilung 
aind  unterschieden,  die  allerbländiscbe  Landschaft  und  die  oberlausitzische, 
welche  beide,  in  der  Regel  alle  6  Jahre,  in  der  allgemeinen  Landesversammlung 
sich  vereinigen-  Das  gegenseitige  QuotalVerhältnifs  beider  Landestbeile,  bei 
Vcrthcilung  gemeinschaftlich  bewilligter  ausserordentlicher  Leistungen ,  ward 
i8si  in  der  allgemeinen  Landesvcrsammlung  provisorisch  festgesetzt,  für  die 
Oberlausit«  bei  Geldbeiträgen  auf  '/,<>,  bei  NaturalPrästationen  auf"/,«,  dea 
Ganzen.  Auazug  aus  den  Verhandlungen  dea  Landtags  von  i8*yii  (i-ai.  8.  S. 
in  4.)  und  als  Beilage,  zu  St  20  der  Gesetzsamml.  von  1821.  —  Ucberdiefs 
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,  werden  in  dem  Marhgraftbum  Oberlausiu  noch  jetzt,  besondere  Landtagt»  und 
in  jedem  der  4  Kreise  der  alten  Erblande  Kreistage  gehalten.  Man  a.  %*  290 ,  k. 
Von  der  Verfassung  vor  i8i5,  s.  man  v.  Böma's  kursächs.  Staatsr.  HL  1— 58 
u.  59  ff.  Bisi&ger,  S.  490.  Rhein.  Bund  LV.  117.  Von  der  allmähligen  Bildung 
der  oberlausitier  Verfassung  s.  C.  G.  Käufer's  Grundlinien  tum  Unterricht 
in  der  Oberlausitser  Verfassung  u.  Geschichte.  .Görlitz  1800.  8.  Khendess. 
Abrifs  der  Oberlausitier  Geschichte  1801  — 1804.  4  Bände  8.  Weisse  a-  a.  O. 
§.  »7,  u.  Bd.  IIt  S.  546.  —  Gegen  das  Ende  Septembers  i83o  erhielt  das 
Geheime  RathsCollegium  durch  ein  köntgl  Bescript  den  Auftrag ,  « einen 
(von  den  Landständen  in  Antrag  gebrachten)  Plan  zu  einer  den  Erforder- 
nissen der  Zeit  und  den  Verhältnissen  hiesiger  Lande  entsprechenden  Landes- 
verfassung und  Repräsentation  zu  bearbeiten,  um  bei  der  spätestens  mit  dem 
1.  März  i83i  zu  bewirkenden  Wiedereröffnung  der  Standeversammlung  zur 
Mittheilung  an  selbige  bereit  zu  seyn».  O.  F.  H.  v.  Watzdorf  über  die 
Notwendigkeit  einer  Veränderung  der  im  HB.  Sachsen  dermalen  bestehenden 
landständ.  Verfassung  i83o-  8.  (In  dem  KR.  Sachsen  ward  dieser  Schrift  das 
Imprimatur  versagt.) 

t  , 

v)  Kurhessen.  Von  der  landständ.  Verfassung  vor  der  französischen.  Occupation, 
s.  C.  W.  Ledderhoses  kl.  Schriften,  Bd.  I  (1787.  8.),  N.  1 ,  u.  Moser  v.  der 
Reichsstände  Landen ,  S.  620  ff.  Hanau,  wie  Fulda ,  hatte  keine,  Schaumburg 
hatte  eigene  Landstände  »86,  d).  —  Früherhin  halten  H.  Cassel  u.  H. 
Darmstadt  gemeinschaftliche  oder  allgemeine  Landtage,  und  jedes  für  sich 
wieder  besondere  oder  engere;  jene  allgemeinen  sind  seit  1618  nicht  mehr 
vorgekommen.  —  In  seinem  Beitrittvertrag  zu  der  grofsen  Allianz ,  datirt 
Frankf.  s.  Dec  i8i3,  Art.  sep.  et  secr.  3,  verpBichtete  sich  Hurhessen,  «ä 
retablir  les  Etats  de  son  pays  dans  les  Constitution*  et  Privileges  dont  ils 
jouissaient  en  i8o5,  sans  que  pour  cela  aueun  individu  puisse  se  souatraire 
auz  charges  communesv.  Dk  Martkms  recueil,  Supplement,  V.  653.  Durch 
e-  Regier.  Ausschreiben  v.  «9.  Aug.  1814  (Europ.  Annalcn  i8i5,  Cod.  dipl. 
S.  »45 ),  ward  die  landständ.  Verfassung  bestätigt.  Auch  in  dem  Haus-  u. 
Staatsgesetz  v.  4.  März  1817,  %.  »,  ward  sie  festgesetzt.  In  dem  Protoc.  der 
B.  V.  v.  1818,  §.  i»7,  erklärte  der  Kurfürst,  dafs  Er  «demnächst,  nach 
eigenem  Ermessen ,  u.  nach  den  individuellen  Verhältnissen  seiner  Staaten, 
das  Nöthige  anzuordnen  nicht  entstehen  werde».  —  Durch  ein  Edict  v.  «7. 
Dec  1814,  wurden  so  ständische  Deputirte  zu  einer  am  1.  März  i8i5  zu 
eröffnenden  landständiseben  Versammlung  einberufen.  So  ward  im  J.  i8i5 
u.  1816  wieder  ein  engerer  Landtag  gehalten,  wo  ausser  den  Deputirten  des 
Adels,  der  Geistlichkeit  und  der  Städte,  zum  erstenmal  auch  Deputirte  der 
Bauern,  einer  von  jedem  der  fünf  Ströme  (Landcsabtheilungen),  zugelassen 
wurden.  Es  ward  ein  Entwurf  zu  einer  neuen  (vertragweise  nicht  zu  errich- 
tenden) Landesverfassung  (in  d.  Constitutionen  d.  europ.  Staaten,  Th.  FI, 
S.  »55 )  vorgelegt,  der  Landtag  aber  zuerst  vertagt,  nachher  ayfgelöset,  weil 
beide  Theile  sich  nicht  vereinigen  konnten.  Seitdem  regierte  der  Souvcrain 
ohne  Landstände.  Klüdrr's  angef.  Uebcrsicht  etc.,  S.  »17.  Beurkundete 
Darstellung  der  kurhessischen  Landtagsverhandlungen  (von  d.  J.  i8i5). 
Mainz  1816.  8.  Nachtrag  hiezu  1816.  8.  Kurhessische  Landtagsverhandlungen  v. 
1816,  Abth.  I-IV.  1816.  8  Uebcrsicht  der  Verhandlungen,  in  dem  all  gem. 
Staatsverfafs.  Archiv,  Bd.  I,  St.  4,  u.  Bd  II,  St.  1.  Brendel  a.  a.O.  Abth.  II, 
8.  a  ff.  — ■■  Im  Sept.  i83o  bewilligte  der  Kurfürst  die  Wicderversammlung 
der  Landstände,  und  am  14.  Sept.  auch,  dafs  die  Provinzen  Hanau  und  Fulda, 
«either  ohne  landständische  Verfassung,  gleich  Ober  -  und  Niederhessen  land- 
ständisch  vertreten  werden  sollen.  Verordn.  v.  19.  Sept.  i83o ,  wodurch  die 
Landstände  auf  den  16.  Oct.  zusammenberufen  wurden  j  in  d.  kurbefs.  Gesetz- 
blatt, i83o,  Num.  XII.  Eino  ausserordentliche  (constituirendc)  Versammlung 
der  kurhessischen  Landstände,  ward  zu  Cassel  am  »6.  Oct.  i83o  eröffnet.  Es 
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erschienen  darin  Depufirtc  der  Mitglieder  Ton  drei  Curien;  von  den  Prälaten 
und  der  Ritterschaft  (  nicht  auch  von  den,  nur  curia  Hm  dasu  einberufenen 
Standesherren ) ,  von  den  Städten,  von  dem  Bauerstand.  Zum  erstenmal 
erschienen  darin  Deputirte,  ausser  denen  vom  Bauerstand,  auch  aus  dem 
Grofsherzogthum  Fulda,  dem  Fürstenthum  Hanau,  der  Grafschaft  Schaumburg. 

d)  Mecklenburg  Die  beiden  Grofsherzogthümer^clmerin  u.  Strelitz  haben  eine 
gemeinschaftliche  landständische  Verfassung ,  eine  Bitter  -  und  Landschaft, 
welche  begründet  u.  eingerichtet  ist  durch  die  Union  v.  i5»3  u.  den  landes- 
grundgesetzl  Erbvergleich  v.  1755,  dieser  in  FsasV«  europ.  Stsatacansley, 
CIX.  169,  u.  als  Anhang  su  C.  G.  Jsaoow  von  den  Begalien  (Rost.  1757.  4«)» 
S-  1  —  1S1.  Man  s.  auch  Schlözfr's  Staatsansetgen,  IV.  493,  u.  Verbesserungen 
in  der  Organisation  der  Landstände  v.  1808  in  d.  Bhein.  Bund,  LIII.  278.  Im 
J.  1808  ward  diese  Verfassung  ihrem  Wesen  nach  bestätigt.  Einen  Zutäte 
erhielt  dieselbe  durch  das  oben  ($.  a83,  f)  angef.  Staatsgesetz  t.  28.  Nov. 
1817,  betr.  die  Entscheidungsart  bei  Streitigkeiten  zwischen  der  Landes- 
herrschaft u.  den  Lands  tänden  über  Verfassungsgegenstände. 

«)  Gotha  u.  Altcnburg,  Jedes  dieser  beiden  Fürstentümer  hatte  unverändert, 
schon  vor  der  im  J.  18??  im  Mannstamm  erloschenen  Linie  SachscnGotha  und 
AUenburg,  eigene  landständische  Verfassung,  und  eigene  Landtage,  seit  dem 
16.  Jahrhundert  begründet  durch  Landtags  Abschiede  und  landesfiirstliche 
Reversalen  und  Zusicherungen.  Mosva  von  der  Reicbsstände  Landen,  S.  468 
u.  1484.  Rhein.  Bund ,  Heft  3q  ,  S.  473.  —  Erklärung  in  d.  Protoc.  d.  B.  V. 
v.  1818,  §.  *6.  —  Merkwürdige  Erklärung  des  Herzogs  an  die  altcnburg. 
Landstände,  im  J.  1818,  u.  Resultate  des  altenb.  Landtags  v.  1818;  in 
L.  LÖDsa's  diplomat.  Codex,  su  dem  Statist,  herald,  geneal.  Taschenbuch 
Europa,  Bd.  I,  Abth.  a  (18*0),  Num.  3.  Für  Altenburg,  war  man  seitdem 
mit  einer  Erweiterung  der  landständischen  Repräsentation  beschäftigt  Seit 
durch  den  Erbtheilungsvertreg  v.  n.  Nov.  18*6  (oben  %.  108,  d)  Gotha 
'  an  S.  Coburg,  Altenburg  an  die  bis  dahin  S.  Hildburghausen,  nun  S.  Alten- 
burg benannte  Linie  gefallen  ist,  bat  jedes  der  beiden  Fürstentümer  nach 
wie  vor  seine  eigene  landständische  Verfassung,  und  ist  die  gothaische  abge- 
sondert von  der  coburgischen.  Im  November  i83o  ward  für  Gotha  eine 
zeitgemäse  Umgestaltung  zugesichert,  wodurch  auch  dem  Bürger-  und  Bauer» 
stand  eine  angemessene  Vertretung  su  Theil  werden  soll- 

_/")  Anhalt.  Die  sämmtlicben  hcrsoglichanhaltischen  Länder  haben  gemeinschaftlich 
f  ine  landständische  Verfassung,  und  daher  nur  gemeinschaftliche  Landtage  u. 
einerlei  Steuerwesen.  Das  HauptGrundgesetz,  nach  welchem  ohne  Zustimmung 
der  Stände  keine  Steuern  ausgeschrieben  werden  dürfen,  ist  der  Landtags- 
Abschied  v.  160«  ,  in  Löruo's  R.  A. ,  P.  spec. ,  cont.  a ,  Forts.  3 ,  S.  »48  ff.  u. 
bei  Pöttsb  a.  unten  a.  O.  S.  604  ff.  Eigentliche  Landtage  wurden  seit  1698 
nicht  gehalten,  wohl  aber,  von  Zeit  zu  Zeit,  von  dem  Senior  des  Hauses 
ausgeschriebene  und  unter  seiner  Oberleitung  gehaltene  Deputat ions-  u.  Land- 
rechnungstage. Pötter's  Rechtsfälle,  Bd.  I,  S.  564  ff.  Moser  a.  a.  O., 
S.  349,  463  u.  1447.  Die  Geschäfte  der  Landschaft  bestehen  hauptsächlich 
in  Verw  altung  des  gemeinschaftlichen  LandesScbuldenwesens  und  in  Erhebung 
gewisser  Steuern.  Sic  werden  besorgt  von  dem  engern  (aus  8  Mitgliedern 
bestehenden)  Auuchuts ,  welcher  dem  weitem  (aus  so  Mitgliedern  gebildeten), 
dem  auch  die  Stcuerbewilligung  zusteht,  Rechnung  abzulegen  hat.  —  Anhaü- 
Cöthen  hatte  in  seinem  Landestbeil,  durch  e.  DeCrct.  v.  »8.  Dec.  1810,  die 
Landstände  aufgehoben,  und  dagegen  neue,  von  neu  französischer  Art,  ein* 
geführt  Vergl.  oben  %.  a8a  «•  Rhein.  Bund ,  Heft  5s ,  S.  99.  Constitutionen 
der  europ.  Staaten ,  Tb.  II ,  S.  s6o  ff.  Es  ward  aber  nach  dem  Tode  des 
Herzogs ,  am  »4.  Oct.  181s  ,  dies«  Constitution  von  dem  Vormund  de» 
Nachfolgers  aufgehoben,  und  die  alle  Verfassung  mit  etlichen  Aenderungrn 
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wieder  hergestellt.  Rhein  Bund,  lieft  65,  S.  *i5  ff.  —  In  «1.  Protoc.  der 
B.V.  v.  181U,  V  117,  erklärten  die  drei  anhaltischen  Häuser:  «bei  ihnen  bestehe 
noch  eine  landständische  Verfassung,  aber  ihre  Verbesserung  werde  gewünscht» 
da  der  Lauf  der  Zeiten  ihre  ursprüngliche  Gestalt  gar  sehr  verändert  habe; 
ihr  Absehen  hätten  sie  auf  eine  Ucbcreinstimmung  in  der  Verfassung  der 
anhaltischen  Landesthcile  gerichtet,  die  ohne  Beachtung  mannigfacher  Rück- 
sichten und  ohne  vorsichtige  Einleitung  nicht  au  erreichen  sey». 

h)  Reust.  Erb-  u.  Gcschlcchtvcreinigung  v.  1668«  V  68;  inLÖKio'sR.  A.,  P.  spec., 
1.  910.  GeschlechtRecefs  v.  1690,  \.  18.  Die  älter*  Uaupüioie  (B.  Greils)  hat 
eine  für  sich  aHein  bestehende  landstandische  Verfassung.  Die  jüngere  Haupt- 
linie (§.  108)  bat  für  ihre  Landestheile  (Schleis,  Lobenstein  u.  Ebersdorf, 
Gera,  Pflege  Saalburg)  eine  gemeinschaftliche  landstandische  Verfassung,  so  wie 
su  Gera,  für  Begierungs-  AppelUtions-  u.  ConsistorialSachcn  ein  gemein- 
schaftliches BegierungsCollegium  u.  Consistorium.  Die  Landständc  jener 
Landestheile  der  jüngeren  Linie  bilden  zusammen  Ein  Corpus,  die  gesanunte 
Bitter-  und  Landschaft,  und  hatten  gemeinschaftliche  Landtage,  s.  B.  1591, 
1730,  1737,  1745,  1751,  1764»  1769,  »779  «*  Gera,  u  gemeinschaftliche 
Ausschufs-  oder  DcputationsTage,  so  wie  auch  gemeinschaftliche  ritterschaftliche 
Confcrenr.en  üblich  sind.  Ueberdiefs  bat  jeder  Landestheil  eine  besondere 
landständische  Corporation  ,  für  seine  besondern  Angelegenheiten  ;  von  ihr 
werden,  von  Zeit  au  Zeit,  besondere  landständische  Zusammenkünfte  gehalten. 
Vcrgl.  V  81  a.  Moser  von  der  Reichsstände  Landen,  S.  474 ,  in3  u.  149. 
Pütteb's  Bechtsfälle ,  Bd.  HI,  S.  19t  ff.  u.391  ff. 

i)  Lippe.  Es  besteht  hier,  für  Bitterschaft  und  Städte,  von  alten  Zeiten  her 
eine  landständische  Verfassung.  31  ose a  a.  a.  0.  S.  4?4  v.  i49*>  Erläuternd 
hierüber,  sind  folgende  bei  der  B.  V.  eingereichte  Deductionen:  1)  Geschieh tl. 
u.  rcchtl.  Darstcll-  der  in  dem  f.  lippe-detmold.  Lande  bestehenden,  jedoch 
dem  Lande  vorenthaltenen  landständ.  Verfafs. ;  von  den  Landständen,  von 
Bitterschaft  u.  Städten.  Frankf.  1817.  Fol.  1 )  C.  G.  CLosTBauBisa'ft  kritische 
Beleuchtung  der  von  Seiten  der  Landstände  —  —  des  F.  Lippe  übergebenen 
Druckschrift  etc.  Lemgo   1817.  Fol.    3)  Gegenbeleuchtung  ,  als  Antwort  auf 

,  die  von  dem  Archivrath  Clostebkeiea  in  den  Druck  gegebene  Beleuchtung 

.  j  in  Auftrag  der  Landatäude  von  Ritterschaft  und  Städten  des  F.  Lippe, 

von  C.  Aktes.  Minden  u.  Bielef.  1819.  Fol.  4)  Anzeige  und  Bitte  der  Stande 
bei  der  B.  V.  eingereicht  im  Juni  18*4,  mit  Beil.  A  — C.  Fol.  —  Während 
des  rhein.  Bundes  war  die  jährliche  Haltung  der  Landtage  unterblieben.  Nach 
Auflösung  dieses  Bundes,  verlangten  die  Landstände  vergebens  vollständige 
Wiederherstellung  der  alten  Verfassung,  dann  aber  zeitgemäße  Modifikation 
derselben  in  dem  Wege  der  Uebercinkunft  mit  ihnen.  Nach  mehrfacher 
Verhandlung ,  wendeten  sie  sich  iia  J.  1817  beschwerend  an  die  B.  V. , 
welches  den  oben  angef.  Deductionswcchsel  veranlafate.  Auch  Schauinburg- 
Lippe  vereinigte  sich  mit  dieser  Beschwerde  bei  der  B.  V. ,  welche  hierauf 
eine  VermittlungsCommission  ernannte.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  149  u. 
aa*.  —  Unterdessen  gab,  durch  ein  Deere t  v.  8.  Juni  1819,  die  Fürstin 
Vormünderin  u.  Begentin  dem  Lande  eine  neue  «Landständische  Verfassungs- 
urkundc»  (Lemgo,  1819.  3t  S.  4«)>  auch  inachte  sie  von  dieser  Ertheilung, 
als  einer  Erfüllung  des  i3.  Art.  der  B.  A. ,  Anxcige  bei  der  B.  V.  Protoc.  v. 
1819,  t3o.  Gegen  diese  einseitge  Aufhebung  der  alten,  und  die  beabsichtigte 
einseitige  Einführung  einer  neuen  Landesverfassung  (%.  49  u.  «84,  II),  pro- 
•  tescirten  bei  der  B.  V.  sowohl  die  Landstände  als  auch  der  Fürst  v.  Schaum- 
burgLippc  Es  harn  daselbst  su  wechselseitigen  Erklärungen;  die  B.  V.  gab 
solche  an  die  oben  genannte  Commisston ,  welche  in  der  Sitzung  v.  9.  Sept. 
i8>9  Vortrag  (loco  dict.  gedruckt  S.  591—643  der  Orig.  Ausg.)  erstattete, 
und  welche  im  J.  i8ao  (Protoc.  %.  sto)  ergänzt  ward.  Protoc.  derB.  V.  v.  1819, 
%.  181 ,  i83  u.  194.    Seitdem  ist  diese  Angelegenheit  bei  der  B.  V.,  in  den 
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gedruckten  öffentlichen  Verhandlungen,  nicht  mehr  zur  Sprache  gekommen,  ' 
aber  auch  bis  jetzt  (Dec.  i83o)  noch  nicht  erledigt.    Ihrem  Inhalt  nach»  ist  I 
d.:i    streitige   Verfassungsurkunde  von  1819   eine  der  passendsten  für  die 
heutigen  CulturVerhältnisse ,  auf  jeden  Fall  eiu  dem  Boden  anvertraute s 
Saatkorn,  das,  zunächst  im  lippischen  Lande,  nicht  ohne  Früchte  bleiben 
wird.    Man  findet  sie  abgedruckt  in  den  Constitutionen  dir  europ.  Staaten,! 
Th.  III,  S.  4'6  —  43».    Es  ist  zu  hoffen,  dafs  die  seitherigen  Landstände  die 
seitgemäsen    Verbesserungen    der    landständischen    Verfassung    in  andern 
Bundesstaaaten.  namentlich  in  den  Fürstentümern  Schaumburg  und  Waldcck, 
in  S.  WeimarEisenach ,  Hildburghausen,  Meiningen,  Braunschweig  (V  186 
u.  191 ),  nach  früheren  ähnlichen  Verhältnissen   wie  im  Lippischen,  nicht 
unbeachtet  lassen  werden. 

•  ^  ■  <  » 

§.  288.        /  (220M 

c)   Thoils   noch   zu   erwarten  ist. 

III)  In  verschiedenen  Bundesstaaten,  ist  die  Einführung  oder 
Wiederherstellung  einer  landständischen  Verfassung  theils  zu  hoffen, 
theils  schon  verheissen,  und  hier  das  Werk,  dem  Vernehmen 
nach,  der  Vollendung  nah.  In  diese  Classe  gehören:  1)  Prcusscn  <0, 
welches  jedoch  einstweilen,  für  jede  der  acht  Hauptabteilungen  des 
Staatsgebietes,  berathende  ProviuzialStä'nde  errichtet  hat  *) ;  2)  das 
Herzogthum  Holstein  <0,  mit  Ausschlufs  des  Herzogthums  Lauen- 
burg ,  wo  landständische  Verfassung  fortwährend  besteht  «0;  3)  das 
Herzogthum  Oldenburg,  nebst  dem  Fürstenthum  Eutin  e);  4)  die 
Fürstenthümer  SchwarzburgSondershausen/),  5)  Hohen- 
aolle  r  nHech  i  nge  n ,  6)  HoheiizollernSigmaringen  g) ,  und 
7)  HessenHomburg  A) ;  auch  8)  etliche  ö streich i sc  he  Provinzen 
($.  287,  a). 

ä)  Preiuiau  In  einem  Edict  vom  jz+jQcL  iQm  erklärte  der  König  seine  Absicht,  «der  ( 
Nation  eine  sweckmäsig  eingerichtete  Repräsentation,  sowohl  in  den  Provinzen  als  | 
für  das  Ganse  zu  geben».  Preufs.  Gcsetzsamml.,  1810,  S-3i.  In  einer  vom  wiener! 
Congrefa,  t.  aa.  Mai  i8i5  datirten  Verordnung  (in  d.  preufs.  Gcsetzsamml., 
1816,  S.  io3.  u.  in  d.  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  II,  S.  1 14 > * 
auch  in  etlichen  späteren,  ward  von  dem  Bönig  die  Bitdung  einer  «Reprä- 
sentation des  Volkes»  verheissen;  in  den  einzelnen  Landcsthcilcn  sollen 
ProvinzialStände  hergestellt  oder  angeordnet ,  und  zeitgcmäfs  eingerichtet ,  u. 
aus  ihnen  eine  Versammlung  der  LandcsRepräsentautcn  gewählt  werden,  welche 
su  Berlin  ihren  Sitz  haben  soll.  Klüiukb's  Ucbersicht  der  diplomat.  Verhau  dl. 
des  wiener  Congr.  S.  aa3.  f.  Durch  Verordn.  v.  17.  Jan.  i8iO  ist  einstweilen 
festgesetzt,  dafs  «künftighin  die  Aufnahme  eines  neuen  (Staats-)  Darlehns 
«nur  mit  Zusiehung  und  unter  Mit  Garantie  der  künftigen  reiclustandischcn 
«Versammlung  geschehen  solle».  Gesetzsamml.,  18*0,  S.  10.  Nach  vielen  mühsa- 
men Vorarbeiten,  schien  das  Werk  vor  18»»  seiner  Ausführung  nah  gebracht  zu 
seyn.  —  Preusscns  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  5.  Febr.  1818,  %.  *6, 
Bescblufs  darauf ,  ebendaa.  %.  117.  Vergl.  oben  $.  a83 ,  c.  —  Von  dem 
ehemaligen  SckutcditckPommern ,  s.  oben  §.  a8a,  d,  — -  G.  H.  M-  v.  Wiwt, 
die  Rechte  der  Landstände  der  teutschen  Provinzen  in  der  preufs.  Monarchie 
zwischen  d,  Rhein  u.  d.  Weichsel ,  durch  Urk.  belegt  als  Corpus  juris  public!. 
Leips.  1817.8.  Zimt  Bach's  oben  a8i,  «,  angef  Geschichte.  &onm  von 
der  deutschen  Verfassung  im  germanischen Preusson.  Münster  i8>8.  8.  B**hi>kl 
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II.  Theil.  III.  Csp. 


a.  a  O.  Abtb.  II,  8.  68  ff.  —  JVeuchdtel  bat  eine  eiserne  Verfassungsurkunde 

v.  18.  Juni  i8>4  •  u»d  ihr  zufolge  eine  erbmonarcbuch  •  republikanisch» 
repräsentative  Verfassung.    Oben  §.  379,  c 

0)  In  Absicht  *\x{ Pro» inziai Stand*,  in  jeder  der  verschiedenen  Provinzen  der  preussi- 
scheaMonarchie,  erfolgten,  nach  langwierigen  Vorarbeiten,  nachstehende  Gesetze. 
1)  Allgemeines  Gesetz  wegen  Anordnung  der  ProvinzialSlände,  v.  5.  Juni  i8*3,  in  der 
preufs.  Gesetzsammlung,  i8s3,  St  i3.  Nach  demselben  ist  der  Besitz  von  Grundeigen- 
t/tum  eine  Bedingung  der  ProvinzialStandacbaft.  Diese  ProvinzialStände  sind  das 
Organ  der  verschiedenen  Stände  (Standeaclassen)  der  Unterthanen  in  jeder  Pro- 
vinz; jede  Classe  von  Slimmführern  ist  es  «für»  ihren  Stand.  Sie  bilden 
i)-eine  beruhende  Versammlung ,  für  PrwinzialGcsetzentwürfe ,  und,  so  lang  nicht 
allgemeine  ständische  Versammlungen  Statt  finden,  auch  für  Entwürfe  solcher 
allgemeinen  Gesetze,  welche  Veränderungen  in  Personen*  und  Eigenthum- 
rechten und  in  den  Steuern  zu  dem  Gegenstand  haben ,  so  weit  sie  die  Provinz 
betreffen;  »)  Bitten  und  Beschwerden  sind  ihnen  gestaltet ,  die  auf  das  specielle 
Wohl  und  Interesse  der  ganzen  Provinz  oder  eines  Tbeils  derselben  (nicht 
aber,  in  der  Regel,  blosser  Individuen)  «ich  beziehen;  3)  die  Cummunal Ange- 
legenheiten der  Provinz  sind  ihren  Beschlüssen  überlassen«  unter  Vorbehalt  lan- 
desherrlicher Genehmigung  und  Aufsicht  —  Die  verschiedenen  Classen  der 
Stände  bcrathscblagen  nicht  abgesondert,  sondern  vereinigt  in  einem  Plenum. 
Den  LandtagMarschall  (Präsideuten)  ernennt  der  König,  und  zwar  aus  den 
Ständen,  doch  nur  aus  dem  ersten,  in  den  Khcinprovinzcn  und  in  Westphalen 
aus  dem  ersten  oder  zweiten  Stand.  Zu  einem  Beschlufs  gehört,  in  der  Regel, 
eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheileu  der  Anwesenden.  Das  Resultat  der 
Landtag  Verhandlungen ,  wird  durch  den  Druck  bekannt  gemacht.  In  den 
ersten  6  Jahren ,  soll  alle  1  Jahre  ProvinzialLandtag  seyn.  *  tVann  eine  Zu- 
sammenberufung der  allgemeinen  Landstände  erforderlich  seyn  wird,  und  wie 
sie  dann  aus  den  Provinz ialSländen  hervorgehen  sollen,  bleibt  landesherrlicher 
Fürsorge  vorbehalten«.  —  II)  Acht  besondere  Gesetze,  nämlich:  i~3)  drei 
Gesetze  v.  1.  Juli  i8?3,  wegen  Anordn.  der  ProvinzialStände,  a)  für  die  Mark 
Brandenburg  u.  das  Markgrafth.  Niederlausitz ,  b)  für  das  Rönigr.  Preiusen,  c)  für 
das  Herzog th.  Pommern  u.  das  Fürstenth.  Bügen.  Nach  diesen  beiden  letzten 
Gesetzen,  sind  die  ProvinzialStände  abgetheilt  nach  drei  Standesclassen.  Den 
ersten  Stand  bilden  die  Domcapitel,  Herren  (wo  diesen  beiden  Standschaft  ein- 
geräumt ist)  und  Ritterschaft,  den  andern  die  Städte,  den  dritten  die  übrigen 
standfäbigen  Gutbesitzer,  Erbpächter  und  Bauern.  Der  Anzahl  der  Stimm- 
führer  nach ,  ist  die  Zahl  für  den  ersten  Stand  gleich  der  Zahl  jener  für  die 
beiden  andern  Stände  zusammen ;  ausgenommen  in  Westprcussen  und  in  Lit- 
thauen. Die  P.  Stände  oder  Abgeordneten  zu  dem  ProvinzialLandtag  werden 
gewählt  von  den  Wahlberechtigten  ihrer  Standesclesse ;  nur  Wenige  ausgenom- 
men in  der  Mark  Brandenburg,  nebst  der  Niederlausitz,  und  in  Pommern.  Bei 
RittergutUesitzern,  wird  adeliche  Geburt  zur  Wählbarkeit  nicht  erfordert.  Die 
Wahl  ihrer  Abgeordneten  geschieht  auf  Kreistagen  (Edict  v.  3o.  Juli  181a.  §.  1 
u.  ff.,  in  d.  Gesetzsamml.  181*1  S.  i43  ff*  —  Ferner,  4  u.  51  zwei  Gesetze  ▼. 
vj.  März  1824«  wegen  Anordn.  der  ProvinzialStande,  d)  für  das  Herzogth. 
Schlesien,  die  Grafschaft  Glau  u.  das  preufs.  Markgraflb.  Oberloquitz ,  u.  e )  für 
die  Provinz  Sachsen ;  ebenda«.  1814*  Stück  6.  In  diesen  beiden  Gesetzen  sind 
die  Provinr.ialStände  in  vier  Classen  abgetheilt;  wovon  in  Schlesien  etc.  die 
Fürsten  u.  Slandesherren  den  ersten,  die  Bitterschaft  den  zweiten,  die  Städte 
den  dritten,  die  übrigen  Gutbesitzer,  Erbpächter  nnd  Bftuern  den  vierten  Stand 
bilden.  In  der  Provinz  Sachsen ,  bilden  die  Domcapitel  von  Merseburg  und 
Naumburg ,  drei  Grafen  von  Stolberg  und  der  Hersog  von  AnbaltDessau  wegen 
des  Amtts  Walternienburg  den  ersten,  die  Ritterschaft  den  zweiten  Stand ,  u, 
s.  w.  In  Schlesien  ist  die  Anaabi  der  Stimm  führer  für  die  beiden  ersten  Stande 
gleich  derjenigen  für  die  beiden  andern  Stande,  nämlich  4«;  i*  Sachae»  iet 
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diejenige  für  die  beiden  ersten  Stände  35  *  für  die  beiden  andern  37.  —  6  u.  7) 
zwei  Gesetze  t.  17.  Mirz  i8?4>  wegen  Anordnung  der  ProvinzialStände  f )  in 
den  Rhainprovinxen  ( das  Grofsherzogthum  Niederrhein  u.  die  Herzogtümer 
Cleve«  Jülich,  Berg)  und  g)  in  der  Provinz  fVestfhalen,  in  d.  Gesctzsamml.  1814» 
Stück  0.  In  beiden  sind  die  Prov.Stände  in  vier  Classen  getheilt.  Den  ersten 
Stand  bilden  die  Standesherren  im  Sinn  der  t.  Bundes  Acte,  und  zwar  4  in  den 
Rheinpro? rasen,  11  in  Westphalen;  den  zweiten  die  Ritterschaft;  den  dritten 
die  Städte,  in  Westphalen  nur  die  r.u  Vertretung  des  bürgert.  Gewerbes  ge- 
eigneten ;  den  vierten  die  übrigen  Grundbesitser.  Für  jeden  der  drei  letzten 
Stände  sind  in  den  Rhcinprovinsen  «5,  in  Westphalen  10  Mitglieder  bestimmt. 
Die  Mitglieder  des  ersten  Standes  erscheinen  in  Persoo ;  bei  Verhinderung 
können  sie  sich  durch  ein  Mitglied  ihrer  Familie ,  oder  durch  e.  Bevollmäch- 
tigten aus  dem  zweiten  Stand  vertreten  lassen.  Die  drei  übrigen  Stände  er* 
scheinen  durch  gewählte  Abgeordnete.  —  8)  Gesetz  wegen  Anordn.  der  Pro- 
vinzialStände h  )  des  Grofsherzogth.  Posen,  v.  27.  März  i8»4»  d.  Gesetzsamml. 
St.  16.  Drei  Stände,  nämlich:  Ritterschaft  mit  24  Mitgliedern,  an  deren  Spitze 
die  Fürsten  v.  Thurn  u.  Taxis  (wegen  des  Fürstenth.  Krotoszyn)  u.  Sulkowsky 
(wegen  des  FamilienMajorats  Reisen),  im  übrigen  as  durch  Wahl  ernannte  Rit- 
tergutBesitzer  ;  Städte,  16  Mitglieder;  Gutbesitzer,  Bauern  u.  Erbzinsmärt- 
ner.  —  Die  oben  angef.  Gesetze,  betr.  die  ProvinzialStände,  findet  man  bei- 
sammen in  folg.  Sammlung :  Die  Gesetze  wegen  Anordnung  der  ProvinzialStände 
der  preufa.  Monarchie.  Mit  e.  Einleit  herausgeg.  von  J.  D.  F.  Rumpf.  Berlin 
i8i5.  8-  —  Von  der  Einführung  obiger  ProvinzialStände ,  machte  Preusaen 
Anzeige  bei  der  Bundesversammlung,  in  den  Protocollen  der  B.  V.  seit  i8a3. — 
Verhandlungen  der  ProvinzialLandtage  liefert:  J.  D.  F.  Rumpfs  (Provinzial-) 
Landtags Vrerh{fiidlungen  in  der  preufs.  Monarchie ;  wovon  zu  Berlin  i83o  die 
fünfte  Folge  erschien,  enthaltend  die  Verhandlungen  in  den J. 18*7 u.  1808.8.  — 
In  den  oben  angef.  acht  besondern  Gesetzen  werden  nähere  Bestimmungen  vor- 
behalten- Dergleichen  erschienen :  für  Schlesien,  Gl  atz  u.  die  preufs.  Oberlausitz, 
in  e.  Verordn.  v.  27.  März  18*4 J  für  die  Kurmark,  Neumark  u.  die  Niederlau- 
sitz, in  e.  Verordn.  v.  17.  Aug.  i8a5;  für  die  Provinz  Sachsen,  in  e.  Verordn. 
v.  17.  Mai  i8«7j  für  die  Provinz  Westphalen,  in  e.  Verordn.  v.  i3.  Juli  1807;  für 
die  Rheinprovinzen,  in  e.  Verordn.  vom  i3.  Juli  1827 ;  für  das  Königreich  Preus- 
sen,  in  e.  Verordn.  v.  17.  Marz  i8»8;  sämmtlich  in  der  angef.  preufs.  Gesetz- 
samml uog.  —  Ausser  den  Provinzial  Land  tagen  sind  auch  Kreitversammlungen  und 
Communal I^andtag-?  angeordnet f  Beispiele:  Verordn.  v.  17.  Aug.  i8s5,  betr.  die 
CommunalLandtage  in  der  Hur-  u. Neumark  Brandenburg,  nebst  Nachtrag  dazu, 
in  e.  CabinetOrdre  v.  «7.  Dee.  1826;  Verordn.  v.  17.  Aug.  i8*5,  betr.  die  Kreis- 
Ordnung  u.  Kreisversammlungen  in  der  Kur-  u.  Neumark;  Verordn.  v.  17.  Aug. 
i8*5,  betr.  die  CommunalLandtage  in  Pommern;  Verordn.  v.  18.  Nov.  1816,  betr. 
die  CommunalLandtage  u.  die  Kreistage  in  der  Niederlausitz;  Verordn.  v.  17. 
Mai  18*7,  betr.  die  Breisordnung  für  die  Provinz  Sachsen ;  Kreisordnung  für  das 
Königreich  Prenssen ;  sämmtlich  in  der  angef.  preufs.  Gesetzsammlung. 

e)  Holstein,  Dieses  Ilerzogthum  hatte,  in  Vereinigung  mit  dem  weder  zu  dem 
teutschen  Reich  nochsu  dem  T.  Bund  gehörenden  Schleswig,  bis  1711  Landtage. 
Von  dem  Vorgang  im  J.  1806,  s.  181,  e.  Durch  eine  k.  Erklärung  v. 
98.  Jan.  i8i5,  ward  Wiederherstellung  der  Landftände  zugesichert,  und  es 
batten  defshalb  Verhandlungen  Statt.  Vergl.  KlubfVs  angef.  Ueb  ersieht 
8.  ssi.  Polit.  Journal,  März  1816,  S.  io5  ff.  Eine  k.  Verordn.  v.  19.  Aug. 
1816  (in  Klübkb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  S76)  ordnete  Vorbereitungen  an, 
sn  Einführung  einer  neuen  landständ.  Verfassung.  Apercu  sur  la  liaison 
politiques  entre  les  duches  de  Slesvig  et  de  Holstein  et  sur  le  droit  de 
rassetnbler  les  etat*  dans  ces  deux  provinces.  Copenh.  1816.  8.  Vergl.  AU  gern- 
StaataverfassuugaArchiv,  Bd.  II,  S.  an  ff;  In  dem  Proioc  der  B.  V.  v.  1818, 
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%.  a6,  erklärt«  Dänemark,  dafs  es  «im  Begriff  stehe,  die  in  dem  H.  Holstein 
einzuführende  Verfassung  su  bestimmen*.  Privilegien  der  holsteinisch- echles- 
wigiseben  Bitterschaft;  cum  Druck  befördert  t.  F.  G.  Jkrsbb  u.  D.  Hbgewiscb. 
Kiel  1797.  4.  N.  Falh's  kurzer  Inbegriff  der  Schleswig  -  holstein.  Landes- 
Privilegien 3  in  den  Kieler  Blättern,  Bd.  III,  Heft  1  (1816),  Num.  6.  h.  C. 
Dablmattbs  urkundl.  Darstell,  des  dem  Schleswig  -  holstcin.  Landtage  anste- 
henden Steuerbewilligungsrechtes.  Kiel  1819.  8.  Denkschrift  der  Prälaten  u. 
Bitterschaft  des  Herzogin.  Holstein,  enthaltend  die  Darstellung  ihrer  in 
anerkannter  Wirksamk.  bestehenden  landständ.  Verfassung,  insbea.  ihrer 
Steuergerechtsame.  Frankf.  i8m.  Fol.  Merkwürdige  Verhandluungen  hierüber, 
in  der  Bundesversammlung,  in  den  Protoc.  v.  t8s3  u.  »8*4,  Bd.  XV,  S.  «91 
— 3o4  u.  386—469,  XVI,  S.  3  ff.  Durch  e.  Beschlufs  v.  «7.  Nov.  i8i3  erklärte 
die  B.  V. ,  dafs  «die  alte  Verfassung  in  Holstcin  in  anerkannter  W  irksamkeit 
nicht  bestehe»;  ebendas.  XV.  536,  XVI.  8>  Klubeb's  Quellensamml.  IS  um. 
XXXVIII,  S.  349  f-  ü.  J.  Loh  sä  en  über  das  Verfassungswerk  in  Schleswig- 
Holstein.  i83o.  8.  Einige  Worte  über  die  Schrift  des  Herrn  Lornsen  etc. 
Schleswig  i83o.  8.  —  Den  Prälaten  und  der  Bitterschaft  der  Herzogtümer 
Holstein  u.  Schleswig,  ward  durch  e.  konigl.  Erklärung  v.  6.  Oct  i8i5, 
(auch  durch  e.  Canzlcischreiben  ▼.  9.  Sept.  i8i5),  die  ungestörte  Fort- 
dauer des  zwischen  ihnen  bestehenden  nexus  social  is ,  nach  der  k.  Besohation 
v.  vj.  Juni  1731,  zugesichert.  Vergl.  Brk.m.zl  a.  (§.  «79)  a,  O.  Abth.  H, 
6.  toi  ff. 

i)  Lauenburg.  In  Absicht  auf  den  dänischen  Theil  dieses  Herzogthums,  ver- 
pflichtete sich  Preussen,  in  e.  Vertrag  mit  Hannover  v.  «9.  Mai  i8i5,  u.  in 
d.  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  ,  Art.  29 ,  dio  bisherigen  Hechte  u. 
Privilegien,  namentlich  die  auf  den  im  J.  1765  bestätigten  LandesKeecfs  v. 
i5.  Sept.  170»  gegründeten,  bestehen  zulassen;  eine  Verpflichtung,  welche 
nachher  Dänemark,  bei  dem  Eintausch  dieses  Landes,  übernahm.  Hlübkb's 
Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  IV,  S.  4a  u.  146,  Bd.  V,  S.  207.  K.  Dänisches 
Patent  v.  6.  t)ec.  i8i5;  in  Hlübkb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  46a  —  In  d. 
Protoc.  der  B.  V.  v.  i8«8,  %.  26,  erklärte  Dänemark ,  da»  H erzogt h.  Laüenburg 
geniesse  fortwährend  die  landständische  Verfassung,  die  ununterbrochen  in 
demselben  Statt  gefunden  habe,  und  ihm  durch  besondere  Staatsverträge  auch 
für  die  Zukunft  zugesichert  worden  sey. 

e)  Oldenburg,  mit  Einschluls  von  Jever,  Eutin  und  Birkenfeld.  Die  Grafschaften 
Oldenburg  u  Delmenhorst  wurden  »773  von  Dänemark  an  das  jetzt  regierende 
Haus  abgetreten,  u.  hierauf  1777  von  K.  Joseph  IL  unter  dem  Kamen 
Oldenburg  zu  einem  Herzogthura  erhoben,  statt  dessen  se<t  1839  der  Titel 
Grofshcrzogthum  geführt  wird.  Man  s.  oben  %.  108  u.  111.  Weder  in 
Oldenburg  noch  in  dem  Fürstenthum  Eutin  oder  Lübeck  waren  früherbin 
Landstände ,  wozu  seit  1816  noch  das  neu  erworbene  Fürstonthum  Birkeqfcld, 
und  seit  i8s3  die  von  dem  kaiserlich -russischen  Hause  abgetretene  Erbbert- 
sebaft  Jeter  kommt.  —  In  dem  Protoc.  der  B.  V-  v.  1818,  §.  127,  erklärte 
Oldenburg;  «Für  die  oldenburgischen  Lande  ist  die  landständisebe  Verfassung 
durchaus  neu,  u.  es  fordert  reife  Ueberlegung ,  um  eine  heilsame  Einwirkung 
der  verschiedenen  Classen  der  Staatsbürger  zwecktnäsig  und  dauernd  zu 
ordnen.  Vieles  ist  bereits  vorgearbeitet».  Durch  eine  Bekanntmachung  v. 
5.  Oct.  i83o  erklärte  der  Grofsherzog  ,  dafs  Er  « Alles  ,  was  durch  die 
Bundesverfassung  zugesichert  ist,  auch  gewissenhaft  erfüllen  werde». 

/)  SchwarzburgSonderihausm.  Von  der  früheren  Verfassung,  s.  Mose»  von  der 
Bcichsstände  Landen,  S.  469  u.  379.  -  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818, 
%.  117.  —  In  einem  zn  öffentlicher  Bekanntmachung  an  die  Heg ic rang  zu  Arn- 
stadt, auf  Veranlassung  der  Stadt  Arnstadt,« erlassenen  Htscript  vom  a5.  Sept. 
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i83o  sagt  dor  Fürtt:  »Eingedenk  Unteres  fürstlichen  Worte«  und  Unserer  beim 
Eintritt  in  den  teutschen  Bund  übernommenen  Verpflichtungen,  haben  Wir 
beschlossen,  noch  im  Laufe  dieses  Jahres  Landstände  zu  bilden  und  susarmnen 
su  berufen.«  Eine  Verordn.  t.  4«  Nov.  i83o  verfügte  die  Ausarbeitung  eines 
Entwurfs  zu  einer  ständischen  Verfassungsurkunde. 

g")  Holicniollcrnl Itchingen  und  H .Sigmaringen.  Beide  Fürstenthümer  hatten  früher* 
hin  keine  Landstände.   Erklärung  in  d.  Frotoc.  der  B.V.  t.  1818,  \.  117. 

A)  HessenHumburg  hatte  früherhin  keine  Landstände,  in  seinen  beiden  souverainen 
Landestbeilen,  dem  Amt  Homburg  und  dem  18. 5  erworbenen  Oberamt  Mei- 
Senheim.   Vergl.  §.  109,  e,  und  die  angef.  Constitutionen,  Th.  III,  S.  443. 

§.  289.  (22D 

■  • 

Allgemeiner  FertretungsGrundsatz.  IVahlgesetzc.  Grundlagen  der 
Landstandschaft,    Verschiedenheit  der  Stimmfiilu-er  auf  dem  Landtag. 

I )  Schon  in  der  Natur  einer  Volhvertretung  Hegt ,  dafs  diese  «n  - 
mittelbar  von  dem  Volk  ausgehen  müsse  (§.  279).  Aber  auch  das 
Staatswohl  fordert  die  Organisation  der  Landstände,  nach  dem  Grundsatz 
allgemeiner  Volk  Vertretung  «) ;  denn  nicht  zufällige ,  nicht  indivi- 
duelle und  corporative  Interessen,  sondern  die  allgemeine  Bildung  und 
Einsicht,  das  allgemeine  Rechtsverhältnifs  und  Bedürfnifs  des  Volkes, 
sollen  vertreten  werden.  Daher  darf  namentlich  der  freie  Bauer- 
stand,  die  zahlreichste  und  unentbehrlichste  Classe  der'Unterthanen, 
mithin  die  Hauptmasse  des  Staatsvereins  (§.  366),  nicht  ausgeschlossen 
werdeii  f).  Nicht  jeder  einzelne  Landstand,  wohl  aber  die  Gesammt- 
heit  der  Landstände,  vertritt  die  Gesammtheit  des  Volkes  (§.  397). 

II)  Nach  der  Natur  der  Anstalt,  sollten  Mitglieder  einer  Ständever- 
sammlung solches  nur  durch  Wahl  von  Mitbürgern  werden  ($.  379); 

-  doch  nicht  durch  Wähl  des  Volks  in  Urversammlungen  (assemblees 
primaires,  wie  in  den  drei  ersten  Constitutionen  Frankreichs  von  1791, 
»793  u.  1795).  Wahlgesetze  bestimmen  dann  das  Wahlrecht,  die 
Erwählungsart,  die  Eigenschaften  der  Wähler  und  Wählbaren.  Der 
Geist  des  Instituts  gebietet ,  dafs  diese  Gesetze  das  Wahlrecht ,  die 
Wahlfähigkeit  und  Wählbarkeit  nicht  zu  sehr  beschränken  (§.  280,  c)- 

III)  Doch  beruht  in  einzelnen  Bundesstaaten  jetzt  die  Landstand, 
schaft,  entweder  ausschliessend  oder  neben  dem  Rechtstitel  einer 
Erwählung  durch  Mitbürger,  bald  auf  Geburt  (bei  den  Prinzen  vom 
Regentenhause),  bald  auf  landtagfahigem  oder  privilegirtem  Gutbesitz, 
verbunden  zuweilen  mit  gewissen  personlichen  Eigenschaften  des  Be- 
sitzers, bald  entweder  auf  CorporationsRecht  oder  auf  Standesclass^u- 
Reeht,  beides  durch  besondere  Rechtstitel  begründet,  bald  auf  einer 
Amtwürde ,  einer  besondern  Ernennung  oder  Verleihung  von  Seite 
des  Regenten.  IV  )  Nach  den  neuern  teutschen  RepräsentativVerfas- 
sungen,  werden  die  Abgeordneten  oder  Deputirten  gewählt,  ent- 
weder von  einer  bestimmten  Classe  von  Staatsbürgern  oder  Corpora- 
tionen,  s.  B.  Ton  der  Geistlichkeit,  von  RittergutBesitzern ,  von  Uni- 
versitäten, oder  von  bestimmten  Einwohnern  gewisser  Bezirke,  z.  B. 
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von  den  Bürgern  einer  Stadt ,  Ton  den  Mitgliedern  der  Landgemeinden 
eines  bestimmten  Bezirk*.  Die  Abgeordneten  der  ersten  Art  sitzen 
gewöhnlich  in  der  ersten  Hammer,  die  übrigen  in  der  zweiten.  V)  Die 
auf  dem  Landtag  erscheinenden  Stimmführer,  sind  dann  theils 
gebohrne  oder  erbliche  <9,  theils  pa  trimoni  ale,  theils  er- 
höh rne;  diese,  entweder  dnreh  nnmittelbare  Wahl  einer  stimmbe- 
rechtigten Gesammtheit,  oder  der  von  ihr  hiezu  ernannten  Wahl- 
ma'nner  (Abgeordnete  oder  Deputate  §.  280,  c),  oder  durch  Be- 
vollmächtigung von  Seite  eines  stimmberechtigten.  Einzelnen 
(Stellvertreter  oder  Bevollmächtigte),  oder  durch  Ernennung  auf 
bestimmte  Zeit  (oben  Num.  III)*.  VI)  Bei  den  RittergutBesitzern 
werden,  ausser  dem  landtagfähigen  Gutbesitz,  zu  der  personlichen 
Stimmfähigkeit  zuweilen  noch  besondere  personliche  Eigenschaften  er- 
fordert <0,  z.  B.  Erbadel,  Ahnenprobe  *),  Indigenat. 

a)  Vergl.  \.  297,  IL  —  Historische  Zweifel,  dioses  RepräscntalionsRecht  betref- 
fend, bei  dem  unten,  |.  197  b,  angef.  Pos««.  Dagegen  s.  man  die  «Grundsälso 
einer  gerechten  Volksvertretung»  j  in  J.  Wiivsbl'b  Europa  in  seinem  gegenwär- 
tigen Zustande  (Wiesbaden  18*4.  a),  S.  3o6  —  355. 

6)  Dennoch  hatte  dieser,  bis  auf  die  neueste  Zeit!  in  den  wenigsten  deutschen 
Ländern,  eigene  unmittelbare  Vertretung  auf  dem  Landtag.  Er  hatte  dieselbe, 
als  seltene  Ausnahme,  in  Tyrol,  Thorn,  in  dem  Lande  Hadeln,  in  der  Graf- 
schaft Hoya  •  in  dem  Stift  Kempten ,  in  Baireuth ,  Ostfricsland ,  Wirtembcrg. 
Moser  von  der  t.  Reicbsstände  Landen,  458.  4°9*  473-  Laitg's  Steuerverfas- 
sung, 1*7.  Sfivtieh's  Gesch.  von  Wirtemberg ,  S.  10».  Auf  dem  schwedtseb- 
pommerischen  Landtag,  9.  Aug.  1806,  erschien  auch  der  Bauerstand.  Vcrgl. 
Eichhobh's  teutsebe  Staats  -  und  Rtechtsgcscbichte ,  Tb.  III ,  4*5.  —  Eigenes 
Vertretungsrecht  auf  dem  Landtag,  erhielt  der  Bauerstand  in  der  neuesten 
Zeit:  im  Herzögthum  Nassau  im  Sept.  i8»4>  *n  Kurbessen  im  Dec.  1814  (Hi*ü- 
ssa's  Uebersicht  etc.  S.  218)  und  i83o,  oben  187,  c;  in  dem  GH.  Luxem- 
burg i8i5,  oben  %.  186,  b;  in  den  Fürsten thümern  SchwarsburgRudolsiadt, 
ScbaumburgLippe  und  Waldeck,  u.  in  dem  Grofsberzogtbum  S.  WeimarEise- 
nach  1816  (Klübbb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S  69  f.  u.  iso,  Bd.  H,  S.  25i  u.  i63); 
in  Tyrol,  1816,  abermal  (eben das.  Bd.  IL,  8-  s37) ;  seit  1817  in  Baiern,  Baden, 
Wirtemberg,  GH.  Hessen,  in  dem  Herzogt b um  Braunschweig  und  Fürsten- 
thum Blankenburg,  in  dem  Hersogthum  S.  Coburg,  in  den  Füratcntbümern 
S.  Meiningen  u  Liechtenstein ;  auch  in  den  preussiseben  Staaten  bei  den  Pro- 
vinsialStänden.  —  E.  M.  Absdt  über  den  Bauerstand  u.  s.  Stellvertretung. 
Bcrl.  i8i5.  8.  Ueber  Repräsentation  des  Bauerstandes;  in  d.  Kieler  Blättern, 
Heft  V  (181 5),  u.  in  d.  Allemannia,  Bd.  VII  (1816),  S.  261  f.  ' 

c)  In  dem  Hersogtimm  Nassau  h rissen  nur  die  Prinzen  vom  Hause  cvbohme,  die 
zu  Stimmführung  auf  der  Herrenbank  berechtigten  Familicnhäupter  erblicke 
Landstände  u.  Mitglieder  der  Herrenbank. 

ä)  Jo.  Gotti.  Ssgrb  diss.  de  conjunetione  loci  et  suffragü  in  comitiis  provin- 
cialibus.  Lips.  1769.  4*  Cab.  Chr.  Kohi.schüttkb  diss.  de  jure  standi  in  comitiis 
provfncialibus.  Viteb.  1787.  Ledokbhosks  kleine  Schriften,  I.  3».  Mosra  a.  a.  O. 
S.  5oo.  5»5.  v.  Röhbb  a.  a.  O.  HL  11.  i3. 

,)  Noch  üblich  in  dem  Königreich  Sachsen,  mit  Inbegriff  der  OberLausite,  in 
Oestreich,  Böhmen  u.  Mähren.  In  dem  ersten,  nach  Einigen  seit  iö3o»  nach 
Andern  erst  seit  1700.  Rhein.  Bund,  LUI.  3ot. 


Digitized  by  Go 


Die  Landstande, 

§.   290.  (222-.) 

Einheit  oder  Abtheilungen  der  Ständeversammlungen.   Allgemeine  oder 
Reichsstände  und  ProvinzialStände.    Kreisstände.    ProviniiaL  oder 

landräthliche  Collegien. 

I)  Zufolge  der  allgemeinen  Vertretungseinheit  der  Landstände  (§.  289 
u.  so/7,  'Oi  diese*  FundamentalGrundsatzes  landständischer  Verfassung  <*), 
bilden  auf  dem  Landtage  für  Beratschlagung  und  Beschlüsse ,  in  einer 
Reihe  von  Bundesstaaten  6),  alle  Landstande  zusammen  eine  ein- 
zige Versammlung,  ein  Plenum;  welches  nicht  hindert,  dafs  in 
der  Versammlang  die  Sitzordnung  nach  verschiedenen  Ständen,  (.lassen, 
Curien  oder  Bänken  bestimmt  seyn  könne*  Ii)  In  andern  Bundes- 
stasten e)  herathschlagen  und  beschlicssen  die  Landstände,  örtlich  ge- 
trennt, in  zwei  Abtheilungen  <0,  genannt  Kammern  «)♦  Sec- 
tionen/),  oder  Herrenbank  und  Versammlung  der  Landes- 
deputirten  *t),  oder  erste  Classe.  und  Landes t  er  s a  mmlung  *), 
überall  eine  Art  von  Ober-  und  Unterhaus.  III)  In  etlichen  Bundes- 
staaten hat  man,  für  einzelne  Landestheile ,  besondere  oder  Pro- 
vinzialStände und  Landtage,  für  alle  zusammen  hingegen  all- 
gemeine, Reichs-  oder  NationalStände  und  Reichstage  oder  allge- 
meine Stande  Versammlungen  0»  die  nicht  überall  noth  wendig  aus  Mit- 
gliedern der  ProvinzialStändeversammlungen  zusammenzusetzen  sind. 
IV)  In  dem  Königreich  Sachsen  erscheinen  jetzt  in  der  allgemeinen 
Landes-  odes  Ständeversammlung,  Landstände  aus  den  alten  Erblanden 
und  aus  dem  Markgrafthum  Oberlausitz.  Es  bestehen  überdiefs,  in 
dem  letzten  besondere  ProvinzialStände  ($.  291,  h),  und  in  jedem 
der  vier  alterbländischen  Kreise  eigene  Kreisstände  *).  Auch  in  den 
'  Provinzen  der  preussischen  Monarchie  bestehen  ProvinzialStände, 
Kreisvcrsammlungen  und  Communal Landtage,  unterschieden  von  den 
verheissenen  Reichsständen  oder  LandesRepräsentanten  (§.  aÖ8).  V)  In 
verschiedenen  teutschen  Provinzen  der  linken  Rheinseite  bestehen,  als 
eine  Art  yon  besondern  RepräsentativCollegien ,  die  von  der  franzosi- 
schen Regierung  eingeführten  DepartementalRäthe  0,  unter  dem 
Rainen  Provinzial-  oder  Land  rat  h  »0;  eine  für  Vereinfachung 
der  Staatsverwaltung  nützliche  und  bei  dem  Volk  beliebte  Einrichtung. 

■  ■ 
*)  Eine  Ständeversammlung  ist  Vertreter  einer  politischen  Einheit,  des  gesamm- 
ten  Volkes»  für  einen  gemeinschaftlichen  Zweck.  Die  beiden  Grund  kräAe, 
das  hemmende  und  das  antreibende,  oder  das  bewahrende  und  das  neuernde  Prin- 
cipe finden  sich  in  dem  Plenum  einer  Ständeversammlung  beisammen,  vermöge  der 
.  Verschiedenheil  der  Ansichten  und  der  freien  Erörterung.  Ein  verfassungs- 
mäßiges Recht  des  Regeuten,  dio  Standcversammlung  xu  vertagen,  oder  aufzulö- 
sen ,  und  neue  Wahlen  su  veranlassen ,  ein  unbeschranktes  Velo  (das  Recht 
su  freier  Erklärung  des  verfassungsmäßig  hemmenden  Widerspruchs)  dieser 
Versammlung,  sind,  einander  gegenüber,  stark  genug,  in  einem  monavehisdum 
Staat  mit  RepräsentativVerfassung  das  Gleichgewichts  wischen  der  Regierung  und 
den  Standen  au  bewirken  und  su  erhalten.  Besteht  man  aber  auf  einer  Zwei- 
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heil,  so  erfolge  die  Spaltung  in  nationalem  Sinn,  nicht  in  dem  vergänglichen 
de*  Castcnthuma  98  a).  Ein  Staat  soll  ein  Verein  von  Staatsbürgern  seyn, 
nicht  ein  Amalgam  von  Standesclaasen. 

6)  So  in  Kurheascn,  in  den  Herzogtümern  S-  WcimarEisenach  u.  S.  Coburg- 
Saalfcld,  in  den  Fürstentümern  S.  Hildburghausen }  Liechtenstein,  Schwart- 
burgRudolstadt,  SchaumburgLippc,  Waldeck. 

c )  In  den  Königreichen  Baiern,  Hannover  und  Wirtemberg ,  in  den  Grofsherxog- 
thümem  Baden,  Hessen,  Luxemburg  (in  diesem  vereinigt  «eil her  mit  den  Ständen 
des  Königreichs  der  Niederlande)  und  MechlcnburgSchwerin  und  StreliU,  in 
den  HerzogthGmcrn  Braunschweig  und  Kassau,  auch  seither  in  dem  Fürsten- 
tbum  Lippe. 

d)  Gründe  wider  eine  solche  Abtheilung  oder  Zweiheit ,  das  Zweikammersystem, 
worin  gewöhnlich  die  erste  gröfetenthcils  eine  Adels-,  Pair-  oder  Magnaten- 
Kammer,  die  »weite  eine  Kammer  der  Gemeinen,  der  Abgeordneten  oder  Lan- 
desDeputirten  ist,  findet  man  in  dem  Entwurf  des  (wirtemb.)  ständischen  Comite 
über  das  8.  Cap.  des  au  erneuernden  VerfassungsVertrags  (1816.  8.)»  8.  5» —  66, 
in  d.  Allgem.  StaataverfassungsArchiv,  Heft  1  (1816),  in  Gaavfll's  Abb.  bedarf 
Preueecn  einer  Constitution  (1816)?  in  der  neuen  Alemannia,  Bd.  U,  Heft  1 
(1816),  S.  6—9,  in  M.  v.  CollisV  Jahrbüchern  der  Literatur,  Bd.  IX  (Wien 
i8ao.  8.)»  S.  «91  —  «94;  »an  Hzaavs  oder  hrit.  Jahrbuch  der  Literatur,  1810, 
St.  1.  S.  368  f.,  u.  in  Klübbb's  Uebersicht  etc.,  S.  «3«  ff.  195  ff.  —  Dafür  s.  (v.  Was- 
oxaHEim)  in  d.  Europ.  Annalcn,  1814*  S.  3o4  ff.  (Ebenderselbe)  Die  Idee  der 
Staatsverfassung  in  ihrer  Anwendung  auf  Wirtemberg.  Franhf.  181 5.  8.  (Eben- 
derselbe) Ueber  die  Trennung  der  Volksvertretung  in  awei  Abthcilungcn,  u. 
über  die  landacbaftl.  Ausschüsse.  1816,  a  Gedanken  über  die  Schrift:  über  die 
Trennung  u.  s.  w.  1816.  a  (Vertheidigt  jene  Schrift)  Fa.  Avcnioa  über  Staats 
Wissenschaft  (1810),  S.  77.  ff. 

e)  So  in  Baiern,  Hannover,  Wirtemberg,  Baden,  GH.  Hessen. 

f)  So  in  Braunschweig. 

g)  So  im  Hersogthum  Nassau. 

h)  So,  bis  heute,  in  dem  Königreich  Sachsen,  wo  die  erste  Ciasse  der  Landstände, 
bestehend  aus  den  Prälaten,  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  sich  streng  absondert 
von  der  eigentlich  so  genannten  Landesversammlung  oder  den  beiden  andern 
Classen,  der  Ritterschaft  und  den  Städten,  indem  sie  einseitig  mit  der  Regie- 
rung communicirt.  Zwar  berathschlagen  auch  die  Bitterschaft  und  die  Städte 
jeder  Theil  für  sich  <  aber  sie  conferiren  mit  einander,  und  bringen  gemein- 
schaftliche Beschlüsse  au  Stande. 

1)  In  solchem  Fall  dienen  für  Ernennung  der  Abgeordneten,  Communal-,  Pro- 
vinxial «  oder  Departemente!  •  und  Nationalisten;  dergleichen  (trois  Ihnes  de 
notabilitc)  zuerst  durch  die  französische  Constitution  v.  t3.  Dec.  1799»  Tit.  1, 
angeordnet  wurden.  Memoire*  pour  servir  a  l'histoire  de  France  sous  Napd- 
leon,  ecrita  a  Ste.  -Helene;  per  le  general  Gouboivd,  T.  1  (i8i3),  p.  i3> 
CP365.  —  In  dem  Königreich  Hannover  hat  man,  seit  1819«  eine  allgemeine  Ver- 
sammlung der  Stände  des  Königreichs,  und  siebenfache  Provinr.ialLandschnften, 
nämlich  die  Calenberg- grubenbagensche  mit  Einschluss  des  Fürstenthums  Göt- 
tingen, die  lüneburgische,  die  hoyasche,  die  bremen-  und  verdensche,  die 
osnabrückiaebe,  die  hildeaheimiaehe ,  die  ostfriesische.  K.  hannöver.  Staateha 
lender  auf  i8»a,  S.  148  —  159.  —  Nach  der  prews.  Verordn.  vom  **.  Mai  i8i5, 
aollen  in  den  eioselnen  Landcstheilen  ProvinzialStände  gebildet«  und  aus  ihnen 
eine  Versammlung  der  LandesRepräsentanten  gewählt  werden.  Hierauf  folgte 
die  Anordnung  der  Pro*  inr.ial  Stände  überhaupt,  durch  ein  Gesetz  vom  5.  Juni 
i8»3 ,  und  für  sieben  Provinxen  durch  eben  so  viel  besondere  Gesetse,  in  den 
Jahren  i8«3  und  i8?4*  *•  $•  ^88.  —  Das  Grofsherzogthura  Luxemburg,  in 

seiner  Vereinigung  mit  dem  Königr.  der  Niederlande,  hat,  wie  andere  Provin- 
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zen  dieses  Staates,  eigene  Etats  provinciaux,  60  an  der  Zahl,  welche  vier  Dc- 
putirtc  su  der  »weiten  Kammer  der  Etats  geneVaux  wählen.  FundamcntalGe- 
sets  des  Rönigr.  der  Niederlande  t.  24  Aug.  181 5,  §.  77  ff.  u.  129  —  161. 
Vcrgl.  oben  %■  286.  f. 

k)  In  dem  Königr.  Sachsen  bestehen  Kreisstände ,  in  jedem  der  4  Kreise,  in  welche, 
seit  der  Territorial  Veränderung  v.  181 5,  die  alten  Erblande  eingctheilt  sind. 
Die  Stände  eines  jeden  Kreises  theilen  sich  in  zwei  Corporationen,  in  Ritter- 
schaft und  Städte.  Zu  ihrer  Wirhungsbcfugnifs  gehören :  Berathung  und  Bevor- 
>v ortung  desjenigen,  was  sie  für  das  Wohl  des  Kreises  nothwendig  erach- 
ten j  Besorgung  der  ständischen  Cassen-  und  Rechmuigsangelegcnhciten ,  der 
allgemeinen  des  Kreises  oder  der  besondern  Corporation,  entweder  der  ritter- 
scbaftl.  oder  der  städtischen;  die  kreisständischen  Wahlen  der  Kreisvorsitzen- 
den und  Deputirten  etc.;  Besorgung  der  ihn?n  Tom  König  aufgetragenen  oder 
Aberlassenen  Angelegenheiten.  Die  Kreistage  sind  entweder  allgemeine  dessel- 
ben Kreises,  d.  h.'für  beide  Corporationen,  deren  jede  hier  an  einer  beson- 
deren Tafel  Platz  nimmt,  oder  besondere,  für  eine  derselben;  die  letalen  also, 
entweder  ritterschaftliche  oder  städtische.  Nur  auf  landesherrliche  Anordnung 
oder  Gestattung,  können  Kreistage  gehalten  werden,  ausgenommen  bei  einer 
allgemeinen  Landesversammlung,  für  die  dabei  anwesenden  Kreisstunde.  Jeder 
Kreis  hat  in  der  allgem.  Land  es  Versammlung  eine  bestimmte  Zahl  rittersebaft- 
ficher  Wahlstellen ,  welche  durch  Wahl  der  an  den  Kreistagen  Theil  nehmen- 
den Besitzern  schriftsässiger  Guter  aus  Personen  ihres  Mittels  besetst  werden. 
Die  Ausschufsstände ,  welche  der  Kreis  zu  einem  Ausschufstag  des  Königreichs 
sendet,  werden  auf  dem  Kreistag  von  den  übrigen  Ständen  mit  Vollmacht  ver- 
sehen. Allgem.  KreistagsOrdnung  v.  ib.  Aug.  1821  j  in  d.  Gesetr.samml.  v.  182», 
St  16, 8.95  — 110.  Wkissb's  Lehrb.  des  hönigl.  säebs. Staatsr.,  Bd.  I,  \.  io3 —  ira. 

/)  Nach  der  fransösischen  Verfassung,  besteht  eine  dreifache  Repräsentation} 
die  beiden  Kammern  tu  Paris  für  das  ganse  Reich,  ein  Conseil  departemental 
für  jedes  Departement,  ein  Conseil  d'arrondissement  (Bezirkrath)  für  jeden 
Bezirk.  Nach  dem  Gesetz  vom  8.  Pluviosc  J.  VIIL,  soll  in  jedem  Departement 
ein  DepartementiURath  oder  Conseil  general  durch  freie  Wahl  der  Bewohner,  und 
nach  bestimmten  Normen  bestehen;  er  soll  in  jedem  Jahr  auf  Einberufung 
der  Regierung,  sich  versammeln,  und  länger  nicht  als  14  Tage  versammelt 
bleiben.  Sein  Wirkungskreis  ist:  1)  theils  administrativ' richterlieh,  indem  er 
über  Besehwerden  einzelner  Bezirke ,  Städte  oder  Gemeinden,  wegen  unrich- 
tiger Vertheilung  der  Steuern  entscheidet;  2)  tbeilsr finanziell ,  indem  er  a)  die 
dem  Departement  aufgelegten  directen  Steuern  unter  die  verschiedenen  Bezirke 
desselben  vertheilt,  b)  die  für  die  DepartcmcntalCasse ,  zu  Bestreitung  ihrer 
Ausgaben  für  besondere  Bedürfnisse  des  Departements,  nöthigen  Zu la geCen- 
timen auf  den  Vorschlag  der  Regierung  festsetzt,  und  c)  die  Rechnung  der 
obersten  DcpartcmentalBehörde  (des  Präfecten)  über  die  Verwendung  dieser 
Fonds  abhört  und  genehmigt  Uebcrdiefs  dient  er  3)  durch  seinen  Präsidenten 
als  Organ  des  Departements  unmittelbar  bei  den  Ministerien ,  für  Beschwerden, 
Wünsche  und  Bedürfnisse  des  Landes. 

m)  In  dem  haierischen  Rheinkreis,  unter  dem  Namen  Landrath.  Schuhcr's  Staatsr. 
des  Königr.  Baiem,  Bd.  I,  8.  4°»  —  495-  —  I«  der^-a.  hessischen  Provinz  Rhein- 
hessen, unter  dem  Namen  PrevinzialRath,  durch  Verordn.  v.  7.  Aug.  1818.  Vergl. 
Verhandlungen  in  der  2.  Kammer  der  Landstä'ndc  des  GH.  Hessen ,  von  18«, 
Heft  10,  S.  io5  —  i)5.  —  In  dem  Sachsen-  Coburg  -  saalfeldisclien  Fürstenthum 
Lichtenberg,  unter  dem  Namen  Landrath,  durch  Verordn.  v.  3.  Sept.  1821.  — 
Auf  den  haierischen  Landtagen  von  1819  und  1811 ,  kam  die  Einführung  dieser 
l.indrathlichen  Collegien  auch  in  den  übrigen  baierisehen  Provinzen  in  Antrag. 
Jul.  Gr.  v.  Sons*,  der  baier.  Landtag  v.  1819  (Nürnb.  1821. 8-),  S.  19  —  35.  Sie 
war  von  dem  König  durch  Verordn.  v.  1.  Jan.  i8*a  vorläufig  schon  beschlossen, 
ward  aber  suspendirt  durch  eine  Bekanntmachung  v.  26.  Jun.  1822. 


IL  Tbeil.  lit  Cap. 


§.  291.  (222*.) 
Classen  der  Landstähde. 

Gewöhnlich  ist  die  Landstandschaft ,  nach  yerschiedenem  Verbält- 
tnü ,  bestimmten  Classen  zugetheilt;  wobei  ein  Standesclassen- 
oder  CorporationsPrincip ,  besonders  ein  Best  yormaliger  FeudalAri- 
.stokratie ,  mehr  oder  weniger  wahrzunehmen  ist.  Ehehin  gab  es  in 
manchen  Staaten,  laut  der  landschaftlichen  Matrikel ,  nur  eine,  in 
andern  zwei,  drei  oder  Tier  Classen  (Curien,  Collegien,  Bänke)  der 
Landstände  «).  Jetzt  findet  man  in  teutschen  Buhdesstaaten,  nach 
Verschiedenheit  der  angenommenen  Grundlage  der  Landstandschaft: 
i)  bald  zwei  Classen,  bestehend  z.  B.  aus  Bitterschaft  und  Städten  *), 
oder  aus  Geistlichkeit  und  Landriiannschaft  «);  a)  bald  drei  Classen, 
bestehend  a)  entweder  theils  aus  Fürsten,  Grafen  und  Herren  (Magnaten 
oder  Pairs),   theils  aus  Bitterschaft,   theils  aus  Städten*'),  oder 

b)  theils  aus  einem  Collegium  der  Prälaten,  Fürsten,  Grafen  und 
Herren  (und  zwar  in  dem  Königreich  Sachsen  jetzt,  mit  Inbegriff*  der 
Deputirten  der  Universität  Leipzig),  theils  aus  Bitterschaft,  theils  aus 
Städten  0  oder  c)  aus  Abgeordneten  der  Bitterschaft,  der  Städte,  der 
Bauern ,  Landbezirke  oder  Dorfgemeinden  /) ,  oder  aus  Rittergut- 
Besitzern ,  aus  Deputirten  der  Städte  und  Flecken,  aus  Deputirten 
der  bäuerlichen  Amtbezirke  «*);  3)  bald  yier  Classen,  bestehend 
a)  aus  Herren,  aus  Prälaten,  aus  Bitter-  und  Mannschaft,  aus  Städten  *), 
oder  b)  aus  Geistlichkeit,  Bitterschaft,  Städten  und  Bauern  0»  oaer 

c)  aus  Abgeordneten  der  BittergutBesitzer,  der  Städte,  der  Einge- 
sessenen auf  dem  platten  Lande,  des  geistlichen  oder  Lehrstandes  *). 
4)  Bei  der  neuen  Einrichtung  der  landständischen  Verfassung  in  Baiern, 
Hannover,  Wirtemberg,  Baden,  Grofsherzogthum  Hessen,  und  in  dem 
Herzogthum  Nassau,  hat  man,  bei  Vertheilung  der  LandesReprüscnta- 
tion,  auf  die  verschiedenen  Stand esclassen  nicht  abschliessend  Bück- 
sicht genommen,  sondern  auf  auszeichnende  Verhältnisse  der 
Geburt  (bei  den  Prinzen  des  Regentenhauses),  mancher  Familien, 
einzelner  P e r s o n  e n ,  des  Grundbesitzes,  des  Gewerbes,  des 
Amtes,  der  Gemeinden,  der  Kirchen-  und  Lehranstalten  0- 

a)  Mosas  a.  a  O.  411.  4?5.  PüTTia's  Lit-  Iii.  278.  f.  KlöbsVs  Lit  370  ff.  —  Von 
der  landschaftlichen  Matrikel ,  ebendas.  641. 

6)  So  in  Mecklenburg ,  SachsenMeiningen ,  in  den  Fürstenthümern  Altcnburg, 
Anhalt,  SchwarsburgSondershausen,  Lippe,  Reufs  beider  Hauptlinien.  Mossn 
a>  a.  O.  468-  f»    In  dein  ehemaligen  Grofshcraoglbum  Berg,  waren  Ritterschaft 

.  und  Hauptstädte.  Rhein.  Bund,  II.  o5i.  Von  der  Lausits  s.  Note  b.  —  In'  Oestrci- 
chiscbScblesien  heissen  die  Landstande  »Fürsten  und  Stande«;  jene  begreifen 
unter  sich  die  Hersoge  u.  Fürsten,  diese  die  freien  Standesherren  u.  die  dem 
Landesfürsten  unmittelbar  unterworfene  Ritterschaft.  Ihre  allgemeinen  Zusam- 
menkünfte heissen  Fürstentage. 
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e)  In  dem  Fürstenthum  Liechtenstein  bildet  die  Geistlichkeit  die  erste  Claase, 
bestehend  aus  drei  Dcputirtcn,  welche  alle  geistlichen  Beneficiatcn  u. 
Kommunitäten  aus  ihrem  Mittel  auf  Lebenszeit  wählen,  u.  aus  nllen  geist- 
lichen Pfründnern,  die  ein  liegendes  oder  steuerbares  Vermögen  von  wenig- 
stens iboQ  Gulden  Steuersatz  besitzen  j  die  Landmannschaft  aus  den  Vorstehern  und 
Altgeschwornen  einer  jeden  Gemeinde,  und  aus  allen  Untcrthanen,  die  Regende 
Gründe  mit  einem  Steuersatz  von  2000  Gulden  besitzen. 

i)  Von  SachsenGvtha,  s.  Moser  a.  a.  O.  S.  469. 

c)  In  dem  Königr.  Sachsen,  v.  Röxes  a.  a.  O.  III.  7.  Weisse's  Lchrb.  des  königl. 
sachs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  54  —5-.  F.  A.  F.  Arft  diss.  de  jurib.  singularib.  Cle- 
ricorum,  praesertim  in  Saxonia.  Lips.  1791*  4-  Anch  tcutsch,  ebendas.  1791.  4*» 
wo  jedoch,  seit  den  i8i5  veränderten  Territorialverhältnissen,  in  der  ersten 
Classe  das  besondere  Collegium  der  Universitäten  wegfällt,  seit  1811  die  Uni- 
versität Leipzig  dem  Collegium  der  Prälaten ,  Grafen  und  Herren  einverleibt, 
auch  in  der  allgemeinen  Landesversammlung  seit  1817  die  obcrlausitzer  Land- 
schaft mit  der  alterbländischen  der  4  Kreise  vereinigt  ist.    Man  s.  Note  h ,  u. 
Wiis&b  a.  a.  O.  %.  5a  u.  54*   Daselbst  hat  die  erste.  Classe  das  Recht,  durch 
Abgeordnete  auf  dem  Landtage  zu  erscheinen,    v.  Röxbb  1IL  16.   Auch  hat  da- 
selbst die  schriflsässige  Ritterschaft  VirilStimmcxrr  die  Besitzer  amtsässiger  Rit- 
tergüter haben  nur  Theil  an  CuriatStimmcn.   Ebenda»-  S.  16  f.   Die  letzten 
senden  ,  aus  jedem  Amt,  von  ihnen  gewählte  Deputirtc  auf  den  Landtag-  All- 
gem.  KrcistagsOrdn.  v.  10.  Aug.  1821?     3tj  in  d.  Gesctzsamml.  v.  i8ai,  St.  16. 
Im  Jahr  i8ai  ward  die  Berechtigung  zur  Landtagfahighcit,  auf  alle  neuschrift- 
sassigen  Rittergüter  ohne  Unterschied  ausgedehnt,  und  überdiefs  in  jedem  der 
4  allerbländiscbon  Rreise,  auch  in  der  Oberlausitz,  eine  Anzahl  ritterschaft- 
licher Stellen  (zusammen  vierzig  an  der  Zahl)  gegründet,  welche  ans  dem  Mit- 
tel der  bis  dahin  für  ihre  Person  nicht  landtagfniügen  Ritte rgutbesitzer,  durch 
Wahl  d^er  ritterschaftlichen  Kreisstände  eines  jeden  der  4  Kreise,  in  der  Ober- 
lausitz aber  durch  Wahl  der  Stände  vom  Lande  (Note  h),  zu  besetzen  sind, 
und  ihren  Inhabern  gleiche  Rechte  und  Pflichten,  wie  den  altadcliehcn  Ritter- 
gutbesitzern,  gewähren  u.  auflegen.    Bei  diesen  ritterschaftlichen  Wahlstellen, 
sollen  weder  adcliehe  Geburt  noch  eine  bestimmte  Zahl  adelicher  Ahnen,  son- 
dern noT  RittergutBcsitz  und  Zutrauen  der  Wähler  entscheiden.   Man  s.  den 
amtlich  bekannt  gemachten  gedruckten  Ausi.ug  aus  den  Verhandlungen  des  am 
i5.  Oct.  1810  eröffneten ,  u.  am  i5.  Jun.  i8ai  beschlossenen  Landtags  (i8ai. 
8  S-  in  4.  u.  als  Beil.  zu  St.  20  der  Gesetzsamml.  v.  1811),  S.  5.  u.  f.  —  Von 
den  Kreisständen  in  den  4  Kreisen  der  alten  Erblande ,  oben  %.  aoo. 

f)  So,  seit  1816,  in  dem  Grofsh erzog thum  S.  WeimarEisenach ,  wo  »11  Abgeord- 
nete Ton  dem  Stande  der  RittergutsBesitser ,  10  von  dem  Stande  der  Bürger, 
10  von  dem  Stande  der  Bauern,  ab  Volksvertreter  und  zwar  von  jedem  Sund 
aus  seiner  Mitte,  erwählt  werden«.  Die  Universität  Jena,  als  eine  mit  Bitter- 
gutern  auagestattete,  dem  ganzen  Lande  gehörende  Anstalt,  stellt  zu  dem  Stande 
der  RittergutsBesitser  den  eilften  Abgeordneten.  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I, 
S.  166  f.  —  In  dem  Herzogthum  5.  Coburg&mlfcld  bestand  vor  der  Trennung 
Saalfelds  im  Nov.  1826  ( §.  286,  p),  die  Gesammthcit  der  Landständc  aus 
17  gewählten  Abgeordneten  ,  6  aus  der  Ritterschaft,  a  aus  den  Stadtobrigkeiten 
zu  Coburg  u.  Saatfeld,  3  aus  den  Städten  Coburg,  Saalfeld  und  Pöfsneck,  6 
aus  den  übrigen  Städten  und  Dorfgemeinden.  —  In  dem  Herzogthum  S.  A/einin- 
gen  aind  nach  dem  Grundgesetz  von  1829,  a4  Abgeordnete,  8  aus  jedem  der  drei 
Stände,  der  RittergutBesitzer ,  der  Bürger,  der  Bauern,  so  dafs  jeder  Stand 
8  wählt.  —  In  dem 'Fürstenthum  5.  Rudolstadt  besteht  die  V  Olkrepräsentation 
aus  18  gewählten  LandesRepräsentanten ,  nämlich  6  RittergutBesitzern,  6  Ein- 
wohnern von  Städten,  6  mit  Landeigenthum  angesessenen  Unterthancn,  die  we- 
KltüW.  6fuu.  Recht.  3.  Aua.  26 
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-  der  Rittergüter  besitzen  noch  städtische  Burger  sinil.  —  Auch  die  Provinzial,- 
Stände  des  Grofsherzogthums  Luxemburg  bestehen,  seit  i8»5,  aus  Deputirten 
der  Ritterschaft ,  der  iö  Städte,  und  der  Landbezirke  (districts  ruraux);  jede 
dieser  drei  Classcn  wählt  -io  Abgeordnete. 

g)  In  dem  Fürstenthum  Schitumburg ,  lippischen  Antheils,  erscheinen  auf  dem 
Landtag  die  wirklichen  Besitzer  adelicher  Güter,  von  den  Magistraten  gewählte 
Deputirte  der  Städte  u.  Flecken,  u.  aus  den  Besitzern  der  Bauergüter  gewählte 
Deputirte  der  Amtunlcrthancn.  Hlvbfii's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  69.  —  In  dem 
Fürstenthum  IValdsvk  bestehen  die  Landstände  aus  den  Rittergutbesitzern ,  aus 
Deputirten  der  Städte,  wozu  in  den  drei  ersten  Städten  der  erste  Bürgermeister 
u.  der  StadtSccretair,  in  den  übrigen  der  Bürgermeister  allein  bestimmt  sind, 
u.  aus  10  Repräsentanten  des  Bauerstandes,  zwei  aus  jedem  OberJustizatnL 
Ebenda»-  Bd.  II,  S.  a5o  u.  f. 

h)  So  bis  i8i5  in  der  Ober-  und  Niederlausitz.  Daselbst  hiefsen  die  drei  ersten 
Classen  das  Land.  Das  Land  und  die  Städte  hatten,  jeder  Theil  auf  dem  Landtag 
eine  CuriatStimmc.  v.  Rönne  a.  a.  O.  III.  59.  So  noch  jetzt  in  dem  bei  Sach- 
sen gebliebenen  Theil  der  Oberlau» äs ,  welcher  jetzt  eine  besondere  Landschaft 
(Stände  von  Land  und  Stadien)  hat ,  durch  die  er  an  der  allgemeinen  sächs. 
Landesversammlung  Theil  nimmt.  i8«i  wurden  für  landschaftliche  Versamm- 
lungen eine  Anzahl  ritterschaftlicher  Stellen  gegründet,  welche  aus  dem  Mittel 
der  bis  dahin  für  ihre  Person  nicht  laridtagfähigen  Rittergut  Besitzer ,  durch 
Wühl  der  Stände  vom  Lande  zu  besetzen  sind.  —  Ueberdiefs  besteht  da'selbst 
eine  fortwährende  stündisdic  D-put/u/vu ,  zu  Besorgung  der  dem  Lande  und  den 
Städten  gemeinschaftlichen.  MilitärAngelcgenhciten ,'  durch  welche  aueh  die  ge- 
meinschaftlichen CasscnAngelcgcnhcitan  der  Provinz  besorgt  werden  sollen. 
Mandat,  die  neuen  Verfassung-  und  Vcrwaltungseinrichtungen  in  der  Obcrlausitz 
betr.,  v.  12.  März  1821  ( Gcsetzsamml.  18»  1 ,  St-4)t  V  IV*  —  Für  Schwedisch- 
Pommern  wurden,  in  der  angef.  Vcrordn.  v.  Aug.  1806,  die  oben  im  §.  genannten 
vier  Classen  festgesetzt  —  So  auch  in  dem  Herzogthum  Kram  seit  1819.  Diesel- 
ben vier  Classen  bestehen  in  Niederostreich,  Steiermark,  Böhmen,  Mähren ,  Galizien. 

*')  So  in  Kurhessen ,  seit  dem  Dcc  1814*  wo  auch  der  Bauerstand  das  Recht  eige- 
ner Vertretung  erlangte.  —  In  dem  Herzogthum  Braunschweig  und  Fürstenthum 
Blankenburg  sind :  Prälaten  (Aebte  und  Decane  der  Stifte  und  Rlöster) ,  sechs 
in  der  ersten  und  sieben  in  der  zweiten  Scction  der  Landslände;  Ritterschaft 
oder  die  Besitzer  von  78  landtagfähigen  Rittergütern,  alle  in  der  ersten ;  19  De- 
putirte von  den  Städten;  und  19  Abgeordnete  für  den  Stand  der  nicht  zu  der 
Ritterschaft  gehörenden,  dienst-  oder  meierfreien  Grundbesitzer,  ein  gewählter 
Deputirter  von  jedem  Rreisgericht  aus  der  Zahl  der  sowohl  auf  dem  platten 
Lande  als  auch  in  den  Städten  und  Flecken  ansässigen  Schrift  -  und  Freisassen, 
alle  Deputirte  von  den  Städten  und  den  nicht  rittersohaftlichen  Grundbesitzern 
in  der  zweiten  Seetion.  —  In  Tyrol  bestehen  die  Landstände  aus  PrälatensUnd, 
Herren  -  und  Ritterstand,  Bürgerstand,  Bauersund. 

*)  In  dem  Fürstenthum  Hildburghamen  bestand,  vor  seiner  im  Nov.  18*6  erfolg- 
ten Vereinigung  mit  Meiningen  {%.  086).  die  Landschaft  aus  gewählten  Abgeord- 
neten von  vier  Ständen,  6  aus  den  RiltergutBcsitztm,  5  aus  den  5  Städten, 
6  aus  den  Eingesessenen  der  6Aerater,  1  aus  dem  geistlichen  oder  Lehrstande- 

/)  In  Baiern  besteht  die  Rammer  der  Reichsräthe  aus  den  volljährigen  Prinzen 
des  k.  Hauses,  den  ReiehsRronbeamten ,  den  beiden  Erxbischöfen,  den  Häup- 
tern der  standesherrlichen  Familien  im  Sinn  der  t.  BundcsActe,  ah  erblichen 
Rciehsräthcn ,  einem  vom  Honig  ernannten  Hischof ,  dem  jedesmaligen  Präsi- 
denten des  protestantischen  GcncralConsistoriums,  und  aus  vom  Honig  erb- 
lich oder  auf  Lebenszeit  ernannten  Mitgliedern ;  die  zweite  Rammer  besteht 
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aus  den  Grundbesitzern  mit  gutherrlicher  Gerichtbarkeit ,  Abgeordneten  der 
Universitäten,  Geistlichen  der  kalhol.  und  evangelischen  Kirche,  Abgeordne- 
ten der  Städte  und  Märkte ,  und  der  Landeigentümer  ohne  Gerichtbarkeit. 

—  In  Hannover  ist  die  erste  Kammer  zusammengesetzt  aus  persönlich  berechtigten 
Mitgliedern,  nämlich  den  Standesherren  im  Sinn  der  t.  BundesActe,  dem  Erb- 
marschall, dem  Grafen  von  Stolberg  wegen  der  Grafschaft  Hohnstein,  dem 
GencralErbpostmeistcr,  a  Aebten,  einem  KlosterDircctor,  den  katbol.  Bischö- 
fen,  einem  angesehenen  evangel.  Geistlichen,  den  mit  einem  persönlichen 
erblichen  Stimmrecht  begnadigten  Majoratherren,  dem  Präsidenten  des  General- 
Steuer-  und  SchatzCollegii,  den  ritterschaft  liehen  auf  Lebenszeit  erwählten  Mit- 
gliedern des  allgemeinen  SchatzCollegii ,  und  aus  35  für  die  Dauer  desselben 
Landtags  erwählten  Deputirten  der  sieben  ProvinziallUtterschaften  j  die  zweite 
Kaminer  bat  zu  Mitgliedern,  die  auf  Lebenszeit  gewählten  nicht  ritterschaft- 
lichen Mitglieder  des  SchatzCollegii,  sechs  Deputirtc  von  eben  so  viel  Stiften, 
einen  der  Universität  Güllingen,  zwei  von  den  Consistoricn  zu  erwählende  Dc- 
putirte  für  das  Kirchen  -  und  Schulwesen,  66  Deputirtc  von  den  Städten,  von 
der  Grafschaft  Hohnstein  ,  von  den  hovaischen  und  diepholzischen  Flecken, 
von  freien  Gutbesitzern  die  nicht  zu  der  Ritterschaft  gehören  (10),  von  dem 
Lande  Hadcln  (a),  und  von  den  Flecken  und  Freien  der  Grafschaft  Bentheim 
(»).  —  In  fVirtembcrg  besteht  die  Kammer  der  Standesherren,  aus  den  Prin- 
zen des  k.  Hauses,  aus  dcn|Häuptern  der  standesherrlicben  Familien  im  Sinn 
der  t.  BundesAete,  und  aus  den  vom  König  erblich  oder  auf  Lebenszeit  ernann- 
ten Mitgliedern;  die  Kammer  der  Abgeordneten  besteht  aus  i3  Mitgliedern 
des  ritterschaftl.  Adels,  von  ihm  aus  seiner  Mitte  erwählt,  ans  den  6  evangel. 
GencralSuperintendcntcn ,  aus  dem  katbol-  Landesbischof,  einem  von  dem 
Domkapitel  aus  seiner  Mitte  gewählten  Mitglied,  u.  dem  .ältesten  katbol.  De- 
can,  aus  dem  UnivcrsitätCanslcr,  aus  einein  gewählten  Abgeordncteu  von  je- 
der der  7  vornehmsten  Städte,  aus  einem  gewählten  Abgeordneten  von  jedem 
ObcramtBczirk.  —  In  Baden  besteht  die  erste  Kammer  aus  den  Prinzen  des  . 
gh.  Hauses,  den  Häuptern  der  standesherrl.  Familien,  dem  kathol.  Landes- 
bischof u.  einem  von  dem  Grofsherzog  auf  Lebenszeit  ernannten  evangel. 
Geistlichen  mit  dem  Rang  eines  Prälaten,  acht  Abgeordneten  des  grundherrl. 
Adels  i  zwei  Abgeordneten  der  La ndesUnivcrai täten ,  und  den  vom  GH.  ohne 
Rücksicht  auf  Stand  und  Geburt  ernannten  Personen;  die  zweite  Kammer 
besteht  aus  63  Abgeordneten  der  Städte  und  Acmter.  —  In  dem  GH.  Hessen 
ist  die  erste  Kammer  eben  so  eingerichtet  wie  die  badische,  nur  dafs  hier  auch 
der  Senior  der  freihcrrl.  Familie  von  Riedesel  dazu  gehört;  die  zweite  Kam- 
mer besteht  aus  6  Abgeordneten  des  hinlänglich  angesessenen  Adels,  von  ihm 
aus  seiner  Mitte  erwählt,  aus  10  gewählten  Abgeordneten  der  8  vornehmsten 
Städte  (Darmstadt  und  Mainz  wählen  jede  4),  und  aus  34  Abgeordneten  von 
ebenso  viel  aus  Städten  und  Dorfgemeinden  zusammengesetzten  .Wahlbezirken. 

—  In  dein  Herzogthum  Nassau  ist  die  Landstandschaft  zunächst  vertbeilt  nach 
dem  Unterschied  zwischen  Adel  und  Nichtadcl.  Es  besteht  die  Herrenbank 
(Adelskaromer)  aus  drei  Classen  von  Mitgliedern,  aus  gebohrnen,  den  Prinzen 
des  Regentenhauses,  aus  erblichen,  sechs  Häuptern  thcils  standesherrlicher, 
thcils  grundhcrrlich er  Familien,  und  aus  auf  sieben  Jahre  gewählten  sechs 
Deputirten  der  adelichen  Guteigentümer;  die  Versammlung  der  Landesdepu- 
tirten  (Kammer  der  Gemeinen)  aus  aa  Mitgliedern,  auf  sieben  Jahre  gewählt, 
3  von  der  Geistlichkeit,  i  von  den  Vorstehern  der  höheren  Lehranstalten, 
3  von  bestimmten  Gewerbebesitzern,  i5  von  und  aus  bestimmten  Landeigen- 
tümern ,  von  denen  die  wenigstens  7  fl. ,  und  aus  denen  die  wenigstens  ai  fl. 
zu  jedem  GrundstcucrSimplum  beitragen.  \  crordn.  v.  3.  Nov.  i8i5  (oben 
»86  a),  vergl.  mit  dem  Patent  v.  1.  u-  a.  Sept.  iöi4- 
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§.    292.  (223.) 

Landstandschaft  der  Standesher ren,  und  des  ehemaligen  unmittelbaren 
Reichsadels;  so  auch  der  Geistlichkeit  und  Universitäten. 

I)  In  Absicht  auf  Landstandschaft ,  verordnet  die  teutsche  Bun- 
des Acte:  i)  dafs  die  Häupter  der  standesherrlichen  Familien 
die  ersten  Standesherren  in  dem  Staat,  zu  dem  sie  gehören,  seyn, 
und  mit  ihren  Familien  daselbst  die  privilegirteste  Classe  bilden  «) , 
mithin  zu  den  ersten  Stellen  unter  den  Landständen  berechtigt  seyn 
sollen;  2)  dafs  die  (landtagfähig)  Begüterten  aus  dem  ehemaligen 
unmittelbaren  Reichsadel,  Antheil  an  der  Landstandschaft  haben 
sollen  II)  Dagegen  fanden  die  auf  dem  wiener  Congrefs  gemachten 
Anträge,  die  teutschen  katholischenBischöTe  und  Domcapitel 
mit  liegenden  Gründen  auszustatten,  und  in  allen  Bundesstaaten  als 
Landstände,  und  zwar  als  die  ersten,  anzuerkennen,  keinen  Ein- 
gang 0;  so  wenig  als  der  Vorschlag,  die  katholische  und  evan- 
gelische Geistlichkeit,  als  solche,  an  der  ständischen  Verfassung 
Theil  nehmen  zu  lassen  <0.  Dennoch  haben,  seit  jenem  Congress,  in 
einer  Beihe  von  Bundesstaaten,  sowohl  Bischöfe  als  auch  ändere  höhere 
Geistliche  beiderlei  Religion,  Landstandschaft  erhalten  ($•  291 ). 
HI)  Wohl  aber  sind,  in  mehreren  Bundesstaaten,  geistliche  Stif- 
tungen und  Cor p or a t i o n en  *),  wohin  auch  Universitäten/) 
gerechnet  zu  werden  pflegen  ,  wegen  landtagfähigen  Güterbesitzes 
zu  Landstandschaft  berechtigt. 

a)  BandesActe ,  Art.  14,  lit.  b.  —  Uebcr  den  Ausdruck  »erste  Standes Herren  « , 
vcrgl.  Kj.6sbes  Uebersicht  etc.,  S.  »91  ff.,  «94,  195,  S98,  3oo,  3is  u,  3s*. 
Dieser  Ausdruck  flofs  aus  östreiebischen  Entwürfen  in  die  BuadesActe.  Hzö- 
bkh's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  II ,  S.  4  u.  3i8.  In  preußischen  Ent- 
würfen stand:  sie  sollten  »als  Standesherren  die.  ernten  Lmdttände  bilden». 
Ebendas.  S.  36  u-  3o6.  Die  französische  UebcrseUung  der  B.A.  bat:  *  Lea 
cliefs  de  ccs  maisons  forment  \*' premiere  dasse  de*  Etats  da  im  les  pays  auxquels 
ils  appartiennent«.  Hlürer's  angef.  Acten  etc.,' Bd.  VII,  S.477.  Vcrgl.  unten 
§.  3o4  b.  —  Landstandschaft  stebt  den  Häuptern  der  standesherrlichen  Häuser, 
in  dieser  Eigenschaft,  mitbin  ipso  jure,  su,  nicht  durch  Wahl,  und  nicht  als 
DeputirJen  oder  Abgeordneten }  in  so  fern  werden  sie  zuweilen  gebohrne  oder 
Erblandjtände  genannt  {%.  289). 

*)  BundcsActe,  Art.  14,  gegen  das  Ende.  Klüber's  Uebersicht  etc.,  S.  «16,  »4»  £ 
u.  359  ff. 

c)  Hxubxr's  Uebersicht  etc.,  S.  316. 

d)  V.  J.  Dkwora,  wird  es  nützlich  seyn,  die  kathol.  u.  Protestant.  Geistlichk-  an 
der  kiinft.  stand.  Verfassung  der  t.  Provinzen  des  linken  Rheinufers  Theil 
nehmen  zu  lassen  ?  Mit  e.  Anhang  v.  C  G.  Bauen-  Cöln  i8i5.  8.  Wider  die 
Ansprüche  der  Geistlichkeit  auf  Landstandschaft,  s-  Gm* «Ts  u.  Dideuot's  Cor- 
respondenz  (Brandenb.  i8?o),  S.  28,  u.  Brctscbbkipkr  in  Schröters  u.  Hmii.Vs 
OppositionsSchrift  für  Christenthum  u.  Gottesgelakrlbeit ,  Bd.  III  (Jena  1819), 
S.  a83. 
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#)  Allgemeine  Grundsätze  über  das  Vertreten  der  Kirche  bei  Ständcversnmm- 
lungen,  mit  besond.  Rucks,  auf  Würterobcrg.  Herausg.  v.  U.  E.  G.  Pau- 
lus. Heidelb.  1816.  8.  —  Vorsteher  oder  Inhaber  (Statthalter,  Cotnthure) 
geistlicher  RitterordcnsBcsitzungen,  geniefsen  oder  genossen  hie  und  da  Land- 
standschan. 

f)  In  so  fern  haben  oder  hatten  Universitäten ,  in  manchen  Ländern ,  Silz  und 
Stimme  in  der  Classe  der  Geistlichen.  R.  Hausen  v.  d.  PrälatenRechten  der 
Universitäten.  Frankf.  a.  d.  0. 1788-  8.  u.  in  Koppb's  niedorsachs.  Archiv  f.  Ju- 
risprud.  Bd.  I,  Nun».  6.  Rlübeb's  jurist.  Bibliolh- ,  St.  XX.  —  So  fern  sie  we- 
gen des  Besitzes  landtagfähiger  Rittergüter,  Landstandschaft  geniefsen,  gehören 
sie  nicht  zu  den  Prälaten.  Lstsf.r  Sp.  664.  m.  3o  et  Si.  Scgkh  a.  a.  O.  — 
Auch  nicht,  wenn  sie,  wie  jetzt  in  mehreren  Bundesstaaten,  ohne  Rücksicht 
auf  Güterbesitz,  Lands  Landschaft  haben.  —  In  dem  Mittelalter  wurden  Uni- 
versitäten landtagberecbUgt,„  nicht  blofs  wegen  ihres  Grundeigen thums ,  son- 
dern aucli  wegen  vorzüglicher  Geislesbildung,  und  wegen  ihres  Ansehens  bei 
dem  Volk. 

r 

§.   295.  (224.) 

Mxcciti  nerc  ioh(isiuhuiachgh  \A)rpoi  (uioiicn  • 

/J    nach    den    vierter    Congt  es  sV  erhandlungvn. 

I)  Das  Volk  hat  ein  vertragmäsiges  Interesse ,  nicht  nur  an  der 
Verfassung  des  Staates,  sondern  auch  an  dessen  Verwaltung 
durch  die  Staatsregierung  ($  »)♦  Die  Ausübung  der  in  dieser  Hin- 
sicht ihm  zustehenden  Rechte,  gebührt,  in  der  Hegel,  seinen  Ver- 
tretern bei  der  Regierung,  den  Landstanden.  H)  In  den  Verhand- 
lungen, welche  auf  dem  wiener  Congrefs,  der  Errichtung  des 
Teutschen  Bundes  vorausgingen,  sprachen  die  Stifter  des  Bundes,  mit 
Ausnahme  sehr  weniger,  ihre  Ueberzeugung  dahin  aus  «),  dafs  das 
Minimum  von  Rechten  der  landständischen  Corporationen,  in  allen 
Bundesstaaten  bestehen  müsse:  1)  in  Mitwirkung  bei  der  Gesetz- 
gebung; •  )  in  der  Notwendigkeit  ihrer  Einwilligung  zu  Fest- 
setzung und  Regulirung  der  offentliehen  Abgaben,  verbunden 
mit  der  hievon  untrennbaren  Mitaufsicht  auf  deren  Verwen- 
dung, wenigstens  Kenntuifs  von  der  bevorstehenden  oder  geschehenen 
Verwendung;  3)  in  dem  Recht  der  Beschwerde führung  über 
Mängel  oder  Mi  Ts  brauche  in  der  Landes  Verwaltung,  insbesondere 
in  dem  Recht,  gesetzmäßige  Bestrafung  schuldiger  Staatsdiener,  und 
zu  dem  Ende  ihre  Versetzung  in  den  Anklagestand,  zu  fordern. 
III)  Das  hier  angenommene  RepräsentativSystem  gibt  die  vollziehende 
Gewalt  dem  Regenten  allein,  die  gesetzgebende  ihm  und  den  Land- 
ständen in  gewisser  Art  (§.  «97)  gemeinschaftlich ;  es  bedingt  die  Fest- 
setzung öffentlicher  Abgaben  durch  voraus  erfolgte  landständische 
Einwilligung. 

0)  Kiübeh's  angef.  Uebersicht  etc. ,  S.  401  ff.  —  Dasselbe  that  auch  Baden,  wel- 
ches dem  Bund  erst  später  beitrat,  in  c.  Note  v.  9.  Dec.  i8»4>  ebend.  S.  107. 
—  Fast  eben  so  Nassau,  in  e,  Patent  v.  1.  u.  ».  Sept.  1814 i  ebendas.  S.  «19  f. 
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—  Pretuttn  versprach,  schon  vom  Congrefs,  in  e.  Edict  v.  m.  Mai  i8i5,  dafs 
die  Wirksamkeit  seiner  LandcsReprasentantcn  sich  erstrecken  solle,  auf  Be- 
ratbung  über  die  persönlichen  und  Eigenthumrechte  der  Staatsbürger,  mit 
Einscblufs  der  Besteuerung.   Ebendas.  S.  aa3  f. 

» 

§.    294.  (225-.) 
2)    nach    der    Gr  uttäve  rfas  sung    teutscher    Bundes  Staaten. 

I)  Die  nähere  Bestimmung  der  den  Landständen  eines  ein- 
zelnen Bundesstaates  zustehenden  Rechte  und  ihres  Umfanges ,  ist 
einer  der  wichtigsten  Gegenstände  des  Verfassungsrechtes  des- 
selben Landes  «)-  H)  Die  allgemeine  Grundlage  teutscher  land- 
ständischcr  Verfassung,  ist:  Theilnahme  des  Volkes  durch  Abgeord- 
nete, mittelst  Berathung  und  Einwilligung  *)  oder  Zustimmung, 
zuweilen  oder  in  gewissen  Fällen  auch  mittelst  blofserBcrathung 
(Beirath,  Gutachten),  i)  an  der  Gesetzgebung  c),  und  2  )  an  Be- 
stimmung der  Staatsauflagen  «<).  III)  Nach  der  besondern  Landes- 
verfassung können  jedoch,  nicht  blofs  Gesetzgebung  und  Abgaben- 
wesen, sondern  auch  Gegenstände  der  Verfassung,  der  Rechts- 
pflege ,  der  Ve  r  waltu n  g  ,  der  Militäreinrichtung,  der  Na- 
tional wir thschaft,  namentlich  Landwirtschaft,  Handel  und  Ge- 
werbe, zu  landtäglichcr  Verhandlung  kommen.  Die  meisten  der  neueren 
landständischen  Verfassungsurkunden  enthalten  ausdrückliche  Bestim- 
mungen hierüber.  IV)  In  etlichen  Bundesstaaten  ist  selbst  nicht, 
oder  kaum,  jenes  Minimum  landständischer  Rechte,  zu  dessen  Ein^ 
räumung  auf  dem  wiener  Congress  die  grosse  Mehrheit  der  Stifter  des 
Tcutschen  Bundes  sieh  bereit  erklärt  hatte  (§.  ao3) ,  den  Landständen 
in  der  neuen  landständischen  Verfassung  zu  Theil  geworden  *)•  V)  In 
den  üstreich ischen,  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  Staaten, 
ist  der  frühere  Umfang  der  ständischen  Wirkungsbcfugnifs  /)  geblieben, 
oder  wieder  hergestellt  worden  (§.  287,  a). 

1»)  In  dem  tübinger  Vertrag  v.  &  Juli  i5i4,  geschlossen  mit  den  Volkvertrctern 
unter  Vermittlung  des  Kaisers  und  verschiedener  Reirhsfürsten,  versprach 
Herzog  Ulrich  von  fß^i/iemberg,  für  sich  und  seine  Nachfolger:  ohne  Rath  und 
Willen  der  Landstände  keinen  Krieg  anzufangen;  kein  Stuck  des  Landes  su 
verpfänden ;  keine  Steuern  auszuschreiben ;  Niemand  ohne  richterliches  Ver- 
hör su  verurtheilen;  jedem  Untcrthan  freien  Wegzug  zu  gestatten.  Dieser 
Vertrag  ist  die  Grundfeste  aller  wirtembergischen  Freiheiten.  Die  Verfassung 
erhielt  ihre  Fortbildung  durch  Landtagabschiedc,  Testamente  der  Regenten 
u.  durch  den  Erbvergleich  von  1770.  —  Eben  so  genaue  als  reichhaltige  Be- 
stimmungen, enthalten  das  Fondamentalgesetz  des  Könige  der  Niederlande,  mit 
Inbegriff  von  Luxemburg,  v.  »4«  Aug.  i8i5,  %.  io5,  197,  isi,  128,  u3  u.  ff.,  das 
*.  wrimar  -  eisenachische  Grundgesetz  v.  6.  Mai  1816,  §.  6  u.  97  ff. ,  das  s.  meinin- 
gische  v.  1814,  §.  14  ff,  das  meiningische  v.  18)9,  Art.  80—88,  die  neuesten  Vcr- 
fassungsurkunden  von  Nassau,  Schaurnburg ,  VPaldeck ,  S.  Hildburg/utuscn  ,.S.  Co- 
burg, baiern,  Baden,  GH.  Hessen. 

b)  Moses  von  der  Landeshoheit  in  Regierungssachen,  I.  36i.  Ebendess.  Neben- 
stunden, I.  r r.  II.  i65.  C.  C.  A-  H.  v.  Raupte,  einige  Worte  über  die  Ge- 
meinsamkeit des  BcstcucrungsRegals  in  Mecklenburg.   Ncustrcl.  1798.  8. 
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c)  Baicr.  Verf.  Urh.  1818,  VII  a.  Badisch  1818,  $.64  u.  f.  fVirtemb.  Verf.  Vcrtr. 
1819,  Vll.  88.  Heining,  Grundgesetz  v.  t8?4*  §.  i4;  v.  1819,  Art.  85.  Mosn's 
Nebenst.,  77 — t».  v.  Ühahbb's  wetzl.  Nebenst. ,  Th.  104  ,  S.  198.  Pütter's 
Lit.,  V  ,08H.  —  De**  rüm-  König  Heinrich  VII.  erklärte  in  einer  L'rk.  v.  ia3i. 
es  sey  auf  einem  von  ihm  zu  Worms  gehaltenen  Reichstag  festgesetzt  worden, 
dafs  ohne  Zustimmung  der  angesehenem  und  höhern  Landsassen,  kein  Terri- 
torialherr Ordnungen  und  neue  Rechte  errichten  dürfe;  in  Schahhat  hist. 
Wormat. ,  cod.  prob.  p.  109.  Lükig's  Reichsarchiv,  P.  spec. ,  Conti  n.«  IV, 
Th.  I,  S.  3,  auch  in  J.  A.  v.  Schultbs  Coburg.  Landesgesch.  d.  Mittelalters. 
Coburg  i8i4-  4. 

d)  Reichsabschied  v.  i54s,  §•  53-  Moses  von  der  Landeshoheit  in  Steuersachen, 
S.  17.  PÜTTta  instit.  juris  publ.  germ.  %.  198.  Handvcstc  von  1411  der  Gra- 
fen xu  Huhtein  u.  Storinarn,  Herzogen  zu  Schleswig,  dafs  ihnen  und  ihren  Er- 
ben, alle  tapfern  Mannen  und  Einwohner  des  Landes,  ohne  ihre  Bewilligung  heine 
Bede  oder  Schätzung  zu  geben  verpflichtet  seyen,  ausser  bei  Vermählung  einer 
landesherrlichen  Tochter  an  einen  Fürsten,  oder  wenn  der  Landesherr  eine 
Hauptschlacht  auf  dem  Felde  verlöre ;  abgedruckt  in  dein  oben  (%.  1  f.)  angef. 
Privilegien  u-  s.  w.',  S.  »—5.  Im  J.  1460  gab  in  Holstein  u.  Schleswig  der  neu 
erkohrne"  Landesherr  eidliche  Versicherung  für  das  landständische  Recht  der 
Stcuerbewilligung.  Man  s.  oben  %.  1 »  f.  Historisch  durchgeführt  wird  dieses 
Recht,  bis  auf  die  neuere  Zeit,  in  der  oben  \.  a88,  b,  angef.  Denkschrift  der 
Prälaten  u.  s.  w.  von  1822,  S,5  u.  iL  —  Abgaben  sollten  anders  nicht  als  ver- 
möge eines  Gesetzes  erhöbe*  werden-  In  so  fern  ist  die  Steuerbewilligung 
unter  der  ständischen  Mitwirkung  zur  Gesetzgebung  begriffen. 

e)  Für  das  Fürstenthum  Liechtenstein  (Vaduz  u. Schellcnberg)  ward,  in  einem  aus 
Eisgrub  dalirten  Edict  v.  9.  Nov.  1818,  «die  in  den  U.  k.  östreichischen  tonischen 
Staaten  bestehende  landständische  Verfassung  (man  s.  Note  f)  in  ihrer  We- 
senheit zum  Muster  genommen«.  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  scy  es 
auch  nur  durch  Vorschläge,  ward  {%.  16)  den  Ständen  ausdrücklich  versagt. 
Bei  Einführung  neuer  allgemeiner  Abgaben,  soll  ständische  Berat hung  voraus- 
gehen, welcher,  in  gerechten  und  billigen  Fällen,  die  höchste  Genehmigung  nicht 
versagt  werden  soll  ($.  i5).  Auf  dem  Landtag  toll  der  jedesmalige  Steuer- 
bedarf durch  Postulata  vorgelegt  werden;  dann  »haben  die  getreuen  Stände 
nur  über  dio  Einbringlicbkcit  der  postulirtcn  Stcuorn  zu  beratschlagen ,  und 
dafür  zu  sorgen«  n).  Dagegen  wird  »jedem  Landstand  die  Bcfugnifs  ein- 
geräumt, auf  dem  Landtag  Vorschläge  zu  machen,  die  auf  das  allgemeine 
Wohl  abzielen«  ($.  i3);  nur  dürfen  solche  nicht  das  »bürgerliche,  politische 
und  peinliche  (Gesetz-)  Fach  und  die  äusseren  Staatsverhältnisse«  (§.  16),  auch 
«licht  solche  Gegenstände  betreffen,  die  entweder  zufolge  der  Urbarien  oder 
althergebrachter  Hebung,  die  fürstlichen  DominialGefälle  oder  die  Privatren- 
ten des  Landesherrn  angehen,  wenn  sie  gleich  den  Namen  von  LandcsRcgalicn 
führen  (§.  i4).  —  In  dem  Königreich  Hannover  gibt  das  Patent  v.  7.  Dcc.  1819, 
%.  6,  der  allgemeinen  Ständcversammlung :  1)  »das  Recht  der  Verwilligung  der 
erforderlichen  Steuern,  und  der  Mitverwaltung  derselben  unter  verfassungs- 
mäßiger Concurrenz  und  Aufsiebt  der  Landesberrschaft;  1)  das  Recht  auf  Zura- 
thezichung  bei  neu  zn  erlassenden  allgemeinen  Landcsgeftctzen;  3)  das  Recht, 
über  die  zu  ihrer  Berathung  gehörigen  Gegenstände,  Vorstellungen  an  die 
Landesherrschaft  zu  bringen«;  Alles  »im  Wesentlichen  Rechte,  welche  früher- 
hin  den  einzelnen  hannoverischen  Pro\inzialLandschaften  zugestanden  haben«. 
—  Das  sckwarzbtirg'rudolstadtiiche  Publicandum  v.  8.  Jan.  1816,  verordnet  %.  1 
blofs,  dafs  »die  Wirksamkeit  der  VolksRcpräaentation  sieh  auf  die  Berathung 
über  alle  Gegenstände  der  Gesetzgebung,  welche  die  persönlichen  und  Eigen- 
thumsrechte der  Staatsbürger,  mit  Einschlufs  der  Besteuerung  betreffen,  er- 
strecke«. Aber  eine  spätere  landesherrliche  Erklärung,  v.  ai.  Apr.  i8ai,  er- 
weitert" jene  Wirksamkeit  dahin,  dafs  »die  LandcsReprä#cntantcn  habon :  1)  das 
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Recht  der  Bcratbung  und  Zustimmung  bei  allen  neu  zu  erlaasenden  Ceietzen, 
welche  die  persönlichen  Verhältnisse  oder  das  Eigenthum  sämmtlichcr  Unter« 
tlinncn  betreffen,  doch  dafs  die  Verweigerung,  unter  ausführlicher  Anführung 
der  Gründe,  durch  %  der  anwesenden  Mitglieder  Statt  haben  kann;  a)  das 
Hecht  der  Bcratbung  und  Bewilligung  aller  zu  Deckung  der  nothwendigen 
Staatsbedürfnisse  auszuschreibenden  Steuern,  worüber  in  jedem  Jahr  die 
Rechnungen  dem  LandtagsAusschufs  cur  Prüfung  und  zu  Erinnerungen  dawi- 
der vorzulegen  sind ;  3)  das  Recht,  alle  Mängel  und  Gebrechen  in  der  Landes* 
Verwaltung  und  Vollstreckung  dem  Landesfürsten  anzuzeigen;  4)  neue  Lan- 
desschulden können,  ohne  ausdrückliche  Einwilligung  der  Landesversammlung 
nicht  gemacht  werden.  —  Ein  grofsherzogl.  hessisches  Edict  v.  18.  März  1810 
hatte  den  Ständen  mehrfach  beschränkte  Rechte  zugedacht;  da  aber  wegen 
Anncbmung  derselben  sich  Schwierigkeiten  hervorthaten,  so  hatte  dieses  die 
ausgedehntere  und  vollständigere  Verfassungsurhundc  vom  17.  Dec.  1810  zur 
Folge.  —  Die  Rechte  der  pretusischen  ProvinzialStändc,  nach  dem  Gesetz  vom 
5.  Juni  i8*3,  s.  oben     288,  Note  b. 

f)  Die  Landtage  in  den  ösmichischen  teutschen  Staaten,  werden  in  der  Regel 
durch  einen  landesfürstlichen  Coromissäf  eröffnet,  welcher  den  Ständen  die 
landesfürstlichen  Ansinnungen  oder  Posiulute ,  zur  Beratschlagung  mitthcilt ; 
nur  im  Lande  unter  der  Enns  empfängt  eine  landständische  Deputation  zu 
Wien,  in  feierlicher  Audienz,  die  Postulate  unmittelbar  aus  den  Händen  des 
Monarchen.  —  Die  IVirkungsk^ugniss  der  Landstände  umfafst  «die  Evidenthal- 
tung und  Rcpartirung  der  von  dem  Landesherrn  geforderten,  auf  Grund  und 
Boden  gelegten  Steuern,  und  der  damit  im  Zusammenhang  stehenden  Leistun- 
gen an  Geld  und  Naturalien,  das  Crcditwesen,  die  Verwaltung  der  ständischen 
DomcsticalFonds ,  die  Anstellung  der  ständischen  Beamten,  die  Führung  der 
ständischen  Matrikel ,  die  Vorschläge  zu  denen  Stiftungsplätzen  die  ihnen  vor- 
behalten sind,  u.  s.  w.  Dabei  haben  sie  das  Recht,  ihre  gemeinsamen  Wün- 
scho  für  das  Beste  des  Landes,  durch  das  Organ  der  Landesbehörde  vor  den 
Thron  bringen  zu  können.  Das  Recht  der  Besteuerung  selbst,  ist  seinem  gan- 
zen Umfang  nach  dem  .Landesfürsten  vorbehalten,  der  die  beschlossene  Aus- 
schreibung der  mit  der  Grundsteuer  im  Zusammenhang  stehenden  Anlagen  an 
Geld  und  Naturalien,  den  Ständen  jährlich  in  der  Form  eigener  Postulate 
bekannt  macht.  Deputationen  an  das  allerhöchste  Hoflagcr,  dürfen  nur  nach 
vorläufig  von  dem  Monarchen  erhaltener  Genehmigung  abgesandt  werden«. 
J.  C.  Risingeii's  vergleichende  Darstell,  der  Staatsvcrfass.  der  curop.  Monar- 
chien u.  Republ.  (Wieni8i&  8.),  8. 469  ff. 

§.   295.  (225 

Fortsetzung. 

VI)  Bei  der  Gesetzgebung  erstreckt  sich  das  ständische  Mit 
wirltuiigs recht,  in  der  Regel,  nicht  blofs  auf  die  Errichtung  neuer, 
sondern  auch  auf  Acnderung,  Aufhebung,  und  authentische 
Auslegung  bisheriger  Gesetze  a);  nicht  nur  auf  bürgerliche  und  pein- 
liche, sondern  auch,  in  der  Regel,  auf  Polizeigesetze  *),  zuweilen  selbst 
auf  militärische  Strafgesetze  «)•  Aber  das  Recht,  die  zu  Vo  llziehu  ng 
und  Handhabung  der  Gesetze  erforderlichen  Verordnungen 
(  dispositions  reglementaircs  )  und  Anstalten  zu  errichten,  auch 
in  dringenden  Fällen  interimistische  Verfügungen  zu  machen, 
und  zur  Sicherheit  des  Staates  das  Nötbige  vorzukehren ,  steht  dem 
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Regenten  ohne  Torhergegangene  standische  Mitwirkung  zu  <*).  VII)  Bei 
dem  Finanzwesen,  kann  der  Begriff*  der  Selbstbesteuernng 
des  Volkes  durch  Landstände  (am  besten  durch  gewählte  Abgeordnete) 
umfassen,  nicht  nur  das  Erhenntnifs  über  Nothwendigkcit  oder 
Nützlichkeit,  Kechtmasigkeit,  Art,  Summe,  Vertheilung 
und  Erhebungsart  aller  directen  und  indirecten  Staatsauflagen,  in 
Kriegs-  und  Friedenszeiten  (§.  397  u.  f.),  sondern  auch  das  Recht  der 
Einsicht  der  Rechnungen,  der  Gegen-  oder  Mitaufsicht 
oder  Controle  in  der  Verwendung  der  Staatsabgaben,  wohl  gar 
das  Recht  der  Umlage  und  des  Einzugs  in  eine  abgesonderte 
Casse  Oi  die  landschaftliche  Staats-  oder  SteuerCasse, 
unterschieden-  von  andern  StaatsCassen ,  namentlich  von  der  Kammer- 
oder Domä'ncnCasse  ,  oder  auch  zum  Theü  in  eine^  unter  landständische 
Aufsicht  gestellte  StaatsschuldenzahlungsCasse/). 

«)  Wirtcrob.  St aatsverfassungs Vertrag,  v.  1819,  %.  88.  Badische  Verfassungsurk. 
v.  1818,  §.  64.  Mciningische  v.  1819,  Art.  85.  Von  dem  Königreich  Sachsen, 
s.  Wvissk  a.  a.  O.,  Bd.  II ,  §.  111.  —  In  dem  Herzogthum  Lauenburg  steht 
den  Ständen  das  Recht  zu,  die  Gesetze  zu  publiciren.  —  Die  Vcrfasftungs* 
urkunrlc  mufs  bestimmen,  ob  das  Recht,  Gesetze  in  Vorschlag  zu  bringen  (die 
Initiative),  nur  dem  Souvcrain,  oder  auch  den  Ständen  zustehe,  ob  in  Absicht 
auf  die  landesherrliche  Sanction  der  von  den  Ständen  vorgeschlagenen,  dem 
Souveraiu  ein  unbeschranktes,  oder  nur  ein  suspensives  Veto  zustehe,  s.  B. 
dafs  der  Gesetzvorschlag,  wenn  in  zwei  Ständeversammlungcn  die  Sanction 
versagt  ward,  und  er  in  der  dritten  wiederholt  worden,  auch  ohne  jene  Sanc- 
tion Gesetzkran  erlange- 

6)  Die  Poliieigcjetzgebung  ist ,  in  der  Regel ,  hievon  nicht  auszuschlicfsen.  Wir- 
temb.  Vcrfass.  Vertr.  v.  1819«  5.91.  STauae»  obss.  juris  et  bist.  obs.  4«  §•  »5. 
EbentUr*.  von  Regier,  u  Justizsachen,  $.7,  Note  b.  v.  Bkug's  Handbuch  des 
Poliseir.  Th.  I,  8.  197  ff.  Ebendest.  Rechtsfälle,  Th.  III,  N.  4.  Decisiones  im- 
perial.  in  caussis  Mecklenb.  de  a.  »724,  bei  Steh  bei»  a.  a.  O.  MeckJenb.  Erb- 
vergleich v.  1755,  §.  191,  196  f.  , 

c)  Wirtemb.  Verfaa*.  Vertr.'  v.  1819,  %.  100. 

rf>  Wirtemb.  Verfasa.  Vertr.  v.  1819,  %.  89. 

«)  Mosrn  von  der  Landeshob.  in  Steuersachen,  S.  648.  HXunai.iK's  Handb.  des 
t.  Staatsr.,  Bd.  II«,  %.  198,  S.  49  ff«  C.  L.  Hasszb  diss.  de  jure  civium  rationes 
tributorum  extra ordinariorum  eiigendi.  Lips.  1804.  4*  Vcrhandl.  in  d.  Ver- 
samml.  der  Landstände  des  Rönigr.  Wirtemberg,  Abih.  IX  (i8i5.  8-),  S.  3o  ff., 
88  ff.,  i«4  ff-,  20t  ff.  Abtb.  X,  S-  68  ff  (Fischkb)  Leber  das  Casscnrecht  der 
wirtembergischen  Landstände.  Frankf.  1816.  8.  —  Von  dem  Recht  der 
Landständc  zu  geheimen  Aufgaben  und  einer  geheimen  Truhe,  ebendas.  S.  4,— 56. 
—  In  dem  RÖnigr.  Hannover  haben  die  Landstände  die  Mitvcrwaltung  der  Gc- 
neralStcuercasse,  unter  verfassnngsmäsiger  Concurrcnz  u.  Aufsicht  der  Landes, 
herrschaft.  Patent  v.  7.  Dec.  1819,  §.6.  —  Von  dem  braumchweigischen  Landes- 
Stcuercollegium,  einer  gemeinschaftlichen  landesherrlich  -  ständischen  Behörde, 
s.  die  erneuerte  Landschaftordn.  v.  i8w,  §.  19  ff.  u.  die  Verordn.  v.  19.  Oct. 
»8a  1.  —  Von  dem  landständischen  Cassenrecht  in  dem  vormaligen  Fürstenth- 
liiUburghauttn,  s.  das  dortige  Grundgesetz  der  landständ.  Verfass.  v.  1818,  %.  a, 
Ii t.  c,  u.  §•  5oj  desgl.  in  dem  Fürstenth.  Waldeck,  s.  Klüdkr's  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S.  161  u.  968  ff. }  desgl.  in  dem  Uerzogth.  S.  Meiningen,  das  Grundgesetz 
v.  1899*  Art  47  u.  83.    Von  den  *.  weimar-eisenaihitchcn  landschaftlichen  Cas- 
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sen,  und  von  der  den  Landstanden  eingeräumten  Ernennung  des  Gassiers  hei 
der  HauptLandschaftcassc ,  s.  Rlübfb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S-  166,  191  ff.  u- 
aoo.  Von  dem  dortigen  Landschaft  •  oder  OberSteuercollcgium  s.  Schwfitkrr's 
öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WcimarEisenach,  Th.  I,  %.  86.  —  In  Baiern  wurden, 
in  denen  Provinzen,  wo  noch  Landstände  waren,  1807  die  besondern  land- 
schaftlichen Steuercassen  aufgehoben.  Verordn.  v,  8.  Jun.  1807,  in  d.  Regie* 
rungsblatt  1807,  N.  »5.  —  Auch  in  Schweden  haben  die  Reichsstande  eine  be- 
stimmte Aufsicht  über  die  öffentlichen  Gassen. 
J)  Wirtemb.  Vcrfass.  Vcrtr.  v.  1819,  V  iao,  188  u.  io3  (vergl.  unten,  V  4*»'»  b). 
Hildburg  ausische  Verfass.  Urh.  v.  1818 ,  §  5o  —  S.  meiningische  v.  18*9, 
Art.  44  u.  83.  In  Wirtemb.  besteht  übcnliefs  eine  landständisebe  Casse  für 
den  ständischen  Aufwand.   Verf.  Urh.  %.  194. 

s 

§.296.  (225 \y 

S   c   h   l   u   s  s. 

VIII)  Das  verfassungsmäßige  Mitwirkungsrecht  der  Landstä'nde 
liann  sich  erstrecken,  nicht  nur  auf  Errichtung  oder  Prüfung  des  Fi- 
nanzgesetzes (5.  399),  der  Voranschläge  (Etats)  für  StaatsEin- 
nahnic  und  Ausgabe  für  einen  bestimmten  Zeitraum,  sondern  auch  auf 
Contrahirung  «)  und  Tilgung  der  Staatsschulden,  wohin  auch  die 
Ausgabe  von  Papiergeld  (§.  4^3)  gehört,  auf  Uebcrnehmung  neuer 
Lasten  auf  den  Staat  und  dessen  Angehörige,  auf  Erwerb  und  Ver-  1 
äufseiung  der  Staatsgerechtsaine,  des  Staatsei  genthums, 
insbesondere  des  Staatsgebietes  (§.  33o.  353.  354),  auf  Gründung, 
Veränderung  und  Aufhebung  der  Staa  tsan  stal  tc  n  ,  auf  Ausübung 
des  Vertragrechts  mit  Auswärtigen,  insonderheit  bei  Handcls- 
und  Subsidien Verträgen  (§.  558,  a).  IX)  Zum  Beruf  der  Landstände 
gehört  überdiefs,  dafs  sie  in  Hinsicht  auf  Mängel  oder  Miss- 
bräuche bei  der  Staatsverwaltung,  ihre  Wünsche,  Vorstellun- 
gen und  Beschwerden  dem  Regenten  vortragen,  auch  wegen 
verfassungswidriger  Handlungen  Klage  anstellen  6).  X)  Auch  die 
Zahl  der  zu  Ergänzung  des  stehenden  Heeres  jährlich  erforderlichen 
Mannschaft,  kann  zu  einer  Vereinbarung  mit  den  Ständen  ausge- 
setzt seyn  Q«  XI)  Aenderung,  bestimmende  Erläuterung  oder 
Auslegung,  und  Ergänzung  der  V  er f as s u  n  gsu r  k  und  e,  kann 
ohne  verfassungsmäßige  Einwilligung  der  Stände  nicht  Statt  haben  «0. 
XII)  Verbindlichkeiten,  welche  durch  Gru nd vertrüge ,  Staatsvcrträge 
und  Herkommen  des  Teutschen  Bundes  (§.  56,  57  u.  59)  den 
Bundesstaaten  in  Hinsicht  auf  ihre  Verfassung,  Vertretung  und  Ver- 
waltung, oder  in  Ansehung  der  Rechtsverhältnisse  ihrer  Staatsange- 
hörigen, oder  in  Absicht  auf  Leistungen  für  Bundeszwecke,  s.  B. 
durch  Mannschaftstellung  und  Geldbeiträge,  aufgelegt  siad  oder 
werden  ($.  7a),  befinden  sich,  ausser  der  Wirkungsbefngnifs  der 
Landstände,  und  nur  bei  Festsetzung  und  Anwendung  der  Mittel  zu 
deren  Erfüllung,  kann  ihre  verfassungsmäsige  Mitwirkung  eintreten  e). 

a)  Durch  eine  premtüche  Verordn.  v.  17.  Jänner  1810,  §.  s,  ward  festgesetst,  dafs 
künftighin  die  Aufnahme  neuer  Darlehen  nur  mit  Zuziehung  und  unter  Mit- 
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Garantie  der  künftigen  Rcichsständischen  Versammlung  geschehen  könne. 
Prcufs.  GcscUsamml  1810,  St.«.  Einwilligung  der  Landstände  fordert  das 
S.  Mciningische  landständ.  Grundgesetz  v.  »3.  Aug  1829,  Art.  4*  ff. 

6)  Wirtemb.  Vcrfasa.  Urk.  v.  1819,  §.  ia4«  Hildburghausische  v.  1818,  §A  g. 
IM  einingische  v.  1829,  Art.  86-   Vcrgl.  %.  34«. 

c)  Wirtemb.  Verfass.  Urk.,  §.  99. 

d)  Oben  %.  «84,  II.  Baierische  Verf.  Urk.  v.  1818.  X.  7.  Badiache  v.  1818,  §.64 
u.  74.  Wirteinborgische  v.  1819,  §.  177.  Gr.brr.gl.  hessische  v.  i8ao,  Art.  110. 
Iüldburghausische  v.  18)8,  §.  &3.  Schwarzburgrudolstadtischc  landesherrl-  Er- 
tlarung  v.  11.  April  1811,  K.  a. 

e)  Oben  §.  »84,  III,  3.  Wiener  SchlufsActc  v.  i8ao,  Art.  58.  Verfassungsurkun- 
den,  von  S.  Hildburghausen,  1818,  %.  5}  Baden,  1818,  1  u.  »j  Wirtembcrg, 
1819,  §.  3j  GH.  Hessen,  1820,  Art.  1  u.  a;  CoburgSaalfcld,  1811,  Art.  1  u.  a ; 
Braunschweig,  und  blankenb.  erneuerte  Landschaflordn.  v.  i8ao ,  %.  i5; 
Schwarshurg  -  rudolstädtische  landesherrl.  Erklär.  »1..  April  18a  1  ,  Num.  6. 
(So  auch  die  OrganisationsUrkunde  für  die  Landständc  des  Fürstenthums 
Nruchäte)  y.  a6.  Dcc.  1814,  Art.  n  ,  in  Beziehung  auf  das  Verhältnis»  su  der 
Eidgenossenschaft.  Handb.  des  Schweixer.  Staatsr. ,  S.  468.)  —  Im  Juni  1817 
verweigerten  die  ineckleiiburg  schwerinischen  Laudständc  die  Fortsetzung 
freiwilliger  Beihülfe  »u  Unterhaltung  des  BundcsContingents  in  Friedensxcitcn- 
Der  Grofsherxog,  sich  dcfshalb  auf  Bundcsbcschliisse  beziehend,  drohte  ihnen 
hierauf  mit  Kölhigung  au  gebührender  Tbeilnahine  an  der  Erfüllung  der 
bundusmäsigeu  Verpflichtiuig. 

§.   297.  (226.) 
Gruwlsätze  über  Art  und  Umfang  der  lanHständtschcn  Rechte. 

1)  Das  ver  fasstingsmäsige  Mitwirkt!  11  gs  recht  der  Land, 
stände,  für  Ausübung  bestimmter  Hoheitrechte  und  Wahrung  des  Ge- 
meinwohls, in  einzelnen  Staaten  auf  verschiedene  Art  gestaltet,  hebt  die 
Regie  rungseinheit  nicht  auf.  Dasselbe  schliefst  daher  weder  eine 
Mitregentschaft  in  sich  «) ,  noch  eine  T  h  e  i  1  u  n  g  der  Souve- 
rainetät  oder  R  egierungsge  wal  t  zwischen  dem  Regenten  und 
den  Ständen,  noch  eine  gänzliche  Trennung  der  inneren  allge- 
meinen Hoheitrechte.  Nach  der  wiener  SchlufsActe  von  1820, 
Art.  57,  mufs,  in  den  monarchischen  Bundesstaaten,  die  gesammte 
Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupt  des  Staates  vereinigt  bleiben  (§.  084). 

II)  Ihrer  ursprünglichen  und  wesentlichen  Bestimmung' nach,  gebührt 
den  Landständen ,  so  weit  ihre  Befugnisse  reichen,  allgemeine 
Vertretung  hei  dem  Regenten,  in  Hinsicht  auf  die  Gesammtheit 
der  Unterthanen ,  so,  dafs  die  Gesammtheit  der  Landstände,  als  Re- 
präsentant der  Gesammtheit  des  Volkes  anzusehen  ist  ($.  379  u.  289), 
und  jedes  Mitglied  der  Stand e Versammlung  das  Interesse  nicht  blofs 
seines  Bezirks  oder  seiner  Standesclasse ,  sondern  des  ganzen  Landes 
wahrzunehmen  hat;  ein  Grundsatz ,  der  in  den  meisten  der  neuern 
landständischen  Verfassungsurknnden  ausdrücklich  ausgesprochen  ist  *). 

III)  Ausser  den  oben  ($.  294)  angezeigten  landschaftlichen  Funda- 
xncntalRcchten ,  streitet  die  Rechtsv ermuthun g,  gegen  die  recht- 
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liehe  Notwendigkeit  landständischer  Mitwirkung  oder  Theilnahme  an 
der  Staatsverwaltung,  so  fern  nicht  eine  entgegenstehende  besondere 
Rechtsvenmuthung  landesgrundgesetzlich  begründet  ist  c).  IV)  Zweck- 
gemäfs  ist,  i)  die  Festsetzung  schiedsrichterlicher  Entschei- 
dung, für  den  Fall  eines  Zwiespaltes  über  Auslegung  oder  Anwend- 
barkeit der  Verfassungsurkunde  <*) ,  und  2)  eine  Bestimmung  über  die 
Art,  wie  Zusätze,  Erläuterungen  und  Aenderungen  der 
Verfassungsurkunde  zu  Stande  gebracht  werden  können  0«  V)  An- 
trage, Vorschläge,  Vorstellungen,  Bitten,  Wünsche, 
Anzeigen,  Erinnerungen  und  Beschwerden/),  das  Staats- 
wohl betreffend ,  unaufgefordert  Tor  die  Landesherrschaft  zu  bringen, 
steht  den  Landständen,  wie  allen  Unterthanen ,  frei.  VI)  Wegen 
Mifsbrauchs  ihrer  verfassungsmäßigen  Rechte,  sind  Landstände  ver- 
antwortlich. 

o)  PtfTTsa's  Lit.  III.  1061.  Klöbbb's  Lit.  «73.  Moskb  von  der  Landeshoheit 
überhaupt,  207.  Ebenden.  von  der  Rcichsstände  Landen ,  3i  1.  839.  Strubels 
Nebenstunden »  Th.  II ,  S.  35i  ff.  Scbsaubsbt's  Staatsr.  der  gesammten 
Reicbslande,  S.  41«  >47«  P»t.  Aht.  Fbsbb's  Etwas  über  die  Wahlcapitulationen 
in  d.  geistl.  Wahlstanten  (1778.  8.),  8.  n3.  Lösung  des  StaatsProblcms :  ist 
mit  dem  Begriff  der  Souverainetät  der  Begriff  der  Land«  tan  de  Tereinbar? 
1806.  4.  Vcrgl.  Pütteb's  Beitr.  I.  »79«  «*  C.  Abbaübr  über  landschaftliche 
Verfassung  und  NationalRepräsentation.  Landab.  1809.  8.  —  Freunde  des 
achwankenden  Rechtes,  vermeiden  bestimmte  Aeusserungen  hierüber.  Pütter 
a.  a.  O.  und  in  s.  instit-  juris  publ.  germ. ,  §.  ao3,  legte  den  Landstanden 
*spectem  coimperüv  bei,  nachdem  er,  %.  i3t ,  den  ehemaligen  Reichsständen 
geradezu  coimperium  sugeschrieben  hatte.  —  Cocczji  in  s.  juris  publ. 
prudentia  (1713),  c.  7.  %,  11.,  schrieb  den  Reichsständen  societatem  potestatis 
bu.  Für  «integrirende  Thcile  des  Staatsregimentes»  erklärt  sie ,  C.  W.  Schksk 
über  Regentenbevormundung,  Stande  u.  ständische  Verfassung.  (Ilmenau 
i8a3.  8.),  S.  38.  —  Ob  die  Landstände,  als  Corpus,  in  diesem  Verhältnis 
als  Unterthanen  bu  betrachten  seyen?  s.  Mosbb  von  der  R.  Stände  Landen* 
548.  83o.  895.  Oder  als  prmtegirte  Unterthanen  und  Rothe?  v.  Rots'*  Staatsr. 
der  Reichslande,  II.  55.  Oder  ob' sie  in  Verfassung ^mdj  ig  modificirter  Unterordnung 
ku  der  Landesherrschaft,  oder  ihr  verfasssungsmäsig,  für  Ausübung  bestimmter 
Hoheitrechte  und  Wahrung  des  Gemeinwohls,  blofs  zur  Seite  stehen? 

6)  Landständische  Verfassungsurkunden  seit  1816:  weimar  -  eisenachische ,  %.  67  j 
schwarzburg - rudolstädtische ,  %.  ij  hildburghausischc ,  \.  6?  badische,  %.  69} 
wirtembergische  ,  §.  i55;  grofsh.  hessische,  Art-  88;  braunschweigische  er- 
neuerte Landschaftsordnung  von  1810,  %.  1  u.  46;  Coburg  •  saalfeldisehe , 
$.34  u  37$  meiningisebe  v.  1819,  Art.  79.  —  80  auch  schon  Scbvtkdkr, 
introd.  in  jus  publ.  c  i3.  p.  869.  H\bkh.lib'b  Reichshittorie,  IL  4^7«  V1IL 
692.  (  v.  Hkhdmchs  )  Gedanken  über  die  allerwichtigste  Angelegenheit 
Teutschlands.  Th.  I  (1795.  8.),  S.  a33.  Pöttbb  a.  a.  0.  —  Dawider f  Bibübb 
de  nat.  et  indole  dominii  in  territoriis  Germ.  üb.  Tl.  c.  6«  A.  F.  II.  Possk 
über  das  Staatseigenthum  in  den  teutschen  Rcicbslanden ,  und  das  Staats- 
Repräsentationsreeht  der  teutschen  Landstände  (Rost  u.  Lcipz.  1794.  8.)» 
Abschn.  IL  Göbbbb  von  StaaUrecbtsdienstbarkeiten,  V  60. 

c)  Stbvbkb  ,  Th.  III.  Bed.  84.  Bunan  obss.  juris  publ.  p.  i56.  Mosbb's  Justiz- 
verfassung,  I.  206.  Schhavbbbt's  Beiträge,  I.  96.  —  Von  dem  landständischen 
MitTvirkungsrccht  bei  Landes  -  und  Domänen  Veräusserungen  ,  bei  Landesver* 
theidrgungsAnstaltcn ,  bei  Besetzung  des  Ilofgerichtes ,  bei  Contrafairung  neuer 
Landesschulden,  Moser  von  der  R.  Stände  Landen,  i38i>  i383.  —  Von  ihren 
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Rechten  bei  Gefahr,  besonders  wahrend  der  Abwesenheit  oder  Verhinderung 
des  Landesherrn,  bei  Gemulhkrankheit,  oder  Gefangenschaft  desselben,  bei 
Erlöschung  der  RcgentenFamilie ,  ohne  SuccessionsBerechtigtc  t  bei  Aendcrung 
der  Staatsverfassung,  u.  d.  m. 

d)  Gesehehen  war  dieses  in  dem  (durch  das  meiningische  landschaftliche 
Grundgesetz  v.  1809,  Art.  110,  aufgehobenen)  hildburghaus,  landschaftl. 
Grundgesetz  v.  1818,  \.  5j.  —  Staatsgesetz  der  Grofshcrzogc  von  Mecklenburg- 
Schwerin  u.  Sirelitz  v.  8.  Nov.  1817*  betr.  eine  mit  ihren  Landständen  getroffene* 
Vereinbarung ,  dafs  und  wie  Streitigkeiten  zwischen  der  Landesherrschaft 
und  den  Ständen  «über  Landesverfassung,  Landesgrundgesetze,  sonstige 
öffentliche  Verträge  ,  die  Ausübung  und  Anwendung  derselben ,  so  wie 
überhaupt  wegen  Ausübung  der  landesherrlichen  Gewalt»,  durah  beiderseits 
erwählte  Schiedsrichter  entschieden  werden  sollen,  so  dafs  diese  bei  Verletzung 
des  Besitzstandes,  nach  Umständen,  selbst  vor  dem  Versuch  der  Güte,  ein 
Inhibitorium  zu  Erhaltung  des  vorigen  Status  quo,  oder  ein  angemessenes 
Intermi8ticum  erkennen  können,  und  dafs  die  Landstände  bei  unterbleibender 
Foigelcistung  den  Recurs  an  die  B.  V.  durch  die  Schiedsrichter  nehmen  können, 
als  Beilage  87  zu  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  aa.  Dec.  1817,  u.  in  den  Constitutionen  der 
europ.  Staaten,  Th.  III,  S.  438.  Ward  garantin  von  dem  T.  Bund,  «um  alle 
Bestimmungen  desselben ,  in  welchen  auf  den  Bundestag  Bezug  genommen 
worden,  jederzeit  aufrecht  erhalten  zu  wollen».  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817, 
%.  4'6j  1818,  %.  .1*7.  —  Die  tchwarzhurg -  rudolitadtitch»  landesherrliche 
Erklärung  v.  st.  Apr.  18«  1,  Num.  6,  bewilligt  compromiasarische  Entscheidung 
der  Bundesversammlung,  wenn  bei  den  Landständen  Zweifel  darüber  ent- 
stehen ,  ob  daa  StaatsbedfirfnUs  einer  Steuerforderung  der  Regierung 
begründe.  —  Man  s.  auch  die  wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art  60,  wo  eine 
ähnliche  Bestimmung  für  den  Fall,  wenn  die  Undatändische  Verfassung  von 
dem  T.  B>mld  garantirt  ist. 

e)  Badische  Vcrfafs.  Urk.  v.  1818,  %■  64  u.  74.  GH.  hessische  r.  1820,  Art.  110. 
Schwarzb.  rudol städtische  landesherrl.  Erklärung  v.  11.  Apr.  1811,  Num.  9. 

f)  Gravamina  ordinum  provincialiura,  Landesbeschwerden;  cahiers  de  doleance, 
in  dem  alten  Frankreich.  «—  Auch  das  Recht  zu  gerichtlicher  Klage  wider  das 
Staatsministerium  u.  einzelne  oberste  Staatsbeamte,  wegen  Ungesetzmäsigkcit 
der  Regierungshandlungen,  kann  den  Landständen  eingeräumt  seyn.  Vergiß. 
396,  VI,  «.  84*. 

§.    298.  (227.) 

Langst  dndische  CollegiaL  und  Deputations  Rechte.   Diener,  und  Zusam- 
menkünfte, jiussclüisse.  Aufnahme  neuer  Mitglieder. 

J)  Den  Landständen,  als  einer  eigenen,  für  sich  bestehenden 
Corporation,  steht,'  in  der  Regel,  das  Hecht  su,  unter  landes- 
herrlicher Oberaufsicht ,  ihre  coUegialischen  Angelegenheiten 
nach  Gutfinden  zu  bestimmen  «),  und  die  nötbigen  landschaftlichen 
Beamten  zu  bestellen,  auch  Canzle  i cn,  Archive  und  Registra- 
turen zu  unterhalten  U)  Willkührliche  Zusammenkünfte 
(PrivatConvente)  und  Selbsteinberufung  zu  einem  Landtag, 
werden  ihnen,  in  den  meisten  Staaten,  nicht  mehr  gestattet  c);  doch 
sind  Ausnahmen  von  dieser  Regel  in  ausserordentlichen  dringenden 
FSIlcn  für  unzulässig  nicht  zu  achten  <*).  III)  In  manchen  Staaten 
sind  (vir  gewisse,  laufende  oder  blofs  vorbereitende,  Geschäfte ,  land- 
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ständische  Commissionen,  Ausschüsse  oder  Dcputati  o  nen 
angeordnet,  zuweilen  ein  weiterer  oder  grosserer,  und  ein  enge- 
rer Ausschuß»  *),  in  manchen  Ländern  fortbestehend  auch  ausser  der 
Zeit  der  allgemeinen  Ständeversammlung/).  IV)  Einseitige  Auf- 
nahme neuer  Mitglieder  findet,  in  der  Regel,  nicht  Statt:  wohl 
aber  landesherrliche  Erhebung  eines  Gutes  zu  einem  landtag- 
fähigen, wo  und  so  weit  Guter  dieser  Art  bestehen. 

o)  Bbkyxb  diss.  de  poteatate  Augustissimi  suppletoria,  Scct.  II.  %.  .11.  Mosxa 
v.  der  R.  Stände  Landen,  65«).  —  Von  L'uiunen  der  Stände,  s.  Moskb  a.  a.  O. 
65«)— 713.  \\ib-  niq.  —  Von  ihren  Siegeln,  s.  ebenda».  818.  Mossa's 
Rcchtsmatcrien  ,  St.  VIL  N.  a.  Von  den  waldcckischcn  Landständen ,  s. 
RlüdkiTs  Staatsarchiv,  Bd.  II ,  S.  i56  f.,  161,  »65  u.  a68  ff. 

b)  Wirtemberg.  Verfafs.  Urk.  V.  1819,  %.  io3  u.  f.;  weimarische  v.  1816,  %. 
67  ff.;  bildburghausische  v.  1818«  §.  M  ff.;  Coburg  •  saalfeldische  v.  1811, 

104  >  meiningiache  v.  i8«4»  81— 84«  v.  1819,  ö3  ff.  —  Ein  Limdmarschnll, 
erblich  oder  gewählt ,  besteht  in  mehreren  Landschaften ,  e.  B.  in  Hannover, 
Hurhessen,  Mciningen.  —  Auch  landschaftliche  Vorsteher  sind  in  etlichen  Staaten 
angeordnet.  —  Von  dem  LandSyndicue  s.  die  braunschw.  erneuerte  Land- 
schaftordn.  v.  i8ao,  %.  38.  —  Von  Landratken  s.  Moskb  v,  d.  R.  Stände  Landen, 
76a.  M.  C.  Cdrtius  hist  polit.  Abhandl.  xvj.  v.  Bebo's  teutsches  Magazin, 
1796,  Heft  II,  Num.  6.  Von  Landräthen  in  dem  ehemaligen  Grofshcrisogthuin 
Berg,  s.  Rhein.  Bund,  I.  110.  —  Von  LandschqfiCmsulenten ,  Syndicen,  Canzlern, 
Archivaren,  Secretären,  Refütraioren,  Adoocatcn,  u  s.  w.  Mosxn  a.  a.  O.  Boa.  — 
Von  landständischen  Archiven,  Registraturen,  Kanzleien.  Bibliotheken,  Gebäuden, 
ebendas.  816.  819.  Weisse'*  k.  sächs.  Staatsr.  ,  Bd.  I  ,  §.  8a-  Schtikb's 
Staatsr  des  Hönigr.  Baiern,  Tb.  I,  %.  16a. 

c)  S.  vreimar  •  eise  nach.  Verfafs.  Urk.  v.  1816,  $.66;  baierischc  v.  1818,  VII, 
3i ;  badische  v.  1818,  fis;  hildburghausische  v.  1818,  %.  45;  meiningische 
v.  »8a9,  Art.  5t;  fürstl.  liechtensteinische  v.  1818,  %.  10;  wtrtembcrgische  v. 
1819,  §.  19a;  grofsh.  hessische  v.  i8ao,  Art,  63.  In  dem  Königr.  Sachsen  sind 
die  seit  dem  i5.  Jahrhundert  üblichen,  selbst  in  LandtagHcvcrsen  u.  Landtag- 
Abschieden  genehmigten  willkührlichen  Zusammenkünfte  seit  der  LandtagOrdn. 
v.  1738  ausser  Wirkung  gekommen.  K.  F.  Ha.vshabVs  Beiträge  sur  Henntnifs 
der  kursäebs.  Landesversammlungen  ,.  Tb.  II  (Leipz.  1798.  8,),  Kum  1. 
Mossa  a.  a.  O.  1519.  —  «Das  Ausschreiben  der  Landtage  ist  ein  landes- 
herrliches Vorrecht,  aber  auch  eine  Schuldigkeit«;  Abhandlung  hierüber,  in 
Mosens  Abhandlungen  verschiedener  Rechtsmaterien ,  St.  VII,  S.  6ai — 664. 

ff)  Vergl.  oben  «97,  e. )  Moser  von  der  Landstände  Conventen,  ohne  landes- 
herrliche Bewilligung;  in  seinen  Nebenstunden,  St.  VI,  S.  876— 90a.  ßbenders. 
von  der  tcutschen  Rcichsstände  Landen ,  S.  i499«  —  In  dem  Hersogthum 
Bmunschweifr  steht  den  Landständen  dieses  Recht  seit  alten  Zeiten  eu.  Moseb's 
Nebenst.  St.  VI ,  S.  879.  In  der  dortigen  Landschaft  Privilegien  u,  Befugnissen 
v.  9.  Apr.  i"-~o,  %.  18,  heifst  es:  «Getreuer  Landschaft  ist  gestaltet,  sich  nur 
Beratschlagung  der  Landesnothdurft  vermöge  hergebrachter  alter  Freiheit  in 
r.ugelasscnen  Fällen  susammen  su  bescheiden  ,  welches  für  keine  verbotene 
Conventicula  und  Conspirationes  gehalten  werden  soll».  In  der  erneuerten 
Landschaftordnnng  v.  i8«o  ,  %.  39,  wo  von  dem  Recht  des  Landesherm  eu 
Ausschreibung  und  eu  Zusammenberufung  einzelner  Mitglieder  die  Rede  ist, 
heifst  es:  «Dergleichen  Zu sammentretungen  können  auch  von  den  Mitgliedern 
der  Landschaft  selbst  eingeleitet  wcr«lcn;  wenn  sie  eine  besondere  Veranlassung 
eu  haben  glauben,  über  Gegenstände  von  gemeinsamen  Interesse  sich  eu  berat- 
schlagen; jedoch  ntufs  vor  der  wirklichen  Versammlung  selbst  davon  und  von 

• 
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dem  Zwecke  der  Versammlung  zeitig  der  Landesherrschaft  gehörige  Anzeige 
gemacht  werden».  Als  der  Herzog  Carl  sich  weigerte ,  diese  der  That  nach 
vielfältig  von  ihm  schon  anerkannte  erneuerte  Landschaftordnung  fernerhin 
anzuerkennen  und  die  darin  verordneten  Landtage  auszuschreiben  ,  er  auch 
Anlafs  zu  wichtigen  landatändischen  Beschwerden  gegeben  hatte ,  beriefen  die 
beiden  Ausschüsse,  der  weitere  und  engere,  am  11.  April  1839  sämmtliche 
Landstände  auf  den  31.  Mai  1819  zusammen,  und  machten  zu  gleicher  Zeit  dem 
Herzog  hievon  Anzeige,  hielten  auch  die  ausgeschriebene  Zusammenkunft,  auf 
welcher  Beschwerdefübrung  bei  der  Bundesversammlung  beschlossen  ward. 
Als  am  7.  Sept.  i83o  dieser  Herzog  bei  einem  Aufruhr  und  erfolgter  Anxündung 
seines  Residenzschlosse*  zur  Flucht  in  das  Ausland  war  genöthigt  worden, 
beriefen  am  9.  Sept.  die  beiden  Ausschüsse  «die  gesammten  Mitglieder  der 
Landschaft,  als  die  gesetzmäsigen  Repräsentanten  des  Landes»,  zusammen. 
Auf  der  hierauf  erfolgten  Versammlung,  erging  das  oben  (%.  «55,  d)  angef. 
Und  ständische  BeschwerdeManifest  wider  den  Herzog,  vom  «7.  Sept.  i83o. 
Die  B.  V.  erklärte  durch  Beschlufs  v.  4.  Nov.  i83o,  die  erneuerte  Landschaft- 
ordnung für  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehend. 

e)  Moseb  a-  a.  O.  765.  Von  dem  Königr.  Sachsen  s.  Wbissb's  k.  sächs.  Staatsr., 
Bd.  I,  §.  58  —  6»,  73  u.  f.  u.  ein  k.  Decret,  S.  io3.  Braunschw.  erneuerte 
Landschaftordn-  v.  1820,  %.  35  u.  f.    So  auch  im  Anhaltischcn,  %.  387. 

y")  Mccklenb.  Erbvergl.  v.  1755,  \.  i"6  ff.,  S.  weimar-eisenach.  Grundgesetz  über 
die  landst.  Vcrfafs  ,  io5  u.  ff.  Hildburghausische  Verfafs.  Urk.  v.  1818, 
§.3,  29  u.  f.  43  u.  f.  ;  badischc,  §.  61  j  wirtembergische ,  $.  187  — 19» ;  Coburg 
saal  feldische,  §.  104  ff.;  meiningische  v.  1839,  Art.  53  ff.;  sehwarzburg  -  rudol- 
stadtische landesherrl.  Erklär,  v.  31.  Apr.  1831,  Num.4.  Waldeckiscber  Landes- 
vertrag, v.  19.  Apr.  1816,  %.  31  u-  ff.  In  Tyrol  hat  man  drei  Arten  von  landständi- 
schen Versammlungen,  den  grofsen  ofTenon  Landtag,  den  grofsen  AusschufsCon- 
grefs,  die  perennirende  oder  perpetuirliche  Activität.  In  Böhmen  und  Mähren 
besteht  ein  permanenter  LandesAusschufs,  in  Niederöstreich  im  Lande  unter  der 
Enns,  und  im  Lande  ob  der  Enns,  in  Steiermark  und  in  Kärnthcn,  ein  Colle- 
gium  der  Verordneten  u.  ein  Collegiuin  der  Ausacbufsräthe. 

Versammlungen  der  Landschaft.   Aussclureibung.    Ort  und  Zeit. 

Sä*-  und  Stimmordnung. 

I)  Nach  Verschiedenheit  der  Landesverfassung  und  der  Umstände, 
werden,  unter  verfassungsmäsiger  Mitwirkung  des  Regenten,  ordent- 
liche und  ausserordentliche  Landtage,  allgemeine  Land- 
tagTersammlungen,  und  engere.  Ausschufs-  oder  Deputationstage, 
gehalten*).  II)  Zu  dem  Ort  dieser  Versammlungen  wird  meist  die 
landesherrliche  Residenzstadt  gewählt,  zu weilen  auch  ein  anderer, 
bestimmter,  oder  beliebiger  Ort  *).  III)  Die  Ausschreibung  der 
ordentlichen  Landtage  (Convocation)  ,  die  Einberufung  der  Landstände, 
geschieht  von  dem  Regenten  *).  IV)  Was  die  Zeitbestimmung  betrifft, 
so  geschieht  die  Ausschreibung  entweder  zu  bestimmter  Zeit ,  z.  B. 
jährlich,  oder  nach  zwei,  drei,  oder  sechs  Jahren,  oder  ausserordent- 
lich so  oft  es  nöthig,  insonderheit  nach  einem  Regierungswechsel, 
oder  nach  Gutfinden ,  allenfalls  auch  auf  Ansuchen  der  Landstände  d). 
V)  Die  Sitz  -  und  St  immordnong  in  dem  Plenum,   oder  in  den 


Digitized  by  Google 


416 


II.  Theil.  Iii.  Cap. 


verschiedenen  Abtbeilungen  der  Standeversammhing  (§.  390),  oder 
auch  in  den  verschiedenen  Classen  der  Landstä'nde  ($.  '291),  ist  ent- 
weder nach  einer  bestimmten  Regel  festgesetzt  oder  willkührlich  <•)• 

o)  Reich ardt  diss.  de  stalibus  provincialibus,  p-  12.  Rtccies  spicil.  juris  germ. 
priv.  aa3-  Moser  v.  d-  tt.  Stände  Landen,  i385.  i4q3-  1497-  Weissk's  angef. 
Lehrb- ,  Bd.  II,  66  ff.  —  V on  gemcinschafttkheii  und  hrsond^rn  Landtagen  in 
Hessen  ,  Schaumburg  und  in  den  verschiedenen  Landestheilen  der  Fürsten  von 
Reufs  jüngerer  Iiauptlinic,  s.  oben  %.  oH6  u.  187 ,  u.  Moser  a.  a  O.  610.  i5i4- 
Lpi>i>erhosk's kleine  Schriften,  I.67.  n4« —  Von  Autschu ss Versammlungen, s.  oben 
%.  »98  u.  Moser  a.  a.  O.  i5»4*  D.  G.  Schreher  von  churf.  sachs.  Land-  u.  Aus- 
schufstagen.  Halle  1754-  »7»9-  »79^.  8.  (Auch  in  F.  C  Mosku's  diplomatisch- 
hislor.  Belustigungen,  Th.  I,  S.  i85).  E.  C.  Weisse's  Zusätze  hiezu.  Leipz. 
1799.  8*  ~  Von  ehemaligen  Stj/ltagen  in  dem  Königreich  Sachsen,  s.  Rohkr 
a.  a.  0. 

6)  Moser  von  d.  R.  Stande  Landen  ,  i5oo.  —    Von  Landtagen  unter  freiem  ' 
Himmel,  ebenda*.  458«   Schzörer's  Staatsanzeigen,  Heft.  3i,  S-  411  Liee- 
habrr's  Beitr .  zur  Erörter.  dcrStaatsverfass-  der  braunschw.  IGneb.  Churlaude 
(Gotha  1794.  8.),  S.  »so. 

c)  Vorrecht  und  Schuldigheit  hiebei.  Moser  a.  a.  O.  1496.  £6cndcss.  Rechts- 
materien, VII.  621.  —  Von  der  Landstände  Conventen  ohne  landesherrliche 
Bewilligung;  oben  %.  298,  d.  Strub* >  obss.  juris  et  hist.,  obs.  IV.  %  »4.  —  Die 
Verfassung  bestimmt,  ob  und  an  welche  Landstande  eigene  landesherrliche 
Einigt  ufuiigsRctcripte  su  erlassen  seyen. 

d)  Moser  von  der  R.  Stünde  Landen,  i5oo.  —  Von  den  Verfassungsurkunden 
seit  Errichtung  des  T.  Bundes,  bestimmen  die  baierische,  wirtembergische , 
grofsher/.oglich  -hessische ,  meiningische  alle  3,  die  badische  alle  a  Jahre  eine 
ständische  Versammlung.  Ein  badisches  Gesetz  v.  14.  Apr.  i8»5  änderte  dieses, 
auf  3  Jahre. 

e)  Die  braunschweigische  Landtagordnung  von  1820,  %.  45,  will,  dafs,  in  den 
beiden  Sectioncn  der  Landstande  ,  «  bei  den  Berathsch lagungen  keine 
Abtheilung  noch  Unterschied  der  Mitglieder,  und  eben  so  wenig  eine  gewisse 
Ordnung,  in  Ansehung  des  einzunehmenden  Sitzes  und  der  Abstimmungen 
statt  finde».  Anders  das  meiningische  Grundgesetz  v.  1824,  §-  54;  das  folgende 
von  1829,  Art.  92  ff.  schweigt  hievon. 

§.  300.  (229.) 

Verhandlungen  w'tÜirend  der  St  äntlever  Sammlung,    Entlassung,  Ver- 
tagimg,  Auflösung.    Neue  Deputirtemvalden.  Oeflvntlichkeä. 
Meinungs-,  Rede-,  Press-  und  Arrest  fr  eiheü. 

I)  Für  die  Verhandlungsart  in  der  Stande  versammlang,  besteht 
gewöhnlich  eine  Geschäft-  oder  Verhandlungsordnun  g,  ent- 
weder in  der  Verfassungsurkunde,  oder  abgesondert  von  derselben. 
11)  Unter  Beobachtung  des  gehörigen  Ceremoniels  *),  erfolgen 
bei  einer  Stände  Versammlung:  1)  die  Eröffnung  des  Landtags; 
2)  die  Ernennung  oder  Erwählung  des  Präsidenten  und  des  Vice- 
Präsidcnten  oder  des  Landschaft!  )irectors ,  da  wo  nicht  ein  bestän- 
diger Präsident ,  ».  B.  der  Landerbmarschall  oder  Landmarschall ,  ist, 
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die  Ernennung  der  Secretäre,  die  Legitimation  der  erschienenen 
Mitglieder  der  Ständeversammlung  *),  und  die  Bildung  eigener  Aus- 
schüsse, Comites  oder  Commissionen ,  für  Vorbereitung,  Prüfung 
und  Vortrag  einselner  Arten  von  Gegenständen;  3)  die  landesherr 
liehen  Propositionen  c)  (Postulate);   4)  die  Vorlegung  des  Fi- 
nanzberichtes und  Finanzplans  ($.  3i)oJ ,  so  -wie  der  Entwürfe 
zu  neuen  Gesetzen  und  Einrichtungen*  5)  die  Festsetzung  der 
Tagsordnung;  6)  die  Anhörung  der  Redner,  die  Erörterung, 
mit  gesetzmäßiger  Freimütbigkeit  und  Freiheit  der  Rede,  und 
die  Beratschlagung,  allgemeine,  oder  abgesonderte,  nach  den 
Al>theilungen  oder  Classen  der  Landstande  4),  auch,  für  gewisse  Ange- 
legenheiten, des  Ausschusses,  und  zwar  in  oder  ohne  Beiseyn  landes- 
.  herrlicher  (zu  Einmischung  in  die  Erörterung  berechtigter  oder  nicht 
berechtigter)  Commissarien,  öffentlich  oder  bei  verschlossenen  Thören 
(in  geheimer  Berathung  oder  geheimem  Co  mite) ;  wenn  die  Berat- 
schlagung für  geschlossen  erklärt  ist;  7)  die  Abstimmung  der  Ein- 
zelnen, mündliche  oder  schriftliche,  laute  oder  stille  (geheime,  mit 
weissen  nnd  schwarzen  Kugeln),  und  .zwar  in  der  Regel  nach  eigener 
Einsicht,  ohne  Mandat  oder  Instruction  (§.  297);  8)  die  Fassung  der 
Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit  der  Einzelnen,  oder  der  Abthei- 
kingen (Curien)  v  in  der  Landschaft,  in  den  zu  solcher  qualificirten 
Fällen  0;  9)  die  Communication  unter  den  verschiedenen  Abthei- 
lungen der  Ständeversamralung  (§.  290);   10)  die  Erklärungen  der 
Stütideversarrrmlung,   beifällige,    einwilligende,    gotachtende,  abwei- 
chende, verweigernde,  mifsbilligende  (landständisches  Veto,  $.  295); 
11)  die  Verabredung  und  Entwerfung  der  Landesbeschwerden/), 
der  Landes  geh  rechen,    Erinnerungen  und  Desiderien, 
der  Vorstellungen,  Vorschläge,  Anträge  undBitt  e  n;  is)die 
landesherrlichen  Resolutionen,  der  LandtagsAbschied  «*),  auch 
der  Deputation  sAbschi  ed  ;   i3)  zuweilen  besondere  landesherr- 
liche Entschliessung  oder  Resolution  auf  die  ständischen  Beschwer- 
den (.Erledigung  der  Landesgebrechen ) ;   1 4 )  die  Entlassung  oder 
Schliessung  des  Landtags  mit  oder  ohne  Feierlichkeit.  III)  Meist  bestehen 
positive  Bestimmungen,  über  die  Dauer  des  Landtags  und  deren 
Verlängerung  oder  Abkürzung,  über  die  Vertagung  und  die  Auf- 
lösung  der  Ständeversammlung     ,    über    den   Zeitraum,  nach 
dessen  Ablauf  neue  De p uti rteu wählen ,  und  nach  welcher  Ord- 
nung, vorzunehmen  sind,  über  den  Ersatz  der  in  der  Zwischenzeit 
abgegangenen  Deputirten,  über  die  Verpflichtung  der  Ständemit- 
glieder, u.  d.  m.     IV)  Oeffentlichkeit  der  landständischen  Ver- 
handlungen ( Zulassung  des  Publicums  in  den  Sitzungen ,  uod  öffent- 
liche, gedruckte  oder  lithographirte,  Mittheilung  des  Denkwürdigen 
der  Verhandlungen),  als  Regel,  ist  zweckgemäfs,  theils  als  Sporn 
für  Thatigkeit  und  Berufpflicht  der  Mitglieder,  theils  als  Erinnerungs- 
und  Bildungsmittel  für  Staatsbeamte  und  Mitglieder  der  Ständevcr- 
sammlung,  theils  damit  die  Nation  ihre  Staatsmänner  und  Stellvertreter 
in  ihrem  öffentlichen  Charakter  kennen  lerne,  und  auch  für  Anregung 
sj*w»  «ov.u.  BKfct.  3.  Aua.  27 


Diai 


418  II*  TheiK  HL  Cap. 

- 

eine«  verfassungsmSsigen  Volklebens  0*  Was  in  Hinsicht  auf  öffent- 
liche Rechte  und  Pflichten  im  Namen  Aller  verhandelt  wird,  mufs,  in 
der  Regel,  auch  Allen  kund  werden,  und  was  das  Licht  vertragen 
kann«  hat  nicht  nuthig,  das  Licht  asu  scheuen.  Daher  gilt  der 
Geist  der  Oeflentlichkeit  in  ständischen  Verbandlungen,  für  den 
Genius  des  öffentlichen  Wohls.,  V)  Wie  diese  Oeftentlichhcit,  eben 
so  liegen  auch  gemäsigte  Opposition,  Meinungs«,  Rede«  und 
Prefsfreihcit  ($.  5o4  u.  f.),  desgleichen,  in  der  Regel,  Arrest« 
frei  hei  t  der  Mitglieder  der  Ständevcrsammlung,  in  der  Natur  einer 
Repräsentativ  Verfassung  EinVerstofs  gegen  das  Reglement, 
kann  den  Ruf  sur  Ordnung,  mit  oder  ohne  Censur,  die  Ausschliessung 
von  der  Versammlung,  selbst  die  Verweisung  vor  eine  richtende 
Behörde,  begründen. 

.  # 

a)  Von  dem  landesherrlichen  Geremoniel,  s.  Moseb*s  Recbtsniaterien ,  St.  IV, 
8.  48i. 

6)  Von  dem  Erscheinen  der  Grafen  und  Herren  durch  Abgeordnete,  der  Univer- 
sitäten, der  Slädte,  der  -amtsässigen  RitterCurien ,  durch  Bevollmächtigte,  s. 
Beichahdt  diss.  cit. ,  p.  33.  sqq.  Auf  den  Landtagen  der  östreichischen  su 
dem  T.  Bund  gehörenden  Staaten,  ist  jeder  Landstand  der  drei  oberen  Classen 
verpflichtet ,  persönlich  zu  erscheinen,  und  selbst  in  den  wichtigsten  Verhin- 
derungsfällen kann  er  durch  einen  Bevollmächtigten  sich  nicht  vertreten  lassen ; 
nur  in  OestreichiscfaSchlesicn  zeigen  sich  Ausnahmen  hievon.  Bisikobb  a,  a. 

0.  S.  470  L 

c)  Momb  v.  der  R.  Stände  Landen ,  S.  i5o3.  ' 

d)  Mose«  a.  a.  O.  i5o4  ff.  —  In  der  Ständet crsammlung  sollen  die  dahin 
gehörenden  Angelegenheiten  frei  besprochen  und  erörtert  werden,  ohne  Furcht 
vor  Rache,  die  von  absoluter  Gewalt  zu  besorgen  wäre.  Die  Regierung,  die 
Ii  eine  Partei  ist,  sieht  der  Erörterung  beobachtend  su,  und  benutzt  für  das 
Staatr.wohl  die  dadurch  erhaltenen  Aufklärungen  und  Winke. 

r)  Stkuben  obss.  juris  et  bist.  «06.  —  Von  dem  Recht  in  Theile  tu  gehen  (jus 
cundi  in  partes,  itio  in  partes)  s.  E.  F.  Gborgii,  ob  und  in  wie  fern  jus 
eundi  in  partes  auf  tcutsche  Landes- und  Ständeversammlungen  anwendbar  sey? 
(Stuttg.  1817.  8.),  S.  71  ff,  u.  73  f.  Woldbh.  Sbtfeabth  <üss.  de  finibus 
circa  jus  decidendi ,  quo  vo*a  majore  in  comitiis  utuiitur,  reetc  regundis 
(Lips.  1818.  4  ),  p.  01—73.  Preufs.  Gesetz,  wegen  Anordn.  der  Provinsial- 
Slände  für  die  Marli  Brandenburg  u.  das  ftlarkgrafthum  Niederlausitz  j  v. 

1.  Juli  i8?3,  $.  4?,  u.  so  auch  die  andern  preufs.  Gesetse  für  die  Provinzial* 
Stände  in  den  übrigen  Provinzen  (|.  188,  Note  6).  —  Ob  in  dem  Fall  einer 
Stimmengleichheit  ,    dem  Landesherrn  ein  Entscheidungsrecht  (  wie  nach  dem 

^nejning.  Grundgesetz  v.  i8a4»  63,  und  nach  dem  v.  1819,  Art.  o5),  oder 
richterliche  Auetori üU  in  solchen  Fällen  gebühre,  welche  sich  auf  die  verfas- 
sungsmäsige  Concurrcnz  der  Landstände  su  Ausübung  eines  Hoheitrechtes, 
oder  auf  die  natürliche  Freiheit  der  Stände  beziehen?  Sibübeh  1.  c.  107. 
Von  Weimar  s.  IUünKiv's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  187.  —  Ob  auch  für  Fälle 
des  getrennten,  oder  ungleichartigen  Interesse,  namentlich  bei  der  Steuer- 
hewilligung ,  im  Zweifel  die  Mehrheit  der  Stimmen  gelte?  Verneint  wird  es 
von  Moskb  a.  a.  O.  i5o8.  Ehendess.  Rechtsmatericn ,  I,  58.  160.  Stbubkh  1.  c. 
106.  Wo  der  allgemeine  Vertretungsgrundsatz  189)  gilt,  ist  das  Interesse 
aller  Stimmfuhrcr  gleich,  doch  aber  auch  das  besondere  einzelner  Beitrag- 
spflichtigen gebührend  zu  beachten.  Jetzt  entscheiden  die  meisten  Verfas- 
sungsurkunden über  die  angeführte  Frage. 
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f)  Vergl.  %.  297,  Num.  V.  Moser  a.  a.  O.  1189.  ,a97*  " 

g)  Von  dem  LandtagRccess ,  •.  Moser  a.  a  O.  i5ii.  Bevss  Staatsk.  XXXVIII. 
a35.  Von  "Weimar  s.  Rlübeb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  190.  —  Von  den 
Kosten  des  Landtags,  s,  Mosvn  a.  a.  0.  S.  i5i2f  und  oben  %.  280,  Die 
meisten  der  neueren  Verfassungsurkunden,  bewilligen  den  Landständen  eine 
bestimmte  Entschädigung.  Vergl.  auch  Weiss  »'s  angef.  k.  sächs.  Staatsr. ,  Bd. 
I,  i79ff.  »  ^ 

k)  Von  Vertagung  oder  Prorogation ,  und  von  der  Landtage,  handelt 

Mossn  von  der  Reichsstände  Landen,  8.  i5io.  Manche  Verfassungsurhunden 
enthalten  hierüber  eigene  Bestimmungen,'  z.  B.  die  weimarische,  96;  die 
baicrischc,  VII,  23;  die  wirtembergisebe,  \.  186;  die  grofsh.  hessische,  Art. 
63  u.  ff.j  die  hildburghausische  v.  1818,  $*  43. 

t)  Bbah's  Minerva,  1821  ,  Febr.,  8.  197  —  394»  Verhandlungen  der  2.  Bammer 
der  grofsh.  hessischen  Landstände,  1820,  Heft  1 ,  S.  58  ff.,  74  ff. ;  Heft  3,  8. 
&7  ff.,  T9  ff.,  110;  Heft  5,  S.  70.  Jebex.  Bektbam's  Tactik  oder  Theorie  des 
Geschäftganges  in  deliberircnden*  VolksStÜndcvcrsammlungen }  nach  dessen 
hintcrlafs.  Papieren  bearbeitet  v.  St.  DCxobt.  Erlangen  1817.  8.  P.  S. 
Laurent!  de  l'eloqnence  politique  et  de.  son  influence  dans  les  gouvernemens 
populaires  et  rcpiescntatifs.  Paris  1819.  8-  —  /Frauen  werden  im  englischen 
Parlament  nicht  zugelassen  ;  man  glaubte  bemerkt  zu  haben  ,  dafs  ihre 
Gegenwart  nicht  selten  nachtheilig  auf  die  Debatten  einwirke.  Bestdax, 
S.  189.  —  Weise  Beschränkung  der  Oeffentlichkeit  in  dem  Art.  69  der  wiener 
SchlufsActe ,  oben  284.  Ocffentlich  sind  die  ständischen  Sitzuqgcn  in 
beiden  Bammern,  in  Baden  u.  GH.  Hessen;  nur  in  der  zweiten  Bammer,  in 
Baiern  u.  Wirtembcrg,  auch,  nach  einer  neuern  den  %.  9  des  Patents  vom 
1.  Sept.  1814  abändernden  Bestimmung  im  Herzogthum  Nassau.  —  In  dem' 
Königreich  Sachsen  wünschten,  auf  dem  Landlag  1820  u.  t8ai ,  die  Stande 
den  Druck  der  Land  Umschriften ,  der  Bönig  bewilligte  aber  blofs,  dafs  nach 
beendigter  Landesversammlung,  aus  den  zur  Publicität  geeigneten  Verhand- 
lungen ,  ein  kurzer  Auszug  durch  den  Geheimenrath  gefertigt;  und  nach 
ertheilter  landesherrlicher  Genehmigung  durch  den  Druck  bekannt  gemacht 
werden  sollte.  Zum  erstenmal  erschien  ein  solcher  Auszug  unter  dem  6.  Oct 
1821,  auf  8  (^uartSeitcn,  in  der  k.  sächs.  Gesetzsammlung  1821,  Num.  so, 
aus  den  Verhandlungen  des  jüngsten  achtmonatlichen  Landtags.  Im  Jänner 
i83o  setzte  die  Mehrzahl  der  Stände  es  durch,  dafs  die  auf  dem  vorigen 
Landtag  nur  litbographirten  LandtagActen ,  auf  gestempelten  Bogen',  nur 
für  die  Mitglieder  des  Landtags  gedruckt  wurden.  —  In  dem  GH.  Weimar 
ward  auf  dem  am  17  Dcc.  1820  eröffneten  Landtag,  dann  auf  den  Landtagen 
von  i8>3,  1826  und  1829,  die  Oeffentlichkeit  der  LandtagSitzüngcn  nicht 
beliebt,  aber  festgesetzt,  dafs  Auszüge  aus  den  Verhandlungen  durch  den 
Druck  bekannt  gemacht  werden  sollen.  Schweitzers  öffentl.  Recht  des  GH. 
S.  WeimarEiscnach ,  I.  %.  69.  Frankf.  OPostamtsZeit.  v.  3o.  März  1829. 
Eben  so  in  dem  F.  S.  Meiningen,  in  derLandlagSitzung  v.  19.  Dcc.  1824.  Eben 
so  auf  dem  Gothaischen  Landtag  i83o  — .  Die  braunschweig.  Landtagordn. 
v.  1820,  %.  76,  verordnet  Geheimhaltung  der  Verhandlungen  so  lang,  bis  die 
Besultate  derselben  gefafst,  und  zur  Publication  gelangt  sind;  auch  ist  nicht 
erlaubt,  Meinungen  u.  Vota  einzelner  Mitglieder  bekannt  zu  machen.  —  Die 
Besultate  der  preussischen  ProvinzialLandtagYcrhandlungen ,  sollen  durch 
den  Druck  bekannt  gemacht  werden;  die  Sitzungen  sind  nicht  öffentlich. 

k)  Die  Opposition  ist  eines  von  den  LebensPrincipcn  der  BcpräsentativVerfassung. 
Sie  ist  der  Prüfstein  der  Gesetz-  und  Zweckmäsigkeit  der  Staatsverwaltung. 
Rire  Richter  sind  die  öffentliche  Meinung  ujid  das  öffentliche  Gewissen. 
Darum  wird  sie  von  dem  Staatsinteresse  gefordert,  und  wo  sie  zufällig  fehlte, 
müXste  man  trachten  sie  herbeizuführen.  Man  a.  den  Vortrag  des  StaatsProcu- 
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rators ,  in  d.  Moniteur  universel  v.  3o.  Mär*  i8«3,  u.  e.  Aufsats  de  rOppositio«, 

in  d.  pariser  Courrier  francais  von  demselben  Tag.  Du  Pouvoir  et  de 
l'Opposition  dans  la  Societe  ;  par  M.  Gasiih.  Paris  1824.  8.  Vergl.  das 
meiningische  Grundgesetz  v.  1829,  Art.  99. 

♦  • 

 ^  

IV.  CAPITEL 
Die  Slandesherren. 

.   1  

§.    301.  (230  •.) 

Begriff  der  Standesherren  und  Standesherrschaften.  Bundesstaaten, 

worin  standesherrliche  Bezirke.    Standesherrliche  Unterordnung  unter 

mehrere  Bundesstaaten  zugleich. 

O   Standesherren  «l,   im   Sinn    der  teutschen  Bundes. 
Acte  ^j,  sind  der  Bundesacte  gemafs  bevorrechtete  Landeigentümer 
vom  Herrenstande  ')>  vormals  teutsche,  fast  durchgehend»  roichsstän- 
dische  d) ,   Landesherren  von  fürstlichem  oder  gräflich em  •)  Stande, 
welche,  bei  dem  Fall  der  teotdehen  Reichsrerbindung  oder  späterhin/), 
der  Staatshoheit  teutscher  Souverainc  unter  bestimmten  Bedingungen 
untergeordnet  wurden.    Unpassend  auf  ihren  Rechtszustand,  sind  die 
Benennungen  Media tisirte  und  mittelbar  gewordene  ehemalige 
Heichssta'nde  g).    In  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  mit  persönlicher 
und  dinglicher  Reichsunmittclbarkeif  und  mit  reichsverfassungsmä'siger 
Landeshoheit  ausgestattet,  nunmehr  in  bevorrechteten  Privatstand  ver- 
setzt ,   sind   sie  jetzt   teutschen   Souverainen   unmittelbar,  aber 
Standes  herrlich,   untergeordnet.     II)  Ein  nach  Vorschrift  der 
BundesActe  standesherrlich  bevorrechteter  Landesbezirk,  vormals  ein 
reichsunmittelbarcs,    den  Inhaber  zu  teutscher  Landeshoheit,  meist 
auch  zu  Reichsstandschaft,  berechtigendes  Territorium,  heilst  Stan- 
desherr sc  h  a  ft  A).    Es  kann  demselben,   nebst  dieser  Benennung 
der  Gattung,  der  Titel  Fürstenthum,  Grafschaft,  oder  Herrschaft  zu- 
kommen, welcher  durch  das  Beiwort  *  standesherrlich »  sich  genauer 
bezeichnen  läTst.    III)  Standesherrliche  Bezirke  dieser  Art,  in  grosser 
Anzahl  <),   bestehen  in  folgenden  neun  Bundesstaaten:  in  den 
königlich-  preussischen  Provinzen  Westphalen  und  Niederrhein ,  in  den 
Königreichen  Baiern,  Hannover,  und  "VVirtemberg,  in  den  Grofsherzog- 
thümern  Baden  und  Hessen,  in  dem  Kurfurstenthum  Hessen,    in  dem 
Herzogthum  Nassau  ,  in  dem  Fürstenthum  Hohe  nzollern  Sigmarin  gen. 
IY)  Manche  Standesherren  sind,  wegen  standesherrlicher  Besitzungen 
in  verschiedenen  Bundesstaaten,  der  Souverainetat  m  e  hrere  r Bundes- 
furtten  zugleich  untergeordnet. 
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a)  Schriften ,  die  Standesherren  betreffend  ,  sind  angezeigt ,  in  Wraaorr's  rhein. 
Bund,  XX.  180—  194.  —  GntrxEn  Über  die  Standesherren;  in  Lcdes's  Nemesis 
Bd.  HI,  St  2  (1814)»  S.  173  —  293.  X  P.  v.Sktssbürg's  Entwurf  für  e.  umfassende 
u.  gleichheitliche  Bestimmung  der  Standes«  u.  grundhlrrlichcn  Rechtsverhältnisse. 
Carlsr.  1811.  8.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrliche  Rechte  u.  Verhaltnisse, 
Geschichte  u.  Statistik,  alter  u.  neuer  Zeit  Bd.  I,  Heft  1.  Heilbronn,  1811. 
Heft  2  u.  3y  Carlsr.  u.  Baden,  1811.  Bd.  II,  Heft  1.  Ebendas.  1823.  Heft,  2  u. 
3,  i8«3.  8.  C  VuixoBArr  die  teutschen  Standesherren.  Giessen  1824.  8. 
(Dieses  Buch  ,  auf  758  Seiten  Text,  mit  27  Beilagen  auf  393  Seiten  u.  3. 
Tabellen,  bedarf  "vieler  Berichtigungen.)  L.  v.  Dbksch  von  den  Rechtsver- 
hältnissen der  Standesherren,  nach  dem  deutschen  Bundes*  u.  bayerischen 
Staatsrechte;  in  dessen  Abhandlungen  (München  i83o.  8.),  S.  119  —  208 
u.  0^7  —  043. 

b)  Das  Wort  Standesherren  gebraucht  die  Bundes  Acte,  Art.  14,  lit.  b,  von  den 
Häuptern  dieser  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser.  —  Wesentlich  verschieden 
von  diesen  Standesherren,  deren  Rechtszuatand  durch  die  teutsche  Bundes  Acta 
und  die  SchlussActe  des  wiener  Congresses  (unten  Note  d)  bedingt  ist,  und  die 
man  daher  am  genauesten  durch  die  Benennung  Standesherren  im  Sinn  der  t.' 
Bundes  Acte  bezeichnet,  sind:  1)  diejenigen  Standesherren,  die  schon  vor  1&06 
als  ansehnlich  bevorrechtete  Grundeigentümer  in  verschiedenen  teutschen 
Landern  bestanden  ,  wie  in  Schlesien  ( seit  dem  14.  Jahrhundert  ,  freie  und 
minderfreie  Standesherren,  mit  Standesherrschaften  und  Minderherrschaften-, 
und  wo»  noch  1819  Thurn  und  Taiia  —  man  s.  %.  542,  d  —  für  sein  Fürstenthum 
Krotoszyn  Standesherrlichkeit  erlangte),  in  der  04er- u.  Niederlausits  ;  2)  diejenigen* 
welche  ,  nach  Auflösung  der  t  Reichsverbindung ,  in  etlichen  Bundesstaaten 
Standesherrlirhkeit  durch  lawlesherrliclu:  ß'erleihung  erlangt  haben ,  wovon 
Beispiele  unten  §.  3i5;  eine  Verleihung,  durch  welche  weder  Hoffnung  zu 
GuriatSümmrecht  in  dem  Plenum  der  B.  V.  ( §.  120 )  ,  noch  ein  in  allen 
Bundesstaaten  not h wendig  anzuerkennender  hoher  Adelstand  (%.  |3o3),  und 
die  unten  {%.  3o3)  erörterte  standesherrliche  Ebenbürtigkeit,  nebst  dein  von 
der  B.  V.  bewilligten  Prädicat  Durchlaucht  oder  Erlaucht,  erlangt  werden 
kann.  Darum  könnte  man  die  Stil,  im  Sinn  der  BundesActe,  teutsche  StH. 
nennen,  im  Gegensatz  jener,  denen  nur  in  einzelnen  Bundesstaaten  eine 
bestimmte  Standesherrlichkeit  zusteht,  nur  inländische,  z.  B.  preussische ,  baye- 
rische, badische.   Man  s.  317. 

c)  Herrenstand,  im  teutschen  alt -staatsrechtlichen  Sinn.  Vergl.  oben,  %.  262,  u» 
Klübeb,  isagoge  in  elementa  juris  publici  quo  utuntur  Nobiles  immediati  in 
Imperio  R.  G.  (  Erl.  1793.  8.)  ,  %-  &  Rhein.  Bund  ,  XXUI.  194.  -  Die 
Benennung  Standesherren  in  dem  oben  angegebenen  Sinn,  ist  nun  stylo  publice* 
fast  allgemein  angenommen.  Andere  hatten  sie  für  privilegirte  Herren  erklärt. 
Behr's  systeroat  Darstell,  des  rhein.  Bundes,  %.  146.  ZacbebiX's  Abhandlungen 
su  Erläuter.  des  Staatsr.  d.  rhein.  Bundesstaaten,  S.  24  ff.  Vergl.  oben  %.  44» 
c.  Oder  gar  für  ^Staatsbeamte.  Bs  na  flu  a.  O.,  S.  409.  VergL  auch  Gau  heb  a. 
*.  O.,  S.  172  ff. 

d)  Ausdrücklich  nur  von  «ehemaligen  Rcichsstanden  » ,  spricht  die  BundesActe,  im 
Art.  14.  Aber  Ausnahmen,  doch  nur  wenige,  sind  dadurch  begründet,  dafs 
die  SchlussActe  des  wiener  Congresses  auch  Etlichen  für  Besitzungen»  welche  in 
dem  teutschen  Reich  zu  Reichsstandschaft  nicht  berechtigten,  Standesherrlichkeit 
im  "Sinn  der  t.  BundesActe  angewiesen  hat.  Von  dieser  Art  sind,  unter 
Preussen:  1)  der  Fürst  von  VF Utgenstein  Berleburg  wegen  der  Herrschaft  Homburg 
du  der  Mark,  deren  stand  es  herrliche  Gerechtsame  im  X  i8»i  an  die  Krone 
Preussen  veräussert  worden  sind  ( nicht  auch  wegen  seines  Antheils  an  der 
vormals  reichsständischen  Grafschaft  Wittgenstein);  2)  der  Herzog  vou  Croy 
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wegen  Dülmen  ;  3)  der  Fürst  von  BenthetmStcinfurt  wegen  Steinfurt  ( nicht  auch 
wegen  der  vormals  reichsständischen  Grafschaft  Bentheim),  und  4)  der  Fürst 
von  BcntficimTecklenburg  oder  BentheimRheda  wegen  der  Herrschaft  Rheda.  Acte 
final  du  congres  de  Vicnne,  art.  43.  Dafs  in  Ansehung  dieser  Bezirke,  ihre 
Besitzer  nur  standesherrliche  Realisten,  also  der  standesherrlichen  persönlichen 
und  vermischten  Vorrechte  (§.  3o4  u.  3o6)  nicht  theilhaftig  seyen,  behauptet, 
in  Widerspruch  mit  der  preussischen  Staatspraxis,  v.  Dbkscä,  Abhandlungen, 
S.  12g.  Auch  behauptet  er  solches,  Note  r,  von  hannöverischen  Standcsberren, 
nach  Art.  3s  der  wiener  CongrefsActe  ;  allein  diese  hatten  sätnmtlich  Reichs* 
standschaft,  und  zwar  Arcnbi-rg  und  Looz  sogar  VirilSltmmrecht  nach  dem  R. 
Dep.  Hauptschlufs  v.  i8o3,  3a.  •--  Von  der  vormals  nicht- reichsständischen, 
doch  rcichsunraittclbarcn,  nun  aber  standesherrlicben  Grafschaft  HohenLimburg, 
dem  F.  von  BentheimRheda  gehörend  ,  unten  \.  3i7  ,  «•  —  Die  in  dem 
Königreich  Wirtemberg  gelegene  Graf*  oder  Herrschaft  LSwenstein ,  den  F.  v. 
LöwensteinWertheim  gehörend,  war  weder  reichs- noch  kreisständisch.  Der 
grössere  Theil  derselben  gehört  der  Siteren  Hauptlinie  (der  freudenberger ) 
des  fürstlichen  Hauses  LöwensteinWertheim,  blofs  das  Amt  Abstatt  gehört 
der  jüngern  (der  rosenberger)  Hauptlinic,  alles  Uebrige  besitzen  die  beiden. 
SpecialLinien  der  älteren  Hauptlinie ,  jede  zur  Hälfte.  Auf  dem  bei  der  B.  V. 
von  Wirtcmberg  im  Juni  1829  eingereichten  Verseicbnifs  der  dortigen  Standes* 
herren,  sind  beide  Linien  benannt;  doch  ist  nur  dio  ältere  mit  einem  vormals 
rcichsständischen  Bcsitzthuro,  einem  Anthcil  an  der  Grafschaft  Limpurg ,  dort 
-begütert  —  Der  wir tembergische  Verfassungsvertrag  v.  1819,  %.  119,  gibt 
eine  Stelle  in  der  ersten  Rammer  der  Landstände  den  «Häuptern  der  fÜrstl. 
u.  gräfl.  Familien,  u.  den  Vertretern  der  standesherrl.  Gemeinschaften,  auf 
deren  Besitzungen  vormals  eine  Reichs  -  oder  Are/rtagsStimme  geruht  hat ». 

e)  Nur  von  rcichsständischen  fürstlichen  und  gräflichen  Häusern  spricht  die  Bundcs- 
Acte  unter  lit.  a  des  14.  Artikels;  wiewohl  sie  weiter  unten,  nach  Num.  4, 
und  eben  so  die  wiener  SchlufsActe  v.  18-0,  Art.  63,  auch  der  «mittelbar 
gewordenen  Fürsten,  Grafen  'und  Herren*  erwähnt  {%.  307  u.  309,  vcrgl.  mit 
%.  262,  rf).  Daher  fand  sich  eine  Ausnahme  von  der  zuerst  gemachten  Erwäh- 
nung nur  der  fürstlichen  und  gräflichen  Hauser,  bei  dem  Freihtrm  von  Böm- 
melbcrg ,  dem  (seit  1800)  Besitzer  der  vormals  rcichsständischen ,  in  dem  43. 
Art.  der  wiener  CongrefsActe  als  Standesherrschaft  im  Sinn  der  tcutschen 
BundcsActc  anerkannten  Herrschaft  Gehmcn.  Vergl.  §.  262,  d.  Dieser  Frei- 
herr, ohne» männliche  Nachkommen,  hat  1825  Gchmen  verkauft,  an  einen 
Freiherrn  von  Landsberg  Vehlen,  welcher  dasselbe  ohne  Sundesherrlichkeit 
besitzt.      ,  :  ,1  -  ■  . 

f)  Die  Geschichte  dieser  Art  standesherrlicher  Unterordnung  beginnt  mit  dem  J. 
1806.  Schon  kurz  vor  Auflösung  des  t.  Reichs,  entstand,  durch  freiwillige 
Unterwerfung,  die  standesherrliche  Unterordnung  der  Grafen  von  Fugger 
unter  Baiern.  Baicrische  Declaration  vom  7.  Juni  1806.  Wianopp's  rhein. 
Bund,  Heft  I.  8.  67.  n.  228.  XII.  5i6.  Aber  in  Masse  erfolgten  standesherr- 
liche Suhjectioncn ,  durch  die  rheinische  Bundes Acte ,  Art.  ?4*  Vcrgl.  oben  $• 
3i  u.  43  —  45.  Im  J.  1807  subjicirte  der  König  von  Westphalen,  den  Fürsten 
von  Kaunitz R/etherg  wegen  Bietberg;  desgleichen  im  J.  1808  der  Grofsberzog 
von  Berg  den  Grafen  (jetzt  Fürsten)  von  BenthehnTecklenburg  wegen  Rheda 
und  HohenLimburg.  Aber  weder  jenem  noch  diesem  wurden  die  in  der 
rheinischen  BundesActc  bestimmten  standcshcrrlichcn  Vorrechte  eingeräumt. 
Im  J.  1810  unterwarf,  doch  gleichfalls  ohne  standesherrliche  Vorrechte, N 
Napoleon  theils  sich  selbst  theils  dem  Grofsberzog  von  Berg,  verschiedene 
ehemalige  Rcichsständc ,  die  bis  dahin  noch  frei  geblieben  waren,  nämlich 
die  Fürsten  von .  SatmSalm  und  SalmKyrburg ,  jund  den  Herzog  von  Arenberg 
(§.33).   Endlich  wurden  im  J.  i8i5,  von  dem  wiener  Congrcfs,   auch  die 
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souverainen  Fürsten  von  Isenburg  und  von  der  Leyen  ,  so  wie  die  dem 
ersten  schon  durch  die  rheinische  BundesActe  subjicirten  Grafen  von 
Isenburg,  standesberrlich  untergeordnet.  Acte  final  du  congres  de  Vienne, 
Art-  5i  et  5a.  KlCbehs  Uebersicht  der  diploinat.  Verbandl.  des  wiener  Congr., 
S.  19.  8t,  91,  86,  i35  u.  56i.  Elende**.  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II, 
S.  579  f.  Bd.  VIII,  S.  iöa.  Reces-general  de  la  Commission  territoriale  ras- 
sembleo  a  Francfort,  du  so  juillet  1819 *  art  8,  19  et  a5«  Ein  Gesuch  des 
F.  v.  der  Leyen,  um  Entschädigung  oder  sonstige  Hülfe,  wegen  verlorner 
Landeshoheit,  ward  von  der  B.  V.  zweimal  abgewiesen,  in  ihren  Protoc.  v. 
1816,  %.  aa,  u.  v.  i8ao,  an.  —  Dagegen  ward  der  Landgraf  von  Hessen. 
Homburgs  welcher  vermöge  der  rheinischen  BundesActe  gegen  den  GH.  von 
Hessen  in  standesherrlicher  Unterordnung  gestanden  hatte,  von  derselben 
durch  den  Acte  final  des  wiener  Congrcsses  befreit  (%.  108,  e).  —  Geschichte 
der  sogen.  Mediatisirung ,  in  dem  angef.  Archiv  etc.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  »aa  ff., 
Heft  a,  S.  17a  ff. 

g)  Obgleich  su  ihren  Sonverainen  anstreitig  in  unmittelbarem  SubjeetionsVer. 
hältnifs  stehend,  werden  diese  Standesherren  hin  und  wieder  Mediatisirte  oder 
auch  mittelbar  gewordene  vormalige  Reichsstände  genannt,  das  Letste  seihst 
in  der  t  BundesActe ,  Art.  6  u.  14 ,  u.  in  der  wiener  CongrefsActe ,  Art.  3«, 
43  u.  5a ,  so  wie  in  der  wiener  SchlufsActe  von  i8ao,  Art  63,  in  Beschlössen 
der  B.  V.,  s.  B.  vom  18.  Aug.  i8i5  u.  i3.  Febr.  1839,   in  manchen  Staats- 
vertragen  und  landesherrlichen  Edicten.     Es  geschieht  durch  Verwechslung 
von  Begriffen  des  ehemaligen  t.  Staatsrechtes,  und  des  heutigen  t.  öffentlichen 
Rechtes,  welchem  der  Begriff  vormaliger  Unmittelbarkeit  und  Mittelbarheit 
(§.  37)  fremd  ist.  Vergl.  \.  80.  —    Zur  Zeit  des  teutschen  Reichs,  waren  alle 
einer  teutschen  Landeshoheit  oderLandesherrlichheit  (§  36,  a)  zunächst  unterge- 
ordneten Reicbsangehörigcn ,  Mittelbare  oder  ifa&Vif Unterthanen  des  Baisers  und 
Reichs  oder  der  BeichsStaatsgewalt.  Dagegen  waren  dieser  unmittelbar  unterge- 
ordnet, nicht  nur  die  seit  dem  Fall  der  Reichsverbindung  einer  Staatshoheit  als 
Standesherren,  also  mit  Voraug  vor  andern  Staafsgenosscn,  untergeordneten  vor- 
maligen reichsunmittelbaren  Landesherren,  sondern  auch  alle  übrigen  reichsun- 
mittelbarcn  Landesherren,  und  der  niedere  reichsunmittelbare  Adel.  Vergl.  oben 
V  80  b.   Mediatisirte  hiessen,  damals,  gewesene  Rcichsunmittelbare ,  die  aus 
dem  Rechtszustande  der  Reichsunmittelbarkeit  in  denjenigen   der  Reichs- 
mittclbarheit  waren  herabgesetzt,  die  aus  unmittelbaren  Rcichsuntcrthanen 
(über  diesen  Ausdruck  s.  den  Anhang  .zu  Sohkadss  compend.  jur.  publ.)  in 
reichsmittclbarc  waren  verwandelt  worden.   Bei  dem  niedern,  reichsunmittcl- 
baren  Adel,  insonderheit  bei  der  Rcichsritterschaft,  fanden  sich  viele  Beispiele 
solcher  Mediatisirung;  in  der  neuern  Zeit  seit  1796  (§.  a6,  c),  in  früherer 
Zeit  bei  dem  vogtlandischen  Adel*  bei  dem  Vogteiadel  in  der  Pfalz,  am  Rhein 
und  Neckar,  bei  dem  Adel  auf  dem  Westerwald ,  u.  a.    Hatten  Mediatisirte 
Reichstandschaft,  mithin  ReichsSteuerpflicht  gehabt,  so   iessen  sie  auch  (aus 
der  Reichsmatrikel)  Esimirte.    Mit  dem  Fall  der  Reichsverbindung,  haben 
Reichshoheit,  Reichsstandschaft,  Reichsunmittelbarkeit  und  Mittelbarkeit  überall 
aufgehört,  und  die  Landeshoheit  hat  sich,  bei  denen  welche  fremder  Hoheit  nicht 
untergeordnet  wurden,  in  unabhängige  Staatshoheit  verwandelt.  —  InSchuU 
genommen  wird  die  Benennung  Mediatisirte,  in  d.  angef.  Archiv  für  Standes- 
und grundherrl.  Rechte,  Bd.  It  Heft  1  ,  S.  108—  n5j  als  ob  eine  Benen- 
nung, welche  eine  am  höchsten  bevorrechtete  Standesclasse  bezeichnet,  we- 
niger ehrend  wäre  als  eine  publicisliscb -sinnlose,   womit  fortwährend  eine 
erlittene  Herabsetzung  angedeutet  würde.    Folgerichtig  wäre  dann  auch  die 
Benennung  Mediatherrsckaßen ,  statt  Sundesherrschaften,  von  Einigen  Standes- 
gebiete  benannt.    Durch  eine  Fletion  wird  a.  a.  O.  die  Bundesversammlung 
für  ein  unsichtbares  Oberhaupt  (vergl.  auch  Archiv,  Bd.  1,  Heft  1 ,  S.  34,  Heft 
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*,  S.  4  n>  aS)  m't  einer  «  Cesamnuhoheit  des  T.  Bundes,  etwa  gleichlautend 
mit  der  ehemaligen  Reichshohett»,  erklärt;  die  Bundesglieder  hätten  wohl, 
« in  Beziehung  auf  sich  selbst ,  eine  Art  von  Unabhängigkeit ,  doch  nicht  in 
Beziehung  auf  andere  unabhängige  Machte *.  Der  Bund  habe  die  höchsten , 
ein  Bundeaglied  die  höheren,  ein  Mediatisirter  die  niederen  Regierangsrechte, 
von  der  Geriehtbarkeit  habe  jedoch  der  letale  die  mittlere  und  niedere.  Die 
Obetsthoheit  des  Bundes  sey  der  B.  V.  anvertraut,  diese  übe  die  höchsten  Re- 
gierungsreebte  aus ,  jedes  Bundesglied  nur  die  höheren,  ein  Standesherr  die 
niederen,  und  zwar  die  beiden  loteten  int  Namen  der  höchsten  oder  obersten 
Bundesbehörde,  oder  aus  Auftrag  des  Bandes  (Bd.  I,  Heft  l,  S.  34 ).  So 
könnten  denn  auch  jetzt  die  subjicirten  Reichsstande  «  Mediatisirte  genannt ,  in 
keiner  Besiehung  aber  zu  Unterthanen  herabgewürdigt  werden».  (Doch 
schwören  sie  das  Homagium!)  Die  Einwohner  in  ihren  Gebieten  seyen  su- 
nächst  «Unterthanen  des  Mcdiatlterm,  also  M^ia/Unterthanen».  (Nach  solcher 
Art  su  argumentiren,  wären  die  letzten,  in  Beziehung  anf  den  Bund,  Afier- 
jWwfi*  Unterthanen)  Auch  wird  daselbst  das  Prädicat  Mediatisirte  aussch  Ii  es- 
send den  Standesherren  beigelegt ,  da  es  doch  eben  so  wohl  dem  vormaligen 
reicbsunmittelbaren  niedern  Adel  zukommen  müfste,  dem  gleiche  Unterord- 
nung widerfahren  ist,  und  den  defshalb  die  BundesActe,  Art.  14,  unter  den 
«mittelbar  gewordenen  Reichsangehörigen»  begreift.  Endlich  wird  (Bd.  I, 
Heft  3,  S.  3o  u.  ff.)  behauptet,  dafo  die  Justiz-  und  Polizeibeamten  der  Standes- 
herren, Befehle  nur  von  diesen  anzunehmen  hätten,  nur  von  ihnen  abhängig, 
und  nur  ihnen  verantwortlich  seyen. 

A)  Von  Einigen  auch  Standesgebiet  benannt,  z.  B.  in  dem  nassauischen  (oben 
%.  286  angef. )  Edict  v.  1.  u.  2.  Sept.  1814  1  %-  4»  «•  >a  dem  badischen  (unten 
%.  3i3)  angef.  Edict  v.  ss.  Juli  1807,  §.  18. 

0  Ein  Verzeichnis*  der  Standesberren ,  im  Sinn  der  BundesActe,  geordnet  nach 
den  Bundestsaaten,  findet  man  unten  im  Anhang ,  Num.  IV.  —  Von  s landes- 
herrlicher Seite,  ward  im  J.*  1820  eine* bei  der  B.  V.  zu  haltende  Matrikel 
der  standesherrlichen  Familien  in  Antrag  gebracht  ( %.  3o3 ,  a ).  —  In  den 
Jahren  1829  u.  i83o  wurden  Verzeichnisse  von  Standesberren  bei  der  B.  V. 
eingereicht,  nicht  nur  von  Bundesfttrsten,  in  deren  Gebiet  Staudesherrschaften 
sich  befinden ,  sondern  auch  von  solchen ,  deren  Hoheit  dergleichen  nicht 
untergeordnet  sind,  wie  Ocstreich  und  Mecklenburg,  auch  Königreich  Sachsen, 
da  der  bevorrechtete  Zustand  des  fürstl.  u.  gräll.  Hauses  Schönburg  nicht 
auf  dem  14.  Art.  der  BundesActe  beruht,  wovon  \.  3i8. 

h)  Manche  haben ,  als  Standesherren ,  vier  Souveraine,  wie  Löwenstein  Wertheim, 
wenigstens  die  ältere  oder  freudenberger  Hauptlinie  (oben  Note  d).  Andere 
haben  drei,  wie  Fürstenberg,  Leiningen,  Thum  und  Taxis,  SolmaBraunfels. 
Viele  haben  wie  die  Fürsten  und  Grafen  von  Isenburg,  beide  Linien 

von  Oettingen  ,  SalmRrautheim ,  Arenberg  ,  LoozGorswarem  ,  Bentheim- 
Steinfurt,  WittgensteinHohenstein,  Wied,  SolmsBraunfels ,  SolrasLicfa,  Solms- 
Laubach,  SolmsRödelhcira,  LeiningenWesterburg ,  ErbachErbach ,  Waldbot  t- 
Bassenheim. 

■  • 

§.  302.  (230  m  • 

Stattdesherrlichkeit.   Ihre  Normen.  Erlöschung. 

1)  Die  Standesherrlichkeit,  der  Rechtszuatand  der  Standes- 
berren als  solcher  (§.  3o  e,  u.  43  —  45),  sowohl  iur  ihre  Person 
und  Familie,   als  auch  für   ihre  standesherrlichea  Besitzungen, 
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bezeichnet  den  Inbegriff  ihrer  besondern  Rechte  ;  namentlich  ihre 
Vorrechte  tot  der  Person  und  dem  Grundeigenthum,  sowohl  der 
Patrimonial-  oder  Grundherren,  als  auch  der  übrigen  Staatsunterthanen. 
II)  Dieser  Rechtszustand  der  Sundesherren  ist  theila  allgemein 
oder  für  Alle,  durch  die  Bun  des  Acte,  in  Verbindung  mit  der 
SchlufsActe  des  wiener  Congresses  von  i8i5  «),  mithin  v ertrag  - 
weise  und  völkerrechtlich,  festgestgesetzt«*);  theils, ist  derselbe 
besonders«  in  einzelnen  Bundesstaaten,  bald  staatsgesetzlich, 
bald  vertragweise,  und  in  solchem  Fall  nicht  selten  auf  verschie- 
dene Weise,  bestimmt.  Von  beiden  Hauptarten  von  Bestimmungen 
dieses  Rechtszustandes,  ist  hier  abgesondert  zu  handeln.  III)  Der 
besondere  Rechtszustand  einer  standesherrlichen  Besitzung  erlischt 
nicht  nur  durch  Verzichtleistung,  freiwillige  oder  nothwendigc, 
sondern  auch ,  in  der  Regel ,  wenn  dieselbe  ganz ,  oder  wenigstens  der 
Inbegriff'  der  standesherrlichen  Gerechtsame,  durch  besondern  Rechtstitel 
von  dem  Staat,  zu  welchem  dieselbe  gehurt,  erworben  wird  <•);  doch 
bangt  es  von  dessen  Regierung  ab,  ob  sie  von  den  nicht  nothwendig 
auszuübenden  dinglichen  Rechten ,  namentlich  der  Landstandschaft, 
Gebrauch  machen  will. 

«)  Ausdrücklich  verweiset  auf  die  Bundes  Acte,  der  Acte  final  du  congres  de 
Vicnne  ,  art  3i ,  43  5a ,  auch  art.  64 ;  überdiefs  wird  daselbst  in  dem 
art.  14  verschiedener  Standesherren  erwähnt. 

t)  In  Erwägung ,  dafs  diese  vormals  rcicbsunmittelbaren  Landesherren,  ihrer 
,in  Gcmäfsheit  der  teutschen  Reicbsvcrbindung  genossenen  politischen  Selbst« 
Itändigkeit ,  ohne  eigene  Schuld  ,  «um  Vortheil  anderer  vormals  reichs- 
unmittelbarer Landesherren  gleicher  Art,  beraubt  wurden,  ward  (selbst  von 
Napoleon,  man  s.  %  3o  e,  44  u.  45)  für  nöthig  erachtet,  ihre  Unterordnung 
an  bestimmte  Bedingungen  wesentlich  su  binden ,  deren  vollständige  Gewährung 
sie  zu  fordern  berechtigt  seyn  sollten.  Daher  dürfen  die  Bestandtheile  dieses 
völkerrechtlich  bedungenen  Rcchtszustandcs ,  wie  anomal  sie  auch  in  der 
jetzigen  Staatsordnung  erscheinen ,  und  wie  unbequem  manche  derselben  für 
die  Staatsverwaltung  seyn  mögen,  ihnen  einseitig  weder  entzogen,  noch 
beschränkt  ,  noch  durch  Staatseinrichtungen  werthlos  gemacht  werden. 
Gcwifs  ist  ,  dafs  der  durch  die  BundesActe  festgesetzte  standesherrliche 
Rechtszustand  nicht  als  Verleihung,  am  wenigsten  als  widerrufliches  Privi- 
legium oder  Begünstigung ♦  sondern  nur  als  Rest  eines  früheren,  grösseren 
und  vollkommneren  Rechtsverhältnisses  zu  betrachten  sey.   Vergl.  %.  309. 

c)  Beispiele  liefern:  in  Preussen,  die  vormaligen  Standesherrschaften  Gimborn- 
Neujtadt  und  Homburg  an  der  Markj  in  Wirtemberg ,  Oeynhausen,  dann 
fürstliche  SaimReifferscheidKrautheimücke  und  fürstliche  ColloredoMansfcidüche, 
auch  andere,  zu  der  Grafschaft  Limburg  gehörende  standesherrliche  Landes- 
theile;  in  Baden  Thengen  und  Klettgau.  Man  s.  das  Verseichnifs  der  Standes- 
herren im  Anbang.  —  Von  standesherrlichen  Vcräusserungen  an  Andere  als 
deu  Staat ,  s.  man  %  3o6. 
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§.  503.  (23i.) 

Recht  szustand    der  Standesherren. 

I.  Nach  Bestimmuntjen  des  T.  Bundes; 

im  Ferhahniss:  / J  zu  dem  T.  Bund;  2 )  zu  sammtlichen  Bundesstaaten. 

Die  teu Ische  Bundes  Acte  #)  bestimmt  den  künftigen  Rechu- 
zostand  derjenigen  Standesherren,  welche  rormals  Reichsstande 
C reichsständische  Landesherren)    waren,  auf  folgende  Art.     1)  In 
Absichtauf  ihr  unmittelbares  Verhältnifs  zu  dem  Teutschen 
Bund,  ward  festgesetzt,  dafs  die  Frage:  ob  die  vormals  reichsstän- 
dischen Landesherren  einige  CuriatStimmen,  in  dem  Plenum 
(nicht  auch  in  dem  engern  Rath)   der  Bundesversammlung, 
haben   sollen  ?   in    Erwägung    zu   ziehen  sey,    bei  Berathung  der 
Einrichtungsgesetze  des  Bundes  *)•     H)  In  .Hinsicht  auf  das  Ver- 
hältnifs der  Standesherren  zu  den  Bundesstaaten,  vereinigten 
sich  die  Stifter  des  Bundes  in  der  Bundes  Acte  c) ,  um  ihnen,  in 
Gemäfsheit  der  gegenwärtigen  (8.  Juni  iÖi5)  Verhältnisse,  in  allen 
Bundesstaaten  einen  gleichförmig  bleibenden  Rechtszustand 
zu  verschaffen,  Äahin:    dafs  A)  im •  Verhältnifs   zu  sämmtlichen 
Bundesstaaten,  i)  die  fürstlichen  und  gräflichen  standesherrlichen 
Häuser,  in  Teutschland^  fernerhin  zu  dem  hohen  Adel«) 
gerechnet/)  werden  sollen,  und  dafs  *)  das  Recht  der  Ebenbür- 
tigkeit f),  in  dem  bisher  *)  damit  verbundenen  Begriff  0»  ihnen 
bleiben  *)  soll  0>  eine  Norm,  welcher,  um  Zweifeln  und  Streitig- 
keiten vorzubeugen,  eine  bestimmtere  Fassung  zu  wünschen  seyn 
mochte»«).    Ueberdiefs  hat  3)  die  Bundesversammlung,  durch 
zwei  in  dem  engern  Rath  gefafste  Beschlüsse,  fesgesetzt:  dafs  den 
vormals    reichsständischen  ,    jetzt    standesherrlich  untergeordneten 
Familien,  ein  ihrer  Ebenbürtigkeit  ")  angemessener  R ang  und  Titel, 
und  den  Fürsten  das  Prädicat  Durchlaucht»),  den  Häupter« 
der  gräflichen  Familien  aber  das  Prädicat  Erlaucht/»)  ertheilt 
werde.    Eine  von  standesherrlicher  Seite  in  Antrag  gebrachte,  von 
der  Bundesversammlung  zu  errichtende  Matrikel  der  standesherrlichen 

Familien,  ist  bis  jetzt  nicht  zu  Stande  gekommen  ?). 

■ 

«)  Bunde» Acte»  Art.  6  u.  i4  —  Bekräftigt  in  der  wiener  SchlufsAete  Ton 
1810,  Art.  63  u.  53.  —  Die  wiener  CongressFerhandlungen  über  die  hier 
'erwähnten  Bestimmungen ,  findet  man  im  Zusammenhang ,  in  HivseiTs 
Uebersicht  der  diplomat  Vcrhandl.  des  w.  Congr.,  8.  391  IT.  Man  s.  auch 
das  angef.  Archir  für  standesherrl.  u.  grundberrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  9,  S* 
193  ff. ,  Bd.  II ,  Heft  1 ,  S.  90  ff. 

b)  BundesActe,  Art.  6.  Klvber's  Acten  des  wien.  Congr.,  Bd.  II,  S.  53s. 
Vergl.  oben,  %.  no,  g.  —  Gründe  für  standesherrliche  CuriatStimmen  in 
der  B.  V.t  in  dem  angef.  Archiv,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  1  ff.  —  Auf  dem  Aachener 
Cvngresj  beschlossen  Oestrcich  »  Preusacn  ,  England  und  Rufsland  ,  den 
Wunsch  der  Standesherren,  CuriatStimmen  in  der  B.  V.  tu  erlangen,  durch 
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ihre  Gesandten  bei  den  teutschen  Regioningen  unterstützen,  und,  im  ein- 
tretenden Fall  («de  cas  ecbeant»),  für  angemessene  Auslegung  und  Vollziehung 
des  Art.  6  der  B.  A.  ihre  bona  officia  dann  eintreten  zu  lassen,  wenn  die 
Gesandten  von  Oestreicb  und  Preussen  bei  ihren  Collegen  dcfshalb  Anregung 
tbun  wurden.  ConferenzProtocoll  v.#  7.  Not.  1818,  in  Mabtxhb  recueil, 
Supplement ,  IX.  187.   Dieser  Besch lufs  hat  bis  jetzt  keine  Folge  gehabt. 

c)  Bundes  Acte,  Art.  14.  —    Diese  Bestimmungen  gelten,  als  Vertrag,  für  alle 
.Bundesgenossen,  und  in  allen  Bundesstaaten.    Vcrgl.  oben  %.  aiA,  002,  b, 

u.  44  c. 

d)  Unter  •  Teutschland*  wird  in  der  BundesActe  verstanden,  die  Allheit  der  in 
dem  Bund  vereinigten  SouverainStaaten,  doch  jeder  darunter  begriffene  als 
selbstständig,  mit  eigener  unabhängiger  Staatsgewalt.  Hlübkh's  Abhandlungen, 
Bd.  I,  S.  212. 

f)  Wer  in  dem  teutschen  Heid  zu  dem  hohen  Adel  gerechnet  ward ,  davon  oben 
§.  ?6a  u.  f.,  u,  Klüdkb's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  117  ff.  —  Welche  Art  von 
Adelspersoncn  bilden  jetzt ,  in  denen  Bundesstaaten,  wo  hoher  Adel  besteht, 
den  hohen  Adelstand ,  im  Gcgcnsats  des  niedern  ?  Zuvörderst  gehören  dahin 
alle  Mitglieder  standesherrlicher  (vormals  reichsständischer)  Häuser  im  Sinn 
der  BundesActe ,  fürstlicher  und  gräflicher.  (  Von  einem  Frcihcrrn  s. 
%.  3oi  ,  e. )  Wer  aber  daselbst  noch  ausser  diesen  su  dem  hoben  Adel 
gerechnet  werden  soll,  bleibt,  wie  die  Bestimmung  des  Inbegriffs  von  Vor- 
rechten des  hohen  Adels,  der  staatsoberhauptlichen  Gesetzgebung  eines  jeden 
Bundesstaates  anheim  gestellt.  Vergl.  \.  26a.  Zu  dem  hohen  Adel  können 
jetzt  die  souverainen  Erbregenten  teutseber  Bundesstaaten,  und  die  Mitglieder 
ihrer  Familien  nicht  gerechnet  werden  a5o,  III,  u.  262,  III)-  —  Dafs  nach 
den  im  teutschen  Reich  angenommenen  Begriffen,  seit  der  Auflösung  des 
Reichs ,  selbst  theoretisch  von  hohem  Adel  in  Teutschland  gar  nicht  mehr 
die  Rede  seyn  könne,  behauptet  C.  VoitcaAry,  gibt  es  noch  einen  teutschen 
hohen  Adel  (1823)?  S.  36  ff.  Alan  s.  auch  dessen  Buch,  die  t  Standesherren, 
S.  55i  ff.,  wo  abweichende  Ideen  über  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  vor- 
getragen sind.  —  Was  in  Beziehung  auf  die  oben,  in  dem  ,  wörtlich 
angeführte  Bestimmung  der  BundesActe,  über  den  hohen  Adelstand  der 
Standesherren,  in  einzelnen  Hundes  stauten  —  in  Preussen,  Batern,  Baden, 
Wirtemberg ,  GH.  Hessen ,  Hannover  —  durch  Staatsgesetze  bis  jetzt  verord- 
net ist,  findet  man  beisammen  in  Hia'bir's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  219  ff.  — 
Ob  oder  wie  fern  die  ungefürsteten  reichsgräßichen  Häuser,  welche  in  der 
allgemeinen  Reichsvcrsammlung  des  teutschen  Reichs  nur  als  Personalisten  an 
einer  reichsgräflichen  CuriatStimme  Theil  hatten  ,  zu  dem  hohen  Adel 
gehörten?  davon  oben  %.  262,  c.  Beispiele  von  solchen,  jetzt  standesherr- 
lichen ,  Personalsten ,  in  Klümb's  Abbandlungen ,  Bd.  I ,  S.  296  f.  Standes- 
herrlichkeit im  Sinn  der  BundesActe,  ward  diesen  Personalisten  für  ihre 
Besitzungen,  da  diese  nicht  reiebsständisch ,  d.  h.  nicht  reichsunmittelbare, 
mit  Landeshoheit  versehene»  zu  Sitz  und  Stimme  in  der  angemeinen  Reichs- 
Versammlung  berechtigende  Länder  (Leist  teutsches  Siaatsr. ,  §.  58  u  70.) 
waren,  in  keinem  Bundesstaat  eingeräumt.  Ob  ihnen  solche  für  ihre  Person 
in  sämmtlichen  Bundesstaaten  gebühre,  sie  also  in  allen  für  standesfterrliclte 
Personalisten  (vergl.  §.  3o6  ,  d)  anzuerkennen  seyen  ?  -beruht  auf  einer 
bestimmenden,  mitbin  von  dem  T.  Bund  zu  machenden  Auslegung  des  14. 
Artikels  der  BundesActe.  Einzelne  Regierungen  von  Bundesstaaten,  sind 
hierüber  seither  verschiedenen  Ansiebten  gefolgt.  Baiern  räumt  dem  Grafen 
von  Gicch  das  Prädicat  Erlaucht  nicht  ein,  und  hat  ihn  bei  der  B.  V.  im  J. 
1829  als  Standesberrn  nicht  angemeldet.  Hannover  hat  daselbst  den  Grafen 
von  Platen  und  Uallcrmund  als  Standesherrn  swar  angemeldet,  ihm  aber  Sitz 
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und  Stimme  in  der  ersten  Kammer  «einer  Ständeversaramlung  nur  in  so  fem 
eingeräumt,  als  er  ein  bedeutendes  Rittergut  im  Königreich  erwerben  werde. 
ffirtemberg  bat  den  Grafen  von  Neipperg  bei  der  B.  V.  als  Standesherrn 
angemeldet.  Eben  so  GH.  Hessen  den  Grafen  ton  Schlitz  genannt  Gört»  (vergl. 
\.  3i5,  *).  Klöber's  Abhandlungen ,  Bd.  I,  S.  196  f.  —  Noch  eu  erwar- 
tende Bestimmungen  über  andere  Fragen,  s.  ebendas.  S.  «19. 

f)  Die  Standesherren  im  Sinn  der  BundesActe  ,  und  die  Mitglieder  ihrer 
Familien ,  müssen  in  allen  Bundesstaaten,  wo  inländischer  hoher  Adel  nicht 
besteht  (wie  s.  B.  in  den  Freien  Städten),  als  Personen  Ton  hohem  Adel, 
das  heifst,  dort  höher  als  der  niedere  Adel,  geachtet,  und  in  allen  Bundes- 
staaten, wo  inländischer  hoher  Adel  besteht,  zu  diesem  gerechnet  werden, 
während  in  jedem  Bundesstaat  inländische  Anerkennung  jedes  andern  auslän- 
dischen Adels,  strengrechtlich,  von  ausdrücklicher  oder  stillschweigender 
'Willenserklärung  des  Souverains  abhängt.  Klübbb's  Abhandlungen,  Bd.  I, 
S.  «17  ^  m.  3i8.  —  Bestimmungen  hierüber  in  teutschen  Bundesstaaten, 
sind  in  voriger  Note  angezeigt. 

g)  Ebenbürtigkeit  ist'  ein  Beziehung«-  oder  VergleichungsHauptwort' ( terminus 
comparatus).  Es  drückt  einen  Verhältnifsbegriff  aus ,  kann  also  nicht  \  er- 
standen werden,  ohne  Beisetzung  oder  Hinzudcnkung  eines  andern,  mit  dem 
es  verglichen  werden  soll;  absolut  gesetzt,  begründet  es  kein  vollkommenes 
Vrtheil-  So  auch  das  Beiwort  ebenhünig ;  einPrädicat,  wozu,  wenn  in  einem 
gegebenen  Fall  ein  bestimmter  Sinn  damit  verbunden  werden  soll ,  zwei 
Subjcctc  gehören,  deren  eines  mit  dem  andern  verglichen,  oder  dem  andern 
beziehungsweise  zur  Seite  gesetzt  wird.  Beide  Worte,  allgemein  auf  Geburt 
hindeutend,  sind  Prädicate,  die  auf  Personen  bezogen  werden.  Nur  durch 
eine  Art  von  rhetorischer  Figur  oder  Freiheit,  wird  das  Eigenschaft  wort 
ebenbürtig  zuweilen  Sachen  beigelegt,  z.  B*.  einer  Ehe,  dem  Mannstamm  u.  d. 
Ebenbürtigkeit  bezeichnet  eine  Gemeinschaft ,  welche  zwischen  zwei  oder 
mehr  Personen  iu  Ansehung  ihres  Geburtstandes  besteht.  Demnach  bezeichnet 
sie  eine  Unterart  der  Genossenschaft,  das  heifst  eine  Art  jener  Hauptart  der 
Genossenschaft  ,  welche  man  Standesgenossenschaft  nennt.  Als  Specics  der 
letzten,  bezeichnet  sie  die  Ehenburt-  oder  GeburtstandesGenossenscIuift.  Sie  hat 
verschiedene  Abstufungen,  nach  Verschiedenheit  der  GeburtstandesVerhältnisse* 
Die  zu  gleichem  Geburtstand  gehören,  heissen  Ebenbürtige  oder  Geburtstandes- 
Genossen.  Höhere  als  die  Ebenbürtigen,  heissen  U ebergenossen,  Niedere  hingegen 
Niedergenossen.  —  In  Absicht  auf  das  positive  GeburtstandesVerhältnifs  der  Ehe- 
gatten, bei  welchem  in  der  neuern  Zeit  die  Ebenbürtigkeit  vorzugweise  in  Frage 
gezogen  zu  werden  pflegt,  waren  1)  in  Teutschland,  in  der  ältesten 
Zeit  und  in  dem  Mittelalter,  alle  Freien,  ohne  Unterschied,  einander  eben- 
bürtig. Die  Verschiedenheit  des  Ranges  der  Frcigcbohmcn,  nach  Maa&gabe 
der  HeerachildEintheilung,  kam  hiebe!  nicht  in  Betracht.  Obwohl  standes- 
ungleich, waren  doch  die  Ehen  der  Adelichen  (der  Personen  des  nachherigen 
hohen  Adels)  und  jene  der  Bittermäsigen,  mit  gemeinen  Frcigebohrnen,  keine 
Mifsheurathen.  Klübbb's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  i5«  ff.  —  II)  Iu  der 
neuern  Zeit  des  teutschen  Reichs,  befanden  alle  Mitglieder  des  hohen  Adels, 
und  so  auch  alle  des  niedern ,  sich  gegenseitig  in  allgemeiner  Geburt  stand  es-  oder 
Ebenburtgenosscnschaft.  In  Hinsicht  auf  diese,  galt  bei  den  ersten  gleichviel, 
zu  welcher  Rangclasse  des  hohen  Adels  sie  gehörten;  ob  zu  den  ErbHur» 
fürst en  ,  den  Herzogen ,  den  (  fürstlichen  )  Pfalzgrafen ,  den  Markgrafen ,  den 
(fürstlichen)  Landgrafen,  den  Fürsten,  den  reichsständischen  Grafen.  Besondere 
Standesgenossenschaften,  in  Absicht  auf  Titel,  Prädicate,  Bang  und  Cere- 
monicl ,  bildeten  unter  sich  die  Erbkurfürslen ,  die  fürstlichen  Häuser  im 
Verhältnifs  zu  den  gräflichen,  die  altfürstlichen  im  Verhältnifs  zu  den  neu- 
fürstlichen  (Klübeb's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  i55  ff.),  die  altgräflicben  den 
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neugräflichen  gegenüber.     Selbst  unter  den  reichsständischen  Grafen  hatte 

man   die  Realisten  von  den  Pcrsonalisten  zu  unterscheiden  ,  da  definitiv 
unentschieden  geblieben  ist,  ob  die  lotsten  zu  dem  hohen  Adel  gehörten 
( oben  Note  c,  u.  %.  a6a,  *).    Dennoch  war  in  Hinsicht  auf  Mittheurathen, 
bei  den  Freien  aller  Classen  unter  sich,  das  alte  und  mittlere  teutsche  Reeht 
bis  gegen  die  Mittte  des  achtsehnten  Jahrhunderts  in  keinem  Punct  aufgehoben 
oder  abgeändert;  es  hatte,  wenn  auch  nur  als  Gewohnheitrecht,  fortwährend 
Gesetskraft.    Reichsgesetzlich  war  erst  seit  dem  Reichsschlufs  vom  4.  Sept. 
1747  eine  Ausnahme  hievon,  nur  eine,  begründet;  nämlich,  dafs  die  Ehe 
eines  Reichssiandes ,  oder  aus  einem  reichsständiseben  Hau  so  entsprossenen 
Herrn,  mit  einer  freigebohrnen  Nicbtadelicben ,  für  unstreitige  Mifsheurath 
su  achten  sey.    Hlüher  a.  a.  O.,  S.  i57  —  «67.  —    ni)  Bei  der  Auflösung 
des   tcutschen  Reichs   ward   diese   Ausnahme  aufgehoben  ;   die  rheinische 
Rundes  Acte  erklärte  alle  Reichsgesetze  für  nichtig  und  unwirksam«  nur  mit 
zwei  Ausnahmen,  welche  diesen  Gegenstand  nicht  berühren.  Ueberdiefs 
änderte  sie    die  Standesverhältnisse  der  seitherigen  Mitglieder  des  hohen 
Adels.   Ein  Tbeil  der  letzten  stieg  empor  von  der  Landeshoheit,  welche  der 
Reichshoheit  untergeordnet  war,  su  souveraincr  oder  unabhängiger  .Staats« 
gewalt,  von  seitheriger  Reichsbürger»  und  Unterthanschaft  su  bürger-  und 
untert hanfreier  Persönlichkeit.    In  Folge  dessen  trat  derselbe ,  mit  seinen 
Familiengliedern,    aus  dem  seitherigen  Standesverhältnifs  heraus,  er  war 
fortan  erhoben  über  alle  unterthanschaftlichen  Staatsgenossen,  mithin  auch 
über  den  Adel  jeder  Classe.     Ebenbürtig  war  ihm  forthin  Niemand,  als 
die  Mitglieder  seines  Geschlechtes ,  und  die  Erbregenten  anderer  souverainen 
Staaten  ,  nebst  den  Mitgliedern  ihrer  Familien.    Vergl.  §.  25o,  III,  u.  a6s, 
III.     Erniedrigt  wurden  dagegen  alle  übrigen  seitherigen  reichsständischen  • 
Landesherren,  nebst  ihren  Familiengliedcrn.     Ihre  Reichsstandschaft  hörte 
auf,     unterthanschaftlich    wurden    sie    und   ihre  mit  reichsunmittelbarer 
Landeshoheit  ausgestatteten  Besitzungen    der  Staatshoheit  Anderer  unter« 
geordnet  ,  meist  mit  standesherrlichen   Vorrechten  ,  manche  ohne  solche. 
Ueberall,  wo  ein  Adel  fernerhin  bestand,  verwandelte 'sich  ihr  hoher  Reichs- 
adel in  Landesadel.    In  unterthanschaitHrhen  Privatstand,  wenn  gleich  meist 
in  standesherrlich  bevorrechteten ,  versetzt ,  konnten  sie  und  die  Mitglieder 
ihrer  Geschlechter  fortan  für  Standesgenossen  jener  von  ihren  vormaligen 
ReichsMitständen  nicht  mehr  gelten,  die  durch  den  neu  erworbenen  Besitz 
der  Souverainctät  über  jede  staatsbürgerliche  Standesclasse  waren  erhöbet 
worden.     (Anders  A.  W.  Hnrjr.n ,  Beiträge  zum  tcutschen  Staats-  und 
Fürstenrecht  (Bcrl.  1829),  S.  67,  83  ff.  u.  xoo  ff. ,  u.  L.  v.  Dassen,  Abband- 
lungen, S.  a3o.)    Bestimmungen  über  Mifsheurathen  fand  man  weder  in  der 
rheinischen  Bundes  Acte  noch  in  Gesetzen  rheinischer  Rundesfürsten,  mit 
Ausnahme  des  Grofshcrzogs  von  Berg,  der,  in  einem  Decrot  vom  3i.  März 
1809,  die  Freiheit  des  Menschen  nirgend  mehr  zu  wahren  gebot,  als  in  jenem 
Rechtsgeschäft  (der  Ehe),  welches  ihre  unbeschränkteste» Ausübung  voraus- 
setze.    Die  reichsgesetzliche  Ausnahme  von  der  Regel  war  vertilgt  ;  das 
gemeine  teutsche  Privatrecht,  ohne  diese  Ausnahme,  galt  in  der  Regel  nach 
wie  vor,  nun  als  LandesPrivatrecht.   Eben  so  bestanden  noch  die  durch  die 
frühere  Autonomie  begründeten  Privatrechte  einzelner  Familien  des  Adels, 
so  fern  nicht  auch  sie  durch  Landesgesetze  modiheirt  oder  aufgehoben  waren, 
wie   in  den   unter  französischer  Staatshoheit  gekommenen  Ländern  oder 
Bezirken ,  und  in  dem  Grofsherzogthum  Berg ,  durch  die  oben  erwähnte  • 
Verordnung.    Was  aber  das  allgemeine'  öffentliche  und  Privatrecht  betrifft, 
so  ist  demselben  die  Idee  von  Mifsheurathen  durchaus  fremd  ($.  »45,  h). 
Bxübkfi  a.  a.  O.,  8.  «67  —  177.  —    IV)  In  obigem  Rechtzustand  fand  der 
Teutsche  Bund  die  Sache.    Derselbe  gab  in  der  RundcsActe  den  Standes 
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herrlichen  fürstlichen  und  gräflichen  Häusern  Zusicherung«  in  Absicht  auf 
hohen  Adclstand  und  Ebenbürtigkeit.  Von  jenem  oben  Note  e,  von  dieser 
unten  Note  i.  —  Vermöge  ihres  aus  der  Landeshoheit  fliessenden  Gesetz- 
gebungs-  und  DispensationsRechtes,  konnten  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs 
Landesherren  sich  selbst,  ihre  Familtenglieder  und  Andere  durch  Gesetze 
(  Gewohnheitrecht  mitbegriften )  oder  Dispensation  su  Schliessung  morgana- 
tischer Ehsn  ermächtigen.  Die  Häupter  und  Mitglieder  standesberrlirher 
Familien,  jetzt  der  Staatshoheit .  eines  Bundesstaates  unterworfen,  hängen 
hierin  von  dessen  Gesetzen  oder  Dispensation  ab.  Anders  Eichhoms  , 
teutsches  Privatr.,  %.  294»  u.  L.  v,  Dassen,  a.  a.  O.  S.  141. 

h)  Unter  »bisher»  (BundcsActe,  Art.  14  »  a),  ist  höchst  wahrscheinlich  der 
Zeitraum  vor  Auflösung  der  teutschen  Rcicbsverbindung  zu  verstehen.  Man 
vcrgl.  die  Anmerkung  in  Klübkh's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  4^7,  Note  ♦. 
Ebendess.  Uebersicht  etc.,  S.  3u  u.  3aa.  Ebendess,  Abhandlungen,  Bd.  I, 
S.  197  ff. 

■ 

0  In  welchem  Standesverhältnifs  der  Tcutsche  Bund  die  standesherrlichen  fürst- 
lichen und  gräflichen  Häuser  im  Jahr  18 1'5  gefunden  habe,  ist  oben  (Notc#0  ge- 
meldet. Derselbe  gab  ihnen  ( in derBundesActe,  Art.  i/|  )  Zusicherung:  tdass 
« ihnen  das  Rectit  der  Ebenbürtigkeit  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff",  ver- 
bleibt*. Vierfache  Unbestimmtheit  zeigt  sich  in  diesen  wenigen  Worten. 
1)  Das  Beziehungswort  Ebenbürtigkeit  ist  absolut  gebraucht,  das  zur  Verglei- 
chung  nöthige  Subjcct  wird  verschwiegen,  es  ist  nicht  gesagt,  mit  Wem  den 
Mitgliedern  der  standesherrlichen  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  Ebenbür- 
tigkeit verbleiben  toll.  Vergl.  Note  g.  Gehoben  wird  der  Zweifel  nicht  durch  die 
französische  Uebersetzung  der  Bundesacte,  welche,  nebst  dem  Urtext,  der  wiener 
CongrefsActe  beigefügt  ist.  An  sich  schon  gebührt  derselben  weder  vertrag- 
mäsiges  noch  gesetzmäßiges  Ansehen;  eine  bestimmende  Auslegung  ist  also 
darin  nicht  zu  finden  (oben  §.  67,  d).  Zudem  ist  diese  Uebersetzung  hier 
offenbar  untreu.  Sie  spricht:  «les  droits  d'egalite  de  naissance  avec  les 
maisons  souveraines,  comme  elles  en  ont  joui  jusqu'ici».  Trou  übersetzt, 
müfstc  es  heifsen:  Tegalit^  oder  la  parite  de  naissance,  dans  le  sens  qui  y  a 
attach£  jusqu'ici.  Aber  auch  unwahr  an  sich  schon  ist,  -was  die  Ueber- 
setzung sagt.  Notorisch  befinden  sich  die  in  unterthanschaftlicbem  Vcrhaltnifs 
stehenden  standesherrlichen  Häuser,  nicht  auf  gleicher  Standcslinie  mit  den 
souveraintfn  Häusern,  nicht  mit  den  in  dem  Teutschen  Bund  begriffenen,  noch 
weniger  mit  bundesfreien.  Nicht  im  Stande ,  nicht  in  Titel ,  Rang  und  Cere* 
moniel ,  sind  sie  ihnen  gleich.  Wäre  aber  die  Absicht  gewesen ,  die  zu- 
gesicherte Ebenbürtigkeit  nur  auf  das  Rechtsverhältnis*  der  VermalJungtn  stan- 
desherrlichcr  Familicnglicder  mit  Mitgliedern  souverainer  Regentcnfaäoser  xu 
beziehen ,  dafs  solchen  Ehen  fortan  volle  Rechtswirkung  gebühren  solle ,  so 
findet  doch  eine  solche  Absicht  sich  hier  durch  Worte  offenbar  nicht  aus- 
gedrückt, a)  Unbestimmt  ist  auch  das  Wort  *  bisher ».  Obgleich  sehr  wahr- 
scheinlich ist,  dafs  damit,  der  Sprachlehre  ru wider,  nicht  der  nächst- 
vorhergegangene siebenjährige  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes  habe  bezeich- 
net werden  wollen,  sondern  der  Zeitraum  vor  Auflösung  des  teutschen  Reichs 
(oben  Note  A),  so  kann  doch  ein  doctrinaler  Ausleger  sich  nicht  für  er- 
mächtigt halten,  solches  für  gewifs  anzunehmen.  Er  kann  es  um  so  weniger, 
da  hier  das  Wort  in  zwei  dem  Grad  nach  wesentlich  verschiedenen  Beziehun- 
gen genommen  werden  könnte;  in  Hinsicht  entweder  auf  GcburtstandesGc- 
nossenschaft  der  Standesherren  und  ihrer  Familicnglicder  überhaupt,  oder  nur 
auf  Mifsheuratben  derselben.  In  der  ersten  Beziehung  stellen  sich  drei  Zeit* 
räume  der  neuern  Vergangenheit  dar;  die  letzte  Zeit  des  teutschen  Reichs, 
die  Zeit  des  rheinischen  Bundes,  die  Zeit  von  dessen  Auflösung  gegen  das 
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Ende  des  J.  i8i3,  bis  au  der  Stiftung  des  Teutschen  Bundes  im  Juni  »8i5. 
Wäre  unter  dem  «-bisher»  einer  der  beiden  leisten  Zeiträume,  oder  jeder 
•  ron  beiden«  su  verstehen,  so  wäre  eine  Gleichstellung  der  standesherrlicben 
Familien  in  dem  Geburtsland*  mit  den  souverainen  Bundesfürsten  und  ihren 
Familiengliedern,  die  seit  Auflösung  der  teutseben  Reichsverbindung  künd- 
bar nicht  bestand,  offenbar  nicht  sugesiehert,  sondern  nur  ein  Verbleiben 
in  dem  seitherigen  Standesverhältnifs,  in  jenem  der  neuesten  Vergangenheit. 
Sollte  aber  unter  dem  «bisher»  und  dem  ganzen  Satz,. wozu  es  gehört,  nur 
auf  Missheurathen  »on  Standesherren  oder  ihren  Familiengliedern  gedeutet 
'  werden,  so  wäre  dasselbe  synchronistisch  anders  nicht  su  »erstehen,  als  »on 
der  teutschen ,  noeb  in  der  letzten  *Zeit  des  teutschen  Reichs  bestandenen  • 
gemeinrechtlichen  Regel,  dafs  nur  Ehen  zwischen  Freien  und  Unfreien  für 
Mifshcurathcn  zu  achten  Seyen;  nicht  auch  zugleich  »on  der  durch  die  kaiser- 
liche Walilrapitulation  und  den  Reichsschlufs  »on   1747  begründeten  Aus- 
nahme (oben  Note  g),  die1,  »ermöge  der  in  der  rheinischen  Bundes  Acte  er« 
:  Wirten  Aufhebung  der  Reichsgesetze  ,  unanwendbar  geworden,  und  nicht 
wieder  hergestellt  war.   3)  Einer  dritten  Unbestimmtheit,  nieht  der  gering- 
sten, begegnet  man  in  den  Worten:   «in  dem  bisher  damit  »erbundenen 
Begriff*.    Baiern  erklärte  in  einem  Rescript  ▼.  97.  Jan.  i8s5,  dafs  die  »ormals 
nichtreichsständisehen  Grafen  von  Pappenheim   «zu  dem  hohen  Adel  gehören 
und  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  haben ,  in  dem  bisher  damit  verbundenen 
Begriff»  (unten  %.  3i5,  *).    Dennoch  räumte  der  Rönig  das  von  der  B.  V. 
den  »landesherrlichen  gräflichen  Fatnilienhiuptern  im  J.  1839  ert heilte  Prädi- 
cat  Erlaucht  dem  Haupt  der  gräfl.  Pappenheimischen  Familie  nicht  ein.  Hier 
erscheint  die  gegebene  Zusicherung  eines  Verbleibens  der  Ebenbürtigkeit  mit 
einer  Relativität,  die  weder  den  Begriff,  noch  die  ihm  zur  Erläuterung  die- 
nen sollende  Zeit  seines  Dasejns,  ausser  Zweifel  setzt.   4)  Endlich  liegt  auch 
eine  Unbestimmtheit  in  dem  Mangel  einer  Anzeige  des  Wirkung sumfanges ,  auf 
welchen  die  genannte  Zusicherung  bezogen  werden  soll.    Hätte  die  Absicht 
vorgewaltet,  den  Standesherren  und  ihren  Familiengliedem  rolle  Geburtstandes- 
Genosrtcnschaft  mit  den  souverainen  Bundesfürsten  und  ihren  Familiengliedern 
,  zu  bewilligen,  so  wären  sie  dadurch  wer  den  hohen  Adelstand  emporgeho- 
ben w/orden.    Dieses  war  die  Meinung  nicht;  denn  ausdrücklich  sagt  die 
BundeaActe,  dafs  sie  tu  dem  hohen  Adel  gerechnet  werden  sollen.  —  Ob 
aber  etwa  wäre  beabsichtigt  worden,  ihnen  ausser  dem  hohen  Adelstand,  auch 
Ebenbürtigkeit  mit  den  souverainen  Bundesfürsten,  wo  nicht  durefagehends , 
doch  in  Hinsicht  auf  Vermählungen  mk  Personen  aus  bundesfürstlichen  Häu- 
sern in  dem  Sinn  zu  bewilligen,  dafs  Ehen  dieser  Art  nie  alt  Missheurathen 
▼on  8eite  der  ersten  angesehen  werden  dürften?   In  der  Zeit  des  teutschen 
Reichs  waren  Ehen  dieser  Art  keine  Missheu ratben.  Bei  dem  Mangel  einer 
bestimmten  Erklärung  in  der  Bundes  Acte,  ist  nicht  wahrscheinlich,  und  nach 
dem  Gesetz  der  Vollkommenheit  rechtlich  nicht  zu  vermuthen,  dafs  die 
souverainen  Bundesfürsten,   nach  der  eingetretenen  wesentlichen  Standes- 
veränderung, welche  Sie  über  jene  Personenclasse  und  den  in  der  Bundes 
Acte  "ihr  zugesicherten  hohen  Adelstand  erhöhet,  diese  Classe  hingegen  su 
unterthanscha ftlicbcm  Verhaltnils  erniedrigt   hatte,  ein  unveränderliche*  Be- 
stehen jener  Sitte  in  der  BundcsActe  haben  festsetzen,  oder  dafs  Jeder  von 
ihnen  sich  der  Befugnis*  habe  entäussern  wollen ,  nach  eigenem ,  durch  sein 
Staats-  und  Familieninteresse  zu  bestimmenden  Gutfinden,  jene  Sitte  in  sei- 
nem Hause  entweder  bis  auf  Widerruf,  fortdauern  zu  lassen,  oder  zu 
modificiren,  oder  aufzuheben.    Deutlich  erhellet  diese  Willensmeinung  aus 
verscluedcnen ,  seit   der  Stiftung  des  Teutschen   Rundes  errichteten  Ver- 
fassungsurkunden  und   Hausgesetzen   tcutscher    Bundesfürsten,   worin  die 
Rechtsgüitigkeit  der  Eben  der  Mitglieder  ihres  Hauses  durchaus  abhängig 
gemacht  wird  »on  der  Einwilligung  des  regierenden  Herrn,  nur  von  ihr,   So  in 
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Baiern,  Wirtemberg,  Kurhessen,  GH.  Hessen.  Klvber's  Abhandlungen,  Bd.  ], 

S.  3?3  ff.  —  Oder  wäre  etwa  nt$r  beabsichtigt  worden,  den  fürstlichen  und 
graflichen  Standesherren  und  ihren  Familien  gliedern  Zusicherung  au  geben , 
dafs  in  Hinsicht  auf  ihn  Ehen  mit  Personen  niederen  Stande«,  in  allen  Bundes- 
staaten es  bei  dem  Recht  der  Ebenbürtigkeit  in  dem  Sinn,  welcher  in  der 
Zeit  des  tcutschen  Reichs  damit  verbunden  war,  verbleiben,  oder,  richtiger, 
dafs  dasselbe  (in  der  Zeit  des  rheinischen  Bundes  nicht  mehr  bestandene) 
Recht  wieder  gelten,  dafs  in  der  Richtung  nach  Unten  ihr  EheStandesneiger  auf 
die  Zeit  dea  teuuchen  Reiche  snrüchgestellt  werden  solle?  dafs  also  in  stan- 
desberrlicben  fürstlichen  und  gräflichen,  vormals  reichsständischen  Häusern, 
nur  die  Arten  von  Ehen  ihrer  Mitglieder,  welche  in  der  genannten  Zeit,  ver- 
möge der  kaiserlichen  Wahlcapilulation  und  des  dieselbe  authentisch  ausle- 
genden Rcichsschlusses  von  174*%  fur  Misihcurathen  galten,  das  heilst,  die  Ehen 
mit  niciuadel iclten  Freigekommen ,  wie  jene  mit  Leibeigenen  ,  auch  fernerhin  dafür , 
hingegen  alte  Ehen  anderer  Art  ab)  vollwirkend  für  Gemahlin  und  Kinder  gel- 
ten sollten.    Das  Letzte  nur  möchte,  wenn  das  zugesicherte  Verbleiben  dea 
Rechtes  der  Ebenbürtigkeit  blofs  auf  Heurailien  bezogen  werden  soll,  imZwefit 
anzunehmen  seyn.  Sollte  jenes  frühere  Rechtsverhältnifs  für  die  Standesherren 
in  allen  Bundesstaaten  wieder  aufleben,  so  bedurfte  es  dazu  einer  solchen 
Bestimmung  wie  jene  in  der  BundesActe,  da  die  Reichsgesetze  durch  die 
rheinische  BundesActe  ihrer  Gesetzkraft  waren  beraubt  worden.  Erwünscht 
tnufste  die  Wiederherstellung  dieser  Gesetzkraft  seyn,  sowohl  den  souverai- 
nen  Bundesfürsten,  als  auch  den  standesherrlichen  Familien.   Jenen,  so  fern 
und  ao  lang  sie  Vermählungen  ihrer  Familienglieder  mit  •landesherrlichen 
fernerbin  für  zulässig  achten  wollten  oder  würden.   Diesen,  weil  dadurch 
nicht  nur  ihr  Familienglanz,  so  weit  er  von  Vermählungen  abhängt,  über- 
haupt gesichert  ward,  sondern  auch  weil  ihnen,  wenigstens  bis  auf  Wider- 
ruf durch  Staats-  und  Hausgesetze  in  einzelnen  Bundesstaaten,  die  Austickt 
auf  Vermählungen  der  genannten  Art  wieder  eröffnet  ward.   Doch  auch  mehr 
nicht  als  Aussicht.    Eine  Verpflichtung ,  Ehen  der  gedachten  Art  jederxeit  für 
NichtMifsheurathen  gelten  au  lassen,  sie  durch  Staats-  und  Familiengcsetae 
nie  zu  beschränken,  ihnen  gewisse  Rechtswirkungen  nie  zu  versagen,  hatten 
die  Souveränen  Rundesfürsten  in  der  BundesActe  nicht  übernommen,  weder 
unter  sich,  noch  gegen  die  Standesherren.  —   Eben  so  wenig  ist  in  der  Be- 
stimmung der  BundesActe  ein  Erlennungsgrund  zu  finden,  für  einen  Recbts- 
begriff  von  Misslieuralhcn  auf  Seite  der  Mitglieder  touverainer  teutscher  Regen- 
tenhäuser.    Klobkr's  Abbandlnugen ,  Bd.  I,  S.  377 — 3o7.  —    Beispiele  von 
Vermählungen ,  von  Prinzen  und  Prinzessinnen  aus  teutsohen  eouverainen  Häu- 
sern, mit  Personen  aus  »tandesherrlichen  fürstlichen  Familien;  desgleichen, 
von  Prinzen  jener  Häuser  mit  standesherrlichen  Witwen  aus  souverainem  Ge- 
schlecht ,  findet  man  a.  a.  O.,  S.  3»6  ff.  —    Eine  authentische  Auslegung  der 
in  Frage  stehenden  Stelle  der  BundesActe,  von  dem  standesüerrlichea  Recht 
der  Ebenbürtigkeit,  findet  sich  nicht  in  den  Beschlüssen  der  Bundesversamm- 
lung vom  18.  Aug.  i8*5  und  i3.  Febr.  18*9,  betr.  die  Courtoisie  der  standesherr- 
lich untergeordneten  Fürsten  und  gräflichen  Familienhäupter.    KtOasn  a.  a. 
O. ,  S*  3o8  —  3i8*  —    Und  eben  so  wenig  in  dem  Vortrag  des  östreichischen 
Bevollmächtigten,  des  (standesherrlichen)  Fürsten  von  Metternich,  in  dem 
Aachener  Conferenz-Protocoll  v.  7.  Nov.  18181  in  Mirtsks  recaeil,  Supplem. 
IX.  »87. 

A)  bleiben  soll  den  standesherrlichen  Familien,  in  allen  Bundesstaaten,  das 
Recht  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff.  Ver~ 
liehen  ward  also  dasselbe  durch  diese  Bestimmung  der  BundesActe  nicht; 
namentlich  nicht  solchen  Familien,  denen  dasselbe  früher  nicht  zustand,  denen 
etwa  erst  in  dem  Zeitraum  des  Teut sehen  Bundes,  in  einem  Bundesstaat  von 
dem  Souverain  desselben  Standesherrlichkeit  verlieben  ward,   Vergl.  317. 
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0  Vors-ieh enden  Erläuterungen  fufolge,  möchte  diese  Bestimmung  der  Bundes- 

Acte,  über  das  standesberrliche  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  su  verstehen  seyn 
wie  folgt.  Den  standesberrlichen  Familien,  im  Sinn  der  Bundes  Acte,  toll  in 
allen  Bundesstaaten  auch  fortan  das  Becht  der  Ebenbürtigkeit  verbleiben,  in  dem 
bisher  damit  verbundenen  Begriff;  das  heifst,  GeburtstandesGenossenschaft 
mit  Allen,  die  daselbst  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  eu  dem  hohen  Adel 
gerechnet  worden ,  und  in  Gemäfsheit  ihrer  jetzigen  Verhältnisse  au  diesem 
Stande  noch  zu  rechnen  sind«  oder  solchen  später  erworben  haben.  Recht  der 
Ebenbürtigkeit  soll  ihnen  also  zustehen,  nicht  nur  unter  sich  und  mit  vormals 
nioht- reichsständischen  Reichsfürsten,  sondern  auch  im  Vcrhältnifs  zu  denen 
inländischen  und  ausländischen  (vergl.  Rrvss  Staatshanzley,  XIV,  5a)  Hensogen, 
Markgrafen,  Landgrafen,  Fürsten,  vielleicht  auch  liur^rafen  und  Grafen,  welche 
daselbst  jetzt  etwa  noch  ausserdem  su  der  C lasse  des  hohen  Adels  gerechnet 
werden. 

m)  Vorstehende  Bemerkungen  und  Erläuterungen  bewähren  dieses.  Um,  nach 
ihnen,  den  Sinn  der  in  den  f.  fast  wörtlich  übertragenen  Bestimmung  in  der 
BundesActe  sich  vollständig  und  klar  su  vergegenwärtigen,  möchte  diese,  wie 
folgt ,  ku  paraphrasiren  seyn.  Obgleich  die  in  Frage  stehenden  fürstlichen 
und  gräflichen  Häuser,  in  Gemäfsheit  der  gegenwärtigen  Verhältnisse,  nicht 
mehr  teutsche  Reichsstände,  Reichsunmittelbare  und  mit  tcutscher  Landes- 
hoheit begabte  Landesherren,  nicht  mehr  auf  nur  gewisse  Weise  der  teutschen 
Reichshoheit,  sondern  nunmehr  standesherrlich  der  Staatshoheit  teutseber 
Bundesfürsten  untergeordnet,  und  so  aus  einem  vormaligen  landesherrlichen 
Staatsverhältniss  in  hevorre«  hteten  Priratstand  versetzt  sind,  so  sollen  sie 
nichts  desto  weniger  i)  zu  dem  hohen  Adel  in  Teutschland  (in  allen  Bundes- 
staaten) gerechnet  werden;  und  soll  2)  ihnen  das  dieser  Adelsciasse,  auf  allen 
ihren  Rangstufen,  eigene  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher  damit  verbun- 
denen Begriff,  das  heifst,  dasjenige  Recht  der  GeburtstandesGenossenschaft 
oder  der  Rechtsgleichheit  der  GeburtstandesGenosscn  verbleiben ,  welches 
w.lhrend  der  Rcichsverfassung  allen  Mitgliedern  des  hohen  Adelstandes  unter 
sich  vermöge  ihrer  Geburt  zukam ,  gleichviel  auf  welcher  Stufe  desselben  sie 
sich  befanden.  Sie  sammtlich  dürfen  also,  in  Folge  oder  unter  dem  Vorwand 
ihrer  jetzigen  Unterordnung  unter  die  Staatshoheit  vormaliger  ReichsTMitstande 
und  StandcsgcnosSt-n ,  die  durch  Erhebung  zu  der  Souverainetät  aus  dieser 
Standesgenossenschaft  herausgetreten  sind,  unter  ihren  in  der  Zeit  des  teut- 
schen Reichs  gehabten  Geburtstand  nicht  erniedrigt  werden,  sondern  sollen 
in  Allen  Bundesstaaten  für  Personen  und  Familien  von  hohem  Adel  und  allseitig 
gleichem  Geburtslandes  Recht  mit  Allen,  die  zu  diesem  Stande  gerechnet  werden, 
gelten.  —  Regierungen  von  Bundesstaaten  haben  in  ihren  Verordnungen  über 
den  Rechtszustand  der  ihnen  untergeordneten  Standesherren ,  die  hier  in  Be- 
tracht stehende  Bestimmung  der  BundesActe  meist  mit  denselben  Worten,  also 
mit  gleicher  Unbestimmtheit,  wiederholt;  nur  dafs  etliche  das  Wort  «bisher» 
ausdrücklich  auf  den  letzten  Zeitraum  des  teutschen  Reichs  bezieben.  Die  hieber 
gehörenden  Stellen  aus  Verordnungen  von  Preussen,  Hannover,  Wirtemberg, 
Baden,  GH.  Hessen,  findet  man  in  RxCauTs  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  3at>  ff. 

n)  In  dem  ersten  ,  der  beiden  hiernlchst  angef.  Beschlüsse  der  Bundesvcr- 
Sammlung,  steht  nach  dem  Wort  «Ebenbürtigkcitv :  »mit  den  souverainen 
Häusern».  In  dem  «weiten  beifst  es:  «mit  den  regierenden  Häusern*. 
Ob  durch  diese  Worte ,  welche  in  einem  in  dem  engern  Rath  der  R.  V.  ge- 
fassten  Beschlufs  vorkommen,  die  unbestimmte  Stelle  in  dem  14.  Art.  der 
BundesActe  eine  authentische  Auslegung  habe  erhalten  können?  davon  s. 
Kteanns  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  3o8  ff. 

o)  Beschlufs  derB.  V.  vom  t&  Aug.  i8i5,  in  RiAsta/s  Quellensammlung,  Num. XXXII. 

/>)  Beschlufs  der  B.  V.  vom  i3.  Febr  1819;  cbendas.  Num.  XXXIlL  —  In  einer 
gedruckten  Denkschrift  v.  14.  Jan  1828  hatte  der  Graf  von  WartcmbergRotb, 
KlftW*  «SVwl.  Hi«bt  3.  Aull.  28 
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ffir  eich  u  a.  Stahdesherren ,  um  Ertheilung  de*  Prädicats  Erlaucht  an  die 
etandeshorrlichen  gräßlichen  Familien ,  bei  der  B.  V.  nachgesucht.  —  In  An- 
sehung der  standesherrlichen  nachgehohrnen   Fnmiliengliedcr ,  bestimmt  eine 
haditefus  Verordn.  v.  a.  Oct.  i8»9 ,  dafa  jenen  in  (vormala  reichsständischen) 
fürstlichen  Häusern  dieselben  Ehrentitel  wie  ihren  Familienhäuptern ,  hingegen 
jenen  aus  (vormals  reichsständischen)  gräflichen  Häusern  das  Prädicat  Hoch* 
gebohrn ,    abwechselnd    mit   Hochdenselben,  solle  gegeben  werden.  Die 
Häupter  gräflicher  Familien  sollten  von  den  Landesbehörden  in  schriftlichen 
Zufertigungen  angeredet  werden:  «Erlauchter,  Hot bgebobrner  Graf » !  Bad. 
Begier.  Bl.  v.  1809,  Num.  XX.  —  Durch  ein  Signal  t.  ia.  Juni  i83o,  verfugte 
der  König  von  Baiern  für  den  Grafen  Maximilian  von  Törring -  Guttenzell  die 
Ertheilung  (Anerkennung)  des  Prädicats  Erlaucht ,  da  er  früher  wegen  der 
Grafschaft  Gronsfeld  Beichsstand  war«  u.  die  dafür  cur  Entschädigung  mit 
Beichsstanduchaft  erhaltene  Herrschaft  Guttenzell  im  Bönigreich  Wirtemberg 
standesherrlich  besitat. 
q)  Bei  den  wiener  MinisterialConferensen  im  J.  i8«o  (*&  Protoc.  v.  ti.  Mai 
1810),  erfolgte  von  standesherrlicher  Seite  der  Antrugt  1)  dafs  sammtliche, 
des  Rechtes  der  Ebenbürtigkeit  jetzt  theilhaftige ,   standesherrliche  Familien 
in  ein  zu  dem  Ende  bei  der  Bundescanxlei  au  eröffnendes  Protocoll  oder 
Reff  ister  (standesherrliche  Matrikel)  verzeichnet,  und  dafs  in  solches  die  in 
diesen  Familien  durch  Geburt,  Vermählung  oder  Tod  vorgehenden  Verän- 
derungen ,  in  Folge  der  von  den  Häuptern  derselben ,  sowohl  an  die  B.V. 
als  auch  an  die  einxemen  Bundesglieder,  gelangenden  Anzeigen,  regetmäsig 
und  fortlaufend  einzutragen  wären;  a)  dafs  diesen  ehehin  reichsständischen 
Familien  ein,  ihrer  Ebenbürtigkeit  mit  den  souverainen  Häusern  angemessener 
Rang  und  Titel  suerkannt,  und  das  Prädicat  Durchlaucht  für  die  Fürsten,  so  wie 
das  Prädicat  Erlaucht  für  die  Grafen,  gesetzlich  bestimmt  werde.  Die  Versamm- 
lung verwies  diesen  Antrag,  mit  den  übrigen,  aur  Berathung  an  die  Bundesrer- 
Sammlung.   Dieser  letzte  Gegenstand  ward  erledigt,  durch  die  oben  (Note  o 
und  p)  angef.  Beschlüsse  der  B.V.  von  i8a5  u.  1819.   Der  erste  hat  bis  jetzt 
keine  Bestimmung  von  der  B.V.  erhalten.   Doch  vereinigten  sich  unmittelbar 
nach  dem  oben  (p)  angef.  Beschluss  vom  i3  Febr.  18*9,  sämmrotliche  Ge- 
sandschafen in  der  B.V.,  von  ihren  Höfen  das  Vcrzciclmifs  derjenigen  fürst- 
lichen und  gräflichen  Häuser  au  erbitten,  auf  welche  in  jedem  Bundesstaat  die 
Beschlüsse  vom  a5.  Aug.  i8?5  n.  i3.  Febr.  1839  Anwendung  finden*  damit 
solches  cur  Benntniss  der  B.V.  gebracht  werde-    In  Folge  dessen  haben  ein- 
zelne Bundesfürsten ,  in  den  Jahren  18x9  u.  i83o ,  Veneichnüst  der  in  ihren 
Staaten  standesherrlich  begüterten,  zum  Theil  auch  der  daselbst  blofs  domi- 
tilircndcn  oder  mit  nichts  landesherrlichen  Gütern  angesessenen  Standesherren 
eingereicht.   Man  s.  %.  3oi,  i,  und  den  Gothaischen  genealog.  Uofkalender  für  , 
i83o,  S.  »67. 

.  g.  304.  (mj 

9)    zu    denen    Bundesstaaten,    zu    welchen    sie  gehören: 
a)   persönliches  Verbältnifs. 

B)  Im  Verbältnifs  zu  denen  Bundesstaaten,  zu  welchen 
die  einzelnen  Standesherren  gehören«),  «ollen,  so  yiel  AA)  ihren 
persönlichen  Bechlszustand  betrifft,  1)  die  Häupter  der  standes- 
herrlicben  Familien,  die  ersten  *)  Standesherren  desselben  Staates 
aey».  Sie  und  ihre  Familien  c),  bilden  »)  daselbst  die  prrvile- 
girteste<0  (am  meisten  bevorrechtete)  Classe,  insbesondere  in 
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Ansehung  der  Besteuerung  und  geniefsen  3)  unbeschrankte 
Freiheit,  ihren  Aufenthalt/)  in  jedem  zu  dem  Bund,  gehörenden, 
oder  mit  demselben  in  Frieden  lebenden  Staat  eii  nehmen  desgleichen 
41  p  riri  legirten  Gerichtstand  *) ,  und  5)  Befreiung  von 
Milita'rPflichtiglt  cit.  Jedoch  sind  dieselben  7)  den  Landes- 
gesetzen unterworfen. 

«)  In  jedem  dieser  Bundesstaaten ,  können  die  Standesherren  die  hier  folgenden 
Rechte  fordern  (\.  309).  Dieses  hindert  nicht,  dafs  durch  Uebereinkunfi  zwischen 
ihnen  und  der  Landesberrschaft,  einzelne  Rechte  dieser  Art  aufgehoben, 
abgeändert,  oder  modificirt  werden  können;  wovon  hin  und  wieder  sich  Bei- 
spiele finden.  —  Was  in  einzelnen  Bundesstaaten ,  in  Absicht  auf  die  in  diesem 
erwähnten  Rechte,  nach  Maasgabe  der  Bundes  Acte  festgesetzt  ist,  findet 
man  in  den  unten  §.  3i3  angef.  particulären  Rcchtsquellen. 

*)  Hievon  oben  §.  aas,  a.  Die  baier.  Verfassuogsurk.  v.  1818,  Tit.  VI,  V  1, 
Num.  4,  erklärt  die  dortigen  Standesherren  für  erbliche  Reichsrätbe ,  für  erb- 
liche Mitglieder  der  ersten  Kammer  der  Ständeversammlung.  —  Ausser  dem 
Vorzug  in  der  Landstandschaft,  schliefst  diese  Bestimmung  auch  jeden  andern 
vor  Standesherren  anderer  Art  in  sich,  namentlich  vor  denen  in  Schlesien, 
in  der  Ober-  und  Nicderlausitz ,  und  Tor  solchen,  denen  in  dem  Zeitraum 
des  rheinischen  Bundes  und  seit  Errichtung  der  t.  BundesActe  Standesherr- 
lirbkeit  durch  landesherrliche  Verleihung  zu  Theil  geworden  ist      3i5  u.  317). 

c)  Weibliche  Mitglieder  eines  standesherrlichen  Hauses,  treten  durch  Verktura 
thung  mit  einem  Mann,  der  nicht  zu  derselben  Familie  gehört,  aus  jener  Fa- 
milie heraus,  in  den  Stand  und  die  Familie  ihres  Mannes \  bei  Verheurathung 
mit  einem  Mann  von  einein  andern  Zweig  ihrer  Familie,  treten  dieselben  in 
den  Stand  und  die  Linie  des  Mannes}  jedoch  überall  unbeschadet  der 
Sueeessionsreckte  für  sie  und  ihre  Kinder,  so  weit  solche  in  Gesetzen  oder 
Herkommen,  in  rechtsgültigen  Verträgen  oder  Verfügungen  gegründet  sind, 

d)  «Privilegia  ita  intelligenda,  ut  aliquid  tribuant  ultra  jus  commune».  Gaorivs 
de  J.  B.  et  F- »  lib.  IL  c.  18.  V  4*  n*  4«  Eine  werthlose  Begünstigung,  wurde 
eine  contradictio  in  adjecto  in  sich  schlicfsen.  Beil.  21  zu  d.  Protoc  der 
B.V.  v.  1819,  §•  <ot,  S.  ao4  der  Orig.  Ausg. 

e)  Kzvbsk's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  36o  f. ,  3u3,  469,  487  u.  475. 
Anfangs  war  die  Rede  von  Steuer/m'Ae/f ,  doch  nur  für  ihre  Personen,  also 
von  blofs  persönlichen  Steuern.  Ebenda».  S.  36o  ff.  —  Die  baicrische  Dccla- 
ration  v.  1807  3o7>  crtheilt  den  St.H. :  1)  Zollbefreiung  von  allen  Lebens- 
mitteln für  ihr  Hausbedürfnifs  (nicht  auch  Accisefreiheit; ;  2)  Befreiung  von 
Weggtid  innerhalb  des  eigenen  standesherrlichen  Bezirks,  für  die  Standes- 
herren und  ihre  Familie. 

f)  Damit  ist  nicht  noch  die  Freiheit  gegeben,  in  Dienste  eines  andern  Bundes- 
staates nach  Gutlinden  zu  treten,  ohne  defshalb  in  der  Verfügung  über 
standesherrliche  Einkünfte  beschränkt  werden  zu  dürfen.  Die  Bestimmung  der 
BundesActe  beschränkt  sich  auf  den  Aufenthalt.  Hätte  auch  unbeschränkte 
Freiheit  in  fremde  Dienste  tu  treten  allgemein  eingeräumt  werden  wollen,  so 
lag  nahe  Veranlassung  dazu  in  der  baierisohen  Declaration  v.  1807,  A«  8. 
VergL  auch  das  baier.  Edict  v.  so.  Mai  1818,  Beil.  XV  zu  der  Verfassungsnrk. 
$.5,  u,  die  rheinische  BundesActe,  Art.  7*  und  laüaxas.  SUaatsrcok*  des 
Rheinbundes,      19a.  .:   .  .     .    •  ,  . 

g)  Wegen  eines  blofsen  auswärtigen  Aufenthaltes' dieser  Art,  darf  einem  Stan- 
deaherrn,  oder  einem  Mitglied  seiner  Familie,  kein  Hecht  cnt/.ogcn  odor  ge- 
schmälert, namentlich  keine  Last  aufgelegt,  kein  standesherrliche*  Linkommen 

28* 
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mit  Abgaben  belegt  werden.  In  seiner  Eigenschaft  als  Grundherr,  ala  Staad- 
diencr,  als  StaatsPensionär  u*  d. ,  kann  er  dieselbe  Befreiung  nicht  begehren. 

h)  Verel.  die  baier.  Declaraüon  von  1807,  A.  9.  Ueber  den  Gericbtstand  und 
das  Verfahren  in  peinlichen  Sachen,  wider  die  Häupter  standesherrlicher  Fa- 
milien, s.  ebendas.  A.  11,  u.  die  oben,  Note  a,  angezeigten  besondern  KechU- 
quellen.  Dasselbe  gilt  in  Absicht  auf  Verhandlungen  wegen  des  Nachlasse*. 
und  auf  Formundschafien  standesherrlicher  Personen. 

r 

§.    305.  (233.) 
b)   Rechtssustand   der   •tandesherrlichen  Besitzungen; 

BB)  In  Absicht  auf  den  Rechtszustand  der  standesherrlichen 
Bezirke,  gebühren  den  Standesherren,  ala  verfassungsmäßigen 
Unterobrigkeiten  (§.  10a).  O  bürgerliche  und  peinliche 
Gerichtbarke  it,  in  erster,  und,  wo  die  Besitzung  (in  demselben 
Lande)  grofs  genug  ist,  auch  in  zweiter  Instanz  «) ;  s)  ForstGe- 
richtbarkeit;  3)  Ortpolizei*);  4)  Aufsicht  in  Kirchen- 
und  Schulsachen,  auch  über  milde  S  tiftungen.    Jedoch  sind 

5)  alle  diese  Gerechtsame  auszuüben,  a)  nach  Vorschrift  der  Landes- 
gesetze,  und    b)  unter  Oberaufsicht   der  Regierungen  c). 

6)  Ihre  Besitzungen  (die  Einwohner  der  standesherrlichen  Bezirke, 
die  standesherrlichen  Untersassen)  sind  der  Militärrerfassung 
unterworfen.  7)  In  Absicht  auf  R  e  al  Best  e  uerung,  in  Ansehung 
ihrer  standesherrlichen  Grundbesitzungen  <0 ,  sind  die  Standesherren 
die  privtlegirteste  Classe  ,  und  8)  auch  in  RealStreitigkeiten 
geniefsen  sie  einen  pr  i  vilegirten  Gerichtstand  •).  9)  Es  bleiben 
ihnen  die  Rechte  und  Vorzuge,  welche  aus  ihrem  Eigenthum  und 
dessen  ungestörtem  Genufa  herrühren  J)  (§.  3o6), 

m)  Von  den  zu  einer  zweiten  richterlichen  Instanz  quajificirten  Standesherren,  haben 
nur  wenige  von  dieser  Befugnif*  Gebrauch  gemacht.  In  der  preussischen  Mo- 
narchie nur  die  Fürsten  von  Wied  und  von  SolmsBraunfels  (unten,  Note  c). 
In  dem  Grofshcrzogthum  Hessen  haben  alle  Standesherren  die  zweite  Instanr. 
aufgegeben.  Regier.  Blatt  v.  i8aö,  St,  \o.  Eben  so,  im  Verhältnifs  zu  Kur- 
hessen, die  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  Isenburg  ,  ihre  Justiskanzlei  zu 
Meerholz,  vom  1.  Nov.  18*9  an.  In  dem  Grofshcrzogthum  Baden  haben  auf 
das  Recht  der  zweiten  Instanz  verzichtet:  i8»5  der  Fürst  von  Fürstenberg, 
doch  mit  Vorbehalt  der  Ernennung  eines  Raths  in  dem  landesherrlichen  Hof* 
«rieht  der  Provinz;  i8*5  der  Fürst  von  SalmReifferscheidKrautheim  (unten 
%.  3t6).  In  Baiern  hat  18*7  der  Fürst  von  Loiningcn ,  mit  Zustimmung  seiner 
Agnaten  ,  unbedingt  verzichtet  auf  die  Ausübung  der  Rechtspflege  in  zweiter 
Distanz  und  der  mittlem  oder  BesirkPolizei ,  durch  eine  standesherrlicbe  Re- 
gierung«- und  JustizCanzlei.  Dagegen  setzt  der  Graf  von  Pappenheim  (für 
einen  Standesherrn  im  Sinn  der  t.  BundesActe  nicht  anerkannt,  man  s. 
'VSiöi  b)  Ausübung  fort.  —  Etliche  Standesherren  haben  selbst  die 

erste  Instanz  aufgegeben*  «-  B.  der  Herzog  von  LoosCorswaren  in  Preusscn 
und  Hannover,  der  Graf  von  ErbaehSchönbcrg  im  GH.  Hessen,  u.  A. 

h)  Zu  verstehen  ist  wohl  unter  0*rPoluei,  nach  dem  hier  obwaltenden  Vorhält- 
nifa,  die  medtr»  Polizei  in  dem  ganzen  Umfang  des  standesherrlichen  Bezirks, 
also  eine  niedtte.  parüculärc  oder  A*tWPoliset  (V  383).  Die  BundesActe  spricht 
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den  St.  H.  «.überhaupt  alle  diejenigen  obrigkeitlichen  Rechte  tu,  welche  nicht  zu 
-  der  Staatsgewalt  und  den  höheren  Regierungsrec hten  gehören«.  Die  baierische 
Declaration  v.  1807  (vergl.  %•  3c*7),  Iii-  E,  läfst  den  Standesherren  die  «gewöhn* 
liehe  untere  Polizei»,  im  Gegensatz  der  «obersten  Polizei  im  Allgemeinen», 
u.  das  baierische  Edict  ▼.  »6.  Mai  1818,  %.  16,  spricht  ihnen  die  «Local-  und 
DistrictPolizei  zu  ».  Der  Ausdruck  Ort  besieht  sich  ohnehin  zuweilen  auf  einen 
grösseren  Bezirk ,  als  denjenigen  einer  einzelnen  Ortschaft ,  z.  B.  ehedem  der 
(rcicfasritterschaftlicbe)  Bitterort,  d.  b.  der  (reichsunmittelbare)  Rittercanton. 
—  Von  dem  siandesherrlicbcn  Fiscusreckt  unten  %.  4?8- 

c)  Es  wird  also  durch  die  den  Standesherren  zustehende  Ausübung  mancher 
obrigkeitlichen  Rechte,  die  Einheit  der  Staatsgewalt  und  der  Unterthanscbaft 
nicht  aufgehoben.  —  In  Baiern  können  Standesherren,  die  einen  geschlossenen 
Bezirk  mit  14  bis  30,000  Einw.  besitzen,  für  Rechtspflege  in  «.  Instanz  u. 
für  Polizei  (der  mittleren  Art)  ein  für  beide  vereinigtes  Collegium  unterhalten, 
unter  dem  Namen  Rcgicrungs-  u.  PolizeiCanzlei.  Beilage  IV  zu  der  Verfass. 
Urk.  t.  1818.  Der  Herzog  r.  Leuchtenberg ,  als  Fürst  t.  Eichstädt ,  darf  ein 
Ton  der  Justizcanzlei  getrenntes  Collegium,  unter  dem  Namen  Polizeicanzlei 
unterhalten.  Man  s.  die  unten  %.  3i?  angef  k-  Erklär,  v.  i5.  Nov.  1817.  In 
Preujten  dürfen  die  Standesherren  für  zweite  Instanz  ein  Justizcollcgium ,  u. 
für  niedere  oder  Bczirkl'olizeiverwaltung  einen  Oberbeainten ,  unter  dem 
Titel  Polizei-  oder  Regierungsrath,  bestellen,  desgl.  für  ihre  Privatverwaltung 
eine  Bentkammer  oder  Domäncncanzlei.  Man  s.  die  unten  §.  3 16  angef. 
Instruction  3o.  Mai  i8ao,  %.  38  ff.  u.  60.  Dem  Fürsten  von  W  ied  hat  im 
J.  i8s6  der  Rönig  die  Errichtung  eines  RcgierungsCollegiums  bewilligt,  für 
Polizeiverwaltung,  Rirchcn-  und  Schulsachen,  u.  Rechtspflege  in  zweiter  Instanz. 
Auch  der  Fürst  von  SolmsBraunfels  erwirkte  eine  gleiche  Bewilligung. 

* 

d)  Vergl.  (P.  J.  Flobbt)  Ueber  das  Recht,  die  Domainen  der  Standesherren  zu 
besteuern;  in  Cbosk's  u.  Jaup's  Germanien,  Bd.  III,  Heft  1,  Num.  3- 

e)  Die  BundesActe,  Art.  i4>  bewilligt  ihnen  überhaupt  privilegirten  Gericht« 
stand,  ohne  Ausnahme  zu  machen,  in  Ansehung  einer  oder  der  andern  Art 
desselben.  —  Auch  bleiben  den  Standesherren  ihre  Crund#üter  oder  Domänen 
(V  33a  e),  und  ihre  frrundherrUekm  Gerechtsame,  ihre  Becbte  auf  Patrimoniai- 
Diensic  oder  Frohnen  i%.  466,  a),  nebst  den  statt  derselben  etwa  zu  entrich- 
tenden Boluitions*  oder  Dienst^cldern ,  und  auf  Grund-  oder  Patrimonials/bgaben 
i%.  44  u.  f.  u.  3<>3),  desgleichen  die  LehnPräHanda  aller  Art,  obgleich  deren, 
als  blosser  Eigenthumrechte  (§,  3o6,  Num,  4),  in  der  BundesActe  ausdrücklich 
nicht  erwähnt  ist.    Vergl.  Rlübeh's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  %.  aio. 

f)  Vorgl.  die  baierische  Declaration  v.  1807«  L.  v.  Dbvsch  Abhandlungen 
S.  179  ff.   Von  $ckulde>iaUhe,lunr> ,  dieselbe  Declaration ,  L 

§.    306.  (234.) 

c)  vermischtes  Verhältnifs,    insbesondere  Familien  Auto- 
nomie. —     Veräusserung   standesherrlicher  Besitzungen  und 
Vorrechte    Standesherrliche  Beamte. 

CC)  Ueberdicfs  «ollen,  in  persönlich-dinglicher  Hinsicht,, 
i)  so  viel  die  Familien  Autonomie  der  Standesherren  betrifft, 
nach  den  Grundsäuen  der  früheren  teutschen  Verfassung,  a)  die  noch 
bestehenden  »landesherrlichen  Fam  i  lien  v  er  tr  *  ge  aufrecht 
erhalten  werden ,  und  b)  die  standesherrlichen  Familien  die  Befogniu 
haben,  über  ihre  Güter  ond  Familienverhältnisse  verbind- 
liehe  Verfügungen  zu  treffen;  doch  müssen  solche  dem  Staat** 
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Oberhaupt  vorgelegt ,  und  bei  ( und  von )  den  höchsten  Landcsstellen  % 
zur  allgemeinen  Kenntnifs  und  Nachachtung  gebracht  werden,    c)  Alle  * 
bisher  dagegen  (gegen  die  oben  erwähnte  standesherrliche  Bcfugnifs) 
erlasseneu  Verordnungen,  sollen  ftir  künftige  Fälle  nicht  weiter 
anwendbar  seyn  «).     a)  Ueberhaupt  sollen  den  standesherrlichen 
Häusern,  in  Buchsicht  ihrer  Personen,  Familien  und  Besi- 
tzungen,   alle   diejenigen   Rechte  und  Vorzüge  zugesichert 
werden,  oder  bleiben,  welche  a)  aus  ihrem  Eigenthum  und  dessen 
ungestörtem  Genuß»  herrühren  (§.  3o5),  und  b)  nicht  zu  der  Staats« 
gcwalt  und  den  höheren  Regierungsrechten  *j  gehören. 
3)  Defswegen,  und  weil  die  Bundes  Acte,  in  Betracht  ihrer  früheren 
Staats  Verhältnisse,  die  Häupter  der  standesherrlichen  Familien  für  die 
ersten  Standesherren  und,  mit  ihren  Familien,  für  die  privilegirteste 
Classe  desjenigen  Bundesstaates  t  zu  welchem  sie  gehören ,  erklärt 
(§.  3o4),  gebührt  ihnen,  in  Hinsicht  auf  ihre  Personen ,  Familien  und 
standesherrlichen  Besitzungen,  vor  Andern  Landstandschaft,  und 
die  erste  Stelle  unter  den  Landständen  (§.  292).    4)  Privat- 
rechte, welche  den  Besitz  landesherrlicher  Eigenschaft  bei  den 
jetzigen  Standesherren  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  voraussetzten, 
haben   in  Folge  ihrer  Unterordnung  aufgehört  e).  —    DD)  Ueber 
Veränsserung  standesherrlicher  Besitzungen  und  Vorrechte,  und 
ihre  Folgen  in  Hinsicht  auf  den   persönlichen  Bechtszustand  des 
Vcräussereis  und   seiner   Familie  ,    enthält   die    BundesActe  heine 
Bestimmung  d).  —    EE)  Die  Beamten  oder  Diener  der  Staudes- 
herren sind  bestimmt:   1)  theils  für  Ausübung  der  ihnen  übcrlassenen 
untergeordneten  Regierungsrechte,  »)  theils  für  ihren  Hausstaat,  für 
ihre   Privat-    und   Familienangelegenheiten,   für  Verwaltung  ihrer 
Domänen,  ihrer  Patrimonial-  und  Lehngerechtsame.   Die  Beamten  der 
ersten  Classe,  sind  zugleich  als  öffentliche  oder  Staatsdiener  zu 
betrachten ,  bedürfen  daher  einer  landesgesetzmäsigen  Qualifikation, 
und  v  mit  Ausnahme   der  Canzlei-    und  RegistraturPersonen ,  der 
landesherrlichen  Bestätigung,   werden  auch   in  ihrem  Amt-  oder 
Diensteid  zugleich  dem  Landesherrn  verpflichtet.    Drei  oder  mehrere 
Beamten    der   zweiten  Classe  in  ein   Collegium  vereinigt ,  bilden 
zuweilen    eine  Renthammer   oder    Do  mänenCanzlei ,  einen 
Lehnhof  u.  s.  w.    Ihr  Verhältnis  zu  der  Dienstherrschaft  ist  blofs 
privatrechtlich.    Allen  diesen  Beamten  hann  ein  Standesherr  Titel 
beilegen ,    welche   seinen   standesherrlichen  Verbältnissen  und  dem 
amtlichen  Wirkungskreis  der  Diener  angemessen  sind  «)• 

<i)  Der  Sinn  der  hier  unter  Nunx.  1  wörtlich  angeführten  Bestimmung  in  dem 
i4>  Art.  der  BundesActe  ,  ist  folgender.  1)  Den  »landesherrlichen  Familien 
wird  allem  die  Befugnis  s  zugesichert,  über  ihre  Güter  und  Familienverhältnisse 
verbindliche  Verfügungen  (durch  FamilienStatutcn)  zu  treffen.  a)  Alle 
gegen  diese  Befugnis*  erlassene  Verordnungen  werden,  für  tünßige  Fälle,  für  nicht 
weiter  anwendhar  erklärt.  3)  Aufrechthaltung  der  noch  bestehenden  Familien« 
vertrage  wird  zugesichert.  Damit  ist  zugleich  der  Ausspruch  ertbeilt:  dafs 
für  vergangene  Falle  jene  Verordnungen  (Nunv  a)  nicht  ausser  Wirkung 
gesetzt  seyn  sollen;  dafs  also  die  bestandenen,  namentlich  die  vor  Errichtung 
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de«  rheinischen  Rundes  bestandenen,  Faimlicnverträgc ,  welche  durch  solche 
Verordnungen  aufgehoben  wurden,  als  durch  gegenwärtige  Bestimmung  der 
BundesActe  wieder  hergestellt  keineswegs ,  sondern  nach  wie  vor  tdt  aufgehoben 
su  betrachten  seyen  (anders  Pzasicit,  in  dem  unten  |.  3i3,  d,  angef.  Progr.);  dafs 
aber  den  Familien,  vermöge  der  ihnen  hier  zugesicherten  Befugnifs  der  Auto- 
nomie, unbenommen  sey,  mittelst  freier  Willenserklärung  der  Betheiligten,  durch. 
nette  Verfugungen  unter  landesherrlicher  Zustimmung  Dasselbe  wieder  festzu- 
setzen ,  was  in  ihren  früher  bestandenen  FamilienStatuten  verfügt  war ;  dafs 
auf  solche  neue,  vermöge  der  hier  zugesicherten  Autonomie  errichtete 
Statuten ,  jene  früheren  Verordnungen ,  welche  gegen  die  ItefugnUs  zu  deren 
Errichtung  erlassen  waren,  nicht  veiter  anwendbar  sryn,  also  vernichtenden 
Einflufs  keineswegs  haben  sollten.  Geschichtlich  und  logisch  entwickelt 
findet  sich  Vorstehendes,  in  Rlübbkb's  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd. 
I,  S.  83— i34.  A.  W.  HsirrTKH's  Beiträge  zum  d.  Staats-  u.  Fürstenrecht, 
h  Liefer.,  S.  90  ff.  •—  Particuläre  landesherrliche  Bestimmungen  hierüber, 
Eum  Theil  abweichend  von  den  allgemeinen  der  BundesActe,  —  uaineiillich  in 
Absicht  auf  landesherrliche  Bestätigung  oder  Genehmigung  der  Familienverträgc, 
derer  die  BundesActe  ausdrücklich  nicht  gedenkt  ( vergl.  Klübbh  a.  a.  O. 
S.  ta8,  8a  u.  n3)  —  in  Baden,  Baiern,  GH.  Hessen,  Preussen,  Wirtembcrg, 
Hannover,  ebendaselbst  S.  134—147.  —  Von  der  Familien  Autonomie  u. 
den  Familienverträgen  der  jetzigen  Standesherren ,  in  der  Zeit  des  teutschen 
Reichs  und  des  rheinischen  Bundes ,  ebenda«.  S.  64  — 107. 

6)  Hicvon  s.  man  die  CongrefsVerhandlungcn ,  in  Rlübbb's  angef.  Uebersicht 
etc.,  S.  3oi  u.  3n  ff.  Vergl.  oben  §•  10s,  c.  Weit  die  meisten  Stimmou 
wollten,  dafs  der  B.  V.  die  Bestimmung  der  Grenze  der  höheren  Begicrungs- 
rechto  zu  überlassen  sey.  Vergl.  die  baierische  Declaration  v.  1807,  C  —  iL 
v.  Daxscu  Abhandlungen,  S.  i&3  ff. 

c)  So  die  fiscal ischen  Vorrechte  der  Schatulle  des  Landesherrn  und  seiner 
Gemahlin,  unten  %.  335.  Desgleichen  das  Recht  der  vierzigjährigen  Ver- 
jährung.  C.  F.  Elvbr's  Themis,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  19. 

d)  In  Absicht  auf  standet  herrliche  Per  du*  gerungen  ,  sind  verschiedene  Fälle  zu 
unterscheiden.  Dafs  zu  der  Rechtagültigkeit  solcher  Veräusserungen  jeder 
Art,  zuvörderst  die  Beobachtung  jener  Förmlichkeiten  nöthig  sey,  welche 
Lande&gosetze,  Lehnverhältnifs  und  Familienverfassung  gebieten,  versteht  sich 
von  seihst.  Wird  die  Stqndctherrlivhicit  3o«  )  an  ein  ebenbürtiges  Mitglied 
der  standesherrlichen  Familie  veraussert,  so  bleiben  die  Faniilienrechte  und 
der  standesherrliche  Rechtszustand  unverändert ,  nur  tritt  der  Veräusserer, 
in  Ansehung  seiner  persönlichen  standesherrlichen  Vorrechte,  zurück  in  die 
Reihe  der  einfachen  Familicnglieder.  Geschieht  die  Vcräusserung  der 
Stüjulcabcrrlichkeit  ausserhalb  der  Familie,  und  nicht  an  den  Staat  (§•  3trt, 
III),  so  können  die  standesherrlichen  Vorrechte,  welche  auf  das  Verhältnis 
zu  dem  T.  Bund  und  zu  sämmtlichcn  Bundesstaaten  sich  bezichen  (  \.  3o3 ), 
ohne  Einwilligung  des  Bundes,  auf  den  neuen  Erwerber  nicht  übergehen, 
und  die  Vorrechte ,  welche  auf  das  besondere  Verhältnifs  zu  dem  Inland 
sich  bezieben  (§•  3o5  —  3o6),  nicht  ohne  specielle  Einwilligung  der  Staats- 
regierung. Was  aber«  in  solchem  Fall,  den  standesherrlichen  Rechts/.u»tand 
des  Veräusserers ,  für  seine  Person  und  Familie,  betrifft,  sowohl  im  Ver- 
hältnifs zu  dem  T.  Bund  und  sämmtlicben  übrigen  Bundesstaaten,  als  auch 
zu  dem  Inland ,  so  kann  der  Veräusserer  auf  Fortgcnufs  nur  jener  persön- 
lichen und  Familienrcchtc  Anspruch  machen,  welche  ihrer  Natur  nach  unab- 
hängig sind  von  dem  Besitz  der  veräusserten  Standesherrschaft;  insbesondere 
hört  er  auf,  dem  Staat,  in  dessen  Gebiet  die  Standesherrschaft  gelegen  ist, 
standesherrlicb  spccicll  anzugehören.  Eine  Veräußerung  zu  der  Standes- 
berrschaft  gehörender  Eigenthumrechte,  oder  davon  herrührender  Einkünfte, 
bat  einen  Verlust  standesherrlicber  Vorrechte  nicht  zur  Folge ,  weder  für 
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den  Vcräusscrer  noch  fflr  teine  Familie ;  es  gehen  bei  Veräusserungen  dieser 

Art  ausserhalb  der  Familie ,  die  mit  der  rerfiueaerten  Sache  verbundenen 
•tandesherrlichen  Vorrechte,  b.  B.  Befreiung  von  Steuer  und  Einquartierung, 
ohne  besondere  landesherrliche  Genehmigung ,  auf  den  neuen  Erwerber  nicht 
über*  So,  in  Ermangelung  positiver  Rechtsbestimmung.  Eine  solche  findet 
sich  in  der  unten  (§.  3io)  angef.  k.  preussischen  Instruction  vom  3o.  Mai  i8ie, 
%.  6j  u.  63.  Vergl.  auch  die  baier is  et*  Declaralion  von  1807«  H.  i4«  Desgl. 
Büdkh  in  E.  M.  Sc  Hilm  wo'»  Archiv  für  CameralRecht  u.  Staatsverwaltung  1  Bd. 
I  (Leips.  1817.  8.),  Heft  3f  Num.  3.  v.  Dune«  Abhandlungen,  S.  »01  ft, 
wo  (S.  »06,  b)  sogar  der  Verlust  des  hoben  Adclstandes  und  der  Eben« 
bürligkeit  als  rechtliche  Folge  einer  Veräusserung  der  standesberrlicben, 
'  vormals  reichsständischen  Besitzungen  bezeichnet  wird.  —  Zu  bemerken  ist 
hier,  dafs  in  den  bei  der  B.  V.  in  dem  J.  18*9  eingereichten  Verseichnissen 
(Gotbaischer  geneal.  Hofkalender  auf  i83o,  S-  967)  der  inländischen  Sundes- 
herren, Preussen  jene,  welche  ihre  Standesherrschaften  verausseet  haben« 
nämlich  den  Grafen  von  Wallmoden  und  den  Freiherrn  vonBömmelberg,  nicht 
mit  auffuhrt;  und  eben  so  ffirtembarg  den  Fürsten  von  Metternich,  der  seine 
Stand esherrsebaft  Ochsenhausen  veräussert  hat,  auch  nicht,  wohl  aber  den 
Fürsten  von  ColtoredoMansfeld ,  obgleich  derselbe  seine  standcsherrliche 
Herrschaft  Groningen  durch  Vertrag  vom  »•  Jänner  i8»7  »n  Wirtembcrg 
verkauft  hat.  Bei  solchen  Fällen  von  dem  T.  Bund  anerkannter  Forldauer 
blofs  persönlicher  Standesberrltcbkeit  der  Häupter  standesherrlicher  Familien, 
ohne  Standesherrschaft,  würden  diese  Häupter  nebst  ihren  Famtlieogltedcrn, 
gleichwie  die  oben  (§.  3o3,  e)  erwähnten,  .eine  eigene  Classe  von  Standesherren 
bilden,  nämlich  standejherrtic/te  Personulüten ,  im  Gegensatz,  der  Realisten. 

t)  Die  unten  angef.  preufs.  Instruction  v.  3o.  Juni  1820,  $.  67—61.  Von 
Baiern  s.  v.  Dassen  Abhandlungen,  S.  175  tt.  u.  100  f.  —  Etliche  Stand.es- 
herren  benennen  die  Canxlei ,  welche  für  die  ihrer  Person  unmittelbar  oblie- 
genden öffentlichen  oder  Privatgeschäfte  bestimmt  ist,  Cabinct.    Vergl.  %•  344- 

§.    307.  (235.) 

d)   Grundlage  au  einer  näheren  und  gleichförmigen  Bestim- 
mung  dea  Bechtsustandes  der  Standesherren. 

Ueberdiefs  ist,  um  die  in  den  wiener  Congrefs Verhandlungen  von 
mehreren  Seiten  in  Anregung  gekommene  Unbestimmtheit  mancher 
Rechtsverhältnisse  sofort,  ganz  oder  theil weise,  zu  heben,  in  der 
teutschen  Bundes  Acte  festgesetzt:  «dafs  als  Basis  und  Norm,  a)  bei 
der  näheren  Bestimmung  der  angeführten  Befugnissesowohl,  wie 
b)  überhaupt,  und  in  allen  übrigen  Pnncten,  zu  weiterer  Begrün- 
dung nnd  Feststellung  eines  in, allen  Bundesstaaten  übereinstimmen- 
den Rechtszustandes  der  mittelbar  gewordenen  (der,  teutschen  Bundes- 
fürsten untergeordneten,  vormaligen  reichsständischen) Fürst e n,  Gra- 
fen und  Herren,  die  in  diesem  Betreff  erlassene  königlich- bai  er i- 
sche  Verordnung  vom  Jahre  1807  *)  unterlegt  werden»  soll  *). 
«)  Diese  ist  unten  §.  3i3,  Note  e,  näher  angeneigt.  —   Die  wiener  Erörterung 
dieses  Punctes ,  findet  man  in  Kienen s  Acten  des  wiener  Congrcsses,  Bd.  II, 
S.  45a,  467»  4o3,  5o4,  5ai,  53o  u.  638.  Ebendess.  Uebersicht  ete.  S.  3»5  — 
3a  1.  —    Auf  diese  baierische  Declaration  verweisen  abermal  die  Beschlüsse 
der  B.  V.  v.  «4*  Mai  1819  u.  17.  Oct.  1830,  in  den  Protoc.  v.  1819,  %.  101;  u.  v. 
1820,       178.    In  dem  Commissions Vortrag  in  der  Beil.  so  su  %.  101  der 
Protoc.  v.  1819,  heifst  es;  «Die  Absieht  des  t.  Bundes  wollte  und  konnte  es 
nicht  seyn,  in  selbigen  (so  den  wiener  und  sonstigen  Verhandlungen)  die 
Lage  der  Mediatisirten  ungewisser   oder  sehlechter,   wie   im  rheinischen 
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Bande,  m  stellen.  Die  Vorschriften  desselben  aber  lauten  auch  für  alle 
Staaten  gemein;  nur  waren  sie  nicht  allenthalben  gehörig  befolgt.  Ei  kam 
also  darauf  an,  eine  Landesgetetzgebung  au  finden  ,  wo  dieses  am  meisten 
geschehen  war;  und  es  ist  in  dieser  Hinsicht,  dafs  die  baierische  Verordnung 
Ton  1807  als  noranirend  aufgestellt  ward;  we&halb  auch  die  unmittelbare 
Beziehung  auf  die  BnndesActe  unterbleiben  konnte». 

•)  Eigene  Verhandlungen  der  Bundesversammlung  über  diesen  Gegenstand, 
stehen  bevor.  Protocolle  der  B.  V.  v.  1816 ,  %.  3i ;  v.  1817,  %.  5-  Kiübeb's 
Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  87. 

►   p  , 
'  t  ■  » 

§.   508.  (236-.) 

Rechtsverwahrung  der  StJi.  gegen  V vr stehendes.    Behauptete  Wieder- 
herstellung einiger,  und  Unterwerfung  anderer  Unter  Preussen. 

Durch  vorstehende  Bestimmungen,  fanden  die  Standesherren  ihre 
Hoffnungen  und  Erwartungen  nicht  befriedigt  a).  I)  Mehrere  behielten 
dawider,  sofort  auf  dem  wiener  Congrefs,  durch  förmliche  Rechts- 
verwahrung, den  Umfang  ihrer  Rechte,  wie  ihn  der  Besitzstand  von 
i8o5  bezeichne,  sich,  ihren  Nachkommen  und  Unterthaneu,  für  ewige 
Zeiten  vor  *).  II)  Verschiedene  von  Napoleon,  theils  b«?i  Errichtung  des 
rheinischen  Bundes ,  theils  später,  ihrer  politischen  Selbstständigkeit  be- 
raubte, nnd  theils  dem  Grofsherzogthum  Berg,  theils  Frankreich  unter- 
worfen gewesene  Fürsten  und  Grafen  c) ,  deren  Besitzungen  in  dem 
ehemaligen  westfälischen  Kreise  gelegen  sind,  suchten  insbesondere, 
wiewohl  vergebens ,  auf  dem  Congrefs  den  Grundsatz  geltend  zu 
machen,  dafs  sie,  narh  Vertreibung  der  ihnen  aufgedrungenen  fremden 
Herrscher,  in  ihre  vorigen  Rechte  ipso  jure  wieder  ein- 
getreten  seyen  •*).  Hl)  Noch  andere  bestrebten  sich  auf  dem 
Congrefs,  durch  freiwillige  Unterwerfung  unter  Preufsen, 
Erleichterung  und  einen  gesicherten  Recbtszustand  zu  erlangen  0 ;  ein 
Schritt,  welcher  jedoch  eine  Absonderung  ihres  Schicksals  von  jenem 
der  übrigen  Standesherren,  nicht  zur  Folge  hatte.  IV)  Alle  diese 
Widersprüche,  Verwahrungen  and  Bestrebungen,  haben  die  Bestim- 
mungen der  8cblufsActe  des  wiener  Congresses  nnd  der  Bundes  Acte 
weder  aufzuhalten  noch  zu  entkräften  vermocht. 

a)  Klübbb's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congresses  S.  149  f. 

u.  3a6  f. 

S)  Hlüsbb  a.  a.  O.  S.  149  f.,  817,  3»i,  3*9  f.  u,  565.  Ebendett.  Acten  des  wiener 
Congr.,  Bd.  VI,  S.  3i3  u.  3*5. 

e)  Die  Herzoge  von  Arenberg,  LoosCorswarem ,  nnd  Croy,  die  Fürsten  tob 
SalmSalm  und  SalmHyrburg ,  der  Bheingraf  (seit  1817  Fürst)  von  Salm- 
Horstmar,  und.  der  Graf  (  seit  1817  Fürst)  von  BenlheunSteinfurt. 

<0  KtÖBBB  in  der  angef.  Uebersicht ,  S.  i5o  u.  3»8  f. 

#)  KtCsBa  a.  a.  0.,  S.  i5o  ff.  u.  33o  ff.  Dieses  thaten  die  Fürsten  von  Sayn- 
Wittgenstein,  WicdNeuwicd  und  WiedBunkcl ,  die  Fürsten  und  Grafen  Von 
Solms,  der  Graf  von  BenthehnRheda  oder  Tecklenburg. 
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§.    309.  (236  *.) 

Bestimmungen  der  wiener  ScMussAete. 

■ 

Die  wiener  SchlufsAte  von  1 820  «)  sichert  abermal  den 
Bechtszustand  der  Standesherren,  durch  folgende  Bestimmung.  «Es 
liegt  der  Bundesversammlung  ob,  auf  die  genaue  und  vollständige 
Erfüllung  derjenigen  Bestimmungen  zu  achten ,  welche  der  viersehnte 
Artikel  der  BundesActe  in  Betreff  der  mittelbar  gewordenen  ehema- 
ligen Reichsstande  und  des  ehemaligen  unmittelbaren  Reichsadels 
enthält.  Diejenigen  Bundesglieder,  deren  Ländern  die  Besitzungen 
derselben  einverleibt  worden,  bleiben  gegen  den  Bund  zur  uuver- 
rückten  Aufrechthaltung  der  durch  jene  Bestimmungen  begründeten 
staatsrechtlichen  Verhältnisse  verpflichtet.  Und  wenn  gleich  die 
Streitigkeiten,  welche  über  die  Anwendung  der  in  Gemäfsheit 
des  vierzehnten  Artikels  der  BundesActe  erlassenen  Verordnungen 
oder  abgeschlossenen  Verträge  entstehen ,  in  einzelnen  Fällen  an  die 
competenten  Behörden  des  Bundesstaates,  in  welchem  die 
Besitzungen  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen  und 
Herren  gelegen  sind,  zur  Entscheidung  gebracht  werfen  müssen, 
so  bleibt  denselben  doch,  im  Fall  der  verweigerten  gesetzlichen  und 
verfassungsmäsigen  Rechtshülfe  ,  oder  einer  einseitigen  ku  ihrem 
Nachtheil  erfolgten  legislativen  Erklärung  der  durch  die  BundesActe 
ihnen  zugesicherten  Rechte,  der  Recurs  an  die  Bundesver- 
sammlung vorbehalten  *)  \  und  diese  ist  in  einem  solchen  Falle 
verpflichtet,  wenn  sie  die  Beschwerde  gegründet  findet,  genügende 
Abhülfe  zu  bewirken». 

a)  Art.  63«  verbunden  mit  der  allgemeinen  Bestimmung  des  Art.  53;  inRLÜBFiTs 
Quellcnsaramlung ,  S.  118  u.  ai5.  —  Verbandlungen  über  die  Rechtsver- 
hältnisse der  Standesherren ,  in  den  wiener  MinisterialConferenten ,  in  dem  »8. 
Protocoll,  t.  11.  Mai  18*0.  Von  slandesberrlicbef  Seite  waren  damals  in 
Wien  sechs  besondere  Anträgt  gemacht  worden  ,  und  es  hatte  der  .neunte 
Ausschule  einen  eigenen  Vortrag  über  den  14.  Art.  der  B.  A.  erstattet, 
welcher  nebst  jenen  Anträgen  von  östreichischer  Seite  der  Conferens 
empfehlend  vorgelegt  ward.  Diese  bcschlofs,  eine  Berathung  bei  der  B.  V. 
hierüber  einzuleiten.  Die  B.  V.  nahm  hierauf  diesen  Gegenstand  in  die, 
Note  a  des  hier  folgenden  %.  erwähnte  Zusammenstellung  auf.  —  Schon  in 
den  carlsbader  Confereiusen  (Protoc.  3o.  u.  3i.  Aug.  1819)  war  die  Frage 
Von  einer  bestimmenden  Auslegung  des  14.  Art.  der  BundesActe  aur  Sprache 
gekommen,  sie  ward  aber  au  den  damals  beschlossenen  wiener  Conferenaen 
▼erwiesen. 

4)  Beschränkende  Meinung  über  diesen  Recurs,  in  Rüdhaet's  Recht  dee  d. 
Bundes  ,  S.  S17  u.  ff.  —  Beschwerden  über  Verletzung  standesherrlicher 
Rechte  ,  sind  zuvörderst  bei  den  LantlcsbchÖrden  und  dem  Landesherrn, 
dann,  im  Fall  einer  hier  erfolgten  Abweisung,  im  Rechtsweg  bei  den  Landcs- 
gerichten  anzubringen.  Nach  hier  erfolgter  ordnungsmäsiger  Verhandlung 
und  rechtskräftiger  Entscheidung,  findet  Recurs  an  die  Bundesversammlung 
nicht  Statt. 


Digitized  by  Googl 


Die  Standesherren.  443 

» 

$      510.  (236«.) 
Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  B.F. 

Ihrer  Bestimmung  geraaTs,  hat  die  Bundesversammlung  die 
Herstellung  und  Aufrechthaltung  des  gesammten  standesherrlichen 
Recbtsssustandes  sich  zur  Pflicht  gemacht.  Nicht  nur  hat  sie  1)  die 
Frage  von  standesherrlichen  CuriatStimmen  in  dem  Plenum  der 
B.  V.  unter  ihre  ilerathschlagungsgegenstände  förmlich  aufgenommen 
(§.  i20,  g),  sondern  sie  hat  auch  II)  dasselbe  in  Absicht  auf  Voll- 
ziehung des  »4*  Artikels  der  BundesActe  gethan«),  und  für 
diesen  Zweck,  durch  einen  Beschlufs  vom  i.  Oct.  1818,  eine  eigene 
Commission  aus  ihrer  Mitte  niedergesetzt  III)  Diese  Commission 
erhielt  den  Auftrag:  i)  die  angebrachten  oder  weiter  sich  ergebenden 
Beschwerden  und  Vorstellungen  der  subjicirten  ehemaligen  Reichs- 
stände, Hcichsritterschaft  und  Reichsangehurigen  zu  erörtern  ,  und  gut- 
achtlichen Vortrag  zu  deren  Erledigung  zu  erstatten;  s)  eine  Zusammen- 
stellung und  Anwendung  derjenigen  Grundsätze  zu  begutachten,  welche 
zur  befriedigenden  Erfüllung  des  Art.  i4  der  BundesActe,  sowohl  in 
Hinsicht  der  Form  der  Behandlung  als  in  Ansehung  der  Sache  selbst, 
für  angemessen  erachtet  werden  e).  IV)  In  einem  Vortrag  <0,  eröffnete 
diese  Commission  ihre  Ansicht  über  Wortlaut  und  Sinn  des  i4.  Arti- 
kels der  BundesActe,  insbesondere  im  Verhältnils  zu  Landesgesetzen 
und  Einrichtungen,  über  den  Qesichtpunct,  aus  welchem  überdiefs 
die  baierische  Declaration  tou  1807,  als  Basis  und  Norm  zu  «weiterer 
Begründung  und  Feststellung  eines  in  allen  teutschen  Bundesstaaten 
übereinstimmenden  Rechtszustandes  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten, 
Grafen  und  Herren  t  (§.  307)  zu  betrachten  sey,  und  über  diejenigen 
Gegenstände,  welche  zu  befriedigender  Erfüllung  des  14.  Artikels, 
durch  gegenseitige  Verhandlungen  der  einzelnen  Regierungen  mit 
ihren  Standcsherren  zu  erledigen  wären,  mit  Vorbehalt  des  Erklärungs- 
oder Entscheidungsrechtes  der  B.  V«  für  den  Fall  eines  Zwiespaltes. 
Zugleich  überreichte  die  Commission  eine  tabellarisch  geordnete, 
vergleichende  summarische  Darstellung  des  Rechtszustandes  der  sub- 
jieirten  vormaligen  Reichsstände  ')•  Noch  ist  nicht  gelungen,  alle 
Besehwerden  von  Staadesherrea  über  Nichtvollziehung  des  14.  Artikels 
zu  heben. 

<i)  In  der  Beihenfolge  ihrer  Agendorum ,  setzte  die  B.  V.  diesen  Gegenstand  als 
snr  dritten  Classe  gehörend.  Pro  loa  v.  1817 ,  §.  5a ,  Beilage  1 1 ,  Nun».  II, 
u.  §.  91.  Wiederholt  ward  solcher,  unter  Num.  1 ,  in  die  Ordnung  der  Berath. 

'  schlagungsgcgenstände  gesetzt,  in  dem  Protoc.  t.  1817,  V  388«  und  abcrmal 
in  diejenige  «  Zusammenstellung  der  sur  weitern  Berathung  an  den  Bundestag 
su  bringenden  besondern  Gegenständen»,  welche  su  der  vertraulichen  SiUung 
v.  27.  Juli  18*0  loco  dictaturae  gedruckt  ward.  —  Summarische  Uebersicht 
der  Verhandlungen  der  B.  V.,  die  Staatsrechte  Verhältnisse  der  Mediatisirten 
betr. ,  in  d.  Archiv  für  Standes  -  u  grundherrl.  Rechte ,  Bd.  I ,  Heft  1 ,  S. 

[  .1^7  ff.,  Heft  a,  S.  »19  ff.,  Heft  3,  S.  181  ff. 
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*)  Protocolle  der  B-  V.  t.  1818,  |.  n5j  v.  i8ao,  >>  u.  «ioj  ▼.  1821,  \.  170. 
e)  Protoc.      1818,  V  "5. 

<0  Beilage  20  cu  V  101  dei  Protoc.  t.  «4-  Mai  1819,  u.  in  d.  angef.  Archir, 
Bd.  I,  Heft  1,  S.  144  ff.,  Heft  3»  8.  137  ff.,  auch  bei  Vollgbaff  a.  a.  O., 
Beilagen  XVII,  nebst  Beil.  XVIII  —  XXI.  Einen  früheren  gutachtl.  Bericht 
des  hannorer.  Gesandten,  findet  man  in  der  Beil.  11  au  $.  3i  der  Protoc. 
t.  1816. 

t)  Beilage  24  au  $.  101,  der  Protoc.  r.  1819;  auch,  u.  «war  ausgedehnt  auf  das- 

gb.  hessische  Edict  r.  7.  Apr,  1820  u.  die  preufs.  Instruction  t.  3o.  Mai  i8ao> 
in  d.  angef.  Archir,  Bd.  II,  Heft  j  ,  S.  108  ff.  Darin  sind  die  einzelnem 
Gegenstände  übersichtlich  dargestellt ,  nach  der  baier.  Declaration  t.  1807, 
nach  der  wirterab.  Darstellung,  nach  dem  badischen  Edict  v.  1819,  nach  der 
grofsberzoglich  -  hessischen  Erklärung  v.  5.  März  1818,  nach  dem  baier.  Edict 
vom  »6.  Mai  1818,  und  nach  der  rhein.  BundcsActe. 

*  §.    511.  (336 J.) 

Fortsetzung.  AachenerCongressBeschhtss. 

V)  Durch  einen  Beschlufs  vom  24.  Mai  »819  «)  ,  wurden 
hierauf  von  der  B.  V.  1)  alle  Regierungen,  die  es  angeht,  «dringend 
aufgefordert,  den  Subjicirten  zuvörderst  alle  die  einzelnen  Befug» 
nissc  und  denjenigen  gosammten  Rechtszustand  angedeihon  au 
lassen,  so  wie  die  Bestimmungen  des  Art  14 1  zugleich  mit  der  baie- 
risChen  Verordnung  vom  März  1807  ,  die  Basis  und  Norm  dazu 
angeben,  auch  sich  dieserhalb  nur  zunächst  an  den  Ausdruck  und  die 
Vorschrift  derselben  zu  halten;  diejenigen  Verordnungen  der  einzelnen 
Bundesstaaten,  welche  hiemit  in  Widerspruch  ständen,  oder  nicht 
ausreichten,  möchten  abzuändern  oder  zu  ergänzen  seyn.  Ferner 
möchten  2  )  die  Regierungen  über  alle  Pu  n  c  t  e  und  streitigen 
Fragen,  welche  durch  die  vorgedachten  Bestimmungen  nicht  erledigt 
werden,  oder  worüber  eine  verschiedene  Anwendung  nach  der  eigen- 
thümlichen  Beschaffenheit  der  Bundesstaaten  gewünscht  wird ,  zwar 
noch  die  Unterhandlungen  mit  den  ihnen  subjicirten  vormaligen 
Rcichsstanden  und  Reichsadclichen  ungesäumt  fortsetzen  und  betreiben, 
damit  ein  freiwilliges  Ueber  einkomm  en  noch  versucht  werde, 
in  dessen  Ermangelung  jedoch,  wären  innerhalb  kürzester  Zeitfrist, 
diejenigen  Puncte,  welche  dann  noch  streitig  und  unerledigt  geblieben, 
nur,  mittelst  Vorlegung  der  darüber  geführten  Verhandlungen,  an 
den  Bundestag  zu  bringen,  nach  der  von  demselben  im  Sinn  der 
Bundes  Acte  abzugebenden  Erklärung,  zum  endlichen  Abschluß  zu 
befördern  und  zu  entscheiden».  VI)  Auf  Veranlassung  der  in  den 
wiener  MinisterialConferenzen  von  1830  versammelten  Bevollmächtigten 
der  Bundesglieder,  ward  abermal  die  Aufinerksamkeit  der  B.  V.  auf 
die  Anträge  und  Beschwerden  der  Standesherren  gerichtet  ($.  $09, 
o).  VII)  In  Ansehung  dieser,  hat  dieselbe  nach  wie  vor,  sich  bestrebt, 
ihrer  amtlichen  Thätigkeit  einen  angemessenen  Erfolg  zu  verschaffen 
(§.  3io  u.  3is).    VUI)  Auf  dem  Aachener  Congrefs  1818  *),  vereinigten 
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Oestreich,  Prenssen,  Rufsland  und  Grofsbritannien  sich 
au  dem  Beschlufs  ,  die  vollständige  Vollziehung  des  14. 
Artikels  der  Bundes  Acte,  ohne  Beschränkueg  und  willkührliche  Aus. 
legung,  bei  den  teutschen  Regierungen,  die  es  angeht,  durch  ihre 
Gesandten  zu  unterstützen,  und,  wo  es  nüthig,  daran  zu  erinnern, 
dafs  die  Souveraine,  welche  die  wiener  CongrefsActe  unterzeichnet 
haben,  für  deren  Vollziehung  Sorge  zu  tragen  berechtigt  seyen. 

a)  Protocolle  der  B.  V.  v.  1819,  §.  101 ;  in  Beziehung  genommen  in  d.  Protoc. 
y.  1810,  §.  178.  Nur  Wirttmbcrg  dissentirte  bei  diesem  Beschlufs,  unter 
Anführurg  besonderer  Grunde  (§.  101  des  Protocolls).  Auch  GH.  Hwm 
gab  bald  nachher  eine  abweichendo  Erklärung,  im  %.  128  der  Protoc.  t. 
1819.  —  Uebersicht  der  Verhandlungen  der  B.  V.  über  standesherrl.  Ange- 
legenheiten bis  »8n  ,  in  v.  Meter'*  Bcpertorium,  Heft  a,  S.  a»a— o3a,  u.  in 
d.  Archiv,  für  Standes»  u.  grundherrl  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  319;  Heft 
3,  S.  181.  Schon  in  dem  Bttchlmt  der  B.  V.  v.  1.  Oct.  1818  (Protoc, 
%.  m5),  wurden  die  «von  einzelnen  vormaligen  Beichsstanden  und  von  den 
Bevollmächtigten  des  vormaligen  unmittelbaren  Reichsadels  eingereichten 
Vorstellungen,  den  Regierungen,  welche  es  angeht,  im  Allgemeinen  zur 
geneigten  Würdigung  empfohlen  ».  —  Auch  ist  bemerkenstverth ,  der  Vortrag 
des  östreieb-  Gesandten,  in  d.  Protoc.  v.  1.  Oct.  1818,  §.  aa5,  nebst  dem 
ersten  PräsidialVortrag  in  d.  Protoc.  v.  1816,  ^.  7,  II,  1. 

6)  Aachener  TJonferenzProtocoll  v.  7.  Nov.  1818;  in  Martehs  recueil  des  traires, 
Supplement,  IX.  «87-  Was  in  diesem  Protocoll,  in  Absiebt  auf  CuriatStimmen 
der  Standesherren  in  der  Bundesversammlung  beschlossen  ward,  ist  oben, 
%.  3o3  *,  gemeldet. 

g.    312.  '  (236-.) 

StandesherrHehe  Beschwerden.  Landesherrliche  Gegenerklärungen  und 
Anzeigen,  wegen  Erfüllung  des  14.  Artikels  der  B.  A. 

I)  Zu  Erlangung  des  ihnen  zugesicherten  Rechtszustandes,  wendete 
sich  ein  grofser  Theil  der  Standesherren  mit  Anträgen  und  Be- 
schwerden an  die  Bundesversammlung*).  Manche  dieser  Be- 
schwerden waren  von  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Standesherren 
gemeinschaftlich,  wider  die  Regierungen  verschiedener 
Dundesstaaten  gerichtet  andere  von  mehreren  in  Gero  einschaft, 
blofs  wider  die  Regierung  eines  einzelnen  Landes  «)•  Andere  Be- 
sehwerden Wurden  von  einzelnen  standesherrlichen  Häusern,  blofs 
gegen  die  Regierung  desselben  Landes  angebracht^).  II)  Die- 
jenigen Regierungen  von  Bundesstaaten,  wider  welche  Beschwerden 
dieser  Art  namentlich  gerichtet  waren,  wurden  hiedurch  zu  Gegen- 
erklärungen veranlaßt  e).  III)  Aber  auch  andere  Regierungen 
nahmen  Anlafs  zu  Anseigen  bei  der  B.  V.,  was  in  ihren  Ländern 
sie  für  Ordnung  des  standesherrlichen  Rechtsznstandes  und  zn  Erfül- 
lung de«  14.  Artikels  der  Bundes  Acte  gethan  hätten/). 

m)  Von  Zeit  zu  Zeit  erschienen  am  Sitz  der  B.  V.  eigene  Btvolim'äcktigti :  et- 
liche für  eine  bedeutende  Anaahl  von  Standesherren ,  wie  anfangs  der  Graf 
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Georg  von  Waldec*  Pyrmont  (Beil  aa  zu  %.  3i  des  Protor.  v.  1 8« 6),  nachher, 
an  dessen  Stelle ,  der  Graf  Friedr.  Garl  von  ßassmheim  (Protoc.  v.  1819 , 
%.  101,  Beil  10  u.  i3,  t.  18*1,  S'  45)»  andere  für  einselne  stand  csherrlicbe 
Häuser,  z.  B.  für  das  fürstliche  Gcsammthaus  Hohenlohe,  dann  für  tastet  und 
Rechteren  Limpurg ,  Protoc.  t.  »817,  V  5;  für  die  fürstlichen  Hauser  Leining^n, 
LöwentteintVertheimRosenberg ,  und  Thum  und  Taxis,  Beil.  31  zu  %.  3  t  des 
Protoc.  von  1816  j  für  L6wtmtemhV*rthennFreudenberg ,  Protoc.  v.  1810 ,  V  178. 

• 

*)  Beilage  aa  zu  %.  3i  der  Protoe.  v.  1816.  Wider  Wirtemberg,  Baden  und 
GH.  Hessen,  Beil.  so  su  %.  101  der  Protoc  r.  1819. 

e)  Wider  Wirtemberg ,  Protoe.  ▼.  181  • »  V  4*  u«  ,0?5  neue.  Beschwerden 
führte  im  J.  1824 ,  bei  der  B.  V.  der  Graf  Waltbott-Basscnbeim ,  für  sich  u. 
die  Mehrsahl  der  wirtembergischeo  Standesherren.  Wider  Buden,  Protoc.  v. 
1811,  V  »78;  i8ai»  %.  »6  u.  107.  Wider  Kurbetten  und  GH.  Hessen, 
s.  die  folg.  Note. 

d)  1)  Wider  fVirtemberg :  a)  von  dem  fürstl.  Hause  Thum  und  Taxis,  Beil-  10 
su  %.  toi  des  Protoc.  v.  1819«  eine  Beschwerde,  welche  gütlich  beigelegt  ward, 
Protoc.  t.  1819,  %.  309,  wirtemb.  Regier.  Blatt,  1819,  Nutn.  t56;  b)  von  dem 
fürstl.  Gesamtnthause  Hohenlohe,  Beil-  so  su  %.  101  des  Protoc.  r.  1819,  u. 
Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  39  ff.,  Heft  a, 
S.  «9  ff.,  Heft  3,  8.  47  ff.,  Bd.  II,  Heft  1,  S.  «8  ff.;  c)  die  Beschwerden 
der  Grafen  von  VFaldeck  Pyrmont  und  von  Isenburg  Meerhof z ,  wurden  durch 
Uebereinkunft  beigelegt.  Protoe.  v.  182a«  §.  38«  wirtemb.  Begier.  Blatt,  1819« 
Num.  57  u.  79.  —  a)  Wider  Baden,  a)  von  dem  F.  von  Lowetateinf Senheim- 
Frendenberg,  Beil  ao  su  §.  101  der  Protoc.  v.  1819,  Protoc.  v.  i8»o,  §.  i"B, 
v.  i8ai  V  16,  u.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrl  Rechte,  Bd.  1,  Heft  a, 
8.  7a  ff.,  Heft  a,  S.  83  ff. ,  Heft  3,  S.  114  ff.;  b)  von  den  fürstl.  Häu- 
sern LöwensteinJPerthcimRosenberg  u.  c)  Leiningen,  Protoc.  v.  i8>o,  %.  178« 
u.V.  i8ai,  §.  16,  u.  Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Rd.  I, 
Heft  i,  S.  86  ff.,  Hefta,  S.  89  ff.,  Heft  3,  8.  127  ff.  Le'tning.  Denkschrift 
v.  a6.  Jan.  18*7;  d)  von  den  fürstl  Haasern  LöwensteinH^ertheim ,  freuden- 
berger  u.  rosenberger  Linien,  betr.  Ersats  entzogener  Einkünfte,  Denkschrift 
v.  ai.  Juni  18a  1.  Diese  Standesherreu  sind  jetzt  (Dec.  i83o)  mit  Baden  in 
gütlichen  Verhandlungen  begriffen.  —  3)  Wider  GH.  Hasen:  a)  von  dem 
Gr.  y.  ErbachErbach,  Protoc.  v.  t8ai,  %.  ao6,  u.  v.  i8aa,  %.  44*  die  Denk- 
schrift v.  1a.  Jun.  1831,  mit  Anmerkungen*  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  I, 
Heft  3,  8.  1  —  46;  b)  von  den  fürstl.  Hänsern  Solms  B  raun  fels  und  Solms- 
Lieh,  Denkschriften  v.  1.  Juli  i8aa,  9.  Juni  n.  39.  Juli  1826,  u.  5.  Juli 
1837,  u.  Protoc.  v.  i8aa ,  §.  180,  N.  9a;  c)  von  Solms,  Hohensolms  Lieh , 
Denkschrift  v.  a3.  Oct.  i8a6,  von  welcher  Seite  im  Juli  1819  bei  der  B.  V. 
angezeigt  ward,  dafs  simmtliche  Beschwerden  dieses  Hauses  gehoben  seven.  — 
4)  Wider  Kurhessen,  von  dem  Fürsten  von  Isenburg  Büdingen  u.  den  Grafen 
von  Isenburg Meerlioh  u.  v.  Isenburg Wuchten back  ,  wegen  Besteuerung  des 
standesberrl.  Grundeigentums,  Denkschrift  vom  Dec.  i8a6,  und  Eingaben 
bei  der  B.  V.  im  J.  18*9. 

e)  Beispiele:  1)  VFirtemberg ,  Protoe.  v.  1818,  S-  &7  «•  955>  T«  *8'9»  $•  >©»  i 
v.  i8ai,  y  45}  v.  i8aa,  38.  a)  Baden,  Protoc.  v.  1818,  V»  ,07»  *•  »8'9t 
V  68;  v.  i8ai  ,  §.  a43.  3)  GH.  Hessen,  Protoc.  v.  1818,  §.  65,  n.  die  dazu  ge- 
hörige, loco  dictaturae  gedruckte  «Nähere  Darstell,  der  standesberrl.  Verhält- 
nisse in  dem  GH.  Hessen  ,  8.  173  der  Orig.  Ausg.  der  Protoc.  v>  1819,  118. 

f)  1)  Preussen ,  Protoc.  v.  1818,  %.  ata;  v.  i8ao,  $.  74;  a)  Baiem ,  Protoc.  v. 
1818,  %.  i33;  3)  Hannover,  Protoc.  v.  1818,  V  97.  4)  Nassau,  Protoc.  v. 
1818,  $.  ao;  5)^  Baden  u,  GH.  Hüten,  Protoc.  v.  i8a4,  V  10. 
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§.  313.  (237.) 

,  .»►.•••»■  , 

IL  Nach  Staats  gesetzlichen  Bestimmungen  einzelner 

Bundestaaten: 

/)    vor   Errichtung   des    Teutschen    Bult  8 es. 

I)  Schon  die  rheinische  BundesActe  *),  hatte  den  Rechts- 
zustand  der  von  ihr  geschaffenen  Standesherren,  im  Wesentlichen, 
yertragmäsig  0  bestimmt  (oben  §.  43 — 4^)*  W)  Sinn,  Umfang  und 
Auslegung  ihrer  Bestimmungen«  so  wie  die  wichtige  Frage:  für  Wen 
(den  Landesherrn,  oder  die  Standesherren),*  in  zweifelhaften  Fällen 
die  Rechtsvermuthung  streiten  müsse?  waren  fast  nirgend  ausser  Streit 
geblieben  «)•  Auch  vermifste  man,  in  derselben  BundesActe ,  noch 
verschiedene  nähere  Bestimmungen  über  jenen  Rechtszustand,  welche 
zu  Vermeidung  aller  Ungewifsheit  des  Rechtes,  so  wie  zur  Gleich- 
förmigkeit der  Standesherrlichkeit  in  allen  Bundesstaaten,  für  noth- 
wendig  erachtet  wurden  <0«  III )  Durch  diese  zweifache  Betrachtung 
glaubte  man  in  einzelnen  Bundesstaaten  sich  veranlafst  und  befugt, 
zu  eigener  staatsgesetzlicher  Festsetzung  des  Rechtszustandes 
der  inländischen  Standesberren,  für  ihre  Personen,  Familien,  und 
standesherrlichen  Besitzungen,  mittelst  landesherrlicher  Deel a rat io- 
nen,  Organisationen,  Verordnungen,  Edicte,  Resolu- 
tionen, Erläuterungen,  u.  d. 

e )  Auch  die  Einweisung* Protocolle  der  Commissarien  des  Bundesstifters  (oben  * 
§.  3o,  e),  enthielten  tum  Theil  ausdrückliche  Bedingungen  der  Einweisung 
in  die  Obcrbohchiande.  Formular  der  jenen  Protocollen  einzurückenden 
Bedingungen,  bei  «Vollsbaff  a.  a.  O.,  Beilage  V.  —  Die  Bestimmungen  der 
rheinischen  BundesActe  u.  dieser  Frotocolle  dienen  noch  jetzt,  als  ursprüng- 
liche Grundlage  des  standesherrlichen  Bechtsrustandcs,  zu  dessen  Erlau- 
terung.  Bei  Errichtung  des  14.  Art  der  teutschen  BundesActe  war  die  Ab- 
sicht, für  denselben  eine  neue,  allgemeine,  festere,  nähere,  den  Standes- 
herren  im  Allgemeinen  günstigere  Form  aufzustellen.  Vergl.  Protocolle  der 
d.  Bunderversammlung ,  Bd.  VW  ♦  S.  18  u.  f. 

Ä)  Von  abweichenden  Meinungen,  s.  oben      44t  Kote  c. 

«)  Hieron  Klübfh's  Staatsrecht  des  Rheinbundes,  \.  106  — 110.  Ebendess.  Uc- 
bersiebt  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr.  S.  276  f. 

</)  Dafs  » durch  die  rheinische  BundesActe  weder  die  Familienverträge  noch 
das  Tormaligc  Privatrecht  der  standesherrlichen  Familien  auf  keine 
Weise  erloschen,  dafs  solche  vielmehr  klar  und  deutlich  erhalten  worden 
seyen,  nnd  dafs  nur  Dasjenige  in  Abgang  gekommen  sey,  was  mit  der  er- 
loschenen teutseben  Reichs  Verbindung  so  eng  zusammengehangen  habe,  dafs 
es  mit  ihr  unzertrennlich  verbunden  gewesen  sey »  (dafs  es  ohne  sie  ferner- 
hin nicht  habe  bestehen  können);  dafs  daher  namentlich  die  standesherr- 
liche SuccessionsOrdnung  und  die  UnveräifsserUchkeit  der  Stammgüter,  in 
Folge  der  rheinischen  BundesActe  zu  bestehen  nicht  aufgehört  habe,  be- 
hauptet Lud.  Pbbhicb ,  progr.  observationes  de  prineipum  comitumque 
imperü  germ.  inde  ab  a-  1806.  subjectorum  juris  privat!  mutata  ratione  (Hai. 
1827.  4).  p.  »7t  Vergl.  auch  v.  Bbbg's  Abhandlungen  zur  Er  laut  der  rhein. 
BundesActe,  Th.  I,  S.  aa-. 
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e)  Ilielier  gehören:  i)  Für  Baiers:  Declaration,  die  Souverainetäts-  und  Sab- 
tjectionsVerhältnisse  in  den  subordinirten  Landern  betr.,  v.  19.  Mira  1807; 
in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1807,  S.  465  — 490,  in  Witraorr'e  Rhein.  Band, 
IV.  37» ,  u.  in  d.  Archiv  fiir  Standes-  u.  grundherr).  Rechte  ,  Bd.  I ,  Heft  1 , 
8.  194  ff.,  u.  in  den  Quellen 'des  öffentl.  Rechts  der  t.  Bundesstaaten,  Bd. 
II ,  S.  »39  ff.  j  auch  in  Emsmvghavs  corp.  juris  germ. ,  Tb  II ,  S.  6o5  ff.  u. 
bei  Vollokaf»  a.  a.  O.,  Beil  VI.  Erläuterung  (r.  i5.  Mai  1807)  der  Decla- 
raüon  v.  3i.  Dec  1806  u.  19.  März  1807,  die  Bestätigung  der  Familien- 
Verträge  betr.j  Rhein.  Bund,  VII.  178,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  II, 
Heft  1,  S.  161  ff.  auch  bei  Voliobaw,  Beil.  VI,  S.  XX.  Edict  r.  «5.  Dec. 
1807,  ebendas.  S.  XXI.  Edict  v.  18.  Febr.  1809,  ebcndas.  S.  XXII.  Edict 
über  die  gutsherrlichen  Rechte,  v.  98.  Juli  1808;  Rhein.  Bund  XXIL  i38. 
Edict,  die  Verhältnisse  des  Adels  betr.,  v.  98.  Juli  1808;  Rhein.  Bund, 
XXIV.  436.  Nachtrag  dazu,  v.  aa.  Dec.  1808.  Edict  v-  96.  Mai  1818,  die 
Rechte  der  Standesherren  betr. ,  als  Beilage  IV  au  der  baier.  Verfassungs- 
ur künde  von  1818,  in  d.  baier.  Gesetzblatt  v.  1818,  S.  189,  auch  in 
den  Protokollen  der  B.  V.,  Bd.  VI,  S.  «7,  u.  bei  VoLLoaarr  a.  a.  O. , 
Beil.  XXIV.  Declaration  v.  7.  Jun.  1806  {vor  Errichtung  des  rhein.  Bundes), 
die  Grafen  von  Fugger  betr.,  Rhein.  Bund,  I.  67  II-  996.  Vergl.  mit  der 
Bekanntmachung  der  baier.  LandesDirection  in  Schwaben;  Rbeiu.  Bund, 
Xlt,  5i6.  XIV.  5195.  Declaration  über  die  Rechte  u.  Immunitäten  des  F.  v. 
Thum  und  Taxis  u.  seines  Dienstpersonals  in  d.  Stadt  Regensburg,  v.  17.  Mär« 
181*2;  in  d.  Regier.  Blntt  v.  181a.  Vergl.  H.  v.  Schvlhass  Magazin  d.  baier. 
Staats-  u.  Privatr. ,  Bd.  1  (1808),  Num.  3.  —  Von  der  Declaration  für  den 
Grafen  von  Pappenheim,  unten  %.  3i5,  b.  Von  der  Declaration  für  den 
Prinzen  Eugen,  Herzog  von  Leuchtenberg,  als  Fürsten  von  Eichstädt,  unten 
§.  3i7 1  <*<  —  *)  Für  Wirtkkbebg:  Resolution,  mehrere,  die  subordinirten 
Fürsten,  Grafen  und  Edelleutc  angehende  Bestimmungen  betr. ,  v.  a6.  Juni 
1807;  Rhein.  Bund,  IX.  436.  Vcrordn.  über  die  Obsignationen,  Inventuren 
und  Vermögenstheilungen  bei  den  Mediatisirten,  v.  14.  Febr.  1807  5  Rhein. 
Bund ,  V.  3oo.  XVII.  a5a.  Zusammenstellung  der,'  die  Verhältnisse  der  Fürsten, 
Grafen  undEdelleute  des  Königreichs  (Wirtcmberg)  bestimmenden  Gesetze  und 
Verordnungen.  Stuttg.  1811.  4*  (Erschien  auch  mit  Anmerk.  unter  d.  Titel: 
Würtembergs  SouverainetälsMifsbräuche  u.  s.  w.  Teutschl.  1814.  8).  Vergl. 
Archiv  für  Standes-  u.  gruudherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  9,  S.  173—19«.  — 
3)  Für  Bades  :  Provisorische  Verordn.  die  Staatsrecht.  Verhältnisse  der 
subordinirten  Fürsten  u.  Grafen  betr.,  v.  90.  März  1807}  Rhein.  Bund,  VII. 
106.  Verordn.  (oder  drittes  ConslitutionsEdict)  die  StandesherrlichkeitsVer- 
fassung  betr.  v.  92.  Juli  1807;  Rhein.  Bund,  XII.  3ai.  XVII.  »79.  XXIV.  433. 
u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  II,  Heft  1,  S.  i63  ff.  Verordn.  die  Siegel  der 
St.  H.  betr.,  v,  8.  Oct.  1807,  in  Oesterreichxr's  Archiv,  Jahrg.  II,  St.  1, 
N.  8-  Organisation  f.  d.  Grofshcrzogth.  Baden,  v.  96*.  Nov.  18(9.  Verordn. 
v.  14.  Mai  i8i3  ,  betr.  die  Einziehung  aller  «standesherrl.  Obrigkeit  in 
Criminal-  u.  Chil-,  auch  Rechts-,  Kirchen-  u.  gemeinen  Polizei-  auch 
Regierungssachen»;  in  d  Regier.  Bl.  i8i3,  St.  i5.  Verträge  mit  Frankfurt 
u.  Wirzburg,  wegen  der  unter  mehreren  Bundcsfursten  zugleich  angesessenen 
Standes-  und  Grundberrcn ,  v.  1811  u.  1819,  u.  Verordn.  wegen  der  zugleich 
hn  Grofsherzogthum  Hessen  angesessenen,  v.  5.  Mai  »8t3,  in  d.  Regier.  Blatt, 
i8i3,  St.  71.  Von  FamilienFideicommissen,  s.  bad.  Landr.  v.  1809,  Satz 
577  ca  ff.  u.  Verordn.  v.  5.  Juni  1808,  $.  99,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXV1H.  »93. 
Von  ihrem  Gerichtstand  s.  Verordn.  v.  8.  Juni  1810.  Vergl.  auch  Rhein. 
Bund,  XXXV.  3o3.  —  4)  Für  das  Grofsherzogthum  Hxsskv:  Declaration, 
die  staatsrcchtl.  Verhältnisse  der  Standesherren  u.  ihrer  Bezirke  u.  Gebiete 
betr.,  v.  1.  Aug.  1807;  Rhein  Bund,  XIII.  54-  Nachträge  hiezu,  v.  3i.  März, 
90.  Juni  u.  a&  Dec-  1808,  In  d.  Rhein.  Bund,  XX.  956.  XV1IL  45o.  Anordn. 
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einer  obervormundschaftlichen  Behörde  über  Familien  vormaliger  Reichestände; 
Rhein.  Rund,  IX.  489.  Vergl.  auch  Rbein.  Rund,  LXII.  941.  LXI1I.  64. 
Verordn.  wegen  der  Siegel  der  Standes-  und  PatrimonialHcrren ,  v.  x.  Aug. 
1808.  Von  ihrer  Steuerpflicht,  Verordn.  v.  so.  Juni  1808 ,  in  d.  Rhein.  Bund, 
XX.  «69.  —  5)  Für  das  ehemalige  Grofsherzogthura  Winsavae:  Verordn.  v. 
9.  Juni  1807;  in  d.  Rhein.  Rund,  X.  3.  —  Vergl.  auch  Bhein.  Rund,  VIII. 
996.  IX.  491*  XIV.  996.  XX.  180.  —  Bestimmungen  von  Regierungen  rheinischer 
Ruadesstaaten  über  stand esherrliehe  F amilien Autonomie  und  Familienvertriige, 
in  Ki.iissa*a  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Rd.  It  S.  87  —  108- 

i 

•  §.  514.  (238.) 

Ihre  Anwendung  und  Ueb  erstellt. 

1)  Die  Yorhin  genannten  staatsgesetzlichen  Bestimmungen  von  Re- 
gierungen rheinischer  Bundesstaaten,  werden  in  manchen  teutschen 
Bundesstaaten,  nicht  immer  ohne  Widerstreit  mit  den  Vorschriften 
der  teutschen  BundesActe  (§.  3o3  ff.),  noch  jetzt  mehr  oder  -weniger 
in  Anwendung  gebracht.  11)  Obgleich  schon  früher  aus  ihnen,  als 
blols  particulären  Bestimmungen,  allgemeine  Grundsätze  nicht  zu 
bilden  waren,  so  gewährt  doch  eine  summarische  Darstellung  ihres 
Inhaltes«),  namentlich  ihrer  wichtigsten  Eigenheiten,  eine  Ueber- 
sieht  [nicht  blofs  der  Absichten,  Grundsätze  und  Vcrfahrungsweise 
einzelner  Staatsregierungen ,  sondern  auch  desjenigen ,  worauf  man  hei 
der  bevorstehenden  Erforschung  und  näheren  Festsetzung  eines  in 
allen  Bundesstaaten  übereinstimmenden  Staats-  und  privatrechtlichen 
Verhältnisses  der  Standesherren  (§.  307),  die  Aufmerksamkeit  eu 
richten  habe. 

a)  Eine  solche  findet  man,  in  Kl€b*ii's  Staatsr.  d.  Rhein.  Rundes  §.  189  —  318, 
nach  folgenden  Rubriken:  A)  Persönliches  Verhältnifs.  Huldigung.  Titel  und 
Wappen.  Kirchengebet.  Trauer.  Canzlei*  und  HofCcremoniel.  Residenz  und 
Einkünfte.  Ehren-  und  Schlots  wache.  Auswärtige  Kriegsdienste.  Famiii  engesetze. 
Verbindlichkeit  allgemeiner  Landesgesetze.  Persönliche  Polizeibehörde. 
Gerichtstand:  1)  in  CivilStreitigkeiten ;  1)  in  Sachen  der  freiwilligen  Gericht- 
barkeit  j  3)  in  peinlichen  Sachen.  Aeltere  Privilegien  und  Exemtionen. 
Heutige  Immunitäten.  Auswärtiges  Staatsverhältnifs.  R)  Verhältnis  der 
standesherrlichen  Besitzungen,  1)  Grundeigenthum.  9)  Rechte:  a)  Oberhoheit- 
rechte,  b)  Standesherrliche  Realrechte.  Gerichtbarkeit,  bürgerliche  und 
peinliche.  Cent.  Forst-,  Lehn-  geistliche  und  freiwillige  Gerichtbarkeit. 
Fiscalische  Sachen.  Justizbeamte  und  Ganzlcicn.  Appellation.  Aufsicht. 
Taxen  und  Sportein.  Niedere  Polizei.  Finanz-  und  Ca  m  er  airechte-  Ober- 
landesherrliche  Resorvatrechte.  Patrimonial herrliche  Rechte.  Privilegien- 
und  Dispensationsrecht.  Aemter-,  Titel-  und  Rangrecht.  Erziehungswesen. 
Oeffentlicher  Unterricht.  Kirchensachen.  Lehnsachen.  Landes  •  und  Kammer- 
schulden.  Pensionirung  und  Abtheilung  standesherrlicher  Diener.  —  Vergl« 
auch,  Rhein.  Rund,  VII.  145.  VIIL  200.  XU.  "7.  Rxn's  System.  Darstell, 
des  rhein.  Rundes,  %  98—189. 
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§.   515.  (239.) 

Ihre  Entstehungsart  und    Verscluedenheit.     Beschwerden  dagegen. 
Landesherrliche  Verleihung  der  StandesherrliclJceit. 

I)  Dabei  wird  jedoch  nicht  zu  übersehen  seyn,  dafs  in  dem  Streit 
über  Sinn,  Umfang  und  Auslegung  der  rheinischen  Bundes  Acte,  so 
wie  über  Rcchtsrermuthung,  die  Oberhoheitherren  selbst,  oft 
für  eigenen  Vortheil,  zur  Entscheidu  ng  geschritten  seyen ,  und 
dafs  in  ihren  staatsgesetzlichen  Willenserklärungen,  der  Rechtszostand 
der  Standesherren ,  dessen  allgemeine  Gleichförmigkeit  selbst  die 
rheinische  BundesÄcte  beabsichtigte,  nicht  selten  auf  ganz  ver- 
schiedene Weise,  hie  und  da  sogar  wider  den  klaren  Inhalt  jener 
BundesÄcte,  bestimmt  worden  sey.  Durch  welches  Alles  II )  [die 
Standesherren  zu  vielfach  geäusserten  Beschwerden  sich  berechtigt 
hielten  «).  III)  Endlich  ward  auch,  in  dem  Zeitraum  des  rheinischen 
Bundes,  in  etlichen  Bundesstaaten  Standesherrlichkeit  an  an- 
sehnliche Grundherrschaften  durch  Privilegien  gegeben 

■ 

a)  (t.  StÄdbi's  )  Bemerkungen  zu  d.  grofsherzogl.  badischen  Organisation*- 
Edict  v.  »6.  Not.  1809.  Wertheim  1809.  Fol.  Leidensgeschichte  der  durch 
die  RheinbundActe  mediatisirten  vormal.  Rcichständc.  Teutonien  i8i3.  8. 
Geburt ,  Thaten  u.  Ende  des  Rheinbundes.  Germanien  i8i3.  8.  Materialien 
zu  Germaniens  Wiedergeburt  i8i4-  8*  Würtemhergs  SouveraicetStsMifs* 
brauche.  Teutschl.  1814.  8-  VergL  auch  Klöbkb's  lieb  ersieht  der  diplom. 
Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  179  ff.  —  Von  der  Competens  der  B.  V. 
bei  Beschwerden  dieser  Art,  oben  %.  309.  —  Von  den  Beschwerden  u.  An« 
trägen  der  Standesherren,  auf  dem  wiener  Congrefs,  s.  Kli/bub's  angef. 
Uebcrsicht  etc.,  S.  231  ff. 

b)  Standesherrlicbkeit  erhielten:  1)  in  dem  Grofsherzogthum  //essen,  am  3o. 
Dec.  18081  die  dem  Grafen  von  Schlitz  genannt  Gört/,  gehörende  Herrschaft 
Schütz,  deren  Besitzer  wegen  solcher  vorhin  Mitglied  der  fränkischen  Reichs- 
ritterschaft, Canton  Rhönwerra,  und  dem  im  J.  1804  die  Aufnahme  (als  Per- 
sonalist) in  das  reichsgräfliche  wetterauische  Collegium  zugesichert  war,  die 
aber  nicht  zur  Vollziehung  kam;  Rhein.  Bund,  XXIX.  247;  —  a)  in  dem 
Grofsherzogthum  Baden,  im  J.  1808,  die  gräflich -hochbergische,  jetzt  marh- 
gräflich -badische  Herrschaft  Zwingenberg  am  Neckar,  früher  zu  der  fränkischen 
Reichsritterschaft,  Canton  Ottcnwald,  später  unter  kurpfälzische  Hoheit  ge- 
hörend; —  3)  in  dem  Königreich  Batern,  durch  eine  königl.  Declaration  v. 
9i.  März  180-',  der  Graf  von  Pappenheim,  für  seine  vormals  rcichsunmittel* 
bare,  doch  nicht  reichssländischc,  soudern  bei  dem  reichsritterschaftlichen  Canton 

"  Rocher  immairiculirle ,  auch  in  der  rheinischen  BundesÄcte  unter  den  Standes- 
herrlichen  Besitzungen  nicht  erwähnte  Grafschaft  oder  Herrschaft  Pappenheim, 
Genealog,  u.  StaatsHandbuch  auf  das  J.  1837,  Art.  Pappenheim.  Es  wurden 
ihm,  eine  JustizCanzlei ,  als  Gericht  zweiter  Instanz,  ein  Media tConsistorium, 
die  standesherrlichen  baierischen  Ehrenrechte  u.  s.  w.  eingeräumt.  Erweiterung 
und  nähere  Bestimmung  des  Pappenheftnischen  Rechtssustandes,  erfolgten  in 
der  Zeit  des  Teutschcn  Bundes.  Durch  ein  k.  Decrct  v.  5.  Dec.  1818  war 
das  jedesmalige  Haupt  der  gräfl.  Familie  Pappenbeim ,  so  lang  dasselbe  im 
Besitz  der  damals  in  Baiern  gelegenen  Herrschaften  bleibt,  zum  erblichen 
Reichsrath  der  Krone  Baiern  ernannt.     Daher  erhielt  der  Stammherr  in  der 
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baiemchen  Stande  Versammlung  Site  und  Stimme  in  der  Kammer  der  Reichs- 
ratho,  unter  den  Standesherren  j  als  Reichserbmarschall ,  hatte  er  auf  der 
allgemeinen  Reichsversammlung  in  dem  Reichsfurstenrath  Sits ,  aber  nicht 
Stimme.  Ein  h.  Resrript  v.  »7.  Jan.  i8a5  erklärte:  dafs  «die  Grafen  v. 
Pappenheim  su  dem  hohen  Adel  gehören  und  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit 
haben,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff;  dafs  die  Häupter  dieser 
Familie  den  ersten  Standeshenfen  in  dem  baierischen  Staat  angereiht  seyen, 
und  alle  Ehrenrechte  und  persönlichen  Vorrechte  ansprechen  können,  welche 
in  dem  Edict  über  die  staatsrechtlichen  Verbältnisse  der  vormal.  reiebsständ- 
Fürstcn,  Grafen  u.  Herren  (v.  «6.  iMai  1818),  Abschn.  I,  §.  1  —17,  ertheilt 
sind;  auch  dafs  die  in  diesem  Edict  über  Rechtspflege ,  Polizeiverwallung, 
kirchl.  Angelegenheiten  u-  Verhältnisse  der  Staatsdiener  enthaltenen  Bestim- 
mungen, auf  die  Inhaber  der  Herrschaft  Pappenheim  Anwendung  finden 
sollen».  Klübeh's  Abhandl.  etc.  Bd.  I,  S.  »23  f.  Durch  einen  vom  Kön;g 
bestätigten  Pappeuheimischcn  Familienvertrag  v.  ai.  Nov.  i8a5 ,  $.7,  in  d. 
baier.  Regicr.Blatt,  Num.  16,  ward,  statt  des  seitherigen  Seniorais,  die  Pri- 
mogenitur in  der  mit  FamilicnFideicoinmifs  belegten  Grafschaft  Papucnheim 
eingeführt.  Doch  ward  das  von  der  B.  V.  im  J.  1819  den  standesherrlichen 
gräflichen  Familienhäuptern  crtheilte  Prädicat  Erlauvht  (§.  3o3)  dem  Haupt 
der  Familie  von  dem  Bönig  nicht  eingeräumt.  Baier.  Verordn.  v.  aa.  April 
1829,  in  dem  Reg.  Bl.  v.  1829,  S.  553.  —  Von  Kaunitz  Bittberg  und  Bentiteim- 
Tecklenburg ,  die  in  den  J.  1807  und  1808,  jener  von  dem  Bönig  von  West- 
phalen,  dieser  von  dem  Grofshersog  von  Berg,  untergeordnet  wurden,  s.  oben 
\.  3oi ,  Note  f.  Vermöge  der  Schlufs Acte  des  wiener  Gongresses,  haben  beide 
nun  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der  t.  BundesActe.  —  Von  den  Wirkungen 
einer  Verleihung  der  Standesherrlichkeit,  unten  %. 


I)  Seit  Errichtung  des  Teutschcn  Bandes,  ist  in  den  meisten  von 
denen  Bundesstaaten,  in  welchen  Standesherren  sich  befinden,  durch 
landesherrliche  Verordnungen  und  Erklärungen,  zum 
Theil  nach  vorher  genommener  Rücksprache  mit  den  Bctheiligten , 
der  Rechtszustand  der  inländischen  Standesherren,  bald  für  Alle  bald 
für  Einzelne,  dergestalt  festgesetzt  worden,  dafs  die  in  dem  14.  Artikel 
der  BundesActe  enthaltenen  Bestimmungen  nicht  nur  namentlich  auf 
dieselben  angewandt,  sondern  auch  theils  näher  bestimmt,  theils  er. 
weitert  wurden,  obgleich  nicht  durchgeh ends  und  nicht  überall  zu 
voller  Zufriedenheit  der  Standesherren.  II)  Verordnungen  dieser  Art 
sind  bekannt  gemacht  worden,  in  Preussen«),  Bai  er  n  4),  Han- 
nover c),  Wirte mberg  <0, Baden  *)i Grofsherzogthum He ss e n/), 
Hurhessen  g).  Nassau  hat  durch  Auseinandersetzung  mit  jedem 
einzelnen  Standesherrn,  dessen  besondern  Rechtszustand  geordnet  A); 
wie  auch  in  verschiedenen  andern  Bundesstaaten  ,  neben  der  daselbst 
erlassenen  allgemeinen  Verordnung,  geschehen  ist  *).  Hohenzol- 
lernSigmaringen  hat,  fär  den  Fürsten  von  Fürstenberg,  Bestim- 
mungen vertragweise  festgesetzt  *). 

o)  Preusten,  Edict  v.  ai.  Jun.  i8i5,  in  der  GcsetKsamml.  für  die  preufs.  Staa- 
ten, i8i5,  8t.  9,  in  d.  Proioc.  der  B.V.  v.  1818,  als  Beilage  a3  su  f.  aia.  u. 

29  • 


§.  316. 


(240  \) 
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in  Kiffaaa's  Staatsarchiv ,  Bd.  IT,  S.  i43  ff.  Vergl.  auch  davon  die  Verhand- 
lungen der  Landstände  des  Königr.  Würtembcrg,  im  J.  1816.  Abth.  XXL  — 
Als  nähere  und  ergänzende  Bestimmung  dieses  Edictes,  erschien,  unter  dem 
3o.  Mai  1820,  eine  ausführliche  Instruction  wegen  Ausfuhrung  des  Edictes  vom  it. 
Jun.  i8i5,  in  der  angef.  Gesetzsamml ,  1820,  Num.  0,  u-  in  d.  Protoc.  der  B.V. 
v.  1820,  als  Beil.  8  zu  74.  Das  Edict  und  die  Instruction  stehen  auch  in 
dem  Archiv  für  Standes-  und  grundherrl.  Hechte,  Bd.  Ii,  Heft  3,  Num.  10; 
u.  bei  Vollgbafk,  die  t.  Standeaberren ,  Beilagen  XXV  u.  XXVI.  —  K.  De- 
claration  über  den  Gommunal Verband  der  standesherrl.  Besitzungen,  v.  14. 
Juli  1839;  in  der  Gesetzsamml.  v.  1839,  St.  16. 

b)  Baiern:  Verfassungsurk.  v.  1818,  Tit.  V,  §.  3;  Tit.  VI,  %.  3.  Edict,  betr. 
die  staatsrechtl.  Verhältnisse  der  Standesherren,  v.  36.  Mai  1818,  u.  Edict 
über  die  Rechte  des  Adels,  von  demselben  Datum;  beide  als  Beilagen  zu  der 
Verfassungsurk.  von  demselben  Datum,  u.  in  G.  Dölusgkz's  Verfass.  des 
Königr.  Baiern ,  Bd.  I.  Das  erste  Edict  steht  auch ,  als  Beil.  10  zu  \,  i33 ,  in 
dem  Protoc.  der  B.V.  v.  1818 ,  u.  in  dem  Archiv  für  Standes-  und  grundherrl. 
Hechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  214  ff.  Verordn.  betr.  das  Prädicat  Erlaucht,  v.  22. 
Apr.  1839,  in  d.  Reg.  Bl.  v.  1829,  S.  553.  Verschiedene  andere  Verordn.,  an- 
geführt in  ScHUNcu's  Staatsr.  des  HR.  Baiern,  Bd.  I,  S.  3o5  —  Declaration  v. 
7.  Juli  1806,  betr.  die  staatsr.  Vcrbältn.  der  Grafen  v.  Fugger.  Nachträge  dazu, 
in  d.  Rhein.  Bund,  Heft  I,  S.  67,  II.  228,  XII.  5i6.  Declaration  v.  37.  März 
1812 ,  betr.  die  Rechte  u.  Immunitäten  des  F.  v.  Thum  u.  Taxis  u.  seines  Dienst- 
Personals  zu  Regensburg;  in  d.  Regier.  Bl.  v.  1813,  S.  84 >.  —  Bekanntmachung 
v.  11.  Febr.  i8a3,  betr.  die  gräfl.  Rechternschen  Hausverträge;  in  d.  Regier.  Bl. 
v.  i8a3,  Num.  13.  —  Von  den  Rechtsverhältnissen  der  baier.  Standesherren, 
L.  v.  Drisch  Abhandlungen,  S.  119  ff. 

c)  Hannover.  Verordn.  über  die  standesherrl.  Verhältnisse,  1)  des  fürstl.  Hauses 
Bentheim  in  der  Grafsch.  Bentheim,  v.  18.  Apr.  i8>3,  in  der  bannöver.  Geseta- 
samml. v.  i8a3,  Abth.  I,  Num.  16;  Verlrag  zwischen  Hannover  u.  Rentheim,  v. 
16.  März  i8a3;  3)  des  hcrzogl.  Hauses  Arenberg,  für  dessen  zum  Herzogthum 
ArenbergMcppen  erhobenes  standesherrl.  Gebiet,  v.  9.  Mai  1836;  in  der  angef. 
Gesetzsamml.  v.  1836,  Abth.  I,  Num.  38,  S.  «55  ff.;  3)  Uebereinkunft  v  

1826,  mit  dem  Herzog  v.  LooaCorswartm ,  Fürsten  von  RheinaWolbeck ,  betr. 
dessen  standesherrl.  Verhältnifs,  wegen  des  Kreises  Emsbühren;  Verordn.  v. 
ii.  Sept.  1836,  betr.  die  von  jenem  an  den  König  abgetretene  Auaübung  der 
Gerichtbarkcit  u.  standesherrl.  Verwaltungsrcchte;  in  der  angef.  Gesetzsamml. 
v.  1836,  Abth.  I,  Num.  3a,  S.  io3- 

d)  fFirtembcrg:  AdelsStatut.  v.  1817,  bei  VoLtozAvr  a.  a.  O. ,  Beilage  XI.  Zu- 
sammenstellung des  den  Standeshorrcn  im  Wege  gütlicher  Vereinbarung  ein- 
zuräumenden gosainmten  Rechtszustandes ,  vom  Oct.  1820,  ebendas.  Beil.  XHI,' 
nebst  XII,  XIV  u.  XV,  und  der  Bezeichnung  weiterer  Zugeständnisse,  Beilage 
XVI.  Verordn.  v.  3i.  Dec.  1839,  betr.  die  Gerichte  von  Ebenbürtigen  in  pein- 
lichen Fällen  der  Häupter  standesherrl.  Häuser;  in  d.  Regier.  Bl.  i83o,  St.  3.— 
Declarationen ,  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  betr.,  a)  für  Thum  und  Taxis, 
v.  8.  Aug.  1819;  in  d.  Regier.  Bl.  1819»  St.  56,  u.  Verordn.  wegen  Vollziehung 
dieser  Declaration,  v.  13.  Juni  i833,  in  d.  Reg.  Bl.  i8a3*  St  48.;  b)  für  Wal- 
deck Pyrmont,  v.  35.  Aug.  1819,  in  d.  Regier.  BJ.  1819,  8t.  67.  $  c)  für  fsenburg- 
Meerhoiz,  v.  21.  Nov.  1819,  in  d.  Regier.  Blatt,  St.  79;  d)  für  fVartmbergRoth, 
v.  4-  Dec.  182a,  Reg.  Bl.,  Num.  83;  e)  für  Hohenlohe Waldenburg Bartenstein ,  v.  37. 
Oct.  i8>3,  in  d.  Reg.  Bl.,  Num.  31 ;  f)  für  die  Hohenlofuschcn  Häuser  Waldenburg- 
Bartenstein  Jostberg ,  NeuensteinOehringrn  ,  Neuenstein  Kirchberg  u.  NeuensteinLangen- 
bürg,  v.  37.  Sept.  1825,  in  d.  Reg.  Bl.,  Num.  41;  g)  für  TruchsesstValdburgZtil- 
Trauchburg,  v.  16.  Febr.  1826,  Reg.  Bl.  Num.  11 ;  h)  für  Quadtfsny,  y.  8.  Mai 

1827,  Reg.  BL  Num.  18;  i)  für  Neipperg,  v.  19.  Mai  1827,  Beg.  Bl.  Num.  21; 
k)  für  Rönigsegg  Aulendorf ,  v.  6.  Aug.  1828»  Reg.  Bl.  Num.  54 ;  1)  für  Hohenlohe- 
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WaldenburgSchiUingsßrst ,  v.  1.  Nov.  1819,  Reg.  Bl.  Num.  5ij  in)  für  Hohenlohe- 
ff^aldenburgSehiltings/drst  in  Kupferxell,  v.  1.  Nov.  i83o.  —  Wegen  der  übrigen 
wirtemb.  Standesherren,  «..die  wirtemb.  Erklärung  in  d.  Frotoc.  der  B.  V.  v. 
3i.  Jan.  i8aa,  %.  38. 

e)  Baden.  Verordn.,  die  standesherrl.  Verhaltnisse  betr.,  v.  a3.  April  1818,  in 
d.  Bad.  Regier.  Blatt  v.  1818»  Num.  9,  und  in  den  Frotocollen  der  B.V.  r. 
18181  als  Beilage  17  tu  %.  107;  auch  bei  Vollohaff  a.  a.  O.,  Beilage  XXII.— 
Edict,  die  Standes»  und  grundherrl.  Verhältnisse  betr.,  t.  16.  April  1819,  in 

.  dem  Begier.  Blatt,  u.  in  d.  Protoc.  der  B.V.  y.  1819,  als  Beil.  i3  su  §.  68, 
und  in  d.  (§.  3oi,  a)  angef.  Archiv,  Bd.  II,  lieft  1,  8.  104  ff.;  auch  bei  Voll* 
gbzff,  Beil.  XXIIL  —  Man  s.  auch  die  oben  3ia,  e)  angef.  badischen  Er- 
klärungen in  der  B.V.  —  Bestimmungen  für  eineeine  St.  II,:  a)  Bekanntmachung 
Tom  ia.  Dec.  i8«3,  betr.  die  standesherrl.  RechtSTerhältnisse  des  fürstl.  Hauses 
Fürstinberg,  Reg.  Bl.  1814,  SU  1,  u.  Protoc.  der  B.V.  v.  i5.  Jan.  1814.  Leber- 
einkunft mit  demselben,  wegen  dessen  Versieht! eistung  auf  die  »weite  Instanz, 
v.  14. Mai  i8a5,  in  d.  Reg.  Bl.  v.  a5.Mai  i8i5j  b)  Ucbereinkunft  mit  dem  F.  v. 
SalmReifferscheidKrautheim,  wegen  der  Staatsrecht  Verhältnisse  der  Staudes- 
herrschaft Kruutheim ,  v.  6.  Oct.  i8a5 ,  in  d.  Reg.  Bl.  St.  a5,  u.  Protoc.  der 
B.V.  r.  i8?5,  §.85;  c)  ahnliche  Ucbereinkunft  mit  den  Grafen  v.  Leiningen- 
Billigheim  u.  Leiningen  Seudcnau,  v.  a.  Mars  18*6,  in  d.  Reg.  Bl.,  St.  7J  d)  Ver- 
ordn. y.  7.  Oct.  i83o,  betr.  die  slaatsr.  Verhältnisse  des  fürstl.  Hauses  von 
der  Leye*,  als  Besitzers  der  Grafsch.  Hohengeroldseck ,  in  d.  Reg.  Bl.  St.  ia. 

f)  GH.  Hessen.  Edict,  die  standesherrl.  Rechtsverhältnisse  betr.,  v.  17.  Febr. 
1820,  in  d.  Regier.  Bl.,  u.  bei  Voligbaff,  Beil.  XXVU.  Man  s.  auch  die 
oben  (V  3is,  e)  angef.  Erklärungen  in  d.  B.V.  —  Bestimmungen  für  einzelne 
St.  H. :  a)  Ucbereinkunft  mit  dem.  F.  v.  Isenburg  Birstein,  v.  10.  Febr.  i8a5,  we- 
gen Ueberlassung  der  standesherrl  Rechtspflege  zweiter  Instanz  an  den  Sou- 
verän^ b)  Uebereinkunft  mit  Ebendemselben*  v.  10.  Dec.  1816,  wegen  Ausübung 
der  standesherrl.  Gerichtbarkeit  u.  Polizei  durch  grofshersogl.  Behörden,  bis 
auf  weitere  Verfügung  in  d.  Reg.  Blatt  v  a6.  Dec  1816 ;  c)  Uebereinkunft  mit 
dem  Grafen  v.  KrbachSchönber$  ,  v.  7.  Juli  1816 ,  betr.  die  Ausübung  der  stan- 
desherrl. Gerichtbarkeit  erster  Instanz  durch  grofsherzogl.  Behörden,  im 
Auftrag  der  Standesherrschaft-,  in  d.  Reg.  Bl.  v.  a6.  Juli  i8a6. 

g)  Kurhesse».  Verordn.  v.  1.  Mai  1818,  betr.  den  Gerichtstand  der  Standesherren. 
Ä)  Nassau.   Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  %.  ao. 

1)  So  in  den  preußischen  Rhein,  und  w es tphäliseben  Provinzen  u.  in  Wirlembcrg. 

*)  HohenzollernSigmaringcn.  Vertrag  mit  dem  Fürsten  v.  Fürstenberg- ,  wegen  der 
Appeltalions  Instanz  für  die  standesherrlichen  Aemter  Jungenau  u.  Trochtelfingen, 
y.  5.  u-  aa.  Oct.  1818;  in  der  Samml.  der  Gesetze  u.  Verordn.  für  d.  Fürslenth. 
H.  Sigmaringen ,  v.  1808  bis  i8ao  (Sigmar.  i8aa.  4.) ,  S.  aai  u.  f. 

v     *  §.  517.  340  b.) 

fVirkutujen  landesherrlicher  VerleUtunq  der  Standesherr lichkeit. 

1 

Wird  in  einem  Bundesstaat,  einem  Grundeigenthümer  und  dessen 
Familie,  durch  landesherrlicheVerleihung,  Standesherrlichkeit 
mit  demselben,  oder  mit  einem  davon  nicht  sehr  abweichenden  Umfang 
Ton  Gerechtsamen  ertheilt  «),  wie  solcher  den  Standesherren  im  Sinn 
der  teutschen  Bundes  Acte  zukommt,  so  beruht  I)  der  Rcchtstitel 
der  Privilcgirten  einzig  auf  der  Verleihung  des  inländischen Staats  - 
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Oberhauptes ,  und  es  Itönnen  dabei  der  6.  und  14.  Artiltel  der  Bundes- 
Acte,  als  solche,  nicht  als  Rechtsquelle  dienen.  II)  Es  wird  also 
durch  eine  solche ,  in  ihrer  Wirksamkeit  auf  das  Staatsgebiet  des  Er- 
theilcrs  sich  beschrankende  Verleihung ,  i )  ein  Anspruch  zur  Thcil- 
nahme  an  einer  standesherrlichen  CuriatStimme  in  dem  Plenum 
der  Bundesversammlung,  wenn  eine  solche  errichtet  würde  (  §.  120 
g,  u.  3o3),  eben  so  wenig  begründet,  als  2)  ein  in  a  1 1  e n*  Bundes- 
staaten nothwendig  anzuerkennender  hoher  Adelstand  (  $.  3o3), 
und  3)  die  in  der  BundesActe  den  Standesherren  zugesicherte  Fort- 
dauer der  Ebenbürtigkeit  (wovou  3o3  u.  3i5  b);  wenn  gleich 
dem  Bevorrechteten  diese  Vorzüge  ,  alle  oder  zum  Theil ,  aus  andern 
Bechtsgründen  zustehen  können,  z.  B.  alle,  weil  er  in  Hinsicht  auf 
Besitzungen  in  einem  andern  Bundesstaat  volle  Staudesherrlichkeit  im 
Siun  der  BundesActe  hat. 

«)  Beispiele  aus  der  Zeit  des  rheio.  Bundes,  oben  %.  3iS  b.  —  Neuer*  Beispiele : 
K.  bäuerische  Erklärung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  de«  Prinzen  Eugen, 
(vormals  Vicomtc  de  Beauliarnois  ,  dann  Adoptivsohnes  Napokon's,  kaiserl. 
frans.  Prinzen,  Vicckonigs  in  dem  KR.  Italien)  Herzogs  von  Leuchtenberg ,  in 
seiner  Eigenschaft  als  Fürst  von  Eiclutüdt,  v.  10.  Nov.  1817,  in  d.  baicr.  Regier. 
Blatt  v.  1817,  S.  947.  ff  u.  in  Martins  recueil,  Supplcin. ,  IX.  i55.  Schx&l- 
ziho's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Th.  I,  S.  218.    Von  der  staatsrechtlichen 
Geschichte  dieses  Herzogs  seit  1814,  Hibiib'«  Uebersicht  der  dipl.  Vcrhandl. 
des  wiener  Congr.,  S.  109  f.    Baiern  überliefs  ihm  1817  einen  bedeutenden 
Theil  des  vormaligen  Fürstenthums  Eichstädt,  unter  baierischer  Hoheit»  mit 
ansehnlichen  Vorrechten,  u.  dem  oben  genannten  Familientitel.  —  Der  gräfl. 
(min  fürstl.)  bentheim - tecklcnburg-  oder  rhedaischen,  vormals  reichsunmittel- 
baren, aber  nicht  reichsständischen,  Grafschaft  oder  Herrschaft  Hohenlimburg, 
welche  in  der  SchlufsActc  des  wiener  Congresses,  Art.  i3,  blofs  für  ein  preus« 
sisches  Schutzland  erklärt,  und  daher  in  dem  Art.  43  und  14  unter  den  preus- 
siseben  Standesherrschaften  unerwähnt  geblichen  war,  wurde,  auf  Bitte  ihres 
Besitzers,  des  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  BenthehnTecklenburg  oder  Bent- 
hcirnRheda,  durch  eine  königlich  -  preussische  CabinelOrdrc  v.  19.  Dec.  1810 
Standesherrlichkeit  eingeräumt.    Die  letzte,  im  Sinn  der  t.  BundesActe,  war 
ihrem  Besitzer,  wegen  der  gleichfalls  vorhin  reichsunmittelbaren,  aber  nicht 
reichsständischen  Herrschaft  Rheda,  in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses, 
Art.  43,  schon  zugesichert.  —  R.  preussische  Erhebung:  1)  des  f.  thurn-  und 
taxischen  Fürstentums  Krotoszyn  zu  einer  schlesiscben  Standesherrschaft,  im 
J.  1819,  unten      440,  Note  b;  1)  des  landgräfl.hesscn  -  rothenburgischen  ra- 
tibor-raudenseben  GütcrComplexua  und  der  Herrschaft  Corvey,  jenes  unter 
dem  Namen  McdiatHerzogthum  Ratibor ,  dieser  unter  der  Benennung  Mcdiat- 
Fürstenthum  Corvey,  im  J.  181a,  zufolge  eines  Vertrags  zwischen  Prcussen  tu 
HesscnRothenburg  v.  16.  Oct.  i8»5,  in  Mabtews   recueil,  Suppl  VIII.  §58, 
vergl.  mit  ebenda«.  VII.  33i  j  3)  der  hatzfeldtiachen  Herrschaften  fTiltUnhnrg 
u.  Schönstem  zu  e.  Standesherrschaft,  1811,  s.  den  folg.  V»  K°tc  c  —  Zwei 
Beispiele  aus  Baden:  1)  Nach  e  Verordn.  des  GH.  Ludwig,  v.  »8.  Juni  1827 
(Reg.  Bl.  1827,  S.  1 19),  sollen  die  standesherrlichen  Gerechtsame,  welche  dem 
lürstl.  Hause  Fürsteuberg   durch  L'ebereinkuiift  v.  11.  Nov.  idi3  bewilligt 
wurden,  auch  denen  Besitzungen  zu  gut  kommen,  welche  der  genannte  Grofs- 
herzog  hatte,  «als  Standesherr  in  den  Gralschaften  Sutern  und  Petershausen ,  in 
den  llerrNchaftcn  Condelsheim  mit  den  dazu  gehörigen  drei  Höfen  Bonnarts- 
l.uuscrliuf,  Erdbecrllof  und  licimbronnerHof,  Siciun  am  kalteu  Markt,  tun- 
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getnufn  mit  Beuren  und  Volkartsbausen  und  Münchhof  mit  den  dazu  gehörigen 
Orten  Adelsreuthe,  Tepfenhardt  und  Urnau  sammt  Dependensen».  i)  Nach 
e.  Bekanntmachung  des  GH.  Ludwig  v.  ia.  Oct.  1829  (Reg.  Bl.  a.  a.  0- )»  soll 
die  von  ihm  erkaufte  (seinem  natürlichen  Sohn,  dem  Grafen  von  Langenttein, 
hinterlassene)  Herrschaft  Heilsberg,  mit  den  Ortschaften  Gottmadingen  u.  Ebrin- 
gen, gleich  den  übrigen  allodialen  Besitzungen  des  Grofsherzogs,  die  standes- 
herrlichen Rechte  -und  Befugnisse  (des  Grofshersogthums)  geniefsen. 


Mittelclasse  zwischen  Standesherren  und  GrundJterren. 

Als  eine  Mittelclasse,  zwischen  den  Standesherren  im  Sinn 
der  teutschen  BundesActe  und  den  vormals  reichsunmittelbaren  Grund- 
herren,  kann  man  gewisse  ansehnliche  Landeigentümer  betrachten, 
die  sowohl  für  ihre  Person  und  Familie,  als  auch  für  ihren  Herrschaft- 
und  Eigenthumbezirk ,  mit  einem  Inbegriff  von  Vorrechten  ausgestattet 
sind,  der  sie  zwar  auf  eine  höhere  Stufe  als  die  Grundherren  erhebt, 
aber  doch  einen  Anspruch  auf  alle  den  Standesherrcn  durch  die 
BundesActe  zugesicherten  Vorrechte  nicht  begründet  «),  wenn  gleich 
manche  derselben,  z.  B.  Ebenbürtigkeit  in  dem  Sinn  der  BundesActe, 
und  in  allen  Bundesstaaten  anzuerkennender  hoher  Adelstand  ,  in 
anderer  Hinsicht  ihnen  zustehen  können.  Dahin  gehören  1)  solche, 
die  izur  Zeit  der  teutschen  Reichsverbindung,  wenn  gleich  ohne  ding- 
liche ,  und  nicht  alle  mit  persönlicher  Reichsunroittelbarkcit,  und  ohne 
Landeshoheit,  doch  zur  Ausübung  eines  solchen  Inbegriffs  von  Re- 
gierungsrechten ermächtigt  waren,  den  man  damals  vertragmäsige ,, 
oder  auch  reichsmittelbar  untergeordnete  oder  subalterne  Landeshoheit, 
ljandesherrlichkeit  oder  Regierungsgewalt  (  §.  102,  a)  zu  nennen 
pflegte  6)*  11)  Auch  diejenigen  gehören  dahin,  die  zwar  mit  einem 
rnindern  Umfang  von  untergeordneten  Regierungsrechten  als  die  so 
eben  genannten,  doch  aber  mit  einem  bedeutenderen  als  die  Grund- 
herrn gewöhnlicher  Art,  ausgestattet  sind;  sey  es  als  Rechten  per- 
sönlicher und  dinglicher  Reichsunmittelbarkeit  und  Landesherrlichkeit 
zur  Zeit  des  teutschen  Reichs  oder  kraft  landesherrlicher  Verleihung 
neuerer  Zeit  <*). 

a)  Ein  ordo  mediozumus,  aufweichen  darum  mit  Hommzl  (rhapsodia  observatt.» 
T.  VI.  obs.  899 )  die  Regel  noch  nicht  anzuwenden  seyn  möchte :  «comparatum 
in  classem  ejus  eui  comparatur,  non  in  sequentcra,  esse  collocandum». 

a)  Beispiele:  1)  Das  theils  fürstliche,  thcils  gräfliche,  vormals  (seit  seiner  vor 
1 5ia  durch  Rursacbsen  erfolgten  Exemtion,  ohne  Besitz  einer  reichsunmittelbaren 
Graf-  oder  Herrschaft,  mithin)  als  Personalist  reichs-  und  kreisstandische,  Haus 
Schönburg  hat ,  im  Verhältnis  zu  dem  Rönigr.  Sachsen ,  einen  Rechtszustand, 
welcher  durch  zwei  Recesse  v.  4.  Mai  1740  (beide  als  Beil.  III  zu  Beil.  4  zu 
%.  90  der  Protoc.  der  B.V.  von  i8»5)  festgesetzt  ist.  Davon  s.  man  v.  Röhkh's 
Staatsr.  u.  Statistik  des  Cburfürstentb.  Sachsen,  Th.  n,  S.  73  —  83.  G.  E.  Weis- 
se'» Lehrb.  des  k.  sachs.  Staatsr.,  Tb.  I,  %.  19.  Tb.  II,  %.  3aa  —  33i  u.  S.  54*>. 
C.  M.  Pistub  diss.  juris  publ.,  quo  possessioncs  prineipum  ac  com i tum  dynastar. 
a  Sihocnburg  in  Saxonia  elect.  utuntur,  adumbratio  (Lips-  1800.4.),  p.  11.  sqq. 


§.  518. 


(240 
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Ebcnde**.  scbönburg.  Topographie  (Hallo  180»),  S.  69  fr.  K.  IL  L.  Pölitz,  die 
Regierung  Friedr.  August's,  K.  v  Sachsen  (Leips.  i83o«  8.),  Th.  I,  S.  186*»  190. 
.  Gencal.  StaatsHandb.  für  1837,  S.  583  f.  Bestätigt  ward  dieser  Rechtszustand, 
durch  eine  Königlich  -  sächsische  Declaration  v.  18.  Mai  181 5  welche 
für  einen  Bcstandtheil  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  118,  erklärt 
ward.  Klüuuh's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  VI ,  S.  139  ff  ,  Bd.  VII,  S.  i55. 
Zugleich  versprach  Sachsen,  die  Vortheile  und  Bechte  anzuerkennen ,  welche 
dem  Hause  Schönburg  in  dem  T.  Bund  würden  versichert  werden.  Am  4.  Mär« 
1818,  machte  Schönburg,  in  einer  gedruckten*  Denkschrift,  bei  der  B.V.  den 
Antrag  «auf  Bestimmung  seiner  bei  dem  T.  Bund  auszuübenden  Rechte  und 
«Vortheile,  insbesondere  in  Betreff  der  Sttmmberecbtigung  bei  demselben»; 
es  stehe,  fügt  es  hinzu,  «mit  den  mediatisirten  fürstlichen  und  grü fliehen  Häusern 
«keineswegs  in  einer  Linie«.  Als  aueb  das  HR.  Sachsen  die  Sache  in  Anregung 
gebracht  hatte,  erfolgte  am  7.  Aug.  1828  der  Bescblufs:  dafs  dem  Hause 
der  Fürsten  ,  Grafen  und  Herren  zu  Schönburg  dieselben  persönlichen 
und  Familienrechte  und  Vortheile  eingeräumt '  würden ,  welche  den  im 
J.  1806  mediatisirten ,  ehemals  reichsständischen  Familien  zugesichert  worden. 
Lübeckischer  Slaatskalendcr  auf  1829,  S.  83.  Man  s.  auch  Lud.  Pkksxcbs  progr. 
Hai.  1828.  4«  A.  W.  Hsrrvzas  Beiträge  zum  t.  Staats-  u.  Fürstenrecht, 
I  Liefer. ,  S.  3i6  ff.  Ein  k.  k.  östreichisches  HofkanzleiMinisterialschreiben 
v.  8.  Nov.  i8»5  (Nachtrag  zu  dem  oben  %.  3o3  angef.  v.  7.  Oct.  desa.  J.) 
verordnet,  dafs  dem  jedesmaligen  Chef  einer  jeden  der  beiden  Schönburgi- 
schen Hauptlinien  Waldenburg  und  Hartenstein  das  Prädicat  Durchlauchtig- 
Hochgebobrner  in  der  Anrede,  u.  Durchlaucht  im  Contest  gegeben  werden 
aolle.  —  2)  Das  gräfliche,  vormals  reichsständische  Haus  Stolberg,  a)  wegen  der 
nicht- reichsständischen  Grafschaft  Hohtstein  im  Könige  Hannover  {%.  101,  »>, 
b)  wegen  der  Grafschaften  Wernigerode  (§.  10a,  a),  und  c)  Stolberg,  beide,  seit 
i8i5,  in  k.  preussiscliem  Gebiet.  Von  der  Grafsch.  Wernigerode  s.  HErpTEn's 
angef.  Beiträge,  S.  329.  Von  Stolberg  s.  Wxissc  a.  a.  O.,  Th.  I,  \.  12,  n.  Hzrr- 
tkb  ,  S.  33s.  —  3)  Hesjenliiteinß-ls Rothenburg ,  wegen  der  so  genannten  nieder- 
hessischen oder  rothenburgiaehtn  Quart  in  Kurhessen..  Oben  \.  101,  a.  Deci- 
siones  Hasso  -  CasseL ,  T.  IL  dec.  285.  n.  3.  Mastes«  reeucil ,  Supplem.  VII. 
33i,  Vlll.  i58.  HzFrTza's  angef.  Beiträge,  S.  3oi  ff.  -  4)  SchwarsburgRuaolstadt, 
wegen  des  Amtes  Jim  unter  Sachsen -gothaischer  Hoheit.  Man  s.  die  s.  gotha- 
ische Erklärung  in  d.  Protoc  der  B.V.  v.  1818,  $.  20.  —  5)  Hohenlohe,  die 
neuensteinisrhe  Hauptlinie,  wegen  der  obern  Grafschaft  Gteiclten,  unter  Sach- 
sen •  gothaischer  Hoheit.  —  6)  Graf  von  Bcntinck,  wegen  der  Edlen  Herrschaft 
Varel  unter  oldenburgischer  Hoheit,  s.  Klüuhb's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  III,  S.  56 1  ff.  u.  572  ff.  WiRKorr's  rhein.  Bund  XV,  429.  XVIII.  449.  — 
7)  Solms  ff  ildenf eis ,  wegen  der  Herrschaft  ffildenfeh  unter  k.  sächsischer  Ho- 
heit, v.  Kömkb  a.  a.  U.  Th.  III,  S.  140.  —  Aehnlicbe  Verhältnisse  Schwanburg- 
Svndenhautetu  zu  S.  Weimar  und  Preussen  (vorbin  Kursachsen,  Weiss«  a.  a.  O., 
Th.  I,  §.  21)  sind  durch  Lebereinkunft  aufgehoben,  die  ersten  1811,  die  an- 
dern 1816.  —  Die  Herrschaft  Broich  an  der  Ruhr  (1819  mit  i3,8n  EinW.  auf 
mehr  nicht  als  Y*  QM.)  eine  Herrschaft,  wenn  gleich  nicht  rcicbsunmittelbar, 
doch  mit  sehr  bedeutenden  Vorrechten,  ehebin  unter  gr  ofs  herzoglich -bergi- 
acber  Hoheit,  anfangs  den  Dynasten  von  Broich  bis  1372,  dann  den  Grafen 
zu  Limburg  aus  der  bohenlimburger  Linie  bis  >5o8i  hierauf  der  Familie  von 
Daun ,  Grafen  zu  Falkenstein ,  bis  1682 ,  endlich  dem  gräfl.  Hause  Leiningen  u. 
Dachsburg  gehörend,  aus  welchem  sie  zuletzt  bis  1818  eine  an  den  (1782  verstor- 
benen) Prinzen  Georg  von  HessenDarmstadt  vermählte  Erbtochter  besafs,  von 
welcher  dieselbe  auf  deren  zweiten  (i83o  verstorbenen)  Sohn  Georg  überging. 
Obgleich  Broich  in  der  rhein.  BundesActc,  Art.  24,  als  Standesherrschaft  dem 
Grofshrrzog  von  Borg  untergeordnet  ward,  so  wurden  doch  von  diesem  standes- 
herrliche Bechte  der  Besitzerin  nicht  eingeräumt,  vielmehr  alle  Regierungs- 
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rechte  ihr  entzogen;  erst  seit  dem  i.  April  1816  erhielt  sie,  von  Preussen, 
wieder  die  CivilGcrichtbarkeit  erster  Instant. 

c)  Als  Beispiele  mögen  dienen:  i)das  Condomin&t  Amt  Moischeid,  bestehend  aus  den 
Kirchspielen  Isenburg  und  Grofsmavschcid ,  (1818  mit  i456Einw.)  indempreufs. 
Regierungsbezirk  Coblena,  dem  Fürsten  von  Wied  u.  (nach  1822)  dem  Grafen  von 
Walderdorf  gehörig,  ebehin  Bestandtheil  der  nichtreichsständischen,  aber  zu  Kreis- 
standschaft im  kurrheinischen  Kreia  berechtigten  Grafschaft  Niederlscnburg,  seit 
1664  davon  getrennt,  war  reichsunmittelbar,  aber  weder  reichs-  u.  hreisständisch 
noch  reiebsritterschaftlich  ,  dennoch  beitragpflichtig   au  Hammerzielen.  In 
Folge  der  rheinischen BundesActe  kam  es  1806  unter  nassauische  Hoheit,  i8»5 
unter  preussische.    Das  jetzige  Rechtsverhältnifs  ist  bestimmt  durch  einen 
Reeefs  vom  29.  Mai  1826,  zwischen  Preussen  und  dem  Fürsten  von  Wied, 
der  auch  den  Walderdorfischen  Antheil  erworben  haben  soll.  —    2)  Schlofs 
und  Flecken  Schwarza  (  1816  mit  934  Einw.  in  159  Häusern  ) ,  im  preufs.  Antheil 
der   Grafschaft    Henneberg  ,    dem    gräflichen    Hause  SlolbcrgWernigerode 
gehörend  ,  war  reicbsunmittelbar  ,  aber  weder  reichs  -  und  kretsständisch 
noch  reiebsritterschaftlich ,  auch  in  der  neuern  Zeit  nicht  reichs  •  und  kreis- 
steuerpflichtig,  früher,  wie  es  scheint,  Zugehör  der  Grafschaft  Henneberg, 
von  welcher  es  »549  durch  eine  Erbtochter  an  Stolberg  kam,  seit  t35o  wirz- 
burgisches  aufgetrngenes  Erb-  und  PatrimonialLehn.  —     3)  Die  Herrschaft 
Schauen  (%  QM. ,  im  J.  1800  mit  ungef.  1*00  Einw.),  bei  Halberstadt,  im 
preufs.  Regierungsbezirk  Magdeburg,  der  freiberrlichen,  nun  gräflichen  Familie 
v.  Grote  gehörig  ,  war  weder  reichs-  und  kreisständisch  noch  reichsritter- 
schaftlich, aber  reicbsunmittelbar.    Die  SchlufsActe  des  wiener  Congresses, 
Art.   43  ,  erklärte  solche  für  einen  Bestandtheil  der  preufs.  Monarchie.  — 
Solche  ehchin  reichsunmittelbare,  aber  weder  reichs- und  kreisständtsche  noch 
reichsritterschaftlicbe  Besitzungen ,  sind  auch :  daa  furstL  Trautmannsdorflsehe 
<i8n  an  den  geh.  Rath  v.  Feder  verkaufte)  Dorf  Umpjenbach  bei  Miltenberg  am 
Main  (BaAinsn's  ßeitr.  tu  e.  Staatsr.  der  rbein.  Bundesstaaten,  S.  67  u-  199); 
das  von  Hanne'sche  Kittergut  Liehau  bei  Coburg ;  das  freiherrl.  v.  Kurzrockische 
freie  Gut  Wellingsbüttel,  im  Hertogthum  HolsteinGlüchstadt ;  da«  Freischulzen- 
Gut  Wisch,  an  der  mecklenburgischen  Grenze,  ebehin  (1791)  dem  Fürsten  von 
Hessenstein  gehörend.  —     Die  als  Bestandtheil  der  p reu ssi sehen  Monarchie 
in  der  wiener  CongrefsActe,  Art  43»  (auch  in  der  rbein.  BundesActe,  Art. 
24)  genannte,  fürstlich-  und  gräflich  -  Hatzfeldtisch»  Herrschaft  /Sudenburg,  an 
der  Sieg,  im  J.  1816  mit  2614  Einw.  auf  ungef.  2  bis  1418  eine  Besitzung 

der  Dy  nasten  von  Wildenberg,  war  reichsritterschaftlich.  Vereinigt  mit  der  an- 
grenzenden fürstlich-Hatzfeldischen,  ebehin  unter  Kurcöln  landsnssigen,  Unter- 
kerrschaft  Schönstem  (i8i5  mit  1576  Einw.),  ward  dieselbe,  durch  eine  königl. 
labinetOrdre  v.  9.  Juni  1821,  von  Preussen  tu  einer  Standeshcrrtchafi  erhoben, 
unter  dem  Namen  ffildenburgSchünstein,  doch  mit  ausdrücklicher  Ausnahme 
desjenigen ,  was  in  der  teutseben  BundesActe  für  Slandesherren  festgesetzt  ist, 
in  Absiebt  auf  Ebenbürtigkeit  und  Hoffnung  tu  GuriatStimmrecht  in  dem 
Plenum  der  Bundesversammlung.  Wegen  derselben  erhielt  der  Fürst  von 
Hattfcldt  eine  VirilStimme  in  dem  ersten  Stand  der  rhem.  ProvintialStände, 
durch  Verordn.  v,  1S.  Märt  i8aß,  in  der  preufs.  Gesettsamml.  i8*5,  St.  V. 

rf)  VergL  oben  §.  3i5  u.  317. 


"  
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§.   519.  (Neu.) 

b 

Anhang. 

Rechtszustand  der  Freien  Herrschaft  Kniphausen ,  im  Besitz  des 

Grafen  Bentinch. 

.  I)  Eine  Anomalie  in  dem  teutschen  Staaten-  undBundesvcrhältnifs, 
einzig  in  ihrer  Art ,  einen  so  genannten  halbsou verainen  Staat,  unter 
dem  Schutz  des  Teutschen  Bundes,  bildet,  jetzt  in  gräflich-Bentincki- 
schem  Besitz,  die  Freie  Herrschaft  Kniphausen  «).  Durch 
sie  und  die  unter  oldenburgischer  vertragmnsiger  Oberhoheit  stehende 
Edle  Herrschaft  Varel  nebst  Zugehörungen,  wie  auch  verschiedene 
ausserhalb  beider  gelegene  Grundgüter  oder  grundherrliche  Domänen, 
alle  in  gleichem  Besitz  und  Genufs  desselben  Inhabers,  -wird  das 
gräfliche  Aldenb  u  rgisch  c  FamilienFideicommifs  *)  darge- 
stellt. II)  Frei«  wie  alle  Friesischen  Länder,  bis  in  das  16.  Jahr- 
hundert, von  der  Oberherrschaft  des  teutschen  Reichs,  dann  aber 
diese  stillschweigend  anerkennend,  war  Kniphausen  weder  reichs-  und 
kreisständisch  —  daher  reichs-  und  kreissteuerfrei,  frei  von  Mannschaft- 
stellung zu  dem  Reichskriegsheer,  auch  in  dem  Interregnum  frei  von 
der  Gerichtharkeit  der  Reichsvicarien — ,  noch  reichsritterschaftlich, 
wohl  aber  reichsunmittelbar  mit  Landeshoheit  und  Reichsfreiheit;  auch 
waren  die  kniphauser  Flagge  und  Seeschiffpässe  auf  dem  Weltmeer 
geachtet.  Zugleich  war  diese  reichsfreie  Herrschaft  ein  aufgetragenes 
Lehn  des  herzoglich  -  burgundischen  Lehnhofs  zu  Brüssel,  bis  1797» 
wo  sie  appropriirt  ward  c).  III)  Bei  Auflösung  der  Reichsverbindung 
souverain  geworden,  ward  sie,  durch  den  französisch -holländischen 
Staatsvertrag  vom  11.  Nov.  1807,  der  Staatshoheit  des  Königs  von 
Holland  standesherrlich  ($.  86,  a),  dann  durch  das  französische 
SenatusConsult  vom  i3.  Dec.  1810  der  kaiserlich  -  französischen  Staats- 
hoheit, mit  Anerkennung  nur  der  gräflich  -Bentinckischen  Eigenthum- 
rechte (§.  86,  c),  untergeordnet,  und  dem  Verwaltungsbezirk  Jever 
beigefügt.  IV)  Nach  Verdrängung  der  französischen  Herrschaft  in 
dem  Befreiungskrieg,  im  Herbst  i8i3,  gelangte  daselbst  Graf  Bentinck 
auf  etliche  Wochen  wieder  zum  Besitz  politischer  Unabhängigkeit. 
Aber  am  25.  Nov.  181 3  nahm  ein  mit  einer  Heerschaar  vorüberziehender 
russischer  General,  im  Namen  seines  Kaisers,  irrthümlich  provisorischen 
Militär-  und  Ci?ilBesitz  von  Kniphausen ,  die  Verwaltung  dem  benach- 
barten Herzog  von  Oldenburg  ubertragend,  der  bis  um  die  Mitte  des 
J.  1826  sich  in  dem  Besitz  derselben  behauptete,  so  sehr  auch  der 
Graf,  besonders  auf  den  Congressen  von  Wien  und  Aachen,  davon 
frei  zu  werden,  sich  bestrebt  hatte.  V)  Der  wiener  Congrefs  hatte 
über  den  Rechtszustand  dieser  Herrschaft  nicht  verfugt.  Zu  einer 
standesherrlichen  Unterordnung  derselben  sich  nicht  befugt,  aber  volle 
Souverainetät  einer  so  kleinen,  durch  eine  für  Seeschiffahrt  günstige 
Rhede  mit  dem  Weltmeer  unmittelbar  in  Verbindung  stehenden  Be- 
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sitzung  ihrer  Politik  nicht  gemäß  erachtend,  trachteten  die  auf  dem 
Congrefs  zu  Aachen  1818  versammelten  Mächte,  auf  einem  Mittelweg 
ein  Staatsverhältnifs  zu  begründen ,  welches  den  Regenten  Kniphausen» 
dem  Slandpunct  unter  den  Beherrschern  völlig  souverainer  Staaten 
entrückte,  ohne  ihn  zu  irgend  einem  derselben  in  unterthanschaitliches  - 
Verhältnifs  zu  setzen.  VI)  Zur  Ausführung  kam  diese  Willensmeinung 
durch  einen  Vertrag  (c Abkommen»  betitelt)  vom  8.  Juni  i8a'5  «0» 
geschlossen  zu  Berlin  zwischen  dein  Grafen  Wilhelm  Gustav  Friedrich 
Bentinck  (ohne  Zustimmung  seiner  Familie  und  der  übrigen  in  der 
Note  b  genannten  SuccessionsBerechtigten)  und  dem  Herzog  von 
Oldenburg,  unter  russischer  und  preussischer  Vermittlung,  der 
zuletzt  auch  Oestreich  beigetreten  war.  G a ran tirt  ward  solcher  von 
dem  Teutschen  Bund ;  doch  mit  Vorbehalt  der  Rechte  Dritter,  nachdem 
des  genannten  Grafen  Bruder  Johann  Carl  seine  agnatischen,  und 
Sachsen- Weimar -Eisenach  die  Rechte  Dritter,  insbesondere  die  durch 
die  unten  (Note  6)  erwähnte  FideicommifsConstitution  von  i663  begrün- 
deten (der  SuccessionsBerechtigten),  wider  jenen  Vertrag  bei  der  Bundes- 
versammlung ausdrücklich  vorbehalten  hatten  0-  VII)  Nach  dieser 
Uebereiukunft,  steht  1)  Kniphausen  dermal,  als  ein  «besonderes 
Land»  unter  dem  Schutz  des  Teutschen Bu  ndes  /),  und  mittelbar 
in  Verbindung  mit  solchem;  es  «gehört  zu  den  teutschen Bundeslandes, 
gibt  aber  die  nach  dem  angenommenen  Verhältnifs  ihm  obliegenden  Bundes- 
malricularLeistungen,  Geld  und  Mannschaft,  an  Oldenburg.  Die  Grund- 
vertrage und  Beschlüsse  des  Bundes,  haben  dort  Kraft  und  Gültigkeit, 
wie  «in  den  übrigen  Bundesländern  r.  «In  Folge  dessen»,  heifst  es 
im  3.  Art,.*  versteht  sich  von  selbst,  dafs  unter  dem  Titel  der  ehe- 
maligen Reichsgesetzgebung  keine  besondern  Rechte  auf  Oldenburg 
übergehen;  da  die  ehemalige  Reichsgesetzgebung  nur  in  Erlassung 
neuer  Ordnungen  und  Gesetze  im  Reiche,  mithin  solcher  Gesetze  sich 
äusserte,  welche  allgemein  für  die  Reichsunterthanen  verbindliche 
Kraft  haben  sollten,  Bestimmungen  aber,  welche  mit  solchen  Ordnungen 
und  Gesetzen  überhaupt  zu  vergleichen  sind,  gegenwärtig  nur  bei 
dem  Bundestage  verhandelt  und  vereinbart  werden  können»  (?). 
2)  Die  Herrschaft,  der  oben  genannte  Graf  und  seine  Familie,  sind 
der  «Hoheit»  (nicht  des  Herzogthums,  sondern)  des  Herzogs,  seit 
1829  Grofsherzogs ,  von  Oldenburg  untergeordnet,  «jedoch  nur  so 
wie  sie  vorhin  bei  Kaiser  und  Reich  gewesen  ist ».  Dagegen  liegen 
dem  Herzog,  jetzt  Grofsherzog,  die  Pflichten  der  vormaligen  Reichs- 
hoheit ob.  3)  Wie  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs,  haben  der  Graf 
und  seine  Familie  die  persönlichen  Rechte  und  Vorzüge ,  ist  er  Landes- 
herr und  hat  die  Landeshoheit,  insbesondere  die  gesetzgebende  Gewalt 
und  die  Justizgewalt,  auch  das  Recht  der  besondern  Flagge.  4)  Wo 
iu  CivilStreitigkeiten  die  Reichsgerichte  competent  waren,  ist  es 
jetzt  auch  in  Privatsachen  des  Grafen  und  der  Glieder  seiner 
Familie  ,  und  in  Klagesachen  kniphauser  Unterthanen  wider  den  Grafen 
oder  dessen  Behörden,  als  Obrigkeit,  —  das  ObcrAppellationsgericht 
zu  Oldenburg ,   aus  besonderem  ihm  von  dem  Grofsherzog  ein  -  für 
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allemal  ertheiltem  Auftrag.  "Wo  in  CriminalSachen  weitere  Verthei- 
digung  Statt  findet,  werden  diesem  Gericht  die  Acten  zu  Abfassung 
des  Unheils  zugesendet,  die  Urtheile  aber  von  dem  kniphausenscben 
Gericht  publicirt.  Dasselbe  Gericht  ist  Schiedsrichter  —  doch,  auf 
Verlangen  des  Grafen ,  .nach  eingetretener  Spruchreife  ,  zu  Acten- 
versendung  verpflichtet  —  bei  •  allen  in  Beziehung  auf  Kniphausen 
zwischen  dem  Grofsherzog  und  dem  Grafen  oder  seiner  Familie  vor- 
kommenden Streitigkeiten ,  welche  die  Auslegung  dieses  Vertrags,  oder 
den  Umfang  und  die  Natur  der  dem  Grofsherzog  übertragenen  Hoheit  f 
und  der  dem  Grafen  zustehenden  Hechte,  im  gegenseitigen  Verbal inifs 
zu  einander  an  sich  oder  in  ihrem  Princip ,  abgesehen  von  der  Erfül- 
lung der  daraus  auf  Seite  des  Grafen  entspringenden  Verbindlichkeiten, 
worauf  die  Amtstätigkeit  des  Fiscals  sich  bezieht,  zum  Gegenstand 
haben»  (sie!).  Die  Execution  der  Richters pruche  wider  den  Grafen, 
geschieht  unter  der  obern  Leitung  des  O.A.Gerichts.  Unbeschadet 
seiner  landesherrlichen  Rechte,  erklärte  der  Graf,  in  Absicht  auf 
indirecte  Abgaben,  sich  bereit  zu  einer  Vereinbarung  über  gewisse 
Gleichförmigkeit  mit  Oldenburg.  5)  Als  Wächter  für  Erhaltung 
guter  gemeiner  Ordnung,  und  für  Erfüllung  der  durch  diesen  Vertrag 
von  dem  Grafen  übernommenen  Verbindlichkeiten,  ist  ein  Fiscal, 
nach  Art  des  vormaligen  Reichstiscals ,  bestellt,  den  der  GroGsherzog 
aus  drei  von  dem  Grafen  vorgeschlagenen  oldenburgischen  Beamten 
ernennt.  6 )  Vermöge  der  übernommenen  Garantie ,  soll  der  Teutsche 
Bund  auf  Erfüllung  der  in  diesem  Vertrag  enthaltenen  Bestimmungen, 
insbesondere  bei  Streitigkeiten  zwischen  dem  Grofsherzog  und  dem 
Grafen,  achten,  und  defswegen  dem  Grafen  der  Recurs  an  die 
Bundesversammlung  offen  stehen.  7)  ,In  Beziehung  auf  aus- 
wärtige Verhältnisse,  werden  «die  Interessen  des  Grafen  und  seiner 
Unterthanen  bei  andern  Czu  dem  Teutschen  Bund  nicht  gehörenden) 
Staaten  unter  dem  Schutz  des  Bundes  durch  den  Souverain  ver- 
treten, welchem  die  dem  Kaiser  und  Reich  zugestandene  Hoheit  über 
Kniphausen  eingeräumt  ist».  —  Bei  der  aus  der  Natur  des  gewählten 
gegenseitigen  Verhältnisses  hervorgehenden  Entwicklung,  insbesondere 
der  breiten  Grundlage  ehemaliger,  durchaus  weder  genau  bestimmter 
noch  unbestrittener,  teotscher  Reichsverhältnisse,  und  bei  der  Unbe- 
stimmtheit und  Unklarheit  mancher  Vertragbestimmungen  g)9  ist  mehr 
zu  wünschen  als  zu  hoffen ,  dafs  diese  Vereinbarung  nicht  eine  Quelle 
von  Reibungen  und  Streitigkeiten  seyn  möge. 

•      ■  * 

a)  Sonst  auch  I/erHicMeit  genannt;  eine  alte  Reichsherrschqft  (dynastia  imperü), 
am  Ausfluf»  der  Jahde  in  die  Nordsee ,  auf  der  Landseite  von  der  Herrschaft 
Jever  umschlossen,  Im  Jahr  i8s3  mit  3859  Einwohnern  auf  o,85  QM.  —  Uebcr 
die  Geschichte  und  das  staatsrechtliche  Verhähnifs  der  Herrlichkeit  Kniphausen, 
dann  der  edlen  Herrschaft  Varel;  s.  man  Klübks's  Acten  des  wiener  Con- 
gresses,  Bd.  III,  S.  553  ff.  ( Ebendest.)  Rechtliche  Ausführung  der  vätcrl. 
Ebenbürtigkeit  u.  famihen  <  fideicommissar.  Successionsfähigheit  der  Herren 

.  Hcichsgrafen  W.  F.,  G.  A.  u.  F.  A.  Bentinck  (Varel  i83o.  a)  $.4  —  14, 
S.  14  — 3s.   Ebenda*.  Darstellung,  in  dem  unten  angef.  GencalogiaehenStaats- 
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•  Handbuch  für  1817,  Art.  Bentinck.    Auch  F.  A.  Bbabs  Minerva,  für  i8a5, 

Bd.  IV,  S.  463  -480. 
b)  Ein  agnatisches  und  subsidiarisch  auch  cognatischesFamilfrnFideicommifs,  mit 
dem  Vorzug  der  Erstgeburt,  gestiftet  von  Anton  Günther,  letztem  Grafen 
von  Oldenburg  und  Delmenhorst,  durch  eine  FideicommiteConstitutian  in  seinem 
Testament  von  i663,  Art.  4°>  zunächst  für  seinen  unehelichen,  von  dein  Kaiser 
1646  legi  timirten,  dann  »um  Freiherrn,  und  i653  zum  Grafen  von  Aldenburg  erho- 
benen Sohn  Anton  und  alle  dessen  Nachkommen.  Das  Testament  steht  in  Job.  Just. 
Wiskklhahb's  oldcnburgischen  Friedens»  und  der  benachb.  Orten  Kriegshand- 
lungen  (Oldenb.  1667,  auch  1671.  Fol.),  S.  553  —  576.  —  Nachdem  Anton's  I. 
*  Mannstamm  mit  dessen  Sohn  Anton  II.  1738  erloschen  ist,  sind  zu  der  Fidei- 
commissSuccession  in  Kniphausen ,  nach  Erstgeburt  berechtigt :  I )  Die  Mit- 
glieder des  gräflichen  Aldenburgitchen  Weiberetamtne*  (Hcbbbb's  genealog.  Tab., 
Tab.  ai6)  ,  aus  welchem  jetzt  die  Grafen  Bentinck  (  AldenburgBentinck) ,  ab- 
stammend von  Anton's  II.  Erbtochter,  Gemahlin  des  1731  in  den  Reichsgrafen- 
atand  erhobenen  Wilhelm  v.  Benlinck ,  eines  Niederländers ,  im  Besitz  sind ; 
II)  die  dem  Aldenburgischen  Stamm  Substitutiven :  1)  die  Mitglieder  des 
Weiberstammes  des  1667  verstorbenen  Fürsten  Johann  von  AnhaltZerbst 
(Hübrxr,  Tab.  ^39),  in  und  aus  den  Regentenhäusern  S.  WeimarEisenach  und 
Rufsland;  2)  die  Mitglieder  des  Hauses  Holstein:  a)  die  ältere  oder  dänische 
Hauptlinie,  «)  sowohl  die  in  Dänemark  regierende,  ft)  als  auch  die  Linien 
Sonderburg ,  ( blühend  in  den  SpecialLinien  Augustenburg  und  Beck  )  ,  und 
Glücksburg  in  dem  Weibcrstainm ,  blühend  in  der  fürstlichen  Familie  Bent- 
heims teinfurt;  b)  die  jüngere  oder  gottorpische  Hauptlinie,  und  zwar  0)  der 
ältere  Ast,  in  und  aus  dem  kaiserlich  -  russischen  Hause,  und  ß)  der  jüngere 
Ast  (HolsteinEutin) ,  nämlich  das  bis  1809  in'Schweden  regierend  gewesene 
Haus,  und  das  in  Oldenburg  und  Eutin  regierende  Haus.  —  Die  dreifache,  Ver» 
schiedenheit  der  Bestandteile  des  Aldenburgischen  FamilienFideicommisses , 
und  der  danach  geordneten  Succession  der  Substituirten,  so  wie  die  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Verwandschaftverhältnisse,  habe  ich  entwickelt  in  dem  Genea- 
logischen StaatsUandbucb  für  i8»7  (Frankf..  1817.  8.),  Art- Bentinck,  S.  986  ff.  { 
e)  Der  erste  Lehnauftrag  geschah  i53a,  um  sich  Schutz  wider  den  Grafen  von  Ost- 
friesland zu  verschaffen,  von  den  unvermählt  gestorbenen  Fräulein  Schwestern 
Anna  und  Marie,  Erbherrinnen  von  Jever.  Scbwkdbb's  theatr.  praetens. H.  18 
u.  ai.  Ein  zweiter  Lehnauftrag  erfolgte  im  J.  1667,  wo  Graf  Anton  Günther  von 
Oldenburg,  gemeinschaftlich  mit  seinem  natürlichen,  durch  kaiserl.  Rescript 
legitimirten  Sohn,  dem  Grafen  Anton  I.  von  Aldenburg,  Kniphausen,  dem 
König  Carl  IL  von  Spanien,  als  Herzog  von  Brabant,  zu  Lehn  auftrug,  und 
solches  von  ihm  als  neues  Lehn  wieder  erhielt.  Die  angef.  Rechtl.  Ausfüh- 
rung, %.  8-  Diese  Lehnverbindung  erlosch  unwiderruflich,  als  das  zur  Lehn- 
berrlichkeit  berechtigte  Hereogthum  Burgund  durch  den  Frieden  von  Campo 
Formio  1797,  und  überdiefs  auch  das  lebnpflichtige  Kniphausen,  durch  das  franz. 
SenatusGonsult  v.  i3.  Dec.  1810,  mit  Frankreich  vereinigt  ward,  dessen 
Gesetze  jeden  FeudalNexus  für  vernichtet  erklärten. 

d )  Dieser  Vertrag  ist  abgedruckt  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  18-  Aug.  i8a5,  als 
Beilage  zu  %.  92,  Bd.  XVII,  S.  137  u.  in  Mabtbbs  recueil,  Supplem.  T.  X; 
p.  765.  Französisch  übersetzt  sieht  er  in  dem  Journal  de  Francfort  du  3o 
aoüt  i8a5.  -  Durch  ein  Patent  v.  10.  Juli  i8a6  (als  Beilage  a,  in  d.  Protoc. 
der  B.  V.  v.  a5.  Jan.  1837,  %.  7,  Bd.  XIX,  S,  16)  machte  der  erzog  von 
Oldenburg  solchen  nach  seinem  ganzen  Inhalt,  insbesondere  den  Einwohnern 
der  Herrschaft  Kniphausen,  bekannt,  und  versicherte  dieselben  seiner  «ober- 
herrlichen »  Gnade.  Man  s.  auch  Protoc.  der  B.  V.  v.  a5.  Jan.  1837 ,  §.  7 , 
Bd.  XIX.  S.  6  u.  16. 

e)  Beschluß  der  B.  V.  v.  9.  März  i8a6,  i  3o  des  Protocolls:  «dab  der  Bund 
in  diesem  ganz  eigenen  und  besondern  Falle  die  Garantie  ....  um  so  bereit* 
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williger  fibernehme»  als  dadurch  weder  das  unmittelharc  Vcrhältnifs  Olden- 
burgs zum  Bunde  eine  Aenderung  erleide«  noch  aucb  dem  wo  hl  begründeten 
Rechte  Dritter  Eintrag  geschehen  solle».  Protoc.  der  B.  V..  Bd.  XVIII,  S.74. 
Die  sämratl.  Verhandlungen  bei  der  B.  V.  findet  mau  in  den  Protocollen  der- 
selben v.  18.  Aug.  i8a5,  |.  91;  v.  a6.  Jan.,  3.  Febr.,  1.  u  9.  Mars  18*6;  7, 
10,  «4  u.  3oj  Bd.  XVII,  S.  87;  XVIII,  8.  8,  49,  63  u.  73.  —  In  einem 
SeparatProtocoll  wurden  von  der  Curie  der  16.  Stimme  besondere  Bemerkungen 
hinzugefügt,  laut  des  öffentlichen  Protocolls  v.  3.  Febr.  18*6,  §.  10,  Bd.  XVIII, 
8.  5i.  Die  Sachsen  -  weimarische  Hechtsverwahrung  steht  §«  7  des  Protoc.  v. 
1816,  Bd.  XVIII,  S.  8. 

f)  In  dem  Eingang  des  Abkommens  wird  gesagt,  der  Graf  habe  gewünscht, 
«den  Schutt  des  Teutschen  Bundes,  wie  früherhin  des  teutschen  Reichs,  su 

g)  Proben  liefern  die  in  dem  königl.  sächsischen  Votum,  in  dem  Protocoll  der 
B.  V.  (Bd.  XV11I,  S.  49  —  5i)  enthaltene  Critik,  und  KlCmb  s  Abhandlungen. 
Bd.  I,  8.  «14  ff.  Vergl.  auch  A.  W.  Hktftsr  s  Beiträge,  I. Liefer.,  S.  366  ff., 
die  Noten. 


V.     C  A  P  I  T  E  L. 
Die  Grundherren. 

§.  320.  (241.) 

GrundJierren.  Grundherrlichkeit,  Verschiedene  Arten  der  Grund fterrvn. 

Ueberricht  des  Capitis. 

I)  Die  Grund-,  Gut-  oder  Patrimonial-Herren  sind 
Grundeigentümer,  adeliche  oder  nicht  adeliche,  physiche  oder  mora- 
licbe  «)  Personen,  welche  sowohl  für  ihre  Person,  als  auch  für 
ihre  grundherrlichen  Besitzungen  *)»  besondere  Hechte  geniefsen ; 
theils  weniger,  theils  geringere',  als  die  Standesherren  «).  II)  Der 
Inbegriff  dieser  besondern  Personal-  und  RealRechte,  heifst  Grund-, 
Gut-  oder  Pa  trimonialHe  rrlichkeit  «*).  III)  In  mehreren 
Bundesstaaten,  findet  man  verschiedene  Arten  von  Grundherren : 

1)  in  Bundesstaaten  auf  der  rechten  Seite  des  Rheins,  a)  theils 
solche,  die  bei  Auflosung  der  teutschen  Reichsverbindung,  nebst  ihren 
Besitzungen  schon  landsässig  oder  reichsmittelbar  '),  b)  theils 
solche ,  die  damals  ,  nebst  ihren  Besitzungen ,  zwar  nicht  mit  Reichs- 
standschaft  versehen,   aber   doch   reichsun  mittelbar/)  waren; 

2)  in  Bundesstaaten  auf  der  linken  Rheinscitc,  a)  solche,  die  vor 
der  durch  den  hjneviller  Frieden  (1801)  erfolgten  Abtretung  an  Frank- 
reich, landsässig,  und  b)  andere,  welche  damals  reichsunmit- 
telbar waren.  IV)  Der  Rechtszustand  der  Grundherren  ist 
festgesetzt,   theils  allgemein  (dieses  für  die  vormals  reichs- 
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anmittelbaren  Grundherren,  theils  auf  der  rechten,  theils  anf 
der  linken  Rheinseite,)  durch  die  teuuche  BundesActe,  theils 
besonders,  in  einzelnen  Bundesstaaten  staatsgesetzlich, 
zum  Theil  auch  vertragmasig,  und  zwar  nicht  selten  auf  ver- 
schiedene Weise.  Von  beiden  Arten  von  Bestimmungen,  ist  hier  zu 
handeln. 

a)  Auch  Gemeinheiten  oder  Körperschaften  ( Corporationen ) ,  geistliche  und 
weltliche,  befinden  sich  hie  und  da  unter  den  Grundherren.  frirtemb.VerM*. 
Vertr.,  1819,  %.  39  ff 

&)  Herrschaften,  Grundherrschaften,  Gebiete,  Bezirke,  Bitterguter,  Güter, 
Höfe,  Sattelböfe,  Orte;  lehnbare  und  allodiale. 

c)  Vergl  Braueh's  Bcj  träge  zu  c.  allgem.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten, 
S.  199.  —  Ungeachtet  der  stets  fortschreitenden,  strengeren  und  bestimmteren 
Ausbildung  der  teutschen  Landeshoheit,  befanden  sich  doch  vielfältig,  in  fast 
allen  teutschen  Staaten ,  landsässige  Unterobrigkeiten ,  sowohl  ansehnliche  Grund» 
eigen thüincr  und  Gemeinheiten,  als  auch  wenig  begüterte,  adelichc  und  nicht- 
adeliche  Gericht&herrcn ,  fortwährend  in  dem  Besitz  der  Ausübung  und  Be- 
nutzung einer  Beihe  'von  niedern  oder  vcrleihbarcn  Begalien  102).  Von 
dieser  Art  sind  s.  B.  bürgerliche  und  peinliche  Gerichtbarkeit ,  niedere  Ort- 
oder BezirhPolisei ,  jus  fisci  minus ,  Aufnahme  neuer  Untertbancn ,  Juden- 
•ebutz  ,  IndustrieConcessionsrecht  (%.  461 ),  Forst-  und  Jagdgerechtigkeit, 
niederes  Wasser-  ued  Bergwerkregal,  Nachsteuer  und  Abtugsgcld,  überhaupt 
die  so  genannten  benutzbaren  oder  FinanzBegalien  (%.  99  b,  u.  353)*  die  man 
als  einen  Ausßuss  oder  Anhang  dieser  particularen  ,  untergeordneten  obrigleitliclum 
Gewalt  oder  Regierungsgewalt  betrachtete.  Zahl  und  Umfang  dieser  Begierungs- 
rechte, waren  am  beträchtlichsten  bei  denjenigen  Fürsten  und  Grafen,  städ- 
tischen und  geistlichen  Gemeinheiten ,  welchen  eine  vertragmäsige  oder  unter- 
geordnete Landeshoheit  oder  Landesherrlichkeit  (V  101,  a)  zustand.  Bei  andern 
ward  diese  Art  von  Begierungsgew  alt  mit  verschiedenen  Namen  bezeichnet, 
z.  B.  Herrlichkeit,  Vogteilichkeit ,  Gericht,  Dorf-  und  Gemeindeherrschuft,  Gebot  und 
Verbot,  Gericht-  und  Polizeiherrschafi  ,  PatrimoniulGcrichtbarieä  368  —  37o). 
Beispiele  dieser  Art  finden  sich  noch  jetzt ,  bei  den  Standesherren  (  §.  3oi ) 
und  Grundherren,  bei  manchen  Städten,  und  bei  denen,  welchen  unterge- 
ordnete Landeshoheit  aus  der  Zeit  der  teutschen  Beichsverfassung  noch 
zusteht.  Vergl.  §.  3»8  u.  Rlübkb's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VI, 
S.  9«  u.  139. 

tf)  Bei  Bittergütern,  heissen  die  dingliehen  und  vermischten  Bittergutrecbte 
auch  RealAdeL 

*)  Vergl.  z.  B.  die  Geschichte  des  vogteilichen  Adels  in  der  vormaligen  Rhein* 
u.  Neckarpfalz;  in  d.  Archiv  für  standet-  u.  grundherrl.  Bechtc.  Bd.  I  u-'IL  — 
Badiscbe  Verordn.  für  den  Becbtszustand  des  schon  vor  dem  presburg.  Frieden 
u.  dem  rhein.  Bund  mit  Gerichtbarkeit  landzässig  gewesenen  Adels,  v.  21.  Apr. 
i8a3,  in  d.  Begier.  Bl.  Num.  11. 

f)  Vergl.  oben,  %.  43,  Num.  HL  —  Van  den  Veränderungen  in  dem  Bechts- 
zustand  des  vormaligen  reichsrüten c/uifi t ichen  Adels,  in  Folge  der  Auflösung 
des  t.  Beichs  und  der  rhein.  BundesActe,  Klübkb's  Staatsr-  des  Rheinbundes, 
%.  aio  ff.  Nfbf'8  Ucbersicbt,  in  d.  Rhein.  Bund,  Heft  XX,  S.  199.  —  Dafs 
die  unmittelbare  Bcichsritterschaft  einen  reichsständischen  Charakier  gehabt 
habe,  wird,  im  Widerspruch  mit  der  Geschichte  u.  dem  t.  Reich  »Staatsrecht, 
behauptet,  in  dem  Archiv  für  Standes-  u.  grundh.  Rechte,  Bd.  H,  Heft  , 
Num.  a. 
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§•  321.  (242.) 

Rechtszustand   der  Grundherren. 

/)  Allgemein,  nach  der  t.  Bundes  Acte ,  «.  luwr  rfer  vormals 
reichsunmittelbaren  Grundherren, 

/)    auf  der    rechtem  Rheinseite. 

Die  teutsche  Bundes  Acte  «)  bestimmt,  allgemein,  den 
Rechtszustand  der  jetzigen,  vormals  reich  sunmittelb aren  Grund- 
herrn auf  der  rechten  Rheinseite,  und  zwar  in  der  Regel  nur  der- 
jenigen ,  welche ,  nebst  ihren  Besitzungen,  der  Matrikel  der  Reichs- 
ritterschaft einverleibt  waren  auf  folgende  Art  «)•  D  In  Absicht 
auf  ihr  per  so  n  lieh  es  Verhältnifs ,  soll  ihnen  zustehen:  i)  unbe- 
schrankte Freibeit,  ihren  Aufenthalt  in  jedem  zu  dem  Bund 
gehörenden ,  oder  mit  demselben  in  Frieden  lebenden  Staat  zu  nehmen 
(§.  3o4);  a)  privilegirter  Gerichtstand. 

a)  BundesActe ,  Art.  »4»  gegen  das  Ende.  Die  wiener  SeMnfsActe  ron  1820, 
Art.  63,  verpflichtet  die  Bundesversammlung  su  Aufrechthaltung  dieser  Be- 
stimmungen ,  und  erklärt  den  Recurs  an  die  B.  V.  in  bestimmten  Fällen  für 
sulässig.   Man  s.  oben  %>  309. 

b)  Klübeh's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Gongr. ,  S.  366  f. 

c)  Die  wiener  Congrefs Verhandlungen ,  s.  in  KlSbkr's  angef.  Uebersicht  etc., 
S.  34i  ff.  u.  in  Ebendess.  Acten  des  wiener  Gongresses ,  Bd.  VIII ,  in  dem 
Register ,  S.  39«. 

§.    322.  (243.  > 

Fortsetzung. 

II)  In  Ansehung  ihrer  grundherrlichen,  vormals  reichsunmittel- 
baren Besitzungen,  soll  ihnen  zustehen:  1)  Antheil  der  (landtag- 
fähigj  Begüterten  an  Landstandschaft«);  3)  Patrimonia  1- 
Gerichtbarkeit  (§.  368  f.);  3)  Forstgerichtbarkeit;  4)  Ort- 
Polizei  (§.  3o5,  a);  5)  KirchenPatronat,  jedoch  so,  dafs  alle 
diese  Rechte  nach  Vorschrift  der  Landesgesetze  auszuüben  sind  (§.  3o5); 
6)  privilegirter  Gerichtstand,  in  R e a  1  Streitigkeiten  *). 

a)  Ein  Voraug  in  der  Landstandschaft,  wie  bei  den  Standesherren  (V  29s),  ist 
in  der  BundesActe  nicht  gegeben.  Ob  und  wie  weit  sie  VirilStimmrecht,  und 
in  welcher  Abtheilung  der  Landstände,  auszuüben  haben,  hängt  von  der 
landständischen  Verfassung  des  Landes  ab.  VergL  Kiüaxa's  angef.  Ueber- 
sicht, S.  364- 

b )  Auch  ihre  Privatgüter ,  und  ihre  Bechte  auf  Patrimonial  Dienste  und  Abgaben, 
bleiben  ihnen,  wie  den  Standesherren  (%.  3o5,  a),  als  Eigenthumrechte. 
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§.    323.  (244.) 

S    C     h     l    U     3  S. 

Endlich  sollen,  III)  in  Absicht  auf  ihre  Ter  misch  tcn  Verhältnisse, 
nach  den  Grundsätzen  der  frühern  teutschen  Verfassung,  i)  ihre 
noch  bestehenden  Familien  Verträge  aufrecht  erhallen 
"werden.  Auch  soll  2)  ihren  Familien  die  Befugnifs  zustehen,  über 
ihre  Guter  verbindliche  Verfügungen  zu  treffen;  doch  müssen 
solche  dem  Staatsoberhaupt  vorgelegt,  und  bei  (und  von)  den  höchsten 
Landesstcllen  zur  allgemeinen  Kenntnifs  und  Nachachtung  gebracht 
werden.  3)  Alle  bisher  dagegen  (gegen  die  vormalige  reichsadeliche 
Familien  Verfassung  )  erlassenen  Verordnungen«),  sollen  für 
künftige  Fälle  nicht  weiter  anwendbar  seyn.  IV)  In  Absicht  auf 
den  Recurs  an  die  Bundesversammlung,  wegen  Nichterfüllung 
des  14.  Artikels  der  BundcsActc,  treten  auch  hier  die  oben  (§.  309 
u,  3n)  angeführten  Grundsätze  ein  *). 

a)  Hicvon  Klübkr's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  aai,  u.  unten  %.  3a6,  Note  a. 

6)  Dafs  die  Hinweisung  auf  die  baierischc  Verordnung  von  1807,  als  Basis  und 
Norm  u.  s.  w.  {%.  307),  in  dem  i4>  Art.  der  BundesActe,  aueb  auf  den 
vormaligen  unmittelbaren  Rcichsailel  anwendbar,  und  dafs  bei  diesem  unter 
jener  Verordnung  nicht  nur  die  Declaration  v.  19.  Mär«  1807,  die  baierischen 
Standesherren  betr.  (  §.  3i3,  d),  so  weit  solche  auf  jenen  Adel  passe,  sondern 
auch  die  baierischc  Verordnung  v.  3>>  Dec  1806,  die  Ritterschaft  und  ihre 
Hintersassen  betr.  (§  3a6,  a),  r,u  verstehen  scy,  wird  behauptet,  in  d. 
Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  II,  lieft  1,  S.  81 — 89.  Dawider 
s.  man,  ausser  dem  Inhalt  und  der  Ordnung  des  14.  Art.,  die  Entstehungs- 
geschichte jener  Hinweisung  in  den  Acten  des  wiener  Congr.,  angeführt  oben 
307,  a.  —  GUzgl.  hessische  Declaration  v.  .  .  Aug.  1817,  betr.  die  Staats, 
rechil.  Verhältnisse  der  vormals  reicbsritterschaftlichen  Freiherren  Itiedesel  zu 
Eisenbach,  grossentbeils  nach  dem  durch  das  Edict  vom  17.  Febr.  i8ao  für 
die  Standesherron  angeordneten  Rechtsverhältnifs ;  in  dem  GH.  Hefs.  Rrgic- 

1  rungsblatt  1827 »  Num.  38. 

§.  324.  (245  ».) 

2)    Auf  der    linken  Rheinseite. 

I)  Die  Anwendung  vorstehender  Grundsätze,  auf  denjenigen  ehe- 
maligen (  nichtreichsständischen)  rcichsunmittelbar  cn  (  rcichs- 
rittcrschaftlichen)  Adel  (J.  36,  a),  welcher  auf  der  linken  Rheinseitc, 
von  jener  früheren  Eigenschaft  her,  noch  begütert  ist,  und  welcher  nach 
der  durch  den  lüneriller  Frieden  von  1801  erfolgten  Abtretung  teutschcr 
Länder  an  Frankreich,  nach  französischen  Gesetzen  war  behandelt 
worden,  verordnet  die  BundesActe  «)  nur  in  gewisser  Art.  Sie  setzt 
fest,  1)  dafs  hiebei  Beschränkungen  Statt  finden  sollen,  und  zwar 
2)  diejenigen,  welche  die  dort  bestehenden  b eson de r n  Vcrhält- 

Klübcr'.  öfeoll.  RecU.  3.  AaO.  30 
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nisse  *)  noth wendig  machen  c).  Zugleich  3)  erkennt  sie  hiedurch, 
stillschweigend,  an,  die  Wieder  herstell  ung  des,  durch  fransö- 
sische  Gesetze  vernichtet  gewesenen,  niedern  Adelstandes,  für 
jene  Gutbesitzer  und  deren  Familien  <0-  II)  Diese  Vorschrift  der 
BundesActe,  setzt  nachfolgende  nähe  reBestimmungen  des  Rechts- 
zustandes der  genannten  Gutbesitzer  voraus,  welche,  da  sie  der 
Bundesversammlung  nicht  vorbehalten  worden,  den  neuen  Landes- 
herren überlassen  sind 

a)  BundesActe,  Art.  14 ,  am  Scblufs.  Bestimmung  in  der  wiener  SchlufsActe 
v.  i8ao,  Art  63,  oben  §.  3ai,  a.  —  Die  salm-reifferscheid-dychische  Herr- 
schaft Dyck,  bei  Neufs,  war  rcichsunmittelbar ,  aber  weder  reichsständisch 
noch  reichsrittcrschafllich.   Vergl.  BiöbeVs  angef.  TJebersicht  etc.,  8.  366  f. 

b)  Dieser  auf  der  linken  Bheinscite  begüterte  Adel,  war  nicht  nur,  durch  die 
Abtretung  jener  Länder  an  Frankreich ,  seiner  persönlichen  und  dinglichen 
Beichsunmittelbarkeit  und  seiner  reichsunraittelbaren  Landeshcrrlichkeit  oder 
TcrritorialGerechtigkcit  ($.  -36,«,  u.  37)  beraubt  worden;  ihm  hatten  die 
französischen  Gesetze  auch  den  Adelsland,  und  das  was  die  Franzosen  droits 
seigneuriaux  et  feodaux,  die  Teutschen  Gut-,  Grund-  oder  Patrimoniol- 
Herrlichkeit,  Erbzinsherrlichkeit  und  Lehngerechtsame,  sowohl  Ichnberrliche 
als  auch  vassallitischc ,  nennen,  nebst  den  Zehnt-  und  Patronatrechten ,  ge- 
nommen ,  und  seine  vormaligen  FideicommifsBecbte  und  PassivLehnverhiiltnisse 

,  vernichtet. 

e)  Die  wiener  CongrcfsVerhandlungen,  s.  in  Klvbeb's  angef.  Ueberticht  etc., 
S.  368  ff.  u.  656  ff. 

d)  Klöbkbs  angef  Uebersicht  etc.  8.  374.  Vergl.  %.  161,  f.,  insbesondere  die 
preussische  CabinetOrdre  t.  3i.  Dec.  i8»5  wegen  Wiedorberstellung  der 
Titel,  Prädicate  u.  Wappen  des  Adels  in  den  Bezirken  auf  der  linken  Bhein- 
scite, in  der  preufs.  Gesetzsamml.  1826,  8.  5*  CabinetOrdre  v.  19.  Märe  1826, 
betr.  die  Errichtung  der  FamilienFidcicommisse  in  den  Bhein  -  Provinzen , 
Ebendas.  i8»6,  S.  19.  Gesetz  v.  i3.  März  1818,  wegen  der  Fideicommisse  in 
dem  ebemal.  GHzgth  Berg,  in  der  Gesetzsamml.  v.  1818,  St  5.  Bm'eriethe 
Verordn.  5.  Oct.  1818,  für  den  Adel  in  dem  baier.  Rheinkreis.  Schosch's 
Slaatsr.  des  BR.  Baiern,  Th.  I,  8.  3»5  f. 

r)  Gleich  den  näheren  Bestimmungen  für  die  Standuherren ,  welche  derselbe  i4* 
Artikel  ebenfalls  den  Landesherren  überlafst,  nur  unter  Verweisung  auf  die 
baierische  Declaration  von  1807  (§.  307).  —  Es  findet  Becure  an  die  Bundes- 
Versammlung  Statt,  wenn  Gutbesitzer  behaupten,  dafs  die  ron  den  neuen 
liandesbcrrscbaft.cn  gemachten  Beschränkungen,  das  Maos  der  Notwendigkeit 
überschreiten.  Wiener  SchlufsActe  von  1810,  Art.  63.  Die  BundesActe  hatte 
dieses  unbestimmt  gelassen.  Blübeb's  angef.  l^ebersieht,  8.  373.  —  Bei 
Bestimmung  der  Grenxe  dieser  Notwendigkeit ,  möchte  politische  Rücksicht 
nicht  weniger  als  juristische  eintreten,  und  daher  als  leitender  Grundsatz 
anzunehmen  seyn:  dafi»  kein  Vorrecht  {%  3ai  —  3»3)  einzuräumen  sey, 
welches  mit  der  auf  der  linken  Bheinseite  seit  dem  Aufang  der  französischen 
Einrichtung  bestandenen  Rechts-,  Geriebt-,  Polizei-  und  Steuerverfassung, 
und  mit  der  daselbst  in  demselben  Zeitraum  ausgebildeten  und  eingewur- 
zelten Volkstimmung  für  unvereinbar  zu  achten  ist.  Vergl.  jedoch  die 
gedruckte  Bittschrift  des  überrheinischen,  vormals,  unmittelbaren  Adels,  an 
die  Bundesversammlung  v.  i5.  Dec.  1817*  worin  die  B.V.  um  Bestimmung 
des  Bcchtszustandes  dieses  Adels  gebeten  wird.  —  Die  oben  (§.  3«i ) 
erwähnte  Aufenthalt} reihe it  möchte  am  wenigsten  einem  Anstand  unterworfen 
sey«. 
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§.    523.  (246»».) 

Verhandlungen  u.  Beschlüsse  der  B.V.   Erklärungen  umi  Beschwerden 

bei  derselben. 

I)  Die  Bundesversammlung  hat  der  Herstellung  und  Hand- 
Labung  des  Rechtssustandes,  welcher  in  der  BundesActe  dem  vor- 
maligen unmittelbaren  Reichsadel  zugesichert  ist,  ihre  pilichtmäsige 
(§.  309  b)  Aufmerksamkeit  gewidmet.  Nicht  nur  hat  sie  zu  Voll- 
ziehung des  i4-  Artikels  der  BundesActe,  «den  Rechtszustand 
des  vormaligen  Reichsadels»  ausdrücklich  in  die  Ordnung  ihrer  Be- 
ralhschlagungsgegenstände  gesetzt  <*) ,  sondern  auch  ,  auf  die  von  Be- 
vollmächtigten dieses  Adels  bei' ihr  gemachten  Anträge  die  oben 
CS*  3io,  c)  erwähnte  Commission,  und  den  CS*  3n)  angeführten 
Beschlufs  vom  &4>  Mai  1819,  namentlich  auch  auf  diesen  Gegenstand 
erstreckt,  II)  In  ihrem  Vortrag  vom  24*  Mai.  1819  c),  erachtete 
diese  Commission ,  dafs  die  von  der  vormaligen  Reichsritterschaft  er- 
hobenen Beschwerden  noch  auf  sich  beruhen  könnten,  bis  zu  Ein- 
langung eines  Resultates  der  von  ihr  unmittelbar  an  die  Höfe  von 
Baiern,  YVirtemberg  und  Baden  gerichteten  Vorstellungen.  Durch 
einen  zweiten  Vortrag  vom  5.  Oct.  1820  veranlagte  die  Commission, 
auf  wiederholte  Beschwerde  des  genannten  Reichs adels ,  eine  von  der 
B.  V.  an  die  erwähnten  drei  Hufe  erlassene  Aufforderung  zu  baldigster 
Erklärung.  Ul)  Erklärungen  nicht  nur  dieser  drei,  sondern  auch 
anderer  Höfe,  sind  theils  früher  schon,  theils  später  bei  der  B.  V. 
erfolgt  es  sind  aber  die  Beschwerden  dadurch  noch  nicht  überall 
erledigt/). 

a)  Unter  Rum.  1,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  \.  388.  Man  s.  auch  den  Präsidial- 
Vortrag  in  dem  Protoc.  v.  it.  Nov.  1816.  —  Summarische  Ucbcrsicht  der 
Verhandlungen  d.  B.V.  über  diesen  Gegenstand,  in  d.  Archiv  für  standes- 
und  grundherrliche  Rechte,  Bd.  I,  Heft  I,  S.  166  —  170. 

s)  Darstellung ,  Erklärung  u.  Bitte  des  vormal.  Bcichsadels,  dalirt.  Frankf. 
a.  M.  den  11.  Febr.  1817,  u.  unterzeichnet  von  dessen  Bevollmächtigten ,  den 
Frhrn.  v.  Zobel  su  Darstadt  u.  Rüdt  v.  Collenbacb.  Fol  Auch  in  d.  Archiv 
filr  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1 ,  S.  94  ff.,  Heft  1,  S.  116  ff. 
Gegeneinanderstellung  dieser  Darslell.  mit  den  Edictea  u.  Verordn.  mehrerer 
t.  Bundesstaaten;  ebenda*.  B.  11,  lieft  3,  Nuro.  5. 

e)  Protoc.  r.  1819.    Beil.  20,  lit.  A,  e,  zu  101. 

d)  Protoc.  v.  i8«>,  \.  16». 

e)  Erklärungen  gaben  bei  der*  B.V. :    1)  H^irtemherg ,  in  d.  Protoc.  v.  1811 ,  %. 
«5»;  v.  1823,  %.  10.    1)  Baden,  in  d.  Protoc.  v.  1810,  §.  161;  v.  1821,  243. 
3)  GH.  Hessen,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  §.  65.    4)  D'e  grossherzogt.  und  herzogt, 
sächsischen  Häuser,  in  d.  Protoc.  v.  1818,  %.  10.    5)  Nassau,  in  d.  Protoc  v. 
1818,  §.  10. 

/*)  Selbst  im  GH.  Baden  nicht ,  obgleich  die  mitbctheiliglcn  Frhrn.  von  Zobel 
und  Büdt  von  Collenbach  im  Mai  1819  bei  der  B.V.  angezeigt  hatten,  dafs 

30* 


Digitized  by  Google 


408 


II.  Theil.  V.  Gip. 


das  badiscbe  Edict  v.  16.  Apr.  1819,  betr.  die  grnndherrl.  Rechtsverhältnisse, 
von  dem  vormals  unmittelbaren  Adel  des  Grofrhcrsogthums ,  mit  Ausnahme 
weniger  Einzelner,  angenommen  norden  sry.  —  Wirtemberg  erklärte  in  d. 
Protoc.  v.  18*2.  §.  10,  dafs  die  grofsc  Mehrheit  des  ritterschaftlichen  Adels, 
die  königliche  Festsetzung  seines  RechtSr.ustandcs  angenommen  habe. 

§.     526.  (246.) 

//)  2V«ie/i  st  aat  sgesetzlichen  u.  vertragmäsigen  Bestimmungen 

einzelner  Bundesstaaten. 

I)  Der  Rechtszustand  der  Grundherren,  der  ehehin  theila  land- 
sässigen,  theils  reichsunmittelbaren,  ist  überdiefs  in  einigen  Bundes- 
staaten s  taats  gesetzlich,  hie  und  da  zum  Theil  auch  ver trag- 
in ns  ig,  und  zwar  nicht  selten  auf  verschiedene  Weise  bestimmt«). 
II)  Zu  staatsgesetzlichen  Bestimmungen,  in  Ansehung  der,  bei  Auf- 
lösung der  teutschen  Reichsverbindung ,  einzelnen  Bundesfursten  unter- 
geordneten, vormaligen  reichsunmittelbaren  Güter  und  deren  Besitzungen, 
hatte  die  rheinische  BundesActe  diesen  Bundesfursten  freiere  Hände, 
als  bei  den  Standesherren,  gelassen  *). 

a)  I)  Von  altern  Rechtsquellen,  so  weit  diese  noch  gelten,  ron  landesherrlichen 
Privilegien,  Dcclarationen ,  Assecurationen,  von  Landes-  und  Erbvergleichen* 
LandtagsRecessen  u.  d. ,  s.  oben  %.  74.  ff.  A.  Kopr's  Grundherrlicbkcit  in  den 
altern  Bestandteilen  des  Königr.  Raiern.  Landsh.  1809.  8.  —  II)  Von  neuem 
Rechtsqucllen  gehören  hieher:  1)  für  Baiern  :  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  V, 
%.  3  u.  4*  Verordn. ,  die  Ritterschaft  und  ihre  Hintersassen  betr.,  3i.  Dcc. 
1806,  in  d.  Rhein.  Bund,  V.  118  u.  in  d.  Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl. 
Rechte,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  i%\  ff.,  u.  Bd.  II,  Heft  1 ,  S.  i53  ff.  Erläuterung 
biesu,  die  Bestätigung  der  FamilienVerträge  betr.,  v.  25.  Mai  1807,  ebendas. 
VII,  175,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  B.  II,  Heft  1,  S.  161  ff.  Edict  über  die 
gutsherrlicben  Rechte,  v.  28.  Jul.  1808,  in  d.  Rhein  Rund,  XXIL  i38,  Edict 
über  die  hünft.  Verhältnisse  des  Adels,  v.  18.  Jul.  1808,  ebendas.  XXIV.  436. 
Nachtrag  daxu ,  v.  22.  Dcc  1808.  Edict  wegen  Aufhebung  der  Edelmanns - 
Freiheit,  v.  20.  Apr.  1808,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXIX.  325.  Edict  wegen  Auf- 
hebung der  Siegeimäsigkcit ,  v.  20.  Apr.  1808,  in  d.  Regierungsbl.  1809,  Num.6. 
(Doch  besteht  die  Siegelmäxigfoit  wieder,  nach  Bell.  VIII  zu  der  Verfafs.  Urk.  v. 
>8i8,  wo  die  damit  verbundenen  Vorrechte  bestimmt  sind.)  Organ.  Edicte  v. 
«a  Juli  1808,  die  Verhältnisse  des  Adels  betr.,  n.  die  gutsherrl.  Rechte  betr. 
Organ.  Edict  v.  8  Sept.  1808,  die  PatrimonialGerichtbarkeit  betr.,  u.  Nach- 
trag dazuv.  4.  Oct.  1810.  Edict  v.  16.  Aug.  1812,  die  gutsherrliche  Gerichtbark eit 
betr.,  nebst  d.  k.  Rescript  v.  26.  Apr.  1814.  (Alle  diese  Edicte  stehen  auch  in  d. 
baier.  Regier.  Blatt).  Edict  wegen  Aufhebung  der  FamilienFidcicommiasc ,  und 
Einführung  der  Majorate,  v.  22.  Dec.  1811 ,  in  d.  Rhein.  Rund,  LXII.  333.  u.  in 
d.  Regier.  Blatt,  1812,  Num.  1.  Erklärende  Verordn.  hiezu,  v.  24.  Aug.  181S, 
ebendas.  1812.  Drei  Edicte  tom  26.  Mai  i8r8,  a)  über  den  Adel,  b)  über 
die  gutsherrlichen  Rechte  u.  die  gutsherrliche  Gerichtbarkeit  *  c)  über  die 
FamilienFidcicommisse ;  beide  vom  26.  Mai  1818,  u.  als  Beilagen  6  u.  7  su 
Tit.  V ,  %■  4  der  Verfassungsurkunde  von  demselben  Datum  j  auch  in  Döllih- 
obu's  Verfassung  des  Rönigr.  Baiern,  Bd.  I.  Declaration,  die  Staatsrecht!. 
Verhältnisse  der  Grafen  von  Pappenheim  betr.  v.  22.  Mära  1807,  oben  3i5,  b. 
Die  baier  Verordnungen  wegen  der  Lehn  Verhältnisse,  unten  %.  54l  u.' 543. 
Nach  der  baicr.  Verfassungsurk.  v.  »818,  Tit.  V,  %.  4,  soll  der  «übrige  Adel 
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.  des  Reichs  (im  Gegensau»  der  vormaligen  reichsstandischen  Fürsten  und 
Grafen*  und  «der  ehemaligen  unmittelbaren  Reichsadelichen»),  wie  jeder 
Guteigentümer,  seine  gutberrlicbeu  Rechte  behalten»,  nach  den  daselbst 
angeführten  Bestimmungen  u.  überdiefs  noch  folgende  Vorsüge  geniefsen : 
ausschliessendes  Recht  tu  gulherrlicber  Gerichtbarkeit ;  Recht  zu  Errichtung 
»on  FainilirnFideicotnmissen  auf  Grundvermögen  ,  befreiten  Gerichtstand, 
Siegelmäsigkcit ,  bei  MilitÄrConscription  Eintritt  der  Söhne  des  Adels  als 
Cadctten.  Vergl.  L.  v.  Dassen  Grundsüge  des  baierischenStaatsr.,  %.?5  ff.  82  ff. 
u.  91  ff-  —  a)  Für  WiarBUBRao :  Resolution  v.  26.  Jun.  1807  ,  in  d.  Rhein. 
Rund,  IX.  436«  Provisorische  Instruction  für  die  Patrimonial Beamten ,  v.  10. 
Mfirs  1807,  ebendaa.  X.  59.  Resolution,  die  Obsignationen,  Inventuren  und 
Vermögen  »Tb  ei  lungen  betr.,  v.  14.  Febr.  .807,  ebendas.  V.  3oo.  Auffor- 
derung an  sämmtL.  Vasaallen  und  Unterlhanen ,  ihren  Wohnsitr.  in  die 
hönigl.  Staaten  au  verlegen,  v.  26.  Oct.  1806  u.  11.'  Sept.  1807,  in  d. 
Rhein.  Bund,  VII.  i3a.  X.  154.  Die  oben,  \.  3i3  Kote  c,  Num.  1, 
angef.  Zusammenstellung  etc.  Stuttg.  1811.  4*  Entwurf  e.  wirtemb.  Adels- 
Statuts,  v.  J.  1817,  Anhang  II,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  I,  Heft  2,  S. 
a«7  ff.  Verfafs.  Vertr.,  1819.  §.  39  ff.  Verordn.  v.  a  Dec.  1821,  wodurch 
ein  bleibender  Rechtssustand  für  die  M«hr/,abl  des  vormals  unmittelbaren 
reichsrittersch.  Adels  festgesetzt  wird;  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  I,  Heft  3, 
S.  195  ff. ,  u.  als  Beilage  bei  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i3.  Dec.  1811.  Wirtemb. 
Erklär,  in  die*.  Protoc.,  %.  232,  u.  in  d.  Protoc.  v.  1822,  §.  10.  Verordn. 
v.  »4.  Oct.  i8i5,  wodurch  die  Verordn.  v.  8.  Dec.  1821  auch  auf  den 
vormals  landsäfs.  Adel  ausgedehnt  wird,  so  fern  er  auf  Patrimonial-  u- 
Forstgerichtbarkeit  u.  auf  OrtPolir.ei  verwehtet.    Bekanntmachung  v.  10.  Sept. 

1818,  betr.  den  Vollaug  der  k.  Deelaration  über  die  Staatsrecht.  Verhältnisse 
des  vormal.  reichsritterseb.  Adels,  in  besonderer  Hinsicht  auf  den  Grafen  v 
FuggerNordendorf ,  als  Besitzer  des  Ritterguts  Niedera Hingen.  Bekannt- 
mach, v.  .7.  Mai  i83o,  betr.  die  Vollziehung  der  k.  Deelaration  über  die 
staatsrcehtl.  Verhältnisse  des  riltersch.  Adels.—  3)  Für  Baokm:  Verordn., 
die  Eintbeilung  der  Rittcrorte  betr.,  nebst  provisorischer  Bestimmung  ihrer 
Rechte,  v.  »5.  Nov.  1806;  berichtigter  Abdruck  vom  23.  Dec.  1806,  in  d- 
bad.  Regier.  Blatt.,  1806,  Num.  29  u.  33,  u.  in  d.  Rhein.  Rund,  IV-  87. 
Verordn.,  die  GrundherrlichkeitVerfassung  betr.,  v.  22.  Juli  1807,  in  d.  bad. 
Regier.  Blatt,  1807,  Num  3i,  in  d.  Rhein.  Bund,  XIV.  190,  u.  in  d.  angef. 
Archiv ,  Bd.  II ,  Heft  1 ,  S.  i85  ff.  Organisation  des  Grofsherzogtbums,  v.  26. 
Nov.  1809.  Die  oben,  3i3,  Note  c,  Num.  3,  angef  Verordn.  v.  14.  Mai 
i8i3.  Verordn.  die  Rechtsverhältnisse  der  vormal.  Bcicbsstände  u.  Reichs- 
angehörigen betr.,  v.  23.  April  1818,  %.  38  —  52;  als  Beil.  17  au  %.  107  der 
Protoc.  der  B.V.  v.  1818,  u.  in  dem  Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Bechte , 
Bd.  U,  Heft  2,  Num.  10.  Edict,  die  Standes-  u.  grundherrl.  Rechtsverhält- 
nisse betr.,  v.  16.  Apr.  1819,  als  Reil.  i3  au  \.  68  der  Protoc.  der  B.V.  v. 

1819,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  II,  Heft  1,  S.  204  If.  Badische  Lrklär.  in 
d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1820,  %.  162;  v.  »821,  %.  243.  Von  FantiJicnFidei- 
comraissen  ,  s.  bad.  Landr.  v.  1809,  Satz  5?-  can.  ff.,  u.  Verordn.  v.  5.  Jun. 
1808,  §.  22,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXVIII.  n3.  Verträge  u.  Verordn.  v.  5.  Mai 
i8i3;  oben  %.  3i3,  Note  e,  Num.  3.  Verhandlungen  der  bad.  Regierung  mit 
dem  vormal.  unmittelb.  Rcichsadel,  im  Jan.  1822;  in  d.  angef.  Archiv  ,  Bd.  1, 
Heft  2,  S.  224,  Heft  3,  S.  i65.  Allgemeine  Verordn.  für  den  Reehtssustand 
der  unter  badische  Souverainetät  gefallenen  chemal.  unmittelb.  Reichsritter, 
v.  22.  April  1824,  iu  d.  Regier.Blatt,  Num.  11;  ergangen  nach  Verträgen,  die 
am  26*  Sept.  1823  mit  den  Grundherren  des  vonnal.  Cantons  Ortcnau,  am 
i3.  Dec.  1823  mit  denen  der  Cantone  Craiehgau  u.  Oltcnwald  geschlossen 
worden,  u,  denen  jene  des  Cantons  Hegau  beigetreten  waren,  worin  die- 
selben  ihre  Gerichtbarkeit  u.  OrlPoliaci  an  den  Staat  abgetreten  halten. 
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4)  Für  das  Grofshenogthum  Htssfit:  Resolution,  wegen  des  Gerichtstandes 
Her  vormaligen  Rcicbsstände  u.  Reichsrittcr,  in  dem  Rb ein.  Rund,  VI.  465. 
Vergl.  auch  eben  das.  VIII.  IX.  49»  •  Verordn.,  die  Staatsrecht!.  Verhält- 
nisse der  adelichen  Gerichtherren  betr.,  y.  i.  Dec.  1807,  in  dem  Rhein. 
Bund,  XIV.  n3.  Verordn.  die  Siegel  der  Standes-  u.  PatrimonialHerren 
betr.,  t.  1.  Aug.  1808.  Hessische  Erklär,  in  d.  Protoc.  d.  B.V.  1818,  V  6ö.  — 
6)  Für  das  ehemalige  Grofsherssogthum  Wiauvao:  Verordn.,  die  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  der  adel.  Gutbesitser  und  ihrer  Unterthanen  betr. ,  v.  9. 
Jun.  1807,  in  dem  Rhein-  Bund,  X,  3.  —  6)  Für  die  grosshenoglich'  und 
herzoglich -  sachsischen  Länder,  ■»  die  Erklärung  in  d  Protoc.  der  B.V.  v.  1818, 
%.  40.  —  7)  Von  Nassau  ,  s.  die  nassattische  Erklär,  in  d.  Protoc  der  H.V. 
v.  i8t8,  %•  ao.  —  8)  Von  Pbf.ussk>  ,  s.  drei  Gesetze  t.  »1.  April  i8>5,  über 
die  gutherrlicb-bäuerlichen  Verhältnisse  in  den  preufsischen  Landcstheilen , 
welche  xu  dem  vormaligen  Königreich  Westphalen«  Grofshcrfcogthutn  Berg, 
u.  dem  französischen  hanseatischen  oder  LippeDcpartcment  gehören;  in  der 
Gesetzsammlung  für  die  preufs  Staaten ,  i8aö ,  Num.  9.  Zwei  CabinetOrdres 
v.  ?a  Jan.  u.  »5.  Febr.  i8«6,  u.  ein  Gesets  v.  *3-  Mars  1818,  angeführt 
oben  §.  ifji. 

*)  Hlübbb's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  %.  99—101. 

'  v  ■ 

§.    527.  (247.) 

U eher  sieht  derselben',  und  Ausnahmen. 

* 

1)  Eine  summarische  Uebersicbt  der  wichtigsten  Bestimmungen, 
welche  in  einzelnen  Bundesstaaten  für  die  Grundhcrren  bestehen  «), 
mit  Andeutung  der  vorzuglichsten  Abweichungen,  ist  in  mehr  als 
einer  Hinsicht  belehrend ;  wiewohl  auch  hier  jede  Schiufafolge  von 
dem  Besondern  auf  das  Allgemeine,  sorgfältig  zu  vermeiden  ist. 
II)  Dabei  ist  als  Ausnahme  von  der  Hegel  zu  betrachten,  wenn 
etlichen  Grundherrschaften  ,  Gericht-  und  OrtPolizeiherrschaften, 
welche  ehehin  zwar  in  gewisser  Art  zu  der  unmittelbaren  Reichs- 
ritterschaft  gehörten,  aber  doch  zugleich  einen  höhern  Standpunct 
hatten,  als  die  reichsritterschaftlichen  Ortherrschaften  (§.  3i5,  b), 
oder  deren  Besitzungen  ehehin  reichsunmittelbar,  aber  weder  reichs- 
ständisch noch  reichsritterschaft lieh  waren,  oder  die  erst  seit  Auflösung 
der  teutschen  Reichsverbindung  ansehnliche  Grundbesitzungen  erworben 
haben,  ($.  3oi  b,  u.  317  a),  von  dem  Staatsoberhaupt  entweder  in- 
ländische Standesherrlichkeit,  oder  eine  Art  von  Mittel- 
stand zwischen  Standesherren  (im  Sinn  der  BundesActe)  und  Grund- 
herren ^rliehen  worden,  oder  denen  aus  der  frühern  Zeit  ihr  höherer 
Rechtszustand  geblieben  ist  f). 

a)  Eine  solche  findet  man  in  Rlöbir's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  110  —  s3i, 
nach  folgenden  Rubriken :  A)  Persönliches  Verhaltnifs.  Gerichtstand.  Wohn- 
sitz. ConscriptionsFreibeit.  Staatsdienste.  FamilienStatuten  u.  Familien- 
Fidcicominissc.  Prädicat  Herr.  Rirchengebct.  Trauer-  Persönliche  Dienste. 
Verschiedene  Immunitäten  u.  Pflichten.  Ehemalige  rittersebattliche  Cor- 
porationsVerhältnisse.  B)  Realrecke.  Verhaltnifs  in  Absicht  auf  Steuer-  und 
MilitärRealLasten.  Gerichtbarkcit,  bfrgerlichc,  peinliche  und  freiwillige. 
Niedere  Polizei.   Fiscal  recht.   Landtagfäkigkeit.   Rammer-  und  Finansrechte. 
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Grundherrliche  Rechte.  Rechte  und  Pflichten  der  Gutsunterthanen.  Kirchen- 
Mchen.  Verbältnifs  su  Standesherren ,  vormaligen  Landesherren.  Vcrgl. 
auch  Narrt  AbbandJL,  in  <L  Rhein.  Bund,  XX.  14)9;  u.  Bsnn's  Darstell- 
des  Rbein.  Bundes,  §.  189  —  198. 

*)  Wie  den  Standesherren  in  Schlesien,  u.  in  der  Ober*  u.  Nicdcrlauaita 
($.  3oi,  b). 


Tl.     C  A  P  I  T  E  L. 

Oberherrschaft  und  Staatseigenthuinrecht.  Rechtsverhaltnifs  in 
Hinsicht  auf  Staats  -  und  Privat  vermögen ,  herrenlose  Sachen, 

und  Staatsschulden. 


§.   328.  (248.) 

Recht  der  Oberherrschaft.    Staatseigenthutnrecht ,  in  Beziehung  auf 
Staatsvermögen ,  Privatvermögen ,  und  herrenlose  Saclien. 

I)  Jeder  Staat  hat  nicht  nur  das  Recht  der  Oberherrschaft 
(Imperium  s.  potestas  publica),  den  Inbegriff  der  oberherrlichen  Rechte 
zu  dem  Zweck  des  Staates  «),  sondern  er  ist  auch  fähig,  Eigen  th um 
zu  erwerben  und  zu  besitzen  (capax  domihü).  II)  Staatscigen- 
t hu  inrecht  (jus  in  Patrimonium  reip.)  ist  die  Befugnifs  des  Staates, 
alle  Auswärtigen  (Staaten  und  Einzelne)  von  der  Zueignung  und  dem 
Gebrauch  des  Staatsgebietes  und  der  darin  befindlichen  Sachen  aus- 
zuschliessen  *).  Gegenstände  dieses Staatseigenthumrechtes  sind:  nicht 
nur  1)  das  Vermögen  der  staatsbürgerlichen  Gesammtheit,  das  Staats- 
vermögeu  oder  Staatsgut  in  dem  eigentlichen  Sinn  «)  (patrimouiura 
reip.  publicum) ,  ein  Inbegriff  von  Sachen ,  deren  Eigenthum  dem  Staat 
zusteht,  so  dafs  ihr  eigentümlicher  Gebrauch,  nach  Art  des  Privat- 
eigenthums ,  ausschliessend  für  den  Staatszweck  bestimmt  ist,  sondern 
auch  a)  das  Vermögen  der  Privatpersonen,  als  solcher,  das  Privat- 
vermögen (patrimonium  privatum),  welches  als  mögliches  Mittel 
für  den  Staatszweck,  unter  dem  Schutz  des  Staates,  auch  gegen  Aus- 
wärtige, steht  <0;  und  selbst  3)  die  innerhalb  des  Staatsgebietes  be- 
findlichen herrenlosen  oder  freistehenden  Sachen  (adespota). 
Die  letzten  sind  als  nicht  occupict  anzusehen ,  nur  in  Ansehung  des 
Staates  und  seiner  Bürger:  in  Hinsicht  auf  alle  Auswärtigen,  sind  sie 
fremd  oder  occupirt  r). 

*)  Pas  Recht  der  Oberherrschaft  erstreckt  sich  über  alle  Personen  und  Sachen, 
die  der  oberberrlichen  Gewalt  des  Staates  unterworfen  sind.  —  Dahin  ge- 
hört auch  das  unter  dem  äusserst cn  Becht  des  Staates  begriffene  so  genannte 
Oiereigenthumrecht  (dominum  eminens)  ,  vr oron  unten  Cap.  XIX.  —  Auch  sind 
die  Rechte  des  Staates  übet'  das  so  genannte  mittelbare  Staatsvennögeu  (§  334)» 
anders  nichts,  als  Rechte  der  Oberherrschaft. 
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b)  Au*» ärtigrm  Staat»-  oder  Privatgut  kann,  in  dem  Staatsgebiet,  eine  bedingte 
Exterritorialität  zustehen.  Auch  Grundeigenthum,  innerhalb  der  Grenzen  des 
Staatsgebietes  (inclavirt)  kann  sich  hierunter  befinden. 

c)  Auch  öffentliches  oder   unmittelbare*  Vermögen  de*'  Staate*   benannt.  (Einige 
nennen  es  StaatsPrivateigenthum ).  —    Es  ist  theils  bewegliche*  (Fahrnifs), 
tlicils  unbeweglich*,  z.B.  Cfer  des  Meeres,  Hafen,  öffentliche  Flfisse,  Canätc, 
Strassen,  Forsten,  Bergwerke,  Staatsgebäude,   überhaupt  Domänen  oder 
Kammergüter.    Vcrgl.  §.  319  —  333.  —     Namentlich   gehört  dahin,  das  so 
genannte  Fisrusgut  (\.  338),  bewegliches  und  unbewegliches.  —   Einige  be- 
greifen das  getummte  öffentliche  Vermögen  des  Staates ,  unter  dem  Wort 
Domänen  oder  Kammerg  Ate  r ,  oder  auch  unter  dem  Wort  FiscusGut ,  ohne 
Rücksicht  auf  die  besondern  Behörden,  durch  welche  es  verwaltet  wird, 
oder  auf  die  Verwendung.  —    Das  preu**.  allgem.  Landrecht,  Th.  II,  Tit. 
14»  §•  11    u.  si — 23,  unterscheidet  bei  dem  Staatsvermögen  gemeine*  und 
besonderes  Eigen tlrum  des  Staates.     Zu  dem  ersten  rechnet  es:  die  Land- 
und  Heerstrassen,  die  Ufer  des  Meeres  u.  die  Häfen,  die  von  Natur  schiff« 
baren  Ströme,  <hu  abschliessende  Recht,  gewisse  Arten  der  herrenlosen 
Sachen  in1  Besitz  zu  nehmen,  die  Bcfugnifs ,   verwirkte  Güter  einzuziehen, 
grosse  Geldstrafen  aufzulegen ,  u.  Abzugsgeld   zu  fordern.    Die  Nutzungs- 
rechte dieser  Arten  des  Staatseigentums  werden  (§.  «4)  niedere  Regalien 
genannt,  u.  das  gemeine  Staatseigenthum  selbst  soll  den  Domänen  völlig 
gleich  zu  achten  seyn  y%.  Unter  dem  besondern  Staatscigcnthum  begreift 
es  die  Domänen-  oder  Kammergüter,  d.  h.  einzelne  Grundstücke,  Gefälle 
und  Rechte,  deren  besonderes  Eigenthum  dem  Staat,  die  ausschliessende 
Benutzung  seinem  Oberhaupt  zukommt.  —    Das  östreichischc  allgem.  bürg. 
Gesetzbuch  v.  1811,  %.   287,  unterscheidet:    1)  frei  stehende  Sachen,  welche 
allen  Mitgliedern  des  Staats  zur  Zueignung  überlassen  sind;  1)  allgemeines 
oder  öffentliche*  Gut,  d.  h.  Sachen,  die  jenen  nur  zum  Gebrauch  veratattet, 
wie   Landstrassen,    Ströme,  Flüsse,  Seehäfen  und  Meerufer;    3)  Staat t- 
vcrmögeM ,  d.  h.  was  zu  Bedeckung  der  Staalsbedürfnissc  bestimmt  ist,  als: 
Münz-  oder  Post-  u.   a.  Regalien,  Kamrnergüter  (Domänen),  Berg-  und 
Salzwcrke ,  Steuern  u.  Zölle.  —    Vcrgl.  C.  A.  ab  Utria  de  her edi täte  mo- 
bilinri   illuslrium.     Jen.  1740.  4«  Buhcsubui  diss.  de  heredilate  qua- 
druple! (Marb.  1754.  4.),  c.  1.  §.  m.     Lunorr  de  jure  feminar.  iflustr. , 
Sect.  IL  membr.  1.  $.  16.  —   Errichtung  und  Fortführung  eines  Staat* Inventar* 
oder  Vermögenverzeichnisses. 

d)  Vergl.      334.   Auch  das  Privat-  oder  SvhalullGut  und  das  FamilienGut  des 
Regenten  gehört  dahin,  s.  %.  33». 

*)  Unten  %.  336  u.  f.  354-   In  diesem  Sinn,  spricht  GnoTivs  de  J.  B.  et  P., 
lib.  U.  c.  4.  %,  14.  von  einem  dominio  populi  generali. 

-  •« 

§.    529  (249.) 
Natur  <hs  Staat  seigent  humrechtes. 

Das  Staa  t  sei  gen  th  u  mr  ccli  t,  in  dem  oben  angegebenen  Sinn, 
ist,  1)  heiu  Grund-  und  Bodcneigenthum  tles  regierenden 
Subjectes  oder  seiner  Familie,  an  dem  ihm  unterworfenen  Staats- 
gebiet«). Auch  besteht  dasselbe  2)  nicht  in  der  Staatsgewalt 
selbst,  etwa  als  Eigenthuin  einer  I  ndi  vitlualPcrs  on  oder  Fa- 
milie £),  wie  in  so  genannten  Patrimonial&ffaten.  Es  ist  vielmehr 
3)  ein  Aus  flu  fs  der  Staatshoheit,  doch  wesentlich  unterschieden 
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von  der  Oberherrschaft  über  Personen  c).  4)  Obgleich  keine 
Quelle  von  Hoheitrechten,  wirkt  es  doch,  da  Ts  Auswärtige 
C  Alle,  welche  Mitglieder  dieser  Staatsgcsellschaft  nicht  sind)  das  Staats- 
gebiet nach  allen  seinen  Th eilen,  und  alle  darin  befindlichen  Sachen, 
gleichviel  ob  solche  Privat-  oder  Staatsvermügen ,  oder  Adespota  sind, 
als  schon  occupitt,  mithin  als  fremd  ansehen  müssen,  und  in  Hinsicht 
auf  solche,  ohne  Erlaubnis  des  Staates,  keine  Art  des  Gebrauchs 
.   sich  erlauben  dürfen. 

a)  «Ad  reges  potestas  omnmm,  ad  singulos  proprietas».  Sfskca,  orat.  3i. — 
Anders,  Habt  in  d.  Rechtslehre ,  180  f.  G.  L.  Schkld  de  juris  publici  et 
privati  convenientia  et  differentiis ,  p.  7.  (wo  es  betrat:  «imperans  res  in 
domutio  habet,  persona»  au  lern  jussu  dirigU»).  Fischjcb's  Lehrbegriff  sämintl. 
Kamerai-  und  PoIi;:cirechte ,  II.  388.  C.  G.  Bisasn  de  natura  et  indole 
doininii  In  territoriis  Gcrmaniac  (Hat.  1780.  8.)»  lib.  1.  %.  10.  p.  fa%  wo  die 
Worte:  «Germania  tota  —  —  regitur  jure  patrimoniali  et  herili. 
—  —  Superioritas  territorialis  —  —  cum  tpsts  territoriis  in  patr/monw  est , 
ut  fhurimvmial&n  et  kerikwm  haud  inepte  dixeris».  Ebender».  de  origine  et 
progressu  legum  juriuroque  German.  P.  II.  toI.  a.  p.  an.  sqq.  Dasb 
Handb.  des  t.  Privatr.  L  §.  101 b.  Schbavbebts  Lebrb.  des  t.  Staatsr.,  Bd.  I, 
%.  4<  u.  149.  —  Wider  Bikbkb  s.  A.  F.  H.  Possb  über  das  Staatseigentum 
in  den  teutschen  R.  Landen  (Rost.  i?9i-  8.)  S.  10  ff.  33  ff.  und  in  Hoppb's 
Almanach  der  Rechtsgel.  (1793.8.),  S.  i65  —  177. —  In  manchen  kleineren  teut- 
•ehen  Ländern  ,  mag  in  der  Vorseit  der  nachherigen  Landosherrschaft  das 
Grundeigenthum,  wo  nicht  des  ganten  Landes,  doch  des  grösseren  Thrils, 
angestanden  haben.  Vcrgl.  Püttbb's  Beiträge  cum  t.  Staats-  u.  Fürstenrecht, 
Tb.  I,  S.  119  ff.  140  ff.  u.  171.  ff. 

b)  Anders,  J.  C.  Matkb  in  d.  Einleit.  in  das  Privatfürstcarecht  überhaupt, 
§.  4<>.  S.  80.  ScuBiVBBBT  in  d.  Staatsr.  der  gesammten  B.  Lande,  %.  i65.  — 
Dawider  s.  Posse  a,  a.  O.  %,  3  u.  4i  S.  i5  ff. 

c)  So  heilst  die  Befugnifs,   die  Handlungen  der  Staatsgenossen  dem  Staats- 
sweck gcmäfs  su  leiten.   Der  Mensch  kann  Gegenstand  der  Oberherrschaft, 
nicht  des  Eigenthums,  seyn.    Die  Oberherrschaft  hat  awei  Gegenstände  , 
PtrsoMßH  und  SacAen.    (Jeher  die  Sachen  erstreckt  sich,  ausser  der  Ober- 
herrschaft, auch  das  Staatscigcnthumrecht  (§.  3a8).  —   Da  auch  unkörper- 
liche Sachen  (Befugnisse)  Gegenstand  des  Eigenthums  sejn  können  (dominium 
rcrum  incorporalium),  "so  wäre  das  Recht  zu  der  Oberherrschaft  (zu  der 
Staatsregierung,  su  Ausübung  der  Staatsgewalt)  in  einem  PatritnonialStaat, 
K^tnuhum;  nicht  die  Oberherrschaft.   Dieses  Eigenthum  oder  cigentbümlicbe 
Recht,  wäre  aber  nicht  Staatseigenthum.    Vergl.  Gbotios  de  J.  B..  et  P. 
lib.  2.  c.  3.  §.  4.  Hb.  3.  c  ao.      5a.   Roumkaü  contrat.  social,  p.  33.    J.  F. 
Kavsm  de  diverso  dominii  et  iraperii  jure.    Gicss.  1738.   Jac.  R.*ve  über  den 
Unterschied  der  Oberherrschaft  und  des  Eigenthums  (Jena  1766.  8.),  3o  u. 
60.  G.  F.  Zkutskb  diss-  de  differentiis  jurium  imperii  ac  dominii  corumque 
effectibua  in  regiminc  territoriali  (Ueidclb.  1793.  4.) ,  §.  35.   Posse  a.  a.  O. 
§.  6.  ff.    Majkb's   Autonomie,  V*  l*  **•  4°*  &  53.    Ebcadess.  Einleit.  in  d. 
Privatfürtscnr.,  lao.   »5.79.    Vergl.  Fisobeb's  Kamerai-  und  Polizeirechte, 
11.  3a4-  388. 
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» 

§.    330.  (250.) 
Staatserwerbungen.    Verdusscruntj  des  Staatsgebietes  und  der 

I)  Was  der  Regent,  durch  irgend  einen  Rechtsütel,  yon  Staats- 
ircgen  erwirbt,  -wird  sofort  Eigenthum  des  Staates,  und  gehurt  zu 
dem  Staatsrermögen  «).  Sind  es  Landesbezirhe  mit  Souveraiuetat,  so 
erfolgt  ihre  Vereinigung  mit  dem  Staatsgebiet  in  der  Regel  ipso 
jure,  und  sie  treten  dann  mit  solchem,  im  Zweifel,  in  volle  Rechts- 
gemeinschaft (§.  333,  Note  c).  II)  Da  durch  den  Unterwerfungs- 
Vertrag  der  Regent  nur  die  Vertretung  und  Regierung  des  Staates, 
nach  Erfordernifs  des  Staatszweckes,  erhalten  hat ,  auch  sein  Recht, 
wie  nach  dem  Naturrecht  jedes  Vertragrecht ,  blofs  persönlich ,  und 
er  nur  dasu  befugt  ist,  wosu  er  zugleich  auch  verpllichtet  ist;  so 
steht  ihm,  den  nicht  zu  vermuthenden  Fall  eines  PatrimonialStaates 
ausgenommen,  wie  eine  willkührliche  Veräusserung  der  Staatsverlretung 
und  Staatsregierung  ( §.  239.  256),  also  auch  eine  willkührliche 
Veräusserung  des  Staatsgebietes*)  und  der  auf  demselben 
haftenden  Staatshoheit  (§.  238),  ganz  oder  zum  Theii,  nicht  zu  c). 
Es  ist  vielmehr  das  Einwilligungsrecht  der  Unterthanen,  oder  ihrer 
Repräsentanten ,  in  Verausserungsfallen  dieser  Att  begründet  <0.  Auch 
kann  freiwillige  Abtretung  auf  einem  zu  dem  Teutschen  Bund 
gehörenden  Gebiet  haftender  So  u  verainetätRechte ,  ohne  Zu- 
Stimmung  der  Gesammtheit  der  Bundesglieder,  nur  zu  Gunsten  eines 
Mitverbündeten  geschehen  »). 

► 

a)  Wirtemb.  Verfass.  Vertr.  t.  1819,  §.  s  u.  87.  Hildburgbaus.  Haus-  u.  Grund- 
gesetz, über  Staatsgüter  u-  Staatsschulden  r.  26.  Apr.  1810,  \.  ».  —  G.  M. 
de  Ludolf  de  jure  feminarum  tUustrium,  Sect  IL  merabr.  I.  %,  i5-  et  16. 

t)  Schriften  in  Hlcber's  Lit.  §.  1565** .  Erblichkeit  des  Rechtes  eur  Thron-  oder 
Regierungsfolge,  ist  nicht  gleichgeltend  mit  Eigenthum  des  Staatsgebietes. 

c)  Bahn  sehe  Verf.  Urk.  HL  1  u.  3.  ff irtemberg.  Verf.Urk.  I.  1.  «.  Badische  Verf.  Urk. 
L  3«  Badisclits  Haus-  u.FamilieaStatut  v.4-  Oct.  1817,  §•  1.  Kurhessisches  Haus-  und 
Staatsgcsets  v.  4. Marx  1817,  §.1.  Kurhett.  Verf.  Urk.  v.  i83i,  §•  1.  Gbotius  de  J. 
B.  et  P.  lib.  IL  c.  6.  §.  3.  sqq.  Ejutd.  annales  et  historiae  de  rebus  Belgicis 
(Amit  1657.  Fol.),  lib.  VII.  Pvpbbdobf  de  jure  nat.  et  gent  lib.  VUL  c.  5. 
%.  9.  sqq.  Vattel  droit  des  gens,  Hr.  I,  ch.  11,  %.  iSf]  et  suiv.  Rats  a.  a.  O. 
63.  Stbubbb  obs.  jur.  et  bist.  gern»,  ob*.  4*  %.  »7.  HosprnEH's  Maturr.  %.  101. 
Zehthbr  diss.  cit.  %■  10.  Hlubeb's  kl.  jur.  Bibl.  X.  aa3.  t-  Arktik's  consti- 
tutionelles  Staatsrecht,  Th.  I,  S.  144  f«  BarthoL  de  las  Casas  utrum  reges 
vel  prineipes  cives  ac  subditos  alienare  possint?  Tub.  i6a5.  4.  rec.  ib.  et 
Jenae  1678,  4*  —  Anders  (nur  nicht  bei  Wahlstaaten)  Thcod.  H.  A  Schmalz 
diss.  de  jure  alienandi  territoria,  absque  consensu  statuum  provinzialium,  prin- 
eipibus  Germaniac  competente  (Rint.  1786.  8«)«  $«4  —  1Q>  Man  vergl.  im 
übrigen,  als  practisch  merkwürdige  Fälle,  die  Erklärungen  der  Stände  in  dem 
Eistut,  als  dieses  an  Frankreich  abgetreten  werden  sollte.  Pommeritche  Erklä- 
rung auf  dem  westphäl.  Fr.  Congrefo  1646,  bei  Pfaxbeb  hist.  pacis  WestphaL 
lib.  3-  %.  17.   Erklär,  der  baier.  Landslände  1778,  bei  dem  östreich.  Anspruch 
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auf  Baiern,  in  Dons  Denkwürdigkeiten,  Bd.  II,  8.  65  ff.  Erklärungen  de«  nor- 
wegischen Volks-  und  Reichstags,  als  Dänemark,  in  demkieler  Fr.  v.  14.  Jan.  1814» 
Norwegen  an  Schweden  abgetreten  hatte.  Voss  Zeiten,  1814*  8t  VI.  Vebtubibi's 
Chronik  des  19.  Jahrb.,  Jahr  1814  (Bd.  XI),  S.  691  ff.  Bbbwdkl's  Geschichte 
der  NattonalRepräsentation ,  Abth.  II,  S.  110.  Allgcm.  Zeitung  1814,  Beil. 
Num.  5o  ff  Erklärungen  defshalb,  in  der  Sitzung  des  engl.  Parlaments  v.  10 
Mai  1814«  Allgem.  Zeitung  i8i4»  Beil.  64.  Journal  de  Francfort,  1814*  N. 
147.  »48-  »49  (ort*  de  Brome).  si5.  ai8.  Garlsr.  Zeit.  1814»  N.  145.  Anrede  der 
norwegischen  VolhsRepräsentanten  an  ihren  neuen  König ,  in  der  Audiens  v. 
14.  Bec.  »8i4t  in  dem  Journal  de  Francf.,  i8i5,  n°4.  Fürstetuchltus  von  1216»  in 
Honoii  metrop.  Salisb.  II.  407.  Andere  Beispiele  bei  Biosoj»  ,  du  congres  de 
Troppau  (Paris  i8«t.  8.),4ch.  V,  p.  n5  et  suir.  —  Von  Veräusscrung  einselner 
Ilobeitrechte ,  %.  354;  desgl.  der  Staatsdomänen,  §.  333. 

d)  So  auch  das  Grundgesetz  der  landschaftl.  Verfass-  des  F.  Hildburghausen ,  v.  19. 
Märe  1818,  %.  »,  lit.  a,  u.  %.  46.-  tVirtemb.  Verfass.  Vertr.  v.  1819,  %.  85.  Von 
Baiern,  aus  dem  J.  1778,  s.  G.  W.  v.  Donn's  Denkwürdigkeiten  seiner  Zeit, 
Bd.  II,  S.  55  ff.  S.  Meining.  landständ.  Grundgesets  v.  »3.  Aug.  1899,  Art.  s.  — 
Dafs  Einwilligung  der  Landstände,  oder  der  Unterthancn ,  in  Ermangelung  einer 
besonderen  Bestimmung,  nicht  nöthig  sey,  behaupten  Stbubbk  obss.  jurs  ethist. 
germ.  obs.  IV.  i4-  IMosf.b  von  der  Beichsstände  Landen,  ai5,  278  f.  3i  1. 
Stbvbeb's  Nebenst.  II.  4a3.  Biebeb  1.  c.  311.  sqq.  Schnaubebt's  Staatsr.  der 
gesammten  Reicbslande,  %.  81.  Schhale  1.  c.  §.  19  —  ss.  —  Dawider  s.  A.  F.  H. 
Posse  a.  a.  O.  $.  14  f.  Ebenders.  über  das  Einwilligungsrecht  teutscher  Unter- 
thanen  in  Landesveräusserungen.  Jena  1786.  8.  (Auch  in  C.  F.  Häbebmb's 
Nachrichten  etc.  VII.  54s  ff)  Erläuter.  verschied,  wicht.  Gegenstände  für  d. 
Staatsmann  und  Gelehrten.  Schmalk.  1786.  Klöbeb's  kl.  jur.  Bibl.  X.  i33  ff. 
—  Das  LehnObercigenthttm  kann ,  in  der  Begel ,  ohne  Einwilligung  des  Vassallcn, 
veräussert  werden.  Möllbb  distinet.  feud.  c.  so.  dist.  1.  Wulfleb  in  Zefbb- 
hich's  Samml.  zu  d.  Lehnr.,  II.  Num.  si.  Masoov  de  jure  feudor.  p.  110. 
A.Globio  de  rebus  dubiis  in  jure  feud.  p.  11s.  Anders  Böhmes  princ.  juris  feud. 
%.  209.  M&btibi  in  Zbfebmice's  Samml.  II.  Num.  so,  as,  s3«  Scbiiteb  ad  jus 
feud.  alemann.  «68. 

e)  Wiener  Schiurs  Acte  ▼.  1810,  Art.  6. 

§.   331.  (251) 
Fortsetzung. 

So  fern  ein  teutscher  Bundesstaat  ein  PatrimonialStaat 
-wäre  «),  könnte  dem  Regenten  die  Befugnifs,  sein  Recht  auf  die 
Rechtsvertretung  and  Regierung  des  Staates  zu  yeraussern,  nach  den 
Bedürfnissen  des  Staates  nicht  abgesprochen  werden  vorbehalten 
jedoch  die  Einwilligang  derer,  -welchen  ein  Yertragmä'siges  Succes- 
sionsRccht  zusteht  «0» 

a)  Welches  von  den  teutschen  Erbstaaten  behauptet,  J.  C.  Majbb  m  d.  Einl.  in 
das  Privatfürstenr. ,  §.  40,  S.  80.  Schbavbebt  in  d.  Staatsr.  der  gesammten 
Reichslandc,  S.  i65.  f.  Vergl.  Gbotivs  1,  c.  lib.  I.  o.  3.  §.  11.  12.  i3.  Vattbl 
droit  des  gens,  I.  5.  68.  Möseb's  Osnabrück.  Gesch.  I.  Vorrede.  Zebtsbb  diss. 
cit.  %.  is  —  18.  Posse  a.  a.  O.,  S.  «6.  —  Doch  unterscheidet  sich  auch  ein 
PatrimonialStaat  wesentlich  von  einem  so  genannten  haw  oder  dienstherrlicheu 
Staat  (regnum  herile,  rechtlich  eine  Chimäre);  wie  bürgerliche  Oberherr- 
schaft von  haus-  oder  dienstherrlicher  Gewalt  (Imperium  herile),  wie  Staats- 
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pflicht  von  Gutspflicbt  Pöttbb's  Beitr,  Tb.  I,  Num.  8.  Di  Ludolf  synvphorem. 
consult.  for.  T.  I.  eons.  10.  p.  3*6.  Vergl.  Majzb's  Autonomie,  188.  Bavb 
a.  a.  O.  5o. 

b)  Grotivs  de  J.  B.  et  P.  1.  c.  3.  %.  n.  II.  c.  6.  %.  3.  et  IIb.  III.  c.  io.  %.  5.  Zest- 
keb  1.  c.     7.  Sphlettwein's  Recht  der  Menschheit,  292. 

c)  Scbbaubsbt  «.  su  O.  §.  173.  t.  Rom 's  Staatsr.  t.  Reichslande ,  IL  «5. 
Leists  Staatsr.  38.  C.  G.  Gxslib  diu.  de  liraiübus  juris  alienandi  territoria 
secularia  imperii  Germ.   Tub.  1795.  4. 

§.     332.  (252.) 
Domänen  oder  RammergiUer. 

1 

Ein  wichtiger  Bestandteil  des  Staatsvermögens  sind  die  Staats- 
Domänen«),  Krön-,  8taats-  oder  Kammergüter,  Grund- 
eigentum des  6taatcs,  zum  Theil  verbunden  mit  grund  herrlichen, 
nutzbaren  Gerechtsamen  *)  ,  dessen  Ertrag  zu  dem  Staatsaufbau«! 
bestimmt  ist  c),  Sie  unterscheiden  sich  wesentlich,  nicht  nur  von 
Privat-  oder  SchatullGütern  des  Regenten  <),  sondern  auch  von  Hoheit- 
rechten,  auch  den  einträglichen  ,  und  von  dem  FiscusGut  0  ($.  338). 
Die  Einkünfte  der  Domänen,  gehören  zu  dem  S  t  a  a  t  s  eiukommeu  f). 

a)  Schriften  in  Püttbb's  Lit-  III.  io5«  ff.  KlCbfr's  Lit. ,  S.  376.  Cph.  Fbisii 
jus  domaniale.  Francof.  1701.  Fol.  Jos.  Clacd.  Destoucbks  Beurthcilang  der 
Domänenrechte  in  Deutachland.  München  1-68.8.  Nachtrag  hiexu,  ebendas. 
1768.  Fortsetzung,  ebendas.  1768.8.  Dan.  Gottfr.  Scbbebeb's  Abh.  von  Kam- 
mergütern  und  Einkünften.  Leipz.  1743.  a.  Aufl.  1754.  4*  (W.  F.  Chassot  de 
Flobkscovbt)  Etwas  über  die  Natur,  die  Veräusserung  und  Verschuldung 
der  Kammergüter.  Ilclmst.  1795.  8.  Mosbb  ron  der  Beichsständc  Landen,  »o5. 
De  Selchow  elem.  juris  publ.  4*6.  t.  Boxh's  Staatsr.  t.  Keichslandc,  II,  16.  19. 
Fiscbeb's  Kamerai-  und  Poliseirecbte,  IL  4?9  —  499«  Böbbeb  princ.  juris  feud. 
%.  60.  Schxavbbrt's  Erläut.  des  Lehnr.,  118.  C.  C.  A.  H.  v.  Kampts  Erörter. 
der  Verbindlichkeit  des  weltl.  Boicbsfürsten  aus  d.  Handl.  seines  Vorfahren, 
i4—35.  Stbubbb,  II.  Bed.  1.  v.  Bebo's  Beobacht.  u.Bechtsfalle  I.Num.  1.  J.  P- 
Habl's  Handb.  der  Staatswirthschaft  und  Finanz  (Erl.  1811.  8.),  §.  886  ff.  Von 
der  Etymologie,  s.  v.  Göbel's  Abbandl.  aus  dem  Staatsr.,  II.  74.  —  Staatsgüter 
u.  Domänen  sind  gleichbedeutend  in  dem  Allgem.  bürg.  Gesetzbuch  für  die 
deutschen  Erblande  der  Sstreich. Monarchie,  %.  147^  verglichen  mit  %.  187  u.  dem 
Begister,  voc.  Domänen. —  In  dem  prtiusisvhvn  Staat  heissen  diejenigen  Do- 
mänen oder  Kammergüter,  deren  lienutr.ung  und  Ertrag  »u  dem  Unterhalt  des 
Königs  und  seiner  Familie  bestimmt  sind,  KromFideicummUt.  Man  s.  \,  333,  d. — 
Einige  unterscheiden  Domänen  und  Kammergüter.  In  Bestimmung  des  Unter- 
schieds, weichen  sie  jedoch  sehr  von  einander  ab.  Vergl.  Grotivs  am  unten 
a.  0.  Pbfekdobf  de  jure  nat.  et  gent.  IIb.  8.  c.  5.^8.  etu.  B ebner  bov.  jur. 
contruv.  obs.  11.  Pöttmabbt  cletn.  juris  feud.  $.  65.  v.  Botb  a.  a.  O.  Schzibe- 
ua> tel  a.  unten  a.  O. .' 

6)  Es  gibt  Domänen  Herrschaften,  Aemter,  Städte,  Dörfer,  Höfe,Mühlen,  Forste,  Jag- 
den, Fischereien,  Aecker,  Gärten,  Wiesen,  Bergwerke,  U  d.  —  Die  heutige  Financ- 
Praxis  rechnet  oft  zu  den  Domänen  auch  diejenigen  grunitft9rrticheH  Gerechtsame, 
welche  für  sich  bestehen,  daaheifst,  wenigstens  jetnt  nicht  mehr  »1s  Gerechtsame 
eines  Domänen  Guts  besteben,  nnmücb:  isolirte  Rechte  auf  PatrimonialDiensic  oder 


Digitized  by  Google 


und  Staatseigeothumrecht  etc.  477 

Frohnen  (%.  468,  a),  und  auf  gut-  oder  grund  herrliche  oder  Patrimonial Abgaben 
393),  nicbtregalc  Jagdgerechtigkeit  auf  fremdem  Grundeigenthum. 

«)  Sxm.  Cocceji  jus  cit.  eontrov.,  P.  IT.' lib.  49.  tit.  14.  Mascot  princ.  juris  publ. 
p.  787.  Strvrek  a.  a.  O.  §.  5  u.  7.  Göbri.  a.  a.  O. ,  S.  8  u.  74.  Dkstouches  a. 
a.  O.,  S.  4-  Prems,  allgom.  Landr.,  Tb.  II,  Tit.  14,  §.  11  f.  Klüber's  Staats- 
archiv, Bd.  I,  8.  485.  Vergl  auch  die  ehemalige  Constitution  du  royaume  de 
Westphalie,  art.  9.  —  Abweichende  Begriffe,  s.  bei  Moser  a.  a.  O.  207  f. 
Göbei  a.  a.  O.  75  Grotius  de  J.  B.  et  P.  lib.  II.  c.  6.  %.  11.  L.  C.  Schröder 
elcm.  juris  nat. ,  sociatis  et  gent.  (Groning.  1775.  8  ),  §.  90a.  II.  Rakt's  Rechts* 
lehre,  i83-  v.  Roth  a.  a.  O.  Schkidfsantsx's  Repertor,  I.  711.  Pottmas!«  1.  c. 
—  Von  den  TafelGiilern  (bonis  mensalibus)  injgvistl.  Staaten,  s.  Strusen  und 
Schmaddert  a.  a.  a  C.  G.  Bierer  de  natura  et  indole  dominii  in  territoriis 
Germ.  (Hai.  1780.  8.),  43. 

d)  In  dem  preufsischen  Staat,  ward  dieser  Unterschied  aufgehoben.  Behmer  nov. 
jur.  eontrov.  T.  I.  obs.  11.  %.  i5-  sq.    Fischer  a.  a.  O.  II.  493.    Vergl.  %.  335,  a. 

e)  Fiscus  und  Domänen  erklären  für  gleichbedeutend,  Lbtser  Spec.  657.  m.  10. 
Behmer  1.  c.  §.  9.  —  Die  ehemaligen  Domänen  oder  Kammergüter  der  jetsigen 
Standesherren  0  führen  meist  diesen  Namen  noch  fort,  obgleich  sie  jetst,  in  der 
Regel  wie  Privatgut  behandelt  werden,  und  der  Name  t landesherrliche  Grundgüter 
ihrem  jetzigen  Verhältnis  angemessener  seyn  möchte. 

f)  C.  F.  HaberLis's  Handb-  des  t.  Staatsr.  IL  %.  191.  Moser  v.  d.  Landeshoheit 
in  Steuersachen,  535  ff.  Püttrr's  Beitr. ,  I.  147.  v.  Ramptr  a.  a.  O.  %.  11. 
S.  91  —  33.  Struber,  Th.  II,  Bcd.  I,  §.  5  u.  7.  —  Tcutsche  Rcichsgcsctxc  gc-  • 
statteten  Steuern  nur  subsidiarisch,  d.  h.,  wenn  und  so  weit  die  Einkünfte  von 
den  Kammergütern  und  aus  andern  Quellen ,  r.u  ßestreiturg  des  nöthigen  Auf- 
wandes nicht  hinreichten.  Rciclisabschiede  v.  i543,  %.  94  >  v.  1576,  11.  Strcbkx 
a.  a.  O.  u.  Th.  I,  Bed.  1,  %.  3.  —  Von  Kammerschulden ,  s.  %.  339. 

§.    535.  (253.) 
Eiijenthumverhältniss ,  Feräussernnq  und  Belastung  der  Domänen. 

I)  In  der  Regel,  ist  die  Substanz  der  Domänen  Staatseigen- 
tum und  unveräusserlich  wenigstens  "wird  bei  einer  Reprä- 
sentativ Verfassung ,  Einwilligung  der  Ständeversammlung  zu  der  Ver- 
äufserung  erfordert  II)  Wo  sie  aber,  kraft  des  particularen  Staats- 
rechtes, oder  eines  besondern  Rechtstitels,  Eigenthum  des  Re- 
genten c),  oder  fideicommissarisches  Haus-  oder  Familien- 
Eigenthum  des  RegentenTIauscs  O  sind,  gesetzt  auch,  dafs  etwa, 
aus  andern  Gründen,  einem  Dritten  SuccessionsRechte  darauf  gebühren, 
steht  der  Veräusscrung  heiu  Hindernifs  im  Weg  <?),  so  bald  dieselbe 
den»  Staatszweek  nicht  entgegen  ist,  und  überdiefs  in  dem  Fall  der 
Eigenschaft  eines  FamilienEigenthums ,  Einwilligung  deT  Successions- 
BerecHtigten  hinzukommt/).  III)  Wider  unrechtmäsige  Veräasserung,  I 
steht  dem  Nachfolger  in  der  Regierung  die  RevocationsBefug- 
nifs  zu  g).  IV)  Das  Wort  Veräusserung ,  wird  hier  im  weitern  Sinn 
genommen,  so  dafs  auch  Verp  fand  ung,  B  el  a  s  t  u  n  g  mit  Servituten, 
und  Infeudation,  überhaupt  jede  Üebcrtragung  eines  dinglichen 
Rechtes,  darunter  begriffen  sind  *).    V)  In  Absicht  auf  Verwaltung 
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der  Domänen  und  auf  Verwendung  ihres  Ertrags  ($»480),  ist  den 
Ständen  in  manchen  Staaten  ein  bestimmtes  Mitwirkungsrecht  einge- 
räumt 0» 

0)  Sah.  Cocckji  1.  c.  E.  J.  Trotm.  diu.  de  domaniis  prineipum  inalicnabilibus. 
Erf.  1718.  Jo.  Ava.  Hellhcld  difs.  de  restricta  illustrium  alienandi  facultate, 
mäxime  quoad  allodia  aTita.  (Jen.  i?47)*  c«P-  I.  et  IL  —  Von  dem 
wi'rtemi.  Kammergut,  s.  den  wirtemb.  Verfafi.Vertr.  r.  1819,  §.  101  u-  io3 
u.  107«  wo  es  für  unveräusserliches  Staatsgut  erklärt  wird,  statt  dafs  früher 
der  Regent  darüber  für  seine  Bedürfnisse  nach  Willkübr  verfügte.  M«a- 
xibgbb's  Beschreib,  v.  Würtemb.  (a.  Au8.  i8a3.),  S.  404  u.  494.  J.  C  F. 
B&ctib  ,  praes.  G.  D.  Hoffbubn,  diss.  de  Fideicommisso  Seren ifs.  gentis 
Wirtemb.  Tub.  1769.  4*  J.  G.  Bbbtbb  elem.  juris,  publ.  Wirteraberg  %.  So. 
33.  297.  Landtagsabsch*.  v.  1619,  in  der  Wirtemb.  Grundverfassung,  S. 
466  f.  Erbvcrgleicb  1770,  Cl.  IV.  %.  a.  Paulus  Haupturkunden  der 
wirtemb.  Landesgrundverfafs.<,  St-  I,S.  119.  Von  dem  wirtemb.  HofDomäncn* 
H ammergut  s.  unten  Note  ö\  —  S.  sfemi$ig.  landschaftl.  Grundgesetz  1829, 
Art  a,  —  Von  dieser  im  Allgemeinen  sehr  streitigen  Frage ,  s.  Etwas 
vom  Befugnisse  der  Fürsten  in  Veräusserung  der  Domänen.  Münster  u. 
Ilannov.  1786.  8>  Mosbb  a.  a.  O.  saa  ff.  Lkyskb  Spec.  5o.  med.  6.  sqq. 
Fiscua  a.  a.  O.  II.  481  ff.  493  ff.  Dbstoucbbs  a.  a.  O.,  S.  8.  Gbotius 
1.  c  PcrBsnoar  de  jure  nat.  et  gent.  lib.  &  c.  6.  §.  8>  et  11.  Schbödkb  1.  c. 
%.  905.  Höptmess  Naturr. ,  %.  196.  J.  C.  HorraAcza's  Naturr. ,  f,.  446.  F.  G. 
v.  Hkbtlkis's  Versuch  über  die  wescntl.  Bechte  der  Majestät,  %.  59.  Flbi- 
scbxb  instit  juris  feud.  33o.  Scbeidemam-ei/s  allgemein.  Staatsr.  II.  a46. -- 
Von  der  Veräusserung  in  Noihfäll<m,  s.  J.  A.  Scklkttwbib's  Rechte  der 
Menschheit,  %.  a84. 

1)  Von  der  Notwendigkeit  der  Einwilligung-  der  Landsiänd*,  oder  Untertkanvn , 
s.  Grundgesetz  für  d.  landsch.  Verfafs.  des  F.  Hildburgh.  v.  1818,  %.  s,  lit  f, 
u.  V  5.  8.  Hildburg*.  Haus-  u.  Grundgesets  über  Staatsgüter  u.  Staats- 
schulden ,  v.  96.  Apr.  »8ao,  %.  4»  5  u.  10.  Wirtemb.  Verfafs.  Urk.  ▼.  1819, 
%.  85,  10a  1  io3,  107.  Badische  r.  1818 ,  §.  58.  S.  CoburgSaalfeldische  v.  18a  1  , 
%.  76  u.  119.  8.  Coburg Meiningü che  i8a4  *  %»  »4 »  Num.  4-  ^on  jener  v. 
1839,  oben  Note  a.  Kurheesüchex.  i83i,  14a.  Hebtius,  T.  I.  resp.  a3.  Da  Lude- 
wio  consil.  Halens.  T.  IL  lib.  9.  coos.  34.  n.  14.  i5.  Flobihcoübt  a.  a.  O.,  S.9. 
56  ff.  Dawider,  s.  Stbdbbb  an  dem  unten  (Note  d)  a.  0.  Mosas  von  d.  R.  Stände 
Landen,  a?4»   Wkrshkr  P.  V.  obs.  161.  P.  X.  obs.  377.  4°9«    Göbbkb  über 

<  Staatsrecht&dienstbarkeiten  ,  60.  —  Die  hurpfalzbaierisch*.  Staats*  und  Fidei- 
commifsPragmatik  t.  ao.  Oct.  1804 ,  V  10  u.  11,  verbietet  alle  und  jede 
Veräusserung,  Verpfändung,  Infeudation ,  Reinfeudation  und  Eapectansen 
der  Staats*  und  Kammergüter,  Staats*  und  Kammergefälle.  Vcrgl.  auch  Ba~ 
dischei  Haus-  u.  FamilienStatut  4«  Oct  1817,  §•  1.  Kurhett,  Haus-  u.  Staats- 
geset/.  v.  4>  Mär«  1817,  %•  >•  —  Für  veräusserlich ,  nach  dem  Bedürfnifs 
des  Staates,  erklärt  die  Domänen,  das  preussuche  Edict  v.  17.  Dec.  1808,  in 
Uaiu/s  Handb.  d.  Staatswirthschaft  (1811.  8.),  S.  107  ff.  Früher  erklärte  das 
preufs.  allg.  Landr. ,  Th.  II,  Tit  14,  |.  16  ff  die  Domänen  nur  gegen  Ent- 
schädigung für  veräusserttch. 

e)  Dieses  behaupten  von  den  teutschen  Erbstaaten  überhaupt,  Selchow,  Bob* er 
a.  a.  O.,  Flobkbcudbt,  63.  Scbmals  natürl.  Staatsr.,  166.  Man  s.  aber 
A.  H.  Göckkl  diss.  possessorium  sununarüssimum  an  et  quatenus  adversus 
prineipem  a  subditis  possit  insütui?  (Erl.  1798  )  %.  i3. 

d)  SoPüttbb  in  princ.  juris  publ.,  %.  191.  Scbsaübbbt's Staatsr.  der  ges.  Reichs* 
lande,  %.  143.   Leist**  t.  Staatsr.  \.  aa.  Eicbbobss  tcutschc  Staats*  u.  Rechts* 
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gcschichte ,  Bd.  I,  ^.  58.  —    Das  preussische'  so  genannte  Krön Fidricam miss 
besteht  jetzt  in  dem  Contplez  derjenigen  Immobilien  u.  nutzbaren  Gerecht- 
same der  liegenden  Gründe,  Waldungen,  Schlösser,  Jagden,  Fischereien, 
Renten,  Gefalle  u.  d.,  deren  Benutzung  u.  Ertrag  «um  Unterhalt  des  Honigs 
und  seiner  Familie  bestimmt  sind,  deren  Substanz  aber,  nach  dem  preufs. 
allgem.  Landrecht,  Tb.  II,  Tit.  i4>  %•  »a,  als  Domänen  oder  Kammergüter 
anzusehen  sind.  —    Wirtembergitches  KammerschreibereiGut,  ein  Familicn- 
FideicommiCs  u.  PrivatEigenthum  der  RegentenFamilie,  dessen  Verwaltung  u. 
Benutzung  dem  Regenten  zusteht,  nach  Eberhards  HL  Codicill  v.  1674,  $.8, 
u.  Carl  Alexanders  Testament  %.  3  u.  4,  u.  nach  dem  Verfafs.Vertr.  v.  1819, 
§.  102  u.  108.    Bbeyer  diss.  ciu  u.  J.  G.  Bbbieb  1.  c.     33  et  297  »qq.  Jetst 
heifst  es  HofDomainenHamracrgut;  sein  reiner  Ertrag  beträgt  jetst  ungefähr 
100,000  Fl.  Mbmmixgkb  a.  a.  O. ,  S.  406  u.  433,  unterschieden  von  dem  oben, 
Note  a,  erwähnten  Rammergut.  —     Von  dem  baierischen  Haus-  u.  Staats» 
Fideicommifs Vermögen ,  t-  baier.  FideJcomnnfsPragmetik  v.  20.  Oct.  1804,  $.15 
baier.  Constitution  v.  1.  Mai  1808,  Tit.  a,  §.  11;  baier  Familiengesetz  v.  a8. 
Jul.  1810,  Art.  55.  —   Die  badische  Verfassungsurkunde  t.  1820,  §.  59,  erklärt 
die  Domänen  für  « PatrimonialEigenthum  des  Regenten  und  seiner  Familie»* 
doch  so,  dsfs  ihr  Ertrag,  ausser  der  darauf  radicirten  CivilListe  und  ausser 
andern  darauf  haftenden  Lasten,  der  « Bestreitung  der  Staatslasten  ferner 
belassen»  bleibe.    Es  darf  aber,  nach  %.  58,  keine  Domäne  ohne  Zustimmung 
der  Stände  veräussert  werden.  —    Die  gihgl.  hessische  Verfassungsurkundo 
v.  i8ao,  Art.  7,  erklärt  */,  der  damaligen  Domänen  für  unveräusserliches 
Familieneigenthum  der  grofshersogl.  Familie,  doch  so,  dsfs  der  Ertrag  der- 
selben in  "die  Staatscasse  flieht.    Das  übrige  */,  soll,  nach  Art  6,  mittelst 
allmähligen  Verkaufs,  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden.  Der  einjährige 
BruttoErtrag  desselben,  wird  in  den  StaatsObligationen  vom  1.  Oct.  i8s5 
angegeben  zu  636.878  Gulden.  —   Statt  einer  sogenannten  Civilliste,  ist  in 
dem  Grofshersogthum  S.  Weimar Kisen*ch  dem  Souvarain ,  zu  Erhaltung  seines 
Hauses  und  Hofstaates,  das  Rammervermögen  als  FamilicnFideicoramifsGut 
überlassen,  worunter  die  Domänen,  nutzbaren  Rechte  und  Hegalien,  unter 
Verwaltung  der  landesfurstlichen  Rammer ,   verstanden  werden.    Gesetz  v. 
17.  April  18a  1,  in  d.  Regier.Blatt ,  18*1,  S.  495-  Scbwbitxeb's   öffcntL  Recht 
des  GH.  S.  WeimarEisenach ,   I.  43  f.  —    Die  nassauische  landständische 
Verfassungsurkunde  v.  1.  u.  a.  Sept.  1814  erklärt  die  Domänen  für  herzog- 
liches Faroiliengut     Sie  sind  einer  besondern  Verwaltung  untergeben,  und 
ihr  Ertrag  dient  dem  Landesherrn  und  seiner  Familie  statt  einer  CivilListe.  — - 
Von  der  landesherrlichen  FamilienfideicommifsEigenschaft  der  Domänen  in 
dem  Hcrzogth.  Braunschweig Lüneburg ,  s.  P.  C.  Ribbbhtbop's  Beiträge  etc., 
I.  Bevtrag  (1787.  8.),  S.  i5a.  —    Für  landesherrliches  Familieneigenthum 
erklärt  die  Domänen,  das  Gesetz  für  die  stand.  Verfafs  des  Herxogth.  5.  Co» 
burgSaalfcld  v.  18a  1,  $.  76  u.  119.  —    Nach  dem  oben,  Note  b,  angef.  Sachsen 
hildburghausische  Haus- u.  Grundgesetz  v.  18*0,  %.  1,  gehören  alle  Domänen 
zu  dem  unveräusserlichen  Staatsgut,  «und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  sie 
zu  dem  FamilienFideicommifs  des  berzogl.  sächs.  Gesammthauses  gehören 
und  in  den  PortionsAnschlägcn  enthalten,  oder  erst  in  späteren  Zeiten  er- 
worben oder  dem  Staat  angefallen  sind ».  —   Andere  Haus-  u.  Staatsgesetze 
s.  unten  %.  339«  Note  f.  —    Nach  manchen  Hausgesetzen,  sind  auch  die 
»««erworbenen   Güter    dem    Familien-Fideicommifs   ipso   jure  einverleibt. 
Selchow  1.  c.  S.  416.  n.  6.   Flobhbkoubt  a.  a.  O.  59.    Stboser  obss.  juris  et 
bist  193.  sq.  —    Von  den,  Schatultgülern ,  besonders  im  preussischen  Staat, 
unten  %.  335. 

e)  Strusen  de  statuum  proviocialium  origine  et  praeeipuis  juribus,  %.  18;  in 
dessen  Obss.  jur.  et  hist.  19a-  Moses  a.  a.  O.  324.  3t 3.  v.  Jdstis  Staats- 
wirthschaft,  Tb.  U,  §.  75. 
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J)  Moser  a.  a.  O.  »»4-  3i2.  J.  A  Hblifeld  dias.  de  restricta  iitustrium 
alienandi  facultate  (Jen.  1747)»  c«  *•  %>  »»»  **•  c«  5.  4i%aqq.—  Das  Gesetz 
für  stand.  Verfaß,  de«  Her».  CoburgSaalfeld  r.  1821 ,  %.  76  u.  1 19,  ernennt  die 
Stände  xu  Garant*,  wider  Verminderung  u.  Veräusseruag  der  Domänen.  — 
Von  Veräußerung  der  Domänen  in  ehemaligen  reichsunmittelbaren  Stiftlnnden 
oder  geistlichen  YVahlstaaten ,  s.  G.  L.  Böhvb  princ.  juris,  canon-  \.  004.  sq. 
Scbnaubebt  a.  a.  O.  %.  2o3.  f.  Fischebs  Kamerai-  und  l'olizeir. ,  II.  486. 
Mos kb  a.  a.  O.  217.  Göbseb  von  Staatsrecbtsdienstbarkeiten ,  %.  69.  Vergl. 
oben  %.  »38,  d. 

g)  Jo.  Gr.  Lim  de  bonis  cameralibus  alienatis,  praesertim  emtitiis  et  in 
feudum  conceskis,  a  successore  revocandis.  Vinar.  1753.  —  Von  der  Gültig- 
keit älterer  ,  in  dem  Mittelalter  geschehener.  Veräusserungen  und  Lehn- 
reichungen,  F.  J.  Löwe  diss.  de  e.  q.  j.  e.  prineipi  sucecssori  circa  rcTo- 
canda  avulsa.  Lips.  1717.  Fische b  a-  a.  O.  II.  494  496.  Mccklcnb.  Erb-s 
landesvergl.  §.  96  —  98,  bei  Jabgow  v.  d.  Regalien,  append,  p.  3i.  — 
lieber  die  Gültigkeit  der  v.  e.  Zwischenherrscher,  während  der  feindl.  In- 
habung  des  Landes,  geschehenen  Veräusserungen,  s.  oben  §.  253  u.  f.  und 
Hlübeb's  europ.  Völkerrecht,  %.  258  u.  f. 

a)  Vergl.  G.  L-  Bökkeb  princ  juris  csn.  §.  610.   Juras  a  Costa  in  Decretales 
Grcgori  IX.,  lib.  I.  tit.  41.  et  lib.  III.  tit.  ai. 

i)  Gesetz  für  die  stand.  Verfafs.  des  Hers.  S.  CohurgSaa{f.  1821 ,  §.  76.  u.  119. 

■ 

§.   534.  (254.) 

Privatgut.    Mittelbares  Staatsvermögen. 

-• 

I)  Privatgut  ist  Alles,  dessen  Eigenthum  Privatpersonen,  als 
solchen,   zusteht.    Dahin  gehurt  in  dem  Staatsgebiet  das  Vermögen, 
welches  Eigenthum  physischer  oder  moralischer  (juridischer)  Privat- 
personen ist;  namentlich  das  Kirchengut  und  das  Vermögen  frommer 
oder  milder  Stiftungen  «),  auch  das  Privat-,  Patrimonial-  oder  Schatull- 
vermögen des  Regenten  (§.  335).    II)  Mittelbares  Staats  vermögen, 
nennen  einige  das  Vermögen  der  Stadt-,  Flecken-  und  Dorfgemeinden 
(§.  259"),   auch  dasjenige  der  milden  oder  frommen  Stiftungen  für 
Religion,  geistige  Ausbildung,  oder  Wohithätigkcit  gegen  Hülfbedürf- 
tige    ;  so  dafs,  bei  zweckniäsiger  Verwaltung,   das  Vermögen  der 
ersten  zu  den  Hosten  der  örtlichen  obrigkeitlichen  Bedürfnisse,  der 
Rechts-  und  Polizeipflege,    dasjenige  der  letzten,  welches  stets  als 
heilig  und  unantastbar  sollte  behandelt  werden,  zu  Lehr-,  Erziehungs- 
und UnterrichtAnstaHen ,  mitverwendet  zu  werden  pflegt.   In  Absicht 
auf  Gemeinde-  und"  Stiftungsvermögen,  ist  jedoch  keine  Staatsbehörde, 
in  der  Regel,  zu  eigenmächtiger  oder  einseitiger  Verfügung  und  Ver- 
waltung befugt  (§.  53 1  ff.  55 1 ). 

«)  Es  ist  hier  überhaupt  die  Rede  Ton  dem  Eigenthum  moralischer  Personen,  die 
der  Staatsregierung  untergeordnet,  und  ihrer  besondern  Aufsicht  und  Fürsorge 
empfohlen  und  unterworfen  sind.  —  Von  frommen  und  milden  Stiftungen  insbe- 
sondere, s.  C.  F.  Hobbkl  epitome  sacri  juris,  p.  168.  et358.  Bofhbeb  jur.  eccl. 
Protestant. ,  T.  IV.  Hb.  5.  tit.  6-  §.  44«  Seb.  Bbe»dkl,  das  Recht  u.  die  Verwaltung 

'  milder  Stiftungen.  Leipz.  »8i4-  8.  RcichsDep.Uauptscbl.  v.  »8o3,  §.  65  u.  3;. 
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i)  Einige  betrachten  Corporatiönen  dieser  Art  wie  Staatsgeselhchafen  (die  des 
Staates  wegen  existiren).  Sie  legen  daher  dem  Staat  an  ihrem  Vermögen  ein 
Miteigenthumrecht  bei ,  so ,  dafs  der  Staatsgesellschaft  der  geniessende  und  voll- 
ziehende Theil  des  Eigenthums,  dem  Staat  der  dingirende  TbeH  eultomme ,  je- 
doch unter  gemeinschaftlicher  Mitwirkung  bei  Ausübung  dieser  gelheilten  Eigen- 
thumrechte.  Vergl.  Gbotius  de  J.  B.  et  P.  II.  3.  19.  v.  Stich'«  Auslüh- 
rungen einiger  gemeinnüts.  Materien  (Halle  1784.  8.),  S.  m.  Bravsb's  Ab- 
handlungen xur  Erlau t.  des  westph.  Friedens,  II.  10  ff.  Jaboow  von  den 
Regalien ,  467.  Sbb.  Bb^bdkl ,  das  Recht  u.  die  Verwendung  der  milden 
Stiftungen.  Leipt.  i8i4*  8.  Abb.,  was  ist  der  Staat  den  frommen  Stiftungen 
schuldig?  in  Baubus,  Bkhb's  und  Schotts  allgcm.  StaatsCorrespondenz,  Bd.  I 
(1814) »  Num  i3.  Vdö  dem  Recht  au  secularisiren ,  unten  %.  53 1  u.  ff.  —  Von 
der  CommunalVcru>altung  a.  baierische  Anordn.  einer  GeneralVerwaltung  des 
Stiftung-  u.  CommnnalVermögens  ,  in  d.  baier.  Regier.Blatt  1808 ,  St.  5. 
Dawider  erging  e.  haier.  Vcrordn.  v.  6.  Mars  1817,  betr.  die  Verwaltung  des 
Stiftung-  u.  CommunalVermögens.  Baier.  Ediet  über  das  Gemeindewesen,  in 
d.  baicr.  Regier.Blatt,  1808,  St.  61.  Von  der  landespoliaeiiicben  Aufsicht  bei 
Verwaltung  u.  Veräuasernng  der  Gemeindegüter  in  dem  HR.  Sachsen,  s. 
Weisses  königl.  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II,  %.  187.  Gemeindeordnungen«  oben 
§.  »59.  —  Ala  Staatsgut  betrachtet  das  Vermögen  der  Klöster,  der  Bildungs- 
und  Wohltbuligkeit  Anstalten,  Göbbxb,  in  s.  teutschen  Staatsr. ,  §.  4i5.  VHf. 
Dawider  s.  J.  H.  Bokhxsb  Jur.  eccl.  protest-.  Hb.  3.  tit.  5.  %.  3i.  sq. 

&  335.  (255.) 

Privat  -  oder  Schtäull-  und  FamHienGut  des  Regenten. 

• 

I)  Landesherrliches  Privat-,  Patrimonial-  oder  Schatull- 
Gut  «),  denkbar  auch  in  einer  erblichen  Monarchie,  heifst  das  Privat- 
eigenthum des  Regenten.  Dieser  hat  defshalb  ,  der  Regel  nach, 
Eigenschaft  und  Rechte  eines  Privatmannes  *).  Zu  Vcräusserung, 
auch  Lehnreichung  der  SchatullGüter ,  bedarf  er  reichs-  oder  land- 
ständischer  Einwilligung  nicht  c);  der  agnatischen,  und  auch  der  lehn- 
herrlichen,  nur  dann,  wenn  sie  FamilienFideicommifs ,  oder  lehnbar 
sind  <0.  Die  landesherrliche  Schatulle  (prineipis  ratio)  geniefst,  nach 
Vorschrift  der  romischen  Gesetze,  und  nach  teutschem  Gerichtsgebrauch, 
jura  fisci  0»  So  auch  die  Schatulle  der  landesherrlichen  Gemahlin 
und  des  Thron fol  gers7)  (Augustae  et  Caesaris  ratio  ).  Das  Privat- 
gut des  Regenten,  ist  bei  seinem  Ableben  als  PrivatNachl afs  zu 
behandeln  ($.  243).  II)  Auch  die  RegentenFamilie  hann  eigene 
Famil  i  engü  te  r„  besitzen  f) ,  mit  oder  ohne  Fideicommifs  -  oder 
Lehnverbindung,  abgesondert  von  den  StaatsDomanen  und  von  dem 
Privatvermügen  des  Regenten. 

a)  Von  andern  auch  Chatoulle-  und  ScatulGut,  desgleichen  HabinetGut,  Cassetle 
parüculiere  du  prince,  genannt.  Jaboow  von  den  Regalien,  4^8.  Jo.  Toa. 
Hofbubb  diss.  de  patrimonio  prineipis  privato ,  quod  die  Chatoulle  vocant. 
Jen.  1737.  4.  A.  F.  Rivinus  diss,  de  bonis  prineipis  patrimonialibus.  Lips.  1737.4. 
Lktskb  Spec.  657«  m.  10.  Moser  von  der  Beichsstände  Landen,  ai*  ff.  Elender*. 
von  der  Landeshoh.  in  Camcralsachen.  4.  F.  C.  J.  Fischkb's  Lchrbegr-  der 
Kamerai-  und  Polizcircchte ,  II.  479  ff.    Baier.  Familiengesetz  v.  1808,  Art. 

Klubrr't  öff.oU.  RecLl  J.  And.  3t 


Digitized  by  Google 


482 


11.  Theil.  VI.  Cap.  Oberherrschaft 


55  ff.  Rhein.Bund,  XLIX.  i3.  8.  Meming.  landständ.  Grundgesetz  v.  a3.  Aug 
1819,  Art.  39  a.  46  —  Einig«  unterscheiden  Patrimonial-  u.  ScbatullGar. 
Roth  s  Btaatsr.  t.  Reichslande ,  II.  39.  v.  Göbki/s  Abhandlungen  aus  dem 
Staatsr.  St  *,  S.  *3i.  C.  C.  A.  H.  v.  Kampt«  Erört.  der  Verbindlich)!,  des 
weltl.  Reicbsfürsten  aus  den  Handl.  s.  Vorfahren ,  36.  —  Einige  unterscheiden 
Patrimonial-  und  ScbatullGüter,  schreiben  jedoch  an  beiden  dem  Regenten 
das  rolle  Eigenthum  au.  t.  Roth  a.  a.  O.  —  In  dem  pretusitchen  Staat,  ist 
der  Unterschied  »wischen  Domänen-  und  (liegenden)  SehatuilGüiern  aufgehoben, 
und  beide  sind  für  unveräusserlich  erklärt.  Verordn.  v.  13.  Aug.  1713.  Prtusi. 
öligem.  Landreckt  Tb.  II ,  Tit.  14 ,  %.  »5»  Bebb?bb  1.  c.  %.  i5.  Fiscnma  a.  a.  0- 
II.  4o3.  f. 

*)  Oettreich.  Gesetzbuch,  Tb.  I,  Hauptst.  1,  §•  «o.  8.  Mein  rag:  landstand.  Grund- 
gesetz v.  1829,  Art.  46. 

c)  Pöttmahh  elcm.  juris  feud.  %.  65.  not.  c.  Florescoübt  a.  a.  O.  64.  Ribgleb 
de  domanüs  Germaniac,  üb.  I.  %■  16. 

sf)  NauMsapf  med  it.  juris  priv.  princ  T.  IV.  lib.  1.  tit.  4.  %»  3i.  sq.  p.  3t.  sq. 
PöTrutHN  elem.  juris  feud.  %.  65.  not.  c. 

* 

e)  L.  3-  C.  de  quadrienn.  praescr.  Baissosros  dcV.S.,  voc.  ratio  Stbtr  U.M. 
lib.  4?«  tit.  5-  %.  3.  Letseb  Sp.  458-  m.  3.  Gulin's  Ordn.  d.  Gläubiger,  IV*  21. 
Anders ,  wie  es  scheint ,  Mos  fr  a.  a.  O.  ti3.  —  Die  römischen  Gesetze  for- 
dern zu  Verjährung  dieser  Guter,  einen  40jährigen  Zeitraum.  L.  4.  C.  da 
praescript  3o  vel  40  annor.  L.  ult.  C  de  fund.  patrim. 

f)  L.  6.  V  1.  D.  de  jure  fisci.  PurBBDoar,  T.  IV.  obs.  161.  Hellfkld  diss.  de 
bypotbeca  fisci,  %.  34-  Pütteb  prim.  lin.  juris  priv.  princ.  %.  8.  not.  a. 
Gxelis  a.  a.  O. 

g)  Berühmt  und  sehr  bedeutend  sind  die  östreichischen  PatriraonialFamilien- 
herrschaften,  in  Oestreich  unter  der  Enn«,  in  Böhmen,  Mähren  und  Ungarn. 

§.   336.  (256) 

■ 

Adespota.    lies  nullius.    Bona  vacantia. 

I)  Das  Staatsgebiet  und  jede  Sache,  welche  sich  darin  befindet,  sind, 
wegen  des  darauf  sich  beziehenden  Staatseigenthumrechtes  (§.  328, 329),  in 
Ansehung  aller  Auswärtigen«)  als  fremd  oder  occupirt  zu  be- 
trachten. Das  Meiste  hie  von  ist  entweder  Pri  vateigenthum  (§.  334, 335  ), 
oder  Staatsvermögen  (§.  328,  332).  Was  keines  von  beiden  ist,  heifst 
|herrnIoses  oder  freistehend  es  Gut  (uWottotov)  *).  Adespota 
Isind  also  Sachen,  innerhalb  eines  Staatsgebietes,  die  weder  zu  dem 
Pri  vateigenthum ,  noch  zu  dem  Staatsvermügen  gehören.  Sie  sind  als 
nicht  occupirt  anzusehen,  nur  in  Ansehung  des  Staates  und  seiner 
Bürger ,  nicht  in  Hinsicht  auf  Auswärtige.  Ihre  Zueignung  ist  dem 
Staat  und  allen  seinen  Mitgliedern,  aber  auch  nur  ihnen,  freigelassen. 
II)  Sie  unterscheiden  steh  von  Niemand  gehörigen  Dingen  (rebus 
nullius),  als  nicht  oecupirten  Sachen  ausserhalb  eines  Staatsgebietes; 
und  III)  von  so  genanntem  erblosem  oder  vacantem  Gut  oder 
Nach  1a  Ts  C  ledig  Gut,  bona  vacantia),  welches  der  Staat)  kraft  eines 
positiven  subsidiarischen  Erbrechtes,  sich  zueignet. 
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a)  In  diesem  Sinn,  spricht  Gbotics  de  J.  B.  et  P.  lib.  a.  c.  4*  V  >9*  von  einem 
dominio  populi  generali. 

6)  Auch  derelinauirte  Sachen  innerhalb  des  Staatsgebietes  gehören  dahin.  Vergl. 
5.  338,  Num.  VI. 

§.    537.  (267.) 
Recltt  auf  Adespota. 

I)  Adespota,  die  als  Zuwachs  (jure  accessionis)  zu  dem 
Privateigenthum,  oder  zu  dem  Staatsvermögen  im  eigentlichen  Sinn, 
kommen,  sind,  als  der  Hauptsache  einverleibt,  als  Bestandteil  der- 
selben zu  betrachten;  es  findet  also  forthin  ein  Occupationsrecht  defs- 
halb  nicht  Statt.  II)  Gleiche  Befugnifs  zur  Occupation  der 
Adespoten,  haben,  wenn  das  particulare  Staatsrecht  keine  andere 
Bestimmung  gibt0),  die  einzelnen  Bürger  und  der  Staat  *)j 
dieser,  weil  er  des  Erwerbs  auf  gleiche  Art,  wie  jene,  fähig  ist, 
beide,  weil  eine  besondere  Zueignung  dieser  Sachen,  innerhalb  des 
Staatsgebietes,  noch  nicht  erfolgt  ist.  III)  Auswärtige  sind  nicht 
befugt,  Adespota  sich  zuzueignen  c)  (§.  336). 

o)  Wie  meist  in  Ansehung  der  gefundenen  Schätze  und  der  derelinquirten  Sachen. 
POttsb's  Lit.  III.  6»3-  Klübbb's  Lit.  §.  i386.  Helo's  reichspralat.  Staatsr.  II.  619. 
Sxlchxw  elem.  juris  gern),  priv.  \.  534-  Rusdb's  t.  Privatr.,  %  i83.  Daus 
Handb.  I.  i83.  Jabgow  von  den  Regalien,  5o4.  Vergl.  Preuss.  allgcm.  Landr. 
I.  9.  74  —  106.  Code  civil  frangais,  Art.  7i3.  —  Von  Schätzest  s.  ebendas. 
art.  716.  O.  L.  Böhheb's  Rechtsfalle,  Bd.  III,  Num.  2109.  Kran  quaest.  for. 
T.  III.  c.  5o.  Haubold's  k.  sächs.  Privatr. ,  \.  180.  —  Von  Btrgtuerken  unten 
% .  446  ff.  —  Von  öden  Plätzen ,  Bergen ,  Hügeln ,  Tfiitlcrn ,  fV aldungen ,  Geb  ff 
tchen  u.  d. ,  s.  Schsaubebt's  Staatsr.  d.  gesammten  Reichidande ,  ito.  — 
friste*  Land,  innerhalb  einer  Dorfmarkung*  sprechen  dem  Landesherrn  zu, 
Stbubin,  Tb.  IV,  Bed.  109.  v.  Bvtow  u.  Hagehbbb  in  d.  pract.  Erörterungen, 
Th.  II,  Num.  27.  Andere  der  Dorfherrschafl ,  nicht  der  Dorfgemeinde. 
Chb.  Ebb.  Wxissb,  s.  resp.  Ed.  Pur  skr,  diss.  de  dominio  agrorum  ineul* 
torum  intra  confinia  pagorum  Germaniae  shorum  (Lips.  i8o5),  %.  3—5.  Noch 
Andere,  nach  Verschiedenheit  der  Eigenthumverhältnisse,  entweder  der 
Dorfgemeinde  oder  der  Grundherrachaft.  EictraoB*Ts  deutsch.  Privatr.  (3.  Aufl.), 
\.  286.  —  Bestimmungen  über  die  Rechte  des  Staates  auf  herralose  Güter 
und  Sachen,  enthält  das  preuss.  allgcm.  Landr.,  Th.  II,  Tit.  16.  Allen  Mit- 
gliedern des  Staates  läfst  deren  Zueignung  frei,  das  Allgem.  bürg.  Gesetz- 
buch für  die  deutsch.  Erblande  der  osterreich,  Monarchie,  %.  987. 

6}  Die  Prävention  findet  statt.  So  auch  in  dorn  Königreich  Sachten.  Wkissb's 
k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  222. 

c)  Diese  Theorie  der  Adespoten,  ward  von  dem  Verf.  zuerst  vorgetragen,  in 
s.  hl.  jur.  Biblioth.  XIX.  373  f.  und  aus  dieser,  doch  nicht  ganz  richtig), 
von  Dabz  in  d.  Handb.  des  t.  Privatr.,  I.  V  101 b  u.  18».  -  Vergl.  übrigens 
Pcttbr«  Lit.  III.  S-  »^75  ff.  Riübbb's  Lit.  S.  473.  Bibkbb  1.  c.  p.  8x  90  sq. 
J.  A.  L.  Sbiobvsticbxb  comii).  de  fundamentia  juris  supremae  potestatis 
circa  adespota.  Goett.  1789.  4«  (Klübkb^  hl.  jur.  Bibl.  XIX.  357.)  Zbbtbeb 
1.  c  §.  45  —  54.   Rvbdb  a.  a.  O.  $.  18«. 

31' 
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§.    558.  (258.) 
Auf  res  nullius ,  bona  vacantia  und  res  derelictas.  FiscusGut. 

IV)  In  Absicht  auf  Niemand  gehörige  Sachen  (res  nullius), 
hat  jeder  Staat,  jedes  physische  oder  moralische  Individuum,  gleiches 
Occupalionsltcckt.  Es  entscheidet  also  das  Zuvorkommen  (res  cedit 
primo  occupanti).  V)  Auf  lediges  oder  vacantes  Gut  (bona 
vacantia),  insbesondere  so  genannten  erbloten  Nach la  f s ,  wozu 
ein  ordentlicher  Erbe  (Intestat-,  Testament-  oder  Vertragerbe)  nicht 
vorhanden  ist,  eignen  die  heutigen  Staaten  dem  Fiscus  ein  subsidia- 
risches oder  ausserordentliches  Erbrecht  zu  «) ;  so  wie  VI )  ein  aus- 
schlicfscndes  Occupationsrecht'  in  Hinsicht  auf  verlassene  Sachen  *) 
(res  derelictas).  VII)  Alles ,  was  das  particuläre  Staatsrecht  dem  Fiscus 
zueignet,  heifst  FiscusGut  c)  (bona  iiseälia),  z.  B.  lediges,  ver- 
lassenes, verwirktes  Gut  (bona  vacantia,  derelicta,  ereptitia),  Schätze, 
gefundene  Sachen,  was  das  Meer  auswirft,  Bernstein,  schiffbrüchige 
Güter  (wo  das  Strandrecht,  die  Grundruhr,  gilt),  Perlen  und  Gold- 
sand in  Privatwasser  u.  d.  *0.  Es  gehört,  gleich  den  Domänen,  zu 
dem  Staatsvermögen,  und  verwandelt  sich  iu  Domäne,  sobald  es  dem 
Inbegriff  derselben  einverleibt  wird. 

ö)  Püttfb's  Lit.  III.  V  1376  ff.   Klubeb's  Lit.  473-   Behbeb  nov.  jur.  controt. 

T.  I.  obs.  53-   Stbdbes,  Tb.  II,  Bcd.  7/4.    Weisse  a.  a.  O.  Unten  476. 
6)  Leyskb  Sp.  443.  Sp.  658.  m.  17.  et  18.    Güsthbb's  Völkerrecht,  II.  64.  70. 

Jo.  IIesb.  Fki>»ii  diss.  excerpta  controversiarum  illuslrium  de  rebus  pro  dere- 

licto  habitis.  Argcnt.  1708.  4.    Gau«.  Majaksii  disp.  de  jure  rei  derelictae; 

in  Ejus  Dissen.  T.  I.  n.  16.   Rode's  t  Privatr.,  V  18a.  Oben  %.  337,  Note  a. 

c)  E.  3.  Tkjheei  diss.  de  domattiis  prineipum  ioalienabilibus ,  5.-7. 

d)  J.  E.  Rosshasb  ron  dem  Mulifenrecht  (droit  d'epate) ,  in  d.  Erlang,  gel. 
An*.  1750,  S.  7  ff.  v.  Tböltsch  Anmerkungen,  II.  16».  Haltads  gloss.  t. 
Mulfihc.  S.  L.  Lebbeb  praclectio  de  fonübus  juris  patrii  (Bcrnae  1788.  8.),  p.ai. 

§.    559.  (259.) 
Staatsschulden. 

I)  Der  reine  Bestand  des  Staatsvermögens  ergibt  sich,  nach  Abzug  der 
Staatschulden.  Eigentlich  so  genannte  L  a  n  d  es  schulden  «  ),  haftend 
auf  den  LandesSteuer-  und  RegalienCassen ,  Kammerschulden  A), 
haftend  auf  den  Hammergütern,  Landschaft  schulden,  da  wo  Land- 
stände mit  eigener  landschaftlicher  VermögensSubstans  oder  Casse 
bestehen  oder  bestanden,  subsidiarisch  auch  Schulden,  welche 
Staatsinstitute  unter  Garantie  des  Staates  contrahirt  haben, 
gehören  in  die  Classe  der  Staatsschulden  c)j  nicht  so  Privat- 
um! Farn  ilicn  schulden  des  Regenten  <*),  auch  nicht  Aemter-  und  Ge- 
raeindcschulden.  II)  Staatsschulden  werden,  vermöge  der  Regenten- 
pflicht, giiltigerwcise  contrahirt,  aus  rechtfertigender  Ursache  O,  mit 
Beobachtung  der  in  der  SlaatsvcrfassungsUrkunde,  oder  in  den  Haus- 
gesetzen  des  Regenten  vorgeschriebenen  Förmlichktit /),  insbesondere 
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mit  Einwilligung  der  Landstände  (§.  394).  Rechtfertigende  Ur- 
sache ist  jedes  wahre  ,  unmittelbare  Staatsbedürfnifs.  J)ahin  gehören : 
1)  unzweifelhafte,  bleibende  Lamlesverbesserung,  und  rechtliche  Folge 
neuer  vortheilhafter  Ländererwerbung ;  a)  Tilgung  rcchtmä'siger  Staats- 
schulden; 3)  Rettung  des  Staates,  des  Regenten,  oder  seines  vermuth- 
lichen  Nachfolgers,  aus  unabwendbarer  grofser  Gefahr  oder  Beschädigung. 
111)  Staatsschulden  werden  errichtet,  bald  auf  blofsen  Staatsverwal- 
tungsCredit  —  d.  h.  unversicherte,  schwebende,  oder  unfundirte  Staats- 
schulden ,  namentlich  Staatscasse  -  und  AdministrationaScbulden  g ), 
floating  debt,  dette  flottante,  antadelhaft,  wenn  dadurch  etatmäßige 
Einnahmen  zu  etatmäßigen  Ausgaben  nur  antieipirt  werden,  oder  wenn 
unabwendbare  ausserordentliche  Bedürfnisse  eintreten ,  —  bald  mit 
GeneralHypothek  auf  das  geSammte  Vermögen  und  Einkommen  des 
Staates,  pder  mit  Specialllypotbek,  auf  bestimmte  Staatsgüter,  Pro- 
vinzen, Aemter,  Cassen  oder  Staatseinkünfte,  die  den  Staatsgläubigern 
zu  sicherer  Bezahlung  des  Capitals  und  der  Zinsen  dienen  sollen  A) 
(fundirte  Staatsschulden).  Auf  den  Grund  und  Boden  des  Staatsgebietes, 
dessen  grofster  Theil  Prirateigenthum  ist,  pflegen  Staatsschulden  hy- 
pothekarisch nicht  versichert  zu  werden;  nur  von  dem,  was  darin 
Staatseigenthum  ist,  wäre  eine  solche  Hypothek  zu  verstehen  *')• 

a)  Moser  Ton  der  t.  Reichsstande  Landen,  i$5y  ff. 

b)  Mose  11 's  Staatsr.  XXIII.  45q  ff.  XXIV.  i  ff.  Ebendrrt.  von  der  Landeshoh-  in 
Cameralsachen,  61  -ff.  Ebendert.  pcrsönl.  Staatsr.  II.  117.  lao.  58a.  (Chassot 
de  FLo»i3coünT)  Etwas  u.  s.  w.  (oben  $.  33«,  Note  a).  Der  Rcichsdcputations- 
Uauptschluss  v.  i8o3,  %.  78,  spricht  von  Rammcrschulden ,  welche  Special- 
oder GeneralHypothek  in  Rammervermögen,  oder  auch  nur  versionem  in  rem 
für  sich  haben.  Es  kann  aber  auch  eine  der  Rammerverwaltung  auf  andere 
Art  aufliegende  Zahlungsrerbindlichkeit,  die  .Eigenschaft  einer  Rammerschuld 
begründen.  Vergl.  oben  %.  33s. 

c)  Moser  von  dem  reichsständischen  Schuldenwesen.  Th.  L  u.  II.  Frf.  u.  Leip*. 
1774.  1775.  4»  Ebendert.  von  der  Reichsstande  Landen,  S.  1376  ff.  Schkidk- 
■aktels  allgem.  Staatsr.,  %.  189  ff.  J.  N.  Bischoff  orat.  de  aere  prineipum 
alieno.  Heimst.  1794.  8.  Ucber  die- Natur  u.  die  Abtragung  der  Staatsschulden  u. 
ihrer  Zinsen.  Frankf.  a.  M.  1801.8.  F.  C.  v.  Moser's  Hofrecht,  I.  i45,  und  in  der 
Vorrede  «u  dem  II.  Band.  Ueber  das  öffentliche  Schuldcnwescn.  Leipz.  1810.8. 
Roch  et  Schoell  histoire  abregee  des  traites  de  paix,  T.  VII ,  p.  8a. 

d)  Die  ftersönltcftett  oder  PrtVatschulden,  namentlich  SchatullSchulden.  des  Regenten, 
fallen  auf  sein  Privatvermögen  und  seinen  PrivatNachlafs.  Moser's  persönl. 
Staatsr.  II.  58«.   /««»//«»Schulden  haften  auf  dem  Familienvermögen. 

«)  Dabei  sollte  nie  die  Betrachtung  fehlen,  dafs  Staatsschuldenmachen  nicht 
weniger  sey,  als  die  Mittel  der  Zukunft  den  Bedürfnissen  der  Gegenwart  opfern. 
f)  Haut  -  und  StaattgeteUe ,  betreffend  die  Staatsschulden,  die  Privat»  und  Fa- 
milienschulden des  Souvcrains,  die  Schulden  der  Mitglieder  seiner  Familie, 
u.  die  Staatsvernusscrungcn:  1)  Eintt&ige  Verordnungen,  e.  B.  Testamente,  in 
Braunschweig,  Wirtemberg  11.  a.  Moser's  braunschw.  lüneburg.  Staatsr-  71. 
Scheidt'*  Anmerkungen  u.  Zusätze  dazu,  61.  Moser's  Staatsr.  XXXIII,  5o8, 
und  persönl.  Staatsr.  II.  i5i.  177  ff.  —  a)  Haut-  oder  Familienverträge :  in 

-  Braunschweig  v.  i535  u.  1591;  —  von  SachsenVVeimar  u.  Eisenach,  Moser's 
braunschw.  luneb.  St  R.  71.  Ebendett.  persönl.  Staatsr.  II.  129.  1,^7  5  —  in 
dem  Hause  Nassau  der  Erbvercin  v.  3o.  Jun.  1783,  %.  i3  —  »8,  in  Reuss 
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Staats*.  .XVI.  9*,  u.  Db  Mabtbhs  recueil,  II.  4o5j  u.  Vertr.  18.  Apr.  i8o5; 
—  in  Baiern ,  t.  1%  Oct.  1796,  u.  Haus-  u.  Staatsndeicommiis-,  dann  Schulden- 
Pragmatik  ▼.  30.  Oct.  1804 ,  in  dem  baier.  Regier.  Bl. ,  in  v.  Abbtib's  Genius 
von  Baiern.  Bd.  I.  Heft  1  (i8o3),  S.  i5,  und  in  der  Allgem.  Zeit.,  1806,  Num. 
20  ff.;  bestätigt  in  d.  Constitution  des  Hönigr.  Baiern  v.  1.  Mai  1808,  Tit.  II, 
\.  11,  in  d.  baier-  Regier.  Bl.  1808,  St.  m;  —  in  SachsenCoburgSaalfcld ,  t. 
1.  Apr.  180a,  in  Klubeb's  Rheiniscbea  StaatsAnzeigen ,  Heft  I,  1803,  S.  44;  — 
im  Hzgth.  S.  Meiningen,  landständ.  Grundgesetz  v.  i3.  Aug.  1819,  Art  4«  ff.;- 
in  MecklenburgSchwerin,  Staats-  und  HausFundamentalgesets ,  t.  11.  Mai 
1806*  in  d.  mecklenb.  schwer.  Staatskalender  ▼.  1806,  S.  189;  —  in  Baden, 
v.  1.  Oct.  1806,  18.  Nov.  1808  u.  v.  5.  Oct  1810,  in  dem  bad.  Regier.  BL,  1806, 
K.  »7;  1808,  N.  38}  »8ao,  N.  i5.  —  3)  Latidcsg-rundt'erträgv :  Wirtcmbcrgische 
LandtagsAbschiede  v.  1629  u.  166t.  (Mossa's  persönl.  Staatsr.  II.  i5i),  und 
Erbvergleich  v.  177»,  ad  Class.  IV.  S.  o3;  braunschweig •  wolfenbüttelischer 
Vertrag  mit  der  Landschaft  v.  1.  Mai  1794,  bei  Florbbcoubt  a-  a.  O.;  s.  hild- 
burghausisches  Haus-  und  GrundgeseU  v.  a6.  Apr.  i8ao ;  kurheti.  Vorf.  ürk.  v. 
»83t ,  §.  94« 

g)  In  dieser  Hinsicht  unterscheidet  man  Staatsschulden  im  engern  Sinn,  und  Ad- 

'  minütrationj  -  oder  Rechnung*  Sc  kuldm.  Von  der  letzten  Art  sind  alle  in  die 
Classe  der  Suatsschulden  förmlich  nicht  aufgenommene  Schulden  der  Staats- 
casse,  welche  die  Natur  eines  Ausgaberückstandes  aus  einer  laufenden  Staats- 
verwaltungsBechnung  haben ,  wie  der  Rückstand  einer  der  Staatsrassc  oblie- 
genden jährlichen  Leistung,  oder  einer  Zahlung  für  ordentlichen  Staatsaufwand 
eines  bestimmten  Rechnungsjahres,  und  alle  Ausgaben,  die  unter  dem  Vor* 
anschlag  (Etat)  eines  bestimmten  Rechnungsjahres  nicht  begriffen  sind.  Zu 
der  ersten  Classe  gehören  alle  Schulden,  die,  verzinsbar  oder  nicht,  als  Rück- 
stände  der  genannten  Art  nicht  xu  betrachten  sind. 

A)  Nie  sollte  man  eine  Sicherheit  anbieten,  die  der  Unterrichtete  für  angemes- 
sen nicht  gelten  läfst.  —  Von  den  verschiedenen  Methoden,  Staatsschulden  zu 
machen,  s.  Ludbb's  Nationallndustri«  (Braunscbw.  1808),  Cap.  11.  Ueber  das 
öffentliche  Schuldenwesen.  Leipz  1810.  8.  Ideen  überStaaUschuldenTilgung, 
vom  Grafen  von  Soden.   Wien  i8i4-  8. 

1)  Man  a.  das  AusträgalUrtheil  des  dresdener  AppellationsGerichts  vom  6.  März 
i83o,  in  der  Beil.  zu  dem  öffentl.  Protoc.  der  B.V.  v.  18.  März  i83o. 

§.    540.  (260.) 
Fortsetzung. 

IV)  Bei  Staatsschulden,  lautet  die  Verbriefung  (Staatsobligation, 
Staatspapier,  Banknote),  entweder  auf  einen  namentlich  darin  angege- 
benen Gläubiger,  oder  auf  jeden  Inhaber  (an  porteur,  Papiergeld). 
V)  Die  Zahlung  a)  wird  gestellt,  auf  Sicht;  auf  bestimmte  Zeit  nach 
Sicht;  auf  Capital fufs  (nach  Ablauf  der  stipulirten  Zeit,  nach  Maas 
und  Münze,  wie  die  Anleihe  geschah),  es  sey  nun  durch  Zahlung  des 
Ganzen  auf  einmal,  oder  durch  Stuck-,  Partial-  oder  TerminalZahlnng; 
auf  Anticipationen  oder  Abtragung  des  ganzen  Capitals  nebst  Zinsen« 
von  einem  bestimmten  Einkommen  des  Staates,  binnen  kurzer  Frist; 
auf  Jahrzahlung  oder  Jahrgefalle  (Annuitäten,  Zeitrenten,  Renten,  die 
nur  während  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren  bezahlt  werden, 
ohne  Rück eahlung  des  Capitals);  auf  Leibrenten,  auf  Tontinen;  auf 
Lotterie,  n.  d.  *)   VI)  Der  Staat  hat,  in  der  Regel,  dieselben  Rechte 
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uiid  Pflichten  wie  ein  Privatgläubiger.  VII)  Von  der  Verbindlichheit 
des  Regierungsfolgers,  die  Schulden  «einer  Vorfahren  zu  bezahlen, 
wird  oben  gehandelt  ($.  a5a). 

a)  Zu  Regulirung  und  Tilgung  des  Staatsschuldenwesens ,  sind  in  manchen  Län« 
dern  eigene  SchuldentilgungsCotumitsioiun  und  AmoHisaiiontCattm  verordnet 
(§.  401,  b).  —  Von  den  RechtswokTthaten ,  Moratorien,  Competene  u.  a.,  a.  die 
ange£  Abhandl.  über  die  Natur  und  Abtragung  u.  s.  w.,  %.  8.  tt.  Mos»  t.  d. 
reichsständ.  Schuldenwesen,  I-  6S7  ff.  —  Von  dem  Staats  Bankerott,  s.  die  Abb. 
über  die  Natur  der  Staatsschulden ,  S-  69  ff. 

*)  r.  Okosb  ,  in  Scklössh's  Staatsanueigen ,  LIX.  3o6.  (1  Sabtokivs  Uandb.  d. 
Staats wirthschaft,  %.  i3a  ff. 


VII.  CAPITEL 
8 taatsy erwal tungsfor 


g.     541.  (261.) 
Staatsform.    Staats  vertu  alt  ung.  Verwaltungsft 


I)  Die  Staataform  (forma  civitatis  s.  reipubl^icae,  §.  98)  ist  in 
den  Erbstaaten  des  Teutschen  Bundes  monarchisch  (monokratisch),  und 
zwar  erbmonarchisch,  in  den  Freien  Städten  republikanisch  (§.  23o;  — • 
34s)*  II)  Die  Staatsverwaltung  (admin  ist  ratio  reip.)  besteht  in 
rechtroäsiger  und  zweckgemäser  Ausübung  der  Hoheit-  und  Eigenthum- 
rechte des  Staates ,  nach  seinem  innern  und  äussern  Verhältnifs.  III)  Die 
Verwaltungsform  (forma  administrationis),  die  Art  der  Staats- 
verwaltung (Verwaltungsordnung,  Administration),  ist  nicht  überall 
dieselbe.  Wie  sie  aber.,  auch  beschaffen  sey,  so  müsse  in  der  Ver- 
waltung echter  National-  oder  Gemeingeist  walten.  TV)  Wo 
Landstände  sind,  gebührt  diesen  eine  verfassungsmäßige  Mitwirkung 
bei  Ausübung  bestimmter  Hoheitrechte  (§.  297). 

§.  342.  (262.) 
Verantxuortliclikeit  der  StaatsMinister. 


In  jeder  durch  Volksvertretung  unterstützten,  also  verfassungs- 
mäßig eingeschränkten  Monarchie,  sollte,  wie  in  England,  das  Staats- 
Ministerium,  und,  so  viel  seinen  besondern  Wirkungskreis  betrifft, 
jeder  Einzelne  von  den  obersten  Staatsbeamten,  jeder  Vor- 
steher einer  obersten  Staats  Verwaltungsbehörde,  hier  als  erstes  Organ 
und  oberster  Diener  der  vollziehenden  Gewalt,  nicht  blofs  der  Person 
des  Regenten,  sondern  auch  den  Stellvertretern  des  Volkes,  gesetz- 
mäsig  verantwortlich  aeyn;  sowohl  für  Zweckmäßigkeit,  als 
auch,  und  »war  vor  einer  richtenden  Behörde,  für  Gesctzmäaig- 
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Ii«  i  t  oder  Uebereinstimraung  dar  Regierungshandlungea  (sowohl  Be- 
gehung»- als  «uch  Unteriassungshandlungen ) ,  mit  der  Verfassung  und 

den  Gesetzen  des  Staates  «).  Mit  Hülfe  Jessen,  und  da  hier  recht- 
widrige,  wirkliche  oder  angebliche,  Befehle  de»  Regenten  nicht  zur 
Entschuldigung  eines  Mifsbrauchs  der  Staatsgewalt  dienen  können, 
auch  seine  Verfügungen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Unterzeichnung 
eines  oder  mehrerer  Mitglieder  der  gehörigen  Staatsbehörde  be- 
dürfen ($.283),  befindet  sich  dann  der  verfassungsmäßige  Monarch  ,  der 
Mittelpunct  der  Macht  und  Majestät  der  Nation,  fiir  seine  Person 
in  eine  Art  Ton  Allexheiligstem  versetzt)  unerreichbar  für  den  Stöfs 
politischer  Bewegungen.  Von  Ihm  ist  vollkommene  Gewissens-  und 
Willensreinheit  anzunehmen,  folglich,  dafs  er  immer  nur  das  Beste 
des  Landes  und  gesetzmäßige  Staatsverwaltung  wolle,  und  Beides  un- 
bedingt den  Ministern  zur  Pflicht  mache.  Auch  steht  bei  jener  Ver- 
antwortlichkeit ein  würdiger  Minister,  zugleich  geschützt  gegen  unge- 
ziemende und  beleidigende  Angriffe,  fester  als  bei  einer  Staatsordnung, 
wo  nur  Hofgunst  ihm  die  Dauer  seiner  Stelle  verbürgt  und  Engel  der 
Fiüsternifs  ihn  umsebweben.  In  solchem  Geist,  bestehen  jetzt  in 
verschiedenen  Bundesstaaten  Gesetze  über  Verantwortlichkeit  der 
Minister  und  anderer  obersten  Staatsbeamten 

a)  Jeder  der  obersten  Staatsbeamten  sey  verantwortlich,  sowohl  für  den  Inhalt 
der  von  ihm  contrnsignirteu ,  von  dem  Regenten  ausgebenden  Verfügungen, 
als  auch  für  dasjenige,  was  er  für  sich  verfugt,  oder  was  ihm  innerhalb  sei- 
nes Geschiiftkreises  zu  thun  obliegt,  also  für  Begehung»-  und  Unter,  assungs- 
handlungcn.    Das  Letzte  gelte  auch  von  den  übrigen  Staatsdienern  und  Be- 
hörden; insbesondere  haben  diese  die  tob  höheren  Behörden  an  sie  ergange- 
nen Anweisungen  bei  eigener  Verantwortlichkeit  su  befolgen,  wenn  ihnen 
solche  von  der  geeigneten  Stelle  und  In  gehöriger  Form  zukommen,  und  nicht 
wider  die  Grundverfassung  oder  die  Gesclzo  des  Staates   anstossen.  —  Pro- 
tocoll  der  mrtemb.  Ständeversanunl.  v.  ?3.  Apr.  1817.   Verhandlungen  der  er- 
sten Kammer  der  StündeversammL  des  GH.  Buden,  »8»o,  HeA  4,  S.  616  —  691. 
Heft  5,  S.  707  u.  749 ,  u.  Verhandlungen  von  i8«a.   Verhandlungen  der  zwei- 
ten Hammer  des  GH.  Hessen,  i8ao,  Heft  1,  S.  36;  Heft  6,  S.  67  ff.  118  ff.  u. 
Beilagen  S-  5  ff.   Kt.öbkr's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  d.  wiener  Congr., 
S.  ai5  u.  356«   Reflesions  sur  les  constitutions,  la  distribulion  des  pouvoirs 
et  lesgarantics  dans  unc  monarchie  constitutionnelle  ;  par  Bkwjakis  Constabt, 
Paris  i8<4.  8.    Jh.vRET  de  la  responsable  des  agents  du  pouvoir.  Paris 
1818.  8    Ucber  die  Verantwortlichkeit  der  Minister;  aus  dem  Franz,  des  Hrn. 
Bis 3.  de  Cojtstast;  in  den  Miscelten  der  neuesten  ausländ.  Literatur,  St.  VIT. 
(Lcipz.  181 5. 8.),  Pium.  5.  v.  AjMm*'sconstit.Staatsr.,  Bd.  III,  S.  107  ff.  Schvncr's 
Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Bd.  I,  8.  166.  Vergl.  auch  Entwürfe  franz.  Gesetze 
wegen  Verantwortlichkeit  der  Minister,  vom  Dec.  1814»  u.  v.  14.  Der.  1816,  in  dem 
Journal  de  Francfort,  »8i5,  n°  11  u.  is,  u.  18*7,  n°  4;  v.  «8.  Jan.  1819,  in 
d.  Allgem,  Zeit.  1819,  N.  36.    Votträge  in  den  pariser  Hämmern»  1,816  vom 
Gr.  JLau.y- Tolimhx,  u.  1817  vom  Minister  JPe&kzrz.   Verhandlungen  über 
die  ministerielle.  Verantwortlichkeit;  v°n  d.  Grafen  H.  H.  Posa«.  Stockholm 
iß?3.  8.   K.  H.  v.  Strokbxcr,  vras  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste  Staatsgewalt 
dem  Zweck  des  Staates  entgegenhandelt  (Braunschw.  i83o.  &)?  S.  39  ff.  Be- 
richt des  Staatsraths  Bercnger ,  im  Namen  der  Commission  für  die  Anklage 
der  letzten  Minister  des  entthronten  Königs  Carl  X.,  in  der  Sitzung  der 
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frantfts.  DepWktenlammer  v.  «3.  Sept.  i83o $  in  dem  Moni  teer  univerael  Hu 
□4-  Sept.  ih3o ,  in  der  Allgcm.  u.  in  andern  teutschen  Zeitungen.  Zu  Paris 
wurden  am  «i.  Dcc.  i83o  vier  von  diesen  Ministem,  wegen  durch  ministerielle 
Haudlungcn  begangenen  Hochrerraths ,  von  dem  PairHof^su  lebenslänglichem 
Gefangnifs  verurtheilt ,  ihrer  Titel,  Grade  und  Orden  verlustig,  und  der  erste 
von  ihnen,  Fürst  Polignac,  ward  übcrdiefs  für  bürgerlich  todt  erklärt,  die  drei 
andern  in  den  Stand  der  Interdiclion  (Entmündigung)  versetzt.  —  Von  England, 
s.  Cottu  de  Tadministration  de  la  justice  criminelle  en  Angleterre,  et  de  Tes- 
prit  du  gouvernement  anglais  (Paris  i8m.  8.),  p.  191  et  suiv.  —  Von  anticon- 
slilulioiicllen  Höflingen  und  Ministem  handelt  Jout,  la  moralc  appliquee  a  la 
poliliquc.  (Paris  i&V»3),  T.  I«  p.  ia3  et  suiv.  Auszug  in  v.  A&ETin's  consti- 
tutioncllem  Staatsr.,  Bd.  I,  S.  a&6  ff. 

t)  Nassauisches  Edict  v.  1.  u.  x  Sept.  1814  (oben  186,  a),  §.  2,  Num.  a. 
S.  weimar  •  chenuch.  Grundgesetz  über  die  landst.  Verfass.  1816,  %.  5  u.  111  ff. 
S.  hildhurghausisclies,  1818,  §.  3,  5l  u.  55-  Baitr.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  X.  4— 6. 
Beilage  IX,  %.  16.  Bndische  v.  1818,  %.  7  u.  67.  Badisches  Gesetz  v.  5.  Oct.  1820. 
fVirtemb,  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  %.  5i  ff.,  rtty  u.  199.  GH.  hessische  Verfafs. 
Urli.  v.  18^0,  Art.  109,  u.  Verordn.  v.  5.  Juli  i8ai.  S.  coburg -saalfetdischc  V erfafs. 
Urk.  v.  i8ai,  V  78.  ffaldectischer  Landesvertr.  über  die  landst.  Verfafs.,  1816, 
%,  »5.  S.  Meining.  Grundgesetz  v.  1819,  Art.  88.  Kurhessische  Verfafs.  Urk. 
v.  i«S3i ,  %.  108.  u.  i56.  Die  framösisdte  Verfassungsurkunde  v.  i83o,  Art.  is, 
gleichwie  die  v.  i8>4»  Art.  13,  spricht:  «Die  Person  des  Königs  ist  unverletzlich 
und  gesalbt  (nicht,  heilig).  Seine  Minister  sind  verantwortlich».  Hiezu  djcArt. 
55  u.  56.  —  Von  dem  wirtembergischen  Staats  Gerichtshof ,  oben  §.  a83, 
- 

§.    545.  (2630 

Uebertratjunrj  der  Staatsgeschäfte  an  Staatsbeamte  j  auf 

versc/uedene  Art. 

I)  Die  oberste  Leitung  der  Staatsverwaltung  liegt  in  der  Hand 
des  Souverains,  dessen  Subjectirität  hier  vorzüglich  in  Betrachtung 
hommt  «).  II)  Er  ernennt  Staatsbeamte  ($.  487);  für  Erreichung 
des  Staatszweckes  noth  wendige  Geb ü Ifen  *),  denen,  bald  einzeln, 
bald  in  StaatsCollegien  vereinigt  (Administration  durch  Einzelne, 
und  CollegialAdministration  durch  Haupt-,  Neben- und  FilialCollcgien), 
Staatsgeschäftc,  inlandische  und  auswärtige,  nach  bestimmter 
Ordnung  und  Einrichtung  der  Staatsverwaltung,  übertragen  werden. 
IU)  In  der,  A.rti  w*e  die  Besorgung  der  Staatsgeschäfte  den  Staats* 
b.ehurden.  ohtvegt,  unterscheidet  man!  Co llegialSystem,  das 
heifst,  Behandlung  der  Staatsgesehafte  4ureh  Collegien«  in  welchen 
die  Beschlüsse,  nach  gemeinschaftlicher  Berathung ,  durch  Stimmen- 
mehrheit (vota  decisiva  majora)  gebildet  werden;  a)  Einheit-  oder 
BureauSystem  ,  das  heifst,  Behandlung  der  Staatsgeschäfte  nachdem 
Willen  Einzelner  (en  btrreau),  deren  Gehülfen  blofs  berathende 
Stimmen  (vota  consultativa  s.  delfberativa)  eingeräumt  sind  c)$  3)  Mit- 
telweg oder  zweckmässige  Vereinigung  beider  Systeme,  indem  manche 
Arten  von  Staatsgeschäften  durch  cpHegialisch  berathendp  und  bestim- 
mende ,  andere  durch  pinseln  ausführende  Staats^ienpr  behandelt 
werden,  damit  Reife  und  Sicherheit  der  BeurlheUung  njsit  z,wepl*mäsig<sr 
Beschleunigung  der  Geschäfte  verbunden  werde  d). 


■ 
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*9  Ganz  entziehen  darf  sich  der  Regent,  auch  in  monarchisch  -repräsentativen 
Staaten,  weder  der  unmittelbaren  Theilnahme  an  der  Staatsverwaltung,  noch 
der  Aufsicht  über  die  Staatsdiener.  —  Schriften  in  Püttm's  Lit  III.  «85.  u. 
HlCbib  s  Lit.  «75.  Vormalige  Erinnerungen  des  Kaisers  an  Landesherren  *u 
dem  Selbstregieren,  in  Mosan's  pcrsönL  StaaUr.  IL  7$  f.  £Wer#.  von  Re- 
gierungssachen, 4. 

4)  Darum  schon  wesentlich  unterschieden  von  blossen  Hof-  und  Garderobe- 
.  Dienern  des  Fürsten.  Vergl.  §.  487,  c,  u.  ff. 

e)  Dawider  und  von  der  Büreaucratie,  vergl.  Behersigungcn  vor  d.  wiener  Con- 
grefs  (1814.  8.),  S.  3o  —  34.  Allgcm.  Anzeiger  der  Deutschen,  i8»4*  Rum. 
85.  —  Gesetzgebung  und  Justizsachen,  sind  in  jedem  Fall  coli egia lisch  zu  be- 
handeln. A.  W.  Rkubfro  über  die  Staatsverwaltung  teutscher  Lander  (Hannov. 
1807),  V  4.  G.  H.  v.  Bzao  in  Caon's  u.  Jxur's  Germanien,  Bd.  II,  Heft  1, 
Num.  3.  Jenaische  allgem.  Lit.  Zeit  1808.  Nun».  83. 

<f)  Beispiele  in  d.  baieruchen  Instruction  für  die  GeneralRreis-Commissärc,  v.  17. 
JuL  1808,  S-  45.  C,  u.  in  d.  grofsherzogl.  frantfurtUchen  Verwaltungsordn.  v. 
37.  Oct.  1810,  in  d.  Rhein.  Bund,  L.  »41.  337.  Vergl.  J.  F.  Faiss  vom  deut- 
schen Bund  (1816.  &),  S.  iaa. 


§.  544.  (264.) 
Abtheüung  dar  Staatsbehörden, 

In  einem  rrofsern  Staat  kann  folgende  Abtheilung  der 
Staatsbehörden  8tatt  finden. 

Der  S outerais  «0, 
umgeben  von 
Ministern  StaatsSecretaren 
Unter 
Seinem  Vorsits 
versammelt  sich,  su  Beratschlagung  über  die 
wichtigsten  Staatsangelegenheiten, 
der  Staatsrath  c). 

1 

«)  Wie  dem  Steuermann  die  glückliche  Fahrt,  die  Genesung  dem  Arzt,  dem 
Feldherrn  der  Sieg,  also  liege  diesem  Regenten  das  Wohl  der  Staatsbürger 
am  Herten,  auf  dafs  ihr  Leben  durch  Kraft  gesichert,  reich  an  Glücksgütern, 
durch  Ruhm  ansehnlich,  achtbar  durch  Tugend  aey.  Ein  solches  Werk,  da« 
grofste  unter  Menschen,  und  das  beste,  müsse  Ihm  gelingen!  Scirio  ap.  Cic. 
ad  Attic.  V1IL  11.  Beherzigungen  vor  dem  wiener  Congrefs  ( i8»4«  8.),  S.  34 
—  37.  J.  J.  Eveit's  Fürstenspiegel,  a.  verb.  Ausg.  Berlin  180a.  8. 

i)  Auch  CabinetRäthen  und  GeneralAdjutanten;  mit  ostensibler  Verantwortlich- 
keit. «Ein  Jeder,  der  dem  Regenten  vortragt,  mufs  'ein  Mann  von  Einflufa  in 
den  Sachen  seines  Vortrags  seyn,  oder  er  ist  ein  unnütsea  Geschöpf,  oder 
die  Personen  neben,  über  ihm,  lahmen  ihn,  aus  niedriger,  verderblicher  Ei- 
fersucht. Der  Vortragende  bei  einem  Landcsberrn,  ist  Minister  bei  dessen 
Person,  wie  auch  sein  Titel  laute.  Sollen  und  können  die  DcpartementMi- 
nister  in  der  Wirklichkeit  nur  DcpartementChefs  bleiben,  so  mufs  derCabinet- 
Rath  nicht  nur  Minister  seyn,  sondern  auch  so  heifsen».  Die  Ursachen  von 
/W#«w  Fall  (1807.  a>,  S.  s6-  MinisterGemäldei  in  den  angef.  Beherzigun- 
gen, 8.  37.  -  4s.  -  In  dem  völkerrechtlichen  Sinn,  beseichnet  das  Wort 
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CmbinH  die  Regierung  eines  monarchischen  Staates,  in  ihrem  Verhältnis  au  andern 
unabhängigen  Staaten,  s.  B.  le  Cabinet  des  Tuileries.  In  dem  staatsrechtlichen 
Sinn,  versteht  man  darunter  eine  geheime  RathCanslei  unmittelbar  bei  der 
Person  des  Monarchen;  wo  man  zuweilen  Civil-  und  MilitairCabinet  unter« 
scheidet.   Vergl.  auch  §.  3o6 ,  e. 

c)  Seiner  Hauptbestimmung  nach,  eine  blofs  berathende  Behörde;  ausnahrawei«et 
für  bestimmte  Falle,  auch  wohl  eine  entscheidende  (§.  366  a)  oder  verfugende. 
Wie  die  Staat  sMinisterien  für  die  Ausfuhrung,  so  ist  der  Staatsrath  für  Be- 
rathang die  Intelligen«  der  Regierung.  Prttut.  Verordn.  wegen  Einführ,  des 
Staatsraths,  v.  so.  Mira  1817,  in  d.  Gesetzsamml.  ▼.  1817,  S.  67.  Einführung 
eines  Staatsraths,  im  GH»  Hasen ,  im  August  i8a3t  in  Folge  eines  Edict  »8. 
Mai  18a  1.  Baier.  Verordn.  r.  18..  Nov.  ,8a5,  betr.  den  Staatsrath.  In  manchen 
Ländern  wird  dieses  Collegium  GeheimcrRath ,  genannt  tTürUmb.  Verfafs. 
Vertr.  v.  1819.  §.  54  & 

§.    545.  (265.) 

I 

Fortsetzung. 

1}  Die  verschiedenen  Zweige  der  Staatsverwaltung  sind: 
1)  die  auswärtigen.  3)  dieinnern  Staatsverhältnisse.  Zu -den 
ersten  gehören  alle  Verhandlungen  mit  andern  Staaten,  in  friedlichen 
und  kriegerischen  Verhältnissen.  Zu  den  letzten  gehören:  Gesetz- 
gebung, Staats  wirthschaft  mit  Inbegriff  der  Finanzen,  innere  Sicherheit 
und  Wohlfahrt,  bürgerliche  und  peinliche  Rechtspflege  ,  Lehn-  und 
Kirchen sachen.  Demnach  sind  die  ordentlichen  St  a  atsbehör- 
den  c)  folgende: 

A)  Staatsbehörde  der  auswärtigen  Staats  Verhältnisse. 

B)  Staatsbehörden  für  die  innern  Staatsverhältnisse: 

I)  bestimmende  und  dirigirende  oder  Regim ina  1  Behör- 
den, für  1)  Gesetzgebung,  a)Fiuanzen,  nebst  der  Rechnungs- 
Controle,  3)  Polizei,  4)  Justiz,  5)  Lehnsachen,  6)  geistliche 
Sachen  und  öffentlichen  Unterricht,  oder  Kirchen-  und  Schul- 
sachen, 7)  Kriegsangelegenhciten ; 

II)  ausführende  oder  V ollziehungsBehörden:  1)  gericht- 
liche oder  Justiz  Behörden  ,  oberste  oder  centrale,  pro- 
vinciale  und  örtliche;  2)  Verwaltungs-  oder  administri- 
r  e  n  d  e  Behörden  (für  alle  StaatsverwaltungsGegenstände  ausser 
der  Justiz  und  dem  Kriegswesen),  centrale,  provinciale,  und 
örtliche,   zuweilen  getrennte,    a)  für  das  Finanzfach,  und 

*    b)  für  das  Regierung».,  Polizei-  und  staatswirthschaftliche 
Fach;  3)  Militär  Behörden,  generale  oder  centrale  (Kriegs* 
ministerium  und  GeneralCommando)  und  particuläre. 
II)  In  gröfsern  Staaten,   bisweilen  auch  in  verhältnifsmnsig 
kleinern,  sind  für  die  verschiedenen  Zweige  der  Staatsverwaltung,  als 
ob e r s t  e Staatsbehörden  folgende  StaatsMinisterien  angeordnet  *): 
1)  der  auswärtigen  Angelegenheiten;   2)  der  Justiz;   3)  der 
Finanzen,  neben  ihm  zuweilen  ein  eigenes  Ministerium  des  Schatzes, 
wichtig  auch  ala  Generale ontrole  •);  4)  des1  Innern  (der  innern 

■ 

Digitized  by  Google 


492 


11.  Theil.  VII.  Cap 


Verwaltung,  im  eingeschränkten  Sinn);  5)  des  Kriegs.  Hiezu 
kommen,  in  manchen  Staaten,  noch  eigene  StaatsMinisterien  für  die 
Polizei  und  fiir  die  Kirchen-  oder  Cult  Angelegenheiten ;  das  letzte 
etwa  mit  Inbegriff'  des  öffentlichen  Unterrichtes  und  Erziehungswesens, 
welche  ausserdem  entweder  dem  PolizeiMinisteriuin  oder  dem  Mini- 
sterium des  Innern,  so  wie  die  Lchn-sachcn  demjenigen  der  Justiz, 
anvertraut  werden,  III)  Ein  Staats  Ministerium  besteht  gewöhn- 
lich, aus  einem  StaatsMtnister ,  einem  General Director,  mehreren  Mi- 
nistcrialRäthen ,  einem  GeneralSecretär ,  u.  s.  w.  IV)  Alle  Staats, 
minister  für  gewisse  Angelegenheiten  collegialisch  vereinigt,  bilden  in 
manchen  Staaten  das  Staatsministerium  im  höhern  Sinn,  als 
oberste  Staatsbehörde,  bald  entscheidende,  bald  berathende,  zuweilen 
unter  dem  Vorsitz  des  Staatsoberherrn. 

* 

ö)  Schriften  über  die  Einrichtung  oder  Organisation  der  Staatsverwaltung,  in 
Pvttfr's  Lit.  III.  260.  u.  Rlübrr's  Lit.  285.  —  Vergl.  Moser  v.  d.  Landest), 
überhaupt,  317.,  u.  v.  d.  Landeshoh-  in  Regierungss. ,  7.  »4  h*«  Wkstph4l"8 
Staatsr,  Num.  8.  Fischrr's  Lehrbegriff  d.  Kamcral-  und  Polir.eircchtc,  II.  1  ff . 
Joach.  v.  Schwarzhöre  über  Staats-  u.  AdrefsRalender.  Berl.  179s.  8-  Ideen 
ru  einer  Staatsverfassung  und  Regierung.  1801.  8.  Skizze  einer  LandesOrga- 
nisation;  in  d.  Rhein.  Bund,  XLI1I.  47.  Vergleichende  Schilderung  der  Orga- 
nisation der  französ.  Staatsverwaltung,  in  Besieh,  auf  d.  Hönigr-  VVcstpbalen 
u.  a.  teutsche  Staaten.  Frank  f.  u.  Leipz.  1808.  8.  R.  F.  v.  Wikrrrikg's  Vor- 
schläge Rur  Einrichtung  e.  Staatsverwaltung-  München  i8i5.  8-  C.  A.  Frhrn. 
v.  Maichüs  Politik  der  innern  Staatsverwaltung,  od.  Darstell,  des  Organismus 
der  Behörden  für  dieselbe.  In  drei  Tbeilcn.  18&  8.  —  Die  Staats  -  und  Ad- 
refsRalender einzelner  t  Staaten.  Genealog.  StaatsHandbuch  (Frankf.  a.  M. 
bei  Varrentrapp  u.  Wenner,  seit  174»  bis  i8o5  jährlich ,  *  dann  wieder  1811. 
8-)i  <m  2.  Band.  Gr.  Hassels  allgem.  europ.  Staats-  u.  AdrefsIIandbuch  für 
1809.  Weimar.  Tb.  I.  1809.  Th.  II,  die  RheinbundStaaten ,  von  G.  Schorch. 
1811.  Neue  Aufl.  für  181s  u.  i8i3.  Für  1816  bearbeitet  v.  G.  Hassel,  wo 
des  I.  Bds.  1.  Abth.  (1816)  u.  II.  Bds.  2.  Abth.  (1817)  den  sämmtl.  t.  Bundes- 
staaten gewidmet  sind. 

S)  OrganisationsGesetze  teutscher  Staaten.  1)  Prkusseic:  Verordnungen  16.  u. 
26.  Dec.  1808.  27.  Oct.  u.  1.  Nov.  1810,  «4.  Apr.  181»,  3o.  Jun.  1814,  3o.  Apr. 
u.  16.  Dec.  i8i5,  so.  März  1817  (Staatsrath),  3.  Nov.  1817  (Staatsministerium) 
in  d.  Gestz-Samml.  für  die  preuss.  Staaten,  u.  in  d.  Polit-  Journal.  Vergl. 
J.  D.  F.  Ruhet ,  der  preuss.  Sccretär.  2  Theile.  Berl.  2.  Aufl.  1816.  Ebmdess. 
Machträge  zu  dem  I.  Th.  Berl.  1806.  R.  L.  Woltxabh's  Geist  der  neuen  preuss. 
StaatsOrganisation  ( v.  1810).  Leipz.  1810.  8.  Die  neue  Staatsverfassung  der 
preuss.  Monarchie,  in  tabellar.  Üebersicht.  Berl.  1811.  Harrrliii's  Staatsar- 
chiv, Heft  39,  S.  246  ff.  (J.  G.  Boltk's  )  Anleit.  z.  Renntnifs  des  öffentl- 
Geschäftsganges  in  den  preuss*  Staaten.  Berl.  1804 •  8.  Fr.  v.  Räumer  -über 
die  Verfaß»,  der  Behörden  im  preuss.  Staate;  in  (ÄIasso's)  Geschichte  des 
preuss.  Staates,  vom  hubertsburger  Fr.  an,  etc.  Th-  HL  (Franhf.  1820.  8.). 
Die  preuss.  ReorganisationsGesetzgebung ,  seit  1807  bis  i8a3;  von.  L  D.  F. 
Rumpf.  Berl.  i8a3.  8—2)  Sachs**:  Rönigl.  Rescript  v.  Sept.  1817,  die  Er- 
richtung c.  Staatsraths  betr.  Von  diesem  Staatsrath  u.  dem  Geheimenrath ,  s. 
Weisse's  Lehrb.  des  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  V  84  *—  95.  Von  der  Landes« 
regierung,  ebendas.  §.  96  —  98. — 3)  Baikbr:  Organisation  der  LandesCollegien  j 
in  Reims  Staatskanzlei,  1799,  VI.  1.  Constitution  des  Königreichs,  v.  1,  Mai 
1808,  Tit.  3;  »  d.  Rhein.  Bund,  XIX.  3.  1*7.  Instruction  f.  d,  GenerakRreU 
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Commissare,  v.  17.  Jul.  1808;  in  d.  Rhein,  Bund,  L.  225.  Verordn.  v.  2.  Feb. 
1817*  wegen  Bildung  u.  Einrichtung  der  obersten  Stellen  des  Staates;  in  d. 
Regier.  Blatt,  Num.  IV.  Verordn.  v.  9.  Dec.  i8»5,  wegen  Formation  der 
Ministerien ;  in  der  Allgem  Zeit.  r.  i5-  Dec.  i8i5.  Handbuch  der  Staatsver- 
fassung u.  Staatsverwaltung  dec  Königr.  Baiern-  7  Bande-  München  1807  — 
i8i3.  8.  — 4)  Hasboveb:  Edict  v.  12.  Oct.  181a,  die  Bildung  der  künf.  Staats- 
verwaltung betr.  Edict  de  eod.  betr.  die  Erricht-  einer  DomainenKammer. 
Verordn,  v.  i5.  Mai  182$,  betr.  die  Erricht.  u.  Wirksamk,  v.  6  LandDrosteien 
(Regierungen,  als  Mittelbehörden  über  die  Städte,  Aemter,  PatrimonialGe- 
richte  u.  a.  Untcrobrigkoiten ,  u.  unter  den  CentralBehörden ,  mit  collegia»  k 
lischer  Behandl.  der  Geschäfte)  nebst  dazu  gehörigem  Reglement;  in.  <L  Ge- 
Setzsamml.,  1.  Abth. ,  Num.  10  v.  »8*3.  Amtsordn.  v.  18.  Apr.  1813,  cbendas. 
Num.  11.  Reglements  für  die  Forstverwaltung,  u.  für  die  GeneralDirection 
des  Wasserbaues,  de  eod.,  ebenda  s.  Num.  17.  u.  19.  —  5)  Wibtbmbebg: 
OrganisationsPatent  v.  18.  Mär»  1806.  Rescr.  v.  i.  Jul.  18t  1,  wegen  Einführ, 
des  RürcauSy stems  in  d.  Ministerien  des  Innern  u.  d.  Finanzen.  Rhein.  Bund, 
XXXIX.  394.  LVI.  285.  288.  3oo.  Desgl.  v.  8.  Nov.  1816,  für  d.  Geh.  Raths- 
Collegium;  desgl.  v.  18.  Nov.  1817,  betr.  die  Organisation  der  höchsten 
Gerichte;  disgl.  v.  18.  Nov.  1817,  die  StaatsverwaltungsFormen  u.  die  Res» 
sortVerhä'ltnlsse  der  obersten  Staatsbehörden  betr.  G.  Hbaf»'s  Repertor. 
über  d.  k.  wirtemb.  Gesetzgebung  v.  1797  —  »809,  Th.  III,  Abth.  t  (Stuttg. 
i8»4«  8.).  I.  D.  G.  Memmisgeb's  Beschreib,  v.  Würtemberg  (2.  Aufl.  »8a3), 
S.  439  ff.  —  6)  Baden:  Organisation  der  bad.  Lande,  in  »3  Edictcn.  2  Theile. 
Mannh.  i8o3.  8.  Fünf  ConstitutionsEdictc.  v.  1807  u.  1808,  in  d.  Reg.  Blatt, 
u.  besonders  zusammengedruckt,  Carlsr.  1808.  8.  Neueste  Organisation  der 
Geschäftsverwalt.  d.  obersten  Staatsbehörden,  v.  5.  Jul.  1808,  in  d.  Reg.  Blatt, 
1808,  N.  11  u.  22  ,  u.  besonders  abgedruckt,  Carlsr.  1808.  8.  Rhein-  Rund,  XX. 
3ia.  OrganisationsEdict  v.  36.  Nov.  1809,  mit  Beil.  A  —  F;  in  d.  Regier. 
Blatt  v.  1809,  Num.  49  ff.  Auch  besonders  abgedruckt.  Carlsr.  1810.  8.  Neue 
Aufl.  i8i3.  8.  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  Heft  XL  — XLIV.  PersonalOrganisatioii 
t.  3i.  Dec.  1810  in  d.  Reg.  Blatt,  u.  besonders  abgedruckt;  Carls.  1810.  8- 
Verordn.  v.  ai.  Sept.  1811,  wegen  Wiedereinführung  eines  Staatsraths  u.  e. 
Cabinctsratbs ;  in  d.  Reg.  Blatt,  1811,  Num.  24.  Verordn.  v.  1821,  die  Ein- 
rieht,  des  Staatsministerii  betr.  —  7)  Hubhesseb:  Verordn.  über  die  Einricht. 
der  Staatsverwaltung,  v.  29.  Jun-  1821.  Verwaltungsordnung  v.  29.  Juni  1821. 
—  8)  Grofsherzogthum  Hesseb:  HauptOrganisations Patent  v.  11.  Oct.  i8o3; 
in  Haberlin's  Staatsarchiv,  L.  n5  —  »66.  —  Verordn.  v.  1821,  die  Erricht. 
e.  Staatsraths  betr.  —  9)  S.  Wbibub:  Verordn.  v.  1.  Dec.  »8i5,  wegen  Ein- 
richt. e.  StaatsMinisterii ,  in  RlCbfr's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S-  75*.  Gesetz  über 
die  Organisation  des  Staatsdienstes  in  den  LandesCollrgien  v.  i5.  Dec.  i8i5. 
Scbweitzeb's  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach ,  I.  5.  79  ff-  —  10 ) 
Nassau:  Verordn.  über  die  Organisation  der  Staatsverwaltung,  v-  9.  u.  11.  Sept. 
i8i5,  n.  v.  5.  u.  6.  Jan.  1816.;  in  d.  nassau.  VerordnungsRlatt.  —  n )  S. 
Cobub«:  Verordn.  vom  4.  Jun.  1808,  die  neue  Einrichtung  des  LandesMinis- 
terii  betr.;  in  d.  Rhein.  Bund,  XXL  472.  Dergl.  v.  1.  Mai  1802;  in  (Rtü- 
bkh's)  Rheinischen  Staatsan/.eigen ,  Heft  2,  S.  124  ff.  —  12)  AnBaltCöthkx  : 
Verordn.  v.  28.  Dec.  1810  u.  19.  Febr.  1811;  in  d.  Rhein.  Bund,  LH,  LIV 
u«  LXV. 

)  Vergl.  Memorial  de  Stc-Hölene ,  par  le  comte  de  Lat~Cas<u ,   T.  II  ( Paria 
i8s3.  &),  p.  34d. 


1 


Digitized  by  G 


494  n-  Theü-  VIL  ^P- 


■ 

g.    546.  (266.) 
Vereinigung  mehrerer  Behörden. 
Ausserordentliche  und  provisorische  Behörden» 

n  Einheit  und  Uebersicht,  Zeit-  und  Kostenersparnis  fordern, 
dar»  die  Staatsverwaltung  gerade  nur  in  so  viel  Abtheilunge« 
getrennt,  und  unter  so  viel  CoUegien  und  Einzelne  vertheilt  werde, 
als  su  ordentlicher  und  schleuniger  Bearbeitung  nothig  sind  a)  Zu 
erofse  VerTielfältigung  der  Staatsbehörden ,  vermehrt  die  Ver- 
wickelung der  Verhältnisse  in  der  Staatsverwaltung.  Uebertnebene 
Centralisirung,  hindert  oder  erschwert  die  Aufsicht  über  die 
Unterbehörden.  Zu  weit  getriebene  Trennung  und  Abgrenzung 
der  einzelnen  Verwaltungszweige  ,  vervielfältigt  ohne  Noth  die  Mit- 
theilungen, folglich  die  Geschäfte.  II)  In  hl  einem  Staaten  oft 
auch  in  gröfsern,  können,  müssen  daher  mehrere,  höhere  und  niedere 
Staatsbehörden  vereinigt  seyn  *)  Cv  e  r  mi  sehte  oder  cumu  lative 
Behörden).  Doch  ist  nicht  rathsam,  Justizbehörden  mit  \erwaltungs- 
oder  Regierungs-,  Polizei-  und  Finanzbehörden  zu  vereinigen  0. 
Selbst  die  Verwaltung  der  Gerichtbarheit  in  nicht ^streitigen  Sachen 
fS  3-7Q)  i»t  nicht  selten  getrennt  von  derjenigen  der  Gerichtbarheit 
in  streitigen  Sachen.  Reine  Absonderung,  findet  sich  am  Allgemeinsten 
bei  Militärbehörden.  III )  Auch  können  ,  ausser  den  per  man  enten 
Behörden,  für  einzelne  Auftrüge  oder  Geschäftzwe.ge ,  ausser- 
ordentliche  und  provisorische  Behörden  verordnet  seyn. 

v  Die  Ministerien  sollen  sich  in  der  Regel  mir  mit  der  obersten  Aufsicht  und 
I^itune  der  tu  ihrem  Geschäftkreis  gehörigen  GcschSftewcige  befassen,  das 
Nähere  (Detail)  der  Verwaltung  aber  den  ihnen  untergeordneten  Behörden 
und  Stellen  überlassen-.  Worte  der  baier.  Verordn.  v  q.  Dec.  .8*5,  betr. 
iie  Formation  der  Ministerien.  -  Den  Charakter  einer  Staatsregierung,  er- 
kennt  man  aus  ihren  Grundsätzen  und  ihrer  Handlungsweise,  in  dem  Innern 
d  Aeussern,  aus  der  Organisation  der  Verwaltungsbehörden,  aus  ihrem 
rPRchäftffan«  und  den  dabei  herrschenden  Grundsätzen.  TJeberall  sind  su 
meiden .  Vcbcrlastung  mit  Beamten,  Uebcrtreibung  der  Gegenaufsicht  (V  35o), 
Meh^  Viel- und  Breitregieren.   Die  Chinesen  haben 

fj Ä.«  -„  Staatsdienem:  Denker  und  Ausfertiger.  -  Von  solchen  Ge; 
anständen  der  höbern  Staatskunde,  s.  (Kriegsr.  Schees  ,n  Ron.g.b.) 
Gedanken  und  Meinungen  über  Manches  im  Dienst.  Römgsb  i8ol.  Zweite 
Aufl  i8o4  II.  Bändchen.  1806.  II.  Bds.  a.  Abschn.  181a.  3.  Abschn.  i8ti.  8. 
fGl  gel.  Ans.  ,8o5,  55;  1807,  i43.)  KlCb^s  Staatsr.  des  Rhemb  ,48. 
Kote  .  A.  W.  Rehskbo  über  die  Staatsverwaltung  deutscher  Länder  und 
Mm  Dienerschaft  der  Regenten.  Hannover  1807.  8.  Fn«na.  v.  B«tows  Be- 
ilwn  (su  Rehberg's6  Abb.).  Berl.  .808.  E  Einige  Erläuterungen  ,«  v. 
Bü  o^Benlerkungen  e'tc;  v.  Waen-a.-.  Hanno, w  , ,808  * 
Line  Mittheilungen,  Th.  I  (Leip..  08«.  8.),  S.  *>  -  76.  -  V«  ie»  ^ 
Uschen  Tabellen-  u.  Rechnungswesen,  und  von  der  ConjecturulP^uk ,  .  Rossic  * 
Politik  .05  ff.  Ueber  moralische  Statistik,  u.  ton  Ueberscbatiung  der  Zah- 
fenStatlsukl  .  Minerva,  April  ,8.4.  8.  7«  -  77-  Vortrag  des  ghsgl.  herben 
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Finanzminnters  In  der  x  Kammer  der  Stande,  im  8ept.  18*6,  in  der  frankf. 
OPostamuZeit*      16.  Sept.  1826.    H.  W.  Hkerwageb's  Anleit.  cur  rieht.  Kennt- 
.  nüs  <L  preuss.  Staatswirthschaft.  Berl.  1808.  8. 

h)  Mosas  ron  d.  Landcshoh.  in  Regierangssachen,  38-  —  Zur  Probe,  doch  nicht 
als  Muster,  vergl.  man  das  angef.  S-  coburgUche  OrganisationsPatent  von  180a, 
in  (KLÖBtB's)  Rhein.  Staats  an  zeigen ,  IL  i«4t  «•  das  Patent  über  die  Organi- 
sation der  Landesbehörden  des  Furstenthums  Leiningen,  d.  d.  Amorbach  den 
1.  Dee,  1804.  Nachtrag  dazu,  vom  10.  Jun.  1806.  Fol. 

c)  Leipziger  LitcraturZeitung ,  i8<4,  St.  4.  Vergl.  unten  f.  373. 

§.    547.  (267.) 
JVehenCoUegien.    Commissionen,    Gemeindeverwaltung'    Landrät  he- 

I)  Für  manche  Staatsangelegenheiten  werden  zuweilen,  ein  für 
allemal,  beständige  Co mmission  e n ,  auch  Neben-  oder  Fili  a  1- 
Collegien,  angeordnet.  II)  Für  einzelne,  vorübergehende  Angele- 
genheiten, auch  für  gewisse  Gegenstände  oder  gleichartige  Fälle  über- 
haupt, werden  Commissionen  in  dem  eigentlichen  Sinn,  auch  1m- 
mediätCommissionen  uomittelbar  von  dem  Staatsoberhaupt,  ernannt  fl), 
mit  oder  ohne  SubdelegationsRecht.  Die  Commissionen  sind  be- 
stimmt, bald  für  Justizsachen,  bald  för  andere  Gegenstände  der  Staatsrerr 
waltung;  in  dem  ersten  Fall,  entweder  gesetzmäsig  von  Amtswegen,  oder 
auf  Begehren  einer,  oder  beider  Parteien;  es  sey  für  die  ganze  Sache, 
oder  für  einzelne  Verhandlungen.  Auch  unterscheidet  man,  hin  und 
wieder,  Hof-  und  LocalCommissionen.  Mehrere  Commissarien  für 
denselben  Gegenstand,  werden  entweder  als  gemeinschaftlich  bestellt, 
oder  mit  der  Clausel:  sammt  und  sonders,  oder:  sammt  oder  sonders. 
III)  Für  manche  örtliche  Verwaltungsgegenstände  *')  besteht,  vermöge 
der  Gemeindeverfassung  (§.  25o,  u  334)  gewöhnlich  eine  Gemeinde- 
verwaltung, und  für  deren  Ausübung  ein  Ort-  oder  Gemeinde- 
vorsteher (Bürgermeister,  Schultheis,  Statthalter,  Stabhalter),  ein 
Gemeinderath,  ein  Bürger-  oder  Gemein deausschufs.  IV)  Für  Mitaufsicht 
und  geregelte  Einwirkung  in  Verwaltungsangelegenheiten,  in  bestimmten 
Bezirken,  sind  in  manchen  Staaten  Landräthe  bestellt,  oft  solche, 
die  demselben  Bezirk  durch  Grundbesitz  besonders  zugethan  sind  c). 

a)  Schriften  in  Püttib's  Lit.  IIL  $.  1104.  Kxubkb's  Lit.  »96.  G.  C.  F.  San.au 
diss.  vindiciae  potestatis  camerae  imperialis  supremae  decernendi  commissiones 
ad  integrem  causam  (Erlang.  1793.  4»)  »  §•  6.  sq.  GbolkaVs  Theorie  des  ge- 
richtl.  Verfahrens,  %.  137.  —  Vnterthanen,  selbst  der  höchsten  Classe,  senden 
an  den  Regenten  oder  dessen  Staatsbehörden,  keine  Commissarien,  sandern 
Bevollmächtigte,  Abgeordnete,  Depuurte. 

6)  Verwaltung  der  OrtPolisei  («.  B.  Markt-,  Brod-,  Fleisch«,  Bau-,  Feuer»  und 
Feldschau,  Maas  u.  Gewicht),  des  Gemeinde-  u.  Stiftung»  vermöge  na ,  Bestel- 
lung der  Gemeindediener,  u.  d.  Für  manche  Gegenstände,  t-  B-  für  Kirchen-, 
Schul-,  Sitten-,  fromme  8tiftunge-  u.  ArmenPoliaei ,  tritt  meist  ein  Ortgeist- 
Hchcr  hinan,  in  welchem  Fall  die  Behörde  RirchenConvent,  Stiftungsratb  u.  d. 
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v)  So  in  den  preussischen  Staaten,  in  den  Grof«her«opthümern  Hessen  u.  S. 
WcimarEiscnach.    Schwbitbbb's   offen  ri.  Recht  des  OH.  S.   YVeimarEis.  I. 

u3.  Acbnliches  findet  man  in  dem  Königr.  Sachsen,  in  dem  1816  neu  ge- 
ordneten Institut  der  Kreis-  und  Amthauptleuto.  Weissk's  Lcbrb.  des  k. 
sächs.  Staatsr. ,  99. 


I)  Wichtig  für  die  öffentliche  Gcschäftfubrung,  sind  die  Staats- 
Archive«)  ( chartophytocea ,  tabularia  s.  chartaria  publica),  unter 
Auctorität  des  Staates,  in  eigenen  Gebäuden  oder  Gemächern,  bestehende 
Sammlungen  von  Urkunden  und  Acten,  unter  Aufsicht  verpflichteter 
Archivare.  II)  Dem  Regenten  allein  steht  das  Archivrecht  *)  (jus 
archivi)  zu,  die  Befugnifs,  öffentliche  Archive  zu  haben,  ihnen  öffent- 
liches Ansehen  zu  verleihen,  und  für  die  darin  aufbewahrten,  an  sich 
unverdächtigen  Urkunden,  die  Rechtsvermuthang  der  Echtheit  zu 
verordnen  «)•  HI)  Auch  landständischen  und  andern  Corporation en, 
Stadt-  und  Grundobrigkeiten,  kann  dieses  Recht,  untergeordnet,  in 
bestimmter  Art  verliehen  werden  «0. 

o)  Püttbb's  Lit.  III.  «04.  Kl&bbb's  Lit.  %.  990.  Hcca's  Literatur  der  Diploma- 
tie ,  4»5  ff.  H.  \V.  Lawätb  Handb.  für  Bücherfreunde  u.  Bibliothekare ,  Th. 
II,  Bd.  «,  Abth.  1  (Halle  1795.  80,  S.  71  —  94.  J  .  M.  y.  An*ts  über  die  Ge- 
schichte des  Kanslei-  u.  Archirwesens.   Kempten  1798.  4. 

•)  Jo.  Eisbbbabt  de  jure  diplomatum.  Hat  1736.  '4.  auet.  a  G.  St  Wibsabd. 
Lips.  1757.  4*  Behlk9  diss.  de  probatione  per  documenta  arckifalia. 

Mog.  1760.  4.  F.  W.  A„  Laybiz  obss.  de  auetoritate  diplomatum  ex  archivo 
depromptorum.  Barutbi  1796.  8-  Wsst-pbai/s  Staatsr. ,  91.  Jabgow  ron  d. 
Regalien,  263.  —  Beweiskraft  der  arehivalischen  Staats-  u.  PrivatOriginal- 
Urkunden.  Lkysbb  Sp.  «66.  m.  7.  %.  3.  5.  Bbobb's  sei.  obs.  for.,  obs.  460. 
Cabs  de  probabilitale  jurid.,  18s.  sqq.  C.  L.  Bopbmxb  in  Gbbsxeb's  etc. 
Archiv  für  die  civihst.  Praxis,  B.  II,  Heft  1  (1819),  Nutn.  VIII.  G.  L.  Bobs- 
mbb  princ.  juris  canon.,  %.  804,  Note  o.  —  Beweiskraft  der  arehivalischen 
Copiulhücher  und  Abschriften.  J.  W.  Waldscbmidt  diss.  de  probatione  per  di- 
plomataria.  Marb.  1726.  u.  in  Babutg's  clave  diplom.  p.  391.  Wbstpbal  a.  a. 
O.  98.   J.  C.  C.  Schböteb's  verm.  Abhandl.  IL  192.   Latbib.  1.  c.  \.  is.  sqq. 

c)  Wbstpbal  a.  a.  O.  9s  ff.    Latbiz  1.  c.      8.  sqq. 

d)  Hfbtius  T.  I.  resp.  XX.  n.  17.  Wistpbai.'s  Privatr.,  L,  126.  —  Ob  sie  dieaea 
Recht  auch  ohne  Verleihung  haben?  Lbxsbb  Spec.  «68.  683.  m.  9.  Schbötpr 
a.  a.  O.  Laybis,  I.  c.  f.  6.  sqq.  Mvllbb  obss.  ad  Lkysab.  T.  Ul.  obs.  471. 
8tbcbzb's  Nebcnat.  VI.  41*. 


IV)  Meist  hat  ein  Staat  mehrere  Archive,  ein  Genetfal-  oder 
Haupt  Archiv,  und  mehrere  Particulär-  oder  Neben  Archive  -  Pro- 
vinzial-,  Kreis-,  Regierung*-,  Kammer-  u.  d.  Archive)  bisweilen 


(269.) 


Fortsetzung. 


Digitized  by  Google 


StaatsVerwahungsforni,  497 

auch  ein  eigenes  Haus Archiv,  für  die  RegentenFamilie.  Für  alle 
hat  man  hie  and  da  eigene  üirchi  vOrdnungen  «)  ,  -worin  der 
ArchivPIan,  die  äussere  und  innere  Einrichtung  f),  die  Obliegenheit 
der  Archivare,  u.  d.  bestimmt  sind  c),  V)  Zuweilen  haben  abge- 
theilte  Linien  eines  Regentenhauses  ein  gemeinschaftliches 
Archiv  <0.  VI)  Von  den  Archiven  unterscheiden  sich  die  öffentlichen 
Registraturen  oder  Reposituren  (ältere,  und  laufende  oder 
currente)  der  LandesCollegien  undLocalBehörden,  auch  der  städtischen, 
der  Landschaften,  Universitäten,  Standes-  und  Grundherren,  u.  a.  *). 
Uneigentlich  werden  solche  suweilen  Archiv  genannt,  z.  B.  Amt-, 
Kloster-  u.  d.  Archiv. 

a)  Markgraf),  badischc  Archivordnung  und  Instruction.    Carlsr.  1802.  8. 

b)  Hauptrcgel:  jede  Urkunde  ist  wichtig,  für  eine  Person,  einen  Ort,  eine  Sache. 
—  Schriften  von  Sritss,  Ecrartshacsf.ü  u.  a. ,  bei  Pütter  u.  Hlübfr  a.  a.  O- 
Ii.  6.  Günther  über  die  Einrichtung  der  Hauptarchive.  Altenb.  1783.  8. 
Gatterer's  pract.  Diploiratik,  Th.  I.  Abschn.  6.  O.  A.  Bachmas!«  über  die 
Archive.  Amb.  1801.  8.  J.  A.  Obgo's  Arehivwissenschaft.  Gotha  1804.  8. 
J.  F.  X.  v.  Efplbm's  Anleit.  zu  Einrichtung  der  Archive  u.  Registraturen. 
Erf.  i8o5.  a    Pütter's  jur.  Praxis,  I.  a66. 

c)  Zweckmäßige  Einrichtung  der  Archive,  äussere  und  innere,  Repcrtorien.  Vor- 
sichtregcln  und  Mittel  wider  das  Verderben  der  Urkunden  und  Siegel,  wider 
Moder  und  Insecten. 

d)  So ,  zufolge  des  naumburger  Vertrags  v.  i554,  unter  14  Schlössern  das  ge- 
meinschaftliche Archiv  der  sämmtlichen  sächsischen  Häuser  albertinischer  und 
ernestinisoher  Linie,  ehehin  zu  Wittenberg,  v.  Röxer's  Staatsr.  u.  Statistik 
des  Churfürstenth.  Sachsen  ,  I.  5a  1.  Im  J.  1802  ward  dasselbe  verthcilt,  doch 
mit  Vorbehalt  der  Gemeinschaft  und  gegenseitigen  Mittheilung  sämmtlicber 
Urkunden,  Acten  u.  Schriften.  Schweitzers  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  Weu 
niarEiscnach ,  I.  %.  91.  —  Ein  gemeinschaftliches  Archiv  des  Sachsen  •  entestini- 
sehen  Hauses,  unter  dem  Verschluss  beiderseitiger  Archivare,  befindet  sich  zu 
Weimar.  Schweitzer  a.  a.  O.  8taatsHandbuch  des  GHsgth.  Sachsen  Weimar- 
Eisenach,  für  i83o,  8.  44.  Vermöge  des  kamebergischen  TheilungsRecesses  v. 
1660,  in  Glafet's  Hern  der  sächs.  Geschichte,  S.  1098,  befindet  sich  das  ge- 
meinschaftliche bennebergische  Archiv  der  grofsherzogl-  u.  herzogl.  sächsischen 
Häuser  u.  des  königl.  Hauses  Sachsen ,  für  welches  seit  dem  Fricdensschluss 
v.  18.  Mai  i8i5  Preussen  eingetreten  ist,  zu  Meiningen  (nicht  zu  Weimar). 
Schweitzer  a.  a.  O.  Das  angef.  StaatsHnndb. ,  S.  4*.  —  Zu  Braunschweig 
ward  das  gemeinschaftliche  Archiv  des  Grsammthauses  Braun  schweig  seit  dem 
Ausgang  des  16.  Jahrhunderls  in  dem  Stift  St.  Blasü,  in  einem  mit  sieben 
verschiedenen ,  Schlössern  versehenen  Schrank  aufbewahrt,  dieser  aber  an, 
6.  Sept.  i8'io  in  das  Rcsidcnr.schlpfs  gebracht,  wo  bei  dem  am  folgeuden  Tag 
angelegten  Sthlofsbrand  ein  grofser  Thcil  der  Urkuudcn  abhanden  kam. 

r>  Schriften  \on  Ciaproth,  Fladt,  Bccnuons  u.  a.,  in  Pütter's  u.  Hlüber's 
Lit.  %.  990.  J.  M.  Maütmayb's  RegistralurPlan.  Wien  1-89  8.  3.  C.  F.  Stuss 
von  Archiven  (eigentlich  ,  Registraturen),  Lcipz.  1-90.  8.  E.  F.  Ruleshaxp's 
Anleit.  zu  Anordnung  u.  Erhaltung  der  Amts-,  Rcntcrey- ,  Stadt-,  Familien-, 
Gerichts-  u.  liirchcnReposituren.  Marb.  i8o5.  8.  G.  F.  J.  Sedelmavbr's  Anleit. 
zur  Systematik  und  Führung  der  Registraturen.  Bamb.  1807.  8  Carl  Hecht 's 
Theorie  der  Registmturlehre.  Hcidelb.  »808.  8-  Friede.  Gutscher's  Registra- 
turwissenschaft.  Stuttg.  1811.  8.  Gf.  Ffrd.  Dölmkgfr  über  die  zweckmäsigste 
Einrichtung  der  Registraturen.  München  1811.  8.  E.  Dauhfrt  über  das  Re- 
gistraturwesen. Braunschw.  1812.  8. 

klüLcr  »  öffenü   R«cbt.  i.  AuÜ.  32 
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&  530..  (Kft) 

Geschäft  Bezirkordnung.    Instruction.   Aufsicht.    Verantwortlichkeit  u. 
Unverleizlic/dieÜ  der  Staatsdiener.  Recurs. 

I)  Eine  Wirkung*-  oder  Geschäf tBez  irkordnun  g 
(  Abgrenzung  des  Geschäfthreises,  Competenz  -  oder  ReasortRegleroent) 
bestimmt  den  Dicnsthreis  ,  das  heifst  ,  den  Umfang  der  amtlicben 
Wirkung&befugnifs  der  höhern  Staatsbehörden ,  in  Ansehung  sowohl 
der  Gegenstände  «),  als  auch  der  Amt  untergebenen.  II)  Ein- 
zelne  Staatsbeamte  und  niedere  Behörden,  erhalten  eine  Dienst- 
ordnung oder  Verwaltungs Vorschrift  (Instruction);  wobei 
der  Kleinigkeitgeisl ,  welcher  in  regierungsreichen  Zeiten  und  bei 
Regierungssüchtigen  leicht  überhand  nimmt ,  zu  vermeiden  ist ,  damit 
die  Selbsttätigkeit,  das  freie,  nützliche  Wirken  des  Geistes,  bei 
dem  Staatsdiener  nicht  gehindert  werde.  III)  Alle  Staatsdiener  sind 
der  A  u  fs  i  c  h  t  des  Souverains  unterworfen ,  in  Hinsicht  auf  Erfüllung 
der  Amtpflicht,  auch  auf  Privatleben,  so  fern  dieses  auf  Amtsansehen 
und  Amtstreue  nachtheilig  wirken  konnte.  Bestimmte  Amtgeschäf'te, 
können  fortwährend  einer  Gegenaufsicht  oder  Controle  unter- 
worfen werden*).  Diese,  so  wie  die  periodische  Revision  und 
Visitation,  ist  so  einzurichten,  dafs  wechselseitiges  Vertrauen  und 
Ehrgefühl  dabei  besteben  können.  Militärische  Behandlung  verträgt 
sich  nicht  mit  dem  intellectuellen  Staatsdienst,  und  pedantische  Ueber- 
treibung  der  formalen  Fünctlichkeit  schadet  der  Sache.  IV)  Auf  das 
heiligste  und  einfachste,  selbst  wider  den  Regenten,  sey  gesichert, 
die  Verantwortlichkeit  pflichtvergessener  (§.  34«),  und  die  ü  n- 
verletzlichkeit  pflichtgetreuer  Staatsbeamten.  V)  Wider  Mi fsbr Su- 
che und  Bedrückungen  der  Staatsbeamten,  dient  der  Recurs  an  die 
ihnen  vorgesetzten  höhern  Staatsbehörden,  auch  an  den  Regenten. 

a)  Depar lernen tConflicte,  Competenz-  oder  BessortStreitigk  eilen ,  wegen  Unbe. 
sttmmtheit  der  Grenzen  (z.  B.  bei  einem  so  genannten  Departement  des  Innern) ; 
auch  je  nachdem  Herrschsucht  oder  Arbeitscheuc ,  die  Hand  tu  dem  Nehmen 
oder  Zurückschieben  ausstreckt. 

*)  F.  A.  v.  Zwanziger  über  Zweck,  Begriff  u.  Bestimmung  jeder  Controle;  in 
HÄBKau!f's  Staatsarchiv,  Heft  3s,  S.  4i5. 

c)  Von  der  Verpflichtung  des  Staates  aus  Amtbandlungen  seiner  Diener,  ohne 
oder  mit  Ucbertretung  ihrer  Berufpflicht,  s.  de  Neoh&kv  medit.  juris  privati 
prineipum,  T.  I.  p.  3)6.  CaAYtn's  Wetzlar.  Nebenstunden,  Tb.  t»3,  S. 
i/|5.  Hpkftkii's  Beiträge,  I.  Lieferung,  S.  160  ff.  Suxdhei«  von  der  Haftver- 
bindlichkeit des  Staat«  für  Schadenstiftung  seiner  Beamten.  Glessen.  1837.  8. 

§.    551.  (271.) 
CanzleiCeremoniel.  Staatssprache. 

In  der  .Staatsgewalt  ist  begriffen,  die  Befugnifs,  nicht  nur  I)  das 
Cercmoniel  und  Titularwcsen  in  dem  öffentlichen  Gcschaftgang 
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au  bestimmen  (5.  n4),  sondern  auch  II)  über  den  Gebrauch  einer 
bestimmten  Sprache  oder  Sprach  form,  in  schriftlichen  und 
mundlichen  Verhandlungen  zu  verfügen  «0  (SprachenRegal ,  jus  idio- 
matis,  jus  prineipis  circa  linguam).  Dahin  gehören  Verordnungen 
über  die  Sprache,  -welche  in  Staatsverhandlungen ,  von  oder  bei 
Staatsbehörden,  bei  dem  öffentlichen  Unterricht,  bei  der  öffentlichen 
Gottesverehrung,  an  dem  Hof,  in  Handelsbüchern  u.  d.  gebraucht 
werden  soll  Entscheidung  erheblicher  Streitigkeiten  der  Sprach- 
lehrer und  Sprachforscher,  u.  d. 

«)  Pöttib's  Lit-  HL  »o5.  Klcskb'j  Lit.  919.  llcca's  Lit.  der  Diploroatik,  29. 
376.  Stbubib's  Nebenstunden,  VI.  4*6.  Jabgow  v.  d.  Regalien,  S.  266.  J.  L. 
£.  Püttmak»  pr.  de  usu  lioguae  latinae  in  vila  eivili  causisque  maxime  publi- 
cis.  Lips.  1793.  4*  Arth.  Duck  de  usu  et  auetoritate  juris  civ.  Born.,  p.  i5o 
sqq.  C.  F.  Walch  de  lingua  latina ,  lingua  legitima;  in  dessen  Opusc.  I.  40». 
G.  H.  Punon  de  palma  linguae  latinae  ab  Europae  civitatibus  de  pace,  foc- 
deribuS  etc.  publice  agentibus  optimo  jure  retribuenda.  Vratislaviae  1817.  4* 
v.  Mabtbxs  Einl.  in  das  europ.  Völkerr.  §.  174  u.  3a8,  Note  a.  Sur  l'univer. 
salite  de  la  langue  francaise;  in  dem  Journal:  Le  Nord  physique,  politique 
et  moral;  1798,  n.  IV.  Klübbr's  Uebersicht  der  diplomat  Verhandl.  des 
wiener  Congr. ,  S.  537  ff.  Ebcndcss.  droit  des  gens  moderne  de  KEurope, 
V  n3  et  suiv.    Von  der  Sprache  der  t>  Bundesversammlung,  s.  oben  %.  149. 

»)  Daher  Staats-,  Canslci-  u.  Gerichtsprache,  Kirchen-  u.  Schulsprache,  Hof  u. 
Gemeinsprache  (idioma  publicum,  judiciale,  sacrum,  scholasticum ,  aulicum, 
vulgare)-  Die  polnische  Constitution  v.  47.  Nov.  i8i5  ist,  im  Original-,  fran- 
zösisch, aber  sie  verordnet,  %.  28,  den  ausschliessenden  Gebrauch  der  pol- 
nischen Sprache  in  allen  öffentlichen  Verwaltung»-,  gerichtlichen  u.  milita- 

•  rischen  Angelegenheiten.  Die  norwegische  Constitution  v.  4.  Nov.  1814,  %.  81, 
verordnet,  dafs  alle  Gesetze  in  norwegischer  Sprache  ausgefertigt  werden 
sollen.  Rönigl.  niederländ.  Verordn.  t.  4*  Juni  i83o,  über  den  Gebrauch  der 
niederländischen,  französischen  u.  (im  GH.  Luxemburg)  teutschen  Sprache; 
in  d.  Journal  de  Francfort  du  l«  juin  i83o.  Antrag  der  ungarischen  Rcichs- 
stande,  auf  dem  Reichstag  im  Herbst  i83o,  den  Gebranch  der  ungarischen 
Sprache,  in  Staats-  und  gerichtlichen  Verhandlungen  su  verordnen,  und 
genehmigende  königliche  Resolution  hierauf,  vom  a.  Dec.  i83o> 

§.  552.  (272.) 

* 

*    EtHlheilungen  des  Staatsgebietes. 

Zu  dem  Zweck  der  Staatsverwaltung,  dienen  eigene  Territorial- 
Eintheilungen  oder  geographisch  -  politische  Abtheilungen  des  Staats- 
gebietes, z.  B.  in  Provinzen,  Kreise,  Regierungsbezirke,  Oberämter, 
Ober-  oder  Landvogteicn,  Landgerichte,  Bezirke,  Cantone,  Bürgermei- 
stereien, Aemter,  Gerichte,  Städte,  Flecken,  Dörfer,  Bauerschaften, 
Stadt-,  Flecken-  und  Dorfgemeinden,  Sammtgemeinden  (§.  259), 
Amtkörperschaften  u.  d. ;  oder  in  Departemente,  Districte,  Cantone 
und  Municipalitäten  «)  ;  desgleichen  in  Immediat-  und  MediatBczirke 
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rJ  B.  standest  ei  Hiebe  und  grundherrliche;  auch  in  Städte  und  platte» 
Land  *). 

c)  Baierische  Verordn.  r.  ai.  Jun.  i8o9,  wegen  Eintheilung  des  Königreichs  in 
i5  Kreise;  Rhein-  Bund,  XX.  Neue  Eintheilung  desselben  in  9  Kreise 

u.  »  Stadtbezirke  (Augsburg  u.  Nürnberg),  nach  e.  Verordn.  t.  «6.  Sept. 
1810 j  ebendas.  XLVIH.  440.  Verordn.  v.  a.  u.  ao  Febr.  1817,  wegen  Ein- 
theil.  in  8  Kreise,  mit  Einverleibung  der  LocalCommissariate  etc.;  Regier. 
Blatt,  Num.  IV.  Verordn-  wegen  Bildung  der  Stadt-,  Flecken*  u.  Dorfge- 
gemeinden,  v-  Jun.  1818-  —  fVirtemberg.  Verordn.  v.  Not.  1810,  die  Einthei« 
lung  des  Königreichs  in  1«  Landvogtcien  betr.;  ebendas.  LL  3i4*  Edict  v. 
18.  Nov.  1817,  betr.  die  Eintheil.  des  Kdnigr.  in  4  Kreise  oder  Verwaltungs- 
Bezirke.  —  Badischt  Verordn.' v.  i5.  Not.  1810,  die  Eintheilung  des  Grofs-  • 
herzogt hums  in  9  Kreise;  ebendas.  LI-  445»  «•  VerSnderungen  seiner  Aem- 
tcrEintheilung ,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  i8i3(  Num.  n,  u.  1814,  Num.  1. 
—  Von  der  jeuigen  (seit  1816)  Kreiseintheilung  des  Königr.  Sachsen,  s. 
Wrisses  Lchrb.  des  k.  sächs.  Staatsr.,  Th.  I,  §.36  u.  n5.  —  Das  GH.  S. 
fVeimarEuenach  ist  seit  i8i5  eingeteilt  in  drei  von  einander  völlig  getrennt 
liegende  Kreise,  den  wei marsch en,  eisenachischen ,  neustädtcr. 

4)  Von  Forst   und  Jagdrevieren,  und  von  Marken-  —  Von  kirchlichen  Pro- 
vinsen,  Diöcesen,  Pfarreien  und  Kirchspielen. 


VIIL     C  A  P  I  T  E  L. 

Yerhältnifs  zwischen  Staa tsl lo hei t rechte»  und  Eigcuthunirechteii. 

1 

.  1 

§.    553.  (273.) 
Grenze  der  Staats  Hoheitrechte. 

*  ' 

Der  Grund  der  StaatsHoheitreehte  ,  als  der  Mittel  au  dem 
Zweck,  ist  die  unabhängige  Staatsgewalt«)  ( §.  98  ff.).  Durch 
diese  wird  der  wesentliche  Charakter  der  StaatsHoheitreehte 
bestimmt,  und  der  U  m  f  a n g  derselben  begrenzt.  Wenn  man  aber, 
in  teutschen  Staaten,  unter  den  so  genannten  benutzbaren,  lucrativen, 
Finanz-  oder  HammerRegal  ien  (§.  99,  b)  verschiedene  bemerkt, 
die  eigentlich  nur  PatrimonialRechte  sind,  und  ursprünglich 
blofs  Ausflüsse  des  Eigenthumrechtes  waren  ,  so  haben  sie  den 
Namen  Regalien,  so  fern  sie  in  den  Händen  einer  Staatsregierung 
sich  befinden,  durch  Mifsb rauch,  oder  durch  Verwechslung  der 
Begriffe  erhalten ,  und  verjährter  Gebrauch ,  selbst  der  Regierungen, 
hat  den  Besitzstand  des  unpassenden  Wortes  gesichert.  Wriewohl 
mau  solche  Rechte  ,  in  dem  System  eines  positiven  Staatsrechtes, 
nunmehr  in  der  Reihe  der  Hoheitrechte  nicht  vermissen  darf,  so  ist 
doch,  vorzüglich  bei  ihnen,  eine  richtige  Bestimmung  der  Grenze 
'/.wischen  Staatshoheit  und  PiivatEigenthum  wichtig  *)♦ 
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a)  Nach  Btsraa  (de  natura  et  indele  dominü  in  territoriis.  Germ.  ao.  sqq.), 
das  Eigtnihum  des  Staates  an  dem  Lande.  Von  dem  Staatseigenthum ,  in  dem 
wahren  Sinn  des  Wortes ,  ohen ,  §.  3a8  f. 

4)  Z.  B.  bei  Flüssen,  bei  dem  Forst  -  und  Jagdwesen,  bei  Bergwerken,  Mineral- 
wasser, Salxqncllen,  herrnlosen  Sachen.  Bubdb's  teutsches  Privatr.,  %.  10a  ff. 
Das«  Handbuch,  d.  t.  Privatr-  I.  §.  101  b.  ff.  Nettsxbladt  Ton  den  wahren 
Hennseichen  der  TerritorialBechte  oder  Regalien;  in  dessen  Erörterungen, 
Num.  11.  PÜTTxa's  Beiträge,  Th.  I.  Num.  XII.  G.  F.  Zbstseh  diss.  de  diffe- 
rentiis  jurium  imperii  ac  dominü  corumque  effectibus  in  regimine  territoriali 
( Flcidelb.  1793.  4* )  •  §•  *9«  **m,-  DK  Sklchow  elem.  juris  publ.  $.  4*3.  Lbyseb 
de  asseoUtionib.  JCtorum,  p.  100.  sqq.  Vergl.  baier.  Edict  v.  »6.  Mai  181% 
betr.  die  Verhältnisse  der  Standesherren,  $.  49. 

§.   554.  (274.) 
Fortsetzung, 

l)  Alle  wahren  Hoheitrechte  fliefsen  aus  der  Staatsgewalt 
(§.  98  u.  353),  Die  aus  dem  Grundeigentum  ")•  II)  Die  Herrn- 
losigheit  (§.  336 )  einer  Sache ,  begründet ,  an  sich  nicht  die 
•Regalität  derselben  *J.  III)  Da  der  Name  die  Sache  zu  ändern  nicht 
vermag,  so  treten  Privatrechte,  die  bei  Verleihung  oder  Ver- 
theilung  des  Privateigentums  ,  von  dem  Staat  vorbehalten 
wurden  c) ,  darum  nicht  in  die  Gasse  der  Regalien.  IV)  Die 
Hoheitrechte  erstrecken  sich  über  das  ganze  Staatsgebiet,  über 
alle  darin  befindlichen  Personen  und  Sachen  ,  auch  die  Privatgüter 
des  Regenten  (§.  335).  V)  In  Ansehung  der  unverleihbarcn  Hoheit- 
rechte, ist  der  Regent  allein  an  die  Grundsätze  des  Staatsrechtes 
gebunden.  VI)  Alle  Einkünfte  von  Hoheitrechten,  gehören  zu 
dem  Staatseinkommen.  VII)  Unbedingte  Verleihung  oder  Ver- 
äusserung  einzelner  Hoheitrechte,  findet  in  der  Regel  nicht  Statt 
C$.  102.  33o). 

a)  In  einem  PatrimonialStaat,  wäre  das  Recht  tu  der  Oberherrschaft,  Eigenthum ; 
nicht  die  Oberherrschaft.    Vergl.  oben,  §.  3*9,  Note  c. 

6)  Von  Adespoten,  oben  %.  336  f. 

<•)  Z.  B.  der  Bergzehnte,  wo  und  so  weit  nicht  blofs  die  Bergboheit,  sondern 
.   auch  die  BergwerkGerechtigkeit  Begal  ist.   Vergl.     449,  Note  c. 

§.    OÜO.  (275.) 
Eigenihu  m  r  e  c  h  t  e  ; 

/)    der  UHtcrlhanen. 

1)  Die  aus  dem  Grundeigenthum  Iiiessenden  Rechte,  unter- 
scheiden sich  wesentlich  von  der  Einwirkung  der  Staatshoheit 
auf  dieselben«),  und  von  den  darauf  hartenden  öffentlichen 
Abgaben  und  Diensten,  welche  der  StaaUxweck  milbig  macht. 
U)  Die  Ree  htsvermuthung  streitet .  wider  den  Regenten  und  den 
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Fiscus;  daher  liegt  diesem  der  Beweis  ob,  wenn  derselbe  wann» 
Aasflüsse  des  P  r  i  vateig  enth  ums  ,  oder  Gerechtsame,  welche 
in  die  naturliche  Freiheit  der  Staatsbürger  eingreifen ,  als  Staats- 
Hofreitrecht,  als  Staatsrermögen ,  oder  als  landesherrliches  Privat* 
eigenthum  in  Anspruch  nimmt  *). 

ä)  Z.  B.  be!  Verä'usscrung  und  Benutzung  des  Grundeigenthums;  Oberauf- 
sicht auf  Privatwaldung,  Jagd,  Berg-  und  Safewerke,  Einschränkung  des 
Baurechtes,  Besteuerung,  das  ausserstc  Becht  auf  Sachen.  Vergl.  K.  F. 
Fichborb's  deutsches  Privatr.,  §.  *65.  —  Das  Becht  der  Territorial  Lotung  iMark* 
losung  im  weitern  Sinn )  ist ,  als  Näherrecht  bei  Veruusscrung  inländischen 
Eigenthums,  den  Inländern  gegen  Ausländer  hie  und  da  durch  Landesgesetze 
gegeben.  C.  F.  Walch**  Näherrecht  (3.  Aufl.  »7o5),  §.  3i<  C.  Wbisbaab's 
würteinb.  Privatr.,  S.  i44-  W.  A.  Scbobff  diss.  de  retractu  territorial!.  Tub. 
1748.  4-  —  Ob  dem  Landesherm ,  als  solchem,  der  Retract,  selbst  gegen  Inlän- 
der, gebühre?  L.  F.  E.  Jas  diss.  de  retractu  territorial!  dominorum  territoria* 
lium  in  Germania.  Altorf  1774*  4>  Dem  Landesherrn  spricht  solchen  ab, 
«nisi  jus  provinciale  vcl  consuetudo  contraria  legitime  doceatur»,  W.  A. 
ScHOser  diss.  decas  quaestionum  de  jure  retract us  (Tub.  1737.  4.),  quaest. 
VII.  —  Der  Zweck  des  Eigenthums ,  ist  gans  verschieden  von  dem  der  Ober- 
herrschaft. Jac.  Ravb  über  den  Unterschied  der  Oberherrschaft  und  des  Ei- 
grnthums  (Jen.  1766.  8.),  S.  3i  tL  —  Die  Staatsregierung  darf  mündige 
Unterthanen  nie  so  behandeln»  wie  ein  Hausvater  seine  Hausgenossen. 

*|)  Dem  Staatsbürger  können,  ohne  Ungerechtigkeit,  Befugnisse  nicht  entxogen 
werden,  von  welchen  es  nicht  evident  ist,  dafs  deren  Besitx ,  in  ihrer 
Hsnd,  dem  Staatssweck  wesentlich  und  nothwendig  widerspreche.  Vergl. 
Fichtb's  Grundlage  des  Naturrechts,  Th.  IL,  S.  ao. 

§.    356.  (276.) 
Fortsetzung. 

III)  Anzeige  des  Rechtstitels  oder  Beweisführung 
kann  der  Regent  ,  oder  in  seinem  Namen  der  Fiscus  ,  von  jedem 
Staatsbürger  fordern,  wenn  die  Rede  ist  von  einem  anverleihbaren 
Staatsiloheitrecht  a)  (§.  10*).  IV)  Nicht  so  bei  verleihbaren 
Regalien  (§.  102),  oder  an  sich  zulässigen  Immunitäten,  und  den 
unten  (Num.  VI)  angeführten  Abgaben  und  Diensten,,  in  deren 
ruhigem  und  untadelhaftem  Besitz  ein  Staatsbürger  sich  befindet  *). 
Vielmehr  kann  dieser'  defshalb  ,  in  dem  Fall  einer  Besitzstörung, 
gegen  den  Fiscus ,  die  Kammer ,  die  Privatgüter  Verwaltung  ( die 
Schatulle),  sich  aller  poss  e  ssorischen  Rechtsmittel  bedienen  c). 
V)  Verleihbare  Regalien  und  Immunitäten  können  durch 
unvordenkliche  Verjährung  erworben  werden  d).  VI)  Wenn  die 
neuere  und  neueste  StaatsFinanzpraxis  die  Regalität  solcher  Rechte 
durchsetzt,  welche  ehehin  für  blofse  Ausflüsse  des  Privateigentums 
galten  (§.  353),  so  sollte  sie  doch  ihrer  Behauptung  keine  rück- 
wirkende Kraft  beilegen,  auf  ältere  Abgaben  und  Dienste,  welche 
in  der  Vorzeit  der  Eigenthümer  für  Benutzung  seines  Eigenthums  sich 
rechtsgültig  hat  versprechen  lassen  *). 
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o)  A.  II.  Göcrfl  diss.  possessorium  summarifcsimum  an  et  quatenus  advcrsus 
principem  a  subditis  possit  institui?  (Erl.  1798.  4')  V  24* 

6)  Goch  kl  diss.  cit.  ?i.  i3.  Vergl.  G.  A.  v  Bbaub  in  Sibbkbbbes  jur. 
Magax.  II.  i83.  —  Der  Besitzstand  mufs  reapectirt  werden,  so  lang  ihm 
der  offenbare  Rccbtsstaud  nicbt  widerspricht.  Ausserdem  würde  liein  wohlerwor- 
benes Recht  der  Staatsbürger  shcher  seyn.  —  Die  Anzeige  des  Hechtstitels 
halten  für  nothwendig,  so  bald  nur  die  Regalität  des  Rechtes  überhaupt  ausser 
Zweifel  ist,  C.  F.  Hanbbmv,  Handb.  des  I.  Staats*.  HL  190.  J.  F.  Döhles  von 
d.  Regalien,  %.  33.   Himblstoss  Entwichet,  des  Begriffs  tler  Regalität,  §.  17. 

c)  Gockel  1.  c.  19.  sqq.  et  «3.  —  Andere  gestatten  swar  das  Possessorium  sunt- 
mariissimum  gegen  den  Regenten,  fordern  aber  zugleich  die  Edition  und  den 
Beweis  des  Rechtstitels.  A.  G.  Pktbrxasts  diss.  de  valore  possessorii  summa- 
riissiini  adversus  principem  regalia  vindicantem  a  subdito  instituti  (Lips.  173t  ), 
§.  7.  sqq.  J.  A.  v.  Icbstaot's  Abb.  v.  d,  Jagdrechten  ,  III.  197-  337.  Sah.  Stryck 
diss.  de  necessitatc  edendi  titulum  possessionis,  c  3.  Werjihfb,  P.  II.  obs. 
366.  Ribd  qunest.  for.  I.  c.4ö.  p.  188.  (In  der  a.  Ausg.  fehlt  dieses  c.  45-  g*ne. 
Vergl.  Wwssb's  Staatsr.  t!es  Rönigr.  Sachsen,  Bd.  II,  %.  120.)  Kjleib's  Rechts- 
sprüche. Bd.  1,  Nun».  19.  E.  F.  Pfotehbaubh  über  das  gerichtl.  Verfahren, 
in  Sachen,  welche  den  neuesten  Besitz  betreffen  (Leipt.  1797.  &),  §•  i4- 

d)  Coccbji  diss.  de  praescriptione  immemoriali ,  c,  IV.  th.  4.  sqq.  E.  G.  Habp-- 
erkcht  diss.  de  praescriptione  immnnitatis  a  collectis,  c.  a.  th.  40.  n.  184.  sqq. 
G.  D.  Hörnum  diss.  de  munere  et  immunitate  metatorum  militarium  (Tub. 
1761)1  V  34*  Webbmeb,  P.  IV.  obs.  5.  n.  87.  sqq.  Böhmes  decis.  et  consult. 
T.  III.  P.  3.  eons.  658.  n.  5.  et  cona.  661  •  n.  6.  Hopacrbb  princ.  juris  civ.,  T.  II. 
i  868*  Lbtseb  Spec  44K*  m  7*  «t8.  Spec.  458.  m.  1  —  6*  Idem  de  assentatio- 
nibus  Jütorum,  c.  3.  Sect.  a.  V  *3.  p.  100.  Westfhal's  Staatsr.  159  f.  Böh- 
mer princ.  juris  feud.  %.  204.  Gockel  I.  c.  §.  18.  Anders,  Chb.  Thomasius  diss. 
de  praescriptione  regalium  ad  jura  subditorum  non  perliiiente  (Hai.  1696),  c. 
3.  und  in  Faisit  jure  domaniali,  IJI.  177.  —  Vierzigjährige  Verjährung  halten 
für  hinreichend,  Gönskb  too  Staatsdienstbarfeeiten,  §.70  —  77.  Hihmelstoss  a.  a. 
O.,^.  18.  —  Von  Verjährung  der  fitcalitchen  "und  /tomöffmGüter,  unten,  §•  4?5  u.  481. 

e)  Z  B.  Wasserdns ,  wovon  §.  487. 

§.    357.  (277.) 
i)    des    Staattt    und   dt*  Regenten. 

1)  Die  Eigenthum  Verhältnisse  des  Staatsvermögens,  so  wie 
des  tMvateigcnthums  des  Regenten  und  seiner  Familie  (§.  335),  sind, 
in  der  Regel,  nach  dem  gemeinen  Privatrecht  des  Staates  zu 
beurtheilen.  Ii).  Streitigkeiten  darüber  gehören  ,  als  Privatsachen , 
vor  die  competeuten  Landes  Justizbehörden.  III)  Ist  die  Verwaltung 
jenes  Eigenthums  derselben  Behörde  übertragen,  welche  Slaats- 
Hoheiti echte  zu  verwalten  hat,  so  ist  dieselbe  bei  der  Mehrheit  ihrer 
Repräsentation,  in  jedem  einzelnen  Fall  nur  nach  demjenigen  ihrer 
Verhältnisse  zu  beurtheilen  ,  oder  zu  behandeln ,  in  welchem  sie 
handelt,  oder  in  Anspruch  genommen  wird.  IV)  Alle  grundherr- 
lichen Berechtigungen  des  Staates,  so  auch' des  Regenten  und 
seiner  Familie ,  nach  ihren  Privatverhaltnissen ,  insbesondere  Patri- 
monialDienste  und  Patrimonial Abgaben ,  sind  P  r  i  v  a  t  rechte. 
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IX.     C  A  P  I  T  E  L. 

i 

Aufsehende,  gesetzgehende,  vollziehende  Gewalt. 

§.    35a  (278.) 

A)    Aufsehende  Gewalt. 
Begriff. 

Höchste  Oberaufsicht  des  Staates  a)  ,  die  oberaufschende 
Gewalt  (  potestas  inspiciendi  suprema ,  jus  supremae  inspectionis  ) ,  ist 
das  Recht  fortwährender  wirksamer  Aufinerksamkeit  auf  Alles,  was 
auf  den  Zweck  des  Staates  Einflufs  haben  kann  Wachsam  mufs 
sie  jeder  Anordnung  und  Vorschrift  vorausgehen,  beobachtend  mufs 
sie  deren  Vollziehung  und  Erfolg  begleiten. 

a  )  Schriften  in  PÜttfb's  Lit.  III.  3oo  ff.  Gin.  Ave  Tittmask  de  ambitu  juris 
supremae  inspectionis.  Götr.  1797.  4-  H.  G.  Schhidemastel's  Bepertorium  des 
Staats-  und  Lehnr.,  I.  a38.  Ebendess.  Staatsr.  nach  der  Vernunft,  I.  ^9  ff. 

h)  Von  den  Gegenstanden,  s.  C.  G.  Rössio's  Politik  (Leipc.  i8o5.  8.),  S.  i58. 

§.    559.  (279.) 

■ 

BestandthcilSf 

Begriffen  ist  darunter:  1)  das  Recht,  dem  Zweck  gemäfs,  von 
Allem-Kenntnifs  zu  nehmen,  was  in  Absicht  auf  Erreichung  des 
Staatszweckes  wichtig  ist  «*).  Diesem  Recht  entspricht  die  Pflicht  der 
Unterthanen,  zu  Mittheilung  der  in  jener  Hinsicht  nöthigen  Nach- 
richten, aufgefordert  oder  nicht.  2)  Das  Recht  zu  billigen,  zu 
genehmigen,  zu  bestätigen  4),  was  dem  Staatszweck  gemä'fs, 
3)  zu  mifs billigen,  aufzuschieben,  zu  hin tert reiben ,  zu 
untersagen,  zu  vernichten,  was  ihm  zuwider  befunden  wird, 
besonders  das,  was  die  Sicherheit  Aller,  oder  Einzelner  bedroht. 
/))  Zu  veranlassen,  was  mittelbar  oder  unmittelbar  zu  Erreichung 
des  Staatszweckes  dienen  kann  c). 

•       *  ■ 

4  •  '  * 

a)  Von  Entdeckungsmüteln  ,  Scheidhaktels  Bepertor.  a-  a.  O.  %.  8—  u. 
Ebende**.  allgera.  Staatsr-,  S.  85  ff.  Blübeb's  Kryptographik ,  §.  16  ff.  u. 
S.  19*  ff. 

»      ■  ■ 

*)  Pörrnn's  Lit.  III.  3oi.  Jo.  Lud  Um,  pr.  de  jure  prineipis  circa  actus  privatos. 
Francof.  ad  Viadr.  1744.   J.  C  K.  Schböteb's  vermischte  Abhandlungen,  Tb.  I, 

s.  437  ff. 

■    s    '  •   .     -  -  '    *  •  •  v-t    »  .a;j','  j  ;  "     »      ,     "      >     ■  ~  .    .  1 

1 
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c)  Jede  Acnderung  in  der  Verwaltuagsform ,  geschehe  von  Ölten.  «Das  Voik  .ge- 
wöhnt sieh  zu  andern«  und  verlernt  su  gehorchen«.  Abistotelm.  Alles  ge- 
schehe durch  Reform ,  nichts  durch  Revolution.  Nicht  leicht  werde  etwas 
gänzlich  niedergerissen,  um  es  auf  einmal  wieder  neu  su  erbauen.  Movmer's 

Betrachtuagen  über  die  Staatsverfassungen,  übers,  v.  Hueelabo  ,  908  f. 

■  • 

;  .  §.  560.  (280.) 

Grenzen. 

I)  Nur  da ,  wo  sie  P  f  1  i  c  h.  t  dazu  hat ,  ist  die  Regierung  zu 
Ausübung  dieses  allgemeinen  Hobeitrechtes  befugt  «).  II)  Ueber 
Gebühr  darf,  durch  Ausübung  desselben,  die  natürliche  Freiheit 
der  Bürger  nicht  beschränkt  werden  ,  besonders  in  Privat-  und 
Familien A ngelcgenheiten  *),  in  Religionssachen  ,  in  Sachen  der  Auto- 
nomie «).  .III)  Auch  Gesellschaften,  öffentliche  «0,  private, 
geheime  *)  ,  gleichviel  ob  diese  nur  ihren  Zweck ,  oder  auch  ihr 
Daseyn  verheimlichen  ,  auch  religiöse  f)  ,  und  milde  StiftungSocie- 
ta'ten  ff) ,  dürfen  .der  Aufsicht  ünd  Prüfung  des  Staates  sich  nicht 
entziehen  ,  wenn  sie  auf  Duldung  und  Schutz  Anspruch  machen. 
Dafs  PrivatGesellschaften  und  Anstalten ,  um  der  Rechte  moralischer 
(juridischer)  Personen  theilhaftig  zu  seyn  ,  zu  ihrem  rechtlichen 
Bestehen  Staatsgenehmigung  oder  Bestätigung  bedürfen,  kann  durch 
positive  Staatsgesetze  bestimmt  seyn  *), 

n)  Die  Regierung,  innerhalb  ihrer  Grenzen,  fordert  nicht  Nachrichten  ein,  die 
des  Burgers  Freiheit  fährden ,  und  dem  Despotismus  fröhnen.  Glück  su 
mehren,  Elend  zu  mindern,  scy  der  Canon  der  aufsehenden  Gewalt:  nicht 
die  Sucht,  Alles  wissen  zu  wollen.  Der  Staat  habe  die  Augen  auf  Alles, 
nicht  die  Hände  in  Allem-  Es  gibt  gewisse  Sitten,  Gebräuche,  Meinungen, 
es  gibt  eine  Hildungstufe  des  Volkes,  woran  jede  Macht  scheitert.  Vergl. 
Nafoleob's  Worte  über  Egypten,  in  dem  Memorial  de  Stc- Helene,  par 
Las  Cases  ,  T.  VII,  p.  161,  unter  dem  11.  Nov.  1816. 

6)  3.  J.  Moseb's  Lcbensbeschrcib.  IV.  io5  fF.  Scblözeb's  Staatsanseigen,  Heft 
54,  S.  118,  Heft  62,  S.  120  ff.  141  ff.  Ueber  das  Geheimnifs  der  Posten. 
Frankf.  u.  Leipz  1788.  8-   Rlöbeb's  Hrvptographik,  S.  3o  ff. 

r)  Vergl.  §.  36a.  H.  B-  Jicr  diss  de  valore  pactorum  familiae  etc.  (Gicss.  179» 
4.)  p.  10.  PCtteb's  Lit.  III.  3o3.  Selchow's  Rechtsf.  IL  197.  Stbvck  ü.  M., 
üb.  5o.  tit.  8.  $.  2. 

d)  Mose*  von  der  t.  Unterthanen  Rechten,  261  ff.  NsTT«.BLsnT's  Erörter.  362.— 
AssecuransGesellschaften. 

c)  Preuss.  allgcm.  Landrecht,  Th.  II,  Tit.  20,  Abschn.  4,  184  ff-  Rast's 
Rechtslehre,  186-  J.  J.  Mösra  von  Geduldung  der  FrcimaurerGcsctlschaften. 
Frankf.  1776.  8.  J.  A.  O.  Gehleb  diss.  de  inspectione  suprema  in  societates 
occuttas  Lips.  1786.  RBmeh's  kursächs.  Staatsr.  IL  462.  BiEtrstn  institu- 
tions  politiques,  1. 115.  Fessleb's  sämmtl-  Schriften  über  Freymaurcrey,  Th.  I. 
(Freyberg  i8o5.  8.  Steht  auch  in  dem  Signatstem,  Th.  VIII.  Berl.  i8n.  8.) 
Abbandl.  Num.  3.  Lots  über  den  Begriff  der  Polizei  (1807),  S.  129  ff. 
Rlubeb's  kl.  jur.  Biblioth.  VIII.  396.  EhtntUts.  Lit.  285.  ConversationsLexicon, 
voc.  Tugendband.  —  Verordnungen  wider  geheime  Gesellschaften:  päpstliche 
(Bullen' wider  die  Freimaurer)  r.  27.  Apr.  1738  u.  17.  Mai  1731,  u.  (wider 
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dfe  Carbonari)  v.  i3.  Sept.  i0»i  j  Bulle  wider  die  Freimaurer  u.  ».  geh.  Ge- 
Seilschaften  v.  3.  Mars  18*6,  in  der  frank  f.  Ober-PostamtZeitung  v.  17.  bis 
29.  Mai  i8a6j  wider  geheime  Gesellschaften  jeder  Art,  verboten  bei  Todes- 
strafe, t.  i5.  Jul.  18^9,  in  der  Allg.  Zeit.  ▼.  8.  u.  9.  NoV.  1819;  turpfalz- 
baierische  v.  4.  Nor.  1799  u.  6.  Mär«  1804,  baierische  v.  i3.  Sept.  1814.  »*»  «• 
Allg.  Zeit.  1814  ,  N.  173;  preussische  v.  10.  OcU  1798,  16.  Dec.  1808  u.  6.  Jan. 
1816;  östreichische  v.  1800,  in  Nifxabs's  Blättern  für  Polizei  u.  Cultur  (Tüb. 
1801),  Heft  VII.  Polit  Journal  180a,  S.  »73;  schwedische,  itaiianische ,  tigurisehe, 
v.  i8o3 ,  in  dem  Polit.  Journal,  i8o3,  S.  343  ff.;  englische,  ebendas.  1799 , 
S.  49a  IT.;  badische,  v.  16.  Febr.  i8i3,  in  dem  bad.  Begier.  Blatt  i8i3, 
Num.  Vj  spanische  vom  «4.  Mai  1814  u.  Jan.  i8i5;  portugiesische  v.  so.  Jun. 
i8a3;  sardinische  v.  .  .  Jun.  1814  u.  5.  Oct,  18a  1  (Journal  de  Francf.  du  7  nov. 
1811);  östreichische  für  Mailand*  v.  17.  Aug.  1814  >  papstliche  y.  .  .  Ort.  1816, 
in  dem  Journal  de  Francf.  i8«5.  n.  199;  neapolitanische  v.  8.  Aug.  1816,  ibid. 
1816,  n.  »5o;  modenesische  y.  *©.  8ept  1810  u.  17.  März  i8»4»  die  letzte  im 
Journal  de  Francf.,  i8a4  ,  No.  118;  spanische  y.  1.  Aug.  i8a4;  russische  v.  1*. 
Aug.  i8aaj  anhält- cöthens  che  v.  i3.  Oct.  i8l4«  Statut  des  Domcapitcls  zu  Augs- 
burg wider  geh.  Gesellsch. ,  in  v.  Bkbo's  Staatsmaga/.in ,  Bd.  UI  (1800), 
Num.  16.  —  Urlheile  von  Eingeweihten:  G.  E.  Lzsstso**  Ernst  u.  Falk;  in 
dessen  verm.  Schriften,  VII.  V!t  — 3i».  Mibabeau  sur  la  monarebie  Pro«- 
sienne,  T.  V.  p.  58—110.  y.  Ksiogb  über  den  Umgang  mit  Menschen,  Tb.  III, 
Cap.  8.  Ebenders.  in  Pott's  pragmat.  Gesch.  der  teut sehen  Union  oder  der 
XXIIger  (Leipz.  1798),  S.  i65,  «4«.  (Frh.  v.  Gucimzn's)  Metaphysische  Ketze- 
reien (1796.  8.)»  38o.  (Ebendess.  Schöpfung  durch  Zahlen  u  Worte  079**  &)• 
S.  »7  f.  Neue  Feuerbrände,  Heft  XI  (1808),  8.  10«  ff.  Die  Wünsche  eines 
Deutschen,  nach  dem  Friedensschlüsse  von  Schönbrunn  (Nfirnb.  1810.8.), 
S.  389  ff.  v.  Bbbtschbbidbb,  in  Mevsel's  histor.  u.  literar.  Unterhaltungen 
(Cob.  1818.  8.),  S.  a6  f.  Graf  Wikmschgbätz  über  geheime  Gesellschaften. 
Frankf.  u.  Leipz.  1788.  8.  Das  Ganze  aller  geheimen  Ordensverbindungen. 
Leips.  i8o5.  8.  E.  Bbardes  Betrachtungen  über  den  Zeitgeist  in  Deutsch!., 
In  d.  letzten  Decennien  des  vor.  Jahrh.  Hannov.  1808.  8.  Ebenders.  über  ge- 
heime Gesellschaften,  in  ScblÖzeb's  Staatsanzeigon ,  Heft  3i ,  S.  276 — ao3. 
Secbs  Stimmen  über  geheime  Gesellschaften  und  Freimaurerei,  von  J.  Stcve  , 
€.  M.  Abkdt,  A.  v.  Kaieoz,  H.  Stssvbbs,  J.  F.  Maibb,  A.  Fessleb,  nebst 
einem  Avis  aux  lecteur  (Solothurn)  1834.  8.  Freie  Bekenntnisse  eines  Ve- 
teranen der  Maurerer.  Hamb.  18*4.  8.  —  Oestreich.  Baiern,  fVirtemberg  und 
Hoden,  dulden  keine  geheime  Orden.  —  Wo  nicht  alle,  doch  mehrere  zu 
dulden,  unter  Aufsicht,  ist  oft  ein  gutes  Mittel,  keine  ^fürchten  zu  dürfen. 

f)  Leyseb  Spec.  559.  m  1.  sqq.  Fbio.  Plavbbb  diss.  de  sacris  clandestinis. 
Lips.  1766.  4.  Lots  Begriff  der  Polizei ,  i3a.  K.  preufs.  Bestätigungen  der  „ 
berliner  Gesellschaft  zu  Beförderung  des  Christenthums  unter  den  Juden  ,  tt. 
ihrer  Tochtergesellschaften,  v.  8.  Febr.  18a*  u.  10.  Jun.  i8a3,  in  d.  Gfesetz- 
saraml.  v.  i8a3,  N.  ia.  R.  niederländische  Verordn.  v.  %\.  Aug.  i8i3,  wodurch 
die  römisch-katholische  Gesellschaft  zu  Utrecht,  u*  die  katholische  Gesell- 
schaft Belgiens  zu  Brüssel  aufgehoben  u.  verboten  werden;  in  dem  Journal 
de  Francf.  du  8  Sept.  i8i3.  Die  angef.  spanische  Verordn.  v.  1.  Aug.  18*4» 
Art.  ia,  verbietet  alle  frommen  oder  geistlichen  Vereine,  Brüderschaften  und 
Congregationen,  die  nicht  königliche  Bestätigung  erlangt  haben. 

g)  Hakt*»  Rechtslehre,  184  f.  Schmalz  naturl.  Staatsr.  %.  lao.  Pvttea's  Lit. 
696  ff.  HlObxbs  Lit.  §.  1079  ff. 

A)  Romische  Gesetze  fordern  solche.  L.  1.  D.  quod  cujusque  univers.  nom. 
L.  8.  C.  de  heren.  instit.  Vergl.  C.  F.  MöbleKbrüciTs  rechtl.  Beurtheihing 
des  Städelschcn  Bccrbungsfalles  (Halle  1818.  a>,  S.  194  ff 
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§.   561.  (281.) 

■ 

B)   Gesetzgebende  Gewalt. 

Der  zweite  allgemeine  Bestandtheil  der  Staatsgewalt,  ist  die 
genetzgebende  Gewalt«)  (  polest  as  leges  ferendi),  die  Befugnifs, 
ISormen  dem  Staatszweck  gemäfs  festzusetzen ,  für  Alles,  was  der 
Staatsgewalt  unterworfen  ist  *).  Bestimmungen  dieser  Art ,  heifsen 
Gesetze  «)♦  Sie  sind  so  mannigfaltig»  als  die  innern  Gegen- 
stände der  Staatsgewalt.  Verfassungsmäsig  errichtet,  liegt  ihr  y er- 
bindender Grund  m  dem  von  Staatswegen  erklärten  Gebot  des 
Staatszweckes  <0;  ein  Gebot,  das  für  jedes  vorkommende  Verhäitnifs 
ptlichtmäsig  zu  beurtheilen  und  zu  finden,  der  Staatsregierung,  nur 
ihr,  in  veriassungsitiäsiger  Weise  zukommt.  Auch  stillschweigend, 
kann  jene  Erklärung  geschehen;  in  welchem  Fall  die  durch  die  That 
als  verbindlich  angenommene  Norm,  Rechtsgew  oh  nheit  (consue- 
tudo),  und  das  daraus  entspringende  Hecht,  Gewohnheitrecht 
(jus  consuetudinarium)  heifst  «)• 

a)  PtirTuTs  Lit.  III.  3oi.  RlAbsb's  Lit.  %.  1084  Scitsidbmastu's  StaaUrecht 
nach  der  Vernunft,  I.  164  ff. 

6)  Auch  die  Acnderung,  Auflicbung,  u.  bestimmende  Erklärung  (%.  36»)  be- 
stehender Gesetze,  ist  hierunter  begriffen. 

c)  Von  den  verschiedenen  Benennungen:  Gesetz,  La  ndrecht.  Ordnung  (s.  B. 
Landes-,  Polizei-,  Proccfs-,  Crimina I Ordnung )  ,  Constitution,  Verordnung, 
Edict,  Patent.  Mahdat,  Weisung,  Pracept,  Publicendujn ,  Bekanntmachung, 
Declaration,  Rescript,  Beeret,  Statut,  u.  d. 

d)  Gesetze  mfissen  dos  wesentliche  Hecht  aussprechen;  das  Recht  ist  das  Gesetz 
der  Gesetze,  der  Souverain  der  Souveraine.  Diese»  ist  der  Prüfstein  der 
Gerechtigkeit  der  Gesetze ,  ohne  welche  der  Ausspruch  des  Richters ,  seinem 
Inhalt  nach,  gerecht  nicht  seyn  kann.  —  Burch  das  in  dem  erwähnte  Ge- 
bot, rechtfertigt  sich  die  gesetzweise  Aufhebung  besonderer  Institute,  r..  B. 
des  Adels,  des  Lehnwesens,  der  FamilicnFideicommisse ,  der  Patrimonial- 
Geriebtbarkeit,  der  Steuerfreiheit,  der  Zehnten,  u.  d.  m. 

«)  Pöttib's  Lit.  III.  3o6.  Kldbxz/s  Lit.  §.  1039.  J-  K-  c-  GuntMnre  von  der 
Gewohriheit.  Osnabr.  1801.  8.  R.  Th.  Gutjahr's  Gewohnheitsrecht.  Lvipz. 
1801.  8.  K.  H.  L.  VoLRMAn's  Beiträge  zu  der  Theorie  des  Gewobnhcitrecbtes 
Heimst.  1806.  Leips.  1801.  8.  MftuäEa's  jur.  Abhandl.  Samml.  I.  N.  4.  PCt- 
yek's  Bcitr.  Th.  II.  N.  11.  C.  C.  W.  Ristes*'*  Versuch  eines  Beitrags  iur 
Revision  der  Theorie  vom  Gewohnheitsrecht.  Jena  181  a.  8. 

§.  362.  (282.) 
Fortsetzung 

Die  Kraft  der  positiven  Gesetze  ist  eingeschränkt  auf  die  Grenze 
des  Staatsgebietes  «)  ;  doch  können  sie  ,  anter  gewissen  Voraus- 
setzungen 4),  auch  in  fremdem  Gebiet  wirksam  seyn,  so  fern  dort 
nicht  verbietende  Gesetze  entgegenstehen.    Aber  di«  von  dem  Regenten 
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erklärte  Aufnahme  fremder  Gesetee  (leges  peregrinae  receptae), 
gilt  für  eigene  Gesetzgebung  *).  Die  Verbindlichkeit  der 
Gesetze  fängt  an,  mit  ihrer  öffentlichen  Bekanntmachung«') 
(Promulgation).  Sie  dauert,  bis  eine  Aulhebung  oder  Abänderung  *)» 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  ,  erklärt  wird.  Bestimmende 
(authentische)  Auslegung  der  Gesetze,  gebührt,  da  sie  eine 
gesetzartige  Bestimmung  enthält  /)  ,  indem  das  interpretative  Gesetz 
eigentlich  ein  neues  Gesetz  ist,  folglich  auf  dem  Weg  allgemeiner 
Verfügungen  erfolgen  mufs ,  allein  dem  Gesetzgeber  g).  Unbeschadet 
der  Befugnisse  und  der  Bechte  Dritter,  können  Corporationen 
und  Eiuzelne,  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Willens- 
erklärung ,  in  Absicht  auf  Personen  und  ^igenthum ,  rechtsgültige 
Bestimmungen  machen  *)  (Autonomi  el.  Ob  und  wie  weit 
Landstände,  bei  der  Gesetzgebung  mitzuwirken  haben?  bestimmt 
die  LandesGrundverfassung  (§.  297).  Durch  den  Zweck  und  die 
ConventionalG  esetze  des  Teutschen  Bundes,  ist  in  den 
Bundesstaaten  die  gesetzgebende  Gewalt  mehrfach  beschränkt 
(§.  214  u.  f.,  u.  2a5  bis  237).  Es  ist  aber  zu  Beschlüssen  des 
Bundes,  welche  Gegenstände  der  Landesgesetzgebung  betreffen, 
eine  Staatsregierung  nur  innerhalb  der  durch  die  LandesGrund- 
verfassung ihr  gesetzten  Grenzen  mitzuwirken  befugt  0,  und 
es  bedürfen  solche  Beschlüsse,  um  in  einem  Bundesstaat  die  Behörden 
und  ünterthanen  zur  Nachachtüng  zu  verpflichten,  einer  landesvcr- 
fassungsmäsigen  Bekanntmachung  ($.  225). 

» 

a)  Hauptsatz,  bei  der  Lehre  von  der  Collieion  der  Gesetz«  verschiedener  Staaten, 
Püttebs  Lit.  HL  8>4-   Klübeb  s  Lit.  %.  i6o3. 

b)  Diese  sind  angegeben,  in  Klübsb's  europ.  Völkerrecht,  |.  55. 

"«?)  Wahrend  des  rheinischen  Bundes,  ward  in  verschiedenen  teutschen  Staaten 
der  Code  Napoleon  als  Landrecht  angenommen.  In  dem  souverainen  Fürsten- 
thum Liechtenstein,  wurden  1817  die  östreichischen ,  bürgerlichen  und  pein- 
lichen Gesetze,  nebst  der  Gerichtsordnung,  aufgenommen. 

d)  Soll  die  Unwissenheit  des  Gesetzes  nicht  entschuldigen ,  so  ist  eine  bestimmte 
Art  der  Promulgation  festzusetzen.  Bersh..vah  Espen  de  promulgalione  legum. 
Bruxell.  171a.  Jos.  Herr  über  die  Bekanntmachung  der  Gesetze.  Freib.  1^83 
Glüch's  Erläuter.  der  Fandccten,  Th.  I,  %.  19.  ao.  —  Von  der  rückwirkenden 
Kraft  der  Gesetze ,  Abhandlungen  von  B.  W.  PrsirntB.  Ad.  Dibtb.  Wbbkb 
C.  C.  J.  v.  Übrebstore.  Tbeod.  Wibsb.  J.  N.  Bobst.  Fbisdr.  Bbbahasth , 
Bbrc's  Rcchtsfälle,  Th.  IT,  Nura.  10. 

<?)  H-  E.  Rümpel  von  der  notwendigen  Veränderung  der  Gesetze.  Frankf. 
1792.  4.  Bomosovsbt  v.  d.  Rechte  des  Regenten ,  Gesetze  oder  bürgerliche 
Rechtsverhältnisse  abzuändern.   Landsh.  i8o3.   Fütter'«  Lit.  IIL  %.  1086. 

f)  v-  Zkiller's  Commentar  über  das  bürgert.  Gesetzbuch  für  die  Östreich.  Mo- 
narchie, Th.  I  (Wien  181  j),  S.  75.  Daher  kann  eine  authentische  Erklärung 
auf  schon  entschiedene  Fälle  nicht  zurückwirken;  wohl  aber  ist  sie  anwend- 
bar auf  alte  spater  entstandenen  Rechtsverhältnisse.  Ebendas.  S.  73.  Das 
Östreichische  Gesetzbuch,  %■  8,  will  sie  auf  alle  noch  zu  entscheidenden 
Rechtsfälle  angewendet  wissen»  auch  auf  solche,  die  vor  der  Erklärung  entstan 
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dene  Rechtsverhältnisse  zum  Gegenstand  haben,  wenn  der  Gesetzgeber  nieht 
ausdrücklich  hinzugefügt  hat,  dafs  sie  auf  diese  nicht  tu  bestehen  sey. 


der  Wissenschaft  su  machen  ist,  kann  bei  Entscheidung  der  Rechtstreitigkeiten 
jeder  gehörige  Richter,  und  ,  ausserhalb  solcher  ,  jeder  Sachverständige 
machen.   Schriften,  oben  %.  i3. 

a)  Autonomie,  Befugnifs  der  Staatsbürger  su  Seibatgesetzgebung,  so  weit  die 
Staatsgesetze  und  die  Rechte  Dritter,  Privat  verfugung  zulassen.  Khausbb 
Abband  1.  aus  d.  Staatsr.  90  ff.  PütteVs  Lit.  III.  3o».  Strtch  tr.  d.  sucecs- 
sionc  sb  intestato,  diss.  8.  c.  5.  %.  a«.  Riccms  von  Stadtgesetzen,  429. 
Eisivbsrdt's  Grunds,  d.  teutschen  Rechte  in  Sprichwörtern ,  1  ff.  Selchow 
elem.  juris  germ.  priv.,  %.  55.  C.  H.  Gbisle»  sciagraphia  juris  germ.  privati, 
§.  65.  Pütts»  prim.  lin.  juris  privati  prineipum ,  %.  4.  EicanWa  deutsche 
Staats-  und  Rccbtsgescbicbte,  Th.  in,  S.  a*5.  KlübbVs  Abhandlungen  etc., 
Bd.  I,  8.  84-  ff.    Vergl.  %.  5i  u.  36o,  c. 

1)  Wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  56.  Vergl.  die  baier.  Bekanntmachung 
v.  16.  Oct.  1819,  unten  §.  5o4,  Note  d. 


Allgemeinheit  der  Gesetze  «),  gleiche  Berechtigung  und 
gleiche  Verpflichtung  aller  Unterthanea  in  gleicher  Lage,  ist  Regel 
So  weit  der  Grund  der  positiven  Privatgesetze  auf  den  Hegenten 
Anwendung  findet,  ist  auch  er  zu  deren  Beobachtung  verpflichtet  <0, 
und  seine  DispensationsBefugnifs  berechtigt  ihn  persönlich  nicht  zu 
unbedingter  Gesetzlosigkeit  Eine  solche,  kann  nicht  Mittel  aeyn  zu 
Erreichung  des  Staatszweckes  ;  wofür  im  Gegentheü  der  Regent 
selbst,  die  positiven  Privatgesetze  erklärt. 

«)  Auszeichnen  müssen  Gesetze  sich ,  durch  Weisheit,  Gerechtigkeit  und  Billig- 
keit, durch  zweckmäsige  Vollständigkeit  und  Allgemeinheit,  durch  leichte 
Ueberstcht,  Kürze,  Klarheit,  Bestimmtheit,  und  einfachen  Schmuck  der  Rede; 
nicht  durch  KlcinigkeitGeist  und  schleppende  Unbeholfenheit,  oft  das  spre- 
chende Symbol  der  Staatsverwaltung;  auch  nicht  durch  Vielheit  (manic  regle- 
mentaire).  L.  Gbhvais  kleine  Mittheilungen,  II,  a*o.  Selbsttätigkeit  des 
Richters,  durch  Vielheit  gesetzlicher  Bestimmungen  überflüssig,  oder 
unmöglich  zu  machen ,  übersteigt  das  Maas  menschlicher  Einsicht  und  Erfah- 
rung. —  Vorschläge  su  Einführung  eines  allgemeinen  Gesetzbuches  für  die 
teutschen  Bundesstaaten.  A.  F.  J.  Tbibaut  über  die  Notwendigkeit  eines  all- 
getn:  bürgerl.  Gesetzbuchs  für  Teutschland.  Heidclb.  181 4-  8.  F.  C.  v.  Sa- 
vioitt  vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  u.  Rechtswissenschaft.  Hei- 
delb. i8*4-  a  »•  verm.  Aufl.  ebend.  1828. 

i)  Von  der  Theorie  der  Gesetzgebung,  s.  De  Fesprit  des  loix  (par  M.  de 
Mo*tesoviiu).  T.  I.  et  II.  a  Leyde  i?49  4-  Auch  Geneve  i74q.  *  Vol.  8. 
Verm.  in  des  Verf.  Oeuvres.  Edition  Touquet,  la  seule  oü  Ton  troure,  rap- 
prochees  du  texte ,  les  objections  des  crittques  de  Tautcur ,  ses  notes  et  les 
observations  tHthhma,  VoUaire  et  Condorcet.  Paris  i8ai.  «  vol.  in  ta.  TeuUch, 


§.  365. 


(283.) 
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Altcnb.  178«.  3  Bde.  8.  Mit  Aamerk.  v.  A.  W.  Havswald,  Görlitz  1804.  3  Bde., 
8.  Commentaire  cur  l'e*prit  etc.  de  Montesquieu.  Lieg«  1817.  8»  Commentaire 
sur  1'esprit  etc.  de  Montesquieu;  par  le  c«*  Dkstutt  de  Tbacy.  Pari*  1811.  8 
Teutsch  tiberseist  von  C.  F.  Mobstadt-  3  Bände.  Hcidelb.  1820  u.  i8n.  8 
(Auch  in  den  Oeuvres  de  Mostesouieü  ,  die  i8s3  in  acht  Banden  zu  Parts,  u 
in  derjenigen,  die  ebendas.  i8?4  'n  einem  eng  gedruckten  OctavBand  erschien.) 
Tableaux  analytiques  de  Pesprit  des  loix  de  Montesquieu;  par  Thcod.  Reg- 
bavlt.  Paris  1825.  petit  in-fol-  Is.  Iselis's  Versuch  über  die  Gesetzgebung. 
Basel  1759.  u.  in  s.  venn.  Schriften.  1770.  8.  Catbabiba's  IL  Instruction  zu 
Verfertigung  eines  neuen  Gesetzbuchs.  Riga  1768.  8.  Jon.  UiomABs's  von  Tedt- 
schbsbrukb  Geist  der  Gesetze  der  Teutsc'nen.  Nürnb.  1761.  8-  Frank  f.  u,  Leipz. 
1779.  8.  De  la  legislation  ou  prineipes  des  lois,  par  M.  Maslt.  a  Paris  1768.  8. 
Teutsch,  Naumb.  1779-  s  Theile  8.  Prineipes  de  la  legislation  universelle,  a 
Amsterd.  1776.  3  Vol.  8.  La  scienza  della  legislazione,  per  Gastabo  Filab- 
oiwni.  Napol.  1780  —  1788.  T.  I  —  VIII.  &  (In  dem  achten  Band  steht  die  Ge- 
dächtnifsschrift  auf  den  Verfasser,  von  Dobato  Tobusi.)  Teutsch,  >.  Cb,  G.  C. 
Lina.  Tb.  I  —  VII.  Ansbach  178»  —  1790.  8.  Eine  andere  Uebcrsetzung, 
Wien  1784.  u.  fT.  8«  Eine  scharfe  Critih  dieses  Werkes :  La  scienza  della 
le glslaxione  vindicata,  per  Giuseppe  Gbifpa.  1783  u.  1784-  Dagegen  erschien 
eine  Widerlegung,  zu  Constanz  1786.  Commcntaire  sur  l'ouvragc  de  Fi  lau. 
gieri ;  par  Bebjaxib  Cobstabt.  Paris  1821.  8.  Th-  G.  v.  Hippel  über  GeseU. 
gebung  u.  Staatenwohl.  Berl.  1804.  8.  K.  S.  Zaokabiä,  die  Wissenschaft  der 
Gesetzgebung.  Lpz.  1806.  8.  J.  S,  Bzca's  Grundsätze  der  Gesetzgebung.  Leipz. 
1806.  8.  Scip.  Bzxob  tbeoric  de  la  legislation  penale.  Paris  1807.  Fol.  H.  E« 
v.  Globio's  System  einer  vollständ.  Cruninal  ,  Polizei,  und  CivilGcsetzgebung. 
Bd.  I  —  III.  Drcsd.  1809.  8.  Etendeu.  System  für  das  gericbtl.  Verfahren. 
Leipz.  1809.  8.  C.  G.  Rössig's  Politik,  8.  t63  —  »84«  Pastorbt,  bistoh-e  de 
la  legislation.  Vol.  I  -  IV.  Paria  18*7.  a  Ch.  Lzcoätb,  traite  de  legislation. 
Paris  i8«6.  8. 

c)  Die  fürstliche  Notwendigkeit,  das  Gesetz,  mufs  über  den  Fürsten  seyn. 
«Digna  vox  est  majestate  regnantis,  legibua  alligatum  se  Principem  profiteri. 
Adeo  de  auetoritate  juris  nostra  pendet  auetoritas,  et  revera  majus  imperio 
est,  submittere  legibus  prinetpatum.  Et  praculo  praesentis  edicti ,  quod  nobii 
licere  non  patimur,  aliis  (per  leges)  indicamus».  Impp.  Thbod.  et  Valbbt. 
in  L.  4.  C.  de  LL.  J.  T.  Gaosov,  in  not.  ad  Grotii  J.  B.  et  P.  üb.  11.  c.  4. 
%.  13.  14.  c.  so.  %.  34.  Hojuisl,  obs.  480.  A.  J.  Schbaobkrt  diss.  de  principe 
legibus  suis  obligato  (Jen.  1793.  40«  V  >  —  »3.  (auch  teutsch  mit  Anmerk.  u. 
Zusätzen,  v.  E.  F.  Hagexbisteb.  Rost.  u.  Leipz.  1795.  8.)>  Gz.  Jobdexs  oratio 
de  interna  legum  civilium  obligalione,  etiam  principem,  qua  civem,  tenente 
(Devent  1747*  4*)i  P*  38-  sqq.  Beherzigungen  vor  dem  wiener  Congrefs 
(1814.  8.),  S.  34  —  37.  Preufs.  all  gem.  Landrecht,  Einl.     87.  Allgem.  bürgerl. 

.  Gesetzbuch  für  die  teutseben  Erblände»  der  östreich.  Monarchie  (1811),  S-  *°* 
Hakt's  Rechtslehre ,  §.  49-  —  Anders ,  die  Abh.  de  jure  magistratum  in  sub- 
ditos,  als  Anhang  su  Steph.  Junii  Bbüti  (Labgoet)  vindieiis  contaa  tyrannos  . 
(edit.  Ursclli»  1600.  p.  334-  PÖTTEa  princ.  juris  publ.  germ.  337.  K. 
H.  Gaos  Naturr. ,  %.  341.  W.  J,  Btna  in  Baueb's  etc.  allgem.  StaauCorres- 
pondenz,  Bd.  II  08i4),  Num.  11.  —  Schriften  in  Pöttbb's  Lit.  III.  3io. 
Rlubeb's  Lit.  38  .  —  Von  Privatgtschitßcn  des  Regenten,  s.  Putteb's  Erörte- 
rungen II,  177.  Majbb's  Einl.  in  d.  Privatfürstenr. ,  139.  Schhaubebx  L  c.  p. 
14.  n.  11.  —  Blofs  historisch  ist  die  Frage:  ob  bei  den  Römern  der  princ eps 
legibus  solutus  gewesen  sey?  Diobys.  Gooofrbdcs  in  not.  ad  Nov.  io5.  c.  3. 
%.  4.  Geb.  Noodt  obss.  1.  I.  c.  3.  Glück  a.  a.  0.  I.  \.  43.  Pöttsb's  Lit. 
HL  3(o.  Hl&beb's  Lit.  288. 
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gesetzgebende,  vollziehende  Gewalt.  ÖH 

§.  364.  (284.) 

C)   Vollziehende  Gewalt. 

V)  Die  ßefugniss  ,  zu  Ausführung  und  Anwendung  der  ,  dem 
Staatszweck  gemäfs,  festgesetzten  Normen,  die  nüthige  Anordnung  zu 
machen,  heifst  h  ochste  vollziehende  Gewalt«)  (vollziehende 
Gewalt  in  dem  weitern  Sinn,  ausführende,  vollstreckende,  zwingende 
Gewalt,  potestas  exequendi  suprema,  sublimis  s.  generaliter  de/inita, 
pouvoir  executif).  II)  Die  höchste  ExecutirGcw  alt  beschrankt 
sich  auf  die  allgemeine  Veranstaltung  und  Sorge,  dafs  fortwährend 
die  Bestimmungen  der  gesetzgebenden  Gewalt  zur  Ausführung 
kommen,  namentlich  dafs  in  eineeinen  Fällen  nicht  njir  das  Verhältnifs 
derselben  zu  dem  Gesetz  rechtsgültig  bestimmt  werde,  sondern  auch 
in  den  einzelnen  Fällen  dasjenige  geschehe ,  was  auf  solche  Art  fest- 
gesetzt ist.  Die  Politik  räth,  selbst  in  monarchischen  Staaten,  eine 
bestimmte  Trennung  der  vollziehenden  Gewalt  von  der  gesetz- 
gebenden a),  unbeschadet  der  Einheit  der  Staats  Verbindung  (§.  99). 

a)  L.  C.  Schrödib  etem.  juris  nat.,  socialis,  et  gent.,  %.  819.  901.  Dat».  Nkt- 
tklbladt  syst,  jurispr.  nat.  %.  ii43.  sqq.    Schxidxxantel  a.  a.  O.  L  269  ff. 

A)  J.  J.  Wag*»  über  die  Trennung  der  legislativen  und  eiecutiten  Gewalt. 
München  1804.  8-  Reflexion«  sur  les  Constitution«,  la  dittribution  des  pou- 
voir», et  les  garanties  dans  une  monarchie  constilulionnclle;  par  Urhj.  Cob- 
städt, a  Paris  1814.  8.   Vergl.  auch  V  so3.  «97.  346. 

§.   363.  (285.) 
Fortsetzung, 

In  Hinsicht  auf  einzelne  Falle ,  wird  den  hiezu  bestimmten  Staats- 
behörden ,  die  Vollziehungs-  oder  Executio  nsBefugnifs 
(vollziehende  Gewalt  in  dem  engern  Sinn,  untergeordnete  vollziehende 
Gewalt,  potestas  exequendi  subordinata  s.  specialiter  definita)  innerhalb 
ihres  amtlichen  "Wirkungskreises  übertragen. •  Durch  diesen  Theil  der 
Regentengewalt,  wird  das  inseben  der  Gesetze  (auetoritas 
legum  )  erlangt.  Demselben  entspricht  die  Pflicht  der  Unterthaneh, 
zu  staatsbürgerlichem  oder  verfassungsmäßigem  Gehorsam 
(obsequium  civile,  §.  41  ,  «57  u.  «59). 


* 
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X.    C  A  P  I  T  E  L. 
Justizhoheit. 


§.    566.  ( 286. ) 

Gereclüigkeit ,  nach  ihren  verschiedenen  Beziehungen.    Begriff  und 
Umfang  der  Justizhoheit.    fVirhungsartcn  der  Regierung  in  Beziehung 
auf  dieselbe.     Missbrauch  der  Justizgewalt.    Administrativ  Justizivt^. 
Rechtsverfassung  constitutioneUer  Staaten. 

I)  In  allen  ihren  Verhältnissen,  soll  die  Staatsregierung  Ge rec h- 
1  i  g  k  e  i  t  üben  und  handhaben  <*).  Nach  ihren  verschiedenen  Beziehungen, 
ist  diese  Gerechtigkeit,    i)  entweder  öffentlich -rechtliche,  und 
zwar  entweder  völkerrechtliche  oder  staatsrechtliche ,   2}  oder  privat- 
rechtliche.    Die  völkerrechtliche ,  auf  das  Rechtsverhältnifs  des  Staates 
zu  andern  Staaten  sich  beziehend,  gehört  in  das  Gebiet  des  Völker- 
rechts.   Gegenstand  der  staatsrechtlichen,  ist  das  öffentliche  Rechts- 
verhältnifs zwischen  dem  regierenden  Subject  und  dem  Volk.  Die 
privatrechtliche  Gerechtigkeit  beschränkt  sich  auf  das  Rechtsverhältnifs 
unter  Privatpersonen,  die  Privatbeeiehungen  des  regierenden  Subjectes 
mitbegriffen.    II)  Zu  Verhütung  der  Eigenmacht  und  Selbsthülfe  (der 
Störung  des  Rechtfriedens),  zu  Untersuchung  der  Rechtshändel  und 
Verbrechen,  zu  Bestimmung  des  streitigen  Rechtes,  und  zu  Bestrafung 
der  Verbrechen,  auch  zu  Verhütung  möglicher  Rechtsverletzungen 
und  Streitigkeiten,  überhaupt  um  die  Herrschaft  der  Gesetze  und  des 
Rechtes   gegen  Willkühr  in  dem  Staatsgebiet  aufrecht  zu  erhalten, 
und  hiezu  die  nöthigen  Anstalten,  Verfügungen  und  Vorkehrungen  zu 
machen,  gebührt  der  Staatsregierung  die  Justizhoheit  f)  (  potesta» 
judiciaria  suprema  seu  sublimis).    III)  In  dem  weitem  Sinn,  wird  auch 
das  Recht;  Gesetze  für  Rechtssacheu  zu  geben,  darunter  begriffen. 
In  diesem  Sinn,  heifst  bürgerliche  oder  C  iv  i  I  Ju  s  t  iz  h  o  hei  t  das 
Recht,  CivilGesetze  zu  geben,    und  tue  Rechtspflege  in  Sachen  der 
bürgerlichen,  sowohl  contentiosen  als  auch  freiwilligen,  Gerichtbarkeit 
anzuordnen  und  zu  verwalten;  heifst  Strafrechts-  oder  C.  ri  m  in  a  1- 
Hohcit  (CriminalGewalt)  das  Recht,  peinliche  Strafgesetze  zu  geben, 
und  die  Strafgerechtigkeitspilege  anzuordnen  und  auszuüben.  FV)  Die 
Ausübung  der  Justizhoheit,    ist  eingeschränkt  auf  das  Inland  <*). 
Aber  die  Wirksamkeit  rechtskräftiger  Erkenntnisse  des 
gehörigen  Richters,  sollte,  wie  diejenige  rechtsgültiger  Verträge, 
allenthalben  <0,  wo  nicht  klare  Gesetze  das  Gegentheil  verordnen, 
anerkannt  werden.    Denn  geboten  und  geheiligt  durch  den  Zweck 
des  Richteramtes  ,   wie  durch  das  gemeinsame  Interesse  aller  Staaten, 
daher  geachtet  bei  allen  gesitteten  Völkern  zu  allen  Zeilen,  ist  der 
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Grundsatz:  dem  Sprach  des  Richters  gebührt  überall  and  bei  Allen 
Achtung  und  Folge.  V)  Dagegen  ist,  den  Fall  einer  notwendigen 
Prorogation,  oder  auswärtiger,  fortwährender  oder  vorübergehender, 
Unteithan  Verhältnisse  abgerechnet,  ein  Staat  nicht  schuldig  zu  leiden, 
dafs  seine  Unterthanen,  eis  Beklagte,  vor  auswärtige  Gerichte 
gezogen  werden  (jus  de  non  evocando).  VI)  Die  unmittelbare  Aeus- 
serung  der  Staatsregicrung ,  in  Hinsicht  auf  Ausübung  der  Justizhoheit, 
ist  gesetzgebend,  anordnend,  fordernd,  erhaltend.  Hem- 
mend und  rechtsprechend  soll  sie  nie  und  nirgend  seyn  ( §.  55o ). 
Mi fs brauch  der  Justizgewalt  wären:  directe  oder  indirecto 
Justiz  Verweigerung  (§.  169,  e),  Einmischung  der  Regierung  in  den 
Rechtsgang  oder  die  Entscheidung  gerichtlich  anhangiger  Streithändel 
(§.  373  u  553),  Hemmung  oder  Unterdrückung  der  gesetzmäsigen 
Wirksamkeit  richterlicher  Erkenntnisse  (§.  109)i  80  genannte  Hof- 
oder CabinetJustiz  ($.  373).  Machtsprüche  sind  zu  entschuldigen, 
nur  wo  Ausübung  des  äussersten  Rechtes  durch  die  Umstände  begründet 
ist  (§.  553).  VII)  Alle  öffentliche  Rechtspflege  geht  von  dem  Staat 
aus.  Aber  nur  von  Gerichten,  die  unmittelbar  oder  mittelbar  von 
ihm  besetzt  sind ,  darf  sie  iu  Wirksamheit  kommen.  Verwerflich  nach 
allgemeinem  Recht  «)i  ist  demnach  der  so  genannte  Administrativ- 
justizweg, die  Verhandlung  und  Entscheidung  bestimmter  Rechts- 
fälle, worüber  die  Regierung,  sey  es  der  StaatsFiscus  oder  die  Do- 
mänenver waltung,  mit  Privatpersonen  in  Streit  befangen  ist,  durch 
eiue  Staats  Verwaltungsbehörde  oder  eine  Art  von  administrativer 
SpecialCommission,  mit  Ansschlufs  der  ordentlichen  Gerichte.  Positiv 
begründet  kann  er  nur  dann  and  so  weit  seyn,  als  verfassungsmäßig 
errichtete  Gesetze  ihn  verordnen  /),  Bei  dieser  ausserordentlichen  Art 
der  Rechtspflege,  sind  Justizmifsb rauche,  namentlich  Justizverwei- 
gerung, eben  so  wenig  zu  dulden ,  als  ijn  dem  gerichtlichen  Rechts- 
weg VIII)  Iu  constitulionellen  Staaten  A)  roufs  die  ganzcR  e  ch ts- 
ver fassung,  nicht  blofs  die  bürgerliche  und  Strafgesetzgebung,  auch 
die  Rechtsverwaltung  und  die  Gerichtsverfassung  *') ,  auf  gesetzlicher 
Grundlage  ruhen ,  mithin  hervorgehen  entweder  aus  StaatsGrund- 
gesetzco  oder  aus  Gesetzen  im  engern  Sinn,  geschriebenen  oder 
ungeschriebenen,  unter  den  letzten*  das  Vernunft  recht  mitbegriflen. 
Alle  positiven  Bestimmungen,  welche  die  Rechtsverfassung  betreffen, 
gehören  sonach  in  das  Reich  theils  der  constituirenden  theils  der  ver- 
fassungsmäsig  gesetzgebenden  Gewalt,  keine  in  jenes  der  vollziehenden. 
Sie  dürfen  kein  Gegenstand  seyn  von  oberherrlichen  Willenserklärungen, 
die  unter  anderer  als  Gesetzform  erscheinen,  namentlich  nicht  von 
blossen  Cabinet-  oder  MinisterialRescripten,  reglemcntären  Verfügungen, 
Verordnungen  oder  so  genannten  Ordonnanzen  der  Rcgierungs-  öder 
AdministrativGewalt  *).  Hierauf,  nur  darauf,  beruht  die  voll  c  Sei bst- 
ständigheit  und  Unabhängigheit  des  Richteramtes  und  der 
Rechtspflege  (j.  373);  nicht  blofs  auf  der  staatsgrundverfassnngs- 
mäsigen  oder  gesetzlichen  Bestimmung,  dafs  Richter  anders  nicht,  als 
iu  Folge  eines  Gesetzes  uud  in  gesetzmäsiger  Form,  ihres  Amtes  ent- 

Klvbrr'*  «ttntl.  Rech«.  S.  Au*.  33 
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setzt,  oder  ihrer  Besoldung  ganz  oder  zum  Theil  beraubt  werden 

dürfen  0* 

a)  Justa  imperia  sunto.   Vergl.     117,  a. 

*)  Pöttbb's  Lit.  III.  384  ff-47off.  ItLtiHsa's  Lit.  tt58.i3s8-  F.  Baaojujm*B  corpus 
juris  judieiarii  civilis  academicum.  Hannov.  1810.  8.  J*  J.  Mos&n  von  der  Lan- 
deshoheit in  Justizsachen.  Frank  f.  u.  Leipa«  1774.  4*  Schbidbmahthl  s  Staatsr. 
nach  der  Vernunft,  III.  4  ff.  J.  J.  Malblasc  conspectus  rei  judiciariae  romano- 
gcrmanicae  Norimb.  1797.  8.  J.  G.  Sixbsb's  gcrichtl.  Proccfs.  Th.  I,  S.  i63 
—  333.   C.  G.  Rössig'b  Politik,  »84- 

<•)  Ron'tgl.  baier.  Verordn.  v.  9.  Oct.  1807,  die  Gerichtbarkeit  fremder  Staaten 
betr.  Rhein.  Bund,  XIII.  i5i. 

d)  Für  die  Rechtskraft  und  Vollziehungsfäkigkeit  der  vonavswärtigen  competentcn 
Gerichten  gesprochenen  Urtheile,  s.  Jo.  Alo.  Fbbd.  Haas  diss.de  eflectuexcep- 
tionis  rei  judicatae  in  territorio  alieno.  Gött.  1791.  4.  PCttbb's  Recbtsf.,  Bd. 
III ,  Th.  1 ,  Num.  347  —  «49*  Mabtbbs  preeis  du  droit  des  gens  moderne 
de  l'Europe  (Gött.  1811. ),  §.  94.  Rlübbb  droit  des  gens  etc.  59  et  65.  v. 
Kauptb  Abh.  in  Cbomb's  u.  Jauf's  Germanien,  Bd.  HI,  Num.  X.  P.  J.  A.  Fhubbbach's 
Themis  oder  Beiträge  cur  Gesetzgebung  (Landshut  181s.  8-)»  Num.  II.  Erklärung 
des  Card.  Gonsalvi,  als  pfipstl.  StaatsSecrctärs,  v.  11.  März  1820.  r.  Raxptz  Bei- 
träge zum  Staats-  u.  Völkerrecht,  Bd.  I  (Berlin  i8iö.  8.),  8.  n3.  Schmalz  europ. 
Völkerrecht,  S.  i53f.  Grofsherzogl.  wirzburg.  Verordn-  v.  6.  Juli  1811.  Vertrag 
zwischen  Baiern  und  Wirtembcrg  v.  7.  Mai  1811 ,  in  dem  baier.  Regier.  Blatt, 
1811,  Num.  33-  Vertrag  zw.  Frankreich  u.  d.  Bisthum  Basel,  v.  «780,  in  Mabtens 
recueil,  II.  93.  JurisdictionsVertr.  zw.  Baden  u.  HohenzolIernSigmar.  v.  »1.  u.«o. 
Sept.  1837,  bei  Mabtbks  I.  c,  Supplement,  T.  XI.  p.  3o3.  Verträge  Wirtem- 
bergs  mit  HohenzollcmSigmaringcn  und  HohenzollernHechingen,  v.  1817  (vor- 
züglich!), cbendas.  8.  178  u.  370.  Vertrag  zwischen  Frankreich  u.  der  schwei- 
zer. Ltdgenossenschaft,  v.  18.  Juli  i8s8,  ebendas.  S.  665.  —  Dawider  s. 
Zachabia'  ,  in  der  angef.  Germanien ,  Bd.  II ,  Rum.  X,  S.  139  ff.  —  Vergl.  Code 
civil  des  Francais,  art.  3ia3.  3138.  11.  Code  de  procedure  eiv.,  art.  546.  K. 
französische  Ordonnance  de  1629,  art.  3i.Mbbj.ih  recueil  alphabetique  des  questions 
de  droit,  T.  III,  voc.  Jugement,  \,  14.  —  19.  Ebenda  s.  Repertoire  universel  et 
raisonne  de  jurisprudence,  T,  VI,  voc.  Jugement,  §.  8.  Hönigl.  baier.  Verordn. 
v.  9.  Oct-  1807  (in  dem  Rhein.  Rund,  XIII.  i5i.),  welche  aufgehoben  ward 
durch  eine  Verordn.  v.  3.  Jun.  1811.  Königl.  westphsU.  StaatsrathsGutachten , 
in  d.  Rhein.  Bund,  Heft  LVII.  Num.  40.  Badische  Verordn.  v.  5.  Mai  i8i3, 
V  11,  in  dem  Bad.  RegierungsBlatt  i8i3,  St.  XVII.  —  Dieser  Gegenstand 
verdient,  unter  den  t.  Bundesstaaten  gleichförmig,  durch  allseitige  Uebcrein- 
kunft  bestimmt  zu  werden. 

e)  Vergl.  %.  55o  u.  367.  G.  Frhr.  v.  Wbilxb  über  Verwaltung  und  Justis,  und 
über  die  Grenzlinie  zwischen  beiden.  Mannheim  1836.  3.  Aufl.  i83o.  8.  R.  v. 
Ffizbb  über  die  Gränzen  zwischen  Verwaltung«  -  und  CivilJustiz,  und  über 
die  Form  bei  Behandlung  der  VcrwaltungsJustiz.  Ulm.  i8s8.  8.  v  Abbtih's 
Staatsr.  der  constitutionellen  Monarchie,  Bd.  II,  S.  336  ff.  —  Von  Verban- 
nung der  SpecialGerichte ,  v.  Abttih  ,  Bd.  n,  S.  33.  —  Von  den  Rechtshändeln 
des  Staats Fiscus ,  %.  474  u.  477 1  u«  der  Domancneerwaltung ,  \.  483.  —  Von 
dem  Unterschied  zwischen  Regierung!  -  und  Justizsachen,  %.  375;  zwischen 
Polizei-  und  Justizsachen,  %.  389  ff. 

y)  K.  prevssisohe  CabinetOrdre  v.  37.  Oct.  1810,  in  der  preuss.  Gesettsamml.  v.  181». 
S.  i53,  u.  CabinetOrdre  v.  ^-feb.  i8s3,  ebendas.,  i8*3,  S.  3t.  Näheres  davon 
unten  V  474.  GH.  hessische  Dienstlnstructioa  der  AdministrativBeamtcn,  v.  38. 
Nov.  i8ai  ,  §.  33.,  in  dem  Regier.  Blatt  v.  1831,  Num.  67.  —  Auch  von  der 
so  genannten  administrativen  Rechtspflege,  gebrauchen  die  Franzosen  das  Wort 
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Jurisdiction  und  Jurisprudenet  j  t.  B.  um  Attributtonen  und  Grundsätze  des  Staats« 
raths  und  der  beiden  Kammern  zu  bezeichnen.  C.  Macabel  elemens  de  jurispru- 
dence  administrative.  Paris  1818.  II.  8.  J.  B.  Sibkt  du  conscil  d'etat  sclon  la 
cbarte  constitutionnelle,  ou  Notions  sur  la  justice  d'ordre  politique  et  ad  mini  j- 
tratif.  Paris  1818.  4.  Y.  C.  Joubdain  code  de  la  competenre  des  autoriles  cons- 
tituees,  ch.  XI,  \.  »5,  35,  37,  87  et  suiv. 

ff)  Dafs  und  wann  wegen  Beschwerden  über  Justisverwcigerung  (§.  169,  e)  in  dem 
so  genannten  Administrativ  Justizweg,  Recurs  an  die  Bundesversammlung  Statt 
finde,  s.  oben  §.  169. 

Ä)  Vergl.  die  baierische  Verfafs.  Urli  v.  1818.  Tit  VII,  %.  2;  Tit.  VIII,  %.  1  u.  ff. 
fVirUnxhergische  v.  1819,  §.  88.  ff.  GH.  Hessische  v.  i8»o,  Art  7a  ,  u.  f.,  3i  u.  ff. 
Sachsen- mrmiV/«-.  landschaftl.  Grundgesetsv.  18*91  Art.  80  u.  io5.  Kurhessieehe 
Verfass.  Urk.  v.  5.  Jan.  i83i ,  %.  in  ff. 

1)  Kurhessische  Verfafs.  Urk.  von  i83i ,  §.  lao  ff.  Die  Gerichtsverfassung 
(GerichtsOrganisation)  ist  die  bestimmte  Ordnung  der  Gerichte  ,  in  Ab- 
sicht auf  ihre  Zusammensetzung  ,  den  Umfang  ihrer  Wirksamkeit ,  und 
ihr  Verh&ltnifs  zu  einander.  Ihre  Bestimmung  ist,  der  Justiz  in  ihrem  Or- 
gan', einem  der  ersten  und  wesentlichsten1  Bestandteile  jeder  Staatsordnung, 
nicht  mehr,  aber  auch  nicht  weniger  Kraft  zu  verschaffen,  als  nülhig  ist,  die 
Idee  und  Herrschaft  des  Rechts  in  dem  ganzen  Umfange  des  Staatsgebietes 
geltend  zu  machen.  —  Die  ColiegialB orm  der  Gerichte  ist  die  sicherste  für  die 
Rechtspflege,  bei  verhältnifsmäsiger  Anzahl  der  Richter,  besonders  in  höherer 
Instanz.  «  Bisogna  che  i  giudici  saano  assai,  perche  pochi  sempre  fannoa  modo 
de'pochi».  Maccbiavilli,  discorsi sopra Tito  Livio,  lib  I,  c.  7;  in  s.  Opere  (Mi- 
lano  1804),  VII,  p.  26. 

4)  (P.  J.  A.  v.Fbubbbach)  Die  GerichUverfassung  eines  constitutionellen  Staates , 
kann  sie  durch  blofse  Verordnungen  rechtsgültig  geändert  werden  (Nürnb. 
i83o.  8.)  S.  3  ff.  v.  Abktin  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  197.  Hssaios  de  Paksey  de 
TautoriU  judiciaire  en  France,  Paris  1818.  4. 

/  )  GH.  hessische  Verfaß.  Urk.  v.  18*0,  Art.  54.   Kurhessische  v.  i83i,  %.  56  f. 

§.    367.  (287.) 
Befugnis s  und  Haupt t heile  der  Justizhoheit.    Privilegirter  Gerichtstand. 

I)  Zu  der  Justizhoheit1  gehören  :   die  Anordnung-  der  Ge- 
richte, in  mehreren  Instanzen  oder  Gerichtstufen  «);  die  Aufsicht 
über  die  Gerichte,  sowohl  über  die  dabei  angestellten  Personen,  als 
auch  über  die   gesetzmäßige  Recht-   und  Geschäftpflege  (Gericht- 
Visitationen);  die  Bestimmung  der  untergeordneten  richterlichen 
Gewalt  oder  der  Gerichtbar  Ii  ei  t  6)  (potestas  judiciaria  subordi- 
nata  s.  subalterna,  jurisdictio ).    II)  Alles  dieses,  in  bürgerlichen 
streitigen  Rechtssachen  c)  ( Civilgerichte   und  CivilGerichtbarkeit, 
jurisdictio  civilis  contentiosa ) ;  in  peinlichen  Sachen  (Straf-  oder 
CriminalGerichte  und  Gerichtbark eit ,  jurisdictio  criminalis);   in  nicht 
streitigen  Sachen,  in  Sachen  der  so  genannten  freiwilligen  Gericht- 
barkeit  (Rechtspolizei,  Rechtsfürsorge,  jurisdictio  civilis  voluntaria), 
zu  Verhütung  möglicher  Rechtsverletzungen  und  Streitigkeiten  (§.  379)* 
III)  Privilegirter  oder  eximirter  Gerichtstand  (privilegium  fori  s. 
forum  exemtum),  gilt  noch  hin  und  wieder,  für  bestimmte  Personen 
oder  Sachen.    In  der  Regel ,  widerstreitet  er  dem  heutigen  Bildungs- 
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zustand  und  dem  Rechtsgefuhl  der  Teutschen.  IV)  Niemand  darf 
seinem  ordentlichen  Richter  entzogen,  Niemand  anders  als  gesetzmäßig 
verhaftet  und  bestraft  werden  (§.  «59), 

«)  Von  den  Instanzen,  von  der  Suhordinaiitm ,  Concurrcm  und  Prävention,  der  Ge- 
richte. Sikbkb  a.  a.  O.  \.  148.  asa  ff.  169  —  396.  Bäurisches  Edict  über  die 
Gerichtsverfassung,  v.  24.  Jul.  1808,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXIII.  ao6- 

b)  Pütteb's  Lit.  III.  388.  Rlübeb's  Llt.  %.  n5o.  Fb.  Es.  IWBDOar  de  juris- 
dictiooc  germanica.  Lern,  17+0.  roc.  1787.  8.  F.  G.  Lobkthas's  System.  Ent- 
wickcl.  der  ganzen  Lehre  von  der  weltl  sowohl,  als  kirchl.  Gerichtbarh.  Halle 
177Ö.  8.  J.  Meter,  esprit,  origine  et  progres  des  institutions  judiciaires 
des  principaitE  pays  de  l'Europe.  T.  I.  —  VI.  a  la  Haje,  1819  —  1833.  8. 

c)  Aus  der  blofsen  bürgerlichen  Gerich t  barkeit ,  entwickelte  sich  cbehtn  in 
Teutschland  die  Landeshoheit.  StbcbeiTs  Hcbejist.  IV.  1.  J.  J.  Reiotebd's  hl. 
Ausführungen,  I.  18.  (v.  Thöltsch)  Gedanken  von  der  Unmittelbarkeit  und 
Territorial- Gerechtigkeit  (1786.  8.),  %.  7  —  i3.  Klub™ 's  Geschiebte  der  Ge- 
richtslehen. Erl.  1785.  8.  Daher  betrachtete  man  den  Besit«  der  Civil  Gerich  t- 
barkeit,  als  das  sicherste  Merkmal  der  Oberbotmasigkcit.  Moseb  v.  d.  Landeshoheit 
in  Jusiit Sachen,  67.  Gbe&eb  obs.  1.  p.  «46.  Ebendess.  Nebenst.,  Tb.  68,  Abb.  1. 

§.    368.  (288.) 
Adminislratorische  und  PatrimonialGcrichlbarkeä. 

Die  Gcrichtbarkcit  wird  verwaltet  1)  entweder  vermöge  eines 
von  dem  Regenten  erhaltenen  Auftrags,  als  Amtpflicht,  von  landes- 
herrlichen JustizCollcgien  oder  Justizbeamtea  (jurisdictio  administra- 
toria);  9)  oder  kraft  landesherrlicher  Verleihung,  ausdrücklicher 
oder  stillschweigender,  als  eigenthümliches,  immerwährendes  Vorrecht, 
von  ansehnlichen  Grundeigenthümern  ,  theils  physischen  Individuen, 
theils  Gemeinheiten  (  Erbgerich  tbarkeit,  Hofmarkgerechtigkeit,  juris- 
dictio patrimonialis  ,  praediatoria ,  in  gewissen  Fallen  auch  dotalis, 
z.  B.  bei  Pfarrgerichten,  durch  welche  der  jedesmalige  Pfarrer  die 
Gerichtbarlteit  verwalten  läfst,  die  akademische  und  die  Stadtgericht- 
barkeit).  Diese  wird  jederzeit  als  einer  Realität  anklebend  betrachtet  *)• 
Der  Gerichtherr  verwaltet  sie  in  eigenem  Namen;  entweder,  bei 
gehöriger  Qualifikation,  in  Person  c),  oder  durch  einen  Gerichthalter 
oder  Justitiar  (jurisdictio  mandata). 

a)  Grofser  Gewinn  ist  die  Aufhebung  oder  Vermeidung  caneurrirender  Jurisdic- 
tionen ,  und  die  Beschränkung  der  besondern  Gerichtstande.  —  Sportein  werden 
erhoben,  nicht  als  einzige  Quelle  des  Unterhaltes  der  Gerichte,  sondern  als 
ein  mäsiger  Beitrag  dazu. 

b)  Eine  seltene  Ausnahme  ist  es,  wenn  dieselbe  sine  praedio  verlieben  ist.  Von 
der  akademischen  Gericbtbarkeit  der  Universität  Leipzig,  s.  Weisse'*  k.  sächs* 
Staatsr.  Bd.  II,      160  f. 

c)  3.  G.  Siebeb  von  d-  Macht  d.  Reichsstände  u.  Gcrichtsherren,  selbst  Recht  eu| 
sprechen,  §.  256  .ff.  J.  H.  Gbaks  diss.  de  femina  jurisdictonem  patrimonialem 
cierccnte.  Arg.  1706.  4.  Rori*s  Theorie  des  sächs.  bürgert.  Processus,  Th.  I 
(Jena  1823),  §.  ib.   Eigene  Gcrichtvcnvallung  wird  dem  P.  Gerichtherrn  nicht 
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gestattet,  in  dem  GH.  S.  WelmarEisenach.  Schweitzers  öffcntl.  Recht  des- 
selbes,  I.  S.  i5a 

d)  Er  wird  als  mittelbarer  Staatsdiener  betrachtet  RuaWs  Beiträge ,  Tb.  II. 
Num.  1 ,  %.  7  ff. 

- 

§.   369.  (289.) 
Fortsetzung. 

Die  PatrimonialGerichtbarkeit  <*)  ist  jetzt  eine  dingliche 
Befugnifs,  das  Richteramt  (das  bürgerliche  allein,  oder  auch  das 
peinliche  )  durch  gehörig  qualificirte  Persqnen ,  nach  den  Gesetzen  des 
Staates  *) ,  unter  dessen  Oberaufsicht,  in  erster  Instanz,  innerhalb  eines 
bestimmten  Bezirkes  <0  zu  verwalten.  Begrenzt  wird  sie,  durch 
die  höchste  Aufsicht,  die  gesetzgebende  und  höchste  ExecutivGewalt 
des  Regenten,  so  auch  durch  eine  höhere  landesherrliche  Jurisdictions 
Befugnils.  Es  wird  dazu  ein  besonderer  Rechtstitel  erfordert, 
und,  als  Ausnahme  von  der  Reget,  ist  sio  ein  schränk  end  zu 
erklären.  Wegen  Mi  fsbr  auch  s,  kann  die  Privation  verfugt  werden  **). 
Derjenigen  Gerichtbarkeit ,  welche  den  Mitgliedern  des  Regenten- 
hauses auf  ihren  Paragien,  und  den  Standesherren  in  ihren  stan- 
desherrlichen Bezirken  zusteht,  sind  meist  minder  enge  Grenzen  gesetzt, 
als  der  gemeinen  Patrimunial  Gerichtbarkeit.  In  der  neuern  Zeit, 
besonders  seit  Auflosung  der  teutschen  Reichsverbindung,  wurden,  in 
verschiedenen  teutschen  Staaten ,  derPatrimonialGcrichtbarkeit  engere 
Grenzen  gesetzt;  in  etlichen  ward  sie  ganz  aufgehoben  0. 

a)  Pöttsb's  Lit.  III.  «73  KlObm's  Lit  §.  io59. .  G.  L.  Houib's  Geschiebte 
u.  Würdigung  der  teutschen  PatrimonialGeriehubarkeit,  mit  besonderer  Rück* 
sieht  auf  Baiern.  Landshut  1804.  8.  B.  W.  rrvtrrsn  über  die  Grensen  der 
CivilPatrimonialJurisdiction.  Gött.  1806.  8.  E.  H.  Waciismoth's  Versuch  e. 
svstem.  Darstellung,  der  PatrimonialGerichtsvcrfassung  der  Rittergüter  nach 
gemeinen  u.  sächs.  Rechten.  Leips.  1808.  8.  a.  verm.  Aufl.  1809.  Eichiiorm's 
deutsche  Staat«'  u.  Rechtsgcschicbte,  Th.  I,  3oo;  Tb.  II,  S  35?  Wkissk's 
Lehrbuch  des  k.  sficlis.  Staatsr. ,  Bd.  I ,  %•  1 16  ff.  Rhein.  Bund ,  XXXIX. 
45o.  XLIIL  109.  XLV11.  »09.  Güjca's  Erlaut.  d.  Pandecten,  III.  60.  Mal- 
blau c  1.  c.  75.  —  Die  PatrimonialGertchtbarkeit  ist,  auf  Seite  des  Gericht, 
herrn,  vererbbar  u.  veräusserlich.  Pritirr».  a.  a  O. ,  S.  XXI  u.  f.  Wachs- 
nvrn  ar.  a.  O.,  S.  ia.  —  Die  P.  Gerichte  werden  jetzt  fast  durehgebends 
als  Unterobrigkeiten  (nicht  des  Gerichlherrn .  sondern)  des  Staates  betrach- 
tet. Daher  hat  «wischen  ihnen  und  den  Staatsbehörden  unrai: telbarer  amt- 
licher Verkehr  Statt,  ohno  Vermittlung  der  Gerichtberrcn ,  und  die  Ver* 
pflichtungsformel  der  Gericht  Verwalter  ist  dieselbe,  wie  bei  den  von  dem 
Landesherrn  unmittelbar  bestellten  Joslkbeamten.  Von  dem  jure  fisci  ade- 
licher Erbgerichte,  Püttks's  Rechtsf.  III.  699. —  Grundherrlicbc  Rechte  von  an- 
derer als  gerichtherrlicher  Art,  sind  nicht  als  Ausflüsse  der  P.  Gericht- 
barkeit au  betrachten.   Wachsäüth  a.  a.  O.,  S.  n3  f. 

6)  Merkwürdige  Verordnungen:  Rönigl.  baierhehe  Vcrordn. ,  die  Patrimonial- 
Gerichtpflege  in  Altbaiern ,  RurpfaTr.  u.  Neuburg  betr.,  v.  6.  Jan.  1807, 
in  dem  baier.  Regterungsbl.  1807,  Num.  a6.    Baier.  Edict,  die  Patrimonial- 
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Gerich tbarkeit  betr.,  t.  a  Sept.  1808,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXIV.  35o.  Baier, 
Edict  über  die  Ausüb.  der  gutsherrl.  Gerichtbarkeit,  v.  16-  Aug.  181*;  in  d. 
Reg-  Bl.  181a,  N.  48.  Baier.  Edict  über  die  gutsherrl.  Gerichtbarkeit ,  v. 
36.  Mai  1818,  als  Beil-  6  zu  der  Verfass.Urk.  v.  1818.  Baier.  Gesetz  wegen 
Aufheb.  der  so  gen.  Edelmannsfrciheit ,  v.  20.  Apr.  1808,  in  d.  Regier. 
Blatt  des  folg.  Jahres,  Num.  6.  L.  v.  Dbesch  Grundzüge  des  baier.  Staatsr., 
%.  83  ff.  Prcuss.  allgem.  Landr.  II.  17.  4«  ff>  Prems,  allgcm-  Gerichlsordn. 
I.  1.  io5.  I.  41*  58  ff.  Von  dem  GH.  S.  WcimarEiscnach  s.  Schweitzeb's 
öffentl.  Recht  desselben,  I.  %.  96  ff.  —  Von  den  dortigen  Stadträthen  u. 
Stadtgerichten  s.  cbendas.  %.  99  —  io3 ;  und  im  Königr.  Sachsen,  Weiss  f 's 
angef.  Lchrb.  §.  116.  Tob.  Jac  Reutbibth  diss.  de  jurisdictione  civitatum 
munlcipalium  Saxonicarum.    Erf.  1734.  4.  Stbvden's  Ncbenst.,  Th.  V,  S- 457  ff. 

c)  Zuweilen  ist  diese  Gerichtbarkeit  eingeschränkt  auf  einzelne  Höfe,  Hof. 
reiten,  u.  d.j  Jurisdictio  circumsspta,  polaris,  Zaun-  oder  Pfahlgericht,  Vog- 
teitichkeit  inner  Erters  oder  Eiters ,  mit  Thür  und  Angel  beschlossene,  oder  mit 
Pfählen  bestrickte  Vogtei,  Betfang  oder  Bifang.  J.  J.  Bkch  tr.  de  juris- 
dictione vogtejica  immediata ,  p.  34«  Sa*.  Stbyh  de  jurisdictione  circum- 
septa. Francof.  1670.  Hekb.  Hildsbbasd  de  jurisdictione  emphyteusi  Gennaniae 
annexa.  Alt.  1710.  J.  J.  Rbimbubd's  kl.  Ausführungen,  I.  16.  Estobs  kl. 
Schriften,  III.  3o3.  Fufesdobf  de  jurisdict.  germ.,  p.  5o3.  696.  686.  Von 
dem  Wort  Euer,  s.  Zaubebs  corp.  juris  publ.  Salisb.  (1791.  8.),  S.  160. 
Fulda's  IdiotikenSammlung,  S.  8a.   Haltaus  glossar.  germ.  v.  Bifang. 

d)  G.  H.  Mtlius  diss.    de  privatione  jurisdicüonis  ob  ejus   abusum.  Lips. 
1755.  4.   Cbajibb,  T.  I.  obs.  3i6.  §.  i5> 

e)  Aufgehoben  ward  die  P.  G.  im  Hönigr.  Wirtemberg,  durch  c.  General- 
Rescript  r.  10.  Mai  1809,  in  d.  wirtemb.  Regier.  Bl.  1809,  S.  189;  im 
AnhaltCotlanschen ,  durch  d.  Organisat.  Edict  v.  28.  Dec.  1810,  in  d-  Rhein. 
Bund,  LH.  98.  LIV.  383;  im  Grofsherzogth.  Baden,  durch  Verordn.  v.  1. 
Jun.  i8i3,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt  i8i3,  Num.  i5.  Auch  im  Grofsherzogth. 
Bergt  durch  Decret  v.  18-  Jan.  1812,  in  d.  Mohiteur  universel,  1813,  n.  19; 
u.  in  d.  chemal.  Hönigr.  ff^estphalen.  —  In  dem  Iiönigr.  Hannover  ward  sie, 
nach  einem  Landtagßeschlufs  v.  1831,  wieder  hergestellt,  doch  mit  Ausnahme 
der  peinlichen  Gerichtbarkeit,  die  nur  den  mit  P.  Gerichtbarkeit  versehenen 
Städten  gelassen  ward.  Hannöver.  Patrim.  Gerichlsordn.  v.  i3.  März  i8ai.  Da- 
gegen blieb  sie  in  dem  Herzogthum  Braunschweig ,  selbst  nach  dem  Wunsch 
der  vormaligen  Gerichtherren,  aufgehoben.  —  Albx.  Möller,  die  letzten  » 
Gründe  wider  alle  Eigenthumsgerichte.   Neustadt  a.  d.  Orla  i8«6.  8- 

§.  370.  (29a) 

Gericht.    VogteUichkeit.   Dorf-  und  Gemeindeherrschaft. 

Ehehin  «)  ,  wie  noch  jetzt  hie  und  da,  ward  unter  Örtlichem 
Gerichtzwang,  Gericht  oder  Vogteilic hkeit,  meist  etwas  mehr 
verstanden  als  die  Absübung  der  Gerichtbarkeit  in  dem  eigentlichen 
Sinn.  Mit  Ausschluß  der  peinlichen  Gerichtbarkeit ,  verstand  man 
darunter  eine  locale  obrigkeitliche  Gewalt,  eine  untergeordnete 
Regierungsgewalt  (Gebot  und  Verbot,  Herrlichheit),  bürgerliche 
Ordnung  zu  erhalten,  und  die  höhern  Befehle  auszuführen  (§.  3ao,  c). 
Den  PatrimonialGerichthalter  betrachtete  man  wie  [eine  Ort-  oder 
Unterobrigkeit,  für  bürgerliche  Rechtehändel,  Gerichtbarkeit  in  nicht 
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streitigen  Sachen  und  örtliche  Polizei,  seine  Dienstherrschaft  als 
Gericht-  und  OrtPolizeiherrschaft.  Vorzuglich  war  dieses 
der  Fall  bei  der  Dorf-  und  Geraeindeherrschaft,  insbesondere 
in  Condominat-  oder  vermischten  Orten 

«)  Früher  noch,  vor  Entstehung  der  teutschen  Landeshoheit,  war  die  P.  G. 
ein  in  der  Gutherrschaft,  oft  auch  in  der  Stadtverfassung,  begründetes  Recht. 

6)  Güstau  de  landsassiatu,  üb.  L  $7.  Pufewdobf  de  jurisdict.  germ.  p.  ao3-  sqq. 
J.  J.  Rmishahü's  Ausführungen,  I.  53  ff.  G.  F.  Dcinliv  diss.  de  singulari 
custodiendorum  ignium  cura  et  inspectione,  Sect.  a-  %.  6 — 8.  Sikbkvhxes 
Beitr.  L  209.  Rünsa  von  Erbgerirhten  und  Lehnvogteicn,  Lobethah 
a.  a.  O. ,  S.  5o  ff-  von  Bülow's  u.  Ha6kxai«n's  pract.  Erörter.  Th.  I.  Num.  43.  ( 
Ebtxl's  praxis  aurea,  I.  376.  mo5.  J.  J.  Beck  tr.  de  jurisdictione  vogtejica 
immediata,  414*  657.  EsTon's  kleine  Schriften,  III.  3o4.  C.  G.  Tkuvkbl  disa. 
de  jurisdictione  communitatis.  Alt.  1719.  4.  —  In  Absicht  auf  den  Un\fang 
dieser  Dorf-  und  Gemeindebcrrscbaft,  so  auch  der  Vogteil ichkeit ,  ist  in  ein- 
seinen  Fällen  auf  Gcsetse ,  Verträge ,  unbestrittenes  Herkommen  und  Besit»- 
stand  Rücksicht  zu  nehmen,  nach  der  Regel:  tan  tum  possessum,  quantum 
praescriptum ,  vel  lege ,  consuetudine  aut  pacto  acquisitum.  Lisch  diss.  de 
jurisdict  Vogthciae,  c.  3.  3.  E.  Thomas  Entw.  d.  fuld.  Gerichtsverfass. 
(Frkf.  1784.  8.),  %.  a3.  Prems.  Publicandum  v.  18-  Jun.  1798,  die  Dorf-  und 
Gcmeindoherrschaft  (in  den  Fürstenthüm.  Ansbach  u.  Baireuth)  betr.  Prems. 
Declaration  an  die  Bitterschaft  des  Fürstcnth.  Baireuth  v.  10.  Aug.  1801 , 
§-  119  —  140.  Baierische  Verordn.  v.  25.  Dec.  1807,  die  Dorf-  u.  Gemeinde- 
herrschaft in  vermischten  Orten  betr.  Rhein.  Bund,  XIV.  295. 

* 

,  §.      371.  (291.) 
siusserordentlichc  und  particuläre  GericlUbarkeit . 

» 

Neben  der  ordentlichen  Gerichtbarkeit ,  -wird  hie  und  da  die 
Gerichlbarheit  über  besondere  Classen  von  Personen  oder 
Sachen,  durch  ausserordentliche  Gerichte  verwaltet«). 
Dahin  gehören:  die  Lehn-,  Militär-,  Universität-,  Hofmarscliallamt-, 
Jaden-,  Gast-,  Handels-,  Wechsel-,  Markt-,  Zunft-,  Holz-,  Forst-  und 
Jagd-,  Bergwerk-,  Wasser-,  Fischer-,  Gemeinheit-  und  Märker-,  Erb- 
zins- ,  Feld- ,  Go-  und  RügeGerichte ,  siedeste  Gerichte  *)  u.  d. ;  auch 
die  so  genannten  Bauergerichte  c),  welche  der  Aufsicht  des  Staates 
unterworfen,  und  deren  Sentenzen,  in  der  Regel,  appellabel  sind  <0. 
Die  Competenz  dieser  Gerichte,  ist  nicht  von  gleichem  Umfang. 
Einige  dürfen  sich  nur  mit  gewissen ,  ausgenommenen  und  befreiten 
Rechtssachen  beschäftigen;  andere  mit  allen  bürgerlichen,  wohl  auch 
peinlichen  Rechtsachen  ihrer  GerichtUntergebcnen. 

a)  Pctteh's  Lit.UI.  $.  1*40—74.  Blübir's  Lit.  384  ff-  SibbfiTs  gerichtl.  Procefs„ 
I.  141.  »5i.  181  — 194.  Skichow  elcm.  juris  germ.  priv.  668.  676.  sqq.  Purkw- 
noar  de  jurisdict.  germ.  P.  III.  p.  616.  sqq.  Ejusd.  Obss.  T.  I.  obs.  45.  Max- 
blasc  conspectus  rci  judiciariae,  §.  io5  —  i3i. 

h  )  PuTKJIDOBF  1.  C.  p.  7l3. 

e)  Z.  ß.  Meierding,  Propstding,  Lafsgericht  (Laetbank),  Dinghof,  Huben- 
ge riebt,  Hagengericht,  Zeidelgericht ,  Hcrbslrecht  oder  Ehcbaft,  Schulzen- 
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gericht,  Helfgericht ,  Biltsengericht ,  Andreasgericht ,  höfiges  Gericht,  Kohlen* 
geriebt ,  blauer  Montag,  Botding,  Friede-,  Dorf»  und  Landgericht!  Narren- 
gericht  (zu  C.ossclfiugen  in  dem  Fürstcnthuin  ■  Hechingen  (Sikb*khh*s  neues 

jurist.  Magazin,  I.  54  8. )  u.  d  »n.  Giaihkb's  Scluittclius  illustr.  et  contin.  c  3. 
%.  4*    Selchow  1.  c. 

d)  Stbubbs's  recht!.  Bed.  I.  «64.  Sblchow's  Bcchtsnille,  Bd  IV(i785),  Num.  i38, 
8.  so  — 3o8.  Das  Gegenlheil  behauptet  Ebendsrt.  in  s.  Neuen  Ree btsiallcn  , 
Bd.  I  (1787),  Num.  «,  S.  i33-3i4. 

§.    372.  (292.) 
Insbesondere  geistliclte  Gericht  barkeit. 

I)  Auch  gehurt  in  diese  Classe  die  geistliche  oder  kirchliche 
Gerichtbarkeit ,  in  dem  heutigen  engern  Sinn«),  die  Rechtspflege  in 
geistlichen  Sachen  *)  11)  Das  kirchliche  Gesellschaftrecht ,  allgemein 
betrachtet ,  begründet  in  dem  Staat  für  die  Kirchcngellschaft  eine 
eigene  Gerichtbarkeit  nicht;  wohl  aber  die  Hierarchie  der  römisch- 
katholischen  Kirche,  sich  stützend  auf  göttliche  Einsetzung  c). 
III)  Wiewohl  der  Lehibegriff  der  Evangelischen,  sowohl  der 
augsburgischen  ConfessionVerwandten  als  auch  der  Beformirten,  eine 
eigene  kirchliche  Gerichtbarkeit  nicht  in  Anspruch  nimmt  «0  »  so 
wird  eine  solche  doch  noch  oft,  gcmäfs  den  frühern  Ideen  von  ihrer 
Begründung  durch  die  Kirchengewalt,  eigenen  Gerichtshöfen,  den 
Consistorien ,  übertragen  0*  Doch  sind  diese  nicht  nothwendig. 
In  jedem  Fall  ,  sind  sie  der  Justizhoheit  des  well  liehen  Regenten 
unterworfen,  und  bedürfen  nicht  geistlicher  Mitglieder/).  IV)  Ehe- 
gerichtsachen  der  Evangelischen,  betreffend  das  Bestehen 
oder  die  Auflösung  des  Ehevertrags,  die  Gültigkeit  oder  Nichtgültigkeit 
des  ehelichen  Bandes,  sind  jetzt  oft  den  Civil-  oder  bürgerlichen 
(also  weltlichen)  Gerichten  übertragen  #),  sie  werden  dann  zu  den 
Kirchensachen  nicht  gerechnet.  Bei  denjenigen  der  Katholiken, 
überläfst  man  die  Verhandlung  und  Entscheidung ,  so  weit  sie  nicht 
blofs  den  bürgerlichen  Vertrag  und  dessen  Wirkungen  betreflen ,  last 
durchgehends  noch  dem  geistlichen  Richter  A). 

a)Das  System  der  römisch  -  katholischen  Hierarchie,  begreift  allgemein  unter 
der  geistlichen  Gerichtbarkeit  die  ganze  Birchengewalt ,  unterscheidet  aber, 
in  dein  engern  Sinn,  bei  einem  katholischen  Bischof,  die  lex.  diocecsana  und, 
lex  juriidiethnis  j  die  letzte  schliefst  auch  die  Rechtspflege  in  geistlichen  Sa- 
chen in  sich.  Eybel's  kaihol.  Birrbenr. ,  Tb.  IV,  Bd.  3,  %.  4?>«  *•  Sabtobi*» 
Staatsr.  der  t.  Erz-,  Hoch-  und  Ritterslifter ,  Bd.  U,  TU.  1,  Ab  sehn,  », 
%.  ia.4. 

6)  Noch  fehlt  eino  feste  Bestimmung  des  Begrifft  der  geistlichen  Rcchtsacben. 
Schsaibfnt's  Beitr-  I-  11  ff.  Glücr's  Erlnut.  d.  Pandecten,  III.  %.  196.  Eicu- 
xa\Vs  Erkl.'irurigcn  des  bfirgerl.  Rechtes,  Tb.  V,  S.  87  —  3i8.  Michi/s 
Kirchenr. ,  99.  —  Vergl.  buicr.  Goncordat  v.  1817,  Art.  XII,  Iii.  c,  u.  baier. 
Edirt  Aber  die  missern  Hechtsverhältnisse  der  Einwohner,  in  Bestellung  anf 
Religion  «.  hirchl.  Gesellschaften,  y.  16.  Mai  1818  (als  Beilage  %  cu  der* 
Vcrfaf#.Lrk. ),  $.  61  ff.  ...  .  t  . 
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e)  Riacaaa  inatit.  Juritprud.  eeeles.  P.  IL  Ub.  «.  %.  Bo3-  J.  C.  Majh's  gcistl. 
Slaatar-,  IL  33 1  ff.  Schiliwo  diss.  do  origine  jurisdictionis  ccclesiasticae  in 
causis  civilibus.    Lips.  \8i5.  4* 

d)  Augsb.  Confession,  Art.  716  u.  28.  Articuli  Schmalcaldici,  tit.  de  potest. 
et  jurisdict."  cpisc.  G.  L.  Böhxkb  princ  juris  can.  %.  239.  Majkh  a.  a.  O. 
Schnac  bebt's  Kirclienr.  der  Protestanten  (3.  Aufl.  Jena  1795),  \.  io5,  S-  lao. 
Von  der  Wirhungsbefugnifs  dcrjevang.  Cousi&torien,  s.  Allgem.  Rirchenzeitung, 
1816,  St.  18a. 

e)  Pöttm'»  Lit.  III.  708.  KifjBKR,a  Lit  1494.  Sizbkr's  gerichtl.  Procefs ,  i35  ff. 
PtTTia's  Erörier.,  Bd.  II.  Majib  a.  a.  O.  II.  34*.  —  Von  den  Consistorien 
in  dem  KR.  Sackten,  Wmssb's  L  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II,  %.  3i3  —  3a9  u.  3a  1} 
in  Baiern (  Schukck's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Th.  I«  %.  175. 

/)  J.  H.  Böbxkr  J.  E.  P.  T.  I.  §.  63o.  sqq.  Mavivs  P.  IV.  dec  1.  Schaukbuba 
princ.  prax.  judic.  L  19.  Selchow  elem.  juris  germ.  prir.  %.  67a.  Pöiter's 
Bcchtsf.  I.  ai5. 

g)  Baier.  Regier.  Blatt«  1808,  N.  10.  Doch  nicb{  fiberall.  \Viks>.'s  Handb.  des 
Kircbcnr. ,  Bd.  III,  S.  4*9« 

A)  Einige  schlagen  vor,  sie  ihm  noch  ferner,  aber  nicht  als  solchem,  sondern 
als  judici  a  principe  delegato,  au  lassen,  und  die  Appellation  an  die  landes- 
herrlichen Gerichte  zu  sieben.  MtcuVs  Kirehenr. ,  %.  86.  Göshrr's  Rechts- 
falle, Th.  I.  Nun».  i3.  —  Joseph  II.  vindicirte  die  Rechte  des  Staats  auch  in  s 
dieser  Hinsicht,  in  dem  Ehepatent  tr.  16.  Jan.  I7&3.  —  Paternität-,  Ahmen- 
ta'ion-  u.  SatisfactionKlagen ,  gehören  vor  den  weltlichen  Richter,  überhaupt 
alle  Streitigheiten,  welche  den  bürgerlichen  Vertrag  und  dessen  Wirkungen 
betreffen.  Baier,  Edict  v.  »6  Mai  1818»  betr.  die  äussern  Verhaltnisse  der 
Einwohner,  in  Bezieh,  auf  Religion  u.  hirchL  Gesellschaften  (als  Beilage  1 
zu  der  Vcrfafs.  ürk.),  $.64.  Dagegen  s.  das  4ruVr.  Goncordatv.  1817,  unten  §.  6o8- 

§.    573.  (293.) 

» 

Abschliessende  Competenz  der  Gerichtbehörden ,  in  gehörigem  Rechts- 
yeing.    Ungebührliche  Einmischung.    Unabhängigkeit  des  Richteramtes. 
Hof-  oder  Cabinetlnstanz.     Trennung  der  Justiz  von  Vtrwattunq. 
Oeflcnthches  Verfallen.  GeschwomenGerichte. 

I)  Der  competente  Richter,  Er  allein,  ist  befugt  und  verpflichtet^ 
su  ordnungsmäßiger  Untersuchung  und  Entscheidung  der Rechts- 
handcl,  in  allen  Instanzen  (§.  367)  ;  meist  auch  »u  Vollziehung  der 
rechtskräftigen  Urtheile  (jus  cognoscendi  ,  decidendi  et  exequendi). 
II)  Einmischung  einer  audern  Staatsbehörde  in  den  Rechtsgang 
einer  Sache  «),  findet  nur  Statt,  so  fern  solche  Ton  Oberricbjier- 
Amtswegen,  nach  Vorschrift  der  Gesetze,  oder  blofs  zu  Beförderung 
der  Rechtshülfe ,  auf  Beschwerde  wegen  versagter  oder  Ver- 
zugerter Justin,  von  der  gehörigen  Stelle  geschieht*).  III)  In 
diesem  Sinn,  ist  die  Unabhängigkeit  und  Selbstständigkeit 
A  des  bürgerlichen  und  peinlichen  Richteramtes,  innerhalb  der  Grenzen 
seines  Berufs,  zu  verstehen  Wahrheit  und  Gerechtigkeit 
müssen,  in  allen  bürgerlichen  und  peinlichen  Rechtsachen,  nur  von 
dem  gehörigen  Richter,  mit  Beobachtung  der  gesetzmäßigen  Form, 
ausgesprochen  werden.   In  seiner  logischen  Function,  ais  einem  Act 
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des  Verstandes,  nicht  des  Willens,  in  der  Anwendung  der  Gesetse 
auf  gerichtliche  Streitfalle,  auch  mittelst  doctri  naler  Auslegung, — 
sey  es  der  Gesetze  d)  oder  anderer  oberherrlicher  Willenserklärungen, 
der  Verträge,  auch  der  Staatsverträge  0»  die  hierin  tot  Privatver- 
trägen  nichts  voraus  haben,  und  einseitiger  Privatbestimmungen,  — 
darf  der  Freiheit  des  richterlichen  Urtheils,  als  dem  Diener  nur  des 
Rechts,  kein  Eintrag  geschehen;  selbst  durch  Gesetze  nicht,  weniger 
noch  durch  Verordnungen  und  CabinetRescripte.  ,  IV)  Der  Souverain. 
soll  und  kann  nicht  in  eigener  Person  das  Richteramt  üben/);  nur 
zu  wachen  hat  er,  dafs  dasselbe  überall  zweck-  und  gesetzmäsig 
verwaltet  werde.  Dazu  gehört  nicht  nur  geprüfte  Kunde  der  Rechts- 
wissenschaft und  Gesetze,  sondern  auch  persönliche  besondere  Ver- 
pflichtung zur  Rechtspflege;  eine  Ilichterfähigkeit ,.  die  bei  dem 
Inhaber  des  Throns  nicht  vorauszusetzen  ist.  Dasselbe  gilt  Von  dem 
landesherrlichen  Ca  bin  et  und  dem  Staatsministerium  jr).  Auch 
sie  sind  keine  Gerichtshöfe ,  und  daher  eben  so  wenig  als  der 
Landesherr  competent ,  zu  bestimmen  oder  zu  entscheiden ,  was  in 
einzelnen  Justizsachen,'  wo  das  Factum  unter  das  Gesetz  zu  subsu- 
miren  ist,  Rechtens  sey.  Nur  von  Rechtswegen,  wenn  gleich, 
der  Form  nach,  im  Namen  des  Souverains  oder  des  Gerichts,  soll 
das  Recht  gesprochen  werden  A).  V)  Darum  sind ,  in  einzelnen 
Justizsachen,  Verfugungen  oder  Rechtspflege  von  Hof-  oder  Cabinet- 
wegen  (Hof-  oder  Cab  inet  Instanz )  ,  unzulässig  0-  VI)  Nur 
einfache  F ör d e r un gs bef e h  1  e  (Promotoriales)  und  Mandata  de 
administranda  justitia  dürfen  in  einzelnen  Rechtsachen  von 
dem  Landesherrn  ,  aus  seinem  Cabinet  oder  Ministerium,  an  die 
•  Gerichtbehörden  erlassen  werden.  Für  diesen  Zweck  ist  den  Parteien 
der  Recurs  an  den  Landesherrn  oder  die  oberste  Staatsbehörde 
gestattet ,  als  ausserordentliches  ( nicht  suspensives )  Mittel ,  Rechts- 
verzögerung oder  Verletzung  abzuwenden  *).  VII)  Die  Rechtspflege 
sollte  überall  getrennt  seyn  von  der  Verwaltung  VIII)  Noch 
ist  die  Vorzüglichkeit  des  öffentlichen  mündlichen  Ver- 
fahrens, in  bürgerlichen  nnd  peinlichen  Rechtsachen ,  nicht  überall 
anerkannt,  so  wenig  als  diejenige  der  Jury  oder  Geschwornen- 
Gerichte  zu  Aussprechung  des  Schuldig  oder  Nichtschuldig ,  in 
Criminal-  und  Injuriensachen,  nnd  bei  Preisvergehen  (§.  5o3  u.  f.). 

o)  Von  Mackuprüchen ,  unten  §.  553« 

b)  In  dem  entgegen  gesetzten  Fall,  ist  es  Mistbrauck  der  Staatsgewalt,  insbeson- 
dere der  Justizhoheit. 

c)  Oben  %.  366.  Denkwürdige  Stelle  in  dem  Eingang  der  Reichskammergericbts- 
Ordnung  von  i555,  §.  i,  in  der  Neuen  Samml.  der  Reichsabschiede,  Th.  III, 
S.  45.  ReichsdeputationsAbschied  t.  1600 ,  §.  i5.  Reichsabschied  v.  1664« 
%.  108  u.  109.  Kais.  Wahlcapitulation,  XVI.  1.  Eben  so  die  heraogl.  Braun- 
JcAwcjg-Wolfenbüttclische  Canzleiordnung  r.  i65i ,  Art.  «,  u.  dortige  Verord- 
nung t.  3o.  Aug.  1699,  nebst  den  landesgrundgesetsl.  Privilegien  für  die  Land- 
stände r.  9.  Apr.  1770,  Art.  i3.  Nach  dem  mtcklenburg.  Erbland  es  vergleich  v. 
i7&5,  §.  398,  soU  der  Richter,  mit  Himvegseteung  über  CabinetBefehle ,  sich 
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nur  die  allgemeinen  Rechtsregeln  cur  Norm  dienen  lassen.  Preussische  Cabinet- 
Ordre  ▼.  6.  Sept.  i8i5;  in  der  Gesetxsamml.  v.  i8i5,  S.  198.  Preuss.  allgem. 
Gerichtsordn.  Th.  I,  Tit.  i3,  \.  3i  —  35.  Waidcckiseher  LändesGrundvcrtrag 
v.  1816,  §.  25,  lit.  g.  Bäuerische  Verfafs.  Urk.  t.  »8i8,  VIII.  3-  Badische  Ver- 
fafs.  ürk.  v.  1818,  Art.  14  u.  i5.  Wirtemhergische  v.  1819,  %.  Grofshers. 
liestischt  Verfafs.  Urk.  v.  18*0,  Art.  3i  —  34.  S.  coburgische  ständische  Verfafs. 
Urk.  v.  i8»i,  Art.  »1  u.  22.  S.  Meiningisches  landschaftl.  Grundgesetz  v.  1819, 
Art.  io5.  Kurhessische  Verfafs.  Urk.  t.  5.  Jan.  i83i»  %.  123.  Bittvorstellung  des 
Frhrn.  C.  H.  v.  Sibbstobpff  (eingereicht  bei  der  Bundesversammlung ), 
wider  den  Herzog  Carl  r.  Braunsen  weigLüncburg ,  wegen  unternommener 
Cassirung  eines  landesgerichtl.  Urtbeils  v.  25.  Mars  i83o.  Fol. 

d)  GH.  Hessische  Verfassuogsurk.  t.  1820,  Art.  7a.  —  Auch  «die  Beurtheilung, 
ob  eine  Sache  zum  Gerichtsverfahren  sich  eigne,  gebührt  dem  Richter,  nach 
Maasgabe  der  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  und  solcher  Gesetze ,  welche  mit 
Beistiramung  der  Landstaude  werden  erlassen  werden»,  spricht  die  kurhessische 
Verfassungsurkunde  v.  i83i,  %>  n3. 

r)  Dagegen  die  k-  preuss,  «Verordnung  wegen  streitig  gewordener  Auslegung  von 
Staatsvertragen  t,  vom  «5«  )an.  a8*3;  in  der  Gesetssamml.  für  die  preuss.  Staaten, 
i8a3,  S.  19-  Darin  ist  den  Gerichten  befohlen:  «wenn  über  den  Sinn  einer  in 
einem  Staatsvertrage  enthaltenen,  zur  Entscheidung  beitragenden  Bestimmung 
unter  den  Parteien  entgegengesetzte  Behauptungen  aufgestellt  werden,  vor  Ab- 
fassung des  Erkenntnisses  die  Äusserung  des  Ministeriums  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten einzuholen,  und  sieh  darnach  hei  der  Entscheidung  lediglich  su  achten'»» 
Betrachtungen  über  diese  Vorschrift,  in  A.  W.  HsrrTsa's  Beitragen  zum  deut- 
schen Staats-  u.  Fürstenrecht,  I.  Lieferung  (Berlin  1829.  8.),  Vorrede,  S»  XIV  ff. 
Beispiel  in  Rlübeb's  Abhandlungen,  Bd.  L  S.  14& 

f)  Treffliche  Ausführung  von  Mostesouuv,  de  l'esprit  des  loix,  liv.  VI,  ch.  5. 

g )  MosTBsquisu  a.  a.  O. ,  liv.  VI ,  ch.  6. 

A)  «N'employez  pas  cette  formule  insignifiante,  de  par  le  Boi;  dites  noblem ent, 
de  par  la  Justice »  Jerimie  Bertbjam  de  Torganisation  judiciaire,  et  de  la  codi- 
fteation;  trad.  de  l'anglais  par  Et.  Duxobt  (Paris  1828),  ch.  IV. 

#')  Hof-  oder  Cabinet  Justiz  ist  Schein-  und  Unjustiz.  Vergl.  §.  169.  Pütt»*'» 
Lit  III.  483.  Klvbbb's  Lit.  383.  Rxöbbbs  kl.  jur.  Bibl.  XVI.  194.  Principe 
fondamcntal  des  droits  des  Souverains  (a  Geneve  1788.  8.),  T.  L  p.  126  et 
suiv.  v.  Rotb's  Staatsr.  d.  t  R.  Lande,  I.  96.  n.  112.  12t.  Siebeb's  gericbtl. 
Procefs,  I.  212.  ff.  Elenders.  von  der  Macht  der  Reichsstände  u.  Gerichtsherren, 
selbst  Recht  zu  sprechen  (Gdtt.  1773.  a.  Aufl.  1783.  8.),  %.  i3o  —  148.  Ho- 
schkr's  Rechtsf.  am  B.  R.  G.  IH.  i55.  M.  J.  Schicr  über  das  reichsständische 
Instanzenrecht,  deren  unerlaubte  Vervielfältigung,  u.  insbes.  v.  der  so  genann- 
ten Cabinetslnstans.  Giessen  1802.  8*  Rhein.  Bund,  XII.  402.  H.  E.  G.  Paulus 
Sophronixon,  Heft  I  (Frankf.  1819).  Num.  V  u.  VI.  Wider  Göbbbb  (s.  dessen 
Handb.  des  Processes,  I.  1.)  s.  Gbolmahs's  Theorie  des  gerichtl.  Verfahrens 
(3.  Ausg.  1810),  §.  35.  —  Beispiele  unten  §.  553,  d.  —  Von  dem  Verhalten  des 
Richters,  bei  Cabinetbefehlen  in  Justizsachen,  s.  Gosskh  a.  a.  O. ,  Th.  L, 
Abb.  1,  33  f.  —  Von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Bundesversammlung  im 
Fall  einer  Justisverweigerung ,  oben  §.  169.  —  Von  der  Pflicht  zu  Handhabung 
eines  allseitigen  Bechtszustandes ,  u.  von  dem  Becurs  an  die  Bundesversammlung 
bei  dessen  Verletzung,  oben  %.  217. 

*)  Gössbb  a.  a.  O.  §.  24  —  33. 

/)  Kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  5.  Jan.  i83i,  §.  112.  J.  Babth  über  die  Notwen- 
digkeit u.  Art  der  Trennung  der  Justiz  von  der  Administration  u.  Polizei. 
Wirzb.  i8i3.8.  v.  Aaztis's  constitutionelles  Staatsr.,  Bd.  H,  S.  a3i. 
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§.   374  (294.) 
Rechtsmittel.   Nichtigkeit  beschwerde.  Reeurs. 

Wer  durch  dos  Verfahren,  oder  die  Entscheidung,  des  Richters 
sich  beschwert  glaubt,  kann  durch  gesetzliche,  suspensive  und  devo- 
lutive, oder  blofs  suspensive  Rechtsmittel,  durch  Nichtigkeit- 
Beschwerde,  auch  in  gewissen  Fallen  durch  Recurs  (Cassations- 
Gesuch)  an  die  gesetzgebende  Gewalt,  oder  an  eine  von  ihr  delegirte 
Behörde  ,  gesetzmäsige  Prüfung  und  Erledigung  gegründeter 
Beschwerden  veranlassen  «). 

0)  PCttib's  Lit.  fyjQ  ff.  5 »3  ff.   KiJszn's  Lit.     i«i8  ff.  1*77. 

§.    375.  (295.) 
Regierungssachen.    Jfustizsachen  des  Reffenten. 

I)  Angelegenheiten ,  welche  die  Staatsregierung,  insonderheit 
die  t  Ausübung  unverleihbarer  Hoheitrechte  ,  unmittelbar  betreifen 
(R  e  g  ieru  n  g  Sach en  ),  sind  kein  Gegenstand  gerichtlicher  Erör- 
terung und  Entscheidung  «).  II)  Justizsache  hingegen  ist  es,  wenn 
die  Rede  ist  von  Verletzung  wohlerworbener  Priyatr echte  eines 
Staatsgenossen  $  namentlich  von  streitiger  Ausübung  verleihbarer 
Regalien,  von  streitigen  persönlichen  oder  dinglichen  Privatrechten 
des  Staates  oder  des  Staats Fiscus ,  von  contentiosen  Privatsachen  des 
Regenten  *)  ($.  339).  Der  Begriff  einer  Justizsache,  ist  unabhängig 
Ton  allen  übrigen  Verbaltnissen  des  Gegenstandes. 

«)  D.  G.  Stbubbh  von  Regierung«  -  und  Justissachen.  Hildcsh.  1733.  4-  *uch  als 
Anhang,  in  dem  V.  Theil  seiner  recht!.  Bedenken,  III.  3o4.  Manns,  P.  V. 
dec.  186.   v.  Bfeow's  u,  Hagexakh's pract.  Erörtcr.  Bd.  II,  N.  is. 

1)  Klage  über  verletztes  Privatrecht  ^  ist  die  einrJge  wesentliche  Eigenschaft ,  der 
wahre  Charakter,  wodurch  eine  Sache*  ihrem  Gegenstand  nach,  au  einer  Jus- 
tiasachc  sich  eignet.  Götraxas  Handb.  des  gemeinen  Processi»?,  Bd.  II,  Abb. 
XXVI.  Stbubks  a.  a.  O.  §.  7  ff  Eindost,  rechtl.  Bed.  II.  5i8.  PvrxKsoa*  T.  IL 
ohe  37.  §.  8.  sq.  v.  Böiovr  s  u.  fUosMina'a  pract.  Erörtcr.  Bd.  I,  N.  46.  F. 
H.  G ata an ,  welches  sind  Justwsachen?  Tb.  L  Nürnb.  i795.  &  —  Von  dem  Ge- 
richt stand  /.n  i sehen  Hegenten  und  Unterthanen.  Vergl.  \,  ai6.  356.  474.  Pöt- 
rwfs  Lit.  III.  499.  Hi.e»ni's  Lit.  %.  itoo. 

£   376.  (296.) 
Peinliche  Gerichtbarkeit. 

I)  Die  peinliche  Gerichtbarkeit  a)  (Strafrechtspfiege  ,  hohe 
oder  Obergerichtbarkeit ,  Halsgericht ,  MaleBzobrigheit ,  jurisdictio 
criminalis  s.  alta),  die  Strafgerechtigkeitspflcge  gegen  Verbrecher, 
ist  ein  Theil  der  Justizhoheit  —  in  dieser  Hinsicht  auch  Criiniual- 
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hobeit  *)  genannt,  wovon  $.  366 — da  das  Strafrecht  des  8taates 
durch  den  Staatseweck  begründet  wird.  II)  Die  Grenzen  der 
hohen  Gerichlbarkeit  ,  insonderheit  welche  Straflalle ,  als  geringe 
Frevel  oder  gemeine  Vergehen,  zu  der  Civil-,  Unter-  oder  Nteder- 
gerichtbarkeit  (jurisdictio  bassa)  zu  rechnen  seyen,  bestimmt  das 
particuläre  Recht  *).  Ausserdem  pflegt  man  die  peinlichen 
Fälle  nach  der  Quantität  der  Strafen  zu  bestimmen ,  indem  mau 
dahin  alle  Verbrechen  rechnet,  auf  welche  Lebens-,  Leibes-,  oder 
diesen  gleich  geachtete  Strafen  gesetzt  sind  (poena  in  thesi).  Der 
Gegensatz  sind  die  Civil-,  Polizei-  und  fiscalisch  en  S  traf- 
falle  «).  III)  Die  peinliche  Gerichtbarkeit  wird  oft  zugleich  durch 
die  ordentlichen  Civilgerichte ,  mit  Zuziehung  von  Schoppen /) ,  nicht 
selten  aber  durch  eigene  bestandige  Cr imi na  1  geriefte  verwaltet. 

a)  G.  J.  F.  Mrowa  princ.  juris  crim.  83  —  F.  G.  Mbistbb's  Abti.  des 
peinl.  Processes,  Th.  I>  Abschn.  a,  Hauptska.  ».  to —  i3.  G.  A.  Kcxixschhod's 
Lohre  Ton  der  peinl.  Gerichtsbarkeit  u.  d.  peinl.  Gerichtsstände  ,  mit  Rücksicht 
auf  die  rh  ein.,  Bund  es  Acte.  Frankf.  1811.  8.  Ehemk**.  u.  Klsin's  u.  Hoho- 
fab's  fortges.  Archiv  des  Criminalrecbta,  Bd.  VII,  St.  3, (1810).  Geschiebte 
derselben  in  Teutschland,  in  Kiüaaa's  Geschichte  der  Gerichtslehen,  ao.  aa.aö. 
39  —  47  —      55  ~  6a.  64  —  6a.  tot.  1  le.  1*9. 

»)  PÜttbb's  TM.  HI.  §.  1181  ff.   RlCbeb's  Lit.  409  fT. 

c)  Landesgesetae  ,  Rechtsgewohnheit,  Vertrage,  Rechtsspruche ,  Immemorial- 
Präscription. 

d)  Qcistobp's  peinl.  Recht,  II.  §.  535.  Pöttäajih  eiern,  juris  crim.  §.  698.  sej.  Doaa'a 
Comraentar  über  d.  peinl.  Recht,  Bd.  II,  §.  a85-  Poraanoar  I.  c.  p.  157.  (Koch) 
Ueber  Civil-  und  CriminalS trafen  und  Verbrechen.  Glessen  1765.  8.  GlUcr 
a.  a.  Ü.  §•  195. 

e)  E.  F.  Rleih's  peinl.  Recht ,  %.  43.   Qoutobp  a.  a.  O.  §.  3o ,  556,  564. 

J)  «Guten  Männern,  bonis  hominibus,  erbern,  frumen  Piderleuten».  v.Fkuübbac« 
über  die  Oeffcnllichkcit  uud  Mündlichkeit  der  Gcrechtigkeitspfiege ,  S.  66. 

§.    577.  (297.) 
Cent. 

I)  Nicht  selten  ist  die  peinliche  Gerichtbarkeit,  mit  oder  ohne 
die  bürgerliche,  Grundobrigkeiten  verliehen  (§.  368  f.)f  unter- 
geordnet der  Criminalgewalt  des  Staates.  Seltener  steht  oder  stand 
sie  einem  fremden  Staat  als  Staatsdienstbarkeit  zu«),  oder 
einer  inländischen  Gerichtherrschaft  in  einem  fremden  Jurisdiction- 
Bezirk  desselben  Staates.  In  beiden  Fallen,  führt  sie  oft  den  Namen 
Cent,  Fraifs,  Fraifslichkeit,  Fraiach,  fraifsliche  oder  maleßzische 
Obrigkeit*).  II)  Diese  ist  entweder  uneingeschränkt  (centena 
illimitata,  omnimoda,  universalis),  oder  eingeschränkt  (limitata, 
specialis),  b.  B.  auf  die  vier  hohen  Verbrechen  c)  (hohen  YVrogen, 
Rügen  oder  Wände),  oder  auf  geringere  Verbrechen,  oder  auf  das 
Recht  der  Vollziehung  schwerer  peinlicher  Strafen  </)  (Blutbann) 
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oder  auf  die  peinliche  Gerichtbarkeit  mit  Ausschlafs  dieses  Voll- 
ziehungsrechtes (hohe  Gerichtbarkeit  oder  Halsgericht  in  dem  engern 
Sinn).    III)  In  keinem  Fall  ist  die  Staatshoheit  darunter  begriffen 

(§.  375). 

«)  Vergl.  oben  %.  «75.  Pöttbb's  Lit.  IIL  53o  ff.  Hlöbib's  Lit.  $.  1*9».  ff.  Po. 
fe sf do sy  1.  c  p.  178.183.  369.  Ebenda»,  animadvers.  L  16-  Esgelbubcbt  de  servit» 
juris  publ.,  101.  138.  i44*  a46«  289.  Wbstfbax's  Staatsr.  536.  Estor's  bürgert. 
Rechtsgel ,  II.  %.  4955.  —  Der  Gegensatz  der  Cent,  heifst  oft  Vogui  oder  Vog- 
tet'lichkcit,  Erbgericht,  u.  d.  ßscu  a.  unten  a.  O.  34*  4°°-   Wkstphax  a.  a.  O.  538. 

h")  Moser  von  der  Landeshob.  in  Justizsachen,  60.  J.  J.  Bsca  von  d,  Oberge- 
rfchtbarkeit ,  Centgerichten,  hoben  Malefit  oder  fraisl.  Obrigkeit  und  Blut- 
bann.  Nürnb.  1716.  1710.  4.  Von  den  alten  Centgerichten,  Wbscb's  lies«. 
Landeggesch.  I.  77.  Fufesdobf  de  jurisdict.  p.  656.  Gbvfbb's  Obss.  4*7-  ~ 
Vergl.  Rhein.  Bund,  XXII.  M9. 

c)  Hoch  juris  crim.  %.  659.  J.  P.  Hbbss  de  variis  jurisdictionis  crim.  generibus, 
c.  s.  obs.  5.  in  Plitt's  analect.  juris  crim. ,  p,  456. 

d)  Von  dem  Mutbann,  PtFvifDOBF  de  jurisdict.  187.  J.  S.  F.  Bonns  ad  Cabpzov 
qu.  109.  obs.  11.  Blüm» 's  Gesch.  der  Gcriehtslebcn ,  8-  4°.  9<>-  91«  11  C 
G.  Bodbb  in  praef.  ad  C.  J.  Ebofmirkcbt  de  servitutibus  juris  publ.  (1739.4.) 
p.  14.  sq.  10a.  sq.  H.  A.  Spittlbb  in  Maubb's  reichsritterschaftl.  Magazin,  III. 
1  ff.  Eisbbuart's  Stadt  •  und  Bürgerrecht,  116.  —  Die  vormaligen  ReichsBluthann- 
lehen,  waren  nicht  selten  feuda  tirte  praedio consessa.  Mosbb  von  d.  t.  Reicbs- 
ständen ,  1286.   Pöttbb's  Rechuf. ,  Bd.  II,  Th.  1 ,  S.  94. 

§.    37a  <29R) 

Begnadigung*-  ,  jfbolüions- ,  Asylrecht ,  u.  tl.   Bestätigungsrecht.  Hosten 

der  Peinlichkeit.  Zuchthäuser. 

I)  Das  Recht  der  8tra {Verwandlung,  der  Begnadigung  «), 
der  Niederschlagung  der  Untersuchung*)  (Abolition),  der 
Restitution,  und  der  Asyle  *)  (Recht  der  Freiung,  Freistatte), 
bleibt  heut  zu  Tage  der  Staatshoheit  vorbehalten  <0.  n)  So  auch 
das  Bestätigungsrecht  bei  Todesurtheilen ,  der  Recurs,  die 
Nichtigkeitbeschwerde,  die  Supplication,  die  Berufung  «)• 
III)  Die  Kosten  der  Peinlichkeit,  insbesondere  des  Straf Ap- 
parates /) ,  hat  meist  der  Gerichtherr  zu  tragen.  Von  den  Gericht- 
untergebenen können  solche  nur  aus  einem  besondern  Rechtsgrund, 
ganz  oder  zum  Theil  t  erhoben  werden  g) ,  z.  B.  das  Henkergeld, 
Zuchthausbeitrag,  u.  d.  IV)  Hingegen  das  Recht  und  die  Pflicht, 
Zuchthauser  zu  errichten  und  zu  erhalten,  ist,  in  der  Regel,  mit 
der  höchsten  Staatspolizei  verbunden 

«)  «Wo  das  Gewissen  losspricht,  während  das  Gesetz  verdammt».  Manuscript 
venu  de  Ste-Helene.  —  Schriften  in  Püttbb's  Lit.  des  Staatsr.,  III.  5»  1  Rtü- 
bkb's  Lit  %.  is84.  Jos.  Omevkb.  von  dem  Begnadigungsrechte  des  Hegenten. 
Wien  1799.  8.  Ueber  das  Begnadigungsrecht  des  Regenten u.  den  richterlichen 
Ausspruch.  Jena  1801.  &  v.  Abbtib's  Constitutionen  es  Staatsr.  Bd.  I,  S.  ao5. 

b)  Baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Villi  4-  fTirtcmbergische,  1819,  §.  97  u.  ao$. 
Hilburgkausied^,  1818,  5.  53. 
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e)  PUttiVs  Llt  III.       1*88.    Klu»bb*s  Lit.  8.  4i3<  Mosra's  Staatsr.  V.  a86. 

Ebendert.  von  Gnadensachen,  84.  PrBmseBa  Vitriar.  illustr.  III.  ia54  —  137». 
Da  Selchow  elem.  juris  publ:,  §.  370.  J.  Th.  B.  Hblfrbcbt  von  den  Asylen. 
Hof  t8ot.  4.  —  Die  Asyle  sind  aufgehoben,  durch  Verordnungen,  in  Ansbach 
und  Baireuth,  i3.  Mai  u.  4»Jun.  1799,  in  Baden  durch  das  vierte  Organisation«* 
Edict  v.  14.  Febr.  i8o3,  $.  14,  in  JYirtembtrg  durch  Verordn.  v  »8.  Mai 
1804  ♦  im  GH.  fVeimar  durch*  das  (§.  5i3  angef.)  Gesetz  v.  7.  Oct.  i8a3,  $.  10. 

</)  Die  Ausübung  dieser  Rechte  setzt,  in  jedem  Fall,  staatserhebliche  Ursachen 
voraus.  Moser  von  Gnadensachen,  63.  67.  70.  G.  B.  Bbcbusn  diss.  de  acqui- 
tate  privilegii  odiosi  (Goett.  i?5o),  \  3,  not.  p.  10.  Klöbxb's  kl.  jur.  Biblioth. 
XXVII.  90.  Rössio's  Politik,  190.  Michl's  Kirchenr.,  %.  5o.  Jos.  Ouitii  v. 
d.  Begnadigungsrechte.  Wien  1799.  8.  Verjl.  Hakt's  Rechtslehre,  8.  ao6. 
PCttkh  s  Lit.  HL  5ai  ff.  KiAasas  Lit.  %.  i»8a  ff.  -  Vergl.  oben  $.  i43,  u. 
ebendas.  Note  a.  f 

e)  G.  M.  Wkbeh  diss.  de  appellatione  in  causis  criminalibus  (Bamb.  i8o3),  §. 
is.  C.  L.  Baöbittel's  Bemerkungen  über  die  v Berufung  in  Strafsachen. 
Mannh.  1806.  8.  v.  Feukbbach's  Lehrb.  des  pcinl.  Rechts,  §.  643.Gö-s>kh  s  Handb. 
des  Processes,  Bd.  III,  N.  40. 

f)  Das  Recht,  peinliche  Richtpläue,  Rabenstein,  Galgen  und  Rad,  Schandpfahl 
u.  d.  zu  errichten,  und  zu  unterhalten,  ist  mit  der  vollen  peinlichen  Gericht- 
barkeit,  auch  mit  dem  Blutbann,  verbunden.  Böhmeb  ad  Carfsov.  qu.  109. 
obs.  7.  Quistorp  a.  a.  O.  IL  %.  788.  Doas  a.  a.  O.  n.  %.  3oo.  Jo.  Paul. 
Esdtsb  diss.  de  symbolica  posscssione  jurisdictionis  crim.   Altd.  171a.  4* 

g)  Qoijtobp  a.  a.  O.  %.  566.  J.  F.  G.  Ehxemcii  über  die  Procefshosten,  Th.  H, 
8.  i35.  140.  i5i  ff.  Püttbbs  Rechttf.  Bd.  III,  Tb.  3,  8.  53^ '  Ebenda».  Lit. 
HL  53a.  Klvssb's  Lit-  %.  1294. 

/«)  Moser  von  der  Landeshoheit  in  Polir.cisachcn  ,  114.  v.  Cbamer's  Wetzlar.  Ne- 
benst.  Th.  x3,  8.  1.  G.  J.  F.  Mbisteb's  pract.  Bemerkungen,  I.  34«  Pi)TT*a*s 
Lit.  III.  334.   Rl6bbb'8  Lit.  V  1114. 

§.    379.  (299.) 
Freiwillige  Gerichlbarkeit. 

Nicht  nur  für  gegenwärtige  Streitigkeiten  ,  sondern  auch  zu 
Verhütung  möglicher  Hechtsverletzungen  und  Streitigkeiten,  ist 
der  Regent  berechtigt,  Verfügungen  zu  machen;  Verfügungen  für 
die  Vollziehungsart  mancher  Rechtsgeschäfte  unter  obrigkeitlicher  Mit- 
wirkung, und  für  Vormundschaften.  Die  Befugnifs  zu  der  gesetzlichen 
V erfahrungsweise  in  Angelegenheiten  dieser  Art,  bald  mit,  bald  ohne 
rechtliche  Prüfung  der  Umstände  (causae  cognitio),  heifst  freiwillige 
Gerichtbarkeita)  ( Gericht  bar  keit  in  nicht  streitigen  Sachen,  Rechts», 
polizei,  Rechtsfürsorge,  jurisdictio  civilis  Toluntaria),  in  dem  Gegensatz 
der  contentiosen.  Meist  ist  sie  den  ordentlichen  Civilgerichten  über- 
tragen *).  Doch  sind  zu  Verwaltung  der  Oberyor  mundschaft«) 
(tutela  regia,  sublimis,  suprema),  hie  und  da  eigene  Behörden, 
Pupillen-,  Tutelar-  oder  WaisenCollegien  oder  Deputationen«  besteUt  «0. 
So  auch  für  das  Hypothekenwesen.  Aus  dem  Recht  der  Ober- 
rormundschaft  ,  {liefst  die  Befugnifs  des  Staatsoberhauptes  ,  den 
Mangel   der  in  Rechtsgeschäften  gesetzmäßig  erforderlichen 
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Einwilligung  der  Pflegbcfohlenen  und  derjenigen,  welche  widerrechtlich 
ihre  Einwilligung  versagen,  ihrem  and  des  Staatsinteresse  gemäfs, 
durch  Staatseinwilligung  zu  ersetzen  «)  (potestas  suppletoria). 

a)  C.  G.  Pofbans  dUs.  de  originc  jurjs&ctionis  voluntariae,  cx  prinripiis  juris- 
prud.  rom.  et  usu  Gcrmaniae.  Francof.  1727-  Hofacbsb  princ.  juris,  civ.  III. 
§.  4106.  Glüch's  Erläut.  der  Pandectcn,  III.  193  f.  J.  Claphoth  von  frei- 
will. Gerichtshandlungen.  Gölt.  1789.  8.  (t.  TzCtzschlfb's  )  Anweis,  zu  Ab- 
fass.  recbtl.  Aufsätze,  insonderheit  über  Handl.  der  willkührL.  Gerichtbarkeit. 
Tb.  I.  u.  II.  Leipz.  178».  1784.  8.  Vierte  Aufl.  1801.  Fünfte  1817.  8.  Gdw- 
wza's  Handb.  des  Processcs ,  Bd.  II,  Num.  XXVI,  §.  10  u.  «.  Kb«i.l*s  Prü- 
fungen  einzelner  Theile  des  bttrgerl.  Rechtes,  Bd.  I  (1801),  Num.  1.  J.  P. 
v.  Sb»bbubg  über  die  Verwaltung  der  wUlkührtichea  Gorkhubarkeit.  Carlsr. 
i8i\.  8. 

*)  PerKBDOnr  de  jurisdict.  Germ.  p.  5»3.  Ebtzl's  praxis  aurca,  c.  ao.  obs.  1. 
—  Einer  der  wichtigsten  Gegenstande,  ist  aas  Depositen  - ,  Credit  -  und  Hypothe- 
kmweten.   Fiscuszs  Camera  1  -  u.  Polizeirecht,  III.  317.  365  u.  368. 

c)  S.  F.  Willbhdebo  de  supremo  orpbanorum  tutore.  Gedan.  172s,  und  in  des- 
sen Eiere.  II.  377.  X  G.  Hzissccits  de  soprema  prineipum  magistraluumque 
tutela.  Hai.  1730.  und  in  dessen  Oper.  Q.  713. 

rf)  Selchow  elcro.  juris  germ  priv. ,  §.  5o4. 

e)  Vergl.  J.  Cra.  Bbxyib  diss.  de  potestate  Augusti&simi  suppletoria.  Tub. 

177s.  4* 


XI.     C  A  P  I  T  E  L. 
Polizei  gewalt. 


§.  300.  (3oo.) 

Begriff. 

In  den  Staatsbefugnissen  liegt  die  P  ol  izeige  walt  «)  ,  das  Recht 
der  besondern  Sorge  für  Sicherheit, -für  bürgerliche  Ordnung,  Cultur 
und  Wohlstand  der  Staatsgenossen,  ausserhalb  der  zu  andern  besondern 
Hoheirechten  gehörigen  Fälle  Die  Polizei  (rcoAmta),  sich 

beziehend  auf  alle  Zweige  der  Staatsregierung,  ist  von  eben  so 
grofsem  Umfang,  ajs  Einflufs  auf  den  Staatszwech  und  das 
VVohlseyn  der  Staatsgenossen  c).  Innerhalb  gehöriger,  hauptsächlich 
durch  das  Daseyn  wohlgeordneter  Rechtspflege  bezeichneter  Schranken, 
und  unter  selbstständiger,  weiser  und  menschenfreundlicher  Aufsicht, 
ist  sie  eine  wohlthätige  öffentliche  OrdnungsAnstalt  <0. 

a)  Schriften  in  Püttib's  Liu  III.  535  ff.  Klübrb's  Lit.  §.  1297  ff.  C.  G.  Rössic's 
Literatur  der  Polizei  und  Kameralistik.  Tb.  I  u.  11.  Leipz.  1801.  8.  ( auch 
Chemnitz  181».  8.)  Traite  de  la  police,  par  M.  Delavabb.  Edit.  «  Amsterd. 
17*9.  4  Vol.  Fol  Dicüonnaire  universel  de  police,  par  M.  des  Essabts.  Paris 
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1786-  1790.  8  Vol.  4.  Dictionnaire  de  police,  par  Alletz.  Paris  1810.  4 
Vol.  Ö.  J.  J.  Moses  von  der  Landeshoheit  in  Polizeisachen.  Franhf.  u.  Leipz. 
1773.  4.  Jo.  Hevbukk  initia  juris  politiae  Gertnanorum.  Nori.ub.  1757.  8. 
J.  C,  C.  Rüdioer's  systemat.  Theorie  der  Kameralwissenschaften.  Halle  1777.  8. 
Ebenes*.  Anfangsgr.  der  allgem.  Staatslehre  ,  mit  einem  Lelirbcgriff  der 
ökonomischen  Polizei.  Halle  i795.  8.  v.  Justi's  Polizeiwissenschaft.  3.  Ausg. 
v.  J.  Bechmarr  Gött.  1782.  8.  C.  G.  Rössio's  Lehrb.  der  Polizeiwissenscbaft 
Jena.  1786.  J.  H.  Jung's  Lehrb.  der  StaatsPolizciwissenschaft.  Leipz.  1^88. 
A.  NiexakVs  Grundsätze  d.  Staatswirthschaft.  Th.  I.  Altona  1790.  8.  v.  So**»*. 
fels  Grundsätze  der  Handlung,  Polizei  und  Finanz.  Siebente  verb.  Aufl. 
Bd.  I.  Wien  1804.  8.  H.  Berser's  Versuch  eines  Grundrisses  der  reinen  und 
angewandten  Staatslehre,  Abth.  IL  Erl.  1799.  8.  G.  H.v.  Bebc's  Handb.  des 
teutschen  Polizeyrecbts.  Hannov.  Th.  1  u.  IL  1799.  (*•  Aufl.  180a. )  Iii.  1800 
(3.  Aufl.  1803 )  IV.  1804.  V.  1806.  VI.   Bd.  i,  1806.  Bd.  a  u.  3.  1808.  VIL 


Th.  I  u.  II.  Landsh.  1807  u.  1808.  8.  J.  P.  Habls  Handb.  derPolizeiwissenschaft. 
Erl.  1808.  8.  Ebendtsi.  Handb.  d.  KriegsFolizeiwissenschaft  (Sicherheit- 
Polizei  während  e.  Kriegs).  Th.  I  u.  II.  Erl.  181a.  8.  J.  A.  D.  Hochs 
Grundlinien  der  Polizeiwissenschaft.  Nürnb.  1809.  8.  G.  Herbici's  Grundziige 
zu  e.  Theorie  der  Polizeiwissenschaft.  Lüoeb.  1808.  8.  Nachtrag  dazu; 
ebenda«:  1810.  8.  F.  A.  Pfa>rerbrrg's  Handb.  des  königl.  sächs.  Polizeirechts 
Leipz.  Th.  I.  8.    A  new  System  of  police;  by  H.  A.  Merewetber  . 

Lond.  1817.  8.  Carl  v.  Salza  n.  Lichteraü's  Handb.  des  Polizeirechtes,  mit 
besond.  Rüchsicht  auf  das  Königr.  Sachsen.  Leipz.  i8a5.  1  Bände-  8.  Bepcr- 
torium  der  Polizeigesetze  u.  Verordnungen  in  den  Hönigl.  Preussischcn 
Staaten.  Herausgegeben  v.  W.  G.  von  der  Hktdk.  Th.  I  u.  II.  Magdeb. 
1819,  Th.  III.  Ebendas.  1810.  Th.  IV.  BerU  1813.  8. 
b)  Logihalische  Verzweiflung,  über  einen  untadelbaften  Gattungsbegriff  der 
Polizei.  Lkiseb,  Spec;  684.  medit.  34-  sq.  Nettblbladt's  Samml.  hl.  jurist. 
Abhandl.  (179a.  8.),  S.  167.  v.  Zwierleis's  Beiträge,  I  96.  IL  93.  ScHLÖZEBS 
Staatsgelahrth.  L  a5-  Hugo 's  jur.  Encycl.  %.  146.  —  Sammlungen  und  lite- 
rarische Notizen  von  dem  Begriff:  Bensen  a.  a.  O.  II.  %.  319.  Habtleben  in 
der  Justiz-  und  Polizeifama,  01803,  Bd  II.  v.  Bero  a.  a.  O.  I.  4  ff.  u.  IV. 
19  ff.  t.  Dbais  in  den  Blättern  für  Polizei  und  Kultur,  i8o3,  St.  7.  S.  576. 
Lötz  a.  unten  a.  O.  S.  18  —  37.  v.  Zangen  a.  unten  a.  O.  S.  8  —  it.  Hebbici 
a.  a.  O.  ,  S.  1  —  68,  8a  u.  141.  Allgem.  KamcralCorrcspondcnt  ,  »808, 
Num.  61.  Scbibp's  allgem.  Archiv  der  Gesund hcitsPolisei,  Bd.  I,  S.  44. 
c  )  J.  F.  E.  Lötz  über  den  Begriff  der  Polizei  und  den  Umfang  der  Staatspoli- 
zeigewalt. Hildburgh.  1807.  8.  Uebcr  das  Princip,  die  Grenzen  u.  d.  Umfang 
der  Polizei.  Leipz.  1808.  8.    C.  G.  Rössio's  Politik,  an  ff.   Nibxarn  a.  a.  O. 

I.  11  ff.  38—4?«  Delamabe  a.  a.  O.  I.  4«  Heumahr.  1.  c.  %.  44.  W.  J.  Behb's 
Verfassung  und  Verwaltung  des  Staats,  Bd.  I,  Heft  a  (Nürnb.  181a.  8.),  Num. 

II.  Habti.ebes's  allgem.  Justiz-  u.  PolizciHlülter,  Sept.  1811,  Num.  101.  Uebcr 
Begriff  und  Wesen  der  Polizei;  in  L.  Gervais  kleinen  Mittheilungen  aus  dem 
staatswisenschaftl.  Gebiete,  Th.  1  (Leipz.  i8aa.  8  )  ,  S.  n5  ■ —  143.  v.Abztih's 
constitutionellcs  Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  177  ff.  —  Wie  überhaupt  in  dem 
Regieren,  also  gibt  es  auch  in  Absicht  auf  die  Tliätigkeit  der  Polizei,  ein 
Zuviel.  J.  L-  Schwabs  System  der  unvernünftigen  Polizei.  Basel  1797.  8. 
Von  dem  Mi  fsbrauch  der  Fremden  Polizei,  s.  Klübeu/s  Lebersicht  der  dipkmi. 
Vorhand  1.  des  wiener  Congr.,  S.  i3o,  Note  *. 

Dienerin  der  aufsehenden  Gewalt  ($.358),  soll  die  Polizei  so  viel  möglich,  nur  ne- 
gativ handeln  ,  folglich  befehlen  so  wenig  als  möglich.  Vielheit  der  Polizei- 
gesetze ,    ReglementärLust  ,   würde  dem  Zweck  dieser  Anstalt  widerstreben. 

Rlöbcr*.  ttUt.il.  fttebt.  3.  A»0.  34 
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§.  381.  (301.) 

Die  Staatspolizei,  entgegengesetzt  der  Priy atC onven- 
tiona  1  Polizei  für  Privatgesellschaften ,  bat  zwei  Hauptgegeo- 
stände  «)  :  Sicherheit  und  Wohlfahrt  oder  Vervollkommnung  der 
Staatsgenossen.  Die  S  i  che  rh  e i  tPoli z  ei  *)  dient  wider  Rechtsver- 
letzungen und  schädliche  Ereignisse,  die  von  der  Natur  oder  sonst  ver- 
anlagt werden  «).  Die  Bestimmung  der  Wohlfahrt-  oder  Vervoll- 
kommnungsPolizei  ist,  Erlangung  und  Erhöhung  des  physischen,  sittli- 
chen und  geistigen  Gesellschaftwohls.  Die  erste  ist  Sta  a  tsPoliz  e  i 
in  dem  engern  Sinn,  wegen  ihrer  unmittelbaren  Beziehung  auf  den 
Slaatszweck:  die  andere  ist  8  ta  atsgescl  1  s  c  ha  f  tPolizei,  wegen 
ihres  mittelbaren  Verhältnisses  zu  dem  Staatszweck  ,  und  ihrer 
unmittelbaren  Beziehung  auf  das  Wohl  der  allgemeinen  Gesellschaft 
der  Einwohner  in  dem  Staat  (des  gemeinen  Wesens  oder  der 
Gesaromtheit  der  Landeseinwohner ) ,  wobei  der  Regent  indirect, 
als  Uebernehmer  der  Gesellschaf tDirectioo ,  zu  handeln  befugt  und 
verpflichtet  ist  <0. 

a)  Die  Schriftsteller  weichen  in  der  Abheilung  der  Polisei  sehr  ab.   Einige  unter 
Beileiden  Sicherheit  - ,  Vormundschaft-,  Gesundheit-,  Grens-,  Bevölkerung*  -, 
Gewerb-  und  Handlung*  • ,  Strafsen-  u.  Flufs  - ,  Jagd •  u.  ForstPolisei,  u.  d.  m. 
Vergl.  Note  d. 

b)  Noch  in  dem  XVI.  Jahrhundert,  anf  dem  teutschen  Reichstag  Rumonachen, 
der  Fulixeidirector  Rumurmeijtcr  genannt. 

c)  Diese  Art  der  Polir.ei  ist  entweder  äjfentliche ,  oder  gtheirme  ,  diese  auch 
allgemeine  oder  hohe  (poltcc  generale  ou  haute)  genannt.  —  In  Absicht  auf 
das  Passvesen,  selchnen  sich  die  preussischen  PafsPoliseigesetze  von  1817,  vor 
allen  andern  aus,  durch  Vielheit  und  Ausführlichkeit  der  Bestimmungen;  in 
v.  RaitwtTS  u.  HorrBim's  Rcpertorium  der  europ.  PafsPolieeigesctzc  (9  Tbeile, 
Berlin  lfcVit.  8.)  Th.  II,  S.  67 — 138,  besonders  das  allgem.  PafsEdict  v.  sa. 
Juli  1817,  in  der  preufs  Gcsetzsamml. ,  1817,  S  i5s— 16a.  Beispiel  Östreichitdier 
Pafsstrenge,  in  R.  Frans  I.  pol  it.  Gesetsen  u.  Verordn. ,  Bd.  48,  S.  71.  — 
Zu  dem  tnifslichen  Versuch  der  Allwissenheit,  wird  die  geheime  Polisei  da 
verleitet,  wo  man  sich  nichts  Gutes  bewufst  ist.  Sie  errichtet  ein  geheimes 
Kundschaft-  und  AngcbcrciSvstem ,  und  bedient  siuh  da  nicht  selten  der 
unsittlichsten  Erforsehungsmittel  ,  unter  andern  der  Entweihung  des  Brief- 
geheimnisses (%.  444)»  der  Bestechung  der  Hausgenosten,  der  so  genannten 
LockSpioDC  ( agens  provocatcurs ) ,  und  während  sie  rechtliche  Leute  plagt, 
haben  Schurken  freies  Spiel.  Die  berüchtigte  venetianische  Staatsinquisition, 
deren  Statuten  vom  16.  Juni  1454  datirt  sind  ,  hat  Graf  Dabü  durch  eine 
nähere  geschichtliche  Darstellung  enttarrt ,  aus  den  handschriftlichen  Quellen 
in  dem  unter  Napoleon  nach  Paris  gebrachten  Archiv  von  Venedig.  Histoire  de 
la  republique  de  Venise ,  per  P.  Dabü.  Vol.  I  *-  VIL  Paris  18  bis  i8»o.  8. 
Man  s.  auch  Gertais  a.  a.  ü. ,  Th.  I,  S.  114  ?•  Hauptquellen,  aus  denen  jene 
Pofaei  schöpft,  sind  die  Berichte  ihrer  Spione,  wosu  in  der  Regel  nur  die 
verworfensten  Menschen  aus  allen  Ständen  sich  gebrauchen  lassen.  Daher 
betrachtet  man  ,  nach  dem  Mißbrauch  ,  jenes  Institut  vielfältig  als  eine 
ftcrkütifttelste  Ausgeburt  der  eingerissenen  Regierung«» ucht  und  des  Hanges  xur 
Despotie».   Staaten  mit  Stellvertretender  Verfassung,  sind  dem  Mi  fsbrauch  der 
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Polizei  weniger  ausgesetst  als  »de»«.  Gamm  a.  4).  O.,  Tu.  I,  S.  »3t  IT.  C.  F. 
W.  GuiviLL  über  höhere,  geheime  «.  Sicherheitspolizei.  Rmenau  *8«o*  8. 

Ärztin  a.  a.  0„  Bd.  II,  S.  187.  Memoire«  de  Vioocq.  Paria  1819.  8  vol.  8. 
Supplement  au  Mcm.  de  ,Vidoco.  Paris  i83o.  1  rol.  8.  Memoire«  dun  forcat, 
ou  Vidocq  detoitt.  Paris  18*9.  3  *ol,  8.  Au«  dem  Leben  u.  den  Memoiren 
eine«  ehemal.  Galeere nScIaven  (Vidocq).  Stutig.  18*7.  8  Tbeile.  a  Lkre 
noir  de  MM.  Dfiztav  et  FaanottT.  Pari«  r8*9.  4  »oL  a  Teutsch:  Das 
«rhwarxe  Buch  ctc  Stuttg.  1819.  »  Bde.  8.  La  police  devoilee;  par  M. 
FdOHaar.  Paris  1819.  3  vol.  a  Teatsch:  Die  entschleierte  Polisei.  Stuttg. 
*  Th.  a  —  In  dem  fransöftischen  Budget  ron  1814  ,  waren  für  geheime 
Auagaben  der  allgemeinen  Poliaei  »»/.  Millionen  Franca  angesctst.  —  Von 
der  geheimen  Polisei,  auch  in  der  Allgera.  Poliaei»  und  Justisfama,  Mai  1806, 
»um.  57  —  69.  Bebersigungcn  vor  dem  wiener  Congrcf*  (  1814.  8-), 
S.  37-39.  Die  allgemeine  (geheime)  Polizei  des  fransö«iscben  Beichs 
unter  Napoleon;  in  den  Depecbes  et  lettres  intereeptees  etc.  Premiere 
Partie.  Au  mois  de  fevrier  1814«  u.  in  e.  Auszug  in  C.  D.  Voss  Zeiten,  Jahrg. 
1814 »  St.  3,  Ä.  36i  ff. )  St.  4  f  S.  76  ff.  Von  derselben  auch  DsutniiT  na 
BorasivcAS,  in  der  Minerva,  April  i8i5,  S.  56—97-  Vergk  auch,  Die  ent«  v 
larvte  Jkohe  u  geheime  Polisei  des  aerstörten  Bönigreichs  Westpbalen.  1814. 
a  —  Geheime  Poliaeiscbrift,  in  Klo&kr's  Hrvptographik,  S.  «9«. 
d)  Vergl.  Baht's  Becbtslehre,  186.  C.  Scblösir's  Staatsgelahrt  he  it ,  18  ff.  F.  W. 
£ihkrkiss  ,  die  Staatspolizei,  in  Beziehung  auf  den  ZwecK  der  Staaten  und 
seine  Behörden.  Wiesbaden.  1819.  8«  —  Für  die  Verschiedenen  Gegenstände 
der  PolizeithStigheit,  wählen  Andere  die  Einleitung  in  Zwang ,  u.  //t^TPoIisei. 
Lora  a.  s.  O.  89  £  Oder  In  Sicherheit-  und  JV^/»m<r/iA«uPoliaci.  fJanar«  a,  a. 
O. ,  S.  197  t  Dawider  y.  Aaanv  a.  a.  O. ,  &  181.  —  In  anderer  Hinsicht, 
unterscheidet  man  Personal-  und  £^entAumPolUci. 

§.   382.  (302.) 

Mtheaungen  der  WohlfaiirtPoHzeu 

Die  Wohlfahrt-  oder  StaatagcsellschaftPolizei,  hat 
drei  Abtheilungen :  t)  Bevölkerung«-  und  Gesundheit  Polisei, 
B«  Vermehrung  und  Erhaltung  der  Einwohner,  und  zu  Abwehrung 
der  phpischen  Hindernisse  ihre«  Wohlaeyne  «).  s)  Die  Sitten-, 
Erziehung«-  und  U  n  t  e  r  ri  c  h  t  P  o  1  iz  e  i  ,  zu  Beförderung  der 
sittlichen,  geistigen  und  artistischen  Cultur  *).  3)  Gewerb-  und 
IndustriePolizei  (Polizei  der  StaatsNationalWirthachaft) ,  zu 
Erleichterung  und  Vermehrung  der  Erwerbmittel.  Dahin  gehurt: 
die  ökonomische  Polizei,  zu  Beförderung  aller  hervorbringenden 
Gewerbe  c)  (Polizei  der  Landwirtschaft  oder  UrProduction );  die 
M  a  n  u  fa  c  t  u  r  Polizei ,  zu  Beförderung  aller  verarbeitenden  oder 
formgebenden  Gewerbe  (Polizei  der  Fabriken,  Manufacturen  und 
Handwerke,  oder  der  industriellen  Production);  die  Handlungs- 
Polizei,  zu  Beförderung  des  Umsatzes  und  Vertriebe  der  einhei- 
mischen und  verarbeiteten  Erzeugnisae,  und  zu  Leitung  der  Lieferung 
fremder  Waaren,  zu  dem  gemeinen  Besten. 

a)  Staatsanstalten  für  Gesundheitpflege ,  Behörden  and  Beamte,  Vorkehrungen 
wider  Seuchen,  Hungersnoth  u.  d.  —  Frucht- oder  Getreidesperre.  Vergl.  %, 

b)  G.H.  Aiasa  diss.  de  S.  B.  I.  principe  politiam  circa  «redia  et  commercia  civium 
rite  adornante.  Gott.  1745.  Hkumabb's  Geist  der  Gesetze  der  Tcutschen,  64  f. 

34* 
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c)  J.  P.  Fiahh»  System  der  landwirtschaftlichen  Polksei.  Th.  I  —  IM.  Lp*. 
1789  u.  1791.  a  Scblösxb's  Staatsgelahrth.  Th.  I,  S.  19  f. 

■ 

< 

§.  383.  003.) 

Politische  und  geograpluscfo  Abtheüung  der  Polizei. 

I)  Die  höchste,  hohe  oder  höhere  StaatsPolizei 
(Polizeihoheit,  OberPolizei,  jus  politiae  sublimis),  ist  überall  dem 
Souverain  vorbehalten,  die  niedere  oder  untergeordnete  (Polizei- 
gerechtigheit,  UnterPolizei,  jas  politiae  subordinatae )  oft  Grund- 
obrigkeiten, Standes-  oder  Grundherren,  auch  städtischen  Corpo- 
rationen  c),  bleibend  Terliehen,  sonst  aber,  in  der  Regel,  Staats- 
beamten von  dem  Regenten  unmittelbar  zur  Verwaltung  übertragen. 
II)  Die  Staatspolizei  erstreckt  sich  bald  über  das  ganze  Staatsgebiet 
(allgemeine),  bald  nur  über  einen  Theil  desselben  (parti  cil- 
iare), z.  B.  Provinzial-,  Kreis-,  Departement-,  Bezirk-  oder 
DistrictPolizei,  Standesherrschaft-  und  AmtPolizei,  Stadt-,  Dorf- 
oder  OrtPolizei ,  u.  d.  *).  III)  Yicle  Gegenstande  gehören  der 
StaatsPolizei  ausschliefsend  (privative)  an:  andere  schlagen 
zugleich,  mehr  oder  weniger,  in  andere  Hoheitrechte  ein 
( cumulative ,  vermischte),  z.  B.  in  die  CriminalPolizei,  welche  die 
Wirksamkeit  der  Criminalgewalt  unterstützt,  KirchenPolizei  , 
RechtsPolizei  ($.  379);  u.  a.  IV)  Was  von  Polizeigegenstanden, 
ohne  Nachtheil  des  Ganzen,  den  Gemeinden  und  andern 
Gesellschaften  im  Staat  überlassen  seyn  kann,  sollte  nie  in 
den  unmittelbaren  Kreis  der  Staatspolizei  gezogen  werden. 

a)  J.  D.  Nkttelbi-adt's  erste  Grunde  von  dem  Polizeirechte  mittelbarer  Städte ; 
in  dessen  Sammlung  kleiner  jurist.  Abhandl.  (»79«)  ♦  Num.  VII.  Mevtvs,  P.  I. 
dec.  55.  Moskb  a.  a.  O.  5.  Stbigfb  u.  v  Bkro  über  d.  Unterschied  »wischen 
hoher  u  niederer  Polizei;  in  d.  Rhein.  Bund,  I.  78  ff.  V.  ai3.  129.  VI.  38o.  X. 
aa  -  3o.  XVI.  69.  XIX.  47. 

b)  Wrbrb's  Handb.  der  Staatswirtbsch. ,  Th.  1,  S.  75  f.  Wkimi's  königl.  sich«. 
Staatsr.,  Bd.  II,  §.  170  —  175. 

» 

§.  584.  (304 )  . 

Potiurigeseli*  und  Verfügungen. 

1)  Die  höhere  PolizeiGesetzgebung«),  ist  Sache  der 
gesetzgebenden  Gewalt*).  Einzelne  Verfügungen,  zumal  proviso- 
rische, zu  erlassen,  gehurt  meist  zu  der  Befugnifs  der  provinzialen 
und  localen  Polizeibehörden.  II)  Gewöhnlich  sind  Städte  c)  und 
andere  Corporationeu  d) ,  Standes-  und  Grundherren,  denen  die 
niedere  Polizei  verliehen  ist ,  befugt ,  innerhalb  der  Grenzen  ihres 
Geschäflkreises ,  Polizei  Verordnungen  von  bestimmter  Art  zu 
erlassen  ,    insonderheit  solche  vorschreibende  und  vollziehende, 
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welche,  zumal  in  eilenden  Fällen,  der  Zweck  ihres  obrigkeitlichen 
Berufs  unzweifelhaft  gebietet. 

«)  v  Berg  a.  a.  0.  Th.  I,  Buch  I,  Abschn.  5.  Moser  a.  a.  O.  S.  1a.  ff.  Heuxavs 
1.  c.  %.  37.  —  Den  altern  Polizeiordnungen  wurden,  da  man  unter  der  Landes- 
polizei die  ganze  Staatsregierung  begriff,  oft  Gesetze  über  Gegenstände  des 
Privafrecntcs  eingemischt  Selchow  elem.  juris  germ.,  §.  49.  Rubde's  t.  Privatr. 
%.  46.  —  Verzeichnisse  von  PolizeiorHnungen ,  bei  Hbuxahx  1.  c.  10  —  44-  u-  in 
J.  B.  Horrsa's  Beiträgen  su  dem  Polizeirccbt  (1764.  8.),  i35  —  aoa.  Sammlun- 
gen: J.  H.  L.  Bergics  Samml.  teutschcr  Landesgesetze ,  welche  das  Polizei- u, 
Camcralwesen  zum  Gegenstande  haben.  Th.  I  —  IX.  Gött.  1781  —  1791.  4« 
Ebtndess.  Polizei-  u.  GameralMagazin.  Th.  1  —  9.  Frltf.  a.  M.  1767  —  74 
u.  neues  P.  u.  C.  Magazin.  Th.  1  u.  a.  Leipz.  1775.  1776.'  4*  Berg  a.  ß.  O. 
Th.  V  u-VI.  (Auch  unter  dem  Titel:  Sammlung  teutscher  Polizeigesctzc.)  C.H. 
L.  W.  Spiller's  t.  Mitterberg  Sammlung  neuerer  Polizeigesetze.  Cob.  1793.  4- 
A.  H.Hof  iir  m's  Magazin  der  Polizei  u.  innern  Staatswirthscbaft.  Hamb.  u.  Mains 
1.  u.  a.  Heft.  1804  8.  Th.  K.  Hirtlebeh's  allgem.  Justiz-  u.  Polizeifama.  Tüb. 
(seit  i8o3)»  Ebcndcsi.  Alldem.  Polizeiblätter  Tüb.  1808.  Grvker's  u.  Hart  le- 
be »'s  allgem.  Archiv  für  Sicherbeits-  und  Armenpflege.  A.  NiehamTs  Blätter 
für  Polizei  und  Kultur.  Tüb.  (seit  180a)  8.  Baieriiche  PolizciOrganisalions- 
Edicto  u.  Instructionen  von  1808,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  u.  im  Auszug  in 
Höch's  angef.  Grundlinien,  S.  an  ff. 

6)  L.  H.  Jacor's  Grundsätze  der  Polizeigesetzgebung  u.  der  PolizciAnstalten. 
a  Bände.  Halle  1809.  8.  Scheidehaktel  a.  a.  O.  II-  69  f.  Hei/majsk  I.  c.  §.  38. 
Fichtb's  Grundlage  des  Naturrcchtcs  ,  II.  1 44 •  Tittmakh's  Strafrechtswissen«. 
Schaft,  §.  ia.  Hufelasd's  Beiträge,  II.  .4«  Lötz  a.  a.  O.  S.  40  ff.  Anders,  v. 
Berg  a.  a.  O.  I.  i5.  —  Benutzung  der  Intelligenzblätter  zu  Polizeiverfügungen. 
—  Von  der  Concurrenz  der  Landttamls  bei  der  Polizeigesctzgebung,  obon  %.  aa4  ff. 
u,  Moser  a.  a.  O.  %.  7.    v.  Berg%  Recbtsfällc,  Th.  III,  Num.  4. 

c)  Riccius  von  Stadigesetzen,  II.  3ßa  —  40a.  Nettelblaut  a.  a.  O.  Leyseb  Spec. 
8.  m.  a.  Wzrsher  P.  IX.  obs.  i44«  Sthubes's  IVebenst.  I.  477-  Schreiber  diss. 
infra  cit.,  Sect.  II.  $.  4. 

d)  Hschainh  1.  f.  40.  Ertel's  praxis  aurea,  c.  11.  obs.  3.  —  Von  der  Dorf  und 
Gemeindeherrscbaft ,  «.  oben  \.  370. 

■ 

§.  585.  (305.) 

Insbesondere  der  Sicherheit  Polizei.    Polizei  Verbrechen  und  Strafen. 

Es  ist  Pflicht  der  SichcrheilPolizei,  durch  Gesetze  und 
Anstalten  auf  Erschwerung  der  Verbrechen  ,  Entdeckung  der 
Verbrecher,  Vermeidung  solcher  Gelegenheiten,  und  Unterlassung 
solcher  Handlungen  hinzuarbeiten ,  die  leicht  zu  Rechtsverletzungen 
führen.  Handlungen,  welche  blofs  durch  Polizeigesetze  bei  Strafe 
verboten  sind,  heifsen  PolizeiVcrgchen,  und  die  von  der 
Polizei,  den  Gesetzen  und  Vorschriften  gcmäfs,  zu  verfügenden 
Strafen,  Polizei  Straf  en  <*).  . 

a)  Meist  Geldstrafen ,  öffentliche  Arbeit,  Arrest,  Privatzücbtignng ,  auch  wohl 
Ausstellung,  Zucht*  und  Arbeitbaus.  Scheidehantel  a.  a.  O.  II.  67.  69.  Heu- 
has9  1.  c.  §.  3oo.  J.  E.  F.  Lötz  über  öffentliche  Arbeitshäuser.  Hilriburgh.  1810. 
8.  —  Von  Erfassung  der  Polizcislräfen.  Rössig  a.  a.  Ö.  ?i3.  —  Man  unterschei- 
det, Civil-  und  Pbliztirtrgehen  und  Crnuantrertndm.  Vergl  Lötz  «.  a.  O. 
S.  56,  Note. 
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II.  Tbeil.  XI.  Cap. 
§.  586. 

Grenzen  der  PolizeujavaU. 


(306.) 


I)  Natürliche  Freiheit  und  wohlerworbene  Rechte 
der  Einwohner,  sind  einer  Einschränkung ,  durch  Gebot  oder 
Verbot  der  Potf  zeige  walt,  nur  so  weit  unterworfen,  als  bei  der 
SicherheitPoiizel  der  Staatssweck,  bei  der  Wohl  fahrt  Polizei  die 
im  Voraus,  oder  gleichzeitig  ertheflte,  ausdrüchtiche  oder  stillschwei- 
gende Einwilligong  der  StaatsgesellschaftGenossen  es  gestattet  «). 
11)  Unter  gewissen  Umstanden  ,  kann  bei  PolizeiVerfugungen  Pflicht 
nur  Entschädigung,  gegen  den  Einfiel nen  eintreten  *>  III)  Alle 
Einwohner,  auch  temporare  Unterthanea  «),  sind  den  Staats-  und 
LocalPolizeigeaetzen  unterworfen.  Berufung  auf  den  pr  iri  le- 
gt rten  Gerichtstand,  findet  in  Polizeiwachen  nicht  Statt  d). 
IV)  Eingriffe  der  Polizei  in  andere  Hoheitrechte,  sind  recht- 
widrig  *). 

a)  Vergl-  Löte  a.  a.  0. 85  ff.  Ueher  das  Princip  u.  s.  w.  (s.  oben  \.  38o,  Note  c)> 

*)  Sokbi»kjk4mkl#  II.  68.  Niuiath  L  iufra  cit.  ob*.  i4*  «qfi  Pvraanosr,  T.  L 
,  obs.  »33. 

c)  Mosaaa  nachher!.  Staatsr.  Ii« 

d)  t.  Za^obs,  wird  in  Politeitachcn  auf  einen  vorzüglichen  Gerieh  Island  gesehen? 
Glessen,  1794.  8.  HniBiui's  kl.  für.  Bibl.  XXVI.  aa5.  Uomkthal  1.  c.  $.  m. 
n.  p.  VkttsVs  Unierr.  von  der  Polizei  (1753),  470.  477.  t.  Justus  Poliseiwis- 
senschaft  (Gött  1781),  366.  Bodman 5  in  Siebcnkees  Beitr.  I.  118.  Borr  s 
Nachr.  t.  hess.  Gerichten,  IL  44.  BivcriLn  1.  e.  I.  101. 

«)  BiKurxLD  1.  c.  I.  10a.    VergL  unten,  $.  391  f. 


Zu  Verwaltung  der  Polizei,  werden  eigene  Polizeibehörden 

angeordnet,  centrale,  prorinciale  und  locale,  höhere  und  niedere; 
PolizeiMinister,  PolizeiCollegten,  Magistrate,  Landrathe,  Intendanten, 
Bh-eetoren  «),Beamte,  Assessoren,  Potizeimeister,  Rott-  oder  Quartier- 
en eister,  Strassen-  oder  Polizei  Ausreiter,  Poüzeidiencr.  Bisweilen  sind, 
für  die  Ortpolizei  in  Städten,  eigene  PolizeiComraissionen  oder 
Deputationen  *)  aus  mehrern  LocalBehörden  zusammengesetzt,  um 
alle  Stlnde  und  Einwohner  einem  gemeinschaftlichen  PolizeiPorum 
zu  unterwerfen,  weil  Einheit  des  Willens,  Leichtigkeit  in  der 
Ausfuhrung,  die  Seele  guter  Polizei  ist  e).  Nicht  selten  ist  die 
höhere  Polizei  einer  höhern  LandesAdmimetratirBehörde,  die  nieder« 
irgend  einer  LocalBehörde ,  z.  B.  dem  Gtadtmegistrat ,  InsrSz-  und 
Hammeramt,  Gerichthalter,  Dorfschul theissen,  u.  d.  mitübertragen  <0. 

a)  V  on  den  ehemaligen  pariser  Lieetesuwtgeneral  de  police,  s.  ©awJiaaK, 

I.  las.  186. 


§.  587. 


(307.) 


Polizeibehörden. 
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6)  Von  Dresden,  Scbbubdbb's  sichs.  Poliseiverfasa.  I.  668  ff.  Von  Berlin*, 
s.  Corpus  Consfii.  Marcbicar. ,  Cont.  II.  55.  V.  n).  —  Buchow  elem.  juris 
germ.  priv.  %.  3o4.  ■.  4.  Wu.snai.BD  von  den  Pflichten  einer  städtischen 
Polisei.  1760.  foU 

c)  J.  B.  Scuwi.BR  angef.  System  (oben  $  38o,  Rote  c). 

«0  (J.  F.  Vbttbb's)  Gedanken  von  Einrichtung  eines  PolizeiColtegii.  Franst  u. 
Leip».  1748.  Hbubbss  1.  c.  %.  191  sq.  r.  Josti's  Polizeivmsenscb.  IL  ^.661  f.  v. 
Uouxbtbai.  1.  c.  §.  lao.  sqq.  Bbboius  PoliseiMagazin,  VII.  94. 

§.    38a  (306.) 
Polizei-echt.   PolizeigerichtbarktÜ.  Verfahren. 

l)Das  Pol  ize  i  roch  t,  unterschieden  von  der  Polizeiwissenschar;, 
einem  Haapttheil  der  Cameral  Wissenschaften,  ist  der  InbegrifT  der 
gesetzlich  feststehenden  Polizeibestimmungen  <*).  II)  Zu  Unter- 
suchung, Beurtheilung,  und  Ahndung  polizeiwidriger  Handlungen, 
auch  unaufgefordert, ist  die  Polizeigerichtbarke.it  bestimmt  &) ; 
wefshalb  bisweilen  die  aufsehenden  und  verwaltenden  Polizei- 
behörden von  den  richtenden  getrennt  sind  c)  Ul)  Summarisc  Ii  o, 
oft  schleunige  Erörterung  und  Vollziehung,  mit  practischer 
Gewandheit,  Menschenhenntnifs ,  Consequena  und  Energie,  Ver- 
meidung unnutzer  Förmlichkeiten,  zumal  in  geringfügigen,  oder 
dringenden  Sachen,  ist  dem  Zweck  der  Polizei  gemäfs. 

a)  Hbobubb  L  c.  6.  F.  C  J.  Fiscbbb's  Lehrbegriff  sämmtUclier  Kamerai-  und 
Poliseirechte.  Tb.  I.  II.  III.  Frf.  a.  d.  Oder  1785.  1786.  8.  v.  Bbko  a.  a  O. 
Th.  IV,  Abth.  I.  A.  F.  Schott's  jur.  Encycl.,  \.  »06.  G.  H-  Stocrhaüsks  de 
scientiarum  cameralium  finibus  regundis.  —  Dawider  s.  Göbbbb's  teutsch. 
Staatsr.,  %.  3i8,  Note  a.   Hbbbici  a.  a.  O.,  S.  i33  ff. 

*)  Vergl.  jedoch  Lora  a.  a.  O.  S.  54  ff.  —  "Wertbeimischc  PolifteiGerichtsord- 
nung,  in  Hovfbb's  Beitr.  L  «o3.  Bhein  Bund,  L.  207. 

e)  Vergl.  E.  F.  Kvi.biibb.hv  über  die  gerichtl.  Polizei,  u.  das  Verfahren  der 
MunicipalCorrectionsTribunale }  nach  frans,  u.  westphäl.  Gesetzen.  Braun- 
sebweig  »8t  o,  8. 

§.  389.  (309.) 

VerhaUnus  der  JhUieigeumlt  zu  Her  JustixgewaU. 

1 

Ist  das  VerhaJtmfs  der  Polizeigewalt  zu  der  Justizgewalt  «), 
durch  positive  Gesetze  anders  nicht  bestimmt  so  ist  I)  Einmi- 
schung des  Richters  unzulässig,  in  eigentlichen  Polizeisachen,  so 
fern  blofs  von  Nothwendigkeit  oder  Zweckmäsighcit  polizeilicher  An- 
ordnungen die  Rede  ist,  der  Gegenstand  sey  mehr  oder  weniger  er- 
heblich c).  II )  Blofser  Widerspruch  eines  Untertbans ,  und 
dessen  Einrede  gegen  Zweck  «od  Mittel«  kann  die  Poliqcieigen- 
schaft  einer  Sache  nicht  iaderu. 
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a\  Schriften  davon,  auch  von  dem  Unterschied  der  Regierung»«  oder  Administra- 
tivSachen,  insonderheit  der  Polizeijachen,  ron  Justissacben ,  in  Pöttebs  Lit. 
III.  545.  Rlobbb's  Lit.  i3o5.  G.  C.  Scbeibeb  (eigentlich  T.  J.  Rfibkabth) 
diss.  de  causa rum  politiae  et  earum,  quae  justitiae  dicuntur,  conflictu  et  dif- 
ferentia.  Goctt.  1739*  Schfidbmastei.  a.  a.  O.  IL  65  f.  Hob*stbai,  1.  c.  §■  124 
aqq.  SixbfVs  gerichtl.  Proccss,  I.  §.  i34  ff.  Rkisrabth  ad  Christin.  toI.  II 
obs.  9.  et  99.  Exgelbbxcht,  obs.  5.  Lxtseb  Sp.  634«  ni.aS.  Honmri.ob8.5oa. 
Chamers  wezlar.  Ncbenst.,  Th.  1,  S.  88 j  Tb.  2,  S.  88  j  Tb.  35,  S.  143?  Th.  44, 
8-  109.  SrauBta's  Untenr.  von  Regier,  u.  Justizsachen ,  c.  1.  7.  c.  4-  V  *6. 
v.  Bfbg  a.  a.  O.  Th.  I,  Buch  2,  Abschn.  4»  S.  i3i  ff.  Lötz  a.  a.  O.  S.  16  f. 
5o  ff-  Hxisatci  a.  a.  O. ,  S.  1  > 5  ff.  Malblakk's  Anleit.  zur  Hcnntniss  der  t. 
Reichs  -  u.  ProviozialGerichts  -  u.  Ranzleiverfassung  u.  Praxis,  Th.  IV,  §.  67, 
S.  268  —  a?5.  Gönnkr's  Handb.  des  gemeinen  Processes,  Bd  II,  Kum.  XXVL 
Wider  diesen,  s.  W.  J.  Bxaa's  Verfassung  u.  Verwaltung  des  Staats,  Bd.  II, 
Heft  1  (Nürnb.  181a.  8.),  Kum  2. 

*k)  Wie  in  der  preuss.  Constitution  v.  a5.  Apr.  1715,  in  Mtlu  C.  C.  Marchic.  T. 
II.  P.  1  p.  563.   Hohxbthaj.  I.  c.  §.  118. 

O  Sflchoyv  elcm.  juris  publ.  germ.,  §.379.  Anders,  Putteb  instiw  juris  publ- 
germ. ,  §.  334- 

§.  390.  (310.) 

Fortsetzung. 

III)  Das  Wesentliche  des  Unterschiedes  zwischen  Justiz-  und 
Polizei  Sachen,  liegt  darin,  dafs  jene  das  unmittelbare  Interesse  ein- 
zelner Unterthanen,  diese  auch  das  unmittelbare  Interesse  desStaates, 
oder  der  allgemeinen  Gesellschaft  der  Einwohner  in  dem  Staat  (§.  380 
angeben.  IV)  Es  kann  daher  dieselbe  Sache,  in  verschiedener 
Beziehung,  Justiz-  und  Polizeisache  seyn  <»),  auch  aus  einer  Polizei- 
sache in  Jusüzsache  sich  verwandeln  (§.  391).  V  )  In  dem  Fall  unver- 
*  ineidlicher  Collision  zwischen  PYivat-  und  dringendem  Staatsinteresse, 
wird  in  einer  vermischten  Sache,  der  Arm  des  Richters  durch  die 
Regierung  zuweilen  gelahmt  *);  doch  Entschädigung  vorbehalten,  für 
den,  der  um  des  gemeinen  Besten  willen  leidet  (§.  386). 

«)  Scni!t>XKA»TFL  a.  a.  O.  II.  63!  65.  Allgemeine  deutsche  Bibliotb.  Bd.  79,  St. 
a,  S.  599.  —  Die  Entscheidung  der  Forfrage ,  über  die  Justiz-,  oder  PolistiEi- 
gmschaft  einer  Sache,  gebührt  in  zweifelhaften  Fällen  dem  Richter.  Neueste 
1.  c.  obs.  a5.  Cbaxeb  s  wezlar.  Ncbenst.  L  88.  Stbubbk  a.  a.  O.  61.  Mivrcs 
P.  I.  dec.  4*«  —  Die  Prävention ,  quasi  in  re  mixti  fori ,  behauptet  Hoxavi , 
obs.  5oa.  Reg.  a.  —  Im  Zweifel,  ist  eine  Sache  für  Juttitsuche  zu  halten. 
Hohbxl  1.  c.  Reg.  1. 

*)  Nxubatm  1.  c.  obs.  25.   Stbübeb,  V.  Bd.  273.  Ebendess.  Unterricht ,  \.  i5. 

g.  391.  oh.) 

S  €  h   I  u   s  s. 

VI)  Zu  gerichtlicher  Erörterung  qualificirt  sich  eine  Poliaei- 
sache,  wenn  sie  durch  die  vorgebrachte  Einrede  einer  Rechtsverletzung, 
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oder  durch  Klage  über  Verletzung  wohlerworbener  Rechte,  durch 
Anfechtung  eines  Polizeigesetze»  aus  dem  Grund  wohlerworbener 
Rechte,  durch  Klage  über  unrichtige  Anwendung  der  Polizeigesetze, 
über  Verstofs  einer  Polizeibehörde  gegen  unzweifelhafte  Bestimmung 
der  Gesetze  ,v  oder  Ueberschreitung  der  Amtgewalt ,  oder  durch 
gerichtlich  verfolgte  Befugnisse  eines  Dritten,  in  Justizsache  sich 
rer wandelt  hat  «).  Doch  hat  dieses,  in  Absicht  auf  den  Polizei- 
,  Punct,  in  der  Rege),  nur  devolutive  Wirkung  VII)  Daher  findet 
auch  in  Polizeisachen,  weder  Appellation,  noch  ein  anderes 
suspensives  Rechtsmittel,  gegen  die  Verfügungen  oder  das  Verfahren 
der  Polizei  Statt  O;  doch  Beschwerde,  und  selbst  gerichtliche  Klage, 
wenn  die  Sache,  wie  vorhin  erwähnt,  zu  dem  Rechtsweg  geeignet  ist  <0- 

«)  Pütteh  1.  c.  Schbeibeb  dUs.  cit.  Sect.  III.  %.  i.  3.  Vcrgl.  den  Auszug  aus 
einem  reichskammergerichtlichen  SenatProtocoll,  in  Bergstbasser's  Briefen  über 
das  Studium  eines  Practlcantcn  am  R.  Kammergericht  (1788.  8.)»  S.  78  f. 
Preius.  Verordn.  wegen  verbess.  Einricht.  der  ProvinzialPolizci  -  und  Finanz* 
behörden,  t.  a6-  Dec.  1808,  %.  38  ff.  Kursachs.  Befehl  v.  16.  Jan.  1794,  in  dem 
Cod.  August.,  Contin.  II.  T.  I.  p.  569.  J.  F.  A.  C.  Neurath  diss.  de  cogniüone 
et  potestate  judiciaria,  in  causis  quae  politiae  nomine  veniunt  (Erlang.  1780.4. 
rec.  Wetzl.  1791.),  obs.  3.  sqq.  ao.  11.  a3.  a5.  v.  ZwieaiEiit's  Bcitr. ,  II.  90. 
Gönneb  s  Handb.  des  Processes,  II.  40.  Groi.has*s  Theorie  des  gerichtl.  Ver- 
fahrens,     71.  —  Von  dem  Fer/ahrm  in  dergleichen  Sachen,  Neurath  I.e.).  7. 

6)  Pütter  1.  c.  Neurath  1.  c.  %.  a.  not.  i. 

e)  Heckahn  1.  c.  433.  Neurath  1.  c.  obs.  i.  et  a.  v.  Zwiebleis's  Beiträge,  II.  109. 
Ebenda*,  vermischte  Briefe,  i45.  Bkcss  Staatskanzlci ,  XXVIII.  89.  v.  Zangin 
a.  a.  O.  S.  19  ff.  Imman.  "Weber  diss.  de  appellatione  irrcgulari,  utetdeeoquod 
justum  vcl  injustum  est  circa  appellat.  in  causis  politiae  (Giess'  1725.),  Sect.  II. 
p.  -i3.  Chr.  Trumbath  diss.  de  non  reeipienda  apcllatione  in  causis  politiae. 
Marb.  176*3.  4«  Parömie:  in  Polizeiwachen  gilt  keine  Appellation.  Hkrtius  pa- 
roem.  38.,  In  s.  Opusc.  vol.  II.  Eiseshart'b  Grunds.  teutscher  Bcchte  in  Sprich- 
wörtern, 5io.  —  Andere  halten  Polizeisachen  nicht  schlechthin  für  inappellabel. 
Mevics,  P.  III.  dec  »54.  Selchow  1.  c.  Westphal's  t.  Staatsr.  356.  Schreiber 
1.  c.  Sect.  III.  %.  6  —  Ist  eine  Sache  schon  gerylalich  verhandelt  worden ,  so 
kann  die  Appellation  ^  unter  dem  Vorvrand  einer  PolizeiEigenschaft  derselben 
nicht  gehindert  werden.  Decisiones  Hasso-Gass.  II.  63a.  Craheb's  Wetzlar. 
Nebenst..  I.  88.   Neobath  1.  c.  obs.  aa.  —  Schriften  in  Klcrer's  Lit.  §.  ia3i. 

d)  Auch  kann  nur  in  diesem  Fall ,  Beschwerde  über  Justizverweigerung  bei  der 
Bundesversammlung  Statt  «haben.   Vergl.  %.  169. 

§.  592.  (312.) 

Insonderheit  zu  der  CriminahjewaU. 

Die  Polizeigewalt  unterstützt  die  Criminalgewalt,  mittelbar 
durch  Beförderung  der  geistigen  und  sittlichen  Cultur,  unmittelbar 
durch  SicherheitAnstalten,  zu  Verhütung  der  Verbrechen,  auch  zu 
schleuniger  Entdeckung  und  Herbeischafiung  der  Uebelthäter.  Beide 
unterscheiden  sich,  in  Hinsicht  auf  Gegenstände,  Wirkungsart,  Mittel 
zu  ihren  Zwecken,  Anwendung  dieser  Mittel,  und  Verfahrungsweise  »)• 
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a)  Schhdk»ahtil  a.  a.  O.  II.  66.   Paocr.  Jos.  Haus  diss.  dcyotestatia  poltliiiae  et 
criminalisncxuctdiflerentia,  praecipue  in  causis  criminalibu«,  plena  criminis  pro- 
batione  deficiento,  vclpoeua  legali  ad  sccuritatem  rcip.  haud  sufficicnte.  Wirccb. 
1799.  4*  Vergl.  auch  Lorr.  a.  a.  O.S.  63  ff.  — Unterschied  zwischen  der  aufsehenden 
u.  Polucigewalt,  ebenda».  S.  76  ff.  —  Der,  theoretisch  vielleicht  nie  gana  eu 
beendigende,  Streit  über  daa  Verhältnifs  awisthen  CriminalJutlis  und  Polizei, 
ist  in  Frankreich  ,    wie  ehedem    auch   in    dem    Bönigreich  Westpbalea, 
practisch  geschlichtet  durch  ein  Hülfmiltel  der  neuen  Gesetzgebung,  durch  die 
Correctionj-  oder  Zuchtpolizei.  Vergl.  Hui.kkbs.hp,  angef.  oben  §.  388.  K.  westphal. 
Gesetse  v.  1809  u.  1810,  in  dem  Bulletin  des  lois  du  royaume  de  Wcstphalie , 
1809,  n°  44,  u.  1810,  n°  s3.  Code  de  procedurc,  criminelle  et  correctionnellc, 
du  royaume  de  Westphalie.   Cassel ,  1809. 


XII.     €  A  P  I  T  £  L. 
Finanzhohcit. 


g.  395.  (3i3.) 

U  e  b  e  r  h  a  n  p  t . 

■ 

Begriff  u.  Bestimmung  der  Finanihoheit.  Hee/ä  zu  Her  Finanz- 
Verwaltung.    Staat  sau  flogen ,  unterschieden  von  Lehn-  u.  Patrimonial- 

j^bgabenm 

I)  Das  Staatseinkommen,  grofstentheils  eiavTheil  desNational- 
Einkommens  «),  (liefst  aus  Sachen,  Rechten  and  Diensten  f).  II)  Der 
Inbegriff  der  Staatsbcfugnisse  auf  zweckmäsige  Festsetzung  ,  Ver- 
keilung, Erhebung,  Verwaltung  nnd  Verwendung  des  Staatseinkommens, 
keifst  Finanzhoheit  «)  (Cameralhoheit  »  StaalsÖkonomie  -  oder 
SuatswirthschaftHoheit  0»  potestas  cameralis).  HI)  Die  Nation  raufs 
jährlich  aufbringen,  was  die  Staatsanstalt  nothwendig  kostet,  so  weit  die 
Kosten  aus  andern  rechtmäsigen  Finanzquellen,  namentlich  aus  Dorna- 
nen  (§.  33a),  nicht  erlangt  werden  können.  Mehr  darf  dem  National- 
vermögen durch  Aullagen  nicht  entzogen  werden;  denn  diese  sind  nur 
ein  notwendiges  Mittel  zu  Erreichung  desjenigen  Zweckes ,  wefshalb 
die  Menschen  in  bürgerlicher  Gesellschaft  leben.  IV)  Aus  jener  Pflicht 
entspringt  das  Recht  des  Staates,  die  Finanzverwaltung  anzu- 
ordnen (jus  ordinandi  et  administrmndi  aerarium  reip.)  ,  und  die 
Staatsanflagen,  ordentliche  und  ausserordentliche,  zu  bestimmen 
(Recht  der  Staatsauflagen  oder  Staatslasten,  jus  onerum  s.  tributorum 
reip.,  jus  collectandi,  droit  d'tmpot).  V)  Die  öffentlichen  oder 
Staatsabgaben,  auch  obrigkeitliche  genannt,  sind  wesentlich  unter- 
schieden ven  Abgaben,  welche  yermuge  der  Lehnherrlichkeit  und 
der  Pat rimo nia lHerrlichkeit  erhoben  werden.  Diese  sind 
privatrechtlioh, ,  und  heifsen  theüs  Lehnabgaben/),  theils  Patri- 
monial-, auch  gut»  ©der  gr  und  herrliche  Abgaben      ($  44, 
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3o5  d,  3aa  b)t  VO  Zu  den  obrigkeitlichen  o<ler  Staatsabgaben  im 
■weitern  Sinn,  gehören  nicht  nur  die  Steuern  aller  Art,  sondern 
auch  alle  andern  Abgaben,  weffcu  die  Staatshoheit  berechtigt, 
die  also  vermöge  eines  (eigenen,  oder  verliehenen)  Begierungsrechtes 
erhoben  werden  *). 

<-)  F.  C.  Fulda  über  NationalEinhommen.  Tüb.  i8o5.  a     RSssio's  Politik, 
S.  *-3.  —   Die  Quellen  de»  jVafwn/i/Einkommcn«  sind:  Ackerbau,  Manufactur, 
Handel.  —     StaatswirthscfutftSyjtteme :    1)  das  physiokratische  (ökonomische, 
landwirtschaftliche    oder   AgricutturSystem)  ;   a )  das  Industrie  •  (Merkantil- 
oder  Handels-  und  Fabrik.)  System;  3)  da«  Oekonomie-  Industrie -System 
(von  Adam  Smith);    4)  das  System  der  natürlichen  Freiheit  aller  Gewerbe 
und  der  gleichen  Vertheilung  aller  Staatslastcn.    Vergl.  von  den  verschie- 
denen Systemen ,  G.  D.  Voss  Handb.  d.  allgem.  Staatswissenscb. ,  in  d.  3.  Tb. 
(«79/6.  8.)    A.  F.  LS  dkm  {Iber  Nationalindustrie  u.  Staatswissenschaft.   Th.  I. 
II.  III.    Berl.  1800  —  1804.  8.    Des  Systeme«  d'economie  politique;  par  Ch. 
Gaim*.  T.  I.  et  II.  Paria  1809.  a  —    Hauptwerke  sind  :  Inquiry  into  the 
natura  and  cause»  of  tbe  vrealth  of  nations.  Bt  Adam  Smitm.  s  vol.  Lond. 
1774*  IX.  edit.,  3  vol.  ibid.  1799.  Dasil.  1801.  4  *ol-  'n  8.   Neue  Ausg.  von 
Platvaim,  mit4grofaen  HandelsCharten  u.  vielen  Anmerk.  Lond.  i8o5.  Teutseh 
übers,  v.  Gabys  u.  Döbbibb,  in  4  Bänden.  Bresl.  1799.  Dritte  Aufl.  Berl.  1810. 
3  Bande  8.   FrmuStM  über*.,  mit  vielen  Zusätzen  v.  Gkmkaim  Gabsibb  Paris 
1809.   5  B*nq>  8.   TeuUche  Auszüge  daraus,  v.  G.  Ssbtobids,  Gölt  1806, 
u.  F.  v.  Cöixs,  Berl.  161a.    Ca.  v.  Schlöbcb's  Anfangsgründe  der  Staats- 
wirthsebaft.  Biga  iöo5  —  180-.  8    An  inquiry  inlo  the  natura  and  origin  of 
public  wealtb  and  into  the  cause«  of  iu  i oerrase.  By  tbe  Earl  of  Lsudbbdalb 
Ediab.  1804.  a    Tiuuch  übers.  Barl.  1808.  8.    Henri    Stobch,  cours  d'eco- 
nomie politique.    St,  Petersb.  1810,  6  vol.  8.  Nouv.  edit.  augm.  de  Notes 
explicatives  ou  critiquea ,  par  J.  B.  Sa*.  Paris  i8a3.  4  *ol«  8.  Teutseh:  nach 
der  ersten  Aufl. ,  unter  folg.  Titel :  H.  Stobcb's  Handb.  der  NationalWirth- 
schaftslejire,   Aus  d.  Frans,  mit  Zusätzen  v.  H.  H-  Bau.  3  Bände  Hamb.  1819.  8. 
K.  H.  Rau's  Zusätze  xu  Stobch's  Cours  d'economie  politique.    Aus  der  t. 
Uebersets.  besonders  abgedruckt.  Hairib.  i8«8.  a   Simonde  de  Sismobdi  nou- 
vcaux  principe«  d'economie  politique-.    T.  I.  et  II.  Paris  1819-  8-  (Nach 
Smith 's  System.)  T.  R.  Malthcts,  the  priociples  of  political  Economy.  Lond.  | 
i6ao.  8.    A  new  Edition,  corrected  and  enlargcd.  Ibid.  18*0.  8-    Traduit  en 
francais,  par  Cosstamtio.  Paris  i8«o.  a    Dav.  Ricabdo,   on  the  Principles 
of  political  Economy  and  Taxation.  A  third  Edition,  corrected.  Lond.  1810.8. 
Auch  teutseh:  D.  Rtcanuo's  Grundsätze  der  polit  Oeconomie,  oder  der  Staats- 
tvirthaeh.  u.  der  Besteuerung.    Nebst  Erläut-  u.  krit.  Anmerk.  r.  J.  B.  Sat.  Aus 
dem  Engl.,  u.  in  Beiieli .  auf  die  Anmerk.  aus  dem  Frans.,  v.  C.  A.  Schmidt.  Weimar 
181s.  8    Die  Staatawirthsehaft  naeh  Naturgesetzen.  Leips.  1819.  a    J.  F.  E. 
Lora  Handb.  der  8taats%virthsehaftlehre.  Bd.  I- III.  Erl.  1811  u.  i8ss.  a  - 
Andere  Lehr-  u.  Handbücher  über  Staatawirthsehaft,  sind  oben  \.  %3,  Noteb, 
genannt.  —    v.  Carcbim's  Welt>  u.  NationalReichlkum  u,  Slaslswirtbschaft. 
München  1821.  8.     N.  F.  Csju^ds  Grundsätze  der  polit.  Oekonomio.  Aus 
d.  Frans,  y.  J.  Vota.    Augsb.  i8i3.  8.    Dkstütt-  Tbacv,  traite  4'econoroio 
politique.    Paris  i8»3.  8.   Micp.  ^clmixi,  la  sclence  d'economie  politique. 
Pari«  i8s3.  a    W.  Gahilh  essai  sur  le  revenu  public  des  peuples  de  l'an- 
liquite4  du  moyen-age  et  des  sieclcs  modernes.   Pari«,  »•  edit.  i8*3  a  vol. 8. 
EÄendcs*.  diclionnoire  analjtique  d'economie  politique.  Pari«  18x6.  a    J.  Mtu'i 
Elemente  der  NationalOekonomie.    Au«  d.  Englischen  von  A.  L.  v.  Jabob, 
mit  Zusätzen  von  Staatar.  v.  Jabob.  Halle  18*4.  8.    K.  H-  L.  Pölitz  Volks» 
v#4r*bscbarule%r«,  Suauwirthsebaftslehre ,  FinaoswUsenacbaft  u,  Polizei wlseen- 
schaftj  als  zweiter  Theil  von  dessen  SuaUu4*«on«cbaft«n.  Loipz.  i8»4.  s.  Aufl. 
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1827.  8.  J.  R.  Mac  •  Cvllocu  ,  the  principles  of  political  Economy.  Edin- 
burg  i8a5.  8.  Teutsch.  v.  G.  M.  v.  Werbe.  München  i83o.  8.  Notion« 
d'economic  politique;  par  M.  le  comte  d'H.  (d'HAcrERtvE,  Paris  1825.  2«  edit.. 
1826.  8.  J.  B.  Say,  caterbismc  sur  leconomie  politique.  2«  cdit.  Paris  ifei. 
8.  3C  cdit.  1826.  12.  Etendess.  Trait6  d'economie  politique.  Paris ,  4«  edit. 
i8a5.  a  toI.  8.  5«  edit.  augmentee  d'un  vol.  Paris  1827.  3  vol.  8.  Teutsch,  nach 
der  5.  Aufl.  mit  Anincrk.  von  H.  E.  Mörstadt.  Hcidclb.  i83o.  8.  Ebendes*. 
Cours  complet  d'economic  politique  pratique.  Paris  i8a8  et  1829.  6  vol.  8* 
Teutsch  (Vollstand.  Handb.  der  pract.  Nationalökonomie)  von  J.  von  Tu. 
(Theobald)  Stuttg.  1829  u.  i83o.  6  Bände  8.  Eine  abgekürzte  UeberseU. 
v.  F.  A.  Rüder.  Leipz.  18*9.  6  Bände  8.  Carbioh -Nisas  ,  principe«  d  eco- 
nomic politique-  Paris  1844*  8«  Fbatjklix,  melanges  de  morale  et  d'econo- 
mie politique.  Traduit  de  l'anglais.  Paris  1827.  ap  cdit.  ibid.  eod.  8.  R.  H. 
Rau's  Lehrb.  der  polit.  Oekonoinie.  a  Bände.  Hcidelb.  1827  u.  1828.  8. 
Eiseles's  Handb.  des  Systems  der  Staatswissenschaft.  Bresl.  1828-  8.  Jos. 
Daoz,  economic  politique.  Paris  1829.  8  —  Für  die  Geschichte  der  Wissenschaft 
der  national  -  u.  staatswissenschaftl.  Oekonomie:  Essai  sur  l'bistoire  de  lVrco- 
nomie  politique  des  pcuples  modernes  jusqu'au  commcncemcnt  dclannee  1817. 
Paris  et  Londres  181  b\.  2  vol.  8.  Discours  sur  l'origine,  les  objets  parti- 
culiers  et  Timportance  de  l'economie  politique.  Traduit  de  l'anglais ,  par 
G.  Patt  tost.  Paris  1825.  8. 

b)  Jedem  Unterthan  »eiset  der  Herrscher  seinen  Reihedienst  an.  Wenn  die 
Dienste  mit  Geld  Tcrgütet  werden,  fordert  er  abgaben  (engl.,  er  taiirt,  übt  die 
Taxen-  oder  Taxirhohcit).  Sculözeb's  Staatsgelahrth.  I.  a3.  101.  —  Die 
Quellen  des  Stoo/jEinkommens  finden  Einige  in  Fonds  (liegenden  Gründen 
und  GcldCapitalcn) ,  und  in  Beiträgen  tou  dem  reinen  Einkommen  der  Bür- 
ger. G-  Sartobivs  Handb.  der  Staatswirthsch.  Berl.  1796.  8.),  %.  09.  Andere 
in  Arbeillohn,  Capitulgtwinn  und  Landrente.  Laudebdale  a.  a.  O.  u.  Lüde» 
in  s.  Nationallndustric  (1808),  %.  38t.  Noch  Andere  theils  in  dem  Staats- 
vermögen,  theils  in  sogenannten  lucrativen  Regalien,  insbesondere  Steuern. 

c)  Andere  nehmen  das  fremdartige,  für  sich  bestehende  Fach  der  Polisri- 
gewalt ,  in  den  Begriff  der  Finanzhcdieit  auf.  Andere  unterscheiden  Finanz-  u. 
Cameraihoheit.  C.  G.  Rössig's  Literatur  der  Polizei  und  Kameralistik,  Th.  I. 
u.  II.  Leipz.  1802.  8-  J.  W.  Placidus  Literatur  der  Staatslehre.  Abth.  I. 
Strasb.  1798.  8.  C.  D.  Voss  Einl.  in  die  Gesch.  u.  Literatur  der  Staats- 
wissenschaft, Th.  I  u.  II.  Leipz.  1800  u.  1802.  8.  (oder  des  oben  angef. 
Handbbucbs  V.  und  VI.  Th.) 

d)  Unbestimmtheit  und  Vieldeutigkeit  des  Namens  Cajneralwissenschafien.  Scaxö- 
zeb  a.  a.  O.  I.  23.  26.  Nibmakh's  Grunds,  der  Staatswirthsch.  ,  I.  i3.  17 
J.  C.  Rüdigeb's  systemat.  Theorie  der  Kameralwissdfischaften.  Halle  1777.  8. 
Sonderbare  Definition,  in  J-  H.  K.  Böbkeb's  sämmtl.  Kameral  Wissenschaften 
(Halle  1773.  8.),  S.  189.—  Staatswirthsehajt  im  weitern  Sinn,  begreift  Na tional- 
Oekonomic,  StaatsFinanz-  und  Polizeiwissenschaft  unter  sich, 

e)  Scheideblabtel's  Staatsr.  nach  d.  Vernunft,  II.  319. 

/)  Z.  B.  Lehnzins  (census  fcudalis ) ,  Lehndicnstgeld ,  Laudemium. 

g)  Z.  B.  Grund-  oder  Bodenzinse  (Zinse,  census,  nicht  Zinsen,  nämlich  Capital- 
Zinsen,  usurae),  Renten,  Gülten,  Handlohn,  Bekenntnifsgclder,  manche 
Zehnten,  Frohnablösungs- ,  Dienst-  oder  RcluitionsGelder  468  b),  auch 
die  aus  ehemaliger  Leibeigenschaft  herrührenden  Abgaben ,  z.  B.  Besthaupt, 
Gewandtheil,  Bedemund  oder  HeurathConsensgeld ,  maritagium. 

*)  Sowohl  Sportein,  »als  auch  GerichtStrafgclder ,  die  Polizeiabgaben  und 
PolizeiStrafgelder,  die  FiscalGefälle ,  die  Receptions-,  Schute-,  Conceasions- , 
Recognitions-  u,  DispensationsGelder. 
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I)  Das  Staatseinkommen ,  so  weit  es  aus  dem  NationalEinkommen 
fliefst ,  mufs,  in  dem  Verhältnifs  zu  diesem  ,  so  bestimmt  and  behandelt 
werden,  dafs  ein  Gleichgewicht  entsteht  zwischen  rechtmäßiger 
Einnahme  und  nothwendigcr  Ausgabe  des  Staates.  Wegen  dieset»  wesent- 
lichen Bedingung  seiner  Erhaltung  undseines  Wohlstandes  ,  ist,  in  einer 
weisen  StaatsOrganisation,  die  Staats  Finanzverwaltung  weder 
ein  isolirter  Appendix,  noch  die  Magd  der  übrigen  Vcrwaltungs- 
zweige  «)  ,  sondern  wahrer  Mittelpunct  der  ganzen  Staatsver- 
waltung Das  Recht,  dieselbe  anzuordnen,  ist  daher  eines  der 
wichtigsten  Hoheitrechte,  die  Aufgabe,  eine  der  schwersten,  die 
Handhabung  das  allernothwendigste.  II)  In  der  Finanzverwaltung 
wird  die  Masse  des  Staatseinkommens ,  nach  Verschiedenheit  des 
Grundes  seiner  Erhebung,  des  Zwecks  oder  der  Verwendung,  in 
verschiedene  Abtheilungen  getrennt,  z.  B.  SteuerFonds,  Kammer- 
und  DomänenFonds,  Polizei  oder  VcrwaltungsFonds,  KriegsFonds , 
u.  d.  III)  Das  gesammteSt  aa  tseinkommen  lafst  sich  nachfolgenden 
Rubriken  ordnen:  Einnahme  aus  i)  Steuern,  a)  drtecten  b)  indi- 
recten,  3)  Regalien,  3)  Domänen,  4)  verschiedenen  (Quellen.  IV)  Die 
Staatsausgaben  kann  man  classificiren ,  wie  folgt:  i)  CivilListe 
oder  Bedürfnisse  des  Regentenhauses  und  des  Hofstaates;  2)  Land- 
ständc  oder  Ständcversammlung  j  3)  Staatsrath ,  geheimes  Cabinet  und 
Hauptarchiv;  4)  Geschäftzweige  der  Ministerien,  a)  der  Justiz,  b)  des 
Innern,  c)  der  Finanzen,  d)  des  Cultus  und  des  öffentlichen  Unter- 
richtes ,  e)  des  Kriegswesens,  f)  der  auswärtigen  Angelegenheiten; 
5)  Ruhegehalte ;  6)  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschulden  ; 
7)  Lasten  und  Abgänge;  8)  ReserveFonds. 

a)  Ihr  liegt  ob ,  die  Sorge  für  Statuseinnahme  (aus  Domänen,  Steuern,  Regalien, 
u.  s.  vir.)  und  Ausgabe  (CivilListe*  Civil  -  und  MilitärEtat,  Schuldentilgung, 
Landesverbesserung,  Ersparung  für  Nothfälle),  für  Staatsrechnungt-  und  Cassen- 
wesen.  —  Das  FinanzMinisterium j  in  Lcdvn's  Nemesis,  Bd.  XL,  S.  48. 

t)  Von  dem  Zettalter  vor  Des  Cartes ,  urtheilt  Cohdobcrt  (Entwurf  eines  bistor. 
Gemäldes  der  Fortscbritto  des  menschL  Geistes,  tcutsch  durch  E.  L.  Possilt, 
Tub.  1796.  S.  178):  «Noch  gab  es  keine  Wissenschaft  der  StaatsOetonomu :  die 
Fürsten  zählten  nicht  die  Zahl  der  Menschen,  sondern  die  der  Soldaten;  die 
FinanzWüicntchaß  war  nichts,  als  die  Kunst,  die  Völker  zu  plündern,  ohne 
sie  zum  Aufruhr  zu  drängen,  und  die  Regierungen  beschäftigten  sich  mit  dem 
Handel  nur,  um  ihn  durch  Taxen  zu  brandschatzen,  durch  Privilegien  zu  hem- 
men, oder  sich  dessen  Monopol  streitig  zumachen».  • 
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§.   59Ö.  (315.) 
Finanzwissenschaft.   Grenzen  der  Finanzhoheit. 

I)  Die  StaatsFinanzwissenschaft  lehrt  die  Art  und  Weise, 
wie  die  zu  Bestreitung  des  Staatsaufwandes  nothigen  Gütermassen 
auf  eine  dem  allgemeinen  Wohlstand  möglichst  angemessene  Weise 
aufzubringen  ,  zu  verwalten ,  und  zu  verwenden  sind.  II)  Die 
Grenzen,  welche  die  Finanzhoheit  nicht  uberschreiten  darf,  sind: 
das  wahre  Bedürfnifs  des  Staates,  die  Kräfte  des  Volkes,  die 
moralische  Scheu,  Mittel  zu  ergreifen,  welche  auf  irgend  eine  Art 
die  guten  Sitten  gefährden ,  die  Ordnung  im  häuslichen  Lehen  sturen, 
den  stillen  Gang  der  Natur  unterbrechen  *). 

«)  Nicht  in  Zahlen  und  todtem  Metall  liegt  das  Geheiranifs  der  Finanzkunst,  son- 
dern in  Erweckung  und  Unterhaltung  der  Lebenswärme  emsiger  Thä'tigheit. 
Nicht  die  Frage:  wie  viel  Dienste  und  Abgaben  kann  der  Untcrlban  tragen?  ist 
die  höchste  Aufgabe,  deren  Lösung  ihr  obliegt.  —  H-  D.  HffiLxiics's  deutsche 
Finanageschichte  des  Mittelalters.  Berlin  i8o5.  8.  Ebenda*,  Geschichte  des  Ur- 
sprungs der  Regalien  in  Deutschland.  Frankf.  a.  d,  O.  1806.  8.  Rhein.  Bund, 
LXI.  i  —  aa.  G.  A.  v.  Mf lchos  llandb.  der  Finanswissenschaft  u-  Fioana*  ar- 
waltung.  a  Theile.  Stuttg.  i83o.  8. 

§.  396.  (316.3 

Staatsauflagen, 

Staatsauflagen  machen  nothig,  die  Wurde,  die  Selbst- 
ständigkeit, und  das  wahre  Bedürfnifs  des  Staates,  mithin  theils  der 
Unterhalt  des  Regenten  und  seiner  Familie  ($.  a5i),  theils 
die  allgemeinen  und  besondern ,  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Kosten  der  Staatsverwaltung  '),  insonderheit  der  Rechts-  und 
Polizeipflege,  des  Erziehungs-  und  UnterrichtRegals ,  des  Verkehrs 
mit  auswärtigen  Staaten ,  der  Schutz  -  und  YertheidigungsAnstalten 
gegen  Auswärtige,  der  Finanzverwaltung  selbst,  auch  die  Staats- 
schulden (§.  339  f.  u.  401),  die  nothigen  Pensionen,  subsidiarisch 
die  öffentliche  Gottesverehrung  (cultus),  die  Errichtung  und 
Unterhaltung  einer  DispositionsCasse'),  aus  den  Bcstandgeldem 
der  Central-  oder  GeaeralCasse,  und  die  Sammlung  eines  v erhält nifs- 
mäsigen  Schatzes  «),  als  Nothpfenniga,  eines  eisernen  oder  Reserve- 
Fonds,  des  reinen  oder  NettoErtrags  der  Staatsanstalt,  gemäfs  der 
StaatsrechnungsBilanz. 

a)  CivilListe  (§.»5i),  Civil-  und  MiHtarStaatsausgaben.  -  Nur  subsidiarisch  finden 
Staatsauflagen  Statt.   Oben  $.  3o3.  u.  33a. 

b)  Aus  ihr  bildet  sich  ein  Melioration*  Fonds ,  fiir  diesen  ein  Melioration* Plan. 

c)  G.  Sartorius  Handb.  der  Staatswirthschaft ,       i3i.   D.  H.  EscnxsauYia's 
StaatsökonomieRecht »  >°&4» 
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§.    397.  (317.) 
Rechtlichkeiten  der  Auflaijen.   Abgaben  System. 

I)  Zu  jeder  Staatsauflage  gehören:  R  ech  tmä  sigh  e  it,  in  Absicht 
auf  die  Art  der  Festsetzung;  Notwendigkeit,  in  Hinsicht  auf 
wahres  Staatsbedürfnifs;  Gerechtigkeit,  in  Ansehung  der  besteu- 
erten Sache  oder  Person,  auch  der  Art,  GröTse,  Vertheilong  und 
Erhebungsform  der  Auflage ,  ihrer  Entrichtungszeit,  und  ihrer 
möglichen  ,  wahrscheinlichen ,  oder  wirklichen  Einwirkung  auf  Sitt- 
lichkeit der  Einwohner  und  auf  die  Bestandteile  des  Nationalver- 
mögens ( $.  398,  a).  Alle  Staatsgenossen  müssen  gleichmasig  zu 
Abgaben  verpflichtet  seyn,  weil  sie  alle  gleichmasig  die  Yortheile  der 
Staats  Verbindung  gemessen.  II)  Das  AbgabenSystem  sey  berechnet 
auf  das  Einkommen,  in  seiner  wahren  und  eigentlichen  Gestalt, 
nicht  auf  das  Vermögen  der  Abgabepflichtigen  Nur  der  reine 
Ertrag  von  den  Elementen  des  NationalEinkommens  (von  Land, 
Arbeit  oder  Gewerbe,  Geldcapital),  ist  der  wahre  Gegenstand  der  • 
Besteuerung  4);  nur  die  Producenten  sind  die  wahren  unmittelbar 
Steuerpflichtigen. 

a)  Nicht  auf  das  Besitzthum,  nicht  auf  seinen  Kaufpreis,  sondern  auf  dessen 
reinen  Ertrag.  In  der  Regel  nehme  der  Staat  nur  da,  wo  auch  der  Staatsbür- 
ger nimmt.  In  so  fern  sind  nur  Einkommcntheile,  nicht  auch  Vermögentheile, 
steuerfähige  Objecte.  Die  Grundsteuer  belege  nur  die  gewöhnliche  reine  Bo- 
denrente, nicht  auch  die  durch  besondere  Gultur  bewirkte  Erhöbung  derselben, 
die  CulturRentc,  weder  Gewerbe,  noch  Arbeitlohn,  und  bei  keiner  Abgabe 
verlange  man  eidliche  Angabe  des  Einkommens,  «lln'y  a  rien  que  la  sagesse  et  la 
prudence  doivent  plus  regier  que  cette  portion  qu'on  cß«,  et  qu'on  laitte  aui  Sujets». 
MosTCSQVtxu,  Hr.  XIII,  ch.  1.  Oft  verschlingt  schon  die  Form  des  gewählten 
AbgabenSystems  einen  grofsen  Theil  der  Abgaben,  durch  die  Erbebungs- und 
Bewacbungskosten*  Man  s.  §.  399.  —  Von  Steuersystemen,  s.  H-  Escmhkaiks's 
Vorschlag  r.u  einem  einfachen  Steuersystem.  Ileidelb.  1808-  4«  Eben  der s,  über 
die  ConsumtionsSteuer.  Ileidelb.  i8i3.  8.  Jtn..  Gr.  Soobn's  NationalOeko- 
noinie,  Tb.  III  u.  V.  D.  F.  Smgeb's  Versuch  über  das  vorzüglichste  Abgaben- 
System.  Ileidelb.  1811  8.  (Vergl.  Allgem.  HarneralKorrespondcnt  1811,  Num. 
118—  i*3).  Jinu  Gr.  v.  Sodrn's  StaatsFinanswirthschaft  (oder  dessen  National  - 
Oekonomie,  Bd,  V).  Lei ps.  1811.  8.  Darstellung  der  seitherigen  Steuersysteme 
und  Empfehlung  einer  allgem.  VermögenSteuer,  in  «L  allgem.  BameralHorre- 
«pondenten,  1808,  St.  4»  f>  Jenaische  allgem.  Li L  Zeit.,  1807  u.  9  u.  10.  1809. 
u.  186  —  »88.  A.  L.  v.  Skvttes,  die  Besteuerung  der  Völker.  Hei  lelb.  1818. 
8.  A.  Brvm59Ucll,s  Staatsr.  des  T.  Bundes  u.  der  Bundesstaaten,  Abth.  II. 
S.  io3  AT.  Von  dem  ehemaligen  königl.  westphAtischen  AbgabenSystem,  eben- 
das.  1810,  u.  5i  f.  Baier.  SteuerEdict  v.  i3.  Mai  1808.  Rönigl.  sachs.  Mandat» 
betr.  die  Einführung  eines  neuen  AbgabenSystems,  u.  e.  neuen  Grundabgabe 
insbes.,  vom  9.  Juli  1811,  in  d.  Rhein,  Bund,  LXV.  »37.  Schriften  von 
Büsching,  Hutten,  v.  EarrA  u.  a.  in  Wkissx's  k.  saebs.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  i34 
u.  573.  trirtemb.  Edict  v.  18.  Nov.  1817.  —  Das  einfachste  AbgabenSystem  ist 
das  nassauisch«.  Es  hat  nur  vier  Arten  der  directen  Steuer :  Grundsteuer, 
Gcwerbsteucr,  Stempel-  u.  ConfirmationsTaxen.  Erbschaftsteuer-  Nassauisches 
Edict  v.  10.  u.  14.  Febr.  1809.  Fol.,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  XXXIII  u.  XXXIV; 
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womit  das  nassautscbe  Edict  v,  i.  u.  i.  Sept.  1810  tu  Verbinden  ist,  durch 
welches  eine  Menge  alterer,  sowohl  Staats-  als  auch  PatrimonialAbgaben 
aufgehoben  wurden.  SitzungsProtocollc  der  landständ.  DeputirtcnVersamml. 
des  Herzogth.  Nassau  (Wiesb.  1818.  fol.),  S.  100  ff.  —  Von  Preussen:  K.  W. 
Schmidt'»  Ueb ersieht  der  gesanunten  directen  u.  indirecten  Besteuerung  in  den 
preufs.  Staaten.  Berlin  i8*5.  *  Bände,  8.  v.  Klkwitz  allgem.  Steuerverfas- 
sung  der  preufs.  Monarchie.  Magdcb.  1819.  8. 

6)  Daher  Landrente  oder  Grundsteuer,  Gewerb-  oder  PatcntStcuer,  und  Capital- 
Steuer.  —  Vergl.  badische  GrundsteuerOrdnung.  Carlsr.  1810.  8.  Badische  Hau- 
serSteuerOrdn.  Carlsr.  1811.  8.  Badische  AcciseOrdnung.  Carlsr.  181a.  i\. 
Preussische  Zoll-  u.  VcrbrauchsteuerOrdn.  \.  36.  Mai  1816*  in  d.  Gesetzsamml. 
für  die  preufs.  Staaten,  1818,  S.  48*  & }  u*  Erhebungsrolle  für  i8"}4,  ebendas. 

'  18a  1,  S.  i65.  —  Um  einen  Fonds  für  die  im  J.  i8i3  errichtete  copenhagener 
Beichsbank  zu  gewinnen ,  wurden  alle  liegenden  Gründe ,  auch  in  Schleswig 
u.  Holstein ,  für  hypothekarische  Schuldner  dieser  Bank  erklärt ,  ihre 
Schuld  (Bankltaß)  auf  6  pro  Cent  alles,  ohnehin  stark  besteuerten,  Grund- 
vermögens festgesetzt,  diese  neue  Hypothek  jeder  andern,  auch  der  schon 
bestehenden,  vorgesetzt,  der  Zinsenfufs  von  Privatanleihen  auf  4%  herabge- 
setzt, und  befohlen,  dafs  der  für  Bankhaft  erklärte  Tbeil  alles  Grund Termö- 
mit  61/,  pro  Cent  jährlich  an  die  Beichsbank  verzinset  werden  solle  (Banhstewtr). 
Dagegen  ward  den  BankZinsenpflicbtigen  zu  einiger  Erleichterung  gestattet, 
ihren  hypothekarischen  Gläubigern  an  den  ihnen  stipulirten  Zinsen,  wegen  der 
zu  entrichtenden  Banksteuer,  einen  verhältnifsmäsigen  Abzug  zu  machen. 
Dänische  Reichsbank Verordn.  v.  5.  Jan.  i8i3. 


§.  598.  018.) 

Fortsetzung. 

III)  Von  allen  Arten  der  Production  (der  UrProduction,  der 
industriellen  und  der  c  o  mm  erziel  len )  werde,  so  viel  müglich,  nur 
das  reine  oder  NettoEinkommen  besteuert.  IVr)  Die  blofsen 
Consumenten  seyen  unmittelbar  steuerfrei,  weil  sie  den  steuer- 
pflichtigen GewerbClassen  die  vorgeschossene  Steuer  in  dem  Preis  der 
Producte  wieder  erstatten,  also  mittelbar  steuern.  Bei  einer  allge- 
meinen Einkommensteuer,  würden  sie  doppell  in  die  Steuer  gezogen; 
unmittelbar  durch  die  eigene  Anlegung,  mittelbar  durch  Erstattung 
der  von  Andern  bezahlten  Steuer  in  dem  Preis  der  Producte.  Mathe- 
matisch scharf  und  gleich,  läTst  sich  keine  Steuer  für  jeden  concreten 
Fall  bestimmen  ,  aber  grobe  ,  den  TSationalW  ohlstand  auffallend 
störende  Fehler,  lassen  sich,  auch  ohne  gehässige,  inquisitorische 
Formen  und  lästige  Förmlichkeiten ,  vermeiden.  V)  Ein  Abgaben- 
System,  welches  als  Mittel  dient  zu  Beförderung  der  Gerechtigkeit, 
der  Sittlichkeit,  der  YY ohlthätigkcit,  und  zu  möglichster  Entwichelung 
der  menschlichen  Kräfte,  ist  eines  der  edelsten  Ideale  des  mensch- 
lichen Geistes  «).  VI)  Verwerflich ,  in  sittlicher  und  politischer 
Hinsicht  ,  sind  die  meisten  so  genannten  indirecten  (§.  40%) 
Abgaben  &)  ,  aber  von  Vielen  wenigstens  als  Nebensteuer  in 
Schutz  genommen,  da  wo  die  Grund-  und  Gewerbsteuer  nicht  jeden 
Steuerpflichtigen  treffen  feann ,  oder  doch  nicht  so .  wie  es  dem  Besten 
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des  Staates  am  gemäsesten  wa're.  Bei  Zoll  und  Accise,  trifft  der 
Vorwurf  am  häufigsten ,  theils  die  Erstreckung  auf  Gegenstande,  deren 
Befreiung  das  wahre  Staatsinteresse  gebietet,  theils  die  Uebertreibung 
und  unrortheilhafte  Erhebungsart ,  so  wie  die  grofse  Anzahl  von 
demoralisirten  und  deraoralisirenden  ,  lür  Erhebung  und  Aufsicht 
Angestellten  <0. 

■ 

«)  Quelle  influence  ont  les  diverses  especes  d'impöts  sur  la  moralite,  l'activite 
et  l'indu8trie  des  pcuples  ?  par  AI.  de  Monthio?.  Paris  1808.  8-  Teutsch ,  mit 
Anmerk.  Ton  Wilh.  v.  ZimmkbmXm».  Görlitz  1811.  8.   Des  impositions  et  de 

*  leur  influence  sur  l'industrie  agricole,  manufacturiere  et  commcrcialc,  et  Sur 
la  prosperite  publique ;  par  M.  Christi**.  Paris  1814.  8.  F.  C.  Fclda's  Preis- 
sehrift  über  denselben  Gegenstand ,  in  dem  hannoverischen  Magazin  v.  1807, 
St.  58  —  66.    Götting.  gel.  An/..  i8o5,  St.  190,  u.  1807»  St.  n5  u.  na 

b)  Mostbioü  1.  c.  p.  46.  56  ff.  75.  8a.  i»3  —  16*.  3oo  ff.  Considerations  sur  les 
impositions  indirectes;  par  C-  H.  Schatt*ask.  Paris  1816.  4.  Die  Nachtheile 
der  Accise  für  den  NationalWoblstaud.  Berl.  1808.  8.  Allgem.  Zeitung  1817,, 
Num.  33«  S.  i32.  FinanzProben  aus  tcutschen  Ländern;  in  Voss  Zeiten  1816, 
St.  4«  ~"  ^ur  die,  welche  offenbare,  blofsc  LuxusArtikcl  treffen,  scheinen 
eine  unzweideutige  Ausnahme  zu  machen-  Die  meisten  indirecten  Abgaben  tref- 
fen nur  die  Consumentcn.  Bei  den  meisten  ist  unvermeidlich,  dafs  viele  Ab- 
gabepflichtigen sich  ihnen  ingeheim  entziehen ,  oder  dafs  viele  Personen, 
welche  über  das  Gesetz  wachen  sollen,  durch  wiederholte  Versuchungen  käuf- 
liche Mittel  werden ,  das  Gesetz  zu  umgehen  j  die  Bestechlichkeit  dieser  ver- 
dorbenen Classe,  wirkt  dann  zurück  auf  die  Sittlichkeit  der  übrigen  Unter- 

'  thanen.  Die  meisten  indirecten  Steuern  lassen  keine  andere  Controle  zu,  als 
eine  drückende,  der  Betriebsamkeit,  drr  natürlichen  Freiheit,  dem  Verkehr 
und  der  Sittlichkeit  gefährliche.  Sie  veranlassen,  neben  directen  Steuern  an- 
gewandt, eine  mehrfache  Besteuerung  derselben  Gegenstände,  und  auf  eine 
hinlänglich  bestimmte  Summe  des  Ertrags,  lafst  sich  bei  ihnen  nicht  rechnen. 

c)  Dafs  der  Finanzkunst  je  wieder  gelingen  werde ,  in  teutschen  Ländern  ein 
indirectes  Steuersystem  annehmbar  zu  machen,  welches  seiner  Natur  nach  ein 
unfehlbares  Beizroittel  zu  Schleichhandel  und  Zollveruntreuung,  mithin  zu  Un- 
sittlichkeit  ist,  zu  Aufstellung  eines  den  Ertrag  zu  grofsem  Theil  aufzehrenden 
Heeres  von  Grenzwächtern  und  Aufsebern  nölhigt.  Controlen  auf  Controlen 
häuft,  und,  nach  einem  vorherrschenden  Princi»  des  Mifstrauens,  wider  jeden 
der  landeinwärts  die  Grenze  überschreitet,  die  rechtlose  Vermuthung  der 
Ungesetzlichkeit ,  mittelst  entehrender  und  erbitternder  Durchsuchung  seihst 
der  Personen,  in  Anwendung  bringt,  —  wer  hätte  Das  in  den  Befreiungs- 
kriegen von  ibi3  bis  i8i5  wohl  geahnt,  als  die  Abschaffung  der  französischen 
Douanes  und  Droits  reunis  als  ein  kräftiges  Mittel,  die  öffentliche  Meinung 

,  zu  gewinnen,  betrachtet  ward? 

* 

§.  399.  (319.) 

Finanzgesetz.    Finanzanstalten.    Oeffentlic/iktfit  der  Finanzvenvaltuity- 

1)  Die  zweckmäßige  Festsetzung  ,  Bestimmung  ,  Vertheil ung, 
Erhebung  und  Verwendung  der  Staatsauüagen,  erfordert  die  Errichtung 
eines  für  einen  bestimmten  Zeitraum  geltenden  Finanzgcaetzes, 
eines  Haupt-  oder  GeneralFinanzPlans  (Etats),  eines  allge- 
meinen Voranschlags  der  in   dem  nächsten  Finanz  - ,  Dienst  -  oder 

Milbcr'«  olfeoll.  lUctit.  i.  Aufl.  35 
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Verwaltungszeitraum ,  theils  bestimmt,  theil»  vermuthlich  zu  erwar- 
tenden Staatseinnahme  und  Ausgabe  o)  (Budget).  Dureh  dasselbe 
wird  jede,  für  den  folgenden  RechnungsZei  träum  (Finanzjahr, 
BudgetPeriode  ,  exercice),  in  dem  Staatshaushalt  als  gewisse  oder  . 
wahrscheinlich  denkbare,  ordentliche  und  ausserordentliche  Einnahme 
und  Ausgabe,  nach  Willen,  Erfahrung  und  Wahrscheinlichkeit,  zum 
Theil  sogar  für  unvorhergesehene  Fälle,  möglichst  genau  und  syste- 
matisch im  Voraus  bestimmt.  Dasselbe  wird  jedesmal  zu  gesetzter 
Zeit,  vor  dem  Anfang  des  RechnungsZeitraums ,  unter  Beilegung 
eines  erläuternden  allgemeinen  Finanzberichtes,  neu  errichtet, 
mit  Bestimmungen ,  wie  solche  die  jedesmalige  Lage  des  Staates 
nothwendig  macht.  II)  Die  Pflicht,  Tür  genaue  Befolgung  des  Finanz- 
gesetzes zu  wachen  ,  macht ,  ausser  den  nöthigen  besondern  oder 
SpecialEtats,  nicht  nur  zwechmäsige  Anstalten  nothwendig, 
für  Erhebung  und  Verwendung  der  Staatseinkünfte ,  namentlich  eine, 
selbstständig  ausser  der  Verwaltung  stehende,  EtatCuratel  und  eine 
ihr  zur  Seite  siehende,  die  Richtigkeit  aller  Cassenrechnungen  nach 
gehöriger  Prüfung  beglaubigende  Rechnungskammer,  sondern 
erfordert  auch  bestimmte  Instruction  für  Geschäftordaung ,  insbe- 
sondere Casse-  und  Rechnungswesen,  diese  Fackel  der  Finanz- 
verwaltung, und  Einrichtung  der  nöthigen  und  nützlichen  Special- 
und  General  FinanzGegenaufsicht  oderControle  *)  ,  mit  beigeordneter 
Staatsbuchhalterei.  II!)  Oeffentlichheit  in  Finanzsachen, 
zu  Gewinnung  des  höchst  nöthigen  Vertrauens ,  ist  mit  Verstand  zu 
üben  O-  Aber  es  gebe  keine  Abgabe,  welche  die  Stellvertreter  des 
Volkes  nicht  bewilligt  haben,  "welche  nicht  unvermeidliche  Ausgabe 
zum  Gegenstand  hat,  nicht  von  denen  allein  getragen  wird,  denen 
sie  vortheilhaft  ist,  und  in  dem  möglichst  richtigen  Verhältnifs  ihres 
Betrugs  ku  diesem  Vortheil.  Öie  Abgabepflichtigen  müssen  bestimmt 
erfahren,  wie  viel,  wovon,  wann  sie  zu  beeahlen  haben. 

ö)  Auch  StaatsFinanz  - ,  "Wirtschaft- ,  oder  Oeconomirplan  genannt ,  bestehend 
aus  einer  allgemeinen  Solleinnahme-  und  SollAusgabe-  oder  Exigenz  Vorschrift,  in 
zweckmäsig  geordneter  Ucbersicht;  loi  des  finances,  etat  provisionnel,  etatestima- 
tif  ou  approximatif  des  recettes  et  depenses;  unterschieden  von  dem,  von  Zeit 
su  Zeit  su  fertigenden  SiiuationsEtat,  einer  Uebersicht  der  augenblicklichen  Lage 
der  Sta.itsfinany.cn.  Vergl.  die  ehemalige  Consitution  du  ro  räume  de  West- 
pbalic,  art.  si.  Ehehin  in  Frankreich,  fdtat  du  ftvi  (l*etat  des  recettes  et  de- 
penses  qui'l  avait  ä  faire).  Encyclopedie  roethodique;  Finances,  T.  II  (Paris 
i?85.  4-)«  P-  85  sq.  Rhein.  Bund,  L.  aoa.  LXI.  1.  —  Der  Etat  sey  vollständig 
und  solide  d.  h.  in  seinen  Ansätzen,  nach  Gründen  der  Erfahrung,  Klugheit, 
und  Wahrscheinlichkeit,  haltbar,  weder  zu  niedrig,  noch  überspannt,  die 
Einnahme  eher  zu  niedrig,  die  Ausgabe  eher  zu  grofs,  kein  blofscsRechnungs- 
Exempel;  auch  sey  darin  für  EtatAusfälle  hinlänglich  gesorgt.  Nicht  angefüllt 
mit  alten  Mängeln,  aber  auch  nicht  mit  Luftschlössern  für  die  Zukunft, 
ist  er  höchst  nothwendig,  aber  allein  nicht  hinreichend,  zumal  wenn  etwa 
die  Verfertigerund  Prüfer  blofse  Rechen-  und  OberrechenMaschincn,  Rechen- 
knechte, nicht  echte  Staatswirthe  wären.  Fr.  v.  ScjtvcKMsaVs  Ideen  über  Fi- 
na.n; Verbesserungen  (Tüb.  1808.),  S.  47.  I.  G.  H.  pEnta's  Lehrb.  über  Etat« 
und  Iiechnüngen.   Tüb.  1819.  4. 
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4)  Ohue  Controlir-  und  Tahellensucht ,  ohne  SchreibererCIiaos  und  Geschäft» 
Pedantismus ,  ohne  lästige  Plackereien.  Einfach  sey  die  Hebung*  -  und  Berech- 
nu.H«jMstUüde.  Unräthlich  ist  meist  die  Verpachtung.  Mit  Vorsicht  und  Nutzen 
kann,  bei  solchen  Abgaben,  zu  deren  gehöriger  Einziehung  mehr  als  blofse 
Kinnahmt  erfordert  wird,  mit  Vermeidung  kostbarer  Erhebung«-  und  Controle- 
Anstalten,  das  Interesse  der  Einnehmer  durch  Antheile  oder  Procentgelder 
(Tantieme,  regie  intercssee ,  im  Gegensatz  der  regie  comptable ),  wo  möglich 
von  der  AfcttoEinnahmo,  uro  zugleich  zu  Ersparung  an  Ausgaben  zu  ermuntern, 
mit  dem  Staatsinteresse  verknüpft  werden,  dafs  Erhöhung  des  Ertrags  durch 
vermehrte  Aufmerkramkeit  bewirkt  werde,  die  dann  eher,  als  von  Pflichten- 
Heroismus,  sich  erwarten  läfst.  —  Bei  gewissen  Einrichtungen,  frifst  das  Heer 
ron  Einnehmern,  Controleuren  und  Wächtern,  ungefähr  die  Hälfte  der  ver- 

»  rechneten  Einnahme,  und  die  ganze  unverrccbnctc.  Hier  würden  bei  ein- 
fachen und  mäsigen  Zoll  -  und  AcciseAnsätzcn ,  bei  Steuererhebung  durch  die 
Gemeinden,  und  bef  Seihst  Taxirung  der  Abgabepflichtigen,  diese  und  der  Staat 
gewinnen.  —  Wirtemb.  Ediet  v.  i&  Nov.  1817,  wegen  Errichtung  einer  Staats- 
Controlle  u.  OberrechnungsHammer.  P.  G.  WÖbskb's  Haudb.  über  das  Gas- 
sen- u.  Rechnungswesen,  für  preufs.  Beamte.  Berl.  1797.  8.  a.  verm.  u.  verb. 
Aufl.  von  J.  D.  Stmosskt.  Berl.  i8»4-  Bobowhy's  oben  §.  101  angef.  Werk. 
(Frhrn.  v.  Mslchus)  Oarstell.  der  innern  Staatsverwaltung,  u.  der  Formen 
für  die  Geschäftsbehandlung  derselben.  Heidelb.  1819.  8.  Ebendess.  Organis, 
mui  der  Behörden  für  die  Staatsverwaltung.  Bd.  I  u.  II.  Heidelb.  i8at.  8. 
h.  H.  Gibrt's  Materialien  zu  einem  Cassenverwaltungs-  u.  BerhnungsGcsetz, 
oder  Recbnungsrecht  für  das  Mönigreich  Baiern  (München  i8a3.8  ),  %.  61  —64. 

c)  Unnöthige  Publicität  ist  an  sich  schon  nachtheilig.  Sic  erregt  Mifstrauen, 
statt  Zutrauen  einzuflöfsen.  Das  englische  Budget  ist  das  wahre  Muster.  Was 
darüber  hinausgebt,  ist  vom  UcbeL 

§.    400.  (320.) 
Finanzoperationen. 

Das  Mifsverhä'ltnifs  zwischen  Ausgabe  und  Eiunahme ,  der 
Ausfall  (Deficit,  ein  FinanzDeGcit ,  kein  blofses  CassenDeßcit), 
mufs  in  dem  Finanzgeselz  gründlich,  d.  h.  nach  Rechtsgesetzen 
und  mit  Erhaltung  des  Staatscredits,  gedeckt  werden«),  am 
besten  durch  MinderAusgabe  ,  ausserdem  durch  MehrEinnahme 
oder  durch  beide;  nicht  durch  Vorausnähme  des  Staatseinkommens 
( Anticipation) ,  nicht  durch  Auflagen,  die  der  Sittlichkeit  der  Unter- 
thanen,  oder  ihrer  Betriebsamkeit,  ihrem  Wohlstand,  der  sichersten 
Grundlage  der  StaatsFinanzen,  gefährlich  werden  <0  (RuinAnstaltcii), 
und  durch  ein  Heer  von  Einnehmern  und  Aufpassern  zu  kostspieliger 
Verwaltung  nöthigen  ,  zumal  wenn  der  Staat  eine  sehr  ausgedehnte 
Grenze  und  schmales  oder  zerstückeltes  Binnenland  besitzt,  nicht 
durch  Lotto,  Papiergeld,  u.  d.  Die  Gerechtigkeit  fordert  ein  ein- 
faches, zweckmäßiges,  gerechtes  Steuer  System  ($•  397,  f.),  folglich 
allgemeine  Steuer  Revision,  Errichtung  eines  Lagerbuchs 
oder  Catastcrs ,  und ,  zu  möglichst  gleichmäßiger  Vertheil ung  der 
Abgaben,  billige  Ausgleichung«1),  greise  Vorsicht  bei  Steuer- 
Erhöhungen*  und  neuen  Grundabgaben,  ein  gründliches  Erspar  ungs- 
Sy stem  «),  und  Vermeidung  des  Finanztrugs  durch  chimärische 
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nnd  poetische  FinanzProjccte,  unweise  Experimente^  eitle  Plusmaclieret, 
Künstelei,  und  Täuschung  der  Abgabepflichtigen.  PriyatG  c  werbe, 
so  lang  es  an  Privatunternehmern  nicht  fehlt,  treibe  der  Staat  selbst 
nicht,  da  er,  in  der  Regel,  sie  schlecht  treibt,  und  durch  seine  Con- 
currrenz  den  Privatfleifs  drückt  f). 

a)  D.  H.  Eschesxaytb  über  Staatsaufwand  und  die  Bedeckung  desselben.  Hei- 
delb. 1806.  8.  K.  F.  Nxbkbics  der  öffentliche  Credit.  Carlsr.  1811.  8.  3. 
Auflage  18^9. 

*)  Vermehrung  der  Einnahme  bewirken:  verbesserte  Ordnung  und  Controle,  Be- 
förderung des  NationalReichthums ,  zweckmäsige  Erhöhung  der  Abgaben. 

c)  Kicht  lucri  bonus  odor  e  re  qualibet.  Der  echte  Staatswirth  gönnt  jedem 
Bauer  Sonntags  sein  Huhn  im  Topf.  —  Der  Staat  wolle  nicht  dem  Bürger  in 
den  Beutel  gucken.  —  Unablöslichc  Zehnten  empören  das  Gefühl  des  Grund- 
eigentümers, weil  der  Zehntherr  die  Früchte,  selbst  die  Früchte  individuell 
erhöhter  landwirthschafllicherlndustric,  mit  ihm  theilt,  weil  dicAbgabe  nicht  blofs 
den  reinen  Ertrag  trifft,  weil  sie  unverändert  bleibt,  die  Ernte  falle  aus  wie 
sie  wolle,  auch  nach  Erhöhung  der  Culturkosten  und  der  Staats-  und  Ge- 
meindclasten,  und  weil  sie  so  ungleich  ist,  dafs  sie  hier  ein  Fünftheil,  dort 
ein  Drittheil,  wohl  gar  die  Hälfte  der  Rente  hinwegnehmen  kann.  Darum  ist 
diese  Abgabe  cultur-  und  sittengesetzwidrig  zugleich.  Unschädlicher  für  die  Cul- 
tur,  und  minder  gehässig  wird  sie,  durch  Uebereinkuuft  auf  eine  fixe  Natu» 
ralAbgabc  für  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren,  oder  auf  eine  Grundabgabe 
in  Geld ,  die  von  etwa  20  zu  20  Jahren ,  nach  dem  jedesmaligen  Durchschnitt- 
preis der  Erzeugnisse  zu  bestimmen  wäre.  Vcrgl.  Verhandlungen  der  2.  Hammer 
der  Landstände  des  GH.  Hessen ,  1820 ,  Heft  4*  S.  3 ,  75  ff. ,  92  f. 

d)  Herkulisch,  zögernd  und  kostbar,  aber  nothwendig.  so  bald  in  der  alten 
Steuervertheilung  bedeutende  Ungleichheiten  liegen.  Was  absolut  unrecht  ist, 
kann  nie  wahrhaft  nützlich  seyn.  Weisheit  und  verteilende  Gerechtigkeit , 
müssen  hier  vorwalten.  Immer  bleiben  richtige  Steuerrollen,  selbst  bei  grofsen 
Kenntnissen  und  sehr  durchgreifenden  Maasregeln,  die  schwierigste  Aufgabe 
in  der  ganzen  Staatshaushaltung.  Wie  die  Ausgleichung  vorzunehmen  sey  ?  v. 
ScuucbMANjs  a.  a.  O.  S.  29  ff-  G.  v.  Abetib's  Grunds,  über  die  Natur  der  öffent- 
lichen Abgaben,  in  dem  Genius  v.  Baiern,  Bd.  I,  Heft  3  (i8o3),  S.  1  —  126. 
J.  P.  Fbakh's  System  der  landwirtschaftlichen  Polizei,  Th.  Hl,  S.  270  ff.  G. 
Sartobius  Handb.  der  Staatswirthschaft ,  §.  io3  ff.  Lfobb.  Späth  über  die 
pract.  Aufnahme  der  Grundsteuer.  Nürnb.  1809.  8.  (Vcrgl.  Heidelberger  Jahr- 
bücher 1810,  Heft  12,  S.  86.)  Ebenäers.  über  GüterClaasification ,  zum  Behuf 
des  SteuerRegulirungsGeschäftes.  Stuttg.  1810.  8.  Kbösciif's  Anleit.  zu  Regu-  . 
lirung  der  Steuern.  Gicsscn  1810.8.  Davon  u.  dawider  s.  Gott.  gel.  Anz.  i8i3, 
St.  114.  Ehenders.  über  die  Grundsätze  einer  gerechten  Besteuerung.  Heidelb. 
1819.  8.  J.  P.  Harl's  Handb.  d.  gesammten  SteuerRcgulirung.  2  Bande.  Erl. 
1817.  8.  —  Von  der  Errichtungsart  des  neuen  französischen  Lagerbuchs  oder  Ca» 
tasten,  nach  dem  Vorgang  und  Muster  des  schon  im  J.  1759  eingeführten,  mai- 
ländiscben,  Europ.  Annalen,  1810.  VI.  276,  Jonaische  Allg.  Lit.  Zeit  1807,  u.  9  u.  10, 
1809  u  286  —  288,  und  Hjju's  Handb.  d.  Staatswirthschaft  u.  Finanz,  %.  1041.  Con« 
versationsLexicon,  voc.  Cataster.  Mailändischc  Steuerverfassung,  von  d.  Grafen 
Cvrm,  aus  d.  Italiän.  mit  Anmerk.  v.  Wirosch.  Tabastola,  il  sisteroa  pratico 
del  censimento  predial  Milanese.  Milano  1816.  Poropeo  Nebi's  treffliches  Werk 
über  denselben  Gegenstand.  Cadastre  perpetuel,  ou  d£monstration  des  pro- 
cedes  eonvenables  ä  la  formation  de  cet  important  ouvrage;  par  Auoiffhkd. 
Paris  1789.  8-  Rbehdess.  Cadastre  general  de  la  France.  Paris  1790.  8.  Collec- 
tion  des  lois,  decrets,  Instructions  etc.  relatifs  au  Cadastre  j  par  J.  B.  Otoh.  Ie, 
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II,  III  et  IV  Parties.  Paris  1804  —  1808.  8.  Manuel  d«  cadastre;  nar  J.  G. 
Dul^cbbb's.  Lyon  an  XIII.  8.  Recneil  methodique  des  lois,  decrets,  re'gle- 
mens  etc.  relatifs  au  Cadastre.  Paris  1811.  4«  nebst  e.  Folioband  Modelle.  K. 
Thvx's  systemat  Handb-  des  Cadasters.  Mainz  i8t3.  8.  Bkszeübebg  über  das 
Cadaster.  »  Theile.  Bonn.  1819.  8.  Neue  Aufl.  1824. 

e)  Nicht  das  englische  AnlciheSystcm.    Vojj  diesem  s.  Gotting,  gel.  Anzeigen , 
181 »,  S.  960  ff. 

/)  G.  Sahiobiüs  a.  a.  O.  §.  100.  101.  H*bl  a.  a»  O.  %.  1026  ff.  —  Von  Staatsban- 
ken.   Vergt.  ^.146.  , 

* 

%.   401.  (321.) 
Veruumng  und  gerechte  Tilgung  der  Staatschulden.  Zwanganleihe. 

Minderung  der  Zinsen  von  Staatsschulden,  wird  gerechter, 
weise  nur  durch  Ucbereinkunft  erlangt ;  wozu  strenges  Worthalten, 
und  allgemein  verbreitete  Ucberzcugung  von  der.  Sicherheit  des 
Kapitals,  deti  Weg  bahnen.  Tilgung  des  Capitals  wird  rechtlich 
und  solid«)  bewirkt,  in  der  stipulirten  Art  (§.  339  u.  f.),  durch 
richtige  Verwendung  des  zu  Capital-  und  Zinsenzahlung  verschriebenen 
Slaatseinkominens ,  durch  zwechmäsig  veranlafsten  ,  oder  zufälligen 
Ueberschufs  der  StaatsCassen ,  durch  Veräusserung  entbehrlicher,  dem 
Staat  in  der  Verwaltung  vielleicht  lästiger  Realitäten  und  Mobilien, 
durch  richtigen  SchuldenEtat ,  durch  feste  Einhaltung  eines  conse- 
<ju  enten  S  c  h  u  1  d  e  n  T  i  1  g  u  n  g  s  p  1  a  n  s ,  und  einen  diesen}  angemessenen 
Ti  1  gu  n  gs  Ko  11  ds  Ä)  ,  mit  einer  eigenen  Schuldentilgungs  -  oder 
AniortisationsCasse:  nicht  durch  Vorausnähme  des  Staatseiuhom- 
mens  (  Anticipation),  durch  Veräusserung  des  nöthigen  oder  nützlichen 
Staatsvermögen?,  durch  Lottogewinn,  durch  eigenmächtige  Herabsetzung 
(Reduction)  der  Zinsen,  Capitalisirung  der  ZinscnrücUstände,  Herabsetzung 
der  Staatsschulden  auf  eine  Quote  ihres  wahren  NominalBetrags , 
Zahlung  der  Capitale  und  Zinsen  in  mehr  oder  weniger  tief  unter 
dem  Werth  des  MetallGeldes  stehendem  Papiergeld,  selbst  veran- 
lafstes  oder  verschuldetes  Sinken  und  dann  Einhandeln  der  Staats- 
Obligationen,  Prägung  geringhaltiger  Münze,  Einführung  von  Papier- 
münze Verrufung  des  Papiergeldes  und  des  selbst  geprägten  schlechten 
Metallgeldes  u.  d.  Zwanganleihc,  auch  Sistirung  der  Zinsenzahlung, 
ist  nur  erlaubt,  wenn  der  Staat  in  Gefahr  der  Auflösung  jkoinmt  <0. 
Eine  liberale  und  gerechte  Regierung  verschmäht  Finanzkünste,  welche 
nicht  bestehen  können  mit  Rechtsgesetzen ,  mit  wechselseitiger  Achtung 
zwischen  Regierung  und  Untertbancn. 

n)  Die  Kur  sey  radical-  Palliative  helfen  nicht;  Ausflüchte  und  Kunstgriffe , 
die  der  wahre  Staatswirth  nicht  kennt,  oder  kennt  und  verachtet,  auch  nicht. 
.Es  gibt  in  der  StaatsFinanzverwaltuag ,  wie  in  der  Privathaushaltung,  gegen 
Schulden  kein  anderes  rechtliches  Mittel»  keinen  andern  weisen  Rath,  als 
zahlen ,  —  den  Anfang,  wenn  die  Schuldonlast  zu  grofs  ist,  mit  unverfänglichen 
Versurcn  zu  machen,  die  vorerst  Luft,  und  zu  dienlichen  Maasregeln  Zeit 
•chatten,  sodann  ohne  Vertilg  zu  «Uesen  Maasregem  mit  Klugheit  und  Stand- 
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haftigheit  t.u  schreiten,  sich  einzuschränken*  und  «u  sparen;  nicht  au  Maas- 
regeln,  die  das  Signal  geben  f.u  dem  verderblichen  Agiotiren,  an  der  gauner- 
artigen  StockJobberey,  zu  Vernichtung  des  Siaatscredits  in  dem  In-  und  Ausland. 
HLüaaa  über  den  staatswirthschaftlichen  Werth  dea Papiergeldes  (Tüb.  i8o5.67t, 
S.  16.  3o.  f.  G.  C.  Okdkk  in  Scauostae  Staatsans.  L  IX.  999.  Scheidehaxtfl's 
Staatsr.  nach  der  Vernunft ,  II-  4°l  ff«  v-  Bciow  über  die  Quellen  tum 
Abtrag  u.  zur  Tilgung  von  Staatsschulden.    Rostock  1811.  8. 

6)  Nunquam  de  republica  desperandum.  —  RutUsch*  AmortisattonsCasse,  laut 
Rescriptes  v.  »7.  Sept.  1808,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt  1808,  Num.  3o.  Baierische, 
gesiftet  durch  e.  üecret  v.  Sept.  1811.  Wirtember^ische ,  errichtet  durch  e. 
Statut  v.  6.  Jun.  1816 ,  in  Hlubkb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  ify  ff  Wiriernb, 
Edict  v.  18.  (Not.  1817,  betr.  die  Verstärkung  des  StaatsschuldenTilgungs- 
Fonds.  fYirttmb.  Verfafs.  Vertr.  1819,  %>  ito.  ffirttmb.  Staatsschulden- 
Statut  v.  aa.  Jan.  1820.  Wmnöveritche  SchuldentügungsCasse,  gestiftet  durch 
c.  Vcrordn.  v.  a3.  Aug.  i8a3,  in  der  Gesctxsamml.  ,  Abtb.  I,  Num.  33.  Ehe- 
malige königl-  wett^halische  SchuldcntilgungsCasse ,  nach  e.  Decret  v.  17.  Kor. 
1808,  in  d.  Bulletin  des  lois  du  rojaume  de  Westphalie.  1808,  n°  149. 

e)  «Metalliser  le  papicr»,  nach  Canzlkh's  Ausdruck.  Vcrgl.  unten  §.  43a.  — 
Widerlegung  der  Behauptung ,  dafs  durch  StaatsschuldcnPapiere  ein  neues 
Capital  geschaffen,  werde,  und  den  Staatsbürgern  daraus  ein  Vortheil  erwachse, 
indem  statt  eine*  Capitata,  nun  zwei  vorhanden  Seyen.   Sabtobivs  a.  a.  O.  \.  i34> 

d)  Vergl.  %.  55i.   Mosan  von  der  Landesboh.  in  Cameral Sachen,  io3. 


I.  Abschnitt 
Steue  rRegal. 

§.    402.  (322.) 
Begriff.   Verschiedene  Arten  der  Steuer. 

Steuer  «),  ein  Beitrag  der  Einzelnen  zu  dem  Staatseinltommen, 
■wird  auf  verschiedene  Art  entrichtet,  gefordert,  bewilligt,  benannt. 
I)  Ordentliche  oder  bleibende  Steuer  ist,  nach  Quantität  und 
Erhebungszeit,  ein  für  allemal  bestimmt*):  ausserordentliche 
oder  vorübergehende  wird  entrichtet  in  ungewöhnlichen  Fällen ,  nach 
jedesmaliger  Bestimmung  der  Quantität  und  Erhebungszeit  c).  II)  Bei 
der  directen  Steuer  ist  die  Quantität  bestimmt,  welche  von  jedem 
steuerpflichtigen  Individuum ,  Person  oder  Sache ,  innerhalb  eines 
gewissen  Zeilraums  erwartet  wird  *)\  bei  der  in  directen  e)  Steuer 
ist  die  Quantität  unbestimmbar,  welche  von  den  Steuerpflichtigen, 
binnen  einem  angenommenen  Zeitraum,  eingehen  mufs  /).  III)  Man 
könnte  auch,  in  mehreren  Ländern,  die  Staatsabgaben  in  Haupt» 
und  N e b e n steuern  abtheilen ;  ausserdem  in  Personal- £"),  Gewerb- 
und  Erwerb  Steuer,  Grund-,  Vermögen-  und Eink  oramons teuer, 
Vieh  -  und  Verbrauch-  oder  ConsomlionSteuer. 

»)  Slaatsauflage,  Taxe.  —    Schriften  in  PfrrnVs  Lit.  III.  %.  n3r  ff.  HtCara's 
Lit.  3i6.  H.  W.  Law  ätz  Handb.  fflr  Bücherfreunde  und  Bibliothekare,  Th.  II, 
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Bd.  I,  Abth.  1  (Halle  1794.  8.),  S.  1  75.  (voc.  Abgaben),  und  8.  n3— i3i 
(voc.  Accise).  Laso  a.  unten  angef.  Orte  ,8.5-  14.  Moskb  v.  d.  Landes- 
hoheit in  Steueraachen.  1773.  4*  Wkstphal's.  t.  Staatar.  190.  v.  Sart-orTs 
StaaUr.  der  Ens-  und  Hochstifter,  B.  II,  Tb.  II,  Abachn.  3,  S.  6aa  ff.  C.  F. 
Wtiiica  diaa.  de  jure  collcctandt  in  territoriia  Germ.  Viteb.  1785.  4.  C.  H 
Laho's  hietor.  Entwichet,  der  t.  Staatsverfassungen.  Berlin  1793.  8.  F.  W.  v. 
Llmk^stfis's  Einleit.  in  die  Lehre  tob  Steuern  und  Abgaben.  Erl.  1794.  8. 
J.  B.  Mavbr's  Verauch  einer  Abhandl.  über  Steuer  und  Abgaben  im  Allge- 
meinen» dann  vorzüglich  im  Hochstifte  Bamberg.  Bamb.  1795.  8.  Asdr. 
Stükdbch's  hiat.  ju'rist.  Abh.  über  die  Steuerverfassung  in  deutschen  Reichs- 
landen. Duisb.  1794.8.  Ueber Besteuerung  im  Grofsberzogthum  Hessen.  (Darmst.) 
i^Ji4-  8.  Sth^h&'s  Revision  der  Lehre  von  Auflagen.  Erlangen  1821.  8. 
D.  Bbbitbbstkiit,  nur  Eine  Steuer.  Gotha  1826.  8.  —  Geschichte  der  Steuern. 
La*g  a.  a.  O.  Hüllxakx  a.  (%.  3<p)  a.  O.  Rhein.  Bund ,  LV.  3.  Von  Wir> 
temberg  a.  J.  D.  G.  Mbxxisgbr's  Beschreib,  v.  Würtembcrg  (a.  Aufl.  Stuttg. 
i8a3),  S.  116  f.  Von  dem  Rönigr.  Sachsen,  Wkissr's  k.  aächa.  Staatsr.  Bd.  II, 
§.  334  ff.  v.  Rlfwits  allgemeine  Steuerverfassung  der  preufa.  Monarchie,  u. 
besondere  GrundstcuerVerfassungcn  in  der  preufa.  Provinz  Sachsen.  Magdeb. 
1829.  8. 

6  )  Grundsteuer  (  von  Grundstücken  u.  Häusern,  die  eigentlich  so  genannte  Steuer, 
Schätzung,  Landtaxe,  oder  allgemeine  Landessteuer),  Erwerb- ,  Vermögcn- 
u.  Einkommensteuer,  CapitalienSteucr ,  Gewerbsteuer,  (PatentSteuer) ,  Kopf- 
oder PersonalSteuer,  Vieh-  oder  RlauenSteuer ,  Fleischstcuer ,  Tranksteuer. 

e)  Rriegsteuer,  Prinzessinsteuer ,  Debitsteuer.  Moser  von  Steuersachen,  53«. 
555.  566.  669.  58i.  Strcbeji's  rechtl.  Bed.  III.  178.  Wbstfhal's  Staatsr.,  109. 
Mosa  na  FamilienStaatsr  IL  279.  «96.  Rbavkk's  Abh.  aus  d.  Staatsr.,  194  ff. 
Rhein.  Bund,  XIX.  89.  PtJTTxn'a  Lit.  III.  36a.  RLtaBa'a  Lit.  n4a  EUndess. 
Anmerk.  zu  Saint*  Palaye  von  dem  Ritterweaen,  I.  116.  IL  177  ff.  In  dem 
preussiseben  Staat  istPrinzessinSteuer  noch  jetzt  durch  Herkommen  begründet. 
Gesetzsammlung  für  d.  preufs.  Staaten,  i8aa,  Num.  i5 ,  S.  189.  Eben  so  im 
GH.  S.  WeimarEiaenach.  Schwätzers  öffentl.  Recht  desselben,  Th.  I,  S.  47. 
In  dem  Rönigr.  Sachsen  ist  solche  Steuer  nicht  begründet.  Wbissk's.  Staatsr.  des 
R.  Sachsen,  Th.  I,  §.  4a.  In  dem  Hzgtb.  BraunschweigLüneburg  sind  30,000 
Fürstengulden  dazu  ausgesetzt,  in  den  Privilegien  der  Landschaft  v.  1770, 
Art.  a5.  Hieron  u.  von  Morgengabe  u.  Leibgeding  S.  P.  C  Ribrzhthof's  Hey- 
träge zur  Verfafs.  dea  Herzogtb.  Braunachw.Lüneburg,  wolfenbült.  Thcils ,  I. 
Bevtrag  (Braunschw.  1787),  S.»a6.  —Ehehin  der  gemeine  Pfennig,  die  Türken- 
hülfe,  die  Beden.   PrarrinWa  Vitriar.  illuatr.  III.  388. 

d)  Bei  der  ordentlichen  Steuer  ist  dieses  jedesmal  der  Fall.  Die  direete  Steuer 
(von  Einigen  unmittelbare  benannt)  wird  berechnet,  weder  nach  der  jedes- 
maligen Production ,  noch  nach  dem  Verbrauch,  der  Machfrage,  dem  Preis. 
Beispiele  sind,  die  Grundsteuer,  die  Gewerb-  oder  Patentsteuer ,  die  Per- 
sonalSteuer (Kopfgeld)  u.  d.  —  Die  Abtheilung  der  Steuer  in  direete  und 
indirede,  ist  nicht  zweckmäßig,  und  Wenige  gehen  dabei  von  einem  klaren 
Begriff  ans.  Es  fehlt  an  einem  richtigen  Thcilungsgrund.  Denn  auch  der 
Producent  und  der  Fabricant  suchen  in  dem  Preis  ihrer  Producte  und  Fa- 
brikate ,  bei  dem  Abnehmer  Entschädigung  für  die  bezahlte  Grund-  und 
Gewerbsteuer,  die  daber  eben  so  wohl  mdirecte  Steuer  heifsen  könnten,  wie 
die  Verbrauchsteuer,  die  Accise,  etc.  Die  Franzosen  sagen:  «les  contri- 
butions  directea  sont  etablics  directement  sur  les  biens,  zur  les  facultes,  et 
aur  les  personnes».  (  Vcrgl.  auch  oasssauische  Steuervcrordn.  v.  10.  Febr. 
1809,  %.  6).  Sind  nicht  auch  die  Zölle,  die  Accise,  die  ConsumtionSteucr, 
directement  gelegt  auf  die  Waare,  welche  transportirt ,  gekauft  oder  ver- 
tauscht, verbraucht  u.  s.  w.  wird?  —   Anlafa  au  dieser  Eintheüung ,  scheint 
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die  Finanzmaasregel  gegeben  zu  haben ,  das  Staat  sein  kommen  dadurch  tu 
vermehren,  dafs  man  auch  von  Steuerfreien ,  'mittelbar  oder  iudirect,  Steuer 
zu  erheben  suchte.  Daher  bezog  sich  die  Benennung  iudirect  ursprünglich 
nicht  auf  die  mit. Steuer  belegte  Sache,  sondern  auf  Personen ,  denen  man 
auf  indirectem  Wege  Steuer  abnehmen  wollte.  —  Die  Finanzpraxis  einzel- 
ner Staaten  begnügt  sich  damit,  die  einzelnen  Arten  von  Steuern,  welche 
sie  zu  der  directen ,  und  diejenigen,  welche  sie  zu  der  indirecten  reebnet, 
blofs  aufzuzählen^  ohne  dabei  von  einem  bestimmten  Sachbegriff  oder  Unter- 
scheidungsmerkmal auszugehen. 

)  Imlirect  heilst  sie,  weil  sie  meist  der  Verzchrer  (eigentlich  Jeder,  der  die 
Sache  titulo  oneroso  erwirbt)  mittelbar,  in  dem  Erwerbpreis,  und  nur  der 
Veräusserer,  der  Fabricant,  oder  der  Produccnt,  unmittelbar  entrichtet. 
Einige  nennen  sie  daher  mittelbare  Steuer.  —  Die  indircete  Steuer  —  ur- 
sprünglich nur  ausserordentliche  Steuer,  und  meist  zu  Tilgung  öffentlicher 
Schulden  bestimmt  —  steht  immer  im  Verbältinfs  tlicils  mit  dem  Einkauf, 
theils  mit  dem  Verbrauch.  Die  unentbehrlichen  Lebensbedürfnisse  abge- 
rechnet, die  defswegen  in  England  ganz  accisefrei  sind,  sieht  es  in  der 
Willkühr  eines  jeden  Steuerpflichtigen,  durch  grülsern  oder  geringem  Ein- 
kauf oder  Verbrauch,  mehr  oder  weniger  Abgabe  zu  entrichten,  und  den 
Verbrauch,  mithin  auch  die  Steuer,  mit  dem  Einkommen  in  Gleichgewicht 
zu  setzen;  den  Fall  ausgenommen,  wenn  man  als  Surrogat  der  Steuer,  eine 
bestimmte  Abflndungs-  oder  AversionalSummc  entrichtet.  Nach  dem  Accise- 
"System  mancher  Länder,  sind  alle  Waaren  und  Sachen,  von  A  bis  Z,  in- 
direct  besteuert.  —  Von  dem  Werth  - der  indirecten  Steuer  s.  oben  %.  398, 
u.  Escuesmaker  a.  unten  a.  O.  —  Von  der  Eintheilung  der  Steuer  in  directe 
u.  indircete;  in  der  preufs.  (berjiner)  Staatszeitung  v.  2.  Nov  18*9,  Beilage. 

/)  Beispiele:  Verzchrung-,  Verbrauch-  oder  ConsumlionStcuer  von  Victualicn, 
v.  Ulmf««stfi5  a.  a.  O.  162.  Matfr  a.  a.  O.  ^4  —  84-  F.  Eschexkayer  über 
die  ConsumtionSteuer.  Hcidelb.  i8i3.  8.  Rhein.  Bund,  XLIX.  29.  Von  der 
ConsumlionStcuer  im  Königr.  Sachsen  s.  Weisse1*  k.  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II, 
240—263.  badische  AeciseOrdnung  1812.  4.  Preuss.  VerbrauchstetterOrdn. 
v.  26.  Mai  1818.  Ghzgl.  Itessisclu  v.  6.  März  1824.  Königl.  sächtische  v.  19.  Juni 
1824;  namentlich  Licent  (%.  4©4 ,  b)  Accise  (benannt  von  der  Incision  in  das 
Kerbholz),  Tranksteuer,  Ohmgeld  (eigentlich  Ungeld.  G.  A.  Will's  nürnb. 
Münzbclustigungen.  3i4*  G.  E.  Waldaü's  verm.  Beiträge  zur  Gesch.  der  Stadt 
Nürnberg,  456  v.  Tröltsch  Anmerk. ,  I.  221.  Spiess  Aufklärungen,  88-  Labg 
a.  a-  O.  io5. )  ,  Maaspfennig,  Wein-,  Bier,  und  BranntweinAccise ,  (eine  ur- 
sprünglich städtische  und  gutberrliche  Abgabe,  Rhein.  Bund,  VII.  i52. 
Braukr's  Beitr.  i58.),  Mehlsteuer,  Mehlaccise  oder  Mahlgroscben*  Flcisch- 
steuer  oder  Flcischpfennig ,  Pfundzoll,  Salzsteuer,  Tabak-,  Puder- u.  IUeidcr- 
steucr,  Siegel-  u.  Stempelpapier-Taxe,  Zeitung-,  Kalender-  u.  Spielkarten- 
Stempel  (Westphal's  Staatsr.  218.  Lbtsee,  Spec.  262.  W  bisse  a.a.  O.,  §.263  f.); 
Zoll-,  Wohnung-  oder  Logisstcuer;  Sportein;  Musihsteuer;  Erbschaftsleuer 
( CollaleralErbenbeitrag,  Lacbcrbengcld ,  Abzugsgeld  oder  Abschofs),  Nach- 
steuer ♦  Nachschofs ,  Abfahrtgeld,  Gabelle,  zehnter  Pfennig  (v.  Epplen's)  Princip 
der  t.  Tcrritorialverfafs.  §.  2i3.  La»g  a.  a.  O.  116),  Luxussteuer  (v.  Artikeln 
des  Luxus,  v.  Uljissstkin  ,  229).  —    Von  dem  Diensihandel  oder  der  Dienst. 

Erwerbstcuer,  s.  Mayer,  S.  97. 

■»         »•  ... 

g)  Von  der  Personalateuer ,  Weisse  a.  a.  O.,  %.  265. 
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§.    405.  (323.) 

Fortsetzung.    Geograptusche,  rechtliche  und  moralische  Beschränkungen 

des  SteuerRegals» 

i 

IV)  Noth  wendig  sind  diejenigen  Steuern,  deren  Entrichtung 
den  Unterthanen  zur  Pilicht  gemacht  wird:  freiwillig  bringen  gut- 
gesinnte Staatsbürger,  insbesondere  unter  ausserordentlichen  Umständen, 
ein  Opfer  auf  den  Altar  des  Vaterlandes  o).  V)  Die  meisten  Steuern 
.  sind  heut  zu  Tage  allgemein,  für  das  ganze  Land ;  doch  gibt  es 
zu  Zeiten,  oder  hie  und  da,  auch  particuläre,  die  nur  in  einzelnen 
Bezirken  des  Staatsgebietes  entrichtet  werden.  VI)  Benannt  werden 
die  Steuern,  bald  von  dem  besteuerten  Gegenstand*)  (Person 
oder  Sache),  bald  von  der  Ursache,  dem  Zweck,  der  Ver- 
wendung c).  Am  einfachsten  unterscheidet  man,  P  e  r  s  on  a  1-,  G  ru  nd- 
und  G  e  w  e  r  b  s  t  e  u  e  r.  VII)  Die  Ausübung  des  SteuerRegals 
beschränkt  sich  auf  die  eigene  Laudesgrenze.  Sie  kann  daher 
auf  fremde  L  a  n  desb  e  zi  rk  e ,  eingeschlossene  (§.  8i  )  oder 
angrenzende,  nicht  erstreckt  werden  <0;  es  sey  denn  durch  freie 
Lebereinkunft  oder  in  Folge  einer  wohlerworbenen  Staats- 
Servitut  (§.  275  u.  56o  fT.).  VIII)  Verwerflich  wäre,  auch  bei  dem 
reichlichsten  Ertrag,  ein  Steuersystem,  welches  seiner  Natur  nach 
der  Sittlichkeit  der  Nation  gefährlich  wäre,  und  der  Regierung 
die  ö  ff  e  nt  lic  he  Meinung  en  tfrem  dete  (§.398,  c).  IX)  Un- 
tadelhaft  sind  insbesondere  die  so  genannten  mittelbaren  Steuern» 
nur  bei  sehr  mäsigen  Sätzen.  Bei  hohen  wird  ein  unvcrhältnifsmäsig 
grofser  Theil  ihres  Ertrags  verschlungen  durch  die  Verwaltungs-  und 
Bewachungskosten  ,  wird  das  Vermögen  ,  werden  die  Genüsse  der 
Unterthanen  allzu  ungleich  belastet,  wird  die  übertriebene  Vielheit 
und  Gröfse  der  Abgaben  zur  lockenden  Versuchung ,  die  Pflichttreue 
zu  verletzen,  gleicht  das  Zollsystem  einer  Wcrbanstalt  für  Schleich- 
händler, wird  durch  das  aufgestellte  Princip  des  Mifstraucns  gegen 
Jedermann,  die  Regierungspflicht  der  Achtung  für  die"  Person  des 
Bürgers  ,  sein  Eigenthum  und  das  Asyl  seines  Hauses  verletzt, 
und  wird  daher,  was  allein  schon  davon  abhalten  sollte,  die  Sittlichkeit 
der  Nation  kdurch  den  allgemeinen  Reit  zu  Schmuggelei  auffallend 
gefährdet.  Dann  aber  sind  diese  zu  hohen  Steuern  un weise,  un- 
rechtlich, unmoralisch/);  oft  sogar  gefährlich  für  die  öffent- 
liche Ruhe,  verderblich  für  die  Staatsregierung  ä"). 

a)  Lattg  a.  a.  O.  5a.    Anders,  v.  Uluhstcü*  a.  a.  O.  161. 

6)  Steuergeptnnand»  sind:  Grund  und  Boden,  Gebäude,  nutzbare  Becbte  (auf 
dem  Boden  haftend  oder  nickt)  Gewerbe  (im  ausgedehntesten  Sinn,  d.  h. 
jede  Anwendung  menschlicher  Kraft),  die  umlaufenden,  d.  h.  in  Gewerben 
u.  in  dem  Handel  angelegten  Capitata,  Fahrnifs,  Renten  aller  Art,  Personen, 
Luxus,  Erbschaften  u.  a.  m.  —  Beispiele:  Real-  oder  Grundsteuer,  Häuser» 
Steuer,  Dominicalsteuer ,  Vermögensteucr,  Personal-  oder  Kopfsteuer,  etwa 
classincirt  mit  Rücksicht  auf  den  Vermögenstand ,  FamilienSchuwgeld  oder 
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Steuer  (in  Baiern  seit  «8.  Kov.  1808),  Einkommensteuer,  Apanage-,  Besol- 
dung* u.  PensionSteuer ,  Verbrauch-  oder  ConsumtionSteuer,  s.  B.  Fleisch-, 
Trank-  u.  Salzstcuer  oder  Aceise,  Bier-  u.  Weinaufschlng.  Pferdesteuer»  Vieh- 
oder Klauensteuer,  Zugviehsteuer,  Obstbaumsteucr ,  Patent-  oder  Gewerbe- 
steuer, Handelssteuer,  Capitalicnsteucr,  Mobilicnsteoer ,  Häusersteuer  (nach 
der  Grundflache,  dem  Capitalwerth ,  dem  MiethsinsErtrag  u.  d. ),  Thür-  u. 
Fenstersteuer,  Kutschensteuer,  Erbse  Ii  aftsteuer,  Stufen-  oder  Gradation«-  u. 
Classensteuer ,  Bang*,  Titel-  u-  Charaktcwteuer,  Pudersteuer.  —  Wider  die 
CapitalienSleuer ,  s.  Krösckk'»  Anleit.  su  Begulirung  der  Steuern,  5.  a*-  —  44*  — 
Für  die  Einkommensteuer  s.  Leupkt  in  AaenunnoLK  Minerva,  Juli  1810, 
S.  38  ff.  ▼.  ScBucaxAns  in  der  neuen  berliner  Monatschrift,  Febr.  »810, 
Kam.  «.  Ales.  Lim  über  die  Einkommensteuer  u.  ihre  Ausführbarkeit.  Erl. 
1811.  8.  Dawider  s.  Allgem.  Anseiger  der  Deutschen,  1814»  Num.  14  u,  i5> 
F.  v.  Baumi,  das  brittische  BcsteurungsSystero,  insbes.  die  Einkommensteuer. 
Berlin  1810.  8.  —  Wider  die  Pe/voWSleuer,  s.  Mokthios  in  d.  angef.  Abhandl. 
quelle  influence  etc.,  p.  11a  sqq.   Rhein.  Bund,  LH.  157. 

#)  Beispiele:  Kriegs*  und  Militärsteuer,  Garnisongelder,  FcstungsBaukosten, 
Service,  Prinzessinsteuer,  Printen-  oder  Heimführungsteuer,  Campagnegelder, 
Debit-  oder  Kammersteuer,  Residensbaukosten  ,  Landtrauer- oder  Beerdigungs- 
kosten, Besoldungstcuer,  Lohnsteuer,  Hofstaat-,  Leibgarde- und  Schlofswaeh- 
Steuer,  Bergwerk  Steuer,  Wasser-  und  Deiehbaukosten ,  Bank-teuer  (§.  397  b). 

d)  Erläuternd  ist  hier  der  vormalige  Streit  AnhaltCothen 's ,  auch  Anhalt  Dessau'*, 
mit  Preussen  ,  bei  der  t.  Bundesversammlung  seit  i8»i  ,  wovon  oben  §. 
»73»  e. 

e)  I)Dem  preussischen  so  genannten  indirecten  SteuerSt/stem,  nach  dem  Gesets  vom 
16.  Mai  1818 ,  einem  Zoll  -  und  VcrbrauchsteuerSystem ,  traten  für  jenen  Theil 
ihrer  souverainen  Besitcungen,  weleher  von  preussisehem  Gebiet  umschlossen 
ist,  folgende  Bundesstaaten,  auf  bestimmte  Zeit  gegen  ein  jährliches  Aversional- 
Quantum  von  dem  Ertrag,  und  mit  Vorbehalt  ihrer  Hobeitrechte  ,  durch 
Lebereinkunft  bei:  1)  SchwarxburgSondershausen ,  durch  Vertr.  v.  »5.  Oct.  1819; 
1)  Schwurzhurjf Rudolstadt  1  Vertr-  v.  a4-  Juli  1811  j  3)  S.  JfVmarEisenach ,  Vertr. 
v.  17.  Juni  i8?3;  4)  Anhalt  Bernburg ,  wegen  des  obern  Herxogtbums  Bernburg 
u.  des  Amtes  Mülilingcn,  swei  Verträge  v.  10.  Oct.  >8i3,  dann  auch  wegen  des 
untern  Hersogthums ,  Vertr.  v.  17.  Juni  1816;  5)  Lippe  (Detmold)  wegen 
Lipperode,  Cappel  u.  Grevenhagen,      9.  u.  17  Juni  18*6;  6)  Mecklenburg- 
Schwerin  wegen  der  vom  preufs.  Gebiet  umschlossenen  Landestheile  ,  durch 
Vertrag  v.  9.  Dec.  1816;  7  u.  8)  AnhaltCöthen  u«  Anhalt  Dessau,  durch  Vorträge 
v.  17.  Juli  1828.   Die  oben  genannten  Verträge  stehen  in  der  preufs.  Gesetz- 
Sammlung,  u.  in  Martsx«  recueil,  Supplvm.  T.  X  et  suiv.    II)  Zoll  -  und 
Handelsverträge,  wodurch  sie,  als  Crenznachbam  von  Preussen,  su  Annehmung 
dos  preussisvhen  Zoll-  und  VerbrauchsteuerSystems  auf  bestimmte  Zeit  sich 
verstanden,  schlössen  mit  Preussen:  1)  GH. Hessen,  14. Febr. i8«8;  1)  ReussScÄ/a: 
und  Reuss  Lobenstein  u.  Ebersdorf,  9.  Dec.   1819;  3)  Hessen  Homburg ,   für  da* 
Oberamt  Meissenheim,  3i.  Dec.  1819;  4)  Oldenburg,  für  das  Fürstenthum 
Birkenfeld  s4«  Juli  i83o.     Diese  Verträge  6ndet  man  in  der  preufs.  Gesets* 
Sammlung ,  und  bei  Martens  1.  c.  T.  XI  et  suiv. 

f)  v  Don«  in  dem  Allgem.  Anseiger  der  Deutschen ,  i8i5,  Num.  46.  Hosmsnv 
ebendas.  1819 ,  Num.  i3o.  Himi'j  Steuersystem  (Erl.  1816)  ,  %.  3s  f.  Rbvskfa 
was  sind  Mauth-  u  Zollanstalten  der  National  Wohlfahrt  ?  Nürnb.  1816.  Ssv's 
Darstcll.  der  NationalOeconomie,  Th.  I,  Cap.  17  ,  §.  148  ff.  Scharbrr's 
Bemerkungen  über  den  deutschen  Zollverein  u.  über  die  Wirkungen  hoher 
Zölle.  Nürnb.  1828.  a  —  AU  Probe  kann  dienen  die  «Tabellarische  Vergleichung 
der   badiseben   und  der  baierisch  -  wirtembergischoa  ZolUätae»  j   in  der 
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Freiburger  Zeitung  »om  Jan.  i83o,  u.  in  der  Frankf.  ObcrPostaratZeit.  16  u. 
»©.  Jan.  i83o. 

g)  «Partout  on  a  eii  la  liherte  politique  et  religieuse,  opprimee,  rcnaitrc  nvcc 
energie  sous  l'action  stimulante  de  la  fisealite ».  ( Du  Refus  du  Budget.  Paris 
i83o.)  Belege  liefert  die  Geschichte  der  Vereinigten  Miederlande,  der  Ver. 
einigten  Staaten  von  Nordamerika,  Frankreicks. 

§.  404.  (324.) 
Insbesondere  Zoü, 

I)  Eine  Art  der  Steuer  ist  der  Zoll  «)  (Mauth,  Aufschlag,  Land- 
und  Wasserzell,  vectigal,  jetzt  auch  Licent.  Impost),  ein  Abgabe  an 
den  Staat,  oder  die  von  ihm  hiezu  Berechtigten,  von  ein-,  aus-, 
oder  durchgehenden  Waaien,  sowohl  Producten  als  auch  Manu- 
facturen.  11)  Man  unterscheidet,  meist  in  der  Quantität  der  Abgabe, 
bisweilen  auch  in  der  Benennung  ,  oder  in  anderer  Hinsicht , 
die  Abgabe  von  Einfuhr  ( Importa  tion  -  oder  ConsomoZolI)  , 
Ausfuhr  (Exportation  -  oder  EsitoZoIl)  ,  und  Durchfuhr 
C  TransitoZoll ).  Unter  den  ersten  ,  ist  meist  eine  Verzehrung- 
oder ConsumtionSteuer  ,  nicht  selten  eine  LuxusSteuer,  begriffen. 
III)  Weder  allein,  noch  hauptsächlich  als  Quelle  der  Staats- 
einkünfte, ist  der  Zoll  zu  betrachten  e) ,  sondern  vorzüglich  als 
Mittel  der  Aufmunterung,  die  dem  Handel  und  dem  Gewerbfletfc 
des  eigenen  Volkes  gebührt.  Zunächst  in  dem  Staats*  irthschaft liehen 
Interesse,  nicht  iu  dem  unmittelbar  finanziellen  der  Staatscasse,  ist 
der  Zoll  zu  bestimmen;  er  soll  daher  nicht  alle  Verkaufgegenstände 
von  A  bis  Z  treffen.  Indem  die  Einfuhr  fremder  Producte  und 
"Waaren  theils  verboten,  theils  beschränkt  wird,  mufs  der  Grundsatz 
vorwalten,  dafs  auf  der  einen  Seite  die  inländische  Industrie  sich 
erheben  könne,  anf  der  andern  immer  noeh  die  zu  Belebung  der 
Gewerbe  nothige  Concurrenz  und  Nacheiferung  übrig  bleibe.  Auch 
kann  die  Erschwerung  der  Ausfuhr  roher  inländischer  Producte, 
indem  sie  für  die  Fabrication  nützlich  ist  ,  für  die  Production  so 
nachtheilig  seyn,  dafs  jener  Nutzen  durch  diesen  Nachtheil  weit  über- 
wogen  wird  *) 

a)  Pütter'«  Lit.  III.  557.  Ki.iinm's  Lit.  §.  i3i8  ff.  Prcm^Gts  Vitriar.  itlustr. 
III.  491.  t.  Olf.3schi.agkr's  Erläut  der  goldn.  Bulle,  198  ff.  Bovquet  droit 
public  de  Frame,  si&  Moses  von  Steuersachen,  7»3.  Bieber  de  nat.  et  in- 
dole  dominii  in  lerrit.  Germ.,  106.  Fischers Cameral-  und  Polizeir.,  II,  4*5  ff. 
ScunxnER's  Sammlung  verschied.  Schriften,  I.  1  —  3o.  Husgkus  Denkwürdig» 
keiten  der  Finanzgesch.  in  Sachsen  (1790.  8.)»  S.  3  —  57.  E.  W.  t.  Ulein* 
stbiü's  Gesch.  der  Zölle  in  Teutschl.  Halle  1798.  8.  —  Vergl.  baieriseke  Zoll- 
u.  Maulhordn.  t.  1807.  s.  Aufl.  180a  4-  B«ieri*clte  Zollordn.  t.  i3.  Sept.  18»  1, 
in  d.  Begier-  Bl.  »811,  St.  61.  fVirdnrgudu  Mautbordn.  v.  1811.  fVirtem- 
bergische  Zollordn.  v.  1811  u.  r.  18.  Juli  i8?4«  BadUehe  Zollordn.  181).  4.  Nach- 
trage dazu,  in  d.  Begier.  Blatt,  181a.  Rum.  i5.  Preuss.  Zollordn.  v.  «6.  Mai 
1818  ö.  aj.  Oct.  1811. 

i)  Manche  beschränken  den  Begriff  des  Zolles  auf  die  Abgabe  von  durchgehenden 
Waaren.  —  Von  dem  Impost,  s.  Moser  s  St«uersachen,  77a  —  Von  dem  Licent 
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s.  Moskb's  nachbarl.  Staatsr.  367.  EAenders.  v.  Steuersachen,  711-  t.  Gühde- 
bodr's  sämmtl.  Werke,  II.  116.  Materialien  xu  der  Statistik  des  niederrhein. 
u.  westphäl.  Kre  ises,  II.  Jahrg.  1.  Bd.  (it83)  IVum.  1.  Eicbmoep«  Darstell, 
des  Rheins  (1814.  4-)*  S.  69.  Ocbbibt's  Darstell,  der  Geaetageb.  über  Zölle 
u.  Handelsschiffahrt  des  Rheins,  S.  14a  Pöttbb's  Rechtsfallc,  Bd.  II,  TU.  2, 
S.  391. 

c)  So*nes»fl*s  (Grunds,  der  Staat«Poli/.ci,  Handlung  tu  Finantwisscoschaft,  von 
F.  E.  r.  Mo8habji,  2.  Aufl.  München  1801,  S.  460)  sagt  sogar:  «das  Mauth- 
und MünzRegal  sind  diejenigen,  bei  denen  die  geläuterten  Grundsätze  nicht 
gestatten,  sie  als  Quellen  der  öffentlichen  Einkünfte  anzusehen».  —  Eine  eng- 
lische Chronik  (Thom.  Wicbes  chron.  ad  a.  1269.)  nennt  die  Zölle  «mira  in- 
sania  Gennanorum».  Im  Uebennaas  eine  lästige  und  zwaugvolle  Begleiterin 
des  Handels,  erschweren  sie  den  Verkehr,  entsittlichen  die  Untcrthancn  durch 
den  Reiz  zu  Unterschleif,  nötliigen  zu  Aufstellung  eines  Heeres  von  Aufpas- 
sern, die  stets  in  offener  Feindschaft  mit  ihren  Mitbürgern  leben,  und  legen 
den  Völkern  eine  Abgabenlast  auf,  von  welcher  die  Staatscasse  nur  einen 
verhältnifsmäsig  nicht  grofsen  Theil  bezieht,  weil  die  Erhebung  das  Uebrige 
verschlingt.  —  Man  s.  auch  Ad.  Säith  über  die  Natur  u.  Ursachen  des  Kational- 
reichthums,  Bd.  IV,  S.  59  ff.  Ch.  D.  Voss  Handb.  der  allgem.  SlaaUwissensch., 
Th.  HI,  S.  461  ff.  A.  F.  Lvedbb  über  Nationallndustrie  und  Slaatsw  irttischaft, 
Bd.  III,  S.  48  ff.  A.  F.  Stocbeb  v.  Neofobs  Handb.  der  Finanewissensch. 
S.  448.  ff. 

d)  Moxtbiost  a.  a.  0.  p.  a44. 

§.    405.  (325.) 
Fortsetzung. 

*  ■  ■  ■  *  ■ 

► 

IV)  Der  Hauptzoll  (vectigal  priocipale  8.  primarium)  wird  auf 
den  Zollstätten  der  gewöhnlichen  Strafsen  entrichtet,  der  Wehr- 
zoll«) (vectigal  subsidiaiium,  s.  secundarium )  auf  Nebenstrafsen , 
hauptsächlich  zu  Verhütung  des  Unterschleifs  V)  Personal - 
Zölle  kommen,  seit  Aufhebung  des  JudenLeibzollcs  (§.  .467,  c) ,  nicht 
leicht  vor.  VI)  Zollbefreiung  «)  wird  jetzt  selten  crtheilt.  Ver- 
leihung, Erhöhung,  Verlegung  des  Zolles  steht,  in  der  Regel, 
dem  Regenten  zu.  VII)  Selten  ist  jetzt  der  Zoll,  als  Staatsservitut, 
eine  Berechtigung  in  fremdem  Gebiet  d).  VIII)  Bisweilen  wird  mit 
der  VVasscrZoIlgerechtigkeit  ,  das  Kranrecht  (jus  geranii  )  ver- 
bunden *). 

a)  Abt.  Hofxaxs  diss.  de  vectigalibus  subsidiariis.  Mog.  1-87.  4.  Rtüava's  kl. 
jur.  Bibl.,  XII.  435.  Moseb  a.  a.  O.  Cap.  XV.  f.  39.  Scblbttweiw's  Staats- 
materialien, I.  4. 

6)  Von  ZollDefraudationen.    G.  G.  Kiügel  pr.  de  commissi«  fraudatorum  vec 
tigalium  causa.  Vileb.  1785.  4-    Klübeb's  kl.  jur.  Bibl.,  III.  35a 

c)  Füttkr's  u.  RlCbkr's  Lit.  %.  i3«o.  E.  St.  Melchior^  diss.  de  immunitate  a 
vectigalibus.  Mog.  1792.  —  Auswärtigem  Staats-  und  Fürstettgvt  wird,  zumal 
auf  erfolgte  Requisition,  die  Zollfreiheit  nicht  leicht  versagt;  nötigenfalls 
werden  zu  dem  Ende  Freipasse  ertheilt.  Moser'«  Staatsr.,  Tb.  XXXVI,  S. 
317  f.  Peefeiboeb's  Vitriar.  illustr.  III.  1043.  J.  G.  Neübeutbb  diss.  de  e.  q. 
y  e-  cjrca  eiemtionem  rerum  prineipum  a  vectigalibus.  Mogunt.  1748.  u.  in 
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Habtlebis's  Thesauro  dissert.  Moguntinar.,  Vol.  I.  P.  i.  n.  6.  t.  Bfbg's  Anfrage 
bei  der  Bundesversamml.,  in  der  vertraul.  Sitzung  v.  4«  März  1819«  Preussen 
u.  Sachsen  stipulirten  solche  in  dem  Frieden  v.  1745,  Art.  10.  —  Vom  Ge- 
sandtengut  s.  Klübeb,  droit  des  gen«  moderne  de  l'Europe,  %.  100  u.  f.  J.  F. 
Rfitixkiir  über  Zollfreiheit  der  Gesandten,   v.  Mabtbxb  Völkerr. ,  §.  aa4. 

<f)  Mosfb's  nachbarl.  Staatsr.,  349. 

e)  Moseb  von  Steuersachen,  776.  Eisbbhabt's  Stadt»  und  Bürgerrecht,  2o3. 
AVixdschkid  comm.  de  stapula,  §.  3o.  sqq.  Estob's  bürgcrl.  Rechtsgel.,  I- 
i?86  f.  Rlübfb's  Lit.  4»8.  —  Von  dem  Wasserzoll  auf  dem  Main,  s.  J.  R. 
v.  Roth'«  Abhandlungen  a.  dem  t.  Staats-  u.  Völkerrecht  (ßamb.  1.804.  8.), 

•    S.  191. 

§.    406.  (326.) 
Rechtmäsigkeü  und  gleiche  VertheiUing  der  Steuer.  SteuerCapital 

I)  Nur  was  das  wahre  Staatsbedürfnifs  unvermeidlich  erfordert, 
darf  den  Unterthanen  aufgelegt  werden  (  §.  393 ).  II)  Die  Staatspflicht 
ist  bei  allen  Unterthanen,  als  solchen,  dieselbe.  Daher  gilt,  bei 
Vertheilung  der  Steuer,  das  Princip  der  Gleichheit  a),  ohne 
Unterschied  ob  die  Rede  ist  von  Auflegung  neuer  Steuern ,  von 
Erhöhung  oder  Ausgleichung  der  altern  (§.  400),  von  ordentlichen 
oder  ausserordentlichen.  III)  Für  jeden  Steuerpflichtigen  ist  ein 
richtiges  SteuerCapital  festzusetzen,  d.  h.  eine  Verhältnifszahl, 
nach  welcher  er  von  seinem  steuerpflichtigen  Vermögen  zu  denjenigen 
Summen  beizutragen  hat,  die  nach  dem  Steuerfofs  unter  die  Staats- 
bürger vertheilt  werden 

«)  (Fb.  J.  v.  Ht xdbich's)  Gedanken  über  die  allerwichtigstc  Angelegenheit  Teutsch* 
lands,  Tb.  III  £796.  8),  S.  63  ff.  G.  Sa  btobivs  Handb.  der  Staatswirthsch, 
%.  92.  io3  ff.  Rhein,  Bund,  XLVII.  258.  In  der  Constitution  du  royaumc  de 
Westphalie,  art.  16,  hiefs  es:  «Le  Systeme  d'imposition  sera  le  meme  pour 
toutes  les  partics  du  royaume.  L'impositon  fonciurc  (Grundsteuer)  ne  poürra 
depasscr  le  cittyuieme  du  revenu». 

b)  Bei  jodem  Steuerausschlag  wird  bestimmt,  wie  viel  Groschen,  Kreuzer  oder 
Pfenninge  von  jedem  Thaler  oder  Gulden  SteuerCapital,  monatlich,  viertel- 
jährig, oder  jährlich  ru  entrichten  seyen. 

§.    407.  (327.) 
Steuetfreiheit.    Verwendung  der  Steuer.    Lands tändis che  Concurrenz.. 

I)  Steuerfreiheit«),  ganz  oder  zum  Thcil ,  ist,  nach  allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen  ,  unverträglich  mit  der  Gleichheit  der 
Ansprüche  auf  Schutz  und  andere  Vortheile  der  Staatsverbindung, 
folglich  nur  dann  zulässig,  wenn  der  Staatszweck  solche  gebietet  <»). 
II)  Ob  und  wie  fern  die  Steuerfreiheit  der  StaatsDomänen  Oi  der 
standesherrlichen  Personen  und  Grundgüter  (§.  3o4),  3er  Rittergüter  <0, 
der  StadtkämmereiGüter  « ) ,  der  geistlichen  Güter/),  der  Güter 
frommer  und  milder  Stiftungen,  so  weit  sie  als  Erleichterung-  oder 
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UnterstüteungCassen  für  den  Staat  au  betrachten  sind  £")  ,  der  Foren- 
sen *),  Statt  finde/  ist  aus  der  Verfassung  eines  jeden  Landes,  zum 
Theil  aus  Individual-  und  LocalVci  h.nltnissen ,  zu  beurtheilen.  III)  Die 
wichtigste  Fra^e  von  K  n  tsc  h  a d  ig  u  n  gs B e  r  e  c  h  t  i  g u  n  g,  hei  Auf- 
hebung der  durch  Gesetz,  Privilegium  oder  unvordenkliche  Verjährung 
begründeten  Steuerfreiheit,  ist  jetzt  mehr  theoretisch  0,  als  practisch. 
In  den  meisten  Staaten  des  Teutschen  Bundes  ,  ist  die  ehemalige 
Steuerfreiheit  aufgehoben,  ganz  oder  theilweise  *).  IV)  Verwen- 
dung der  Staatsauflagen  zu  einem  andern  als  dem  Staatszweck,  wäre 
widerrechtlich.  V)  Concurrenz  der  Landstünde,  bei  Auflegung, 
auch  wohl  Erhebung  und  Verwendung  der  Steuern,  bann  nach  der 
Staatsverfassung  nothwendig  seyn  (§.  2q3  fT. ). 

a)  Püttbb's  Lit.  \.  1148.  Rlübeb*»  Lit.  319  ff.  —  Von  GesoUen,  Verträgen,  un- 
vordenklicher Verjährung,  in  Absicht  auf  Steuerfreiheit.  Püttih  a.  a.  O- 
%.  1149*  Hlühir  a.  a.  O.  Lbtseb  ,  Spcc.  670.  .m.  3o>  sqq.  Mosfb  a.  a.  O. 
4-1  ff.  479.  Wmtfmal's  Staatsr.,  159.  Weisse's  k.  sächs.  Staatsr.  Bd.  II.  %.  *3r, 
POttbVs  Hechtsf.,  Bd.  IV,  Th.  1,  Reep.  35a.  Lbddfbuosb's  kleine  Schriften, 
Bd.  1,  Anh.  a.  Rhein.  Bund,  XXX VII.  "O.  >54.  XLL.  161.  XLIIl.  3.  >3i. 
XL VIII.  344.  395. 

*)  Z.  B.  persönliche  Steuerfreiheit,  für  Diensto,  welche  der  Staat  belohnen 
mufs.  Bäthlicb  ist  sie  selten.  Rurxe  Entwickelung  derselben,  von  ihrer  po- 
litischen und  rechtlichen,  heutigen  Seite,  in  der  Jen.  Allg.  Lit.  Zeitung  1809, 
Nutn-  i3o-  Vor  der  Revolution  nannten  in  Frankreich  die  Steuerfreien  die 
Unfreien  ta  fent  taiUabh  et  corveuAte  (auch  wohl  malleablc)  a  merci  et  mttrri- 
a>nU.~  Vergl.  übrigens  Pütt  ms  Lit.  III.  368.  Kiübbb's  Lit.  %.  114a  West- 
bbal's  Staatsr,  159.  Püttsb  instit.  juris  publ.  gern».,  %.  «58.  —  Vom  eisen 
pactirten  Patuch-  oder  Aver tional  Quantum,  s.  v.  Römeb's  kursäebs.  SlR.  II.  661  ff. 
PCttbb's  Erört.  UL  96.  —  Gtisttsgüur ,  Fähigkeiten  und  Fertigkeiten,  sind 
noch  steuerfrei. 

e)  Gründe  ,/Sr  ihre  Besteuerung  liefern,  Fb.  J.  v.  Hkbdbicb,  in  Lodfs's  Nemesis, 
Bd.  III,  St.  1  (Weimar  1814),  S.  367.  Ueber  Besteuerung  in  dem  Grofeherzog. 
thuro  Hessen  (1814  8.),  S.  is  f.  Von  demRönigr.  Sachsen,  Wbissb's  k.  säcks. 
Staatsr.  Bd.  IL,  %. 

d)  Pv'ttbb's  Lit.  III.     ,,5o.   Mosbb  b.  a.  O.  4*3.   HjiBBBiiVs  Staatsarchiv,  Heft 
X,  S.  im.   F.  R.  Hausmahb's  Beitr.  zur  Renntnifs  der  kur'sächs.  Landesver* 
samml.  Tb.  I,  Num.  4«   Vom  Anhaltiscben  s.  Püttbb's  Rechtsf.,  Bd.  I,  S.  555 
ff.    Von  dem  geraischen  Landestheil  der  F.  v.  Reufs,  ehendas.  Bd.  III,  S. 
«77  ff.   Von  dem  Rönigr.  Sachsen ,  Wkisse  a.  a.  O.,  V  a3i  ff.    Die  für  nöthig 
befundene  Aufhebung  der  Steuerfreiheit  der  Rittergüter  und  Untertbansfröhne. 
Stockholm  (Leips.)  1808.8.    Gründe  für  und  wider,  in  der  Jenaischen  Allg. 
Lit.  Zeit.  1809.  N.  i3o  f.  Ball.  A.  L.  Z.  1811.  E.  B.  W.  33.  —  In  manchen  Landern 
ist  auf  die  grundberrlichen  Renten  eine  verhältnifstnäsfg  geringere  Steuer,  al  « 
auf  die  Lanilrente  anderer  Grundeigentümer,  gelegt»  hie  und  da  Domimieal 
Steuer  genannt.  —  Der  Betriff  6er  Rittergüter  in  jedem  Bundesstaat,  ist  nach 
dem  dortigen  besondern  Staatsrecht  festsusetaen.    Im  Allgemeinen  ist  Ritter- 
gut ein  Land  •  oder  Grundgot ,  welchem  der  RealAdel  zusteht ,  <L  h.  ein  Inbe- 
griff dinglicher  adelicher  Vorrechte.  Rlübbb's  comment.  de  jure  nobilinm  feuda 
inilitaria  constituendi  (Goett.  1786.  8.),  p.  6. —  11.   Das  Nähere  der  Rittergut- 
Rechte,  gibt  die  Landesverfassung.    Man  s.  s.  B.  v.  Römeb's  kursäebs.  Staatsr-, 
Th.  III,  S.  i53.  —  »79,  Th.  II.  S.  291.   Schott  instit  juris  aaion.,  p.  63.  In 
den  teutschen  Ländern  auf  der  linken  Rheinseite ,  und  in  denen  auf  der  rechten 
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• 

die  unter  französischer  Uoheit  standen ,  verschwanden  die  Bitterguter  unter 
französischer  Herrschaft,  bis  auf  die  letzte  Spur.  In  dem  unter  preussische 
Hoheit  gekommenen  Thcil  dieser  Länder,  wurden  sie  wieder  hergestellt,  und 
zugleich  ward  die  Erschaffung  neuer  vorbehalten,  in  den  Gesetzen  wegen 
Anordn-  der  ProvinzialStändc  in  den  beiden  Rbeinprovinzen  und  in  der  Provinz 
Westphalen,  v.  37.  März  i8»4»  V  8i  ia  der  P«*eufs.  Gesetzs.  i8a4,  Num.  9. 

e)  Majbb's  weltl.  Staatsr.,  III.  159. 

f)  Pütteh's  Lit.III.  n5i.  Klüber»  Lit.  319  Moseb  a.  a.  O.  454.  Westphax  a. 
a.  O.  a.3  ff.  Michl's  Kirchenr. ,  \,  29.  G.  Gavao  über  die  Steuerpflichtigkeit 
des  christl.  Clerus.   Rcgcnsb.  1799.  8. 

g)  Baueb's,  Bbhb's  u.  Schott'«  allg.  StaatsCorrespondenz,  Bd.  I  (1814),  Num.  i3. 

h)  Vergl.  %.  aa8 ,  »76 ,  269  n.  466.  Pütteb's  Lit.  III.  373-  Mevios  P.  H.  dec.  7a. 
37a.  Mosbb  a.  a.  O.  485.  Cbahebs  Wetzlar.  Ncbenst.,  XVII.  78.  Mthsihoeb 
cent.  a,  obs.  aa. 

1)  Einige  sprechen  für  vollkommene  Entschädigung.  Rhein.  Bund,  XVII.  Num. 
a6,  $•  a5.  Andere  verwerfen  alle  Entschädigung.  Bfhh's  systemat.  Darstellung 
des  rhein.  Bundes,  S.  35o.  Noch  Andere  erklären  Entschädigung  für  noth-  . 
wendig»  als  Ausnahme  von  der  Regel,  in  gewissen  Fällen.-  Ein  Ungenannter 
(  P.  J.  F lobet),  in  Cbome's  u.  Jaof's  Germanien  ,Bd.  III,  Heft  1 ,  Num.  a  ,  S.  39 
—  83.  Abhandl.  v.  Schob,  in  d.  Rhein.  Bund,  XLIX.  18.  wider  Roli.ma.bh  eben- 
das.  XL VII.  aTO.  "Wirterab.  Verordn.  v.  Jul.  i8a3 ,  s.  unten  Note  k. 

A  )  Aufhebung  aller  Steuerfreiheit ,  auch  der  Dominen :  in  dem  Grofsherzogthum  / 
Hesse*,  durch  Verordnung  v.  1.  Oet.  1806;  in  dem  Königreich  Baiern,  durch 
Verordn.  v.  8.  Jun.  1807,  in  dem  baier.  Regier.  Blatt,  1807.  Num.  aS;  in  dem 
Herzogthum  Not  tau ,  durch  Verordn.  v.  6.  Mai  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  XX. 
359.  Nachträge  dazu,  ▼.  6.  Oct.  1809  u.  9.  Oct.  i8i3;  in  d.  Fürstenthum  Sachsen- 
Coburg  ,  1810,  Rhein.  Bund,  XLII.  34».  Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  1810, 
Num.  5a  f.;  in  dem  Wirtembergischen,  durch  e.  Rescr.  v.  i3  Dec.  181a,  in  d. 
Rhein.  Bund,  LXIV.  i54,  bestätigt  in  d.  Verfassungsvertr.  v.  1819,  %.  ai.  Ver- 
ordn. v.  Juli.  i8a3,  dafs  Entschädigungsansprüche  wegen  entzogener  Steuerfrei- 
heit zu  gerichtl.  Erörter.  u.  Entscheidung  nicht  gehören;  in  S.  Weimar Eisenach , 
gegen  Entschädigung,  in  der  Verfafs.  Urk.  v.  1816;  in  ^lem  Mecklenburgischen  f 
seit  1808,  hörte  die  Steuerfreiheit  der  Ritlerschaft  «auf.  Von  dein  Königr. 
Sachsen,  s.  Rhein.  Bund,  XLV.  43i.  Von  Baden,  s.  Allgem.  Anzeiger  der  Deut- 
sehen, 1810,  Num.  141.  Aufgehoben  ward  alle  Steuerfreiheit,  auch  in  dem 
ehemaligen  Grofsherzogthum  Berg,  im  Sept.  1806.  Rhein.  Bund,  II.  a55>  Auch 
in  dem  ehemaligen  Königreich  Westphalen,  durch  Decrete  v.  8.  Januar  1808  u. 
a.  Mai  1810,  indem  Bulletin  des  lois  etc.  1810 ,  n.  55*  —  Freiwillige  Entsagung 
der  Ottenburg.  Ritterschaft  auf  ihre  Steuerfreiheit,  in  Ansehung  der  Grundsteuer 
(nicht  auch  der  Landessteuer),  im  Nor.  1818;  desgL  der  Rittergutbesitzer  im 
Fürstentb.  Lippe,  auf  Grundsteuerfreiheit,  im  Oct.  1819. 
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II.  Abschnitt. 
Strassen-    und    G  e  1  e  i  t  R  e  g  a  I. 

§.  408. 

StrassenRe  gal. 

1)  Das  Strafsen-  oder  WegRegal«)  (jus  riarum  regium  s. 
sublime),  das  Hecht  der  Oberherrschaft  über  alle  Wege  in  dem 
Staatsgebiet,  gebührt  dem  Staat;  namentlich  das  Recht  der  höchsten 
Aufsicht,  der  Gesetzgebung,  der  Gerichtbarkeit  und  Polizei.  11)  Weder 
die  E  fgenth  umverhäl  tnisse  der  verschiedenen  Arten  von  Wegen, 
noch  die  Eigenschaft  eines  Kunstwegs,  einer  Chaussee,  Kunst- 
oder Dammstrafse ,  eines  Strafsendammes ,  welche  allen  Arten  der 
Landwege  beigelegt  werden  kann,  ändern  oder  beschränken  diese 
Hechte  der  Oberherrschaft. 

a)  Hlübfr's  Lit.  4^6-  J.  A.  Rrcss  de  viarum  publicannn  munitione,  vulgo  Chaus- 
sebau.  Stuttg.  178a.  4.  Letsbr,  Sp.  5oi.  Strubs*,  Th.  IV,  Bed.  10  u.  131. 
WrsTPHAi'»  Staatsr.,  377.  Fischrr's  Camera  1-  und  Polizei r  ,  11.393-  Röxfr^ 
kursächs.  Slaatsr.,  II.  807  fF.  Weiss*'»  U.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  \.  up. 

g    409.  (329.) 
Fortsetzung. 

III)  Die  neue  Anlegung  öffentlicher  Wege  «),  der  Straßen- 
bau, die  Verlegung  derselben,  so  fern  solches  mit  dem  wohler- 
worbenen Recht  eines  Dritten  vereinbar  ist  ,  auch  die  Weg- 
besserung O,  und  die  Bestimmung  einer  Vergütung  für  den 
Gebrauch  der  Wege,  des  Weg-,  Pflaster-  oder  Chausseegeldes 
auch  des  Brückengeldes  0 ,  und  des  Fährgeldes  f)  bei  öffentlichen 
Wasserstrafsen ,  hängt  von  der  Staatsregicrung  ab.  IV)  So  auch  die 
Strafsengerich  tbarkeit  g)  ,  die  Bestimmung  des  Wegmaases 
oder  der  Meilen  h)f  und  die  Errichtung  der  WTeg-  und  Chaussee- 
Ordnungen.  V)  Die  Strafscngercchtigkeit  kann  einem  fremden  Staat, 
als  Staatsdienstbarkeit  zustehen  «). 

a)  G.  T.  Müller  diss.  de  eo  q.  j.  c.  circa  via«  publica»  et  militarcs  (Giess.  1776), 
p.  53.  Vcrgl.  Reuss  1.  c.  %.  26.  sqq.  —  Beiträge  der  Untertbanen  ru  dem 
Slrassenbau,  durch  Geld,  Hand-  und  Spanndienste.   Reparation  derselben. 

b)  Mosers  Zusätze  zu  s.  neuen  Staatsr.,  IL  1200.  III.  n5*.  Ebcndet*.  nachbarl. 
Staatsr. ,  438.   Vergl.  unten  %.  55o  ff. ,  55a  ,  b. 

c)  Reuss  1.  c. 

rf)  Reüss  1.  c.  %.  44.  Wkstphil  a.  a.  O.  J.  C.  L.  De  Schell  witb  diss.  de  exae- 
tione  pecuniae  pro  viis  publicis  pontibusque  solvendac.    Frf.  et  Lips.  177% 
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Klvis's  Rechtsprüche,  Bd.  IV,  Num.  11.  Von  städtischem  Weg-  und  Pflas- 
tergeld, J.  H.  Böhmer  consult.,  T.  I.  P-  a.  resp.  28. 

e)  Schullwitz  l.  c.  Pur Erdorf  T.  HL  obs.  ji3. 

/)  F.  L.  Camcrih's  Abh.  von  dein  Wasscrrecht  (Halle  1789.  4.),  S.  63.  ff. 

g)  C.  G.  dk  Wiscrlbr  pr.  I.  et  II.  de  jurisdictione  criminali  in  via  regia.  Lips. 
1786.  (Oder  coroltarium  juris  crira.  19.  et  20.)  PorRSDon*  de  jnrisdict.  germ., 
609.  610. 

h)  Fischf.r's  Kamerai  -  u.  Poli/ei  recht,  II.  396. 

1)  Beispiele  unten  Cap.  XXI.  Ein  neueres  Beispiel  liefert  die  nun  wieder  aufge- 
hobene Convention  zwischen  Preussen  und  Sachsen,  vom  i3.  Oct.  1807. 
Rhein.  Bund,  XVI.  37.   Journal  politique  de  Mannheim,  1808,  n°.  55.  56. 

§.    410.  (330.) 
Arten  und  Eigenthumverhältnisse  der  fVege. 

1)  In  Ansehung  des  Eigenthums  der  Wege,  sind  heut  zu  Tage 
zu  unterscheiden«):  1)  L  ands  tra  fs  en ,  worunter  die  Heerstrafsen 
(für  regelmäßige  Durchzüge  der  Kriegsheere  und  ihres  Zugehurs), 
die  Haupt-,  Handels-  oder  CommerzialStrafsen  ,  die  Poststrafsen , 
und  die  Geleitstrafsen ,  die  Haupt-  und  Neben-  oder  Yerbindung- 
strafsen  (viae  publicae  ,  regiae ,  militares ,  communcs  ,  ordinariae) 
begrift'en  sind;  2)  Communal-,  d.h.  Stadt-  und  Dorfwege  (viae 
urbicae  et  vicanae,  Communications-  Neben-  oder  Richtwege),  welche 
zunächst  für  den  Verkehr  zwischen  Städten  und  Dörfern,  oder  mit 
den  Landstraßen ,  bestimmt  sind;  3)  Flur-  oder  Feldwege  (viae 
agrariae),  für  landwirtschaftliche  Zwecke  innerhalb  einer  Stadt- 
oder Dorf 'markung,  für  die  Genossen  derselben  zunächst  bestimmt; 
4)  Nachbarwege  (viae  vicinales)  ,  bestimmt  blofs  für  einzelne 
Haus-,  Hof-,  Garten-  oder  Feldnachbarn,  entweder  unter  sich,  oder 
auch  zu  ihren  wechselseitigen  Grund besitznngen;  5)  Gutwege  (viae 
praediales),  bestimmt  für  den  Alleingebrauch  eines  Grundeigenthümers; 
6)  Waldwege,  blofs  für  Benutzung  der  Wälder  bestimmt.  II)  Die 
Landstraisen,  so  wie  in  der  Regel  auch  die  Wasserstrafsen, 
die  natürlichen  auf  Flüssen  und  Seen,  und  die  künstlichen  auf  Canälen, 
sind  S  taatseigenthum;  die  Kosten  ihrer  Erbauung  und  Unterhaltung 
lasten  auf  der  Staatscasse,  mit  verhältnifsmäsigem  Znschufs  von  ein- 
'  zelnen  Landestheilen*  für  welche  daraus  besondere  Vortheile  entstehen. 
Die  Communal  Wege  sind  nicht  immer  Staatseigenthum,  sondern 
oft  Gemein  hei  tEigenthum  *).  Die  Flur-  oder  Feldwege  sind 
entweder  G emei n he  i tEigenthum,  oder  Gesammteigenthum  derjenigen 
Mark-,  Flur-  oder  Feldgenossen,  zu  deren  Grundbesitzungen  sie 
führen  c).  Die  N  achbar  wege  sind,  in  der  Regel,  entweder 
Gesammt-  oder  Alleineigenthnm  der  Haus-  oder  Feldaachbarn.  j)ie 
Cut  wege  sind  AUetneigenthum  des  Grundbesitzers*  Die  Wald- 
wege gehören,  in  der  Regel,  zu  dem  Waldeigenthum. 
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a)  Die  altrömische  Eintbeilung  der  Wege  und  ihr  römischer  Sachbegriff  (L.  ». 
m.  »3.  ei  «4.  L.  3.  D  de  loci«  et  itiner.  publ.  Baissosius  de  V.S.,  voc.  pm.) 
passen  auf  die  heutigen  teutschen  Verhältnisse  nicht  mehr.  Dessen  ungeachtet 
sind  solche,  selbst  den  Germanisten  noch  nicht  ganz  entfremdet.  Vergl.  Dar« 
Handb.  d.  t,  Privatr.,  Tb.  I,  \.  i»4  ff-  Fiscnsa's  Kamerai-  u.  Poliseirecht , 
IL  5a  1  ff.  —  In  Frankreich  unterscheidet  man  jetat :  1)  grandes  routes;  a) 
routes  d^partementales  ,  a)  de  i*M  classe,  die  auf  Kosten  des  ganten  Depar- 
tements ,  A )  de  classe ,  die  auf  Kosten  eines  oder  mehrerer  Bezirke  au 
bauen  und  au  unterhalten  sind;  3)  chemins  vicinaui. 

6)  Jo.  Schach  diss.  de  jure  in  platea,  DorfstrassenGerecbtigkeit.  Jen.  1744.  4- 
In  der  Regel  werden  die  Gemeindewege  su  den  öffentlichen  Wegen  gerechnet. 
Stbubsss  rechtl.  Bedenken,  Bd.  V,  Bed.  63;  Bd.  IV,  Bed.  19.  —  Von  Streit- 
fragen, ob  ein  Weg  ein  öffentlicher  oder  ein  Privatweg  sey,  s.  Clafhoth's 
Hechtsfälle,  Bd.  II,  S.  6*1. 

c)  Von  Feldwegen,  v.  Buihisks  neue  Samml.  von  Rcchtshändeln ,  Bd.  I,  S  -6. 

^ 

§.  411.  (331.) 
Geleitrecht. 

t 

Das  Geleitrecht«)  (jus  conducendi)  ,  die  Befugnifs,  den 
Beisenden  und  dem  WaarenTransport  auf  der  Geleitstrafse ,  gegen 
eine  Abgabe  (Geleitgeld),  Sicherheit  zu  verschaffen,  ist  ein  Regal; 
ehehin  nicht  selten  eine  Staatsdienstbarkeit  *).  In  dem  letzten  Fall 
hat  der  Geleitherr,  im  Zweifel,  keinen  Anspruch  auf  das  übrige 
WegeRegal  c).  Lebendiges  Geleit  zu  nehmen,  hängt  ab,  in  der 
Regel,  von  der  Willkühr  der  Interessenten:  todtes  oder  schriftliches 
(Geleitpafs  oder  Zeichen)  sind  die  Gelcitpflichtigen  zu  losen  schuldig, 
bei  Strafe  «0-  In  verschiedenen  Ländern  ist  jetzt  das  Geleit 
abgeschafft  e). 

• 

a )  PÖTraa's  Lit  III.  557-  KlvbbVs  Lit  $.  i3»7.  Halt  aus  gloasar.  b.  v.  Datt 
de  pace  publ- ,  lib.  I.  tit*  a6.  u.  56.  sqq.  Oarn  v.  d.  frankf.  Reichsm  essen, 
S.  75  f.  Fischka's  Gesch.  des  t.  Handels,  II.  6.  Esmtdess.  Kamerai-  und  Polisei- 
rechte .  II.  438.  Wbstmai/s  Staatsr. ,  40t.  Dan  Handb.  d.  L  Privatr. ,  I. 
%.  i3o. 

0)  Ahasv.  Fbitsch  de  vüs  publicis,  c.  11.  Mosaa's  nachbarl.  Staatsr.,  490. 
C.  L.  W.  Borr  diss.  de  conducendi  jure  per  Wetteraviam.  Giesa.  1771.  — 
Noch  jetat  hat  SachsenWeimarEiscnach  das  Geleit  und  die  damit  verbundene 
(.bedeutende)  Einnahme  zu  Erfurt  und  Gotha.  Defsbalb  besteht  su  Erfurt  ein 
weimarisches  OberGeleitamt. 

c)  Riuss  1.  c.  p.  89>  Anders,  Bure  1.  e. 

ä)  Ob  und  wie  weit  Beraubung  auf  der  Geleitstrasse,  den  Geleitpflichtigen  be- 
rechtigt, Entschädigung*  von  dem  Geleithern»  su  fordern?  W»stphal  a.  a.  O. 
Jarcow  von  d.  Regalien,  194.  Laisas  jur.  georgie,  lib.  Hl.  c.  3«.  n.  7.  sq. 

«)  Befreit  ward  der  JranJtfurttr  Handel  von  allen  Gelcitrecbten,  in  d.  Reichs- 
deput.  HauptachL  v.  s5.  Febr.  i8o3 ,  %.  vj,  —  Abgeschafft  ward  das  Geleit- 
geld: in  d.  Herzog th.  Nassau,  durch  Verordn.  v.  3.  Mai  1810,  Rhein.  Bund, 
XLlV.  a36;  in  d.  Grofsbersogth.  Hessen,  durch  Verordn.  v.  a5.  Nov.  1810, 
Rhein.  Bund,  LH.  476;  In  dem  Grofsbersogth.  fTitthurg ,  durch  Verordn.  v. 
•3.  Febr.  1811;  in  dem  ehemal.  Departement  Asehtfenburg ,  durch  Bekannt- 
machung v.  3o.  Märs  181t. 
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III.  Abschnitt 
CommerzRegaL 

§.   412.  (332.) 
CommcrxJtegaL 

Eines  der  wichtigsten  Hoheitrechte ,  in  Absicht  auf  innern  Wohl- 
stand und  StaatsFinanzen ,  ist  das  CommerzRegal  (jus  commer- 
ciorum  regium ) ,  das  Recht  des  Staates  auf  Leitung  und  Benutzung 
aller  Arten  des  Handels  zu  dem  Staatszweck  «).  Nicht  nur  die 
Oberaufsicht  und  Gesetzgebung  über  das  gesammte  Handels- 
gewerbe, zu  Wasser  und  zu  Lande,  ist  darunter  begriffen,  sondern 
auch  die  Leitung  und  Beförderung  des  Handels,  auch  des  aus- 
ländischen, so  dafa  bei  diesem,  wo  möglich,  die  HandelsBilanz  stets 
EU  dem  V ortheil  des  Inlandes  ausfalle  6).  Zu  diesem  Zweck  dient, 
unter  anderem,  die  Schliefsung  vortheilhafter  Handels-  und  Schif- 
fahrt Vertrage  mit  andern  Staaten  <Q<  Verpflichtet  ist  die  Staats- 
regierung zu  möglichster  Begünstigung  der  Freiheit  des  Handels. 

«)  Pöttkii'h  Lit.  III.  548.  Rl6btVs  Lit.  §.  i3o-,  Jsncow  von  den  Regalien,  1-0. 
Mosxa  Ton  Gnadenfachen  ,  as3.  Ebtndess.  Versuch  des  europ.  Völkerrechts, 
VII.  ?83  fT.  —  Von  dem  teütschen  Handel,  s.  Mfoski/s  Lehrb.  der  Statistik 
(4-  Ausg.  1817),  S  47«  —  Der  wiener  Congrefs  machte  Bestimmungen  fQr  Er- 
leichterung der  Handslsschiffahrt  auf  Flüssen  (unten  Cap.  XXII).  Die  teutsche 
Bund  es  Acte,  Art.  19,  verhelfst  Berathschlagungen  der  Bundesversammlung 
über  den  Handel.  Oben  %.  »37.  Rlöiieb's  Uebcrsicht  der  diplom.  Verhandl. 
des  wiener  Congr.,  S.  »17,  i3i  ,  »43  u.  268. 

•         *  *  *  ' 

b )  Von  dem  Missbraueh  des  CommerzRegal«  s.  Rhein.  Bund ,  XXII.  37  ff.  — 
Enghersfge  Beschränkung  des  Staates  auf  seine  eigenen  Mittel ,  wirkt  desto 
nachtheiliger,  je  kleiner  das  Staatsgebiet  ist.  Beschränkung  der  Handels- 
und Gewerbefreiheit,  wie  auch  der  Kunst*  und  Wissenscbaftpflege,  Absugs. 
geld  u.  Kachsteuer,  Indigenat  u.  d,  verdienen  in  dieser  Hinsicht  Erwägung. 
Handelsfreiheit  bringt  Betriebsamkeit  und  Wohlstand.  Production  und  Handel,  * 
sind  Hauptquellen  der  politischen  Macht.  Sio  schaffen  Reichthum,  und 
«Rcichthum  ist  Macht»,  schrieb  Uobbks.  Alles,  was  obne  Noth  die  Leich* 
tigkeit  des  Verkehrs  beschränkt'  thnt  dem  Handel  einen  Eintrag,  dessen 
Gegcnstofs  ha  den  entferntesten  Interessen  ihn  fühlbar  macht.  Die  einzige 
wohlthätige  Fürsorge,  die  eine  Regierung  für  den  Handel  treffen  kann,  ist: 
in  Kriegsseiten  ihm  Schute  su  gewähren,  für  alle  Zeit  die  Beschränkungen 
fremder  Regierungen  durch  Verträge  su  entfernen,  und  sich  vorsichtig  »«r 
irgend  einer,  wenn  auch  für  die  Staatscasse  noch  so  vortheilhaften,  eigenen 
su  hüten.  J.  C  Lsdcbs  über  ßewerb-  und  Handelsfreiheit.  Nürnb.  18117.  8. 
Von  der  völkerrechtlichen  Handelsfreiheit,  Rlübkb  droit  des  gens  moderne 
de  l'Europe ,  \.  71.  Sehr  liberale  Grund sätsc  enthält  die  preussiseh»  Instruc* 
tion  für  die  k.  Regierungen,  v.  »6.  Dec.  1808,  $.  5c  Daselbst  heift  es:  «Es 
ist  nicht  nothig,  den  Handel  su  begünstigen,  er  mnfs  nur  nicht  erschwert 
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werden.  Es  ist  dem  Staat  und  «einen  einzelnen  Gliedern  immer  am  zuträg- 
lichsten, die  Gewerbe  jedesmal  ihrem  natürlichen  Gang  zu  überlassen»  und 
keine  derselben  vorzugweise  durch  besondere  Unterstützung  su  begünstigen 
und  su  heben,  aber  auch  keine  in  ihrem  Entstehen,  ihrem  Betrieb  und  Aus- 
breiten, su  beschränken,  in  so  fern  das  RechtsPrincip  dabei  nicht  rerietst 
wird  oder  sie  nicht  gegen  Religion,  gute  Sitten  und  Staatsverfassung  an- 
stossen  v. 

c)  v.  Stecr's  Versuch*  über  Handels-  und  Schiffahrt  Verträge ,  S.  is  f.  MostVs 
nachbarl.  Staatsr. ,  610.  RlObsb's  angef.  droit  des  gens,  $.  149  et  suiv.  — 
Verschiedene  tcutsche  Staaten  haben  in  der  neuern  Zeit  theils  unter  sieb, 
theils  mit  andern  als  teutschen  Staaten,  s.  B.  mit  der  Schweis,  Rufsland, 
Brasilien,  Nordamerika  u.  a.,  Handelsverträge  geschlossen,  s.  B.  Baiern,  Wir- 
lemberg ,  Baden ,  GH.  Hessen ;  swischen  den  beiden  letzten  v.  8  Sept.  1814 » 
in  dem  bad.  Reg.  Blatt  v.  1814,  »5,  Sept.  —  Von  dem  darmstadtcr  Handels- 
Congrefs  von  i8ao —  i8s3,  oben  \,  »37  a.  —  Neuere  Handelsverträge,  zum 
Theil  Zoll- und  Handelsvereine  enthaltend,  swischen  teutschen  Bundesstaaten: 

1)  Grundvertrag  swischen  Uai*m  u.  fVirttmbcrg,  betr.  die  gegenseitigen  Zell- 
Verhältnisse,  t.  ia  Jan.  i8a8,  in  Martkss  reeucil,  Supplem  T.  XL  p.  5*9,  nebst 
dem  vorläufigen  Zoll-  u.  Handelsvertrag  v.  ia.  Apr.  i8a7,   ebendas.  S.  167; 

2)  ZollvereinOrdnung   swischen   Baiern,    fVirtcmbtrg ,  HohenzollernHechingen 
u.  HohenzollernSigmaringen ,  v.  16.  Sept.  )8a8,  in  d.  wirtemb.  Begier.Bl.  1898, 
Num.  61,  u.  in  Mabtjcss  1.  c  T.  XI,  p-  ?o3 )  3)  Handelsvertrag,  geschlossen 
von  Preussen  u.  GH.  Hestern  mit  Baiern  und  Jfirtemberg ,  am  ij.  Mai  1829,  in 
der  preufs.  Gesetssamml. ,  1829,  Num.  10,  u.  in  dem  baier.  Regier.BI.  t*  1829, 
Num.  3ij  4  u.  5)  Verträge,  wegen  gegenseitiger  Erleichterung  des  Verkehrs 
ihrer  Unterthancn,  gcschl.  von  Preussen  mit  S.  Meiningen  am  3.,  und  S.  Coburg 
am  4.  Juli  1829,  in  der  preufs.  Gesetzsamnil.  v.  18*9,  St.  i5;  6)  Declaration 
für  einen  wechselseitigen  Zoll-  und  Handels  verein,  unterzeichnet  su  Cassel 
am  ai.  Mai  1808  von  Bevollmächtigten  16  teutscher  Bundesstaaten,  nämlich 
Königr.  Sachsen,  Hannover,  S.  f Weimar ,  den  henogl.  sächsischen  Häusern,  Braun- 
schweig, Oldenburg,  Nassau,  den  Fürsten  von  Heuss  alterer  u.  jüngerer  Linie, 
u.  von  SchwarzburgRudolstadt ,  den  Freien  Städten  Bremen  u-  Frankfurt  in  der 
frankf.  OberPostamtZeit.  v.  aa.  u.  ff.  Dec.  1818;   7)  In  Folge  dieser  Decla- 
ration, am  «4-  Sept.  1828  zu  Cassel,  von  den  genannten  Staaten  und  Hessen - 
Homburg  geschlossener  Verein  für  möglichst  freien  Verkehr  und  ausgebrei- 
teten Handel  j  bei  Mahtküs  I.  c.  T.  XI ,  p.  691  j  8)  Nachtragvertrag  zu  die- 
sem Handelsvertrag,  betr.  die  Besteuerung  der  Handelsreisenden ,  geschlossen 
von  10  der  vorhin  genannten  Staaten  im  Februar  18*9,  in  der  frankf.  Ober- 
PostamtZeit. v.  1.  Mars  1819;  9)  Beitrittvertrag  des  F.  v.  Schwarz bu r g Sonders- 
hausen,  v.  i5.  u.3i.Dec.  i8»8,  wodurch  derselbe  vorstehendem  Handelsvertrag 
beitritt,  für  seinen  oberherrschaftlicken  Landestheil  (Herrschaft  Arnstadt  u. 
Amt  Gehren)}    10)  SeparatVertrag ,  in  Besiehung  auf  vorgenannten  Handels- 
verein,  geschlossen  zu  Cassel  am  29.  Sept,  1828 ,  von  Königr.  Sachsen ,  S.  Weimar, 
5.  Ottenburg,  S.  CoburgGotha,  S.  Meiningen,  Beuss  älterer  u.  jüngerer  Linie, 
SehwartburgBudolstadt ,  bei  Mannas  1.  c.  T.  XI,  p.  731  j    i1  )  Handels*  u. 
Schiffahrtvertrag  Preussens  mit  den  Freien  Hansestädten  Lübeck  ,  Bremen  u. 
Hamburg,  v.  4.  Oct.  i8t8,  bei  Martshs  1.  c.  T.  XI,  p.  74* ;  ia)  Vertrag  zwi- 
schen Hannoeer,  Kurhessen,  Oldenburg  n.  Braunschweig,  betr.  den  Freien  Haodela- 
rerkehr  ihrer  Unterthanen  und  einen  gemeinschaftlichen  Eingang-,  Ausgang- 
und  Verbrauch AbgabcnTarif,  geschlossen  zu  Eimbeckam  17.  März  iB3o,  in  der 
frankf.  OPAZeitung  v.  18.  u.  f.  Mai  18)0,  >ergl.  auch  davon  Braks  Minerva, 
Mai  i83o,  S.  a47  —  *6i.  —  .  Zoll-  und  Handelsverträge  Preussens  für  Annahme 
seines  Zoll-  und  VerbrauehsteuerSystems ,  in  angrenzenden  oder  von  seinem 
Gebiet  umschlossenen  Ländorn  oder  Landestheilen ,  oben  $.  4o3,  e.  -  Die 
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Freien  Hansestädte  Hamburg,  Lüleek  und  Bremen  schlössen  Handelsverträge, 
mit  Brasilien  am  17.  Nov.  18*7,  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
am  20.  Dee.  »8*7;  bei  Maat«*«  a.  a.  O.,  T.  XI,  p.  34o  u.  362. 

§.     413.  (333.) 
Messen  und  Märkte.   Handels  Privilegien. 

Zu  den  Gegenständen  des  CommcrzRegals  gehören  auch:  die 
Anlegung  der  Messen,  Jahr-  und  Wochenmärkte  a),  mit  Mefa» 
und  Marktfreiheit;  die  Ertheüung  der  HandelsPri  yilegien  *)  (jus 
emporii )  fiir  Gemeinheiten ,  Societäten  und  Einzelne ,  der  Vorlauf 
(jus  propolii>,  die  Lagerhaus-  oder  Niederlagegerechtigheit ,  die 
Wagegerechtigkeit ,  das  Kranrecht  (§.  4o5),  die  Stapelgerechtigkeit, 
zu  gezwungener  temporärer  Feilbietung  aller  oder  bestimmter  Waaren, 
das  Recht  des  gezwungenen  Umschlags  oder  der  Umladung  (Stationen- 
Recht,  §.  566,  577  u.  58i),  der  Strafsenzwang,  das  Recht  des  Alleinhan- 
dels «)  (Monopol),  die  Errichtung  der  Kaufmaungilden  und  Krämer- 
innungen der  Deposital-,  Giro-  oder  UmsatzBanken ,  der  Zettel-  oder 
CirculationsBanken,  der  Wechsel-  oder  Disconto  (Escompte-)  Banken  <0, 
der  CreditCassen ,  der  Pfand-  oder  Leihhäuser«)  (Lombards),  der 
CommissionBüreaux ,  u.  d. 

«)  Pötte***  Lit.  HL  590.  Rlvbbb's  Lit.  45o  ff.  Mosa»  von  d.  Landeshoh.  in 
Gnaden«.,  73.  76.  Fucm'i  Kamerai*  und  Poliseir. ,  III.  ai5.  Rusdk's  t. 
Privatr. ,  %.  463.  Lobethas's  Grunds,  des  Handlungsr.,  %.  99.  io3.  f.  Pvbf- 
vibgsb  Vitriar.  illustr. ,  HL  167.  G.  H.  Atbkb  diss.  prineeps  politiam  circa 
commercia  et  studia  cm  um  suorum  rite  adornans  (Gött.  1746)*  p-  74«  sqq»  — 
Manche  Städte  erhielten  ehehin  Mar ktbann Privilegien;  dafs,  innerhalb  eines 
bestimmten  Bezirks,  keinem  andern  Orte  Mefsgerecfatigheit  sollte  ertbeilt 
vf erden.  Avas»  1.  c.  p.  78-  80.  —  Von  der  Marktfahne,  Schhötkb's  verm. 
Abhandl.,  I.  3o6.  —   Von  den  Mwfreiheite* ,  v.  Mabtxxs  Handelsr.  %.  3i. 

*)  Pötteh  u.  Rlöbkb  a.  a.  0.  Jabgow  von  d.  Regalien,  188.  Wibdscmbid  de 
stapula,  %.  9.  sqq.  Atbbb  1.  c.  p.  76.  i«4-  Eisbwhabt's  Stadt-  u.  Bürgerr., 
188  ff.  Fiscbeb  a.  a.  O.  IL  4' 5.  HI.  34-  ->o5.  ao8.  Ebendest.  Gesch.  des  t. 
Handels,  II,  «91.  Büsch  Darstell,  der  Handl.,  I.  196.  Von  dem  magdeburger 
Stapel,  v.  Nav's  Beiträge  *ur  Renntnif*  u.  Beförder.  des  Handels  u.  der  Schiff- 
fahrt,  Bd.  II,  S.  21—45.  Ochhabt's  Darstcll.  der  Gcsetzgcb.  über  Zölle 
u.  Handelsschiffahrt  des  Rheins,  S.  a3o  ff.  Vergl.  unten,  V  577. 

c)  Mosfb  v.  Gnadensachen,  s6s.  v.  Rotb's  Staatsr.  d.  Reichslande,  IL  »38.  % 
Klubbb's  Lit.  %.  »345  a.  —  Freie  Concurrem  befördert  Händel,  Fabriken  und 
Production.  Verbote  erregen  Gefühl  des  Unrechtes,  und  reizen  eu  Schleich- 
handel und  Defraudation,  mithin  su  Unsittlichkeit.  Heilsame  Beschränkung 
in  Ertheilung  ausschliefsender  Handels-  und  GewerbePrivilegien,  enthält  der 
»irtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  3«.  —  Darstellung  der  Gründe  Vfider  die 
Monopole,  in  den  Debatten  der  französischen  DeputirtenKammer,  besonders 
von  Benjamin"  Cobstabt.,  in  den  Sitzungen  v.  17.  u.  18.  Marz  1849,  in  dem 
Moniteur  u.  a.  franz.  Journalen.  —  Ein  wichtiger,  noch  wenig  berücksichtigter 
Gegenstand,  ist  die  Anordnung  von  tVechselungtTyptH.  (F.  J,  Clktb»abb's)  Ge-  . 
danken  über  den  Typus  zur  Wcchsclungsweise  zwischen  zweien  Handelsplätzen  j 
veranlagt  durch  einen  Aufsau  in  v.  Fahxenbkbg's  Magazin  für  die  Handlung 
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Handelsgesetxgebung  u.  FinansTcrwaltung ,  Jahrg.  1812,  Heft  6,  S.  111  —  ito. 
Frankf.  a.  M.  (181*.)  8. 

d)  J.  G.  Büsch  »ämmtl.  Schriften  Uber  Banken  u.  Münswesen.  Hamb.  1801.  8. 
Stewabt's  Staatswirthschaft,  B.  IV,  Th.  a;  Bd.  V,  Cap.  »3,  Th.  a  Juso'« 
Handlungswissensch-,  %.  8«5  —  85o.  H.  W.  Lawats  Handb.  für  Bücherfreunde, 
Th.  II,  Bd.  9,  Abth.  a,  S.  169  —  3*8. 

»)  P.  J.  Mabpeboeb  montes  pietatis  Bomanenses.  Lips.  1715.  8.  rec.  c.  J.  H.  G. 
de  Justi,  ib.  1760.  8.  L.  J.  Mbtkb  diss.  de  monübua  pietatis.  Giess.  i?43- 
C.  G.  Heiedei.  diss.  super  monte  pietatis.  Lips.  1761.  J.  G.  BatfviTx  Eneycl., 
voc.  Leihhäuser. 

§.    414.  (334,) 
Handelspoliieu   Handel  der  Fremden,  Handelsgerichte. 

Ferner  gebort  dabin:  die  Anordnung  zweckmäßiger  Handels- 
polizei«),  die  Beförderung  der  inländischen  Gewerbe,  zu  Ver- 
mehrung, Veredlung  und  Verarbeitung  der  LandesProducte ,  Bestim- 
mungen für  Maas,  Elle  und  Gewicht  *)»  »«cb  Waarenpreise ,  die 
Verhütung  des  Schleichhandels  bei  unbedingtem  oder  bedingtem  Verbot 
der  Ein-,  Aus  -  oder  Durchfuhr  gewisser  Waaren  e);  die  Aufsicht 
und  Gesetzgebung  über  das  Assecurans  - ,  Bodmerei  -  und  Grofs- 
A  venture  Wesen ;  Bestimmung  des  Verhältnisses  der  Fremden,  in 
Hinsicht  auf  den  inländischen  Handel  <0;  Errichtung  eigener  Handels- 
und Wechselgcrichte,  zu  Erlangung  schleuniger  Rechtshülfe  *)» 
u.  d.  m. 

«)  Mosaa  Eon  der  Landeshoheit  in  Polizeisacben,  m3  ff.  Atbeb  diss.  cit.,  Sect.  II. 
$.  10.  Lossthae's  Handlungsr. ,  %.  7.  ff.  —  Die  nieder*  Marktpoliiei  wird  gemei- 
niglich den  städtischen  Magistraten,  und  andern  niedern  oder  mittlem  Poli- 
seibehörden  überlassen.  Atbeb  1.  c.  -p'.  n3.  117.  Fisches  a.  a.  O.  III.  »i4- 
Eisebhabt  a-  a.  O.  989.  Lobethah  a.  a-  O.  \.  *°n.  —  Die  LvxutMtMt,  für 
Ostentation-  u.  BcquemlichkeitLuxus,  ist  ein  Theil  der  HandelsPoliaei- 

*)  Schriften  von  Gebhabdt,  Rexceeebbecheb,  Liebbold,  Bush  u.  A. ,  unten  \.  4»"' 
b,  u.  4*8  b.    Ueber  Maas,  Elle  u.  Gewicht,  haieriseke  Vcrordn.  v.  a8>  Febr. 

1809,  m  d.  Begier.  Blatt,  1809,  St.  so;  iadiscAe  von  1810  u.  1811.  —  Zu  wün- 
schen wäre  ein  allgemeine*  MaasSyttem  für  alle  Bundesstaaten,  für  Werthmaas 
(Münsfufs),  Baummaas  (Gewicht-  u.  Stück-  oder  Zahlmaas)  und  Zeitraaas. 
Vorschlage  dazu,  in  G.  H.  Bosb's  ComptoirBuch,  Th.I  (Brünn  181a),  Vorrede- 

c)  Verordnungen  der  meisten  ebemal.  rhein.  Bundesstaaten,  Tom  Oct.  u.  Not. 

1810,  wodurch  Einfuhr  und  Verbrauch  der  Colon  ialfVaartn  theils  Terboten. 
tbeils  eingeschränkt,  auch  das  Verhrennen  der  englischen  Fabrikuaartn  befohlen 
ward.  Rhein.  Bund,  XLIX.  34-  99.  i36.  L,  161,  3io.  Polit.  Journal,  Kot. 
1810,  S.  1075  fT. 

d)  G.  L.  Böhmes  diss.  de  jure  prinoipis  übertat em  commerciorum  restringen  di 
in  utilitatem  subditorum,  %.  a4>  (in  dessen  Eleclis ,  III.  i^4).  —  Vormalige 
kaiscrl.  französische  und  königl.  sächsische  Staat  idienstkarkeit,  wegen  des  Tran- 
sitohandcls,  in  Preussisch  Schlesien,  und  preussische  in  dem  Königreich 
Sachsen.   Khein.  Bund ,  X VI.  $7. 
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e)  Moses  von  der  Landeshoheit  io  Justksachon ,  Cap.  3.  Sifmu's  gerieft  tl. 
Process,  I.  193.  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.,.  \.  »19.  668»  v.  Maktcbs 
HandeUr. ,  V  35.  Vergl.  Bosch  u.  Kbcubo's  HandlungsBibliothek ,  Bd.  I 
(Hamb.  178Ö),  8  *53. 



IV.  Abschnitt. 
MünzRegaL 

* 

§.    413.  (335.) 

Das  Münzwesen,  eine  Welt-  und  StaatsansiaU.  Rechtsverhältnis* 
des  MümRegals ,  auch  in  den  teutschen  Bundesstaaten, 

1)  Wie  Licht  und  Warme  sieb  verhalten  zu  dem  thierischen 
Leben,  so  die  Schreib-  und  Buchdruckerkunst,  das  Geld 
und  die  Post,  zu  dem  geselligen  Leben  der  Menschen,  in  dem  Stande 
der  Cultur.  Begriffen  unter  den  vier  (nächst  der  Sprache)  gröfsten 
CulturMitteln ,  ist  daher  das  Münzwesen  als  Welt-  und  Staats- 
anstalt zu  betrachten  ;  als  einer  der  wichtigsten  Gegenstande  der 
Staatsweisheit  und  NationalOehonomie ,  der  Finanzkunst  und  des 
öffentlichen  Rechtes.  11)  Diese  alle  vereinigt,  gebieten,  wie  uberall 
also  auch  in  Teutschland,  und  zwar  gemeinschaftlich  für  alle  Bundes- 
staaten, die  Annahme  und  Handhabung  eines  festen  Münzsystems, 
das  nicht  mehr  Geldsorten  als  not h ig  zuläfst,  für  jede  derselben  ein 
bestimmtes  Schrot  und  Korn  (§.  4 18)  vorschreibt,  und  kein  Remedium 
(§.  43^),  Schlagschatz  (§.  43 1)  aber  nur  so  weit  gestattet,  als  sein 
Ertrag  hinreichend  ist  die  nüthigen  Münzkosten  zu  decken,  aufrichtig 
entsagend  jedem  directen  Finanzgewinn  von  der  Ausmünzung  ($.  430« 
der  überall  für  die  Staatscasse  mehr  nicht  als  einmal ,  dann  aber 
nicht  ohne  unzähligmalige  Beschädigung  derselben  und  der  Staats- 
angehörigen, erlangt  werden  könnte.  111)  Ohne  Vertrag  kann,  anch  in 
Teutschland ,  kein  Staat  von  einem  andern  fordern ,  dafs  in  diesem 
seine  Münzen  in  demselben  äussern  Werth  angenommen  werden,  den 
er  selbst  ihnen  gesetzlich  beigelegt  hat  (§.  36a);  eine  Münzunab- 
hängigkeit, welche  täglich  sich  bewährt,  durch  die  StaatsPraxis 
und  das  kaufmännische  CursPari  der  Wechselpreise  (§.  4*8)  auf 
allen  Handelsplätzen0).  IV)  Jeder  teutsche  Bundesfürst  ist,  als 
Souverain,  zu  Ausübung  des  Münz  Regals  *) ,  nach  dessen  ganzem 
Umfang,  innerhalb  seines  Staatsgebietes,  ausschließend  c)  berechtigt. 
V)  Weit  der  gröfste  Theil  des  Geldes,  welches  jetzt  in  den  teutschen 
Bundesstaaten  in  Umlauf  ist  ,  ward  vor  Auflösung  der  teutschen 
Reichsverbindung  geprägt;  er  ist  also  nach  der  gleichzeitigen  teutschen 
ReichsMünz Verfassung  zu  beurtheilcn.  Aber  auch  seit  Aufhebung  dei 
teutschen  Reichsverfassung,  betrachtete  man  zeither,  wo;  nicht  in 
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allen i  doch  in  den  meisten  teutschen  Staaten,  jene  altern  Normen 
grofsentbeils  als  solche,  zu  deren  fortwährender  Befolgung  jetzt  noch 
eigenes  Interesse  nöthige.  Daher  ist  eine  zwar  gedrängte,  aber  doch 
möglichst  vollständige  Abhandlung  dieser  sehr  wichtigen  und  practischen 
Materie  ,  nach  der  vormaligen  ReichsMünzverfassung  ,  historisch 
und  politisch  wichtig,  staatswirthschaftlich  und  publicistisch  nothig. 

o)  Klüber,  droit  des  gens  moderne  do  l'Europe,  §.73.  «Lc  change  a  6te  lea 
grands  coups  d'autorite,  ou  au  moina  le  sucecs  des  grands  coups  d'autorile». 
Mostisquuu,  Fesprit  des  lois,  liv.  »,  ch.  i3. 

»)  Schriften  in  Püttee's  Lit  in.  56a  ff.  KifiaiVs  Lit.  V  »3ai  ff.  J.  Cr«.  Hirsch 
teutsebes  Münzarchiv,  Tb.  I  —  IX.  Nürnb.  »756  —  1769  fol.  (Ebcndejj.)  Er- 
öffnetes Gcheirantfsdcr  practischen  Münz  Wissenschaft.  Nürnb-  176a.  4- Frank  f.  1768. 
4.  La  Blaicc  traite  historique  des  monnoves  de  France.  Paris  1690.  4*  Notu. 
edit.  augm.  ibid.  17öS-  J.  Boikaed  traite  des  monnoyes,  T.  I  et  II.  Paris  et 
ä  La  Haje  1714.  1«.  Abotdb  Basivorbv  traite  des  monnoies.  Paris  1764. 1  Tb  eile. 
4.  Gb.  AaoR.  Sept.  v.  PhaiVs  grün  dl.  Nachricht  von  dem  Münzwesen  insge- 
mein, insbesondere  von  dem  teutschen  Münzwesen  älterer  und  neuerer  Zeiten. 
Gott.  1739.  1.  Aufl.  Heimst.  174»-  Dritte  verb.  u.  verm.  Aufl.  (von  J.  F. 
Blotzsch)  Lcipz.  1784.  8.  J.  C.  Bucthbb's  MünzLexicon.  Augsb.  1774.  8.  C. 
G.  SchäifduTs  Handwörterbuch  der  gesammton  Münzkunde.  Halle  >8u.  8. 
Ebenda i.  Nachtrag  hiezu.  Halle  1816.  8-  F.  X.  Wbu.xatrb's  allgem.numismat. 
Lexicon  od.  Münz. Wörterbuch.  Tb.  I  und  IL  Salzb.  1817.  8.  Mit  Hupf.  H. 
G.  Flöbhe's  Münzkunst  und  Münzwissenschaft.  Mit  19  Kupfert.  Berlin  i8o5. 
8.  Auch  unter  folg.  Titel:  J.  C.  Krümtz  Ökonom,  techn.'  Encyclopädie ,  fort- 
ges.  vOn  H.  G.  Flörhe  ,  Bd.  97,  Art  Münze;  überdiefs  handelt  auch  der  98. 
Band  von  der  Münze.  J.  L.  Kxöbfb,  das  Münzwesen  in  Teutschland ,  nach 
seinem  jetzigen  Zustand,  mit  Grundzügen  zu  einem  Münzverein  teutseber  Bun- 
desstaaten. Stuttg.  1828.  8. 

e)  Erloschen  ist  das  ehemalige  Münzrecht  der  subjhirton  und  supprimirtm  teut- 
schen rcicbsständischcn  Landesherren,  und  anderer  münzberechtigter ,  unmit- 
telbarer oder  mittelbarer,  Reichsungdwr»irm^  welche,  bei  Auflösung  der  teutschen 
lleichsvcrbindung ,  die  Souveraiuetät  nicht  erlangt  haben,  oder  der  erlangten 
entsetzt  worden  sind. 

§.    416.  (336.) 
Das  M'anzRegal  war ,  in  dem  teutschen  Reich,  kaiserliches  Reservat. 

*  '  1 

I)  Die  Münzgere  chtigheit,  das  Recht  Geld  zu  prägen,  war, 
noch  in  der  neuesten  Zeit  der  teutschen  Reichsverfassung ,  kein 
Bestandtheil  der  Landeshoheit,  sondern  kaiserliches  Reservat«). 
Jeder  Münzherr  bedurfte  kaiserlicher  Verleihung,  oder  unvordenklicher 
Verjährung  b).  H)  Der  Kaiser  unmittelbar,  pflegte  das  MünzRegal 
nicht  mehr  auszuüben  «)  obgleich  er  ursprünglich  dieses  ausschliefsend 
gethan  hatte  <0.  HI)  Münzprivilegien  konnte  der  Kaiser  in  neuern 
Zeiten  nicht  erthcileu,  ohne  Einwilligung  der  Kurfürsten,  und  ohne 
vorher  den  Kreis  zu  hören,  worin  der  Münzstand  gesessen  war. 
Dasselbe  galt  von  der  Münzverleihung  an  Mittelbare;  wobei  yberdiefs 
die  Mitbeteiligten    zu    vernehmen  waren  «)•     IV)   Schflfi   in  der 
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frühern  Periode  des  Mittelalters  erfolgten  etliche  kaiserliche  Münz- 
yer  leihungen  J)\  dann  andere  an  die  Kurfürsten  g) ,  nach  und  nach 
häufiger  auch  an  andere  Reichsstände  *),  rorzüglich  geistliche;  sogar  an 
landsassige  Reichsstände,  an  Bichfe-reichsstandische  Reichsunmittelbare 
an  mittelbare  Fürsten,  Bischöfe  ,    Aebte  ,  Grafen  ,  Edelleute  und 
Städte,  auch  an  einzelne  Stadtbürger,  adeliche  und  nichtadeliehe  *), 
doch  vielfältig    mit  Einschränkung  0    und  reich  sieh  nbar.      V)  Die  '  - 
Reichsvicarien,    waren    au  Ertheilung   des  Münzrechtes    nicht  j  - 
befugt  **).  ■  * 

«)  Reichsmünxordn.  i559,  §.  3o.  176.  Reichsabtcb.  1670,  \.  i3s.  Wablcap. 
IX.  6.  7.  ti.  Mtlxb  ab  Ehiikmiack  de  prineipibus  et  statibus  iraperii,  p.  618. 
Leysbr,  Spec.  539.  Mosas  v.  Reichstagsgeschäften  ,  S.  1^77  f.  ▼•  Bebst  scia- 
graphia  juris  monetandi  (1745.  4-)»  P*  *3a«  —  Wider  klare  Reichsgesetze ,  be- 
haupteten das  Gegentheil:  Ludbwio,  Spebbb,  Bossmabb,  J.  T.  Cabbacb,  u. 
F.  C.  J.  Fiscbbb  in  d.  Rameral  -  u.  Polizeir.,  III.  376  ff. 

6)  tfuhlcap.  ( i663  u.  1711)  IX.  7. 

c)  Ausnahmen  machten  Frans  I.,  seit  1748,  u,  Joseph  II.  1765.  Gbellxajib'« 
Staatskunde  v.  Teutschland.,  I.  104.  Pbaob  a.  a.  O.  S.  »53.  f.  Usiaaicu  s 
Gesch.  d,  t,  Beichs ,  VIII.  a66.   (Cletsmasb's)  Materialien ,  S.  181  f. 

J)  Da  Büsau  de  jure  circa  rem  monetär,  in  Germania,  c.  a.  ss.  sqq.  Ftxir 
scbbbs  instit.  juris  feud.,  374  ff-  Scböppeblis's  kleine  bist.  Schriften,  1.  340. 
Rössio's  Alterthütner  d.  Teutschen,  5o3. 

e)  Wablcap.  IX.  6.  11. 

f)  Die  älteste  873,  nach  Scböpelib's  Alsat  illustr.,  II.  3iq.  Ein  älteres  Betspiel 
ron  833,  für  die  Aebte  zu  Corvey  u.  Prüm,  s.  in  Gebbabdi's  geneal.  Gcsrb. 
der  crbl.  Reichsstände ,  I.  i5o.  Ein  Beispiel  von  io56  für  St.  Maximin ,  in 
Calbbtb  hist.  de  Lorraine,  I.  447.  Beispiele  für  Dynasten,  aus  dem  11.  u.  i3. 
Jahrb.  bei  Gxbbabdi  a.  a.  O.  166.  aao.  «69.  u.  in  (Fbitb)  Beirr,  s.  d.  hemteberg. 
Bergwerks  -  und  Münzwesen,  in  Mecsels  Geschichtforscber,  VI.  1  —  3o.  Da 
Bübav  1«  c.  .c.  a.  \.  a5.  sqq.  Köbleb's  Münabelustigungen ,  L  159.  IL  aao. 
Flöbbx's  Münzkunst,  S-  Iii. 

g~)  Aurea  Bulla,  X.  1.  3.   Gebstlacbbb's  Handb.  der  t.  Reichsgesetz,  IV.  498. 
k)  PrxxFiBGXB,  III-  459«   Olkbschlagkb's  Erläut.  der  G.  B.,  ao4-   Röblbb's  Miine- 
belust.,  XXI.  4>. 

0  Mosbb  v.  Beichstagsgeschäften ,  i38a.  Ekniut.  teutsebes  Staatsr-  XXIL  373. 
Madxr's  reichsrittersch.  Magaz. ,  VIII.  33?. 

A)  PrxrriBGKB,  III.  481.  Mosbb  a.  a.  O.  i383.  Bbost,  i34.  Röbau  c.  1.  %.  46. 
Gebhabdi  a.  a.  O.  I.  597»  Mebeav's  Misccll.,  I.  83.  Hassel  diss.  de  jurib.  ci- 
vitatum  imperial.  (Alt.  1789.) ,  p.  34«  C.  F.  Evxbs  mecklenburg.  Münz- 
verfafs.    (  1798-   8-  )  ,    II.  38.     Münzen  der  Domcapitrl ,    während  einer 

\  Sedisvacanz-  Moskb  a.  a.  O.  i383.  Rlübxbs  kl.  jur.  Bibl.,  XIX.  3a6.  C.  F. 
Zvfebhicb,  die  Capitels-  u.  SedisvacanzMünzen  u.  Medaillen  der  t.  Erz-« 
Hoch-  u.  unmittelb.  Reich  »Stifter.  Mit  Rupf.  Halle  i8aa.  4.  Schwäbische 
Kreumünxen  von  1694  u*  ,7^7»  Mosbb  a.  a.  O.,  i385.  In  Stadion  waren  zuwei- 
len AtünxjunJtcr,  Münzbürgtr  u.  Hamgtno*$cn\  die  ein  Münzhaus  in  Gemeinschaft 
besessen ,  auf  das  Münzrecht  privilegirt.  Da  Bühatj  1.  c  c.  a.  \.  a3.  47» 
Fleischer  I.  c  38t.  C.  G.  Bvdxb  diss.  de  Monetariis  prineipum  ac  civitatum 
Germaniae,  dictis  Hausgenossen.  Jen.  »75i.  4«  Dafis  manche  mittelbare  Städte 
aus  landesherrlicher  Erlaubnifs,  doch  unter  des  Reichs  Wappen  u.  des  Rai- 
sers  Kamen,  Münzen  geprägt  haben,  1.  in  Röblebs  Münzbelust.  XI.  40.  Von 
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dem  Münsrecht  der  Stadt  Rostock,  «.  d.  grundgcsetsL  Erbvertrag  v.  1788,  V9» 
in  Raes*  Staat  skunaley,  Th.  XXII,  S.  89. 

t)  %.  B.  auf  Widerruf,  auf  silberne  Münr.en ,  auf  Heller  und  Pfennige,  u.  d. 
Beispiele  r.  1393  u.  1398,  in  Mbvszi's  Geschichtforscher,  I.  iSo  ff.  II.  390. 
Kaiierlicbe  Ftrpfimdumg  des  Münsrechtes  v.  1431 ,  in  Bbtscmxao's  Beitr.  su  d- 
Kunstgeschichte  der  Reich sstadt  Ndrdlingen,  St.  IV  u.  V  (1800) ,  60  ff. 

m)  Lusaxus  ad  capit.  Mattbiae,  art.  34.  n.  6.  p.  069.  Anderer  Meinung  sind, 
ok  Büsav  1.  c.  c.  3.  4.  u.  Bbost,  100.  —  Die  B.  Vicarien  bedienten  sieb,  auf 
ihren  eigenen  Münzen,  des  Vicariatwappens  u.  Titels.  Moszn  v.  röm.  Kaiser, 
794.  Flxuckz  1.  c.  383.  sq.  Köhim'*  Münxbelust.,  i3.  y3.  79.  XIX.  3*i. 


I)  Gold,  in  dem  w  e  i  t  e  r  n  Sinn  ,  bezeichnet  eine  Masse  von  Gütern 
oder  Genufsmitteln.  Geld,  in  dem  engern  Sinn  (was  allgemein  gilt, 
pecunra)  ,  ist  eine  Sache  ,  deren  Tauschwerth  allgemein  ab  Maasstab  des 
Werth  es  und  Preises  der  übrigen  Sachen  dient,  als  Tauschraitlel ,  als 
Mittel  der  Vermögens  Ausgleichung  und  als  Schätzungsmittel  (Werth- 
oder Vorstellungszeichen,  repräsentirendes  Medium,  signe  repreaentatif). 
II)  Münze  (moneta)  ist  eine  Sache,  mit  einem  von  Staatswegen 
beglaubigten  Maasstab  für  den  Tausch werth  der  Dinge«).  Real- 
Münze,  Sachmünze  oder  Realgeld  (numeraire  eflectif),  ist  ein  unter 
Staatsberechtigung  geprägtes ,  d.  h.  mit  Zeichen  seines  wahren  Tausch* 
werthes  versehenes  Geldstück;  gewöhnlich  von  Metall  (klingende 
Münze,  aus  Silber,  Gold  oder  Kupfer,  Metallgeld),  sonst  auch 
von  Waaren  anderer  Art  ( Waarenmünze ).  Nominale  oder 
symbolische  Münze,  Creditmünze,  Münzzeichen,  ist  eine  Staatsurkunde, 
welche,  für  jeden  Inhaber,  eine  Anweisung  auf  reelle  Münze  enthält, 
z.  B.  Papiermünze  (§.  4a3),  ehehin  Ledermünze.  Fingirte,  idea- 
lische oder  Rechnungsmünzen,  Idealgeld,  monnoies  de 
compte  6) ,  sind  ein  unkörperlicher  Maasstab  für  den  Tauschwerth 
der  Dinge,  mithin  auch  der  reellen  Münzen  0?  z>  B*  Reichs-  oder 
rheinische ,  fränkische  und  meifsnische  Gulden ,  teutschc  Reichsthaler, 
der  augsburger  GiroThaler ,  die  MarkBanco,  die  Mark  GrobCourant,  u.  d. 

a)  «Materie  forma  publica  percussa».  Paci.lv»,  in  L.  1.  D.  de  contrab.  erat. 
Also  jedes  öffentlich  eingeführte,  jedem  Inhaber  (au  porteur)  dienende  Zah- 
lungsmittel. Geld  ist:  nach  Mostesqüiiu,  der  Repräsentant  des  Werthes  aller 
Waaren;  —  nach  Fichte,  die  Form  des  Eigenthums; — nachKsvT,  das  allgemeine 
Mittel  tum  Verkehr  desFlcifses  der  Menschen  gegen  einander;  — nach  Abchkhiioi.s 
eine  Sache ,  deren  Gebrauch  nur  durch  ihre  Veräusserung  möglich  ist.  —  K. 
MuaiABD  über  Geld  und  Münze  u.  s.  w.  Cassel  1809.  &  Ebenes*.  Theorie  des 
Geldes  u.  d.  Münze.  Altenb.  1817-  8.  A.  Müllems  Versuch  e.  neuen  Theorie 
des  Geldes.  1817.  8.  -  Cra.  r-  ScbkiotPhiseldkck  über  den  Begriff  voraGelde, 
u.  den  Geldrerbehr  im  Staate.  Copenh.  1818.  8-  G.  HorsLASD's  Staatswirth- 
schaftskunst.  Tb.  I,  S,  ia8.  J.  £.  F.  Lots  Revision  der  Grundbegriffe  der 
Naüonal Wirthschaftlchre ,  Th.  I,  S.  9  —  171.  H.  Stobch  cours  d  economic 
poütiqoe,  T.  III  et  IV  et  T.  VI,  notes  4,7—11,  i3et  »6  (oben  §.  393,  a). 
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*)  Stewart»  Staaiawhnbschaft ,  Buch  III,  Cap.  1.  - Mostesqvhu ,  esprit  des  lots 
liv.  11 ,  ch.  3.  An.  Smith  s  Untersuchungen  über  die  Nalur  u.  die  Ursachen  des 
Nattonalreichtbums  (Breslau  1794) ,  Bd.  I,  Buch  1,  Cap.  4  ,  S.  38  ff   J.  B.Sai, 
traite  d'economi«  politiquc  (Paris  i8o3..8.)t  T.  I,  Ht.  a.   Flöbbk's  Münzkunst, 
S.  809  ff.  —  Die  Recknungtmümen  sind  theil*  genuine ,  wonach  jeder  Ort  dessel- 
ben Münzbezirks  im  gemeinen  Handel  rechnet,  z.  B.  rheinische  Gulden  j  theils 
bttöndere,  wonach  man  in  einem  bestimmten  Ort  oder  Bezirk  nur  bei  beson- 
dern Gelegenheiten  rechnet,  z.  B.  bei  dem  Wcchsclhandcl.   \\\r  Zahlwerth  ist  dop- 
pelt: 1)  Ortwerth,  d.  a.  Valuta,  wonach  die  Münze  an  demselben  Ort  bezahlt 
wird  t  z.  B.  nach  Bänco  -  oder  CurrentGcld  (über  Banco,  Courant  und  Münze, 
von  Oedkb,  in  Schlökeb'b  Staatsanz. ,  XLV1I.  3io.),  nach  frankfurter  Wechsel- 
geld, augsburger GiroGcld  (§.419,  a), u.  d.;i)  fremder  Werth,  den  die  Münze  an 
einem  andern  Ort  hat,  und  der  aus  des  Ortes  Münzfufs  hergeleitet  ist.  —  Wer- 
den ff  ecksei  an  dem  Ort  A  auf  den  Ort  B  eingehandelt  oder  t  erkauft,  so  ist 
ein  Stück  oder  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stücken  aus  einer  bestimmten  Münz- 
sorte  des  einen  von  beiden  Orten,  die  beständige  Grösse,  nach  welcher  der 
Preis  des  Wechsels  in  einer  bestimmten  Münzsorte  des  andern  bedungen  wird,; 
er  ist,  wie  der  Preis  der  Waaren,  bald  höher  bald  niedriger,  also  veränderlich. 
Die  beiderseitigen  reellen  Gcldsorten  bilden  daher,  in  der  Bcgel,  das  gegen- 
seitige Wechselgeld.    Um  noch  sicherer  zu  gehen ,  hat  Hamburg  Silberbarren 
zu  seinem  Wechselgeld  gewählt.    Der  zwischen  beiden  Orten  bald  steigende 
bald  fallende  Preis  des  Wechsels,  heifst  WecAietpreu,  lYechselcurs,  oderschlecht- 
hin  Cur*.    Man  ersieht  ihn  ans  den  Cttrttetuhu    J.  F.  Loa» uz  Grundrifs  der 
reinen  und  angew.  Mathematik,  Th.  I  (1708) ,  S.  na.    (F.  CLaujnian's)  Mate- 
rialien für  Münzgesetzgebung  (Frankf.  i8»i.  8.),  S.  3i3  ff.    Eben  des  4.  unten 
(§.  4 jo)  angef  Aphorismen,  S.  85.    v.  Fabskbberg's  Magazin  für  die  Handlung, 
Jahrg.  1812,  Heft  6,  S.  5o8  —  5io.    Die,  in  der  neuesten  Zeit  nicht  selten  ab- 
geänderten, FVeclulungs Typen      4>3  ,  c),  nach  welchen  auf  den  verschiedenen 
Handelsplätzen  die  Wechselpreise  bestimmt  werden,  findet  man  in  J.  C.  Nklc- 
»KicBaBCHxn's  (Gbbbabdt's  de«  Aelt.)  Taschenbuch  der  Münz-,  Maas*-  u.  Ge- 
wichtkunde.  9.  Aufl.  verro.  u.  verb.  von  M.  B.  B.  GsBanAanr.   Berl.  i8o5.  8. 
11.  Aufl.  vernv  u.  verb.  v.  J.  S.  G.  Otto.    Berl.  1817.  i3.  Aufl.  v.  J.  P.  Schel- 
lemiebg.  1810. 14.  umgearb.  Aufl.  1818. 8  j  auch  in  J.  E.  Liebbold's  allgcm.  Comptoir- 
Handbuch.    4-  Aufl.  Frankf.  i8ai.8.,  in  der  Neuesten  Geld-,  Münz-,  Maas-  u. 
Gewichtkunde.  4.  Aufl.  Nürnb.  1821.  4.,  u.  zum  Theil  für  frühere  Zeit,  in  den 
Anweisungen  und  Tabellen  v.  Kbose,  Gebbabut,  Aub,  Flügel,  Kabpkk,  Lkkz, 
Eül*b,  Wagnu»,  J.  F.  Lauge  u.  Mos.  Isbarl,  u.  a. ,  J.  G.  Bosch  über  Geld-, 
und  Wechselcurs,  Münzen,  Pari  u.  s.  w.  Hamb.  1801.8. 
c)  Bdse's  Handb.  der  Geldkunde,  tbeoret  Theil,  8.  108  ff. 

§.    418.  (338.) 

Form  und  Materie  der  Real  Münze.     Ihr   Schrot  und   Korn ;  ihr 
innerer  und  äusserer  Werth.     Valvation   der  Münzen.  Einflnss 
derselben  auf  die  Wechselpreise.  MünzFolitik. 

I)  Bei  Beal Münzen,  kommt  in  Betracht:  1)  die  Form,  inson- 
derheit das  Gepräge,  welches  den  Zahlwerth  ^Valuta,  und  zwar 
mit  Angabe,  wie  viel  Stücke  aus  der  Mark  fein  geprägt  sind), 
Jahrzahl,  Namen,  Titel  und  Wappen,  auch  wohl  das  Bildnifs  des 
Münzherrn  «) ,  enthält,  wo  die  Wappenseite  die  Hehr-,  oder  Rückseite 
(Revers),  die  aridere  die  Hauptseite  (Avers),  heilst;  3)  die  Materie > 
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jetzt  die  drei  Münznietalle,   Gold ,   Silber,  Kupfer  *)•  T>ie 
beiden  edlen  Metalle  in  ihrer  Feinheit,  erhalten  meist  einen  Zusatz 
Ton  anderem  Metall  (eine  Legirung);  Silber  wird  mit  Kupfer,  Gold 
mit  Silber,  oder  Kupfer,  oder  beiden  1  e  g  i  r  t  oder  beschickt  (vermischt, 
d.    h.    mit    solcher  Zuthat  zusammengeschmolzen ).     II)  Was  die 
Mischung  oder  zusammengeschmolzene  Masse,  dieses  legirte  Silber 
oder  Gold,  an  edlem  Metall  (edlem  Münzstoft')  enthält,  nennt  man 
ihren  Feingehalt,  ihre  Feinheit.     Die  aus  dieser  Mischung  ent- 
standene rohe  Masse  hei  Pst,  wenn  Münzen  daraus  geprägt  sind,  das 
Korn  (titre)  der  Münze.     Schrot  (poids)  der  Münze  hingegen, 
beifst  das  Gewicht  (Metallgewicht),   welches  sich  aus  ihrem  edlen 
Metall  und  aus  der  Zuthat  zusammen  ergibt  c).     III)  Der  innere 
Werth   einer  Münze  wird  geschätzt  <0,    nach   ihrem  Korn  und 
Schrot,  nach  dem  qua  Ii  et  quanto.    Bei  der  Fabrication.  inufs 
daher  nicht  nur  für  Richtigkeit  des  Gehaltes  gesorgt  werden,  sondern 
auch  für  Gleichheit  in  dem  Gewicht  der  individuellen  Stücke  einer 
Münzsorte.     Münzen,    die  den  gesetzmäßigen   innern  Gehalt  nicht 
erreichen,   heifsen  geringhaltige.     Der  äussere  Werth  einer 
Münze,  ihr  Geldwerth,  ist  der  von  Staats  wegen  ihr  beigelegte.  Je 
weniger  er   den  inneren  übersteigt,    desto  hochhaltiger  oder 
werthvoller  ist  die  Münze.     IV)  Der  aus  ihrem  Korn  und  Schrot 
hervorgehende  Werth  der  Münzen,  als  eines  manufacturirten  Metalls 
oder  Fabricats,  hat  unvermeidlichen  Einflufs  auf  den  Gang  der  im 
Wechselhandel  und  Waaren  Grofshandel  entscheidenden  Wecbs el- 
preise oder  Curse  «),  wo  das  Geld  als  Waare  (wie  Bruchmetall 
oder  Tjegelgut)  betrachtet  wird  ( §.  417  u.  421),  folglich  schlechte 
Münze  nicht  auf  höhere  Geltung  steigen  kann,  als  ihr  Metallwerth  mit 
sich  bringt.    Ist  für  den  innern  Werth  verschiedener  in  einem  Land 
gesetzmasig    umlaufender    Geldsorten   von    verschiedenem  innerem 
Gehalt  durch  ein  gehörig  befolgtes  Gesetz  dem  Ausland  keine  sichere 
Bürgschaft  gegeben ,  so  rechnet  dasselbe  in  dem  Wechselverkehr  ( bei 
Umsätzen  ausländischer  Währungen  oder  Geldsorten  von  verschie- 
denem innerem  Gehalt  gegen  inländische,  und  umgekehrt),  um  sicher 
zu  gehen  ,  in  der  Regel  auf  die  schlechteste  oder  geringhaltigste  der 
Währungen,  welche  in  dem  Staat,  mit  dessen  Einwohnern  es  verkehrt, 
eingeführt  ist  ,  weil  mit  ihr  Zahlung  zu  leisten  im  Zweifel  Jeder 
geneigt  seyn  wird/).    Um  so  viel  werden  daher  in  dem  gegenseitigen 
Verkehr  die  Preise  der  Wechsel  (die   Curse)   von  dem  Ausland 
gesteigert ,  und  müssen   dessen  Werthgegenstände   von  dem  Inland 
theuerer    bezahlt    werden.     Diesen  wichtigen   Gegenstand   hat  die 
MünzPolitik  zu  beachten?). 

a)  Gkbjtlachbb's  Handb.  d.  Reichsgesette,  IX.  1677  f.  Nach  der  BeicbsMüns- 
ordn.  ▼.  i558,      10,  sollte  auf  der  Hauptsi-ile  das  Reichsvtappen  stehen.  Köa-' 
LKa's  Münxbelust. ,  I.  157  ff.    Dawider,  s.  in  Ansehung  der  kurfurstl.  Münzen, 
Ludbwig's  Erläut.  der  G.B.,  I.  901.  Es  war  aber  diese*  nachher  willkübr- 
lich  geworden.  Köhl»»'«  Vorrede  su  ».  Paiva'a  Nachr.  von  d.Müaswescn,  XX  ff. 

*)  Zu  der  Re/riMOnze  sind  die  edlen  MetalU  besonders  tavglieb  ,  wegen  ihres 
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vigenthümlicben  inneren  Werihee,  ihrer  verhaltnifsmäsigen  Seltenheit,  Dich- 
tigkeit und  die  kleinsten  Vermögentheile  erreichenden  Theilbarkcit ;  Eigen- 
schaften, die  vereinigt  keinem  andern  MünzstofT  in  so  hohem  Grad  eigen  sind. 
—  Aus  Piatina  (Weifsgold)  werden,  seit  1828,  in  Rufsland  Münzen  geprägt. 
Ki.über  s  Münzwesen,  S.  211  f.  —  Ehe  das  aes  signatum  üblich  war,  diente 
den  Römern .  wie-  den  alten  Teutschen,  Vieh  (pecua)  als  gemeines  Tausch- 
mittel; daher  die  spatere  Geldbenennung 


«)  Fem  Gold  oder  Silber,  ist  rein,  d.  b.  ohne  Zusats.  Vermischt  mit 
anderem  Münzmetall ,  heifst  es  legirt  oder  beschickt.  Silber  wird  mit  Kup- 
fer, Gold  entweder  mit  Silber  oder  mit  Rupfer,  oder  mit  beiden  legirt. 
Daher  die  Benennungen:  weifte,  rothe,  gemischte  Lcgirung  oder  Raratirung. 
—  Von  den  Münzmeiallen,  s.  Flörux's  Münzkunst,  S.  390  —  3i6  —  Von  Schrot 
und  Korn,  cbendas.  S.  344  ff-  —  Zu  dem  Münzgeuticht  bei  Gold  und  Silber, 
bedient  man  sich,  in  Teutschland,  des  colnischen  Markgewichtes.  Dieses  teutsche 
Markgewicht  wird  gebraucht,  tbeils  zum  abwogen  jener  Metalle,  thcils  zu 
Probirung  ihrer  Feine  und  des  Zusatzes.  Zum  Abwägen  wird  es  vin 
wie  folgt. 


Mark 

Unsen 

Loth 

Quintlein 

Pfennige 

Heller 

1 

8 

16 

64  1 

256 

512 

1 

2 

8 

— - 

32 

64 

16 

32 

• 

1 

4 

8 

1 

2 

Gewogen  wird  aber  gewöhnlich,  bei  dem  Verkauf  des  Goldes  und  Silbers, 
nur  nach  Mark  und  Lotion,  nach  %,  '/*,  VU.  '/„  u.  %«  Lothen.  In  Val- 
vationsEdicten  wird,  seit  der  östreich -baicrischen  Münzconvention  von  1753 
(\.  4»7)»  die  cölnische  Mark,  welche  4864  holländische  Asse  wiegt,  eingetheilt 
in  4010 -Asse,  deren  60  das  Gewicht  eines  Ducaten  ausmachen,  v.  Pamir  176  f. 
(Die  Eintheilung  der  Mark  in  435a  Asse,  Eschen  oder  Grains  —  t.  Pbaur, 
19  ff.  — ,  ist  nicht  mehr  üblich.)  Ueberdiefs  wird  in  dem  Münzwesen  zu  Be- 
rechnungen, welche  die  Stückelung  der  Geldsorten  und  deren  Valvation 
betreffen,  der  Richtpfennig  gebraucht,  welcher  aus  einer  Mark  besteht,  und 
in  66,536  Thcile  getheilt  wird,  als  die  QuadratZahl  ron  256  Pfennigen,  in 
welche  die  cölnische  Mark  getheilt  ist  —  Gegenseitiges  VerhSItnifs  des  cöl- 
nischen ,  des  nmfrantö tischen  u.  des  neuen  niederländischen  Markgewichts,  in 
Schulik's  niederl.  und  grofsbrit.  Wechsel-  u.  Münzgesetzea  (Frankf.  1827.  8.), 
S.  116  ff.  Fünf  tvtifJterMark  haben  die  Schwere  von  6  cölnischen.  (Clbyvxabh's) 
Materialien,  S.  192.  596  Mark  augsburger  Silbergewicht  machen  601  cölnische 
Mark.  Clitkiihx's  unten  (\.  420)  angef.  Aphorismen,  S.  106.  —  Anlangend 
die  Bezeichnungsart  des  Feingehaltes  der  edlen  Münzmetalle,  so  wird  in  Teutsch- 
land nach  dem  Probirgewicht  die  höchste  Feinheit  des  Goldes,  bezeichnet  durch 
24  Karate  (so  viele  machen  eine  cölnische  Mark),  und  jedes  Rarat  wird 
getheilt  in  12  Gran.  Die  höchste  Feinheit  des  Silbers,  wird  bezeichnet  durch 
16  Lothe  (so  viele  machen  eine  Mark),  und  jedes  Loth  wird  getheilt  in  18 
Grin.  Demnach  hat,  bei  Gold  und  bei  Silber,  die  feine  Mark  288-  Grän. 
(CxrriruA.wn's)  angef.  Aphorismen,  S.  4  u.  f.  — .  Eine  Mark  feines  Gold  oder 
Silber,  keift  eine/«*«  Mark;  wenn  es  beschickt  (legirt  oder  vermischt)  ist 
mit  andern  Metallen,  eine  rauhe  Mark.  -  Zu  genauer  Prüfung  des  Feingebal- 
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tes  sowohl  des  Goldes  als  auch  de*  Silbers,  in  Barren  und  in  Münzen*  bedie- 
nen sich  Münzw  ardeine  am  sichersten  der  Schöpf-  oder  Tiegelprobe,  welche 
grössere  Genauigkeit  gibt,  alt  die  Aushieb-  oder  Meittelprobe  (Klübeh's  Münz« 
wesen,  S.  *4o  ff.  u.  %fa  ff.);  dann  zu  Prüfung  des  Gewichtes  der  Münzen  einer 
sehr  feinen  Wage,  der  Probirwage,  und  eines  eigenen  verjüngten  Gewichtes, 
des  Probirgewichtes.  Wie  bei  geometrischen  Arbeiten  der  verjüngte  Maasstab 
in  beliebiger  Grösse  sich  annehmen  läfst,  so  kann  man  auch  in  dem  Münzwesen 
das  Probirgewicht,  welches  die  ganze  Mark  darstellen  soll,  nach  Gefallen 
leicht  machen;  wenn  es  nur  so  abgctheilt  wird,  dafs  es  bei  Goldproben  in 
Marale  und  Grane,  bei  Silberproben  in  Lothe  und  Gräne  richtig  zerfällt. 
Denn  der, Zweck  ist,  dafs  der  feine  Gebalt  des  in  Probe  genommenen  Metalls, 
nachdem  eine  ganze  ProbirMarli  desselben  von  dem  Zusatz  befreit  worden, 
bei  dem  Wiegen  des  gereinigten  Hestes  richtig  an  den  Tag  komme.  Bestände ' 
z.  B.  die  eine  Mark  schwere  Masse  zur  Hälfte  aus  Zusatz,  so  müfste  dieser 
reine  Best,  an  Gold  \i  Karate,  an  Silber  8  Lolh  wiegen,  und  wenn  der  Zu- 
satz ein  Drittheil  der  Masse  betrüge,  wäre  der  Best,  an  Gold  16  Karate,  an 
Silber  10  Loth  und  i»  Gran.  Dann  würde  man  sagen,  dafs  jede  Mark  der  in 
Probe  genommenen  Masse  so  viel  An  feinem  Metall  enthalte.  — ProbirSuüie 
und  ProSir -  oder  Sireufintidtln ,  d.  h.  dünne,  aus  einer  verschiedenen  Zusam- 
mensetzung der  edlen  Metalle  gefertigte  Stifte ,  wenn  gleich  richtig  Iegirt, 
liefern  eine  nur  oberflächliche  Probe.  Flöbbe's  Münzkunst ,  S.  35?  ff.  —  Au» 
Eigennutz  oder  Geheimnifskrämerci ,  möchten  manche  Münzbeamte  der  Münz- 
kunst, besonders  der  Probirkunst,  in  den  Augen  unkundiger  Staatsmänner 
das  Ansehen  einer  Art  von  Zauberei  oder  geheimer  Wissenschaft ,  wenigstens 
eine/*  höchst  tiefsinnigen  und  schwer  zu  erlernenden,  verschaffen,  um  von 
genauer  Erforschung  des  Münzwesens  abzuschrecken.  —  G.  C.  Cbexicj  über 
die  wahre  cölnische  Mark.  Frankf.  1810.  8.  Von  der  Mark  löthigtn  Goldes 
und  Silbers,  s.  die  angef.  Materialien  (von  Cliywxasts),  S.  i  ff.  —  Von  Jtuti- 
rung  der  Münzen,  s.  Flöbbe's  Münzkunst,  S.  885  —  893.  (GtsTxns.>s,s)  angef. 
Materialien,  S.  i35  ff-  (O.  J.  Fi>cr)  Etwas  über  das  richtige  Ajusüren 
der  Münze.  Mehr  über  die  Vortheile  der  Wipper.  Altona  1788.  8.  —  Von 
dem  Gehalt  der. bekannten  Gold-  und  Silbersorten,  s.  F.  G.  Büse's  Kenntnisse 
und  Betrachtungen  des  neueren  Münzwesens  für  Deutsche.  «  Theile.  Leips. 
1795.  8.  M.  B.  B.  Gebhabot's  Handb.  der  t.  Münz-,  Maas-  und  Gewicbtkunde. 
Berl.  178a  8.  G.  H.  Bosa's  Voliständ.  Handb.  der  Geldluinde.  Theoret.  Tbeil. 
Erf.  1804.  Pract.  Theil  in  a  Bänden.  Erf.  1800  u.  180a.  6.  Ebendess.  Comptoir- 
Buch,  I.  Theil j  erläuterte  und  ergänzte  Darstcll.  der  in  den  ComptoirTafeln 
verglichenen  europ.  Münz-,  Maas-  und  Gewichtverhältnisse.  Brünn  »8sa-  8. 
Akdb.  Wagseb's  Münz- und  Wechseltabellen  (Leipz.  1804.  4-  *erm.  Aufl. 
181a.),  S.  ao3  ff.  Ebenda*.  Münz-,  Maas  -  und  Gewicbtkunde.  Leips.  1816.  8- 
J-  C  NaiaxaBKBCMEH'a  oben  (V  417)  angef.  Taschenbuch'.  Bestimmung  des 
Warthes  der  bekanntesten  in-  und  ausländischen  Gold-,  Silber-,  Kupfer-  u. 
nngirten  oder  Rechnung&münsen  in  der  Welt,  nach  ihrer  Würdigung  in  Schrot 
und  Korn,  u.  nach  Maasgabe  ihres  Courses,  auf  vierfache  Weise  reducirt. 
Leipz.  1786.  78  S.  in  kl.  4.  Geld-  u.  Münzwissenschaft.  Nürnb.  1H07.  4.  Jc- 
cbsl's  europäische  Münz-,  Maas-  und  Gewichtskunde.  1  Theile.  Wien  1817.  8. 
BKcauA.s»'s  Technologie,  Cap.  3*.  Hildebbasdt's  Anfangsgr.  der  Chemie,  II. 
§.  1710.  1767.  Ghek  s  Handb.  der  Chemie ,  %.  *538.  1549.  J*  Bant«.  Tnonxs 
noarr's  Handb.  d.  gesammten  Chemie,  Bd.  Vit,  %.  —  u$5.  Lobksz  a.  a. 
O.  I.  i3i  ff.  —  Von  dem  Werth  der  ehemaligen  Münzen ,  a.  Ptfrra's  Lit.  HL 
570.    KlÜbeb  s  Lit.  436. 

d)  Von  der  Valvation  oder  Werthschätzung  der  Münze,  als  der  Bestimmung  des 
Geldnamcns,  der  ihnen  ihres  innern  Werthri  wegen,  nach  einem  bestimmten 
Münzfufs  Bukemmt,  s.  man  FLÖana's  Münzkunst,  S-  5o8  ff.  —  In  dem  König- 
reich Sachsen  sollen  seit  1811  halbjährig,  vor  Eintritt  der  Leipziger  Oater- 
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und  Micbaclismcssen ,  ValoationTabeUen  für  die  umlaufenden  fremden  Münzen 

erscheinen.   Wbisse's  k.  aachs.  Staatsr. ,  Bd.  II,      ao8  u.  S.  677.  —  Die  g? 

ringhakigen  Münaen  werden  ideale  genannt  von  Mostisooibv,  eaprit  de  lois,  liv. 

XXII,  cb.  3;  also  in  einem  andern  Sinn,  als  oben  %.  417. 
«)  J.  G.  Bcsca  sämmtl.  Schriften  über  Banken  u.  Mtinawesen  (Hamb.  1801.  3.)* 

S.  664  ff.  %.  ia  u-  ff.   Flörrk  a.  a.  O.  6aa  ff. 
/)  Cph.  v.  Schmidt  -  Phibbldbck  über  den  Begriff  rom  Gelde,  und  Geldverkehr 

im  Staate.  (Kopenh.  1818.  8.) ,  Absatz  IV. 
g)  Cph.  v.  Schmidt  •Pbusbldbch  a.  a.  O.,  Absats  IV.  —  Von  der  JHünzPoiitik 

überhaupt ,  nach  Büsch  Grundsätze  der  MünsPolitik.   Hamb.  1789.  8-  u. 

Ebendess.  über  Bankgeld ,  Münse  u.  Münxrerwirrung,  in  dessen  angef.  Sämmtl. 

Schriften ,   S.  56i  ff.  ,  verglichen  mit  den  Bemerkungen  in  der  Allg.  Lit. 

Zeitung      1791 ,  Nnm.  137  u.  3aa ,  bandelt  Flöbkb  a.  a.  O. ,  S.  789  —  83q. 

Man  s.  auch  (Clecsmabb's)  Aphorismen,  S.  160  ff.  1 

1 

§.   419.  (330  •.) 

Münifuss.   Jetzige  Arten  desselben:  i)  in  Silber. 

Der  Münzfufs  ist  eine  Bestimmung  für  Korn,  Schrot  und 
Zahlungswerth  einer  Münze.  Er  setzt  fest:  a)  wie  viel  Zusatz  von 
geringcrem  Metall,  das  Hauptmetall  einer  bestimmten  Müuzaorte  haben 
darf,  welchen  Feingehalt  demnach  dieselben  haben  mufs  (Korn); 
b)  wie  viel  Stücke  derselben  Sorte  aus  einer  Mark  geschlagen  werden 
dürfen,  das  heifst,  das  Gewicht  oder  wie  schwer  jedes  Stück  sejn 
mufs  (Schrot);  c)  welchen  äussern  oder  Zahlungswerth  jedes  Stück 
einer  bestimmten  Geldsorte  haben  soll ,  das  heifst ,  wie  der  aufsere 
oder  Zahlungswerth,  welcher  den  einzelnen  Stücken  der  bestimmten 
Geldsorte  von  dem  vorgeschriebenen  Schrot  und  Korn  beizulegen  ist, 
sich  verhalten  mufs  zu  dem  angenommenen  Anschlag  der  feinen 
Mark.  I)  In  Silber,  sind  jetzt  in  den  teustchen  Bundesstaaten,  — 
hoffentlich  nur  provisorisch,  bis  zu  einer  völligen  Gleichförmigkeit  oder 
andern  Bestimmung  —  vorzüglich  bemerkbar ,  vier  verschiedene 
Münzfüfse«):  1)  der  Achtzehngulden-  oder  L eipzigerFufs, 
von  1690*);  a)  der  Z  wan  z  igg  ul  d  en-  oder  GonventionsFufs 
( i3y3  Thalerfufs),  seit  1753«);  3)  der  kurbrandenburgische,  jetzt 
preufsische  Ein  und  zwauzig  Guldenfufs  ( 14  Thalerfufs),  seit 
1750,  verbessert  seit  1764  J)i  4)  der  so  genannte  Vi  er  und  zwanzig 
Guldenfufs  «)»  dieser  kein  eigentlicher  Münzfufs,  nur  eine  abwei- 
chende Zählungsart  der  nach  dem  Zw  an«  ig  Guldenfufs  geprägten  Münzen 
CS-  4*7  «•  429). 

a)  Ausser  diesen  vier  HauptMünsfüssen ,  gibt  es  in  Teutschland  noch  verschie- 
,  denc  andere  particulare  Münsfüssc,  »um  Theil  nur  locale.  Bemerkenswerth  sind 
hier  folgende.  1)  Der  lübitche.  die  Mark  fein,  in  GrohCourant  au  Thaler 
=r  34  Mark,  also  ein  17  Guldenfufs,  in  Stücken  von  2  Mark.  1  Mark,  8  Schil-  • 
ling,  4  Schilling  u.  a  Schilling,  v.  Pravx,  118.  Fiöbrb,  418.  (Clbtsxabb's) 
Materialien/  S.  464;  dem  ausser  Lübeck,  auch  MecklenburgSchwerin  und  Hamburg 
folgen,  das  letste  ao,  dafs  dieses  Geld  dort  CourantGeld  heifst,  tum  Unter* 
schied  von  dortigem  Bankgeld  fl.  417,  b).  a)  Der  neue  dänisch- holstemucke, 
welcher  aber  durch  ein  Edict  vom  6.  Jan  i8i3  so  verändert  ward,  dafs  aus 
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|  einer  feinen  Mark  cölnisch  ,  18  \\  neue  dänische  RtfichsBankthaler  sollen  ge- 
prägt werden.  3)  Der  Zwei  und  zwanzig  Guldenfuss ,  zu  Frankfurt  a.  M.  bei 
Zahlungen  aus  Verpflichtungen,  die  vor  1766  auf  so  genannte  frankfurter 
Währung  eingegangen  wurden.  Auch  im  Fürstenthum  Wnldeck  gilt ,  noch 
jetzt,  neben  drei  andern  Münzfüssen,  im  gemeinen  Verkehr  der  22  Guldenfufs, 
die  so  genannte  waldeckiscbc  Währung.  (CutYirauita*s)  Materialien,  S.319U.  3?7  — 
33o.  —  Neunzehn  teutsche  Münzfüsse  in  Silber,  die  jedoch  nicht  alle  im  täg- 
lichen Verkehr,  sondern  cum  Theil  nur  bei  alten  Grundrenten  u.  Geldcapi- 
talen,  in  Verträgen  u-  d.  gebraucht  werden,  tum  Theil  nur  besondere  Zäh- 
lungsarten sind,  verzeichnet  M.  R.  B.  Gibhabdt,  in  d.  allgemeinen  Contoristen 
(BerL  1791«  »  Thcile  in  4«)i  -Art.  Deutschland,  1.  104.  Man  s.  auch  Flöbhe's 
Münskunst,  S.  433  —  445«  —  Nur  fingirte  Loeal Wahrtutgen  sind:  die  frankfurter 
W ' echttlGeld Währung,  ein  i3JV»»  Thalerfufs  oder  *o%,  Gttldenfufs.  (KLCerVs 
Münzwesen,  S.  «i5.  ff»  u.  «84)  J  das  augshurger  GiroGeld,  in  welchem  der 
eingebildete  GiroThalcr,  eine  blofse  Rechnungsmünze,  zu  nur  114V,«  Kreuzern 
augsburger  Courant  oder  des  ao  Guldenfusses ,  nach  welchem  der  Tbaler  1*0 
Kreuzer  bat,  berechnet  wird  (Klöbkb  a.-  a.  O.  S.  an  u.  a65);  die  hamburger 
BaneoValuta ,  der  Geldfufs  der  hamburger  Bank,  ein  9*14  Thalcrfufs.  Nach 
dieser  Valuta  steht  die  cölnische  Mark  fein  Silber  auf  91 '34  Rthlr.  oder  17% 
Mark  Banco ;  sie  ist  also  von  hamburger  GrobCourant  unterschieden  um  a3  Vu 
pro  Cent,  oder  i3  Mark  Banco  kommen  genau  überein  mit  16  Mark  hamburg. 
Courant,  doch  so,  dafs  die  Nachfrage  diesen  Werth  auch  Veränderungen  un- 
terwirft- Kiöbbb's  Mtlnzwesen,  S.  m.  u.  184.  Der  aUonaer  BancoFuss  von 
1777,  ist  von  dem  hamburger  nur  . um  1  Schillinge  Banco  unterschieden;  er 
bestimmt  die  cöln,  Mark  zu  9%  Rthlr.  oder  17%  MarkB.  v.  Pnava,  193. 

4  3.  G.  Büsch  über  Münzen  (1801.  8.),  S.  9  ff.  (Clky^uon's)  Materialien, 
S.  338.  StvEBiao  über  den  hamburgischen  Münzfufs.  Hamb.  1789- 8.  -  Von  der 
ehemaligen  Reichs  Kämmt rgericktswährung  (einen  Kammergulden  zu  78  Kreuzer 
u.  «  u.  *•/„  Heller),  s.  v.  Puvs,  S.  n3.   Kivbeh  a.  a.  O..  S.  17,  Note 

*)  Bis  »817  nur  noch  hannöv ersehe* ,  so  genanntes  Cassengetd  oder  Cassenmünze 
(Flöbbe's  Münzkunst,  S.  83i  f.),  auch  bis  18.4  schwedisch- pommerisches  Courant, 
den  alten  Louisd'or  zu  4  Rthlr.  16  ggr.  v.  Pbmjk,  i85.  Die  Mark  fein  ward 
im  GrobCourant,  bis  auf  1  gute  GroschenStücke,  zu  11  Rthlr.,  in  den  feinen 
hannöverischen  »/,  Stücken  aber  nur  zu  11  "/«  Thalcr  ausgebracht.  Vergl. 
V  4*6.  -  Seit  dem  1.  Nov.  1817»  münzt  Hannover  nach  dem  ao  Guldenfufs. 
Verordn.  v.  1.  Qct.  1817,  in  (Clby««Ws)  Materialien,  S.  474-  Doch  werden 
wenigstens  V,  Thalerstücke  aus  ganz  feinem  Silber  gemünzt  ,  nicht  aua  i3yi 
löthigem,  welches  letzte  das  ConventionsMünzsystem  für  diese  Münzsorte  vor- 
schreibt. (ClbthmWs)  Materialien,  S.  478.  Im  J-  »8oo  wurden  Drei  Marien- 
groseben  -  oder  "/„  Thalerstücke,  und  im  J.  181 1  %  Thalerstücke,  zwar  nach 
dem  to  Guldenfufs,  aber  jene  aua  7  V,  löthiger,  diese  aus  8'/,  löthiger  Silber- 
gattung,  geprägt j  Silbergattungen,  welche  den  Bestimmungen  der  Münzcon- 
vention  von  »753  (§.  4»7)  fremd  sind,  obgleich  jene  beiden  Münzaorten  die 
Umschrift  «K.  hannöv.  ConventionsMünze»  führen.  KlCbbb  a.  a.  O.,  S.  i43. 
In  dem  Tierzogthum  Pommern  u.  dem  Fürstenthum  Rügen,  wurden  alle  fremden 
(d.  i.  nicht  preussischen)  Münzaorten  von  den  öffentlichen  Cassen  ausgcschloasen, 
durch  e.  preuss.  CabinetOrdre  v.  «5.  Oct.  i8ai ,  in  d.  angef.  Materialien,  S. 
443.  —  Auch  Oldenburg  prägte,  bis  zu  dem  Eindringen  französischer  Herrschaft, 
neue  a/,  und  »/,  Stücke  nach  dem  leipziger  Fufs,  aber  zugleich  auch  nach  drei 
andern  Münzfüssen.  Nblbksbhecmb  a.  a.  O.  (9.  AuQ.  i8o5.),  S.  *3a.  KU5bfb 
a.  a.  O.,  S.  7  u.  i43  f. 

c)  Vergl.  §.  417.  v.  Pbavn,  i56.  184.  »89.  Pöttkb  über  den  Werth  der  Con- 
ventionsmünze. Gött.  1784.  8.  —  In  den  Münzen  R.  Faisz  I.  und  seiner  Ge- 
mahlin Mama.  TiiBBBSta  schon  seit  1748.    Daher  heifst  er  auch  Kaisergulden , 
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desgleichen  Wiener  Währung,  (worunter  aber  jetzt  gewöhnlich  östreichisches 
Papiergeld  verstanden  wird ,  im  Gegensat/,  der  klingenden  ConventionsMünzc). 
Heimuch's  Gesch.  des  t.  Reichs,  VIII.  *66  f.  v.  Praun,  i53.  (Cleytjiatss's) 
Materialien,  S.  181—277.  461  ff.  4~4-  Nach  demselben  Münzfufs  prägten  auch, 
Braunschwcig  schon  >748,  Kursachsen  im  J.  »?5o,  BrandcnburgAnspach  u. 
Baircuth,  YViraburg  u.  Nürnberg,  seit  1754.  Pöttkr's  histor.  Entwtckcl.  III. 
70.   v.  Pbavh  157.   KtüBKB  a.  a.  O.,  S.  »t ,  ia6,  i33  ff.  2Ö3. 

d)  Pnussisches  Cottrant ,  nach  seinem  Urheber,  eh  eh  in  auch  der  Ghaumat^iscuk 
Münzfufs  benannt.    Klürkr  a.  a.  O.,  S.  20  ff.    v.  Phaüs  i54  f.  Vergl  §.  4*8. 

*)  v.  Phaun,  160.  180.  191.  Im  Grunde  ist  es,  meist  sogar  in  dem  Gepräge,  der 
20  Fl.  Fufs,  nur  mit  Erhöhung  des  Zahlwcrthcs  um  20  pro  Cent.  Flqahk's 
Münzkunst,  S.  4&>  ff. 

%  k  • 

§.  420.  (339  b.) 

2)  In  Gold;  5)  in  Kurfer.  Staatsinteresse. 

■ 

II)  In  Gold,  sind  jetzt  in  den  tcutschen  Bundesstaaten  verschie- 
dene Münzfüfse  üblich:  1)  der  rheinische  Goldguide  nfufs  «), 
der  älteste;  2)  der  reichsgesetz  -  und  conventioiismiisige  Ducaten- 
Fufs  *);  3)  der  teutsche  Pistole  nFufs  ,  Fünfthaler-,  Louisdor-, 
Friedriche!  or-  u.  s.  w.  Fufs  c);  4)  der  S  ewerin-  oder  Souveraind'or- 
Fufs  «0.  5)  Geprägt  wurden  in  der  neuesten  Zeit:  badische  Zebn- 
Guldenstticke ,  1819  und  1820,  und  Fünf 'Güldenst  üche ,  1825;  wir- 
terabergischeFünf- und  ZehnGuldenstückc,  1824  und  i8ü5;  grofsher- 
zoglich-hcssischeZehnGuldenstücke  1826 ;  die  Gulden,  bei  allen  diesen 
Goldmünzen,  nach  dem  so  genannten  24  Guldenfufs-  gerechnet.  Diese 
Goldsorten  sind  weder  nach  gleichem  Münzfufs  ,  noch  nach  einem  der 
vorhin  genannten  geprägt  e).  III)  In  Kupfer,  werden  nur  hie  und 
da  geringe  Scheidemünzen  geprägt  /).  IV)  In  dem  vormaligen  König- 
reich Westphalen,  gleichwie  in  dem  Grofsherzogthum  Berg  und  in 
den  französischen  Lippe-  und  hanseatischen  Departementen,  war  nach 
1807  bis  1814  das  neufranzösische  Münz-,  Maas-  und  Gewicht- 
System  eingeführt  £").  V)  Da  kein  Fehler  der  MünzPolitih  straflos  bleibt, 
so  gebietet  das  Staatsinter  esse  ,  in  dem  ganzen  Umfang  aller  tcutschen 
Bundesstaaten,  so  viel  möglich,  Einheit  in  Münzform  und' Münzfufs, 
Errichtung  umfassender  Münzvereine,  Aufstellung  gemeinschaftlicher 
GeneralMünzwardeine  ,  regelmäsige  M ün zCon vente  ,  Ver- 
hütung der  in  quali  et  quanto  überspannten  Scheidemünzen, 
u.  d.  m.  '«)• 

a)  In  der  ReichsMünzordn.  v.  i559,  ist  die  rauhe  cöln.  Mark  zu  18  Karat, 
6  Grän  fein,  und  72  Stück  Goldgulden  auf  die  rauhe  cölnische  Mark,  bestimmt. 
Fiöhhb's  Münzkunst,  S.  436.  —  Später,  seit  1732,  wurden  nach  diesem 
Fufs  Carolinen  zu  24  Stücken  aus  der  rauhen  Mark,  eines  Gehaltes  von  18 
Karat  6  Grän  feinen  Goldes  und  6  Grän  feinen  Silbers,  gemünzt  j  sie  zählten 
für  3  Goldgulden,  gewannen  aber  höheren'  Curs,  bis  zu  10  pro  Gent.  v. 
Phatjs,  144.  —  Auch  wurden  so  genannte  MaxcTor,  zu  36  Stücken  aus  der 
rauhen  Mark  des  erwähnten  Gold-  und  SHbcrgehaltes  der  Carolinen,  geprägt; 
sie  hatten  also  den  Worth  von  3  Goldgulden.    Man  s.  ValwyionsProjcct  von 

Kluber',  «UVdiI.  n«li  J.  A.,fl.  37 
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allen  im  heil-  röra.  Reich  dermalen  cursirenden  n.  richtig  waradirten  Gold- 
u.  SilbcrGcldsorten.  Frankfurt  a.  M.  1760.  —  Alle  diese  Goldsorten  werden 
jeut  nicht  mehr  geprägt;  auch  nicht  der  (bis  gegen  das  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts geprägte)  hunnwerische  Goldguldcn ,  dessen  Werth  verschieden  ist 
von  dem  rheiuischen.  Schmikdkb  a.  a.  O.  S.  302.  Kl^bkus.  Münzwesen , 
S.  195  ff.  Aber  in  Verträgen  und  bei  Geldstrafen  kommen  sie  noch  in  Betracht. 

*)  67  Stück  Ducaten  auf  die  rauhe  Mark  des  Feingehaltes  von  a3J  3  Karat,  wer- 
den reichsgesetzmäsig  seit  i55q  ausgemünzt.  Davon  enthalten  also  67*"  ;,  Stück 
eine  feine  Mark  Goldes.  Flörbs's  Münzkunst,S- 437.  So  auch  die  östreichisch- 
baierische  MünzConvention  v.  1753,  %.  a.  Gbbstlachbb's  Handh.  der  Reichs- 
gesetze,  Tb.  IX,  S.  i534  f.  —  Aber  Oestreich  änderte  diesen  DucatenFufs , 
indem  es  den  äussern  Werth  des  conrentionsmäsig  gemünzten  Ducateu  von 
4  Fl.  10  Kr.  des  aoGuldenfusses ,  wie  er  in  der  Convention  tarifirt  ist .  nach 
und  nach  erhöbete  auf  4  Fl*  3o  Kr.  ,  oder  5  Fl.  34  Kr.  des  a4Gu!denfusses, 
durch  Patente  v.  i«68,  v.  a3.  Marz  1771  u.  1.  Sept.  1783  (Rr.uss  Staatskanzley, 
IV.  195),  durch  ein  Edict  v.  11.  Jan.  1786  (in  Clbtbbubb's  Materialien, 
S.  345)i  und  in  dem  MünzTarif  v.  17.  Juli  1816.  (Clkthkasw's)  Aphorismen.  S. 
191.  —  Dadurch  bestimmt  sich  das  Verhältnifs  zwischen  Gold  und  Silber 
auf  1  zu  lö'Viort,  während  es  in  der  Convention  von  1753  festgesetzt  ist  auf 
1  zu  ■4ll/4i*  Die  unten  4a9  angef.  Schlüsse  der  Reichskreise  Ober-  und 
Kurrhein  v.  1793,  setzten  den  äussern  Werth  des  östreich.  Ducatcn  ebenfalls 
auf  5  Fl.  34  Kr.  des  24  Fl.  Fufses  Die  angef.  Materialien,  S.  38o  Rlübkh's 
Münzwesen,  S.  188  ff. 

c  )  Pistolen,  ursprünglich  eine  spanische  Goldmünze ,  gesetzmäsig  ausgemünzt  zu 
35  Stücken  aus  der  rauhen  Mark  des  Feingehaltes  von  260  Grän,  d.  b.  ai!.  j 
Rarat,  wovon  also  38,0/n  Stücke  eine  feine  Mark  Goldes  enthalten;  zufolge 
des  preufs  Münzgesetzes  v.  3o.  Sept.  1821,  ^.  1  u.  1,  io  (  Clbtbka**3>'s  )  angef. 
Materialien,  S.  4^>*  ~  Dieser  Münzfufs,  nach  welchem  hannöverische  Georg- 
d'or,  sächsische  Augustd'or,  preussische  Friedrich-  u.  Friedrich Wilhelmd'or, 
braunschweigische  Carld'or,  u.  s.  w.  ausgeprägt  wurden  oder  werden,  kam  auf, 
als  1726  In  Frankreich  die  alten  Louisd'or  abgetetzt  u.  in  die  Münzhäuser  ver- 
wiesen wurden.  Flöb&b's  Münzkunst,  S.  437  ff*  Schhikdkb's  Handwörterbuch, 
voc.  Pistola.    Kiübkr's  Münzwesen,  S.  197» 

d)  Der  Gehalt  der  Severinen  oder  Souveraiwfor  ist:  22  Rar.  (nach  Andern  aa 
Rar.  Vj  Gr.)  fein,  und  4ll/>  (nach  Andern  4aV«)  einfache,  oder  ai l/4  (nach 
Andern  ai*/,,)  doppelte  gehen  auf  die  rauhe,  46,6Viooo  einfache,  oder  a3"y,of« 
doppelte  auf  die  feine  cölnische  Mark.  Diese  Goldmünze  wird  zu  Wien , 
ebehin  auch  in  den  östreichischen  Niederlanden,  geprägt,  und  im  gemeinen 
Verkehr  gewöhnlich  zu  3  Ducatcn  gerechnet.  Rlübbb's  Münzwesen  ,<  S.  198, 
5i  u.  i83. 

e)  Rj.üseb's  Münzwesen,  S.  191. 

/)  Vergl.  %.  41«.   v.  Pbaub,  174.  Flöbrb  a.  a.  O.  S.  3oo  ff.  5o5  ff 

g)  Constitution  du  royaume  de  Westphalie,  1807,  art.  17  et  18.  Rönigl.  west- 
phäl.  Münzdecret  v.  n.  Jan.  1808,  in  d  wcstpbäl.  Moniteur,  1808,  n.  9.  Die 
unten  (Note  h)  angef.  Aphorismen,  S.  127  ff.  Rlvbfb  a.  a.  O.,  S.  63.  —  Von 
diesem  neuframöiischen  System ,  nach  welchem  seit  dem  Müuzgcsetz  v.  a8.  März 
i8o3,  das  Verhältnifs  des  Goldes  zu  dem  Silber  ist,  wie  1  zu  i5'/2,  s.  die 
angef.  Aphorismen,  S.  o3.  Rlübbb  a.  a-  O-,  S.  64 ,  76  ff. ,  127  ff.  „  106,  117, 
i58,  249,  248,  a5a.  J. P. Mkmxkrt's  Ucbersicht  des  neuen  französ.  Kalender- 
wesens,  der  Maase,  Münzen  u.  Gewichte,  ingl.  der  neuen  Landcsemtheilung 
in  Departemente,  u.  s.  w.  Erl.  1802.  8.  Rapport  des  nouveauz  poids  et  me- 
sures  avec  ceux  de  tous  les  paya,  par  Sovlbt  d'üzbrocbb.  Paria  1807.  8. 
Das  französische  Münz»,  Maas-  u.  Ge wichtS jstem ,  v.  Rosxbthax.  a  Hefte. 
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Nordbausen  1808.  8.  Manuel  dra  poida  et  mesurca ,  dea  monnaies  et  du  cal- 
cul  dreimal;  par  Tabbb  desS*Bi.OHS  i3*»e  edit.  tres-augmentee.  Paria  i8»8.  8. 

A)  Vergl.  Flöbhs's  Münskunst,  S.  797.  ff.  (F.  J.  Clktsmavs's)  Apboriameu  aus 
dem  Fache  der  Münsgesetegebung  und  des  Münewesens,  aus  d.  vergang.  u. 
gegenw.  Zeit  (Frankf.  1817.  8.).  insbes.  S.  304  ff.  Bbende.it.  (oben  \.  417  angef.) 
Materialien  S.  78  ff.,  83,  «44 1  46»  ff.  467.  J.  G.  Bflsca  über  Bankgeld, 
Münze  u.  Münz  Verwirrung;  in  dessen  Sämmtl.  Schriften  über  Banken  u.  Münz- 
wesen. Hamb.  1801.  8.  "Wisaorr'a  rbein.  Bund,  XXII.  34*  —  Das  Munt- 
wesen  gehört  vor  das  Forum  der  Mathematik  und  Chemie  nicht  weniger,  als 
vor  jenes  der  Politik  und  des  öffentlichen  Rechts.  Einst  wurden  Copernicus 
und  Newton  dabei  au  Baih  gezogen. 

> 

§.   421.  (340.) 

Gegenseitiges   fVerthverhältniss  der   MünimetaUe.    Geldcuts.  Agio. 

Währung. 

I)  Das  gegenseitige  Verh ä'ltnifs  in  dem  Werth  der  Münz- 
metalle  ,  ist  nicht  unveränderlich;  mithin  eben  so  -wenig 
der  äufsere  Werth  des  Goldgeldes ,  hei  nothwendiger  Festhaltung  des 
SilberMünzfufses  «)  II)  Aus  der  Veränderlichkeit  des  Preises  der 
Münzmetalle,  dann  aus  der  Seltenheit,  aus  der  vermehrten  Ein  -  und 
Ausfuhr,  aus  der  augenblicklichen,  mehrern  oder  mindern  Brauch- 
barkeit gewisser  Geldsorten,  aus  der  übertriebenen  Erhöhung  des 
äussern  Werthes ,  des  Nenn  -  oder  NominalWerthes ,  mancher  Münzen 
über  ihren  innern ,  u.  d.  m. ,  erklärt  und  rechtfertigt  sich  der  kauf- 
männische Gejdcurs  (unterschieden  von  dem  Wechselcurs  und 
dem  Curs  der  Staatspapiere);  ein  besonderer  Werth  der  Münzen, 
gemeiniglich  von  dem  Münzfufs  abweichend.  Dieser  Curs  richtet  sich 
nach  dem  jedesmaligen  freien  Handelswerth  der  Münzen,  wie  bei 
Gold-  und  Silberbarren  oder  Stangen.  Es  wird  bei  dessen  Festsetzung 
das  Geld  als  Waare,  wie  Bruchmetall  oder  Tiegelgut,  betrachtet; 
nicht  als  Staats-  oder  Nationalgeld,  sondern  als  Welt,  oder  Han- 
delsgeld *)•  Dasselbe  gilt  von  dem,  gleichfalls  wandelbaren,'  Agio 
oder  Aufgeld  <0 »  welches  nicht  nur  in  dem  Handel ,  sondern  auch  in 
dem  gemeinen  Verkehr,  manchen  Geldsorten  über  ihren  gesetzlich 
bestimmten  gemeinen  Werth  zugestanden  zu  werden  pflegt.  III)  Die 
in  dem  Lande  übliche  Rechnungsart  in  dem  Geldverkehr,  heifst 
Währung  (valor),  z.  B.  rheinische,  sächsische,  preufsische,  wiener, 
fränkische,  lübische ,  u.  d.  <0. 

«)  Fabkb's  europ.  StaatsCanxley ,  LXX.  549-  G.  H.  Busk's  Handb.  der  Geld- 
künde,  1. 60  ff.  Encyclopedic  par  Didkbot  et  VAlkmbsjit  ,  voc.  monnoie.  Encyclo- 
pedie  methodiquej  Art«  et  Metiers,  T.  V  (Paris  1708.  40.  p*  »3o  et  suir. 
Bemerkungen  über  die  Gelderhöhung  in  Frankreich  und  Oestreich  Augsb. 
1786.  J-  G.  Bi'scu  über  e.  in  Europa  einzuführenden  allgemeinen  Münzfufs ; 
in  Busca  u.  Ebiliho's  Handl.  Biblioth.  II.  5o5  ff.  (F.  J.  Cleyhmabn)  Ucber  das 
Münzwesen  (Frankfurt  n-  M.  1801.  8.),  S.  i5  ff.  Ebenda»,  angef.  Materialien, 
S.  197  —  101.  —  Der  Zahlwerth  des  Sillirgeldc* ,  als  des  eigentlichen  Biclit« 
geldes  von  Teutschland ,  mufs  fettstefun  j  derjenige  des  Goldes  mag  dann  stei- 

37* 
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,  «  » 

gen  oder  fallen.  FxüehVs  Münekunst,  S.  633  f.  u.  795.  (CuvitatAro's)  Mate- 
rialien, S.  197  —  aot. 

4)  Vrrgl.  V  417  tt.  418  G.  H.  Best  a.  a.  O.  I.  80.  Hutklasd  a.  a.  0.  II.  3-. 
298 ff.  ff.  Tbkod.  Oldfb's  diss.  de  valorc  monetae  mercatorum  auetoritate 
mutato.  Gütt.  ir-6. —  Dawider,  s.  Sn.caow  elem.  juris  germ.  priv. ,  %.  5o4- — 
Von  dem  Verbiltnifs  des  Goldes  eu  dem  Silber,  ».  Böse«  über  Münzen  etc., 

s.  44  ff* 

r)  Jac.  Gothofbkdi  opusc.  var.  n.  III.  14.  «qq-  Dissertationen  von  Estor  (Marb. 
17S4)  n.  Pfstfl  (Rint  1737).  Fischku's  Ramcral-  u.  Polizeir. ,  III.  385.  Bus? 
a.  a.  O.  I.  1  -.»3.  Bbhghavs  Encycl.  der  Ilandl.  Wissensch.,  II.  31.  27. —  (Clbts- 
mam?.'s)  Aphorismen,  S.  76  u.  f.  Klübkr's  Mün/.wcsen,  S.  188  u.  264  f.  — 
Von  dem  Aufgcldspiel  oder  Agiotiren,  von  der  Stock- Jobbrry ,  und  von  Verträ- 
gen über  Lieferung  von  Staalspapiercn.  Die  StockJobbory  u.  der  Handel  mit 
Staatspapieren.  München  1820.  8.  J.  v.  Waysa's  Antwort  auf  die  Stock- 
Jobber}'.  Wien  1821.    Beleuchtung  der  Schrift  über  Stock Jobbery.   Wien  1821. 

.  8.  Bechtl.  Ansicht  über  Lieferungsverträge  in  Staatspapieren.  München  1820.8. 
Enami^MS  rechtl.  Ansicht  über  den  Handel  mit  Staatspapieren.  Frankf.  1820.8. 
Beweis,  dafs  die  Rothschilds  Loose  eu  100  fl.  wahre  LottericLoose  sind. 
München  1820.  8. 

d)  Bise  a.  a.  O.  I.  1 18  ff. 

§.  422.  (Mi.) 

Land-  und  Sc/teidemünte. 

1)  Von  den  Haupt-  und  allgemeinem  Münzen,  sind  zu 
unterscheiden,  die  so  genannten  Landmünzen.  Es  sind  Neben- 
und  particuläre  Münzen,  in  Silber  oder  Kupier,  oder  in  einer  aus 
beiden  zusammengesetzten  Mischung  (Billon).  Sie  sind  bestimmt, 
wenigstens  dem  Namen  nach,  nur  zu  inländischem  Umlauf,  sey  es 
in  dem  ganzen  Staatsgebiet  des  Münzherrn,  oder  nur  in  einem  Theil 
desselben  «).  Schon  während  der  teutschen  Reichsverbindung,  durfte 
auch  sie  nur  ein  Münzberechtigter  prägen;  doch  mehr  nicht,  als  zu 
dem  inländischen  Vcrlichr  erforderlich  war.  Auch  dabei  -waren,  wie 
in  groben  Sorten, 'für  Horn,  Schrot  und  Zahlungswerth,  die  Reichs- 
gesetze und  MünzConvenlioncn  zu  beobachten  11}  Insonderheit  galt 
dieses  von  Scheidemünzen  oder  Handmünzen  in  geringen  Geid- 
socten,  welche  zu  Zahlungen  bestimmt  sind,  die  mit  Hauptmünzen 
oder  gröberen  Gcldsorten  entweder  gar  nicht  oder  nicht  vollständig 
geleistet  werden  können,  welche  also  theils  als  Ausgleicbungsmünzen, 
das  heifst,  zu  Ausscheidung  oder  Ausgleichung  bei  Zahlungen  von 
grösserem  Betrag,  theils  zu  Zahlungen  in  dem  Verkehr  der  geringsten 
Art  dienen  sollen,  III)  Ein  verhäitnifsmäsig  stärkerer  Zusatz  Ton 
Kupfer  oder  härterem  Metall,  als  in  den  groben  Münzsorten,  wird 
hier  bei  den  Silbermünzen  in  redlicher  Absicht  gewählt.  Diese  Absiebt 
ist,  dem  allzustarfcen  Abreiben  oder  Abschleifen,  dem  allmahligen 
Abnehmen  des  Gepräges  und  Gewichtes,  und  dem  zu  leichten  Ver- 
lorengehen möglichst  vorzubeugen,  und  so  eine,  dem  Zweck  angemessene, 
gröfscre  Ausdehnung  und  Festigkeit  derjenigen  Münzsorte  zu  geben, 
die  für  den  häufigsten  und  schonungslosesten  Wandel  von  Hand  zu 
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Hand  bestimmt  ist;  ein  Vortheil,  der  mit  Münzsorten  aus  feinerer 
Silbergattung,  die  zu  klein  und  dünn  ausfallen  würden,  nicht  zu  erlangen 
•wären  0«  IV)  Dennoch  sollten  überall  auch  bei  diesen  Münzsorten,  wie 
bei  den  groben,  die  Gesetze  des  Münzfufscs  uneigennützig  befolgt, 
und  nieht  nur  in  der  Menge  der  in  Umlauf  gesetzten  Scheidemünze, 
sondern  auch  in  dem  Betrag ,  wofür  damit  die  Mark  fein  Silber  ausge- 
bracht wird,  Maas  und  Ziel  gehalten,  und  die  Pflicht,  sie  anzunehmen, 
nur  auf  solehe  Zahlungen  beschränkt  werden ,  die  durch  ein  grofseres 
Münzstück  sich  nicht  leisten  lassen;  damit  eines  ThjeLU  dem  grofsen 
Machtheil  einer  überraäsigen  Menge  von  kleinen  Münzen\  ausgewichen, 
and  andern  Theils  das  Kupferrothwerden  der  Münzstücke  verhütet 
werde,  welches  allen  Volksclassen ,  die  in  die  Münzkunst  und  das 
Münzrecht  nicht  eingeweiht  sind ,  ein  immerwährendes  Mifatrauen  in 
die  Redlichkeit  und  Wohlmeinung  der  Münzregierung  um  so  gewisser 
und  dauernder  einflofst ,  als  sie  den  Tollgültigsten  Grund  dazu  jeden 
Augenblick  augenfällig  in  Händen  zu  haben  vermeinen» 

a)  Jeder  Regent  kann  den  Ours  fremder  Landmünzen  in  seinem  Lande  unter- 
sagen. "Vergl.  §.  43o-  Kluses  droit  des  gens  moderne  de  fEurope ,  §.  78. 
Ludewig  ad  A.  B.  I.  901.  —  Beispiele  ron  Landmümcn ,  von  n5i  und  i3.j3 
bis  1389,  s.  bei  Rossxaair  1.  infra  c.  c.  a.  %.  9.  Kurtrierische  Petermännchen , 
gemünzt  seit  1614 »  geduldet  in  dem  Mfinzverein  v.  1765.  Schäifdkr's  angef. 
Handwörterb. ,  $.  34*.  (Cletsmakii's)  Materialien,  S.  ai3.  —  Zu  Landmün« 
sen  pflegt  man  nur  Geldsorten  der  kleinern  Art  su  wählen.  Doch  hat  man , 
als  particulare  Hauptmünzen,  aus  dem  J.  i8ai  htrhestitche  Einthalerstücke , 
in  Silber,  mit  der  Umschrift  auf  dem  Rand:  « Rurhessische Landmünze»,  ohne 
Angabc  des  Münzfufscs.  Ein  Stück  ward  6200  Richtpfennige  schwer  gefunden, 
also  13  Richtpf.  oder  1  As  weniger,  als  ein  preussisches  Thalcrstück  mit  Ab- 
zug des  Remediums  wiegen  mufs.  Rurhessen  legt  ihm ,  nach  dem  o4  Gulden* 
fufSf  einen  Zablungswtrth  ron  1  Fl.  48  Hr.  bei,  und  schätzt  ihn  dem  preussi- 
schen  Thaler  gleich.   Man  s.  %.  428,  Note  b. 

3)  Von  Land-  u.  Scheidemünzen  handeln:  R.  A.  v.  i566,  %.  i54«  162.  Rcichsschl. 
r.  10.  Sept.  (1.  Dec.)  1738,  %■  a,  bei  Gerstlachkr,  IX.  i5i6  IT.  i5a4  f«  u. 
168t  f.  —  Zu  »5  Fl.  die  Mark  fem,  setzen  den  ScheidcmünzFuss ,  die  Ostreich, 
baier.  MünzConvention  v.  17W,  \.  i5,  der  Münzverein  v.  1765,  zw.  Mainz  , 
Trier,  Pfalz,  Darmstadt  u.  Frankfurt,  §.  10,  und  der  Münzverein  v.  1766, 
zwischen  Ebendenselben,  %.  6.  ( CletxxasV« )  Materialien,  S.  aa3,  »38  ff., 
3io  ff.,  388,  434  ff- 1  44*  ♦  34  f*  Ri.übbh's  Münzwesen,  80  ff.,  i5i  ff.  u.  260, 
auch  im  Register,  voc  Scheidemünzen. —  Die  oben  angef.  Reichsgesetze  ver- 
ordneten für  Scheidemünzen  denselben  Münzfufs ,  wie  für  grobe  Geldsortcn. 
Casp.  Ziecleb  de  jurib.  majest. ,  p.  8»7-  v.  Zfch's  gegenw.  Verfass.  d.  kais. 
Regierung,  84.  ▼.  Paav.n,  118,  19  u.  173  f.  Faber's  europ.  St.  C,  LW1I. 
i4<>.  159.  Baust,  a6a.  Mosas  von  Rcichstagsgeschüftcn,  »4t,9«  Anderer  Mei- 
nung sind,  A.  E.  Rossmaks  diss.  de  moneta  symbolica  et  provinciali  'Erl. 
1762),  c.  2.  10.  sqq.  v.  Ludewig  ad  A.  B.  I.  901.  Ebendess.  Einl.  zu  d.  t, 
Münzwesen,  54-  Rhetiu«  instit.  juris  publ. ,  lib.  II.  tit.  16.  %.  12.  Europ. 
Herold,  I.  954.  —  Seit  182»  prägt  Prcusscn  ganze  so  genannte  Silbergroschen, 
3o  auf  1  Thaler,  und  halbe,  beide  aus  der  3%  löthigen  Silbergattung,  die 
Marl«  fein  su  16  Thalcr.  Man  s.  unten  §.418,  d.  —  Die  Scheidemünze  (z.B. 
Hreuzer,  einzelne  Groschen,  Centimes)  wird  gewöhnlich  aus  HHUm  geprägt, 
d.  h.  aus  einem  Gemisch  von  Silber  und  Rupfer,  worin  das  leiste  der  Haupt- 
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bestandtheil ,  und  an  Silber  zuweilen  nur  3  bis  6  Lotb  in  der  Slark  enthalten 
sind.  ( Ci»e yhx An n  's)  Materialien,  S.  434.  Ehtndet».  Aphorismen,  S.  77.  Hiö- 
bkb's  Münzwesen,  8.  77  ff,  u.  29.  —  Auch  CoA/Billon,  worin  ebenfalls  das  Ku- 
pfer vorherrscht ,  bat  es  gegeben,  wiewohl  höchst  selten;  ein  Beispiel  aus 
Rufsland,  seit  1763,  in  Schlözeb's  Münz-,  Geld-,  und  BcrgwerksGeschichle 
des  rufs.  Haiserth.  (Götr.  1791)»  S.  160.  Flöbbe's  Münikunst,  595  f.  —  In 
Ostindien  hat  man  Scheidemünzen  aus  schlechtem  Horngold,  von  der  Grösse 
einer  Linse,  Fano  oder  Fan  am  genannt.  Scuxixdkb's  Handwörterb.  der 
Münzkunde ,  toc.  Fano  u.  Billon. 

r)  Von  der  Ab*utx*ng  der  Gold-,  Silber-  u.  Kupfermünzen,  und  den  defshalb 
in  London  gemachten  Versuchen,  s.  Experiences  et  obserrations  sur  les  dif- 
ferens  alliagea  de  Tor,  leur  pesanteur  sp£cifique ,  et  leurs  prop riete«  com- 
parees  par  rapport  au  frai  comme  monnaie;  par  Chablks  Hatchbtt  j  traduilei 
de  l'anglais  par  F.  C.  Lkbat  (Paris  1804*  4-)i  p-  10« — 171.     Flöbhe's  Müns- 

.  kunst ,  S.  733  —  "45.  —  Den  SilberBillonMünzen  und  den  niedcrhaltigen 
Silbermünzen,  wird  gewöhnlich  durch  so  genanntes  IVeisssiedtn  (Flöbbe,  S. 
348*  u.  915  ff  )  ein  silberartigeres  Ansehen  gegeben.  'Diese  künstlich  hervor- 
gebrachte feine  Oberfläche,  auf  welcher  durch  Minderung  der  HupferLegirung 
das  feine  Silber  hervorgehoben  wird,  vermehrt  nicht  nur  die  Fabrication*- 
Hosten,  sondern  es  wird  auch  die  Münze,  bei  der  Verfeinerung  ihrer  Ober- 
fläche, einer  Minderung  ihres  Werlhes  durch  Abnutzen  mehr  ausgesetst. 
Daher  empfiehlt  sich  der  Vorschlag .  den  SilberScbcidemünzen  gleiche  Legi- 
rung  mit  den  kleinem  der  hochhaltig  legirten  HauptGeldsorten  tu  geben. 

— 

§.    423.  (342.) 
Symbolische  Münze;  insonderheit  i)  Papiergeld. 

I)  Die.  symbolische  Münze  (Staatsgeldzeichen),  insonderheit 
das  Papiergeld«)  (papier-monnoie  ,  Papiermünze,  scheinbares 
oder  fingirtes  Surrogat  des  Metallgeldes,  meist  eine  Art  von  Nothgeld), 
enthält  nur  eine  Anweisung  auf  Real  Münze,  für  jeden  Inhaber  (§.  4>7). 
Sic  ist  eine  Staats  Urkunde  *),  eine  Art  yon  StaatsSchuldscheineo 
oder  Verbriefungen ,  mit  oder  ohne  Zinsen,  (bisweilen  zu  Beförderung 
des  inländischen  Verkehrs)  auf  den  Staatscredit,  unter  dem  Versprechen 
der  Entschädigung,  als  gangbare  Münzzeichen  für  Jedermann  errichtet, 
mithin  lautend  auf  jeden  Inhaber  (payable  au  porteur);  a.  B.  Staats- 
Banknoten,  Steuerscheine,  CassenBillets ,  TresorScheine  ,  CasseAnwei- 
sungen.  Einlösungscheine,  AnticipatiooScbeine ,  Staatspapiere,  Bons, 
Pfandbriefe,  Transportzettel,  Assignate ,  Mandate,  u.  d.  c).,  U)  Mit 
der  Gerechtigkeit  steht  das  Papiergeld  nicht  in  Widerspruch, 
wenn  und  so  weit  eine  gewaltsame  Finanzoperation  darunter  nicht 
verborgen,  und  eine  sichere  Anweisung  auf  reelle  Münze  darin 
enthalten  ist;  so,  daft  der  Staat  dasselbe  zu  gehöriger  Zeit ,  in  wahrer, 
vollgültiger  Münze,  oder  deren  Werth,  «1  Pari  realisirt,  auch  ihm 
bei  allen  Zahlungen  an  StaatsCassen  <0,  völlig  gleichen  Werth  mit 
baarera  Geld  einräumt,  oder  hinreichende  AuswechselungsAnstalten 
errichtet,  oder  dessen  notwendige  Annahme  auf  den  wechselseitigen 
Verkehr  zwischen  Regierung  ond  Unterthanen  heschr sinkt.  Iii)  Staats« 
wirtschaftlich  betrachtet  ,   kann  die  Einführung  der  Papieroünzc 
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unter  Voraussetzung  ihrer  eben  erwähnten  Uebereinstimmung  mit  der 
Gerechtigkeit,  nur  dann  rat  hl  ich  seyn,  wenn  und  so  weit  sie  ohne 
Zweideutigkeit  als  W  o  h  1  t  h  a  t  lür  die  Staatseinwohner  erkannt 
wird  *).  Gewöhnlich  aber  ist  sie  ein  eben  so  gefährliches  als 
leichtes  Mittel,  ein  Aftergeld,  womit  man  der  StaatsCasse  auf  kurze 
Zeit  aus  der  Moth  hilft,  und  auf  lange  empfindlich  schadet.  Ihr  gang- 
barer Werth  beruht  einzig  auf  dem  Grad  von  Zutrauen,  welchen 
das  Publicum  auf  die  Zusage  des  Ausstellers  setzt ,  jeden  Inhaber 
vollständig  zu  entschädigen.  Brauchbar  ist  sie  nur  in  dem  innern 
Verkehr,  nicht  in  dem  Welthandel.  IV)  Von  einem  Münzfufs 
bann  dabei  die  Rede  nicht  seyn;  sie  hat  heineu  innern,  sondern  nur 
eingebildeten  oder  tingirten  Werth,  und  erhält,  wie  jede  Verbrie- 
fung ,  wahren  Werth  nur  durch  solide  Unterlage  Ton  Werth ,  durch 
Hypothek.  Eben  so  wenig  V)  besteht  ein  Zwangrecht  gegen 
andere  Staaten,  das  diesseitige  Papiergeld  anzunehmen,  oder  frei 
cursiren  zu  lassen.  VI)  Aber  dessen  Ausfertigung ,  wird  mit  Recht 
als  Ausflufs  des  Münz  Regals  betrachtet. 

a)  J.  L.  KzCbbb  über  den  staatswirtbschaftlichen  Werth  des  Papiergeldes.  Tübingen 
i8o5.  8.  (auch  in  den  Europ.  Annalen,  1806,  III.  aoi.)  Ideen  über  die  reelle 
Grundlage  eines  notwendigen  Papiergeldes.  Regcnsb.  1806.  8.   Versuch  tu 

-  einer  verbesserten  Circulation  des  Papiergeldes  in  dem  kais.  österreichischen 
Staat.  Regcnsb.  1806.  8.  J.  11.  Jacobs  kurze  Belehr,  über  d.  Papiergeld.  Halle 
)Bu6.  8.  SisnosoK  de  Sishobm  du  papier-monnoie.  Jon.  Fbibdb.  Rkitkmeikb's 
neues  System  des  Papiergeldes,  u.  des  Geldwesens  beim  Gebrauch  des  Papier- 
geldes. Kiel  1814-  8.  J-  L.  Seidessticbeb  de  jure  «raonetae  chartaceae.  Jen. 
1807.  8.  Jon.  Isaac  Bkbghzus  über  das  repräsentative  GeldSystem.  Lcips. 
1818.  4-  SchhidtPhisbldbcb  u.  Stobch  angef.  oben  417.  £.  v.  Bölow-Cch- 
xbbow's  Betrachtungen v  über  Metall*  u.  Papiergeld  etc.  Berlin  1834«  &  Di° 
Staatswirtbscbaft  nach  Naturgesetzen  (Leipx.  1819.  8.)«  Hauptat.  IV,  Abschn.  s. 
Lots  Staaiswirthschaftslebre ,  Bd.  II,  Jj.  n5-  Busks  Geldhunde,  1.  171  ff. 
Schlöbbb's  Staatsanseigen,  XLIII.  369.  L1X.  178  —  3u.  Bosch  über  Münzen 
etc.,  S-  5i  ff.  J.  B.  Sat  traite  d'econotnie  politique ,  T.  1.  (Paris  i8o3.  8.) 
liv.a.  v.  Mabtbss  Völkerr.,  §.  io5.  Moses  v.  d.  Landeshoh.  in  Polizeisachen, 
401.  Busch  Welthändel,  269-  276.  Gr.  Jiv.  v.  So  de*,  in  Habtlsben's  allgem. 
Justiz-  u.  PoliaeiBlättern,  1810,  Num.  5.  —  Von  dem  bstreichischen  Papiergeld, 
s.  Ki.übkb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  »o3  u.  218  ff.  —  Geschichte  der  k.  sack- 
suchen  CassenBillets ,  bei  K.  IL  L.  Pölitz,  die  Regierung  Friedrich  August's, 
Königs  von  Sachsen  (i83o.  a),  Tb.  1,  S.  110  ff.  Th.  II,  S.  65  u.  «94  ff-  Man 
s,  auch  v.  Röhbb's  kursächs.  Staatsr.,  IL  775,  u.  Weisse  s  k.  saebs.  Staatsr. 
II,  \.  «09.  —  Von  dem  Papiergeld  in  Frankreich,  während  der  Revolution 
(Assignaten,  Rescriptionen  u.  Mandaten),  s.  Posselt's  europ.  Annalen,  1801, 
XL'  144  —  »54.  — *  Anderehalten  Landmünze  (\.  4ii)  und  symbolische  Münze  für 
gleichbedeutend.  Boss*  aus  1-  c.  c.  1.  $.  3.  et  9.  —  Die  Materie  der  symbo- 
lischen Münze,  kann  nicht  nur  Metall,  z.  B.  Hupferzeichen,  Bankmarquen, 
Bankmünze,  sondern  auch  Leder»  Papier,  Baumrinde  u.  d.  seyn. 

h)  Wenn  Zettelbanten,  die  nicht  ah»  öffentliche  Bankanstalten  einer  Staatsregie- 
rung beglaubigt  sind,  Banknoten  in  Umlauf  setzen,  so  haben  diese  die  Natur 
von  PriratSchu/dbricfen,  u.  können  daher  nur  Sa  PrivatbankPapiergeld  betrach- 
tet werden.  -  Von  gleicher  Art  sind  die  Pfandbriefe,  Pfandscheine  oder  Bece- 
pisse,  welche  eine  Privat  Le  Man*  oder  CndüAnsfU  in  Umlauf  setzt,  und  welche 
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gewöhnlich  auf  liegende  Gründe  hypothekarisch ,  oder  auf  Faustpfand  ver- 
sichert sind,  mit  oder  ohne  Zinsen. 

i  * 

c)  Bemerkenswert!)  ist.  dafs  nirgend  noch,  wo  Papiergeld  in  Umlauf  gesetzt 
ward,  eine  gewisse  moralische  Scheu  zugclasson  bat,  von  Staatswegen  ihm 
den*  rechten  IVamcn  beizulegen,  der  es  allgemein  verständlich  sofort  bezeichnet. 

d)  Den  PapicrGeldzejchcn  sollte  ausdrücklich  das  Versprechen  einverleibt  seyn, 
dafs  dieselben  zu  jpder  Zeit  in  allen  Staatscassen  nach  ihrem  Nennwerth  im 
z.  B.  ao'  Guldenfufs,  statt  klingender  Münze  in  Zahlung  angenommen  wer- 
den sollen. 

e)  Mit  weiser  Beschränkung,  gewöhnlich  nur  in  einem  blühenden  Zustand  des 
Staates ;  und  nie  in  grösserer  Menge ,  in  der  Regel  aber  in  weit  geringerer, 
als  zu  den  gewöhnlichen  Zahlungen  in  die  Staatcasssen  nötbig  ist.  Das  sicherste 
Merkmal  seiner  Unschädlichkeit  ist,  wenn  es  fortwährend  in  vollem  Nennwerth 
ungezwungen  von  Hand  zu  Hand  geht,  und  den  Gang  des  Wechselcurses  nicht 
stört.  Mifslich  ist  der  inländische  erzwungene  Curs.  —  Immer  ist  Papiergeld 
ein  gegebenes  National-  oder  landesherrliches  Wort,  dessen  Werth  zuletzt 
darauf  beruht,  dafs  das  Wort  gehalten  werde.  Jn  der  Regel  ist  es  entbehrlich, 
und  daher  meist  schädlich.  Gefährlich  ist  es  immer,  wegen  seiner  leichten 
und  willkührlichen  Schöpfung;  und  Vermehrung  der  Ausgleichungsmittcl,  ist 
noch  nicht  Schöpfung  vermehrter  Industrie  u.  vermehrten  Verkehrs.  Bei 
allen  cultivirten  Völkern,  ist  Mettdlitat  der  Grundcharacter  des  Geldes:  Papier 
ist  aber  nicht  Metall.  Die  Unsummen  des  Papiergeldes,  stören  allen  Verkehr 
und  alle  Verhältnisse,  wie  die  Münzverwirrung.  —  Von  der  Frage:  ob  bei 
Aenderung  des  Münsfufses,  das  Papiergeld  in  seinem  ursprünglichen,  oder  in 
seinem  jetzigen  Werth  gegen  das  neue  Geld,  zu  schätzen  und  anzunehmen 
soy?  handelt,  nach  Büsch,  Flörei,  in  d.  Münzkunst,  S.  817  ff. 

•  ,  .  « 

>  > 

§.    424.  (343.) 
Und  U)  NothmÜHten.    Medaillen  und  SpMpfenniye. 

I)  Nothmünzen  oder  riothhlippen ,  die  als  blofse  MünzSymbole 
für  Not h falle,  z.  B.  in  Kriegsgefahr,  wahrend  einer  Belagerung  (moneta 
obsidionalis ) ,  auf  Kriegsschiffen  u.  d. ,  geprägt  werden,  gelten,  meist 
als  gezwungene,  unverzinsliche  Staatsanleihe,  nur  für  die  Zeit  der 
Noth,  und  mit  Vorbehalt  der  Eigenthum-  und  Entschädjgungsrechtc  «). 
Auch  dürfen  sie,  in  der  Uegel,  unter  dein  Stempel  eines  fremden 
Münzherra  nicht  geprägt  werden  4).  U)  Medaillen,  Schau- ,  Preis -, 
Denk-  oder  GedüchtiuTsmünzen  ,  Jettons  ,  Zahl-,  Spiel-  und 
Rechenpfennige,  haben  keinen  bestimmten  Münzwerth,  und  sind 
nicht  bestimmt  für  den  Verkehr;  sie  werden  auch  nicht  durchgehend* 
aus  Gold  oder  Silber  geprägt.  Ihre  Fabrication  kann  bürgerliches 
Gewerbe  seyn,  unter  landesherrlicher  Concession,  Censur  und  polizci- 
mäsiger  Einschränkung.  Nicht  leicht  wird  dazu,  einem  Medailleur, 
der  Gebrauch  eines  Streckwerks ,  Schneidewerks  und  Anwurfs 
erlaubt  c) ,  sondern  nur  das  Prägen  auf  dem  Prägestock  mit  dem 
Hammer. 

•  •  •  ' 

a)  Hubcrtsb.  Friede  v.  1763,  Art.  7,  u.  art.  sep.  a,  in  v.  Mabtzks   recueil ,  I. 
75.  77«    Rmpschiid  de  jurib.  et  privil.  civit.  imperial-,  lib.  II.  c  16.  V  37.  u. 
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in.  Fi>öbbx's  Munzkunst,  S.  i83  f.  83 1  f.  Köhlbb's  Mfinzbelust.,  Register  voc: 
Nolhmünxen.   Widdkb's  Beschreib,  der  kurf.  Pfalz  am  Rhein,  Th.  II,  S.  406, 

—  Nothmunzen  in  dem  siebenjährigen.  Krieg  (Ephraimiten),  unter  kursächsischem, 
preussischem ,  aahalt  •  bernburgischem  etc.  Stempel ,  zuletzt  nach  einem  67 
Gulden-  bis  60  Thalerfufs;  wodurch  Friedrich  II.  eilf  Millionen  Tbaler  gewann. 
Man  s.  dessen  Histoire  de  mon  temps,  T.  IV,  p.  4aa  v.  Phaun,  i63  ff. 
Kiotzsch  Versuch  e.  kursächs.  Münzgeschich tc,  Th.  II  (1780),  8.  840  —  914. 
Allgem.  deutsche  Biblioth.,  B.  io5  (1791)1  S.  »37.  139.  t.  Stbcebsxz's  Ab- 
handlungen über  wicht.  Gegenstände  d.  Staatswirtbsch. ,  Bd.  III«  8.  566  u. 
571  f.  Gbelubaxit's  Staatskunde  von  Teutschl. ,  I.  91.  io5.  Mossa  v.  Reichs- 
ta^sgeseb.,  1411.  *419*  Fiöbrz  a.  a.  O.  S.  4>°'  —  Eben  so  schlechte,  zum 
Theil  noch  schlechtere  Münzen  als  die  Ephraimiten ,  erschienen  um  dieselbe 
Zeit  unter  den  Stempeln  *on  SchwediscbPommem,  AnhaltBernburg,  A.  Zerbst, 
MecklcuburgStreltz,  SachsenHildburghausen,  des  Grafen  v.  WiedRunkel,  u.  A. 

—  Pütkxkis's  Nothmünzen,  aus  zu  Jassy  erobertem  Geschütz.  Flöhrf's  Münz- 
kunst, S.  597»  —  Schwedische  Mynttecken  (M  ün/.z eichen  ,  les  Dieux  de  Görtz) 
unter  Karl  XII.  1715  —  1718.  v.  Pbavn  ,  371.  Köhlkb,  VtL  i33.  Büsch 
Welthandel,  169.  F.  Schlichteaboll's  Annalen  der  gesaramten  Numismatik, 
Bd.  II,  Heft  1  (1806),  S.  41  —47.  Schbiedeb's  Handwürierb.  der  Münzk. 
S.  3i3  f.  —  Das  französische  papierne  Revolutiontgeld  {$.  /,23,  a). 

b)  Vergl.  C.  C.  C.  (Halsgerichtsordn.  Carls  V.)  Art.  in.  Gebstlacheb,  IX.  1589. 
Baiserl.  MünzEdict  v.  i3.  Aug.  1759,  %.  3;  ebendas.  1589.  Streit  de fs halb  in 
dem  siebenjährigen  Krieg,  gegen  Prcussen.  Moseb's  Versuch  des  neuesten 
europ.  Vüllicrr. ,  VIII.  46. 

e)  Moseb  von  Reichs tagsgeschäflen,  i386.  De  Böbau  diss.  cit.  c.  3.  %.  i3  — 
Krönung« - ,  Jubiläums-,  Vermählung« • ,  Sieges-  u.  d.  Schaumünzen. 

» 

§.    423.  (344.) 
Ehemaliger  Reichs  Münzfuss. 

•  *  *  ■ 

I)  Die  dritte  und  letzte  eigentliche  ReichsMünzordnung, 
von  i5j9  «0,  bestimmte  das  Verhältnils  zwischen  Gold  und  Silber, 
wie  1  zu  11%  *),  so  dafs  die  Mark  fein  in  Silber  zu  10  Fl.  i3%  Kr.  in 
den  groben  Sorten  ausgeprägt  werden  sollte;  welches  jetzt  der  alte 
Reichsfufs  heifst.  II)  Man  bemerkte  bald,  dafs  jenes  Verhä'ltnifs 
nicht  ganz  angemessen  sey.  Es  entstand  mannigfaltige  Münz  Ver- 
änderung <0  und  Verwirrung  <0.  Endlich  ward,  nach  vielfachen 
Comitial Verhandlungen  ')  und  verschiedenen  Reichsge- 
setzen/), insbesondere  von  i566  bis  1576,  und  1667  bis  1689, 
III)  durch  die  Reichssehl üsse  vom  i5.  April  1787  und  1.  8ept.  1738  £") 
der  Achtzehngulden-  oder  Leipziger  Münzfufs  (s.  folg.  §. ), 
mit  Bestimmung  des  aufs  er  n  Werths '  des  Ducaten  zu  vier  Gulden ,  zu 
einem  allgemeinen  ReichsMünzfufs  provisorisch  erhoben ;  doch  so, 
dafs  unter  die  groben  Silbersorten  auch  die  halben  ,  die  Achtel-, 
Viertel-  und  ZwülftelThalerstücke  gehören  sollten.  Schon  innerhalb 
der  vier  ersten  Jahre  nach  ihrer  Entstehung,  zumal  bei  dem  hinzu* 
gekommenen  östreichischen  SuccessionsKrie^  ,  waren  alle  diese  Anord- 
nungen völlig  Kraftlos  geworden,  besonders  dadurch,  dafs  etliche 
andere«  zu  nachträglicher  reichsgesetzlichcr  Bestimmung  ausgesetzte 
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wichtige  Puncte ,  namentlich  die  rollatändige  Regulirung  des  Scheide- 
münzwesens, unerledigt  blieben  A).    Daher  hielt  heia  Münzherr  sich 
verpflichtet  ,    nach   dem    leipziger  Münzfufs  zn  münzen ;  und  eine 
übernommene  Verbindlichheit,  in  reichaconstitutionsmäsigeri 
Münzsorten  zu  zahlen,  war  im  Zweifel  auf  deu  leipziger  Fufs  nicht 
einzuschränken  0-    IV)  Die,  währenddes  siebenjährigen  Krieg» 
(1756 — 1763)   überhaud    genommene  Münzverwirrung  (§.  4*4,  a), 
veranlagte  ein  kaiserliches  MünzEdict  vom  i3.  August  1759; 
eine  compendiarische  Wiederholung  uud  Erneuerung  der  bisherige» 
Reichsmünzgesetze  *)  ,    gröfstentheils   ohne  Erfolg.     V)   Auch  ein 
MünzProhationsTag,    welchen     die    drei  correspondirendeii 
Reichs  kreise ,  Franken,  Schwaben  und  Baiern,  nebst  Oestreich,  vom 
a3.  Februar  »760  bis  zu  dem  18.  April  1761  zu  Augsburg  hielten, 
hatte,  aufser  dem,  dafs  die  meisten  Stände  dieser  Rreise  sich  zur 
Annahme  des  ZwanzigGuldenfufses  geneigt  erklärten,  nicht  die  beab- 
sichtigte Wirkung  /).     Doch    ward  durch  seine  Bestimmungen  der 
Grund  gelegt ,  zu  der  nachherigen  Annahme  des  Conveutionsniünz- 
Systems  im  groisten  Theil  von  Teutschland  m). 

a)  Steht  in  der  Neuen  Sammlung  der  RcichsAbsch.  III.  186.  Husch  M.  X.  L 
383-  Gfbstlac heb's  Handb.  der  RcichsgeseUe ,  IX.  1477  ff.  u.  bei  Scaaitu. 
—  Die  MumProbirordnung,  ebenfalls  von  1559,  s.  bei  Hisbch,  I.  40&.  Gssst- 
lachkb,  IX.  i5t4  ff.  u.  Scbxaoss.  —  Man  hat  noch  zwei  ältere  eigentliche  Reich»- 
Münsordnuugcn ,  r.  i5a4  u.  i55i.  v.  PaAim,  81  u.  90.  Nach  Gvasmcan 
(corp.  juris  publ. ,  I.  3?5.),  wäre  die  von  i55i  nicht  publicirt  worden;  es  er- 
hellet aber  das  Gegenthcil  aus  einem  vor  mir  liegenden  «Extract  aus  der 
Ray.  Mt.  mflneordnung  Anno  etc.  LI.  im  Reich  publiciert»;  welchen  di« 
Reichsstadt  Strasburg  vor  i5&9  auf  einer  Quartscite  bat  drucken  lassen. 

*)  ▼.  Pbaus,  96  ff.   Eigentlich  circa  n*y100. 

c)  PcTTra's  Lit.  III.  570.    Rl6mbs  Lit  436«   v.  Pbauv,  108.    Bhodhagks  s  Abb. 
in  d.  bistor.  Portefeuille  17&7,  8t.  III,  ia65  ff.  —  Nach  dem  Schlufs  der 
drei  Kreüe  (Baiern,  Schwaben  u.  Franken)      i665,  sollte  das  Verhältnis*  sm- 
schen Gold  und  Silber  seyn,  wie  1  au  14%.   Hiasca,  IV.  349,  36a.  v.  Pasts. 
iao.  —  Nach  dem  Zimiaijchen  Fufs  (so  benannt  von  einem  hursächsisch-  bran- 

*  denburgischen ,  im  Rloster  Zinna  oder  Zinnen  geschlossenen  Mün7rRecefs  voa 
1667,  dem  später  auch  das  Haus  BraunschweigLüneburg  beitrat,  ist  Gold  zu 
Silber,  wie  1  au  i3%.  Der  zinnaische  ist  ein  io'/a  Thaler-  oder  i5'/4  Gulden 
Fufs,  weil  die  Mark  feinen  Silbers  so  hoch  sollte  ausgebracht  werden.  Game 
Thaler  wurden  nicht  geprägt,  wohl  aber  */,  Thaler«  oder  Guldenstucfce.  Die 
ser  Fufs  (später  auch  obertachtücker  genannt)  artete  bald  in  einen  16  Guldea- 
fiafs  aus;  er  verbreitete  sich  in  dieser  Abart  fast  allgemein.  Hirsch,  V«  *4* 
Mosen  von  Reicbstagsgesch.,  1396.  v.  Pbauv,  isi.  114  &  Püttbb's  Lit.  III.  &7l- 

d)  Von  der  Kipper*  und  Wipper zeä  i6o3  —  i6»3,  s.  Köhlkb  ,  II.  »3i.  Pasa»» 
tio.  PvrxsDoar ,  T.  II.  obs.  «6«  Rlotssci  Versuch  e*  churaäcba.  Münsa« 
schichte,  Th.  U,  S.  463  u.  f.   Püttbb's  Lit.  IIL         Rlüseb's  Lit.  437. 

e)  Davon  s.  H.  G.  Fbanbb's  Vorr.  au  Göbbl's  Abhandlungen  aue  d.  Staaur 
(1737.  8.),  17  ff.   ▼■  Pbavv,  H9.    Mosaa  v.  Reicbstagsgesch.,  1^89  ff. 

f)  GaasTLACBia,  IX  1487  ff.   v.  Pbauh,  1-29,  Note  r. 

g)  Gxbstlacbkb ,  IX.  i5n.  i5i4.   Auch  bei  Scmmauss.  —  Die  Heduction  nach 
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diesen  Beichsscblftssen ,  s.  bei  Gkbstlache»  ,  IX.  i5i4  &  Psads,  i49- 
Püttbb  instit.  juris  publ.  germ.,  \.  343.  sq. 

A)  (Cwimahs'«)  angef.  Materialien.  S.  soa  —  «94.  Haiserlicbe  fVahlcap.  v.  174* 
u.  1791,  IX.  4«  Gebstiacbeb's  corp.  juris  publ.,  I.  4*8*  Gebstucheb's  Handb.. 
IX.  i5n,  Note  •**,  ibtX  1527.  Moskb  a  a.  0.  i4oa.  —  Doch  wird  noch  indem 
kaiserl.  MünsEdict  v.  1739,  %.  1.  die  Beobachtung  des  Reichsschlusses  t.  id.  Apr. 
1-3?  eingeschhiji.  Die  rückständigen  BerathsrhlagungsPuncte  wurden  ron  dem 
Kaiser  in  Erinnerung  gebracht,  durch  CommissionsDecrete  v.  16.  Oct.  1745» 
4.  Nov.  1766  u.  1767.  GriKTtACHia,  IX.  i5i6-  Mosrn  v.  Reichstag&gesch., 
i4o3.  1413.  —  Der  Reichsscbl.  r.  1738  nahm  den  leipziger  Münzfufs  an,  ohne 
Beachtung  dafs  seit  1690  das  Verhältnis»  zwischen  Gold  und  Silber  sich 
merklich  geändert  hatte;  in  Spanien,  Holland  und  Frankreich  stand  es  wie 
1  zu  1 4.  Nicht  ohne  bedeutenden  Nachtheil  für  Teutschland,  kamen  seitdem 
besonnen»  die  frans.  Louisd'or  daselbst  häufig  in  Umlauf. 

#')  Rtichsschl.  v.  16.  Dec.  1773,  %.  34.    MosEa's  Rechtamat. ,  XIX.  5o6  ff,  —  Der 
#      Kaiser  selbst,  Frans  I.,  lief»  1748  Münzen  schlagen,  nicht  nach  dem  Velchs- 
schtufcmäsigen  18  Guldenfufs,  sondern  nach  einem  20  Guldenfufs.  (Ci-eyn- 
m*>s's)  Materialien,  S.  181  f. 

k)  Fabeb's  neue  St.  C,  II.  107  ff.  Moskb  a.  a.  O.  1411.  v.  Pbaub,  166  ff.  Gbbst- 
i.acbeb,  IX.  1529.  —  Dieses  MünzEdictes  ward  in  Josephs  II.  Wahlcap.  IX.  a. 
erwähnt,  oieselbe Stelle  aber  1790,  als  gegen  die  Stimmenmehrheit  eingeschoben, 
weggestrichen.  Kurf.  rVaJdprotov.  v.  1790,  I.  478.  —  Von  der  MünzAnurchie  in 
d.  siebenjährigen  Kriege,  s.  oben  V  4*4*  Note  a- 

/)  Gfrstlacheb,  IX.  547  ff.  Die  Protocolle  stehen  in  Hirsch  Münzarchiv,  VIII. 
a83  —  336.  MünzPatent  der  3  obern  Kreise ,  Franken ,  Baiern  u.  Schwaben, 
v.  ai.  Marx  1761.   Mjt  Kupf.  gr.  Fol. 

m)  Hihsch,  VIII.  336.  (Guy bxavü's)  Materialien,  S.  187  f.  Vergl.  unten, 
4 17,  Note  e. 

i  » 

f  «fr 

§.   426.  (345.) 
Kreis-  und  TerrüorialMünzfüssc  für  Säbcrgeld. 

\)    Leipziger    oder    A c  htz  ehngü  l  d  en  M ün  t/u  s  s. 

Durch  Kreis-  und  Terr  itori alMü nzCon  ven  tio n en  «*)  uatl 
Verordnungen  ,  .wurden  verschiedene  von  der  ReichsMünzordnung 
abweichende  Münzfüfse  eingeführt.  Die  merkwürdigsten  sind:  1)  der 
leipziger  Münzfufs  von  1690,  ein  SilberMünzfufs ,  durch  einen 
Recefs  zwischeu  den  Häusern  Kursachsen  ,  Kurbrandenburg  und 
Braunsen  weigLüneburg  festgesetzt  ;  dem  nachher  Schweden  wegen 
seiner  teutschen  Lande  «)»  und  gewissermasen  auch  Kurmainz,  Kur- 
trier ,  Kurpfalz  und  Frankfurt  beitraten.  Er  sollte  sogar  Reichs- 
Münzfufs  seyn  C§.  4a5).  Aber  selbst  die  ursprünglichen  Paciscenten 
befolgten  ihn  schon  in  der  letzten  Zeit  der  teutschen  Reichsverbindung 
nicht  mehr  durchgehends ,  und  er  ist  seit  1817  ganz  ausser  Gebrauch 
gekommen  (§.  4i9*b).  Es  ist  ein  Ach  tsehnguldenFufs  zu  18  Gulden  oder 
12  Thaler  auf  die  feine  Mark,  die  Scheidemünzen  hingegen  su  1 3  Thaler, 
den  Thaler  zu  s  Gulden  oder  120  Kreuzer  gerechnet  *D»  Der  Gold* 
werth  erhielt,  bei  Gründung  dieses  Münzfufses,  keine  Bestimmung  O. 

n)  Verschiedene  hier  nicht  genannte,  s.  in  Mossb's  nacbbarl.  Slaatsr.,  38«  f 
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*)  MünsReccfs  au  Letpsig,  16.  Jan.  1690,  bei  Htasca,  V.  «6o.  Lünig's  H.  A.t 
P.  spec. ,  Sachsen,  »35.  —  Daranf  folgte  sogleich,  als  Supplement,  der  Tor- 
gauer  MünzReccfs  v..a8.  Febr.  1690,  die  Scheidemünze  betr.,  in  (Hloteccb) 
kursachs.  Münzgesch.,  IL  696,  in  FAJiia's  St.  C.  LXXII.  »»7,  und  ausaugweise 
ebenda«.  LX1X.  610.  Prau*,  i3i.  Daher  wird  der  leipziger  Münsfufs  tu  wei- 
len der  «leipziger  und  torgaucr»  genannt-  —  Für  Scheidemünze,  nimmt  der 
torgauer  Reeers  einen  eigenen  Fufs  an. 

c)  MünzReccfs  zwischen  Schweden  und  Brandenburg,  v.  4.  Jul.  1690,  bei  Hiasca 
V.  «8a.   v.  Pbaub  ,  i35. 

d)  t.  Prauk,  i3i  ff.  i85.  Klotzsch  a.  a.  O.  II.  66a  ff.  Flöbhb's  Münzkunst,  S. 
399  ff. 

*)  Erst  im  3.  1693  setzten,  nicht  die  Urheber  des  leipziger  Münzfusses,  sondern 
die  drei  obern  Rreise  (Baiern,  Schwaben  u.  Franken)  in  ihrem  MünaProbations- 
Rccefs,  einen  äussern  Werth  von  Goldmünzen  fest,  des  Ducatens  auf  4  Fl., 
dea^Goldguldens  auf  a  Fl.  36  Hr.;  eine  Bestimmung,  welcher  nachher  der 
Kaiser,  dann  1700  der  oberrheinische  Kreis,  endlich  1759  Kurbraunschweiß, 
sich  anschlössen,  t.  Pbaux  ,  i35  u.  186.  —  Gbaumass  (Vernunft.  Vertheidi- 
gung  des  Schreibens,  die  deutsche  u-  anderer  Völker  Münzverfass.  betr.,  i?5i, 
8-  11)  behauptete,  man  habe  bei  dem  leipziger  Münzfufs  stillschweigend  den 
Ducaten  zwei  SpcciesThaler  gelten  lassen,  und  dadurch  das  Verhältnifs  zwi- 
schen Gold  und  Silber  angenommen  ,  wie  1  Gold  gleich  i57io  Silber ;  eigent- 
lich aber  berechnet  sich,  nach  jener  Angabe,  das  Verhältnifs  zu  1  Gold  gleich 
»5/n  (»5  »%,.)  Silber,  v.  Pbaüb,  S.  i36. 

$.   427.  (346  V) 

2)    Conventions-    oder  ZwanxigguldenFus*. 

II)  Der  eigentlich  so  genannte  ConventionsFufs  erhielt  teine 
Entstehung,  durch  eine  MünzConvention  von  1753,  zwischen 
Oestreich  und  Baiern  «).  Er  ist  ein  Z wanzigguldenFufs.  Die 
Ausmünzung  der  feinen  Mark  Silbers,  ward  festgesetzt,  in  allen 
Sorten,  von  dem  SpeciesThaler  bis  zu  und  mit  dem  Groseben  oder 
DreikreuzerStück  herab,  zu  20  Gulden  oder  i3'/3  Reichsthaler;  die 
Ausbringung  der  cölnischen  Mark  feinen  Goldes  aber  zu  2Ö3  Fl. 
5  Kr.  3  47/7l  Pf.  (§.  420,  b").  Hiedurch  erhielt  der  Ducaten  den 
ä'ufsern  Werth  von  4  Gulden  10  Kreuzer,  im  ao  Guldenfufs ,  und  der 
ConvcntionsSpeciesThaler  denjenigen  von  2  Gulden;  womit  sich  das 
Verhältnifs  zwischen  Gold  und  Silber  bestimmte,  netto  zu  1 
Gold  für  (nicht,  wie  in  der  Convention  steht,  i4"A»  sondern)  i4ll/TI 
oder  i4i6/ioo  Silber,  welches  aber  bei  einem  äussern  Werth  des 
Ducatens  von  5  Fl.  24  Kr.  im  24  Guldenfufs  ($.  420 ,  b)  sich  bestimmt 
auf  1  zu  iö20/,«,.  Auch  Salzburg  trat  dieser  Convention  im  Decembcr 
17^3  bei  *)•  Aber  Baiern  kündigte  dieselbe  schon  1754,  Salzburg 
1755 ,  förmlich  auf «) ,  bis  ein  allgemeiner  Reich sMünzbeschlufs 
erfolgen  würde  ;  doch  bezog  die  Lossagung  sich  weniger  auf  das 
Wesentliche  des  ConventionsMünzSystems ,  als  auf  die  Zählungsart  der 
nach  demselben  geprägten  Münzen,  indem  beide  Regierungen  dazu 
den  so  genannten  24  Guldenfufs  wählten,  oder  vielmehr  zu  solchem 
zurück  zu  kehren  beabsichtigten;  daher  sie  auch  fortfuhren,  conven- 
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tionsmäsige  SpeciesThaler  und  Kopfstücke  zu  münzen.  Dagegen  münzten 
schon  seit  1754  nach  dem  ConventionsFufs ,  BrandenburgAnspach  und 
Baireuth,  Wirzburg  und  Nürnberg,  und  erklärte«  sich  beifällig  der  frän- 
kische C»753)  und  der  schwäbische  Kreis  *0.  Auch  vereinigten  sich  1761 
zu  dem  ConventionsFufs  ,  die  drei  Kreise  ,  Franken ,  Baiern  und 
Schwaben  0»  Verwerfung  des  leipziger  Fufsesj  jedoch,  in  An- 
sehung des  äufsern  Werthes  oder  der  Zählungsart,  provisorisch 
mit  dem  Unterschied  wie  5  zu  6,  dafs  nämlich  dem  ConventionsThaler 
der  äussere  Werth  zu  2  Fl.  24  Kr.,  dem  Ducaten  zu  5  Fl.,  und  so 
nach  Verhältnifs  bei  den  übrigen  Gold-  und  Silbersorten,  beigelegt 
werden  sollte;  eine  Zählungsart,  welche  den  so  genannten  24  Gulden- 
fufs  (§.  429)  bildet.  —  Früher  schon  hatte  der  kurrheinische 
Kreis,  zuerst  provisorisch  durch  Beschlufs  vom  8.  Oct.  17^9,  den 
ConventionsFufs  angenommen,  definitiv  aber  durch  Beschlufs  vom  9. 
Jan.  1760,  mit  Festsetzung  der  Art  und  Weise,  und  zwar  ohne  Er- 
wähnung einer  Zählungsart  nach  dem  «4  Guldenfufs  f).  —  Kaum 
hatte  der  hubertsburger  Friede  der  in  dem  siebenjährigen  Krieg  ein- 
gerissenen MünzA.narchie  ein  Ziel  gesetzt,  so  ward  auch  in  Kur. 
Sachsen  das  ConventionsMünzsystem  eingeführt  durch  ein  Edict  vom 
i4«  Mai  1763  g).  —  Fünf  im  Münzwesen  correspondirende  Reichs- 
sta'nde,  Kurmainz,  Kurtrier,  Kurpfalz,  HessenDarm  sta  d  t 
und  Frankfurt,  überzeugt  von  der  grofsen  Schädlichkeit  der  Isoli- 
rung  und  Verwirrung  in  dem  Münzwesen,  errichteten  zu  Frankfurt 
am  22.  Febr.  1765  einen  Münzverein,  dafs  sie  den  Conventions- 
Münzfufs  als  Richtsatz  künftiger  Vermünzungen  und  Valvirungen 
beobachten  wollten  A).  Sie  bestätigten  solches  durch  einen  zweiten 
Verein  vom  9.  Jan.  1766  zu  Worms;  nur  mit  Zulassung  des  24Gulden- 
fufses  als  blofser  Zählungsart  im  Handel  und  Wandel,  ausserhalb  der 
herrschaftlichen  Abgaben  und  künftiger  Capital- und  Wechselzahlungen  »*)• 
Endlich  genehmigten  auch  Kaiser  und  Reich  (die ReichsStaatsgewalt) 
im  J.  1775  dieses  ConventionsMünzSystera ,  indem  sie  die  Entrichtung 
der  Kammerziele  im  2oGuldenfufs  geboten  Nunmehr ,  seit  dem 
1.  Nov.  1817,  münzt  auch  Hannover  nach  demselben  (§.  419,  b).  — 
Nach  dem  ConventionsMünzsystem,  ist  in  Silber  der  conventionsmäsige 
SpeciesThaler  oder  ConventionsThaler  die  Normal  Münze,  das  heifst,  , 
diejenige  Münze,  nach  welcher,  in  Hinsicht  auf  Gewicht  und  Fein- 
gehalt (Schrot  und  Korn),  alle  übrigen  SilberGeldsorten  zu  schätzen 
sind.  Wesentlich  ist  zwar  nicht,  dafs  alle  Sorten  von  gleich  hoher 
Feinheit  seyen;  sie  sind  aus  verschiedenartig  legirtem  Silber  (aus 
den  §.  422  angegebenen  Gründen)  geprägt,  namentlich  die  ganzen, 
halben  und  ViertelConventionsThaler  aus  i3%  löthigem  Silber,  zu 
beziehungsweise  8%,  16%  una*  33  l/3  Stück  auf  die  rauhe  Mark,  die 
so  genannten  Kopfstücke  (20,  oder  24  Kr.  Stücke)  aus  9 '/3  löthigem 
Silber,  die  halben  Kopfstücke  (10  oder  12  KreuzerStücke)  aus  8 lö- 
thigem Silber,  wovon  beziehungsweise  35  und  60  eine  cölnische  Mark 
"wiegen,  die  ViertelKopfstücke  (5  oder  6.  Kr.  Stücke)  aus  7  löthi- 
gem Silber,  wovon  io5  auf  die  rauhe  Mark  gehen,  mithin  240  aus 
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einer  feinen  Mark  geprägt  werden  0.  Aber  eine  Hanptbestimmung 
dieses  System«  ist ,  dafs  bei  jeder  Zahlung  irgend  eines  Geldbetrags 
in  conventionsma'sigem  Silbergeld ,  in  allen  Sorten  gleichviel  feines 
Silber  gegeben  werde,  nämlich  eine  Mark  cölnisch  ganz  feinen  Silbers 
in  jeder  Zahlung  von  20  Gulden,  gleichviel  in  welcher  Geldsorte 
dieselbe  geleistet  wird  *») ;  es  mag  also  nach  dem  Ausdruck  des  10.. Art. 
der  Convention,  «Jedermann  gleichgültig  aeyn,  mit  was  für  (Con- 
ventions-) Silbermünze  er  bezahlt  wird». 

a)  Die  östreichisch -baierische  MiinzConvention  v.  n.  Sept.  1753  ,  bei  Hissen. 
VI. 398.  Gkbstliciifr,  IX.  i53i  u  in  Exmikghaus  corp.  juris  germ.  acad..  Tb. 
II,  S.  480  ff.  —  Die  Hauptbestitnmungcn  dieser  Convention  sum  Tbcil  näher 
entwickelt,  enthalten  auch  das  kurtftchshchc  MünzEdict  v.  14.  Mai  i-63  (in 
Cleyhhars's  Aphorismen,  S.  14 — 33)  und  die  MünsConventtonen  von  Hur- 
mainz, Kurtrier,  Kurpfalz,  HcssenDartnatadt  und  Reichsstadt  Frankfurt  »• 
ir65  u.  1766,  bei  Hirsch  Tb.  VIII,  S.  443  vi.  5i5,  u.  in  den  angef.  Materialien , 
S.  1T9  ff.  u.  3o3  ff.  —  Vergl.  auch  Mosfr  v.  Reichstagsgesch- ,  1409.  —  v.  Ps»v*f 
i56.  184.  189.    Die  angef.    Materialien,  S.  181—  Flörkk's  Münzbunst, 

S.  414  — 43°«  Vcrgl.  oben  4,9«—  Von  dem  Schlagscbatz  (den Münzkosten) 
u.  dem  so  genannten  MünzRegal  ( Gewinn  bei  der  Ausmünzung )  bei  der  Con- 
ventionsMünze ,  s.  unten  %.  43i. 

4)  Hirsch,  Vm.  480' 

c)  Hirsch,  VI.  436.  v.  Prauh,  159  ff.  169.  180  f.  Gfrstlachfr,  IX.  i53>- 
Note*).  —  Späterhin  bestätigte  Baiern  vorläufig  den  ConventionsMünzfufs. 
durch  ein  Edict  t.  28.  Febr.  1809.  ConventionsThaler  hat  Baiern  seit  i"*53  bis 
jetzt  (i83o)  zu  prägen  nicht  aufgehört.  Eben  so  Salzburg,  bis  zu  der  Secu* 
larisation  des  Erzbisthums. 

d)  Hirsch,  VI.  373.  389. 

e)  Münzabschied  der  3  Kreise  zu  Augsburg,  6.  Mai  1-61,  bei  Hirsch,  VIII.  336. 
Gkrstlachkr  ,  IX.  i547-  Vergl.      4*5*  V. 

f)  Hirsch,  VIII.  i3»  u.  »57,  verglichen  mit  VIT.  5i~.   v.  PnAu:»  a.  a.  O.  S-  »8u 
nennt  diesen  kurrheinischen   Krcisscliluf«  einen  kur-  und  oberrheinischen 

■ 

Vergl.  auch  Gkrstxachkr,  IX.  1647*  Note  * 

g)  In  dem  Codex  Aügustcus,  T.III.  Sect.  1.  p.  «5o8,  u.  in  (CtFti*MA>ys)  Apho 
rismen,  S.  14  ff.  Geschichte  des  kursächs.  Münzwesens  seit  dem  Anfang  de« 
18.  Jahrhunderts ,  in  dem  GeneralGouvcrncmentsBlatt  für  Sachsen  (Leipz.  u. 
Dresd.  i8i3— i8i5.  4.  Bde.  4.),  Bd.  II,  Num.  40,  4«,  47  u.  48.  Wm*k'* 
k.  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II,  %.  107  ff.  Von  der  k.  sächs.  Ausmünzung  von  176) 
—  t8i3,  wozu  seit  1789  die  inländischen  Bergwerke  im  Durchschnitt  jährlich 
55.ioo  Mark  Silber  lieferten ,  s.  man  K.  H.  L.  Pölitz  ,  die  Regierung  Friedr- 
Augusts,  K.  v.  Sachsen  (Leipz.  i83o.  8.),  Th.  I,  S.  108  f. 

A)  Bei  Hirsch,  Th.  VITT,  u.  mit  Bemerkungen,  in  ( ClitsharVs )  Materialien, 
S.  190  ff. 

/')  Bei  Hirsch  n.  a.  0. ,  u.  in  den  angef.  Materialien ,  S.  3o3  ff.  —    Eine  Uebcr- 
sicht  der  allmähligen  Verbreitung  des    ConventionsMünzsyslems   findet  man 
ebendas.  S.  461—  463,  477  u.  187  ff-  —    Ein  Verxeichnifs  der  Conventions 
Geldsorten,  mit  ihrem  Schrot  und  Korn,  ebendas.  8.  »s5. 

/)  Reichsschlufs  v.  16.  Dcc.  1775,      34-   Moser**  Rechtsmaterien,  XIX.  5x4 
Vergl.  v.  Craxir's  wezlar.  TVebenst. ,  LH.  9.  —  Von  Rammergulden ,  s.  oben 
%.  419,  Kote  a. 
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l)  (Cleyssass's)  Materialien,  S.  aa5. 

tu)  So  auch,  übereinstimmend  mit  der  östreich-baierischen  Convention,  der  an« 
gef.  Münzverein  v.  1765,  Art.  6  u.  7.  (Cley3ma:imY)  Aphorismen,  S.  16.  u.  f. 

§.    428.  (346  b.) 

J  J    Kurbranden  Bürgt scher ,   jetzt   p  reut s  is  eher ,    Courant»  oder 

Ein-und-twanziggulden  Fu  s  s. 

III)  Die  Voraussetzung,  dafs  zu  Verhinderung  der  Ausfuhr  de» 
Goldgeldes  ,  ein  niedrigeres  Verhältnis  zwischen  Gold  und  Silber,  als 
nach  dem  leipziger,  und  auch  nach  dem  spätem  ConventionsMünzfufo 
(nach  jenem  wie  t  zu  i5V7I,  nach  diesem  wie  1  zu  »4nAi )  1  anzu- 
nehmen sey,  und  die  Meinung,  dafs  zu  Verhütung  der  Ausfuhr  des 
Silbergeldes,  dasselbe  nicht  aus  einer  höheren  als  der  zwölf lö'thigen 
Silbergattung   zu  münzen  sey ,    führten   Konig   Friedrich   II.  xpn 
Preufsen  zu  der  Annahme  des  Verhältnisses  von  1  Gold  für  i3n/i3 
Silber.     Sie   begründeten  ,   seit  1750  und  (verbessert)  1764  ,  den 
kurbrandenburgischen   (d.   h.  anfangs  blofs  für*  Brandenburg 
eingerichteten )    Münzfufs ,   jetzt   bekannt    unter   dem    Namen  des 
preu falschen  Courant,  nach  dem  damaligen  Münzdirector  Grau- 
mann    zuweilen   der   graumannische   genannt  a).      Derselbe  ist  ein 
V i e rz e h n thaler-   oder   Ein-und-z wanzigguldenFufs,    die  feine 
cölnische  Mark  Silber  zu  14  Thaler  *),  in  ganzen  Thalerstücken ,  und 
in  */m  Vi «  Vs  un^  Vm  auch,  in  den  i79oger  Jahren,  in  den  Fürsten- 
thümern  Ansbach  und  Baireuth,  in  a/3  Thalerstücken.    Durch  neuere 
Gesetze  <0»  hat  dieses  Münzsystem  im  Einzelnen  manche  andere  Ent- 
wicklung,  und  seit   1821  einen  Zusatz  v.on  neuen  Scheidemün- 
zen rf),  nach  einem  Sech  zehnThalcr-  oder  Vier-  und  zwanzig- 
guldenFuls1,  erhalten;  so,  dafs  Preussen  jetzt  in  Silber  nach  zwei 
verschiedenen  Münzfüfsen  ausprägt.    Ausnahme  von  der  Regel  war  es, 
dafs  Preussen  in  den  Jahren  1794  und  1795  ConventionsThaler  oder 
ZweiguldenStücke  nach   dem  20  Guldenfufs  (10  eine  feine  Mark) 
prägen  liefs. 

«)  Köuigl.  preufs.  Edict  y.  «9.  März,  1764,  wo  jedoch  dieser  Münzfufs  vom  Jabr 
iy5o  datirt  wird,  HimscH,  Vitt.  4*5.  v.  Pa*ua,  i54  ff.  FlöshVs  Münzkunst, 
S.  4G1 — 4,4*  Hlotescb  kursachs.  Münzgeschichte ,  Th.  II,  S.  8i3.  Gebhardts 
Handb.  der  Münz-,  Maas-  u.  Gewichtkunde  (1788)  &  i5a.  Jon.  Phil.  Giur- 
ean5  (f  »?6»)  war  der  Urheber.  Püttkb's  Lit.  IL  169.  III.  572.  PöttiiTs 
bist.  Entwick. ,  III.  70.  (&.btkx*ji]i's)  Materialien,  S.  18a  ff.  u.  4*9  — 43i. 
Hi.ö»a's  Münzwesen ,  8.  ao  ff. 

A)  Der  Thaler  proufs  Courant,  in  seiner  vollkommenen  Ausmünzung,  und  ohne 
Abzug  des  ursprünglich  gestatteten  Bcmediums  am  Schrot,  wird  auf  höchstens 
1  Gulden  4aV">  Kreuzer  des  3.4  Guldenfusses  geschätzt,  in  (J.  E.  Lizbhold's) 
Nachweisung  einiger  der  neuern  auffallendsten  MünzValrationsDivergcnzen 
(Sine  1.  et  a.,  aber  Frankf.  a.  M.  i8ai.  8),  S.  4.  Aber  bei  einem  Anschlag 
der  feinen  Mark  Silber  zu  »4  V»  Gulden  des  Conv.  Fusses,  nach  dem  Beispiel  der 
einstweiligen  Werthbestimmung  der  brabanter  Kronthalcr  (§.  429),  würde  sich  der 
Tlialer  zu  1  Gulden  45  Kr.  berechnen»  —    Nassau  hat  ihn  i8si  valvirt  auf  1 
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Gulden  45  Kr.  Hessen  Darmstadt  1819  auf  eben  so  hoch,  nachher  (1810)  aber 
den  ganzen  Thaler  auf  1  Fl.  4«  Kr.,  da«  %  Thalerstück  auf  34  Hr.,  da«  »/»Tha- 
lerstüch  auf  17  Hr.,  da»  •/,;  Thalerstück  auf  (offenbar  viel  zu  hoch)  81/» 
Ebendas.  S.  5—7.  Kurhessen  legte,  durch  Beschlufs  vom  11.  Aug.  1812,  dem 
preufs.  CourantGcld,  blofs  mit  Ausnahme  der  Thalerstüche ,  « einci  der 
hessischen  Münze  {%.  422,  b)  gleichkommenden  Werth  bei»;  nämlich  dem 
preufs.  Thaler  den  Werth  von  1  Fl.  48  Kr.  In  der  Ivnigl.  sächsischen  Val- 
vationsTabelle  v.  16.  Sept.  1819,  wurden  die  preufs.  Thalerslücke  nach  ver- 
schiedenen AusmünzungsPerioden  verschieden  geschätzt:  1)  v.  1764  bis  und 
mit  1769,  a)  1770  bis  und  mit  1779»  3)  v.  1800  bis  u.  mit  1809  e\cl.  \9o\, 
auf  nur  i  Gulden  40  */h  Kreuzer,  4)  v.  1780  bis  und  mit  1799,  dann  1810 
bis  u.  mit  1818;  in  dieser  letzten  Periode,  nach  dem  24  Guldenfufs  berechnet, 
auf  1  Gulden  41  V*  Kreuzer.  Das  Nähere  in  IUübeiv's  Münzwesen,  S.  3i.  — 
Nach  dem  in  dem  preufs.  Edict  v.  1764  angenommenen  Verhältnifs  zwischen 
Gold  und  Silber,  ist  der  Friednchd'or ,  als  die  cigcnthürrliche  Goldmünze  des 
Staates,  zu  5  Thaler  gerechnet,  einerlei  mit  4  Rankpfund  Pr.  Bis  auf  «las 
Gesetz  v-  3o.  Sept.  1821  ,  ward  seine  gesetzmäßige  Beschaffenheit  angegeben 
auf. 35  Stöcke  aus  der  rauhen  cöln.  Mark  ,  des  Gehaltes  von  31  Karat  9  Gran 
(21  %  Karat),  d.  i.  361  Gran  feinen  Goldes  Gkrh.ibdt's  Münz-,  Alaas- und 
Gewichtkunde  (Berlin  1788),  S.  144  f«  Aber  durch  das  angef.  Gesetz,  V  *♦ 
ist  festgesetzt,  dafs  derselbe,  «wie  bisher*,  zu  35  Stücken  aus  der  rauhen 
Mark  geprägt ;  und  in  dieser  Mark  260  Gran  feinen  Goldes  enthalten  seyn 
sollen,  d.  i.  21  Karat  6  Gran  (91  */,  Karat),  also  1  Grän  weniger,  als  oben 

c)  Neuere  Münzgesetze  für  die  preufs.  Staaten:  Vcrordn.  v.  i3.  Dcc.  181  >i  die 
Einschmclzung  der  Scheidemünze  betr.  Bekanntmachung  v.  a5.  Milrz  i8»i. 
enthaltend  einen  Tarif  der  frans.  Münzen,  in  (Clxykxav!» 's)  Aphorismen,  S  i"3* 
Verordn.  v.  08-  Febr.  1816,  enthaltend  e.  Tarif  fremder  Geldsorten,  u.  v.  3o. 
Sept.  1821 ;  in  der  Gesetzsamml.  für  die  Preufs.  Staaten,  >8n  ,  S.  373;  1816, 
S.  118;  18*1,  S.  159;  auch  in  ( Clktsmamm's  )  Materialien,  S.  389,  4<>»  u.  4*°- 
CabinetOrdre  v.  25.  Oct.  1821 ,  in  d.  Gesetzsamml.,  1821,  S.  184.  u.  in  den 
Materialien,  S.  443.  —  Bekanntmachung  wegen  des  Werths  fremder  Gcldsorten, 
gegen  preufs.  Geld,  mit  e.  VerglcichungsTabelle ,  v.  37.  Nov.  1821»  in  d. 
Gesetzsamml.  1821,  S.  190,  u.  in  den  Materialien,  S.  444*  Kienen 's  Munt 
wesen,  S.  24  ff. 

d)  Durch  das  Gesetz  v-  3o.  Sept.  1821,  ward  die  Ausmünzung  von  V*  °- 
J/,  Thalerstücken  eingestellt,  aber  diejenige  der  %  beibehalten.  Zugleich 
ward  eine  neue  Münzsorte  als  Scheidemünze  eingeführt,  Silbergroschen  genannt, 
jeder  in  12  Pfennige  getheilt.  Davon  gehen  3o  ganze  und  60  halbe  auf  einen 
Thaler,  aus  der  3%  löthigen  Silbergattung  (3  Loth  10  Grän);  so,  dafs  darin 
die  Masse  (Billon  in  dem  Gesetz  genannt)  aus  a  Theilen  Silber  und  7  Theilen 
Kupfer  besteht,  und  die  Mark  fein  zu  16  Thalcr  (24  Gulden)  ausgemünzt 
wird ,  sonach  in  3o  Stücken  (oder  in  60  halben  Sgr.)  ein  Loth  feines  Silber 
sich  befindet,  statt  dafs  in  einem  Thaler  preussisch  Courant  1 '/7  Loth  feines 
Silber  enthalten  sind.  Gegen  preusisches  CourantGcld,  hat  also  diese  neue 
Scheidemünze  einen  mindern  Werth  von  12'/,  pro  Cent.  Beabsichtigt  ward 
damit,  eine  neue  MünzBerechnungsart,  zunächst  für  die  öffentlichen  Cassen,  und 
mit  der  Zeit  auch  für  die  Einwohner,  denen  im  Privatverkehr  jede  bisher  er- 
laubte Berechnungsart,  durch  das  Gesetz  ausdrücklich  auch  fernerhin  gestattet 
ward.  Vergl.  die  Bemerkungen  in  den  angef.  Materialien,  S.  427  ff-  u.  G.  B 
Loos  Samml.  einzelner  Aufsätze  über  Gegenstände  des  Münzwesens.  Heft  » 
bis  3.  Bcrl.  i8a3.  a  Hannöver.  Magazin ,  1824,  St.  65,  66,  83  u.  84.  K1&W« 
Münzwesen,  S.  28  ff. ,  3a  ,  39,  83  u.  i56. 
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§.    429.  (346«.) 

4)    Der   30%,    oder   ungefähr  Mx/y    GuldenFus*,    bei  brabanter 
Krönt  kaiern.     S)    24    G  u  l  den  Fun.     Sj    Verbreitung  des 

Convention/Systems. 

IV)  Im  Widerspruch  mit  der  gesunden  MünzPolitih,  und  mit  den 
eigenen,  vorlängst  angenommenen  Grandsätzen  des  ConventionsSystcms, 
billigte  der  oberrheinische  R  eichskreis,  durch  ein  Edict  vom  39. 
April  1793,  einen  2oJ/I2  oder  (nach  der  Zahlungsart  des  24  Guldenfusses) 
«4M/ioo  Guldenfufs  ,  indem  er  ,  auf  ostreichisches  Ansinnen  in  dem 
damaligen  Reichskrieg,  dem  (seit  1755  üblichen)  brabanter 
Thaler  oder  östreichisch-niederländischen  Krön  thaler 
(  doch  ohne  zugleich  der  halben  und  ViertelKronthaler  zu  erwähnen ) 
für  2  Gulden  42  Kreuzer  des  a4  Guldenfusses  Umlauf  gestattete  «)  ; 
während  demselben,  selbst  in  seiner  vollkommenen  niederländisch- 
gesetzmäsigen  Beschaffenheit,  nur  ein  Zahlungswerth  von  2  Gulden 
382/5  (eigentlich  3QU>/19')  Kreuzer  des  «4  Guldenfufses  zukommt,  und 
er  darum  auch  in  den  ostreichischen  Staaten  selbst  nur  auf  so 
hoch,  auf  2  Gulden  12  Kreuzer  (2%  Fl.  des  2oGuldenfufscs),  in  dem 
Königreich  Hannover  seit  dem  26.  Nov.  i8i3  auf  1  Thaler  11  Groschen 
6  Pfennige,  in  dem  Königreich  Sachsen  aber  seit  dem  37.  April  1816 
auf  nur  1  Thaler  11  Groschen  fortwährend  tarilirt  ist  Doch  ward 
bei  jener  Werthbestiramung  des  brabanter  Kronthalers ,  die  Beibe- 
haltung des  ConventionsFufses  im  Uebrigen,  ausdrücklich  für  unab- 
änderlich, mithin  jene  nur  für  eine  Ausnahme  von  der  Regel  erklärt. 
Durch  ein  Edict  vom  14.  Mai  1793,  erklärte  auch  der  kurrheinisch  e 
Kreis  seine  Uebereinstiinmung  mit  den  Bestimmungen  des  oberrheinischen. 
Seit  Auflosung  der  teutschen  Reichsverbindung,  prägten  auch  Baiern, 
Wirtemberg,  Baden,  GH.  Hessen,  Nassau,  SachsenCoburg 
und  Waldeck,  alle  ohne  Anzeige  des  Münzfusses,  Kronthaler, 
die,  auf  einen  äussern  Werth  von  2  Gulden  42  Kreuzern  gesetzt, 
laut  amtlicher  Münzproben,  etwas,  mehr  oder  weniger,  geringhaltiger 
sind  als  der  brabanter  Kronthaler  ,  mithin  einen  noch  hohem  als 
34M/ioo  Guldenfufs  bilden  so,  daß  das  Versprechen  einer  Zahlung 
in  brabanter  Hronthalern,  durch  Zahlung  in  Kronthalern.  anderer  Art, 
in  geringhaltigeren,  zu  demselben  äussern  Werth  wie  jene  gerechnet, 
nach  strengem  Recht  für  gehörig  erfüllt  nicht  zu  achten  wäre.  Auch 
sind  Wirtemberg  und  Baden,  bei  von  Ihnen  nach  Auflösung  der 
Reichsverbindung  geprägten  Ein-  und  Zweigulden  Stücken,  und 
bei  badischen  Ein  h  undertkrenzer  Stücken,  ungefähr  dieser 
Art  von  Münzfufs  gefolgt  öy.  Dagegen  findet  man  keine  unter  ö st- 
reich ischem' Stempel  geprägte  Kronthaler,  deren  Jahrzabl  neuer 
wäre,  als  die  von  Oestreich  au  Frankreich  erfolgte  Abtretung  seiner 
Niederlande.  V)  Der  so  genannte  Vi e r-  und  zwanzigGuldenfufs 
ist  kein  Münzfufs;  er  ist  eine  höhere  Zählungsart  der  nach  dein 
Conventions  -   oder   ZwanzigGuldenfufs    geprägten   Münzen  ,  unter 

Kleber'«  »Stm\\.  Recht.  J.  Auli.  3g 
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Erhöhung  ihres  äussern  Zahlungswerthes  um  20  pro  Cent,  also  nach 
dem  Verhältnifs  von  5  zu  6  oder  von  so  zu  24  (§.  427).  Er  ward  seit 
der  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  eingetretenen  Müuzverwirrung, 
im  gemeinen  Verkehr,  statt  des  reichsgesetzlich  vorgeschriebenen  18  GuL 
denfufses,  hauptsächlich  in  oberteutschen  Ländern,  zu  Frankfurt  a.  M. ,  am 
ISiederrhein ,  und  in  einem  Theil  von  YVestphalen  «0,  üblich.  Er  ward  da- 
selbst, der  Gewohnheit  wegen,  auch  dann  noch  beibehalten,  als  nach  dem 
2oGu!denfufs  gemünzt  ward,  indem  man  die  nach  diesem  geprugteiiMünzen, 
im  Verkehr  nach  dem  24  Gulden f'ufs  zählte  (§.  42?)i  und  neben  dem 
letzten  hie  und  da  auch  deu  soGuldenfufs,  besonders  bei  Wechselpreisen, 
gebrauchte.  VI)  Am  weitesten  verbreitete  sich  in  Teutschland, 
auch  iu  der  Ausmünzung,  der  oben  (  §.  427)  gemeldete  Conven- 
tions- oder  Zwanzig  Gulden  fu  Ps,  thcils  in  der  eigenen,  thcils 
in  der  Zählungsart  von  24  Gulden  c) ;  und  in  dem  grossen  Handels- 
publicum  des  Auslandes  hat  er  viel  jähriges  Ansehen,  Zutrauen  und 
feste  Werlhbestimmung  erlangt.  Nicht  blofs  darum,  auch  wegen  der 
Echtheit,  Bestimmtheit,  Zweckmäsigkeit  und  Abgeschlossenheit  seiner 
Grundsätze,  wäre  allgemeine,  vollständige  Annahme  und  gewissenhafte 
Beobachtung  desselben  zu  wünschen  /). 

«)  (F.  J.  Ci.f vkäas 5)  Ucbcr  das  Münzvrescn  (Frankf.  a.  M.  1802.  8.),  S.  20  ff. 
Ebendcss.  angef.  Aphorismen,  S.  176,  i83  ff.  Ebendtss.  Materialien,  S.  226,  377 
ff.  38i  ff.  Die  angeführten  Bestimmungen  zweier  Reichskreise,  erfolgton,  wäh- 
rend des  Reichshriegs,  auf  Antrag  der  bei  ihnen  aecreditirten  römisch-kaisrrl. 
Gesandten.  Sie  führten  an:  da  der  damals  in  SüdTeutschland  häufig  umlau- 
fende französische  6  Livre-  oder  Laubthaler,  der  nach  Miinzprohen  im  Con- 

.  vcutionsFufs  nur  2  Fl.  4*  Kr.  (zu  hoch  geschätzt!)  werth  scy,  in  beiden  Krei- 
sen für  2  Fl.  45  Kr.  angenommen  werde,  so  scy  es  billig,  nach  demselben 
Werth»  erhälfnifs ,  den  brabantcr  Kronthaler  auf  1  Fl.  l\i  Kr.  zu  tarieren. 
War  der  Werth  des  Laubthalcrs  im  Verkehr  zu 'hoch  gesetzt,  so  hätte  man 
ihn  durch  Kreisschlüsse  und  Landesgesetze  herabsetzen ,  oder  vielmehr  als 
fremde  Geldsorte  ganz  verrufen  sollen.  Durch  den  dem  niederländischen 
Kronthaler  beigelegten  äussern  Werth  von  2  Fl.  4«  Kr.,  ward  derselbe,  im  Ver- 
hältnis zu  ConveotionsGeld ,  um  mehr  als  3  proCent  zu  hoch  tariürt.  Er 
ist  geprägt  aus  der  i3iyJ8  d.  L  H:2/JW»  feiu -  haltenden  Silbergattung,  und  9 »/, 
Stücke  wiegen  1  wiener  Mark,  mithin  7"/u  Stücke  eine  cölnische  Mark.  A. 
Wagjskh's  Anleit-  zu  Berechnung  der  Kronen*  oder  brabanter  Thalcr.  Leipz. 
i8o3.  8-  Danach  berechnet  sich  der  Werth  des  brabanter  Thalers ,  im  Ver- 
hältnifs  zu  dem  Conventions-  oder  20  Gulden  fufs  auf  2  Fl.  \i'/„  Kr.,  oder  *  Fl. 
38'%)  Kr.  des  24  Guldenfusses.    Indefs  hat  üestreich ,  in  seinem  MünzPateut 

.  vom  27.  Juli  i8»6,  denselben  gesetzt  auf  nur  2  Fl.  12  Kr.  oder  2  Fl.  38/»  Kr. — 
Nach  Auflösung  des  teutschen  Reichs,  ward  iu  verschiedenen  Bundesstaaten 
der  Werth  des  brabantcr  Thalers  durch  Gesetze  bestimmt.    Man  s.  oben 
im  %.    In  den  königl.  sächsischen  ValvationsTabellen  v.  17.  Apr.  1816  u.  5. 
Apr.  1827,  ward  der  brabanter  (auch  der  baierischc)  KronThaler  gesetzt  auf 
1  Thaler  11  Gr.  des  20  Guldenfusses,  d-  i.  1  Gulden  37 \t  Kr.  rheinisch  oder 
des  a.|  Guldenfusses.  Aphorismen,  S.  38  u.  i83  ff.  In  der  prtussischen  Verordn. 
v.  28.  Febr.  1816,  ist  er  valvirt  auf  1  Vi  Thaler  preufs.  Cour.,  mithin,  14 
Thalcr  für  24  Gulden  gerechnet,  auf  2  Gulden  34  7/7  Kr.  des  24  Guldenfusses; 
hingegen  in  der  VergleicliungsTabelle  bei  der.  preufs.  Bekanntmachung  v.  2- 
Mov.  1821,  auf  1  Thalcr  iö  Silbe  rgroschen  a  Pf.  ( 1  Vi  Thlr.  Cour.  u.  2  Pf.) 

Materialien ,  S.  407  u.  449.   fcinc  CabinetOrdre  v.  10.  Mai  1828  verordnete 


Digitized  by  Google 


1 


IV.  Abschnitt.  MünzRcgal.  505 

dfe  Annahme  der  brabatiter  Kroothaler  bei  öffentlichen  Gassen  der  restlichen 
Provinzen  zu  obigem  Preis ,  aber  zugleich  die  Ablieferung  der  eingegangenen 
an  die  Münze ,  und  dafs  bei  Strafe  Niemand  diese  Gcldsortc  höher  als  oben 
gemeldet  ausgeben  dürfe.  Hi.ÜBKa's  Münzvresen,  S.  58  u.  169.  —  Oest  reichische 
Vcrrufung  von  andern  als  brabantcr  Krontbalcrn ,  unten  §.  /,3o ,  c. 

b)  IUüBKns  Münzwesen,  S.  54  ff.  Von  Baiern  ,i  unten  %.  43t.  e.  —  Nach  amtlichen 
Proben  ergibt  sich  folgender  Werth  dieser  nicht-brabantcr  Kronthaler,  im  Verhält- 
nifs  zu  dem  20  Guldcnfufs,  nach  der  Zählungsart  des  so  genannten  24  Gulden- 
fufses.  Der  baierische ,  2  Fl.  tyV*  Kr.  (5  Francs  66  Cent,  nach  der  pariser 
Miinzprobe);  der  grofsherzogl.  hessische .  2  Ff  S^Yiooc  Kr.;  der  waldechisc/te, 
2  Fl.  33%  Kr.  Das  Stück  zu  2  Fl.  42  Kr.  berechnet,  ergibt  sich  auf  100 
Fl.  in  solcher  Gcldsortc,  gegen  ConventiousGeld  ein  Verlust,  bei  badischen 
Kronthalern  von  21V»o  Gulden,  bei  na* säuischen  \%~/l0o  Gulden.  Der  brabauicr 
oder  niederländische  Kronthaler,  gesetzmäsig  ausgemünzt,  hat  einen  Werth 
von  2  Ff  38'  *  Kr.  Klüber  a.  a.  O. ,  S.  52,  56  u.  281.  —  Oestreich  hat  alle 
nicht -niederländischen  Kronthaler  verrufen.    Unten  %.  43o,  Note  e. 

c)  Ungefähr  nach  dem  oben  angegebenen  i\u/ic«  Fufs,  sind,  ohne  Anzeige  des 
Münzfufses  ,  grofsherzoglich  •  budiscb:  EinguldcnStüche  von  1821  und  Zwei- 
guldenStücke  von  1825  gemünzt,  die  für  1  und  2  Gulden  des  24  Guldenfufscs 
umlaufen.  Ein  badisches  EinguldcnStück  ward  3562  Kichtpfennigc  schwer,  und 
12  Loth  fein  gefunden,  also  dabei  die  feine  Mark  cölnisch  zu  24'/"  Gulden 
ausgebracht.  Diosc  Geldsorte,  in  dem  erwähnten  Zahlungswerth  angenommen, 
gibt,  im  Verhältnifs  zu  Münzsorten  nach  dem  Conventionsfufs  einen  Verlust 
von  24/£,  pro  Cent.  Budi*chc  ZweiguJdenSlücke  von  i8*5,  gehen  o,*01/«**  auf 
eine  cölnisch e  rauhe,  i2"3/ir<no  auf  eine  feine  Mark,  es  hat  also  das 
Stück  einen  innern  Gehalt  von  1  Fl.  öö^yiono  Kr.,  welches  an  100  Fl. 
einen  Verlust  von  2  Fl.  32  a"/iooo  Kr.  thut.  —  Auch  IViriemberg  hat  Zwei- 
guldenStücke  geprägt.  Davon  gehen  auf  die  rauhe  cölnische  Mark  a,,8/,ooo 
Stück,  auf  die  feine  i22Vi«k>  Stück,  welcho  ausgeprägt  ist  zu  24  Fl.  28  Kr. 
i"Gn/ioooPf ;  es  hat  also  dasStück  an  innerem  Gehalt  1  Fl.  57Ü?6/I*v>  Kr.,  welches 

.  an  100  Fl.  einen  Verlust  thut  von  1  Ff  öö^Viooo  Kr.  —  Ein  badischer  Einhun- 
dertKreuzerThalcr  (1  Fl.  4°  Kr.)  von  1829,  wiegt  5,082  RichtPfennige ,  und 
es  gehen  \%mb/wu  Stücke  auf  die  rauhe  Mark,  in  dem  Feingehalt  von  14  Loth. 
Demnach  gehen  i4,"/i-5  Stücke  auf  die  feine  Mark,  und  ist  ein  Stück  im  4 
Guldenfufs  werth  1  Fl.  377,/ioo  Kr.  Zu  1  Fl.  40  vKr.  ausgegeben,  ergibt  sich 
dabei,  gegen  ConventiousGeld,  ein  Verlust  von  3  Fl.  49  Kr.,  welches  an  100 
Ff  2  Fl.  17%  Kr.  oder  beiläufig  2V3  pro  Cent  beträgt.  Auf  der  Wappenseite 
steht:  «Ein  Thaler  zu  100  Krzr.  im  KronthalerFufs ».  Damit  ist  wohl  der  ba- 
dische KronthalerFufs  (die  carlsruher Zeitung  v.  21.  Jan.  1829  spricht  von  einem 
«Kronthaler-  oder  24%  Guldenfufs»)  gemeint,  welcher  weder  mit  dem  bra- 
bantcr noch  mit  den  übrigen  genau  übereinstimmt.  Man  s.  oben,  Note  a.  — 
Früher  schon  hatte  der  badische  Münzrath  J.  G.  Dixze  den  Vorschlag  gethan, 
den  circa  24  Vi  Guldenfufs  als  Normal  Münz  fufs  anzunehmen,  jedoch  zugleich 
den  Kronthaler  auf  den  äussern  Werth  von  2  Ff  38%  Kr.  herabzusetzen. 
Man  s.  dessen  Gesehichtl.  Darstellung  des  alten  u.  neuen  teutschen  Münzwe- 
sens, u.  Vorschläge  zu  Gründung  c.  dauerhaften  Münzverfass.  in  den  t.  Bun- 
desstaaten. Weimar  1817.  »01  S.  8.  (Auch  in  Lviikji's  Nemesis,  Bd.  IX,  St.  3.) 
Ebendess.  Verteidigung  dieser  Schrift,  nebst  e.  Anhang.  Mannh.  1822.  8.  Da- 
wider s.  man  jedoch  die  Reccnsionen  in  der  Hallischen  allgein.  LileraturZei- 
tung,  1818,  S.  625  —  640,  u.  1822,  Num.  77. 

d)  Dieser  so  genannte  Münzfufs,  bekannt  auch  unter  dem  Namen  der  rheinischen 
Währung,  war  im  J.  1754  schon  im  Gang,  in  den  Ländern  der  fünf  (im  Münz- 
wesen) correspondirenden  Reichs  -  und  Kreisstände,  Kurmainz,  Kurpfalz,  Kur- 
trier, HesscnDarmstadt,  Frankfurt.  (ClbtnmasVs)  Materialien,  S.  187.  Ki.tl- 
axa's  Münzwesen,  S.  119  u-  140.  —  Frankfurt  ist,  durch  sein  merkantilisches 
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♦ 

Uebcr^ewicht.  in  weitem  Umkreis  tongebond  für  kaufmännische  Werthbe- 
stimmung der  umlaufenden  Münzen. 

e)  Vergl.  %.  4*7.  Verzeicbnifs  der  Lander,  welche  das  GouventionsMüazijateai 
angenommeu  haben,  bei  v.  Pbaüs  a.  a.  O. ,  S.  189  ff.  und  in  (Cijeyh»ahs's) 
Materialien,  S.  46 1  ^  »  -auch  in  Flörki's  Münskunst,  S.  397  ff.  Aach 
Preussen  prägte  1794  u.  *79^  ConvcntionsThaler.  Hannover  führte  da» 
ConventionsMünzSystem  ein,  durch  Verordnung  t.  1.  Oct.  1817.  Man  s.  oben 
§.  419,  Note  b.  —  Durch  ein  Patent  v.  1.  Kor.  i8»3,  führte  Oettrmch  dasselbe 
auch  in  seinem  lombardisck-veneiianitchen  Königreich  ein;,  doch  mit  Unterschied 
in  der  Silbergaltung,  so,  dafs  z.  B.  ein  Li  reStück  zwar,  eben  so  wie  ein  so 
MreuzcrStück,  44/,  Grän  feines  Silber  enthält,  aber  nicht  wie  diese«  aus  der 
9'/,  löthigen  Silbergattung,  sondern  aus  der  itf/s  löthigen  (%>  aus  16)  geprägt 
wird ,  daher  35  Zwanzigerstücke  eben  so  schwer  wiegen  als  54  LireStücke, 
und  ein  LireSlück  wegen  des  gleichen  Feingehaltes  eben  so  viel  werth  ist  als 
ein  Zwanzigerstück,  obgleich  viel  leichter  und  auch  kleiner  ab)  dieses.  K. 
Frans  L  polit  Gesetze  u.  Verordn-,  Bd.  5i  (Wien  i8a5.  &),  S.  12s  ff.,  «.  der 
MünzTarif  ebendas.  S.  s34  ff. 

/)  Aber  so ,  dafs  nicht  nur  die  Mark  feinen  Silbers  für  den  durch  die  Conven- 
tion bestimmten  Zahl  werth  geprägt,  sondern  auch  die  verschiedenen  Geldsor- 
ten nach  dem  vorgeschriebenen  Gewicht  nnd  Feingehall  (Schrot  und  Hon) 
gemünzt  werden.  Zugleich  möchte  entweder  durchaus  gleichförmige  couren* 
tionsmäsige  Werthbestimmung  des  Krontbalers,  oder  gänzlicher  Verruf  desicl 
ben  nöthig  seyn,  um  die  MünsAnomalie  gründlich  zu  heben,  die  durch  dessen 
Umlauf  nach  verschiedenartiger  Werthbestimmung  zeither  verursacht  worden 

*  Ut.  —  Von  der  Verbreitung  des  ConventionsMünzsysteras,  und  von  den  Mil- 
tein zu  Herstellung  der  Ordnung  in  dem  Münzwesen  Teutschlands,  s.  man  die 
angef.  Materialien,  S.  461  —  4?8»  «•  Ktönaa's  angef.  Münzwesen,  wo  S.  »57 
ff.  ein  Plan  zu  einem  Münzverein  teutscher  Bundesstaaten ,  bei  welchem  dieses 
MünzSystera  zur  Grundlage  zu  nehmen  wäre. 

§.    430.  (347-.) 
Staatsbefugnisse  in  Ansehung  des  Mümwescns. 

* 

Jedem  Souverain  des  Teutschen  Bundes  gebührt ,  auch  in  Münz- 
sacben:  1)  die  Oberpolizei  «)  und  Gesetzgebung;  die  sieb 
wirksam  zeigen,  in  MünzEdicten  und  Patenten,  in  Bestimmung  des 
Münzfufses,  und  der  Geldsorten,  auch  ihrer  Abstufungen  (coupures), 
damit  bequeme  Ausgleichung  im  Verkehr  Statt  haben  könne  *),  in  dem 
Verbot  des  Aufgeldspiels  (Agiotage),  des  Einschmelzens  der  Münzen, 
des  Eingangs  fremder,  und  der  Ausfuhr  guter  Münzsorten,  in  Fest- 
setzung, Erhöhung,  oder  Herabsetzung  ( Ab  Würdigung  ihres  Zahl- 
wertbes  (Valvations-  und  Deval vationsTabclIen) ,  in  Handhabung  der 
Münzordnung  durch  fleifsiges  Wardiren  (Probiren)  des  umlaufenden 
Geldes  durch  verpflichtete,  sachkundige  und  gewissenhafte  Münz  wardeine, 
in  Verrufung  und  Einrufung  schlechter  oder  dem  geltenden  Müns- 
system  nicht  angemessener  Münzsorten,  in  Verfügung  ihrer  Ummün- 
zung,  in  Beschränkung  des  Gold-  und  Sübervcrkaufs ,  in  Bestimmung, 
wie  es  bei  Bezahlung  der  Geldschulden,  nach  einer  Münzveränderung, 
soll  gehalten  werden  «),  u.  d.  m.    In  dem  Münzwesen  kann  der  Rigo- 
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rismus  kaum  zn  weit  getrieben  werden.  II)  Die  richterliche  (Ge- 
walt, in  bürgerlichen  und  peinlichen  Sachen  der  bei  dem  Münzwesen 
angestellten  Personen,  in  Münzstreitigkeiten  und  Münzverbrechen  ^). 
III)  Auch  steht  in  dem  durch  das  eigene  Staatsinteresse  bestimmten 
Willen  des  Souverains,  ausländischen  Münzen,  Staatspapieren  und 
Papiergeld,  auch  Land-  und  Scheidemünzen,  in  seinem  Lande  Curs, 
mit  oder  ohne  Selbstbestimmung  ihres  Zahlungswcrthes,  zu  gestatten, 
oder  zu  versagen  <?).  iy)  Werden  Münzen  eines  Staates  yon  einer 
fremden  Staats  regierung,  oder  unter  ihrem  Schutz  yon  Pri- 
vatpersonen nachgepragt  f)  ,  geringhaltig  oder  gleichhaltig  ,  in 
Friedens-  oder  Kriegszeiten,  etwa  während  feindlicher  Inhabung  ihres 
Landes,  so  steht  ihr  dawider  der  Gebrauch  der  Mittel  zu,  welche  das 
Völkerrecht  wider  Rechtsverletzung  unter  Staaten  zuläfst  «?).  t 

■ 

«)  Bivst,  t$7.  Moni  von  Reichstagsgesch. ,  i435.  Ebenders.  tob  cL  Landesho- 
heit in  Polizeisach  en,  396  ff,   v.  Bzbg's  Polizeirecht ,  III«  541« 

*)  (Cwtbmasb'»)  Materialien,  S.  2*7,  43i  ff.,  a58  u.  34o. 

c)  Beispiele,  s.  in  Fabib's  StaatsCanzley ,  LXX.  543.  569.  59a.  610.  61 5.  n.  in 
Fabkb's  neuer  St.C ,  X.  376.  XVI.  410.  XVII.  a8a  ff.  3o3  366  ff.  XXIV.  874. 
XXVII. 455.  Von  dem  Königreich  Sachsen,  s.  v.  Röbeb's  kursüchs.  Staatsr.,  II.  767. 
Hönigl.  sächs.  ValvationaTabellen  v.  %j.  Apr.  1816  u.  5.  Apr.  1817.  Von Iturbraun- 
schweig,  s.  Stbubkv,  Th.  III,  Bcd.  a.  Oestreich.  Münzverordnung  v.  1.  Sept. 
1783,  wodurch  der  Zahlwerth  gewisser  Geldsorten,  sogar  über  den  Conven- 
tionsFufs  erhöht  wird,  in  Rzess  Staatsk.,  IV.  191.  —  Echte  und  frische,  gang- 
bare und  ungangbare  ,  verrufene  und  unverrufene ,  auch  herabgesetzte  oder  gefallene 
Münzsorten.  In  den  östreichischen  Staaten  ist  die  Verfertigung  u.  der  Ver- 
kauf von  Metallabdrücken  cursirender  in  -  und  ausländischer  Münzen  verboten. 
HofkammerDecr.  v.  la.  Juni  i8»4,  in  K.  Franz  /.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn., 
Bd.  6a,  S.  a88.  —  Bei  eingerissener  Unordnung  im  Münzwesen ,  ist  das  Uebel 
selten  anders  gründlich  zu  heilen,  als  durch  allgemeine,  doch  behutsame, 
Verrufung  und  Ummünzung  des  alten  Geldes.  Flöbkb's  Münzkunst,  S.  63o 
ff.  801  ff.  837- 

d)  Schriften  in  Rlübib's  Lit.  §.  i33a.  Mosr.a's  Justkverf. ,  I.  704.  ob  Bö  kau 
diss.  cit.  c.  3.  %•  a6.  —  Die  teutschen  Reichsgesetze  eiferten  wider  alle  Arten 
von  Münteerbrechem ,  wider  unberechtigte  Münzer,  Münzmeister,  die  pflicht- 
widrig münzen,  Münzfalscher,  Granalirer,  Seigerer,  Ringerer,  Bcscbneidcr, 
Schwacher,  Wäscher,  Schmelzer,  Abgiesser,  Auswiegcr,  Auszieher,  Aufwechsler, 

  Ausführer  u.  d.  Bbvst,  S.  3o4  —  36a.  Moseb  a.  a.  O.  141 3.  —  Durch  genaues 

Justiren  (§.  4>8,  c)  wird  dem  Wippen  (Abwägen,  Einschmelzen  und  Verhan- 
deln der  zu  schweren  Münzstücke),  durch  kunstvolles  Gepräge  wird  der 
Verfälschung,  insbesondere  durch  Rändeln  und  Ringgepräge  (Rlübkb's  Münz« 
wesen,  S.  a78  u.  i63  ff.)  wird  dem  Kippen  (Beschneiden)  vorgebeugt,  so  wie 
auch  der  falschen  Münze.   Schlözfb's  Staataanz.,  XLVII.  3i5  f. 

e)  Oben  %.  4aa,  a.  Moskb's  nachbarl.  Staatsr-,  383  —  388.  Mosbb's  Versuch  des 
neuesten  europäischen  Völkern,  VIII.  16.  ff.  Roüssbt  recueil  de  memoires, 
X.  56  f.  Rlübeb,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europc,  §.  73.—  In  Oestreich 
wurden  alle  bayerischen  Kronthaler  mit  ihren  Abtheilungen  verrufen«  die  in 
dem  MünzTarif  v.  1816  als  gesetz masige  Zahlungsmittel  nicht  aufgeführt  sind, 
HofkanzleiDecret  v.  14.  März  ifooj  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn., 
Bd.  48,  S.  7a.   In  dem  Tarif  v  a%  Juli  1816  (ebendas.  Bd.  44t  S.  a&7  u.  in 

Clky»kabb's  Aphorismen ,  S.  491)  siud  aber  gar  keine  baier.  Rron  thaler,  nur 

•  •      •  ■ . 
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k  k.  östreichisch -niederländische  ganze,  halbe  u.  ViertelKronthaler  für 
gwetzmäsiRC  Zahlungsmittel  anerkannt.  Damit  wurden  also  die  kaieriscJm, 
wittern' e-gis  Iten  ,  badischett  ,  gruffttier/oglith  -  hessischen  und  nassauischen, 
Sachsen- coburg »'.sehen  und  waldeckiscLen  Kronthaler  insgesammt  stillschweigend 
rerrufen.  Dagegen  sind  in  dem  MünzTarif  für  das  lombardisch  -  vciietianiielie 
Königreich,  welcher  dem  bei  dem  vorigen  %.  angef.  Patent  t.  i.  Nov.  i8*3 
beigefügt  ist,  die  ^buitri.chen  Schwert-  oder  Kronen  ihaler»  tarifirt  auf  6  Lire 
60  Cent.,  d.  i.  t  Fl.  n  Hr.  im  20  Guldcnfufs.  —  Hannoptr  verordnete  1811, 
dnfs  die  neuen  A ur hessischen  Vi  und  '/«,  Thalerstiiche  in  den  öffentlichen  Cassen 
nicht  angenommen,  auch  im  Handel  und  Wandel  für  (JonvcntionsMünze  nicht 
ausgegeben  worden  sollen.    Hannöver.  Gesct/.samml.  1837,  I.  Num.  45« 

f)  Beispiele,  ausser  dem  oben  4^4»  a<  angeführten,  liefert  die  neuere  Müiu- 
geschichte.  Im  J.  1819  oder  18*0,  wurden  in  Mexico  die  französischen  Fünf- 
Frankenstücke  nachgeprägt. 

g)  Hxübkr ,  droit  des  gens  moderne  del'Europe,  %.  73,  »3i  et  suiv. 

■ 

§.    451.  (347K) 
Das  MüniRcgal ,  kein  Itter atives.  Schiaßschatz. 

■ 

I)  Da  die  Hauptmasse  des  Geldes  bestimmt  ist,  nicht  blofs  in  dem 
inländischen,  sondern  auch  in  dem  Welthandel  als  Ausgleichung*- 
mittel  ku  dienen  (§.41$)«  so  sollte  diese  Bestimmung  Hauptgesichts- 
punet  seyn  bei  der  Gesetzgebung  und  Ausmünzung,  als  Walle  gegen 
Gewinnsucht ,  Münzfehler  und  IsolirungsLust.  Namentlich  sollte  das 
Münzwesen  zu  einem  lucrativen  Regal,  zu  einer  Quelle  von  directem 
Finanzgewinn  (  «  Mercanzei »  )  ,  nirgend  herabgewürdigt  werden 
denn  nichts  ist  wirksamer  als  schlechte  Münze,  den  Glauben  an  die 
Rechtlichkeit  einer  Staatsregierung  im  In  -  und  Ausland  allgemein ,  bis 
in  die  untersten  Volksclassen  ,  zu  schwächen  oder  zu  vernichten. 
II)  Untadelhaft  ist,  und  zugleich  nützlich  zu  Verhütung  gewinnsüchtiger 
F.inschmelzung  guter  Münzen,  der  Präg,  oder  S  ch  1  a gs chatz 
eine,  bei  der  Ausmünzung  in  Rechnung  gebrachte,  Vergütung  nur 
der  unvermeidlichen  Münzkosten  c)  ,  bei  kunstmäsiger  ,  möglichst 
wirtschaftlicher  Betriebart  der  MünzFabrication  <*).  Verwerllich 
hingegen  wäre  ein,  nach  Abzug  des  Schlagschatzes,  mit  Absicht  oder 
durch  Fehler  in  der  Ausmünzung  erlangter,  merklicher  Ueb erschuf«, 
als  reiner,  wohl  gar  in  Vorschlag  gebrachter  FabrikGewinn  für  die 
Staatscasse  *>,'  von  Einigen  übel  und  mit  Unrecht  MünzRegal  benannt. 

Gegen  das  Finanziren  des  MünzRegal*,  auch  durch  Verpachtung  der  Munt- 
gcrechtigkeit,  eifert  schon  der  Heicbsabschicd  von  1570,  %.  i3a.  Man  8.  auch 
das  haU.  MünzEdict  v.  1-59,  §.  11  u.  f.  Pötteh's  instit.  juris  publ.  germ. 
%.  34i  u.  3/|6.  CifybyiaVs  Materialien,  S.  a/,4-  —  Durch  Prägung  gering- 
haltiger Münze,  gewinnt  die  Staatscasse  nur  bei  der  ersten  Ausgabe  derselben, 
also  nur  einmal  und  schnell  vorüberge/wnd ,  bringt  aber  sich  selbst  und  die  Ra- 
tion, im  Verkehr  mit  dem  Ausland,  fortwährend,  mithin  unzdldigemal,  in  Schaden» 
denn  dem  Ausland  mufs  Alles  auf  das  Wenigste  um  so  viel  theurer  befahlt 
«erden,  als  das  inländische  Geld  geringhaltiger  ist  als  das  ausländische. 

b)  Von  dem  Schlagschat»,    in  t.  Reichsgcsctzen  auch  Münserlohn  genannt, 
Hlübkr's  Münzwesen,  98  —  u5.  »o  u.  i8a.   Ekmiut,  neue  Ltt  des  Staat«"., 
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S.  i4o.    J.  G.  Büsch  über  den  Schlagschntz;  in  dessen  Sämmtl.  Schriften 
über  Banken  und  Münzwcscn ,  S.  66+  IT.    Flöhub's  Münzkunst .   S.  3oa  u.  f. 
6u  —  6jU.    (Ci.«vkh\s.Vs)  Materialien,  S.  ^44  —  256  u.  793.    Sculözer  a.  a. 
Ü.  3i5  f.    v.  I'baus  ,  S.  9  ff.    Mosm  von  Keiehstagsgesclniften ,   iij3i.    G.  II. 
Bisj.'s  Ilaudb.  der  Gcldkunde,  I-  69.    Say  traite  d'economic  polilique,  Ii v.  II, 
eh.  4,  u.  in  der  tcutsch.  LeberscUung  e.  Anmerk.  v.  L.  II.  Jacod,  Tb.  II, 
S.  468  —  49<>-  —    Von  den  Kosten  der  Jusmünzung  bandeln,   Fi-öhhk  a.  a.  Ü\, 
S.  63-  ff     litsE  Kenntnisse  u.  Betracht,  des  neuern  Münzwesens,  Tb.  I, 
S.  194  ff.     Stoäcu,  cours  d'economic,  polilique,  T.  VI,  Note  11,  u.  Klübfh 
a.  a.  O.    Die  beste  Auskunft  darüber  —  bei  Hirsch,   VIII.  277  ff.  u.  in  den 
angef.  Aphorismen,  S.  63  ff.  —  hat  Teutschland  Ocstreicb    zu  verdanken. 
Zn.inzig  Kreimer  des  20  Guldenfufscs  für  die  cöln-  Mark  feinen  Silbers,  sind 
im  Durchst bnitt  hinreichend,  die  Kosten  der  Ausmünzung  einer  cölnischen 
Mark  feinen  Silbers,  in  allen  Geldsorten  des  ConvcnlionsMünzfufscs  sicher  zu 
decken.    Anerkannt  ward  solches  stillschweigend  in  der  Convention  v.  17J3, 
ausdrücklich  in  dem  Münzverein  fünf  ehemaliger  teutscher  Beichst%tade  v. 
176!',  Absatz  9,  und  noch  jetzt  in  der  Praxis.    Zu  Wien  bietet  fortwährend 
das  Münzant,  laut  öffentlichen  Anschlags,  Jedem,  der  eine  feine  wiener  Mark 
Silber,  in  einer  Silbergatlung  von  i3  Loth  6  Grän  und  darüber,  liefen,  eben 
so  viel  feines  Silber,  durch  Za/i/ung  mit  Conventions Thutern  oder  20  Kreuzer  stücien, 
mit  einem  Abzug  von  mehr  nicht  als  24  Kreuzer  für  jede  feine  wiener  Mark, 
welches  gleichviel  ist  mit  20  Kreuzer  des  20  Guldenfufscs  iiir  die  feine  cölnische 
Mark.  Vergl.  Oestrcich.  IIofkammcrDecret  v.  24  Juni  1810;  in  Franz  I.  polit. 
Gesetzen  u.  Vcrordn.,  Bd.  48,  S.  ■  33.    (Clev>m..\n»'s)  Aphorismen,  S.  (n  —  68. 
Kb-mttsf.  Materialien,  S.  244  >  ^56  u.  296  ff.  —  Zu  welchem  Preis  die  fran- 
zösischen Münzstätten  dargebrachtes  Gold  und  Silber  gegen  Geld  eintauschen, 
s.  in  dem  Annuaire  pour  Tan  do  1828,  par  le  Bureau  des  Longitudes,  p.  46, 
u.  in  d.  Aphorismen,  S.  59. 
c)  Den  Sililagscltutz  verschaffen  manche  Münzverwaltungen  sich  durch  vcrhiilinifg- 
mäsigen  Mindcrgchalt  der  Münzen,  also  durch  Lebcrschufs  des  Zahlwerthes 
der  Münzen,  über  den  in  diesem  Werth  berechneten  Preis  der  dazu  ver- 
wendeten Metalle.   Echten  Grundsätzen  folgend,  thun  andere  es  dadurch,  dafs 
sie  für  die  feine  Mark  des  zum  Verkauf  dargebotenen  edlen  Metalles  nur  den 
Prei»  bewilligen,  der  sich  ergibt,  wenn  man  an  dem  ftetrag  desjenigen,  wo- 
für  die  Münzstätten  in  gemünzten  Geldsorten  die  Mark  dem  Publicum  liefern, 
so  viel,  aber  auch  nur  so  viel,  abzieht,  als  erfordirt  wird,  die  Münzkosten 
sicher  zu  decken.    Denn  der  Preis  des  Silbers  rückt  immer  demjenigen  nach, 
welcher  dafür  in  dem  gemünzten  Zustand  zu  erhalten  ist,  (CLKYPix.isN's)  Ma- 
terialien, S.  255,  469,  2^2,  333.    Kujiiicn's  Münzwesen  S.  107  ff.  2-»6  u.  »10.— 
Die  Münzgesetze  von  Großbritannien  erkannten,  seit  der  ParlamentActc  von 
i685  bis  in  das  J.  1816,  keinen  Schlagschatz,  sondern  die  Regierung  bestritt 
aus  der  Staatscassc  die  FabricationsKosten  der  Münze,  unter  Verbielune  der 
Ausfuhr  aller  Münzen,  nicht  aber  der  rohen  Metalle.    Büsch  a.  a.O.  Flörkb 
a.  a.  O   S.  6i5  ff.     Aber  eine  honigl   Verordn.  v.  22.  Jun.  1816  (in  P.  F. 
Schuliü's  niedcrl.  n.  grofsbrit.  Münzgesetzen,  Frankf.  1827,  S.  438  ff.)  ver- 
fugt, dafs,  nach  einem  bekannt  zu  machenden  Tag,  Silbermünzen  und  Stangen» 
silber  (Standard-  c'er  Probesilber,  Bullion)  in  die  Münze  gebracht  werden 
können ,  um  nach  dem  Fufs  von  66  Schillingen  per  Pfund ,  TroyGewicht 
(  *  Pound  Troys»  )  gesetzmäßigen  Silbers,  1 1  Unzen  «Pennyweights  fein  (tcutsch: 
i4  AA  I'Oth  fein),  geprägt  zu  werden,  wovon  62  Schill,  per  Pfund  dem  der 
das  Silber  bringt,  und  4  Schill,  für  Legirung,  Abgang  und  Prägekosten  zurück- 
behalten werden  sollen,  die  zu  den  Prägkosten  zu  verwenden,  der  etwa  sieb 
ergebende  Uebcrsihufs  aber  dem  consolidirten  Fonds  zuzuwenden  sey.  Kin 
unverhältnifsinäsiger  Schlngschatz ,  von  6 /j,  pro  Cent,  von  den  ausgemünzt 
werdenden  Summen !  während  Frankreich;  bei  Silbcr11uinr.cn  mehr  nicht  als 
1  V»  %,  bei  Gold  nicht  völlig  »/,  %  gestaltet.  ( Cliyswasr's)  Aphorismen, 
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S.6*  u.94.  Zugleich  ein  neuer  Beweis,  dafs  England,  der  Klugheit  gemäfs,  das 
Ausmünzen  in  Silber  nicht  tu  befördern  trachte,  während  Teutschland  sol- 
chem den  Vorzug  vor  dem  Goldprägen  gibt,  weil  hier  Silber  durch  die  Berg- 
werke, dort  Gold  durch  den  Handel  zum  HauptMünzmctall  wird.  Jene  Ver- 
ordnung erklärt  (Art.  11)  bei  Zahlungen,  die  4©  Schillinge  übersteigen,  die 
Goldmünzen  für  das  einzige  gesetzmäsige  Zahlungsmittel ,  die  Silbermönwn 
aber  (Art.  1*)  nur  bis  zu  dem  Belauf  von  40  Schillingen,  so  dafs  Niemand 
schuldig  ist,  bei  Zahlungen  mehr  als  40  Schillinge  in  Silber  anzunehmen. 
ScaoLis  a.  a.  O.,  S.  456  ff.  u.  476.  Die  gesetzliche  Proportion  zwischen  Gold  und 
Silber,  ist  jetzt  in  England  wie  1  zu  1 4 1S7,/ »o«*.  Ebendas.  S.  479.  Dort  prägt 
die  Regierung,  ungefähr  seit  1816  (früher  schon  unter  Heinrich  VIII.  «54o)i 
in  Gold  Sovereigns  zu  ao  Schillingen  (eine  Guinee  hat  11),  und,  nach  einer 
Vcrordn.  vom  Juni  i8a5,  doppelte  Sovereigns  und  Goldstücke  von  5PfundSterl. 

<f )  Der  Kostenaufwand  der  MünzFabrication  steht  im  Verhältnifs  mit  dem  Arbeit« 
lohnend  der  Vollkommenheit  der  Münzwerkzeuge.  Man  s-  Flörrr  a-  a.  0. 
Die  vollkommensten  und  am  wohlfeilsten  arbeitenden  Münzmaschinen  verdankt 
man ,  seit  1788,  dem  englischen  Mechaniker  und  Münzfabrikanten  Boutros  zu 
Soho  bei  Birmingham  (Klöber's  Münzwesen,  S.  100),  u.  seit  1899  dem  Tischler 
und  Mechaniker  Joseph  Hiebst  zu  Wien.  Allgcm.  Zeit.  v.  %%.  Dec.  i83o, 
ausserord-  Beil.  u.  14^*  —  Ist  in  der  neueren  Zeit  der  Arbeitlohn  ge- 
steigert, so  ist  dagegen  die  Arbeit,  durch  die  Vervollkommnung  der  Müns- 
maschinen ,  bedeutend  gemindert  worden. 

«)  In  dem  FinanzEtat  von  Baiern  für  i8'%0»  kamen  8000  FL  als  Münzgewinn  in 
Ansatz.  Man  prägte  dort  seit  1809,  damals  auf  Bitte  des  augsburger  Handel». 
Standes,  Krönt  haier,  die,  bei  einem  äussern  Werth  von  a  Fl.  4*  Kr«»  *lMa 
ungefähr  24  V»  Guldenhifs  ausmachen,  und  zog  von  180%  bis  iS1*  «»  bei  einer 
Ausmünzung,  in  Gold,  Silber  und  Hupfer,  von  etwas  mehr  als  3o  Millionen 
Gulden  im  Nominalwerth,  worunter  7,o59,»47  Stücke  Kronthaler  im  Gesammt- 
betrag  von  19,069966  Fl.  64  Kr.,  im  Durchschnitt  einen  jährlichen  reinen 
Münzgewinn  von  8,187  Fl.  Baierische  LandtagsVcrhandlungen  von  18191 
Bd.  VI,  S.  167.  Jox.  Gr.  v.  Soprk,  der  baier.  Landtag  v.  1819  (Nflrnb.  18»«, 
8.),  S.  33a  ff.  —  Schon  dann,  wenn  Bronthalcr  nach  der  gesotzlicben  Vor- 
schrift der  ehemaligen  östreichisch-  niederländischen  Münzherrschaft  ausge- 
münzt werden,  d,  h.  91/,  Stücke  aus  der  wiener  Mark  des  Feingehaltes  von 
i3  Loth  17  Grän,  wird,  so  bald  man  sie  zu  *  Fl.  4«  Kr.  ausgibt,  an  innerem 
Werth  über  1  pro  Cent  weniger  gegeben ,  als  bei  Zahlung  mit  Conventions- 
Geld,  dargezählt  nach  dem  »4  Guldenfufs.  Vergl.  %■  429.  —  In  den  haditcken 
Budgets  für  i8ao  u.  1821,  ist  der  Ertrag  der  Münze  angesetzt  auf  3ooo Gulden; 
in  dem  grofshcrzogl.  hessischen  für  18*4,  »8*5  u.  181*6,  auf  jährlich  853  Fl., 
in  dem  wtrtembergischsn  für  i83i/jj  und  18"/»»  *uf  jährlich  3i49  Fl.  38  Hr. 

§.  452.  (M7-.) 

Jlemcdium.    Vorsehlag  zti  einem  Mümverein  der,  Bundesstaaten, 
wenigstens  einer  provisorischen  Vereinbarung. 

I)  An  sich  schon,  zumal  bei  dem  heutigen  Grad  ton  Vollkom- 
menheit der  Münzkunst,  unzulässig,  und  darum  in  älteren  und  neueren 
Münzgesetzen  verboten,  ist  das  Remedium")  in  dem  Schrot  und 
Korn  (la  tolerancc  du  poids  et  du  titre  de  la  monnnie),  oder  in  einem 
von  beiden;  ein  bestimmter,  dem  Münzmeister  überhaupt  bewilligter' 
Nachlafs  an  dem  vorgeschriebenen  Gewicht  und  Feingehalt  einzelner 
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Münzstücke ,  also  Nachsicht  eines  bestimmten  Mehr  -  oder  Minder- 
gchaltes  einzelner  Münzen  an  Schrot,  oder  an  Korn,  oder  an  beiden, 
wegen  möglicher  kleiner  Unrichtigkeiten  in  der  Legirung  der  zu'  der 
Ausmunzung  verwendeten  Metallmasse  und  in  der  Ausstückelung  der 
Münzen.  II)  Dagegen  ist  nicht  zu  besorgen,  dafs  zuverlässiges,  ohne 
Uebertreibung  des  Schlagschatzes,  ohne  Remedium,  und  ohne  merk, 
liehe  FabricationsFebler  gemünztes  Geld,  wohlfeiler  werde,  als  die 
rohen  Münzmetalle  *).  III)  Vertragmäsige  Vereinigung  aller 
teutschen  Bundesstaaten,  zu  Ausübung  des  MünzRegals  nur  allein 
in  dem  staatswirthschaft liehen  Interesse,  insbesondere  zu 
Gl  eichfürmigkeit  in  Schrot  und  Korn,  im  Nennwerth  und 
Aeusscrn  ihrer  Münzen,  in  dem  Maas  der  auszuprägenden  geringem 
Sorten  oder  Scheidemünzen,  wäre  dem  allseitigen  Staatsinteresse  gemäfs, 
und  im  Sinn  des  19.  Artikels  der  Bundes  Acte  0.  IV)  Bis  ein  solcher 
M  ii nz verein  zu  Stande  kommt,  möchte  der  Ehre  und  dem  allseitigen 
Interesse  oder  Bedürfnifs  der  Bundesstaaten  gemäfs  seyn,  dafs  durch 
einen  Besch lufs  der  Bundesversammlung  Folgendes  festgesetzt 
würde  :  1  )  Auf  jeder  in  einem  Bundesstaat  geprägten  Gold-  oder 
Silbermünze,  mufs  der  Münzfufs,  nach  welchem  sie  ausgeprägt  ist, 
bestimmt  angezeigt  seyn  <0.  2)  Das  so  genannte  Remedium  wird, 
in  keinem  Bundesstaat,  bei  der  Ausmünzung  gestattet.  3)  Am  Sitz 
der  Bundesversammlung ,  und  unter  ihrer  unmittelbaren  Aufsicht,  wird 
eine  technische  BundesMünzbJehÖrde ,  z.  B.  ein  GeneralMünz- 
vrardein  des  Teutschen  Bundes  unter  der  besondern  Aufsicht  eines 
Ausschusses  der  B.  V.,  angeordnet,  welcher  zur  Pflicht  gemacht  ist, 
alle  Münzen,  die  in  Bundesstaaten  ausgeprägt  sind,  oder  daselbst  in 
Umlauf  kommen ,  kunstmäsig  zu  prüfen ,  und  das  auf  solche  Art 
gefundene  Verhältnifs  derselben  zu  dem  ConventionsMünzsystem ,  als 
einer  festen  Grösse,  von  Zeit  zu  Zeit  öffentlich  bekannt  zu  machen  «)• 

a)  Flöhhk  a.  a.  O.  S.  346.  63i.  Klüber's  Münswesen,  S.  xi6  ff.,  i34,  i5«,  *58. 
—  Die  ReichsmünzProbirordnung  v.  i56q,  Art-  18t  liefe  ein  Remedium  an  Korn 
ku  1  Gran  für  1  Werk  Silbers,  und,  ein  Remedium  am  Schrot,  nur  bei  kleinen 
Münzeu  zu,  unter  5  Kreuzern  äussern  Werths;  doch  unter  der  Bedingung, 
dafs  das  bei  einem  Werk  Mangelnde  bei  einem  andern  eingebracht  werde, 
dadurch,  dafs  dieses  desto  reicher  ausfalle.  Hiasca,  1. 4o5.—  V rrhoten  wurden  beide 
Rcmedien,  in  dem  Reichsabschied  von  1570,  %.  i36,  dann  bei  dem  zinnaischen 
Münzfufs  v.  1667,  u.  bei  dem  leipziger  Münzfufs  v.  1690,  endlich  in  der  östreich- 
baicrischen  Mün*Convention  t.  1753.  Hiasca,  Münzarchir,  Th.II,  S«7«J  Th.  V, 
S. s4,  »46  u.  a6o»  v.  Pbavbt  a.a.O.  Th.  I,  Cap.  1,  §.10.  (F. Clbybxakv's)  angef. 
Aphorismen,  8.  5a — 56,  u.  S.  73  ff.  Auch  ist  das  Remedium  verboten,  in 
dem  (§.  4»8,  c)  angef.  preufs.  Gesetz  v.  3o.  Sept.  1811,  %>  17.  Dafs  gleich- 
wohl nach  eben  diesem  Gesetz,  %.  18,  19  u.  10,  bei  Goldmünzen  J/4  pro 
Cent,  bei  ganzen  Tbalern  nahe  an  1,  bei  %  Thalerstücken  naho  an  1  pro 
Cent  Remedium  zugelassen  seyen,  wird  nachgewiesen  in  (Cr.zrwjiAw»)  Ma- 
terialien, S.  438  —  44«.  —  Durch  die  That  selbst  abgeschafft  ist  das  Remedium, 
in  dem  KÖnigr.  der  Niederlande;  in  d.  Münxgesetz  v.  28.  Sept.  1816,  Art.  4t 
in  P.  F.  Schulib's  nieder),  u.  grofsbrit.  Münzgesetzen  (Frankf.  18*7.  8.),  S.  10». 
Anmerk.  ebendas.  S.  i3o  u.  i33.  (CLztmiAHw)  Ueber  Münzgesetzgebung 
(Frankf.  »8m.  a),  &.  43  u.  f.  —   Von  den  jetzigen  Rcmedien:  in  Frankreich 
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s-  die  angef.  Aphorismen,  S.  5t  ff.  u.  91,  u.  da«  Annuaire  pour  Tan  1841, 
par  le  Bureau  des  Longitudes,  p.  45;  in  England,  s.  Schuhs'»  angef.  Münz- 
gesetze, S.  40t,  4o5,  433  f.  u.  436.  Höchstens  bei  gewissen  geringen  Geld- 
Sorten,  ist  ein  Remedium  zu  dulden.  Ri.übkr's  Münzwesen,  S.  i5?.  —  tar- 
nende Beleuchtung  des  Rcmcdicnwescns ,  iu  den  angef.  Materialien,  S.  1 37  ff. 
i85,  io3  u.  438  f. 

6)  Der  Preis  des  rohen  Metalls  rückt,  natürlich,  immer  demjenigen  nah  bei,  der 
dafür  in  seinem  nach  echten  Grundsätzen  gemünzten  Zustand  zu  erhalten  ist. 
Man  s.  Hinscn,  V.  196  f.  Hannoverische  gel.  Anzeigen  v.  i-5»,  St.  55.  (Pa- 
riser) Monitcur  univcrsel ,  i8o3,  p.  843.  Vergl.  oben  %.  43i  ,  a.  —  V  on 
dem  Preis  der  Münzroetallc,  s.  Flörhk's  Münzkunst,  S.  3og  ff.  —  Von  den 
Ursachen  des  gewinnsüchtigen  F.inscJimcliens  der  Münzen,  indem  das  rohe  Gold 
oder  Silber  theurer  wird,  als  das  gemünzte,  folglich  Gewinn  entsteht,  wenn 
man  dieses  als  Tiegelgut  ansieht,  und  wieder  in  rohes  verwandelt,  s.  liisru 
a.  a.  O.   Flörhf  ,  S.  617  ff.  u.  63i. 

e)  Vergl.  oben  §.  4i5,  4*°»  V,  und  4-19  VI.  Allgcm.  Anzeiger  der  Deutsehen, 
1818,  N.  369;  1819,  N.  7.7.  —  Grundzüge  zu'  einem  Münzverein  teuischer 
Bundesstaaten,  in  Rlübeh's  Münzwesen,  S.  257—170.  —  In  einem  Beschlufs 
vom  17.  Mai  1811  (Protoc.  §.  ia6>,  erklärte  die  Bundesversammlung  ihren 
lYuntch,  «dafs  einer  oder  der  andern  Regierung  eines  Bundesstaates  gefallig 
seyn  möge ,  den  Antrag  auf  ein  vorläufiges  Bundesgesetz  /.u  machen ,  durch 
welches  Schrot  und  Horn  der  im  Bereich  des  Bundes  circulirenden  Münzen 
und  der  Höhe  des  Schlagschatzes  zu  bestimmen  seyv.  Dieser  beilsame  Wun&eh 
ist  bis  jetzt  ein  frommer. 

d)  Wie  z.  B.  bei  nach  dem  ConventionsMünzfufs  geprägten  Silbermünzen,  auf 
folgende  Art  zu  geschehen  pflegt:  mi^o  eine  feine  Mark»,  oder  «60  eine  feine 
Mark  »,  *  zwanzig  »  oder  *  zehn  eine  feine  Mark  »,  oder  «  ConventionsMüuze  *, 
oder  «ad  normam  conventionis 9.  Münzen,  auf  welchen  eine  Angabe  des 
Münzfusses  fehlt,  oder  ein  nicht  gehörig  bestimmter  angegeben  ist  ^.  438  c), 
sind  oft  an  sich  schon  verdächtig;  welches  eine  kunstmäsige  Prüfung,  und, 
nach  deren  Ergcbnifs,  ein  Verbot  derselben  veranlassen  kann. 

e )  Eine  ähnliche  Verfahrungs weise  ward,  als  Maxime  der  MünzPolitik,  schon 
um  die  Mitte  des  »8.  Jahrhunderts  empfohlen  ,  in  Kic.  Mvgens  universal 
M crchaut,  §.  29. 


V.  Abschnitt. 
PostRegal. 


%  433.  (3+s.) 

Postwesen  überhaupt.    Öeflentliche  und  Privatpost.  Landkutschen. 
Regalität  des  Poslwesens.  Privatpost. 

I)  Post  '0 ,  in  dem  allgemeinen  Sinn,  ist  eine  Anstalt,  schriftliche 
Nachrichten  ,  Personen  oder  Sachen,  regelmä'sig  toii  einem  bestimmten 
Ort  (Station)  nach  einem  andern  zu  bringen.  Sie  ist  eines  der  vier 
grossen  Culturmittel  (§.  4 Station  heifst  ein  Ort,  wo  die  Post- 
pferde vorschriftmäsig  gewechselt  werden,  Personen  postmäsige  Be- 
förderung ihrer  Reise  erhalten,   schriftliche  and  andere  Sachen  tiir 
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den  Ort  ihrer  Bestimmung  postmäsig  auf-  und  abgegeben,   und  die 
aufgegebenen  weiter  befordert  werden.    II)  Man  unterscheidet  o  ff en  t- 
liche  und  PrivatPost         Eine  Art  der  öffentlichen  Post,  ist  die 
Staatspost,   welche  ausschliefsend  zu  dein  unmittelbaren  Gebrauch 
des  Staates  bestimmt  ist;   wohin  meist  auch  die  Fernschreiber 
oder  Telegraphen  gehören.     III)  Ordentliche  Landkutschen  sind 
privilegirte  Fuhrwerke ,  die  zu  dem  Transport  der  Personen,  Eftecten, 
und  Waaren ,   von  einem  bestimmten  Ort  zu   einem   andern,  fort- 
während  bestimmt  sind«).    In  der  Regel  befinden  sich  für  sie,  zwischen 
den  beiden  Endpuncten  ihrer  ReiscRoute,  keine  Stationen.     Auch  ist 
gemeiniglich  für  sie  ein  eigenes  Boten,  oder  Kutschenamt  (Boten- 
meister, Schaffner,  Botenschreiber  etc.)  bestellt.     IV)  Das  öffent- 
liche Postwesen  war  in  Teutschland  von  jeher  Regal  «0,  doch  ver- 
leihhar;  so,  dafs  unter  dem  PostRegal  lange  Zeit  nur  das  Recht 
der  Ooncession  zu  Errichtung   und  Betreibung  einer  öffentlichen 
Postnnstalt  verstanden  ward,   bis    die  Finanzknnst    mancher  Staaten 
Anlafs  gab,  die  öffentliche  Post  in  eigene  Verwaltung  zunehmen. 
Selbst  Landkutschen,  obgleich  vielfältig  nur  Privatgewerbe,  bedürfen 
oberherrlicher  Concession.   Privatpost,  blofs  au  eigenem  Gebrauch, 
ohne  sie  als  Gewerbe  ( Nebenpostiren )  und  zu  unerlaubten  Zwecken 

zu  benutzen,  kann  Jeder  errichten. 

> 

a)  Geld,  Schreibkunst,  Buchdrtickerkunst ,  und  Post,  sind  die  wichtigsten  Ver- 
kehr- und  CulturMittel.  Vergl.  %.  4i5.  —  Schritten  in  Pütteb's  Lit.  III.  576. 
Klübbb's  Lit.,  44°-  u-  hei  Vischbb  a.  unten,  §.  434  a»  angef.  O.  S.  41  —  5*>. 
PrEFriNGKB  Vitriar.  illustr.,  III.  «07.   Mossa's  Staatsr.,  V.  1  —  172.   Das  Post- 

^  wesen  in  Teutschland ,  wie  es  war ,  ist  und  aeyn  könnte ;  von  J.  L.  KmJbeb. 
Erl.  1811.  8.  (Ebendess.)  Patriotische  Wünsche,  das  Postwesen  in  Teutschland 
betreffend.   Weimar  1814.  8. 

A)  Ausserdem  unterscheidet  man  noch:  1)  fahrende  (Fahrposten,  nämlich  eilende 
Postfuhrwerke  für  Personen,  Briefe  und  Packcte ,  sowohl  kleinere  als  auch 
grössere,  Eil  -  oder  Schnellwagen  benannt,  die  in  Teutschland  \on  der  fürstl. 
thurn-  u.  taxischen  Postverwaltung  zuerst,  seit  1811,  eingeführt  wurden,  desgl. 
Diligencen,  Postwagen,  Packwagen,  CarriolPosten  für  Briefe  und  Packele, 
auch  ExtrapostFuhrcn),  dann  reitende  oder  Reitposten  und  Fussbotenpatten  oder 
Fufsbotcn  (die  beiden  letzten  heifsen  passender  auch  Är/e/posten,  wohin  auch 
die  kleine  Briefpost  in  manchen  grofsen  Städten  gehört);  »)  ordentliche  (ordinäre) 
Posten,  die  bu  bestimmter  Zeit  abgehen  und  ankommen ;  ausserordentliche 
(Extraposten),  und  zwar  entweder  fulirende  für  Reisende,  oder  reitende,  die 
bald  Extraritte  für  Courierc  oder  andere  Reisende  sind ,  bald  Estafetten ,  d.  h. 
Postknechte,  die  mit  Briefen  oder  Packeten  ausser  der  Ordnung  abgeschickt 
werden,  versehen  mit  einem  Pafs-  oder  Stundenzcttel.  3)  Auch  hat  man 
Hofpost,  Feldpost,  Wusscr-,  insbesondere  Seepost  (Markt-  und  Postschiffe, 
PostDampfboote  oder  Dampfschiff ,  Packctboote,  Galliotcn). 

t)  Schriften  in  Klübf.b's  Lit.  i35i  '.  Mos  fr  a.  a.  O.  V.  175.  Unterschieden  von 
ausserordentlichen  Lohnfuhren  oder  Miethkutschcn.  Diese  sind,  in  manchen  Län- 
dern, zu  einer  Abgabe  an  die  Post  (Stationgeld)  verpflichtet,  v.  Bebg's  Polizeir., 
Iii.  56o. 

d)  Vergl.  Reichsabscfaied  v.  1641,  %.  o3.   Hurfürstl.  CollegialGutachtcn  v.  1570. 
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Gkrsti.achxs's  Handb.  der  Rcichsgesetse ,  IX.  1698.  1707.  1719.  Habcbuh*« 
Handb.  des  t.  Staater.  III.  65.  Das»  Handb.  des  t.  Privatr.,  I.  §.  i3a.  v.  Bsvst 
Erklär,  des  Postregals,  I.  ai.  II.  17.   Ochbx  de  regali  postar.  jure,  X.  10. 

■ 

§.   434.  (349.) 

/)  Postwese.n  während  der  teutschen  Reichsverfassung. 

*)  Reichsposten;  ein  Reichs  Regal  u.  Reickslekn.    Geschichte  und  Protection  de* 

R.  Postwesens. 

♦ 

t 

Vor  Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  unterschied  man  Reichs- 
und Territorial  Posten.  I)  Das  ReichsPostRegal  war  deu»  fürst- 
lichen Hause  Thum  und  Taxis,  seit  i6i5  als  Reichsmannlehn ,  seit 
i6ai  ab  Mann,  und  subsidiarisches  Weiberlehn,  unter  dem  Titel  eines 
kaiserlichen  ReichsGeneralErbPostmeisteramtes  über  die  Posten  in  dem 
Reich,  anvertraut.  II)  Zwar  beginnt  die  Geschichte  des  Reichs- 
Postwesens  schon  mit  dem  Jahr  i563,  aber  erst  in  dem  Jahr  §595 
wurden  eigene  Reichsposten  errichtet,  und  in  dem  Jahr  »6i5  ward 
das  ReichsPostgeneralat  erblich  und  reichslehnbar  «).  III)  Das  Reichs- 
GeneralErbpostamt ,  stand  unter  dem  besondern  Schutz  des 
Kaisers  *).  Ueberdiefs  war  das  Reichspostwesen,  der  Protection 
und  Direction  des  ReichsErzkanzlers  vorlängst  empfohlen. 
IV)  Zuletzt  garantirte  noch  der  Reich sdeputati onsHa upt- 
schlufs  Tom  a 5.  Febr.  i8o3,  $.  i3,  den  Status  quo  des  thurn-  und 
taxischen  Reichspostwesens,  in  seiner  ganzen  Vollständigheit,  so  wie 
es,  der  Ausübung  und  Ausdehnung  nach,  in  dem  Zeitpunct  des 
lüne viller  Friedens  (als  Entscheidungstags)  constituirt  gewesea 
war.  Zugleich  übergab  derselbe  diese  Reichsanstalt,  um  sie  desto 
mehr  zu  sichern,  dem  besondern  Schutz  des  Kaisers,  und  des 
kurfürstlichen  Collegiums.  Sonach  ward  der  vielseitige  practisch 
wichtige  Streit,  über  Eigenschaft  und  Umfang  des  Reichspostwesens, 
gesetzlich  beseitigt.  V)  Ueberdiefs  hatte  der  Fürst  von  Thurn  und 
Taxi«  seine  Rechtsverhältnisse  gesichert,  durch  Postverträge, 
Vergleiche  und  CombinationsRecesse  mit  einzelnen  teut- 
schen c),  und  selbst  mit  auswärtigen  <0  Staaten. 

a)  Geschichte  der  Posten,  nach  Stadien:  I)  Aeheste \  bei  den  Persern,  Grie- 
chen, Römern,  Franken  etc.  II)  In  dem  Mittelalter;  hauptsächlich  in  Frank- 
reich (insonderheit  unter  Ludwig  XI.  Goviir,  cssai  historique  sur  Tetablissement 
des  postes  en  France.  Paris  »8*4«  8.)  und  Teutschland.  Hier,  ausser  dem 
städtischen  Botenwesen:  1)  hurgnndisth  -  niederländische  Post,  seit  i5i6  u.  i543, 
angelegt  und  besorgt  durch  niederländische  Postmeister,  aus  der  Familie  von 
Taxis.  —  a)  Erste  Spuren  des  J?0i'cA#.Postwescns ,  in  den  Reichsabschieden 
von  »5aa,  5,  und  von  i54a,  §.  45;  in  GkbstlachkiTs  Handb.  der  Rcichs- 
gesetze  ,  IX.  1698  f.  —  In  den  Jahren  1 543  und  i563  spanisch -niederländische 
Posten  in  dem  Reich,  aus  den  Niederlanden,  durch  Lüttich,  Trier,  Speier, 
das  Wirtembergische ,  Augsburg,  Tyrol,  bis  in  Italien,  unter  kaiserlicher  Aue- 
toritat  und  Bestätigung.  Ferdinands  II.  Patent,  ai.  Aug.  i563,  bei  Gansr- 
lACua,  IX.  1700.  —     KurfUrstl.  CollegialGutachten  v.  1570:  dafs  die  Post 
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*  eines  romisclten  Kauers  sondere  Hoheit  und  Regal  *  sey,  und  der  Kaiser  solche  in 
Jmtde  (spanische)  Hände  nicht  könne  kommen  lassen.  Gebstlache»,  IX  1698. — 
Vorgang  von  1579.  PnrrisoiB,  III.  008.  not.  b.  —  Eigene  JReichspoiten , 
seit  1595.  Leonhard  t.  Taxis  ward  von  K.  Rudolph  II.  als  kaiserl.  General- 
Obrist  •  Postmeister  in  dem  Reich  patentirt,  16.  Jun.  1595  u.  6.  Nov.  1597. 
Lükig's  Reichsarchiv,  Part.  gen.  443.  Gerstucher  ,  IX.  1703.  Rbdss  Staats- 
Kanzlei,  XVI.  33o  ff.  Peeeeisger  Vitriar.  illustr. ,  III.  218.  sqq.  Pötters 
Erörter. ,  I.  36.  —  3)  Seit  1 6^5  reich* lehnbare,  erbliche  Verleihung  des  *  General» 
Postmeisteramtes  über  die  Posten  in  dem  Reich»,  an  die  freiherrliche,  seit  1 6 1 5 
gräfliche ,  seit  1686  fürstliche  Familie  von  Thum  und  Taxis.  Der  Lehnbrief 
und  die  taiischen  Reversalien,  stehen  bei  Scbmeuss  corp.  juris  publ.,  u. 
Gerstlacher,  IX.  1705.  Ferdinand  II.  erklärte  1621  das  taxische  Reichs- 
Postlehn  für  subsidiarisches  fVeiberlehn.  — •  4)  Erhebung  jenes  Amtes  zu  einem 
ReichsM/wa/cA»  1744 1  unter  dem  Titel:  Erbgeneral-  und  Obr  ist  Hofpostmeister amt. 
Erste  Thronbelehnuog  1747.  Merkw.  ReicbshofrathsGutachten ,  IL  159  f.  — 
5)  Reichspost  von  Venedig  nach  Trient;  v.  Rebo's  Staatsmagazin,  II.  39a.  — 
Schriften  von  der  Geschichte  der  Posten,  in  Putteb's  Lit.,  III.  588  u.  Hlvbkr's 
Lit.,  446.  Mosers  StaaUr.,  V.  1  ff.  Possext's  kl.  Schriften,  3o5.  34i. 
Rlüber's  angef.  Postwesen,  S.  7  ff.  Rhein.  Rund,  LVII.  4a7-  C.  G.  Viscbbr's 
allgem.  geschichtliche  Zeittafel  des  Postwesens;  nebst  einer  allgemeinen  Li- 
teratur desselben,   Tflb.  1810.  4. 

6)  Von  seinen  Rechten  u.  Pflichten,  s.  Klqbeb's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  3*7. 

c)  Pötter's  Erörter.,  I.  1 14*  Vertrag  mit  HessenCassel  v.  1719.  in  d.  teutschen 
Kriegskanzley  v.  1759,  I  193;  mit  Kurbraunschweig  v.  1748,  in  d.  Churbraun- 
schweigischen  Reweis  der  Nichtigkeit  aller  taxischen  Scheingrunde  (1769 Fol.) 
Reil.  J.S.67.  Die  Convention  mit  RadenDurlach  von  1765,  steht  in  Moser1»  Rechts- 
materien, III.  a64.  Der  Vergleich  mit  Frankfurt  v.  1789;  in  Jäger'«  Magazin 
für  d.  Reichsstädte,  II.  47«  Taxischer  Pachtvertrag  wegen  der  Post  in  den 
vorder Hst reichischen  Staaten.  Vertrag  mit  S.  Coburg Saalfeld ,  bei  Mosbb,  V.  189, 
mit  Kurpfalz  v.  1748,  mit  Pfalzbaiem  v.  1784  u.  »799«  Verträge  von  1804  mit 
Kurbrandenburg ,  Nassau,  Hessen  Darmstadt ,  v.  »8o5  u.  1806 ,  mit  Raden,  rY i Hem- 
berg,  Pfalzbaiem,  fVirzburg ,  S.  Coburg  u.  S.  Weimar,  Rhein.  Rund,  VIL  3i. 
Von  Kursachsen ,  s.  Röber's  kursävhs.  Staatsr. ,  II.  8i4> 

ä)  Mit  Frankreich,  Dänemark,  Schweden,  Preussen,  Königreich  Italien,  dem 
Papst,  der  helvetischen,  und  den  ehemal.  batavischen  u.  ligurischen  Repu- 
bliken, u.  a. 

§.   435.  <35o.) 
$)  Territorial  Posten, 

Ungeachtet  vielen  Landesherren  anfangs  die  Einführung  der  Reichs- 
posten in  ihren  Ländern  nicht  unangenehm  gewesen  war,  manche  von 
ihnen  dieselbe  sogar  gesucht  und  begünstigt  hatten,  und  Einheit  der 
Postanstalt  für  das  teutsche  Publicum  sehr  erspriefslich  gewesen 
wäre :  so  reizte  doch  der  bemerkte  Postertrag  hie  und  da  zu  Einführung 
eigener  Ter r itor ialPostcn.  I)  Der  Kaiser  selbst  gab,  in  dem 
gröfsten  Theil  seiner  teutschen  Erbstaaten,  das  erste  Beispiel  «). 
II)  Die  nächsten  folgenden  Versuche  dieser  Art  machten,  schon  in 
dem  letzten  Viertheil  des  XVI.  Jahrhunderts ,  Kursachsen ,  Braun- 
schweig und  Wirtemberg  *) ,  deren  Posten  jedoch  cum  Theil  während 
des  dreifsigjährigen  Krieges  wieder  eingingen.    III)  Aber  seit  dem 
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westphälischen  Frieden,  wurden  noch  mehr  TerritorialPosten ,  zum 
Theil  in  Ländern  von  minderem  Umfang,  eingeführt,  7..  B.  in  kur- 
brandenburgischen,  kursächsischen,  kurbraunschweigischen,  salzbur- 
gischen, hessen cassel ischcn  und  darmstüdtischen ,  mecklenburgischen, 
vorpommerischen,  holsteinischen  und  oldenburgischen,  osnabi  ückischen, 
münsterischen,  gothaischen  und  altenburgischen ,  herzoglich  -  braun- 
schweigischen  u.  a.  Staaten  e).  IV )  Ktliche  dieser  TerritorialPosten 
erstreckten  sich  sogar,  kraft  besonderer  Uebereinkunft,  als  Staats- 
servituten, über  oder  durch  benachbarte  Territorien''), 
widerruflich  oder  unwiderruflich ,  ohne  oder  neben  Reichs-  oder  in- 
ländischen TerritorialPosten;  ja  es  bestanden  zuweilen,  sogar  im  Irland, 
neben  ihnen  noch  Reichsposten.  V)  Hie  Einfiinrung  dieser  Territo- 
rialPosten ,  yeranlafste  nicht  selten  Widersprüche  des  Reichs^ost- 
Gcneralats  *)• 

a)  Ferdinand  II.  crtheilte  t6^4  dem  Freiherrn  Ton  Paar  das  schon  um  die  Mitte 
des  16.  Jahrhunderls  erlangte  ErblandPosImeisteramt  in  Ungarn,  Böhmen  und 
Oestrcich  unter  und  obderEnns,  als  öslreicliisches  Manulelm.  Auch  gab  es  schon 
unter  Rudolph  II.  einen  niederöstreichischen  Landpostmeister,  dann  einen  in 
Tyrol,  und  auch  einen  in  Steycrmark.  Pfefeikceb  ,  III.  209.  220.  Bech  spec 
juris  publ.  Austr.,  i56.  Schröttkb's  östreieb.  Staatsr.,  IV.  164.  Pittib'» 
Erörter.,  I.  34.  46.  Mosrb's  Staatsr.,  V.  3a  VI.  238.  Ebcndcrs.  v.  d.  röm. 
Kaiser,  463  (f.  Ebenderj.  v.  kaiserl.  Hegierungsr. ,  691.  Gkästlachkb's  Anmerk. 
su  Josephs  II.  YVahlcap. ,  i56.  Waldbebgeb,  ob  das  Postwesen  ein  kaiserl. 
Reservat  sey  ?  Wien  1793.  %.  48  ff.  —  In  den  vorderöstreichischen  Landen, 
in  dem  Breisgau,  in  den  DonauStüdten ,  in  dem  hinviertel,  und  in  den  öslrei- 
chischen  Niederlanden ,  lief*  Oestrcich  dem  Fürsten  von  Thum  u.  Taxis  die 
Postverwaltung,  so  lang  es  im  Besitz,  dieser  Länder  und  Städte  »ar. 

b)  Pütteb's  Erörter.,  I.  33.  54-  117.  Rlübeb's  Postwesen  etc.,  S.  a3  ff.  —  Von 
Braunschweifr,  1569  bis  1589,  u-  ,64o,  s.  Pütteb,  I.  117.  —  Von  Kurbrandmhvr?;, 
s.  das  kurfürstl.  Schreiben  v.  26.  Apr.  1660,  bei  Pfe»fihoer,  III.  «09.  Mo»nt, 
V.  59.  —  In  Kursachscn ,  ward  1681  das  Post-  und  Boten  wesen  für  ein 
landesherrliches  Regal  erklärt.  Röara's  kursächs.  Staatsr.;  II-  3io.  LCmg's 
corp.  juris  saxon. ,  II.  1002.  Aber  schon  i5?4  war  ein  landesherrlicher 
Postmeister  angestellt  Pütteb's  Erörter.,  I.  34.  Geschichte  des  kursäebs. 
Postwesens,  in  der  Samml.  verm.  Nachrichten  zur  Sachs.  Geschichte,  Bd.  VII, 
S-  1»,  u.  in  Weissk's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  210.—  Von  Wirtcmbcrg, 
i58i ,  Moseb,  V.  i5  ff. 

• 

c)  Pütteb's  Erörter.,  I.  45.  66.  in.  121.  —  Von  Salzburg ,  schon  vor  1660,  »• 
.  Nachrichten  von  Jüvavia  (Salzb.  1784.  fol.)  475.  478.  —    Von  Mecklenburg, 

Moseb  v.  kaiserl.  Regicrungsr. ,  689.  —  Das  durlacher  Landkutschenffcrk ,  eine 
Art  von  TerritorialPostwagpn ,  das  Recht  Von  Durlach  aus  eine  Landkutschc 
von  Mannheim  und  Heidelberg  bis  Strasburg  zu  unterhalten,  hat  die  Familie 
Herzog  als  Mann-  und  Weiberlehn  von  Baden,  Im  J.  1783  verkauften  die 
Vassalien  die  Ausübung  desselben  mit  lehnherrlichcr  Einwilligung,  an  Thum 
und  Taxis  für  26,783  FI.  3o  Rr-,  wovon  17,216  Fl.  3o  Rr.  bei  der  Lebnberr- 
sebaft  baar  niedergelegt  wurden,  wovon  die  Vassailen  die  Zinsen  besieben 
sollten.  Nach  3o  Jahren  (i8i3)  sollte  der  Wiederkauf  oder  die  Wicdercin- 
lösung,  sowohl  den  Vassalien  gegen  Erlegung  von  22,000  Fl.,  als  auch  der 

'  Lehnherrschaft  gegen  Zurückgabe  der  bei  ihr  niedergelegten  17,216  Fl.  3o  Kr., 
und  auf  gleiche  Weise  dem  fürstl.  Hause  Taxis  die  Zurückgabe  der  Berech- 

■  tigung  frei  stehen.  Jin  J.  i8o5  ward  dieser  Vertrag  auf  andere  3o  Jahre»  Ton 
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i8i3  bis  i&|3,  erneuert.  AU  Baden,  im  J.  1811,  die  taxischea Postgerechtsame 
im  Badisi hen  an  sich  zog ,  trat  es  auch  bei  jenen  VertragTcrhältnisscn  an  die 
Stelle  des  Hauses  Taxis.  Vcrgl.  Moskb  von  Polizeisachen,  S.  426.  —  Ver- 
eitelter Versuch  von  1691,  in  baiern  TcrritorialPost  einzuführen,  ebendas. 
424.  —  Von  Winemberg,  Mosbb's  Staatsr.,  V.  i5,  24.  a&  3*.  49.  96.  147. 
i83.  189.  217.  «19.  Püttkh  a.  a.  O.  34.  Postvertrag  mit  Thurn  u.  Taxis, 
wegen  der  Postwagen  u.  der  auf  3o  Jahre  pachtweise  übernommenen  Land- 
kntschen  v.  1 '•/,„.  Nov.  1775.  —  Von  Tcrritorial/W/crAen,  s.  Boehueb  princ. 
juris  feud.  %.  70. 

</)  Mosf.b's  michbarl-  Staatsr.,  339       R*ÜSS  Staatsk-,  XVI.  3*8. 

•)  Schriften  in  Pöttkb's  Lit.,  III.  584-  Rlöbeb's  Lit. ,  441«  Moseb's  Staatsr.,  V. 
141.  —  Von  dem  Recht,  TerritoriaiPostcn  zu  errichten,  s.  Häberi.is's 
pragmat.  Gesch.  d  Wablcap.  Leopolds  II,  S.  3äo  ff.  Püttkb  a.  a.  O.  46  —  76. 
Da»z  Handb.  des  t.  Private,  I.  \.  i3i.  Dafs  die  TerritorialPosten  blofs 
Wirkungen  einer  kaiserl.  Cwmivenz  gewesen  Seyen,  behauptet  IivxLsn.  Schott'» 
unpart.  Critih.  II.  612. 

*   .        §.    456.  (351.) 

3)  PvstRegul  u.  Botenwesen  in  Reichsstädten.    4)  Lundboten  und  Landkutschen. 

I)  In  Reichsstädten  waren  Reichsposten  «)  hie  und  da, 
namentlich  zu  Hamburg,  Frankfurt  und  Bremen,  auch  fremde 
TerritorialPosten,  eingeführt.  Indefs  galten  bei  Reichsstädten 
in  Ansehung  des  PostRegals,  in  der  Regel,  dieselben  Grundsätze, 
wie  bei  andern  Landesherrschaften.  II)  Ordentliche  Boten, 
gehende,  reitende  oder  fahrende  in  entfernte  Gegenden  zu  senden,  war 
manchen  Reichsstädten,  meist  schon  seit  dem  Mittelalter,  durch 
Herkommen  oder  Verträge  gestattet  *)•  III)  Diese  Boten,  so  auch 
die  gemeinen  ordentlichen  Landboten  und  Landkutscher, 
sollten  jedoch  unterwegs  weder  Briefe  und  Packete,  noch  Personen 
mitnehmen  oder  absetzen  ,  anch  keine  Pferde  wechseln  c).  Mifsbräuche 
und  Colltsion  dieser  städtischen  und  andern  Boten  mit  den  Reichsposten, 
veranlagten  Streitigkeiten  <*),  Verordnungen  Visitationen/). 

«)  In  manchen  nach  langer  Weigerung.    Db  Mkiebh,  Acta  Pacis  Westpb. ,  V. 

446.  448.  4 

1)  Schriften  in  Pöttbb's  Lit.,  III.  678  u.  587.  PFarnsota,  III.  ai3  not.  c. 
Moseb's  Staatsr. ,  Th.  V,  passim.  Repertor.  des  Staats  -  u.  Lehnr.  Art.  Boten- 
u.  Postwesen,  §.  7.  Dawz  Handb.  des  t.  Private,  I.  §.  i38.  v.  Beust,  III. 
39I    Pütteb's  Erörter. ,  I.  43.   Rlübkr's  Postwcscn,  etc.,  S.  11  —  14. 

c)  fTaUcap.  (1742)  XXIX.  3.  Von  Landkutschen  u.  Mielhkutschen,  s.  oben 
%.  433. 

d)  Schon  seit  »636.  Pöttbb's  Lit.  III.  576.^8.  RlCbbb's  Lit.,  44»  ff.  Scbwzwbr's 
theatr.  practens.,  T.  II.  529.  543.  v.  Holbsc  HünBa's  Deduct.  Bibl.,  I.  87. 
Mosbb's  R.  H.  R.  Conclusa,  VIII.  144.  247. 

e)  Raiserliches  Patent  gegen  die  Neben-  und  Winkelposten,  v.  27.  Oct.  1706»  in 
Grbstl&xhkb's  Corp.  juris  publ. ,  IV.  4*7.   ffahlcup.  a.  a.  O. 

/)  Fabbb's  neue  Staatskanzley ,  XXI.  371.    Mosbb's  ReichsStaatsbandb.  1768, 
I.  1Ö0. 
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§.    437.  (352.) 

//)  Post  Regal  seit  Aufhebung  der  teutsehen  Reichsverfassti  ny. 
/)   Während  das  rheinis  chen  Bundes. 

In  diesem  Zustand  befand  sich  in  Teutschland  das  Postwesen,  diese 
für  das  Publicum  und  das  öffentliche  Wohl  so  wichtige  Staatsanstatt, 
als  der  presburger  Friede  (i8o5)  drei  Reichsständen  (Baiern,  Wir- 
temberg  und  Baden)  eine  relative  Souverainetat  ertheilte,  auch  bald 
nachher  die  teutsche  Reichsverbindung,  und  mit  ihr  die  ReichsPost- 
rerfassung,  aufgeloset  ward.  Mit  der  Souverainetat,  erlangten  die 
rheinischen  Bundesfursten  auch  das  PostRegal  nach  seinem  ganzen 
Umfang  «).  Es  erfolgten  nun  mannigfaltige  Veränderungen;  wobei 
nicht  überall  der  bei  manchen  andern  ReichsLehnverhältnisscn  aner- 
kannte Rechtsgrund  bestätigt  ward,  dafs  bei  den  Postgerechtsamen  des 
fürstlichen  Hauses  Thum  und  Taxis,  nur  die  Reich sl eh n barkeit 
als  durch  den  Fall  der  Reichsverbindung  erloschen  zu  betrachten, 
und  die  Lehnherrlichkeit  nunmehr  auf  denjenigen  Bundesstaat  über- 
gegangen sey,  unter  dessen  Staatshoheit  der  Gegenstand  der  Lehn- 
verbindung jetzt  ausschliessend  sich  befand  (§.  538  u.  54o).  I)  Die 
schon  vorhin  eigene  TerritorialPosten  gehabt  hatten,  lieben 
solche  fortdauern  ),  jetzt  ohne  fernem  Widerspruch  von  Seite 
des  fürstlichen  Hauses  Thurn  und  Taxis.  II)  Andere,  unbekümmert 
um  die  Vorschrift  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  von  i8o3 
(§•  434)»  errichteten,  ganz  für  eigene  Rechnung  in  Selbstverwaltung, 
neue  Landesposten,  mit  Aufhebung  der  bisherigen  fürstlichen 
thurn-  und  taxischen  Posten ,  z.  B.  Wirtemberg  *) ,  der  König  von 
Wes  tph  alen  <0,  der  Grofsh  erzog  von  Berg«);  auch  Baiern, 
seit  1808/),  und  Baden  seit  dem  i.  Aug.  1811  «*). 

o)  Rhein.  Bund,  VII.  3i.   Kitism's  Postwesen  etc.,  S.  47  ff. 

♦)  %.  B.  der  König  von  Sachsen,  die  Herzoge  von  MtchUnburg ,  HolsUinOUmhmrr^ 
Sachsen  Gotha. 

c)  ffirtemherg  führte  eigene  Landesposten  ein ,  schon  vor  Errichtung  des 
rheinischen  Bundes,  imDec.  i8o5,  als  es  kaum,  durch  den  presburger  Frieden, 
eine  relative  Souverainetat  erlangt  hatte. 

d)  Rhein.  Bund ,  XL  VI.  140. 

e)  Der  neue  Grofshersog  *on  Berg,  hob  die  taxischen  Posten  schon  vor  Errich- 
tung des  rheinischen  Bundes  auf.    Er  errichtete  auch  ausserhalh  Landes  ei%ne 
FostBureaux,  s.  B.  in  Hamburg  und  Bremen.   Bergische  PostConTentionen«  »•* 
Hamburg,  v.  8.  Dec  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  XVL  44;  mit  Bremen» 
4.  Juni  1808. 

f)  Note  a  des  folg.  $. 

g)  Note  b  des  folg.  \. 


- 
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§.    458.  (353.) 
Fortsetzung. 

III)  Die  meisten,  welche  vorhin  eigene  Landesposten  nicht  gehabt 
hatten,  verwandelten  die  bisherigen  taxischen  Reichsposten  in 
Landesposten,  und  gaben  dem  fürstlichen  Hause  Thurn  und  Taxis 
das  ErblandPostineistcranit  zu  Lehn,  zum  Theil  mit  der  Verpflichtung, 
einen  jährlichen  Canon  zu  entrichten,  und  eine  inländische,  von 
einer  auswärtigen  taxischen  Postbehörde  ( möglichst )  unabhängige 
PostDirection  anzuordnen.  Dieses  thaten :  Baiern«),  doch  nur  bis 
1808  ,  der  Fürst  Primas  ,  nachher  Gro (anerzog  von  Frankfurt, 
Baden  bis  zu  dem  1.  Aug.  1811,  der  Grofshcrzög  von  Hessen  «), 
der  Grofsherzog  von  Wirzburg  <0,  Nassau,  die  Herzoge  von 
Sachsen  0»  die  Fürsten  von  Reufs  und  Schwarzburg.  Der 
Fürst  Primas  hob  die  hessen-casselische  Post  auf,  welche  zu  Frankfurt 
am  Main  bestanden  hatte  /).  IV)  Einige  gestatteten ,  vertragweise, 
auswärtige   Posten   in   ihrem  Lande  ff) ,    zum  Theil  unentgeldlich. 

V)  Etliche  hatten,  wie  vorhin,  weder  taxische  noch  andere  Post  f). 

VI)  Das  Königreich  Sachsen  hatte  1807  von  Preussen  eine  eigene 
TransitoPostroute  durch  Schlesien,  von  und  nach  dem  Herzogthum 
Warschau,  als  Staatsdienstbarkeit  erhalten  0.  VII)  Einzelne  Bundes- 
staaten schlössen,  thcils  unter  sich,  theils  mit  auswärtigen  Staaten, 
Pos  t  ve  rträ  g  e  ,  insonderheit  CombinationsRecesse  VIII) 
In  demjenigen  Theil  des  nordlichen  Teutschlandes,  welchen  Napoleon 
im  December  1810  mit  Frankreich  vereinigt  hatte  (§.  32),  ward 
franzosische  Postverwaltung  eingeführt. 

a)  Baiern ,  bald  nach  dem  presburgor  Frieden.  Das  taxische  ErblandPost- 
meistcramt  schrankte  sich  nun  ein,  auf  die  althaieriscbcn ,  und  auf  die  durch 
den  Fricdensschlufs  Ton  Presburg  erlangten  Staaten,  worin  damals  eigene 
oder  besondere  Postanstahcn  nicht  eingeführt  waren.  K.  baier.  Patent  v. 
14.  Febr.  1806,  in  dem  baier.  Heg.  Blatt  v.  1806,  N.  9-  Häbbhlin's  Staatsarchiv, 
Heft  58,  S.  X&7-  Rhein.  Bund,  VII.  3a,  und  Schwab.  Merkur,  1806,  N.  46.  — 
Allein  durch  ein  Patent  v.  1.  Märe  1808,  hob  Baiern  die  laxische  Postvcr- 
waltung  auf,  u.  führte  eigene  ein.    Reg.  Blatt,  1808,  S.  1181. 

b)  Badische  Verordnung  v.  a5.  Sept.  1806,  in  dem  bad.  Regier.  Blatt,  1806, 
N.  3i,  und  in  d.  Rhein.  Bund,  VII.  35.  Wozu,  als  Relatum,  gebort  die 
PostConvention  zwischen  Baden  und  Taxis  ,  v.  11.  Mai  i8o5.  Vertrag 
«wischen  Baden  u.  Taxis,  v.  28.  Nov.  1808,  wodurch  dieses  als  Erbland- 
Postmcister  die  Postverwaltung  eu  Lehn  erhielt.  —  Allein  äm  1.  Aug.  1811, 
nahm  Baden  die  Post  in  eigene  Verwaltung.  Reg.  Blatt,  1811»  St.  ai. 

e)  Grofshersogl.  hessisch  Verordn.  v.  a8.  Juni  1807. 

d)  Wirzburgische  Verordn.  v.  22.  Nov.  1806,  in  dem  wirab.  Regier,  Blatt  v.  27. 
Dec.  1806,  N.  22,  u.  in  d.  Rhein*  Bund,  VII.  41« 

e)  S.  Coburgische  Verordn.  v.  29.  Sept.  1807,  in  Ocstebrek  her's  Archiv,  IL  Jahrg. 
St  2,  Num.  1. 

f)  Füratl.  primatisclie  Verordnung  v.  21.  Nov.  1807.    Rhein.  Bund,  XIII.  159. 

Kluber'*  oflenü.  Rcrkl.  1.  Aufl.  39 
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g)  So  verstanden  sich  die  drei  anhaltischen  Regenten  zu  der  Aufnahme  königlich* 
westphälischcr  Post;  durch  Verträge  (Dessau)  v.  3.  Juni  1808.  (Cöthen) 
v.  5.  Juni  1808,  u.  (Bernburg)  v.  16.  Juni  180a  Rhein.  Bund,  XX.  307.  XXIV. 
4a5.  Dasselbe  tbaten  Lippe  u.  Schaumburg Lippe,  1808,  desgleichen  Arenberg.  — 
Hohen  zoliernHechingen  verpachtete  die  Post,  auf  seiner  einzigen  Station  Hechingen, 
an  Wirtemberg ,  auf  acht  Jahre. 

A)  Der  Fürst  von  Liechtenstein;  auch  die,  seit  i8i5  nicht  mehr  aouverainen 
Fürsten  von  Isenburg  u.  von  der  Leven.  HobensollernSigmaringen  hat  Post, 
erst  seit  ungefähr  1810.    Man  s.  %.  440» 

i)  Convention,  geschlossen  zwischen  Frankreich,  Prcussen  und  Sachsen,  su 
Elbing  den  i3.0ct.  1807,  gemäfs  dem  frans,  preufs.  Frieden  %on  Tilsit.  Rhein. 
Bund,  XVI.  40.  W.  H.  Matthias  Darstell,  des  Postwesens  in  den  preuls. 
Staaten.  Berl.  181».  & 

k)  Baden  mit  Baiern,  am  21.  ©ct.  1810,  und  mit  dem  Canton  Aargau«  am  17. 
Sept.  1808,  Art.  9,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1809,  Num.  35;  desgleichen  mit 
Thurn  u.  Taxis  am  3.  Dec.  1811  u.  im  J.  1811.  Preussen  mit  Tburn  u.  Tau* 
im  J.  i8a3.  —   Oldenburg  u.  Westphalcn ,  im  Febr.  1809. 

§.   4«*>9.  (354  ••) 

2)    Seit    Errichtung    des    Teutschen  Bundes. 
IsoltrungsSysUtn.    Sicherung  der  Jurstl.  toxischen  Gerechtsame, 

a)    durch   die  BundesActe. 

1)  Durch  das,  zum  gröfsten  Nachtheil  des  Publicums,  auch  in 
dem   Postwesen    eingerissene    Territorial  Ts  oliru  11  «rsSvstem, 
war  es  so  weit  gekommen,  dafs  am   1.  Dec.  1810,  auf  der  Grund- 
fläche des  aufgelöseten  teutschen  Reichs,  weniger  nicht  als  drei  und 
vierzig  verschiedene  TerritorialPöstanstalten  gleichzeitig  arbeiteten; 
sieben  kleinere  abgesonderte  nicht  gerechnet  <*).  Fast  eben  so  verhielt 
es  sich,  als  die  teutsche  BundesActe  errichtet  ward  *),  nachdem  an 
die  Stelle  der  eingegangenen  französischen,  königlich  -  westphälischen 
und  grofshersoglich  -  bergischen  Posten,    wieder  andere  Territorial- 
Posten  getreten  waren.    II)  Die  teutsche  BundesActe  liefs  den 
Mangel  einer  lur  Gemeinwohl  höchst  wünschenswerthen  Einheit 
der  Postanstalt,  wenn  nicht  in  allen,  doch  in  dem  grofsten  Theil  der 
Bundesstanten,  unbeachtet;  und  eben  so  die  Nachtheile,  welche  aus 
einer  unbeschränkten  Trennung  in  der  technischen  und  finan- 
ziellen    Verwaltung    der    verschiedenen    Landesposten  ,     für  die 
Gesammtheit    der   Bundesstaaten    unvermeidlich    und  fortwährend 

1 

erwachsen.  III)  Sie  beschränkte  sich  auf  bestätigende  Anerkennung 
der  Rechtsansprüche  des  fürstlichen  Hauses  Thurn  und  Taxi». 
Ihr  zufolge,  soll  dieses  Haus  in  dem  durch  den  Reichsdcputations- 
Hauptschlufs  von  i8o3  (oben  §.  a36  u.  434),  oder  in  späteren  Ver- 
trägen bestätigten  Besitz  und  Genufs  der  Posten  bleiben,  so  lang 
nicht  etwa  durch  freie  Uebcreinkunft  anderweite  Verträge  abgeschlossen 
werden.  In  jedem  Fall  wurden  demselben,  in  Folge  des  §.  1 3  jenes  | 
Hauptschlusses,  seine  auf  «Belassung  der  Posten,  oder  auf  eine  j 
angemessene  Entschädigung  gegründeten  Rechte  und  Ansprüche 
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versichert».  Zugleich  ward  bestimmt,  dafs  «dieses  auch  da  Statt 
finden  solle,  wo  die  Aufbebung  der  Posten  seit  i8o3,  gegen  den 
Inhalt  des  ReichsdeputationsHauptschlusses,  bereits  geschehen  wäre, 
in  so  fern  diese  Entschädigung  durch  Verträge  nicht  schon  definitiv 
festgesetzt  ist »  c). 

0)  Man  8.  die  angef.  Patriotischen  Wunsche,  S.  3a  — 35. 

1)  Ebendaselbst. 

e)  BundcsActe,  Art-  17.  Klübeb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  363  f., 
438  f. ,  535  u.  455  f.  Ehendess.  Uebcrsicht  der  diplomat.  Vcrhandl.  des  wiener 
Congr.,  S.  »3i  ,  14«,  148  f.,  a58  u.  268. 

§.    440,  (354  M' 

♦ 

b)-  Und   durch  Verträge. 

1)  Zufolge  dieser  Bestimmung  der  Bundes  Acte,  haben  1)  Ent- 
schädigung, für  die  nicht  zurückgegebene  Postverwaltung,  dem 
fürstlichen  Hause  Thurn  und  Taxis  vertragweise  bewilligt:  O est- 
reich a),  Preufsert  6),  Baiern  O,  Baden  rf).  2)  In  andern 
Bundesstaaten,  hat  Thurn  Und  Taxis  die  Postverwaltung  entweder 
behalten  oder  wieder  erhalten,  und  es  sind  über  das  wechsel- 
seitige Rechtsverhältnifs  Verträge  «)  geschlossen  worden,  meist/) 
Lehnverträge,  durch  welche  das  Recht  zu  inländischer  Post  Verwal- 
tung,  und  zugleich  die  Würde  eines  ErbLandpostracisters ,  als  Erb-, 
Mann-  und  Thronlehn  verliehen  ist.  II)  In  etlichen  kleinern  Bun- 
desstaaten oder  Bestandteilen  von  Bundesstaaten ,  wo  im  Jahr 
i8o3  Thurn  und  Taxis  keine  Postverwaltung  hatte,  hat  es  solche  nun 
durch  Verträge,  zum  Theil  mit  Zeitbestimmung,  neu  erworben^). 
III)  In  dem  grofsern  Theil  der  vorhin  genannten  Postverträge,  ist 
Entrichtung  eines  bestimmten  jährlichen  Post  Canons  an  die  Staats- 
casse,  in  allen  die  Ausübung  der  Staatshoheit,  insbesondere  die 
landesherrliche  Oberaufsicht  (§.  441  u.  f.)*  über  die  inländische 
Postverwaltung  ausdrücklich  vorbehalten. 

a)  Oettreich  für  die  Postvcrwaltung  im  Innviertel,  durch  Uebereinkunft  vom 
Man  1813. 

*)  Für  die  Postverwaltung  in  den  neuerworbenen  preußischen  Staaten  anf  der 
rechten  Rbeiuseitc,  und  in  dem  Herzogthum  Weutphalen,  ward  zuerst  das 
Quantum  der,  mittelst  einer  Jahrrente  zu  gebenden  Entschädigung  festgesetzt, 
durch  Vertrag  v.  4.  Juni  1816.  Hierauf  ward  an  dessen  Stelle,  durch  Vertrag  v. 
11.  Mai  1819,  das  nutzbare  Eigenthum  eines  vierfachen  DomänenComplexus, 
in  dem  Grofsherzogthum  Posen  an  der  schlesischcn  Grenze,  abgetreten.  Das 
Ganze  ward,  unter  der  Benennung  Fürstenthum  Krotoszyn,  zu  einer  schlesischcn 
Standesherrschaft  erhoben,  und  als  ThrtmMannlehn  dem  Fürsten  und  seiner 
männlichen  Nachkommenschaft  verliehen;  für  den  Fall  ihres  Abganges  ward 
dem  Oheim  des  Fürsten,  dem  Prinzen  Maximilian  und  dessen  männlicher 
Nachkommenschaft,  durch  Jlitbelchnung  dre  Nachfolge  zugesichert 

e)  Baiern.  Durch  Grundgüter  und  Gefalle  in  der  Stadt  Regensburg ,  in  deren 
Umgebung,  und  in  dem  UnterMainkreis,  mit  Verleihung  standesherrlicher 
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Vorrechte  ,  durch  Uebcreinkunft  von  1809.  Vergl.  %.  3i3,  d.  Zugleich 
bekleidet  Thum  u.  Taus  ia  Baiern  fortwährend ,  aU  lehnbare»  BeichsHronamt, 

die  Würde  eines  OberstPostineistcrs. 

d)  Baden.    Durch  Uebereinkunft  vom  «6.  Juli  1811,  ward  eine  Jahrrente  für 
Taxis  festgesetzt,  welche  in  Grundgüter  verwandelt  werden  soll. 

e)  Vertrugt  dieser  Art,  haben  die  Staatsregierungen  folgender  Bundesstaaten  mit 
dem  fürstl.  Hause  Thum  und  Taxi*  geschlossen.  1)  Wirtemberg,  am  »7.  Juli 
1819*  wodurch  das  nutzbare  Eigenthum  sämmt lieber  Posten  im  ganzen  Umfang 
des  Königreichs,  mit  der  Würde  eines  ErbLandpoatmeisters,  als  ThronErbmann- 
lehn  verliehen,  zugleich  aber  die  Entrichtung  eines  jährlichen  LehnCanon«  fest- 
gesetzt wird.  Wirtemb.  Verordn.  v. 9. Sept.  1819,  in  dem  Begier.  Blatt,  v.  1819, 
Nu  in.  64.  Verordn.  v.  16.  Febr.  18a 1»  wegen  Beschränkung  des  Landboten- und 
Gütcrfuhrweseus.  lieber  das  Post-  u.  Botenwesen  in  Württemberg.  Stuttg.  1897. 8. 
a)  Kurhessen  s  am  11.  Jun.  1816,  und  3)  Grosshenog  von  Hessen,  am  3i.  Dec 
1817  (ratificirt  am  3i.  März  1818?),  in  der  darmstädter  Zeit.  v.  9.  Apr.  1818; 
beide  Hessen  wie  Wirtemberg.  4)  Nassau,  am  19.  Dec.  1806.  5)  S.  fVeimar- 
Eüenach,  am  8-  Dec.  1816.  6)  S.  Gotha,  am  94*  Febr.  1817.  Für  das  Fürsten- 
thum Akenburg ,  bestand  ein  besonderer  Vertrag,  v.  «6.  Oct.  1817,  mit  vier- 
jähriger Zeilbestimmung;  ein  zweiter  ward  am  8.  Juli  18;  a  auf  i5  Jahre  geschlossen. 
7)  S.  (AtburgSaalfild ,  am  16.  Sept.  1807;  auch  ward  die  Postverwaltung  in  dem 
Fürsteuthum  Lichtenbergs  im  J.  1816  dem  fürstl.  Hause  Th.  u.  Taxis  übergeben. 
Nachdem  durch  den  herzogt.  Sachs  Theilungsvcrtrag  von  1826  das  Fürsten- 
thum Gotha  an  S.  Coburg  gefallen  war,  schlofs  der  Herzog  von  S.  Coburg-Gotha,  für 
Coburg  11.  Gotha  am  4*  Nov.  1827  einen  neuen  PostLchnvcrtrag  mit  Th.  u. 
TaxU.  8)  S.  CoburgMtiningtn,  am  i».  Mai  1807  j  5.  Hildburghausen,  am.  4- 
Apr.  1808.  Nachdem,  durch  den  Theilungsvcrtrag  von  1826,  Hildburghausen 
mit  Meiningen  vereinigt  worden  war,  schlofs  der  Herzog  von  S.  Meiningen- 
llildburghauscn  am  a.  März  1829  mit  Th.  u.  Taxis  einen  neuen  Postvertrag, 

,  für  Meiningen  u.  Hildburghausen.  9)  S.  Altenburg,  am  «8.  Dec.  18*9,  Supplementär- 
Vertrag  zu  dein  oben  Num.  6  erwähnten  von  182a,  auf  10  Jahre.  \o)HolsteinOldenhurg, 
am  1.  Oct.  1817,  wegen  des  Fürstenthums  Birkenfeld.  1 1)  SchwartburgSondershauten , 
am  8.  Jun.  181  au.  19.  Jun.  1819,  wegen  der  Postverwaltung  in  der  Herrschaft  oder 
dem  Amt  Arnstadt,  dem  obern  Fürstenthum;  sodann  wegen  des Postcurses  zwi- 
schen Arnstadt  u.  Gotha,  am  1.  Nov.  1819.  (In  den  übrigen  schw.  sonders- 
hausischen  Landesthcilen  ist  preussische  Postverwaltung.)  ia)  Schwartburg- 
Rudolstadt,  am  a3-  Aug.  1817»  als  TbronErbmannlehn.  i3)  HohenzollcrnHechingen, 
am  «4*  Oct*  lÖai.  14 )  HoltenzolUrnSignturiugen ,  das  erst  seit  ungefähr  1810 
Post  im  Lande  hat,  nahm  durch  Vertrag  mit  Wirtemberg  v.  ia.  Febr.  1819 
(dessen  Inhalt  in  der  Samml.  der  Gesetze  u.  Verordn.  für  das  Fürstentb. 
HohenzollernSigmar. ,  von  1808  bis  i8ao,  Sigmar.  i8aa.  4«»  S.  a3a  — a34),  k. 
wirtembergische  Post  auf  10  Jahre  an,  für  ein  Postamt  in  Sigmaringen  u.  zwei 
Posthal tercien  zu  Haigerloch  u.  Gamertingen,  nun  auch  auf  3  andern  Sta- 
tionen, unter  landesherrlicher  Oberaufsicht  u.  Rechtspflege.  AU  bald  nachher 
das  fürstl.  Haus  Taxis  in  dem  Könige  Wirtemberg  die  Postverwaltung  über- 
nommen hatte,  trat  dasselbe,  >om  1.  Oct.  1819  an,  in  jenen  Vertrag  ein. 
Man  s.  die  angef.  Samml.,  S.  a55.  Jener  mit  Wirtemberg  errichtete  Postver- 
fr'g  8ing  m»t  Ende  des  März  18*9  zu  Ende.  Vermöge  eines  mit  dem  Fürsten 
von  Thum  und  Taxis  geschlossenen  Postvertrags  vom  ao.  März  1839,  ward  die. 
sem  vom  1.  April  18*9  an  die  Postvcrwaltuug  überlassen.  i5)  ff'alaWk  und 
Pyrmont,  am  17.  März  i8i4-  »6)  Rems,  ältere  Linie  (Grcitz),  am  ai.  März 
1809.  it)  Reust,  jüngere  Linie,  schlofs  PostübcrlassungsVcrträgc :  a)  Schleus, 
am  18.  März  1809  u.  1.  März  1816,  dann,  auf  weitere  a5  Jahre,  am  a9- 
Juli  i8a6;  b)  Lobenstein,  am  17.  März  1809;  e)  Schleiti,  Loben  stein  u.  Ebcrsdotf, 
wegen  der  gemeinschaftlichen  Herrschaft  Gera,  am  1.  März  1817,  dann,  auf 
weitere  a5  Jahre,  am  aa.  Febr.  iSsy.    18) SchaunUyurg Lippe,  am  i5.  Febr.  1814. 
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in)  Lipp*  (Detmold),  am  10.  Febr.  181 4-  *o)  Heesen  Homhirfr,  am  aj.Sept  1817, 
auch  wegen  Meisenbeim,  als  ThronErbmannlchn.  21)  Lübeck,  am  11.  Sept. 
1819.    11)  Ftvnkfart  a.  M. y  am  3i.  Dec  18*1.    a3)  Bremen,  am  »5-  Jul.  1816. 

f)  Lehnverbind  ung  ist  nicht  festgesetzt,  in  den  Verträgen  mit  Hobenzoilern- 
Hechingcn,  HoncnzollernSigmaringen,  SchaumburgLippe  Lippe,  und  den 
Freien  Städten. 

g)  So  in  dem  Kurfürstenthum  Hessen,  in  dem  Fürstentbum  HohcnsollernSig- 
maringen  seit  1819,  in  dem  sachsen-coburgischen  Fürstenthum  Lichtenberg , 
in  dein  holstcin-oldcnburgischen  Fürstentbum  Birkenfeld ,  in  der  bessen-hom* 
burgischen  Herrschaft  Meisenbeim,  in  dem  Fürstentbum  AUenburg,  in  dem 
letzten  seit  dem  26.  Oct.  1817,  mit  Zeitbestimmung. 

§.  441.  (355.) 

UnbeschränktheU   der  Post  Hoheit.     Verschiedenheit  der  Potfver- 
waltung  in  den  Bundesstaaten.    Postvertrüae.  JPostverwaltungs- 
S  Jleurke. 

I)  Die  ( §.  43a)  angeführten  Bestimmungen  der  BundesActe  ab- 
gerechnet, ist,  nach  dem  Grundsatz  der  für  die  innere  Staatsverwal- 
tung in  der  Regel  geltenden  Unbeschränktheit ,  bein  Bundesstaat 
in  der  Ausübung  der  Posthoheit  von  Aussen  her  positiv  be- 
schränkt. Jeder  Bundesstaat  übt  dieselbe  aus;  auch  dann,  wenn 
er  die  Post  nicht  unmittelbar  iür  eigene  Rechnung  verwalten  läl»t, 
oder,  wegen  Beschranktheit  seiner  Gebietverhältnisse ,  in  seinem 
Gebiet  keine  Postanstalt  besteht ,  sondern  nur  die  Post  des  angren- 
zenden Auslandes  für  den  eigenen  Postverkebr  benutzt  wird  ($•  4^8, 
V,  und  Note  h).  H)  Die  Postverwaltung,  abgesondert  von  der 
Posthoheit,  luTst  1)  der  dem  geographischen  Umfang  nach  bedeu- 
tendste Theil  der  Bundesstaaten,  für  eigene  Rechnung  führen  «). 
2)  Andere  Bundesstaaten,  haben  solche  Andern  für  deren  Rechnung 
überlassen;  und  zwar  a)  entweder  andern  Bundesstaaten,  durch 
besondere  Übereinkunft,  gegen  bedungene  Vortheile  b)  oder 
dem  fürstlichen  Hause  Thum  und  Taxis,  theils  vermöge  der 
durch  den  ReichsdeputationsIIaupUchlufs  und  die  BundesActe,  zum 
Theil  auch  durch  neu  hinzugekommene  Verträge  begründeten  Rechte 
desselben,  theils  durch  freie  Uebereinkunft  c).  3)  In  etlichen 
Bundesstaaten  ist  mehrfache  Postverwaltnng  neben  einander 
Ccumulativ);  entweder  theils  für  eigene  theils  für  fremde  Rechnung  <0, 
oder  blofs  für  fremde  <*).  4)  Auch  haben  etliche  Postverwaltungen 
durch  Verträge  gegen  fremde  Postverwaltungen  sich  verpflichtet, 
zu  einein  Porto  Tarif,  zu  Verbindungslinien  für  Brief,  und 
Fahrposten  f) ,  zur  Durchfuhr  (Transito)  verschlossener  Brief- 
Packcte  (Packetschlüsse)  mittelst  der  inländischen  Postanstalt ,  auf 
einer  bestimmten  Route,  gegen  festgesetzte  Entschädigung  nach  dem 
Gewicht.  5)  Aua  diesem  Allen  ergibt  sich  eine  Mannigfaltigkeit  der 
Postverwaltungsbezirke,  in  dem  Gcsammtumfang  der  Bundes- 
staaten S). 


• 
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a)  Namentlich  Oestreich,  Preussen ,  Sachsen  (Königreich),  Baiern,  Hannover, 
(Wirlemberg  bis  1819),  Baden,  Holstein,  Luxemburg,  Braunschweig ,  Meck- 
lenburgSchwerin  und  MccklenburgStrelitz,  Oldenburg  im  Gro  fsberzogt  bum 
Oldenburg.  Früher  auch  SachsenGotha  im  Altenburgiscben,  bis  1817.  wo 
fiirstl.  tburn-  und  taxische  Fostverwaltung  eintrat;  so  nie,  um  dieselbe  Zeit, 
im  Gothaischen  die  neben  der  tauschen  Post  bestandene  herzogliche  Post- 
verwaltung aufhörte. 

b)  Z.  B.  Liechtenstein  an  Ocslreich;  Oldenburg  in  dem  Fürstenthum  Lübeck 
(zu  Eutin)  an  Holstein;  die  drei  Herzoge  von  Anhalt  (doch  mit  Ausnahme 
des  ExtraPostwcscns),  und  der  Fürst  von  SchwarzburgSondersbausen  (doch 
mit  Ausnahme  von  Arnstadt),  an  Prcussen ;  auch  Hamburg  und  Lübeck  an 
Preussen  und  an  verschiedene  Andere,  neben  einer  eigenen  StadtPostanstalt , 
wovon  und  von  Bremen,  unten  Note  d.  So  auch  HohcnzollcrnHecbingen  bis 
1819  an  Wirtcinberg.    Vergl,  §.  440,  e. 

c)  Man  sehe  §.  440,  Note  e. 

d)  So  in  den  drei  Freien  Hansestädten.  Lübeck  hat:  1)  eigene  Stadtpost,  reilende 
und  fahrende  nach  Hamburg,  «)  fürsll.  thurn-  und  taxische  Briefpost,  3)  k. 
hannöverische,  reilende  u.  fahrende.  —  Hamburg  hat:  1)  eigene  Stadtpost, 
reitende  nach  Bremen,  Lübeck,  Mecklenburg  u.  Pommern,  und  fahrende 
nach  Lübeck  ,  auch  Fufspost  in  der  Stadt  u.  deren  Vorstädten;  3)  tburn-  u. 
taxische  Briefpost;  3)  k.  dänische,  reitende  u.  Fracbtpost,  auch  Fufspost 
nach  Altona;  k.  schwedische,  reitende  durch  Dänemark  nach  Schweden; 
5)  k.  preussische,  Teilende  u.  fahrende;  6)  k.  hannoverische,  reitende  u.  fah- 
rende; r)  k.  hannoverische  u.  hcrzogl.  braunschweig  lüneburgische  Communion- 
Post,  fahrende ;  8)  hannöverische  u.  Hansestadt-Hamburg-Bremer  Communion- 
Post,  fahrende;  9)  grofsh.  mecklenburgische,  fahrende;  10)  amerikanische 
privtlegirtc  PostExpedition,  für  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  mit 
Schiflgclcgenhcit  von  Hamburg,  Bremen  oder  Amsterdam.  —  Bremern  hat: 
1)  eigene  Stadtpost,  nur  Briefpost,  nach  Hamburg  und  Holland,  mit  welcher 
seit  1814  die  preussische  Briefpost  in  der  Verwaltung  vereinigt  ist,  s)  hannö- 
verische Brief-  und  fahrende  Post  •  3)  preussische  Briefpost ,  4)  tburn-  und 
taxischc  Briefpost.  —  Auch  Gotha,  im  Fürstentbum  Gotha,  bis  1817,  und 
Braunschweig  bis  1790,  hatten  mehrfache  Postverwaltung  neben  einander, 
tbeila  eigene  theils  fremde. 

e)  Mehrfache  Postverwaltung,  neben  einander,  blofs  für  fremde  Bccbnung,  haben; 
Lippe  und  SchaumburgLippe,  wo  preussische  und  taxisebe  Post  ist.  So  ebebin 
auch  die  Beichsstadt  Frankfurt,  wo  taxische  oder  Kcichspost  und  h essen- 
cassclische  Post  war  ($.  438). 

/)  Beispiele  in  Wkisss's  k.  aächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  35o. 

ff)  Man  s.  F.  M.  Diez  Post-  und  Bcisekarte  von  Deutschland.  Gotha  i8»5,  in 
vier  Blättern, 

§.    442.  (356.) 
Oheraufsicht,  Polizei,  Gericht  barkeit ,  Postordnungen ,  u.  s.  w. 

Die  StaatsPostaust  *!t  steht  jetzt  unter  der  staatsoberhauptlichen 
Leitung  jedes  teuUcheu  Hundesstaates.  Dieser  ist,  jedoch  mit  Hinsiebt 
auf  die  Bestimmungen  der  BundesActe  ($.  434  u.  439),  befugt  und 
Yerpüichtet,  durch  A  u  fs  i  c  ht,  Gesetze,  Polizei«)  und  Gerich  t- 
barkeit  A) ,  insbesondere  durch  Postordnungen  <M,  das  Institut 
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eu  dem  gemeinen  Besten  zu  leiten,  zu  vervollkommnen,  und  zu  schützen, 
auch  gegen  Eingriffe  fremder  Staaten.  Insbesondere  gehören  dahin : 
die  nüthigen  Bestimmungen  über  Präsentation  oder  Ernennung ,  über 
Bestellung  oder  Bestätigung  ,  und  über  Verpflichtung  der  Postbeamten, 
über  Postwappen  und  Siegel,  über  PostUniform  und  Livree,  über 
Privilegien  für  die  Postbäuser  und  PostOflicianten,  über  Befreiung  der 
ordentlichen,  reitenden  und  fahrenden  Posten  von  Chaussee-,  Wege-,  . 
Pflaster-,  Brüchen-,  Fähr-  und  Sperrgcld,  über  PostTarif  «0  und  Post- 
freithum, über  das  Verfahren  bei  Beschwerden  der  Reisenden,  über 

Controlirung  der  LocalPostbeamten  durch  die  OrtPolizeibehorden,  u.  d.  m. 

v 

a)  v.  Bbbg's  Handb.  des  Pol ehr.,  III.  557.   Fische»'»  Karacral-  und  Poliseir. , 
II.  447*   Moses  v.  der  Landesh.  in  Polizeisachen,  4*3.    Moseb's  Staatsr.,  V.. 
a68.    Mkvius,  P.  I.  dcc.  102.    Göskeb's  Rechtsf.  ,  I.  N.  3  u.  6.    Danz  Handb. 
d.  teutschen  Privatr.,  I.  %.  »36.  —   Plackereien,  Erpressungen,  Veruntreuung, 
Unterschleife  einzelner  Postbeamten. 

Ä)  Wo  ein  wirklicher  ErblandPostmeister  sich  befindet,  da  ist  diesem  gemeinig- 
lich über  die  PostOflkianten  die  Gericlabarhcit '  in  Dienstsachen,  und  eine  be- 
stimmte DisciplinurGcrichibarhity  auch  Concurrcn/.  bei  Obsignaturen,  eingeräumt. 
Ilhein.  Bund,  VII.  —  Von  dem  Post  Privat  recht,  s.  Dakz  a.  a.  O.  i3i  ff.  v.  Ueno 
a.  a.  O.  III.  553.  Rvbde's  Privatr.,  §.  i3i  ff.  Rössio'e  t.  Privatr.,  4«3  ff. 
Evoau  elem.  juris  germ. ,  lib.  II.  %.  287.  sqq.  Stbeub's  Wörtcrb.  für  Hamo- 
ralisten,  Bd.  VI  (Nördl.  1791.  8.),  voc.  Post.  Preuss.  allg.  Landr.,  II.  10.  4. 
141.  iT. ,  u.  Berichtigungen  hiezu,  vom  12.  Jun.  1804. 

e)  Verschiedene  Postordnungen,  s.  B.  die  preussischt  von  178a,  in  Jörn.  Bboh* 
■a3n's  Samml.  auserles.  LandesgcseUe ,  Th.  II— VI.  Frank  f.  1-86—1788. 
(Man  s.  auch  die  preufs.  Instruction  für  die  Regierungen,  v.  26.  Dec.  1808, 
%.  57);  die  kurs'acltsiiche  v.  11.  Febr.  1783,  mit  Erläuterungen  von  1783,  1784 
u.  i8»o,  wovon  Weisse'*  k.  säclis.  Staatsr.  Bd.  II,  %.  ai.j;  desgl.  (z.  B.  die 
schleswig-holsteiriische)  in  Niemaks's  Blättern  für  Polizei  und  Rultur,  Heft  2  u.  3 
(Tüb.  1801.  8.);  die  turbraunschweigische  v.  4.  Sept.  1755,  in  F.  C.  Wi  luchs 
br.  lüneb.  Landesgesets. ,  II.  911.  u.  Supplem.,  I.  aoö  II.  180.  Wirumb* 
Extrapostordn.  v.  19.  Jun.  i8i5,  in  d.  NationalZeit.  i8i5,  St  41.  liudische 
BricfPostgeaetze,  in  t.  Bebg's  Handb.  d.  Poliseir.,  Th.  VII.  Taxordn.  v.  9. 
Febr.  181a,  in  dem  Regier.  Blatt,  1812,  N.  9.  Badische  ExtraPostordn.  v.  a3. 
Ju).  1818,  im  Reg.  Bl.  N.  25.  S.  weimar-eüenach.  Postordn,  v.  1.  Jan-  1820. 
Ebcmal.  westphälische  Postordn.  ▼.  1808,  nebst  Decret  v.  3o.  Sept.  1810,  in  d. 
AUgem.  Anzeiger  d.  Teutschen,  1809,  N.  11  u.  1a,  u.  1810,  N.  296  —  300. 
Rhein.  Bund,  LII.  60.  Ehemal.  grofshers.  herrische  P.  ö.  v.  1809,  in  d.  Allgem. 
Anzeiger,  1809,  N.  844,  u.  Bhein.  Band,  XXXVIII.  245.  XXXIX.  49i.  S.  mei- 
niftg.  Edict  4*  Not.  1829,  die  PosiLebnverhal tnisse  u.  die  Postvcrwaltung 
betr.,  in  der  Samml.  der  landcsherrl.  Verordn.  im  Hzgtb.  S.  Meiningen,  1829, 
Num.  18.  —  Vergl.  auch  Häbbblih's  Repertor. ,  Art.  Postwesen,  %>  2.  Rlü- 
beb's  systemat  Entwurf  d.  haiserl.  Wahlcap.,  S.  57.  u.  ( HorrxABit's )  Abb. 
wie  weit  ist  der  Successor  singularis  ex  pacto  et  provid.  majorum  zu  Aner- 
kennung der  Verträge  des  Vorfahrers  verpflichtet?  (1797.  8.)  $.  91. 

d)  Königl.  sächsische  PostTaxordn.  v.  3.  Dec.  1822,  in  der  k.  sächs.  Gcsetesamml. 
1822,  St.  33,  S.  445.  Prauss.  Regulativ  über  das  PostTaxwescn;  in  der  Preufs. 
Gesetzsamml.  i8a4,  Deccmber,  St  24-  Alex.  Frbr.  v.  Innor's  Ideengang  u.  Mo- 
mente einer  Theorie  des  BricfPostporto.  Ebendcts.  Theorie  des  BriefF  rächt, 
preises.  Landab.  1820. 8. 


Digitized  by  Google 


(»10 


II.  Thcil.  XII.  Cap.  Fiaanzhoheit. 


§.  443. 


(357.) 


I)  Die  Ausübung  der  Posthoheit,  geschieht  durch  eine  in- 
ländische oberste  Staatsbehörde.  Dieser  ist,  in  den  grofsero 
Bundesstaaten,  unmittelbar  untergeordnet  eine  inländische  Post  Ver- 
waltungsbehörde ,  welche  die  Benennung  General-  oder  Ob er- 
directionder  Posten,  GeneralPostmeisteramt,  Haupt-,  General-, 
oder  Ob  er  Postamt  u.  d.  führt«).  11)  Die  GencralPostverwaltung 
hat  awei  IlatrntÄweige :  das  Brief-  und  ExtraPost wesen,  und 
das  Fahr-  oder  f  a  h  rend  e  P  o  stwesen  (Postwagen,  Diligencen, 
Packwagen,  und  Eilwagen  oder  SchnellPostwagen ).  i)  Für  jenes 
sind  theils  ObcrPostä'mter,  theils  diesen  coordinirte,  dirigi- 
rende  Postamter  (die  letzten  für  kleinere  Bezirke)  angeordnet; 
welchen,  jeuem  in  seinem  Bezirk,  (Unter-)  Postamter,  Postverwal- 
tungen,  Postwä'rtereicn,  (Briefpost-)  Expeditionen,  Briefsammlungen, 
Postmeister,  Postverwalter,  PostSecretä're,  PostExpeditoren,  Post- 
Stallmeister  und  Post(Pferde)haltereien  untergeordnet  sind,  in  OfTicial-, 
Jtirisdictional-,  Rechnungs-  und  Polizeisachen,  a)  Das  Fahr-  oder 
fahrende  P  o"st(  wagen)  w es  cn  wird  durch  die  OberPostämter, 
oder  durch  eigene  OberPostCommissariate  dirigirt,  welchen  die 
H  au  p  t  K  x  p  cd  i  t  io  n  e  n  und  übrigen  Expeditionen  fahrender 
Posten,  die  Posthalter,  Conducteure  und  Postpacker,  in  Ansehung 
der  ordinären  Fahrtgeb  iihren  und  ihrer  Amtverrichtungen  ,  unter- 
geordnet sind.  3)  Oft  ist  jedoch,  an  kleinern  Orten,  nicht  nur  das 
Brief-  und  Extrapostwesen,  sondern  auch  das  fahrende  Postwesen, 
einer  Person  anvertraut  4)  Durch  eigene  Postverträge,  ins- 
besondere CombinationsRecesse  (§.  434  u.  438),  werden  die 
Verhältnisse  der  inländischen  Post  Verwaltung  zu  jener  des  Auslandes 
bestimmt,  in  Absicht  auf  Zusammentreffen  der  PostRouten  und  der 
Brief-  und  fahrenden  Posten,  auf  Ablösung  und  Ablieferung  an  Grenz- 
stationen, auf  Durchfuhr  verschlossener  BriefPachetc  (  §.  44»),  Tax- 
wesen, Begleitung  der  fahrenden  Posten  durch  Conducteure,  u.  d. 

a)  In  dem  Bünigr.  Sachen  ist  das  OborPostamt  au  Leipzig  die  Oberbebörde,  wel- 
chem seit  dem  i.  April  «8t6  auch  das  oberlausitzer  Postwesen  untergeordnet 
ist.  H.  H.  L.  Poi.it«  ,  die  Begicrung  Friedr.  Augusts,  M.  v.  Sachten,  Th.  II, 
~- Der 'Forst  von  Thum  und  Titsis  hat  seit  1811  die,  seiner  Geltet  mm 
Kanzlei  EU .Hegeasburg  nachgeordnete,  «General Pott Direcliou  der  Fürstlich'  tkurn- 
u.  Lisixrhea  Lafmpoitau*  na  FnuU/urt,  cur  Centraibehörde  seiner  Postverwaltungs- 
Angelegenbeitcn  .  bestimmt.  —  Vergl.  im  Uebrigent  Neue  Organbation  des 
{putschen  Postwescn*.  Mannh.  i8o3.  P.  F.  C.  Brixbold  über  das  Postwesen 
und  die  Art  der  Einrichtung  desselben.  Gott.  i8o3.  8.  Hkmifkld's  System  der 
Fluteinrichtung.  Frank  f.  1808.  (auch  1810)  8. 

bi  Von  der  PostStaristik  u.  von  Postkarten-  Vergl.  Bi-üb*Vs  Postwesen-,  S.  49 
u.  flf.  Die  angef.  Patriotischen  Wünsche,  S.  ?o  u.  3«  ff.  — *  Von  der  Geschäft- 
Ordnung,  Beschleunigung  u.  I  iuansirung  in  dein  rostwesen,  s.  F.  \V.  Usioc- 
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mawb's  praet.  Bemerkungen  über  das  Postwesen,  mit  besond.  Rücksicht  auf 
das  preussische.  Weimar  i8«o.  8. ;  auch  in  der  Sammlung :  Vorwärts, 
S.  559  —  656. 

* 

§.    444.  (358.) 

Pflichten  der  Bundesstaaten ,  in  Hinsicht  auf  die  Postanstalt.  Post- 
treue oder  Briefgeheimnis*.    Einwirkung  der  Bundesversammlung;. 

1)  Das  Publicum  hat  gegen  die  Posta  ostalt  gerechten  Anspruch ,  auf 
Treue,  Verschwiegenheit,  Rechtlichkeit,  Billigheit 
(billige  Preise),  Geschwindigkeit.  Da  Einheit  der  Postangtal  t 
in  Teutschland,  und  Verwaltung  derselben  durch  Privatunternehmer 
unter  strenger  Staatsaufsicht ,  wahrscheinlich  frommer  Wunsch  bleiben 
wird ;  so  sollten  wenigstens  alle  Bundesstaaten  sich  verpflichtet  halten, 
durch  Uebereinkunft  feste  Bestimmungen  zu  errichten,  für  Gleich- 
förmigkeit in  der  Verwaltungsart  sämmtlicher  LandesPost- 
anstaltcn ,  insbesondere  in  Absicht  auf  gehörigen  Zusammenhang  und 
zweckma'sige  Richtung  der  PostRouten  ,  ununterbrochenen  Lauf  und. 
dem  Verkehr  angemessene  Anzahl  der  Reit'  und  Fahrposten,  und 
billigen  Tarif«).  Auch  ist  jeder  Staat  verpflichtet,  die  Post- 
treue,  die  Unverletzbarkeit  der,  der  Post  anvertrauten  Brief- 
schaften und  Effecten  (das  Briefgeheim  11  ifs,  im  Gegensatz  des 
so  genannten  Postgeheimnisses,  secret  de  Ia  poste,  oder  des  will- 
kührlichen  Manipulirens  der  der  Post  anvertrauten  Briefe),  staats- 
verbrechcrischeu  Verkehr  ausgenommen  ,  zu  handhaben  und  zu 
achten  Ueberhaupt  sollte  eine  für  Staats-  und P r ivat verkehr, 
für  Cultur  (  §.  4i5)  und  Handel  so  höchst  wichtige  Anstalt,  von 
den  Staaten  stets  nach  gerechten  und  liberalen  Grundsätzen 
behandelt,  auch  überall  und  immerhin  zu  etwas  Besserem  benutzt 
werden,  als  für  unmittelbaren  Finanzgewinn,  geheime  Polizei  und 
unbefugte  Neugier  c).  \\ )  Auf  einen  Antrag  der  Freien  Städte, 
mittelst  einer  Vereinigung  der  Bundesstaaten  den  Zustand  des  Post- 
wesens in  Teutschland  zu  verbessern,  insbesondere  den  Klagen 
über  übermäsige  Theurung  des  »Porto,  über  eigennützige  Umleitung 
der  Postlinien  und  Verlängerung  der  PostRouten,  abzuhelfen,  und  zu 
dem  Ende  am  Bundestag  eine  Coramission  anzuordnen,  beschlofs  die 
Bundesversammlung,  am  5.  August  1819,  dafs  dieser  Gegenstand  (von 
den  einzelnen  Gesandschaften )  den  Regierungen  empfehlend  vorzu- 
tragen, und  Instructionen  von  ihnen  zu  erbitten  seyen,  in  der  Hoffnung, 
dafs  solche  die  B.  V.  in  den  Stand  setzen  werden,  der  hiernächst  zu 
erwählenden  Commission  einen  sichern  Leitfaden  ihres  Gutachtens  an 
die  Hand  zu  geben  «0. 

a)  Möge  es  nicht  auch  hier  heissen:  «1'cxces  du  mal  amene  le  remedo»! 

A)  An  Gestisen  wider  Eröffnung  der  Briefe  auf  der  Post,  in  den  so  genannten 
schwarxen  (geheimen)  Kammern  oder  cabinets  noirs,  fehlt  es  nicht.  Vergl. 
Römisch  -  kais.  Wahlcapitulation ,  seit  »690,  Art.  2%  S>  *•  Köniak  w*stph*l* 


■ 


Digitized  by  Google 


618 


IL  TheU.  XII.  Cap.  Finanzhoheit. 


Postordnung  v.  3i.  Oct.  1808»  Art,  3.  i3>  18.  101.  146.  Buier.  PflichtFormel 
für  die  Postbeamten,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1806.  Num.  34.  Baier.  Straf- 
gesetzbuch v.  181 3,  Th.  I,  Art.  396,  S.  i5i.  rVirtemb.  Vcrordn.  v.  18.  Nov. 
1816,  in  dem  Allgem.  Anzeiger  der  Deutseben,  1817,  Nun».  i3,  u.  Journal  de 
Francf.  1816,  n°  359«  S-  weimar  -  eüenach.  Postordn.  v.  i.  Jan.  1820,  §.  19. 
Prems.  Regulativ  über  das  PostTaxwesen  v.  18.  Dec.  1824  (in  der  Gesetzsamml. 
3V.  24),  %.  43,  wo  ein  Verbot  ohne  PönalSanction.  Die  /ranzösuc/un  Gesetze 
seit  1^89,  sind  angeführt  in  dem  Code  de  la  competence,  par  Joubdaik,  T.  h 
p.  3.  —  In  Portugal  und  in  Kurhessen  ist  der  Achtung  des  Briefgeheimnisses 
auf  der  Post,  sogar  in  der  Constitution  ein  eigener  Paragraph  gewidmet; 
in  der  portugies.  v.  1816,  Art.  i45,  %•  a5;  in  der  lturbefs.  v.  i83i ,  38.  — 
Zu  Lucia  ward  durch  ein  Decret  v.  24.  März  »8*4»  die  Direction  der  Brief- 
post mit  der  Poli/.eiDirccüon  verbunden  !  —  Schriften  über  unbefugte  Brief* 
erötrnung:  Die  Postgeheimnisse-  Leipz.  i8o3.  8  Ueber  das  Gchcimnifs  der 
Posten.  Trkf.  u.  Leipz.  1788.  8.  Schlözer's  Staatsanleihen.  Heft  4a,  S.  259. 
Hösn's  BctrugsLexicon,  voc.  Postmeister,  S-  288.  Mosfr's  Lebensbeschreib., 
IV.  %.  io5.  v.  Mabtebs  Völkerr.,  %.  106.  Daxz  a.  a.  O.  §.  i55,  n.  IV.  Jo. 
Jon.  Bech  diss.  de  resignatione.  avulsione,  et  turbatione  sigiliorum  (Alt.  .74a)» 
§.  a5.    J.  B.  Fbiesks  diss.  de  co  q.  j.  e.  circa  litteras  resignatas  (Jeu.  1732). 

c.  a.  (v.  Rifffel)  Der  Rcichshofrath  in  Justiz-  u.  Gnadensacheu,  Th.  II  (179a), 
S.  299  —  3oa.  Patriotische  Wünsche  etc.,  S.  6  f.  Kiemak>'s  Abb.  in  den 
Weier  Blättern,  Bd.  V,  Heft  1  (1817).  N.  4.  v.  Rsoblavcb  über  die  Rechte 
des  Staates,  Briefe,  die  an  ihn  nicht  gerichtet  sind,  zu  erbrechen;  in  d.  Reuen 

d.  Mcrcur,  Num.  IX.  4-  Ueber  das  Recht  des  CriminalRichtcrs,  Brieferbre- 
chung  als  WalirkeitsF.rforsehungsmittel  anzuwenden;  in  Rlunscbbod's  etc. 
neuem  Archiv  des  CriminalRechts,  Bd.  III,  S.  4^a  —  ^61.  Gibabdis's  Rede  in  der 
Sitzung  der  DcpulirtenRnmnur  zu  Paris  v.  12.  Apr.  181a,  in  den  polit.  Tag- 
blättern. Memorial  de  Sie -Helene,  par  le  comte  Las -Gases,  T.  II  (Paris 
i8a3.  8.),  p.  71  et  suiv.  Du  secret  des  lettres,  et  de  la  necessite  de  mettre  en 
acrusalion  M.  de  Vaulchier,  directeur- gencral  des  postes;  par  M.  Gebbaib, 
avocat  ä  la  cour  royale  de  Paris,  a  Paris  »828.  8.  Schriften  in  v.  Rabats 
neuer  Lit.  des  Völkerrechts,  S.  96.  —  Beispiele  von  so  genannten  Interventen, 
in  Flassab's  histoire  de  la  diplomatie  frangaise,  T.  IV,  p.  395,  T.  V,  p.  47, 
T.  VII,  p.  119  et  suiv.  (nach  der  2.  Ausg.),  u.  in  Mcs  decouvertes,  par  lc  prince 
Louis  de  Rohan,  picce  secrete  etc,  in  (Favitb's)  Politiquc  de  tous  les  cabinets 
de  l'Europc  etc.  (edit  de  Paris,  1793.  8.),  p.  4^3  —  4?5«  ~  Verwahrungsmütel 
gegen  das  unmerkliche  Brieferbrechen,  in  Rlübbb's  Rrvplographik  (Tüb.  1809. 
8.),  %-  »7  —  a9-  Gegen  die  Entdeckung  des  Inhaltes  erbrochener  Briefe  dient 
das  Ckiffrirtn  nach  sicherer  Methode,  wovon  ebendaselbst. 

c)  Klöbkb's  Postwesen,  S.  129  ff.  Ebmdess.*  Uebersicht  der  diplom.  Verbandl. 
des  wiener  Congr. ,  S.  i3i ,  148  f.  u-  «68.  Die  angef.  Patriotischen  Wünsche, 
S.  43  ff.  Rhein.  Bund,  XXIL  11  ff.  Uabtlebeb's  Justiz-,  Cameral-  u.  Polizei* 
Fama,  1817«  St.  45.  A.  F.  W.  Cnozi ,  Deutschlands  u.  Europens  Staats  -  u. 
Nationalinteresse  (Glessen  1817.  8.) ,  S.  96  ff.  (Alex.  Frhr.  v.  Ibhof)  Ueber 
Postanstalten ,  nach  ihrem  Finanr.Princip  etc.  Halle  1817.  8.  Der  unten,  Note 
d,  angef.  Antrag  der  Freien  Städte,  in  dem  Protoc  der  t.  B.  V.  v.  29.  Jul 
1819.  F.  W.  Hhidemabb  am  oben  ( %.  443,  b)  a.  O.  —  Für  das  GH.  Baden 
(mit  1,100,000  Ein*.),  wo  unter  allen  Bundesstaaten  auf  der  Post  das  strengste 
Gewichtsystem  eingeführt  ist,  ward  in  den  den  Ständen  vorgelegten  Budgets 
für  1820  u.  1821,  der  einjährige  Postertrag  angesetzt  auf  ao5,ooo  Gulden;  in 
dem  Rönigr.  Wirtemherg  (mit  1,400,000  E.)  iu  dem  HauptFinanzEtat  für  1820 
bis  i8a3  auf  70,000  Gulden  (vermuthlich  der  taxische  PostCanon) ;  in  Baiern 
(mit  3,56o,ooo  E.)  in  dem  den  Ständen  vorgelegten  Budget  für  1819,  auf  344tO<x> 
Gulden  netto  (man  c.  die  Ständevcrhandlungen  von  1819  über  das  baierUche 
Fostwescn,  in  J.  Gr.  v.  Sodbb's  baier.  Landtag  v.  1819,  Nürsb.  1811.  8^  S> 
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3«9—  33»);  in  der  prtuttischen  Monarchie  (mit  nah  an  11  Mill.  E.),  in 
dem  Budget  für  18*1  auf  800,000  Tblr.  (1,400,000  Gulden);  in  Frankreich 
(mit  ungefähr  29*/,  Mill.  E.)  in  dem  Budget  für  i8?3  auf  23,900,000  Franca 
(10.091,093  Gulden);  in  dem  Königreich  der  Niederlande  (in  Europa  mit  Ö'/i 
Mill.  E.),  in  dem  Budget  für  1811  ,  auf  2,o3o,ooo  Gulden;  in  Crassbrittannien 
(mit  17,100,000  E.) ,  in  dem  Budget  für  18a« ,  auf  i,355,ooo  Pf.  Sterling.  — 
Wenige  wissen ,  dafs  eine  erhöhete  Taxe  fast  nie  eine  erböbete  Posteinnahme, 
oft  eine  Minderung  derselben,  zur  Folge  hatte-  Welch  ein  engherziger,  einer 
Staatsregierung  unwürdiger  Kleinhandel,  wenn  man  fortfahrt,  das  Porto  nach 
französischer  Sitte,  dai  heifst,  fast  nach  der  möglichen  Zahl  der  in  dem  Brief 
enthaltenen  Buchstaben,  mit  eiher  Goldwage  nach  Grän  und  Eschen  zu 
bestimmen,  statt  dem  Publicum,  um  des  allgemeinen  Besten  willen,  den 
Gebrauch  der  Post  durch  WohJfeil/teü ,  Sicherheit  und  Geschwindigkeit  zuzu- 
nöthigen!   Die  Urheber  des  PostTarifs  sind  portofrei. 

d)  Protoc.  der  B.  V.  v.  »9.  Jul.  u.  5.  Aug.  1819,  %.  \5y  u.  170. 

§.  445.  (3ä9.) 

Boten,  Landkutscher,  Hauderer,  Frachtfuhrleute. 

Auch  in  Ansehung  der  ordentlichen,  gehenden,  reitenden 
und  fahrenden  Boten,  aus  nahen  oder  entfernten  Gegenden,  der 
gemeiuen  Landboten,  Land  kutschen,  Hauderer  und 
Frachtfuhrleute,  der  Packetbote,  Dampfschiffe,  Markt- 
schiffe u.  d. ,  ist  jeder  Bundesstaat  befugt,  die  nöthigen  Bestim- 
mungen zu  machen  «). 

a)  fVirtemh  Verordn.  v.  27.  Jan.  u.  24.  Aug.  1807,  u.  4*  Sept.  1810,  in  d. 
wirtemb.  Regier.  Blatt.  Im  Wirtembergrschen  ward  seitdem,  zu  wesentlicher 
Beförderung  des  innern  Verkehrs,  die  Landboten  Anstalt  wieder  hergestellt, 
mit  gewissen  Beschränkungen.  Baierüche  Verordn.  i5.  Jul.  1808 •  in  d. 
baier.  Begier.  Blatt,  1808,  Nnm.  35,  u.  v.  1.  Dec.  1807,  St.  54«  K.  haier. 
Verordn.,  das  Botenwesen  betr.,  v.  «8.  Apr.  i8i5,  in  d.  Allgem.  Handlungs- 
zeitung, i8i5,  Num.  97  —  99.  Oestreich.  Patente  ».  2.  Febr.  1772,  V  9,  u.  v. 
24.  Oct.  1782,  desgl.  Decrct  r.  5.  Jan.  1810,  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u. 
Verordn.,  Bd.  47*  S.  4«  —  Von  LandkuUchem,  Schröter'*  renn.  Abhandlungen 
IX.  201.  Fn.  Paitirri  diss-  de  rhedis  meritoriis.  Lips.  1680.  t.  Röhbr's  kursäebs. 
Staatsr. ,  II.  814  f.  818.  —  Von  dem  Botenwesen  in  d.  rVirzhurgischcn  ;  in  d, 
Journal  y.  u.  für  Franken ,  Bd.  II,  Heft  5.  (Nürnberg  1791.) 


VI.  Abschnitt. 
BergRegal. 

§.    440.  (360.) 

Regalität  des  Bergbaues. 

In  den  SouveratnStaaten  des  Tcutschcn  Bundes ,  gilt  die  Rega- 
lität des  Bergbaues  «).  Warum?  und  wie  weit?  ist  eine  Auf- 
gabe ,  jetzt  »)  mehr  für  Gelehrte  ?) ,  als  für  die  Staatsregierung  «*J. 


r 
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I)  Jene  suchen  die  Regalität  zu  begründen,  thcils  darch  die  Voraus- 
setzung einer  Begrenzung  des  PrivatGrundetgenthums  mit  der  Ober- 
fläche  der  Erde,  und  einer  Theorie  von  Adespoten  «)i  theils  durch 
die  PolizeiAbsicht  einer  Sicherung  des  Publicums  gegen  MünzbetrG- 
gerei/),  theils  durch  die  Betrachtung,  daf»  rollstä'ndiger  Betrieb 
des  Bergbaues  unmöglich  "wäre,  sollte  er  von  der  Oberfläche  de* 
Grundes  und  Bodens  abhängig  seyn  g), 

d)  Puttbr's  Lil.,  III.  6?i  ff.  Klubbb's  Lit.,  %.  i38«  ff.  H.  W.  Law  irr,  Ilaodb. 
für  Bücherfreunde  und  Bibliothekare ,  Th\  II,  Bd.  i,  Abth.  a  ( 1795.  8- ),  S. 
#10  —  1166.  Jaboow  v.  d.  Regalien,  496.  Wüstphal'i  StaaUr.,  467  ff.  Dis« 
Handb.  d.  t.  Privatr,  II.  §.  161  —  178.  v.  Bbbg's  Recbtsfalle,  Bd.  II,  Nun. 
28.  Cph.  Hbbtwig's  ßergbueb.  Dresd.  u.  Leip/..  1710.  fol.  J.  J.  Mose«  von 
d.  Landeshoh.  in  Anseh.  Erde  u.  Wassers.  Frkf.  1773.  4«  Adolf  Bkyir's 
BergStaatsrcchtslchre ,  mit  Berichtig,  und  Zusätzen  von  F.  L.  \.  Cascbijt. 
Halle  1790-  F.  L.  v.  Cascri>*s  Grundsätze  des  leutschen  Berg-  und  Saltrechtes. 
Frankfurt  1790.  8  A.  W.  Köhlbb's  Einleit.  su  den  Rechten  u.  der  Verfafs. 
bei  dem  Bergbau  im  Königr.  Sachsen.  Neue,  sehr  renn.  Aufl.  Freiberg  1814. 
8.    C.  J.  B.  Cabstess  Grundrifs  der  teutschen  Bergrechtsichre.    Berl.  »818.  8. 

#)  Vergl.  %.  353  —  356.  -  Nach  dem  Staatsrecht  des  teutschen  Reicht,  war  allge- 
mein die  BergwerkGerechtigkeit ,  d.  b.  das  Eigenthum  der  Bergwerke,  die 
Anlegung,  der  Betrieb  und  die  vollständige  abschliessende  Benutzung  dersel- 
ben (in  der  Regel  ein  Ausflufs  des  Grundeigenthums) ,  kein  Bcstandtbeil  der 
Landeshoheit.  Nur  den  Kurfürsten  war  durch  ein  Reichsgcsetx  (Gold.  Bulle, 
Tit.  XI,  %.  1)  das  Recht  der  Bergwerke  tugestandenj  doch  nur  auf  Metalle, 
Mineralien  und  Saite;  und  «prout  possunt  scu  consueverunt  talia  possideri». 
Landesherren  anderer  Art  bedurften  datu  eines  besondern  Rechtstitels.  Ihnen 
gebührte  die  Regalität  nur  auf  diejenigen  Metalle,  Mineralien  und  Fossilien, 
auf  welche  sie  solche  durch  besondern  Rcchtstitel  erlangt  hatten,  durch  recht- 
.  mäsige  kaiserliche  Verleihung  oder  Lehnreicbung,  durch  Verträge,  Herkommen, 
oder  unvordenkliche  Verjährung.  Hingegen  war  die  BcrgAuAn*  (%.  45o)  allge- 
mein in  der  Landeshoheit,  nach  ihrem  neuern  Umfang,  begriffen. 

e)  Th.  t.  Wag 5* n  über  den  Beweis  der  Regalität  des  teutschen  Bergbaues. 
Freyb.  u.  Annab.  1791.  8.  J.  H.  Esslcr  über  die  Bergwerke  in  Teutschland. 
Herb.  u.  Glessen  i8o3.  8.  K.  D.  Hiii.LMA.siss  Gesch.  des  Ursprungs  der  Re- 
galten (Frf.  a.  d.  O.  1806),  6*.  Epplen  über  das  Princip  d.  t.  Territorial- 
Verfassung  (i8o3),  116.  H.  Bkhses's  Grundrifs  e.  Staatslehre,  Abth.  HI,  §.  79°« 
Ueber  das  Bergregal,  in  d.  Rhein.  Bund,  XVL  67. 

• 

d)  Juliabus  in  L.  non  omnium  10.  D.  de  LL.  Rössio's  Gesch.  des  t.  Privatr-t  «88. 
Thom.  Wag hb r's  corpus  juris  metalliri  recentissimi  et  antiquioris.  Lips.  I791* 
fol.  J.  G.  v.  Lobi's  Samml.  des  baier.  Bergrechtes.  München  1764-  fol.  Re* 
heb 's  kursäebs.  Staatsr.,  II.  670  —  770.  Wbisse's  k.  sächs.  Staatsr. ,  Th.  IL, 
%.  198  u.  S.  576.   Dame  a.  a.  O  §.  161  f. 

r)  Püttbb  instit.  juris  publ.  germ.,  v.  Camcbim  a.  a.  O.  %.  »7.  42-  44-  ~~ 

Als  Quelle  aller  Regalien,  geben  Einige  das  landesherrliche  Eigenthum  an  dem 
Land-  und  LuftRevUr  des  Staatsgebietes  an,  da  den  Unterthancn  nur  die  Ober- 
fläche des  Landes  tum  Behuf  der  Landwirtschaft  tugctheilt  worden  *ej ; 
woraus  die  Regalität  sowohl  der  Bergwerke,  als  auch  der  Windmühlen  folge. 
C.  G.  Bibsbr  de  natura  et  indole  dominii  in  territ.  Germ.  so.  w.  Fiscbbb» 
Kamerai-  und  Politeirecht,  IL  388  ff.  877. 

/)  Gbislkb  pr.  de  analogia  juris  publ.,  %.  10. 

« 
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g)  F.  v.  Schuchmank's  Ideen  über  Fiannsrerbcsserungen  (Tüb.  1808.  8.),  S.  »5. 
Göksbb's  Rcchtsfälle,  Bd.  II,  Num.  XVII.  L.  Himelstoss  Entwichel.  des 
Begriffs  der  Bcgalität,  \.  i3,  14,  a5  u.  n6.  S.  64  ff. ,  90  f.  u.  9t  f.  Fichtk's 
Grundlage  des  Naturrcclites ,  Th.  II,  S.  41.  —  L.  Gebvai*  in  s.  Kleinen  Mit- 
teilungen, Th.  II,  S.  279  f.  muthinaf&t,  dafs  die  Regalität  des  Bergbaues  darauf 
gegründet  worden  sey,  weil  die  Fossilien  einer  weitern  Vermehrung  unfähig 
im  Schoos  der  Erde  liegen. 

§.    447.  (361.) 
V  m   f  a   n  g. 

II)  Wie  weit  die  Regalität  des  Bergbaues  sich  erstrecke  <0? 
und  welche  Metalle,  Mineralien  und  Fossilien,  aU  dem  Pri Tat- 
Gr  und  e  igen  th  um  angehürig  zu  betrachten  seyen?  ist  in  den  ein- 
zelnen tcutschen  Staaten  auf  verschiedene  Weise  bestimmt  *).  Im 
Allgemeinen  streitet  die  Rechtsvermuthung  für  den  Grundeigenthümer. 
Gold-  und  S  i  1  b  e  r  bergwerke  ,  die  Gewinnung  der  vornehmsten 
Münzmetalle  bezweckend,  sind  jetzt  uberall  Regal  c).  Rechtsgelehrte 
und*  Kameralisten  reAnen  nicht  selten  dahin,  auch  alle  unedlen 
Metalle1'),  Kupfer-,  Zinn-,  Blei-  und  Eisen-,  auch  Arsenik-, 
Spiefsglas,  oder  Antimonial-,  Wismuth-,  Zink-,  Quecksilber-  und 
Kobalt-  oder  FarbeBergwerke  ,  ja  alle  Fossilien,  Seen  und 
Quellen,  die  wegen  ihres  medicinischen ,  technologischen,  oder 
merhantilischen  Nutzens  Gewinn  geben,  oder  hoffen  lassen. 

a)  (t.  BESECKESDoar's)  Grab  der  Chikane,  Th.  II,  Bd.  3,  §.33  —  35. 

t)  Die  Gesetze  aus  fast  allen  teutschen  Staaten,  das  Königreich  Sachsen  aus- 
genommen, stehen  in  Waoseb's  corp.  juri»  metallici.  Sehr  weit  erstrecht 
hier  die  Regalität ,  das  preussische  Allgero.  Landrecht,  Th.  II,  Tit.  16,  §.  69  f. 

c)  Bkyeb's  BergStaatsrechtslchre,  Cap.  VIII,  §.  10. 

d)  Hebtwig's  Bergbuch,  177.  —  Nach  Görneb  (Rechtsfalto,  Bd.  II,  S.  1  —74). 
gehören  nur  diejenigen  Gegenstände  aus  dem  Mineralreich  zu  den  Regalien, 
welche  durch  Kunst  der  Bergleute,  also  durch  regulären  Bergbau,  ersielt 
werden. 

§.    44«.  (362.) 
Fortsetzung. 

Insbesondere  rechnet  man  hie  und  da,  doch  nicht  immer  ohne 
Widerspruch  ,  zu  dem  BergRegal :  Steinkohlen  «) ,  Braunkohlen, 
Torf*),  Salpeter  0*  Edelsteine,  Marmor  4),  Alabaster,  Achatstein, 
Schiefer  ,  Feuersteine  ,  gemeine  Steinbrüche  «)  ,  namentlich  auf 
Mühlsteine ,  gebrannte  Steine  und  Kalk  f) ,  die  Halbmetalle ,  Alaun, 
Schwefel  und  Vitriol ;  ferner  Salzquellen ,  Salzseen  und  Steinsalz 
oder  Salzbergwerke?),  Sauer-  und  Gesundbrunnen,  Badquellen  A)t 
Bernstein  »)  ,  Perlen  *)  ,  Goldsand  0  ( Waschgold  ,  Goldwäsche  ) , 
Schwefel,  Zinnober,  Farberde,  Thon  oder  Töpfer-,  Walker-  und 
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PoraellanErde ,  Mergel  ,  Kreide ,  Lehm  ,  8trensand  t  wohl  auch 
gemeinen  Sand«),  fossile  Knochen.  Schätze  gehören  nicht  eu  dem 
BergBegal  »). 

a)  Klobeb's  Lit.  §.  i384<  Cabcbib  a.  a.  O.  §.  4»>«  J«  J.  Dobhfeld  diss.  de 
juribus  circa  ljthantbraces  (Lips.  174«),  §.  n  —  14«  Bbyeb's  BergStaatsrechts- 
lehre,  S.  69.  Hobmil,  obs.  607.  Preuss.  allgem.  Landr. ,  Tb.  II,  Tit.  10, 
§.  «9  u.  71.  —  Ander»,  Bestwig  in  d.  Bergbucb,  »41.  C.  H.  Hob»  diaa.  de 
regali  metallifodinarum  jure,  §.  17.  Hebtivs,  T.  I.  resp.  336.  Hoas,  clasa, 
XII.  cent.  4-  Stbubib,  Tb.  II,  Bed.  77,  §.  3.  Grab  der  Chibane,  Bd.  III. 
\.  36-  Kbebs  de  ligno  et  lapide,  p.  4 78.  Gösxeb's  Bechtsfalle,  Bd.  II, 
Num.  XVII. 

*)  Klübeb's  Lit.,  V  i384b.   Pötteb's  Erörter.,  Bd.  III,  Heft  I,  S-  fit  ff.  Bbbü- 
biso,  in  Sifbbwbfes  Magaa.,  I.  iai.  —  Anders,  Ck.  T.  Koch  diss-  de  jure 
fodiendi  Turfam  lutosam  inter  regalia  prineipis  haud  referendo.  Lips.  i8o3.  8- 
Cabcbib  a.  a.  O.  8. 

c)  Pottbb's  Erörter.,  Bd.  III,  Heft  1,  S  «7.  Bbtbb  a.  a.  O.  S.  67.  t.  Cbaub's 
wetslar.  Nebenst. ,  XXI.  106.  Madeb's  Samml.  reichsger.  Erkenntnisse  in 
reiebsrittersch.  Sachen.  V.  »47-  »9&-   Puttebs  Lit.,  III.  6»3. 

i)  PCttib's  Lit.  III.  i383.  G.  D.  Boffbubb  de  rejali  marmoris  jure.  Tüb. 
1757.   t.  Cabcbxx,  S.  44« 

0)  Hobxel  ,  obs.  607.  Stbubkv  ,  Tb.  II,  Bed.  177.  r.  Cahcbix's  rechtl.  Bedenken 
über  die  Begalität  der  Steinbrüche.  Biga  1786  u.  1797,  und  in  desaen  ver- 
mischten Schriften. 

f)  HoauiiL ,  obs.  607.  Grab  der  Chikane,  Bd.  HI,  Tb.  a,  §.  37.  —  Ziegel-  nnd 
Kalkbrennereien  sind ,  als  Gewerbe  ♦  an  landesherrliche  Concession  gebunden, 
r.  Cabcbiw  a.  a.  O.  %■  43-  Hild's  reichsprälal.  Staatsr. ,  II.  617.  Lvdkwig's 
gel.  An*.,  II.  70a.  F.  ü.  Pkstel  diss.  de  jure  circa  lateraria,  von  Zirgelbren- 
nercien.  Bint.  1746.  Püttkb's  Bechtsf.,  Bd.  II,  Tb.  4,  S.  991.  —  So  auch 
Eisenwerke,  Hammerwerke,  Schmelzhütten,  Fitriol-  und  Alaunwerke ,  u.  d.  Mos» 
f.  d.  Landesbob.  in  Anseb.  Erde  u.  Wassers,  268.  Desgl.  das  Potajchent/eden. 
K.  J.  Sbtfebt's  u.  H.  L.  Bbbss  Jahrbuch  für  teutsche  Bechtsgelebrte,  Heft  V 

.  (Wcul.  1792),  S.  407. 

g)  Pütteb's  Lit.,  III.  480.  Kti'BBB's  Lit.,  $.  1387.  Jaboow  v.  d.  Bcgalien,  5o3- 
Pfbffjbgeb  Vitriar.  illustr. ,  III.  i444«  v«  Cabcbib  a.  a.  O.  §.  87a  IT.  Dake  a. 
a.  O.  V  175  ff.  J.  G.  S.  Bodkbbch  diss.  de  jure  regio  salinarum  earumque 
infeudationc.  Lips.  1791.  —  Anders,  J.  H.  Juso  de  jure  salinarum  (Goett.  1793), 
c.  1.  §.  6-  sqq.   Vcrgl.  den  folg.  §.  Note  b. 

h)  Moseb  v.  d-  Landeshoheit,  in  Anseh.  Erde  u.  Wassers,  an. 

')  P.  B.  Schböteb  diss.  de  jure  succini  in  regno  Boruasiae.  Begiom.  177a.  Dam 
Handb.  des  t.  Privatr.,  I.  §.  in. 

k)  Mosfb  a.  a.  O.  a56.  Dabe  a.  a.  O.  Weiss«  a-  a.  O-  Bd.  n,  S.  576.  J.  H. 
TacbetTs  Beitr.  eur  Naturkunde  des  Hersogth.  Zelle,  B.  I,  S.  77. 

f)  Badisches  standesherrl.  Verfaß».  Edict ,  Art.  45.  Desgl.  grundherrliches ,  Art. 
18.  Jui.  Laxfadius  Beitr.  aur  Vaterlandsgeschicbte  (1811.  8.),  S.  16  —  4*.  — 
Scböpflik's  Alsatia  illustrata ,  I.  39  —  3i.  Scbilteb  thesaur.  antiquit.  germ., 
L  a3.  B.  G.  Stbdv  diss.  de  auro  fluviatili,  s.  Waschgold.  Jen.  1698.  J.  C. 
Crok's  oryctographia  Neostadicnsis,  nebst  Nachrichten  von  den  pfals.  Gold, 
waschen.  Speyer  174°.  Die  Zigeuner»  von  H.  M.  G.  GaELLmAan  (1783.  8.), 
S.  ij  -r-  84.  (Salexabk)  Von  d.  Bheingold,  in  Meusel's  Geschichtforscher,  VI. 
«46  —  »56.  F.  L-  TnEiTiiBOEB  diaa.  de  aurilegio,  praeeipue  in  Bheno.  Argent. 
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1776.  4.  Motu  a.  a.  O. ,  i54-  J.  F.  Gm*mv's  Gesch.  des  t  Bergbaues,  38. 
v.  Kömkb's  kurs.  Staatsr.,  II.  806.  KausiTS  Encjrcl.  v.  Gold.  Corp.  Consüt. 
Culinbac. ,  T.  II.  vol.  a.  p.  319.  Kisdlisgm  über  das  Alter  des  Flufsgoldes, 
in  d.  Allgem.  lit.  Anzeiger,  1800,  Num.  93.  162.  i63.  171. 

*n)  Alle  Tagwerke  (die  nicht  in  der  Tiefe,  sondern  in  der  Oberfläche  der  Erde 
gefunden  werden)  schliessen  von  der  Regali  tat  aus,  Fischkr  in  d.  Lehrbegriff 
des  Hameral-  u.  Poliseir.,  II.  §•  i35i.  v.  Cavcbin  a.  a.  O.  §.  8.  43.  Th.  Ha- 
GEHA*y's  Handb.  des  Landwirthschaftrecbts ,  §.  139  —  »4l- 

«)  Davon  oben,  %.  337,  Note  a. 


I)  Der  regale  Bergbau,  wie  weit  er  sich  erstrecken  mag,  ' 
gehört  zu  den  verleihbaren  (§.  101)  Regalien  «);  auch  die 
Salinen  *).  Bei  der  Verleihung  wird  dem  Staat  meist  vorbehalten, 
dos  Recht*  des  Bergzehnten  «0  und  des  Vorkaufs  «0  bei  der 
Aasbeute,  nebst  einer  Recognitions Abgabe  «)  (Quatember- 
oder  Rccefsgeld).  II)  Das  Recht,  unter  gewissen  Einschränkungen 
nach  Erz  zu  schürfen  und  zu  Tage  einzuschlagen,  wird  durch 
Schürfscheinc  verliehen/).  III)  Die  Findung  eines  Ganges,  gibt 
das  Alter  (Seniorat)  in  dem  Felde  oder  den  Vorzug  in  der  Muthung 
der  Zeche,  zu  deren  Bau  der  Muther  durch  den  Muthzettel  berechtigt 
wird,  nicht  nur  bei  dem  Bau  der  Eigenlehner  oder  Einspännigen, 
deren  jeder  nur  für  seine  Rechnung  Bergbau  treibt,  sondern  auch 
bei  dem  Gesellenbau,  den  nicht  über  acht  Personen  in  Gemeinschaft 
z*u  bestimmten  Bcrgtheilen  (Antheilen  oder  Actien)  treiben  und  der 
Gewerkschaft  *r)  ,  in  welcher  mehr  als  acht  Personen  ,  jede  für 
bestimmte  Kuxe  oder  Bcrgtheile,  für  Bergbau  vereinigt  sind.  IV) 
Ueberall  ist  der  Bergbau  zu  treiben,  mit  gehuriger  Sorgfalt  und 
Entschädigung  der  Grundeigentümer. 

a)  PrwrufOBR  Vitriar.  illustr. ,  III.  1460  sq.  Dahs  a.  a.  O.  164  f.  v.  Cascmw, 
V  4t.  —  In  dem  Königreich  Sachsen,  unterscheidet  man  hohes  und  niedere* 
BergRegal.  Zu  jenem  gehören,  Gold,  Silber,  Edelsteine,  SaLe  u.  a.  t.  Rö- 
mib's  kursächs.  Staatsr-,  II.  683.  69t.    Dahz  a.  a.  O.  i63. 

6)  Die  Salinen,  wenn  sie  Privatpersonen,  meist  als  Erbleibe,  überlassen  sind 
(v.  Caxcri*  a.  a.  O.  $.  891  ff.),  werden  gewöhnlich  in  gewisse  intellectuclle 
Theile,  A'im:*,  Koten,  Stülde,  Sieden  oder  Siedrecke  gctheilt,  wovon  ein  jährlicher 
Canon  zu  entrichten  ist.  B.  G.  H.  Wksck  de  dominio  partium  mctallicarum. 
Lips.  i8i4-  4-  ~~  Manche  Salinen  sind  Bann-  oder  ZwangSalinen,  weil  die  Un- 
terthanen  eines  bestimmten  Bezirks  ihr  Salzbedürfnifs  daselbst  zu  nehmen 
schuldig  sind.  Landesgesetze  in  Szlchow's  elem.  juris  germ.  priv.,  %.  546  u. 
571.  —  Auch  ist,  in  den  meisten  Staaten,  der  Salzhandel  ein  landesherrliches 
-  Monopol ,  ein  Salzbann.  J.  W.  Langsdohf  von  den  Rechten  des  Landesherm 
auf  Salzquellen  und  den  Alleinhandel  des  Salzes;  hinter  dessen  Einl.  zu  An« 
legung,  Verbesserung  und  Verwaltung  der  Salzwerlte.  Glessen  1781.  4. 
v.  Römb's  kursächs.  Staat6r.,  IL  806.   Weiss»  a.  a.  O.  %.  204  ff.   v.  Cascmis 


a.  a.  O.  \.  88$  ff. 


Digitized  by  Google 


k 


624  II.  Theil.  XII.  Cap.  Finanzholicit. 

c)  J.  C.  Kbötschbeb  epist.  grat.  de  decimis  metallicia.  Lips.  1795.  v.  Robb's 
Haushaltungsr. ,  Buch  X,  Cap.  1,  $.  9.  f.  Beteb  a.  a.  O.  55.  Köb».bb's 
Anlcit.  au  den  Rechten  u.  der  Verfassung  bei  dem  Bergbau,  S.  18.  —  Die 
Zehntbefugnifs  bei  der  Ausbeute  der  Bergwerke ,  ist  ihrer  Natur  nach  eben 
so  wenig  Regal,  als  die  Bergwerkgerechtigkeit.  Im  Zweifel  ist  sie  Privat- 
Gerechtsame ,  auch  in  den  Händen  des  Staates.   Vcrgl.  §.  354 »  M- 

d)  B.  C.  Mollkbbbcb  diss.  de  regali  proümiseos  metallkae  jure.  Giess.  1691. 
Da  Selchow  elem.  juris  publ. ,  %.  46a.  Catccbih,  %.  164.  Bftm,  8.  137. 
Weisse  a.  a.  O.  Bd.  II,  S.  576.   Rhein.  Bund,  XVI.  65. 

e)  Hbbtwig's  Bergbuch,  309.  v.  Cabcbi»,  %.  «45  ff.  Von  dem  Schlägeachate, 
ebendas.  §•  161  ff. 

f)  J.  G.  Bausb's  Einl.  tu  d.  Bergrechten,  I.  o3.  Cbb.  Böses's  HaushaltsPrincipia 
rom  Berg-,  Hutten-,  SaUForstwesen ,  II,  46.  Cascbib  a.  a-  O.  %.  70  ff. 
10t  ff.   Dabb,  V  166. 

g)  v.  Cancbib  a.  a.  O.  in.  ff.  Hbübabw  initia  juris  politiae,  333.  Das«  ,  %. 
167  ff.  D.  G.  Di*«  diss.  de  jure  senioratus  metallici.  Erf.  1727.  "Wbsck  1.  c 
Eisknhabt's  Sprichwörter,  ao3-  F.  L.  v.  Cabcbin  you  der  Natur  und  Ein- 
richtung einer  Bergbelehnung.   Giess.  1788.  8. 

§.    480.  (364.) 
Bertjhoheit. 

Die  Berghoheit  des  Staates  (jus  metallifodinarum  et  salinarom 
sublime),  welche  das  Hecht  der  Oberaufsicht«  der  Gesetzgebung, 
der  OberPolizei  und  der  Gerichtbarkeit  in  Bergwerksachen  in  sich 
begreift,  erstreckt  sich  über  jede  Art  des  Bergbaues,  auch  die, 
welche  einem  Unterthan  aus  irgend  einem  Rechtsgrund  zusteht  «)• 
Abhängig  von  ihr  ist  die  Verleihung  der  Bergfreiheiten,  Bergpatente 
und  Privilegien,  die  Errichtung  der  Berggesetze ,  der  Berg-,  Hütten-, 
Hammer-,  Haal-,  Thal-,  Beute-,  Salz-  und  Pfannerordnungen 
die  Verleihung  der  BergGerichtbarkeit  «)  und  ObcrBergpolizei  «0. 
Auch  können  Grundeigentümer,  welche  nicht  selbst  der  Gewinnung 
von  Fossilien  sich  unterziehen  wollen  ,  durch  Gesetze  verpflichtet 
werden,  dieselben  Andern  gegen  Entschädigung  zu  gestatten  *). 

a)  Rodbbbcb  1.  c.  v.  Cahcbib  a.  a.  O.  f.  49  ff- 

b)  Cabcbi«  a.  a.  O.  §.  »4-  868.916.  Bbtbb  a.  a.  O.  S.  33.  176.  Dabb,  V  171  f. 
Eine  reichhaltige  Sammlung  solcher  Ordnungen,  liefert  Wagnis  a.  a  O. 

c)  Gs.  Ebgelbbbcht  de  judieiis  metallicis.  Heimst.  17öS.  J.  G.  Siegel  diss.  de 
jurisdictione  mctallica.  Lips.  17&4-  <  Decis.  Hasso-Gass.,  I.  75.  Pdtbbdobf 
animadvers.,  I.  7.    Siebeb's,  gerichtl.  Procefs,  I.  188.    v.  Cascbib  a.  a.  O. 

710  —  864.  56  ff. 

d)  v.  Cabcbis,  %.  53.  178. 

e)  v.  Bbbo's  PoKceirec  t,  Th.  in,  S.  4o5. 
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VII.  Abschnitt. 
Forst-    und  JagdRe^al. 

§.    451.  (365.) 
ForstRegpL 

ForstRegal  oder  Forsthoheit  «)  (forstliche  nerrlicblteit  oder 
Obrigkeit,  superioritas  forestalis),  ist  der  Inbegriff  der  aus  der  Staatsge- 
walt iiiessenden  Befugnisse,  über  die  in  dem  Staatsgebiet  befindlichen 
Forsten  *).  Es  ist  darunter  begriffen  ,  das  Recht  der  höchsten 
Aufsicht  über  das  gesammte  Forstwesen  c),  der  ForstGesetzgebung  <0, 
der  ForstPolizei  0  und  ForstGerichtbarkeit  J).  Es  erstreckt  sich  über 
die  Staats-  oder  Domanial-,  und  alle  PrivatWaldungen ,  die  Commtin- 
Waldungen  unter  diesen  mitbegriffen.  Wesentlich  yon  solchem,  als 
Staatsbefugnifs  ,  unterscheiden  sich  die  Rechte  des  Forst-  oder 
Waldeigenthums  ff). 

«)  Pütteb's  Lit ,  III.  639.  KlSbeb's  Lit,  %.  1399  ff.  Nettelstädt  von  der 
Forsthoheit;  in  s.  Samml.  kl.  jur.  Abb.  (1791.  &),  S.  104.  P.  H.  Rrbbs  de 
ligno  et  lapide.  Aug.  Vind.  1690.  1700.  1756.4*  Jo.  Jac  Reittuaiid  tr.  de  juro 
forcstali  Germanomm.  Francof.  1749.  8.  Jo.  Jod.  Beck  von  der  forstl.  Obrig- 
keit, Forstgerechtigkeit  und  Wildbahn.  Nurnb.  1737.  verm.  v.  J.  G.  Klingskr. 
Frf.  u.  Lcipz.  1748.  u.  1767.  4«  J«  G.  Pistsch  Grunds,  des  Forst-  u.  Jagd- 
rechtes. Leipz.  1779-  8.  F.  A.  Geobc  instit.  juris  forestalis  Germ.  Frf.  1801.8. 
H.  C.  Moseb's  Forstrecht.  Baireuth  1806.8.  F.  K.  Hahtig's  Forst-  und  Jagd- 
Staatsrecht.  Leipz.  1809.  8^  £.  M.  Schilliwg's  Handb.  des  in  dem  Bönigr. 
Sachsen  gelt  Forst-  u.  Jagdrechts.  Leips.  18*7.  1  Bände  8.  D.  L.  Böttger's 
Beiträge  zu  Erlaut,  des  Forstrechts.  Gicssen  1801.  8.  C.  G.  Bieber  de„nat. 
et  indole  dominii  In  territ.  Germ.,  §.  14.  p.  i3i.  Held's  reiebsprälat.  Staatsr., 
IL  643.  Fisch er's  Kamerai»  und  Polizeirechte,  II.  79s  ff.  Dasz  Handb.  d.  t. 
Privatr. ,  II.  §.  139  ff.  ▼.  Bökbb's  kursächs.  Staatsr. ,  II.  786  ff.  Bbein.  Bund, 
"XVII.  3iaff.   Prtuss.  Verordn.  v.  «4.  Dec.  1816. 

i)  Moser  von  d.  Landeshoh.  in  Arisch.  F.rdc  und  Wassers,  67  ff.  Georg  1.  c. 
§.48.  sqq.  v,  Moseb's  Forstarchiv,  X.  33.  Von  dem  Worte  Forst,  F.  U. 
Stissbr's  Forst-  u.  Jagdhistorie  (1754.  8.),  S.  5.  C.  Vollgrapf  über  Begrün- 
dung der  Forst-  u.  JagdRegalitat;  in  dessen  Abhandlungen  (Marb.  1811),  Num.  1. 
J.  G.  Frhr.  v.  Sbitter  über  den  Bestand  und  die  Behauptungen  des  Forst- 
Regals-   Heidclb.  1824.  8. 

c)  C.  G.  Bieber  diss.  de  suprema  prineipis  in  Silvas  inspectionc,  legibus  patriis 
illustrata.  Lips.  1796.  4* 

d)  A.  Fmtsch  corpus  juris  venatorio-forestalis.  Budolst.  1675.  auet.  Lips.  1707. 
fol.  F.  D.  F.  Möt.i.Ei»RAnpr's  Samml.  der  Forstordnungen  verschiedener  Länder. 
Fortgesetzt  von  K-  E.  Frhrn.  v.  Moll.  Th.  I.  Mainz  1791.  Th.  II.  Salsb.  1796. 
(v.  Libdewaü's)  Codex  Augusteus  (saxonicus)  renatorio-forestalis.  Lcipz.  1791.8. 
Die  Forst-  u.  Jagdgesetze  der  preufs.  Monarchie;  eine  vollsländ.  Samml.  n.s.  w. 
Görlitz  i8?3.  8.  Preufs.  allg.  Landr.,  I.  8.  83  ff.  I.  %*.  170  ff-  Fischer  a.a.  O. 
II.  787.  Von  dem  Königr.  Sachsen.  Weisse'»  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  196 
u.  ai6  ff. 

KUb«r  >  Btfenll.  Rcttt.  J.  Aufl.  40 
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e)  T.  J.  Reirhartb  de  jure  privatorum  circa  silva»,  ioprimin  caeduas,  admodum 

restricto.  Erf  173a.    r.  Cramfrs  >vet/.l.  IVebcnst. ,  V.  37.     Landesgesetze,  in 
Selchow'«  clcin.  juris  gerin.  priv. ,  §.  287. 

O  Pütter'»  Lit.,  III.  486-   IUübebs  Lit.,  §.  »143.   Piftsch  a.  a.  O.  §.  i5  ff. 

g)  Stisser  a.  a.  O.  174-  Reiwhard  1.  c.  <-<).  sqq.  87  Bieres  1.  c.  »4i.  Rhein. 
Bund,  XVII.  3i5  ff.  Daliin  gehören:  das  Bel)olzungsrecht ,  das  Recht  der 
Mästung  u.  Eichcllese,  der  Weide,  das  Recht,  Laub,  Gras,  Harr,  und  Wald- 
bienen  sich  zuzueignen.  Fischfb  a.  a.  O.  §.  1170— i3o'J.  Piets-  n  0.  a.  O. 
V  58  ff.  Rcsdk's  t.  Privatr.,  §.  14 ■',  ff.  —  Von  dem  traldrtcht  als  Servitut, 
D-ias  a.  a.  O.  %.  145. 

§.    432.  (366.) 
Verleihung  der  Forst  gerecht  igkeit.    Forst  gcricht  barkeit. 

Die  niedere  Forstge  re  ch  t  i  g  Ii  ei  t  ,  die  Handhabung  der 
Forstpolizei,  die  Holzanweisung  unter  Führung  eigener  Waldaxt  «), 
die  Bestellung  der  niedern  Forstbeamten  *) ,  auch  die  Ausübung  der 
Forstgerichtharheit  (gerichtliche  Untersuchung  und  Bestrafung 
der  Waldfrevel)  und  Beziehung  der  F'orststrafen  <•),  alles  unter- 
geordnet der  Staatsgewalt,  ist  ein  y  er  1  c  ih  ba  r  es  (§.  102)  Regal, 
nicht  nur  für  Waldeigenthümer  ,  sondern  auch  für  andere  Unter- 
thanen  So  fern  eigene  Forst-  und  Holzgerichte  ,  landes- 
herrliche, patrimonialherrliche,  oder  Mä'rherdingc  ,  nicht  angeordnet 
sind,  gehört  die  G  e  r  i  ch  t  b  a  rh  e  it  in  Fürstsachen  dem  ordentlichen 
LocalRichter /).  Den  St a n desh e r r e n ,  ist  die  Forst  Gerechtigkeit 
und  Forstgerichtharheit  geblieben  (§.  3o5). 

o)  v.  Cbemer's  vretzlar.  Nebenstunden,  Th.  98,  S.  128.       Moseb's  Forstarchiv  , 
IX.  101. 

*)  t.  Moser  a.  a.  O.  IX.  96.  14a.    XIV.  196.   Forstmagazin,  VIII.  i3o. 
c)  t.  Moser  a  a  O.  i35. 
4)  Vcrgl.  V  353-356. 

«)  Pcekrdobf  de  jurisdict.  germ.  ,  638.   Selchow  1.  c.  §.  5i8. 

f)  Strcben,  Th.  II,  Bed.  101,  §.  5,  S.  385.  Bed.  i36.    Stisser  a.  a.  O.  »8*. 
Pistsh  a.  a.  O.  V  si. 

§.    453.  (367) 
Jagdhoheit.  Jagdgerechtigkeit. 

I)  Ein  unstreitiges  Regal  ist  die  Jagdhoheit  *),  das  Recht  der 
Oberherrschaft  in  Jagdsachen.  Oberaufsicht,  Gesetzgebung  *)  und 
OberPolizei ,  über  alle  Jagdberechtigungen  in  dem  Staatsgebiet, 
nebst  der  Gerichlbarheit  in  Jagdsachen  ,  sind  darunter  begriffen. 
11)  Die  Regalität  der  Jagdgerechtigkeit,  der  Befugnifs,  jagd- 
bare wilde  Thiere  aufzusuchen  und  sich  zuzueignen,  —  obgleich  nicht 
gegründet  in  dem  allgemeinen  Staatsrecht  c),  nicht  in  der  Natur  der 
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Jagd  und  des  Grundeigenthums,  nicht  in  dem  ältesten,  groTstentheils  auch 
nicht  indem  mittlem  teutschen  Staatsrecht  <0,  wie  in  dem  römischen, — 
ist  jetzt  in  fast  allen  teutschen  Bundesstaaten  ein  geltender  Grundsatz 
des  positiven  Staatsrechtes.  In  einigen  wird  alle  Jagd  in  dem  ganzen 
-  Staatsgebiet  c),  in  andern,  auf  grundherrlichen  Jagdrevieren,  auch  wohl 
auf  städtischen,  nur  die  hohe  Jagd  /)  ,  oder  blofs  die  Mitjagdf), 
als  Regal,  doch  als  verleih  bar  es  (§.  102),  angesehen.  Den  Stan- 
desherren ist,  in  ihren  standeshert liehen  Bezirken,  die  höbe  und 
niedere  Jagd  geblieben.  Auch  den  Grundherren  sind  die  vormaligen 
Jagdberechtigungen  meist  geblieben. 

a)  Püttbr's  Lit  ,  III.  626  ff.  Hlobbr's  Lit.,  §.  1389  ff.  Mose»  Ton  d.  Landesboh. 
in  Ansch.  Erde  und  Wassers,  74  ff.    Jargow  v.  d.  Regalien,  5o6. 

6)  Note  d  zu  dem  ehevorigen 

c)  Anders,  J.  C.  Lübbe,  Job.  Ad.  v.  Ickstadt,  J.  V.  t.  Cramer,  F.  C.  Bubi,  C.  F. 
Rommel  (obleclam.  juris  feud.,  48-)«  Georo  a.  a.  O.  §.  365.  Die  Gründe, 
s.  bei  J.  A.  L.  Seideksticker  de  fundamentis  juris  supremae  potestatis  circa 
adespota  (Goett.  1789.),  V  19.  Widerlegt  von  Strubek  in  d.  Ncbenst.,  I.  182. 
II.  584*  Ebcndess.  vindiciac  juris  venandi  nobilitatis  germ,  Hildcsh.  1739.  L.  C. 
Bildbbdfch's  Deduction  gegen  die  vcrmeintl.  Regalität  der  Jagd.  Celle  »723. 
1741-  fol.  C.  G.  Riccius  Entwurf  v.  d.  m  Teutschl.  übl.  Jagdgcrccbtigkeit. 
Nürnb.  1736.  verb.  Frankf.  1772.  4.  Pütter's  Rechtsf.,  Bd.  I,  Tb.  i,  S.  416. 
Ri/bde's  teutsches  Privatr.,  §.  149  ff.  Vcrgl.  oben  %.  353  f.  —  Ihrer  Natur  nach,  ist  die 
Jigdgercrhtigkcit  ein  Ausflufs  des  Grundeigenlbums ,  sie  kann  aber  einem  An- 
dern als  Servitut  ausleben  Auch  das  östrcichi&chc  Gesetzbuch  betrachtet  sie 
als  Privatrecht.  Vergl.  auch  die  Verhandlungen  in  der  a.  Kammer  der  Land« 
stände  des  GH.  Hessen,  1820,  Heft  9,  S.  40  ff. 

d)  Stisser  a.  a.  O.  i3.  106.  160.  Riccius  a.  a.  O.  S.  10.  Scheidemantei, ,  in  d. 
Repcrtorium  des  t.  Staats-  u.  Lehnrechts,  Bd.  II,  S.  5oi.  Hagehahn's  Land- 
wirthschaftsrecht ,  %.  188  ff.  C.  L.  Steglitz  de  jure  venationem  exercendi  in 
Germania  usque  ad  ser.  XVI.  obtinente.  Lips.  1828.  8. —  In  Rursachsen  ward 
noch  bis  an  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  die  Jagdgerechtigkeit  als  ein  Aus- 
flufs des  Grundeigenthuins  betrachtet.  Seitdem  begründete  man  nach  und 
nach  ein  Herkommen  ihrer  Regalität,  aber  erst  1746  ward  durch  die  4*  landes- 
herrliche Decision  ausdrücklich  als  Grundsatz  ausgesprochen,  dafs  nur  durch 
kurfürstliche  Verleihung  oder  unvordenkliche  Verjährung  die  Jagdgerechtig- 

,  keit  erworben  seyn  könne.   Weisse  a.  a.  O. ,  Bd.  II,  %.  216. 

«)  Von  dem  Königreich  Sachsen,  s.  v.  Rökrr's  kursächs.  Staatsr.,  IL  778. 

f)  Particuläre  Rechtsqucllen ,  a.  bei  Selchow  elem.  juris  gern»,  priv. ,  \.  284.  sq. 
Preuss.  allg.  Landr. ,  II.  9.  4i.  127.   XVI.  Absch.  3. 

g)  Dk  Selchow  1.  c.  %.  286. 

§.   454.  (368  ) 

Auaübung  und  Verleihung  Her  Jagdger  eclUigkeü. 

I)  Die  Ausübung  der  Jagdgerechtigkeit,  ganz  oder  zum  Theil, 
gebührt  bald  dem  Staat,  bald  einem  Privatberechtigten,  auf 
eigenem,  oder  fremdem  Wald-  und  Grundeigenthura ,  auch  wohl 
einem  fremden  Staat  als  Staatsservitut  «).    Freie  Pürsch  ist, 

40* 


Digitized  by  Google 


628  II.  Theil.  XII.  Cap.  Finanthoheit. 

wo  sie  in  neuem  Zeiten  noch  galt,  jetzt  fast  überall  abgeschafft  *). 

II)  Eine  Jagd  Verleihung-  gibt,  im  Zweifel,  unwiderrufliche  und 
privative  c)  Berechtigung.  Daher  wird  blofse  -  R  e  vers-  oder 
Gnaden  jagd  «0  ♦  oder  ein  Recht  des  Verleihers  zu  der  Vor  jagd 
oder  Vorhatze,  zu  der  Mit-  und  KoppclJagd  nicht  vermuthet  <*). 

III)  Seit  Einführung  der  Regalität,  und  der  Eintheilung  in  hohe  und 
niedere  Jagd,  ist,  bei  neuern  Jagd  Verleihungen,  nur  für  die  niedere 
Jagd  zu  präsumiren  /). 

a)  J.  C.  Bokhofs«  de  jure  renandi  per  modum  servitutis  juris  publ.  in  territorio 
alieno.  Alt.  1748. 

b)  Hei.d's  reichsprätat.  Staatsr. ,  II,  661.  698.  Selchow  1.  c.  §.  539..  Baier. 
Vcrordn.  v.  11.  Jan.  i8o3.  u.  Febr.  1807.  Hudischc  Verordn.  t.  1 5  Juni  1807, 
in  d.  bad.  Reg.  Blatt,  N.  «a. 

c)  Von  dem  Wildbunn,  s.  Hsi.d  a.  a.  O.  II.  659.  661.  ff.  Biihhabd  1.  c.  11.  48. 
65.  97.   Pietscm  a.  a.  O.  %.  64. 

d)  Pötter's  Lit. ,  III.  637-  Klübeb's  Lit. ,  %.  1394/  J.  A.  Hubebxb  de  Tenatione 
precaria.  Lips.  17^8. 

0  Rtccii'8  a.  a.  O.  S.  3r-.  Selchow  1.  c.  %.  a86.  Schtvaubebt's  Erlaut,  des 
Lchnr. ,  %,  6a   Pibtsch  a.  a.  0.^3  ff.    v.  Rüxer's  kuraächa.  Staatsr.  IL  783. 

f)  Verschiedene  Meinungen ,  bei  Böhmer  princ.  juris  feud. ,  §.  67  sq.  Selchow 
t  1.  c.  a85. 

S.    455.  (369.) 
Fortsetzung. 

IV)  Forstgerechtigkeit  und  W ald eigenth um,  sind  unter 
einer  J  a  gd  Verleihung  nie  zu  verstehen.  Auch,  im  Zweifel,  nicht 
die  Gerichtbarkeit  in  Jagdsachen.  V)  Die  Grenzen  der  hohen 
(auf  Hochwild)  und  niedern  Jagd  ") ,  wozu  in  einigen  Ländern  noch 
die  mittlere  kommt  *),  sind  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden  bestimmt. 
VI)  Eben  so  die  Frage:  ob  der  Jagdherr,  bei  Verminderung  des 
Wildes  berechtigt  sey  ,  von  den  Grundeigentümern  des  JagdRevicrs 
Entschädigung  zu  fordern  c)  ?  VII)  Die  Verbindlichheit  der 
Unterthanen  zu  Jagdfolgen,  lliefst  aus  der  Staatspuicht ,  zu  Jagd- 
frohnen aus  der  Patriinonialpßicht  «0.  VIII)  Zu  Erhaltung,  Auf» 
Stockung  oder  Atzung  der  Jagdhunde,  können  Unterthanen  nur 
durch  besondern  Rechtstitcl  verpflichtet  seyn  »)•  IX)  Die  Jagd- 
oder Wild  folge,  Verfolgung  des  angeschossenen  Wildes  in  fremdes 
Staatsgebiet  oder  JagdRevier,  kann  bei  dem  ersten  nur  durch  Ver- 
träge ,  bei  inländischen  fremden  JagdRevieren  nur  durch  Landesgestze, 
LandesGewohnheitrecht ,  Verträge  oder  Verjährung  gerechtfertigt 
werden  /).  X)  Die  Staatsregierung  ist  verpflichtet,  dem  Mifsbrauch 
der  Jagdgerechtigkeit ,  namentlich  der  zu  grofsen  Vermehrung  des 
Wildes  ,  entgegenzuarbeiten  ff)  ,  und  die  Duldung  des  Hochwildes, 
insonderheit  des  Schwarzwildes,  auf  Bezirke  zu  beschränken,  wo  es 
nur  auf  Hosten  des  Jagdberechtigten  sich  nähren  kann,  z.  B.  auf  sehr 
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ausgedehnte  ,  ihm  gehörende  Wald  bezirke  ,  eingefriedigte  Parks, 
u.  d.  Sie  kann  yerordnen  ,  dafs  Verpachtung  der  Jagd,  nur  auf 
verhaltnifsmä'sig  kleinen  Bezirken  ,  oder  nur  an  die  betreffenden 
Gemeinden  geschehen  dürfe,  und  bei  den  letzten  unter  der  Bedingung, 
dieselbe  durch  besondere  Schulzen  auszuüben. 

a)  Von  der  Erfindung  and  dem  Alter  dieser  Eintheilung.  Leyseb  de  assentat. 
ICtor.  101.  Hiumahh'ä  Geist  der  Gesetze»  c.  i5.  V  8.  Bildebbecb  a.  a.  O. 
S.  3oi.  Hebte  theorie  des  matteres  feodales  et  censuclles,  T.  II.  p.  118  — 
358.  —  Von  dem  zu  der  Jagd  gehörigen  Vogelfang,  Pöttbb's  Lit. ,  III.  64». 
D»az  a.  a.  O.  III-  %.  i58. 

6)  v.  IIöxfb 's  kursächs.  Staatsr. ,  II.  780.   Prcufs.  all  gem.  Landr ,  II.  16.  Abschn. 

3.      37  ff. 

c)  G.  M.  Wbbkr  über  die  Einführung  der  Wildsteuer.  Nümb.  1794.  8. 
Beleuchtung  dieser  Schrift.  Nürnb.  1795.  Webbb's  Machtrag  zu  s.  Abb.  u. 
s.  w.  Nürnb.  1798.  Vergl.  Neue  allgem.  t.  Bibliothek,  Bd.  18,  Heft  6,  Bd. 
18«  S.  277,  Bd.  44«  St.  1 ,  S.  ibi.  Staatswissen6eh.  u.  jur.  Lit.  »794,  Jun., 
191.  Dahz  a.  a.  O.  \.  160.  —  Von  der  Pflicht  des  Jagdherrn  zu  dem  Ersatz 
des  Wildpretschadens.  J.  M.  Seüffbbt  pr.  de  damno  per  ferarum  ineursus 
dato  rcsarciendo.  Wirceb.  1788.  8.  Klöbkb's  hl.  jur.  Bibl. ,  XVI.  4o5.  Dane 
a.  a.  O.  §.  160.  V7on  dem  Hönigr.  Sachsen  s.  Weisse  a.  a.  O.  \.  «19.  GHerz.  hessische 
Verordn.  t.  6.  Aug.  1810.  Verhandlungen  der  zweiten  Kammer  des  GH. 
Hessen ,  \&u> ,  Heft  4  *  3.  b5  f. ,  63  ff. ,  91  ff. 

d)  Hierron  unten  %.  468  f. 

e)  Fischeb's  Kamerai-  u  -  Polizeirechte ,  II.  86a 

j)  Püttes**  Lit.  III.  %.  1610.  J.  A.  Nibpeb  diss.  de  sequela renatoria.  Goctt.  1789. 
Pvfbsdobb  T.  ni.  obs.  191.  Stauben,  Tb.  II,  Bed.  140.  Fiscbbb  a.  a.  O. 
II.  866.  Pietsch  a.  a.  0.  S.  16«  f.  Biccius  a.  a-  O.  S.  3*7  f.  t.  Höueb's 
kursäebs.  Staatsr. ,  II.  783.   Hacbold'*  k.  säebs.  Priratr.  %.  Weisse  a.  a. 

Ol  §.  »17.  Reicbsanzeiger,  1794*  Num.  76.  78.  v.  Bülow's  u.  Haokm&bb's 
pract.  Erörterungen,  Bd.  I,  Num.  2;  Bd.  VII,  Num.  81.  —  Schon  der 
Sachsenspiegel  (11.  6i.)  und  der  Schwabcnspiegel  (Art.  356)  erwähnen  der 
Jagdfolge. 

g)  CommunWildschützen Anstalt  im  Wirtembergischen.  Herzogl.  Bescript  ▼.  17 
März  1798.   Wiederhergestellt  im  J.  1816;  Begier.  Blatt,  N.  4<>* 
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§.  456.  (370.) 

IV  asserRegal. 

Das  WasserRegal«)  oder  die  Wasserhoheit,  besteht  in 
dem  Recht  der  Oberherrschaft,  über  das  in  dem  Staatsgebiet  befind- 
liche Wasser  und  dessen  Zngchör.  Es  erstreckt  sich  nicht  nur  über  alles 
öffentliche,  oder  zu  dem  öffentlichen  Veimügen  des  Staates  ($.  328) 
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gehörende  Wasser,  wohin  fast  alle  großem  Flüsse  (die  schiffbaren) 
und  Seen  gehören  sondern  auch  über  alles  Privatwasser  und  dessen 
Zugehör  «);  über  Meerbusen  Seen,  Teiche,  Lachen,  Feldwasser, 
(Jnellen,  Ströme,  Flüsse,  Bäche,  Cana'le ,  mit  ihren  Betten,  Ufern, 
Inseln  (Werdern),  Anlagen,  u.  d.  «).  Ucbcrall  sind  hiebet  die  aus  dem 
Privateigenthum  und  aus  der  natürlich  en  Freiheit  fliefsenden 
Rechte,  von  den  Rechten  der  Staatsgewalt  sorgfaltig  zu  unterscheiden 
f§.  353 — 356),  so  weit  nicht  auch  jene,  ganz  oder  zum  Theil,  durch 
das  positive  Staatsrecht  erweislich  /)  zu  den  Regalien  gezogen  sind. 
Eben  so  unterscheidet  sich  davon  das  Verhältnifs  des  Staates  zu 
andern  Staaten,  in  Ansehung  der  GrcnzStrcme,  Seen  und  Acces- 
sionen, der  Anspülung,  des  Anwurfs,  der  Inseln,  der  schwimmenden 
Inseln,  u.  d.  g). 

a)  Pütter's  Lit.,  III.  554  ff.    Kl£bfb's  Lit.,  i3i2  ff    F.  L.  v.  Cakcbik's  Abhand- 
jungen von  dem  Wasserrechte,  Bd.  I  u.  II.  Halle  1789  u.  1790.  4.    C  G. 
Rössig's  Wasserpolizei   Lcip/..  1780.  fol.    Oftisger  de  jure  limttum,  lib.  I. 
c.  12.    Jabgow  v.  d   Regalien,  468.    Mosfr  v.  d.  Landeshoheit  in  Anseh. 
Erde  u.  Wassers,  100  —  375.    C.  G.  Bieker  de  natura  et  indolc  dominii  in 
territ.  Germ-,  §.  22.  sq.  p.  112.    (  v.  Bfnfcrekdohf's)  Grab  der  Chikane, 
Bd.  Hl,  Tb.  2,   %.  21.     Fischer**  Namerai  -  und  Polizeirechte,   III.  3  ff. 
v.  Römfr's  kursächs.  Stnatsr.,  II.  794  ff.  —    Parömie :  Sand  und  Land  gehört 
der  Herrschaft.  —    Ternsche  Flussgebiete  in  teulschen  QuadrntM eilen :  Rhein 
3,598,  Elbe  2,800,  Weser  874.  Oder  2,073  '/,,  Donau  14  4*3.  Hydrograph»» 
Germaniae,  e.  Charte  v  Zollwaxs.  Niirnb.  1735.    Eiue  Charte  der  teutseben 
Stromgebiete ,  in  J.  v.  Xklandfh's  Strategie.    München  »818.  8.    Berg-  u. 
GewässcrChartc  von  Tcutschl.;  in  J.  M.  F.  St  hxidt's  u.  C  IUödek's  politisch- 
pbysikal.  Atlas  (  Berl.  1819),  N.  6.    A.  Stielf.r's  Flufs  -  u.  BergCharte  von 
Teulschl.  Gotha  1820.  FlufsChartc  von  Teutschland.  Weimar  1821.  —    Von  der 
schiffbaren  Verbindung  der  teulschen  Meere,  Fltfssc  und  Handelsstaaten,  s.  Eica- 
nort's  topogr.  Statist.  Darstell-  des  Rheins.  Cöln  1814*  4-  Ocroart,  der  Rhein  etc. 
Main«  1816.  ft    D.  Hfiniiold  u.  J.  Oltxanks,  der  deutsche  HandelsCanal.  Leer 
1817.  8.  —    F.  W.  Ottos  System  e.  allgcm.  Hydrographie  des  Erdbodens. 

b)  Wo  das  positive  Staatsrecht  eine  feste  Bestimmung  gibt,  i«t  hier  die  Rechts 
vermuthung  für  Slaatseigenthum  ,  zumal  bei  wenig  schiffbaren  Flüssen, 
behutsam  /.u  fassen.  C-  F.  Günther  quaeslionum  de  jure  aquarum  Spec.  L 
qnaenam  aquae  profluentes  publicae,  quao  privatac  sint  (  Lips.  1826),  p.  19» 
Bei  kleineren  Flüssen  ist  die  Vermuthung  dawider.  Haübold's  k.  sächs.  Privatr- 
%  229.    Rind  quaest  for.  (edit.  2.)  c.  44. 

c)  G.  L.  Böhmeh  diss.  de  jure  prineipis  circa  loca  et  opera  publica,  c.  3.  V  3 
sq.  j  in  dessen  Elect  jur.  civ.  I.  623. 

rf)  Von  dem  Staats  igenthum  des  Meeres,  Güxther's  Völkerr. ,  II.  20.  Klüver, 
"droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  i3o  et  sui?. 

«)  Von  Bädern,  Sauer-  und  Gesundbrunnen,  oben  %.  448. 

./*)  v.  Bulow's  u.  Hagfxasn's  pract.  Erörtcr,  B.  I.  Nunv  3. 

f)  GObtiifr  a.  a.  O.  II.  18.  25.  55.  67.  v.  Röxer's  Völkerr.  der  Tcut  sehen ,  S. 
«5o.  v.  Cancrip»  a.  a.  O.  I.  60.  Moseb's  nachbarl.  Staatsr  440—462.  699  — 
706,  Eb-ndat.  Grunds,  des  europ.  Völkerr.  in  Fried enssciten ,  476.  —  Von 
dem  Rhein ,  oben     88  ff  u.  unten  $.  667  ff.   Rtiia«  1.  c.  %.  i33  et  sui?. 
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§.  457.  (37i.) 

Gegenstände  des  W asser Regals. 

Das  WasserRegal  bezieht  sich  ,  nach  Erfordernifs  des  Staats- 
zweckes, I)  auf  den  Gebrauch  des  Wassers«).  Dahin  gehören: 
Wasserstrafsen  und  Schiflfahrt  *) ,  Canäle,  Schleussen  <?)i  Brücken  <0,  ' 
Fahren  «),  Flöfsen/),  Mühlen  und  andere  GewerbAnstaltcn  an  oder 
auf  dem  Wasser«-),  Wässerung  >')  ,  Brunnen  0-  Das  Recht,  Was- 
serzins oder  Wasserlauf,  als  Vergütung  für  Benutzung  des  Wasser» 
zu  erheben,  ist  im  Zweifel  ein  Ausflufs  des  Wassereigenthums, 
und  es  mufs  der  in  der  Vorzeit  entstandene  Wasserzins  dafür  auch 
dann  notfh  gelten,  wenn  Abgaben  dieser  Art  späterbin  für  benutzbare 
Regalien  erklärt  worden  sind  ( §•  356,  VI). 

* 

O)  BlKSBR  1.  C.  119. 

b)  Pütter's  Lit. ,  III.  55o.  Hi.ürrr's  Lit. ,  §.  i3o8.  Moser  v.  d.  Landesh.  in 
Anscb.  Erde  und  Wassers,  23o.  Wusse'«  königl.  säebs.  Staatsr. ,  Bd.  II, 
§.  190  f. 

e)  Pütter's  Lit.,  III.  556.   v.  Cibcris  a.  a.  O.  II.  a3i.   Fischer,  III.  i3. 

d)  Pcttbr's  Lit.,  III.  556.  Moser  a.  a.  O.  237.  Daus  Uandb.  des  t.  Privatr-, 
I-  %.  109.        Cancrim,  II.  1. 

e)  Jus  trajectus.  Cascriw,  II.  63.  Moser,  228.  Dabz,  I.  %.  108-  —  Von 
fliegenden  Brucken,  r.  Cakcriti  ,  II.  70. 

y*)  Pöttbr's  Lit.,  III.  556.    Klürer's  Lit,  §.  i3i6  b.    Moser,  ai3.  Dake,  I. 
107.    v.  C.vscRiit,  II.  93-    Fischer,  III.  11a.  Letser,  jus  georg.  1.35. 

g)  Pütter's  Lit.  1  HI.  643.  Blibfr's  Lit.,  %.  i4o3.  Jarcow  a.  a.  O.  494* 
Wbstfhal's  Privatr.,  II.  »53.  Bikner  1.  c.  §.  a3.  p.  12a.  Moser,  256.  268. 
Fischer,  HI.  48-  Selchow  elcm.  juris  germ.  priv- ,  529.  Dabz,  I.  §.  io3  ff. 
Qoistörp's  rcchtl.  Bemerk. ,  L  39.  v.  Bülow's  u.  HageharVs  pract.  Erörter. 
Tb.  I.  N.  4.  —  Neue  Müblcnordn.  für  Badon.  Carlsr.  1823.  8.  —  Von 
Windmühlen,  Bcsde's  teutseb.  Privatr.,  \.  io5.     Dabz  I,  %.  io5. 

ä)  r.  Caschir  a.  a.  O-  II.  137.   Fischer,  IIL  11. 

t)  r.  Cabtcrin  ,  II.  169    Fischer,  III.  7. 

§.  458.  (37>.) 

Fortsetzung. 

Das  WasserRegal  bezieht  sich  II)  auf  die,  in  und  unter  dem 
Wasser  befindlichen  Sachen,  lebendige  und  leblose.  Dahingehören: 
die  Fische  und  die  r  ischercigerechtigheit  «),  welche,  in  der  Hegel, 
hein  ilegal  ,  sondern  Wirkung  des  Wasser-  oder  Flufseigenthums 
ist*);  die  Wassergewächse,  Sand«)  und  Steine,  Salz,  Perlen  ( §. 
448),  Bernstein  ($.  4iU)i  das  Strandrecht  «0  (Grundruhr,  jus  littoris), 
welches  zeither  nur  noch  gegen  Seeräuber,  Schleichhändler,  Schiffer 
auf  verbotenen   Flufs-,  oder  Seegegenden ,  an  den  dänischen  Ufern- 
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der  Elbe  «),  and  retorsionsweise  ausgeübt  ward,  nun  aber  durch  die 
ElbschitlFahrtConvcntion  von  1821,  Art.  29,  abgeschafft  ist  (§.  47*  b). 

o)  Pütteb's  Lit.,  III-  64».  Km5beb*s  Lit. ,  %.  140a.  Moses,  24°*  Jabgow  a.  a.  O. 
493.   Dakk  I.  §.  ito. 

b)  Stbvues,  Th.  II,  Bcd.  8*r ;  Th.~V,  Bed.  17.  Levsfb,  Sp.  5o3.  Moseb  a.  a.  0. 
Pufe>dohf ,  T.  I.  obs.  227.  Ebendest.  animadv.,  I.  73.  Bieseb.  1.  c.  n5-  — 
In  dem  Mittelalter  betrachtete  man  die  Fischerei  als  einen  Theil  der  Jagd. 
Stisseb'c  Forst-  und  Jagdhist. ,  a83.  3oo.  —  Biber  und  Fischottern  gehören 
noch  jetxt  zu  der  Jagd.  Leiser  jus  georg.,  III.  14.  C.  G.  Wishlkb  diss.  de 
jure  circa  Auinina  (Kil.  1758),  §.  23.  sq. 

c)  Moseb  a.  a.  O.  256.  —   Von  der  Goldwäsche,  oben  %.  448. 

rf)  PüttsV«  Lit.,  III.  6i5.  Klübeb's  Lit.,  %.  1374.  Moseb  a.  a.  O.  2^0. 
Ebendest.  nachbarl.  Staatsr. ,  705.  Jabgow  a.  a.  O.  47»  —  489.  Selchow  elem. 
juris  germ.  priv. ,  %.  533.  PmrriNOiB  Vitriar.  illustr. ,  III.  1471.  Fischsr's 
Gexch.  des  t.  Handels,  I.  4*5.  v.  Mabtens  Einleit.  in  d.  Völkern,  %.  i5o  f. 
Klöbeb  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe ,  %.  77.  Danische  Strandorda.  von 
i8o3,  in  Häbejilis's  Staatsarchiv,  Heft  45,  S.  1  ff.  ' 

e)  J.  O.  Büsch  Darstell,  der  Handlung  (  1791.  8.) ,  II.  u3.  Ebcndts».  Darstell,  des 
in  den  nördl.  Gewässern  üblichen ,  besonders  des  Schleswig  •  holstein.  Strand* 
rechtes.  Hamb.  1798.  8. 

1 

§.    459.  (373.) 
S    c    h    l    u    s  s. 

Das  WasserRegal  bezieht  sich  Hl)  auf  den  Grund  und  Boden, 
welchen  das  Wasser  zu  seinein  Bett  hat,  oder  uraschliefst ,  oder 
zunächst  berührt.  Dahin  gehören,  das  Flufsbett«),  das  Ufer  oder 
Gestade  *),  die  Inseln  (Werder)  und  Anlagen  0  (Anspiilnng,  Anwurf, 
Alluvionen),  die  Dämme  oder  Deiche  rf),  die  Hafen.«),  Landungs-, 
Aus-  und  Einladplätze,  Buchten  und  Ankerplätze,  der  Kai(quai), 
die  Leinpfade,  Zieh-  oder  Treppelwege  oder  Trödel  /). 

a)  Jabgow  a.  a.  O.  493.  Moseb  a.  a.  O.  225.  Cancbik  ,  119  ff.  Pcesbdorf, 
T.  IV.  obs.  *38. 

b)  FiscnsB,  HL  i5.  ao.  35.    v.  Cancris,  I.  101.    Dans,      10a.  IV. 

c)  PtiTTEB's  Lit.  II.  619.  Klübeb's  Lit.,  §.  x38o  f.  Jabgow  a.  a.  O.  490.  49*« 
Moseb,  219.  221.  EbeniUt*.  Nebenst,  400.  Bis  neb  1.  c.  116.  Dase.  a.  a-  O. 
I.  %.  106.  v.  Catccbin,  I.  167.  184.  Günther  a.  a.  O.  II.  63.  —  Von  den 
Inseln  in  d.  Main.  s.  J.  B.  Both's  Abhandlungen  aus  d.  teut.  Staats  -  «. 
Völkerr. ,  S.  »86.    Von  Khcininseln ,  oben  %,  28,  u.  91. 

d)  Moser  a.  a.  O.  ai5.  Das*  a.  a.  O.  §.  1 13  —  123.  v.  Cakcris,  I.  111.  145.  16«. 
Rusdi's  t.  Privalr.,  %.  n3  ff.  Bössig's  t.  Priva*. ,  S.  435  ff.  Dreiers  Miscel- 
lanecn,  Num.  1,8.  »  —  37.    v.  Bebg's  Poliscir. ,  III.  95  —  i3a. 

0)  Jabgow  a.  a.  0.  496.    Moseb  ,  226. 

Moseb  a.  a.  O.  214.   Klübeb's  kl.  jur.  Bibl. ,  XV.  3io. 
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§.    460.  (374.) 
Umfang  des  JVasser Regals. 

Ueber  alle  diese  Gegenstände  gebührt  dem  Staat  die  höchste 
Aufsicht,  Gesetzgebung,  Polizei,  Gcrichtbarkeit  und  Finanzhoheit; 
das  Recht,  Wasser-,  Schiffahrt-,  Ufer-,  Deich-,  Damm-,  Dünen-, 
Fischer-,  Brunnen-,  Strand,  u.  d.  Ordnungen  zu  errichten;  das  Recht 
zu  Anstalten  «)  gegen  Hindernisse  der  Schiffahn,  Wasserschaden, 
Mifsbrauch  des  Wassers  und  der  Schiffahrt,  das  Rang-  und  Marktschiff- 
wesen,  das  Schiffer-  und  Fischei  Zunft  wesien ,  die  Schiffbarmachung 
der  Flüsse,  Anlegung  der  Canäle  u.  d.;  die  Errichtung  eigener  Wasser-, 
Deich-,  Mühlen-  und  Fischergerichte  in  deren  Ermangelung  Wasser- 
sachen vor  den  ordentlichen  Richter  gehören;  die  Bestimmung  der 
Abgaben  für  die  Verleihung  oder  den  Gebrauch  des  öffentlichen 
Wassers,  der  Schiffahrt  und  Wasseranstalten,  z.  B.  Wasser-  und 
Mühlenzins  (  $.  4^7),  Wasserzoll,  Flufs-,  Damm-  und  Ufejbaugeld , 
Hafen-,  Fahr-,  Flofs-,  Schleussen-  und  Brückengeld,  u.  d.  c). 

«)  Moses  a.  a.  O.  107.  111.  s3i.  J.  K.  Rössigs  Wasserpolizei  Leips.  1798  8- 

b)  Beispiele  ,  bei  Pofekdobf  de  jurisdict.  gcrm.  ,  6i3.  Moses  a.  a.  O.  ao3# 
▼.  Cbameb'b  wetel.  Nebenst. ,  XXIII,  34-  XXX.  85.  LXXV.  Num.  1.  Fisches  a. 
O.III.  3i.  L4bg's  diplomat.  Blumenlese,  Nun».  i45,  in  Meosfi's  Geschicht- 
forscher ,  VII.  17.  J.  B.  ^ischeb's  Beschreib,  des  Burggrafth.  Nürnberg 
unterhalb  Gebürgs  (Ansb.  1790.  8.).  II.  5.  Estob's  bürgert.  Rechtsgel.,  I. 
|.  2104  i.  III,  110b.  Cakcbiw  v.  d.  Rechte  des  Eich-  oder  Sicherpfahls 
(Glessen  178a  8.),  §.  45  ff.   K.  sachs.  ElbestromUferonln.  v.  1819. 

c)  Von  der  OctroiGebühr  auf  dem  Rhein ,  unten  V  569. 


IX.  Abschnitt. 
IndustrieConcessionsRegaL 

§.   461.  (375.) 
JndustrieConcession. 

I)  Vermöge  der  Pflicht,  die  Gewerbe  dem  Staatszweck  gemäfs 
zu  leiten,  und  den  Erwerbzweigen  gehörige  Aufsicht  zu  widmen,  ist  die 
Staatsregierung  befugt ,  Bewilligung  oder  Concession,  oder  auch 
Empfehlung  zu  ertheilen,  für  nützliche  Unternehmungen,  Gewerbe, 
Haudlungen  und  Befugnisse,  yorübergehende  und  fortwährende,  welche 
eine  Quelle  des  Privateinkommens  sind,  aber,  wegen  des  Staatsinteresse, 
der  Willkühr  eines  Jeden  nicht  überlassen  werden  <*).  II)  Diese 
Gegenstande  werden  oft  zugleich  als  Quelle  des  Staatse in kommens 
betrachtet  ,   indem  davon  bestimmte1  ConcessionsEmolumente, 
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ConcessionsGelder  ,  Pachtgelder,  Bekenn-  oder  Bekenntirifegelder 
oder  GewerbRecjgnitioiien  *),  ein  fiir  allemal,  oder  fortdauernd  zu 
gesetzter  Frist  (Gewerbstcuer ),  erhoben  werden.  III)  Manche  Con- 
cessionen  dieser  Art ,  beziehen  sich  auf  PolizeiEi  nsc  hrä  n  k  ungen 
eu  dem  Besten  des  Ganzen  oder  eines  Theils  desselben.  Diese  sind,  nebst 
dem  Ertrag,  nicht  selten  den  mit  der  niedern  Polizei  versehenen 
Grundobrigkeiten  und  städtischen  Gemeinheiten  überlassen  c).  IV)  Un- 
tergeordnet scy  die  Ausübung  dieses  Regals,  der  Pflicht  der  Staats- 
regierung zu  Beförderung  freier  K  r  af  t  ä  us  se  r  u  n  g  der  Staatsbürger. 

a)  Püttfh's  Lit.,  III.  6.^4-  NlCbfr's  Lit. ,  §.  1404.  Mosfh  t.  der  Landeshoh.  in 
Struersac licn ,  -H3  ff.  791  Püttib  iostit.  juris  publ. ,  %.  376.  Reisbabd's 
Samml.  jurist.  phi los.  u.  krit.  Aufsätze,  St.  III,  Num.  6.  Vergl.  Hiwhklstom 
Futwiclicl.  des  Begriffs  der  Regalität,  23,  S.  86  ff.  Prtust.  Edict.  v.  2. 
Nov.  ittio  u.  Gesetz  v.  7.  Sept.  1811;  iu  der  preufs.  GescUsamml.  r.  1810  u. 
1811,  S.  79  ff.  u.  263  ff. 

b)  Mosbb  a-  a.  O.  8o5. 

e)  Hönigl.  preufs.  Dcclaration  an  die  Ritterschaft  des  Fürstentums  Baireuth, 
r.  10.  Aug.  1801,  §.  ia3,  i«5,  126,  i3»—  »37« 

§.    462.  (376) 
ConcessionsGegtn  stände. 

Hioher  wird  gerechnet,  theils  in  allerg  theils  in  mehreren  Staaten, 
die  Concession  ltir  Gesellschaften  d,  ,  insbesondere  der  Octroi  für 
grosse  Assccuranz-  und  Handelsgesellschaften  *),  DampfschilfalirtGe- 
sellschaften  ,  Markt-  und  Postschiffahrt,  kaufmännisches  Gewerbe, 
Alleinhandel  c)  ,  Patentwaaren ,  Marktverkauf,  Hausiren  <0,  Pferde- 
▼erkauf  *),  Kalender-  und  Spielkarten  Verkauf  /)  ,  PrivilegicnSckutz 
wider  den  Büchcrnachdruck  ($.  4>ö),  Apotheken^),  Arzneimittel, 
chirurgische  Werkzeuge  und  Operationen  (AugenOperateure ,  Banda- 
gisteu,  Zahnärzte),  Arcana  *),  Buch-  und  Stcindruckereien,  Fabriken, 
Munufacturen,  chemische  Bereitung  von  Apotheken-  und  Fabrik- 
Bedürfuissen ,  Pottaschensiedereien  ,  Kalk-  und  Ziegelbrennereien 
($.  4t»8,  Note  f),  Seidenwürmer  und  Maulbeerplantagen  »') ,  Mühlen* 
gerechtigkeit  (§.  457),  Bierbrauerei  *),  Branntweinbrennerei  O  (wo- 
von der  Blasenzins),  Gastwirthschaft ,  Garküchen-  und  Schankgerech- 
tigkeit ,  Kaffeeschenken ,  Billard  »») ,  Zünfte  und  Freimeisterschaft  P), 
Heurathen  (HeurathConsensgelder). 

a)  Zunft-  oder  InnungsPrivilegien-  —  Von  Scliützengesellschaften ,  VotCT's 
gemeinnützige  Abhandlungen  (»79*)»  Kum.  3,  S.  180  ff.  Hannöver.  Magazin, 
1784,  St.  5a,  60,  61. 

b)  üben,  \.  4i3.    Moskb's  Versuch  des  curop.  Vülkerr.,  Bd.  VII.  S.  n3  ff. 
e)  Vergl.  %.  413  KmJbeä's  Lit.,  %.  i355  b.  S.  4^>». 

d)  Mosvn  v.  d.  Landeshoh.  in  Polixeisaobcn ,  234* 
0)  Mosn  t.  d.  Landeshoh.  in  Steuerstcben ,  797. 
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/)  Mosia  ebend.  798. 

g)  Chb.  Thokasius  diss.  de  jure  circa  pharmacopolia  civitatum.  Hai.  1697.  rcc. 
175».    Westpbal's  t.  Pmatr.,  I.  186.    Riccius  spicil.  juri«  gerin.,  38i. 

k)  C.  F.  H*bppbbcht  diss.  de  jure  principis  circa  artcs  subditorum  singulare«  et 
arcanas.  Tüb.  1753. 

t)  H.  D.  HorrvAKB  diss.  de  juribus  circa  bombyces  ,  moros  et  sericum. 
Tab.  1756- 

*)  Mosfb  von  der  Landcshoh.  in  Stcuersachen,  789  f.  Pctonbi  enunciata  jur., 
II.  693.  Cbaäkh's  wctzl.  Nebcnst  XVII,  Num.  9.  Püttfb's  Lit. ,  III.  544» 
F-  A.  Fischkb  de  jure  coqucndi  et  vcndendi  cercrisiam.  Vilcb.  i^63.  F.  X.  w, 
Moshaxx  über  das  Bierbrauerrecbt  in  Uaicrn.  Ingoist.  1791.  8. 

/)  Püttib's  Lit- ,  III.  544-  Hojimel  de  jure  vini  adusli.  Lips.  1753.  Hoxxet, 
obs.  97.  PuFCsnoBjr ,  T.  III.  obs.  89.  164.  Putombi  enunciata  juris,  T.  VI. 
cons.  270. 

m)  Pöttbb's  Rccbtsf. ,  Bd.  II  ,  S.  1060  f.   Westphal'*  t.  Privatr.  ,  I.  i55  f. 

ir)  Mxvies,  P.  I.  dec.  55.  J.D.H.MtsÄos  Beitr.  zu  dem  deutschen  Recht  (Frf.1801. 
8.),  S.  »63— ai5.  Ovkbbecb's  Meditationen,  Bd.  I,  Nutn.  11.  J.  A.  Obtloff's 
Recht  der  Handwerker,  87  f.  —  In  dem  Königreich  Wtstphaten  war  der 
Zunftzwang  aufgehoben  j  blofs  ein  Slaataibftnt  ward  tu  Ausübung  der 
sonst  zünftigen  oder  unzünftigen  Gewerbe  erfordert.  So  aueb  im  Herzogin. 
Nassau,  seit  1819. 

§.   463.  (377.) 

> 

Fortsetzung. 

Auch  gehurt  in  diese  Classe,  die  Concession  für  Glückshäfen  «), 
Zahlen-  und  ClassenLottcrien  *)  und  WetlComtoire  oder  WinkelLot- 
terien  c)  1  Hazardspielc  ,  öffentliche  Lustbarkeiten  <**)  (Musikpacht, 
Musik-  und  Tahzzeltel  ,  TanzAnlagc  )  ,  Schauspiele,  Kunstfertigkeiten, 
gymnastische,  auch  Tascheuspieler-  u.  d.  Künste,  Vorzeigung  sehens- 
■würdiger  Dinge,  seltener  Menschen,  Thiere,  Natur-  und  Kunslpro- 
duete,  Scharfrichterei ,  Wasenmeisterei  «)  (Abdeckerei,  Cavillcrei), 
Carainfegen,  Schweinschneiden  C  Viehschnitt  ; ,  Schcerschlcifen,  Zinn- 
giessen ,  Pfannen-  und  Kesselilicheu /) ,  Haarschneiden ,  Rofshaar-, 
Aschen-,  Knochen-  und  Lumpensammeln,  u.  d.  Auch  manche  Zwang« 
oder  Bannrechte  werden  hieher  gezogen  ff). 

d)  Moseb  von  der  Landesbob,  in  Polizeisachen  ,  437,  49° 

6)  Pütteb's  Lit.,  III.  366.  Ki.übfb's  Lit.,  §.  11.44.  —  Lotti  und  Lotterien  sind 
untrügliche  Mittel  zu  Beförderung  des  Vollisclendes.  Man  s.  Mosfb  a.  a.  O. 
484.  Ebenders.  v  d.  Landcshoh.  in  Steucrsachen,  -796.  Scblözeb's  Briefwechsel, 
Bd.  X  ,  Heft  So,  S.  197.  Pütteb's  Erörter.,  Bd.  I ,  Heft  4  ,  Num.  11.  Bbbo's 
Handb.  des  Polizcir.,  Th.  II,  S.  a53.  Darf.  Handb.  des  t  Privalr.,  Bd  II, 
%.  11a,  S.  309  H&bebmzi's  Staatsarchiv,  Heft  X,  S.  186.  Büscu  v.  d.  Geld- 
umlauf (  1780 ) ,  I.  5o6.  Der  Rosmopolit ,  St.  V  (1798),  Mai,  8.  3.S9.  Jkmsch 
Geist  und  Charakter  des  18.  Jahrhunderts,  Tb.  I  (Berl.  1800),  S  09.  Reo. 
Bossf1«  lebersicht  der  französ.  Staalswirthschaft  bis  zum  Finanzpiau  für  1806, 
Th.  II  (  180-.  8.),  S.  5o.  Montuios,  quelle  tnfluence  etc.  (s.  oben  %.  3o6\ 
Note  a),  p.  79  11a  sq.   De  la  passion  du  jeu  etc.  j  par  Dosaula.  Paris  1779-  **• 
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CoLQunoüir  über  Landespolizey  u.  s.  w.  aus  d.  Engl,  tod  Volbhabh.  i  Tb  dl«. 
Lcipz.  1800.  &  Ueber  Spiel  u.  Spielgesctze ,  in  L.  Gebvais  kleinen  Mitthei- 
lungen aus  d.  staatswirthschaftl.  Gebiete ,  Th.  1  ( Lcipz.  1822-  8. ) ,  S.  3o3  ff. 
Benj.  Cohstakt'ä  Bede  wider  die  Lotterien ,  in  der  französischen  Deputirten- 
Bammer,  in  der  Sitzung  v.  8-  Juli  1820;  in  dem  Monitcur  universel  u.  in  dem 
Courrier  francais  du  9  juillet,  teutsch  in  dem  bamburger  unpart.  Correspon- 
denten  v.  18.  Juli  1819.  Landtag  Verhandlungen  darüber  in  Baiern,  wo  »818 
das  Lotto  einen  reinen  Ertrag  von  1,167,000  Gulden  lieferte;  in  J-  Gr.  v. 
Sookbz  der  baier.  Landtag  v.  1819,  S.  336  ff.  Ein  Verzeichnifs  gesetzlicher 
Verbote  derLotti  u.  Lotterien,  wenigstens  des  Einsetsens  in  ausländische,  in  d. 
Beichs Anzeiger,  1794,  Bd.  I,  Num.  4>;  Bd.  II,  Num.  76.  Badische  Verordn.  dagegen 
y.  3.  Oct.  1811 ,  in  d.  bad.  Bcg.  Blatt  181t  ,  Num.  a6.  Baierücht  v.  3i.  März 
1817.  —  Verboten  ward  das  Einsetzen  in  Lotterien,  bei  schweren  Geldstrafen, 
in  England,  vom  1.  März  1816  an;  bei  Strafe  der  Landesverweisung  und 
einer  Geldbusse  von  100  bU  3oo  Ducati,  in  Neapel ,  durch  ein  k.  Decret  v. 
Nov.  1826.  Aufgehoben  ward  das  Lotto  di  Gcnova  ,  in  dem  Bönigr.  der 
Niederlande ,  im  Nov.  1827. 

c)  Scblözbb's  Briefwechsel,  XXXV,  3i5. 

d)  Mosen  v.  d.  Landeshoh.  in  Steuersachen,  80t.  v.  Ulbbsstkik's  Einl.  in  die 
Lehre  von  Steuern,  a3o.  —  Festlichkeit  ist  ein  Erholungslehen,  wo  der 
Mensch  der  Gegenwart  froh  wird.    Wahre  Volksfrcudc  macht  froh  und  gut. 

e)  Nbttklbladt's  Sammlung  kl.  jurist.  Abhandlungen,  Num.  X,  S.  2^1.  Stbibkx, 
Th.  II ,  Bcd.  7a.    Jabgow  v.  d.  Begalicn ,  aa3. 

f)  Von    dem  ehemaligen   Kessler-  und  KaUschmidsc/tutz ,    Pöttkb's  Lit., 
Blübebs  Lit.,  \.  918. 

g)  Vcrgl.  unten  §.  486/ 


X.  Abschnitt. 
LandesschutzRegal. 

§.    464.  (378.) 
Aufnahme  neuer  Landesuntert  hatten* 

Die  Er  th  eilung  desLandesschutzes,  ist  ein  Regal,  welches 
bald  unmittelbar  von  der  höchsten  Landesbehörde,  bald  mittelbar 
durch  landesherrliche  Unterbehürden  ,  oder  durch  Standesherren, 
städtische  oder  grundherrliche  Untcrobrigkeiten ,  auch  wohl  durch 
Gemeinden,  ausgeübt  wird.  Es  gehört  dahin  :  I)  Die  Aufnahme 
neuer  Landesu  n  tert  b  a  n  e  n  und  Staatsgenossen  jeder  Art, 
rerbürgerter  und  schutzverwandter,  namentlich  der  Bürger,  Bauern, 
Colonisten  ,  Burg-  und  Freisassen  ,  Beiwohner ,  Beisassen  ,  Scbutzver- 
wandten ,  Zettclleute,  Permissionisten ,  Unter-  oder  Hintersassen  und 
Erbgesessenen  «).  Wenn  gleich  den  Gemeinden  die  Aufnahme  der 
Gemeiadebürger  und  Beisassen,  unter  Vorbehalt  der  Ent- 
scheidung der  Staatsbehörden  in  streitigen  Fällen,   zusteht  ($.  239), 
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so  ist  doch  frühere  oder  gleichzeitige  Erwerbung  des  Staatsbürger- 
rechtes (§.  467)  nöthig. 

a)  Vergl.  %.  aa3-  Püttkr's  Lit.,  III.  607.  Klo'bfr's  Lit.  %.  i366.  Moser  von  der 
Landeslioli.  in  Anseh.  der  Unterttianen ,  Personen  u.  Vermögens,  34.  Pufeb- 
dobf,  T.  I.  obs.  80.  Jo.  Tbbod.  Seger  diss  de  coloniis  mercatorum  in 
Germania.  Lips.  1781.  4«  Von  dem  Grofsherroglh.  Hessen,  a.  Rh.un.  Bund, 
XIX.  74. 

§.  •  465.  (379.) 
Judenschuli,.    Redde  und  bürgerliche  Verbesserung  der  Juden. 

Ferner  gehört  dahin,  II)  die  Ertheilung  des  Judenschutzes  «), 
die  Aufnahme  der  Juden,  und  die  Festsetzung  ihrer  bürgerlich  ea 
Hechte*).  Vermöge  der  teutschen  Bundes  Acte  (Art.  16),  wird  die 
Bundesversammlung  in  Berathung  ziehen,  wie,  auf  möglichst  über- 
einstimmende Weise,  die  bürgerliche  Verbesserung  der  Juden 
in  Teutschland  zu  bewirken,  und  ihnen  der  Vollgenufs  der  bürger- 
lichen Rechte  zu  gestatten  scy  (  §.  233).  Unterdessen  wird  ihnen  in 
den  meisten  Bundesstaaten  ein  Inbegriff  von  bürgerlichen  Rechten 
eingeräumt,  welcher  dem  vollen  Staatsbürgerrecht  mehr  oder  weniger 
nahe  kommt;  in  etlichen  Staaten,  zur  Zeit  des  rheinischen  Bundes, 
hatten  sie  sogar  volles,  wie  nach  den  neueren  französischen  Gesetzen, 
und  noch  jetzt  in  dem  baierischen  Rheinkreis.  Zu  dem  Judenschutz 
können  Standesherren,  Grundherren  und  städtische  Gemeinheiten, 
durch  Privilegien,  Verträge,  oder  unvordenkliche  Verjährung  berech- 
tigt seyn  c). 

d)  Pütter's  Lit.  III.  6o5.    Hlüber's  Lit.,  %.  i365. 

t)  Vergl.  %.  a3a,  5i5  f.  u.  5a5.  Neue  Stätigkeita •  und  Schutzordn.  der  Juden« 
scliaft  zu  Frankfurt  a.  M.  v.  3o  Nov.  1807,  Frankf.  1808.  Rhein.  Bund,  XIV. 
3o3-  LIV.  461.  LXI V.  73.  Verordnungen  über  die  bürgerlichen  Hechte  der  Juden  : 
Badische  v.  i3.  Jan.  1809  u.  a5.  Jan-  1817;  sachsen-memingische  v.  5.  Jan.  1811, 
Rhein.  Bund,  LV.91  j  mrcktenburgische  r.  aa.  Febr.  181a  ,  Rhein  Bund,  LIV.  45o,  u. 
v.  ii.  Sept.  1817  J  prcussisclie  v.  11.  März  1812,  Rhein. Bund,  LXIV.  73;  baierische 
v.  10.  Juni  i8»3,  in  d.  Reg.  Bl.  i8i3,  S.  911  j  wirtembergische ,  Rhein.  Bund, 
XLV.  3« ij  GH.  hessische  Verfafs.  Urk.  v.  i8ao  ,  Art.  i5;  Constitution»* 
FrgänzungsActe  der  Freien  Stadt  Frankfurt ,  v.  1816,  Art.  7.  —  K.  E.  Scrmid's 
Zeitschrift,  der  deutche  Bund,  Bd.  I  ( 1816).  Schweitzers  Öffentl.  Recht 
des  GH.  S.  WeimarEisenach ,  I.  §.  4a.  Weisse'*  Lehrb.  des  k.  sächs.  Staatsr., 
Bd.  I,  %.  5i.   Schobcr's  Staatsr.  des  HR.  Baiern,  Th.  I,  S.  «65  u,  345. 

c)  Estor's  bürgerl.  Rcphtsgcl. ,  I.  43.  Wsstfhal's  Staatsr.,  44a.  Strubkb,  Th.  HI, 
Bed.  70,  %.  4  ff.  Dccisiones  Hasso -Cassel.  T.  II.  dec.  i£8.  Wolr.  Bvrchardi 
diss.  de  regali  judacis  incolatum  largiendi  jure.  Frf.  et  Herb.  1766.  —  Andere 
halten  den  Judenschutz  für  ein  verleihbares  Regal.  Ziegleb  de  juribus  majest. , 
lib.  I.  c.  3.  %.  a8.  Hebtius  diss.  de  superioritate  territ. ,  §.  i4-  G.  H.  Airkr 
diss.  de  jure  reeipiendi  judaeos  (Goett.  i"40«  -•  c«  5.  %.  Pcfebdore, 
T.  II.  obs.  1.  V  a3. 
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§.  466.  (380.) 

Forensen.    Fremde.    Exterritorialität  der  Gesandten. 

III)  Auswärtige  Eigenthumbesitzer  inlandischer  dinglicher 
Privatbuechtigungen  (Forenses),  geniefaen  nicht  nur,  für  ihr  in  dem 
Staatsgebiet  befindliches  Grundeigentum,  den  dinglichen,  sondern 
auch  ,  in  dem  Fall  ihres  Aufenthaltes  in  dem  Lande,  den  persönlichen 
Staatsschutz  «).  IV )  F  r  cm d  e  ,  durchreisende  und  andere,  die  sich 
für  bestimmte,  oder  unbestimmte  Zeit,  erlaubterweise  in  dem  Staats- 
gebiet  aufhalten,  erlangen,  lür  die  Zeit  ihres  Aufenthaltes,  den 
temporären  Landesschutz  ,  ausdrücklich  oder  stillschweigend  &).  V)  An- 
genommene Gesandte  eines  fremden  Staates,  gemessen,  für  die 
Dauer  ihrer  Gesandschaft,  nicht  nur  auszeichnenden  Landesschutt 
(Unverletzbarheit),  sondern  auch  lür  sich,  ihr  Gefolge  und  das  Ge- 
sandschaflQuartier ,  die  Exterritorialität  und  (Juartierfreiheit  ')• 

«)  Vergl.  oben  %.  2^8.  267. 269.  u.  Bundes  Arte,  Art.  18,  lit.  a.  J.  C.  Limbach  dis«  de 
forensibus.  Giess.  1669.  Rönigl.  baier.  Erklärung,  das  Verliältnifg  der  Forensen  tu 
der  Staatsgewalt  betr.,  v.  3.  Apr.  180-,  in  dcmRhcin  Bund,  VIII.  333,  u.indera 
baicr.  Gesetzblatt  v.  1819,  i3  —  »5;  nach  welcher  dio  Forensen  in  Persouil- 
Sachen  nur  von  baierischen  Üutcrlhancn,  nicht  auch  \on  Auslandern,  *or 
baicrischen  Gerichten  belangt  werden  können.  Baicr.  Edict  über  Indigeiut. 
Rechte  der  Forensen  etc.,  ▼.  6.  Jan.  1812,  in  dem  Rhein.  Bund,  LXIII.  3. 

t)  Pütteb's  Lit-,  III.  608.  Klübeb's  Lit.,  %.  i368.  A.  F.  Schott  diss.  de  vi  legom 
rivilium  in  subtlitos  temporarios.  Lips.  1772.  4«  Jo.  Scuilteb  de  jure  peregrinor. 
Jen.  1676.  C.  F.  Homkel,  s.  resp.  Fbii>.  Platnrb  de  usu  hodierno  d!>  i^ionis 
bominum  inter  cives  et  peregrinos.  Lips.  1750.  F.  W.  Pestbl  justitia  et  benig' 
nitas  legum  germ.  erga  peregrinos.  Rint.  i-5j.  Schröters  verm.  Abbandl.. 
I.  »58.  Von  GutsgericUcH.  Schottel  de  jurib.  quibusd.  singularib.  germ.,  p.36». 
Selchow  clem.  juris  germ.  prir.,  $.219.668.  LutUsches  Edict,  die  GrundrerfassuD} 
der  verschied.  Stände  betr.  r.  1808,  %.  1  — 5,  in  dem  Rhein.  Bund,  XXII.  64- 

c)  v.  0«pted\'s  Lit.  des  Völkern,  %■  i5i  ff.  De  Vattel  droit  des  gens,  rol.  1H< 
liv.  3,  ch.  7,  %.  80.  et  suiv.  De  Real,  science  du  gouvernement ,  T.  V.  ch.  1 
Sect.  7.  8.  9.  C.  H.  v.  Röxfb's  Einl  in  die  Grundsätze  über  die  Gesandtschaften^ 
3i3  ff.  v.  Mabtkss  Einl.  in  d.  Völkerr.,  §.  ai2  ff.  Kli/beb,  droit  des  gen»  ds 
l'Europe,     49,  54,  a<>3,  ao4  et  207. 

« 

§.  467.  (38i.) 

Indigenat.    Ertrag  des  SchntzRegals.    Schutzlose.  Landstreicher. 

Auswanderung.  Entlassung. 

VI)  Die  Ertheilung  des  Indigenats  «),  des  Staats*  oder  Landes- 
bürgerrechtes im  weiteren  Sinn  ( der  Eingebohrenschaft ,  des  Heim- 
oder  Heiraathrechtes ,  Eingcbohrnen  -,  Einwohner-,  Insassen-,  oder 
EinzÖglingsrechtes ,  Incolats),  des  vollständigen  oder  unvollständigen, 
mit  den  davon  abhängenden  Rechten  6) ,  durch  ausdrückliche  oder 
stillschweigende  Erklärung,  unbeschadet  der  LocalRechtc,  gebührt 

* 

1 
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dem  Souverain.  VII)  Der  Ertrag  des  LandesschutzRegals ,  das  Re- 
ceptions-,  Ein-  und  Ueberzuggeld,  das  Schutz-  und  Schinngeld,  Bei- 
sitzergeld, u.  d. ,  gehört,  in  der  Regel,  der  Landesherrschart  c), 
YIII)  Die  Aufsuchung,  Verfolgung,  Aufgreifung  und  Vertreibung  der 
Schutzlosen,  der  Landstreicher  (Vagabunden),  Gauner, 
Zigeuner  «0»  d.,  liegt  den  Polizeibehörden  ob.  IX)  Wegen  wech- 
selseitiger Ausweisung  (nicht  Landesverweisung),  Auslieferung 
und  Ue  her  nähme  der  Vaganten  (des  so  genannten  Schubwesens), 
ist  bei  der  Bundesversammlung  eine  allgemeine  Ueb  ereinhunft 
der  Bundesstaaten  in  Berathung,  aber  nicht  zu  Stande  gekommen 
Dagegen  sind  defshalb  unter  einzelnen  Bundesstaaten  mehrfache  Ver- 
trage geschlossen  worden./");  wenigstens  besteht  die  Schubanstalt 
zwischen  fast  allen  Bundesstaaten.  X)  Die  Auswanderung  oder 
das  freie  Wegziehen,  in  schuldloser  Absicht,  aus  einem  Bundesstaat 
in  den  andern,  der  erweislich  sie  zu  Unterthanen  annehmen  will,  ist 
eine  Befuguifs,  welche  die  Bundes  Acte  allen  Unterthanen  der  tcutschen 
Bundesstaaten  beilegt  g)  ;  es  mufs  jedoch  Anzeige  der  Auswanderung 
bei  der  Landesregierung  erfolgen,  mit  Bescheinigung  der  auswärtigen 
Annahme.  Die  Entlassung  der  Unterthanen  in  das  Ausland,  steht 
der  Landesherrschaft  zu. 

«)  Pötteh's  Lit.  III.  607.  Klüber's  Lit.,  %.  i366  ff.  Jo.  Strauch  de  indigenatu 
Germanorum.  Lips.  i65o.  und  in  dessen  Opusc. ,  I.  1  — 19.  Moser  von  der 
t.  Unterthanen  Rechten,  5o8  ff.  Ebenders.  von  der  Landeshoheit  in  Regit  rungs- 
sachen,  91.  i55.  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.  §.  217.  Danz  Uandb.  des 
Privat r. ,  III.  3ia  ff  F.  W.  IIkrhans  diss-  de  indigenatu  in  terris  hcredttariis 
prineipis  electoris  Saxoniac  reccplo.  Viteb.  1804.  4*  Weisse'«  Lehrb,  des  k. 
sachs.  Sraatsr. ,  Bd  I,  §.  47  u.  00;  Bd.  II,  %.  336.  Schuwcm's  Staatsr.  des 
Hönigr.  Baiern.  Bd.  I,  %.  56.  J.  C.  v.  Ariti*'s  konstitutionelles  Staatsr.,  ' 
Bd.  I,  S.  148.  Rrösitx  Encyclopä'die  ,  v.  Indigenat  ,  Staatsbürgern  cht, 
Rechte  der  Forensen  und  Fremden;  in  d.  Rhein.  Bund,  LXIII  3.  —  Von 
Ehrenbürgern,  in  ^J.  M.  Hasov's  )  Prcussischer  Lieferung  alter  u.  neuer  Lrk., 
Tb.  I  (Leip/..  1763 ),  S.  137.  C.  F.  Walch  Opusc,  IL  71.  Dans  Handb.  des 
t.  Privatr.  IV.  \.  45i.  —  Von  dem  Z-ocJ/lncligenat  oder  Ortsassenrecht.  — 
Der  Begriff  von  Eingcbohrnen  ,  das  heifst ,  der  mit  dem  IndigenatRecht 
Begabten ,  ist  enger  als  jener  von  Staatsangehörigen ,  unter  welchen  auch  die 
mit  jenem  Recht  nicht  begabten  beständigen  Staatsuutcrthanen  mitverstanden 
werden.    Vergl.  Weisse  a.  a.  O. ,  Rd.  II,  336. 

£)  Moser  a.  a.  O.  5ia.  Ebenders.  v.  d.  Landeshoh.  in  Regierungssachen,  S.  91. 
P.  A.  Frahcr's  Etwas  über  die  Wahlcapitulationcn  in  d.  geistl.  Wahlstaateri, 
114  ff  ElsXsser's  verm.  Bemerkungen,  6.  Zaober's  corp.  juris  germ.  priv., 
\.  »17.  Note  3.  Schröter'«  verm.  Abhandl. ,  1. 135.  Weiss»  a.  a.  O.  Üudisches 
Edict  von  1808,  über  die  Grundverfassung  der  verschied.  Stände,  %.  7,  in  d. 
Rhein.  Bund,  XXII.  7a. 

<?)  Mos»»  von  der  Landeshoh.  in  Steuers. ,  804.  Von  dem  ehemaligen  Leibxoil 
der  Juden  ,  «.  SchrÖtkrs  verm.  Abbandl  ,  Th,  I,  S.  *i3  ff.  U.  F.  Kopp  « 
Bruchstücke  jru  Erläut.  der  t.  Gesch.  u.  Rechte  (Cassel  1799.  4  )*  S.  97  —  i54< 
F.  J.  R.  Schefplfr  über  die  Aufhebung  des  JudenLcibr.ollcs.  Hanau  >8o5.  8.  — 
In  dem  Röuigreich  Sachsen  ward  dieser  Leibzoll  aufgehoben ,  erst  durch  ein 
ruf«.  GouvernemcntPatent  ▼.  28. Dec.  i8i3.  Wxisssa.  O.  §.5ij  in  dem  Königreich  . 
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Baiern  durch  die  Mauthordnung  v.  1808  u.  e.  Verordn.  v.  16.  März  1808,  in  d. 
Reg.  Bl.  v.  1808,  S.  i388. 

d)  Ahasv.  Fbitsch  Opusc. ,  T.  II.  P.  IV.  n.  i5.    Jac.  Thomasius  diss.  de  cingaris. 

Lips   J.  F.  Mögliko  diss.   de   circularibus  edictis  contra  persona* 

palantes.  Tüb.  1746-  F.  J.  Kobtholt  diss-  Giess.  1751.  und  in  Plitt's  analect. 
juris  crim. ,  I.  87.  sqq.  Malblanc  progr.  AU.  1775.  u.  bei  Plitt  1.  c.  I.  67. 
Die  Zigeuner;  von  H.  M.  G.  Gbkllmasn.  Dessau  1783.  8.  Esroa's  burgerl. 
Bechtsgcl.,  I.  4»8.   Dakz  a.  a.  O.  III.  %.  3 10. 

«)  Bcschlufs  derB.V.,  die  Sache  zur  Berichterstattung  zu  nehmen,  und  den  Regierun- 
gen anbeim  zugeben,  ob  eine  solche  Uebereinkunft  allgemein  eingegangen  vrerden 
wolle,  in  d.  Protoc.  v.  1819,  §.  118;  dann  Ernennung  einer  Commission  für 
diesen  Zweck  in  dem  Protoc.  v.  1810,  %.  36.  Vcrgl.  auch  die  Anträge,  Anzeigen 
und  Abstimmungen,  in  den  Protoc-  v.  1819,  %•  i>8,  171,  199,  206;  v.  i8»o, 
§.  101  u.  139;  v.  1811,  §.  258. 

/)  Verträge  defshalb,  v.  1808,  bis  in  das  J.  1819?  in  Mabtbhs  recueil,  Supplem. 
VIII.  a5a  et  suiv.  IX.  293  et  suiv.  VTcriräge  zw.  Baiern  ,  WirUmberg  und 
Baden,  v.  7.  März  1816;  Beil.  zu  d-  Protoc.  der  B  V.  v.  14.  Jun.  1819,  fc.  118; 
zw.  Baiern  u.  Reust  jüng.  Linie,  im  J.  1821  ,  Protoc.  der  B.  V.  von  1821,  %.  a58; 
des  Königs  v.  Sachsen:  mit  Preussen,  21.  Jan.  1820»;  mit  Baiern,  a5.  Juni  1820,  als 
Beilage  bei  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  3.  Aug.  1820,  \.  101  j  mit  S.  WcimarEisenack^ 
v.  12.  Oct  u.  14.  Nov.  1821  u.  S.  Gotha  v.  17.  Dec.  18»  1,  Protoc.  der  B.  V.  18*2, 
%.  14  u-  35,  desgl.  mit  den  beiden  Linien  von  Reust,  laut  k.  Verordn,  v.  2.  Jan.  1811. 
Mehr  in  Wkissk's  k.  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II ,  %.  336.  Verträge  Preussens :  mit 
Baiern,  v.  9.  Mai  1818,  Beil.  zu  dein  Protoc.  der  B.  V.  v.  2.  Sept.  1819,  %.  199; 
mit  GH.  Hessen  u.  mit  Nassau,  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819«  §.  199;  mit  dem 
König  v.  Sachsen  (s.  oben  )  j  mit  Reuss ,  jüngerer  Linie,  v.  5.  April  1821 ,  in  der 
preuss.  Gesetzsarami.  1821 ,  Num.  6. 

g)  Oben  §.  228.  —  Wirtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  %.  a4  u.  3a— 35.  Vergl. 
LudeiTs  Nemesis,  Bd.  IX,  St.  1,  Num.  1.  Gübtheh's  Völkerr.,  IL  3o6  ff. 
Vattbl,  droit  des  gens,  liv.  I,  ch.  19,  \.  220—226.  Schriften  in  Pövtib's 
Lit.,  Hl.  7i5.  IUöbbb's  Lit.  ,  595  f.  v.  Kamftz  neue  Lit.  des  Völkerr., 
%.  122  f. 


XL  Abschnitt. 
LandesdienstRegaL 

* 

§.468.  (382.) 
Staatsdienste.    Verpflichtung  dazu, 

I  i  Auch  Dienstleistung,  positive  Händlangen,  Staatsdienste  «) 
(Landfolgen,  funetiones  publicas,  s.  regales,  operas  territoriales» 
ursprünglich  den  Reihedienst),  ist  der  Staat  von  seinen  Unterthaneo, 
dem  Staatszweck  gemä'fs,  zu  fordern  befugt  *)•  Ü)  Diese  Dienste, 
Geldeswerth,  gehören  zu  dem  Staatscinkommen  c).  III)  Die  Ver- 
pflichtung dazu,  findet  sich  bei  allen  Unterthanen,  und  bei  allen,  in 
der  Regel,  unter  gleichen  Umständen,  auf  gleiche  Art  <).   IV)  Sie 
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haftet  auf  der  Person,  auf  dem  Grundeigentum,  oder  auf 
beiden  (persönliche,  dingliche,  vermischte  Dienste).  V)  Die  not- 
wendigen Staatsdienste,  sind  zum  Theil  eingeschränkt  auf  eine  be- 
stimmte Quantität  oder  Qualität;  in  so  fern  sind  es  gemessene  Dienste. 
Ungemessen  sind  sie  ,  so  -weit  dringendes  Staatsbedürfnifs  solches 
fordert  «)• 

a)  Wesentlich  unterschieden  von  den,  nicht  in  der  Staatspftlcht,  sondern  in  der 
Fatrimonial  -  oder  Gutpflicht  gegründeten  Patrinumial  -  oder  Frohndiensten 
(  operis  patrimonialibus  ) ,  s.  B.  von  Hand  -  und  Spanndiensten ,  von  Jagd  •  und 
Botendiensten,  Wasch»  und  Gesindediensten.  Oesgleichen  von  Stadt-  und 
Gemeindediensten  ,  und  von  Lehndiensten.  —  Von  Angariis  und  parangariis , 
Bucher  a.  unten  a.  0.  §.  i.  Abk.  Hästhsb  pr.  de  angariis  et  parangariis. 
Lips.  1741* 

6)  Klübrb's  Lit.  %.  i3y4  b.  Dam  Handb.  des  teutschen  Privatr. ,  %.  491  u.  493* 
C.  H-  de  Berges  diss.  dejureordinum  imperii  territorial!  circa  operas  subditorum. 
Jen.  1734*  J«  Pbtr.  Bücher  pr.  de  funetionum  publicarum  seu  operarum  terri- 
torialium  indole  ,  finibusque  earum  reete  regundis.  Bint.  1785.  Blübkb's  hl. 
jur.  Bibl  ,  V.  17.  Hebtius  de  superioritatc  territorial!,  §.67.  M.  D.  Grollkann 
diss.  de  operarum  debitarum  mutatione  (Giess.  1707.  1714*  *7i5.  rec.  c.  praef. 
Estoris,  ib.  1734)*  c.  1.  %.  8.  Ludolf,  T.  I.  obs.  io5.  Struben  de  jure  ▼Uli- 
corum  ,  c.  5.  %•  %  —  8.  Eben  den.,  Th.  II,  Bcd.  8.  Laditche*  Edict  1808»  dio 
Grundverfassung  der  verschied.  Stände  betr.,  \,  i5  f.,  in  d.  Bhcin.  Bund, 
XXII.  83. 

e)  Büsch  von  d.  Geldumlauf,  III.  §.  78  f. 

d)  F.  A.  H.  Wkcbherlib's  Darstell,  der  Grundsätze ,  nach  welchen  Frohndienste, 
und  in  sondern.  Landesfrohnen  suzutheilen  und  auszugleichen  sind.  1798.  8. 

e)  Ludolf  1.  c.  —  Doch  sind  auch  ungemessene  Dienste,  von  übernuuigen  und 
unbilligen  unterschieden.  Stbubbk  ,  Th.  I ,  Bed»  8a.  Dects.  Iiasso  •  Cassel., 
T.  IL  dec.  a83.  Metius,  P.  IV.  dec.  i33.  Ludolf,  T.Lobs.  io5.  §.  a.  num.  IV. 
et  not.  7.  CaAxsa's  weUl.  Nebenstunden,  XIL  i3o.   Buches  1.  c.  %.  4. 

§.    469.  (333.) 
Persönliche  Dienste. 

Zu  dem  persönlichen  Staatsdienst  geboren,  ausser  den  intel- 
lectuellen  Diensten:  die  Kriegs-  oder  Militär  Dienste,  die  Heer- 
fahrt, Reifs,  oder  Heerfolge  «0  (sequela  armata) ,  zu  der  wirklichen 
oder  vorsorglichen  Landesvertheidigung  als  'Wehren  oder  YVehrleute, 
in  der  Gestalt  von  stehenden  oder  Linien  Truppen,  von  Land- 
wehrmännern und  yon  Landsturm,  so  wie  von  PolizeiSoldaten 
(§.  546  u.  f.);  zu  welchem  Ende  die  Conscription  oder  Rccruten- 
Aushebung,  die  CantonEintheünng ,  Landesmusterung  oder  Heerschau 
veranstaltet,  Verfügung  gegen  die  Militär-  oder  Waflenscheuen  (re- 
fractaires)  und  Ausreisser  getroffen ,  ein  Cordon  gezogen  wird,  u.  d. ; 
die  Nacheile  c)  oder  eilende  Folge,  zu  Verfolgung  derer,  welche 
gegen  die  öffentliche  Sicherheit  gefrevelt  haben;  die  Gericht-  und 
Centfolge,  Einziehung  uudfiewachung  der  Verbrecher,.  Centwacht  <0j 
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das  Streifen  «)  auf  heiraath-  und  gcwerbloses,  herum  schweifendes 
Gesindel  (§.  467),  u.  d. ;  die  Jagd  folge/),  welche  sich  wesentlich 
unterscheidet  von  Jagdfrohnen  g)  (§.  455);  Fufsdienste  oder 
Botengehen. 

a)  Hievon  unten,  %.  547«  —  Ueber  die  persönliche  Leistung  des  Waffendienstes 
der  katholischen  Geistlichkeit,  in  d.  Archiv  für  das  kathol.  Kirchen-  u.  Schulwesen, 
Bd.  III,  St.  a  (Frank.  i8i5-  8.)  ,  S.  39  —  59.  Baierische  Verordn.  t.  1814,  betr. 
die  Exemtion  der  Geistliclwn  von  d.  pcrsönl.  MilitärDienst  u,  von  Beluition 
desselben;  ebendas.  S.  \y~  ff. 

*)  In  dem  Mittelalter  die  Landscbreye ,  Landhude  ,  Landwere  ,  cri  d'armes- 
Klubkb's  Anmerk.  su  Sainte -  Palaye  von  dem  Bitterwesen,  II.  i5o  ff.  Von  dem 
heutigen  Landsturm,  unten  %.  547« 

c)  Pütteb's  Litt  HI.  819-  Klübbk's  Lit,  §.  1609.  Mtssinckk,  cent.  1.  obs.  aS. 
Ebttl  prax.  aurea,  p.  437.  Quistobp's  peinl.  Recht,  II.  §.  8*4.  v.  Chajüb's 
wetzl.  Kcbcnst.,  I.  i.   Mo»:»'s  nachbarl.  Staatsr. ,  55i. 

d)  Bisweilen  bat  ein  Gerichtherr  das  Recht  eu  diesen  Diensien,  durch  hesondern 
Bcchtstitcl.  Stbubkn  de  jure  villicor.  c.  V.  3.  sqq.  Oeconomia  forensis, 
T.  V.  §.  579.  WssTruALs  Piivatr.,  I.  338.  Estob's  bfirgerl.  BecktsgeL, 
III.  §.  397.   Sklchow  elem.  juris  priv.  germ.,  §.  349- 

e)  Moskb's  nachbarl.  Staatsr.,  397.  65a. 

f)  Zu  Verfolgung  und  Ausrottung  gefahrlicher  Thicrc.  J.  M.  Skvffxbt  pr. 
operae  venatoriae  ad  territoriales  quatenus  referendae  sint.  Wirceb.  1790.  8. 
Klcbkb's  kl.  jur.  Bibl.,  XVII.  45.  Grollmaks  diss.  cit.  I.  c.  a.  %.  3.  Srissxns  . 
Forst-  und  Jagdbistorie,  34o.  v.  Craher's  wetzl.  Nebcnst. ,  Th.  99,  S.  87. 
Held's  reichsprulat.  Staatsr.,  II.  686.  Fiscmxb's  Kamerai*  und  Polizeirecbte, 
II.  867.  —  Von  der  Wolfjagd,  Pkt.  Müller  de  pcrscquutione  luporum.  Jen. 
1679.  Stissxb  a.  a.  O. ,  S.  37«  34o..  Oecon.  forens. ,  V.  \.  161.  Spittlzrb 
Gesch.  des  Fürstenth.  Hannover,  IL  11  a.   v.  Mosers  Forstarchiv,  IL  34«. 

g)  Dienste  cu  landesherrlichen  Lustjagden,  sind  Jagdfrohnen,  Patrimonialdienste. 
Gbollmish  diss.  cit.  L  c.  a.  §.  3.  Fi  sc  heb  a.  a.  O.  IL  867.  J.  A.  Rxichardt 
de  operis  venaticis.  Jen.  1770.  —  Für  Staatsdienste  hält  sie  ,  C  G.  ns 
WivcHLEa  diss.  superioritas  territorialis  fons  operarum  venaticarum.  Lips. 
1786.  Klöbkb's  kl.  jur.  Bibl.,  IX.  53.  —  Sowohl  die  Jagdfolgen,  ab  auch 
die  Jngdfrohnen,  unterscheiden  sich  von  Wildfolge ,  wovon  oben  §.  455.  In 
dem  GH.  Hessen  sind  die  Jagdfrohnen  abgeschafft ,  seit  i8a5- 

* 

§.    470.  (384.) 
Dingliche  und  vermischte  Dienste. 

Za  den  dinglichen  Diensten  gehören:  Spanndienste,  Vorspann, 
Militär-  und  Kriegerfuhren  <*),  Burgfesten*),  zu  Erbauung,  Unter- 
haltung oder  Herstellung  der  Festungen,  Burgdienste,  zu  dem  Vor- 
theil landesherrlicher  Schlosser  oder  Burgen*),  Dienste  zu  landes- 
herrlichen Dicasterial- ,  Canzlei-  und  Amtagebäuden  Hofdienste 
oder  Hoffolgen,  Hoffuhren  «) ,  zu  Fortbringung  landesherrlicher 
Effecten  und  Victualien ,  uud  des  Hofstaates,  Dienste  zu  dem  Deich-, 
Damm-,  Strafseq-  und  Brückenbau,  zu  Wegräumung  des  Schuttes  und 
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Ausbesserung,  bei  Verheerungen  durch  Feuer,  Erdbeben,  Erdfalle, 
Ueberschwerainungen  u.  d./).  Zu  den  vermischten  Diensten  ge- 
hören manche  Hand-  und  Fufsdienste,  Schanzarbeit,  Feuerreiten  u.  a. 

a)  Moskr  von  der  Landeshoh.  in  Militärsachen ,  188.  Stbubbb  ,  Th.  II ,  Bed.  9  j 
Th.  III,  Bed.  143.   Pufisdobf , ' T.  III.  obs.  190. 

b)  Stbübkn  de  jure  villicorum,  c.  V.  §.  6.  Ebtnders.  IV,  Bed.  71.  v.  Cbaäeh's 
wetal.  Nebenst.,  Th.  144,  S.  198.  109  f.  Pufsbdobf  animadvers'.,  T.  L  43. 
r.  Bütow's  u.  Haoexaxv's  pract.  Erörter.,  Bd.  I,  Num.  4©. 

c)  Stbvbeb,  Tb.  III,  Bed.  143.  Gtlkarh  symphor.  T.  III.  fol.  3«7.  J.  C.  dx 
Schullwitz  pr.  do  impensis  ad  arcium  extructionem  et  refectionem  nece«- 
sariis.  Jen.  1779. 

d)  Cramsb,  T»  I.  ob«.  53. 

0  Stbübe*  de  jure  villicorum ,  c.  V.  %.  7. 
/)  Buchse  1.  c.  V  4. 

- 

§.   471.  (384.) 
Substitution,    Vergütung  der  Dienste. 

I)  Sowohl  der  intellectuelle,  als  auch  der  mechanische  Staats- 
dienst ,  setzt  Fähigheiten  oder  Fertigkeiten  voraus,  die  nicht  bei  Jedem 
sich  finden.  Daher  mufs  der,  welchen  die  Dienstpflicht  trifft,  wenn 
ihm  jene  fehlen,  oder  rechtmäsige  Hindernisse  ihn  abhalten,  und  die 
Natur  des  Dienstes,  oder  das  Staatsinteresse  einen  Stellvertreter  nicht 
gestattet«)»  statt  des  Naturaldienstes  V  e  r  g  ü  t  u  n  g  leisten.  11)  Aber 
in  der  Regel  kann,  statt  des  Dienster,  Geld  weder  gefordert 
noch  aufgedrungen  werden  f).  III)  Hingegen  gebührt  Entschädi- 
gung (Besoldung,  Honorar,  Lohn)  dem,  dessen  Staatsdienst  seinen 
individuellen  Pflichttheil  übersteigt.  IV)  Bei  Verrichtung  mancher 
mechanischer  Staatsdienste,  wird  jedesmal  ein  bestimmtes  Quantum 
Leb  e  nsm  itt  el  verabreicht  c);  doch  ist  eine  Verpflichtung  hiezu, 
im  Zweifel  nicht  zu  vermuthen  <0- 

a)  Nicht  der  Fall .  in  der  Begel ,  bei  RealDiensten.    Mona  von  d.  t.  Unter» 
thanen  Rechten  und  Pflichten,  464*   Buches  1.  c.  %.  3.  6. 

6)  Bücmb  1.  c.  V  6.  Moser  von  der  Landeshoh.  in  Steuersachen,  193. 

c)  Erroa's  bürgert.  Rcchtsgcl.,  I.  §.  416.  II.  §.  4»7-   Bvcheh  1.  c  §.  4. 

d)  v.  Cbambb»  wetelar.  Nebenst.,  XII.  i36.   Vergl.  Pueewdohf  ,  T.  I.  obs.  111. 
V  »5. 

» 

§.    472.  (386.) 

Immunität.   CoUisionsFall   Auflegung  neuer  Dienste.  Nichtgebrauch. 

I)  Unentgeltiche  Befreiung  Einzelner  von  dem  Staatsdienst, 
mit  Vermehrung  der  Last  für  Andere,  wäre  widerrechtlich  a).  U)  In 
CollisionsFällen,  gehen  die  Staatsdienste  allen  andern  Arten  von 

41* 
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Diensten  Vor  *).  HI)  Zu  Auflegung  neuer  Staatsdienste,  kann,  den 
Nothfall  ausgenommen,  die  Einwilligung  der  Landstande  nflthig 
seyn  *)•  IV)  Durch  blofsen  Nichtgebrauch,  erlischt  das  Recht  zu 
irgend  einer  Art  von  rechtmäßigen  Staatsdiensten  nicht 

a)  Riccics  spicileg.  juris  germ. ,  i49*       Bölow  u.  Haoulihit  a.  a.  0.  L  i»4* 

b)  Ludolf,  T.  I.  obs.  io5.  %.  i. 

c)  Strube»  de  jure  villicor. ,  c.  5.  §.  io.    E6e*de*s.  Obss.  jur.  et  bist,  ob«,  r 
§.  i.  sq.   Ebendess.  Nebeast«  I.  455.  H.  388. 

<0  Mkvius,  P.  IV.  obs.  io4»  Boais  Erlauter,  des  Lebnr. ,  735. 


XII.  Abschnitt 
FiscalGewalt. 


§.   473.  (387.) 
Fiscus.  Diflerenten. 

I)  Die  FiscalGewalt«)  oder  FiscalGerechtigkeit  des  Staates 
(jus  fisci),   ein  AusÜufs  der  Staatsgewalt,  nicht  blofs  der  Justiz- 
hoheit  *),  bezweckt  nicht  nur  Wahrung  und  Verfolgung  bestimmter 
Rechte  des  Staates  gegen  Einzelne,  sondern  sie  verschafft  auch  mehrere, 
verschiedenartige  c)  Quellen  einer  besondern  Art  von  Staatseinkommen, 
des  fiscaliachen,  dieses  Inbegriffs  fiscalischer  Staatseinkünfte.    II)  Der 
Inbegriff  von  Staatsbefugnissen  solcher  Art,    wird  Fiscus  (Staats- 
Fiscus)  genannt.    In  subjectivem  Sinn,  fuhrt  diesen  Namen  sowohl me 
für  Wahrung  tiscalischer  Gerechtsame,  als  auch  die  für  Verwaltong 
nutzbarer  fiscahscher   Rechte  angeordnete  Staatsbehörde  ($.  4^)* 
III)  Wie  weit,  oder  wie  eng  man  auch  den  Begriff*  des  StaatsFiscus 
fassen  mag  <*),   so  darf  solcher  doch  auf  andere  als  fiscalische  Staats- 
Gassen'  nicht  ausgedehnt  werden;   nicht  auf  das  Aerar  •),  weder  auf 
die  General-  oder  HauptStaatscasse  ,  noch  auf  eine  besondere  AerarUl- 
Gassc,  wie  die  Steuer-  oder  Landschaft  Casse  ($.  295),  die  Kriegscaste, 
die  StaatsPostcasse,  die  StaatsLotteriecasse ,  die  Staatsbank,  u.  d.,  aaca 
nicht  auf  die  DomäncnGasse.    Diesen  gebühren  daher  auch  nicht,  lB 
Ermangelung  besonderer  gesetzlicher  Bestimmungen  oder  privilegic** 
artiger  Verleihungen  (§.  478)1  die  Vorrechte  oder  Privilegien  des 
StaatsFiscus/)   (jura  iisci),  welche,   wie  jedes  Privilegium,  em* 
schränkend  zu  erklären  sind  (§.  485).    IV)  Noch  weniger  geboren  da* 
landesherrliche    Privat-    oder  Schatull Vermögen ,    obgleich   in  dem 
römischen  Recht  versehen  mit  den  Vorrechten  des  Fiscus  (§.  333), 
das  Gemeinde-  und  Stiftungsvermögen  oder  das  so  genannte  mittelbare 
Staatsvermögen  (§,  334),   und  der  LehnFiscus  (fiscus  feudalis),  *° 
dem  Staats-  oder  TerritorialFiscus. 
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a)  Schriften  in  Pütteb's  Lit. ,  §.  343.  KlSbbb's  Lit.,  $.  na3  ff.  Lttseb,  Sp. 
657.  65&  Moseb  von  der  Landeshoh-  in  Cameralsachen ,  106.  Jaboow  von 
Regalien.  456  ff.  Kibd  quacst.  for.  T.  IV.  (edit.  2)  cajJ.  3i.  Jadp  über  das 
Fiscusrecht;  in  Cbome's  u.  Jaüf's  Germanien,  Heft  II  (1808.  8.)«  J.  G.  B. 
Hablis  über  die  Rechte  des  Fiscus ,  vorzüglich  nach  baierischen  Gesetzen. 
Ulm  1810.  8. 

t)  Gbibbeb  de  juribus  regaübus,  quae  vulgo  sed  perperam  ad  jurisdictioneia 
referuntur,  in  s.  Opusc.  juris  publ.  T.  I.  Scct.  IV.  19.  sq.  p.  i35.  sqq. 
G.  L.  Mebcbeh  de  jure  fisci  mero  adhacrente  imperio  (Viteb.  i735)t  %.  9. 
Cbaxeb,  T.  V.  obs.  i357« 

c)  Vermifst  wird  wegen  dieser  Verschiedenartigkeit,  ein  durchgreifender,  gene- 
rischer  Sachbegriff  des  Fiscus.  —  Die  Verwalter  der  Staatsgüter  (Domänen) , 
und  des  Staatsvermögens  (was  su  Bedeckung  der  Staat  sbedürfnissc  bestimmt 
ist),  werden  Fiscus  definirt,  in  d.  AU  gem.  bürg.  Gesetzbuch  für  die  deutschen 
Erblande  der  Artreich.  Monarchie,  147»»  vergl.  mit  287  u.  dem  Register, 
voc.  Domainen. 

d)  Beispiele,  bei  Hvcs  in  Sibsbbbkbs  jurist  Magaz.,  I,  i63  ff.,  in  Gmelibt's  u. 
Elsasskb's  gemeinnütz,  jur.  Beobachtungen,  V.  146.  i/|8.  Madeb's  reichsrittersch. 
Maga«.,  VIII.  i83.  i85.  v.  Kbeitua.yeb's  allgcm.  u.  baicr.  St.  R.,  07.  H.  G. 
Fbabcbb  notitia  domaniorum,  maxime  litteraria  (hinter  Lbyseb  de  assentat. 
ICtor.)  %.  3.  p.  i63.  sqq.  Hoeacbeb  princ.  juris  civ.,  §.  4617.  F.  W.  Gbixx, 
in  d.  Anmerk.  tu  des  Gr.  v.  Hohenthals  Uebersetz.  von  Pütteb'b  instit.  juris 
germ. ,  %.  «4^.  Prent*,  allgem.  Landr. ,  Th.  II ,  Tit  14.  —  Die  Sachsen» 
weimar- eisenachische  OberAppcll  GerOrdn.  v.  1816,  17,  begreift  unter 
dem  Fiscus  alle  und  jede  Staatscassen,  in  ihren  Privatverhältnissen.  Schweitbeb's 
öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WcimarEiscnach ,  I.  %.  4a 

e)  Unterschied,  bei  den  Römern,  zwischen  Aerarium  und  Fiscus,  nach  verschiedenen 
Perioden.  Heikeccii  comment  adL.Jul.  et  Pap.  Popp.  üb.  3.  c.  1.%.  i.p.»73.  (edit. 
Lips.  177a  4.)  Ebendess.  elem.  juris  civ.  sec.  ord.  Pand.  P.  VII.  %.  28a  IIübeb 
disgression.  lib.  3.  c.  at.  GmELix  u.  Elsasses  a.  a.  O.  S.  144  f»  Letseb  Spec. 
657.  med.  1.  sqq.  Spec.  45a  med.  3.  Stechen  a.  unten  a.  O.  —  Von  demselben 
Unterschied,  insbesondere  auch  nach  der  Natur  der  Sache,  und  nach' teutsehen 
Rechten,  s.  Henr.  Cocceji  juris  public!  prudentta,  c  IX.  §.  18. 

y)  Stbubev,  Th.  IV,  Bed.  16.  Bebxeb  nov.  jur.  controv. ,  I.  obs.  11.  G.  L. 
Wincblbb  diss.  de  jure  aerarii  militaris  ,  romani  ac  hodierni.  Lips.  1788. 
RtÜBJta's  kl.  jur.  Biblioth. ,  XIV.  i58. 

§.     474.  (388.) 
Grundbestimmungen  der  FiscalGewalt. 

Zu  Vermeidung  des ,  durch  Ücbertreibung  der  FiscalGerechtigkeit 
entstehenden  Unrechtes  «) ,  dienen  folgende  Grundsätze.  I)  Der  Staats- 
Fiscus  ist  nur  solche  Sachen  sich  zuzueignen  befugt,  zu  deren  Zu- 
eignung entweder  die  Staatsgewalt  überhaupt,  oder  klare  Gesetze 
oder  Herkommen  den  Souverain  verpflichten  und  berechtigen  *). 
II)  Die  Fiscal  Angelegenheiten  sind,  in  der  Regel,  nach  dem  gemeinen 
Privatrecht  des  Staates  zu  beurtbeilen  <0  ($.  «16,  356  u.  f.  III)  Der 
Fiscus  kann,  in  eigener  Sache,  nicht  Dichlor  seyn.  Er  mufs,  als  ein 
Subject  ron  Privatrechten  und  Verbindlichkeiten,   mit  und  neben 
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andern  Unterthanen,  in  allen  PrivatRcchtstreitigheiten  ,  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  Recht  gehen  und  nehmen  <0;  und  es  finden  in 
Confiscutions-  und  andern  fiscalischen  Sachen,  die  gewohnlichen  Rechts- 
mittel Statt 

«)  Fiscalünfug:  1)  hol  den  Römern.  Jvu  Casab.  Jcvfüalis  Sat.  IV.  Bpi  f^gk«  da 
t^ibutis  ac  vectigalibus  pop.  rom.,  c.  45.  49«  74-  79*  —  2)  der  Lom- 
bardei, K.  Friedr.  I.  Regalien  Verordnung  oder  (nach  Cujas)  constitutio  de 
juribus  fisci ,  v.  n58,  II.  F.  $6.  P.  E.  Birtbax  in  Zemhsich's  Samml.  zu  d. 
Lehnr.,  I.  129.  Scip.  Gkktilis  opera.  Ncap.  1768.  Histoirc  des  rcpubliques 
italienncs  du  moven  age,  par  J.  C.  L.  Siho>dk  Sisxonoi,  T.  11  (Zuric.  1807. 
&),  p.  70  ff.  —  3)  in  Teutschland  u.  andern  europ.  Reichen,  Letseb  de  assen- 
tatiouib.  JCtorum,  c.  3.  §.  24.  p.  100  sqq.  Hoa»  jurispr.  feud.,  c.  8.  53. 
Jargow  a.  a.  O.  46°  f.  J.  F.  Schabte  diss.  de  his  quae  jurib.  ac  privilegiis 
fisci  perperam  accensentur.  Giess.  171 1.  4*  Von  Königsfischen  ,  s.  dk  Stuck 
essais  (1790.  8.).  Num.  8. 

i)  Moser  a.  a.  O.  111  f.  —  Nicht  blofs  noth wendige,  auch  manche  tufalligt 
Rechte  werden  dem  Fiseus  beigelegt.  Nach  der  Landesverfassung,  kann  hiebet 
ein  Finwilligungsrecht  der  Landstände  Statt  finden.   Strubel  ,  Tb.  11,  Bcd.  79. 

e)  Jo.  Mich.  Daum  diss.  de  vero  sensu  illius:  fiscus  in  dubio  utitur  jure  coinmuni. 
Mog.  i-5i-  Leyser,  Sp.  557.  m.  17.  sq.  a3.  sq.  a8.  sq.  —  Auch  das  Posses- 
sorium summariissimum,  findet  wider  den  Fiscus  Statt.  Leyser,  Sp.  55".  m.  28.59. 
A.  H.  Gockel  diss.  possessorium  summariissimum  an  et  quatenus  ad%cr*us  prin- 
eipem  a  subditis  possit  iostitui?  (Erl.  i~9S.  4  )  \.  19.  sqq.  —  Kur  petitorische 
Klagen,  keine  possessorischen,  und  keinen  Arrestschlag,  gestattet  gegen 
den  Fiscus,  eine  prnus.  Verordn.  v.  26.  Dec.  1808.  —  Ifassau  -  usinpisch« 
Verordn.  v.  11.  Mai  1805,  dafs  in  dubio  gegen  den  Fiscus  zu  sprechen  scy.  Rhein. 
Bund,  Vit. 

d)  Vergl. oben  216  u.  217,  Csauer's  wetelar.  NebcnsL,  LV.  66  ff.  AwVr.Vcrfaas.Urk. 
v.  1818,  VI1L5.  badische  v.  i8i8.Tit.l,  %.  14.  W iriembiirgiscke  v.  18197.94.  GH.  kes- 
sisvJtew  i8?o,$.  xot.  GH.  hc4*isches  Gesetz  v.  12.  Mai  1814.  Kussavische  Gcrichlsordn. 
y.  Nov.  1806,  in  d.  Rhein.  Bund,  III.  476.  Allgcm.  Gesetzbuch  der  öiumieh. 
Monarchie,  Th.  I,  Hauptst.  1,  20.  GH.  S.  WeimarEisenach.  ObcrAppelL 
Ger.Ordn.  v.  20.  Dec.  1816,  §.  17.  GH.  mecMenturg.  Vcrördn.  zur  Publication 
der  ObcrAppell.GericIitsordn.  v.  1.  Juli  1S18,  §.  »,  dafs  in  allen  Rechtsachen 
wider  den  Landesherrn,  auch  in  seinen  Privatverhältnissen ,  die  Mitglieder 
seines  Hauses,  seine  Regierung,  Rentkammer  u.  a.  Behörden,  die  Justucan'.leien 
die  erste  Instanz  bilden  sollen.  —  Anders  folgende  preussisc/tc  Rcchtsbcstiutmun- 
gen:  Verordn.  v.  26-  Dec.  1808,  dafs  wider  den  Fiscus  kein  Arrcstschlag  u.  kein 
possessor.  Rechtsmittel ,  sondern  nur  petitorisch«  Klage  Statt  findet.  Ca  bin  et  - 
Ordre  v.  27.  Oct.  18*0 ,  dafs  für  Entscheidung  der  Streitigkeiten ,  die  aus  der 
Regulirung  des  Provinr.ial-  und  CominunalHric'gsSchuldcnwesens  entspringen, 
kein  förmlicher  Rcchtsgang  Statt  haben,  sondern  dieselbe  in  erster  Instanz 
von  der  Regierung  der  Provinz,  in  zweiter  and  letzter  von  fünf  rechts- 
kundigen Ministcrialltäthcn  erfolgen  soll  j  in  d.  Gcselzsaminl.  für  die 
preufs.  Staaten,  1821,  S.  i53,  zu  »erglcicben  jedoch  mit  der  CabinetOrdre 
v.  2.  Kov.  1822  in    der  Geset/.saminl.  1822,  S.  229.     CabinetOrdre  v.  4. 

(  Febr.  1823  ,  dafs  bei  Vcrwaltungsansprflchen  an  den  Staat,  aus  der  Zeit 
vor  der  prewssis«  hen  Occupalion  der  neu  u.  wieder  eroberten  Provinzen,  «die 
Gerichte  sich  durchaus  jeder  Einmischung  im  Weg  eines  von  den  Interessenten 
versuchten,  oder  beabsichtigten  Processct  gänzlich  zu  enthalten  haben«; 
ebemla«.,  i8*3,  S.  11.    Das  preufs.  allgcm.  Landr.  Tb.  II,  Tit.  14,  V  7& 
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bestimmt:  «Ueber  die  Verbindlichkeit  su  Entrichtung  allgemeiner  Anlagen, 
denen  sämmtliche  Einwohner  des  Staats,  oder  alle  Mitglieder  einer  gewissen 
Classe  derselben,  nach  der  bestehenden  Landesverfassung  unterworfen  aind, 
findet  kein  Procefs  Statt».  Beschränkungen  dieser  Regel,  ebendas.  -9  ff. 
Vergl.  ebendas.  Einleitung,  80.  Von  der  Theilnahme  des  öffentl.  Ministeriums, 
bei  den  preiifs.  Gerichten  französischer  Verfassung,  an  den  gerichtlichen  Ver- 
handlungen der  Staatsverwaltung,  s.  man:  Ucber  die  Form  des  gerichtl.  Verfah- 
rens in  DomqniatSachen  und  andern  den  Staat  betreffenden  Angelegenheiten. 
Cöln  i8^4-  8.  —  Von  dem  so  genannten  administrativ  Just  i%weg  oben  §.  366.  — 
Von  dem  Gerichtstandc  der  StaattDomänrntamvier  483 ,  und  des  monar- 
chischen Souverahts  in  seinen  Privatsachen  %■  »39,  IV,  u.  177,  Num.  16. 

»)  MosBiua.  a.  O.  110  f. 

- 

- 

§.    475.  (389.) 
Fortsetzung. 

■ 

IV )  Das  römische  jus  Usci ,  hauptsächlich  zu  dem  römischen 
Staatsrecht  gehörend,  ein  Inbegriff  von  Vorzugrechten  und  Privilegien 
des  Fiscus  «) ,  ist  in  teut&cheit  Staaten  nur  so  weit  anwendbar ,  als 
dessen  Annahme  oder  rechtniasiger  Gebrauch  keinem  gegründeten 
Zweifel  unterworfen  ist  *).  Nicht  selten  bestimmen  Landesgesetze, 
die  Vorrechte  des  Fiscus  oder  der  Verwaltung  der  nutzbaren  fiscal  i- 
schen  Rechte  des  Staates  c)  (§.  473).  V)  Unechte,  Ton  Privat- 
gelehrten  ersonucne  Vorrechte  des  Fiscus  (privilegia  fisci  spuria),  sind 
verwerflich  (§.  477).  VI)  Nicht  immer  sind  Unterthanen  schuldig, 
dem  Fiscus  ihren  Rechtstitel  anzuzeigen  (§.  356).  YII)  FiscusSachen, 
können  durch  vierzigjährige  Verjährung  erworben  werden  e). 

a)  Pöttbb's  Lit. ,  III,  %.  1124.  M  A.  Pfbkgbibtjs  de  juribus  et  privilegiis  fisci. 
Colon.  i383.  8.  17*6.  4.  J.  H.  Bfrgfr  enarralio  Legis  X.  D.  de  jure  fisci, 
qua,  quo  jure  fiscus  in  dubiis  quaestionibus  ulatur,  expenditur.  Lips.  1700.  4- 
Hotacreb  princ.  juris  civ. ,  \*  4627.  sqq.  Voktivs  ad  Dig.  Hb.  49  ti t.  14.  a*  3. 
Hubxb  praelcct.  juris  rom.,  lib.  49.  tit.  14.  %•  sq.  Lautkrbach  colleg.  theor. 
pract. ,  lib.  49*       >4>  V  *•  S<I<I- 

6)  Nkttexbladt's  Erörterungen  aus  dem  teutschen  Staatsr. ,  S.  367  ff. 

e)  Z.  B.  Vorrechte  des  privilegirten  Gerichtstandes  u-  der  Sportelfreiheit, 
Begünstigung  in  der  Verjährung,  in  der  Verhandlung  gerichtlicher  Processe, 
in  Concursen  seiner  Schuldner,  namentlich  der  Caution-  und  Abgabepflichtigen, 
der  fisealiseben  Pächter  und  Rccbnungsbeamten ,  derer  die  mit  dem  Fiscus 
contrahirt  haben  ,  Befreiung  von  Verzugsinsen  ,  u.  d  m.  Man  vergl.  das 
prtuss.  allgcm.  Landr.  Tb.  II ,  Tit.  14,  §.  34,  76  ff.  Anhang  bu  diesem  Landr., 
j6.  Preufs.  allgem.  Gerichtordn. ,  Tb.  I,  Tit.  60,  {.  356.  36o.  3o3.  395.  397. 
399-  4°°*  4°la  4 

d)  Anna.  Ocbbl  tr.  de  praesertptione  immemoriali  (Hai.  1707.  4-)»  cap.  3.  th.  a3. 
Kbbss  diss.  de  natura  et  indole  vetustatis  s.  praescriptionis  iminemorialis 
(Heimst.  '734),  cap.  3.  %.  i3.  Lxtskr,  Sp.  458.  m.  1.—  Idr*  de  assentat. 
JCtob.  ,  p.  100.  —  Anders,  Ltbchbr  Bespons.  üb.  I.  n.  a.  —  Vergl.  %.  356, 
Note  d. 
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§.  476.  (390.) 
FiscaJGüter ,  Einkünfte  und  Forrechte. 

I)  Als  Berechtigungen  and  Bestandteile  des  Fiscus,  auf  jeden 
Fall  zu  den  verleihbaren  oder  niedern  Regalien  (§.  103)  oder  zu  den 
nutzbaren  Rechten  des  Staates  gehörend,  sind  anzusehen :  die  gewöhn- 
lichen Strafhutzungen  <Q ,  insonderheit  der  ConfiscationsErtrag  *) ,  bei 
Defraudation  der  Staatsauflagen  oder  bei  peinlichen  Verbrechen  (ver- 
wirktes Gut),  und  diejenigen  Guter,  welche  ausser  jenen,  vermöge 
der  Gesetze  ,  dem  Fiscus  heimfallen,  sowohl  ledige,  insbesondere  erb- 
löset),  vermöge  des  llscalischen  Occupation-  oder  Heimfallrechtes 
(droit  d'epave),  als  auch  andere,  z.  B.  Bastarderbe,  Schätze  ^),  der 
Ertrag  des  Heimfallrechtes  im  engern  Sinn  0  (jus  albinagii,  droit 
d'aubaine)  ,  des  Wildfangrechtes/),  des  Abzug-  oder  Abscbofs-  und 
Nachsteuerrechtes des  Hagestolzenrechtes  *),  des  Vorhau  frech  tes 
bei  der  Ausbeute  der  Bergwerke  ($.  449),  schiffbruchige  Guter  (bona 
naufragorum)  vermöge  des  Strandrechtes  (§.  458),  die  Gerade  bei 
ermangelnder  GeradeErbin  » ) ,  oder  wegen  Retorsion  '),  n.  a.  d.,  so 
fern  diese  Rechte  noch  üblich  sind. 

a)  Mosfr  a.  a.  O.  n5.  no, 

*)  Jaboow  a.  a.  O.  553.  Cn.  Scnxozm  diss.  de  bonorum  confiscatiom?.  Gott 
1796.  Kfav.  baSer.  Edict  über  die  Confiscationen ,  v.  1808 ,  in  d.  Begier.  Blatt 
1806,  St  5>.  —  In  verschiedenen  Staaten  sind  die  Confiscatiouen  des  gnnren 
Vermögens  abgetehqffi,  z.  B.  in  den  Verfafs.  Urkunden  von  Baiern,  181 8«  VHL 
6;  von  IVirtcmbcrg,  1819,  %.  9J  von  Kurhesten ,  i83i ,  %.  ia8;  von  GH.  Heuen, 
i#>.o,  Art.  100  j  von  Baden,  1818,  §.  16.  u,  durch  e.  Gesets.  v.  5.  Oct,  1810. 
Vercl.  die  Verhandlungen  der  ersten  Ständeversamml.  des  GH.  Baden ,  Heft  5 
( 1820),  S.  707  ff.  u.  754*  Auch  in  Bremen,  durch  e.  Bath-  und  ßürgcrsehlufs 
v.  i3-  Oct.  i8aoj  in  d.  Samml.  der  Verordnungen  des  Senats  der  freien  Hanse- 
stadt Bremen,  v.  1820,  S.  93. 

c)  Pütteb's  Lit. ,  III.  617.  Blübeb's  Lit.  %.  lfyb.  Jabgow  a.  a.  O.  5ai.  —  Von 
rebus  nullius,  bonis  vacantibus  u.  Adeposten,  oben  §.  337  —  Lcdiges, 
verlassenes  und  verwirktes  Gut ,  eignet  sich  der  Fiscus  ausschliefsend  su.  Oben 
§.  338.  GtCcu's  Erlau tcr.  der  Pandecten,  IL  §.  169.  Das«.  Handb.  des  t 
Privatr. ,  II.  §.  18s.   Es  beifit  daher  Fiscusgut  in  dem  eigentlichen  Sinn. 

d)  Oben  §.  337,  ™<**  a- 

e)  So  heifot  das  »echt,  nach  welchem  der  ganze  inlSndische  Nachlafs  der  im 
Lande  verstorbenen  Fremden,  dem  StaatsEiscus  bcimfSMt,  mit  Ansschlufs  aller  Te- 
stament-und  Vertragerben,  und  der  auswärtigen  (nicht  der  inländischen)  Intestat- 
Erben.  —  Schriften  in  Pütteb's  Lit ,  III.  610.  Klübbb's  Lit,  $.1369.  —  Berus 
nov.  jus  controv. ,  I.  obs.  5a.  Selchow  elent.  juris  germ. ,  %.  aaa.  Rcbde's  t 
Privatr. ,  %.  3ao.  —  Dur  oh  Verträge  haben  die  meisten  Staaten  dieses  Becht 
gegenseitig  aufgehoben.  Blübeb  ,  droit  des  gens  moderne  de  fEurope  ,  §.  8s- 
YVk  issk's  k.  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II,  \.  338. 

/)  Pütteb's  Lit,  III.  617.   Westphal's  Staatsr.  444. 

ff)  Pütteb's  Lit,  III.  648.  Blübeb's  Lit.,  §.  1370.  Hacbold's  k.  Sachs.  Privatr. 
§.  aig— »27.  Weisse  a.  a.  O.,  Bd.  U,  %.  aa3.  —  Die  verschiedenen  Meinungen 
von  dem  Bechtsgrunde  der  Kachsteuer,  s.  in  L.  Hixjlelstoss  Entwickel.  des 
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Begrifft  der  Regalität  etc.  (Landab.  1804),  S.  5i  ff.  u.  87.  —  Von  der  Frei- 
zügigkeit unter  den  t  Bundesstaaten,  oben  $.  aag.  —  Von  Verträgen  teutseber 
Bundesstaaten  mit  bundesfreien  europäischen ,  über  Freizügigkeit ,  s.  Hlübkb, 
droit  des  gens,  §.  83. 

A)  PuTTBma  Lit,  III.  617.    Kiübkr'«  Lit.,  %  1377.   Behmb  1.  c.    Selchow  1.  c. 

t)  G.  Babth's  Bericht  der  Gerade,  S-  4°»  E.  Rivisus  diss.  de  sucecssione 
fisci  in  Gerada  in.  Lips.  1775. 

1)  Eiskjjuibt's  Sprichwörter,  »08.  C  T.  GhObdlmi  diss.  de  retorsione,  spe- 
ciatim  quoad  geradam.   Vileb.  i8o5.  4* 

§.    477.  (391.) 
Fortsetzung, 

II)  Ein  R  Ott Neu-,  Neubruch-  oder  N  oval  Zehn  tre  cht  «),  in 
Bezirken,  wo  der  Fiscus  nicht  UniversalZehntberechtigter  ist,  und  ein 
SuccessionaRecht,  bei  Privatlehen,  oder  bei  inländischen  Acliv- 
lehen  auswärtiger  Staaten,  in  das  n utzbare  Eigenthum,  namentlich 
der  Erblehen,  bei  dem  Mangel  lehnfähiger  SuccessionsBerechtigten  *), 
oder  in  das  allodiale  Obereigenthum,  in  dem  Fall  einer  Er* 
loschung  der  Jehnherrlicjien  Familie  c),  gebührt  dem  StaataFiscua ,  in 
der  Regel,  nicht.  III)  Vorrechte,  welche  der  Fiscus  anspricht, 
müssen  gesetzlich  bestimmt  seyn  (  §.  470).  IV)  Hat  der  StaataFiscua 
zu  EvictionsLeistung  oder  Entschädigung  allgemein  genug  sich 
verpflichtet,  oder  verpflichtet  ihn  die  Natur  des  Rechtsgeschäftea  zur 
Gewährleistung  oder  Entschädigung,  ao  liegt  ihm  solche  auch  dann 
ob,  wenn  der  Gegenstand  durch  Maasnehmungen  oder  Verfügungen 
zurückgenommen,  aufgehoben  oder  verändert  worden  ist,  wozu  die 
Staatsgewalt  durch  das  Staatslnterease  oder  ' durch  die  Macht  der  Um- 
stände sich  veranlafst  gesehen  hat.  War  dieselbe  nicht  schuldig,  hievon 
durch  fiscalische  Verpflichtungen  jener  Art  sich  abhalten  zu  lassen, 
so  konnte  sie  dagegen,  indem  sie  durch  eigene  Handlungen  die  Ent- 
währung  veranlasste,  ihren  Fiscus  von  der  Schuldigkeit  nicht  entbinden, 
Verpflichtungen  zu  erfüllen,  die  ihm  privatrechtlich  obliegen.  Ausser- 
dem würde  sie  selbst  das  verderbende  Beispiel  einer  Abweichung  von 
Rechtsbestimmungen  geben,  durch  welche  die  Privatrechte  vor  will- 
kührlichen  Eingriffen  gesichert,  Treue  und  Glaube  im  Verkehr  ge- 
handhabt und  gefordert  werden  <*). 

«)  Pöttbb's  Lit.,  III.  618.  Khübbb's  Lit.,  $.  1379.  Schb^bert's  ErlSut.  des 
Lehnr. ,  S.  i65.  Estob's  bürgerl.  Rechtsgel.,  I.  §.  483.  Böbxbb,  I.  E.  P. 
lib.  3.  tit.  3o.  61.  sq.  J.  J.  Ubibbabd  de  jure  forestali  Germanor.  Sect.  IL 
%.  10.  G-  M.  Wbbkb  diss.  de  deeimis  novalitus.  Bamb.  1793.  —  Anders, 
Pöttbb  instit.  juris  publ.,'§.  375.  Hbbtiüs  de  superioritate  territ.,  5o. 
Fiscbeb's  Kamcral-  und  I'olizcir.,  III.  33o  ff.  PreFriacsa  Vitriar.  illustr.,  lib. 
3.  tit.  18.  75.  —  In  dem  im  §.  ausgedrückten  Fall,  kann  dieses  Recht 
auch  Standesherren  und  Andern  zustehen.  Rhein-  Bund ,  X.  48-  X1L  335.  XIII. 
7a.  XIV.  a3o. 
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*)  G.  F.  Dnxtnr  diss.  de  exclusione  «sei  a  successione  in  feuda  mere  hereditaria. 
Alt.  1741.  u.  in  Jetcichbn's  thes.  juris  feud.,  T.  II.  n.  34.  Möllbb,  ususpract. 
distinct.  fcud.,  cap.  16.  dist.  9. 

c)  Föbstfb  von  d.  Leb ns lamm,  Cap.  8,  §.3.  Rlubbb's  hl.  jur.  Bibl. ,  XIII.  i3. 
Anders ,  Stbtk  de  success.  ab  intest. ,  Diss.  V.  c.  a-  7.  Mölleb  1.  c.  cap. 
16.  dist.  9.    Böhxeb  princ.  juris  fcud,  3jt. 

</)  Vergl.  das  ungcrirucKte  Urtlieil  des  berliner  Rcvisions-  u.  CassationsHofs 
für  die  preussisch  -  rheinischen  Provinzen ,  in  S.  der  Stadt  Ronsdorf  wider 
das  essen  -wer  den«  che  Bergamt  u.  die  Regierung  au  Dusseldorf,  v.   .  .  i8tf. 

•  « 

§.    478.  (392.) 

Verwendung  der  FUcalGefälle.    FiscalBeamte.     V erfahr ungsweisc  in 
fiscalischen  Sachen.    Verleihung  der  FiscalGerechtigkeit. 

I)  Die  Verwendung  der  FiscalGefrille ,  als  eines  Theils  des 
Staatseinkommens,  mufs  zu  dem  Vortheil  der  Staatsbcdürfuisse  ge- 
schehen «).  II)  Zu  Wahrung  und  Verfolgung  der  Fiscalltechle ,  au 
Verwaltung  der  FiscalEinkünfte  ,  werden  fiscalische  Staats- 
beamte angestellt,  Fiscale,  Staats-  oder  FiscalAnwalte ,  Kammet- 
Procuratoren ,  Provisoren  oder  Reutbcumte  dos  Fiscus  u.  <1.  *.}.  Mehrere 
dieser  Beamten  bilden  zuweilen  ein  Col legitim, ,  oder  eine  Abtheilung 
eines  StaatsCollegiums ,  z.  Ii.  eine  FiscalSection  oder  Deputation. 
III)  Den  Gerichten  ist  zuweilen  eine  eigene  V  e  r  f  ah  r  u  ngsweise, 
in  fiscalischen  Sachen,  gesetzlich  vorgeschrieben^)«  IV)  Mit  eigener 
Gerichtbarkeit  versehenen  U  Itter obrigkeiten  ,  nachgehohrneo 
paragirten  Herren  aus  regierenden  Häusern,  Sta-ndesherren ,  Grund- 
herren, städtischen  Magistraten,  u.  d. ,  ist  oft  eine  unvollständige 
and  eingeschränkte  FiscalGerechtigkeit  überlassen«'),  deren  Umfing 
in  jedem  Fall  besonders  auszumittcln  ist.  Aehnliche  Verleihung  ist 
zuweilen  manchen  nicht-iiscalischcn  Staatscassen  ertheilt;  z.B.  der 
Staatsbank,  der  GeneralLottericcasse  «•) ,  u.  d. 

a)  Mosfb  a.  a.  O.  119. 

»)  Rurze  Geschichte  der  Fiscale;  in  d.  Rhein.  Bund,  LVI.  »79. 

c)  F.  M.  j\&cnxAxw  de  juilice  causarum  fisralium.  Erf.  1788.    RlubbVs  M. 
Bibl.,  XVIII.  14$.   Prcufs.  allgem.  Gerichtsordn. ,  1.35. 

<T)  Pctteb's  Lit.,  III.  346.  Rlobeb's  Lit.,  \.  m5.  Lztskb,  Spcc.  55a  Stbt« 
ü.  M.  tit.  de  jure  fisci,  §.  4.  Wehheb  obs.  pract.  v.  Vogtey;  v.  Cbabm'» 
wetzl.  Nebenst.,  CIV.  4>o.  Haubold's  h.  säe  Iis,  Privatr.,  $.  164.  Hrbtel  über 
das  standesherrliche  Ftscusrccht;  in  dem  Archiv  für  die  civilistische  Praxis» 
Bd.  VII,  Heft  t  (Hridclb.  1814),  Num.  14.  —  Die  blofse  Bcwidinong  mit 
dem  IkbUchtm  Recht,  schliefst  eine  solche  Verleihung  nicht  in  sich.  H.L.  Böh»i» 
elcct.  juris  civ. ,  T.  II.  n  10. 

e)  Prtus*.  allgem.  Ccrirhtsordn.,  Th.  I,  Tit.  5o,  %.  401.  Preufs.  LotterieEdtrt 
v.  so.  Juni.  1794.    Wiscblkb  diss.  cit.  c.  IV. 
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XIII.  Abschnitt. 
Do    mänen  Recht. 


§.   479.  (393.) 
Bestandtheile  der  Domänen* 

Der  Begriff  und  die  Ei  g  e  n  tbu  m  ve  rh  ä  lt  n  isse  der  Domänen 
oder  Kammergüter,  eines  Bestandteils  des  Staatsvermögens ,  und 
einer  -wichtigen  Quelle  des  Staatseinkommens,  sind  oben  (§.  33a  u.  f.) 
angegeben  fl).  Die  Domänen  können  bestehen  *)  aus  Herrschaften, 
Aemtern,  Städten,  Flecken, Dörfern,  Weilern,  Landgütern,  Vorwerken, 
Bauerhufen,  Mühlen,  Gebäuden,  Fabriken,  Waldungen  oder  Forsten, 
Gärten,  Aeckern,  Weinbergen,  Wiesen,  Weiden  oder  Triften, 
Quellen,  Flüssen,  Bächen,  Seen,  Fischteichen,  Hütten-,  Hammer-, 
Berg-  und  Salzwerken,  Stein-  und  Marmorbrüchen  u.  d. ,  auch  aus 
Grundgerechtigkeiten  ,  Zehnten,  Gutpachten,  Renten,  Gülten,  Grund- 
oder Bodenzinsen ,  Frohndiehsten,  Jagdnutzungen,  Fischereigerecht- 
samen, u.  d. 

a)  Ehemaliger  Mißbrauch  des  allern  französischen,  und  des  römischen  Domanial- 
Bechtes.  Fischvh's  Hamcral  -  u.  Poli/.circcluc ,  II.  481  ff  J.  C.  Destouchcs 
Beurtheil.  v.  d.  Domänenrccbte  (München  1768-  8.),  S.  8.  —  Bfw.  Chopms 
de  domanio  Franciae,  in  C.  Frisii  jure  domaniali ,  p.  1 — 4lo>  Jean  Baquxt 
des  droits  du  domaine  de  la  couronnc  de  France.  Paris  1611,  u.  in  dessen 
Oeuvres,  T.  I  et  Ii.  Le  Fevbk  de  la  Pi.akche  memoires  sur  Ics  matieret 
domanialcs,  ou  traite  du  domaine.  T.  I  —  III.  Paris  1767.  4-  Encyclopedie, 
par  Oidfrot  et  d'ALt  xhf.ht,  v.  Domaine.  Encvclopedic  mtthodiquc ;  Finances, 
T.  I  (Paris  1784.  4.),  p.  537  — 611. 

b)  Vergl.  ein  Verzeichnifs  v.  MccklenburgSchwerin ,  in  Büschivg's  Magazin, 
III.  71. 

§.   480.  (394.) 

« 

■ 

Erwerb»    Ertrag  u.  Verwendung.  Verwaltung, 

I)  Der  Erwerb  der  Domänen,  ist  theils  ursprünglich, 
theils  derivativ ,  durch  verschiedene  Bechtstitel ,  auch  Hcimfall  und 
Coniiscation  *).  11)  Der  Ertrag  derselben  ist  Staatseinkommen, 
und  bestimmt,  nicht  blofs  zu  dein  persönlichen  Aufwand  des  Regenten 
und  zu  dein  Unterhalt  seiner  Familie  sondern  vorzüglich  auch  zu 
dem  Staatsaufwand  (§.  33s).  III)  Die  Verwaltung  der  Domänen, 
und  der  lucrativen  oder  so  genannten  BammerBugalicii ,  wenigstens 
die  Aufsicht  über  diese  Verwaltung,  ist  eigenen  Collegien  übertragen, 
Kammern,  Bent-  oder  DomänenUammern. 

«)  Stbobith,  Th.  II.  Bcd.  1. 
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*)  Beispiele  von  S.  WeimarEisenach  und  Nassau,  oben      333,  d. 

c)  Moser  v.  d.  Landeshoh.  io  Criminalsachen  ,  54«  Eben  Jen.  v.  d.  Landeshoh. 
in  Regierungssachen,  65.  J.  L.  F.  v.  Liebebsteisi  von  Hammer-  u.  JustisCollcgieo 
Tüb.  1770.  4.  —  Von  dem  Alter  der  KammerCollegicn,  Spittleb's  Geschichte 
t.  Hannover,  I.  «70.   Biühfb's  kl.  jur.  Bibliothek,  h  370. 

§.    481.  (395.) 
Benutxungsart.  Steuerfreiheit. 

I)  "Die  Benutzung  der  Domänen  a)  geschieht  theils  durch 
eigeneBewirthschaftung  oder  Selbstverwaltung  *»),  theils  durch 
Zeitpacht  c)t  oft  aber  auch,  da  beides  eigentümliche  Gebrechen 
hat,  durch  Zerschlagung  und  Vcräufserung  zu  Erbzins  oder  Erb- 
pacht. Die  letzte  Art  ist  bei  Landgütern  meist  vorzuziehen  <0,  mit 
Ausnahme  der  Forsten  ')  bis  zu  einem  gewissen  Quantum.  11)  Nicht 
in   allen   teutschen  Bundesstaaten,  sirtd  die  Domänen  steuerfrei 

($.  407). 

a)  K.  D.  HCllxake's  Geschichte  der  DomüncnBenutsung  in  Teutschland.  Prri*- 
schrift.  Frank  f.  a.  d.  O.  1807.  8.  G.  F.  \V.  Fbehsdob»  über  Benutzung  u- 
Verpachtung  der  DomanenGüter.  Glessen  i8i5«  8.  Fiscbkb's  Kamerai*  u. 
Polixeir  ,  II.  497.  Weuärbt's  vermischte  Abhandlungen,  Bd.  I  (  Bcrl.  1814. 
8.),  Num.  II.  J.  M.  t.  Lüchte» STEB»  über  Domänenwesen  u.  dessen  vortbcil- 
liaftcsle  Benutzung  durch  eigene  Verwaltung.  Berlin  i8a6.  8. 

*)  Fbkssdobp  a.  a.  O.      4~ 29« 

c)  Indem  man  sie  z.  B.  in  kleinere  Guter  verwandelt.  Verwandlung  der 
Domänen  in  Bauergüter.  Strasburg  1767.  PrEirrEB*  Finanzwisscnscb.,  UaupUt. 
III.  S.  69.  73.  v.  Justi's  Staat8wirtbschaft ,  II.  124-  Fbbbsdobf  a.  a.  0.,  $• 
5?  —  i53.  Jurist,  ökon.  Grundsatze  von  der  Generalverpachtung  der  Domänen 
in  d.  preufs.  Staaten.  Berl.  1785.  —  Bei  Zehnten  ist  der  Zeitpacht  am 
gewöhnlichsten.  —  Von  der  Halbpacht  (champart),  s.  Fheksdobf  a.  a.  0-, 
§•  53  f. 

d)  Toatb's  Grundsätze  der  rationellen  Landwirtbschaft ,  Bd.  I.  Fbessdobp  a.  a 
O.  %.  3oT5i.  J.  P.  Fbabb's  System  der  landvrirt  bschaft  I.  Polizei,  Tb.  U, 
8.  227.  248  —  a53.  Sucbow's  Hameral Wissenschaft,  8.  269.  G.  Sabtohus 
Handbuch  der  Staatswirtbschaft ,  101.  Geschichte  von  der  verbesserten 
Einrichtung  der  Domänen  im  Preussiscbcn ,  S.  aß  ff.  J»  J.  Cell*  yon  Zer- 
schlagung der  Domänen  und  Bauergüter.  Amb.  1783.  K.  G.  Föbstisac 
Zweifel  dagegen,  in  d.  hessischen  Bcitr. ,  1786t  St.  7.  —  Tertialhtcn  oder 
Drittelgüter  in  Vorpommern.  Ebgslbbecht  ,  obs.  17.  Greifswald.  WochcnW. 
1743,  S.  299.  3o8.  317.  3si.  36i.  372.  377.  Chr.  Nie  Schlichthboll  dis*.  de 
praediis  tertialibus;  cum  progr.  de  obligatione  tertialistarum  ad  solvendum 
debita  ab  ipsis  contracta.  Grypb.  1777. 

t)  In  Frankreich  wurden  diese  sorgfältig  aufbewahrt,  bei  Veräusscrung  der 
NationalDomänen.  * 
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§.  482.  (396.) 
Rechtsverhältnis*  der  DomänenVerwaltung. 

I)  Die  landesherrliche  Domänenverwaltung  wird,  in  ihren  strei- 
tigen Rechtsachen,  in  der  Regel,  nach  dem  gern  einen  Privatrech  t 
des  Staates  beurtheilt  «).  Daher  bann  H)  nicht  nur  das  Possesso- 
rium summariissimum,  selbst  Ton  Unterthanen ,  gegen  dieselbe 
mit  Erfolg  gebraucht  werden  (§.  356),  sondern  es  findet  auch  III) 
nach  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechtes,  vierzigjährige  V  er  jäh  rung 
gegen  dieselbe  Statt,  so  fern  die  Veräusserung  und  der  Erwerb  der 
Kammergütet  nicht  gesetzlich  verboten  ist  *).  IV)  Auch  ist  dieselbe 
nicht  befugt,  wegen  ihrer  verjährbaren  Rechte  und  Guter,  von  dem 
Besitzer  derselben  die  Anzeige 'seines  Rechtstitels  zu  be- 
gehren (§.  356).  V)  Der  EvictionsLeistung,  nach  den  Vor- 
schriften des  Privatrechtes,  bann  auch  die  Domänen  Verwaltung  sich 
nicht  entziehen  (§.  477). 

a)  Ava.  4  Lkysmi  meditationes  de  aSsentationibus  lCtorum  et  doctrina  da 
domanii«  (Viteb.  1719.  edit.  a.  Heimst.  1716.  edit.  3  cura  H.  G.  Fhawcbb, 
ibid.  1741.  4')t  c«P*  3.  Sect.  a.  V  «5.  p.  107.  Preuu.  all  gem.  Landr.,  Th.  II, 
Tit.  14,  V  76.    Vcrgl.  oben  \.  474. 

6)  LiTflKa  1.  c.  c.  3.  Sect  1.  a3.  p.  96.  sq.  et  100.  —  ImmemoriaTPraescription 
fordert,  Aaoa.  Ochbi.  de  pracscriptione  immemorali,  c.  3.  tb.  »3.  —  Vergl. 
oben,     356  u.  47$« 


XIU.    C  A  P  I  T  E  L. 
PrivitegienRegal. 

§.    483.  (397.) 
Begriff  und  Arten  der  Privilegien*  Dispensationen. 

I)  Aus  dem  allgemeinen  Hoheitrecht  der  Gesetzgebung,  fließt 
das  Privilegien  Regal  die  Befugnifs  des  Gesetzgebers,  dem 
Staatszweck  geroäfs ,  Ausnahmen  von  allgemeinen  Rechten  zu  ver- 
fugen ,  theils  für  einzelne  Personen  (physische  oder  moralische),  oder 
Sachen,  theils  für  gewisse  Classen  derselben  *).  II)  In  dem  letzten 
Fall,  heifsen  sie  besondere  Rechte  (jura  singularia,  beneficta 
legis),  uneigentliche  Privilegien.  In  dem  ersten  Fall,  heifsen  sie 
Privilegien  in  dem  eigentlichen  Sinn,  wenn  sie  für  alle  oder  mehrere 
gleichartige  Falle,  hingegen  Dispensationen  oder  Freisprechungen 
von  einem  einzelnen  Gesetz,  wenn  sie  für  einen  einzelnen  Fall  ertheilt 
werden  0»    HI)  Man  unterscheidet  persönliche  und  dingliche, 
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affirmative  und  negative,  auch  ausschliefsende  und  cu- 
mulative  PrWüegien  «*).  IV)  Nicht  selten  sind  Privilegien  und 
Dispensationen,  eine  Quelle  von  Sta  ats  ei  n  komme  n  «). 

a)  Pütteb's  Lit. ,  ITT.  3ia.  KLflmn's  Lit. ,  %.  ioa3  ff.  Moseb  von  der  Landesh. 
in  Gnadensachen,  38.   Jabgow  von  den  Regalien,  i85  ff. 

4)  Vcrgl.  Hebtlebeh  med  it.  ad  Pandect. ,  Spec.  XII.  m.  i.  Gottl-  Hüefxasd 
praecpgnita  juris  Pandectar.  bo<L  (Jen.  1795.  8.),  \>  et  83.  C.  D.  Ebhebd's 
Critik  des  allgem.  Gesetzbuchs  für  die  preufs.  Staaten ,  I.  184.  —  Auch 
durch  stillschweigtnde  Verleihung  (sprechende  Handlungen)  des  Regenten, 
kann  ein  Privilegium  erworben  werden,  e.  B.  durch  öffentliche,  unvordenkliche 
Zeit  hindurch  Statt  gehabte  Ausübung  eines  Rechtes,  das  nur  durch  Privi- 
legium kann  erworben  weiden.  Leeses  1.  c. ,  Spec. 44 »•  med. 7.  Rei>harth  ad 
Christi/tust  observ. ,  IV.  5o.  Anders  Sah.  Srata  in  usu  moderno  Pandectar., 
Hb.  XLIV.  lit.  3.  %.  4- 

c)  Vcrgl.  %.  378.  Pütteb's  Lit.,  III.  3ia.  Klübeb's  Lit. ,  1099.  J.  H.  Böhmer 
diss.  de  sublimi  prineipum  evangelicorum  dispensandi  jure  in  causis  et 
negotiis  tarn  sacris  quam  profanis.  Hai.  1711.  Jabcow  a.  a.  O.  106.  Rössig's 
Politik,  196. 

</)  Von  der  Eintheilnng  der  Privilegien  in  Conventionelte  und  gratiose ,  in  günstige 
und  (!)  odiose.  Gillios  ,  N.  A.  X.  20.  L.  G  de  Wölckeb  de  privilegr* 
odiosis.  Alt.  1718.  G.  B.  Becxabv  de  aequitate  privilegii  odiosi,  et  potestate 
imperantis  circa  illud.  Goett.  it$o.  —  Dauer  der  Privilegien.  Glüch's  Erlauf, 
der  Pandecten,  I.  100.  S.  566.  Mo.'eb  a.  a.  O. ,  l\(s.  J.  G.  F.  YVas»ut« 
disa.  de  privilegiorum  natura  gencratim,  et  in  speeie  de  mod* .  quibus  finiuntur 
rel  amittuntur  (Goett.  1787.  4.)y  $.  10.  sq. 

•)  Der  Ausspruch  der  tridentinischen  Kirchen  Versammlung  « raro  et  gmtit», 
sollte  auch  bei  weltlichen  Dispensationen  gelten. 

*  ■ 

§.    484.  (398.) 
Gültigkeit  und  Wirksamkeit  der  Privilegien. 

)  Die  Rechtmäsigkeit  eines  Privilegiums  hängt  ab ,  von  der 
Befugnifs  des  Ertheilers,  von  der  Erwerbfahigkeit  des  Privilegirten, 
von  gefährdeloser  Erlangung  desselben  <*).  II)  Die  heutige  Gültigkeit 
älterer  Privilegien  -wird  beurtheilt,  in  der  Regel,  nach  den,  der 
Ertheilung  gleichzeitigen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  *).  III )  Die 
Wirksamkeit  der  Privilegien  schränkt  sich  ein,  auf  das  Staats- 
gebiet des  Ertheilers  <0i  wo  auch  Ausländer  solche  anerkennen 
müssen  ^)  und  in  der  Regel  auf  die  Folgezeit  (Zukunft).  IV)  Ein 
Privilegium  enthält  zugleich  eine  Hand lungsNorm  für  andere 
Unterthanen  0,  wefshalb  verhältnifsmäsigc  Bekanntmachung  desselben 
nothig  oder  nützlich  seyn  kann.  V)  Unwirksam  ist  es  gegen  das 
wohlerworbene  Recht  eines  Dritten/)  ;  überhaupt,  so  oft  es  die 
Staatspllicht  der  Nichtprivilegirten  uberschreitet.  Daher  kann,  Tor 
Ertheilung  mancher  Privilegien,  Vernehmung  der  Interessenten  rath- 
sam seyn. 


b 
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a)  Von  dem  vitio  sub-  et  obreptionts.  Böbkeb  jnr.  eccles.  protettant. ,  T.  I. 
IIb.  i.  tit.  3.  §.  9-  sq.  C.  O.  Gräm  pr.  de  eiceptionibus  sub-  et  obrepüonis 
carumque  probatione.  Rint.  1788.   Hlubeb's  Iii.  jur.  Bibl. ,  XIV.  249* 

a)  Pütteb's  Lit. ,  III.  3i5.  Hlübeb's  Lit.t  §.  1095.  G.  £■  Kobb  diss.  de  effectu 
hodieroo  privilcgiorum  aevi  antiquioris.  Alt.  1760.  4«  Pöttbb's  Rechtsf. ,  Bd. 
II,  Tb.  3,  9.  8o3.  Mosbb  von  kaisorl.  Regierungsrecbtcn ,  5*4.  —  Von  der 
Verbindlichkeit  der  von  Regierungsvorfahren  crtheilten  Privilegien  ,  oben  %. 
i5a.  Overbecb's  Meditationen,  Bd.  VII,  Med.  366.  Moskb  von  d.  Rcichsstände 
Landen,  »i5i.  11 58    Wasmoth  1.  c.      29.  sq. 

c)  Mit  fiscalischer  Strafe  kann  daher  nur  wider  den  verfahren  werden,  welcher 
in  dem  Staatsbezirk  des  Erthcilers  dem  Privilegium  zuwider  handelt.  Selchow 
elem.  juris  publ.  germ. ,  %.  366.  —  Wirkung  der  VolljährigkeitErklärung, 
ausserhalb  Landes.  Pufebdobf  animadversion.  juris,  T.  I.  p.  187.  sq.  — 
Wirkung  der  an  Jusldndsr  ertbeilten  Privilegien.  Moseb's  nachbarl.  Staats**., 
671.   Wasmüth  1.  c.  %.  9. 

«0  Pütteb's  Beiträge,  I.  119. 

e)  L.  G.  Schröder  elem.  juris  nat. ,  soc. ,  et  gent. ,  %.  878. 

f)  Mevids,  P.  VI.  dec.  «4°*  n.  a.  Wasmdth  1.  c.  %.  18.  sq.  Jaboow  a.  a.  O. 
109.  Von  Moratorien,  §.  486.  —  Ein  Privilegium  derselben  Art  kann  nicht 
blofs  Einem,  es  kann  auch  Mehreren  verliehen  werden,  wenn  nicht  seine  Natur 
oder  die  Verleihung  demselben  die  Eigenschaft  eines  ausschliefsendcn  ( privil. 
exclusivum)  beilegt.  Hiiitlebek  1.  c.  Spec.  XII.  med.  4«  Leeseb,  Spec.  10. 
m.  4.    Washüth  1.  c.  j.  »o. 

1 

§.   485.  (399.) 

V ertraijE'u jenschaft ,  Widerruf ,  Minderung,  Veränderung,  Auslegung 
der  Privilegien.    Landständische  Concurrenz.  Privilegienltecht 

lands'dssigcr  Obrigkeiten* 

I)  Privilegien,  in  dem  eigentlichen  Sinn,  aueb  Dispensationen, 
haben  die  Kraft  eines  Vertrags  zwischen  dem  Ertheiler  und  dem 
Privilegirten ;  gleichviel  ob  sie  auf  Widerruf  (auf  Wohlgefallen, 
precario,  ad  bene  placitum),  oder  für  immer,  unentgeltlich  oder 
gegen  Vergeltung  (  privil.  gratuita  vel  onerosa),  ertheilt  sind  «). 
II)  Daher  darf,  in  der  Regel,  Widerruf  *)»  Minderung  c), 
Veränderung  <0  ,  authentische  Auslegung  *)>  einseitig  nicht 
geschehen.  HI)  In  der  Regel,  sind  die  Privilegien  einschränkend 
zu  erklären,  können  nicht  vermuthet,  und  nicht  ad  exemplum  ge- 
zogen ,  auch  kann ,  in  der  Regel ,  kein  Privilegirter  zu  deren  Aus* 
Übung  genothigt  werden/).  Landständische  Concurrenz,  kann 
bei  Ertheilung  solcher  Privilegien  nöthig  seyn ,  welche  in  Hoheit* 
rechte  einschlagen,  bei  deren  Ausübung  landständische  Mitwirkung 
durch  die  Staatsverfassung  begründet  ist  £•).  IV)  Bei  Standes» 
herren,  Grundherren  und  städtischen  Magistraten,  wird 
das  Recht,  Privilegien,  auch  geringere,  zu  ertheilen,  nicht  ver- 
muthet, sondern  es  ist,  für  jede  Art  von  Privilegien,  zu  erweisen. 
Zuweilen  ist  ihnen  ein  eingeschränktes  Verleihungsrecht  (jus  privi- 
legiorum  minus  vel  minimum)  «ingeräumt. 
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a)  GoüDtno  jus  nat  et  gent. ,  cap.  XII.  §.  45.  —  Einige  machen  einen  Unter- 
schied zwischen  Privilegiis  gruthtti*  et  conventfonalittis,  J.  G.  ScM&tnrotRA 
diss.  de  natura  privilegiorum ,  tarn  gratiosorum  quam  conventionalium.  Jen. 
1736.  4* 

i)  Obss.  Haienses ,  T.  III.  obs.  i5  — 17.  Stbcbfh ,  Th.  II ,  Bed.  80.  Mosn  ?on 
der  t.  Reicbsstände  Landen,  11 55.  Ovkbbkck'«  Meditationen,  Bd.  VII.  Med. 
366.  Gebackb  de  privil.,  V  10.  Washuth  1.  c.  aa.  sq.  KimxdiM.de 
pririlegii  conventionalis  irre?orabilitate.  Heidclb-  1760.  4*  —  ^'on  ^em 
Widerruf  ex  ratione  salutis  publicae,  s.  Böhmph  consult.  et  decis.,  T.  I.  P.  1. 
resp.  is.  Eine  eigene  Theorie  bat  Göxbeb  in  s.  teutseh.  Staatsr.,  $.  i<)3.  — 
Aufhebung  oder  Hinderung,  vermöge  des  äusserslen  Rechtes,  verpflichtet  tu 
verbal tnifsmasiger  Entschädigung.  Hoxkkl,  obs.  469.  Habmlut's  Handb.  de» 
t.  Staatsr.,  Bd.  II,  si8.  Scbkalb  natürl.  Staatsr.,  §.  118.  »so.  Den  Fürsten 
von  Löwenstein  Wertheim  u.  dem  Grafen,  von  Ingelheim  ward  von  Baiern 
Entschädigung  sugesichert  für  die  ihnen  1818  entzogenen  Mainsölle.  —  Von 
dem  Ende  der  Privilegien  überhaupt  ,  s.  Güsthkb  princ.  juris  rom.  prii.i 
T.  I.  §.  a5. 

e)  Von  der  clausula  minuendi.  Houu  1.  c.  8tbubkk,  Th.  IV,  Bed.  ti.  - 
Einschränkung  der  Privilegien  durch  Gesetse.   Stbubkk,  Tb.  III,  Bed.  139. 

d)  J.  Gvil.  Gadexdsx  diss.  de  legibus,  praesertim  specialibus,  seu  privilegiis, 
quatenus  mutari  aut  revocari  jure  possint.  Erl.  1743.  4* 

e)  Wbstfhal's  Staatsr,  168.   Washcth  1.  c  %.  i3.   Vcrgl. oben  %.  3o4,  d. 

f)  Gutes  a.  a.  O.,  I.  %.  99,  S.  Ö60.  Authentische  Auslegung  hat  nur  subri- 
diarisch  Statt ,  und  jede  Auslegung  mufs ,  wenn  gleich  streng  ,  doch  10 
beschaffen  seyn ,  dafs  der  Wille  des  Ertheilers  vollständig  in  Erfüllung  gehe. 
C.  A.  Güstheb  I.  c.  T.  I.  %.  34.  Pütt rb  pr.  de  jure  et  officio  judicis  circa 
Interpretationen»  privilegiorum.  Goett  1738.  E&endcts.  Rechtsfälle ,  Tb.  I,  Bd. 
2,  Resp.  s5.  Preufs.  allgem.«  Lqndr.,  Einleit.  58  ff.  —  Von  Erlöschung 
der  Privilegien  durch  Nichtgebrauch.   Moskb  a.  a.  O.   Wasxutb  1.  c.  $.  «6. 

g)  Oben  %.  390.   Moskb  a.  a.  0.v4<>.   HäsaatiBr  a.  a.  O.  |.  s3i. 

§•  486.  (4oo.) 

Verschiedene  Arten  der  Privilegien. 

Zu  den  Privilegien  gehören,  unter  andern :  Stadtrecht  «),  Schloß- 
recht,  Marktrecht,  Handülspriyilegien  ($.  4*3),  insbesondere  Mono- 
polien  und  BücherPrivilegien,  akademische  Privilegien,  Moratorien') 
(doch  nur  Gnadenlndulte ) ,  Titel-,  Adels-  und  WappenErtheilang 
,  (  $.  487,  495  ff),  Asylrecht  (§.  378),  VolljährigkeitErklärung  <) 
(venia  aetatis),  Legitimation  unehelicher  Kinder«/),  Salvegarde'), 
Bannrechte  oder  Zwahggerechtigkeiten  f) ,  u.  a.  m.,  auch  Verleibung 
solcher  Rechte,  deren  Ausübung  der  Privatwillkuhr  nicht  überlassen 
zu  werden  pflegt  (§.  46»  ff.). 

a)  Stadtrecht  beifst  das  Recht  auf  (meist  sunftmasige)  Retreibung  bürger- 
licher Nahrung,  unter  einem  mit  unterobriglieitlicbem  Ansehen  bekleidetes 
Stadtrath,  der  aus  dem  Mittel  der  Gemeinde  su  erwählen  ist.  Püttes*!  Li*-« 
III.  590.  Klübeb's  Lit. ,  %.  »363.  Mosen  von  Gnadensaehen,  80.  Pnrn*o**< 
III.  »46.  168  sqq.  090.    Cons.  vak  Btbbsbsbozb  quaest  juris  pubL  (tuj^ 
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1754).  p.  i83.   Stbobbh's  Ncbenst. ,  IV.  5o.  100.   Rvhtdk's  teutscbes  Privatr. , 
4*3*  Glücbs  Erläut  der  Pandccten ,  Th.  I ,  §.  88.    Preufs.  Städteordnung  v. 
•o,.  Nov.  i8o8> 

b)  Püttkb's  Lit.,  III.  %.  i36o.  Klüber1«  Lit-,  460.  Pöttbb's  Beitr. ,  I.  »»4. 
PncmsoBB  Vitriar.  illustr.  T.  III.  p.  i38-  sqq.  Mosfb  von  kais.  Begier. 
Rechten,  358.  Ebcnders.  von  Gnadensacbcn,  56.  Ebsndess.  RechUmaterien , 
VIII.  8»4«  Jabgow  a.  a.  O.  aia  f.  v.  Roths  Staatsr.  cL  R.  Lande,  II.  i36  ff. 
C  C.  Dabelow's  Entwick:  der  Lehre  vom  Concurso  der  Gläubiger  (Hallo 
1801.  4.),  i5i.  173.  5oi.  Gmilins  u.  Elsasskb's  gemeinnütz,  jur.  Beobacht., 
Bd.  II,  Num.  n.  J.  H.  Bokhui  dUs.  de  litteris  respirationis  j  in  desseo  Exerc. 
ad  Pandect. ,  III.  173. 

e)  Klübeb's  Lit. ,  4oa«  Mossr  a.  a.  O.  3o.  Ebcndess.  persönl.  Staatsr- ,  I.  588. 
uk  Cbabkb  Opusc. ,  Vol.  II.  n.  18.   Püvbsdob»  animadvers. ,  I.  187. 

d)  Mosib  von  Gnadensachen,  6  u.  11.   Klcbee's  kL  jur.  Bibl. rX.  189. 

e)  Gb.  Esoelbbecht  de  salva  guardia.  Jen.  1743.  (Madkb's  rcichsrittersch. 
Magaz. ,  Vlll.  666.)  Vattel,  droit  de«  gens,  liv.  3,  ch.  9,  %.  171.  v.  Mabtebs 
Einl.  in  d.  europ.  Völkerr.,  %.  1187. 

f)  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.,  %.  5&j.  sq.  Rüwdb's  t.  Privatr.,  %.  177  ff. 
Das*  Handb.  des  t.  Privatr.,  II.  %.  177  ff.  Schuötbb's  verm.  Abhandl.,  I. 
46i.  —  Diese  Bannrtchu  sind  an  sich  keine  Regalien.  Auch  nicht  Servitute« 
in  faciendo  censUtentcs,  wie  Selchow  a.  a.  O.  mit  Andern  behauptet;  Mau 
b.  B.  W.  Pfeiftib's  verm.  Aufsätze,  S.  aa3  ff.  Auch  nicht  negative  Servituten, 
wie  Pebiffveh  a.  a.  O.  annimmt.  Sondern  durch  Vertrag  oder  Privilegium, 
oft  durch  unvordenkliche  Verjährung,  nach  Art  eines  Monopols,  erworbene 
IndastrieConccssionen ,  mithin  blofse  Privatrechte.  Vergl.  §.  377  u.  C\hl 
Gkbhabdt  über  den  Unterschied  zwischen  Servituten  und  Zwang*  oder  Bann- 
gerechtigkeiten. Leipz.  1807.  8. 


XIV.     C  A  P  I  T  E  L. 

Aemter-,   Titel-,  Ehrenzeichen-,  Rang-  und 
StandeserhöhungsRecht. 


§.  487.  (401.) 

Staatsämter.    Verschiedenheit  des  Staatsdienstes  und  der  Staatsdiener, 
Dienslertrag.    Dienstehre.  Jmtcharaktcr. 
Ueberhaupt. 

I)  Staatsämter«),  fortwährende  Auftrage  zu  bestimmten  Staats- 
geschürten ,  statt  eines  Reihedienstes  aller  Staatsbürger,  sind,  in 
notwendiger  Anzahl,  BedürfmTs  eines  Staates,  für  Erreichung  seiner 
Zwecke.  Daher  das  Hoheit  recht  der  Staats  Km  ter  (jus  munerum 
publicorum).  Der  Regent  steht  an  der  Spitze  der  Staatsbeamten  ») 
Alle  sind  ihm ,  als  dem  obersten  Organ  des  Staates,  untergeordnet. 

KJüWi  6ff««U  R«chL  3.  Kn.IL  42 
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II)  Der  Staatsdienst,  wesentlich  unterschieden  von  den  landes. 
fürstlichen  Hof-  und  GarderobeDienst  c),  theilt  sich  in  Civil-  und 
Militär-  oder  Kriegsdienst.  A)  Die  Ci  vil Staats  die  ner  (fbnction- 
naires  publics)  sind  i)  theils  Staatsbeamte,  für  intellectuelle 
Dienstleistung,  wozu  gebildeter  Verstand  und  ein  bestimmtes  Maas 
toii  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  gehören;  a)  theils  Staatsdiener 
im  engern  Sinn,  zu  deren  Verrichtungen  (operae  illiberales)  nur 
gemeiner  Verstand ,  Dienstfertigkeit  und  Korperkraft  gefordert  werden. 
Die  ersten  sind  a)  entweder  Staatsbeamte  im  engern  Sinn,  die 
mit  einem  gewissen  Grad  von  Selbstständigkeit  und  Freiheit  des 
Urtheils  zu  arbeiten  haben,  oder  b)  Subalterne,  die  in  ihren 
Verrichtungen  einen  oder  mehreren  Vorgesetzten,  zur  Unterstützung 
für  amtliche  Zwecke,  fortwährend  untergeordnet  sind.  Unbestimmt, 
ohne  feste  Abgrenzung,  ist,  in  Ermangelung  einer  positiven  Grund- 
lage, die  Abtheilung  des  Staatsdienstes  in  höheren  und  niedern  ,  und 
der  Staatsdiener  in  höhere  und  niedere,  der  ersten  und  zweiten 
Classe.  Eben  so  wenig  erschöpfend  ist  die  neuere  Abtheilung  in  Justiz- 
und  Verwaltungsbeamte.  Die  Staatsbeamten  im  engern  Sinn  sind  weit 
zum  gröTsten  Theil  Geschäft mänuer  oder  Practiker,  bestimmt  für 
Anwendung  und  Ausführung  der  natürlichen  und  positiren  Justiz- 
oder Verwaltungsvorschriften.  Ein  minderer  Theil  sind  blofs  Theo- 
retiker, für  öffentliche  Lehrzwecke,  in  Absicht  auf  Verbreitung, 
Entwickelung,  Auftindung  von  Wahrheiten,  Kenntnissen  und  Fertig- 
keiten, die  wichtig  sind  für  Staatszwecke.  Sie  sind  in  der  Regel  an- 
gestellt bei  öffentlichen  Lehranstalten,  in  welcher  Hinsicht  jetzt  meist 
auch  die  Geistlichen  ,oder  Kirchenbeamten  zugleich  als  Staatsbeamte 
berufen  und  verpflichtet  werden.  —  Nach  der  Natur  ihrer  amtlichen 
Zwecke,  unterscheiden  sich  die  practischen  Staatsbeamten  in  Justiz- 
beamte, für  richterliche  Zwecke,  und  Regierungs-,  Verwal- 
tungs-  oder  Administr ati  vB  eamte ,  für  Zwecke  der  Staats- 
verwaltung im  engern  Sinn  ,  wohin  auch  die  Verwaltung  des  Staats- 
vermögens und  die  Geschäfte  mit  auswärtigen  Staaten ,  die  so  ge- 
nannten diplomatischen ,  gehören.  Blofsen  Regierungsbeamten  ist 
zuweilen  die  Verwaltung  der  so  genannten  Administrativjustiz  über- 
tragen (§.  366).  —  >So  fern  Co,mmun al-,  Municipal-,  standes- 
herrliche (§.  3o6)  und  grundherrliche  Beamte,  auch  manche 
CorporationsBeamte  (z.B.  der  Kirchengesellschaften,  Vorsteher 
octroyrter  Handels-  und  Bankgesellschaften)  für  öffentliche  Zwecke 
entweder  unmittelbar  von  der  Staatsregierung,  oder  nur  unter  ihrer 
Bestätigung  bestellt  werden,  gehören  auch  sie,  ganz  oder  zum  Theil, 
in  die  Classe  der  Staatsdiener,  dann  zuweilen  mittelbare  benannt. 
Selbst  die  gerichtlichen  Anwälte  (Advocaten  und  Procuratoren) 
und  die  Notarien,  jetzt  überall  von  Staatswegen  bestellt  .und  ver- 
pflichtet, werden  in  manchen  Ländern  zu  den  Staatsdienern  gerechnet. 
B)  Die  MilitärDiener  sind  bestimmt  für  den  Dienst  der  bewaffneten 
Macht  ($.  545).  Aus  der  Natur  ihrer  Bestimmung-  ergeben  »ich 
eigenthümUc^e  Dienst-  und  VerhaltungsNormen  «0.      KD  Mehrere 
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Staatsbeamte ,  für  Staatsgeschäfte  bleibend  vereinigt  ,  bilden  ein 
Landes-  oder  StaatsCollegium,  eine  Staatsbehörde  oder  Landes- 
stelle (§.  343  u.  ff.)  IV)  Mit  einem  Staatsamt  sind  verbunden:  1)  eine 
bestimmte,  anständige  und  verhältnifsmäsige  Entschädigung  für 
.Leistung  der  Staatsdienste  «)  (Amteinnahme  oder  Dienstertrag  (§«47»)* 
insonderheit  Besoldung  ,    Salariura ,  und  Accidentien ,  Emolumente ) ; 

2)  eine  Amt-  oder  Dieustehre  (Dignität  Würde,  honos  cum  vi)j 

3)  ein  AmtChar akter  (Titel). 

1 

r 

a)  Schriften  von  Becma>s  ,  Mti.fb  u.  a. ,  s.  in  Püttbb's  Lit. ,  III.  1096  ff.  u. 
Rlüber's  Lit.,  295.  N.  T.  Gönkkr,  der  Staatsdienst.,  aus  dem  Gesichtpunct 
des  Rechtes  und  der  NationalOcconoinie ,  betrachtet,  nebst  der  Hauptlandes- 
Pragmatik  über  die  Dienstverhältnis^  der  Staatsdiener  in  dem  Rönigr.  Baiern. 
Lands  6.  1808.  8. 

6)  Dafc  der  Souverain  der  erste  Diener  des  Staates  sey,  erklärte  Röoig  Friedrich 
II.,  in  seinem  Anü •  Macchiavel,  in  den  Octfvres  de  Fre'de'ric  II,  publikes 
du  vivant  de  l'auteur,  T.  II,  p.  3.    Desgl.  in  seinen  Oeuvres  posthumes,  T. 

VI,  p.  60.  ■■ 

c)  Hofdiener  sind  Diener  des  Fürsten,  nicht  des  Staates.  Von  ihnen  %.  a5i,  494 
u.  4o5.  —  Auch  die  Staatsdiener  erklärt  blofs  für  Diener  des  Fürsten,  L.  v. 
Halles,  in  seiner  Restauration  der  Staatswisscnscbaft,  Tb.  I,  S.  5i3;  Tb. 
II,  S.  141  ff.  —  Nicht  nur  von  Staatsdienern,  auch  von  Hofdienern,  unter- 
scheiden sich  die  Privatdienar  der  Fürsten,  für  seine  Privatgeschäfte,  t.  B.  zu 
Verwaltung  seiner  Schatullgüter.   Pubbsdob»  de  jure  naturac  et  gentium,  üb. 

VII.  c.  a.  f.  «4. 

d)  «La  force  publique  est  essentiell ement  obeissantc;  nul  corps  arme  ne  peut 
deliberer».  Constitution  Franchise  de  1791,  tit,  4,  art.  u;  de  1795,  tit.  11, 
art.  175.  F.  Sailvcld  recueil  historique  des  lois  constitulionnelles,  T,  I, 
p.  60  et  148.    v.  Sook»,  der  baierischc  Landtag  v.  1819  (Nürnb.  i8ai),  S.  7. 

#)  A.  W.  Rbhbbbg  über  die  Staatsverwaltung  teutseber  Länder  (  1807.  8.),  V  5. 

§.    488..  (402.) 

Geburtstand.    TäulartVürden.    Hofbeamte.    Ehrenzeichen.  Bang. 
,  Uebcrbaupt. 

Der  Regent  fuhrt  im  Staat  den  Stempel  der  Ehrenmünze, 
deren  Gepräge  verschiedene  Formen  darbietet.  I)  Geburtstand 
und  Standeserhöhung,  geben  Standes ClassenEhre  «)  (Castenehre). 
II)  Titular Würden  oder  TitularCh argen,  Amttitel  ohne  Amt,  bei 
welchen  die  Bestimmung  zu  Staalsgeschäften  fohlt,  geben  fingirte 
oder  scheinbare  Dienstehre  (honos  sine  vi).  III)  Ehrenzeichen 
(Decorationen,  honoris  ornamental  sind  privilegirter  Leibesschmuck, 
von  dem  Herrscher  verliehen  oder  geboten  (§.  496).  IV)  Hofbeamte 
und  Hof  dien  er  (Domestiken  oder  Hofgesinde  des  Regenten),  allseits 
Diener  des  Fürsten,  sind  unterschieden  von  eigentlichen  Staatsbeamten  *). 
V)  Range)  ( praecedentia ) ,  ein  Vorzug  in  der  von  mehreren  zu 
beobachtenden  Ordnung,  ist  ein  TJieil,  bald  der  Diecstehre,  bald  der 
blofsen  Standes-  (Casten-) ,  Titular-  oder  DccorationsEhre.    Er  vird 
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meist  bestimmt  durch  förmliche  Rangordnungen  <ty.  Unter  Per- 
sonen derselben  RangClasse,  entscheidet  gewöhnlich  das  Dien  sta  Ite  r 
(anciennetö).  Rangstreitigkeiten  sind  nicht  immer  Jnstis- 
sochen 

a)  •  Angeerbtrr  Adel  ist  ein  Bang,  der  vor  dem  Verdienst  rorhergeht,  und  dieses 
«auch  mit  seinem  Grund  hoffen  lafst,  ein  Gedankending,  ohne  alle  Realität*. 
Hatit's  Rechtslehre,  §.  49-  D.  S.  91.  «Entbehrliches  Trümmerwerk  aus  der 
«Vorzeit».  S.M.E.  v.  Schlief»»»  s  Nachricht  von  einigen  Häusern  des  Geschlechts 
dar  von  Schließen  (Cassel  1784*  4*)«  8.  a.  «AdelsDistinctioncn  seUen  den 
ererbten  Ruhm  vor  den  erworbenen,  und  die  Abkömmlinge  grofser  Männer  vor 
die  grofsen  Männer».  Bödkbkb.  in  dem  Corps  legislatif,  180».  CabinetOrdre 
Friedrick  Wilhelms  III.  v.  10.  Mars  1798.  Napoleon,  in  dem  si.  Bulletin  de  la 
grande  armee,  datirt  Berlin  st.  Oct  1806,  u.  in  der  Constitution  ou  Statuts 
fondamentaux  du  royaume  de  Westphalie ,  v.  i5«  Nov.  1807,  Art.  is.  14.  i5. 
Abschaffung  aller  Geburttitel,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Kordamerika; 
auch  in  dem  Fürstenthum  Lucea  1807,  und  in  Toscana,  Apr.  1808.  —  /Hcnsukrc 
sollte,  wie  schon  lang  in  Dänemark,  und  seit  Peter  dem  Grofsen  in  Rufsland, 
jederscit  über  Cajtenehre  erheben,  schon  um  defswillen,  damit  die  Verlänge- 
rung einer  Spalte  «wischen  Staatsbürgern  »erlittet  werde,  an  deren  Verei- 
nigung der  Zeitgeist  so  eifrig  arbeitet,  dafs  sie  endlich  doch  wird  gelingen 
müssen,  wie  sehr  auch  Ca&tengeist,  Eitelkeit,  Nepotismus,  Protection  und 
Favoritismus  sich  entgegenstammen  mögen.  'Was  in  der  Natur  liegt,  wird 
seine  bessere  Zeit  allemal  finden.  Aus  der  Gährung  entwickeln  sich  Keime  u. 
Hräfte.  Vergl.  (Scusrrnsas)  Gedanken  und  Meinungen  über  Manches  im 
Dienst.  Zweite  Aull.  1804.  II.  Bd.  Rönigsb.  1806.  8.  A.  W.  Rvhbbbo  über  die 
Staatsverwaltung,  und  die  Dienerschaft  der  Regenten.  Hanno».  1807.  8. 

b)  De»  Hof  ist  bestimmt,  den  Herrscher  mit  nützlichem  Glanz  su  umgeben.  Zu 
dem  Hofdionst  empfiehlt  sich  daher  »orsüglich  die  Anstellung  reicher  Personen, 
auch  ohne  so  genannte  Geburt.  Arme  sollten  höchstens  su  niedern  Hofstellen 
gelangen,  wosu  ein  Reicher,  noch  weniger  ein  Mann  von  Wissenschaft  und 
Verdienst,  ungern  sich  hergibt.  Hofstellen  sollten  nicht  leicht  Anspruch  geben 
auf  Anstellung  in  dem  Staatsdienst.  Vergl.  %.  487,  c. 

c)  Schriften  von  Hosv,  Hcllbach  u.  a. ,  s-  in  Püttbb's  Lit.,  III.  \.  1110.  u. 
Klübxb's  Lit.,  3o2.  Ce.  Hkilbach's  Handb.  des  Rangrechtes.  Ansb.  1804.  8. 

d)  Schlöbxb's  Briefwechsel,  Heft  4>«  S.  4W4»  wo  die  hessencasseliscbe  Rang- 
ordnung v.  176s.  Markgräfl.  badische  Rangordnung  v.  3o  Jan.  1800,  in  HXbkb- 
lu'i  Staatsarchiv,  Heft  XVI,  S.  5ss.  GH.  badische  Rangosdn.  v.  5.  Jul  1808, 
St.  se.  Rönigl.  wirtemb.  RangReglements  v.  4.  Apr.  1806,  u.  v.  1.  Aug.  181 1, 
in  d.  AUg.  Zeit  1811.  Num.  a»6  f.  JYirtemh.  Rangordn.  ».  t&  Oot  i8si ,  in 
d.  wirtemb.  Regier.  Blatt  v.  si.  Oct.  18*1.  Baier.  Rangordn.  der  böbern  Civil* 
und  MilitarStellen  (der  6  obersten  Classen)  von  1808,  in  d.  Reg.  Blatt.  1808. 
Preussiscke  v.  7.  Febr.  1817«  in  der  preuss.  Gcsetxsamml.  v.  1817,  S.  61.  Kur- 
hessische  CivilRangordn.  v.  i5.  Mai  i8t4i  in  Hassels  Staats*  u.  AdrefsHandb. 
für  1816,  Bd.  I,  Th.  I,  S.  so3  ff.  Kurhessische  für  die  Dienerschaft  vom  Civil- 
u.  MilitarStande ,  v.  10.  Aug.  »8ai.  Nachtrag  dasu,  v.  3o.  Apr.  18*7.  GH.  hes- 
sische v.  i83o.  Rönigl.  sachsische  HofRangordnung  (nach  5  Classen)  v.  19.  Dee. 
1818,  in  der  GeseUsamml.  f  d.  H.  Sachsen,  1819,  St  1,  u.  in  Pöuvs  Regie- 
rung Friedrich  Augusts,  R.  v.  Sachsen,  Th.  II,  8.  387. 

e)  Sthobbs,  Th.  III.  Bcd.  129. 

« 
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%  489.  <403.) 

Anstellung  der  Civil-  und  Militär  Staatsdiener.    Schranken.  Indigenat 
und  Religion.   Adeliche  Chargen.   Sinecuren.  Diensthandel. 

1)  Die  Anstellung  der  StaatsCivil-  and  Militärdiener,  ist 
eine  Berechtigung  des  Staatsoberhauptes«);  hie  und  da  etwa 
mit  Ausnahme  landstand vsc her  ,  dann  gewisser  Hof-  und  Landgericht-, 
auch  MunicipalBeamten ,  Schul-  und  Kirchenlehrer,  u.  d.  II)  Indefs 
können,  in  manchen  ,  wenn  gleich  souverainen  Staaten,  Gebrauch, 
Politik  und  politische  Machtverhaltnisse  gewisse  Schränken  setzen, 
bei  Errichtung  und  Ertheilung  wirklicher  Aemter  und  TitularChargen; 
zumal  wenn  man  auf  Achtung  und  HofEtiquette .  auch  Rang  Verhältnisse 
mit  Bundes-  und  auswärtigen  Staaten,  Bücksicht  nimmt  III)  Auch 
Indigenat  (§.  4°7)  und  Religion  kommen  bisweilen  in  Betrach- 
tung c).  IV)  So  genannte  adeliche  Chargen  sind,  bei  Staatsämtern, 
wider  die  Regel,  und,  gleich  den  Sinecuren  (Aemtern  mit  Dienst- 
gehalt, ohne  Amt  Verrichtung)  und  dem  Die  nsthandel  <0,  ausser  dem 
Staatszweck  «)»  also  gegen  die  Natur  des  Staatsdienstes.  Die  Staats- 
weisheit und  das  allgemeine  Recht  gebieten ,  dafs  für  den  Staatsdienst 
alle  moralischen  und  intellectuellen  Kräfte  der  Nation  herbeigezogen 
werden. 

«)  Schriften  in  Pcttbb's  Lit.,  HL  3*o  f.  336.  u.  Klöbbb's  Lit.,  196.  Moses  v.  d<. 
Landeshoh.  in  Gnadensachen,  ttS.  u.  in  Begicrungss.,  »4  ff  '47  ff«  Bbug's  Ab- 
rifs  der  Staatsökonomie  (Berl.  1808.  8.),  §.  163  ff. —  Vom  Hofstaat,  \.  495  u. 
s5i.  —  Von  MititmrChargen ,  s.  Mosbb  von  Militärsachen,  114.  Jo.  Gk.  Estoh 
comment.  et  opusc.  Vol.  I.  Part.  3.  p.  619.  Pöttbb's  Lit.,  III.  336. 

b)  PrirriBOBa,  III.  na-  Mosens  auswärt.  Staatsr, ,  47  ff.  PUttbVs  Beitr. ,  I. 
194  ff.  u.  Erörter.,  I.  10.  C.  F.  t.  Moskb's  patriot.  Phantasien,  IV.  «85-  — 
Keine  Generalität  ohne  Armee,  keine  Offisiere  ohne  Gemeine*  kein  Landes« 
Ministerium  ohne  Minister,  sum  wenigsten  in  der  mehrern  Zahl}  keine  Hof-  . 
Regierung*-  und  Legationsräthe ,  ohne  Hof,  Begierung,  und  Legation«  nicht 
swei  wirkliche,  ein  Dutsend  Titularräthe  (Bathomanie);  keine  blofs  inländische, 
Local-  oder  Bedient  cnExcell  enz ,  etc. 

c)  Von  dem  Indigenat,  oben  %.  467.  Göbbbs  a.  a.  0.  %.  61.  —  Tugend,  Einsicht, 
Kenntnisse,  Geschicklichkeit,  sollten  überall  wie  ein  Gemeingut  behandelt 
werden,  das  Jeden  anspricht  und  Jedem  offen  steht.  Schon  darum  sollten  in 
keinem  teutschen  Staat,  Teutsche  enghereig  wie  Fremde  behandelt  werden. 
Wie  viel  haben  nicht  oft  schon  die  so  genannten  Fremden  gewirkt  und  ge- 
leistet! VergL  fVirtetnb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819.  5-  44«  Verhandlungen  der 
s.  Mammer  der  Laadstände  des  GH«  Hessen,  1820,  Heft  4*  &•  74  u«  «°8  ff., 
Heft  6t  S.  49.  —  Von  der  Religion,  s.  Moasm  v.  geistL  Sachen,  166,  397. 

d)  Schriften  in  P€ttfb*s  Lit-.  III-  3ao.  Mosua  ron  d.  Landeshoh.  in  Begier. 
Sachen,  Cap.  1/  G.  L.  Böbmb's  Bechtsf,  II.  Abth.  s.  Num.  97.  —  Zwei 
mrtemberghehe  Beacripte  y.  1790  u.  1791,  in  dem  Polit.  Journal  von  1791« 
Mär«,  S.  97s  ff.  Ueber  den  Diensthandel  teutscher  Fürsten.  (Frank f.  u.  Leipe. 
178».  8.),  S.  ls  ff.  P.  J.  A.  Fbobbbach's  merkw.  CrimioalBechtsfalle ,  Bd.  II 
(Giessen  1811.  8.),  Num.  3.   Oben  §.  4o«,  f. 
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•)  Schiöt.fr's  Stantsanz. ,  III.  n4«  Rössig's  Polililt ,  S.  309  f.  Vergl.  jedoch 
ehemalige  ltatscrl.  Woblcap.,  XXIII.  4.  Preufs.  allgem.  Landr-,  II.  9.  34  f. 
Sfi.chow  dem.  juris  gernv  priv.,  %.  244.  n.  3.  et  5.  %.  16a.  n.  4-  J-  G.  Cbameb 
de  nobilitatc  avita,  4^9*  8n»  Buoir  in  Opusc.  %\\.  Bomke'«  kursächs-  Slaat&r. 
III.  147.  —  In  dem  Bönigreich  Sachsen,  wird  noch  Adclsiand  zu  etlichen  Di- 
reclorialStellen ,  und^i  manchen  Landcscollcgicn  zu  der  Aufnahme  «auf  der 
so  gen.  adelichen  Bank  erfordert;  auch  soll  bei  Besetzung  der  Breis  -  und 
Amlhauptmänncr  vorzugweise  darauf  gesehen  werden.  Weisses  k.  sä'ehs. 
Staatsr.,  Bd.  II,  $.  129.  —  Kine  adeliche  Bank,  im  Gegensatz  der  gelehrten 
Bank  (Bank  der  Golehrten),  in  dem  ObcrAppcliaiionsgcricht  zu  Celle,  ward 
noch  im  J.  1818  durch  eine  hannoverische  Verordnung  v.  3i.  Jul.  anerkannt, 
und  besteht  noch  jetzt.  Ein  im  J.  i8i3  von  dem  O.  A.  Geriebt  angebrachtes 
Gesuch,  um  Aufhebung  dieses  Baukunlerschiedes,  ward  abgeschlagen.  —  Em 
berühmter  Schriftsteller  fragt:  «gibt  es  denn  adclichen  Verstand,  adeliche 
«Kenntnisse,  adeliche  Gerechtigkeit,  adeliche  Tugend  * ?  Ja!  wenn  —  Christus, 
wenn  Piato,  Aristoteles,  Solon,  Socratcs  und  Confucius,  wenn  Colombo, 
Galilei,  Bcplcr,  Newton,  Leibnitz,  AVolf  und  Bant,  wenn  Thucjdides,  T fr- 
ei tus  und  Livius,  wenn  Homer,  Virgil,  Hlopstock  und  Lessing  Edelleute 
waren.  —  Von  gehöhnten  Halben,  Moser  v.  Bcgicrungasachen,  90. —  Gänzlich  auf 
gehoben  in  dem  Staatsdienst,  ist  der  Unterschied  zwischen  Adel  und  ftichtadel 
iu  Buf&land,  in  der  Schweiz,  durch  die  Verfassungsurkunden  in  Frankreich^ 
in  dem  Bönigreich  der  Niederlande,  in  Baicrn,  Baden,  Burhcsscn,  GH.  Hessen. 
Vor  1814  war  er  aufgehoben  auch  in  Italien,  Neapel,  Spanien,  Weslphalen, 
GH,  Berg  etc.  Gegen  das  Staatsinteresse  ist  es,. dem  Zufall  der  wahren  oder 
fingirten  Geburt,  Vorrechte  in  dem  Staatsdienst  einzuräumen.  —  Hofadel  bat 
sieb,  an  den  meisten  teutseben  Höfen,  noch  erhalten. 

§.  490.  (404.) 

Besetzung  der  Staatsämter,    Gründe.  Zwang* 

I)  Staalsämter  «)  werden  von  dem  S  o  u  v  e  ra  i  n  verliehen,  entweder 
unmittelbar,  oder  mittelbar  durch  hiezu  ermächtigte  Staatsbehörden  oder 
Privilegirte  *);  allenfalls  auch  mittelst  Bestätigung  oder  Ernennung  d^r 
von  Andern  Prascntirten.  II)  Persönliche  Fähigkeit  und 
Würdigkeit,  Geist,  Kenntnisse,  Geschicklichkeit ,  Herz  und 
Charakter,  müssen  die  Wahl,  und  die  nothwendige  stufenweise  Be- 
förderung der  Staatsbeamten  bestimmen  c).  Schon  darum  sind  Erb- 
Staatsämter,  gebohrne  Beamte,  so  auch  erhandelte  und  so  ge- 
nannte Schürzen  Aemter,  nicht  zu  dulden;  eher  Et  bh  ofümter. 
Adjtinctionen  und  Substitutionen  können  nützlich,  sogar  noth- 
v*  endig  seyn  <t).  Anwartschaften  (  Expectauzen)  auf  bestimmte 
StaatsdienerStellen  sind,  in  der  Hegel,  unzulässig  •).  Nepotismus 
ist  Staatssünde;  ao  wie  Besoldung  ohne  Arbeit.  III )  Zwingen  kann 
der  Staat  seine  Bürger  zu  intellectuellen  Staatsämtern,  in  der  Regel, 
nicht  J). 

«)  Von  dem  BegriflT-der  Staatsfimter.     Govvkb  a.  a.  O.  \.  10  ff.  Emthrtiungen 
der  Staatsämter,  In  gemeine  und  technische,  in  uttnuUelbure  und  mäUefhare,  in 
fortwährende  und  voTMhergnlumde  {temporäre),  in  wesentliche  und  zufällige.  Vergl. 
Gosutu,      14.  «•  . 
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*)  Z.  B.  höhere  Staatsbehörden,  städtische  u.  a.  Gemeinheiten ,  Standesherr- 
schaften, Grundherren  1,  Erbgerichtherren.  Vcrgl.  Letsbb,  Spec.  17.  cor.  3« 
Glöcb's  Erlauter,  d.  I'andcctcn,  Th.  III,  Abschn.  1,  §.  908.  Die  kurhet  tisch« 
Verfafs.  Urk.  v.  i83i  verordnet  %.  5i  :  «Der  Landesherr  ernennt  oder  be- 
stätigt alle  Slaatsdiener .  des  geistlichen  und  weltlichen,  sowohl  des  Militär« 
als  CivilStandes,  in  so  fern  den  Behörden  nicht  die  Bestellung  überlassen 
ist».  Und  §.  53:  «Der  Ernennung  oder  Beförderung  zu  einem  Staatsamte 
mufs  der  Vorschlag  der  vorgesetzten  Behörde,  wenn  eine  solche  vorhanden 
ist,  vorausgehen».   Vcrgl.  unten  §.  49a. 

e)  Kurhessisch»  Verfafs.  LVk.  v.  i83i  ,  §.  5«:   «Ein  Staatsamt  kann  nur  dem- 
jenigen übertragen   werden,  welcher  vorher  gesetzmäsig  geprüft  und  für 
'  tüchtig  und  würdig  zu  demselben  erkannt  worden  ist». 

rf)  Göbbeb  a  a.  O.  $  6»  ff.   Kurhessische  Verfafs.  Urk.  y.  i83i,  %.  54- 

e)  Kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i ,  %.  54. 

/)  E.  F.  Mamzfl  diss.  do  coactionc  ad  munera  et  officia  publica.  Rost.  1755. 
Badische*  Edict ,  die  Grundverfafs.  der  verschied.  Stände  betr.,  v.  1808,  %.  i5, 
in  d.  Rhein.  Bund ,  XXII.  63.  Für  das  Gegentheil  streiten ,  Schwebt  (angef.. 
unten  %.  491,  Note  a)  u.  Göbbeb.  Von  Grüoden  u.  Gegengründen,  s.  Göbbbb 
.§.  19  fr.  Wider  ihn,  s.  von  der  Becbb  a.  unten  %.  491  angef.  O.  und  Uabtlebsb's 
Justiz-  u.  Polizeifama  i8iö,  Num.  34  ff. 

■ 

§.    491.  (405.) 
Vomitiv.   Notariat.   Akademische  Würden. 

I)  Die  ehemaligen  Ober-  und  Unter  Com  i  ti  ve  (Palatinate  ), 
die  Aemter,  Würden  und  Befugnisse  der  kaiserlichen  Ober-  und 
U  nte  r  H  of  pfa  lz  graf  e  n  (comitum  palatinorum,  majorum  et  mi- 
norum,  comitum  sacri  palatii  Lateranensis  ) ,  sind  mit  der  teutschen 
Reichsverfassung  erloschen  «).  II)  Eben  so  das  Amt  der  kaiser- 
lichen Notarien  *)•  Doch  sind  Handlungen,  welche  diese  während 
der  Reichsverfassung  gültigerweise  unternommen  halten ,  fortwährend 
gültig.  Jeder  Bundesstaat  ist  jetzt  befugt,  eigene  Staats-  oder 
TerritorialNotarien  zu  creiren,  d.  h.  Männer,  die  zu  öffent- 
licher Beglaubigung  der  von  ihnen,  meist  in  Gegenwart  einer  be- 
stimmten Anzahl  requirirter  Zeugen,  bemerkten  ErfahrungsGegen- 
atände,  unter  landesherrlicher  Auctorität  bestellt,  und  obrigkeitlich 
verpflichtet  sind  «).  III)  Auch  die  akademischen  Würden, 
können  jetzt  nur  allein  unter  landesherrlicher  Auctorität  ertheilt 
werden  (  §.  5oa  ). 

f  '  ' 

ä)  Mosbb  von  kaiserlichen  Regierungtrcehten ,  4^6-  Teutsche  Encyelopldie , 
IV.  604.  VII.  417.  v.  Rökkb's  Staatsr.  des  Cburfurstenth.  Sachsen,  I.  436.  — 
In  dem  Königreich  Sachsen  ward  jedoch  den  JuristenFacnltäten  und  dem  Rath 
zu  Leipzig  die  Ausübung  der  Gomitiv  auch  fernerhin  gelassen«  durch  Verordn. 
v.  6.  Jan.  1807.    Cod.  August. ,  Contin.  III.  T.  I.  p.  311. 

£)  H.  Mal.  I.  Notariatordn.  v.  i5n,  in  Gebstlacbbb's  Handb.  der  Rcichsgesetze, 
X.  19a«  r  auch  in  der  N.  8.  der  R.  A.  II.  i5i ,  und  besonders  edirt  von  J.  M. 
Stabe.  Frankf.  1799.  8.  —  Pötteb's  Lit,  III.  3*4.  Hlübeb's  Lit.,  II.  $.  1104. 
Gebstlacbbb's  Handb.,  X.  1949.    Elendes  s.  corp.  juris  publ.,  L  c.  6.  Mo»»b's 
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Staalsr.,  V.  4**  &  Ohmden .  von  kaiserl.  Rcgierungsrecblen.  S.  47&*  S«x- 
cnow's  B.  H.  B.  Protei* ,  I.  i34  ff  Sirbrb's  gerichtl  Procels,  \.  n5.  —  Von 
dem  ehemaligen  Anscheu  der  laherlichen  und  päpstliche*  Notarien,  in  fast  ganz 
Europa  *  *.  v.  Muitbrs  Volkorr. ,     85 ,  Note  e. 

c)  J.  G.  A.  Griesse  diss.  de  mulationibus  circa  notarios,  Kuhlata  Imperii  ger- 
manict  forma.  Landab.  1607.  8.  Ejuxd.  diss.  de  noti*  rhararteristirts  Nota- 
riorum tum  inperialium  tum  noviorum,  et  inprimis  de  illorum  qualitate, 
sublato  Germanorum  isnperio.  ibid.  1807.  Budiitihe  Kotariatordnung ,  i8of.. 
ft'irtembergische  Verordn  t.  ii.  Mai  1606 ,  wider  ausländische  Hof-  und  Pfals- 
grafen  und  Notariea.  Hesttndarmstädtiickt  Notariatordn.  vom  20.  Sept,  »'«88, 
u.  Verordn.  v.  10.  Mai  1802  wider  die  kaiserl.  Hofpfalzgrafen.  PreiuMitche 
Notariatordn.  v.  \^%.  ^/Prtius.  allgem.  Gcrichlsordn. ,  Th.  III,  Tit.  7.  Von 
Otstrtich,  Uabeblir's  Handb.  des  t.  StaaUr.  I.  461.  Moser  von  Gnadensachen, 
a8.    Von  dem  KR.  Sachsen,  Weissk's  k.  saebs.  SlaaUr.,  Bd.  II,  §.  128. 

§.     492.  (40..) 

Verhältnis*  zwischen  dem  Siaat  und  dem  Staatsbeamten .  Aufkündigung. 

Entlassung, 

Die  wechselseitigen  Rechte  zwischen  dem  Staat  und  den  Staats- 
beamten <*),  sind  zuvörderst  zu  beurthcilen  aus  den  Stipulationen  des 
Dienstvertrags  *);  dann,  aus  den,  die  Stelle  einer  Übereinkunft 
vertretenden  Staatsgesetzen  ;  zuletzt,  aus  der  Natur  des 
gegenseitigen  Verhältnisses.  In  dem  letzten  Fall  findet,  so  wie,  in 
der  Regel,  kein  Zwang  zn  Annehmung  intellectueller  Staatsämter  «*), 
also  auch,  auf  beiden  Seiten,  kein  Zwang  zu  Fortsetzung  des  Dienst- 
verhältnisses Statt  0*  Daher  ist  I)  eine,  nicht  zur  Unzeit  und  ohne 
Gefährde  erfolgende  Aufkündigung,  Niederlegung  des  Amtes  oder 
Resignation  des  Dieners/),  eben  so  erlaubt,  als  II)  eine  En  t las  su  n  g 
oder  Verabschiedung  (einfache  Diinission,  dimissio  honesta)  desselben, 
die  in  Gnaden  und  ohne  Anfuhrung  einer  für  seine  Ehre  nachteiligen 
Ursache  geschieht  ?). 

«)  Von  dieser  sehr  bestrittenen  Frage,  s.  die  altem  Schriften  in  PCttebs  LiL , 
III.  §•  1098.  u.  bei  J.  II.  ßoxnntR  in  der  unten  Note  g  ,  angef.  Dissertation. 
De  Naosuiffir  medit.  juris  privali  principJ  T.  I.  p.  16.  sqq.  Seb.  Mslecobd  diss, 
de  publicis  officiU  absque  justa  causa  cjusque  legali  cognitionc  non  auferendis. 
Gött.  1788.  Kiubbb's  jur.  Bibl. ,  XXII.  i5s.  ( BeBnASff's )  Versuch:  ob  ein 
Herr  seinen  verpflichteten  Beamten,  ohne  Ursache  seiner  Dienste  entsetsen 
oder  entlassen  könne?  Regcmb.  i-Qt.  6.  J.  M.  Sed feist  von  dem  Ver- 
hältnisse des  Staats  und  der  Diener  des  Staats  gegen  einander,  im  recht- 
lichen und  politischen  Verhältnisse.  Wünsb.  i-#JB.  8.  Fried.  Geit. 
Ergler  diss.  de  rouneribus  publicis,  justitiae  sacerdotibus  absque  justa  causa 
non  auferendis.  Lips.  1794.  4*  J*  Bjscnorr  über  die  Endigung  der  Staats- 
dienste. Heimst,  u.  Leipz.  1797.8«  (Steht  auch  in  dessen  Handb.  der  CaasJei- 
Praxis,  Tb.  II  (1798),  96— m»4*  und  in  Häberj.is's  Staatsarchiv,  Heft  VIII). 
C.  F.  Häberli5  über  die  Hechtssacke  des  Herrn  Hofrirhtars,  auch  Land-  und 
Schatxraths  von  Berlepsch.  Berlin  1797. 8.  Fasax  Ar*,  von  der  Becse  von  Staats- 
ämtern  und  Staatsdienern.  Heilbronn  179%  8.  J.  F.  Bössbebg  über  Dienst- 
entlassung und  Dienstaufkündigung.  Berlin  1799.  8.  Merkwürdiges 
licchlsgutacbten  einer  JuristenFaculUt ,  die  willkührliche  Entlassung  eines 
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Staatsdiencrs  betreffend.  (Weimar)  April  1801.  DienstEntlasaunge-  u.  Procefs- 
gcschichte  de»  herzogl.  wirtembergischen  StaaisMinisters ,  Frhrn.  v.  Wöll- 
wabth.  Aus  kammergerichtlichcn  und  andern  Acten  gezogen.  Frankf.  u. 
Lei|iK.  i8o3. 8.  Reich*liofraihsErkenntnisae,  in  Häbbm.ib'8  Staatsarchiv,  Heft  40, 
S.  3«9  —  359-  K.  A-  v.  Wassfhbfiä's  Beitrag  tue  Geschichte  der  Organisation 
der  coburg>saalfeldischen  Lande  durch  den  etc.  v.  Kbbtschm&bb,  Tb.  I 
(i8o5-  8.),  S.  141  — i83.  Göüvia  a.  a.  0  A.  W.  Bbhbbbg  über  die  Staats- 
verwaltung tcutscher  Lander,  6.  C.  A.  C.  HzaTEi/s  Worte  über  den  Staats- 
dienst- Darmst.  1817.  8-  J.  D.  F.  Rom  ff  Dienst-  u.  Rechtsverhältnisse  der  k. 
preuss. Staatsbeamten.  Berl.  »827.  8.  Vou  dem  preussischen  Staatsdienst  handelt 
auch  A.  W.  Hefftcb's  Beitrage  tum  t  Staats-  u.  Fürstenrecht.  I.  Lieferung 
(1829),  S.  117  ff.,  dann  überhaupt  von  obiger  Frage,  S.  ia5  ff. 

4)  Z.  B.  wenn  das  Amt  ausdrücklich  unter  Vorbehalt,  oder  Bedingung,  auf 
bestimmte  Zeit,  auf  Wohlgefallen,  provisorisch,  u.  d.  übertragen  war. 
Dahin  gehört  auch  der  Fall,  wenn  das  Amt  seiner  Natur  nach  temporär  oder 
vorübergehend,  d.  h-  der  Natur  des  aufgetragenen  Geschäftes  sufolge,  still- 
schweigend auf  gewisse  Zeit  eingeschränkt  war,  z.  B.  eine  (.Kommission ,  G4- 
aandschaft ,  u.  d.  —  Dafs  Staatsämler  auf  einem  Vertrag  nicht  beruhen,  be- 
hauptet Göbseb  a.  a.  O.  §•  39  ff.  Dawider  s.  v.  d.  Becke,  a.  a.  O.  u.  Habt- 
lebeü's  Justiz-  u-  Polizeifama,  181 4«  N"m  4°  —  46;  i8i5,  Num.  34  — 38. 

c)  Pit  ist.  allgem.  Landr. ,  Xh.  IL  Tit.  10.  $.94  —  >o3.  K5nigl.  preuss.  Cabinet- 
Ordre  v.  17.  Dec.  i?o5.  Instruction  für  die  Regierungen,  v.  ib.  Dec.  1808.  %. 
44«  u.  Verordnungen  v.  10.  Jul.  u.  7.  Aug.  1810,  in  der  Allg.  Lit.  Zeit.  1811. 
E.  B.  N.  104,  8.  83o.  Code  Napoleon,  %.  106.  107.  Kurpfulzbuierische  Verordn. 
oder  HauptLandcspragmatik  v.  1.  Jänner  i8o5,  über  die  gesetzlichen  Verhält- 
nisse der  Staatsdiener,  ihrer  Witwen  und  Waisen;  in  d.  baier.  Regierungs- 
blatt, u.  als  Anhang  bei  Göbbfb  a.  a.  O.  Dazu  gehört  noch  die  buierische 
Verordn.  v.  a8.  Nov.  181«,  über  den  PensionsStand  der  Staatsdiener}  in  d. 
baier.  Regier.  Blatt  von  181 3,  u.  in  der  Allgem.  Zeit.,  »8*3,  Num.  169.  Baier. 
Edict,  die  Verhältnisse  der  Staatsdiener  betr.,  v.  *6  Mai.  1818,  als  Beil.  9  bei 

•  der  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818.  Kursahburgische  Verordn.  v.  9.  Jan.  i8o5  , 
über  denselben  Gegenstand.  (Von  beiden  Verordnungen,  s.  Justiz  -  u.  Poli- 
zeiFama,  i8o5).  Budhckc  Verordn.,  den  staatsdicnerschaftl.  Stand  betr.,  v. 
*5.  Apr.  1809,  in  d.  Regier.  Blatt,  1809.  Num.  17,  aufgehoben  durch  eine 
Verordn.  v.  14.  Nov.  1809,  in  d.  Regier.  Bl.  N.  47.  durch  welche  §.  i&7  der 
snarhgräfl.  bad.  Hofrathslnstruetion  v.  1794  wieder  für  gültig  erklärt  wird. 
Neue  badische  Verordn.  v.  3o.  Jan.  18*9.  Nassauische  Verordn«  v.  3.  u.  6. 
Dec.  181 1 ,  über  die  Dauer  der  Dienstverhältnisse  u.  der  Pensionirung  der 
Staatsdiener.  Wirtemb.  Edkte  v.  18.  Oct.  1817 ,  betr.  die  Besoldung  u.  Pen- 
aranirung  der  Staatsdiener.  fVirtemb.  Verfafs.  Urk.  v.  1819 ,  V  46  —  5o. 
Wirtemb.  DicnstPragmatik  v.  18.  Jun.  18a  t,  und  dazu  gehörige  Verordn.  in  d. 
wirtemb.  Staats-  u.  Regier.  Blatt  v.  so.  Apr.  181s.  GH.  hessische  DicnstPrag- 
matik v.  11.  April  1810;  in  d.  Hefe.  Regier.  Bl-,  1810,  Num.  «3.  DienstPrag- 
matik  der  Freien  Stadt  Frankfurt  v.  6.  Oct.  1829;  in  der  frankf.  Gesetz-  u. 
SututenSamiul.,  Bd.  IV,  S.  i65  —  17a. 

d)  Anders,  J  H.  Boehser  introd.  in  jus  publ.  univ.  lib.  II.  c.  6.  $.  11.  Eben- 
ders.  in  Exercit.  ad  Pandect. ,  T.  III.  ezerc.  LV1I.  p.  768.  Ahasv.  Fbitsch  in 
s.  opusc  T.  I.  p.  7a.  Hzfftfb  s.  a.  O.,  S.  117.   Vergl.  oben  V  490. 

e)  «Keinem  Staatsdiener  kann  die  nachgesuchte  Entlassung  versagt  werden» 
Kurhessische  Verfafs.  Urk-  v.  i83i ,  V  59. 

f)  Preuss.  allg.  Landr. ,  IL  10.  95.  Die  angef  baierische  HauptBandespragmatik , 
Art.  17.  Biscaorr  a.  a.  O.  V  97.  Klüber  a.  a.  O.  S.  i56.  v.  d.  Brchk  a.  a. 
O.      9a   IL11.ACORD  \  e.  S-  ,5>   Gobber      io5  f.   A.  W.  Möcrbbt  diss.  de 
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jure  resignandi  officialium  publicorum.  Gölt.  1798.  Von  der  Parömie:  Herren- 
dienste  sind  keine  Ehegelübde,  s.  J.  F.  Eisrmhart's  Grundsätze  des  tcuUchen 
Rechts  in  Sprichwörtern  (1.  Aufl.  1791.  8.),  S.  54.  Hertics  de  jparoemiis  juris 
germ.  II.  9;  in  dessen  Ojjusc.  Vol.  II.  T.  3.  p-  399.  Anders,  Gösmeb  a.  a.  0., 
S.  »56  ff.  u.  Heefteb  a.  a.v  O.,  S.  i39f. 

g)  Mevius,  P.  II.  dec.  ia.  J.  H.  Boehbeb  diss.  de  jure  prjncipis  circa  dimis&ionern 
ministrorum,  %.  16.  sq.  in  seinen  Excrctt.  ad  Pandect.  T.  HI.  n.  LV1L  Prsr- 
riBCBB  Vitriar.  illustr.  T.  III.  p.  1157.  Mtleb  ab  Eubbkbach  byparchologia , 
rap.  4-  %.  3.  n.  6.  De  Nkuxamm  medit  juris  privati  princ.  ,  lib.  3.  tit.  10. 
481.  488.  Zikglfr  de  jurih.  majest.,  lib.  1.  c.  99.  §.  7.  Letsfb  ,  Sp.  370.  m. 
46.  Strubel,  Th.  III,  ßed.  ■  44*  v-  Rieffel's  Reichshofrath  in  Justiz-  u.  Gna- 
densachn,  I.  166.  IV.  317.  Rlürf.b's  kl.  jur  Biblioth.,  XXII.  »56.  Heftteb,  a. 
a.  O. ,  S.  141  ff.  Gönheh,  §.  107  ff.,  welcher  nur  die  Besoldung,  unter  gewis- 
sen Umst'inden  ,  für  unwiderruflich  hält.  —  Bei  Staatsdienern,  die  nicht  de- 
tiniliv'  oder  bleibend,  sondern  nur  provisorisch  oder  vorübergehend,  nament- 
lich für  einen  einzelnen  Auftrag  oder  eine  Art  von  Aufträgen  angestellt  sind, 
ist  die  jeder/eilige  Zulüssigkeit  einer  anständigen  Abrufung  oder  Entlassung 
unbestritten.  Dieses  ist  der  Fall  bei  Gesandten t  als  solchen,  die  nach  der  Ab- 
rufung in  ihr  voriges  Rcchtsverhältnifs  zurück  treten.  Anders  die  SchlufsActe 
des  wiener  Congr.,  Art  45.  —  Beiderseitige  vierteljährige  Dienstaufkündigungs- 
Froiheit,  war  verordnet  in  der  hadischen  Hofrathslnstruction  v.  IT94,  §.  i5r. 
Nach  der  angef.  franhf.  DicnstPragmatik  v.  1819,  %.  ia,  sind  alle  Staaudicner 
zweiter  Classe  als  auf  Widerruf  angestellt  zu  betrachten.  —  Ein  Mos  verab- 
schiedeter Diener  behält  seinen  vorigen  Rang  und  Titel.  Westphal's  Staatsr., 
17».  Gönner,  %.  tß  —  Dafs  Verabschiedung  so  schimpflich  sey,  als  Cassation, 
behauptet  Crisifr,  T.  II-  ob«-  628.,  u.  in  dessen  Opusc.  T.  IV.  opusc  ai. 
E6endfss.  wct/.lar.  Nebenstunden.  Bd.  38,  S.  81;  Bd.  67,  S.  10;  Bd.  ia3,  S. 
445.  Dawider  s.  Stbubem ,  Th.  III,  Bcd.  114.  Moser  von  d.  Landcsboh.  in 
Regierungssachen ,  S.  i83.  Sbükerbt  a.  a.  O.  §.  78.  —  Von  der  Praxis  der 
ehemaligen  Reichsgerichte,  s.  v.  Cbakeb  u.  v  Riepiel  a.  a.  O.,  auch  Häbxb- 
lih's  Staatsarchiv,  Heft  4o,  S.  319.  —  Dafs  selbst  ein  mit  der  Clausel :  ad  be- 
ncplaciium  oder  auf  Gutfindgn  oder  ff  ohlgefallen ,  ertbeiltca.  Amt,  von  Seite  des 
Staates  unwiderruflich  sey  ,  behauptet  Rörhbbrg  a.  a.  O-  Abth.  3.  Abschn.  1. 
Dawider  s.  Gümmer  a.  a.  O. ,  S.  241  ff.  J.  H.  Boehbeb  1.  c.  T.  III.  p  763.  sq.  — 
In  der  neuern  Zeit  ist  lnamovibililät  der  Justizbeanüen  nicht  selten  durch  Staats- 
Grundgesetze  festgestellt.  Die  kaiserliche  Wahlcapilulation  seit  1790,  Art  24»  Sm 
10,  machte  in  Teutschland  hierin  den  Anfang.  Für  alle  Staatsbeamte  verordnet 
die  Unabsetzbarkcit ,  die  kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  \.  56:  «Ohne  Ur- 
thcil  und  Recht  darf  kein  Staatsdiencr  abgesetzt,  oder  wider  seinen  Willen 
entlassen,  noch  demselben  sein  rechtmäsiges  Dicnsteinkoromen  vermindert  oder 
entzogen  werden,  vorbehaltlich  der  besondern  Bestimmungen,  welche  aas 
StaatsdicnslGcsetz  enthält*. 

$,    493.  (407.) 

Versetzung.   Zuruhesetzung.    Pensionirung.    Entschädigung.  Pflicht 

beider  Theile.  Staatsveränderung. 

III )  Dasselbe  gilt  von  einer  Versetzung  oder  Traoslocation 
des  Dieners,  aueb  von  einer  Aenderung  in  seiner  Bestimmung  und 
Dienstleistung,  mit  oder  ohne  Vortheil  auf  seiner  Seite,  und  ohne 
dafs  eine  Herabsetzung  desselben  dr.mit  verbunden  ist  °).  IV)  Auch 
ist  nicht  widerrechtlich,  dieZ  u  r  uh  e  s  e  t  zun  g  (Jubilirung,  Quiescirung, 
Versetzung  in  den  Ruhe-  oder  QuiescentenStaud)  eines  Dieners,  dessen 
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Dienste  dem  Staat  überflussig  geworden  sind ,  oder  der  zu  Verwaltung 
des  Amtes,  ganz  oder  zum  Theil,  unfähig  geworden  ist.  V)  Ist  dieses 
ohne  des  Dieners  Verschulden  geschehen,  so  pflegt,  mit  Beibehaltung 
des  yorigen  Ranges  und  Titels,  eine  vcrhältnifsma'sige  jährliche  Pen- 
sion (Buhe-  oder  VersorgungsGchalt,  pcnsion  de  retraite),  als 
Staatsschuld,  in  der  Regel  auf  die  Lebenszeit  des  Empfängers,  gegeben 
zu  werden  *).  War  der  Staatsdienst  selbst,  die  unmittelbare  Ursache 
der  Unfähigkeit,  so  ist  volle  Entschädigung  des  Dieners  Zwang- 
pllicht.  VI)  In  allen  diesen  Fällen,  legt  die  Heiligkeit  des  Staats- 
zweckes beiden  Theilen  wesentliche  Pflichten  auf  c):  dem  Staat, 
die  Entlassung,  Versetzung,  oder  Zuruhesctzung ,  nur  nach  der  For- 
derung des  Staatszweckes,  mithin  nach  Pflicht,  zu  verfügen;  dem 
Diener,  bei  einer  Aufkündigung  nach  u  ntadelhaf ten  Gründen 
C nicht  nach  blofser  Willkühr)  zu  verfahren,  zu  deren  Deurtheilung 
zwar  vorzüglich  ihm  die  Data  gegeben  sind,  die  er  aber  dem  Staat 
anzuzeigen  in  einzelnen  Fällen  verpflichtet  seyn  kann  df.  VII)  In  der 
neuern  Zeit,  hat  man  in  Hinsicht  auf  En  t  Schädigung  solcher  Staats- 
und Hofdieuer,  auch  Pensionisten,  welchen  eine  eingetretene  S  ta  a  ts- 
veränderung  den  ^Verlust  ihrer  Stellen  und  Amtvortheile,  oder 
Pensionen,  entweder  androhte  oder  zugefügt  hatte ,  billige  Bestim- 
mungen eintreten  lassen  «)< 

0)  Rhein.  Bund ,  XXXVIII.  m4-  —  *  Jeder  Slaatsdiener  mufs  sich  Versetzungen , 
welche  seinen  Fähigkeiten  oder  «einer  bisherigen  Dicnstführung  entsprechen, 
ans  höheren  Rücksichten  des  Staats,  ohne  Verlust  an  Rang  und  Gehalt,  ge- 
fallen lassen-.    Kurhessische  Vcrfafs.  Urk.  v.  i83i  ,  §.  by. 

1)  Vergl.  oben  %.  a33  ff.  SsurriaT  a.  a.  O.  %.  74.  Gösssn  a.  a.  O.  §.  6.  vi 
Mosers  politische  Wahrheiten,  Bd.  II,  S.  309.  Grukd's  Abb-  über  das  Recht 
der  Pensionen.  (Ohne  Druckort.)  1811.  8.  Uebcr  die  Rechte  der  Staatsdiener 
u.  Pensionisten  bei  Staatsverämlerungen.  Frankf.  1819-  8  Hcffter  a.  a.  O.,  S. 
148  ff.  Vergl.  die  angef.  bäuerische  HauptLandespragmalik  ,  Art.  11  u.  17  Sf., 
wo  defswegen  bei  der  Besoldung  des  Staatsdiener,  Siandesgehult  und  Dienst- 
oder  FunctionsGclialt  unterschieden  wird.  Jener  bleibt,  als  Pension  oder  Ruhe-  " 
gcltalt  Das  baier i sehe  Edict  v.  17.  Apr.  1814*  wegen  Rcgulirung  der  Pensionen 
u.  QuiscenzGehalle  nach  dem  Verhältnifs  des  Standes  -  u.  Dienslgchaltes ,  ward 
aufgehoben  durch  e.'  Verordn.  v.  8.  Mär«  1826.  —  Kurhessischs  Vcrfafs.  Urk. 
t.  i83i,  $.  58.  fVirtemh.  Edict.  v.  18.  Nor.  1817,  wegen  Pensionirung  der 
Staalsdiener,  ihrer  Witwen  und  Kaisen.  Von  den  leisten  s.  unten  494.  — 
Bei  Staatsdienern,  denen  in  Hinsicht  auf  ihren  piluhtmäsigen  Aeprasentationj- 
Aufwand  eine  höhere  Besoldung  bewilligt  xu  werden  p.Iegt,  als  sonst  gewöhn- 
lich oder  nöthig,  7..  B.  Staatsininislcrn  und  Gesandten,  pflegt  bei  Bestimmung 
ihrer  Pension  dieser  höhere  Thcil  ihrer  Besoldung  smörderat  abgezogen,  und 
nach  dem  Verhältnifs  des  Leberrestes  das  Quantum  der  Pension  bestimmt  su 
werden.  Man  vergl.  v.  der  Becks  a.  a.  O.,  ^  74.  v.  Göbser  a.  a.  O.  §.'53  u. 
10«,  8.  145,  a48.  s5a  f. 

0)  Um  jedem  Zweifel  vorsubeugen.  wird  in  manchen  Ländern,  bei  Annahme  der 
Staatsdiener,  wechselseitige,  vierteljährige  oder  halbjährige,  Aufkündigung 
bedungen.  M,oskb  v.  d.  Landesboh.  in  Regier.  Sachen,  ißi.  Cbamer,  Tit.  III. 
ob*.  8i4>  Ekendess.  Ncbenst,  Th.  79,  S.  94.  Für  ungültig  hält  diese  Bedingung, 
RöBsraac  a.  a.  O.  Abth.  4,  Abschn.  a.  Dawider,  Göbbvr,  §.  101.  —  Für 
ungültig  wird  die  RündigungsClausel  erklärt,  in  d.  fürstl.  lippe- detmoldischen 
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Bekanntmachung  v.  «5.  Mai  1807.  Rhein.  Bund,  XI.  «33.  —  Durch  Gcsetse 
sollte  fett  stehen,  dafc  Richter,  gegen  ihren  Willen,  anders  nicht  als  durch 
gerichtliches  Erkcnntnifs  von  dem  Bichteramt  entfernt  werden  dürfen. 

d)  Die  Meinungen  sind  sehr  getheilt.  /«.  B.  1)  einige,  vorzüglich  altere  Rechts- 
lehrer, hallen  ein  Staatsamt  nur  dann  für  widerruflich,  auf  Seite  des  Staates, 
wenn  solches  auj  Bitte  des  Diener*  verliehen  ist-  —  1)  Andere  sprechen  nur  dem 
Diener  die  AufkündigungsFreiheit  au.  CaAua,  T.  II.  obs.  618.  III.  obs.  8*4- 
hJbendes».  Nebenst.,  Th.  38, Nun».  5 ;  Th.79,  Kam.  7.  Malacobd  1.  c.  %.  11.  i5-  sq.v.  d. 
Bech»  a  a.O.  §. 59U. 98— 104.  Böbrbibo  a.  a.  O.  Abth.  4.  Abschn.  1;  wenigstens 
dann,  wenn  der  Diener  ausserhalb  seines  Amtes  nicht  Untertban  des  Staates 
ist.  De  Mühcbmavsbh  de  jure  minlstrorum  eiigcndi  a  principe  dimissionem , 
\-  13.  —  3)  Nach  Andern  kann  ein  Diener,  der  vorhin  Unterthan  des  Dienstherrn 
gewesen,  nach  Belieben  entlassen  werden,  nicht  aber  ein  in  Dienste  genomme- 
ner AusVAnder.  Da  Lvoewig  consil.  Halens.  JCtor. ,  T.  II.  lib.  a.  cons.  6s. 
nura.  6.  Vergl.  auch  Gösara,  %.  33.  —  4)  Noch  Andere,  sprechen  beiden 
Theilen  das  einseitige  Aufkündigungsroclit  ab.  SaürrtBT  a.  a-  O-  %.  87  ff.  v. 
Rotb's  Staatsr.  teutscher  Reichslande,  Th.  I.  §.  34*  Btscuovr  a.  a.  O.  99  — 
104.  —  5)  Einige  schreiben  dem  Regenten  ein  willlührliches  Entlassungsrecht 
au.  Casp.  Zikglxb  de  jürib.  majesL,  lib.  I.  c.  29.  %.  7.  Dawider,  Rast's  me* 
taphvs.  Anfangsgr.  der  Rechtslehre,  %.  49.  D.  S.  190  f.  —  6)  Nach  Andern,  können 
Staatsdiener ,  denen  die  Ausübung  der  richterlichen  Gewalt  anvertraut  ist,  nicht 
qigenmächtig  entlassen,  sondern  nur  durch  Urtbeil  und  Hecht,  verübter  Ver- 
geltungen halber,  ihres  Amtes  entsetzt  werden  (E&gleb,  angef.  %  49*^  a):  hin- 
gegen findet  willkührliche  Entlassung  Statt,  bei  allen  Dienern,  die  zu  Ausübung 
der  vollziehenden  Gewalt  angestellt  sind.  Blieb  in  Zachabia's  Annalen  der 
Gesetzgebung  in  Rursacbsen  (Leipz.  1806.  8  ),  S.  347  u.  369.  —  7)pafs  Staats- 
amter  auch  ohne  Vertrag  ein  unwiderrufliches  Recht  erzeugen ,  so  fern  auf 
ihnen  ein  Nahrungssiand  ruhet ,  behauptet  Göwr»*n  a  a.  O-  \.  5a  ff. ,  welcher 
überhaupt  lüugnet,  dafs  Staatsämter  auf  einen  Vertrag  sich  gründen. 

«)  ReicbsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3,  %.  14»  5i  fT. ,  56,  59,  68  ff-»  89;  s. 
oben  J7,  5o  u-  58.  Teutsche  Bundes  Acte,  Art  i5,  und  die  in  Folge  der- 
selben Statt  gehabten  Verfügungen  der  Bundesversammlung.  Üeber  die  Ent- 
sebädigungsberechtigung  der  StaaUdiener,  bei  Aufhebung  ihrer  Stellen;  von 
den  R.  H.  G.  Assessoren  v.  Raxfts  u.  v.  Stein.   Frankf.  1808.  8. 

§.  494.  (408.) 
Cassation.    Suspension.    Witwen  geholt. 

VIII)  Cassation,  Bestrafung  eines  Staatsdieners,  wegen  Dienst- 
Verfehlung,  wegen  Verbrechen  oder  gemeiner  Vergehen,  durch  Amt- 
entsetzung  (remotio),  mit  oder  ohne  Vorbehalt  der  Ehre,  so  wie 
IX)  Suspension  oder  einstweilige  Entfernung  eines  Staatsdieners 
Ton  seinem  Amt,  während  der  Untersuchung  eines  ihm  zur  Last 
gelegten  Verbrechens,  mit  oder  ohne  Beibehaltung  aller,  oder 
bestimmter  Amtsnutzungen«),  kann,  in  der  Regel,  nur  von  dem 
Richter  verfügt  werden  *)•  Widrigenfalls  hat  der  Diener  von  dem 
Richter  ein  Erkenntnifs  auf  Restitution  und  Ablieferung  des  rückstän- 
digen Gehaltes  zu  erwarten  c).  Dagegen  steht  dem  Dienstherrn 
nachher  frei,  ihm  eine  anständige  Entlassung  zu  ertheilen  •*).  X)  Bei 
blofsen  Hausdienern,  Gesinde  und  Dienstboten,  so  auch  bei 
Hofbeamten  und  Hofdienern  ($.4870,  u.  488),  ist  die  Wechsel- 
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seitige  AufUündigungsfreiheit  am  wenigsten  bestritten  *).  XO  Ob  und 
■wie  weit  die  Witwe  eines  Staatsdieners,  Witwengehalt  zu  fordern 
berechtigt  sey?  beruht  auf  vertragmasiger,  oder  staatsgesetzlicher 
Bestimmung  /). 

a)  Nach  erfolgter  gänzlicher  Lossprechung,  müssen  die  innebehaltenen  Amts- 
nuUungen  dem  Diener  verabfolgt  werden.   PorBsoonr,  T.  IV.  obs.  208- 

*)  Maiacobd  1.  e.  §.  i5.  Sa«.  Stbyh  diss.  de  suspensione  ob  officio.  Hai.  1680. 
u.  in  Collect,  diss.  (Frf.  1743.  fol.),  Vol.  IV.  n.  4.  Biscuorr  a.  a.  O.  98. 
Vergl.  die  angef.  baier.  HauptLandespragroatik .  Art.  8  ff.  u.  Beilage  IX  zu 
der  baicr.  Verfafs.  Urb.  t.  1818.  —  'Wider  die  Suspension  s.  C.  F.  Scbekh  in 
HabtlebriTs  Justiz  u.  PolizeiFama,  i8i5,  St.  5o  —  5a.  —  Bei  notorischer  Ver» 
nachlässigling  der  Geschäfte,  und  bei  srandalösrr  Sittenlosigkeit ,  vertheidigt 
die  Entfernung  des  Dieners  von  seinem  Amt,  ohne  förmlichen  Bichterspruch, 
wenn  dem  Diener  ein  verhältnifsmäsiger  Theil  seines  Gehaltes,  so  wie  seine 
bürgerliche  Existenz,  gesichert  bleibt,  A.  W.  Bkhbrbo  über  die  Staatsverwal- 
tung deutscher  Länder,  und  die  Dienerschaft  der  Begentcn  (Hannover  1807» 
8.)  %.  6.  Vergl.  auch  die  Königl.  preuss.  CabinetOrdre  v.  17.  Der.  i8o5;  der- 
gleichen v.  ia.  Apr.  1812,  betr.  das  Verfahren  bei  Amisentsetzung  der  Geist-  , 
liehen  u.  Jugendlehrer,  wie  auch  anderer  Staatsbeamten;  dergl.  v.  11.  Febr. 
i8»3,  betr.  das  Verfahren  bei  auf  administrativem  Wege  erfolgenden  Dienst- 
entlassungen der  Civilßeamtcn ;  alle  in  der  preufs.  GcfctzSammlung. 

r)  v.  Bieffsl's  Beichshofrath  ,  I.  «66.  De  Craxeb,  T.  II.  obs.  608.  Ejusd.  Opusc., 
T.  IV.  p.  48».   Ebendest.  wetzl.  Nebenst,  Th.  i«3,  S.  445. 

d)  Moseb  Ton  der  Landcsboh.  in  Begier.  Sachen,  i83>  Mivhjst  P.  II.  deo,  n. 
Du  Cbameb,  T.  HL  obs.  8»4-  Ebenda s.  Wetzlar.  Nebenst.,  Th.  79,  S.  94.  — 
Eliehin  begünstigten  die  teutscbenBcicbsgerichte,  besonders  da»  B.  Kammerge- 
riebt,  oft  auch  solche  Diener,  die  bloss  verabschiedet  waren,  durch  Mandata 
oder  Bescripta  restitutoria  S.  C  oder  C  C. ,  meist  aus  Gründen  der  eviden- 
testen Billigkeit.  De  Cbaxbb,  T.  II.  obs.  665.  618.  HI.  obs.  807.  Ebendess. 
wetzlar.  Nebenst.,  Tb.  38,  S.  81  j  Th.  79,  S.  94;  Th.  ia3,  S.  445.  Mosbb  a.  a. 
O.  S.  129.  i83.  4>5.  SchlÖxeb's  Staatsanneigen ,  Heft  10,  S.  117;  Heft  i4>  S. 
a«3,  Heft  39,  S.  43.   Häbxblib's  Staatsarchiv,  Heft  46,  S.  189  ff. 

e)  v.  d.  Bechi  a.  a.  O.  S.  34 ,  Note.  K.  wirtemb.  Verordn.  wegen  Entlafsbarkeit 
der  Hofbeamten  u»  Hofdiener,  v.  so  Dec.  1817. 

f)  Neuere  Verordnungen  teutseber  Bundesfürsten  hierüber,  in  d.  Bbcin.  Bund, 
L1V ,  368.  Die  angef.  baier.  HauptLandesPragmatik  ,  Art.  »4*  &  weimar - 
eisenackifcke*  Staatsgesetz  v.  6.  Apr.  1811 ,  die  Pensionirung  der  Witwen  u. 
Binder  verstorbener  Staatsbeamten  betr.  Das  oben  \  4o3',  Note  b,  angef. 
wirtemb.  Edict  v.  18.  Nov.  1817.    HsvrTiR  a.  a.  O.  S.  147  f. 

§.    495.  (409.) 

Erzürnter,  Erbhofämter  u.  Ilofämter.  Leibgarde  u.  HofCeremoniel. 
Titel  und  Prdduate,   Excellenz.  Wappen.  Mang.  Ehrenbezeugungen. 

I)  Die  Errichtung  eigener  Erzürnter  und  Krön-,  Reichs-, 
oder  ErbLandhof amter  <0,  der  höhern  und  niedern  Hofämter, 
und  der  Hof.  und  Leibgarden  6)1  so  auch  die  Bestimmung  des  ei« 
genen  Staats-  und  Ho f C er em o  n  iel  s  c),  ist  dem  zweckmäßigen  Er- 
messen eines  jeden  Staatsoberhauptes  überlassen.  Eben  so  ist  dasselbe 
■ 
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berechtigt,  II)  zu  Ertheilung  blofser  Titel  und  Prädicate,  namentlich 
der  Excellenz  «0,  III)  auch  zu  Wa  ppenv  erleih  un  g  0-»  und 
<IV)  zu  Bestimmung  des  Randes,  sowohl  am  Hofe,  als  auch  in  dein 
Civil-  und  MilitärDtenst  /),  so  wie  V)  der  militärischen  und  andern 
Ehrenbezeugungen. 

a)  C.  F.  v.  Momh's  Hofrecht,  II.  i3i.  i5o.   Moseh's  persönl.  Staatsr.,  II.  8a. 
85.   Elender*,  v.  d.  t.  Reicbsständen ,  4*8.  654«  657.  780.    Deutsche  Encvklo- 
pädie,  VIII.  58£.   Püttbe's  lii«t.  Entwich.,  II.  191.    Rivdil's  Annalen,  I.  $.  n3. 
v.  Roth's  Staatsr.  t.  Rcichslande,  II.  8.    RitiBKa'a  Anmerkungen  zu  Satnte- 
Palaye  vom  Ritterwesen ,  I.  3.  179.  181.  II.  195.   Ebender».  über  Einfuhrung, 
Rang,  Erzämtcr,  Titel,  Wappenzeichen  u.  Warlsrhildc  der  neuen  Rurfürsten 
(Erl.  i8o3.  8  ),  S.  9  —  40.    Schriften  in  Pütts»'*  Lit ,  III.  1*0  »09.  RlIbib's 
Lit  ,  %.  91«.  997.  —  Die  zahlreichen  Erbämter  in  den  östreichhehen  cu  dem 
Teutschen  Bund  gehörenden  Staaten,  sind  verzeichnet  in  Bismcza's  verglei- 
chender Darstell,  der  Staatsvcrfass.  der  europ.  Monarchien  u.  Republ.  (Wien 
1818.  8.),  $.  56,  Note  u,  S.  187.  —  Die  preussischen,  ebenda».  Note  w,  S.  191  f. 
—  In  Baiern ,  wurden  durch  die  Constitution  des  Königreich»  v.  1.  Mai  1808, 
Tit.  3,  V  10*  *icr  lchnbarc  RcichsRronämlcr  angeordnet:  Obersthotmeister 
(Oellingen  Wallerstcin),  Oberstkämmercr  (FuggerBabenhausen,  jetzt  Oellingen 
Spielbcrg),  Oberstmarschall  (noch  unbesetzt),  OberstPostmcistcr  (Thum  u. 
Taiis).  Rhein.  Bund,  XIX.  8.   Reglement  t.  18.  Jul.  1808,  die  Rronärater  des 
Reichs  betr.,  in  d.  baicr.  Regier.  Blalt,  1808.  S.  2109.    Verfassung«urk.  t. 
1818,  Tit.  V,  %.  1.    Sic  sind  Mitglieder  des  königt.  Familienratbs  (Familien- 
Statut.,  Tit.  X,  %.  4)  u.  der  ersten  Rammer  der  Ständeversammlung;  auch  su 
der  Reiebsrervresung  berufen,  in  Ermangelung  eines  Agnaten  oder  einer  Königin 
Mutter.   Verfafs  Urk.  Tit.  II,  %.  9  ff .  —  Die  Erbämter  in  den  haanßwruckeu 
Provinzen,  sind  angezeigt  bei  Bismoza  a.  a,  O.  Note  x,  S.  199.   Im  J."  igi4 
ward  daselbst  ein  ErbLandmarscballamt  des  Rönigreichs  errichtet,  für  den 
Grafen*  von  Münster.  —  Wirtemberg  errichtete,  im  Juni  1808,  vier  lehnbare 
KronErbhofämtcr :  Erbmarschall  (Hohenlohe),  Erbhofmeister  (Truchsefs Wald. 

•  bürg),  Erbkämmercr  ( Low  enstein  Wert  heim ) ,  ErbPanner  (Graf  Zeppelin). 
Hiezu  kam,  nach  e.  Verordn.  v.  9.  Sept.  1819,  das  ErbLandpostmeisteramt, 
als  ErbmannThronlchn ,  für  Thum  u.  Taxis.  —  In  Braunschweig  sind  vier 
Erbänrter:  Erbmarschall,  Erbküchenmeister,  Erbschenk,  Erbkämmerer. 

6)  Von  dem  Hofstaat,  oben  %.  a5i ,  und  C.  F.  v.  Moszn's  Hofrecht,  I.  «17. 
Mosfr's  persönl.  Staatsr.,  11.88.   Ebenders.  von  Steuersachen,  55s.  Bisisera 
a.  a  . ,  V  57,  S.  193  IT.   v.  Ahbtib's  Constitutionen  es  Staatsrecht,  Bd.  I, 
S.  197 1  Note  b;  wo  auch  von  Höflingen  u.  höfischen  Staatsdienern.    Giuon  ü 
historisch- sittliche  Betrachtung  über  den  Hofdienst  i  in  dessen  The  Historv  of 
the  decline  and  Fall  of  the  Romain  Empire,  vol.  I,  chap.  3,  p.  90,  der  ba- 
seier  Ausg.  von  1787.  —  An  teutschen  Höfen  war  ebehin  unter  den  Hofämtern 
(zu  Berlin  und  Dresden  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts)  das, 
dem  Titel  und  der  Tracht  nach ,  nicht  mehr  übliche  Amt  der  Hofnarren  nicht 
das  unnützeste.    C.  F.  Flöofl's  Geschichte  der  Hofnarren.   Liegnitz  u.  Letpz. 
1789.  8.    Diese  «lustigen  Räthc»  begleiteten  ihre  Hofoerren  zuweilen  in  die 
geheimen  Rathsitzungen.   Bei  der  sächsischen  Ländertbeilung  i486 ,  soll  der 
berühmte  Hofnarr  Claus  (Flögbl,  S.  s8a  )  zu  80,000  Thaler  angeschlagen 
worden  seyn,  weil  Jeder  der  verschiedenen  Nachfolger  ihn  zu  besitzen  wünschte. 
Jenaischc  Allgem.  Lit.  Zeit  1811,  Num.  199,  S.  4*3. 

e)  Moseh's  persönl.  Staatsr.,  n.  91.  C.  F.  v.  Moser's  Hofrecht,  Th.  I  u.  H. 
1754«  17&5.  4-  Ceremonial  des  cours,  par  M.  Dvmobt,  mis  en  ordre  et  aug- 
raenie  par  M.  Boqssit  T.  I  —  V.  Amsterd.  1739.  foU   Ltfma's  tbeatrum  cere- 
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montalc.  —  Nützlich  ist «  dafs  Her  Uerrscher  mit  einem  gewissen»  seiner  poli- 
tischen Grösse  und  dem  Staatseinkommen  angemessenen  Glanz  (  MajestätNimbus  ) 
umgeben  scy.  Der  Aufwand  auf  seltene  kostbare  Festlichkeiten,  wo  der 
Fürst  sich  dem  Volk  und  angesehenen  Personen  mit  Würde  seigt ,  ist  nicht 
Verschwendung,  bei  sonst  sparsam  eingerichtetem  Staatshaushalt.  Schädlich 
nur  sind,  und  den  Zweck  verfehlend,  oft  wiederholte  grofsc  Festlichkeiten, 
übertriebene  Hofüppigkeit ,  und  tägliche  Verschwendung. 

d)  MosbVs  Staatsr.,  XXXV.  484.  IUCbib's  Lit.,  V  1006.  —  BaicrUchc  Verordn. 
wegen  der  Excellcnz,  v.  Febr.  1812. 

#)  Mose»  von  Gnadensachen,  a3.  Schriften  in  Pöttkb's  Lit-,  III.,  327.  Kl€bbb's 
Lit.,  3oo.. —  Für  Reichshcrold-,  Adels-  und  WappcnprüfungsGeschäfte,  ist  in 
baiern  ein  eigenes  JteicnJHcroldendmt  angeordnet,  durch  ein  Ediet  t.  1. 
No».  1808. 

0  Oben  %.  4^8*  Mosbb  von  Polizeiwachen,  371.  Schlözeb's  Staatsanzeigen, 
Heft  42,  S.  364. 

» 

§.  496.  (4io.) 

Staats-,  Haus-  und  Standeszeichen.    Ehrenzeichen,  insbesondere 

Ehrenorden, 

1)  Die  Wahl  und  der  Gebrauch  eigener  Staats-,  Haus-  und 
Standeszeichen,  bei  Landes-,  Familien-  und  Hoffeierlicbkeiten, 
auch  auf  Wappen,  z.  B.  der  Königshrone,  des  Fürstenhuts,  und  der 
FürstenUleidung ,  der  Insignien  (Krone,  Scepter,  u.  d.),  nach  dem 
Stande  des  Souverains,  hängt  von  desselben  Gutfinden  ab  «).  II)  Auch 
zu  Stiftung  und  Verleihung  bestimmter  Ehrenzeichen  oder  Deco- 
ratiouen  *) ,  insonderheit  der  Ehrenorden  «),  der  Haus-,  Hof-, 
Jagd-  und  Ritterorden ,  auch  der  Militär-  und  CivilVerdienstordeu 
(§.  248,  a5i),  etwa  nach  verschiedenen  Classen ,  und  zu  Errichtung 
Ton  Ordens S tat  ute  n,  ist  das  Staatsoberhaupt  berechtigt.  Mit  Er- 
theilung  eines  Ordens  ist  für  den  Ordensritter ,  in  der  Regel,  Standes- 
erhöhung nicht  verbunden  wohl  aber  Hoüahigkeit  und  der  Rang 
mit  dem  Adel,  mit  etlichen  Orden  auch  ein  bestimmtes  Einkommen. 
Die  Annehmung  und  das  Tragen  auswar  t  ig  er  Ehrenzeichen,  bedarf 
landesherrlicher  Genehmigung  e).  Soll  ein  Privatorden,  z.  B.  ein 
Gesellschaftorden,  von  einem  Souverain  bei  seinen Unterthanen geduldet 
und  anerkannt  werden,  soll  er  öffentliche  und  obligatorische  Existenz, 
lind  ein  Verbietungsrecht  gegen  alle  Ungenossen  in  demselben  Staat 
geniefsen;  so  wird  hiezu  ein  Privilegium ,  wenigstens  Bestätigung  des 
Souverains,  erfordert  f).  ' 

«)  Ltfmo's  theatrum  cercmoniale,  I,  i«58.  Mosbb's  Hofr. ,  II.  417.  Mosra's 
Staatsr.,  II.  385.  XXX1U.  »5o.  XXXV.  447.  ZusSue  II.  77.  Rkishabd's 
Wappenkunst,  V  166.  Gbellxahb's  Staatskunde  v.  Teutschl. ,  I.  376.-  Kiübkb 
über  Einführ. ,  Rang ,  Enämter ,  Titel ,  Wappenseichen  und  Wartschilde  der 
neuen  Kurfürsten  ( Erl.  i8o3 ) ,  §.  3o.  u.  f. 

^)  Zu  solchem,  oft  übertriebenem,  Ehrenschmuck  geboren:  Ehrenorden  (gemein- 
bin,  wiewohl  in  au  weitem  Sinn,  ftitterorden  genannt),  und  die  Stiftseichen, 
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womit  in  manchen  preussischen ,  k.  sächsischen  (Wkisse's  k.  sachs.  Staatsr.  I. 
§.  i33)  u.  a.  Stiften  die  Capitularcn  und  Canonici ,  und  in  Fräuleinstiften  die 
Stiftdaraen,  auch  in  Klöstern  die  Achte  und  Prälaten  begnadigt  sind.  Ferner 
gehören  dahin:  Hammerherrnschlüsset,  militärische  Dienstseichen  und  Dienst- 
ehrenzeichen (Porte -epee  und  Epaulettes  oder  Degenquasten  und  Schulter* 
maschen,  Ehren-  u.  VerdienstMedaillcn ,  Ebrensabel,  Ehrenflinten,  Ehren- 
schnallen,  in  Preusscn  seit  1837  Ehrentrompeten  für  Postillione,  u.  d.)  Amt- 
tracht  oder  Uniform,  und  andere  Auszeichnungen  durch  Rleiderordnung, 
Pleurcusen,  u.  d.  —  Von  der  gräfl.  Fuggerischen  Faw»//*e*Uniform ,  s.  Rhein. 
Bund,  I.  83.  —  Der  Ansicht  eines  Ungenannten,  «bei  dem  Uebcrflufs  von 
Orden,  müsse  es  zum  guten  Ton  werden,  so  viel  möglich,  keinen  zu  tragen«, 
steht  meist  das  Staatsinteresse  und  die  Eitelkeit'  der  Mehrzahl  entgegen. 

c)  Pfeffisgeb,  II.  90a.  Moseb's  Hofr.,  II.  687.  Mosxa's  persönL  Staatsr. ,  II. 
85  ff.  Ehendess.  ZusäUe  zu  s.  neuen  t.  Staatsr. ,  II.  357.  Pi'TTsa's  instit.  juris 
publ.  germ. ,  \.  ia5.  v.  Mabtfs*  Völkern,  i65.  Klöbkb  ,  die  Ehrenorden 
in  politischer  u.  staatsrechtl.  Hinsicht;  in  der  Neuen  berliner  Monats  ehr.  Oct. 
1804,  S.  255,  insonderheit,  S.  375  ff.  Bisikoeb's  vergleichende  Darstell,  der 
Staatsverfafs.  der  europ.  Monarchien  u.  Bepubl.  (Wien  1818.  8-),  58— or, 
S.  io3  —  s3«.  Ucber  Belohnung  des  Verdienstes  in  politischer  Hinsicht;  in 
L.  Gebvais  kleinen  Mittheilnngen  aus  d.  Staats wissensch.  Gebiete.  Th.  I 
(Leipz.  182%.  8),  S.  79  —  n5.  Schriften  in  Pütteb's  Lit. ,  III.  210  u.  KlSbeVs 
Lit. ,  227.  —  Ehrenorden,  die  Ehrenzeichen  ungerechnet,  verleihen  jetzt 
folgende  Hundtsfürsten :  Oestreich,  Preussen,  Baiern,  Sachsen  (König),  Hannover, 
Wirtemberg,  Baden,  Kurbessen,  Grofsherzog  von  Hessen,  SachscnWeimar- 
Eisenach.  —  Vor  andern  merkwürdig  sind  die  Pflichten,  welche  die  Statuten 
des  weimarischen,  am  18.  Oct.  i8i5  erneuerten  Ordens  der  Wachsamkeit  oder 
vom  weissen  Falken,  den  Bittern  auflegen;  in  Klübbh's  Staatsarchiv,  Bd.  I, 
S.  86.  —  Von  35  tcutschen  Ehrenorden,  u.  von  andern  teutsehen  Ehren- 
zeichen, s.  Fb.  Gottschaxb's  Alinanach  der  Ritterorden.  Leipz.  1817.  %.  Jahr- 
gang!, cbendas.  1818.  3.  Jahrgang  1819.  8.  Mit  Abbildungen.  Man  a.  auch 
Ge.  Hassxi/s  Staats-  u.  AdrefsUandb.  der  t.  Bundesstaaten  für  1816,  1.  Ab- 
theilung. —  Im  J.  1819  zählte  man,  nach  Gottschalb,  in  Europa  93  Orden.  — 
Im  Februar  1817  war  die  Zahl  der  verliehenen  russischen  Orden  ~  3t ,409 > 
worunter  16*825  St.  Annen  Orden.  —  Man  hat  Orden  vom  goldnen  Sporn, 
vom  Hosenband,  von  der  Distel,  vom  Elephanten,  vom  Löwen,  von  allerlei 
Heiligen,  z.  B.  vom  h.  Simpücius,  i4o3  von  dem  Abt  zu  Fulda  gestiftet;  aber 
noch  keinen  vom  Pflug,  für  verdiente  Landwirtbc.  —  Von  Ehrenzeichen,  s. 
Bisukgeb  a.  a.  O.,  %.  63,  S.  »3t—  233. 

d)  Lina  ins  jur.  publ.,  üb.  6.  c.  a.  n.  7.  sq.  Mosn's  persönl.  Staatsr.,  IL  87. 
Klübeb  a.  a.  O.  280.  —  Jeder  Bitter  des  östreichisehen  Maria-TberesienOrdcaa , 
der  nicht  schon  den  Ritterstand  oder  eine  höhere  Adelsstufe  besitzt,  wird  als 
erbländischer  Ritter  in  die  Standesbücher  eingetragen;  auch  wird  ihm  oder 
seinen  Nachkommen,  auf  Verlangen,  ein  formliches  ItitterschaftDiplom  aus- 
gefertigt, gegen  blosse  ExpeditionsTaze.  Hoftanzlei Decret  v.  8.  Juli  1820,  in 
Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  47,  S.  282.  —  Mit  dem  russischen 
St.  WladimirOrden  ist  der  russische,  mit  dem  CommandeurKreuz  des  tosca- 
nischen  (vorhin  grofsherzogl.  wirzburgischen,  im  J.  1807  gestifteten)  St.  Joseph- 
Ordens  der  tosennische  Erbadelstand  verbunden.  —  In  etlichen  Bundesstaaten, 
ist  mit  einem  inländischen  Ehrenorden,  wenigstens  der  persönliche  Adel  ver- 
bunden. So  bei  dem  wirtemhergischen  Civil  Verdienstorden.  Von  Baiern,  s. 
Verordn.  v.  23.  Dec  18t 2,  betr.  den  Adelstand  der  Ritter  der  baierisohen 
Civil-  und  MilitärVerdienstorden.  Mach  dein  baier.  Edict  über  den  Adel ,  v. 
26.  Mai  1818  (Beilage  V  zu  der  VerfafsUrk.  v.  1818),  §•  5,  schliefst  die  Er- 
theilung  des  Militär-  oder  des  Ch  llVerdtensfordens  an  Inländer,  die  Ver- 
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leihung  des  Adels  in  sich  ;  doch,  für  die  Zukunft ,  nur  für  die  Person  des 
Begnadigten.    Ein  Ordensmitglied,  dessen  Vater  und  Grofsvatcn  diese  Aus-  - 
Zeichnung  des  Verdienstes  sich  erworben  hatten,  kann  taxfreie  Verleihung  des 
Erbadels  verlangen. 

#)  Vergl.  L'Ambassadeur,  par  WicQu»voaT,p.  99.  (edit.  de  1689.)  (HAB sos's )  Account 
of  all  the  Orders  of  Bnighthood,  rol.  II,  p.  3o{  sqq.  —  Das  Ansuchen  um 
fremde  KommerherrnSchlüssel  u.  Orden,  u.  das  Tragen  derselben  ohno  kaiserl. 
Erlaubnifs  ,  ward  in  Oestreich  untersagt,  durch  Decrcte,  bei  jenen  vom  »9. 
Juli  1818,  bei  diesen  v.  17.  Sept.  1818;  in  den  Politischen  Gesetzen  u.  Vcrordn. 
Franz  I.,  Bd.  46,  S-  191  u.  a35-  Eben  so  das  Tragen  der  £&rrnBitterkrcuzo 
des  Johanniterordens ,  durch  Decr.  v.  9.  Febr.  1819;  ebendas.  Bd.  47  t  S.  28. 
Ein  baier.  Edict  v.  8.  Sept.  18081  erklärt  den  JoAannitcrQrden  in  Baiern  für 
aufgehoben.  In  manchen  Bundesstaaten,  sind  die  Orden  aufgehoben,  welche 
von  dem  teutschen  Kaiser  den  Mitgliedern  der  ehemaligen  Reichtriuerschaß  in 
Schwaben  u.  des  frank.  Cantons  Ottenwald  verliehen  waren.  Eben  so  der  vom 
Baiser  der  Reickiburg  Friedberg  verliehen«  St.  JatephOrdcn,  durch  Verordn.  der 
baier.  LandesDirection  zu  Bamberg  v.  6.  Jul.  1807;  in  Okstebbbicjur's  Archiv, 
VIR,  Mum.  19.  Achnliche  Orden,  oder  vieiraehr  Ehrenzeichen,  wurden  1804 
von  dein  Baiser,  der  Ganerbschaft  des  Hauses  .iU  Limpurg  u.  der  Gesellschaft 
des  Hauses  Frauenstein,  beide  zu  Frankfurt,  verliehen,  die  noch  fortdauern. 

f)  Moser's  Hofr.  II.  691.   Bldbeb  a.  a.  O.  (in  d.  berliner  Monatschr.),  8.  179  f. 

So  der  1755  gestiftete  St.  Jouchimorden ,  wovon  bei  BlObkb  a.  a.  O.,  und  der 

«Ordensverein  der  weltl.  u-  geistl.  Kreuzherren  vom  heil.  Grabe  zu  Jerusalem«, 

von  dessen  Dascyn  im  Aug.  1821  in  öffentlichen  Blättern  aus  der  Gegend  von 

Kenndorf  eine  Nachricht  verbreitet  ward. 
» 

« 

§.  497.  (411.) 

* 

St  an  des  er  höhung. 

I)  Das  Recht,  einzelnen  Personen  oder  Familien  Standeserhö- 
hung, allenfalls  mit  neuem,  verändertem,  oder  vermehrtem  W  appen 
und  einem  höhernPrädicat  in  dem  CanzleiCercmoniel,  zu  ertheilcn  «), 
eignet  sich ,  in  den  teutschen  Bundesstaaten ,  jeder  Souvcrain ,  in 
seinem  Staatsgebiet!  der  Regel  nach  ausschliessend  *)  zu;  nach  allen 
Stufen  des  hohen  und  niedern  Adels  c),  und  zwar  des  ersten,  soweit 
es  dem  eigenen  politischen  Rangverhältnifs  des  Bundesfürsten  ange- 
messen ist.  II)  Zuweilen  wird  die  Standeserhöhung  mit  Ueberspringung 
einer  oder  mehrerer  niedern  Adelsstufen,  «*)  (per  saltum),  zuweilen 
stillschweigend  mit  der  Verleihung  eines  Ritterordens  (§.  496)  ertheilt. 
Zuweilen  wird  sie,  besonders  die  Fürstenwürde,  auch  wohl  nur  mit 
dem  Erstgeburtrecht  verbunden  «)•  III)  Dem  Rechte  dritter 
Personen,  insbesondere  der  SuccessionsBerecnügten,  anderer  Familien 
und  Souvcraine ,  kann  durch  Standeserhöhung  kein  Eintrag  geschehen. 
IV)  Auch  die  mit  dem  Briefadel  geschenkten  Ahnen  sind,  in  der 
Hegel,  ohne  Rechtswirkung/).  V)  Die  einer  Person  oder  Familie 
ertheilte  Standeserhöhung,  schliefst,  in  der  Regel,  nicht  auch  eine 
gleiche  Titelerhöhung  ihrer  Besitzungen  (collatio  dignitatis  realis) 
in^  sich.     Diese  kann  auch  besonders  f)  und  unabhängig  von  jener 
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erfolgen.  VI)  Die,  seit  Aufhebung  der  teutschen  Reichsverfassung,  für 
eine  Familie  und  bestimmte  Besitzungen  derselben,  hie  und  da  Statt 
gehabte  Erlheilung  der  standesherrlichen  Wurde  (§.  3i5), 
gibt  i)  (ür  die  Person,  theils  den  hohen  Adclstand,  wenn  dieselbe  nicht 
vorhin  schon  damit  begabt  war,  theils  <Jie  persönlichen  Vorrechte  der 
inländischen  Standesherren,  3)  für  die  standesherrlichen  Besitzungen, 
die  diesen  in  demselben  Lande  zukommenden  dinglichen  Vorrechte. 

a)  Vergl.  Mos»  von  kaiserl.  Regierungsrechten ,  S.  418.  J.  G.  S*gfr  diss.  de 
jure  conferendi  dignitates.  Lips.  »7?3.  Kleber  de  nobilitate  codicillari 
(Erl.  i"88),  cap.  2.  et  3.  Elendes*,  jurist.  Bibl.,  XXV.  »  ff.  Schriften  in 
PÖttkk's  Lit. ,  III.  3*6.   Kmjbeb's  Lit. ,  3oo. 

4)  K.  hannöver.  Verordn.  v.  18.  MSrz  1816,  dafs  die  hannörer.  Unter ihanen 
Standeserhöliungen  von  fremden  Potentaten  überall  nicht  annehmen  sollen-  — 
Baiern  erhob  (19.  Nor.  i8n1  die  beiden  Chefs  derzwei  gräflichen  SpccialLinien  vou 
L'6t#enstet'nWertheimFreudenberg  in  den  Fürstenstand,  obgleich  ihre  Besitzungen 
sämmtlich  unter  fremder,  nämlich  wirtembergisrher ,  grofshcrxoglich-frank- 
furtischer,  u.  badischer  Hoheit  lagen.  Dagegen  inufsten  sie  bei  Wirteinberg 
im  J.  i8i3  dieselbe  Standeserhöhung  abermal,  und  bei  den  beiden  Grofs- 
herzogen  Bestätigung  derselben  erlangen.  —  Unerlaubt  und  strafbar  ist  die 
Anmassung  adelicher  Titel  und  Wappen,  oder  höherer  Adelstitel  (z.  B. ,  was 
besonders  seit  1806  nicht  selten  geschieht,  des  freiherrlichen)  als  wozu  man 
berechtigt  ist.  Oettrekh.  StrafVerordn.  v.  Nov.  18a?  ;  nach  welcher  solche  das 
erstemal  mit  10  bis  100  Gulden,  oder  bei  Unrermögcnhcit  mit  3  bis  i/,t»gigcr 
Arreslstrafc,  im  Fall  einer  Wiederholung  mit  100  bis  1000  Fl.  oder  mit  a  bis 
6  wöchentlichem  Arrest  bestraft  werden  soll. 

c)  Klübkr  1.  c.  %.  34.    Vergl.  oben  %.  261  u.  f.  —     Im  Juni  1814  erhielt  der 
baierische  Feldmarschall  Wrede,  welchen  K.Napoleon  im  J.  1800  in  den  fran- 
zösischen Grafenstand  erhoben  hatte,  die  baierische  Fürstenwürde.  —  Der 
Grofsherzog  von  Hesien  erhob,  am  11.  Mai  181 3,  den  Grafen  Carl  von  Soyn- 
WiitgenstcinHohenstein  in  den  Fürstenstand.  —    Zu  grofsherzoglichen  Prinzen 
und  Markgrafen  von  Baden ,  mit  dem  Prädicat  Hoheit,  und  mit  Ertheilung  des 
badischen  Haustitels  und  Stammwappens,  wurden  erhoben,  die  drei  ehelichen  - 
dem  Vater  ebenbürtigen  (ohnehin  successionsberechtigten)  Söhne  zweiter  Ehe 
des  Grofsherzogs  Carl  Friedrich  v.  Baden,  welche  bis  dahin  Grafen  v.  Hochberg 
hiessen,  durch  ein  badisebes  Patent  v.  4.  Oct.  1817.   Deren  Schwester  ward 
zur  Prinzessin  v.  Baden,  unter  Beilegung  des  badischen  Wappens,  ernannt, 
durch  e.  badische  Verordn.  von  demselben  Tage.  —     Prtntsen  erhob  in  den 
Fürstenstand,  die  Grafen  v.  SalmReifferscheidDyck  (1816),  von  BentheitnStei*furtt 
von  Benthe  im  Rheda ,  oder  Tecklenburg ,  und  von  SalmHurstniar  oder  Kheingraf 
(alle  1817),  den  Grafen  von  PüciUrMtukau  1822.  —    Von  der  Rechtmasigneit 
der  Sundeserhöhung  und  des  Erbadels,  s.  Kaut's  Rcchtslehre,    S.  19s  f. 
Meiübrs  Gesch.  der  Ungleichheit  der  Stände,  S.  076  C    *Die  AdekFabriken, 
die  Fabriken  von  Titel,  Ehre  ,  Würden  u.  Patriciat,  waren  Binder  des  Kunst- 
fleifses,  der  Eitelkeit,  der  Noth»  u.s.  w.,  sagt  Luedkh,  in  s.  Nationallndustrie 
(1808.  8.),  V  369. 

d)  Klübeh  1,  c.  a4«  —  Beispiele  von  ehemaligen  Nobilitationen  in  Maj$t. 
Carl  V.  erhob,  in  Einem  Patent,  alle  Bürger  der  Stadt  Viccnza  in  den  Grafen- 
stand. K.  Philipp  IV.  von  Spanien  machte  i633  alle  Offiziere  der  Besatzung 
zu  Maestricht  zu  Bittern,  alle  Soldaten  zu  gemeinen  Edelleuten,  wegen  der 
bei  der  Verteidigung  jener  Festung  bewiesenen  Tapferkeit.  In  dem  Findel- 
hause zu  Madrid,  gelten  alle  Findelkinder  im  Zweifel  für  adelicb.  —  Von 
Formtin  u.  Cbnueln  der  StandeserböhungsDiplome,  ebendas.  §.  »3.  —   Von  «lern 
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Vvrluit  des  Briefadels,  ebenda«.  %.  *5-  -  Von  Erneuerung  (Renovation)  des 
Erbadels,  s.  ▼.  Stkcr  a.  oben  §.  a63,  Note  f,  a.  O. 

#)  So,  Ton  dem  römisch-teutscben  Kaiser:  ColloredoMansfcld  1763  j  Kaunitz- 
Rietberg  1764;  die  drei  Linien  YVolfegg,  ZeilZeil  u.  Zeil  Wurzach  des  Hauses 
Truchscfs  Waldburg  »8o3;  Metternich  i8o3  (nachher,  i8i3,  voa  dem  Kaiser 
von  Oestreich,  für  alle  Nachkommen);  FuggerBabenhnusen  i8o3;  Sinzendorf 
i8o3j  SalmHeifferscheidKrautheim  i8u3,  SalmBeifferscbeidRaitz  1790.  Für  das 
jedesmalige  Stammhaupt,  erhielt,  schon  1692,  WindiscbgräU  die  ReicbsFürsten- 
würde. 

0  KlAbes  1.  c  §.  »3.   Moseh's  t  Staatsr.  IV.  137. 

g )  Beispiele  oben  %.  317,  a,  u.  44°»  h.  Preussen  erhob  im  Juni  1817  die  freie 
Standesherrschaft  PUjs ,  dem  Fürsten  von  AnhaltCötben-Plefs  gehörend,  zu 
einem  Fürstenthum. 

* 

§.  498.  (412.) 

Fortsetzung. 

V)  Die  AdelsTaxe«)  bestimmt  der  Souverain»  VI)  Landes- 
untertbanen  wird  nicht  gestattet,  ohne  landesherrliche  Erlaubnifs, 
Standeserhöhung  bei  einem  fremden  Staat  zu  suchen,  oder  von 
demselben  anzunehmen,  oder  sich  solcher  zu  bedienen,  wenn  sie  ihm 
von  demselben  aus  eigener  Bewegung  war  verliehen  worden  »).  VII) 
Ausländischer  Adel,  erlangt  die  Rechte  des  inländischen,  durch 
Bestätigung  des  Souverains,  wobei  gemeiniglich  gewisse  Taxen  su 
entrichten  sind»  In  verschiedenen  Bundesstaaten  ist  eine  Adel- 
matrikel eingeführt,  in  welcher  jeder  nicht  blofs  temporäre Larides- 
unterthan,  der  in  dem  »Lande  sein  AdelPrädicat  führen  und  anerkannt 
wissen  will,  nach  vorhergegangener  Adelprobe,  mit  dem  ihm  zukom- 
menden adelicheh  Prädicat  eingetragen  seyn  mufs  /  VIII  )  Obgleich 
selbst  die  ehemaligen  rheinischen  Bundesfürsten  auf  diejenigen  ihrer 
Titel  verzichteten,  welche  eine  Beziehung  auf  das  teutsche  Reich 
ausdrückten  <0 ,  und'  unter  den  teutschen  BundesSouverainen  nur 
Kurhessen  noch  seinen  auf  die  ehemalige  Reichsverfassung  sich  be- 
ziehenden Titel  fortfuhrt  (§.  48  u.  »11);  so  läfst  man  doch  die,  unter 
ehemaliger  kaiserlicher  und  Rei  chs  Auetori  t  ät  erlangten 
Standeserhohungen  der  Untertbanen  teutscher  Bundesstaaten  noch  fort- 
dauern (§.  53);  nur  mufs  die,  auf  das  teutsche  Reich  sich  beziehende 
Nebenbenennung  (z.  B.  Rei  chs  fürst,  Reichsgraf,  Re  i  ch  sfieherr, 
u.  d.)  unterbleiben  (§.  48). 

a)  Vergl.  Klöbeb's  jur.  Bibl. ,  XXV.  68.  Kheinische  ReichsVicariatHofgerichts. 
Concmsa,  1790,  S.  80.  Allgem.  litcrar.  Anzeiger,  1799.  u.  5i  u.  114.  G.  F 
MÜLLE* ,  die  Art  und  Weise»  wie  im  teutschen  Reiche  neue  Fürsten,  Grafen, 
Freiherren  und  Edelleute  gemacht  werden,  und  was  dafür  bezahlt  werden 
mufs  (Wolfenb.  1797.  8.) ,  S.  94.  BeicbshofCanzleiTaxordn.  v.  1659,  in  Gebst- 
lacubb»  Handb.  V.  773.  und  in  Schxauss  C.  I.  P.  A.  —  In  dem  Königreich 
Baiern  gehört  su  einem  Adelsdiplom  mit  dem  Prädicat  von,  samrat  allen 
darunter  begriffenen  Abstufungen,  ein  60  GuidenStempelbogen,  zu  dein  Frei* 
berrndiplom  ein  90  Gulden-  u-  zu  dem  Grafen itiplom  ein  lao  GuldcoStempel» 
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bogen.  Die  AdelsTaxe  ist  daselbst,  für  «inen  Grafen  ^B6qy  für  einen  Frei« 
Herrn  »453,  für  einen  Ritler  733,  für  einen  Edlen  633  Gulden.  Regier.  Blatt 
t.  1808,  Num.  i3. 

6)  Vergl.  Note  b  zu  dem  vorigen  %.  Preuss.  allg.  Landr.,  II.  9.  a.  Königl.  preuss. 
Declaration  v.  14«  Sept.  1798,  §•  V.  Behxeb  nov.  jur.  controv.,  T.  I-  oba.  76. 
Müllkb  a.  a.  O.  io5.   Bykhbbshobb  quaest.  juris  publ.,  Üb.  II.  c.  ib.  n.  9. 

c)  Ha  kriselte  Declaration  v.  19.  Mars  1807,  A.  a.  3.  4*  Beulische  Verordn.  v.  3. 
Jul.  i8i5.  Wiriembergische  v.  Jan.  1818.  Klöbeb's  Staatsr.  des  Rheinbundes, 
5*  190,  Note  b. 

«0  Rheinische  BundcsActe,  Art.  3> 


XV.     C  A  P  I  T  E  L. 

Erziehungs-    und  UnterrichtRe^al. 

■ 

§.    499.  (413.) 
Staatsinteresse  bei  Erziehung  und  Unterricht. 

Nützliches  Wissen,  Aufklärung  und  —  eine  Folge  wahrer 
Aufklärung«)  —  Tugend,  geistige  und  gesellige  Cul  tur  der 
Staatsbürger,  sind  Bedürfnifs  des  Staates.  Zu  Erreichung  dieses 
Hülfzweckes,  kommt  der  Staat,  durch  Wiss  enschaftpf  legef 
durch  Erziehungs-  und  Unter richtanstalten,  für  sittliche 
und  intellectuelle  Bildung  der  Staatsbürger  den  Einseinen  und 
Familien  zu  Hülfe  c)>  denn  nicht  alle  von  diesen  können  Hauslehrer 
halten  ,  gute  Subjecte  dieser  Art  sind  in  erforderlicher  Anzahl  nicht  an- 
zutreffen ,  zu  hauslicher  Bildung  und  Jugenderziehung  fiudet  sich  nicht 
in  allen  Familien  gute  und  hinlängliche  Gelegenheit,  und  auf  Ideen 
und  Sitten  vermag  der  Staat  heilsam  zu  wirken  «0. 

a)  Lveder  über  Nationallndustrie  und  Staatswirthschaft,  III.  ao5  f.  C.  G.  Rös- 
sie's  Versuch  über  die  Aufklärung.  LcipE..  1799.  &  Graf  v.  WimdischobIte 
Betracht,  über  verschied.  Gegenstände  (Nürnb.  1787.  8.),  S.  *5  ff.  J.  F.  E. 
Lote  über  den  iiegriff  der  Poliaei,  S.  379  ff.  v.  Abetis's  constitutionelles 
Staatsrecht ,  Bd.  II,  S.  35  ff. 

b)  Jelst,  nächst  der  Sprache,  und  der  BuwUseinheit  /  das  dauerhafteste  National- 
Band  der  Tcutscbcn. 

c)  Schbidsbubtbl's  Staatsr.  nach  der  Vernunft  und  den  Sitten  der  vornehmsten 
Völker,  I.  88.  II.  i63  ff.  181  ff.  J.  J.  Bublehaoui  prineipet  ou  elemens  du 
droit  politiqne  (Laus.  1784.  8.),  p.  ai3.  Moser  von  der  Landcshob.  in 
Polizeisachen,  S.  38  ff.  —  Von  der  Kunst-  und  Wissenschaftpflege  in  con- 
stitutionellcn  Staaten,  v.  Abetix  a.  a.  O. ,  S.  65  —  71. 

«0  Voss  Versuch  über  die  Erziehung  für  den  Staat.  H.  S.  Zachabiä.  über  die  Er- 
aiehung  des  Menschengeschlechtes  durch  den  Slaat.  Leipa.  180a.  8.  H.  Sebphake** 
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System  der  öffentl.  Erziehung.  Erl.  1806.  8.  2.  Aufl.  181 5.  W.  T.  Bavo,  der 
Staat  u.  die  Schule.  Leipz.  1810.  8.  J.  P.  Harl's  Grundlinien  einer  Theorie 
des  Staates  (Erl.  i8o5),  S.  79  ff.  J.  G.  Fichtk's  Reden  an  die  deutsche  Nation 
(1808.  8-),  Num.  a.  3  9  10.  11. 

§.    SOO.  (414) 
Erziehung*-  und  llnterricIdAnslaÜen. 

1 

Dem  zufolge  errichtet  der  Staat  öffentliche  Anstalten,  1)  für 
Volksunterricht,  vorzüglich  in  den  untern  und  mittlem  Menschen- 
classen  j  3)  für  gelehrte  und  künstlerische  oder  artistische 
Bildung,  höhere  oder  niedere;  3)  für  Sittenbildung,  um  Sittenr 
verderbnifs  und  Charakterlosigkeit  entgegenzuarbeiten  «).  Alle  diese, 
auch  ähnliche  P  r i  v  a t  anstalten  ,  sind  der  Gesetzgebung,  Aufsicht, 
Gerich tbarkeit  und  Polizei  des  Staates  untergeordnet  c)  ,  welcher 
dadurch  die  Mehrung  der  Vollkommenheiten  seiner  Bürger  zu  be- 
fördern strebt  <0,  ohne  der  gesetzmäsigen  und  vernunftgemäßen 
Freiheit  derer  zu  nahe  zu  treten,  "welchen  das  Recht  und  die  Pflicht 
der  Erziehung,  mithin  auch  die  Wahl  des  Unterrichts,  bei  den  Ein- 
zelnen zukommt  O*  In  der  Regel  findet  Freiheit  der  Berufwahl 
Statt,  und  eben  so  der  Ausbildung  im  In.  oder  Ausland/). 

«)  Ob  und  wie  weit  eine  römische  censura  morum  (Alix.  Ada* 's  Handb.  der 
röra.  Alterthümer ,  I.  s36  ff.) ,  ein  Gollegium  von  Sittenrichtern ,  in  dem  Staat 
zulässig  sey?  t.  Jvsti's  Grundrifs  einer  guten  Regierung,  %.  160.  Jo.  Hiuthani» 
de  fontibus  et  oeconomia  legum  civilium,  Sect.  I,  %.  17.  Moser  Ton  Polizei- 
aachen, 370.  Scheidrxastel  a.  a.  O.  II.  142.  Dawider,  Chr.  Troxasivs  diss. 
de  judicio  s.  censura  morum.  Hai.  1702. 

6)  Bei  allen  diesen  Anstalten  interessirt  den  Staat  nicht  blofs  das  Lernen,  son- 
dern vorzüglich  auch  die  Einprägung  guter  Grundsätze  und  rechtlicher  Ge- 
sinnungen, die  Bildung  des  sittlichen  Charakters,  die  Angewöhnung  an  gutes 
Betragen,  und  an  redliche  Beobachtung  der  Pflichten.  Man  vergl.  den  Lehr- 
plan für  alle  kurpfalzbaierische  Mittelschulen.  München  1804.  4*  u-  die  Rc- 
cension  in  der  Allgem.  Lit  Zeitung,  i8o5,  St.  i53  f. 

c)  Vergl.  haierische  Schujordn.  v.  1809,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  Febr.  1809. 

d)  Derophilos  an  Eukrates  über  die  Grenzen  der  Staatsgewalt.  Germanien 
1799-  8- 

r)  Die  Freiheit  des  Unterrichts.  Bonn  1829.  8. 

f)  VTirtemb.  Verfafa.Vertr.  t.  1819,  \.  «9.  Kurhessische  Verfafs.Urk.  v.  i83i, 
17.  —  Zwingen  darf  der  Staat  seine  Bürger  nicht  zu  dem  Erwerb  eines  be- 
stimmten Grades  von  geselliger,  artistischer  oder  wissenschaftlicher  Cultur: 
aber  voraussetzen  darf  er  solchen,  nach  der  Forderung  des  Staatssweckes,  als 
Bedingung  zu  Erlangung  besonderer  Staatsvortheile.  —  Beschränkung  der 
Siudierfreiheit,  insbesondere  Schul-  u.  UniversüatsBann.  Klürer's  Ueb ersieht  der 
diplom.  VerhandL  d.  wiener  Congr.,  S.  »48,  a5a  u.  269.  Verordnungen,  wo- 
durch das  Besuchen  inländischer  Lehranstalten  geboten  wird.  Grofskerzogl 
keltische  Verordnung;,  in  d.  Rhein.  Bund,  XIII.  »52. 
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I 

i 

- 

§.    SOI.  (415.) 

Industrie ,  Kunst-  und  gelehrte  Gesellschaften.    Oeffenlliche  Bibliotheken 
und  andere  Sammlungen.    Niedere  und  höhere  Lehranstalten. 

I)  Für  Industrie-,  Hu  n  st-  und  Wiss  enscha  ftp  flege  über- 
haupt, ohne  unmittelbare,  wenigstens  ausschluTsemle  Bestimmung,  für  den 
Jugendunterricht,  werden  Industrie-,  Kunst-,  philantropische 
und  gelehrte  Gesellschaften  (Institute,  Akademien  der  Künste, 
Wissenschaften,  u.  d.)»  auch  Lese  A  n  s  talt  en ,  von  dem  Staat  er- 
richtet, oder  bestätigt  «),  und  II)    öffe  nt  1  iche  Bibliotheken, 
Kunst-,  Naturalien,  u.  a.   Sammlungen  angelegt  und  unter- 
halten        III)  Für  den  J  ugend  ün  tcrrich  t  in  Pflichten  ,  Lesen 
und  Schreiben,  Sprachen,  Wissenschaften,  Künsten  und  Gewerben, 
werden  niedere  und  höhere  Lehranstalten,  auch  Bildung*- 
anst  alten  (Seminarien)  für  künftige  Schullehrer  entweder  unmittelbar 
von  dem  Staat,  oder,  unter  dessen  Auctorität  und  Aufsicht,  von  Ge- 
meinden und  Andern  errichtet.     In  Absicht  auf  den  Religion«- 
Unterricht,  gebührt  den  geistlichen  Behörden  bestimmte  Mitwirkung. 
IV)  Für  Volk-  oder  Elementarunterricht,   so  weit  solcher  allen 
Staatsgliedern  noth wendig  ist,   für   Ausbildung   zu  Sittlichkeit  und 
rechtlichem  Lebensunterhalt,    werden  bestimmt:   Volk-,  Land-, 
Elementar-  und  Tri  via  ISch  ul  e  n  c)  j  auch  Bürger-,  Mittel- 
und  HealSchulen,  nebst  N  o  rm  a  1  -  und  Musterschulen.  Vj  Dem 
Unterricht  für  wissenschaftliche  oder  geleh r te Bildung  werden 
gewidmet:    i)   zur  Grundlage   für  höheren   Unterricht,  Lyceen, 
Pädagogien,  Gymnasien  <0;  2)  fu*  höheren  Unterricht,  höhere 
oder   hohe   Lehranstalten.     Diese   (Akademien   in    dem  weitern 
Sinn)  ,  so  fern  sie  für  Unterweisung  in  allen- Wissenschaften  gestiftet, 
ii ml  auf  Ertheilung   der  akademischen  Würden  in   allen  Facultäten 
privilegiit  sind,  heifsen  Universitäten  0;  hohe  Schulen,  wen» 
sie   zu   Verleihung  der  akademischen   Würden  nur  zum  Theil/); 
Akademien  in  dem  engem  Sinn,  wenn  sie  dazu  gar  nicht  berechtigt, 
wohl  auch  auf  den  Unterricht   in   bestimmten  Wissenschaften  und 
Künsten  beschränkt  sind.    Die  höheren  Lehranstalten  sind  in  der  Regel 
Staatsanstalten  ;  doen  können  sie  auch,  und  es  fehlt  nicht  an  Beispielen, 
selbstständige  Corporationen,  unter  höchster  Aufsicht  des  Staates,  seyn. 
\  1 1  Für  Unterricht  ausschließend  zum  Zweck  der  Künste ,  Handlung 
und  Gewerbe^  auch  einzelne  Theile  der  Staats wirthschaft  nnd  die  Land- 
wirthschaft,  werden  errichtet:  Kunstschulen  oder  Akademien,  Hand- 
ln ngsakademien,  Gewerbschulen,  p  o  1  yt  echnisch  e  Insti- 
tute, Forstakademien,  Land  wirthschaf  tlns  titute.  VII)Die 
Gesetzgebung,  Gerichtbarkeit,  Disciplin  und  Polizei  ,  diese  Institute 
betreffend,  hängt  von  der  S  t aa  tsr  e gi  er  u  n  g  ab  /)     Doch  k5noen 
Beschlüsse  der  B  u  n  des  versammlun  g  auch    hierüber  allgemeine 
Regeln  festsetzen  arl. 


Digitized  by  Googß 


Erzieh ungs-  und  UiiterrichtRegal.  679 

•)  Schfidsxantkl  a,  a.  O.  II.  194.  Mosrr  von  der  Landoshoh.  in  Polizeisachen, 
60  f.  v.  Arktik  a.  a.  O. ,  Bd.  II,  S.  57-  Constitution  der  kÖnigl.  baier.  Aka- 
demie der  Wissenschaften  v.  1.  Mai  1807  ,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  .1807, 
St.  3t.  Constitution  der  königl.  baier.  Akademie  der  bildenden  Künste,  v. 
i3.  Mai  1808,  in  d.  baier.  Begier.  Blatt,  180S,  St.  25.  —  Ein  Muster  für  Ein- 
richtung gelehrter  Gesellschaften,  aus  Erfahrung  aufgestellt,  «.  man  in  der 
Histoire  de  l'academic  royale  des  inscriptions  et  bcllcs  lettres,  Tome  XLVII 
(Paris  1809.  4.)«  P«  »7  —  22.  «•  »n  Jicoai'a  Abhandl. ,  vor  dem  ersten  Thcil 
der  Abhandlungen  der  inünchencr  Akademie  der  Wissenschaften,  1810. 

6)  Mosrr  a.  a.  O.  63. 

r)  Frasr's  System  der  LandwirtkschaftsPolizei  ,  III.  84«  Moser  a.  a.  O.  48  ff. 
Davon  u.  von  Industrie-,  Real-  u.  Feiertag  Schulen ,  v.  Arktis  a.  a.  O.,  Bd. 
II,  S.  49* 

d)  Scuxi dsxabtkl  a.  a.  O.  II.  182.  Moskr  a.  a.  O.  5o.  ff.  Von  Lyceen  und 
Gymnasien,  v.  Aritis  a.  a.  O. ,  Bd.  II,  S.  5a.  —  Von  geistlichen  Seminar ien, 
0.  A.  Michl's  Kirchenr  .  %.  14. 

#)  Von  Hochschulen,  v.  Arktis  a.a.O.,  Bd.  II,  S.54-  ImJ.  1791  hatte  Teutschland 
36  Universitäten.  Im  h  182S  waren  11 ;  i3  evangelische,  5  katholische,  3  vermischte, 
das  heifst,  wo  theologische  katholische  und  evangelische  Facultä'tcn  neben  ein- 
ander bestehen  (Tübingen,  Bonn,  Breslau,  wozu  i83o  auch  Gicssen  u.  i83i 
Marburg  kamen).  Auf  diesen  11  Universitäten  befanden  sich  im  J.  1826  »  1031 
Lehrer  und  i5,5i3  Studircnde.  —  Im  J.  1827  ward  zu  Grätz  eine  Universität 
errichtet.  —  Zu  Münster  ist  eine  höhere  akademische  Lehranstalt,  mit  einer 
theolog.  u.  einer  philosoph.  Facultät,  u.  der  Bcfugnifs,  akad.  theologische  Grade 
zu  erthcilen.  —  Das  Lyceum  zu  Insbruck  ward  zu  einer  Universität  für  Rechts- 
gclelirsarok.  u.  Philosophie  erhoben.  —  Von  den  baierischen  Universitäten 
Scuüsca's  Staatsr.  des  Königr.  Baiern,  Th.  I,  %.  166  ff.  —  Darstellung  dessen, 
was  in  neuester  Zeit  für  die  Universität  Jena,  u.  auf  solcher  geschehen  ist} 
in  d.  Protoc  der  B.V.  v.  1819,  Beil.  ß  zu  §.  46.  Rühmliche  Erwähnung  der 
teutschen  Universitäten  «als  eines  stolzen  Denkmals  teutscher  Entwickelung», 
in  der  ersten  Sitzung  der  B.  V.  am  5.  Nov.  1816,  in  der  Eröffnungsrede  des 
Vorsitzenden  Gesandten. 

f)  Beispiele:  kaiserl.  Privilegium  v.  1471  für  Errichtung  einer  juristischen  hohen 
Schule  zu  Lüneburg.  Giovaüm  Germania  prineeps  (edit.  1752),  729.  Ein 
ähnliches,  für  die  bis  1794  bestandene  Carls HoheSchule  zu  Stuttgart.  Errich- 
tung einer  Rechtschule  zu  Wetzlar,  mit  der  Befugnifs,  die  juristischen  aka- 
demischen Würden  zu  ertbeilen.  Cromk's  u.  JacVs  Germanien,  Bd.  II,  S.  148  ff. 

g)  Vcrgl.  oben  %.  214  u.  226.  Scrkidkristkl  a.  a.  O.  II.  188  ff  .  Moser  a.  a. 
O.  58  ff.  —  Von  dem  ehemaligen  Pennalismus  auf  Universitäten.  Moskr  von 
Reichstagsgeschäften,  1472.  Ebendess.  nachbarl-  Staatsr.,  3o8.  C.  Scmöttokjh's 
Historie  des  Pennalwesens.  Dresd.  u.  Lcipz.  174?-  8.  C.  Mkikkrs  götting. 
akadem.  Annalen,  Bd.  I  (Hannov.  1804.  8),  Num.  III.  Gkrstlachkr's  Handb. 
der  Reirhsgesetze,  IX.  1184.  —    Von  Vollziehung  des  Bcichsgutachtcns  v.  14. 

'  Jun.  1793,  wegen  der  Studenten  Orden,  s.  Hrshk's  Archiv  für  die  neueste  Kirchcn- 
gcscbichtc,  Bd.  III,  S.  226  ff.  v.  ßüiow's  Annalen,  1793,  Heft  I,  S.  5a;  Heft 
II,  S.  i53.  —  In  den  Jahren  1817  und  1818  bildete  sich,  unter  dem  Namen 
Burschenschaft,  eine  Verbrüderung  von  Studierenden,  welche  sich  über  die 
meisten  teutschen  Universitäten  verbreitete.  Einzelne  Begierungen  trafen 
Maasre^cln,  theils  zu  Beschränkung  theils  zu  Unterdrückung  derselben. 
.  Preussüche  CabinetOrdre  ,  betr.  die  Bestrafung  «aller  geheimen,  besonders  der 
burscbenschaftlichen  Verbindungen  auf  preufs.  Universitäten,  v.  21.  Mai  i8*4; 
in  der  Geset/.sainml  1824«  St  11.  Amtliche  Belehrung  über  den  Geist  und 
das  Wesen  der  Burschenschaft,  aus  den  Untersuchung« Acten  gezogen  und 
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zunächst  sur  Verwarnung  für  alle  Studierende  auf  den  K.  Preuesischen  Un- 
versitäten  bestimmt.  Halle  18*4.  4«  (Siebt  auch  in  Zeitungen,  i.  B.  in  dem 
Hamburg,  unpart.  Correep.  i8»4,  Num.  177  u.  f.,  auch  in  der  Frankf.  OPA. 
Zeitung,  N.  3i4  —  3i6,  u.  a.) 
g)  Provisorischer  Bcschlufs  (auf  unbestimmte  Zeit)  der  B.V.  wider  Ungebühr  auf 
Universitäten,  in  ihrem  Protoc.  v.  »o.  Sept.  1819,  $.  mo,  in  KlCbvbs  Quellensamm- 
lung,  S.  «8»  (f.  Erneuerung  dies*«  Beschlusses  und  Nicdersetxung  einer  Bundestag- 
Commis&ion,  wegen  der  Erörterung  der  Gebrechen  des  gesammten  Schul-,  Un- 
terricht-  u-  Enr.iehungswesens  u.  der  Maasregeln  dawider,  in  dem  Beachlufs  der  B.V. 
v.  16.  Aug.  1814,  in  d.  Protoc.  i3»,  in  Hi.über's  Quellensammlung,  S. 3«  1. —  Auf 
Veranlassung  der  grofshcraogl.  u.  bereogl.  sachs.  Häuser  (Protoc.  v  1819, 
8.  »4?)»  ernannte  die  B.V.,  in  dem  Proioc.  v.  6.  Mai  1819,  %.  79,  eine  Cammission  r.n 
Vorbereitung  der  wegen  der  Universitäten  zu  treffenden  Maasregeln.  Hier- 
auf erfolgte  ein  loco  dictaturae  ku  der  Conferena  v.  27.  Aug.  1819  (S.  565  der 
Orig.Ausg  )  gedruckter  Bericht  des  hannoverischen  Gesandten,  an  die  Commia- 
sion  für  die  UniversitätAngelegcnheiten. 

1 

g.  Ö02.  (416.) 
Akademische  Privilegien  und  Würden.    Rechte  der  Graduirten. 

I)  Nur  zu  Ertheilung  der  akademischen  Wurden,  und  zu  Ausübung 
gewisser  accessorischen  Rechte  mancher  Universitäten  ,  z.  B.  der 
Comitiv,  bedurfte  es,  in  dem  tcutschen  Reich ,  der  kaiserlichen 
Auctorität  fl).  Zu  dem  Ende  yerschaffte  ein  Landesherr,  bei  Errichtung 
einer  Universität,  sich  ein  kaiserliches  akademisches  Privi- 
yilegium  Päpstliche   Bestätigung    ward  ,    wenigstens  bei 

protestantischen  Universitäten,  nicht  mehr  erfordert  c).  Seit  Auflosung 
der  teutschen  Reichsverfassung,  können  akademische  Privilegien  nur 
von  dem  inländischen  Staatsoberhaupt  ertheilt  werden  4).  II)  Die 
akademischen  Würden,  der  Grad  eines  Doctors ,  Licentiaten, 
Baccalaureus,  Magisters,  gekrönten  Poeten,  konnten  ehehin  aus  der 
Beichscanzlei  0»  zum  Theil  auch,  doch  mit  geringerem  Erfolg, 
▼on  kaiserlichen  H o f pfä*l zgraf en  f)  erlangt  werden,  sie  wurden 
aber  meist ,  und  werden  ,  seit  Auflösung  der  tcutschen  Reichsver- 
bindung, ausschliefscnd  von  Universität Fac ul t ät en  ,  unter  landes- 
herrlicher Auctorität ,  ertheilt  £") ;  wobei  die  gehörigen  Prüfungen 
und  Förmlichkeiten  gewissenhaft  zu  beobachten  sind.  EhrenDiplome 
(Bullen,  namentlich  JubelDo ctorate) ,  sollten  nur  bei  notorischer, 
ganz  besonderer  Würdigkeit  ,  und  nicht  ohne  Anfrage  bei  der 
Regierung,  ertheilt  werden  A).  Rl)  Die  Rechte  und  Vorzüge  der 
Graduirten,  sind  in  Staatsgesetzen  oder  Herkommen  gegründet  0; 
e.  B.  der  höhere  Gerichtstand,  die  Fähigkeit  zu  Beisttzcrstellen  in 
höhern  LandesJustizCollegien  und  UniversitätFacultäten  ,  zu  der 
Advocatur  und  Procuratur,  zu  gewissen  Kirchenpfründen,  u.  d. 

a)  Schriften  in  Pctter's  Llt„  III.  589.  Klübkr's  Lit,  448  f.  Mosaa  von  kaisert. 
Regierungsr. ,  266.  569.  v.  Gnadens.,  09.  v.  Poliseis.,  53.  Bechtsmaterien,  VT. 
3o(».  J.  G.  Göz,  geographia  aeademica.  Norimb.  1789.  8«  Verzeichnif«  der 
Universitäten  und  gelehrten  Gesellschaften,  in  Pöytm's  Lit. ,  1.55.  6t»ut 
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et  Juolbb,  bibl.  bist.  lit.  selecta,  III.  1906  —  9075.  und  J.  F.  Kobchbb,  Suppl. 
ad  bibl.  liter.  Struvio-Juglerian.  Fase.  I.  392  —  311.  Mbosbl's  Statistik, 
Cap.  11,  VI,  n.  6.  J.  D.  Scbulzb's  Literaturgeschichte  der  säramtlichen 
Schulen  und  Bildungsanstalten  im  teuUcben  Reiche.   Weissenicia  1804.  8. 

b)  Jargow  t.  d.  Regalien,  i4i.' aoi.  —  I)  Alter  der  kaiserl.  Privilqgiorum 
aeademicorum.  II)  Streit:  ob  die  Reichsvicarien  zu  deren  Ertheilung  befugt 
gewesen  seyen?  Mosbr's  Staatsr. ,  VIII.  5 o.  Lbddebhosb's  kleine  Schriften, 
III.  »54.  HI )  Ertheilung  der  akademischen  Würden  zu  Marburg  von  1517  bis 
i54i,  ehe  noch  ein  kaiserl.  Privilegium  erlangt  war.  Lbddebhose  a.  a.  O, 
III.  i53.  IV)  Schweden  erhielt  ein  Privilegium  acad.  in  dem  Instr.  Pac. 
Osnabr. ,  X.  i3. 

c )  Daf«  selbst  bei  katholischen  Universitäten ,  päpstliche  Bestätigung  nicht  mehr 
noth wendig  sey,  wio  das  Beispiel  von  Salzburg  (1611 — i6i5)  und  von  Bonn 
(1781  —  1794)  lehre,  behauptet  C.  Garthe*  pr.  de  jure  summi  pontificis  in 
crectione  academiarum.  Germ,  catholicarum  (Salisb.  1795.).  §.  3  —  9. 

d)  K.  preufs.  CabinetOrdre  y.  18-  Oct.  1818,  betr.  die  Errichtung  der  Uni- 
versität Bonn. 

•  )  BciclishofcanzleiTaxordn.  v.  1659,  bei  Gebstlachsb,  VI.  773.—  Auch  Oestreich 
hatte  ein  kais.  Privilegium  auf  Ertheilung  der  akad.  Würden.  Itteb  de  gradib. 
acad.,  XIV.  5. 

f)  Bei  dem  R.  Kammergericht,  wurden  die  pfalzgräflichen  Bullen Doctoren  zu  Bei- 
sitzerstellen nicht  zugelassen.  Wegen  der  akademischen  so  genannten  Jubei- 
Doctoren,  war  es  zweifelhaft.    Balbhabs's  Beiträge,  58. 

g )  Dafs  Inländer  nur  auf  der  LandesUniversität  akademische  Würden  annehmen 
dürfen,  bestimmen:  e.wirtemb.  Dccrct  v.  5.  Dee.  1806;  e.  kurhessisch*  Verordn. 
v.  9-  Jun.  i8i5,  in  d.  NationalZeitung  der  Deutschen  i8»5,  St  39;  e.  östreich. 
Decret  v.  9.  Dec.  1819,  in  Frans  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd. 47,  S.778. 

h)  Oestreich.  Decret  v.  17.  Dec.  1819,  dafs  bei  keiner  Facultät  weder  Nachsicht 
in  Ansehung  der  strengen  Prüfungen  Statt  haben,  noch  ein  EhrenDiplom  ohne 
höchste  Bewilligung  verabfolgt  werden  dürfe,  und  zwar  EhrenDiplome  nur 
an  solche,  denen  vermöge  ihres  Postens  der  DoctorGrad  einigermasen  nöthig, 
u.  denen  man  dessen  Erwerbung  auf  dem  gewöhnlichen  Weg  nicht  wohl  mehr 
zumutben  kann;  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn  ,  Bd.  47,  S.  461. 

1)  Vcrgl.  von  ehemaligen  Reichsgesetzen,  die  K.  G.  O.  v.  1495.  L  1.  Goncept  der 
K  G-  O.,  I.  i.3.  I.  P.  O.  V.  17.  Balexabb's  Beiträge,  S.  41.  49  5a  Preufs. 
Proccfsordn.,  I.  1.  74.  —  Schriften  in  Fötteb's  Lit.,  III.  3n.  und  Klübbb's 
LU.,  197.  Hobmbl,  obs.  99.  618.  Ebendess.  Litteratura  juris,  111—178-  F.  E. 
Vogt  or.  de  nobilitate  doctorum.  Kilon.  1733.  (Joh.  Frbr.  v.  Hoaix)  Die 
Ehre  des  Bürgerstandes  nach  den  Reich  Brechten.  Wien  1791«  8.  Cubbb  db 
Saintk-Palatb's  Bitterwesen  des  Mittelalters,  mit  Klvbbb's  Anmerk. ,  I.  166. 
II.  184.  3i8  — 3i6.  —  Von  den  ehemaligen  Rittern  der  Rechte ,  chevaliers  es 
lois,  ebenda*.  —  Von  dem  so  genannten  persönlichen  Adel  der  Graduirten,  ins- 
besondere der  Doctoren  der  Rechte,  s.  Ho*mkl  a.  a.  O.  Selchow  elcm.  juri« 
germ,  priv.,  %.  145. 

§.  503.  (417*.) 

Bücher  Be9aL    Censur-,  Schreib-,  Press-,  Rede-' undlLesefreiheU. 

Literarische  Polizei. 

Dem   Staatsoberhaupt  steht  das  BücherRegal<0  zu  :  f)  das 
Recht,  Kunst-  und  Buchhandlungen,  Buch  -  und  Stein- 
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sunächst  »nr  Verwarnung  fUr  alle  Studierende  auf  den  K.  Preussischen  Un* 
versitä'ten  bestimmt.  Halle  1824«  4*  (Steht  auch  in  Zeitungen,  %.  B.  in  dem 
Hamburg,  unpart.  Corresp.  i8a4,  Kum.  177  u.  f.,  auch  in  der  Frankf.  OPA. 
Zeitung,  N.  3i4— 3i6,  u.  a.) 

g)  Provisorischer  Beschlufs  (auf  unbestimmte  Zeit)  der  B.V.  wider  Ungebühr  auf 
Universitäten,  in  ihrem  Protoc.  v.  »o.  Sept.  1819,  %.  »20,  in  Klübxb's  Qucllensamm- 
lung,  S.  181  ff.  Erneuerung  dieses  Beschlusses  und  Niedersetzung  einer  Bundestag - 
Commission,  wegen  der  Erörterung  der  Gebrechen  des  gesammten  Schul-,  Un- 
terricht* u.  Erriehungswescns  u.  der  Maasregeln  dawider,  in  dem  Besehlufs  der  B.V. 
v.  16.  Aug.  1824,  in  d.  Protoc.  i3i,  in  KlübeiTs  Quellensammlung,  S. 3«  1. —  Auf 
Veranlassung  der  grofshcrzogl.  u.  berzogl.  sächs.  Häuser  (Protoc.  v.  1819,  $.46, 
8.  147),  ernannte  die  B.V.,  in  dem  Protoc.  v.  6.  Mai  1819,  §.79,  eine  Commissionxu 
Vorbereitung  der  wegen  der  Universitäten  zu  treffenden  Maasregeln.  Hier- 
auf erfolgte  ein  loco  dictaturae  zu  der  Confcrcnz  v.  27.  Aug»  1819  (S.  565  der 
Orig.  Ausg)  gedruckter  Bericht  des  hannoverischen  Gesandten,  an  die  Commis- 
sion für  die  UniversitätAngelegenheiten. 

1 

§.  302.  (4i6.) 

Akademische  Privilegien  und  Würden.    Rechte  der  Graduirten. 

I)  Nur  zu  Ertheilung  der  akademischen  Wurden,  und  zu  Ausübung 
gewisser  accessorischen  Rechte  mancher  Universitäten  ,  z.  B.  der 
Comitiv,  bedurfte  es,  in  dem  teutschen  Reich,  der  kaiserlichen 
Auctorität  «).  Zu  dem  Ende  verschaffte  ein  Landesherr,  bei  Errichtung 
einer  Universität,  sich  ein  kaiserliches  akademisches  Privi- 
vilegium  *).  Päpstliche  Bestätigung  ward  ,  wenigstens  bei 
protestantischen  Universitäten,  nicht  mehr  erfordert  *)•  Seit  Auflösung 
der  teutschen  Reichs  Verfassung,  können  akademische  Privilegien  nur 
von  dem  inländischen  Staatsoberhaupt  ertheilt  werden  <*).  11)  Die 
akademischen  Würden,  der  Grad  eines  Doctors ,  Licentiaten, 
Baccalaureus,  Magisters,  gekrönten  Poeten,  konnten  ehehin  aus  der 
Reichscanzlei  0»  Zl,m  Theil  auch,  doch  mit  geringcrem  Erfolg, 
▼on  kaiserlichen  HofpfäMzgrafen  f)  erlangt  werden,  sie  wurden 
aber  meist ,  und  werden  ,  seit  Auflösung  der  teutschen  Reichsver« 
bindung,  ausschließend  von  Universität Fac  ul täten  ,  unter  lande», 
herrlicher  Auctorität,  ertheilt  & ;  wobei  die  gehörigen  Prüfungen 
und  Förmlichkeiten  gewissenhaft  zu  beobachten  sind.  Ehren  Diplome 
(Bullen,  namentlich  JubelDo ctorate) ,  sollten  nur  bei  notorischer, 
ganz  besonderer  Würdigkeit  ,  und  nicht  ohne  Anfrage  bei  der 
Regierung,  ertheilt  werden  III)  Die  Rechte  und  Vorzuge  der 
Grad  uirten,  sind  in  Staatsgesetzen  oder  Herkommen  gegründet  0$ 
z.  B.  der  höhere  Gerichtstand ,  die  Fähigkeit  zu  Beisitzerstellen  in 
höhern  LandesJustizCollegien  und  UniyersitätFacultäten  ,  zu  der 
Advocatur  und  Procuratur,  zu  gewissen  Kirchenpfründen,  u.  d. 

a)  Schriften  in  Pcttkh's  Lit.,  III.  689.  KlümiTs  Lit,  448  f.  Moser  von  kaiscrh 
Begierungsr. ,  «66.  569.  v.  Gnadens.,  «9.  v.  Poliseis.,  53.  Bechtsmaterien ,  VI. 
3o6.  J.  G.  Göz,  geographia  academica.  Norimb.  1789.  8.  Verseichnifs  der 
Universitäten  und  gelehrten  Gesellschaften,  in  PüYTsa's  Lit.,  1.55.  ßiativ 
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et  JuGin,  bibl.  bist,  lit.  selecta,  HI.  1906— «076.  und  J.  F.  Kobchbb,  Sappl, 
ad  bibl.  Hter.  Struvio-Juglerian.  Fatc.  I.  39? — 3**.  Mbusbi/s  Statistik, 
Cap.  11,  V  VIt  n.  6«  J.  D.  Scbulzb's  Literaturgeschichte  der  simmtlichen 
Schulen  und  Bildungsanstalten  im  teutseben  Reiche.   Weissenfeis  1804.  8. 

6)  Jabgow  t.  d.  Regalien,  i4».' aoi.  —  I)  Alter  der  kaiserl.  Privilogtorum 
acaderoicorum.  II )  Streit:  ob  die  Reicksvicaricn  zu  deren  Ertheilung  befugt 
gewesen  seyen?  Moser  s  Slaatsr. ,  VIII.  5o.  Lxddebhosb's  kleine  Schriften, 
III.  i54.  III)  Ertheilung  der  akademischen  Würden  zu  Marburg  von  1527  bis 
i54» «  ehe  noch  ein  kaiserl.  Privilegium  erlangt  war.  Lxddbbbosb  a.  a.  O, 
III.  i53.  IV)  Schweden  erhielt  ein  Privilegium  acad.  in  dem  Instr.  Pac. 
Osnabr. ,  X.  i3. 

c)  Dafs  selbst  bei  katholischen  Universitäten,  päpstliche  Bestätigung  nicht  mehr 
nothwendig  sey,  wie  das  Beispiel  von  Salzburg  (1623 —  i6a5)  und  von  Bonn 
(1784—1794)  lehre,  behauptet  C.  Gübtsbb  pr.  de  jure  summi  pontificis  in 
erectione  academiarum.  Germ,  catholicarum  (Salisb.  1795.),  §.3  —  9, 

d)  K.  preufs.  CabinetOrdre  v.  18.  Oct,  1818,  betr.  die  Errichtung  der  Uni- 
versität Bonn. 

e)  ReichshofcanzIeiTaxordn.  v.  1659,  h«»  Gbbstiachbb,  VT.  773.—  Auch  Oestreich 
hatte  ein  kais.  Privilegium  auf  Ertheilung  der  akad.  Würden.  Itteb  de  gradib. 
acad.,  XIV.  5- 

/)  Rci  dem  R.  Kammergericht,  wurden  die  pfalzgräflichen  Bullen Doctoren  zu  Bei- 
sitzersiellen  nicht  zugelassen.  Wegen  der  akademischen  so  genannten  Ju6»l- 
Doctoren ,  war  es  zweifelhaft.    Balxmabn's  Beiträge,  58. 

g  )  Dafs  Inländer  nur  auf  der  LandesUniversität  akademische  Würden  annehmen 
dürfen,  bestimmen:  e.  wirtemb.  Dccrct  v.  5.  Dee.  1806J  e.  kurhessische  Verordn. 
v.  9.  Jun.  i8i5,  in  d.  KationalZeitung  der  Deutschen  i8i5.  St  39;  e.  ^streich. 
Decret  v.  9.  Dec.  1819,  in  Frans  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd. 47»  S.778. 

h)  Oestreich.  Decret  ▼.  37.  Dec.  1819,  dafs  bei  keiner  Facultat  weder  Nachsicht 
in  Ansehung  der  strengen  Prüfungen  Statt  haben,  noch  ein  EbrenDiplom  ohne 
höchste  Bewilligung  verabfolgt  werden  dürfe,  und  zwar  EhrenDiplome  nur 
an  solche,  denen  vermöge  ihres  Postens  der  DoctorGrad  einigermasen  nölhig, 
u*  denen  man  dessen  Erwerbung  auf  dem  gewöhnlichen  Weg  nicht  wohl  mehr 
zumuthen  kann;  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn  ,  Bd.  47»  S.  461. 

1)  Vergl.  von  ehemaligen  Reichsgesetzen,  die  K.  G.  O.  v.  1495.  L  1.  Concept  der 
K.  G.  O.,  I.  x.  3.  I.  P.  O.  V.  17.  Balkmswb's  Beiträge,  S.  4*.  49  58.  Preufs. 
Froccfsordn.,  I.  3.  74.  —  Schriften  in  P6rm's  Lit.,  III.  333.  und  Rlübkb's 
LU.,  397.  Homhki.,  obs.  99.  618.  Ebendess.  Litteratura  juris,  au  —378-  F.  E. 
Vogt  or.  de  nobiütate  doctorum-  Rilon.  1733.  (Joh.  Frhr.  v.  Hobix)  Die 
Ehre  des  Bürgerstandes  nach  den  Reich  Brechten.  Wien  1791 .  8»  Cubsb  ob 
Saintb-Palatx's  Ritterwesen  des  Mittelalters,  mit  Klübbb's  Anmerk. ,  I.  166. 
II.  184.  3i8— 336.  —  Von  den  ehemaligen  Rittern  der  Rechte,  chevaliers  es 
lois,  ebendas.  —  Von  dem  so  genannten  persönlichen  Adel  der  Graduirten,  ins- 
besondere der  Doctoren  der  Rechte,  s.  Hobmbl  a.  a.  O.  Sblcbow  elem.  juris 
germ.  priv.,  %.  345. 

§.   Ö03.  (417 

Bii  eher  Regal.    Censur-,  Schreib-,  Preis-,  Rcde-lund^Lcsefreiheit. 

Literarische  Polizei. 

Dem   Staatsoberhaupt  steht  das  BücherRegal*)  zu:  t)  das 
Recht,  Kunst-  und  Buchhandlungen,  Buch  -  und  Stein- 
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druckereien  £)  und  Bucher  zu  privilegiren ;  10  das  Recht  der 
Bücher-  und  LeseCensur  c);  III)  die  Bestimmung  der  Schreib- 
und  Druck-  oder  Prefsfreiheit  «0,  dei  Befugnifs  zu  öffentlicher 
Gedanken-  und  NotizenMittheilung,  mit  Hülfe  der  Buchdruckerkunst 
oder  jedes  andern  PublicationsMittels ,  der  Freizügigkeit  cles  Geistes« 
unter  genauer  Bezeichnung  und  gesetzmäßiger  Strafbarkeit  des  belei- 
digenden Mifsbrauchs,  als  eines  Eingriffs  in  fremdes  Rechtsgebiet,  des 
Staates  oder  der  Einzelnen  0?  gleich  dem  Mifsbrauch  der  Rede- 
freiheit; auch  IV)  die  Bestimmung  der  Lesefreiheit,  unter- 
schieden von  Rede-,  Schreib-  und  Prefsfreiheit;  V)  die  literarische 
Polizei  überhaupt,  die  Oberaufsicht,  Gesetzgebung  f)  und  Gericht- 
barkeit  in  Büchersachen. 

a)  Pöttbb's  Lit.,  III.  593.  Klobbr's  Lit.,  453.  (Rocbs's)  Materialien  zu  einer 
Geschiebte  den  Buchhandels  (Lps.  179.*))*  S.  5a.  58.  90.  G.  G.  Rössio'a  Recht 
des  Buchhandels.  Leipz.  1804.  8.  Moser  ron  Polizeisachen.  64.  159.  — 
Oestreich.  Dccrcte  v.  10.  Dec  1816  u.  v,  ia.  Mai  1818,  betr.  die  Verleihung  u. 
Ausüb.  Her  Steindrucherci  u.  Papicrographie ;  in  d.  Polit.  Gesetzen  u.  Verordn. 
Franz  I.,  Bd.  44,  S.  4375  Bd.  46,  S.  i55.  Desgleichen  v.  1».  Scpfc  1819,  ebeu- 
das.  Bd.  47,  S.  327.  ( 

b)  G.  F.  Deiklib  diss.  observationes  juris  misccllae,  cap.  3.  de  rcgali  jure  cri- 
gendi  tjpographias.  (Madbr's  reichsrittersch.  Magazin.  VIII.  664.;  v.  Roth'* 
Staatsr.  d.  R.  Lande ,  IL  i35.    Schbidexaktkl  a.  a.  O.  II.  195. 

c)  Moser  Ton  Polizeisachen,  64.  Van  Swibtes's  Grundregeln  für  die  Bücher- 
censur;  in  ScblÖzsr's  Briefwechsel,  Heft  58,  S.  aas  ff.  u.  in  d.  Polit.  Journal» 
1781,  Hd.  I,  437  ff.  —  Beispiel  einer  Ccnsur,  bei  den  Memoire«  d'Olivier  de 
la  Mark,  schon  unter  Philipp  I.  König  v.  Castilien  (|  i5oo);  Thcmis  francaisc, 
T.  X,  p.  i5o.  —  In  Oestreich  mufs  jede  Handschrift  zweifach  der  CeusurRc- 
hönlc  übergeben  werden;  nach  Ertheilung  des  Imprimatur  behält  dieselbe  das 
Duplicat. 

d)  Möglichst  genau  bestimmende,  den  rechten  Gebrauch  nicht  beschränkende* 
Gesetze  sind  nöthig/  nicht  nur  für  Bestrafung  der  durch  Miss  brauch  der  Pres*' 
freihek  begangenen  Vergehen  und  Verbrechen,  sondern  auch  für  Ferfahrungt- 
und  Fjttscheidungsweise.  —  J.  E.  GnuwKn's  Cremutius  Codrus  (Tacit.  annal-  IV. 
34.  35),  oder  über  die  Bücherverbote.  Leipz.  1798.  8.  J.  F.  E.  Lötz  über  den 
Begriff  der  Polizei,  168  ff.  J-  Tb.  Zauber  über  anonymische  Schriften.  Salzb- 
1794.  KtÜBER's  kl.  jur.  Bibl.,  XXVI.  245.  Ein  Wink  über  die  Mifsbräuche 
der  Prefsfreiheit.  Germanien  1800.  8.  C.  G.  Rössio  über  die  Aufklärung,  zu 
Bestimmung  der  Grundsätze  über  die  Ccnsur-  und  PrefsPolizei.  Leipz.  1799. 
8.  Gr.  v.  Wisdischgrätr  Betrachtungen  über  verschiedene  Gegenstände 
(Nürnb.  1787),  S.  46.  ia3-  De  la  libertö  de  la  presse  sous  un  gourernement 
monarebique ;  par  Mr.  Barbet  (Ohne  Jahrzahl)  8.  s.  Allgcm.  Lit.  Zeit.  1811 
E.  B.,  N.  100.  De  la  liberte  de  la  presse;  par  Bejtj.  Cowstakt.  Paris  i8ii.  8. 
Quelques  idees  sur  la  libert£  de  la  presse;  par  F.  Guizot.  Paris  1814.  8. 
C.  F.  W.  Gbäveli.  über  Prefsfreiheit  u.  Volksgcist.  Berl.  i  ti5.  8.  lieber  Prefs- 
freiheit. Halberst.  i8i5.  8.  A.  J.  Stkiger's  Ansichten  des  BüchcrCensurweseus 
und  der  Prefsfreiheit  LanxUhut  i8»5.  8.  F.  ItnmDFi/s  Betracht,  über  d.  Werth 
der  Pref-frciheit.  Bamb.  1818.  8.  Ueher  Prefsfreiheit ;  in  d.  schweizer  Musäum 
v.  1816.  Leber  Prefsfreiheit.  Frankf.  1816.  8.  W.  C.  Hrug's  Entwurf  zu  e. 
allgem.  Gcsotzg.  über  die  Prefsfreiheit  in  Deutschi.  Leipz.  1816.  8.  Steht 
auch  in  A.  Mcm.br's  deutschen  Staataanzeigen ,  Bd.  I,  S.  3oi  —  3a 7,  wo  zu- 
gleich (S.  48a  —  5io)  Gegenbemerkungen.    Aehnliche    Entwürfe,    in  der 
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Jenaisch  rn  Allg.  Lit.  Zeit.  1817t  Num.  3  n.  4  >  u.  in  Lvdbn's  Nemesis,  Bd.  XII 
(1818)«  Num.  VI;  man  0.  auch  ebenda«.  Bd.  II,  St.  a,  Num.  4^  St.  3,  Num.  3, 
B«I.  VUI,  St.  9,  Num.  10.  S.  Ascheh's  Idee  einer  Prefsfreiheit-  u.  Censur- 
Ordnung.  Leips.  1818.  8.  Verteidigungsschrift  des  brüsscler  Mercure  sur- 
veillant  (c.  polit.  Zeitung);  aus  d.  Franz.  Berlin  1817.  8.  Beherzigungen  vor 
dem  wiener  Congrefs  <i8i4-  8.),  S.  20  ff.  Bekzesbebg'«  Abb.  in  d.  Hamb, 
deutschen  Beobachter,  ▼.  ao.  Jan.  1818.  J.  P.  Bebfuka  Antwort  eine«  Bliein- 
Prcussen  auf  Jul.  v.  Voss  Sendschreibrn  (Bonn  1818  8  ),  S.  35  ff-  Verband- 
lungen in  der  zweiten  Kammer  der  baierischcn  Ständcversammlung  v.  1819, 
u.  der  badischen  v.  1819.  Lvow.  IIoffmamk's  Censur- u.  Prefsfreiheit,  historisch 
u.  philosophisch  bearbeitet.  Berlin,  Tb.  I,  1819.  8.  Kbümte  Encyclopädie, 
Th.  »it,  S.  »83  —  3*4,  Art.  Prefsfreiheit,  gröfstentlicils  von  Theod.  Hussius. 
RcalEncyclopädic  oder  ConversationsLexicon ,  voc.  Prefsfreiheit,  Prefsgesetze, 
Prefsgerichte,  Prefs  vergehen.  Von  der  Prefsfreiheit  in  England  u.  von  der 
dortigen  Verfahrungswcise  bei  Klagen  über  Prefsvcrgchcn,  s.  Cottu  do 
l'administration  de  la  justice  criminelle  cn  Angleterre,  et  de  l'esprit  du  gou- 
veriiemcnt  anglais  (Paris  t8aa.  8.)«  p.  «99  —  »»?■  Des  crimes  de  la  Presse 
contideres  comme  gcnerateur»  de  tous  les  autres-  Paris  1825.  8*  Casimir 
PrTFFisa's  Vertheidigung  der  Prefsfreiheit,  in  der  schweizer  Tagsatzung  von 
1819;  in  der  Allgcm.  Zeitung  v.  i&  Scpt  i8«9«  ausserord.  Beilage  89* 
C.  Th.  Welhkb,  die  vollkommene  u.  ganze  Prefsfreiheit,  nach  ihrer  sittlichen, 
rechtlichen  u.  politischen  Notwendigkeit-  Freib.  i83o.  8. 
#•  Näheres  hievon  in  dem  nächstfolgenden  §. 

j)  RucItdruchtrOrdmmgcn  enthält:  Die  so  nötbige  als  nützliche  Buchdruckerkunst, 
mit  J.  E.  Kappb's  Vorrede  ,  (Lcipz.  J740  —  »745.  4-)  Th.  H.  S.  aa5  —  3o4.  — 
CcHsurFerordnungm,  oft  nach  sehr  verschiedenen  und  wechselnden  Grundsätzen, 
und  mit  kürzerer  oder  längerer  Dauer,  sind  in  dem  Lauf  der  Zeit  in  vielen 
Staaten  erschienen.  K.  Joseph'«  II.  CensurVerordn.  v.  ti.  Jun.  1781.  ßaierin-Ae 
Verordnungen,  die  pol  it.  Zeitschriften  betr.,  v.  6-  Sept.  1799  u.  17.  Febr. 
1806.  Haierische  Verordn.»  die  Censur*«  Prefs-  und  Buchbandeisfreiheit  betr., 
v.  i3.  Jun.  i8o3.  Baier.  Edict  über  die  Freiheit  der  Presse  u.  de«  Buchhan- 
dels, v.  a6.  Mai  1818.  als  Beil.  3  zu  der  baier.  Verfafs.  Vrk.  t.  1818,  u.  Ver- 
ordn.  dazu  vom  28.  Jan.  i83i,  betr.  die  Censur  der  von  innerer  Politik  und 
Statistik  handelnden  Artikel  u.  Aufsätze  in  Zeitungen  und  periodischen  Schrif- 
ten; auch  e.  Verordn.  v.  Nov.  i8i5.  Badtsctie  BücherCensurOrdnung  v.  19. 
Dcc.  i8o3-  Carlsr.  1804.  8.  Königl.  sächs.  Censur-  u.  BücherEdict  v.  10.  Aug. 
181a,  in  d.  Bhein.  Bund,  LXIII.  404  j  aufgehoben  durch  Verordn.  v.  i5.  Sept. 
1816.  Nassxmiscke  Verordn.  v.  4.  u.  5.  Mai  i8>4 ,  den  Buchhandel ,  Nachdruck 
u.  die  Prefsfreiheit  betr.,  in  Bauer's  allgem.  StaatsCorrespondenz ,  Bd.  I. 
Num.  16.  (Dawider  s.  Allgem.  Anzeiger  d.  Deutschen,  1814 »  Num.  110.)  — 
Merkwürdig  für  Prefsfreiheit,  ist  die  Verordn.  für  die  vereinigten  Nieder  fände, 
nachher  auch  für  das  Grofsherzogthum  Luxemburg,  eine  wahre  Habeas-animam- 
Acte  —  datirt  Brüssel  den  aa.  Sept.  1814,  in  d.  Allgem.  Zeitung,  181/1-.  Num. 
398;  und  deren  Modifikation,  in  Beziehung  auf  auswärtige  Mächte,  v.  »5.  Sept- 
1816,  in  dem  Journal  de  Francfort,  1816,  n*  377.  Desgl.  die  k.  wirUmi.  Ver- 
ordn. über  die  Prefsfreiheit,  V  3o.  Jan.  1817;  in  Klübkb's  Staatsarchiv,  Bd. 
II,  Heft  7,  u.  in  den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  III,  S.  i63. 
Ein  königl.  sächs.  Mandat  v.  i83o  (in  d.  Gesetxsamml.,  Num.  3q)  erstreikt  «lie 
Censur  auf  SchrifiLithographie.  —  Vergl.  auch  königl.  framös.  Verordn.  über 
die  Prefsfreiheit,  v.  ai.  Oct.  1814.  Laiwk's  u.  Anderer  Berichte  darüber  4 
an  die  Kammer  der  Depulirten,  in  d.  Monitcur  v.  3.  Aug.  1814»  '»5.  Jour- 
nal de  Francfort,  1814,  n°  19a,  »19  u.  229,  Aufhebung  dieser  Veron'n.  im 
Jul.  i8i5,  Journal  de  Franrfort,  i8i5,  n"  111;  1816,  n°  35i.  Erörterungen 
in  der  DeputirtenKammer,  im  Der.  1817,  u.  im  Jan.  bis  April  i8ai.  Bede  des 
Fürsten  Tam  itbaso  für  die  Prefsfreiheit,  in  der  Sitzung  der  PairKammer  v. 
a6.  Febr.  i8aa;  in  dem  Journal  de  Francfort  du  t  mars  i8aa,  n'Y66. 
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§.  304  (4t7 

Denkfreiheit.    Werth,  Grenze  und  Geaichtpuncte  der  Oeffentlichheit 
der  Schrift  und  Presse-  Bücher Censur.    Wirksamkeit  der  B.  V •  und 
Beschlüsse  derselben  in  Beziehung  auf  PressfreiheÜ. 

V)  Die  Denhfreiheit  ist,    ihrer  Natur  nach,  oberherrlicher 
Bestimmung    nur  so  weit  unterworfen,  als  der  Gedanke  äufserlich 
erscheint,  das  heifst,  in  Bede  oder  Handlung   erkennbar  gemacht 
wird.    II)  Vernünftige   Oeffentlichheit  (  Publicität ) ,  das  Becht 
sau  freiem  Gebrauch  der  Schrift  und  Presse,  dieser  künstlichen 
Sprache  in  die  Nähe,  Ferne  und  Zukunft  hin ,  unter  der  Verpflichtung, 
solche  Tor  dem  Bichter  zu  verantworten,  ist  ein  rechtliches  Gemeingut 
der  gebildeten  Menschheit    Sie  ist  ein  Schirmdach,  unter  welchem 
sich  der  Nationalgeist  entwickelt ,  und  jede  Art  nützlicher  Aufklärung 
und  Mittheilung  sich  verbreitet ;  in  constitutionellen  Staaten  ein  wesent- 
licher Bestandtheil  der  Verfassung ,   als  Wächter  derselben  ,  der 
bürgerlichen  Freiheit  und  des   allgemeinen  Bechtszustandes ,  über- 
haupt aber  für  jede  Staatsregierung  ein  wichtiges  Mittel,  die  Volk- 
stimme und  die  Urtheile  der  Verständigen  im  Volk  zu  vernehmen, 
Gebrechen  der  Staatsverwaltung  zu   erfahren,   Staatsgebrechen  und 
gerechten  Beschwerden  abzuhelfen  ,   nothwendiges   oder  nützliches 
Besseres  einzuführen.    In  so  fern  ist  Prefsfreiheit  eines  der  sichersten 
Verwahrungsroittel ,  gegen  Aufstand,   Aufruhr  und  Umwälzung  der 
Staatsordnung.     Ihre    Vortheile   überwiegen   weit    den  möglichen 
Mifsbrauch.    Unterdrückung  oder  zu  grosse  Beschränkung  derselben, 
kann  heut  zu  Tage  ohne  Nachtheil  oder  Gefahr  für  den  Staat  nicht 
Statt  haben.    Ein  altes  Sprichwort  sagt:  wir  thun  was  wir  sollen, 
und  sprechen  was  wir  wollen.    Ungeschliffenheit,  Böswilligkeit,  Straf- 
würdigkeit etlicher  Wenigen,  ist  kein  zureichender  Grund,  wider  die 
Gesammtheit  der  Staatsbürger  besondere  CensUr,  Strenge  und  Prefs- 
zwang  anzuordnen  ,   und  wegen  der  Ungebühr  Weniger  die  ganze 
Nation  mit  einem  literarischen  Interdict  zu  belegen.    So  lang  man  die 
Weinberge  nicht  ausrottet,  damit  Niemand  in  Wein  sich  berausche, 
wird  unter  gebildeten  Nationen  die  öffentliche  Meinung  über  Prefs- 
freiheit, des  möglichen  Mifsbrauchs  wegen,  nie  ein  Verdammungs- 
urtheil  aussprechen  «).    Ihr  Heil-  und  Besserungsmittel  (correctif) 
trägt  die  Prefsfreiheit  in  sich  selbst,   dirrch  die  Freiheit  der  Bede 
und  Gegenrede,   III)  In  mehreren  Staaten ,  ward  daher ,  zu  verschie- 
dener Zeit,  die  BücherCensur  abgeschafft*),    als  in  der 
Begel  mehr  schädlich  denn  nützlich  c).    Mit  Anerkennung  vernunft- 
gemäser  Bede-,   Schreib-  und  Prefsfreiheit,   als  eines  natürlichen 
Bechtes  der  Vernunft,  ward  gestattet,  auf  geziemende  Art  alles  Gute 
was  nicht  geschieht,  und  alles  Böse  was  geschieht,  öffentlich  zu  sagen.  Da- 
gegen macht  man,  mit  Becht,  den  Schriftsteller,  in  gewisser  Art 
auch  den  Buchhändler  und  Buchdrucker,  gesetzmäsig  ver- 
antwortlieh,  wegen  Verletzung  der   Bechte  ^es  Staates,  des 
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regierenden  Subjectes,  und  der  Privatpersonen.  IV)  In  Hinsicht  auf  das 
Verhalten  der  Einzelnen  und  die  Wirksamkeit  der  verchiedenen  Staatsbe- 
hörden, ist  dieser  wichtige  Gegenstand  bei  der  Gesetzgebung  aus  einem 
zweifachen  Gcsichtpunct  zu  betrachten,  nach  Rechtspflege  und  nach 
Polizeipflege.  Auch  können  ausnahmweise,  bei  revolutionären  Bewe- 
gungen, provisorische  und  vorübergehende  oberpolizeiliche  Maasregeln 
und  gesetzliche  Bestimmungen  nöthig  -werden.  V)  Die  Bundes  Acte, 
Art.  18,  macht  der  Bundesversammlung  zur  Pflicht,  bei  ihrer 
ersten  Versammlung  mit  Abfassung  gleichförmiger  Verfü- 
gungen über  Prefsfreiheit  sich  zu  beschäftigen.  Zu  dem  Ende 
liefs  die  B.  V.  sich,  in  einem  amtlichen  Vortrag,  eine  «Lebersicht 
der  verschiedenen  Gesetzgebungen  über  Prefsfreiheit,  besonders  in 
Teutschland 9  vorlegen,  und  ernannte  aus  ihrer  Mitte  eine  Commission, 
zu  Erstattung  eines  Gutachtens  über  möglichst  gleichförmige  Grundsätze 
und  Verfügungen  wegen  der  Prefsfreiheit  in  den  Bundesstaaten  <*). 
VI)  Kurz- vorher  hatte  die  B.  V.  sich  veranlafst  gesehen,  eine  pro- 
visorische Verf 

ügun6  wider  den  Mi  fsbrauch  der  Presse 
zu  entwerfen,  und,  am  20.  September  1819,  deren  allgemeine  Ein- 
führung in  den  Bundesstaaten  auf  fünf  Jahre  zu  beschliefsen  *).  Bis 
zu  einer  Vereinbarung  über  ein  definitives  Prefsgesetz,  ward  diese 
Verfügung  auf  unbestimmte  Zeit  erneuert,  durch  einen  Beschlufs 
der  Bundesversammlung  vom  14.  August  1824/).  VII)  In  constitu- 
tionellen  Bundesstaaten  ist  die  Anwendbarkeit  der  genannten  provi- 
sorischen Prefsverfügung  nach  den  älteren  Vorschriften  der  Landes- 
Grundverfaasung  zu  beurtheilen  ff). 

a)  Pres*',  Schreib-  und  Redezwang  überhaupt  (politischer,  religiöser,  socialer), 
ist  Beschränkung  der  Freiheit,  Erfahrungen,  Gedanken,  Gesinnungen  und 
Gefühle  zu  äussern;  unweise,  so  bald  sie  weiter  geht  als  anf  gesetzmäßige  Ahn- 
dung des  Missbrauchs.  Gegen  diesen  ,  besonders  wider  literarische  Aufwiegler, 
sind  Strafgesetze  nothwendig.  Vergl.  Ciceho  Fragm.  lib.  VI.  de  rep.  Cäsak  de 
bello  gall.,  VI.  ao.  —  Grofse,  freie,  geistige  Cultur  der  Staatsgenossen ,'  ist 
von  unschätzbarem  Werth  für  die  Staatsverbindung.  Ein  unentbehrliches 
Mittel  dazu,  ist  vernünftige  Prefs-,  Lese-  und  Redefreiheit.  Unglückliches 
Volk,  das  nur  Gcldsäcke ,  Waarcnballen  und  Schwerter  achtet.  Die  Herr- 
schaft des  Geistes,  ist  die  höchste  Gewalt;  Knechtschaft  des  Geistes, 
der  unterste  Grad  der  Sclaverei.  An  der  mehrern  oder  mindern  Be- 
schränkung der  Prefsfreiheit,  kann  man  den  Grad  der  Freiheit  erken- 
nen, welchen  ein  Volk  geniefst.  «Herrscht  einmal  der  Geist»  dann  sind 
Rückschritte  unmöglich.  Europa  kann  noch  Zeiten  erleben,  die  nicht  gefallen, 
aber  zurücksinken  in  die  Zeit  der  Barbarei  kann  es  nicht;  dafür  hat  die 
Buchdruckerkunst  gesorgt  *.  So  schrieb ,  schon  viertig  Jahre  vor  der  fran- 
zösischen Revolution,  Bbaumklls,  inMes  pensees.  Paris  1753.  —  Die  Pressfreiheit 
soll  ein  wachsamer  Hüter  der  Rechte  der  Regierung,  des  Volkes,  der  Einzelnen 
'  seyn.  Sie  soll  zu  allen  eine  offene  und  loyale,  zu  der  Regierung  zugleich  eine 
ehrerbietige  Sprache  reden.  Sie  darf  weder  das  Land,  noch  die  Regierung, 
noch  die  guten  Sitten,  noch  irgend  eine  im  Lande  aufgenommene  oder  ge- 
duldete Religion  herabwürdigen.  Sie  darf  Niemand  beleidigen.  Wo  Reprä- 
sentativ Verfassung  besteht,  gehört  sie  su  dem  Wesen  derselben.  —  In  diesem 
Sinn  schützten  Friedrich  II.  und  Joseph  II.  die  Prefsfreiheit ,  und  yerkifndigte 
solche  Bönig  Friedrich  fVilhelm  III.  von  Preussen.   In  einer  CabinetOrdre  vom 
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Oerober  i8o3,  an  da«  berliner  GeneralDirectorium,  erklärte  Dieser:  daf»  *der 
Unterdrückung  der  Prefsfreiheit  ein  allgemeiner  Kacb theil  immer  auf  den  Fuf» 
nachfolge».    Eine  andere  preussischc  CabinetOrdre,  vom  8.  Febr.  i8of  (erscki  n 
später  in  dem  Hamburg.  unpart.Correspondcnten  v.  1816»  St.  87),  spricht :  «Eine 
anständige  Publicität  ist  der  Regierung  und  den  Unterthancn  die  sicherste 
Bürgschaft  gegen  die  Nachlässigkeit  und  den  bösen  Willen  der  untergeordneten 
Offirianten,  und  verdient  auf  alle  Fälle  gefördert  und  beschützt  zu  werden». 
Auch  die  preufa.  CabinetOrdre  v.  20.  Febr.  1804,  spricht  in  gleichem  Sinn. 
Vergl.  damit  die  preuss.  CabinetOrdres   v.  18.  Sept.  u.   «8-  Dcc.  i8*4»  — 
Gustav  III. ,  König  von  Schweden ,  erklärte  am  26.  April  1774  auf  dem  Rath- 
hausc  zu  Stockholm:  *  Durch  die  Prefsfreiheit  erfährt  ein  König  die  Wahr- 
heit, die  man  mit  so  vieler  Sorgfalt,  leider  oft  genug  mit  vielem  Erfolg,  ihm 
verbirgt.    Dem  Beamten  verschafft  sie  den  Vortheil ,  verdiente  öffentliche  An- 
erkennung und  Lobsprüche  erhalten  zu  können.   Das  Volk  erhält  den  Trost, 
seine  Klagen  anzubringen,  und  oft  überzeugt  zu  werden,  dafs  sie  ungegründet 
sind».  —  Ein  Grundgesetz  der  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  von  1789, 
bestimmt  (Art.  3),  dafs  nie  ein  Gesetz  solle  gegeben  werden,  «wodurch  die 
Freiheit  im  Reden,  u.  die  Prefsfreiheit,  oder  das  Recht  des  Volkes,  sich 
friedlich  zu  versammeln,  und  der  Regierung  Petitionen  wegen  Absteilung  von 
Mifsbräuchen  zu  überreichen,  gemindert  würde».    Constitutionen  der  europ. 
Staaten,  Th.  I,  S.  53. 
t)  Abgeschafft  ward  die  Censur,  durch  e.  kurpfalz.  Verordn.  v.  i3-  Jun.  i8o3,  u. 
durch  d.  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  11,  nebst  dem  dazugehören- 
den Edict  v.  26.  Mai  1818,  wo  nur  politische  Zeitungen  u.  periodische  Schriften, 
politischen  und  statistischen  Inhalts  der  Censur  unterworfen  werden;  mit 
näherer  Bestimmung  durch  e.  Verordn.  v.  28.  Jan.  i83i;  durch  das  Weimar- 
ehetnuh.  Grundgesetz  über  die  landständ.  Verfafs.,  1816  (zu  vergl.  jedoch  mit 
den  spätem  Verordn.  v.  6.  Apr.  i8>8  u.  6.  Nov.  1819).    Abgeschafft  ist  sie  in 
England.    Delolbe's  Constitution  Englands,  Buch  II,  Cap.  12  u.  14.  Auch 
war  sie  es  in  Dtmemarh ,  bis  zu  dem  27.  Sept.   1799.    Schlözkr's  Staatsanz-, 
Heft  64,  S.  464  ff.    In  Frankreich  ward  sie  abgeschafft  bei  den  polit.  Zeitungen 
u.  Journalen,  am  17.  Mai  1819,  indem  man  daa~  Erkenntnifs  über  Prefs ver- 
geben der  Jury  übertrog;  wieder  eingeführt  im  J.  1820;  wieder  aufgehoben 
im  März  1822,  aber  mit  Errichtung  strenger  Gesetze  gegen  den  Mißbrauch 
der  Presse.     Im  Juli   i83o  wurden  die  politischen  Blätter  durch  eine  k. 
Ordonnanz  einer  Censur  unterworfen ;  worauf  eine  ThronRevolution  folgte,  in 
deren  Folge  die  periodische  Presse  wieder  frei  ward.  —    Presse  und  Buch- 
handel sind  für  frei  erklärt,  doch  unter  Befolgung  der  gegen  den  Mifsb'raurh 
bestehenden  oder  erfolgenden  Gesetze,  in  der  buier.  Verfafs.Urk.  v.  1818,  Tit. 
IV,  %.  11,  und  (mit  Ausnahme  der  politischen  Zeitungen  und  periodischen 
Schriften  politischen  oder  statistischen  Inhaltes)  in  dem  als  Beilage  UI  dazu 
gehörenden  Edict  über  die  Freiheit  der  Presse  und  des  Buchhandels  v.  a6. 
JMai  1818;  desgleichen  in  dem  wirtemb.  Verfafs. Vertr.  v.  1819,  \.  28,  u.  in  der 
grofsberzogl.  hessischen ,    1820,  Art.  35.     Die  badische  Verfafs.Urk.  v.  1818, 
\.  17,  will  Handhabung  der  Prefsfreiheit,  nach  den  künftigen  Bestimmungen 
der  Rundesversammlung.    Die  kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i ,  %.  37,  ver- 
ordnet :  a  Die  Freiheit  der  Presse  und  des  Buchhandels ,  wird  in  ihrem  vollen 
Umfange  Statt  finden.    Es  soll  jedoch  zuvor  gegen  Prefsvcrgehcn  ein  beson- 
deres Gesetz  alsbald  erlassen  werden.  Die  Censur  ist  nur  in  den  durch  die  Bundes- 
geset/.e  bestimmten  Fällen  zulässig».    Und  %.  39:  «Niemand  kann  wegen  der 
freien  Aeusserung  blosser  Meinungen  zu  Verantwortung  gezogen  werden, 
den  Fall  eines  Vergehens  oder  einer  Rechtsverletzung  ausgenommen».  In 
dem  GH.  Oldenburg  ward  im  Jan.  i83i  die  Presse  für  frei  erklärt,  in  Absteht 
auf  innere  Angelegenheiten.  —    Von  der  BücherCensur  in  dem  KR.  Sacks 
Weissx's  k.  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II,  %.  3i2u  S.  üo5,  auch  von  der  dem  apostol.  Vi- 
car  zu  Dresden  überlasse nenCensur  der  katholisch- theologischen  Schriften,  $-3>ao. 
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e)  Nutten  der  Prefsfreiheit  in  England;  s.  ▼•  Abchfnholz  England  u.  Italien 
(1*786)«  Bd.  I,  Tb.  1 ,  S.  9  ff.  4*  t»  —  Rodhart  über  die  Censur  politischer 
Zeitungen.  Erlangen  1816.  8>  —  Napomeob's  literarische  Tyrannei  und  militä- 
risch -despotischer  Jesuitismus ;  eine  Warnungstafel  in  der  Geschichte  j  s. 
dessen  Dccret  v.  5.  Febr.  1810,  die  Buchdruckercicn ,  die  Censur  u.  d.  Buch- 
handel betr.,  in  d.  Monitcur,  u.  in  d.  Hall.  Allgem.  Lit.  Zeit.  1810,  Nuoi.  63. 
(Wenig  modificirt  ward  es,  durch  e.  Decr.  v.  i4>  Dec.  1810.  Rhein.  Bund, 
LVIH.  84.  149.)  MärtjrerSchicksal  des  nürnberger  Buchhändlers  Paus;  s.  polit. 
Journal,  1806,  S.  971.  —  Von  der  Schädlichkeit  und  Unrechtmäsigkeit  der 
Hücker steusr ,  s.  Mostbios  quelle  influence  ont  les  diverses  especes  d'impöts 
etc.  (Paris  1808),  p.  »8i. 

d)  Beides  in  dem  Protoc.  v.  12.  Oct.  1819,  §.  236.  Die  angef.  Uebcrsicht, 
befindet  sich  bei  diesem  Protocll,  als  Beilage  38.  —  Schon  im  April  1818 
halte  S-  Weimar  bei  der  B.  V.  auf  Festsetzung  allgemeiner  Grundsätze  über 
die  Prefsfreiheit  angetragen.   Protoc.  v.  1818,  §.  99  u.  rtj. 

#)  Dieser  Prefsbeschlufs  steht  in  dem  Protoc.  v.  20.  Sept.  1819,  %.  220,  IV; 
auch  in  Rlvbkb's  Quell ensammlung,  ISum.XIX,  S.235.   Nach  demselben  dürfen 
Schriften,  die  in  der  Form  täglicher  Blätter,  oder  heftweise  erscheinen,  und 
solche  die  nicht  über  10  Druckbogen  stark  sind,  in  jedem  Bundesstaat  nur  mit 
Vorwissen  und  Genehmigung  der  Landesbehörden  gedruckt  werden.  Bestim- 
mungen für  Schriften  anderer  Art,  sind  der  Landesregierung  überlassen;  doch 
sollen  Hingen  einer  mitverbündeten  Regierung  gegen  Verfasser  oder  Verleger, 
die  durch  sie  vcranlafst  werden .   im  Namen  der  Landesregierung  erledigt 
werden.    Privatpersonen  steht  gerichtliche  Verfolgung  wider  den  Verfasser 
oder  Verleger  frei ,  wenn  durch  Mifsbrauch  der  Prefsfreiheit  sie  sich  verletzt 
glauben-  In  allen  in  Teutschland  erscheinenden  Druckschriften  ohne  Ausnahme, 
mufs  der  Name  des  Verlegers,  in  Zeitungen  und  Zeitschriften  auch  der  Name 
des  Herausgebers,  angegeben  seyn.  Wird  in  irgend  einer  solchen  Druckschrift 
die  Würde  oder  Sicherheit  eines  andern  Bundesstaates  verletzt,  oder  dessen 
Verfassung  oder  Verwaltung  angegriffen,  so  ist  defshalb  die  Landesregierung 
verantwortlich,  nicht  nur  dem  unmittelbar  Beleidigten,  sondern  auch  der 
Gcsammthcit  des  Bundes,   so  dafs  deshalb  subsidiarisch  Beschwerde  bei  der 
B.V.  Statt  findet.  Dem  Redacteur  einer  wegen  Ungebühr  unterdrückten  Schrift, 
darf,  binnen  fünf  Jahren,  in  keinem  Bundesstaat  die  Redaction  einer  ähnlichen 
Schrift  gestattet  werden ,  u.  d.  m.    (Von  der  Vollziehungsbefugnifs  der  B.V. , 
s.  §.  170 ,  a  u.  c.)  Vor  Ablauf  der  fünf  Jahre ,  sollte  die  B.V.  einen  Definitiv 
Beschluss  über  die  rechtmäßigen  Grenzen  der  Prefsfreiheit  in  Beratschlagung 
nehmen.    (Indefs  ward  obige  Verfügung  im  J.  1824  au^  unbestimmte  Zeit  er- 
neuert.   Man  s.  unten,  Note  f.)   Die  B.V.  hatte  einstweilen  einen  Ausschufs 
für  die  Aufsicht  über  die  Prcfsgesetzc  u.  für  Recurse  in  Prefsangelegenheiien 
ernannt.  Protoc.  v.  1819,  %•  221.  HL    J.  C.  Frbr.  v.  Aebttk ,  wie  darf  man  in 
den  deutschen  Rundesstaaten  über  politische  Gegenstände  schreiben?  Altenb. 
1824.  8.  —    In  Folge  eines  nach  Stimmenmehrheit  gefafsten  Beschlusses  der 
B.V.  v.  3.  Juli  i8«3,  ward  ein  zu  Stuttgart  unter  dem  Titel:   *Der  Teutsche 
Beobachter»,  erschienenes  politisches  Blatt  unterdrückt.    Klübeh's  Quellen- 
snmmlung,  Num.  XIX,  Anmerkung  S.  290.    Auch  verfügte  ein  Bcschlufs  der 
B.V.  v.  20.  Aug.  1829  eine  PublicitälSperre,  in  einer  Streitsache  zwischen  dem 
König  von  Grofsbritannicn  und  Hannover  und  dem  Herzog  Carl  von  Braun- 
schweig.  Ebenvias.  S.  290.  —    Betrachtungen  über  obigen  Prcfsbeschlufs  der 
B.V.  v.  1819,  enthalten  folgende  Schriften.    W.  v.  Schütz  Deutschlands  Prefs- 
gesetz,  seinem  Wesen  u.  seinen  Folgen  nach'.    1821.  8.   Der  Anhang  zu  (Fr. 
v.  Gzwtz)  Sr.  R.  Maj.  Friedrich  Wilhelm  dem  Dritten  bei  der  Thronbesteigung 
überreicht.   Neuer  Abdruck.   (Brüssel  1820.  8.),  S.  25  —  48« 

f)  In  dem  Protoc.  der  B.V.  v.   1824,  f.  i3i  u.  139;  u.  in  Klübeh's  Quellen- 
sammlung ,  Num.  XXXI,  S.  3a  1. 
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g)  Da,  seibat  nach  Art  56  der  wiener  SchlufsActe  von  i8«o>  die  in  anerkannter 
Wirksamkeit  bestehenden  landst'undischen  fer/assungsn,  nur  auf  verfassungs- 
mäsigem  Wege  wieder  abgeändert  werden  können  j  so  ist  in  denen  Bundes* 
Staaten,  wo  solche  Verfassungen  bestehen,  nach  Urnen  die  Anwendbarkeit  dieses 
Beschlusses  zu  beurtheilen ,  so  wie  die  Befugniss  der  Staat  s  reg  irrung ,  dazu  ihre 
Zustimmung  zu  geben.  Hierauf  bezieht  sich  die  SchUssCiausel  der  k.  baierischen 
Bekanntmachung  obigen  Prefsbcschlusscs  16.  Oct.  1819,  in  dem  baier. 
Regier.  Blatt  1819«  St.  49 :  *  Machen  Wir  dieselben  hiermit  bekannt  und  ver- 
ordnen, dafs  Unsere  sämmtliche  Behörden  und  Untcrthanen,  mit  Bucksicht 
auf  die  Uns  nach  den  bestehenden  Staatsverträgon  und  der  BundesActe  zu- 
stehende SouTeraioet.it,  nach  der  Ton  Uns  Unserem  treuen  Volke  ertbeilten 
Verfassung  und  nach  den  Gesetzen  Unseres  Königreichs,  sich  hienach  geeignet 
achten».  Vergl.  Schunch's  Staatsr.  des  Bönigr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  1&9  u.  das 
Gesetz  über  die  Freiheit  der  Presse  u.  des  Buchbandeis,  als  Beilage  III  zu 
der  baier.  Verfafs.Urk.  v.  1818. 

§.  505.  (418.) 

Insonderheit  Büchernachdruck  und  BiicherPriviletjien. 

I)  Unter  Büchernachdruck  «)  versteht  man  jede  Verviel- 
fältigung schriftlicher  oder  bildlicher  Geisteswerke,  gegen  Willen 
und  Absicht  ihrer  Urheber  oder  deren  Rechtsnachfolger;  es  sey  durch 
Schreib-,  Buchdrucker-,  Stein-  oder  Metallschreib-,  Formschneide-, 
Kupferstecher- ,  oder  irgend  eine  andere  bildende.  Kunst.    Fast  immer 
unbillig,   sehr  oft  schädlich,  obwohl  ohne  positive  Einschränkung 
nicht  wider  das  strenge  Recht  verdient  er  zugleich  aber  auch  die 
Festsetzung   und   Handhabung    billiger   Bücherpreise  ,  eine 
gesetzliche  Bestimmung,  übereinstimmend,  wo  möglich ,    für  alle 
Bundesstaaten   und    auch    für   Nachbarstaaten.     ,11)  Die  teutsche 
BundesActe  6)  verweiset  die  Abfassung  gleichförmiger  Verfügungen, 
über  Prefsf  r  ei  hei  t  und  Sicherstellung  der  Rechte  der  Schriftsteller 
uud  Verleger  gegen  den  Nachdruck,  an  die  Bundesversammlung 
( §.  237).    Dieselbe  hat  sich  hierüber  Vortrag  erstatten  lassen,  und 
einen. Ausschufs  niedergesetzt,  zu  Erstattung  eines  Gutachtens  für  die 
erwähnten  Verfügungen  c) ,  welches  erstattet,  und  zu  Instructions- 
Ertheilung  an  die  Regierungen  gesendet  worden  ist  <0.     HI)  Die  Re- 
gierungen der  Bundesstaaten  fanden  bis  jetzt  nicht  für  gut ,  dem  Bücher- 
nachdruck durch  ein  allgemeines  Verbot  zu  steuern,  in  der  Form  eines  im 
allen  Bundesstaaten  gesetzweise  bekannt  zu  machenden  Beschlusses  der 
Bundesversammlung.    Bestimmungen  hierüber  wurden  stillschweigend 
überlassen,  theils  particulären  Vereinbarungen  einzelner  Bundesstaaten 
unter  sich  «)#  theils  der  besondern  Gesetzgebung  jedes  Bundesstaates  f)  ; 
theils  den  durch  die  Staatshoheit  begründeten  landesherrlichen  Privi- 
legienrecht ($.  461  u.  f.),  bei  dessen  Ausübung  der  Nachdruck  und  der 
Verkauf  nachgedruckter  Exemplare  nur  solcher  Schriften,  für  welche 
der  Verleger  defshalb  ein  Privilegium  erlangt  hat,  in  dem  Staatsgebiet 
des  Ertheilers  auf  bestimmte  Zeit  für  verboten  geachtet  werden  soll. 
IV)  Als  particuläres  Schutzmittel  gegen  Büchernachdruck ,  werden 
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daher,  in  einzelnen  Fällen,  landesherrliche  BücherPririlegien 
noch  oft  gesucht,  und  ineist  auch  crthcilt.  Die  wirksamsten  sind 
jetzt,  wegen  der  leipziger  Messen,  die  königlich  -  sächsischen  /r). 
V)  Ist  eine  Druckschrift  von  dem  Verleger  unzweifelhaft  mit  der 
Clauscl  des  eingeschränkten  Eigenthums  versehen,  mit  der 
Erklärung,  dafs  das  Eigenthum  jedes  einzelnen  Exemplars  an  Niemand 
anders  als  mit  der,  immerwährenden  Bedingung,  dasselbe  nicht  nach- 
zudrucken oder  nachdrucken  zu  lassen,  überlassen  werde,  so  bedarf 
es  zu  gerichtlicher  Verfolgung  des  Nachdruckers  weder  eines  positiv- 
gesetzlichen Verbots  des  Nachdrucks,  noch  eines  Privilegiums  /'). 

o)  Schriften  für  oder  wider  den  Büchernachdruck :  Pütteb's  Lit.,  III.  595 
Rl6beb's  Lit.,  §.  i358.  Pütteb's  Beitr.,  I.  241.  Ebscu  Handb.  der  teutseb. 
Literatur,  Bd.  I,  Abth.  1,  Abschn.  2,  Num.  56o  — 56<j.  Abth.  3,  Absehn.  1, 
Num.  1903  — 1908.  —  B.  Z.  Becker  über  das  Eigenthumsrecht  an  Geistes* 
werken.  Gotha  179t. 8.  J.  G. Fichte*^  Unrechtmäsigkcit  des  Büchernachdrucks; 
in  d.  Berlin.  Monatschr. ,  1793 ,  Mai ,  443*  J.  M.  GaXrr's  Darstell-  der  Eigen* 
thumsreebte  des  Schriftstellers  u.  Verlegers.  Leips.  1794*8.  C.  S.  Zachabiab 
diss.  de  dominio,  quod  est  auetori  in  libris  a  se  conscriptis.  Viteb.  1799.  4. 
HnÖHiT«  Encyclopädie,  fortges.  v.  H.  G-  Feöbcbe,  Bd.  99.  S.  688  —  781.  Kiö- 
»eb's  kl.  jur.  Bibl.,  VIII.  401.  IX.  20.  A.  G.  Ebebherd,  die  (rutschen  Schrift- 
steller ,  was  sie  thaten ,  was  sie  für  Unrecht  leiden ,  u-  was  ihnen  für  Lohn- 
gebührt. Halle  1814.  8.  Ebcndsrs.  in  d.  Allgcm.  Anzeiger  d.  Teutleben,  1811, 
Num.  69,  u.  i8i5,  Num.  c8.  Ch.  S.  Krause  über  (für  den)  Büchcrnachdruck. 
Stuttg.  1817.  8.  L.  F.  Gbiesisoeb,  der  (für  den)  Büchernachdruck.  Stuttg. 
1822.  8-  Debatten  über  den  Büchernachdruck  in  der  wirtemb.  Kammer  der 
Abgeordneten  im  J.  1821,  in  dcrSamml.  der  Acten  dieser  Kammer,  S.  1204—  rs66; 
auch,  unter  obigem  Titel,  besonders  abgedruckt.  Stuttg.  1822.  8.  Wirtem- 
bergtsche  Abstimmung  in  dem  Protocoll  der  B.V.  v.  i8a3,  §.  »3.  W.  T.  Kairo 
gegen  den  vVangenhcimischen  Bericht  (sollte  heissen  :  gegen  die  wirtember- 
gische  Abstimmung)  am  Bundestage,  den  Nachdruck  betr.  Leipz.  i8a3.  8. 
K.  E.  Sihxid,  der  Büchernachdruck  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Becbts,  der 
Moral  und  Politik.  Gegen  L.  F.  Gbiesibgeb.  Jena  1823.  8.  Die  neuesten 
Schriften,  Nachdruck  und  Verlagsrecht  betr.}  von  J.  F.  Fbies.  Leips.  1823.  8. 
(Abgedruckt  aus  dem  Hermes,  St.  18-)  W.  A.  Kueheb,  die  Bechte  der  Schrift- 
steller u.  Verleger.  L.  J.  Neustetel,  der  Büchernachdruck,  nach  römischem 
Becht  betrachtet.  Heidclb.  1824.  8.  Wider  den  Büchernacbdruck ,  eine  Abb. 
in  Habi.'s  allgem.  Archiv,  Heft  5  (i8a5).  Essai  sur  la  propriete  litteraire;  par 
M.  Florentin  Ducos,  Paris  i8i5.  8.  Pöiit»  Jahrbücher  der  Polil-a  ,  1828, 
December. 

b)  BundesActe,  Art.  18.  Auch  die  vorläufige  CompetenzBestimnrmns  der  B.V. , 
in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  223,  B,  V  4»  Art.  3  u.  7,  u.  die  wiener  Schlufcact 
v.  1820,  Art.  65.  verweisen  auf  diesen  Artikel  der  B.Acte.  —  Von  Schriftea 
u.  Verbandlungen  über  den  Büchernacbdruck,  auf  dem  wiener  Congress ,  s. 
Klübeb's  Acten  des  wiener  Congr,  Bd.  IV,  S.  21  ff.  Ebmdcss.  L'cbersichl  der 
diplom.  Verhandle  des  wiener  Congr  ,  S.  i53,  249,  25i,  261,  662,  143,  i54,  267, 

c)  Beides  in  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  22.  Jun.  1818,  »59. 

d)  CominissionsBericht  u.  Entwürfe.  Verordn.  wider  den  Nachdruck,  als  Bei- 
lagen zu  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  11.  Febr.  1819,  %.  23  wo  auch  der  Beschlufs 
der  B.V.  Verhandlung  in  d.  Protoc.  der  ß.V.  v.  1820,  S.  2i5  (des  Original- 
Abdrucks);  v.  1822.  §.  91  u.  i53.  Abstimmungen  hierüber,  in  d.  Protoc.  v. 
1823  ü.  seitdem,  s.  in  d.  Register,  voc.  Nachdruck.    Vcrgl.  auch  C.  F.  Ei.  via* 

Kiubtr'i  «Bvoil.  Redt.  3.  Aul  44 
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Tbemis,  Bd.  I,  St.  »  (1818),  Num.  1.  —  Erinnerungen  gegen  den  Entwurf, 
enthält  das,  bei  der  B.V.  eingereichte,  Ehrerbietige  Gutachten  über  den  Ent- 
wurf einer  Vcrordn.  u.  s.  w.  ;  von  dem  Wahlausschüsse  der  Teutschen  Buch- 
händler. Leipziger  Ostermesse,  1819.  Fol.  —  Die  wiener  Sehl uss  Acte  v.  1810, 
Art  65,  hat  diesen  Gegenstand  der  Bundesversammlung,  zur  fernem  Bearbei- 
tung vorbehalten.  Die  Verhandlungen,  welche  diesem  Artikel  vorausgingen, 
sind  oben  %.  «37 ,  Note  e ,  angezeigt. 

<?)  In  Folge  einer  königl.  CabinetOrdre  vom  16.  Aug.  1827  (in  d.  preufs.  Gesetz« 
Samml.  18.7,  S.  i»3,  u.  in  Martens  recueil,  Supplem.  T.  XI,  p.  294)»  tchlof* 
Prenssen  durch  wechselseitige  Erklärungen,  in  den  Jahren  1817,  1828  u*  1829, 
Vereinbarungen  für  den  Schute  der  Bechte  der  Schriftsteller  und  Verleger 
wider  den  Bücbernacbdruck  in  den  beiderseitigen  Staaten,  eineein  mit  allen 
Bundesstaaten,  folgende  fünf  ausgenommen:  Oesjreich,  Luxemburg,  Liech- 
tenstein, HcssenHomburg,  Freie  Stadt  Frankfurt.  Man  findet  die  preussischen 
Erklärungen  dcfshalb,  in  der  preufs.  Gesetzsammlung  von  18-7  u.  i8»8,  u.  bei 
Martess  a.  a.  O.  T.  XL 

f)  Vergl.  Oestreich.  allgem.  bürgert.  Gesetzb.,  \.  1169  l>.  OertmcA.  HofranzleiDecr. 
v.  14.  Jul.  i8»5 ,  dafs  Steindruck  dem  Machdruck  mit  Lettern  gleich  zu  halten 
sey  j  K.  Franz  I.  polit.  Gesetze  u.  Verordn.,  Bd.  53,  S^>  139.  Preujs.  allgem. 
Landr.,  Th.  II,  Tit.  ao,  Abschn.  17,  $.  1196  f.  Budhche  Verordn.  über  den' 
Bücbernachdruck  v.  8.  Sept.  1806,  in  d.  bad.  Bcgier.Blatt,  1806,  Num.  10. 
liadischet  Landrecht,  Art  577  d  h.  Baier.  Strafgesetzbuch'  (i8i3)  Th.  I,  Art.39, , 
wo  der  Nachdruck  für  polizeistrafbar  erklärt  wird.  Oldenburg.  Strafgesetz- 
buch, Art.  4>6-  Die  oben  bei  %.  5o3,  Note  f,  angef.  nassauische  Verordnung. 
fVirtemb.  Verordn.  v.  .5.  Fcbr.*i8i5,  wodurch  nur  die  Bücher,  für  welche 
ein  inländisches  Privilegium  spricht,  gegen  Nachdruck  sicher  gestellt  werden; 
in  dem  Allgem.  Anzeiger  d.  Teutschen,  181 5.  Num.  77.  Verordnungen  wider 
den  Bücbernacbdruck,  von  Kurhessen,  v.  6.  Mai  18.9  (Gcsetzsamml. ,  Num. 3), 
von  S.  Meiningen  ( Gesetzsamml. ,  Num.  10)  und  von  AnhaltCöthen  f  1819. — 
Schreiben  des  preussischen  Fürsten  Staatskanzlers  nach  Cöln,  wegen  e.  allgem. 
Verbots  des  Nachdrucks  in  allen  preussischen  und  teutschen  Bundesstaaten  ; 
in  der  frankf.  O.P.A.Zeitung  v.  16.  Scpt  1816. 

g)  Von  BücherPrivilegien  s.  Moser  v.  Gnadensachen,  5t—  Das  älteste,  bis  jetzt 
bekannte,  BüchcrPrivilcgium  ist  von  1489.  —  Von  der  königl.  BücherComnusskm 
zu  Leipzig,  von  Annotationen  bei  derselben,  und  von  königl.  sächsischen  Bücher- 
Privilegien,  s.  A.  F.  Schott  de  publica  rei  librariae  cura,  inprimis  Lipsiensi. 
Lips.  1778.  4-  Pötter  von  d.  Bücbernacbdruck,  S.  i85.  Westfhai.'s  Privatr., 
I.  i65.  —  Bei  der  Bundesversammlung  suchte  Götrk  ein  Privilegium  wider  den 
Nachdruck  einer  neuen  vollständigen  Auflage  seiner  Werke.  Die  Gesandten 
vereinigten  sich  zu  allseitiger  Verwendung  bei  ihren  Regierungen ,  für  Erthei- 
lung  landesherrlicher  Privilegien  der  nachgesuchten  Art.  Protoc.  der  B.V. 
1806,  §.  38. 

h)  Von  diesem  allgemeinen  Schutzmittel  gegen  den  Nachdruck,  s.  Klub»  in  den 
angef.  Acten  etc.,  Dd.  IV,  S.  «4  ff. 
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XVI.    C  A  P  I  T  £  L. 
Kirchenh  oheit. 


§.   506.  (4t9.) 
Kirche.    Kirchenhoheit.  KirchenStcudsrecid. 

X)  Kirche  ist  eine  Gesellschaft,  welche  ssu  sittlicher  Vervollkomm- 
nung der  Einzelnen,  und  zu  gemeinschaftlicher  äusserer  Gottes  Ver- 
ehrung, nach  einem  bestimmten  Lehrbegriff,  vereinigt  ist.  I!)  Als  Ge- 
sellschaft, bedarf  eine  Kirche  zu  ihrem  rechtlichen  Daseyn  in  dem  Staat, 
derBilligung  derStaatsregi  e rung.  Sie  rauf» sich B  edingungen 
dieses  Dasejns  gefallen  lassen,  welche  dem  Staatszweck  angemessen 
sind.  Diese  Bedingungen  sind  theils  natürlich,  theils  positiv, 
je  nachdem  *ie  aus  der  Natur  der  gegenseitigen  Verhältnisse  (Hessen, 
oder  auf  willkührlichen  Bestimmungen  beruhen.  III)  Der  Inbegriff 
der  Bcchte  des  Staates,  über  die  Kirchen  in  dem  Staatsgebiet,  oder 
der  Inbegriff  der  weltlich  -  kirchlichen  oberherrlichen  Rechte  in 
Kirchensachen ,  heifst  Kirchenhoheit  (jus  majestaticum  s-  jus 
hnperii  civilis  circa  sacra )  oder  Sta  ats Kirchengewalt;  wesentlich 
unterschieden  von  der  SocialKirchengewalt  (§.  5ao),  die  ursprünglich 
der  Kirchengesellschaft,  als  solcher,  zusteht.  IV)  Der  Inbegriff  der, 
in  dieser  Hinsicht ,  zwischen  beiden  Statt  findenden  vollkommenen 
Rechte,  heifst  Kirch  enStaatsr  e  cht  a)  •  natürliches,  oder 
positives. 

«)  Auch  jus  publicum  ecclesiasticum  genannt.  —  Schriften  von  dem  Kirchen- 
SiaattrwcU ;  I)  von  dem  allgtmcinen;  s.  Klübeb's  Lit.,  §.  i44a  b.  Moses  Mendel- 
toBHi  Judenthum  oder  über  religiöse  Macht  und  Judentbum.  Berlin  1783.  8. 
J.  F.  Zölibeb  über  M.  Mendelsohn's  Jerusalem.  Berlin  1784.  8.  Th.  Sohmal* 
natürl.  Kircbenr.  Berlin  1795.  8t  Versuch  eines  nafürl.  Kirch  cnr.  Berlin 
1795.  8.  Allgemeines  Religions-,  Kirchen-  und  KirchenstaaUrecbt.  1809.  8. 
Kritik  des  natürt.  Kirchenrechts  u.  der  neuesten  Verdrehungen  desselben  für 
das  Interesse  der  Hierarchie.  Germanien  (Mannheim)  1810.  8.  Und  mit 
umgedrucktem  Titelblatt ,  i8»o.  W.  Tr.  Kbvg,  das  Kirchenrecht,  nach 
Grundsätzen  der  Vernunft  u.  Im  Lichte  des  Christenthums.  Leipz.  i8»6.  8. 
Kirchenrechtliche  Untersuchungen.  Ein  notwendiger  Nachtrag  «u  dem 
Kirchenr.  des  Hrn.  Prof.  Krug.  Grcifsw.  18119.  8.  —  H)  Von  dem  katholischen : 
Pütvbb's  Lit. ,  1441.  Kldbeb's  Lit. ,  S.  5o7ff.  C.  Gäbtseb  corpus  juris  eccle- 
siastici  Catholicorum.  T.  I.  et  II.  Salisb.  1797.  1799.  8.  Eine  ähnliche  Sammlung 
enthalt,  Pars  IV.  von  Heddebich's  elem.  juris  can.  (i793)-  (  G.  C.  Nellebi) 
Principia  juris  publ.  eccles.  Catholicor.  1745.  8.  Frf.  et  Lips.  1746  u.  1768.  4« 
Jcstibos  Fbbbobics  (  Jo.  Nie.  ab  Holtheim.  Weihbischof  zu  Trier)  de  statu 
ecclcsiac  et  legitima  potestate  Romani'pontificis.  Bullioni  (Francof.  ad  M.) 
1763.  edit.  1.  multo  emend.  et  auetior,  ibid.  1765.  4*  edit.  3  auet.  (mit  den 
Verteidigungsschriften),  T.-I  — IV.  Francof.  et  Lips.  1770—  »774-  Der  Tora. 
IV.  in  tutei  Abtheilungen,  edit.  4.  ibid.  1789.  Zweimal  nachgedruckt  in 
Italien,  und  eben  so  oft  in  Frankreich,  (Uebersetz|  in  das  Teutscbe,  Franaö- 
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tische  und  Italienische.  Auch  ein  Auszug  von  dem  Verf.  selbst  verfafct: 
Justinus  Febronius  abbreviatus  et  emendatus.  Colon,  et  Frf.  1777.  4«  E»a 
teutscher  Auszug  erschien,  Th.  I  zu  Hardingen  (Frankf.  a.  M.)  1764*  Th.  II 
tu  Frankf.  u.  Lcipz.  1770  8.  (Von  den  Schicksalen  dieses  Buches,  und  des 
am  2.  Sept.  1790  verstorbenen  Verf ,  s.  Weidlich'*  biogr.  Nachr.,  I.  363. 
Pütifr's  bistor.  Entwirkl.,  III-  179.  Schifoel's  Kirchcngesch.  des  18-  Jahrh. 
II.  io4o — 1070.  y.  Ei5KM*s  Kirrhengesch,  des  18.  Jahrb.,  S.  63i.  H.  P.K. 
Hebrb's  Hirchengesch.  des  18.  Jahrb.,  Th.  I.  Phil.  Wolf's  Gesch.  der  röm. 
kathol.  Kirche  unter  Pins  VI.,  Dd.  III  (  i-a5.  8.),  S.  169  —  389.  L.  T. 
Spittlfr's  Geschichte  des  Papstthums;  nach  dessen  akad.  Vöries,  herausg.  v, 
Gurlitt.  Für  den  allgemeinen  Gebrauch  erneuert  von  H.  E..  G.  Paülu«. 
Heidelberg  1826.  8.  Histoire  generale  de  l'Eglisc ,  pendant  lc  18  •  siecle. 
Paris  1823  et  1814.  6  vol.  8.  P-  J.  a  Kiegger  instit.  jurispr.  ectl. 
T.  I  —  IV.  edit-  4>  Vienn.  1780.  8-  F.  X.  Gxei*eri  institutiones  juris  eccl. 
E<Kt,  1.  T.  I  et  II  Graccii  1782.  Edit  4.  T.  I  —  III,  ibid.  1807.  8.  Ebendeti. 
öflentl.  u.  PrivatKirchenreclit.  2  Tbciie.  Gra'tz  1789  —  »790-  8.     Neue  Aufl. 

1801.  J.  V.  Etbel  introd.  in  jus  ccclcs.  Catholic.  Vi ennae  1777— 1779.  4  Tomi. 
4.  Tculschc  ücbersetz.  Frankf.  u.  Lcipz.  1778—178»  4  Thcile.  8-  Ebmdcs*. 
kath.  Kirchenr.,  Th.  I  et  II.  Iugolst.  1790.  1792.  8.  P.  Ueddfbich  clem.  juris 
canonici.  Donnne,  P  I  —  III.  edit  2.  1791-  F..  IV.  edit.  1»*  1792.  8.  A.  J. 
Schsaubkrt's  Kirchenr.  der  Katholiken-  Jena  1794*  8.  J.  N.  Pbehm's  Vöries, 
über  das  Kirchenr- ,  Bd.  I  u.  II.  Wien  i8o3.  8.  Auch  lateinisch  ,  in  3  Th. 
Wien  1789  —  1790.  Mavb.  Schekrl  institutiones  juris  ecclcs.,  P.  I.  et  IL 
Ingoist.  1797.  8.  Auch  1790  u.  1792.  edit.  cura  Jos.  Scheill.  Landsh.  1823. 
a  Tomi.  8.  Das  Sjstcm  der  kirchlichen  Hierarchie,  nach  den  Bedürfnissen 
des  Zeitalters  bearbeitet.  180-.  8.  J.  A.  Sacte«  fundamenta  juris  eccles. 
Catbolicorum.  Frib.  et  Const.  P.  I—  III.  i8o5 — 1816.  8.  edit.  3.  1829.  Alex. 
Müllkb's  Handb.  über  das  kathol.  Kirchenr.  in  Teutschl.  Erf.  1825.  8-  — 
III)  Von  dem  evangelischen:  Püttib's  Lit. ,  III.  %.  1489-  KlI'der's  Lit- ,  S.  5-9. 
J.  C.  W'iese^havrrs  Kirchenstaate,  der  Protestircnden.  Frf.  1749  ,  u.  mit 
umgedr.  Titel,  1764.  8.  A.  J.  Schhacbert's  Kirchcnr.*dcr  Protestanten.  Jena 
1792.  8.  Ta.  Sc  um  Atz  Handb.  des  canon-  Rechts  u.  s.  Anwend.  in  d.  t.  evang. 
Kirchen.  Berlin  i8i5-  8.  2.  Aufl.  1824.  H.  Stephak's  allgem.  kanonisches  Recht 
der  p rötest.  Kirche  in  Deutschi.  Tüb.  1825.  8.  J.  G-  Part.  ,  das  öfFentl.  Recht 
der  evangcl.  luther.  Kirche  in  Teutschl.  Tüb.  1827.  —  IV)  Für  das  katholische 
u.  evangelische:  J.  J.  Moser's  Rcligionsvcrfassung.  1774.  4.  Elender t.  von  der 
Landesholl,  im  Geistlichen-  1773.  4-  J«  C.  Majbr's  teutsches  geistl.  Staatsr. 
2  Thcile.  Lemgo  1773.  8.    G.  L.  Bokhxer  princ.  juris  can.  Gött.  1767.  edit.  7. 

1802.  8.  G.  Wiese's  Handb.  des  Kirchenr.  Th.  I  — in  Lcipz.  1799—1804»  8. 
Ebendess.  Grundsätze  des  in  Teutschl.  übl.  Kirchenr.  Vierte  Aufl.  Leipz-  1817. 
8.  A.  Michl's  Kirchenr.  für  Katholiken  u.  Protestanten.  München  1809. 
Zweite  verb.  Ausg.  1816.  8.  Commentar  dazu,  von  F.  A.  Fbey.  3  Tbciie. 
Bamb.  1812.1817.1820.8.  C.  Gärtker's  Einl.  in  das  gemeine  u.  teutsche  Kirchenr. 
Augsb.  1817.  8.  F.  Walter's  Lchrb.  des  Kircheurcchts  aller  christl.  Confes- 
sionen.  Bonn  1822.  3.  Aufl.  1825.  4»  gnnz  umgearb.  Aufl.  1829.  8.  v.  Dnoars- 
Hülshof's  Grundsätze  des  gemeinen  Kirchenrechts  der  Katholiken  u.  Evan- 
gelischen. Münster  1828.  8-  C.  Ed.  Weiss  Grundrifs  der  teutschen  Kirchen- 
rechtsWisscnscbaft.  Mainz  1829-  8.  Joh-  Rvn.  Scrlegel's  Kirchengesch,  des 
18.  Jahrh.  Th.  I  — III.  Heilbr.  1784-1796.  8-  H.  P.  K.  Hesbk's  allgem. 
Geschichte  der  christl.  Kirche  des  18.  Jahrb.  Th-  I  u.  II.  Braunschw.  1800  u. 
180/j.  8.  P.  J.  IIcth's  Versuch  einer  Kirchcngeschicbte  des  18.  Jahrhunderts. 
Augsb.  Th.I.  1807-  Th.  II.  1809.  8-  Alex.  Müllbr's  Lexikon  des  Kircheurcchts 
u.  der  römisch  -  kathol.  Liturgie.  Wirzb.  1829  u.  ff.  in  4  Bänden,  a  (  Der 
•rste,   A  — E,   erschien    1829.)   —     V)  Partieuläre*  Kirchenrecht  einzelner 
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Bundesstaate  c '  »)  A.  J.  CasajTs  östrtlch.  NntionalKirchenr.  6  Bände.  Grats 
1788 —  i~ai.  8.  Gb.  Rechbttrgbr**  öjC reich,  Kirchcnr.  Wien  1806.  8.  Ebenda  t. 
Handb.  des  östr.  Kircfaenr.  a  Bände.  Lina  1807.  8.  4*  verm.  Aufl.  i8?4*  Auch 
J*teinisch  unter  dem  Titel:.  Enchiridion  juris  ecclcs.  austriaci.  Edit.  4.  ibid. 
18*4.  1  Tomi.  8.  A.  W.  Güstrrma>Vs  östreieb.  Kircbenr.  3  Bände.  Wien 
181«.  8-  2)  Büdecrfr's  allgem.  Kirclicnr.  der  preuss.  Staaten.  Neue  Aufl. 
Dortra.  1816.  8.  3)  Handb.  des  bahr.  Kirclicnr.  (von  Bfrtholdy).  a  Bände. 
Innsbruck  1811.  8.  4)  J.  F.  Kees  Handb.  der  prolest.  Kircbenr. ,  nach  lurtüch*. 
Gesetzen.  Lerpz.  1791.  8.  C.  G.  Wrrer's  System.  Darstell,  des  in  dem  Künigr.  . 
■  Sachsen  geltenden  Kirchenrccbts.  Lcipr..  Tb.  I,  Abth.  1  u.  1.  1819.  Tb.  II, 
Ablh.  1.  i8i5.  8.  Auch  Wkissk's  h.  such.  Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  3ii^-3m 
u.  33o.  5)  J.  C.  F.  Schi.fgrl's  hannöver.  Kirclicnr. ,  a  Bände.  Hannov.  180t  u. 
1801.  8.  6)  P.  C.  Romas's  badUches  Kirchcnr.  Pforxh.  1806.  &  7)  C.  W. 
Ledderhosb's  hessen  -ciuselsches  Kirclicnr.  Cassel  i~85.  8.  Neu  bearbeitet  tob 
C.  U.  Pfeiffer.  Marb.  1811.  8.  8)  Willi.  Otto's  Handb.  des  besond.  Kircbenr. 
der  evang.  christl.  Kirche  im  Herxogth.  Naauu.  Nürnb.  1828.  8. 

§.    507.  (420».) 

Staatsgesetze  und  Staatsverträge,  insbesondere  Concordate.  JViener 

CongressF erhantUungen, 

I)  Während  der  teustchen  Reichsverfassung  wurden,  in  Absicht 
auf  das  Kirchenwesen,  verschiedene  Staatsverträge  errichtet, 
wobei  zum  Theil  jetzige  teutsche  Bundesstaaten  MitPaciscenten 
waren  «);  II)  Auch  erschienen,  theils  vor  thcils  seit  Errichtung  des 
Teutschen  Bundes,  in  heutigen  Bundesstaaten  eigene  Staatsgesetze, 
über  das  Rechtsverhältnifs  der  Kirchengesellschaften  zu  dem  Staat  *). 

III)  Bei  dem  Mangel  maasgebender,  von  der  weltlichen  Macht  aner- 
kannter ConcilienSchlüsse,  erwartete  man  neue  Concordate  <?) 
mit  dem  Papst,  allgemeine  oder  particuläre,  welche  für  das  Ver- 
hältnis nicht  nur  zwischen  den  Bundesstaaten  und  der  katholischen 
Kirche  ,  sondern  auch  zwischen  dem  Papst  und  der  katholischen 
Kirche  in  den  teutschen  Bundesstaaten,  vertiagmäsige  Bestimmungen 
festsetzen  sollten,  wie  sie  dem  vernünftigen  Geist  der  Zeit,  und  dem 
wesentlichen  Verhältnifs    beider  Theile   gemäfs  erachtet  wXirden  <0 

IV)  Auf  dem  wiener  Congrefs,  ward  die,  schon  beschlossen 
gewesene,  Einrückung  eines  Artikels  in  die  teutsche  Bundes  Acte 
hintertrieben,  in  welchem  der  katholischen  Kirche  in  Teutschland, 
unter  der  Garantie  des  Bundes  ,  eine  ihre  Hechte  ,  und  die  zu 
Bestreitung  ihrer  Bedürfnisse  nolhwendigen  Mittel  sichernde  Verfassung, 
verheissen,  und  zugleich  die  Aufrechthaltung  der  Rechte  der  Evange- 
lischen in  jedem  Bundesstaat,  in  Gemäfsheit  der  Friedensschlüsse, 
Grundgesetze ,  oder  anderer  gültiger  Verträge ,  festgesetzt  werden 
sollte  e).  Ueher  das  Gebiet  des  heiligen  Stuhls  und  dessen  Einwohner 
wurden  Bestimmungen  in  die  SchlufsActe  des  wiener  Congresses 
aufgenommen,  aber  die  eigentlich  kirchlichen  Angelegenheiten  wurden 
datin,  wie  in  der  teutschen  Bundes  Acte,  mit  Stillschweigen  über» 
gangen.  Unzufrieden  darüber,  liefs  der  päpstliche  Hof  feierliche 
Protestation   einlegen,   wider  alle  Verfügungen  des  wiener 
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Congresses,  welche  er  der  römisch-katholischen  Kirche  überhaupt, 
sodann  dem  Interesse  der  katholischen  Kirche  Teutschlands,  nie  auch 
den  Territorial  Ansprüchen  und  Gerechtsamen  des  heiligen  Stuhls 
insbesondere,  für  nachtheilig  hielt;  auch  -wider  Alles,  was  auf  dem 
Congrefs,  zum  Nachtheil  der  Rechte  und  wider  das  Interesse  der 
Kirchen  Teutschlands  unverändert  gelassen  worden  sey  f\ 
womit  namentlich  auf  die  SecularisationsBestimmungen  des  Reichs- 
DcputationsHauptschlussesf  ron  i8o3  hingedeutet  ward.  Später,  am 
4.  September  i8i5,  ertheilte  Pius  VII.,  in  einer  ConsistorialRede,  der 
Protestation  seines  Legaten  seine  vollkommene  Bestätigung,  gleich 
als  wäre  eine  apostolische  Bulle  deshalb  erlassen  g), 

i 

«)  Oben  \.  60,  f.  Klüsee's  Einl.  zu  e.  neuen  Lebrbegriff  des  teutschen  Staatsr., 
§.  3i.  —  Von  der  stillschweigenden  Aufhebung  dieser  Vertrage,  oben  5o, 
Kote  f.   L.  v.  Dbesch  öffcntl.  Hecht  des  t.  Bundes,  $.  19,  d. 

h)  Majfb's  gcistl.  Staatsr. ,  11.9a  ff.  ScnMixnra's  corpus  juris  ccclesiastici  Sazonici. 
Neueste  verm.  Ausg.  Dresd.  Bd.  I,  1773.  Bd.  II,  1784-  4*  G.  Döllikgeb's  Samml. 
aller  k.  baierischen  Verordnungen  (bis  i8i4)  in  Religions-  und  Rirchensachen, 
nach  alphabcl.  Ordnung.  München  182s.  8-  Lbcbbeb's  beurkundete  Darstell, 
des  Kirchenwesens  in  Baiern.  Bd.  I.  Sulzb.  1810.  8.  K.  Fncns  Annalen  der 
Protestant.  Kirche  im  KR.  Baiern,  seit  1799.  3  Hefte.  Nürnb.  1819. 1820.  i8a3.8. 
Kurpfalz.  ReligionsDeclaration  v.  9.  Mai  1799;  in  Reoss  Staatskanzlct,  1799, 
Bd.  III,  S.  1 — 4s.  Baierischts  ReligionsEdict  t.  24.  Miirr.  1809;  in  d-  Rhein. 
Bund,  XXXV.  161.  Bater.  Edict  über  die  äussern  Rechtsverhältnisse  der 
Einwohner  des  Königr.,  in  Besieh,  auf  Religion  und  kirchliche  Gesellschaften, 
t.  96.  Mai  1818,  als  Beilage  2  bei  der  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818-  .  Baier.  Edict 
über  die  innern  kirchl.  Angelegenheiten  der  protestantischen  SammtGemeinde, 
v.  26.  Mai  1818,  als  Anhang  zu  §.  io3  des  vorhin  genannten  Edictes  von 
demselben  Tag.  Wirtemberg.  Dcclaration,  die  freie  Religionsübung  der  ver- 
schiedenen Rcligionsl'arteicn  betr.,  v.  i5.  Oct  i8o6j  in  dem  Rhein.  Bund, 
III.  372.  ConstitutionsEdict,  die  kirchl.  Staatsverfassung  in  dem  Grofsher- 
zogtbum  Baden  betr.,  v.  14.  Mai  1807.  Carlsruhe  1807.  8.  u.  in  dem  Rhein. 
Bund,  VIII.  a&7.  Badiscite  Verordn.  v.  19.  April  1808,  die  Ausübung  der 
Rirchenlebnhcrrlichkcit  betr.,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1808,  St.  12..  GH. 
Sachsen -weimarisches  Gesetz  v.  7.  Oct.  i8a3,  angef.  unlbn  V  *5i3.  —  Dawider 
vergl.  Bemerkungen  u.  Wünsche  über  die  seit  1806  erschienenen  Religions- 
Edict e.  Deutschi.  1807.  8. 

c)  Man  s.  das  badische  Constit.  Edict  v.  14.  Mai  1807,  5.  20.  —  Die  bisherigen 
Concordate ,  wovon  V  5o  f,  in  E.  Müptcb*»  vollständ.  Samml.  aller  altern  u. 
neuern  Konkordate  (2  Theile,  Leipz.  i83o),  ferner  bei  Gäbtbeb  1.  c.  I.  5. 
64.  89.  121.  II.  363.  u.  in  Scan iv ss  corp.  juris  publ.  edit.  1794.  p-  1666.  sqq. 
das  wiener  v.  1148,  auch  in  Eejeieghaus  corp.  juris  germ.  aoad.,  Tb.  II,  S. 
96  ff.  -  Schriften  in  Püttbb's  Lit.,  VL  4o3.  486.  III.  677.  Klübebs  Lit., 
dß.  787.  i449«  Jvsti».  Febeosios  abbrevialus  et  emendatus,  c  5.  §.  3.  p. 
195.  sqq.  Bisses  de  ortu  et  progressu  legum  germ. ,  P.  II.  vol.  1.  p.  168  sqq. 
Malblaeb's  Anleit.  zur  Kanzlei-  u.  Gerichtsverfassung,  IV.  122.  (FÖlsc*) 
Erläuter.  des  t.  Staatsr.  ("Wien  1793),  S.  i83  —  an.  Von  Gegenständen  der 
Concordate,  v.  Abetib's  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  110.  —  Die  Concordate 
ausserhalb  Teutschlands,  sind  angezeigt  in  Klöbeb's  europ.  Völkerrecht, 
§.  3t  d. 

<0  KtÜBEE's  Uebersicht  der  diplomat  Verbandlungen  des  wiener  Congr.,  S. 
i,54  ff.  —     Versuche  des  päpstL  Hofes,  Parti cularCtmcordute  zu  scbliefsen  , 
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namentlich  1807  mit  Baiern  und  Wirtcmberg;  ebenda«.  S.  4»3  f.  Neueste 
Einrichtung  des  kath.  Kirchenwesens  in  den  preufs.  Staaten  (Frankf.  &.), 
S.  a3  ff.  Baier.  Concordat.  v.  1817,  s.  im  folg.  §.  —  Schriften  über  neue 
Einrichtung  der  katholischen  Kirche  in  Teutschland,  nebst  Entwürfen  atu  e. 
neuen  Concordat:  Das  System  der  kirchlichen  Hierarchie,  nach  den  Bedürf- 
nissen des  Zeitalters.  1807.  8.  G.  J.  Planck's  Betrachtungen  über  die  neuesten 
Veränderungen  in  dem  Zustand  der  katholischen  Kirche,  und  besonders  über 
die  Concordatc  zwischen  protestantischen  Soiivcrains  u.  dem  «römischen  Stuhl. 
Hannov.  1808.  8.  Ueber  das  Princip  au  Bestimmung  des  Verhältnisses 
zwischen  dem  Staat  u  der  darin  befindt.  kathol.  Kirche,  mit  besond.  Hinsicht 
auf  die  rhein.  Bundesstaaten;  in  d.  Jrchiv  für  d.  kathol.  Kirchen-  u.  Schul- 
wesen, Bd.  I,  St.  1  (Frankf.  1810.  8.),  S.  1—  36.  (Cam.  t.  Dalberg, 
Ersbischof  Metropolitan  xu  Begcnsburg  )  Von  d.  Frieden  der  Kirche,  in 
den  Staaten  der  rhein.  Gonföderation.  Frankf.  i8to.  8.  a.  Aufl.  1810.  4. 
u.  in  d.  Bhein.  Bund,  XLUI.  120  ff.  Auch  französich.  De  la  paix  de 
l'eglise.  etc.  Paris  1810.  8.  ( Vergl.  Klübeb 's  angef.  Uebersicht  etc. » 
S.  411  ff)  Erläuternde  Bemerkungen  zu  der  Schrift:  Von  d.  Frieden  der 
Kirche.  Bamb.  u.  Wirzb.  181 1. 8-  (v.  Colbobs's)  Ideen  zu  der  Organisation  der 
teutschen  Kirche.  Frankf.  i8>4<  8.  f.  W.  Jcsg's  Beitrag  zu  Ideen  über  Kirche 
und  Kirchengebräuche.  Berlin  i8i5-  8.  (H.  J.  Frhr.  v.  Wbssekbrbo  )  Die 
deutsche  Kirche  (Zürich)  i8i5.  8.  Entwurf  einer  neuen  Verfassung  der 
teutschen  kathol.  Kirche  in  d.  teutschen  Staatenbunde.  1816.8.  Kirchrnrechtliche 
Untersuchung  über  die  Grundlage  zu  den  künftigen  katholisch -kirchlichen 
Einrichtungen  in  Deutschland.  Frankf.  1816.  8.  Palingcncsia  ,  oder  der 
katholischen  Kirche  Germaniens  Wiedergeburt ,  nach  ihres  Stifters  Jesu 
Geiste»  ohne  Beeinträchtigung  der  Kechte  des  Staats  und  der  Kirche.  Frankf. 
1816-  8.  G.  X  Plaücb  über  die  gegen w.  Lage  u.  Verhältnisse  der  kathol.  u. 
p rötest  Partei  in  Teutschl.  Hannov.  1816.  8.  Ueber  die  Verbesserung  der 
kathol.  Kirchenverfassung;  in  dem  angef.  Archiv  etc.,  Bd.  III  (i8i5),  St. 
a,  S.  1—9.  Noch  andere  Schriften,  unten  %.  5*a  ,  u.  Vatbb's  %.  5»7 
angef.  Schrift. 

«)  Klübbb's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  397  ff.  u.  441  ff. 

f)  Kluses 's  angef.  Uebersicht  etc. ,  S.  468  ff. 

ff)  Ebendaselbst ,  S.  47a«     Von  dem  rechtlichen  Werth  dieser  Protestation , 
gleichwie  jener  wider  den  westphälischen  Frieden,  ebendaselbst,  S.  483  —  5o3. 

§.    508.  (420>.> 

Nähere  Bestimmungen  für  das  katholische  Kirchenwesen. 

/)    In    B  a  i  t  r  u. 

Seit  dem  wiener  C'ongrefs,  sind  für  Verfassung  und  Einrichtung 
des  katholischen  Kirchen  wesens  in  teutschen  Bundesstaaten,  für 
einzelne  von  diesen,  Bestimmungen  erfolgt,  mit  oder  ohne  Vertrag- 
form. I)  Bai  er n  hat  im  J.  1817  mit  dem  Papst  ein  förmliches  Concor- 
dat«) geschlossen.  Nach  demselben  soll  die  römisch-katholisch- 
apostolische  Religion  in  dem  ganzen  Umfang  des  Königreichs  unversehrt 
mit  jenen  Rechten  und  Prärogativen  erhalten  werden,  welche  sie  nach 
göttlicher  Anordnung  und  den  canonischen  Satzungen  zu  geniesseu  hat. 
Bestehen  sollen  in  dem  Königreich  zwei  Erzbisthümer  und  sechs 
Btsthüiucr      alle  von  dem  Staat  mit  Grundgütern  zu  Selbstverwaltung 
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ausgestattet,    oder    zwei  kirchliche  Provinzen   und  acht  Diöcesen, 
mit  erzbischöllichen  und  bischöflichen  Capitcln,  in  jeder  Diöces  ein 
bischöfliches  Scmiuarium  ,  so  auch  Versorgungshauser  für  sieche  und 
alte    Geistliche  ,    und    etliche    vom    Staat    angemessen  ausgestaltete 
Klöster  für  Münchorden  beiderlei  Geschlechtes.    Der  König  hat  das 
NominationsRecht  c)  zu  den  erledigten  Stuhlen  der  Metropolitan •  und 
CathedralKirchen ,  zu  den  Domdcchaneien  und  zu  denen  Canonicaten, 
die  in  den  so  genannten  apostolischen  Monaten  erledigt  werden }  dagegen 
ernennen  die  Erzbisch öfe  und  Bischöfe  zu  den  Canonicaten,  die  in 
den  drei  ersten,  die  Capitel  zu  denen,  die  in  den  drei  andern  der 
übrigen  Monate  vacant  werden,   der  Papst  aber  besetzt  die  Dom- 
propsteien.    Bei  den  Domherren  wird  persönliche  Tüchtigkeit,  keine 
Ahnenprobe ,    erfordert.      Mehrheit    der    Beneficicn   ist  verboten. 
Annaten  und  CanzleiTa\en  werden  von  Neuem  festgesetzt,  nach  Ver- 
haltnifs  des  Einkommens  der  Erzbischöfe  und  Bischöfe.    Das  Pati-o- 
natrecht   besteht,   wo   es  der  König,   die  Erz-  und  Bischöfe,  oder 
königliche  Unlerthanen  hergebracht  haben.    Die  Kirche  ist  befugt  zu 
Erwerbung    neuer   Besitzungen    mit    Eigenthumrecht ,    bei  denen 
Suppression  oder  Union  ohne  Zustimmung  des  apostolischen  Stuhls 
nicht  Statt  findet,  doch  mit  Vorbehalt  der  bischöflichen  Facultiten 
nach  dem  tridentinischen  Conciliuin.    Bei  geistlichen  Verrichtungen, 
besonders  in  der  Messe,  und  bei  Verwaltung  der  Sacramente,  sind 
die  Kirchenformcln  in  lateinischer  Sprache  zu  gebrauchen.  Geistliche 
Sacheir,  insonderheit  Ehesachen  (§.  372,  IV),  nach  Vorschrift  des 
tridciitinischen  Coucilii  (can.  12.  Scss.  24),  gehören  vor  geistliche 
Richter ,    rein    bürgerliche   Rechtshändel   der  Geistlichen  vor  die 
weltlichen  Gerichte.    Die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  sind  nach  Maas- 
gabe ihres  Hirtenamtes  berechtigt,  mit  dem  Clerus  und  dem  Volk 
ihres  Sprcngels  Verkehr  zu  haben,  ihre  Instructionen  und  Verord- 
nungen  über  Kirchensachen  frei  zu  publiciren  «0  ,    Aufsicht  über 
öffentliche  Schulen  für  Glaubens-  und  Sittenlehre  zu  führen,  und 
öffentliche  Gebete  und  andere  fromme  Werke  vorzuschreiben.  Ver- 
breitung solcher  Bücher,  welche  die  Bischöfe  als  unvereinbar  rmt 
dem  Glauben,  den  guten  Sitten,  oder  der  Kirchenzucht  bezeichnen, 
wird  die  Staatsregierung  hindern.    Ueberdiefs  soll,  in  geistlichen  n«0* 
kirchlichen  Angelegenheiten,  mit  dem  heiligen  Stuhl  ein  durchaus  freier 
Verkehr,  der  Bischöfe,  des  Clerus,  und  des  Volkes,  Statt  haben. 
Dagegen  sollen  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  vor  dem  König  den  Eid 
der  freue  ablegen,  für  Gehorsam  und  Treue  gegen  ihn;  und  das  Con- 
coi  d.:t  soll  f  ür  ein  Staalsgcsctz  erklärt  werden.  Als  durch  -diese  Ueberein- 
km.lt  aufschoben  sollen  angeschen  werden,  die  bisher  inBaiern  gegebe- 
nen Gesetze,  Verordnungen  und  Verfügungen,  so  Weit  sie  derselben  ent- 
gegen sind.    Alles  Uebrige,  was  kirchliche  Gegenstände  und  Personen 
betrifft  ,    wovon    in    diesen   Artikeln   nicht   ausdrückliche  Meldung 
geschehen  ist ,  soll  nach  der  Lehre  der  Kirche  und  nach  der  besie- 
henden  und   angenommenen   Disciplin   derselben  behandelt  werden. 
Sollte  aber  in  Zukunft  sich  ein  Anstand  ergeben,  so  behalten  sich 
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der  Papst  und  der  Köuig  vor,  darüber  sich  zu  benehmen,  und  die 
Suche  freundschaftlich  beizulegen.  Der  ^Köllig  verspricht  diese 
Uebereinkunft  für  ein  Staatsgesetz  zu  erklären,  auch  nie,  aus  irgend 
einem  Grund,  derselben  etwas  -beizufügen ,  öder  daran  zu  ändern, 
oder  dieselbe  auszulegen,  ohne  Autorität  und  Mitwirkung  des  aposto- 
lischen Stuhls.  —  Dieses  Concordat  ward  als  Anhang  beigefügt,  dem 
zu  Tit.  IV,  §.  9,  der  Verfassungsurkunde  des  Königreichs  gehörenden 
Ldict  yum  26.  Mai  1818,  betreffend  die  äussern  Rechtsverhältnisse 
der  Einwohner,  in  Beziehung  auf  Religion  und  kirchliche  Gesellschaft. 
Dieses  Edict  —  jedem  Untertbanen  vollkommene  Gewissensfreiheit 
und  bestimmte  Religionsausübung  zusichernd,  und  die  in  dem  Künig- 
.  reich  bestehenden  drei  christlichen  GlaubensConfcssionen  als  öffent- 
liche Kirchengesellschaften  mit  gleichen  bürgerlichen  und  politischen 
Hechten  anerkennend  —  erklärt  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen 
iiir  .ein  allgemeines  Staatsgrundgesetz,  die  darin  festgesetzten  Maje-, 
btätrechte  des  Königs  für  unveräusserlich,  und  nur  in 
Ansehung  der  übrigen  innein  Kirchenangclcgeuheiten  der  katholischen 
Kirche  ,  die  weitern  Bestimmungen  des  Concordats  für  anwendbar 
(Art.  24  u.  io3).  Erst  durch  eine  Bekanntmachung  vom  i5.  Sept. 
1821,  erklärte  der  König  das  Concordat  für  vollziehbar  und  für  ein 
Staatsgesetz/) 

u)  Datirt  Rom  5.  Juni  18171  ratificirt  von  dem  König  am  24.  Ott.,  ton  dem  Papst 
am  24.  Nov.  181 Befindet  sich  bei  der  baier.  Verfafs.  L'rk  v.  1818,  als 
Anhang  zu  Beilage  2;  u.  in  Marte>s  reeucil ,  Supplcm.  VII.  106.  Sanctissimi 
Dni  nostri  Pu  l'apae  septimi  Altocutio  habita  in  Consistorio  secreto  d.  i5. 
Nor.  1817;  item  Cottvcntio  inter  Sanctitatem  Suam  et  Sercniss.  Regem  Bavariae 
iiika,  etc.  Romae  1817.  8.  Lat.  u.  teuseb.  Trid.  1818.  L'cbercinkunft  mv.  Sr.  II. 
Pius  VII.  u.  Sr.  M.  v.  Baiern.  Aus  d.  Latein.,  mit  Änmcrk.  Frank  f.  1818.  8. 
Bemerkungen  über  das  baicr.  Concordat,  vcrgl.  mit  dem  neuen  franz.  u.  dem 
frühern  baicr.  (Entwurf)  v.  1807.  1818.  8.  Prcusscn  und  Baiern  im  Concor- 
datc  mit  Rom,  —  dargestellt  von  Alex.  Mtii.i.m.  Neustadt  a.  d.  O.  1824.  8. 
Historische  Ucbersicht  des  Verhältnisses  der  kathol.  Kirche  in  den  baicrisrhen 
Staaten  zu  der  Staatsregierung,  in  Schuxch's  Staatsr.  des  RR.  Baiern,  Th.  1, 
S.  &>7  if.  Fünfzehn  Schriften  über  das  bäuerische  Concordat ,  findet  hian 
verzeichnet  cbendas.  S.  i33  f.,  auch  bei  Akktin  a.  a.  O. ,  S.  111  f. 

b)  1)  Erzbisthum  München  u.  Freisingen,  mit  der  bischöflichen  Diöces  München; 
welchem  als  Suffvaganc  untergeordnet  sind  ,  die  Bischöfe  von  Augsburg, 
Passau,  Rogensburg.  2)  Erzbisthum  Bamberg,  mit  der  bischöflichen  Diöces 
Bamberg;  ihm  sind  untergeordnet  die  Bischöfe  von  Wirzburg,  Eichstiidt, 
Speier  —  Vom  Bang  u.  Titel  der  Erz«  u.  Bischöfe  ,  s.  %.  523.  —  Die 
DiöcesunCircumjcription  erfolgte  in  einem  päpstl.  Breve  v.  1.  Apr.  1818,  das 
erst  im  September  1821  öffentlich  bekannt  ward.  Bcschlufs  u.  Bulle  der 
Beschreibung  der  (baier.)  Diöcesen,  mit  beigefügtem  Urtext  München  »821 
8.  Päpstl.  CircumscriplionsBulle  für  die  neuen  Bisthümcr  des  RR.  Baiern.- 
Augsb.  1822.  8. 

e)  Zu  dessen  Ausübung  erhielt  der  Rönig  ein  päpstl.  Indult  v.  i5.  Nov.  1817.  Es 
sieht  bei  der  oben  angef.  AUocutio  etc.,  p.  27. 

d)  Doch  dürfen,  naeh  der  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  %.  9,  keine 
Verordnungen  und  Gesetze  der  Rirchengewalt  ohne  vorhergegangene  Einsicht 
und  das  Placet  des  Bönigs  verküudigt  und  vollzogen  werden« 
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r)  Mit  diesen  Erklärungen  übereinstimmende  Aeusscrungen  de«  Könige,  in 
seiner  Rede  bei  Eröffnung  der  Stände  Versammlung  181*?  in  öffentl.  Blättern 
jener  Zeit. 

f)  Von  den  bis  dabin  vorgewalteten  Schwierigkeiten,  s.  man  Neueste  Einrichtung 
des  katbol.  Kirchenwesens  (  1812),  S.  %b  f. 

>  >  ■ 

§.   509.  (420-.) 
%)    In    der  preußischen  Monarchie. 

II)  Ohne  die  gewöhnliche  Form  eines  Vertrags,  aber  in  Gcmäfsheit 
einer ,  mittelst  gewechselter  Noten  der  beiderseitigen  Bevollmächtigten, 
zu  Born  am  a5.  März  1821  zu  Stande  gekommenen  Vereinbarung, 
ward  eine  neue  Einrichtung  des  katholischen  Kirchenwesens  in  der 
preufsischen  Monarchie  verfügt,  durch  eine  Bulle  (De  salute 
animarum  etc)  vom  16.  Juli  1821  «),  welcher  der  Konig  durch  eine 
CabinetOrdre  *)  seine  staatsoberhauptlicbe  Bewilligung  und 
S  a  n  c  t  i  o  n  ertheilte  ,  indem  er  sie  für  ein  bindendes  Statut  der 
katholischen  Kirche  des  Staates  erklärte  und  ihre  Vollziehung  befahl. 
Dieselbe  enthält  eine  DiücesanCircumscription ,  und  verordnet  zwei 
Erzbischöfe  und  sechs  Bischöfe,  worunter  zwei  exemte,  doch  so, 
dafs  zwei  kirchliche  Provinzen  und  neun  Diöcesen  oder  bischöfliche 
Sprengel  sind  e)  ;  mit  Supprimirung  des  Bisthums  Aachen ,  dessen 
Cathedrale  in  eine  CollegiatKirche  unter  dem  Erzbisehof  von  Cüln 
umgewandelt  ist.  Zu  Besetzung  erledigter  erzbischöflicher  und 
bischöflicher  Stühle,  soll  bei  den  Kirchen  fon  Cum,  Trier,  Münster, 
Paderborn  und  Breslau,  den  Domoapileln  das  Wahlrecht  zustehen, 
wenn  die  Erledigung  durch  Todesfall  extra  romanam  curiam,  oder 
durch  Abdankung  und  Entsagung  erfolgt  «0$  hei  den  erzbischöflichen 
vereinigten  Kirchen  von  Gnesen  und  Posen,  wo  die  beiderseitigen 
Capitel  den  Erzbischof  gemeinschaftlich  wählen  sollen,  und  bei  den 
Kirchen  von  Ermland  und  Culm,  bleibt  es  wie  zeither,  folglich  auch 
bei  dem  entscheidenden  Mitwirkungsrecht  des  Königs.  In  den  Dom- 
capiteln  hat  der  Papst  die  Propsteien  und  die  in  den  apostolischen 
Monaten  erledigten  Canonicate,  der  Erzbischof  oder  Bischof  hingegen 
die  in  den  übrigen  Monaten  erledigten  Canonicate,  und  die  Dechaneien, 
so  auch  die  Vicarieen ,  zu  besetzen.  Alles  jedoch  mit  landesherrlicher 
Genehmigung.  In  dem  CollegiatStift  zu  Aachen ,  conferirt  der  Papst 
die  Propstei,  hingegen  die  sechs  Canonicate  abwechselnd  mit  dem 
Erzbischof  von  Cöln.  Nur  canonische  Tüchtigkeit  der  Person ,  nicht 
Stand  und  Geburt,  kommen  in  Betracht.  Das  Einkommen  der  Erz. 
bischöfe  und  Bischöfe,  der  Dignitarien,  der  Dom-  und  Stiftherren, 
der  Honorar-  oder  Ehrendomherren ,  und  der  Vicare  ist  festgesetzt, 
so  wie  die  apostolische  Kammertaxe  der  Erz-  und  Bisthümer.  Auch 
ist  gesorgt  für  Weihbischöfe  und  GencralVicare ,  für  Unterhalt  der 
erzbischöflichen  und  bischöflichen  CanzFeien,  für  Seminarien,  für  den 
BauFonds  der  Metropolitan-  nnd  KathedralKirchen ,  für  Versorgungs- 
häuscr  dienstunfähig  gewordener,  und  Correctionshäuscr  mifwat bener 
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Geistlichen.  Die  neue  Ausstattung  dieser  geistlichen  Anstalten,  oder 
die  Ergänzung  der  vorhandenen,  geschieht  vom  Staat,  für  jede 
Dioees  besonders,  in  jährlichen  Grundrenten,  die  als  RealLast  auf 
Domanial Waldungen  radicirt,  und  von  den  Diöcesen  unmittelbar  er- 
hoben -werden. 

a)  In  der  Gesetzsammlung  für  die  preufs.  Staaten  ,  i8»i  ,  Num.  \i  u.  in 
Maaten»  recueil.  Supplcm. ,  toI.  supplem.  au  IX.  Tome,  p.  3io. ;  auch  in  der 
Neuesten  Einrichtung  des  hathol.  Birchenwesens  in  den  k.  preufs.  Staaten 
( Frankf  a.  M.  »8as.  8. ) ,  S.  56  ff.  Auch  in  der  bei  den  vorigen  angef. 
Schrift  von  Alex.  Mvllkr. 

b)  Vom  a3.  Aug.  1811 ,  in  der  Gesetzsamml.  a.  a.  O.  u-  In  der  angef.  Neuesten 
Einrichtung  etc.,  S,  ia4>  —  Diese  CabinetOrdrc  erwähnt  einer  «Verabredung, 
die  unter  dem  ad.  Mars  1821  (tu  Born)  über  den  Gegenstand  der  Bulle 
getroffen,  und  unter  dem  9.  Juni  1811  von  dem  Bönig  genehmigt  worden 
sey*.  Die  Verabredung  soll  in  gegenseitigen  Erklärungen  (nicht  in  einer 
förmlichen  TJebereinkunft)  enthalten  seyn,  welche  in  gewechselten  Noten  sich 
befinden.  Ihnen  gemäTs  erfolgte. sowohl  die  Bulle,  als  auch  das  unten  (Note 
d)  angef.  Breve. 

c)  Mit  mehr  als  3ioo  Pfarreien,  ungerechnet  die  Hunderte  von  HOlfPfarreicn 
und  Nebenhirchea.  —  In  den  östlichen  Provinzen  sind:  1)  das  Erzbisthum 
Gnesen  u.  Posen,  wozu  die  Diöcesen  von  Gnesen  und  Posen,  welchen  beiden 
der  Erzbischof  unmittelbar  vorgesetzt  ist,  und  das  Bisthum  Culm  gehören; 
»)  u.  3)  die  exemten  Bisthümcr  Breslau  u.  Ermland.  In  den  westlichen 
Provinzen  ist  das  Erzbisthum  Cöln,  wozu  die  Diöcesen  von  Cöln,  Trier, 
Münster  und  Paderborn  gehören.  Der  DiÖccs  Cöln  steht  der  Erzbischof 
unmittelbar  vor. 

4)  Ein  mit  der  Bulle  zugleich  erlassenes,  aber  öffentlich  nicht  bekannt  gemachtes 
Hreve,  weiset  die  Domcapitel  zu  Breslau,  Cöln,  Trier,  Munster  und  Paderborn 
an,  nur  solche  Personen  zu  wählen,  die  dem  Bönig  angenehm  sind,  und  sich 
dessen  vor  der  feierlichen  Wahl  zu  versichern.  —  Bei  Besetzuug  des  erz« 
bischöflichen  Stuhls  zu  Gnesen  und  Posen ,  und  der  bischöflichen  Stuhle  zu 
Culm  u.  Ermland,  hatte  der  Bönig  schon  vor  i8ai  ein  entscheidendes  Mitwirkungs« 
recht ;  dabei  hat  es  auch  fernerhin  sein  Bewenden. 

§.    SiO.  (420  M 

j)  In  denen  Sundesstaaten,  deren  katholischer  Theil  die  oberrheinische  Kirchen- 
profinz  bildet.   4 J  In  dem  Königreich  Sachsen. 

III)  Für  die  katholisch -kirchlichen  Angelegenheiten  ihrer  Staaten, 
im  Verhältnifs  zu  der  Staatsregierung,  zu  dem  Oberhaupt  der  Kirche 
und  zu  andern  christlichen  Glaubensverwandten,  unterhandelten  seit 
demj.  1817  eine  Reihe  von  Mitgliedern  desTeutsc  henbundes  «) 
eine  Vereinbarung,  sowohl  unter  sich  »)  als  auch  gemeinschaftlich 
durch  Abgesandte  in  Rom.  Die,  auch  nach  Zurückberufung  der 
Abgesandten  fortgesetzten,  Verabredungen  mit  dem  römischen  Hofe, 
hatten  im  J.  i8ai  eine  päpstliche  Bulle  zur  Folge,  die,  obgleich 
weder  verlangt  noch  gewünscht,  angenommen  ward.  Zusätze  und 
nähere  Bestimmungen  lieferte,  im  Jahr  1827,  eine  zweite  Bulle. 
Beide  Bullen  c),  betreffend  die  Begrenzung,  Ausstattung  und  Ein- 
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richtung  der  Bisthümer  und  Domcapitel,  die  Besetzung  des  erz- 
hischüllichen  Stuhls  und  der  bischöflichen  Stühle,  so  wie  der  Doiu- 
capitularStellen ,  wurden  von  den  Staatsregierungen ,  unter  ausdrück- 
licher auf  den  Inhalt  der  beiden  Bullen  bezogenen  Wahrung  ihrer 
Hoheitrechte,  Landesgesetze  und  Verordnungen,  der  erzbischöflicben 
und  bischöflichen  Gerechtsame,  auch  der  Rechte  der  evangelischen 
(Konfession  und  Kirche,  genehmigt,  und  hierauf  zu  Vollziehung  ge- 
bracht <0.  Dem  zufolge  ist  der  katholische  Theil  der  jetzt  noch  iu 
dem  Verein  begriffenen  sechs  Bundesstaaten,  Wir  tember  g  ,  Baden, 
Kurh  essen,  Grofsherzogthum  Hessen,  Nassau  und  Frankfurt, 
vereinigt  zu  einer  kirchlichen  Provinz,  der  oberrheinis  eben, 
bestehend  aus  fünf  bischöflichen  Sprengein ,  mit  einem  Metropolitan- 
Erzbischof  und  vier  Bischöfen.  Als  Metropolita  n  ist  derselben 
vorgesetzt  der  neu  verordnete  Erzbischof  zu  Freiburg  im  Breisgau, 
zugleich  bischöflicher  Vorsteher  der  freiburger  Diöces.  Ausser  dieser 
sind  demselben  als  SuflraganKirchen  vier  bischöfliche  Kirchen 
untergeordnet,  die  zu  Mainz,  Fulda,  Rotenburg  am  Neckar, 
und  Limburg  an  der  Lahn,  zu  welcher  letzten  auch  die  katholische 
Pfarrei  zu  Frankfurt  gehört,  mit  eben  so  vielen  Diöcesen;  unter 
Supprimirung  der  bischöflichen  Kirche  zu  Constanz  und  der  exemten 
Propstei  St.  Viti  zu  Elwangen ,  und  unter  Befreiung  der  bischöflichen 
Kirchen  zu  Mainz  und  Fulda,  von  den  seit  1801  (zufolge  der  Bulle 
<^ui  Christi  Domini  vom  29.  Nov.  1801 )  bestandenen  Metropolitan. 
Gerechtsamen  des  Erzbischofs  von  Mecheln.  Die  erste  der  beiden 
Bullen  bestimmt  den  Umfang  der  fünf  zu  einer  Provinz  vereinigten 
Diöcesen;  sie  theilt  zu  der  freiburger  Diöces  die  katholischen  Pfar- 
reien der  Fürstenthumer  Hohenzollern Hechingen  und  Sig- 
ma  ringen,  zu  der  fuldaischen  neun  weimar  ische  Pfarreien,  zu 
der  limburger  die  katholische  Pfarrei  zu  Frankfurt.  Sie  verordnet 
iiir  jedes  Capilcl,  das  erzbischöflichc  und  die  vier  bischöflichen,  eine 
Dechanei  und  eine  verhältnifsraäsige  Anzahl  von  Capitularen  und 
Dcinpfründnern  oder  Vicaren,  so  wie  ein  PriestcrSeminarium.  Erle- 
digte Stühle  des  Erzbischofs  und  der  Bischöfe  erkennt  sie  denen 
zu,  die  auf  canonisch  gültige  Art  dazu  werden  bestellt  seyn,  nach 
vorausgegangenem  InformativProcefs»  welchen  der  Papst  in  jedem 
einzelnen  Fall  nach  der  Vorschrift  Urbans  VIII.  veranstalten  werde. 
In  Gemäfsheit  der  von  den  Staatsregierungen  gegebenen  Zusagen , 
benennt  die  Bulle  den  Aufwand  auf  den  Unterhalt  der  oben  genannten 
Personen  und  Anstalten,  auf  die  erz-  und  bischöflichen  Canzleien, 
auf  die  BauFonds  und  geistlichen  Versorgungshäuser,  so  wie  die  Aus- 
stattung mit  Grundgütern  und  Grundrenten.  Sie  setzt  die  aposto- 
lische Kammertaxe  «)  für  die  verschiedenen  Metropolitan-  und  Ca- 
thedralKirchen  fest  ,  und  ernennt  einen  Exeeutor  der  Bulle.  Alles 
Uebrige  überläfst  sie  ,  stillschweigend ,  den  theils  schon  bestehenden 
oder  bevorstehenden  Verabredungen  der  vereinigten  Staatsregierungen 
mit  dem  römischen  Hofe,  oder  blofs  unter  sich,  theils  den  Anord- 
nungen einer  jeden  von  ihnen.  —  Die  Bevollmächtigten  der  vereinigten 
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Staaten  unterzeichneten  hierauf  eine  Con  ventio n  /),  betreffend  ihr 
ferneres  gleichförmiges  Benehmen  und  die  dabei  zu  befolgenden 
Grundsätze  g);  welcher  beigefügt  wurden,  eine  Pragmatik  über 
die  gemeinschaftlich  zu  befolgenden  Grundsätze,  und  Formulare  der 
von  jedem  für  seinen  Staat  auszufertigenden  Fundationsllihunde ,  und 
eines  in  das  Land  zu  erlassenden  Edictes  Nach  verschiedenen,  wegen 
dieser  Verabredungen  bei  der  römischen  Curie  entstandenen  Bedenk, 
lichkeiten,  wurden  modificirte  Beschlüsse  durch  die  Bevoll- 
mächtigten gefafst,  zu  Frankfurt,  im  August  1826,  und  im  August  und 
Octobcr  1827.  IV)  In  dem  Königreich  Sachsen,  gestehen:  1)  für 
den  sächsischen  Theil  der  Oberlausitz,  zu  Bautzen  ein  Bischof  in 
partibtis  als  apostolischer  Vicar,  mit  bestimmter  Unterordnung  unter 
den  Erzbischof  von  Prag ;  2  )  für  den  übrigen  Theil  des  Königreichs, 
zu  Dresden  ein  exemter  apostolischer  Vicar  «),  der  seit  1816  zugleich 
Bischof  in  partibus  ist. 

«)  Anfangs  nur  Wirtemberg,  Baden,  Kurhessen,  GH.  Hessen,  Nassau,  Ol- 
denburg, von  wegen  des  Fürstenthums  Birkenfcld,  und  die  Freie  Stadt  Frank- 
furt. Die  unten  angef.  päpstliche  Bulle  von  1821  benennt  ausser  diesen,  als 
solche  ,  die  gemeinschaftlich  Abgesandte  nach  Born  geschieht  haben  ,  noch 
folgende  :  Die  Herzoge  von  Mecklenburg ,  die  Herzoge  von  Sachsen , 
(von  denen  jedoch  S  Hildburghausen  an  den  Verabredungen  keinen  Theil 
genommen  hatte),  die  beiden  Fürsten  von  Hohenzollern ,  den  Fürsten  von 
Waldeck  (der  vor  dem  9.  Febr.  182a  von  dem  Verein  zurückgetreten  ist),  die 
Freien  Städte  Lübeck  und  Bremen.  Noch  vor  dem  9.  Febr.  1822 ,  trat  auch 
Hamburg  hinzu.    (Hcssenllomburg  nicht.) 

6 )  Hauptsächlich  in  Conferenzcn  zu  Frankfurt  a.  M.  Als  Besultat  dienen  vor- 
züglich ,  die  im  Druck  erschienenen  Grundzüge  zu  c.  Vereinbarung  über  die 
Verhältnisse  der  kalhol.  Kirche  in  teutschen  Bundesstaaten ;  Beilage  8  zum 
Protocoll  der  17.  Zusammenkunft  v.  3o.  April  1818-  Fol.  Auszüge  aus  den 
ConferenzProtocollcn  liefern:  Der  Kirchen-  u-  Staatsfreund,  und:  Vorläufige 
Nachrichten  von  den  Frankfurter  Berathungen  it.  s.  vr.  Jena  iS>8.  8.  Den 
wesentlichen  Inhalt  der  Vereinbarung  findet  man  in  der  Suite  des  quatre  Con- 
cordats ,  par  M.  de  Pradt  (Paris  1820.  8.) ,  p.  95  —  to5. 

c)  Die  erste  Bulle,  anfangend  Provida  solcrsque,  ist  datirt  Rom  den  16.  Aug. 
1821,  die  andere,  anfangend  Ad  Dominici  gregis  custodiam ,  vom  11.  April 
1827.  Beide  sind,  nebst  teutschen  Uebersetzungen,  abgedruckt  in  dem  wirtemb. 
Begier.  Blatt  v.  3o.  Oct.  1837,  in  dem  badischen  von  182?,  St.  XXXIII,  in  dem 
nassauischen  Verordnungsblatt  v.  17.  Nov.  1827,  und  in  v.  Martens  recueil, 
Supplem.  XL  146;  beide  auch  besonders  unter  dem  Titel:  Die  päpstl.  Bullen, 
zur  Errichtung  des  Erzbisthums  zu  Freiburg  im  Breisgau,  u.  der  oberrhein. 
Kirchenprovinz.  Freib.  1827.  4-  Zweite  Aufl.  ibid.  eod.  Und  teutsch,  in  der 
Allgcm.  Kirchenzeitung  v.  1827,  Num.  176. 

d)  Zur  Vollziehung  war  vorn  Papst  bevollmächtigt,  der  Bischof  (in  partibus) 
von  Evara  (v.  Kellner,  zu  Rotenburg  am  Neckar).  Man  s.  die  Decrete  des 
Hrn.  Bischofs  von  Evara,  als  Bevollmächtigten  für  die  Supprcssion  der  General- 
Vikariate  zu  Konstanz  u.  Bruchsal,  u.  für  die  gegenwärtige  Errichtung  des 
Erzbisthums  zu  Freiburg  im  Breisgau,  mit  den  päpstl.  Bullen  Provida  solcrs- 
que u.  Ad  Dominici  gregis  custodiam.  Carlsr.  1827.  8.  —  Am  20.  Oct.  1827 
erfolgte  die  Einsetzung  des  Domcapitels  zu  Freiburg ,  u.  am  folgenden  Tag 
daselbst  die  Consecration  des  ersten  MetropolitanErzbiscbofs  ,  nachdem  der- 
selbe unmittelbar  vorher  dem  Laudesherrn  den  Huldigungseid  abgelegt  hatte.  — 
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Um  die  Verbaltnisse  der  oberrheinischen  Kirch enprovins  näher  und  gleichförmig 
zu  bestimmen,  verabredeten  sämsntliche  dabei  betbeiKgte  Staatsregierungen 
einen  gemeinschaftlichen  Beschluß,  welchen  (in  39  %%-  abgefafst)  jede  von  innen 
bekannt  machte,  e.  B.  die  Freie  Sladt  Frankfurt  durch  Verordn.  v.  2.  Mär« 
i83o,  in  ihrem  Amtsblatt  v.  5.  Mars  i83o,  Num.  19.  Verschiedenes  von  dem 
Inhalt  dieses  Beschlusses,  unten  %.  620. 

e)  In  Goldgulden  des  römischen  Kammersattes,  deren  jeden  die  Curie  su 
4  Gulden  5o  Kreuzer  rheinisch  rechnet. 

1 

f)  Zu  Frankfurt  am  Main,  den  9.  Febr.  1892. 

g )  Namentlich  über  die  Besetxungsart  der  Ers-  und  Bischofstühle ,  der  Digni- 
täten  und  CapitularStellcn ,  bei  welchen  letzten  päpstliche  oder  apostolische 
Monate  nicht  anerkannt  werden.  Ueberall  ist  gesorgt  für  landesherrliche  Auf- 
sicht und  Mitwirkung,  verhütende,  leitende,  genehmigende. 

A)  KirchenPragmatik  für  'die  [oberrheinische  katholische  KirchenProvins 
der  vereinigten  Staaten  AYirtemberg,  Baden,  beider  Hessen  ,  u.  Kassau  mit 
Frankfurt.  Herausgegeben,  mit  Noten,  von  Lorenz  Wotr,  Pfarrer  zu  Klcin- 
rinderfeld.  Wirzb.  i8«3.  32  S.  8. 

<)  Mit  dem  Plats  in  fler  ftwoiten  HofRangclasse ,  unmittelbar  nach  dem  Ober- 
ConsistorialPräsidenten.  Bekanntmachung  v.  5.  Apr.  1821,  in  d.  Gesetssamml. 
für  das  Königr.  Sachsen,  1811,  St.  6.  Mandat  v.  19.  Febr.  1827,  betr.  die 
Ausübung  der  kathol.  geistl.  Grrichtbarkeit  in  den  k.  sä'cbs.  Krcislanden  -(»ho 
mit  Ausnahme  der  Oberlausita);  in  der  angef.  Gesetzsamini. ,  1817,  u.  auch, 
mit  Prüfung,  in  der  unten  (§.  5a6 ,  Kote  a)  angef-  Abh.  Uebcr  die  Gleich- 
stellung etc.,  S.  86—104.  —  Durch  ein  Bescript  v.  3-  Sept.  1807  u.  ein.Be* 
glement  v.  24.  Oct.  »807  (in  der  Contin.  III.  Cpd.  Aug.  T.  I.  p.  i63  u.  2s5) 
ward  1)  den  Katholiken  in  kirchlichen  und  geistlichen  Sachen  dieselbe  Be- 
freiung von  der  weltlichen  u.  fremden  Gerichtbarkeit  u.  Polizeigcwalt ,  wie 
den' A.  Confessions  Verwandten ,  eingeräumt;  2)  es  wurden  ihre  Ehesachen, 
so  weit  sie  die  Stelle  des  beklagten  Theils  vertreten,  der  ordentlichen 
Obrigkeit  entnommen  und  dem  apostolischen  Vicar  zu  Dresden  übertragen ; 
so  wie  3)  durch  ein  Bescript  vom  12.  Sept.  1807  (ibid.  p.  38.)  und  durch  ein 
Mandat  v.  10.  Aug.  1812,  die  Censur  der  katholisch- theologischen  Schriften. 
Wzaaa's  Darstell,  des  im  KB.  Sachsen  geltenden  Kirchenr.,  Bd.  I,  S.  202. 

§.    511.  (Neu.) 

Sj  In  dem  Königreich  Hannover.   S  J  In  dem  Grossherzogthum  Weimar  und 

Fürstenthum  Walde  et. 

V)  Für  das  Königreich  Hannover  worden  durch  eine,  landes- 
herrlich genehmigte,  päpstliche  Bulle,  anfangend  mit  den  Worten : 
Impensa  Romanorum  Pontificum,  vom  26.  März  1824«),  zwei  Bis- 
thümer  errichtet,  Hildesheim  auf  der  rechten,  Osnabrück 
auf  der  linken  Seite  der  Weser.  Die  Ausstattung  des  letzten  bleibt 
noch  aufgeschoben,  bis  die  dazu  nöthigen  Mittel  vorhanden  seyn 
werden ;  bis  dabin  ist  dasselbe  von  dem  Bischof  von  Hildesheim  durch 
einen  GeneralVicar  zu  verwalten.  Nach  Erledigung  eines  bischöflichen 
Stuhls,  hat  das  Domcapitel  innerhalb  eines  Monats  eine  Liste  der 
Wablcandidatcn  der  obersten  Staatsbehörde  vorzulegen ,  und  aus 
denen  Candidaten,  welche  dieselbe  als  ihr  weniger  angenehm  nicht 
ausgestrichen  hat,   einen  zum  Bischof  zu  wählen,   und  die  Wahl- 
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Urkunde  binnen  Monatfrist  dem  Papst  zur  Bestätigung  vorzulegen. 
Erfolgt  diese  nicht,  so  hat  das  Capitel  eine  neue  Wahl  auf  die  vorige 
Weise  vorzunehmen.  Die  Besetzung  der  Dechanei,  der  Canonicate 
und  Vicarieen  in  jedem  der  beiden  Domcapitel ,  geschieht  abwech- 
selnd von  dem  Bischof  und  dem  Capitel,  aus  denjenigen  inländischen 
Candidaten,  welche  die  Regierung,  auf  der  ihr  binnen  sechs  Wochen 
einzureichenden  Liste  von  vier  Candidaten,  als  ihr  unangenehm  oder 
verdächtig  nicht  bezeichnet  hat.  Das  Einkommen  der  Bischöfe  und 
der  Mitglieder  der  Domcapitel  ist  bestimmt;  die  Ausstattung  erfolgt 
durch  Anweisung  der  Einkünfte  von  liegenden  Gründen,  Zehnten  und 
Grundzinsen.  Die  Bulle  bestimmt  die  Grenzen  der  beiden  Bislhümer. 
Die  Abhängigheit  katholischer  Gemeinden  und  Pfarreien  im  Königreich 
von  auswärtigen  geistlichen  Behörden,  hört  auf.  Die  apostolische 
Kammertaxe  der  bischöllichen  Tafel  von  Hildesheim,  ist  auf  756,  die 
Taxe  derjenigen  von  Osnabrück  auf  666  Va  Goldgulden  des  päpstlichen 
Kammersatzes  (§.  5io,  e)  gesetzt.  Y1)  Mit  landesherrlicher  Bewilligung 
'und  unter  Vorbehalt  aller  landesherrlichen  Rechte,  sind  die  katholischen 
Pfarreien  des  Grofsherzogthums  Sa  chsen  Weimar  Eisenach,  und 
die  Pfarrei  Eppen  in  dem  Fürstenthum  WTaldeck,  dem  bischöllichen 
Sprengel  von  Paderborn  und  der  Kirchenprovinz  Cöln  zugetheilt 
worden  £). 

»  . 

a)  Sie  steht,  lateinisch  und  teutsch,  nebst  dem  sie  genehmigenden  König].  Pa- 
tent r.  ao.  Mai  1824,  in  der  hannöv.  Gesctzsamml. ,  18*4,  L  Abtb.  Num.  11, 
S.  87 — 110;  auch  in  Martens  reeucil ,  Supplcm  ,  T.  X,  p.  fax.  Ein  beson* 
derer  Abdruck  erschien  zu  Rom  in  der  päpstl.  Druckerei,  i8%4i  und,  nach 
diesem,  ein  zweiter,  lateinisch  u.  teutsch,  zu  Münster,  i8*4-  4* 

i)  In  der  oben  (§. 5o<j,  a.)  angef. Bulle  De  salute  animarum  etc.  v.  16.  Jul.  1821 ; 
in  den  angef.  Neuesten  Einrichtungen  etc.,  S.  48  u*  88.  Bestätigt  in  d.  unten 
(V  5i3)  ungef.  weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  i8a3,.im  Eingang,  mir  der  Bestim- 
mung, dafs  jeder  neue  Bischof  von  Paderborn  wegen  seiner  Amtwirksamkeit 
sich  zuvörderst  dem  Grofsherrog  ausdrücklich  zu  verpflichten  habe. 

§.    512.  (421.) 
Die  Kirche  ist  dem  Staat  untergeordnet. 

Aus  dem  natürlichen  Verhältnifs  zwischen  Staat  und  Kirche ,  fliefst 
der  Hauptsatz:  eine  Kirche  ist  nicht  Staat  im  Staat.  Als  im 
Staatsgebiet,  aber  nicht  des  Staates  wegen,  bestehende  Gesellschaft, 
mit  eigenem  Zweck,  ist  sie  untergeordnet  der  Staatsgewalt«). 
,  Mit  Recht  fordert  man ,  dafs  nur  unter  Auctorität  des  Staates  sie 
in  dem  Staatsgebiet  bestehe  *)»  und  dafs  sie  jenem  nicht  nur  nicht 
schädlich  c),  sondern  vielmehr,  als  sittlich  «religiöser  Verein,  nützlich 
sey.  Antagonismus  zwischen  beiden,  gleichwie  Priesterherrschall, 
darf  nicht  Statt  finden  <0.  Das  göttliche  Siegel  eines  religiösen 
Glaubens  ist,  wenn  er  wohlthätig  wirkt,  wie  die  Gottheit 

«)  Vergl.  §.  «57 ,  b.    Baier.  Edict  ▼.  »6.  Mai  18*8,  über  die  Rechtsverhältnisse 
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der  Einwohner  in  Bezieh,  auf  Religion  u.  kirchl.  Gesellschaften  (als  Beilage 
2  zu  der  Vcrfafs.Urk.) ,  §.  5o  —  79.    Pu.  Heddp.ricb  ehm.  juris  canon. ,  P.  I. 
%.  118 — 123-     A.  Micbl'«  Kirchenr.,  §.  1.    Jac.  Gaupp  über  das  Vcrhaltnifs 
der  protestant.  Kirche  zum  Staat-    Glogau  18*0.  8.    v.  Abftis's  constitutio- 
ncllea  Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  80  fT.    Alex.  !Uülleb*s  kirchenrechtl.  Erör- 
terungen, I.  Samml.  (Weimar  i8a3.  8  ) .  S.  97  ff.  —    Selbst  in  Spnni«?n  U?is?cn 
die  Pischöfc  ihren  Eid  nur  mit  der  Clausel:  «salvis  regni  legibus  et  consuc- 
tudinibus  et  tota  subjectione  Hcgi  debita». —  Dafs  Staat  und  Hirchc  einander 
nicht  untergeordnet  sevn  dürften,  sondern  neben  einander  brstehen  tnüTstcn, 
behauptet  noch  iu  der  neuesten  Zeit,  nicht  nur  ein  gelehrter  Katholik,  in  dem 
ComersationsLcxicon ,  Neue  Folge  Bd.  I,  Abth.  1  (1812),  im  Anbang,  Art. 
Catholicismus,  Ä'um.  IV,  S.  XXVIII,  sondern  auch  ein  gewesener  cvangclisch- 
reforroirter  Prediger,  Fa.  Ascillon,  über  den  Geist  der  Staatsverfassungen 
(Berlin  i8"25.\8)  S.  5t.  —     Die  rvmijc/ie  Curie  fordert,   für   die  katholische 
Hirchc,  nicht  nur  eine  von  der  weltlichen  Macht  durchaus  unabhängige  Selbst- 
ständigkeit, sondern  auch  eine  indirecio  Oberherrlichkeit  des  Apostolischen 
Stuhls  über  die  weltlichen  oder  Staatsrcgicrungen.    Die  letzte  vertbeidigte 
noch  1824  *«  Bon»  der  Adrocat  Carl  Fea.    Seine  Gründe  u.  deren  Wider- 
legung, so  wie  den  Widerspruch  der  gallicanischen  Kirche  seit  168a,  findet 
man  in  H.  E.  G.  Paulus  Sophronizon,  VII.  Jahrgang  (Hcidelb.  1825  8.)  St-  6, 
S.  1  —  n3.    Der  CulminationsPunct  der  Curie  fällt  in  das  Zeitalter  Gregor's  VII. 
(llildebrand's) ,  Innoccnz  III.,  und  Bonifacius  VIII.,  wo  sie  auf  falsche  De- 
cretalcn,  auf  eine  aus  den  heterogensten  Theilen  gemischte  canonische  Gesetz- 
gebung, ihr  hierarchisches  Gebäude  aufführte.    (Mau  s.  Zeugnisse  aus  allen 
christl.  Jahrhunderten,  bis  auf  das  J.  1818,  für  die  Gewalt  der  Hirt  he  u. 
ihres  Oberhauptes.    Zweite,  gauz  umgearb.  Aufl.    Frankf.  i8i3.  8.    L.  T. 
SriTTLm's  Geschichte  der  Hierarchie,  von  Gregor  VII.  bis  auf  die  Zeiten  der 
Reformation;  aus  dem  literär.  Nachlafs  des  D.  Gcrlitt,  herausg.  mit  Anmcrk. 
von  Corn.  Müller.    Hamb.  1828.  4.)    In  Grundsätzen  und  Absichten,  ist  sie 
seitdem  sich  stets  gleich  geblieben.    Romc  ne  recu/c  jms.     Noch  in  einer  im 
März  1826  erschienenen  Schrift,  stellte  der  Abbe  de  la  Mesnais  zu  P.iris  deu 
Grundsatz  auf:  dafs  der  Papst,  in  Folge  der  Schlüsselgewalt,  das  Recht  habe, 
die  (Jntcrthnnen  in  gewissen  Fällen  von  ihrem,  dem  Landesbcrrn  geleisteten 
Eide  zu  entbinden.    Mit  ihrem  StabilitätPriucip  würde  die  Curie  sich  erhalten, 
wenn,  ihr  gegenüber,  auch  die  Civilisation  still  stände  und  stehen  könnte. 
Da  aber  diese  mächtigere  Grösse  unaufhaltsam  fortschreitet  und  sich  ver- 
breitet, so  wirkt  dieselbe  — wenn  auch  nur  allmählich,  doch  unwiderstehlich  — 
zerstörend  auf  Alles,  was,  wie  der  Curialismus,  mit  ihr  in  Widerstreit  kommt.  — 
In  dem  Mittelalter  schreckte  päpstliche  Excotnmum'caiion  die  weltlichen  Hegenten 
bei  Irrungen  mit  dem  röm.  Hofe.    Ohne  die  beabsichtigte  Wirkung  blieb  die 
Extommunications Bults  v.    10.   Jun.  1809,   welche   Pius  VII.   wider  Napoleon 
als  eine  Art  von  politisch-kirchlichem  Manifest  erliefs,  ohne  darin  dessen  Na- 
men auszudrücken.    Hierauf  erfolgte  als  GegenManifest ,  Napoleon'*  Umlauf- 
schreiben  an  die  kathol.  franz.  Bischöfe  ,  aus  seinem  Heerlager  zu  Ziiaim  in 
Mühren  den  i3-  Jul.  1809.   De  Puadt,  les  quatre  Concordats,  ( Paris  18188. ). 
eh.  27— 4° ♦  T.  II,  p.  167  —  523.    Schoell,  archives  bist,  et  polit.,  T.  II  et  Hl 
(Paris  1809.  8-)   J-  S.  VATF.n,  Napoleon  Bonapartc  und  die  Päpste  des  Mittel- 
alters, e.  bist-  Parallele.    Leipz.  i8i5.  8.    Vcrgl.  %.  5i5,  c 

b)  Als  politische  oder  Siuatsanstah ,  wird  die  Kirche  von  Einigen  dargestellt. 
J  J.  Btni-AMAovi,  in  s.  Principe«  ou  elemens  du  droit  politique,  P.  III.  ch.  3. 
p  219  Die  Einheit  des  Staates  und  der  Kirche.  Leipz.  1797.  8.  H.  Stepbabi 
über  die  absolute  Einheit  der  Kirche  und  des  Staates.  Wirzb.  1809.  8»  ».  Aufl. 
1816.  —  J.  C.  Grxili*g's  Hieropolis,  ein  Versuch  über  das  wechselseitige  Ver- 
bältnifs  des  Staates  und  der  H\rthc.  Magdcb.  1802.  8.  Lot«  über  den  Begriff 


Digitized  by  Google 


I 


Kirchenhoheit.  705 

der  Polizei,  410  ff.  Gutachtlicher  Entwurf  einer  gesetzlichen  Bestimmung  des 
Verhältnisses  «wischen  Staat  und  Kirche,  von  J.  B.  T.  Nürnh,  1807.  &  Staat 
und  Kirclie.  Dortm.  1808.  8-  J.  Rv.ibel's  Staat  und  Hierarchie.  Tiib.  1810.  8. 
Ehcndets.  Diöccsanvcrbältnifs  katholischer  Bischöfe  in  Ansehung  kathol.  Unter- 
thanen  u.  Einwohner  protestantischer  Länder.  Nebst  e.  Ansicht  der  Verhältnisse 
r. wischen  der  landesherrl.  u.  kathol.  Kirchengewalt.  Ulm.  1806.  &  Fräse  Frhr.  v. 
Droste  über  Kirche  u.  Staat.  Munster  1H17.  8.  H.  G.  Tscuibseb's  Protestan- 
tismus  und  Katholicismus ,  aus  dein  Standpunct  der  Politik  betrachtet.  Leipz. 
■  8aa.  8.  Jo.  ScnuoFROFF  über  die  oberbischöflichc  Hoheit  der  Urgenten. 
Ronneburg  1826.  8.  H.  Grotius  de  imperio  prineipum  circa  sacra.  Paris  1647.  &• 
Les  devoirs  respectifs  de  I'etat  et  de  l'eglise  appelles  a  leurs  prineipes.  1-67.  8- 
Scukidkm antfi.'s  Staalsr.  nach  d.  Vernunft,  II.  ai.  An;i  -  Lcviathan  (Gott. 
1807.  8.),  Heft  I,  Cap.  3-  Schriften  u.  Schicksale  des  Febrosics  (s.  5o6, 
Note  a).  —  Dagegen  s.  man  die  Grundsätze  der  Jesuiten;  von  Spittler  ent- 
wickelt in  der  Deutschen  Encyclopädie,  Bd.  XVII  (Frankf.  1793.  4.),  S.  8«.  ff. 

c)  Aber  -  und  Unglaube.  Moser  v.  der  Landcshoh.  in  Polizeisachen ,  4-%  — 
Landesherrliche  Verfügungen  wider  des  Pater  Gassnfr's  Unfug  durch  Teufels- 
beschwörungen.  Schmidt'*  Gesch.  der  Deutschen,  fortgrs.  Milbiller,  Th. 
XXII,  S.  23.   Scbxeofi's  Kirchengesch,  des  ia  Jahrh.,  Th.  I,  S.  tooa  u.  1096. 

—  Neuere  Streitigkeiten  zwischen  weltl.  Regenten  und  dem  Papst,  in  P.  J.  v. 
JIutb's  Kirchcngeschichte  des  18.  Jahrhunderts,  Th.  I  (Augsb.  1807.  8.), 

,  S.  3a3  —  346. 

rf)  Erinnerung  an  die  DecretalenSammlnng  des  Psendolsidor ,  die  angilram- 
nischen  Capitel,  die  Dictatus  Hildebrandinos,  die  papstl.  Regulas  Cancellariae 
und  an  das  berühmte  Ditsidium  inter  imperium  et  jacerdotium.  Pcttfr's  Handb» 
der  t.  Reichsgeschichte ,  I.  aa5.  r.  C«r.  Thokasii  historia  contentionis  inter 
imperium  et  sacerdotium.  Hai.  17a«.  &  —  Rulle  in  Coena  Domini,  von  Pius  V. 
i568,  Gregorius  XIII.  i584,  u.  Urban  Vin.  1617;  in  Gärtser's  corp.  juris 
eccl.,  I.  365  —  379.  (J.  F.  Lk  Bhkt's)  Pragm.  Geschichte  der  Bulle  in  Coena- 
Domini.  Th.  I  —  IV.  Ulm  1769  —  1770.  4.   Neue  Aufl.  des  Th.  I  u.  II.  177a. 

—  Bocrhold's  Lehren,  s.  Robertsos s  Geschichte  Carls  V.  —  Weigerung  der 
Quacker  und  Menoniten,  an  den  Wehr-  und  WaiTenanstalten  des  Staates  per- 
sönlich Theil  zu 


r)  Practisch  wichtiger  Unterschied,  zwischen  Religion,  (z.  B.  Christenthum)  und 
Theologie,  und  zwischen  Religion  und  Kirche.  De  la  rcligion  considerce  dans 
sa  source,  ses  formes  et  ses  developpemens  j  par  M.  Benjamin  -  Cosstawt. 
Paris  i8a3  —  i8a6.  3  vol.  in  8°. 


§.   513.  (422.) 
Grenze  und  Bestandtheile  der  Rtrchenhoheit. 

I)  Die  Kirchenhoheit  (§.  5o6)  wird  begrenzt,  natürlich, 
durch  das  Reich  des  Gewissens  «)  und  die  SocialGewalt  der  Kirche  *), 
positiv,  durch  Uebercinkunft.  II)  In  ihr  sind  begriffen  c)  :  das  welt- 
liche ReformationsRecht  (jus  reformandi)  oder  das  Majestät- 
recht  der  bürgerlichen  Religionsduldung ,  das  Recht  der  Aufnahme  , 
Zulassung  oder  Gestattung  religiöser  Gesellschaften  d);  das  Schutz- 
oder  Schirmrecht  (jus  protectionis  s.  advocatiae  secularis)  über 
die  aufgenommenen  ReligionsGesellschaften,  in  Hinsicht  auf  moralische 
Persönlichkeit  und  Eigenthum  derselben;  das  Recht  der  weltlichen 

KlttW'l  illeoll.  R.tlil.  3.  Aufl.  45 
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Oberaufsicht  (jus  supremae  inspectionis) ,  ein  negatives  Recht 
(Veto),  zu  wachen,  dafs  diese  ethischen  Vereine,  durch  kirchliche 
Wirksamkeit,  insbesondere  durch  Lehre  und  Cultus,  dem  Staatszweck 
nicht  hinderlich  werden  0«  III )  Ueberall  ist  in  Kirchensachen  ihr 
zweifaches  VerhältniPs,  zu  dem  Staat  und  der  Kirche,  zu  unter- 
scheiden/). IV)  Für  Ausübung  der  Staatsgerechtsame  über  die 
Kirchen,  aller  oder  einzelner,  sind  meist  eigene  weltliche  Ober- 
bekörd  en  angeordnet.  \ 

a)  Für  Meinungen,  Glauben«  Wissen,  ist  der  Mensch  sich  selbst  Gesetzgeber. 
—  AU&em.  preuis.  Landr.,  Th.  II,  Tit.  n,  i  — 4*  F.  C.  v.  Moseb's  Rechte 
der  Menschheit  in  Religionssachen.  178».  8.    Rousseau,  conlract  social,  lir. 

iv,  ch.  & 

*)  Wahres  Verhältnis  «wischen  Theokratic  und  Kosmokratie,  geistlicher 
und  weltlicher  Macht,  Saccrdotium  et  Imperium.  Verschiedenheil  ihrer 
Zwecke.  Vergl.  J.  G.  Segkh  diss.  de  finibus  potestaüs  ecclesiasticae 
regundis.  Lips.  1-68.  4.  3.  A.  Rtort's  Rosmokratic  und  Theokratie,  in  ihrer 
wechselseitigen  Verbindung.  Freib.  u.  Constans  181a.  8.  —  Der  Umfang  der 
Rirchengewalt  und  ihr  VerhälUiifs  zu  der  Staatsgewalt,  wird  gründlich  dar- 
gestellt, in  der  Augsburgischen  Confession  von  i53o,  Art.  18  u.  16. 

c)  G.  L.  Boshur  princ.  juris  canon. ,  §.  10.  sqq.  Mosir  Ton  der  Landeshoheit 
t  im  Geistlichen  (i?73),  07.  a4o.   P.  A.  Fn^a's  Grundbetrachtungen  über  Staat 

u.  Kirche  (Mainz  1784.),  %.  i3  ff.  jMwrr's  geistl.  Staatsr.,  I.  §.  1a  f.  IL  \.  <»a. 
ScBEioKXASTEL  a.  a.  O.  II.  a3  ff.  47  ~  6o.  Vergl.  Reilage  II  zu  der  baier. 
Verfafs.  Urk.  v.  1818.    Schusch's  Staatsr.  des  KR.(  Raieriv.  Rd.  I,  %.  trö  ff. 

Vom  landesherrlichen  Recht   über  gemischte  Gegenstünde,    s.  Micbl's 
Rirchenr. ,  %.  »8. 

d)  R.  J.  Wkdmui»,  die  Aufnahme  neuer  Kirchen  im  Staate.  Gott  i8o3.  8. 

v.  Abktih's  constitutionelles  Staatsrecht,  IL,  S.  91  u.  101.  Raier.  Rclig.  Edict. 
v.  14.  März  1809.  V  3a  u.  55  —  94.  —  Grofsbereogl.  weimarisches  Gesetz  über 
die  Verbältnisse  der  kathol.  Rirchcn  u.  Schulen  im  Grofsberzogthum  7. 
Oct.  i8i3,  in  dem  weimar.  Regierungsblatt,  i8a3,  Nun»..  16.  —  Mehrere  Reli- 
gionsParteien  im  Staat  su  dulden,  ist  däs  Meisterstück  der  Politik,  und 
das  sicherste  Milteli  keine  fürchten  su  dürfen. 

<•)  Vergl.  %.  519.  v.  Arktik  a.  a.  O.,  S.  io3  ff.  Für  diesen  Zweck  war  für  den 
heidnischen  Cultus  in  dem  römischen  Staat,  eine  eigene  Staatsbehörde  bestimmt, 
der  Puttttfex  majc/mtu ;  ein  Amt,  welches  seit  Julius  Cäsar  sogar  die  Imperatoren, 
selbst  die  christlichen,  bis  auf  Gratian  (480)  bekleideten.  —  Aus  der  Ober- 
aufsicht (liefst  die  landesherrliche  Polizeigcn-alt  über  die  Rircheiigcssllschaften. 
Im  ColtisiunsFatl ,  müssen  die  Rircbengesetse  den  Gesetzen  des  Staates,  dessen 
Schutz  die  Kirchengesellschaft  geniefst,  nachstehen. 

f)  Dieses  gilt  nicht  blofs  ton  so  genannten  causis  ccclcsiastiris  mistu.  G.  L. 
BoKiiiKKH  princ.  juris  can.  %.  ai3.  J.  Ulr.  dunm  de  noo  entc  fori  mixti  cccle- 
siastici;  in  seinen  Opusc. ,  T.  III   p.  69,. 
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§.    514.  (423.) 

Iur  vhengewalt  und  Kirchenregiment ,  mit  ihrem  V erhältniss 

zu  dem  Staat. 

l)  Die  Social-  oder  CollegialKirchengewalt  (potestas  socialis 
ccclesiac)  steht  ursprünglich  nur  der  Kirchenge  scllschaft  «0  zu, 
als  Inbegriff  ihrer*  gesellschaftlichen  Rechte;  ohne  Unterschied  des  reli- 
giösen Lehrbegrifls,  sowohl  der  beiden  christlichen,  in  Teutschland 
befindlichen  HauplGlaubeuspartcien  6),  als  auch  der  übrigen, 
christlichen  und  nicht  -  christlichen  ,  GlaubensParteien  und 
Secten  c).  II)  Das  Recht  zu  Ausübung  dieser  Gesellschaf tgcwalt, 
das  Kirchenregiment  oder  Kirchenregierung  (regimen  societatis 
ecclesiasticae ) ,  kann  von  der  Gesellschaft  selbst,  ihrem  Zweck 
gemafs,  bestimmt  werden,  in  Absicht  auf  Anordnung,  Vollziehung 
und  Aufsicht  «0 ;  doch  so,  dafs  die  Festsetzung  oder  Anordnung  des 
kirchlichen  Lehrbegrifls  (§.  5i8  u.  f.),  als  seiner  Natur  nach  ton 
fremdem  Willen  schlechthin  unabhängig,  unter  das  Kirchenregiment 
nicht  gezogen  werden  kann.  III)  Wie  aber  auch  die  Organisation 
einer  Kirche,  und  ihrer  Socialgewalt,  oder  der  Inhalt  ihres  Lehr- 
begriffs seyn  mag,  so  dürfen  solche  doch  die  natürlichen  Bedin- 
gungen ihres  Daseyns  in  dem  Staat  nicht  ändern;  auch  nicht,  die  etwa 
Torhandene  üebereinkunft  (Concordat)  über  da»  wechselseitige  Ver- 
hältnifs  zwischen  Staat  und  Kirche. 

a)  Scheide  hakte!»  a.  a.  O.  IL  3o  ff.  Baier.  Edict  v.  14.  Man  1809,  %.  55  u.  56. 
Badisches  Consüt.  Edict  t.  14«  Mai  1807,  §.  11  u.  10.  —  Von  den  verschiedenen 
Kircbengesellschaftcn  oder  Glaubens  Parteien,  s.  Meusei/s  Literatur  der  Statistik, 
I-  68  f.  H.  T.  G.  Schömemass's  Gruudrifs  einer  Statistik  des  teutachen  Re- 
ligions-  und  Kirchenwesens.  Gütt.  1797*  8.  H.  Staomib 's  kirchliche  Geographie 
und  Statistik,  oder  Darstellung  des  gegenwärt.  Zustandes  der  christl.  Religion. 
Tüb.  L  u.  II.  Bd.  1804.  8-  G.  J.  Plan chs  Gesch.  der  christl.  kirchl.  Gesell- 
schaftsverfassung. Bd.  I  —  V.  Hannover  i8o3  —  1809.  8.  (der  3.  bis  5.  Band, 
auch  unter  dem  Titel:  Geschichte  des  Papslthums  etc.)  Eben  des  s.  Abriss  einer 
histor.  u.  vergleichenden  Darstell,  der  dogmat.  Systeme  unserer  verschied, 
christl.  Haaptpartcien.  Gott.  1796.  a  Reinhard*  Geschichte  der  religiösen 
Ideen.  L.  Mein  ebb  allg.  kritische  Geschichte  der  Religionen.  I  u.  II.  Bd. 
Bannover  1806  u.  1807.  8.  Histoire  des  sectes  religieuses,  depuis  le  common, 
cement  du  siede  dernierj  par  Gaseoui.  T.  I  et  U.  Paris  1809.  8.  Nouv.  edit 
ibid.  i83o.  VI  vol.  8.  Bisiaosa*  vergleichende  Darstell,  der  Staattverfaf*.  der 
europ.  Monarchien  u.  Republ.  (Wien  181a  8.),  §.86  —  98,  S.  367  —  463. 

b)  christlichen  GlaubensParteien,  sind  in  Teutschland  zweifach:  1)  romisch» 
katholische,  a)  evangelische.  Die  Evangelischen  unterscheiden  sich,  in  augsbur- 
gische Confessionsl erwandte  (A.  C.  addictos)  und  Refornurte;  ein  Unterschied, 
der  jedoch  seit  1817  an  vielen  Orten  aufgehoben  ist,  durch  Vereinigung  beider 
Theile  fu  einer  evangelischen ,  evangelisch'  christlichen ,  oder  evangelisch  -  protestan- 
tischen Kirche  (%.  5i6).  —  In  den  Heichsgesetxen  und  in  dem  Kanalei^tyl, 

t  wurden  unter  den  A.  C.  rerwandten,  in  dem  weitern  Sinn,  auch  die  Hefarmirttm 
mitbcgrhTen.  Unten  §.  6»6  e.  Kluses*  Einl.  au  e.  neuen  Lehrbegriff  der  t. 
Siaatsr. ,  %.  106,  Note  f.  —  Auch  i8i5  eu  Wien«  bei  Unterhandlung  der  teut- 
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•«hon  Bundes  Acte,  ward  die  sonst  von  Einigen  gebrauchte  Einthetlung 
in  drei  christliche  GlaubensParteien  (Katholische,  A-  C.  Verwandte«  n. 
Kcfownirte  )  verworfen.  Klübeb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II, 
S.  439.  —  Die  ganze  abendländisch  -  christliche  Kirche,  als  Eine  Allge- 
meine äu  betrachten,  die  nur  in  die  römisch-katholische  und  protestan- 
tisch-katholische gethcilt  scy,  schlägt  vor,  H.  Stenum,  das  heil.  Abendmahl 
(Landsh.  181 1.  8.),  S-  5t).  —  Der  christlichen  nicht  -  unirten  griechischen  Glau- 
honspartei  ist  PrkatReligionsübung  eingeräumt  in  Wien,  Leipzig,  seit  1819 
in  München.  Vergl.  §.  5a5,  c.  —  Auf  dem  Erdball  ist  ungefähr  der  sechste 
Mensch  ein  Christ,  der  eilfte  ein  katholischer.  —  Unter  allen  christlichen 
Glaubensparteien  giht  es  Denkglüubigv,  Eklektiker,  die  weder  su  einer  eigenen 
Ilauptpartci  noch  su  einer  Secte  sich  vereinigen. 

c)  Von  Menoniten,  F.  D.  HXBsaLift's  neue  t.  R  eichsgesch. ,  VIII.  649.  MosrVs 
Bcligionsverfass. ,  a5.  Ehendess.  Abb.  aus  d.  Kirchenr.  89  ff.  v.  BaxxxabVs 
Visitationsschlüsse,  86.  468.  HoscnsVs  Rechtsf.  am  B.  K.  G.,  I.  134.  ff.  J.  R. 
Schlecel's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb.,  11.  996  ff.  —  Von  nicht -unirten  Grie- 
chen und  von  Ma/iumetancm ,  Kt. übers  Uebersicht  d.  dipL  Vcrhandl.  des  wien. 
Congr.,  S.  4l<>.  v.  Huth's  Kirchengesch,  des  18.  Jahrb.,  Th.  I,  S.  459  —  486 
u.  536.  Moskb's  angef.  Abb.  111.  n4-  1*6.  —  Von  Herrnhutem,  Hömel  rhaps. 
obs.  an.  voc.  Zinxendorfianus.  Moser  a.  a.  O.  111.  Huth  a.  a.  O.  Ueber 
die  evangelische  Brüdergemeinde.  1798.  8.  Klübehs  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II, 
S.  44o.  —  Von  Pietisten,  Mose«  111.  i36.  195.  Schlegel  a.  a.  O.  II.  36o  — 418. 
Mosheim's  Kirchcngescb.,  IV.  353  —  371.  Hüte  a.  a.  O.  /.  533.  —  Von  Schwenk- 
feldern, Schlegel,  II.  io65-  Huth,  I.  544-  —  Von  Philiponen  oder  Filiponm, 
Hesselns  Statist.  Umrifs,  Tb.  I  (»8o5),  preufs.  Monarchie,  S.  3i-  —  Von  Sepa- 
ratisten, Huth,  I.  545.  Badische  Vcrordn.  v.  10.  Mai  1808.  Bhein.  Bund, 
XVIII.  454.  -  Von  Methodisten,  höhmischen  Brüdern,  Quäckern,  Butlarianem, 
Rosdorßanern ,  Brng-glerianern ,  Inspirirtm,  Gichtel tönern ,  Montpellianem  ,  s.  Hütet 
a.  a.  O.  I.  533.  ff.  —  Von  Juden,  5i6.  —  Von  dem  Deismus  oder  der  Ver- 
nunftreligion s.  §.  5i6,  b.  Von  Deisten,  J.  G.  Schlosser  über  die  Duldung 
der  Deisten.  Basel  1784.  8. 

d)  Zu  den  Collegial-  oder  Social  -  Rechten  einer  Kirche  gehören:  Errichtung  kirch- 
licher Disciplinar-  und  Vcrwaltungsordnungen  j  kirchliche  Aufsicht  auf  die 
Amtsverwaltungen  der  Kirchenbeamten,  u.  auf  die  Verwaltung  des  Kirchen- 
guis, namentlich  mittelst  der  Kirchen  Visitation  j  Verfügung  und  Vollsichung 
der  Kirchenslrafen. 

§.    515.  (424-.) 
In  der  römisch- katholischen  Kirche. 

IV)  fn  der  römisch-katholischen  «)  Kirche  galt  seither,  in 
dieser  Hinsicht,  das  Frincip  riio  na  rchieh-i  epi  äsen  t a  tiver  Ein- 
heit (  Pontificat).  Nach  solchem,  ist  die  Verfassung  der  Kirche 
(monokratisch  und  primatisch)  eingerichtet*)  auf  einen  verfassungs- 
mäßigen obersten  Vorsteher  (totins  universitatis  ecclesiasticae  rectorem, 
et  unitatis  primarium  custodem) ,  mit  angenommener  Un  trügrieb  fceit, 
mit  unveräufserlichcr  Bind-  und  Lüschraft  fnr  die  Gewissen,  und  mit 
allgemeinem  Recht  auf  Erhaltung  der  Einheit  oder  des  Zusammenhanges 
de?  unveränderlichen  kirchlichen  Glaubenslehre  und  der  Kirchensudht , 
auf  provisorische  beschränkte  Gesetzgebung,  und  auf  oberste  Leitung 
und  Verwaltung  in  Kirchensachen,  jedoch  abhängig  von  den  Beschlüssen 
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der  Kirchenversammlungen,  dieser  Vertreter  der  einzelnen  Kirchen- 
gemeinden,  und  alle  kirchlichen  Gemeinden  bilden  zusammen  eine 
(allgemeine)  Kirche.  Die  gepriesene  Zeit  der  ersten  christlichen 
Jahrhunderte,  zeichnete  sich  aus,  durch  eine  demokratisch- reprä- 
sentative Form  der  Kirchlichen  Verfassung,  und  durch  Anerkennung 
der  rechtmäßigen  Obergewalt  des  Staates.  Diese  echten  Grundsätze, 
haben  in  dem  Lauf  der  Jahrhunderte  rechtlich  weder  vernichtet  noch 
geschwächt  werden  können  o).  \n  den  tcutschen  Bundesstaaten,  steht 
das  katholische  Hirchenreginient  zunächst  den  Landesbisch  o  fc  n 
zu,  in  festgesetzter  Verbindung  theils  mit  ihren  Domcapitcln  ,  theils 
mit  dem  MetropolitanErzbischof ,  und  mit  verfassungsmäßiger  Unter- 
ordnung, sowohl  unter  den  Papst  als  auch  unter  die  Kirchcnvcrsainm- 
lungen.  Es  bestehen,  eigene  geistliche  Gcrichthüfe,  und  für 
Appellationen  in  letzter  Instanz  ist  die  Wiederherstellung  der 
ProvinzialSynodalGerichte  ein  Gegenstand  vorzüglicher,  so- 
wohl landesherrlicher  als  auch  erzbischöflicher  Sorge  geworden  «0» 

a)  Die  römisch  •  katholische  Religion  hiefs,  in  Reichsgcsetr.cn  des  XVI.  Jahr- 
hunderts, auch  die  alte.  In  Frankreich  heilst  sie  la  rcligion  catholique, 
apostolique  et  romaine.  —  F.  VV.  Cabovk,  was  heifst  römisch-katholische 
Kirche?  Allcnb.  1819.  8. 

*)  Von  dem  Streit,  ob  di*  Form  des  Kirchcnrcgimentcs  monarchisch,  aristo- 
kratisch ,  oder  demokratisch  sey  ?  s.  Juans-  Febbobius  abbreviatus  et  emen- 
datus,  c  I.  5.  p.  90  sqq.  —  Primat  des  Papstes,  und  jura  prhnatus,  vel 
primigenia  seu  essentialia,  vel  adveutitia  scu  accideutialii ,  ebendas.  c.  III. 
per  tot.,  c.  IV.  \.  3.,  c.  VII.  3.  —  Rechte  der  Metropoliten.  —  Dem  Pmpal- 
System  (  CurialSystcm )  steht  gegenüber  das  EpiscopalSy  *icm.  Nach  dem 
letzten,  gilt  als  Regel:  omnes  Apostoli  in  apostolatu,  omnes  Episcopi  in  epis- 
copatu,  sunt  paree;  und  gebührt  die  Ausübung  der  Kirchengewalt  nur  den 
Lehrern,  nämlich  den  Rischöfen  und  Pfarrherren.  Ebendas.  cap.  I.  %.  4- 
MicnVs  Uircbenrecht ,  S.  79.  Dawider  streitet  der  Ultramontan  ismus  oder 
CuriaUsmu«,  nebst  dem  Jesuiten-  und  Mönchthum  mit  päpstlicher  Unfehlbar- 
keit. —  Den  JesuilenOrdeti ,  diese  welthistorische  Erscheinung,  hob  eine  Rulle 
Clemens  XIV.  ron  1773  (in  Ma.btk*s  reeucil ,  IV.  üq«  106.)  auf  ewige  Zeiten 
auf,  als  höchst  gefahrlich  für  Kirche  und  Staaten.  Eine  Rulle  Pius  VII.  vom 
7.  Aug.  1814  (in  Mirtkss  supplem.  VI.  46.)  stellt  ihn  auf  ewige  Zeiten  wieder 
her,  als  höchst  nützlich  und  nothwendig  sogar  für  Rirchc  und  Staaten,  und 
angeblich  auf  vielfaches  Verlangen  fast  der  ganzen  katholischen  Welt.  Die 
römische  Curie  u.  die  Jesuiten.  Carlsr.  1818.  8-  Deutsche  Encyclopädie.  Rd. 
XVII  (Frank f.  1793»  4«)i  S.  65.  —  i43,  von  Spittler;  dann  S.  8i3  — 828. 
Conversat.  Lcxicon,  Art.  Jesuiten,  u.  in  der  Neuen  Folge  dieses  Werkes- 
oder Rd.  XI,  1.  Hälfte  (i8*4^  Anhan8'  s-  XXI  ff- 

c)  Als  Hauptquellen  für  eckte  ( vorisidorische  und  vorhüdebrandinische)  Grund- 
zätze,  in  Absiebt  auf  das  Verkaltnitt  zwischen  dem  Staat  und  der  römisch- 
katkolUhen  Kirche,  sodann  in  Uinsiebt  auf  die  Reckte  der  allgemeinen  und 
besondern  Kirchenversammlungen  (concilia  oecumenica  seu  universalis  und  par- 
ticularia,  sive  nationaüa,  sive  provincialia,  sive  dioecesana) ,  des  piipst liehen 
Primau,  und  der  Erz-  und  Bischöfe  (EpiscopalSystcm),  dienen:  1  )  die  Kirchen- 
Verfassung  der  sechs  ersten  Jahrhunderte,  und  die  Rescli  hisse  der  ökumenischen 
Kirchenversammluugen  dieses  Zeitraums  (J.  II.  Rön»KB's  Kirchenstaat  derer 
3  ersten  Jahrh.  Halle  i~33-  8.  XV.  C  L.  Ziegi.khs  pragm.  Gesch.  der  kirchl. 
Vcrfassungsformen  in  den  ersten  6  Jahrh.  Lcipt.  1798.  8.)j  a)  die  Reschlüssc 
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der  costnitzer,  und  3)  der  baselcr  allgcm.  Kirchcnversammlung;  4)  die  Ur- 
kunde über  die  Acccptation  der  Decretc  der  baselcr  Kirchenversammlung ,  auf 
dein  Reichstag  r.u  Mains  i439j  5)  das  frankfurter  oder  FürstenConcordat  von 
i446?  6)  die  Beschlüsse  der  tridentinischen  Kirchcnversammlung  ron  i54?  bis 
i563;  7)  die  Dcclaratio  cleri  gallicani  a.  1682  facta  (les  4  articlcs  du  clirge 
de  France);  8)  die  bad  emser  Punctation  der  Erzbisehöfe  ron  Mainz,  Trier, 
Cöln,  und  Salzburg,  von  1786,  in  Gärybeb's  corp.  juris  eecl.  Catbol-  II.  347; 

9)  die  Beschlüsse  der  DiöcesanSynode  von  Pistoja  in  Toscana,  von  1786; 

10)  die  Geschichte  der  Bischöfe  (des  Erzbischofs  von  Utrecht  u.  des  Bischofs 
vonllaarlem)  der  utrechter  Provinz  oderEcclcsia  Ultrajcciina,  seit  1752;  n)die 
Verfügungen  verschiedener  katholischer  Souvcraine,  z.B.  Joseph's  II. ,  des 
Grofsherzogs  von  Toscana  Peter  Leopolds  (nachher  Kaiser  Leopolds  IL)» 
K.  Ferdinands  IV.  von  Neapel,  u.  a. ;  1»)  die  Schriften  unparteiischer  Ge- 
lehrten, z.  B.  Sabpi,  üb  Marca,  Dupim,  Tboxassiv,  Babciay,  Nelleb,  Pereiba, 
Fbbbobius  (v.  Hontheim),  Wolv,  Michl,  de«  Abbe  Tamburim  (Vrraie  idec  du 
St.  Siege.  Traduit  de  l'italien  ,  sur  ledition  publice  ä  Milan  en  1818—1819. 
ä  Paris  i8«o.  8.),  u.  A.  —  Von  der  Politik  des  römischen  Hofes  in  Vcr- 
bältnifs  sowohl  zu  den  Ersbischöfen ,  als  auch  zu  den  wcltl.  Regenten,  s.  %. 
5ia  a,  den  oben  (§.  5o6,  a)  angef.  Fbbbokivs,  das  Buch:  Lea  droits  des  Sou- 
veräns contre  le  Pape.  *  Parties.  a  La  Haje.  1711.  8.  u.  das  meisterhafle 
Tableau  historique  de  la  politique  de  la  cour  de  Borne.  Paris  1810.  8.  Auch 
teutsch  übersetzt:  Historisches  Gomälde  der  Politik  des  röm.  Hofes  (von 
J.  L.  Koch).  Frankf.  i8i3.  8.  Essai  historique  sur  la  pui&sance  lern- 
porellc  des  Papes.  Paris  1818.  8.  Die  neuesten  Bemühungen  eines,,  geheimen 
römisch -teu Ischen  ObscurantenClubs.  Tcutschl.  1817.  8.  Michl's  Kirchenr. , 
%.  17  u.  f.  —  Eine  Uebcrsicht  der  Rechte,  Freiheiten  und  Gebräuche  der 
kathol.  Kirche,  in  den  meisten  europaischen  Staaten,  findet  man  in  Reale 
Science  du  gouvernement,  T.  VII,  ch.  4  et  5.  Juan- Antonio  Llobbbte  portrait 
politique  des  Papes,  consideres  commc  princes  temporeis  et  chefs  de  l'Eglise, 
depuis  l'etablisscment  du  Saint-Siege  a  Rome,  jusqu'cn  1811.  Paris  iSiX  1 
vol.  in  8°.  Teutsch,  unter  dem  Titel:  Die  Papste  etc.  Leipz.  i8*3.  «Th.  in  8- 
F.  W.  Cabovk  über  allein  scligmacbcnde  Kirche.  Frankf.  i8a6.  8.  Geist  der 
römischen  Curie.  München  1818.8-  Conv  ersationsLciicon,  Neue  Folge,  Bd.  II 
(i8a5),  Anhang,  Art.  Papst 

d)  Von  den  Behauptungen  des  römischen  Hofes,  in  Hinsicht  auf  das  geistliche 
Instanzenrecht,  s.  man  (J.  B.  a  Hoaix)  De  appcllationibus  et  advocafionibus 
ad  curiam  romanam.   Francof.  1771.  4.   J.  G-  Köbbbb  de  provocationibus  ad 
sedem  rom.  Lips.  1785.  8.   Geschichte  der  Appellationen  von  gcistl.  Gerichts- 
höfen.   Frankf.  u  Loipz.  1788.8    T.  C.  Habtlebe»  über  das  Recht  des  Papstes, 
die  teutschen  Synodal  Richter  der  dritten  Instanz  für  jede  gcistl.  Streitsache  zu 
bevollmächtigen.   Bamb.  u.  Wirzb.  i8o5. 8.  —    Schon  nach  der  altern  Kirchco- 
verfassung,  bildete  das  bischöfliche  Gericht  die  erste,  das  MctropolitanGcricbt 
die  zweite ,  die  ProrinzialSynode  die  dritte  Instanz.   Die  pseudo- isidorischen 
Decretalen  begünstigten  die  Appellationen  nach  Born  oder  an  die  päpstlichen 
Nuncien,  und  dafs*  der  Papst  gewisse  so  genannte  causas  majores  in  erster 
Instanz  seiner  Entscheidung  Torbehielt.   EuvY)ecret  (de  causis  et  appellatio- 
nibus)  der  baselcr  Kirchenversammlung,  die  FürstenConcordate  v.  1446,  c*as 
tridentinische  Concilium  (Sess.  XXV.  c  10.  de  reform.),  eine  Constitution 
Benedict's  XIV.  v.  17.  Aug.  1741,  die  emser  Puncte  von  1786,  und  die  ksiscrl. 
Wahlcapitulationen  von  1790  und  1791  (XIV.  5.)  dringen  auf  Wiederher- 
stellung der  ProvittziulSynodalGerichtc,  damit  Appellationen  nicht  fernerhin  nach 
Rom  oder  vor  die  Nuncicn  gezogen,  sondern  alle  durch  Richter  derselben 
Gegend,  wo  der  Procefs  entstanden  (judiecs  in  partibus)  entschieden  werden. 
IUbfrm>'s  Handb.  des  t.  Staatsr. ,  Bd.  III,  §  410.    J.  Jiio's  Betrachtungen 
über  die  Abänderungen  der  gcistl.  Gegenstände  in  der  Wahlrap.  LsoroLD  a  U. 

- 
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(Mainz  179».  8-)»  S.  »78 -  «91.  —  Das  (§.5i3)  -angef.  w*inutri*ch«  Gesotz  v.  7. 
Oct.  i8a3,  %.  4,  dringt  auf  Anordnung  eigener  SynodalRichter ,  bevollmäch- 
tigt für  das  Grofsbcrxogthum  ad  generalitalem  causarum.  —  Die  §.  5 10  er- 
wähnte Pragmatik  (§.  10)  will,  dafs  ein  (Provin*ial-)  SymdulGtricIa  (judices 
in  partibus)  gebildet  werde,  aus  5  Mitgliedern,  wählbar  nach  den  5  Diöccsen 
der  Provinz.  Unter  dem  Vorsitz  eines  aus  ihrer  Mitte  von  ihr  selbst  gewähl- 
ten Directors,  ist  diese  Behörde  bestimmt  für  Beschwerden  höherer  Art  wider 
Geistliche,  und  in  dritter  Instanz  für  Appellationen. 

§.    516.  (  424  •>  ) 

v  In  der  evangelischen  Kirche ;  und  in  der  jüdischen. 

V)  In  der  durch  die  KirchenReformation  «)  gebildeten  evan- 
gelischen*) oder  protestantischen  c)  Kirche,  sowohl  nach  der 
augsburgischen  Con  i'essinn  als  auch  nach  dem  Glaubens- 
bekenntnis der  Rc  f  o  r  rairt  en  e),  besteht  keine  äussere  all  gern  eine 
Vereinigung  der  verschiedenen  Kirchengesellschaftcn.,  Doch  können 
auch  hier  mehrere  einfache  Kirchengescllschai'tcn  ,  s.  B.  alle  in  dem- 
selben  Staatsgebiet,  oder  in  einem  Theil  desselben,  am  besten  in 
demokratisch- repräsentativer  Form/),  eine  zusammengesetzte  Kirche 
(Landeskirche,  kirchliche  Sammtgemcinde)  bilden,  und  es  kann  selbst 
eine  äussere  Vereinigung  der  evangelischen  Kirchen- 
gemeinden beider  Art  Statt  haben  £),  wodurch  e  vangelisch- 
v  er  ein  igte  Kirchengemcinden  entstehen.  VI)  Auch  in  der  jüdi- 
schen oder  mosaisch  -  israelitischen  Kirche,  besteht  keine  äussere 
allgemeine  Vereinigung  *). 

a)  Plaxch's  Gesch.  der  protestant  Theologie,  Buch  VIII,  Gap.  n.  K.  L.Woit- 
xawb's  Geschichte  der  Reformation  in  Teutschland.  3  Theilc.  Altona  töoi  — 
1806.  8.  Zweite  Aufl.  »817.  J.  A.  Likbüieb's  BeformationsGeschichte  D.  Lu- 
thers. Erf.  181 1.  8.  P.  M AaHHijtRKF's  Geschichte  der  tcutschen  Reformation. 
3  Thcile.  Berlin  1816.  8.  9.  Aufl.  3  Theilc.  Ebenda*.  i83o.  8.  Essai  sur  1'csprit 
et  rinfluence  de  la  reforination  de  Luther,  par  Charles  Vu,lbbs.  Paris  1804.8. 
Auch  in  zwei  teutschen  üebersetzungen.  Dawider  erschien :  Lieber  den  Geist 
u.  die  Folgen  der  Reformation.  Dcutschl.  1810.  8.   Zweite  Aufl.  1817. 

*)  Von  der  Benennung:  Evangelische,  s.  Instr.  Pac.  Osnabr.  X.  16.  Estob 
Opusc.  ,  P.  II.  praef.  %.  i5.  v.  Schau  aora*s  Samml.  der  Conclusor. 
Corp.  Evang.,  I.  78Ö.  E.  L.  Possblt  Systeme  jmium  C.  E.  p.  3o.  sq.  J.  G. 
Mabkzoll,  warum  nennt  sich  unsere  Kirche  die  evangelische?  Jena  u.  Leipz. 
1811.  8.  , 

c)  Den  evangelischen  wird  auch  der  Name  Protestanten  beigelegt.  Instr.  Pac. 
Osnabr.  VII.  1.  —  Woher?  Hfimbich's  Rcicbsgesch.  V.  i5i  ff.  260  466  ff. 
BosKsracLiBR,  warum  nennen  wir  uns  Protestanten?  1791.  8.  Herzogl.  mag- 
deburgische (preussisrhe)  Mißbilligung  dieser  Benennung,  bei  Scha^roth  a.  a. 
O.I.403. —  Die  Benennung  Augsburgiscf*  ConfessiomVerwandte  (A.  C.  addicti) 
Kommt,  in  Kcichsgcsctzen,  zuerst  vor,  in  dem  R.  A.  v.  i543,  %•  34  —  36. 
Estob  delin.  juris  publ.  ecclcs.  Protestant.,  c.  6.  %.  1.  —  Luther  selbst  eiferte 
wider  alle  Parteinamen,  B.  Lutherische,  Lutheraner  und  Lutherthum.  - 
In  der  Regel  gemessen  auch  Seelen  die  Rechte  der  A.  C.  Verwandten  ,  wenn 
bei  ihnen  die  Sacramente  im  Wesentlichen  auf  dieselbe  Art  wie  bei  diesen 
verwaltet  werden.  —  Die  llrtidi-rlicmeirtden  oder  Herrnhuier  {%.  5»4»  c)  1  sind, 
in  dem  Königreich  Sdilmii ,  aU  der  A.  C.  gcinäfs  anerkannt,    v.  Kum>r.'>  hui  - 
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sächs.  Staatsr,  II.  5o*r.  Hoxxei.  rhaps.,  oba.  su.  voc.  Zinxendorftamu.  Anders, 
1760,  in  dem  IsenburgHüdingischen.  Mossb's  Abhandl.  aus  d.  Kircbcnstaat&r.,  143. 

d)  Confessio  Augustana  et  Responsio  pontificia  etc.,  c.  M.  Wkbeb.  Kerol.  1810.  8. 
Beide  stehen  auch  (nach  A>dh.  Fabricii  Ausgabe,  CöJn  iÖ73,  mit  Varianten, 
in  Le  Plat's  monumentur.  ad  concilii  Tridentini  historiam  spectantium  collec- 
tione ,  T.  II.  (Lovanii  1-8/.  4-)  p-  &3%>  *9(<p  Die  unveränderte  Augsb.  Con- 
fession, teutsch  u.  latein.,  nach  der  im  Archiv  zu  Nürnberg  befindl.  autbent. 
Abschrift,  nebst  Vorbericht  von  G.  W.  Passer.  Nfirnb.  it83.  8.  Confessio 
Augustana.  Ad  fidem  editionis  prineipis,  c.  brevi  annot.  G.  H.  W.  Wiser. 
Erlang.  i8%5.  8.  Das  Augsb.  Glaubcnsbekenntnifs ,  aus  d.  latein.  Original  ins 
Deutsche  übertragen,  x.  E.  Sartobics.  Frankf.  a.  M.  18*4.  8.  (Nach  dieser 
Ausgabe,  in  Emxijschaus  corp.  juris  germ.  acad.,  Tb.  I,  S.  i65  ff.)  Die  Augsb. 
Confesaion  u.  die  Geschichte  ihrer  Lebergabe,  nebst  e.  Einleit.  v.  M.  Cuso. 
Dresd.  18119.  8.  Die  ungeänderte  wahre  Augsb.  Confession  u.  die  drei  Haupt- 
Symbole  der  christl.  Kirche,  mit  histor.  Erläuter.  u.  erläuternden  Anraerk. 
TU.  E.  H.  Schott.  Leipz-  1829.  8.  Die  Augsb.  Confesaion,  nach  e.  in  d. 
Archiv  der  Stadt  Kördlingen  befind).  Handschrift,  mit  Varianten  einer  noch 
ungedr.  Handschr.  aus  d.  Bibliotb.  su  Augsb.  j  herausg.  v.  D.  E.  Beischlag. 
Augsb.  i83o.  8.  Die  Augsb.  Konfession,  deutsch  u.  latein.,  nach  den  Orig. 
Ausgaben  Melanehthon's ,  herausg.  J.  A.  H.  Tittmawb.  Leipa.  i83o.  8- 
Confessio  fidei  exhihita  imperatori  Carolo  V.  in  comitüs  Augustae  i53o ,  con- 
futatio  pontificia,  apologia  et  repetitio  confessionia,  ratio  fidei  HuldricrZwingli 
et  Tctrapolitana.  Ad  codicum  et  editionum  veterum  fidem  recensuit,  varü 
generis  animadversionibus  instruxU  rerumque  indice  illuatravit  Cb.  G.  Spieker. 
Pars  I.  Bcrol.  i83o.  8-  Ch.  G  Spieker,  das  augsburgische  Glaubcnsbekennt» 
nifs  und  die  Apologie  desselben.  Mit  kritischen ,  geschichtlichen  u.  erläu- 
ternden Anmerkungen.  Berlin  i83o.  1  Bände  8.  —  Formula  Confutatioois 
Augustanae  Confessionia  cum  latina ,  tum  germanica  ex  Actia  tabularii  Mogun- 
tini nunc  primum  edita ,  c.  C.  G.  Müller.  Acccssit  formula  eonfutationis 
Confessiouis  Tetrapol itanae  latina  nunc  quoque  priroam  edita.  Lips.  180&  8- 
Dic  Widerlegung  der  Augsb.  Confession,  welche  im  Namen  dea  Kaisers  und 
der  römisch  gesinnten  Stände,  am  3-  Aug.  i53o  auf  dem  Reichstage  tu  Mainz 
öffentlich  vorgelesen  worden  ist;  nach  der  Urk.  des  mninzer  Archivs  abgedr., 
mit  e.  Einleit.  u.  erläut.  Anmerk.  v.  J  W.  Schoppe.  Dresd.  18*9. 8.  —  Von  der  Ge- 
schichte und  dem  Original  der  augsburgi sehen  Confession:  M.  Wfbfr's krit. Ge- 
schichte der  A.  C.  Bd.  I  u.  II.  Weimar  i783u.  1784:8.  H.W.RorEaxv*rD's  Gcscbu  bte 
des  auf  d.  Reichstag  r.u  Augsb.  i53o  übergebenen  Glaubensbekenntnisses 
der  Protestanten  Hannov.  1819.  &  K.  Pfaef's  Geschichte  des  Reichstags  sa 
Augsb.  im  J.  i53o  u.  des  augsb.  Glaubensbekenntnisses  bis  auf  die  neueren 
Zeit.n.  Stuttg.  i83o.  2  Theile.  8.  Kaiser's  kirchl.  Geschichte  der  Original- 
Ausgabe  der  augsb.  Confession.  Nürnb.  i83o.  8.  Hiihbich'b  t.  Reicbsgesch. , 
V.  281  ff.  P.  W.  GekchaVs  Reisen,  III.  60.  Püttibs  Lit.,  6a.  Ulübib  s  Lit., 
%.  863. 

• 

f )  Anfangs  sprachen  die  Rcichsgesctzc  nur  von  *  Beiden*  Religionen,  der  alten 
und  der  A  V.  Keichsabschied  v.  i555,  \.  17.  i566,  %.  5.  Es  wurden  aber 
hierunter  die  Heformirtcn  noch  nicht  mitverstanden.  Mosaaa.a.  O.61.  Ehemdcfs. 
Nchcnsi,  IV.  477.  —  Vor  dem  westph.  Frieden  wurden  die  Reformirten 
öffentlich  nicht  anerkannt.  Estor  1.  c.  c.  6.  §.  3.  Ppabber  bist.  P.  W. ,  c  5. 
%■  38.  sqq.  Mosers  Abh.  aus  d.  Kirchcnr. ,  147.  Schauroth  a.  a.  O.  II.  407.  — 
Von  der  confessione  Tctrapolitana,  s.  Dbtbrich's  t.  Reicbsgesch.,  V.  «92,  u. 
oben,  Note  d,  das  von  Müller  herausg.  Werk. 

/)  Sclbstgcwahltc  örtliche    provinsiale  und  allgemeine  Hürchenvorstände  oder 
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Prcsbyterien.  Vergl.  Wirtemb.  Verfaf».Vcrtr.  t.  1819.  \.  75  u.  f.  Paolos,  in 
dem  Archiv  für  landständ.  Angelegenheiten,  Bd.  II,  S.  1  u.  ff.  Begulativ  über 
die  kirchl.  Rechtsverhältnisse  der  evangel.  reformirten  Glaubensgenossen  in  d. 
königl.  sächs.  Landen  t.  7.  Aug.  1818;  in  <L  Gesetzsammlung  f.  d.  Hönigr. 
Sachsen  ,  1818,  St.  9. 

g)  Ntusauische*  Edict  v.  n.  Aug.  1817,  wodurch  die  Süssere  Vereinigung  der 
beiden  evangelischen  Landeskirchen  zu  einer  einsigen,  unter  dem  Namen  der 
evanffeliich  c/tr/st/ichm,  bestätigt  wird.  Badische  Verordn.  v.  a3.  Jul.  1811,  welche 
die  Vereinigung  der  Kirchen  beider  evangel.  Confessionen,  unter  dem  Namen 
der  cvangt&Jch-proiestaMiichenW\Tchc%  genehmigt;  in  d.  Regicr.Blatt  v.  ai.  Sept. 
1811.  C  F.  Ri sc m's  Erläuterungen  der  evangel.  protestant.  Kirchenvereinigungs- 
Urkundo  des  GH.  Baden.  Heidelb.  18*7.  8.  Aehnliche  Vereinigungen  er« 
folgten  seit  1817»  bei  vielen  evangel.  Gemeinden  der  preussischen  Staaten,  des 
Kurf.  Hessen,  des  GH.  Hessen,  insbesondere  in  Rheinhessen,  zu  Hildburg» 
hausen,  Stuttgart  (April  1837)  u-  a. ,  auch  in  St.  Petersburg.  Anderswo  er- 
<  folgte  eine  äussere  motlificirle  Vereinigung,  verbunden  gewöhnlich  mit  unbe- 
schränkter innerer.  Den  ersten  äussern  Anlafs  su  diesen  verschiedenen  Ver- 
einigungsarten, gab  die  drei  hundertjährige  Jubelfeier  der  Kircheoverbesserung 
im  Oct.  1817-  J.  G.  Meusil  über  die  Vereinigung  der  beiden  evangel.  Reli- 
gionsparteien.   Erl  i8>8.  8- 

A)  Seit  der  Sankedrm  oder  das  Synedrium  ( RatbscoKegium) ,  diese  höchste 
geistliche  und  weltliche  Behörde  su  Jerusalem,  nach  der  Zerstörung  Jerusalems 
durch  die  Börner,  mit  dem  jüdischen  Staat  selbst  aufgelötet  ist.  —  In  Teutsch- 
land, gründete  sich  die  Toleranz  der  Juden  auf  ein  uraltes  Rcichsherkommen,  und 
auf  Beichsgesetse  ton  i548  u.  i5r%  Gebstlacbfr's  Handb.  der  Reichsgesctxe, 
X.  1889.  Mösts  a.  a.  O.  71.  114.  Stenden,  von  der  Landeshoh.  im  Weltlichen. 
VIII.  «.  Hoscbeb's  Bechtsf.  am  EL  K.  G. ,  I-  i33-  ( v.  Riswhl  s)  Reichs- 
bofratb ,  II.  120.  Von  den  Bccbten  der  Juden  in  kirchlicher  Rc/.ichung,  im 
KR.  Sachsen,  Wkbeb's  Darstell,  des  im  KR.  Sachsen  geltenden  Kirchenr., 
Bd.  I,  S.  an.  Wsjsse's  k.  sächs.  Staatsr. ,  Bd.  II,  3ao.  —  Von  den 
heutigen  Rechten  u.  der  bürgcrl.  Verbesserung  der  Juden,  vergl.  oben  §. 
«3»  u  465.  —  J.  C.  G.  BouE9Sch4tx  kircht.  Verfassung  der  heutigen  Juden, 
sonderlich  in  Teutschland.  Th.  1— IV.  Erl.  1748.  4.  (Moses  MssoELSoaa's) 
Ritualgesetze  der  Juden.  Vierte  Aufl.  Berl.  1799-  8.  v.  Abbtii>'s  constit. 
Staatsr. ,'Rd.  U,  S.  96—101.  —  Schilderung  des  rabinischen  Judentbums,  in 
KlIbeb's  Leber  sieht  der  diplomat.  Verhandl.  des  wiener  Congresses,  S.  38<> 
ff.  —  Dem  durchaus  rabinischen  Judenthum  oder  dem  Talmudismus  gegen- 
über, bildet  sich  seit  einiger  Zeit,  wiewohl  für  eine  verbältnifsmäsig  noch 
geringe  Anzahl  von  Rckcnnern,  ein  reformirtes  oder  nicht  -  rabinisches ,  von 
Moses  Mendelsohn  vorbereitetes  Judenthum.  Wahrscheinlich  wird  dieses  eu 
reinem  Deismus  oder  Vernunft  Religion  sich  erheben,  und  dann  Proselyten  nicht 
aus  der  jüdischen  Nation  allein  erhalten. 

§.     517.  (435.) 

lerh'ültniss  der  weltlichen  Regenten  zu  dem  kaihol.  Kirchenregiment. 
Vebertragung  des  evangel.  Kirchenregimentes  an  weltliche  Regenten. 

Kirchliche  Behörden, 

VII)  Nach  der  Lehre  und  Verfassung  der  bat holi  sehen  Kirche, 
kann  ein  weltlicher  Regent,  als  solcher,  zu  dem  Kirchenregünent 
(§.  5i4)  auf  keine  Weise  befugt  seyn.  Hiedurch  und  durch  das 
staatsrechtliche    Verhältnifs    der    Kirche  su    dem    Staat  überhaupt 
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(§.  5i4),  bestimmt  »ich  der  Umfang  der  Gerechtsame  welt- 
licher Regenten,  katholischer  und  evangelischer,  über  die 
katholische  Kirche  in  ihren  Staaien  «).  VIII)  Evangelische 
Regenten  befinden  sich,  über  evangelische  Unterthanen,  gewöhnlich 
in  dem  Besitz  des  Kirchenregimentes.  Der  Grund  hievon  <*) 
wird  gesucht,  bald  in  einem  Episcopal-  oder  DevolutionsSystem  «0* 
bald  in  einem  Souverainetät-  oder  Territoria  1  System  <0,  bald 
in  dem  Social-  oder  Colleg ia  1  -/) ,  wenigstens  CollegialEpiscopal- 
oder  vermischten  £•)  System»  Nach  Verschiedenheit  dfcs  Grundes 
dieser  Kirchengewalt,  ist  der  Umfang  der  unter  ihr  begriffenen 
Rechte  verschieden  IX)  Ein  bestimmtes  Mitwirkungsrecht  kann, 
bei  den  Evangelischen,  einer  kirchengesellschaftlichen  Be- 
hörde zustehen;  z.  B.  einer  Synode,  die  General-,  oder  Provinzial- 
Synode  0  seyn  kann,  einem  Presbyterium*),  den  Landständen, 
als  Vertretern  der  Kirchengeseilschaft,  einem  Kirchenrath,  Con- 
sistorium  oder  OberConsistorium  (§.  37a),  den  Superintenden- 
ten, dem  Landesbischof  oder  Erzbischof  (§.  5a3)  u.  d. 

a)  Wirtemb.  Vcrfafs.  Vertr.  v.  1819,  %.  78  ff.  J.  Riibkx's  DiöccsanVcrhältnif« 
etc.,  s.  oben  §.  5ia,  Note  a.  Actcnstücke  über  die  in  den  Jahren  1814  u. 
i8i5  verfugte  Trennung  der  tum  Bisthum  Constani  gehörigen  schweizer  Contonc 
von  der  constanzer  Diöces ;  in  d.  Archiv  für  das  katholische  Kirchen  •  und 
Schulwesen,  Bd.  III  (Frankf.  i8i5.  8.),  St.  a,  S.  n3  ff.  St.  3,  S.  166—176, 
S.  186  — 189.  J.  S.  VatbVs  Erörtcr.  des  Verhältnisses  katholischer  Landes, 
lierren  zu  dem  Papste.  Königsb.  1819.  8. 

b)  Bisweilen  sogar  katholische.  Die  königl.  baierischen  Edicte  Ton  1809,  über 
Prüfung  der  protestantischen  PfarramtCandidaten ,  über  Bildung  der  Mittel- 
steilen  (  GeneralDocanate )  für  die  protestantischen  Kirchengcmcindcn ,  über 
dio  äussern  Rechtsverhältnisse  des  Königreichs  in  Beziehung  auf  Religion  u. 
kirchl.  Gesellschaften,  über  die  SchullcbrerSeminarien ,  die  Instruction  für 
das  GencralConsistorium  (Reg.  Blatt  1809,  St.  10,  4° »  4^»  65),  bilden  ein 
ziemlich  vollständiges  protestantisches  KirchenStaatsrecht.  In  einem  königL 
baierischen  Decret  v.  18«  Juli  18*2  ,  die  Einführung  von  Prcsbyterien  in  den 
evangel.  Kirchengcmcinden  A.  C.  betr. ,  wird  dem  katholischen  König  ein 
oberstes  Episcopal  über  die  protestantische  Kirche  in  dem  baicr.  Staat  bei- 
gelegt Auch  der  katholische  Grofshcrzog  von  ffiriburg  legte  sich,  über 
seine  evangelischen  Unterthanen,  die  höchste  Episcopal-  und  Kirchengewalt  bei 
Rhein.  Bund,  X-  3o  u.  3a.  —  Dagegen  übertrug  in  S.  Gotha  u.  Altenburg ,  im 
J.  18a* ,  der  neue  katholische  Herzog  jede  staatsoberherrliche  Wirksamkeit  in 
evangelischen  Kirchensachen,  ausschließend  seinem  GcheimcnrathsCollegium-  — 
Die  kurhessische  Vcrfafs.  Urk.  v.  i83i ,  %.  i34»  bestimmt:  «Die  unmittelbare 
und  mittelbare  Ausübung  der  Kirchengewalt  über  die  evangelischen  Glauben s- 
parteien  verbleibt ,  wie  bisher ,  dem  Landesherrn.  Doch  mufs  bei  dem 
Uebertritt  desselben  zu  einer  anderen  als  evangelischen  Kirche,  die  alsdann 
zur  Beruhigung  der  Gewissen  gereichende  Beschränkung  dieser  Gewalt  mit 
den  Landständen  ohncAufschub  näher  festgestellt  werden».  Vergl.  auch  unten 

5a8,  b.  —  H.  E.  G- Paulus,  kann  ein  deutscher  Regent,  wenn  er  römisch- 
katholisch  wird,  eine  Pflicht  oder  ein  Recht  haben,  auf  eine  evangelisch- 
protestantische  Landeskirche  unmittelbar  und  persönlich,  als  Souverain  oder 
als  oberster  Bischof  zu  wirken  ?  Hcidclb.  18*7.  8. 

c)  Püttrh's  Erörterungen,  Bd.  II.  Micm.'s  Kirchcnr.,  %.  19  — ai  ,  S.  57  —  77.  — 
Schriften  in  PUttm's  LU. ,  III.  706.   Klübeh  s  Lit.,  %.  i^>3. 
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d)  v.  Mosheims  Kirchenr.  der  Protestanten,  67s.  679.  u.  ebendas.  die  Zusätze 
ron  G.  A.  Gösthkr  ,  in  der  neuen  Ausgabe  von  1806.  Hebx.  Becker  s 
Gedanken  und  Erläuter.  über  das  Hirchcnr.j  S.  5i4-  53 i«  Daä.  Nettelblidt  » 
obss.  juris  eccles. ,  obs.  VI.  p.  io5.  Ebenders.  v.  d.  wahren  Gründen  des 
Protestant.  Kirchenr.  (1783)1  Nuro.  3.  Hakcher  diss.  de  jure  circa  sacra, 
p.  44.  61.  90-  G.  F.  v.  MpSER,  Bened.  Carpzov,  Christian  Weber  u.  A. 
Vergl.  Wiese's  Uandb.  des  Hircbenr..  Tb.  III ,  Abtb.  1 ,  %.  36i.  Grofshcrzogl. 
hessische  Declaration ,  die  Staatsrecht^  Verhältnisse  der  Standesherren  betr., 
t.  1.  Aug.  1807,  §.  40.  In  dem  zu  dem  folg.  %.  angef.  Edict.  v.  1.  Juli  1824* 
nennt  sich  der  Grofsherzog  Ludwig  von  Baden  Landes  bisdtof,  in  Absiebt  auf 
seine  evangelischen  Untertbanen. 

e)  Chr.  Thomasu  vindiciae  juris  majestatis  circa  sacra.  Hai.  1699.  J.  H.  Böhmer 
consult.  et  decis. ,  T.  I.  resp.  i5.  p.  i58.  J.  J.  Moser's  Abband),  aus  derti 
t.  Kirchenr.  (177s.  8.),  S.  1  ff.  Ebendess.  LebcnsbeScbreib. ,  IV.  197.  (Fölsch) 
Erläuier.  des  t.  Staatsr.  (Wien  1793),  S.  5n.  5i5.  v.  Dohms  Denkwürdig- 
keiten} Bd.  II,  S.  290  ff.  3i4  ff*  342  ff.  Brubkmann,  1'ufesdohf ,  Ludolph 
Hugo,  ßnETius,  Casp.  Zikgier.  Vcrgl.  Wies«  a.  a.  O.  §.  36s.  —  Luther 
stellte  \bio  (in  seiner  Schrift:  An  den  christl.  Adel  teutscher  Nation)  das 
Territorialstem  auf.   Pölitz  Staatswissenschaft,  Bd.  I,  S.  »41  ff. 

/)  Vermöge  eines  von  der  Kirchcngesellschaft ,  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
erhaltenen  Auftrags-  C.  M.  Pfaeeii  origines  juris  eccles.  Tub.  1719-  4* 
Ebenders.  de  jure  sacrorum  absoluto  et  collegiali.  Ebendess.  Akad.  Beden  über 
das  allgcm.  u.  besond.  pro  lest.  Kirchenr.  Tüb.  175«.  3.  V.  Craker  de  jure 
circa  sacra  collegiali  et  majestatico.  Marb.  1736.  G.  L.  Böhmer  princ.  juris 
canon.  ,  162.  sqq.  Schnacbert's  Kirchenr.  der  Protest. ,  48«  Pötter's 
Erörler.,  Bd.  II,  Heft  1.  Vergl.  Wiese  a.  a.  O.  363  ff.  Ucbersicht  der 
geistl-  Staatsgeschichte  (1789.  8.),  S.  1 44 •  i49«  Eichhorn's  teutsche  Staats- 
u.  Bechtsgeschichte ,  Bd.  IV,  §.  5ft3  Von  dem  Bönigr.  Sachsen,  Weber's 
DarstelL  des  im  IiH.  Sachsen  gelt  Kirchenr.,  Bd.  I,  S.  i43.  C  E.  Wusse  s 
Gesch.  der  chursachs.  Staaten,  Bd.  HI,  S.  s6o  ff. 

g)  Da».  Nettelblaut  diss.  de  imperii  sacri  statuum  protestantium  vera  natura 
et  indole.  Hai.  1751.  Jom.  Schudkroies  Grundzüge  zur  crang.  protest. 
Kirchein  erfassuug.  Leipz.  1817.  8. 

A)  Verzcichnifs  der  dahin  gehörenden  Gegenstände,  bei  v.  Aretiet  a.  a.  O., 
Bd.  11,  S.  n3. 

»')  Die  Sy nodal Verfafsung  hat  eine  repräsentative  Grundlage.  Vergl.  §.  5i6. 
Nach  der  burkess.  Vcrfafs.  Urk.  v.  i83i ,  §.  i34 ,  steht  die  Zusammcnberufung 
einer  evangel.  Synode  der  Staatsregicrung  zu.   Vergl.  unten  %•  5i8,  d. 

Ii)  Baier.  Vcrordn.  v.  si.  Dcc.  1821,  betr.  die  Einfuhr,  c.  Baths  von  Rirchcn- 
vorstebern  in  allen  protest.  Gemeinden.  Brendels  Handb.  des  Kirchenr. 
S.  a6o.    Schobcrs  Staatsr.  des  KR.  Baiern,  tb.  I,  S.  677  ff. 

§.  ,518.  (426.) 
Rechte  und  Pflichten  des  Staates :  0 

in  Absicht  /  J  auf  Gewissensfrciiwit  ,  Unduldsamkeit  ,  und  Fanatismus ;  2 )  auf  religiöse 
Dogmen,  Maximen,  und  Lehrbegriff,  auch  lüurgisdie  Einordnungen  und  Ki reiten  Ritual 
der  Kirche  ;  3 )  auf  Hdcnnung  der  Einzelnen  zu  einer  bestimmten  Glaubenspartei. 

I )  Da  die  Staatsgewalt  begrenzt  wird ,  durch  «las  Reich  des  Ge- 
wissens (§.  5«3),  und  da  der  Staat  nicht  weniger,»  als  die  Kirche, 
öin  Verein  ist,   welcher  das  Emporstreben  der  Menschen  zu  einem 
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vollendeten  Zustand  befördern  soll ;  so  ist  der  Staat  verpflichtet ,  die 
Gewissensfreiheit,  die  Selbstständigkeit  der  moralischen  Urteils- 
kraft auch  in  religiöser  Beziehung,  die  religiöse  Glaubensfreiheit, 
nicht  nur  anzuerkennen,  sondern  auch  au  schützen,  folglich  dem 
Gewissenszwang  und  der  Glaubensdespotie  (tyrannis  sacra), 
Ausbrüchen  der  Unduldsamkeit  und  des  Fanatismus,  der  Ver- 
ketzerung, dem  Religionshafs ,  der  Glaubenstollheit  wirksam  zu  be- 
gegnen a).  Er  mufs  wollen  und  befordern,  dafs  Liberalität  in  dem 
Forschen  und  Mittheilen  der  Rcligionsldeen,  das  Glück  der  Staats- 
genossen erhöhe.  II)  Diesem  gemnfs,  bleiben  alle  religiösen 
Dogmen  und  Maximen,  der  freien  Ucberzeugung  der  Individuen 
die  Bestimmung  des  kirchlichenLehrbegri  f  f  &  oder  Symbols  «), 
auch  die  liturgischen  Anordnungen,  namentlich  die  Einrichtung 
der  KirchenAgenden  und  Gesangbucher  d)  ,  und  dasHi  rchen* 
Ritual  der  Kirche  oder  ihren  Repräsentanten  überlassen/).  Bei 
Bestimmungen  und  Anordnungen  dieser  Art,  ist  Abänderung, 
Mehrung  und  Minderung  zulässig;  und  die  Befugnifs  biezu, 
kann  von  Niemand,  auch  durch  Vertrag  der  Interessenten  nicht,  auf- 
gehoben werden  Blofs  negativ  wird  die  Autonomie  der  Kirche, 
in  Bestimmung  ihres  Lehrbegritfs,  beschränkt  A)  durch  ihre  Unter- 
ordnung gegen  den  Staat.  III)  Wohl  gewährt  das  allgemeine 
Staatsrecht  jedem  Staatseinwohner  Gewissensfreiheit,  Freiheit  seines 
Religionsbekenntnisses,  Schutz  für  seine  Glaubenspartei.  Daraus 
folgt  jedoch  nicht ,  dafs  in  teutschen  Staaten  ein  Einwohner  sich  als 
Bekenner  keiner  positiven  Religion  oder  als  zu  keiner  Glaubens- 
partei gehörend  angeben  dürfe  »)•  Im  Zweifel  ist  anzunehmen,  dafs 
Jeder  zu  der  Glaubenspartei  gebore,  in  deren  Schoofs  er  g  e  b  o  hr  en  ist. 

a)  Baicr.  Vcrfafs.  Urk.  ▼.  1818,  Tit.  IV,  §.  9.  u.  Beil.  II  sur  Verf.  Urk.  %.  io3. 
fYirtenib.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  %.  *4  a7«  Kurl***.  Verfafs.  Urk.  v.  i83i, 
%.  3o.  Michls  Kirchenr. ,  i5.  v.  Aaaris's  constitutionelles  Staatsrecht , 
Bd.  II,  S.  88. 

b)  Eine  Folge  hievoa,  ist  die  Freiheit  der  Individuen,  ihre  Religion  su  andern. 
Moser'«  Religionsvcrfassung,  34  ff.  Schbaubkbt's  Kirchenr.  der  Protestanten. 
§.  75.  * 

c)  Der  Form  nach ,  kann  in  einer  Kirche  das  Symbol  sweifach  seyn :  1)  Glaubvu- 
behnntniss  oder  Confession,  ein  Inbegriff  der  religiösen  Säue,  welche  die 
Mitglieder  der  Kirche  für  wahr  erklären;  a)  Lekrbegrijf  oder  Religionslehre 
in  dem  engern  Sinn,  eine  Vorschrift,  gegeben  von  der  Kirche  ihren  Lehrern, 
für  den  religiösen  Lehrvortrag.  —  Von  einem  Reitg-iotuEid  der  Kirchenlehrer 
Hlvbbb's  Lit. ,  %.  1499  k- 

d)  «nircn  (der  im  Staat  anerkannten  Kirchen)  rerfassungsmäsigen  Beschlüssen 
bleiben  die  Sachen  des  Glauben*  und  der  Liturgie  überlassen».  Kurhusücbe 
Vcrfals.  LVk.  t.  i83i,  V  i3s.  Ohne  Zustimmung  .einer  von  der  Staatsre- 
gierung  su  berufenden  Synode',  darf  in  liturgischen  Sachen  der  evangeli- 
schen Kirche  keine  Neuerung  Statt  finden.  Ebendss.  $.  i34*  Ueber.das 
liturgische  Recht  evangelischer  Fürsten.  Gött.  1814»  8.  Hbbm.  Rossbavbb  v*>m 
LitargieRecbte  fvangelischer  Fürsten.  Bonn  i8a5.  8.  P.  Makhiii»bre  über 
die  wahre  Stelle  des  liturg.  Rechts  im  evangel.  Kirchenregiment.  Berl.  i8»5. 
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8.  Aocvsti  Ober  das  Majestätsrecht' in  kirchlichen,  besonders  in  liturgischen 
Dingen,  Kraunschw.  18*27.  8.  —  Von  dem  HR.  Sachsen  s.  Wkbbb's  Dar»tell. 
des  im  KR.  Sachsen  geltenden  Kirch  cur.,  Bd.  I ,  S.  268«  u.  Wbissk's  k.  säch«. 
Staatsr. ,  Bd.  II,  §.  3n.  —  Ueber  die  in  Preujsen  von  dorn  König,  zunächst 
für  die  Hof-  und  MilitärKirchen  ,  im  J.  1821  gegebene  KirchenAgende 
(KirchenAgende  für  die  Hof.  u.  Domkirche  in  Berlin.  Bcrl.  1811.  s.  Ann.  1821. 
4.)  erschien,  für  und  wider  eine  Reibe  von  Schriften;  s.  R.  die  Kritik  der 
neuen  preufs.  KirchenAgende.  (Von  L.  F.  Smoa,  evang.  Pfarrer  zu  Puderbach 
bei  Dierdorf. )  Frankf.  i8?3.  8.  Freimüth.  Darlegung  der  Gründe,  warum 
die  evang.  Kirche  ,  insbes.  die  Lutheraner  und  Reformirten  der  westl. 
Provinr.cn  des  preufs.  Staats ,  die  neue  MilitärHircbenagende  nicht  annehmen 
können.  (Von  L.  F.  Sinos).  Wiesbaden  i8«4-  8.  C  J.  Nistzsch  theol.  Votum 
über  die  neue  Hofkirchen  Agende.  Bonn  1814.  8.  Wer  hat  das  Recht  u.  die 
Verpflichtung  ,  der  evang.  Landesgemeinde  eine  gemeinschaftl.  Agende  an 
geben  ?  Herl.  i8»5.  8.  C  F.  v.  Axnoi«,  die  Einführ,  der  berliner  Hofkirchen- 
Agendc.  Dresd.  i8a5.  8.  L.  F.  Sixon's  Anklage  u.  Rechtfertig,  wegen  meiner 
Schrift:  Gründe,  warum  etc.  Essen  1827.  8.  Actenstücke,  betr.  die  neue 
preufs.  Kirchen  Agende,  herausg.  mit  Rcmerk.  v.  N.  Falch.  Kiel  1827.  8. 
Et  lebt  über  den  Werth  u.  die  Wirkung  der  für  die  evang.  Kirche  in  den 
preufs.  Staaten  bestimmten  Liturgie  u.  Agende,  nach  dem  Resultat  c.  10  jähr. 
Erfahr.  Herl.  i83o.  8.  Der  Agendenkampf.  Stuttg.  i83o.  8.  Freimüth.  Betrach- 
tungen über  die  preufs.  KirchenAgende.  Stuttg.  i83i.  8.  Recension  von  14* 
Schriften  für  u.  wider  die  preufs.  neue  KirchenAgende  ,  in  der  Jenaychcn 
allgem.  LiteraturZcit.  v.  i8a5,  Num.  141  u.  ff. 

e)  Pontificale  Romanum  ad  omnes  pontificias  ceremonias,  quibus  nunc  utitur 
.  sacrosaneta  R.  E.  accommodatum.  Venetüs  x58a.  a57  Blätter  in  Fol.  Ritual, 
nach  dem  Geist  und  den  Anordnungen  der  kathol.  Kirche.  Stuttg.  i83i.  8. 

/>  Heddebich  elem.  juris  can.,  P.  L  V  iü3.  «Zwar  geben  Religionsideen  nur 
den  Menschen,  nicht  den  Bürger,  an,  und  der  Staat,  der  keine  Fähigkeit  bat, 
au  beurtheilen,  welche  Rcligionsldccn  wahr  oder  falsch  seyen,  hat  noch 
weniger  Recttt  und  Macht,  bestimmte  Arten  derselben  dem  Rürger  aufzu- 
zwingen. Aber  schützen  mufs  er  jedem  seine  Religion ,  wie  seine  Person 
und  Habe;  auch  sorgen  mufs  er,  dafs  keine  Art  von  Religion 'die  höheren 
Zwecke  der.  bürgerlichen  Gesellschaft  störe».  A.  L.  Schlözzb's  Staats« 
gelahrtheit,  I.  21.  F.  v.  Mosaa  an  dem  %.  480.  a.  O. 

g)  Da  bei  den  Evangelischen  vollkommene  Gewissensfreiheit,  und  nächst  der 
Vernunft  nur  die  Ribel  als  Grundlage  des  religiösen  Denkglaubens  gilt, 
mithin  selbsteigene  Prüfung  aller  Glaubenssätze  zulässig  ist  (  PrüfungsFreiheit 
oder  rechtliche  Freiheit  der  Exegese);  so  sind  unveränderliche  symbolische 
Bücher  bei  ihnen  nicht  denkbar.  Der  Geist  der  freien  Untersuchung  in 
Beligionssacben ,  frei  von  Fesseln  orakelartigcr  Glaubcnsformeln  ,  ist  die 
Grundlage  des  evangelischen  Systems ,  des  so  genannten  Protestantismus.  Er 
verschmäht  jede  andere  Gewalt,  als  diejenige  der  freien  Ueberzeugung  eines 
Jeden.  Vergl.  Erklärung  des  k.  preuss.  Depart.  d.  auswärt.  Angel,  v.  18. 
Febr.  179»  ,  in  A.  F.  W.  Cnoxs's  Ausgabe  d.  Wahlcap.  K.  LaoroiVs  II. 
(Hildburgb.  1791.  4),  Anhang  S.  9  —  16.  Cbohz  ebenda«.  S.  ai-^-37. 
Schmal  bebt's  Kirchenr.  d-  Protest.,  §.  i56.  v.  Bülow's  Betracht,  über  die 
Wahlcap.  Leop.  II.,  S.  99 — 111.  G.  L.  Voigt's  gemeinnütz.  Abb.  (1792. 
8.),  S.  168  IT.  (Kölsch)  Erläutcr.  des  t.  Staatsr.  nach  Püttkb  (1793.  8), 
S.  i55.  ConversationsLcxicon ,  Neue  Folge,  Bd.  II  (i8»5),  Anhang,  Art. 
Protestantismus.   Kl  I  ber  s  Lit,  583.    Vergl.  unten     627,  Note  c. 

h)  Glaubensbefehle  zu  erlassen,  liegt  nicht  in  der  rechtlichen  Macht  einer  Staats- 
regicrung.    Das  Gegentbeil  behaupten,  A.  Hsisa  ,  in  Daub's  und  Cbbvsbb's 
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Studien,  Th  I  (Heidelb.  1806V S.  355  ff.   Böwkmuo  über  symbolische  Bücber 
in  Bezieh,  auf  das  Staatsr.   Host.  1769.  8.    Auch  das  prctus.  Religion* Edict 
v.  9.  Juli  1788  ging  von  der  entgcgengescUten  Behauptung  aus.    Eben  so 
das  badische  y.  1.  Juli  1824.  »n  d.  Begier.  Blatt,  1824»  K»m-  •••  »•  in  der 
Allgcm.  Kircbenaeitung  v.  1824,  Num.  90;  welches  jedoch  der  Grofsherxog 
«sowolfl  als  Regent,  als  auch  aU  Landesbischof»  erliefs.  —    Man  s.  aber 
G.  L.  Böhäpr  princ.  juris  canon.,  %.  269.   H*kt's  Rechlslebre,  188  f.  Schal* 
natürliches  Rirchenr.,  V  5i.    G.  HonLAVD  über  das  Recht  protestantischer 
Fürsten ,  unabänderliche  Lehrvorschriften  festzusetzen.  Jena  it88.  8-    W.  A. 
Tkllm's  Valenlinian  I.  oder  geheime   Unterredung  eines  Monarchen  mit 
seinem  Thronfolger   über  die  Religionsfreiheit  der  Unterihanen.  Zweite 
verm.  Aufl.  Berlin  1-91.  8.    Schriften  für,  wider  u.  über  das  angef.  preuss. 
RcligioruEdict ,  in  Kifi««'S  Lit-,  583.  (Ma^so's)  Geschichte  des  preufs.  Staates 
seit  1763,  Bd.  I  (  1819),  S.  iTi-i7a 
0  Die  im  Februar  i83i  von  dem  KationalCongrefs  nu  Brüfsel  errichtete  beiguck 
Constitution,  Art.  i5,  sctr.t  fest:  «Nul  ne  peut  etre  contraint  de  concourir 
d'une  maniere  quclconque  aux  acte«  et  aux  ceremonics  d'un  culte  ni  d'eo 
observer  les  jours  de  repos  ». 

§.    519.  (427.) 

4)  In  Hinsicht  auf  Glaubensllerrschsucht .  Prose^tismus  ^™™»  J^ 
Dispensation  von  Ef,ehiHder«issen.    Kirchl.  Censur-  und  Strafrec/U.    Buchöfl.  Bnfiu» 

auf  Untenichtanstalun. 

- 

IV)  Die  Staatsregierung  ist  befugt  und  verpflichtet,  durch  Ein> 
spräche  (Veto)  und  Gesetze  zu  verhüten  und  zu  hindern,  dafs  die 
Kirche  ihre  Wirksamkeit  über  ihre  G esellschaftgrenzen  aus- 
dehne (§.  5,3);  insbesondere,   dafs  sie  durch  Lehre  und  Handeln 
dem  Staatszweck  hinderlich  falle  «).     Die  Staatsregierung  darf  und 
mufs  also   .)  hindern,  dafs  der  Friede  im  Innern  der  Kirche 
gestört  werde.  Sie  darf  und  nrnfs  3)  der  GlaubensHerrschsucbt, 
Sem  Verfolgungsgeist  und  dem  kirchlichen  üebermuth 
einzelner  Religionsparteien,  kirchlicher  Obern,  geistlicher  und  welt- 
ücher  Mitglieder,  steuern,  damit  keine  Kirchengesellschaft  sich  irgend 
eine  Art  von  Herrschaft,  Zwang  oder  Verfolgung  anmafse  *),  vielmehr 
jede  für  Einigkeit  und  rechtmosige  Aufrechthaltung  gesetzmäßiger  Freiheit 
der  Staatsbewohner  nützlich  werde.    Sie  kann  und  mufs  3)  Maasrcgeln 
wider  kirchliche  Bekebrungssucht  oder  Prosely  tenmacherei  c)  (See- 
lenfischerei) ergreifen,  damit  kirchliche  Obere  und  Mitglieder  sich  nicht 
Vcrführungskünstcn  und  einem  unnatürlichen,  mit  der  sittlichen  Würde 
des  Menschen  und  der  Religion  unvereinbaren  Streben  nach  (von  der 
w eltregierenden  Weisheit  selbst  verschmähter)  Glaubenseinheit  hingebe  ). 
Sic  darf  und  mufs  4)  der  Erschwerung  der  Ehen  unter  ver- 
schiedenen Rcligionsver  wandten   (der  vermischten  Ehen) 
durch  Kirchendiener  0  ,  und  5)  der  ungebuhrenden  kn-chlichcn  \  er- 
li  i  n  d  crung  oder  Er  s  ch  w  er  ung  der  W  i  e  de  r  v  er  he  ur  at  h  u  n  g 
geschiedener  Ehegatten    von    verschiedener   Heligion/),  entgegen- 
arbeiten.    6)  Dispensation  von  blofs  weltlichen  Ehehinder- 
nissen, steht  abschliessend  der«  weltlichen  Obrigkeit  zu;  von  blofs 
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canonischen,  die  durch  Staatsgesetze  nicht  mifsbilligt  sind,  der 
geistlichen  Oberbehörde  ff).  Bei  den  einen  und  hei  den  andern,  darf 
der  Gewissensfreiheit  der  Einzefcien  kein  Eintrag  geschehen.  7)  Dem 
kirchlichen  Censur-  und  Strafrecht,  und  8)  dem  Einflufs  des 
bischöflichen  Amtes  auf  Unterrichtanstalten,  sind  von  Staats- 
wegen Schranken  zu  setzen,  nach  Erfordernifs  des  Staatszweckes 

a)  Importancc  des  opinions  rcligieuses,  par  Mr.  Nückes,  a  Paris' 1788.  Tcutsch, 
v.  Sthkhms ,  1-88.  —  Eine  Ausgeburt  des  Despotismus,  in  dieser  Hinsicht, 
ist  der  auf  Napolf.oh's  Befehl  verfafste  und  in  Frankreich  eingeführte 
Cate'cltisnu  ä  l'usagc  de  toutes  les  eglises  de  l'Empirc  francais.  Paris  1806.  8. 
Teutsch  fibersetzt,  Leipz.  1807  u.  Amsterd.  1807.  8.   Abgeschafft  im  Mai  1814. 

b)  Gewalt,  der  Wahrheit  zur  Hülfe,  ist  unnütz,  sie  wäre  Schmähung  der  Natur 
und  ihres  Urhebers.  Gewalt,  dem  Irrthum  zur  Hülfe,  ist  verabscheuungs- 
würdiger  Druck.  Der  Staat  achte  jede  Glaubensform,  so  weit  sie  seinem 
Zweck  nicht  offenbar  widerstrebt.  —  *  V^carii  Christi  et  Clavigeri  regni 
coclorum»  nannten  sich,*in  geistlichem  Ucbermuth,  schon  vor  dem  Mittelalter 
die  Mitglieder  der  Priestercaste.  —  De  lautem  te  du  Clcrge.  Paris  1766. 
a  Tomes.  8. 

c)  K.  sächs.  Mandat  v.  so.  Febr.  1827,  betr.  den  Uebertritt  von  e.  christl. 
Confession  zur  andern  j  in  d.  k.  sächs.  Gcsctzsamml.  u.  in  d.  unten  ( %.  5i6 
a)  angef.  Abb.    Ueber  die  Gleichstellung  etc.,  S.  107.    W.  T.  Kbug's  Dar- 
stellung des   Unwesens  der  Proselytenmacherci.  Leipz.  i8as.  8.  (Vergl. 
Protoc.  der  B.  V.  v.  i8aa ,  %.  aa*. )    EbentUss.  neueste  Geschichte  der  Pro- 
selytcnmachcrei   in  Teutschland.   Leipz.  i8a7.  8.   Auch  in  Bbab's  Minerva, 
1837. )   hi  T.  Frhr.  v.  Spittlkb  über  Christoph  Bbsold's  Religionsveränderung 
(i63o).   Mit  Zusätzen  von  G.  C.  F.  Momnihb.  Greifsw.  i8aa.  8.    (Der  Spitt- 
lerische  Aufsatz  steht  auch  in  F.  C.  v.  Moseb's  patriot.  Archiv,  Bd.  VI1L) 
Püttf.b's  histor.  Entwickelung,  Th.  II,  S.  336.   J.  J.  Moseb's  Lebensgeschichte, 
Th.  I  (Frankf.  u.  Leipz.  1777.  8  ),  S.  3»  ff.    Gewaltsame  Bekehrung  des 
Grafen  Ernst  Wilhelm  von  BcntheimSteinfurt  durch  den  Bischof  von  Münster, 
Bernhard  von  Galen,  im  J.  1668;  s.  das  von  des  Grafen  Gemahlin,  Gertrud 
van  Zclst,  im  J.  1669  herausgegebene  «Manifest»,  das  bentheim-steinfurtische 
«  Gegenmanifest»  (1686.  4.),  den  Abrege  du  Manifeste 'de  M""  la  comtesse 
de  Bentheim,  nee  de  Zelst.  A  La  Haye  1679.  1a.    La  vie  et  les  actions  de 
Christ.  Beruh,  de  Gales.  Cologne  1679.  **•    (Auch  in  holländ.  u.  italiän- 
Uebersetz.  ibid.  eod.  1a.  —   Sam.  Buttljeb's  (f  1680)  Hudibras.  Aus  d.  Engl, 
v.  Soltaü. 

rf)  Indem  sie  z.  B.  «Erwachsene  ingehoim  herüberlocken,  und  indem  sie  die- 
selben, nach  dem  heimlichen  Uebertritt ,  von  der  änsserlichen  und  öffentlichen 
Theitnahme  an  der  Kirche  und  deren  Gebräuchen  auf  unbestimmte  Zeit 
entbinden,  ihnen  erlauben,  scheinbar  in  der  vorigen  Hirchengemeinscbaft  zu 
beharren,  bürgerliche  und  selbst  kirchliche  Aemter,  die  ihnen  nur  unter 
Voraussetzung  jener  Gemeinschaft  anvertraut  wurden ,  zur  leichtem  Ver- 
breitung ihres  Glaubens  fortzuverwaltcn ,  und  so  ihre  Mitchristen  auf  die 
treuloseste  Art  zu  hintergehen».  Worte  Kbug's  in  dem  Schreiben  an  die 
hohe  t.  Bundesversammlung,  in  der  angef.  Darstell.,  S.  VI.  —  Heimlich 
hatholiscb  waren:  vier  Jahre  lang,  der  oben  (Note  c)  genannte  tübingischc 
llcchtslehrer  Besold  j  von  171a  —  1717  ,  Friedrich  August ,  Kurprinz  von 
Sachsen;  v.  1715 — «717,  Herzog  Moritz  von  SachscnZcitr. ,  Administrator 
des  Stiftes  NaumburgZcitz  (Kauo  a.  a.  O.  S.  9  u.  ff.);  von  1749  —  1754, 
Friedrich,  Erbprinz  von  HessenCasscl ;  einige  Zeit  bis  1800,  Graf  Fricdr. 
Leopold  v.  Stoiberg;  etliche  Jahre  lang  bis  i8ao,  C.  L,  v.  Hallcr,  Kathsherr 

• 
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u.  Professor  zu  Bern.  —  Merkwürdige«  Glaubensbehcnntnifs  katholischer 
Convcrüten,  in  II.  E.  G.  Paulos  Sophronizon ,  Bd.  III«  lieft  3  (1811),  S. 
ßr(  ff.  —  Strafe  der  Prosclytenmacheyei ,  in  dem  ( §.  5i3  angef.  )  weimar, 
Gesetz  v.  7.  Oct.  i8i3,  §.60.  Vergl,  auch  t.  Abbti&'s  constit.  Staatsr.,  Bd. II, 
S.  n5.  Die  römische  Propagande  im  Bbein-  und  Mosellande  etc.  Frank  f. 
iBia.  8. 

e)  Indem  z.  B.  Geistliche  sich  weigern,  Ehen  dieser  Art  kirchlich  xu  weihen, 
wenn  nicht  vorher  vertragmäsig  festgesetzt  wird  ,  alle  aus  solcher  Ehe 
stammenden  Binder  dem  Schoos  ihrer  Kirche  zuzuführen ,  oder  indem  sie, 
wenn  ohne  solches  Versprechen  Eben  dieser  Art  au  Stande  kommen,  kirchliche 
Censurcn ,  namentlich  SacramentSperre ,  und  andere  Kölbigungsmittcl  sich 
erlauben,  u.  d.  m.  Vergl.  Instr.  Pac.  Osnabr.,  V.  34.  Brsedicti  XIV. 
dcelaratio  super  matrimoniis  inter  protestantes  et  catbolicos.  Colon-  1746.  8. 
Das  5»3  angef.)  weimar.  Gesets  r.  7.  Oct.  i8i3,  %.  47  ff.  Baiertsche  Verord n. 
v.  16.  Juni  i83o  A.  L.  Schotts  Eherecht,  §.  97.  C.  A.  Zun  Bich  fiber  die 
Ehen  zw.  Batholiken  und  Protestanten.  Cöln   i8ai-  8.    Becbtfcrtigung  der 

;  gemachten  Ehen  sw.  Katholiken  und  Protestanten,  mit  e.  Vorrede  von  L. 
van  Ess.  Köln.  1811.  &  —  Von  der  Religion,  w6rin  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  ,  uneheliche  und  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirte  Kinder ,  '  und 
Findelkinder,  su  erziehen  sind,  handelt  sehr  bestimmt,  das  angef.  weimar. 
Gesetz,     5i — 67. 

S)  Vergl.  Prcufs  allgem.  Landr.,  Th.  II,  Tit.  n,  %.  6,  449  u.  f.,  u.  86-  88. 
Jahrbücher  der  preufs.  Monarchie,  v.  1800,  St  faj  ff.;  v.  1801,  S.  3*7  ff. 
Schott  a.  a.  O. ,  S.  319.  A.  Waldbahn,  utrum  matrimonio  a  conaistoriU 
protest an ticis  dissoluto,  parti  catholicae  dari  possit  facultas  transeundi  ad 
aliud.  Mogunt  i8o3.  8-  Hupperts  Kritik  der  Abh.  Prof.  Waimbxh's,  u# 
s.  w.  Franbf.  1804.  8.  Schriften,  von  F.  X.  Nküpaupz,  Grata  1785 ;  drei  ron 
BihFo.  Mab.  Wzbkxfistbb  ,  Carlsr.  1804,  u.  Bamb.  1804  u.  1806;  zwei  von 
F.  A.  JXoka,  Arnst.  i8o5;  von  Matth.  KObsl.  Mcersb.  1804.  8- 

£")  Vergl.  das  (§.  5i3  angef. )  weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  »8»3,  §.  44» 

A)  In  Kurhe**en  besteht,  über  beide  Gegenstände  ,  ein  mit  dem  vormaligen 
bischöflichen  General Vicariat  verabredetes  Regulativ  vom  3i.  Aug.  i8«<), 
bestätigt  in  der  kurbefs.  Vcrfafs.  Urk.  v.  i83i,  %.  i35 ,  a. 

§.  S20.  (428.) 

Landesherrliches  i*lacet.  Beschränkung  des  Verkehrs  mit  dem  römischen 
Hof,    Eid  der  Geistlichkeit  auf  die  V erfassungsnrkunde. 

Demnach  sind  1)  alle  kirchlichen  Anordnungen,  Ver- 
fügungen und  Lehrsätze,  auch  die  gröfscren  Kirchenstrafen 
und  die  Aussehliefsung  aus  der  Hirchengesellscbaft,  die  Anstellung  der 
Hirchcnhcamten,  die  Einführung  und  Erhaltung  des  Mönchthums  aller 
Art,  namentlich  der  Jesuiten,  zumal  in  Verbindung  mit  einem  aus- 
wärtigen General,  welcher  tinmittelbar  unter  der  ramischen  Coric 
steht,  der  Prüfung  und  Genehmigung  des  Staates,  in  politischer 
Hinsicht  unterworfen.  Nichts  dieser  Art  darf  vor  ihm  geheim  gehalten 
werden.  Insbesondere  bedarf  jedes  Hirchengeseüe,  jede  neue  Be- 
stimmung der  Kirchen  Verfassung ,  jede  Vermehrung,  Aenderung, 
nähere  Bestimmung  oder  Verminderung  kirchlicher  Glaubenslehren, 
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jede  kirchliche  Verfugung,  bevor  solche  zur  Bekanntmachung  und 
Vollziehung  kommt  ,  der  Zustimmung  des  Staatsoberhauptes  «0 
(Staatsgenehmigung,  Erklärung  des  NichtWiderspruchs,  Placet,  pla- 
cetum  regium  seu  territoriale^  negium  exequatur,  seu  litterae  pareatis); 
sie  geschehe  durch  Social-,  oder  Synodal-,  Presbyterial- ,  Synedrial- 
u.  d.  Schlüsse,  oder  durch  Verfugungen,  Verordnungen,  Erlilarungen 
und  Bescheide  kirchlicher  Obern ,  Behörden  und  Congregatiönen , 
namentlich  durch  päpstliche  Rescripte,  Bullen,  Breven,  Befehle  oder 
Consilia  an  die  Kirchenlehrer,  Beichtvater  oder  Kirchen  Vorsteher, 
durch  Hirtenbriefe,  Agenden,  Gebete  und  Gesangbücher,  u.  d.  Nach 
blosser  Willkühr,  kann  die  staatsoberhauptliche  Zustimmung  nicht 
versagt  werden;  doch  ist  der  Regent  nicht  verbunden,  Gründe  seiner 
"Mißbilligung  anzugeben.  Einmal  ertheilt,  kann  jene  Zustimmung  nur 
bei  dringender  Forderung  des  Staatszweckes  zurückgenommen  werden'  <•). 
II)  Auch  ist,  in  mehreren  Staaten,  der  unmittelbare  Verkehr 
der  inländischen  Geistlichkeit  mit  dem  römischen  Hof,  und 
mit  dessen  Behörden,  Nuncien  und  Agenten,  durch  Gesetze  theils 
beschränkt,  theils  ganz  verboten.  III)  Mit  Recht  wird  auch  der 
Geistlichkeit  die  Beschwörung  der  StaatsverfassungsUrkunde  zur  Pilicht 
gemacht 

.a)  Ast.  Beyiz  diss.  de  justitia  placcti  regit.  Viennae  1774«  8.  Krejak  über  das 
Placetum  regium  et  ccclesiasticum.  Wien  1798.  8-  Petr.  de  Marca  de  con- 
cordia  aacerdotii  et  imperü,  lib.  II.  c.  10.  n.  9.  et  c.  17.  n.  5.  Z.  B.  van 
Espen  tr.  de  promulgatione  legum  ecclcsiasticarum-  Petr.  Stockham?,  jus 
Belgarum  circa  bullarum  pontificiarum  reeeptionem.  Jüstix.  Febuoxius  de 
statu  ecclesiae,  c.  V.  %.  a.  p.  281.  sqq.  et  c.  IX.  8.  p.  -40  —  750.  et  p.  8ti. 
sqq.  Febrosics  abbreviatus  et  cinendatus  ,  c.  VI.  p.  ai8  sq.  Michl's 
Kirchenr. ,  %.  25-  Walch's  neueste  Rcligionsgesch. ,  Th.  V,  S.  319  ff.  Dk 
Riegger  instit.  juris  canon  ,  I.  §.  35o.  III.  §.  865.  Merkwürd.  Rcichähofraths- 
Guiachten  III.  175  u.  198.  W.  T.  Krug  über  das  Verhältnifs  protestantiscl.er 
Regierungen  zur  päpstlichen.  Jena  18*8.  8.    (Auch  in  Bran's  Minerva,  18*8. 

Arktis'»  constit.  Staatsr- ,  Bd.  II,  S.  io3.  —  Kaiserl.  östreich,  Cabinel- 
Befehl  v.  19.  Sept.  1814*  Buier.  Edicte  v.  24»  März  1809,  §.  65  f.  (Ilhcin. 
Bund,  XXXV.  161.),  u.  v.  26.  Mai  1818 •  %.  58.  Badisches  Constit.  Edict  v. 
1807,  \.  ai.  Preuss.  M int sterial Verfügung  v.  3i.  Aug.  (oder  5.  Oct?)  1818. 
Baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  %.  9,  u.  das  dazu  als  Beilage  2  gehörende 
Edict,  §.  58.  H^rtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  §.  7».  GH.  hessishe  Verf. 
Urk.  v.  1810,  Art. 40.  GH.  weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  1823»  %•  .  .  (obcn§.5i3, 
d).  Königl.  sächs.  Mandat  v.  19.  Febr.  1827  (oben  5io,  g)  3.  Landstand. 
Grundgesetz  des  Hzgth  Sach  sen3f ?m/n#-*a  v.  23.  Aug.  1829,  Art.  3o.  BaHische 
Verordn.  in  d.  BegierungsBlatt  v.  2.  Febr.  i83o.  fVirtemhergisrtte ,  in  d. 
Begier.  Blatt  y.  11.  Febr.  i83o.  GH.  fasische  v.  ...  Febr.  i83o.  Kurfasische 
Verfafs.  Urk.  v.  i83i ,  §.  i35,  b  u.  c.  Verordn.  des  Cantous  Genf,  v.  7. 
April  1820.  —  Dagegen  s.  man  das  haierische  Concordat  v.  1817.»  Art.  XII, 
lit.  e,  oben  %.  5o8.  Königl.  neapolitanische  Decretc,  v.  17.  Juli  1816,  u. 
v.  ...  Sept.  1817.  Neapolitan.  Concordat  mit  d.  päpstl.  Stuhl,  v.  16.  Febr. 
1818,  Art.  22.  (Auch  das  von  dem  König  Ludwig  XVIII.  nicht  genehmigte 
framSs.  Concordat  v.  1817.)  —  Päpstliche  Zurechtweisung  und  Ermahnung  au 
den  Ersbiscbof  von  Freiburg  und  die  Bischöfe  von  Mainz,  Botenburg,  Limburg 
und  Fulda ,  eine  Einmischung  der  Staatsregicrungep  in  kirchliche  Angelegen- 
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heiten,  und  ihre  Beschränkung  des  freien  Verkehrs  4er  Gläubigen  mit  dem 
Oberhaupt  der  Kirche  nicht  zu  dulden,  in  einem  Breie  Pius  VIII  »om  3o. 
Juni  i83o;  in  der  Monalschrift :  Der  Katholik,  Octoberhcft  i83o.  Beilage  X, 
S.  V  ff.  Auch  s.  man  das  Bundschreiben  (litterae  encyclicae)  Pius  VIII.  an 
alle  Patriarchen,  Primaten,  Erzbischöfe  und  Bischöfe,  dntirt  Korn  vom  14.  Mai 
18*9;  lateinisch  in  der  Monatschrift:  Der  Katholik,  Augustheft  1839,  S.  i54 
bis  260 ,  teutsch  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  1.  u.  3.  Oct.  18491  Beilagen  «74  u. 
»75.  —  Sogar  die  Publikation  der  tridentinischen  ConciltcnSchlüsse ,  ward 
in  Frankreich  verweigert  ,  in  andern  Ländern  aber  nur  mit  manchen 
Beschränkungen  bewilligt.  Man  s.  Fisannivs  de  statu  ecclesiac,  l.  c. ,  u. 
Lv.  Plat  collectio  monumentor.  comilii  Tridentini,  T.  VII.  Part.  1  (Lovanii 
1787.  4.),  p.  ii5 — 3i4<  —  Durch  eine  königliche  französische  Ordonnanz  vom 
10.  Jan.  18^4  •  ward  ein  Hirtenbrief  des  CardinalErzbischofs  von  Toulouse 
unterdrückt,  wegen  darin  enthaltener  Aeusserungen  ,  die  dem  Staatsrecht  und, 
den  Gesetzen  des  Königreichs,  den  Vorrechten  und  der  Unabhängigkeit  der 
Krone  zuwider  waren.  Er  war  zuerst,  mit  päpstlicher  Erlaubnifs,  zu  Rom, 
nachher  zu  Toulouse  gedruckt  worden- 

4)  Naetauhches  Edict  v.  9.  Juli  1817.  KurheesUche  Verfafs.  Urk.  v.  i83i  ,  i35, 
d.  Code  penal  francais,  art.  307.  —  Verbote  dieser  Art  enthielten  schon 
die  Schreiben  der  kurmainxisrben,  kurtrierischen,  und  kurcölnischen  Vrcariate, 
datirt  Mainz  v.  21.  Dec.  ,  Coblenz.  20.  Dec.  ,  Göln  v.  19.  Dec  1786.  — 
Anders  das  baicrische  Concordat  von  1817  {%•  5o8). 

c)  In  dem  oben  {%.  5io,  d)  angef.  gemeinschaftlichen  Beschlufs  der  bei  der 
oberrheinischen  Kirchenprovinz  bctheiligtcn  Staatsregierungen,  kommen  folgende 
Bestimmungen  vor.       4.  «  Die  von  dem  Erzbisrbof,  dem  Bischof,  und  den 
übrigen  kirchlichen  Behörden  ausgehenden  allgemeinen  Anordnungen.  Kreis- 
schreiben  an  die  Geistlichkeit  und  Diöcesanen,  durch  welche  dieselben  zu 
etwas  verbunden  werden  sollen,  so  wie  auch  besondere  Verfügungen  von 
Wichtigkeit,  unterliegen  der  Genehmigung  des  Staates,  und  können  nur  mit 
der  ausdrücklichen  Bemerkung  der  Staatsgenehmigung  (Placet)  kund  gemacht 
oder  erlassen  ^werden.      Auch   solche  allgemeine  kirchliche  Anordnungen 
und    öffentliche   Erlasse  ,    welche  rein   geistliche   Gegenstände  betreffen, 
sind  den  Staatsbehörden  zur  Einsicht  vorzulegen  ,  und  kann  deren  Kund- 
machung  erst  alsdann  erfolgen  ,   wenn  dazu  die  Staatsbewilligung  ertheilt 
worden  ist».    §.  5.    «Alle  römischen  Bullen,  Brcven  und  sonstigen  Erlasse 
müssen,   ehe  sie  kund  gemacht  und  in  Anwendung  gebracht  werden,  die 
landesherrliche  Genehmigung  erhalten  und  selbst  für  angenommene  Bullen 
dauert  ihre  verbindende  Kraft  und  ihre  Gültigkeit  nur  so  lange,  als  nicht  im 
Staate  durch  neuere  Verordnungen  etwas   anderes   eingeführt  wird.  Die 
Staatsgenehmigung  ist  aber  nicht  nur  für  alle  neu  erscheinenden  päpstlichen 
Bullen  und  Constitutionen,  sondern  auch  für  alle  frühem  päpstlichen  Anord- 
nungen noth wendig,  so  bald  davon  Gebrauch  gemacht  werden  will».    \.  6. 
•  Eben  so  wie  die  weltlichen   Mitglieder  der  katholischen  Kirche,  stehen 
auch  die  Geistlichen  als  Staatsgenossen  unter  den  Gesetzen  und  der  Gericht- 
barkeit  des  Staats».       9.  «ProvinzialSynoden  können  nur  mit  Genehmigung 
der  vereinten  Staaten,  welche  denselben  Commissäre  beiordnen,  gehalten 
werden.     Zu  den  abzuhaltenden  SynodenConfercnzen  wird  der  Erzbiscbof, 
so  wie  jeder  Bischof ,  mit  Genehmigung  der  Regierung,  einen  Bevollmächtigten 
absenden».  10.    «In  keinem  Falle  können  kirchliche  Streitsachen  der 

Katholiken  ausserhalb  der  Provinz  und  vor  auswärtigen  Richtern  verhandelt 
werden.  Es  wird  daher  in  dieser  Beziehung  in  der  Provinz  die  nöthige  Ein- 
richtung getroffen  werden».  \.  18.  «DiöcesanSynoden  können  vom  Bischof, 
wenn  sie  nöthig  erachtet  werden,  nur  mit  Genehmigung  des  Landesherrn 
zusammen  berufen  uud  im  Beiseyn  landesherrlicher  Coromissarien  gehalten» 
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werden  Die  darin  gefafsten  Beschlüsse  unterliegen  der  Staatsgenehmiguug, 
nach  Maasgabe  der  in  den  4  und  5  festgesetzten  Bestimmungen  ».  %.  iq. 
«Nur  der  Erzbischof,  Bischof  und  Bisthumsverweser,  stehen,  in  allen  die 
kirchliche  Verwaltung  betreffenden  Gegenständen  ,  in  freier  Verbindung  mit 
den»  Oberhaupte  der  Kirche;  jedoch  müssen  dieselben  die  aus  dem  Metro- 
Ii  lanVerbande  hervorgehenden  Verhältnisse  jederzeit  berücksichtigen.  Alle 
übrigen  DiöcesanGeist liehen  haben  sich  in  allen  kirchlichen  Angelegenheiten 
nur  an  ihren  Bischof  (Erzbischof)  tu  wenden».  %.  22.  «Taxen  oder  Abgaben, 
von  welcher  Art  sie  auch  sevn,  und  wie  sie  auch  Namen  haben  mögen, 
dürfen  weder  von  inländischen  noch  ausländischen  geistlichen  Behörden 
erhoben  werden-  Die  Erhebungen  von  Expeditions  »Gebühren  hängt  in  jedem 
Staat  von  der  landesherrlichen  Bestimmung  ab«.  §.  ?3.  «Die  Decanate 
werden  unter  gemeinschaftlichem  Einverständnisse  der  Rcgierungs  -  und 
bischöflichen  Behörden  mit  würdigen  Pfarrern,  welche  auch  in  Verwaltungs- 
geschäften geübt  sind,  besetzt ».  %.  17.  «In  das  Seminar  werden  nur  diejenigen 
Candida ten  aufgenommen«  welche  in  einer  durch  die  Staats-  und  bischöflichen 
Behörden  gemeinschaftlich  vorzunehmenden  Prüfung  gut  bestanden  und  zur 
Erlangung  des  landi- «herrlichen  Tischtitels,  der  ihnen  unter  obiger  Voraus« 
Setzung  ertbeilt  wird,  würdig  befunden  worden  sind».  %.  34.  «Jeder  Geist- 
liche wird,  bevor  er  die  kirchliche  Institution  erhält,  dem  Obcrbaupte  des 
Staates  den  Eid  der  Treue  ablegen ,  dem  Bischof  aber  den  canonischen 
Gehorsam  geloben*.  39.  «Den  Geistlichen,  so  wie  Weltlichen,  bleibt, 
wo  immer  ein  Mifsbrauch  der  geistlichen  Gewalt  gegen  sie  Statt  findet,  der 
Becurs  an  die  Landesbehörden». 

d)  Kurhess.  Verfafs.  Urk.  v.  i83i ,  V  i65.  Baierische  v.  1818,  Tit.  X,  %.  3. 
GH.  hessische  v.  i8ao ,  Art.  108.  S.  coburgische  v.  18a  1 ,  %  »00.  Das  (oben 
V  5o8  angef. )  baierische  Concordat  mit  dem  römischen  Stuhl  von  1817,  Art. 
1 ,  sichert  der  römisch  -  katholisch  -  apostolischen  Beligion  in  Baiern ,  ausser 
ihren  Rechten,  auch  alle  diejenigen  « Vorrechte*  (pracrogativa )  zu,  welche 
sie  nach  den  canonischen  Satzungen  zu  geniessen  habe ».  In  dem  J.  1819 
weigerten  sich  in  Baiern  römisch-katholische  Geistliche  den  Eid  auf  die  Ver- 
fassung zu  leisten;  andere  wollten  ihn  nur  unter  Vorbehalt  schworen.  Auf 
Andringen  der  römischen  Curie,  erklärte  hierauf  das  Staatsministerium ,  in 
einer  allgemeinen  Verordnung  vom  1 5.  Sept.  1811  (Regier.  Blatt,  1811  ,  Nura. 
XXXI,  S.  804 ):  «  dafs  der  von  den  katholischen  Unterthanen  auf  die  Consti- 
tution abzulegende  Eid  lediglich  auf  die  bürgerlichen  Verhältnisse  sich  beziehe, 
und  dafs  sie  dadurch  zu  nichts  verbindlich  gemacht  werden,  was  den  göttlichen 
Gesetzen,  oder  dm  katholischen  Kircltensatzungen  entgegen  wäre».  Einseitige  Acndc- 
rung  der  Verfassungsurkunde,  konnte  mit  dieser  Erklärung  nicht  bezweckt 
seyn,  um  so  weniger,  da  der  Verfassungseid  selbst  ein  Bestandteil  der 
Verfassungsurkunde  (Tit.  X,  %.  3)  ist.  Aber  Anlafs  zu  MentalBedingungcu, 
bei  Leistung  des  Eides,  kann  sie  geben.  —  Eben  so  verweigerte  späterhin 
auch  in  dem  Königreich  der  Niederlande  und  in  dem  Grofshcr/.ogthum 
Luxemburg,  von  dem  römischen  Hof  dazu  aufgefordert,  die  römisch-katholische 
Geistlichkeit  den  Eid  auf  die  Verfassungsurkunde.  —  Zu  Fulda  beschwuren  zwar 
der  Bischof,  das  Domcapitel  und  die  übrige  katholische  Geistlichkeit  die  kur- 
hessische  Verfassungsurkunde  vom  5.  Jan.  i83i  ,  doch ,  wie  es  in  dem 
BeschwörungsProtocoll  heilst,  «mit  Ausnahme  der  im  §.  i35,  lit.  c,  d  und  e 
Vorkommmenden ,  der  Kirchen  -  und  Gewissensfreiheit  zuwider  laufenden 
Bestimmungen,  und  mit  Verwahrung  g^ö^n  allen  Mifsbrauch  der  %%.  3o  u. 
i55  zum  Nachtheil  der  garantirten  Gewissensfreiheit  und  der  wohlerworbenen 
Bcchte  der  Kirche».  Die  bezeichneten  Stellen  des  %.  »35  betreffen  den 
Verkehr  mit  dem  päpstlichen  Stuhl  und  das  landesherrliche  Placet.  Die 
widersprochene  Stelle  des  V  3o  sagt:  «die  Religion  darf  nicht  zum  Vorwand 
gebraucht  werden  ,   um  sich  irgend   einer  gesetzlichen   Verbindlichkeit  zu 

46* 

Digitized  by  Google 


- 


I 


724  II.  Theil.  XVI.  Cap. 

entziehen».  Der  §.  i55  crltlärt  für  aufgehoben,  «alle  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  andere  Anordnungen  jeder  Art,  welche  mit  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen 
Verfassungsurkunde  und  der  für  Bestandteile  derselben  erklärten  Gesetze 
im  Widerspruch  stehen». 

§.    321.  (429.) 

Landesherrlicher  Schutu    Verhütung  kirchlichen  Unheils.  MUvorsiti 
bei  Kirchenversammlungen.     Geistliche  Gerichtbar keit.  Päpstliche 

Nuncien.    Appellatio  ab  abnsu. 

I)  Berechtigt  und  verbunden  ist  der  Staat,  die  Kirche  zu 
schützen,  bei  den  von  ihm  genehmigten  Anordnungen  und  Lehr- 
sätzen, bei  der  öffentlichen  und  PrivalGottesverehruug ,  und  bei  ihrer 
Verfassung  II)  Er  ist  befugt,  nicht  nur  willkührlichc  und  staats- 
zweckwidrige Herrschaft  der  geistlichen  Obern  zu  verhin- 
dern, den  Clerus  auf  seinen  geistlichen  Beruf  zu  beschränken, 
und  zu  fordern,  dafs  derselbe  den  staatsbürgerlichen  Ver- 
hältnissen sich  nicht  entziehe  4),  sondern  auch  staatsgefährliche 
Spaltungen  und  Streitigkeiten  in  der  Kirche  zu  verhüten  und  zu 
entfernen,  doch  ohne  der  Gewissensfreiheit  der  Einzelnen  zu  nah  zu 
treten  c).  III)  Kir  c  b  e  n  v ers a  mml  u ngen  dürfen  ohne  sein  Vor- 
wissen, und  ohne  Milvorsitz  seiner  Abgeordneten ,  in  dem  Staatsgebiet 
nicht  gehalten  werden  '')•  IV). Ein  Recht  der  Kirche  auf  Gericht- 
barkeit  in  geistlichen  Sachen,  findet  ohne  Bewilligung  des  Staates 
nicht  Statt  (  §.  37O.  V)  Der  Regent  ist  berechtigt,  aber  der  Regel 
nach  nicht  verpflichtet,  päpstliche  Legate,  namentlich  Nuncien, 
als  Gesandte  anzunehmen;  er  ist  nicht  schuldig,  ihnen  die  Ausübung 
geistlicher  Facultäten,  heimlicher  und  öffentlicher,  insbesondere  Ge- 
richtbarkeit  oder  Judicatur,  zu  gestatten  «).  VI)  Wider  Mif sb rauch 
inländischer  oder  auswärtiger  Kirchengewalt,  findet  Recurs  an  den 
Landesherrn  (appellatio  ab  abusu)  Statt/). 

«).  Von  dieser  landesherrlichen  Schirmvogtei  (advocatia  ecclesiastica)  handelt  J.  C. 
Bbbthzl  de  jure  reformandi  antiquo,  art.  8}  in  seinen  Opusc.  T.  I.  p.  191. 
et  12a.  —  Dem  römisch -teutschen  Kaiser  ward  in  der  Wahlrapilulation  die 
Schirmvogtei  über  die  Christenheit,  den  Stuhl  zu  Koin,  päpstliche  Heiligkeit 
und  christliche  Kirche  zur  Pflicht  gemacht.  Klüblh's  Einleiu  zu  e.  neuen 
Lehrbegriff  des  teutsch.  Staatsr. ,  Anhang  S.  3  u.  f.  —  Alex.  Müllem,  di« 
nen  auflebende  Schirmrogtei  des  österreichischen  Kaisers  über  die  römisch- 
katholische Kirche.  Erfurt  i83o.  8. 

m 

*)  Wiriemi.  Verfa£s.  Vertr.      1819,  §•  73 

c)  Moser  »on  der  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  4°  ff«  J.  R.  Schlegsl's  Kirchen- 
gesch, des  18.  Jahrh. ,  II.  289.  396.  477«  $79.  588. 

d)  Vergl.  das  angef.  baier,  Edict      1809 ,  %.  63« 

•)  BadEmser  Punctation  t.  1786,  §.4,  in  G£*Tvza*s  corp.  juris  eccl.  Cathol. 
BeichshofrathsConclusum  t.  17.  Febr.  »787»  wider  die  Nuncien  zu  Cöln  und 
München.  J.  v.  Sabtobi's  Staatsr.  der  t-  Erz-,  Hoch  -  und  Ritlerstifter,  Bd.  I, 
Th.  1,  S.  309  —  »4a.   MalblasVs  Anleit.    zur  Gerichts-  u.  Canzletrerfafa^ 
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Tb.  IV,  8.  i38  ff.  Michl's  Kirehenr. ,  %.  35.  —  Viele  Schriften  in  Kiübeb's 
Lit.,  S.  556  -  597. 

f)  Febbosivs  de  statu  ecclesiae,  T.  I.  c.  9.  p.  697  —  7-5.  et  810.  sq.  edit.  1. 
Michl's  Kirclienr. ,  §.  17.  Botard,  des  abus  cn  maficre  ecclesiastique,  ou  des 
eauses  de  Porigiue  et  de  l'utilit^  des  appcls  comme  d'abus-  Paris  1829.  8. 
Grufshcrz.  hessische  Verfafs.  Urli.  v.  i8ao,  Arl.  i^i.  Baier.  Edict.  v.  a6.  Mai 
1818,  die  äussern  Rechtsverhältnisse  der  Einwohner,  in  Bezieh,  auf  Religion 
u.  kirchl.  Gesellschaften  (als  Beil.  %  zu  der  Verfafs.  Urk.),  §•  5i  u.  ff.  GH. 
weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  i8i3,  %.  5  (oben  $•  5i3,  d).  Kurhessische  Verfafs. 
Urk.  v.  i83i ,  V  >35 ,  e. 

§.  522.  (430.) 

Slaatsbefugniss  in  Ansehung  des  äussern  Cultus. 

I)  Ort,  Zeit  und  Form  des  äussern  Cultus,  der  gemein« 
schaftlichen  Gottesverehrung  (des  so  genannten  Gottes« 
dienstes,  namentlich  in  Hinsicht  auf  Liturgie,  Ritual,  Ceremoniel), 
auch  D  i  sc  ip  1  in  ar  S  ac  h  e n  ,  sind  zunächst  der  Bestimrauug  der4 
Kirche  überlassen;  doch  vorbehalten  dem  Staat,  theils  die  Befugnifs, 
Abstufungen  festzusetzen,  in  Absicht  auf  Reception  und  Toleranz  «), 
und  auf  die  Art  der  äussern  Religionsübung  theils  dieselben  Rechte, 
welche  ihm  in  Absicht  auf  den  kirchlichen  Lehrbcgritf  zustehen  c) 
C$.  5i8  f.).  II)  Abänderung  oder  Aufhebung  schon  bestehender, 
Einfuhrung  neuer  kirchlicher  Einrichtungen,  den  äussern 
Cultus  belreflenJ,  ist  der  Regent  zu  fordern  befugt,  so  oft  er 
durch  den  Staatszweck  sich  dazu  verpflichtet  erachtet  Besonders 
gilt  dieses  vun  der  Zeit  und  Zahl  der  Festtage  *),  von  öffentlichen, 
der  Gottesverehrung  gewidmeten  Oertern,  Gebäuden  uud  Symbolen, 
Ton  Kirchhöfen  und  Begrabnifsörtcrn ,  von  Processionen  und  Wall- 
fahrten, von  geistlichen  Orden/),  Verbindungen  und  Bruderschaften, 
Ton  Haus-  und  Kirchen-  oder  BeckenColiectcn,  auch  von  dem  Asyl- 
recht  geistlicher  Oerter  ( §.  378 ) ,  welches  ohne  genehmigende  Be- 
willigung der  weltlichen  Macht  nicht  fortbestehen,  ohne  ihre  Verleihung 
oder  Zustimmung  nicht  erlangt  werden  kann. 

a)  Majeb's  geistl.  Staatsr.,  II.  %.  i3  ff.  u.  59  ff.  Scheidemastel  a.  a.  O.  II.  3a  ff. 
Michl's  Kirclienr.,  §.  16.  Püttfb's  Lit,  III.  80.  714.  Klübf.b's  Lit.,  %.  873.  i5oi. 

i)  Pütteb's  Lit.,  III.  71a.  Klübeb's  Lit.,  %.  1498.  Majeb  a.  a.  O.  II.  %.  19  ff. 
Püttrb  instit.  juris  publ.  gerro. ,  §.  4*7*  Schwaübeht's  Kirehenr.  d.  Protest., 
%.  »5  f.  Jabcow  v.  d.  Regalien,  147.  Scheidemastel  a.  a.  O.  II.  38  ff.  Bai- 
trische  Erklärung  an  die  protest.  Gemeinden,  sie  zu  einer  Rirche  zu  vereinigen, 
▼.  3o.  Sept.  1807.  Wirtcmbergisclies  ReligionsEüict  v.  a5.  Oct.  1806.  K  säch- 
sisch Mandate  u.  Res  er.,  das  Kirchenwesen  der  verschied.  Glaubensverwandten 
betr.,  v.  16.  Ecbr.  1807,  18.  Mars  1811,  7.  Aug.  i8i5,  19.  Febr.  u.  25.  Juli  1827. 

c)  Vergl.  das  angef.  haier.  Relig.  Edict.  v.  1809,  %.  42  ff.  u.  88  f.  J.  P.  Fbakh's 
System  der  laudwirthschaftl.  Polizei,  III.  169.    Schfidemantel  a.  a.  O.  II.  5i. 

d)  Rick.  v.  Roth  über  das  Recht  teutscher  Landesherren  gegen  Religion  u. 
Kirche.  Wirzb.  i8o5.  8. 
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»)  Micbl's  Rircbenr. ,  %.  4^.  Da»  V  5i3  angef.  weimar.  Gesetz,  %.  7.  In  Folg« 
eines  piipstl  Breve  v.  14.  Nov.  i83o,  uud  dessen  Genehmigung  ron  Seile  der 
Staatsregicrung  machte  das  apostolische  Virarint  *u  Dresden  am  Ende  des  J. 
18  Jo  bekannt,  dafs  von  den  Hatholiken  des  Königr.  Sachsen  in  Zukunft  ausser 
den  Sonntagen  nur  14  Feste  besonders  gefeiert,  hingegen  die  Feste  dir  Rei- 
nigung und  Heimsuchung  Märiens,  des  Erzengels  Michael,  Johannis  des  Täufers, 
der  übrigen  Apostel  u.  des  h.  Laurentius  nie  mehr  an  Wochentagen,  sondern 
an  den  zunächst  darauf  folgenden  Sonntagen  gefeiert  werden  sollen.  Auch 
erging  im  Jänner  i83i  daselbst  eine  Verordn.  für  die  evnngel  Unterthancn, 
nach  welcher  acht  Feiertage  theiU  ganz  wegfallen  ,  theila  auf  Sonntage  ver- 
legt seyn  sollen. 

f)  F.  St.  de  Riütewstbaucii  de  jure  prineipis  praengendi  aetatem  pro  professione 
monast.  Prag.  1773. 

1 

§.  525.  (43i..) 

Kirchliches  Aemterrecht.     Landesherrliches  Patronairecht.  Landes- 
bischöfe und  Eribischöfe  y  und  ihre  Coadjutoren-    Metropolitan-  utid 
Domcapüel.    Setninarien.    Provinual-  und  DibcesanEinrichtuna. 
Rechte  ausländischer  Erz-  und  Bischöfe. 

I)  Das  kirchliche  Lehr-,  Seelsorger-  und  Priester  Amt, 
der  Religionsunterricht  (Predigtamt),  die  Seelsorge,  die  Besorgung  der 
kirchlichen  Gottesverehrung,  die  Verrichtung  der  religiösen  Gebrauche, 
auch  die  Bestellung  und  Direction  der  Kirchenbeamten  für  welt- 
liche Geschäfte  der  Kirchengesellschaft,  ist  abhängig  von  der  Kirchen- 
gesellschaft «).  II)  Bei  der  Kirche  angestellte  Personen  (Kirchen- 
diener), sind  der  Staatsregierung  nur  in  b  ü  r  g  e  r  l  i  c he  r  Hinsicht  unter- 
worfen  ($.  5i2.  5i8  ff.)*  In  solcher  sind  sie  zu  Ablegung  des  Cousti- 
tutions-  und  Bürgereides  verpflichtet,  stehen  sie  unter  den  Gesetzen, 
unter  der  bürgerlichen  und  peinlichen  Gerichtbarkeit ,  unter  der  Polizei, 
gewalt  des  Staates,  sind  steuerpflichtig,  und  es  können,  nach  Erfor- 
dernifs  des  Staatszweches ',  Bedingungen  ihrer  Anstelluugsfahigkeit  ge- 
setzweise festgesetzt  werden.  Wenn  oder  so  weit  der  Staatsregierung 
die  SocialGewalt  der  Kirche  von  dieser  nicht  übertragen  ist ,  bat 
dieselbe  über  jene  Personen,  in  ihrem  kirchenamtlichen  Yerhä'ltnifs, 
keine  andorn  Rechte,  als  über  die  Kirche  selbst  b)  (§.  5i3).  III)  Das 
V  atronatrecht  ( PfarrbestellungsRecht) ,  ein  von  der  Kirchen- 
gewalt abhängiges  Recht,  gebührt  also  dem  Staatsoberhaupt,  als 
solchem,  allgemein  und  nach  Art  eines  Regals,  bei  den  Kirchen  seines 
Landes  nicht  <).  Ks  kann  ihm  aber  durch  besondere  Rechtslitel,  ganz; 
oder  zum  Theil,  zustehen.  Namentlich  gilt  dieses  von  Ernennung 
(  jus  noininandi)  der  Land  es*b  is  c  h  Öf  e  und  M  e  t  r  o  p  o  Ii  t  an  Er  z,  - 
b  i  s  c  h  ö*  f  e  <*) ,  und  ihrer  Coadjutoren  «)  mit  oder  ohne  Recht  zur 
ISaehfolge.  IV)  Bei  Errichtung  der  Metropolitan-  und  Dom  - 
capitel  und  der  bischöllicben  Seminarien,  so  wie  bei  der  kirch- 
liehen  Provin/.ial-  und  D  i  öc  esan  E  i  n  r  ic  h  t  u  n  g,  und  bei  Be- 
stimmung der  Decanat-  und  P  f  a  r  r  g  r  enz  e  n  ,  hat  die  Staats- 
rtgicrung  in  so  fern  mitzuwirken,  als  solche  ohne  ihre  Genehmigung 
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nicht  Statt  haben  kann/).  V)  Auch  hat  sie  Rang  und  Titel  zu 
bestimmen ,  welche  den  Erzbischüfen  und  Bischöfen,  so  wie  den 
übrigen  Geistlichen,  im  Staat  zukommen  sollen  g).  VI)  Dafs  und  wie 
weit  einem  ausländischen  Erzbisch of  oder  Bischof,  Metro- 
politan- oder  üiöcesan  Hechte  oder  geistliche  Gerichtbarkeit  über 
katholische  Landeseinwohner  zustehen  sollen,  bedarf  landesherrlicher 
Zustimmung 

«)  Die  Vorzüge  der  Staatsdiener,  geben  den  angestellten  Geistlichen«  das  angef. 
baier.  Edict  v.  1Ö09,  %.  4i  und  das  badische  v.  1807»  %.  *3«  —  'n  Ba*er*  ist  bei 
Prüfung  u.  Anstellung  derselben,  der  Staat  fast  abschliessend  thätig;  auch 
bei  Einthcilung  der  Decanate  und  Pfarrsprengel.  —  In  mehreren  Staaten,  wird 
die  CuratGeistlicbkeit  zugleich  für  verschiedene  Zweige  der  Staatsverwaltung 
benutzt. 

*)  Rössto's  Politik,  S.  ao4  f.  v.  Abetih's  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  106.  — 
Vergl.  das  angef.  Indische  ConstitutionsEdict ,  %.  i3,  aa  u.  a3.  Baierische  Ver- 
fass.  Urk.  v.  »818,  Tit.  IV,  §.  9.    Kurhessische  v.  i83i ,  %.  i36. 

«)  üeber  das  landesherrliche  Patronatrecht;  eine  neue  Erfindung  (1804.  8-), 
$.  16,  S.  55  Micsl's  Rirchenr.,  |.  23.  So  auch  das  baier.  Concordat  v.  1817% 
Art.  11.  u.  das  (§.  5i3  angef.)  wtimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  i8a3,  %*  17.  —  Ein 
landesherrliches  Patronatrecht,  als  Regel,  vertbeidigen :  ein  Ungenannter, 
in  d.  Rhein.  Bund,  XXXIX.  43o,  und  J.  P.  Gbegbl  über  das  landesherrliche 
Patronatrecht,  nach  den  veränderten  Verhältnissen  der  bischöflichen  Gerecht- 
same betrachtet.  VVirzb.  u.  Bainb.  i8o5.  8-  —  Dawider  s.  Bemerkungen  über 
Hrn.  Gregel's  Schrift  für  das  landesherrl.  Patronatrecht.  i8o5.  8.  Geschichte 
des  Patronatrcchtes  in  d.  Kirche-  Deutschi.  1806.  8.  Abhandlungen  über  das 
alte  u.  neue  landesherrl.  Patronatrecht.  Von  e.  alten  Rechtsfreund  (Eug. 
Mustag  ,  letztem  Prälaten  v.  Ebrach).  Bamb  1810.  8.  Vindicirt  wird  dieses 
Patronatrecht  dem  weltl.  Regenten,  in  verschiedenen  Ländern.  Königin  baier. 
Verordn.  v.  16.  Febr.  1808.  Napoleos's  Decret  für  das  Königreich  Italien, 
datirt  Mailand  v.  aa.  Dec.  1807.  —  In  den  Entschädigung* Landern  von  1801  u. 
i8o3,  fiel  das  vormalige  freie  bischöfliche  CollationsRecbt,  dann  das  Patronat- 
recht der  aufgelöscten  Stifte,  Abteien  und  Klöster,  an  die  neuen  Besäter  des 
Landes  oder  der  Stiftung.  ReicbsDeputaiionsIlauptschl.  v.  »5.  Febr.  i8o3,  %.  36. 
Rubels  DiöcesanVerhältnifa  katholischer  Bischöfe  (Ulm.  1806.  a),  S.  109. 
Gbbgel  a.  a.  0.  • 

d)  Micsl's  Kirchenr.,  %.  aa.  Schriften  in  Klvbeb's  Lit,  543.  F.  A.  Stauden- 
maieb's  Geschichte  der  Bisrhofswahlen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Rechte  und  des  Einflusses  christlicher  Fürsten  auf  dieselben.  Tüb.  i83o.  8.  — 
In  dem  baierischen  Concordat  v.  1817,  Ar^  9,  concedirt  der  heil.  Vater  dem 
Rönig  «in  perpetuum»  ein  *  Indultum  numittandi  ad  lacautes  Archiepiscopalcs 
etEpiscopalcsEcclesias  Regni  Bavarici  dignos  et  idoncos  ecclesiaslicos  viros», 
denen  alsdann  Se.  Heiligkeit  die  canonische  Institution  nach  den  gewöhnlichen 
Formen  erthcilcn  werde-  Dieses  NominationsRecht  haben  auch  dto  Regenten 
von  Ocslreich,  Frankreich,  Spanien  u.  Portugal.  Gmeimee's  Kirchenrecht,  Th. 
II,  Hauptst.  3.  Vergl.  auch  französisches  Concordat  v.  10.  Sept.  1801 ,  u. 
Napoleons  angef.  Decret  v.  aa.  Dec.  1807.  —  Aphorismen  über  die  künftige 
Einrichtung  der  Capitel  u.  der  LnndcsBisi  höfc  j  in  d.  Archiv  für  das  kalhol. 
Kirchen-  und  Schulwesen,  Bd.  I  (Frankf.  i8ao.  8.),  S.  457  —  464.  An  die 
Sourcraine  der  rhein.  Conföduration,  über  das  Recht,  ihren  Staaten  eigene 
Landesbischöfe  u.  e.  bischöfl.  DiöcesanEinrichtung  nach  Gutiioden  zu  geben ; 
ein  pntriot.  Wort  von  Dr.  H.  (IUbehlis  zu  Carlsr.).  Carlsr.  »81a.  8.  Ceber; 
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das  patriotische  Wort  von  Dr.  H.  .  .  .  Frcib.  u.  Constanz  181».  8.  An  die 
Sotneraine  der  rhcin.  Conföderalion,  über  das  denselben  zugesprochene 
Recht,  ihren  Staaten  eigene  Landesbischöfe  u.  e.  bischöfl.  DiöcesanEinrichtung 
zu  geben ,  nebst  e.  Entwurf  zu  e.  Concordat ,  t*  Dr.  Fr.  (Frsv  zu  Bauib.) 
Bamb.  u.  Wirzb.  i8»3.  8.   Koch  andere  Schriften,  oben  §-  507. 

e)  Von  Erwählung  oder  Ernennung  der  Coadjutoren ,  s.  Schriften  in  Pütter's 
Lit. ,  III.  686.  u.  in  rlLÖBEH"«  Lit,  \  1 465.  Ebendess.  hl.  jurist.  Bibl.,  9t.  XI, 
S.  34i  u.  f.  Lecrekii  vicarius  episcopalis.  Colon.  1708.  Fol.  CollectivRecen- 
sion,  in  dem  Hermes  oder  arit.  Jahrbuch,  St.  VI  (Ämslerd.  1870.  8.),  S. 
99  —  ii|5.  Auch  besonders,  unter  dem  Titel:  v.  YVessesbfhg's  Angelegenheit. 
Leipz.  1820.  8.  (F.  A.  Farne)  Ueber  die  Ernennung  des  Hrn.  Gen.  Vicars 
Frhrn.  v.  ^  fssfwsfbg,  zum  Coadjutor  und  Coadministrator.  des  ßisthums 
Constanz.  Rom.  (Hamb.)  1816.  8.  Dawider  s.  (Burg)  die  Ernennung  eines 
Coudjutors  für  das  Bisth.  Constanz.  Germanien  (Carlsr.)  1816.  8.  (Amiliche) 
Denbschrift  (der  badischen  Regierung)  über  das  Verfahren  des  röin.  Hofes 
bei  der  Ernennung  des  GencralVicars  Frhrn.  t.  Wessen  berg  zum  Nachfolger 
im  Bisthum  Constanz,  u.  zu  dessen  Verweser.  Carlsr.  1818.  Fol.  Ueber- 
Setzungen  hievon,  französische  zu  Carlsr.  >8i8,  englische  zu  London  1819. 
J.  L.  Hochs  Rechtsgutacbten  über  das  Verfahren  des  röm.  Hofe«,  in  der  An- 
gelcgrnheit  der  constanzer  Bistburasverwaltung  des  CapitularsVicar  ,  Frhrn. 
v.  Wk8ses»kbo.  Frankf.  1819.' 8.  Dawider  erschien  :  Lor.  Dojlleb's  Frage 
u-  s.  w.  Mainz  1819.  8. 

/)  Vergl.  oben  Note  d,  u.  %.  5oi  d,  u.  den  Reichsdep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  6a, 
auch  §.  1 ,  a5  u.  35. 

g)  haier.  Edict  über  Titel  u.  Rang  der  Erz  -  u.  Bischöfe ,  v.  10.  Jan.  1823. 
Oben  §.  5 10,  Kote  g. 

h)  Beispiele  von  Weimar  u.  Waldeck  f  oben  %.  5t  1.  Die  Jurisdiction  der  Erz* 
bischöfe  von  Prag  u.  Olmütz,  der  Biscböfe  von  Königingrätc  u.  Leutmeritx, 
in  preussischem  Gebiet,  ward  bestätigt,  in  der  von  dem  Rönig  genehmigten 

,  Bulle  v.  16.  Juli  1821  (oben  %.  509).  —  Richtig  verstanden,  spricht  auch  die  , 
streitige  Stelle  in  dem  westphalischen  Frieden  (I.  P.  O.  art.  V.  §.  48)  die 
oben  in  dem  §.  genannten  Gerechtsame  den  evangelischen  Landesherren  in 
Absicht  auf  katholische  Untertbanen  zu-  G.  D.  Uof^akh  diss.  ad  1.  P.  O 
art.  V.  %.  48.  Tüb.  1777«  4«  Kkttblbiadt  obss.  juris  eccl. ,  p.  73.  Moser 
von  dir  Landesbob.  im  Geistl.,  S.  761  ff.  v.  Tböltscb  Anmerkungen,  Tb.  I, 
S.  a8i  fT. 

■ 

* 

I 

%.    524.  (4.11  b.) 

Vormaliger  erzbischöflich  -  regensburgischer  Primat  von  Teutschland. 

NtüionalKirche*  TerräorialKirchen. 

I)  Durch  ein  päpstliche»  Breve ,  datirt  aus  Paris  vom  1.  Febr. 
iöojj  ward  in  'Folge  der  durch  den  Jüncviller  Frieden  und  den  Reichs» 
deputationsHauptschlufs  von  i8o3,  §.  25  u.  62,  geschehenen  Verfü- 
gungen, obgleich  das  Breve  ihrer  nicht  erwähnt,  die  Cathedral- 
Kirche  zu  tiegensburg  zu  einer  er  zbi  sc  höflich  e  n,  mit  einem 
dabei  zu  errichtenden  MetropolitanCapitcl,  erhöhet;  und  in 
dem  HcichsdcputationsHaiiptschlufs  war  zugleich  der  Erzbischof  von 
Rogeiisburg  zum  Primas  von  Teutschland  erklärt  «).  Dieser 
Primat  bat  durch  das  im  J.  »817  erfolgt«  Ableben  des  Fürsten  Primas 

1 
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aufgehört.  Auch  hat  durch  das  in  demselben  Jahr  errichtete  baierische 
Concordat,  der  Stuhl  zu  Regensburg  seine  MetropolitanRechte  ver- 
loren; er  ist  Wieder  blosse  CathedralKirche  geworden  (§.  5o8). 
11 J  Sollte  wieder  eine  teutsche  N at  ion alK ir  c  h e  aus  den  Landes-  N 
kirchen  mehrerer,  für  diesen  Zweck  besonders  sich  vereinigenden, 
Bundesstaaten  gebildet  werden ,  so  müfste  solches  geschehen  mittelst 
eines  kirchlichen;  Vereins  der  gesaminien  Episcopate  dieser  Staaten,' 
mit  einem  Prim  as  oder  Patriarchen  an  der  Spitze ,  dem  ein 
Presbjterium  zur  Seite  stände,  welches  aus  gewählten  Repräsen- 
tanten aller  vereinigten  Erz-  und  Bisthümer  zusammengesetzt  wäre, 
und,  als  Kern  des  gesammten  Clerus,  unter  dem  Piimas  eine  bestän- 
dige mit  der  Gewalt  der  alten  Synoden  bekleidete,  Nat  ionalS  ynode 
darsleilen  würde  Sollen  aber,  wie  zu  vermuthen  ist,  nur  Landes- 
oüer  T  e  r  r  i  t  o  r  ia  1  R'i  r  c  h  eu  Statt  haben,  so  wären  wenigstens  je 
i  ier  bischöfliche  Diöcesen ,  es  sey  desselben  Bundesstaates  oder  meh- 
rerer, zu  einer  KirchenProvinz  unter  einem  Metropolitau  zu  ver- 
einigen c).  In  diesem  Sinn ,  bestehen  jetzt  neue  Einrichtungen  des 
katholischen  Kirchenwesens,  in  Baiern  (§.  5o8),  in  der  preufsi- 
schen  Monarchie  ( §.  5oc;),  in  den  Staaten  der  für  Einrichtung  des 
katholischen  Kirchenwesens  vereinigten  Bundesfürsten  und 
F  reien  Städte  (§.  5io),  in  dem1  Königreich  Hannover  (5n). 

a)  Reichsdcput.  Hauptschi.  t.  i8o3,  %.  «5.,  Breve  Pius  VII.  v.  i.  Febr.  i8o5. 
Dam.  Molitoh  diss.  de  primatibus  eorumque  juribns,  speciatim  de  primatu 
Gennaniac.  Gott.  1806.  Klübib's  Uebcrsicht  der  dipl.  Verband),  des  wiener 
Congr. ,  S.  4oa  f«  u.  408.  —  Die  von  Napoleon  1810  verfugte  Vcbertragung 
des  erzbiseböfl.  Sitae«  Ton  Rogensburg  nach  Frankfurt,  u.  Ernennung  des  Erz- 
bisekofs  durch  den  künftigen  Grofshersog  von  Frankfurt  (Rhein.  Buri«l,  XLVII. 
»58.  36o.  XL VIII.  408  f.)  ,  kam  nicht  zur  Ausführung.   Klubs»  a.  a.  O. 

A)  (D.  Joh.  Ludw.  Koch's)  Kirchenrcchtl.  Untersuchung  über  die  Grundlage  zu 
den  künftigen  kath.  kirchl.  Einrichtungen  in  Teutschland  (Frankf.  1816.  8.), 
S.  21  —  55. 

c)  Koch  a.  a.  O.  S.  55  —  56.  Die  teutsche  kathol.  Kirche.  Frankf.  1818.8.  Be- 
trachtungen über  die  Verhältnisse  der  katbol.  Rircbe  im  Umfang  des  t.  Bundes. 
Frankf.  1818.8.  Jos.  Hillzbbasd's  Deutschland  u- Rom.  Der  Kirchen  u.  Staats- 
freund. Jena  1818.  8.  Beiträge  zur  Geschichte  der  kathol.  Rirchc  im  19. 
Jahrh.  Hcidelb.  1818-  8.  Die  neuesten  Grundlagen  der  deutsch-kathol  Kirchen- 
verfassung.  Stuttg.  i8ai.  8. 

§.    525.  (432  '. ) 

Rechtsgleichheit  der  Glaubensparteien  und  ihrer  Mitglieder. 

/ )  üeberhaupt ;  namentlich  ohne  herrschende  Kirche  und  Staaurelig-iun.  Simultaneum. 

Toleranz. 

I )  Die  Religion   der  Staatsgenossen ,  so  fern  sie  dieselben 
an  Erfüllung  der  staatsbürgerlichen  Pflichten  nicht  hindert,  sollte, 
in  der  Regel,  weder  auf  ihre  politischen  und  bürgerlichen  Rechte 
noch,  durch  politische  Trennung,  auf  die  Staatsverfassung  und  Staats- 
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Verwaltung  Einfluß  haben.  Blofs  als  Staatsgenofs,  nicht  als  Bekenner 
eines  bestimmten  Glaubens,  der  nicht  Gegenstand  äussern  Zwanges 
seyn  kann,  ist  der  Einwohner  yon  dem  Staat  zu  behandeln.  Von 
Natur  ist  jeder  Mensch  berechtigt  und  verpflichtet ,  die  Gottheit,  doch 
ohne  Beeinträchtigung  Anderer,  zu  verehren,  wie  seine  gewissenhafte 
Leberzeugung  ihm  gebietet.  II )  Nie  stillte  eine  in  dem  Staat  recipirte 
Religion,  noch  weniger  eine  Glaubenspartei,  als  herrschend,  oder 
irgend  ein  Glaubensbekenntnis  als  Staatsreligion,  am  wenigsten 
mit  AusschluPs  aller  andern,  betrachtet  werden  «*).  III)  Allen  aufge- 
nommenen Glaubensparteien  gebühren,  als  solchen,  im  Zweifel, 
gleiche  Rechte  c),  insbesondere  an  demselben  Ort  gleichberech- 
tigte, namentlich  öffentliche,  Gottesverehrung  oder  Si- 
xnultaneum.  IV  )  So  fern  aber,  in  Folge  positiver  Rechtsnormen, 
eine  Rech  tsungleichheit  der  verschiedenen  Glaubensparteien  und 
ihrer  Mitglieder,  als  solcher,  besteht,  ist  ihre  politische  Toleranz 
dem  Grad  nach  mehr  oder  weniger  verschieden  -0- 

«)  Vergl.  %.  5i8.    Baierische  Verfafs.Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  $.9  u.  ein  Edict  in 
der  Beil.  II  tu  der  Verfafs.Urk.  nebst  dem  Anhang  tu  §.  io3  desselben. 

Dassen  Grundlüge  de*  baier.  Staatsr.,  %.  94  ff.  Scbokch's  Staatsr.  des 
KR.  Baiern,  Tb.  I,  §.  173  ff.  Wirtemberg Ische  Verfafs.Urk.  v.  1819,  §.  17. 
Grofs.  hessische  v.  1810,  Art.  10  u-  »5.  ConstilutionsErgänsungs  Acte  der  Freien 
Stadt  Frankfurt  v.  1816,  Art  6-  Kurhessische  Verfafs.Urk.  v.  i83i,  §.  »9  u«  1 3s. 
v.  Arktib's  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  9a.  —  Ausnahmweise  kann  der  Voll- 
gr  nufs  der  bürgerlichen  Rechte,  als  Preis  der  sittlichen  und  bürgerlichen  Ver- 
edlung einer,  mit  solchen  noch*  nicht  ausgestatteten,  Glaubenspartei  ausgeteilt 
werden.  Klöbih's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  393  ff.  Baier,  Verfafs-Urk.  v. 
1818,  Tit.  IV,  V  9- 

« 

6)  Eine  Staatsreligion   (religion  de  Tetat)'  ist  weder  rechtlich  noch  theologisch 
denkbar;  und  die  Kirche,  *u  welcher  der  Regent  und  die  Mitglieder  seiner 
Familie  persönlich  sich  bekennen,  darf  defswegen  weder  als  Kirche  des  Staates y 
noch  als  herrschend  betrachtet  werden.   Herrschend,  oder  auch  Staatsreligion, 
wird  aber  «uweilen  diejenige  Kirche  genannt ,  welche  grössere  und  mehr 
Rechte  geniefst  als  andere  Kirchen.    Beispiele  in  v.  Arktik'*  constit.  Staatsr., 
Bd.  II,  S.9iff.    Von  der  Lausitz,  vergl.  v.  Römsa's  Statistik  des  Cburfürstentb. 
Sachsen,  IL  4s  1.  u.  unten  Note  c,  gegen  das  Ende.  —    Eine  hannoverische 
Verordn.  v.  38.  Sept.  1824  gibt  allen  christlichen  Rcligionspartcien  gleiche 
Rechte,  mit  Verbannung  des  Ausdrucks  und  Unterschiedes  von  herrschender  11. 
geduldeter  Kirche. —   Ein  Grundgesetz,  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
v.  1789,  bestimmt  (Art.  3)  ausdrücklich,  dafs,  «nie  ein  Gesetz  soll  gegeben  werden, 
wodurch  eine  Religion  für  die  herrschende  erklärt,  oder  die  freie  Ausübung 
einer  andern  verboten  werde ».    Constitutionen  der  europ.  Staaten ,  Tb.   1 , 
S.  53.  —    Eine  allgemeine  Staats-  oder  NationaJ-Hirche ,  gibt  es  in  Teutschland 
nicht.    Gegen  sechs  Millionen  Katholiken  sind  jetet,  in  teutschen  Bundes- 
staaten, Unterlhanen  ron  evangelischen  Souverainen'.   Hingegen  haben  nur  un- 
gefähr dritthalb  Millionen  evangelische  Utitcrtlianen  katholische  Souvcraine.  — 
Dagegen  vergl.  die  spanische  Constitution  v.  181s,  Art.  1»,  u.  die  franzö- 
sische v.  4.  Juni  1814,  u.  v.  7.  Aug.  »83o,  Art.  5  u.  6,  nebst  den  Aeusaerungen 
in  d.  Kammer  d.  Dcputirten  am  11.  Jul.  1 8 1 4 «  i°  d.  Journal  de  Francfort. 
1814,  nn  198.  —    Ob  es  eine  kathtlische  (National*)  Kirche  Teutschlands  oder 
in  Teutschland  gebe,  oder,  nach  dem  römischen  CurialStjl,  nur  katholische 
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Kirchen  Teutschlands?  •.  Ki-tissas  angef.  Uebersickt  etc.,  8.  473,  Note*.  Vergl. 
oben  V  3»4,  II. 

c)  Bater.  Verfafs.  Urb.  v.  1818»  Tit.  IV,  %.  9,  u.  das  als  Beilage  2  dazu  ge- 
hörende Edicl  v.  ib.  Mai  idiQ,  wo  auch,     90  ff.,  von  dem  SimultanGebrauch 
der  Kirchen.    Si  meining.  Grundgesetz  v.  1819,  Art.  11.    Kurhessische  Verfafs. 
trk.  a.  a.  O.  —     In  allen  Accessions-  und  ReceplionsVertragen  tlcr  in  den  rhei- 
nischen Rund  neu  aufgenommenen  Regenten,  seit  dem  Friedensschlufs  «wischen 
Frankreich  und  dem  König  von  Sachsen ,  datirt  Posen  11.  Dec  1806,  ward 
dieses,   zum  Vortheil  der  Katholiken,  ausdrücklich  zur  Bedingung  gemacht. 
Am  merkwürdigsten  ist  die  Stelle  indem  Art.  5  des  gedachten  Friedensschlusses. 
Rhein.  Bund,  III.  468.  —    Im  Wesentlichen  steht  dasselbe  in  allen  spätem 
Beceptions  Verl  ragen,  z.  B.  der  Herzoge  von  Sachsen,  Mecklenburg*  und  Holstein- 
Oldenburg ,  der  Fürsten  von  stnhalt,  Schwarsburg,  Waldeck ,  Rcuss ,  Lippe;  nur 
mit  der  wichtigen  Einschränkung,  «sans  oependant  deVoger  a  la  possession 
et  jouissance  acturlle  des  biens  de  l'eglise».  Rhein.  Bund,  IV.  43  V.  3o3.  VII. 
i3?.  109.  X.  97.  XIU.  137.  139.  XVÜ.  3*i. f.  XVUI.47*.  XXU  159.  XXVIII.  i5i. 
(In  dem  winburgischen  Receptions Vertrag  t.  a5.  Sept.  1806  kommt  diese  Re- 
ligiunsBedingung  noch  nicht  vor    Rhein  Bund,  V.  »91.)  Die  Constitution  du 
rovaume  de  Wcstphalie ,  art.  10,  versicherte    •  le  libre  exercice  des  cultes». 
Rhein.  Bund,  XII.  48».    Auch  in  der  königl.  Prociamalion  an  die  fVestpha- 
linger ,  Cassel  v.  i5.  Dec  1807,   beifst»  es:   «Tegalite  das  cultes  sera  main- 
leime».  —    Man  hätte  erwarten  sollen,  der  Protector  werde,  wie  in  evan- 
gelischen Ländern  für  die  katholische  Religion,  so  auch  in  katholischen  für 
die  evangelische  gesorgt  baben.    Aber  davon  findet  sich  keine  Spur.  Ri.übfb's 
Lebersicht  der  dipl.  Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  4* 4      —    Königl.  sach- 
sisches Mandat  v.  16.  Febr.  1807,  wegen  Ausübung  der  röm.  kathol  Religion; 
iu  Oksteabmchfh's  Archiv  des  rheio.  Bundes,  St.  V,  Num.  6-   Königl.  säch- 
sisches Decret  v.  6.  Jan.  1811 ,  wegen  Rechtsglcichstellung  der  Reformirten  mit 
den  A.  C.  Verwandten  u.  den  Katholiken.    Durch  ein  Patent  des  kaiserl.  rufs. 
GcneralGouvcmeurs  des  Königreich«  Sachsen,  Fürsten  von  Repnin.  v.  ,0/H. 
April  1814»  erhielten  daselbst   die  Einwohner  griechischer  Religion  gleiche 
Rechte  mit  den  Katholiken  u.  Reformirten.  Dafs  sie  dadurch  nur  in  Ansehung 
des  Genusses  der  bürgerlichen  Rechte,  den  Evangelischen  u.  Katholiken  gleich 
gestellt  seyen,  behauptet  Weiss«  in  dem  k.  säehs.  Staatsr. ,  Bd.  II,  %.  3?o, 
Note  s.   Näheres  über  die  altere  u.  neuere  Religionsvcrfassung  in  dem  Könige 
Sachsen,  in  Wsissk's  k-  sächs.  Staatsr.,  Rd.  I,  §.  49  u  5oj  Bd.  II,  %.  3u  — 3m, 
u.  S.  553.    Von  den  dortigen  Reformirten  ins  bes.  ebenda».  $.  3ig  u.  3»i ,  desgl. 
der  Katholiken,  §.  3io  u.  f.  —     Sichscn-gothaisches  u.  altenburgisches  Patent, 
wegen  ReligionsParität  der  Reformirten  u.  A.C.Verwandten,  v.  1 6-  März  1807.  — 
Königl.  baitrisches  ReligionsEdiet  v.  44.  März  1809,  in  dem  Rhein.  Rund,  XXXV. 
161.    11.  C.  A.  Eichstädt  pr.  de  Lutlieranismi  novissimis  quibusdam  faiis. 
Jen.  1808.  4«  —    1«*  den  Markgrnfthümern  Ober-  und  Niederlausitz  war  die  ka- 
tholische und  die  evangelische  der  A.  C.  gemnfse  Religion ,  für  gleichherrschend 
(gleich  reeipirt)  erklärt,  schon  durch  den  Majestätbrief  v.  ti.  Jul.  1609. 
v.  Romsb'»  ebursächs.  Staatsr.,  II.  5oi  ff. 

d)  Daher  unterscheiden  Einige  Tolerant  (Duldung)  im  allgemeinen  oder 
weitem,  und  im  besondern  oder  engern  Sinn  Grundsätze  der  Religion*- 
Politik ,  S.  1  ff.  v.  Arktik's  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  o3 — 101  u.  die  das. 
angef.  Schriften.  —  In  dem  teutschen  Roich  unterschied  man ,  reeipirte  Re- 
ligionen oder  Glauben.sparteien ,  und  tolcrirte.  Jene  waren  nur  die  römisch- 
hathuiische  und  die  evaugclische,  sowohl  der  A.C.  gemäse  als  auch  reformirtc. 
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§.    526  (432  K) 

t)  Insbesondere  nach  der  t.  Bundes  Acte.  Festkalender. 

V)  Nach  Vorschrift  der  teutschen  BundcsActe  *) ,  «kann  die 
Verschiedenheit  der  christlichen  Glaubensparteien,  (der 
christlichen  Glaubensgenossen),  in  den  Ländern  und  Gebieten  des 
Teutschen  Bundes,  für  die  Staatsgenossen  keinen  Unterschied 
in  dem  Genuß  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  be- 
gründen»/ Demnach  ist,  in  dem  ganzen  Umfang  des  Teutschen 
Bundes,  keine  Staatsregierung  befugt,  eine  Ungleichheit  in  dem 
Genufs  bürgerlicher  und  po  litisc  her  Rechte  ,  bei  Mitgliedern 
der  verschiedenen  ch  ris  t liehen  Kirchengescllschaften,  wegen  dieser 
Eigenschaft  su  handhaben  ,  oder  gesetzlich  zu  verordnen.  Keine  darf 
Mitglieder  solcher  Art,  der  Religion  halber ,  für  'besitz-,  erwerb-, 
erb-  oder  sucecssionsunfähig  erklären,  oder  aus  demselben  Grund 
einen  Unterschied  zwischen  ihnen  festsetzen  oder  beobachten  ,  in 
Absicht  auf  Schutz,  Rechtspflege,  ActirBürgcrrecht,  bürgerliche  Ehre 
und  Vortheile,  Gewerbe,  Verkehr,  Fähigkeit  zu  Erbschaften  und 
Vermächtnissen,  öffentliches  Begräbnifs,  u.  d.  m.  Diese  staats- 
rechtliche Beschränkung  der  zu  dem' Teutschen  Bund  gehörenden 
Staatsregierungen,  bezieht  sich  auf  das  Verhältnifs  sowohl  der  ein- 
zelnen christlichen  Unterthanen  von  verschiedenem  Religionsbekennt- 
nifs,  als  .auch  der  verschiedenen  christlichen  Glaub  ensparteien  oder 
Kirchengesellschaften,  zu  dem  Staat.  Damit  ist  jedoch  VI)  die 
privat  rechtliche  DispositionsGewalt  der  verschiedenen  christ- 
lichen Kirchengescllschaften  über  ihr  Kirchengut,  zum 
ausschliefsenden  Vortheil  ihrer  Religionsverwandten  (§.  5s5,  c),  und 
diejenige  jedes  Einzelnen  über  das  Seinige,  ausschliessend  zum 
Besten  seiner  Glaubensgenossen  ( $.  53o),  weder  aufgehoben  noch 
beschränkt.  Durch  Ausübung  dieser  Befugnifs ,  geschieht  kein  Ein- 
griff in  Staatsberechtigungen,  und  wird  keinem  Einzelnen  ein  voll- 
kommenes Recht  entzogen,  mithin  der  Umfang  der  privatrechtlichen 
Autonomie  (  §.  343  u.  243)  nicht  überschritten.  Alles  beschränkt  sich 
auf  den  Kreis  der  aus  dem  unbeschränkten  Eigenthum  fließenden 
DispositionsGewalt;  wobei  jedoch  die  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Rechtes,  namentlich  in  Hinsicht  auf  Enterbungsbefugnifs  und  Pflicht" 
theilForderung ,  zu  beobachten  sind.  VII)  In  der  neueren  Zeit,  haben 
in  Teutschland  die  verschiedenen  christlichen  Glaubensparteien,  über 
einen  gleichen  Festkalender  sich  verglichen  *). 

ß)  RundesActe,  Art.  16.  Vergl.  oben  %.  ?3o,  u.  KttBFn's  Acten  des  wiener 
Congr. ,  Bd.  II,  S.  5,  363  u.  401.  Ebendcts.  Übersicht  der  diplomat.  Ver- 
handlungen des  wiener  Congr. ,  S.  «49»  2$o,  *6o,  »66  u.  170.  Ucber  die 
Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  christlichen  Religion«* erwandten,  in  den 
Bundesstaaten.  Fratobf.  1817-  8.  Ucber  die  Gleichstellung  der  Protestanten 
u.  Katholiken  in  den  t.  Rundesstaaten.  Hannov*  i8«8-  8  —  Eine  ähnliche 
Vorschrift,  wie  diejenige  in  der  BundesAclc,  findet  man  in  dem  westpbälisrhen 
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Frieden.  I.  P.  O. ,  art.  V.  %.  35  j  desgl.  in  neueren  StaatsverfrSgen ,  oben  §. 
5i5,  c.  —  So  viel  die  Freie  Stadt  Frankfurt  insbesondere  betrifft,  s.  man  oben 
%.  525,  Note  a,  u.  %.  216,  Note  b.  Ferner,  Klübeb's  Acten  des  wiener 
Congr-,  Bd.  IV,  S.  74.  Acte  final  du  congres  de  Vicnnc  du  9  juin  i8i5, 
art.  46-  Erklär,  des  Senats  v.  ib.  Jul.  1816 ,  in  Klübeb's  Staatsarchiv,  Bd.  I, 
S.  290.  Klübfb's  angef.  Uebersicht  etc. ,  S-  «5o  f. ,  260  u.  266.  —  Atunalimen 
von  der  Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  Bcligionsvervrandten,  unten  $.529. — 
Von  den  Juden,  s.  oben  %.  232,  465  u.  5i5  f. 

h)  Schifgel's  Rirchengesch.  des  18  Jahrh.,  II. 121.  ff.  Schböteb's  rerm.  Abhandl. 
Th.  II,  S.  91*1  —  229.  Die  Rcichsgesctxe,  insbesondere  den  Reichsschlufa  von 
1776,  s.  in  Gebsti.achfb\s  Handb.  der  t.  Reichsgesctzc,  IX.  146a  —  »474«  Heb- 
bich's  Fortsct».  der  Schaurothischen  Samml.  Conclusor.  Corporis  Evangclicor., 
36  ff.  Rcpertorium  des  Staats-  u.  Lchnr. ,  III.  voc.  Osterfest.  Klcbeb's  Lit., 
6o3.  J.  H.  Voiot's  allgemeiner  katholisch-protestantischer  Balcnder.  Weimar 
1809.8.  Mkmuebt'»  Ucbcrsiclit  des  neufranzösischen  Calenderwesens.  Erlangen 
1802. 8.  L'art  de  rerificr  les  dates  de  la  revolution  (francaise)  jusqu'au  1  ven- 
demiaire  an  XU.  Paris  i8*3.  12. —  Vergl.  auch  Scbeidebubtel  a.  a.  O.  II.5i. — 
Von  dem  gregorianischen  Kalender,  a.  Mtcax's  Kirchenr.,  %.  48. 

§.    527.  (433.) 

Entscheidung  der  Religion seiqenschaft.     Anzüglichkeiten  und  Anschul- 
digungen.   Pressfreiheit.    Symbolische  Bücher. 

1)  Die  Frage:  wem  die  Entscheidung  darüber  zustehe,  welcherRe- 
1  i  g  i  o  n  Jemand  zugethan  sey  ?  und  jene  von  dem  Recht  zu  Ausschlies- 
sung aus  der  Kirchengesellschaft  (§.  5ao),  ist  mit  Unterschied  zu 
beantworten«).  II)  Anzugliche  und  Sch  m  äh  a  usdrü  c  he,  Spott- 
und  SectenNamen  ,  z.  Ii.  Ketzer,  Papisten,  Lutheraner,  Lutherthum, 
Calvinisten,  Zwinglianer,  gegenseitige  Anschuldigungen  von  Be- 
günstigung oder  Anstiftung  von  recht-  oder  sittengesetzwidrigem  Be- 
ginnen, z.  B.  Aufruhr,  ThronRevolution ,  von  politischer  Vcrhetze- 
rung  u.  d. ,  sind  rechtwidrig  Jeder  bekenne  in  aller  Freimütigkeit, 
seine  Ueberzeugung:  aber  er  glaube  und  ehre  auch,  dafs  jeder  Andere 
gleiche  Ueberzeugung  für  seine  Glaubensform  fühle.  III)  DiePrcfs- 
freiheit  in  Rcligionssachen ,  besonders  in  Absicht  auf  die  symbo- 
lischen Bücher  <)  einer  Glaubenspartei,  hängt  zunächst  axb  von  der 
Bestimmung  des  Regenten  d).  Es  ist  aber  hierin  keine  Religionspartei 
vor  der  andern  zu  begünstigen. 

a)  J.  G-  Gosse  di*s.  de  probatione  rcligionis.  Erl.  1751.  Erlang,  gel.  An«.  1762, 
S.  62.  C.  G.  Geislfb  pr.  de  judicio  super  religione  aliorum  ferendo.  Marb. 
1779.  Moskb's  Abhandl.  aus  dem  Kirchenr.,  i26ff.  14»  ff.  Püttbb's  Lit.,  III.  80. 
Klübeb's  Lit-,  i3i.  —  Der  Kirchcngewalt  eignet  durchaus  das  Entscheidungs- 
recht zu,  v.  Abetin,  in  d.  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  116. 

*)  Vergl.  Wiesebhavebh  Kirchenstaatsr. ,  i&7  ff.  Föttfb's  bist.  Entwickcl. ,  ü. 
386.  —  Von  oben  erwähnten  Anschuldigungen  s.  v.  Abetiü's  constit.  Staatsr., 
Bd.  II,  S.  116  f. 

c)  Was  unter  »ymbolitchen  Büchern  tu  verstehen  sey,  und  ob  die  Evangelischen 
ihre  symbolischen  Bücher  (die  A.  C. ,  die  Äpologia  A.  C. ,  beide  i53o  von 
Melanchthon  verfafst,  die  Scbmalkaldischen  Artikel,  von  Luther  i537  für  das 
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Concitium  zu  Mantna  aufgesetzt)  ändern  und  verbessern  können?  Vergl.  5i8  r. 
WinjF^nivFÄN  Birchcnstaatsr. ,  i3a.  Moskb's  Abb.  aus  dem  Birchcnr. ,  ju3 
Cnoxr's  Anmerk  zu  der  Wahlcap.  Leopold'«  II.,  S.  if.  HlCbkr's  Lit.,  583] 
Vergl.  oben  %.  5i8,  Note  d.  —  R.  A.  Martens  über  die  Symbol.  Bücher  der 
evangel  Kirche,  ihre  Entstehung,  Gellung  u.  Vereinigung  mit  den  evangellsrli- 
reformirten  Symbolen-  Pesth  i83o.  8.  —  Von  der  augsburg  Confession.  ob<*n 
%.  5i6,  Note  d. —  Die  symbolischen  Bücher  der  erangel.  lutherischen  Birche. 
Heraus»,  v.  F.  A.  Böthe.  Lcipz.  i83o.  8.  J.  C  G-  Adousti  corpus  librorutn 
Syinbolicorum ,  qui  in  ecclesia  Beformatorum  auetoritatem  publicam  obti- 
nurrunt.  ßonnae  1817.  8.  J.  J.  Miss  Sammlung  symbolischer  Bücher  der  re- 
formirten Birche  Neuwied,  Th.  I.  i8a&  Tb.  II.  i63o.  8.  Die  symbolischen 
Bücher  der  evangelisch-reformirtcn  Birche.  Zum  ersten'malc  aus  dem  Lateini- 
schen vollständig  übersetzt  u-  mit  bistor.  Einleitungen  u.  Anmerk.  begleitet. 
Zwei  Thcilc.   Neustadt  a.  d.  Orla.  1829.  8. 

a?)  Vergl.  Blübeb's  Einl.  zu  einem  neuen  Lehrbegriff  des  t.  Staatsr. ,  109, 
Kote  h.  "Wiksf's  Handb.  des  Birchenr. ,  Tb.  III,  §.  47s.  Micm's  Kirchenr. , 
V  ?6.  Ktfi»n's  Lit.,  V  873  «.  —  Bei  religiösen  Schriften  der  Birchenlehrer, 
knno  auch  Erlaubnifs  ihrer  geistlichen  Ober»  nothig  seyo. 

§.   Ö28.  (434) 

Religfonsänderung  des  Regenten.    Religion  des  Regierung». ,  Stamm-, 

oder  Lehnfolgers. 

• 

1)  Die  persönliche  Religionsänderung  des  Regenten  <*),  oder 
die  von  der  Religion  der  vorigen  Regenten  verschiedene  Religion  des 
Nachfolgers  in  der  Regierung,  darf  den  bestehenden  Regierungs- 
und  SuccessionsBefugnissen  und  Pilicbton  keinen  Eintrag  thuu  *>. 
II)  Insonderheit  hann  der,  durch  seine  Abstammung  von  dem  ersten 
Erwerber,  oder  sonst  mit  einem  wohlerworbenen  Succcs-sions- 
Recht  versehene  Regierung*-,  Stamm-,  oder  Lehnfolger, 
durch  neuere  Hausverträge,  oder  andere  Verfugungen,  zu  einer  be- 
stimmten Religion  ohne  seine  Zustimmung  nicht  verpflichtet,  noch,  der 
Religion  wegen,  von  der  Succession  ausgeschlossen  werden  c). 

a )  ProselytenListe ,  in  Püttir's  hist  Entwickel. ,  II.  336.  —  Ob  und  wie  weit 
katholische  Landesherren  über  evangelische  Unterthanen  die  evangelische 
Birchengewalt  auszuüben  haben?  oben  §.  517,  b. 

*)  Doch  Hessen,  in  solchen  Fällen,  sich  zuweilen  die  Agnaten,  oder  die  Land- 
stände, auch  wohl  das  Corpus  Catboticorum  oder  das  Corpus  Evangelicoruin, 
die  unveränderte  Erhaltung  der  LandesBcligionaverfassung  von  dem  zu  einer 
andern  Beligion  sich  bekennenden  Landesherrn  oder  Begieruogsnach folger  aus. 
drürklich  versiehern,  durch  Verträge,  Assecurat ionsActen ,  oder  Beversalen. 
Beispiele  liefern:  v.  Röxbr  a.  a.  O.  II.  497  ff-  w-  Schauroth's  Samml.  der 
Conclusor.  Corporis  Erang.,  III.  83s-  Hrbbich's  Fortsetz.,  60.  178.  3o3.  49«. 
Fabfr's  europ.  Staatsk  ,  LXIV.  180.  208.  neue  Staatsk. ,  XXXI.  355.  Eine 
Samml.  tou  Urkunden  dieser  Art,  hat  den  Titel:  Auszüge;  zweite  Beilage  zu 
den  Protocollen  der  ausserordentlichen  Reicbsdeputation.  Rrgensb.  180a.  '4* 
Pütter's  Lit.,  III.  733.  Blübkr's  Lit.,  6o5.  —  Ob  Beligionsrersicherungs- 
Verträge  dieser  Art,  auch  ohne  ein  ausdrückliches  Versprechen,  stillschwei- 
gend besteben?  Meist»»  von  d.  Religionsheschaffenheit  der  Reichs tagsStimmen, 
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3o.  u.  49.  Pvvt«b*s  Lit^,  III.  78.  RiCaza's  Lit. ,  i3i.  —  Wider  die  Verbind- 
lichkeit der  ReligionsversicberungsVerträgc  katholisch  werdender  Landesherren, 
s.  (Föuch)  Erläuter.  d.i.  Staatsr.,  5»6.  Klüse*'*  kl.  jur.  Bibl.,  St.XXlV.45o. 

1 

e)  Ausserdem  würde  ihm,  durch  Entziehung  eines  ihm  zustehenden  vollkom- 
menen Rechtes,  eine  Rechtsverletzung  zugefügt,     Mosers  FamilienStaatsr. , 
I.  5o.   GötcvkiTs  jurist.  Abb.,  I.  i  ff  —    Anwendung  auf  den  pjälsitchen  Haus- 
verlrag  von  1771  ,  V  5,  und  auf  zwei  markgräfl.  badische  Testamente  von  i6i5 
u.  1649,  in  Vergleichung  mit  dem  Relig.Frieden  v.  i555.  §.  i5.  u.  dem  Instr. 
Pac  Osnnbr.,  V.  i.u.  35.  Mosta'sAnm.  r.u  dem  teschner Frieden,  ia?.  Eheniett. 
markgräfl.  badiscltes  Sta.itsr.,  18.   Dafs  die  in  den  angef.  pfälzischen  Familien- 
vertrag  «  aufgenommene  fideicommissarisrbe  Ermahnung  des  Herzogs  Albrecht  V. 
an  seine  Nachfolger:  dafs  sie  keine  andere  als  die  katholische  Religion  selbst 
bekennen  u.  in  Baiern  einführen  sollen;  u.  die  weitere  Bestimmung  dieses 
Vertrags :  dafs  keinem  Regenten  in  das  Herzogthum  Baiern  einige  protestan- 
tische Minister ,  Käthe  u-  Beamten  einzuführen  erlaubt  seyn  solle,  —  nicht 
als  solche  (zwischen  dem  Landesfürsten  u.  den  Landständen  geschlossene) 
Landesverträge   angesehen  werden  können»,  indem  die  pfalzzweibrückischo 
Linie  in  dem  teschener  Frieden  diesem  Famiiienvertrag  anders  nicht  beigetre- 
ten sey^  als  wie  er  in  dem  Art  8  dieses  Friedens  bestätigt  worden,  nämlich 
in  so  weit  er  dem  westphäl-  Frieden  nichts  zuwider  enthält,  unter  welchem 
ausdrücklichen  Vorbehalt  auch  nur  der  Beitritt  des  Reichs  am  s8.  Febr.  1780 
erfolgt  scy ;  dieses  wird  erklärt  in  einem  Rescript  des  Kurfürsten  (nachher 
Königs)  Maximilian  Josephs  an  die  GeneralLandesDirection  zu  München,  vom 
36.  Aug.  1801 ;  abgedruckt  in  der  Geschichte  der  ersten  Biirgeraufnahme  eines 
Protestanten  in  München  (Ohne  Druckort,  1801.  8.),  S.  75.    Man  s.  auch 
Püttsb's  Darstell,  der  pfälz.  Religionsbeschwerden,  S.  i3t.  —   Anders  ist  es, 
wenn  dem  Subject  ein  vollkommenes  Successionsrecbt  nicht  zusteht.  Hievon 
Num.  IV  des  folg.  §. 

§.   529.  (435-.) 

Ausnahmen  von  der  Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  Glaubens- 

Parteien  und  ihrer  Mitglieder, 

| 

Aasnahmen  von  der  Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  Glau- 
bensgenossen ( §.  5<»5  q.  f.),  können,  aus  besondern  Gründen,  Statt 
finden.  1)  Diefs  ist  der  Fall,  wenn  eine  Glauhenspartei  mit  Ein- 
schränkungen in  dem  Staat  re  c  ipir  t,  oder  t ol  eri  rt  ist  (§.  5i6,  h 
und  5s5,  a),  z.  B.  nur  für  Privat  Religio ns Übung,  oder  nur  für 
Hausandacht  (devotio  domestica);  II)  oder  wenn  particuläre  oder 
locale  Rechte ,  in  Absicht  auf  den  Genufs  gemeindebürgerlicher 
Rechte,  Ausnahmen,  oder  Einschränkungen  begründen,  z.  R.  bei 
nicht -christlichen  «)  Glaubensgenossen,  in  Ansehung  der  Fähigkeit  zu 
dem  vollen  Bürgerrecht,  zu  Staats-,  Stadt-,  oder  Dorfämtem ,  zu 
dem  Erwerb  liegender  Gründe,  zu  dem  Genufs  milder  Stiftungen,  ti.  d. 
III)  Das  Kirchengut  (der  Schul-  und  KirchenFonds)  gebührt,  als 
Privatgut,  abschliessend  demjenigen  Religionstheil ,  welcher  solches 
durch  irgend  einen  Rechtstitel  erworben  hat  *);  wohin  auch  der 
Besitz  in  dem,  durch  den  westphälischen  Frieden  festgesetzten  Eht- 
scheidungsziel  c)  gehurt  <*).  IV)  Auch  ist  ausser  Zweifel,  dafs  Rechte, 
welche  ihrer  Natur  nach,  eine  bestimmte  Religion  des  Berechtigten 
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voraussetzen,  aufhören,  sobald  dieser  zu  einer  andern  Religion 
sich  bekennt  <). 

a)  Die  ßundesActe,  in  der  oben  \.  5«6  angeführten  Stelle,  spricht  nur  von  der 
Rechtsgleichheit  der  Bekenner  des  christliehen  Glaubens. 

Ii)  Vergl.  \.  5«6,  u.  Klüdeb's  Uebcrsicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr., 
S.  »53  u.  2-0. 

e)  Klübkii's  Einl.  zu  einem  neuen  Lebrbcgr.  des  teutschen  Staatsr. ,  §.  111  f. 

d)  Vergl.  oben  %.  5o  u.  53. 

e)  Vergl.  das  angcf.  badische  ConstitutionsEdict ,  %.  5.  —  Von  dem  geistlichen 
Vorbehalt  (Freistellung,  Freistcllionat,  Heserratum  ccclesiasticum)  handelu  der 
ReligionsFricde  v.  i555,  %.  18.  u.  das  Instr.  PacOsnabr. ,  V.  i5.  Wiksfmwib^ 
Kirchenstaat«!-.,  164.  J-  W.  v.  Göbel's  Abbandlungen  aus  d.  Staatsr.  (Heimst. 
ir3-.  8),  St  I,  S.  4i  ff.  Schsaubebt's  Kircbenr.  der  Protest.,  %.  nh.  Pütt™* 
Lit.  ,111.  76.   Klvbbrs  Lit.,  i3o. 

§.   550.  (435  »».) 

Insonderheit  die  HeligionsQausel ,  in  letztwilligen  oder  vertragmasiyen 

Bestimmungen. 

V)  Letztwillige  oder  vertragmäsige  Bestimmungen,  welche  «um 
Genufs  der  durch  sie  freiwillig  oder  unvc pflichtet  verliehenen 
PrivatSuccessions-  oder  Genufsrechte,  eines  Nachlasses,  Vermächtnisses, 
Fideicommisses ,  Majorates,  Seniorates,  u.  d. ,  einer  Familieustifhing, 
einer  frommen  oder  milden  Stiftung,  die  Bedingung  setzen,  daf» 
der  Begünstigte  Mitglied  einer  bestimmten  kirchlichen 
Glaubens partei  sey ,  sind  unter  der  staatsrechtlichen  Regel  der 
bürgerlichen  und  politischen  Rechtsgleichheit  der  verschiedenen 
christlichen  Glaubensgenossen  (§.  5ib)  nicht  begriffen,  wenn  sie  an 
sich  rechtsgültig,  namentlich  früheren  verbietenden  Staatsgesetzen 
nicht  zuwider  sind,  und  auf  eine  von  dem  Staat  nicht  verbotene 
Religionsgesellschaft  sich  beschränken  «).  Wie  verschieden  auch  die 
siibjcctiven  ürtheile  über  den  sittlichen  Gehalt  einer  solchen  Bestim- 
mung seyn  mögen,  so  wird  doch  durch  sie  jene  staatsbürgerliche 
Rechtsgleichheit  nicht  beeinträchtigt,  da  sie  sich  auf  den  Kreis  von 
willkührlichen  Privatrechten  beschränkt  ,  mithin  den  Umfang  der 
privatrechtlichen  Autonomie  der  Einzelnen  nicht  überschreitet 

<*)  Die  Einwendung,  eine  solche  Bestimmung  sey  conditio  turpis,  folglich  für 
kraftlos  und  nicht  bestehend  (pro  non  adjecta)  su  achten,  wäre  unbegründet. 
Denn,  eines  Theils,  enthält  dieselbe  keine  Rechtsverletzung  mittelst  Entziehung 
vollkommener  Privatrechte,  die  ohne  sie  dem  Andern  zustehen  wurden;  An- 
dern Theils  ist  sie  gesetzlich  unverboten  (lege  seu  jure  non  improbata).  Aach 
wird  durch  sie  eine  Beibehaltung  oder  Aenderung  des  Kircbenglaubens  weder 
geboten  noch  untersagt,  sondern  ganz  der  freien  Willeusbestimmung  des  Ein- 
zelnen überlassen,  also  dem  echten,  d.  h.  von  zeitlichem  Vortheil  unabhängi- 
gen Gewissen  irgend  ein  Zwang  nicht  angethan,  noch  eine  rechtwidrige  Zu- 
muthung  gemacht  Ist  doch  selbst  eine  ausdrückliche  oder  directe  conditio 
mutandae  vel  non  mutandee  religionis,  nur  dann  für  schandlich  zu  halten, 
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wenn  Jemand  aufgelegt  wird,  eine  vom  Staat  verbotene  Religion  anzunehmen. 
Jo.  Gvit.  Scbbilhass,  praes.  H.  F.  Schobch,  diss.  utrum  conditio,  qua 
certa  religio  in  subjecto  requiritur.  pro  turpi  vel  honesta  sit  habenda? 
Erford.  i~5».  4-  Thibaüt's  System  des  Pandektenilechtes,  %.  1011.  An- 
dere halten  für  nicht  rechtwidrig  nur  die  Bedingung,  die  Religion  nicht  zu 
ändern.  "VVaich's  controvers.  juris  cir. ,  p.  28a.  Honetten  princ  juris  rom. 
cir.,  T.  I.  %.  195.  Tb.  Hagemabb's  u.  C.  A.  GüBtrarVs  Archiv  für  die  theoret. 
und  pract.  Rechtsgelehrsamkeit,  Th.  III  (Braunschw.  1789.  8.),  S.  346  ff.  Run- 
de's teutsches  Priratrecht,  §.  637.  A.  D.  Wkber's  Erläut.  der  Pandekten; 
herausgegeben  Ton  dessen  Sohn,  A.  W.  K.  Wbbeb,  Th.  II  (Leips.  i8ao.), 
8.  146. 
6)  Vergl.  §.  5a6,  V. 

§.    551.  (436.) 
KircfietujHt.  Seeularisation, 

I)  Als  selbstständige  Gesellschaft  im  Staat,  ist  die  Kirche  berech- 
tigt au  Anwendung  der  zu  Erreichung  ihres  Zwecks  nüthigen ,  mit 
dem  Staatsinteresse  vereinbaren  Mittel.  Dahin  gebort  das  Recht, 
Vermögen  zu  erwerben,  ausschliefsend  zu  besitzen,  zu  be- 
nutzen, und  selbst  zu  verwalten.  II)  Das  Ki  r  chengut  ist 
Privatgut  der  Kirche  (  §.  334 1  $26  u.  529),  folglich  an  sich  unter- 
worfen, weder  der  Verfügung  noch  der  Verwaltung  des  Staates;  wohl 
aber  dessen  Oberaufsicht,  auch  in  Absicht  auf  Erhaltung  und  zweck- 
mässige, insonderheit  stiftungmäsige  Verwaltung  i  zum  Vortheil  der  Got- 
tesverehrung, des  Unterrichtes,  und  der  Wohlthatigkeit  «).  III)  Hienach 
ist,  im  Allgemeinen,  die  Frage  von  der  Befugnifs,  sowohl  derKirche 
als  auch  ,des  Staates,  zu  Verwandlung  des  geistlichen  oder 
Kirchenguts  in  weltliches  *)  Staats- oder  Privatgut  (Verweltlichung, 
See  ularisation)  zu  beurtheilen  <■).  Zu  Verletzung  des  Eigenthum- 
rechtes, ist  hiebei  auch  der  Staat,  in  der  Regel  (§.  55i  u.  f.),  nicht 
befugt. 

• 

a)  Vergl.  Instr.  Pac.  Osnabr.  1648,  art.  V.  §.  3i.  R.  Deput.  Hauptsehlufs  v.  »5. 
Febr.  i8o3,  63.  Von  fViHembergy  s.  Fbtkb*s  Grundzüge  der  erbländ.  Ver- 
fafs.  Würtcmbergs  (1817.  8.),  %■  18  ff.,  u.  Verhandlungen  in  der  Vcrsamml. 
der  Landstände  des  Hönigr.  Würtemb.,  i8»5  u.  1816,  Heft  11,  S.  10  ff.,  Heft 
11,  S.  9  ff.  Das  angeführte  badische  ConstitutionsEdict,  $.  9  u.  19.  Hönigl. 
baier.  Verordn.  v.  1.  Oct.  1807.  Baier.  Edict  »4.  März  1809,  %.  5o  ff.;  wo 
jedoch  ,  §.  85 ,  wegen  landesherrlicher  Aufsicht  u.  Schutzherrlichkeit ,  das 
Rirchcngut  unter  Verwaltung  weltlicher  Staatsbehörden  gestellt,  auch,  §.  5a 
u.  53,  über  den  Ueberschufs ,  nach  Befriedigung  der  LocalBedürfntsse ,  ron 
Staatsvregen  verfügt  ward.  Diese  Verfügung  ward  abgeändert,  durch  eine 
Verordn.  v.  6.  März  1817,  die  Verwaltung  des  Stiftung-  u.  Communal Vermö- 
gens betr.  Bäuerische  Verfafs.  Ürk.  v.  1818,  Tit.  IV,  %.  9.  (r.  Ubbsch  baier. 
Staatsrecht,  $.  67.)  Weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  i8a3,  §.  11  (oben  §.  5i3).  Kurhess* 
Verfafs.  ürk.  v.  i83t ,  %.  i38.  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  »1 ,  u. 
prvussisch'säclu.  Friede  v.  18.  Mai  1816,  Art.  16;  in  Klgbbr*  Acten  des  wiener 
Congr.,  Bd.  VI,  S.  3i  u.  i33.  Rlöbbb's  Uebersicht  d.  dipl.  Verhandl.  des 
wiener  Congr.,  S.  73.  Michl's  Kirch enr.,  %±  3t.  v.  Arktiks  constit.  Staatsr-, 
Bd  II,  S.  107  ff-    Bundesvertrag  der  11  Cantone  der  Schweis,  v.  7.  Aug. 
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i8i5,  Art  n;  in  d.  Handb.  des  Schweiber.  Staatsr.  (a.  Aufl.  i8ai),  S.  11.  Eng- 
lische Parlamentverhandlungen,  in  d.  Allgem.  Zeit.  1816,  Num.  175.  Abhandl. 
von  dem  Rechte  der  Staatsgewalt  über  das  Kirchengut.  Frankf.  i8o5.  8.  P.  Sabu 
von  dem  Kirchengut.  Aus  d.  ltaliän.  v.  J.  G.  Steeb.  Frankf.  u.  Leins.  1786. 
8.  Scheid? m.\st pl  a.  a.  O.  II-  53.  Rössio's  Politik,  S.  ao6.  Frabr's  System  der 
landwirthschaftl.  Polizei,  173  f.  —  Von  Behandlung  des  Hirchenguts,  als  mittel» 
bares  Staatsvermögen,  oben  §.  334>  t 

»)  Unterschieden  von  der  f'*räu*serung  des  Kirchenguta  im  Allgemeinen.  —  Ver- 
schiedene Arten  der  Secularisation.  In  dem  ehemaligen  teutschen  Staatsrecht,  ver- 
stand man  unter  Secularisation  im  engern  Sinn,  die  Verwandlung  eines  geistlichem 
Wahlilautes  in  einen  weltlichen  (Erb-  oder  Wahl-)  Staat.  —  Geschichte  derSecu- 
larisationcn :  1)  von  den  Merovingern  bis  auf  die  Reformation ;  Weissb  a.  un- 
ten a.  O-  S.  6  —  3o;  a)  von  der  Reformation  bis  au  dem  westphäl.  Fr.  ;  eben- 
das.  S.  3o  —  60.   Pütteb's  histor.  Entwickcl.  d.  Staatsverf-  d.t.  Reichs,  I.  38a; 
3)  in  dem  wcstphäl-  Fr.;  ebendas.  S.  60  —  ■  55.    Pütteb's  Geist  des  westphäl. 
Fr. ,  an  mehreren  Stellen.    Ebendess.  instit.  juris  publ. ,  %.  35  u  80.  Ehendest. 
histor.  Entwickcl. ,  II.  56  ff. ;  4)  Sccularisationen  seit  dem  westphäl.  Fr. ;  vor- 
aüglich  durch  den  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3.  besonders  in  dem  Eingang,  dann 
%.  34  ff. ,  in  Folge  der  in  dem  lüneviller  Frieden  Art.  7  angenommenen,  auf 
dem  rastatler  FriedensCongrefs  im  Namen  des  teutschen  Reichs  schon  bewillig- 
ten, Grundlage  der  Entschädigung  der  loutschen  erblichen  Reichsstände  durch 
Secularisation,  für  Verlust,  welchen  die  Abtretung  der  Länder  auf  der  linken 
Rheinseite  an  Frankreich,  verursacht  hatte;  5)  Secularisation  seit  i8o3 ,  z.  B. 
der  Besitaungen  der  beiden  geistlichen  Ritterorden.    Oben      «47»  Note  b  u. 
c.    Klöber's  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr. ,  S. 
3o/7  ff.   Neueste  Einricht.  des  kathol.  Kirchenwesens  in  den  k.  preufs  Staaten 
(Frankf.  18a».  8  ),  S.  3  —  17-    Micw/s  Kirchcnr. ,  %.  3a.  Königl.  prent*.  Edict 
v.  3o.  Oct.  1810,  betr.  die  Einziehung  sämmtlichcr  geistl-  Güter  in  der  Mo- 
narchie; in  d.  Gesetssamml. ,  1810,  S.  3a.    In  Folge  dessen,   wurden  alle 
Güter  des  Johannitcrorden  in  der  Monarchie  als  Staatsgüter  eingezogen.  Man 
s.  Gesetzsamml.  v.  181a,  S.  109.  —  Pius  VII.  ertheiltc  dem  König  Carl  IV. 
eine  Bewilligung ,  dafs  ein  Siebentheil  sämmtlicher  Klosterbesitxungen  cum 
Besten  der  Staatscasse  verkauft  werden  dürften ;  es  ist  aber  von  dieser  Er- 
laubnis bis  jetzt  kein  Gebrauch  gemacht  worden. 

c)  Schriften  in  Pötter's  Lit.,  III.  697.  Klübeb'b  Lit.,  %.  148O.  —  Von  recht- 
mäsigen  und  unrechtmasigen  Ursachen  der  Secularisation,  s.  unten  \.  55i-  L.  P. 
Beule*  diss.  (Mogunt.  1746.  4-  u-  in  Aar.  Schxidt's  thesaur.  juria  eccles.,  T. 
VI ,  p.  78  sqq.),  %■  75  sqq.  —  Vcrgl.  G.  L.  Boebuebb  princ.  juris  ran- ,  %.  586. 
V.  Wiese's Kirchenr. ,  \.  35a.  Gönher's  teutsch.Staatsr-,  %,  447*  C.  C.  Weisse  über 
die  Säcularisation  teutseber  geistlicher  Rcichaländer  (Lcipz.  1798.  8.),  S.  3. 
Ehendess.  Nachtrag  zu  s.  Abb.  über  die  Säcularisation.  Leips.  1800.  8-  Die 

,  Unrechtmäsigkeit  der  Säcularisirungen.    Als  Antwort  auf  Hrn.  Weisse 's  Schrift. 
Philale thopolis  1799-  ®*    Ueber  das  Staatsnotbrecht,  als  Grund  des  Rechtes 
zu  säcularisiren  ;   eine  Antwort  auf  Weissb's  Nachtrag  etc.  Philalethopolis 
1800.  8.   Das  landesherrliche  Recht  über  Klöster.  Lcipz.  1801.  8.  Abhandlung 
von  dem  Rechte  der  Staatsgewalt  über  das  Kirchengut.  Frankf.  i8o5.  &  Die 
Vernunft  fordert  die  Secularisirungen  nicht  Teutschl.  1798.  8.    Freimut  big  e 
Gedanken  über  die  Sccularisirung  der  geistl.  WabUtaaten.  Altona  u.  Ifumb. 
1798.  8.     0.  F.  HjLbeblis  über  Aufhebung  mittelbarer  Abteien  u.  Klöster. 
(Heimst.  i8o5.  8.),  S.  79.  —    Anders  als  oben  im  §. ,  J.  N.  F.  Bhiuer  in  a. 
Abhandlungen  z.  Erlauter,  d.  wcstpbäl.  Fr.,  Bd.  II,  S.  14  f.    v.  Arktiks 
Genius  von  Baiern ,  St.  IV.  —    Von  den  kirchlichen  u.  politischen  Folgen  der 
durch  den  R.  Dep.  HauptscbL  v.  i8o3  festgesetzten  Secularisation,  s.  man  die 
Staatsrechtlich-politische  Erläuterung  des  ^34  des  neuen  EntscbädigungsPl  ah  s. 
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(Ohne  Druckort)  180».  8.  —  Nicht  blofs  die  Politik,  auch  die  Sittenlehre 
kann  Gründe  darbieten,  widerrechtliche  Serularisationen  bestehen  zu  lassen. 
Man  «.  Bescheidene,  doch  freimüthige  Andeutung  über  Lebertreibun&cu  und 
Rückwirkungen  etc.  Germanien  181 5.  8. 

■ 

§.      552.   '  (437.) 
Incameration.   Reformation.  AmortisationGesetze. 

1)  Auch  zu  so  genannter  Incameration,  das  heifst ,  zu  Ein- 
siehung des  Kirchenguts,  oder  des  Vermögens  frommer  oder 
milder  Stiftungen,  in  der  Absicht,  dasselbe  unmittelbar  durch 
eine  landesherrliche  Finanz-  oder  CameralBehörde ,  o  h n e  förmliche 
Verwandlung  oder  Aufhebung  seiner  bisherigen  Eigenthumeigenschaft 
yerwalten  zu  lassen  <0,  könnte  der  Staat,  ohne  Verletzung  des  Eigen- 
thumrechtes ,  nicht  schreiten  *)}  selbst  dann  nicht,  wenn  er  den 
ganzen  reinen  Ertrag  zu  dem  stiftungmäsigen  Zweck  verwenden 
wollte.  Das  eine  wie  -das  andere  Gut  darf,  unbeschadet  der  dem 
Staat  gebührenden  Oberaufsicht,  seiner  stii'tungmüsigen  Verwaltung 
eben  so  wenig,  als  der  stiftungmasigen  Verwendung,  entzogen  werden  <0 
(§.  334).  II)  Von  der  Secularisation  und  Incameration,  ist  jedoch  die 
Reformation  des  Kirchenguts  wesentlich  verschieden.  Sie  erfolgt, 
erlaubterweise,  wenn  eine  Kirchengesellschaft,  nach  ihrem  Uebergang  . 
zu  einer  andern  Religion,  ihrem  Kirchengut  eine  Bestimmung  gibt, 
welche  ihren  neuen  ReligionsGrundsätzeo  gema'fs  ist«').  III )  Der 
ubermäsigen  Vermehrung  des  Kirchenguts,  können,  durch  Amorti- 
sationsGesetze«),  Schranken  gesetzt  werden. 

• 

a)  Von  der  Incameration  ist  die,  von  dem  gehörigen  Richter  verfügte,  Seque-  * 
ttration  des  Kirchen-  und  frommen  Stiftungsgutes  zu  unterscheiden. 

b)  Vergl.  R  Deput.Hauptscbl.  v.  i8o3,  %,  65.  GH.  hessische  Verfafs.Urk.  t.  1820, 
Art.  43.  Ueber  das  geistliche  Gut  im  Wirtembtrgitchen.  1801.  8.  Klcber's 
Acten  d.  wiener  Congr. ,  V.  a47«  (Pahi/s)  NationalCbronik  der  Teutschcn, 
1804«  S.  34x  Verhandlungen  in  d.  Versaro  ml.  d.  Landstände  des  Königr. 
Würtemberg,  Abth.  VIII  (i8i5.  8.),  S.  97  ff.  Abth.  IX,  S.  58  ff.  Abth.  XX, 
XXI  u.  XX1IL  Grundsätze  über  das  Vertreten  der  Kirche  bei  Ständevor- 
sammlungen,  herausgeg.  ▼.  H.  E.  G.  Paülus  (Heidelb.  1816.  8.),  S.  8  ff.  Dar- 
stell.  des  Betragens  d.  würtemb.  Landstände  (i8i5.  8.),  Abschn.  I,  Art.  4;  u. 
Fortsetzung  (i8i5.  8.),  S.  1a  ff.  Häbkrli^s  Staatsarchiv,  Heft  5o,  S.  199  ff. 
Sbb.  Rrebdbl,  das  Recht  der  milden  Stiftungen  etc.  Lcipc.'  1814.  8.  Bacf.r's, 
Bkhr's  u.  Schotts  allgem.  StaatsCorrespondenz ,  Bd.  I  (1814.  8.),  S-  409  ff.  — 
Nie  fehlt  wohl  bei  Incamerirungen  die  Versicherung .  dafs  der  Ertrag  in  dem 
Sinn  der  Stiftung  solle  verwendet  werden.  Aber  wer  bürgt  für  gehörige  und 
vollständige  Verwendung  desselben?  "Wer  leistet  Sicherheit  für  den  Fall, 
wenn  durch  Vermengung  des  geistlichen  und  frommen  Stiftungsgutes  mit  dem 
Staatsvermögen,  jenes  verschwunden,  dieses  nicht  wahrhaft  gebessert  ist? 

c)  Die  eine  und  die  andere,  stände  in  Widerspruch  mit  der  Absicht  der  Stifter. 
Die  kurhessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i ,  %.  i38,  setzt  fest:  «Nur  iu  dein  Falle, 
wo  der  stiftungsmäsige  Zweck  nicht  mehr  zu  erreichen  stehet,  darf  eine  Ver- 
wendung zu  anderen  ahnlichen  Zwecken  mit  Zustimmung  der  Herheiligu-n, 
und,  so  fern  öffentliche  Anstalten  in  Betracht  kommen,  mit  Bewilligung  der 
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Landstaode,  erfolgen».  —  Anordnung  einer  landesherrlichen  General  Admini- 
stration des  Stiftung •  und  CommunVermögcns ,  in  dem  baier.  Regier.  Blatt, 
1808.  SU  5.  Abgeändert  durch  die  oben  %.  53i ,  Note  a,  angef.  Verordn.  r. 
17.  Märe  1817. 

<t)  Vcrgl-  J.  C.  Majfb's  geistl.  Staatsr.,  I.  179  f  —  Von  der  Reformation  unter- 
scheidet sich  die  Innovation,  die  Bestimmung  des  geistlichen  Stifiungsgutescu  einem 
andern  frommen  Zweck,  als  dem  eigentlichen  stiftungmäsigen.  VergL  Majsh 
a.  a.  O.  u.  Bo  KU  st  En  I.  c.  §.  573.  sqq. 

r)  Pütteb's  Lit.,  III.  694.  •  Ri.Cbfh'8  Lit.,  V  1478.  Ebemtett.  kl.  jur.  Bihlioth.,  XI. 
294.  Selchow  elem.  juris  germ.  priv. ,  §.  557.  Dabjs  Handb.  des  t.  Privatr. 
U ,  %.  261.  Jabcow  v.  d.  Regalien,  i3*.  Scukidkka^tei«  a.  a.  O.  II.  53  ff. 
Micui/s  Rirrhenr. ,  %.  3o.  F.  X.  v.  Moshaxm  über  AmortisationsGcsetsc. 
Begcnsb.  1798.  8.  —  Ein  haier.  Edict  v.  3>  Dcc  1811  belegt  die  Vermächtnisse 
und  Schenkungen  an  die  Kirchen  und  Geistlichen,  mit  einem  Abzug  von  awei 
Quarten  (quarta  scbolarum  et  pauperum)  des  Ertrags. 


§.    553.  (438.) 

Vermögen  und  Religiösen  aufgehobener  und  nicht  aufgehobener  geist- 
licher Corporationeu.    lieimfalU  und  fiscalisches  Occupations Recht. 

I)  Theoretisch  wird  gestritten  «),  ob  das  Vermögen  aufge- 
hobener geistlicher  Corporationen,  insonderheit,  aufgeho- 
bener Klöster,  1)  fortwährend  als  Kirchengut*),  oder  a)  als 
zurückgefallen  an  die  Stifter,  oder  deren  Nachkommen  c),  so 
weit  es  geschenktes  Gut  ist,  oder,  wenn  nicht  3)  als  gemein- 
schaftliches Eigenthum  des  Staates  und  der  geistlichen  Corpora- 
tionen  (§.  334  welches  jener  in  Alleineigenthum  verwandle  <0,  doch 
4)  nach  Erlöschung  der  moralischen  Person,  die  solches  eigenthümlich 
besafs,  als  lediges  Gut  zu  betrachten  sey  0?  welches  dem  Staats* 
Fiscus  heünfalle?  Auch  ob,  in  solchem  Fall,  das  auswärtige  Ver- 
mögen untrennbar  sey  von  der  inlandischen  Hauptstiftung/)?  Oder 
ob  der  gegenseitige  StaatsFiscus  berechtigt  sey  zu  der  Occupation 
inländischer  Besitzungen,  Renten  und  Rechte  auswärtiger  se- 
cularisirtcr  geistlicher  Stiftungen  f)?  weil  das  fiscalische  Occupations- 
Recht  begrenzt  werde  durch  das  eigene  Staatsgebiet,  und  eine  Er- 
streckung  desselben  in  fremdes,  Verletzung  der  auswärtigen  Staats- 
hoheit wäre.  II)  Die  bürgerlichen  Verhältnisse  der  Religiösen 
aufgehobener  Stifte  und  Klöster,  beiderlei  Geschlechtes  *), 
und  selbst  die  bürgerlichen  und  klösterlichen  Verhältnisse  der  Mitglieder 
nicht  aufgehobener  Klöster  « ) ,  sind  hie  und  da  durch  eigene  Staats- 
gesetze  bestimmt. 

«)  Püttih's  Lit.,  III.  816.  699.  Klübms  Lit.,  %.  i6o5  u.  1483.  Roths 
StaaUr.  t.  R.  Lande ,  II.  44- 

b)  J.  Majkh's  Erläuterungen  des  wcstphäl.  Friedens.  1785.  8.  —  So  auch  der 
Beicbshofrath ,  in  Ansehung  der  ursprünglichen  Stiftungsgüter  der  Jesuiten- 
Collegten.  Merkw.  BcickshofratksCutacbtcn ,  TU.  III  (Frankf.  1795.8.),  S. 
268  ff. 
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c)  9cii«m.z  natürl.  Stnatsr.,  %.  no.  Dawider  J.  C.  Majfr  über  das  Eigenthum 
ari  den  geistl.  Gutern  (Ulm  1786),  S-  79  f- 

tl)  v.  Stech's  Ausführung  einiger  gemeinnütziger  Materien  (Halle  1784),  S.  a6. 
Roth»  Vcrthcidigung  der  rechtl.  Stant$betrachtungcn  u.  8.  w.  Frank  f.  ü.  Lpz. 
1783.  8.  Gösner  a.  ( oben  §.  334 ,  Note  a  )  a-  O.  —  Vcrgl.  auch  Grotius  de 
J.       et  P.  Hb.  II.  c.  3.  %.  19.  und  das  angef.  badische  ConstitutionsEdict, 

§•  9« 

«)  G.  L.  Böhsk»'8  Rechtsfalle,  Bd.  III,  Ablh.  1,  S.  62  u.  io3.  X  F.  £.  Böhmer 
diss.  de  jure  occupandi  statuendique  de  bonis  Orflinis  extineti  Jesuitarum. 
Goett.  1779.  4-  Auch  teutscb  ,^Ffanhf.  u.  Lcipz.  1779.  4«  u-  Ulm  178t.  4« 
J.  C.  Roch's  Revision  der  rechtl.  Staatsbetrachtungen  u.  s.  w.  1783.  8. 
Ebentfess.  neuer  Aufschiurs  über  die  Stellen  des  westphäl.  Friedens  u.  s.  w-, 
nebst  zwei  Postscripten  1782.  1784-  8.  Vcrgl.  auch  Rrauer's  Beitrage  zu  c. 
allgem.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S.  180.  —  Ein  dominium  eminena 
in  bona  ccclcsiastica  legt  der  Staatsregicrung  bei,  Wiese  in  s.  Grundsätzen 
des  gemeinen  in  Deutscht,  übl.  Kirchenrechts,  Ifauptst.  I,  Cap.  a,  %.  33.  — 
RÖnigh  baier.  Edict.  v  8.  Sept.  1808,  die  Aufhebung  des  JohanniterordcH*  in 
Baiern  betr.  ,  nach  welchem  das  Ordensvermögen  zur  Dotation  der  baier. 
ßistbümer  und  ihrer  Capitel ,  der  Ueberscbufs  zu  Verbesserung  des  Schul- 
Fonds  gewidmet  werden  soll.  Das  königl.  westphäl.  Decrct  v.  1.  Dcc.  1810 
(Bulletin  des  loix  du  R.  de  Westphalie  1810,  n.  170.  Rhein.  Rund,  LH.  93.) 
hob  alle  Capitel  ,  Klöster  und  gcistl.  Stiftungen  auf,  und  vereinigte  sie 
mit  den  StaatsDomanen.  Auch  in  der  östreichischen  Monarchie  ist  der 
Grundsatz  aufgestellt:  das  geistliche  Vermögen  unterliegt  der  Staatsvorkehrung. 
Schriften  für  u.  wider,  *■  in  der  Allgem.  Lit.  Zeit.  181a,  N.  69.  —  Wider 
die  analoge  ErbSuccesaion  des  Fiscus,  s.  Majxr's  Succcsion  des  Fiscus  u.  s. 
w.  (1786),  S.  i3i,  Note  71. 

f)  Die  Untrennbarkeit  behauptet  Roth  a.  a.  O.  Dawider  s.  Koch  a.  a.  O.  — 
Bedingungsweise  spricht  dem  fremden  Staat  ein  Anfallrecht  zu.  Braver  in  den 
Abh.  zu  Erläut.  des  westph.  Friedens,  Bd.  II  (1784),  S.  10  ff.  —  Der 
Reichsdcp.  Hauptsehlufs  v.  i8o3,  %.  36,  setzt,  für  die  von  ihm  verfügten 
u.  zugelassenen  Secularisalionen ,  die  Untrennbarkeit  fest.  Vergl.  ebendas. 
V  »9  u.  1. 

g)  Ausübung  des  fiscalischen  Occupatio™  -  oder  Heimfallrechtes  (  droit  d'cpave  ) 
bei  ledigem  Gut  ( \.  476 ).  In  Beziehung  auf  den  angef.  R.  Dep.  Hauptschi, 
v.  i8o3,  s.  man:  Das  Heimfalls-  und  fisealische  OccupationsRccht  des  Erz- 
hauses  Oettreich  ,  auf  den  in  dessen  Erbstaaten  gelegenen  Resitzungen  und 
Einkünften  der  durch  den  neuesten  EntschädigungsReichsschlufs  secularisirten 
tentschen  Stifter,  Rlöster  etc.  (von  dem  damai.  Östren  h.  Landvogt  zu 
Rothenburg,  v.  Benzel)  i8o3.  8-  J.  L.  Ki.übkb  ,  das  OccupationsRecht  des 
landesherrl.  Fiscus,  im  Verhältnifs  zu  den  Besitzungen,  Renten  u.  Rechten, 
welche  den  secularisirten,  als  Entschädigung  gegebenen  geistl.  Stiftungen  in 
fremdem  Gebiete  zustanden,  rechtlich  geprüft.  (Erl.)  1804.  8.  LuccHzswfs 
Ii  ist-  Entwickel.  der  Ursachen  u.  Wirkungen  des  Rheinbundes  ,  Th.  1  (Leipz. 
1811),  S.  181  u.  f.  Histoire  abregee  des  traites,  par  Roch  et  Schorll,  VII. 
i5o  — 155.  —  Oestrcich  stützte  sich  auf  seinen  mit  Frankreich  ,  unter 
russischem  Reitritt  zu  Paris  geschlossenen  Vertrag  v.  26.  Dcc.  180a,  Art.  4, 
(in  Martens  recueil,  Supplem.  III.  398),  u.  auf  den  im  R.  D.  Hauptschi., 
%.  1 ,  so  wie  auf  den  in  dem  kais.  Ratif.  Decrct  v.  a8.  Apr.  i8o3  gemachten 
Vorbehalt.  Dem  ward  entgegengesetzt,  die  in  dem  angef.  §.  1  des  R.  D.  IL 
stehende  Clausel  «in  so  fern?  (u.  s.  w.)  Am  3t.  Mai  1808  erklärte  Oestrcich 
sich  bereit  zu  Aufhebung  seiner  liicamerntion  schweizerischer  (vergl.  Reichs- 
Dep.Hauptschlufs  §  39)  gcisll.  Sliftungsgüter.  Dagegen  klagte  die  Tagsatzun^, 
in  ihrer  Sitzung  \om  aj.  Aug.   1819,  über  Nichterfüllung,  überhaupt  über 
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die  seit  vielen  Jahren,  »um  Vortheil  einet  auswärtigen  StaatsFiscus,  fort- 
dauernden  so  genannten  Incamerationen ,  oder  vielmehr  Sequcstrirungen 
geistlicher  Güter,  die,  zu  in  der  Schweis  befindlichen  (noch  bestehenden) 
Hauptstiftungen  gehörig,  aber  in  teutschem  Staatsgebiet  gelegen  sind,  c-  B. 
in  Tvrol,  Vorarlberg,  Hohenr.ollcrnSigmaringcn.  Wegen  der  incamerirten 
Güter  in  der  -  Landgrafschaft  Mellenburg,  harn  ein  Vergleich  4iu  Stande,  sw. 
Baden  u.  den  Cantoncn  Zürich,  Schafhausen  u.  Thurgau,  am  14.  Dcc.  1810; 
in  dt  bad.  Begier.  Blatt,  v.  11.  Scpt  18»»»  u.  in  der  Allgcm.  Zeitung  v.  8. 
Juni  i8ü. 

h)  In  dein  Grofsherzogthum  Baden  durch  eine  Verordnung  v.  ax  Mai  1807,  in 

d.  Bhein.  Bund,  VIII.  »36. 
1)  Grofsherzogl.  baditches  Regulativ  für  die  kathol-  Frauenklöster ,  als  weibliche 

Lehr-  und  Erziehungslnstitutc,  v.  16.  Sept.  1811,  in  dem  Begier.  Blatt  1811, 

Num.  a5.  —    Von  Baiern  s-  Michl's  Kirchenr.,  %.  44. 


XVII.   G  A-  P  I  T  E  L. 
Lehnhoheit    und  Lehnverbiodung. 


'  g.    354.  •  (439.) 

/)  Lehnhoheit. 

I)  Jede  Lehnverbindung  hat  ihren  Rechtsgrund  in  einem  Vertrag, 
dem  Lehn  vertrag.  Darum  sind  alle  durch  sie  begründeten  Rechte 
und  Pflichten,  selbst  die  durch  diesen  Vertrag  genehmigten  lehn- 
gesetzlichen,  ursprünglich  conventionelle  «).  Diesem  Entstehungs- 
grntid  und  ihrem  Wesen  nach,  subjectiv  und  objectiv  unterschieden 
und  getrennt  von  der  Staa  ts  Verbindung  ,  von  dem  durch  diese 
begründeten  staatsuberherrlichen  und  unterthanschaftlichen  Rechts- 
verhüItniPs  ist  jede  Lehriverbindung,  gleichviel  ob  Staatslehen  oder 
Privatleben  ihr  Gegenstand  sind  O  ,  privatrechtlicher  Natur. 
Eben  darum  ist  auch  die  Lehnherrlichkeit,  als  solche,  nur 
Privateigentum  und  nur  privatrechtlich  <0  >  denn  auch  sie  wird  nur 
durch  jenen  Vertrag  begründet.  Es  erscheint  daher  bei  Staats  Activ- 
lehen  der  Lchnherr ,  als  solcher,  nicht  in  staatsoberhauptlichcr  Eigen- 
schaft, gleichwie  der  Vassall  nicht  in  unterthanschaftlicher  oder  staats- 
pilichtiger.  II)  Damit  jedoch  das  Lehninstitut,  dieses  blofs  privat- 
rechtliche Verhältnifs,  dem  Staatszweck  nicht  widerstreite,  vielmehr 
übereinstimmend  mit  demselben  wirke  und  geleitet  werde,  gebührt 
jedem  Staat,  und  so  auch  jedem  teutschen  Bundesstaat,  über  alle  in 
seinem  Gebiet  befindlichen  Lehnverbindungen,  das  Recht  der  Zulas. 
sung,  des  Schutzes  und  der  Aufsicht,  die  Lehnhoheit«)  (impe- 
rinm  civile  circa  f euda ,  potestas  feudalis  sublimis,  jus  circa  feuda 
niajestaticum).     Ihre  Wirksamkeit  zeigt  sich  hauptsachlich  bei  Lehn- 
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gesetzen,  Lehngerichtbarheit  und  Lehndiensten/).  Staatsrechtlich 
untergeordnet  sind  ihr  alle  inländischen  Lehen,  Staatslehen  nicht 
-weniger  als  Privatlehen.  In  dieser  Hinsicht  gilt  gleichviel,  ob  bei 
StaatsActirlehen  die  Lehnherrlichkeit  dem  inländischen  Staatsoberherrn 
(feuda  in  curte),  oder  einem  auswärtigen  (feuda  extra  curtem,  Aussen- 
oder  Botenlehen),  zusteht.  Die  Lehnherrlichkeit  wird,  rechtlich,  durch 
die  Lehnhoheit  mehr  nicht  beschränkt,  als  der  Staatszweck  (ordert  g). 

ä)  G.  L.  Boehbeb  principia  juris  feudalis,  §.  3. 
t)  BoKHitth  1.  c  §..<»7. 
e)  Bokhxse  1.  c.  %.  4« 

<0  In  dem  rechtlichen  Verkaltnifs  zu  der  Staatshoheit  und  Staatsregierung, 
haben  Lehnverbindung  und  Lehnherrlichkeit  nichts  voraus  vor  andern  privat- 
rechtlichen  Instituten;  nichts  vor  Grund-,  Gut-  und  Erbzinsherrlichkeit, 
nichts  vor  Zehnt-,  Zins-  und  Gültpflichtigkeit  ,  nichts  vor  Pfandhaft  und 
Patronat recht.  Darum  ward  auch  von  jeher  das  Lehnrecht,  als  Wissenschaft, 
allgemein  als  ein  Theil  des  Privatrechts  betrachtet,  und  pflegt  es  in  der 
neuesten  Zeit  auf  hohen  Schulen  in  Verbindung  mit  dem  teuUchen  Privatrecht 
vorgetragen  zu  werden. 

e)  Das.  Nettelstädt  syst,  jurisprud.  naturalis,  %.  i»5i.  i4»4«  sqq.  (v.  Grol- 
■ab's)  Deduction  in  Sachen  NassauSaarbrücken  c.  HessenDarmstadt ,  die 
Fcudalität  einiger  Mordeck  von  Babenauischen  Güter  betr.  ( Giessen  1785. 
Fol.),  §.  16  u.  81.  Schhaubebts Staatsr.  der  gesammten  BeichslanJe,  §.  56  f. 
Uacekas»  s  Einl.  in  das  Lebnr. ,  %.  8.  M.  J.  Behb's  Versuch  einer  allgemeinen 
Bestimmung  des  rechtl.  Unterschieds  zwischen  Lehnherrlichkeit  und  Lehn- 
hoheit. Wirzburg  1799.  8-  M.  H.  GniBssa  diss.  de  dominio  direclo  in 
territorio  alieno.  Viteb.  1717.  4-  C  Stbüv  diss.  de  cod.  arg.  Jen.  1704.  4* 
Baier.  LehnEdict  v.  7.  Juli  1808  ,  in  dem  Begier.  Bl.  v.  1808 ,  S.  1893.  Baier. 
Vcrordn.  v.  6.  Juni  i8i5  (Beg.  Bl.  .S-  481)  u.  v.  6.  Febr.  1818  (in  Gxret's 
Samml.  baicr.  Verordn. ,  Th.  VIII,  S.  649. 

f)  BozuHca  1.  c.  %•  5. 

g)  Beispiele  von  Aufhebung  des  Lehnwesens  durch  Staatsverträge  und  Staats- 
gesetze, unten  %.  543  u.  f. 

§.  533.  (44o.) 

Insonderheit  über  auswärtige  Staatslehen. 

üeber  auswärtige  St aat s Acti v lehen  (  Aussenlehen ,  feuda 
extra  curtem ) ,  so  weit  dergleichen  noch  vorkommen ,  steht  die  Lehn- 
hoheit dem  Lehnherrn,  ganz  oder  zum  Theil,  nur  dann  zu,  wenn 
solche  als  Staatsdienstbarkeit  begründet  ist.  So  fern  der  V assall 
selbst,  in  Absicht  auf  das  Lehn,  in  dem  Besitz  der  Souvcrainetät 
sich  befindet,  gehört  auch  ihm  die  Lehnhoheit  «). 

a)  H.  G.  ScHEiDixAVTEL  diss.  de  nexu  feudali  inter  gentes.  Jen.  1768.  4-  C. 
Bac  progr.  de  superiori  inferioris  vassallo.  Lips.  »801.  4. 
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§.  556.  (44t.) 
//)   Lehn  Verbindung, 

Theils  die  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  überhaupt, 
theils  die  in  der  rheinischen  BundesActe  geschehene  wechselseitige 
Verzichtleistung  aller  Bundes  Kirsten,  auf  jedes  wirkliche  oder  gegen- 
wärtige Recht,  welches  Jeder  von  ihnen- haben  oder  ansprechen  könnte, 
auf  Besitzungen  der  übrigen  Mitglieder  des  Bundes  ( §.  83),  ward 
von  den  Bundesfürsten  ,  in  Beziehung  auf  das  Lebnverhältnifs  in 
den  rheinischen  Bundesstaaten ,  zu  verschiedenen  Bestimmungen  «) 
benutzt,  welche  gröfstentheils  noch  jetzt  wirksam,  und  nur  hie  und 
da,  seit  Vernichtung  des  rheinischen  Bundes,  abgeändert  worden  sind. 
Von  dem  einen  und  von  dem  andern,  ist  hier  zu  handeln. 

«)  Badische  Bekanntmachung  r.  a5.  Nov.  1806 ,  in  dem  bad.  Regierungsblatt, 

1806 ,  Num.  29,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  IV*  98.  Staatsvertrag  »wischen  ßudeti 
und  Jfirzburg  v.  17.  Mai  1807,  %.  6,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1807,  Num.  44. 
tfirtemb.  Patent  16.  Dec  1806.  Baier.  Dcclaration ,  die  Bestimmung  der 
Verhältnisse  der,  der  königl.  Souverainetät  unterworfenen  Fürsten,  Grafen 
und  Herren  betr. ,  v.  19.  Märs  1807 ,  M.  1 ,  in  d.  Rhein.  Bund .  VI.  37s. 
Btucr.  Erklärung  v.  17.  April  1807;  in  d.  baier«  Regier.  Rlatt,  1807,  Num.  36. 
ßui'er.  Aufruf  an  die  Vassalien  in  der  Oberpfaln,  t.  33.  Mai  1807,  in  Tyrol 
t.  1.  Juni  1807,  in  Neuburg  etc.;  in  d.  baier.  Regier.  Blatt«  Num.  »6.  Maier. 
Edict  v.  3i.  Aug.  1808«  die  Lebnrerhältnisse  in  dem  Königreich  betr.,  in  d. 
Regier.  Blatt,  1808,  Num.  48.    Grofshcreogl.  wirzburgisvhe  Verordn.  t.  9.  Jan. 

1807,  %.  i63  ff.;  in  d.  Rhein.  Bund,  X.  49  f»  fVinburg.  Verordn.  14.  Dec. 
1811.  Grofshersogl.  hessische  Bekanntmachung  v.  4.  Febr.  1807;  in  d.  Rhein. 
Bund,  VIII.  398.  Herzogl.  arenbergisch»  Bekanntmachung,  d.  d.  Recklinghausen 
i5.  Oct.  1807.  Anhalt Cöthenjche  OrgaaisationsEdicte  r.  «8.  Dec.  1810,  Art.  «3, 
u.  19.  Febr.  1811,  Art.  39 j  in  d.  Rhein.  Bund,  LQ.  99»  LIV.  384- 

§.   537.  (442.) 
1)  Bei  vormaligen  lleichslehen\ 

a )  entweder  mit  Aufhebung  der  Lehnverbindung. 

In  Hinsicht  auf  die  vormaligen  B  eichsieh en  «),  sind  mannig- 
faltige Veränderungen  eingetreten.  I)  Bei  vielen  hat  die  Lehn- 
verbindung gänzlich  aufgebort.  Es  sind  nämlich  1)  solche 
Reichslehnverbindungen ,  spwohl  wegen  Vorderleben  als  auch  wegen 
Afterlehen,  deren  Gegenstand  durch  Auflösung  der  teutschen  Reichs- 
verbindung verschwand  (z.  B.  Reichsämter),  oder  durch  die  rheinische 
BundesActe,  oder  nachfolgende  Machtgebote,  dem  Vassalien  enUsogen 
ward  (z.  B.  manche  Regalien  jetziger  Standesherren),  als  erloschen 
anzusehen  *).  Dasselbe  gilt  2)  von  der  Lehnverbindung  wegen  solcher 
Reichs V o rd er  1  ehe n ,  deren  noch  fortdauernder  Gegenstand ,  der 
Staatshoheit  eines  Bundesstaates  nicht  unterworfen  ist  c). 
Auch  hat  3)  diejenige  Lchnpilicht,   womit  die  meisten  der  jetzigen 
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Bundesstaaten  selbst,  wegen  bestimmter  Grundbesitzungen  oder 
TcrritorialGerechtsame ,  dem  Kaiser  und  Reich  sugethan  waren ,  bei 
Auflösung  der  Reichsverbindung  ganz  aufgehört,  durch  Appropria- 
tion. Endlich  4)  hörte  auch,  schon  durch  die  rheinische  Bundes- 
Acte,  die  Lehn  Verbindung,  -wegen  solcher  Reichs  After  lehen  gänzlich 
auf,  welche  ein  rheinischer  Bundesfürst  von  einem  andern 
Bundesfürsten  bis  dahin  empfangen  hatte  (§.  83,  IV). 

a)  Verzeichnisse   derselben  ,   bei   Moskb   v.   d.   teutschen  Lebnsverfassung , 
S.  34  ff. 

b)  Rhein.  Bund,  XII.  327,  §•  16.  XIII.  96.  99. 

c)  Von  ehemaligen  Rcichslehen  in  der  Schweiz,  s.  Moseh  a.  a.  O.,  9.  144  ~  »47* 
EScnders.  ron  d.  t  Reichstagsgcschaften,  S.  i383. 

, 

§.   530.  (443.) 
b)  Oder  bloss  mit  Veränderungen  in  Ansehung  des  Lehnherm. 

J 

II)  Bei  andern  vormaligen  Reichslehen,  ist,  unter  Fortdauer  der 
Lehnverbindung,  nur  in  Ansehung  des  Lehnherrn  eine  Ver- 
änderung eingetreten.  Es  wird  nämlich  1)  bei  denjenigen  Reichs- 
Vorde  riehen,  deren  Besitzer,  wegen  solcher  Ichnbaren  Besitzungen 
oder  Gerechtsame,  jetzt  der  Staatshoheit  eines  Bundesstaates 
unterworfen  sind,  die  Lehnherr!  ichheit  dergestalt  als  fortdau- 
ernd bebandelt,  dafs  der  Inbegriff  der  lehnherrlichen  Rechte  nun- 
mehr demjenigen  Bundesstaat  zusteht,  in  dessen  Staatsgebiet  der 
Gegenstand  der  Lehnverbindung  sich  befindet«).  2)  ReichsAfter- 
lehen,  welche  in  dieser  Eigenschaft  vorhin  schon  von  einem  Bundes- 
staat, als  Reichs  Afterlehnherrn ,  verliehen  wurden,  haben  sich,  nach 
Erlöschung  der  R  e  i  c  h  s  Ichneigenschaft ,  in  unmittelbare  oder 
Vor  der  Activlchen,  und  zwar  desjenigen  Bundesstaates  (§.  63,  IV) 
verwandelt ,  in  dessen  Staatsgebiet  sie  gelegen  sind. 

a)  Rhein.  Bund,  V.  14«.  390.  VIII.  soft  X.  5o.  XII.  3i6.  XIII.  80.  96.  XV.  43»- 
Der  König  von  Sachsen  erklärte  für  ihm  augcfallcn  ,  jede  dem  Kaiser  und 
Reich  zugestandene  Lehnherrlichkeit  über  inländische  Besitzungen.  Patent 
t.  23-  Aug.  1809,  u.  zu  dessen  Erläuterung  ergangene  Rescripte  v.  7.  Mai  u. 
6»  Dee.  1809  u.  s.  Jan.  1811  ,  in  der  Gontin.  III.  Cod.  Aug.  T-  I.  p.  637  —  56o. 
Dasselbe  verordnete  Prtussen ,  in  Ansehung  der  in  seinen  Staaten  gelegenen 
Reichslehcn,  durch  eine  CabinetOrdre  v.  16.  Sept.  1806,  in  Caoan's  u.  JacVs 
Germanien,  Bd.  n,  S.  5n  u.  in  v.  A Hohenholz  Minerva,  Oct.  1806,  S.  139. 
Desgl.  tVirtemberg ,  in  der  Declaration  betr.  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  des 
fürstl.  Hauses  Hohenlohe WaldenburgBartenstein  ,  v.  27.  Oct.  i8*3  ,  %.  58- 
Und  Hannover,  in  Ansehung  der  vormaligen  ReichsLehnvcrhaltnisse  des  fürstl* 
Hauses  Bentheim,  wegen  der  Grafschaft  Bentheim ,  in  e.  Verordn.  v.  18-  Apr. 
i8*3,  Art.  77,  in  d.  hannöver.  Gesetzsamml.  v.  i8i3,  Abth.  I,  S.  i43  f. 
IUübbh's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  146.  —  Anwendung  auf  die  rcichslehn- 
baren  fürstlich  -  thurn  -  und  taxischen  Postgerechtsame.  Vergl.  434,  43g  u.  f., 
u.  54»,  d.  —  Die  ReichsLebnTerhältnisse  preussischer  Standesherren  im  Äinn 
der  t.  BundesActe ,  sind  bei  Reichs  Vorderlehen  für  aufgehoben ,  hingegen  bei 
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inländischen  RcichsAfterlenen,  Activ-  und  PassivLehen,  to  weit  diese  hnmittelst 
nicht  allodificirt  worden,  fün  fortdauernd  erklärt,  in  der  k.  preufs.  Instruction 
▼•  3o.  Mai  18,0,  %.  »aj  in  der  preufs.  Gesetzsamml. ,  1820,  S.  88.  Dafs  die 
Lcbnherrlichkeit ,  nur  bei  gegebenen  Lehen  dem  inländischen  Bundesstaat, 
bei  aufgetragenen  hingegen  als  consolidirt  mit '  dem  Lchnunlercigenthum  (als 
appropiirt)  dem  Lehnmann  hätte  lieimfallen  sollen,  behauptet  Gmt.  Wiesaj*d 
in  der  oben  (%.  /jo ,  Kote  a )  angef.  comment.  Part.  I.  c.  ».  G.  H.  t.  Bebg's 
Abhandlungen  zu  Erläut.  der  rhein.  BundesActe,  Tb.  I,  S.  174  ff. 

§.   S39.  (444.) 
t  Fortsetzung. 

Auch  ist  3)  bei  denen  Reichs Afte riehen ,  -welche  ein  ehe- 
maliger rheinischer  Bundesfürst  von  einem  solchen  reichsständischen, 
durch  Auflösung  der  Reichsverbindung  sou verain  gewordenen 
Landesherrn  empfing,  welcher  zu  dem  rheinischen  Bund  nicht 
gehörte,  die  Lehnverbindung,  der  Regel  nach,  durch  die  rheinische 
BundesActe  für  aufgehoben  nicht,  sondern  das  Lehn,  nach  Erlöschung 
der  Reichs  Lehneigenschaft,  nunmehr  für  ein  Vorder  lehn  zu 
achten  «).  Dasselbe  gilt  4)  von  solchen  Reichs  Afterlehen,  welche, 
während  der  Reichsverbindung,  von  jetzt  als  Ständesherren  unterge- 
ordneten ehemaligen  reichsständischen  Landesherren  von  fürstlichem 
oder  gräflichem  Stande,  an  nachher  zu  dem  rheinischen  Bund  nicht 
gehörige  Staaten,  gleichviel  ob  diese  zu  dem  teutschen  Reich  ge- 
hörten oder  nicht  *),  oder  an  solche  R  eic hs unmitte  1  ba  re  ,  welche 
nach  Auflösung  der  Rcichsverbindung  rheinischen  Bundesfürsten  unter- 
geordnet wurden  <-),  oder  an  ehemalige  R  e  ichsmi  t  telbar  e  <0  , 
verliehen  wurden. 

o)  Theils  böhmische  theils  östreichische  Reichsaft  erleben  hatten  die  Fürsten  von 
Reufs,  von  Schwarzburg,  u  von  der  Leven.  IUosfk  v.  d.  t.  Lehnsverfassung, 
418  f.  4?o.  Die  RcicbsafterLehnverbindung  der  reussischen  Häuser  mit  der 
Krone  Böhmen ,  wird  seit  Auflösung  der  t.  Reichsverbindung  von  beiden 
Tbeilen  stillschweigend  als  gänzlich  aufgelöset  betrachtet. 

*)  Moser  a.  a.  O.  S.  4»i. 

c)  Moser  a.  a.  O.  S.  4a3. 

d)  Moser  a.  a.  O.  S.  4*3«  Nur  werden  Lehnverbindungen  dieser,  so  *wie  der 
durch  die  Note  c  angedeuteten  Art,  nicht  in  allen  teutschen  Bundesstaaten 
fernerbin  geduldet.   Vergl.  %.  543. 

§.   540.  (445.) 

Mit  Fortdauer  der  Successions Rechte  und  der  ursprünglichen 

Jlechtsbeslimtnungen. 

Dieser  Veränderungen  ungeachtet,  ist  I)  rechtlich  anzunehmen, 
dafs  die  vormaligen  Reichslehn  S  u  c  c  e  ss  io  ns  R  ec  h  t  e,  nebst  der 
SuccessionsOrdnung,  gleichviel,  ob  sich  dieselben  gründen  auf 
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die  Abstammung  yon  dem  ersten  Erwerber  (jus  sanguinis),  oder  auf 
Mitbelehnschaft,  oder  auf  gesetzmäsig  erlangte  EventualBeiehnung 
oder  Anwartschaft  «),  oder  auf  andere  gültige  Vertragbestimmung  oder 
Willenserklärung,  unverändert  fortdauern  (  §.  53);  nicht  nur  bei 
den  vormaligen,  jetzt  appropriirten ,  Reichslehen  der  teutschen  Bun- 
desfürsten selbst,  sondern  auch  bei  denjenigen  Reichslehen,  die  nach 
Auflösung  der  Reichsverbindung  in  Staatslehen  rheinischer  Bundes- 
fürsten verwandelt  wurden,  und  jetzt  von  teutschen  Bundesfürsten 
releviren  *).  Bei  diesen  letzten,  bleiben  überdem  II)  nach  wie  vor, 
so  wie  die  ursprünglichen  Ree  hts  bestimm  un  gen  (lex  inve- 
stiturae)  überhaupt,  also  auch  namentlich  die  besondern  Eigen- 
schaften oder  Improprietäten  einzelner  Lehen,  unverändert  gültig. 
» 

a)  Rheinische  BundesActe,  Art.  34«  und  Analogie  dieser  Rechtsbestimmung. 
Oben  §.  83.  v.  Bkbg  a.  a.  O-  S.  i85.  Wijuakd  1.  c  KxÜBia's  Staatsr.  des 
Rheinbundes,  %.  89  u.  9a. 

6)  Durch  den  in  der  rhein.  BundesActe  (Art.  34)  enthaltenen  Verzicht,  sind 
die  unmittelbaren  ( Rhein.  Bund  ,  IV.  1 1 « )  SuccessionsRechte  eines  Bundes- 
fürsten  auf  solche  *tande*kerrliche  Besitzungen  ausgeschlossen,  welche  in  dem 
SouverainStaat  eines  andern  Bundesfursten  gelegen  sind.  Kllbkh's  angef. 
Staatsr.,  %.  19.3.   Ebendets.  Abhandlungen*  Bd.  I,  S.  35. 

§.  '541.  (446  ) 

SS )  Bei  TerritorialLehen. 

In  Ansehung  der  während  der  teutschen  Reichsverfassung  be- 
standenen teutschen  TerritorialLehen,  blieb,  bei  Aullösung  der 
Reichsverbindung,  I)  jede  bisherige  inl  ä n  d  i  sehe  TerritorialLehnver- 
bindung,,  bei  welcher  vorhin  schon  dem  jetzigen  Bundesfursten  die 
Lehnherrlichkeit  gehührte,  ohne  Veränderung  in  der  Person  des  Lehn- 
herrn  und  seiner  Rechte  ;  aber  späterhin  erfolgten,  in  etlichen  Bun- 
desstaaten, Lehnvererbungen  (§.  54s).  II)  Was  aber  die  auswär- 
tige Lehnherrlichkeit  über  inländische  Privatbesitzungen  (Aussen- 
oder  Butenlehen ,  feuda  extra  curtem  ) ,  betrifft  «) ,  so  begründete  die 
staatsrechtliche  Thatsache  der  Aullösung  des  teutschen  Reichs ,  der 
Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  und  der  Erweiterung  der  Landes- 
hoheit bis  zu  voller  politischer  Unabhängigkeit  (Souverainetät),  einen 
Uebergang  derselben  auf  den  inländischen  Staatsober- 
herrn ipso  jure  nicht;  denn  dieselbe  ist  privatrechtlicher  Natur, 
und  es  war  in  dem  gesammten  TerritorialBestand  des  teutschen  Reichs 
Auswärtigen  der  Eigenthumbesitz  inländischer  Privatberechtigungen 
gesetzlich  nicht  verboten,  und  solche  Besitzfahigkeit  der  Ausländer 
durch  die  Unterordnung  des  Landes  unter  die  Reichshoheit  nicht  be- 
dingt. Dennoch  ward  die  auswärtige  Lehnherrlichkeit,  1)  von  meh- 
reren rheinischen  Bundes  fürsten  6)  als  nnter  den  rheini- 
schen Bundesstaaten  aufgehoben  und  auf  denjenigen  Bundes- 
fürsten übergegangen  betrachtet,  in  dessen  Staatsgebiet  das  Lehn 
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sich  befindet;  dem  zufolge  auch,  in  dem  künftigen  Fall  einer  Eröff- 
nung des  Lehns,  der  rorige  Lehnherr  zu  der  Consolidation  de» 
Lehns  nicht  berechtigt  ist  Dagegen  haben  2)  andere  rheinische 
Bundesstaaten  entgegengesetzte  Grundsätze  aufgestellt  <0.  III) 
Jede  Lehn  Verbindung,  welche  unmittelbar  zwischen  rheinischen 
Bundes  fürs  ten  bis  dahin  bestanden  hatte,  ward  als  aufgelöset 
betrachtet  0-  IV)  Und  eben  so  die  Lehnherrlichkeit ,  welche  einem, 
nunmehr  als  Standesherrn  untergeordneten,  vormaligen  reichs- 
ständischen Landesherrn,  über  einen  nunmehrigen  souverainen  Bun- 
desfürsten zeither  zugestanden  hatte/).  V)  Lehn  Verbindungen 
zwischen  rheinischen  Bnndesfursten  und  Souverainen,  die  zu  dem 
rheinischen  Bund  nicht  geborten,  blieben  in  der  Regel,  nach  wie 
vor  bestehen.  VI )  Doch  wurden  Ausnahmen  hievon  gemacht. 
Jede  Lehnverbindung  Oestreichs  mit  Baiern,  Wirtemherg 
und  Baden,  ward  in  dem  p  res  burger  Frieden  wechselseitig  auf- 
gehoben f).  Auch  erkannte  und  erklärte  Oestreich  im  J.  1808 
die  Auflösung  seiner  böhmischen  Lehnherrlichkeit  über  eine  furstlich- 
reussische  Besitzung  A).  VII)  In  der  wiener  CongrefsActe  (Art 
18  u.  19)  verzichteten  Oestreich  auf  seine  böhmische  Lehnherr- 
lichkeit über  den  preussischen  Theil  der  beiden  Lausitzen  ,  und 
Preussen  und  Königreich  Sachsen  gegenseitig  auf  jedes  Feudal- 
Hecht  oder  Anspruch  («  tout  droit  ou  pretention  de  feodalite»),  die 
sie  ausserhalb  ihrer  jetzt  bestimmten  Grenzen  ausgeübt,  oder  auszuüben 
gehabt  hätten.  VIII)  Dem  Königreich  Böhmen  räumte  das  König- 
reich Sachsen  die  Lehnherrlichkeit  ein,  über  verschiedene  von 
seinen  Schlössern  und  Oertern,  unter  dem  Namen  der  böhmischen 
Hauptlehen  •);  desgleichen  über  etliche  andere  Lehnstücke  *).  IX)  Seit 
Errichtung  des  Tcutschen  Bundes,  haben  verschiedene  Bundesfürsten 
vertragweise  verzichtet  auf  ihre  lehnherrlichen  Gerechtsame  in  andern 
Bundesstanten.  So,  wechselseitig,  P  reussen  in  Verträgen  mit 
SchwarzburgSonder shausen  0  und  Schwarz  b  nrgRadol - 
stadt"»),  und  Königreich  S  a  c h s e n  mit  Sachsen  Altenbu  rg  «). 
Auch  schlofs  Preussen  mit  Hannover  am  8.  December  1817,  und 
mit  Braunschweig  am  3.  August  1823,  Verträge  über  Aussenlehen 
(§.  54«  ,  c).  X)  Braunschweig  weigert  sich,  die  wegen  seiner 
Lehnherrlichkeit  über  Lehen  in  fremdem  Gebiet  o),  von  rheinischen 
Bundesfürsten  gemachten  Verfügungen,  und  die  mit  dem  König  von 
Westphalen  geschlossenen  Verträge  anzuerkennen  p). 

a)  (E.  A.  Haus)  Ueber  die  Lchnherrlichkeit  eines  Souveräns  des  rheinischen 
Bundes  im  Gebiete  des  andern.  (Wirzb.)  1807.  8.  Akt.  Huhgkh  über  die 
Erlöschung  der  auswärtigen  Leben,  in  den  Staaten  der  rheinischen  Confodc- 
ration.  Landsh.  1808.  8.  Max.  Gükthkr  ( praes.  C.  E.  Wkiss*  )  diss.  ile 
mutata  feudorum  extra  curtem  intcr  principe«  foederi  rbenano  adscriptos 
rationc.  Lips.  1809.  4.  Rhein.  Bund,  XXVI.  i&O.  196.  Rlübub's  Abhandlungen 
etc.,  Bd. I,  S. 398fr.,  wo  der  oben  in  dem  unter  Num.  II  stehende  Rcchtsalx 
erörtert  ist. 

i)  liaietiiclie  Vcrordn.  r.  3t.  Dec.  1806;  in  d.*  Rhein.  Rund,  V.  xja.  Raierische 
Verordn.  v.  17.  Apr.  1807;  in  dem  Regier.  Blatt,  1807,  TS.  36,  u.  in  Omtkb- 
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reicher'*  Archiv  ,  St.  VIII,  Num.  iS.  Baierische  Declaration  v.  19.  Märe  1807, 
lit.  M.  n.  1 ;  in  d.  Rhein.  Bund,  VI.  3oo.  ffinemb.  Patent  v.  16.  Dce.  1807. 
fVirtcmb.  Declaration,  betr.  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  des  fürstl.  Hauses 
Hohenlohe WaldcnburgBartenstcin ,  v.  «7.  Oct.  i8»3,  %.  58.  Badische  Vcrordn. 
v.  a5.  Nov.  1806.  Badische  Verordn. ,  die  StandesherrlichkcitsVerfafs.  betr., 
v.  xa.  Juli  1807,  §.  j5,  in  d.  Rhein.  Bund,  XII.  3a6.  Badisches  Constitutions- 
Edict ,  die  Lehnverfassung  des  Grofsherzogthums  betr.,  v.  ia.  Aug.  1807, 
3.    Grofsherzogl.  hessische  Verordn.  v.  4«  Febr.  1807 ,  in  d.  Rhein.  Bund, 

VIII.  298,  u.  in  Oeaterheicher's  Archiv,  VIII.  Num.  i3.  R.  sächsisches  Patent 
v.  9.  (»3?)  Aug.  1809  VFirzburgische  Verordn.  v.  14.  Dec.  1811  (  vcrgl. 
Rhein.  Rund,  X.  5o).  Winburgische  Verträge,  1)  mit  Baden,  v.  »7.  Mai  1807, 
§.  6 ,  in  d.  Rhein.  Bund ,  IX.  49$ ;  a)  mit  SachsenCoburgMr/Wag-*» ,  v.  10.  Juni 
1808 ,  §.  9  u.  10,  ebendos.  XXII-  i3o;  3)  mit  dem  F.  'Primas  ,  v.  19.  Aug. 

1808,  §.  i3,  ebendas.  XXIV.  39a.    Sachsen  -  weimarische  Verordn.  v.  14.  Juni 

1809.  SckwarzburgSondershausiscIus  Patent  v.  5.  Dec.  1809.  Lippische  Verordn. 
v.  3.  Jan.  1809.  Königl.  westphäl.  Dccret  v.  a8.  Märe  1809,  Art  3.  (Dieses 
Decrct  ist  «vichtig,  iu  Besiehung  auf  den  unten,  in  der  Nöte  p.  zu  diesem 
erwähnten  Streit  syrischen  Braunschweig  und  Lippe.)  Der  Rönig  von  Sachsen 
erklärte  für  ihm  angefallen,  jede  seither  einem  andern  rheinischen  Rundes- 
fürsten  ,  oder  irgend  einem  andern  fremden  Souverain,  seither  zugestandene 
Lebnherrlichkeit  über  inländische  Besitzungen,  in  dem  oben  (§.  638,  a) 
angef.  Patent  v.  »3*  Aug.  1809.  Günther  1.  c.  %.  16.  —  Diese  Grundsätze 
glaubte  man  aus  dem  in  der  rheinischen  RundesActe,  Art.  34 1  geleisteten 
Verzicht  (oben  %,  43  u.  83,  u.  Rlübbr's  Staatsr.  des  Rheinb. ,  §.  89  ff.)  folgern 
zu  können,  oder  zu  müssen.  Brauer'«  Beiträge  zu  c.  allgcm.  Staatsr.  des 
rhein.  Bundes,  S.  aty.  Rhein.  Bund.  IV.  83.  XXVI.  196.  Man  s.  aber 
Rlüber's  Abbandlungen  etc.,  Tb.  I,  S.  17,  36  u.  399.  —  Von  der  Frage«  ob 
jener  Verzicht  durch  Auflösung  des  rhein.  Rundes  entkräftet  worden  sey? 
oben  §.  47  y  u.  Rlüber  a.  a.  O.  S.  54*  —  Von  Passivhehen  der  Standesherren, 
die  ihnen  bis  dahin  von  einem  auswärtigen  Bundesfürsten  verliehen  wurden, 
z.  B.  die  feuda  palatina  extra  curtem ,  wie  die  Grafschaft  Wied,  s.  Brauer  a. 
a.  O.  n5,  u.  die  angef.  wirtemb.  Declaration  v.  27.  Oct.  i8a3,  %.  58.  —  Von 
kutn'gi.  sächsischer  Seite »  liefs  man  sich  die  Auflösung  der  mit  dem  gräfl.  Hause 
Pappenheim  bestandenen  Lehnverbindung  gefallen,  bc treffend  nicht  nur  das 
ReichsErbmarscballamt,  sondern  auch  Schlofs  und  Stadt  Pappenheim  nebst 
Zugehörungen.  Dagegen  nahm  Baiern  dieselbe,  über  die  letztgenannten  seiner 
Staatshoheit  jetzt  unterworfenen  Gegenstände  in  Anspruch ,  worüber  zwischen 
ihm  und  Pappenheim  ein  Rechtstreit  entstand  ,  worin  i83o  Raiern  siegte. 

c)  Rhein.  Hund,  IV.  n3,  i  7.  -  Dawider  s.  E.  A.  Haus  a.  a.  O.  S.  ia  ff. 
35  ff.   Rhein.  Rund,  XXVI.  i85  ff. 

d)  So  1)  der  Grofshcrzog  von  Hessen  und  der  Fürst  Primas,  in  e.  Vertr.  v.  16. 
Sept.  1806,  worin  die  Souverainclat  über  die  in  dem  Grofsherzogthum  Hessen 
(also  extra  curtem)  gelegenen  Lehen  des  Fürstenthums  Aschaffenburg,  dem 
ersten  überlassen  ,  die  Lehnherrlichkeit  hingegen  dem  andern  vorbehalten 
ward.  Rhein.  Rund ,  III.  367.  Auch  erkannte  a)  Hessen  die  nassauische  Lehn- 
hcrrlichkcit  über  den  unter  seiner  Staatshoheit  befindlichen ,  frciherrl.  v. 
Löwischen  Ort  Steinfurt,  an,  in  e.  Vertr.  v.  3o.  Aug.  1806.    Rhein-  Bund, 

IX.  487.  3)  Die  grofsherzogl.  wirzburgische  Constitution  v.  9.  Juni  1807,  %.  170, 
setzte  die  definitive  landesherrliche  Erklärung  diese  Punctes  aus,  bis  nach 
Berichtigung  der  nachbarlichen  Verhältnisse.  Rhein.  Rund,  X.  5o.  Es 
wurden  nachher,  in  den  oben  Note  b  genannten  wirzburgischen  Verträgen 
und  in  der  späteren  Verordnung  vom  14.  Dec.  1811,  die  Grundsätze  ange- 
nommen ,  welche  in  gegenwärtigem  %.  unter  II ,  1 ,  angezeigt  sind. 

r)  Auch  dieses  glaubte  man  aus  dem  (oben  Note  b  ermahnten)  in  der  rhein. 
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BundcsActe  geleisteten  Versiebt  folgern  zu  dürfen,  oder  zu  müssen.  Dorh 
spricht  der  Verzicht  nicht  von  jjnVafrechtlichen  Verhältnissen.  Klv&ks's  Staaur. 
des  Bheinb.,  §.  90,  Num  1.  —  Kurhessen  erkennt  eine  solche  Aufnebung  ton 
Lehnverbindungen  nicht  an.  Man  s.  §.  a4*,  a.  —  Von  der  Lebnbarkeit  der 
Grafschaft,  jetzt  Fürstenthum,  Waldech  gegen  Kurhessen,  u.  der  Grafschaft, 
jetzt  Fürstenthum ,  Pyrmont  gegen  Braunschweig ,   s.  Rhein.  Bund ,  VII.  161. 

IX.  449. 

f)  BaAUxa  a.  a.  O.  S.  108.  Vergl.  unten  4  %.  543*  Not»  b,  u.  §.  544«  ~  Die 
rheinische  BundesActe  liefert  für  einseitige  Aufhebung  solcher  privatreclit- 
liehen  Verhaltnisse ,  keinen  Entscheidungsgrund. 

g)  Presburgcr  Friede  v.  a6.  Dec.  1806,  Art.  i5. 

h)  Die  Stadt  und  Fliege  Hirschberg  an  der  Saale.  Kais,  östreich.  Erklärung  t. 
9t.  Jan.  1808.  BeufsLobensteinEbcrsdorfischcs  Mandat  v.  «a.  Oct.  1808,  in 
>VisKOPr's  rhein.  Bund,  XIX.  66. 

t)  Vermöge  eine»  Vergleichs  vom  i5.  April  1459,  in  MBzxia's  Beichslhealrr 
unter  Friedrich  V.  (oder  III.)  Vorstell.  II,  Cap.  9,  S.  537.  VVnui'i  k. 
sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  \.  354-  —  Die  böhmisch*  Lehnherrlichkeit  über  die 
nnter  k.  sächsischer  Hoheit  gelegenen  Schönburgischen  Herrschaften  Glaucha, 
Waldenburg  und  Lichtensiein  ,  wurden  in  dem  tesebener  Frieden  vom  i3. 
Mai  1779,  von  Böhmen  an  Baiern,  von  diesem  an  das  Kurhaus  Sachsen 
abgetreten.    Weiss?  a.  a.  O. ,  Note  6,  u.  Bd.  I,  §.  19. 

h)  Namentlich  Eilenburg,  Colditz  und  Leisnig,  vermöge  des  prager  Vertragt 
vom  14.  Oct.  1 546,  und  des  naumburger  Vertrags  vom  a4.Febr.  t554«  Weis«  >• 
a.  O.  Bd.  II,  %.  354,  vergl.  mit  Bd.  I,  \.  i3,  Note  3,  u.  %.  i5,  Kote  3. 

F)  Vertr.v.  i5.  Juni  1816,  Art.  1  u.  2,  in  Masters  recueil,  Supplem.  T.  Vni,  p-  »ty 

m)  Vcrtr.  v.  19.  Juni  1816,  Art  1  u.  a,  bei  Msbtetts  I.  c.  p.  «36. 

n)  Uebcreinkunft  v.  *>/,.  Mar»  18*7,  bei  Martzss  L  c.  T.  XI,  p.  i43. 

o)  Von  den  Lehen,  welche  von  dem  hcr/.ogl.  Hause  BraunschweigLüneburg  andern 
Beicbsstünden  criheilt  wurden,  namentlich  von  dem  Stad-  und  BudjadingerLana; 
in  P.  G.  BiBBrsTBOPr's  Ber trägen  zur  Verfafs.  des  Hcrzogtb.  Braunscbweifl- 
Lüneb.  wolfenbüttel.  Theils ,  I.  Beytrag  (  Braunschw.  1787)  ,  S.  95  —  »o3. 

p )  Streit  defshalb  zwischen  Braunschweig  u.  Lippe,  bei  der  t.  Bundesversammlung 
seit  1829. 

§.  (447.) 
Fortsetzung. 

XI)  In  dem  Zeitraum  des  rheinischen  Bandes  ward,   in  ver- 
schiedenen Bundesstaaten,  die  Allodification  der  Territorial- 
Lehen,  zum  Theil  auch  der  Privatleben  (§.  543)-,  durch  landes- 
herrliche Verordnung  entweder  verfugt,   oder  Bereitwilligheit  dazu, 
bei  StaatsActivLehen ,  von  der  Regierung  erklärt  «•).    Nach  Vernich- 
tung jenes  Bundes,    ward  in  dem  unter  fremder,  nun  vertriebener 
Herrschaft  gestandenen  Ländern  oder  Landestheilen ,  .von  der  wieder 
eingetretenen  rechtmäßigen  Landesherrschaft  (§.  253  u,  f.)   die  Allo- 
dification theils  nur  so  weit,   als  dieselbe  bereits  vollzogen  war,  an- 
erkannt *) ,  theils  allgemein  für  nichtig  erklärt  c).   XII)  Seit  Auflosung 
der  teutschen  Reichsverbindung,  sind  in  mehrern  Bundesstaaten  sogar 
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neue  Staatslehen  entstanden  d),  XIII)  Doch  wird  nicht  gestattet, 
dafs  Jemand  inländische  Besitzungen  einem  auswärtigen  Souverain  zu 
Lehn  auftrage,  oder  yon  ihm  inländische  Priyatgüter  oder  Ein- 
künfte zu  Lehn  nehme  <).  XIV)  Auch  wird  einem  fremden  Sou- 
yerain,  inländischer  Lehnbesitz  nicht  leicht  erlaubt/).  XV)  Lehn- 
ähnliche Institute,  fast  wie  auswärtige  Staatslehen  ( feuda  publica 
extra  curtera),  waren,  seit  1806,  in  verschiedenen  teutschen  Staaten, 
die  kaiserlich- französischen  Schenkuugs-  und  MajoratDo- 
tationsGüter  und  Jahrrenten.  Sie  wurden,  mit  wenigen  Aus- 
nahmen 5"),  vernichtet,  durch  einen  geheimen  Artikel  des  pariser 
Friedens  vom  3o.  Mai  1814  A). 

a)  Raifrische  Entschliessung  v.  17.  Apr.  1807,   die  Umwandlung  sämmtlicher 
PassivLchen  des  Staats  in  freies  Eigenthum  betr.,  nebst  Verordn.  t.  18.  Aug. 
181 5;  beide  in  d.  Regier.  Bl.  v.  1807,  S.  i345;      i8i5,  S.  753.    Baier.  Edict 
v.  7.  Juli  1808,  die  Lehnverhältnisse  im  Königr.  betr.,  in  d.  Reg.  Bl.  t.  1808, 
S.  1893.    Döiuhokh's  Verfaß  des  KR.  Baiern,  Th.  I,  S.  CXLI.  Novellen 
tum  baier.  Landr.  (Memmingeil  1810)  S.  54».  —  Badische  Verordn.  v.  aa.  Juli 
1807,  §.  i5,  worin  den  badischen  Standesherren  die  gegen  Ocstreich  auf  sich 
gehabte  Lehnpflicht,  in  den  zu  Baden  jetzt  gehörenden  Landesthcilen ,  erlassen 
wird.    Rhein.  Bund  XII.  3a6  f.  —   Die  grofsherzogl.  /tessische Regierung  machte 
am  7.  Mai  1808  ihre  allgemeine  Bereitwilligkeit  bekannt,  zu  Allodifieirung 
ihrer  inländischen  Staatslehen  in  dem  Fürstenthum  Starkenburg ,  gegen  ein 
billiges  Acquivalent.    Rhein.  Bund,  XX.  359.  —    Allgemeine  Aufhebung  des 
Lehnwesens  verfugten:  K.  Napoleon'«  Decret  für  d.  Grofsherzogth.  Äerg,  v.  , 
11.  Jan.  1809,  in  Caona's  u.  Jaop's  Germanien,  Bd.  II,  S.  5i8,  u.  das  königl.  ' 
wesipkal.  Decret  v.  28.  März  1809,  ebendas.  S.  519«    in  d.  Bulletin  des  lois 
du  royaume  de  Westphalie,  1809,  n°  47-  u*  in  cL  Rhein.  Bund,  XXXII,  3i4«  ^ 
Vergl.  ebendas.  XLV.  591.  LI.  434.    R«  schwedische  Verordn.  v.  ii.  Oct. 
1810,  we»en  Vererbung  der  landesherrlichen  ActivLehcn  in  dem  Herzogthum  ' 
Vorpommern  und  dem  Fürsten thiun  Rügen.   —     Ueher  die  neuesten  Schick-^ 
aale  des  Lehninstituts;   in  Cbome's  u.  Jadp's  Germanien,  Bd.  IV,  Heft  a 
(1810.  8.)»  Num.  5.     r.  Hobkhobst  über  die  Allodification  der  Lehen  in 
Deutschland,  vorzüglich  in  den  Staaten  des  Rheinbundes;  ebendas.  Bd.  III, 
Heft  a  (1809),  Num.  11,  u.  Bd.  IV,  Heft  1  (1810),  Num.  4.  —    In  der. 
Kurmark  Brandenburg  wurden  schon    1717  alle  TerritorialLehnverbindungen 
aufgehoben.    Pöttmasw  obss.  juris  feud. ,  cap.  34«    In  Hinterpommern  1787. 
ZBPKftmca's  Miscell.  Th.  III,  Num.  14  ü.  i5>.  —    Dasselbe  geschah  in  allen 
durch  den  lüne'viller  Frieden  von  1801  an  Frankreich  gekommenen,  sowohl 
östreichisch  -  niederländischen  oder  belgischen  ,   als  auch  teutschen  Ländern 
auf  der  linken  Rbeinseite.     Desgleichen  1811  in  dem  unter  dem  Namen  dca 
LippeDcpartements  u.  der  hanseatischen  Departemente,  im  Dec.  1810  mit 
Frankreich  vereinigten  Ländern  (  §.  3a  ) . 

*)  R.  hannSver.  weitere  Erklär,  über  die  Allodification  der  Lehen  im  Hüdes- 
heimischen,  v.  i5.  Sept.  i8i5.  Preuss.  Verordn.  v.  11.  März  1818 ,  u.  l,  Juli 
1820;  in  d.  preufs.  Gcsetzsamml.  1818,  S  17;  i8ao,  S.  i3i. 

c)  Kurhessische  Wiederherstellung  d.  Lehnwesens,  im  Jan.  i8t5.  Auch  Hannover 
(mit  Ausnihme  des  von  ihm  neu  erworbenen  Hildesheimischen)  und  Braunschweig, 
stellten  die  von  der  fremden  Regierung  aufgehobenen  Lehnverhältnisse  wieder 
her.  —  In  Absicht  auf  seine ,  in  preussischem  Gebiet  gelegenen ,  während 
der  fremden  Regierung  allodificirten  Ausssnlehen  (feuda  extra  curtein),  kam 
Hannover  am  8.  Dec.  1817  mit  Prtussen  überein,  dafs  beide  auf  jeden  Anspruch 
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(wechselseitig)  vernichteten,  den  die  eine  Regierung  in  Absicht  auf  Wieder- 
herstellung ihrer  Lehnherrlichkcit  ,  oder  auf  die  für  deren  Aufhebung  fest» 
gesetzte  Entschädigung,  bei  solchen  im  Gebiete  der  andern  gelegenen  Aussenlebea 
inachen  könnte,  und  so,  dafs  in  beiderlei  Hinsicht  AHes  zur  freien  Verfugung  der 
inländischen  Regierung  gestellt  seyn  solle.  Eine  ähnliche  Uebcreinkunft, 
wenige  Modifikationen  abgerechnet,  harn  am  3-  Aug.  1822  zwischen  Preussen 
und  Rraunschweig  zu  Stande.  —  Nassau  stellte,  in  seinen  vormals  bergiseben 
Landcsthcilcn ,  die  lehnherrlichen  und  agnatischen  Rechte,  wie  Tor  1809,  im 
Jabr  1816  wiedev  her  ,  ausgenommen  bei  den  bis  cum  1.  Nov.  i8a6  schon 
veräusserten  und  vererbten  Lehen. 

d)  Z.  B-  furstl.  taiisehe  Postlehen  (§.  44«  )•  *'no  Art  von  Zinslehen  (feudis 
censualibus),  doch  da,  wo  sie  vorhin  als  Reichslehen  bestanden,  keine  neuen 
Lehen,  sondern  nur  Umwandlung  in  inländische  Staatslehen  (§.  538  u.  43-); 
in  Baiern  und  Wirtemberg  die  ReichsKronamtlehen  (%.  4o5) }  in  Schlesien  das 
standesberrrliche  Fürstenthum  Rrotoszyn  des  Fürsten  von  Thurn  und  Taxis 
(§.  440,  Note  b). 

e)  Das  angef.  badische  ConstitutionsEdict  v.  1a.  Aug.  1807,  %.  3. 

f)  Ebendas.  §.  4.  t 

g)  Rais,  frans.  Urkunde  für  den  frans.  Reichsgrafen  (nun  baier.  Fürsten)  v. 
Wrtde,  v.  i5.  Nov.  1810,  wegen  der  ihm  geschenkten  französ.  Majorate 
Engelzell ,  Mansce  u.  Subcn ,  in  dem  Inn  -  u.  Hausruck  Viertel  j  dann  Vertrag 
hierüber,  zwischen  Frankreich  u.  Baiern,  v.  a8.  Febr.  1810,  Art.  4;  u.  baior. 
Vcrorrin.  v.  5.  Aug.  181 1 ,  über  die  rechtl.  Verhältnisse  dieser  Güter  ;  in  d. 
baicr.  Regier.  Blatt,  1811,  St.  5i.  —  Die  Dotation  des  Herzogs  von  Ragu*a9 
Marschalls  Marmont ,  mit  einem  jährlichen  Ertrag  von  70,000  Francs ,  hat 
Ocstreich  übernommen-  —  Die  Dotation  des  Herzogs  von  Dalberg  hat  Baiern 
übernommen,  welches  auch,  im  J.  1816,  ihren  Uebergang  auf  dessen  älteste 
Tochter  für  den  Fall  bewilligte  ,  wenn  er  ohne  männliche  Nachkommen 
sterben  werde.  —  Dem  gewesenen  grofsherzogl.  bergiseben  Minister  s/gar 
ward  seine  DotationsBesitzung  (Mosburg)  bei  Düsseldorf  von  Preussen  aus 
Gnade  gelassen  j  er  verkaufte  sie  im  J.  1818. 

A)  Art.  5  secret,  in  v.  Mar  Tins  recueil,  Supplem.  T.  V1H,  preface,  p.  VII, 
Note  **.  —  Der  erste  SeparatArtikel  zu  dem  pariser  Tractat  der  vier 
verbündeten  Mächte  mit  Frankreich,  v.  «5  Apr.  1818,  setzt  fest,  dafs  die 
Stipulationen  dieses  Tractats  den  Rechten  und  Ansprüchen  der  napoleonischen 
Donataricn  nicht  nachtheilig  seyn  sollen.  Mabtkss  recueil ,  Supplem.  VU. 
4*i5.  Die  im  \.  angef.  vernichtende  Stipulation  des  pariser  Friedens  von 
i8>4 1  konnte  rechtlich  nicht  rückwirken  auf  die  bis  dahin  von  Donatarien 
nach  gleichzeitigen  Gesetzen  rechtsgültig  geschehenen  Veräußerungen  ihrer 
Donationen.  (Rechtstreit  des  Duc  de  Rovigo  mit  dem  preufs.  StaatsFiscus, 
dem  durch  Urtheile  der  beiden  letzten  Instanzen  i83i  seine  Dotation  (Schlofs 
und  Amt  Sommerschenburg,  in  dem  Regierungsbezirk  Magdeburg)  entrissen 
ward,  die  er  von  dem  Räufcr,  wegen  Insolvenz  desselben,  zurückgenommen 
hatte.  Man  s.  das  pariser  Journal  «LeTemps»  du  3i  janvier  i&3i.)  —  Durch 
ein  Aachener  ConferenzProtocoll  v.  Nov.  1818  ward  festgesetzt,  dafs  den 
Donatarien  zu  den  ihnen  bis  zu  dem  pariser  Frieden  v.  3o.  Mai  1814  gebüh- 
renden Rückstanden  ,  so  viel  möglich  ,  verholfen  werden  soll.  Documens 
historiques  et  diplomatiques  faits  par  la  Russie  avec  des  Gouvcrnemcns  occi- 
dentaux  de  l'Europe  ,  depuis  1814  jusqu'au  congres  de  Verone  en  1832, 
imprimes  d'autorite  a  St. -Pctersbourg  ,  T.  II  (  i8?5.  fol. ),  p.  3?5-  — 
Abweisung  eines  Reclamanten,  mit  s.  Bitte  wegen  e.  napoleon.  Dotation  auf 
den  Ertrag  des  RheinschiffahrtOctroi ,  durch  Beschlufs  der  B.  V.  in  dem 
Protoc.  v.  1810,  %.  60. 
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« 

.   §.    545.  (448.) 
J)  Bei  PrivatLehcn. 

Anlangend  die  inländischen  Privatlehen,  so  war  bei  diesen 
i)  die  Lehnverbindung  mit  auswärtigen  Privatlehnherren,  in  den 
ehemaligen  rheinischen  Bundesstaaten,  für  aufgehoben,  durch  die 
rheinische  BundesActe,  nicht  zu  achten;  sie  ward  aber  fernerhin 
nicht  überall  geduldet.  2)  Die  Lehn  Verbindung  mit  inländischen 
Pri va t lehnherren,  ist  in  verschiedenen  Bundesstaaten  aufgehoben; 
in  den  meisten  aber  dauert  diese  Lehn  Verbindung  unverändert  fort  «); 
doch  mit  Unterordnung  unter  die  inländische  Staatshoheit,  und  dafs 
Bitterdienste  nur  für  den  Souverain  gefordert  und  geleistet  werden 
können.  3)  Zu  dieser  Classe,  gehören  jetzt  auch  die  noch  bestehen- 
den inländischen  ActivLehen  inländischer  Standes- 6)  und  Pätri- 
mo  nial Herren  <*),  die,  wenn  sie  vorhin  Reichs  Afterlchen  oder 
Territorial  ActivLehen  jetziger  Standesherren  waren,  sich  aus  solchen 
in  Privatlehen  verwandelt  haben  <0. 

a)  Nach  dem  (§.  54i ,  b)  aogef.  badischen  ConstitutionsEclict ,  %.  3,  können  diese 
Lelien  nur  in  der  Form  Ton  uneigentlichen  Lehen  (von  lehnähnlichen  Instituten, 
alsFeudaster),  mithin  nur  in  tmtschem  privatreclalichem  Verhäl tnifs  fortdauern.  — 
In  baiern  ward  die  Aufhebung  aller  inländischen  Privat-  u.  ^/ierLehnverbin- 
dungcn  ,  und  dafs  forthin  nur  Mannlehen  der  Krone,  tbeils  Thron-  theils 
CanrJeikhcn,  bestehen,  und  königliche  Lehen  von  keinem  Lehnmann  weiter 
verliehen  werden  sollen,  verfugt;  durch  Edictc  v.  10.  April u. 7.  Juli  1808»  3o. Dec. 
1808 1 .3.  Febr.  1809,  v.  2.  Jan.  i8i3  u.  6.  Jan.  i8i5.  Auch  erging  daselbst 
eine  Verordnung  v.  16.  Aug.  1810,  die  Auflösung  der  Privatlehcn  betr.  (Reg. 
Bl.  1810,  S.  657.  Novellen  «um  baier.  Landr.  S.  587.  Döllisckr  a.  a.  O. 
Th.  I,  S.  CLXII)  mit  Nachträgen  v.  «5.  Dec.  1811,  3i.  Jan.  1814  u.  «6-  Dec. 
1818  (ebendas.  )j  u.  eine  Verordn.  v.  7.  Aug.  i8i5,  betr.  die  Umwandlung 
der  Privat  -  und  Afterlehen  in  Erbrecht,  Reg.  Bl.  v.  i8i5,  S.  721.  Novellen 
etc.  S.  591.  DöttmoKB,  Tb.  I,  8.  CLXXV.  —  Von  Aufhebung  des  Lchn- 
wesens  u.  der  Lehnfolge,  in  d.  ehemal.  Grofisberaogth.  Berg  u.  in  d.  ehcmal. 
Rönigr.  fVestphalen  ,  s.  in  vorigem  §. ,  Note  a.  v.  Houhbobsts  ebenda«, 
angef.  Abh. 

b)  Von  Aufhebung  der  standesherrlichen  ActivLehen  in  ßuiern,  s.  die  Edictc  v. 
3.  Febr.  1809,  u.  s5.Dec.  1811.  —  Wirtemberg.  Declaration  ,  betr.  die  Staats- 
recht!. Verhältnisse  des  fürstl.  Hauses  Hohenlobc'NValdcnbHrgBartenstein. 
v.  27.  Oct.  1823,  %.  59,  wo  diese  ActivLehngerechtsamc  dein  Fürsten  gelassen 
werden.  —    Von  PVirzburg  s.  Rbein.  Bund,  X.  5o. 

c)  J,  L.  Rlübbb  de  jure  nobilium  feuda  inilitaria  constituendi.  Goctt.  1786.  8. 

d)  Rbavbb's  angef.  Beiträge,  101.  —  In  dem  Grofshcrsogthum  Buden  werden 
die*»  blofs  so  weit  geduldet,  als  damit  nur  Güter,  Renten  und  Rechte  ver- 
bunden sind  ,  welche  die  Standesberrcn  selbst  ,  als  Figcnthum  besitzen 
können.  Badische  Verordn.  v.  sa.  Juli  1807,  %.  17,  die  Standeshcrrlicbkcits* 
Verfafs.  betr.,  in  d.  Rhein.  Bund,  XII,  827.  Vcrgl-  Bbaoeb's  Beiträge.  111  11. 
112«  —  Dasselbe  ist  verordnet,  §•  5a  der  grofshcrzogl.  hessischen  Declaration, 
die  Rechte  der  Standesherren  betr.,  v.  1.  Aug.  1807,  nur  mit  dem  Zusatz.: 
«und  in  so   weit  nicht  das  dominium   utile  souverain  gewordenen  Herren 
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Bustcht ».  Bhein.  Bund,  XIII.  80.  Dieser  Zusatz  findet  sich  Dicht  in  der 
gb/.gl.  hessischen  Vcrordn.  für  die  adelichen  Gerichlshcrren ,  v.  1.  Dec.  1807, 
%.  /»3.  Rhein.  Bund,  XIV.  a33.  —  In  der  baieriscUn  Declaration  v.  19.  Män 
1807,  lit.  M.  heifst  es:  «Was  die  ActivLehen  betrifft,  so  werden  ihnen  (den 
subjicirten  Fürsten  und  Grafen)  dieselben  ferner  belassen;  jedoch  geht  in 
allen  streitigen  Lehnsachen  die  Appellation  an  Unser  oberstes  JustizTribnnal, 
und  die  Ritterdienste  können  nur  für  den  Sourerain  verlangt  werden;  alle 
übrigen  Lehngefalle  bleiben  dem  Mediatberrn».  Rhein.  Bund,  VI.  3qi.  Dieses 
ward  späterhin  abgeändert,  durch  Aufhebung  aller  inländischen  Privat-  u. 
AftcrLehn Verbindungen ,  in  dem  oben  (Note  a)  angef.  Edicti  die  Lebnver- 
bältnisse  im  Königr.  Baiern  betr.  y.  7.  Juli  1808 ,  %.  1  u.  11  ff.  (in  d.  baier. 
Begier.  Bl.  1808,  St.  48)  u.  in  den  oben  (Note  b)  angef.  Edicten  w.  1809 
u.  1811. 

544.  (449.) 
Insbesondere  bei  Privat  Passiv  Lehen  der  Bundesposten. 

In  Ansehung  solcher  PriratPassivLehen ,  welche,  während  der 
teutschen  Reichsverbindung,  ein  nunmehriger  Bundesfurst  Ton  eige- 
nen Unterthanen  empfing,  ward  in  dem  Königreich  Baiern,  ab- 
weichend von  der  bis  dahin  in  Teutschland  allgemein  bestandenen 
Lehnsitte  «)  ,  als  Grundsatz  aufgestellt :  dafs  hein  rheinischer  ßuode*- 
Souverain  fernerhin  Vassall  eigener  Unterthanen  seyn  Lonne, 
sondern  dafs  alle  Lehen  dieser  Art  als  allodificirt  zu  betrachten 
seyen;  jedoch  gegen  Entschädigung  der  Lehnherren,  so  weit  üe 
dadurch  an  wirklichen  Einkünften  verlieren 

d)  J.  C.  Bau  progr.  angef.  oben  §.  535.    Boehkbr  princ.  juris  feud.  %.  100. 

6)  K.  haier.  Erklärung  v.  17.  Apr.  1807,  in  d.  baicr.  Beg.  Btatt,  1807,  St.  36.  u- 
in  Okstfiuieichkr's  Archiv,  VIII,  N.  i5.  EntschädigungsGrundsätze  deC»haU>« 
in  d.  baier.  Begier.  Blatt,  1808,  N.  4.  u.  in  e.  Verordn.  v.  i&  Aug.  i8i5.  in 
d.  Begier.  Blatt  181 5,  St.  36.  Vergl.  auch  die  (zu  vorigem  §. )  angef.  grou- 
hcrxogl.  hessische  Declaration,  und  Brauers  angef.  Beiträge,  108. 


XVni.     C  A  P  I  T  E  L. 
Wehr-    und    Waffe  11  hoheil. 


§.  545.  (450.) 

IVehr.  und  fVaffenhoheit.   Kriegsgesetzgebung  und  Polizei. 

■ 

Jeder  Staat  bedarf  einer  bewaffneten  Macht  zu  dem  Schutz  seiner 
Rechte;  also  für  Vertheidigungshriegc  und  Handhabung  der  öffent- 
lichen Ordnung.  Daher  gebührt  jedem  teutschen  Bundesstaat  die 
Wehr-  und  W  äffen hoheit  «)  (Recht  der  Armatur,  Militärgewalt, 
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jus  armorum,  potestas  militari«),  das  Recht,  Schirm-  und  Wehr- 
anstalten zu  errichten  und  zu  unterhalten,  insbesondere  bewaff- 
nete Macht  fortwährend  zu  unterhalten  und  zu  dem  Schutz  seiner 
Rechte  anzuwenden.  Zu  diesem  Zweck,  ist  jeder  Bundesstaat  befugt: 
I)  zu  Kriegsgesetzgebung  *),  und  II)  zu  KriegsPolizei  c). 

o)  Puttkh's  Lit.,  III.  335.  KlübkiTs  Lit. ,  §.  1116  — nsob.  Rössig'a  Politik, 
»3i  ff.  —  Die  Bun<lesActe,  Art.  10,  verheißt  eine  Einrichtung  in  Abstellt 
auf  die  militärischen  Verhältnisse  des  Tauschen  Hunde*.  Hievon,  insbesondere 
Ton  dem  Bundesheer,  oben  %.  193  u.  ff. 

*)  A eitere  TerritorialKriegsgcsetze  findet  man  in  J.  C.  Lüne*«  corpus  juris 
nr.ilitaris.  Lips.  17*3.  fol.  Die  Geschichte  der  Kriegsverfassung  in  dem 
Königreich  Sachsen,  in  Wkisie's  k.  saebs.  Staatsr.,  Bd.  II,  390  —  311,  u.  S. 
595  f.  —   Neuere  Gesetze  unten  548- 

c)  Eine  Sammlung  von  Gesetsen  und  Anstalten,  für  öffentliche  und  PriratSicberhcit 
bei  dein  Ausbruch  eines  Kriegs,  und  während  desselben,  enthält  J.  P.  H&rl's 
Handb.  der  KricgsPoliseiwissenschaft  u.  MilitärOekonomie.  Th.  I  u.  IL  Erlan- 
gen 181«.  8. 

§.     54«.  (451.) 

/  Vehrmannschaft ;  stehendes  liriegsheer ,  ordentliches  und  ausseror 
deutliches ,  insbesondere  Landwehr  und  NationalGarde. 

Ferner,  III)  zu  Anstellung  und  Unterhaltung  jeder  Art  von 
nöthiger  Wehrmannschaft,  nach  den  verschiedenen  Graden 
(Mannen  und  Obermannen),  namentlich  der  dazu  gehörigen  Befehl- 
h  a  b  e  r  a  ),  "Wehr  -  oder  Feldobern  (Offizieren),  und  Kriegsbeamten, 
für  Streit-  und  Pflegwesen.  Dahin  gehören  :  1)  das  stehende  ordent- 
liche Kriegsheer,  besteheud  aus  Fufsvolh,  Reiterei,  und  Geschütz- 
mannschaft, sowohl  Hof-  oder  Haustruppen  (Kriegs- oder  Militärllofstaat, 
Hof  Militär,  maison  militaire) ,  als  auch  LinienTruppen  (Linienheer), 
mit  angemessener  Reserve,  dann  aus  Schirm-  oder  PolizeiSoldaten  *) 
(Landjäger,  Land  Dragoner ,  Landreiter  oder  Landhusaren,  Gensdar- 
merie );  2  )  das  stehende  ausserordentliche  Kriegsheer, 
die  Landwehr  c),  die  NationalGarde  d) ,  bestehend  in  der  Regel 
aus  Fufsvolk  ,  geübt,  schlagfertig,  aber  im  Friedenstand  nur  für  die 
nothwendige  Uebungszeit  unter  den  Waffen ,  und  während  eines 
Kriegs  auch  ausserhalb  Landes  zu  dienen  verpflichtet;  eine Hiilfanstalt, 
zu  Sicherung  des  Vaterlandes  gegen  innere  und  äussere  Feinde  « ),  bei 
welcher  die  Unterhaltung  eiues  grossen  stehenden  ordentlichen  Heeres 
in  Friedenszeiten  entbehrlich  ist.  Die  Landwehr  hat  in  manchen 
Ländern  Abtheilungen  oder  Classen  ( z.  B.  erstes  und  zweites  Auf- 
gebot) ,  nach  Verschiedenheit  des  Alters  der  Land  wehrpflichtigen. 

• 

1 

d)  Pütteii's  Beiträge,  I.  194.    Möscn's  patriot.  Phantasien,  IV.  o85. 

b)  Fi  r  den  Laadschirm,  d.  h-  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  durch 
Wehren  (bewaffnete  Männer).  —  Preuss.  Edict  wegen  Errichtung  der  Gens- 
darmerie  v.  3o.  Juli  181a»  in  der  preufs.  GeseUsamml.  1812,  S.  i4«.  —  r. 
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Kamptt.  Codex  der  Gensdarmerie.  Baierisches  Edict  11.  Oct.  1811,  wogen 
Errichtung  einer  Gensdarmerie ;  in  d.  Regier.  Blatt  v.  14  Oct.  1811.  — 
Badische  Verordn.  über  die  zu  Handhabung  der  öffcntl.  Sicherheit  und  Ordnung 
errichtete  Gensdarmerie,  v.  ..  Oct.  1829;  in  dem  Bad.  Regier.  Blatt,  18191 
Num.  ao. 

c)  Der  Soldat  u  der  Land  wehrmann  ;  in  den  Behelligungen  vor  dem  wiener 
Congrefs  (1814.  8.),  S.  47  —  59.  L.  A.  F.  v.  LiEBsasTxis  über  stehende 
Heere  und  Landwehr.  Carlsr.  1817.  8.  —  Baier.  Verordn.  v.  10.  Juni  i8>3, 
wegen  Errichtung  einer  NationalGarde ,  u.  die  LandwebrOrdnung  v,  1826,  in 
dem  baier  Regier.  Blatt  v.  16.  Mars  1826.  Die  unten  \.  548  angef-  östreiek., 
preuss.,  kaier.  u.  a.  Gesetze.  Preuss.  Landwchrordn.  v.  21.  Nov.  i8i5,  io  der 
preufs  Gesetssamml.  v.  i8»5,  S.  77.  Hannöver.  Anweisung  über  Landwchrordn., 
v.  3o.  Dec.  1816.  Grofsherzogl.  hessische  Verordn,  v.  17.  Jan.  1817»  die  Koste« 
der  Landwehr  betr. ,  11.  Verordn.  wegen  Aufhebung  der  Landwehr  v.  »0.  Not. 
1819.  Königl.  sächsische  Verordn.  v.  Febr.  1817,  die  Bildung  u.  Unterhalt, 
einer  Landlleserve  betr.  —  Neue  Errichtung  der  NationalGarde  in  Franfrtick, 
im  Herbst  i83o. 

J)  KÖnigl.  sächs.  Regulativ  v.  ..  Dec.  i83o,  über  die  Errichtung  einer  Cornau- 
nalG&rde  im  ganzen  Königreich ,  in  welche  alle  waffenfähigen  sclbststandi*™ 
Einwohner  der  Städte,  vom  ai.  bis  zu  dem  zurückgelegten  54.  Jahre  einzu- 
treten  verpflichtet  sind;  in  der  k.  sächs.  Gesetssamml. ,  i83o,  Num.  54-  Di« 
in  voriger  Note  angef.  sWrr.  Verordn.  t.  i8i3. 

e)  Ein  National  Heer ,  echt  teutsche  Anstalt,  welche  den  Fürsten  das  Volk,  da» 
Volk  den  Fürsten  achten  lehrt,  und  wahren  Vatcrlandsinn  erzeugt  und  nährt; 
am  zweckmäßigsten,  wenn  sie  fortwährende  Staatsanstalt,  und  als  solche  soglekk 
Hildungsunsialt  für  kriegerischen  Geist  und  vaterländische  Gesinnung  ist,  mitbin 
für  kriegerische,  polizeiliche  und  nationale  Zwecke  dient,  und  wenn  darin 
alle  Staatsbürger  r.um  Staatsdienst  berufen,  und  alle  zu  allen  Graden  fabig  siad. 
So  bildet  sich  ein  mit  den  WafFcn  und  dem  Kriegsdienst  vertrautes  Volk,  ah 
allgemeine  Schutzwehr  des  Vaterlandes.  —    Nützlich  ist  die  Bildung  einer 
Nachhüffe  (Reserve)  auch  für  die  Landwehr,  die  zugleich  zu  dem  ersten 
Aufgebot  des  Landsturmes  gehören  würde.. —    Durch  Form  wird  beider 
Landwehr  der  Geist  getödtet,  wenn  man  sich  in  Anordnungen  verliert,  dk 
nur  auf  unwesentliche,  wohl  gar  spielende  Aeusserlichkeiten,  Beziehung  haben, 
und  überdiefs  einem  grotsen  Theil  des  Volkes  zu  überflüssiger  und  verbalster 
Plage  gereichen.    Das  Wichtigste  ist  auch  hier,  innere  Einheit  und  Freiheit. 
Liebe  und  Anhänglichkeit  an  Regierung  und  Vaterland.    Die  Form  beschränk 
sich  auf  das,  was  für  den  Zweck  unentbehrlich  ist.  -  Die  Grösse  des  stehendes 
Heeres],  mufs  in  gehörigem  Vcrhältnifs  stehen   su  der  VolktahJ  und  de« 
Staalseinkommen.     Die  Aufgabe  ist;   das  kleinste  stehende  Heer,  und  die 
größtmöglichste  Reserve.    Klübkb  über  das  europäische  StaatslHilitärStstro. 
u.  die  militärische  Wichtigkeit  teutscher  Landesherren ;  in  d.  Europ.  Annales. 
i8o5,  Heft  V.    IU ss Wimms  Vorschlag  zu  einem  unüberwindlichen  Heer;  i» 
Archfnholx  Minerva,  1808,  Jan.,  Num  3.    CabinctMaximen ,  ebendas.  Nura.  i 
Ueber  stehende  Heere  und  LandcsbjewafTnungen ,  ebendas.  1807,  Sept.,  §- 
385  ff.    Ueber  die  Wichtigkeit  des  Militärs  in  kleinen  Ländern,  ebenda»-. 
1808,  Bd.  3,  S.  233  ff.  484  ff.    Von  dem  Militär  in  kleinern  Staaten,  de«« 
Geist  und  Werth;  in  dem  Rhein.  Bund,  LXVI.  3?4-    Wünsche  und  GrfoA« 
für  Rcduction  der  stehenden  Heere  ^  in  Backb's,  Behb's  und  Scbott's  aUf«*- 
StaatsCorrespondenz,  Bd.  1  (1814)*  Num.  11  u.  i5.    H.  v.<  Rotocb  «her 
stehende  Heere  und  National  Miliz.  Freib.  1816.  8.    D.  Tiutwibt  ScbbitW. 
die  Wehr-  und  SrbirmAnstalt.  Leipz.  1816  Fol.    Ebcndes*.  Grundrifs  einer 
Wehranstalt  des  teutschen  Bundes..  Leipc.  1817.  Fol.    Betrachtungen  über  die 
verschiedenen  Formen  der  bewaffneten  Macht  Lcipz.  1817-  8.    Da«  teutsche 
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Kriegswesen.  Frankf.  (ohne  Jahrg.)  a  L.  Gistais  hieine  Mitlheilungen 
Th.  Ii,  S.  m6-  «3i.  Europ.  Annale*,  1814.  St.  XI,  S.  173  f.  v.  Likbzxstki* 
über  stehende  Heere  u.  Landwehr,  mit  besond.  Rücksicht  auf  die  t.  Staaten. 
Carlsr.  181?.  8.  v.  Arktis  8  konstitutionelles  Staatsr.,  Bd.  1,  S.  a33j  Bd.  II, 
S.  170.  Tittjiams  über  stehende  Heerej  in  Pölitz  Jahrbücher,  i83i ,  Mär«,' 
Num.  1.  J-  S.  v.  Xtlaadks's  Untersuchungen  über  das  iieerwesen  unserer 
Zeit.  München  i83i.  8. 

§.  547.  (452.) 

Landsturm  und  Heerfolge.'    Lehmvehr.    Allgemeine  Folkswehr. 

GemeindeweJur. 

Ferner  gehören  dahin:  3)  der  Landsturm  a),  eine  Art  von 
Volksbewaffnung,  als  nicht  stehendes  ausserordentliches 
Kriegsheer,  blofs  für  den  Nothfall ,  gegen  innere  und  äussere 
Feinde;  ein  Aufgebot  derjenigen  vorzüglich  wehrbaren  (erstes  Auf- 
gebot), oder  aller  (erstes  und  zweites  Aufgebot)  derjenigen  waffen- 
fähigen Unterthanen,  welche  in  dem  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen stehenden  Heer  nioht  begriffen  sind  *),  begründet  durch  das 
Recht  der  Heer  folge  c)  (Reifs  und  Folge,  jus  sequelae);  4)  die 
Lehn  wehr,  ebenfalls  als  ausserordentliches  Kriegsheer;  ein  Auf- 
gebot der  wehrpflichtigen  LandesLehuleute  oder  Vassalien,  in  den 
durch  das  Lehnrecht  bestimmten  Fallen  4)»  5)  Für  den  äussersten 
Nothfall ,  bann ,  weil  Vertheidigung  des  Vaterlandes  die  heiligste  Pflicht 
des  Bürgers  ist  CS»  468  u.  f.),  allgemeine  Volks  wehr  (allge- 
meines Aufgebot)  geboten,  das  heifst,  das  gesammte  wehrfähige 
Volk,  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  Alters  und  Standes,  selbst 
ohne  regelmäsige  Bewaffnung  und  Einrichtung,  zur  Wehr  gegen 
den  angerechten  Feind  aufgefordert  werden  *).  6)  Für.  innere  ört- 
liche Sicherheit  dient  die  Gemeindewehr  oder  CommunalGarde. 
Bei  zweckmäßiger  Einrichtung  sind  die  Municipal-  oder  Bürger- 
und Bezirkgarden./)  ein  sehr  nützliches  Institut,  das  zugleich  in 
Friedenszeit  der  Last  der  Unterhaltung  eines  grossen  stehenden  Heeres 
bedeutend  mituberheben  kann.  7)  Zwischen  sämmtlichen  Bundes- 
staaten besteht,  für  gegenseitige  Auslieferung  der  Deserteure,  eine 
allgemeine  CartelConyentionf). 

a)  Die  teutsche  Volksbewaffnung.  In  einer  Sammlung  der  darüber  in  sämmt- 
lichen deutschen  Staaten  ergangenen  Verordnungen;  herausgegeb.  v.  Rühle 
t.  Lilieüstkeb-  Berlin  i8i5.  8.  —  Archiv  für  den  teutschen  Landsturm.  Heft  I. 
Sondersh.  1816.8.  Verordnungen  über  Errichtung  u.  Einrichtung  des  Landsturms: 
hannoverisch*  v.  ia.  Jun.  i8i5  u.  1.  Jun.  1816  j  gothaische  vom  16-  Mai  i8i5; 
tveimartsche  t.  i5.  Aug.  i8i5  ;  hildburghausensche  v.  Jan.  1817;  reuss  zschJeiti*ches 
DienstBcglement  für  den  Landsturm.  Schleitc  181 5.  8.  NationalZeitung 
der  Deutschen  181 5,  St.  36  u.  37. 

b)  Demnach  bleibt  für  den  Landsturm  derjenige  waffendienstfäbige  Theil  des 
männlichen  Geschlechts  übrig,  welcher  nicht  unter  dem  stehenden,  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen ,  Kriegsheer  begriffen  ist ,  ein  gewisses  Lebens- 
alter noch  nicht  erreicht  hat,  und  dessen  Ausschließung  von  dieser  Art  des 
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Waffendienstes  dringende  Verhältnisse  (Staatsdienst,  Gewerbe,  Verhalt,'«,  d.) 
nicht  gebieten.  Ausgeschlossen  sind  also,  die  Unbebbarcn,  die  Heimpflich- 
tigen, die  Bricgnnfähigen,  die  Vertagten.  Bei  dieser  auf  Vatcrlandsiun  ge- 
gründeten Anstalt,  entscheidet  der  Geist  alles,  die  Form  wenig,  oft  nichts. 
In  allen  T.  Bundesstaaten  zusammen,  leben  gegen  acht  Millionen  wehrfähige 
Männer.  Sind  diese  auch  nur  cum  grösseren  Theil  wehrhaft,  so  bedarf  der 
Ternsche  Bund  keines  Briegsbündnisses  mit  Auswärtigen.  Mösfb's  patriot. 
Phantasien,  Bd.  I,  Jium.  3a.  Der  Volkskrieg;  in  den  Europ.  Annalen,  i8i3, 
St.  XII,  S.  a5?  —  3<)8.  Bcflexionen  über  den  Landsturm.  8.  üeber  allgemeine 
Landesbewaffnung;  in  d.  Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  »816,  Kum.  198. 
Leber  den  Landsturm;  ebendas.  1817,  Nura*.  m. 

c)  Vcrgl.  §.  383.  Aar.  G.omprfcht  diss.  de  jure  sequelae.  Gott.  1799.8.  Stav- 
bkk,  Th.  II,  Bcd.  8;  Th.  III,  Bcd.  143.  Wusse  a,  a.  O. ,  Bd.  II,  §.  aoo.  — 
Von  dem  Wort  Reissig  und  Reusa,  s.  C.  F.  Waich'«  glossarium  gerra.  inter- 
pretationi  C.  C.  C.  inserviens,  p.  427. 

d)  Böhmvr  princ.  juris  feud. ,  5«  219.  sqq.  et  339.  sqq. 

e)  Verfafs.  Urk.  des  GH.  Hessen,  1820,  Art.  28.  v.  Arktik  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  173. 

f)  In  dem  Herbst  i83o  gaben  aufrtihrische  Bewegungen  Anlafs  xu  Errichtung 
von  Bürgergarden ,  in  Preussen,  Königreich  Sachsen,  Kurhessen,  GH.  Hessen, 
Braunschweig  etc.,  «um  Theil  «u  freiwilliger.  Kurhess.  Verordn.  v.  Oct.  i83o, 
betr.  die  Bürgerbewaflnung,  in  der  kurbess.  Gesetzsammlung.  Die  Errichtung 
städtischer  SchützenCorps  verordnete  ein  k.  sachs.  Mandat  v.  1.  Febr.  181- 

.  Wsissk  a.  a.  O.  %•  392. 

g)  Allgemeine  CartelCon*  ention  aller  souverainen  Fürsten  und  Freien  Städte 
Teutschlands,  geschlossen  am  10.  Febr.  i83i ,  in  Folge  des  Art.  XXIV  der  t* 
in  der  PlenarVcrsammlung  vom  9.  April  1821  festgestellten  Grundxüge  der 
Kriegsverfassung  des  Teutschen  Bundes;  in  dem  Protocoll  der  t.  Bundesver- 
sammlung v.  io.  Febr.  i83i ,  %.  »5.   Vergl.  oben  %.  197,  Note  a. 

* 

§.    548.  (453.) 

Ausltebung  ,  Werbung  und  Annahme  der  Kriegsmannschaft.  Kriegs- 

p/licht,  allgemeine  und  besondere. 

IV)  Das  stehende,  sowohl  ordentlicbe  als  auch  ausserordentliche 
Kriegsheer  -wird  zusammengebracht:  1  )  durch  Truppenauswahl  oder 
Aushebung  «)  (Conscription,  Recrutirung  oder  Enrolement)  kriegs- 
dienstpflichtiger  Mannschaft  (der  Wehrpflichtigen  oder  Cantonisten ), 
nach  einer  gesetzlichen  Auswahlordnung,  worüber  die  Bundes- 
versammlung gleichförmige  Verfügungen  zu  treffen  hat  ( §.  238); 
2)  durch  W  erbung  *)  (Anwerbung)  oder  Annahme  freiwilliger  e), 
sowohl  Streit-  als  Pflegmannschaft.  V)  Bei  der  Kriegspflicht, 
der  Verpflichtung  der  wehrfähigen  Staatsgenossen  zum  Kriegsdienst 
(§.  468  u.  f.),  ist  die  allgemeine,  zur  Landes vertheidigung  im 
äussersten  Nothfall  (§.  547,  Num.  5),  zu  unterscheiden  von  der  be- 
sonder», nur  eines  Theils  der  Wehrfähigen,  sowohl  zum  Soldaten- 
dienst im  stehenden  Heer,  dem  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
(§.  546),  als  auch  zum  I/andsturm  (§.  547),  dem  Dienst  im  nickt 
stehenden  ausserordentlichen  Heer  <0. 


V 
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a)  Oben  %.  469.  v.  Arktis  a.  a.  O. ,  Bd.  II,  S.  168.  —  Verhandlungen  in  der 
a.  Hammer  der  Stände  des  GH.  Hessen,  1820,  Heft  7,  S.  108  ff.}  Heft  8,  8.  1  ff. 
Oest reich.  EAict  v.  3.  Sept.  i8i4»  betr.  die  Verpflichtung  cum  Kriegsdienst.  Preuss. 
Gesetz  3.  Sept.  1814»  denselben  Gegenstand  betr.,  in  d.  preuss.  Gesctzsamml. 
1814»  S.  79,  u-  in  d.  Alldem.  Zeit.  1 8i4  *  Beil.  114.  K.  sachs.  Mandat  v.  25. 
Oct.  i8aö,  betr.  die  reguläre  Miliz,  nach  Berathung  mit  den  Landständen  er- 
lassen, in  der  Gesetzsammlung  v.  i8a5,  S.  «9.  Wkissk  a  a.  O.  %.  298.  Die 
oben  angef.  *«/Vr.' Verordn.  v.  ai.  Oct.  »814,  u.  das  ältere  Conscript.Beglcment 
v.  »9.  Mär/.  181a,  in  d.  Allgem.  Justiz  -  u.  PolizeiBlättern  t.  181a,  Num.  aoi ; 
nebst  Verordn.  v.  9.  Febr.  1818  u.  1a.  Apr.  i8ai .  Scans  lzhio's  Nachtrag  zum  baier. 
MilitärConscriptionsGesctz.  1817. 8.  Stiwel's  vollständ.  Samml.  zum  baier.  Con- 
scriptionsGesclz.  i8ai.8.  Wirtemb,  Verordn.  über  die  Recrutirung  derArmec,  v.5. 
u.  7.  März  i8i5,  mit  Widerrufung  derConscriptionsGesetze  ?.a6.Aug.  1809  (in  d. 
Biicin.  Rund,  XXXVII.  a6.)u.  17. Febr.  i8i5j  in  d.  schwäb.  Merkur  v.  9.  Märzi8i5. 
fVirtemb.  Vcrfafs.  Vertr.  v.  1819t  V  lo°«  Badiscttes  ConscriptionsReglement 
v.  29.  Sept.  1808,  in  d.  Regier.  Blatt  ▼.  1808,  Num.  3i.  Nachtrag  hiezu  >.  a8. 
Jun.  1812,  in  dem  Regier.  Blatt  v.  181a,  Num.  a3.  Von  dem  Grofsherzogth. 
Hessen ,  s.  Rhein.  Bund  ,  VII.  90.  Von  Mecklenburg,  ebendas.  LIII.  284.  Hol 
stein  -oldenb.  Verordn.  ▼.  ao.  Mai  1809,  in  d.  Rhein.  Rund,  XXXV.  228.  Li/4 
pisches  CunscriptionsGesetz  v.  a.  Jul.  1811.  Anhalt  ~  cöt/atnscftes  t.  28.  Dee.  1810; 
S.  hildburghausensches  v.  Jan.  1817;  desgL  v.  aa.  Mai  1824.  in  d.  bildburgh. 
Regier,  u.  Intel!.  Rl-  v.  1824  t  Num.  27.  Hannoverisches  x.  i4>  Jul.  1820.  Ham- 
burg. Verordn.  wegen  Einriebt,  des  BundesContingents,  u.  der  damit  verbun- 
denen allgemeinen  Kriegspflicht,  v.  6.  Sept.  i8ai.  Lubcckische^  v.  6.  Oct.  i8ai. 
in  d.  lübeck.  Anzeigen  v.  1821  ,  N-  81.  Frankfurt  is'ches  RecrutirungsGesetz  v. 
17.  Sept.  182a,  u.  StadtWehrordnung  t.  3o.  Juni  i8a3,  beide  in  der  frankf. 
Gesetz-  u.  StatutenSammlung. 

b)  Schriften  in  Klübkr's  LH.,  %.  naob. 

c)  Diese  bilden  zuweilen,  besonders  in  Kriegszeiten,  eigene  Abtheilungen  des 
Heeres  (Corps). 

d)  Erörterungen  hierüber,  in  den  Verhandlungen  der  1.  Rammer  der  badischen 
Ständcrersamml.  v.  i8ao ,  Heft  5 ,  S.  714.  ff« 

§.    549.  (454.) 
KriegsanstaUen  und  Auflagen, 

VI)  Auch  ist  jeder  Bundesstaat  befugt,  zu  jeder  Art  von  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  Anstalten  und  Auflagen,  -welche 
der  Zweck  des  Wehr-  und  Waffenrechtes  gebietet.  Namentlich  ge- 
hören hiehcr:  1)  die  nähere  Bezeichnung  der  Verbindlichkeit  der 
Staatsangehörigen,  sich,  ausserhalb  des  regulären  Mililärs,  zu  dem 
Waffendienst  tüchtig  zu  machen;  2)  Festungen  und  andere 
Befestigungsarten  (Fortificationen )  für  Landes  vertheidigung ; 
3)  Stü  ckgiesser  eien  für  das  Geschützwesen ,  Waffen.-,  Sal- 
peter- und  Pulverfabriken,  Zeughäuser  und  Waffen- 
plätze; 4)  militärische  Bil  d  ungsan  s  talte  11;  5)  Einquar- 
tirung  und  Pllegwesen  oder  Service*»);  6)  La  za  r  e  t  h  w  es  e  n ; 
7)  Wehrsteuern  *);  8)  Heerschau  oder  LandesKriegsmusterung, 
und  Wehr-  und  Waffcnitban^en;  9)  Verbot,  ohne  besondere 
Erlaubnifs  oder  gesetzmäsige  Ermächtigung  iu  fremde  Kriegs- 
dienste zu  treten  <?). —    Die  staatsbürgerlichen  Verhältnisse 
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der  im  Waffendienst  befindlichen  Staatsangehörigen,  ihr  Gerichts- 
stand, die  militärischen  Strafgesetze,  und  die  Frage,  ob 
das  Heer  den  Eid  auf  die  Verfassung  zu  leisten  habe,  sind 
Gegenstände  der  Gesetzgebung  «)• 

a)  Von  dem  Königr.  Sachsen,  s.  man  Wsissx  a.  a.  O.     3oo  —  3o3- 

b)  Moseb  von  d.  Landeshoheit  in  Militärsachen,  S.  io3  ff. 

c)  Vergl.  t.  Bunde« Acte,  Art.  18,  Num,  a.  —  Ebenda«.  Art.  14 ,  wird  den  Stan- 
desherren,  für  sich  und  ihre  Familien,  und  dem  ehemaligen  unmittelbaren 
Reich sadel ,  Befreiung  von  aller  Militärpflicbtigkeit  eingeräumt. 

rf)  Von  dem  Königr.  Sachsen,  Wiissb  a.  a.  O.,  %.  297. 

e)  v.  Arktis  a.  a.  O.,  Bd.  II,  S.  173  ff. 


XIX.    C  A  P  I  T  E  L. 
Aeusserstes  Recht  und  Einschränkungen  der  Staatsgewalt. 


§.  530.  (455.) 
Natürliche  Grundbestimmungen  der  Staatsgewalt. 

Die  Staatsgewalt  ist,  auf  das  Wenigste,  nach  dem  allgemeinen  oder 
natürlichen  Rechtsgesetz  zu  beurtheüen.  Daher  hat  sie  natürliche 
Einschränkungen  (§.  4  u.  5).  I)  Nor  zu  Er  re  ichu  ng  und  Be- 
förderung des  Staatszweckes,  kann  sie  ausgeübt  werdeu  «). 
Sie  berechtigt  das  regierende  Subject  nur  dazu,  wozu  sie  dasselbe 
Terpflichtet;  denn  durch  die  Natur  ihrer  Bestimmung  ist  sie  be- 
schränkt auf  Erreichung  des  Staatszweckes  durch  gerechte  Mittel 
(§.  4)1  auf  dafs  nie  der  Schleier  des  Staatswohls  Handlungen  blofser 
Willkühr  bedecke.  Der  Gegensatz  wäre  Sultanismus,  Verbrechen 
der  beleidigten  Menschheit.  II)  Die  Staatslasten  müssen,  wie  die 
Vorth  eile  der  Staatsverbindung ,  unter  die  Staatsgenossen,  so  Tiel 
möglich,  gleich  vertheilt  werden  *).  III)  Nur  gerechte  Mittel 
sind  der  Wahl  des  Regenten  überlassen  (§.  4),  und  Mäsigung  im 
Gebrauch  derselben,  ist  Hauptpflicht  der  Staatsregierung.  IV)  Jedem 
mufs  sein  wohlerworbenes  Recht  ungekränkt  gelassen,  Jedem 
mufs,  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken,  der  Genufs  seines  Ei- 
genthums, und  seiner  Staatsbürger  Ii  chenGerechtsame  uud 
Freiheit,  die  möglichst  freie  Entwickelung  und  Anwendung 
seiner  Anlagen,  Fähigkeiten  und  Kräfte,  gestattet  werden  «). 
Keinem  Staatsangehörigen,  der  sich* durch  einen  Act  der  Staatsgewalt 
in  seinem  auf  einem  .besondern  Titel  beruhenden  Privatrecht  verletzt 
glaubt,  darf  der  Weg  zu  dem  Richter  verschlossen  werden  «0. 


Digitized  by  Google 


und  Einschränkungen  der,  Staatsgewalt.  761 

o)  Vergl.  %.  4*  Rovsskav  du  contrat  social,  liv.  a,  ch.  4.  Schkidebantsi/s 
Staatsr.  nach  der  Vernunft  u.  den  Sitten  der  vornehmsten  Völker,  III.  3i4 
—  375.  Pöttkb's  Beitr.,  I.  317.  Scblkttvtkih's  Archiv,  Th.  II,  Nura.  3.  Ehen- 
de»s„  wichtigste  Angelegenheit ,  II.  87.  Lbtskb  medit.  Vol.  IV.  i3a4.  C.  G. 
Rüssig's  Lehrb.  der  Politik,  S.  161  ff. 

6)  Glück  der  Staatsgenossen  unter  solchen  Gesetzen,  die  Niemand  erniedrigen, 
und  Niemand  erhöhen, 

c)  L.  11.  D.  de  R.  J.  Lbtszb  Spec.  10$.  med.  1.  Scbobcb,  Rcspons.  T.  L  p.  1. 
resp.  7.  N.  17.  p.  39.  Pöttkb's  Beitr.,  I.  35i.  Ebtndeta.  ipsüt.  juris  publ. 
gwm.  %.  119.  Wxstfbai's  t.  Staatsr.,  S.  77  f.  Jo.  Cbb.  Majcb,  resp.  C  H. 
Btsas,  diss.  de  regimine  territoriali  ejusque  habitu  ad  jura  quaesita  subdi- 
torum.  Tüb.  1791.  4.  Jaop  über. die  Aufhebung  wohlerworbener  Rechte;  in 
d.  Zeitschrift;  Germanien  u.  Europa,  Bd.  I,  Heft  I  (181»)»  S.  91  —  io5. 
Preuss.  Instruction  für  die  Regierungen  v.  26«  Dec.  1808,  34.  G.  H.  v.  Bbbg's 
Abhandlungen  zur  Erläuterung  der  rheinischen  BundesActe,  Th.  I,  S.  «66  ff. 
MosTKsqoiBu  esprit  des  lois,  liv.  a6,  ch.  i5<  —  «H  n'y  a  paa  de  droit  contre 
le  droit».  Bossuet  5"»e  avertissement  aux  protestans,  3a.  —  Ob  und  wie 
fern  Gesetxe  ein  jus  quaesitum  begründen?  v.  fizao's  Rechtsfälle,  Tb.  III, 
N  um.  10.  Bohobowsbt  von  dem  Rechte  des  Regenten,  Gesetze  über  bürgert. 
Rechtsverhältnisse  abzuändern.  Landshut  i8o3.  8.  —  Namentlich  ist  die  Staats- 
regierung nicht  befugt,  das  Vermögen  moralischer  Personen  (%.  336),  ins- 
besondere frommer  und  milder  Stiftungen,  sich  zuzueignen,  oder  bei  dessen 
Verwendung  den  Stiftungftweck  wesentlich  zu  verändern. 

d)  Wirtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  95.  Vergl.  oben  %.  366  ,  3;5,  389  u.  ff. 
47  ».  d,  477i  »69»  «• 

§.    SSL  (456.) 
Aeusserstes  Recht. 

Ausgenommen  hievon  ist  der  einzige  F  a  1 1 ,  wenn  bei  evidenter, 
dringender  Noth  des  Staates ,  unvermeidliche  Collision 
zwischen  Gemeinwohl  und  Privatwohl  eintritt  «),  so  dafs  Verletzung 
der  Hechte  Einzelner ,  absolute  Bedingung  zu  Erhaltung  des  Staates 
ist,  folglich  die  (eiserne)  Noth  der  Selbsterhaltung  sich  aufdringt. 
Iiier  kann,  wenn  die  Berechtigten  ihre  Einwilligung  versagen,  die 
Staatsgewalt,  selbst  auf  Kosten  der  Persönlichkeit,  der  Geistes- 
und Korperkraft  (äusserste  Gewalt,  pot est as  eminens),  und  des 
Eigenthums  (O  b  er  ei  g  enthu  mr  e  c  h  t  des  Staates,  dominium 
eminens)  Einzelner  ausgeübt  werden.  Dieser  Nothbehelf  (favor 
necessitatis  ) ,  dieser  CollisionsFall ,  uneigentlich  (denn  wider  das  Recht 
gibt  es  kein  Recht)  genannt  das  äusserste  Recht*)  (jus  s.  Im- 
perium eminens,  jus  extremae  necessitatis,  vis  potestatis),  Staats, 
nothrecht,  Staatsraison  (ratio  Status,  seil,  extraordinarii )  hat 
auch  in  den  teutschen  Bundesstaaten  raehrentheils  keine  andern  als 
die  natürlichen  Grenzen  *)>   namentlich  bei  Secularisationen  <0. 

a)  « Suprema  pericula  Semper  dant  veniam  culpae».  Claudia*  us ,  in  Eutrop. 
II.  096.  Lr.Tsen  1.  c.  —  Beispiele :  nothwendige  Maasregeln,  gegen  den  Feind, 
wider  Ueberschwemmung  eines  Landesbezirks,  gegen  lebensgefährliche  Seuche; 
Vernichtung  der  über  Ablieferung  von  Früchten  nach  dem  Ausland,  oder 
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über  Fructus  in  herbts  gcsetzmasig  geschlossenen  Kauf  -  und  TauscbTcrtrage, 
wegen  drohender  oder  eingetrerener  eigener  Hungersnoth,  Matrosenpressen  in 
England,  nur  in  dem  im  §.  bezeichneten  Fall,  u.d.  Von  erzwungenen  Darlehen 
oder  Zwangdarlebeu, 401. 

i)  Nicht  Machtvollkommenheit  oder  plenitudo  potestatis.  Vergl.  oben  %.  98.  - 
Auch  nicht,  im  Allgemeinen,  dominium  eminens.  Hommfl  litteratura  juris, 
p.  ai8;  so  dafs  auch  der  Ausdruck  Ohereigenthumrecht,  als  generischcr,  nicht 
tadclfrei  ist ,  da  überhaupt  von  e  inem  Recht  der  Oberhemchaß  die  Bede  ist 
—  Sondern  ausserstes  Rccld ,  jus  eminens,  worunter  begriffen  sind:  äusserste 
Gewalt,  potestas  eminens,  und  Obereigenthumrecht,  dominium  eminens,  je 
nachdem  Persönlichkeit,  oder  Eigenthum  sein  Gegenstand  ist. 

«)  Vergl.  %.  53i,  Note  a.  Schriften  in  Püttkb's  Lit.,  III.  193.  378  —'38«.  K«- 
bbr's  Lit.,  »i3.  32i.  MriSTKn  bibl.  juris  nat  v.  juj  eminent.  —  Hoxhfi  litte- 
ratura juris,  ai8.  sqq.  Ahistotklks  Polit.  Hb.  II.  c  a  et  8«  Plato  bei  Ciciio 
de  offic.  üb.  I.  c  25.  Huoo  Grotiüs  de  J.  B.  et  P. ,  I.  5.  6.  El.  Lciac 
disqu.  num  ctvis  innocens  irae  hostis  longe  potentioris  juste  permilti  powit, 
ut  excidium  totius  civitatis  evitetur?  L.  B.  1749.  8-  Bysbebshoe*  qnaest- 
juris  publ.,  lib.  I.  c.  ib.  n  10.  K.  S.  ZicHinii  vom  Staate  (Stuttg.  1810.  8), 
S.  64  ff.    J.  J.  Bublaxa9Ui  prineipos  du  droit  politique  (ä  Lausanne  1784.8), 

.  P.  III.  ch.  5.  V  *4  »«H«  P*  «73.  A.  L.  Jacobi,  einige  Staatsangelegenheiten 
(1787),  7  —  >4&  Scbkidexa?(tfi.'s  Staatsr.  nach  der  Vernunft,  II.  396.  C  V. 
D.  de  Eggkb's  instit.  juris  civil.,  publ.  et  gentium  universalis  (1796.  8.),  p.  181  • 
C.  F.  Dietbich  diss.  de  suprema  lege  reipublicac.  Erf.  1773.  4.  J.  C.  Ahm 
diss.  eil.  J.  F.  A.  C.  Neurath  diss.  de  coguitione  et  potestate  judiciana  in 
causis  quae  politiae  nomine  veniunt  (Erl.  1780.  4-)»  V  10  ~  **•  Mom 
von  der  Landesboh.  in  Ansehung  der  L'ntertbanen  Personen  und  Vermögens, 
179  —  214.  Dabz  Handb.  d.  t.  Privatr. ,  I.  §•  101  c.  Versuch  eines  Lebrb. 
des  natürl.  Staatsr.  (Altona  1790.  8.),  §•  45»  ff.  Das  Staatsnothrecbt  inYoWirt 
kein  Übercigenthum ,  von  Fb.  Hoppe,  in  Cboxe's  u-  Jaup's  Germanien,  Bd.  1» 
St.  3,  Num.  16,  S.  449  ff.   Die  oben  {%.  1,  Note  a)  angef.  Schriften. 

d)  Vergl.  oben  %.  53i.  Göbneb's  teutsch.  Staatsr.,  %.  447.  C.  E.  Weisse'«  Nach- 
trag zu  seiner  Abh.  über  die  Secularisationen  etc.  Nebst  c.  Aufsatz  über  &. 
Umfang  und  die  Grenzen  des  Notbrechtes.  Lcipz.  1800.  8-  Ucber  das  Staats- 
nothrecbt etc.  Antwort  auf  Weisse 's  Nachtrag  etc.  Philalelhopolis  1800.  8.  — 
Die  Secularisationen  von  i8o3,  wurden  in  dem  Reichsgutachten  vom  14-  Marx 
i8o3  für  «das  einzige  Mittel»  erklärt,  «den  für  das  Wohl  des  gesammten 
«tcutschen  Vaterlandes,  und  die  Erhaltung  des  Rcichsvcrbandcs  selbst,  10 
«  nothwendigen  Buhestand  zu  befestigen ,  und  eine  gute  Ordnung  der  Dinge 
«im  Reich  wieder  herzustellen«.   Mahtbbs  reeueil ,  Supplem.,  III.  «43« 

§.    532.  (4570 
Fortsetzung. 

Es  darf  dieses  traurige,  so  genannte  Recht,  anders  nicht  als 
nach  Torhergegangener  strenger  Prüfung  seiner  Anwendbarkeit 
auf  den  vorliegenden  Fall,  und  dann  nur  mit  äusserster  Schonung, 
ausgeübt,  auch  mufs  der  leidende  Theil,  nach  dem  Grundsatz  der 
rechtlichen  Gleichheit,  so  weit  es  möglich,  entschädigt  werden  4 
Blofser  staatswirthschaftlicher  Vortheil  ( Intere'sae  ) ,  blofse  Con- 
veniens,  oder  Bequemlichkeit  des  Staates  *)  ,  insbesondere  des 
Fiscus,   oder  die  so  genannte  Beg  lück u ngsge  w  a  1 1  e) ,  so  auch 
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Privatinteresse,  oder  Privatlust  des  Sourerains  «0,  berech- 
tigen auf  keine  Weise  zu  Anwendung  desselben  «)• 

a)  Btkchershoer  quaest.  juris  publ, ,  Hb.  II.  c.  i5.  Nbübath  1.  c  ,  obs.  14. 
Strubs»,  Tb.  III,  Bed.  3,  §  4«  Das  angcf.  Lehrbuch  des  natürl.  Staater., 
%.  46a.  Allgem.  bürgerl.  Gesetzbuch  für  die  gcsammten  teutscbcn  Erbländer 
der  östreich.  Monarchie  (  1811  ),  \.  365.  Königl.  baierisclte  Verordn. 
v.  14.  Aug.  i8i5,  betr.  die  Falle,  wo  Privateigenthum  für  öffentliche  Zwecke 
abgetreten  werden  mufs,  und  die  dabei  zu  beobachtende  Verfahrungsart, 
F-  X.  Kbüll's  Handb.  des  baier.  gemeinen  Privatr.,  (1807),  Bd.  I,  %.  7.  Charte 
constitulionnclle  de  la  prineipaute  de  Neuchdtel,  du  18.  juin  1814*  art.  i3;  in 
dem  Handb.  des  schweizer.  Staatsr.  (a.  Aufl.  Aarau  1821.  8.),  S.  464«  Charte 
constitulionnellc  de  France  de  1814,  art.  10 j  de  i83o,  art.  8.  Königl.  dänische 
Verordn.  v.  28.  Oct.  1811.  Code  civil  francais,  art.  545,  wo  vorgangige  Ent- 
schädigung verordnet  wird.  Eben  so  in  den  Verfafs.  Urkunden .  von  Baden, 
1818,  %.  14  1  von  fVirtemb.,  1819,  %.  3o ,  vom  GH.  Hessen  ,  1810,  Art.  «7,  von 
S.  CuburgSualfeld ,  181 1  ,  §.  18.  v.  S.  Meiningen,  1829,  Art.  16,  t.  Kurhessen, 
i83i,  33.  Verhandlungen  der  a.  Kammer  der  gh.  hess.  Landstände,  i8ao, 
Heft  a,  S.  33  ff,  87  ff.;  Heft  3,  S.  38  ff;  Heft  6,  S.  90;  Heft  7,  S.  3  ff.,  19  ff.; 
Heft  10.  Beilagen,  S.  57  ff.  Wer  für  die  Gcsammtheit  ein  Opfer  bringt,  mufs 
dafür  vcrhältntfsmäsig  von  ihr  entschädigt  werden.  Kes  sacra  mi&er.  —  Von 
der  Expropriation  s.  königl.  westphäl.  Decret  v.  11.  Jun.  181a,  in  d.  Monitcur 
universel,  1811,  u.  »8a.  Locnx,  legislation  sur  les  mines  et  sur  les  expro- 
priations  pour  cause  d'uülite  publique,  ou  lois  des  ai  avril  et  8  mars  1810. 
Paris  i8a8.  a 

b)  Das  so  genannte  Beste  des  Staates,  der  Staatsvortheil ,  das  Staatsinteresse, 
Staatswobl,  salus  publica,  vorzeiten  auch  ratio  Status  (id  quod  reip.  expedit) 
genannt.  De  Ludewio  singularia  juris  publ. ,  c.  1.  %.  a5.  p.  »37.  'L.  B.  An- 
legung  neuer  Strafsen ,  oder  Aemlerung  der  bisherigen ,  zu  Beförderung  des 
äussern  und  innern  Verkehrs,  zur  Verschönerung,  u.  d.,  berechtigt  nicht  zu 
Ausübung  des  äussersten  Rechtes.  Leiser  1.  c.  Vergl.  §.  173.  Anders  Runde, 
tculseb.  Privatrecht,  %.  ia6.  —  Einschränkungen  s.  bei  Jacobi  a.  a.  O.  55. 
Grotius  de  J.  B.  et  P.  lib.  3-  c.  17.  Kecbatu  1.  c.  obs.  i5.  Leyskb,  Sp.  4* 
m.-n.  Stbubbn's  Bedenken  ,  II.  3o3.  H  o um el,  obs.  469.  J»  C.  F.  JVIkister's 
Lehrbuch  des  Naturrechte«  (Frankf.  a.  d.  O.  1809.  8-),  %.  597.  —  Vergl.  jedoch 
Wersmeb,  Tom.  I.  Part.  V.  obs.  a4a.  Preuss.  allgem.  Landr.,  Th.  I,  Tit.  8, 
§.  34,  Tit.  11.  %.  4  u.  5.  —  Von  Schißtarmachung  der  Privatflüsse  u.  ihrer  Be- 
nutzung zum  Holzflössen,  s.  ebendas. ,  Th.  II,  Tit.  i5,  Abschn.  a. 

c)  Oft  nur  eine  Folge  der  politischen  Erbsünde  des  Vielrcgierens !  Vergl. 
§.  4  1  b ,  u.  93.  —  Die  Grenzen  des  äussersten  Rechtes  sind  so  zu  bestimmen, 
dafs  dem  Vorwand  so  wenig  Spielraum  bleibt,  als  möglich  Montesquieu  de 
l'esprit  des  lois,  XIII.  1.  Leiseb  medit.  ad  Pand.,  vol.  IV.  p.  i3a4-  G.  C  H. 
Benz  diss.  de  regimine  territorial!  ejusque  habitu  ad  jura  quaesita  subditorum 
(Tüb.  1791),  %.  »5.  sqq.  Ueber  das  Staatsnothrecht ,  als  Grund  des  Rechtes 
zu  secularisiren  (1800.  8.)«  S.  5  f. 

r 

d)  Jaoobi,  %.  49.  Neurath  1.  c.  obs.  11.  C.  G.  Jabgow's  Einl.  zu  d.  Lehre  von 
d.  Regalien ,  463.   Pütteb's  Beitr. ,  I.  36 1  f. 

e)  Privatorum  dominia  sacra  sunto. 
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§.    553.  (453.)  ' 

Machtspruch,  unterschieden  von  dem  Ein-  und  Durchgreifen,  und 

von  Justhtmswbräuchen. 

I)  Ntjr  in  solchen  Fällen,  wo  die  Ausübung  des  äussersten 
Rechtes  durch  die  Umstünde  begründet  ist  (§.  55i  f.),  darf  der 
Regent  unmittelbar,  mit  Abweichung  von  deu  sonst  anwendbaren, 
gewohnlichen  Verhandlungsformen  und  Entscheidungsquellen,  und 
mit  Hintansetzung  der  gerichtlichen  Corapetenz,  die  Entscheidung 
eines  einzelnen  Rechtstreites  oder  einen  Straf  bef  ehl  ertheilen, 
oder,  auf  seinen  SpeciaiBefehl,  von  andern  als  richterlichen 
Staatsbehörden  ertheilen  lassen.  Eine  solche  Entscheidung  ist 
kein  Richterspruch;  sie  ist  eine  Verfügung  des  Inhabers  der  Staate- 
gewalt. Als  blofses  Machtgebot,  heifst  sie,  in  dem  eigentlichen  Sinn, 
Machtspruch  «)  (decisio  vi  juris  eminentis  lata).  II)  Sie  unter- 
scheidet sich  wesentlich:  i)  nicht  nur  von  dem,  durch  Gesetze  oder 
durch  den  Zweck  des  gerichtlichen  Verfahrens,  gebotenen  oder  nach- 
gelassenen Eingreifen,  Aufgreifen  oder  Durchfahren  *)  (abruplio 
causae)  des  Richters,  wodurch  in  der  Procefsform  Ausnahmen 
von  der  Regel  gemacht  werden ,  um  den  Rechtstreit  aus  erheblichen 
Gründen  abzukürzen ,  und  zweckwidriger  oder  bedenklicher  Verzö- 
gerung oder  Verwickelung  der  Sache,  oder  ungeziemender  Vermischung 
oder  Vervielfältigung  der  Rechtshandel  entgegen  zu  wirken ;  sondern 
auch  2)  von  dem  Durchgreifeu  (decisio  pro  auetoritate,  seeuudam 
arbitrium  vel  legislatoris  vcl  judicis),  welches  bald  von  dem  Gesetz- 
geber selbst,  bald  von  dem  Richter  geschieht,  durch  Entschei- 
dung von  Haupt-  oder  Neb  e  ngeg  ens  tän  d  e  n  eines  Rechtshandels, 
für  welche  eine  gesetzliche  (positive  oder  naturrechtliche)  Bestim- 
mung fehlt ,  oder  die  vorhandene ,  wegen  ausserordentlicher  Umstände 
der  Sache  oder  Personen,  nicht  passend  ist  <0j  noch  mehr  von  offen- 
baren J  u  st  i  z  mifs  b  räu  c  h  e  n,  namentlich  3)  von  blofs  will- 
kührlicher  Entscheidung  (decisio  ad  libidinem)  oder  Behand- 
lung eines  Rechtshand  eis ,  von  Seite  des  Regenten  ,  oder  des 
Richters  «0;  von  willkührlicher  Einmischung  des  Souverains, 
oder  einer  andern  Staatsbehörde,  in  den  Rechtsgang  eines  vor  einem 
Gerichtshof  anhängigen  Rcchtshandels  *)>  5)  von  willkührlicher 
Hemmung  oder  Aufhebung  der  gesetzmäßigen  Wirksamkeit 
richterlicher  Erkenntnisse  J). 

«)  Klvber's  Lit.,  3*6.  Stbcben,  Th.  III,  Bed.  3;  Tb.  IV,  Bcd.  49.  Ebenda* 
Nebenst. ,  V.  83  ff.  (  v.  Hykxeh's  )  Beiträge  su  der  jurist.  Lit.  in  den  preuM. 
Staaten,  III.  11s.  VII.  i3o.  t.  Cbaxbb's  wetsl.  Nebenst. ,  LXX.  5o.  J.  G. 
Siebba's  gerichtlicher  Procefs,  I.  i5  ff.  (P.  J.  Pawhs  dbs  Jabigbs)  Reflexion  s 
philosophiqu.es  et  historiques  d'un  jurisconsulte  sur  l'ordre  de  la  procedura 
et  sur  les  döcisions  arbitraires  et  immediates  du  Souvcrain.  a  Berlin.  1765. 
Maat.  Scbhadkb  diss.  de  sententüs  ex  plenitudine  potestatis  Ulis  (Lips.  1708). 
§.  4.    Dls.  Nbttkj.bla.ot  diss.  de  decisione  casuum,  quae  fit  pro  auetoritate 
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(Hai.  it54)  V  *4-  Vergl.  Protocoll  der  t.  Bundesversamml.  v.  i«.  Oct.  1818, 
tj.  i38.  u.  »41-  —  Im  Zustand  der  höchsten  Noth,  darf  sich  der  Staat,  durch 
Bestrafung  ohne  Jörmlicht  Untersuchung  des  Verbrechens  des  Hochverraths, 
vom  Untergang  retten.  Lbtsxb,  medit.  ad  Pandect.,  Spec  573.  Fbckbbach's 
peinl.  Hecht,  %.  170.  —  Das  im  §.  Gesagte  gilt  auch  von  der  Frage:  ob  und  wann 
der  Regent  ein  von  dem  CriminalRicbter  gesprochenes  Strafurthcil  schärfen  (in 
pejus  reformiren)  liönne  ?  —  Von  entgegengesetzter  Art  ist  die  Frage :  ob 
und  wann  gegen  richterlich  erkannte  CriminalStrafen ,  insbesondere  Todes* 
strafen ,  das  landesherrliche  Begnadigungsrecht  bis  zu  gänzlicher  Freispre- 
chung ausgeübt  werden  könne?  —  Der  Kaufmann  Fonh  und  der  Kiefer* 
meister  Hamacher  zu  Cöln,  wurden,  gegen  die.  bei  dem  Einen  auf  Todesstrafe, 
bei  dem  Andern  auf  lebenslängliche  Kettenstrafe  sprechenden  richterlichen 
Erkenntnisse,  aus  ÄecA<*grtinden  für  nicht  straffällig,  die  Richterspruche  für 
factisch  und  rechtlich  unbegründet  erklärt,  durch  eine  k.  preub.  CabinetOrdrt 
v.  »8.  Juli  .8*3.   Vergl.  Rast's  Rechtslehre ,  %.  49. 

b)  C.  F.  Houil'i  teutschcr  Flavius,  in  d,  GcneralRegeln ,  §.  «7  u.  4o.  Nbttil- 
bladt  diss.  cit.,  %.  16.   RlCbxb's  LehrbegrüT  der  Referirkunst,  §.  64> 

c)  Nsttelblaot  diss.  cit.,  %.  5.  7  9.  10.  Ejusd.  diss.  de  variis  casus  in  foro 
obvios  decidendi  modis  in  genere  (Hai.  1750),  %.  17.  E.  J.  F.  Manzxi  diss. 
de  decisionibus  quac  fiunt  pro  auetoritate  Rost.  1741.  4*  C.  F.  Hoxmxi/s 
Flatiu«  (edit.  1775),  S.  334.  F.  A.  Hoxxbl's  Anleit.  Acten  zu  eitrahiren,  S. 
Oi-   Rlübvb's  Referirkunst ,  §.  65. 

d)  Padis  des  Jibigxs  a.  a.  O.  —  LandSjndicus  Mose  hui.  (1713 — i"*-3),  oder 
Schrecklichkeit  der  CabinctCriminalJustiz;  in  C.  F.  Häbrrlin's  Staatsarchiv, 
Heft  1  (1797)»  S.  »49-  *8o.  —  Von  der  Müller- Jrnoldischcn  Sache,  vergl. 
(Makso's)  Gesch.  des  Preufs.  Staates  vom  Fr.  zu  Hubertsburg  bis  r.ur 
«weiten  pariser  Abkunft ,  Bd.  I  (Frahkf.  a.  M.  1819).  S.  76  ff.  Mirabeaü  sur 
la  monarchie  prussienne,  T.  V.  *3i.  Allgem.  deutsche  Biblioth. ,»  Bd.  106, 
St.  *.  Berlinische  Monatschrift,  Oct.  1804,  S.  3i6.  Schlözeb's  Briefwechsel, 
Heft  3a,  S.  108;  Heft  36,  S.  368;.Heft  38,  S.  i3o.  Ebendess.  Staatsanzeigen, 
Heft  41,  S.  i»5.  v.  Dohms  Denkwürdigkeiten  seiner  Zeit,  Bd.  I.  (Lemgo 
18148.) 

«0  Vergl.  oben,  %.  373.  —  Vota  ad  prineipem  können  von  den  Gerichten  an  den 
Begenten,  in  bedenklichen  Fällen,  besonders  wenn  sehr  wichtige  politische 
Verhältnisse  in  Betracht  kommen,  erlassen  werden,  um  sich  ausser  Verant- 
wortung su  setzen.  Ebcelbbxcht  in  Obss. ,  Spec.  I.  obs.  1.  p.  »5.  n.  4*  Damit 
ist  nicht  gesagt  ,  dafs  ein  Gericht  sich  zu  einem  (W/Rechtsweg  oder  Quati- 
Urtheil  hergeben,  oder  das  Recht  beugen  dürfe. 

/*)  Von  Justizmifsbräuchen ,  oben  %.  169,  366  u.  3;3. 

■ 

§.   554.  (469.) 
Positive  Einschränkungen  der  Staatshoheit' 

Ausser  diesen  natürlichen  Einschränkungen  der  Staatshoheit,  finden 
noch  urkundliche  oder  positive  Statt ,  auch  in  teutschen  sou- 
verainen  Bundesstaaten.  Ein  Theü  derselben  ist  gegründet  in  der 
Bundesverfassung;  nicht  nur  in  ausdrücklichen  Vorschriften  der 
Grundrerträge  des  Bundes  °),  sondern  auch  in  den  durch  sie  be- 
zeichneten Bundess wecken  *).  Andere  sind  es  in  der  individuellen 
Verfassung  des  Landes  (§.  293  f.);  noch  andere  in  Verträgen 
mit  andern  Staaten. 

i 
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a)  Beispiele  oben,  %.  lai  ff.,  »»4»  »a5  ff. 

h)  Die  erklärten  Bundes« wecke  untersagen  jede  Verletzung  des  durch  die 
BundesActe  beabsichtigten  und  bedingten  allseitigen  Rechtssustandes  (\.  217 
u  f.  u.  169),  namentlich  die  Verletzung  der  landständischen  Verfassung 
( §.  a84,  i)  und  den  Mifsbrauch  der  Souverainetät  (ebendas.  u.  §.  55o  ff.)- 
Vergl.  unten  in  den  Zusätzen ,  am  Scblufa  dieses  Buchs,  jeuen  zu  %.  106,  IV. 


XX.     C  A  P  I  T  E  L. 

Aeusserc  StaatsHohcitrechte ,  Gesandschaft-,  Kriegs-,  Friedens- 

und  Bündnifsreeht. 


■ 

§.  555.  (460.) 

Aeusserc  St  aatslloheitr  echte. 

Da  jedem  teutschen  Bundesstaat,  in  seinem  Verhältnifs  nach 
Aussen ,  unter  den  durch  den  Bund  gesetzten  Beschränkungen,  die 
Bechte  unabhängiger  Staaten  zukommen  (  §.  224  u.  a38),  so  ge- 
bühren ihm  auch,  in  soweit,  die  äussere  n  StaatsHoheitrechte 
($.  100). 

§.   556.  (461.) 
Gesandschaftrecht. 

Namentlich  gebührt  das  Recht,  Gesandte  für  Staatsangelegen- 
heiten eu  schicken  und  anzunehmen  (jus  legatiouum),  in  seinem 
ganzen  Umfang  <*) ,  allen  teutschen  souyerainen  Bundesstaaten ;  nicht 
nur  unter  sich,  und  in  der  Bundesversammlung,  sondern  auch  in  dem 
Verhältnifs  zu  auswärtigen  Staaten 

a)  Pörrias  Lit.,  III.  »18.  Klöbbb's  Lit.,  §.  ioo5  ff.  v.  OnmDk'9  Literatur  des 
Völkerrechts,  S.  534  v*  Mabtbbs  Einl.  in  das  europ.  Völkerr. ,  §.  18?  ff- 
Klüber  droit  des  gens  moderne  de  rEurope,  §.  166  et  suiv.  F.  X.  t.  Mos- 
haii'i  europ-  Gcsandschaftsrecht.  Landsh.  1806.  8. 

t)  Vergl.  Bbein.  Bund,  IX.  447-  XIII.  i35- 

§.    557.  (462.) 
Rriegsrecht. 

Eben  so  sind  die  teutschen  Bundesstaaten  ,  unter  den  oben 
(§.  220 — 222  u.  224)  angezeigten  Einschränkungen,  einzeln  befugt, 
die  Bechte  ihrer  Staaten  durch  Repressalien  «),  und  selbst  durch 
Krieg  (Verteidigungskrieg)  zu  yerfolgen  (jus  belli,  potestas  bellica), 
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als  Haupttheile  und  als  Alliirte  £)•  Auch  sind  sie,  unter  denselben 
Einschränkungen,  berechtigt,  Durchmärsche  zu  gestatten,  oder 
zu  verweigern  c),  und  in  Kriegen  anderer  Machte,  Neutral  i  tat  (§.  222) 
zu  beobachten  <0-  Das  Recht,  Retorsion  zu  verfugen  ist  in  der 
völkerrechtlichen  Gleichheit  und  Selbstständigkeit  unabhängiger  Staaten 
gegründet. 

I  . 

«)  De  Martbvs  precis  du  droit  des  gens  (edit.  i8«i),  §.  »53  sqq.  Klübeb,  droit 
des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  234.  v.  Roths  Staatsr.  teutseber  Reichs- 
lande, II-  168.  Pueendorf  introduet.  in  process.  civ.,  p.  84a»  Schriften  in 
PCtter's  Lit. ,  III.  65o.    Rlöber's  Lit.,  1409. 

b)  Davon,  was  in  solchen  Fällen  das  V  erhält  nifs  eines  Bundesstaates  bu  dem 
Bund  mit  sich  bringt,  s.  man  die  Wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art  35 
u.  ff. 

c)  Beispiele  von  Etappen-  oder  MilitarStrassen ,  die  in  der  neuesten  Zeit  für 
Durchmarsch  durch  Vertrage  bewilligt  worden  sind,  findet  man  in  v.  Martess 
recueil,  Supplem.  VIIL  Zu  et  suiv.  606.  614.  617.  IX.  aio-— 473;  auch  T. 
X  et  XI. 

d)  v.  Omptbda  a.  a.  O.  S.  614  ff»  ▼.  Martens  a.  a.  O.  %,  5t.  i58  ff.  287.. 3oo.  — 
Der  Vorschlag  auf  dem  wiener  Congrefs,  Neutralität  der  Bundesstaaten  für 
den  Fall,  wenn  Bundecglieder ,  welche  Staaten  ausser  dem  Bund  besitzen 
(V  9^»  191,  »38),  mit  andern  Staaten  oder  unter  sich  in  Rrieg  geratheu,  in 
der  BundesActc  vorzubehalten,  ward  nicht  genehmigt.  Kbübrb's  Acten  des 
wiener  Congrcsses,  Bd.  II,  S.  358,  378,  4*3,  43«,  485.  —  Nachher  wurden 
der  wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art-  45  —  47«  Bestimmungen  über  diese  Art 
von  Neutralität  •  und  Kriegsverhältnissen  eingerückt. 

e)  De  Martens  1.  c.  %.  254  1  not.  a.  Visc.  Oldenburg  diss.  de  retorsione 
jurium.  Gött.  1780.  Rlüber,  in  der  Vorrede  eu  der  Abh.  über  Erbschaft- 
steuer. Erl.  1-90.  8.  Schriften  in  Pötter's  Lit.,  III.  65i.  Klöbbr's  Lit.,  §. 
1410.  —  Grofsbersoglich -hessischer  Vorschlag  bu  Vermeidung  aller  Retor- 
sionen unter  Bundesgliedern,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  9.  Juni  1817,  §.  114, 
Num.  10. 

§.  668.  (46^) 

V  ertragrecht. 

Das  Vertragrecht  mit  Auswärtigen,  sonach  das  Recht,  nach 
Erfordernifs  des  Staatszwecks,  Kriegs-  und  Friedensverträge  a)t 
Bündnisse  oder  Allianzen  aller  Art  *)  (§.  2Ö2),  Subsfdien- 
Tractate«),  um  Hülftruppen  in  Bereitschaft  zu  halten  und  zu 
schicken,  Grenz  vertrage  ($.86  ff),  Jurisdic  tions  Verträge, 
Polizeiverträge,  (§.  467),  Finanz-,  Handels-  und 
Schiffahrtverträge  (§.  41a,  476,  583),  Postverträge  (§-440, 
u.  d.,  für  gerechte  Zwecke  zu  schliefsen,  Vermittlung  bei  Strei- 
tigkeiten souverainer  Staaten,  und  auch  Garantie  oder  Gewähr- 
leistung ihrer  Rechte ,  Stipulationen  und  Staatsgebiete  <0  zu  über- 
nehmen, oder  sich  versprechen  zu  lassen  «?),  ist  teutschen  Bundes- 
staaten unbenommen,  wenn  dabei  die  oben  (§.  920  —  222  u.  2«4)  an- 
geführten Schranken  nicht  überschritten  werden.    In  der  teutschen 
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Bundes  Acte  f)    garantirten    alle  Bundesgenossen  gegenseitig,  ihre 
sämmtlicben  unter  dem  Bund  begriffenen  Besitzungen. 

a)  Einwilligung  der  Landstündc,  Ut  bei  Ausübung  des  Vertragrechtes,  nament- 
lich bei  Handels-  und  SubsidienVerträgen ,  auch  des  Kriegs-,  Friedens- uiul 
Bftndnifsrechtcs,  nur  kraft  eines  besondern  Rechtstitels  nothwendig.  StbuisVi 
Nebenstunden,  Th.  II  *  Abh.  10,  $.  i3.  17.  18.  Ejusd.  Obst,  juris  et  bist., 
obs.  4.  %.  16.  Häbkblir's  Staatsarchiv,  Heft  V,  S.  44  f.  EisiifiaaT's  »leise 
Schriften,  II.  5i.  fTiriemb.  Verfafs.  Vertr.  t.  1819,  %.  85  f.  Hildbnrgb. 
Grundgesetz  der  landschaftl.  Verfafs.  v.  1818,  §.  46. 

b)  BundesActe,  Art.  11.  —  Beitritt  der  Staatsregierungen  aller  teutseker 
Bundesstaaten ,  einer  jeden  insbesondere ,  tu  der  von  den  Beherrschern 
Rufslands,  Oestreichs  und  Prcussens,  am  16.  Sept.  181 5  su  Paris  geschlossenen 
so  genannten  heiligen  Allianz,  in  den  Jahren  1816  u.  1817.  Rl#bkb,  droit  in 
gens  moderne  de  l'Europe,  1 ,  d  et  c  j  3,  d  j  146  u.  319.  Verzeichnet  nach 
ihren  ZeitDaten  aind  jene  Beitt-itterklarungen  in  der  kaiserl.  russischen  amt 
liehen  Saramlumg  der  von  Rufsland  mit  abendländischen  Staatsregierungen 
geschlossenen  Verträge  seit  dem  3o-  Mai  1814  bis  a.  Dec.  18«  (fransösiacb  u. 
russisch,  St.  Petersb.  in  a  Bande  i8«3  u.  i8a5.  in  Fol.),  Bd.  II,  S.  9  o.  f* 

1 

c)  Von  dem  ehemaligen  Subtidicmoesen ,  vergl.  Possilt's  europ.  Annalen ,  1800. 
IX.  s3i.  Kmjbbb  über  das  europ.  StaatsMilitärSystem  j  in  den  Europ.  Annalen. 
i8o5,  V  i5o;  insbes.  von  dar  SubsidienManie  der  Teuttchen ,  ebendas.  S.  170  ff. 
EissaainT's  kl.  Schriften,  II.  »—88.  Rkcss  Staatsk. ,  XI.  460.  Die  fremde  Werbe- 
trommel; in  den  Behersigungen  vor  dem.,  wiener  Congrefs  (  i8»4«  8  ),  & 
4»  -  47- 

«0  v.  Oxpteds  a.  a.  O.  S.  66s  ff.  585  ff.  694.  v.  Mahtf-ns  a.  a.  O.,  §.  5i,  Nstt 
a,  56  f.  u.  33s. 

<•)  Beispiele  von  dem  wiener  Congrefs«  s.  in  Rlübbr's  Ucbersicht  der  dipl 
Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  55o  f.   Man  s.  auch  oben  %.  75. 

f)  Art.  11 ,  vergl.  mit  Art.  1.  —  Der  Bund  garantirt  die  VerfassungsurkoBden 
verschiedener  Bundesstaaten.   Vergl.  oben,  %.  »83. 


XXI.    C  A  P  I  T  E  L. 
Staatsservituten. 


§.   669.  (464.) 
Begriff.  Activer  und  passiver  Gesicht punet  der  Staatsservituten- 

1)  Oeffentliche  oder  8 1 aatsSeryitut  «)  ist  ein  anf  beson- 
dern Rechtstitel  gegründetes  Recht  eines  Staates  oder  Staatenbund«, 
-wodurch  zu  dessen  Vorth  eil ,  die  Freiheit  eines  andern  Staates  oder 
Staatenbundes,  in  dem  zu  ihm  gehörenden  Gebiet,  unabhängig  tob 
seiner  Staats-  oder  Bundeshoheit,  eingeschränkt  wird  *).  II)  In  Hinsicht 
auf  die  einander  gegenüberstehenden  Subjecte ,   ist  eine  Öffentliche 


- 
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Servitut  aus  zweifachem  Gesichtpuuct  zu  betraebten.  Sie  heifst 
activ,  in  so  fern,  als  ein  Staat  oder  Staatenbund  in  dem  zu  dem 
andern  Staat  oder  Staatenbund  gehörenden  Gebiet  dieselbe  auszuüben 
berechtigt  ist:  passiv,  in  so  fern,  als  ein  anderer  Staat  oder  Staa- 
tenbund, in  einem  au  ihm  gehörenden  Gebiet,  die  Ausübung  der- 
selben zu  leiden  verpflichtet  ist  «)• 

«)  Schriften  in  Pöttbr'ä  Lit. ,  III.  819.  Klübfr's  Li*.,  689.  —  C.  J.  C.  Esgel- 
brecht  tr.  de  servitulibu*  juris  publici.  Heimst.  1710.  rec.  c.  praef.  C.  G. 
Bvderi.  Lips.  1739^4.  Ds  Steck  cclaircisscmens  de  dirers  sujets  inteVessans 
(  i-85.  8.),  n.  6.  (J.  F.  v.  Tröltsch)  Von  Freiheiten  und  Immunitäten  in 
fremdem  Gebiet;  in  Sikbbjthkks  Beiträgen,  Th.  I — VI.  N.  T.  GönkiVs 
Entwichet,  des  Begriffs  und  der  rechtl.  Verhältnisse  teuiscber  Staatsrecbts- 
dienstbarkeiten-  Erlang.  1800.  8.  Bkuss  Staalsk- ,  XVII.  3«  ff.  Moser'« 
nachbarl.  St.  B.,  aty  ff.  Güstrer's  Völkerr.,  II.  a3i.  Mertess  Völkerr. 
V  111.    Majer's  weit.  St.  lt.,  III.  17  ff.   Pöttbr's  bist.  Entwirkel.,  III.  277  ff. 

*)  Eine  öffentliche  Servitut  ist,  ihrer  Natur  nach,  immer  eine  völkerrechtliche, 
weil  hier  immer  Staat  gegen  Staat  steht.  Eine  staatsrechtliche,  im  engem  Sinn 
dieses  Wortes  5),  ist  eine  öffentliche  Servitut  selbst  dann  nicht,  wenn 
sie  zwischen  Staaten  besteht,  die  einer  gemeinschaftlichen  StaatsObcrgewatt 
unterworfen  sind,  wie  ehehin  die  teutschen  Beichsländcr  der  Beichshoheit 
(%.  36);  obgleich  hier  das  gemeinschaftliche  Staatsrecht  (wie  ehedem  das 
BeichsStaatsrcchO  Bestimmungen  auch  für  Staatsservituten  dieser  Staaten 
unter  sich,  enthalten  kann.  Also  aus  dem  völkerrechtlichen  Gesichtpunct, 
sind  die  gewöhnlichen  Ausdrücke  Staatsservitut  und  Servitus  juris  publici  tu 
betrachten.  Immer  sind  die  öffentlichen  Servituten  Gegensatz  der  JViVafServi. 
tuten  (servitutuin  juris  privati). 

c)  Unpassend  sind  hier  die  privatrechtlichen  Eintheilungen ,  der  Servituten  in 
dingliche  und  persönliche,  in  urbanas  et  rusticas.  Richtig,  wenn  gleich  ohne 
practisches  Moment,  sind  die  In  affirmative  und  negative,  in  einseitige  und 
wechselseitige,  in  continuas  et  discontinuas. 

g.    360.  (465.) 
Zwei  Arten  von  Staatsservituten. 

Denkbar  sind,  in  dem  Teutschen  Bund,  zwei  Arten  von  öffent- 
lichen Servituten:  1)  B  u  n  d  es  Servituten ,  d.  h.  die  entweder  dem 
Teutschen  Bund  gegen  auswärtige  Staaten,  oder  diesen  gegen  jenen, 
oder  auch  dem  Bund  gegen  einzelne  Bundesstaaten  «)  zukommen  ; 
a)  Territoria  1  Servituten,  d.  h.  die  entweder  teutschen  s«*u  verainen 
Bundesstaaten  gegen  auswärtige  Staaten  *),  oder  diesen  gegen  jene  0» 
oder  einem  teutschen  Bundesstaat  gegen  den  andern  zustehen. 

a)  Von  Bundesfestungen ,  oben  §.  208 ,  u.  f.  —  A eitere  Beispiele  in  Rüther'* 
Staatsr.  des  Rheinbundes,  \.  i$j ,  Note  a,  b,  u.  c 

b)  Beispiele ,  unten  Cap.  XXII.  Ocstrcichisches  Besatz ungsreebt  in  Ferrara  und 
Commacchio ,  laut  des  Arte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  io3.  Desgleichen 
in  Piucenza,  in  dem  Art.  5  des  pariser  Vertrags  v.  19.  Juni  1817»  geschlossen 
von  Spanien  mit  Oestretch,  Bufslan*,  England,  Preutsen  u.  Frankreich, 

KJiibtr'.  dfte.ll.  Recht.  J.  Aufl.  49 
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,n  dem  Beee.  -  general  der  ^^,7^^"^  *  " 
Art.  46}  in  t.  Mbbti»  recueil,  Supplem.  VIII.  6*3. 

Ebenda,e.b.t.   Aehere  Bci.piele ,  in  Btfe«*  angef.  Staat.,,  $.  ,37   Kote  d. 

.  ,      r,«  XXII     F/i«««f/r«At  auf  dem  Sinnfluf»,  in  Wi«o^  s 

rf)  Bebele   unter ^W  Staal.vertrag  r.  3c  Dec 
rhem;  Bund,  XXIV.  3oi.    *  in         S  Num  ^  Von 

,808,  Art.  i,  »V^V'r  ilt  in  R  »  Roth**  Abhandlungen  aus 
der  ril«*mm*i  In  fremdem  Gebiet  ,  . J«  »•  v   «o  ^  8£b8Ucbe 

demS.aat.-u.Vö.Uerr '^^^^^  Theil  der  Herr^af, 
f  7^t^«jlT  iÄ  Bd6  II,  V  35o.  -  Die  «y. 
uC  aYf  einem  Vleincn,  an  Bremen  ,u  einem  Hafenbau  an  der 

„    M,lnar(seuuu  ai  ^         flb    (retencn  Beurk ,  behielt 

Weser,  bc.  dem  EinfluU  der  ue  e8cnloMC„en  Vertrag  r.  ...  Jan. 

.ich  Hannover  ,.r.  »  *    - * ^  *  ^^h.  Bündelet., 

,8a7,  Art.  ?.  -    In  Absicht aut  nie  Ver*ichtleistune  »ovon  $.83; 

,on  .leren  Sinn  in  Aba.eM  aul  o  PalmmQtr,ctot  in  dem 

IV.  84-  -3.  XXI.  49»  «f.  -    £  ^e"  b4ucl.cn,  „„„,.„  doreb  «inen 

JW**.  «J^Ä^  Ä,„  nick,  „ 

davon  herrührende.  Outer,   ""nie  t,.«iimmt  aind.    Auch  »ersich- 

Unterhaltung  .1er  Kirche  oder  de.  Pf. *  »  u  S  ....di.nstb.rkci.cn , 
,e,cn  beide  Tb.il« ,  «rf  .Ib.  Jg.  Ünn  PurincionaVcr.r.g  v.  .6. 

mit  de»  rfc.ar«*fM,  in  d.  *-»'"usc "   "  .  .tf,7,i„r<ilr,u«. 

*-Prn,*>"  Peilen  "Äi  ccbbädut'-'b^acbe.  „Idenburg 
für  Baiern,  Prcuasen ,  u.  ueaireii  ,  „  .  4n4r,i  a.r  frankfurler  Terr.- 
u.  . .  S-aalcn,  fege,«.«  in A  angef •  «««_. „  „ci  Mo,„ 
torialComm.sa.on  >•  1819,  Art.  o   M  «•  -.„„„u..    „4  ff.  Goaa», 

..  ,.  O.   Majra  ,  HI.  an.    no«.".  Volk.rr er  Te u.ache n  «4 

..  ff.  na  *.  B«.,  IV  ^rt-oB^U  v.™. g'.m  S^aUallnifa,  .  v. 
dem  r»a»«r«*.  der  Sind«  Bremen  nach  jorm  ^  ^Hrgrmda. 

r^Ä^Ä^v  (-,.,.,>,  p.  - 

Bon*-*»  in  SiBBiSRtKs  Beytr.,  L  i. 

* 


§.  561.  <««■> 

CrunrfJÜl'e. 


'       I)  Di.  Unabhängigkeit  de,  Berechtigten,  in 
Befuenift   Ton  dem  behüteten  Staat,  ist  wesentlicher  Charakter  o 
Bel..gml.,  TOn    e  unabhängige  Staaten 

Staatsservitut.).      HJ   »eioe  i„,;,iCI1  Seiten, 

,cyn*).     HI)   Alle  Staat.dienstb.rhe.ten   .md  ,   auf  beiden 1 
V?    i-   w>    IV!  Nicht  nur  Hoheitrechte,   «ondern  auch  Privat 
dinglich  e).    1 V  )  nicm  «u>  "v  _-i,„   Lr.nnpn  Ge«en- 

rechte   verbunden  mit  der  Staatshoheit  darüber,  können  oe  en 
Zi T  von  ofltntlichen  Servitnten  .eyn  *).    Hingegen  ..nd  b  lo  tu, 
Priv. 'Zelt*,  .tände»  .ie  auch  einem  .„.wältigen  Regenten  od« 


.anoXrlicben^mmer  nu,  z.  B  GrundeigentHu,. 

•  ^  ^  hotutbe  '"nd 

Befremngen  jclche  J  ^  Per.0„enCla«e  ,   .»  de» 

ÄS  geWen  nicht  in  die  Reih,  der  Staatsräten/) 
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m)  Reuss  Staatsk.,  XVII.  3)  ff.  Nettelbladt's  Erörterungen,  365.  —  Andere 
Meinungen  in  Westphal's  Staatsr. ,  535.  Schsaübbbt's  Staatsr.  der  ges. 
Reichslande,  %.  n3.   Gösiteb  a.  a.  O.  §.  84  —  90. 

- 

•)  Doch  ist  gleichviel,  ob  der  Vortbeil  dem  berechtigten  unabhängigen  Staat 
unmittelbar  zugeht,  oder  mittelbar  durch  seine  Unterthanen.  Beispiel  in  d. 
pariser  Frieden  v.  1763 »  Art.  »7.  (v.  Steck*«)  Essais  sur  divers  sujets  de 
politique  (1779.  8-),  p.  3-^ia.  —  Verpflichtung  eines  Staates  zu  gänzlicher 
Abhängigkeit  von  einem  andern  Staat,  so  dafs  jener  in  die  Classe  der  s.  g. 
halbsouverainen  Staaten  herabsinkt,  übersteigt  den  Begriff  der  Staatsservitut. 
Vergl.  den  russischen  Allinn» Vertrag  mit  der  Republik  Polen,  v.  1793,  Art. 
6  —  8  u.  11.   De  Mabtens  Recueil,  V.  aaa. 

e)  Ehgelbbecht,  p.  a3a.  sqq.    Gohttib  ,  §.  78. 

d)  J.  R.  v.  Roth'»  Abhandlungen  aus  d.  t.  Staat«-  und  Völkerr. ,  Abth.  II,  Num. 
IX.   Anders  Göskeb,      9,  10,  36. 

e)  Reuss  Staatskansley,  IV.  «37.  XVII.  3a  ff.   Gövseb,  %.  27  ff. 

f)  Beispiele:  der  TransitoHandel ,  die  Zoll-,  Chausseegeld-,  Nachsteuer-  und 
Absugsgeldfreihett.       Roths  Staatsr.  deutscher1  Reicbslande,  II.  319. 

362.  (467.) 
S  c   h   l  u    s  s, 

VI)  Eine  Staatsservitut  mufs  immer  auf  einen  besonder n 
Rechtstitel  gegründet  seyn  «).  Daher  ist  die  Regel  oder  Rechts- 
verrauthung,  jedesmal  ftir  den  einheimischen  Staat  VII)  Jede 
Staatsservitut  ist,  als  Ausnahme  von  der  Regel,  einschränkend 
zu  erklären  O-  VIII)  Sie  erreicht  ihr  Ende,  durch  aufhehendo 
Verträge,  Untergang  der  Sache,  Aufhören  des  Zweckes,  Consolidation, 
-  Eintritt  der  bestimmten  Bedingung,  Ablauf  der  festgesetzten  Zeit  <0. 
IX)  Seit. Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung,  sind  der  Staats- 
servituten weniger,  "indem  die  meisten  ältern  aufgehoben  wurden  *). 
Aber  diese  Lehre  bat  dadurch  an  practischer  Wichtigkeit  nicht  ver- 
loren. Merkwürdig,  als  Staatsservitut,  unter  mehrfachem  Gesicht- 
punet ,  war  seit  1804  der  RheinschifiahrtOctroi  f)  ,  und  sind  es  jetzt 
verschiedene  Bestimmungen  ,  welche  auf  dem  wiener  Congrefs,  in 
Hinsicht  auf  Schiffahrt  und  Handelsverkehr  auf  gewissen  Flössen,  er- 
richtet wurden  (  §.  563  ff. ). 

a)  Esgelbbecitt,  p.  167  ff  —  Natürliche  Staatsservituten  ,  e.  B.  bei  Staaten,  de- 
ren Gebiet  von  dem  Gebiet  eines  fremden  Staates  umschlossen  ist  (%■  81), 
.  staluiren,  Hvbtius,  Engei.bbecut  ,  u.  A.  —  Blosse  Folkergebraucho  und  Staats- 
Ceremoniel,  gehören  nicht  zu  den  Staatsservituten.  De  Neumvnn,  mediiation. 
juris  privat!  prineip.,  T.  IV.  üb.  a.  tit.  3-  Vergl.  Rlübfb,  droit  des  gens 
moderne  de  l'Europe,  §.  i35,  a.  —  Aber  der  Bceitittand  äussert  auch  hier 
rechtliche  Wirkung.   Esgelbbecht ,  p.  33a.  sqq.   Gösseb,  %.  91. 

h)  Reoss  Staatskanxley,  I.  36o.  XVII.  3a  ff.   Göbner,  p.  3i  —  34- 

c)  Westphäl.  Fr.  v.  1648,  I.  P.  O.  art.  V.  44.   Cblsus  in  L.  99.   D.  de  V.  O. 

GÖVBFR ,  %.  80  ff. 

49* 

■ 
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<0  Es«bl»»«cht,  p.  386.  Gu*K*a,  V  94  ff.  -  Verjährung  ist  in  dem  allge- 

meinen  Völkerrecht  nicht  begründet. 

e)  Vergl.  Rheinische  BundesActe,  Art.  34-    Rhein.  Bund,  IV.  i33.  Hicikm 
Staat&r.  des  Rheinbundes,  %.  89  f. 

f)  HtÜBKR  a.  a.  O.,  V  140  ff. 


XXII.     C  A  P  I  T  E  L. 

Scliiffahrt  und  Handelsverkehr   auf  solchen  Flossen,  welche 
verschiedene  Staaten  scheiden  oder  durchströmen;  insbesondere 
auf  den  Flüssen,  Rhein,  Neckar,  Main,  Mosel,  Maas, 
Scheide,  Elbe  und  Weser. 


§.  563.  (46a> 

Allgemeine  Bestimmungen  des  wiener  Congresses  ,  und  Verpflichtung 
aller  Bundesstaaten  zu  deren  Erfüllung,  überhaupt.   Competeni  der 

B.  V.  desshalb. 

In  Gemäfsheit  des  pariser  Friedens  von  1814  (Art.  5),  wurden 
auf  dem  wiener  CongrePs,  von  den  acht  Mächten,  welche  die  Con- 
grefsActe  unterzeichneten,  für  Schiffahrt  und  Handelsverkehr 
auf  solchen  Flüssen,  welche  Ters  chiedene  Staaten  scheiden 
oder  durchströmen,  die  hier  folgenden  allgemeinen  Bestim- 
mungen festgesetzt  «) ,  die  als  Grundlagen  dienen  sollten  lür 
nähere  Bestimmungen  über  denselben  Gegenstand,  welche  die  Re- 
gierungen jener  Staaten  durch  versammelte  Commissarien ,  gemein- 
schaftlich festzusetzen  hätten  *).  Diese  Uebereinkunft  ward  ,  für 
sämmtliehe  teutsche  Bundesstaaten,  zuerst  in  der  Bundes- 
Acte (Art.  19)  angenommen.  Dann  ward  dieselbe,  in  Folge  eines  in 
den  wiener  MintsterialConfcrenzen  abgefafsten,  einem  SeparatProtoeoll 
vom  44.  Mai  18*0  einverleibten  Artikels,  durch  einen  PlenarBescbluls 
der  Bundesversammlung  vom  3.  August  i8ao  bestätigt,  und  ihre  unge- 
säumte Ausfuhrung  zugleich  festgesetzt  c).  Bewirkung  der  Erfüllung 
der  durch  jene  Bestimmungen  begründeten  Verbindlichkeiten,  ward 
sonach  der  Bundesversammlung  zur  Pflicht  gemacht  <*). 

a)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  108  —  »17,  und  dessen  Beilage  Nom. 
16,  in  Rlübkh's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  III,  8.  i54  ff.  357  ff.  »45  ff  In  dem 
118.  Art.  des  Acte  final  wurden  die  Bestimmungen  über  die  Flursschiffahrt 
für  einen  Theil  der  CongrefsActe  erklärt ,  mithin  unter  die  Garantie  der  acht 
Mächte  gestellt,  welche  diese  Arte  unterzeichnet  haben.  —  Zu  Vorbereitung 
und  Abfassung  dieser  Bestimmungen,  war  auf  dein  Gongrcfs  eine  eigene 
Commüsion  niedergesetzt,  deren  Verbandlungen  man  findet,  in  KxöaaVs  angef. 
Acten,  Bd.  Iii,  S.  1  —  4 »6.   Vergl.  übendes*.  Uebersicbt  der  dtplomat.  Ver- 
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handl.  des  wiener  Congr.,  S.  49-  ConversationsLexiconr  Neue  Folge,  Bd.  II, 
(i8«5),  Art.  Stromfreiheit. 

4)  Acte  final  etc.,  art.  108. 

e)  «Sammtliche  dabei  betheiligte  Bundesglieder  machen  sich  verbindlich,  die  in 
der  wiener  Congrefs  Acte,  Art.  109  bis  116  (sollte  heissen  117)  inclusive  gege- 
benen, und  vermöge  des  Art.  19  der  BundesActe  den  Berathungen  der  B.  V. 
cum  Grunde  gelegten  Vorschriften  unverbrücklieb  au  befolgen,  —  —  und  in 
der  kürzest  möglichen  Frist  au  beendigen  ,  wo  aber  noch  keine  Unterhand« 
hingen  eingeleitet  sind,  solche  unverzüglich  eintreten  zu  lassen».  Worte  de« 
Beschlusses  in  dem  Protocoll  der  PlenarVersamml.  der  B.V.  v.  3.  Aug.  1820, 
%.  4  ;  in  Kli'bfb's  Qjuellcnsammlung  zu  dem  öffentl.  Becht  des  T.  Bundes, 
Num.  XXII,  S.  3o4«  Zu  fernerer  Bearbeitung  durch  die  Bundesversammlung, 
ward  dieser  Gegenstand  vorbehalten,  in  der  Wiener  ScblufsActe  v.  1810, 
Art.  65- 

i)  Einem  Protocoll  der  wiener  MinisterialGonferenzen  von  1810  (Sitz.  i3,  am 
•  9.  April),  ward  der  einstimmig  gefafste  Beschltu*  einverleibt:  «dafs  in  dem 
53.  Art.  der  Schlussacte  unter  der  ««Gewährleistung  zugesicherter  Rechte  »», 
auch  die  durch  die  Congrefs-  und  Bundesacte  festgesetzten  Hechte  der  Fluss- 
schifTabrt  begriffen  seyen».    Vcrgl.  §•  217,  a37  b,  u.  571,  II. 

§.    564.  (469.) 

Insbesondere:  £)  FreiheÜ  der  Schiffahrt  Und  des  Handels.    2)  System 

der  Abgaben  und  Polizei. 

I)  Die  Schiffahrt  auf  den  genannten  Flüssen,  in  ihrem  ganzen 
schiffbaren  Lauf,  bis  an  ihre  Mündung,  soll  durchaus  frei,  und, 
in  Hinsicht  auf  den  Handel,  Niemand  untersagt  seyn;  doch  unter 
Beobachtung  der  Vorschriften  über  die  SchiffahrtPoliscei ,  welche) 
übereinstimmend  für  Alle,  und  für  den  Handel  aller  Nationen  so 
günstig  wie  möglich,  sollen  errichtet  werden  <*).  II)  Das  System, 
welches  für  Erhebung  der  Abgaben  und  für  Handhabung  der  Po- 
lizei einzuführen  ist,  soll,  so  viel  möglich  ,  für  den  ganzen  Lauf 
des  Flusses  dasselbe  seyn.  Es  soll,  so  fern  nicht  besondere  Umstände 
widerstreiten,  auch  auf  diejenigen  seiner  Arme  und  Zusammen- 
flüsse sich  erstrechen,  welche,  in  ihrem  schiffbaren  Lauf ,  vei<- 
sehiedene  Staaten  trennen  oder  durchströmen 

a)  Acte  final  etc.,  art.  109,  übereinstimmend  mit  dem  Art.  5  des  pariser  Frie- 
dens. So  auch  der  erste  Congrefs  Artikel  über  die  BJie'mschifTabrt;  in  ülG- 
bf.h's  atigef.  Acten  etc.,  Bd.  Iii  ,  S.  f 

t)  Ebenda»,  art.  no.  Eben  so  der  zweite  CongrefsArtikel  über  die  Rheinscluf- 
fahrt,  a.  a.  O.  S.  a58.  —  Mifsbelligkeiten  zwischen  Oldenburg  und  Bremen, 
über  die  von  jenem  verfügte  Auslegung  eines  WachtschifTes  au  der  Mündung 
der  Weser.   Protocolle  der  B.  V.  v.  »o.  Jul.  (\.  77)  u.  3.  Aug.  (\.  106)  182a 
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§.  565.  (470.) 

5)  SchiffahrtAbgahen.    4)  Erhebungsbeltörden. 

III)  Die  Abgaben  für  die  Schiffahrt,  sollen  gleichförmig,  unwan- 
delbar, und  möglichst  unabhängig  von  der  verschiedenen  Beschaffenheit 
der  Waaren  festgesetzt  werden,  damit  eine  ins  Einzelne  gehende  Unter- 
suchung der  Ladung^  nur  wegen  gesetzwidriger  Handlungen  nöthig 
werde.  Der  Beirag  dieser  Abgaben,  welcher  denjenigen  vom  Juni 
i8i5  in  keinem  Fall  übersteigen  darf,  ist  nach  örtlichen  Verhältnissen 
zu  bestimmen.  Belebung  des  Handels  durch  Erleichterung  derSchifF- 
fahrt,  mufs  hiebei  zur  Richtschnur  dienen,  und  der  Rheinschifl'ahrt- 
Octroi  hann  annäherungsweise  zum  Maasstab  genommen  werden.  Der 
einmal  festgesetzte  Tarif,  kann  nur  gemeinschaftlich  von  den  Ufer- 
staaten erhöhet ,  und  die  Schiffahrt  darf  mit  irgend  andern,  als  den  in 
der  Schiffahrtordnung  (Reglement)  festgesetzten,  Abgaben  nicht  be- 
schwert werden  «).  IV)  Die  Erhebungsbehörden,  so  wenige 
als  möglich  ,  bestimmt  die  Schiffahrtordnung.  Nur  gemeinschaftlich, 
kann  darin  Aenderung  getroffen  werden;  es  wollte  denn  ein  Uferstaat, 
die  Anzahl  der  ihm  abschliessend  zugehörigen  vermindern  *)• 

o)  Acte  final  etc.,  art.  in. 
b)  Ebendas.  art  na. 

§.  566.  (47i.) 

S)  Leinpfade  und  Arbeiten  im  JFlussbett.    ß)  Stapelrecht  und  gezwun- 
genen Umschlag»    7)  Zölle.   8)  Schiffahrtordnung. 

V)  Für  Unterhaltung  der  in  ihrem  Lande  befindlichen  Lein- 
pfade oder  Treppclwege  (Schiflzieh-  oder  Schiff  reitwege,  chemins 
de  halage),  und  für  die  daselbst  in  dem  Flufsbett  für  die  Schiffahrt 
nöthigen  Arbeiten,  hat  jede  Ufeiherrschaft  Sorge  zu  tragen,  damit 
die  Schiffahrt  nicht  gehindert  wTerde.  Für  den  Fall ,  wenn  die  ein- 
ander  gegenüber  stehenden  Ufer  verschiedenen  Landesherr- 
schaften gehören,  bestimmt  die  zu  errichtende  Schiffahrtordnung  die 
Art,  in  welcher  die  Uferstaaten  zu  jenen  Arbeilen  mitzuwirken 
haben  <*).  VI)  Stapel  recht  (droit  d'etape,  $.  4  >  3 )  und  gezwun- 
gener Umschlag  (Umladung)  oder  Stationenrecht  (droit  de  relache 
forcee  et  d'echelle  ou  de  rompre  charge)  dürfen  nirgend  eingeführt 
werden.  Wo  sie  schon  bestehen,  sollen  sie  nur  so  weit  fortdauern, 
als  die  Uferstaaten,  ohne  Rüchsicht  auf  besonderes  Interesse  des  Orts 
oder  des  Landes,  solche  für  die  Schiffahrt  oder  den  Handel  im  All* 
gemeinen  für  nothwendig  oder  nützlich  erachten  werden  VII)  Die 
Zölle  der  Uferstaaten  sollen  nichts  gemein  haben  mit  den  Schift- 
fahrtabgaben.  Durch  Verordnungen  ist  dafür  zu  sorgen,  dafs  die 
Schiffahrt  durch   Amt  Verrichtungen  der  Zollbeamten  nicht  gebindet  t 
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-werde*  doch  mag  durch  strenge  Polizei  an  dem  Ufer,  dem  Zoll- 
u  ntersch  1  ei f  begegnet  werden,  welchen  die  Einwohner  mit  Hülfe 
der  Schifileute  begehen  könnten  O«  VIII)  Ueber  dieses  Alles,  und 
was  sonst  noch  nöthig  seyn  möchte,  ist  eine  gemeinschaftliche 
Schiffahrtordnung  zu  errichten,  die  anders  nicht  als  mit  Ein- 
willigung sammtlicher  Uferstaaten  abgeändert  werden  darf,  und  für 
deren  Vollziehung  auf  schickliche,  den  Umstanden  uud  Oertlichkeiten 
angemessene  Weise  Sorge  zu  tragen  ist  <*). 

a)  Acte  final  etc.,  art.  n3.    Vergl.  unten  %.  5?5,  IV  u.  V. 
4)  Ebenda«,  art.  r«4* 

c)  Ebenda»,  art.  u5.  —  Der  elsßtther  fVeicrviU  hörte  mit  dem  7.  Mai  i8ao  auf, 
nach  einem  zwischen  Oldenburg  und  der  Freien  Hansestadt  Bremen  am  »5. 
Aug.  1819  geschlossenen,  von  dem  Teutschen  Bund  garantirten  Vergleich, 
in  v.  Martens  recueil ,  Supplem.  T.  VIII ,  p.  645-  Vergl.  Reichsdeputations- 
Hauptschtufs  r.  i8o3,  §.  8  u.  »7.  Protoc.  der  B.  V.  26.  Aug.  1819,  V  193. 
Aachener  Conferenr.Protocoll  v.  14.  No»,  1818,  bei  Mabtkhs  I.  c  p.  55».  — 
Bei  den  Z  öl  Ion  auf  dem  Neckar  und  Main ,  ist  eine  Erhöhung  über  den  Tarif 
Ton  1S0*  untersagt.   Man  s.  unien  %.  58>» 

d)  Ebenda«-  art.  i}6. 

•    •  •  • 

§.   567.  (472.) 

Anwendung  dieser  allgemeinen  Bestimmungen  auf  einzelne  Flüsse 

und  Gewässer. 

I)  Diese  allgemeinen  Bestimmungen  wurden  auf  dem  wiener 
Congrcfs  sofort  angewandt,  theils  auf  den  Rhein  (§.  568  u.  ff. ), 
thcils  auf  die  Flusse  Neckar,  Main,  Mosel,  Maas  und  Scheide  «). 
II)  Desgleichen  auf  die  Flufs:  und  Schiffahrtverhältnisse,  zwischen 
Preufsen  und  Sachsen,  namentlich  auf  die  Elbe  (  §.  583),  nnd  so 
viel  das  Flöfsen ,  sowohl  des  verbundenen  als  auch  des  losen  Holzes, 
betrifft,  auf  die  Gewässer,  welche  die  Namen  Elsterwerdaer 
Flofs graben,  Schwarze  und  Weifse  Elster  führen,  so  wie 
auf  den  Fl  ofsgraben,  der  aus  der  letzten  abgeleitet  ist  *).  III)  Auch 
wurden  späterhin  dieselben  Grundsatze  für  künftig  anwendbar  erklärt, 
auf  diejenigen  Flusse,  welche  östreichi  s  che  und  angrenzende 
baierische  Staaten  durchströmen  oder  scheiden  c).  IV)  Verhand- 
lungen, in  demselben  Sinn,  hatten  Statt  für  die  Elbe  seit  1819,  für 
die  Weser  seit  1830,  und  eigene  Conventionen  zur  Folge,  für  jene 
1831,  für  diese  i8s3  «0.  V)  Endlich  wurden  auf  dem  wiener  Congrefa 
Bestimmungen  errichtet ,  für  Beförderung  der  Schiffahrt  und  des 
Handels  preussischer  und  hannöverischer  Unterlhanen  mittelst  der 
Ems,  un4  der  ersten  in' der  Stadt  und  dem  Hafen  Ton  Emden,  so 
wie  für  die  Schiffahrt  der  hannöverischen  Unterlhanen  auf  dem  Canal 
der  Steck ni  tz  *)•  VI)  In  der  teutschen  BundesActe/)  behielten 
sich  die  Bundesgliedcr  vor,  bei  der  ersten  Zusammenkunft  der 
Bundesversammlung  in  Frankfurt,  wegen  des  Handels  und  der 
Schiffahrt,   nach  Anleitung  der  auf  dem  wiener  Congref*  ange- 

r 
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nommenen  Grundsätze ,  in  Berathung  zu  treten  ;  bis  jetzt  ohne  sicht- 
baren Erfolg.  VII)  Nicht  anwendbar  sind  die  Bestimmungen  des 
wiener  Congresses,  aof  solche  Flüsse,  welche  in  ihrem  schiffbaren 
Lauf  verschiedene  Staaten  nicht  scheiden  oder  durchströmen  g). 

a)  Arte  final  etc.,  art-  117,  und  dessen  Beilage  Num.  16.  Hlübbr's  Acten 
des  wiener  Congr.  Bd.  VI ,  S.  ao3 ;  Bd.  III ,  S.  245  ff.  237  ff.  Man  s.  unten 
§.  58i  u.  f. 

*)  Wiener  Friede  des  Bönigs  von  Sachsen  mit  Treussen,  Oestreich  u.  Ruß- 
land, vom  18.  Mai  1814.  Art.  17;  in  Rlübkb's  angef.  Acten  etc. ,  Bd.  VI, 
S.  i33  f. 

c)  Oestrcichisch-baicr.  Tractat,  geschl.  tu  München  am  14.  Apr.  1816,  Art.  cjj 
in  HlCbeb's  Staatsarchiv ,  Bd.  1,  S.  4°6. 

d)  Von  beiden  Convcntionen  unten  §■  583  u.  f. 

e)  Acte  final  etc.,  art  3o.  Prcussisch •  hannöver.  Tractat,  geschl.  zu  Wien  am 
29.  Mai  i8i5,  Art.  5,  in  BlChkh's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  6.  146  ff. 

f)  Art.  19.  Auf  Baierns  Antrag,  ward  statt  * Anordnungen  zu  treffen»  grsetst: 
«in  Beraihung  su  treten ».  Blübeb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  36a.  388, 
471,  492  u.  5oa.   BlCbkb's  angef.  Ueber»icht  ct.,  S.  261 ,  261  u.  267. 

g)  So  die  Oder  und  die  Lahn.  Hlöbsb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  226  f.  — 
Von  der  Lahn,  Lippe  und  Ruhr,  s.  Oc&habt,  S.  191  u.  241. 

§.  568.  (473.) 
Insbesondere  auf  den  Rhein. 
Bestimmungen  von  £801,  £803,  und  £804. 

I )  Seit  einer  Reihe  von  Jahrhunderten ,  war  der  Rhein«),  in 
Absicht  auf  Schiffahrt  und  Handelsverkehr*),  ein  hochwichtiger 
Gegenstand,  theils  von  Streitigkeiten  der  Uferstaaten,  theils  von  reichs- 
und  territorialgesetzlichen  und  von  vertragmäsigen  Bestimmungen  <*). 
II)  Seit  1648  zugleich  wieder,  abwechselnd  mehr  oder  weniger, 
Grenzflufs  zwischen  Frankreich  und  teutschen  Staaten  wird,  ver- 
möge des  lüneviller  Friedens  von  1801  ,  Art.  6,  und  des  Reichsdepu- 
tationsHauptschlusscs  von  i8o3,  §.  39,  so  wie  nach  dem  pariser  Frieden 
von  1814  und  dem  pariser  Hauptvertrag  vom  ao.  Nov.  i8i5  (oben  §. 
88  —  91),  dessen  Thal  weg  als  So  u  verainetätGrenze,  der 
ganze  Strom  hingegen,  so  viel  Schiffahrt  «),  und  Handlung 
betrifft,  als  zwischen  beiderseitigen  Staaten  gemeinschaftlich 
betrachtet  A 

d)  G.  Sabtobics  de  libera  Blieni  navigafione  in  congressu  Rastadlensi  obtinenda. 
Goett.  1798.  J.  E-  F.  Dasb,  die  Oberherrschaft  über  den  Rhein  und  die  Frei- 
heit der  Rheinschiffahrt.  Frank  f.  1792.  8.  J;  L.  Rfüteb  über  den  rheinischen 
Handel  u.  Schiffahrt.  Mains  1792.  a  Ucber  den  Handel  auf  u.»au»  dem  Rhein, 
in  dem  Mittelalter;  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  6. u.  7.  Sept.  1826,  Beil.  249  u. 
25o.  G.  A.  Jacobi  über  die  RheinschiflTnlirt}  in  Posselt'b  europ.  Annalen, 
■  8o3,  IT.  167  ff.  Handbuch  der  Angestellten  des  Rlic  nsvhiifalirtsOctroi.  Coln 
i8o5.  8.  (F.  W.  Gaus's)  Bemerkungen  über  den  Ottroi  Vertrag  u.  die  main- 
tcr  ScbifferOrganisation,  nebst  e.  bister.  Ein»,  über  das  Schutabrtwesea  des 
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Oberrheins.  Hcidelb.  1806.  a  J.  F.  Zkllfb  die  Neckar-,  Rhein-  u.  Main- 
schiffahrt ,  «wischen  Heilbronn,  Maine  und  Frankfurt,  geschichtlich,  rechtlich  s 
und  kaufmännisch  betrachtet.  Heilbronn  1809.  8-  J.  J-  Eichhomt's  analytischer 
Entwurf  einer  Samml.  von  Abhandlungen  .  .  ■  über  die  Schiffahrt  .  .  .  des 
Rheinstroms.  Main/.  181».  EbentUss.  topogr.  Statist.  Darstellung  des  Rheines, 
mit  vorzüglicher  Rüchsicht  auf  dessen  Schiffahrt  und  Handlung.  Cöln  i8i4-  4- 
Ehmdest,  pragmatisch  •  geschichtliche  Darstellung  der  Verhandlungen  u.  Rc- 
scfalüsse  des  CongrefsComite  für  die  Freiheit  der  Flüsse,  so  wie  der  Berathun- 
gen der  in  Gefolge  jener  Beschlüsse  in  Mainz  niedergesetzten  CentralCommis- 
sion.  Mainz  1819.8.  J*  F.  Ockhaht,  der  Rhein,  nach  der  Länge  seines  Laufs 
u.  der  Beschaffenheit  seines  Strombettes,  mit  Bezieh,  auf  dessen  Schiffahrt- 
verhällnifs.  Mainz  1816.  8.  Ebenders.  über  den  SchiffahrtOctroi  ;  in  Rkr- 
tcch's  allgem.  geogr.  Ephemeriden.  Ebenda*,  gcschichtl.  Darstell,  der  frü- 
hern u.  spätem  Gesetzgebung  über  Zölle  und  Handelsschiffahrt  des 
Rheins,  mit  Rücksicht  auf  die  Beschlüsse  des  wiener  Congr.  für  die  künftige 
Verwaltung  dieses  Stroms  und  seiner  Nebenflüsse.  Mainz  1818.  8«  H.  Hkb- 
»amshi  Sammlung  der  seit  i8o3  in  Bezug  auf  Rheinhandel  und  Schiffahrt  er- 
schienenen Gesetze,  Verordnungen  und  allgemeinen  Instructionen.  Mainz 
1820.8.  Erste  Fortsetzung  dieser  Sammlung,  ebend.  1828-8.  Ebcndess.  Topographie 
des  Rheins,  von  s.  Quellen  auf  d.  St.  Gotthardsberg  bis  zu  «.  Mündungen  in 
die  Nordsee.  Mit  e.  Charte.  Mainz  1825.  8.  Ebendess.  Adrefshandbuch  für  die 
RheinschiffahrtVerwaltung;  erscheint  seit  i8a3  jährlich,  zu  Mainz.  Neue  Or- 
ganisation der  Schiffahrt-  und  Handelsvcrhältnissc  auf  dem  Rheinstrom.  Mit  e. 
Iiistor.  diplomat.  Eiul.  Basel  182».  8.  Ueber  die  Freiheit  der  Rheinschif- 
fahrt. 2  Hefte.  Frankf  1816.  8.  B.  S.  v.  Nau's  Beiträge  zur  Reontnifs  u.  Beför- 
derung des  Handels  u.  der  Schiffahrt.  Mainz,  Bd.  I  —  V.  1818  —  i8i5.  4* 
Aelenstücke,  die  Rheinschiffahrt  betr.,  in  den  Neuesten  Staatsacten  u.  Urkun- 
den, Rd.  V,  Heft  1  u.  2  (Stuttg.  1826.  8.),  u.  Rd.  VIII,  Heft  1  (1817).  Con- 
versalionsLexicon,  a.  unten  %.  571,  g,  a.  O.  Schriften  in  Rlübbr's  angef.  Acten 
^etc,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  1  -  84;  Bd.  III,  S-  36.-4«»;  Bd.  IV,  S.  534- 

b)  Vor  dem  J.  1-90,  konnte  man  auf  dem  Rhein  einen  jährlichen  WuarenTrans- 
port  von  ungefähr  zwei  Millionen  Centnern  ,  blos  durch  etwa  i3oo  Schiffe  zu 
«000,  t5oo,  und  1000  Centner  Ladung,  annehmen.  Den  Gcldwerth  des  jährli- 
chen Waarenverkehrs  auf  dem  Rhein,  nur  allein  zwischen  den  Niederlanden 
und  den  westlich •teutschen  Provinzen,  schätzte  man  auf  mehr  als  hundert 
Millionen  Gulden.  Der  WaarenTransport  im  J.  1811,  in  13,928  zu  Mainz  und 
Cöln  angekommenen  und  abgegangenen  Schiffen,  war,  in  Centnern  (zu  101 
Pfund  3  Unzen  amsterd.  Gewichtes  oder  5oRilogr.):  zuRerg  bis  Cöln  1,672,080, 
u.  bis  Mainz  753,968,  dann  zu  Thal  bis  Cöln  2,o65,538,  u.  von  Cöln  abwärts 
1,344*535;  also  im  Ganzen  5,836,i2t  Centner,  worunter  aber  Manches  doppelt, 
ja  dreifach  begriffen  seyn  soll,  z.  B.  was  von  Mannheim  nach  Holland  trans» 
porttrt  ward,  und  umgekehrt.  Im  J.  i8i5  kamen  an:  1)  zu  Cöln,  vom  Nieder- 
rhein 1,562,170  Centner,  vom  Mittelrhein  2,187,748  Centner;  3)  zu  Mainz,  vom 
Mittelrhein  748,970  Centner,  vom  Main  u.  Oberrhein  1, 087,526  Ctncr.  In  dem- 
selben J.  1825  gingen  ab:  1)  von  Cöln  nach  dem  Niederrhein,  1,632,693  Cent- 
ner, nach  dem  Mittelrbein  1,013,787  Ctner;  2)  von  Mainz  nach  dem  Mittelrhein 
1,1 38,547  Centner ,  nach  dem  Main  u.  Oberrhein  694,510  Ctner.  Ein  in  das 
Einzelne  gehendes  Verzeichnis»  hievon ,  findet  ir an  mHebxasb's  Adrefshandb. 
der  RheinschiffahrtVerwaltung  für  1827 ,  S.  65  —  74.  Vergleichende  Tabelle 
über  den  WaarenTransport  in  den  J.  1823,  1824  u.  1825,  ebendas.  S.  ?5  — 
83.  —  Der  gesamtste  reine  Ertrag  des  RhtinsckiffahrtOctroi,  von  Strasburg  bis  an 
die  holländische  Grenze,  auf  beiden  Rbeinsclten,  betrug  in  den  sieben  Jahren 
von  i8o5  bis  1812,  wt>  dar  Handelsverkehr  durch  die  franzosische  Regierung 
sehr  gehemmt  war,  im  Durchschnitt  jährlich  i,84o,637  Francs  oder  854» »7° 
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Gulden.  EicHuovr's  angef.  Darstell. ,  S.  164.  Vergl.  Klcbbb's  Staatsarehiv, 
Bd.  I,  S.  bi*.  —  Nach  einem  sechsjährigen  Durchschnitt,  von  181 5  bis  und 
mit  1820,  war  der  gesammte  BruttoErtrag  des  Octroi  jährlich  1,686,538 Francs 
81  Vt  Cent,  oder  1,346,711  Gulden  5a  %  Hr.  rheinisch.  In  den  fünfzehn  Jahren 
vom  1.  Jan.  1806  bis  letzten  Dec.  1810,  war  der  gesammte  BruttoErtmg 
33,488,835  Francs  5o  Cent.  Hieron  die  Vcrwaltungskosten  mit  i3  pro  Cent 
oder  4-353,548  Fr.  61  Ci  nt.  abgezogen,  bleiben  aU  reiner  Ertrag  ao,i35,i86  Fr. 
89  Cent.  Vom  1.  Juni  i8t5  bis  1.  Juni  1874,  war  der  gesammte  BruttoErtrag 
«3,193,861  Fr.  6a  Cent.,  also  im  Durchschnitt  jährlich  2,585.873  Francs  ia  Cent. 
Vom  J.  182 %  war  der  gesammte  BruttoErtrag  1,591,883  Kr.  63  Cent.;  im  J. 
18a  %^  war  er  3,767,759  Fr.  Von  der  Einnahme  in  den  J.  1816  —  i8ai .  v. 
Nah 's  angef.  Beiträge,  Bd.  II,  S  69;  Bd  III ,  Heft  3  u.  4,  S.  5i  —  60.  Die 
Hebung*  -  und  l'enoatiungsiosten  schalste  Nassau  1821  auf  ungefähr  i3  pro  Cent 
des  rohen  Ertrags;  nach  Eichbow  a.  a.  O.  waren  es  aber,  bis  i8»3,  nur  10 
pro  Cent.  —  Von  den  Leinpfad-  u.  a.  Koston ,  s.  %.  566  u.  575.  Von  den  auf 
dem  Octroi  haftenden  Jalirrenten  und  Pensionen,  s.  578  u.  ff.  —  Von  den 
Vortheilen,  welche  für  Frankreich  aus  der  Freiheit  der  Rheinschiffabrt  erwach- 
sen, ein  Aufsatz  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  i5.  Mai  1819,  Beilage  i35- 

)  Gaüm's  angef.  Bemerkungen,  S.  5  —  48*  OcbbabvT  angef.  geschichtl  Dar- 
stellung, S.  4<>  —  3i7.  , 

^  Oben  %.  85  u.  88  ff.  Rj.vbebY  Einl.  zu  c.  neuen  Lehrbegriff  d.  teutseben 
Staatsr. ,  §.  57  ff.  —  Man  unterscheidet,  den  rhntischen  oder  bündnerischen 
(diesen  mit  Unterabteilungen  in  Vorder-,  Mittel-  u.  Hinterrhein),  den  schwei- 
zerisch -  teutichen  ,  den  teutsch  -französischen  ,  den  teutsch  n  ,  und  den  niederländi- 
schen Rhein;  zusammen  in  der  Länge-  eine  Wasserstrecke  von  3o3  Vi  (nach 
HiBXistt  177)  Wegstunden,  von  welchen  nur  die  ersten  20  für  Schiffahrt  un- 
benutzbar sind.  Ocuhabt,  der  Rhein  u.  s.  w. ,  S.  21  u.  «3  ff.  —  Lcberdiefs 
unterscheidet  man,  auf  der  in  der  OctroiConvcnlion  von  1804  als  comeu- 
tionellcn  Rhein  angenommenen  StromStrecke:  Oberrhein*  von  Strasburg  bis 
Mainz,  55  Wegstunden,  nach  Hermann  54"M%oo,  Mittelrhein ,  ton  Mainz  bis 
Cöln,  4» '  4  Wegstunden,  nach  Hermann  38470/,oo,  Niederrhein ,  von  Cöln  bis 
Lobith  oder  Emmerich,  37  V«  W.  St.  nach  Hermann  35  */»•  Endlich  den  jetsl 
conventionellen  Rhein,  von  dem  Punct  an  wo  er  schiffbar  wird  bis  an  das  Meer 
(§.  571).  Die  Länge  des  conventionellen  Rheins  berechnet  Hermann  (jedoch 
die  Strecken  der  verschiedenen  Arme  in  Holland  im  Mittel  genommen,  man 
s.  §.  574  a)  auf  646,600  Metrcs  oder  i6o,1T'v»v.  Wegstunden.  Man  s.v.  Nw's 
571  angef.)  Beiträge,  Bd.  II,  S.  3a.  Ocbb&bt,  der  Rhein  u.  s.  w. ,  S.  14  : 
EicBBorr's  angef.  Darstellung,  S.  i3.  H.  Hebh  ink  s,  oben  (Note  a)  angef. 
Topographie  des  Rheins. 

)  Die  Rheinschiffahrt  unterschied  man  seit  1804.  in  kleine ,  für  landwirtschaft- 
lichen und  andern  Industrie  Verkehr  der  Rheinländer  unter  sich,  und  mit  den 
Uferbewohnern  der  Nebenströme,  und  grosse,  für  den  Waarenzug,  zwischen 
Holland,  Teutschland,  Frankreich  und  der  Schweiz  (grofsc  Handflschiffahrt), 
endlich  die  Fahrt  der  Nachen  u.  Jachten,  hauptsächlich  für  Reisende.  Vcrg\. 
die  unten  angef  Convention  sur  l'octroi,  art.  19  et  suiv.  101  et  suiv.  Ocn- 
habt's  Darstell.,  S.  »58.  In  dem  Sinn  dieser  Convention,  soll  jener  Unter» 
schied  nicht  mehr  bestehen,  vermöge  einer  Erklärung  des  wiener  Congresae*. 
Klübib's  angef.  Acten  etc.,  Rd.  III,  S.  169.  Doch  bleibt,  aus  dem  Gesiebt- 
punct  der  Gesetzgebung,  ein  Unterschied  zwischen  gewöhnlicher  Schiffahrt  und 
jener  für  Handels  Transporte.    Ocbbabt's  geschichtl.  Darstellung,  S.  »8  ff. 

*)  Auch  in  der  im  folg.  §.  angef.  Convention  sur  l'octroi  von  1804  ,  art.  *.  — »- 
V  on  der  Geschichte  des  RheinOctori  seit  dem  R.  Dep.  Hauptscblufs  v.  i8o3, 
v.  Nzo's  angef.  Beiträge,  Bd.  II,  8.  71  —  88. 
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§.    369.  (474«.) 
Fortsetzung. 

< 

III)  Durch  den  ReichsdeputationsHauptschlufs  von  i8o3,  -wurden 
nicht  nurvdie  mannigfaltigen  und  beträchtlichen  R  h  e  i  n  z  ö  1  le ,  sondern 
auch  alle  andern  auf  die  TransitoSchiff'ahrt  sich  beziehenden  Abga- 
ben, z.  B.  Licent,  Transito,  Accise ,  Abgabe  Ton  Halilcuten  und 
Halfpferden,  u.  d,  aufgehoben;  doch  mit  Vorbehalt  der  Eingangs- 
gebühren  (droits  de  douane)  in  den  Uferstaaten  und  eines  zu  errich- 
tenden SchiffahrtOctroi  <*).  Die  3a  Itheinzölle,  i5  auf  der  linken, 
17  auf  der  rechten  Rheinseite,  mit  einem  jährlichen  Gesammtertrag 
-von  ungefähr  1  Millionen  Gulden,  hurten  auf,  mit  dem  »5.  Oct.  (6. 
3\ov.  ?)  1805.  IV)  Dagegen  ward  von  dem  teutschen  Reich  und 
Frankreich,  mittelst  eines  Vertrags*)  (  OctroiConvenlion  vom  i5. 
Aug.  1804),  ein  gemeinschaftlicher  Rheinschi  ff  ahrtOctroi, 
eine  teutsch- französische  Gesammt Anstalt  und  Ordnung  für  Schif- 
fahrt und  Handlung  auf  dem  Rhein,  und  für  die  von  der  einen 
und  der  andern  zu  entrichtenden  Abgaben  «),  genannt  bei  der  er- 
sten Recognition,  bei  der  andern  OctroiGebühr,  deren  reiner 
Ertrag  (ungefähr  um  die  Hälfte  geringer  als  der  Gesammtbetrag  der 
vormaligen  Reinzölle)  zwischen  Teutschland  und  Frankreich  gleich 
gctheilt  werden  sollte,  vom  1.  Nov.  i8o5  an  eingeführt,  in  Absicht 
auf  Berg-  und  Thalfahrt;  doch  nur  von  Strasburg  bis  an  die  nie- 
derländische Grenze,  in  einer  Strecke  des  Flufslaufs  von  i3o 
bis  i34  Wegstunden  oder  ungefähr  333,75o  Toisen  «0. 

a)  R.  Deput.  Hauptschl.  v.  i8o3,  §.  39.  Die  unten  angef.  Convention  Sur 
l'octroi,  art.  38 — 41«  —  Auch  auf  der  ilheinschiffahrt  *on  der' Schweizer- 
Grenze  bis  Kehl,  hob  Baden,  im  J.  1809,  alle  Trantito Abgaben  auf.  —  Fort- 
dauernd für  beide  Thcilc,  nach  dem  Besitzstand  vom  17.  Sept.  1808,  gellen 
noch  die  Rheinzvlle  da,  wo  der  Rhein  das  Grofsberr.ogiliuin  Baden  und  den 
SchweizerCanton  Aargau  scheidet.  StaatsVertrag  zwischen  beiden,  v.  17. 
Sept.  180H,  Art.  3.  6.  7-  8;  in  dem  Bad.  Regier.  Blatt,  1809,  Kum  35.  Rhein- 
Bund,  XXXVII.  46.  Mabtews  recueil ,  Supplem.  V.  141.  Auch  über  die 
Rhuintchiffihrt ,  das  Flotten  (beides  nach  einem  so  genannten  Maicnbricf ),  die 
Rha-nüberJ Birten ,  die  so  genannten  Winkclfuhrten ,  die  Gefeit  -  oder  Loolsen rechte, 
und  die  Fischerei,  sind  daselbst ,  Art.  4  u,  5 ,  Bestimmungen  enthalten. 

6)  Convention  sur  l'octroi  de  navigation  du  Rhin,  faite  a  Taris  le  «7  Thermidor, 
an  XII  ( i5.  Aug.  1804  )  j  in  Rlübeb's  Acten  des  wiener  Congr.  ,  Bd.  III,  S. 
280  ff.  Convention  suppletive,  daice  de  Maycncc  le  9  vendemiaire  an  XIII 
(1.  Oct.  1804);  ebendas.  S.  3«8.  Beide  Comeniionen  sind  auch,  französisch 
u.  teutsch,  zusammen  heraugegeben ,  zu  Cöln  i8o5.  4.  u-  in  Urbkjlbs's  angef. 
Samml.,  S  3  ff.  u.  661  ff.  Blofs  die  erste  stehtauch  in  Emkitvoiiius  corp.  juris 
germ.  acad- ,  Th.  II,  S.  388  ff.  —  Diese  Convention  für  Schiffahrt  und 
Gebührenerhebung,  ward,  auf  ein  Tturfürstl.  CollegialGutachten  v.  18.  März 
)8o5.  im  Allgemeinen  genehmigt,  durch  ein  kaiserl.  CommissionsRatifications- 
Decret  v.  ti.  Mai  i8o5,  mit  Vorbehalt  einer  weitern  Lebercinhunft  über  ver- 
schiedene Anträge  und  Erinnerungen.  —    Anmerkungen  zu  dieser  Convention« 
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in  Gaux's  angef.  Bemerkungen,  S.  70—140,  u.  in  Eichhopf's  angef.  Dar- 
stellung, S.  113—169.  Ihre  Geschichte  u.  eine  Ucbersicbt  ihres  Inhaltes,  in 
Ockhart'«  gcschichtl.  Darstellung,  S.  275 —  299.  —  Geschichte  des  Octroi, 
seit  seinem  Entstehen  im  J.  i8o5  bis  1814  J  in  Nav's  oben  §.  568  angef.  Bei- 
trägen, Bd.  II,  S.  72  —  87. 

c)  Diese  Bheinschiffahrt.'/£#w4c»,  kein  Surrogat  der  aufgehobenen  Rheinzöllc, 
sind  zweifach:   1)  Recognhion  oder  Schtffgebiütr  (Besichtigungsgebühr,  eine  Art 
Gewerbsteuer)  von  jedem  beladenen  oder  leeren  Faltrzeug,  welches  5o  Centner 
oder  mehr  tragt,  nach  Verschiedenheit   seiner  Ladungsfähigkeit;  2)  Octroi- 
Gebühr  odor  Tarif,  auch  Rhcinzoll  benannt,  von  Wttaren  und  Lebensmitteln, 
nach  Verschiedenheit  ihrer  Quantität.    (Die  erste  Abgabe  wird  Sehiffgehühn 
die  zweite  Zoll  von  der  Ladung  benannt,  in  dem  unten  (§.  576  f.)  erwähnten 
Entwurf  des  RhcinschiffahrtReglcments  von  1829,  Art.  14  ff. )    Den  Tarif*. 
in  der  Convention  von  1804  art.  94  u.  99—105,  u.  in  Herhan«  s  angef.  Samml. 
S.  206  —  216.    Gaum's  Bemerkungen,  S.  85  ff.    Ocrhart,  der  Bhein  u.  s. 
w. ,  S.  263  ff.    Hlüber's  Staatsr.  des  Bheinbundes  ,  %.  >4»  ,  Kote  c  —  Die 
Rheinschiffabrt Abgaben  werden  nach  franzusiscltem  Geld  berechnet.    Von  der 
Berechnungsart  der  franz.  Münzen,  s.  (  Cletkhash's  )  .Materialien  für  Münz- 
Gesetzgebung  (  1822.  8.)  ,  S.  175.    (  Ebendess. )  Aphorismen  aus  dem  Fache  der 
Münzgescbichtc  u.  des  Münzwesens  (1817.8  ),  S.  196  —  203.  Resolvirungs 
Tabellen,  in  Herhaxr's  Samml.,  S.  45i  ff.  —    Von  der  Ladung sfakigkeit  der 
Fahrzeuge  und  der  dieselbe  beglaubigenden  Sch'ffaiche,  Ocrhart,   S.  96  ff. 
v.  Nau's  angef.  Beiträge,  Bd.  I,  S.  354 — ^69  u.  39') — 4to*    Hfrhasx's  angef. 
Sammlung,  S.  176  -240.  —    Von  Himplern  oder  Leichtschiffen,  Ockhart,  S. 
119,  121  u.  126.    Gau*,  S.  86  ff.    Von  Lauertannen  n.  a-  Schiffen  von  geringer 
Ladungsfälligkeit,  Eicbhoff's  angef.  Darstcll. ,  S.  6  ff.    Ocrhart,  der  Rhein 
u.  s.  w.,  S.  lo5,  121,  125  f.  i43  u.  161  if.    Von  Postschiffen  uud  W ajstrdiligenccn. 
Juckten,  Nachen  und  Marktschiffen,  und  den  davon  au  entrichtenden  Abgaben, 
S.  Convention,  art-  22,  i\  u.  101.    Hkrhasms  angef-  Samml.  S.  354  —  ^8*)- 
BLÜDF.aa.  a.  O.     143,  Kote  b.  —  Seit  1826  fahren  auch  Dampfboote.  Statuten 
der  DampfschiffabrtGesellschaft  vom  Rhein  u.  Main,  von  1826,  nebst  der  grofsfa. 
hessischen  u.  Fr.  Stadt-frankfurtiscben  Bestätigung,  in  HermarVs  Adrefstlandb. 
für  die  RbeinschiffahrtVerwaltung  für  1827 ,  S.  i3  —  24  u.  3g  u.  Statuten  der 
preussisch  -  rheinischen  DampfschiffabrtGesellschaft  au  Cöln ,  von  1826,  nebst 
der   k.  preufs.  Bestätigung,   ebendas.  S.  25  —  39-    Königl.  niederländische 
Conccssion  für  die  Dampfschiffahrt  von  Kimwegen  nach  Cöln,  u.  zurück ,  von 
i8a5,  ebendas.  S.  24  f.    GH.  badischc  Concession  für  die  badische  Rhein- 
scbiffahrtGescllschaft,   von  Kasel  bis  an  die  untere  badische  Grenze,  von 
i8i5,  ebendas.  S.  9  —  12.    Beiläufige  Kostenberechnung  der  zwischen  Cöln  u. 
Holland  fahrenden  Dampfboote ,  ebendas.  S.  39—46*  —    Von  Hottander  Flossen, 
s.  Eickhoffs  Darstellung,  S.  5o  ff.    Abbildung  aller  Arten  von  Rheinfabr- 
zeugen u.  eines  HolIänderFlosses ,  nebst  ihrer  Beschreibung  in  Her«a*Vs 
angef.  Samml.,  S.  523  —  537. 

d)  Ocrhart,  der  Rhein  u.  s.  w.,  S.  23  ff.,  67  f.  u.  94.  —    Nur  bis  Strasburg, 
reicht  die  Bergfahrt,  für  eigentliche  HandelsTransporte. 

§.     570.  (474  b.) 

Bestimmungen  wäJirend  des  rheinischen  Bundes,  Aufhebung  derselben. 

I)  Bei  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbiudung,  änderte  die 
rheinische  BundesActe  nichta  in  dem  Recht&verhältnifs  des 
Oclroi.    Sie  erklärte  ausdrücklich  (Art,  2),  dafs  die  Bestimmungen 
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des        39  des   ReichsDeputationsHauptschlusses ,   die  sieh  auf  den 
RheinsohitfahrtOctroi  beziehen,  unverändert  gelten  sollten.    II)  Aber 
vier  Jahre  später,  änderte  sich  dieses  Verhältnifs.    Durch  einen  mit 
Napoleon  zu  Paris  am  19.  Febr.  1810  geschlossenen  Vertrag  «),  Art  6, 
trat  der  Fürst  Primas,  GroUherzog  von  Frankfurt,    vormals  Kur- 
fürstReichserzkanzler ,  seine  Hechte  auf  den  KheinOctroi  an  Frank* 
reich  ab.    Er  verpachtete  sich  zugleich ,  in  GemäHtbeit  des  Reichs- 
DepntationsHauptschlusses  diejenigen  immerwährenden  Jahrrenten  zu 
bezahlen,  welche  daselbst  auf  die  teutsche  Hälfte  von  dem  reinen 
Ertrag  des  Octroi  gelegt  wurden  (unten  §.  578);  wefshalb  die  ihm 
von   Napoleon    abgetretenen    Domänen    von   Fulda   und   Hanau  als 
SpecialHypothek   bestimmt  wurden.      III)    Unter  stillschweigender 
Aufhebung  dieses  Vertrags,  stellten,  in  den  Jahren  18.4  und  i8i5, 
der   pariser  Friede   und   der   wiener   Congrefs    das  vorige 
Rechtsverhältnifs  wieder  her  *).    Frankreich  verlor  zugleich ,  auf  dem 
von  ihm  abgetretenen  Theil  des  Rheins,  die  vorhin  gehabten  Rechte 
auf  den  Octroi,  und  die  OctroiHente  des  Fürsten  Primas  ward  nicht 
wieder  hergestellt,  wohl  aber  die  übrigen  OctroiRenten  (§.  578). 
An  Frankreichs  Stelle  traten  die  teutseben  Bundesfürsten,  denen  die 
von  jenem   abgetretenen  Besitzungen   am   linken  Rheinufer  waren 
zugetheilt  worden  ;  ihnen  gebührte  fortan  der  auf  diese  Besitzungen 
fallende  Theil  des  reinen  OctroiErtrags  der  linken  Rheinseite. 

* 

a)  In  dem  Rhein.  Bund,  XL VIII.  4°9-  i°  Mabtihs  Suppl.  V.  »43«  Hierauf 
folgte  ein  Decrct  Napoleon'«  v.  8.  Apr.  1810,  wodurch  die  obere  Verwaltung 
des  BhcinOclroi  der  franz.  GeneralRcgie  der  vereinigten  Abgaben  (droits 
reunis)  übertragen  ward,  und  ein  zweites  t.  ai.  Oct.  1811,  betr.  die  Rhein- 
ach iffahrt Abgaben  in  dem  Departement  der  Rheinmündungen.  Man  S.  die  bei 
dem  folg.  V  angef.  von  Op  den  Uoorr,  S.  18  ff. 

*)  Nach  Vertreibung  der  französischen  Herrschaft  im  Herbst  i8i3,  ward  für 
den  teutseben  Rhein  eine  provisorische  OctroiVerwaltung  angeordnet,  unter 
dem  Grafen  von  SolmsLaubach.  Hlcbkb's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd. 
III,  S.  976-   Erst  im  Herbst  1817  hörte  sie  auf. 

§.    571.  (475.) 

Bestimmungen   des    pariser   Friedens  und  des  wiener  Conaresses. 
Freiheit  der  Schiffahrt  bis  an  das  Meer»    Conventioneiler  Hhein.  Sieben 
RheinUferstaaten*  Competenz  der  B.  V.  CentralCommission  zu  Mainz. 

I)  Der  pariser  Friede  von  18140)  und  der  wiener  Con- 
grefs *),  gingen  auch  bei  dem  Rhein  von  den  oben  (§.  563  —  566) 
angeführten  Hauptbestimmungen  aus.  Der  Congrefs  erneuerte,  bestä- 
igte  und  erweiterte  verschiedene  der  in  der  OctroiConvention  von 
1804  enthaltenen  Bestimmungen.  Namentlich  setzte  er  fest,  dafs  «die 
Schiffahrt  auf  dem  ganzen  Laufe  des  Rheins,  von  dem  Punct  an 
wo  er  schiffbar  wird  bis  au  das  Meer  (  « jusqu «  la  mer»),  auf- 
und  abwärts,  gänzlich  frei,    und  in  Hinsicht  auf   den  Handel 
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Niemand  untersagt  seyn  aolle»  c).    Jene  Strecke  heifst  darum  jetzt 
der  Convention  eil  e  Rhein  (§.  568  d,   u.  574  «0.     Der  über 
den  Sinn  der  Worte  «jusqu'a  la  mert  entstandene  Streit,  ob  damit 
dem  Königreich  der  Niederlande»  die   Erhebung  eines  See  «olles, 
von  den  nach  oder  aus  dem  Meer  über  den  Rhein,  aus  oder  nach 
andern  als  den  niederländischen  Staaten  durchgehenden  Waaren,  zu* 
gestanden  sey  <0,  ist  bis  jetzt  noch  unentschieden  *)•    H)  Demnach  sind 
bei  dem  Conventionellen t  Rhein  betheiligt:  Frankreich,  die  fünf 
teutschen     ku  ndes  verwandten    RheinuferStaaten  ,  das 
Königreich  der  Niederlande»    Das  conventionell  begründete  Rechts- 
verhaltnifs  dieser  drei  Classen  von  Betheiligten  unter  sich,  ist  ein 
europäisch-völkerrechtliches.      Wenn    und  so    weit  aber 
dasselbe  sich  beschränkt,  auf  teutsche  bundesverwandte  Rhein- 
uferStaaten   unter    sich,    oder  dabei  Verpflichtungen  eines  oder 
mehrerer  von  ihnen  gegen  Privatpersonen  in  Betracht  kommen, 
sind  auch  bei  ihm   die  Bestimmungen   der  BundesActe  anwendbar, 
welche  alle  und  jede  (§.  173)  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter 
sich  (§166,   u.  ff'.),  und  Beschwerden  von  Privatpersonen  gegen  Bun- 
desglieder (§.  169,  Beispiele  §. 578 u.  ff.)  betreffen  namentlich  die  Com. 
petenz  der  B  u  nd  es  v  ersamml  ung  für  jene  und  diese  begründen. 
(Vergl.  §.563).   III)  Eine  CentralComniission  für  den  Rhein ,  zu 
welcher  jeder  der  sieben  Uferstaaten  (Frankreich,  Baden,  Baier ny 
GH.   Hessen,    Nassau,  Preussen,   Königreich  der  Niederlande)  ein 
Mitglied  zu  ernennen  hat,  soll,  als  oberste  Aufsicht-  und  Controle- 
Behörde,   in  jedem  Jahr  am   1.  November,   und,    wenn  sie  es  für 
nöthig  erachtet,    auch  im  Frühjahr,    zu  Mainz   sich  versammeln. 
Dieselbe  soll  über  Beobachtung  der  RheinschiffahrtOrdnung  und  das 
gemeine  Beste  der  Schiffahrt  und  Handlung  wachen ,  den  Bericht  der 
Inspectoren  über  ihre  Verwaltung  vernehmen,  und  für  Verhandlungen 
und  Vereinbarung  zwischen  den  Uferstaaten,  vorzüglich  in  Hinsicht 
auf  die  Schiffahrt,  dienen  /).    IV)  Diese  CentralCommission,  überhaupt 
die  neue  Ordnung  der  Dinge,  sollte  vom  1.  Juni  iüi5  an  in  Wirk- 
samkeit treten;   es  geschah  erst  am  5.  August  1816.     Als  ausser- 
ordentliche   Beschädigung  ward    der  Commission   vorerst  ange- 
wiesen, die  Abfassung  einer  neuen  Schiffahrtordnung  (§.  576,  f), 
und  bis  dahin  die  Stellvertretung  der,  nach  Vertreibung  der  franzö- 
sischen Herrschaft  im  Namen  der  verbündeten  Mächte  angeordneten, 
provisorischen  OctroiVerwaltung  9).    V)  Die  in  den  wiener  Artikeln 
festgesetzte  Einführung   dieses  Octroi-  und  SchiflahrtSystems ,  auch 
auf  der  Rheinstrecke    von    Strasburg    bis  an    die   sc h weiser 
Grenze   (§.   569    u.   674),    war  bis    jetzt  nur   provisorisch  so 
Stande  gekommen  *). 

a)  Pariser  Friede  3o.  Mai  1814,  Art.  5.  «La  navigation  sur  le  Rhin,  du  potnt 
ou  il  devient  navigable  jusqu'a  la  mer  et  reeiproquement,  scra  libre,  de  teile 
«orte  qu'elle  ne  puiue  ftre  interdite  ä  personne,  et  Ton  a'oecupera  au  futur 
congrea  des  principe*  d'apres  lesquels  on  pourra  regier  let  droits  ä  lerer  par 
les  etat«  rirerains,  de  la  maniere  la  plus  egale  et  laplu«  favorable  au  comwrw 
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de  toutes  Ist  natlons».  Rlöbbb'b  Acten  des  wien.  Congr. ,  Bd.  I,  Heft  1 ,  S-/  i5. 
Bestätigt  ward  diese  Stipulation,  in  dem  pariser  Hauptvertrag  der  4  verbün- 
-  deten  Mächte  mit  Frankreich,  v-  20.  Not.  i8i5,  Art.  11  ,  in  Martens  recueil, 
Supplem.  VI.  690.  —  Hlar  leuchtet  aus  obiger  Bestimmung  die  Absicht 
hervor,"  nicht  nur  die  Freiheit  der  Rheinschiffahrt ,  sondern  «Aich  mittelst  der- 
selben den  Welthandel  zu  begünstigen. 

*)  Wiener  Articles  concernant  la  navigation  du  Rhin,  Tom  »4.  Märe  i8i5,  eine 
Beilage  (Num.  16)  zu  den  Art.  117  u.  118  des  Acte  final  du  congres  de 
Vienne;  in  Rlubeb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  HI,  S.  «57  ff.;  Bd.  VI,  S.  «o3. 

r)  Art.  \tr  der  angef.  wiener  Articles;  «La  navigation  dans  tout  le  coura 
du  Rhin  ,  du  point  oü  il  devient  narigable  jusqu'ä  la  nur ,  soit  cn  de- 
scendant  ,  soit  cn  remontant ,  sera  entierement  libre ,  et  ne  pourra  sous  le 
rapport  du  commerce,  elre  interdite  ä  personne,  en  SC  conformant,  toute  ~  fois 
aux  reglemens  qui  seront  arretes,  pour  la  police,  d'une  manierc  uniforme  pour 
tous  et  aussi  favorable  que  possible  au  commerce  de  toutes  les  nations».  Dieser 
Artikel  stimmt  fast  wörtlich  überein  mit  dem  allgemeinen  Art.  109  der  wiener 
CongressActe  ($.564);  statt  «jusqu'a  Iamer»,  steht  in  diesem  «jusqu'a  son  cm« 
bouchurc  v. —  Was  dessen  Entstehung  in  den  wiener  Conferenxcn  betrifft,  so 
trug  r.uerst  der  französische  Bevollmächtigte  darauf  an,  den  Rhein  nur  pro. 
visorisch  für  frei  zu  erklären,  «in  Beziehung  auf  Handel  und  Schiffahrt  (also 
auch  für  Depeschen-  u.  PcrsoncnTransporte  )  jusqu'a  la  mer».  Dann  ver- 
langte der  englische  Bevollmächtigte  den  Rhein  für  gänelich  frei  zu  erklären, 
«für  den  Handel  und  die  Schiffahrt  aller  Nationen-».  Es  ward  aber  die  oben 
im  Text  angeführte ,  von  dem  preussischen  Bevollmächtigten  v.  Humboldt 
herrührende  Rcdaction  beliebt»  nach  einer  kurzen ,  die  Verschiedenheit  der 
Anträge  betretenden  Erörterung,  welche  aber  nicht  die  Worte  «jusqu'a  la 
mer»  berührte.  Man  s.  die  angef.  Acten,  Bd.  III,  S.  i3.  11.  147.  170  f-  «5i. 
«55.  «J7  f.  Op  den  Hoorr  a.  unten  a.  O. ,  S.  2«.  —  Der  SchlufsActe  des 
wiener  Congrcsses,  wozu  die  oben,  Note  c,  genannten  wiener  Articlcs  etc. 
als  Beilage  16  gehören,  trat  der  Bönig  der  Niederlande  durch  eine  eigene  Acte 
(nach  dem  in  IUöbfb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  118,  befindlichen  For- 
mular) bei.  Sie  ist  datirt  vom  %o.  Oct.  i8i5,  laut  der  petersburger  amtlichen 
Sammlung  der  Ton  Bufsland  mit  abendlünd.  europ.  Mächten  geschlossenen 
Verträge,  Bd.  I  (i8a3.  Fol.),  S.  549. 

d)  Ueber  den  Sinn  der  Worte  *Jusyu'  ä  la  merv,  ob,  ihnen  zufolge,  die  gänz- 
liche Freiheit  der  Schiffahrt  nur  bis  zur,  oder  bis  über  die  Einmündung  de* 
Rheins  in  die  See,  d.  b.  nur  bis  an,  oilcr  bis  in  die  See?  ob  eine  Zwischen- 
linie  anzunehmen  sej ,  zwischen  der  äussersten  Rheingrenze  und  der  freien 
Seegrenze,  und  ob  auf  solcher  von  dem  Bönigreich  der  Niederlande  Secabgaben 
(droits  maritimes)  oder  TransitoZoll  gefordert  werden  dürfen ,  von  aus  oder 
nach  Teutschland,  Frankreich  und  der  Schweiz  aus-  oder  eingehenden  Waaren? 
auch,  ob  diese  Streitfrage  als  schon  entschieden  in  den  wiener  Congrefs.Bestim- 
uiungcn  anzunchjnen  scy?  oder  oh  ihre  Entscheidung  zur  Competenz  der 
mainzer  CentralCommission  gehöre  ?  oder  oh  sie'  Gegenstand  einer  authen- 
tischen Auslegung  der  wiener  CongrefsActe,  oder  künftiger  Handelsverträge 
sey?  darüber  s.  man  die  Erörterungen  bei  jener  Commisston,  z.  B.  in  t.  Nau's 
oben  %.  568  angef.  Beiträgen,  Bd.  I,  S  67  ff.,  100  f.,  34*  ff.,  369  u.  385;  Bd.  II, 
Vorrede  zu  dem  1.  Heft,  u.  S.  101  ff.,  n5  ff,  18«  —  193,  »43  ff»  «64  ff« 
Schreiben  u.  Denkschrift  der  cölner  Handelskammer;  ebendas.  Bd.  I,  S.  219 
—  35«,  «75  —  «84  u«  34i  —  347.  F.  Nkbehiü*  Bemerkungen  über  den  Zustand 
Grofsbritanniens  in  staatswirthschaftlicher  Hinsicht  (181a  8.),  S.  nt  ff.  Die 
oben  $.  568  angef.  Actenstücke.  Op  den  Hoorr  a.  unten  a.  O.,  S.  5o  —  60. 
Ueber  die  Handelsschiffahrt  auf  dem  Rheins trom,   §.  «8.  u.  38.  Preufs., 
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nassau.  u.  gh.  hefs.  Erklärungen  bei  der  B.  V.,  I.  dict-  in  d.  Protoe.  v.  1819» 
S.  44 545  u.  563.    Baior.  Votum  in  der  *fß.  Sitzung  der  Centr-ilCommission, 
in  v.  Sfiv'j  angef.  Beiträgen,  Dd.  V-    Besch  lufs  der  Mehrheit  der  Mitglieder 
jener  Coinmission ,  v.  2-.  Aug.  1825,  in  dem  Journal  de  Francfort  du  6  nur. 
i8a5.    Von  den  RhcinufcrStaaten  bestreiten  jetzt  (März  i83i)  nur  Baden  und 
Nassau  nicht,  die  niederländische  Beschränkung  der  freien  Schiffahrt  auf  die 
Grenze  des  Meeres.  Miltbeilungen  von  Verhandlungen,  findet  man  in  Beilagen 
zu  der  AUgem.  Zeitung  v.  9.,  10.,  a3>  u.  24»  Der.  i8i5,  u.  vorsüglich  t.  s. 
Febr.  1826.    Niederländische  Erklärung    in  der    frankf.  OberPostamtZeitung 
v.  18.  Febr.  1826.    Oestreichische  Note  v-  14.  Febr.  1826,  für  die  Freiheit  der 
Rheinschiffahrt  bis  in  die  offene  See,  dem  k.  niederländischen  Hof  übergehen 
in  der  AUgem.  Zeitung  v.  19.  —  21.  Mai  18*6,  Beilagen  139  —  141,  im  frans. 
OriginalText  in  dem  Journal  de  Francfort  du  27  mai  1826,  u.  in  der  Abhandl. 
De  la  narigation  du  Rhin ,  p.  107  et  suiv.    K.  niederländische  Widerlegung  die- 
ser Note,  v.  12.  April  1816,  in  dem  Journal  de  Francfort  des  10  et  11  juin 
1826,  in  der  angef.  Abh.  De  la  narigation  du  Rhin,  p.  110,  u.  in  der  AUgem. 
Zeitung  v.  1826,  Beil.  166,  177  u.  f.  s-  auch  Op  den  Hooff  a.  a.  O.,  S.  73  ff. 
Dawider,  Aufsatz  in  der  AUgem.  Zeitung  v.  it.  Juli  18*6 ,  Beilage.    Auch  s. 
man  die  merkwürdige  k.  niederländische  Verordn.  v.  10.  Sept.  1826,  betr.  die 
Erleichterung  u.  Ordnung  der  Rbeinschiffahrt  auf  niederländ.  Gebiet,  in  dem 
Journal  de  Francfort  du  3  nov.  1816,  u.  in  der  AUgem.  Zeit.  v.  7.  Nov.  1816, 
u.  das  k.  niederländische  Arret&  du   1«*  mars  1817,  portant  reglemens  proxi- 
soires  sur  la  narigation  du  royaume  des  Pays  -  Bas ,  und  Reglement  provisoire 
pour  la  narigation  des  bäteaux  du  Rhin,  depuis  Brimpen  jusqu'  en  pleine  ner, 
et  depuis  la  pleine  mer  jusqir'  ä  Krimpen,  du  1"  mars  1817;  beide  als  Bei- 
lagen ku  dem  4".  (Separat-)  ProtocoU  der  mainaer  RheinschiffahrtCommisaion 
Tom  3i.  Märe  1827,  u.  in  HEnxAnn's  AdrrfsHandb.  für  die  Rbeinschiffabrt- 
Verwaltung,  für  1818,  S.  41  —  58*    Englische  ParlamentVcrbandlungen,  über 
die  Freiheit  der  Rbeinschiffahrt,  in  der  AUgem.  Zeitung  v.  a3.  Mai  i83o. 
Beil.  i/(3,  auch  in  der  frankf.  OPA.  Zeit.  v.  17.  u.  f.  Mai  i83o.  —  Auch  in 
eigenen  Druckschriften,  tum  Tbeil  amtlichen  oder  halbamtlichen,  ward  dieser 
Streit  erörtert.    J.  Op  den  Hooff,  Etwas  über  die  Rheinschiffahrt.    Aua  d. 
Niedert,  übers.  Mainz  1826.  8.    Dawider:   Ueber  die  Handelsschiff ahrt  auf 
dem  Rbcinstrom.  Heilbr.  1827.  8.    J-  Op  den  Hooff,  Bemerkungen  gegen  die 
tcutsche  Schrift :  Ueber  die  Handelsschiffahrt  auf  d.  Rheinstrom.   Aua  d.  Nie- 
derl. Amsterd.  1817.  8.   L.  Elix  echte  Stukken  betreffende  de  vrijo  Vaart  op 
den  Rijn.  Amsterd.  1817.  8.  Pkkl  -Boasa  über  die  wahre  Bedeutung  der  Worte 
jusqu'  ä  la  mer.  Mains  i83o.  (Als  Mspt  gedruckt.)   Nebxkius  a.  a.  O.  Con- 
versationsLexicon,  a.  unten  (Note  g)  a.  O.  —  Auf  dem  Congress  zu  Verona 
ward,  auf  Veranlassung  einer  Note  des  englischen  Bevollmächtigten,  dieser 
Gegenstand  zu  gütlicher  Auseinandersetzung  verwiesen ,   in  dem  ProtocoU  v. 
27.  Nov.  1822.    AUgem.  Zeitung  v.  28.  Mai  1823,  Beil.  84.    Der  preussisch- 
niederländische  Entwurf  einer  RbeinschiffahrtOrdnung  von  1829,  läfst  solchen 
noch  unentschieden.   Unten  Note  e.    Eine  Entscheidung  der  wiener  Congrefs- 
Mächte,  ist  bis  jelat  weder  verlangt  worden  noch  erfolgt.  —  Nur  von  nieder- 
ländischer Berechtigung  zu  Erhebung  eines  Seezolles  (droit  maritime),  gleich- 
viel unter  welcher  andern  Benennung,  ist  bei  dieser  Streitfrage  die  Rede; 
nicht  von  Erhebung  billiger  Abgaben  zu  Vergütung  des  Aufwandes  auf  Hafen« 
und  andere  Scbiffabrtanstalten  an  der  See,  s.  B.  Leuchttbürme ,  Seetonuen, 
Lootsen  (V  585,  b).  —  Der  doctrinale  Ausleger  möchte  hier  eine  Bcfugnifa  xu 
Scezoll  nicht  begründet  finden.    Französische  Sprachkundige  ziehen,  su  Be- 
zeichnung desselben  Sinnes,  den  Satz  «jusqu'  a  la  mer»  dem  übelklingend  cn 
«jusques  dans  la  mer»  vor.    Unter  Meer  wird,  völkerrechtlich,  wie  schon 
nach  dem  gemeinen  Sprachgebrauch,  in  der  Regel  die  offene,  keiner  Staats- 
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herrschaft  unterworfene  See  (la  pleine  mer)  verstanden ,  nicht  ein  Scegebiet 
(territoire  maritime)  eines  Staates;  zumal  wenn  überhaupt  die  Rede  ist  von 
der  Einmündung  (embouchure)  eines  Flusses  in  das  Meer.  Klüber,  droit  des 
gens  moderne  de  l'Europc,       i3o  et  Die  allgemeine  Rechtsvermuthung 

streitet  für  die  Freiheit;  ihr  gcmHfs  ist  im  Zweifel,  mithin  bei  zweideutigen 
Ausdrücken ,  zu  entscheiden.  In  den  Bestimmungen  des  pariser  Friedens  und 
des  wiener  Congrcsses  (Note  a,  b  u.  c)  ,  diesen  Normen  für  alle  hier  betei- 
ligten Regierungen,  ist  klar  die  Absicht  ausgesprochen,  dafs  für  den  ganzen 
Lauf  des  schiffbaren  Rheins,  bis  in  das  Meer  und  aus  demselben  in  den  Rhein, 
die  Freiheit  der  Schiffahrt  und  des  Handels  für  Jedermann  die  höchste  Be- 
günstigung erhalten  soll,  nur  mit  Ausnahme  der  durch  jene  Bestimmungen 
besonders  vorgehaltenen  RheinschifFahrtAbgabcu  und  Polir.eibercchtigungcn, 
und  dafs  in  jenci  Hinsicht  zwischen  dem  Strom  und  dem  Meer  eine  unmittel- 
bare Verbindung  bestehen  soil.  In  den  wegen  der  Elbe-  und  WcscrschifFahrt 
geschlossenen  Verträgen,  haben  die  dabei  bctheiligten  Uferstaaten,  gleich  in 
dem  ersten  Artikel,  für  jene  Bestimmungen  den  Sinn  anerkannt,  nach  wel- 
chem die  in  Rnd«  stehende  Freibeil  von  dem  ganzen  Zug.  nach  und  aus  dem 
Strom  aus  und  in  das  offene  Meer  zu  verstehen  ist  {$.  5B3  u.  f.).  In  den 
wiener  Articles  etc.  schafft  der  Art.  19  den  gezwungenen  Umschlag  ab,  auf 
dein  ganzen  schiffbaren  Lauf  des  Rheins  bis  im  das  Meer ,  &  jusqu'  ä  son  em- 
bouchure dun*  la  mer»;  ein  Beweismehr,  dafs  in  jenen  Articles  die  Worte  «jusqu' 
ä  la  inert»  und  « jusque  dans  latner»  gleichbedeutend  Seyen.  So  wenig  die  nieder- 
ländische Regierung  auf  der  mathematischen  oder  idealischen  Zwischenlinie  zwi- 
schen Meer  und  Rhein  einen  gezwungonen  Umschlag  einführen  könnte,  eben  so 
wenig  darf  oder  kau»  sie  daselbst  Seeabgaben  erbeben.  Auch  der  Acte  final 
jiu  congres  de  Vienne,  Art.  109,  übereinstimmend  mit  dem  Art.  5  des  pariser 
Friedens  *on  iöi4  564)»  setzt  fest,  dafs  auf  dem  schiffbaren  Rhein  die 
Schilfa h rt  frei  seyn  solle,  bis  zu  seiner  Einmündung  in  das  Meer,  «jusqu'  a 
son  embouchure  ».  —  Mehrfach  sind  die  holländischen  Einforderungen.  «  Holland 
läTst  sich  von  den  Gütern  ,  die  auf  dem  Rhein  in  die  Sue  gebracht  werden, 
also  nur  transitiren  sollen,  nicht  nur  einen  sehr  hohen  Durchgangzoll,  der  oft 
zwanzig-  bis  drcifsigmal  mehr ,  als  die  Befahrung  des  Rheines  auf  einer  glei- 
chen Strecke  beträgt,  sondern  auch  noch  andere  Nebenabgaben  von  Bedeu- 
tung bezahlen.  Es  nimmt  ausser  «lein  Lagergeld,  den  Comuüssionsgehübren 
u.  s.  w.,  noch  das  so  genannte  Syndicat,  d.  h.  einen  Zusalz/.oll  von  i5  Procent 
auf  den  Betrag  der  Transitgebühren.  (Von  den  SyndicatGcbühren,  v.  Nau's 
angef.  Beiträge,  Bd.  I,  S.  284  f.)  Es  nimmt  ferner  unter  der  Benennung: 
Plomhage  der  durchgehenden  Waaren,  nicht  etwa  eine  Vergütung  für  die  ver- 
wendeten Bleie,  sondern  eine  weit  bedeutendere,  bis  auf  1%  pro  Cent  stei- 
gende Steuer  von  Transit,  selbst  derjenigen  Güter,  die  ihrer  Natur  nach  gar 
nicht  plombirt  werden  können,  wie  z.  B.  von  Blei,  Kupfer,  Zinn  in  Blöcken» 
u.  s.  w.    Convers.Leiic  a.  a.  O. ,  S.  745. 

e)  In  dem  preussisch- niederländischen  Entwurf  eines  Hheinschißa/ntRcglements  von 
1829  {%  576,  f)>  i«t  die  Entscheidung  dieses  Streitpunctcs  den  Worten  nach 
umgangen,  in  der  That  aber  der  niederländischen  Behauptung,  unter  Vorbehalt 
der  ihr  widerstreitenden  Rechte,  nachgegeben.  Nach  Art.  1  soll  zwar  die 
Schiffahrt  auf  dem  Rhein  *his  im  die  See,  sowohl  aufwärts  als  abwärts,  völlig 
frei  seyn,  und  in  Bezug  auf  den  Handel  Niemand  untersagt  werden».  Aber 
—  1)  nach  Art.  3,  wird  nur  «für  Schiffe,  die  Eigenthum  der  (von)  Vnterthantm 
der  Uferstaaten  und  zur  Rheinschlffalm  gehörig  sind»,  Bewilligung  erthcilt,  dafs 
sie,  «  wenn  sie  durch  das  Königreich  der  Niederlande  aus  den  Rbeingowässem 
in  die  offene  See  und  umgekehrt  fahren ,  zu  keiner  Umladung  oder  Löschung 
angehalten  werden  dürfen».  Sodann  ist  2)  in  dem  Art.  4,  für  <v Waaren,  die 
aus  der  offenen  See  eingehen,  um  durch  die  Gewässer  der  Waal  oder  des 
Lechs  über  Lobith  nach  Teutschland  oder  weitergeführt  zu  werden,  wie  auch 
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für  solche,  die  aus  Teutschland  kommen  und  durch  die  fraglichen  Genauer 
in  die  offene  See  ausgeführt  werden  sollen »,  zwar  nachgegeben,  dafa  aie  «bei 
ihrem  Durchgang  durch  daa  niederländische  Gebiet ,  auf  den  im  Art.  3  vor- 
gezeichneten Wasscrstrafscn,  Ton  allen  Transito Abgaben,  Zöllen  oder  andern 
dergleichen  Gebühren  frei»  aejn  sollen;  ea  werden  aber  dieselben,  unmittelbar 
hierauf,  einer  Seeabgabe,  (droit  maritime)  mit  folgenden  Worten  unterworfen: 
«An  die  Stelle  dieser  letztem  (Transito Abgaben ,  Zölle  oder  andern  dergl. 
Gebühren)  tritt  eine  festbestimntte  Abgabe  (droit  fixe)  von  Dreizehn  und 
einem  Viertel  Centcn  niederländischen  Geldes  für  den  Cenlner  bei  der  Berg- 
fahrt, und  von  Neun  Ccnten  niederländischen  Geldes  für  den  Centner  bei  der 
Thalfahrt»;  mit  Ausnahme  der,  in  einem  unter  A  beigefügten  Verzeichnifs, 
nahmhaft  gemachten  WaarcnArtihel ,  welche  tbeils,  wie  Thce  und  Salz,  mit 
•  einer  noch  höheren,  thcils ,  z.  Ii.  Asche,  Eisen,  Getreide  u.  a. ,  mit  einer 
niedrigeren  Abgabe,  belegt  sind.  —  In  dem  Eingang  dieses  Entwurfs  wird 
gesagt:  die  niederländische  Regierung  behaupte  beharrlich,  dafs  «ihre  Sou- 
verainetälsllechte  sich  ohne  die  mindeste  Beschränkung  über  das  ihre  Staaten 
bespülende  Meer  selbst  dahin  erstrecken,  wo  mit  demselben  die  Gewässer  des 
Rheins  susammenfliefsenv  j  während  die  preussische  Regierung  beharrlich  be- 
haupte ,  « die  Ausübung  dieser  Rechte ,  so  weit  solche  auf  die  aus  dem  Rhein 
ins  offene  Meer  und  umgekehrt  fahrenden  Schiffe  angewendet  werden  wollten, 
aey  durch  die  wiener  CungrefsActc  beschränkt  worden».  Indefs  hätten  «die 
liferstaaten  für  angemessen  erachtet,  alle  die,  über  allgemeine  Grundsätze 
der  wiener  Congre&Acte  in  Bezug  auf  die  Rheinschiffahrt  erhobenen  Streit- 
fragen,  so  wie  die  daraus,  abzuleitenden  Folgerungen,  unberührt  zu  lassen, 
und  .....  unter  dem  Vorbehalt,  dafs  diese  Verständigung  den  beiderseits  be- 
haupteten Rechten  und  Grundsätzen  in  keiner  Art  Eintrag  thun  aolle,  eine 
Vereinbarung  über  diejenigen  Maasregeln  und  reglcmentarischen  Bestimmun- 
gen zu  treffen,  deren  die  Rheinschiffahrt  nicht  länger  entbehren  könne*. 

f)  Wiener  Articlcs  etc.,  art.  10,  11,  i3,  16,  17,  18  et  3i.  —  Auch  bildet  diese 
Commission  eine  Appellutions  Instanz.  Man  s.  %.  572,  IL  —  «Die  Beschlüsse  der 
Commission  werden  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefafst:  aber  für  die 
liferstaaten  sind  sie  nur  dann  verpflichtend,  wenn  sie  durch  ihren  Commissär 
darein  gewilligt  haben,  indem  die  Mitglieder  der  Commission  als  Agenten  der 
Uferstaaten  zu  betrachten  sind,  beauftragt,  über  die  gemeinschaftlichen  In- 
teressen der  letzten  sich  zu  vereinbaren».  Art.  17.  Von  der  Entstehungs- 
geschichte dieses  schwierig  gefafsten  Artikels ,  für  welchen  vielleicht  der  ArU 
32,  Num-  1 ,  einen  Erklärungsgrund  an  die  Hand  gibt ,  s.  Klübeb's  angef 
Acten,  Bd.  III,  S.  i5a,  17a,  »a3  u.  266.  Von  den  Streitigkeiten  über  srine 
Auslegung,  s.  v.  Nac's  Beiträge,  Bd.  I,  S.  ia3  f.  i?3  u.  25i ;  Bd.  II,  S.  b. 
Eicnnorr's  Darstellung,  $.  104  ff.  —  Den  Präsidenten  der  Commission  bestellen 
die  Commissarien,  aus  ihrer  Mitte,  durch  das  Loos,  und  jedesmal  für  einen 
Monat.  Ein  anderes  Mitglied,  über  dessen  Wahl  die  Commissarien  sieb  ver- 
einigen, führt  das  Protocoll.  Art.  11.  —  Die  'jetzige  CentralCommission ,  beste- 
hend aus  Bevollmächtigten  der  sieb:n  Uferxiaaten,  ist  seit  dein  5.  Aug.  1816  (statt 
seit  dem  1.  Juni  i8i5)  ununterbrochen  versammelt,  wegen  der  ihr  zugleich 
übertragenen  ausserordentlichen  Arbeiten,  besonders  der  Entwerfung  des 
interimistischen  und  des  definitiven  Reglements.  Die  Rosten  derselben  betra- 
gen insgesammt  jährlich  ungefähr  100,000  Francs.  —  Auch  zu  Amsterdam  be- 
steht eine  RheintchiffahrtCommission.  Vcrordn.  der  Bürgermeister  zu  Amsterdam 
für  dieselbe,  v.  i5.  Apr.  1825,  in  II*an«2<s's  Aürefsüandb.  für  die  Rbein- 
schiff.Verwalt,  für  1827 ,  S.  47  ~  &7. 

g)  Wiener  Articles  etc.,  art.  3i  et  32.  Vcrgl.  oben  &70,  b.  —  In  Wirksam- 
keit trat  die  CentralCommission  erst  am  5.  Aug.  1816.  Die  wichtigsten  ihrer 
ausserordentlichen  Verhandlungen  bis  in  das  Jahr  1826,  findet  man  in  B.  S. 
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t.  Nau'i  (oben  568,  a  )  angef.  Beiträgen,  in  J.  J.  Eicanorr's  Darstellung 
der  Verhandlungen  der  CentralCommission  für  die  Bhoinschiffahrt.  1819.  8.  in 
▼.  Donx's  Darstellung  u.  s.  w.  in  Bccaaou  Journal  *für  Deutsch!.,  1817,  Heft  8V 
•S.  453  —  488,  u.  Hoft  9,  S.  63  —  99  u.  in  dem  ConversalionsLexicon,  Neue 
Folge,  Bd.  II  (i8*5),  Art.  Rhcinschiffahrt  u.  Handel,  8.  736—761,  u.  in  dem 
SupplementBand  r.u  der  7.  Aufl.  (1820),  Art.  Rheinschiffahrt,  wo  eine  Ueber 
sieht  der  Verhandlungen,  bis  in  den  Mai  i8«5.  —  Fünf  Streit-  oder  Beschwerde, 
puncte  der  teutschen  Uferstaaten  wider  die  k.  niederländische  Regierung,  sind  be- 
nannt in  der  Schrift:  Ueber  die  HandelsschüTahrt  auf  dem  Rheinstrom,  \.  54; 
auch  in  dem  Convera.  Lexicon  a.  a*  O.   Vergl.  oben  Note  d,  am  Schlufs. 

k)  v.  Naü's  Beiträge,  Bd.  II,  S. 53,  u.  Supplement  au  dem  7. u.  8.  Heft,  S.  1  —  »*, 
Bd.  II,  S.  1  — 13.  —  Für  diu  Rheinstrecke  «wischen  Strasburg  und  Beuel, 
wurden  Erhcbungsamter  für  Rheinschiffahrtgebühren  errichtet :  von  Frankreich 
bei  der  grofsen  Rheinbrücke  vor  Strasburg,  am  18.  Juni  1821  j  von  Baden, 
provisorisch ■  au  Altbreisach,  nach  einer  Verordnung  v.  »5.  Jan.  1837,  in  dem 
Bad.  Reg.  Blatt,  18*7,  Num.  VII.  —  Ein  Entwurf  eines  Vertrags  awiteben 
Frankreich  und  Baden ,  für  Rheinschiffahrt  und  Octroi  auf  dem  Rhein  von  der 
schweixer  Grenae  bis  Strasburg,  datirt  Maina  den  »5.  Aug.  1820,  ward  von 
Frankreich,  nicht  aber  von  Raden,  genehmigt,  u.  xur  Ausführung  gebracht 
durch  den  unten  angef.  franz.  PräfecturBeschlufs  v.  18.  Juni  1811;  abgedruckt, 
mit  e.  Gommentar,  in  Moaai.nn's  allgem.  polit.  Annalen,  181t,  Heft  8,  S.  44 1 
—  481.  Von  der  Geschichte  dieses  Entwurfs,  a.  die  Allgem.  Zeitung  v. 3.  Aug. 
1821,  Beilage.  Ausführung,  dafs  jene  beiden  Regierungen  berechtigt  seyen, 
für  die  erwähnte  Strorastrecke  vertragmäsige  Bestimmungen  tu  machen,  so 
fern  dabei  der  Tarif  von  i8i5  nicht  überschritten  wird,  unter  Beziehung  auf 
die  wiener  Articles,  Art.  3,  5  u.  27;  in  dem  Journal  de  Francfort,  1820, 
Num.  292. —  Der  oben,  Note  e,  erwähnte  preussisch-  niederländische  Entwurf 
etc.  von  1829,  Art.  »5,  bestimmt  Erhebungsämter  zu  Breisach  und  Strasburg. 
Vergl.  §.  5?3,  a.  —  GH.  badische  Bestimmung  des  RhcinschiffahrtOctroi  zu 
AltBreisach,  durch  Vcrordn.  v.  10.  März  1827,  in  Hebxakü's  AdrefsIIandb. 
der  Hh ein sebiffahrt Verwaltung,  für  1828,  S.  9,  u.  in  dem  bad.  Rcgier.Bl.  1827, 
Num.  VH.  Beschlufs  des  Präfecten  des  Depart.  Niederrhein  v.  i&  Juni  1821  , 
enthaltend  die  Bestimmung  des  SchiffahrtOctroi  zwischen  Basel  u.  Strasburg , 
bei  Hkbmakw  a.  a.  O.  S.  »2  —  38.  —  Von  einem  baseler  Schiffahrt  Reglement , 
v.  Na.v'8  angef.  Beiträge,  Bd.  II,  S.  53  —  56. 

§.     572.  (476.) 

Gemeinschaftliche  Ferwaltungsbehörde.    Richtende  Behörden, 

I)  Die  -wiener  Uebereinkunft  «)  setzt  fest,  dafs  eine  gemein- 
schaftliche Verwaltungsbehörde  fortwährend  bestehen 
soll ,  welche  den  ErhebungsBüreaux  vorgesetzt  ist ,  mit  den  übrigen 
IjOcalBehüiden  der  Uferstaaten  zu  verhandeln,  und  für  Handhabung 

*  TS 

der  Schiflahrtordnung ,  auch  während  der  Abwesenheit  der  Central- 
Conimission,  Sorge  zu  tragen  hat,  und  an  welche  zu  jeder  Zeit  der 
Haudelstand  und  die  Schiffer  sich  wenden  können.  Diese  Behörde 
soll  bestehen  aus  einem  Oberinspector  ( inspecteur  en  cbef)* 
und  drei  Unterlnspectoren,  alle  ernannt  auf  Lebenszeit.  Der 
Oberlnspcctor  soll  von  der  CentralCommission  ernannt  werden, 
und  zu  Mainz  wohnen;  er  wird  ernannt  nach  Stimmenmehrheit,  aber 
so,  dafs,  nach  einer  festzusetzenden  IdealZahl  von  Stimmen,  der 
preufsische  Commissär  %,  der  französische  %,  der  niederländische 

50* 
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V«  ,  die  Commissnre  der  teutschen  Uferstaaten  ausser  Preufscn , 
zusammen  l/s  des  ganzen  Stimmengewichtes  haben  *).  Die  drei  Unter- 
Inspectoren  sollen  bestimmt  seyn  ,  jeder  für  eine  bestimmte 
Strecke  des  Rheins,  für  den  Ober-,  Mittel-  und  Unterrbein;  den 
einen  soll  Preu&sen  ernennen,  den  andern  abwechselnd  Frankreich 
und  der  König  der  Niederlande,  den  dritten,  nach  einer  unter  ihnen 
zu  treffenden  U eherein kunft  über  die  Rrnenmmgsart,  die  übrigen 
teutschen  Fürsten,  welche  Uferstaaten  beherrschen  c).  H)  Bei  jedem 
ErhebungsBüreau  ,  hat  der  dortige  Uferstaat  eine  richtende 
Behörde  erster  Instanz  zu  bestellen,  für  Rechtshändel,  die 
nach  der  Schiflahrtprdnung  zu  entscheiden  sind;  er  allein  ernennt  die 
Gerichtbeamten,  aber  die  Hosten  trägt  er  nur  dann  allein,  wenn  das 
Ganze  der  auf  demselben  Bureau  zu  erbebenden  Abgaben  ihm  aus- 
schliePsend  zufiillt.  Die  Vcrfahrimgsweise  wird  durch  das  Definitiv- 
Reglement  festgesetzt  ;  sie  soll  gleichförmig  seyn  für  den  ganzen 
Lauf  des  Rheins,  und  möglichst  summarisch.  In  zweiter  und 
letzter  Instanz,  können  die  Appellanten  sich  entweder  an  die 
CeutralCommission ,  oder  an  ein  hiej&u  ernanntes  Obergericht  desselben 
Uferstaates  wenden  <*J. 

c)  Wiener  Arlieles  etc.,  i«  —  i5  u.  18 j  in  Klübfk's  Acten  des  wiener  Congr., 
Bd.  III,  S.  «63  f. 

•)  Nach  Art  i3.  der  wiener  Ucbereinkunft,  und  nach  Art.  95  des  oben  (%.  571,«), 
erwähnten  Entwurfs  eine»  Rhcin^hiflahrtRcglcnienls  von  1819,  «ollen  Stimmern 
haben:  Prcusscn  24»  Frankreich  i«4  Baden  11,  Baiern  4»  Niederlande  12, 
Hessen  6,  Nassau  3 ;  zusammen  72.  —  Nach  Art.  96  des  genannten  Reglements 
werden  zu  den  gemeinschaftlichen  Kosten  nur  die  Besoldung  des  Oberaufsebers, 
dessen  etwaige  Pension  und  die  Cauzlcikosten  gerechnet.  Ihre  Verlheilung 
geschieht  in  der  Art,  da  Ts  tu  jedem  tausend  Francs  beilragen:  Frankreich  in, 
Baden  180,  Baiern  68,  GU.  Hessen  100,  Nassau  43,  Preussen  345,  die  Nie- 
derlande 147.  Die  Zahlungen  geschehen  vierteljährig  zum  Voraus,  spätestens 
am  «4*  Dec.,  «4.  März,  «4.  Juni  u-  «4.  Sept. 

c)  In  dem  unten  (%.  576)  angef.  Entwurf  eines  RhcinschifTahrtReglcmcnts  von 
1819,  Art.  101,  wird  der  Rhein  in  vier  .  tu  f sieht  bezirke  getbcilt :  1)  von  dem 
Anfang  seiner  Schiffbarkeit  bis  zu  dem  Ausflufs  der  Lauter;  «)  von  da  bis 
ku  dem  Ausflufs  der  Nahe;  3)  von  der  Nahe  bis  zu  der  niederländischen 
Grenze;  4)  auf  dem  übrigen  Theil  des  Stroms  bis  zu  dem  Meer.  Für  jeden 
dieser  vier  Bezirke  wird  ein  besonderer  Aufseher,  ein  UitUr l tu pector \  von  den 
Uferregierungen  desselben  Bezirks  auf  Lebenszeit  bestellt,  u.  auch  von  ihnen  be- 
soldet —  Nach  Art.  io3,  ernennt,  verpflichtet  und  besoldet  jeder  Uferstaat 
die  « Zollbeamten* ,  welche  an  den  Zollstellen  (Erhebungsämtern)  seines  Gebie- 
tes zum  regelmäßigen  Dienst  und  cu  schneller  Abfertigung  der  SchiffPalrou« 
oder  Führer  erforderlich  sind. 

1 

d)  Die  angef.  Articles,  art.  8,  9  u.  «7.  —  Nach  dem  in  Note  b  genannten  Ent- 
wurf etc.  von  i8»9,  Art.  88,  sollen  die  Acten  vor  dem  judex  a  quo  bis  tum 
Spruch  instruirt,  und  dann  an  den  Oberaufscher  gesendet  werden,  der  sie 
der  CcntralCoinmission  bei  ihrer  nächsten  Zusammenkunft  zur  Entscheidung 
vorlegen  soll. 
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§.    573.  (477.) 
Erliebungsämter.  OctroiFlagge- 

I)  Für  Einnahme,  Ausgabe  und  Berechnung  der  RheinschiflTahrt- 
Abgaben  (§*  56«),  c),  sollen  eigene  Erliebungsämter  bestehen; 
zwischen  Strasburg  und  der  niederländischen  Grenze  nicht  über 
zwölf ;  und  überdiefs,  in  Terhältnifsmäsigen  Zwischenräumen  und  nach 
gleichen  Grundsätzen,  diejenigen  zwischen  Basel  und  Strasburg  und 
in  den  Niederlanden,  über  deren  Einrichtung  man  übereinkommen 
wird.  Jeder  Uferstaat  hann  die  Anzahl  der  ihm  ausschliefsend 
bewilligten  ErhebungsAemter  vermindern,  nicht  aber  ohne  Einwilligung 
der  übrigen  Uferstaaten  vermehren,  oder  deren  Wohnsitz  ändern  «). 
II)  Die  Schifte  und  Nachen  der  RhcinschiffahrtVerwaltung  führen 
die  Flagge  desjenigen  Staates,  dem  sie  angeboren,  jedoch,  zu 
Bezeichnung  ihrer  Bestimmung,  mit  Beifügung  des  Wortes  Rhenus  *). 

a)  Die  wiener  Articlcs  etc.  art.  5  et  17.  Vergl.  Klübkb's  Staalsr,  des  Rheinbun- 
des, %.  ifa  —  Dem  gemäfs  verlegte  Baiern  das  Erbebungsamt  zu  Germersheim , 
vom  1.  Jänner  1816  an,  nach  Neuburg  an  der  Lauter,  und  liefs  Preussen  , 
Tom  1.  Jänner  1829  an,  die  Erhebungsämter  eu  Andernach,  Linz,  Ruhrort 
und  Wesel  eingehen.  —  Der  unten  (%.  5-6,  0  angef.  Entwurf  eines  Rhein- 
Schiffahrt  Reglements  von  1629,  Art.  i5,  «bestimmt  eu  Erbebung  der  Schiffge- 
faühr  und  des  Zolles  von  der  Ladung,  folgende  Erhebungsstellen  (daselbst 
Zollstellen  benannt)  für  die  SchifTahrtabgaben.  1)  Für  die  Fahrt  ab- 
wärts (16)*:  Breisach,  Strasburg,  Gcrmcrsbeim,  Mannheim,  Main«,  Caub, 
Coblenz,  Andernach,  Line,  Cöln  ,  Düsseldorf,  Ruhrort,  Wesel,  Lo- 
bith, VreeswyK,  Ticl;  2)  für  die  Fahrt  aufwärts  (18):  Gorcum,  Tiel, 
Krimpen,  Vreeswyk,  Emmerich,  Wesel,  Ruhrort,  Düsseldorf,  Cöln,  Linz, 
Andernach,  Coblenz,  Caub,  Maine,  Mannheim,  Germersheim,  Strasburg » 
Breisach  ». 

b)  die  angef.  Artides  etc.,  art.  a3.  Vergl.  Kujat*  a.  a.  O.  %.  149.  Der  (.§.  676, 
0  angef.  Entwurf  von  »829,  Art.  107. 

g.  574.  <47a) 

Tarif  der  Schiffahrtahgaben.    Mündungen  des  Rheins.    Zölle  und 

Steuergesetze  der  Uferslaaten, 

1)  Die  OctroiGebühr  (§.  569,  c)  für  W.aaren,  auch  Zoll 
für  die  Ladung,  Bhcinzoll  oder  Tarif  benannt,  darf,  für  die  ganze 
Strecke  zwischen  Strasburg  und  der  niederländischen 
Grenze,  mehr  nicht  betragen,  als  bei  der  Bergfahrt  zwei  Francs, 
bei  der  Thalfahrt  einen  Franc  und  33  Centimen,  auf  den 
Centner.  Sie  darf,  indem  man  nach  demselben  Verhältnifs  das  Ganze 
der  Abgabe  vermehrt,  auch  auf  die  Strecken  zwischen  Strasburg 
und  Basel,  und  von  der  niederländischen  Grenze  bis  an  die 
Mündungen  des  Flusses«),  ausgedehnt  werden*).  II)  Die  Rc- 
eogniton  oder  Schiffgeb  (ihr  ( §.  56u ,  c)  bleibt,  wie  sie  in  der 
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OctroiCoöTentlon  von  1804,  Art.  94 ,  bestimmt  ist;  doch  darf  die 
stufenweise  Erhöhung  der  Abgabe  anders  festgesetzt  werden,  so  dal» 
auch  die  Fahrzeuge  ron  &5oo  bis  5ooo  Centner  Ladungsfähigkeit 
darin  begriffen  seyen,  in  demselben  Verhältnifs  der  oben  erwähnten 
Strecken  <?)•  \\\)  Dieser  Tarif  kann  nur  durch  allseitige  Übereinkunft 
der  Uferstaaten,  und  «us  den  gerechtesten  und  dringendsten  Ursachen 
erhöhet,  und  es  darf  die  Schiffahrt  unter  keinerlei  Namen  oder 
Vorwand  mit  irgend  einer  andern  Abgabe  beschwert  werden 
IV)  Die  Zölle  (überhaupt  die  Steuergesetze)  in  den  Uferstaaten,  in 
Beziehung  auf  die  daselbst  von  und  nach  dem  llhein  ein  -  und  aus- 
gehenden Waaren ,  bestehen  für  sich«)  (§.  566  ).  Frei  von  den 
Zoll-  und  Steuergesetzen  dieser  Staaten,  ist  auf  dem  Rhein 
die  Durchfuhr  aller  Waaren  ohne  Ausnahme.  Jene  Gesetze  sind 
nur  anwendbar ,  wenn  Waaren  von  dem  Rhein  zur  Einfuhr  in 
das  Land,  oder  aus  demselben  zur  Ausfuhr  auf  den  Rhein  gebracht 
werden  /). 

«)  Wiener  CongrcfsBcschlufs,  die  Mündungen  des  Rheins  betreffend,  dafs  nur 
der  Leck  oder  Ldch  als  Fortsetzung  des  Rheins  (des  niederländischen  coriventio- 
nellen  Rheins)  ,  die  Wuai  hingegen  als  Fortsetzung  der  Maas  anzusehen  sev. 
KtÖBKR's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  ai3,  verglichen  mit  S.  106.    So  auch 
die  (oben  \.  571  d  angef.)  königl.  nieder land.  Verordnungen  vom  10.  Sept. 
1836,  Art.  1  ,  u.  v.  1.  Mär«  »8*7.  —  Indcfs  wird  der  Lech  gewöhnlich  im 
Sommer  zum  Theil  seicht  bis  auf  drei  Fürs  Tiefe;  er  ist  dann,  für  gröfsere*Sc  bitte, 
nicht  durchaus  schiffbar  oder  zugänglich.    Vergl.  v.  Naü's  Beiträge,  Bd.  I,  S. 
176.   Ueber  die  Handelsschiffahrt  auf  dem  Rheinstrom  (Hcilbr.  1,817  8.),  %.  54, 
Num.  a.    (Von  der  Schiffahrt  auf  der  Waat,  dem  Leck  und  der  Yssei,  s. 
Ocrrart,  der  Rhein  u.  s.  w. ,  S.  a5o.  ff.)  —  Daher  bewilligte,  in  dem  unten  [\. 
676,   f)  angef.  Entwurf  einer  RhcinschiffahrtOrdnung  von  i8aa,  Art.  1,  der 
Rönig  der  Niederlande,  «dafs  als  Fortsetzung  des  Rhins  innerhalb  des  König- 
reichs der  Niederlande,  der  Leck  und  der  mit  dem  Namen  Waat  bezeichnete 
Stromarm  betrachtet  werde»,  und  dafs  «auf  diese  beiden,  als  keriangerung  des 
Rtteins  zu  betrachtenden  Flusse,  die  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Rhein- 
schifTahrtOrdnung  Anwendung  finden»  sollen.   Nach  Art.  3,  «dürfen  Schiffe, 
die  Eigenthum  von  Lintert  harten  der  Uferstaaten  und  wir  Rheinschiffakrt  gehörig  aind, 
wenn  sie  durch  das  Königreich  der  Niederlande  aus  den  Rheinwässern  in  die 
offene  See  und  umgekehrt  fahren,  zu  keiner  Umladung  oder  Löschung  angehallen 
werden«.   Es  soll  aber  für  sie,  wenn,  «sie  geraden  Wegs  und  ohne  umzu- 
laden durch  das  Königreich  der  Niederlande  fahren,  die  Verbindung  mit  der 
offenen  See,  sowohl  bei  ihrer  Ausfahrt  durch  den  Leck  und  (oder)  die  YVaal, 
als  bei  ihrer  Einfahrt  aus  der  See  in  diese  Stromarmc,  mittelst  der  besucht- 
sten ffusserstrassen  Statt  finden»;  welche  in  demselben  Art.  3  angezeigt  sind. 

■ 

*)  Wiener  Arlicles  etc.,  art.  3  et  «7.  —  Nassau  verordnete,  dafs  zu  Caub  vom 
1.  April  1837  an  der  neue  vertragmäsige  Rh einsebiffahrt Tarif  eintreten  sollte. 
Anlage  zu  dem  41'.  (Separat-)  Protocoll  der  mainzer  CcniralCommission ;  in 
JlKnaurrN's  Handb.  der  RheinschiffahrlVerwaltung,  für  18*81  S.  4°«  Allein  seit 
der  Mitte  des  J.  1827  ward  zu  Caub ,  u.  seit  dem  1.  Juli  i8»8  zu  Neuberg  ein 
höherer  Gcbühren-Tiirif  angewandt,  als  die  OctroiConvention  von  1804  u.  die 
wiener  Congrcfsbestimmungen  zulassen.  Auch  die  preussisehen  Erhebungsämter 
am  Niederrhein  fahren  fort  den  höheren  Tarifsatz  zu  erbeben.  Allgem.  Zeitung 
v.  16.  Aug.  i8i8f  S.  9i5. 
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•)  Ebendaselbst.  —  Zu  dem  Ende  werden  die  Schiffe  geaicht.  Von  WSederein. 
richtung  und  Verbesserung  der  Sc.iffaiche  oder  SchiffverraessungsAnstalt,  s.  die 
oben  {%.  569,  c)  angef.  Schriften. 

d)  Ebenda*,  art.  4«  « Die' Abgaben  Ton  der  Schiffahrt,  sind  hauptsachlich  be- 
stimmt ku  Bestreitung  der  Kosten  ihrer  Unterhaltung,  und  das  wahre  Interesse 
der  Uferstaatcn  besteht  in  der  Belebung  des  Handels «.  Ebendas.  art  4«  ~ 
Erörterung  des  AbgnbenTarifs ,  in  v.  Nau's  Beiträgen,  Bd.  II,  S.  3«  —  68. 
u.  S.  88.  ff.  —  Zwei  Tarife ,  für  jede  von  beiden  -Abgahcnarlen  einer,  sind, 
als  Beilagen  B  und  C,  dem  (%.  5;6,  0  angef.  Entwurf  c.  SchiffahrtRegle- 
ments  t.  1819  beigefugt.  —  Von  Dampfioottn,  ebendas.  Art.  63.  —  Von  Defrau- 
dation der  Rheinabgaben,  ebendas.      71  ff. 

•)  Articles  etc.,  art  is. 

/)  Der  angef.  Entwurf  e.  SchiffahrtRegloments      1819,  Art.  37  ff. 

§.    575.  (479.) 

Erhebung*-  und  Vertheilungsart  der  Schiffahrtabgaben.  Verpachtung 
und  vorzugweise  Bestimmung  derselben,  Leinpfade, 

I)  Die  Erhebung  der  Rheinabgaben,  soll  in  jedem  Rhein- 
uferstaat  für  dessen  Rechnung  geschehen,  durch  seine  Beamten,  und 
nach  Verhältnis  der  Lange  seines  Ufergebietes,  indem  das  Ganse 
der  Abgaben  (§.  574,  1)  auf  die  Langen  der  verschiedenen  Ufergebiete 
sämmtlicher  U ferst aaten  (§.  569)  nach  gleichem  Verhältnifs  Ver- 
th eilt,  und  so  das  auf  jedem  Bureau  jcu  erhebende  Quantum  durch 
Rechnung  gefunden  .wird.  Erstreckt  sich  ein  Bureau  über  Gebiete 
zweier  oder  mehrerer  Uferstaaten,  so  sollen  fliese  die  Einnahme 
unter  sich  vert  heilen,  nach  Verhältnifs  der  Uferstrecken  ihrer  ver- 
schiedenen Besitzungen  (§.  579,  g).  Dasselbe  gilt  von  dem  Fall, 
wenn  die  einander  gegenüberstehenden  Ufer  zu  zwei  verschiedenen 
Staaten  gehören.  II)  Die  bei  deti  Erhebungsämtern  angestellten 
Beamten,  sollen  eidlich  verpflichtet  werden,  auf  strenge  Beobachtung 
des  DcfluitivReglcments  «).  111)  Verpachtung  der  Schiffahrt  Abgaben, 
findet  zu  heiiier  Zeit  Statt  ,  weder  theilweise  noch  im  Ganzen  *)• 
IV)  Jeder  Uferstaat  ist  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen  für  Unterhaltung 
der  in  seinem  Bezirk  befindlichen  Leinpfade,  und  für  die  daselbst 
in  dem  Flufsbctt  für  die  Schiffahrt  nolhigen  Arbeiten,  damit 
die  Schiffahrt  nicht  gehindert  werde  c).  V)  Die  Schiffahrt- 
Abgaben  sind  vorzugweise  bestimmt  zu  Deckung  der  Kosten, 
welche  die  Unterhai  tun  g  der  Schiffahrt  fordert  d). 

m)  Die  Bestimmungen  I  und  II  findet  man  in  den  wiener  Articles  etc.,  art.  6. 
lieber  die  Entstehung  dieses  Artikels,  s.  man  Klöbbh's  Acten  des  wiener 
Congr. ,  Bd.  III,  S.  60,  149,  171  u.  260.  —  Von  mainner  Verhandlungen  hier- 
über, s.  man  v.  Nau's  angef.  Beiträge,  a.  B.  Bd.  I,  S.  i53  u.  3ioj  Bd.  II,  S. 
64.  —  Der  angef.  Art.  6  setzte  an  die  Stelle  der  vormaligen  gemeinschaftlichen 
Erhebung  der  Abgaben,  die  partielle,  d.  h.  an  die  Stelle  der  Erhebung  für 
eine  gemeinschaftliche  Casse,  diejenige  für  die  besondere  eines  jeden  Ufer« 
Staates.  Man  s.  Art.  3i*  —  Auch  verordnete  der  Art.  6  eine  Veränderung  der 
in  der  OetroiConvention  von  1804,  Art.  99,  nach  ungleichem  Verhältnifs  der 
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Uferl.ingc,  auf  die  Erhebungsumtcr  gemachten  Vcrtheilung  des   Ganzen  der 
OclroiGebülir  (§.  5~4),  in  eine  nach  gleichem  Vcrhältnifs   der   Dütunzwn  y.u 
machende.    Nach  jrner,  ward  auf  den  Erhebungsämtern  am  Uberrhein  weit 
weniger,  am  Miltelrhein  etwas  weniger,  am  Nicdcrrhein  bedeutend  mehr  er- 
hoben, als  nach  der  in  den  Arlicles  des  wiener  Congrcsses  vorgeschriebenen 
Einrichtung  geschrhon  «oll.    Jene  neue  Vertheilung,  und  der  Geuufs  der  par- 
tiellen Einnahmen  tür  jeden  Uferstaat  nach  dem  gleichen  Vcrhältnifs  der  Di- 
stanzen, sollten  mit  dem  1.  Juni  i8i5  beginnen.    Man  s.  von  Hoof?  a  a.  O. , 
S-  44  f.    Da  aber  ein  Tarif  nach  der  in  dem  Art  6  enthaltenen  Vorschrift,  bis 
jetzt  nicht  zu  Stande  gekommen  ist,  und  die  betheiligten  Ufcrstaalen  über 
Modifikationen  dieser  Vorschrift  unterhandeln,  so  wird  die  OrtroiGebübr  jetat 
noch  nach  dem  Tarif  von  1804,  nur  mit  verschiedenen  von  der  CentralCom- 
mission  festgesetztn  Ausnahmen  erhoben,  und  es  besteht  noch,  unter  den 
«echs  octroiberechtigten  Uferstaaten,  im  rechtlichen  Sinn,  eine  Gemeinschaft 
der  Einnahme  und  Ausgabe.    Nur  Nassau  erhebt  seit  dem  1.  April  18*7  eine 
stärkere  Abgabe;  worüber  eine  Beurtheilung  in  der  Abb.  Uebcr  die  Handcls- 
schiffahrt  auf  dem  Rheinstrom,  %.  77  u.  80,  Note  *.   Jede  Regierung  läfst  je- 
doch ,  seit  dem  August  1816  ,  die  in  ihrem  Gebiet  befindlichen  OctroiCassen 
für,  sich  verwalten,  die  darauf  besonders  ruhenden  oder  angewiesenen  Lasten 
daraus  bestreiten,  und  den  reinen  Ueberschufs  einstweilen  in  ihre  StaaUca*se 
lirfern,  bis /,u  dercinstiger  Auseinandersetzung  der  octroiberechtigten  Staaten. 
—  Bei  Preussen  befindet  sich  überdiefs  noch  eine  gemeinschaftliche  Haupt-  oder 
CentralOctroicus0e  ,  namentlich  für  jenen  Theil  der  reinen  Einnahme  der  preus- 
sischen  Erhebungsämter,  welche  die  preussische  OctroiQuotc  übersteigt,  mit- 
hin als  Ueberschufs  zu  betrachten  ist.    An  diese  gemeinschaftliche  Gasse  be- 
haupten die  fünf  andern  octroiberechtigten  Uferstaaten,  Frankreich,  Baden. 
Baiern,  Gll.  Hessen  u  Nassau,  aus  dem  Zeitraum  vom  1.  Juni  i8i5  bis  tu 
dem  1.  Juni  i8a4  ein  Guthaben  von  ungefähr  zwei  Millionen  Gulden  (4.01  i^ii 
Francs)  brutto,  welches  täglich  anwachse,  eu  fordern  zu  haben. 

b)  Ebendas. ,  art.  14.  1 

* 

c)  Ebendas.,  art.  7  et  17.  Acte  final  etc.,  art.  n3.  So  auch  der  unten  (§.  5-6,  f) 
angef  Entwurf  einer  Schiifahrtordnung  v.  i8»a,  Art.  67  f.  Vergl.  oben  $.366. 
v.  Nau's  Beiträge,  Bd.  II,  S.  116.  —  Von  den  Leinpfaden,  von  welchen,  */,  auf 
dem  linken  Ufer,  hinziehen,  s.  oben  %.  666  u.  Ockhart,  der  Rhein  u.  s.  w. , 
S.  47,  io5  ff.,  i3o  ff. ,  173  ff.,  «19  ff.  u.  -243  ff. 

d)  Die  angef.  Articles  etc.,  art.  4»  verglichen  mit  art.  7  und  27,  und  mit  dem  Acte 
final  du  congres  de  Vienne ,  art  it3  (oben  §.  566).  —  Schon  der  Reich »dep. 
Hauptschlufs  v.  i8o3,  %.  39,  hatte  den  ganzen  Hostenaufwand  Tür  die  beiden 
unter  Num.  IV  bemerkten  Gegenstände,  auf  den  OctroiErtrag  gelegt ,  ond 
jeder  Rheinseite  den  ihrigen  besonders  zugewiesen,  so  dafs  solcher  von  dem 

ihr  zukommenden  Ueberschufs  jenes  Ertrags  vor/ug weise  eu  bestreiten  sey.  ' 

Die  Convention  sur  loctroi  de  navigation  du  Rhin  v.  1804 ,  Art.  33  bis  35, 
wich  einigermasen  von  dieser  Bestimmung  ab ,  indem  sie  1 )  nur  von  Unter- 
haltung des  L  inpfidst  spricht,  hingegen  von  den  zu  der  Sctußnkrt  nSthigen  Ar- 
beiten schweigt,  doren  der  R.  D.  Hauptschlufs  erwähnt,  und  dafs  sie  9)  iaa 
Art.  33  die  Rosten  des  Ufsrhaues ,  der  Dämme,/ \u  a.  ff^u*erhau»erie ,  denen 
Territorial  Herren,  Gemeinheiten,  oder  Privatpersonen,  tuweket,  .deren  Eigen« 
thum  dadurch  Schuir,  erhält;  wosu  ao  genannte  Rhein Deicbgclde*  erhoben 
werden.  -*  Die  wiener  Arlicles  (art.  »7,  vergl.  mit  art.  4)  beschränken  sich 
auf  die  Rosten  der  Leinpfad*  und  der  in  dem  Fltttsbctt  (*.  B.  xu  dessen  Räu- 
mung, insonderheit  der  Strombahnen  für  Berg-  und  Thalfahrt)  für  die  Schiff- 
fahrt nöthigen  Arbcit«*n.  Ganz  frei  ist  die  OctcoiCasse  unstreitig  da ,  wo 
Wasserbauwerke  für  die  Schiffahrt  gan«  gleichgültig  sind ,  weil  sie  andere 

V  ortheile  abschliessend  zum  Zweck  haben.  Dieser  einfache  Grundsata,  ist 
aber  in  der  Anwendung  bedeutenden  Schwierigkeiten  ausgesetzt.    Zur  Frage 
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kann  kommen:  ob  die  OctroiCasse  ganz,  oder  nur  verbältnifsma'sig,  und  wie 
weit  im  letzten  Fall,  frei  aey,  von  Hosten  für  sichere  Landungsplätze  da,  wo 
keine  Häfen  vorhanden  sind,  für  Unterhaltung  der  Häfen  da,  wo  keine  Hafen- 
gelder  bezogen  werden,  für  Anlagen  zur  Sicherung  gegen  Durchbräche ,  die 
auch  den  Leinpfaden  und  der  Strombalm ( nachtheilig  werden  könnten,  für 
Wiederherstellung  der  Stromufer  nach  solchen  Einbrüchen  des  Stroms,  denen 
mit  geringem  Kosten  hätte  vorgebeugt  werden  können ,  wenn  nicht  der  Lein- 
pfad hätte  offen  erhalten  werden  müssen?  Vergl-  das  kurbrandenburgische 
Votum  im  KurCollcgium ,  in  dem  Protoc.  v.  7.  Jan.  iSo5.  (Gjum's)  Bemer- 
kungen, S.  108  fft  KlübeiTs  Staat9r.  des  Rheinbundes,  §.  i45,  Note  c.  — 
Nach  einer  preufs.  Verordn.  5.  Dec  1829  wird  ein  bestimmtes  HafenSchutzgeld 
▼on  denen  Schiffen  erhoben ,  welche  die  zu  Emmerich,  Wesel  und  Düsseldorf, 
erbauten  Sicherheitshäfen  benutzen.  —  Bestimmungen  in  dem  unten 
{%.  576*  f)  angef.  Entwurf  einer  Schiffahrtordnung  v.  1879,  über  Sicherhoitt- 
hafat ,  Hufenpolixii Plätze  zur  Niederlage,  Werfte,  Bohl  werke ,  Krane,  Wagen, 
Magmine,  u.  dafür  zu  entrichtende  Gebüliren ,  Art.  69  u.  f. 

w 

§.  576.  (480.) 

Schilferberechtigung  auf  dem  Hhein ;  auch  der  Anwohner  des  Neckars, 
des  Mains  und  der  MoseL  Rheinschi ffahrtOrdnung. 

I)  Keine  Schiff ergilde  «),  noch  wenige*  ein  zur  Schiffahrt 
ermächtigter  Einzelner,  da  wo  keine  Gilde  besteht,  «t  aus- 
schlief send  zu  der  Schiffahrt,  auf  irgend  einem  Theil  des  Flusses, 
berechtigt;  und  ünterthanen  des  einen  Uferstaates,  können  Mitglieder 
der  in  einem  andern  bestehenden  Gilde  bleiben  *).  II)  Die  Ünter- 
thanen der  Uferstaaten  am  Neckar,  am  Main,  und  an  der  Mosel« 
haben  in  Ansehung  .der  Rheinschiffahrt  dieselben  Rechte  und  Pflichten, 
wie  die  Ünterthanen  der  Uferstaaten  am  Rhein  c).  III)  Für  die 
Rechte  des  Handels  und  der  Schiffahrt  auf  dem  Rhein,  soll  eine 
eigene  Schiffahrtordnung  (Reglement  definitif)  errichtet 
werden  <0.  Nachdem  bis  in  das  Jahr  i8?.i  acht  Entwürfe  einer 
solchen  definitiven  Ordnung  fruchtlos  waren  vorgelegt  worden  •)» 
ward,  in  den  Jahren  1829  und  i83o,  ein  preussisch- niederländischer 
Entwurf  einer  RheinschiffahrtOrdnung  von  den  übrigen  Uferregie- 
rungen einzeln,  doch  von  jeder  unter  Bedingungen  angenommen /), 
4  deren  Nichterledigang  die  Vollziehung  desselben  bis  jetzt  ver- 
hindert hat. 

«)  Von  den  mainrer  Und  cölner  SchifTcrgilden ,  s.  Ocbhart,  der  Rhein  u.  s.  w- , 
S.  178  ff.  IUubtr's  Staatsr.  desRheinb.,  §.  147. —  Von  den  baselerund  stras- 
burger Gilden,  Ockmart  S.  109  u.  119.—  Von  der  pfälzer,  Ebendcrs.,  S.  in. 

b)  Wiener  Articlcs  ctr. ,  art.  21  et  27.  —  Nach  dem  unten,  Note  f,  angef.  Ent- 
wurf einer  Schiffahrtordnung  von  1819,  sind  «alle  bis  jetzt  noch  bestehenden 
Schiffcrgildcn  und  Zünfte  aufgelöset »  (Art.  4/,),  ist  die  Zahl  der  Rhein. 
Schiffer  (Schiffpatrone  oder  Führer)  unbestimmt  (Art.  45),  und  jede  Ufer- 
regierung  befugt,  Männer,  die  sie  nach  gehöriger  Prüfung  tüchtig  befunden f 
durch  Patente  zur  Schiffahrt  auf  Acm  ganzen  schiffbaren  Lauf  des  Rheins  bis 
in  das  Meer  und  aus  solchem,  zu  berechtigen  (Art.  4*  u-  43)*  «So  fern 
ihnen»,  heifst  es  in  dem  Art.  45»  *  das  Recht  eingeräumt  wird,  auf  den  in  den 
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Rhein  sich  crgieasemlen  Nebenströmen,  alt  dem  Neckar,  dem  Main,  der 
Mosel  und  der  Maas ,  imglcicbcn  auch  auf  der  Scheide  die  Schiffahrt  auszu- 
üben, sind  gegens  ilig  auch  die  dortigen  SchiffsPatronc  oder  Führer  auf  dem 
Rhein  zuzulassen*. 

c)  Wiener  Arlicles  sur  1»  navigation  du  Neckar,  du  Mein,  de  la  Moselle  etc., 
art.  6;  u.  KmIbfb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S-  ?47> 

d)  Wiener  Articles  concernant  la  navigation  du  Rhin,  art.  18,  17 1  3i  et  3». — 
Vorschlüge  zu  dein  Inhalt  dieser  Schiffahrtordnung,  thut  Ochoibt,  der  Rhein 
u.  s.  w. ,  S.  9a ,  «5  — 138 ,  a58  ff.  u.  a-8  ff-  u.  in  bJ>*nd**s.  gescbichtl.  Dar- 
stellung, S.  399  ff.  u.  3i8  ff-  J.  J.  Eichhoff  projet  du  regleraent  defintlif 
concernant  la  navigation  du  Rhin  etc.  ä  Majcncc  1810.  4. 

*)  Am  7.  Jan.  1818,  kam,  zufolge  des  3i.  der  wiener  Articles.  unter  den  zu  der 
mainzer  CentralCominission  Abgeordneten  der  fünf  Uferstaaten,  Baden,  Baiern, 
Frankreich ,  Hessen  und  Nassau  ,  eine  *  Interimistische  Instruction  für  die  Rhein- 
Schiffahrt* ,  in  5  Artikeln  zu  Stande,  -welche  aber  die  Genehmigung  sämmt- 
Jicher  Uferstaaten  nicht  erhielt.  Sie  steht  in  v.  Nau's  Beitragen,  Bd.  I,  S.  io3ff. 
Vergl.  ebenilas.  Bd.  I ,  S.  1  ff. ,  99  u.  i3?  ff-,  309  —  3aa,  369  —  395,  Bdi  II, 
S.  1— 3o,  io5,  11»  ff.  a-9  ff-  u.  a83.  Eichhoff*»  angef.  Darstellung,  S.  »46  ff.— 
Sieben  Entwürfe  einer  sol<  hen  definitiven  Instruction  wurden,  rom  16.  Aug.  1816 
bis  zu  Ende  des  Jahres  1817,  der  Commission  vorgelegt.  Im  J.  i8a3  beschloft 
diese,  die  Arbeiten  für  die  interimistische  Instruction  ruhen  zu  lassen,  und 
versuchweise  das  definitive  heglement  zu  bearbeiten,  mit  dem  Vorbehalt,  auf 
jene  Instruction  zurlck  zu  kommen,  wenn  der  Versuch  fehlschlagen  wurde. 
Man  s.  v.  Nao's  Beiträge,  Bd.  I,  S.  1  ff. ;  Bd.  II,  8.  114  ff.  u.  jaa;  Bd.  III, 
S.  i33  —  28a;  Bd.  IV,  S.  11a— i3i.  Eicmiorr's  Darstellung,  S.  18  ff.  Op 
den  Hooff  a.  a-  O.,  S.  3y  ff.  Im  J.  1821  thiilte  Preussen  einen  Entwurf  xu 
einem  definitiven  Reglement  den  Höfen  der  Rbcinuferstaatcn  mit.  Op  den 
Hooff  a.  a.  O  - ,  S\  5o  ff. 

/)  Ein  von  Preussen  und  Niederland  gemeinschaftlich  verfafstcr  «  Entwurf  einer 
Übereinkunft,  unter  den  Uferstaaten  des  Rheins,  und  einer  auf  die  Schiffahrt 
dieses  Flusses  sich  beziehenden  Ordnung*,  bestehend  aus  109  Artikeln  unter 
10  Titeln,  mit  Beilagen  A  bis  D,  ward  im  August  1829  zu  Mainz  der  Central- 
Cominission mitget heilt.  Am  3i.  Oet.  1829  gab  der  preussisebe  Bevollmäch- 
tigte denselben  als  Anlage  zu  dem  471-  (Separat-)  Protocoll  der  Commission. 
Nachdem,  in  der  Sitzung  vom  3i.  October  18291  Baiern ,  Baden,  GH.  Hessen 
und  Nassau,  und  am  April  1829  auch  Frankreich,  sich  f.u  dessen  Annahme, 
unter  einzeln  vorgebrachten  Bedingungen,  bereit  erklärt  hatten,  ward  am  i3. 
October  i83o  von  der  Commission  beschlossen,  dafs  am  i5-  December  i83o 
dieses  Reglement  anerkannt,  unterzeichnet  und  dann  zur  Vollziehung  gebracht 
werden  soll.  Es  ist  aber  dieses  bis  jetzt  (  17.  März  i83i )  definitiv  nicht  ge. 
schchen.  Abgedruckt  ist  dieser  Entwurf  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  1.  u.  z. 
Dec.  1829,  in  Beilagen.  Das  Commissionsl'rotocoll  v.  3».  Oct.  1829  steht 
in  der  Allgem.  preufs.  Staatszeilung  v.  17.  Nov.  1829,  auch  in  der  frankf. 
OPostamtZeitung  v.  20.  Nov.  1829,  u.  Nachträge  dazu  in  den  Blattern  v.  3.  9. 
i5.  a6-  u.  3i.  Dec.  i8ao* 

§.    577.  (481.) 

Neutralität.    Aufliebung  des  mainzer   und  cölner  Stapelreddes  und 
Umschlags.    Kran-,  Kai-  und  Magaungeld. 

1)  In  dem  Fall  eines  Kriegs  zwischen  Uferstaaten,  soll  die  Erhebung 
der  Octroi,  oder  RheinschitfahrtAbgaben  ungehindert  ihren  Fortgang 
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haben.  Die  Schiffladungen  und  VerwaltungsBeamten,  genießen  alle 
Rechte  der  Neutralität,  und  die  Bürcaux  und  Cassen .erhalten 
Sauvegarden  «).  II)  Das  durch  die  OctroiConvention  von  i8o4,  Art. 
8,  aufgehobene  8tapelrecht  (der  Städte  Co  In  und  Mainz,  diese 
gezwungene  Feilbietung  der  Waaren ,  für  bestimmte  Zeit)  bleibt 
aufgehoben  III)  Auch   findet   der,   durch   die  genannte  Octroi- 

Convention ,  Art.  4  n.  5 ,  noch  begründet  gewesene ,  gezwungene 
Umschlag  (Umladung)  oder  ein  Stationcnenilecht  (§.  566)  der 
Städte  Mainz  und  Coln ,  nicht  mehr  Statt,  so  dafs  die  Schiffahrt  auf 
dem  Lauf  des  Rheins,  zu  Berg  und  zu  Thal,  frei  seyn  soll  von  dem 
Pmict  an ,  wo  er  schiffbar  wird ,  bis  zu  seiner  Einmündung  in  das 
Meer,  ohne  dafs  man  irgendwo  verpflichtet  ist,  die  Ladung  aus  einem 
Fahrzeug  in  ein  anderes  zu  bringen  <?).  IT)  Kran-,  Kai-  und 
Magazingeld,  da  wo  Einrichtungen  dieser  Art  bestehen  oder 
errichtet  werden,  sollen  gleichförmig  durch  die  Schiffahrtordnung 
bestimmt,  und  dürfen  einseitig  nicht  erhöhet  werden  •*). 

•  m 

* 

a)  Die  wiener  Articlcs  etc.,  art.  26.   Der  ang»f.  Entwurf  etc.  von  18*9,  Art  108. 

b)  Die  angef.  Articles,  art.  19.  Oben  %-  :'6fi.  Vergl.  Ocrhabt,  der  Llhein 
u.  «.  \v. ,  S.  195.  ff.  H.  G.  W.  Dasikls  über  das  Stapelrecht  zu  Cöln  u. 
Mains.  Cöln  1804.  8.  Memoire  sur  le  droit  de  rclachc  appartenant  aux  villes 
de  Cologne  et  Maycnce  ,  public  de  la  part  de  la  cbambre  de  Cologne 
en  1804.  Par  Dakixt.s.  3*  edit. ,  avec  une  preTace.  ä  Cologne  1813.8. — 
lieber  die  Schwierigkeiten,  welche  lieh  der  wirklichen  Aufhebung  dieses 
Stapelrechtes  schon  vor  Errichtung  des  DefiriitivReglements,  seither  entgegen 
setzten,  s.  man  v.  Nau's  angef.  Beiträge,  Bd.  I,  S.  67  ff.  100  ff.  219.  34* •  369. 
385;  Bd.  II,  S.  1  —  3i.  n5  ff.  Vorrede  zu  dem  2.  Heft,  u.  S.  102  ff.  127  ff. 
18a—  193.  217  ff.  271  ff.  Eicunovr's  Darstellung,  S.  i5  ff.  u.  21.  Massauische, 
preufs.  u.  gh.  hessische  Erklärungen,  v.  28.  Jun. ,  26.  Aug.  u.  2.  Sept.  1819, 
1.  dict.  gedruckt  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  1819,  S.  441  »  &45  u.  563.  Nassau 
schätzte  daselbst  den  jährlichen  directen  Ertrag  des  Umschlags,  damals  für 
Cöln  auf  400,000  Francs ,  für  Mainz  auf  etwas  weniger  als  / ,  dieser  Summe, 
die  aber  nach  aufgehobenem  Umschlag  keineswegs  ganz  binwegfalk  n.  —  Nach 
dem  oben  5?6  f)  angef.  Entwurf  einer  RheinschiffahrlOrdnung  von  1829, 
Art.  43  u.  3,  darf  ein  gehörig  patentisirtcr  RheinSchiffpatron  oder  Führer 
«nirgendwo  gezwungen  werden,  wider  seinen  Willen  zu  löschen  oder  um- 
zuladen, oder  seine  Ladung  an  Bord  eines  andern  Schiffes  zu  bringen.  Daher 
sind  alle  Rechte*  Privilegien  und  Gebräuche,  die  mit  dieser  Bestimmung  direct 
oder  indireet  in  Widerspruch  stehon ,  ein*  für  allemal  aufgehoben  ». 

e)  Wiener  An icles  etc.,  art.  19.  Vergl.  oben  §.  4  »3.  KiuBriTsStaatsr.  desRbeinb., 
%.  146  u.  143.  EbtndesM.  angef.  Acten  etc.,  Bd.  I,  Heft  3#  S.  1  ffj  Bd.  III, 
S.  33i  ff.  343  ff.  366  ff.  OcftH&aT's  gcschichtl.  Darstellung,  S.  284  f.  u.  379.  f. 
Allgemeine  RealEncyclopädie  oder  ConvcrsationsLexicon,  voc.  Stationcnrccht — 
Von  den  Verhandlungen  der  Central  Commission  über  die  bis  jetzt  noch  nicht 
erfolgte  Aufhebung  des  geswungenen  Umschlags,  die  Prcussen  erst  bei  Ein* 
führung  eines  definitiven  Reglements  zugeben  will,  s.  man  v.  Nau's  Beiträge, 
Bd.  II,  S.  1  — 53,  loo-,  182  —  194  u.  217  —  243.  Op  den  Hoovr  a.a.O.,  S.  40  ff. 
45  f-  — -  Nach  dem  angef  Entwurf  etc.  von  1829,  sollen  Stapelrecht  und  Um- 
schlag für  immer  aufgehoben  seyn.  Man  vergl.  oben  Note  b.  —  Der  Octroi- 
Vertrag  von  1804,  Art.  10—  1a,  bestätigte  die  jranhfurttr  Mefs-  u.  a.  Frei- 
heiten in  Ansehung  der  Rheinschiffahrt.  —  Den  struburger  Schiffern  gebührte 
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schon  frfiher,  vermöge  des  mainscr  Definitiv  Vertrags  von  ,  freie  Fahrt 
nach  Frankfurt,  in  den  beiden  Messen  (6  Wochen  lang)  und  im  Monat  Jänner. 
Ochuabt,  der  Rhein  u.  s.  w.,  S-  110  ff.—  Auch  Düsseldorf  und  etliche  andere 
Orte,  waren  früher  schon  frei  von  dem  mainr.er  und  cölner  Uinlad erecht.  — 
Für  Festsetzung  eines  Slalionenrechle.s  (doch  ohne  Stapelrccht)  für  die  Städte 
Strasburg,  Mains  und  Cöln ,  streitet  Ochhart,  der  Rhein  u.  s.  w.  (oben 
V  576,  Note  d). 

rf)  Die  angef-  Articles  etc.,  art  ao.  —  Von  den  Kran-,  Wag-  u.  Werfig  ebkhm 
Kti  Mains  u- Cöln,  v.  Nau's  angef.  Beiträge,  Bd.  I,  S.  5i6  ff.;  Bd.  II,  S.  296  ff.  — 
Festsetzung  der  Bohtworft-,  Kran-,  Witg-  und  Magaz inge&üh rtn,  in  dem  ($.576,  f  ) 
augef.  Entwurf  e.  Schilfa hrlordnung  v.  1809,  Art.  69. 

§.  578. 

Jahrrenten  auf  dem  RheinschiffahrtOctroi. 

I)  Dc*r  ReichsdeputationsHauptschlnfs  von  i8o3  ,  halte  hypothe- 
karisch auf  den  reinen  Rest  der  teutschen  Hälfte  des  Leberschusses 
in  dem  Ertrag  des  teutsch-französischen  RheinschiffahrtOctroi,  auf  der 
Strecke  von  Kehl  und  Strasburg  bis  an  die  holländische  Grenze  vom 
J.  i8o3  (§.  569),  ausser  einer  dem  Kurfürsten  Rcichserzhanzler  zu 
Ergänzung  seiner  Ausstattung  vorzugweise  bestimmten  jährlichen 
Rente  von  35o,ooo  Gulden  ,  verschiedenen  teutschen  Fürsten  und 
Grafen  Anweisung  gegeben  zu  immerwährenden  Jahrrenten  ;  theils 
unbedingt  oder  principaliter  «*),  hier  di  re  et  benannt,  zusammen 
90,000  Gulden  rheinisch  ,  theils  bedingungsweise  oder  sub- 
sidiarisch, das  heifst,  für  den  Fall,  wenn  nach  Bezahlung  der 
unbedingten  oder  so  genannten  directen  Renten,  für  diese  ein  hin- 
reichender Ucberschufs  sich  ergebe'1)«  zusammen  71,500  Gulden; 
alle  diese  Renten,  zahlbar  am  1.  Dec.  jeden  Jahres  im  24  Guldcnfufs, 
in  laufenden  harten  Silbersorten  ;  jederzeit  ablösbar  gegen  ein 
Capital  zu  2ya  Pröcent,  oder  mittelst  jeder  andern  Uebereinkunft  der 
Interessenten  c).  R)  Die  rheinische  BundesActe  (Art.  1)  änderte 
nichts  an  diesem  Rentenverhaltnifs :  wohl  abec  der  Fürst  Primas  im 
J.  1810,  durch  einen  mit  Napoleon  geschlossenen  Vertrag  (§.  570), 
worin  er  auf  seine  OctroiRente  verzichtete,  hingegen  die  Entrichtung 
der  übrigen  Renten  auf  seine  hanauischen  und  fuldaischen  Gassen 
übernahm. 

a)  Roichsdeput.  Hauptschl.,  §.  39  u.  i5;  dann  9,  i4,  17,  iQ  u-  20.  —  lieber- 
haupt  s.  man  hievon,  ausser  oben  §.  a33,  BiCöfr's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S-5t9& 

i)  Ebenda«.  7  u.  17.  Hi.übkb's  Acten  ote,  Bd.  VI,  S.  387  n\—  Die  subsidiarische  Rente 
von  HcssenBothenbur$,  von  m,5ooFI.,  hat  jetzt  Preusacn  expacto  xu  beziehen.  Jene 
von  WittgensteinBerleburg,  v.  i5,oooFl.,  hat  Preussen  (vorhin,  vermöge  d.  R.  !>ep. 
Hauptschl.  %,  7  u.  a3,  HcssenDarmstadt)  im  J.  igi5  einstweilen  auf  das  lierzogthuia 
Westphalen  übernehmen  müssen ;  sie  ist  aber  nun  der  preussischen  Regierung, 
welche  den  gleichen  Betrag  an  WittgensteinBerleburg  entrichtet,  fortwährend 
aus  dem  OctroiErtrag  su  entrichten,  seit  dieser  daxu  hinreicht.  Von  den 
3  übrigen  subsidiarischen  Renten  gebühren,  nach  Verträgen  von  i8oö:  der  Freien 
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Stadt  Frankfurt  jctxt  von  jeder  derselben  *'f, ,  nämlich  23,33*  Fl.  ao  Kr.  roh 
der  SalmDvchischen,  3ooo  Fl.  von  der  StadionWarlhau&ischen,  und  2000  Fl. 
von  der  StadionThannhau»ischcu ,  juisammen  jährlich  a8,3'i»  Fl,  -o  Hr.;  da- 
gegen bleibt  %  jedem  dieser  3  Rentebercchligtcn,  nämlich,  S.Dyck  4,666  Fl.  40 llr; 
Stadion  Warth.  600  Fl.  StadionThannh. ^00 Fl.  IUübkr's  Staatsarchiv,  Bd.I,  S.556. 
c)  K.  Dep.  Hauptschi.,  §  3o.  —  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art  18  n.  6, 
verordnen  halbjährige  Zahlung.  So  auch  der  (im  folg.  %.  angef.  wiener  Recht- 
spruch v.  ?6  Mär«  1816. 

§.    579.  (482b) 
Fortsetzung. 

Hl)  Der  wiener  Congrefs  setzte  fest  «),  dafs,  mit  stillschweigender 
Ausnahme  der  nun  erloschenen  (  §.  578,  II)  erzkanzlerischen  oder 
primatischen  Rente,  jene  Renten,  welche  durch  den  Reichsdeputa- 
tionsHauptschlufs  von  i8o3,  §§.  9,  14,  17,  19  u.  20,  auf  die  teutsche 
Hälfte  des  Ueberschusscs  in  dem  reinen  Ertrag  des  RheinOctroi 
direct  (unbedingt)  angewiesen  wurden,  fernerhin  bestehen 
sollten.  Demnach  liege  1)  den  «  teut  sc h  cn  Uferherrschaften  *  deren 
Bezahlung,  und  zwar  halbjahrig,  ob;  mit  Vorbehalt  der 
Einlösung  zu  2*/2  Procent,  oder  nach  anderer  Ucbercinkunft. 
Doch  sollten  3)  von  dieser  Zahlungsptlicht  ausgenommen  seyn, 
diejenigen- Fälle ,  wo  dem  Recht,  jene.directen  Reuten  zu  fordern, 
besondere  gesetzmäsige  Einreden  entgegenstehen.  3)  Die  Ent- 
scheid u  n  g  über  diese  Einreden,  sodann  4)  über  den  Grundsat  z  , 
ob  die  jetzigen  Uferherrschaften  zu  Bezahlung  der  in  dem  R.  Dep. 
Hauptschi ufs ,  §§.  9,  14,  17,  19  u.  20,  angewiesenen  (directen) 
Renten  verpflichtet  seyen,  so  wie  über*dcssen  Anwendung  auf  die 
einzelnen  Rückstände  von  directen  Reuten,  aus  der  Zeit  vor  dem 
1.  Jänner  1814  »  ward  von  einer  hiezu  in  "W  ien  niedergesetzten 
schiedsrichterlichen    SpruchCoromission   ertheilt  5)  Diese 

Entscheidung  ist  bejahend,  für-  den  Grundsatz  sowohl,  als 
auch,  im  Allgemeinen,  für  die  Rückstände;  für  den  Grundsatz 
jedoch  nur  in  Ansehung  der  in  den  §§.  17  u.  19  des  R.  Dep.  Haupt* 
Schlusses,  desgleichen  der  in  dem  §.  20  für  LeiningenGüntersblum  und 
Heidesheim  (jetzt  Billigheim  und  Neidenau)  und  LeiningenWester- 
burg  jüngerer  Linie  angewiesenen  directen  Renten  ,  im  Gesammt- 
betrag  65,ooo  Gulden ,  also  mit  Ausschluß  der  drei  tlirecten  Renten, 
welche,  §§.9,  14  u.  ao,  den  Häusern  MecklenborgSchwerin ,  Löwen- 
stein Wertheim  und  LeiningenWesterburg  älterer  Linie  (zusammen 
a 5,ooo  II. )  bewilligt  waren.  6)  Den  zur  Zahlung  verpflichteten 
Uferherrschauen  ward  die  Wahl  gelassen,  ob  sie  die  für  fortdauernd 
erkannten  Rückstände  von  directen  Renten,  in  zehn  Jahrter- 
minen  bezahlen,  oder  den  Betrag  derselben,  nach  Analogie  des 
R.  Dep.  Hauptschlusses  von  i0o3  (§.  578),  in  2V2  procentige  Jahr- 
renten verwandeln,  und  diese  als  immerwährende  Additional- 
Henten  mit  den  laufenden  directen  Hauptrenten  zugleich  abführen 
wollten.    Die  Uferherrsch  alten  wählten  das  Letzte.    Als  Surrogat  der 
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Rückstände,  setzten  tie  für  jeden  Berechtigten  eine  immerwäh- 
rende jährliche  directe  Additional-  oder  Zusatzrente 
.fest;  für  alle  im  Gesammtbetrag  von  17,62a  Gulden  55  Kreuzer  «). 
7)  Präcludirt  wurden  alle,  die  der  directen  Renten  halber  etwa 
Forderungen  zu  haben  vermeinen  mochten  ,  solche  aber  bei  der 
Commission  nicht  angebracht  haben.  IV)  Wegen  der  subsidia- 
rischen Renten,  im  Gesammtbetrag  von  71,500  Gulden,  und,  gleich 
den  directen,  hypothekarisch  (§.  578)  auf  den  RheinschiffahrtOctroi 
versichert,  setzte  die  teutsche  Bundes  Acte  *)  fest,  dafs  die  Fort- 
dauer derselben,  so  wie  jene  der  directen,  von  dem  Bund  ga- 
rantirt  werde;  der  Rückstände  ward  hiebet  ausdrücklich .  nicht 
gedacht.  V)  Für  alle  auf  den  Ertrag  des  RheinOctroi  radicirten 
Renten,  verhypothecirte  der  ReichdeputationsHauptschlufs ,  den 
reinen  OctroiErtrag  nur  der  rechten  Rheinseite,  auf  der  oben 
(§.  569)  angegebenen  Strecke.  Der  wiener  Congrefs  (art.  28)  hin- 
gegen erklärte  überhaupt  die  teutschen  Uferherrschaften 
(«les  gouvernemens  allemands,  co •  possesseurs  de  la  rive  du  Rhin») 
für  zahlungspflichtig,  ohne  Beschränkung  auf  die  rechte  Rhein- 
seite. Das  Unheil  der  wiener  SpruchCommission  erklärte,  insbesondere 
in  Ansehung,  der  darin  für  fortdauernd  erklarten  directen  Renten ,  und 
der  davon  geforderten  Rückstände,  «die  am  Rheinufer  Län- 
«der  besitzenden,  am  Rhein  Schiffa»hrtOctroiThetl 
«nehmenden  teutschen  Hofe»,  für  zahlungspflichtig, 
aus  dem  Ertrag  des  Octroi,  mit  der  darauf  gesetzlich  ruhendeu 
HvpothekarLast  VI)  Der  jetzige  jährliche  Gesammtbetrag 
aller  auf  den  Ertrag  des  RheinOctroi  hypothekarisch  noch  radicirten 
Renten,  im  34  Guldenfufs ,  isfc.  i54,i2i  Gulden,  nämlich:  directe  oder 
unbedingte  Hauptrenten,  jetzt  noch  65, 000  Gulden;  directe  Additional- 
Renten/),  17,622  Fl.  55Kr.j  subsidiarische  Renten  71,500  Fl.  VII)  Der 
wiener  Congrefs  machte  der  mainzer  RheiuschiflahrtCentralCommission 
zur  Pflicht,  die  Zahlung  der  gesammten  OctroiRenten  an  die 
Renteberechtigten  so  günstig  wie  möglich  für  diese ,  unter  die  sämmt- 
lichen  jetzt  zahlungspflichtigen  RheinufcrStaateo  ein-  für  allemal  zu 
vertheilen  e).  VIII)  Den  Vor  z  ug  vor  der  Rentenzahlung,  geben 
die  wiener  CongrefsArtikel  den  Kosten  für  Unterhaltung  der  Schiffahrt 
(§•  575,  V). 

a)  Die  angef  wiener  Articles  etc.,  art.  a8.   KmJbvr's  Arien  etc.,  Bd.  III,  S.  r*>. 

—    In  diesen  Articles  werden  die        *5  u.  3o  des  R.  Dep.  Hauptsrhlusses. 

worin  der  crr.Kanr.lcrischen  Rente  gedacht  ist,  unerwähnt  gelassen,  weil  diese 
.  Rente  erloschen  war. 

6)  Rechtspruch  v.  «6.  Mära  18165  in  KlCbkb's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  545  ff.  u. 
in  AUrtihs  recueil,  Supplem.  VIII.  «s5.  —  Die  wiener  Articles  (art.  a&\  $.  5) 
uberlassen  für  den  Fall,  wenn  die  wiener  SpruchCommission  die  Ufcrherr- 
sebaften  au  Bezahlung  der  Rück  Hände  für  schuldig  erklären  wurde,  der  main- 
zer CentralCbmmission  die  Entscheidung,  ob  und  wie  weit  Frankreich,  da« 
seit  1810  den  Octroi  auf  der  rechten  Rheinseite  genossen  hat  (%.  670),  dasu 
beizutragen  habe.  Die  CentralCommission  hat  Frankreich  frei  gesprochen. 
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«)  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art.  a8,  n°  5,  Kl^brr's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S. 

6a3  11.  547  ff*  —  Alle  Rentenzahlungen  tollen  halbjährig  erfolgen.  Ebendas. 
S.  5^0-  Articles  etc.,  art.  »8,  n°  6-  —  Bei  der  mainzer  CentralSchiflahrtCom- 
mission  war  man  darin  einverstanden,  dafs  die  Jdditional Renten  rom  1.  März 
1816  an  zu  entrichten  aeyen. 

■ 

d)  BundesActe,  art.  i5.  RteaKR's  Staatsarchiv ,  Bd.  I,  S.  5a5.  Vergl.  oben 
V  333,  u.  v.  Nav's  Beilrage,  Bd.  II,  S.  i«5.  Klöbfrs  Acten  dea  wiener 
Congr.,  Bd.  III.  8.  »38. 

r)  Man  s.  den  angef.  Rechtspruch,  a.  a.  O.,  S.  54t  u.  548,  vergl.  mit  S.  544 
Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art.  28,  ^.  1.   R.  D.  Hauptschi.  v.  i8o3,  %.  39. 

f)  Verzeichnifs  aller  OctroiRenten,  in  HerxituTs  angef.  Sammlung,  S.  i4*  f.  u.56o. 
—  Von  dem  Anspruch  der  Freien  Stadt  Frankfurt  auf  subsidiarische  Renten, 
a.  das  angef.  Staatsarchiv,  Bd.  I,  8.  5a5  f.  u.  55).  ff.  die  angef-  Acten,  Bd. 
VI,  8.  387. 

g)  Wiener  Articles  etc.,  art.  28,  §.  6.  Es  soll  nämlich  die  mainzer  CentralCom- 
mission die  Zahlungsart  festsetzen,  und  zwar  möglichst  günstig  für  die  Rente- 
berechtigten.  Die  zahlungspflichtigen  Regierungen  sollen  dazu  nach  demselben 
Verhältnis  beitragen,  in  welchem  sie  an  der  OctroiEinnahme  Thcil  haben 
(§.  5-5).  Dieses  Verhnltniss  soll  die  CentralCommission  ciiT-  für  allemal  fest- 
setzen, und  hiebei  als  Grundlage  nehmen  den  einjährigen  Durchschnittertrag 
aus  der  Einnahme  der  verschiedenen  Erhebungsämter  in  den  ersten  secha 
Jahren  nach  Einführung  der  OctroiConvcntion  von  i8o4-  —  In  Ansehung  der 
laufenden  directen  sldditional  Renten ,  erfolgte  endlich  die  Festsetzung  der  Quo- 
ten ,  welche  jeder  der  fünf  zahlungspflichtigen  Uferstaaten  (Baden,  Baiern, 
Hessen,  Nassau,  Prcussen)  halbjährig,  aus  bestimmten  Cassen  (zu  Mannheim, 
Speicr,  Mainz,  Caub  —  die  preussischc  ward  noch  nicht  bestimmt),  und  zwar 
unmittelbar  an  jeden  Renteberechtigten  entrichten  soll,  durch  Beschlufs  der 
CentralCommission  vom  3i.  Juli  i83o,  in  ihrem  65-  ScparatProtocoll ,  die  auf 

-  dem  BbeinOctroi  haftenden  Bcnten  betreffend.  «So  günstig  wie  möglich»  für 
die  Berechtigten  ist  diese  Vcrtheilungsart  nicht  ausgefallen.  So  haben  z.  B. 
die  Erben  der  geh.  Rälhc  v.  Feder  und  Stephan!  halbjährig  zu  empfangen, 
zu  Mannheim  1  Fl.  s8  Va  Hr..  zu  Speicr  1  Fl.  58  Vi  Kr.  u  s.  w.  Bis  zu  dieser 
Vcrthcilung,  wurden  die  AdditionalRentcn  nur  unvollständig  (ungefähr  80  pro 
Cent)  bezahlt.  Darüber  haben  Leiningen  Westerburg  jüngerer  Linie  und  die 
Vormundschaft  der  Prinzessin  Caroline  von  Isenburg Birslein,  seit  i83o  ver- 
mählter Gräfin  BuotSchauenstein,  als  NuUnicsserin  der  gräfl,  Parksteinischen 
Rente,  im  J.  1824  bei  der  B.  V.  Beschwerde  geführt.  Protoc.  der  B.  V..  Bd. 
XVII,  S.  11,  39  u.  57.  —  Die  seit  dem  1.  Jännor  1814  laufenden  directen  Haupt' 
renten ,  wurden  zeither  vollständig  bezahlt;  aber  die  Vcrtheilung  derselben 
unter  die  zahlungspflichtigen  Uferstaaten,  i<*t  von  der  CentralCommission  noch 
nicht  erfolgt.  —  Die  Zahlung  der  subsidiarischen  Bcnten  ist  noch  nicht  im  Gang. 
Wenigstens  vom  1.  Juni  i8i5  an  (wo  die  Theilung  der  RheinschiflahrtEinkünfio 
anfangen  soll)  sind  sie  von  den  teutschen  Uferherrschaften  zu  berichtigen.  Hin 
Beschluss  der  CentralCommission  hierüber,  wird  noch  erwartet.  —  \on  der 
Competenz  der  Bundesversammlung  bei  Streitigheiten  und  Be- 
schwerden über  die  Zahlung  dieser  Renten,  s.  oben      571.  u<  503. 

§.    580.  (483) 
Pensionen. 

* 

I)  Mit  Aufhebung  der  Art.  73  bis  78  der  Octi  oiConvention  Ton 
1804,  för  die  Zukunft,  iat  die  Sorge  für  Ru  hegeba  lte  der  Octroi. 
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Beamten,  and  iür  Unterstützung  ihrer  Witvc  n  undWaisen, 
jedem  Uferstaat  insbesondere  überlassen.  Die  CentralCommisston  wird 
sich  angelegen  seyn  lassen  ,  theils  die  Auseinandersetzung  mit  Frank- 
rcich,  wegen  Herausgabe  des  in  Gemäfsheit  des  73.  Art.  der  Octroi- 
Convention  gesammelten  PensionsFonds,  theils  die  vertragmhsige  An- 
wendung desselben  zu  bewirken.  Die  vorigen  OctroiBeamten,  welche 
bei  der  neuen  Einrichtung  nicht  wieder  angestellt  werden,  oder  aus 
gültigen  Ursachen  keine  Anstellung  annehmen ,  sollen  nach  dem  5$. 
Artikel  des  ReichtdeputationsHauptschlnsses  von  i8o3  pensionirt  und 
behandelt  werden  «).  II)  Auch  die  Fortzahlung  der  Pensionen, 
sowohl  an  ehemalige  Angestellte  bei  den  durch  den  R.Deput.  Tlatipt- 
schlufs  von  i8o3  aufgehobenen  R  hei nzii  11  e  n  ,  als  auch  an  diejenigen, 
welchen  solche  seit  Einführung  des  RheinschiffahrtOctroi  rechtmäsig 
bewilligt  worden  sind ,  ist  festgesetzt  *). 

«)  Wiener  Articlrs  etc. ,  art.  19. 

&)  Ebenda».,  art.  $0.  Vergl.  v.  Nac's  Beiträge,  Bd.  II,  S.  i«4  ff.  —  Im  J.  182t 
ward  die  gesammte  PensionLast,  von  Num.  I  u.  II,  angegeben  auf  71.000 
Gulden,  \Tahrschcinlich  für  beide  Rheinseiten.  —  Am  Ende  des  J.  i83o  be- 
trugen sämmtliche  Pensionen  noch  61,961  Francs  70  Gent.  (i8,75>4  Gulden  6'  : 
Hr.)  nämlich:  alte  Pensionen,  wow  Frankreich  nicht  beiträgt  3t,6ii  Fr.  2»C: 
neue  Tensionen  13,189  Fr.;  Pensionen  der  Beamten  von  GermersheJm  8,0 < 4 
Fr.  49  C;  WitwcnFensionen  1,447  Fr.  Preussen  bezahlt  jeUt  die  Rbcin- 
•chiffahrtPcnsionen ,  welche  preussischen  Unterthanen  gebühren,  vollständig. 
—  Vormalige  RheinZoZ/beamte  führten,  namentlich  seit  1811,  Beschwerde  bei 
der  Bundesversammlung,  wegen  Vorenthaltung  ihrer  Pensionen.  —  Venteicb- 

'  niste  von  pensionirten iiheinschiffahrtßcamtcn,  Rhcinzollbeamten,  und  Witwen 
von  solchen,  in  Hfaman:*'«  AdrcfsIIandb.  der  RheinschhTahrt Verwaltung  für 
1818,  S.  6  —  8. 

§.    581.  (484.) 

Vorschriften  für  die  Schiffahrt  auf  dem  Xeckar  und  Main,  auf  der 

Mosel,  Maas,  und  Scheide, 

I )  Dieselbe  Freiheit  der  Schiffahrt,  wie  sie  4ür  den  Rhein  festge- 
setzt ist,  soll,  nach  den  Bestimmungen  des  wiener  Congresses,  auch  auf 
dem  Neckar,  auf  dem  Main,  auf  der  Mosel,  Maas,  und  Scheide 
Stattfinden,  von  dem  Punct  an,  wo  jeder  dieser  Flüsse  schiffbar  wird, 
bis  zu  seiner  Einmündung  «).  II)  Was  ausserdem  noch  in  Ansehung 
der  Scheide  festzusetzen  seyn  möchte,  soll  definitiv  zwischen  Frankreich 
und  den  Niederlanden)  so  bestimmt  werden,  wie  es  (ur  Schiffahrt 
und  Handlung  am  günstigsten  ist,  und  mit  der  für  den  Rhein  einge- 
führten Ordnung  am  meisten  übereinstimmt  *).  III)  Stapelrecht 
und  gezwungener  Umschlag  auf  dem  Neckar  und  Main,  sind 
aufgehoben;  jedem  qualificirten  Schiffer  steht  die  Freiheit  der  Schiff- 
fahrt überall  auf  diesen  Flüssen  auf  dieselbe  Art  zu,  wie  sie  auf  dem 
Rhein  eingeführt  ist.*). 
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«)  Wiener  Articles  aur  la  navigation  du  Neckar,  du  Mein,  de  la  Mosellm*  de  la 
Meuse  et  de  l'Esoaut,  art.  i;  in  Klvbeb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  a45? 
Vergl.  ebenda».  S.  333.  —  Von  der  Main-  und  JV>c*arschiffahrt ,  8.  Zbllib  a*. 
(V  568)  a.  p.   Gaüä's  Bemerkungen,  S.  43  —  48»  l&7       *7a  f«  — 

Von  der  A/o/*schiffahrt,  8.  Ocbhabt,  der  Rhein  u.  s.  v*.,  S.  i36  —  i45.  Baier. 
Verordo.  t.  j3.  Mär*  1818,  §.  5  u.  i4 }  in  d.  baier.  Reg.  Blatt,  1818,  Num.  3. 
Con versa tionsLcxicon,  Neue  Folge,  Bd.  II  (i8a5),  voc.  Mainschiffahrt.---  Von 
der  Mcfarschifffihrt ,  8.  Ocbhabt  S.  119  u.  119  ff.  Convers.  Lexic.  a.  a.  O. 
voc.  Neckarschiffahrt.  Der  im  J.  1808  eingeführte  gezwungene  Umschlag  auf 
dem  Neckar  bei  Mannheim,  bat  aufgebort,  vom  1.  April  1837  an.  Badischo 
Verordn-  v.  i5.  Febr.  1827,  in  dem  Begier.  Bl.,  1817,  Num.  VII.  Aucb  in 
Hkb»anj«*s  AdrefsHandb.  für  die  Rheinschi it!v  crwaltung  für  18^8,  S.  39*  Es 
ward  aber  Beschwerde  geführt,  dafs  durch  eine  badische  Verordnung  v.  3. 
Juli  1839,  solcher  factisch  wieder  hergestellt,  auch  die  Erhebung  eine!  Traj|- 
sitoZolles  auf  dem  Neckar  und  Alain  eingeführt  sey.  Man  s.  einen  Aufsats  in 
der  Allgem.  Zeitung  v.  17.  Oct.  1839,  Beil.  390.  Dawider  ein  GegenAufsats, 
ebendas.  in  d.  Blatt  *3o.  Oct.  1839,  Beil.  a©3.  —  Die  Abschliefsung  einer 
Schiffahrtordnung  fiir  den  Main  u.  Neckar,  machte  Baden  seither  abhängig  von  4er 
Errichtung  einer  definitiven  RheinschiffahrtOrdnung.  —  Durch  einen  Beschlafs 
der  Bundesversammlung  v.  3i.  Juli  1838  wurden  die  betheiligten  Regierungen 
eingeladen,  su  Vollziehung  der  die  Regulirung  der  Mainschiffahrt  betreffenden 
Bestimmungen  der  wiener  CongrefsActe,  die  Verhandlungen  ajsbald  zu  be- 
ginnen, und  von  der  Erfüllung  dieser  Aufforderung,  so  wie  demnächst  von 
der  getroffenen  Uebercinkunft,  der  Bundesversammlung  Kenntnifs  zu  geben». 
Lübeckischer  Staatskalender  auf  1839,  S.  83.  Hierauf  constituirte  sich  am  5* 
Juni  1839  su  Mains  eine  CentralCommission  für  die  Mainschiffahrt,  bestehend  aus 
Bevollmächtigten  von  Baiern,  Kurbessen,  GH.  Hessen,  Frankfurt,  Naasau. 
Ihre  Verhandlungen  sind  jetst  verschoben. 

b)  Die  angef.  Articles.  etc.,  art.  7.  —  Von  dem  Hafen  von  Antwerpen,  s.  KlCbiVb 
angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  248  ff.  u.  s53  ff. 

c)  Die  angef.  Articles  etc.,  art  a.    Vergl.  oben  %.  676,  o.  Eichuoff's  angef. 
Darstellung,  S.  «3  ff. 

§.382.  (485-.) 

Fortsetzung. 

IV)  Die  Zölle  auf  dem  Neckar  und  Main  aollen  fortdauern, 
doch  nicht  über  den  Tarif  von  1802 ,  und  neue  Auflagen  von  irgend 
einer  Art  finden  nicht  Statt;  auch  sollen  die  Uferherrschaften  durch 
neue  Auflagen  die  Schitiatirt  nicht  beschweren,  vielmehr  baldmöglichst 
über  einen  Tarif  sich  vereinigen,  welcher  mit  dem  Rheinschiflahrt- 
Octroi  so  viel  möglich  übereinstimmt  «).  V)  Auf  der  Mosel  und 
Maas,  sollen  die  im  Jahr  i8i5  üblichen  Abgaben  im  Ganzen  und 
über  ihr  Maximum  nicht  erhöhet,  vielmehr,  so  fern  sie  im  Ganzen 
die  für  den  Rhein  festgesetzten  übersteigen,  bis  zu  dem  Betrag  der 
letzten,  vermindert,  überhaupt  aber  Einrichtungen,  wie  auf  dem 
Rhein,  getroffen  werden  *).  VI)  Bei  der  Schiffahrt  auf  dem  Rhein, 
sollen  die  Unterthanen  der  Uferstaaten  am  Neckar,  am  Main,  und 
an  der  Mosel,  desgleichen  bei  der  Schiffahrt  auf  der  Maas  die 
preußischen  Unterthanen,  dieselben  Rechte  gemessen  4  wie  die  Unter- 
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thaneir  der  Uferstaaten  des  Rheins  und  der  Maas  c).  VIT  )  Die  Ufer- 
ataaten  an  allen  diesen  Flüssen,  sind  verpflichtet  zu  Unterhaltung  der 
Leinpfade,  und  zu  den  in  dem  Flufsbett  nöthigen  Arbeiten  f). 

«)  Die  angcf.  wiener  Articles  etc.,  art.  3.  —  Durch  eine  baditcke  Verordn.  ▼.  1. 
Sept.  i8»8,  ward  Mannheim  für  einen  Freihafen  erklärt.  Im  Durchschnitt  betragen, 
im.  bäuerischen  Gebiet,  die  Abgaben  an  dem  Main  jetzt  weit  mehr  als  im  J. 
180a.  Baden  hat  deswegen  retorsions weise  seine  Maineölle  erhöhet.  —  Der 
Stadt  Miltenberg  ward  im  J.  1818  ihr  Mark  treckt  entaogen ,  eine  Berechtigung 
au  Erhebung  verschiedener  »ollartiger  Abgaben ,  als  Surrogat  ihres  früheren 
Stapelrechtes.  Sie  fordert  Entschädigung.  —  Von  fürttl.  löwenstein  -  wertbet- 
miseben  u.  grill,  ingelhcimiscben  Mainzöllen,  %.  485  b. 

i)  Articles  etc.,  art.  4.  Vergl.  Ki.§bfr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  III,  S.  »35.  — 
Die  Ton  den  Uferstaaten  der  Maas  und  Mosel  bei  der  CentralCommission  für 
den  Bhein  angestellten  Gommtssarien ,  sollen  eine  Schiffuhrtordnung  auch  für 
jene  beiden  Flusse  entwerfen,  möglichst  übereinstimmend  mit  derjenigen  für 
dten  Bhein.  Art  4* 

e)  Articles  etc. ,  art  6.  Vergl.  Klübxe's  angef.  Acten  etc. ,  Bd.  III ,  S.  mo. 
d)  Articlea  etc. ,  art  5. 

§.   Ö85.  (485»».) 
EÜKsehiffahrtConventhn  von  £82i. 

Zu  Vollziehung  der  wiener  CongrefsBestimmungen  ($.  563  ff.), 
ward  für  die  Schiffahrt  auf  der  Elbe,  im  Jahr  1831  von  den  sehn 
Uferstaaten  ein  Staatsvertrag  errichtet  «),  der  Bundesversammlung 
mitgetheilt,  und  von  ihr  in  dem  Bundesarchiv  hinterlegt  Nicht  mit 
dem  1.  Jänner,  sondern,  einer  späteren  Abrede  zufolge,  erst  mit 
dem  i*  Marz  1822  trat  derselbe  in  Kraft.  Nach  solchem  ,  ist  I) 
die  Schiffahrt  auf  dem  Elbestrom,  von  da  an  wo  er  schiflbar 
wird  (Melnik),  bis  in  die  offene  See,  und  umgekehrt,  für  den 
Handel  völlig  frei  {Art.  1).  II)  Aufgehoben  sind:  alle  aus- 
schliefsenden Berechtigungen  Frachtfahrt  zu  treiben,  mit  Ausschlufs 
blofser  Fähren  u.  a.  Ueberfahrtanstalten  (Art.  a);  alle  Stapel-  und 
ZwangumschlagHechte  (3)-;  alle  zeitherigen  Zollabgaben  (7);  jedes 
etwa  noch  bestandene  Strandrecht  (29).  III)  Jeder  kann  die  Schif- 
fahrt treiben,  der  von  seiner  Landes/Ibrigkeit  dazu  Erlaubnifs 
erhalten  hat  (4)*  IV)  Zwei  oder  mehrere  Handelsstädte,  können 
unter  sich  Bang-  und  Beurtfahrten  errichten  (6).  V)  Von  allen 
Fahrzeugen,  FlöTsen  und  Ladungen,  ist  nichts  weiter  zu  entrichten, 
als  bei  den  festgesetzten  t4  Erhebungsämtern,  eine  (nicht  verpacht- 
bare) allgemeine  Schiffahr  t  Abgabe,  theils  von  der  Ladung  f) 
(Elbezoll),  theils  von  den  Fahrzeugen  (RecogmtionsGebühr), 
beide  nach  dem  20  Guldenfufs ,  und  nach  einem  in  dem  Vertrag  fest- 
gesetzten Tarif  (7 — ki3  u.  i5).  Nicht  begriffen  sind  jedoch  hierunter; 
die  Mauthen  (Land-  oder. Stadtzolle ) ,  Eingang-  und  Verbrauchsteuern 
in  jedem  Landesgebiet;  die  Kran- ,  Wage-  und  Niederlagegebühren  b 
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den  Handelsplätzen;  die  Brücken-,  Aufzug-  uud  Schleusengelder 
(i4)j  auch  ist  wegen  des  (hannoverischen)  brunsha'user  Zolles  eine 
Claosel  beigelugt  (i5).  VI)  Die  Convention  enthalt  eigene  Bestimm 
mungen  :  in  Absicht  auf  polizeiliches  Verhalten  der  Schiller  und 
Flofser  (17  —  21);  ZollContraventionen  (s5  u.  27 )j  Revision  oder 
Visitation  der  Schiffe  und  Flossen  c)  (22  —  24);  richtende  Behörden 
(26);  Rettungs-  und  Sicherungsanstalten  (29).  VII)  Für  Unterhaltung 
des  Leinpfades,  und  für  Wegraumung  der  im  Fahrwasser  sich 
findenden  Hindernisse  der  Schiffahrt,  hat  jeder  Staat,  der  eine 
Hoheit  über  das  Strombett  ausübt,  zu  sorgen  (28).  VIII)  Für  voll- 
ständige Beobachtung  dieses  Vertrags,  soll  von  Zeit  zu  Zeit  eine 
Revis ionsC ommission  aller  Uferstaaten  sich  versammeln  (3o). 
IX)  Im  übrigen  bleiben  die  Hoheit  rechte  über  den  Strom  und 
dessen  Bett,  namentlich  die  Schiffahrtpolizei,  jedem  Uferstaat  (2  u. 
28).  X)  Anwendung  und  Ausdehnung  dieser  Convention  auf  Neben- 
flüsse, die  das  Gebiet  verschiedener  Staaten  trennen  oder  durch- 
strömen, so  weit  nicht  besondere  Umstände  entgegenstehen,  bleiben 
besonderer  Uebereinkunft  der  Staaten,  die  es  angeht,  überlassen  (32). 
XI)  Fünf  Uferstaaten  errichteten  auf  sechs  Jahre,  bis  zu  Ende  1827, 
an  demselben  Tage  einen  Vertrag  über  gegenseitige  Erleichterung  der 
Visitation  bei  ihren  ElbeZolIaratern  für  die  vorüberfahrenden  Schiffe 
und  FlöTse. 

a)  FJ be  Schiffahrt  Acte ,  abgeschlossen  und  unterzeichnet  zu  Dresden  den  ?3.  Jan. 
1811  von  den  Bevollmächtigten  der  Uferstaaten:  Oesterreich,  Preussen , 
Sachsen,  Hannover,  Danemark  für  Holstein  und  Lauenburg,  Mecklenburg« 
Schwerin,  AnhaltBcrnburg,  AnhaltCöthen,  AnhaltDcssau,  und  die  Freie  (der 
Freien)  Bundesstadt  Hamburg,  und  deren  Ratificationen  von  Seite  sämmtlicher 
genannter  Uferstaaten  ausgewechselt  wurden,  zu  Dresden  den  12.  Dec.  i8?i< 
Wien  aus  der  k.  k.  Hof-  und  StaatsAerarialDruckerci  181a.  4.  Auch  gedruckt 
als  Beilage  zu  dem  Protoc.  der  Bundesversammlung  v.  7.  Febr.  1822,  %.  4o; 
desgl.  in  Martens  reeucil,  Supplem.  IX.  714,  in  Gust.  Exxinghacs  corp.  juris 
acad.  ,  Th.  II,  S.  717  ff.,  in  H.  Hkbhaxs's  AdrersHandb.  der  Rheinschiflabrt- 
Verwaltung  für  1828.  S.  60  ff.  u.  in  der  Gesctzsamml.  fiir  die  preufs.  Staaten, 
1821,  Num.  a.  —  Ein  erläuternder  Auszug  dieser  Convention,  in  Witissb's  k. 
sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  494— 5o5;  auch  in  dem  ConversationsLezieon,  Neue 
Folge,  Bd.  I,  Abth.  1  (1824),  Art.  Elbescbiffahrt.  —  Das  Archiv  der  Elhe- 
scbiffahrtActen  befindet  sich  zu  Wien  bei  der  k.  k.  Staatskanzlei,  gemein- 
schaftlich für  den  Gebrauch  aller  betheiligtcn  Regierungen.  —  Die  erste 
Gommission  für  Revision  der  ElbeschiffahrtActc ,  endigte  ihre  Sitzungen  zu 
Dresden  am  18.  Sept.  1824.  Die  Resultate  ihrer  Verhandlungen  findet  man  in 
der  Allgem.  Zeitung  v.  5.  Nov.  1824 >  Beil.  204.  Ergänzende  Bestimmungen  zu 
der  ElbeschiffahrtActe ,  festgesetzt  in  dem  Protocoll  der  RevisionsCommission 
▼.  18.  Sept.  1824,  in  dem  Erbeblatt,  1825,  Num  4i  u.  bei  Hfräasn  a.  a.  O-, 
S.  o3 —  106.  —  Ueberhaupt  handelt  von  der  Schiffahrt  u.  dem  Handel  auf 
der  Elbe:  T.  L.  Hassb's  Elbe-Wochenblatt.   Schnccberg,  seit  18^2. 

6)  Vertrag  Preussens  mit  AnhaltCöthen  und  AnhaltDessau  v.  17.  Juli  1828,  betr. 
die  Befreiung  der  beiderseitigen  Unterthanen  vom  Elbezoll ;  in  Mai*™»*  re- 
cueil,  Supplem.  XI.  653. 

c)  Convention  zwischen  Preussen,  Sachsen,  Hannover,  Dänemark,  und  Mecklen- 
burgSchwerin  über  das  R*visions-  oder  Visitation» Verfahren  au' der  Elbe, 

51* 

Digitized  by  Google 


804 


il.  Theil.  XXIi.  Cap. 


v.  «3.  Jim.  1811;  in  der  Gesetxaamml.  für  die  preufs.  Staaten,  182a,  St.  7, 
u.  in  \[\Hr»N3  recuuil,  Supplement,  T.  IX,  p.  ?3i.  Uebercinkunft  t>C£en 
Vcrläu»«*runß  tlit'ser  Convention  auf  anderweite  sechs  Jahre,  ebenrias.  T.  M, 
p.  547.  Ii.  säehs.  Generale  v.  »7.  Febr.  18*2,  betr.  die  inlSnd.  Elbesi  hiffaliri; 
in  d»  saclis.  Gesclftsatnml. ,  N.  7. 

♦ 

/ 

§.    äßi.  (Neu.) 
IVeserschiffakrtActe  von  1825. 

Gleichmäsig  zu  Erfüllung  der  wiener  CongrefsUestiramungen  (§. 
&63  W.  )  ,  ward  für  die  Schiffahrt  auf  der  Weser,  einer  der  vorzug- 
lichsten  nordischen  Wasserstrassen  für  den  teulscbjen   Handel ,  im 
Jahr  iÖ23  von  den  sieben  Uferstaaten  ein  Staatsvertrag  geschlossen  «1, 
der  Bundesversammlung  am  i3.  Mai.  1824  mitgetheilt,  und  von  ihr  in 
dem   Bundes  Archiv   hinterlegt.     Dieser'  Ade   zufolge ,  soll  I)  die 
Schiffahrt  auf  dem  Weserstrom,    von    seinem   Ursprung  durefc 
Zusammenfluß  der  Werra  und  Fulda,  bis  in  das  offene  Meer,  und 
umgekehrt  aus  dem  offenen  Meer,  stromauf-  und  niederwärts,  i» 
Beziehung  auf  den  Handel  völlig  frei  seyn;  doch  bleibt  die  Schif- 
fahrt  von    einem  Uferstaat   zu  dem  andern  (cabotage),    auf  dem 
ganzen  Strom,  abschliessend  den  Unterthanen  desselben  überlassen 
(Art.  1).    II)  Aufgehoben  für  immer  sind:  alle  ausschlicssendeo 
Berechtigungen  ,   Frachtfahrt  auf  der  Wrescr  zu  treiben,    oder  ans 
solchen  Privilegien  hervorgegangene  Begünstigungen  für  Schiffergilden 
oder  andere  Corporationen  und  Individuen,  doch  mit  Ausnahme  blosser 
Fahren  und  anderer  Ueberfahrtanstalten.  auch  derjenigen  Schiffer  und 
ihres  Gewerbes,  deren  Fahrt  sich  auf  das  Gebiet  ihres  Landesherrn 
beschränkt  (2);  alle  Stapel-  und  ZwangumschlagRechte ,  namentlich 
die  zu  Bremen,  Minden  und  Münden  (3);  alle  zeitherigen  Zollab- 
gaben,  SchiffahrtErhebungen  und  Auflagen  (14);   jedes   etwa  noch 
bestandene  Strandrecht  (43).     III)   Ausübung   der  Weserschiffahrt 
steht  Jedem  frei,  der  von  seiner  Landesobrigkeit  Erlaubnifs  dazu 
erhalten   hat  ( 4  )•     W)   Dem  Handelsstand  zweier  oder  mehrerer 
Weserplätze  bleibt  überlassen,   Reihe  fahrte  n  unter  sich,  doch 
immer  nur  auf  höchstens  fünf  Jahre,  zu  errichten,  die  dem  Kaufmann 
billige  Fracht,  dem  Schiffer  schnelle  Befrachtung  sichern  (10  u.  f.  > 
V)  Von  den  Ladungen  ist  nur  eine  (nicht  verpaebtbare)  allgemeine 
Schiffahrtabgabe,  unter  dem  Namen  Weserzoll,  bei  den  festge- 
setzten zehn  Erhebungsämtern,  nach  dem  BruttoGewic  ht;und  dem 
in   dem   Vertrag    (§.  18  —  23)  bestimmten  Tarif  *)  ,    in  Conven- 
tionsGeld  nach  dem  20  Guldenfufs  zu  entrichten  (  14  u.  fif. ).  Nicht 
begriffen  sind  unter  dieser  Abgabe  die  Eingang-,  Ausgang- 
und  Verbrauchsteuern  der  Uferstaaten,  die  Hafen-,  Krahn-,  YVage- 
und  Niederlagegebühren  in  den  Handelsplätzen  ( a3 ).     VI)  Eigene 
Bestimmungen  enthält  die  Convention:   in   Absicht   auf  Controle 
(25 — 4«)?    gegen   natürliche    Schiffahrthindernisse  und 
Unglücksfälle  (  42  u.  f.);  für  Leinpfade  (44  —  48);  Neben 
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flu 8 sc,  für  welche  die  dabei  betheiligten  Staaten  besondere  Ver- 
trüge errichten  können  (49);  für  Ausführung  dieser  Acte  und 
hunltige  Revision  derselben,  durch  eine  von  Zeit  zu  Zeit  in  einer 
Weserstadt  sich  versammelnde  RevisionsCommission. 

a)  Weserschiffahrt/Ictc ,  unterzeichnet  zu  Minden  am  10.  Sept.  i8i3,  von  Bevoll- 
mächtigten der  Uferstaaten:  Preussen,  Hannover«  Burhessen,  Braunschweig , 
Oldenburg,  Lippe,  Freie  Hansestadt  Bremen,  ratificirt  am  Jan.  1824 J  in 
den  Protoeollen  der  t.  Bundesversammlung  v.  i8«4?  als  Beilage  zu  §.85, 
Bd.  XVI«  S.  i55  ff.,  auch  in  der  Gesetzsamml.  für  die  preufs.  Staaten,  1814  , 
St.  4,  in  v.  Mabtaks  recucil,  Supplem.  X.  3oi  —  335,  in  H.  Hjihmanx's  Adrcfs- 
Handh.  der  Hhcinschiflabrt  Verwaltung  für  1828,  S.  107  ff.  u.  in  ExxiBonAirs 
corp.  juris  germ.  arad. ,  Th.  II,  S.  792  —  740.  (Von  vorausgegangenen  Ver- 
handlungen, seit  1820,  s.  ▼.  Nav's  oben  %.  571  angef.  Beiträge,  Bd.  I,  S.  io3ff., 
3ia  ff.  u.  347O  —  Dazu  gehören:  1)  SeparaiVcrtrag  zwischen  Hannover  und 
der  Freien  Hansestadt  Bremen,  wegen  des  Pferdevorspanns,  v.  9.  Sept.  i8*3, 
in  der  bannöver.  Gesetzsamml.  v.  i8»4,  Abth.  1,  S.  i3,  bei  Maatens  1.  c. 
p.  336 ,  u.  bei  Hebxabv  a.  a.  O. ,  S.  i44  £  2 )  SeparatFertrag  zw.  Preussen  u. 
der  Fr.  Hansestadt  Bremen,  v.  10.  Sept.  »8*3,  bei  Hebmas»  a.  a.  O. ,  S.  145  f. 
u.  in  den  Protoeollen  der  d.  Bundes  versamml.,  Bd.  XVI,  S.  186.  3)Schlufs- 
Protocoll  der  WeserSchiffahrtBevisionsCommission  zu  Bremen,  v.  10.  Sept. 
i8a3,  bei  H.  IIebhan*  a.  a.  O.,  S.  140.  149  ff.  4  )  Ergänzende  Bestimmungen  zu 
der  WescrschiffahrtActe ,  in  dem  SchlufsProtocoll  der  WescrschiffabrtRevisions- 
Commission  tai  Bremen,  v.  ai.  Dec.  i8a5,  in  der  preufs.  Gesetzsamml.  v.  18*6 
St.  5.  5)  Vertrag  zwischen  Hannover  und  der  Fr.  Hansestadt  Bremen  v.  11. 
Jan.  1827;  betr.  die  Anlegung  eines  Hafens  an  der  Weser  und  Geeste,  in  der 
hannöver.  Gesetzsamml.  v.  1817,  Abth.  1,  S.  19,  u.  bei  Mabtexs  1-  c.  T.  XI, 
p.  100;  6)  Vereinbarung  zwischen  Hannover  und  Oldenburg  v.  a8.  Febr.  1829, 
betr.  Schiffahrt-  u.  sonstige  Verhältnisse,  u.  Nachtrag  dazu,  v.  4.  März  1819, 
in  der  Oldenburg.  Gesetzsamml.  v.  1829,  S.  84  —  106.  —  Vergl.  auch  den 
reichhaltigen  Artikel  « Wescrschiffabrt» ,  in  dem  ConversationsLexicon ,  Neue 
Folge,  Bd.  a,  i8a6.  —    Von  dem  vormaligen  ehflether  Weserzoll,  oben  §.566,  c. 

*)  Von  jedem  Schiffpfund,  zu  3oo  Pfund  Bremisch,  sollte  mehr  nicht  erhoben 
werden,  als  3i5  Pfennige  (1  Rthlr.  a  Gr.  3  Pf.)  ConventionsGeld.  Davon 
sollten  erhalten:  Preussen  69  Pfennige,  Hannover  126,  Kurbessen  4>,  Braun- 
schweig 16,  Lippe  i3»  Bremen  60.  Doch  ist  bei  vielen  Waaren  diese  Abgabe 
ermäsigt,  auf  die  Hälfte,  auf  %,  x/*%  Vm«  Leer  passirende  Schiffe,  auch  die 
neuen  und  zum  Verkauf  bestimmten,  sind  gänzlich  frei.  Allein  zufolge  der 
oben  (Note  a)  angef.  Ergänzenden  Bestimmungen  von  1825,  sollen  nicht  3i5, 
sondern  nur  236  '/4  Pfennige  erhoben  werden. 

§.    583.  (486.)' 
Souverainetät Rechte  und  Flussbenutzung. 

Vorstehende  (563  —  584)  beschränkende  Bestimmungen  abge- 
rechnet, bleiben  den  souverainen  Uferherrschaften  ihre  Staats- 
Iloheitrechte  über  die  genaniinten  Flüsse«),  namentlich  die 
Oberaufsicht,  Gesetzgebung,  Polizei,  Gerichtbarlteit ,  und  Strafgcwalt. 
desgleichen  das  Benutz  11  ngsrech  t  der  Flusse  und  ihrer  Ufer*), 
so  weit  dadurch  der  Schiffahrt  und  Handlung-  auf  solchen ,  nach  Inhalt 
vorstehender  Bestimmungen,  Kein  Eintrag  geschieht.     Wo  der  Huf»  , 

■ 
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der  Länge  nach,  zugleich  die  Staatsgrenze  bildet,  da  erstrecken 
sich  diese  Hoheitrechte  nur  bis  an  diese;  es  sey  die  Mitte,  oder  der 
Thal  weg  <0  des  Flusses  (§.  92). 

a)  F.  W.  Gtvi't  Rechte  der  Staatsgewalt  über  die  Rheinschiffabrt,  nach  den 
neuesten  Siaatsvcrträgcn.    Mnnnh.  1Q09.  8.   ElbeschiffalirtActe  r.  1821,  Art.  1 

60  Die  OclroiConvention  von  1804,  Art.  1,  erklärt  ausdrücklich  nur  den  Suva 
(lc  fleuve),  nicht  das  r'lufsbett,  und  auch  jenen  nur  in  Ansehung  der  Sttiß- 
fuhrt  und  Handlung,  für  gemeinschaftlich.  —  Die  Kran-,  Wage-,  Lagerhaus-  und 
Hafeneinrklüung ,  bleibt  jedem  Soutcrain  des  Rheinufers  überlassen. 

c)  Da  der  Thalweg  keine  mathematische  Linie  ist,  und  selbst  die  Achse  d« 
Thalwegs,  so  wie  die  Üebcrschreitung  derselben  bei  Thatbandlungen  auf  dem 
Thalweg,  in  der  Wirklichheit  sich  schwer  bestimmen  läfst;  so  verdient,  wenn 
man  sich  den  Schwierigkeiten  der  Prävention  nicht  aussetzen  will,  noch  durch 
Ucbereinkunft  bestimmt  zu  werden,  wie  es  mit  der  Gericht  barkeit  gebaltes 
werden  soll,  bei  f'ergehungen  auf  dem  Thalweg  selbst ,  die  weder  auf  den  Octroi, 
noch  auf  die  SchiflabrtPolizei  Beziehung  haben ,  ».  B.  Todschlag,  gefährliche 
Verwundung  auf  dem  Schiff,  Diebstahl,  u.  d.  Vergl.  Gaux's  Bcraerhungen 
a.  a.  O.  S.  104.  —  Badische  Verordn.,  die  künft.  Behandlung  der  Schiffahrt- 
sachen betr.,  v.  34.  Mal  lßio,  in  d.  bad.  Begier.  Blatt,  1810,  Nura,  ai. 


Digitized  by  Google 


ANHANG 


uigmze 


jd  by  Google 


kJ  by  Google 


Num.  I. 
ersieht 

jl  streitbaren  31  a  n  n  s  c  Ii  a  f  t 

r  ndpsversammlung  vom  no.  Aug.  1 
JVsind  1*5.  Juli  1827  enthalten  sind. 
,  106,  198  und  irq. ) 


des  B  n  n  d  c  s  h  c  e  r  e  ä. 

ÖiO,   4.  Febr.  18.9,  9.  u.   13.  April  il 


Bemerkungen. 


*«5 


l)  Die»e  Tabelle  gibt  eine  genaue  Zerlegung  jede»  C,on- 
tmg-nt.  in  d.e  \ ewrli mlrnrn  Wafl'engallungen  ,  0»eb 
den  im  5-  f>  de.i  <'>ali*i>„  Re.iimroungen  der  Krieg 
*/e'fa«Ming»  t(}.  i<)'|}  und  in  Hrn  iibrigm  oben  in  d 
Rubrik  angefulirlen  Rr«rblu»Fn  drr  B.  V.  enthaltenen 
Vori.chr.flen.  D-if.  m,|  d.e.er  Zerlegung  nirlit  b.-i  je- 
dem ('onlingrcl  die  wirllirbe  miliaricbe  Forma- 
tion gemeint  er,  15t  au!  drr  Tabelle  aelbit  otfen 
bar.  Sir  »oll  Yielmebr  nur  einen  MtsiMttb  (n  di« 
Hand  geben  ,  um  dj.  rrme,»en  tu  lonnen,  wa»  jeder 
flunr),  Mt  j  it  im  Verhältnis  iu  »Ken  übrigen  und  we- 
gen drr  fll  latiren  L'nterirlwede»  der  \Yafl>Dg»ttun 
gm  eigenllirh  iu  Iri.lrn  habe,  in  »o  weit  narnbeb  di* 
Leitung  in  Mann.rh  alt  beMeht.  —  Die  drei  ffemucA- 
lm  Armrrroip»  —  N um.  <)  ii.  in  —  haben  im  D« 
rember  1RI0  rmr  Ter3ndrrte  7in^rr.mrrj.;etiarg  «*- 
l.tten.  irtlem  »in  innen  Hie  Ontingent«  yer.cLiede- 
ner  RmideMtaMrn  her»u«genemtnen  ,  und  IO  A«r 
fiftrr*rtnfantrrtrDi\i'ion  rereinigt  wi»rden  find, 
wndurrh  jede»  drrue'ben  ripr  bedeutende  Minderung 
erhallen  Im.  Di»  Nähere  unten  in  einem  Nachtrag 
»u  den  Tabellen  Num   I  o.  II.  S.  813. 

i)  T*  r  bei  der  Ber<-<-bpUng  voilorrmenden  Rrücb*,  lind 
doflurrb  neggef  1IU11  .  djf»  »t.itl  i/j  und  darüber, 
überall,  lum  Vurthril  der  Streitmacht,  ein  Maua 
gan».  h.r>gc?en  jeder  Bruch  unter  l/j  als  0  angenom- 
men wurde. 


;)  Narb  Hrl.Mt-lmng  de«    S.    f.oll.»i»r|,rn  Mannctai 

im  J.  lSi5.  und  den  hiedur^h  lerinlaHiten  Territorial - 
Veränderungen,  seilten  die  dubei  bilhei I igten  drei 
llertnglirk  -  Sa<l«i.fhen  Haimer,  durch  Vergleich 
Tom  n.  Not.  iftjf..  il.re  Conttngenle  f»»t,  wie  folgt: 

S.  Allrnburg  efli  Mann- 

»  Coburg  -  Gotl.»  i,i  16  » 

und  wejrn  I. irlirr  berg  j?(J  ■ 

e    Meinvoge n  -  llildbiirghaii'rn    .     .     .     i.irta  a> 

i  4  ,g  Man». 

Mm  ».  da»  Protornll  der  R.  V.  T.  Ii.  Juli  1817  ,  f.  7*> 
Eine  He»tirr>mung  über  d i  e  ver»>  Ii  irdenen  Wnflengat» 
tungeo,  für  die*e  Cool ingente  ,  ift  b.i  jetit  «icLt  er« 
folgt. 

4)  Zu  OMrnbnrg  iwml,  Jrlt  drin  Vertrag  T.  iKtf.  da» 
Cimtingrnl    drr  Freien  llfrr.rl.aft     Knifi'<au>ri.  .  br. 
f lebend  «u»  i)  Mjtn  Infii.lene,     X<r£\    \  ixf>. 
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Ion  «Nähere 


I) 


I       und  I 

•|«trritt>iri* 
'    Train-  i 


Bemerkungen- 


Uli« 


I 


Linirn- 


l,U  i,no5 


3.675 


69,8*6 


und 
iiier» 


1 3,546 


6,6".  7 


i,38o 


1,2 


53/, 


48 


v  1,118 


l,lTO 


i6n 


*3,io8 


5,068 


4,485 


5,-o5 


2,563 


«,139 


79a  1  4° 


96 


80 


48 


40 


356 I  18  36 


3i5|  16 


3i 


1,113 


i,i3i,  »3,365  4,53a 


i,t«)5 


166 


M>9 


1,731      ^83    123  ' 


i,»85 


317I  16 


3i 


t)  Da  die  'n»««-r«  E'mlKeiliWg  d*r  «" 
machte»  ArroccCrp«  n««* 
Kcnnlnif»  geUus«  ««.  ,u  b'«1 
EinlliciJuuß  dcrielben  in  a  Di»i»M 
pur  „,  ,0  f«u  »D«-fubn,  »1«  **A 
der  N»!'«-'  n  B«^t'«nB>,»,,K«,,  ( 
j.dr»  Corp«  wen.g»lcru  in 

B^  Au»  abDlirW-m  Grund  "t   T«n  £ 
temiKhun  Ar-«-<*rP.  »«r  d.c 
lW.langlUI)  T.».on*u.  und  n.cbt 
d,«-    («■rn«"t-       Bris«««'»  •  H*«"" 
eu.  .«(„cl-hrl.  -  Voudcni» 
l8J>  ^r<ol3f''  Arnd^ruKSen  »  « 
-fr«.!. f htm     Arpu«Corpi  . 
d.durc!i  ^Lildcle-n  Rcjrrrtlnfar 
Un  ißton.  *■  »>1,n  °'"  Bomerlung. 
1  tu  TorJgr-r  r*lielle» 
V  F.brn  »o  könnt.'» .  w-il  dt*  t>i 
Vünf.«  d.  rrD.udrrma^lijc»  Suat 
„,.„  8iellu«»acr  G«*bütK  ooel 
die,«  «.r  a«  An«W 
„„Ii   ni,l.  deu  fem.»!«»  BM 
aufgeführt  werduo. 
1  Auel,  »ind  tur  B.ldut.8 

Hattert..  TOD  f,  oder  8  0r«»,ttt* 

6l,E.;,l-.t.»a,r.crW,«VoS.U 
Wn  ,  «'»">  V..rtbril  <Ur  Sir.  «m 

d,m  i:«ti»r»»  °«s,re,tl 


„,.53 


4,131 


a,o78  »5 


3o 


m  m  B»«'rn 

mrfcr  ..  s-nemrm-..  .  il»  »»»  " 
t4ir,„.   V.r>n.U».f*   >"»  *  00 

■  k.  d.«   N-l»   1  »«  der 
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Anhang. 


013 


Nachtrag 
zu  vorstellenden  Tabellen  Nura.  I  und  IL 

A  enderung  in  der  Zusammcnsclxung  der  drei  gemischten  Armee.- 
Corps*  und  Bildung  einer  InfunterieÜivision,  im  Dcccmber 

i83o. 

(Wörtlich  aus  dQTvotliebea  Blattern.  Beilage  mm  N<edeTrlieini»cricu  Kuriri  ifll  ,  Notn.  I  ,.  Allgcm.  Zeitung, 
l8Jl  ,  Beil.  4>-  Ht>rr*»poudenl  ».  u.  f.  Deul»bl.  f.  I.  Mari  18J1.  FnnLf.  OPA.  Zf'tciDg  .  18J1  ,  Br<l. 
>u  Num.  54.  Journal  du  Frjntfart ,  dn  8  mir«  |B3(  —  Bei  Vcrgleichung  dieici  Nachtrage*  mit  vortl<-Leudrn 
Tabellen  ,  wird  min  Aenderungi-n  »ueb  in  der  Marie  des  Conlingenl*  bemerken  ,  bei  JYnsimu  ,  Oldtnbiirg 
und  Frankfurt.  ) 

Die  drei  gemischten  Armee-Corps. 


Arme«. 
Cerp* 

Staaten. 

Infanterie 

Caraleric 

Artillen- 
»ten  und 
Pionnier* 

Starte  rf<* 
ContinKenl» 

VIII. 

\  Hadcn         .     .     i     .     .     •     •     .  • 
1  Grofsberzogthum  Hessen  .... 

10,8l6 

7,75  » 
4,802 

»>994 
1.429 
885 

1,145 
820 

5o8 

1 3,9  55 

10,000 
6,195 

4>8 

»,473 

3o,iju 

IX. 

9,3o2 
4,402 
3.TH 

»,7»4 

811 

984 
466 
3>8 

12,000 

5,679 
4,0^.) 

1 

»7,4*5 

2,525 

1,768 

2 1,7 »8 

♦ 

Zur  Besatzung  dsr  Bundesfeslung 
Luxemburg : 

Grofsherzngthum  Luxemburg  .    .  . 

1,981 

365 

210 

2,556 

X.  i 

,  Mecklenburg  -  Schwerin  .  .... 
Die  Freien  Sriidte  Lübeck,  Bremen 

10,118 

a,79i 

S88 
2,621 

1,699 

i,865 
5i4 
299 
5.i 
7> 

3.2 

1,071 

295 
172 
294 
69 
»79 

1^9 

i3,o54 
3,6oo 
2,096 
3,58o 
718 
2,800 

2,190 

1 

L  3,572 

'2,2^9 

28,038 

Rescrvelnfanterie  Division, 
•ur  Ergänzung  der  Besatzungen  der  Bundesfestungen  und  zur  Disposition 

des  Oberfcldhcrrn. 

Contiaftenl 

Bundesstaaten. 


ContiogeiH 

in 

Infanlerieetfllunc, 


Sachsen  -  Weimar 
»  Altenbur 
»      Coburg  -  uotna 
»      Meiningen  -  Hildburg!. 

Anhalt -Dessau  

»     Bernburg     ,    .  . 
v      Göthen  .... 
Schwarzburg  -  Sondershausen 

9  Rudolstadt 
Hohenzollern  •  Hechingen 

Liechtenstein  

Hohenzollern  -  Sigmaringen 
Waldeck  .  ..... 

Reuft,  alterer  Linie. 

»     jüngerer  Linie 
Schaumburg  -  Lippe 
Lippe  .... 

Hessen  -  Hombur 
Freie  Stadt  Fr< 
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Anhang 


Nuin.  III. 

Verzeichniss  der  Quoten  sämmtlicher  Bundesglieder, 
bei  einerBewiUigung  von  30,000  Gulden  zu  der  Rundes- 
Matricularcasse.  ( Zu  }.  >9&*  Not«  b.) 


fl.  kr. 

.  Oes  Ire  ich   9i43o  5o 

Prcussen   7,880  3o 

K.  Sachsen   1*193  3o 

Bai  er  n   3,54o  42% 

Hannover.  1,298  i5 

Würtemberg                                                 \  1,887  55 

Baden  %               .  994  35 

Kurhessen   564  47  Va 

(irofsherzogthum  Hessen      .        .        .        .       .  616  10 

Holstein  und  Lauenburg   350  2% 

Luxemburg        .       .  ■     .       •       •        ■       •  9 54  i5 

ß  raunschweig*        •        •               •        •  208  27'/, 

Mecklenburg -Schwerin         .  356  5 

Nassau         .        .        .        .        .        .        •        .  3oi  7fAÄ 

S a chse n -Wei ni ar      .       .       .       •       *    *  *  199  55 

—  A 1 1  e  n  b  u  rg  ')       .       .               .  97  39 

—  Coburg> Gotha  0      .              -       •  110  fyVu 
und  iür  das  Fiirstenthum  Lichtenberg    .  24  5«3/i6 

—  Meiningen-Hildburghausen1)  114  22, 
M  ccUI enburg-Stre litz    .....  71  aj'/j 
Oldenburg       .        .        .       •        •        .        .  216  35 
Anhalt-Dessau        .        .        .        .        .        .  52  40 

—  Bernburg.       .        .       .        .     •  .  36  5o 

—  Cöthen       .       .       .        .        .        .  32  '71/* 

Schwarzburg -Sondershausen    .               .  44  5**A 

—  ■           Rudolstadt.       '.       .  53  40 

H  o  he  nz  ol  lern- H  e c  h  i nge  n   ....  14  25 

Liechtenstein.       .        .        .       •       .       .  5  3o 

Hohe  n  zoller  n -Sigmar  in  gen       .       .        .  35  221/,, 

Waldech  ........  5i  ^5 

Reufs,  älterer  Linie  .......  22  71/,, 

—  ,  jüngerer  Linie        .....  5i  55 

Schaumburg-Lippe   a3  $2% 

Lippe       .       .       .       .       .       .    /   .       .  68  40 

Hessen -Homburg  (s.  1.  et  o. )       .  19  55 

Lübeck   40  a5 

Frankfurt-   47  35 

Bremen     .       .       .       . ,  .    .               .        ,  48  i5 

Hamburg  .                        .        .        .        .        .  itQ  5 

')  *ach  dem  Protocoll  der  B.  V.  v.  12.  Juli  1817»  §•  7ty 


■ 
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Num.  IT. 

Vcrzeichniss  der  teutschen  Standesherren, 

im  Sinn  der  BundesActe,  und  nach  Bestimmungen  theils  der 
SchlussActe  des  wiener  Congresses  theils  besonderer  Beschlüsse, 

Verträge  oder  Verleihungen. 

Geordnet  nach  den  Bundesstaaten,  in  welchen  die  standesherrlichen 

Besitzungen  gelegen  sind. 
(Zu  V  3oi,  Note  i.) 


Vorbemerkungen. 

Bei  Standesherren  und  Standesherrlichkeit  ($.  3oa)  im  Sinn  des  vierzehnten  Ar- 
tikels der  teutschen  BundesActe»  seiet  diese  voraus,  neben  fürstlicher  oder 
gräflicher  Familienwürde ,  ehemalige  Rcichsstandschaft  wegen  eines  reichsstän- 
dischen  Beeitstbums,  welches,  mit  der  Person  des  Besitzers  und  seiner  Familie, 
im  J.  1806  oder  seitdem  der  Staatshoheit  eines  teutschen  Bundesfürsten  Standes* 
herrlich  untergeordnet  worden  ist.   60  die  Regel. 

Allein  es  finden  sieh  Ausnahmen  von  dieser  Regel.  Die  Schlufs  Acte  des  wiener  Con- 
gresses  räumte  einem  Freiherrn,  wegen  seines  vormals  reichsständischen  Besitsthums» 
Standesherrlichkeit  ein,  dem  Freiherrn  v.  Bömmclberg,  wegen  der  Herrtchaft  Geb- 
men(^.3oi,e).  Sie  gesteht  dieselbe  etlichen  vormaligen  Reichsständen  eu,  wegen  nicht* 
reicbsständiScher  ,  doch  reichsunmittelbarer,  nicht -reichsrilterschaftlicher  Besi- 
tzungen; so  dem  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  Bentheim  wegen  der  Grafschaft  Steiu- 
furt,  und  dem  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  Bentheim-Tecklenburg  oder  Rheda 
wegen  der  Herrschaft  Rheda  nebst  Güterslohs»  dem  Fürsten  von  Sayn -Wittgen- 
stein-Berleburg»  wegen  der  Herrschaft  Homburg  an  der  Mark,  dem  vormals 
nicht- reichsständischen  Herzog  von  Croy  wegen  Dülmen  (§.  3oi,  d  u.  unten 
bei  Preussen,  I.  die  Note  zu  Num.  4)*  —  Dem  oben  schon  genannten  Grafen 
(seit  1817  Fürsten)  von  Bentheim -Tecklenburg  hat  Preussen  Standesherrlichkeit 
bewilligt  für  seine  vormals  nicht  -  reichsständische,  doch  reichsunroittelbare  Graf- 
schaft oder  Herrschaft  Hohenlimburg  (%.  317,  a).  —  Dem,  in  anderer  Hinsicht, 
wegen  vormals  reichsständischer  Verhältnisse,  standesherrlichen  fürstlichen  Hause 
Löwenstein  Wertheim ,  gesteht  Wirtemberg  Standesherrlichkeit  zu,  wegen  der 
vormals  weder  reichs-  noch  kreisständischen  Graf-  oder  Herrschaft  Löwenstein 
($.  3oi,  d).  Etlichen  wird  Standesherrlichkeit  eingeräumt,  die,  ohne  reichsständi- 
sches Besitzthum,  nur  für  ihre  Person  Thcil  an  einer  rcichsgrä fliehen  ComitialCuriat- 
Stimme  hatten,  also  reichsständisch  -  gräfliche  Personalisten  waren;  so  dem 
Grafen  von  Schlitz  genannt  von  Görtz  (§.  3i5,  b),  und  dem  Grafen  von  Neipperg 
(unten  bei  Wirtemberg,  V,  die  Note  zu  Num.  6).  Dem  Freiherrn  (seit  1810  Grafen) 
von  Rechberg  und  Rothenlöwen,  welcher  weder  reichsständischer  Personalist  noch 
reichsständisch  begütert  war  (unten  bei  Wirtemberg,  V,  die  Note  zu  Nuni.  3o), 
räumt  Wirtemberg  Standesherrlichkeit  ein.  —  Wo  eine  Anomalie  einer  der  vor- 
erwähnten Arten ,  bei  einem  Standcshcrrn  in  dem  hier  folgenden  Verzeichnifs 
sich  findet,  ist  solches  jedesmal  angemerkt. 

Von  dem  rechtlichen  fTirkungsutnfung  einer  Standesherrlichkeit,  die  ihren 
Grund  hat  in  einer  bundesfürsilichen  Verleihung,  nicht  in  Bestimmungen  des  vier- 
zehnten Artikel»  der  BundesActe,  oben  %.  317,  vergl.  mit       3oa  u.  3iö. 

Eine  ziemliche  Anzahl  von  Standesherren  sind  tuvien,  oder  andere  dreien, 
etliche  sogar  vier  bundesfürstlichen  Souverainen  untergeordnet  ( §•  3oi ,  k> 

i 

* 
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Anbang* 


Solche  kommen  daher,  in  nachstehendem  Vcrzeichnifs ,  unter  eben  so  vielen 
Bundesstaaten  vor.   


In  den  königlich- preußischen  Provinzen  Westphalen  und 

IViederrhein,  auch  Sachsen. 

A)  Westphalen  «). 

1)  Herzog  von  Arenberg;  wegen  der  Grafschaft  Rcchling- 
hausen  *).    f/%  Q  Meilen,  3i,i48  Einw. 

2)  Fürst  von  Bcnthcim-Stcinfurt;  wegen  der  Grafschaft 
Steinfurt  O  .    1%  QM.  3,774  E. 

3)  Fürst  von  Bentheim-Tecklenburg  oder  Bentheim- 
Rheda;  wegen  der  Herrschaft  Rheda  <0  (3QM.  n,a55  E.)  und  der 
Grafschaft  Hohenlimburg         2%  QM.  6,480  E. 


o)  Die  Standesherrschaften  in  den  Provinzen  ffreatphalen  und  NittUrrhem,  mit 
Ausnahme  von  Hohenlimburg  (Num.  3),  harnen  an  Preussen ,  theils  durch 
den  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art  24  et  43,  Rhein.  Bund  es  Acte, 
Art.  24,  theils  durch  die  unten  bei  Num.  11,  und  bei  Ntuteu  (Num.  IX),  angef. 
Verträge.  Bestimmungen  über  den  Rcchtszustand  drr  Standesherren  in  die- 
sen beiden  Provinzen ,  oben  3i6.  —  Verzeichnet  sind  hier  die  preussischen 
Standesherren  nach  alphahetitcher  Ordnung  der  Familiennamen.  Die  Angaben 
der  Volkszahl  in  den  Provinzen  Westphalen  und  Niederrhein ,  beruhen  auf 
Zählungen  in  den  Jahren  1817  oder  1818. 

•)  Man  s.  "oben  3«.  Der  Herzog  von  Arenlnr»,  dem,  für  den  ihm  aufgenöthig-^ 
ten  Verlust  an  hoheitlichem  und  grundherrlichem  Einkommen  in  Rcckling- 
haosen,  von  Napoleon,  als  Grofsherzog  von  Berg,  im  Jahr  i8i3  eine  Jahrrente  von 
106,701  Francs  war  zugesichert  worden  (Klübeb's  Acten  des  wiener  Congresses, 
Bd.  IV,  8.  i?Q  ff.)»  erbot  sich  gegen  die  preussische  Regierung  zu  Aufgebung 
der  Standesherrlichkeit  in  Recklinghausen  gegen  Entschädigung ,  doch  mit 
Beibehaltung  seiner  dortigen  Eigenthumrechte.  Das  Erbieten  ward  nicht  an- 
genommen ,  dagegen  sein  dortiger  besonderer  Rechtszustand  im  J.  i8«5  durch 
Uobereinkunft  festgesetzt.  Von  seiner  Slandesherrschaft  Meppen  unten,  b*i 
Hannover,  Num.  IV. 

c)  Die  Grafschaft  Steinfurt  war  nicht  reichsständisch,  doch  rcichsunmittclbar,  sie 
wird  aber  in  der  wiener  CongrcfsActe ,  Art  43,  *u  den  Standesherrschaften 
im  Sinn  der  BundesActe  gerechnet.  Wegen  Bentheim,  war  der  Besitzer  reichs- 
ständisch (man  s.  unter  Hannover).  Das  ehchin  landsässige  bentheimische 
Gogcricht  RüjcAuu,  mit  5,783  £.,  im  Regierungsbezirk  Munster,  ist,  nicht  stan- 
desherrlich. 

d)  Der  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art  43«  nennt,  aufser  Rheda,  auch 
die  bentheim.  tecklenburgischen  oder  rhedaischen  Herrschaften  Gütersloh  und 
Gronau.  Allein  das  Dorf  Gütersloh  ist  Bestandteil  der  Herrschaft  Rheda,  und 
das  Haus  oder  die  Unterherrlichkeit  Gronau,  in  dem  ehemaligen  Fürstenthum 
Münster,  war  zur  Zeit  des  t.  Reichs  eine  mittelbare  oder  landsässige  Be- 
sitzung des  Grafen  von  BcntbeimTccklenburg ,  und  ist  jetzt  nicht  stände»  - 
herrlich. 

#)  Wegen  der  Grafschaft  Hohenlimburg,  frühe rli in  meist  Herrschaft  genannt,  die 
in  dem  Ac*e  final  du  congres  de  Vienne,  art  a3,  für  ein  preussische«  Schutz- 
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4)  Hersog  vdn  Croy;  wegen  der  Herrschaft  Dülmen  /*).  6  QM. 
10,829  E. 

5)  Fürst  ton  Haunitz-Rietberg;  wegen  der  Grafschaft 
Rietberg  £).    2  QM.  13,181  £. 

6)  Herzog  von  Looz-Corswarem;  wegen  seines,  im  preussi- 
schcn  Gebiet  liegenden ,  südlichen  Anthcils  von  RheinaWolbeck  A). 
8  QM.  15,967  E. 


land  erklärt,  und  in  den  Art.  43  u.  14  unter  den  preussischen  Standesherr« 
schatten  nicht  genannt  ist,  ward,  auf  Bitte  des  Besitzers,  durch  eine  könig- 
liche CabinctOrdre  v.  19.  Dcc.  1816,  Standesherrlichkeit  eingeräumt. — Weder 
Wieda  noch  Hohenlimburg  gaben  Reichsstandschaft,  aber  beide  waren  rcichs- 
unmittelbar.  Beide,  in  der  rheinischen  BundesActe  nicht  genannt,  kamen  nicht 
schon  1806,  sondern  erst  1807  unter  grofsherzoglich  -  bergische  Hoheit.  In 
der  wiener  CongrefsActe ,  Art  43,  wird  Rheda  zu  den  Standesherrscbaften  • 
im  Sinn  der  BundesActe  gerechnet. 

/)  Die  Herrschaft  Dülmen,  war  ehehtn  ein  Theil  des  hochstift-münsterischen  Am- 
tes Dülmen,  welchen  Croy  durch  den  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  3,  er- 
hielt. Das  herzogliche  Haus  Croy  hatte  nie  Reichsstandschaft,  und  nur  reichs- 
mittelbare Besitzungen  auf  der  linken  Rheinseite.  An  die  ausserordentliche 
Reicbsdeputation  zu  Regensburg,  erlief«  der  Herzog  im  J.  180»  die  Bitte,  Dül- 
men zu  einer  Grafschaft  zu  erheben,  und  demselben  Stimmrecht  in  dem  west- 
phalischen  GrafenCollegium  beizulegen.  Von  der  R.  Deputation  erfolgte  hier- 
auf der  Beschlufs:  «die  Erledigung  dieses  Gesuchs  beruhe  auf  der  bereits  für 
nötbig  befundenen  Organisation  der  reichsgräflichen  Collcgienv.  Frotocoll  der 
ausserordcntl.  R.  Deput. ,  %.  184 ,  S.  543 ,  u.  Beilagen ,  Bd.  III ,  8.  97.  Dieso 
Organisation  unterblieb.  —  Durch  die  rheinische  Bundcsacte,  Art.  14,  ward 
Dülmen,  unter  dem  Titel  Grafschaft,  dem  Herzog  von  Arenberg  als  Standes- 
herrschaft untergeordnet.  Als  dieser,  im  Dec/1810,  seiner  Souverainetat  be- 
raubt ward  (oben  %•  3a),  ham  es,  mit  Verlust  seiner  standesherrlichen  Rechte, 
unter  kaiserlich-französische  Hoheit.  Die  wiener  CongrefsActe  nennt  dasselbe 
unter  den  preussischen  Standesherrschaften.  Für  ihm  entzogenes  Einkommen, 
erhält  Croy  von  Prcusscn  eine  immerwährende  Jahrrente  von  6000  Tbaler 
Vergl.  V  3di ,  Note  d. 

ff)  Rietberg  kam  1807  unter  königlich  -  westphälische  Hoheit.  In  der  rheinischen 
BundesActe  war  es  mit  Stillschweigen  übergangen.  Der  Fürst  von  Haunitz, 
ohne  männliche  Nachkommen  t  hat  Rietberg  um  das  J.  i8a3  verkauft, 
an  den  Gutbesitzer  Tenge  zu  NicderBarkbausen  im  Fürstentum  Lippe.  Es 
bat  aber  für  diesen  bis  jetzt  der  Besitztitel  gerichtlich  nicht  berichtigt  werden 
können,  weil  das  fürstliche  Haus  Liechtenstein,  Gundaccariscber  Linie,  die 
Fortdauer  des  in  einem  Vergleich  von  1726  ihm  für  den  Fall ,  wenn  der  Rau- 
nüziscbe  Manristamm  aussterben  würde ,  vorbehaltenen  Nachfolgcrechtes  in 
Rietberg,  hingegen  der  Fürst  Raunitz  die  Erlöschung  dieses  Rechtes  behaup- 
tet. Beide  Theile  streiten  jetzt' hierüber  vor  Gericht.  Raunitz  hat  bis  jetzt  in 
zwei  Instanzen  gesiegt. 

Ä)  Dem  Herzog  von  Looz,  der  früher  nie  Reichsstand,  auch  reichsunmittelbar 
nicht  begütert  war,  hatte  der  ReichsDeputationsHauptscblufs  von  i8o3,  %.  3a, 
einen  Theil  der  münsterischen  Acmter  Bevergern  und  Wolbeck,  dann  Für- 
stenthum RheinaWolbeck  genannt,  ohne  Anzeige  wofür,  zugetheilt,  und  ihm 

'  eine  VirilStirame  in  dem  Reichsfürstenrath  zugesichert.  Die  wiener  Congrefs- 
Acte unterwarf  standesherrlich  den  gröfsern  Theil  von  RheinaWolbeck  der 
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7)  Fürst  (vorhin  Rheingraf)  von  Salm-Hort tmtr;  wegen  der 
Grafschaft  Horstmar  «)•    12%  QM  5o,4»*  E. 

8)  Fürst  von  Salm-Salm;  wegen  der  Herrschaft  Anholt.  */• 
QM.  1,718  E.    Man  s.  oben  $.  32. 

9  u.  10)  Fürsten  von  Salm-Salm  und  Salm-Kyr  bürg;  wegen 
der  Aemter  Ahaus  ond  Bocholt  oder  des  Fürstenthums  Salm,  ge- 
meinschaftlich unter  ihnen  zu  2/s  und  l/s  *).  27  QM.  62,5^7  E.  Mao 
s.  oben  §.  33. 

11)  Fürst  von  Sayn-Wittgenstein-Berleburg;  wegen  */s 
der  Grafschaft  Wittgenstein  /).    3%  QM.  7,177  E. 

12)  Fürst  von  Sayn- Wittgen  st  ei  n-Hohenste  in  ;  wegen  V* 
der  Grafschaft  Wittgenstein"«).    4%  QM.  9,111  E. 

Leberhaupt,  in  der  Provinz  fTestphalen :  78%  QM.   »4,688  E. 


preussischen ,  den  Ueberrest  der  hanftÖTerischen  (unten  Num.  .IV)  Staatsho- 
heit.  Durch  Uebereinkunft  um  das  J.  1814«  hat  der  Hersog  die  Ausübung  der 
Gcricbtbarkeit  und  standelherrlichen  Verwaltungsrechte  an  Preussen  abge- 
treten und  auf  gewisse  Geldansprüche  verzichtet,  gegen  eine  immerwährende 
Rente  von  aooo  Thaler. 

1)  Die  Ausübung  der  Gerieb tbarkeit  und  stand eshcrrlichen  Verwaltung sreebte, 
nebst  etlichen  nutsbaren  Rechten  oder  Ansprüchen,  bat  der  Fürst  an  Preussen 
abgetreten,  gegen  eine  immerwährende  Jahrrente  von  20000  Tbaler. 

Jt)  Die  Salm  -  Salmische ,  von  Napoleon  bewilligte  Jahrrente,  betragend  mit  Ein- 
schlufs  jener  für  Anholt  100,968  Francs,  aber  mit  Ausschlufs  jener  von  10,968 
Fr.  für  den  AnholterZoll ,  ward  von  Preussen  auf  i33oo  Thlr.  preufa.  Cour, 
festgesetzt;  die  Salm  -  Kyrturgiscke  auf  6000  Thlr.  Beide  Theile  haben  dagegen 
auf  die  Geriehtbarkeit ,  Polizei  und  Steuerfreiheit  verzichtet.  —  Salm- Kirburg 
verkaufte  i8«5  an  Salm-Salm,  für  eine  Jahrrente  Ton  5ioo  Thlr.  und  Ueber- 
nahme  von  00,000  Thlr.  Schulden,  sein  Vi  an  Ahaus  und  Bocholt,  mit  Aus- 
schlufs des  ys  am  Schlofs  zu  Ahaus  und  dessen  Zugebör  nebst  Jagdgereehtig- 
keit,  zu  welchem  die  Gemahlin  des  Fürsten  Friedrich  IV.  von  S.  Kyrburg  auf 
ihren  Namen  die  Salm-Salmischen  */,  hinzukaufte. 

t)  Die  ganze  Grafschaft  Wittgenstein ,  im  zu  u.  %  getbcilten  Besitz  der  bei- 
den Hauptlinien  zu  Berleburg  und  Wittgenstein,  ward  1806  durch  die  rheisv 
BundesActe  der  Staatshoheit  des  GH.  von  Hessen  standesherrlich  untergeordnet 
Als  die  wiener  CongreftActe  181 5  das  ghzgl.  hessische  Herzogthum  Westphales, 
wozu  jene  Grafschaft  gehörte,  der  Krone  Preussen  zugetheilt  hatte,  überlief* 
Hessen,  in  einem  Staatsvertrag  vom  3o.  Juni  i8i5,  mit  jenem  Herzogthum  an 
Preussen  auch  die  «Oberhoheit  und  Lehnherrlichkeit  über  die  Grafschaften 
Wittgenstein- Wittgenstein  und  Wittgenstein- Berleburg*  (sie!)}  welches  in  dem 
GeneralRccefs  der  frankfurter  TerritorialCommission  v.  io.  Juli  1819,  Art.  18, 
wiederholt  ward.  Auch  wurden  in  einem  zwischen  Preussen  und  Hessen  zu 
Münster  am  12.  Marz  1817  geschlossenen  Vertrag,  Art.  14  —  »3,  über  ver- 
schiedene Gegenstände,  die  Grafschaft  Wittgenstein  betreffend,  Bestimmungen 
gemacht.  —  Die  besondern  standesberrlichen  und  finanziellen  Verhältnisse  der 
fürstlichen  Hauptlinie  zu  Berleburg  ,  sind  geordnet  durch  eine  Lebereinkunft 
mit  Preussen  vom  16.  Juli  1811. 

m)  Für  entzogenes  Einkommen  hat  die  fürstliche  Hauptlinie  Wittgenstein- Hohen- 
stein von  Preussen  Entschädigung  erhalten,  durch  eine  Geldsumme  und  ein« 
beständige  Jahrrente. 
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B)  Niederrhein. 

13)  Fürst  Ton  Solms-Braunfels;  wegen  der  Aemter  Braunfels 
und  Greifenstein  ( Bestandteile  der  Grafschaft  Solms).  4%  QM. 
14,900  E. 

14)  Fürst  yon  Solms-Lich  und  Hohensolms;  wegen  des 
Amtes  Hohensolms  (Bestandteils  der  Grafschaft  Solms).  1%  QM. 
3,007  E. 

15)  Fürst  von  Wied  »);  1)  wegen  der  niedern  Grafschaft  Wied, 
mit  Ausnahme  des  unter  nassauischer  Hoheit  stehenden  Amtes  Grenz- 
hausen, jetzt  eines  Theils  des  Amtes  Selters  (3%  QM.  11,218  E.); 
2)  wegen  der  obern  Grafschaft  Wied ,  mit  Ausnahrae  der  unter 
nassauischer  Hoheit  stehenden  Bestandtheile  in  dem  Amt  Runkel,  dann 
wegen  der  ehehin  kurtrierischen  Aemter  Altenwied  und  Neuerburg. 
6%  QM. '16,107  E. 

Ueberbaupt  in  der  Provinz  Niederrhein:  i5%  QM.   45,*3a  E. 
Total  der  standesherrlichen  Besitzungen  in  den  Provinzen  Westphalen  und 
Niederrhein:  94  QM.    169,920  E. 

C)  Sachsen. 

Aus  dieser  Provinz  wurden,  im  J.  1829,  die  Häupter  drei  gräflich- 
Stolhergischer   Linien  <>)    als  Standesherren  im    Sinn  der  teutschen 


«)  Die  hier  genannten  beiden  Theile  der  Grafschaft  Wied  waren  getrennt  bis 
su  dem  08.  April  18*4»  wo  die  ältere  Linie  ffiedRunkel  erlosch.  Diese  besafs 
die  obere  Grafschaft,  Wied- Neuwied  die  niedere.  Seit  der  Vereinigung  beider 
Tbcile,  nennt  sich  die  letzte  blofs  Wied.  Ihr  bat  Preussen ,  1816  •  für  Aus-  ■ 
Übung  der  sundesherrlichen  obrigkeitlichen  Gerechtsame  ein  s landesherrliches 
RegierungsGollcgium  bewilligt,  das  zum  Theil  ein  Gericht  zweiter  Instanz 
bildet. 

n)  Reichsständisch  waren  die  jetzigen  Grafen  von  Stolberg  durch  Theimahme  an 
der  reichsgräflieh-wetterauischen  ComirialCoriatStirame ,  auf  folgende  Weise. 
1)  Stoiber^-  Wernigerode  war  nur  reichsständisch  -  gräflicher  Personalist,  bis  es 
am  5.  Jan.  1804 ,  wo  der  Stolberg  -  Gedernsche  Mannstamm  erlosch ,  in 
dem  reichsständisch  berechtigten  Gedern  succedirte,  wodurch  es  reichsstän- 
disch-gräflicher Realist  ward.  2)  Stolberg  -  Stolberg  war  nur  reichsständisch- 
gräflicher  Personalist;  denn  die  Grafschaft  Stolberg  stand  unter  hursächsischer« 
sein  Antheil  an  der  Grafschaft  Hohnstein  unter  kurbraunschweigi  scher  Landes- 
hoheit. Doch  hatte  es  Kreisstandschaft  im  obersächsischen  Reichskreis,  wegen 
der,  obgleich  mittelbaren,  Grafschaft  Stolberg.  3)  Stolberg  -  Rosla  reichs- 
ständisch-gräflicher  Realist,  wegen  seines  Antheils  (Ortcnburg  u.  s.  w. )  an 
der  reichsständischen  Grafschaft  Königstein.  —  Standesherrliche  Besitzungen, 
im  Sinn  der  teutschen  BundesActe ,  haben  diese  drei  Linien  unter  preussi$cher 
Staatshoheit  nicht;  wiewohl  sie  wegen  ihres  Besitzthums  unter  dieser  sehr  be- 
vorrechtet sind.  Oben  %.  101,  a,  u.  %.  3i8,  b.  -  Von  diesen  und  andern 
Personal-  und  BesiUvcrhfiltnissen  und  Veränderungen   des  gräflichen  Hauses 
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7)  Fürst  (vorhin  Rheingraf)  Ton  Salm- Horstmar;  wegen  der 
Grafschaft  Horstmar  »).    >«%  QM  5o,4n  E- 

8)  Fürst  von  Salm-Salm;  wegen  der  Herrschaft  Anholt 
QM.  1,718  E.    Man  s.  oben  §.  32. 

9  u.  10)  Fürsten  ron  Salm-Salm  und  Salm-Kyrburg;  wegen 
der  Aemter  Ahaus  und  Bocholt  oder  des  Fürstentums  Salm,  ge- 
meinschaftlich unter  ihnen  zu  */,  und  l/s  *).  27  QM.  6a,537  E.  Man 
s.  oben  §.  3s. 

11)  Fürst  von  Sayn-Wittgenstein-Berleburg;  wegen  V» 
der  Grafschaft  Wittgenstein  /).    3%  QM.  7,177  E. 

12)  Fürst  von  Sayn- Wittgenstein-Hohenstein;  wegen  Vi 
der  Grafschaft  Wittgenstein  m).    47a  QM.  9,3 1 1  E. 

Ueberhaupt,  in  der  Prohns  VTettphaUn:  78%  QM.   334,688  E- 


prcussischen,  den  Ueberrest  der  hannoverischen  (unten  N um.  .IV)  Staatjno- 
heit.  Durch  Uebereinkunft  um  das  J.  1824*  hat  der  Herzog  die  Ausübung  der 
Gcrichtbarkeit  und  standesherrlichen  Verwaltungsrechte  an  Prcussen  abge 
treten  und  auf  gewisse  Geldansprüche  versichtet,  gegen  eine  immerwährende 
Rente  von  3000  Thaler. 

0  Die  Ausübung  der  Gerichtbarkeit  und  standesherrlichen  Verwaltungsrecbte, 
nebst  etlichen  nutsbaren  Rechten  oder  Ansprüchen,  hat  der  Fürst  an  Preussen 
abgetreten,  gegen  eine  immerwährende  Jahrrente  von  10000  Tbaler. 

k)  Die  Salm  •  Sulmitche ,  von  Napoleon  bewilligte  Jahrrente,  betragend  mit  En- 
schlug  jener  für  Anholt  100,968  Francs,  aber  mit  Ausschluß  jener  too  10,968 
Fr.  für  den  AnholterZol! ,  ward  von  Preussen  auf  i33oo  Thlr.  preufs.  Cour, 
festgesetzt;  die  Salm  -  Kyrturgiscke  auf  6000  Thlr.  Beide  Theile  haben  dagegen 
auf  die  Gerichtbarkeit,  Polizei  und  Steuerfreiheit  versiebtet.  —  Sahn-Kf^  , 
verkaufte  i8i5  an  Salm-Salm ,  für  eine  Jahrrente  von  ßioo  Thlr.  und  lieber- 
nähme  von  60,000  Thlr.  Schulden,  sein  Vi  *n  Ahaus  und  Bocholt,  mit  Aus- 
schluß des  Vs  am  Schlofs  su  Ahaus  und  dessen  Zugehör  nebst  Jagdgrrecfctig- 
keit,  su  welchem  die  Gemahlin  des  Fürsten  Friedrich  IV.  von  S.  Hvrburgsuf 
ihren  Namen  die  Salm-Salmischen  */s  hintukaufte. 

0  Die  ganse  Grafschaft  Wittgetuttin ,  im  su  %  u.  %  getheilten  Besits  3er  bei- 
den Hauptlinien  su  Berleburg  und  Wittgenstein ,  ward  1806  durch  die  rbeis- 
BundesActe  der  Staatshoheit  des  GH.  von  Hessen  standesherrlich  untergeordnet 
Als  die  wiener  CongrefsActe  i8i5  das  ghsgl.  hessische  Hersogthum  Westphsle». 
wosu  jene  Grafschaft  gehörte,  der  Hrone  Preussen  sugetheilt  hatte,  überlieft 
Hessen,  in  einem  Staatsvertrag  vom  3o.  Juni  i8i5,  mit  jenem  Hersogthum  u 
Preussen  auch  die  «Oberhoheit  und  Lehnberrlichkeit  über  die  Grafschaft« 
Wittgenstein-Wittgenstein  und  Wittgenstein -Berleburg»  (sie!);  welche*  in  &** 
GeneralRccefs  der  frankfurter  TerritorialCommission  v.  30.  Juli  1819,  Art- 
wiederholt  ward.  Auch  wurden  in  einem  zwischen  Preussen  und  Hessen  1» 
Münster  am  13.  Mars  1817  geschlossenen  Vertrag,  Art.  14  —  »3,  über  «*• 
achiedene  Gegenstände,  die  Grafschaft  Wittgenstein  betreffend,  Bcstimmunge« 
gemacht.  —  Die  besondern  standesherrlichen  und  finanziellen  Verhältnisse  der 
fürstlichen  Hauptlinie  su  Berleburg,  sind  geordnet  durch  eine  UcbereüuWt 
mit  Preussen  vom  16.  Juli  1811. 

*«)  Für  entzogenes  Einkommen  hat  die  fürstliche  Hauptlinie  W dtgmittin -  flohr 
stein  von  Preussen  Entschädigung  erhalten,  durch  eine  Geldsumme  und  «•** 
beständige  Jahrrente. 
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B)  Niederrhein. 

13)  Fürst  von  Solms-Braunfels;  wegen  der  Aemter  Braunfels 
und  Greifenstein  (Bestandteile  der  Grafschaft  Solms).  4%  QM. 
14,900  E. 

14)  Fürst  von  Solms-Lich  und  Hohensolms;  wegen  des 
Amtes  Hohensolms  ( Bestandteils  der  Grafschaft  Solms).  1%  QM. 
3,007  E. 

15)  Fürst  von  Wied»);  1)  wegen  der  niedern  Grafschaft  Wied, 
mit  Ausnahrae  des  unter  nassauischer  Hoheit  stehenden  Amtes  Grenz- 
hausen, jetzt  eines  Theils  des  Amtes  Selters  (3%  QM.  11,318  E. ); 
2)  wegen  der  obern  Grafschaft  Wied ,  mit  Ausnahme  der  unter 
nassauischer  Hoheit  stehenden  Bestandteile  in  dem  Amt  Runkel,  dann 
wegen  der  ehehin  kurtrierischen  Aemter  Altenwied  und  Neuerburg, 
6%  QM.  16,107  E. 

Eeberbaupt  in  der  Provinz  Niederrhein:  i5%  QM.    45i*3i  E 
Total  der  standesherrliclien  Besitzungen  in  den  Provinzen  Westphalen  und 
Niederrbein:  94  QM.    169,930  E. 

C)  Sachsen. 

Aus  dieser  Provinz  wurden,  im  J.  1829,  die  Häupter  drei  grafüch- 
Stolbergischer   Linien  «»)    als  Standesherren  im    Sinn  der  teutschen 


*)  Die  hier  genannten  beiden  Theile  der  Grafschaft  Wied  waren  getrennt  bis 
su  dem  ?8.  April  18*4 »  wo  altere  Linie  ffiedRunkel  erlosch.  Diese  besafs 
die  obere  Grafschaft,  W ied-  Neuwied  die  niedere.  Seit  der  Vereinigung  beider 
Tbeile,  nennt  sich  die  letzte  blofs  Wied,  Ihr  bat  Preussen ,  1816 ,  für  Aus-  • 
fibung  der  standesherrlichen  obrigkeitlichen  Gerechtsame  ein  standesherrliches 
RegierungsCollcgium  bewilligt,  das  cum  Tbeil  ein  Gericht  zweiter  Instanz 
bildet. 

0)  B eich« t indisch  waren  die  jetzigen  Grafen  von  Stolberg  durch  Theilnabme  an 
der  reichsgräflieb  -  wetterauischen  ComirialCflriatStimmc ,  auf  folgende  Weise. 
1)  Stolberg  -  Wernigerode  war  nur  reichsständisch  -  gräflicher  Personalist,  bis  es 
am  5.  Jan.  1804 1  wo  der  Stolberg  -  Gedernsche  Mannstamm  erlosch ,  in 
dem  reichs ständisch  berechtigten  Gedern  succedirte,  wodurch  es  reichsstän- 
disch-gräflicher  Realist  ward.  1)  Stolberg  •  Stolberg  war  nur  reichsständisch- 
gräflicher  Personalist ;  denn  die  Grafschaft  Stolberg  stand  unter  hursächsischen 
sein  Antheil  an  der  Grafschaft  Hohnstein  unter  kurbraunsebweigischer  Landes- 
hoheit. Doch  hatte  es  Kreisstandschaft  im  obersächsisehen  Reichskreis,  wegen 
der,  obgleich  mittelbaren,  Grafschaft  Stolberg.  3)  Stolberg -  Rotla  reichs- 
ständisch - gräfli eher  Realist)  wegen  seines  Antheils  (Ortcnburg  u.  s.  w. )  an 
der  reichsständischen  Grafschaft  Königstein.  —  Standesherrliche  Besitzungen» 
im  Sinn  der  teutschen  BundesActe ,  haben  diese  drei  Linien  unter  pretutischer 
Staatshoheit  nicht;  wiewohl  sie  wegen  ihres  Besittthums  unter  dieser  sehr  be- 
vorrechtet sind.  Oben  %.  10s,  a,  u.  V  3,8  *  h-  ~  VoB  diesen  und  andern 
Personal-  und  BesittverhSltnissen  und  Veränderungen   des  gräflichen  Hauses 
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BundesActe  zu  dem  Prädicat  Erlaucht  berechtigt,  doch  nicht  als 
standesherrrlich  (im  Sinn  der  BundesActe )  in  dieser  Provinz  begütert, 
von  Preussen  bei  der  Bundesversammlung  angerneidet: 

a)  Graf  von  Stolberg- Wernigerode; 

b)  Graf  von  Stolberg-Stolberg; 

c)  Graf  von  Stoiber g-Rosla. 

Anmerkung. 

Ueberdiefs  waren,  in  der  Provinz.  Clere-Berg.  zwei  Standesberrschaften: 

a)  Die  vormals  reichsständische  Herrschaft  Gimborn  und  Neustadt,  dem 
Grafen  von  Wallmoden  gehörend,  4  Ö_M.  1 3,763  E. 

b)  Die  Herrschaft  Homburg  an  der  Mark  p),  dem  Fürsten  von  Sayn- 
Wittgenstein-Berleburg  gehörend,  a  QM.  9,891  £. 

Es  haben  aber  die  Besitzer,  für  »ich  und  ihre  Nachfolger,  durch  Über- 
einkunft der  Krone  Preussen,  datirt  jene  des  ersten  aus  dem  Jahr  1819,  jene 
des  andern  vom  16.  Ju).  1811 ,  ihren  dortigen  standesherrlichen  Gerechtsamen 
gegen  Entschädigung  entsagt.  Von  dem  Standes-  und  Besitzverhältnifs  des  Grafen 
von  Wallmoden,  s.  man  IUObfiTs  Abhandlungen  etc.,  Bd.  I,  S.  596.  Durch 
die  erwähnte  Veräusscrung  standesherrlichcr  Personalist  geworden,  ward  er 
nicht  von  Preussen,  sondern  i83o  von  Mecklenburg,  unter  welchem  er  Standes 
herrlich  nicht  begütert  ist,  als  zu  dem  standesherrlich  -  gräflichen  Prädicat  «Er- 
laucht» berechtigt  bei  der  B.  V.  angemeldet. 

Ferner  waren  in  der  Provinz  Westphalen,  bis  i8*5, 

c)  Die  Herrschaft  Gebmcn,  eine  vormals  rcichsständische  Herrschaft, 
'y s  QM.  1.411  ,E.  Ihr  Besitzer  war  der  Freiherr  von  Bömmelbcrg,  der  letzte 
von  dem  Mannstamm  seines  Geschlechtes.  Derselbe  succedirte  in  Gchmen ,  im 
J.  1S00,  einem  Grafen  von  LiinburgStvrum.  Durch  die  rheinische  BundesActe, 
Art.  «4«  kam  Gebmcn  als  Standesherrschaft  unter  die  Hoheit  von  Salm  Kirburg. 
Als  dieses,  im  Der.  1810,  seiner  Souvcrainetät  beraubt  ward  (oben  3*2),  kam 
Gehmen,  mit  Verlust  seiner  standesherrlichen  Rechte,  unter  französische  Hoheit. 
In  dem  königl.  Edict  vom  ai.  Juni  i8i3,  war  Gehmen,  unter  den  preussischeu 
Standesberrscbaften  nicht  genannt,  wohl  aber  in  der  wiener  CongrefsActe,  Art 
43;  daher  ward  späterhin  durch  eine  königliche  CabinetOrdre  vom  30.  April 
1817  erklärt,  dafs  jenes  Edict  auf  Gehmen  Anwendung  finde,  Bömmelberg 
war  der  einzige  Standesherr  frtikerrlichen  Standes.  (Man  s-  3oi,  Note  e).  Er 
verkaufte  Gehmen  im  J.  i8«5,  dem  Vernehmen  nach  für  126,000  Thaler  im  w 
Guldenfufs  oder  316,800  Gulden,  im  *4  Guldenfufs  an  einen  Freiherrn  von  Lands- 
berg-Vehlen, welcher  in  der  Nähe  von  Gehmen  das  Gut  Vehlen  besitzt.  Ver- 
gebens hat  sich  dieser  bemüht,  von  der  preussischen  Regierung  eine  Bewilligung 
zu  Fortsetzung  der  Standesherrlichkeit  für  sich  und  seine  Nachkommen,  oder 
eine  neue  Verleihung  derselben  zu  erwirken. 

.      .   ■  ■ 

Stolberg,  habe  ich  nähere  Nachricht  gegeben,  in  dem  Genealogischen  u.  Staats- 
Handbuch  für  das  J.  1827,  S.  620  ff.  —  Angemeldet  w-urden  im  J.  1819  hei 
der  (  Bundesversammlung :  Stoiber  g- Wernigerode  von  Hannover  und  GH. 
Hessen;  Stolberg  -  Stolberg  von  GH.  Hessen;  Stolberg  -Hosla  von  GH.  Hessen 
Man  s.  unten,  unter  Hannover  u.  GH.  Hessen. 

p)  Obwohl  früher  Bestandteil  der  reichsständischen  Grafschaft  Sayn,  und  ton 
daher  noch  in  der  letzten  Zeit  des  t.  Reichs  steuerpflichtig  zu  Römerin  onatm 
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II. 

In  dem  Königreich  Baiern  «). 
Fürsten. 

O  Esterbazy  Ton  Galantha;  wegen  Edelstetten,  J/10  <JM. 
85o  E. 

2)  Fugger-Baben hausen;  wegen  seiner  sämmt  liehen  standes- 
herrlichen  Besitzungen,  7  QM.  11,000  E. 

3)  Hohenlohe-Schillingsfürst.  (Man  s.  unter  Wirtemberg, 
Num.  9,  Note  f.) 

4)  Leiningen 

5)  u.  6)  Löwenstein -Werth  eim  -  Freudenberg  ,  beide 
SpecialLinien 

7)  Löwenstein- Werthei  m-Rosenberg 
£)  Oet  tingen-S  p  ielberg. 


und  Kaminerzielen,  gab  die  Herrschaft  Homburg  an  der  Mark  doch  weder 
Reichs-  noch  Kreisstandschaft,  sie  wird  aber  in  der  wiener  CongrefsActe, 
Art.  43,  den  Slandcsberrschaftcn  im  Sinn  der  BundesActe  gerechnet. 
a)  Nach  dem  baierischen  Intelligcnr.Blatt,  v.  i.  Jan.  1819,  der  baicrischen  Anmel- 
dung der  dortigen  Standesherren  bei  der  B.  V.  im  J.  1829,  u.  einer  baier. 
Verordn.  ▼.  1%.  April  1829,  belr.  das  den  Häuptern  der  dortigen  standesherr- 
lich-graflichen,  vormals  rcichsständischen  Familien,  das  Prädicat  Erlaucht  zu 
geben,  in  dem  baitr.  Begier.  Blatt  v.  16.  Mai  1829  u.  in  der  Allgem.  Zeit, 
v.  19.  Nov.  1829,  Beil.  139.  —  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der. 
hier  genannten  Familien  unter  Baiem,  s.  man  die  rheinische  BundesActe,  Art. 
«4,  u.  die  unten  bei  Wirtemberg^  Baden  u.  GH.  Hessen  angef.  Vertrage  v. 
1810,  i8i5  u.  »819,  insbesondere  den  Beces- genern l  der  frankfurter  Terri- 
torialCommtssion,  v.  20.  Jul.  1819.  Art.  4  u  5 ,  in  Mabtfks  recueil,  Supplcm. 
VIII.  604.  Auch  den  noch  ungedruckten  Vertrag  «wischen  Baiern  u.  dem 
ehemaligen  Grofsherzog  von  Wirxburg,  gcschl.  zu  Paris  am  «6.  Mai  1810, 
wovon  die  TerritorialVerandcrungcn  angrgehen  sind  in  Winrofp's  rhein. 
Bund,  Heft  49,  S.  45  —  54  —  Bestimmungen  über  den  Rechtszustand  der  baieri- 
schen Slandeshcrrcn ,  oben  \.  3i3  u.  3i6. 

6)  Man  s.  die  rheinische  BundesActe,  Art.  ;  den  Vertrag  Napoleons  mit 
GH.  Hessen  v.  7.  Sept.  1810,  u.  den  badisch -glm  gl. -hessischen  Vertrag  v.  8. 
6ept.  1810,  Art.  1,  in  Mahtfss  recueil,  Supplem.  V.  «80,  Koch  et  Schokll 
histoire  abregee  des  traites  ,  T.  VIII,  p.  3a«;  den  von  Oestreich  u-  Preussen 
'mit  GH.  Hessen  am  3o.  Juni  1816  geschlossenen  Vertrag,  Art-  3,  vergl.  mit 
dem  östreich- baierischen  Vertrag  v.  14.  April  1816,  Art.  3,  bei  Martkks  1.  c. 
VII.  t4  et  14 ;  und  den  angef.  Reces-gcneral  v.  io.  J|ul.  1819,  Art.  4. 

r)  Der  angef.  Reces-general»  art.  a,  n°.  I,  lit.  c,  et  art.  8- 

d)  Man  s.   den  angef.  Beces -general ,   art.  4*8,   et  i,  n°.  I,  lit.  c.  Das 
Amt  Heuimch   (mit   i33o  E.  im  J.  1810) ,  an,  der  linken  Seite  des  Mains, 
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9)  (Dettingen- Wall  crstein. 

10)  Schwarzenberg;  wegen  Schwarzenberg  o.  Hohenlandsberg. 

11)  Thum  und  Taxis  «). 

ia)  Waldburg-Zeil-Traachburg ;  wegen  Trauchburg  uod 
Wengen. 

i3)  Waldburg. Zeil- Wurzach;  wegen  Forthofen,  eine» 
Dorfs  ,  sonst  zu  der  unter  wirtembergische  Hoheit  gekommenen 
Herrschaft  Marstetten  gehörend.  (Man  s.  unten  bei  Wirtemberg  die 
Note  k  zu  Num.  17. 

Grafen. 

Cast  ell-B  emli  ngen. 

15)  Castc  11-Rü  denh  ausen. 

* 

16)  Erbach  -  Wart  emberg.  Roth  ;  wegen  des  Hcrrschaft- 
gerichts  Pechau  in  dem  UnterMainlireis ,  welches  ein  Bestandteil  der 
Grafschaft  Erbach  war/). 

»7)  Fugger-Glött  g). 

18)  Fugger- Kirchheim  g). 

19)  F  ugg  er- N  Oldendorf  8). 


welches  stand  esherrlieh  1806  unter  Baden,  dann  1810  unter  GH.  Hessen  g'* 
kommen  war,  kam  18)6  aus  grofsherzogl.  hessischer  unter  baierische  Staatv 
hoheit,  in  Folge  des  von  Oestreicb  und  Preussen  mit  GH.  Hessen  am  3o.Juni 
1816  geschlossenen  Vertrags,  Art.  3,  bei  ManTxas  1.  c.  VII.  t4  («o  das  Wort 
Heubach  ausgelassen  zu  seyn  scheint);  vergl.  mit  dem  östreieh-baieriwben 
Vertrag  v.  14.  April  1816,  Art.  3,  ebenda».  S.  14.  Wiederholt  und  bestätigt 
ward  solches  in  dem  angef.  Reers- general ,  art.  4. 

e)  Die  fürstlich  -thurn  -  und  taxischen  Besitzungen  in  Baiern,  sind,  mit  standen 
herrlichen  Vorrechten ,  von  dem  Staat  als  Entschädigung  für  das  Postwesen 
abgetreten  worden.  Man  s.  oben ,  §.  44° «  Note  c.  Vergl.  aueh  die  bairr- 
Declaration  für  Thum  und  Taxis,  v.  «7.  Mars  181» ,  oben  §.  3i3,  d,  u.  3i*. 
Reichsslandschaft  hatte  dieses  Haus  seit  1754.   Vergl.  unten  bei  Wirtcmbenj. 

/)  Auch  ward,  durch  den  baicrisch-wirtembergisenen  Tausch-  und  Grewfertra; 
v.  18.  Mai  1810,  ein  kleiner  Theil  der  vormals  reichsständischen,  jeut  das- 
desherrlichen  Grafschaft  Roth  dem  Königreich  Baiern  atandesherrlich  uater- 
geordnet,  das  Amt  Steinbach. 

g)  üeber  den  Rechtszustand  der  Grafen  von  Fugger,  besteht  eine  eigene, 
vor  Auflösung  der  t.  Rcicbsverbindung  ertheilte,  königl.  baierische  Declarati" 
v.  7«  Jun.  1806.  Man  s.  oben,  §.  3i3  e,  und  Nachträge.  %.  3i6.  —  Fuggtr-GM 
besitzt  standesherrlich,  nur  unter  Baiern,  die  Herrschaften  Glött,  Oberndorf, 
Ellgau,  Boiberg,  Emersncker  u.  Lauterbron,  !%>  QM.  mit  3,95o  E.  und  die 
durch  Tausch  standesherrlicher  Besitzthcile  von  Baiern  im  J.  1806  erhalte»' 
Herrschaft  Blumentbai.  —  Fugger- Kirchheim  bat  nur  unter  Baiern  standesbm- 
liehe  Besitzungen,  die  Herrschaften  Rirchheim,  Eppishauscn  u.  Schmieeber». 
iy,  QM.  a,4oo  E.  —  Fugger  -  Nordendorf  hat  atandesherrlich  unter  Baiern  » 
dem  baicrischen  OberDonaukreis  die  Herrschaften  Nordendorf  u.  Micnbautf» 
mit  ungefähr  1,400  £.,  dann  unter  Wirtemberg  das  Rittergut  NiederAlfi«»gffr 
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ao)  Orttenburg;  wegen  Tambach. 

21)  Ree  h  teren -Lim  purg-Spec Ilfeld.    (Man  s.  oben  §.3i6, 
b,  und  unten  bei  Wirtemberg,  die  Note  zu  Solms  -  Braunfels. ) 
21)  Schtinborn;  -wegen  Wiesentheid. 

a3)  Stadion. Thannhausen  ;  wegen»  Thannhausen  ,  3/4  QM. 
i5oo  E. 

24)  Waldbot t- Bassenheim;  wegen  Buxheim  ( 3o8  E.  im  J. 
1806)  und  Winterrieden  (35o  E.).  Man  s.  die  Anmerk.  unten 
bei  Nassau. 


III. 

■ 

In  dem  Königreich  Sachsen.  ♦ 

Als  zu  den  standesherrlichen  Prä'dicaten  *  Durchlaucht  >  und 
«Erlaucht«  berechtigt,  wurden  im  J.  1829  von  königlich- Sächsischer 
Seite  bei  der  Bundesversammlung  angemeldet«)  die  Häupter  der 
Fürstlichen  und  Gräflichen  Linien  des  Hauses  Schönburg;  also: 

1)  Fürst  ron  Schonburg-Waldenburg. 

2)  9       »  »    »  Hartenstein. 

3)  Graf  von  Schonburg-Hin terglauchau.  , 

4)  »       »  9»  Rochsburg. 

5)  »       »  v     v  Wechselburg. 


IV. 

In  dem  Königreich  Hannover"). 
1)  Herzog  von  Arenberg;  wegen  des  1826  zum  Herzogthum 


Wirtemb.  Regier.  Blatt  t.  10.  Sept.  18*8.  —  Fuggtr  -  Kirchberg  -  WeUsenhom 
ward  1829  su  dem  standesherrlichen  Prädicat  «Erlaucht»  von  Baiern  bei  der 
Bundesversammlung  nicht  angemeldet,  nur  von  Wirtemberg.  Doch  besitzt  es 
stand  esherrlich  in  dem  baieriseben  OberDonaukreis  die  Grafschaft  Kirchberg 
und  die  Herrschaften  Wollenstetten,  Marstetten,  Weissenborn  und  Pfaffen- 
hofen, mit  ungefähr  9500  E.  auf  ungefähr  3%  QM.  Auch  in  Wirtemberg  hat 
diese  Linie  standesherrliche  Besitzungen,  mit  ungefähr  *,5oo  E. ,  vermutlich 
in  Folge  des  baierisebwirtembergischen  Tausch-  u.  Grcnsvertrags  t.  18.  Mai  1810. 

«)  Die  Anmeldung  geschah  in  Folp  des  für  das  fürstliche  und  gräfliche  Haus 
Schönburg  gefaßten  Beschlusses  der  Bundesversammlung  vom  7.  Aug.  1828^ 
oben  §•  3>8,  b,  S.  456.  In  dem  teutschen  Beich  war  das  Haus  Schönburg 
reichsständisch -gräflicher  Personalist.  Von  seinem  persönlich  und  dinglich 
sehr  bevorrechteten  Zustand  in  dem  Königreich  Sachsen,  oben  %.  3i8,  b,  und 
in  dem  Genealog,  u.  StaatsHandbuch  für  das  J.  1827«  S.  ,58a  ff. 

m)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art*  3a. 
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ArenbergMeppen  erhobenen,  vormals  roünsterischeu  Amtes  Meppen 
mit  ungefähr  3 1,000  Einw. 

3)  Herzog  von  Looz-Corswarem;  wegen  seines,  im  Königreich 
Hannover  liegenden  südlichen  Antheils  von  B  hei  na  Wolbeck ,  des 
jetzigen  Kreises  Emsbühren  c),  mit  ungefähr  5ooo  Einw.  (Man  $. 
oben,  unter  Preussen,  A,  6.) 

3)  Fürst  von  Bentheim-Steinfurt;  wegen  der  vormals 
reichsständischen  Grafschaft  Bentheim  «0  ,  ungefähr  19  QM.  mit 
24,200  E. 

Ausser  diesen  wurden  1829,  als  zu  dem  Prädicat  «Erlaucht»  der 
Häupter  standesherrlich- gräflicher  Familien  berechtigt,  doch  nicht 
als  standelberrlich  im  Königreich  Hannover  begütert,  bei  der  Bundes- 
versammlung von  Hannover  angemeldet: 

a)  Graf  von  Stolberg- Wer nigerode  und 

b)  »     9  »         Stolberg  );  dann 

c)  »     »  Platen-Hallermund/).. 


b)  Der  Herzog  von  Urenberg  wollte  die  durch  die  wiener  CongrefsActe  ihm  zu- 
gesicherte Standesherrlichkeit  nicht  annehmen  ,  verlangte  aber  die  Fortdauer 
der  von  Frankreich  im  J.  i8i3  ihm  zugesicherten  jährlichen  Entschädigungz- 
rentc  von  i34,ooo  Francs.-  Dieses  Begehren  ward  nicht  zugestanden.  Man 
oben  Nutn.  1,  unter  Preussen,  A,  1,  u.  Kl£bb*'s  Acten  des  wiener  Congr.' 
Bd.  I,  Heft  1,  S.  114,  u.  Bd.  IV,  S.  129  fF.   Von  dem  besondern  standesherr- 

.  liehen  Bechtszustand  des  Hauses  Arenberg  wegen  Meppen,  oben  V  3i6* 

*c)  Von  den  Bestimmungen  des  Reichsdcp.Hauptschlusscs  von  i8o3  für  Looz, 
oben  unter  Preussen,  Num.  IV,  6.  —  Durch  Uebereinkunft  hat  der  Herzog 
gegen  Hannover  auf  Ausübung  der  Gerichtbarlieit  und  standesherrlichen  Ver- 
waltungsrcchte  und  auf  gewisse  Geldansprüche  verzichtet,  gegen  eine  immer- 
währende Rente  von  1200  Thaler,  laut  einer  königl.  Verordnung  v.'si.  Sept 
1826.   Oben  %.  3 16,  c 

4)  Von  dem  dortigen  besondern  Rechtszustand,  oben  %.  3i6,  c. 

e)  Die  Häupter  dieser  beiden  Stolbergischen  Linien  besitzen  ,  mit  ansebnUrn«-n 
persönlichen  und  dinglichen  Vorrecbien,  Landcstheile  der  Grafschaft  Hoknsun. 
welche  schon  in  der  Zeit  des  teutsebco  Reichs  unter  hannoverischer  Landes- 
hoheit standen.  Man  s.  das  Genealog,  u.  StaatsHandbuch  auf  das  J.  1817.  & 
621.  —  Von  ihren  vormaligen  reiebsständisch  -  gräflichen  Verhältnissen,  obea 
unter  Prctuscn ,  C ,  Note  c. 

f)  Platen-Hallermund  war  reichsständisch  -  gräflicher  Personalist.  War  und  ist 
standesherrlich  nirgend  begütert.  Vcrgl.  %.  3o3,  c.  RlGbbb's  Abhandlungea 
etc. ,  Bd.  I ,  S.  ay6. 
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In  dem  Königreich  Wirtemberg  °). 

Fürsten, 
i)  Colloredo- Mansfeld 

«)  Alphabetisch  geordnet;  nach  einem  amtlichen  Verzeichnini  vom  Juni  tßta, 
veranlagst  durch  die  Beschlüsse  der  B.V.  vom  18.  Aug.  i8a5  u.  i3-  Febr.  1819, 
betr.  die  den  Standesherren  zu  ertheüenden  Prädicate  «Durchlaucht*  und 
«Erlaucht».  Damit  verdient  verglichen  zu  werden,  das  «provisorische*  Vcr- 
seichnifs  in  dem  Königlich  -  Wirtembergischen  Hof  -  und  StaatsHandbuch  von 
1824»  S.  5o5  —  5 10,  wo  zugleich  bei  jedem  Standesherrn  seine  Besitzungen 
kurz  angegeben  siod.  Hinzugekommen  sind  hier  eigene,  theils  erläuternde, 
theili  berichtigende  Anmerkungen.  Die  beschlossene  definitive  Matrikel  der 
wirtembergischen  Standesherren  ist,  meines  Wissens,  noch  nicht  zu  Stande 
gekommen.  —  In  J.  D.  G.  MzMJixjfGRa's  Beschreibung  von  Wirtemberg,  nebst 
e.  Uebcrsicht  seiner  Geschichte,  in  der  ersten  Aufl.  (Stuttg.  18*0.  8.),  S.  448  f. 
und  in  der  zweiten  völlig  umgearbeiteten  (i8i3.  8.),  S.  4*3  f.  stehen  zwei 
Verzeichnisse,  worin  manche  als  wirtembergische  Standesherren  angegeben 
werden ,  die  es  theils  nie  waren,  theils  nicht  mehr  sind.  Man  a.  unten  die 
Schiursanmerkungen  zu  gegenwärtigem  Verzeichnis.  —  Die  in  dem  angof. 
StaatsHandbuch  von  i8i5,  und  in  demjenigen  von  «8*4,  S.  73  f.,  in  dem  Ver- 
zeichnis» der  Landstände,  angenommene  Rangordnung,  wird  von  allen  Standes- 
herren noch  nicht  anerkannt.  —  Als  Quellen  dienen:  aufs  er  dem  ehemaligen 
teutschen  BeichsStaatsrecht,  insbesondere  dem  BeichsdeputationsIIauptschlufs 
v.  i8o3 ,  die  rheinische  BundesActe,  Art.  «4»  u*  der  baierisch  -  wirtembergische 
Tausch  -  und  Grenzvertrag  v.  18.  Mai  1810,  in  Mabtkhs  recueil,  Suppleim.,  V. 
o,Vr.  —  Königliche  Bestimmungen  Aber  den  allgemeinen  Bechtszustand  der 
wirtembergischen  Standesherren,  oben  %.  3i3  u.  3i6. 

b)  Beichsständisrh  war  der  Stammherr  des  seit  1763  fürstlichen  Hauses  Colloredo- 
Mansfeld,  und  zwar  seit  1737  als  Personalist  in  dem  schwäbischen  Grafen- 
Collegium,  dann  als  Benlist  in  dem  fränkischen  GrafenCoUegium,  wegen  einea 
i8o3  von  dem  Grafen  von  Noatitz  ihm  verkauften  Theils  (1  QM.  io5oE.)  der 
Grafschaft  Hieneck  am  Main  u.  Sinn,  die  er  180?  an  den  Fürsten  Primas  ver- 
kauft hat;  dann  seit  1804  wegen  eines  von  HohenlohcBartenstein  ihm  ver- 
kauften Theils  der  reichsständischen  Grafschaft  Limpurg  (unten  m  dieser  Note)* 
nämlich  der  Herrschaft  (Limpurg-Sontheim-)  Groningen.  Die  letzte  verkaufte 
er  an  Wirtemberg,  durch  Vertrag  v.  a.  Jan.  18*7-  Seitdem  ist  er,  in  Wi- 
ttenberg wenigstens,  standesberrlicher  Personalist.  Als  zu  dem  Standesherr 
lieben  Prädicat  «Durchlaucht»  berechtigt,  ward  et*  im  J.  1829  bei  der  B.V. 
von  Wirtemberg  angemeldet  j  nicht  auch  von  Baiern  wegen  Hieneck.  —  Die 
vormals  reichsständischc  Grafschaft  Limpurg  ist,  seit  Erlöschung  des  gräflich- 
liiupurgischen  Mannstammes  im  J.  1713»  so  vielfach  vertbcilt,  dafs  blofa 
an  der  Stadt  Gaildorf  mit  1400  Einwohnern,  einer  der  verschiedenen  Tbeü- 
baber  mehr  nicht  ala  */»,  und  ein  anderer  sogar  nur  besitzt.  Daher  sah 
man  hier  während  der  Beichsverfassung  regierende  Landesherren,  auf  deren 
Einen  man  ein  halbes  Dutzend  Unterthanen  reebnen  konnte.  Blofs  wegen 
ihrer  Antheile  an  dieser  Grafschaft,  aind  in  diesem  Verzeichnis  der  wirtem- 
bergischen Standesherren,  ausser  dem  bis  1817  bei  Limpurg  betheiligten  Für- 
sten von  Colloredo - Mansfeld ,  auch  aufgeführt:  «wei  Prinzen  von  Sohn*. 

KlttW«  «a*.il.  Recht.  3.  Amü.  52 

» 
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«0  »ictrichstein 

3)  Fürste  nbcrg  '0. 

4)  Hohenlohe-Kirchberg  O. 

5)  »       »  Langenburg. 

6)  v       v  O eh  ringen. 

7)  »       »  Waiden  bürg- Hartenstein. 

8)  »       »  *       »  Jaitberg. 

9)  »  »  »  >  Waldenburg/)  (Schillings- 
fürst). 

10)  Lowenstein  -  Wertheim  -  Frendenberg  ,  beide 
SpecialLinien  g). 


ttraunjcU,  und  unter  den  Grafen:  fValdeck  -  Pyrmont ,  frittgenstein ,  Isenburg- 
Büdingen  -  Meerholz ,  Pücller  -  Limpurg .  Verkauft  haben  seit  1806  ihre  Antheile 
an  der  Grafschaft  Limpurg :  CoIIoredo  -  Mansfeld  und  Rechteren  -  Limpurg  •  Speck/M 
an  die  Krone  Wirtemberg,  Solms-Rödelheim  an  den  Grafen  von  fF'aldeck- Pyrmont. 
Von  den  seltsam  verzweigten  Besitzverhältnissen  der  Grafschaft  Limpurg ,  s. 
man  Wiskopp's  rhein.  Bund,  Heft  36  (1809)«  S.  376  ff.  etc.  PolizciFama  v* 
i8o5,  S.  io3o,  den  (nürnberger)  Corrcspondenten  v.  u.  für  Teutschland,  v. 
i5.  Jan.  1821,  u.  aus  diesem  in  d.  Archiv  für  Standes-  und  gruodherrl.  Rechte, 
Bd.  I,  Heft  3,  S-  161  —  164.  Am  ausführlichsten  handelt  davon»  bis  178*9, 
PniscHJiB ,  in  der  Geschichte  u.  Beschreib,  der  zum  frank.  Kreise  gehörigen 
Reichsgrafsch.  Limpurg,  a  Theilc.  Stuttg.  1789  u.  1790.  8.  —  Der  gröfste  Theil 
dieser  Grafschaft  gehört  jetzt  zu  dem  Königreich  ffirtemberg.  Zu  Baiern  gehört 
blofs  der  unter  dem  Namen  Herrschaft  Speckfeld  bekannte  Theil ,  mit  ungefähr 
455 o  Einw.,  welchen  das  gräfliche  Haus  Rechteren  besitzt,  nur  mit  Ausnahme 
der  Hälfte  von  Gollhofen,  welcher  dem  Fürsten  Georg  v.  Löwtnstein  -  fVertkeim- 
Freudenberg  gehört 

c)  Dietrichstein  hatte  Reichsstandschaft,  mit  VirilStimme  im  Reich sfürstenratb, 
wegen  der  gefürsteten  Grafschaft  Trasp.  Für  diese,  die  an  die  Schweiz  ab- 
getreten  ward,  entschädigte  ihn  der  Reichsdep.Hauptschlufs  v.  i8o3  mit  der 
Herrschaft  NeuRavensburg  (1  %  QM.  aa5o  E.) ,  welche  die  rheinische  Bundes- 
Acte  der  Krone  Wirteinberg  standesherrlich  unterordnete. 

d)  Fürstenberg,  wegen  der  Herrschaft  Ncufra ,  und  einzelner  Orte  in  dem  Ober- 
amt Münsingen,  welche  die  rheinische  BuadesActe  von  seinen  übrigen  reichs- 
ständischen Besitzungen  absonderte  und  der  Krone  Wirtemberg  stände« herrlich 
unterordnete.  —  Die  standesherrlichen,  vormals  reichsständischen  Besitzungen 
des  Hauses  Fürstenberg,  unter  wirtembergischer,  badischer  und  hohenzollern- 
sigmaringischer  Staatshoheit,  haben  eine  Grundfläche  von  37'/  QM.  mit  86 
bis  87,000  E. 

e)  Nach  den  hohenlohischen  Hausgesetzen ,  nehmen  die  Häupter  der  einzelnen  Li- 
nien, unter  sich,  den  Rang  nach  ihrem  persönlichen  Alter.  Von  dem  beson- 
dern Rechtszustande  der  hohenlohischen  Häuser  in  Wirtemberg,  oben  %.  3 16,  d. 

f)  Schillingsfurst ,  im  Königreich  Baiern,  hat  der  Fürst  Carl  Albrecht,  am  5. 
April  1807,  an  seinen  Bruder  Franz  Joseph  abgetreten.  Man  s.  oben  unter 
Baiern,  Num.  3. 

g)  Das  Haus  Lcnvenslein-lVerthcim  theilt  sich  in  zwei  Hauptlioien:  Freudsuberg  und 
Rosenberg.  Die  ältere  oder  freudenbergische  (i8u  von  Baiern,  i8i3  auch  reo 
Wirtemberg,  in  den  Fürstenstand  erhoben)  hat  Antbeil  an  der  Grafschaft 
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11)  L  ö  w  e  ns  t  e i  n  .  We r  the i  m  -  R oscn be  r  g.  (Note  .zu 
Num.  i  o. ) 

12)  Oettingen-S  pielberg. 

13)  »  Wallerstein. 

14)  Sayn- Wittgenstein-Hohenstein/*). 

1 5)  S  o  I  m  s  -  B  r  a  u  n  f  e  1 8  0* 

16)  Thum-  und  Taxis.  (Man  s.  oben  §.  3ia  ,  d,  u.  §. 
3i6,  d.) 

17)  Waldburg. Wolf egg-Waldsee  A). 

18)  »       »  Zeil-Trauch-burg 

19)  »       ■  Zeil-Wurzach 

20)  Windischgrätz  0. 


Limpurg  (s.  oben  die  Note  b  zu  Num.  1).  An  dem  limpurgischen  Landestheil 
Sontheim  -  Obersontbeim ,  besitzt  nämlich  die  freudenberger  erste  SpecialLinie 
(die  wertheimer  oder  Vollrathischc)  %,  die  «weite  (die  kreuzwertheimer  oder 
Carlische)  %.  —  Ueberdiefs  besitzen  beide  Hauptlinien,  zu  bestimmten  Anlhcilen, 
im  Königreich  Wirtemberg  die  Graf-  oder  Herrschaft  Löwenstein,  welche  weder 
reich»-  noch  kreisständisch  war.  Man  s.  §.  3oi,  d.  -  Dieses  Haus  hat,  wegen 
vormaliger  rcichsständischer  Verhältnisse,  standesherrliche  Besitzungen  unter 
vier  Souverainen  ,  Baiern ,  Wirtemberg ,  Baden ,  GH.  Hessen. 

h)  Es  sind  sammt liehe  Nachkommen  des  im  J.  1-96  verstorbenen  regierenden  Grafen 
Johann  Ludwig  von  Sayn  -  Wittgenstein  >  Hohenstein  wegen  ihres  Anthcils  an  der 
Grafschaft  Limpurg.  Sie  besitzen  daselbst  gemeinschaftlich  **/.0  an  einem 
Sechstheil  von  LimpurgSonlhcimObersonthcim.  Man  s.  oben  die  Note  b 
zu  Num.  1.  —  In  dein  angef.  wirterab.  Hof-  und  StaatsHandbuch  von  i8»4» 
S.  509,  wird  Wittgenstein,  statt  unter  den  Fürsten,  unter  den  Grafen  aufge- 
führt, unter  namentlicher  Benennung  des  Grafen  Adolph  Emst  Carl  Alexander; 
allein  auch  dieser  ist  im  J.  i8i3  von  dem  Grofsherzog  von  Hessen  in  den 
Fürstenstand  erhoben  worden. 

i)  Es  sind:  der  jetzige  Erbprinz  von  Solms Braust/eis,  Friedrich  Wilhelm  Ferdinand, 
und  dessen  Bruder,  Prinz  Bernhard,  wegen  eines  gemeinschaftlichen  Antheils 
an  der  Grafschaft  Limpurg.   Man  s.  oben,  die  Note  b  zu  Num.  1. 

/)  Das  gräfliche  Haus  tfaldburg  war  reichsständisch,  wegen  eines  Antheils  an 
der  ComitialCuriatStimmc  des  schwäbischen  GrafenCollcgiums.  Im  J.  i8o3 
verlieh  Kaiser  Franz  II.  den  jedesmaligen  Stammherren  der  drei  Linien,  Wolfegg, 
Zeil -Zeil  und  Zeil  -Wurzach ,  die  BeichsFiirstenwürdc.  Zugleich  erhob  er 
ihre  sämmtlichen  rriebsständiseben  Herrschaften  in  ein  Fürstenthum,  Waldburg. 
Die  rheinische  BundesActe  unterwarf  dieselben  standesherrlich  der  Staatshoheit 
des  Honigs  von  Wirtemberg.  Durch  den  baierisch  -wirtembergischen  Tausch- 
und Grenzvertrag  v.  »8.  Mai  1810 ,  kam  ein  Tbeil  derselben  standesherrlich 
unter  Baiern.  (Man  s.  oben  unter  Baiern,  Num.  11  u.  i3)  Unter  Wirtemberg 
(unter  Baiern  nichts)  besitzt  Wolfegg-VTaldsee  die  Herrschaften  Wolfegg,  Wald- 
see, Prafsberg  u-  Leypolz,  Kislegg  u.  Gericht  Beute,  6  QM-  i5oo  E.  Von 
den  standesherrlichen  Besitzungen  der  Linie  Zeil •  Trauchburg ,  zusammen  4'  i 
qyi.  mit  9,700  E.,  stehen  die  Herrschaften  Trauchburg  u.  Wengen  zum  Theil 
unter  Baiern.  Von  den  Besitzungen  der  Linie  Zeil-  ffurzaen,  zusammen  3  QM. 
mit  6,900  E. ,  steht  das  Dorf  Ferthofen  ebenfalls  unter  Baiern. 

/)  rrindischgräi:  war  seit  168/,  Mitglied  des  fränkischen  GrafcnCollegium ,  aber 
nur  Pcrsonalist.  Er  kaufte  späterhin  von  dem  gräflichen  Hause  Traun,  die  z«i 
Sitz  und  Stimme  in  dem  schwäbischen  GrafenCollcgkim  berechtigende  reichs- 
lUimittclbare Herrschaft  Eglofls,  nebst  der  bei  dem  BeichsrittcrCanton  Hc^au 

52* 

'  Digitized  by  Google 


Man  s.  die  Note  h. 


828 


Anhang. 


Grafen. 

21)  Erb  ach -Wart  emberg-Roth«),  sonst  Erbach- Erbach. 

22)  Fugger-Kir  cbberg-Weissenborn.  (Man  s.  unter 
Baiern,  Num.  17,  Note  f.) 

23)  Fugger- Nordendorf.  (Man  s.  unter  Baiern,  Nnm.  19, 
Note  f.) 

*4)  Konigse  gg-Aulendorf  »). 

25)  Neipperg.    War  reichsständischer  Personalist  *). 

26)  Plettenberg-Mietingen  p). 

27)  Pückler-Limpurg  ?). 

28)  Quadt-Isnj,  wegen  der  Herrschaft  lsny.  f3/7  QM.  i55o 
E.    Oben  §.  3i6,  d.) 

29)  Rechberg  und  Rothenlöwen  r). 


immatriculirten  Herrschaft  Siggen,  welche  zusammen  (1%  QM.  »,i5o  EJ  K. 
Frans  IL  am  14.  Mai  1804,  unter  dem  Namen  Windischgräte,  su  einem  Reichs- 
furstenthum  erhob. 

m)  Graf  Frans  Carl  Friedrich  Ludwig  von  Erbach-Erbach  übernahm,  durch  einen 
AdoptionsVertrag,  von  seinem  StiefGrofsvater,  dem  Grafen  Ludwig  von  War- 
tembcrgRoth  (gest.  10.  Märe  1818),  die  mit  FamilienFidelcommifs  belegte  Graf» 
schaft  Roth,  1%  QM.  mit  11,950  E.  (mit  Einschlufs  des  1810  unter  Baiern  ge- 
kommenen Amtes  Steinbach),  mit  der  darauf  haftenden  beträchtlichen  Schul- 
denlast. Von  dem  wirtembergiseben  besondern  Rechtssustand  der  Grafschaft 
Roth,  oben  %.  3i6,  d.  —  Durch  den  baierisch -wirtembergischrn  Tausch-  uud 
Grensvertrag  vom  18.  Mai  1810,  kam  ein  kleiner  Theil  der  Grafschaft  Roth 
in  standesherrliche  Unterordnung  unter  Baiern ,  das  Amt  Steinbacb. 

1»)  Wegen  der  Herrschaften  Königscgg-Wald  und  Aulendorf  (»%o  QM.  4i85o  E.). 
Von  ihrem  besondern  Rechtseustand  oben  §.  3i6,  d. 

o)  Neipperg  ist  in  Wtrtemberg  nur  mit  vormals  reiebsritterschaftlichen  Gütern 
ansässig,  mit  den  Rittergutern  Neipperg,  Schwaigern,  Klingenberg,  Haussen 
bei  Mastenbach  (1%  QM.  3,soo  E.).  Auf  der  allgemeinen  Reichsversammlung 
war  er  Personalist,  in  dem  schwäbischen  GrafenCollegium.  Er  wird  in  dem 
angeführten  amtlichen  Verseichnifs  als  wirtembergischer  Standesherr  auf- 
geführt,  und  ward  als  7.0.  dem  standesherrlich -gräflichen  Prädicat  « Erlaucht  t 
im  J.  1839  von  Wirteinberg  bei  der  B.V.  angemeldet. 

p)  Wegen  der  Orte  Mietingen  u.  Sulmingen,  nebst  dazu  gehörenden  Parcellen, 

Vi  0_M.  i,»5o  E. 

y)  Der  Mannstamm  des  im  J.  18t  1  verstorbenen  Grafen  Friedrich  r.  Püdtler, 
wegen  eines  Antheils  an  der  Grafschaft  Limpurg,  insbesondere  an  Limpurg- 
Sontheim -Gaildorf  u.  Sontheim  -  Obersontheim.  Man  s.  oben  die  Kote  b 
xu  Num.  1. 

r)  Die  jetsigen  Grafen  von  Rechberg  wurden  lfho  von  dem  Ronig  von  Wirtera- 
berg  aus  dem  Freiherrnstand  in  den  Grafenstand  erhoben,  und  i8i5  jenen  fürst- 
lichen u.  gräflichen  Familien  beigesählt,  auf  deren  Besitzungen  Reichs-  oder 
Rreisstimmcn  ruhten.  Begier.  Blatt,  i8i5,  S.  109.  —  Den  Freiherrnstand 
erhielt  von  dem  Baiser  Conrad  von  Rechberg,  welcher  i5o*  starb;  mit  seinem 
Sohn  Albert  Hermann  erlosch  dessen  Nachkommenschaft.  Von  ausgestorbenen 
Linien  dieses  Geschlechtes  wurden  von  Kaisern  in  den  Reichs GrafensUnd 
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3o)  Schaesb  ei  g-Tannhcim,  wegen  der  Herrschaft  Tannhcim 
fV/4  QM.  1,200  E.). 


erhoben«  oder  ihnen  solcher  erneuert :  Wolf  Conrad  von  Rechberg  1608,  Caspar 
Bernhard  1616,  und  Franz  Albreckt  1699.  Boboeemeistkb*»  codex  diplora.  equestris, 
P.  II.  p.  35.  sqq.  pKBFUBOia ,  Vitriar.  illuttr.  T.  I.  p.  785.  Von  der  ältern 
Geschichte  der  Familie  handeln :  Ixaor  notitia  S.  R.  I.  procerum,  T.  I.  p.  644. 
•dit.  1733.  —  Der  genannte  Graf  rVoff  Conrad  war  i6i3  in  das  schwäbische 
GrafenCollegium  aufgenommen ;  doch  ausdrücklich  nur  als  Personalist  ,  da  er 
selbst  in  seiner  Bittvorstellung  erklärt  hatte,  dafs  er  seiner  Güter  halber  zu 
dem  Collegium  nicht  contribuiren  könne,  indem  er  wegen  seiner  drei  Herr- 
schaften Cronburg,  Weissenstcin  und  Kellmünz  von  den  Rittercantonen  Donau 
und  Kocher  sich  abzusondern  nicht  begehre.  BvnoKBHKisTtn  a.  a.  O.  S.  74 —  80. 
Mit  der  Erlöschung  seiner  Linie,  erlosch  die  PcrsonalVerbindung  mit  dem 
GrafenCollegium.  Der  genannte  Graf  Caspar  Bernhard,  Besitzer  der  bei  der 
Reichsritterschaft  in  den  Cantonen  Kocher  und  Donau  immatrirulirten  Herr- 
schaften Hobenrechberg  und  Illeraicbhcim,  liefs  diese  Herrschaften,  die  letzte 
1626,  die  erste  »638,  vom  Kaiser  zu  unmittelbaren  Reichsherrschaften  erheben, 
und  erwirkte  dadurch  Kreisstandschaft  bei  dem  schwäbischen  Reichskreis. 
Er,  und  später  auch  der  Graf  von  LimburgStyrum ,  an  welchen  Illeraicheim 
1676  durch  Heurath  gelangt  war,  gerieth  darüber  in  Streit  mit  der  Reichs- 
ritterschaft bei  dem  Reichshofrath,  welcher  17*4  u*  1738  die  Mifsdeutung  jener 
Erhebung  verwarf,  und  die  Fortdauer  des  Nexus  mit  der  Reichsritterschaft 
verfügte.  Mosaa's  teutsche  Crays Verfassung,  S.  tao.  Blendest,  neueste  Ge- 
schichte der  tmmittelb.  Reichsritterschaft,  Tb.  II,  8>  (84  u.  188.  Madkb's 
Samml.  reichsgerichtl.  Erkenntnisse  in  reiebsrittersch.  Sachen,  Bd.  II,  S>  114 
n.  117  ff.;  Bd.  VIII,  S.  619.  Seitdem  erschien  Rechberg  nicht  mehr  auf  Kreis- 
tagen. Moskr  von  t.  Rcichsständen,  S.  869.  Ebendess.  Anmerkungen  zu  Carl's  VII. 
Wahlcapit.,  Tb.I,  S- 18.  (Hof»abs's)  Theorie  von  den  teutseben  Keichsk reisen,  Th. 
I,  S.  »38,  Note  •  *  Derselbe  Graf  Caspar  Bernhard  von  Rechberg,  Herr  von  Hohenrech- 
berg  und  Illeraichheim ,  oder  sein  Sohn  Jobann,  reichsständisch  nicht,  nur 
reichsritterschaftlich  begütert,  hatte  auch  die  Aufnahme  als  Pcrsonalist  in  dem 
schwäbischen  GrafenCollegium  erwirkt.  In  dieser  Eigenschaft  unterschrieb 
Johann  den  Bcichsabschied  von  i654*  Neue  Samml.  der  R.  Abschiede,  Th.  IV 
S.  685-  Mit  ihm  erlosch  diese  persönliche  Reichsstandschaft,  als  er  um  das  J.  1676 
ohne  männliche  Nachkommen  gestorben  war.  Mit  seiner  Tochter  kam  Iiieroich- 
heim  an  LimburgStyrum.  Hobenrechberg  fiel  an  seines  Vaters  Bruder,  den  Frei- 
herrn  Johann  Wilhelm  von  Rechberg.  Seitdem,  zumal  seit  den  oben  erwähnten 
reichshofrälhUchen  Erkenntnissen,  verschwindet  die  Spur  von  Rechbergischer, 
auch  nur  persönlicher  Reichsstandschaft,  und  erscheint  daher  in  der  neuern 
Zeit  diese  Familie  nicht  mehr  in  gedruckten  glaubwürdigen  Verzeichnissen  der 
Mitglieder  des  schwäbischen  GrafenCollegii.  Moskb's  t.  Staatsrecht,  Th.  XXXVII, 
(1748),  S.  3?y  Hhcndts:  kürzere  Einleit.  in  das  t.  Staatsr.  <i75s)  t  S.  i«6  f, 
wo  eine  eigene  Anmerk.  Über  Rechberg.  J.  C  Majkbs  teutsch.  weltl.  Staatsr., 
Th.  I  (1775),  S.  499.  PtiTTEB,  mstit.  juris  publ.  germ.  (1793),  %.  100.  Der 
Hrrausgebor  der  zn  Regensburg  1698  gedruckten  «Matricula  Imperii»  (neu 
aufgelegt  Ulm  1776.  8.)  macht  bei  dem  schwäbischen  Kreis  folgende  Bemer- 
kung: «Grafen  von  Rechberg  sind  im  J.  i683  mtertnuweisv  wegen  Illeraicbheim 
und  Hobenrechberg  angeschlagen  worden  auf  1  zu  Pferd,  so  zu  Fufs,  oder  20 
Fl.,  haben  sich  aber  seit  geraumer  Zeit  zur  Ritterschaft  geschlagen  und  nichts 
abgetragen«.  —  Indefs  ward  im  J.  18*9  der  Stammherr  dieser  Familie,  als  zu  dem 
standesherrlich-gräflichen  Prädica  t  *  Erlaucht »  berechtigVvonWirtemberg  bei  der 
B.V.  angemeldet;  welches  von  Baiern  der  gräflichen  Familie  vonCinA  versagt  ward, 
die  seit  17*6  bis  zu  ihrer  Unterwerfung  unter  Preussen  im  J.  1796,  zum  Theil 
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3i)  Stadion,  sonst  Stadion  -  Warthausen  *) 
3s)  Sternberg-Manderscheid  «)• 

33)  To  rring-Guttenzell,  wegen  der  vormals  reich  sslä'ndiscben 
Herrschaft  Giittenzcll  (i%  <JM.  i,o5o  E.). 

34)  Waldbott-Basscnheiin,  wegen  der  Herrschaft  Hem- 
bach (3/l6  QM.  6ao  E. ).  (Oben  bei  Baiern,  Num.  a3 ,  u.  die 
Anmerkung  unten  bei  Nassau. ) 

35)  Waldeck  und  Pyrmont«»). 

36)  Isen  burg-Biidingen-Meerhols.  (Oben  Note  a  zu 
Num.  i  ,  u.  §.  3i6 ,  d. ) 

Anmerkungen. 
Folgende  haben  aufgehört,  in  dem  Königreich  "Wirteraberg  stand  eshcrrlich 
begütert  zu  seyn: 

a)  Metternich WnneBurg,  Fürst,  wtgen  des  Fürstentbums  Ochsenbausen,  mit 
6,288  Einw.  auf  a"/,0QM-,  welches  in  dem  J.  i8»4  der  König  durch  Kauf  erwarb 
und  dein  unmittelbaren  Staatsgut  des  Königreichs  einverleibte. 

b)  SulmlliifferscheidKrautheim ,  Fürst  und  Altgraf,  wegen  des  auf  der  linken 
Seite  der  Jaxt  gelegenen  Thcils  von  Krautheim,  welcher  1826  an  den  KüiJg 


mehr  als  Fersonalist,  Mitglied  des  fränkischen  GrafenCollegiums  gewesen  war- 
—  Die  freiberrlich-rcchbergischen  Besitzungen,  au  der  schwäbischen  Reichs- 
rittorschaft  (Canton  Kocher)  gehörend,  kamen  1806,  in  Folge  der  rheinische» 
BundesActe,  unter  wirtembergische  Hoheit.  Wiskopp's  rhein  Bund,  Heft  4. 
S.  100.  Es  sind:  Hobenrechberg  mit  2,170,  Donadorf  mit  3,385,  Hamsherg 
mit  109,  W eissenstein  mit  33oo  Einw.,  zusammen  auf  2%  QM.  Hönss'i 
Würtcrab.  Tb.  II ,  S.  60  ff. 

«)  Diese  Linie  der  gräflichen  Familie  Stadion  (von  der  Linie  StadionThannbamen , 
oben  unter  Baiern)  ward  wegen  der* nicht -reichsständischen  Herrschaft  9f*t- 
hausen  (i'/^QM.  2000  E.),  in  der  rheinischen  BundesActe  der  Krone  Wirtem- 
berg  standesherrlich  untergeordnet.  Seit  sie,  1827  oder  1828,  Warthausen  an 
'Wirtemberg  verkauft  bat ,  könnte  sie  daselbst  höchstens  als  standesherrlicher 
Fersonalist  angesehen  werden,  der  jedoch  Mitglied  der  in  Baiern  stande*- 
berrlich  begüterten  Familie  Stadion  ist.  lndefs  ward  ihr  Stammherr  1829,  «1» 
au  dem  stnndcsherrlich- gräflichen  Prädicat  *  Erlaucht»  berechtigt,  von  Wirtes»- 
berg  bei  der  Bundesversammlung  angemeldet.  —  Rittergüter  besitzt  die  Familie 
Stadion  in  dem  Königreich  Wirtemberg  mehrere:  ÜberStadion«  Moosbcuera, 
Emerkingcn  zur  Hälfte,  und  Albersweiler,  wovon  wenigstens  die  beiden  erstes 
reicbsritterschafllich  und  bei  dem  Rittercanton  Donau  immatriculirt  warea- 

f)  Sternhrg-,  wegen  der  Herrschaften  Schusttnried  und  Weittenan  (2%*  QM. 
3,5ooE.),  vormaliger  reiebsständischer  Abteien,  welche  in  dem  ß.  Dep.  Haupt- 
schlufs  v.  i8o3,  %.  24,  dem  Grafen  Christian  von  Sternberg  als  Entschädiguae. 
gegeben  wurden,  fiir  die  Grafschaft  Blankenheim,  Geroldstein,  Manderscb«'"' 
und  Keil,  die  er  durch  Heorath  mit  der  Erbtochtcr  des  letzten  Grafen  «ob 
Manderscheid  erworben  hatte.  —  Den  dritten  Tbeil  ron  Schussenried  uad 
Wcisscnau  erbten  die  fünf  fürstlichen  Geschwister  ron  SaJmSaJm,  Maxiiniua*« 
Franz ,  Eleonore ,  Johanne  und  Auguste ,  Kinder  aus  der  «weiten  Eh«  iei 
Fürsten .  Constantin  von  SalmSalm,  von  wegen  ihrer  Mutter,  einer  Tech ter 
des  genannten  Grafen  Christian  von  Stemberg.  Dessen  Sohn  1  Frans  Jowj»h, 
kaufte  von  ihnen  jenen  V)  zu  den  vorhin  schon  gcliabten  Vi» 

«)  Wa/deck- Pyrmont.  AYcgen  eines  Antbeils.  an  der  Grafschaft  Limpurg,  »»*• 
besondere  an  LimpurgSonlbeimGaildorf.  Auch  kaufte  derselbe,  1819  «der 
1820,  den  gräflichen  Molm+rödelhcimück**  Antbeil  an  der  Grafschaft  Ümpex*. 
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für  i*5,ooo  Fl.  verkauft  werden-  ist;  Der  Theil  auf  der  rechten  Seite,  steht 
unter  badischer  Hoheit.  ,  ■ 

c)  SalmSalm,  fünf  fürstliche  Geschwister,  wegen  des  dritten  Theils  von 
Schussenricd  und  Weissenau.   Man  s.  die- Note  oben  zu  Num.  3». 

d)  Solms  Rödelheim,  Graf,  wegen  eines  Antheils  an  der  Grafschaft  Limpurg. 
Man  s.  die  Kote  "zu  Num.  35. 

•  )  Stadtontfurütausen  hat  die  Herrschaft  Warthausen  an  die  Krone  Wirtem- 
berg  verkauft.   Man  s.  oben  die  Kote  eu  Num.  3i. 

/)  Rec/ueren*Limpurg-SpecA/eld ,  Graf,  hat  seinen  Antbeil  an  Adelmannsfelden  , 
einem  Bestandteil  der  Grafschaft  Limpurg  (Note  b,  eu  Num  »),  an  die  Krone 
Wirtemberg  verkauft.    In  Baiern  ist  er  noch  standesherrlich  begütert. 

Am  Schlufs  des  Verzeichnisses  in  der  angef.  Mkuubosbischis  Beschreibung , 
wird  auch  SalmReifferschtidDyck  ,  Fürst  (seit  i8i6)  und  Altgraf,  als  Standesherr 
im  Königreich  Wirtemberg  genannt;  er  wird  aber  dort  dafür  nicht  anerkannt. 
Es  ist  der  Fürst  Franz  Joseph.  Dieser  wollte  Standesherrlichkeit  in  Wirteinberg 
auf  seinen  Besitz  der  vormals  reicksständischen  (Abtei,  nachher)  Herrschaft 
Baindt,  bestehend  aus  dem  Dorf  Baindt  ( */,0  QM.  290  E.),  gründen,  und  defs- 
halb  an  den  Stuttgarter  Verhandlungen  über  den  Rcchtsiustand  der  Standes- 
herren Theü  nehmen.  Laut  des  Einganges  des  a.  VerhandlungsProtocolls ,  ward 
er  hiezu  nicht  geeignet  gefunden,  weil  Baindt  dadurch,  dafs  es  von  dem  Grafen 
AspremontLunden ,  dem  es  der  R.  Dep.  Hauptschi.  v.  180 3  als  Entschädigung  zu- 
getheilt  hatte,  an  Privatpersonen  (ulmer  Kaufleute)  war  veräussert  worden,  die 
standesherrlichen  Gerechtsame  verloren  hatte,  ehe  es  der  Fürst  von  SalmDyck, 
im  Nov.  1817,  von  jenen  Privatpersonen  durch  Kauf  erwarb.—  Zwar  hatte  der 
Fürst  überdiefs,  durch  Vergleich  mit  dem  Grafen  von  Sternberg  (s.  Num.  3a) 
ein  Mi'eigcnthumrccht  an  den  vormals  reichsständischen  Herrschaften  Schussenricd 
und  Weissenau.  in  Wirtemberg  erworben,  aber  nur  auf  so  lang,  bis  der  genannte 
Graf  das  Pfandcapital  von  60,000  Gulden  zurückgezahlt  haben  würde.  Dieses 
ist  geschehen;  daher  kann  von  ihm  auch  hierauf,  ein  Anspruch  auf  Standes- 
herrlichkeit in  Wirtembcrg,  fernerhin  nicht  gegründet  werden. 


VI. 

In  dem  Grofsheraogthum  Baden  fl). 
Fürsten. 

O  Fürsten  berg;  wegen  des  gröfsten  Theils  seiner  schwä- 
bischen, vormals  reichsstaudi sehen  Besitzungen  *9*6/ioo  (^M.  7«, 699  E. 
(Oben  §.  3i6,  e.) 


insbesondere  an  LimpurgGaildorfSol  ms  Assenheim ,  verkaufte  aber  die  darunter 
begriffenen  Waldungen  im  J.  iBao  an  die  Krone  Wirtemberg.   Man  s.  die  Note 
zu  Num.  1 ,  u.  §.  3i6,  d.   Der  Graf  (Georg  Fricdr.  Carl)  starb  am  18.  Juni 
i8a6  ohne  Kinder.    Ihm  succedirle,  kraft  eines  Vertrags,  seine  Gemahlin 
gebohrne  Wirtbs. 

o)  Von  der  standesberrlichen  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Baden,  s.  man  die  rheinische  Bundes  Acte,  Art.  24«  den  Acte  final  du  congres  de 
Vienne,  art.  5t  (Leven  betr.),  und  die  unten  bei  Num.  6,  und  unten  bei  GH- 
Hessen  angeführten  Verträge,  (Num.  VII).  —  Grofsherzoglichc  Bestimmungen 
über  den  allgemeinen  Rechtszustand  der  badischen  Standesherren,  oben  %.  3i3, 
e,  und  %.  3 16,  e.  —  Der  Flächeninhalt  und  die  Volkszahl  sind  angegeben. 


832  Anhang. 


2)0.  3)  Löwenstein  -  Wertheim-  Frendenberg  ,  beide 
SpecialLinien ;  wegen  des  gröTsten  Tbeils  ihrer  Besitzungen  auf  der 
linken  Mainseite.  (S.  unten  bei  Num  4;  dann  oben  bei  Baiern,  II, 
die  Note  bu  Num.  5  u.  6.) 

4)  Löwenstein  -  Wertheim  »Bosenberg  5  wegen  des 
gröfsten  Tbeils  seiner  Besitzungen  auf  der  linken  Mainseite  (  Man  s. 
oben  bei  Baiern,  II,  die  Note  zu  7.)  —  Die  sammtlichen  fürstlich, 
löwenstein.  wertheimischen  Besitzungen  im  Badischen  (  von  Num.  3, 
3  u,  4),  haben  4Äa/ioo  QM.  u.  17,111  E. 

5)  Leiningen;  wegen  des  gröfsten  Theils  des  Fürstenthnms 
Leiningen.  i9M/100  QM.  74,718  E.  (Oben  unter  Baiern,  II,  die  Note 
zu  Num.  4.) 

6)  Von  der  Leyen;  wegen  der  Grafschaft  HohenGeroldseck  *), 
seit  dem  von  Baden  mit  Oestreich  geschlossenen  Vertrag  vom  4.  Oct- 
1819.    i7ioo  QM.  4,46o  E.   (Oben  $.  3i6,  e.) 

7)  Salm- Reifferscheid-Krautheim  ,  Fürst  and  Altgraf; 
wegen  des  gröfsten,  auf  der  Nordseite  der  Jaxt  gelegenen  Theils  des 
Fürstenthums  SalmKrautheim.    3*V100  QM.  12,674  E.    (Oben  §. 3i6,  e.) 

Grafen. 

8)  Leiningen  -  Billigheim;  wegen  des  Amtes  Bilügbeim. 
7/8  QM;  a*3o  E.   (Oben  $.  3 16,  e.) 

9)  Leiningen-Neidenau;  wegen  des  Amtes  Neidenaa.  % 
<JM.  i63o  E.  —  Demi  an  a.  a.  O.  gibt  für  sammtliche  standesherr- 
lichen Besitzungen  der  beiden  gräflichen  Linien  von  Leiningen, 
zusammen  an:  il8/10o  QM.  3829  E.    (Oben  J.  3 16,  e.) 

Anmerkungen. 

Durch  Katff  erwarb  das  Grofsherzogthum  Buden  folgende,  ihm  durch  di* 
rheinische  BundesActe  untergeordnete  Standesherrschaften: 

a)  von  dem  Fürsten  von  Stursberg ,  die  geforstete  Grafschaft  Thengen  ■  im 
J.  1811  (Begier.  Blatt,  1811,  Num.  si).  %  QM.  1,110  E.  > 

b)  von  dem  Fürsten  ron  Schwartenberg ,  die  Landgrafschaft  Klettgau,  ha  J* 
181 3.  3QM.  8910  E, 


nach  J.  A.  Demiah's  Geographie  u.  Statistik  des  Grofsbersogth.  Baden  (Heidelb. 
i8ao.  8.),  S.  11  \ 

b)  Die  vormals  reichssländisebe  Grafschaft  HohenGeroldseck  war  in  der  Zeit 
rheinischen  Bundes  souveratn,  aber  sie  ward  in  der  SchlufsActc  des  wiener 
Gongresses,  Art.  5i,  verglichen  mit  Art  56,  wo  Leyen  unter  den  Bundesfürstra 
nicht  aufgeführt  ist  (Klöbee's  Acten  des  wiener  Congr. ,  IL  579.  VUL  ifr.). 
ihrer  politischen  Unabhängigkeit  stillschweigend  dadurch  entserxt,  daf»  sie 
unter  den  dem  Kaiser  von  Oestreich  unterworfenen  Ländern  und  Bcsiuuogea 
mitverstanden  ward.  KlCukr's  Ouellensammlung ,  S.  66  u.  f.,  Slots  s.  Osit* 
reich  trat  dieselbe  an  Baden  ab ,  in  einem  zwischen  beiden  su  Frankfurt  ge- 
schlossenen Vertrag  v.  10.  Jul.  1819,  bekräftigt  durch  den  Beces*g«n*r^ 
der  frankf.  Territorial  Com  miasion,  ao.  Jul.  1819,  art.  8.  Am  4> 
erfolgte  die  Ik  hergäbe  an  Baden. 
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c)  Die  rheinische  BundesAete  hatte  auch  die  nassau  -  oranische,  vormaU  zu 
der  Abtei  Weingarten  gehörende,  Herrschaft  Hagnau,  bei  Meersburg,  Baden 
als  Standesherrschaft  untergeordnet.  Napoleon  beraubte  aber  bald  nachher  daa 
Haus  NassauOranien  seiner  teutschen  Besitzungen,  und  seitdem  befand  sich 
Hagnau  im  Besitz  des  gh.  Hauses  Baden.  Nach  dem  Fall  Rapoleon's  ward  die- 
selbe an  NassauOranien  zurückgegeben. 

d)  Die  grotsher%ogliche  Familie  besitzt«  als  FamilienFideicommift ,  zum  ge- 
meinschaftlichen Genufs  für  zwei  nachgebohrne  Prinzen,  und  in  Ermangelung 
zweier  für  einen«  nie  aber  für  den  Erbgrofsherzog  oder  den  regierenden  Herrn, 
die  durch  den  Beichsdep.Hauptschlufs  von  i8o3  an  das  Haus  Baden  gekommenen 
Grafschaften  Sofern  (Salmannsweiler)  und  Petershmuen  am  Bodensee ,  vormalige 
reichsstindische  Beichsabteien.  Grofsberzogl.  Verordn.  v.  *&  Juni  1897»  betr. 
den  standesherrlichen  Rechtszustand  von  Salem  und  Petershausen,  oben  V  3i7»  a. 
(Dkaiss  a.  a.  gibt  für  die  «privative  Standesherrschaft  8r.  K.  H.  des  Gro&her- 
zogs»  an  :  41%»  QM.  u.  io,i3i  E.,  ohne  jedoch  anzuzeigen,  welche  Besitzungen 
er  hierunter  verstehe.   Salem  hat  nur  4i4°°  &)* 

e)  Die  Markgrafen  Wilhelm  und  Maximilian  von  Baden,  Brüder  des  jetzigen 
Grofsherzogs,  besitzen  die  von  ihnen  (damals  in  Gemeinschaft  mit  ihrem  Herrn 
Bruder  Leopold  (im  J.  1808  bei  dem  Fürsten  von  Bretzenheim  erkaufte  Herrschaft 
Zwingenberg  am  Neckar,  i%0  QM.  a»45o  E.  Dieselbe  war  früher,  Jahrhunderte 
lang,  als  reichsunmittelbar  bei  der  frankischen  Beichsritterschaft,  Canton  Oden- 
wald, immatriculirt,  dann  aber  von  Kurpfals  eximirt  und  unter  dessen  Landes- 
hoheit gezogen  worden.  Der  berühmte  Rechtstreit  hierüber  am  Reichshofrath, 
zwischen  der  Rcichsritterschaft  und  Hurpfalz ,  ward  1751  durch  Vergleich  bei- 
gelegt. Im  Jahr  1808  ward  ihr  von  dem  Gro&herzog  Standesherrlichkeit  ver- 
liehen.  (Oben  %.  3i5,  b.). 

f)  Die  Herrschaft  Heilsberg,  mit  den  Ortschaften  Gottmadingen  und  Ebrin- 
gen, welche  der  im  J.  i83o  verstorbene  Grofsherzog  Ludwig  von  Baden  erkauft, 
und  seinen*  natürlichen  Sohn ,  dem  Grafen  von  Langenstein  hinterlassen  hat, 
hat  die  standesherrlichen  Bechte  und  Befugnisse  (des  Grofsherzogthums )  zu 
gemessen,  zufolge  einer  Verordnung  des  genannten  Grofsherzogs  vom  1«.  Oct. 
1819.  (Oben  $.  317,  a,). 


m 

In  dem  Knrfurstenthnm  Hessen")., 

1)  Fürst  von  Isenburg-Offenbach -Birstei n;  wegen  der 
Aemter  Birstein  und  Langenselbold,  2  QM. ,  5,900  E.  (Man  s. 
unten  die  Note  bei  VIII,    Grofsherzogthum  Hessen,  Num.  1« 


a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Kurhessen  sind  nachzusehen:  der  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  5s. 
GH.  hessischer  Vertrag  mit  Kurhessen  v.  39.  Jun.  1816,  in  Marthas  recueil, 
Supplem.,  VII.  65.  74«  Becea-general  de  la  Commission  territoriale  rassemblco 
a  Francfort  s.  ML,  date  du  so  juillet  1819,  art  a5j  bei  Martews  f.  c.  VIII. 
604.  —  Kurfürst!.  Bestimmung,  oben  $.  3i6,  g. 
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s)  Graf  von   Is enb  ur  g  -  Bü di  n  gen  zu  Büdingen,  wegen 
seine»  Antheils  an  dem  Ort  Ruchingen,  in  dem  Amt  Sclhold,  welcher 
dem   fürstlichen    und    gräflichen    Hause    Isenburg  gemeinschaftlich, 
zusteht. 

3)  Graf  von  Isenburg-Büdingen  in  W ächter sb ach;  wegen 
des  Amtes  Wachtersbach ,  mit  Ausnahme  der  zu  dem  Amt  Assenheim 
gehörenden  Orte,  i8/4  <JM.  5,ioo  E.  Dann  wegen  seines  Antheils  an 
dem  oben  bei  Num.  a  genannten  Ort  Ruckingen. 

4)  Graf  von  Isenburg-Büdingen  in  Meerholz;  wegen  des 
Amtes  Meerholz,  i  QM.  4,o»o  E.  mit  Ausnahme  des  Amtes  Marienborn, 
dann  wegen  seines  Antheils  an  dem  oben  bei  Num.  2  genannten  Ort 
Bückingen. 

5)  Graf  von  Solms-Rödelheim;  wegen  seiner  Hälfte  an  dem 
Marktflecken  Praunheim,  mit  390  E.  (Man  s.  Note  b  zu  Num.  1,  bei 
GH.  Hessen,  VIII.) 


VIII. 

In  dein  Grofsherzogthum  Hessen 

*  :■ 

Fürsten. 

•  *t  m    l  '  ' 

•  - 

1)  Isenburg-Offenbach-Birstcin^);  wegen  der  Aemter 
Odenbach  und  Dreicich  (8,028  E.),  dann  wegen  des  Amtes  Wenings 
(3,197  E.).    (Oben  §.  3i6,  f.) 


a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  dieser  Familien  unter  GH.  Hessen, 
sind  nachzusehen  :  die  rheinische  BundesActe,  Art.  a  j.  Acte  final  du  congrei 
de  Vienne.  bi.  Vertrag  «wischen  Raden  u-  GH.  Hessen,  v.  8  Sept.  i8>o,»s 
Wishopp's  rhein.  Bund,  Heft  5o,  S.  3oa,  vergl.  mit  S.  a56  u.  f.,  u.  in  M*>- 
tkiss  recueil,  Supplem.,  V.  a8o.  GH.  hessischer  Vertrag  mit  Preuwen  «. 
Ocstreich  v.  3o.  Jun.  1816,  cbendas.  VII.  73.  Desgl.  mit  Kurhessen  vom  19.  Jun.  1816 
ebendas.  VII.  64.  Reces-general  der  frankf  TerrilorialCommission,  v.  ao.Jul.  1819 
art.  19  u.  »5,  bei  Martkss  1.  c.  VIII.  604.  —  Grofehcrxogliclic  Bestimmung«», 
über  den  allgemeinen  Recbtssustand  der  ghrgl.  hessischen  Standesherren,  ob«« 
%.  3i3,  e,  u.  %.  3i6,  f.  —  In  dem  GH-  Hessen,  machen  die  standrt- 
licrrlichen  Bezirke  fast  den  vierten  Theil  des  ganzen  Staatsgebietes  aus.  GH. 
hessische  Erklär,  in  d.  Prutoc  der  B.  V.  v.  1818,  %>  65.  —  Die  hier  angege 
benen  Einwohnerzahleil  sind  entlehnt  aus  der  1.  Tabelle  in  A.  F.  \V.  Csoa«» 
Handb.  der  Statistik  des  Grofsh erzogt h.  Hessen,  Th.  I.  Darmst.  18a*.  * 
Doch  fehlen  daselbst  Angaben  zu  Num.  9,  »o,  i4  u.  18.  —  Die  Ordnung  ist 
alphabetisch. 

*)  Die  rheinische  BundesActe  hatte  dem  Fürsten  von  Isenburg  die  SouverainetJt 
gelassen,  und  ihm,  Art.  «4»  sogar  sämmtlichc  Grafen  von  Isenburg  als  St*"»- 
desberren  untergeordnet.  Aber  Er  und  diese  wurden  im  J.  i8i5  Oestrficb 
subjicirt,  durch  die  SchlufsActe  des  wiener  Congrcsses,  Art.  5a.  Kufsn'* 
Acten  des  wiener  Gongr.,  II.  $79.  Diese  Bestimmung  ward  näher  erklärt  is 
einem  wiener  Protocoll  der  Bevollmächtigten  der  fünf  Mäehte  r.  10.  Juni  181* 
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*)  Leiningen;  wegen  der  CivilGerichtbarkeit  erster  Instanz 
über  Hesselbach ,  dann  der  Cent  -  und  Forstgcrichtbarkeit  über  Hessel, 
bach,  Gammelsbach ,  Kailbach,  Hebstahl  und  Untersensbach.  (Oben 
unter  Baiern,  II,  die  Note  zu  Num.  4) 

3)  u.  4)  Lö wensteein-Wertheim-Fr eudenberg  ,  beide 
Linien;  wegen  des  Amtes  Habitzheim  und  ihres  Antheils  an  dem 
Dorf  Kirchbeerfurt.  (Habitzheim  und  Kirchbeerfurt  haben  zusammen 
3,o46  E.) 

5)  Löwenstein- Wertheim-Rosenberg;  wegen  des  Amtes 
Habitzheim«  seines  Antheils  an  der  Herrschaft  Breuberg  und  an  dem 
Dorf  Kirchbeerfiirt.  (Breuberg  hat  io,38a  E. ;  von  Kirchbeerfurt  s* 
bei  Num.  3  u.  4  ) 

6)  Solms-Braunfels;  wegen  der  Aemter  Hungen  (Grafschaft), 
Wolfersheim  nebst  Gambach,  und  Grüningen.    io,a37  Einw. 

7)  Solms-Lich  und  Hohensolms;  wegen  der  Aemter  Lieh 
und  Niederweisel.    6,589  E. 

* 

Grafen. 

0)  Erbach-Erbach  oder  Erbach- Wartenberg -Roth  ;  wegen 
der  Aemter  Erbach  (3,j8i  E.)  und  Reichenberg  (/»,io6  E.),  und 
seines  Antheils  an  dem  Dorf  Kirchbeerfurt.  Die  Volksaahl  des  letzten, 
s.  l»ei  Num.  3  u.  4. 

9)  Erbach- Fürsten  au;  wegen  des  Amtes  Fürstenau  und 
Michelstadt  (6,18a  E.),  dann  des  Amtes  Freienstein  und  Rothenberg 
(6,3io  E. ). 

10)  Erbach-Schünberg;  wegen  der  Aemter  Konig  und  Schon- 
berg (5,189  E.),  und  seines  Antheils  an  der  Herrschart  Breuberg. 
Die  Volhszahl  der  letzten,  s.  man  bei  Num.  5.    (Oben  $.  3i6,  f.) 

11)  Isenburg. Büdingen  zu  Büdingen;  wegen  der  Aemter 
(Grafschaft)  Büdingen  und  Mockstadt.    io,45s  E. 

12)  Isenburg. Büdingen  in  Meerholz;  wegen  des  Amtes 
Marienborn.    1,999  E. 

13)  Isenburg-Büdingen  in  Wächtersbach;  wegen  seines 


u.  in  einem  östreieb  •  preussischen  Vertrag  v.  ta.  Juni  i8i5*  Hocn  et  Scboxll 
Ii  ist.  abregne  des  traites,  T.  XI,  p.  363-  Nach  einem  pariser  Protocoll  v.  3. 
Not.  i8i5  ,  verlragweise  errichtet  von  bevollmächtigten  der  vier  verbündeten 
Machte  (Oestrcich,  Grofsbritannien,  Rufsland,  Preussen),  nach  einem  Vertrag 
Oestreichs  und  Preussens  mit  dem  GH.  von  Hessen,  v.  3o.  Juni  1816,  nach 
einem  Tags  vorher  zwischen  Kurhessen  und  GH.  Hessen  geschlossenen  Vertrag 
(in  Martens  recueil ,  Supplement,  VII,  65  et  74),  und  nach  dem  General- 
llecefs  der  frankfurter  TerritorialCommission  vom  20.  Juli  1819.  Art.  19  u. 
a5  (KmJbm's  Ouellensamml. ,  S.  116  u.  120),  erhielten  theils  Kurhessen,  tbeils 
GH.  Hessen  die  Hoheit,  jeder  über  einen  bestimmten  Theil  der  fürstlichen 
und  gräflichen  isenburgischen,  so  wie  über  die  solms-rödelbeimischen  Besitzun- 
gen. Von  den  letzten  kam  die  Hälfte  des  Marktfleckens  Praunheim  1816  unter 
kurucEsiscke  Souverainetät.   Maatms  1.  c.  ,  ■  . 
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Anthcils  (Via)  an  dem  Amt  Assenheim  (Ronneburg  und  Michelau). 
4o5  E. 

■4)  Isenburg-Philippse  ich;  wegen  des  ParagialAmtes  Phi- 
lippseich.   6,5oo  £. 

15)  Leiningen-Westerburg,  Christophische  oder  altere 
Linie ;  wegen  der  Herrschaft  Ilbenstadt  «)•   74  E. 

16)  Schiit z,  genannt  ron  Görtz;  wegen  der  Herrschaft 
Schiita  <0.  2%  QM.  6,981  E.    (Man  s.  oben  §.  3i5,  b.) 

17)  Solms-Laubach;  wegen  der  Aemter  (Grafschaft)  Laubach 
und  Utphe.   6,606  E. 

18)  So  1ms- Rödelheim ;  wegen  der  Aemter  Rödelheim  and 
Niederw511stadt ,  und  seines  Antheils  (•/„)  an  Assenheim.  (Dorf 
Einartshausen,  mit  4*»  E.) 

(19)  Solms-Wilden fels;  wegen  der  Herrschaft  Engelthal'). 
4o  E.) 

ao)  Stolberg. Wernigerode;  wegen  des  Amtes  Gedern. 
3,75o  E. 

ai)  Stolberg-Rosla;  wegen  seines  Antheils  an  der  ehemaliges 
Grafschaft  Königstein  0,  Ys  von  Stadt  u.  Schlofs  Ortenberg,  */u  ron 
Stadt  und  Schlofs  Münzenberg,  u.  V12  von  Heuchelheim/).  3,65o  E. 

e)  Die  Prämonstra  tenserOrdensAbtei  Ilbenstadt  (ein  Mönch  -  und  Frauenkloster), 
an  dem  Gebiet  der  ehemaligen  Reichsburg  Friedberg ,  war  nicht  reich*- 
ständisch ,  auch  nicht  reichsunmittelbar.  Der  R.  Dep.  Hauptschluft  r-  i&ri, 
$.  ao,  gab  dieselbe,  «mit  der  Landeshoheit  in  ihrem  geschlossenen  Umfang«, 
als  Entschädigung  dem  Grafen  von  LeiningenWesterburg ,  ä-  L. 

d)  Die  Herrschaft  ScMat  war  cbehin  reichsunmittelbar.  und  immatriculirt  bei 
der  Reichsritterschaft  T  dem  buchischen  Quartier  des  fränkischen  Reicbs- 
rittercantons  Rhönwerra.  Ihrem  Besitser  ward  1804  die  Aufnaluae  (als 
Personalist)  in  das  reichsgrä'fliche  welterauische  Collegium  eugesichert,  »•« 
liam  aber  nicht  sur  Vollsfehurfg.  Durch  eine  Urkunde  3o.  Dee.  1808  (in 
Wivnorr'a  rhein.  Bund,  Heft  XXIX,  S.  «47)  «erfo»  und  omanntr*  der  GH. 
von  Hessen  den  Grafen  v.  Schlits  genannt  GörU,  seinen  «  Patrimoniil. 
Gerichtsherrn » ,  in  Rücksicht  der  besondern  Verhältnisse,  in  welchen  er  sum 
Tormaligen  wetterauischen  GrafenCollegio  gestanden*  ,  ihn  «und  dessen 
eheliche  Nachkommenschaft,  «um Stande  jfierm  des  Grofsherxogthums  ».  Venjl« 
oben  %.  3i5,  b. 

e)  Die  vormalige  nicht  -  rcichsständische ,  und  nicht«  reichaunmittelbare  Gster* 
cienserFrauen Abtei  Engeldtal  *  in  dem  Gebiet  der  ehemaligen  Reicbsburg 
Friedberg,  erhielt  durch  den  R.  Dep.  Hauptachl.  r.  i8o3,  \.  ao,  der  Graf 
ron  LeiningenWesterburg,  jüngerer  Linie,  der  sie  i8o3  an  So  1ms  Wilden  ff  h 
▼erkaufte.  Nach  einem  Recefs  mit  der  Rcichsburg  Friedberg,  hatte  die  Abtei 
blofs  die  niedere  Gericbtbarkeit  in  dam  Umfang  des  Klosters;  Verbrecher 
mufsten  an  die  Burg  abgeliefert  werden.  —  Im  J.  i8m  veräusserte  Soln*- 
WUdenfels  dieses,  wie  es  scheint,  von  Hessen  seit  1806  als  standesberrlirb 
behandelte  Besitstbum,  auf  dem  Weg  einer  GüterLotterie.  Dessen  ungearbtet 
ward  i8ao  der  Graf  v.  S.  Wildcnfela  von  GH.  Heaaen  ala  Haupt  einer 
standesherrlicben Linie  des  Hauses  Solms  angemeldet;  eine  Eigenschaft,  worin 
er  höchstens  als  standesherrlicher  Personalist  gelten  könnte. 

f)  Die  rheinische  BundesAote,  A^rt  a4,  unterwarf  standesherrlich  dem  Gfl 
Hessen  namentlich  nur  «)a  partie  du  eomte  de  Königatein  possedoe  park 
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IX. 

In  dem  Herzoftthum  Nassau  a) 

1)  Graf  von  Lei ningen- Westerburg  (sowohl  die  Christo- 
phische oder  altere,  als  auch  die  Georgische  oder  jüngere  Linie); 
wegen  der  Grafschaft  Westerburg  ,  welche  beide  Linien  .  gemein- 
schaftlich  besitzen        3,958  E. 

2)  Fürst  von  Wied  c);  i)  wegen  seiner  Besitzungen  in  dem 
jetzigen  Amt  Runkel ,  Bestandteile  der  vormals  reichsständischen 
Grafschaft  Wied  (8,169  E.)>  2)  wegen  seiner  Besitzungen  in  dem 
jetzigen  Amt  Selters,  vorhin  Grenzhausen,  Bestandteile  der  vormals 
reichsstandischen  Grafschaft  Wied,  5,i59  K. 

3)  Erzherzog  Stephan  Franz  Victor  von  Oestreich;  weg en 
der    Grafschaft   Holzappel    und    der   Herrschaft   Schaumburg  <*). 


prince  de  Stolberg  -  Gedern ».  (Die  fürstliche  Linie  StolbergGedem  war  im 
Mannstamm  schon  am  5-  Jan.  180 4  erloschen,  und  Stolberg •  Wernigerode  war 
ihr  in  Gedern  gefolgt).  Allein  auch  der  gräflich  -  Stolberg  -  Rotlaische  Antheil 
an  der  Grafschaft  Hönigstein  (Ortenberg  u*  s.  tv,),  verrauthlich  durch  Ver- 
schen in  der  Bundesacte  mit  Stillschweigen  übergangen,  ward  standesherrlich 
unter  ghzl.  hessische  Staatshoheit  gezogen. 

«)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Nassau  ,  s.  man  die  rheinische  Bundes  Acte ,  Art.  114.  Vertrag  zwischen 
Prcussen  u.  Nassau  v.  3t.  Mai  i8i5,  in  Mabtrns  recueil,  Supplcm.,  VI.  333. 
Protocoll  der  B.  V.  v.  1828,  %.  10.  —  Die  hier  gewählte  Ordnung  der 
Standesherren  ist  bestimmt  durch  den  Rang,  welchen  ihre  der  nassauiseben 
Staatshoheit  untergeordneten  standesherrlichen  Besitzungen  ehedem  in  der 
allgemeinen  Reichsversammlung  gaben;  mit  Ausnahme  des  Grafen  von  Wald- 
bott-Basscnheim,  dessen  im  Nassauischen  gelegene  Besitzungen  su  Reichsstand- 
sebaft  nicht  berechtigten. 

6)  Nur  die  jüngere  Linie,  «die  grafliche  Familie  Neu -Leiningen- Westerburg », 
ward  von  Nassau,  1819  (wie  früher  schon  in  dem  Nassauischen  Staats-  u. 
AdrefsHandbuch,  zu  der  erblichen  Landstandschaft  auf  der  Herren banh  )  als 
berechtigt  zu  dem  Pradicat  «Erlaucht»,  bei  der  B.  V.  angemeldet.  Doch 
besitzen,  meines  Wissens  (Wihhoff's  rhein.  Bund,  Heft  XXIX,  S.  194,  196 
u.  100) ,  betde  Linien  gemeinschaftlich  die  standesherrliche  Grafschaft  Wester- 
burg. So  auch  besitzen  beide,  unter  nassauischer  Hoheit,  die  vormals  nicht- 
reichsstindische,  jetzt  grundherrliche  Herrschaft  Schadeck  ^  im  Amt  Runkel, 
mit  ungefähr  400  Einw. 

t 

c)  Wied  ist,  in  dem  nassauischen  Staats-  und  AdrefsHandbuch,  unter  den 
Landständen  des  Herzogthums  nicht  genannt.  —  Der  unter  Num.  I  genannte 
Thcil  der  wiedischen  Besitzungen  gehörten  der  Linie  Wied' Runkel  bis  in  das 
J.  1814»  wo  diese  Linie  erlosch. 

d)  Die  rheinische  BundesActe  unterwarf  standesherrrlich  dem  Herzog  von 
Nassau  die  vormals  reiebsständisebe  Grafschaft  Holzappel  und  die  Herrschaft 
Schaumburg ,  damals  dem  Fürsten  von  Anhalt-Bernburg  Schaumburg  gehörend. 
Als  im  J.  181  a  der  Mannstamm  erloschen  war,  succedirten  in  jenen  Besitzungen 
vier  Töchter  aus  dieser  Linie.  Eine  war  vermählt  mit  dem  Erzherzog  Joseph 
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838  Anhang. 

4)  Graf  Ton  Y\'a  I d  b  ot  t -Bassen  h  c  im  0« 

  % 

X. 

In  dem  Fürstenthum  Ilohe nzolIern-Sigmaring-en  a). 

0  Fürst  von  Fürstenberg;  wegen  der  Herrschaften  Trochtel- 
H ngen  und  Jungnau ,  und  des  Theils  vom  Amt  Mofslurch  auf  der 
linken  Seite  der  Donau.    5%  QM.  t'o,ooo  Einw.    (Oben  §.  3i6,  k.) 

2)  Fürst  von  Thum  und  Taxis;  wegen  der  Herrschaft  Strasberg 
und  des  Amtes  Ostrach.    i3/4  QM.  3,6oo  E. 


Ton  Ocstrtich.  Diese  fand  die  andern  Miterben  mit  Geld  ab,  und  erwarb  co 
das  Ganze  für  seinen  mit  einer  Miterbin  erzeugten  Solin,  den  Erzherzog 
Stephan  Franz  Victor.  Da  wegen  seiner  Familienwürde  dem  Erzherzog  ein 
höheres  Prädicat  zukommt,  als  die  standesherrlich-fürstliche  «.Durchlaucht*, 
so  konnte  er  zu  dieser  im  J.  i8»Q  von  Kassau  bei  der  Bundesversammlung 
nicht  angemeldet  werden.  Es  ist  ihm  aber  in  dem  nassauischen  Staats  -  und 
AdrefsHandburh  unter  den  erblichen  Landständen  auf  der  Herrenbank  die 
erste  Stelle  eingeräumt. 

e)  Der  Graf  von  Waldbott  -  Bassenheim  wird  in  den  Protocollen  der  B.  V.  ». 
1818»  $.  20,  wegen  der  «Standesherrschaften»  (sie!)  Itciffenberg  und  Cramberg 
(Jene  unweit  Königslein  mit  636,  diese  bei  Usingen  mit  563  E),  von  Nassau 
als  Standesherr  aufgeführt.  Ob  diese  Herrschaften  dafür,  im  Sinn  des  Art. 
14  Ser  BundesActe  3ot,  d) ,  ge)fen  können,  da  sie  nicht  reichsständisch, 
sondern  blofs  reichsunmittelbar,  doch  nicht  rcichsrittcrschaftlich ,  waren?  — 
Die  wiener  Congrefsacle  erwähnt  ihrer  nicht,  die  rheinische  BundesActe,  Art. 
»4»  blofs  der  Herrschaft  Cransbcrg ;  welche  sie  als  «terre  equestre»  bezeichnet 
Dagegen  ist  der  Graf  von  Waldbott -Bassenheim  unter  baiern  und  tYirtemher* 
unstreitig  Standesherr  im  Sinn  der  BundesActe;  hier  wegen  Hembach ,  dort 
wegen  Buxheim  und  Hrinterrieden.  Man  a.  oben  bei  Baicrn  und  Wirtemberg. 
II,  *4  und  V,  34.  —  Als  zu  dem  sundesherrlich  gräflichen  Prädicat 
«Erlaucht»  berechtigt,  ward  er  im  J.  1819  nicht  blofs  von  Baiern  und  Wir- 
temberg,  sondern  auch  von  Nassau  angemeldet.  In  dem  nassauischen  Staats- 
und AdrefsHandbuch  wird  er  unter  den  erblichen  Landständen  auf  der 
Herrenbank  aufgeführt,  als  Besitzer  der  «Herrschaften»  Cransberg  und 
Rciffenberg.  , 

«)  Von  der  standesberrlichen  Unterordnung  dieser  Fürsten  unter  den  Fürsten 
von  H.  Sigmaringen,  s.  man  die  rhein.  BundesActe,  Art.  »4- 
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Niim.  V. 
Allgemeines  Verzeichniss 

der  Häupter  vormals  reichsständischer ,  jetzt  standesherrlich  unter, 
geordneter  fürstlicher  und  gräflicher  Familien ,  welche  im  J.  181O  von 
Regierungen  teutscher  Bundesstaaten  bei  der  Bundesversammlung  als 
solche  angemeldet  worden  sind,  denen,  und  zwar  den  fürstlichen  das 
Prädicat  Durchlaucht ,  den  gräflichen  das  Prädicat  Erlaucht  zukomme; 
in  Folge  der  Beschlüsse  der  Bundesversammlung,  für  die  ersten  vom 
18.  August  1825  und  i3.  Februar  1829,  für  die  andern  gleichfalls 
vom  »3.  Februar  1829.  (Vergl.  oben  §.  3o3,  und  unten  die  Zusätze, 
zu  Seite  433,  Note  o,  und  zu  Seite  434,  §•  3o3,  Note  7).  Mit  Anzeige 
der  Bundesstaaten,  in  welchen  die  s  undesherrlichen  Besitzungen  eines 
Jeden,  so  fern  er  damit  versehen  ist,  gelegen  sind. 

Vorbemerkungen. 

Von  den  Bedingungen  Her  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der  teutschen  Bundes- 
Actc ,  und  von  Anomalien  in  dieser  Beziehung,  sehe  man  oben  S.  8i5.  die  Vor- 
bemerkungen su  dem  nächstvorhergehenden  Verzeichnis,  Num.  IV.  —  In  dem 
gegenwärtigen  Verzeicknifs ,  welches  zunächst  auf  die  zu  den  standesherrlichen 
Prädicaten  «Durchlaucht»  und  «Erlaucht»  als  berechtigt  bei  der  Bundesver- 
sammlung Angemeldeten  sich  bezieht,  finden  sich  auch  Anomalien  anderer  Art 
als  in  jenem.  Diese  sind  hier  bei  den  Einzelnen,  welche  sie  betroffen,  angezeigt, 
Aufmerksam  gemacht  auf  dieselben ,  ist  schon  in  der  ersten  Columne ,  durch 
die  Druckart  des  Familiennamens.    Es  sind  nämlich  defshalb  ausgezeichnet : 

1)  Durch  GarmondCursiv  (Italique),  die,  welchen,  obgleich  sie  in  der  Zeit 
des  teutschen  Reichs  nur  reichsständisch  'gräfliche  Personulisten  waren ,  oder  ihnen 
Aufnahme  in  ein  rcichsgräflichcs  Collegium  nur  zugesichert  war ,  dennoch  für  sie 
und  ihre  vormals  nicht  -  reichssländischen ,  doch  reichsunmittelbaren  reichsritter» 
schaftlichen  Besitzungen,  Standes herrlichkeit  im  Sinn  der  teutschen  BundetAct* 
gestattet  wird.    Von  dieser  Art  sind  :  Görtz  und  Neippcrg. 

a)  Durch  GarmondCursiv  un  I  EinSchliessung  des  Namens  in  Klammern  die, 
welche ,  wegen  Veräusserung  ihrer  standesherrlichen  Besitzungen  standesherrliche 
Personulisten  geworden  sind.  So,  Auersperg,  Collorodo - Mansfeld ,  Lobkowitz, 
Metternich,  Solms -Wildenfels ,  Stadion  (die  Friedericaniscbc  Linie,  sonst 
Stadion  -  Warthausen  genannt),  Wallmoden. 

3)  Durch  Druck  mit  teutschen  Lettern,  Bourgeois Fractur^  und  Einschliefsung 
des  Namens  in  Klammern  die,  welche  reichsstandisch- gräfliche  Pcrsonalisten  waren, 
mithin  ebchin  rcichsständisch ,  auch  jetzt  standesherrlich  nirgend  begütert  sind  oder 
waren.  Dahin  gehören  :  Rhevenhüllcr-Mctsch ,  Rosenberg,  Starhemberg, 
Trautmannsdorf,  Harrach,  Ruf  stein,  Platen-Hallcrmund ,  Wurmbrand. 

4)  Durch  Druck  mit  G^mond Antiqua  und  in  Klammem ,  der  Herzog  von 
Croy,  welcher  eine  Rcichsstandschaft ,  aber  unmittelbares  nicht- reicharitter- 
scbaftliches  Besitzthum,  und  Aufnahme  in  ein  GrafenCollegium  zu  erwarten 
hatte.    Oben  in  dem  Anhang  IV,  bei  Preussen,  die  Note  zu  Num.  4,  S.  817. 

5)  Durch  Druck  mit  teutschen  Petit Schwabacher  Lettern  und  Einschliefsung  in 
Klammern  jene,  welche  nicht  -  stimm/uhrende  Mitglieder  einer  reichsständischen 
Familie  waren,  und  standesherrlich  nirgend  begütert  sind  oder  waren,  aber  jetzt 
Mitglieder  einer  standesherrlicben  Familie  sind.  So,  Salm -Reifferscheid- Rai u 
und  Schönborn  -  Buchheim. 

6)  Durch  Druck  mit  \ate\ai»ch- BourgeoisCursiv  und  in  Klammern  der  Freiherr, 
seit  1810  Graf  von  Rechberg,  welcher  weder  persönliche  Reichsstandschaft 
noch  reichsstandisches  Besitzthum  ,  doch  reichsmittelbar-reichsritterschaftlich 
begütert  war. 
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IKc  Ziffer  zeigt  den  Paragraphen  an;   der  auf  gleicher  Linie  mit  ihr 
Buchst  ah«  weiset  auf  die  mit  solchem  bezeichnete  Note. 


A. 

Ah  (Unkung  des  Regenten  aiy.  a56.  »S?. 
Abdeckerei  463.  ' 
Abdication  s.  Abdankung. 
Abfahrtgeld  s.  Nachsteuer. 
Abgaben  *,  Auflagen. 
Abgabensperre  a55  e. 
AbgabenSvsteui  397. 
Abolitionsrerht  3 7 8. 
Absehofa  s.  Ah/ug^geld. 
Abschriften»  Beweiskraft  348  b. 
Absetzung  s.  Abdankung. 
Absolute   Staaten  s.  Staatsform. 
Absolutismus  49  c.  97,  a5S  d. 
Abstimmung  in  der  iL  V.  s  Stimmgebung. 
Abwesenheit  des  Landesherrn  347  b. 
Absugsgeld  476.  Befreiung  davon  339. 
Accessions  Vertrüge  *u  der  wiener  Congrefa- 

Acte  57  b,  zu  dem  rhein.  Bund  5a5  c. 

wirtemb.  u.  badische  zu  dem  t.  Bund  1 07  d. 
Acrise  40»  f. 

Actenversen. Jung  bei  den  gemeinschaftlichen 
OberAppell.  Gerichten  937. 

Acti »Bürger  a5q.  98  a.  4  e. 

Adcitation  ad  litem ,  ob  ein  BundesAus- 
tragalGerieht  dazu  befugt  sey  ,  175  ,  Nuro. 
11.  176,  bu,  d. 

Adel  359  f.  488  a.  blofs  persönlicher  nSo. 
Verdienst-  u.  Geistesadel  560.  Geburt- 
und  Briefadel  361.  Reichsadel  11.  Lan- 
desadel a6a.  hoher  und  niederer  a6a.  Stu- 
fen des  hohen  tt.  niedem  sS3  f.  Er- 
werbung des  Adels  497.  im  Staatsdien.t 
4%  e.  audändneher  498.  Adel  der  Stan- 
desherren 3o3.  5t  7.  stillschweigende  Wie- 
derherstellung des  Adels  3a4.  ausdrück- 
liche oder  stillschweigende  auf  der  linken 
Rheinseite  363  g.  3^4.  Anmassung  ade- 
ficher  Titel  u.  Wappen  407  b.  s.  Stan- 
deserhöhung. >  1 


Adeliche  Chargen  489. 
Adelskette  364  a. 
AdelaMatrikel  498. 
AdelsTaze  497 
Adelung  497 

Ade»pota  5a8.  33b  f.  354. 
Adjuncüonen  49°. 

Administration ,  s.  Staatsverwaltung. 

AdministrativJusdzweg  366.  Unterschied 
zw.  Administrativ  -  u.  Justissachen  3no. 

Administrative  Gerechtigkeit   366.  4/4 
55o.  IV.  wie  fern  der  StaauFiscus  zu 
EvictionsLeistung  verpflichtet  ser  477. 
a.'ch  Aeusserstes  Recht ,  u.  §.  389  u.  ff. 

Administrative  Verf  ügungen  ,  ob  u.  wann 
dawider  bei  e.  JustizmifsbraUch  Reeurs 
an  die  B.V.  Statt  findet  1C9  a. 

Adoptirte,  ihr  Successionsrecht  i£5. 

Advocatie ,  s.  Vogte i. 

Advocatie  über  die  Kirche  5  t  3. 

Aemterrecht  487.  der  Kirche  5a3  s.  Dienste 
und  Szaatsamter. 

Aerar  47^. 

Aeusserstes  Recht  55 1  ff. 
Agende,  s.  Kirchen  Agende. 
Agenten  bei  der  B.V.  149  f. 
Agio  4al* 

Agnaten,  ihr  Vorzug  in  d,  Succession  »44 

Ahnen,  geschenkte  497* 

Aich-  od.  Schiffverraessungsanstalt  auf  d. 

Rhein  574 
Akademien  5oi. 

Akademische  Würden  491  •  5oa. 
Alaunweike  44&  !*• 
Albinagii  jus  4/6» 

Allcgation     u.      Autorität     puhli<  iMische 

Schriften,  Beschlufs  der  B.V.  defsha'b  69. 
Alleinhandel,  s.  Monopolien. 
Allianz,    heilige,  55H  b,  $.  Bgndnifsieth 
Allodialität  der  Bundesstaaten  34». 
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Allodincadonen  54*  o.  £ 
Alluvionen  4^9« 

AltLimpurg,  Gesellschaft,  at6  b.  49°  *• 
AroortisationsCasse  34oa.  4°'* 
AmorlisationaGcsetZe  53a. 
Amt  sauen  369  a. 
Am' charaktcr  487. 
Amtehre  48> 
Analogie  6a  ff.  76. 
Angariae  4''8  a. 

Anhalt,  Landslände  287.  *. Rechtaverwahr. 

83  b.  Vergl.  84  b. 
AnhaltCothen,  sein  Streit  mit  Preussen  173  b. 
Anlagen  45$. 

Anleine,  gezwungene,  4°'* 

Anticipation  4°'> 

Antwerpen,  Hafen  58t  a. 

Anwartschaft  auf  Staat'Xmtcr  4o°* 

Anwartschaften  a5a.  ehemalige  auf  Reichs- 
lehen  53  d. 

Anwendung  vertragiu'asiger  Bestimmungen 
des  Bundes  auf  einzelne  Fälle  i3o. 

Apanagirte,  s.  Nachgebohrne. 

Appellation  ,  in  kathol.  geistl.  Sachen  5V5.  — 
ab  abusu  5a 1« 

Appellationsgerichte,  Ober-,  gemeinschaft- 
liche einzelner  Bundesstaaten  227. 

Appellaüonslnstanz,  als  Beweis  der  Landes- 
hoheit »75  b. 

Apotheken  46a. 

Arcana  46*. 

Archiv  348  u.  f.  gemeinschaftliches  34f)<  des 
tcutschen  Reichs  3t)  f.  des  Reichshofraths 
u.  R.  Kammergeruhtü  3g.  des  Reichs- 
ErbmarschallArutcs  3u  e.  der  kais.  Pieni- 
potenz in  Italien  4°  a.  der  Reichskreise 
4o.  der  B.V.  §36. 

ArchivOrdnung.  34q. 

Archiv  recht  3,8  f. 

ArealGroTse  des  T.  Bundes  78.  des  rhein. 
B.  78  b. 

Arenberg  3a.  3ot  f.  Anhang,  Nuro.  IV. 

S.816  u.  8a3. 
Aristokratie  98  a.  a64  a. 
Armaturrecht  54f>  ff. 
Arme  367. 
Artillerie  55o. 
Aschensamroeln  463. 
Asylrecht  378.  5aa.  am  BundesUg  i43. 
Aufgebot  der  Vassailen  5  c  4.     der  Linter- 

thanen  5i 4* 
Auflagen  3o^3.  3g6  ff.  ^00.  4<"  ff.  4°6*  »»- 

direetc  3^8.  4<>a.  s.  auch  AbgabenSystem. 
Aufruhr  167  u.  f. 

Aufsehende  Gewalt  358.  Bestand tbeile  35c*, 
Grenzen  36o.  Aufsicht  über  die  Gerichte 
367.  über  die  Staatsdiener  35o. 

Augsburg.  Confession  5i4  b.  5i6  b. 

Ausbürgerrecht  56o  d. 

Ausfall  4°o« 

Auslegung  der  Gesetze  36a.  373.  —  der 
Staatsverträge  373.  —  der  BundesAcle  7^0. 
ob  11.  wie  weit  die  B.V.  dazu  berechtigt 
»*y  70.  116.  l3o.  —  der  t.  Rcichsgesetze 
5a.  58.  —  der  rhein.  BundesActc  44.  7°»  «• 
3i3.  3i5. 

Auslegungskunst  i3. 


Ausnahmen  von  bundeegesetalicheu  Regelst 

i3o. 

Ausrcisser  4%. 

AusschUsic  der  B.V.  l5a. 

Austrhgal  In  stanz d.  Bundesgenossen  174.  * 
aai.  Verhandl.  wegen  einer  permanenten 
i;a  a.  i;4  a.   Vorschläge  zu  e.  A.  Ge- 
richtsordn.  it4  k. 

Austräge,  Bedeutung  des  Worts  1^4  b. 
Familien-  u.  Vertrag  —  173.  sächsische, 
braun  seh  w.  u.  reutsische  eben  das  d.  der 
Nachgebohrncn  »49  £ 

Auswanderung  aa8.  4D7*  n*cn  Amerika  u. 
Rufsl.  aa8  d. 

Autonomie  der  Bundesstaaten  5i.  der  Stan- 
desherren 3o6.  3t 3  d.  der 
u.  Einzelnen  36o.  36a. 


Baden,  Verhällnifs  tu  der  Schweiz,  in 
Anseh.  der  Grenze  9a  c.  86  g.  87  d.  «. 
der  Rheinschiff.  571  a.  zu  Frankreich 
oa  d.  Landstnndc  a8fi.  Stamlcserhohung 
der  Gr.  v.  Hochberg  497  c« 

Badqnellen  448. 

Baiern ,  Grenze  gegen  Oestr. ,  9a  b.  Land- 
stände a86. 
Bank,  adeliche  489  «• 
Bank,    Handels  Institut   401.  4t3  L 
Bankhaft  397  b. 
Banksteucr  397  b. 
Bannrechte  463.  486. 
Barbareien,  s.  Sceräuberei. 
Baron ,  a63  h. 

Baseler   Friedenssrhliisse    58  a.    84-  88  d. 

ConcilienSchliisse  5 1 5  c. 
Bauergerichte  371. 

Bauerstand  a66.  seine  Vertretung  auf  dem 

Landtag  389  u.  ff. 
Begnadigungsrecht  aej8. 
Bc»luckungsgewalt  1  a.  55a. 
Behörden,  s.  Staatsbehörden. 
Beifang  369  c. 

Beispiele,  staatsrechtliche  1 4  b. 
Beiwohncr  367, 
Bekchrungssucht  5 19. 

BentheimSteinfurt  3oi  d.  3i6  e.  Anhang 
IV,  JNuiu.  III. 

BenthcimTccklenhurg  3ot  d.  u.  f.  317  a. 

Bentinck  ,  s.  Kniphaosen  u.  Varel, 

BergwerkRegal  44*>  ff.  Regalität  dea  Berg- 
baues 446*  Urufang  44?  £  Verleihung  des 
Bergbaues  u.  d.  Salinen  449«  Berghobe  I 
45o.  Bergzehnten  449.  Vorkauf  44$. 

Berichterstattung,  gleichlautende 
der  Gesandten  in  der  B.V.  i5t. 

Bernstein  4$8.  458. 

Besatzungsrecht  5 60  b ;    s.  auch 
festungen. 

Beschlüsse  der  B.V.  i65.  ia5.  Verfassungs- 
mäsigkeit  derselben  117.  sind  Vertrag- 
gesrtze  57  a.  at4.  Proteatation  u.  Reeurs 
eines  Bundesgliedes  dawider  117.  Aende- 
rung  oder  Aufhebung  der  Beschlösse  i65. 
Beschlufsziehung  fn  der  B.V.  16a.  t65. 
Aukchub  164. 
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Beschwerde,  gemeinsam«  der  Bundesglieder 

wider  die  B.V.  Gravamcn. 
Beschwerden  bei.der  B.V.  «.  Rectamationen. 
Besitzstand  unter  Bundesgliedern  68» 
Besoldung  47  4^7- 
.  Bestätigungsrci  ht  ^5f).  3; 8. 
Bevollmächtigte  zu  Betreibung  Ten  Reebma. 

tionen  bei  der  B.V.  1 49 
Bezirkgarde  547« 
Biber  458  b. 
B  bliographie  a3. 
Bibliotheken  5oi.  der  B.V.  i36. 
Bierbrauerei  46a. 
Bifang  36f)  e. 
BillardGerechtigkeit  46». 
Billon  4*a  b. 
Biographie  a3. 
Birkrnfcld,  s.  Oldenburg, 
Bischöfe  5*3  u.  f.  ausländische  5a3.  No- 

minationsrecht  5a3. 
Blankenburg,  Landstände  a&6. 
Rodensec  79  b. 

Bömmelberg  ,  Freiherr  v  a6a  b  u.  d.  3oi  e. 
3oa,  Anhang,  8.  8ao. 

Bona  vacantia  336.  338.  4/6. 

Boten  445.  Boten wesen  ehemaliger  Reichs- 
städte 436.    Landboten  436. 

Botengehen  469» 

-Bouillon  8y  d. 

-Branntweinbrenner:*!  46a. 

Bntunschweig  ,  landstäod.  Verfassung  a86. 
Hzg.  Carl ,  «ein  Streit  reit  Hannover 
i;Ja.  179  f.  »4/  *•  wider  ihn  erkannte 
Exccution  1 79  f.  Beschwerde  wider  ihu  we- 
gen Jusiizra.fsbrauchs  if>r)  i.  u.MiCshrauchs 
der  Rcgierungsgewalt  347  b.  Beschwerde 
der  Landstände  wider  ihn  a84  c>  3(.)8.  d. 
seine  Flucht  u.  Regier  ungseotseUung 
a55  d.  Zusätze,  .zu  S.  334. 

Bremen ,    Verfassung  a4o   d.  • 

Briefgeheimnif*  444* 

Broich,  Herrschaft,  3i8  b. 

Brudertilcl  11a, 

Brücken  45f .  4/°'  Staatsgrenze  darauf  9a, 
.Brüdergemeinde  5 1 4>  c.  5i5  d. 
Brunnen  43/ •  46o. 

Buchdruckereien    46a.    5o3.  Ordnungen 

für  sie  5o3  f.  der  B.V.  i36. 
Buchhandlungen  5o3. 
Budget  399. 

Büiherccnsur  5o3.  Say.   

Bücherprivilegien  5o5.  s.  Nachdruck. 
Büchersteuer  5o4  a. . 
Bücherwesen  5o3  u.  f. 

Bündnifsrectit  des  T.  B.  187.  der  Bundes. 

Staaten  aao.  aa4«  558. 
BüreauSystem  343. 

Bürger,  SuatsActiv-  98  a.  a  jo^GemeJnde-  aSg. 
Bürgereid  a;a. 
Bürgergarde  547. 
Bürgerstand  a65. 

Bullen  5ao. —  in  coena  Doroini  5ta  c. 
Bund,  nordteutscher  u.  nordeuropäischer , 

projettirt  37. 
Bund,  rhein  scher,  s.  Rheinischer  Bund  , 

u,  Bund  es  Acte. 
Bund,   teuueher ,    Begriff  6.    to4-  aia. 


Zweck  o.  Nebenzwecke  106.  «17.  a83  i. 
Folgerung  daraus  217  i.  169.  pol  it.  Cha- 
rakter 93  u.  ff.  rechtlicher  io5.  Stiftung 
34.  47«  Nolification  s.  Bestehens  an  an- 
dere Mächte  1 85.  TerritorialBesland  oder 
Areal  u.  Vo.ksmenge  78.  87.  aia.  Wohn- 
sitze, Meere,  Bewohner  80.  Grenzen  87. 
9a.  inshes.  gegen  Frankreich  88  u.  ff. 
sein  L'mfang,  Charakter  und  Hauptbezie- 
hungen 1  o5.bat  kr incStaatsgewalt,  sondern 
nur  politische  SocialGewalt  io4>  dazu 
gehörende  Staaten.  s.  Bundesstaaten  , 
"Sub-  u.  Object  des  Bunde*  96.  seine 
Garantie  56.  to5.  se-ne  Unauflösbarkeit 
104.  Ausbildung  der  Bundesverfassung 
104.  organische  Einrichtungen  57  a.  ia8, 
Titel  100,.  im  Verhältnis  zu  auswärt. 
Staatsregierungen  l85  b.  i44*  Courtoisie 
113.  Unterschrift  i85  b.  Ccrcmonicl 
Ii  4.  Wappen  11 3.  149.  Bundesgewalt 
104.  t>er  Bund  ist  nicht  Rechtsnachfolger 
oder  Stellvertreter  der  ReichsSlaatsgewatt 
6.  5a.  a33  b.  u.  e.  a38  a.  u.  zu  authen- 
tischer Auslegung  der# Reichsgesetze  nicht 
befugt  5a.  sein  Organ  ist  die  Bundes- er- 
samml.  116  u.  ff.  er  ist  eine  europäische 
Gesammlmacht  i85.  sein  Vertheidiguugs- 
System  188.  u.  ff.  '193  u.  ff.  aai  u.  f. 
Matrikel  195.  Kriegs*  erfassung  196  u. 
ff.  Feslungen  ao8  u.  ff.  Rechtsver- 
hältnifs  zu  den  Bundesgenossen  .  ihren 
Staaten  u.  Unterthanen  i83  u.  ff.  aia 
u.  ff.  er  hat  keine  oberherrliche.,  na- 
mentlich keine  gesetzgebende  Gewalt  ai4* 
richterliche  nur  in  gewisser  Art  a  16.  seine 
Einraischuog  in  innere  Angelegenheiten 
der  Bundesstaaten  ai5.  seine  Handhabung 
eines  allseitigen  Rechtszustandes  317. 
Recurs  an  die  B.  V.  bei  dessen  Verletzung 
317.     seine  Verwendun»  u.  Dazwischen- 

/  fr 

kunft  (s.  unter  dies.  Worten  ).  seine  Schutz- 
u.  Srhirmpflicht  aao.  aat  a.  seine  Rechte 
u.  Pflichten  bei  Krieg  u.  Streitigkeiten 
unter  Bundesgenossen ,  bei  Störung  der 
innern  Ruhe  u.  Verrückung  des  Besitz- 
slandes aao.  Verbrechen  von  Lnterthanen 
eines  Bundesstaates  gegen  den  Bund ,  ob 
Hochverrat!!  1 84  b.  Rechtsserhältnifs 
des  Bundes  zu  auswärtigen  Staaten  und 
Staaten  «ereinen  1 85  u.  ff.  Motification 
setner  Errichtung  an  fremde  Mächte  i85. 
Völkerrecht!.  Gleichheit.u.  Hang  des  Bun- 
des 11 5.  äussere'  Rechte  187  —  19a. 
aclives  u.  passives  Gesandscbaftrecht  187. 
18a.  i45.  Gesandte  auswärt.  Mächte 
bei  ihm  i44  f«  diplomatischer  Verkehr 
186.  sein  Vertretungsrecht  hei  auswärt. 
Mä«  hten  für  Bnndesglieder  u.  deren  Un- 
trrthanen  186.  seine  Verwendung  fllr 
diese  bei  jenen ,  und  für  fremde  Mächte 
bei  Bundesgliedern  18a.  319.  seine  Da- 
zwisrhenkunfl  bei  Irrungen  zwischen  ausw. 
Mächten  u.  Bundesgliedern  18a.  188.  (Man 
s.  auch  die  hier  folg.  Artikel. ) 
Bundes  Acte  rheinische  3i.  Ausgaben  41- 
Bundes  Acte,  teutsche  34.56.  ihre  Garantie 
56.  188  c,  ibi-e  U-glementar  Artikel  57  a. 
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französische  Uebersetzung  56  ebenda*,  b. 
ihre  grundge»et« liehen  u.  nicht  -grund- 
gesetzl.  Bestimmungen  iij  e.  Auslegung 
70.  rheinische  Ii.  Acte  3o  u.  f.  ihre  Auf- 
legung 70  d.  44. 

Bundescanzlei  i36.  —    Casse  1  36. 

BundeicanzlciDirector  t36.   ebenda«,  e. 

Bundeseantler,    Vorschlag  zu  de«*  n  Be- 
stellung i36. 

Bnndescasaen  i36.    Canzleicassc  i36.  Ma- 
tricularcasse  i36.  181.  iq5. 

Rundesfestungen  ao8    u.  ff. 

Bundesfursten ,   s.  Bundesi. 
verain,  n.  Souverainetä». 

Bundesgebiet,  begeht  nicht  78.  187  a.  ata. 

BundesGetdcnpitale  109. 

Bundesgenossen ,  Aufnahme  u.  Ciassen  der- 
selben 107  n.  f.  ihre  Titel  109  ff.  Gleich- 
,  heit  u.  Hang  n5.  Stiromordnting  i3l  f. 
ihre  gegenseitige  Rechtsgleichheit  ai3. 
ihre  Religion  ai3.  Unterordnung  unter 
den  Bund,  Leistungen,  V -ränderung  in 
ihrem  Retittstand,  n.  Veräusserung  ton 
SonverainetätKechten  ai3.  129.  ihre 
Streitigkeiten  als  Prn  atpersonen  176  u. 
f.  u.  in  ihrer  Staatseigen  «rhaft ,  17a  u. 
ff.  s.  AustrXge  u.  AuUrägallnstanz.  ihre 
Streitigkeiten  mit  einheimischen  u.  a.  Pri- 
vatpersonen ,  s.  Unterthanen.  ihr  «wei- 
facher  polit.  Character  a38.  europäische 
Mächte  unter  ihnen,  mit  bundesfreien 
Gebieten  78  r.  87.  95.  191  C.  a38.  ihr 
Rechtsverhlltnifs  ata.  l)  tu  dem  Bund 
ai3  ff.  a  )  eu  andern  SouverainStaatcn 
u.  Staatenvereinen  n  (.  3 )  zu  ihren 
eigenen  Staaten  aa5  ff,  Entscheidungs- 
quellen in  ihren  Streitigkeiten  nnler  sich 
Ii.  53.  j3. 

Bunde*gerichtai6.t7a  a.  174  a. 

Rundrsgewalt  97.  104. 

Bundeskriege  aaa. 

Bunde*lehren ,  neue,  6g. 

Rundesmatriket,  s.  Matrikel. 

Bundesrecht  7.  Quellen  55  ff.  104  ff. 

Bundesstaaten  6.  to5.  ihre  Benennung  u. 
Ansaht  108.  ihr  Staatsrecht  7.  Versehie- 
denh.  80.  87.  Areal  u.  Volksmenge  78 
u.  f.  u.  Anhang  Nura.  I.,  polit.  n.  geo- 
graph.  Beschaff enh.  Bf.  Verein  ig^ungs- 
arten  8a.  Grenzen  9a.  86  ff.  Matncular- 
Quoten,  im  Anhang  Num.  III.  zweifacher 
Charakter  «38.  zugleich  europäische 
Machte  95.  i38.  ihr  Verhältnifs  xn  dem 
Bund  i83  ff.  ai3  ff.  Einmischung  der 
B.  V.  ra  ihre  inneren  Angelegenheiten , 
s.  Einmischung.  Allodialttät,  Staatsform  u. 
Thronfolge  a4a.  üntheilbarkeit  a4a  c. 
Lchnharkeit  a4a.  8t.  54t. 

BundestagsDiscipIin  it8. 

Bundestagsgesandte  td7  n.  18a.  •.  Special- 
Bevollmächtigtc. 

Bundestagtordnnng  1 18. 

Bundesversammlung  116  ff.  Begriff  u. 
Bestimmung  97.  116,  Grenze  ihrer 
Wirksamkeit ,  Umfang  ihrer  Wirkungs- 
hefugnifs  oder  Competenz  u.  Natur 
ihrer  Beschlüsse  117.  Recurs  wider  die 


letzten  an  die  Gesaramtheit  der  Bandes- 
glieder ehendas.    Protestalion  dawider 
ebenda».   NooTication    des    iRundes  an 
andereMächte  t85.ihreTitulatnr  in  Schrei- 
ben an  dieselben   1 85   b.     in  Eingaben 
an  die  B. V.  149.    na.  Competent Ord- 
nung, provisoriiche  117*  a.  definitive 
ebenda«    u.   l65  u.  ff.     Competena  in 
Rheinschiffahrt  Angelegenheiten  571.  s. 
auch    Competenz.      Sita    u.  Eröffnung 
118.   Vorlauf.  Geschäflordn.    118.  Dauer 
u.  Vertagung  119.  Geschäftgang  während 
der  Vertagung  oder  Ferien  1 19.  Ahthes- 
lung  1)  in  Plenum  1  30.   Gegen« tände  Ar 
solches  ta3.    Vorbereitung  derselben  i»4. 
Verhandlungsart  d.  Pleni  1  j  4  «•  ff.  Plenar- 
Reschliissc,  Verzeichnifs  ta3  e.  a)  r/zgrrr 
Versamral.   tat.    Gewicht  und  Verhält- 
nisse der  Stimmen  iaa.  Bi'dung  der Bua- 
destagsschlUsse  116.  ta5.  i65.  diese  Be- 
schlüsse sind  Vertraggesetze  57.  ai4-  7a. 
Stimmenmehrheit  12  5.    Ausnahmen  da- 
von 117  bis   i3o.  Stimmordnung  i3i  ff. 
Ausschüsse ,  Commissioaen   n.  Referen- 
ten i5a.       Austrägallmtanz.    174.  at6. 
aai.    Vorsitz  u.  Directorium  i35.  Be- 
nennung   des    PräsidialGesandten  i35. 
l85  b.    Local,  Canzlei,  Archiv,  Registra- 
tur, Bibliothek,   Buchdruckerei  ,  ß»- 
descanzlei  u.  MatricularCassen  t36.  Ge- 
richtbarkeit   Uber   die  CanzleiP« 
t36.  Gesandte   der  Bundes^« 
der  B.  V.  i  -:>-  ff.  für  CnriatSummen  1 56. 
Gesandte  ausvr.  Mächte  bei  dem  T.  Bund 
l44.  t45.  i85.  Verhältnifs  der  Gesandtes 
au  d.  Stadt  Frankfurt  1 4  >  ff*  «■««?  B.  V. 
kann    hier   Schutf.briefc    ertheilen  i43. 
Legationsräthe ,    Secretäre   u.  Oantli«en 
13g.  Agenten  hei  der  B.  V.  %fof.  Ein- 
gaben bei  der  B.  V.  i4g.  160.  Adres.se, 
Sprache  u.  Siegel  der  B.  V.    1  ,ft.  Ver- 
handlungen der  B.  V.  146  ff.  i5o,  Zeit- 
fristen der  Verhandlungen,  Verlafsneh- 
mung,  Fristen  n.  Termine  1S0,  allsei- 
tige u.  individuelle  InstructionsEinholunf, 
gleichlautende  allseitige  Berichterstattung, 
Reife  zur  Abstimmung.     Aufhaltung  d«r 
Abstimmung  durch  Mangel  von  Instruc- 
tionen. Abstimmung  n.  Resehlufsztehung. 
Reihenfolge  der   Geschäfte   i5i.  Vor- 
träge u.  Berichterstattung  in  d.  B.  V.  iSa. 
Siuungen  i53.   Ansage  u.  Absage  i54- 
Nichterscheinen ,  u.  Nachtrag  der  Stim- 
men 1 55.  Abstimmung  fHr  mehrere  Staaten 
1 56.  Gesaroratsümmvn  i56.    Protoeolle  , 
Registraturen  u.  SeparatProtocoile  a4  b. 
i58  f.  i65.  Druck  derselben  i58.  Dic- 
tatar  160.    Umfrage  u.  Abstimmung  16a. 
Aufschub  der  Reschlufsziehnng  t5t.  164. 
Genehmigung  der  Stimmen    164.  noch 
unbestimmte   Puncte   164.  Festsetzung, 
Genehmig. ,  Aufhebung  u.  Bekanntmach, 
der  Beschlüsse  i65.  Recurs  an  .!  !«•  B.  V. 
317  u.  ai8.    Verhältnifs  der  B.  V.  eu 
den  Bundesgenossen ,    ihren    Staaten  u. 
Unterthanen,  so   wie  Einmischung  in 
deren   innere    Angelegenheiten    tÄ3  ff. 
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ai 3.  aa5.  a84  ».  in  ständische  Angch-gvn- 
heilen  ajj.  a84  I.  ff.  "Wirksamkeit  m 
Ansehung  der  Prefifrciheh  5<>4.  desgl. 
in  Beziehung  auf  auswärtige  Verhältnisse 
183.  in  Streitigkeiten  bundts verwandter 
UticinuferStaaten  desgl.  zwischen 

Landesherrschaften  u.  LandstXnden  317. 
169.  aa5.  a55.  s.  auch  Conipetenz. 
Vormittlunpsrccht  i?3.  180,  aai.  voll- 
ziehende Wirksamkeit  der  B.  V.  - 1 17.  166 
u.  ff.  Vollziehung  der  Bandesbeschlüsse 
in  den  Bundesstaaten  3! 5.  Executions- 
Ordnung  s  78  u.  f.  Verwendung  der 
B.  V.  auf  Begehren  fremder  Staats- 
t  gierungen  319. 

Burgfesten  4;o. 

Burgfrieden  a5l. 

Burschenschaft  5oi  g. 


Cabinct,  was  es  bedeute  344  D*  •landes- 
herrliches 3o6  c. 
CahinetCasse  od.  Gut ,  s.  Sehatullgut. 
CabinetHefehle,  als  Justizverwcigerung  169. 
Cabinetlnstanz  oder  Justiz  3^3. 
C&nieralwissenseluiftcn  3g3  d. 
Ca  min  fegen  463. 
CanS»e  45;.  46o. 
Canonisrh  -  päpstl.  Recht  78. 
CanzleiDirector  der  B.V.  i36. 
CantleiPersonen  der  B.V.  i36. 
CanzleiPraxis  1a.  11 4« 
Canzleisassen  369. 
Capital ienStcn er  4°3  b. 
CartelConvention  atlerBondesstaaten  137  J47« 
Cassation  e.  Staatsdieners  404. 
Cassation sGesuch  374* 
Cassel  bei  Mainz  3a. 
Cassen  de*  Bundes  i36. 
Cassenwesen  399. 
Cataster  4<x>  d. 
Cavillerei  463. 

Censur  5o3.   u.   f.  Censnr  -  Verordnungen 

5o3  f.  Abschaffung  der  Censur  5o4.  -  der 
Eingaben  bei  der  B.  V.  i4g  a. 

Cent  577.  »75.  4«9. 
Centfolge  469. 

CentralCnterauchnrigsComrrmsion,  maittzer, 
167  e, 

Ceremoniel,  Staals-  und  Völker-  Tl4.  56sa. 
Canzlei-  Cercraoniel,  35l.  Hofceremoniel 
a5i.  4«jS. 

Cessions  -  u.  Purifications  Vertrüge  43. 
Charten,  s.  Landcharten. 
ChatnulleGut,  a.  SchatuBGvt. 
Chaussee ,  s.  St rafsen Regal. 
Citoyen  4«  b» 
CivilEtat  489. 
Civilisation  aa. 
Civil  Liste  a5i. 

CivilMittiesitz   eines  ThronfolgeBerechtrg- 

ten    a4<i  e.  n 
Coadjutor  5a 3. 

CollateralErbschaftsteucr  339  b. 
CollegialSystcm   bei   Staatsbehörden  343 
der  Kirchengewalt  5i4«  517. 


CoUegien  343  ff  34?.  487.  490. 
Comitiv  49>. 
Commerz  Hegal  4ia  ff. 

Comraissionen  347.  in  der  B.V.,  ihre  Ge- 

schäftordnung  iSa. 
Communen  334-  —    Ordnungen    359.  a. 

Gemeinden. 
CompetenxBestimmung  4.  B.  V.  1  ty  pro« 
visorischc  ebenJas.  Note  a.  hei  Streitifkei- 
ten  a.  Besehwerden  in  Schi  Hahr tSachen 
337  b.  563.  571.  in  landständischen  Ange- 
legenheiten 31 5.  »17.  335.  s84  i. 
CoropetenzOrdn.  dar  B.V.  117  a.  der  Staats- 
behörden 35o. 


sen  i^3. 

ConcessionsRegal  461  ff.  Gegenstände  4°» 
Concordatc  5of.  507.  517.  baierisches  5o8  f. 
Condopjinat  81. 
Conftscation  47^. 

Con greis,  wiener,  34*  dessen  Schlufsacte  56, 
ConiecturalPulilik  344»  a. 
Conscripfron  4&f»  $48. 

Conscriptionsfreiheit  derStandeaherren  3o4. 

549  b. 
Consistorien  373  517. 

Constitution,  s.  Grundverfassung ,  Staats- 
verfassung, Staateforrn  n^Staatgrund ver- 
trüge. 

Constitution! II»-  Staaten,  «.  Staatsform. 

Constitutionen  t.  Bundesstaaten  74. 

Consumenten  367.  398. 

Consumttons Steuer,  s.  Stauer,  indirecte. 

Contiguität,geographische  377. 

Contingente  der  Bundesstaaten  198  u.  (T. 
aaa.  s.  Kriegsvrrfassung, 

Coutra'ignatur  feine«  der  obersten  Staatsbe- 
amten a83. 

Controle  der  Staatsdiener  9X  35o.  der  Fi. 
nanzen  399. 

Coruroversefi  i4» 

Convenienz  55s. 

Copialbiicher ,  ihre  Beweiskraft  348  b. 
Corpus  CatboUcör.  aUt  E vangelicor.  35.  ai3c 
Corvey  3i7  a. 
Courtoisie  41a.  35  t. 
Credit,  öffentlicher  400. 
Creditcassen  4*3. 

Criniinalhoheit  366.  376  f.  Unterschied  v,  d. 

Polizeigewalt  393. 
Croy,  Herzog,  3oi   d.  Anhang,  Mam.  IV, 

S.  817. 

Cottas,  SUatsbefugnUs  in  Anseh.  de»  aus. 

sern   5aa   s.  Kjrche. 
CnlturGeschichte  des  f|ffentlkhenRechtsi6ff. 
Curia  romana,  s.  Papst. 
CuriatStimmen  in  der  B.V.  las.  i56,  157. 

Benennungen  i56  a.  Gesandte  «saflir  »56. 

u.  f.  —  der  Standesberren  3o3.  317. 
Curs  dea  Geldes  43t.  «Jer  Wacbael  4t 7  b. 

D. 

Damme  4^9  n.  f.  4/°* 
Damenorden  348. 

Dampfschiffahrt  auf  demRhrirt  569  c. 

bei  Strelttg- 
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keiten  einzelner  Bundesglieder  mit  Aus- 
wärtigen 18a.  187.  u.  £17 
Declaration  austrägafgcriehtl.  Urtheile  175. 
Decorationen  4«°.  4^»  49$- 
Dedicationen  an  die  U.V.  1 4^. 
Deductinnen  a4. 
Deficit  4°°. 
Deiche  4^9  4/°* 
Deismus  s.  Vernunftreligion. 
Demokratie  98  a.  a8o  b.  389*  390. 
Denkfreiheit  5o4. 
Denkgläubige  5 1 4  b. 
DepartementalRäthe  290. 
De  putationen  der  U.V.  ia4. 
DerelinquirteSachen         a.  338.  476. 
Deserteure  469. 
Despotie  98  a. 
Despotismus  76.  a55. 
Dethronisation  a55.  ^ 
Dtctatur  bei  der  B.V.  160. 
Diclaturae  loco  gedruckte  Registraturen  etc. 

bei  der  B.V.  458.  161. 
Dienste  4^8.  persönliche4&».  dingliche  4/0. 
vermischte.  47°«  Substitution  4/ 1  •  Ver- 
gütung der  Dienste  47 Immunität  da- 
von,   Collisionsfatl      Auflegung  neuer 
Dienste,   Nichtgebrauch  4?*  Staats- 
äroter  u.  Staatsdienste. 
Dienstchre  4^7« 
Dienstentlassung  49a  ti.  ff. 
Dienstertrag  487. 
Diensthandel  489. 
Dienstordnung  j5o. 
DienstRegal  468  ff. 
DiöcesanEtnrichtung  5a3. 
Diplomatik  i3. 

Diplomatiaeher   Verkehr  des  Bundes  186. 
Disciplm  des  B.Tags  118. 
Dispensation  483.  von  Ehehindernissen  5«q. 
JJupositiomCassc  3q6» 

Dissidium  inter  rrgnum  et  sacerdotium  5 1  a  d. 
1  Victoren,  s.  Graduirte. 
Dogmen  5t8. 

Domänen  33a.  479.  EigenthnroverMItnifs , 
Veräusserung  u.  Belastung  333.  Erwerb, 
T^1"*^  Verwendung .  Verwaltung  480. 
333.  Benutzungsart  481.  Steuerfreiheit 
t°{'  >?  *,  Veriähn»ng  48a.  Rechts  ver. 
haltmts  der  Domänemerwaltung  48a. 
Casse  4;3.  v  "  * 

Domänen  der  Standesherren,  33a  e.  s.  Stan- 
desherren. 

Domcapitel  5a3.  Erb-  u.  Grundherrschaft 
a38.  d. 

DominicalSteuer  4o;  d. 

Dominium  erainens  55 f. 

Donau,  Flufsgebiet  456  a. 

Dorf-  und  Geroeindeherrscbafl  3ro.  3ao  c. 

DotalGerichtbarkeit  368. 

Dotationen,  napoleonische  in  Teutachl.  54a. 

Dritter  Stand  a66. 

Droits  seigneuriaux  et  feodaux  44.  3a4  b. 
Druck  der  Bundestags  Verhandlungen  i58. 
Druckereien   s.  Buchdruckercien. 
Druckfreiheit  5o3. 

Druckschriften,  welche  bei  der  B.V.  einge- 
reicht od.  ihr  zugeeignet  werden  sollen  1 49. 


Duhnen  3oi  d. 

Durchgreifen  553. 

Durchlaucht,  Prädicat,   1  la.  der  Sunde». 

berren  3o3  q. 
Durchmarsch  557. 
Dyck  3ai  a. 

Dynasten  a6a  d. 

< 

E. 

Ebenbürtigkeit    der    Standesherren  3o3. 

ebendas.  g.  317. 
Ehe,  tur  linken  Hand,  s.  Morganatische  tu. 
Ehrgerichtsachen  37a. 
Ehehindernisse,   Dispensation  davon  5sg- 
Ehen,  vermischte  5t9« 
Ehrenbezeugungen  tyS. 
Ehrenbürger  467  a. 
Ehrenorden  a48.  a5t.  4&8«  49^* 
Ehrenzeichen  488.  49^. 
Eichstädt,   Fürst  v.,    «eine  Standesherr- 

lichkeit  317  a. 
Ei^culhumlande  43. 

Eigenthumrechte  der  Unterthanen  376.  355 
u.  £C  Beschränkung  derselben  355  a.  — 
des  Staates  u.    des  Regenten  357. 

Eingaben  bei  der  B.V.  i^Q.  160.  ihre  Crn- 
•ur  i49*>  wie  viel  Exemplare  einiureichen 
160.  ihre  Anzahl  in  jedem  Jahr  |5<)  c. 
anonyme  i48. 

Eingreifen  553. 

Einkoromen  des  Staates  393.  der  Satios 
3p3  a. 

Einkommensteuer  3o8.  4°3  b. 
Einmischung  des  Bundea  oder  B.Y,  in  in- 
nere Angelegenheiten  der  Bundesstaates 
ai5  u.  aa6. 
Einquartierung  ^9. 
EinreichungsProtocoll  der  B.V.  l5o, 
Einrichtungen  ,  organische        u.  f. 
Eintheilungssucht  14.   io5  c. 
Ein weisungurkunden  für  die  rbein.  Bnn- 

dcsfiirsten  3o  e. 
Einaug  d.  Thronfolgers  a46  > 
EinMigs<»i»ld  467. 
Eisenwerke  448  f. 

Elbe,  Schiffahrt  567.  Convention  deshalb 
583.  Flufsgebiet  456  a.  Sundreckt  4SI 
EUfletherWeaeraoll  566  c.  i73  h. 
Elster  und  ElsterwerdaerFlofxgraben  567. 
Emancipation  der  Kinder  des  Regenten  »4«. 
Emden,  Hafen  567. 

Eminens  ,  jus  ,  potestns,  dominium,  55t  ( 
Ems,  Schiffahrt  567. 
Enclaven  8t. 

EntschMdigungaSystem  v.  i8o3.  »6. 
Entthronung  a55. 

Epave,  droit  d'  — ,  3go,  533  g.  476.  338  J. 
Ephraimiten  4*4  *• 
Episcopil System  5i5  b. 
ErbXrater  495. 
Erbeid  37a. 

Erbfolgerechte ,  s.  Successions  Rechte. 
Erbgerichtbarkeit  368. 
Erbfiofämter  4o5. 
Erbhuldigung  37a. 

Erbloses  Gut  336.  338.  476» 
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Erbsassen  aoV). 

Erbverbrüderungen  53  &  a{a  e. 
Erdarteu  447  f» 

Erkenntnisse  ,  gerichtliche  ,  voHzlehbar 
aucb  im  Ausland  366. 

Erklärung' der  BundesActe,  >.  Auslegung. 

Erlaucht,  Prädicat,  ward  von  grafl.  Standes- 
herren verlangt  3o3  p. 

Ernennungsrecht ,  landesherrl.  5a3. 

ErsparungtSystera  4°°« 

Erstgeburt  a4a. 

Erwerbung  des  Staates  33o. 

Erzämter  fo5. 

Erzbischofc  5a3.  ausländische  5a3. 

ErziehungsRrgal  4^9  Ä  Anstalten  5oo  f. 

EtappenStrassen  55;  c.  als  Staatsservituten 
56o  d, 

Etatt ,  s.  Finanzgesetz. 

Etters,  Gcrichtbarke't  innerhalb  -  36q  c. 

Europäische  Mächte  unter  den  Bundesge- 
nossen cjS.  »38.  if)i.  55;  d. 

Europäische  Politik  in  Bezieh,  auf  Teutschl. 
g5.  558  b. 

r.urop  äisch-volkerrechtl.  Verhältnifs  in  Ab- 
sicht auf  die  Rheinangelegcnheiten  5^1. 
Europäisiren  g5  ebend;is.  c. 
Eutin,  s.  Oldenburg. 

Evangelische  5l4  b.  5i6.  ihre  Vereinigung 
5i6. 

Ev.  ntualBelehnung,  ehemalige  auf  Reichs- 
lehen  53  d. 

Eventuallluldigung  a46.  als  Mittel  die 
Succession  zu  sichern  a46  c,  a-a  Evic- 
tionsLeistung ,    Verpflichtung   des  Fiscu* 

dazu  4/7*  4°a* 

Evocation  vor  auswärtige  Gerichte  366. 

Excellenz  foS.  ob  sie  Gesandten  in  der 
B.V.    gebühre  b. 

Excommunication  5ta  a.  5 1 9  c.  —  Napo- 
leons 5ta  ft. 

Executionsbefugnifs  365.  der  B.V.  i65  s. 
auch  Vnllziehbarkeit. 

ExecutionsOrdnung  des  T.  Bundes  178. 

ExccutivGewalt  364  £  der  B.  V.  166.  170. 
1 78  u.  f. 

Exerapel  1  \. 

Exequatur  5ao, 

Expropriation  55a,  n.  ebend.  a. 
Exterritorialität  des  auswärt.   Staats  -  od. 
PrivatguU  3a  8  b.  der  Gesandten  466. 

F. 

Fabriken  46a. 
Fähren  457« 

FamilienFideicoramisse  75.  a6a  g.  3o6.  3a3. 
Familiengüter  d.  Urgenten  33a. 
Familien.Matute  der  ßundesfürslen  75.  der 
Srandesherrcn  3o6.  der  Grundherren  3a3. 
Familienverträge  75.  3o6.  3a3. 
Fano  4>a  b. 
Febronius  5o6  a. 
Ferien  der  B.V.  119. 
Festkalender  5a6. 
Festtage  5aa.  5a6. 

Festungen  54p,.    47°-    des  T.  Bunde«  ao8 

u.  ff.  s.  Kricg*Trrfa««ung. 
Finanzanstalten  3o/j. 


Finanzbericht  399.  3oo. 
Finanzgesetz  3o$ 

Finanzhoheit.  3g3.  Grenzen  3g5. 
Finanzoperationen  4°°» 
FinanzRegalien  99  b  u.  r.  353. 
Finanzverwaltung  394-  Oeffentlichkeit  399. 
Finanz  Wissenschaft  395, 

FiscalGewalt  4/3  ff.  Begriff u.  Differenzen 
4t3.  Giundbestimmungen  derselben  474* 
FiscalUnfug  474  a.  FiscalGütcr,  Rechte  u. 
Vorrechte  4 76I'.  355f.  Verpflichtung  desFis- 
cus  zu  EvicüonsLe;stung  477  (*.  auch  Ad- 
ministrative Gerechtigkc't  u.  Administra- 
tive Verfügungen).  Verwendung  der  Fis- 
calGcfalle,  FiscalBeamte ,  Verfahrungs- 
weise,  in  flscalischen  Sachen  /,-H.  Ver- 
leihung der  FiscalGerechtigkcit  4/8. 

Fischergcrechtifkeit  458. 

Fischergerichte  400, 

Fischottern  458  b. 

Fiscus,  473  ff.  Vorrechte  476  f.  Succession 
in  Lehen  47  7»  »ein  Forum  4/4'  se'n  An- 
spruch auf  Kirchengut  533  s.  FiscalGewalt. 

FiscusGut  3a8  c.  338. 

Fiume  87  b. 

Flächeninhalt,  s.  Areal. 

Flössen  457.f. 

FlÖssung^recht  56o  d. 

Flofsgraben  567. 

Flüsse  zw.  Oestr.  u  Baiern  567. 

Flufsbett  459. 

Flußgebiete ,  teottche,   456  a. 
FlufsRfgal ,  s.  VVasscrRegal. 
Flufsschiffahrt ,   ■«.  Schiffahrt. 
Folgen  468  ff.  455. 

Forensen  aa8.  367.  a6g.  fo6.  Steuerfrei- 
heit 407. 

ForstRcgal  45t.  f.  Fnrstgerichtbarkeit 
45a.  Verleihung  der  Forstgerechügkrit 
45a.  455. 

Fortification  549. 

Fossilien  44"  C 

Frachtfuhrleutc  44$. 

Fraift  377.  375. 

Frankfurt,  ehcmal.  Grofshertogth.,  Pcn- 
sionirung  seiner  Diener  a35.  Hauptrer- 
trag  über  die  Ausgleichung  seiner  Lasten 
a33  c. 

Frankfurt,  freie  Stadt,  Verhältnifs  zn  dem 
Bundestag  u.  den  Gesandten  1  \  \  ff.  Con- 
stitution a4o  u.  a85.  5a4  d.  Strei- 
tigkeiten defshalb  ai6.  a4'.  Rechte  der 
Katholiken  157  b.  ai6  b.  5a5  a.  5a6  a. 
TcutschordemHaus  daselbst  a34  b.  Be- 
freiung von  Geleitrechten  4(t  e-  to°- 
gebend  in  dem  Münzwesen  4*9  *• 
Frauenstein  u.  Limpurg. 

Frankfurter  Mef>frciheiten  577 
Frauen*tein,jGe<cll<chaft  ai6b.  fofi  e, 
Freiheit,   bürget  liehe    4-   politische  4  b. 


natürlich 


4'  a79»  a9i 


3- 


I. 


Einschrän- 


kung derselben   durch  die  Oberaufsicht 
36o.   u.    Polizeigewalt  386. 
Freiherren  ,   reiehsständi«che  a6a  d. 
Freimaurer,  «.  Gesellschaften. 
Freimeisterschaft  /fii. 
Freistaat  98  a. 
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Freistätte,  s.  Asylrecht. 

Freizügigkeit  in  allen  Bundesstaaten  338. 

339. 

Fremde  367.  4^7-  'nr  Gtitererwerb  m  Bun- 
desstaaten aa8  d.  können  in  Fmnk f.  Schutz 
von   der  B.  V.  erhalten  i43. 

Freudenfeste  a;4.  463. 

Friedberg,  Burg,  43.  496  e. 

Friedensrecht  des  T.  B.  187.  der  Bundes- 
staaten 333.  aa4. 

Friedensschlüsse  teutsrher  Fürsten  mit 
Frankreich  88  d.  58  a.  84.  s.  auch  lüne- 
viller,  rastatter,  tilsiter  ,  pariser ,  pres- 
burger  Friede. 

Fristen   u.  Termine  bei   der  B.  V.  i5c 

Frohnen  468  a. 

Fruchtsperre  38a  a, 

Fürstenbund ,  tcutscher  38. 

Fürstengut ,  dessen  Zollbefreiung  J^oS  c« 

Fürstenwürde,  für  den  Erstgebohrnen  497  d. 

Fürst  enraäslge  a63  d. 

Fugger,  Grafen  3i3  e.  s.  auch  im  Anhang 
IV.,  unter  Baiern  u.  Wirtemberg.  ihre 
Familien  Uniform  496  b. 

FuUia,  Departement,  Hauptvertr.  aber  die 
Vertheil.     Lasten  a33  c. 

Fufsdienste  468  f. 

G. 

Garantie  des  T.  Bundes  56.  io5.  d.  Bun- 
des Acte  187  c.  56.  d.  wiener  Congrcfs- 
Bestimroungen  über  die  Flußschiffahrt 
5b*3  a.  d.  RheinOctroirenten,  Reich  skreis- 
schuiden  und  Pensionen  a33.  579.  58o. 
des  Bundes  für  die  unter  Bundesgliedern 
geschlossenen  Vergleiche  173.  für  Verfas- 
sungsurkuaden  v.  S.  Weimar,  Hildburg- 
hausen  u.  Coburg,  für  e.  merklenburg. 
Staatsgesetz  a83  f.  für  den  oldenburg- 
brera.  Vergleich  wegen  des  Wesercolles 
566.  für  den  Vertrag  wegen  Kiphau- 
sen 319. 

Garantie  der  Landesverträge  und  Grund- 

verfassung  75.  184.  durch  den  T.  Bund 

3j5.  a83  f.  397  d. 
GaranüeHecKt  des  T.Bundes  184.  187.  aao. 

a83  f.  319.  566.  —    der  Bundesstaaten 

aao.  558. 
Gastwirthschaftrecht  46a. 
Gebiet  s,  Staatsgebiet. 

Gebrechen  am  Körper  n,  Geist,  hindern  die 

Thronfolge  a45.  j47» 
Geburustand  a58  a.  359  —  »63.  488. 
Gefangenschaft   des    Landesherrn  347. 
Gegenzeichnung  a83. 

Geheime  Gesellschaften  «.  Gesellschaften, 
Gehorsam  ,    bürgerlicher  4.  a57  c.  365. 

leidender  5. 
Geist  der  Zeit,   •.  Zeitgeist.  * 
Geisteskrankheit  des  Landesherrn  a/7. 
Geistliche  5a  t.  ihr  Successionsr.  %^S.  ihre 
Verpfücht.    zu  Waffendienst  469  *. 
Beschwör,  der  Verfafs.Urk.  5ao.  Steuer- 
freiheit 4°7«  Landstandschaft   390.  39a. 
Beschränkung    der    Gtittl.  im  Verhalt- 
nifs   zu   d.  röm.  Hof  5ao.   5a 2. 


Geistliche  Güter,  ihr  Heimüll  an  den 
Fiscns  533.  ihre  Incameration  53a. 

Geistliche  Wahlstaaten  81.  Verlusserung 
der  Domänen  darin  333  f.  wem  die  Lan- 
deshoheit darin   zugestanden  338*  d. 

Geld  4l  7-  Banco-u.  Wechselgeld  eben  das.  b. 

Geldcurs  4".     Geldsorten  347.    4' 8  »• 

^  4a6  ff. 

Geldern,  preufs.,  87  b. 
GeleitRegal  jn. 

Geleit,  sicheres,  dessen  Ertheilu-g  durch 

die   B.V.  s.  SchuUbriefe. 
Gemahlin  des  Souterains  348.  deren  Sch»- 

tullGut  335. 
GeraeindebUrgcr  a5q.  464* 
Gemeindedienste  468  a. 
Gemeindeherrschalt  370. 
Gemeinden    359.  35a.    ihre  Verwaltung 

n.   Vermögen.  334.  34/.  4/3-  Aufnahme 

ihrer  Bürger  u.  Beisassen.  4*>4- 
Gemeindeoranungen  359. 
Geroeindewehr  547. 
Gemeines  Recht  175  a. 

Gemeinnützige  Anordnungen  106.  33^.  Ver- 
zetchnifs  oder  Register  für  dieselben  l48s. 

GeneralRecefs  der  (rank f.  Territor.  Coramlf*. 
v.  1819.  58. 

Gensdarmerie  546. 

Gent  taillable  etc.  a6o  a. 

Geographie  i3. 

Gerade  476. 

Gerechtigkeit,  nach  ihren  verschiedenen 
Beziehungen  366. 

Gericht  370.  verschiedene  Arten  der  Ge- 
richte 371.  ausserordentliche  371.  geist- 
liche 373.  Gcschwomen  373.  Handels- 
gerichte 4>4* 

Gerichte,  ihre  Unabhängigkeit  u.  Selbst- 
ständigkeit 373.geroeinsch.  oberste  gewisser 
Bundesstaaten  337.  —  dritter  Instanz  In 
allen  Bundesstaaten  337. 

Gerichtb  nk.it  367.  Grundstoff  der  Lan- 
deshoheit a?5  b.  administratoriache  n.  p*- 
trunoniale  368  f.  3aa.  auascrordentl.  u. 
particulare  371.  cirenmsepta  369  c.  geist- 
liche 3t3.  5s  1.  bürgert.  567.  neinl.  367. 
376  u.  f.  freiwill.  M>- ,  379.  Podzetgericht- 
barkeit  388.  Strafsepgerichtbarkeit  4°9> 
Handelt-  u.  Wechselgerichtbark.  41J. 
Gerichtbark,  in  Forst-  u.  Jagdsachen 
452.  ^55.  in  Fisch-  n.  Wassersachen 
460. 

Gerichtbarkeit  d.  Standes-  und  Grnndherren, 

Standes-  n.  Grnndherren. 
Gerichtfolge  469. 
Gerichthalter  368. 

Gerichtsund,  pmilegirtcr  367.  —  der 
Bundesglicdrr,  s.  Austräge  u.  Anstrigal- 
Tnstanz  —  der  Privatpersonen ,  mit  ihrer 
Landesherrschaft,    dem  Fiscns,  andern 

Staatsregierungen,  s.  Unterthanen. 
Germanisiren  95  e. 

Gesandte,  Zulässigkeit  ihrer  Abrurung49a  g. 
ihre  Eztrrritorialität  466. —  der  Bundr«- 
gliederin  der  B.V.  137— 1 43.  ihre  Injtrue- 
tionsEinholung  u.   gemeinsame  Berirht- 
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erstattung  i5o.     ihr  Vcrhältnifs  zu  der 

Bundes«  ,ii)7  li-i  i36.  Gesandte  für  Curiat- 

stiiunien  i56.    Gesandte  auswärt.  Mächte 

am  Bundestag  1 44  u-  £  »8a.  §86. 
Gesandschafirecht  des  T.  B«  187.  i  44<  *^a* 

der  Bundesstaaten  556. 
Geschäftbezirkordnung  35o. 
GeschHftortl  der  B.  V.  Ii 8.  der  Cora- 

missionen  der  U.V.  1 5a. 
Geschichte,  teutsche  la.  des  rhein.  Bunde« 

a5  n.  ff. 
GeschwornrnGcrirhte  3^3. 
Gesellschaften,    geheime,   religiöse  u.  .a. , 

Aufsicht  über  sie  36o.  Industrie-,  Kunst 

u.  gelehrte  -  5oi  -  der    Einwohner  im 

Staat  38 1.  334  *>• 
Gesetze   verpflichten    auch  den  Regenten 

363.  aufgenommene  36a.  Wirksamk.  in 

fremdem  Gebiet  363. 
Gesetzgebende  Gewalt  36i   ff.  in 

Sachen  384  '"•  Theilnahme 

3f)4- —  des  t.  Bundes  21  4- 
Gestade  45a. 
Gesundbrunnen  447  f. 
GesundheitPolizci  38a. 

Getreidesperre  38a  a.  s.  Lebensbedürfnisse. 

GewissensEhe  a45  e.  a6i  c. 

Gewissensfreiheit  5i  8  g.  Evangel.  5  kj. 

Gewohnheitrecht  36t. 

Gezwungene  Anleihe  4°i. 

Glaubensbekenntnifs  5i8  c. 
5a6.  5a8.  a3o. 

Glaubensherrschsncht  5 19. 

Glaubensparteien,  christliche  5 1 4*  a  ,  b,  c. 
ihre  Rechtsgleichheit  5a5.  ihre  Verschie- 
denheit wirkt  nicht  bürgerlich  u.  polit. 
Rechtsverschiedenheit,a3o.5a6,Anzahl78  c. 

Gleichen,  Grafschaft,  3l8. 

Gleichgewicht  68. 

Gleichheit  derRechte  d.  Staatsgenossen  4.  a5g. 
Glockenschlag  ar5  b. 
Glüctshafen  463. 
Görtz,  Graf,  3i5  b. 

Görtzische  Münzaeichen  4^4  °>  'm  Anh. S. 836. 
Görs,  Küstenland  87  b. 
Gondelsheim  3i?  a. 
Goldsa  id  448. 
Goldwäsche  448. 

Graduirte ,  Rechte  derselben  4qi.  5oa. 

Grafen  48.  a6a.  a63.  ihr  Prädicat  Erlaucht 
3o3.  '1  itulai  Grafen  a6a  c. 

Gravamen  commune  der  Bundesglieder  wi- 
der die  B.  V.  117,  VI. 

Great-charter,  englische  q3  b. 

Grenze  des  ehemaligen  Teutschlandes  85. 
der  Staaten  des  rhein.  Bundes  86.  der 
Staaten  d.  teutschen  Bundes  qa.  87.  fielen 
Frankreich  88  ff.  *  * 

Grenzen,  r erschied.  Arten  derselben  377  b. 

Griechen,  ihr  Recht  zum  Widerstand  gegen 
die  Türken  a55  e.  Religionsübung  der 
nichtunirten  5i4  bu.c.  79.  5a5  c. 

Grofsherzoge  u.  grofsherzogi.  Würde  to8. 
in. 

Grundeigenthum ,  Recht  ausländisches  au 
erwerben  aa8.  Grundeigentümer  367. 
a6q  b.    s.  Forensen. 


Grundherren  43-  3ao.  verschiedene  Arten 
3ao.  Rechtszustand  :  I )  allgemein  nach 
d.  teutsch.  Bundesacte,  u.  zwar  der  vor- 
mals rcichsunraittelbarcn ,  1 )  auf  d.  rech- 
ten Rheinseite  3a  1  u.  f.  a)  auf  der  linken 
3a4.  Verhandlungen  u.  Beschlüsse  der 
B.V.  3a5.  Erklärungen  u.  Beschwerden 
der  GH.  ebendas.  II )  nach  staatsgesetzl. 
u.  vertragmäsigen  Bestimmungen  einzel- 
ner Bundesstaaten  3a 6.  Uebersicht  u.  Aus- 
nahme 3a7.  Steuerfreiheit  4°;.  Lrhn- 
sarhen  544«  4 *•  auch  Grund- 

herrliche  Rechte  u.  PalrimonialAbgabcn. 

Grundherrlichkeit  43.  3ao. 

Grundruhr  458. 

Grund  Verfassung  des  Staates  4. 5. 98  (s.  Staats- 
verfassung), octroyrte  u.  vertragroäsige 
a83  e.  1  e.  ob  nnd  wie  fern  e.  Staatsre- 
gierung befugt  sey,  zu  Bundesbeschlüssen 
mitzuwirken,  die  mit  der  LandesGrund- 
verfassung  in  Widerspruch  stehen  a83  c. 

Grundverträge  1  b  u.  e.  55.  74.  >86.  a8;. 
des  Bundes  55.  56.  ihre  Abfassung  u. 
Aufrechthaltung  durch  die  B.V.  116.  sie 
beschränken  die  landesherrU  Mitwirkung 
zu  Bundesbeschlüssen  36a.  die  B.Acte 
enthält  grundgesculiche  u.  nichtgrund- 
gesetzliche  Bestimmungen  ia3  e.  —  der 
Bundesstaaten  71.  73.  s.  Grundverfassung. 

Gutsherrliche  Rechte  der  Standesherren 
3o5.  der  Grundherren  3aa  s.  auch  Pa- 
trimonial  Abgaben. 

Gtttererwerb  in  Bundesstaaten,  s.  Fremde. 

Gymnasien  5oi. 

Gymnastische  Künste  463* 

II- 

Hafen  4$9. 
Hagestolzen  recht  476. 
Halhsouveraine   Staaten  6  d. 
Hamburg ,  Verfassung,  a4o  u.  f. 
Hamburger  Bankgeld   4*9  *• 
Hammerwerke  448  f. 

Handel  4" 3  ff«  der  Fremden  4 '4*  Auf- 
sicht 4ia.  Schleichhandel  4*a* 

Handel  n.  Verkehr,  Bestimmungen  d.  B.V. 
a3?.  mit  Lebensbedürfnissen  ,  ebenda*,  a. 

HandelsCongrefs,   Darmstädter  a3;  a. 

Handelsgerichte  4'4- 

Handelsgesellschaften  46a. 

Handelspolizei  4i4« 

Handclsprivilegien  4*3. 

Handelsverein  ,  s.  Handelsverträge 

Handelsverkehr  auf  Flüssen ,  s.  Schiffahrt. 

Handelsverträge  187.  4<>3  e.  4»».  578. 

Hannover,  dessen  Occupetion  3i  b.  Land- 
stände a86.  Streit  mit  d.  Herzog  Carl  v. 
Braunschwei'g,  s.  Braunschweig. 

Hansestädte,  ihreOccupation  3a.*.  auchStädte . 

Hauderer  44*** 

Hausandacht  5ag. 

Hansgesetze  75.  3o6.  3a3. 

Hausiren  46a. 

HauuDomaine  44  *• 

Hazardspiele  463. 

Heerfolge  469.  54?. 
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Heerschau  549- 

Hcilbronn  ,  H.  ndlungs-  und  Schiffahrt  Ver- 
hältnisse 568  a.   i.  Neckar. 

Heiligkeit  der  Perion  des  Regenten  a3g. 
a55.  380. 

Heilsherg  3 1  7  a. 

Heimathrctht  4^7« 

Heimfnllrecht  338.  4"6.  533  g. 

Heraldik  i3. 

Herkommen  5g  ff.  76. 

Herren  ,  rcichsständische  36a  d. 

Herrenlose«  <iut,  s.  Adespota. 

Herrnhuter  5 1 4  c.  5 16  c 

Hessen  ,   GHerxogth.  ,   Landstände  a86. 

Hessen  Homburg  108  g.  3oi  f.  Titel  108  g. 
v,    111   Aufnahme  in  den  t.  Bund  io- 
108.   CuriatSttiumrecht  lai.  Landstände 
a88. 

Hessen  ,  Kurfurstenthum  ,  Landstände  387. 
HessenRheinfelsRnthenburg  3i 7  ».  3i8  a. 
rothenburger  Quart  103  a.  3i8  a.  seine 
RheinOctroiRente.  5;8  b. 
Heurathen  ,   unstandcsroäsige  a45.  Verbot 

Manclesmäsiger  o$5. 
Hildesheim  ,  landständ.  Verfassu  g  a86  m. 
Hintersassen  4^4. 
Höchberg,  Gr.  v. ,  s.  Baden. 
Hochverrath  gegen  den  Bund  i84  b. 
Hof  488  b. 


Hofämter  488.  49^- 
•  495» 

HofCeremonicl  a5i.  4q5. 


Hofbeamte  488 


Hofdienste  47°« 
IlofEt.it  a5i.  488  a.  f. 
Holfolgen  470. 

Hofmannische  Beschwerdesache  wider  Kur- 
h essen  317  c. 

Hofroarkgercchtigkeit  368. 

Hofnarren  4g5  b. 

Hofpi  ilzgrafen  49*. 

Hofstaat  a5i.  488  u.  f.  4g5. 

Hoheit,  Prädicat,  königliche  etc.  11a. 
Antrag  auf  das  Prädicat  herzogliche 
Hoheit  111  h, 

Hoheitrechte  g8.  wesentliche  u.  «fällige  99. 
376.  äussere  u.  ionere  100.  555.  allge- 
meine u.  besondere  101.  andere  Einthei- 
lungen  99  b  und  c.  100  h.  benutzbare, 
Finanz,  oder  KammerRegalien  99  b. 
35a.  verleihbare  u.  un verleihbare  tos. 
3;5.  356.  45 1.  jene  entw.  private  oder 
etimulative  103.  eingeschränkte  u.  un- 
eingeschränkte to3.  Ausübung  103  f.  3-5. 
Greese  u.  Unterschied  von  Eigenthum- 
rechten 353  ff.  Veräusserung  10a.  354. 
Verjährung  356. 

Hohen  Lim  bürg  3i  a.  3oi  d.  3iy  a.  u.  S.  816. 

Hohenlohe,  wegen  Gleichen,  3i8. 

Ilohenzoilern  Hechingen  u.  H.  Sigroarineen. 
Landstände  388.  6 

Hohnstein    Grafach.  103  a. 

Holland,  Grenze  84.  85  f.  Abtretung  teut. 
Staaten  an  dasselbe  85  b. 

Holstein ,  Vereinigung  mit  Dänemark  86  d. 
mit  Lauenburg  108  c.  Vertragursprung  der 
dorigen  Regenten gewalt  i  f.  landständ. 
Verfassung  388.  Banksteuer  397  b. 


I lolsteinOldenburg  ,  s.  Oldenburg. 

Holzgerichte  45a. 

Ilnmagium  373  f. 

Homburg,  s.  Hessen. 

Homburg  an  der  Mark  3oi  d. 

Honoratioren  365. 

Hor-Ie  1  a. 

Hülfwissrnsrhaften  des  offcntl.  Recht«  13  i. 
Huld  gung    3^6.   37a   f.  PatrunonialHul- 

digung  373. 
Hydrographie  456  a. 


Imperium  herile  5  c. 
Import  4°4  D- 

I'icaroeration  d.  Kirchenguts  53a. 
Incolat  4^7« 
Incorporation  8s. 
Iodigenat  467.  489. 

Industrie-Concessions-Regal  461  ff.  Gegen- 

stände  46a  ff. 
Innovation    des  Kirchenguts  53a  d. 
Insassen  369. 

Inseln  38.  9t.  456.  45g. 
Insignien  a5i. 

Instanz  ,  Gerichte  dritter  —  sollen  in  allen 
Bundesstaaten,  seyn  337. 

Instanzen  367.  ob  drei  seyn  müssen  aa- 
d  y.  i.  ' 

Instanzenrecht ,  geistlich-katholisches  5i5  d. 

Institution  der  Staatsdiener  g3.  35o.  399. 
der  Gesandten  i3?.  i5i.  ihr  Mir  gel 
hält  die  Reschlufsziehung  aof.  ebenda*. 

InstructionsEinholung  der  Gesandten  in  der 
B.V.  i5i.  137.70.  i3od.  allseitige  i5i. 

IntcrcaseStreiligkeiten  unter  Bundesglie- 
dern, ob  sie  \on  Rechtslrcitigkriten  un- 
terschieden seyen  i73.  139».  55a.  ». 
auch  Convenienz. 

Interloquiren  164.  * 

Isenburg  3oi  f. 

Ilio  in  partes,    auf  landständ ischen  Ver- 
klungen 3oo  e. 


Jagdfolgen  455.  469. 
Jagdfrohncn  455.  469  g. 

Jagdgerechtigkeit  4ö3.  Verleihung  u.  Ausub. 
454  f-    Re\crs-  od.    Gnaden  jagd  454 
Vor-,    Mit-^u.  Koppeljagd  455.  hob« 
und  niedere  455.  Mißbrauch  455.  freie 
Pürsch  454. 

Jagdhoheit  4<{8. 

Jagdhunde  455. 

Jesuiten  5i5  b.  ihre  Grund %Stzc  5ia  b. 
Jeser  86  a.  * 
Johanniterhof  zu  Frankfurt  a34.  c. 
Johanniterorden  43.  a34. 496  e.  seine  neueren 

Schicksale  a34  c.  Schulden  334  d.  in  Baien» 

533  e.  preussischer  ebenda«,  u.  53 1  b, 
Juden,  Toleranz  5i6.    Rechte  u.  btirgeil. 

Verbesserung  a3a.  465.  5s5  u.  f.  5aq. 

zu  Frankfurt  3 16  b.  zu  Lübeck 
Judengefälte  467  r. 
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Judcnschuts  465. 

Jura  singulorum  119,. 

Juramenlum  assecurationis  973. 

Jureconsultorutn  oracnla  10  a,  69. 

Jurisdictio  circumsepta  36g  c. 

Jus  commune  17S  a. 

Jus  de  oon  evocando  366.  » 

Jus  eundi  in  partes,  1.  Thcilgehen. 

Justiren  der  Münten  4' 8  c.  43o  d. 

Justiz ,  s.  Rechtspflege. 

Justizbehörden  345  f.  367  ff. 

JustizConsulenten  bei  der  B.V. ,  Vorschlag 
dazu  i35  e.  173  a. 

Justifthoheit  36b  ff.    s.  auch  Rechtspflege. 

Justiamifsbräuchc  t6g.  366.  -373.  553. 

Justizsachen  3; 5.  Einmischung  in  solche 
373*  des  Reeenten  375.  Kecurs  darin 
an  die  B.  V.  169.  Unterschied  von  Polizei- 
sachen,  38q.  391.  ton  Regierungssachen  375. 

Ju.»tiz\ crweigerung  169.  316.  a  1 7. 137.  373. 
55o ,  IV.  bei  Privatverpflirhtungen  des 
Souveräns  339.  in  dem  Admintstrativ- 
Justizweg  169  a.  366. 

K 

Hab:netsGut  oder  Casse ,  siehe  SchatullGut. 

Kärnthen  87  b. 

Kai  45g.  577. 

Kalender  5l.  536* 

Halenderverkauf  5t.  463. 

Kalk  448.  Kalkbrennereien  448  f.  463. 

Kallschraidtsrhutz  463  f.  . 

Kameralhoheit,  s.  Finanzhoheit. 

Kamcratvrissensrhaften  393  d. 

Karu  in  fegen  463. 

Kammergiiter,  siehe  Domänen. 

HaromerHrgal'en  99  b  u.  c.  353. 

Karamcrsrhuldcn  33g. 

Kammertaxe  der  röm.  Curie  5io  c.  5t  1,  V. 
Kanäle  457.  4C0. 
Kanonuch-p'.iputl.  Recht  73. 
KanzleiPraxis  11.  11 4. 
Kaufmannsinnung  4>3. 
Kaunitz,  Fürst,  3oi  f. 
.Kehl  33. 

Hesselflicken  463.  • 

Kesslerschutz  436  f. 

Kinder  des  Souverains  349» 

Kippen  u.  Wippen  4»  5  d.  43o  d. 

Kirche  5o6.  Staatsgeseue  u.  Verträge  defs- 
halb,  Concordate  Sot.  wiener  Coner. 
Verhandl.  507.  dem  Staat  untergeordnet 
aÖ7  b.  5t3.  5i4.  5t8  ff.  ob  eine  Staats- 
anstalt ?  5i3  a.  ob  eine  herrschende? 
536.  Collcgial-  od.  Social  Rechte  der  Kirche 
5 14.  rÖm.  kathol.  Kirche,  evangel.,  d. 
A.  C.  gemafse  u.  reformirtc  5 1 4  b.  5 16. 
evangelisc  h-vereinigte  5 14  b.  5t6.  Secten 
5i4c.  jüdische  5i6.  Vereinigung  der 
protest.  Gemeinden  beider  Art  5 16.  Kir- 
chenregiment 5§4.  dessen  Uebertragung 
an  weltl.  Regenten  517.  Lehrbegriff  oder 
Svmbol  5i8  u.  f.  5 14.  535.  53;  c.  u. 
Gesetce  5ao.  Beschützung  der  Kirche  5s  1. 
Rechte  d.  Staates  in  Aoseh.  ihres  äufsern 
Cultus  533.    landrsherrl.  Placet  u.  Be- 

Riaber*.  öffrml.  R„lu.  3.  Aufl. 


schrankung  des  Verkehrs  der  Geistlich- 
keit mit  d.  röm.  Hof5ao.  Hauptquellen 
für  das  Verhältnis  zw.  der  kathol.  Kirche 
u.  dem  Staat,  desgl.  den  Kirchen  Ver- 
sammlungen ,  u.  den  Erz-  u.  Bischöfen 
5t  5  c.  Aemterrecht  der  Kirche  5s3.  lamics- 
herrl.  Patronatrecht  5s3.  Landesbischöfe 
u.  Diöcesen  5a3.  Erzbisrhof  5a4.  Na- 
tional- und  TerritorialKirchen  53.$.  neuere 
Bestimmungen  für  das  kathol.  Kirchen- 
-wesen ,  in  Baiern  5 08.  in  Preussen 
509.  in  den  die  oberrhein.  Kirchen- 
provinz bildenden  Bundesstaaten  5 10. 
im  KönigreichSachsen  5 10.  in  Hannover 
5ll.  in  S.  Weimar  u.  Waldcck  ebend. 
-  Rechtsgleichheit  der  GlaubrnsParteien 
und  ihrer  Mitglieder  5a5  »1.  f.  Ausnahmen 
5ao.  Rechte  über  das  Kirchengut,  s. 
Kirchengut.  Prefsfreiheit  537.  Religions- 
änderung d.   Regenten  5a8. 

Kirchen  Agende  u.  Ritual  5 18. 

Kirchengebet  374. 

Kircbengewalt  5i4  f.  Systeme  der  landes- 
herrl. —  Über  evangel.  Unterthanen  517. 
Mißbrauch  5so.  5a  1. 

Kirchengut    334.   47^*  ^a9*  53t  ff. 

Kirchenhoheit  5o6  n.  Grenze  u.  Bestand- 
theile  5i3.  5so  ff. 

Kirchen  Reformation  5 16. 

Kirchen regiraent  5>4* 

Kirchensachen,  ihre  Verhandlung  in  der 
B.V.  146  f.  der  Standesherren  3o5  d. 
Grundherren  333. 

Kirchenstaatsrecht.  5o6. 

Kirchen« ersamrolungen  530  u.  f.  5t5  c.  517. 
Kleinodien  a5i. 
Klettgau  3o3  c. 

Klöster  533.    Vermögen  11.  Religiösen  der 
aufgehobenen  und  nicht  aufgehobenen  533. 
Kniphagen  86  a.  87  a.  319. 
Knochensammeln  463. 
Kostheim  3s. 
Krämerinnung  4*3. 
Kran- ,  Kai-  u.  Magaxingcld  578« 
Kranrecht  4  »5.  4*3. 
Kreiseintheilung  der  Länder  353. 
Hriegerfuhren  4?°« 
Kriegscasse  473. 

Kriegsdienste  469.  55o.  der  Bundesfürsten 
sa3.  der  Standesherren  3<>4.  der  Unter- 
thanen 546  ff 

Kriegsgesetzgebung  545, 

Kriegsheer  546. 

Kriegspflicht,  allgemeine  u.  besondere  548. 
Kriegspolizei  545. 

Kriegsrecht  des  T.B.  187  u.  ff.  189  u.  ff. 
aaa.  der  Bundesstaaten  aai.  3*4.  55-. 
Kriejgsverfassung  des  T.B.  ig3  u.  ff.  Ue- 
berstcht  iq3.  Obliegenheit,  Verhand- 
lungen und  Beschlüsse  der  B.  V.,  Militär- 
Ausschufs ,  MilitärCommission  ,  Militär- 
LocalCommissionen  u.  MtlitlrCommis- 
sinmCanztei  194.  I)  BundesMatrikel  für 
Geldbeitrage  und  Mannschaftstellung  195, 
II)  Kriegsverfassung ,  A)  in  ihren  allgtm. 
Umrissen  u.  wesentl.  Bestimmungen  196 
u.  f.    B)  nach  ihren  nahem  Bestimmun- 
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gen:  i)  Stärke  des  Bondesheer  es  198. 
Contingente  ebend*  Reluition  desselben 
aoo  b.  nassauischej  aoo  c.  a)  Verhält- 
nif*  der  Waffengattungen  199.  3)  Ein- 
theilung  des  Bundesheeres  aoo.  Reserve 
eben  das.  Reluition*  Verträge  aoo  b.  4  ) 
Bereithatlung  im  Frieden  aoi.  5)  Mobil- 
machung aoa.  6)  Obcrfeldherr  ao3.  sein 
Verhältnifs  zu  d.  B.Y. ,  zu  dem  Heer  T 
u.  ku  dem  eignen  Bundesstaat,  ebeod. 
OperationsPlan  cbend.  GeneralLieutenant 
d.  Bundes  ao3.  7 )  CorpsCoraraandantcn 
ao4.  8)  Bildung  des  Hauptquartiers  ao5. 
9)  Verpflegung  ao6.  10)  Gerichtbarkeit 
307.  III)  Bundesfcstungen ,  ihr  Rechts- 
verhältnifs  in  Absicht  auf  d.  Bund  u. 
die  .Staatshoheit  der  Bundesglie  'er  ao8. 
Benennung  d.  B.  Festungen  aoo.  Be- 
satzung 3to.  Beschlufs  derB.  V.  wegen 
Uebei  nähme  u.  licrstell.  oder  Vollend. 
der  B.  Festungen,  u.  Anerkenn,  der 
Besatzungsrechte  an. 
Kronämter  495. 

UronFideicommtfa ,  preuf».  33a  a.  333  d. 
Krönung  346. 
KronungsOrnat  a5i. 

Kurbessen  erkennt  keine  Aulhebung  von 
Lehn  Verbindungen  an  as^a  a.  54  ■  e.  Be- 
schwerde wider  dasselbe  a  1  7  c.  Landstände 
187,  u.  unten  in  d.  Zusätzen  zu  diesem  §. 

Kuxe  449  b. 

L. 

Lage  innerhalb  des  Staatsgebietes  377. 
Lagerbuch  4<>o  d. 
LagcrhausGerechtigkeit  4>3. 
Lahn  5G7  g. 

Land,  geschlossenes  81.  377.  «.Staatsgebiet.. 

Landau  ao8  c  u.  e. 

Landcharten  78  b  u.  c.  85  b. 

Lande'bischofe  5a3. 

I^ndesco  legien  344  ff« 

LandesdirnstReg.il  468  ff. 

Landesgrund  1  erftssung ,  ob  sie  durch  Auf- 
lftsung  der  teuUch.  Reichsverbind.  auf- 
gehoben 49. 

Landesgrund  Verträge  l  d.  74.  a86.  387. 

Ladesherr,  s.  Sou'erain. 

Landesherrlicbkeit36a.untergeordnete  10a  a. 
3ao  c. 

Landeshoheit  36.  s.  Staatshoheit,  vertrag- 
mäsige  oder  subalterne  Landeshoheit  10a 
a.  3i8b.  3ao  c.  Beweisgründe  derselben 
370  ff.  s.  auch  Staatshoheit  u.  Souve- 
rainetät. 

Landes-  oder  Ortvverweisung ,  polizeiliche, 
oh  dawider  Rccurs  an  die  B.Y.  Statt 
finde  169  a. 

Landesschut7.Krgat  ff. 

Landeswürde  81. 

Landfolgcn  468  u.  f.  547. 

Landkutschen  433.436.  445.  durlacher  435  c. 

Landprinz  347  a. 

Landrath  aqo. 

Landräthe  5fa. 

Landsassen  369. 


Laadsassiat,  vollständiger  v.  unv-ollst.  t  »eti- 
ver  u.  passiver  369.  Beweisgründe  des 
passiv rn  370  ff. 

Lamlstandschaft  a;4«  ^79»  ihr  Rechutitel  379. 
ihre  Grundlagen  aoo.  d.  Standesherren , 
des  Rcichsadels,  u.  d.  Geistlichkeit  39a. 

Landstände,  Begriff  379.  Wirkamkeit  3*9. 
politischer  Gesichtpunct  380.  Gesch  eht« 
a8i  u.  f.  Nothwcndigk.  337.  a83.  Gewähr 
u.    richterlicher   Schutz    derselben  3 83. 
▼ertragmäsig  bestehende,  nicht  ortrorrte 
a8!t  e.  in  anerkannter  Wirksamkeit  be- 
stehende 384  c.  Aufrechth.  ltung  des  mo- 
n.rch.  Princips,  u.  Verhütung  des  Vif*- 
brauebs  durch  e.  Geschäf  Ordnung  a83. 
Fortdauer  der  in  der  Zeit  des  t.  Re'cbs- 
bestandenen  49*  »83.  Bestimmungen  d. 
wiener  SchlufsActe  v.  1810,  284.  Verhält- 
nifs des  Bundes  u.  der  B.V.  zu  der  land- 
ständ.   Verfassung    u.    deren  Garantie 
ebendas.   Aenderung  dieser  Verfassung, 
nur  auf  verfassunesmäs.  Weg  ebenda«. 
Einwirkung    der  B.  V.    in   landst,  An- 
gelegenheiten a84.  V  u.  i.  Ilauptgcsicht- 
punete  d.  heutigen  landständischen  Ver- 
fjssungs-Svsteni».    Sein  jetz'ger  Bestand: 
l)  in  d.  freien  Städten  a85.  a)  in  den  no- 
narchis  h  geformten    Bundevstaaten  ;  wo 
landstand.  Verfass.  a)  theils  neu  errichtet 
ist,  b)  theils,  wie  in  der  neuem  Vorzeit , 
fortdauert,  oder  wieder  hergestellt  ist  287, 
c)  theils  noch  zu  erwarten  ist  a&8.  all- 
gemeiner  Repräsentation-    oder  Ver- 
tretungsGrunusatz  179.  389.  397.  "Wohl- 
gesetze  389.  Grundlagen  der  Landstand- 
schaft ebendas.  Verschiedenheit  der  Stiiu- 
roenführer  389.  gebohrne  ,  patriruoniale 
u.  erkohrne  ebendas.  Einheit ,  od.  Ab- 
theilung  n  der  Standes  er  Sammlungen  in 
Kammern  u.  Classen  390.  allgemeine  oder 
Reichsstände    und    ProvincialStände  und 
Landtage  aoo.  Kreisstände  390.  Pro*  ioiial-, 
landräthliche  oderDepartementalCollegien 
aqo.    Landstandschart  der  Standesherren 
u.  des  ehem.  nnmittelb.  Rcichsadels,  ao 
auch   der  Geistlichkeit  393.  Rechte  der 
landständ.  Corporationen :    1)  nach  dea 
wiener  CongrefsVeihandl.  390;    a)  nach 
der  Grundvrrrfass.    t.  Bundesstaaten  394 
u.  ff.  Grundsätze  Uber  Art  n.  Uruf  .ot 
der  landständ.  Rechte  30,7.  ob  Mitregent. 
Schaft  397 .  Collegial-  u.  Depntations  Rex  ht 
aq8.  Rechte  bei  Ausübung  des  sHr'egs- , 
Frieden*-  u.  BbndnifsRechtes  558  a.  Wlr- 
kungsbefugnifs  der  B.  V.  in  ihren  Ange- 
legenheiten  3i 5.  3 17.   sa5.  384  >.  ihr 
Beschwerderecht  wegen  Mifsbrauchs  der 
Souverainetät  317.  355.  Vers  mnilungen, 
Ausschreibung,  Ort  u.  Zeit,  Sitz.  u.  Stimzn- 
ordnung  399  u.  f.  Ausschufst  >ge  im],  ge- 
meinschaftliche Landtage  399  a.  Verhand- 
lungen wahrend  der  Ständeversarnmlun£ 
3oo.    Oeffentlichkeit  derselben  ebenda*, 
auch  a83  u.  384.  Opposition  3 00.  Stlsn- 
menmehrbeit  3oo.  'ITiei  gehen  ebenda«,  e. 
Landtagfähigkeit  der   Grundherren  aoa. 
3a a.  landschaftliche  Diener  398. 
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LandstSndische  Verfassungstirkunden,  oc- 
troyrte  a83  «•.  i  f.Aenderung  derselben  a84. 
agS.Verzeichnifs  i  f.  ;4  b.  »79  a.386  ff.  187. 

Landsturm  547* 

Landwehr  47*)-  54^* 

Langobardisches  Lehnrecht  73. 

Lauenburg,   Landstände  388. 

Lauertannen  56g  c. 

Lebensbedürfnisse  ,  notwendigste  ,  Handel 
damit,  Verhandlungen  der  B.V,  »37  a. 

Lech  5;4  «• 
Ledig  Gut  336.  338. 

Legate,  päpstl.  5ai.  Verkehr  mit  innen  5ao. 
Legationsräthe,  Secrcläre  und  Canttisten  t3g. 
Lcgirung  4 '8. 

Legitimation  unehel.  Kinder  4&6. 
Legitimität  98. 

Lehnbarkeit,  t.  Bundesstaaten  8i.a4a.54l. 
Lebndienstc  468  a. 
Lehnhcrrlirhkeit  376.  534»  536  ff. 
Lehnbobeit  376.  534  f. 
Lebnroilir.  547* 
Lehntet bt,  langobard.  73. 
Lehnsaehen   der  St.mdesberren   537.   54 1. 

543.  der  Grundherren  543. 
Lehnvererbungen  54»  u.  f. 
Lebnverbaltnisse  bei  vorm  ligen  Reichslchen 
53-  —  54<>'  SmressionsRechte  dabei  53  d. 
bei  TenitorialLehen   8i.   ifa  a.  54»  u. 
f.   bei   PrivalP  issivLehen    der  Bundrs- 
fiirsten  544  •■  bei  ihren  vormaligen  StaaU- 
PassivLchen.  81.  ?4»  »•  54«.  Allodiftca- 
tion  54?  t  Suiression  de«  Fiscus  477. 
Lehranstalten  5oi. 
Leibeigenschaft  a66. 
Leibgarde  495. 
Leibzoll  4o5.  467.  c. 
Leihhäuser  4 '3. 
Leinpfade  45q.  566.  5-5.  583. 
Leipzig  ,  Schlacht ,  33. 
Leieanstaltcn  5oi.  5o3. 
Lesefreiheit  5o3. 
Leuchteoberg,  s.  Eichstädt, 
Leyen  ,  Fürst,  3oi  f.  53g  a. 
Licent  4oa  f.  4°4  b. 
Liechtrnberg  a86  p. 
Ljebau  3i8  c. 

Liechtenstein ,  Landstände  «86.  • 
Lieferungsverträge  in  Staatspapieren  4*1  *• 
Limburg,   Hohen-,  3 1 7  a. 
Limpurg,  Grafschaft,  imAnhang  IV,  S.  8a5  n. 
Limpurg  (Alt-),  Gesellschaft,  4g6.  e. 
Lipp« ,  Landstande  387. 
LippeFlufs  567  g. 
Literatur  des  öffentl.  R.  a3  ff. 
I.oco  dictaturae  1 58.  160. 
Löwenstein  ,   Grafsch.  3oi  d. 
Lombard  4  '3. 

Lotter'en  u.  Lotli  4°'«  4^3.  3.^7  f. 
Lübecker  Judengemeinde  a3a  b. 
Lübisches  Reiht,  Bewidmungmit  demselben 

477  d-   lübischer  Münzfufs  4'9  a. 
Lünevilhr  Friede  a6.  58.  88.  d. 
Liittich  87  c. 
Lurapensamrueln  463. 
Lustbarkriten- ,  öffentliche,  374.  463. 
Luxemburg  8a  a.  87.  89  d.  seine  Stände- 


verfassung »86.  190  i. 
mit  d.  Königr.  der  Nieder!.  8a  a.  III, 
386  b.  Bundesfestung  195. 
Luxus  Polizei  4'4 

M. 

Maas,  Elle  u.  Ge  s  icht  4 » 4- 

MaasSchiffahrt  567.  574  a.  58i  f. 

Macht  a38  a. 

Machupruch  553. 

Macht*  ollkoraiucnheh   98.  55 1  b. 

Machte,  auswärtige,  ihre  Gesandte  bei  dem 
T.  B.  l44  u«  t  Rechts*  erhältnifs  des 
B.  tu  ihnen  t85.  193.  Notification  der 
B.  V.  an  dieselben  i85. 

Märkte,   Jahr-  u.  Wochen-  4>3- 

Mahoroetaner  5 1 4  c> 

Mainschiffahrt  567.  58 1  f.  Inseln  45g  c. 
Mainz,  Bundesfestung  309  a. 
Majestät  a3g. 

Majestät  rechte  ,  s.  Iloheitrechte. 
MajcstätSvmboic  a5i. 
MaiestätTitel  I  ta. 

MajeslätVcrbrcchcn  ,    33g    c.    wider  die 

Gemahlin  des  Regenten  348.  -wider  den 

t.  Bund  184. 
Majorate  a43.  französische  54a. 
Majorennit'it    der    t.    Bundesfiirsten  a4'. 

Venia  aetaüs  oderMajorcnn.Erklärung  483. 

486. 

Malefiz  a75.  377. 

MalieserOrden,  s.  Johanniterordcn. 

Manufacturen  46a. 

Mark,  cölnische  4 '8  c« 

Marklosung  355. 

Marktrecht  ;,i3.  486. 

Matraor  44°« 

Matrikel  des  Bundesheeres  195.  Geld- 
Matrikel  181.  195.  der  Bundescanzlei- 
Casse  i36.  BundesMatricularCasse  i36. 
181 . 

May  scheid  ,  CondominatAmt,  3 1 8  c. 

Mecklenburg,  Landstände  387.  seine  Erbt  er- 
briiderung,  84  b.  Fntscheidungsart  bei 
Verfassungsstreitigkeiten  mit  den  Land- 
Ständen  a83  f. 

Mediation  55g. 

MediaüsiiteLänder  u.  Personen  43.  80  b. 

3oi  g. 
Meer  79. 

Meinung,  öffentliche,  aa.  g3.  i65.  380  b. 
Mcisenhe'm  a88  h. 
MeliorationsFonds  3g6  b. 
Mennoniten  5 1 4  c* 
Meppen  3?. 
Mcss  n  4'3« 

Metalle ,  s.  BergwerkRcgal. 
Mrtapolitik  3  a. 
Methode  des  öffentl.  Rechts  i4. 
MetropolitanCapitel  5a3. 
MetropolitanErzhischÖfe  5a3. 
Milde  StiftungsSoc  etäten  36o. 
MilitärCommissioncn  des  T.R.  iq4.  Pro- 
tocolle  der  Milit.  CcntralCominiss  on  160. 
s.  Kriegsverfassung  u.  Bundesfestungen. 
MilitärDienste  4»9- 

54* 
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Militäi  Einrichtung  <].  T.  Bunde«  i4ö. 
MilitärEtat  489.  546  ff. 
MilitärGewalt  545  ff. 

Militärpflichtigkeit  in  Absicht  auf  Auswan- 
derungsfreiheit aa8.  a3;.  Befreiung  der 
Standesherren  3o4.  54$  e. 

Militärsteuern  55o. 

MiUtarStrassen  55;  c  ab  Staatsservituten 
56o  d. 

MilitarVcrfassung    d.  T.   BM  s.  Hricgsver- 

fassung. 
M!  Iis  546  ff. 

Miltenberg,    sein  Maiktrecht  58a  a. 

Minderjahr  gkeit  d.  Thronfolgers  a4?» 

Minister,  ihre  Verantwortlichkeit  34».  Mi- 
nisterien 345. 

MinistcrialGonfcrcnzen ,  wiener ,  von  1819 
u.  1820,  s.  SchlufsActe. 

Minorat  a43. 

Mifsbrauch  der  Staatsgewalt,  Streitigkeiten 

darüber  »17.  s.  Souverainctät. 
Miftheurath  s45.  sundesherrliche  3o3  g. 
Mitregent  247  b. 

Mitregentschaft,  ob  sie  den  Landständen 

zustehe  397. 
Mittelbare,  s.   Reichsunmittelbare  u.  Me- 

diatisirte. 
Monarchie  98  a.  339.  343.  34'« 
Monarchisches  Princip  98.  383. 
Monopolien  4<  3.  46a.  *  1 
Moratorien    486.    als  JustizTerwcigerung 

169  b. 

Morganatische  Ehen  s45  d.  Nachkommen 
aus  solchen,  ihr  Successionsrecht  a45. 
363  c.  morganau  Ehen  der  Standesherren 
3o3  g. 

Mosel  SC;. 

Mühlen  45%  4^3. 

Münze,  Welt-  u.  Staatsanstalt  4'5.  — 
reale,  nominale,  fingirtc  l^i-.  Form  u. 
Materie  der  realen,  Schrot  und  Korn4l8. 
innerer  u.  äusserer  Werth  ebenda».  Müns- 
metal'o  ebend.  Piatina  ebend.  b.  Münz. 
Politik  cbend.  Valvation,  ihr  Einflufs  auf 
den  Wechselcurs  ebenda«,  cöloisches 
Markgewicht  4i 8  c.  Probirung  des  Gol- 
des u.  Silbers,  cbendas.  Gehalt  der  Gold- 
n.  Silbersorten,  ebendas.  Gold-,  Silber- 
und Kupfermünze  4'9  U.  f.  Rechnnngs- 
u.  Wechselmünze  417.  Land-  und  Schei- 
demünze 4aa«  Billon  ebend.  b.  symbo- 
lische 4a5.  Nothmünzen,  Medaillen  u. 
Spielpfennige  4a4*  Papiergeld  34o,  4°o  f, 
4s3.    Valvation  der  Münzen  4<8  d. 

Münzenkunde  i3. 

Münzfufs,  in  Silber  vierfach  4 '  9«  desgl. 
in  Gold  ^10.  localer,  lUbischcr  u.  a, 
419  a.  ehemaliger  Reichsmünzfufs  4a*>. 
Kreis-  u.  Territorial Münzfüfse  in  Silber: 
1)  leipziger  u.  torgaucr  4a6.  a)  Conven- 
tions- 437-  439*  dessen  Verbreitung  4a7. 
439.  3)  braudenburgischcr  4aa*  4*8. 
4)  ober-  u.  kurrheinisclier  oder  a4  kA 
Guldenfuf*  4*9«  5)  a4  Guldcnfufs  4iQ. 
4a3.  437«  4a9«  Zahlungsarten  dessel- 
ben enend.,  lUbischcr  Münzfufs,  dänisch- 
holsteinischer,  hamburger  Bank  -  u.  aa 


Guldenfuf«   4'9  *«  ainnaiacher  4*$ 
Münzfüße  in  Gold  4»o.  ScbJagschata  43i. 
Reniediuni  43a    Geldcura,   Agio,  Wäh- 
rung 4a  t. 

Münz  Regal  4>5  IC  in  den  U  Bundesstaaten 
im  Allgemeinen  4*5.  *n  dem  t.  Rcicb 
4  t  6.  Verleihung  desselben  4  »6-  Ober- 
polizei, Gesetzgebung,  richterliche  Ge- 
walt 43o.  e tiemal.  MünzPnibaüonvTage 
4a5.  Verfügung  über  ausländische  Mün- 
zen 43o.  ke  n  foeratites  Krgal  43i.  Mustz- 
\erein  der  Bundesstaaten  43a.  Müns- 
verbrechen  43o  d.  Kippen  u.  Wippen, 
cbendas.  Justiren,  ebendas. 

Muhametaner  5 1 4  c. 

Mulifenrecht  338  d. 

Municipa'garde  54". 

Munizipalitäten,  s.  Gemeinde. 

Musikpacht  463. 

IV. 

Nachdruck  a3;.  5o5. 
Nacheile  469» 

Nachfolger  ,  s.  Thronfolge. 
Nachgebohrne  Mitglieder  d.  Regentenbauses 
a49.  ihre  Apanage  a5o.  ihr  Gerichutand 

>49-  «7*  d» 
Nachsteuer  4y  6.    Befreiung  da'  on  aao. 

Napoleon,  serne  Uebci  macht  u,  Vernichtung 
des  t.  Reichs  9  u.  ff.  seine  JKirumiuu- 
nication  5i  3  a.  seine  Sorge  für  die  kalhol. 
Religion  5a5  b.  c. 

Nassau,  Landstäude  a86.  Conüngentaache 
aoo  c. 

NassauOranien,  seine  Staaten  occupirt  3t  b. 
Nation  a57.  35g.  «67.  teuuehe  79.  slawi- 
sche 79. 
NationalEinkommen393  a.  397. 
Nationalgarde  546. 
National  Kirche  5a4> 
NationalOeconomie  i3.  393  d. 
Natürliche  Kinder  a45. 
*Neckarschifiahrt  568.  58 1.  58a. 
Neipperg  3o3  e.  Anhang  S.  8a8. 
Nepotismus  49°* 
Neubruch ,  s.  Novalzehnten. 
Neuchatel,    seine    landstind.  V 


a79  c: 

Neutralität  des  T.  B.  187.  der  Bundesstaates 
189.  190.  19t.  aaa.  557.  des  RheinSchiE 


Octroi  5 


Nicktigkcitbeschwcrde   34/>  wider 

austrägaigerichtliche  Urtheile   175  e. 
Nit-derlageGercchtigkeit  4*3, 
Niederlande,  s.  Holland. 
Niederlassung  im  Lande  374« 
Niemand  gehörige  Sachen  336  ff. 
Nobilitation  497  £ 

NominatioosRecht    bei    erledigten  En-  u. 

Bisthüm  ern  5a  3. 
Notarien  4y«« 
Nothmünzc  4a4« 
Nothrecht  55 1. 
Nothwehr  aa4. 

Notiftcalton  der  B.V.  an  ausw.  Mächte  »85. 
Novalaihntrccht  4"- 
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Numismatik  i3. 

Nuncien,  päpstl.  5a  i.  Verkehr  roh  ihnen 
5ao. 

SO. 

ObrrAppeilationsGerichte  aaj. 

Oberaufsicht  358  ff.,  über  die  Kirche  5i3. 

Obereigenthumsrecht  3a8  a.  55 i, 

Oberherrschaft  3a8  f.  3ag  c. 

Oberhoheit  43.  44  *• 

Ol>erhobeitslande  43. 

Obenausttz  a8;  b. 

Obervormnndschaft  3jg. 

Object  d.  Staatsrechtes  des  T.  B.  96. 

Obsignation  der  Papiere  e.  verstorb.  Ge- 
sandten in  der  II.  V,  i38. 

Occupationen  in  Franken ,  s.  Preussen. 

Ot cupat ionsrecht  des  Fiscos  476.  338.  hei 
Gütern  auswärt,  aufgehob.  geistl.  Stif- 
tungen 533. 

Ochlokratie  98  a. 

Ortroi  der  Rheinsrhiffahrt  58.  56g.  5;4. 
Ertrag  568  h.  Octroi Vertrag  von  1804. 
56V).  Bestimmungen  während  d.  rhein. 
Bundes  S^o.  Jahrrenten  578 11.  f.  u.  Pen- 
sionen darauf  58o.  Schiffrrgilden  576  a. 
aurh  Schiffahrt  auf  d.  Rhein.  • 

Octiojrte  Verfavsnngsurkunden  ,  s.  Ycrlas- 
sungsurkunden. 

Oder,  Flußgebiet  456  a.  56y  g. 

Oeffentl.  Recht,  s.  Staatsrecht. 

Oeffent'.  Sache  10.    *.  auch  Meinung. 

Ocffentlichkeitia.  der  Schrift  u.  Presse  5o3. 
u.  f.  landstStndischer  Verhandlungen 
3oo.  der  Rechtspflege  3?3.  s.  aurh  Zc;- 
tungsArlikel  u.  Protocolle  der  B.V. 

Oestre  ch ,  seine  tum  Bund  gehörende 
Staaten  87  b.  Grösse  78  d.  Verricht  83  b. 
Grenze  mit  Baiern  9a  b.  Landstände  587. 
288.  seine  Teutsch-u.  JohannitcrOrdens- 
Besitxungcn  a34  h.  u,  c. 

Oldenburg,  Holstein-,  3a.  108  e.  sein 
grofsherzogl.  Titel  III.  "ennt  iirh  jetzt 
blnfs  Ohienburg  108  e.  Landsländc  a88. 
•ein  Veihältnifs  zu  Kniphausen  319. 

Oligarchie  98  a. 

Opposition  in  ständischen  Versammlungen 

3oo. 

Oracula  Jctorum,  s.  Jure  consultorum. 

Orden,  Ehren-  tSi.  4&8.  496.  Damenorden 
a48.  Privatorden  496.  geistliche  5aa. 
533.  s.  Ritterorden  geheime  36o.  Stu- 
denten —  5oi  g. 

Organisation  74.  3i  3.  343  ff.,  3.  auch  Staats- 
behörden. 

Organische  (anordnende  n.  einrichtende) 
Bestimmungen  des  Bundes  Sr  a.  55  a. 
Begriff  derselben  137  u.  ebenda*.  Note  d. 
Organiche   (organisirende)  Gesetze  57  a. 

.  u.  Einrichtungen  des  Bundes  sind  aus- 
genommen von  der  Stimmenmehrheit 
ia7.    Verfahrungsweise  bei  ihrer  Errich- 

.  tong  ia8. 

Ostfriesland  86  a.  Landständc  286  m. 

p 

PapalSyjtem  5i5  b. 
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Papiergeld  34o.  +00  n.  f.  4a3. 

Pappenheim  a6a  a.  3i5  b.  »eine  Lehnver- 
bin.lung  54*  h. 

Papst,  Art  u.  Geschichte  seiner  Politik  5 1  a  a. 
5r5  a.  CulroioationsPunct  seiner  Macht 
5ta  a.  seine  Verfügungen  bedürfen  lan- 
desherrlicher Genehmigung  5 20.  s.  Kirche 
u.  Nnnc'en. 

Parallelismu*  66. 

raranganae  468  a. 

Pariser  Friede  t.  1 8 1 4*  58.  88.91.  ßar"er 

Haupt« ertrag  von  i8i5,  58.  89.  91. 
Pafapolizei  38 1  c. 
Patentwaaren  463. 

Patrimunial  Abgaben  44*  3o5  e.  3a  ab.  3q3. 

manche  sind  jetzt  KammcrRega'ien  353 

s.  aurh  Patrimonialherrliche  Rechte  u.  Pa- 

trimonialDienste. 
PatriroonialDienste  3o5  e.    3aa  b.   4&8  a. 

s.  auch  PatrimonialAhgahen. 
Patrimon  alGerichtbarkeit  368  f.  3o5.  3a 2. 
PatrimonialGut  drs  Regenten  335. 
PatrimonialHerren ,  s.  Grundherren. 
Patrimoni.  lherrl.  Rechte  der  Standesherren 

44. 3o5.   der  Grundherren  3aa.  manche 

sind  jetzt  Kammer  Regalien  353,  s.  auch 

Patrimonial  A  bgaben . 
Patrimonial  Hoheit  44 
PatriroonialPflichtige  37a. 
Patrimonial  Staaten  33 1. 

PatronatRccht  176.  3aa.  56o  d.  landes- 
herrliches 5a3.    grundherrlichea  3aa. 
Peinlichkeit,  Kosten  derselben  378. 
Pcnnalismus  5ot  g. 

Pension  3o6.  493.  Pensionen  aus  d.  R. 
DepulSchlufs  a3d  u.  f.  der  Mitglieder 
des  teutschen  u.  Johanniterordens  a34« 
der  ehem.  Dom-  u.  freien  Rciclustifte , 
des  Reichskaromergeaichtes,  des  Fürsten 
Primas,  u.  der  Diener  des  ehemaligen 
Grofsherzogth.  Frankfurt  a35.  der  ehe- 
maligen  RheinzollBeamten  58o  b. 

Pensionirung  der  Staatsdiener  4q3.  4er 
standesherrlichen  45.    ».  Pension. 

Perlen  448.  458. 

Personalisten ,  reichsgrKfliche  a6a  c.  3o3  c. 

standesherrliche  3o3  e.   3o6  d. 
Pfandhäuser  4  »3. 
Pfennig,  gemeiner  4°*- 
Pferdeverkauf  46a. 
Philiponen  5i4  C 
Pietisten  5 1 4  c. 
Placet,  landesherrl.  5ao. 
Plebejer  264.  4&9  e- 
PlenarBeschlüsse  sa3  c. 
Plenum ,  *.  Bundesversammlung. 
Pöbel  a66. 

Pöbelherrschaft  98  a.  a8o. 
Politik  i3.  68. 

Politische  Freiheil  4.  —    Recht  4- 
Politische  Natur  der  Streitigkeit*«  unter 

Bundesgenossen  173  a. 
Politischer  Charakter  des  T.  B.  93.  des 

Zeitalters  93. 
P<dizeigesetce  395  b. 

Poüzcigewalt  38o.  Grenaen  386.  Ver- 
hültuifs  ku  der  Justiz-  n.  Criminalgewalt 
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3&Q  —  3oi.  Begriff  der  Staatspolirei 
38o  f.  Staatsgescllschaft-Polisei  38i. 
PrivatCon vrntionalP.  38i.  Sicherheit- 
und  WohllahrtP.  38i  ,  geheime  38 1  c. 
35g  a.  36o  b.  Bevö Ikerungs.  u.  Ge~ 
sundheitP.  38a.  Gewerbe«  oder  In- 
dustrie?. 38a. ,  ökonomische ,  Manu- 
faclur-  u.  HandlungsP.  38a.  Sitten-, 
Erziehung*-  u.  LnlerrichtP.  38a.  litera- 
rische 5oJ.  hohe  u.  niedere,  allgemeine 
u.  particnläre  383.  Correction«-  oder 
Zuchtpolixei  3aa  a.  Polizeigcsetxgebong 
384  f.  Polixeiverbrechen  u.  Straten  385. 
Behörde)  38^.  Polixeigericht ,  Gcricht- 
barkeit  u.  Verfahren  38o. 

PoÜ-eirechte  der  Stande*herren  3o5.  der 
Grundlierren  3aa. 

Poüxeisachen  38g.  3qi.  ob  und  wann  darin 
Recurs  an  die  B.V.  Statt  findet  169  a. 

Po'iieisol  iaten  5{6. 

Pommern,  Schwedisch — ,  Landstände  a8i  d. 

Pontilicat  5.5. 

Possessorische  Rechtsmittel  wider  den  Fis- 
cns,  die  Kammer,  d.  Schatulle  d.  Re- 
genten 356.  v 

PostRegal  433  ff.  Povtwesen  flberh. ,  ver- 
schied. Arten  der  Posten,  Landkutschen, 
Regalität  d.  Post wesens  433.  Geschichte 
d.  Posten  434  *.  Eheroal.  Reichs  postwesen 
434.  TerritorialPoaten  435.  PostRegal 
und  Botenwcsrn  der  Reichsstädte  ,  Land« 
boten  und  LandkuUchen  436.  PostRegal 
während  d.  rhein. '  Bundes  437»  »eit 
Erricht.  des  T.  B.  43g  f.  a37.  u.  f. 
Pflichten  d  Bundesstaaten  444*  Ein- 
wirkung der  B.  V.  444*  taxische  Post- 
rechte u.  Ansprüche  a36.  434.  43q.  44°« 
'  538  a.  54a  d.  Posthoheit ,  Verschiedenh. 
der  Postverwaltung ,  Pastverträge ,  PosU 
vcrwaltungsBecirke  44 Oberaufsicht, 
Polixei ,  Gerichtbarkeit ,  Postordnungen 
44>»  PostOrganisation  443«  Boten,  Land* 
kutschen,  Haii'lerer,  Frachtfuhrleute  445- 
Briefgeheironifs  444« 

Potaschen.oieden  44°       4^2 • 

Potestas  suppletoria  a64* 

Prädicate  4*)5. 

Präsident  der  B.Y.  1 35,    seine  Benennung 
■  35. 1 85  b.ent«cht  idcndeStimme  ia5.i5a  d. 
Prätensionen  83.  Verf  icht  darauf  43.  83.  8{. 
Presburger  Friede  37.  58  a, 
Presbyterium  5  t?. 

Pref«freiheit  -  5oo  u.  f.  5o5.  5»7.  a37» 
Wirksamkeit  der  B.V.  hiebei  5o4. 

Prefs-,  Schreib-  u.  Redexwang  17.  5o3 
u.  f.  537.  am  Sita  des  Bundestags  1 4 *• 
vorläufiges  Prefsgesctx  des  t,  Bundes  v. 
181g,  170  a  u.  c  5o4  e. 

Preußens  Staatsservituten  4<4  d.  Verricht 
auf  Prätensiouen  83  b.  84*  seine  cum 
Bund  gehörende  Staaten  87  b.  ihre  Volk» 
xahl  78  c.  ProvinsialStände  a88.  Kreis- 
versaromlungcn  u.  CommunalLandtage 
ebendas.  b.  Verheissung  einer  Reprä- 
sentation des  Volks  ebendas.  Verfassung 
von  Neuchätel  370  c.  Edict  für  die 
Siandcsherrcn    3ib.      Landstände  a88. 


MUnisystem  £a8.  Occupationen  in  Franken 
a6c.  indirect<  »  SteuerS)  stem  4<>3  e,  neuer 
Johanniterordc»  a34c.  Streit  roh  Anhalt- 
Cntben  173  b. 

Primas,  Fürst,  seine  Prnsioniruog  a35. 

Primas  v.  Teutschl.  5-4* 

Piiroat  des  P.ipstes  5i5.  sein  Culminations- 
Pnnct  5iaa.    s.  Papst. 

Primogenitur  a4a. 

Princip  ,  monarchisches  ,  98  a. 

Pri  tessinSteuer  4°-  c« 

PrivatEigenthumrechte  376.  353.  355  u.  ff 

Beschränkung  derselben  355  a. 
PrivatFürstenrecht  11.  69.  75. 
Privatgrwerbe  4°°« 

Privatgut  3a3.  334.  353.  355  u,  ff.  des  Re- 
genten 33a.  335.  4/3« 
Privatnachlais   des   Souverains   a43.  335. 

339  f. 

Privatpersonen ,  ihre  Streitigkeiten  mit  eiu- 
xelnen  Bundesgliedern  317,  mit  mehreren 
xugleieh  176  u.  f.  s.  auch  Unterthanen , 
Austrage  u.  Austrägall  .islans. 

Privatrecht  ta.  allgem.  u.  positives  10. , 
teutsebea  53.  su weilen  in  Poliseiord- 
nungen  384  *• 

PrivatReclamationen  bei  derB.V.atS.  .49* 
1 5a.  und  ebendas.  c.  wegen  Justix Verweige- 
rung 169  b. 

Pri\atsache  10. 

Privilegien,  kaiserliehe  77. 

PrivilrgicnRegal  4^3  ff.  Begriff  n.  Arten 
der  Privilegien  483.  Dispens  itionen  483. 
Gültigk.  u.  Wirksarok.  der  Privilegien 
484.  Vertrageigcnscbaft,  Widerruf,  Miu- 
derung,  Veränderung,  Auslegung  485« 
landstä  td.  Concurrenx  485.  Privilegien- 
recht  landjäsMgrr  Obrigkeiten  485.  ver- 
schied. Arten  der  Privilegien  Bn- 
cherP.  5o5. 

Privilegirter  Gerichtstand  367. 

Processionen  ,  kirchliche  5aa. 

Producenten  367.  397. 

Proprietät  43. 

Proselytismua  5i5  5 19« 

Protection  kann  die  B.V.  in  FrankX  erlhei- 
len i43. 

Protestanten  5 16  c. 
Protestantismus,  seine  Natur  5 18. 
Prntestation  wider  Beschlüsse  der  B.V.  1 17. 
Protorolle  der  B.  V.  a4  b.  i58.  159.  160. 

i65.  ai8  a.     SeparatProtocollc    i58  ff. 

gaos  geheime  160  b. 
Protocolic  der  wiener  MinisteriaiConferen- 

xen  v.  i8rg  n.  18.0,  70  a  u.  b. 

ProvinxialStände   ago.      preussische  390* 

a88  b.  —    Rath«  ago  i. 
Provisorische  Verfügungen  des  Austrägal- 

Gerichtes  176.  —    organische  fiundes- 

einrichtnngen  137  d. 

Puhlicistrn  ,  verschiedene  Arten  derselben 
69  b.   i5.  a3.  ihre  Unterdrückung  10.  rtg. 

Puhltcität  aa.  lamUtSn.t.  Verhandlungen 
3oo.    s.  OeffentlicSikeit.  , 

Pürsch,  freie  45  4. 
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Quartierfreiheit  der  Gesandten  466. 

Quellen,  ihre  Regalität  44;. 

Quellen  des  teutsch.  öffentlichen  Rechtes 
54  ff.  A)  des  Hunde«:  Grund-  und 
Staats» ertrage  55  ff.  Herkommen  5g  ff. 
Analogie  6a  ff.  allgemeine«  Staat«-  u. 
Völkerr.  67,  Gleichgewicht  u.  Politik  68. 
Nebenquellcn  u.  Erläuterungsroittel  69. 
Auslegung  d.  Hunde*  Acte  70. —  B  )  de* 
Staatsr.  der  Bundesstaaten  7 1  ff.  gemeine 
Quellen  7a.  ob  fremde  Rechte  , 
besondere  Quellen  74,  Suatsgrund ver- 
trüge u.   andere  Staats  vertrüge  ,  Staat*- 

Eesetze  74  ^  Staatsherkommen  76.  Ana- 
»ß ie  76.  manche  ursprüngL  Rechutitel  76. 

R. 

Rang,  des  T.B.  u.  der  Bundesfürsten  1 i5. 
i3i  —  i33.  Rangordnungen,  Rangstrei- 
tigkeiten  488.  495.  »wischen  Hanno«  er 
u.  Wirtemberg  1,5  c.  Ebenbürtigkeit 
der  Standesherren  3o3. 

Rastatter  FriedensCongrefs  88  d. 

Rattbor  3i7 

Ratio  scripta  69  b. 

Ratio  statu«  55 1.  55a  b. 

ReceptionsVcrträge  5a5  c. 

Recbberg,  Graf,  seine  «landesherrliche 
Qualifikation,  im  Anhang  IV,  unter  Wir- 
temberg, S.  8a8. 

Rechnungswesen  399. 

Recht,  das  Geseta  der  Gesetze  117.  öffcntl. 

5.,  teutsebe«  7.  47.  «.  Quellen  u.  Staata- 

recht. 
Re  hte,  fremde  73. 

Rechte,  wohlerworbene,  Einschr'ink.  durch 

die  Polizeigew.  386. 
Rechtlosigkeit,  «.  Rechtsxustand. 
Rechtsgewohnheit  36 1. 

Rechtsgleichheit  der  Unterthanen  4*  »$9 
der  Glaubensparteien  u.  ihrer  Mitglieder 
5a5  u.  i.  539.  a3o.  verweigerte  oder  ge- 
hemmte ai6.  337.  373. 

Rechulehrcr ,  Ansehen  ihrer  Schriften  in 
dem  Bundesrecht  69. 

Rechtspflege  373.  817.  Einmischung  in 
Milche  3-3.  553.  Trennung  v.  der  Ver- 
waltung '373.  öffentl.  Verfahren  373.  ». 
auch  Justiz. 

Rechtstitcl,  dessen  Anzeige  dem  Fiscns  356. 

Hechtszustand,  dessen  allseitige  Handha- 
bung in  gana  Ten  «chL  317  —  319.  169. 
s.  Justizverweigerung. 

Recklinghausen  3a. 

R<  lamanten  bei  der  B.V.  können  persön- 
lich oder  durc  h  Bevollmächtigte  ihre  An- 
gelegenh.  betreiben.  149  f. 

Reclamationen  bei  der  B.V.,  dabei  ist  die 
Competenz  der  letzten  tu  begründen 
ai8.  Commission  dafür  i5a  c.  —  wider 
zu  d.  Bund  nicht  gehörende  Regierun- 
gen at8. 

Recurs  an  den  Souverain  35o.  in  Gvil- 


Justissachcn  374.  in  pcinl.  Sachen.  3;8.  wi- 
der Mifsbrauch  der  Kirchengcwalt  5a  1. 
Recurs  der  Landstände  u.  Unterth.  an  die 
B.V.  bei  Verletzung  de«  Rechtsaustandes 
in  Bundessaaate  •  317  n.  f.  insbes.  der 
Staatsverfassung  317.  aa5.  wegen  Justiz- 
verweigerung u.  bei  Hemmung  oder  Ver- 
nichtung richterl.  Erkenntnisse  169.  wi- 
der administrative  u.  Polizeiverfügungen 
169  a.  von  Seite  eine«  Bundesgliedes  wi- 
der ein  anderes  166  u.  ff.  317.  von  Land- 
ständen u.  Unterthanen  wider  d.  Landes- 
herrschaft 217.  333  a84  «.  von  Privatper- 
sonen,  im  Fall  des  Art.  3o  der  wiener 
SchlufsActe  176.  dem  Gf.  Bentinck  v*e- 

Sen    Kniphausen   vorbehalten    319.  von 
tandesherren   3c*).  3n.  von  d.  vormal. 
unraittelb.  Reichsadel  3a3   3a4  a. 
Recurs  eines  Bundesgliedes  an  die  Gesom rot- 
heit der  Bundcsglieder,  wider  Beschlüsse 

der  B.V.  117. 

Recurs  wider  reichsgerichtliche  Erkennt- 
nisse an  die  allgem.  Reichsversamml.  , 
wer  jetzt  darüber  zn  entscheiden  habe,a  17g. 

Referenten  in  der  B.V.  ia4. 

Reformation  der  Kirche  5 16.  —  d.  Kir- 
chenguts 53a. 

Beformationsrecht  5i3.  375  b. 

Reforroirte  5  f  4  h«  5 16  e.  5*5  c. 

Refractaires  469. 

Regalien,  99.  der  Stadt  Minden  375  b.  be- 
nutzbare, lucrative  od.  einträgliche  90  b 
n.  c.  353.,  verleihbare  10a.  3^5.  449- 
höhere  toi  c.  3o5  a.  3o6.  s.  Hohettrechte. 

RegalienVerordn.  Friedrichs  I.  7  3  c. 

Regensburg,  Erabisthum  u.  Bisthum  5a4« 
Metronolitankirche ,  ebenda«. 

Regent  3.  4.347.9.  Souverain  u.  Staatsober- 
haupt. 

Regentenhandlungen,  während  einer  feindl. 

inhabung  des  Landes  a5a  —  a54» 
Regentschaft  a4?. 
Regierung,  s.  Staatsverwaltung. 
Regierungsantritt  a46. 
Regierungseid  a46. 
Rrgierungsform  34 1  ff. 
Begierungsgehülfc  a47  b. 
Regierungsgewalt,   untergeordnete  10a  a. 

3a o  c. 

Regierungsnachfolger,  «.  Thronfolge. 

Regierung«rechte,  Erörterungen  darüber  98. 

Rr  gierungssarhen  3f  5. 

Regierungsunfähigkeit  a47. 

Registraturen  der  B.V.  i58.  ihre  Registra- 
tur i36.  Reposituren  34g. 

Reglementar Artikel  der  BundesActe  57  a. 

Reich  ,  als  Staatsform  98  a. 

Reich  ,  teuUche«,  «eine  Schulden  n.  Staats- 
eigenthum 5i  a.  s.  StaaUverfauu  ig  35  ff. 
Auflösung  a5  ff.  Wirkungen  seiner 
Auflösung  48  —  53.  insbes.  in  Absicht 
auf  Landesverfassung  4fl.  a®^.  den.  Bund 
ist  nicht  sein  Rechtsnachfolger  5t  c. 6.  5a. 
a33  f.  a38  a.  auch  i»t  solche«  nicht  der 
Begent  eines  t.  Bundesstaates  a38  a. 
Reichsadel,  ehemaliger,  a6a.  »ein  Recht«- 
instand  3a  l  ff. 
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Reichsarchiv  3g  u.  f. 

Reichsdeputations-Ilaup!sch!ufs  v.  i8o3, 16. 
45.  5o.  58.  i33.  a33.  dessen  authentische 
Auslegung  5a.  58.  Ausgaben  der  dazu 
gehörigen  Protocolic  58  c 

Reichserbmarschall  3g  c. 

Reichsgerichte  35. 

Reichsgcrichtliche  Procease ,  deren  Fort- 
setzung 4°.  »77  g« 

Reichsgeseue,  teutsche,  deren  Gültigkeit 
38.  5o  f.  ihre  Auslegung  5a.  58. 

Rcichshnfrath  35.  »ein  Archiv  3g  f. 

Rcichskanimcrgericht  35.  «ein  Archiv  3g  u. 
i.  «eine  Gebäude  5o  a.  Deposita  4°  r. 
Bibliothek  5o  a.  Activ-  u.  PassivCapttale 
5o  a.  Sustcntationscasse  u.  Taxgelder 
ebcndas. 

Reichskreise  35.  ihr  Schuldenwesen  6.  45« 

a33.  ihre  Archive  4U- 
Reichslehen  ,  a.  Lehnverhältniaae. 

Reirhslehnbriefe  77. 

ReirhsOperationaCasaeSchulden  5o  a.  a33. 

Reichsritte:  m  f>.  Ii,  ehemalige,  36  a.  43.  a3i. 
3ao  ff.  3a4.  337.  ihre  Orden  4g6  e,  Schul- 
den ihrer  Cantonc  6  c. 

Reichsunmittelbarkeit  37.  a58.  Mittelbare 
eben  das. 

Reirhsverfassung,  teutsche  t8  f.  35  ff.  ihre 
Auflösung  19  ff.  deren  Wirkung  48  ff. 
a83. 

Reichsvcrweaung  a4?. 

Reihenfolge  der  Geschäfte  in  derB.V.  i5i. 

Religiöse  Dogmen  u.  Maximen  5i5. 

Religion,  Staats- oder  herrschende,  81.  5a5. 
Reception  derselben  5t3.  3a5. 

Religion,  persönliche  der  Rundesgenoasen 
ai3.  c.  5 18.  5 ig.  5a8. 

Religionsangclegenheiten  am  Bundestag,  da- 
rin soll  dieStimmcnmchrheit  nicht  entscheid 
den  137.  -wann  sie  bei  der  B.V.  au  ver- 
handeln sind  146  f.  gehören  vor  das  Ple- 
num ia3. 

Re'igionshnderung  5i8  0*.  5ig.  des  Reeen- 
t.n  5a8.  ^ 

Rcligionsrharaktcr  der  Staaten  81.  ai3  c. 

RegigionsCIauscl,  in  letzjwilligen  und  ver- 
tragmäsigen  Bestimmungen  53o. 

ReligionsEdict ,  preussisches  u.  badischea 
5i8  h.  wirtemh.  5aa  b.  baieriache  5in 
h.  5ao  a.  5aa  b.  k.  aächs.  5>a  h. 

Re  igionscid  5i8  c. 

Rcligions^igenschaft  5ay. 

Rcli^  innsfriede  5o  f. 

Religionsg'eichhcit ,  Wirkungen  derselben 
av-o.  5a5  n.^  f.  Auanahmen  5ag  u  f. 

Reliponsparteien,  ihre  Verschiedenheit  soll 
keinen  Unterschied  in  ihren  polit.  u. 
bürgerlichen  Rechten  begründen,  s.  Glau- 
bensparteien. a3o.  5a6. 

Rcligionssachen,  s.  Religionsangelcgenhci- 
ten. 

ReligionsÜhnng  5a5.  5ag» 

Religiösen  aufgehobener  und  nicht  aufge- 

h  ibener  Klöster  533. 
Remcdium  43a. 

Renten  auf  d.  Rheinachiffahrt  -  Octroi  a33. 

j;8. 


Rentenrchrer  367. 

RepräsentativS)stem  g8  a.  a3g.   a83  f.  — 
Grundverfassung ,  s.  Landstände. 

Repressalien  171.  17a.  aai.  aa4«  557- 

Republik  98.  a. 

jjes  dereüctae  338.  337  *• 

Äcs  judicata,  via  ejus  in  territorio  alieno  366. 

ReservatRechte  io3  a. 

Reservat  um  ccclesiasticum  5ag  e. 

ReserveFonds  3g6. 

Residenz  a5t.  der  Standesherren  3o4. 
Resistendi  jus  5  r.  a55. 
Res  nul.ius  336.  338. 
ResortRegleincnt  35o. 

Restitution  gegen  bundes  -  austragalgerichtL 
Urtheile  170. 

Retorsion  557. 

Retractus  territorialis  355  tu 

Reuf»,  ältere  u.  jüngere  Linie,  Bundes  er- 
hXitnisse  108.  191,  i56  a.  ■  57  r.  Bnudes- 
MatricularStreit  der  jüngeren  Linie  ig5  k. 
Familien An  «träge  173  d.Con dominat-  oder 
GemeinschaftVerhäitnif«  81  a.  Landslinde 
387.  Lehnvrrbindung  53g  *.  54 f. 

Rennionen  43. 

Revolution  a55  u.  f. 

Revolutionäre  Umtriebe  167  a. 

Rheda  3i  a.  3oi  f. 

Rhein,  Thal  weg  desselben  88  —  gi.  568. 
Gerichtharkcit  auf  demselben  585  c.  Flufs- 
gebiet  456  a.  56g.  der  Lech  setrt  ihn 
fort  574  a.  Abtheilongen  des  Rheins  568 

'  d.  56g.  571.  Conventionrller  Rhein  568 
d.  571.  574  a.  Compctenx  der  B.V.  bei 
Streitigkeiten   u.  Beschwerden  563.  571. 

Rheinanßelegenheiten,  ihr  europäische  Völ- 
kerrecht). VerhMltnifa  5;i. 

Rhcininseln  a8.  gi. 

Rheinischer  Buna  6.  Stiftung  3o.  Erwei- 
terung u.  Verminderung  3a.  Dauer  und 
Ende  33.  47.  Art  seiner  Auflösung  33.  Mit- 
glieder 4'  ».  hunde.-freic  Souteraine  3a 
b.  noch  sichtbare  Folgen  desselben  33, 
4y  b.  70  d.  Hereptions-  u.  ft  rrrsnosas 
Verträge  5a5  c.  Bundesrecht  4i  ff.  Ter- 
ritorialVerhällnisse  kraft  desselben  43  ff. 
BundesActe  3o  f.  71  f.  deren  Auflegung 
44.  7»  «L  Wirkung  desselben  aul  die 
Titel  der  Bundesgenossen  o.  die  t.  Reichs. 

Sesctxe  48  ff.  ob  u.  wie  weit  die  rhein. 
undesStipuiaiionen  noch  wirksam  sind 
47,  «ergL  70  d.  mit  53,  IV,  n.  83,  III 
».  IV.  O.  die   in  seinem   Zeitraum  ent- 
standenen Rechtverhältnisse  70  d.  a33  f. 
Arealgröfse  u. Volksmenge ^Sb.Grautaa  86 
RheinOctroi,  ».  Octroi. 
Rhe'nsrhiffahrt,  s.  Schiffahrt  u.  Octroi. 
Rheinaölle  56g.  574.    •.  Pensinnen. 
Rieht  eramt,  seine  Unabhängigkeit  37.3. 
Richtersprüche,    ihre     VoiUiehbarkeh  in 

fremdem  Gebiet  366. 
Richtpfennig  4'8  c 
Rietherg,  Grafschaft,  3i  *.  3oi  f. 
Ritterbiirt'g  a6l  a. 
Rittergüter  ,   Begriff  {o-  d.    ihre  . 
freiheit  407  d. 
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Ritterorden  a<8.  »5».  4g6.    geistliche  43. 

«34.  Orden. 
Römisches  Recht  ^3. 

Rostock,  d.uen  gruodgesetzl.  Erbvertr. , 
74  b. 

Holt  zehnten  ,  9.  Novalzehnten. 

Hube,  innere  der  B.  Staaten  aij.  167. 

Ruhr  567  g. 

s. 

Sachsens,  Königr.,  Verzicht  83  b.  Stände 
387.  aqi. 

Sachsen  Altenburg,  Landstände  187. 

SarhsenCoburg ,  i<andstände  a86. 

SachsenGotha,  Erlöschung  aeinea  Mann- 
tummei  und  dadurch  erfolgte  Vcrthei- 
lung  seiner  Lande  ,  u.  Aenderungen  in 
a.  Bundes  Verhältnissen  108  d,  139  d. 
387  e.  Landstände  387. 

Sachsenflildburghausen ,  Landende  »86. 

SachsenMeiningcn  ,   Landstände  a$6. 

Sachsen WeimarEisenach  ,  Landstandc  386. 

Salinen  448«  449« 

SalraSalm  u.  SalmKyrburg  3a.  3oi  f. 

Salrra  317  a. 

Salpeter  448.  549. 

Salus  reip.  4* 

Salvegarden  4&6* 

Salzhandel  449 

Satzcjucllen,  Salzseen,  Salzbergwerke  448  f4 

Sand  458. 

Sanhedrin  5l6  h. 

•Sauer-  n.  Gesundbrunnen  448» 

Schätze  337  a.  338.  44&*  4/6« 

Schankgerechtigkeit  46a. 

Scharfrichterei  463- 

ScbatuIlGut  dca  Regenten  33a.  335.  4 7 3. 

seiner  Geroablin  u.  des  Thronfolgers  335. 
Schatz  des  Staates  3y6. 
Scham-n,  Herrschaft  3jj8  c 
Schaurab»rg,  Landstände  a86. 
Schauspiele  463. 

Scheide,  Schiffahrt  56-.  576.  58 1  f. 

Schiedsrichter  für  Streitigkeiten  der  Bun- 
desgenossen 173.  für  Streitigkeiten  der 
Landesherrschaft  mit  ihren  Landständen 
a84«  Beispiele  von  Mecklenburg  u.  von 
SchwarzburgRudolst.  307  d. 

Schiffahrt  45/  u.  Handelsveikehr  auf  aol- 
chen Flüssen ,  die  verschiedene  Staaten 
scheiden  ,  oder  durchströmen  563  ff. 
Bestimmungen  d.  wiener  Co n grosses  u. 
Verpflichtung  aller  Bundesstaaten  an 
deren  Erfüllung  überh,  563  u.  deren 
Garantie  563  a.  Competens  der  B.  V. 
317.  a3?  b.  563.  571.   insbe*  Freiheit 

'  der  Schiffahrt  u.  d.  Handels  564.  System 
der  Abgaben  u.  Polizei  564-  Schiffahrt- 
Abgaben  565.  Ei  hebungsbehnrde,  Lein- 
pfade u.  Arbeiten  im  Flufsbett  566. 
Stapelrecht  und  gezwung.  Umschlag  566. 
Zölle  u.  Srhiffnhrtirdo.  566.  Anwend. 
auf  einzelne  Flüsse  u.  Gcwäsjer  567. 
Hoheitrcchic  585. 

Sehiflahrt  auf  dem  Rhein  4C0.  gfofse  und 


kleine  568  e.  Beatimmungen  für  die 
Folgezeit  337.  567.  568  if.  Betrag 
des  VVaareoTranaporta  568  b.  Zölle  u. 
Octrpi  569.  Bestimmungen  d  eishalb 
-während  dea  rhein.  Bundes  u.  deren  Auf- 
hebung 570.  Central Commission  57  t« 
Verwaltung*-  und  richtende  Behörden 
57a,  Erhebung»  liüreaux  u.  OctroiFlagge 
573.  AbgabenTarif  u.  Zölle  574*  Er» 
hebungsart,  Verpachtung,  Leinpfade  575. 
Schifferbereehtigung,  auch  der  Anwohner 
von  Neckar,  Main,  Mosel,  Maas  u.  Scheide 
567^76.581.  Schiffahrtordnung  576.  Neu- 
tralität 577.  Aufhebung  deaSupelr.  u.  Um- 
schlags 577.  Rran-,  Kai- und  Magazingeld 
577.atrasburger  u.  düsseldorferSchifferS^ 
c.  Schiffahrtord^ung  5;6.  frankfurterMels- 
freiheiten  577  c.  Jahrrenten  auf  d.  Octroi 
578  u.  f.  u.  Pensionen  58o.  Hoheit- 
rechte 585.  s.  auch  Octroi. 

Schiffahrt  auf  d.  Neckar,  Main,  Mosel  , 
Maas  u.  Scheide  58 1  f.  Scheide  567. 
Hoheitrechte  585. 

Schiffahrtverträge  4". 

Schiffergilden  576. 

Schlagschatz  43  t* 

Schlesien  6  a.  87  b. 

Schleussen  39  t. 

Schiita  3i5  b. 

Schlofsrecht  4*86. 

ScblufsActc,  wiener  v.  i8ao,  56.  70.  ihre 
Entstehungsart  1 1 6  d.  frana.  Uebersetzung 
56.  Art.  3o  derselben  1 76.  —  des  wie- 
ner Ccmgresses  56.    ihre  Auslegung  70  b. 

Schmelahütten  448  f. 

Schönburg,  ftirstl.  und  gräfl,  Haus,  3t 8  b. 
u.  in  d.  Zusätzen  an  3o3  d. 

Srhöppen  ijfi. 

Schriftsassen  269  a. 

Schriftsteller,  s.  Puhl i eisten. 

Schrat  u.  Korn  4*8. 

Schubanstalt  467. 

Schürfen  nach  Erz  449* 

Schulden ,  s.  Staatsschulden. 

Schulden  das  t.  Reichs  45.  5o  a.  derReichs- 
OperationsCaaae  5o  a.  a33a.  der  Reichs- 
kreise 45.  a33.  der  Landesherren  nnd 
Länder  aus  der  Zeit  dea  t.  Reichs  a33. 
Verhandlungen  der  B.  V.  a33  a.  der 
Oberheitlande  und  Standesherren  £5. 
der  Entschädigungsländer  v.  i8o3,  45. 
der  reichsritterschaftlichen  Cantone  6  r. 
a.  Staatsschulden. 

Schulen  5oi.  3o5. 

Scbuta,  landesherrl,  464.  »on  Geaandten 
am  Bundestag  bewilligter  i43. 

Schuta  d.  Kirche  5i3.  5a  1. 

Schutzbriefe  kann  die  B.  V»  in  Frankfurt 
erlheilen  t43.  auch,  in  gewissen  Fällen  , 
in  andern  Bundesstaaten  184. 

Schutzlose  4°8. 

Schwarza  ,  Schlots  u.  Flecken  3 18  c. 

.Schwarzburg's  Verhältnisse  au  S.  Gotha 
3i8  b.  u.  ehehin  zu  S.  Weimar  11. 
Prrussen,  ebendas.  Lehn  Verbindung  53g  a. 
Rudolstadts  Landständi  a86.  Sonders- 
hausens Landvtände  a88. 


Digitized  by  Google 


860 


Register. 


Schweinschnitt  463. 
Schweix  87.  88»  069  a.  1. 
Scb  wem  kfelder  5 1 4  c. 
Seelen,  religiöse  5 1 4  c* 
Secu  arisatton  a6.  53f. 
Serundogenitur  a43. 
Seen  79.  44-. 

Seerauberei, Verhandinngen  bei  derB.V.i85. 

Sehenswürdigkeiten  463. 

Seiden  wtirroe  46a. 

Selbsthttlfe,  uner  anbte  171, 

Selbsthülfc  bei  Streitigkeiten  der  Rande«. 

gl  jeder  anter  sieh  ,  ist  verboten  »1,  171. 
Seminar!  en5ot  d.  5a3. 
Seniorat  a43. 

Sentenzen,  richterliche,  ihre  Tollsiehang 

in  fremdem  Gebiet  366. 
Separatisten  5 1 4  c 

SeparatProtocolle  der  B  V.  i58  160. 

Sequela  armata  469.  54/. 
Service  549. 

Servitus  juris  public!  f    s.  Staatsservitut. 
Sicherheit  ,    Zweck  der  Staatsverbi  düng 

1*  —     der   Bundesstaaten,   Susscrc  u. 

innere  106.  184  n.  ff.  aai. 
Siegelmasigc  a65  d.  3a6  a. 

Silbergallungen  in  denConv.MUnzsorten4*7» 

Siroultaneuiu  5a5. 

Sinecuren  4^9» 

SiluationsEtat  399  a. 

Slawische  Nation  79, 

Solms  Wildenfels  ,3 18  b. 

Souverain  3.  s.  Hechte  4.  »39.  »S9.  Prä- 
dicate,  souverain  111.  und  Verfassung», 
müsiger  »39.  Unverletzbarkeit  u.  Hei- 
ligkeit seiner  Person  a3g.  a55.  »80.  ge- 
bot t  nicht  tu  d.  Adel  ab'a.  3o3  i.  sein 
Familienr.  11.  a4<f.  a6a.  sein  persönl. 
PrivalGerichtstand'a^t).  177.  Entsehei- 
dungsqucllen  in  Streitigkeiten  unter  Sou- 
veränen 11.  53.  73.  Regierungsunfahig- 
keit  »4/.  *.  »uch  Tyrannei  u.  Abdan- 
kung. Privat* erbrec  neu  347  b.  Min- 
deriührigk.  a4j.  Mifsheuralh  a4*5.  Ge- 
mahlin u.  Witwe  a48.  Kinder  a4g. 
Vormundschaft  349.  Verbindlichkeit  aus 
Staats-  u.  PrivatHandlungen  d.  Vorfah- 
ren a5a.  Schatullgut  33a.  335.  473.  Re- 
ligionseigenschart 5a8.  Dauer  des  Ver- 
hältnisses, iw.  ihm  u.  d.  Vok  a55.  ist 
den  Gesctten  unterworfen  363. 

Souverainetät  3.  a38.  d.  B.Staatea  3.  111, 
sab.  a38.  Beweis  derselben  370  —  977. 
ihre  Bestandteile  und  Entstehungsgrund 
3  38,  Modifieationen  ders,  at3  n.  aa4« 
aa5  ff.  natürliche  4.  55 1.  positive  554. 
ob  sie  die  altere  Landesverfafj.  aufhebt? 
49.  Verausserung  a56,  Mi  fsbrauch  der 
Souverain etät  109.  %tj  u.  f.  a84  i.  55o 
—  554.  dessen  Folgen  a55.  a47  b,  IV. 
Reeurs  der  Landitätidc  u.  Unterthanen 
deshalb  ai7.  a83.  VolkSonver  ametät . 
e. falsche  Idee  1  b.  a8o  d.  s.  auch  Staats, 
gcwalt. 

SouverainetiltLande  /3. 

Souv er ainetit Rechte,   Erörterungen  darüber 


98  a.  in  d.  Oberhohrrtlenden  44.  Zweifel 

u.  Streit  darüber  44* 
SpecialBevollmlcbügte,  an  die  B.V.  ab. 

geordnete  137. 
Sperre  38a  a. 
Spiel ,  s.  Lotterien. 
Spielkarten  Verkauf  46a. 
Spione,  38 1  c 
Sportein  368  a. 
Spottnamen,  kirchliche  537, 
Sprache ,   Rechte   des  Regenten  darüber 

35 1.    der  B.  V.  149. 
Staat,  Begriff  u.  Entstehungsart  1  f.  Staat 

im  Staat  a57  b.  5ia.    seine  Ewigkeit  3. 

a5a. 

Staaten  des  T.B.  6.  80  ff.  87.  107  ff. 
StaatenSjstem  oder  Staatenbund  9.  104  b. 

Staatsacten  54*'  69.  die  tur  Auslegung  die- 
nen etc.   70  a  u.  b.    Sammlungen  a4. 

Staat.«-,  Haus-  u.  Standeszeichen  496* 

Slaatslmter  4^7«  Besetzung  ders.  4n°« 
Zwang  dazu  490.  erbliche  49°-  Vcrhilt- 
nifs  zw.  d.  Staat  u.  Staatadiener ,  Auf- 
kündigung, Entlassung  493*  Versetzung, 
Zurubesettung  495.  Cassation,  Suspen- 
sion 494.  Erximter  4o5.  s.  auch  Staats- 
beamte. 

Staatsangehörige  467  a. 

Staatsaufla:  en,  s.  Auflagen. 

Staatsausgabe  394  3(,6. 

Staatsbanken,  s.  Banken. 

Staatsbeamte  34*  ff.    ».  auch  Staatsdiener. 

Staatsbehörden  343  ff.  347.  487.  490. 

StaatsBestes  55a  b. 

Staatsbürger  4*  *5j.  a65  b. 

Staatsdiener  343  ff.  48?  ff  Aufsieht  35o. 
Verantwortlichk.  u.  Unverletzliehk.  34». 
35o.  ob  der  S*aat  für  ihre  Aratband- 
langen  hafte  35o  c. 

Staatsdienst  u.  Diener  487  ff. 

Staatsdienstbark.,  s.  Staatsservitut. 

Staatsdie  ste  468  ff.    s.  Dienste. 

Staatsdienste  der  ßundesfürsten  aa3,  der 
Unterthanen  in  fremdenßundt 

Staatsrigen  thumrecht  3a 8  ff. 

Staatseinkommen  394. 

Sta;.tseinnahme  394  a. 

Staatsform  4*  98.  a4*.  34t.  verschied.  Ar- 
ten  ders.  98  a.    des  T.B.  und  der  Bun- 
desstaaten 6.  to4.  repräsentative  98.  Staats- 
gebiet, Veräußerung  desselben  33o.  Ab- 
'  theil.  35a.    Beslandtheile  377.  geschlos- 
senes 177.  8t. 
Staatsgebiet,  detsen  Eintheilung35a.  s.aueh 
Veiäusserung  n.  Grenzen,  UnverSusser- 
lichkeit,  TerritorialCessionen  ,  Terrtto— 
^  rium ,  TerritorialBestand  ,  Bundesgebiet. 
Staatsgenos<en  4.  ihre  Verschiedenheit  a58. 
Staaugeri.  hthof ,   wirtem  bergisch  er  a83  b. 
Staatsgeschichte  ta. 
StaaUgesellscbaften  334 

im  Staat  38 1. 
Staatsgesetze  55  ff.  74. 
Staatsgewalt  3.  5.  a38.    Streitigkeiten  über 
M  iisbrauch  derselben  317.  a. 
raiuelät. 
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Staatsgrandverfassung  •. 

Grund  Verfassung. 

Staatsgrund  i  ertrüge  l  b.  71.  ;4  f.  4g.  merk« 
würdige  74.  ■  «L  386.  387.  s.  auch  Staats- 
\erfassung. 

Staatsgut,  a,  Staatsxermbgen. 

Staalshandlungen,  verbindlich  für  d.  Nach- 
folger a5a. 

SuaUbobeit,  Begriff  u.  Entstehungsgrund 
a38.  haltet  a  f  dem  Lande  a38.  Aus. 
Übung  derselben  a3g.  Erwerbung  n. 
Verausserung  33o.  Beweis  derselben 
370  —  377.    a.  Souveraincllt, 

Staatsintercsse  55a  b.  s.  Staatswohl,  Con- 
vcn'enz  u.  InteresaeSireitigkeiten. 

Staatsinventar  3a8  c. 

Staatsnothrecht  55 1.  53 1. 

S>aatsobei  baupt  3.  dieae  Benennung  eben- 
das.  u.  a39  a.    Rechte  4«  •«  Sourerain. 

StaaUökononiie  i3.  3ci3  d. 

Staat 5  Präzis  ta.  11 4« 

StaatsRaison  55 1. 

Staatsrath  344. 

Staatsrecht ,  natürl.  n.  positives  5.  Ver- 
favs  ^ngs>  n.  Verwaltungsr.  5«  allgemei- 
nes ia.  67.  7a.  des  rbein.  Bundes  4> 
ff.  47-  heutiges  teutsches  7.  4/«  Quellen 
dess,  54  ff  Subject  u.  Obiect  96.  Bun- 
desrecht to4  ff.  der  Bundesstaaten  a38  ff. 
tentsches  Reichs-  u.  TerritorialStaalsr.  1  a. 
18.  a3  f.  35  ff.  47  ff.  Literatur  a3  £ 

Staatsrcligion  5a5. 

Staatsscbu!den  ag4.  33q  L  3gß.  Haus-  u. 
Staatsge  eUe  defshalb  *339  f.  Verpflich- 
tung der  Regierungsnachfolger  a5a  b. 
Tilgung  afio  a.  3io  s.  Schulden. 

StaataSer\ituten ,  Begriff  55o.  actis  e  u. 
passive  559.  BundesS.  187.  TcrritorialS. 
56o.  409. 405. 438. 454. 4 1 1 .  4 14  e.  435.536. 
Grundsätze  56 1  f.  wie  fern  aie  die  Staats- 
Sub jection  beweisen  387.  dnreh  d.  rbein. 
Üund  veranlafste  ^6. 

Staatssprache  35 1.  l49* 

SiaatsSnbjrrtion.,  s.  Subjectton. 

StaatsSuccession  a4a  u.  f. 

Staats  erfassung  1  f.  4  —  &  49»  »80.  oe- 
troyrie  u.  pattirtea83  e.  18  i  t  f.  repYäscn- 
tative  oder  stellvertretende  4.98a.  ai4a* 
379«.  a8o.  vertragroäsige  4o..74**&3  e.  zeit- 
grmüser  Verbesserung  fähige  ?4  d  ,  am 
Si'hlufs.  einseitiges  Vorschreiben  einer 
Verfassung  a84.  Aufbebung  od.  Aen- 
derung  der  Verfassung  49«  Streitigkei- 
ten über  die  Verfassung  ,  Entscheidung 
derselben  a84.  Staats  erfassungsurkun- 
den  ,  teutsebe  74.  a86.  387.  andere  t  d. 
s.  auch  Garantie.  Fortdauernde  Gültig- 
keit der  tnr  Zeit  des  t.  Reichs  errich- 
teten 49  u.  f.  a83  s.  aueh  StaauGrund» 
vertrüge  u.  Grnndvrrfassung. 

Staatsvcrmftgen  3a8  ff.  mittelbares  334. 
4;3.  53 1. 

Siaats*  ertrüge  ,  sowohl  Grund  ertrage  ab 
anrh  Staatavertiäge  im  engern  Ston  t 
b  u.  d  55  ff.  7a.  74.  f. 

Staatsverwaltung  98.  339.  34t  ff    ihre  ver- 


schiedenen Zweige  345.  ausserordentliche 

a47.  a53. 
StaatsVerwaltungsform  34 1 
Staats  vorfalle  14.  17. 

Staatswirthschaft  i3.  3g3.    Systeme  3g3  a. 
Staatswissenschaften,  ihre  Classification  8  a. 
Staats  wohl  4*   ••  Staatsinteresse. 
Staatsxweck  1.  u.  Note  a. 
Stadtdienste  468  a. 
Stadtgerichte  369  b. 

StadtkMmmereiGfiter,  ihreSteuerfreihcU  407, 
Stadtrecht  486. 

Städte,  Freie,  Titel  111.  Courtoisie  tia. 
ihre  Stimmführung  in  der  BV.  t56.  ihr 
oberstes  Gericht  337.  5i  a.  StaaUx  er- 
fassung ai  8.  340.  a4i»  s85.  316.  ihr 
Verhältnifs  au  d.  i3.  Art.  der  B.Acte 
»4 1  ,  VI.  s.  Frankfurt. 

Stammhaupt  349. 

Stünde  der  Staatsbürger,  Arten  n.  Rechte 
derselben  358  ff. 

Stände  u.  Standeversammlung,  s.  Land- 
stände. 

Standeserhöhung  497  u* 

Standesgebiete   3ot,  Note. 

Standesherren,  Begriff  u.  Benennung  3ot  g.  - 
43.  80  b.  Medial isirte  3oi  g.  Verzeich- 
nifs  der  St.H. ,  im  Anhang  Nom  IV.  u. 
V.  Bundesstaaten,  worin  Standesherrschaf- 
ten ebendas.  u.  3ot.  Unterordnung  eines 
St.H.  unter  mehrere  Bundesstaaten  3oi. 
Geschichte  der  standesherrl.  Unterord- 
nung 3oi  f.  A)  Rechte  der  St.H.  nach 
der  rbein  BundesActe  4^  —  45.  Zwei- 
fel n.  Streit  darüber  44*  Besitzungen  45. 
grundherrliche  n.  Lebrechte  4i*  Domä- 
nen ,  Capitalien  ,  Einkünfte  ,  Staatsauf- 
lagen u.  VerHusserungsbelugnifs  45.  3o6. 
Suceessions  Ansprüche  83.  Residenz  45. 
Austrägal Recht  u.  Bestrafung  in  Crimi- 
nalSachen  45.  Landes-  und  Kammer- 
schulden  45.  Pensionirung  n.  Abhteil. 
ihrer  Diener  45.  ehemaliges  Münzrecht 
4 (5  c.  B  )  neuerer  Rechtszustand  s8i. 
3ot  ff.  I)  nach  Bestimmungen  des  T. 
Bundes,  im  Verhältnifs  1  )  zu  d.  T. 
Bund  (CuriatStimmen)  3o3.  130  g.  a  ) 
zu  sämmtt.  Bundesstaaten  ,  Gleichförmig- 
keit, hoher  Adelstand,  Ebenbürtigkeit 
3o3.  Ehe-»  345  b.  3o3  g.  morganatische 
3o3  g.  PrädicateDurchlaucht  u.  Erlaucht 
3o3  q.  Peraonalisten  3o3  e.  3o6  d.  3  ) 
zu  denen  Bundesstaaten  ,  zu  welchen 
sie  gehören,  a)  persönf.  Verhältnifs  3o4. 
b)  dingliches ,  insonderheit  patriraonial— 
herrl.  3o5.  Fiscusrecht  4*8.  Domänen,  Pa- 
trimonialDienste  u.  Abgaben  44  ^t>5  c. 
33a  e.  Beamte  u.  Cabinet  3o6,  c)  ▼er- 
mischtes  3o6.  Familien  Autonomie  n. 
Farn. Verträge  3o6.  3i3  d.  d  )  Grund- 
lage zu  künft.  näherer  n.  gleichform. 
Bestimmung  307.  Rechtsverwahr  d.  St  II. 
g>  gen  Vorstehendes ,  behauptete  Wie- 
del bersteil.  einiger ,  u.  Unterwerf,  an- 
derer unter  Preu<aen  3o8.  Bestimmun- 
gen der  wiener  SchlufsAete  309.  Ver- 
handinngen  u,  Beschlüsse  der  B.V.  3io 
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n.  f.  Aachener  CongrefsResrhlufs  3i  l..  

deshcrrl.  Besch  werden,  tandeshcrrl.Gegen. 
crklärungcnu.  A  zeigen  wegen  £i  füll,  des 
■  4-  Art.  der  Bund  es  Acte  3ia.  Jl )  nach 
staatsgesetzl.  Bestimmungen  einzelner 
Bundesstaaten  ,  i  )  vor  Errichtung  des 
T.  Bundes  3i3.  ihre  Anwendung  und 
Uebersicht  3 i4>  ihre  Enistchung%art  q. 
Verschiedenheit ,  Beschwerden  dagegen 
3t 5.  Verleihung  der  Standcshcrrlicb- 
keit  3t 5.  317.  Wirkungen  derselben 
3 1 7.  a)  seit  Errich:ung  des  T.  Bundes  ; 
nr  ruf*  Ed  Jet  3i6  u.  f.  —  B  esitzungen 
3oi.  DnmHnen  33a  e.  Residenz  3o4. 
407.  Lehnsar hen  53?.  54 1.  543.  Titel  48. 
besonderes  Privatrecht  ti.  Steuerfreiheit 
3o4.  4°7«  Korslrecht  45  j.  Jagdrecht 
453.  —  Mittelclasse  «wischen  Standes- 
berren  u.  Grundherren  3 18. 

Standesherrliche  Würde,  Ertheilung  der*. 
3i5.  497. 

Standesherrlichkeit  43  f.  3oa.  Erloschung 
3oa.  Veräusserung  45.  3oa.  3ob\  Verlei- 
hung derselben  3ot  b.  3i5.  317. 

Standesherrschaften  3ot. 

Stapelgerechtigkeit  4i3.  566. 577.  am  Rhein 

577.  am  Main  u.  Mackar  58i. 
Statistik  i3. 

Status  in  Statu  a$7  b.  5ia. 
Stecknita  567. 
Steinbruche  448. 

Steindruckerei  5o3  u,  Nole  a.  5o5  f. 
Steine  458. 
Steinkohlen  44&« 
Stcmpclpapier  4<>a  f. 

Steuer,  ordentliche,  ausserordentl.  directe,  tn- 
direrte  4<>a.  398.  allerlei  Arten  und  Benen- 
nungen 4oa  b  —  f.  4o3.  nothwend.,  fre'- 
will. ,  allgem.,  particulärc :  Benennungs- 
art 4oa  f.  Gegenstände  4o3  b.  Recht- 
mäsigk.  u.  gleiche  Vertheil.  406.  400. 
SteuerCapttal  4o6.  Verwendung  u.  land- 
atänd.  Concurrenz  ao3.  aq5.  40-.  Selhst- 
beateuerung  «95.  399  b.  Buchsteuer  5o4 
a.  Annahme  e.  fremden  Steuersystems 
durch  Vertrüge  4o3. 

Steuer  der  Standesherren  45.  3o4.  407. 

Steuercasse  995.  473. 

Steuerfreiheit  407.  Entschädigung  bei  de- 
ren Aufhebung  407. 

Steuerrecht ,  als  Beweis  der  Landeshoheit 
375  b.  beschränkt  sich  auf  die  eigene 
Landesgrenze  4o3.  seine  moralische  Be- 

•    schränkung  ebend 

SteuerRcvision  und 
4oo.  406. 

Steuerroi  en,  Cataater ,  401  d. 

SieiierSystera  3gr  a. 

Stiftlande  u.  Stiftungen ,  geistliche ,  wem 

die  VermögensSubstanz  derselben  ausländ 

a38  d.  S.  Secularisation. 
Süftungen,   fromme  u.  milde  334  ».  »br 

Vermögen  334.  4?3.  53i.  55o  c.  55i. 

Steuerfreiheil  4<>-. 
Stimme  entscheidende  des  Präsidenten,  in 

d.  engern  Versamml.  der  B.V.  ia5. 


397  f. 


•—■»«n  ♦  in  der  B.V.  ihre  Katar  107.  ob 
und  wie  fern  jene  im  Plenum  ,  bei  Be- 
sitz\ erin (Irrungen    durch  Erbfolge,  auf 
d.  neuen  Besitzer  übergehen  lao  ver- 
schiedene Arten,  Gewicht  u.  Verhältnis* 
derselben  lai.  taa.  i36.  bei  Bildung  der 
Beschlüsse  ia5  u.  f.  quiescirende  ib3. 
Stimmengleichheit  im  engern  Rath  der  B. 
V.  ia5.  t5a  d.  in   landständ.  Versamm- 
lungen 3 00  e. 
Stimmenmehrheit  in  der  B.V.  ia5  bis  i3o. 
in  landständ.  Versaromlungen  3oo  eben- 
das.  Note  e. 

Stimmenverhältnisse  überhaupt ,   bei  RiL 
dung  von  gesell jchaftl.,  Beschlüssen  ia$a. 
Slirorogebung  in  der  B.V.  |f.a.  Verpflich- 
tung dazu  t63.  Ausnahmen  hie von.ebendas. 
Stimmrecht  in  der  B.V. ,  s.  Stimmen. 
Stock- Jobbery  4a  1  c. 
Stolberg  10a  a.  3i8  b  u.  c. 
Strandrecht  458.  4;6. 

StrafsenRegal  408  f.   Arien  u.  Eigenthum 
der  Straften  4m.  Anlegung,  Verlegung, 
Wegbesserung  409.  Su-afsengerirhtLark. 
4n9.  Strafsenzwanc  ai3. 
Streifen  4% 

Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich, 

Verfahren  darin  aai.  17a  u.  ff. 
Studirfretheit  5oo  f. 
Suhject  des  StaaUr.  des  T.B.  96. 
Subjcction  gegen  d.  Staat  a68.  pcrtonl.  u. 
dtngl.  «70.  Beweis  ders.  370  1.  Beweis, 
gründe  37a  ff. 
Suhjectionen  43.  Geschichte  derselben  bei 

Standet herren  3oi  £ 
SubsidienTractate  558. 

Substitutionen  in  offen  iL  Aerotern  490   

in  der  B.V.  144  a.  i3j.  1 55.  i5o  a/des 
PräsidialGe»an<lten  t35. 
Succcssion  in  einem  Bundesland   iag.  ihre 

Wirkung  aUr  Bundesrechte  ehendas. 
SuccessionsOrdnung    in     der  Thronfolge 
a4*  «. 

SuccesstonsRechte  a4a  f.  deren  Fortdauer 

53.  83  f.  Mittel  sie  au  sichern  a46  e. 
Successor,  s.  Thronfolger. 
Sultanismus    76.  55o. 

Supcrioritas  ten  itoriaHs , {  s.  Landeshoheit. 
Suppletoria  potestaa  379. 
Suspension  4$4» 

Sustcntationweaen      der  uberrhelniacben 

Geistlichkeit  a33. 
Symbol  der  Kirche  5 18. 
Symbolische  Bücher  5 18.  5a?  c. 
SynodalRichter,  katho«.  geistliche,  der  drit- 
ten Instanz  5 1 5  d. 
SynodalVerfassung  evangelischer  Kirrhen- 


Tabellenwesen  346  a.  399  b. 
Tafelgüter  33a  c. 
Taxis  s.  Thum,  u.  Poet. 
Telegraphen  433, 
Termine  bei  der  B.V.  i5o. 
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TerritorialBcstand  des  T.  B.  87.  78  £  107 
f.  212.  kein  Bundesgebiet  78*  dea  rhetn. 
Bunde*  78.  86. 

TerritorialCessionen  ,  Purificationen ,  Re- 
unionen,  Subjectionen  43.  —  Vermiechuii- 
gcn  81.  —  Einteilung  35a. 

TerritorialCoiumission,  frankfurter,  ihr  6c 
neralRecefa  58. 

TerritorialLosung  oder  Retract  355  a. 

Tcriitorium  clausum  277.  81. 

Tcrtiogcnitur  a43. 

Teutsch,  nicht  Den  lach  79. 

Teutsche  Nation  79. 

Teutscher  Band,  s.  Bund. 

Teutsche«  Reich,  Gräfte  78,  Verfassung 
u.  Auflösung  a5  ff.  35  ff.  Wirkungen 
der  letzten  48  ff.  ob  der  T.  Bund  «ein 
Rechtsnachfolger  geworden  6.  a33  f. 

Teutschrr  Orden  43.  a34.  aeine  neueren 
Schicksale  a34  c.  Projectirte  Stiftung  einet 
neuen  T.  Ordens,  ebendas. 

Teutschland,  68.  85.  waa  die  Bundes  Acte 
darunter  verstehe  3o3. 

TeutschordensGütcr,  Verfügungen  darüber 
a34  c.  Kurhessens  Ansprüche  darauf, 
ebenda.«.  Güter  in  Sch  eaien ,  Böhmen , 
Oeatreich,  Niederlanden  a34  c. 

TeutsrhordcnsHaus  zu  Frankfurt  a34  c,  , 

Thalweg  88  bis  92.  86  e.  a.  Rhein. 

Theilgehcn  117  b.  auf  landstand.  Versamm- 
lungen 3oo  e. 

Thengcn  3oa  c. 

Tbcorien,  nene  69. 

Thronerledigung  »4?. 

Thronfolge  a4a  f-  Eigenschaft  des  Thron- 
folgers a44  f.  seine  Courtoisie  1  la.  s.  Erzie- 
hung 2^7  a.  s.  Minder  jährigk.  u.  Unfähigk. 
247.*.  Verbindlich^  au  Handlungen  s.  Vor- 
fahren 252.  aeinScbatullGut  s.  Legitimität. 

Thum  u.  Taxis '  236.  3i3  e.  317  a.  439. 
4y5  a.  seine  Postgeschichte  434  »•  Stan- 
dcshcrrl.  Rechte  in  Wirteroberg  3i6  d. 
sein  standeaherrl.  Fürstenth.  Krotosxyn 
317  a.  44°  °*  54a  d.  ••>ne  Ponlehen, 
ebendas.  S.  auch  PoatRegal. 

TiJgungfCaaae  für  Staatsschulden  34o  a.  4<>t. 

TiUiter  Friede  3i.  58  a.  84.  ward  für  auf- 
gehoben erklärt  58  a.  84. 

Titel  487  4$5.  der  Bundeigenossen  48. 
.  109  ff.  Regenten- und  II  aus  titel  n3.  a5t. 
Courtois'ic  na.  Titel  u.  Wappen  der 
Apanagirtcn  11a.  n3.  der  Standesher- 
ren 48. 

Titulaturen  des  Bunde*  u.  der  Bundesgen. 
109  —  114.  der  B.V.  149.  in  ihren  Schrei- 
ben an  auswäre.  Staatsregierungen  i85  b. 
u.  von  ihnen  1 44* 

Toleranz  5a2.  5a5.  5a6. 

Tonnen  recht  56o  d. 

Torf  448. 

Trauer,  offen ll.  374. 

Trennung  der  executiven  -Gewalt  von  der 

gesetzgebenden  364. 
Treppdwege,  s.  Leinpfade. 
Trias  politica  100  b, 
Triest  87  b. 
Trödel,  a.  Leinpfade. 


TürkenhUlfe  4oa  c. 

Turnus  in  d.  Stimmführung  in  der  B.V. 

i56  n«  f.  t5a  r. 
Tyranney  76.  98  a.  a55.  f.  247. 
TyroU  Welsch  - ,  87  h. 

ü. 

Ueberzugsgeld  4^8. 
Ufer  4^9. 

Umfrage  in  der  B.V.  16a. 
Umpfenbach,  Dorf  3t8  c. 
Umschlag  5'>6.  am  Rhein  577. 
Umschlossene  Gebiete  St. 
Umtriebe,  revolutionäre  167  a. 
Unabhängigkeit,  s.  Souverainetät. 
Uneheliche  Nachkommen,  ihr  Successions- 

recht  a45.  a6t  c. 
Unfähigkeit  des  Regenten  247. 
Uniform  496  b.  Familien  —  ebendas. 
UnionsArten  der  Staaten  8a. 
Universitäten    5oi.    ihre  Landstandschaft 

a.9a«  . 
Universitätsbann  5 00  f. 

Untergebene  257  'd. 

Unterricht  ,^  Öffentlicher  f  in  standesherrli- 
chen Bezirken  3o5. 
UntcrrichtRcgal  499  ff. 
Untersassen  464. 

UntersuchungsCoramiasion,  *.  Central   . 

Unierthanen  4*  3S7  ff.  temporäre  20-.  im. 
mediale  u.  roediate  aC8.  ihr  Recht,  Gi-und- 
eigenthurn  in  t.  Bundesstaaten  zu  besitzen 
u.  zu  erwerben  aa8  d.  Aufnahme  neuer 
464.  "8  d.  ihre  durch  den  Bund 
ges  cherten  Rechte  184.  227  ff.  deren 
Handhabung  sie  vom  Bund  fordern  kön- 
nen io5  b.  184.  Rechtsgleichheit  a.W 
ihre  Streitigkeiten  mit  d.  Landesherr- 
•chaft  216.  4?4*  n*«t  dem  StaatsFiscus 
356.  4/4*  °.  mit  Bundeaglicdern  1-6  u. 
t  217.  ihr  Verhältnis  zu  dem  Bund'  184. 
Verwendung  der  B.V.  für  sie  bei  aus- 
wärt. Staaten  187.  218.  d  cren  Vertretung 
wider  solche  173  a.  177.  s.  auch  Admi- 
nistrative Gerechtigkeit  u,  Adrainiur. 
Verfügungen. 

Unterwürfigkeit,  s.  Snbjection. 

Untheilbarkeit  des  Lande«  a4a  c. 

Unverletzbarkeit  de«  Regenten  23g.  255.  280. 

Urkunden,  archivalische,  Bestimmung  ih- 
rer Beweiskraft  348.  Repertorien  darüber 
24  b,  Num  6« 

Urkundenlehre  i3. 


Vacantes  Gut  336.  338.  4;6.  533. 
Väterliche  Gewalt  des  R  egenten  249. 
Vagabunden  467. 469.  Verträge  wegen  ihrer 

Auslieferung  u.  Uebernahme  4^7  f. 
Valvation  der  Münzen  4 »8  d. 
Varel  86  a.  3i8  b. 
Vassailen,  s.  Lehnbrkeit  u.  s.  w. 
Vehmgerichte  276 
Venia  aetatia  484  c.  486. 
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Veräusserung  der  Staatsregierung  sS6.  aaa. 
de«  Staatsgebiete«  und  der  Staatshoheit 
107.  33o  f.  3a3.  der  Domänen  333.  333. 
in  geistlichen  Wahlstaaten  333  f.  des 
SchatullGute«  335.  einzelner  Hoheitrechte 
10a.  354. 

Verantwortlichkeit  der  StaaUminister  34a. 

der  übr.  Staatsdiener  35o. 
Vereinigung  der  Staatserwerbungen  mit  d. 

Staatsgebiet  33o. 
Vereinigung  der  Reforroirten  u.  der  A,C 

Verwandten  5 16. 

Vereinigungsart  mehrerer  Staaten  8s. 

Verfassung,  s.  Staatsverfassung. 

Verfassungsurkunden  t,  Bundesstaaten  74» 
386  ff.  octroyrte  und  \  ertragroäsige  a83 
r.  t  f.  Acndcrung  derselben  384.  »94« 
Veneichn'fs,  Sammlungen  u.Vergleichung 
derselben   1   f.  74  b.  379  a.  386  f.  387. 

Verjährung  unter   Bundesgliedern  r>8» 
der  verleihbaren  Regalien  u.  Immunitäten 
356.  gegen  den  Fiscus  4/5.  der  Domänen 
482.  unvordenkliche  377  d.  483  b. 

Verkehr  n  ter  den  Bundesstaaten  337. 

Verlassene  Sachen  337  a.  a58. 

Verlafsnehroun*£  i5o» 

Vermittlung  bei  der  B.V.  173.  180.  331. 

Verroittlungsrecht  563. 

Vernunftreligion  5i6  h. 

Vertagung   der  B.V.t    und  Geschäftgang 

während  derse  ben  119. 
VertheidigungsSystem  des  T.  B.  193  n.  ff. 

s.  Krirgsvcrfassuug. 
Veriragrecht  d.  T.  ß.  187.  der  B.  Staaten 

558.  s.  auch  Thronfolge. 

Vertretung  der  Bundesglieder  n.  ihrer  Un- 
terthanen  bei  Aus  wir  (igen,  durch  den 
Bund  187  u.  f.  i8v.  Sireiiigkeiien  ver- 
anlafst  durch  Vertretung  der  Untertha- 
ncD  ReKen  Bundesglieder,  173  a.  auch 
Verwendung. 

Verwaltung  «.Staatsverwaltung, Rechtspflege 
Administrative  Gerechtigkeit  n.  Admi- 
nistrative Verfügungen. 

Verweisung ,  a.  Landesverweisung. 

Verwendung  der  B.V.  bei  Bundesstaaten 
auf  Begehren  fremder  Staatsregierungrn, 
und  umgekehrt  187.  188.  ai8.  aio.  167. 
183.  «.  auch  Vertrt 


Verwlll  igungsRegal ,  s.  ConcessionsRegal. 
Verzichtleistung ,  gegenseitige  der  rhein. 
Bundesfürsten  auf  Rechte  u.  T 


83.  43.  Folge  dar«  us  auf  Lehnverbindun- 
gen 54i  b.  und  auf  Staatsservituten  56o 
d.  ob  sie  durch  Auflösung  des  rhein. 
Bundes  entkräftet  worden  47 ,  ebendas. 
Note  b.  53.  Baierna  Vorschlag  tu  e.  ähnl. 
Verzichtleist.  84. 

Veto  bei  der  Gesetzgebung  ag5  a. 

Vicariat ,  Reichs  -  347. 

Viehschnitt  463. 

Vielrejrieren  4  b.  o3.  55s  e. 

Visitation  der  Staatsbehörden  35o. 

Vi iriol werke  448  f. 

Vblkergebräuche  56s  a. 

Völkerrecht  5.  8  u.  C  13.  67.  7a.  de«  t. 


Bandes  und  der  Bundesstaaten  9.  107  ff. 

555  ff.  559  ff.  563  & 

Vogelfang  455  a. 
Yogtei  376. 
Vogteilicbkeit  370, 

Volk  1  a.  8.  357.  359.  393.  seine  politische 
Freiheit  4*  Dauer  d.  Verhältnisses  zw.  .hm 
u.  d.  Souverain  a55  u.  f. 

Volksbildung  aa.  499. 

Volk \herrschaft  98  a 

Volksmenge  des  T.  B.  78. 

VolksSouverainetät,  e.  fälsche  Idee  1  d 
379  a.  380  u.  Note  d. 

Volksvcrtre  ung,  s.  Landstände. 
Volkswehr  547- 
Volljährigkeil  484  c.  486. 
Vollziehende  Gewalt  3(>4 
Vollziehende  VVirk«amkeit    der  B.V.  117. 
166  u.  ff.  unmittelbare  170. 

Vollziehung  der  fiundesbeschlü*»«  in  Ran- 
desst aalen  31 4.  auswär.  Urtheile  366  d. 

Vorbehalt ,  geistlicher  5aq  e. 

Vorfahr  des  Regenten ,  Verbindlichkeit  sei- 
ner Handlungen  für  d.  ftarhfafger  i5i  ff. 

Vorkauf  bei  der  Ausbeute  der  Bergwerke 

449-  4>. 

Vorkaufgcreehtigkeit  4>3. 

Vormundschaft  über  die  Kinder  des  Snute» 
rains  349.  Über-Vorm.  379.  Staatsvor- 
mundschaft 347. 

Vorsichtregeln   bei  dem  Studium  des  ö(- 

fenil.  R,  i5. 
Vota  majore  is5—  i3o. 
Volum  ad  prineipem  553  e. 
Volum  decisivum  des  Präsidii  in  der  B.V. 

135.  l5a  d. 


Wae!  574  a. 
VVährung  4a(* 
"Wässerung  4^7. 
Waffen  recht  55o  ff. 
Waffem<  heue  469. 

Waffenstillstand  in  e.  Bundeskrieg  toi. 
Waffen  Übungen  549- 
Wagegrrechtigkeit  4>3. 
Waldeck,  Landatande  a86.  kathoL  Kirch 

verhöltnif«  5n.  Lehn  Verbindung  54 1  e. 
Waldeigenthuro  45 1.  455. 
WTald recht,  als  Servitut  45 1  g. 
Wallfahrten  5s3. 
Wappen  it3.  i4q.  a5l.  495.  497. 
Wappenkunde  li. 
Waseniueisterei  463. 
W.tssergcrichte  460. 
Wassel gewächse  458. 

WasserRegal  456  ff.  Gegenstande  de&selbea 

457  ff.  Umfang  460  ff. 
Wras»erstrafaen  410.  4^7« 
Wasseiaina  457.  356  e. 
Wa«serzoll  460. 
Wrechselcurs  4*7  b. 
Wechselgeld  417  b. 
Wechselgerichte  4,4. 
Wechselsahlung  frankfurter  419  a. 
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>cn  4*3  c.  4*7  h* 


WetHslnngsTypcn  4 «3 

Wege ,  StrafsenRegal. 

Wegzug,  freier,  »»8  u.  f.  4^7» 

Wehr-  and  Waffenrecht  545  ff. 

Weibers  tarom ,  Recht  lur  Thronfolge  »44. 

Weimar,  kathol.  Kirchen« erh'altntfs  5il. 

Weifssieden  4"  c* 

Wellingsbüttel  3i8  c. 

Wendische  Lander  277. 

Werbung  548. 

Wernigerode,  s.  Stolberg. 

We»er,  Flufsgebiet  456  a.  elsflether  Zoll 
566  c.  Ij3  1.  Po'.itei  auf  der  We»er 
564  b.  Schiffahrt  567.  SchiffahrtActe  584. 

Wassenberg' s  Ernennung  zum  ß'schof  5»3  e, 

WestphUlische  (vom  Königr.  Wcatphalen 
herrührende  )  Angelegeih  iten  169  e. 
»17  a.    »34  b.    Rechtsfrage  »53  b. 

Wrstphalische  Gerichte  176. 

W'estphal.  Friede  ,  s.  fortwährende  Gül- 
tigkeit 5o  f. 

WettGointoire  463. 

Widersetzlichkeit  der  Unterthanen  167  n. 
f.  »55. 

Widerstand,Recht  des  Volkes  tum— »55.  5  c. 
W'iedertäuf.T  5t 4  c. 

Wiener  Friede  58  a.  —  CongrefsActe 
v.  t8i5,  56.  57.—  SchlufsActe  t.  i8»o, 
56.  70. 

Wildbann  454  r. 

WildrnburgScbönstein,  Herrschaft  3i8  C. 

Wildfangrecht  4/6. 

WÜdfolge  455.  I69  g. 

Wi  dharomelei  56o  d. 

Wildschaden  455  c. 

Wilditeuer  455  c. 

Willktihr  ;6.  »55  c.  —  Herrschaft  98  a.  »47. 
Windmühlen  4$7  g. 
Wrippen  «.Kippen  4*5  d.  43o  d 
Wisch  3i8  c. 
'\Yu*«n*chaftpflege  499  ff. 
Wittwe  des  Souveratns  »46. 
Wittwcngehalt  der  Wittwen  d.  Staatsdte- 
ner  494* 


Wohnsrtt,  beständiger,  Recht  darauf  »38  ü. 
Wrede  F. ,  sein  Majorat  54»  g. 


Yssel  574i. 


Y. 
Z. 


ZahlenSutislik  346  a. 

Zahlungsarten  bei  dem  Conv.MUnzfufs  4»g. 
4»7.  4»Q. 

Zehnten  3u3.   4 00  c.     Bergzehnten  449* 

Notalzehtrn  4/7« 
Zeitgeist  a».  o3.  »8o  h  n.  e.  Schriften 

davon  ai.  q3  f. 
Zeitungs  Artikel,    von  Verhandlungen  der 

B.  V.  i65. 
Zeughäuser  56. 
Ziegelbrennereien  44&  4^>. 
Zigeuner  468. 

Zinnaischer  Münzfufs  4*5  c. 
Zinse  u.  Zinsen  3g3. 
Zinsenzahlung  4ot* 

Zol<  4°4  f«  3^8.  Einfuhr,  Ausfuhr  und 
Durchfuhrzoll  4°4>  Haupt,  und  Wehr- 
zoll 4°5.  Verleihung,  Verlegung,  Er- 
höhung 4<>5.  Defraudation  4°5  b.  Be- 
freiung 4<>5.  des  Fürstenguts  4°5.  c.  auf 
Flüssen  566.  Rheinzollc  569.  574.  els- 
Bether  Weserzoll  566  c.  Main-  u.  Ne- 
ckarsnil 58s. 

Zollvereine  u.  Vertrage,  s.  Handelsverträge. 

Zuchthäuser  378. 

Zuchtpolisei  3g»  a. 

Zueignungen   von   Druckschriften  an  die 

B.  V.  149. 
Zünfte  46». 

Zugehör  des  Staatsgebietes  »77. 
Zwang  im  Staat  3  a. 
Zwangrerhte  s.  Bannrechte. 
Zwetk  der  Staaten  1.    des  Bundes  106. 
Zwingenberg,    Standesherrschaft    3i5  b. 
Anhang  IV.  ,  unter  Baden ,  S.  833. 


Zwischen 


refficruni 


während  einer 


feindlichen  lnliabung  des  Landes  »53. 
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ZUSÄTZE, 

welche  zum  grofsen  Thcil   in  dem  drcivierteljährigen  Zeitraum  <lee 
Drucks  dieses  Werks  ihren  Entstehungsgrund  haben. 


S.  3,  V  i,  Note  f,  am  Anfang  vor  «An«  ist  zusetzen:  v.AritijTs  constitutionelles 
Staatsrecht,  Bd. -I,  S.  i54  ff. 

S.  3,      i,  Note  f,  Z.  is  v.  u.  Der  4.  Theil  der  «Constitutionen»  erschien  i8«5. 

8^5,  §.  3,  Note  d.  Nach  «pas«  setze  man:  H.  Kobhlchi  juris  socialis  et  gentium 
ad  jus  naturae  revocati  speeimina  VII  (Francof,  1738.  8  ),  Spcc.  I.  %.  3o.  p.  5. 

8.  i/f,  §.  i3,  Note  b,  am  Schlufs,  noch  hinzu:  Math.  Kolbat  tfaeoria  statisticae 
tanquam  scientiae.  Viennae  i83o.  8. 

S.  i4,  §.  i3,  Note  e.  am  Schlufs,  noch  hinzu:  C.  S.  Th.  Bkz^d's  allgemeine 
Schriftenkunde  der  gesammten  Wappenwissenschaft.  Lcipz.  i83o.  a  Bände  8. 

8.  »6,  Z.  s  v.  u„  am  Anfang  setze  man:  Ch.  E.  Wbissk's  Lebrb.  des  königl. 
sachsischen  Staatsr.  Leips.  Bd.  I.  i8t4-  Bd.  II.  18a  7.  8. 

S.  38,  §•  «4»  Note  h,  am  Schlufs  noch  Folgendes:  A.  W.  HsrrriVs  Beiträge 
zum  deutschen  Staats  -  u.  Fürstenrecht.  I-  Lieferung.  Berlin  1829.  8-  J.L.  Klü- 
aan's  Abhandlungen  u.  Beobachtungen  für  Geschichlkunde,  Staats-  und  Rechts- 
wissenschaften, Bd-  I.  Frankf.  i83o.  8.  L.  v.  Doesch  Abhandlungen  über  Ge- 
genstände des  öffVntl.  Rechts,  sowohl  des  teutschen  Bundes  überhaupt,  als 
auch  einzelner  Bundesstaaten.  München  i83o.  8. 

3-  3?,  §.  33,  Note  a,  am  Schlufs  Folgendes.  L.  v.  Dassen  Geschichte  Deutsch- 
lands seit  der  Stiftung  des  Rheinbundes  I.  Buchs  1.  Abth.  (  1806  —  1809)  2. 
Abth.  (1809  —  i8i3),  u.  3.  Abth.  (i8i3  bis  3o.  Mai  1814). 

8.  38,  %.  34*  Note  h,  am  Schlufs  Folgendes.  Die  Geschichte  seit  dem  pariser 
Frieden  vom  3o.  Mai  18»/»  bis  zur  Eröffnung  des  Bundestags  am  5.  Nov.  1816; 
in  v.  Dbksch  angef.  Geschichte,  Buch  II,  Abth.  t. 

8.  43*  4<>  1  Note  d,  am  Schlufs  noch  Folgendes.  Die  k.  baicrische  Regierung 
übernahm  dasselbe  ( das  oberrheinische  Kreisarchiv  )  von  der  kurhessischen , 
unter  welcher  es  die  Stadt  Hanau  verwahrt  hatte,  zur  AufbeNvahrungin^cAqT- 

Mab«'«  «ttVml.  Rtcht  i.  Aua.  55 
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fonbvrg,  laut  Protoeolls  der  B«V.  in  der  «7.  Sitzung  von  1808.  Lttbeckischev 
Staatskalender  auf  1819,  S.  84.  Am  ai.  Mai  18*9  kam  dasselbe  in  48  Kisten 
nach  Aschaffenburg. 

S«  60 ,  \.  55 ,  Note  a ,  ist  am  Schlafs  dieser  Note  tu  setsen :  —  Von  den 
so  genannten  organischen  Einrieb  langen  sagt  der  Frhr.  t.  Gaczbh  (Mein  In- 
theil  an  der  Politik,  Abth.  III,  S.  «35  ):  «das  Wort  war  leicht  gefunden,  abtr 
die  Sache  «  ? 

S.  60,  §.  56,  Note  f,  nach  «8-  Juni  i8ao,  V  a.»  setse:  Vergl.  unten  §.  116,  d. 

S.  79,  $.76,  Note  a,  Z.  19,  vor  Baierhch-pfalz.  setze  man:  Baierisck-  p/atz.  Ver- 
trag von  Pavia,  St*  Oswaldstag  i3«9,  in  Fabkb's  neuer  Staatscaozley,  Tb.  49,  S. 
36o.  Erbvertrag  «wischen  Pfalz  u.  Baiern  v.  aa.  Sept.  1766,  bei  Fabeb  a.  a.  O., 
Th.  63,  S.  66  ff.  u.  in  Mabtvhs  recueil,  T.  I,  p.  658.  (Der  angef.  Hausvertrag 
y.  1771  steht  auch  bei  Fabrb  a.  a.  O. ,  Th.  53,  S-  81,  u.  bei  Martens  I.  c  p. 
667)  Vertrag  «wischen  Kurlaiern  u.  Kurpfalz ,  puncto  constituti  ntutui  pos^es- 
sorii,  t.  19.  Juni  1774,  bei  Fabfb  a.  a.  O.  Th.  53,  S.  104,  u.  bei  Mabtebs 
1.  e.  p.  68a. 

- 

S.  80,  %.  76,  Note  c,  Z.  3  v.  u.  nach  :  König,  setze  man  Christian  II.  den  Bösen, 
v.  i5a3. 

S.  8o,  %.  76,  Note  c ,  Z.  5.  v.  u.  nach :  19a ,  setze  man :  Manifest  der  braun- 
sehweigiseben  Landstande  wider  ihren  Hercog  Carl,  in  Form  eines  Schreibens 
an  dessen  Bruder  den  Hersog  Wilhelm  Ton  Braunschweig  -  Oels,  datirt  Tora 
vf-  September  i83o. 

S.  90,  $.87,  Z.  14  v.  bei  «Niederlande»  setse  man  als  Note  et  Grenevertrag 
zwischen  Hannover  und  dem  Königr.  der  Niederlande  v,  a.  Juli  i8*4«  •»  Mab- 
mns  recueil,  Supplem-  XI.  379. 

• 

S,  95,  §.  9t,  Note  c,  am  Scblufs  noch  Folgendes.  Man  s.  den  bei  dem  folg^f., 
Note  c,  angef.  französisch -badiseben  Vertrag  von  1887,  Tit.  I,  Art.  1  ff. 

S.  95,  §.  9a,  Note  c,  Z.  3  v.  unten,  setse  man  hinzu,  in  dem  bad.  Regier.BlaU, 
18*7,  St.  a8.  Auszugweise  abgedruckt  ist  dieser  Staatsvertrag,  in  Man» 
recueil,  Supplem.  XI.  ia3. 

S.  107,  §.  10a,  Note  a,  Z.  3  v.  u.,  nach  «S.  443»  setse  man:  endlich  vom  i3. 
Aug.  i8aa ,  in  dem  Amtsblatt  der  Regierung  von  Magdeburg ,  v.  i8a3.  A,  W- 
Hkfftbb's  Beitrage  sum  X.  StaaU-  u.  Fürstenrecht,  I.  Liefer.  (1899),  S- 
3*8  ff. 

- 

S.  na,  §.  106,  IV,  Z.  1a,  nach  «  Staatsbewohnern  v  setse  man:  wo  ausdrückliche 
Vorschriften  der  Grundgesetze  des  Bundes  nicht  zureichen,  ermächtigt  und 
verpflichtet  die  wiener  SchlufsActe  voi»  i8ao  (Art.  3  u.  9)  den  Bund  und  die 
Bundesversammlung  ku  Maasnehmungcn ,  welche  durch  «die  in  dem  Grund- 
vertrag  (der  RundesArte)  bezeichneten  Bundes  zwecke  v  geboten  sind}  ein  Fall,  der 
hauptsächlich  bei  Verletzung  des  durch  jenen  Grundvertrag  bedingten  allseiti- 
gen Rcchtjzujtanäe*  (f,.  %ij  u.  f.  u.  169),  namentlich  der  landständischen  Ver- 
fassung (V  «84,  i).  und  bei  einem  Musirauch  der  Sou»erainetät  (ebendas,  u.  *. 
55o  -  554)  eintritt. 

S.  119,  V  119,  letzte  Zeile,  setze  man:  v.  9.  Febr. 

S.  ia5,  5.  117,  Z.  1,  v.  u.,  nach  «Num.  VI»,  setse  man:  (v.  Gagkbb's)  Anthei 
•n  der  Politik ,  Abth.  m ,  S.  89  —  97. 

S.  |«7,  %•  119,  Note  d,  am  Schlad  noch  Folgendes.*-  Aeusserungen  des  luxen» 
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burgbehea  Gesandten  über  die  Vertagung  und  die  Geschäftthätigkeit  der  B. 
V.  in  der  44.  Sitzung  v.  1817,  u.  in  (v.  GagbreTs)  Mein  Antbeü  an  der  Poltik, 
Abth.  III,  S.  169  —  190. 

S.  i5»,.  §.  «36,  Z.  5,  zu  den  Worten:  «mit  dem  nötbigen  Personal«,  ist  als 
Note  h  Folgendes  zu  setzen.  Nach  einem  Beschlufs  der  B.V.  v.  14.  Oct.  i83o, 
sind  cur  Verwaltung  Her  BundesniatrikularCasse  und  der  BundescanzleiCasse 
eu  bestellen,  ein  Bundescassier,  ein  Cassecontroleur,  ein  Canzleidicner.  Die 
beiden  ersten  haben  in  dem  Beschlufs  festgesetzte  Caulionen  zu  leisten ,  und 
sind  mit  Dienstlnstructioncn  zu  versehen  und  eidlich  zu  verpflichten.  Die 
daselbst  festgesetzten  Besoldungen  dieser  Beamten,  sind  zu  ?/j  auf  die  B.  Ma- 
trikularCasse,  zu  V,  auf  die  B.  CanzIeiCasse  angewiesen.  Lübeckischer  Staats- 
kalender auf  i83i ,  S-  86. 

S.  187,  %■  »67,  Note  a,  Z.  8,  nach  «Umtriebe»  setise  man:  Ebendas.  Neue  Folge, 
Bd.  II  (i8j8)  voc.  Mainzer  CenlralUntcrSuchungsCommission. 

S.  188,  §.  167,  Notea,  am  Schtwfs  noch  Folgendes  —  Beschlufs  der  B.V.  vom  »1.  Octo- 
ber  i83o,  betr.  Sicherheitvorkehrungen  wider  die  in  mehreren  Bundesstaaten 
eingetretenen  oder  zu  besorgenden  Unruhen  u.  aufrührischen  Auftritte  j  bekannt 
gemacht  zuerst  in  der  Frankf.  OPAZvilung  v.  28.  Nov.  i83o,  dann  auch  in  an- 
dern öffentlichen  Blättern. 

S.  188,  168,  Note  a,  am  Schlufs  Folgendes.  —  Durch  einen  Beschlufs  der 
B.V.  in  ihrem SeparatProtocoll  v.  17.  u.  18.  März  i83i,  ward  festgesetzt,  dafs 
ein  Corps  von  2^000  Mann  Bundestruppen,  bestehend  aus  dem  io-  Armee- 
Corps  u.  der  zweiten  Division  des  neunten ,  in  Bereitschaft  gesetzt  werden 
solle,  um  in  dem  GH.  Luxemburg  die  durch  Insurr  ection  gestörte  Ruhe  wieder 
herzustellen-  Proelamation  des  GeneralGouverneurs  in  dem  GH.  Luxemburg 
v.  *5  März  i83i ,  in  teutschen,  niederländischen  u.  frans.  Blättern. 

8-  19*1,  §.  169,  Note  i,  Z.  11,  v.  u  setze  man  Folgendes  hinzu:  Auf  diese  Beschwerde 
(des  Frbrn.  v.  Sierstorpff)  erfolgte  von  der  B.V.  in  ihrem  Protoc.  v.  7.  Oct.  i83o , 
§.  a36 ,  nachstehender  Beschlufs :  1)  Die  am  9.  Jänner  1.  J.  auf  Befehl  Seiner 
Durchlaucht  des  Herzogs  von  Brnunschweig  vorgenommene  Cassation  des  von 
dem  Herzoglichen  Landesgerichte  unter  dem  4.  desselben  Monats  abgegebenen 
und  publicirten  Erkenntnisses  in  der  Sache  des  Freyherrn  von  Sicrstorpff , 
wegen  verletzter  Ehrerbietung  gegen  Seine  Herzogliche  Durchlaucht,  wird  für 
wirkungslos  erklärt,  und  die  Herzogliche  Regierung  wird  aufgefordert,  die 
Ausführung  dieses  Erkenntnisses  nicht  zu  behindern.  9)  Wird  einhellig  er- 
kannt» es  verstehe  sich  von  selbst,  dafs  aus  Anlafs  der  vorliegenden  Be- 
schwerde der  Rückkehr  des  Freyherrn  von  Sicrstorpff  und  seiner  Familie 
nach  Braunschweig,  und  seinem  Aufenthalte  daselbst,  von  Seiten  Seiner 
Durchlaucht  des  Herzogs  kein  Hindernifs  weiter  in  den  Weg  gelegt  werden 
könne. 

S.  a 00,  §.  173,  Note  c,  (betr.  die  UnStatthaftigkeit  eines  Unterschiedes  zwischen 
Rechts-  u.  /n/errfweStreitigkeilen)  Z.  19  v.  u.,  nach  «S.  79  ff.»  setze  man:  Eben- 
des*,  (v.  Drisch)  Abhandlungen  über  Gegenstände  des  öffentlichen  Rechtes 
(München  i83o.  8),  S.  1  ff.  A.  W.  Hbfftbr's  Beiträge  zum  deutscht n 
Staats- und  Fürstenrecht,  I.  Lieferung  (Berlin  1829.  8.),  S.  184  G.  v.  Stbc- 
vx's  erster  Versuch  auf  dem  Felde  des  deutschen  Bundesr. ,  betr.  die  verfas- 
sungsmäßige Erledigung  der  Streitigkeiten  zwischen  deutschen  Bundcsglicdern 
(Bremen  i83o.  8.),  S.  ao  ff. 

8.  «01,  \.  173,  Note  d,  Z.  18,  nach:  5o9  ff  setze  man:  Wxissb's  StaaUr.  des 
Königr.  Sachsen  ,  Bd.  II,  |.  355. 

S.  904,  §.  173,  Note  d,  am  Schlufs,  setze  man  hinzu:  Von  den  Familien  Aus- 
tragen des  Hauses  Braunschwci'g Lüneburg  P  C.  Ribbbstrops  Betträge  zur  Ver- 
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fafs.  des  Hzgth.  Braunscbw.  Lflncb.  wolfcnbütt.  Thcils,  I.  Beitrag  (1787),  S. 
i63  —  176. 

S.  ao4  «  §•  >?4»  Note  c.  Am  Schlufs  derselben  noch  Folgendes.  Eine  Zusammen- 
stellung der  bis  jetzt  bestehenden  Bestimmungen  über  die  ßunde*Au»trägal- 
Instanz,  mit  Anmerkungen ,  findet  man  in  A.  W.  HrrrTaVs  Beitragen  «um  t. 
Staats-  und  Fürstcnrecbt,  I.  Lieferung  (1829),  8.  174  ff.  Erörterungen  darüber, 
In  L.  t.  Dbbsch  Abhandlungen  (i83o),  S.  27  ff. 

8.  ao6|  %.  174»  Note  c,  Z.  11  v.  u. ,  nach  den  Worten  «gemildert  ist»  setze 
man:  —  Im  October  i83o  erfolgte  nachstehender  Beschluß  der  B.V.:  *Sämmt- 
lichc  allerhöchste  und  höchste  BundesRcgicrungcn  werden  durch  ihre  Gesand- 
schaften  ersucht t  die  OberApellationsgerichtc  anzuweisen,  in  allen  Fällen,  wo 
sie  als  AusträgalGerichte  eine  unmittelbare  Zustellung  an  Anwälte  der  strei- 
tenden Tbeile  nicht  bewirken  können,  davon  ihren  Regierungen  die  Vorlage 
ku  machen,  damit  dieselben  in  den  Stand  gesetzt  werden,  durch  ihre  Bundes- 
tagsGesandschaften  die  geeignete  Mittheilung  an  jene  Regierung,  die  es  angebt 
zu  bewirken  ». 

S.  »07,  %.  178,  am  Schlufs,  Z.  11  v.  o.  noch  Folgendes.  11)  Ein  Declaration*- 
Getuch  wider  ein  bundesverfassungsmasig  gesprochenes  AusträgalGerichts- 
urlbcil,  darf  von  der  B.  V.  nicht  angenommen  werden,  und  die  ihr  obliegende 
Vollziehung  jenes  Unheils  nicht  hemmen;  es  ist  bei  dem  Aus  trag  al  Gericht 
anzubringen  k). 
k)  Rlübeb's  Abhandlungen  etc.,  Bd.  II. 

S.  108,  %.  175.  Kote  e.  Am  Schlufs  derselben  ist  beisufügen:  Von  dieser  Frage 
bandeln,  Ürffteb  a.  a.  O. ,  S.  s5a  u-  «97$  u.     Dassen  a.  a.  O.,  S.  81  ff 

S.  2i3,  §.  176,  Note  g.  Am  Schlufs  noch  Folgendes.  v.  Dbjcsch  a.  a.  O. ,  S.  66. 
ff.  Anders  Mohl  a.  a.  O. ,  S.  157.  Unentschieden  äussert  sich,  HermtB  a,  a, 
O. ,  S.  396. 

S.  »37,  V  197,  Note  a.  Diese  CartelConventios  kam  r.u  Stande  am  10.  Febr. 
i83i ,  in  dem  Frotoc.  der  B-V-  von  diesem  Tage,  §.  s5. 

S.  a4li  V  ao0'  Note  c,  am  Schlufs  ist  beizufügen :  Erledigt  ward  dieser  naasauHche 
ContiugcntSlreit  im  Decomber  i83o.  Dem  zufolge  ist  unten  in  dem  Anhang, 
in  dem  Nachtrag  zu  Num.  I  u.  II,  S.  8»3,  das  nassauischc  Contingent  in  dem 
9.  ArmteCorps  angesetzt  mit  4,039  Mann,  worunter  3,711  M.  Infanterie  und 
3i8  M.  Artilleristen  und  Pionniers. 

8.  »45 ,  §•  «oi ,  Note  a.  Von  der  hier  aufgeworfenen  Frage,  a.  BatnrBQOxix'a 
Staatsr.  des  T.  Bundes  u.  der  Bundesstaatea ,  Abth.  II.  S.  186  f ,  und  die  da- 
selbst angef.  SeparatProtocolle  der  B.V.  v.  6.  u.  i5.  Februar,  i3-  Mira,  14. 
April,  11.  Juni  u.  11.  Juli  i8a3. 

8  261 ,  %.  111,  Note  d.  Am  Schlufs  noch  Folgendes.  Ltmdm,  ward  daselbst  am 
17.  Jan.  i83i  dem  Bund  übergeben. 

S.  261,  %.  n3,  Note  c,  am  Schlufs:  Anders  Alex.  Mdllfb  über  die  Notwen- 
digkeit der  Reorganisation  des  Corpus  Evangelicorura  auf  dorn  Bundestage  der 
Teutschen.    Leipz.  i83o.  8- 

8.  267,  %.i  16,  Note  d,  Z.  ia,  nach  «v.  Hakptz  S-  i55.»  setze  man:  So  auch  F. H. 
Stbombkck,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste  Staatsgewalt  dem  Zweck  des 
Staatsverbandes  entgegenhandelt  ( Braunsen w.  j83o.  8.)?  S.  33  ff.  u.  60. 

S.  307,  §.  339,  Note  d.  Am  Schlufs  noch  Folgendes.  Nach  der  ghzgl.  mtdiem- 
burpitchen  Verordn.  zur  Fublication  der  ObcrAppell.Ger.Ordn.  v.  so.  Dec. 
1816,  §  1,  sind  die  in  allen  Rccbtsacfacn  wider  den  Landesherrn,  auch  in 
seiuen  Privat* erhältnissen ,  die  Justiscanzlcicn  in  erster  Instanz  competent.  — 
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Dafs  es  den  tcutschcn  Unterthanen  durchaus  an  einem  Rechtswog  fehle ,  für 
Hingsachen  gegen  ihren  oder  einen  andern  Landesherrn,  in  seinen  Privatvcr- 
hältnissen,  wird  behauptet  in  L.  v.  Dhrsch  Abhandlungen  etc.  (i83o),  S,  79  f. 

8.  3»i .  %-  346,  Note  b,  Z-  1,  nach  «vereinigt»  setr.e  man:  Als  Kurfürst  Lud- 
wig  II.  von  der  Pfalz  blind,  taub  und  lahm  geworden  war,  enthoben  ihn  seine 
Söhne  und  Räthe  der  Regierung,  und  fibertrugen  solch«  dem  Kurprinzen 
Ludwig.   Mo  «Ens  persönl.  Staatsr.  t  Th.  I,  S.  668. 

8.  3»i,  %.  »47*  Note  b,  Z.  07  v.  u.  nach  *%.  8  ff. »  setze  man:  die  Goldene 
Bulle  Carls  IV.  v.  i356,  Gap.  »5»      3  u.  4  t  »n  der  unten  zu  S.  334,  §- 
Kote  d,  angefahrten  Stelle.   Lvnxwio't  ErlSuter.  der  G.       Tb-  II»  S.  477  ff. 

S.  333,  %.  »55,  Note  c ,  Z.  10  v.  u.  ,  nach  «  Kaisers.  1759.  4-»  »etzo  man  hinsu: 
J.  Benj.  Erhard  über  das  Recht  eines  Volkes  zu  einer  Revolution.  Jena  1795.8» 
F.  K.  v.  Strorbbcr,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste  Staatsgewalt  dem 
Zwecke  des  Staatsverbandes  entgegenhandelt?  Braunschw.  i83o.  8.  Pölitz, 
die  Staatswissenschaften  im  Lichte  unserer 'Zeit ,  Th.  I,  S.  »»8  ff. 

S.  334,  %.  »59,  Note  d,  Z.  8,  nach  «S.  35  ff.»  setze  man:  Erzählung  von  »1 
Revolutionen  und  Empörungen  neuerer  Zeit  wider  Monarchen  oder  ihre  Re- 
gierungen, in  dem  t.  Cap.  des  ».  Bandes  von  L.  Hoffmasr,  die  Staatsbürger!. 
Garantien  oder  die  wirksamsten  Mittel,  Throne  gegen  Empörungen,  und  die 
Bürger  in  ihren  Rechten  bu  sichern.  »•  umgearb.  Aufl.  Leipfc.  t83o.  »  Bande. 

S.  334,  Note  d,  Z.  aa,  v.  u. ,  nach  p.  388  ist  beizufügen  1  Sattlers  Gesch.  des 
II  erzog  tb.  Würtemberg  unter  den  Herzogen,  Tb.L,  S.  »3  ff.  Spittlbr's  Gesch. 
Wirtembergs,  S.  87  ff. 

S.  334,  §.  »55,  Note  d,  letzte  Zeile,  dazu  noch  Folgendes.  Eingedenk  der 
durch  Grundverträge  des  Bundes  (BundesActe,  Art.  ».  Wiener  SchlufsActe 
v.  i8»n,  Art  1,  3,  7,  9  u.  18),  ihr  aufgelegten  Pflicht,  fafste  die  Bundesversamm- 
lung hierüber  am  ».  Dec.  i83o,  in  dem  Protoc.  104,  vorsorglich  nachstehenden 
Besehlufs,  welcher  durch  öffentliche  Blatter  bekannt  ward.  »)  «Se.  Durchl.  der 
Herzog  irilknlm  von  Hrauntchm^-Otlt  wird  ersucht,  die  Regierung  des  Herzog- 
thums  Braunschweig  bis  auf  Weiteres  zu  fuhren,  Alles,  was  zu  Erhaltung 
der  Ruhe  und  Sicherheit  ,  so  wie  der  gesetzlichen  Ordnung  im  H erzog thume 
erforderlich  ist,  vorzukehren,  und  dafs  dieses  auf  Veranlassung  des  deutschen 
Bundes  geschehe,  öffentlich  bekannt  zu  machen;  in  so  fern  übrigens  Se. Durchl. 
zur  Aufrechthaltung  der  gesetzlichen  Ordnung  gegen  gewaltsame  Angriffe  aus- 
serordentliche Hülfe  bedürfen  sollten,  und  die  Dringlichkeit  des  Falles  die  vor- 
läufige Anrufung  der  Bundesversammlung  nicht  zuliesse  ,'werden.Se.  Durchl-  in 
dem  Bundesbeschlusse  vom  21.  Oct  d.  J.  (34.  Sitz.,  %.  »58),  die  für  augen- 
blickliche Unterstützung  von  Seiten  des  Bundes  bereite  Hülfe  finden}  »)  den 
berechtigten  Agnaten  Sr.  Durchl.  des  Herzogs  Carl  von  Braunschweig  wird 
anheira  gegeben ,  diejenige  definitive  Anordnung  für  die  Zukunft ,  welche  bei 
diesem  beklagenswerthcn  Stand  der  Dinge  die  dauernde  Ruhe  und  gesetzliche 
Ordnung  in  dem  Hcr/.ogthum  Braunschweig  erheischt,  in  Gcmäfsheit  der 
Ucrzoglich-Braunschweigischcn  Hausgesetze  und  des  in  deutschen  und  andern 
souverainen Häusern  üblichen  Herkommens  zu  beratben  und  zu  bewirken,  so 
wie  auch  eine  baldige  Benachrichtigung  über  die  in  solcher  Art  getroffene 
Feststellung  dem  Deutschen  Bunde  zur  Anerkennung  zukommen  zu  lassen». 
Durch  eine  königlich -hannoverische  und  herzoglich  -  braunschweigischc  Fami- 
lien Acte  ward  hierauf,  im  Februar  i83i ,.  festgesetzt:  dafs,  bei  der  durch 
angestellte  Untersuchung  erlangten  Ueberzeugung  von  der  absoluten  Regic- 
rungsunfähigkeit  des  Herzogs  Carl,  die  Regierung  in  dem  Herzogthum  Braun- 
schweig als  erledigt  anzunehmen;  dafs  dieselbe  nunmehr,  unter  Aufrecht- 
haltung der  über  die  Primogenitur  in  dem  Hause  BraunschweigWolfenbüttel 
bestehenden  Verträge  und  des  Pacti  Henrico- Wilhelmini,   so  wie  der  auf 
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solche  «ich  grondenden  «occessionsreente ,  definitiv  auf  den  Hersog  Wilhelm, 
als  nächsten  Agnaten ,  mit  allen  verfassungsinäsigen  Rechten  und  Pflich- 
ten, übergegangen  scy;  dafs  Herzog  .Wilhelm  dieselbe  übernehme,  dafs 
derselbe  landesgrund^eset/.lich  die  Verfassungsurhunde  vom  s5.  April  1810 
annehmen  und  bestätigen ,  die  Aufrechthallung  der  über  die  Primogenitur 
bestehenden  Verträge  und  des  Facti  Henrico- Wilbelmiani  (von  i535)  schrift- 
lich versichern ,  und  hierauf  die  Landeshuldigung  und  die  Diensteide  der 
Staatsbeamten  ,  unter  Aufhebung  aller  früheren  Verpflichtung  derselben 
gegen  den  Regierungsvorfahr,  entgegennehmen  werde;  dafs  dem  Herzog 
Carl  eine  ,  den  Landeseinkünften  angemessene  ,  möglichst  standesmäsige 
Sustcntation  aussumittcln,  und  auch  auf  deren  verhalnifsmäsige  Erhöhung  für 
den  Fall  etwaiger,  aus  legitimer  und  standesmäsiger  Ehe  abstammender 
Dcscendcns  desselben,  demnächst  Rücksieht  su  nehmen  sey.  In  Folge  die- 
ser Familien  Acte,  auch  in  Einverständnifs  mit  Preussen  und  andern  Re- 
gierungen, hat  Herzog  Wilhelm  am  ao.  April  i83i  die  Regierung,  in  eige- 
nem Namen,  angetreten,  solches  durch  Patente  angekündigt,  und  am  *5.  April 
su  Braunschweig  die  Landeshuldigung  angenommen.  —  So  fern  durch  einen  Zu- 
sammenfluß von  pflichtwidrigen  Privat-  und  Regierungsbandlungen  des  Herzogs 
Carl  (wovon  bis  jetzt  nur  ein  Theil  su  öffentlicher  Runde  gebracht  worden  ist) 
ausser  Zweifel  gekommen  wäre  oder  ist,  dafs  durch  dessen  Regierung«  weise,  in 
Folge  eigenthümlicher  Geistes-  und  Gemüthsart,  das  Staatswohl,  der  öffent- 
liche und  PrivatRechtexustand,  die  gesetzliche  Ordnung  und  öffentliche  Ruhe, 
diese  vielleicht  selbst  in  Nachbarstaaten,  anhaltend  bedroht,  folglich  der 
Staatszweck  des  Herzogthums ,  und  selbst  der  erklärte  Zweck  des  Teutscbcn 
Rundes  augenscheinlich  gefährdet  werde,  war  immerwährende  Entfernung 
dieses  Fürten  von  der  Landesregierung  durch  die  Noth  der  Selbst erbaltung , 
das  so  genannte  äusserste  Recht  oder  Staatsnotbrccht,  dringend  geboten. 
Schon  die  Goldene  Bulle  CarPs  IV.  von  i356,  Cap.  a5,  §.3,  verordnete  in 
Rurhäusern  Ausschliessung  des  erstgebohrnen  Sohnes  von  der  Regierung,  «  si 
«forsitan  mente  captus,  färuus  seu  altcrms  Jarnos i  et  notabilis  djectus  exilieret, 
propter  quem  non  deberel  seu  passet  hominibus  prineipari  ».  —  Förmliche  und 
directe  Mitwirkung  der  Landstände,  wie  ityQ  in  Wirtembcrg  bei  der  Rc^ie- 
rungsentsetzung  des  Herzogs  Eberhard  IL  »  schien  diefsmal  für  nöthig  nicht 
erachtet  su  werden.  Vorhin  schon  hatten  die  braunschweigischen  Stände 
einmüthig  bei  dem  Herzog  Wilhelm  (auch  bei  dem  RÖnig  von  Hannover) 
dringende  Anträge  gemacht,  auf  dessen  Ucbernahrae  und  Führung  der  Landes- 
regierung in  eigenem  Namen.  —  Auf  diesen  Fall  sich  beziehende  Urkunden, 
in  den  Neuesten  StaatsActen  o,  Urkunden,  Bd.  XX,  Heft  a  (Stuttg.  i83o), 
Num.  1  —  »5. 

8*  33$,  $.  «56,  Note  a,  am  Scblufs  noch  Folgendes.  J.  C.  Dithxar  diss.  de]  abdi- 
eatione  regnorum  aliarumque  dignitatnm  illustrium.  Francof.  ad  Viadr.  17*4  4. 
Ma.  Hasskh  diss.  de  conditione  prineipts  qui  imperio  se  abdieavit.  Viteb. 
1734.  4*  —  Beispiele  von  Abdankung™  gaben:  Raiser  Carl  V.  i556,  die  Kö- 
nigin Christine  von  Schweden  i654i  König  Johann  IL  Casimir  von  Polen  1669, 
Philipp  V.  von  Spanien  »7*4*  Victor  Amadeus  IL  König  v.  Sardinien  i73o, 
Stanislaus  August  von  Polen  1796,  Carl  IV.  von  Spanien  1808,  Carl  X  von 
Frankreich  i83o,  Markgraf  Christian  Friedrich  Carl  Alexander  von  Branden- 
burgAnsbach  u.  Raireuth  1791,  dessen  AbdankungsPatent  in  Raoss Staatskanzlei, 
Th.  29,  S.  199.  Aeltere  Beispiele  von  Abdankungen  römischer  Raiser,  in  Mo- 
sr.a's  Staatsr.  a.  a-  O  j  desgl.  teutscher  Landesherren ,  in  Mosrn's  persönl. 
Staatsr.  teutscher  Reichsstände,  Tb.  I,  S.  666  ff.  —  Von  den  Rechten  der 
nach  des  Vaters  Abdankung  gebohrnen  Rinder,  s.  Mosia's  t.  Staatsr.,  Th.  aa, 
8.  »10.  —  Von  Annehmung  eines  Regierungsgchülfen  oder  Mitregenten,  oben 
V  »47,  b. 
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S.  346.  5.  «6i,  Note  i ,  am  Schlaft  setze  hinzu :  In  Zweifel  scheint  ei  zu  «teilen 
EicwHon>,  in  «lein  deutschen  Privatr. ,  V  67,.  Note  a. 

S.  364,  §.  7.79,  Note  a,  Z.  17,  nach  «1818.  6.»  setze  man:  G.  H.  L.  Pölitz  das 
constilutionclle  Leben,  nach  seinen  Formen  und  Bedingungen.  Hannover 
i83o.  8.  \V.  T.  Knuo,  das  BepräsentatirSystem ,  oder  Ursprung  und  Geist  der 
stellvertretenden  Verfassungen,  mit  besond.  Hinsiebt  auf  Deutschland  u.  Sachsen. 
Leipz.  i83i.  8. 

8.  36a,  %.  180,  Note  f,  Z.  10,  nach  «Tzscmasra  »  noch  folgende:  Pölitz,  Knuo. 

S.  38i,  \.  186.  am  Schiurs,  nach  «SachsenMeiningen  »  ist  nunmehr  beizufügen: 
17)  Kurhessen  r).  —  Dann  ist  Seite  386,  als  Note  r,  die  Seite  388  f  stehende 
Note  c ,  mit  dem  hier  unten  zu  S-  389  stehenden  Zusatz ,  einzurücken. 

S.  383,  V  186,  Note  h,  Z.  i*4      «-i  nach  «1819.  8.»  noch  Folgendes:  C.  E 
Graf  v.  Bkszei,  Sterkics  Baicrnbriefc,  oder  Geist  der  vier  ersten  Standcver- 
6ammlungen  des  Königreichs  Baiern.  Bd.  L  Ständeversammlung  v.  1819.  Bd.  II. 
St.V.v.  181».  Bd.  III.  St.V.  v.  1815.  Bd.  IV.   St.V.  v.  1828.    Stuttgart  i83i.  gr.  8. 

S.  389,  §.  287,  Note  c,  am  Schlufs  noch  Folgendes.   Der  Erfolg  war  eine  ganz 
neue  «  Kurhessische  Vcrfussungaurkunde  vom  5.  Jänner  i83»  »,  Vielehe  am  8.  Janner  • 
zu  Cassel  von  dem  Kurfürsten  in  Person,  in  feierlicher  Versammlung  bekannt 
gemacht  ward.  (Defs  wegen  ist  nunmehr  Kurhessen  dem  %.  »86  am  Schlufs,  6.381, 
beizufügen.) 

S.  389,  §•  187,  Note  f.  Z.  11  v.  u,  nach  « i447*  man:  Mosca'a  Staatsrecht 

des  Hauses  Anhalt  (1740.  Fol.),  8.  193  ff. 

S.  433,  %.  3o3,  Note  o.  Dazu  noch  Folgendes.  Dieser  Beschlufs  sagt  allgemein : 
dafs .  .  .  «den  Fürsten  das  Prädicat  Durchlaucht  crtheilt  wurde».  Dagegen  heifst 
es  in  dem,  in  der  nächstfolgenden  Note  angeführten  Beschlufs  der  Bundes- 
versammlung vom  i3.  Februar  1819:  dafs  ...  «in  Folge  dieses  Beschlusses 
(vom  18.  Aug.  i825)  den  Häuptern  dieser  Fürstlichen  Familien  das  Prädicat 
Durchlaucht  gebührt».  .  - 

S.  434,  V  3o3,  Noteq,  am  Schlufs  noch  Folgendes.  Alle  diese  besondern 
Verseichnisse  findet  man  vereinigt  in  dem  allgemeinen  Vemichniss  unten  als 
Anhang  Num.  V.  In  Oestreich  erschien ,  in  Folge  eines  kaiserlichen  Cabinet- 
Schreibcns  vom  9.  Sept.  i8i5,  ein  HofcanzleiMinisterialSchrcibcn  vom  7.  Oct. 
182S,  betreffend  den  Rang  der  mediatisirten  Familien  und  die  Titulatur  der 
mediatisirten  Fürsten  (in  der  Anrede  «Durchlauchtig-  Hochgebohrncr  Fürst», 
imContext  «Durchlaucht»),  nebst  einem  Verxeichniss  der  mittelbar  gewordenen 
ehemals  reichsstänriischen/urjt//cAcn  Häuser;  inK.  Frantl.  politischen  Gesetzen  u. 
Verordnungen,  Bd.  LI  II,  8-107 — 2  »o,  auch  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  i8i3,  Num  3o4» 
Ebendaselbst  ward  nachträglich  in  e.  MinisterialSchrciben  v.  8.  Nov.  i8i5(inden 
angef.  polit.  Gesetzen,  S.  110)  erklärt,  dafs  die  vorgeschriebene' Titulatur  dem 
Chef  einer  jeden  von  beiden  fürstlichen  Linien  des  Hauses  Schönburg  zukomme. 
In  jenes  östreichische  Verzeichnifs  sind  auch  fürstliche  Häuser  aufgenommen , 
welche  Standesherrschaften  im  Sinn  der  BundesActe  weder  besitzen  noch  be- 
sessen haben  ,  dagegen  in  dem  teutschen  Reich  reiebsständische  Persone- 
llsten waren- 

S.  439,  3o6,  Note  a.  Dazu  noch  Folgendes:  Dafs  nicht  blofs  die  künftigen, 
sondern  auch  die  alteren,  das  heifst,  die  bei  Errichtung  der  teutschen  Bundes-  * 
Acte  «noch  bestehenden»  standesherrlichen  Familienverträge  «dem  Souverain 
vorgelegt,  und  bei  (von)  den  höchsten  Landesstellen  zur  allgemeinen  Kenntnifs 
und  Nacbachtung  gebracht  werden  müssen»,  ist  in  der  BundesActe  ausdrück- 
lich nicht  bestimmt.  Wohl  aber  fordert  die  darin  als  subsidiarische  Norm 
aufgenommene  k.  baierische  Declaration  v.  19.  Mars  1807,  als  noth wendig 
die  landesherrliche  Bestätigung  der  sundesherrlichen  Familienverträge  über 
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baupt,  ohne  zwischen  eiteren  und  neueren  cu  unterscheiden.  Ein  erläuternder 
Nachtrag  zu  die»er  Declaration,  v.  a5.  Mai  1807,  unterwirft  ausdrücklich  auch 
die  alteren  Vertrage  der  landesherrlichen  Bestätigung.  Man  s.  KlübsYs  Ab- 
handlungen, Bd.  I,  8.  88  f.  u.  ia8»  In  dem  GH.  Baden  insbesondere  wird  die 
Rechtskraft  standerherrlicher  Farailienvertrage  bei  Gerichten ,  von  landesherr* 
lichcr  Bestätigung  abhangig  gemacht,  durch  das  dritte  ConstitutionsEdict  v.  aa. 
Juli  1807,  %.  8  (Bad,  Bcgier.Blatt,  1807,  Num.  XXIX),  und  durch  grofsbcrzogL 
Verordnungen  t.  a3.  Apr.  1818,  §.  ti,  u.V.  19.  Apr.  1819.  Klvbicb  a.  a.  O-,  S. i35. 

8.  453,  %.  3i6,  Rote  d,  Z.  3,  nach  «1.  Nov.  »83o»  noch  Folgendes,  n)  für 
rraldburg-frolfeggrraldsee,  v.  10.  Febr.  i83i,  Beg.Bl.  i83i ,  Num.  14. 

8.  457,  %.  3i8*  Note  c,  Z.  19  v.  u.,  nach  «Feder»  setze  man:  von  diesem  an 
das  fürstliche  Haus  Löwenstein- Wertheim-Freudcnberg  verkaufte,  von  Kaiser 
Frans  II.  su  einer  gefürsteten  Grafschaft  erhobene)  Dörfchen  UmpfenkuA ,  im 
J.  1810  mit  nur  188  Einwohnern. 

8.  48«  j  3^9 1  su  Note  i  noch  Folgendes.  AusträgaJUrthcil  des  münchener 
OberAppcllationsGerichts  v.  4*  Juli  i8*3»  als  Beilage  zu  dem  Protoc.  der  B.V. 
v-  4.  Dec.  i8a3,  %.  160;  in  den  Protokollen  der  B.V.,  Bd.  XV,  S.  5-4. 

8.  677,  410,  Z.  aa  v.  u. ,  setze  man  vor  «i8a5»:  1819,  i8«4  und*.  Dann  Z. 
«3  v.  u.,  vor  «i8a4»  noch:  1819. 

8.  6a5»  $•  4S* »  K°te  d,  Z.  a  v.  u. ,  nach  «II.  787»  setze  man:  G.  Döili!»«sb's 
Samml.  der  im  HR.  Baiern  bestehenden  Jagd-  n.  Forstverordnungen.  München 
Bd.I.  i83i.  8.  (Auch  als  i5.  Bd.  von  Döuxtigeb's  Repertorium  der  Staatsver- 
walt.  des  KR.  Baiern.) 

8.  70a,  §.  5io,Noted,  Z.7,  nach  «§.5ao»  noch  Folgendes-  K.  wirtemherg.  Verordn. 
r.  3o.  Jan.  i83o,  die  Ausübung  der  verfassungstnäs.  SchuU-  u.  Aufsiebtrechte 
des  Staats  über  die  kathol.  Landeskirche;  in  d.  Regier.  Blatt,  i83o  Num.  9. 

8.  769,  %.  548,  Note  a,  Z.  a3,  nach  «14.  Juli  i83o*  setze  man:  Hamburg.  Kriegs, 
pflichtordn.  v.  18.  Febr.  i8ai.  —  Dann  Z.  a8,  nach  «StatutenSammlung*  setze 
man:  Bremische  WehrpflichtigkeitOrdn.  v.  6.  Jan.  i8a3. 

S.  793,  §.  576,  am  Schlufs.  Nach  so  eben  heute,  3.  April  i83i,  von  Mainz  durch 
Öffentliche  Blatter  eingehender  Nachricht,  ist  in  der  Sitzung  der  CcntralCom. 
mission  vom  3i.  März  i83i  dieser  Entwurf  einer  RheinschifFahrtordnung  (ohne 
Zweifel  mit  Modifikationen)  von  Bevollmächtigten  der  sieben  Uferstaaten  ange- 
nommen und  unterzeichnet -worden,  unter  Festsetzung  einer  Frist  von  zwei 
Monaten  zu  Auswechslung  der  Ratificationen.  Spätestens  am  1.  Juli  d.  J.  soll 
dann  diese  Ordnung  in  Wirksamkeit  treten. 


Ver- 
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6.  *3,  %.  i4t  Note  c,  Z.  8,  statt  1801  setze  man:  1808. 

6.  193  ,  Note  g,  statt  353  setzo  man  553. 

6.  333.  Z.  6,  statt  Regentan  L  Regenten. 

8.  336.  §.  a56.  Note  a,  Z.  1,  statt  618  1.  611  ff. 

5.  384,  Z.  »»»  »tat*  Landesherren  1.  Landesherrn. 

6.  4<>5,  in  der  Ucberschrift  des  %.  «93.  ist  zu  lesen:  Rechte  der  u.  s.  w« 

5-  456,  Z.  21,  statt  «zu  dem  oben     3o3»  setze  man:  zu  dem  unten  in  den  Zu- 
sätzen, xu  S.  456,  V  3°3*  Note  q,  u.  s.  w. 

5.  4-9,  Z.  18,  statt  (Jul.)  1810,  L  180&   Auch  gehört  faieher  das  baiir.  Haus- 
Grundgesetz  v.  5.  Aug.  1819. 

6.  8i5,  Z.  17  r.  u.  statt  die  L  den. 
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